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I.  a; 

Die  IndiTidnalwirtschaft  des  GermaDen  und  die  \-: 
droliende  Kapital -Krisis  nnseres  Gnind- 
besitzes. 

Bemerkangen  za  Lorenz  y.  Steins:    Drei  Fragen  des  Grundbesitzes 
und  seiner  Zukunft  (Stuttgart,  1881). 

Von 
August  Meitien« 

Lorenz  v.  Stein  hat  in  der  vorbezeichneten  Schrift  die  bedeut- 
samen Probleme  des  Agrarwesens,  welche  unsere  Zeit  bewegen, 
übersichtlich  nach  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  und  ihrem  ideen- 
mäTsigen  Inhalte  erörtert. 

Sein  grundlegender  Gedanke  ist,  dafs  noch  nie  eine  so  all- 
gemeine entscheidende  Wendung  in  den  landwirtschaftlichen  Zuständen 
eingetreten,  als  in  den  fetzten  Dezennien  unseres  Jahrhunderts.  Er 
sieht  in  der  Durchführung  des  freien  Eigentums  und  des  unbedingten 
VerfUgungsrechtes  fQr  alle  nicht  fideikommissarischen  Grundbesitzer, 
in  Verbindung  mit  der  sonstigen  Gleichstellung  aller  Individuen  auf 
den  wirtschaftspolitischen  Rechtsgebieten  eine  Umwandlung  der  bis- 
herigen Sonderstellung  des  Grundeigentums,  einen  Sieg  des  Geld- 
kapitals über  das  Grundkapital,  der  im  natürlichen  Gange  der 
Dinge  den  Grundbesitzer  zum  Arbeiter  machen  und  dem  Kapital  ge- 
statten müsse,  sich  aus  dessen  Verdienst  mit  arbeitslosem  Einkommen 
die  Herrschaft  über  die  feste  Grundlage  des  ganzen  europäischen  Le- 
bens zu  bereiten. 

Deshalb  geht  seine  Darstellung  von  der  Güterwelt,  von  Grund- 
kapital und  Geldkapital,  aus  und  zeichnet  in  scharfen  Linien  ihre  Un- 
terschiede für  die  Ordnung  der  Menschheit  und  für  die  Rechtsbildung, 
bespricht  die  Stellung  des  Staates    zu  dem  Gegensatze  beider  und 
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gibt  seiner  wissenscimftlichon  Auffassung  des  gegenseitigen  VcrhtUtnis- 
ses  beider  Kiipitulsfünüen  Ausdruck. 

Stein  wijKi^-dnem  ersten  Teil  zeigen,  welche  ursprüngliche  ( >rd- 
iiung,  Verteiljuio^*  und  Fuiiktinn  der  Grundbesitz  in  der  Ptiiode  gdmht, 
in  welcher,  es  noch  kein  Einzeleigentuni  gab,  der  Grundbesitz  viebnehr 
noch  aIs-.Gaiizes  in  der  Gemeinschaft  Aller  auf  Hecht,  Gesellschaft  und 
Stiuil, Wirkte.  Darauf  stellt  er  sich  die  Fragen,  wie  aus  dit^ein  Ge- 
sarntt'esit/  das  Einzeleigentuui  und  der  erste  Unterschied  in  der  so- 
zialen Oniiiung  des  Grurnlbe^itees  entstand,  und  wie  dann  die  völlige 
Auflösung  des  Gmndbesitz(^.s  in  Ein/eleigentuni  zur  Staatlosigkeit  und 
damit  zum  Mittelalter  nrit  siinen  Rechtsnnterscbieden ,  seinem  Still- 
stand und  seiner  Arnmt  führte.  Daran  knüpft  er  eine  Darstellung, 
in  welcher  Weise  sieh  geschichtlich  bei  den  europäischen  Völkern  die 
Staatsidee  aus  der  Heri'sehaft  der  grundherrlichen  Geschlechterordimng 
hmgebist  und  das  durch  «liese  unfrei  gewordene  Einzeleigentum  wii^- 
der  frei  gemacht  hat,  Emllich  erkennt  er  den  letzten  Schritt  auf 
die^sem  weiten  Wege  voller  Kamijfe  und  Leiden  m  der  Gründen tbtstung, 
welche  der  Gegenwart  den  Hoden  geschafibn  hat. 

Im  zweiten  Teile  wird  der  Grundbesitz  in  der  Form  erfasst, 
in  der  er  nach  der  Grundentlastung  vermöge  der  erlangten  vollen 
wirtschaftlichen  Freiheit  nicht  zum  Stoße  der  landwirtschaftlichen  Vro- 
duktion,  sondern  vielmehr  selbst  zum  Kapital  wird.  Den  Gesetzen 
de^s  Kti]»itals  unterworfen,  geriet  er  tlaniit  ijt  die  unabwendbare  Zins- 
pH  ich  t  hinein. 

Die  Erscheinungen,  die  sich  daraus  ergchen,  will  der  dritte 
Teil  klar  nmcheu  und  in  ihrem  Kerne  nachweisen.  Wirtsclniftliche 
und  Rechtsgleichheit  für  beide  Arten  des  Kapitals  wird  als  streng 
logische  Konsequenz  der  Vergangenheit  uuil  als  Charakter  der  Gegen- 
wart anfgefal'st,  und  die  Frage  erörtert,  nb  dicBe  vollkommene  Rechts- 
gleichheit die  Gnindlage  der  Zukunft,  die  Basis  des  wirtschaftlichen 
und  gesellschaftlichen  Lebens  der  germanischen  Völker  sein  kann,  luler 
ob  nicht  die  Zeit  herankommt,  wo  dtis  im  sich  absolute  Recht  des 
Einzeleigentmns  durch  das  frühere  Recht  des  Stiuits  auf  dem  Punkte 
eine  Beschränkung  erfahren  mufs,  W4»  das  Privatrecht  des  Einen  zur 
Unfreiheit  des  Anderen  wird. 

Es  ist  klar,  dafs  bei  dieser  iMirnudierung  «b^s  Themas  zunächst 
die  Geschichte  des  Grundbesitzes  und  seiner  Rechte  bei  den 
germanischen  Völkern  an  ihrer  Stelle  ist. 

Ausführlich,  allerdings  mehr  voraussetzend  als  beweisend,  wird  diu 
Gern  ein  Verfassung   des   Gesamtbesitzes  besprochen.    Einheit 
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des  Volkes  mit  Volksversammlungen  und  deren  Gesetzgebung,  Eintei- 
lung nach  Sippschaft  und  Magschaft,  Besitz  im  Unterschiede  gegen 
Grundeigentum,  die  Idee  der  Gemeinschaft  des  Lebens  in  dem  Rechts- 
begrifife  dieses  Besitzes,  der  in  Anteile  flir  den  Dienst  der  Gottheit,  in 
solche  der  Gemeinschaft  des  Volkes,  und  in  solche,  die  dem  Einzelnen 
zum  Gebrauch  überlassen  werden,  zerfallen  soll. 

Aus  diesem  Gesamteigentum  wird  die  Entstehung  des  Ein- 
zeleigentums teils  als  Eroberung  mit  Herren  und  Knechten,  teils 
als  wirtschaftliches  Eigentum,  als  ft-eie  Hufe,  entwickelt,  und  davon 
Arbeitsfreude  und  konservative,  ethische  Kraft  als  Grundlage  der 
CJrdnung  und  der  MäXsigung  in  der  Gemeinschaft  hergeleitet,  dann 
aber  die  Entstehung  der  Ungleichheit  des  Besitzes  und  das  Rechts- 
system der  Ungleichen,  die  Scheidung  des  Dienstes  vom  Eigentum, 
und  das  Auftreten  der  Klassenbildung  im  Grundbesitz  behandelt.  Ge- 
werblicher Grundbesitz  stellt  sich  dem  landwirtschaftlichen,  die  Stadt 
dem  Lande  gegenüber.  Geschlechter  und  Nichtgeschlechter ,  Rechts- 
klassen entstehen.  Die  alte  Geschlechtergemeinde  löst  sich  auf.  Ge- 
walt wird  gegen  die  Geschlechtsbauem  übermächtig,  der  Begriff  des 
Grundherrn  und  der  unfreie  Bauernstand  allgemein.  Das  Mittelalter 
schliefst  unter  völliger  Vereinzelung  des  Einzeleigentums. 

Ihm  tritt  die  germanische  Staatsidee,  das  Königtum  und 
seine  Arbeit  für  den  Grundbesitz  gegenüber.  Seinem  Wesen  nach  er- 
füllt das  Königtum  drei  Funktionen.  Zuerst  und  schon  im  Mittelalter 
ist  der  König  Oberlehnsherr.  Das  Lehnswesen  ist  der  Ausdruck  der 
selbständigen  Einheit  alles  Gnmdbesitzes ,  das  Dominium  eminens  des 
Ober-Lehnsherrn  begründet  das  königliche  Verwaltungsrecht.  Daraus 
entwickelt  sich  die  Landeshoheit,  die  am  Ausgange  des  Mittelalters 
mit  dem  vollen  Bewufstsein  der  Hoheitsrechte  auftritt  und  im  Anits- 
wesen  die  Macht  der  Exekutive  erlangt.  Die  neue  Zeit  bringt  die 
moderne  Staatsverwaltung  und  die  Wohlfahrtspolizei,  welche 
unmittelbar  die  Frage  nach  dem  freien  Eigentum  im  Grundbesitze 
aufwirft.  Der  Verfasser  rechnet  dazu  schon  das  Gesetz  Karls  IL  von 
1672,  welches  auf  Lehnseinkünfte  und  alle  Ansprüche  der  Krone  an  die 
Lehnsgüter  gegen  Bewilligung  einer  Steuer  verzichtete.  Er  erwähnt  dann 
die  verschiedenen  Bestrebungen,  die  Patrimonial-Jurisdiktion  aufzuheben 
oiler  einzuschränken,  die  Oberaufsicht  in  der  Polizeiverwaltung  und 
endlich  die  Gemeinheitsteilungen  und  gutsherrlich  bäuerlichen  Regulie- 
rungen in  ihrer  ersten  GesüUtung  durch  Friedrich  Wilhelm  I  und 
Maria  Theresia  bis  zu  ihrer  eigentlichen  konsequenten  Erledigung  in 
unserer  Zeit. 

1* 
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Vieles  in  diesen  Ausführungen  ist  überaus  trelTIich, 

„In  allen  germanischen  Völkern'%  saf^  Stein,  „lebt  ein 
wunderbarer  Trieb,  dessen  Wesen  es  ist,  dafs  ilinen  niemals  und  auf 
keinem  Gebiete  des  Lebens  Das  genügt  hat,  was  sie  hatten.  Stark  wie 
kein  anderes  Geschlecht  sind  sie  in  der  Verteidigung  Dessen,  was  sie 
besitzen;  aber  rastlos  streben  sie  weiter.  Unbekanntem  entgegen.  80 
lange  sie  eine  Geschichte  haben,  ist  es,  als  ob  die  Erde  sie  nicht  ruhen 
liefse,  bis  sie  sie  ganz  besitzen  und  geiiiefsen.  Auch  andre  Völ- 
ker haben  grofse  VVeltzüge  und  Erobemngen  aufzuweisen.  Aber  jenen 
germanischen  Geschlechtem  war  Eines  gemein :  liei  ihnen  genügte  es 
nicht,  dafs  <ler  ganze  Volksstiiiuni  ein  Land  gewinne,  sie  wollten  von 
dem  Gewonnenen  für  jeden  Einzelnen  einen  festen  ihm  gehörigen 
Anteil,  Der  Einzeke  mit  seiner  Kraft  und  seinem  Besitz  war  das 
Ziel  des  Ganzen ;  das  hat  kein  Volk  des  Ostens  je  verstanden 'V 

An  andrer  Stelle: 

„Sowie  der  Bauer  sein  eigener  Herr  in  Haus  und  Hof  wurde, 
be^^ann  er  alsbiüd  seine  ganze  Kraft,  ja  sein  ganzes  Leben  in  diesem 
Kreise  seines  eignen  Besitzes  mit  aller  Energie  zu  konzentrieren.  Jetzt 
konnte  er  iiufangen,  seine  Arbeit  zu  lieben,  weil  sie  für  ihn  geschah, 
jetzt  durfte  er  stolz  sein  auf  Das,  was  er  hatte,  denn  er  hatte  es  sich 
selbst  erarbeitet,  Dits  Eigen  erzeugt  die  Ehre  der  Arbeit,  es  wird  der 
Midsstab  der  gt^sellschaft liehen  Achtung,  Der  Bauer  weifs  es  zu 
schätzen,  weil  er  weiXs,  dafs  er  ndt  ihm  nicht  blos  sein  Gut,  sondern 
auch  sein  Ansehen  verteidigt,  und  diesen  Kampf  um  den  verdienten 
Wotüstami  führt  er  durch  nicht  blus  in  seiner  Arbeit,  s<mdeni  auch  in 
Bedürfnis  und  Genufs,  Er  weifs,  dafs  die  Grundlage  seines  Wohl- 
standes das  iMafshalten  ist ;  auf  dem  l)aut  er  seine  Sitte  auf  njit  stren- 
ger Oninung  bei  Tisch  und  Bett,  zu  Hause  und  bei  dem  Feste.  Er 
ist  der  Mann  der  Mäfsigung  in  AUem,  auch  in  Dem,  was  die  Täglich- 
keit betrifl't,  und  immer  feister  wird  ihm  die  überlieferte  Sitte,  weil  sie 
die  bekannte  Grenze  zieht  für  Das,  was  er  von  dem  Ertrage  von  Haus 
und  Hof  verbrauchen  darf.  Und  in  Haus  und  Hof  selbst  gewinnt  auch 
die  Frau  eine  neue  Stellung,  denn  beide  können  auch  ihr  Jetzt  eigen 
werden.  Viehstall,  Küche,  Keller,  Wäsche,  GeschiiT  werden  ihr  Ar- 
beitsgebiet und  ilu*  Stolz.  Während  so  aus  dem  starken  Manne  die 
starke  Hufe  ward,  hatte  zuletzt  die  Gesamtheit  am  meisten  dabei 
gewonnen.  In  Volk  und  Gemehide  war  es  der  Bauer  auf  seinem 
Grunde,  der  an  dem  Sicheren,  was  er  selber  zu  verlieren  hatte,  ilas 
Ende  v*m  Dem  bedenken  lernte,  was  man  unternahm  um  des  unsiche- 
ren Erfolges  wilk*u.     Schon  Aristoteles   meint,  der  mittle  Grund- 
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hmiz,  die  freie  Hufe,  ist  der  beste,  deou  nur  der  Bauer  ist  ein  Ruhe- 
liebender !'' 

Spater  sagt  der  Verfasser: 

„Die  Geschichte  des  Mittelalters  euthält  iu  jedem  Lande  einen 
Reichtum  vou  Bildern  und  Charakteren,  mit  dem  keine  andere  Periode 
sich  vergleichen  läfst;  gleichwohl  löst  das  Greise  und  Ganze  sich  in 
lauter  Einzelerscheinungen  auf^  die  ergebnislos  vorübergehen  und  fast 
immer  nur  den  Gedanken  zurücklassen ,  dafs  es  anders  und  besser 
werden  müsse,  wenn  überhaupt  uoch  ein  Fortschritt  möglich  bleiben 
solle*  So  hat  das  Mittelalter  vou  jeher  mit  seiner  doppelten  Natur 
eine  doppelte  GtwaU  über  Menschen,  Recht,  Kunst  und  Poesie  aus- 
geübt. Die  Agrargeschichtc  hat  an  ihm  ebenso  eine  schwere  und  eine 
leichte  Aufgabe.  Wir  müssen  das  Mittelalter,  den  wilden  Traum  in 
der  Geschichte  der  germanischen  Völker,  als  einen  Übergang  betrach- 
tcn^  aber  wir  müssen  es  nicht  tds  eine  Reihe  von  Thatsachen,  sondern 
als  eine  klare  und  feste  Konsequenz  der  Faktoren  anschauen  lernen, 
welche  die  Entwickelung  dieser  Epoche  des  Grundbesitzes  beherr- 
schen/* . . , 

„Es  gab  eigentlich  auf  dem  Lande  keine  rechte  Gemeinde 
mehr.  Die  Herren  auf  dem  verliehenen  Königsbesitz  hatten  nie  eine 
Gemeinde  gehabt;  sie  safsen  in  ihren  Türmen  und  Burgen  da  als  Her- 
ren über  Hörige,  Die  Bauerugeschlechter  dagegen  vermochten  es 
nicht,  den  dienenden  Landarbeiter^  die  Nichtgeschlechter,  selbst  dann 
ab  gleichberechtigt  anzuerkennen,  wenn  er  noch  ein  kleines  Eigen  als 
Viertelhüfner  oder  Kottsasse  sich  erhalten  hatte,  viel  weniger,  wenn 
der  ursprOnglich  Altfreie  bei  ihnen  zu  Dienst  ging  gegen  Kost,  Klei- 
dung und  spärlichen  Lohn.  Wenn  sie  jetzt  zum  Dinge  kamen,  gab 
es  daher  kein  allgemeines  Stimmrecht  mehr,  jeder  stand  dem  andern 
gegenüber,  die  Dienstleute  und  Hintersassen  hinter  dem  Grossbauern. 
War  da  noch  ein  gemeinsamer  Beschlufs,  eine  kräftige  Wehr  und  That 
der  Gemeinde  möglich.  Und  wenn  sich  so  schon  die  Gemeinde  in 
den  beschränkten  Kampf  der  einzelnen  Bauern  auflöste,  wo  sollte  da 
aus  den  aufgelösten  Bauernschaften  das  alte  Thing  der  Gausassen  her* 
kommen?  Rings  umher  eingeschoben  zwischen  den  Gemeinden  lagen 
die  Herrschaften,  die  keiner  Bauerngemeinde  angehören  wollten.  Zwi- 
cken der  letzteren  und  dem  Herrn  auf  der  Burg  war  auch  für  die 
Atmend  keine  Grenze  zu  bestimmen.  Fiel  der  Herr  im  Streit  über  die 
einzelnen  Bauernhufen  her,  wer  sollte  den  Bauer  schützen,  mochte  er 
:tkh  noch  so  mannhaft  wehren.  Es  wird  zum  Vorteil,  ja  zur  Notwen- 
digkeit, wenn  man  nicht  selbst  ein  Herr  ist,  einen  Herrn  zu  haben 
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und  sich  den  „Mann"  desselben  mnmn  zu  köDuen.  Aber  der  Preis" 
ist  die  Abhängigkeit  der  Person  und  des  Besitzes.  Mit  der 
werdenden  Unfreiheit  geht  die  Gerichtsbarkeit»  die  stets  an  den  Grund- 
besitz gebunden  ist^  und  das  Recht  der  Besitzer  in  der  Gemeinde  auf 
den  Herrn  über,  und  es  vollzieht  sich,  was,  ein  scheinbar  logischer 
Widerspruch,  dennoch  historisch  vollkommen  konsequent  war,  das  ge- 
samte ölfentliche  Recht  der  Gcschlechtergemeinde  empfängt  den  Cha- 
rakter und  das  Recht  des  Privateigentums,  ist  ein  innewohnender  Teil 
des  grundlierrlichen  Besitzes  geworden  und  damit  selbst  als  Privat- 
eigentum jeder  höheren  Gewalt  entzogen.  Der  Grundbesitzer  besitzt 
im  Gerieht,  das  mit  seinem  Besitz  jetzt  verbunden  ist,  die  elementare 
staatliche  Gewalt.  Damit  ist  der  Grundbegrilf  für  die  Epo-che  gege- 
ben, die  wir  das  Mittelalter  nennen.  Es  ist  die  Grundherrschaft, 
welche  den  Staat  in  so  viele  souveräne,  durch  das  Prinzip  des  Eigen- 
tums geschützte  Grujidherrn  auflöst,  als  es  selbständige  Güter  der 
I^ndschaft  gibt,  andrerseits  ist  es  der  unfreie  Bauernstand,  der  dem 
Grundherrn  gegenüber  rechtlos  ist,  weil  er  machtlos  geworden. 

Das  Wesen  des  Staates  aber  ist  für  sein  inneres  Leben  in  dem 
Gesetze  erschöpft,  dafs  das  Mafs  der  Entwickelung  des  Einzelnen  stets 
das  Mafs  der  Entwickelung  des  Ganzen  ist.  So  wie  aus  dem  Staate 
das  Königtum  wird,  wird  das  abstrakte  Gesetz  seines  Lebens  zu 
einer  thätigen  Gewalt  in  der  Wirklichkeit.  In  den  Königen  beginnt 
der  Staat  seine  eigene  Idee  und  sein  eigenes  I^ebensgesetz  als  eine 
personliche  Aufgabe  und  damit  als  ein  persönliches  Hecht  zu  empfio- 
den  und  zu  wollen.  Erst  in  den  Königen  fängt  das  Staatsleben  an 
sich  zu  sagen,  dafa  der  Staat  nicht  reich  sein  kann,  wenn  seine  Bür- 
ger arm  sind,  dafs  er  kein  Recht  für  sich  haben  kann,  wenn  seine 
Angehörigen  untereinander  kein  Recht  achten,  und  dafs  er  selbst  nicht 
frei  sein  kann,  wenn  eine  Klasse  die  Freiheit  der  anderen  gebrochen  hat. 

Das  Mittelalter  hatte  den  gröfsten  Teil  der  Völker  anu,  rechtlos 
und  unfrei  gemacht"  nicht  weil  die  Menschen  schlechter  oder  besser 
waren  als  jetzt ,  sondern  weil  die  grofsen  wirtschaftlichen  und  sozia- 
len Gesetze  ohne  das  Gegengewicht  des  persönlichen  einheitlichen 
Wollens  und  Arbeiteus  ihre  gewaltige  Kraft  unbegrenzt  zur  Geltung 
gebracht  hatten.  Wie  nun  das  Königtum  in  dem  entstehendcTi  Be- 
wufstscin  seiner  grofsen  Aufgabe  den  Kampf  mit  diesem  Mittel- 
alter aufgenommen  und  zu  Ende  geführt,  das  ist  es  eigentlich,  was 
wir  die  Geschichte  Europas  nennen.  Der  Widerspruch  des  Mittel- 
alters lag  darin,  dafs  das  Einzel eigentum  seine  Freiheit,  und  mit  die- 
ser Freiheit  auch  seine  höhere  staatliche  Einheit,  die  letzte  Trägerin 
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9Um  Grofaen  auf  der  Erde,  verloren  hatte.  Eiti  Ufifreies  Eigentum 
tet  an  und  für  sich  ein  absoluter  logischer  Widerspruch  und  darum 
nur  geschichtlich  verständlicli.  Es  ist  zugleich  ein  wirtschaftlicher 
Widerspruch,  und  Verarmung  ist  damit  eine  geschichtliche  Konsequenz. 
Es  ist  endlich  ein  gesellschaftlicher  Widerspruch  und  sein  Unfrieden 
ist  damit  eine  organische  Forderung,  Das  Königtum  mufste  dem  durch 
den  Lebensprozefs  der  Gesellschaft  unfrei  gewordenen  Eigentum  au 
Gruud  und  Boden  seine  Freiheit,  seine  höhere  Einheit  und  sein  Recht 
zurückgeben.    Das  hat  es  unternommen,  und  das  hat  es  gethan^*. 

Wir  begnügen  uns  mit  diesen  Proben  der  geistvollen  und  umfas- 
senden Geschichtsauffassung,  die  wir  an  Lorenz  v.  Stein  gewöhnt 
sind. 

Mit  dem  hier  Ausgeführten  dürfen  wir  uns  völlig  einverstanden 
erklären*  Manchem  anderen  dieser  glänzenden  und  reizvollen  Gedan- 
kengänge vermögen  wir  freilich  nicht  beizustimmen^  darauf  kann  es 
aber  bei  der  Beurteilung  solcher  anregenden  Skizzierungen  wenig  an- 
kommen« 

Wir  wollen  nur  eine  Hauptfrage  aus  der  überraschenden  Man- 
nigfaltigkeit der  Gesichtspunkte  als  unser  näheres  Thema  herausheben, 
welche  unmittelbar  die  Aufgabe  der  ganzen  Abhandlung  bedingt.  Sie 
betrifft  den  Gesamtbesitz  der  Germanen,  den  der  Verfasser  als 
den  AusgangBpunkt  alles  germanischen  Agrar-,  Gemeinde-  und  Staats- 
weeens  voraussetzt  und  auf  den  er  mit  immer  erneutem  Gewicht  als 
wsd  die  ursprüngliche,  leider  zerstörte  Grundlage  einer  glücklichen 
Verfassung  der  Germauen  zurückkommt,  die  ihnen  ohne  privates 
Grundeigentum  gleichen  Besitz  und  gleiche  Freiheit  gesichert  und  das 
wahre  Band  der  Einheit  und  der  Schutz  der  öffentlichen  Angelegen- 
heiten gewesen.  Wir  müssen  sagen,  dafs  uns  für  einen  Gesamtbesitz 
van  solchen  Eigentümlichkeiten  weder  genügende  Anhaltspunkte  vor- 
handen zu  sein  scheinen,  noch  dals  wir  au  ihn  glauben  können,  und 
es  sollte  uns  freuen,  wenn  es  uns  gelänge,  Steins  eigene,  uns  selten 
noch  so  überzeugend  entgegengetretene  Auffassung  vom  Wesen  der 
Gertuanen  und  der  Kulturmission  ihrer  männlichen  Forderung  in- 
dividueller Erwerbsselbständigkeit  bestimmt  zu  unterstützen 
und  von  dem  Widerspruch  zu  befreien,  welcher  sich  zwischen  diesem 
seinem  Satze  voll  tiefer  W^ahrheit  und  seineu  Angaben  und  Folgerun- 
gen bezüglich  des  Gesamtbesitzes  nicht  verkennen  läfst. 

Wir  wiesen  nicht  recht,  in  welchem  Stadium  der  Volksentwicke- 
luDg  Stein  sich  diesen  Gesamtbe^itz  bestehend  denkt.  Stein  betont 
selbst  wiederholt,  dals  die  Germanen,  wo  sie  auch  hingekommen,  das 
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Land  Dicht  im  Ganzen  in  Beschlag  genomnieü ,  sondern  für  den  Ein- 
zelnen die  Statte  zu  erwerben  unabweisbar  gefordert  hätten,  und  dafs 
der  Kinzehie  seine  Hufe  mit  eigener  Kraft  und  zu  seinem  persöu- 
lichen  Erwerbe  bewirtschaftet  habe. 

In  der  That  gibt  es  bis  auf  die  Römerzeit  zurück  und  noch  in 
Tacitus  kein  Zeugnis,  welches  dem  Germanen  freies  Privateigentum 
abspräche.  Auf  den  Namen  kommt  es  nicht  an.  Inhalt  und  Formen 
seines  Besitzes  sind  bis  auf  die  ältesten  Spuren  seiner  festen  Ansie- 
delung durchaus  dieselben,  die  wir  bis  tief  in  die  Zeit  unbestrittenen 
Privateigentums  und  zum  Teil  bis  auf  die  neuste  Zeit  vorfinden. 

Die  Hufe  steht  ihm  mit  Einschränkungen,  aber  nur  mit  solchen 
zu,  die  dem  Privateigentum  durchaus  nicht  widersprechen.  Dafs 
die  Acker  von  Jahr  zu  Jahr  oder  periodisch  eine  andere  vom  Lose  be- 
stimmte Lage  im  Gewann  bekommen  können,  ist  in  einzelnen  Ört- 
lichkeiten trotz  völlig  freien  Eigentums  bis  zur  Mitte  unseres  Jahr- 
hunderts üblich  gewesen  und  besteht  für  Wiesen  auch  gegenwärtig 
noch  in  ziemlich  weiter  Verbreitung  in  solchen  Teilen  Deutschlands 
fort,  in  denen  die  Verkoppelungen  nicht  vollständig  durchgeführt  sind. 
Keinerlei  Art  von  Wechselland  hindert  Privateigentum.  Ebensowenig 
hindert  aber  irgend  eine  Familien-  oder  Geschlechts- Anwartschaft, 
oder  irgend  ein  Nachbariecht  das  Privateigentum.  Dafs  die  Dorfge- 
nossen die  Überlassung  einer  Hufe  an  einen  ihnen  unwillkommcneu 
Fremden  verhindern  konnten,  wird  bezeugt.  Das  spricht  indefa  offen- 
bar mehr  für  Privateigentum,  als  dagegen.  Dafs  die  Familienver- 
wandtschaft für  Wehrgeld  und  Bussen  des  Verfallenen,  der  nicht 
zahlte,  aufkommen  mufste,  und  in  diesem  Falle  statt  des  öfTenttichen 
Verkaufs  seines  Grundbesitzes  denselben  selbst  übernahm,  führt  eben- 
falls nicht  auf  Gesamtbesitz.  Inama  hat  unseres  Erachtens  {L  72) 
völlig  zutreffend  nachgewiesen,  dafs  dies  Eintreten  lediglich  eine  fami- 
lienrechtliche vom  Agrarrecht  unabhängige  Bedeutung  hat  Dahin  g€ 
hört  auch  die  Anwartschaft  der  Vicini  auf  den  Grundbesitz  des  Unbe- 
erbten nach  dem  Edikt  des  Chilperich.  Die  Vicini  sind  wie  die  Ge- 
nealogia  die  nachbarlich  zusammenwohnenden  Geschlechtsgenossen,  aber 
das  Erben  zeugt  schon,  dafs  zwischen  ihuen  kein  Gesamtbesitz  besteht 
Mit  Gesamtbesitz  ist  auch  völlig  unverträglich,  dafs  seit  den  ältesten 
Nachrichten  und  wie  schon  Tacitus  weifs,  eigene  Leute  des  verschie- 
densten persönlichen  Rechts  zwischen  den  Freien  in  den  Hufendörfern 
safsen,  und  in  allen  Agrarsachen  nicht  der  Mann  die  Hufe,  sondern 
die  Hufe  den  Mann  vertrat. 

Es  scheint  ferner  die  Teilbarkeit  der  Hufe  allgemein  ge 
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ten  ZU  haben.  Der  Unteilbarkeit  begegnen  wir  später  unter  lehns- 
und  gutsherrlichen  Verhältnissen  in  erklärlicher  Häufigkeit,  für  die 
Zeit  der  Gemeinfreiheit  aber  ist  sie  durch  nichts  unterstützt.  Bis  in 
die  ältesten  Urkunden  hinauf  werden  neben  ganzen  Hufen  vielfach  auch 
halbe,  Viertels-  und  Achtelshufen,  sehr  häufig  auch  Schupposen  und 
andere  Stücke  von  Hufen,  sowie  Grundstücke  verschiedener  Art  nach 
Morgen  und  anderen  Landmafsen  erworben.  Bei  den  Franken  geht 
auch  die  gleiche  Teilung  unter  die  männlichen  Erben  in  die  älteste 
Zeit  hinauf.  Es  ist  allerdings  richtig,  dafs  die  Hufe  später  in  der 
Regel  als  Ganzes  behandelt  worden  ist;  dabei  konnte  sie  aber  voll- 
kommen parzelliert  sein;  durch  die  sogenannte  Einträgerei  oder  Ein- 
ziehcrei  wurde  dafür  gesorgt,  dafs  Einer  der  Beteiligten  gegenüber 
der  Gemeinde  für  die  Gesamtheit  der  Hufe  aufkam  und  Rechte  wie 
Lasten  verteilte. 

Dafs  aber  endlich  die  Hufe  Anteils-  und  Nutzungsrechte 
an  der  Almend  der  Dorfgenossenschaft  oder  im  weiteren  Gebiete 
der  Mark  hatte,  wo  solche  bestand,  kann  offenbar  ebensowenig  Grund 
geben,  ihren  Besitzer  als  Privateigentümer  zu  läugnen.  Wir  wüfsten 
nicht,  dafs  dies  jemals  auch  nur  theoretisch  geschehen. 

Die  Almend  ist  allerdings  ein  sehr  schwankender  Begriff.  Je  nach 
der  Örtlichkeit  wird  darunter  der  Grundbesitz  der  politischen  Ge- 
meinde, Grundbesitz,  der  den  Dorfgenossen  als  solchen  zusteht  und 
von  ihnen  nach  Anteilen  genutzt  wird,  oder  Grundbesitz,  der  in  die- 
ser Weise  nur  den  alten  Hufenbesitzern  oder  deren  Rechtsnachfolgern 
zusteht,  oder  endlich  Grundbesitz  von  Korporationen  verstanden,  deren 
Entstehung  über  die  Dorfgenossenschaft  hinausführt,  an  denen  die 
alten  oder  neuen  Dorfgenossen  also  nur  als  Mitteilnehmer  erscheinen. 
Der  letztere  Begriff  fällt  mit  dem  der  Mark  zusammen,  wenn  die  Kor- 
poration mit  ihrem  Grundbesitz  aus  einer  alten  Markgenossenschaft 
hervorgegangen  ist. 

Für  die  erste  Entwickelung  aber  ist  klar,  dafs  das  Kultur- 
land der  Hufe  nur  allmählich  aus  der  Almend  oder  der  Mark  einge- 
zogen worden  ist.  Die  Hufe  folgte  dabei  jedoch  nur  den  ursprünglich 
ihr  überwiesenen  Rechten.  So  wie  die  Örtlichkeit  zur  Ansiedlung  nach 
Hnfenrecht  in  Besitz  genommen  war,  mufste  entweder  eine  Flur  aus 
der  Mark  abgegrenzt  werden,  und  diese  Flur  blieb  Almend,  soweit  sie 
nicht  kultiviert  wurde,  oder  die  Ansiedler  behielten  oder  erhielten  An- 
rechte au  der  allgemeinen  Mark,  einschliefslich  der  speziellen  Befug* 
nis,  eine  bestimmte  Örtlichkeit  derselben  bis  zur  üblichen  Ausdehnung 
zu  Hufenland  zu  kultivieren.    Es  scheint  sogar,  als  ob  in  älterer  Zeit 
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schon  einfach  die  Kultur  und  Einhtagung  eines  Grundstückes  in  der 
Mark  öufort  oder  nach  einer  Verjährungsfrist  das  unanfechtbare  Eigen- 
tum des  Okkupierenden  herbeigeführt  habe. 

Alle  Fragen,  was  vor  diesem  ausschliefslichen  Eigentum  an  den 
Hufen  und  sonstigen  Grundstücken  bestanden  habe,  führen  also  auf 
die  Untersuchung  der  älteren  Verhältnisse  der  Mark  und  der 
Markgenussen  vor  der  Ansiedelung  von  Hufenbauern  zurück. 

Die  Marken  vermögen  wir  aber  selbst  in  frühen  Überlieferungen^ 
offenbar  nur  m  ihren  Besten  zu  erkennen,  da  nach  zahlreichen  bisto-' 
risch  bezeugten  Beispielen  die  feste  Ansiedelung  innerhalb  der  be*' 
stehenden  Mark  erfolgte,  und  das  besiedelte  Land  damit  aus  der 
Mark  ausschied.  Die  wahre  Mark  gehörte  ursprünglich  der 
Volksgemeinde  oder  bestimm ten  Stammesgruppeu  derselben.  Mar- 
ken, die  wirklich  den  ihnen  eigentümlichen  Charakter  trageu,  finden 
wir  auch  nur  im  alten  Volkslande. 

Überall,  wohin  seit  Karl  dem  Grofsen  die  deutsche  Koloni- 
sation gedrungen  ist,  trat  vorweg  das  Recht  der  Gutsherrlichkeit 
ein.  Der  Landesherr  oder  ein  von  ihm  Beliehener  legten  als  Gutsherr 
ihre  Hand  auf  das  Land  imd  mafsen  den  Kolonisten  bestimmte  Gren- 
zen als  ihren  Hufen-Bauern  zu.  Gemeinweiden,  gemeinsamer  Bauern- 
wald oder  Baueruwiesen,  die  hier  und  da  vorkommen,  sind  sämtlich 
verliehene  Grundstücke,  über  die  Flurgrenze  hinaus  gibt  es  in  Wald 
und  Haide  keine  Markennutzungen ,  sondern  nur  verliehene  oder  er- 
worbene Servituten  auf  landes-  oder  gutsherrlichem  Boden.  Auch  die 
Almen  oder  Alpen  im  Kolonisationslaude  sind  verliehener  oder  vor- 
jährter  Besitz,  der  die  Grundlage  für  Almendkorporationen  bilden 
kormte,  ohne  dafs  diese  auf  alten  Marken  beruhen* 

Zweifelhaft  ist  die  Natur  solcher  Gemeinländereien  in  den  Land- 
gebieten, welche  die  Deutschen  durch  freiwillige  Zulassung  oder  durch 
Eroberung  aus  der  römischen  Herrschaft  überkommen  haben* 
Wo  man  Ansiedelungen  mit  abgegrenztem  Kulturlande  vorfand,  und 
es  ganz  oder  teilweise  in  Beschlag  nahm,  war  das  Offenlassen  alter 
oder  neuer  Almenden  nur  zufällig.  Wälder,  Oden,  Alpen  raufsten  in- 
defs  in  der  Zeit  vor  der  Gutsherrlichkeit,  soweit  sie  die  Königsgewalt 
oder  ihre  Vertreter  nicht  in  ihren  Bann  nahmen,  in  den  Besitz  der 
Nachbarn  gelangen  und  nach  und  nach  eine  korporative  Ordnung  der 
Nutzung  erhalten.  Wahre  Marken  aber  konnten  nur  da  entstehen,  wo 
grofse  Flächen  wüster  Öden  stamm-  oder  geschlechterweise  zur  Besic- 
delung  besetzt  wurden,  wie  es  wahrscheinlich  bei  der  Cbersiedelung 
der  Ubier,  und  wohl  auch  durch  Alemannen  und  Bajuvaren  geschehem 
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Dann  traten  alle  die  Phasen,  wenn  auch  in  beschleunigter  Folge  ein, 
die  aach  das  alte  Stammland  vor  der  Besiedelung  durchzumachen 
nötig  gehabt  hatte. 

In  ihre  älteren  norddeutschen  Stammsitze  waren  die 
Deutschen  unbestritten  zuerst  nomadisierend  gekommen  und  hatten 
ihre  Einrichtung  in  ihnen  notwendig  als  Nomaden  getroffen,  bis  sie 
sich  zum  dauernden  Ackerbau  mit  fester  Siedelung  gezwungen  sahen. 

Das  Nomadenleben  aber  hat  bestimmte  von  der  Natur  gege- 
bene Bedingungen  ^).  Nur  eine  gewisse  Zahl  Vieh  kann  der  Boden 
in  Sommer  und  Winter  ernähren,  und  allzu  grofse  Herden  können 
nicht  gemeinschaftlich  zusammengehen.  Es  müssen  also  Weidereviere 
gebildet  werden,  deren  Grenzen  nicht  überschritten  werden  dürfen. 
Danach  zerfallen  aber  auch  die  Besitzer  der  Herden  in  Gruppen,  und 
diese  Gruppierung  vollzieht  sich  naturgemäfs  nach  Familien  und  Ge- 
schlechtem und  stellt  sich  unter  angesehene  und  reiche  Geschlechts- 
häupter. Anwachsende  Geschlechter  mit  anwachsenden  Herden  müs- 
sen sich  trennen,  absterbende  vereinigen  sich.  Reichtum  gibt  Macht, 
Verarmung,  Untergang  der  Herden,  bringt  Knechtschaft.  Streit  und 
Kämpfe  bereichem  die  Si^er  und  dezimieren  und  unterwerfen  die  Be- 
siegten. Die  freien  Stammesgenossen  mögen  sich  dem  Häuptling 
^dcbstehend  denken,  thatsächlich  sind  sie  schon  im  Ansehn  ungleich, 
im  übrigen  entscheidet  der  ungleiche  Besitz,  denn  er  ist  un^eiche 
Macht  Es  ist  also  allgemeine  Gleichheit  der  alten  Germanen  ebenso 
Fabel,  wie  allgemeine  Freiheit.  Ackerbau  treibt  der  Nomade  nur  so- 
viel, als  unbedingt  nötig,  und  ungezwungen  nur  sporadisch  am  ein- 
zelnen, bestgeeigneten  Ort.  Natürlich  mufs  der  Knecht  die  Arbeit 
machen,  nicht  der  Herr.  Die  Ehre  der  Arbeit  gehört  erst  in  eine 
Zeit,  in  der  Alle  arbeiten  müssen,  und  der  gesicherte  Wohlstand  die 
tüchtigere  Arbeit  lohnt.  Der  Nomade  achtet  den  Ackerbau  nur  als 
eine  unwürdige,  verhafste  Mühe.  Tacitus  berichtet  nichts  andres,  als 
dafs  die  Germanen  vom  Ackerbau  wenig  wissen  wollten. 

Aus  diesen  Verhältnissen  gingen  die  alten  Gaue  und  Mar- 
ken hervor.  Es  ist  nicht  gewagt,  sie  als  die  ursprünglichen  Weide- 
reviere aufzufassen,  die  mit  der  zunehmenden  Bevölkerung  und  der 
beginnenden  Ansiedelung  in  immer  kleinere  Teile  zerlegt  wurden.  Die 
im  Markengebiet  überhand  nehmenden  Hufenfluren  liefsen  zuletzt  nur 
noch  Wälder  und  Haiden  übrig,  in  welchen  die  Märker,  d.  h.  die  noch 


1)  Da«  Nomadeutam  der  Germanen   und   ihrer  Nuchbarn   in  Westeuropa  (Verbandl. 
d«t  IL  deutschen  Geographentage«  zu  Halle,  Berlin,  Reimer  1882). 
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nicht  völlig  abgefundenen  Gebietsgeoossen,  mit  Anteilen  an  Land  und 
Nutzung  berechtigt  blieben,  welche  das  Holzgräfen-  oder  Märkerding 
sicherte. 

Ein   ursprünglicher  Gesamtbesitz  der  Germanen  läfst 

sich  also  wohl  anerkennen,  aber  er  fällt  in  eine  Zeit^  in  der  nmh 
keine  Scfshaftigkeit  existierte  und  damit  alle  Bedingungen  für  die  öf- 
fentlichen Beziehungen  fehlten,  auf  welche  Stein  als  besonders  gün- 
stige häufig  zurückkommt. 

Man  könnte  vielleicht  an  einen  Zwischeuzustand  denken,  und  ge- 
wifs  gab  es  allmähliche  Übergänge.  Während  Strabo  die 
Sueven  noch  lediglich  als  Nomaden  schildert,  giebt  Caesar  die  merk- 
würdige Darstellung  ihres  Agrarwcsens,  welche  Inama  auf  die  Hoch- 
äcker  bezog.  Soweit  Caesar  aber  seinen  Bericht  nicht  yiellcicht  le- 
diglich von  dem  Kriegsbrauche  der  Scharen  Ariovists  hernimmt,  spricht 
er  ebenfalls  von  Zuständen,  die  mit  fester  Ansiedelung  schlechterdings 
nicht  verträglich  sind,  und  giebt  anscheinend  ein  verzerrtes  aber  in- 
teressantes Bild  der  Bestrebungen^  durch  welche  die  Vornehmeren 
das  Volk  von  der  nur  deü  Armen  willkommenen  festen  Siedelung  ab- 
zuhalten suchten.  Zwischen  die  sporadischen  Ackerbestellungen  der 
Nomaden  in  mehr  oder  weniger  dauernden  Bifängcn  und  die  feste 
Siedelung  nach  Hufen  ein  Zwischenglied,  etwa  gröfserer  gemeinsamer 
Bestellung  durch  ganze  Geschlechter  oder  Stämme,  einzuschieben,  wie 
sie  sich  Inama  gedacht  hat,  dafür  haben  wir,  auch  abgesehen  von 
allen  praktischen  Unwahrschcinlichkeiten,  nicht  den  geringsten  Anhalt, 
denn  sowie  nicht  mehr  die  feste  Ansiedelung  verhindert  werden  sollte, 
hätte  für  den  Ackerbau  einer  Gesammtheit,  wie  für  den  des  Einzelnen 
der  Zwang,  den  Cäsar  wiederholt  betont,  jedes  Jahr  an  einer  anderen 
Örtlichkeit  Anbau  zu  treiben,  keinen  wirtschaftlichen  oder  politischen 
Sinn.  Die  ganze  Nachricht  müfste  dann  gerade  in  ihrem  charakteri- 
stischsten Zuge  bezweifelt  werden. 

Allerdings  gehen  Erwähnungen  von  Hufen  bis  jetzt  nicht  über 
475  n.  Chr.  hinauf,  sofern  man  sie  nicht  schon  bei  den  unfreien  Kolonen 
des  Tacitus  sehen  will.  Es  giebt  aber  starke  Gründe  für  das  über- 
aus hohe  Alter  der  Hufen  Verfassung.  Einerseits  kommt  im 
Frankenreiche  schon  unter  Pipin  der  raansus  regalis,  ein  völlig  neuer 
Gedjmke  über  die  Anlage  von  Hufen  auf.  Statt  in  dem  volkstümlichen 
Gemeingemenge  werden  die  Dörfer  in,  wie  wir  sagen  würden,  ver- 
koppelten geschlossenen  Höfen  angesetzt.  Andrerseits  findet  Karl  der 
GroXse  nicht  blofs  im  Frankenreiche,  sondern  auch  bei  den  Friesen 
und  bei  den  Sachsen  die  Hufen  überall  verbreitet  vor.    Der  Beweis 
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dafür  liegt  in  dem  Eapitularienauszuge  von  812  über  den  Heereszug, 
welcher  von  den  Heerbannpflichtigen  als  für  alle  Teile  des  Reichs 
selbstverständlich  voraussetzt,  dafs  unter  ihnen  Besitzer  einer  oder 
mehrerer  Hufen  sind.  Die  Hufen  waren  also  nicht  eine  Kolonisations- 
einrichtung, oder  etwa  nur  den  Franken  eigentümlich,  sondern  sie  be- 
standen als  volkstümlich  auch  bei  den  Sachsen  schon  vor  der  frän- 
kischen Eroberung,  wie  sie  ja  auch  in  der  lex  Wisigothorum  (X,1, 14) 
vorkommen ,  in  Schweden  und  Dänemark  allgemein  verbreitet  waren 
und  mit  den  Angelsachsen  nach  England  wanderten.  Sowie  aber  die 
deutsche  Hufe  festliegt,  bricht  sie  jeden  (xesamtbesitz.  Sie  kennt  nur 
Nachbarrechte  und  -pflichten,  aber  keinen  Kommunismus  weder  der 
Familien,  noch  der  Gemeinde-  oder  Gaugenossen. 

Wir  haben  geglaubt,  es  Stein  schuldig  zu  sein,  wenn  wir  eine 
seiner  Anschauungen  anfechten,  dafür  die  Gründe  ausreichend  darzu- 
legen. Wir  glauben  gezeigt  zu  haben,  dass  wenn  seine  Auffassung 
vom  Gesamtbesitz  der  Germanen  unhaltbar  ist,  sich  mit 
desto  bestimmterem  Hechte  sein  Satz  von  dem  unbedingten  Streben 
des  Germanen  nach  individueller  Erwerbsselbständig- 
keit begründet. 

Mit  dem  vollsten  Verständnis  beurteilt  Stein  die  entscheidende 
Bedeutung  der  Hufenverfassung,  wie  sie  mit  der  deutschen 
Siedelungsweise  gegeben  ist.  Er  zeigt  ihre  landwirtschaftlichen  und 
politischen  Folgen  und  erkennt  es  mit  Recht  als  einen  die  Nation 
charakterisierenden  Zug  allseitigen  Mafshaltens,  dafs  die  Unantast- 
barkeit der  Hufenrechte  und  -pflichten  trotz  aller  Kämpfe  vom 
frühen  Mittelalter  bis  auf  die  gegenwärtigen  Grundentlastungen  er- 
halten bleiben  konnte.  Der  Lohn  zeigt  sich  in  unseren  gegenüber 
andren  europäischen  Staaten  besonders  glücklich  entwickelten  Agrar- 
zuständen. 

Auf  die  Gegensätze  der  germanischen  Individualselbständigkeit, 
die  westslavische  Hauskommunion,  den  völligen  Familien- 
kommunismns  im  Grundbesitz  und  Arbeitsertrag,  und  den  russi- 
schen Mir,  den  Gemeindekommunismus  mit  getrennten  Grundstücken 
und  Arbeitserträgen,  wirft  die  Darstellung  leider  nur  flüchtige  Blicke. 

Genau  und  eindringend  aber  behandelt  Stein,  als  die  erste  der 
aufzuwerfenden  Fragen  des  Grundbesitzes  die  irische  Frage.  Er 
stellt  lebendig  den  Stammkommimismus  der  Klan  Verfassung  dar,  und 
bringt  den  fast  tragischen  Gegensatz  des  für  das  Ringen  mit  der 
Kultur  unzureichenden  Ideenkreises  des  keltischen  Klanwesens  mit 
der  angelsächsischen  Auffassung  vom  Grundeigentum  und  vom  Schutz 
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der  persönlichen  Freiheit  zur  Aüschauung.  Vielleicht  wäre  dabei  die 
üebertragung  der  Gutsherrliehkeit  in  ihrem  Einflüsse  erwähEenswert 
gewesen.  Vor  allem  über  kauuut  es  dem  Verfasser  darauf  an,  au 
diesem  lebendigen  Beispiele  das  Wesen  und  die  Gefahren  des  Pacht- 
rechtes, die  Entstehung  der  Latifundicnwirtsehaft,  und  die  Verar- 
muug  des  I*ächters  wie  des  Grundherrn  bei  völliger  Herrschaft  des 
Kapitales  und  einer  einsichtslos  walteuden  kapitalistischen  Ausbeutung 
klar  zu  stellen. 

Daran  sdüiefst  er  als  zweite,  als  die  kontinentale  Frage, 
die  über  die  Lage  des  kreditbedürftigen  Grundbesitzes.  Er  giebt 
eine  übersieht  der  vorzugsweise  im  koutiueütaleu  Westeuropa  statt- 
gehabten Kntwickelung  des  ländlichen  Kredites,  tds  desjenigen 
Faktors,  der  die  Umwandelung  des  Grundkapitals  in  Geldkapital  ver- 
niittelt*  Er  unterscheidet  den  Betriebskredit,  der  seinem  Wesen  nach 
aus  der  laufenden  Einimbme  der  Wirtschaft  wieder  tilgbar  sein  sollte, 
von  den  Schulden,  welche  nur  ausnahmsweise  oder  doch  nur  allmäh- 
lich aus  dem  Betriebsergebnisse  zuriickbezahlt  werden  können.  Fa- 
milienschdden ,  sei's  als  Erbgelder  oder  Aböndungen,  llestkaufsclul-_^j 
liiige  und  endlich  Anlagsschukleu  erscheinen  sämtlich  als  Forderungeii^flH 
welche  im  Grundbesitz  keine  genügende  kapitalbildende  Kraft  gegen- 
über haben,  sie  lassen  sich,  ohne  die  Wirtschaft  in  ihrem  Bestände 
zu  gefalirden,  im  wesentlichen  nur  als  Renten  realisieren*  Diese  Ka- 
pitalschuld wird  nicht  getilgt,  sondern  zediert  ^und  ist  in  der  ilegel 
in  fortgesetzter  Steigerung  begriffen,  die  nur  ertragen  werden  kann, 
wenn  tue  Steigerung  des  Wiilschaftsreingewinnes  damit  gleichen 
Schritt  hält.  Der  EinfluTs  des  Kampfes  um  die  Verschuldung  wird 
durch  die  Literärgeschichte  desselben  näher  belegt,  wobei  Rodbertus 
Voi-schlag  der  Grundren tenscheiiie  in  erster  Reihe  steht.  Auch  werden 
die  Mängel  der  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Kredites  und 
die  der  Statistik  des  landwirtschaftlichen  Schuldenwesens  besprochen- 
l anfassende  Ergebnisse  einer  Grundscbuldcnstatistik  sind 
allerdings  nur  für  Fran  kr  eich  vorhanden.  Es  w^urden  nach  Abzug  der 
für  die  alteren  Erliebungen  geschätzten,  tiir  187G  erhobenen  Duppel- 
zähluugen    als   Gesamtverschuldung  des   französischen   Grundbesitzes 

für  den  1.  Juli  1820    6,648, 

für  den  1.    „     1832    8,425, 

für  den  1.     „     1840    9,40H, 
und  für  den  31.  Dezember  187G  14,369  Millionen  fr  ermittelL 
Ua  Frankreich  52  Millionen  Hektar   fast  durchgängig  landwirtschaft- 
lich nutzbaren  Bodens  besitzt,   wäi^e  auch  die  letzte  Zahl  keine  hohe* 
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Das  Hektar  ist  danach  noch  nicht  voll  mit  300fr.  verschuldet,  was 
schwerlich  ^/g  des  Kauf  wertes  erreicht.  Die  Richtigkeit  der  Erhebung 
lässt  sich  frdlich  bei  der  Eigentümlichkeit  des  französischen  Hypo- 
thekenrechts nicht  verbürgen. 

Überhaupt  stehen  einer  ausreichend  sichern  Grundverschuldungs- 
statistik überall  anerkannt  grofse  Schwierigkeiten  entgegen,  und  haben 
meist  davon  zurückgeschreckt.  Bezüglich  der  minder  erschöpfenden 
Versuche  beschränkt  sich  Stein  auf  einen  ausgedehnteren  Oesterreichs. 

Das  Novemberheft  1880  der  Monatsschrift  der  statistischen  Zen- 
tralkommission teilt  in  speziellen  Heften  mit,  dafs  in  Cisleithanien 
während  der  Jahre  1871  bis  1879  auf  allen  Grundstücken,  die  städti- 
schen und  Bergwerksgründe  eingeschlossen,  2,978,066,207  Gulden  neu 
intabuliert,  dagegen  2,040,052,772  Gulden  durch  Tilgung  oder  Sub- 
hastation  gelöscht  wurden,  so  dafs  die  Vermehrung  des  Lastenstandes 
in  9  Jahren  938  Millionen  Gulden  ergab.  Den  Gesamtbestand  der  in- 
tabulierten  Schulden  zu  ermitteln,  erschien  unthunlich.  Von  den  neu 
eingetragenen  Hypotheken  fielen  412  Mill.  fl.  auf  die  land-  und  lehn- 
taflichen  Güter,  also  auf  den  Grossbesitz ,  1626  Mill.  auf  den  mittlen 
und  kleinen  Besitz.  Für  die  2  Jahre  1878  und  1879  läfst  sich  weiter 
angeben,  dass  unter  den  Neueintragungen  betrugen: 


für  den 
Großibesits 


fär  mittlem 

und  kleinen 

Besitz 


die  Hypothekendarlehen   . 

die  Kaufschillingsre»te 

bei  einem  Verkaufspreise 
von  sttsammen     .     .     . 

also  Rest  vom  Kaufpreise 

die  Erbteilnngsschnlden    . 

Veränfsert  sind  exekuto- 
risch        

Der  Erlös  betrug    .     .     . 

Festgestellte  Verluste  der 
eingetragenen  Gläubiger 
bei 

betrugen  xuaammen      .     . 


95»575.8i4fl 
2,i77t274fl 

36,228,727  fl. 

6,01  J 

963,337  fl. 

71  Besitze 
3,456,428  fl. 


94  Besitzen 
3.641,531  fl. 


342,282,939  fl. 
61,4847590 

300,377,415  fl 

20,47  8 

39,562,220  fl. 

20,361  Besitze 
41,1 13,956  fl. 


22404  Besitzen 
37,890,650  fl. 


Dies  ist  immerhin  dankenswertes  Material,  obwohl  ohne  Angabe 
wenigstens  der  Katasterwerte  und  des  Verhältnisses  zum  Gesamtwert 
aller  in  beiden  Klassen  bestehenden  Güter  wenig  genügend. 

Stein  knüpft  an  die  Rentenqualität  der  Schulden  und  an  den 
Umstand,  dafs  bis  jetzt  mit  der  Rentenpflicht  der  steigende  Markt- 
preis oder  mit  der  Verschuldung  die  Erhöhung  des  Wertes  des  Grund- 
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besitzes  im  wesentlichen  gleichen  Schritt  gehalten^  die  dritte  Frage, 
die  er  die  iraus atlantische  iieunt. 

Er  zeigt,  dafs  der  Marktpreis  der  Produkte  die  Grundlage  aller 
Kapitalsbildung  ist,  ujid  durch  die  überseeische  Küiikurrenz 
für  die  Marktpreise  der  Bodenprodukte  eine  Emiäfsiguiig  begonnen 
hat,  welche  für  den  Grundbesitz  in  dieser  Richtung  drohende  Ge- 
fahren in  Aussicht  stellt. 

Die  günstige  Lage  der  amerikanischen  Produktion 
wird  beleuchtet,  ebenso  der  kaum  nennenswerte  Preis  des  Grund  und 
Bodens,  die  grofse  Fruchtbarkeit  weuigsUiiis  des  noch  für  lange  Zeit 
vorhandenen  Neubruchlandes,  die  Entbehrlichkeit  kostspieliger  Ge- 
bäude und  Anlagen,  und  der  verhältnismäfsig  geringe  Lebens-  und 
Lohnanspruch,  den  die  an  dem  Anbau  Betheiligten  machen,  über- 
haupt der  nach  jeder  Richtung  auf  Ersparnisse  berechnete  Betrieb. 
Namentlich  aber  wird  auf  den  Umstand  Gewicht  gelegt,  dafs  sich  in 
Amerika  enonne  Flächen  eines  ganz  ebenen  und  vor  allem  ganz  stein- 
freien guten  Weizenbodens  vorfinden,  welche  der  entwickelten  Maschi- 
nenarbeit in  einer  Weise  wie  kein  Teil  Deutschlands  zugänglich  sind. 
Auf  ihm  werden  schon  jetzt  durch  Aktiengesellschaften  weite  Lati* 
fundien  in  einen  Anbau  genommen,  der  allerdings  im  Raubbau  be- 
trieben wird  und  sich  mit  der  Zeit  abschwächen  muss,  aber  doch  auf 
Generationen  hinaus  eine  ebenso  massenhafte  als  überaus  billige  Pro- 
duktion liefern  kann.  Dazu  kommen  die  immer  mehr  verbesserten 
und  von  Kosten  entlasteten  TransportmitteL  Die  Eisenbahnen  sind 
durch  Bankerotte  durchgegangen,  welche  sie  zu  Ungunsten  ihrer  meist 
BuropäischeB  Gläubiger  von  Schulden  befreit  haben.  Die  Hauptkanal- 
linie  des  Erie  ist  so  erweitert,  dafe  grofse  Seeschiffe  ohne  Umladung 
von  Chicago  nach  allen  Häfen  Europas  gelangen  können.  Neuerdings 
wird  ein  Dienst  von  600)  Tonnen  ladenden  Stahlschiffen  für  diese 
Verbindung  eingerichtet,  der  noch  billigere  Frachten  als  bisher  in 
Aussicht  stellt. 

Stein  vermeidet,  wie  uns  scheint,  allzusehr,  seine  Ausführung 
mit  tlen  allerdings  nicht  unbekannten  positiven  Angaben  zu  belasteiu 
Will  man  diese  Daten  bestimmter  ins  Auge  fassen,  so  ergeben  die  vim 
Kopp,  Conrad,  Schmoll  er  u,  a,  veröBbntlichten  Zahlen  als  Re- 
sultat im  kürzesten  Ausdruck,  dafs  man  in  Amerika  auf 
einen  Ernteertrag  von  lU^'^  HektoL  Weizen  vom  Hektar  rechnet,  auf 
dem  Neubruchslande  aber  auch  das  r>f>ppelte,  ja  mehr,  gewinnt.  Der 
Hektoliter  wird  in  Liverpool  mit  10  bis  11  Mark  geliefert  und  würde 
ohne   wesentliche    Preise.rhrihun»;   auch    deutsche    Häfen    so   erreichen. 
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Von  diesem  Preise  ist  die  Hälfte  auf  die  Produktionskosten,  die 
H&lfte  auf  den  Transport  zu  rechnen.  In  England  war  der  durch- 
schnittlicbe  Preisstand  des  Hektoliters  bisher  15,5  bis  19,5  M.,  und 
die  Pächter  behaupten,  ihn  ohne  Schaden  nicht  unter  17,25  M.  her- 
stellen zu  können. 

Für  Preufsen  stellte  sich  der  Durchschnittspreis  in  den  letzten 
Dezennien  auf  15,7  M.  für  das  Hektoliter,  in  der  Zeit  von  1837  bis 
1860  auf  durchschnittlich  13,75  M.  Dabei  hat  unsere  Landwirtschaft 
zu  immer  höheren  Güter-  und  Pachtpreisen  fortschreiten  können.  Der 
Ertrag  berechnet  sich  auf  Grund  der  freilich  unsicheren  Daten  der 
preufsischen  Emtestatistik,  guten  und  schlechten  Boden,  auf  dem 
überhaupt  Weizen  gebaut  wird,  vermischt,  zu  durchschnittlich  20  Hktl. 
Tom  Hektar.  Nimmt  man  für  die  preufsischen  Weizenböden  den 
Durchschnittspreis  von  1600  M.  für  das  Hektar  an,  die  Verzinsung 
in  3  Jahren  also  zu  240  M.  und  die  Grundsteuer  auf  12  M.,  den  Ertrag 
in  diesem  Zeitraum  indes  nur  auf  zweimal  den  des  Weizens  (15,7  M. 
den  Hktl.)  mit  628  M.,  so  bleiben  als  eigentliche  gegen  die  amerika- 
nischen abzuwägende  Produktionskosten  376  M.,  die  sich  auf  3  Wirt- 
schaftsjahre verteilen.  Dafs  Kaufpreis  und  wirklicher  Ertrag  überall 
andere  sein  können,  versteht  sich  von  selbst;  es  soll  diese  Rechnung 
nur  erläutern,  was  Steins  Beziehung  auf  die  amerikanische  Konkur- 
renz besagen  will,  und  in  welchem  ungefähren  Verhältnis  dabei  Kauf- 
preis, Verzinsung  und  Gnmdsteuer  mitwirken. 

Ähnlich  liefse  sich  die  Viehzucht  berechnen,  wenn  es  in  der 
That  gelingt,  aus  den  Prärieländem  Amerikas  und  Australiens,  in 
denen  die  Tiere  fast  kostenlos  aufwachsen,  firisches  Fleisch  oder  le- 
bendes Vieh  in  gutem  Zustande  nach  Europa  zu  bringen.  Dafs  der 
Transport  unsere  Fleischproduktionskosten  nicht  aufwiegt,  läüst  sich 
nicht  bezweifehi. 

Alle  so  aufgestellten  Zahlen  aber  sind  nicht  blos  imsicher,  sie 
sind  auch  Durchschnittsannahmen,  die  aus  in  Wirklichkeit  sehr  weit 
von  einander  abweichenden  Maximal-  und  Minimalgröfsen  angeschlagen 
sind  imd  thatsächliche  Schwankimgen  einschliefsen ,  welche  die  Wir- 
kimg nach  Ort  und  Zeit  entgegengesetzt  gestalten  können.  Das  Ver- 
hältnis der  Produktionskosten  zum  Rohertrage  ist  zudem  von  der 
Subjektivität  des  einzelnen  Wirtes  im  höchsten  Grade  abhängig.  Der 
intensivere  Betrieb  ist  keineswegs  immer  der  kostspieligere ,  und  von 
der  Art  der  Verwertung  der  Produkte  wird  die  Bedeutung  des  Roh- 
produktes wesentlich  bestimmt.  Auch  lassen  betriebsame  Handelsbe- 
ziehungen vielleicht  eine  weniger  bedenkliche  Bilanz  erwarten.    Gleich- 
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wohl  kann  man  der  Beurteilung  Steins  im  wesentlichen  beistimmen. 
Wenn  es  Dicht  gelingt,  den  heimischen  Boden  anderweit  nutzbar  zu 
machen,  durch  die  Mitwerbung  billigeren  und  besseren  auswärtigen 
Bodens  vielmehr  seine  Hauptprodukte,  Getreide  und  Vieh,  erheblich 
im  Marktpreise  zurückgehen,  so  mufs  dies  unserer  Landwirtschaft 
entsprechend  dem  natürlichen  Gesetze  der  Grundrente  fühlbar 
werden. 

Gegenwärtig  ist  noch  von  den  Verhältnissen  des  Marktes  dii 
Arbeit  auf  den  schlechtesten  oder  entfernt  und  am  ungünstigsten  be 
legenen  Grundstücken  gefordert  und  gßgen  die  Arbeitskosten  hinrei- 
chend gelohnt  Dadurch  wird  auch  den  besseren  und  günstiger  belegenen 
Grundstücken  bis  hinauf  zu  den  vorteilhaftesten  in  ansteigender  Skala 
ein  sicherer  und  wenig  wechselnder  Mehrertrag  über  die  Bearbei- 
tungskosten gewonnen.  Dieser  durch  die  Nachfrage  des  Marktes  er- 
zielte Mehrertrag  ist  als  dauernd  zu  erwartende  Rente  anerkannt  und 
ira  Ankaufspreise  der  Grundstücke  kapitalisiert  den  Vorbesitzern  der- 
selben zum  gröfsten  Teil  vorweg  ausgezahlt  worden.  Die  jetzigen 
Eigentümer,  sei  es,  dafs  sie  fremdes  oder  eigenes  Kapital  gezahlt 
haben,  oder  dafs  sie  die  Grundstücke  als  einen  Kapitals  wert  überkamen, 
den  sie  sich  anschlagen,  besitzen  dieselben  dadurch  nur  unter  Ab- 
zügen, die  sie  beinahe  den  schlechtesten  gleichstellen.  Fällt  der^ 
Marktpreis  der  Produkte  nun  wirklich  und  so,  dafs  man  in  ähn-^| 
lieber  Weise  die  unveränderliche  Dauer  dieser  Verminderung  erwartet, 
so  werden  die  ungünstigsten  Grundstücke  nur  noch  ohne  genügend  die 
Kosten  zu  decken  bearbeitet  werden  können.  Die  besseren  aber 
werden  ebenfalls  ohne  Nutzen  bearbeitet  werden,  wenn  der  bisher  ge- 
zahlte oder  gerechnete  Ersatz  für  die  Ertragskapitalisierung,  d»  h.  der 
Zins  für  das  fremden  Gläubigern  zustehende  oder  vom  Eigentümer 
selbst  angeschlagene  Kapital,  in  derselben  Hohe  fortbestehen  solL 
Der  frühere  Mehrertrag  Über  die  Bearbeitungskosten  kann  nicht  mehr 
erreicht,  dieselbe  Rente  nicht  mehr  abgeführt  und  £ils  Zins  verwendet 
werden,  freiwilliger  oder  zwangsweiser  Verkauf  des  Grundstückes  kann 
darin  nichts  bessern,  sein  Kapitalswert  ist  entsprechend  verringert, 
und  das  Kapital  dem,  der  es  zu  zahlen  hat  oder  zu  besitzen  glaubte, 
in  entsprechender  Höhe  verloren.  ^| 

Sind  die  Berechnungen  für  Amerika  und  für  Deutschland  richtig, 
wird  der  amerikanische  Betrieb  nicht  in  kurzem  kostspieliger,  der 
deutsche  billiger,  und  zeigen  sich  nicht  andere  Mittel,  die  Differenz 
zu  heben^  so  müssen  die  Folgen  für  Deutschland  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  die  angegebenen  sein. 
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Stein  hat  sich  nun  nicht  den  Zweck  gesetzt,  Mittel  und 
Wege  der  Abhülfe  von  praktischer  Anwendbarkeit  zu  bezeichnen, 
er  giebt  nur  Andeutungen,  die  nicht  ohne  Dunkelheit  sind.  Seine 
Vorschläge  sind,  abgesehen  von  dem  allgemeinen  Hinweis  auf  die 
Entwicklung  des  landwirtschaftlichen  Bildungswesens  (S.  138)  nach 
ihren  Hauptgesichtspunkten  geordnet  folgende: 

a.  Verbesserung  der  Agrarstatistik  (S.  195):  Feststellung 
der  bei  dem  Umsatz  von  Besitzungen  gezahlten  Preise  der 
Grundstücke,  Ermittelung  des  Marktpreises  der  Erzeugnisse  dieser 
Grundstücke,  und  Erhebung  der  Bewegung  der  Verschuldung, 
und  zwar  nach  den  wesentlichen  Entstehungsgründen  der  einzel- 
nen Posten  getrennt,  und  unter  Angabe  des  Zinsfufses  und  der 
Intabulierungskosten,  femer  Verzeichnung  der  Zahl,  Gröfse  und 
des  Schuldbetrages  aller  Exekutionen  in  Grundstücken,  der  Kosten 
dieser  Exekutionen  und  des  Verhältnisses  der  erzielten  Versteige- 
rungssummen sowie  der  Verluste  der  Satzpostengläubiger;  endlich 
(S.  145)  eine  regelmäfsige  Registrierung  der  Pachtverhältnisse. 

b.  Schutz  gegen  auswärtige  Konkurrenz  (S.  231)  einerseits 
durch  Zollsätze,  die  so  hoch  sein  sollen,  dafs  der  schlechte  Bo- 
den noch  seine  Produktionskosten  in  dem  Marktpreise  hereinbringt, 
(S.  236)  andrerseits  durch  Verringerung  der  Grundsteuer  um  so 
viel,  dafs  sie  in  demselben  Grade  zurückgeht,  in  welchem  die 
Technik  die  Transportkosten  der  transatlantischen  Konkurrenz 
zu  vermindern  vermag. 

c  Verwaltung  des  Pachtwesens  (S.  146),  welche  die  kapi- 
talbildende Kraft  desselben  gegen  das  Einzelinteresse  schützt, 
indem  sie  die  Verteilung  der  Pachtgründe  so  ordnet,  dafs  die- 
selben nicht  durch  ihre  Kleinheit  den  Pächter  zum  Tagelöhner 
des  Herren  machen ,  und  indem  sie  die  Dauer  der  Pacht  auf  ein 
Minimum  basiren,  welches  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  zu 
bestimmen  ist.  Dabei  ist  die  Statistik  der  Pachtverhältnisse  in 
der  Weise  zu  veröffentlichen,  dafs  sie  jeder  Gemeinde  und  jedem 
Bauern  zugänglich  wird. 

d.  Landwirtschaftliches  Gemeindewesen  (S.  138),  welches 
die  uralte  Idee  der  germanischen  Genossenschaft,  der  Sippe  und 
Magschaft,  in  eine  höhere  freie  Einheit  zusammenfaüst,  aus  den 
bisherigen  Gemeinden  Betriebsgemeinden  erzeugt  (S.  223),  welche 
sich  Gemeindemaschinen  anschafien,  und  mit  diesen  im  Beihe- 
dienst  arbeiten,  was  einst  in  der  Almend  als  gemeine  Viehweide 
brach  lag  mit  den  flacheren  Gründen  der  Einzelhufen  als  Dorf- 
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gcmeinschaft  in  Korn,  und  in  den  Ställen  das  Vieh,   wie  schon 
jetzt  in  Melkereien   und  Käsereien,    aus  Einzelproduktioncn    zu 
einer  Gesamtproduktion  gestalten.    Dabei  ist  zu  erwägen  (S,  35) 
ob  es  nicht  nur  ein  ursprüngliches  Recht  herstellen  hiefse,  weni 
raan  der  Gemeinde  unter  allen  Umstanden  jenes  alte  Vorkaufs 
und  Nachbarrecht  wieder  einräumt  gegenüber  dem  Zwangs- 
dem  freien  Verkaufe. 
e,  Verwaltung  des  Zinswesens  (S.  147.  183)  derart,  dafs  di^ 
Gemeinde  wieder  in  ihr  altgermanisches  Recht  eintrete  und  al^ 
Genossenschaft  der  Grundbesitzer  auch   für  das  Gmodschulden- 
wesen  zu  funktionieren  beginne;  was  nur  so  geschehen  kann,  dal 
die  Gemeinde  bei  der  nach  Rodbertus  Vorschlägen  zu  gestaltcB 
den  Grundrentenkonversion  die  Rentcutitel  ausgiebt,   daher  auch 
über  die  Notwendigkeit  jeder  Sehuldaufnahnie   entscheidet,    liie 
Rente  einkassiert,  dem  Inhaber  den  entfallenden  Betrag  auszahlt, 
und  künftig  statt  der  Einzelschulden  nur  noch  Gemeindeschuldcu 
bestehen.    Neben   dieser  Gemeindeschuld  kann  der  Einzelne  als 
freier  Mann  noch   immer  persönliche  Schulden  eingehen,    wegen 
solcher  persönlicher  Schulden  darf  aber  niemals  eine  Exekution 
gegen  den  Grundbesitz  und  sein  Betriebsinventar  gerichtet  wers 
den,  sondern  im  Konkursfalle  fällt  der  Grundbesitz  an   die  Ge« 
meinde  zurück,   welche  denselben  gegen  die  Grundrentenscheine 
wieder  als  Ganzes  zu  verkaufen  berechtigt  ist  und  unter  Umst 
den  verpflichtet  werden  kann. 

Eine  eingehende  Kritik  dieser  Vorschläge  würde  heifse 
alle  Probleme  der  jetzigen  Lage  des  Grundbesitzes  speziell  zu  unter- 
suchen und  zu  entscheiden.  ^ 
Wir  bemerken  nur,  dafs  die  geforderte  Agrarstatistik  zwa^ 
wünschenswert  und  ausfuhrbar,   aber  sehr  weitläufig,   schwierig  und 
entsprechend  kostspielig  und  schliefslich  dennoch  nur  als  Hülfsmitte 
besserer  Erkenntnis  zu  erachten  ist. 

Der  Schutz  gegen  die  auswärtige  Konkurrenz  liefi 
sich,  wenn  die  oben  angegebenen  Zahlen  als  richtige  anzunehmen 
wären,  zur  Zeit  nur  dadurch  erreichen,  dafs  der  Zoll  auf  das  Hek- 
toliter amerikanischen  Weizens  zu  6  M.  (also  8  M.  statt  1  M.  für  100  kg^ 
angesetzt  würde.  Träten  aber  in  Deutschland  die  noch  vor  eiuenj  De- 
zennium als  zulänglich  erachteten  Weizenpreise  wieder  ein,  so  würde 
ein  Zoll  von  4  M.  die  gewünschte  Ausgleichung  gewähren ,  und  wenn 
gleichzeitig  in  Amerika  sich  die  gewöhnlichen  geringeren  Erträge  von 
nur  10,5  Hektol  vom  Hektar  allgemeiner  einstellten,  oder  die  Produk- 
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tionskosten  durch  grössere  Lebensansprüche,  klimatische  Zwischen- 
fidle u.  dgl.  stärker  anwüchsen,  so  würde  der  Schutzzoll  leicht  völlig 
entbehrlich  werden.  Denn,  wie  Conrad  (Jahrbücher  Bd.  III  S.  274) 
nachgewiesen,  3  bis  4  M.  auf  das  Hektoliter  sind  schon  Differenzen, 
die  in  den  Durchschnittspreisen  des  gleichen  Jahres  in  ganzen  Pro- 
vinzen wie  an  einzelnen  Marktorten  auch  innerhalb  des  deutschen 
Zollgebietes  eintreten,  so  dafs  der  Zoll,  der  den  einen  Landesteil 
schützen  will,  für  den  anderen  ganz  überflüssig  sein  kann.  Es  ist 
nicht  zu  verkennen,  dafs  bei  der  geographischen  und  wirtschaftlichen 
Situation  Deutschlands  keinerlei  straffer  ZoUfaden  gegen  Brod  haltbar 
bleiben  kann.  Auch  müfste,  sowie  an  hohe  für  die  Weltkonkurrenz 
deutscher  Arbeit  notwendig  bedenkliche  Getreidezölle  gedacht  würde, 
der  Wechsel  der  einzelnen  Jahrgänge  und  die  Forderung,  hohe  Preise 
nicht  noch  höher  zu  treiben,  in  Betracht  kommen.  Wollte  man  in  Gü- 
terpreisen ,  Kredit  imd  Spekulation  nicht  ganz  andre  als  die  gehofiten 
Wirkungen  entstehen  sehen,  so  bliebe  nur  übrig,  auf  die  alten  glei- 
tenden Zollskalen  zurückzukommen,  von  denen  sich  zu  befreien,  Eng- 
land als  grofses  Glück  empfimden  hat,  und  deren  Durchführbarkeit 
die  Gegenwart  gegen  damals  viel  gröfsere  Schwierigkeiten  entgegen- 
stellt Dafs  aber  die  Grundsteuer  für  die  Schutzfrage  nur  eine  fast 
verschwindende  Rolle  spielt,    ergeben    die  obigen  Verhältniszahlen. 

Der  Vorschlag  in  Betreff  des  Pachtwesens  geht  in  so  fem 
weit  über  Gladstones  irische  Bill  hinaus,  als  Stein  auch  die  Ver- 
teilung der  Pachtstücke  den  Behörden  zuweist.  Wir  schweigen  über 
die  Voraussetzungen  dieses  Gedankens  und  wollen  nur  darauf  hin- 
weisen, dafs  das  oft  mit  Unrecht  angeklagte  römische  Pachtrecht 
ein  überaus  mildes  war,  und  dafs  das  preufsische,  dem  hoffentlich 
das  deutsche  Civilrecht  folgen  wird,  eine  für  den  angemessenen  Schutz 
des  Pächters  noch  vorsorglichere  Entwickelung  enthält. 

Der  Vorschlag  für  das  ländliche  Gemeindewesen  hört  sich 
so  weit  ganz  befriedigend  an ,  als  man  in  ihm  eine  kräftige  und  intel- 
ligente EntwickeluDg  des  bereits  sehr  erfreulich  wirksamen  freien 
ländlichen  Genossenschaftswesens  sehen  darf.  Den  wahren  Hinter- 
grund aber  bildet  hier  schon  die  Idee  des  Gesamtbesitzes,  die  wir 
noch  näher  ins  Auge  zu  fassen  haben. 

Ähnlich  verläuft  der  letzte  Vorschlag,  der  das  Zinswesen  um- 
gestalten will.  Auch  wir  halten  die  Möglichkeit,  das  Rotbertussche 
Rentenprinzip  trotz  der  anerkannten  Bedenken  für  gewisse  deo  Grund- 
besitz belastende  Geschäfte  anwendbar  zu  gestalten,  für  noch  nicht 
ausgeschlossen.   Die  meist  mifsverstandenen  Vorschriften  über  die 
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amerikanischen  Heimstätten  haben,  wie  auch  aus  dem  Anhang 
bei  Stein  hervorgeht,  teils  den  für  Deutschland  ganz  unanwendbaren 
Zweck,  die  Ansprüche  aus  alten,  unbekannten,  durch  lange  Jahres- 
reihen unangewendeten  und  oft  gefälschten  Landtiteln  zu  beseitigen, 
welche  sehr  häufig  gegen  die  etwas  zu  Kräften  gekommenen  Ansiedler 
unerwartet  geltend  gemacht  werden ;  teils  sind  sie  die  Folge  des  in 
den  meisten  Unions-Staaten  geltenden  Satzes,  dafs  eine  Schuldklage 
nur  angenommen  wird,  wenn  der  Kläger  genügend  darthut,  dafs  der 
Schuldner  ein  gewisses  Minimum  an  Vermögen  basitzt.  Es  ist  auch, 
wenigstens  in  den  bekannten  Heinistättegesetzen,  nicht  der  au  sich  sehr 
geringwertige  und  leicht  zu  erlangende  Grundbesitz ,  sondern  die  be- 
wegliche Habe,  Haus,  Gerät,  Inventar  und  Vieh,  bis  zu  gewisser  Zahl 
von  Ext'kution  frei,  damit  die  Familie  mit  derselben  weiter  ziehen 
und  eine  andere  Farm  einrichten  kann.  Im  letzteren  Sinne,  ähnlich 
wie  beim  Handwerkszeug,  würden  wir  also  einer  thunlichst  erweiter- 
ten Befreiung  das  Inventars  von  Pfändungen  und  Exekutionen  auch 
bei  uns  beistimmen  können.  Dagegen  machen  wir  selbstredend  Tor 
den  weiteren  Vorschlägen  Steins  unbedingt  Halt:  vor  der  Gemeinde, 
welche  alle  Grundschulden  als  Gemeinschulden  übernimmt,  beim  per- 
sönlichen Konkurs  den  Grundbesitz  einzieht,  die  Grundstücke  wieder 
vergibt,  d.  h.  zu  Pachtzinsen  versteigert,  für  die  kein  exekutives  Mit- 
tel erlaubt  ist,  oder  als  unantastbare  Wirtschaften  an  Glückliche  ver«  ^ 
schenkt  u.  s.  w.  f 

Wir  sind  weit  entfernt,  das  ungeheuerliche  Bild  solcher  Ver- 
staatlichung alles  Grundbesitzes  mit  entsprechender  Gre- 
meinde-  und  Staats-Konstruktion  in  ihren  praktischen  Anforderungen 
und  Notwendigkeiten,  Unfreiheiten  und  empörenden  Ungerechtigkeiten 
auszumalen.  Lorenz  v-  Stein  würde  unseren  Versuch  nur  selbst 
belächeln.  Wir  wollen  lediglich  im  Sinne  seines  eigenen  Vorgehens 
die  Frage  stellen:  wo  bleibt  dann  die  historische  Konsequenz,  der 
oberste  Satz  von  der  iTidividuetlen  Erwerbsselbständigkeit  des  Germa- 
nen, wo  bleiben  alle  die  lebhaft  geschilderten  Wirkungen  des  Einzel- 
eigentums in  Haus  und  Hof,  für  Frau  und  Kind,  die  Ehre  der  Arbeit 
und  das  Mafshalten  in  Recht  und  Sitte.  Sollen  sie  aus  dem  Gesamt- 
besitz, aus  dem  deutschen  Mir,  erst  allmälig  wieder  entwickelt  werden, 
Alles  seinen  Kreislauf  wieder  erneuen ,  oder  soll  der  Germane  seinen  ■ 
Charakter,  seinen  männlichen  Trieb  individueller  Selbständigkeit  und 
Selbsthilfe,  die  Basis  aller  seiner  Kulturthaten  aufgeben  und  ablegen? 

Es  ist  zweifellos,  hinter  diesen   Widersprüchen    steckt  nicht  das 
historische  Phantom   des  Gesamtbesitzes  allein,    es  wirkt  dabei  eine 
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ganz  andere  Gedankenreihe.  Es  sind  die  Anschauungen  Steins 
vom  Geldkapital  und  seinen  Beziehungen  zum  Grundkapital.  Für 
das  Problem  der  Herrschaft  des  Geld-  über  das  Grundkapital,  wie  er 
es  aufstellt,  sucht  er  eine  Lösung,  und  weil  er  sie  nicht  findet,  greift 
er  zur  Konstruktion  des  Gesamtbesitzes.  Da  ihm  dieser  Begrifif  vom 
historischen  Boden  getragen  zu  sein  scheint,  liegt  das  nahe.  Wir 
verkennen  den  Zusammenhang  der  Ideen  nicht.  Aber  wir  vermögen 
darum  Stein  doch  nicht  ganz  von  einem  Vorwurfe  frei  zu  lassen. 

Die  Nationalökonomie  ist  leider  mit  ihren  Deduktionen  in 
Qbler  Lage,  sie  mufs  in  sie  ihr  eigenes  zwiespältiges  Wesen  einführen, 
zwiespältig  in  sich  als  Wissenschaft  zahlloser  Erfahrungen  des  Volks- 
lebens und  als  logische  Entwickelung  begrifibildender  Seelenvorgänge. 
Ihre  Erfahrungen  sammelt  sie  alle  geschichtlich  und  je  schwierigere 
Aufgaben  sie  sich  stellt,  desto  mehr  erhält  sie  den  Charakter  der  Ge- 
schichtsschreibung, sie  hängt  dadurch  mehr,  als  von  den  Überlieferun- 
gen und  Urkunden  selbst,  yon  deren  Auslegung  ab.  Auch  die  mög- 
lichst exakten  Zeugnisse  der  Statistik  vermögen  diesen  subjektiven 
Zug  der  Historie  nicht  zu  verdrängen.  Der  Geschichtsschreiber  schreibt 
sich  selbst  und  seine  Überzeugungen,  also  auch  seine  Irrungen.  Über 
diese  historische  Erzählung  aber,  die  in  Wahrheit  keine  Darstellung 
erwiesener  Thatsachen,  sondern  die  des  Spiegelbildes  der  eignen  An- 
schauungen ist,  strebt  der  Nationalökonom  hinaus.  Er  forscht,  wie 
Stein  sagt,  nach  denjenigen  Gesetzen,  die  man  noch  nie  ungestraft 
miCsachtet  hat  Dabei  kann  er  selbst  innerhalb  der  historischen  Folge- 
rungen aus  dem  Zauberring  seiner  besten  Überzeugungen  nicht  her- 
aus, aber  der  Zweck,  den  er  sich  stellt,  verändert  die  Empfänglich- 
keit der  Aufsenwelt  Sein  Publikum  entnimmt  mit  dem  Beifall  einen 
unmittelbaren  Mafsstab  des  Handelns.  Das  Schwergewicht  der  Wirk- 
Uchkeit  greift  ein.  Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  Wahrhaftigkeit, 
sondern  um  Wahrheit.  Die  Wahrheit  politischer  Forderungen  und 
Ratschläge  aber  beruht  in  ihrer  thatsächlichen  Zweckdienlichkeit  und 
Durchführbarkeit.  Daraus  kann  mm  nicht  gefolgert  werden,  dafs 
der  Nationalökonom  solche  Vorschläge  erst  machen  soll,  wenn  diese 
Eigenschaften  derselben  feststehen.  Aber  es  scheint  uns,  er  übernehme 
mit  seinen  höheren  Zielen  auch  die  Pflicht,  seine  Gedanken  so  weit 
auszudenken,  dals  er  in  der  That  alle  notwendigen  Züge  der  Durch- 
führung vor  sich  zu  sehen  glauben  darf.  Wir  schreiben  mit  einer  ge- 
wissen Vorliebe  der  Politik  die  Aufgabe  zu,  aus  dem  Gange  der  Ge- 
schichte die  gegebenen  Verhältnisse  und  die  Mittel,  sie  zu  verbessern, 
zu  erkennen,   aber  wir  halten  für  so  schwer,  das  subjektive  Element 
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in  der  Geschichtsauffassung  überhaupt,  und  ganz  besonders  für  poli- 
tische Folgeniogen,  auf  sicherer  Bahn  zu  haltco,  dafs  uns  ohne  Gegen- 
probe solche  Deduktionen  inimer  Mifstrauen  zu  verdienen  scheinen. 
Diese  Gegenprobe  nun  kann  nur  darin  liegen,  dafs  die  allgemein 
skizzierten  Ideen  die  bestimmte  Gestaltung  ertragen,  dafs  die 
Formulierung,  in  der  sie  von  den  Beteiligten  im  Einzelnen  verstan- 
den, der  Weg,  auf  dem  sie  in  das  Bestehende  eingefügt  werden  kön- 
nen, und  die  Veränderungeu,  durch  die  sie  wirksam  werden  ohne  an- 
dere höhere  Zwecke  zu  stören,  mit  befriedigender  Klarheit  vorliegen. 
Erst  diese  Probe  auf  die  Nutzbarkeit  der  Folgerungen  scheint  uns 
zugleich  die  Probe  auf  die  Richtigkeit  der  Erkenntnis  des  geschicht- 
lichen Zusammenhanges. 

Wir  zweifeln  nun  keinen  Augenblick,  dafs,  wenn  Stein  seine  Ideen 
vom  germanischen  Gesamtbesitz  verfolgen  und  auf  ihre  Lebensfähig- 
keit hätte  prüfen  wollen,  er  sie  anders  gewürdigt  und  nicht  reif  ge- 
funden haben  würde,  aufserhalb  des  Kreises  der  Auguren  und  gedeckt 
von  deren  Autorität  im  Gewände  des  Gelehrten  zu  erscheinen.  Jetzt 
kann  er  erleben,  dafs  sich  Köpfe  finden,  die  seine  Sätze  etwa  neben 
Marx  Kapital  als  willkommene  schwer  zu  entwirrende  Argumentatio- 
nen, je  weniger  sie  Widerspruch  finden,  um  so  leichter,  wie  eine  wis 
senschaftliche  Begründung  ihrer  leidenschaftlichen  Anreizuig  Urteils- 
loser benutzen. 

Vornehmlich  deshalb  haben  wir  den  Gesamtbesitz  der  deutschen 
Hufenbauern  zunächst  zu  unserem  Thema  gewählt  und  als  einen  histo- 
rischen Irrtum  bekämpft,  der  die  Grundideen  der  drei  Fragen  und 
Steins  darin  wiederkUngende  Empfindung  beherrscht.  fl 

Wir  wissen  aber  sehr  wohl,  dafs  Stein  weder  auf  den  prakti- 
schen Gehalt  seiner  Vorschläge,  noch  auf  deren  historische  Begrün- 
dung grofsen  Wert  gelegt  hat.  Er  ist  vielmehr  in  seiner  ganzen  Ab- 
handlung vor  allem  dem  wissenschaftlich  idealeren  Drange  der  theo- 
retischen Richtung  der  Nationalökonomie  gefolgt,  welche  das 
Charakteristische  aus  der  unfafsbarcn  Mannigfaltigkeit  der  niemals 
identischen  Thatsachen  aushebt  und  die  Abstraktionen  der  Begrifife 
prüft,  läutert  und  bereichert. 

Kein  Theoretiker  wird  ohne  lebhafte  Anregung  die  fast  die  ge^ 
samte  Natioualökonomie  durcheilenden  Begriffs  Stellungen  Steins 
lesen.  Wir  sehen  bei  aller  Anerkennung  der  vielfach  meisterhaften 
historischen  Skizzen,  doch  gerade  in  dem  Bestreben,  die  Begriffe  zu 
fixieren  und  das  Verständnis  ihres  Zusammenhanges  zu  erweitern,  ein 
Hauptverdieost  der  Schrift. 
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Aber  es  scheint  uns ,  dafs,  wie  ihren  geistvollen  Verfasser  bei  der 
Forderung,  den  Gresamtbesitz  praktisch  zu  machen,  eine  Idee  ohne 
genügende  historische  Voraussetzungen  dazu  führte,  über  das  in  der 
Wirklichkeit  Ausführbare  hinauszugehen,  ihn  andrerseits  historisch  be- 
gründete Eindrücke  bestimmten,  bei  der  Verfolgung  der  Begriffsbe- 
ziehungen  seine  Abstraktionen  in  nicht  mehr  völlig  zutreffenden  Pro- 
blemen auszusprechen. 

Wir  meinen  die  erwähnte  für  die  Abhandlung  ebenfalls  grund- 
l^ende  Behandlung  der  Beziehungen  von  Geld- und  Grund- 
kapital 

Wir  sind  mit  Steins  Kapitalsbegriff  vollkommen  einver- 
standen. Kapital  ist  ihm  jedes  produktive  Gut,  das  als  solches  nur 
gedacht  werden  kann,  wenn  es  ein  Produzent  zu  diesem  Zweck  in 
Händen  hat.  Es  ist  ihm  nur  denkbar  durch  die  Persönlichkeit  und  für 
dieselbe;  bildet  also  ein  Produktionsmittel  des  Produzenten,  und  wird 
wirksam  in  einem  bestimmten  Betriebe  zur  Herstellung  von  Produk- 
ten, welche  die  Eigenschaft  eines  Mehrwertes  über  die  Entstehungs- 
kosten haben  sollen.  Stein  unterscheidet  geistiges  Kapital,  gewerb- 
liches oder  Geldkapital  und  Grundkapital,  und  erklärt  (S.  84),  dafs 
der  Grundbesitz  in  der  Hand  seines  Besitzers  jetzt  jedem  anderen 
Teile  des  Vermögens  desselben  ganz  gleichgestellt  ist,  dafs  er  Kapi- 
tal geworden,  und  jede  Besonderheit  und  mit  ihr  jedes  Recht  auf 
eine  Berücksichtigung  derselben  verloren  hat.  Er  erkennt  an,  dafs  das 
Kapital  in  allen  seinen  Formen  durch  das  neunzehnte  Jahrhundert 
frei  geworden,  nicht  blos  im  Grundbesitz,  und  dafs  die  volle  Freiheit 
dieser  Kapitalsqualität  für  das  ganze  Leben  ein  so  gewaltiger 
Fortschritt  gewesen,  dafs  es  fast  unmöglich  ist,  für  alle  Zukunft 
sich  dieselbe  aus  unserer  Gesittung  hinwegzudenken.  Die  Erhebung 
des  Grundbesitzes  zum  freien  Kapital  hat ,  wie  er  ausspricht ,  zuerst 
für  die  Landwirtschaft  das  persönliche  Kapital  in  Betrieb  und  Intelli- 
genz entfesselt,  seine  wertproduzierende  Kraft  zur  Geltung  gebracht, 
und  damit  eine  neue  Epoche  der  fachmännischen  sowie  der  höheren 
nationalökonomischen  Auffassung  und  Theorie  hervorgerufen;  dann 
aber  hat  sie  grade  dadurch  den  Reichtum  des  Grundbesitzes  in  einem 
Grade  entwickelt,  wie  das  keine  Zeit  jemals  vermochte  und  mit  dem 
Reichtum  des  Grundbesitzes  auch  den  der  ganzen  Nation.  In  diesem 
Sinne  sagt  er  ganz  unbedenklich,  dafs  die  Kapitalsqualität  des  Grund- 
besitzes dadurch,  dafs  sie  allein  das  Güterkapital  des  Grundes  und 
Bodens  befähigte,  sich  befruchtend  dem  persönlichen  Kapital  zu  ver- 
binden, eine  neue  Aera  in  der  Landwirtschaft  begründet  hat. 


A  nguat  Meltsen, 


Denooch  findet  er  (S.  101),  dafs  die  unbegrenzte  Freiheit  des 
Kapitales  auf  allen  Gebieten  der  Volkswirtschaft  Kapital  und  Arbeit 
scbeidet,  das  Interesse  der  letzteren  dem  des  ersteren  unterwirft,  und 
der  letzteren  ihre  kapitalbildende  Kraft  nimmt,  um  sie  dem  ersteren 
zu  geben ;  dafs  die  Gewalt  des  Kapitals  also  auch  aus  dem  au  sich 
freien  Betriebe  des  Grundbesitzes  die  Dienstpflicht  unter  das  persön- 
liche (?)  Kapital  gestalte,  die  die  Bedingungen  des  Kapitales  annehmen 
mufs,  gleichviel  ob  der  zum  Dienst  Verpflichtete  Pächter  oder  ver- 
schuldeter Eigentümer  sei.  Es  entwickele  sich  in  der  Scheidung  der 
Kapitalsformen  und  ihrer  Interessen  die  innerste  Natur  des  Geldka- 
pitals, und  der  Gegensatz  zum  Grundkapital  breche  los*  Da  das  Geld- 
kapital das  gröfsere  und  damit  stärkere  sei ,  beginne  unabweisbar  ein 
Prozefs  (S.  179),  in  welchem  statt  der  alten  Grandherrlichkeit  das 
Geldkapital  den  GnmdbesitÄ  von  sich  abhängig  niadien  werde.  Dies 
Geldkapital  aber  werde  auf  dem  Grandbesitze  seiner  Natur  nach  nie- 
mals selbst  arbeiten,  sondern  Andere  für  sich  arbeiten  lassen,  um  den 
Gewinn,  die  Kapitalbildung,  dann  für  sich  selbst  zu  behalten.  Das 
Recht  auf  den  Ertrag  werde  dem  Rechte  auf  Pacht  und  Zins  unbe- 
dingt unterworfen  und  dieses  Recht  vertreibe  den  Besitzer  von  seinem 
Besitze,   den  Pächter  von  seiner  Pacht,   den  Bauer  von  seiner  Hufe. 

Darin  sieht  er  nun,  wie  schon  im  Eingange  gezeigt,  einen  Sieg 
des  Geldkapitales  über  das  Grundkapital,  der  den  Grund- 
besitzer zum  Arbeiter  mache  und  dem  Kapital  gestatte,  sich  aus  des 
Arbeiters  Verdienst  mit  arbeitslosem  Einkonmien  die  Herrschaft  über 
den  Grundbesitz  zu  bereiten  (S.  104).  Mit  dieser  Unterwerfung  (S.  174) 
verzehre  das  Geldkapital  das  Grundkapital  und  mit  ihm  die  Grund- 
lage eines  wesentlichen  Tdls  unserer  sozialen  Ordnung,  Die  Zins- 
pflichtigkeit  des  Grundbesitzers  werde  von  keinem  germanischen  Volke 
auf  die  Dauer  ertragen  werden  (S.  9),  die  Grenze,  auf  welcher  der 
Grundbesitzer,  gleichviel  unter  welchem  Namen,  zum  Tagesarbeiter 
für  das  Geldkapital  wird,  sei  der  Punkt,  auf  welchem  die  Staatsge- 
walt in  ibrtj  Rechte,  aber  auch  in  ihre  Aufgabe  hineintreten  müsse 
und  werde. 

Es  ist  klar,  welche  Bedeutung  in  diesen  Sätzen  die  Abstraktion 
gewinnt.  In  Wirklichkeit  wird  jeder  Gutsbesitzer  reich,  der  erheb- 
liche Ertragsüberschüsse  seines  Bodens  sammelt,  und  jeder  verarmt, 
der,  was  auch  früher  geschah,  durch  Kaufpreis  und  Verbrauch  sich 
höher  verschuldet,  als  sein  Ertrag  gestattet.  Arbeit  aber  ist  immer 
nur  Sache  des  persönlichen  Kapitals,  welches  dabei  durch  Geld-  und 
Grundkapital  verstärkt  werden  kann  oder  nicht. 
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Wir  legen  keinen  Wert  darauf,  dafs  Stein  selbst  ausspricht,  wie 
es  sich  fQr  ihn  (S.  2)  bei  der  Unterscheidung  des  Kapitals  im  we- 
sentlichen um  den  Unterschied  zwischen  dem  handle,  was  man  im  all- 
gemeinen als  den  Grundbesitz  und  ihm  gegenüber  als  den  gewerb- 
lichen Besitz  bezeichne,  und  dafs  allgemein  verständlich  gesagt, 
neben  dem  geistigen  Kapital  sich  das  Grundkapital  und  das  gewerb- 
liche oder  das  Wertkapital  einander  gegenüber  stehen,  welches  letz- 
tere er  aus  naheliegenden  Gründen  das  Geldkapital  nennen  werde. 

Augenscheinlich  ändert  er  später  die  Front  dieses  Gegensatzes, 
und  obwohl  dadurch  manche  Verschiebung  entsteht,  setzt  er  doch 
dem  Grundkapital  bei  der  weiteren  Betrachtung  dasjenige  Kapital  als 
Geldkapital  gegenüber,  welches  sich  arbeitslos  ein  Einkommen 
▼erschafft. 

Es  läfst  sich  nicht  yerkennen,  dafs  die  Phänomene  der  Herrschaft 
über  das  Grundkapital,  von  denen  Stein  spricht,  nicht  auf  das  eigent- 
liche gewerbliche,  d.  h.  das  in  Industrie  imd  Handel  produzierende 
Kapital  bezogen  werden  können.  Es  handelt  sich  dabei  auch  nicht 
um  einen  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land,  oder  darum,  dafs  die 
geliehene  Kapitale  und  ihr  Verkehr  vorzugsweise  auf  dem  Gewerbe 
beruhten.  Urkundlich  sind  es  auf  deutschem  Boden  am  frühesten 
und  häufigsten  die  Klöster  und  kirchlichen  Stiftungen,  welche  aus  den 
Überschüssen  ihres  ausgedehnten  Grundbesitzes,  dem  Erbe  ihrer 
Hitglieder  und  aus  den  Schenkungen  ihrer  ganz  überwiegend  ländlichen 
Sprengelinsassen  Rentendarlehne  und  zwar  mit  Vorliebe  auf  Land- 
güter ausgaben.  Es  steht  vielmehr  das  eigentlich  gewerbliche,  unter 
eigener  Arbeit  werbende  Kapital  in  einem  der  Lage  des  Grundbesitzes 
gimz  entsprechenden  Verhältnisse  zu  dem  sich  arbeitslos  ein  Einkom- 
men verschaffenden  Geldkapital,  und  es  kann  nur  verdunkelnd  wirken, 
wenn  diese  nicht  in  allen  Zügen  parallele,  aber  in  der  Hauptsache 
übereinstimmende  Stellung  aller  an  der  Arbeit  sich  be- 
teiligenden Kapitalisten,  gegenüber  den  die  Arbeit  nur  unter- 
stützenden, von  jenen  Zinsen  empfangenden,  nicht  hinreichend  in 
Rücksicht  gezogen  wird. 

Wir  wollen  uns  auch  die  Personifikation,  dieses  arbeitslos 
Einkommen  schaffenden  Geldkapitals,  gefallen  lassen,  obgleich  sie  viel 
schattenhafter  bleibt,  als  die  durch  das  Bodenareal  anschauliche  des 
Grundkapitales  und,  wie  wir  glauben,  sehr  zum  Nachteil  der  wirk- 
lichen Klarstellung  der  Gegensätze,  Stein  die  eigene  Anforderung  un- 
beachtet läfst,  dafs  das  Kapital  überhaupt  nur  denkbar  durch  die 
Persönlichkeit  imd  für  die  Persönlichkeit  dessen  ist,  der  es  als  Pro- 
duktionsmittel verwendet 
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Jedenfalls  aber  müssen  wir  es  für  eine  unrichtige  und  verwirrende 
Onindlage  der  gesanimten  Deduktion  ansehen,  dafs  diese  Personifika- 
tion des  Geldkapitales»  deren  Inhalt  sich  aus  ganz  entgegengesetzt 
wirkenden  Personalbeziehungen  zusammensetzt,  ihren  Charakter  ledig- 
lich von  einzelnen  allerdings  besonders  eindrucksvollen 
persönlichen  Erscheinungen  erhält,  und  diesem  glücklicher- 
weise sehr  untergeordneten  Kreise  erfahrungsraärsiger  Vorgänge  eine 
Theorie  unerträglicher  vom  Staate  zu  beseitigender  Herrschaft  des 
Geldkapitales  über  das  Grundkapital  entnommen  wird. 

Trotz  aller  Versicherungen,  dafs  diese  Herrschaft  eine  natür- 
liche unabwendbare  Entwickelung  und  im  Wesen  des  Geldkapitales 
begründet  sei,  sieht  Stein  in  den  Personen,  die  unbeschäftigtes  Geld 
besitzen  und  durch  Darlehen,  wie  es  allerdings  der  Natur  des  Geld- 
kapitales entspricht,  nutzbar  machen  wollen,  im  wesentlichen  nur  die 
Wucherer  und  Halsabschneider  und  schlägt  mit  einer  Erbit- 
terung, der  man  für  den  einzelnen  Fall  der  wucherischen  Wirklichkeit 
nur  Beifall  spenden  könnte,  auf  die  Inhaber  des  Geldkapitales  in  der 
Menschheit  überhaupt  los.  ^ 

Das  arbeitslos  sich  Einkommen  verschaffende  Geld-fl 
kapital   entsteht,   wie   Stein  sagt,    durch   Sparen.    Befriedigender 
wäre  wohl  zu  sagen  durch  Werben. 

Alles  Kapital,  geistiges  wie  Grund-  und  Geldkapital,  —  oder  per- 
sönliches, immobiles  und  mobiles  —  gründet  sieb  auf  eine  vorhandene 
natürliche  Kraft.  Wer  diese  Kraft  beherrscht,  besitzt  darin 
eine  Verstärkung  der  Summe  seiner  individuellen  Leistungsfähigkeit— 
Er  macht  sie  zum  Kapital,  indem  er  sie  werben  läfst,  d.  h.  wirt^ 
schaftlich  benutzt.  Jedes  werbende  Kapital,  das  persönliche  wie  das 
sachliche,  wird  durch  richtige  Anwendung,  also  durch  angemes- 
sene Arbeit  in  seiner  Kraft  und  Produktionsfähigkeit  gesteigert. 
Es  hat  die  Eigenschaft,  durch  wirtschaftliche  Werbung  zu  wachsen, 
ebenso  wie  es  die  Eigenschaft  hat,  ohne  nutzbare  Anwendung  sich 
abzuschwächen.  Darauf  beruht  ein  grofser  Teil  der  moralischen  Ord- 
nung der  Menschheit,  denn  die  menschlichen  Individuen  sind  nicht 
blos  PcrBonen,  soiideni  Personen  mit  mehr  oder  weniger  persönlichen 
und  sachlichen  Kapitalkräften.  Wirklich  arbeitsloses  Kapital  ist  also 
überall  ein  Verlust  für  das  Individuum  und  für  die  Gesamtheit.  E^| 
wird  wirtschaftlich  und  moralisch  nach  Möglichkeit  vermieden.  Das 
Mittel  dafür  ist  das  gedachte  arbeitslos  werbende  GeJdkapital.  Es 
entsteht,  wo  der  mit  seinem  sachlichen  Kapital  Arbeitende  dasselbe  ganz 
oder  teilweise  nicht  mehr  zur  Arbeit  verwenden  kann  oder  wiU. 
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schafft  das  bisher  unter  seinen  Händen  angewachsene  Kapital  in  eine 
Form  um,  welche  ihm  gestattet,  seine  Kraft  anderen  zu 
übertragen.  Dies  kann  im  wesentlichen  nur  Geldkapital  sein.  Er 
yeikauft  die  verbesserten  Grundstücke,  die  vermehrten  Werkzeuge 
und  Vorrate,  und  beherrscht  nun  Geldsummen  oder  als  Geld  übertrag- 
bare Werte,  mit  denen  andere  ihre  produktive  Kraft  zu  verstärken 
vermögen. 

Da  aber  solche  Gelder  und  Geldwerte  fungible  Dinge  sind, 
die  bei  der  Anwendung  aufgezehrt  werden  und  nur  in  anderen  Werten 
wieder  erscheinen,  so  dafs  sie  der  Darleiher  weder  verfolgen  noch 
zurückerhalten  kann,  so  entsteht  mit  der  Ueberlassung  der  Nutzung 
von  Geldkapital  an  andere  die  eigentümliche  Kapitalsform  der 
Forderung.  Sie  ist  ein  Kapital  ohne  konkreten  Inhalt.  In  ihr 
spricht  sich  das  Wesen  des  Kredites  aus.  Sie  beruht  auf  dem 
Vertrauen  des  Kapitalisten,  dafs  er  sein  Geldkapital  wieder  erlangen 
werde,  obwohl  er  es  dem  Darlehnsnehmer  zur  völlig  freien  Verfügimg 
als  Eigentum  überlassen  hat.  Die  Vergütung  dafür,  dafs  in  solchem 
Vertrauen  jemand  nicht  selbst  erarbeitetes  Kapital  so  zur  freien  Ver- 
fügung erhält,  dafs  er  es  nur  in  gleichem  Geldbetrage  zurückzugeben 
hat,  während  es  bei  richtiger  Anwendung  in  seinen  Händen  produ- 
zieren und  sich  vermehren  kann,  ist  der  Kapitalzins. 

Da  die  angewachsenen  Kapitale,  je  mehr  solche  vorhanden  sind, 
desto  häufiger  in  Händen  liegen,  die  sie  selbst,  wenn  sie  wollten,  nicht 
wirtschaftlich  zu  verwenden  vermögen,  andrerseits  stets  solche  vor- 
handen sind,  die  ein  fremdes  Kapital  zur  Nutzung  zu  erhalten  wün- 
schen, bildet  sich  ein  Markt  für  Geldkapitale  imd  die  Zinsver- 
gütung kann  nicht  willkürlich  gefordert  werden,  sondern  wird  Gegen- 
stand der  Ausgleichung  durch  Angebot  und  Nachfrage. 

Wenn  nun  in  unseren  Zuständen  dieses  arbeitslose  Geldkapital 
wirklich  eine  zerstörende  Herrschaft  ausübt,  gegen  die  der  Staat  ein- 
zuschreiten hat,  soll  es  überhaupt  nicht  entstehen  dürfen? 
Soll  der  Vater  seinem  Kinde,  das  kein  Kapital  zu  seiner  Beschäfti- 
gung braucht,  solches  nicht  hinterlassen  oder  schenken?  Soll  niemand, 
w^m  er  alt  wird,  sein  Geschäft  einschränken  oder  aufgeben,  oder 
darf  er  ein  Haus  oder  ein  Landgut  nicht  verkaufen,  das  er  erworben 
oder  ererbt  hat  und  nicht  mehr  bewohnen  oder  bewirtschaften  will? 
Soll  auch  niemand  Ersparnisse  sammeln? 

Wenn  aber  die  Entstehung  von  Geldkapital  in  Händen,  die  es 
zur  Zeit  nicht  selbst  zur  Arbeit  verwenden  können,  geduldet  werden 
soll  oder  nicht  verhindert  werden  kann,  soll  die  Ausleihung  ver- 
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boten  seiD?  Oder  wenn  auch  diese  erlaubt  werden  mufs,  weil  zu" 
viele  danach  verlangen,  soll  wenigstens  das  Zinsennehmen  nicht  ge- 
stattet sein?  Hat  nicht  im  Mittelalter  das  sogar  religiöse  Verbot  dem 
Zinsennehmens  weder  Laien  noch  Geistliche  von  oflener  Umgehung 
abgehalten?  Sind  irgend  welche  Einrichtungen  zu  denken,  die  Denen 
die  nötige  Hilfe  gewähren,  welche  Geldltapital  bedürfen  und  gern  b« 
reit  sind,  dafür  Vergütung  in  einem  marktgängigen  Zinsfufse  zu 
zahlen?  Will  man  etwa  auch  da  von  der  verkehrten  jetzigen  Eigen- 
turasordnung sprechen  und  die  Unternehmungslustigen  auf  das  Glück 
der  Kommunisten  und  die  kommenden  National  Werkstätten  verweisen? 

Der  Kredit   gegen  Zins   ist   so   alt,    als   die    Menschheit  zurück 
denkt.     Die  Kulturvölker  Europas  können  auf  keinen  ursprtlnglicheren 
Zustand  zurückgehen,  als   auf  den   der  Nomaden  Hochasiens.    Diese 
fordern,   wenn  sie  sich  Vieh  leihen,    100  Prozent,  und  wer  sie  nicht 
zahlen    kann,    wird   Knecht    Die  Rolle,   die  die  Schuldzinsen  in  der 
Geschichte  Griechenlands  und  Roms  spielten,  ist  hinlänglich  bekannt. 
Der  Geldzins  läfst  sich  nicht  abschaffen,   sondern  nur  durch 
Sicherheit,   Ordnung  und  Vertrauen  leichter   und  geduldiger  machen. 
Überall  aber  gilt,  dafs  der  Ziusfufs  hoch  wird,  wenn  wenige  Geld  frefl 
haben   und  viele  andere   dasselbe  benutzen  wollen,    niedrig,   je  meh^ 
Geld  unbenutzt  vorhanden  ist,    und   die  vielen  Kapitalien  durch  Em- 
pfänger schwer  mit  Gewinn  verwendbar  werden.    Mit  geringerem  Zins 
stuckt  zugleich  das  Anwachsen  der  Kapitale,   bis  sich  wieder  ein  gd|H 
wisses  Gleichgewicht  zur  Nutzbarkeit  herstellt  ™ 

Wer  sind  denn  nun  die  Geber  und  wer  die  Empfänger 
dieses  im  Wesentlichen  überhaupt  nur  in  Darlehen  vorhandenen  Geld- 
kapitales ? 

Es  ist  wahr,  es  gibt  Menschen,  die  mit  teuflischer  List  Anderen 
Darlehen  aufdrängen,  um  sie  unvermerkt  in  Schuldnot  zu  bringen  und 
nach  und  nach  ihres  Vermögens  zu  berauben.  Aber  welcher  gering- 
fügige Bruchteil  der  Schulden  ist  das  glücklicherweise?  Läfst  sich 
davon  gegenüber  den  ungeheuren  Surnuien,  die  täglich  im  Kreditver- 
kehr des  wirtschaftlichen  Lebens  umlaufen,  nur  reden,  und  sind  dafür 
nicht  Wucher-  und  Betrugsgesetze  da,  und  wenn  iingestraft,  sind  das 
nicht  die  moralischen  Verbrechen,  denen  im  Treiben  der  Menschheit 
eine  kleine  Zahl  Unglücklicher  leider  unvermeidlich,  wie  anderen  Un- 
fiillen  des  Körpers  und  Geistes  zum  Opfer  wird? 

Im  gewöhnlichen  Gange  der  Dinge  bekommt  nur  Der  Kredit,  der 
ihn  wünscht  und  die  dem  marktgängigen  Zinsfufs   und  dem  besonde- 
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reo  Risiko  entsprechende  Vergütung  zusichert.  Solche,  die  Kredit 
haben  wollen,  und  die  ihn  geben  können,  suchen  sich  gegenseitig  auf. 

Nun  ist  die  Verschiedenheit  der  Lage  Derer,  welche  mit 
gewerblichem  Kapital  arbeiten  und  dies  durch  Anlehen  vermehren 
wollen,  gegenüber  Denen,  die  mit  Grundkapital  arbeiten  und  dafür 
durch  Kredit  ihre  Kräfte  verstärken  wollen,  einfach  zu  übersehen. 

Der  Gewerbtreibende  hat  im  Zweifelfalle,  selbst  bei  Fabri- 
ken, von  seinem  gewerblichen  Kapitale  wenig  in  Grund,  Gebäuden 
und  Werkzeugen  von  dauerndem  Werte  festgelegt.  Dagegen  braucht 
er  den  meist  weit  überwiegenden  Teil  im  Betriebe  selbst  als  sogenann- 
tes Betriebskapital,  welches  in  der  Regel  in  kürzeren  etwa  Jahres- 
perioden immer  wieder  zu  neuem  Gebrauche  in  seine  Hand  zurück- 
kehren soll.  Will  er  Kredit  nehmen,  so  kann  der  Kreditgeber  in  sei- 
nen dauernden  Anlagen  nur  eine  unwesentliche  Bürgschaft  sehen,  es 
kommt  alles  auf  das  persönliche  und  das  Betriebskapital,  deren  bisherige 
Verwendung  und  die  Erwartung  der  vorteilhaften  Entwickelung  des 
Betriebes  durch  den  zu  gewährenden  Kredit  an.  Gerade  für  alle 
diese  Momente  aber  ist  keine  Sicherheit  zu  erreichen,  ja  selbst  eine 
befriedigende  Beurteilung  schwer.  Der  gewerbliche  Kredit 
ist  fast  ganz  Vertrauenssache.  Das  Risiko  ist  immer  yerhältnismäfsig 
grolä.  Von  jeher  stand  deshalb  der  sogenannte  kaufmännische  Zins- 
fufs  höher  als  der  gewöhnliche,  der  sich  in  der  Hauptsache  auf  Grund- 
kredit bezieht  Wirklich  erheblicher  Kredit  ohne  sonstige  Deckung 
aber  wird  Gewerbtreibenden  in  der  Regel  nur  von  genau  mit  ihrer 
Geschäftsführung,  Person  imd  Vermögenslage  Vertrauten  gewährt.  Ent- 
sprechend wird  der  gegebene  alsbald  zurückgezogen,  so  wie  Bedenken 
gegen  die  noch  andauernde  oder  künftige  Sicherheit  desselben  auf- 
steigen. 

Je  mehr  Kredit  ein  Gewerbtreibender  also  für  einen  vielleicht 
recht  schwunghaften  Betrieb  seines  Geschäftes  in  Anspruch  zu  nehmen 
Veranlassung  gehabt  hat,  desto  mehr  wird  seine  Lage  davon  abhän- 
gig, dafs  keinerlei  scheinbare  oder  wirkliche  Anzeichen  vermin- 
derter Sicherheit  an  seinem  Geschäftsgebahren  oder  sonstigem 
Verbalten  bemerkbar  werden;  nicht  blos  keinerlei  Stockung  in  der 
rechtzeitigen  Rückzahlung  oder  der  Erfüllung  irgend  einer  Verpflich- 
tung, sondern  auch  keinerlei  Zurückhaltung  in  zweckmäfsigen  An- 
schaffungen, in  der  Beschäftigung  von  Hülfskräften,  in  der  gewohnten 
Lebensweise,  woraus  auf  Mangel  an  Zahlungsmitteln  oder  Rückgang 
des  Betriebes  geschlossen  werden  möchte.  Bei  den  mannigfachen 
Zwischenfällen  und  dem  Schwanken  günstiger  und  ungünstiger  Jahre 
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die  in  jedem  gewerblichen  Unternehnien  eintreten,  ist  es  deshalb  nicht 
blos  die  vielleicht  wohl  begründete  Hoffnung  auf  bevorstehende  Wen- 
dung zum  Besseren,  sondern  auch  das  Bewulstsein  der  Notwendigkeit 
die  nachteilig  gewordene  Lage  zu  verbergen,  die  den  Gewerbtreiben- 
den  bestimmt,  sein  Geschäft  mit  steigenden  Opfern  weiter  zu  fuhren, 
bis  die  Krschöpfinig  seiner  Kräfte  seinen  Gläubigern  fühlbar  wird. 
Dann  eilen  alle  zuzugreifen  und  er  wird  ein  verlorener  und  verarmter 
Mann,  wenn  ihn  seine  Gläubiger  trotz  ihrer  Verluste  nicht  schliefslich 
halten.  Bei  der  Auflösung  seines  Geschäftes  im  Bankerott  werden 
auch  die  letzten  Reste  des  gewerblichen  Besitzes  in  der  Regel  unH 
verhält nisniäfsig  entwertet,  ihre  Brauchbarkeit  beruht  vorzugsweise  in 
der  Organisation  und  der  Kundschaft,  Werkzeuge  und  sell)st  wohl- 
eingerichtete Fabriken  sind  im  Zwangs  verkaufe  so  gut  wie  wertlos. 

Der  landwirtschaftliche  Produzent  dagegen  mufs  den 
wesentlichsten  Teü  seines  Kapitales  als  Grundkapital,  d.  h,  thatsäch- 
lich  als  ein  dauerndes  durch  den  Gebrauch  sich  meist  verbesserndes, 
selten  abnutzendes  Werkzeug  besitzen,  neben  dem  er  nur  über  ein  in 
der  Regel  erheblich  geringeres  Betriebskapital  verlügt.  Bedarf  er 
Kredit,  so  hat  für  den  Gläubiger,  überall  wo  eine  geordnete  Grund- 
buchverfassung besteht,  die  persönliche  Betriebsführuug  wenig  Bedeu- 
tung, Derselbe  hält  sich  an  die  Bürgschaft,  die  er  an  d^m  Werte 
des  Grundkapitales  findet,  und  die  ihm  der  Staat  durch  die  Hypo- 
thekeneinrichtungen in  erkennbarer  Höhe  und  Reihenfolge  sichert. 
Soweit  diese  Bürgschaft  für  die  Rückzahlung  ausreicht,  ist  das  Risiko 
des  Kredites  gering  und  der  Zinsfufs  ein  niedriger;  für  zweifellos  ge- 
sicherte Darlehen  steht  er  in  der  Regel  noch  unter  deni  marktgän- 
gigen. 

Es  ist  indefs  richtig,  dieser  Grundkredit  leidet  an  dem  grofsen 
Übelstaiide,  dafs  der  Landwirt  mit  seinem  kostspieligen  Werkzeuge 
nur  verbal tnisniäfsig  geringfügige  Betriebseinnahmen  erzielt,  denen  er 
gröfsere  Geldsummen  nicht  zu  entnehmen  vermag.  Wenn 
er  also  kreditirte  Geldkapitale  zurückerstatten  soll,  muTs  er  sich  an- 
dere suchen,  was  ihm  zu  Zeiten  schwer  werden  und  Opfer  kosten 
kann*  Wenn  auch  unkündbarer,  sich  in  Reuten  amortisirender  Kredit 
bis  zur  Hälfte,  ja  i  des  geschätzten  Gutswertes  durch  die  dafür 
errichteten  Anstalten  gewährt  wird,  dw  leider  nur  zu  oft  benutzte 
Kredit  auf  den  Rest  des  Gutswertes  kann  nur  eiti  privater,  selten  «"f— 
lange  garantierter  sein.  f 

Unzweifelhaft  glebt  es  nun  Geschäftsmenschen,  die  die  bedrängte 
Lage  des  Gutsbesitzers  ausnutzen»   Sie  gewähren  anfangs  leicht  Kredit^ 
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begnügen  sich  statt  der  Rückzahlungen  und  Zinsen  mit  immer  erneuten 
steigenden  Verschreibungen  und  enden  das  Spiel,  wenn  sie  sehen,  dafs 
ihr  Opfer  reif  ist  Aber  Jeder,  der  ausgebreitete  Beziehungen  in  land- 
wirtschaftlichen Familien  hat,  wird  bestätigen,  wie  glücklicherweise 
yereinzelt  und  von  der  Persönlichkeit  abhängig  diese  Fälle  sind,  und 
wie  unverhältnismäfsig  häufiger  die  Verschuldung  einen  ganz  entge- 
gengesetzten Verlauf  nimmt 

An  sich  schon  gehört  ein  erheblicher  Teil  des  landwirtschaftlichen 
Kredites  durch  Überweisung  von  Hypotheken  bei  Erbteilungen  den 
Familienmitgliedern  der  Besitzer  an.  Auch  Restkaufgelder 
fallen  vielfach  in  diese  Kategorie.  Vor  allem  aber  sind  fremde  Ge- 
schäftsleute selbstredend  nicht  geneigt,  aufser  im  Falle  mangelnder 
Deckung  anderweit  entstandener  Forderungen,  Hypotheken  von  wenig 
gesicherter  Stellung  zu  übernehmen,  das  thun  selbst  die  obengedach- 
ten Halsabschneider  nicht,  sie  hoffen,  dafs  sich  Anderer  Geld  verwik- 
kelt  Die  unsichern  Hypotheken  liegen  weit  überwiegend  in 
Händen  von  solchen,  die  damit  nicht  spekulieren.  Im  Gegenteil  je  be- 
drohlicher die  Lage  des  Besitzers  wird,  desto  mehr  sind  es  Befreun- 
dete und  Bekannte,  die  sich  der  Gefälligkeit  schwer  entziehen  können, 
and  vor  allem  die  nächsten  Familienverwandten,  die  diese  Posten,  sei 
es  dafs  sie  neu  aufgenommen,  oder  nach  Kündigung  zediert  werden, 
übernehmen.  Das  ist  auch  sehr  natürlich.  Wenn  die  Ernte  schlecht 
ausgefallen  ist,  und  die  Pfandbriefs-  oder  andere  Zinsen,  die  Steuern 
and  Versicherungen  nicht  gezahlt  werden  können,  entsteht  nur  die 
Frage,  ob  eine  gefährliche  Schuld  gemacht,  oder  den  nächsten  Ange- 
hörigen lieber  das  kleine  Opfer  angesonnen  werden  soll.  Die  nächste 
Ernte  wird  hoffentlich  besser  sein  und  die  schlimme  Lage  vorüberge- 
hen, sie  zahlen  und  erhalten  Hypothek.  Leider  wiederholt  sich  aber 
solche  Verlegenheit  leichter,  als  dafs  sie  sich  behebt  Die  Hülfe  wird 
als  eine  Liebespflicht  öfter  in  Anspruch  genommen,  und  endlich  kommt 
es  gar  nicht  mehr  auf  die  Geneigtheit  und  auf  die  Kräfte  der  Fami- 
lie, sondern  nur  noch  darauf  an,  ob  Eltern,  Schwiegereltern,  Brüder 
and  Schwestern,  wenn  auch  mit  sichtlichen  Opfern,  weiter  zahlen  oder 
den  Besitzer  nach  Verlust  des  Gutes  mit  den  Seinigen  erhalten  wol- 
len. Nur  der  völlig  Unkundige  kann  diesen  Verlauf  als  den  ganz  ge- 
wöhnlichen in  Abrede  stellen. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  Geldkapital?  Statt  den  Besitzer  zu 
knechten,  hat  es  demselben  fortdauernd  weit  über  Mafs  geholfen. 
Hätte  er  zur  rechten  Zeit,  als  er  einsah,  dass  seine  Kräfte  unzurei- 
chend waren,  das  Gut  verkauft,  so  hätte  dies  noch  ohne  Verlust  ge- 
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schehen  können.  Aber  nicht  das  Geldkapital»  sondern  er 
spekulierte  und  zwar  mit  seinem  Grundkapital.  Getrieben  von  der 
Sorge,  was  er  nach  dem  Verkauf  beginnen,  wie  er  wieder  eine  stati- 
desgemäfse  Existenz  erlangen  soll,  ging  er  das  immer  sich  steigernde 
Risiko  ein,  die  Wirtschaft  fortzuführen,  und  als  er  dennoch  zusam- 
menbrach, sah  er  nicht  blos  die  Seinigen  der  Armutb  gegenüber, 
sondern  er  hatte  auch  die  Mittel  seiuer  weiteren  Familie  so  erschöpft, 
dafs  sie  unter  ihren  Verlusten  und  seiner  Retablierung  empfindlich  litt. 
Das  Geldkapital  hatte  also  nicht  gesiegt  und  nicht  geherrscht,  sondern 
es  war  geopfert  und  verloren.  Welchen  Eindruck  möchte  es  wohl 
dieser  Familie  machen,  wenn  sie  eben  mit  Entbehrungefi  von  Neuem 
Hülfe  zugesagt,  und  man  sie  mit  der  Theorie  von  der  Knech- 
tung des  Grundkapitales  über  ihre  Handlungsweise  aufklaren 
wollte?  M 

Diese  Betrachtung  schliefst  nun  leider  viel  bitterere  Wahr" 
heiten  ein,  als  man  noch  vor  wenigen  Jahren  anzunehmen  berechtigt 
gewesen  wäre.  Es  kamen  zwar  immer  schon  viele  Gütersubhasta- 
tionen  vor,  aber  in  den  meisten  Fällen  waren  die  Gründe  leicht  zu 
finden:  höchst  unvorsichtiger  Ankauf,  Unkunde  der  Wirtschaft,  Vor- 
stellung von  Reichtum  und  entsprechender  Luxus,  in  Wahrheit  von 
Anfang  an  Unterbilanz  u,  dgl.  Es  ist  aber  unglücklicherweise  zu  be- 
fürchten, dafs  mehr  und  mehr  auch  wolüberlegt  und  sachkundig  han- 
delnde Gutsbesitzer  in  schwere  Verwickelungen  geraten  werden,  und 
dafs  sie  die  wirtschaftlichen  W^andelongen  des  nächsten  Jahr- 
zehnts erheblicher  Teile  des  Grund  kapital  wertes  berauben  werden, 
rlen  sie  in  der  letzten  Zeit  entweder  als  das  realisierbare  aus  ihrem 
Betriebe  ersparte  Vermögen  betrachteten,  oder  mit  dem  sie  erwarten 
konnten,  die  Kredite,  die  sie  aus  verschiedenen  Ursachen  in  Anspruch 
genommen,  gedeckt  zu  sehen.  H 

Diese  schlimme  Voraussage  ist  in  gewissem  Sinne  nicht  eine  neu 
entstandene.  Seit  dem  nahe  zum  Doppelten  fortgeschrittenen  raschen 
Ansteigen  der  Güterpreise  in  den  60ger  Jahren,  wurde  die  Befürch- 
tung einer  Krisis  oft  ausgesprochen.  Es  lag  nahe,  dafs  mit  einer 
solchen  Steigerung  die  Erträge  nicht  gleichen  Schritt  halten  könnten, 
dafs  die  an  sich  geringen  Kapitale  der  Käufer  von  den  hohen  Kauf- 
preisen zu  Ungunsten  der  notwendigen  Betriebsmittel  verschlungen 
würden,  und  dafs  die  zahlreichen,  trotz  geringer  Mittel  nach  der  Le-, 
bensstellung  eines  Gutsbesitzers  Trachtenden  in  der  günstigen  Preia 
konjunktur  um  so  leichter  das  ersichtliche  Risiko  mifsachteten,  Ernst 
Schwierigkeiten  wurden  indefs  dadurch  hingehalten,  dafs  in  den  TOge 
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Jahren  mancher  ruhige  Kopf  seine  aus  dem  Schwindel  der  Industrie 
gewonnenen  Kapitalien  durch  Gutsankäufe  und  in  Hypotheken  in  Si- 
cherheit zu  bringen  suchte.  Nach  dem  Krach  beanspruchte  die  Indu- 
strie kein  Geld  mehr,  der  Zinsfufs  sank.  Alles  das  kam  den  Verle- 
genheiten der  Landwirte  zu  Gut  In  letzter  Zeit  hat  noch  der  Ge- 
treidezoll dem  Preisstand  einen  Anreiz  gegeben.  Wer  2000  Hektol. 
Weizen  oder  Roggen  verkauft,  rechnete,  dafs  sein  Gut  30000  M.  mehr 
wert  geworden,  unter  Brüdern  also  doch  wenigstens  für  den  alten 
Preis  abgenommen  werden  könne. 

Obwohl  das  Alles  imaginär  ist,  würde  sich  die  Meinung  für  die 
Gutspreise  doch  vielleicht  gehalten  haben,  wenn  nicht  mit  der  plötz- 
lich entrollten  Aussicht  auf  die  amerikanische  Konkurrenz  ein 
Licht  in  die  Sachlage  gefallen  wäre,  das  auch  dem  Sorglosesten  deut- 
lich werden  mufs.  Allerdings  haben  bis  jetzt  die  amerikanischen  Aus- 
fuhren einen  anzuerkennenden  Druck  auf  die  Getreidepreise  in  Deutsch- 
land noch  nicht  geübt.  Aber  ohne  Einflufs  bleibt  schon  diese  Be- 
fürchtung nicht  Man  braucht  auch  nicht  darüber  zu  streiten,  ob  es 
besser  ist,,  dafs  die  Krisis  schnell  oder  langsam,  bewufst  oder  unbe- 
wuTst  herankommt  Jeder,  der  die  Verhältnisse  unserer  grofsen  Güter 
kennt,  —  die  Bauerngüter  werden  glücklicherweise  wenig  dadurch  be- 
rührt — ,  weifs,  dafs  sie  nicht  erst  zu  erwarten  ist,  sondern  schon  recht 
fühlbar  begonnen  hat  Es  wird  sich  nun  zeigen,  was  die  Knecht- 
schaft des  Grundkapitals  und  der  Sieg  des  Geldkapitals  über  das 
Grundkapital  bedeuten  will. 

Wir  wollen  nicht  zu  schwarz  sehen  und  die  Verluste,  die  ge- 
genüber der  früheren  Übertreibung  in  Aussicht  stehen,  nicht  zu  hoch 
anschlagen.  Sie  können  sich  teilen,  denn  es  braucht  dabei  nicht 
lediglich  an  die  Entwertung  des  Geldkapitals  gedacht  zu  werden,  wel- 
ches dem  Grundkapitale  inzwischen  zugeflossen  ist  Ein  grofser  Teil 
an  Erb-  und  Restkaufgeldern  war  und  blieb  ein  eingebildeter  und  konnte 
kaum  durch  entsprechende  Einnahmen  jemals  realisierbar  erscheinen. 
Daneben  lassen  sich  die  Güter  von  den  hohen  Lebensansprü- 
chen, die  die  meisten  Gutsbesitzer  als  standesmäfsige  behandelten, 
ohne  ernste  Opfer  befreien.  Diese  Standesausgaben  bei  mangelnden 
Mitteln  beruhen  bei  uns  auf  historischen  Anschauungen,  über  deren 
Unrichtigkeit  und  Nachteile  uns  unsere  amerikanischen  Konkurrenten 
belehren  können.  Wie  viele  tüchtige  Männer  sind  schon  lediglich  aus 
dem  Grunde  in  die  neue  Welt,  in  die  wirkliche  Tagelöhnerarbeit,  ge- 
flohen, um  von  dem  Banne  des  standesmäfsigen  Auftretens  frei,  ihre 
volle  Th&tigkeit  erst  zum  Erwerb  der  Mittel  für  ein  luxuriöseres  Da- 
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sein  versuchen  zu  können.  Die  Schwierigkeiten  hier  im  Vaterlande 
unter  den  alten  Beziehungen  die  kostspieligen  Gewohnheiten  aufzuge- 
ben, sind  sehr  grofs,  und  würden  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen 
nicht  überwunden  werden ;  aber  wenn  das  Bewufstsein  einer  schweren 
Krisis  allgemein  wird,  könnte  vielleicht  gerade  dadurch  mannlichen 
Charakteren  die  Resignation  erleichtert  und  zur  Befriedigung  werden* 
Wenn  unsere  Gutsbesitzer  die  Kosten  ihres  nicht  zum  Betriebe  ge- 
hörigen Hanshalts  genau  berechnen  wollten,  so  würde  sich  bei  Man- 
chem gewifs  die  Summe  von  15000  M.  als  überschritten  oder  doch  nahe 
erreicht  ergeben,  das  bedeutet  aber  die  Zinsen  von  3(X)000  M.  lüdes 
immerhin,  wir  wiederholen  nur,  was  Stein  selbst  und  die  gesammte 
landwirtschaftliche  Literatur  sagt,  dafs  für  die  Gutsbesitzer  und  für 
den  Grundkredit  erhebliche  Verluste  in  Aussicht  stehen. 

Dafs  das  Grundkapital  als  solches  dabei  fühlbar  leiden  sollte, 
ist  nicht  abzusehen.  Wenn  die  amerikanische  Konkurrenz  auch  stark 
einwirkt,  unbearbeitet  werden  selbst  ynsere  schlechtesten  Böden  nicht 
so  leicht  bleiben,  und  wenn  man  weifs,  dafs  nicht  persönliche  Gründe, 
sondern  der  Druck  der  allgemeinen  Kalamität  den  Fall  eines  Gutsbe- 
sitzers veranlafst,  werden  für  seine  Erhaltung  eben  solche  Erwägun- 
gen mafsgebend  werden,  wie  sie  das  Zusammenbrechen  industrieller 
Betriebe  sehr  oft  verhüten,  hoffentlich  wird  dafth'  auch  die  neue  Sub- 
hastationsordnung  noch  rechtzeitig  wirksam.  Mindestens  wird  ein 
entlasteter  Nachfolger  die  Wirtschaft  fortstellen.  Wirklich  leiden 
wird  nur  das  Geldkapital 

Wir  konnten  ja  oben  schon  zeigen,  dafs  in  Oesterreich  von  den 
in  2  Jahren  subhastierten  Besitzungen  die  Gläubiger  bei  einem  Erste* 
hungspreise  von  89  Mill  M.  mit  dem  Betrage  von  83  Mill.  M.,  also 
mit  46,2  ^|^y  der  alten  intabulirten  Schulden  ausgefallen.  Das  wird 
wohl  leider  auch  bei  uns  kein  seltener  Fall  sein.  Bei  solchen  Vor- 
gängen werden  die  Gläubiger  schwerlich  au  Sieg  oder  Herrschaft  des 
Geldkapitales  glauben.  Die  verganteten  Grundbesitzer  hatten  in  der 
Regel  wenig  oder  kein  Vermögen  als  sie  kauften,  ihr  geistiges  Kapi- 
tal verschaffte  ihnen  den  Kredit,  der  ihnen  erlaubte,  den  Wirtschafts- 
betrieb zu  versuchen.  Aus  Unglück,  Unkunde  oder  moralischer  Schuld 
mifsglückte  der  Versuch,  wie  der  des  Kaufmanns  oder  Fabrikanten 
mifsglücken  kann.  Sie  selbst  treten  durch  schwere  Erfahrungen,  am 
geistigen  Kapital  eher  bereichert  als  geschmälert,  aber  mittellos  wie 
sie  vorher  waren,  oder  durch  den  Kauf  selbst  schon  wurden,  aus  dem 
Geschäft  zurück.  Das  Grunrl kapital,  das  sie  bis  dahin  durch  eigenes 
oder  kreditiertes  Geldkapital  zu  benutzen  vermochten,  wird  nach  über- 
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wandenem  gerichtlichen  Verfahren  frei  wie  neu  geboren  mit  frischer 
Kraft  die  Arme  rühren,  die  schlimme  Zeit  leicht  überwinden,  und  bald 
über  sie  hinweg  auch  wieder  höheren  Wert  in  Aussicht  nehmen.  Die 
beteiligten  Geldkapitale  aber  werden  wirklich  vernichtet  sein,  und  nur 
zu  Viele,  die  dem  Grundkapital  HDfe  zugewendet  hatten,  werden 
jetzt  selbst  Unterstützung  suchen  müssen,  um  mit  den  Trümmern 
ihrer  Habe  ihre  Existenz  fortzuführen.  — 

Wir  glauben  genug  gesagt  zu  haben,  das  Bild,  das  wir  zeichne- 
ten, entspricht  in  seiner  thatsächlichen  Grundlage  und  Ausgestaltung 
völlig  dem  Steines,  nur  gewisse  Züge  der  theoretisch-historischen  Be- 
trachtung sind  andere. 

Dafs  wir  keine  Beruhigung  über  die  mehr  schon  vorhandene  als 
konunende  Lage  unserer  Landwirtschaft  und  unserer  Grundkreditver- 
hältnisse in  dem  Gedanken  an  die  Gestaltung  eines  angeblich  urger- 
manischen Gesamtbesitzes  finden  können,  möge  uns  Stein  verzeihen. 
Was  könnte  es  auch  irgend  Jemand  helfen,  wenn  wir  sie  darin  fän- 
den? Wir  stimmen  desto  freudiger  in  den  Satz  ein,  dafs,  welche 
Schwierigkeiten  auch  die  unverkennbare  durch  die  amerikanische 
Konkurrenz  nur  verstärkte  Wendung  in  unserer  deutschen  Landwirt- 
schaft herbeiführen,  und  welche  Opfer  auch  unserem  Geldkapitale 
dabei  erwachsen  können  der  urgermanische  Trieb  nach  individuellem 
selbständigem  Erwerbe,  und  nach  männlicher  Selbsthilfe  das  sicherste 
überall  praktisch  realisierbare  Mittel  der  Aufhilfe  sein  wird.  Wir 
äufsem  das  auch  nicht  als  eine  vollklingende  patriotische  Phrase. 
Sondern  wir  schöpfen  bei  der  immerhin  bedrohlichen  Sachlage  unser 
Vertrauen  und  unsern  Mut  aus  der  überstandenen  Krisis 
unserer  Industrie,  von  der  die  unsrer  Landwirtschaft  nur  der 
langsamere  aber  unvermeidliche  Nachklang  ist.  Nur  durch  den  na- 
türlichen Unterschied  im  Stock-  und  Betriebskapitale  ist  die  Lage 
beider  Hauptrichtungen  des  Gewerbebetriebes  der  Nation  verschieden. 
Noch  mehr,  als  es  bei  einer  landwirtschaftlichen  Krisis  von  dem  Bo- 
den erwartet  werden  darf,  hat  die  Industriekrisis  das  Werkzeug  der 
Industrie  entwertet,  die  entlasteten  Hände  aber,  die  es  jetzt  führen, 
haben  ihm  wieder  Wert  gegeben.  Am  gröfsten  waren  die  Verluste 
des  Geldkapitales.  Die  ungeheuren  Summen  der  Kursverluste  solcher 
Aktien,  die  jedenfalls  einmal  verloren  waren,  gröfstenteils  überhaupt 
nicht  wieder  einen  Wert  erlangt  haben,  sondern  gestrichen  sind,  geben 
gleichwohl  nur  ein  schwaches  Bild  der  vollen  Opfer  an  gewerblichem 
Kapital,  die  verwunden  werden  mufsten.  Milliarden  und  Aber-Milli- 
arden  imaginärer  und  realer  Ersparnisse  hat  die  deutsche  Industrie 


38  Augast  Mcitsen,  Die  IndividualwirtscliAft  des  Gtermaneu  n.  s.  w. 

unter  Schrecken  und  Thronen  plötzlich  Verarmter  versinken  sehen. 
Wie  bei  den  Verwüstungen  des  Krieges  aber  haben  wenige  Jahre  ge- 
nügt die  Spuren  zu  verwischen.  Not  und  Mut  haben  die  Wege  ge- 
wiesen, und  schon  sprofst  wieder  das  neue  Leben  auf  den  Ruinen. 

So  wissen  wir  auch  für  alle  die  Gefahren,  die  Stein  mit  Recht 
als  unserer  Landwirtschaft  drohend  geschildert  hat,  kein  besseres 
Mittel,  als  der  Sache  gerade  ins  Auge  zu  sehen,  Schuld  und  Unglück 
nicht  Anderen  zuzuschreiben,  sondern  das  Unvermeidliche  männlich 
zu  tragen,  und  Hoffnung  aus  der  Kraft  des  selbstbewufsten  ernsten 
unverzagten  volkstümlichen  Vorwärts  zu  schöpfen.  — 


n. 

Die  gesetzliehe  Regelung  der  Arbeitszeit  im 
Dentsehen  Reich« 

Von 
Gustav  Ck>hn. 

I. 

Die  folgenden  Blätter  wollen  eine  Art  von  Ergänzung  sein  zu 
den  in  diesen  Jahrbüchern  (Neue  Folge,  dritter  Band,  1881)  veröffent- 
lichten Erörterungen  aber  „internationale  Fabrikgesetzgebung^  Sie 
wollen  das  im  Ganzen,  wenigstens  für  den  Hauptpunkt,  kritisch-nega- 
tive Ergebnis  dieser  Arbeit  durch  einen  positiven  Ausläufer  über  den 
etwaigen  Vorwurf  erheben,  dafs  im  Widerspruche  mit  den  heutigen 
Aufgaben  einer  positiven  Sozialpolitik  in  diesem  Falle  gegen  aner- 
kennenswerte Reformbestrebungen  eine  ablehnende  Haltung  eingenom- 
men worden  sei.  Freilich  bin  ich  der  Meinung,  dafs  der  aufmerk- 
samere Leser  Anlafs  zu  solchem  Vorwurf  nicht  gefunden  habe.  Dann 
aber  glaube  ich  im  allgemeinen,  dafs  eine  wissenschaftliche  Betracht- 
ung nicht  danach  zu  beurteilen  ist,  welches  positive  Ergebnis  für 
praktische  Zwecke  sie  bringt,  sondern  danach,  welchen  Grad  von  Über- 
zeugungskraft ihre  Beweismittel  haben.  Auch  dann  wird  die  Aufgabe 
des  wissenschaftlichen  Denkens,  wenn  dasselbe  sich  in  den  Dienst 
praktischer  Mafsregeln  stellt,  zu  jederzeit  und  unabhängig  von  den 
wechselnden  Zeitläuften  darin  bestehen  dürfen,  dafs  es  gegenüber  den 
Einseitigkeiten  der  Praxis  nach  rechts  wie  nach  links  Front  zu  ma- 
chen habe,  um  auf  diese  Weise  womöglich  dazu  beizutragen,  dafs  man 
sich  jener  mäfsigen  Mittellinie  im  Leben  nähere,  in  welcher  die  Wahr- 
heit liegt 

In  dem  genannten  Aufsatze  habe  ich,  von  einer  internationalen 
Anregung  der  Eidgenossenschaft  ausgehend,  die  Bedingungen  der  in 
Frage  stehenden  Mafsregel  geprüft,  indem  ich  die  eigentümlichen  Um- 
stände und  Grundfragen  jeder  sogen.  Fabrikgesetzgebung  untersuchte. 
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Wichtiger  als  die  Bestätigung  meiner  Ansicht  durch  den  äufseren 
Mifserfolg  jener  Einladung  der  Schweiz  an  die  anderen  Regierungen, 
welcher  nach  sonstigen  Erfahrungen  ja  nicht  viel  beweist,  ist  mir  die 
Zustimmung  mehrerer  Fachmänner  gewesen,  die  zuvor  andere  Meinun- 
gen kundgegeben  hatten  ^). 

Wenn  ich  nun  gegenwärtig,  auf  den  damals  dargelegten  Anschau- 
ungen fufsend,  für  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  in  dem- 
jenigen internationalen  Sinne,  welcher  mir  auf  absehbare  Zeit  der 
allein  praktische  scheint,  eine  positive  Anregung  mache,  so  gilt  dieses 
naturgeraäfs  jenem  Teile  der  Fabrikgesetzgebung,  welcher  für  Deutsch- 
land nicht  nur  gesetzgeberisch  neu,  sondern  auch  theoretisch  noch 
ungelöst  ist.  Was  den  Schutz  der  Kinder-  und  Frauenarbeit  im  Ge- 
gensatze zu  der  Arbeit  erwachsener  Männer  anlangt,  so  möchte  wol 
das  Wesentliche,  was  heute  beizubringen  ist,  sich  auf  technische  Fra- 
gen der  Verwaltung  erstrecken,  auf  Ausdehnung  und  Vervollkomm- 
nung der  Fabrik-Inspektion,  auf  zweckmäfsige  Spezialisierung  der  Vor- 
schriften, auf  allmähliche  Verschärfung  der  Schranken  und  ähnliche 
Dinge  mehr.  Dagegen  ist  über  den  gesetzlichen  Schutz  der  Arbeit 
erwachsener  Männer  aus  prinzipiellem  Standpunkte  noch  manch  ein 
Wort  zu  sagen  und  im  Falle  zustimmender  Überzeugungen  durch  die 
Gesetzgebung  noch  manches  zu  thun.  Die  Schweiz  hat  bekanntlich 
in  dieser  Richtung  gearbeitet,  zuerst  durch  kantonale  Gesetze  und 
Behörden,  neuerdings  durch  Bundesgesetz  und  eine  eidgenössische 
Inspektion.  Auch  dieses  habe  ich  im  Rahmen  meiner  früheren  Erör- 
terung behandelt.  Es  ist  jetzt  die  Aufgabe,  dem  Gegenstande  eine 
praktische  Spitze  zu  geben. 

IL 

Meine  Ansicht  über  den  sog.  Normalarbeitstag  war  nach 
dem  früheren  Aufsatze  *)  die  folgende. 

Um  nicht  von  vornherein  eine  schiefe  Auffassung  mit  dieser 
Mafsregel  der  Gesetzgebung  zu  verbinden,  mufs  man  davon  ausgehen, 
dafs  dieser  sog.  Normalarbeitstag  nicht  —  wie  es  Ursprung  und  Wort- 
sinn vermuten  läfst,  —  der  Bestandteil  einer  sozialistischen  Orga- 
nisation ist,  in  welcher  die  Zeitschranke  für  die  Arbeit  mit  dem  Lohne 


1)  Boscher,  System  III,  3.  Auflage  1882  §.  149  vgl.  mit  2.  Aufl.  1881.  Schön- 
berg, Handbuch  der  polit.  Ökonomie:  Brentano,  I,  976.  vergl.  mit  Beferat  über 
Fabrikgesetzgebung  in  den  Verhandlungen  der  Eisenacher  Versammhing  zur  Besprechung 
der  sozialen  Frage  1872  S.  22. 

2)  N.  F.  m,  388—410.     Dazu  N.  F.  V,  162—164,  444—461. 
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fär  die  Arbeit,  die  Regelung  der  Lohnarbeit  überhaupt  mit  der  Ein- 
richtung der  Produktion  zusammentreffen  würde,  —  sondern  dafs  er 
gegenüber  dem  System  privater  Unternehmungen  sich  schlechthin  als 
ein  blofses  Verbot  darstellt,  welches  die  beteiligten  privaten  Inter- 
essenten, die  Arbeiter  wie  die  {Unternehmer,  von  der  Überschreitung 
einer  gewissen  (täglichen,  wöchentlichen)  Arbeitsdauer  mit  öffentlichem 
Zwange  abhält. 

Erst  muTs  man  sich  da;s  klar  machen.  Dann  ergiebt  sich  als 
unmittelbare  Folge  dieses  Standpunktes  die  Überlegung,  ob  das  frag- 
liche Verbot  im  wünschenswerten  Einklänge  steht  mit  den  davon  be- 
rührten Interessen.  Also  eine  sorgsame  Abwägung  aller  der  ver- 
schiedenen Momente,  welche  in  dem  Wesen  der  Sache  begründet 
sind,  an  Stelle  einer  Anschauungsweise,  welche  in  dem  blos  negativen 
Verbote  des  Gesetzes  die  fraglichen  Interessen  bereits  befriedigt  sieht 
oder  sie  gar  unberücksichtigt  lassen  will. 

Für  diese  Abwägung  bedarf  es  neben  den  entsprechenden  wis- 
senschaftlichen Gesichtspunkten  eines  Untergrundes  von  Erfahrungen. 
Für  mich  waren  dabei  die  schweizerischen  Erfahrungen  die  am  näch- 
sten liegenden,  die  englischen  Erfahrungen  das  öfters  angerufene  Ver- 
suchsfeld. Die  Anknüpfung  an  beide  zusammen  führt  zu  gewissen 
Anregungen  für  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches. 


Die  erste  Frage  der  ganzen  Angelegenheit  ist  offenbar  die: 
darf  der  heutige  Staat  ein  solches  Verbot  aussprechen  ?  Es  ist  die 
prinzipielle  Frage  nach  den  Grenzen  staatlicher  Einmischung  in  die 
privaten  Verträge. 

Dieselbe  ist  längst  im  bejahenden  Sinne  beantwortet,  soweit  es 
sich  nicht  um  erwachsene  Männer  handelt,  sondern  um  diejenigen 
anderen  Kategorien  von  Fabrikarbeitern,  welche  man  als  eigentümlich 
schutzbedürftig  ansieht,  nämlich  Kinder  und  Frauen.  Bei  diesen  gilt 
die  schützende  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  wie  sie  durch  das  eng- 
lische Muster  in  weiten  Kreisen  bekannt  und  nachahmungswürdig  be- 
funden worden,  heute  als  ein  prinzipiell  feststehender  Bestandteil  der 
Praxis  wie  der  Theorie.  Darüber  wird  nicht  mehr  gestritten.  Anders 
mit  der  Arbeit  erwachsener  Männer.  Die  Gesetzgebung  verhält  sich 
heute  im  Ganzen  noch  spröde  dazu;  im  Einzelnen  geht  sie  voran; 
die  Wissenschaft  gar,  und  zwar  diesmal  nicht  blos  jene  englische 
Nationalökonomie,  sondern  auch  die  deutsche,  macht  den  Eindruck, 
als  ob  sie  in  ähnlicher  Weise  den  Thatsachen  der  Gesetzgebung  nach- 
hinken wolle,  wie  zu  seiner  Zeit  die  englische  Doktrin  der  englischen 
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Gesetzgebung.  Es  unterliegt  wol  keinem  Zweifel,  dafs  dieser  Zustand 
nicht  der  richtige  ist 

Neben  dem  bekannten  Arbeitstage  von  zwölf  Stunden,  welchen  in 
Frankreich  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1848  brachte,  um  ihn  ein- 
schlufumern  zu  lassen ,  ist  die  Eidgenossenschaft  den  europäischen 
Staaten  vorangegangen.  Dagegen  hält  England  nach  den  neuesten 
Dokumenten  der  Regierung  und  des  Parlaments  an  dem  oft  geäufser- 
ten  Grundsatze  fest,  dafs  der  Staat  sich  in  die  Verträge  erwachsener 
Männer  nicht  zu  mischen  habe,  weil  diese  im  Stande  sind,  für  sich 
selbst  zu  sorgen  und  dieses  in  der  Abkürzung  ihrer  Arbeitsstunden 
bewiesen  haben. 

Ich  glaube  nun  für  diesen  ersten  Punkt  gezeigt  zu  haben,  dafs 
der  Standpunkt  der  englischen  Gesetzgebung  nicht  Stich  hält  Weder 
für  England  noch  für  das  Festland  trifft  es  zu,  dafs  die  Erfahrung 
beweise,  erwachsene  Männer  seien  stets  fähig,  für  sich  selbst  zu  sor- 
gen, und  bedürften  daher  des  staatlichen  Schutzes  nicht.  Im  Grunde 
ist  jede  schützende  Vorschrift  des  Fabrikgesetzes,  welche  den  Fabrik- 
inhabern bestimmte  Vorsichtseinrichtungen  hinsichtlich  gefährlicher 
Maschinen,  Verschlechterung  der  Luft  u.  dgl  auferlegt,  unabhängig 
davon,  ob  Kinder  und  Frauen  in  der  Fabrik  arbeiten  oder  nicht,  ein 
prinzipielles  Zugeständnis  für  die  Frage,  ob  der  Staat  einen  Beruf 
habe,  zu  Gunsten  von  erwachsenen  Männern  als  Schützer  ihrer  Arbeit 
einzuschreiten. 

Mit  dieser  Ansicht  ist  grundsätzlich  diejenige  Stellung  unter- 
stützt, welche  das  schweizerische  Fabrikgesetz  vom  Jahre  1877  und 
die  schweizerische  Bundesverfassung  vom  Jahre  1874  einnehmen.  Bes- 
ser läfst  sie  sich  nicht  stützen;  denn  für  die  Staats auffassung,  welche 
keine  Grenzen  des  gesetzlichen  Eingreifens  anerkennt,  die  a  priori  ge- 
zogen wären,  bedarf  es  bei  jeder  einzelnen  Mafsregel  doch  eines  Nach- 
weises für  die  Zweckmäfsigkeit  oder  ünzweckmäfsigkeit  des  Eingrei- 
fens, und  die  Zweckmäfsigkeit  wird  an  der  Schwelle  durch  nichts  so 
stark  empfohlen,  als  durch  die  Einsicht,  dafs  prinzipiell  gleichartige 
Mafsrcgcln  längst  bestehen  und  sich  allgemeiner  Zustimmung  eriVeuen. 
Vülleuds  ist  dieser  Hinweis  auf  die  besteheoden  Eiurichtuugen  ein 
schlagendes  Argument  für  jene  andere  Staatsansicht,  welche  am  lieb- 
sten gar  keine  Einmischung  des  Staates  will  und  sich  Jede  einzige 
erst  durch  die  harten  Thatsachen  abzwingen  läfst. 

Dies  ist  das  Erste :  es  ist  anerkannt,  dafs  eine  Mafsregel  solcher 
Art  aus  dem  Zusammenhange  der  heutigen  Gesetzgebung  als  zulässig 
erwiesen  sei. 
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Das  Zweite  ist  dann  aber  die  Frage:  ob  dieser  weitere  Schritt 
nicht  mit  eigentümlichen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat,  welche  eine 
gesetzliche  Mafsregel  als  unratsam  erscheinen  lassen. 

Die  Betrachtung,  in  deren  Umgebung  ich  die  Mafsregel  des  Nor- 
malarbeitstages zuvor  erörtert  habe,  war  namentlich  dazu  angethan,  auf 
diese  Schwierigkeiten  aufmerksam  zu  machen.  Allerdings  nicht  in 
dem  Sinne,  dafs  eine  gesetzgeberische  Mafsregel  der  Art  abgelehnt 
wurde,  aber  doch  so,  dafs  zur  Vorsicht  gemahnt  wurde. 

Um  diese  Schwierigkeiten  richtig  zu  würdigen,  bedarf  es  zunächst 
einer  Prüfung  der  Gründe,  aus  welchen  das  Bedürfnis  gesetzlicher 
Schranken  der  Arbeitszeit  hervorgeht 

Es  giebt  einen  Grund,  welcher  so  durchschlagend  ist,  dafs  er 
starker  wirkt,  als  wol  irgend  ein  anderer.  Er  tritt  dann  ein,  wenn 
eine  übermäfsige  Arbeitszeit  nicht  blos  die  Gesundheit  gefährdet,  son- 
dern unmittelbar  das  Leben  bedroht,  und  nicht  blos  das  Leben  der 
Arbeiter  selber,  sondern  einer  Anzahl  von  andern  Menschen,  für  de- 
ren Bedienung  die  fragliche  Arbeit  bestimmt  ist.  Der  praktische  Fall 
dafür  liegt  in  dem  Betriebe  der  Eisenbahnen  vor,  und  gerade  die 
englischen  Eisenbahnen  haben  Bedenkliches  für  dieses  Kapitel  gelei- 
stet, freilich  ohne  dafs  die  englische  Gesetzgebung  bisher  dadurch 
bestimmt  worden  wäre,  ihre  Doktrin  fallen  zu  lassen^). 

Ein  anderer  Grund  ist  die  notwendige  Rücksicht  auf  die  Ge- 
sundheit der  Arbeiter.  Für  das  schweizerische  Fabrikgesetz  ist 
dieser  Grund  in  erster  Reihe  der  entscheidende  gewesen,  da  ihm  das 
Gutachten  des  schweizerischen  Ärztevereins  als  wesentliche  Unterlage 
diente,  welcher  erklärte,  eine  elfstündige  Arbeitszeit  sei  das  durch  die 
Gesundheit  zugelassene  Maximum.  Noch  in  dem  neuesten  Bericht 
über  die  schweizerische  Fabrik-Inspektion  (für  das  Jahr  1881)  sagt 
der  Fabrik-Inspektor  Schul  er,  ein  Mann,  welcher  wie  wenige  in  der 
Schweiz  diesen  Dingen  nahe  steht,  das  Gleiche*). 

Der  dritte  Grund  liegt  in  den  über  das  körperliche  Interesse  der 
Lebenssicherheit  und  der  Gesundheit  hinausgehenden  Bestrebungen 
höherer  Art  Soweit  es  erlaubt  ist,  von  Kultur- Interessen  zu  spre- 
chen im  Gegensatze  zu  den  elementaren  Anforderungen  des  physischen 
Lebens,  die  ja  natürlich  auch  in  den  Bereich  der  fortschreitenden 
Kultur  fallen  und  daher  etwas  flüssiges  sind   —  soweit  das  erlaubt 


1)  Menerdings  von  mir  erörtert  in  dem  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1888 :    Die  eng- 
Usdie  Elsenbahnpolitik  der  letsten  sehn  Jahre,  S.  31  ff. 
1)  Vgl  in  diesen  Jahrbüchern  N.  F.  V,  445. 
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ist,  wären  hier  die  Interessen  des  Familienlebens,  der  geistigen  Ent- 
wickelung,  der  politischen  Teilnahme  zu  nennen. 

Viertens  blieben  dann  die  ökonomischen  Gründe  übrig:  die 
Eijiwirkung  der  Arbdtszeitabkürzung  auf  die  Erhöhung  des  Lohnes 
einerseits,  auf  die  Einschränkung  der  Produktion  andererseits* 

Ich  denke,  dafs  hiermit  die  wesentlichen  Anlässe,  welche  von 
verschiedenen  Staudpunkten  aus  zu  einer  gesetzhchen  Abkürzung  der 
Arbeitszeit  oder  zu  deren  Anregimg  geführt  haben,  genannt  sind. 

Die  meisten  von  ihnen  treffen  nicht  blos  für  die  Arbeitszeitgren- 
zen bei  erwachsenen  Männern  zu,  sondern  analog  bei  Frauen  und 
Kindern.  Gemeinsam  mit  diesen  haben  sie  jedenfalls  soviel:  dafs  es 
sich  dabei  regelmäfsig  um  Bestrebungen  handelt,  welche  an  sich  als 
allgemein  anerkannte  bezeichnet  werden  dürfen,  während  die  Schwie- 
rigkeit  darin  zu  Tage  tritt,  dafs  ein  blos  negatives  Verbot  der  Ge- 
setzgebung allein  noch  nicht  im  Stande  ist,  diese  Zwecke,  sei  es  ein- 
zelne derselben,  sei  es  mehrere  zugleich,  zu  verwirklichen*  Denn  weil 
sie  an  sich  nichts  weiter  leisten  als  den  Spielraum  der  erwerbenden 
Lohnarbeit  einengen,  so  drängt  sich  sofort  die  Frage  auf:  wo  liegt 
der  Ersatz  für  den  Lohn,  welcher  bisher  in  der  übennäfsigen  Arbeits- 
frist erworben  wurde? 

Uier  ist  es,  wo  die  Programme  und  Verhandlungen  der  sozial- 
demokratischen Pai-tei  in  erstaunlicher  Weise  dem  Selbstwiderspruch 
verfallen.  Auf  der  einen  Seite  machen  sie  das  mythologische  „eherne 
Lohngesetz'',  dessen  Enthüllung  durch  Ricardo  sie  auf  ihre  Manier 
preisen^),  das  heifst  mit  andern  Worten  die  HoÖhungslosigkeit  der 
Lohnen t Wicklung  innerhalb  der  „kapitalistischen  Produktionsweise'* 
zum  Eckstein  ihrer  Agitation,  und  fordern  darauf  gestützt,  als  un- 
entbehrliche Bedingung  für  die  Verbesserung  in  der  Lage  der  Lohn- 
arbeiter, die  Aufliebung  dieser  Produktionsweise*  Auf  der  andern 
Seite  stellen  sie  auf  dem  Boden  dieser  bestehenden  Produktionsweise, 
weil  demnächst  deren  Aufhebung  noch  nicht  zu  erwarten  ist,  Forde- 


1)  Meine  hierauf  besügUche  Kcstitutioo  Ricnrdo's  (SchtnoUGr's  Jahrbuch  IE8I* 
996  ff.  uod  VoIkawirtfichaftL  Aufiifitze,  Stuttg.  18B2,  371)  bt  aaterdüSäon  in  die  Lehr- 
bücher Überget^AUt^oD,  ütid  wir  woUeu  hoffen  ,  daf*  d&mit  endUch  fdr  jeden  ^  welcher  im 
Stunde  bt,  Ricardo  za  verstehen,  die  Sache  erledigt  «ei  In  sehr  berechtigter  Weise 
nennt  R  o  »  c  h  e  r  das  M&rt-hen  über  R  i  c  a  r  d  o  'ji  Theorie  vom  Darbcloha  eine  ,fV  e  r  • 
leamdnn^'',  uud  hebt  im  ADschlosHe  au  mich  hervor,  dafs  Ricardo  gerade  atngekehrt 
das  Verdi  BD  st  habe ,  das  Moment  des  Standard  of  liro  tn  dto  Lohn  theo  rie  eingeführt  sa 
haben:  System  der  Volkswirtiehaft  I  §.16^.  Iti.  Auf],  1888  S.  408.  Übereiu^tiuiiuend 
auch  MithoTf  in  Schönbcrg'»  Handbuch  der  poUt  Ökonomie  1,  468  ff.  A.  Wagner  ^ 
GrundleguDg.    2,  A.    §   304  S.  633 
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rungen,  welche  in  extremer  Weise  dem  ehernen  Lohngesetze  entgegen- 
treten, zwar  nicht  in  den  Worten,  aber  in  der  Sache.  So  ist  es  bei 
ihnen  eine  landläufige  Ansicht,  welche  sie  durch  fortwährende  Auf- 
stellung eines  möglichst  kurzen  „Normalarbeitstages"  in  ihren  Pro- 
grammen bewähren,  dafs  aus  der  kurzen  Arbeitszeit  hoher  Lohn  mit 
Notwendigkeit  hervorgehe.  Grade  sie,  welche  soeben  noch  von  der 
Hofhungslosigkeit  der  Lohnarbeiter  im  herrschenden  System  gespro- 
chen haben,  dekretieren  leichten  Herzens  eine  bedeutende  Abkürzung 
der  Arbeitszeit  in  der  Zuversicht,  dafs  ohne  weiteres  durch  diesen 
einfachen  Akt  staatlichen  Eingreifens  die  Lage  der  Lohnarbeiter  ver- 
bessert werde. 

Die  Wahrheit  ist,  dafs  die  Lage  der  Lohnarbeiter  freilich  nicht 
hofhongslos  ist,  dafs  man  aber  mit  so  einfachen  Mitteln  sie  nicht 
verbessert 

Vielmehr  bedarf  es  einiger  Überlegung,  ehe  man  diese  Mittel 
anwendet;  es  bedarf  mafsvoUer  und  vorsichtiger  Schritte,  bei  welchen 
man  sich  bewufst  ist,  dafs  man  sich  auf  einem  gefährlichen  Boden 
bewegt,  weil  man  leicht  gröfseren  Schaden  anrichten  mag  als  die 
Wohlthat  ist,  welche  man  beabsichtigt. 

Dabei  wird  es  ankommen  auf  eine  Abwägung  der  Loiteressen,  welche 
zu  der  gesetzlichen  Mafsregel  veranlassen,  und  der  Bedenken,  welche 
dieser  im  Wege  stehen.  Je  dringender  die  Interessen  sind,  um  so 
geringer  werden  die  Bedenken  sein  dürfen.  Zuständen  gegenüber,  wie 
wir  sie  als  Folgen  aus  der  Arbeitsdauer  und  Arbeitserschöpfung  der 
englischen  Eisenbahnbediensteten  kennen,  würde  mit  der  gröfsten 
Entschiedenheit  entgegenzutreten  sein;  denn  es  handelt  sich  dabei 
um  die  handgreifliche  Gefahr  für  das  Leben  der  Arbeiter  und  der 
Andern. 

Vorsichtiger  mufs  man  werden,  wenn  so  handgreifliche  Literessen 
nicht  zu  wahren  sind.  Die  Ansprüche  der  Gesundheit  und  vollends 
die  Ansprüche  der  Kultur  sind  minder  absolute,  und  man  mufs  sich 
hüten,  mit  derselben  Hand  sie  zu  schädigen,  mit  welcher  man  sie 
fördern  will,  wenn  man  durch  Abkürzung  der  Arbeitszeit  dem  Lohn- 
erwerbe schadet 

Vollends  führen  die  Tendenzen,  welche  ausgesprochenermafsen 
eine  Einwirkung  auf  die  Lohnhöhe  im  steigernden  Sinne  durch  Ver- 
minderung der  Arbeitsstunden  herbeiführen  wollen  und  zwar  blos 
durch  die  Thatsache  des  gesetzlichen  Verbots,  unmittelbar  in  die 
Probleme  hinein:  wie  sich  denn  Arbeitszeit  und  Arbeitsleistung,  Ar- 
beitszeit und  Arbeitslohn  zu  einander  verhalten,  welche  Entwicke- 
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liiDgen  hier  möglich  sind,  welche  Einflüsse  dieselben  bestimmen,  wie 
es  damit  in  den  verschiedenen  Ländern,  Völkern,  Arbeitszweigen,  Kul- 
turstufen bestellt  ist,  ob  hier  von  irgend  einer  durchgreifenden  all- 
gemeinen Kausalität  gesprochen  werden  darf  und  ob  man  auf  selbige 
gestützt  Arbeitszeitschranken  von  Staatswegen  vorschreiben  kann? 

Mit  diesen  Fragen  betreten  wir  den  Boden  der  Erfahrung  und 
zwar  einer  mannigfaltigen  Erfahrung,  innerhalb  deren  für  uns  jeweilen 
dasjenige  Gebiet  in  allererster  Reihe  wichtig  ist,  für  welches  wir  eine 
Mafsregel  der  Art  beabsichtigen. 

Meine  Darlegungen  in  diesen  Jahrbüchern  aus  den  neuesten  Er- 
fahrungen der  Schweiz  sind  im  Ganzen  dazu  angethan,  uns  zu  zeigen, 
dafs  man  mit  dem  elfstüudigen  Arbeitstage  des  Bundesgesetzes  von 
1877  hart  an  die  Grenze  des  Durchführbaren  gegangen  ist.  Lehr- 
reich ist  dafür  namentlich  der  erwähnte  letzte  Inspektionsbericht, 
dessen  Quintessenz  in  diesen  Jahrbüchern  mitgeteilt  worden. 

Indessen  alles,  was  über  diese  Angelegenheit  in  der  Schweiz 
bisher  veröffentlicht  worden  und  gerade  von  amtlicher  Seite,  ist  noch 
sehr  lückenhaft  und  dürftig.  Zu  wiederholten  Malen  habe  ich  daran 
gemahnt,  dafs  dieses  so  recht  ein  Feld  sei  für  die  schweizerische 
Politik,  ihren  ganzen  Nachdruck  an  volksfreundlicher  Gesinnung  zu 
gebrauchen  und  vor  den  unleugbaren  sozialen  und  politischen  Schwie- 
rigkeiten nicht  zurückzuschrecken,  so  lange  es  auf  die  Festhaltung 
tüchtiger  und  notwendiger  Intentionen  ankommt.  Es  mufs  sich  das 
in  künftiger  Zeit  erst  noch  recht  zeigen ,  nicht  zum  mindesten  in  der 
Sorgfalt,  mit  welcher  man  den  Gang  der  Thatsachen  und  Erfolge  des 
Fabrikgesetzes  beobachtet. 

Es  kommt  darauf  an ,  ein  treues  Bild  zu  gewinnen  von  der  Wir- 
kung, und  zum  grofsen  Teile  erst  noch  von  der  Verwirklichung,  des 
Gesetzes  etwa  in  folgenden  Richtungen:  wie  hat  es  den  Zwecken  ge- 
dient, um  derentwillen  es  erlassen  wurde?  der  Gesundheit,  dem  Fa- 
milienleben, der  Bildung  der  Arbeiter?  Wie  ist  es  durchgeführt? 
Welchen  Erfolg  hat  es  fUr  die  Industrie  gehabt?  hat  es  derselben 
geschadet  ?  hat  es  sie  im  einzelnen  vielleicht  gefördert  ?  Wie  sieht  es 
damit  in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Industrie  aus?  Welch  Er- 
gebnis für  die  Erwerbsverhältnisse  der  Arbeiter,  die  das  Gesetz 
schützen  will,  hat  die  abgekürzte  Arbeitszeit  gehabt?  Hat  sich  die 
Arbeitsleistung  der  einzelnen  Stunde,  des  ganzen  Tages  gehoben,  oder 
nicht?  Wie  sind  die  Ausfälle  am  Lohne,  wenn  solche  die  Folge  der 
kürzeren  Arbeitszeit  waren,  ertragen  worden? 
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Die  Antworten  darauf  sollen  in  angemessener  Vollständigkeit  erst 
noch  erfolgen. 

m. 

Dieses  etwa  war  es,  was  ich  früher  ausgeführt  habe  —  wenig- 
stens dem  entscheidenden  Gedankengange  nach ,  soweit  dieser  zu  dem 
gegenwärtigen  Zwecke  gehört. 

Wie  steht  es  nun  im  deutschen  Reich? 

Es  darf  zunächst  wol  die  Behauptung  aufgestellt  werden,  dafs 
die  Forderung  eines  „Normalarbeitstages"  für  die  Arbeit  erwachsener 
Männer  neuerdings  häufiger  als  früher  aufgetreten  ist,  zumal  in  jenen 
synkretistischen  Parteien  und  Programmen,  welche  die  überlieferten 
konservativen  Mächte  des  Mittelalters  und  der  verflossenen  Jahrhun- 
derte mit  einem  starken  Kömlein  sozialdemokratischen  Salzes  für 
eine  längere  Zukunft  zu  konservieren  bemüht  sind. 

Gremäfsigtere  Anschauungen  haben  sich  bisher  meist  dazu  nicht 
entschliefsen  wollen;  nur  einzelne  unter  den  heutigen  deutschen  Ge- 
lehrten des  Faches  haben  sich  dafür  ausgesprochen.  Die  öfifentlichen 
Diskussionen  des  politischen  und  sozialpolitischen  Lebens  haben  noch 
wenig  zu  Gunsten  einer  solchen  Mafsregel  gethan,  und  die  Gesetz- 
gebung vollends  hat  noch  keinen  Schritt  in  dieser  Richtung  gewagt. 

Ein  kurzer  Überblick  über  solche  Kundgebungen  lehrt  etwa  dieses. 

Während  bereits  zu  Beginn  der  dreifsiger  Jahre  in  England  unter 
den  Arbeitern  eine  Agitation  für  ein  Zehnstundengesetz,  das  sich  auf 
die  Arbeit  der  erwachsenen  Männer  ausdehnen  sollte,  im  Gange  ge- 
wesen und  in  Lord  Ashley's  Bill  vom  Jahre  1833  aufgenommen  wor- 
den war  —  ist  in  Deutschland  zuerst  namentlich  in  den  sozialdemo- 
kratischen Programmen  ^  und  zunächst  in  deren  Vorbilde,  dem  „kom- 
munistischen Manifest"  von  Karl  Marx  und  Friedrich  Engels 
(1848)  nach  seiner  Weise  von  einem  Normalarbeitstage  die  Rede. 
Unter  den  Mafsregeln  nämlich,  welche  die  kommunistische  Umgestal- 

1)  Im  einseloen  wurde  die  Frage  schon  vor  dem  eigentlichen  Aufleben  dieser  Agi- 
totion  and  Parteibildung  in  Deutschland  erörtert  u.  a.  auf  dem  zweiten  Vereinstage  des 
im  J.  1868  gegründeten  Verbandes  der  deutschen  Arbeitervereine,  in  dessen  Ausschusse 
noch  Max  Wirth,  Max  Hirsch,  L.  Sonnemann,  Albert  Lange,  Aug.  Bebel  neben  einander 
saPsen.  Der  Beschlufs  des  Vereinstages  lautete:  „in  Erwägung,  dafs  eine  Abkürzung 
der  Arbeitszeit  sowohl  im  Interesse  der  Arbeiter  als  der  Arbeitgeber  dringend  notwendig 
bt,  beschäftige  sich  der  Ausschufs  ernstlich  mit  dieser  Frage  und  setze  sie  auf  die  Ta- 
gesordnung des  nächsten  Vereinstages.'*  Vgl.  Jahresbericht  über  die  Thätigkeit  des 
ständigen  Ausschusses  für  den  3.  Vereinstag  der  deutschen  Arbeitervereine.  Frankfurt 
am  Maih  1866  S.  6. 
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tung  der  Produktion  einleiten  oder  vorbereiten  sollen^  wird  neben  Ex- 
propriation rles  Grundeigentums,  starker  Progressivsteuer,  Abschaffung 
des  Erbrechts  u,  s.  w.  auch  der  „gleiche  Arbeitszwaug  für  alle''  ge- 
nannt 0- 

Seit  der  Bildung  einer  sozialdemokratischen  Partei  in  Deutsch- 
land *)  ist  an  Stelle  dieser  „despotischen  Eingriffe  in  das  Eigentums- 
recht und  in  die  bürgerlichen  Produktionsverhältnisse"  —  wie  das 
koniuiunistische  Manifest  mit  der  ihm  eigenen  Offenheit  sie  selber  be- 
zeichnet —  mehr  und  mehr  eine  Zweiteilung  des  Programmes  ge- 
treten, welche  einmal  das  Ideal  der  zukünftigen  Organisation  der 
Arbeit  aufstellt,  dann  aber,  aus  begründeten  Zweifeln  an  dem  alsbal- 
digen Gelingen  der  dazu  notwendigen  Umwälzung,  eine  Reihe  von 
vorläufig  zu  erstrebenden  Reformen  nennt. 

Das  sog.  Eisenacher  Programm  *)  vom  Jahre  1869  bezeichnet  als 
eine  der  „nächsten  Forderungen"  „die  Einführung  des  Normalarbeits- 
tages," 

Das  Gothaer  Programm  von  1875  „fordert  innerhalb  der  heutigen 
Gesellschaft:  einen  den  Gesellschaftsbedllrfnissen  entsprechenden  Nor- 
malarbeitstag*' (neben  Verbot  der  Sonntagsarbeit).  Das  Wydener  Pro- 
gramm von  1880  bleibt  dabei  stehen. 

Die  Frage,  wie  lang  derjenige  Arbeitstag  ist,  welcher  den  Be- 
dürfnissen der  Gesellschaft  entspricht,  niufs  gelegentlich  in  den  An- 
trägen der  Sozialdemokratie  für  politische  Körperschaften  gesucht 
werden.     Wir  werden  einen  solchen  zu  erwähnen  haben. 

Die  süddeutsche  Volkspartei  hat  in  ihrem  Programniü  vom  Jahr 
1882  einen  zehnstündigen  Normalarbeitstag  verlangt. 

In  der  Sozialpolitik  des  deutschen  Katholizismus  wird  der  Xor- 
malarbeitstag  von  allen  namhafteren  Schriftstellern  gefordert*).  An- 
knüpfend an  die  Forderungen  des  sog,  christliehen  Sozialismus  (d,  h. 
der  in  Deutschland  älteren,  der  katholischen  Spezies  desselben)  hat 


1)  Das  komtnuntstiaühü  Muni  fest.     Keiio  Ausgabe     Leips.  1873  8.  19. 

Sf)  Der  ftrste  Kongrer»  der  tntftmationjüeii  ArbeiterAssoilutioii  äu  Genf  (3.^ — 8-  Sep- 
tember 1866)  beschlors»,  es  soüe  die  ArbeiUstiit  für  enrachjiene  Arbeiter  nuf  8  Standen 
tliglU'h  beschränkt  werden  (intt  öü  ^ogen  10  Stimmen  ^  lotstere  von  den  franzä^i^cfaeu 
Dclegicirtcn  ,  die  eine  Schranke  von  10  Standen  binreichond  fanden)  E.  Jäger,  d. 
moderne  SoBialiama».     ßeHin   1873,  S.  66. 

8)  Die  verschiede  Den  isozialdemokratbcbon  Programme  sind  abgedmckt  bei  F.  M  e  b  - 
ringt  ^^«  dentscbe  Sozialdeiookratie,  3.  Änß^  1879.  S.  329  —  838.  Beitdctn  ist  noch 
das  Programm  de.«  Gotbaer  Kon^osses  von  1875  auf  dem  RongrePs  zu  Wydcn  (im  Kan- 
ton Zürich)  im  J.  18Ö0  revidiert  und  neu  pnbüciert  worden. 

4)  Thao  in  Schmoner'ü  Jahrbuch  1882^  841  fT 
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im  Jahre  1877  die  Zentrumspartei  des  deutschen  Reichstages  ein  so- 
zialpolitisches Programm  aufgestellt,  in  welchem  sich  ebenfalls  der 
Normalarbeitstag  befindet. 

Älteren  Datums  ist  die  gleiche  Erscheinung  bei  der  sogenannten 
sozialkonservativen  Partei,  welche  unter  dem  Einflüsse  von  Rodber- 
tus  seit  lange  für  Einführung  eines  Normalarbeitstages  sich  ausge- 
sprochen hat,  so  dafs  auf  der  Eisenacher  Konferenz  zur  Besprechung 
der  sozialen  Frage  im  Jahre  1872  ein  Vertreter  dieser  Partei  erklären 
konnte^):  „Wir  gehen  mit  vielen  Arbeitern  Hand  in  Hand,  die  den 
Normalarbeitstag  wollen  und  auch  mit  einer  grofsen  Anzahl  von  Guts- 
besitzern, die  sich  bereits  dafür  ausgesprochen  haben.  Im  Mai  1872 
hat  in  Berlin  eine  Konferenz  stattgefunden ,  die  in  Bezug  auf  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  die  Länge  der  Arbeitszeit  folgende  Re- 
solution angenommen  hat:  eine  angemessene  Abkürzung  der  an  vielen 
Orten  üblichen  Arbeitszeiten  ländlicher  Tagelöhner  ist  für  deren  ma- 
terielle, geistige  und  sittliche  Hebung  eine  Notwendigkeit;  dieselbe 
li^  zugleich  im  Interesse  der  Arbeitgeber  wie  der  nationalen  Pro- 
duktion überhaupt;  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Länge  der  Ar- 
beitszeiten —  Normalarbeitstag  in  diesem  Sinne  —  müfsten  nach  der 
Natur  des  Landbaues  von  gesetzlichen  Bestimmungen  für  industrielle 
Arbeitszweige  sich  wesentlich  unterscheiden  u.  s.  w.^^ 

Die  neuere  Phase  dieser  Partei  oder  wenigstens  diejenige  nahe 
verwandte  Richtung,  welche  in  den  letzten  Jahren  am  meisten  in  den 
Vordergrund  getreten  ist,  die  Berliner  christlich-soziale,  verlangt 
ebenfalls  den  Normalarbeitstag. 

Wenn  man  nach  Erwähnung  dieser  Parteien  bemerken  mufs,  dafs 
bei  den  gemäfsigten  Parteien  eine  ähnliche  Befürwortung  sich  nicht 
findet,  so  liegt  unmittelbar  die  Erklärung  nahe,  dafs  ja  überhaupt  in 
sozialpolitischer  Richtung  von  den  politischen  Mittelparteien  bis  jetzt 
nichts  angeregt  worden  ist,  in  dessen  Zusammenhange  an  eine  solche 
Forderung  zu  denken  wäre. 

Indessen  auch  die  Wissenschaft  unseres  Faches,  welche  doch  in 
Deutschland  sich  das  unbestreitbare  Verdienst  erworben  hat,  aus  jener 
heilsamen  Mäfsigung  der  Mittelparteien  heraus  zuerst  die  Notwendig- 
keit sozialer  Reformen  betont  zu  haben  —  auch  diese  Wissenschaft 
hat  nur  selten  und  ausnahmsweise  sich  für  die  fragliche  Mafsregel 
ausgesprochen.  Der  Verein  für  Sozialpolitik  hat  in  seiner  Mehrzahl 
sich  ablehnend  oder  kühl  dazu  verhalten,   so  in  den  Verhandlungen 


1)  Verhandlangen  S.  36. 
N.  F.  Bd.  VL 
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Über  Fabrikgesetzgebung  von  1872  und  1873,  so  in  den  Debatten  über 
die  Gewerbeform  von  1877.  Bezeichnenderweise  macht  in  diesem  Kreise 
eine  Ausnahme  der  Referent  von  1873,  F.  J.  Neumann*),  welcher 
in  seiner  damaligen  Umgebung  (Basel)  bereits  ein  Gesetz  vorfand, 
welches  den  zwölfstündigen  Arbeitstag  vorschrieb. 

Die  gesetzgebenden  Körperschaften  selber  haben  sich 
allerdings  zu  wiederholten  Malen  mit  dem  G^enstande  beschäftigt 
und  zwar  bereits  der  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes 
bei  Beratung  der  Gewerbeordnung.  In  den  Verhandlungen  vom 
27.  April  1869  beantragte  der  Abgeordnete  Dr.  Schweitzer-),  namens 
der  sozialdemokratischen  Partei,  zwischen  den  Paragraphen 
133  und  134  einen  Paragraphen  einzuschalten,  lautend: 

„In  allen  Grofsbetriebsuntemehmungen  darf  ein  Lohnarbeiter  nicht 
länger  als  12  Stunden  der  Tages-  oder  Nachtzeit  beschäftigt  werden. 
Von  dem  Augenblicke  der  beendeten  Arbeitszeit  eines  Tages  oder 
einer  Nacht  bis  zum  Wiederbeginn  der  Arbeit  müssen  12  Stunden 
verflossen  sein. 

„Unter  Grofsbetriebsuntemehmungen  werden  verstanden  alle  die- 
jenigen Unternehmungen,  bei  welchen  mindestens  10  Lohnarbeiter  zur 
Produktion  von  Waren  oder  zu  persönlichen  Dienstleistungen  thätig 
sind:  insbesondere  der  Geschäftsbetrieb,  welcher  sich  vollstreckt  in 
Fabriken,  Werkstätten,  Berg-,  Hütten-  und  Pochwerken,  auf  landwirt- 
schaftlichen Gütern,  auf  Schifi^werften ,  bei  Eisenbahnen,  Dampf- 
schiifen  u.  s.  w. 

„In  Fabriken  und  Werkstätten  ist  innerhalb  der  12  Arbeitsstun- 
den, wenn  dieselben  in  die  Tageszeit  fallen,  den  Lohnarbeitern  eine 
Pause  von  je  einer  halben  Stunde  Vor-  und  Nachmittags  und  von 
einer  Stunde  Mittags  zu  gestatten,  so  dafs  also  die  wirkliche  Arbeits- 
zeit in  ihrem  erlaubten  Höchstbetrage  sich  auf  10  Stunden  beläuft. 
Eine  entsprechende  freie  Zeit  ist  bei  der  Nachtarbeit  zu  bewilligen". 

Neben  diesem  Antrage  lag  gleichzeitig  von  dem  Abgeordneten 
von  Brauchitsch  (Genthin)  als  Vertreter  der  conservativen 
Partei  folgender  weniger  weit  gehende  Antrag  vor:  zwischen  den 
§§.  137  und  138  einzuschalten: 

„In  allen  Fabriken  darf  ein  Lohnarbeiter  nicht  länger  als  12 
Stunden  der  Tages-  und  der  Nachtzeit  beschäftigt  werden". 


1)  Vgl.  z.  R.    In   diesen  JahrbUchcrn  1873,    XXI,    85.     Ferner  Verhandlungen    des 
Vereins  für  Sozialpolitik   1873,  S.  18. 

2)  Stenograph.  Berichte  1869  I  629  ff.  Ul  (Anlagen)  460  ff. 
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Also  im  Vergleiche  zu  dem  sozialdemokratischen  Amendement 
war  hier  einmal  der  Normalarbeitstag  auf  die  „Fabriken"  beschränkt, 
dann  statt  auf  10  Stunden  aiif  12  Stunden  festgestellt. 

Dr.  Schweitzer  befürwortete  seinen  Antrag,  indem  er  unter  Be- 
rufung auf  frühere  Reden  das  englische  Beispiel  anführte,  welches 
lehre,  dafs  nach  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  und  Einführung  des 
Normalarbeitstages  die  Arbeit  an  Intensivität  um  so  viel  zunehme  als 
sie  an  Extensivität  verliere :  es  werde  kräftiger  und  ausdauernder  ge- 
arbeitet, der  einzelne  strenge  sich  mehr  an,  die  Maschinerie  werde 
vervollkommnet,  so  dafs  schliefslich  sowohl  der  Arbeitgeber  einen 
höheren  Kapitalgewinn  als  auch  der  Arbeitnehmer  einen  höheren  Ar- 
beitslohn erhält,  weil  in  der  verkürzten  Arbeitszeit  mehr  produziert 
wird  als  früher  bei  der  längeren  Arbeitszeit. 

Der  Abg.  Stumm  führte  dagegen  an  (und  zwar  sich  zugleich 
gegen  den  milderen  Antrag  von  Brauchitsch  wendend),  dafs  er  es  für 
ein  durchaus  zweckmäfsiges  Bestreben  halte,  wenn  man  auf  eine 
durchschnittliche  zwölfstündige  Arbeitszeit  hinwirke,  dafs  er  aber  den 
gesetzlichen  Zwang  und  zwar  in  den  starren  Schranken  der  beiden 
Anträge  für  undurchführbar  halte,  was  er  durch  Beispiele  aus  der 
Hochofen-  und  Bergwerksarbeit  zu  belegen  suchte.  Er  lobte  an  dem 
Antrage  der  Sozialdemokraten  die  Konsequenz  im  (xegensatze  zu  dem 
Antrage  der  Konservativen,  welche  für  die  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiter den  Zwang  ablehnen,  der  doch  (wenigstens  ziun  Teil)  in  Fabri- 
ken aus  ähnlichen  Gründen  wie  in  der  Landwirtschaft  undurchführbar 
sei.  Insbesondere  seien  die  von  dem  Antrage  Schweitzer  geforderten 
langen  Arbeitspausen  in  der  Feuerindustrie  u.  s.  w.  unmöglich. 

Dr.  Hirsch  wies  auf  die  bestehenden  Übelstände  hin,  dafs  in 
industriellen  Unternehmungen,  wo  oft  gar  keine  Nötigung  vorliege, 
noch  jetzt  Arbeitstage  von  14— löstündiger  täglicher  Arbeit  üblich 
seien,  ohne  Unterbrechung  durch  die  Sonntage.  Weil  aber  dieses  ein 
Punkt  sei,  wo  auch  nach  Dr.  Schweitzer's  Ansicht  die  wohl  verstan- 
denen Interessen  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  Hand  in  Hand 
gehen,  so  sei  kein  Grund  mit  Gewalt  einzugreifen  da,  wo  die  natür- 
liche Regelung  der  Verhältnisse  schon  das  Richtige  von  selbst  herbei- 
führen werde.  Ein  Widerstand  gegen  den  Normalarbeitstag  sei  zumal 
von  den  Arbeitern  zu  erwarten,  wie  denn  kein  Paragraph  der  neuen 
Gewerkvereinsstatuten  so  viel  Widerstand  gefunden  habe  als  der  Satz 
„eine  zwölfstündige  Arbeitszeit  ist  zu  erstreben".  Bei  der  Unsicher- 
heit der  Beschäftigung  wollen  es  sich  die  Arbeiter  nicht  nehmen 
lassen,  bei  günstiger  Gelegenheit  lange  Stunden  zu  arbeiten,  nachdem 
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sie  zeitweise  gar  keine  oder  wenige  Beschäftigung  gehabt  haben    xmr 
gleiches  wieder  Yoraussetzen,    Doch   aus  der  freien  Bewegung  heraus^ 
werde  hoffentlieh  bald,  allenthalben  wo  es  die  Verhältnisse  irgend  er- 
lauben, ein  12stun*liger^  später  ein  lOstündiger,  noch  später  vielleicht ' 
ein  Hstüudiger  Arbeitstag  in  Deutschland  hervorgehen.     In  einem  Teile 
des  Rheinlands  sei  diese  Bewegung  für  Arbeitszeit verkürzimg  aus  depj 
Initiative  der  Fabrikanten  hervorgegangen. 

Als  Verteidiger  für  den  Antrag  des  abwesenden  Brauchitsch  tral 
Wagen  er  (Neustettin)  auf:  er  stellte  sich  aber  auf  den  Standpunkt^ 
der  englischen  Gesetzgebung,  welche  allgemeine  Gesetze  vermieden 
und  auch  die  speziellen  Gesetze  auf  Frauen  und  Kinder  beschränkt 
hat  —  was  mit  dem  Antrage  Brauchitsch  offenbar  nicht  überein- 
immteO;  i^zur  Hälfte"  pflichtete  er  Dr.  Hirsch  bei,  welcher  dem 
erwachenden  Selbstgefühl  der  arbeitenden  Khissen  vertraue;  doch 
ohne  Gesetzgebung  gehe  es  nicht.  Sein  Vorschlag  begnügte  sich  da- 
mit: dafs  in  Ermangelung  anderweitiger  Verabredungen  der  Arbeits- 
tag zu  12  Stunden  gerechnet  werde,  ,,weil  er  es  allerdings  auch  für 
bedenklich  halte,  ohne  jede  statistische  Unterlage  eine  solche  Be- 
schränkung des  mündigen  und  erwachsenen  Arbeiters  allgemein  ein- 
treten zu  lassen".  Man  müsse  zuerst  das  Bedürfnis  und  die  Trag- 
weite beurteilen  können.  Und  für  die  Untersuchung  der  thatsächlichen 
Zustände  erwarte  er  viel  von  einem  Fahrikinspektorat ,  welches  er 
unter  Anrufung  des  englischen  Musters  auch  bei  diesem  Anlafs  leb- 
haft befürwortete. 

Der  Bundeskommissar  Dr.  Michaelis  äufserte  seine  Sympathien 
für  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  als  ,,Frucht  der  Kultur''  —  die 
man  aber  durch  ein  gesetzliches  Verbot  uicht  herbeiführen  könne. 
Es  sei  unmöglich,  „die  Kultur  durch  <las  Gesetz  zu  erzwingen'*;  auch 
würde  es  zum  Nachteile  der  Arbeitgeber  und  zumal  der  Arbeitet 
ausschlagen,  wenn  man  eine  Maxi  mal  arbeitszeit  für  alle  Arlieitsge-' 
liiete  feststellen  wollte.  Indessen  machte  Dr.  Michaelis  das  Zuge- 
ständnis: es  sei  ja  möglich,  dafs  es  sich  für  gewisse  Klassen  und 
innerhalb  gewisser  Industriezweige  als  zweckmäfsig  erweise,  in  dieser j 
Beziehung  gewisse  Beschränkungen  festzustellen;  nur  sei  es  notwen- 
dig, dafs  eine  genaue  Untersuchung  der  Verhältnisse  vorausgehe. 

Diesen   Verhandlungen    über    den   Nornialarbeitstag   war   wenige' 
Tage  zuvor,  am  23.  April  1869,    eine    verwandte   Debatte   üIrm'    das 


1)  W^jLs  numeuttidi  nber  verschieden  war  von  dem  oben  erwähnten  Standpunkte«  den] 
Riid.   Meyer  in  Eisenaeb  1S78  vertrat 
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Verbot  der  Sonntagsarbeit  vorausgegangen^).  Auch  hier  hatten 
die  Konservativen  (diese  hier  in  erster  Reihe)  und  die  Sozialdemo- 
kraten Anträge  zur  Gewerbeordnung  gestellt. 

Der  Antrag  Brauchitsch  lautete,  im  §.  107  den  Absatz  2  zu 
streichen  und  statt  dessen  zu  setzen:  „Die  Arbeit  in  gewerblichen 
Anstalten  ist  an  Sonn-  und  Festtagen  verboten.  Für  Dringlichkeits- 
falle sind  Ausnahmen  —  vorbehaltlich  der  Vereinbarung  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  —  nur  mit  Genehmigimg  der  zustän- 
digen Behörde  zulässig.  Den  Landesgesetzen  bleibt  es  überlassen, 
für  einzelne  Arten  von  Fabriken  allgemeinere  Ausnahmen  festzu- 
stellen". Der  Antrag  der  andern  Partei  (Fritzsche)  lautete:  „Die  regel- 
mäfsige  Lohnarbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  ist  verboten;  ausgenom- 
men hiervon  ist  die  Lohnarbeit  bei  Verkehrsanstalten,  Gastwirtschaf- 
ten aller  Art,  öfifentlichen  Erholungs-  und  Vergnügungsanstalten  und 
bei  dem  Handel  mit  Lebensmitteln". 

Zu  seinem  Antrage  hatte  Brauchitsch  das  Verbot  der  Sonntags- 
arbeit aus  religiösen,  gesundheitlichen  und  kulturellen  Gründen  befür- 
wortet, welche  (von  den  religiösen  abgesehen)  gleichfalls  für  den  Nor- 
malarbeitstag anzuführen  waren.  Den  weitergehenden  Antrag  der 
Sozialdemokraten  hatte  auch  diesmal  Dr.  Schweitzer  vertreten.  Die 
Einwendungen  der  Liberalen  brachte  neben  Dr.  K.  Braun  der  Abg. 
V.  Hennig  zur  Geltung.  Herr  Stumm  sympathisierte  mit  den  Mo- 
tiven des  Abg.  V.  Brauchitsch  dieses  Mal  wie  das  andre  Mal,  fand 
aber  noch  gröfsere  Schwierigkeiten  im  Wege  eines  gesetzlichen  Ver- 
bots als  V.  Hennig:  es  sei  nicht  nur  schwierig,  sondern  geradezu  un- 
möglich, den  Hochofenbetrieb  am  Sonntag  einzustellen.  Schliefslich 
gelangte  der  Bundeskommissar  Dr.  Michaelis  zimi  Wort  und  führte 
schon  hier  aus,  es  müfste  eine  eingehende  Kenntnis  der  Fabrikations- 
weise in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Industrie  vorausgehn,  ehe 
man  die  Sonntagsfrage  mit  gesetzlichen  Verboten  behandle. 

Es  ist  hinlänglich  bekannt,  dafs  alle  diese  Anträge  bei  der  Be- 
ratung der  Gewerbeordnung  in  der  Minderheit  geblieben  sind,  und 
dafs  die  erneuten  ähnlichen  Anregungen,  welche  seit  jener  Zeit  den 
Reichstag  beschäftigt  haben,  kein  anderes  Ergebnis  herbeizuführen 
vermochten.  Bis  herab  zu  jenem  Antrage  der  Zentrumspartei  im 
Frül^ahr  1882,  wo  der  Reichskanzler  —  nach  den  hochfliegenden 
sozialpolitischen  Ideen  der  letzten  Jahre  wieder  einmal  überraschend 


1)  Stenogr.  Berichte  1  358  fL  lU  447. 
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realistisch  —  die  Worte  sprach:   „schlimmer  als  Somitagsarbeit  ist 
gar  keine  ArheÜ''  imd  in  längerer  Rede  die  Anregung  zurückwies. 

Es  wäre  daher  eine  unverhältnismäfsig  reizlose  und  unfruchtbar 
Aufgabe,  die  einzeluen  Vorgänge  im  Reichstage  in  der  Riclituiig  auf 
eine  praktische  Regelung  der  Arbeitszeit  hier  vorzuführen. 

IV. 

Worauf  es  ankommt,  ist,  dafs  wir  uns  heute  folgendes  vcrgegen 
wärtigen. 

Erstens:  Die  damals  bei  Beratung  der  Gewerbeordnung  ge- 
äufserten  HoBiinngen  auf  eine  fortschreitende  Abküi^zuug  der  Arbeit 
zeit  zufolge  der  Harmonie  der  Interessen  von  Arbeitgebern  und  Ar-' 
beiteni  haben  sich  in  der  Zwischenzeit  nicht  bestätigt,  jcdenfrdls  niclit 
in  dem  Sinne  bestätigt,  dafs  schwere  Mifsstände  an  tibernmfsig  langer 
Arbeitszeit  nicht  heute  noch  im  Deutschen  Reiche  fortbeständen. 
Irgend  eine  genaue  und  deutliche  Kenntnis  von  der  Entwickelung 
der  Arbeitszeit  in  den  verschiedenen  Gewerben  und  Laudesteilen 
Deutschlands  ist  freilich  erst  noch  zu  schatten.  Jedoch  es  ist  zur 
Genüge  bekauet,  dafs  eine  übermäfsige  Länge  von  14—15,  ja  16—17 
Stunden  grade  in  unsera  Hauiitindustriehezirken  noch  gegenwärtig 
vorkommt  Ml  nud  es  ist  leider  sogar  eine  Thatsache,  dafs  die  Be- 
wegung der  rheinländischen  Fabrikanten  zur  Abkürzung  der  Arbeits- 
zeit, deren  m  den  Verhandlungen  des  Reichstags  vom  April  1869  so 
erwartungsvoll  gedacht  wurde,  bereits  im  selben  Jahre  1869  im  Sande 
verlaufen  ist,  nachdem  sie  im  Jahre  1867  durch  eine  provisorische 
Vereiuigung  ins  Leben  gerufen  worden  war*). 

Also  es  bestehen  schwere  Mifsstände;  denn  es  wird  heute  kaum 
jemand  leugnen^  dafs  man  eine  Fabrikarbeitszeit  von  .solcher  I^änge 
als  einen  schweren  Mifsstand  betrachten  darf. 

Zweiteos:   Wir  sind  ein  Stück  weiter  gekommen   mit  den  Er 
fahrungen  über  eine  gesetzliche  Regelung  der  Arbeitszeit  für  erwach- 
sene Männer. 

Zwar  ist  bereits  früher  durch  die  oft  angerufene  englische  Fabrik- 

Igeselzgebung  auch  in  dieser  Hinsicht  der  Versuch  genuicht,  und  sein 

rErfolg  hätte  nahezu  für  die  nötige  Belehrung  genügen  dürfen.    Denn 

wer  nicht  die  Schlagwortc  der  alten  Doktrin,  sondern  das  Wesen  de 

Sache   entscheiden  läfst,  hat  längst  bemerkt,   dafs  der  Kultus  de 


1)  Vgl,  meinen  AufsjLtz  in  diette»  Jabrbücheru  1881  N.  F.  Hl,  40d. 
S)  Vgl.  ebeod«. 
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Dogma's  vom  Non-interference  gegenüber  den  Verträgen  erwachsener 
Männer  eine  Scheinheiligkeit  der  Form  war,  während  man  bekanntlich 
in  der  That  und  mit  Notwendigkeit  zugleich  die  Arbeit  erwachsener 
Männer  schützte. 

Indessen  konnte  man  auf  die  Verschiedenheit  englischer  und 
deutscher  Fabrikarbeiter  hinweisen;  man  konnte  mit  einem  starken 
Scheine  der  Wahrheit  sagen,  es  handle  sich  hierbei  um  eine  Mannig- 
faltigkeit psychologischer  und  technischer  Momente,  für  welche  es 
keine  durchgreifenden  allgemeinen  Lehrsätze  gebe. 

Zudem  blieb  es  immerhin  ein  gröfserer  Schritt,  nicht  blos  für 
einzelne  Gewerbe  mittelbar,  sondern  für  alle  Fabrikarbeit  unmittelbar 
die  Arbeit  erwachsener  Männer  in  gesetzliche  Maximalschranken  zu 
bannen. 

Da  ist  es  nun  eine  höchst  wichtige  Erscheinung,  dafs  eben  in 
jenen  Jahren,  als  man  im  deutschen  Parlamente  erfolglos  diese  Mafs- 
regel  anregte,  die  Gesetzgebung  einzelner  schweizerischer  Kan- 
tone die  Sache  beherzt  in  die  Hand  nahm.  Glarus  führte  im  Jahre 
1864  bereits  das  Arbeitsmaximum  von  zwölf  Stunden  für  die  Fabrik- 
arbeit erwachsener  Männer  ein;  im  Jahre  1872  folgte  das  Arbeits- 
maximum von  elf  Stunden.  G^mäfs  der  alten  Landsgemeindeverfas- 
sung des  Kanton  Glarus  wurden  diese  Gesetze  durch  die  „Landsge- 
meinde^^  aller  erwachsenen  Bürger  sanktioniert;  der  treibende  Geist 
der  Malisregel  war  der  (viel  zu  früh  verstorbene)  Landammann  Dr. 
Heer,  das  Muster  eines  republikanischen  Staatsmannes,  und  ihm  zur 
Seite  stand  der  Arzt  und  Fabrikinspektor  F.  Schul  er,  welcher  spä- 
ter eidgenössischer  Fabrikinspektor  wurde  und  das  Vermächtnis  Heeres 
auf  dem  erweiterten  Gebiete  vollstrecken  sollte. 

Baselstadt  führte  im  Jahre  1869  das  zwölfstündige  Arbeits- 
maximum ein.  In  mehreren  Kantonen  (Thurgau,  St.  Gallen)  mifslang 
damals  der  Versuch,  welcher  von  Seiten  der  leitenden  Staatsbehörden 
in  gleicher  Richtung  gemacht  wurde. 

Doch  die  guten  Erfolge 0  ^^  Glarus  und  Baselstadt,  welche  in- 
zwischen auch  ein  Vorgehen  der  Züricher  Regierung  befördert  hatten, 
ermutigten  zu  einer  eidgenössischen  Mafsregel,  welche  durch  die  Bun- 
desverfassungsrevision der  Jahre  1872 — 74  angebahnt,   durch  Fabrik- 

1)  Der  schweizerische  Fabrikant  J.  C.  Branner  (Niederlenz)  (die  Licht-  und  Schat- 
tenseiten der  Industrie  mit  besondrer  Berücksichtigung  der  Schweiz.  Verhältnisse.  2.  Aufl. 
Aiuraa  1870)  bezeichnete  ein  Maximum  von  12  Standen  als  zulässig,  und  meinte,  eine 
zwölfständige  Arbeit  kann  soviel  liei'orn  als  eine  vierzehnstÜudige ;  eine  zehnstündige 
Arbeit  aber  nie  soviel  wie  eine  zwölfstündige.    S.  42. 
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gcsetz  vom  Jahre  1H77   ausgeführt  wurde:   zu   dem   elfstündigen  Ar- 
beitstage für  die  Fabriken  iu  der  ganzen  Schweiz. 

Die  Schwierigkeiten  der  Üurchfiihrung  sind  nun  weder  zuvor  in  den 
Kantonen,  welche  den  neuen  Schritt  wagten^  noch  neuerdings  im  Bunde 
ausgeblieben.  Es  steht  in  keinem  amtlichen  Bericht,  aber  ich  habe  es 
aus  dem  Munde  des  Dr»  Schuler,  wie  er  seine  Lebensstellung  als  prak-  i 
tischer  Arzt  anfs  Spiel  setzte,  da  er  den  Fabrikanten  gegenüber  das  Ge- 
setz als  Inspektor  zu  verwirklichen  unternahm,  wie  ihm  Ijaodammann 
Heer  hierbei  criminternd  zur  Seite  stand,  und  wie  am  Ende  —  in  ver- 
hältnismiifsig  kurzer  Zeit  —  der  Widerstand  sieh  brach:  so  dafs  bereits 
bei  den  Vorberatungen  des  Buudesgesetzes  der  Bericht  der  Handels- 
kommission des  Kautons  Glarus  vom  30,  Juli  1874  tJs  ermutigendes 
Beweismaterial  von  den  Freunden  des  neuen  Gesetzentwurfes  ange- 
führt werden  konnte*  In  diesem  einen  Jahrzehnt  von  18(>4-^  1874 
war  das  Experiment  gelungen  und  dies  kleine  industrielle  Land  war 
das  Versuchsfeld  für  die  Schweiz  geworden  zu  Gunsten  eines  elfstün- 
digen Arbeitstages. 

Als  es  sich  um  das  ganze  Gebiet  der  Schweiz  jetzt  handelte» 
durfte  freilich  das  Bedenken  sich  hören  lassen:  Industriezweige  und 
Arbeitszustände  des  Kauton  Glarus  seien  kein  hinreichender  Typus 
für  die  Gesamtheit  der  schweizerischen  Fabriken.  Die  Meinung  der 
bundesrätlichen  Botschaft,  welche  den  Entwurf'  begleitete  und  moti- 
vierte, war  wohl  etwas  zu  leichtherzig,  wenn  sie  es  geradezu  aus- 
sprach: Die  Erfahrungen  mit  der  Gesetzgebung  der  Kau  tone  seien 
weit  mehr,  als  eine  noch  so  sorgfältige  Enquete  englischer  Art.  Je- 
doch man  that  den  Schritt  und  erhob  das  Glarner  Maximum  vom 
Jahr  1872  zum  Bundesgesetz, 

Die  Erfahrungen,  welche  man  seitdem  mit  dem  Gesetze  gemacht 
hat,  müssen  wohl  unterschieden  werden:  einmal  als  allgemein  poli- 
tische, dann  als  speziell  ökonomische.  In  politischer  Hinsicht  ging 
es  hierbei  wie  es  öfters  gegangen  ist  und  gehen  wird,  zumal  im  *le- 
tnokratischeo  Geraeinwesen.  Je  mehr  sich  die  Sache  im  aUgemeinen, 
im  Programme,  in  der  schönen  Idee  darstellte,  um  so  gröfser  war  die 
Begeistening;  je  nälier  sie  auf  den  Leib  des  alltäglichen  Lebens 
rückte,  je  handgreiflicher  sie  wurde,  um  so  kühler  und  spröder  wurde 
mau.  Die  revidierte  Bundesverfassung  vom  Jahr  1874,  welche  in 
ihrem  Art.  34  sagt:  „Der  Bund  ist  befugt,  einheitliche  Bestimmuogcu 
über  die  Verwendung  von  Kindern  in  den  Fabriken  und  über  die 
Dauer  der  Arbeit  erwachsener  Personen  in  denselben  auf- 
zustellen*', WiU'  mit  grofser  Mehrheit  vom  Volke  angenommen  worden. 
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Das  nur  drei  Jahre  später  erlassene  Bundesgesetz  über  die  Arbeit  in 
den  Fabriken  rief  nicht  nur  in^  den  Bäten  der  Bundesversammlung 
eine  starke  prinzipielle  Kontroverse  hervor,  auch  in  der  Volksab- 
stimmung errang  es  nur  mühselig  eine  kleine  Majorität.  Aber  vollends 
der  dritte  Akt,  die  Durchführung  im  wirklichen  Leben,  die  Besiegung 
des  Widerstandes  der  beteiligten  (wahren  oder  vermeintlichen)  Inter- 
essen, die  Überwindung  des  historisch  wurzelnden  kantonalen  Wider- 
standes gegen  das  eidgenössische  Gesetz,  dessen  Verwirklichung  in 
der  Hauptsache  auf  den  guten  Willen  der  kantonalen  und  lokalen  Be- 
hörden angewiesen  war,  welches  nicht  wagen  durfte,  einen  Bundes- 
verwaltungsapparat  einzuführen  und  nur  schüchtern  eine  ständige 
Bandesfabrikinspektion  dem  herkömmlichen  Behördenwesen  der  Kan- 
tone zumuten  konnte  —  dieser  dritte  Akt  hat  noch  lange  nicht  seinen 
versöhnenden  Schlufs  erreicht  imd  ist  erst  noch  durch  schwere  Hin- 
demisse hindurch  zu  Ende  zu  spielen. 

In  den  vorliegenden  Jahrbüchern  habe  ich  gerade  über  diesen 
Punkt  ganz  kürzlich  ^)  angesichts  des  letzten  Inspektionsberichts  mich 
mit  Nachdruck  geäufsert  Ich  habe  aber  namentlich  in  meinem  Be- 
ferat  über  ,;intemationale  Fabrikgesetzgebung",  welches  ich  dem  Ver- 
ein für  Sozialpolitik  am  9.  Oktober  1882  geliefert,  in  deutlichster 
Weise  die  Parallele  gezogen:  was  es  wohl  für  einen  Sinn  habe,  bei 
dem  aktenmäfsig  bezeugten  und  von  Niemand  bezweifelten  aktiven 
und  passiven  Widerstände  der  kantonalen  Verwaltungen  gegen  das 
gemeinsame  Bundesgesetz,  aus  der  Bundesversammlung  internationale 
Motionen  in  das  Blaue  hinaus  zu  senden,  welche  keine  andere  An- 
strengung kosten  als  den  Mut,  sich  ein  Dutzend  Körbe  in  aller  Welt 
zu  holen,  —  statt  vor  allen  Dingen  Mut  und  Kraft  an  der  Stelle  ein- 
zusetzen, wo  es  Not  thut,  wo  man  zunächst  dazu  berufen  ist,  wo  man 
beweisen  kann,  ob  man  Mut  und  Kraft  besitzt.  Ich  habe  die  Frage 
aufgeworfen:  was  für  Aussichten  wohl  eine  internationale  Anregung 
habe,  selbst  in  dem  femliegenden  Falle,  dafs  ein  intemationales  Ge- 
setz zu  Stande  komme,  angemessen  verwirklicht  zu  werden  durch  die 
verschiedenen  Verwaltungsbehörden  der  verschiedenen  beteiligten  Staa- 
ten, —  wenn  schon  die  Verschiedenheit  der  eidgenössischen  kleinen 
Kantone  in  diesem  Mafse  den  einheitlichen  Willen  des  nationalen 
Bandesgesetzes  bricht? 

Bezeichnend  für  diese  politische  Sachlage  ist  eine  Verhandlung 
im  Züricheriscben  Kantonsrate   (der  Repräsentativkörperschaft)  vom 

1)  N.  F.  V,  444  ff. 
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22.  August  1882.  Ein  Mitglied  interpclliürt  den  Rcgicrungsrat  über 
desscu  iieulicheu  Beschlufs,  welcher  die  Bewilligung  zur  Verlänge- 
rung der  Arbeitszeit  nicht  mehr  im  Amtsblatte  veröffentlichen,  sunderti 
am  schwarzen  IJrett  der  betreffenden  Gemeinde  anschlagen  läfst  Die 
Arbeiterbevülkeruug  sei  von  diesem  Beschlufs  ängstlich  betroffen,  da 
sie  befürchte,  die  Regierung  wolle  in  ihrer  Überwachung  der  Aus- 
fuhrung des  Fabrikgesetzes  nachlassen ;  aber  auch  andre  Kreise  sähen 
dariü  keine  Vermehrung  des  Respekts  vor  dem  Fabrikgesetze,  Die 
Zahl  der  Überzeitbewilligungen  sei  eine  aufserordentlich  grofse  imd 
bilde  fast  die  Regel:  man  hätte  im  Amtsblatt  aber  doch  bisher  die 
Koutrülle  darüber  führen  ktVnnen.  Wenn  einzelne  Fabriketablisse- 
ments  neun  Monate  lang  hinter  einander  über  die  Normalzeit  hinaus 
arbeiten  lassen,  alles  mit  regierungsrätlicher  Bewilligung,  so  stehe  das 
nicht  mehr  im  Einklang  mit  den  Vorschriften  des  Eidgenössischen 
Fabriligesetzes ,  welches  die  Überzeitbcwilligung  nur  als  Ausnahme 
gestatte.  Hiergegen  könne  nur  die  möglichst  grofse  Öffentlichkeit 
eine  Kontrolle  gewähren.  Soweit  die  Interpellation.  Darauf  antwor- 
tete das  für  dieses  Departement  verantwortliche  Mitglied  des  Regie- 
rungsrates (seiner  persönlichen  Parteiansicht  nach  der  Sozialdemokrat 
tischen  Partei  nahe  stehend)  neben  untergeordneten  Bemerkungen  zur 
Begründung  des  angefochtenen  Regierungshesehkisses  namentlich  fol- 
gendes: als  die  Zahl  der  Überzeitbewilligungen  gewaltig  zunahm,  nmfste 
schon  der  Kosten  wegen  die  Regierung  die  Veröffentlichung  immer 
mehr  vereinfachen  und  schliefslich  ganz  einstellen;  in  keinem  andern 
Kantone  geschehe  es;  wenn  viele  llberzeitbewilligungeu  erteilt  werden, 
so  dürfe  nicht  vergessen  werden,  dafs  der  Kanton  Zürich  sehr  in- 
dustriereich ist;  wenigstens  werde  nicht  ohne  regierungsrätliche  Be- 
willigung über  die  Normalzeit  hinaus  gearbeitet,  was  in  andern  Kan- 
tonen  sehr  häufig  geschehe. 

Der  öfters  augeführte  eidgenr^ssische  Fabrikinspektor  Schuler,  zu 
einem  Urteil  über  die  Thatsachen  ganz  vorzugsweise  befithigt,  äufserte 
in  seinem  Referat  für  die  schweizerische  gemeinnützige  Gesellschaft') 
am  19.  September  1882  auf  deren  Versammlung  zu  Glarus:  ,,es  ist 
allbekannt,  dals  in  Stickfabriken,  Uhrenfabriken  u.  s.  w.  noch  zahllose 
Übertretungen  der  gesetzlichen  Arbeitszeit  vorkommen;  es  ist  nicht 
selten,  dafs  13,  14  Stunden  im  Tag,  halbe  und  ganze  Nächte  hindurch 
gearbeitet  wird/' 

l)  über  die  ErnÄhrimg  der  FAbrikbevölkeniiig  und  ihre  Mängel.  RoforAt  toii  Dr. 
8cliuliir  in  MoUk.  Zürich  1882,  S.  48 ;  vgl  «uch  YertmudluDgeu  des  Vereins  für  So- 
aialpoUtik  1882,     XXi,  63. 
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Am  19.  September  1882  erliefs  der  Bundesrat  ein  Rundschreiben 
an  die  Kantonsregierungen  ^),  welches  endlich  daran  erinnert,  dafs  die 
Vorschrift  von  Art.  17  des  Fabrikgesetzes  („die  Kantonsregierungen 
haben  jährlich  Bericht  zu  erstatten  über  ihre  Thätigkeit  behufs  Voll- 
ziehung des  Gesetzes'^  bisher,  also  nach  fünf  Jahren  seit  Erlafs  des 
Gesetzes,  noch  nicht  zur  Ausführung  gelangt  ist,  und  welches  jetzt 
dazu  einladet,  es  möchten  die  Kantonsregierungen  bis  Ende  März 
1883,  über  die  ganze  Zeit  seit  Inkrafttreten  des  Gesetzes  bis  Ende 
des  Jahres  1882,  den  vorgeschriebenen  Bericht  erstatten. 

Sind  in  diesen  Kundgebungen  die  Beweise  für  die  politischen 
Sdiwierigkeiten  geliefert,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  analog  wie 
bei  andern  Bundesgesetzen  der  Schweiz  und  neulich  nur  wieder  bei 
dem  Zündhölzchengesetz  vom  23.  Dezember  1879,  das  diesen  Schwie- 
rigkeiten geradezu  erlegen  und  im  Juni  1882  förmlich  wieder  aufge- 
hoben worden  ist,  statt,  wie  gebührend,  verschärft  zu  werden *):  so 
sind  allerdings  die  ökonomischen  Umstände  der  Angelegenheit  er- 


1)  Schweiserisches  Bandesblatt  1882.     III,  717. 

X)  Näheres  darfiber  in  der  auf  dem  Akten-Material  fufsenden  Schrift  „das  Verbot 
der  Phosphorzündhölzchen  in  der  Schweiz  und  dessen  Wiederaufhebung**  von  Dr.  G. 
Lange,  Prof.  der  techn.  Chemie  am  eidg.  Polytechnikum,  Zürich  1888.  Es  mag  hier 
ein  bezeichnendes  Beispiel  aus  diesen  Erlebnissen  seine  Stelle  finden.  Das  Gesetz  vom 
S3.  Dez.  1879  schrieb  vor:  „Die  Fabrikation,  die  Einfuhr  und  der  Verkauf  von  Zünd- 
hölzchen and  Streichkeraen,  bei  denen  gelber  Phosphor  zur  Verwendung  kommt ,  ist  ver- 
boten.** Bafsen  von  5 — 500  Fr.,  im  Wiederholungsfalle  aufserdem  Gefängnis  bis  auf  8 
Monate ;  die  verboteneu  Zündhölzchen  werden  zerstört.  —  Unter  dem  3.  April  1882  berich- 
tet das  Zolldepartement  an  das  Handelsdepartemeut ,  dafs  beinahe  täglich  Anzeigen  ein- 
laufen, nach  welchen  das  eidgenössische  Einfuhrverbot  von  den  kantonalen  Behörden, 
zumal  von  St.  Gallen,  Thurgau  und  Genf  nicht  hinreichend  unterstützt  wird.  Das  Grenz- 
wachtpersonal  sei  nicht  genügend,  die  meisten  Fälle  entzögen  sich  der  tJberwachuug,  und 
was  einmal  im  Lande  sei,  begegne  keinen  Schwierigkeiten  seitens  der  kantonalen  Polizei. 
Am  ärgsten  stand  es  damit  in  Genf.  Am  4.  März  1882  war  auf  Anzeige  eines  Oktroi- 
beamten  der  Stadt  Genf  ein  Strafprotokoll  durch  die  eidg.  Zollstätte  am  See  in  Genf 
aufgenommen  worden  wegen  Verkaufs  verbotener  Zündhölzchen,  und  weiter  am  14.  März 
an  die  zuständige  kantonale  Justizbehörde  von  Genf  übergeben.  Auf  wiederholte  Anfrage 
seitens  des  Bundes  erfolgt  endlich  am  29.  März  die  Antwort  des  Genfer  Staatsrats,  welche 
besagt ,  dieses  und  ein  anderes  gleiches  Strafprotokoll  seien  null  und  nichtig ;  denn  die 
Genfer  Oktroibeamten  hätten  keine  Kompetenz  in  Sachen  eidgenössischer  Polizeigesetze 
and  jedes  Einschreiten  derselben  sei  absolut  illegal.  Dem  Stadtrat  von  Genf  wurde  eine 
solche  Mitwirkung  als  „inkonstitutionell**  untersagt.  Alles  das  im  deutlichen  Widerspruch 
mit  Art.  2  des  Bundesgesetzes  vom  23.  Juli  1849  über  das  Verfahren  bei  Verfolgung  von 
Ubertretongen  gegen  Bandesgesetze,  wie  das  eidg.  Handelsdepartement  in  einer  Zuschrift 
an  den  Staatarat  von  Genf  am  25.  April  1882  hervorhebt.  Weitere  Einzelheiten  nach 
den  Akten,  vgl.  bei  Lunge  S.  33  f. 
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niutigeödür  und  lassen  annehmen,  die  Sache  könnte  viel  weiter  ge- 
bracht, der  heutige  Zustand  dun  gesetzlichen  Anforderungen  um  ein 
wesentliches  naher  sein,  wenn  die  Orgaue  der  Verwaltung  mit  der 
notwendigen  Energie  eingegriffen  hätten,  um  das  Gesetz  lebendig  zu 
machen. 

Dafür  liegen  in  dem  Material  der  bisherigen  luspektionsberichte, 
besunders  in  dem  letzten  für  das  Jahr  1881,  ermunternde  Beweise 
van  Aus  der  Spinnerei,  Weberei,  Stickerei,  aus  der  Seidenweberei 
sind  detaillierte  Untersuclmngen  mitgeteilt,  welche  zu  Gunsten  des 
Überganges  von  zwölfstündiger  zu  elfstündiger  Tagesarbeit  sprechen, 
auf  Grundlage  der  einzelneu  Fabriketablissements.  Wir  brauchen 
diese  Einzelheiten  hier  nicht  zu  wiederholen,  weil  sie  am  angeführten 
Orle,  in  diesen  Jahrbüchern,  bereits  mitgeteilt  sind. 

Alles  was  au  Einschränkungen  sich  aus  dem  amtlichen  Bericht 
ergiebt,  ist  der  Wunsch  nach  einer  gewissen  Schonung  und  Kücksicht 
in  der  alhmihlicheu  Einführung  der  gesetzlichen  Arbeitszeit  —  ein 
Wunscli,  welcher  durch  die  berührten  [»olitischen  Umstände  (denen 
ihrerseits  namentlich  die  lokalen  Einflüsse  der  Fabriklierren  zu  Grunde 
lagen)  in  der  Schweiz  über  die  Mafseu  ausgiebig  befriedigt  worden 
ist  —  satis  superque. 

Wenn  wir  uns  nun  für  eine  gesetzliche  Regelung  der  Arbeitszeit 
im  Deutschen  Reich  vergegenwärtigen,  dafs  es  sich  hier  ja  durch- 
aus noch  nicht  um  den  Übergang  vom  zwölfstündigcn  zum  eLfstündi- 
gen  Arbeitstage  handelt  oder  zu  liandeln  braucht,  dals  etwa  eine 
zwölfstündige  Zeitschranke  zunächst  wohl  das  anzustrebende  Mafs 
sein  möchte,  dafs  hicrnjit  schon  manchem  Mifsbrauche  gewehrt  wäre 
und  hiermit  zuerst  die  äufsersten  Extreme  der  Ausartung  zu  treffen 
wären,  welche  in  der  deutschen  Industrie  gerade  so  noch  bestehen, 
wie  sie  früher  in  der  Schweiz  bestanden  haben  und  nach  den  ange- 
führten Worten  Schuler's  selbst  heute  teilweise  noch  furtbestehen;  so 
werden  solche  Erfahrungen  eine  desto  stärkere  Beweiskraft  mit  sich 
führen* 


Die  statistischen  Grundlagen,  welche  im  April  1869  bei  den 
Verhandlungen  des  Reichstages  über  die  Gewerbeordnung  der  Redner 
der  konservativen  Partei,  der  den  Vorschlag  seiner  Partei  auf  Ein- 
führung eines  zwnlfstündigen  Fabrikarbeitstages  begründete,  und  der 
Vertreter  der  Bundesregierung  als  Voraussetzung  einer  gesetzlichen 
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Mafsregel  wünschten,  —  sie  fehlen  leider  bis  zur  heutigen  Stunde 
noch. 

Die  Erhebungen  über  die  Arbeiterverhältnisse,  welche  der  deutsche 
Bundesrat  in  den  Jahren  1874  ff.  veranlafste ,  sind  nicht  blos  im  all- 
gemeinen nach  Methode  und  Ergebnis  ungenügend  (wenigstens  so  weit 
sich  darüber  nach  den  publizierten  Materialien  urteilen  läfst):  sie 
sagen  auch  über  die  Arbeitszeit  der  erwachsenen  Fabrikarbeiter  nichts 
ans.  Das  hing  teilweise  mit  ihren  Ursprünge  zusammen.  Denn  ein- 
mal hatte  der  Reichstag  in  der  Sitzung  vom  30.  April  1873  auf  Grund 
mehrfacher  Petitionen  beschlossen,  den  Beichskanzler  zu  ersuchen,  es 
möchten  „diejenigen  Erhebungen  veranlafst  werden,  welche  für  die 
Benrteilang  der  Angemessenheit  und  Notwendigkeit  eines  gesetzlichen 
Schatzes  der  in  Fabriken  beschäftigten  Frauen  und  Minderjährigen 
gegen  sonntägliche  Arbeit  sowie  gegen  übermäfsige  Beschäftigung  an 
den  Werktagen  erforderlich  sind.^^  Der  Bundesrat  hatte  sich  am 
31.  Janaar  1874  damit  einverstanden  erklärt  und  die  Aufnahme  nach 
einheitlichem  Programm  durch  die  einzelnen  Landesregierungen  ver- 
anlafst Hieraus  entstanden  die  im  Jahre  1877  erschienenen  „Ergeb- 
nisse der  über  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  den  Fabriken  auf 
Beschlafs  des  Bundesrates  angestellten  Erhebungen,  zusammengestellt 
im  Reichskanzleramt  ^)^  Über  die  Arbeitszeit  der  Frauen  und  Min- 
deijährigen  ist  hier  allerdings  einiges  mitgeteilt.  Die  Arbeitszeit  ist 
danach  vielfach  länger  als  12  tägliche  Stunden,  in  einzelnen  Bezirken 
sogar  über  13  Stunden  *).  Die  Arbeitszeit  der  , jugendlichen  Fabrik- 
arbeiter^' ')  geht  gleichfalls  zum  Teil  bis  zu  13  Stunden,  so  namentlich 
in  den  thüringischen  Staaten  (in  Fabriken  und  Braunsteinbergwerken), 
so  in  den  Glashütten  des  Bezirks  Hildesheim,  in  den  Zigeleien  des 
Bezirks  Stade. 

Von  den  erwachsenen  männlichen  Arbeitern  ist  hier  nicht  die 
Rede  und  man  kann  nur  indirekt  Schlüsse  ziehen,  teils  aus  dem  Zu- 
stande der  Frauen-  und  Kinderarbeit,  teils  nach  der  Methode,  welche 
man  bei  der  wissenschaftlichen  Verwertung  der  Einkommensteuerlisten 
anwendet,  indem  man  die  zweifelhaften  Materialien  nach  derjenigen 
Seite  hin  ergänzt  nach  welcher  die  Lücken  des  dabei  angewendeten 
Verfahrens  weisen. 

Weiter  dann  ist  zu  gleicher  Zeit  mit  der  genannten  Erhebung 
durch  Beschlufs  des  Bundesrates  vom  19.  Februar  1876  eine  Aufnahme 


1)  VgL  Jahrb.  N.  F.  V,  446—449. 

t)  Berlin,  Karl  Hejmann's  Verlag  1877. 

3)  S.  107—116. 
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Über  die  Lage  der  Arbeiterverhältnisse  in  den  Handwerksgewerben 
und  im  Fabrikwesen  nach  einem  bundesrätlichen  Programm  durch 
die  Landesregierungen  erfolgt.  Der  Zweck  hierbei  war:  „für  die  Prü- 
fung der  in  den  letzten  Jahren  immer  lebhafter  gewordenen  Klagen 
über  den  Zustand  des  Lehrlings-  und  Gesellenwesens  im  Handwerk 
und  die  Beziehungen  des  Arbeiters  und  Arbeitgebers  in  der  Grofsin- 
dustrie  zuverlässige  Unterlagen  zu  gewinnen."  Die  hieraus  hervorge- 
gangene Publikation,  welche  sich  abermals  auf  eine  konzentrierte  Zu- 
sammenfassung der  Protokolle  beschränkt  („Ergebnisse  der  über  die 
Verhältnisse  der  Lehrlinge,  Gesellen  und  Fabrikarbeiter  auf  Beschlufs 
des  Bundesrates  angestellten  Erhebungen,  zusammengestellt  im  Reichs- 
kanzleramt" *)  giebt  Mitteilungen  über  die  Arbeitszeit  der  Handwerks- 
lehrlinge, welche  Fälle  von  14 — 16  stündiger  Arbeitszeit  als  nicht  sel- 
ten erscheinen  lassen*):  so  liegen  aus  den  Bekleidungs-  und  zum 
Teil  auch  den  Nahrungsgewerben  Bayern's  zahlreiche  Beschwerden 
vor,  und  es  wird  geradezu  auf  die  Überanstrengung  der  Lehrlinge 
die  aufserordentlich  grofse  Sterblichkeit  zurückgeführt.  Die  Ver- 
treter der  Fortbildungsschulen  klagen  darüber,  dafs  die  übcrmäfsige 
Arbeitszeit  den  Schulbesuch  unmöglich  mache.  Jedoch  über  die  Ar- 
beitszeit der  Gesellen  und  der  (erwachsenen)  Fabrikarbeiter  enthalten 
diese  „Ergebnisse"  nichts. 

Vom  Standpunkte  der  bestehenden  Gesetzgebung  war  die  Aus- 
schliefsung  dieser  Frage  ja  begründet ;  aber  nach  dem  auch  von  amt- 
licher Stelle  ausgegangenen  wiederholten  und  berechtigten  Hinweis 
auf  die  Notwendigkeit  statistischer  Grundlagen  für  den  Erlafs  eines 
solchen  Gesetzes  lag  es  längst  nicht  fem,  diesen  Punkt  zum  Gegen- 
stande der  Erhebungen  zu  machen.  Und  wenn  dieses  nun  zu  späte- 
rer Frist  mit  einer  verbesserten  Methode  endlich  geschieht,  so  ist  viel- 
leicht durch  die  Qualität  des  Resultats  dasjenige  gewonnen,  was  durch 
die  Zeit  verloren  ist. 

Die  obigen  Beispiele  für  die  Arbeitszeit  der  andern  Kategorien 
von  Arbeitern  deuten  mit  vieler  Warscheinlichkeit  auf  das  nicht  ver- 
einzelte Vorkommen  einer  Arbeitszeit,  welche  wohl  nach  übereinstim- 
mendem Urteil  als  übermäfsige  bezeichnet  werden  dürfte.  Sie  würden 
das  thun  auch  wenn  nicht  aus  sonstigen  Quellen  direkte  Beweise  dafür 
vorlägen. 

Nun  aber  ist  die  Thatsache,   dafs  solche  exzessive  Arbeitsfristen 


1)  S.  124--141. 

2)  Berlin   1877. 
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fortbestehen,  keineswegs  das  Einzige,  worauf  es  bei  den  erforderlichen 
statistischen  Grundlagen  ankommt  Diese  Thatsache  allein  möchte 
auch  den  wenigsten  Zweifeln  begegnen. 

Vielmehr  hat  ganz  richtig  schon  in  jener  Rede  des  norddeutschen 
Reichstags  der  Abg.  Wagener  (Neustettin)  auf  das  Muster  der  engli- 
schen Fabrikinspektoren  und  ihrer  eingehenden  periodischen  Berichte 
hingewiesen  und  von  dessen  Befolgung  auf  deutschem  Boden  die  er- 
forderliche Unterlage  erwartet,  die  in  einer  näheren  Auseinandersetzung 
über  den  Zusammenhang  von  Arbeitszeit  und  Arbeitsleistung  je  in 
den  einzelnen  Gewerben,  über  die  technische  Möglichkeit  einer  gesetz- 
lichen Zeitabkürzung  der  Arbeit,  über  Bedürfnis  und  Folgen  einer 
solchen  Mafsregel,  bestehen  sollte.  Die  seit  dem  Jahre  1874  veröf- 
fentlichten Jahresberichte  der  preufsischen  (und  neuerdings  der  baye- 
rischen, sächsischen  u.  s.  w.)  Fabrikinspektoren  haben  entsprechend 
dem  Felde  der  bisher  bestehenden  Gesetzgebung  nur  gelegentlich  den 
fraglichen  Punkt  berühren  können. 

So  meldet  im  ersten  Jahresberichte  für  die  Regierungsbezirke 
Koblenz,  Köln,  Trier  (für  das  Jahr  1875)  der  Inspektor^):  „Die  ge- 
setzliche Bestimmung,  nach  welcher  jugendliche  Arbeiter  von  14—16 
Jahren  nur  10  Stunden  täglich  in  Fabriken  beschäftigt  werden  dürfen, 
hat  in  einigen  Etablissements,  welche  diese  Kategorie  von  Arbeitern 
nicht  wohl  entbehren  können,  zur  Folge  gehabt,  dafs  die  Arbeitszeit 
überhaupt  für  alle  Arbeiter  auf  12  Stunden  inkl.  2  Stunden  Pause 
herabgesetzt  worden  ist,  und  es  hat  sich  gezeigt,  dafs  dadurch  die 
Leistungsfähigkeit  sämmtlicher  Arbeiter  gesteigert  worden  ist  und 
dafs  mehr  denn  zuvor  produziert  wurde.  Diese  Thatsache  soll  zwar 
durchaus  nicht  zu  Gunsten  des  vielfach  angestrebten  sogenannten 
Normalarbeitstages  überhaupt  geltend  gemacht  werden ;  denn  es  würde 
dieses  Resultat  sich  nicht  in  jeder  Fabrik  ergeben.  Aber  ein  derar- 
tiger Versuch  bleibt  immerhin  für  die  Arbeitgeber  überall  da  empfeh- 
lenswert, wo  der  Arbeiter  in  seinem  Schaffen  nicht  absolut  abhängig 
ist  von  der  stets  sich  gleichbleibenden  Geschwindigkeit  der  Arbeits- 
maschine." 

Von  Berlin  meldet  schon  für  das  Jahr  1874  der  Inspektor*): 
„Die  Arbeitszeit  beträgt  in  Berlin  mit  nur  seltenen  Ausnahmen  12 
Stunden,  von  denen  jedoch  eine  Stunde  für  Mittag  und  je  eine  halbe 
Stunde  für  Frühstück  und  Vesper  abgehen,   so  dafs  nur  eine  wirk- 

1)  8.  51—69. 

t)  Jahresberichte  der  Fabrikeninspektoren  für  Berlin  und   die  Provinz  Schlesien  für 
das  Jahr  1874.     Berlin  1875,  S.  24. 
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liehe  Arbeitszeit  von  10  Stunden  verbleibt.  Nur  diejenigen  Fabriken, 
welche  ihrer  Natur  nach  unausgesetzt  Tag  und  Nacht  arbeiten  müs- 
sen, haben  an  denjenigen  Tagen,  wo  der  Wechsel  von  Tag-  und  Nacht- 
arbeit für  die  Arbeiter  eintritt,  eine  längere  Arbeitszeit", 

Gelegentliche  Mitteilungen  kommen  auch  in  den  folgenden  Jahren 
vor,  30  in  dem  Berichte  für  1876  über  die  Glasindustrie  von  Schle- 
sien, über  die  Industrie  der  Rheinprovinz  *).  Im  Sommer  1877  kon- 
statierte der  Fabrik-Inspektor  für  die  Provinz  Hessen-Nassau  uuf 
einer  gröfseren  Ziegelbrcnuerei  im  Ober taunus- Kreise,  dafs  die  dort 
beschäftigten  jugendlichen  Arbeiter  eine  tägliche  14-  15stündige  an- 
strengende Arbeit  zu  leisten  hatten  ^). 

Im  ganzen  liegt  es  auf  der  Hand ,  dafs  diese  gelegentlichen  No- 
tizen nicht  ausreichend  sein  können  für  den  Zweck,  welchen  wir  im 
Auge  haben.  Die  Aufgabe  mächt«  vielmehr  die  sein,  dafs  jetzt  ex 
profcsso  an  die  Schaffung  der  notwendigen  statistischen  Grundlage  ge- 
gangen würde  und  dafs  hicfür  die  inzwischen  eingeübten  Krtifte  der 
deutschen  Fabrik-Inspektoren  nutzbar  gemacht  würden. 

Indessen  die  Aussichten  dafür,  dafs  dieses  in  einer  Weise  ge- 
schieht, welche  strengeren  Anforderungen  genügen  kann,  sind  nach 
den  bisherigen  Erfahrungen  nicht  gerade  bedeutende;  wenigstens  ist 
auf  eine  baldige  Erfüllung  eines  solchen  Wunsches  nicht  wohl  m  rech- 
nen. Und  aucii  wenn  es  geschehen  sollte,  wäre  es  keineswegs  über- 
flüssig, dafs  ähnliche  Bemühungen  von  anderer  Seite  her  sicli  damit 
begegneten  und  erzeugten.  Der  Vorzug  der  Englischen  Materialien, 
welche  derartigen  Schritten  der  Gesetzgebung  zu  Grunde  liegen,  pflegt 
gerade  darin  zu  bestehen ,  dafs  man  sich  auf  eine  gewisse  Vielseitig- 
keit der  Anschauungen  und  der  flüssig  gemachten  Quellen  stützen 
kann,  dafs  bei  der  enormen  Schwierigkeit,  auf  diesem  Gebiete  über- 
haupt irgend  welche  zwingende  Beweise  herbeizuschaflen ,  man  es 
darauf  absehen  mufs,  sich  der  Wahrheit  durch  wechselseitige  Kontrolle 
mannigfaltiger  Quellen  zu  nähern. 

In  diesem  Sinne  ist  es  vielleicht  zu  empfehlen,  dafs  der  in  alm- 
lichen Arbeiten  bewährte  „Verein  für  Sozialpolitik*'  die  Sache 
in  die  Hand  nimmt  und  eint^  Reihe  von  Gutachten  veranlafst,  deren 
Gesamtheit  ein  solches  mehrseitiges  und  vielseitiges  Material  enthal- 
ten würde,  soweit  dasselbe  von  der  freien  Gemeinnützigkeit  zu  er- 
warten ist. 


1)  JfthresUricbüi    ilcr    Fabriken-Iiisp.    fiir    d.  Jiihr  1870-     Berim    1877.    S.  142  ff. 
3<  282 

2)  JÄhresbertclite  für  1877     BerUD   1878    S.  213 
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Hier  mögen  nun  die  Gesichtspunkte  zunächst  angedeutet  werden, 
nelche  vorzugsweise  für  solche  Gutachten  und  dann  freilich  auch  für 
die  zu  hoffende  Mitarbeit  der  amtlichen  Sachkundigen  mafsgebend 
sein  sollten. 

Das  Erste  wäre,  dafs  diejenigen,  welche  sich  äufserten,  möglichst 
alle  beteiligten  Interessen  der  privaten  und  des  Gemeinwesens  verträten. 
Also  Fabrikanten  und  Arbeiter  der  verschiedenen  Industriezweige,  die 
Fabrikinspektoren,  Ärzte,  Lehrer  u.  s.  w.  Dabei  wäre  es  eine  Frage, 
über  die  man  sich  von  vornherein  auszusprechen  hätte,  ob  die  Abkür- 
ZQDg  der  Arbeitszeit  durch  Gesetz  blos  für  die  Fabrikarbeit,  oder  auch 
für  die  anderen  Formen  der  Industrie  (Hausindustrie,  Handwerk),  für 
den  Kleinhandel,  für  die  Yerkehrsanstalten ,  Schankwirtschaften,  und 
vollends  für  die  Landwirtschaft  mit  ins  Auge  gefafst  werden  soll. 
Dnd  dem  entsprechend  wäre  natürlich  der  Kreis  der  gutachtenden 
Personen  zu  erweitem  oder  zu  verengern. 

Die  Thatsachen  selber  anlangend  wäre  zuvörderst  ein  Bild  zu  ge- 
winnen über  die  wirkliche  Arbeitszeit  in  den  verschiedenen  Gegenden 
und  Arbeitszweigen  des  Deutschen  Reiches. 

Wäre  es  wahr,  dafs  im  ganzen  die  Arbeitszeit  von  zwölf  Stun- 
den nicht  überschritten  wird,  dal's  Ausnahmen  selten  sind,  dafs 
also  das  wirkliche  Mafs  des  Arbeitstages  demjenigen  ungefähr  ent- 
spricht, was  eine  vorsichtige  gesetzliche  Vorschrift  wohl  überhaupt, 
wenigstens  als  erste  Stufe,  nicht  überschreiten  dürfte:  so  wäre  viel- 
leicht wenig  Grund,  das  schon  Bestehende  durch  ein  Gesetz,  welches 
immer  auf  einen  erst  zu  erreichenden  Fortschritt  deutet,  zu  besie- 
geln^). Andrerseits  bliebe  freilich  der  Diskussion  die  Frage  offen, 
ob  nicht  gerade  bei  solcher  Sachlage,  aus  Gründen  der  Gesundheit 
oder  der  Kultur  ein  Fortschreiten  zum  elfstündigen  Arbeitstage  mit 


1)  ^n  Redner  auf  der  Frankfurter  Versammlnng  des  Vereins  f.  Sozialpolitik  (Ver- 
handliuigeB  188S,  75)  bat  mir  eingewendet:  „Häufig  ist  das  Gesetz  der  hinkende  Bote, 
der  erst  das  sanktioniert,  was  die  realen  Bedürfnisse   des  Lebens   schon   lange  erheischt 


Dafs  ein  surechnungsfKbiger  Mensch  das  bestreiten  sollte ,  ist  m  i  r  am  letzten  be- 
freiflicb.  Darum  handelt  es  sich  natürlich  nicht:  wohl  aber  darum,  daOs  gerade  das 
lange  nachhinkende  Gesetz  auf  die  Schwierigkeiten  st5(^t,  welche  in  dem  Abstände  zwi- 
schen dem  gesetzlichen  Verlangen  und  dem  Znstande,  den  es  indem  wiU,  ihre  notwen- 
dige QneUe  haben.  Nftchstliegendes  Beispiel  die  Englische  Gesetzgebung. 
N.  F.  Bd.  VI.  5 
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Staatlichem  Zwange,  nach  dem  schweizerischen  Muster,  angemessen 
wäre. 

Nachdem  die  bestehende  Arbeitszeit  in  den  verschiedenen  Arbeits- 
zweigen  ermittelt  wäre,  hätte  sich  eine  Untersuchung  über  deren  Fol- 
gen für  die  Arbeiter  daran  zu  knüpfen:  inwiefern  schon  innerhalb 
jedes  einzelnen  Arbeitszweiges  Erfahrungen  vorliegen  über  kürzere 
und  längere  Arbeitszeit,  über  deren  Erfolg  für  (Jesundheit,  Kraft, 
Familienleben,  Bildung  der  Arbeiter. 

Daraus  ergäbe  sich  ein  Bild  des  vorhandenen  Bedürfnisses  nach 
Abkürzung  der  Arbeitsdauer  und  der  Gründe  dieses  Bedürfnisses:  wie 
also  je  in  den  einzelnen  Gebieten  der  Arbeit  für  die  Regelung  und 
für  ein  gewisses  Mafs  der  täglichen  Arbeitszeit  die  Bedürfnisse  der 
Arbeitstüchtigkeit,  der  Gesundheit,  der  höheren  Interessen  der  Arbei- 
ter verschieden  sich  geltend  machen.  Oder  ob  etwa  ein  solches  Be^ 
dürfnis  schon  aus  dem  Grunde  nicht  vorliegt,  welchen  ein  preufsischer 
Landrat  der  Rheinprovinz  vor  Jahren  bei  den  Verhandlungen  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  *)  geltend  machte  und  welchen  andre  vorher  und 
nachher  öfter  geaufsert  haben,  „dafs  eine  Verminderung  der  Arbeits- 
stunden voraussichtlich  nur  eine  Vermehrung  der  Wirtshausstundeu 
zur  Folge  haben  werde^'.  Als  experimenteller  Boden  wird  zur  Beant- 
wortUQg  dieser  Fragen  immer  dasjenige  dienen  können,  was  die  ge- 
wissenhafteren, intelligenteren,  regsameren  Unternehmer  in  dieser  Rich- 
tung gethan  oder  versucht  haben»  innerhalb  desselben  oder  des  ver- 
wandten Gebietes  der  Arbeit 

Sofern  nun  die  Mifsstände  und  die  Bedürfnisse  nach  ihrer  Besei- 
tigung dargelegt  wären,  bliebe  daneben  die  mehr  prinzipielle  Frage 
zu  beantworten,  ob  nicht  die  erforderliche  Abhilfe  von  der  sogenann- 
ten Selbsthilfe  der  Arbeiter  in  ausreichendem  Umfange  zu  erwarten 
ist.  Kann  diese  Frage  bejaht  werden,  so  fällt  der  Zwang  des  Gesetzes 
als  überflüssig  dahin.  Man  hüte  sich  aber  wohl  zu  übersehen,  dafs 
die  etwaigen  Leistungen  einer  Elite  von  Arbeitern  für  die  Gesamtheit 
sehr  wenig  beweisen.  Was  der  Gewerkverein  der  Englischen  Maschi- 
nenbauer zuwege  gebracht,  hat  den  schweren  Mifsbräuchen  in  der  Ar- 
beitszeit der  Englischen  Eisenbahnbediensteten  ein  ganzes  Menschen- 
alter lang  nicht  die  mindeste  Abhilfe  gebracht:  selbst  die  Gewerks- 
organisation,  welche  die  letzteren  seit  einem  Jahrzehnt  angenommen, 
hat  den  Zustand  nicht  geändert,  soweit  es  aus  der  Uotersuchung  der 
kgl.  Kommission  über  die  Eiseobahn-Unfälle  von  1877  hervorgeht. 


l)  187S  8    6S. 
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Möglich  ist  es  ferner,  dafs  der  wohlverstandene  Eigennutz  oder 
sogar  die  Gewissenhaftigkeit  der  Unternehmer  das  Erforderliche  zuwege 
bringt  Wenn  sie,  wie  es  wahrscheinlich  nach  den  bisherigen  Erfah- 
ruDgen,  dieses  nur  vereinzelt  und  langsam  leisten,  so  werden  diese 
Beispiele  wohl  mehr  dazu  dienen  —  ähnlich  wie  bei  der  Fabrikgesetz- 
gebang  für  Kinder  —  ein  Vorbild  und  ein  Sporn  zu  sein  für  den 
Zwang  des  (xesetzes,  welchen  die  Gesamtheit  der  Unternehmer  auf 
die  Höhe  dieser  Einzelnen  hebt. 

Bevor  aber  dann  zu  einer  gesetzlichen  Begelung  geschritten  wer- 
den könnte,  müfste  eine  eingehende  Untersuchung  über  den  ökono- 
mischen Zusammenhang  zwischen  Arbeitsdauer,  Arbeitsleistung,  Ar- 
beitslohn, Kapitalgewinn  erfolgen. 

Namentlich  müfsten  zuvörderst  die  verschiedenen  technischen  An- 
forderungen solcher  einzelnen  Arbeitsgebiete  ausgeschieden  werden,  bei 
welchen  die  Norm  einer  gesetzlichen  Arbeitsschranke  eigentümliche 
Modifikationen  zu  erleiden  hätte:  also  da,  wo  der  Betrieb  keine  Un- 
terbrechung duldet,  wo  die  ohnehin  sich  von  selbst  an  die  gesetzliche 
Begrenzung  der  täglichen  Arbeitszeit  anknüpfenden  Schranken  der 
Tages-  und  Nachtarbeit  durch  die  besonderen  Umstände  etwas  ge- 
lockert würden,  gelockert  werden  müüsten. 

Dann  käme  jene  unentbehrliche  Detailuntersuchung,  welche  durch 
vermeintliche  Naturgesetze  von  dem  notwendigen  Kausalzusanmien- 
hange  der  kurzen  Arbeitszeit  und  der  erhöhten  Leistung  oder  des  er- 
höhten Lohnes  oder  der  erhöhten  Produktion^)  bisher  nur  in  sehr 
mangelhafter  Weise  ersetzt  ist  Auch  hier  ist  es  vielmehr  ein  Pro- 
blem, welches  in  dem  anspruchsvollen  Gewände  eines  Axioms  auftritt. 
Denn  gleich  die  Frage  entsteht:  welche  Abkürzung  der  Arbeitszeit 
hat  den  behaupteten  Erfolg,  da  offenbar  an  irgend  einem  Punkte  die- 
ser Erfolg  unter  allen  denkbaren  Umständen  aufhört. 

Welcher  Art  diese  Detailuntersuchungen   sein  sollten,   dafür  ist 


1)  Zahlreiche  Äursenixigen  dieser  Art  bei  der  Deutschen  Sozialdemokratie,  auf  ihren 
Kongressen,  in  den  Tageblättern  u.  s.  w.  Die  Englischen  Erfahrungen  sucht  von  die- 
Mm  Standpunkte  ans  su  verwerten:  J.  George  Eccarius,  The  Honrs  of  Labour,  London, 
Laboor  Representation  League,  1872.  Hier  wird  u.  a.  die  Thatsache  der  zunehmenden 
Maschinerie,  welche  die  menschliche  Arbeit  ersetzt,  als  ein  Argument  für  die  Abkürzung 
der  Arbeitsaeit  betont;  es  wird  nur  übersehen,  dafs  es  eine  gar  verhängnisvolle  Abkür- 
tnng  der  Arbeitszeit  ist,  weiche  für  einen  bedeutenden  Teil  der  Arbeiter  auf  Null  Stun- 
den und  Null  Lohn  zusammenschrumpft.  Vgl.  pp.  21,  26:  „as  long  as  these  improve- 
ments  in  the  powers  of  production  continue  ...  so  long  the  agitation  for  a  reduction  of 
the  honrs  of  labour  wiU  continue  and  must,  at  certain  periods,  become  irresistible^^ 
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von  Dr*  Schüler  im  letzten  Fabrikinspektionsbericht  der  schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft  ein  Beispiel  geliefert  worden,  und  es  ist  in 
diesen  Jahrbüchern  mitgeteilt  In  solcher  Weise  tnüfste  nun  für  die 
Gesamtheit  der  in  Betracht  kommenden  Arbeitsfelder  auf  dem  Grunde 
brauchbaren  Erfahrungsstoffes,  nach  den  Geschäftsbüchern  der  Fabriken 
und  andern  zuverlässigen  Quellen,  ermittelt  werden,  welche  Erfolge 
für  die  Änderung  der  Arbeitsleistung  in  jeder  Stunde  und  in  jedem 
Tage  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  gehabt  hat,  welchen  Einflufs  sie 
demzufolge  auf  den  Arbeitslohn  hat,  wie  eine  etwaige  Verkürzuug 
der  Arbeitszeit  ohne  Erhöhung  der  Arbeitsleistung  ihrerseits  den 
Lohn  beeinflüfst  hat,  wie  eine  etwaige  Verminderung  der  Lohn-Ein- 
nahme von  den  Arbeitern  ertragen  worden  ist  *).  Es  wäre  femer  zu 
untersuchen,  welche  Folgen  für  die  Nutzung  des  Unternehmer  -  Ka- 
pitals die  Beschränkung  der  Arbeitszeit  gehabt  hat,  ob  das  Ge- 
samtprodukt sich  nicht  vermindert  hat,  ob  eine  etwaige  Vermin- 
derung aus  diesen  oder  jenen  Giünden  den  Unternehmern  erträglich 
war  oder  nicht,  ob  die  technischen  Fortschritte  in  ihrer  Anwendung 
auf  Maschinerie  und  Verfahren  bei  gehöriger  Ausnutzung  im  Stande 
sind,  etwaige  Ausfälle  gut  zu  machen;  welches  die  vorherrschende 
ökonomische  Lage  der  Fabrikunternehmer  ist  hinsichtlich  ihrer  Be- 
fähigung, sich  des  höchsten  MaTses  der  erreichten  Technik  zu  bemäch- 
tigen ? 

Hier  wäre  eine  grofse  Arbeit  zu  thun,  und  besser  als  durch 
Staatsbeamte,  welche  ja  nur  mühevoll  und  ausnahmsweise  zu  solchen 
Geschäftsbüchern  und  Geschäftserfahrungen  gelangen,  könnten  einsich- 
tige Fabrikherreu ,  welche  das  notwendige  Mafs  von  Bildung  und  Ge- 
meinsinn besitzen,  für  diesen  Zweck  arbeiten.  Erst  so  liefse  sich  ein 
ausreichendes  Erfahmngsmaterial  ans  Tageslicht  scIiafFen.  Praktische 
Männer  dieser  Art  sind  glücklicherweise  vorhanden.  Die  verschiede- 
nen sozialpolitischen  Vereine  Deutschlands  erfreuen  sich  ihrer  thäti- 
gen  Mitgliedschaft  und  sie  werden  gern  auch  dieser  Seite  der  sozia- 
len Angelegenheiten  ihre  Mitwirkung  zuwenden. 

Ehe  man  aber  mit  Ernst  und  gutem  Willen  an  eine  solche  mühe- 
volle Arbeit  gehen  kann ,  wird  man  sich  freilich  —  und  die  Zeit  ist 
ja  wol  günstig  dafür  —  von  den  herkümralichen  Vorurteilen  losmachen 


1)  ifWer  4310111  ü]  dfts  Bndgel  einer  mit  mehrer«»  KiDdern  geseilt] eten  Arbeite rfumiüe 
gesehen  hat,  der  wird  sieh  QberseugeD|  dufi  die  Forderung  etner  Lohnredaktioo  mit  den 
AUergewöhBlichsten  Begriffen  der  Hecischlichkeit  unvereinbar  i&V*  Fritz  K  a  1 1  e  ,  Maf^- 
regeln  autn  besten  der  Pabrikarbelter ,  besprochen  vom  Standpunkte  des  Arbeitgebers, 
Wiesbaden  1875  3.  99, 
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müssen,  welche  die  ganze  Angelegenheit  von  vornherein  als  erledigt 
erscheinen  lassen  im  Sinne  des  Non-interference.  Dazu  gehört  einmal 
die  Meinung  von  einer  unzulässigen  Freiheitsbeschränkung  erwachsener 
Männer:  ich  glaube  bereits  früher  gezeigt  zu  haben,  dafs  hier  im 
allgemeinen  gar  kein  stichhaltiger  Grund  zur  Ablehnung  vorliegt. 
Eb  ist  zweitens  die  olFt  gehörte  technische  Einwendung  vom  Stand- 
punkte der  Industrie,  dafs  die  verschiedenen  Arbeitszweige  verschie- 
dene Anforderungen  an  die  Arbeitskräfte  machen,  dafs  daher  eine  ge- 
setzliche „Schablone''  unbrauchbar  sei^).  Mit  Grund  könnte  man 
doch  blos  einwenden,  dafs  ein  gesetzliches  Maximum  nur  einen  Teil 
des  Übermafses  der  Arbeit  zu  treffen  vermag,  dafs  in  denjenigen 
Zweigen,  wo  schon  unterhalb  des  Maximums  eine  Überanstrengung 
eintritt,  der  gesetzliche  Schutz  wirkungslos  bleibt  Indessen  würde 
dann  wenigstens  einem  Teile  der  Übelstände  abgeholfen,  und  aufser- 
dem  w&re  nicht  ausgeschlossen,  dafs  für  gewisse  Arbeiten  ein  beson- 
deres Maximum  ausgesprochen  würde  ^).  In  der  That  besagt  das 
schweizerische  Bundesgesetz  vom  23.  März  1877  (Art.  11,  Absatz  3) 
^bei  gesundheitsschädlichen  und  auch  bei  anderen  Gewerben,  bei  de- 
nen durch  bestehende  Einrichtungen  oder  vorkommendes  Verfahren 
Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  durch  eine  tägliche  eilfstündige 
Arbeitszeit  gefährdet  sind,  wird  der  Bundesrat  dieselbe  nach  Bedürf- 
nis reduzieren,  immerhin  nur  bis  die  Beseitigung  der  vorhandenen  Ge- 
sundheitsgefährde  nachgewiesen  ist.'' 

Kaum  bedarf  es  der  Bemerkung,  dafs  eine  solche,  durchaus  vom 
Einzelnen  und  Besonderen  ausgehende,  vorsichtig  die  Bedürfnisse  und 
die  Folgen  erwägende  Mafsregel  der  staatlichen  Fürsorge  nichts  zu 
schaffen  hat,  sei  es  mit  dem  eigentlichen  Normalarbeitstage  der  so- 
zialistischen Arbeitsorganisation  im  Sinne  von  Rodbertus,  sei  es 
mit  den  kecken  Forderungen,  welche  die  sozialdemokratische  Partei, 
über  jenen  Antrag  im  norddeutschen  Reichstag  hinausgehend,  an  den 
heutigen  Staat  gestellt  hat.  Nicht  blos  der  oben  erwähnte  Beschlufs 
des  ersten  Kongresses  der  internationalen  Arbeiter-Assoziation  (1866) 
auf  Herbeiführung  des  achtstündigen  Normalarbeitstags  durch  Staats- 
gesetz gehört  dahin;  auch  noch  weiter  gehende  Projekte  sind  im 
Laufe  der  Jahre  geäufsert  worden.    So  hiefs  es  im  „Volksstaat"  vom 


1)  Kalle  S.  66. 

t)  Die  grofte  Angabe  des  Staats  als  Arbeitsherm  in  seinen  eigenen  Werkstätten  im 
Hinblick  aof  einen  Nonnalarbeitstag  betont  Bad.  Meyer,  der  Emanzipationskampf  des 
Ticrten  Standes  in  Deatschland.     Berl.  1874.    8.  189  f. 
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Jahre  1872  (Nr.  42)»):  „In  England  wird  schon  der  zweistündige 
Normal arbeitstag  für  die  Zukunft  befürwortet;  der  Normalarbeitstag, 
d.  h.  die  zur  Vollbringung  der  notwendigen  Gesellschaftsarbeit  not- 
wendige Arbeitszeit  des  Individuums,  mufs  mit  der  steigenden  Pro- 
duktivität der  Arbeit  (durch  verbesserte  Maschinen,  wirtschaftliche- 
ren Betrieb,  gröfsere  Konzeutrierung  der  Produktion  u.  s,  w,)  bestan- 
dig abnehmen  ...  in  einer  geordneten,  auf  Gerechtigkeit  gegründeten 
Gesellschaft  wird  die  notwendige  Gesellschaftsarbeit  und  deren  Ertrag 
gleichmäfsig  verteilt  sein,  und  wird  der  Normalarbeitstag  sein  die 
der  Zeit  nach  abgemessene  notwendige  Gesellschaftsarbeit,  dividiert 
durch  die  Zahl  der  Arbeitsfähigen;  ist  das  Ergebnis  12  Stunden  tag- 
lich, 80  sind  12  Stunden  der  Normalarbeitstag,  ist  es  8  Stunden,  so 
haben  wir  den  achtstündigen,  und  ist  es  2  Stunden,  so  haben  wir 
den  zweistündigen  Normalarbeitstag**'). 

Obwohl  sich  diese  Forderung  vorzugsweise  an  die  Zukunft  wendet 
und  an  den  Zukunftsstaat,  indem  bemerkt  wird,  die  heutige  Gesell- 
schaft lasse  dem  Arbeiter  die  Vorteile  der  erhöhten  Produktivität  der 
Arbeit  nicht  zu  Gute  kommen,  ist  die  Begründung  doch  eine  solche, 
dafs  sich  daraus  schon  an  die  heutige  Gesellschaft,  an  die  heutige 
Produktionsweise  das  gleiche  Verlangen  richtet,  und  dafs  es  nur  als 
eine  Frage  des  ausreichenden  gesetzgeberischen  Einflusses  und  des 
damit  verbundenen  öffentlichen  Zwanges  erscheint,  ob  das  Verlangen 
befriedigt  wird.  Der  fundamentale  Irrtum  der  Begründung,  welcher 
für  die  heutige  und  für  die  zukünftige  Produktionsweise  ein  solches 
Projekt  hinfällig  macht,  beruht  auf  dem  Aufserachtlasseu  der  Bevöl- 
kerungszunahme. Denn  wenn,  wie  es  in  diesem  Jahrhundert  wirklich 
der  Fall  gewesen,  die  steigende  Produktivität  dazu  dient,  dafs  die 
Bevölkerung  in  einem  unerhörten  Mafse  zunimmt,  derart  dafs  sie 
trotz  der  enorm  gesteigerten  Produktivität  hart  an  die  Grenzen  und 
über  die  Grenzen  der  ünterhaltsmöglichkeit  hinauswächst,  so  kann 
kein  Gesetz  im  heutigen  Staate  und  keine  Organisation  der  Arbeit 
im  künftigen  Staate  verhindern,  dafs  statt  jenes  geträumten  Schlaraffen- 
lebens einer  notwendigerweise  beschränkten  Zahl  die  elende  Lage  der 
wirklichen  Überzahl  tritt  Dabei  wird  von  den  sonstigen  Einwänden 
gegen  jenes  Ideal  hier  nicht  geredet 


1)  Cit.  bei  Jäger,  d.  mod.  Sozialismus  S.  121, 
S)  Diese  Leaefracht   kana    angleich    ah  Erginxung    dienen    su   Scbmolleri    über 
einig«  Grund&egen  S.  12^  und  io  dieseo  Jahrbüchem  1874,  XXlll^  SS5, 
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Wenn  irgendwo  in  der  heutigen  Sozialpolitik,  so  kommt  es  auch 
in  dieser  Frage  darauf  an,  durch  die  Gegensätze  abstrakter  und  da- 
nun  extremer  Doktrinen  hindurch  die  Sache  selbst  zu  prüfen,  die 
Materialien  der  Angelegenheit  klar  zu  legen  und  dann  staatsmännisch 
zu  handeln. 

Hottiiigen  bei  Züriohf  Weihnachten  1882. 


Litteratur. 
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Die  Anfftnge  der  Bevölkemng^tatistik. 

J.  Oraetzer,  Dr.,  (Geheimer  Sanitätsrath  etc..  Edmund  Haley 
und  Caspar  Neumann.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Be- 
YölkerungsstatiBtik.     Breslau  1883.     94  Seiten. 

Die  oben  genannte  Schrift  ist  in  der  That  ein  wichtiger  Beitrag  zur 
Geschichte  der  Bevölkerungsstatistik,  indem  darin  ganz  neues  Material  aus 
dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  mitgeteilt  wird,  das  wir  dem  ausdauern- 
den unermüdlichen  Spürsinne  des  Verfassers  und  nicht  minder  seiner  glück- 
lichen Hand  verdanken. 

Die  Forschungen  nach  neuem  Material  wurden  angeregt  durch  das 
Bedürfnis,  endlich  einmal  über  die  Entstehung  der  Tafel,  worin  der  eng- 
lische Astronom  Halley  die  Bevölkerung  der  Stadt  Breslau  nach  einjähri- 
gen Altersklassen  auf  Grund  von  Berechnungen  mitteilt  (Philosophical 
Transaotions  for  the  year  1693),  völliges  Licht  zu  verbreiten. 

Zunächst  gelang  es  dem  Verfasser,  mit  Hülfe  gefälliger  und  einfluis- 
reicher  Freunde,  von  denen  vor  Allen  Prof.  Dr.  Ferdinand  Cohn  in  Bres- 
lau zu  nennen  ist,  aus  dem  Archive  der  Londoner  Royal  Society  einen 
Teil  des  Briefwechsels  abschriftlich  zu  erhalten,  welcher  zwischen  Halley 
sowie  Justell  einerseits  und  dem  Breslauer  Gelehrten  Caspar  Neumann  an- 
dererseits damals  geführt  worden  ist,  als  der  genannte  Neumann  dem  eng- 
lischen Astronomen  die  Auszüge  aus  den  Breslauer  Sterberegistem  über- 
sendete, die  dann  jener  Tafel  zu  Grunde  gelegt  wurden. 

Freilich  ist  nur  ein  Theil  des  Briefwechsels  gefunden;  die  Tabelle, 
welche  das  Material  über  die  Verstorbenen  der  fünf  Kalenderjahre  1687 
bis  1691  enthielt  —  denn  dies  sind  die  von  Halley  benutzten  Kalender- 
jahre —  fehlt  noch  immer,  ein  Umstand,  der  übrigens  nicht  so  schwer 
ins  Gewicht  fällt.  Denn  ein  zweiter  Fund  ist  desto  ausgiebiger  gewesen: 
indem  Herr  Dr.  Graetzer  immer  wieder  nach  den  Breslauer  Sterberegistern 
Umschau  hielt,  gab  er  den  Anstofs,  dafs  die  Vorsteher  der  Breslauer  Stadt- 
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bibliothek,  die  Herren  Dr.  Markgraf  und  Frenzel,  die  bisher  unkatalogi- 
riert  gebliebenen  handschriftlich  geführten  Totenbücher  aus  dem  17.  Jahr- 
hundert endlich  aufgefunden  haben.  Der  Vorstand  des  Breslauer  sta- 
üstisohen  Bureaus,  Herr  Dr.  Neefe,  der  auch  zur  Aufdeckung  der  stati- 
stischen Thätigkeit  des  Caspar  Neumann  einen  wichtigen  Fingerzeig  ge- 
geben hatte,  hat  nun  jene  alten  Totenbücher  neu  in  tabellarischer  Form 
ansziehen  und  in  der  vorliegenden  Schrift  veröffentlichen  lassen. 

Somit  ist  also,  soweit  die  Bevölkerungsstatistik  in  Betracht  kommt, 
jene  Lücke  ausgefüllt;  nur  für  die  philologische  Frage  nämlich  für  die  Er- 
läuterung der  Halley'schen  Abhandlung,  bleibt  die  Lücke  noch  offen,  denn 
der  neue  Auszug  eines  Eegisters,  worin  sich  manche  unleserliche  Stellen 
und  unbestimmte  Angaben  befinden,  wird  mit  dem  alten  verlorenen  Aus- 
zuge nicht  völlig  gleichlautend  sein  können. 

Sehr  anziehend  ist  nun  das  Lebensbild,  welches  Herr  Dr.  Ghraetzer 
und  Herr  Prof.  Dr.  Ferdinand  Gohn  von  jenem  schlesischen  Geistlichen 
des  17.  Jahrhunderts,  Caspar  Neumann,  entwerfen,  in  welchem  sie  mit 
Becht  einen  der  frühesten  Vertreter  der  „politischen  Arithmetik",  der  un- 
dankbarer Weise  so  gut  wie  ganz  vergessen  war,  zur  verdienten  Geltung 
bringen.  Es  stellt  sich  dabei  heraus,  welch  vollkommenes  Verständnis 
und  welche  warme  Theilnahme  ein  anderer  deutscher  Gelehrter  jener  Zeit, 
nämlich  Leibniz,  für  die  Aufgaben  der  Statistik  hatte.  Ueberhaupt  sind 
die  reichen  Auszüge  aus  dem  Briefwechsel  damaliger  Gelehrter  höchst  an- 
ziehend, ich  möchte  fast  sagen  erfrischend;  denn  was  auch  jeder  seinem 
Amte  nach  sei,  sie  nehmen  an  allen  Vorgängen  auf  dem  weiten  Gebiete 
der  Wissenschaft  gleichmäfsig  den  regsten,  jugendlichsten  Anteil. 

Kurz,  Herr  Dr.  Graetzer  hat  den  berufenen  Vertretern  der  Statistik 
nicht  nur  viel  Neues  dargeboten  —  er  hat  ihnen  zugleich  einen  ganz  un- 
erwarteten Genuls  verschafft. 

Der  Referent,  als  Erklärer  der  Halley'schen  Abhandlung  (vergL  G. 
F.  Knapp,  Theorie  des  Bevölkerungswechsels,  Braunschweig  1874,  S.  122 
— 130)  darf  wohl  noch  einige  Worte,  halbwegs  in  eigener  Sache,  hinzu- 
fügen. Ein  nicht  genannter  „Dozent  der  Physik"  hat  einen  kleinen  Bei- 
trag zu  Graetzer's  Werk  geliefert  (S.  76  fgg.),  worin  meine  Stellung  zu 
Halley's  Abhandlung  mannigfach  bemängelt  wird,  obgleich  wir,  nach  mei- 
ner Ansicht,  ganz  und  gar  dasselbe  wollen.  Ich  habe  die  Meinung  aus- 
gesprochen, dafs  Halley's  Tafel  II  aus  der  Tafel  I  nicht  ohne  einige  mehr 
oder  minder  willkürliche  Schätzungen  abgeleitet  sei.  Der  ungenannte  Mit- 
arbeiter Dr.  Graetzer*s  zeigt  nun  auf  eine  sehr  anschauliche  Art,  durch 
Zeichnung,  dafs,  wenn  man  zwischen  zwei  gebrochene  Linien,  die  sich 
aus  Halley's  Tafel  I  konstruieren  lassen,  eine  Kurve  geschickt  hineinlegt, 
diese  Kurve  dann  ungefähr  den  Zahlen  der  Halley'schen  Tafel  entspricht. 
Die  Zeichnung  dieser  Kurve  „kann  wohl  nur  durch  sorgfältige  Auffassung 
der  gebrochenen  Linie,  nicht  nach  einer  bestimmten  Methode  bewerkstel- 
ligt werden",  heisst  es  bei  Dr.  Graetzer  S.  80. 

Herrn  Dr.  Graetzer's  Mitarbeiter  hat  also  nur  gezeigt,  wie  Halley 
mit  sanfter  Hand  jene  etwas  willkürlichen  Aenderungen  vielleicht  gemacht 
hat;   aber   keineswegs  widerlegt,    dass  solche  Aenderungen   vorgekommen 
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seien;    wae  mich  auch  gar  nicht  wundert,    denn  Holley   nennt   seine  Ab- 
handlung  eolber  eine  Schätzung  der  menachlichen  Sterblichkeit 


Strafaburg  i.  E,  21.  Not.   1882. 


G.  F,  Knapp. 
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Mitteilungen  über  die  wirtBOhaftsstatistiscbe  Xätteratur  HuTsIandfl 
in  den  Jahren  1861  und  1882. 

Von  Wilb.  Stieda. 


Die  Bewegung  der  BeY61k«niiig*  —  Der  Wocbeoberichl  des  9Utiffti»cbeD  Büresiu  für  8t* 
Peterbborg.   —  Dm  Jehrbuch  für  St  Peterttbarg.  —  Das  statisttäcbe  Blatt. 

Unter  den  veraohiedenen  Zweigen  der  Statistik,  die  in  RufBland  ge- 
pflegt werden,  ist  die  BeTÖlkerungs-Statistik  noch  am  meisten  zurück. 
Die  allgemeine  schon  so  lauge  projektierte  VolkB^äblung  lafet  seit  Jahren 
auf  sich  warten,  obgleich  die  durch  sie  zn  ermittelnden  Zahlen  ein  unah- 
weieliches  Bedürfnis  für  jeden  wissenschaftlichen  Ausbau  der  systematischen 
Masseubeobachtung  geworden  sind  und  die  Statistik  der  zeitlichen  Bewegung 
der  Bevölkerung  schreitet  langsam  vor.  Das  Jahr  1881  hat  die  Angaben 
über  Eheschliefsungen,  Geburten  und  Sterbefälle  im  Jahre  l8Tl  gebracht. 
Eb  schliefst  diese  Publikation,  die  als  17.  Band  des  „Wremennik"  des  ms- 
sischen  Reiches  vom  Zentralkomitee  in  St.  Petersburg  ausgegeben  ist,  sich 
an  die  von  derselben  Behörde  im  Jahre  1877  mitgeteilten  Daten  über  die 
Bewegung  der  Bevölkerung  in  den  Jahren  1868,  1869  und  1870  (Bd.  12 
— 14  des  Wremennik)  an,  jedoch  nicht  ohne  dala  einige  Erweiterungen 
stattgehabt  haben.  Die  Zahl  der  Geborenen,  Gestorbenen  und  Ehesohlie- 
fsanden»  die  bisher  nach  Gouvernements  veröffentlicht  wurde,  wird  nun- 
mehr nach  Kreisen  eingeteilt,  eine  Neuerung,  die  sich  zweifelsohne  sehr 
empfiehlt  Bei  der  Gröfse  der  einzelnen  Provinzen,  die,  wie  Wallace') 
sagt,  durchschnittlich  die  des  Königreichs  Portugal  ist,  war  es  unmöglicli, 
die  lokalen  Ursachen,  welche  die  ßevölkerungs- Erscheinungen  stetB  beeio- 
üussen,  in  den  Gesammtzahlen  irgendwie  zu  erkennen.  Nur  bei  näherem 
Eingehen  auf  die  geographischen  und  klimatischen  Verschiedenheiten  räum- 
lich mehr  begrenzter  Gebiete  kann  dies  versucht  werden.  Wichtig  ist 
ferner  die  deutlichere  Äuseinanderhaltung  der  etäd tischen  und  ländlichen 
Bevölkerung,  die  wie  bekannt  eine  wesentlich  verschiedene  Physiognomie 
aufzuweisen  pflegen.  Die  rusöische  Statistik  trennte  bis  jetzt  die  Daten 
aus  den  wichtigsten  Städten  —  deren  Zahl  78  war  —  von  denen  aus  den 
anderen  Städten  und  dem  flachen  Lande  zusammengenommen.  Jetzt  wer- 
den in  den  Tabellen  die  beiden  letzten  Kategonen  geschieden.  Endlich 
ist  nooh  eine  bemerkenswerthe  Verbreiterung  vorgenommen   worden,   so* 


1)  HurülaDd,  dentscbe  Anagabe.  Leipz.  18B0  S.  t30. 
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fem  die  AltersTerhältalfise  der  Eheschliefsendeii  und  Gaßtorbenen  aach  in 
dtn  einzelnen  Monaten  berücksichtigt  »\ud,  was  bisher  nicht  geschah. 
Bei  den  eratoren  wird  für  jedes  Geschlecht  das  Alter  in  folgenden  Grup- 
pen: 30  Jahr  und  daninter,  21 — 25,  *26 — 35,  36 — ^50,  60  und  darüber 
gegeben,  bei  den  letzteren  werden  für  die  noch  kein  Jahr  alten  Kinder 
4  Gruppen  gebildet  (unter  l  Monat,  1 — 3,  3 — 6,  6 — 12  Monate)  und  wird 
dann  mit  folgenden  Klassen  fortgefahren:  1^ — ^2,  2 — 5,  5 — ^10,  10 — 15, 
16—20,  20 — 35,  35 — 65,  55 — 80,  SO  Jahr  und  darüber,  unbekannt  Ob 
wir  in  dieaem  Bande  zuverläeeiges  Material  erhalten,  ist  eine  Frage,  die 
lieh  kaum  beantworten  läfst.  Eb  kann  in  diesem  Berichte  nur  darauf 
ankommen,  die  Bestrebungen  zu  Terfolgen^  welche  yon  amtlicher  und  pri- 
Tater  8eite  zur  Beförderung  der  Statistik  gemacht  werden.  Welchen  Er- 
lalg  dieselben  haben  ^  wixd  man  erst  in  Jahren  beurteilen  können.  Bafs 
man  die  Zahlen  mit  Behutsamkeit  benutzen  mufs,  liegt  auf  der  Hand, 
wenn  man  erwägt,  wie  neu  derartige  Zusammenstellungen  in  Bufsland 
sind  und  auf  welche  Schwierigkeiten  sie  stofsen.  In  dem  letzten  Bande 
s.  Bw  fehlen  Angaben  über  das  Gouvernement  Bessarabien  und  die  aui 
dem  GouTemement  Woronesch  sind  unyo  11  ständig.  Es  ist  übrigens  sehr 
erfrenlich,  dafs  gerade  die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  den  letzten 
Jahren  von  einzelnen  Provinzen  mehr  Beachtung  erhält  Ich  habe  an 
mn  einem  anderen  Orte^)  ausführlich  darauf  hingewiesen  und  möchte  hier 
nur  erwähnen,  dafs  neuerdings  mehrfach  die  Karten -Methode  bei  der  Auf- 
^ehniing  der  Bewegung  der  Bevölkerung  angewandt  wird*  Die  Geist* 
liehen,  welchen  die  Führung  der  Register  obliegt,  erhalten  von  den  sta- 
tistittchen  Provinzialbüreaus  besonders  zu  diesem  Zwecke  hergerichteto 
Bücher,  in  welche  gleichzeitig  mit  der  Eintragung  in  das  Kirchenbuch 
jede  Taufe,  Trauung  und  jeder  Todesfall  hineingeschrieben  wird.  Am  Ende 
jedea  Monata  oder  zu  bo stimmten  Terminen  werden  die  beschriebenen 
Kerten  herausgeschnitten  und  der  zuständigen  Behörde  eingeschickt.  Wird 
dieses  Syvtem  erst  in  mehr  Gouvernements  Eingang  gefunden  haben,  so 
kann  daa  Zentralkomitee  nicht  nur  zeitiger  die  Ergebnisse  für  das  Reich 
KnaaniiuL  "  .  sondern  es  kann  auch  gröfsere  ZuverläßBigkeit  der  An- 
gaben b  iien.  Wer  hat  in  uns^e^€^  schnell  lebenden  Zeit  noch  Mufse 
Daten  zu  prüfen,  die  sich  auf  ein  Jahrzehnt  hinter  uns  liegende  Zustände 
bestehen  I  Bei  rascher  Veröffentlichung  dagegen  wird  man  mit  Intereseo 
•ich  Vorgängen  zuwenden,  die  überall  mit  Eifer  beobachtet  werden,  da  es 
auch  kaum  etwas  Wichtigeres  und  in  alle  Verhältnisse  eines  Landes  tiefer 
Einschneidendes  gibt  als  die  ^Feststellung  des  Werdens  und  Vergehens 
einer  Bevölkerung.  Und  um  so  mehr  verdienen  die  Bevölkerungsverhält- 
nujBe  EuTslands  unsere  Aufmerksamkeit,  als  es  sich  um  sehr  bedeutende 
Zeklen  handelt,  die  kein  anderer  europäischer  Staat  erreicht  Im  Jahre 
1871  wurden  geboren  3  334  000  Individuen  und  starben  2  507  000,  d.h. 
anf  ICH)  Einwohner  können  50.4  Geburten  und  37.B  Sterbefälle  gerechnet 
Wttden^   wu  von  dem  Durchschnitte  der  Jahre   1867 — 7ü,    der  49.2    bei 


tm. 


1)  2ar  Pflege  der  SUtisük  ia  RafslAiid  !d  d«r  nusUclieii  Revue  Bd.  19.  9.  287^343, 
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den  ersterea  und  37.1  bei  den  letzteren  war,  nicht  erheblich  abweicht 
Die  VerjüngTingskraft  der  rusßißchen  Bevölkerung  ißt  somit  eine  sehr  b6 
trächtliche:  die  jährliche  Zuwachsrate  beträgt  1.3  Prozent. 

Der  bei  Veröffentlichung  bevölkerungsstatistischer  Zahlen  offenbar' 
wiin sehenswerten  Sohaelligkeit  kommt  zur  Zeit  wohl  nur  die  unter  Lei* 
tung  des  Universitätsprofessors  Jahnsou  stehende  kürzlich  errichtete  sta-j 
tistische  Abteilung  bei  der  8t  Petersburger  Stadtverwaltung  nach.  Den 
sie  gibt  einen  Wochenbericht  heraus^  der  übrigens  auTser  der  Bevölkerungs- 
statistik auch  meteorologische  Mitteilungen  macht  und  die  Wirtsehafta- 
statistik  berücksichtigt  —  die  Anfuhr  von  Mehl,  Getreide,  Fleisch,  Gerade 
dieser  Bericht,  der  seit  Mars  1881  erscheint,  ist  recht  angethan,  uns  von 
den  Hindernissen^  welche  es  bei  derartigen  Unternehmungen  zu  überwinden 
gibti  eine  Vorstellung  2u  machen.  Längere  Zeit  hindurch  konnten  die 
Nachrichten  über  die  Geborenen  nicht  in  gewünschter  Vollständigkeit  er- 
langt werden  und  ein  Versuch,  dem  Professor  Jahnson  in  danken8*| 
werter  Weise  sich  unterÄog,  eine  Statistik  der  Zuzüge  und  Abzüge  derl 
Besidenzbevölkerung  und  der  räumlichen  Bewegung  derselben  innerhalb 
der  Stadtgrenzen  herzustellen,  hat  einstweilen  fallen  gelassen  werden 
müsßent  Ebenso  hat  es  mit  der  Aufzeichnung  der  Verunglückungen  nicht 
geringe  Mühen  gesetzt,  ehe  dieselbe  in  gewünschter  yollstandigkeit  zu 
funktionieren   begonnen  hat. 

Dem  Wochenbericht  ist  ein  Jahrbuch  für  St.  Petersburg  (Statisti- 
tschesky  Jeshegoduik)  ^)  gefolgt,  der  in  diesem  Jahre  zum  ersten  Male  zur 
Ausgabe  gelangt  ist  und  an  mehreren  SteUen  sich  auf  die  3  letzten  Jahr»| 
1B79,  1880  und  1881  bezieht  Professor  Jahnson  hat  in  diesem  Bande 
nicht  nur  die  Zahlen  der  Wochenberichte  zu  Monats-  und  Jahresausweisen 
zusammengestellt,  sondern  auch  die  näheren  Umstände  der  Einzelerschei- 
nungen, so  wie  sie  sich  aus  den  speziellen  Aufzeichnungen  ergeben  haben^ 
mitgeteilt.  Die  in  St.  Petersburg  vorgekommenen  Verunglückungen,  übe 
deren  Zahl  und  Art  schon  der  Wochenbericht  Auskunft  gibt,  werden  bei^ 
spielsweise  geschieden  nach  dem  Geschlecht  und  Alter  der  Betroffenen, 
nach  der  Jahreszeit,  in  der  sie  sich  ereignet,  nach  Stadtteilen,  nach  der 
Rolle,  welche  die  Trunkenheit  dabei  gespielt  hat.  Man  erfährt,  welche 
Körperteile  beschädigt  sind  und  ob  die  Veruoglückung  bei  der  Arbeit 
eintrat  Aufserdem  aber  erhält  dieser  erste  Band  eines  statistischen  Jahr- 
buohs  von  St  Petersburg  dadurch  besonderen  Wert,  dafs  er  die  vorläufigen 
Ergebnisse  der  im  Dezember  vorigen  Jahres  ausgeführten  Volkszählung 
bringt  und  sie,  so  weit  es  möglich  ist,  mit  den  Ergebnissen  der  letzt  vor- 
hergehenden von  1869  vergleicht  Die  Statistik  der  Grofsstädte  wird 
hierdurch  in  einer  Weise  vervollständigt,  die  von  den  einsichtsvollen 
Bestrebungen  des  verdienten  Leiters  der  kommunalen  Statistik  das  erfreu- 
lichste Zeugnis  ablegt 

Während  so  im  Norden  die  statiötische  Praxis  durch  einen  Professor 
gefördert  wird,  erfährt  im  Süden  die  Theorie  der  Statistik  nicht  geringere 
Beachtung.     Der  Professor  Ssokalsky  an  der  Universität  Charkow  gibt 


1)  Peter«b»  188S.  X,  189  8»  mid  ISl  TmbelleD, 
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seit  dem  Januar  dieses  Jahres  das  „Statistische  Blatt''  (Statistischesky 
Listok),  monatlidh  ein  Mal  heraus,  eine  Zeitschrift,  die  wissenschaftliche 
Erörterungen  und  Mitteilungen  aus  dem  Gebiete  der  Statistik  bringt 
Ssokalsky,  der  zugleich  Vorsitzender  eines  Ausschusses  zur  Erforschung 
der  Hausindustrie  im  Gouvernement  Charkow  ist,  scheint  kein  theoreti- 
sierender  Gelehrter,  sondern  ein  Mann,  der  die  Praxis  des  Lebens  kennt, 
dessen  Bath  daher  wohl  zu  beherzigen  ist,  so  dafs  von  dieser  Unterneh- 
mung erfolgreiche  Förderung  des  Sinnes  für  statistische  Forschung  er- 
wartet werden  darf.  Der  „Listok''  wird  uns  mit  den  besten  Mitteln  zur 
Beobachtung  der  Erscheinungen  bekannt  machen,  uns  an  die  Hand  geben, 
wie  man  in  die  Natur  des  gesammelten  Materials  eindringt  und  dasselbe 
nutzbringend  verwertet  und  in  einzelnen  Beispielen  zeigen,  wie  im  ge- 
gebenen Momente  auf  einem  bestimmten  Baume  gewisse  Gesellschafts- 
Torgänge  sich  abspiegeln.  Die  Statistik  wird  nicht  nur  als  eine  Zahlen- 
statistik getrieben  werden,  sondern  auch  Ereignisse  in  Betracht  ziehen, 
bei  denen  das  Gesetz  der  greisen  Zahl  in  den  Hintergrund  tritt,  die  aber 
gleichwohl  als  Bestandteile  des  Gesellschaftslebens  Aufmerksamkeit  ver- 
dienen. Demgemäfs  sind  in  den  bis  jetzt  veröffentiichten  10  Nummern 
neben  Thematen,  wie:  y,Wa8  für  eine  Statistik  brauchen  wir''  oder  „die 
erwartete  eintägige  Volkszählung  im  ganzen  Beiche"  oder  „Phänomeno- 
metrie"  auch  Aufsätze  erschienen  über  die  Töpferei,  das  Korbflechten,  die 
Bübenzuckerfabrikation  u.  a.  m.  im  Gouvernement  Charkow  oder  in  ein- 
zelnen Kreisen  desselben.  Dem  kenntnisreichen  und  fleifsigen  Heraus- 
geber, von  dessen  Feder  die  meisten  Artikel  zu  stammen  scheinen,  kann 
man  in  gedeihlicher  Fortführung  seines  Unternehmens  nur  das  Beste 
wünschen. 

2. 

Die  Verteilnog  des  ländlichen  Gmndbesitses.  —  Ansiedlangen  und  Wohnungen  russischer 
Bauern.  —  Die  wirtschaftliche  Lage  der  Dörfer  im  moskauschen  Kreise.  —  Der 
Ssbomik  des  Departements  f3r  Landwirtschaft:  das  landwirtschaftliche  Ausstellungs- 
wesen,  die  Fabrikation  landwirtschaftlicher  Maschinen.  —  Die  Emteberichte  des  Do- 
minenministeriums.  —  Di«  Enquete  über  den  Stand  der  Schafzucht.  —  Die  Notlage 
der  russischen  Bauern.  —  Die  Wandergewerbe.  —  Die  Obersiedelungsfrage. 

Dem  statistischen  Zentralkomitee  als  derjenigen  Behörde,  die  dazu 
besonders  berufen  ist,  die  Statistik  in  BuTsland  zu  pflegen,  verdankt  man 
in  diesem  Jahre  auch  noch  einen  zweiten  Band  über  die  Verteilung  des 
Grundeigentums,  die  Fortsetzung  der  schon  im  ersten  Bericht  erwähnten 
hervorragenden  Arbeit  (Statistika  posemelnoi  ssobstwennosty)  ^).  ümfafste 
der  erste  die  zentrale  Ackerbaugegend,  so  erstreckt  sich  der  zweite  auf  das 
sog.  Moskauer  Industriegebiet,  welches  aus  den  Gouvernements  Moskau, 
Wladimir,  Nishny-Nowgorod,  Kostroma,  Jaroslaw  und  Twer  gebildet  wird, 
auf  einen  Flächenraum  von  zusammen  280  000  Quadratwerst.  Die  Ergeb- 
nisse sind  im  grofsen  und  ganzen  dieselben,  wie  sie  beim  ersten  Bande 
sich  herausstellten'),  gewissen  Abweichungen,  die  in  der  Gestaltung  der 
Bevölkerungsverhältnisse,  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens  u.  s.  w.  in  beiden 
Gebieten  ihre  Ursache  haben,  dabei  natürlich  Bechnung  getragen. 

1)  Petersb.  188S.  I,  U,  230  8.  und  mehrere  graphische  Tafeln. 

S)  cf.  mein  anafUhrliches  Referat  in  Schmoller's  Jahrbuch  Bd.  VI,  Heft  8. 


78 


Litl«r«tar. 


In  beiden  I>]6trikt«D  herrscht  das  bäuerliche  Gemeindeeigenttim  vor« 
Dem  persönlichen  Eigentum  fällt  nur  etwas  mehr  als  der  dritte  Teil  de» 
jeweiligen  Gesamtareale  zu.  Die  Begieruog  sowie  Kirchen,  Klöster,  Städte 
u,  e,  w.  haben  im  Industriegebiete  noch  17  Proz.  der  ganzen  Fläche,  in 
der  Ackerbaugegend  nur  7  Proz*  Beim  persönlichen  Eigentum  überwiegt 
der  Kl  ei  Dgr  und  besitz,  d,  h.  Besitz  unter  100  Dessätinen ,  in  der  Zahl  der 
Eigentümer,  tritt  aber  weit  zurück  in  der  Zahl  der  Dessätineu.  Von  der 
Gesamtfläche  gehört  dem  Grofsgrund besitz  (d.  h.  über  1000  Dess,),  derJ 
unter  den  Eigentümern  mit  nur  1 — 2  Proz,  vertreten  ist,  mehr  als  die 
Hälfte.  Was  die  grofse  Zahl  der  persönlichen  Kleingruodbe sitzer  anlangt» 
so  ist  deren  Land  sehr  stark  parzelliert;  27  Proz.  derselbeo  in  der  Acker- 
baugegend und  IB  Proz.  im  Industriegebiete  haben  eine  Dessatine  und 
weniger.  Ebenso  stark  zersplittert  erscheint  das  Gemeio  deeigen  tum.  Die 
Zahl  der  Bauern  ^  welche  mit  1^ — 2  Dessatinen  und  weniger  wirtschaften 
sollen,  ist  sehr  beträchtlich,  wobei  aber  allerdings  zwischen  den  ehemaligen 
Leibeigenen  der  Gutsherrn  und  denen,  welche  der  Krone  und  den  Apa- 
nagen gehörten,  unterschieden  werden  mufs.  Der  Landanteil,  welchen  die 
letzteren  erhalten  haben,  ist  durchgängig  gröfser  als  der»  welcher  den  er- 
steren  zugemessen  worden  ist.  So  bedeutend  ist  dieser  Unterschied,  dafs 
unter  2  456770  ehemals  gutsherrlichen  Bauern  im  Ackerbaugebiet  8  Proz,, 
von  2^18  129  ehemaligen  Krons-  und  Apauagebauern  0,2  Proz.  über  An- 
teile vou  nur  l  Dessatine  und  weniger  verfugen.  Ähnlich  ist  es  im  In- 
dustriebezirk.  Im  ganzen  haben  von  den  am  Gemeindebesitz  beteiligten 
Bauern  der  Ackerbaugegend  11  Proz.  und  von  denen  des  Industriebezirks 
7  Proz»  Landanteile  von  weni|?er  als  1  Dessatine  und  1 — 2  Deseätinen, 
Wem  diese  Zahlen,  trotzdem  es  sich  im  ersten  Falle  um  55S060,  im 
zweiten  um  204  562  Individuen  handelt,  nicht  besonders  ungünstig  vor- i 
kommen  sollten,  der  sei  daran  erinnert,  dafs  in  der  offiziellen  Sammlung I 
bei  der  Gruppierung  nach  Besitz  nur  die  Zahl  der  EevisioöBseelen  ange- 
geben ist,  d.  h.  die  Zahl  der  Bauern,  die  beim  Erlaf^  des  Emanzipations- 
gesetzes vom  Jahre  1861  vorhanden  war.  Würde  die  ganze  gegenwärtige 
Bevölkerung  zum  Vergleiche  herangezogen  werden  können ,  so  würde  die 
Zahl  der  Kleinlandwirte  vermiitliuh  eine  gröfsere  sein.  Wenn  die  Zahl 
aller  vorhandenen  Bauern  mit  dem  Gesamtareal  ^  das  ihnen  im  Gemeinde- 
besitz zur  Verfügung  steht,  verglichen  wird,  so  erhält  man  in  der  Acker- 
baugegend bei  den  früheren  gutsherrlichen  Bauern  einen  durchschnittlichen 
Landanteil  von  2.2  Dess.,  bei  den  ehemaligen  Krons-  und  Apanagebauern 
von  3.8  Dess.  Im  Industriebezirk  kommen  bei  der  erstereu  Kategorie  | 
3.4  Dess.,  bei  der  letzteren  4.6  Dess,  durchschnittlich  pro  Bauer,  Das 
sind  nun  freilich  Zahlen,  welche  die  Wirkungen  des  Emanzipationsgesetze» 
in  sonderbarer  Beleuchtung  zeigen. 

Immurhin  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dafs  die  Besitzver* 
Verhältnisse  des  russischen  Bauernstandes  seit  1861  einen  bemerkenswer- 
ten Umschwung  erfahren  haben.  Von  dem  Gesamtareal  der  Ackerbauge- 
gend stehen  68.6  Proz»,  von  dem  des  Industriebezirkes  sogar  88  Proz.  in 
Nutzung  und  Eigentum  des  Bauernstandes.  Vergleicht  man  den  bäuerli- 
chen Besitz  mit  dem ,  was  dem  Adel  geblieben  ist,  so  stellt  sich  heraus^ 
dafs  im  Induatriebezirk  von  100  Dessätinen  49   den  Bauern  zugesprochen 
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uod  51  dem  Adel  nachgeblieben  sind,  und  in  der  Ackerbaugegend  Ton 
100  Becaäünen  41  in  die  Hände  der  Bauern  übergingen «  während  59 
■dBgOA  Eigentum  blieben. 

Von  dem  ganzen  Areal,  welches  die  Bauern  erworben  haben  oder 
nutseii  können,  steht  der  gröfate  Teil  unter  dem  Püuge,  In  der  Acker- 
bftugegend  aind  77  Pro«,  ihrer  Ländureien  Äcker,  im  Industriebezirk  50 
Pros.  Vom  gesamten  Ackerlande  entfallen  in  der  ersteren  70  Proz-,  im 
letzteren  gar  88  Proz.  auf  bäuerlichen  Grundbesitz.  Mit  Reeht  darf  daher 
gesagt  werden,  daf»  der  rusaische  Bauer  in  beiden  Gebieten  als  derjenige 
enebeint,  welchem  der  gröfsere  Teil  des  für  die  Landwirtschaft  fähigen 
Bodens  gehört. 

So  wichtige  Resultate  durch  diese  offizielle  Statistik  über  die  Verteilung 
des  Grundeigentums  an  den  Tag  gebracht  werden  ^  so  dankenswert  sind 
auch  ihre  Mitteilungen  nach  einer  anderen  Seite,  über  die  wir  gleichfalls 
zum  ersten  Male  belehrt  werden,  nämlich  über  die  Ansiedlungen  und  Woh- 
nangen  russischer  Bauern.  Zwischen  beiden  Distrikten  herrscht  in  dieser 
Beziehung  ein  greifbarer  Unterschied.  Während  die  Ackerbaugegend  die 
BerölkeniDg  zu  grofsen  Anaiedlangen  vereinigt  —  je  447  Personen  bei- 
derlei Geschlechts  werden  durchschnittlich  auf  eine  Ansiedlung  gerechnet 
— ,  serstreut  sich  dieselbe  im  Industriebezirke  in  Dörfern  mittleren  üm- 
^gs  —  je  144  Personen  durchschnittlich  bilden  ein  Dorf.  Die  zahlreiche 
bänerliche  Bevölkernng  der  ersteren ,  nahezu  12  Millionen,  kommt  mit 
26  500  Wohnplätzen  aus;  die  bedeutend  geringere  Bevölkerung  des  leta- 
teren,  keine  8  Millionen»  braucht  44  600.  Diesem  Verhältnis  entspricht 
die  ZM  der  Wohogebäude,  die  für  die  zahlreichere  Bevölkerung  gröfser 
aosfailt.  In  der  Ackerbaugegend  bilden  durchschnittlich  je  72  Wohnge- 
bände  ein  Dorf,  im  Industriebezirk  besteht  die  Ansiedlung  aus  30  Häusern. 

Leider  hat  keiner  der  beiden  umfangreichen  Bände  versucht  diese 
Abweichungen  zu  erklären.  Dafs  der  Ackerbau  konzentriert  und  die  In- 
dustrie auseinandertreibt  ist  mindestens  eine  auffallende  Erscheinung.  Da 
nationale  Gewohnheiten  nicht  zur  Erläuterung  herangezogen  werden  kon* 
oen  —  es  handelt  sich  mit  geringen  Ausnahmen,  denen  keine  weitreichen- 
den Einflüsse  zuzuschreiben  sind,  in  beiden  Gebieten  um  Grofsrussen  —  so 
dürfte  wol  in  der  Verschiedenartigkeit  der  Bodenbeschaffenheit  die  Ursache 
va  suchen  sein.  Teilt  man  nämlich  den  Moskauer  Industriebezirk  nach 
der  Oute  des  Bodens  in  vier  Gruppen^  so  überwiegt  in  derjenigen^  welche 
den  Übergang  zur  schwarzen  Erde  der  Ackerbaugegend  aufweist,  die  Grofs- 
ftnsiedelung,  während  die  Waldgruppe  nur  die  Kleinansiedlung  kennt.  In 
enterer  hat  das  Dorf  durchschnittlich  648  Einwohner  und  107  Wohnge- 
Müde,  in  letzterer  87  Einwohner  und  21  Häuser.  Vermutlich  hat  die 
entete  befseren  Erwerb  und  lockte  mehr  Menschen  an  oder  gewährte  den 
twreite  Sefshaften  die  Möglichkeit  sich  stark  zu  vermehren.  In  der  Wald- 
Gruppe  dagegen  konnte  ein  bestimmtes  Stück  Land  stets  nur  eine  gewifse 
Zehl  Ton  Personen  ernähren;  darüberhinaus,  mufste  in  einiger  Entfernung 
eine  neue  Ansiedlung  versucht  werden,  Thatsächlich  ist  denn  auch  die 
fier^lkerung  in  dem  Landstrich ,  der  zum  „Tschernosem**  hin  überfährt 
ileliteT,  86  Personen  auf  der  Quadratwerst,  als  in  dem  waldigen,  wo  nur 
19  Fenoaen   auf   der   Quadratwerst    ihren    Aufenthalt    genommen    haben« 
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Biese  AufüaBsung  bestätigt  sich  durch  die  Verschiedenheit  der  Zahl  der, 
durehschnittUch  2U  eioem  ßaaerchofe  gehörenden  Personen,  Im  Indnstrie- 
bezirk  beherbergen  je  10  Höfe  28  männliche  Seelen  oder  56  Personen 
beiderlei  Oeschlechts;  in  der  Ackerbaugegend  Enden  sich  in  je  10  üöfen 
34  männliGhe  Bauern  oder  68  Personen  überhaupt.  Bas  scheint  anzu- 
deuten, dafs  bei  dem  landwirtschaftlich  geringwertigeren  Boden  des  Mo8^_ 
kauer  Bezirks  die  gleiche  Eläche  nicht  dieselbe  Zahl  von  Personen  er«^ 
nähren  konnte  wie  in  der  Ackerbaugegend. 

Übrigens  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dafs  die  Zahl  der  durchschjiitt- 
lich  zu  einem  Bauernhofe  gehörenden  Individuen  sich  vermindert.  Im 
Jahre  1861  vor  Erlafs  des  Emanzipationsgesetzes  kamen  in  der  Ackerbau- 
gegend 4  und  im  Industriebezirk  3.1  männliche  Seelen  auf  den  Hof;  jetzt 
bewohnen  in  ersterer  3.4  und  im  letzteren  2.8  männliche  Seelen  den 
Bauernhof.  Biese  Erscheinujig  roufs  auf  die  durch  den  schnellen  Zuwachs 
der  Bevölkerung  während  der  beiden  letzten  Jahrzehnte  nötig  geworde- 
nen Verteilungen  zurückgeführt  werden.  Bie  Vermehrung  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  hat  in  der  Ackerbaugegend  22  Proz.,  im  Industriebezirk  11 
Proz.  betragen.  Behon  als  im  Jahre  1861  je  8  Personen  auf  einem  Bauern- 
hof residierten,  ging  es  nicht  ohne  Unbequemlichkeit  ab.  Im  Sommer  fand 
man  für  die  Nacht  leicht  eine  Unterkunft  in  den  Nebengebäuden ,  den 
Scheunen,  zur  Not  im  Freien.  Im  Winter  aber  blieb  die  warme  Hütte 
der  einzige  Zufiuchtsort,  defsen  Gröfsen Verhältnisse  in  der  Regel  6  Arschin 
in  der  Länge  und  6  Arsehin  in  der  Breite,  im  Ganzen  eine  Fläche  von 
36  Quadratarschin  boten.  Ba  das  Lager  eines  erwachseneu  Menschen  3j^ 
Quadratarschin  beansprucht^  so  waren  für  die  Schlftfetellen  von  8  Men- 
schen deren  28  unentbehrlich.  Ber  grofse  Ofen  (ohne  den  die  Hütte 
nicht  denkbar  war)  nahm  auch  nicht  wenig  Raum  ein  und  so  konnte 
eine  Familie  mittleren  Bestandes,  ffills  alle  Mitglieder  erwachsen  waren, 
kaum  Platz  finden.  Dehnte  sie  sich  aber  gar  auf  10  —  12  Personen 
aus,  so  war  der  Aufenthalt  in  der  Hütte  unerträglich  und  die  Enge  Ver- 
anlassung zu  vielen  häuslichen  Scenen,  an  denen  die  Frauenwelt,  wie  di^l 
offizielle  Quelle  konstatirt,  stets  lebhaft  beteiligt  zu  sein  pflegt.  Ba  wird 
denn  die  Abteilung  der  Jüngeren  von  der  Familie  auf  die  Bauer  zur  Not- 
wendigkeit. 

Sieht  man  sich  dieses  Bauernhaus  in  Hinsicht  auf  das  Material,  aus 
welchem  es  erbaut  ist,  an,  so  erkennt  man  das  Holz  als  den  hauptsäch^ 
lieh  zur  Verwendung  kommenden  Stoif.  Stein-  und  Lehmbauten  sind  so' 
selten,  dafe  sie  im  Industriebezirk  noch  kein  halbes  Prozent  aller  Wohn- 
gebäude ausmachen.  Unter  1  400  OÜO  Behausungen  sind  6800  aus  Stein 
oder  Lehm  aufgeführt.  In  der  Ackerbaugegend,  wo  sie  etwas  häufiger 
sind,  gehen  sie  doch  nicht  über  4  Prozent  aller  Wohngebäude  hinaus: 
unter  1890  000  sind  74  000  von  Stein  und  Lehm.  Freilich  dokumentieren 
aelbet  diese  kleinen  Zahlen  Fortschritte,  denn  vor  1861  gab  es  gar  keine 
Ziegelbauten,  und  in  einigen  Gouvernements  des  Ackerbaudistrikta  weht  be- 
reits ein  lebhafter  Zug  zur  „Versteinerung"  der  Dörfer.  Man  darf  bei  der 
Beurteilung  dieser  Zahlen  nicht  übersehen,  dafs  auch  bei  der  nichtbäuerli- 
chen  Bevölkerung  der  Steinbau  keineswegs  häufig  ist.  Im  Ackerb audistrikt 
eind  bei   dieser   etwas   über    9  Proz.,    im  InduBtriebeziik  7  Prozent  allei: 
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Wohngebäade  aus  Stein  oder  Lehm  errichtet.  Selbst  bei  den  reichen  Klö- 
stern spielt  der  Holzbau  noch  eine  bedeutende  Rolle:  bei  den  79  Klöstern 
der  Ackerbaugcgend  sind  von  1207  Gebäuden  nur  255  aus  Stein. 

So  lange  der  Holzbau  vorwiegt,  wird  man  sich  über  das  Strohdach 
desselben  nicht  zu  wundern  brauchen.  Von  den  Bauernhäusern  des  Ackcr- 
baudistrikts  sind  fast  alle  mit  Stroh  gedeckt ;  keine  6  Proz.  haben  hölzerne 
oder  eiserne  Dächer.  Im  Industriebezirk  ist  die  Strohdachung  seltener, 
34  Proz.  aller  Gebäude  erscheinen  mit  Bretterdächern,  ein  halbes  Prozent 
mit  eisernen.  Sehr  selten  werden  Ziegeln  zur  Dachdeckung  verwandt. 
Im  Industriebezirk  ist  merkwürdiger  Weise  gar  nicht  ein  Mal  davon  die 
Rede. 

Belehrt  uns  die  amtliche  Quelle  wesentlich  nach  zwei  Seiten,  der 
Verteilung  des  Grundeigentums  und  der  auf  diesem  erfolgten  Ansiedlun- 
gen,  so  wird  uns  über  einen  Teil  der  von  ihr  behandelten  Gouvernements 
ein  vollständigeres  Bild  in  einer  besonderen  Publikation  geboten.  Die 
rühmlichst  bekannte  und  als  Musteranstalt  ausgezeichnete  statistische  Ab- 
teilung der  Moskauer  Gouvernementslandschaft  hat  in  ihrem  „Ssbornik'*  sta- 
tistischer Nachrichten  über  das  Gouvernement  Moskau^)  eine  Schilderung 
der  dörflichen  Ansiedlungen  des  Kreises  Moskau  in  wirtschaftlicher  und 
ethischer  Beziehung  geliefert.  Schon  vor  5  Jahren,  als  das  statistische 
Bureau  mit  seinen  Arbeiten  begann,  war  der  Moskauer  Kreis  Gegenstand 
einer  Untersuchung  gewesen ,  deren  Resultate  auch  durch  den  Druck  ver- 
öffentlicht worden,  aber  da  dieser  Beschreibung  als  einem  ersten  Debüt 
gewifse  Un Vollkommenheiten  angeklebt  hatten,  so  fühlte  man  das  Bedürf- 
nis die  empfundenen  Lücken  zu  ergänzen  und  die  Fehler  zu  verbessern. 
Es  würde  den  Rahmen  dieses  Berichtes  weit  überschreiten ,  wollte  ich 
näher  auf  die  Verhältnisse  eines  lokal  begrenzten  Gebietes  eingehen.  Aber 
ich  möchte  nicht  unterlassen  mit  allem  Nachdrucke  bei  dem  Fleifse  zu 
verweilen,  mit  dem  dergleichen  Arbeiten  von  den  jungen  russischen  Ge- 
lehrten angestellt  zu  sein  pflegen.  Grölste  Sorgfalt  und  peinlichste  Ge- 
nauigkeit zeichnen  dieses  Werk  aus,  das  die  einzelnen  Dörfer  in  detaillier- 
tester Weise  beschreibt,  Zahl  der  Bauern  jetzt,  vor  10  Jahren,  vor  20 
Jahren,  Gröfse  des  ihnen  zustehenden  Areals,  der  Aussaat,  der  Ernte,  der 
Viehstückzahl,  der  Abgaben  u.  s.  w.  u.  s.  w.  ermittelt  und  in  einer  klaren 
Darstellung  die  Zahlenresultate  zu  einem  Bilde  der  Landwirtschaft  des 
Moskauer  Kreises  verwertet.  An  diesen  Abschnitt,  den  Herr  Werner  be- 
arbeitet hat,  schliefst  sich  ein  zweiter  von  Herrn  Bogoljepow  über  den 
Stand  der  Elementarbildung  innerhalb  der  bäuerlichen  Bevölkerung.  Es 
unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  diese  Fortschritte  macht,  wenn  auch  nur 
langsame.  Im  Moskauer  Kreise  z.  B.  vermehrte  sich  von  1866  bis  1881 
die  Zahl  der  Schulen  von  39  auf  77,  die  denselben  zur  Verfügung  ste- 
henden Unterhaltsmittel  von  11500  Rbl.  auf  46  856  Rbl.,  die  Zahl  der 
Schüler  von  833  auf  4361.  Man  weifb  nichts  Zuverlässiges  über  den 
Stand  der  Volksbildung  in  ganz  Rufsland.  Das  Ministerium  selbst  kennt 
nach  der  Behauptung  des  Baron  Korff  weder  die  Zalil  der  Schüler  noch 
die  der  Schulen.     Bestimmt  man  bei  einer  Bevölkerung  von  76  Millionen 
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im  ciiropHiftclipn  Eufelaod  die  Zahl  <\ct  oretcren  mit  Fnnschliiffi  äer  die 
unteren  Klasst^Ti  der  tjymnaBien  und  geistlichen  Schülern  hrsufhenden  Kin- 
ilvT  auf  IJ  Millionen,  »o  erhiilt  man  l.oy  Froz,  Hohüler.  Der  MoskautT 
Kreiß  sliindtj  dann  weit  über  dem  Purehscbnitt,  denn  in  ihm  hahen  wir 
3.04  Pro«.  ttHer  Einwohner  nh  Lernende  anünsehcn.  Verglichen  indeXa 
njii  wei»teuTopäij5('hen  Zuständen ,  ersr.hdnt  die*  Lernbeg^ierde  der  hänerli- 
ebon  Bevülkorung  den  Moskauer  Kreifie^  eine  <*cbr  hcseheidone.  Selbst  dfi« 
in  dic8er  Bezicbnng  «^onet  nicht  hervortretende  Italien  hni  gerade  noeti 
ein  Mal  soviel  Schüler  aufzuweisen,  G.2  iVoz,  Nur  Portugal  mil  *i.H  Pro/. 
Sehiilurn  befände  sieb  nach  Hogoljepow  auf  niedrigerer  Htute  als*  der  Mok- 
kaner  Kreis.  Wie  nun  auch  die  Bestreitungen  auf  Fort^eliritt.  {^ericlktet 
ppin  möj?en ,  tbatsächlieb  ifii  bisher  noeh  wenig  errdehi  worden.  Der 
Moskauer  Kreis  zeigt  in  Bezng  auf  Bildung  Kenan  das  umgekehrte  Ver- 
billlnis  wie  PreulWn.  Während  dieser  Staat  nur  etwa  lä  Prozent  An- 
alphabeten unter  seiner  Bevölkerung  bat,  hat  der  Moj^kauer  Krei»  nur 
17^  Prozent  Literaten,  d,  h.  Leßen-  und  Schreibenkönneude,  Ks  ist  sehr 
zu  fürchten,  dass  obwohl  hitr  nur  die  ländlii^be  Bevölkerung  gi'meint  ist, 
die  Zahlen  für's  grmze  Keicb,  seihst  mit  Einscblulfi  der  natiirlieb  nielir  g<»- 
hildett*n  städtist-ben   Bevölkerung,  nicht  viel  gimstiger  ausfallen  worden. 

Kine  sehr  lebhafte  Thätigkeit  bat  in  den  verfloBsenen  Jahren  wieder 
da8  Dömänenrai  nisten  um  an  den  Tag  gelegt.  Die  „Hammlung  von  Naeb- 
richteu  über  Landwirtj^ehal't  und  landwirtscbaftliebe  Gewerbe**  ist  um  einen 
neuen  Band,  don  dritten  in  der  Reibenfolge  bereichert  worden  *),  der  siu* 
erst  einen  Berieht  über  die  vielfachen  Arbeit^sn  des  Departements  für 
Landwärtscbaft  auf  den  veraclüedensten  Gebieten  enthält,  die  Mafsn ahmen 
zur  Eutwickelung  und  Beförderung  der  Landwirtschaft  bespriebt  und  ini 
zweiten  Teile  das  landwirtschaft liehe  ünterriehtÄwesen  einer  ausführliuhen 
Betracbtung  unterbliebt  Den  BeBclüuss  bilden  if  Aufsätze  über  die  land- 
wirtsebaftlichen  Aus^stellungen  liusslands  und  über  die  Fabrikation  land- 
wirtBübaftlieber  Maschinen,  Es  ist  eine  recht  bedeutende  Zahl  von  Aus- 
stellungen ,  auf  die  Kussland  in  den  letzten  26  Jahren  gekommen  int, 
Nachdem  die  erste  selbstündige  landwirtsehaftlielie  Ausstellung  in  Moskau 
im  Jahre  1843  eröffnet  wurde,  erseheinen  sie,  namentlich  seit  1865  mit 
80  grosser  Kegelmässigkeit,  das?i  im  Ganzen  von  1856  bis  1880  nicht  we- 
niger als  346  Ausstellungen  —  davon  331  im  europäischen  Kussland 
stattgehabt  haben.  Bald  eine  einfache  Thi erschau,  bald  eine  Ausstellung 
von  Pferden  und  Hornvieh,  dann  wieder  von  Hornvieh  und  Bchafen  oder 
eine  regelrechte  landwirtschaftliche  Ausstellung  mit  weiterem  Programm, 
scheint  fast  des  Guten  zu  viel  geboten  worden  zu  sein.  Indefs  ruft  die 
vom  Depai'lement  tür  Landwirtschaft  veraulafste  Zusammenstellung  doch 
den  Eindruck  hervor,  dass  an  niafsgobender  Stelle  die  bewiesene  Regsam- 
keit beifällig  aufgenommen  ist.  Ob  aber  wirklich  erreicht  worden  ist, 
worauf  augenscheinlich  bingearbeilet  werden  fiollte,  nämlich  eine  mehr 
oder  minder  j^l  ei  ob  gültige  bäuerliche  Bevölkerung  auf  die  Verbesserungen 
in  Betrieb  und  Wirtschaft  hinzuweisen  und  den  intelligenteren  Landwir- 
ten die  Ent Wickelung  der  nationalen  Produktivkräfte    mehr    ans  Herz  zu 
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legen,  bleibe  dahingestellt.  Auffallend  bleibt  es,  dafs  gerade  über  diesen 
Punkt  die  officielle  Kundgebung  sich  in  Schweigen  hüllt.  Die  Frage,  ob 
flieh  der  Bauernstand  den  an  ihn  herangetretenen  Anregungen  zugänglich 
gezeigt  hat,  kann  nicht  beantwortet  werden,  denn  über  die  Beteiligung 
bäuerlicher  Elemente  unter  den  Ausstellern  fehlte  jede  Angabe.  Wahr- 
seheinlich  konnte  man  keine  genaue  Auskunft  erlangen.  Übrigens  wird 
an  einer  Stelle  ausgesprochen,  dafs  die  Bauemwelt  stets  ein  geringes 
Contingent  zu  stellen  pflege  und  nur  wenige  Ausnahmen  herrorgehoben 
werden  könnten. 

Die  Kosten  solcher  Ausstellungen  tragen  in  neuerer  Zeit  gewöhnlich 
die  Semstwos  oder  die  Icuidwirthschaftlichen  Gesellschaften  und  Yereine. 
Früher  liefs  das  Ministerium  jeder  Ausstellung  einen  Geldbeitrag  zukom- 
men, der  nie  unter  200  Ebl.,  häufig  500  und  700  Bbl.  betrug.  Seit  1869 
ist  es  aber  sparsamer  geworden  und  scheint  von  der  materiellen  Beför- 
derung dieser  Untersuchungen  sich  allmählig  zurückziehen  zu  wollen. 
Der  gleiche  Gesichtspunkt,  dass  nunmehr  ein  Stadium  gekommen  sei,  in 
welchem  man  sich  selbst  helfen  müsse,  tritt  auch  in  der  hierher  gehöri- 
gen Gesetzgebung  zu  Tage.  Ein  Normalstatut  von  1850  teilte  Kufsland 
in  7  Bezirke  und  nahm  die  jährliche  Wiederholung  von  Ausstellungen 
in  einer  gewissen  Beihenfolge  in  Aussiebt.  Als  sich  jedoch  ergab,  dass 
die  Orte,  in  welchen  die  Ausstellungen  veranstaltet  wurden,  zu  weit  von 
den  sieh  dafür  etwa  interessierenden  Bewohnern  jedes  Bezirks  lagen,  liefs 
man  die  Siebenteilung  im  Jahre  1861  fedlen  und  verfügte  die  Abhaltung 
einer  Ausstellung  in  jedem  Gouvernement  alle  4  Jahre.  Obwohl  nun  die- 
ser Anordnung  nicht  vollständig  entsprochen  wurde,  so  sah  man  doch 
ein,  dafs  die  zu  häufige  Eröffnung  von  Ausstellungen  unvortheilhaft  wer- 
den könnte  und  arbeitete  neue  Begeln  aus,  die  am  21.  Mai  1869  publi- 
cirt  wurden  und  heute  noch  zu  Kecht  bestehen.  Nach  diesen  zerfallen 
die  Ausstellungen  in  allgemeine  und  in  spezielle,  z.  B.  für  einen  bestimm- 
ten Zweig  der  Landwirtschaft  oder  für  ein  bestimmtes  landwirtschaft- 
liches Produkt.  Sie  können  stattfinden  je  nach  Bedürfnis.  Überdies  ist 
in  den  Statuten  der  meisten  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  das  Becht 
zur  Veranstaltung  von  Ausstellungen  ausgesprochen. 

Von  der  Fabrikation  landwirtschaftlicher  Maschinen  ist  schon  in 
meinem  ersten  Berichte  die  Bede  gewesen.  Unterdessen  ist  im  Jahre 
1880  eine  neue  Enquete  in  Szene  gesetzt  worden  und  deren  Ergebnisse 
bilden  den  Gegenstand  des  genannten  Artikels.  Ein  nennenswerter  Er- 
folg tritt  dabei  sichtlich  hervor.  Statt  205  Fabriken  mit  6678  Arbei- 
tern M  im  Jahre  1876  hat  Bussland  jetzt  340  Anstalten  mit  8802  Ar- 
beitern *).  Übrigens  hat  sich  die  Zahl  der  Fabriken  nicht  thatsächlich  um 
135  vermehrt,  sondern  sind  in  den  Jahren  1876—79  nur  50  Etablisse- 
ment« zugekommen.  Der  Best  des  Zuwachses  ist  auf  Bechnung  der  im 
Jahre  1880  viel  sorgfältiger  durchgeführten  Befragung  durch  das  Depar- 
tement zu  setzen.     Der  Gesammtwert  der  Produktion,  der  sich  im  Jahre 

1)  E»  wurden    dnoials  angegeben  203  Fabriken  und  G642  Arbeiter,  die  Zahlen  sind 
aber  später  vom  Departement  für  Landwirtscbaft  richtifi^  gestellt  worden. 

2)  Vergleiche  meine  Abhandlang :   Die  Fabrikation  landwirtschaftlicher  Maschinen  in 
Russlaud.      Kur».  Revue  Bd.  20,  S.  535      551. 
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1876  auf  4J  Mill.  Kbl.  bezifFetta,  ißt  dabei  aufifalleöder  Weise  gesunl 
üuf  liegen  4  Mill.  Rbl.  Augenscbeinlich  aber  deutet  diese  DLÖereoz  keiueu 
Kückschritt  an,  aoiidorn  dürft©  gleicbfalls  auf  genauere  Antworten  bei  der 
zweiten  Enquete  zurückznfübren  aein.  Nicht  wenige  Fabriken  yerferti- 
gen  Dämli()b  neben  den  landwirtschaftiicbeu  Maschinen  und  Geräteü  aucb 
andere  Metall  fabriJtato,  giefson  Grabdenkmal  er  und  Kreuze,  stellen  Garten- 
geräte her  u.  dgl.  m.  Der  Wert  aller  dieser  Artikel  ist  das  erste  Mal 
mit  borüeküichtigt  gewesen,  währeod  jetzt  der  Wert  der  ausachliefslich 
landwirtschafÜiühen  Zwecken  dieueuden  Gegenstände  ermittelt  ist,  wobei 
freilieh  nicht  ausgesclüosseu  bleibt,  doaa  aus  Mangel  an  Verständnis  oder 
iib8ichtlicb  zu  niedrige  Angaben  gemacht  worden  sind.  Bemurkeuswurt 
i«t,  dass  die  Fabrikation  landwirtschaftlicher  Maschinen  nur  teilweise 
Grofsäindustrie  ut  Die  grölsere  Hälfte  der  Fabriken  ist  auf  Handbetrieb 
eingerichtet  und  etwa  ^  aDer  fuhren  den  Namen  einer  Fabrik  nur  un- 
oigentlieh.  Allein  im  Gouvernement  Rjäsan  giebt  es  112  kloine  Werk- 
citätteUy  meistenteils  von  Bauern  geleitet,  die  rorzugaweise  Dreftchmaschi - 
neu  verfertigen.  Die  Arbeit  in  diesen  trägt  den  Charakter  der  Haus- 
industrie ,  gleichwohl  ist  gerade  sie  auf  die  Verbreitung  der  MaMchinen 
von  grör?item  EintiusBe,  Denn  die  Bauer-Fabrikanten  fahren  mit  ihrtjn 
Produkten  in  die  benachbarten  GouvomeraeutÄ  und  vermieten  sich  an 
die  bäuerlichen  Wirtschaften >  was  dann,  da  die  Bauern  die  Nutzbarkeit 
der  Maijchinen  aus  eigener  Anschauung  kennen  lernen,  in  der  Kegel  mit 
einem  Ankauf  derselben  endet. 

Unter  den  HindernisFen ,  welche  die  ruasische  Fabrikation  zur  Zeit 
iiüch  hemmen,  wird  angegeben,  daf^s  Dirokt^^tren»  Werkfiihrer,  Ceütremaitre 
srhwer  zu  bo.'^chttften  seien,  es  also  un  zur  Leitung  genügend  vorgehilde- 
leu  Mänuern  fehle.  Kenn tnilsrri che  und  .sachverständige  Techniker  wer* 
dtjn  in  den  jetzigen  LcliranstalUin  niclit  erzogen.  Weiter  mangelt  es  an 
dem  DÜtlügen  Bestände  einfacher  Arbeiter.  Kontraktbrüche,  zu  \*iel  Feier- 
tage und  die  anderen  ttbolstände  der  ruHsi jachen  Arbeiterfrage  bringen  die 
Unternehmer  häuÄg  in  «iie  Lage,  ihre  eingegangenen  Versprechungen  nicht 
halten  zu  kötineu.  Drittens  erschweren  die  ÜDregelmäfsigkeiteii  der 
Eisenbahnen  den  Absatz  (das  raüfste  aber  doch  für  die  importierten  Ma* 
Hctiinen  ebenso  gelten).  Die  eine  schonende  Behandlung  fordernden  Pro- 
dukte kommen  zerbrochen  am  Bestimmungsorte  an,  die  ohoehin  ungeuü- 
gendeu  Entschädigungen  sind  erst  nach  weitläufligen  Schreibcreion  zu 
erlangen,  die  hohen  Tarifsätze  vertheuern   den  Transport. 

Trotz  alledem  zeigt  sich  bereits  ein  Übergewicht  der  einheimischen 
Fabrikation  über  den  Import,  Im  Durclxachnitt  der  rlahre  1876—79 
wvirden  für  iJ,625,123  Rbl.  Masclünen  eingeführt  und  für  3,0«U,5()7  KbL 
im  Inlande  pnxluzirt.  Das  ist  riu  Erfolg,  der  um  bo  bemerkenswerlber, 
ab  er  ohne  Schutzzoll  eingetreten  int.  Freilich  darf  nicht  aulser  Acht 
gelassen  werden,  daas  hei  der  Iraportjüiffer  der  Begrift'  der  landwirtschaft- 
lichen Geräte  und  Maschinen  sehr  eng  gefafst  ist.  An  einen  Schutz- 
zoll wird  zur  Zeit  in  Russland  nicht  gedacht.  Das  Reich  ist  für  gewisse 
Maschinen  unbedingt  auf.n  Ausland  hingewiesen;  bei  einem  Zolle  würde 
wegen  der  Verthcuerung  der  Masi:hineu  der  Ankauf  aulHcrhalb  unterlas- 
sen  werden    müssen,    die    inluDdi<jche  Fabrikation    aber    nicht    im  Stande 
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sein,  sich  um  diesen  Betrag,  wie  ihn  bis  jetzt  andere  Staaten  geliefert 
haben,  plötzlich  auszudehnen.  So  würde  nur  eine  Schädigung  der  Land- 
wirtschaft die  Folge  sein.  Sehr  richtig  sagt  einer  der  competensten 
Beurteiler  dieser  Materie,  Herr  Tschemäjew  *):  „Unsere  landwirtschaft- 
liehe Maschinenindustrie  ist  nicht  in  glänzender  Lage,  aber  in  ziemlich 
befiriedigender,  keinenfalls  in  der  hoffitiungslosen,  welche  unberufene  Ver- 
teidiger derselben,  die  nur  im  Schutzzoll  ein  Mittel  zur  Entwickelung 
sehen,  ihr  gerne  andichten.  Die  Herrorbringung  landwirtschaftlicher 
Maschinen  nimmt  in  jedem  Jahre  zu,  sie  verbessert  sich  aus  sich  selbst 
auf  natürlichem  Wege,  langsam  und  allmählig  vorwärts  schreitend.  Sie 
bedarf  weder  des  Schutzzolles,  noch  der  Vorschüsse  und  Subsidien.'' 

Das  Departement  für  Landwirtschaft  hat  aber  nicht  nur  seine  frühe- 
ren Arbeiten  fortgesetzt,  sondern  unter  der  Leitung  seines  umsichtigen 
Chefs,  Herrn  Weschnjäkow  sich  auch  neuen  Aufgaben  zugewandt.  Die 
Verheerungen,  welche  durch  Insekten  alljährlich  der  Landwirtschaft  zu- 
gefugt werden,  sind  Veranlassung  geworden  zu  zwei  ofüziellen  Publika- 
tionen, von  denen  die  eine  grössere  in  2  Händen  von  Eedor  Koppen 
„die  schädlichen  Insecten^'  ^) ,  die  andere  kleinere  ^)  von  Portschinski 
„Kurze  Nachrichten  von  den  die  russische  Landwirtschaft  namentlich 
schädigenden  Insecten"  betitelt  ist.  Aufserdem  ist  ein  besonderer  Be- 
richt den  Bestrebungen  gewidmet,  welche  zur  Vernichtung  der  Phylloxera, 
die  sich  im  October  1880  in  der  E[rim  zeigte,  angestellt  worden  *),  Das 
Domänenministerium  hatte  damals  sofort  eine  Kommission  ernannt,  welche 
die  Angelegenheit  untersuchen  sollte  und  deren  Arbeiten  werden  uns  im 
obigen  Werke  vorgelegt.  Endlich  ist  ein  neuer  Modus  der  Berichterstat- 
tung über  die  Ernten  und  den  Stand  der  Landwirtschaft  im  Allgemeinen 
angebahnt  worden. 

^^chon  im  ersten  Berichte  wurde  auf  die  Mängel  verwiesen,  welche 
eingestandenermafsen  der  russischen  Agrikultur-Statistik  noch  anhaften. 
Dieselben  zu  beseitigen  hatte  das  Departement  für  Landwirtschaft  den 
glücklichen  Gedanken  sich  direkt  an  die  Landwirte  zu  wenden  mit  der 
Bitte  um  Zusendung  von  Nachrichten  über  die  Ernte,  die  Höhe  der  Pacht- 
preise,  den  Stand  der  Viehzucht  und  einiges  andere  landwirtschaftlich  In- 
teressante. Ähnlich  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  das 
Agrikultur-Departement  in  Washington  von  den  Farmern  selbst  regelmäs- 
sig Daten  über  den  Stand  der  Saaten  u.  s.  w.  erhält,  so  wollte  auch  die 
russische  Behörde  sich  mit  einem  Netz  ständiger  Korrespondenten  umgeben, 
welche  drei  Mal  im  Jahre,  nämlich  für  die  Frühjahrsperiode  bis  zum 
I.Juni,  für  die  Sommerperiode  bis  zum  1.  August  und  für  die  Herbstpe- 
riode bis  zum  1.  Oktober  ihre  Berichte  einschicken  sollten.  Wirklich 
haben  die  Landwirte  trotz  der  Mühe,  die  für  sie  damit  verbunden  war 
die  drei  verschiedenen  Fragebogen  pünktlich  und  genau  zu  beantworten, 
dem  Ansinnen  bereitwilligst  entsprochen  und  seit  Anfang  des  Jahres  1881 
funktioniert   die  Maschinerie  ganz  vortrefflich.     Mit  jeder  Periode    nimmt 

1)  In  einem  Artikel  der  Zeitschrift:  Sselskoje  Cliosaistwo  1881.    Mai-Heft  S.  32. 

2)  St.  Petersb.  1882.  II  Bd.  V,  685. 

3)  SL  Petersb.  1882.     81  S. 

4)  8t  Petersb.  1882,  158  S.  mit  Karten. 
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die  Zahl  der  Landwirte,  dio  KorreBpondenzeu  einsenden,  zu,  wird  aus  itumer 
mehr  Gouvernements  des  grofsou  Kfichw  Bericht  erstattet,  das  Ciceamt- 
bild  mithin  voll8tändi|»er  und  daB  Hrft,  in  welchem  das  DcpartomL'Tit  alle 
Mitteilungen  veröffentlicht,  immer  umfauj2freioher.  Bis  zu  diesem  Augen- 
hlick  sind  Ji  Berichte  über  das  Jahr  iöBl  und  2  aus  dem  Jahre  1882*) 
ertiühienen.  Im  Frühjahr  1881  beteiligten  sich  1125  Landwirte,  im  Sum- 
mer 1881  1220,  im  Herbst  1243;  in  dieeem  Jahre  gingen  für  die  Friih- 
liugsperiode  2700,  für  die  Sommerperiode  2180  Korrespondenzen  ein, 
Über  Mangel  an  Interesse  hat  das  Departement  sich  also  nicht  z«  bekla- 
gen und  mochte  eher  bald  einem  ».cmbarras  de  richcsse"  eich  gegenüber 
befinden,  talls  es  die  reichhaltigen  Materialien  auch  weiter  so  öchnell  be- 
arbeiten und  verötiTentlichen  will,  worauf  ja  natürlich  Alles  unkommL  Ea 
verdient  alles  Lob,  daf»  auch  kurze  Mitteilungen  über  den  Stand  des  Feld- 
baues im  Auslande  hinsmgefügt  sind  und  soweit  es  möglich  ist  übersicht- 
liche TableauB  zusammengesteUt  werden,  wa«  z.  B,  bei  den  Angaben  über 
die  Arbeitslöhne  die  Benutzbarkeit  wesentlich  erleiehtcrt.  Endlich  sei 
nicht  uuttfr lausen  zu  erwähnen,  dafs  in  zweien  der  Berichte  auö  dum  Jahre 
1881  die  Tabollenkötjfe  auch  in  französischer  Sprache  gednukl,  ein  Mal 
i*ogar  im  Text  die  Hauptresultate  in  französischer  Sprache  zusumraengi-- 
fafst  sind*  In  den  Berichten  für  1882  haben  leider  nur  die  kartographi- 
echen Tafeln  diese  französischen  Übersetjnuigen, 

Eiu  weiteres  Verdienst  hat  das  Domänonrainisterium  sich  durch  Ver- 
anstaltung einer  Enquet«  über  die  Schafzucht  erworben,  die  in  den  Jahren 
188Ü  und  1881  unternommen,  bereits  die  Veröfl'enllichuug  eines  erblcn 
Bandes  gestattet  hat*).  Derselbe  erstrtekt  sich  auf  diu  Gouveriiemunts 
an  der  oberen  Wolga  und  die  nördlichen  und  mittleren  Provinzen,  wclchu 
nicht  in  den  Bereich  des  Tschornoseras  fallen,  im  Ganzen  auf  16  Oouver- 
nements.  In  der  Schafzucht  spielen  diese  freilich  keine  hervorragende 
Rolle,  denn  von  den  48 — 49  Millionen  Stück  Schafen,  diu  man  für  das 
europäische  KuTsland  annehmen  kann,  kommen  auf  sie  etwa  7  Millionun. 
Aber  dafür  ist  in  diesen  Geguiiden,  besonders  in  Jaroslaw,  Kostroraa,  Twtr, 
in  den  südlichen  Kreisen  von  Wologda  und  in  den  nördlichen  von  Wla- 
dimir eine  Spezies  zu  Hause,  welche  die  in  Rulsland  am  meisten  geschätz- 
ten Pelze  liefert  —  das  sog,  Romanow-Schaf,  das  sich  durch  eine  mehr 
gekräuselte  feinere  Wolle  als  die  der  gewöhnlichen  russischen  Bässen  aus- 
zeichnet. 

Die  Veranlassung  zu  dieser  Euquctc  lag  in  den  seit  den  sechziger 
Jahren  beim  Domänenrainisterium  unaufhörlich  einlaufenden  Klagen  über 
den  mangelhaften  Zustand  der  Mennozunht  und  des  Wollhandels.     Es  seien 


I)  Nachrichteu  über  die  AusiMcbteik  iiaf  die  Eritti^,  vom  StAude  der  Viehzucht  und 
doii  Arbuitis-lÖliueu  »m  Frühjahr  1&81.  8t.  retersburpT  1881.  71  8.  Navh richten  von  der 
Gctreidcenite  und  4em  Orasschnitte,  sowie  den  ArhcitsIÖhnen  im  Sommer  1881.  St.  Petcrsb. 
lÖSl.  78  S.  mit  2  kartugruphiücheii  T^ilehi.  Uns  Jahr  1881  iu  lajidwirt^ehaftlicher  Ue- 
ziehnng  nftch  drn  BoHcliten  der  Land wirtu  (Ht^rbstbcrifhr)  St.  Petersh  1882  141  ».  40  S. 
und  1  kftrtographische  Tafel.  Der  Titel  dieses  Horiehts  Ut  auch  für  die  folj^Qnden  bei- 
lu'haUen  wordeu :  für  die  Frühjahrsptiriod«  1882.  St.  Pctersb«  186^.  134  8.  aud  für  die 
SMmnior]>criode   1882,  St.  Petersb.   1882,  136  S,  und  2  kurtographiscbe  Tafeln 

8)  Forschuujftsn  über  deo  gö|?enwürtii:en  Stand  der  8chiifxucht  in  Rafsland  ,  St  P«- 
tersb.  1S82.     4^.     XVI.     84  S.  ueb^t  2  kartogrRphist^huu  TafeliJ  and  tb  H.  Beibi^u. 
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nicht  genug  Boniteare  vorhandon,  es  drohe  eine  Verschlechterung  der 
Schafracen  —  so  läfst  man  sich  vernehmen.  Die  Wolle  werde  tatsächlich 
schlechter  und  Käufer  und  Fabrikanten  hätten  sich  über  die  ungenügende 
Znbereitang  zu  beschweren.  Der  Staat  solle  helfen,  damit  dieser  Zweig 
der  nationalen  Produktion  nicht  gänzlich  in  Verfall  gerate.  In  Folge 
dessen  wurde  schon  im  Jahre  1867  der  Vizedirektor  des  landwirtschaftli- 
chen Departements,  Herr  Schtschepkin  zur  Sammlung  von  Daten  über  die 
Schafzucht  in  verschiedene  Gouvcrnüments  geschickt,  dann  im  Jahre  1869 
bei  der  südrussischen  landwirtschaftlichen  Gesellschaft  eine  besondere  Kom- 
mission für  die  Untersuchung  der  Sachlage  in's  Leben  gerufen  und  im 
Jahre  1870  in  Moskau  eine  Ausstellung  von  Merinoschafen  veranstaltet. 
Merkwürdiger  Weise  aber  war  das  Ergebnis  ein  allen  Erwartungen  ent- 
gegengesetztes. Man  wollte  sich  überzeugt  haben,  dafs  alle  Klagen  un- 
begründet seien,  dafs  die  Klagenden  selbst  es  in  ihrer  Hand  hätten  etwaige 
kleine  UnvoUkommenheitcn  zu  beseitigen  und  statt  der  erhofften  Regie- 
rungsmafsregeln  blieb  Alles  beim  Alten. 

Indes  schien  man  sich  in  diese  Auffassung  künstlich  hineingewiegt 
zu  haben  und  nur  zu  deutlich  sprachen  bald  die  Thatsachen  gegen  sie. 
Die  Konkurrenz  der  australischen  Wolle  wurde  stärker,  der  Export  der 
russischen  zeigte  auffallende  Schwankungen,  kurz  es  war  augenschein- 
lich, dafs  man  sich  auf  falscher  Fährte  befand.  Die  Bewegung  der  Aus- 
fuhr von  Wolle  zeigte  in  den  letzten  25  Jahren  folgendes  Bild.  Es  wurde 
exportiert 
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Dagej^en  stieg  der  Import  von  Wolle,  der  in  den  Jahren  1B75  und 
1876  je  366  000  und  266  000  Probe  gewesen  war,  im  Jahre  1878  auf 
794  000,  im  Jahre  1879  sogar  auf  979  000  Pud  und  war  auch  im  Jahre 
1880  noch  822  000  Pud. 

Dafs  diese  Zahlen  eine  nicht  mifszuverstehende  Sprache  redeten,  konnte 
Niemand  leugnen  und  so  wurde  denn  schleunig  eine  neue  Ermittelung 
der  Zustände  angeordnet,  um  über  die  Schäden,  denen  man  abhelfen  wollte 
sich  zu  vergewissern.  Sachverständige  reisten  nach  den  Hauptstätten  der 
russischen  Schafzucht,  um  an  Ort  und  Stelle  Alles  persönlich  in  Augen- 
schein zu  nehmen  und  Fragebogen  wurden  den  einzelnen  Schafzüchtern 
zur  Beantwortung  zugeschickt.  Es  soll  darauf  ankommen  1)  die  Bedingun- 
gen der  Wollproduktion  zu  ermitteln,  d.  h.  die  Gestaltung  der  Schafzucht 
in  ökonomischer  und  technischer  Beziehung.  Daran  schliefst  sich  2)  die 
Erforschung  eines  handelspolitischen  Momentes  —  des  Vertriebes  und  Ab- 
satzes der  Schafzuchtprodukte  und  3)  soll  die  industrielle  Seite  in  Betracht 
gezogen  werden,  d.  h.  der  Verbrauch  der  gewerblichen  Etablissements  im 
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Lande.  Auch  die  Vorhültiiißsc  der  Schafzucht  im  westlichen  Europa  wur- 
den zum  Vergleich  hf^rnn^czogeD  und  wurde  zu  diesen»  Zwecke  Jemand 
in's  Ausland  „abkommandiert**.  Die  Loilunj^  der  ganzen  Enquete  ist  Herrn 
Jcrraolow,  einem  bewährton  SchrifUteller  über  russische  Landwirtschatt  und 
Mitglied  des  gelehrten  Comilees  des  Domänen ministeriumB  anvertraut. 

Die  ErgebniBBe  des  ersten  Bandes  sind  nicht  gerade  sehr  günstige  zu 
nennen»  Das  Schaf  wird  in  den  genannten  Gouvernements  hauptsächiich 
zum  Fleischkonsum  und  zur  Fabrikation  von  Pelzen  verwandt;  unter  den 
7  Millionen  Stück  sind  nur  7li22  feinwollige.  Die  hier  gewonnene  Wolle 
wird  zur  Herstellung  warmer  Fuföbekleidung  und  von  Filz  bunntzt  Bei 
alledem  ist  das  Schaf  ein  eminent  nutzliches  Tier  für  diese  Gegenden  und 
die  Abnahme  seiner  Zahl  ^  die  seit  1861  deutlich  wahrnehmbar  ist,  sehr 
zu  beklagen.  Die  Gutsbesitzer  haben  nach  Erlafs  dcs^  Emanzipationsgo- 
setzes  ihre  Schafhaltung  eingeschränkt,  weil  sie  nicht  genug  Leute  zur 
Wartung  hatten,  die  Bauern  aber  sahen  sich  im  Laufe  der  Jahre  zur  Auf- 
gebung  derselben  veranlafst,  weil  durch  die  beständigen  Boden teilungen, 
bei  welchen  der  Anteil  der  Einzelnen  zueammenschrurapfte,  die  nötige 
Wiesen-  und  Weideflacho  auf  ein  Minimum  reduziert  wurde.  MiföernU'U 
in  den  «lahren  1871/1875  und  1880  trugen  gleichfalls  zur  Einschränkung 
in  der  Schafhaltung  bei. 

V'or  allen  Dingen  hcifst  es  also  jetzt  wieder  auf  das  ehemalige  Uuan- 
tura  kommen.  Den  Bauern  mufs  durch  Gewährung  langfristiger  Kredite 
die  Erworbung  von  Grundeigentum  und  die  Vcrgröfserung  ihrer  Wiesen 
und  Weiden  ermöglicht  werden.  Anbau  von  Futterkräutern  und  Austrotk- 
nen  sumpfiger  Plätze,  um  mehr  Weiduterrain  zu  gewinnen,  sollte  damit 
parallel  gehen.  Da  die  Regierung  in  dieser  Richtung  nicht  gut  helfen 
kann,  sondern  die  Bedingungen  des  bäuerlichen  Feldbaues  zu  ändern  mehr 
der  Tnitialive  der  Pro vinzial Verwaltung  (Semstwo)  und  Privaten  überlas- 
sen mufs,  so  soll  sie  ihrerseits  durch  Errichtung  von  Mustcrschafstalkn 
iiüd  Präraiicrung  von  Zuchtböckon  die  Vervollkommnung  der  örtlic^heu  Russen 
zu  unterstützen  suchen.  Sehr  wünschenswert  wäre  es  auch  im  T ran »y »ort 
lebenden  Viehs  sowohl  als  frischen  Fleisches  Verbesserungen  zu  treffen. 
Bis  jetzt  wird  das  Fleisch  fast  ausischli  eis  lieh  auf  den  örtlichen  Märkten 
abgesetzt  und  dringt  nur  in  seltenen  Fällen  nach  Petersburg  and  Moskau, 
EtBwaggons,  die  nach  demselben  Prinzipe,  wie  die  amerikanischen  und 
auBtralischen  Kühlschiffe  zu  erbauen  wären,  müfsten  die  Ausnahme  üur 
Kegel  rauchen  und  für  die  Beförderung  lebender  Schaf**  W^aggons  mit  zwei 
Stockwerken  hergerichtet  werden»  in  denen  eine  gröfsere  Monge  unterge- 
bracht werden  könnte. 

Weniger  Veranlassung  zu  Reform  vorschlagen  bietet  die  industrielle 
Seite  der  Schafzucht.  Die  Bearbeitung  der  Schaffellu  zu  sog.  Halbpelzen 
und  Tulups  ist  eine  sehr  rege.  Im  Gouvernement  Jaroslaw  allein  fertigen 
-100  Kürschner  jährlich  für  mehr  als  2  Millionen  Rbl,  Pelze  au,  die  ihren 
Wog  nicht  nur  in  die  benachbarten  Kreise  und  Uouvernemonts  nehmen,  son- 
dern dureh  das  ganze  Reich  verbreitet  sind,  überall,  wo  man  dieser  wär- 
menden Kleidungsstücke  bedarf. 

Dem  ersten  Bande  werden  9  andere  folgen ,  die  der  Reihe  nach  be- 
handeln werden:  die  Zucht  feinwolliger  Schafe  und  die  Flcißchproduktion 
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in  Polen ,  die  Schafzucht  in  den  nordwestlichen  und  südwestlichen  Gou- 
vemements ,  die  Schafzucht  in  den  Ostseeprovinzcn ,  die  Zucht  gewöhnli- 
cher Schafe  in  den  Gouvernements  des  zentralen  südlichen  und  südöstli- 
chen Innlands,  die  Zucht  feinwolliger  Schafe  im  Süden,  die  Zucht  fein- 
wolliger Schafe  im  Südosten,  den  Wollhandel,  die  Wollwäsche  und  die 
Tochfabrikation.  Ein  zusammenfassender  Band  über  die  heutige  Lage  der 
Schafhaltung,  ihre  Bedürfnisse,  Nöte  u.  s.  w.  wird  das  Werk  abschlicfsen. 

Der  Notlage  des  Bauernstandes  ist  ein  interessantes  Buch  des  Pe- 
tersburger Professors  Jahnson  gewidmet,  das  schon  vor  4  Jahren  erschie- 
nen,  im  Jahre  1881  zum  zweiten  Male  aufgelegt  ist.  „Versuch  einer  sta- 
tistischen Erforschung  der  bäuerlichen  Landanteile  und  Abgaben''  ^)  —  so 
nennt  sich  dieses  Werk ,  auf  welches  der  Verf.  sehr  heftige  Angriffe  hat 
erfahren  müssen.  Da  er  kein  roseufarbenes  Bild  der  Zustände  zu  ent- 
werfen im  Stande  war,  ist  die  russische  Presse  über  ihn  hergefallen  und 
hat  Tor  allen  Dingen  das  von  ihm  benutzte  Material  als  ein  unzuverlässi- 
ges bezeichnet.  Es  mag  etwas  Wahres  daran  sein,  da  die  hauptsächlich 
zu  Grunde  gelegten  Arbeiten  der  Kommission  zur  Erforschung  der  Land- 
wirtschaft und  der  Steuerkommission  (Podatnaja  Komissija)  mehrfach  von 
kompetenter  Seite  angezweifelt  sind  ').  Aber  eine  Widerlegung  ist  Herrn 
Jahnson  nicht  zu  Teil  geworden,  man  hat  seine  Argumentation  nicht  ent- 
kräften können  und  eine  neuere  officielle  Publication ,  die  Statistik  des 
Grundeigentums  hat  wenigstens  nach  einer  Seite  hin  seine  Untersuchun- 
gen nur  zu  bestätigen  vermocht. 

Die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  hat  die  Physiognomie  des  Grund- 
besitzes wesentlich  geändert.  Bis  zum  Jahre  1861  besassen  von  dem  Ge- 
samtareal  die  Kegierung  64,6  Proz.,  die  Gutsbesitzer  30,6,  die  Apanagen 
3,3  Proz.  und  auf  den  Klein gnmdbesitz  entfielen  1,7  Proz.  Nach  dem 
Emancipationsgesetze  hatte  sich  das  Verhältnis  so  verschoben,  dafs  die  Re- 
gierung 39,8,  die  Bauern  31,8,  die  Gutsbesitzer  und  andere  Privatperso- 
nen "26,4,  die  Apanagen  2  Proz.  besafsen.  Gleichwohl  war  die  Lage  der 
Bauern  damit  nicht  überall  eine  bessere  geworden.  Das  Land,  das  ihnen 
zugewiesen  wurde,  wurde  ihnen  nicht  in  ausreichendem  Mafse  zuerkannt 
und  während  die  Einnahmen  nicht  so  reichlich  quollen  als  der  Bauer  sie 
für  seinen  und  seiner  Familie  Unterhalt  brauchte,  steigerten  sich  seine 
Ausgaben  auch  noch  durch  eine  zu  hohe  Steuerlast.  Diese  Verhältnisse 
regten  den  Professor  Jahnson  zu  einer  ziffermäfsigen  exakten  Unter- 
suchung an,  bei  welcher  die  verschiedenen  Arten  von  Bauern  und  die  Ge- 
genden, in  welchen  diese  wohnen,  auseinandergehalten  werden.  Er  un- 
terscheidet 1.  die  Bauern,  welche  ehemals  Leibeigene  der  Kammergüier 
waren,  2.  die  auf  den  Apanagen  angesiedelten,  3.  die  ehemals  gutsherr- 
lichen Bauern  und  4.  als  eine  besondere  Kletsse  diejenigen,  welche  bei 
der  Vertheilung  durch  ihre  eigene  Sorglosigkeit  von  den  Gutsherren  mit 
den  sog.  Bettellandanteilen  abgefunden  worden.  Die  ökonomische  Lage 
dieser  4  Kategorieen  gestaltet  sich  durchaus  verschieden  gegen  einander 
und  je  nachdem  ob  sie  in  dem  nicht    schwarzerdigen  Teile,   der  Gegend 

1)  8t.  Petersb.   1881,  XVI,  166  8.  und  102  S    Beilagen. 

2)  8iehe    in  diesen  Jahrb.  Kablukow't»  Besprechung    von   Thuu\s    Broschüre  „Land- 
wirUcbaft  in  Mittelrafelaud  etc.  Bd.  26  8.  607. 


des  Tacheniosems  oder  in  den  süd-  und  nordwestlichen  Provinzen  ihren 
Aufenthaltsort  haben.  Unt-er  Hückaichtnahme  auf  diese  Sonderarbeiten 
ermittelt  nun  der  Verf.  die  Gröfse  der  Landantaile»  beatimmt  inwieweit 
dieselben  dem  bäuerlichen  BedtirftiiB  genügen,  die  öröfse  der  Abgaben, 
die  auf  dem  Lande  nihen,  das  Verhältnis  derselben  zu  der  Ertragfähig- 
keit des  Grundstücks,  die  Summen,  welche  der  Bauer  durch  gewerbliche 
Nebenbeschäftigung  aller  Art  verdient  und  das  Vorhat tnifs  der  Abgaben 
zu  diesen  Nebeneinnahmen.  Kur»  m  wird  ein  »ehr  detailliertea  scharf 
umri&senes  Bild  von  diesen  Zustünden  gezeichnet,  die  freilich  nichts  we- 
niger als  erquicklich  genannt  werden  können.  Das  Fa^i  ist  eine  be« 
trächtliche  Verschuldung  des  Bauemetandee,  die  sich  in  stellenweise  sehr 
bedeutenden  Steuerrückständen  dokumentiert.  Auch  wollen  die  Loskaufs- 
oporationen  insbesondere  der  ehemals  gutsherrlichen  Leibeigenen  keinen 
gedeihlichen  Abschlufs  gewinnen.  Ob  für  diese  Folgen  die  Gesetzgebung 
verantwortlich  gemacht  werden  mul's  —  diese  Frage  beantwortet  der  VeiC 
nicht.  Aber  obwohl  er  ausspricht,  dafs  man  nicht  Alios  voraussehen 
konnte,  so  weist  er  doch  auf  die  Schnelligkeit  hin^  mit  welcher  die  Ke- 
gierungsausschüsse  (vom  5,  Mar«  1859  bis  10.  Oktbr.  1860)  ihre  wichtige 
Aufgabe  gelöst  hatten.  Den  Ausweg  aus  der  heutigen  Notlage  bilden 
mehrere  Mafsregeln.  Der  Verf.  vorweist  auf  die  Notwendigkeit  einer 
Herabsetzung  der  Abgaben,  die  Umwandlung  der  Kopfsteuer,  die  bessere 
Regulierung  der  Loakaufsgabe  und  womöglich  Erniedrigung  der  Kaufpreise. 
die  Beschaffung  eines  billigen  Credits  zum  Ankauf  von  Ländereion,  die 
Aussiedelung  der  Bauern  aus  den  zu  dicht  bevölkerten  Gouvernements 
nach  iSüdeo  und  Osten,  wo  noch  grofse  Flächen  unan gebaut  sind. 

Mit  den  eigentümlichen  agrarischen  Zuständen,  wie  sie  die  ofEzielle 
Rtatistik  des  Grundbesitüea  und  Professor  Jahnson^s  Untersuchungen  zei- 
gen, steht  im  engsten  Zusammenhange  die  seltsame  Erscheinung  der  Wan- 
dergewerbe (otchoschijC  promissly).  Ein  Teil  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
Itufslands  gewinnt  nämlich  seinen  Unterhalt  wandernder  Weise.  Weil  der 
fiog.  Seelenanteil  in  bestinunten  Gouvernements  nicht  ausreicht ,  lun  die 
Familie  zu  ernähren  und  teils  wegen  dessen  Kleinheit,  teils  wegen  des 
fichlechten  Boden  «i  die  ihm  aufgebürdeten  Lasten  ihn  unverhältniamäfsig 
drücken,  greift  der  Bauer  zum  WanderstAbe,  um  fem  von  seinem  ei  gen t.- 
liehen  Wohnsitze  einem  Gewerbe  nachzugehen.  Von  Norden  nach  Süden 
und  von  Westen  nach  Osten  vollzieht  sich  ailjährLich  in  ziemlich  genau  ab- 
gegrenzten Gebieten  dieses  Hin-  und  Herwandern,  das  mit  dem  Ausgange 
der  sechziger  Jahre  immer  grössere  Ausdehn img  gewonnen  hat  und  für 
Viele  bereits  ein  unentbehrliches  Auakiinft^mittel  ihr  Dasein  zu  fristen  ge- 
worden ist.  Selbstverständlich  hat  dieser  Vorgang,  nun  er  im  ökonomischen 
Leben  eine  Macht  geworden,  nicht  verfehlt,  die  Aufmerksamkeit  der  rus- 
hi sehen  Volkswirte  zu  erwecken  ,  aber  obwohl  die  Litteratur  manchen 
wertvollen  Beitrag  birgt,  ist  man  zu  einer  erschöpfenden  Darstellung, 
die  den  Prozels  gleichmäfdg  nach  allen  Seiten  beleuchtete,  noch  nicht 
gekommen.  Bei  einer  derartigen  Erscheinung  ist  auch  wieder  die  Mas- 
senbeobachtung»  die  Statistik,  ganz  unentbehrlich,  ivenn  man  ihre  Trag- 
weite richtig  beurteilen  will.  ZuverläJsig  wissen  wir  bijs  jetzt  nur,  dafs 
dieselbe    eine    dreifache    Gestaltung   annimmt.      Sie  kann   rein   iandwixt- 
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BchafUiohen  Charakters  sein.  Die  Bauern  ziehen  zur  Zeit  der  Bestellung 
der  Felder,  von  Mitte  April  und  Anfang  Mai  an,  aus  den  nördlichen  Tei- 
len des  Distrikts  der  schwarzen  Erde  nach  den  südlichen  und  südöstlichen 
GouTemementSy  um  bis  in  den  August  und  September  bei  den  landwirt- 
Bchaltliohen  Arbeiten,  beim  Grasschnitt,  der  Getreideernte  u.  s.  w.  behülf- 
lieh  zu  sein.  Bei  einer  anderen  Art  der  Wandergewerbe  stellen  sich  die 
Bauern  die  Aufgabe,  durch  persönliche  Dienstleistungen  oder  gewerbliche 
Arbeiten,  hausierend  oder  an  einem  bestimmten  Orte  für  einige  Monate 
im  Jahre,  während  welcher  sie  Tom  Hause  am  besten  fortkommen  kön- 
nen, dem  Verkehr  zu  dienen.  So  sehen  wir  die  zahlreichen  Arbeiter 
im  Waldgewerbe,  die  Säger,  Holzflösser  u.  s.  w.,  die  Sohiffszieher  (Bur- 
laki),  die  Lasttrs^ger  in  den  Hafenstädten,  die  fuhrleute  in  den  Besiden- 
zen,  aber  auch  wandernde  Schneider,  Gerber,  Kürschner,  Zimmerleute, 
Maurer  u.  a.  m.  Eine  dritte  Art  endlich  ist  rein  industriellen  Charakters. 
Die  Bauern  verdingen  sich  für  einen  Teil  des  Jahres  in  die  grossen 
gewerblidhen  Etablissements,  in  die  Bunkelrüben-Zuckerfabriken,  die  Zie- 
geleien u.  8.  w. 

Zur  Aufklärung  dieser  merkwürdigen  Thatsache  hat  jüngst  das  Char- 
kowsche  statistische  Gouvemementskomitee  einen  wertvollen  Beitrag  ge- 
liefert ^).  Da  über  die  Stadt  Charkow  nach  Taganrog  sich  alljährlich  ein 
Strom  dieser  Wanderer  ergiefst,  so  beauftragte  das  Bureau  einen  seiner 
Beamten  —  Nicolai  Pompejewitsch  Polsykow  —  sich  mit  den  Durch- 
reisenden in  persönliches  Einvernehmen  zu  setzen  und  von  ihnen  über 
eine  Reihe  wissenswerter  Punkte  Auskunft  zu  erbitten.  Mit  dem  üblichen 
Fragenprogramm  ausgerüstet,  hat  Herr  Polsykow  sich  14  Tage  lang  auf 
den  Stationen  der  Eisenbahnen  aufgehalten,  ganze  Strecken  in  den  Wag- 
gons mit  den  Beisenden  zurückgelegt  und  an  die  18,000  Antworten  ge- 
sammelt, aus  denen  in  deutlichster  Kürze  die  genannte  Broschüre  zu- 
sammengestellt ist  als  Erklärung  zu  den  vielen  ausgefüllten  Fragebogen, 
die,  dem  Komitee  unterbreitet,  zum  Glücke  ungedruckt  geblieben  sind. 
Von  den  1109  Personen,  die  er  in  der  kurzen  Zeit  hat  befragen  können, 
war  der  gröfste  Teil  Mäher  (870  Mann),  aufserdem  Erdgräber  und  Schwarz- 
arbeiter d.  h.  Tagelöhner  för  alle  Arten  von  Arbeiten,  aber  es  gab  auch 
unter  ihnen  Maurer,  Zimmerleute,  Schneider,  Schuhmacher,  kurz  Gewerbe- 
treibende. Ihren  Weg  nahmen  sie  vorzugsweise  an  das  schwarze  Meer, 
wohin  hoher  Arbeitslohn  sie  lockt.  Die  Dauer  ihrer  Abwesenheit  vom 
Hause  wird  von  ihnen  sehr  verschieden  bestimmt;  die  einen  geben  an, 
wie  lange  sie  beschäftigt  sein  zu  hoffen,  die  andern  auf  wie  lange  Zeit 
ne  sich  vom  Hause  entfernt  halten.  Unter  den  ersteren  überwiegt  als 
Termin  der  Bückkehr  der  Pokrow-Tag,  der  1.  Oktober,  sie  bleiben  also 
circa  5  Monate  weg.  Unter  den  letzteren,  an  Zahl  475,  wohl  mehr  die 
Handwerker,  ist  eine  so  lange  Abwesenheit  selten,  die  meisten  kehren 
nach  2 — 3  Monaten  (242)  in's  Heimathsdorf  zurück.  Mit  sehr  wenig 
Geld  versehen  —  908  Bauern  gaben  an,  zusammen  7198  Kbl.  beim  An- 

1)  Bericht  über  die  Erforschung  des  Wunder;: ewerbes  zwischen  Charkow  und  Ta- 
{^«nrog  Ruf  der  Kursk-Charkow- Asow-Eisen bahn  vom  15.  bis  31.  Mai  1881.  Charkow 
1888.     73  Ö. 
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tritt  ihrer  Wanderung  gehabt  zu  haben  —  xirka  8  EbL  pro  Kopf,  denn 
die  Not  zwang  zur  Rei»e,  —  nicht  durch  Tiel  Gepäck  gedrückt,  son- 
dern mit  einfachem  Schnapp  sack  und  ihrer  Sense  oder  dem  sonstigen 
Werkzeug  ausgestattet,  unterwegs  Ton  trockenem  Zwieback  und  Schwarz- 
hrod  lebend,  meistens  in  freiem  Felde  ihr  Nachtlager  aufschlagend  — 
uur  77  Ton  1033  waren  in  Hütten  oder  Wirt^^chaften  eingekehrt,  — 
müssen  diese  Leute  in  der  Regel  einige  Tage  zu  Fufse  gehen ,  ehe  sie 
die  Eisenbahn  erreichen.  Nicht  weniger  als  362  waren  3—^4  Tage  ge- 
gangen, ein  nicht  unbedeutender  Teil  auch  6,  6,  7  u.  m.  bis  zu  11  Ta- 
gen (die  13  Personen  zurückgelegt  hatten) ,  ehe  sieh  ihnen  in  der  Eisen- 
bahn ein  bequemeres  Transportmittel  bot.  Selbst  dann  aber  wird  nicht 
immer  gefahron  ,  sondern  aus  Erspamisrücksichten  oder  weil  alles  Gold 
schon  darauf  gegangen  zn  Fufs  neben  den  Schienen  weiter  marschirt  bis 
au  den  Bef?timmungsort.  Als  Ursache  ihres  Fortganges  gaben  die  Be- 
fragten fast  einstimmig  an  Mangel  an  Land^  nngenügende  Ernte,  keine 
Gelegenheit  zu  sonstigem  Erwerbe.  Und  bei  alledem  sind  ihre  Ansprüche 
auf  Verdienst  sehr  bescheiden,  wissen  sie  ihre  Erwartungen  auf  einen 
auskömmlichen  Lohn  in  geziemenden  Grenzen  zu  halten.  Aus  ihren  frü- 
hereti  Erfahrungen,  denn  es  **ind  grossenteils  Leute,  welche  diesen  Weg 
schon  mehrfach  gemacht  haben ,  gaben  HO 9  Schwarz ar heiter  an  ,  dass*  nie 
zu*<ammcti  aul'  ;i0,9fi9  Khl.  rechnen,  Ira  Durchschnitt  brachte  also  Jeder 
für  die  5   Monate  38   Ebl.  u.   20  Kp.  heim. 

Das  Bild  somit«  das  auf  Grund  dieses  Materials  von  den  Wanderge- 
werben vor  uns  entsteht,  ist  kein  für  die  Botheiligten  günstiges.  Bei  der 
heutigen  Gruppirung  der  Bevölkerung  ij^t  dieser  Zuzug  von  Arbeitskräften 
für  den  Getreidebau  des  Südeus  Leben sfra^^e.  Und  es  ist  ebenso  ein  Be- 
diirfiiis  für  die  Bewohner  der  nödlichen  Gegenden  ,  die  sonst  im  Elende 
vergehen  würden.  Tausende  pilgern  in  jedem  Jahre  liin  und  her  und 
dürften  sich  in  ihren  Verhältnissen  von  dem  beiragten  Tausend  nieht 
wesentlich  unterscheiden.  Mufs  dieser  Vorgang  einmal  hingenommen  wer- 
den, 80  fragt  es  sich,  was  geschehen  kann,  um  ihn  für  die  Wandernden 
selbst  so  bequem  wie  möglich  zu  machen.  Vor  allen  Dingen  mülsto  dem 
regellosen  Treiben  ein  Ende  bereitet  werden.  Die  Bauern  ziehen  aufs 
Geradewohl  hinaus,  dort  wo  sie  oder  ihre  Bekannten  im  Vorjahre  guten 
Verdienst  fanden,  ohne  zu  wissen,  ob  dieses  Mal  die  Ernte  gleich  gut 
geriet,  sich  nicht  vielleicht  zu  viele  meldeten  u.  s,  w.  Oft  genug  kommt 
es  vor,  dafs  die  Bauern  nach  langer  mühseliger  Wanderung  an  ihrem  Be- 
stimmungsorte keine  Arbeit  oder  nur  geringe  finden  und  un  verrieb  teter 
8ache  oder  als  noch  elendere  Bettler  wie  sie  ausgezogen  wieder  heim- 
kehren. Durch  ein  Arbeitsnacliweis-ßureau,  ein  Zentralinstitut,  in  wel- 
chem sich  die  Landwirte  melden  könnten ,  die  ATbeitskrätle  brauchen 
und  diejenigen,  welche  t^ich  verdingen  wollen  durch  die  Semstwo  und 
Gemeindeverwaltung  Anzeige  machen  liefsen,  könnte  vielleicht  geholfen 
worden.  Weiter  aber  raüfstou  die  Eisen bahngesellschaften  häufiger  als 
es  bisher  geschah,  eine  4te  Wagenklasse  einrichten,  um  die  Arbeiter  mög- 
lichst billig  zu  befördern.  Der  Zeitverlust  und  Kraftaufwand  bei  diesen 
Fufs  Wanderungen  ist  gar  zu  grofs.     Ein  radikales  Mittel  endlich  ist  eine 
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YersetzuBg  der  notleidenden  Bauern  aus  den  ärmeren  nördlichen  Gegen- 
den in  die  von  der  Natur  mehr  begünstigten  des  Südens. 

Diese  Ansiedelung  —  die  sogen.  Peresselenije  —  haben  die  Bauern 
schon  seit  Jahren  aus  eigener  Initiative  in  Szene  zu  setzen  begonnen, 
durch  die  Wandergewerbe  auf  die  natürlichste  Weise  von  der  Welt  dazu 
geführt.  Die  Gegenden,  die  sie  aufsuchten  um  etwas  zu  verdienen,  boten 
ihnen  das  entgegengesetzte  Bild  der  Heimat,  viel  fruchtbares  Land  und 
eine  dünn  gesäete  Bevölkerung,  es  war  also  sehr  erklärlich,  dass  sie  dort, 
wo  sie  zunächst  nur  als  Keisende  sich  aufhielten,  sich  dauernd  niederzu- 
lassen wünschten,  um  allen  Übelständen,  denen  sie  an  ihrem  Geburtsorte 
ausgesetzt  waren,  für  immer  zu  entgehen.  Auch  diese  Frage  hat,  obwohl 
von  der  gröfsten  Tragweite,  in  der  Litteratur  spärliche  Behandlung  erfah- 
ren. Die  grolsen  Monatsschriften,  der  „Westnik  Jewropy"  die  „Busskaja 
Bjetsch"  u.  a.  waren  es,  welche  zuerst  das  Thema  berührten  und  schon 
vor  Jahren  aus  der  Feder  anerkannter  Sachverständiger  wie  Woroponow, 
Golowin  und  Jahnson  Aufsätze  brachten.  Der  letztere  hat  seinen  Artikel, 
der  von  der  „Busskaja  Bjetsch"  im  Jahre  1880  veröffentlicht  wurde,  in 
dem  Anhange  seines  oben  genannten  Bandes  abermals  abdrucken  lassen. 
£r  bespricht  in  demselben  die  von  der  Begierung  nach  Erlafs  des  Eman- 
zipationsgesetzes von  1861  getroffenen  Mafsregeln  zur  Übersiedelung  der 
Bauern.  Aber  man  nimmt  mit  Befremden  wahr,  dafs  in  den  mafsgeben- 
den  Kreisen  die  Vorstellung  von  der  Wichtigkeit  eines  Vorgehens  auf 
diesem  Gebiete  nicht  sehr  verbreitet  gewesen  ist.  Ein  Projekt  von  Ke- 
geln für  die  Übersiedelung,  welches  im  Jahre  1869  von  einer  beim  Mi- 
nisterium des  Innern  ernannten  Kommission  ausgearbeitet  wurde,  erhielt 
nie  Gesetzeskraft  und  erst  1879  wurde  wenigstens  für  das  Gouvernement 
Orenburg,  wohin  ein  grosser  Teil  der  Ansiedler  sich  alljährlich  begab, 
die  Art  und  Weise  geregelt,  wie  man  den  neuen  Ankömmlingen  beim 
Ankauf  von  Ländereien  behülffich  sein  könnte. 

Eine  entschiedene  Beßirwortung  finden  die  Ansiedelungen  in  einer 
Schrift  Rittichs*),  der  nach  einem  längeren  historischen  Rückblick  auf 
die  ältesten  Kolonisationen  in  Rufsland,  namentlich  auch  auf  die  Besie- 
delung  des  Gouvernements  Kasan  im  16ten  und  des  Gouvernements  Char- 
kow im  17ten  und  von  Neurufsland  im  vorigen  Jahrhundert  diejenigen 
Gegenden  aufzählt,  nach  welchen  der  Abzug  statthaben  kann.  Es  ist 
sidit  nur  Sibirien  und  der  Kaukasus,  welche  ihm  als  erreichbares  Ziel 
vorschweben,  sondern  er  redet  auch  der  Urbarmachung  eines  Teiles  des 
nördlichen  Rufslands,  des  westlichen  und  des  südöstlichen  das  Wort.  Er 
sucht  die  Ortschaften,  an  denen  eine  Ansiedelung  anderswo  überflüssig 
{^wordener  Arbeitskräfte  vor  sich  gehen  könnte,  im  europäischen  KuTslaud 
>elb8t,  merkwürdiger  Weise  in  den  Gouvernements  Archangel,  Astrachan 
und  Witebsk.  Es  mag  nicht  so  ganz  unrichtig  sein,  diese  Gegenden  als 
Kolonisationsgebiet  zu  empfehlen,  mit  grofsem  Aufwand  an  Geldmitteln, 
mit  viel  Ausdauer  und  Geduld  dürfte  sich  selbst  in  diesen  von  der  Natur 
nicht  durch  fruchtbaren  Boden  ausgezeichneten  oder  überhaupt  gut  ausge- 
statteten  Strecken  ein  menschenwürdiges  Dasein  begründen  lassen.     Aber 


1)  Peresseleuiju,  Charkow  1882,  11,  90  S. 
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zur  Zeit  hi  keiue  NatweiKÜgkeit  yorhaiiden  ,  sicli  in  diesen  miwirtlicheü 
Einöden  niederzulöÄsen»  da  raan  ein  besser  geeig^net-es  Ten-ain  haben  kann* 
Der  jj^egenwärtige  Wanderzug  geht  Ton  Norden  nach  Süden,  von  Westen 
iiath  Ü»tüii  und  so  lange  die  auBgedehnteu  Ländereien  hier  noch  nicht  in 
genügender  Weiße  nutzbar  gemacht  »ind,  scheint  es  verfrüht,  eine  Über- 
ßiedelung  unter  ungünstigen  Bedingungen  in  Aussicht  zu  nehmen. 

Ein  grofses  Verdienst  für  die  Klärung  dieser  Präge  hat  sich  Roma- 
now erworben,  der  im  Auftrage  der  Semstow  des  Gouvernements  Wjätka 
eine  sehr  gediegene  Untersuchung  über  die  aus  diesem  Gouvernement 
während  der  20  Jahre  1858—79  erfolgten  bäuerlichen  Übersiedelungen 
verüffeutliüht  hat  0-  Durch  die  Begrenzung  seines  Thema's  auf  uin  be- 
stimmtee  Territorium,  hat  Romanow  alles  nötige  Material  zusammentragen 
können,  das  er  mit  Scharfsinn  zu  durchdringen  und  für  die  Yeranschau- 
liehung  des  Vorgangs  zu  verwerten  versteht.  Ich  gestehe  gern,  dafs  erst 
nach  dem  Studium  dieses  Buches  ich  mir  ein  vollständiges  Bild  von  der 
wirklicheis  Bedeutung  dieser  Übersiedelungen  habe  zn  entwerfen  vermocht, 
das  vielleicht  in  einzelnen  Zügen,  wenn  andere  Gouvernements  den  Be- 
trachtungen zu  Grunde  gelegt  werden,  gerindert  werden  raüfste,  im  All- 
gemeinen aber  sicherlich  typische  Zustände  vor  Augen  führt.  Um  so 
wertvoller  ist  m.  E.  das  Werk,  als  es  das  erste  in  der  russischen  wirt- 
schaitsstatisti sehen  Litteratur  ist,  welches  an  der  Hand  zuverlässigen 
Materiales  die  Angelegenheit  einer  objectieven  Besprechung  unterzieht. 

Die  Wanderlu:jt  der  Bauern  im  Gouvernement  Wjätka  ist  keine  ganz 
geringe  zu  nennen»  Von  allen  männlichen  Krons  -  und  Apanage-Bauern 
haben  in  den  genannten  20  Jahren  60706  ihren  angestammten  Wohnsitz 
verlassen  und  sich  in  anderen  Gouvernements,  in  andere  Kreisen  oder 
Wolosten  von  Neuem  angesiedelt,  7  Froz.  der  ganzen  Mannschaft  oder 
wenn  wir  Frauen  und  Kinder  hinzu  rechnen,  etwa  140,000  Personen.  Die 
Übersiedelung  geht  nun  nicht  aussehliefslich  über  die  Grenzen  des  Gou- 
vernements hinaus,  sie  ündet  auch  innerhalb  desselben  statt,  aun  den 
nördlidien  in  die  südlichen  Kreise  und  aus  dem  Westen  nach  Osten. 
Die  Bewegung  aus  einem  Kreise  in  den  anderen  umtWste  im  genannten 
Zeiträume  16043  Bauern,  d.  h.  1,85  Proz,  der  männlichen  Bevölkerung, 
die  aus  einer  Wolost  in  die  andere  innerhalb  desselben  Kreises  17,B99 
Bauern ,  d.  h.  2,0  7  Proz.  der  entsprechenden  männlichen  Bevölkerung, 
Beide  Erscheinungen  sind  in  der  Abnahme  begriffen,  während  dagegen  die 
Auswanderung  in  andere  Gouvemements,  die  sich  überhaupt  auf  19  832 
Bauern ,  d.  h.  ^i/J9  Froz*  der  ganzen  männlichen  Bevölkerung  erstreckt, 
von  Jahrhinft.  zu  Jahrtünft  wächst.  Die  Gesamtzahl  der  Ausgewander- 
len gleich  100  gesetzt,  entfielen  auf  das  Jahrfünft  1859  —  63  17  Proz. 
Auswanderer,  auf  die  Jahre  1864—68  30,ä6  Proz.,  auf  die  Jahre  1869 
bis  73  28,90  Proz.  und  auf  die  Jahre  1874—78  33,90  Proz.  Die  Aus- 
siedler nehmen  ihren  Weg  teils  nach  den  Wjätka  benachbarten  Gouver- 
nements des  europäischen  Kufslands  (Ufa,  Perm,  Orenburg,  Wologda,  Ko- 
atroma,  Kasan)  theils  nach  Sibirien.     Etwas  über  50  Proe.  Aller  blieben 


1)  Pcrt^sselfltiijsi  krestjÄn  Wiiitekrti  sniliernH;  Wjälka   18S1    111,  336  Seiten  Text  m»^ 
]3S  Seile«  Tabellen  in   liiner  Uinlmfc. 
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in  BuTsland,  etwas  über  49  Proz.  suchten  in  Sibirien  ein  neues  Heim. 
Doch  war  das  nicht  zu  allen  Zeiten  gleich,  vielmehr  zog  in  den  sech- 
ziger Jahren  der  Hauptstrom  nach  Sibirien  (erst  nach  Ostsibirien,  später 
nach  Westsibirien)  während  seit  1870  Orenburg  und  Ufa  den  gröfsten 
Teil  aufoehmen. 

Als  Ursachen,  die  auf  diese  Wanderungen  Einflufs  haben  könnten, 
hebt  Bomanow  mit  zifPermäfsigen  Belegen,  auf  die  hier  natürlich  nicht  nä- 
her eingegangen  werden  kann,  hervor,  1)  die  ungleiche  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Teilen  des  Gouvernements,  2)  die 
ungleichmäfsige  Verteilung  des  Waldes,  3)  die  Gröfse  der  bäuerlichen 
Landanteile,  4^  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens,  5)  die  gröfsero  oder  ge- 
ringere Entwicielung  der  gewerblichen  Thätigkeit,  6)  der  Umfang  der 
Steuernickstände.  Keinem  dieser  verschiedenen  Faktore  indes  kann  ent- 
scheidender Einflnfs  zugemessen  werden;  sie  spielen  alle  zusammen  mit, 
der  eine  hier  mehr  dort  weniger.  Ist  schon  diese  Erkenntnifs  ein  Qe- 
winn,  so  ist  das  interessanteste  Eacit  doch  die  Betrachtung  über  die  Fol- 
gen der  Ansiedelung.  Wenn  diese  begünstigt  wird,  so  thut  man  es,  um 
unter  den  Zurückbleibenden  einen  gröfseren  Wohlstand  zu  erzielen  und 
den  Abziehenden  zu  einem  glücklicheren  Dasein  zu  verhelfen.  Beides 
wird  nur  unvollkommen  erreicht.  Eine  Verbesserung  der  Lage  der  Be- 
völkerung wurde  nicht  zu  Stande  gebracht,  die  Dichtigkeit  nicht  vermin- 
dert, höchstens  das  Wachstum  ein  wenig  verzögert.  Die  unverheirate- 
ten jugendlichen  Arbeiter  ziehen  fort,  Frauen,  Minderjährige,  Greise  blei- 
ben nach,  die  Bevölkerung  wird  der  besten  Arbeitskräfte  beraubt.  Die 
starke  Ausrottung  der  Wälder  unterbleibt  dabei  gleichfalls  nicht.  Die 
Landwirtschaft  selbst  leidet,  denn  die  Landanteile  werden  nun  so  grofs, 
dafs  die  Bauern  sie  nicht  mehr  bearbeiten  können  —  kurz  die  Auswan- 
derung ist  ein  zweischneidiges  Schwert,  das  häufig  mehr  neue  Wunden 
schlägt  als  von  schmerzhaften  alten  Auswüchsen  wirklich  befreit. 

Es  bleibt  somit  fraglich,  ob  die  Übersiedelungsbewegung  um  jeden 
Preis  zu  unterstützen  ist  und  diejenigen  Eecht  haben,  welche  so  stür- 
misch von  der  Regierung  verlangen,  sie  solle  dieselbe  in  die  Hand 
nehmen  und  den  Bauern  erleichtem.  Jedenfalls  könnte  auch  an  einen 
anderen  Ausweg  gedacht  werden.  Die  Grundursache  der  Auswanderun- 
gen liegt,  wie  Romanow  selbst  ausführt,  in  der  Leistungsunfahigkeit  der 
gegenwärtigen  bäuerlichen  Landwirtschaft  und  der  Unmöglichkeit  für  den 
Bauer  dieselbe  zu  heben.  Er  hat  weder  die  materiellen  Mittel,  noch  die 
agronomischen  Kenntnisse,  die  zu  inten'sieverem  Anbau  nötig  sind.  So 
tdeht  er  völliger  Armut  auf  die  Dauer  entgegen  und  als  einzige  Rettung 
aus  der  äuTsersten  ökonomischen  Bedrängnis  erscheint  ihm  die  „Peresse 
lenije"  in  einer  andern  Gegend.  Was  ihn  dort  in  der  ersten  Zeit  er- 
wartet ist  freilich  ein  hartes  Loos,  aber  kein  hoffnungsloses  Schicksal. 
Erwägt  man  dies,  so  ergiebt  sich  von  selbst,  in  welcher  Richtung  ein 
Versuch  wenigstens  zu  machen  wäre  durch  Errichtung  von  Landwirt- 
schafLsschulen,  Beschaffung  von  Agrarkrediten,  Verbreitung  landwirtschaft- 
licher Maschinen  u.  a.  m.,  ein  Versuch,  dem  man  sicher  nicht  mehr  als 
der  Ansiedelung  nachsagen  könnte,  dafs  er  gewagt  sei. 
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NationalökoDomische  ßesetzgebung. 
I. 

Zur  Arbeiterkrankenversicherungsflrage. 
Von  Paul  Honigmann,  Ret'urendar. 

Teil  I. 

Die  Eutwickclung  der  preufsisch-deutschen  Gesetz- 
gebung und  die  Breslauer  Ortsstatuten. 

Die  nachfolgende  Studie  war  ursprünglich  nur  der  Betrachtung  kon- 
kreter lokaler  YerhältnisBe  gewidmet,  erweiterte  sich  jedoch  zu  einer  Er- 
örterung allgemeiner  Gesichtspunkte  und  Kontroversen.  Sie  zerfallt  daher 
in  zwei  Teile,  welche  äuTserlich  nur  in  loser  Verbindung,  aber  in  einem 
inneren  Zusammenhange  stehen  und  sich  gegenseitig  beleuchten  und  er- 
gänzen sollen.  Der  Eine  verfolgt  die  Entwickelung  des  Breslauer  Hilfs- 
kassenwesens  unter  dem  EinÜusse  einer  wechselnden  Gesetzgebung,  wäh- 
rend der  Andere  versucht,  eine  Theorie  der  Arbeiter-Krankenversicherung 
aufzustellen  und  zur  Kritik  des  neuen  Keichsgesetzentwurfes  zu  ver- 
werten *). 

Zum  Verständnisse  des  gegenwärtigen  Zustandes  der  Breslauer  ge- 
werblichen Krankenkassen  ist  es  nicht  erforderlich,  ihren  sonst  leicht  nach- 
weisbaren Zusammenhang  mit  der  mittelalterlichen  Zimftverfassimg  zu 
verfolgen.  Es  genügt,  bis  in  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  zurückzu- 
gehen, um  die  Grundlagen  der  heutigen  Organisation  kennen  zu  lernen. 
Innerhalb  dieses  letzten  Menschenalters  sind  dann  zwei  Perioden  zu  un- 
terscheiden. Ihr  Beginn  wird  jedesmal  durch  den  Erlafs  eines  kommu- 
nalen Ortsstatutes,  von  1855  und  bezw.  1879,  bezeichnet,  ihr  Charakter 
durch  die  allgemeine  Gewerbe-  und  Armen gesetzgebung  bestimmt,  welche 
der  Ersteren  in  Preufsen,  der  Anderen  im  deutschen  Keiche  k\irz  vor- 
hergegangen war. 


1)  Als  Hilfsmittel  für  den  historischen  Abschnitt  dienten:  die  Entwürfe  zur  Ge- 
werbeordnung, zu  den  Gesetzen  vom  7ten  und  8ten  April  1876  und  zu  einem  „Gesetz 
betr.  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter"  vom  29ten  April  1882,  nebst  Motiven, 
ferner  die  Verhandlungen  dos  deutschen  Reichstages  über  diese  Entwürfe, 
aus  den  Jahren  1869,  bzw.  1875  und  1876,  bzw.  1882  (Sitzung  vom  15.  u.  16.  Mai). 
—  Die  Publikation  des  königl.  preufsischen  statistischen  Hureans  (Dr.  Engel):  „Die 
unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  gewerblichen  Hilfskassen  für  Arbeitnehmer.'*  Berlin 
1876.  Einleitung  S.  I— XIV  und  Anlagen  S.  251  ff.  —  H.  B.  O  ppenh  eim.  Die 
Hilfs-  und  Versicherungskassen  der  arbeitenden  Klassen.  —  Dr.  Max  Hirsch,  die 
gegenseitigen  Hilfskassen  und  die  Gesetzgebung.  —  Bamberger.  Die  Arbeiterfrage 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Vereinsrechts.  — 

Der  Darstellung  speziell  der  Breslauer  Verhältnisse  liegt  durchgeheuds  nngedrucktes 
Aktenmaterial  des  Breslauer  Magistrats  zu  Grunde,  wovon  Einsicht  zu  nehmen  mir  freund- 
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Kapitel  I. 
Bie  preufiiache  Gesetzgebung  uad  das  erste  Breslauer 

Ortsstatut. 

L  Die  Autonomie  der  Gemeindet]  des  preuiVischen  Staates  auf  dem 
»biete  des  Hilfekasaenwesens  hat  sich  uraprii» glich  als  Korrelat  ihrer 
aählich  immer  drücken  deren  Unterstützungapflicht  den  gewerblichen 
rbeitera  gegenüber  entwickelt.  Bereits  die  §§>  353—355  Teil  11  Titel  8 
^4e»  allgemeinen  Land  rechts,  welche  aus  einer  noch  älteren  Ver- 
ordnung Tom  7.  Januar  1783  übernommen  sind,  enthielten  hierüber  fol- 
gende spezielle  Bestimmungen:  „Die  Kur  und  Yerpflegung  eines  einge- 
wanderten und  kruik  gewordenen  Gesellen »  er  stehe  bereits  in  Arbeit 
oder  nicht,  mufs,  wenn  er  selbst  unT  er  mögend  ist,  aus  der  G  e  seil  enl  ade, 
^und  in  deren  Ermangelung  aus  der  Gewerkekasse  bestritten  werden,  Ist 
nicht  hinreichend,  so  muTs  die  Armenkasse  des  Orts,  tmd  bei  de- 
»n  Unzulänglichkeit  die  Stadt  oder  Kämmereikasse  zutreten.  Der  Ma- 
gistrat mufs  also  bei  eigener  Vertretung  dafür  sorgen^  dafs  ein  krank  ge- 
wordener unyermögender  Geselle  nicht  hilflos  gelassen,  oder  vor  erfolgter 
hinlänglicher  Wiederherstellung  fortgeschafft  werde." 

Diese  subsidiäre  Unterstützungspflicht  der  Gemeinden  wurde  mit  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  und  Beseitigung  des  Zunftzwanges  durch  die 
Edicte  Tom  2.  NoTember  1810  und  7.  September  1811,  we* 
nigstens  für  den  Geltungsbereich  derselben,  insoweit  zu  einer  prinzipalen, 
als  die  nunmehr  gesetzÜoh  zugelassene  Auflösung  der  Gewerke  thatsäch* 
Hch  erfolgte.  Aber  auch  wo  die  Verpflichtung  der  Gemein dekasse  eine 
subsidiäre  blieb,  wurde  letztere  doch  fortan  in  dem  Mafse  stärker  in 
Anspruch  genommen ,  als  sich  die  Leistungsfähigkeit  der  GewerkEkassen 
_  dadurch  verminderte,  dafs  die  nicht  zünftigen  Professionisten  keine  Bei- 
mehr zu  entrichten  brauchten. 


^«•tattot  wurde.     Die  statfstUcbeti  Daten  sind  eatnommeti  Aas;  ,,Loks1-Stati« 

*Stik  der  Stmdt  Brealau**  bearbeitet  im  Auftrage  des  Magistrats  von  11.  t.  Y  Ts  e  I  - 

st«itif  B«gieniQgsaa$e$sor     (jetzt  Stadtkämmerer)  BreMau  1866  und  „Breslaner  Sta- 

|^i«tik*^«    im  Auftrage  des  Hagistrats  der  kgl,  Haupt-  und  fie»]deQtsstadt  Breslau   ber&us- 

thvu  Tom  ^tldtiscben  statis titschen  Borcau  (in  zwanglosen  Seri«u  uud  Hefteti)>     Breslau^ 

fttä^  Ton  E.  Morgenstern. 

Pllr  den  theoretischen  Abschnitt  sind  aus  der  refcheu  ^  gröfsteDteils  bereit»  in  dieser 
dfiebrin  hesprocbeneD  Litteratur  vor«ugsweise  benutzt:  Engei.  Der  Frei»  der  Arbeit.  — 
Brentano.  Die  Arbeitenrersicherung  gemäTs  der  heutigen  Wirtschaftsordnung.  Der- 
•  clbe.  Der  Arbeiterversicheruxigszwang.  Seine  Voraussetzungen  und  seine  Folgen, 
Dartelbe.  Die  gewerbliche  Arbeiterfrage,  In  v.  SchÖDberg's  Handbuch  der  politi- 
•eliefi  Ökonomie  XIX,  %.  42^48.  S.  97  7  fl^  —  Schäl  fle.  Der  korporative  HiJfskas- 
MOfwang,  -^  v^.  Mi  askows  ki.  Djis  Kranken-  und  Begribnirsversicherungswcften  der 
f^tadt  BaicL —  Popper  Gewerbliche  HiifskaÄSen  und  Arbeiterversichernng  —  Adickes. 
'  Frag«  iler  Arbeiteryersicherung  (in  der  Zeitsclirift  für  die  gesatnmte  BtaatswtsseiischHlt. 
B19.  8.  6$9].  Derselbe.  Kritik  der  zweitgenannteu  Schrift  von  Brentano.  Ebenda. 
~ll.  S.  60€.  —  Ari'Tidt  Allgemetne  Staat*  Versicherung  und  Versich  orun  gas  teuer  — 
MadicQf  ^Kai»setJ«rzt  mehrerer  freien  Hilfs-  und  FabHkkassen).  Kritik  und  prnk« 
Vor^rhliirr  /iirn  Entwurfc  einos  Oe-^etzes  betr,  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter, 
ut  K*i  lii^r  Seyfferth's)  ,,Staftt3wi3senschaftlicbe  Abhandinngen**  und  separat, 

Affü$    \N  —  Theodor  Mit  hoff.     Festrede  zur  Jahresfeier  der  Stifluug  der 

ÜQhrtr»tlAl  Dorpal,   1882. 

N.  F.  Bd.  VI.  7 
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9ch  die  beiden  G( 


BUB  nocb  die  beideB  liesetze  vom  31.  Dezember  184^ 
(„über  die  Aufnahme  neu  aDziehender  Personen*'  wnd  „über  die  Ver- 
pÜichtuDg  zur  Armenptlege^^)  die  Gemeinden  eineraeits  dem  wachsenden 
Zudraijg  der  freizügigeB  Arbeiterbevölkerung  Preis  gaben,  andereröeits  zur 
Yerpfiegung  erkrankter  Handwerksgesellen  und  sonstiger  in  festem  Dienst* 
verhältniTa  stehender  Perfionen  unbedingt,  ohne  Begrefs  gegen  andere 
Armen  verbände,  verpflichteten,  schien  diese  vermehrte  Last  für  einzelne 
Kommunen  üb  erschwinglich  zu  werden.  Man  glaubte  ihnen  daher  ein 
Mittel  an  die  Hand  geben  zu  müssen,  um  sich  der  etwa  allzudrücken- 
deu  PJücht  der  Krankenhilfe  eventuell  entledigen  und  diese  auf  die  ge- 
werblichen Arbeiter  selbst  abwälzen  zu  können. 

Deshalb  gestattete  die  allgemeine  G  owerbeordnung  vom  17. 
Januar  1845  nicht  nur  den  Handwerksgesellen  und  Gehilfen  und  den 
Fabrikarbeitern  die  Beibehaltung  vorhandcBer  und  die  Bildung  neuer  be- 
sonderer Verbindungen  und  Kassen  zu  gegenseitiger  Unterstützung,  son- 
dern ermächtigte  auch  die  Gemeinden ,  eine  Beitrittsptiicht  zu  solchen 
Kassen  und  Verbindungen  für  alle  am  Orte  beschäftigten  Gesellen  und 
Gehilfen  durch  Ortsstatut  festzusetzen.  Nur  sollte  dabei  kein  Unter- 
schied zwischen  Gesellen  von  Innungsgenosaeu  und  denjenigen  anderer 
Gewerbtreibender  gemacht  werden  dürfen. 

Diese  Autonomie  der  Gemeinden  wurde  durch  die  oktroyierte 
Verordnung  vom  iJ»  Februar  1849  noch  beträchtlich  erweitert. 
Sie  sollten  fortan  auch  alle  selbständigen  Gew  erbtreib  enden  des  Ortes 
dazu  verpfiichtün  können,  zur  Beförderung  von  Einrichtungen  behufs 
Unterstützung  erkrankter  oder  sonst  hülfsbedürftiger  Gesellen  desselben 
oder  eines  verwandten  Gewerbes  unter  obrigkeitlich  festzuB teilenden  Be- 
dingungen zusammenzutreten ,  und  nach  gleichen  Grundsätzen  für  alle 
Beteiligten  abzumessende  Beiträge  bis  zur  Hälfte  dos  von  den  Gehilfen 
aufzubringenden  Betrages  zu  entrichten i  bowib  auch  die  Beiträge  ihrer 
Arbeiter  unter  Vorbehalt  der  Anrechnung  auf  die  nächste  Lohnzahlung 
vorzu schief 80«.  Ferner  wurde  die  Anwendung  aller  dieser  Bestimmungen 
auch  auf  Fabrikarbeiter  und  bzw.  -iBhaber  mit  der  Maisgabe  zugelassen, 
dafs  den  Letzteren  eine  ihrer  Stellung  als  Arbeitgeber  und  der  Höhe  ihrer 
Beiträge  entsprechende  Teilnahme  an  der  Kassen  Verwaltung  statutarisch 
eingeräumt  werden  müfste.  Endlich  gestattete  man  die  Einziehung  aller 
Beiträge,  Zuschüsse  und  Vorschüsse  durch  exekutivische  Beitreibung  im 
Verwaltungswege. 

Den  Abschlufs  dieser  Entwickehing  brachte  ein  Gesetz  vom  3. 
April  1854,  welches  einen  ortsstatutarischen  Zwang  auch  zur  Bildung 
neuer  UnterBtützxmgskaBsen  ausdrücklich  für  zuläfsig  erklärte.  Es  wollte 
aber  die  Entscheidung  darüber,  ob  die  Errichtung  solcher  Kassen  im  In- 
teresae  der  einzelnen  Gemeinden  läge,  nicht  mehr  lediglich  den  Kommu- 
nalbehördeB  überlasBen,  sondern  berechtigte  auch  die  Regierungen,  in  die- 
ser Hinsicht  eventuell  die  Initiative  zu  ergreifen,  und  Bofem  einem  vor- 
handenen Bodürfniase  nicht  durch  ein  Orts  Statut  genügt  würde,  ihrerseits 
die  Bildung  der  Kassen  in  die  Hand  zu  nehmen.  AU©  diese  Kassen  soll- 
ten durch  Genehmigung  ihrer  Statuten  Seitens  der  zuständigen  Behörde 
die  Hechte  juriBtisoher  Personen   erlangen   imd  der  durch  einen  Kommia- 


Njit!onjilÖkonom!scYie  Oesetzgebnng.  99 

sarius  aussmübenden  Aufsicht  der  Kommunalbehörde  unterstehen.  Der 
Beitrittazwang  sollte  auch  auf  lohnerhaltende  Lehrlinge  ausgedehnt  wer- 
den dürfen.  Die  Ansprüche  der  Berechtigten  auf  die  Kassenleistungen 
wurden  für  unübertragbar  und  unpfandbar  erklärt. 

II.  Erst  mit  diesem  Gesetze  begann  ein  allgemeiner  Aufschwung 
des  Hilfskassenwesens  in  PreuTsen.  Zwar  hatte  der  Minister  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  schon  im  Jahre  1849  einen  motivierten 
Musterstatutenentwurf  sowohl  für  kommunale  Ortsstatuten ,  als  auch  für 
einzelne  Gesellenkassen  aufgestellt,  und  die  Errichtung  und  Verbreitung 
gewerblicher  ünterstützungskassen  angelegentlich  empfohlen.  Doch  hat- 
ten dieselben  bisher  von  Seiten  der  Gemeindebehörden  nur  geringe  För- 
derung, bei  den  Eabrikinhabem  sogar  yielfachen  Widerstand  erfahren. 
Nunmehr  aber  trat  der  Minister  in  zahlreichen  Kundgebungen  energisch 
und  erfolgreich  dafür  ein,  dafs  ,jene  Einrichtungen,  deren  grofse  soziale 
und  politische  Wichtigkeit  bei  den  Beratungen  des  Gesetzes  in  den  Kam- 
mern allseitig  anerkannt  worden'',  eine  möglichst  rasche  und  weite  Aus- 
dehnung finden  sollten. 

Auf  diese  Anregung  hin  nahm  auch  der  Magistrat  von  Breslau  die 
Bedaktion  eines  Ortsstatutes,  und  zwar  zur  Begelung  aller  der  Gemeinde- 
autonomie anheimgefallenen  gewerblichen  Angelegenheiten,  insbesondere 
aber  des  Hilfskassenwesens,  in  Angriff.  Der  erste  Entwurf  vom  10.  Au- 
gust 1854  kam  unter  Mitwirkung  einer  aus  Arbeit-gebem  und  -nehmem 
gemischten  „Gewerbedeputation''  zu  stände  imd  fand  im  Wesentlichen  die 
Zustimmung  der  Stadtverordnetenversammlung.  Eine  weitere,  unter  Be- 
rücksichtigung der  von  der  königlichen  Regierung  zu  Breslau  erhobenen 
Anstände  vorgenommene  Überarbeitung  vom  11.  Juni  1855  erhielt,  mit 
gewissen  gleich  zu  erwähnenden  Modifikationen,  am  18.  August  dessel- 
ben Jahres  die  ministerielle  Bestätigung  und  wurde  demnächst  veröffent- 
licht als  „Ortsstatut  für  die  Stadt  Breslau,  betreffend  die 
gewerblichen  ünterstützungskassen,  die  Aufi[iahme  und  Ent- 
lassung der  Lehrlinge,  die  Einrichtungen  zur  Fortbildung  der  Handwer- 
ker, und  die  Entlassung  der  Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter  aus 
der  Arbeit." 

Dasselbe  verpflichtete  alle  im  Breslauer  Gemeindebezirke  beschäftig- 
ten Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter,  —  aufser  den  vom  Minister 
eximierten  kaufmännischen  und  Apotheker- Gehilfen  und  den  Werkmeistern 
in  Fabriken,  —  zum  Eintritt  in  bestimmte,  den  Einzelnen  vom  Magistrate 
anzuweisende,  bereits  bestehende  oder  neu  zu  bildende  ünterstützungs- 
kassen, und  zur  Unterwerfung  unter  die  Statuten  derselben  für  die  Dauer 
ihrer  Beschäftigung  am  Orte.  Andererseits  hob  es  ausdrücklich  die  kor- 
respondierende Verpflichtung  der  gedachten  Kassen  hervor,  für  die  er- 
knmkten  Gewerbsangehörigen  —  zwar  nicht,  wie  es  ursprünglich  hiefs: 
„gleichviel  ob  dieselben  in  Arbeit  oder  nicht",  sondern,  wie  der  Minister 
diesen  Passus  abänderte :  „nach  Mafsgabe  der  Statuten"  -  die  erforder- 
lichen Kur-  und  Yerpflegungskosten  entweder  in  jedem  einzelnen  Falle 
oder  nach  den  mit  den  Elrankenanstalten  zu  vereinbarenden  jährlichen 
PauBchquanten  zu  tragen. 

Hinsichtlich  der  Heranziehung  der  Arbeitgeber   unterschied  es  zwi- 


100 


NfttioQAlnkonoinUcbc  GeseUgebang, 


sehen  Fabrikinhabem  und  den  übrigen  selb ständi gen  Gewerbetreibenden, 
Tür  die  Letzteren  wurde  nur  die  bereits  in  der  Verordnung  vom  9.  Fe- 
bruar 1849  allgemein  ausgesprochene,  in  ihrem  Umfange  nicht  näher  be*i 
stimmte  Beteiligungspflicht  wiederholt,  dagegen  für  die  Leistungen  der  j 
Besitzer  von  Fabriketablissementa  eine  MaximalgrenEe  festgesetzt.  Die 
Höhe  derselben  war  Gegenstand  lebhafter  Differenzen  gewesen.  Während 
nämlich  der  erste  Entwurf  die  Fabrikinhaber  zu  Beitragen  bis  zur  Hälfte 
des  Ton  ihren  Arbeitern  entrichteten  Betrages  Terptiiehten  wollte,  wurde 
eine  Ermäfsigung  ihrer  Beitragsquote  bis  auf  höchstens  ein  Viertel  so- 
wohl von  der  Gewerbedeputation  als  auch  von  der  Stadtverordnetenver- 
sammlung dringend  befürwortet,  freilich  aus  ganz  verschiedenen  Gesichts- 
punkten: Jene  wies  darauf  hin^  dafs  die  zu  stark  belasteten  Fabrikanten 
voraussichtlich  den  Arbeitslohn  verkürzen  und  den  Arbeitern  damit  mehr 
Schaden  zufügen  würden,  als  diese  von  der  Beteiligung  der  Arbeitgeber 
Vorteile  zu  erwarten  hätten.  Die  Sta-dtverordneten  dagegen  betonten 
die  gebotene  „RücksichtEahme  auf  die  Fabrildnhaher,  für  welche,  in  An- 
betracht der  billigeren  Fabrikation  der  (nicht  beitragspÜiohtigen)  Etablis- 
sements in  der  nächsten  Umgebung  der  Stadt,  eine  zu  starke  Belastung 
verderblich  werden  würde."  Der  Minister  erachtete  jedoch  möglichst 
hohe  Beiträge  der  Arbeitgeber»  insbesondere  der  Fabrikinhaber,  einerseits 
für  die  finanzielle  Fundierung  der  Kassen  xinerlaTslich,  andererseits  aber 
auch  durchaus  in  der  Billigkeit  begründet,  da  jene  „bei  ungünstigen  Kon- 
junkturen und  mangelnder  Beachltftigung  den  Gemeinden  die  Sorge  für 
die  Arbeiter  und  deren  Familien  überUefsen*',  während  die  durch  Ver- 
stärkung der  IJnterstützungskassen  bewirkte  Entlastung  der  Armenpflege 
ja  auch  ihnen  wiederum  mittelbar  zu  Gute  käme.  ^^Bollten  dennoch  aber  1 
einzelne  übelwollende  Arbeitgeber  die  Beiträge  zum  Vorwand  nehmen,  um  j 
den  Arbeitslohn  herabzusetzen,  so  würden  die  Regierungen  solchen  Ver-  I 
suchen  mit  entschiedenstem  Nachdrucke  entgegentreten  und  die  Fälle 
überdies  zur  Kenntnis  des  Staatsanwalts  bringen."  Es  kam  scMiefalich 
zu  einem  Kompromias,  indem  der  Minister  im  Texte  des  Ortsstatuts  die 
Worte :  „bis  zum  vierten  Teile"  beliefs.  Jedoch  in  einem  Nachtrag  der 
Eegierung  vorbehielt,  eine  Erhöhung  bis  zu  60 ^/^  anzuordnen  und  durch- 
zuführen. 

Ais  Korrelat  räumte  das  Ortsstatut  den  Fabrikinhabem  einen  „der 
Höhe  ihrer  Beträge  und  ihrer  SteDung  als  Arbeitgeber  entsprechenden**, 
also  bevorzugten  Anteil  an  der  Kassen  Verwaltung  ein,  während  die  Mit- 
wirkung der  Handwerksmeister  und  bzw.  ihrer  Innuogen  bei  der  Ver-j 
waltung  der  Gesellenkassen  als  ein  lästiges  Ehrenamt  aufgefarst  wurde^ 
zu  dessen  übemalune  man  dieselben  ausdrücklich  verpflichten  zu  müs- 
sen glaubte. 

Aufserdem  enthielt  das  Ortsstatut  noch  eine  Heihe  von  Beatimmun- 
gen, welche  auf  Sicherung  der  Kasseneinnahmen  abzielten.  Um  über- 
haupt eine  Kontrole  über  die  beitragspflichtigen  Arbeiter  zu  ermöglichen, 
verpflichtete  man  ihre  Arbeitgeber,  sie  bei  der  zugehörigen  Kasse  gleich 
nach  Antritt  der  Arbeit,  ebenso  die  Auflösung  des  Arbeitsverhältnissee 
binnen  drei  Tagen  anzumelden  und  zwar  zur  Vermeidung  einer  der  Kasse  | 
anheimfallenden  polizeilichen  Geldbufse  von   10  Sgr.  bis  zu  einem  Thaler, 
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Die  «tÄtuteiunäröigeii  Eintrittegelder  und  Beiträgt  ' Bellten  zunächst  yon 
den  Arbeitern  selbst  direkt  an  die  Kasse  zu  ^uhlon  aein.  Erst  yon 
etwaj^n  Rückständen  ßoUte  durch  den  Arbeitgeber  des  Verpflichteten 
auf  Anzeige  des  Käse  en  Verwalters  ein  bestimmter  Betrag  bei  *  der  räch  aten 
Lohnzahlung  zurückbehalten  und  für  Kechnung  des  Yerpfliohteteii  a^  die 
Kaflie  abgeführt  werden.  Falls  die  Arbeitgeber  die  Einziehung  i^iese? 
ßaitrage  yersäumen  würden ,  sollten  sie  gelbst  zur  Zahlung  aus  eigcöd^ 
Mitteln  gehalten  »ein.  Alle  hiemach,  sei  es  yon  Arbeitern,  sei  es  yon 
Arbeitgebern  zu  entrichtenden  Gelder  sollten  eyentuell  auf  Antrag  des 
KjMJenyorstands  durch  den  Magistrat,  nach  Ablauf  einer  gestellten  Frist, 
unter  Vorbehalt  der  Berufung  auf  gerichtliche  Entscheidung,  im  Ver- 
waltungswege executiyisch  beigetrieben  werden. 

IIL  Die  näheren  Bestimmungen,  insbesondere  über  die  Hohe  der 
Beiträge,  über  die  Grundsätze  für  die  Gewährung  der  Unters  tu  tzungen« 
sowie  über  die  Mitwirkung  der  Arbeiter  und  ihrer  Arbeitsherren  bei  Be- 
^  imtong  und  Verwaltung  der  Kassenangelegenheiten  blieben  den  einzelnen 
"KMWBBtatuten  überlassen.  Die  Feststellung  dieser  Letzteren  erfolgte 
ebenfalls  unter  Zuziehung  der  beteiligten  Gewerbs  an  gehörigen,  wie  unter 
Aufsicht  der  yorgt^setzten  Behörde:  Die  nach  dem  Muster  des  ministe* 
ri eilen  Normalstatuts  yom  Magistrat  ausgearbeiteten  Entwürfe  gingen  den 
einseinen  Innungen ,  bzw.  den  Fabrikherren  zur  Begutachtung  zu  und 
erlangten  in  der  demnächst  yereinbarten  Form  durch  Bestätigung  der 
Begiemng  ihre  yerbindliohe  Straft. 

Während  der  ersten  Jahre  wandte  sich  die  Fürsorge  der  Gemeinde- 
hehÖrden  auBaehliefslich  der  Bildung  von  Kassen  für  Handwerks- 
gesellen und  -gehilfen  zu.  Ihre  ziemlich  einfachen  und  gleichför- 
migen Verhältnisse,  ihre  mehr  oder  minder  gelockert  bestehenden  Orga- 
nisationen zu  gegenseitiger  Unterstützung «  ihre  noch  teilweise  erhalteuen 
patriarchAlischen  Beziehungen  zu  den  Meistern  und  deren  Innungen  boten 
eine  geeignete  Grundlage  für  neue  analoge  Einrichttingeo.  Deshalb  nahm 
man  nicht  nur  die  vorhandenen  Personen-  und  Vermögens -Bestände  aus 
den  ttUen  Gesellenladen  in  die  neuen  Kassen  hinüber,  sondern  beliefs  es 
auch  bei  der  althergebrachten  Verbindung  Ton  Kranken*  uud  Sterbe-, 
richtiger  BegräbDifi-Kassen,  Namentlich  aber  wahrte  mau  auch  fernerhin 
dtn  MeisterinDungen  ein  weitgehendes  Aufsichtsrecht  und  damit  einen 
mittelbaren  Eintiufs  auf  die  innere  Verwaltung  der  Kassen. 

Die  einzelnen  Geschäfte  —  Aufstellung  der  Mitglieder-  und  Hebe- 
liston,  Einsammlung  der  Beiträge,  (Juittungsleistung,  Führung  und  Ver- 
wahrung der  Bücher,  Rechnungslegung,  die  Sorge  für  Unterbringung  und 
Kontrolle  der  Erkrankten,  Beerdigung  der  Gestorbenen,  Wiederaomeldung 
der  Geuesenen  beim  Arbeitgeber  etc.  etc.  —  wurden  dem  eigentlichen 
Uauptbeamten,  dem  sogenannten  Altgesellen,  bezw.  dessen  Stellvertreter, 
meist  gegen  eine  entsprechende  Vergütung,  zugeteilt  Er  selbst  wurde 
ditr  Aufsicht  eines  aus  der  Zahl  der  Innungsmitglieder  gewählten  eoge-* 
Itmiten  Beisitzmeisters  bzw.  dessen  Stellvertreters  unterstellt,  welche 
ihr  Amt  unentgeltlich  zu  verwalten  hatten*  Dem  Magistrat  verblieb  die 
durch  den  Spezi alkommissar  oder  Beisitzer  der  zugehörigen  Innung  aua- 
snübendo  Oberaufsicht.     Unter  Leitung  dieses  Beisitzers  sollten  die  Wah- 


leo  des  Beisitzmeieter^ ^|b3**  des  Altgesellen,  sowie  des  Stellvertreters  für 
beide  periodisch^ »tfrCiil^h  und  demnächst  der  Beatätigung  des  iDnungs- 
vorstandeß  linteTliekmj.*  Die  GewählteD  sollten  dann  von  dem  Beisitzer  vor 
der  iDnungsvfPsammluog  feierlich  durch  Handschlag  in  PÜicht  genommen 
werd£n!^,\1Jar  Bi'isilzmeister  und  in  einzelnen  Pällen  der  Beieitzer  erhiel- 
ten •4Jia*i3efugoi8,  Versammlungen  der  Gesellen,  oder  bei  gröfeeren  Kaeßen 
«*.  et^o»* gewählten  Geselten  -  Ausbchus^Sf  zur  ßeöchiuTBfaägung  über  Kassen- 
.  *  'tVögelegonheiten  anzuordnen  und  zu  leiten.  Beißitznjeister  und  AUgeselle 
%  *  sollten  gemeinschaftlich  die  Kasse  im  Rechtsverkehr  vertreten  und  nur 
mit  dem  Beisitzer  zusammen  die  unter  dreifachem  Verschlusse  in  der  Ge* 
seUenherberge  aufzubewahrende  „Lade"  zu  öffnen  befugt  und  im  stände 
sein.  Über  alle  aus  der  Verwaltung  «irvvachseüden  Bescliwerden  und  Strei- 
tigkeiten behielt  sich  der  Magistrat  die  Entscheidung  vor»  nicht  minder 
das  Kecht,  den  Beisitzmeister  wie  den  Altgesellen  wegen  Pfltchtwidrigkeiten 
in  Ordnungsstrafen  bis  zu  fünf  Thalern  za  nehmen  und  ihres  Amtes  äu 
entsetzen. 

Während  diese  Formen  und  Grundsätze  der  inneren  Verwaltung  sich 
bei  allen  Kassen  wiederholten  und  im  wesentlichen  auch  ferner  gleich  er- 
hielten, wurden  die  Beiträge  uüd  Eintrittsgelder,  wie  auch  die  korrespon- 
dierendeo  Unterstützungen  bei  den  einzelnen  Kassen  verschieden  hoch  an- 
gesetzt und  im  Laufo  der  Zeit  häufigen  Veränderungen  unterzogen.  Dena  * 
da  die  Kassen  nach  Gcwerbeu  abgegrenzt  wurden  und  regelmüfsig  Eine 
auf  jedes  einzelne  entfiel,  ausnahmsweise  auch  mehrere  nicht  sehr  frequento 
zusammen  umfaTste,  so  fanden  namentlich  die  Verschiedenheit  und  der  { 
Wechsel  des  Lohnes  in  der  abweichenden  und  schwankenden  Höhe  des 
Einnahme-  und  AusgabesatJses  ihren  natürlichen  Ausdruck.  Jedoch  wur- 
den die  Beiträge  nicht  etwa  durch  exacte  Berechnung  gefunden,  sondern 
nach  annähernder  Schätzung  mehr  oder  weniger  willkürlich  gegriffen. 
Als  normal  nahm  mau  ursprünglich  einen  wöchentlichen  Gesellen  bei  trag 
von  1  Sgr.  oder  auch  nur  9  Pf.  und  einen  Zuschuls  des  Meisters  von 
3  Ff.  für  jeden  bei  ih-m  in  Arbeit  stehenden  Gesellen  an;  die  Eintritts* 
gelder  Yariiertcu  von  ö  Sgr,  bis  zu  1  Thlr.  und  noch  höher.  Doch  blieb 
eine  eventuelle  Steigerung  der  Beiträge  durch  Beschlufs  der  Generalver- 
sammlung oder  des  Ausschusses  und  mit  Genehmigung  des  Magistrats  vor- 
gesehen und  ist  auch  späterhin  fast  durchweg  eingetreten. 

Von  den  aus  diesen  rcgelmäfsigen  Beiträgen  ,  den  Zinsen  des  ange- 
sammelten Vermögens,  sowie  etwaigen  Strafgeldern  oder  freigebigen  Zu- 
wendungen erwachsenden  Einnahmen  sollten  die  Unterstützungen  in  Er- 
krankung»- und  Slerbefällen  bestritten  werden.  Und  zwar  wurde  für  er- 
stere  prinzipiell  Behandlung  und  Verpflegung  in  dem  städtischen  „Krankeo- 
hospital zu  Allerheiligen**  vorgesehen,  nur  ausnahmsweise^  aus  liücksichk. 
auf  Familienverhältnisse,  insbesondere  verheirateten  Gesellen,  unter  Zu- 
stimmung des  Arztes,  häusliche  Kur  und  FÜoge  gestattet.  Daneben  sollte 
der  Kranke  während  seiner  über  eine  gewisse  Zeit  (meist  3  Tage)  an- 
dauernden, ärztlich  bescheinigten  Arbeitsunfähigkeit  nicht  nur  von  der 
Pflicht  zur  Beitragsentrichtung  befreit  sein ,  sondern  auch  ein  wöchent- 
liches, von  dem  Altgesellen  auszuzahlendes  Krankengeld  erhalten.  Der 
Betrag   dieses  Krankengeldes  war  ebenfalls  bei   den  einzelnen  Kassen  ab- 
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weichend  nonniert  und  erfuhr  gleich  den  Beiträgen  späterhin  Abände- 
rungen. Mitunter  waren  auch  die  Kosten  der  Verpflegung  von  diesem 
Beide  sn  decken,  und  der  Kranke  erhielt  nur  den  verbleibenden  Über- 
•chnla.  Der  anfangliche  Durchschnittsbetrag  des  Krankengeldes  war  etwa 
6  8gr.  täglich. 

Der  Anspruch  auf  diese  Unterstützungen^  welche  in  gewissen  auTser- 
ordentliohen  Fällen  noch  einer  Erhöhung  fähig  waren,  wurde  für  Krank- 
heiten, die  durch  eigenes  grobes  Verschulden  veranlafst  worden,  ausge- 
schlossen und  innerhalb  desselben  Jahres  nur  für  eine  bestimmte  Dauer, 
meist  12  oder  13  Wochen,  gewährt,  nach  deren  Ablauf  die  städtische 
Armenpflege  eintreten  mulste.  Im  übrigen  erlosch  er  erst  mit  dem  an 
das  Verlassen  des  Gemeindebezirks  geknüpften  Verlust  der  Kassenmitglied- 
schaft und  verblieb  sogar  bei  manchen  Kassen  selbst  denjenigen  noch,  die 
in  der  ersten  Woche  nach  ihrem  Austritte  von  Krankheit  befallen  wurden. 

In  Sterbefällen  wurde  entweder  das  Begräbnis  von  der  Kasse  selbst 
veranstaltet  oder  ein  Sterbegeld  von  bestimmter  Höhe,  meist  20  Thlr., 
gewährt^  wovon  die  Beerdigungskosten  zu  bestreiten  waren,  und  ein  etwaiger 
Best  den  Hinterbliebenen  zufiel.  In  beiden  Fällen  waren  die  Kassenmit- 
glieder meist  zur  Beteiligung  an   dem  Leichenzuge  verbunden. 

Nor  ausnahmsweise  wurde  bei  einzelnen  Kassen  der  ünterstützungs- 
sweok  auf  Pensionen  an  Witwen  und  Waisen,  auf  Krankenhilfe  auch  für 
Familienglieder,  oder  auf  kleine  Alters-  und  Invalidenrenten  ausgedehnt 

IV.  Im  wesentlichen  dieselben  Bestimmungen  wiesen  auch  die  Sta- 
tuten der  Fabrikkassen  auf,  nur  dafs  hier  der  Verwaltungsorganismus 
zentralisierter  war.  Der  Fabrikinhaber  oder  ein  Stellvertreter  desselben 
und  einige  aus  der  Zahl  der  Arbeiter  zu  wählende,  von  dem  Fabrikiu- 
haber  su  bestätigende  Mitglieder  bilden  den  verantwortlichen  Kassenvor- 
stand.  Die  eigentliche  Verwaltung  wird  im  Kontor  der  Fabrik  von  einem 
Beamten  derselben  unentgeltlich  besorgt,  die  Gelder  und  Bücher  werden 
ebendaselbst  verwahrt,  die  Beiträge  bei  der  Lohnzahlung  abgezogen. 

Die  Kasse  hat  regelmäfsig  einen  vom  Vorstand  zu  wählenden  Kassen- 
arzt, von  dem  die  Mitglieder  sich  behandeln  lassen  müssen  oder  doch 
wenigstens  die  erforderlichen  Atteste  beizubringen  haben,  meist  auch  einen 
Apotheker,  bei  dem  die  Arzneien  zu  entnehmen  sind.  Gewöhnlich  findet 
sich  bei  Fabrikkassen,  umgekehrt  wie  bei  den  Gesellenkassen ,  die  Haus- 
pflege als  Regel  und  die  Unterbringung  in  eine  Krankenanstalt  als  even- 
tuelle Ausnahme. 

Die  Beiträge  der  Mitglieder  sind  meist  für  verschieden  qualifizierte 
Arbeiter  oder  für  Männer  und  Frauen  verschieden  abgestuft  oder  in  Lohn- 
quoten ausgedrückt,  etwa  ^/^  Sgr.  pro  Thaler  Lohn.  Dasselbe  findet  bei 
den  Krankengeldern  statt,  die  häufig  den  halben  Lohn  betragen.  Die 
Sterbegelder  werden  manchmal  nicht  aus  den  ordentlichen  Einnahmen  ge- 
deckt, sondern  durch  aufserordentliche  Umlagen  bei  jedem  einzelnen  Todes- 
falle aufgebracht. 

Die  Verpflichtung  der  Fabrikinhaber  zur  Beteiligung  mit  Geldbei- 
trägen wurde  ursprünglich  von  vielen  als  eine  lediglich  subsidiäre  aufge- 
fafst,  welche  nur  erforderlichenfalls  bei  eigenem  Unvermögen  der  Kasse, 
selbständig  ihre  Zwecke  zu  erfüllen,  in  Kraft  träte.     Manche  hielten  sich 
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sogar  erst  beim  Yorhaa  den  sein  eines  wirklichen  KaflsendeEzits  zn  per8Öa<» 
liehen  üeldaufwendungen  verbunden.  Als  jedoch  ein  Zirkularerlafs  deB"" 
Ministers  vom  31.  März  1865  die  allgemeine  Heranziehung  der  Fabrik- 
inhaber mit  dem  gesetzlich  zulässigen  Köchstbetrage  von  50  <*/^  der  Ar- 
beiterb ei  trage  überall  verlangte,  wo  nicht  besondere  Gründe  eine  Abwei- 
chung rechtfertigen  würden,  machte  auch  die  Königliche  Regierung  zu 
Breslau  von  ihrem  vorbehaltenen  Rechte  Gebrauch  und  veranlafste  den 
Magistrat,  die  volle  Beteiligung  der  Fabrikherren,  von  der  man  1865;. 
nur  mit  Rücksicht  auf  die  damaligen  ungünstigen  Konjunkturen  Abstand* 
genommen,  nunmehr  bei  allen  Kassen  ebenmäfsig  durchzuführen.  Zwar 
zeigten  sich  die  Fabrikbesitzer  durchaus  nicht  willig  und  behaupte- 
ten, allen  billigen  Ansprüchen  zu  genügen,  wenn  sie  für  den  Bestand  der 
Kasse  Sicherheit  leisteten,  dagegen  nicht  gehalten  zu  sein,  Kapitalien  an- 
zusammelo,  die,  falls  die  Fabrik  einmal  einginge,  für  die  Arbeiter  ja  doch 
verloren  waren.  Einzelne  weigerten  eich  geradezu,  höhere  Beiträge  3ni| 
entrichten  und  drohten  sogar  mit  Auflösung  „ihrer  Kassen**,  unter  heftigem 
Protest  gegen  die  ihnen  angesonnene  Bevormundung  in  ihren  inneren  An- 
gelegenheiten. Auch  der  Magistrat  wurde  in  gleichem  Sinne  vorstellig 
und  wies  darauf  hin,  dals  eine  etwaige  zwangsweise  Kassen  Verwaltung 
durch  einen  Kommunalbeamten  ohne  die  unentbehrliche  Mitwirkung  der 
Fabrikherren  nicht  nur  auf  erhebliche  Schwierigkeiten  stofsen,  sondern 
auch  zu  Mifshelligkeiten  zwischen  letzterem  und  seinen  Leuten  und  damit 
schliefslich  zum  Schaden  dieser  führen  wurde.  Nichtsdestoweniger  be- 
harrte die  Regierung  auf  ihrem  Verlangen  und  wies  den  Magistrat  an,  im 
Notfalle  mit  Zwang  gegen  die  Widerstrebenden  vorzugehen.  Immerhin 
dauerte  es  noch  «fahre,  ehe  die  fraglichen  Bestimmungen  in  allen  Fabrik- 
kassenstatuten Eingang  gefunden,  und  auch  dann  noch  wurden  sie  von 
einzelnen  Fabrikanten  lange  ungestraft  mifsaehtet. 

V.  Der  AVirkungskreis  der  vorstehend  in  ihrer  inneren  Einrichtung 
geschilderten  Hilfskassen  dehnte  sich  nur  allmählich  aus  und  erstreckte 
sich,  wenn  auch  wohl  auf  die  Mehrzahl,  so  doch  keineswegs  auf  die  Ge- 
samtheit der  nach  dem  Ortsstatute  bei  tri  ttspÜi  cht  igen  Gewerbsaugehörigen. 
Bis  Anfang  1859  entstanden  im  ganzen  44  Gesellenkassen  mit  zusammen 
7Q00  bis  800O  Mitgliedern.  Später  traten  noch  3  hinzu.  Die  meisteaj 
unter  ihnen  zählten  mehrere  hundert,  einige  sogar  über  1000  Mitglieder 
Die  durchschnittliche  Mitglieder^ahl  betrug  ursprünglich  125  pro  Ka 
und  wuchs  im   Laufe  der  Jahre  langsam  aber  kontinuierlich  an. 

Es  gab  jedoch  eine  nicht  geringe  Anzahl  gewerblicher  Berufe,  für 
welche  keine  Kassen  errichtet  wurden,  darunter  sehr  frequente,  wie  die 
der  Maurer  und  der  Fleischer.  Ersteren  wurden  durch  die  Freigebigkeit 
der  Innung,  letzteren  aus  einem  alten  Sttftungsfond  die  Krankenkur  kosten 
im  Allerheiligenhospital  gewährt.  Andere,  z.  B,  die  Mälzer  und  Brauer, 
verzichteten  auf  die  Bildung  einer  Unterstützungskasse ,  indem  sie  ver- 
sicherten, von  ihren  Meistern  wie  Familienglieder  gehalten  zu  werden^ 
Wohnung  und  Mahlzeiten  derselben  zu  teilen  und  in  Erkrankun  gel  allen 
auf  Kosten  derselben  Behandlung  und  Fftege  zu  Hause  oder  im  Kloster 
der  Barmherzigen  Brüder  zu  geniefeen.  Noch  andere  Gewerke  blieben 
deshalb  ausgeschlossen,    weil  sie   nicht  genug  Berufsgenossen  zahlten,    als 
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ündimg  einer  lebeagfiihigen  Kiisse  erforderlich  schien,  während  doch 
Verschmelzung  mit  einer  anderen  Kasse  aus  irgend  welchen  Gründen 
unthimlich  erachtet  werden  muTste. 

Lajigsamer  wurde  mit  der  Kinnchtung  von  Fabrikkassen  vorgegangen, 
ihr,  brw.  der  Umwandlung  bereits  bestehender  privater  in  offizielle 
sen  von  Seiten  mancher  Fabrikinhaber  lebhafter  Widerstand  entgegen- 
&ist  wurde.  Auch  konnte  man  nur  die  gröfseren  Etablissements  heran- 
liehen, die  mindestens  einen  Bestand  von  80  bis  100  Mitgliedern  garan- 
tiertea.  Im  ganzen  wurden  6  Kassen  nur  für  Fabrikarbeiter  und  14  Mr 
solche  Fabriken  gegründet,  in  denen  sowohl  eigentliche  Fabrikarbeiter, 
aU  auch  gelernte  Handwerksgehilfen  beschäftigt  waren.  Bezüglich  der- 
jenigen Handwerksgesellen,  welche  in  Fabriken  arbeiteten,  wo  keine  Kasse 
biMitond,  war  es  zweifelhaft,  ob  sie  zur  Beteiligung  an  der  Gesellenkosse 
des  betreffenden  Handwerks,  beispielsweise  der  Schlosser  oder  Schmiede, 
mit  herangezogen  werden  sollten.  Schliefelich  entschied  man  sich  nicht 
d«liir,  sondern  erhob  von  solchen  Gehilfen  auch  noch  den  Statuten- 
faigen  Meisterbeitrag.  Ebenso  verfuhr  man,  beiläufig  bemerkt,  auch 
tii  denjenigen,  welche  nach  Ergreifung  eines  anderen  Berufes  oder  als 
Ibständige  Gewerbtreibende  fernerhin  in  der  Kasse  verblieben. 

Die  Gesamtsumme    der   an    den   20  Fabrikkassen  beteiligten  Arbeiter 
etrug  etwa    nur  die  Hälfte    der  Mitgliederzahl  sämtlicher  Gesellenkassen, 
ie  überwiegende  Anzahl    namentlich  der    in  kleineren  Fabriken  und  der 
vorübergehend   beschäftigten   Fabrikarbeiter  hatte    an  den  kommuua- 
Ito  Unterstützungskassen  keinen  Anteil. 

Aufserdem  bestanden  noch  besondere  Kassen  ei  nri  oh  tun  gen  für  die 
ArbeilfT  der  in  Breslau  einmündenden  Eisenbahnen  und  zwar  sowohl 
V  ten-,  als  auch  eigentliche  Betriebs- Arbeiter.  Dies  waren  Obli- 
go  .*it^    KaAsen  ,    welche  einerseits  in  ihren  Leistungen    über   den  Um- 

[.fikng  und  das  Mafs  der  übrigen  Kassen  hinausgingen  und  neben  höheren 
Kranken-  und  Sterbegeldern  auch  Invalidenpensionen  und  Witwen-  und 
Waisen  Versorgungsgeld  er  gewährten,  andererseits  den  Eisen  bahndirektionen 
einen  unbeschränkten  Eiufiufs  auf  die  Handhabung  der  Verwaltung  ge- 
•tatteten.  Ersteres  wurde  durch  die  Ausbreitung  der  Kassen  ühov  das 
nie  Bahngebiet  und  ihre  damit  hochgesteigerte  Leistungsfähigkeit  er- 
fliehi.  Letzteres  konnte  um  so  ungehinderter  geschehen,  als  diese 
KaaMm  schon  früher  die  unmittelbare  ministerielle  Bestätigung  ihrer  8ta- 
ttttea  erwirkt  und  sich  in  Folge  dessen  der  Aufsicht  und  Oberleitung  der 
Qenieiodebehörde  entzogen  hatten,  so  dafs  sie  eine  durchaus  selbständige 
Stellung  behaupteten. 

Endlich  sind  noch  die  zahlreichen,  einer  behördlichen  Kontrolle  eben- 
falls  in  keiner  Weise  unterstellten  freien  Kranken-  und  Sterbekassen  zu 
vrwähnon,  welche  neben  und  meist  schon  vor  den  gescl milderten  ofßziellen, 
jcum  Teil  sogar  schon  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  in  Breslau  bestanden. 
Da  sie  jedooh  nicht  speziell  die  gewerblichen  Arbeiter  betrafen ,  sondern 
imtweder  alle  Berufsklassen  überhaupt  umfoTsten  oder  ihre  Teilnehmer 
gewissen  nicht  gewerblichen  Stünden  (Handlungshaushälter ,  Dienstboten, 
hermcliaftliche  Diener  etc.)  entnahmen^  so  können  sie  hier^  wie  in  der  fer- 
neren DarsteUung,  aufsor  Betracht  bleiben« 
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Kapitel  IL 

Die  EeichsgeBetzgebung  und  dae  neue  Braslaaer 
OrteBtatut. 

1.     DieOewerbeordnung. 

I.  Bei  der  gleich  nach  GrÜDdung  des  Norddeutschen  Bundes  in'« 
Werk  gesetzten  gemeinsainen  Neuordnung  der  gewerblichen  Angelegen- 
heiten kam  auch  die  Regelung  de»  UilfskaesenweBens  in  Frage.  Und  zwar 
beabsichtigten  die  Regierungen,  die  in  Freufsen  bestehenden  Grundsätze 
und  Einrichtungen  im  Wesentlichen  unverändert  auch  auf  das  Bundi3«gebiet 
zu  ubcTtMgen.  Die  Richtigkeit  dieser  Grundsätze  und  die  Zweck mäfsig- 
keit  dieser  Einrichtungen  wurde  jedoch  im  Reichstage  nachdrücklich  be- 
etritten.  Man  führte  aui,  dafß  der  Kaesenzwang  allerdings  die  Kollision 
zwischen  der  lokalen  Armenunterbtützungspfi^icbt  und  der  Freizügigkeit  be- 
seitige, aber  lediglich  auf  Kosten  der  letzteren;  dafs  er  nicht«  anderes  sei, 
als  eine  vorweg  entrichtete  Arnjensteuer,  die  unbilliger  Weise  gerade  den 
Arbeitern  und  nur  diesen  auferlegt  werde  j  dafs  zum  Mindesten  die  Fabrik- 
kassen die  Selbständigkeit  der  Arbeiter  io  unzulässiger  Weise  beeinträch- 
tigten,  und  dafs  jedenfalls  den  freien  Kassen  neben  den  Zwangakassen 
volle  Gleichberechtigung  zugestanden  werden  müsse. 

In  diesem  Sinne  fiel  auch  die  allgemeine  Entscheidung  aus,  obwohl 
man  im  Übrigen  eingestandenermaßen  zu  ungenügend  über  die  thatsäch- 
lichen  VerhältniBse  informiert  war.  um  die  Verantwortlichkeit  einer  gesetz- 
lichen Regelung  auf  sich  zu  nehmen.  Man  begnügte  sich  daher,  die  Fort- 
entwickclung  der  freien  Kassen  dadurch  anscheinend  sicher  zu  stellen,  dafs 
man  zwar  die  bestehenden  landesgesetzlichen  Anordnungen  provisorisch  bis 
zum  demnächstigen  Erlaß  eines  Spezialgesetzes  in  Geltung  beließ,  aber 
die  bestehende  Verpflichtung  der  gewerblichen  Arbeiter,  einer  bestimmten 
Zwangfikasse  beizutreten,  für  diejenigen  aufser  Kraft  setzte,  welche  nach- 
weisen würden,  dafs  sie  „einer  anderen  Kranken-,  Hilfs-  oder  Sterbe-Kasse 
angehören**,     (§.  141   Gew.O,) 

IL  Ein  Zeugnis  für  den  Wert  und  die  nächsten  Wirkungen  dieser 
interimistischen  Bestimmungen,  und  speziell  fiir  die  damaligen  Verhältnisse 
der  Breslauer  Hiifakassen»  giebt  ein  am  31.  Juli  1869  von  dem  Breslauer 
Magii^trate  über  die  unter  seiner  Aufsicht  stehenden  Kassen  an  den  Han- 
delsminister erstattetes  Gutachten. 

Dasselbe  verbreitet  sich  ausführlich  über  die  wachsenden  Schwierig- 
keiten, mit  denen  die  Verwaltung  und  Kontrolle  der  Kassen  mehr  und 
mehr  zu  kämpfen  habe.  Bei  der  allenthalben  eingerissenen  Vernachlässi- 
gung der  Anmeldepflicht  lasse  sich  eine  pünktliche  Einziehung  der  Ge- 
sellenbei träge  jetzt  um  so  weniger  durchsetzen,  als  ein  bisher  erfolgreich 
angewandtes  letztes  Zwangsmittel,  nämlich  die  polizeiliche  Vorenthaltung 
de»  Wanderbuches  bis  zum  Nachweise  der  Berichtigung  aller  rückständigen 
Hilfskasscnbeiträge,  mit  Beseitigung  des  Pafszwanges  durch  das  Gesetz  vom 
12.  Oktober  1867  hin  weggefallen.  Die  kompliziertere  Verwaltung  nament- 
lich der  gröfsercn  Kassen  mit  vielen  hundert  Mitgliedern  erheische  die 
Kenntnisse    und  Boutine  eines  techmsoh  ausgebildeten  Eechnungsbeamton, 
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wie  sie  gemeiniglich  weder  Beisitzmeister  nooh  Altgesellen  besäfsen.  Die 
Yorstandswahlen  würden,  namentlich  bei  gröfseren  Kassen,  in  der  Regel 
▼on  irgend  einer  Coterie  befreundeter  Genossen  durchgesetzt,  und  hinterher 
von  den  übrigen  angefochten,  obgleich  sie  meist  nur  wegen  zu  geringer 
Beteiligung  der  Wähler  überhaupt  zu  stände  gekommen.  Was  Wunder 
anch,  da  doch  kein  engeres  Interesse  die  Mitglieder  verknüpfe,  vielmehr 
die  meisten  erst  dann  sich  des  Daseins  der  Kasse  erinnerten,  wenn  sie 
▼on  Krankheit  heimgesucht  würden.  Dann  stelle  sich  gewöhnlich  auch 
erst  heraus,  dafs  sie  sich  noch  am  Orte,  und,  ebenso  wie  ihre  Meister,  mit 
ihren  Beiträgen  bezw.  Zuschüssen  längst  im  Rückstande  befänden. 

Dem  gegenüber  hätten  die  Kassen  bisher  noch  ihren  einzigen  Halt  in 
dem  System  der  Lohnbeschlagnahme  gefunden,  ohne  welches  die  meisten 
zweifellos  bereits  der  Insolvenz  verfallen  wären.  Sehr  viele  Gesellen  pfleg- 
ten, statt  gleich  zu  zahlen,  es  auf  einen  solchen  Arrest  ankommen  zu 
lassen,  nnd  selbst  von  den  Meistern  verständen  sich  nicht  wenige  erst 
wiederum  nach  Androhung  der  Exekution  gegen  sie  selbst  dazu,  die  ihnen 
sor  Einziehung  überwiesenen  Beträge  an  die  Kasse  abzuführen.  Nunmehr 
sei  aber  auch  die  Zulässigkeit  dieser  Mafsregel  durch  das  Gesetz  betr.  die 
Beschlagnahme  des  Arbeitslohnes  vom  21.  Juni  1869  in  Frage  gestellt 
worden.  Die  Lage  der  Kassen  drohe  eine  höchst  prekäre  zu  werden,  falls 
die  Gerichte  diese  Zulässigkeit  völlig  verneinen  sollten.  Aber  selbst  wenn 
eine  günstige  Interpretation  die  Hilfskassenbeiträge  unter  die  privilegierten 
Abgaben  rechnen  sollte,  würden  doch  auch  nur  mehr  die  Rückstände  aus 
den  letzten  drei  Monaten  in  Betracht  kommen,  und  die  Kasseneinnahmen 
immerhin  eine  beträchtliche  Einbufse  erleiden. 

Aus  alledem  erhelle,  und  durch  „unzählige"  Eingaben  von  Gesellen 
und  Fabrikarbeitern  bestätige  sich,  dafs  wenigstens  in  Breslau  die  be- 
stehenden Zwangskassen  allgemein  einer  entschiedenen  Abneigung  in  den 
gewerblichen  Kreisen  begegneten.  Insbesondere  errege  die  Beteiligung 
der  Arbeitgeber  an  der  Kassen  Verwaltung  lebhaften  Anstofs  bei  den  Ar- 
beitern, die  vielfach  erklärt  hätten,  auf  die  Zuschüsse  jener  verzichten  zu 
wollen,  wenn  ihnen  selbst  die  alleinige  Verwaltung  dafür  eingeräumt  würde. 
So  sei  es  nicht  zu  verwundern,  dafs  Anträge  von  Arbeitern,  sie  aus  den 
Zwangskassen  zu  entlassen,  schon  jetzt  häufig  einliefen,  obschon  die  Ge- 
werbeordnung noch  gar  nicht  Gesetzeskraft  erlangt  habe.  Von  diesem  Zeit- 
punkte ab  stehe  jedoch  sicher  zu  erwarten,  dafs  die  Zwangskassen  durch 
SQOcessiven  Austritt  ihrer  Mitglieder  allmählich  auf  einen  so  geringen  Per- 
sonalbestand herabsinken  würden,  dafs  die  Verwaltungskosten  in  keinem 
Verhältnisse  zu  den  Einnahmen  mehr  stehen  würden.  Und  zwar  würden 
sich  die  Arbeiter  voraussichtlich  zum  Zwecke  des  Austritts  wohl  momentan 
als  Mitglieder  einer  freien  Kasse  legitimieren.  Ob  sie  aber  auch  ferner- 
hin als  Angehörige  einer  solchen  dauernd  verbleiben  würden,  das  würde 
sich,  bei  dem  beständigen  Wechsel  der  Bevölkerung,  jeder  Kontrolle  Seitens 
der  Kommunalbehörde  entziehen. 

III.  Aus  diesem  Berichte  erhellt,  einmal,  wie  fühlbar  unter  dem  Ein- 
flofs  der  neuen  Gewerbegesetzgebung  sich  die  Reformbedürftigkeit  des 
kommunalen  Hilfskassenwesens  herausgestellt  hatte,  zugleich  aber  auch,  in 
wie  ungenügender  Weise  die  Gewerbeordnung  diesem  Bedürfnisse  entsprach. 
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Die  am  Schlufiee  ausgesprochene  Befiircbtung  echien  sich  In  der  That  bald 
bewahrheiten  zu  wollen.  Gleich  vom  Erlafs  der  Gewerbeordnung  an  datirt 
die  allgemein u  Gründung  und  Ausbreitang  von  Ärbeiterverbindungen,  welche 
zwar  in  erster  Linie  die  Ilegulierung  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisßü  im 
Wege  der  Strikes  und  Einigungsäratcr  bezweckten >  zugleich  aber  auch  fast 
durchweg^  die  radikalen  „Gewerkachafteo**  nicht  minder,  wie  die  gemäföig- 
teren  „Gewerkvereine**,  als  Hilfsverbände  zu  gegenseitiger  Unterstützung, 
insbesondere  auch  in  Krankbeits-  und  Sterbefallen  funktioDierten.  Je  sym- 
pathischer sich  die  Arbeiterbevölkerung  namentlich  der  gröfspren  Städte 
und  der  Fabrikorte  diesen  Vereinigungen  zuwandte,  desto  mehr  drohten 
sich  in  der  That  die  Zwangekasseu  dadurch  zu  entleeren,  dafs  die  Mit- 
glieder derselben  von  dem  ihnen  in  der  Gewerbeordnung  erteilten  Privileg 
Gebrauch  machten. 

Dem  wurde  jedoch  bald  von  Seiten  der  Staatsregierung  wieder  Ein- 
halt geboten.  Sie  glaubte  nicht  dulden  zu  dürfen,  dafs  der  Arbeiter  durch 
die  Beteiligung  an  einer  vielleicht  nur  zum  Schein  gegründeten,  der  be- 
hördlichen Aufsicht  und  damit  der  Garantie  ihrer  Solvenz  ermangelnden 
freien  Kasse  entweder  der  Gefahr  eines  Verlustes  seiner  Beiträge  sich 
leichtsinnig  Preis  geben,  oder  seine  gesetzliche  Pflicht,  sich  reell  zu  ver- 
sichern, umgehen  und  illusorisch  machen  könnte.  War  nun  auch  nach 
dem  Wortlaut  der  Gewerbeordnung  die  Befreiung  von  der  BeitrittspÜioht 
zur  Zwangskasse  der  Angehörigen  „einer  andern  Hilfskasse*'  schlechthin 
gewährt  worden,  worunter  man  allerdings  alle  aus  freier  Vereinbarung  her- 
vorgegangenen Kassen  hegreifen  konnte,  so  wollte  der  Minister  unter  diesen 
„anderen**  doch  nur  legale,  d.  h.  in  Preufsen  nur  von  der  zuständigen  Be- 
hörde genehmigte  Kassen  verstanden  wissen.  Es  sollten  deragemäXs  die  bei 
nicht  staatlich  konzessionierten  freien  Kassen  beteiligten  Arbeiter  und  bezw. 
Arbeitgeber  auch  noch  zur  Fortentrichtung  ihrer  Beiträge  an  die  Zwange- 
kasse gehalten  bleiben^  und  diejenigen^  welche  ohne  solche  Genehmigung 
eine  Kasse  errichten  würden,  der  Strafe  des  §.  360^  des  Reichsstrafgesetz- 
buches  verfallen. 

Indes  fand  man  sich  bald  darauf  veranlafst,  zumal  diese  beschränkende 
Interpretation  in  mehreren  gerichtlichen  Erkenntnissen  verworfen  wurde, 
die  Konsequenzen  derselben  wenigstens  nicht  ausnahmslos  nach  allen  Seiten 
und  mit  voller  Schärfe  zur  Anwendung  zu  bringen.  Man  beschränkte  sich 
fortan  darauf^  den  Austritt  ans  einer  Zwangskasse  unter  Berufung  auf  den 
Eintritt  in  eine  freie,  sowie  die  Neubildung  nicht  genehmigter  freier  an 
stelle  von  Zwangskassen  zu  verhindern.  Dagegen  sah  man  davon  ab,  die 
bereits  im  Laufe  der  letzten  Jahre  ohne  Widerspruch  der  Aufsichtsbehörde 
und  im  Vertrauen  auf  die  gerichtlichen  Entscheidungen  aus  den  Zwangs- 
kassen ausgetretenen  Mitglieder  wiederum  zum  Beitritt  zu  letzteren  zu 
nötigen,  oder  gegen  die  bisherigen  gutgläubigen  Begründer  freier  Kassen 
etrafrechtlich  einzuschreiten. 

IV.  Gerade  durch  diese  Yerschwisterung  der  Hilfskassen-  mit  der 
Gewerkvereiüs-frage  wurde  die  erstere  kompliziert,  und  ihre  gesetzliche  Re- 
gelung erschwert.  Die  Arbeiterkoalitionen  fanden  nämlich,  insbesondere 
auch  im  Reichstage,  wie  eich  bei  Beratung  eines  Gesetzes  „über  die 
prlvatrechtliche    Stellung    von    Vereinen'*    herausstellte,    sehr    geteilte    Be- 
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ixjUnhmgp  and  es  blieb  zweifelhaft,  ob  Staat  und  Gesetzgebung  sich  ihnen 
gegenüber  fordernd  oder  hemmend  oder  neutral  verhalten  Bollten. 

Die  Tereehiedenen  in  dieser  Hinsicht  damals  yorherrschenden  Ideen- 
richtungen«  Stimmungen  und  Wünsche  der  Beteiligten,  nnd  zwar  gerade 
der  Breslauer  Behörden  und  gewerblichen  Kreise  spiegehi  sich  in  einem 
anderen  Magi st ratsbe rieht  vom  7.  Oktober  1873»  welcher,  wiewohl  zu- 
aicbst  über  Pen6ion»ka8Ben  erfordert,  sich  doch  hnuptaächlich  über  Hilfs- 
iuMeii  im  allgemeinen  und  speziell  Krankenkassen  eingehend  verbreitet 
mut  dE8  oben  mitgeteilte  Gutachten  teilweise  ergänzt.  Charakteristisch 
mmä  namentlich  die  prinzipiellen  Differenzen,  welche  einmal  zwischen  dem 
MagiatratfikoUeg  und  einer  ad  hoc  aus  Arbeitgebern  und  -nehmern  ge- 
Hldeten  beratenden  Kommission,  sodann  aber  auch  im  Schofse  dieser  Kom- 
ttiaaioii  selbst  bezügÜch  aller  Hauptpunkte  sich  herausstellten. 

Zwar  wurde  die  Notwendigkeit  einer  gesetzlicheo  Neuregelung  des 
Hilfskasaenwesens  allseitig  anerkannt  Allein  die  einen  erhofften  von  der- 
selben eine  Beform  der  Zwangskassen,  welche  au  Stelle  ihrer  gegenwärti- 
gen mangelhaften p  umständlichen  und  kostspieligen  eine  vereinfachtOj  mit 
Selbfitverwaltung  und  Freizügigkeit  vereinbare  Organisation  setzen  und 
iKnen  so  einen  Platz  in  den  modernen  Arbeitsverhältnissen  sichern  sollte« 
Die  anderen  dagegen  wollten  gerade  den  freien  Kassen  gröfsere  Rechte 
rerlieben  und  damit  weitere  Verbreitung  gewährleistet  wissen. 

Dennoch  vereinigten  sich  diese  Freunde  der  freien  Kassen  mit  den 
Teftretern  de«  „Bevormundungsstandpunktes**  in  einem  Kommiseionsvotum 
för  ein  gemischtes  System,  nach  welchem  Zwangs-  und  freie  Kassen  neben 
caoaader  bestehen ,  und  die  Mitglieder  der  letzteren  vom  Beitritt  zu  erste- 
ran  befreit  sein  sollten.  Nur  freilich  erachteten  die  einen  den  allgemeinen 
laaseoswang  zur  wirksamen  Ausdehnung  des  Versicherungsweseos  für  un- 
aatbehrlioh,  und  auf  staatlicher  Mitwirkung  ruhende  Zwangskassen  für 
letae  ooabweiebare  Konsequenz,  da  man  niemandem  zumuthen  könne, 
ZwaDgabeiträge  einer  ohne  amtliehe  Garantie  bestehenden  Kasse  anzuver- 
trauen. Die  anderen  hingegen  rechneten  gerade  darauf,  dafs  die  Ein- 
föhrung  allgemeinen  Zwanges  bei  der  herrschenden  Abneigung  der  Arbeiter 
ftgen  Zwangskassen  den  gröfsten  Teil  derselben  den  freien  Kassen  zu- 
führen würde. 

Dem  gegenüber  erklärte  sich  der  Magistrat  für  Abschaffung  jeden 
Zwanges  und  für  ein  System  freier  Kassen,  die  nur  gewisser  Normativen 
str  Sicherung  ihrer  Solvenz  unterliegen  und  dafür  Korporationsrechte  er- 
kalten aollten.  Sei  auch  bei  dem  wenig  entwickelten  Spartrieb  unserer 
Arbeiter  die  grofse  Bedeutung  der  Hill'skassen  otcht  zu  leugnen,  ~—  wie- 
waU  deahalb  der  Kinkauf  in  eine  solche  durchaus  nicht  immer  die  beste 
ader  gar  einzige  Art  der  Zukunftsfürsorge  bilde,  —  so  müsse  und  könne 
di»  Gebiet  doch  lediglich  der  Selbsthilfe  überlassen  werden.  Zur  Ilecht- 
tif  I  ines  staatliehen  Zwanges  bedürfe  es  dagegen  eines  zwingenden 

Öti  Q  Interesses.     Wenn  man  ein  solches  in  der  Hcrabrainderung  der 

mit  der  Kntwickelung  der  Industrie  immer  mehr  anwachsenden  kommunalen 
Armenlaat  finden  wolle,  so  stehe  dem  die  Thatsache  entgegen,  dafs  er- 
fabrungamäfsig  nicht  die  gewerblichen  Arbeiter,  sondern  vorzugsweise  Frauen 
and   Angehörige   einer  noch    niedrigeren    sozialen  Stufe,    Dienstboteo  und 
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Tagelöhner,  daa  Hauptkontingent  für  die  Btädtieche  Arnicnpfiege  stellten. 
Sonach  erechoine  eine  heeondere  Besteuerung  gerade  und  lediglich  der  ge- 
werblichen Arbeiter  zur  Verhütuug  einer  eventuellen  Armenverpüeguog 
als  eine  unzuläesige  Kechtsungleichheit. 

Kine  Verschmelzung  Ton  HilfskaBsen  mit  üe werkvereinen  erachtete 
die  Kommiftsion  ab  höchst  wünschenswert,  der  Magiettrat  aber  für  nnzu- 
läesig,  da  sie  nur  den  Lohnstrikes  Vorschub  leisten  und  die  Verwendung 
von  Kassengeldem  im  Dienste  verwerflicher,  jedenfalls  dem  Kassenzwecke 
völlig  fremder  Tendenzen   zur  Folge  haben  könnte. 

Endlich  erschien  die  Heranziehung  der  Arbeitgeber  zu  Beitrügen  dem 
Magistrat  unerläfslith  und  logisch  begründet,  soweit  man  Zwangskassen  beibe- 
halten oder  neu  einführen  wurde*  Die  Kommission  dagegen  entschied  sich 
datiir,  die  Prinzipale  zu  Zuschüssen  nicht  zu  verpftjchten,  sondern  nur,  unter 
gleichen  Bedingungen,  wie  die  Arbeiter,  zu  berechtigen.  Und  zwar  stimmten 
innerhalb  der  Kommission  die  Arbeitgeber  für  ihre  eigene  Beteiligung,  die 
Arbeiter  aber  gegen  den  Zuschufs,  da  sie  denselben  nur  für  einen  ihnen 
zu  Unrecht  vorenthaltenen  Teil  ihres  Lohnes  ansahen  und  die  aus  der 
Zuschufsleistang  abgeleitete  Einmischung  der  Arbeitgeber  in  die  Kaasett- 
verwftltung  schlechterdings  ausgeschlossen  wissen  wollten. 

2.     Die  Hil  fak«»s«Dgesetse. 

h  Mit  dem  vorstehenden  Berichte  sind  bereits  die  hauptsächlichsten 
Kontroversen  der  Hilf^^kassen frage,  und  ebenso  die  verschiedenen  Stand- 
punkte  wiedergegeben,  welche  in  der  damals  sehr  lebhaft  geführten  öffent- 
lichen Diskussion  und  demnächst  auch  bei  Vereinbarung  eines  Hilfskassen- 
gesetzes  zu  Tage  traten. 

Ein  solches  Gesetz,  und  zwar  für  Hilfskassen  aller  Art,  auch  Pen-  *j 
sionskassen  inbegriffen^  war  ja  schon  bei  Beratung  der  Gewerbeordnung  in 
Aussicht  genommen  worden.  Es  hatte  sich  aber  trotz  der  Bemühungen 
der  an  seinem  Zustandekommen  zumeist  interessierten  Gewerkvereine  ,  deren 
Begründer  und  Anwalt,  Dr.  Max  Hirsch,  selbst  einen  Entwurf  ausarbeitete 
und  dem  Reichskanzleramte  vorlegte,  trotz  einer  mit  17  000  Unterschriften 
versehenen  Petition  und  viermaliger  Interpellation  im  Reichstage  von  Jahr 
zu  Jahr  hinaus  verzögert. 

Erst  im  Januar  1875  wurde  ein  Entwurf  des  Reiehskanzleramtes  zu- 
nächst der  öffentlichen  Kritik  und  der  Begutachtung  spezieller  Fachleute 
übergeben,  dann,  nochmals  umgearbeitet,  mit  einer  Statistik  der  preufsi- 
schen  Zwangskassen  (vgl  oben  8.  96  Anm.  1),  dem  Reichstage  vorgelegt» 
der  ihm  nach  eingehenden  Kommission^'  und  Plenarberatungen  mit  be- 
deutenden Abänderungen   seine  verfossungsraäfsige  Zustimmung  erteilte. 

Er  war  in  Form  zweier  Gesetze  redigiert  Das  cröte,  vom  7.  April 
1876,  „über  die  eingeschriebenen  Hilfskassen^',  enthielt  eine  Reihe  von 
Normativbedingungen ,  aber  nur  für  Kranken-  und  Begräbniskassen,  und 
knüpfte  an  die  Annahme  derselben  die  Rechte  einer  „eingeschriebenen 
Milfskasse**,  d.  h.  die  Korporationsrechte  einer  juristischen  Person:  Ge- 
schäfts- und  Prozefstahigkeit,  sowie  Beschränkung  der  Haftbarkeit  für  alle 
Kassenschulden  lediglich  auf  das  Kassen  vermögen. 

Das   zweite  Gesetz^   vom   B.  April  1876,   ^^betreffend    die  Abänderung 
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llitelsVm  der  GewerbcordouDg**  gestattete  den  Gemeinden  im  diutschcn 
be  atich  fernerhin  die  Beibehaltung  bezw,  Neaeinführung  loknlen  Kae- 
Kwaogs  und  gewerblicher  Zwaagskasaen,     Von  der  evcDtuellen  Beitritt«- 
Icht   XU    letzteren  sollte  fortan  cicbt  mehr  die  Zugehörigkeit  zu  irgend 
er  beliebigen,  sondern  nur  die  Mitgliedschaft  bei   einer  eingeechriebLnen 
Hilffikasae  entbinden.     Andererseits  aber  sollten  auch  die  beBleben- 
oder  neu  entstehenden  ZwaugskasBcn   den  Normativbedingungen  unter- 
worfen, also  zu  eingeschriebenen  Hilfekaesen  werden. 

Man  hielt  mithin  den  KompromirBstandpunkt  der  Gewerbeordnung  fe^t, 
wonach  auf  der  einen  Seite  von  absolutem  Kasaenzwang  und  Zwangskaesen- 
fjitam  Abstand  genommen,  von  der  änderen  Seite  auf  Einführung  völligtT 
£aM€nfreiheit  Verzicht  geleistet  worden  war. 

IL  Gegen  diese  auch  schon  im  Regierungsentwurfc  ausgesprochenen 
OrundprinÄipien  waren  anfangs  die  heftigsten  Angriffe  laut  geworden.  Man 
erklärte  den  Kassenzwang  für  einen  empfindlichen  Eingriff  in  die  persön- 
liche Freiheit  und  das  persönliche  Eigentum,  für  eine  unzulässige  Bevor- 
mundung Mündiger  gegenüber  den  erwachsenen  und  eine  unbillige  Aus- 
beulung Unmündiger  gegenüber  den  jugendlichen  Arbeitern,  für  die  Ok- 
Uoyierung  eines  Privatgeschäfts  ohne  jede  Garantie  der  zu  erwartenrlcn 
Chancen  und  Leistungen,  für  einen  von  den  Passanten  erhobenen  Wegezoll, 
eine  Negation  dc^  freien  Zugrechts»  eine  ungerechte  Besteuerung  eines  ein- 
zelnen Standes,  welche  nach  lokalen  Interessen  und  lokaler  Willkür  von 
der  Lokalität  als  Partei  den  Armen  zu  Gunsten  der  Keichen  auferlegt 
würde*  Man  kritisierte  aufs  Schärfste  die  starre,  engherzige,  schwerfällige, 
liBblonenhafte,  zugleich  kostspielige  und  nachlässige  büreaukratische  Ver- 
Jtung  der  Zwangskassen,  und  pries  dero  gegenüber  die  Vorzüge  der  freien, 
ll»1>e»ondere  der  Gewerkvereinskassen ,  in  denen  der  selbstthätige  und 
•elbstverant wortliche  Genoesenscbaftsgeist  eine  geschmeidige,  den  indivi- 
daellen  Bedürfnissen  sich  anpassende,  wirksame  und  dabei  wohlfeile  Selbst- 
t«rwaltung  und  scharfe  gegenseitige  Eontrolle  der  Int^^ressenteu  gewährleiste. 
Ohne  sich  auf  eine  Widerlegung  der  einzelnen  Punkte  einzulassen, 
kUfte  die  Regierung  hinwiederum,  in  die  Aufhebung  der  bcBtehenden 
sgskassen  schlechterdings  nicht  willigen  zu  können.  Dieselben  seien 
ots  ihrer  derzeitigen  Mängel  immerhin  eine  höchst  segensreiche  £in- 
litlUig  für  den  Arbeiter,  eine  erwünschte  Entlastung  der  Armenpflege 
etD  notwendiges  Korrektiv  des  freien  Zugrechtes,  namentlich  in  klei* 
en  unter  dem  Drucke  der  anwachsenden  industriellen  Bevölkerung  lei- 
Bdao  Gemeinden.  Ebensowenig  könne  sie  auf  die  Beibehaltung  des 
iswangea  verzichten,  wofern  nicht  die  Fortentwickelung  und  selbst 
BastAod  der  gegenwärtigen  Hilfskassen  vollständig  in  Präge  gestellt 
lerden  sollte*  Wenigstens  fehle  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  jede 
rAniiicht  auf  eine  von  der  Initiative  der  Beteiligten  zu  erwartende  kräftige 
Ausbildung  des  Unterstützungswesens,  da  doch  sogar  die  Gewerkvereine 
mit  ihrer  besonders  energischen  Propaganda  bisher  nur  verhältnifamäfsig 
geringe  Erfolge  aufzuweisen  hätten.  Was  nun  die  gerügten  Mängel  der 
Zwmsgekttisen  anlange,  so  biete  zu  ihrer  Beseitigung  das  neue  Gesetz  eine 
geiiilg^ilde  Handhabe,  indem  es  auch  den  Zwangskassen  die  Annahme  der 
lormativhedingungen  2ur  Pflioht  mache  und  damit  alle  erforderlichen  Oa- 
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rantien  ordeEtlicher  Verwaltung,  ausreichender  Leistungsföhigkeit  und  ge- 
nauer Beaufßichtigung  yerleihe.  Andererßeitß  gebe  man  ja  auch  den  freien 
Kassen,  sofern  sie  die  NorinativbediDguDgen  annähmen,  ToUe  Gleichberech- 
ügung  mit  den  Z w au gsk aasen  und  offue  Bahn  zum  freien  Wettbewerb. 
Ja«  die  Begierung  erklärte,  dafs  sie  nichts  aufrichtiger  wünsche,  als  die 
Konkurrenz  und  dae  Aufblühen  der  freien  Kasseu,  und  dafs  sie  sieh  &eueo 
würde,  falla  dieselbeo  den  Sieg  davon  tragen  sollten. 

Boch  stiefeen  auch  diese  Äusfüb Hingen  noch  auf  vereinxelten  Wider- 
spruch. NamentUch  verlangte  man,  gegenüber  der  Behauptung,  dafs  der 
Kassenzwang  ein  notwendigee  Korrelat  der  kommunalen  ArmenunterstüUungs- 
pfticht  bilde,  entweder  den  Nachweis,  dafe  gerade  die  gewerblichen  Arbeiter 
vorzugsweise  den  Armenetat  belasteten,  oder  aber  die  konsequente  Aus- 
dehnung des  Kassen» wangs  auf  alle  Bevölkerungsklassen,  da  jedermann 
möglicherweise  verarmen  und  der  Gemeinde  zur  Last  fallen  könnte,  und 
die  Arbeiter  ja  auch  zu  allen  anderen  Kommunalsteuern  herangezogen 
würden.  Ferner  behaupteten  einzelne,  die  angebliche  Gleichberechtigung 
der  freien  Kassen  mit  den  Zwangskassen  sei  thatsiichlich  illusorisch,  und 
es  stehe  zu  befürchten,  dafs  jene  auch  fernerhin  von  diesen  in  ihrer  Ent- 
wickelung  beeinträchtigt  werden  würden. 

Die  Majorität  des  Reichstages  indessen,  wiewohl  sie  eigentlich  der 
Tollen  Kassenfreiheit  zugeneigt  war,  und,  wenn  res  integra  vorhanden  ge- 
wesen wäre,  sich  wohl  kaum  zur  Einführung  des  Zwanges  verstanden 
haben  würde,  erklärte  sich  schliefslich  unter  den  bestehenden  Verhältniesen 
mit  den  Vorschlägen  der  Regierung  einverstanden.  Namentlich  die  Freunde 
der  Gewerk vereine,  theoretisch  Gegner  des  Zwanges,  liefsen  zuletzt  ihre 
Opposition  fallen^  da  sie  vielleicht  von  demselben  eine  indirekte  Förderung 
der  freien  Kassen  erwarteten,  jedenfalls  aber  durch  das  Normativgesetz 
endlich  eine  gesicherte  rechtliche  Basis  zu  erlangen  ho^Tten. 

IIL  Allerdings  hatte  die  Regierung  ursprünglich  gerade  denjenigen 
Kassen,  welche  mit  Gewerkvereinen  und  überhaupt  mit  anderen  dem  eigent- 
lichen Kassenz wecke  fremden  Vereinigungen  in  Zusammenhang  ständen, 
die  Rechte  einer  eingeschriebenen  Hilfflkasee  versagen  wollen,  da  man 
keine  ßtarkuog  solcher  Organisationen  dulden  dürfe,  deren  Tendenzen  mög- 
licherweise staatsgefährlich  werden  könnten, 

Indessen  fand  ein  dahin  zielender  Passus  des  Entwurfs  bereits  in 
der  Kommission  nicht  einen  einzigen  Verteidiger.  Vielmehr  wurde  der 
innere  Zusammenhang  zwischen  dem  Hilfskasseuwesen  und  dem  gewerb- 
liehen  Vereinsieben  nach  seiner  hiatoriechen  Bedeutung  und  in  seiner 
praktischen  Wichtigkeit  für  die  Entwiokelung  sowohl  von  Unterst titzun gs- 
ksssen  als  auch  sozialer  Organisatiouen  allgemein  gewürdigt  und  auch 
fernerhin  für  wünschenswert  erachtet.  Andererseits  wurde  aber  auch  die 
Notwendigkeit  nicht  verkannt,  einer  etwaigen  mifs bräuchlichen  Beein- 
flussung oder  gar  Terrorisieruog  der  einzelnen  Kassenmitglieder  vorzubeugen, 
und,  ohne  die  Koalitionsfreiheit  anzutasten,  doch  die  erzwungene  Teil- 
nahme an  irgendwelchen  Agitationen  zu  verhüten. 

Einen  Ausweg  aus  diesen  Schwierigkeiten  glaubte  man  nun  darin  za 
finden,  dafs  man  Vereine  „als  Voraussetzung,  aber  nicht  als  Bedingung 
von  Hilfskassen"  zuliefs.     Es  sollten  also  Vereine  oder  Geselisohaften  für 
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ihre  Mitglieder,  und  nur  für  diese,  EasseD  gründen,  aber  nicht  Eassenmit- 
glieder  durch  Majoritätsbeschlufs  einem  Vereine  einverleibt  und  in  ihren 
materiellen  Rechtsverhältnissen  und  Ansprüchen  nachträglich  von  der  Be- 
tdligung  an  einem  Vereine  abhängig  gemacht,  oder  überhaupt  zu  irgend 
welchen  dem  Eassenzwecke  fremden  Handlungen  oder  Unterlassungen  ver- 
pflichtet werden  dürfen.  Femer  sollten  wegen  Austrittes  oder  Ausschlusses 
aas  dem  zugehörigen  Vereine  nur  solche  Mitglieder  auch  von  der  Easse 
ansgeflchlossen  werden  dürfen,  welche  noch  nicht  zwei  Jahre  derselben 
angehört  hätten,  und  auch  diese  wenigstens  Ersatz  des  etwa  von  ihnen 
bezahlten  Eintrittsgeldes  zu  beanspruchen  haben.  Endlich  schrieb  man 
im  Hinblick  auf  das  bei  den  englischen  trade-unions  herrschende  System 
der  ^Kasseneinheit",  wonach  alle  Einnahmen  zu  einem  einzigen  Fond 
fliefsen,  aus  welchem  die  verschiedenen  Ausgaben  bestritten  werden ,  so 
dafs  auch  Erankenhilfsgelder  zu  Strikezwecken  Verwendung  finden  kön- 
nen, f&r  die  eingeschriebenen  Hilfskassen  vollkommene  Trennung  der  Buch- 
and  Eassenfühmng  und  gesonderte  Aufbewahrung  der  Eassenbestände  vor, 
and  verbot  ausdrücklich,  für  andere,  als  die  statutenmäfsigen  Unterstützungs- 
iweoke  von  den  Mitgliedern  Beiträge  zu  erheben  oder  aus  dem  Eassen- 
vermögen  Mittel  zu  entnehmen. 

rV.  Alle  diese  Bestimmungen  waren  eigentlich  nur  auf  den  Spezial- 
&11  der  Verbindung  von  Hilfskasse  und  Gewerkverein  berechnet.  Sie 
fanden  jedoch  ihre  Rechtfertigung  auch  unter  dem  allgemeineren  Gesichts- 
pankte,  dafs  die  Leistungsfähigkeit  derEassen  möglichst  sicher  zu  stellen 
sei.  Dieser  Gedanke  laust  sich  überhaupt  als  Grundprinzip  des  ganzen 
Gesetzes  und  Quelle  der  meisten  einzelnen  Normative  ansehen.  Soweit 
die  letzteren  sich  auf  die  ökonomischen  Easseneinrichtungen  beziehen, 
zeigen  sie  eine  gewisse  Latitüde  und  fixieren  nur  die  Grenzen,  innerhalb 
deren  der  individuellen  Ausgestaltung  freier  Spielraum  verbleiben  soll. 

Insbesondere  stellt  das  Gesetz  für  die  Höhe  und  Dauer  der  zu  ge- 
währenden Unterstützungen  bestimmte  Maximal-  und  Minimalsätze  auf. 
Der  Entwurf  verlangte  für  jeden  Erankheitstag  bis  auf  die  Dauer  von 
26  Wochen  mindestens  die  Hälfte  des  von  dem  erkrankten  Mitgliede  im 
letzten  Monate  durchschnittlich  verdienten  täglichen  Arbeitslohnes,  und 
m  Sterbefallen  den  vollen  Lohn  für  21  Tage.  Als  Höchstbetrag  wollte 
er  das  Doppelte  der  gedachten  Höhe  und  Dauer  gewähren.  Die  endgil- 
tigen  Vorschriften  des  Gesetzes  haben  das  Minimum  noch  erniedrigt,  aber 
das  Maximum  auf  das  Fünffache  des  Minimum  erhöht.  Und  zwar  wird 
die  im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  auf  mindestens  13  Wochen  auszudeh- 
nende Unterstützung  nicht  nach  dem  jedesmaligen  Arbeitsverdienste  des 
einzelnen  Mitgliedes,  sondern  nach  dem  ortsüblichen  Durchschnittslohn 
gewöhnlicher  Tagearbeiter  bemessen,  und  soll  mindestens  für  Männer  die 
Hälfte,  für  Frauen  ein  Drittel  dieses  Betrages  erreichen.  Statt  jeder  an- 
dern Hilfe  genügt  aber  auch  Unterbringung  in  einer  Erankenanstalt. 
Arztliche  Behandlung  und  Arzneien  können  bis  zu  zwei  Dritteln  auf  das 
Krankengeld  angerechnet  werden.  Die  Gewährung  von  Brillen,  Bruch- 
bändern, Erücken  u.  dgl.  ist  gestattet.  Familienangehörigen  soll  eventuell 
auch  ärztliche  Behandlung,    aber    keine    Geldunterstützung  zu  Teil  wer- 
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deD  dürfen.  Bas  Sterbegeld  ist  im  Höchstbütrage  aiif  das  Zehnfache  de$ 
Wöchentlichen  KraakeDgeldeB  fettige  setzt. 

Der  rechtliüh  imveräuffterliche  Anspruch  auf  die  gedachten  Unter- 
stützungen wird  durch  den  mittels  schrifÜit^heT  Erklärung  zu  vollziehen- 
den Beitritt  begründet  Er  darf  nur  in  den  vom  Statut  vorgesehenen 
Fällen  (Simulation,  aaumiger  Zalüung)  versagt,  auch  für  die  erste  Kranke 
heitswüche  suspendiert,  jedoch  nicht  für  bestimmte  Krankheiten  oder  den 
Faü  eigenen  Verschuldens  ausgeschlossen  werden.  Inwieweit  es  gestattet 
sein  sollte  t  ihn  ^nm  Schuts;  der  Kasse  gegen  Ausbeutung,  und  um  eine 
Fondansammlutig  zu  ermöglichen ,  für  die  ente  Zeit  nach  dem  Beitritt 
zur  Kasse  hinauszuschieben,  erschien  zweifelhaft.  Die  Anordnung  einer 
solchen  „Karenzfrist*'  wurde  teils  befurworUt,  teils  verworfen.  Man  ent- 
schied sich  dahin,  sie  gesetzlieh  weder  zu  fortlem,  noch  zu  verbieten, 
sondern  in  einer  Maximaldauer  von  13  Wochen  zu  gestatten.  Man  fügt-e 
aber  die  Malsgabe  hinzu ,  dafs  die  mit  Ablaui*  der  Karenzzeit  erworbene 
UnterstUtzungaberechtigung  für  eine  gleich  lange  Zeit  nach  Beendigung 
der  Mitgliedschaft  durch  Austritt  oder  Ausachlufs  fortdauern  solle. 

Innerhalb  dieses  Rahmens^  der  gleicherweise  dem  Kassenzwecke  nicht 
genügenden  wie  über  denselben  hinausgehende  Unterstiitzungen  aus* 
sohliefaen  wollte,  blieb  die  weitere  Festsetzung  der  Voraussetzungen,  der 
Art  und  des  Umfangs  der  Kassenleistungen  den  einzelnen  Statuten  vor- 
behalten. Noch  gröfsere  Freiheit  lies  man  denselben  hinsichtlich  der 
Normierung  der  Mitgliederbeiträge,  und  begnügte  sich  mit  der  Vorsclirift, 
doTs  die  letzteren ,  ebenso  wie  die  Unterstützungen ,  für  aDe  nach  glei- 
chen Orundsützen  zu  bemessen  seien,  jedoch  nach  Geschlecht,  Gesundheit, 
Alter,  Beruf  verschieden  oder  in  klassen weiser  Abstufung  festgesetzt  wer- 
den dürften.  Auch  die  Erhebung  eines  Eintrittsgeldes  in  beliebiger  Höhe 
wurde  gestattet. 

Bei  dem  Mangel  einer  haltbaren  mathematischen  Grundlage  und  dem 
steten  Wechsel  des  Personalbestandes  der  meisten  Unterstützungskassen 
erschien  eine  genauere  Festsetzung  bestimmter  Beitragssätze  unthxmlicb. 
Vielmehr  glaubte  man  gerade  auf  eine  gewisse  Beweglichkeit  derselben 
Bedacht  nehmen  zu  müssen ,  um  eine  Anpassung  an  die  veränderlichen 
Bedürfnisse  zu  ermöglichen.  Man  verordnete  daher  für  alle  eingeschrie- 
benen Hilfskassen  eine  von  5  zu  5  Jahren  durch  einen  unbeteiligten 
Sachverständigen  vorzunehmende,  demnächst  zu  veröffentlichende  Ab- 
schätÄiing  der  wahrscheinlichen  Höhe  der  Verptliohtungen  und  korrespon- 
dierenden Einnahmen  der  Kasse.  Falls  sich  hierbei  zwischen  beiden  ein 
Mifsverhältnis  ergeben  würde,  so  sollte  es  in  Ermangelung  ausreichender 
Reserven  entweder  durch  Herabmindenmg  der  Unterstützungen  oder  durch 
eine  entsprechende  Steigerung  der  Beiträge  für  die  näohsten  Jahre  wie- 
der ausgeglichen  werden. 

Gegen  die  Zulässigkeit  solcher  nachträglicher  Abänderungen  erhob 
sich  allerdings  das  Bedenken,  dafs  dadurch  anscheinend  einzelne  Kassen - 
mitglieder  in  ihren  wohlerworbenen  Ansprüchen  verkürzt  bezw.  ohne 
entsprechende  Gewährung  gröfserer  Hechte  zu  vermehrten  Leistungen 
herangezogen  werden  würden,  Schon  die  Motive  bezeichneten  dies  jedoch 
als  eine  nur  scheinbare  Ungereclitigkeit.     Das  Verhältnis  eines  Mitgliedes 
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BOT  Krankenkasse  sei  nach  der  wahren  Natur  der  Sache,  wie  auch  ge- 
meiniglich nach  der  Intention  des  Beitretenden  nur  eine  ^^Yersicherung 
anf  ZeiV*.  Da  die  Krankheitsgefahr  sich  immer  wieder  erneuere^  so  lasse 
sieh  bei  Krankenkassen  eine  viel  engere  Beziehung  zwischen  den  einzel- 
nen Beitragsraten  und  dem  korrespondierenden  Unterstützungsanspruch  her- 
stellen,  als  etwa  bei  Versicherungen  auf  den  Todesfall  oder  gegen  Inva- 
lidität. Die  Einzahlungen  für  einen  bestimmten  Zeitabschnitt  gewähr- 
leisteten eben  auch  nur  für  diese  begrenzte  Dauer  die  ünterstützungs- 
berechtigung  als  Äquivalent.  Für  jede  folgende  Periode  könnten  daher 
in  Ansehung  der  neu  beginnenden  Yersicherung  auch  wieder  veränderte 
Anforderungen  und  Bedingungen  gestellt  werden.  Aus  demselben  Ge- 
lichtepunkte nahm  man  auch  davon  Abstand,  irgend  eine  Abfindung  für 
austretende  Mitglieder  zu  normieren,  welche  lange  Zeit  zur  Kasse  gezahlt, 
währenddem  aber  nur  geringe  oder  gar  keine  Unterstützungen  in  An- 
ipruch  genommen  hätten.  Mit  Ablauf  jeder  Yersicherungsperiode  seien 
eben  Kasse  und  Mitglied  quitt,  und  die  Beiträge  des  letzteren  verfal- 
len, gleichviel,  ob  es  dafür  thatsächliche  Leistungen,  oder  nur  die  Sicher- 
heit eingetauscht,  im  Bedür^sÜEdle  auf  solche  rechnen  zu  können. 

Inunerhin  war  nicht  zu  verkennen,  dafs  für  den  einzelnen  eine 
Härte  darin  liegen  könnte,  lediglich  oder  doch  überwiegend  zu  Gun- 
iten  anderer  Aufwendungen  zu  machen.  Man  sprach  von  dem  alea- 
torischen* Charakter,  sogar  von  einem  „Prozentteil  Kommunismus",  der 
hier,  wie  in  allem  Versicherungswesen,  sich  nicht  eliminieren  lasse.  In- 
dessen erhoffte  man  eine  Ausgleichung  durch  das  persönliche  Yerhältnis 
der  Mitglieder.  Man  dachte  sich  die  Beziehungen  derselben  keineswegs 
lediglich  von  dem  „privatrechtlichen  Egoismus''  zweier  Geschäftskontra- 
henten beherscht,  vielmehr  wurzelnd  in  einer  eben  zu  gegenseitiger  Hilfe 
und  Aufopferung  verbundenen  Gemeinschaft. 

Y.  In  Konsequenz  dieser  Anschauung  wnrde  auch  den  Bestimmun- 
gen über  die  innere  Kassenorganisation  das  Prinzip  genossenschaftlicher 
Selbstverwaltung  zu  Grunde  gelegt.  Ihr  eigentliches  Organ  ist  die  Ge- 
neralversammlung aller  grofsjährigen  Mitglieder,  bezw.  bei  umfassenderen 
Kassen  ihrer  erwählten  Abgeordneten.  Sie  beschliefst  über  die  wichtigen 
Ka^senangelegenheiten,  insbesondere  Statutenänderung  und  Auflösung  der 
Kasse.  Sie  wählt  den  zur  Vertretung  nach  auTsen  und  zur  Geschäfts- 
leitung berufenen  Vorstand  \md  im  Bedürfioisfalle  einen  denselben  kon- 
trolieninden  Ausschufs. 

Diese  Selbstverwaltung  wird  jedoch  einmal  für  den  Fall  einer  frei- 
willigen oder  erzwungenen  Beitragsleistung  der  Arbeitgeber  dadurch  ein- 
geschränkt, dafs  solche  Arbeitgeber  Stimmberechtigung  in  der  General- 
Tersammlung  und  Vertretung  im  Vorstand  nach  dem  Mafse  ihrer  Zu- 
schüsse, nur  nicht  über  ein  Drittel  aller  Stimmen  hinaus,  zu  beanspruchen 
haben. 

Aufserdem  ist  eine  umfassende  Einwirkung  seitens  des  Staates,  teils 
durch  die  eigentliche  Aufsichtsbehörde  (in  Preufsen  regelmäfsig  den  Oe- 
meindevorstand),  teils  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  (die  könig- 
liche Bezirksregierung)  vorgesehen.  Letztere  befindet  nach  Prüfung  des 
Statuts,  welches  bezüglich  aller  wesentlichun  Punkte  dem  Normativgesetz 
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üotspre€hend6  Bestimmungeu  treffen  mufs,  über  die  ZtilasauDg  als  ßinge« 
t^chriebenu  Eilfskasse.  fibeoso  mitricheidat  sio  über  StatuteoaDderoiigen. 
Eodlidi  darf  sie  sogar  unter  gewiesen  gesetÄlichen  Voraussetz iingeii  die 
Schlierejung  einer  Kasse  bewirke».  Gegen  ihre  Malsregeln  ist  R^^kurs  au 
die  nach stYorge setzte   Behörde  zuläitsig. 

Die  eigentliche  Aufsichtsbehörde  hat  über  die  Befolgung  der  gesetz- 
Ueheu  Vorschriften  zu  wachen  und  rveotuoll  die  Kassenorgane,  für  welche 
dtineben  eine  krirainal rechtliche  Verantwortlichkeit  besteht,  durch  (»rdnungs- 
strafeu  zur  Pfliühterfdllung  anzuhalten.  Ihr  sind  die  aus^esehiedeneo  Mit- 
glieder auÄUzeigen,  und  jederzeit  die  Kassenbiieher  zur  Einsicht  zu  veratat- 
ten,  Sie  darf,  falls  der  Kassen  vorstand  seine  diesfiülige  Pflicht  verabsäumt, 
Generalversammlungen  einberufen,  auch  die  etwaige  Liquidation  der  Kassen 
durch  beauftragte   Personen   betreiben, 

VI.  Hiermit  pind  im  wesentlichen  die  Normativbestimmungeu  wieder- 
gegebeu,  soweit  aie  sich  auauahmslos  auf  alle  Hilfskaitsen  beziehen.  Nur 
ist  noch  hervorzuheben ,  dafs  sowohl  die  Gründung  grofser  nationaler 
Kassen  mit  vielen  örtlichen  Verwaltungsstollen,  als  auch  die  freiwillige 
Vereiuigutig  mehrerer  Kast^en  zu  einem  gemeinsamen  Verbände  behufs 
gegenseitiger  Aushilfe  zugelassen  ist.  Im  übrigen  greifen  bezüglich  der 
Gliederung  und  derSpezialverhaUniJit.se  der  einzelnen  Kassen  die  Vorschrif- 
ten des  abgeänderten  Titels  VIH  der  Gewerbeordnung  vielfach  in  das 
Hilfskaasengesotz  hinüber. 

Ihnen  zufolge  ist  die  Eri'ichtung  einer  Hilfskasse  statthaft:  entweder 
aus  der  Initiative  der  beteiligten  Kreise,  oder  im  Anschluf»  an  eine  be- 
stehende Korporütion^  oder  seitens  eiut^s  einicelnen  Fabrik-  oder  Gutsbe- 
sitzers, endlich  auf  Anordnung  der  Gemeindebehörde  bezw.  eines  gröfseren 
Kommunal  Verbandes,  dagegen  nicht  mehr  durch  direkte  Einwirkung  der 
höheren  Verwaltungsbehörden. 

W&fi  nun  die  drei  erateu,  von  nicht  amtlicher  Seite  ausgehenden 
KasBoa  anlangt,  so  steht  es  denselben  frei,  sich  unter  das  Normativgesetz 
zu  stellen  und  damit  die  Qualität  juristischer  Personen  zu  erwerben,  oder 
ohne  Korporutionsrechte  aber  auch  ohne  staatliche  Beaufsichtigung,  höch- 
stena  zur  Einreichung  statistischer  Übersichten  verpflichtet,  sogenannte 
,, wilde  Kassen'*  zu  bleiben.  Auch  sind  sie  nicht  avif  den  Kreis  gewerb- 
licher Arbeiter  beschränkt,  sondern  können  Personen  jeden  Berufes  um- 
fasBen. 

Ortsatatutarisoh  von  Gemeinde  wegen  sollen  hingegen  nur  filt  Ge- 
sellen, Üehilfeu  und  Eabrikar heiter  (zu  denen  auch  die  im  Bergbau  be- 
schäftigten gerechnet  werden),  jedoch  nicht  für  Lehrlinge,  ferner  lediglich 
in  Gemalsheit  des  Normativgesetzes,  also  eingeschriebene  Krankenkaaaeü» 
nach  Anliörung  der  Beteiligten  zwangsweise  errichtet  werden  dürfen. 
Der  Beitritt  zu  solchen  Kassen  kann  fiir  die  gedachten  Arbeiter  vom 
17.  Lebensjahre  ab  angeordnet  und  dadui-ch  erzwungen  werdeD^  dafa  der 
Arbeitgeber  seine  boitrittspflichtigen  Arbeiter  bei  der  Kasse  anzumeldett 
hat,  und  dafs  im  Versuumnisfalle  sowohl  Arbeitgeber  wie  Arbeiter  für 
diejenigen  Zahlungen ,  welrhe  letzterer  bei  rechtzeitigem  Eintritt  hätte 
eutrichtini  müssen,  auf  die  Dauer  eines  Jahres  der  Kasse  gleich  einem 
Mitgliede  verhaftet  bleiben,  während  der  Unterstützungsanspruch  erst  mit 
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dem  wirklichen  Beitritt  beginnt.  Ferner  können  in  solchen  Kassen  die 
fälligen  Beiträge  der  Arbeiter  bis  zur  Hälfte  ihres  verdienten  Lohnes  vor- 
schnfsweise  Tom  Arbeitgeber  eingezogen,  Znschüsse  bis  zur  halben  Höhe 
der  Arbeiterbeiträge  für  Fabrikinhaber,  jedoch  nicht  mehr  für  Handwerks- 
meister angeordnet,  endlich  rückständige  Zahlungen,  sowohl  von  Mitglie- 
dern als  von  Arbeitgebern,  vorbehaltlich  gerichtlicher  Entscheidung,  im 
Yerwaltongswege  beigetrieben  werden.  Dem  Vorstände  der  Gemeinde  bezw. 
de«  gröfseren  Kommunal  verbau  des  sind  gegenüber  den  von  ihm  in's  Leben 
gerufenen  Zwangskassen  noch  weitergehende  Befugnisse  eingeräumt,  als 
der  Aufsichtsbehörde  der  übrigen  eingeschriebenen  Kassen. 

Aach  diese  Bestimmungen  über  die  Zwangskassen  waren  Gegenstand 
lebhafter  Diskussionen  im  Reichstage  gewesen.  Die  socialdemokratischen 
Abgeordneten  protestierten  gegen  jede  Einmischung  der  kommunalen  Be- 
hörden, in  denen  nur  die  Interessen  der  Arbeitgeber  vertreten  wären. 
Fast  allgemein  wurden  gegen  die  Beteiligung  der  Arbeitgeber,  namentlich 
der  Fabrikinhaber,  Bedenken  erhoben.  Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs 
die  Zuschüsse  derselben  gewissermafsen  einen  Schutzzoll  für  die  Zwangs- 
kassen  enthielten,  welcher  die  formale  Gleichberechtigung  der  freien  Kassen 
thatsächlich  beseitige.  Andererseits  wären  die  Zuschüsse  für  den  Bestand 
und  die  Leistungsfähigkeit  der  Zwangskassen  keineswegs  unentbehrlich,  da 
sie  überhaupt  nur  scheinbar  eine  Zuwendung  aus  dem  eigenen  Vermögen 
der  Arbeitgeber  darstellten.  Denn  eigentlich  müsse  ein  wirtschaftlich 
lichüg  normierter  Arbeitslohn  die  volle  Versicherungsprämie  in  sich  be- 
greifen. Lege  man  nun  die  teilweise  Zahlung  derselben  dem  Arbeitgeber 
anfy  weil  sie  der  Arbeiter  angeblich  nicht  aufbringen  könne,  so  verschleiere 
man  nur  die  vorhandene  Unzulänglichkeit  des  Lohnes  durch  einen  an- 
scheinenden Humanitätsakt.  Aus  letzterem  leite  man  sodann  Rechte  für 
die  Arbeitgeber  ab,  welche  einerseits  die  Übermacht  desselben  über  seine 
Arbeiter  unbillig  zu  vermehren,  andererseits  notwendig  Konflikte  zwischen 
ihnen  herbeizuführen  drohten.  Eben  deshalb  herrsche  beiderseits  die 
gröfste  Abneigung  gegen  diese  MaTsregel.  Endlich  würden  diejenigen 
Fabrikanten,  welche  man  zu  Beiträgen  heranzöge,  sich  in  der  Konkurrenz 
mit  den  Beitragsfreien  benachteiligt  sehen. 

Hiergegen  brachten  die  Verteidiger  des  Regierungsentwurfes  zwar 
nur  schwache  und  in  sich  widerspruchsvolle  Argumente  vor:  So  machten 
sie  einerseits  geltend,  dafs  die  Zwangskasse,  weiche  bedingungslos  auch 
alte  und  kranke  Personen  aufnehmen  müsse,  ohne  die  Arbeitgeberzu- 
schüsse in  ihrer  Solvenz  gefährdet  sei ;  während  sie  auf  der  andern  Seite 
wieder  behaupteten,  die  Zuschüsse  wären  im  Verhältnis  zum  Gesamtbetrag 
des  Lohnes  zu  unbedeutend,  um  die  Lohnregulierung  irgendwie  fühlbar 
beeinflussen  zu  können.  Sie  leugneten,  dafs  die  Fabrikkassen  die  Frei- 
zügigkeit beeinträchtigten,  betonten  aber  gleichzeitig  das  legale  Interesse 
des  Arbeitgebers,  die  Arbeiter  an  seine  Fabrik  zu  fesseln.  Und  wenn  sie 
die  Zuschüsse  gleichsam  als  einen  pflichtmäfsigen  Ersatz  für  die  Aus- 
nutzung der  Arbeitskraft  durch  die  Fabrikanten,  als  humane  Fürsorge  der 
letzteren  für  das  Wohl  der  Arbeiter  hinstellten,  so  blieben  sie  die  Ant- 
wort auf  die  Frage  schuldig,    inwiefern  ein  Humanitätsakt,  die  Erfüllung 
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einer  tnoTaUsoheu  Verbindlichkeit  ein  Beoht  auf  Teilnahme  an  der  Kassen- 
Verwaltung  begründen   könne. 

Niühtsdesto weniger  gelang  es  der  Regierung  auch  hier,  ihrem  Ent- 
würfe »chliefslich  die  Zustimmung  des  Beiohstages  zu  verschaffen* 

Endlich  wurden  noch  zwecks  Regulierung  des  Übergangszustandes  bis 
zur  vollständigen  Durchführung  der  neuen  Oe<jet«e  folgende  Bestimmungen 
getroffen:  Den  neuen  eingeschriebenen  Kassen  sollten  einstweilen  sowohl 
die  alten  Zwangskassen,  als  auch  die  legalen,  behördlich  genehmigten 
&eien  Kassen  ebenbürtig  sein,  namentlich  sollte  also  auch  die  Zugehörig- 
keit zu  letzteren  noch  fernerhin  vom  ßeitnttszwang  entbinden.  Je- 
doch sollten  sie  bei  Verlust  dieser  Rechte  gehalten  sein,  bis  zum  Ablaufe 
des  Jahres  1884  sich  eben^ls  unter  das  Normativgesetz  zu  stellen  bezw. 
ihre  Zulassung  als  eingeschriebene  Hilfskassen  zu  bewirken. 

3.     Das  ueuo  Ortaütatut  und  die  eingeschriebcnori  Hilf&kai»i»eu. 

I.  unter  dem  Einflüsse  dieser  Gesetzgebung  trat  nun  die  Entwioko- 
lung  des  Breslauer  Hilfskassen wesens  in  ein  neues  Stadium,  welches  gegen- 
wärtig seinen  AbscbluTs  noch  nicht  gefunden  hat  Auch  in  diesem  spielt 
bemerkenswerter  Weise  die  freiwillige  Initiative  der  interessierten  Kreise 
keine  hervorragende  Rolle.  Zunächst  hatten  sich  allerdings  die  zu  ge- 
werblichen Arbeitervereinen  zugehörigen  Kassen  auf  Grund  der  neuen 
Privilegien  eines  gewissen  Aufschwungs  zu  erfreuen.  Indes  hielt  sich  die 
Beteiligung  bei  diesen  Kassen  doch  immer  nur  in  sehr  bescheidenen  Gren- 
zen. Die  Summe  der  Mitglieder  sämtlicher  in  Breslau  gegründeten  zehn 
Filialen  deutscher  (Hirsch  -  Dun cker's eher)  Gewerkvereine  hat  zu  keiner 
Zeit  die  Zahl  500  erheblich  überschritten.  Bedeutender  war  die,  Kahlen- 
mäfsig  nicht  festgestellte  Stärke  der  Zweigvereine  anderer,  insbesondere 
der  sozialistischen  Gewerkschaften,  von  denen  jedoch  viele  bereits  1878 
auf  Grund  des  Sozialistengesetzes  wieder  unterdrückt  wurden-  Alle  dies© 
Filialen  waren  als  eingeschriebene  Kassen,  jedoch  nicht  in  Breslau,  son- 
dern bei  der  Verwaltungsbehörde  ihrer  Vororte  zugelassen.  In  Breslau 
haben  bisher  überhaupt  nur  6  freie  Kassen  ihre  Eintragung  bewirkt,  und 
zwar  die  älteste,  seither  zu  relativ  grofster  Bedeutung  gelaugte  erst  am 
18.  April  1878,  also  volle  zwei  Jahre  nach  Erlal's  des  Normativgesetzes, 
die  übrigen  erst  viel  später*  Alle  zusammen  haben  gegenwärtig  einen 
Personalbestand  von  noch  nicht  1500  Mitgliedern  aufzuweisen. 

In  ganz  anderem  Mafse  entfaltete  sich  das  Zwangskasseuwesen  unter 
der  energischen  Einwirkung  der  Breslauer  Gemeindebehörde.  Zwar  stand 
dieselbe,  wie  aus  den  oben  mitgeteilten  Berichten  erhellt,  der  freien  Kassen- 
bildung  durchaus  sympathisch  gegenüber.  Ohne  jedoch  einer  solchen  vor- 
greifen, geschweige  Hindernisse  bereiten  zu  wollen,  glaubte  sie  sich  doch 
nach  Lage  der  bestehenden  Verhältnisse  verpflichtet,  die  Reform  und  den 
Ausbau  des  Kassenwesens,  die  man  bisher  im  Hinblick  auf  die  bevor- 
stehende Gesetzgebung  vertagt,  nunmehr  in  Anlehnung  an  diese  selbst- 
thätig  in  die  Hand  zu  nehmen.  Als  Grundlage  der  beabsichtigten  Mafs- 
rcgeln  empfahl  sich  der  Erlafs  eines  neuen  Ortsstatuts  an  stelle  des 
früheren  in  seinen  Bestimmungen  teils  veralteten  teils  unzulänglichen  von 
1855.      Binnen    wenigen    Monaten    wurde    ein    aus    den    Beratungen    dos 
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Magirtjmto  and  der  Gewerbedeputation  hervorgegangener,  ausführlich  moti- 
Tierier  Entwurf  der  StadtrerordnetenTersammlong  vorgelegt,  welcher  in 
knapper  Fassong  die  dnroh  die  Hilfekansengesetae  in  das  Ermessen  der 
Gemeindebehörden  gestellten  Vorschriften  wiederholte. 

Derselbe  besog  sich  mit  seinen  absoluten  Yorsohriften  auch  auf  die 
bestehenden  städtischen  Zwangskassen,  welche  jedoch  im  übrigen  in  ihrer 
bisherigen  Einrichtung,  insbesondere  auch  unter  Belassung  der  Meister- 
nsohnsse  bis  Ende  1884  fortbestehen  sollten.  Andererseits  üSsie  er  sur 
Srgänsnng  der  vorhandenen  die  Bildung  neuer,  eingeschriebener  Hilfs- 
kissiin  in's  Auge.  Und  swar  plante  er  prinzipiell  Errichtung  einer  be- 
sonderen  Kasse  f&r  jedes  Handwerk  und  jede  Fabrik,  daneben  auf  den 
Fall  einer  ungenügenden  Anzahl  von  Teilnehmern  auch  Vereinigung  ver- 
schiedener Handwerke  oder  Fabriken  zu  einer  gemeinsamen  Kasse,  bezw. 
Verschmelzung  mehrerer  Kassen  zu  einem  gemeinsamen  Verbände,  nach 
dem  Ermessen  des  Magistrats,  „eventuell  auch  gegen  den  Willen  der  Be- 
teiligten''. Dieser  letztgedachte  Passus  kam  jedoch  in  Wegfall,  da  er 
von  dem  Provinzialrat,  dessen  Genehmigung  demnächst  einzuholen  war, 
als  ungesetzlich  beanstandet,  und  auch  von  dem  Minister,  an  den  der 
Magiatrat  sich  beschwerdeführend  wandte,  für  bedenklich  erachtet  wurde. 
Andererseits  fügte  die  Stadtverordnetenversammlung  noch  einen  Para- 
graphen hinzu,  welcher,  über  den  Wortlaut  des  Hilfiskassengesetzes  hinaus, 
die  Gemeindebehörde  ermächtigte,  durch  einen  widerruflichen  Beschluls 
auch  die  Angehörigen  legaler  Kassen  mit  noch  weitergehenden  Zwecken 
und  Leistungen  als  die  der  Eingeschriebenen  von  der  Beitrittspflicht  zu 
den  Zwangskassen  zu  entbinden.  Im  übrigen  gelangte  der  Entwurf  fast 
anverändert,  jedoch  in  Folge  der  durch  den  Schriftwechsel  über  die  Monita 
des  Provinzialrates  erwachsenen  Verzögerung  erst  am  27.  Februar  1879 
zur  Publikation. 

II.  Nunmehr  schritt  man  zur  Aufstellung  und  Vereinbarung  einzel- 
ner Kassenstatuten,  wobei  man  in  der  Kegel  einen  im  Ministerium  aus- 
gearbeiteten und  mit  erläuternden  Anmerkungen  versehenen  Musterent- 
wurf zu  Grunde  legte.  Folgende  Vorschriften,  die  in  die  meisten  Statuten 
übergegangen,  dürften  besondere  Erwähnung  verdienen. 

Der  AusschluDs  aus  der  Kasse  darf  in  gewissen  Fällen  erfolgen,  so 
wegen  schlechten  Lebenswandels,  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte, 
insbesondere  auch  wegen  Überversicherung,  d.  h.  falls  jemand  mehreren 
Kassen  gleichzeitig  angehört,  und  die  Summe  seiner  so  erworbenen  Unter- 
stützungsansprüche den  gesetzlichen  Höchstbetrag  oder  auch  seinen  durch- 
schnittlichen Lohnsatz  übersteigt. 

Ebenso  ist  zeitweilige  Entziehung  der  Unterstützung  gegen  diejenigen 
zulässig,  welche  durch  Simulation  die  Kasse  schädigen,  sidi  der  Kontrolle 
oder  der  Behandlung  des  Kassenarztes  entziehen  oder  während  ihrer  Krank- 
heit ein  mit  dieser  und  den  ärztlichen  Anordnungen  unverträgliches  Ver- 
halten beobachten. 

Die  Zugehörigkeit  zu  den  städtischen  Zwangskassen  ist  für  alle  inner- 
halb des  Gemeindebezirks  beschäftigten  Arbeiter,  auch  wenn  diese  aufser- 
halb  wohnen,  obligatorisch  und  bleibt  es,  bis  sie  entweder  die  Beschäfti- 
gung am  Orte  aufgeben  oder  einen  anderen  nicht  beitragspflichtigen  Beruf 
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orgreifoii  odf-r  in  cioe  Fabrik  ohne  Kae&e  eiDtreteo.  Doch  können  bw  siDh 
iu  Bolohoii  Füllen  «lurch  freiwillige  Forlentnchtung  der  Beiträge,  in  Fabrik- 
kaeecn  natürlich  luklinsive  det*  sod^I  vom  Arbeitgeber  zn  leistenden  Zu- 
Bchusses,  auch  feroerweit  ihre  Rechte  ala  Ka»seumitglieder  erhalten. 

Vorübergehend  Beschaftigungsloaen  köanen  die  Beitrage  eiue  zeillang 
gestundet,  und  demnäehstige  ratenweise  Nachzahlungen    gestattet    worden* 

In  Haftpflicht  fällen,  wo  die  Erkrankung  oder  der  Tod  für  das  Mitglied 
bzw.  dessen  Hinterbliebene  einen  Ersatzanspruch  gegen  dritte  begründet, 
»oll  die  Unterstützung  nur  vorbehaltlich  der  Wiedererstattung  gewährt  wer- 
den, und  die  Kasse  berechtigt  sein,  insoweit  Abtretung  des  Ersatzanspruchs 
zu  vorlangen,  den  sie  dann  allerdings  binnen  einer  bestimmten  Frist  reali- 
sieren oder  zu  rück  zedieren  mufs. 

Dieser  allgemeine  Statuten  iahalt  erhielt  dann  bei  den  einzelnen  Kassen 
noch  seine  individuelle  Färbung  durch  die  mit  den  Beteiligten  zu  verein- 
barenden Detail  bestimmun  gen.  Die  Beiträge  und  Unterstützungssätze  wur- 
den nach  willkürlich  aufgestellten  Skalen,  oder  nach  Lohnprozenton,  oder 
je  nachdem  der  Lohn  eine  bestimmte  Hohe  überstieg  oder  dahinter  zurück- 
blieb, oder  auch  für  verschieden  qualifiisierte  Arbeiter,  oder  für  Männer 
und  Frauen  verschieden  abgestuft,  Oder  es  wurde  neben  obligatorischer 
Mindost-  fakultative  Mehrversicherung  in  gewissen  Grenzen  zugelassen. 
Eine  Karenzfrist  wurde  durchschnittlich  auf  7^ — 8,  die  Unterstützungsdauer 
regelraäfsig  auf  13  Wochen  bemessen.  Etwa  die  Hälfte  der  neu  begrün- 
deten Kassen  gaben  freie  Kur,  fast  ebensoviele  freie  Arznei.  Die  meistijn 
endlich  gewährten  aufser  dem  Kranhenlohn  auch  ein  Begräbnisgeld  und 
zwar  durchschnittlich  ca.  60  Mark. 

IIL  Als  sieh  die  Gemeindebehörde  auf  dieser  Grundlage  dem  Ausbau 
des  Hilfskosscnwesens  zuwandte,  sah  sie  sich  einer  dreifachen  Aufgabe 
gegenüber:  Zuvörderst  war  es  geboten,  zur  Gewinnung  einer  möglichst 
breiten  Basis  die  zahlreichen  Arbeiterkreise,  für  welche  der  Kassenzwang 
bereits  gesetzlich  und  ortsstatutarisch  ausgesprochen  war,  aber  noch  keine 
speziellen  Kassen  bestanden,  durch  Gründung  neuer  eingeschriebener  eben- 
falls heranzuziehen.  Sodann  war  diu  Umwandlung  der  vorhandenen  in 
eingeschriebene  Kassen  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  bis  Ende  18S4 
zu  vollziehen.  Endlich  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  alle  diese  Kassen 
2U  einem  zweckmafsig  gegliederten ,  in  sich  abgeschlossenen  Systeme  zu 
ordnen. 

An  den  ersten  Teil  dieser  Aufgabe  ging  man  alsbald  mit  grofser 
Energie.  Bis  jetzt  sind  neue  eingeschriebene  Hillskassen  bereits  für  einige 
30  gröfsere  Fabriketablissements,  sowie  für  mehrere  nicht  unbedeutende, 
vorher  kassenlose  Zweige  des  Kleingewerbes  (für  Buehbindor,  Brenner, 
Brauer,  Dachdecker,  Fleischer,  Maurer,  auch  eine  Nübterinnen-Kasse)  in's 
Leben  gerufen  worden.  Hierzu  sind  ferner  drei  grofse  subsidiäre  Kassen 
getreten,  bestimmt,  alle  diejenigen  aufzunehmen,  die  nicht  bereits  zu  einer 
anderen  beitrittf^pflichtig  geworden  wären »  und  zwar  eine  für  sämtliche 
GewerbegehiHinnen»  eine  für  Gewerbegehilfen  und  eine  gemeiuschailHch 
für  männliche  und  weibliche  Fabrikarbeiter.  Die  erstgenannte  zählte 
schon    Ende    18B1    über   6000  Teilnehmerinnen.     Endlich   sind   auch    für 
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einige  nicht  eigentlich  gewerbliche  Berufe,  wie  Kutscher,  Kellner,  herr- 
schaftliche Diener  u.  dgl.  besondere  eingeschriebene  Hilfskassen  entstanden. 

Weniger  dringlich  erschien  es,  die  bestehenden  Kassen,  deren  Statuten 
gröCstenteils  erst  vor  kurzem  revidiert  worden  waren,  auch  formell  dem 
Normalgesetz  zu  unterstellen,  dessen  wesentlichsten  Anforderungen  sie 
materiell  meist  bereits  genügten.  Auch  war  noch  nicht  abzusehen,  in- 
wieweit sich  vielleicht  künftig  bei  der  geplanten  Neuregulierung  empfehlen 
würde,  manche  von  ihnen  wegfallen  bzw.  in  anderen  Kassen  aufgehen  zu 
lassen.  Für  die  möglichst  lange  Erhaltung  speziell  der  Gesellenkassen 
sprach  überdies  und  spricht  noch  jetzt  die  Erwägung,  es  würden  mit 
ihrer  Umwandlung  in  eingeschriebene  Hilfskassen  die  Meisterbeiträge  auf- 
hören, und  die  Gesellen  zu  höheren  Leistungen  herangezogen  werden  müs- 
sen. Demgemäfs  wurde  die  Abänderung  der  alten  Zwangskassen  absicht- 
lich vertagt,  und  sind  im  ganzen  erst  4  Fabrik-  und  7  Gesellenkassen  in 
eingeschriebene  verwandelt,  auTserdem  von  letzteren  3  wegen  unzuläng- 
licher Mitgliederzahl  aufgelöst  worden. 

Sonach  findet  sich  gegenwärtig  neben  den  neuen  eingeschriebenen 
Hilfskassen,  deren  Zahl  schon  bis  über  60  gediehen  und  in  beständiger 
Zunahme  begriffen  ist,  noch  ein  Bestand  von  16  Fabrik-  und  37  Gesellen- 
kassen alten  Stiles  vor.  Daraus  ergibt  sich  eine  zeitweilig  allerdings 
etwas  yerworrene  Gemenglage  von  mehr  als  100  Kassen.  Viele  Arbeiter 
sind  bei  mehreren  gleichzeitig  beteiligt.  Andererseits  ist  es  kaum  zu 
kontrollieren,  ob  alle  einer  Kasse  zugewiesenen  Arbeiter  auch  wirklich 
beigetreten  sind  und  regelmäfsig  Beiträge  entrichten.  Indessen  charakte- 
risiert sich  dieser  Zustand  offenbar  als  ein  transi torischer,  welcher  erst 
zu  einem  vereinfachten  und  geklärten  hinüberführen  soll  und  jedenfalls 
zu  keinem  abschlicfsenden  Urteil  über  die  Wirksamkeit  der  Behörden  und 
den  Wert  ihrer  Schöpfungen  berechtigt. 

Anhang. 
Zur  Statistik  der  Breslauer  Hilfskasson. 

Einige  Zahlentabellen  mögen  das  Wachstum  und  die  Leistungen  der 
Broslauer  Hilfskassen  noch  etwas  näher  veranschaulichen.  Die  erste  ist 
der  „Lokalstatistik  der  Stadt  Breslau'' ^)  entnommen,  die  zweite  und  dritte 
aus  den  in  der  „Breslauer  Statistik"  seit  1876  veröffentlichten  Spezial- 
übersichten  ausgezogen  und  zusammengestellt.  Sie  beziehen  sich  lediglich 
auf  die  offiziellen  städtischen  Zwangskassen,  die  der  Aufsicht  der  Ge- 
meindebehörde unterliegen.  Man  darf  sie  nur  mit  Vorsicht  benutzen,  da 
die  genannten  Arbeiten  lediglich  auf  den  ungenauen  und  unvollständigen 
Angaben  der  Kassen  vorstände  selbst  fuXsen. 

L  Tab.  I  illustriert  den  raschen  Aufschwung  der  Kassen  in  den 
ersten  acht  Jahren  nach  Erlafs  des  ersten  Ortsstatuts  von  1855;  Tab.  11 
ihren  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  erreichten  Höhepunkt  und  ihren  von 
da  ab  anscheinend  beginnenden  Niedergang,  der  wohl  auf  die  gleichzeitige 
allgemeine  gewerbliche  Kalamität  zurückzuführen  ist.    (s.  Tab.  auf  S.  122.) 

1)  Die  Betrftge  sind  zwecks  besserer  Vergleichung  in  Mark  amgerechuet ,  auch  teil- 
weise abgerundet. 
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TftbeUe  I. 


1. 

11. 

UI. 

IV. 

V. 

VI. 

VIL 

Jahr 

Kassen 

Mitglieder 

Beitrige 
der 

Zoschftsse 
der 

Summ« 
▼on 

Vermögens- 
bestand 

Arbeiter 

Arbeitgeber 

IV.  und  V. 

1857 

32 

3988  ! 

12957 
38  Q22 

2760 

15717 

12369 

1858 

42 

7556 

5214 

43236 

23439 

1859 

46 

7041 

33  354 

7077 

40431 

31449 

1860 

48 

7614     1 

36774 

7860 

44634 

37281 

1861 

51 

8828 

39  933 

8406 

48339 

35772 

1862 

54 

10237     ' 

48849 

10  152 

59001 

42264 

1863 

54 

10851     , 

57210 

10  716 

67926 

47  151 

1864 

58 

II  579 

66354 

10803 

77157 

49350 

Summe 

— 

67694 

333  453 

62988 

396441 

— 

Durch-  J 
achuitt  1 

— 

8462 

13894 

7872 

49  554 

— 

Tabelle  IL 


1. 

IL 

1          m. 

1 

IV. 

V. 

Jahr 

MitgUeder 

Arbeiterbeitrftge 

Arbeitgeberzuschfisse 

Vermögensbestand 

Hdw. 

Fab. 

Hdw. 

Fab. 

Hdw. 

Fab. 

Hdw. 

Fab. 

1870 

7039 

3702 

35220 

36726 

6789 

1094I 

36069 

24411 

1871 

7051 

4277 

36921 

42273 

6861 

'3  554 

37  497 

24321 

1872 

8159 

4916 

45813 

51480 

7  944 

16476 

47145 

30312 

1873 

8264 

5481 

46956 

56505 

8997 

17904 

58494 

42828 

1874 

8434 

5178 

49380 

53583 

10545 

26850 

68109 

56460 

1875 

8426 

4  397 

56427 

43527 

9762 

19  158 

74427 

85434 

1876 

8548 

3491 

55  794 

34372 

10406 

18  618 

77  979 

92524 

1877 

8023 

3254 

54077 

30910 

10419 

12849 

80212 

95  594 

1878 

7887 

3631 

53913 

33682 

9  102 

13  571 

73804 

90673 

187Q 

7384 

2259 

53841 

30040 

8801 

14327 

72715 

84413 

Durch- ( 
schnitt  i 

7921 

4058 

48834 

41309 

8962 

16424 

— 

Tabelle  UI. 


U. 


lU. 


IV. 


V. 


VI. 


Jahr 


Krankengeld 


I  Hdw. 


1875 
1876 
1877 
1878 
1879 


Durchschnitt 

%  d.  Gesamt- i 

ausgaben    ( 


40TI5 
39530 
41  829 

47275 
42978 


42342 
68 


Fab. 

61766 

43899 
44069 

56585 
51  115 


51487 
92 


Sterbegeld 


Verwaltungs- 1! 
kosten        ji 


Hospital- 
verpflegte 


Hdw. 

9266 
8670 

7764 
8972 
9400 


8816 
14 


Fab. 


Hdw. 


5816  ilii623 
3794  !  13  170 
3  454 


5  122 
3145 


4266 
7 


.    1895 

li  10  996 

1 1  920 

II  921 

18 


Fab.  li  Hdw.     Fab. 


723 
1590(1 
734 
450 
445 


768 


411 
284 

333 
198 

317 


308 


Hospital- 
krankentage 

Hdw.  I  Fab. 


103 
79 
60 

84 
81 


9127 
7277 
8069 
4  280 
6548 


81 


7060 


2652 
1788 

1  691 

2  172 
1663 


1993 


Das  koniiDaierliohe  Anwaohsen  der  Mitglieder 
fangs   geht   es    der  Zunahme   der   Kassen    parallel 


ist  offensichtlich.    An- 
,  jedoch  in  schnellerer 


Natioiuklökonoinische  Oesetsgebung.  123 

Progression.  Es  ist  also  aach  die  dorohschnittliche  Teilnehmerzahl  der 
Kassen  fortdauernd  gestiegen.  Bei  einem  Vergleich  mit  Tab.  11  ist  zu 
berücksichtigen,  dafs  von  1870  ab  die  Zahl  der  Oesellenkassen  (47)  gleich 
geblieben,  während  die  damals  vorhandenen  14  Fabrikkassen  sich  1872 
um  noch  2  und  1873  um  weitere  5  vermehrten.  Femer  ist  zu  beachten, 
dafs  Tab.  I  die  absolute  Mitgliederzahl  angiebt,  d.  h.  die  Summe  aller  derer, 
die  im  Laufe  jeden  Jahres,  wenn  auch  teilweise  nur  vorübergebend, 
einer  Kasse  thatsächlich  angehört  hatten.  Dagegen  die  in  Tab.  II  ent- 
haltenen Zahlen  wollen  die  Summe  der  „im  Jahresdurchschnitt''  den  Kas- 
sen angehörig  gewesenen  Mitglieder  bezeichnen.  Sie  entstanden  durch 
Yerquickung  zweier  Zahlenreihen,  die,  auf  ganz  verschiedene  Weise  ge- 
wonnen, ganz  Verschiedenes  besagen:  Teilweise  liegen  nämlich  die  von 
einzelnen  Kassenvorständen  als  „durchschnittliche"  Mitgliederzahl,  nach 
mehr  oder  minder  willkürlicher  Schätzung  angegebenen  Zahlen  zu  Grunde. 
Anderenteils  hat  das  Statistische  Bureau  eine  eigentümliche  Berechnung 
vorgenommen.  Es  dividierte  mit  dem  statutenmälsigen  jährlichen  Beitrags- 
satz eines  Mitglieds  in  die  festgestellte  Summe  aller  im  Laufe  des  Jahres 
zu  einer  Kasse  eingegangenen  Beiträge.  Natürlich  zeigt  der  so  gefundene 
Quotient  nur  an,  wie  viele  Mitglieder  eine  Kasse  besessen  haben  müfste, 
fiüls  jeder  einzelne  das  ganze  Jahr  hindurch  in  der  Kasse  verblieben 
wäre  und  seinen  Beitrag  regelmäfsig  entrichtet  hätte,  —  eine  rein  fictivo 
Zahl,  die  mit  der  mittleren  Durchschnittszahl  der  Kassenmitglieder  keines- 
wegs identisch  ist  ^).  Man  müfsts  daher  die  in  Tab.  I  u.  11  aufgeföhr- 
ten  Zahlen  zum  Zwecke  ihrer  Vergleichung  erst  nivellieren,  und  zwar  ent- 
weder jene  etwa  um  ^  herabsetzen  oder  diese  um  ^  erhöhen.  Diese  Differenz 
beruht  hauptsächlich  auf  dem  häufigen  Austritt  der  Kassenmitglieder,  der 
wiederum  durch  den  beständigen  Wechsel  der  ab-  und  zuziehenden  Ar- 
beiterbevölkerung veranlafst  ist. 

In  den  Jahren  ihrer  stärksten  Ausdehnung,  1873  und  1874,  hatten 
die  Breslauer  städtischen  Hilfskassen  eine  Gesamtsumme  von  13,000 — 
14,000  Mitgliedern  aufzuweisen.  Nach  den  Ergebnissen  der  Gewerbe- 
aufnahme vom  I.Dezember  1875^)  waren  damals  in  Grofs-  und  Klein- 
betrieben zusammen  25,554  Gehilfen  bzw.  Fabrikarbeiter  beschäftigt,  wo- 
von allerdings  ein  Teil  (so  z.  B.  2694  im  Handelsgewerbe  Beschäftigte) 
dem  Kassenzwang  nicht  unterlag.  Damals  gehörten  also  nur  etwa  zwei 
Drittel  der  kassenpflichtigen  Arbeiterbevölkerung  den  städtischen  Kassen  an. 

Gegenwärtig  dürften  die  alten  Zwangskassen,  deren  Zahl  inzwischen 
auf  53  zurückgegangen,  ungefähr  noch  8000 — 9000  Mitglieder  umfassen. 
Die  neuen  eingeschriebenen  Kassen  wiesen  ultimo  1881  bereits  13,600 
Mitglieder  auf.  Im  Laufe  des  Jahres  1882  sind  noch  10  weitere,  darun- 
ter sehr  umfangreiche,  hinzugetreten.  Zwar  sind  nicht  alle  gewerbliche 
Arbeiterkassen,  andererseits  sind  nicht  wenige  Arbeiter  bei  mehreren  Kas- 
sen Mitglied  und  daher  doppelt  gezählt.  Immerhin  ist  es  nicht  zu  hoch 
gegriffen ,  wenn  man  die  Gesammtzahl  aller  zur  Zeit  in  städtischen  Hilfs- 


1)  Vgl.  Brentano.     Die  Arbeiterversicherung  gemäPs  der  heutigen  Wirtschaftsordnung 
Seite  150  ff. 

2)  Vergl.  Breslauer  Statistik.     IV.  Serie.     IV.  Hlft.     S.  347. 
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kasseu  bofiudliühün  Arböiter  auf  23,000—24,000  schätzt.  Gröfaer  aber  ist 
auch  die  Zahl  der  kaaseu  Pflichtigen  Arbeiter  Breslau'»  kaum  au  zunehmen, 
selbst  wenn  sie  sich  seit  1875  stärker  als  die  BeTÖlkerung  im  Allgemei- 
nen (2,7 '^/q)  yermehrt  haben  sollte. 

U.  Die  Kasseneinnahmen  sind  im  Ganzen  rascher  ange wachsen  als 
die  Zahl  der  Mitglieder.  Die  Anforderungen  an  letsstero  sind  also  immer 
gTÖfser  geworden.  Im  Durchschnitt  der  Jahre  1857 — 1864  war  der  Jah- 
resbeitrag c*  5  Mk.,  der  Zuschufs  der  Arbeitgeber  c.  l  Mk.  pro  Kopf  der 
Arbeiter.  Für  da«  Dezennium  1870 — 1879  liegen  die  Daten  für  Hand- 
werks- und  Fabrikkassen  gesondert  vor,  und  ergeben  einen  durchschnitt- 
lichen Jahreabeitrag  bei  erstereu  von  6  ML,  bei  letzteren  von  10  Mk. 
und  einen  Zusohufs  der  Handwerksmeister  vou  c.  1  Mk.,  der  Fabrikher- 
ren von  0.  4  Mk.  Die  Fabrikkassen  vereinnahmten  sonach  pro  Kopf 
durchschnittlich  noch  einmal  so  viel,  als  die  Gesell enkasseOi  und  es  stellt 
Kich  daher  auch  die  durchschnittliche  jährliche  Gesammteionahme  aller 
Fabrikkassen  mit  57,733  ilk.  fast  genau  so  hoch  wie  diejenige  der  Ge- 
sellenkassen mit  57,796  Mk. ,  obschon  die  letzteren  durchschnittlich  eine 
doppelt  80  grolVe  Mitgliederzahl  aufweisen,  als  jene.  Aus  Tab.  II  Spalte  IV 
erhellt  beiläufig,  dafs  die  Zuiichüsse  der  Fabrikinhaber  niemals  die  volle 
gesetzliche  Höhe  von  50**/^^  der  Arbeiterbeiträge  erreicht  haben.  Aller- 
dings sind  unter  Spalte  III  die  Eintrittsgelder  wahrscheinlich  mitgezählt, 
und  die  Zahlen,  wie  achon  bemerkt,  überhaupt  nicht  ganz  korrekt. 

Nach  der  „Lokalstatislik  der  Stadt  Breslau"  (8.  208  ff.)  betrug  An- 
fangs der  60er  Jahre  der  in  Breslau  ortsübliche  Doxchschnittslohn  für 
Handwerksgesellen  3—4  Thlr.  per  Woche  oder  500 — 600  Mark  jährlich  j 
für  die  in  Fabriken  beschäftigten  Handwerker  etwas  mehr,  für  gew^Öhn- 
licho  Fabrikarbeiter  etwas  weniger.  Die  Beitragsprämie  machte  sonach 
durchschnittlich  etwa  1  ^/^  des  Arbeitereiukommens  aus.  Dies  Verhältnis 
ist  im  wesentlichen  gleich  geblieben ,  da  nach  den  neuesten  Ermitte- 
lungen ^)  als  durchschnittlicher  Lohnsatz  etwa  15  Mk.  wöchentlich  oder 
750  Mk.  jährlich  angenommen  werden  kann,  wovon  eine  durchschnittliche 
Beitragsprämie  von   7 — 8  Mk»  jährlich  wiederum  etwa   1  ^j^  repräsentiert. 

IIL  Die  Kassen  ausgaben  lassen  sich  für  die  Jahre  1857—1864  nur 
indirekt  fostatellen.  Zieht  man  den  Vermögensbestand  des  letzten  Jahres 
mit  49  350  M,  von  der  Gesamteinnahme  aller  Jahre  mit  396  441  M,  ab, 
so  ergiebt  sich  eine  Gesamtausgabe  von  347  091  AI.  oder  durchschnittlich 
43  386  M.  in  jedem  einzelnen  Jahre, 

Für  die  Periode  1875 — ^1879  giebt  Tab,  III  einen  spezifizierten  Aus- 
gabeetat. Ihm  zufolge  verwenden  die  Fabrikkassen  auf  Kranken  unter- 
etütsuDg  nicht  nur  relativ  einen  viel  gröfseren  Prozentsatz  ihrer  Ein- 
nahmen, sondern  sogar  absolut  eine  etwa  um  '/^  höhere  Summe,  als  die 
Gesellenkassen,  trotzdem  diese  doch  mehr  als  doppelt  so  viele  Mitglieder 
zählen. 

In  noch  auffallenderem  Kontraste  stehen  die  Verwaltungskosten^  die 
bei  den  Fabrikkaeaen  ebenso  minimal,  wie  bei  den  Handwerkskassen  un- 
verhältnifsmäfsig  grofs  erscheinen*  Dort  betragen  sie  1  ^j^ ,  hier  ver- 
sohlingen  sie  fast  den  fünften  Teil  der  Gesamtein  nähme. 

i)  Vgl  Bmkuer  SUtisÜk.  VI.  8«He.  I.  Haft.  S.  97  u.  115 
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Die  darohsohnittliche  Jahresaosgabe  sämtlicher  Kassen  betrug  1 19  600 
Mark,  denen  eine  laufende  Jahresein  nähme  von  115  529  M.  gegenübersteht. 
Die  Zinsen  des  vorhandenen  Kapitalvermögens  (das  1870  schon  70  480  M. 
erreichte,  1877  bis  zu  175  800  AI.  angewachsen  und  1879  auf  157  128  M. 
sarückgegangen  war),  genügen  zur  Ausgleichung  der  Differenz  und  Bil- 
dung weiterer  Beserven. 

lY.  Diesen  Zahlen  gegenüber  erscheinen  die  Leistungen  der  frei- 
willigen Kassen  äulserst  geringfügig.  Die  Hirsch-Dun ckerschen  Gewerk- 
vereine  z.  B.  zählten^)  im  Jahre  1881  in  Breslau  9  Ortsvereine  mit  zu- 
sammen 430  Mitgliedern  oder  48  im  Kassendurchschnitt.  Der  stärkste 
▼on  ihnen  besafs  80,  der  schwächste  8  Mitglieder.  Sie  vereinnahmten  zu- 
sammen 5887  M.  zu  ihren  Kranken-  und  o.  1775  M.  zu  ihren  Begrüb- 
niskassen,  und  verausgabten  davon  4890  M.  auf  Kranken  Unterstützung 
und  c.  700 — 800  M.  auf  Sterbegelder.  Auf  Verwaltungskosten  entfallen 
etwa  5^/q  der  Einnahmen,  während  20  ^/^  an  die  Zentralstelle  abgeführt 
werden  müssen.  Ganz  abgesehen  von  den  sonstigen  Gewerkvereinsz wecken, 
für  welche  besondere  Beiträge  erhoben  werden,  müssen  die  Mitglieder 
also  pro  Kopf  c.  14  M.  für  Kranken-  und  c.  4  M.  für  Begräbnisz wecke 
aufbringen.  Eine  Kapitalbildung  findet  in  gröfserem  Umfang  nicht  statt. 
Bei  einem  etwaigen  Defizit  hat  die  Zentralstelle  einzutreten. 

y.  Spalte  y  u.  yi  der  Tab.  III  beleuchten  das  Yerhältnis  der  Kassen 
zum  Allerheiligen  Hospital.  Dasselbe  berechnete  jenen  von  alters  her 
einen  niedrigen  yerpflegungskostensatz,  4^/^  Sgr.,  vom  l.  Januar  1875 
ab  6  Sgr.  pro  Krankentag.  Die  dem  Institut  erwachsenden  Selbstkosten 
eines  Krankentages  belaufen  sich  aber  auf  1,60  M.  Da  nun  jährlich 
c.  400  Kassenmi^lieder  durchschnittlich  9000  Krankentage  im  Hospital 
verpflegt  werden,  so  leistet  dieses,  bezw.  die  Kommune  den  Kassen  in- 
direkt einen  fortlaufenden  jährlichen  Zusohufs  von  o.  9000  M.  ^). 

(Arbeit  des  staatswissoiiHchaft liehen  Seminars  der  Universität 

Bre  sl  au.) 
(Portsetzung  im  nächsten  Heft.) 


II. 

Die  in  Deutsohland  erlassenen   wirtsohaftUchen  Gesetze   und  Ver- 
ordnungen eto.  des  Jahres  1881. 

Zusammengestellt  yon  Ludwig  Elster. 

/.      Deutsches  Reich, 
A.    Bergbau,  Land-  nnd  Forstwirtschaft,  Fisohereiweien. 

1.  Instruktion  zur  Ausführung  der  §§.  19—29  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1880, 
betr.  die  Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseuchen,  d.  d  24.  Fobruar  1881.  (Zen> 
tralbl.  f.  d.  Dtoche.  Reich  Nr.  8.     S.  86—71.) 

(Cf.  hierüber  ausführlich  diese  Jahrbücher  N.  F.  V.  Bd.  8.  48  fg.) 

1)  Nach  der  freundlichen  Mitteilung  des  Verbands-SchriflfÜhrers  Hn.  Gewinner. 

2)  Vgl.  Bresl.  SUtistik.  I.  Serie.  IV.  Heft.  8.  269  ff.  ,,l)ie  gewerblichen  llilfskassen 
IUI  Jahre  1875  von  Dr.  Max  Brach. 
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B.    OewerlMweMn. 

1.  6.,  betr.  die  Ab&ndening  der  Gewerbeordnang,  d.  d.  18.  Jali  1881.  (R.-G.-Bl. 
Nr.  19.     S.  233—244.) 

(Cf.  hierüber  diese  Jahrbücher  N.  P.  in   Bd.  S  260  fg.  u.  IV.  Bd.  S.  98  fg.) 

2.  B.f  betr.  eine  Änderung  des  Yerseichnisses  der  gewerblichen  Anlagen ,  welche 
einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen,  d.  d.  26.  Juli  1881.     (Ebend.  Nr.  21.  8.  251.) 

Durch  diese  B.  wird  das  im  §.  16  der  G.-O.  enthaltene  Verzeichnis  konzessions- 
Pflichtiger  Anlagen,  Torbehaltlich  der  Genehmigung  des  Reichstages,  auf  Kalifabriken  und 
Anstalten  zum  Imprägnieren  von  Holz  mit  erhitzten  Theerölen  ausgedehnt. 

3.  B.  j  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  auf  Steinkohlenbergwerken, 
d.  d.  10  Juli  1881.     (Zentralbl.  f.  d.  Dtsche  Reich  Nr.  28.     S.  276.) 

4.  Verabredung  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz,  betreffend  den  gegenseitigen 
Schutz  der  Rechte  an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst ,  d.  d.  23.  Mai 
1881.     (R.-G.-Bl.  Nr.  16.     S.  171—172.) 

C.    Handel. 

1.  Handelskonvention  zwischen  Deutschland  und  Rumänien,  d.  d.  14.  Nov.  1877. 
(R.-6.B1.  1881  Nr.  18.     S.  199—231.) 

2.  Freund  Schafts  vertrag  zwischen  Sr.  Maj.  dem  deutschen  Kaiser,  Konig  von  Preus- 
sen  n.  s.  w.  im  Namen  des  Deutschen  Reichs ,  und  ihren  Exzellenzen  den  Herren  der 
Taimua,  im  Namen  der  Regierung  von  Samon,  d.  d.  24.  Januar  1879.  (R.-G.-B1.  1881. 
Nr.  4.     S.  29—34.) 

8.  Zusatz  -  Konvention  zum  deutsch  -  chinesischen  Freundschafts  - ,  Schiffahrts  -  und 
Handelsvertrage  vom  2.  Sept.  1861,  nebst  erläuternden  Spezialbestimmungen ,  d.  d. 
31    März   1880.     (Ebend.  Nr.  26.     S.  261—268.) 

4.  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Osterreich  -  Ungarn ,  d.  d.  23.  Mai 
1881.     (Ebend.  Nr.  16.     S.   128—164.) 

6.     Handelsvertrag   zwischen  Deutschland    und    der  Schweiz,    d.  d.    23.  Mai   1881. 
(Ebend.  Nr.  16.     S.  165-170.) 
Hierzu : 
Handelspolitische  Übereinkunft  mit  der  Schweiz,  d.  d.  23.  Mai  1881.     (Zentralbl. 
;.  d.  Dtsche.  Reich  Nr.  27.     S.  260.) 

6.  Übereinkunft  zwischen  Deutschland  und  Belgien  wegen  weiterer  Regelung  der 
gegenseitigen  Handelsbeziehungen,  d.d.  30.  Mai  1881.     (R.-G.-Bl.  Nr.  15.  S.  172—173.) 

7.  Verlängerung  des  Handelsvertrags  mit  Italien  (bis  31.  Dez.  1881),  d.  d.  27.  Juni 
1881.     (Zentralbl.  f.  d.  Dtsche.  Reich  Nr.  26.     S.  251.) 

8.  Verlängerung  des  Handels-  und  Sehiffahrtsvertrages  mit  Mexiko  (bis  13.  Juli 
1882),  d.  d.  5.  Oktober  1881.     (Ebend.  Nr.  42.     S.  419) 

9.  Verlängerung  des  Handelsvertrages  mit  Italien  (bis  31.  Mai  1882),  d.  d.  28.  De- 
zember 1881.     (Ebend.  Nr.  52.     S.  474.) 

10.  G.,  betr.  die  Abänderung  des  Zolltarifs,  d.  d.  19.  Juni  1881.  (R  -G.-Bl.  Nr.  14. 
S.  119—120.) 

11.  G.,  betr.  die  Abänderung  des  Zolltarifs,  d  d.  21.  Juni  1881.  (Ebendas.  Nr.  14. 
S.  121.) 

Zu  10  u.   11: 
Ausführungsbestimmungen   zu   den  Gesetzen   vom  19.  und  21.  Juni  1881,    betr. 
die  Abänderung    des  Zolltarifs,    d.  d.  26.  Juni  1881.     (Zentralbl.  f.  d.  Dtsche. 
Reich  Nr.   25.     S.  247—260.) 

12.  Anschlufs  der  Unterelbe  an  das  deutsche  Zollgebiet  nebst  Regulativ,  betr.  die 
zollamtliche  Behandlung  der  Waren-Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  auf  der  Unterelbe ,  d.  d. 
20.  Dez.  1881.     (Ebend.  Nr.  61.     S.  464—467.) 

D.    Traniport-  und  Verkahnwaton. 

1.  Übereinkunft  des  Weltpostvereins,  betr.  den  Austausch  von  Postpaketen  ohne 
WerUngabe,  d.  d.  3.  Nov.  1880.     (R.-G.-Bl.  1881  Nr.  8.     S.  69—80.) 

2.  B. ,  betr.  Abänderungen  des  Betriebsreglements  für  die  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands, d.  d.   1.  März  1881.     (Zentralbl.  f.  d.  Dtsche    Reich  Nr.  9.     S.  83.) 

3.  B. ,  betr.  Abänderungen  und  Ergänzungen  des  Betriebsreglements  f.  d.  Eisen- 
bahnen Deutschlands,  d.  d.  5.  Juli   1881.     (Ebendas.  Nr.  27.     S.  261—271.) 

Die  bez.  B.  sub  2  u.  8  beziehen    sich    auf  Abänderungen   und  Ergänzungen    des 
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§.  48  und  der  AnUige  D  (Bestimmungen  über  bedingangsweise  zur  BefSrderung 
ftttf  Eisenbahnen  sngelüssene  G^enstände)  des  Betriebsreglements  für  die  Eisen- 
bahnen Deutschlands.  Die  Anlage  D  ist  in  ihrer  neuen  Fassung  dem  Oesamt- 
inhalte  nach  mit  der  Bekanntmachung  sub  2  abgedruckt. 

4.  Q.,  betr.  die  Küstenfrachtfahrt,  d.  d.  22.  Biai  1881.  (R.-6.-B1.  Nr.  11.  S.  97 
bis  98.) 

Hierzu : 

a)  V.  ,  betr.  die  Berechtigung  fremder  Flaggen  zur  Ausübung  der  deutschen 
Küstenfrachtfahrt,  d.  d.  29.  Des.  1881.     (Ebendas.  Nr.  29.     S.  275.) 

b)  B.,  betr.  die  durch  das  G.  vom  22.  Ifai  1881  über  die  Küstenfrachtfahrt  nicht 
berührten  vertragsmäfsigen  Bestimmungen ,  d.  d.  29.  Dez.  1881.  (Ebendas. 
Nr.  29.     S.  276—277.) 

Das  Recht  zur  Küstenfrachtfahrt ,  d.  h.  das  Recht ,  Güter  in  einem  deutschen  See- 
hafen zu  laden  und  nach  einem  anderen  deutschen  Seehafen  zu  befördern,  um  sie  da- 
selbst auszuladen y  dieses  Recht  steht  nach  obigem  Gesetze  ausschliefslieh  deutschen  Schif- 
fen an,  sofern  nicht  dasselbe  ausländischen  Schiffen  durch  Staatsvertrag  oder  durch 
kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  eingeräumt  ist  Wer  unbefugt 
Küstenfrachtfahrt  betreibt .  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  bestraft ;  auch  kann 
neben  der  Geldstrafe  auf  Einziehung  des  Schiffes  und  der  unbefugt  beforderten  Güter 
erkannt  werden.  — 

5.  Bestimmungen,  betr.  die  Statistik  des  Verkehrs  auf  den  deutschen  WasserstraCsen, 
d.  d.  SO.  Juni  1881.    (Zentralblatt  f.  d.  Dtsche.  Reich  Nr.  29.     S.  330—344.) 

S.     Bav51kanmgi-  und  Armenwaton. 

1.  Übereinkunft  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  wegen  Bewilligung  des  Ar- 
menrechts, d.  d.  20.  Februar  1880.     (R.-G.-B1.  1881  Nr.  8.     S.  81—83.) 

Nach  diesem  G.  werden  Deutsche  in  Frankreich  und  Franzosen  in  Deutschland  unter 
denselben  Bedingungen  und  gesetzlichen  Voraussetzungen  zum  Armenrechte  zugelassen, 
wie  die  Angehörigen  des  betr.  Landes,  in  welchem  die  Bewilligung  des  Armenrechts 
nachgesucht  wird;  das  Armutszeugnis  ist  dem  Ausländer,  welcher  zum  Armenrecht  zu- 
gelassen werden  will,  in  allen  Fällen  von  der  Behörde  seines  gewöhnlichen  Aufenthalts- 
ortes auszustellen.  Hält  sich  der  Antragsteller  nicht  in  dem  Lande  auf,  in  welchem  er 
das  Armenrecht  nachsucht,  so  muPs  das  Armutszeugnis  von  einem  diplomatischen  Agenten 
desjenigen  Landes,  in  dessen  Gebiet  das  Zeugnis  vorgelegt  werden  soll,  beglaubigt  wer- 
den. Das  bewilligte  Armenrecht  befreit  zugleich  von  jeder  Sicherheitsleistung  oder  Hin- 
terlegung, welche  sonst  von  Ausländem  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  solcher  bei  Prozessen 
gegen  Inländer  gefordert  werden  könnte. 

2.  Zusatz-Konvention  zu  dem  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Dänemark  wegen  wechselseitiger  Unterstützung  Hilf:»bedürftiger  etc.  vom  11.  Dez.  1873, 
d.  d.  25.  August  1881.     (Zentralblatt  f.  d.  Dtsche.  Reich  Nr.  40.     S.  407—409.) 

F.    Münz-  und  Bankwaien,  Sparkaiaanweien,  Veriiehenmgi-  und  Feniioniwaien. 
1.     G.,   betr.  die  Fürsorge   für  die  Witwen  und  Waisen  der  Reichsbeamten  der  Zi- 
vilverwaltung, d.  d.  20.  April  1881.     (R.-G.-Bl.  Nr.  9.     S.  85—90.) 
Hierzu : 
a)  V.,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Reichsbankbeamten, 

d.  d.  8.  Juni  1881.     (Ebendas.  Nr.  13.     S.   117.) 
h)  Ausführungsvorschriften  zu  dem  G.,   betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und 
Waisen  der  Reichsbeamten  der  Zivilverwaltung,    d.  d.  25.  Mai  1881.     (Zen- 
tralblatt f.  d.  Dtsche.  Reich  Nr.  22.     8.  183—188.) 

c)  Fernere  Ausführungsvorschriften  zu  dem  G.,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Wit- 
wen und  Waisen  der  Reichsbeamten  der  Zivilverwaltung,  d.d.  30.  Mai  1881. 
(Ebendas.  Nr.  23.     S.  232—233.) 

d)  Ausführungsvorschriften  zu  der  V.,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und 
Waisen  der  Reichsbankbeamten,  d.  d.  25.  Juni  1881.  (Ebendas.  Nr.  26. 
S.  251.) 

Das  vorliegende  G.  und  die  bez.  V.  bestimmen ,  dafs  die  betr.  Beamten ,  Witwen - 
und  Waisengeldbeiträge  in  Höhe  von  jährlich  3  ^/^  von  dem  pensionsfähigen  Dienstein- 
kommen oder  Wartegeld  (bis  von  einem  Jahresbetrage  von  9000  M.)  bez.  von  ihrer  Pen- 
sion (bis  von  einem  Jahresbetrage  von  5000  M.)  zur  Reichskasse  zu  zahlen  haben.     Das 
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G.  garantiert  dagegen  den  Witwen  als  Witwengeld  i/,  der  Pension,  welche  dem  Be- 
amten im  Falle  seiner  Pensionierung  am  Todestage  an  bewilligen  sein  würde,  und  den 
hinterbliebenen  Kindern  unter  18  Jahren  als  Waisengeld  für  jedes  Kind  ^/^  und  falls 
die  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  nicht  xu  Witwengeld  berechtigt  war,  1/3  des  Witwen- 
geldes, so  daPs  jedoch  Witwen-  und  Waisengelder  zusammen  den  Gesamtbetrag  jener 
Pension  nicht  übersteigen  dürfen.  Das  Witwen-  und  Waisengeld  kann  mit  rechtlicher 
Wirkung  weder  abgetreten,  noch  verpflndet  oder  sonst  übertragen  werden. 

O.    Finamwaien. 
1.    G.,  betr.  die  Besteuerung  der  Dienstwohnungen  der  Reichsbeamten,  d.  d.  31.  Mai 
1881.     (R-G.-Bl.  Nr.  11.     S.  99.) 

2      G.,  betr.  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben,  d.  d.  1.  Juli  1881.     (Eben- 
das    Nr.   17.     S.  185— 198 )     [Vgl.  hierüber  diese  Jahrb.  N.  F.  ID.  Bd.  S.  468  fg.] 
Hierzu : 

a)  Ausführungsvorschriften  zu  dem  G.  vom  1.  Juli  1881 ,  betr.  die  Erhebung 
von  Reichsstempelabgaben.  (Zentralblatt  f.  d.  Dtsche.  Reich  Nr.  28.  S.  283— 
303.) 

b)  Bestimmungen  über  die  Erhebung  und  Verrechnung  der  nach  dem  Ges.  vom 
1.  Juli  1881  zu  entrichtenden  Reichsstempelabgaben.  (Ebendas.  Nr.  28 
S    304—326.) 

3.  B. ,  betr.  die  Abänderung  der  Vorschriften  über  die  Verwendung  der  Wechsel- 
stempelmarken, d.  d.  16.  Juni  1881.  (R-G.-Bl.  Nr.  19.  S.  245—246.)  [Cf.  diese  Jahrb. 
N.  F.  III    S.  476  u.  477] 

Hierzu : 
B. ,  betr.  die  Ausgabe  neuer  Stempelmarken    zur  Entrichtung  der  Wechselstem- 
pelsteuer, d.  d.  22.  Nov.  1881.     (Ebendas.  Nr.  27.     8.  271) 

4.  Regulativ ,  betr.  die  Gewährung  der  Zoll-  und  Steuervergütung  für  Tabak-  und 
Tabakfabrikate  [fe.stgesetzt  nach  Beschlufs  des  Bundesrates  vom  28.  Mai  1881  ;  nach 
Mafsgabe  der  §§.  30  u.  31  des  G.;  betr.  die  Besteuerung  des  Tabaks  vom  16.  Juli  1879  ] 
(Zentralblntt  f.  d.  Dtsche.  Reich  Nr.  23.     S.   191—230.) 

5.  Vorschriften  für  die  Erstattung  der  Jahresberichte  über  die  Ergebnisse  der 
Branntweinbesteuerung.     (Ebendaselbst  Nr.  28.     S-  282.) 

H.    Ans  versehiedenen  Oebiaten« 
1.     G.,    betr.  die  Bezeichnung  des  Raumgehaltes  der  SchankgefäPse ,  d.  d.  20.  Juli 
1881.     (R-G.-Bl.  Nr.   20.     S.  249—250.)  — 

(Fortsetzung  folgt.) 


ni. 

Entwurf  einer  Wechselordnung  für  das  russische  Beich. 

Amtliche  Uebersetzung.     St.  Petersburg,  Buchdruckerei  von  Carl  Röttger,  Kaiserl. 
Hofbuchhändler.     1882. 

Von   Dr.   Friedel    Dahn. 

Das  also  betitelte,  auf  41  Druckseiten  165  §§.  umfassoDde  Heftchen 
verdankt  —  so  meldet  uns  eine  Vorbemerkung  —  dem  von  Mörderhand 
gefallenen  Alexander  II.  seine  Entstehung.  Ursprünglich  von  einer  ad 
hoc  eingesetzten  Comroission  bearbeitet,  sodann  vom  Justizministerium 
„einer  umfassenden  Prüfung  unterworfen",  wurde  endlich  von  einer  Spe- 
zialconferenz  nach  einer  sorgfältigen  Durchsicht  „die  endgültige  Redaktion 
des  Projects  festgestellt". 

Die  Veröffentlichung  im  Regierungsanzeiger  geschah  —  wie  ausdrück- 
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Bch  constatiert  wird  — ,  um  eine  Verlautbarung  yon  Bemerkungen  yon  Seite 
derjenigen  zu  veranlassen,  die  für  den  Gegenstand  Interesse  haben. 

Eine  auch  nur  oberflächliche  Durchsicht  des  Werkchens  läfst  sofort 
den  überwiegenden  Einflufs  erkennen,  den  man  yor  den  übrigen  5  be- 
nutzten Quellen  [diese  sind: 

1)  Eussische  Wechselordnung  (yom  Jahre  1832); 

2)  Ungarische  Wechselordnung; 

3)  Skandinavische  Wechselordnung  (Schweden,  Norwegen  und  Dänemark) ; 

4)  Schweizerisches  Obligationen-Kecht ; 

5)  Entwurf  eines  italienischen  Handelsgesetzbuches 

der  allgemeinen  Deutschen  Wechselordnung  zugestanden  hat. 

Alle  wichtigen  Bestimmungen  derselben  sind  fast  ausschlieÜBlich  auf- 
genommen und  fast  durchgängig  hat  man  sich  an  den  Wortlaut  derselben 
gehalten. 

Die  yerhältnismäfsig  wenigen  §§,  unter  welchen  der  korrespondierende 
Artikel  der  Allgemeinen  Deutschen  Wechselordnung  —  dieselbe  zählt  be- 
kanntlich, nebenbei  bemerkt,  nicht  nach  §§  —  nicht  angegeben  ist  — 
ee  mögen  beiläufig  30  sein  —  sind  grossenteils  entweder  rein  didaktischen 
Inhaltes  wie  §.  2  „über  die  Einteilung  der  Wechsel  in  eigene  und  ge- 
zogene und  das  Wesen  eines  jeden  der  beiden"  oder  wie  §.  1  „der  Wechsel 
erlangt  Wechselkraft,  sobald  der  Aussteller  denselben  an  den  Eemittenten 
begeben  hat",  oder  wie  §.  29  „über  die  verschiedenen  Präsentationsorte" 
und  würden  bei  uns  etwa  in  einem  juristischen  KoUegienheft  oder  in 
einem  kaufmännischen  Lehrbuch  ihren  Platz  finden.  Oder  sie  haben  ihren 
Existenzgrund,  wie  §.  60  und  §.61  in  der  Eigentümlichkeit  der  russi- 
schen Zeitrechnung  und  dergleichen. 

Anders  nun  verhält  es  sich  mit  dem  5  §§  umfassenden  12.  Abschnitt 
des  Entwurfes,  der  die  „Wechselbürgschaft"  einen  bekanntlich  von  der 
Deutschen  Allgemeinen  Wechselordnung  überhaupt  nicht  ausdrücklich  be- 
handelten Gegenstand  zu  regeln  unternimmt.  Diese  Erweiterung  an  sich 
sowohl,  als  die  Art  der  Durchführung  ist  eine  entschieden  glückliche  zu 
nennen.  Teilweise  erklärt  sich  die  grössere  Artikelanzahl  des  russischen 
Entwurfes,  trotz  des  grossenteils  kongruenten  Inhaltes,  aus  der  im  Ent- 
wurf beliebten,  für  das  betreffende  Publikum  wohl  erforderlichen  Ausführ- 
lichkeit, welche  beispielsweise  im  14.  Abschnitt  über  „abhanden  gekom- 
mene Wechsel"  in  10  §§  nicht  wesentlich  mehr  aufnimmt,  als  die  Deutsche 
Allgemeine  Wechselordnung  in  ihrem  diesbezüglichen  2.  Artikel  enthält: 
es  sind  lediglich  stark  in's  Detail  gehende  Ausführungsbestimmungen,  wel- 
chen diese  Weitschweifigkeit  dient. 

Unter  den  wenigen  Artikeln,  die  der  Entwurf  aus  der  Allgemeinen 
Deutschen  Wechselordnung  nicht  herübergenommen  hat  —  beiläufig  10  — 
ist  beispielsweise  der,  durch  die  2.  Nürnberger  Novelle  und  durch  das 
Bundesgesetz  vom  29.  Mai  1868  in  seinen  wesentlichen  Bestimmungen 
aufgehobenen  Artikel  2,  betreffend  die  Personalhaft  des  Wechselschuld- 
ners; femer  ist  die  Nichtaufnahme  des  Artikels  33  wohl  dahin  zu  ver- 
stehen, dafs  man  über  B.espekttage  es  bei  der  herrschenden  Usance  lassen 
will,  da  solche  sonst  ausdrücklich  durch  Aufnahme  eines  dem  Artikel  33 
entsprechenden  §.  hätte  ausgeschlossen  werden  müssen. 

N.  F.  Bd.  yi.  9 
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Abgesehen  vom  Wechselarreet,  den  der  Entwurf  —  nicht  der  Allge- 
meinen Deutschen  Wechselordnung,  sondern  dem  oben  zitierten  Bundes- 
gesetz folgend  —  nicht  kennt,  gewährt  er  dem  Wechselgläubiger  alle 
Mittel  zur  Kealisierung  seiner  Ansprüche,  welche  die  Deutsche  Allgemeine 
Wechselordnung  demselben  an  die  Hand  gibt,  hauptsächlich  also  Sprung- 
und  Variationsregress.  Der  Entwurf  bemiXst  femer  die  Höhe  der  zu  for- 
dernden Summe  in  gleicher  Weise,  nämlich 

1)  Wechselsumme  und  6  ^/^  Verzugszinsen  vom  Verfalltage  an; 

2)  Protestkosten  und  andere  Auslagen; 

3)  \  ®|q  Provision  von  der  Wechselsumme. 

Diese  wenigen  Punkte,  die  der  beschränkte  Raum  uns  herauszugreifen 
gestattete,  mögen  genügen,  den  vorliegenden  gesetzgeberischen  Versuch 
zu  charakterisieren;  er  ist  ein  durchaus  glücklicher  zu  nennen,  obwohl 
nicht  geläugnet  werden  kann,  dass  eine  eingehendere  Verwertung  der 
seit  Einfuhrung  der  Allgemeinen  Deutschen  Wechselordnung  mit  derselben 
gemachten  Erfahrungen  und  etwas  weniger  ängstliches  Festhalten  an  die- 
sem Vorbild  nicht  von  üebel  gewesen  wäre.  Nichts  desto  weniger  wird 
die  eventuelle  Annahme  und  Erhebung  des  Entwurfes  zum  Gesetz,  die 
vom  Keichsrat  zu  Beginn  der  nächsten  Session  1882|83  erwartet  wird, 
als  ein  eminenter  Fortschritt  bezeichnet  werden  können,  gegenüber  dem 
jetzigen  Zustand,  unter  der  Herrschaft  der  nun  mafsgebenden  144  §§. 
zählenden  Eussischen  Wechselordnung  enthalten,  im  Kussischen  Handels- 
gesetzbuch von  1832.  (Vergleiche  über  die  in  derselben  enthaltenen, 
teilweise  recht  komplizierten  und  begriffsverwirrenden  Bestimmungen  Oscar 
Wächters  treffliche  Encyclopädie  des  Wechselrechtes  der  europäischen  und 
auTsereuropäischen  Staaten.) 

Es  wird  ein  grofser  Sehritt  sein,  um  welchen  das  russische  Reich 
die  zwischen  dem  westlichen  Europa  und  ihm  selbst  bestehende  Distanz 
vermindert 
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I. 

Zur  Vergleiohung  der  preuXlBisohen  und  der  Beichs-Unfallstatistik. 

Von  Dr.  E.  Hirschberg. 

Die  Aufgabe  der  Unfallstatistik  ist  im  Allgemeinen  eine  zwiefache. 
Einmal  soll  dieselbe  die  Berufsarten  bezeichnen,  die  dem  Leben  durch 
unmittelbare  äufsere  Verletzungen  am  gefährlichsten  sind,  dann  soll  sie  die 
absoluten  Zahlen  der  Verunglückten  überhaupt  ermitteln,  um  so  zahlen- 
mäTsige  Unterlagen  für  die  Berechnung  der  Kosten  zu  gewinnen,  die  dem 
Volke  durch  „Verunglückungen  im  Berufe"  erwachsen. 

Es  ist  nun  wohl  möglich,  dafs  das  Verhältnis  der  Qefährlichkeit 
der  verschiedenen  Berufsarten  zu  einander  crmittclbar  ist,  ohne  dafs  dabei 
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die  Zahlen  der  Verungliickten  genaa  bekannt  sind,  wenngleich  nicht  zu 
▼erkennen  ist,  dafs,  sobald  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Berufszweigen 
Yeranglückten  sicher  ermittelt  ist,  zugleich  das  Verhältnis  der  Gefähr- 
lichkeit gegeben  ist.  Es  existiert  nun  keine  deutsche  Unfallstatistik,  welche 
die  absolute  Zahl  der  jährlich  Verunglückten  genau  anzugeben  yermag. 
Weder  die  neue  Reichsstatistik,  noch  die  preufsische  erfüllen  jenen  Zweck. 
Man  kann  nur  entweder  die  Maximal-  oder  die  Minimalsumme  der  jähr- 
lichen Verunglückungen  finden,  und  die  Beobachtungsfehler  sind  uns  nicht 
bekannt  genug,  um  die  Zahlen  richtig  stellen  zu  können.  Im  Uebri- 
gen  glauben  wir  (gemäfs  dem  später  Ausgeführten),  dafs  die  Maximal- 
summen der  Verunglückungen  von  der  Eeichsstatistik,  die  Minimalsummen 
von  der  preufsischen  gegeben  sind. 

Somit  könnte  es  sich  nur  darum  handeln,  das  Verhältnis  d.  h.  die 
Reihenfolge  der  Gefährlichkeit  der  einzelnen  Berufsarten  festzustellen,  in- 
dem die  einzelnen  Zahlen,  für  sich  betrachtet,  in  Wahrheit  nicht 
richtig,  sondern  entweder  zu  grofs  oder  zu  klein  sind.  Dabei  mufs  man 
aber  von  der  Thatsache  ausgehen,  dafs  die  Fehler  der  Beobachtung  in 
den  einzelnen  Berufszweigen  gleich  sind,  dafs  die  vorkommenden  Fälle 
überall  in  wesentlich  derselben  XJngenauigkeit  zur  Kenntnis  kommen. 
In  der  preussischen  Statistik  nun,  die  eine  objective  Kritik  durch  ihren 
eigenen  Verfasser,  Geheimrath  Engel,  in  der  Ztschr.  des  Königl.  Preuss. 
Stat  Bur.  1881  gefunden  hat,  ist  nur  die  Minimalsumme  aller  Verun- 
glückten ermittelt  worden.  Am  genauesten  ist  die  Berechnung  bei  den 
Bergwerken  etc.,  am  ungenauesten  bei  der  Landwirtschaft.  Auf  gar 
keine  Genauigkeit  wegen  allzugrofser  Beobachtungsfehler  können 
die  nicht  tödlichen  Verunglückungen  Anspruch  machen.  Nirgends  aber 
sind  zuviel  Verunglückungen  gezählt  worden. 

Nun  haftet  der  Unfallstatistik  in  Preufsen  noch  ein  für  die  Berech- 
nung der  Gefährlichkeit  der  einzelnen  Betriebe  wesentlicher  Mangel  an. 
Es  sind  stets  die  Verunglückten  gezählt  und  auch  nach  den  einzelnen 
Berufsarten  geschieden,  aber  nie  ist  die  Anzahl  der  in  dem  be- 
treffenden Zweige  Beschäftigten  genannt.  Eine  Berechnung 
der  Gefährlichkeit  ohne  diese  Angabe,  welche  zum  letzten  Male  durch 
die  Gewerbezählung  vom  1.  December  1875  gegeben  ist  (aufser  für  die 
Landwirtschaft),  ist  jedoch  unmöglich,  und  eine  Kombination  der  Gewerbe- 
statistik von  1875  mit  Statistiken  späterer  Jahre,  wie  sie  von  der  Stat. 
Corr.  (Ztschr.  d.  stat.  Bur.  1880)  ausgeführt  ist,  zum  mindesten  sehr  zwei- 
felhafter Natur,  da  man  doch  über  eventuelle  Veränderungen  in  der  Zahl 
der  in  den  einzelnen  Betrieben  Beschäftigten  gar  nichts  weifs.  Die  preus- 
sische  Statistik  ist  eben  nicht  ^  zum  Zwecke  einer  Unfallversicherung  oder 
der  Berechnung  der  Gefährlichkeit  festgestellt  worden,  sondern  lediglich 
als  Material  ohne  bestimmte  Tendenz,  es  jedem  überlassend,  für  welche 
Zwecke  er  es  zu  benutzen  gedenke.  Allerdings  ist  dies  ein  Umstand,  der 
zugleich  für  jede  Statistik,  betreffend  ihre  Objectivität,  sprechen  mufs. 
Und  wenn  wir  es  nun  auch  als  ersten  Vorzug  der  Reichsstatistik  aner- 
kennen, dafs  sie  neben  den  verunglückten  zugleich  die  nicht  verunglück- 
ten Erwerbsthätigen  gezählt  hat,  so  ist  doch  daran  zu  erinnern,  dafs  dies 
in   der   ausdrücklichen  Tendenz  der  Unfallversicherung  geschehen   ist;   ja 
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man  hat  sogar,  obwohl  man  doch  die  gefdliFlichsten  BorQf5arten,  für  die 
eiu  Unfall vtTgioheruDgsgesetz  goschafFen  werden  sollte,  erst  durch  die 
Statistik  hätte  festfitellen  müssen,  die  letztere  von  vorn  herein  nur  auf 
die  in  §.  1  des  bereits  entworfenen  üegetzes  genannten  Ikrtifsarten 
bezogen.  So  haben  denn  auch  die  unzweifelhaft  mit  gtfahrvo listen  Be- 
rufftarten  wie  das  Verkehrsgewerbe,  Fischerei  gar  keine  Beachtung  finden 
können.  Jedoch  hat  jene  bestimmte  Tendenz  der  Berechnung  der  Gefähr- 
lichkeit u.  E,  noch  eine  andere  Folge  gehabt:  sie  ist  schuld,  dass  wohl 
zuviel  Verungliickungen  gezählt  sein  mögen.  Die  Statistik  will  hier  doch 
einen  Organismus  unter  normalen  Verhältnissen  beobachten,  nichts  an- 
deres soll  auf  denselben  einwirken,  als  was  sonst  auf  ihn  einwirkt.  Will 
ich  —  beispielsweise  —  ein  Kind  beim  Spiel  kennen  lernen,  so  werde 
ich  selbst  unbeobachtet  beobachten  müssen ,  andernfalls  werde  ich 
nie  sicher  sein,  ob  die  Art  meines  Studiums  nicht  zu  falschen  Resultaten 
führte :  Die  preufsische  Zählkarte  nun  sagte,  was  sie  unter  Unfall  verstehe 
und  überliefs  es  dem  Auseteller,  seinen  Begriff  unter  denjenigen  der 
Karte  zu  subsumieren.  ».Es  ist  an  und  für  sich  schon  gar  nicht  leicht, 
anzugeben,  was  eigentlich  ein  Unfall  sei^',  sagt  Engel  (p,  65  2t*chr.  d. 
stat  Bur.  1881)  und  besondere  Schwierigkeiten  mache  das  nun  für  den 
Einzelnen. 

Die  KeichsBtatistik  dagegen  greift  4  beliebige  Monate  heraus, 
in  welchen  sie  Ton  den  Ausstellern  der  Zählkarten,  denen  der  Zweck 
der  Unfallversicherung  ausdrücklich  bekannt  ist,  die  Mate- 
rialien ihrer  Statistik  verlangt.  Jetzt  pafst  jeder  auf  jeden  „Unfall"  auf, 
auch  die  kleinste  Verletzung  wird  protokolliert,  je  gewissenhafter,  desto 
besser.  Es  hätte  ja  diese  Statistik  bei  längerer  Beobachtungstzeit  auch 
ihren  Wert,  nur  mufs  man  sie  dann  nicht  mit  der  unter  normalen  Ver- 
hältnissen aufgenommenen  prculsischen  yergleichen  wollen.  Freilich  bei 
den  tödlichen  Unfällen  ist  ein  Zweifel,  ob  derselbe  in  Folge  der  berufs- 
mäfsigen  Beschäftigung  und  ob  derselbe  „tödlich**,  nicht  so  leicht  möglich, 
und  hier  ist  denn  auch  die  Abweichung  nicht  immer  bedeutend.  Aller- 
dings sind  die  Unterschiede  anch  nicht  gerade  unerheblich.  Will  man 
hier  abwägen,  ob  die  Reichastatistik  von  1881  oder  die  preufi^ische  von  1875, 
als  des  einzigen  in  möglichster  Zuverlässigkeit  berechenbaren  Jahres,  besser 
sei,  so  mufö  man  doch  auch  die  Gründe  anführen,  welche  die  Eeichssla- 
tistik  selbst  für  ihre  Zuverlässigkeit  oder  UnZuverlässigkeit  geltend  macht: 
Im  Ergänzungsheft  zu  Bd.  5S  der  Reichsstiitistik  heiftit  es  zunächst  p.  9 
u.a.:  „Zu  welchen  total  falschen  Schlüssen  man  gekommen  wäre,  hätte 
man  sich  auf  jene  preufsische  Statistik,  deren  Mangelhaftigkeit  in  der  Art 
ihrer  Beschaffung  begründet,  übrigens  auch  auf  den  ersten  Blick  evident 
war,  irgendwie  verlassen,  ist  klar....  Öafö  die  vorliegende  Reiehsstuli- 
Btik  in  dem  Rahmen  gröfserer  Zahlen  in  der  That  auf  Zuverlässigkeit 
Anspruch  machen  kann,  zeigen  folgende  Beispiele",  Dann  werden  bei- 
Btimmende  Statistiken  für  Bergwerke j  Hütten,  Salinenwerke  angeführt. 
Die  preufsische  Statistik,  heifst  es,  berechnet  neben  22  9G0  tödlichen  nur 
14  910  nicht  tödliche  Unfälle  mit  mehr  als  l  monatlicher  Erwerbsun- 
fähigkeit für  1877 — 79,  während  die  RLichsstatii<tik  für  die  4  Monate  (!) 
neben    662  tödlichen  5681    solcher  Unfälle  berechnet.     Dort   also  sei   ein 
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Verhältnia   wie   3:2,   hier   wie    1:9,    nach   einer   Statistik   des  Vereins 

deutscher  Stahl-   und  Eisenindustriellen    wie  1  :  12.     Zunächst   vergleicht 

sich  hier  die  Beichsstatistik,  welche  doch  nur  einen  Best  der  Berufsarten 

umfaTst,   mit  preufsischen,  die  alle  umfalst,  dann  aber  beruft  sie  sich  auf 

die  Statistik    der  Eisenindustriellen,    die    doch    nur   die  Eisenindustrie   in 

sich    schliefst.      In    der   einen   Berufsart    kann    aber   das    Verhältnis    der 

tddlichen  zu   den    nicht    tödlichen   Berufisarten    ein    anderes    sein,    als   in 

einer  anderen.     Zugegeben  ist  ja   von  Engel  selbst  allerdings,    dafs  die 

Verhältnisse  der  tödlichen  zu  den   nicht  tödlichen  Unfällen  in  der  preufs. 

Statistik  falsch  sind.     Das  beweist  aber  durchaus  noch  nicht  die  ünbrauch- 

barkeit  je    der  Zahlen  der   tödlichen   und    der   nichttödlichen  Unfälle  zum 

Berechnen    der  Beihenfolge  der  Gefährlichkeit.     Dass   die  letztere  für   die 

tödlichen  Unfälle   wenigstens   für   einige  Betriebe   auch   in    den   absoluten 

Zahlen  ungefähr  stimmt,  zeigt  folgendes: 

Ee  verunglückten  tödlich  von  1000  Erwerbsthätigen  bei 

Preuft.  Stat.      o  •  u    *  * 
▼.  1876  ßeichsstat 

Bergbau,  Hätten,  Salinen   ....  1,63  2,04 

Baagewerbe 1,14  1,82 

Metallverarbeitung,  Maschinen     .     .  0,25  0,39 

Industrie 0,1 1  0,40 

Die  verhältnismäüsig  gröfste  Abweichung  ist  in  der  Industrie,  wie 
ungenau  hier  aber  oft  die  Zahlen  der  Beichsstatistik  sind,  sieht  diese 
selbst  ein,  wenn  sie  sagt:  „Hier  ist  nun  allerdings  der  Punkt,  wo  die 
Statistik,  je  mehr  sie  sich  von  den  grofsen  Zahlen  entfernt,  um  so  weniger 
brauchbar  wird.  Es  liegt  dies  in  der  Natur  der  Sache.  Kamen  in  einem 
Gewerbezweige,  der  im  Ganzen  nur  wenige  hundert  Arbeiter  beschäftigt 
(z.  B.  in  der  Asphalt-Industrie  mit  289  Arbeitern),  in  den  Erhebungs- 
monaten zufällig  ein  paar  erhebliche  Unfälle  vor,  so  wird 
der  ünfallkoeffizient  für  diesen  Gewerbzweig  unverhältnismäfsig  stark  in 
die  Höhe  geschnellt,  wogegen  andere  in  Wirklichkeit  viel  gefährlichere 
Betriebe  unverdient  günstig  zu  stehen  kommen  können.''  Eigentümlich 
ist  es  übrigens,  dafs  die  Beichsstatistik  die  Verunglückungen  auf  je 
100  000  Erwerbsthätige  berechnet,  was  den  Gegensatz  zu  der  preufsischen 
Statistik  scheinbar  verschärft,  während  doch  viele  der  von  der  Beichs- 
statistik gezählten  Gewerbszweige  gar  nicht  Hunderttausende,  ja  nicht 
einmal  100  000  oder  10  000  Arbeiter  beschäftigen. 

Schliefslich  sagt  die  Beichsstatistik  in  Anlehnung  an  die  Frage  nach 
den  Erwerbsthätigen  in  den  einzelnen  Berufsarten:  „Die  Gewerbezählung 
vom  1.  December  1875  bezifferte  das  in  der  Gruppe  des  Bergbaues,  Hüt- 
ten- und  Salinenwesens  beschäftigte  Personal  auf  433  206;  die  Unfall- 
statistik weist  hier  450  449  Personen  nach,  also  ein  Beweis  auch  für  die 
vollständige  Erfassung  der  beteiligten  Kreise.  Bezüglich  anderer  Betriebs- 
zweige liegen  offizielle  Zahlen  auf  dem  Gebiete  der  Unfallstatistik  zur  Ver- 
gleichung  nicht  vor,  und  eine  Vergleichung  der  Zahl  der  am  1.  December 


1)  Sowohl  hier  wie  später  sind  die  kQnstl  Betr.  f.  gewerbl.  Zwecke  bei  der  Reichs- 
ftatistik  nicht  beachtet,  wohl  aber  bei  der  prenfsischen.  Jedoch  sind  die  Zahlen  klein 
genug,  um  auf  das  Resultat  ohne  Einflafs  zu  sein. 
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1875  gezählten  und  der  bei  den  unfallBtatistiechen  Erhebungen  beobach- 
teten Arbeiter  ist  für  andere  Indu^tnezweige  nicht  in  dem  Mafee  wie 
beim  Bergbau  möglich,  weil  die  anderen  Industriezweige  in  grolWr  Anzahl 
Betriebe  zu  enthalten  pflegen,  die  bei  der  Gewerbt^zählung  zu  berückaich- 
tigen  waren,  dagegen  in  der  UnfallBtatistik,  als  nicht  unter  das  Unfall ver- 
eicherungsgesetz  fallend,  nicht  mit  erBcheinen/* 

Versuchen  wir  dennoch  einige  weitere  Vergleiche  (rgL  die  Tabelle), 
80  finden  wir^  daf»  beim  Baugewerbe  76  014  Arbeiter  im  Reiche  beob- 
achtet, und  in  Preufsen  allein  1875  270  348  solche  vorhanden  sind, 
bei  der  Industrie  der  Steine  und  Erden  beobachtet:  126  290,  allein  in 
Freufaen  1875  vorhanden:  368  765,  Metallverarbeitung  und  Maschinenbau 
beobachtet  323  793,  allein  in  Preulaen  1875  vorhanden:  419  620,  in  der 
ganzen  Industrie  beobachtet  1  037  292,  allein  in  PreufÄen  1875  vorhanden 
1997  193,  in  der  Industrie  der  Heiz-,  Leucht-,  Holz-,  Schnitzstoffe,  der 
Nahrungs-  und  Genufsmittel,  Bekleidung  und  Reinigung,  den  Polygraphi- 
schen Gewerben  und  künstl  Betrieben  für  gewerbL  Zwecke  beobachtet: 
401227,  allein  in  Pretifsen  1875  vorhanden  1  263  872  etc.  Im  Ganzen 
bezog  sich  die  Reichsfctatistik  auf  93  554  Betriebe  mit  1  957  548  Arbeitern, 
1875  waren  im  Reich  aber  vorhanden  2  927  955  Betriebe  (darunter  nur 
69  500  „mit  mehr  als  5  Gehiilfen"  bei  2  221  398  Arbeitern)  mit  6  380  629 
Arbeitern,  so  dafs  im  Ganzen  kaum  der  dritte  Teil  der  Arbeiter  und 
der  Betriebe  beobachtet  sein  wird.  Daf«  ferner,  „wenn  die  grossen  Zah- 
len verlassen  werden,  handgreifliche  ünwahrscheinlichkeiten  herauskommen** 
giebt  die  Reichsstatistik  selbst  zu,  dafs  „nur  in  ihrer  Gesamtheit  aufge* 
fafst  die  kleineren  Gruppen  eelbst  wieder  unzweifelhaft  annähernde  Durch*" 
ecbnittswerte"  liefern:  in  dieser  Gesamtheit  aber  wird,  wie  eben  gezeigt, 
allein  das  Bergbau-,  Hütten-,  Salinenwesen  betrachtet.  Nach  alldem  glau- 
ben wir  nicht,  daas  der  Reichsstatistik  eine  beBondere  Zuverlässigkeit 
innewohnt,  für  die  tödlichen  Verunglückungen  keinenfalls  eine  gröfsere 
als  der  preufsischen  Statistik.  Jedenfalls  ist  unten  der  üebersichtlichkeit 
wegen  eine  Tabelle  zusamroengesteüt,  welche  die  preufsieche  Statistik  und 
die  Reichsstatistik  im  Ganzen  und  im  möglichsten  Detail  vergleicht  Bie 
Stat,  Com  (Zeitschr,  d,  Preuss.  Stat.  Bur.  1880  p.  XVI)  ist  zwar  auch 
benutzt,  aber  es  ist,  weil  diese  nicht  detailliert  genug,  und  vor  Allem,  weil 
sie  unter  ZugrundelegUDg  der  Gewerbestatistik  von  1875  die  Unfallsta- 
tistik späterer  Jahre  corabiniert,  noch  als  u,  E,  genauer  die  Statistik  von 
1875  in  möglichster  Detailierung  beigefügt,  des  einzigen  Jahres,  für  welches 
eine  allenfalls  genaue  ünfallstatiötik  herstellbar  ist. 

Wo  irgend  möglich  sind  dabei  die  im  Jahresdurchschnitt  beschäf- 
tigten „Gehilfen,  Arbeiter,  Lehrlinge'*  in  der  ersten  Rubrik  gezählt, 
den  Betrieben  ohne  und  mit  nicht  mehr  als  5  Gehilfen  sind  die  Geschäfte-^ 
leiter  als  Arbeiter  mitgezählt,  da  diese  ohne  Zweifel  selbst  Imndarbeitend 
in  ihrem  Betriebe  thätip:,  darum  der  Unfallsgetahr  ebenso  ausgesetzt  sind, 
wie  ihre  Arbeiter,  und  in  derselben  sozialen  Lage  sich  befinden.  Aus 
denselben  Gründen  sind  bei  den  Zahlen  der  Unfälle  im  Betriebe  der  Fi- 
scherei, der  Spedition,  der  Schifffahrt  und  Flösserei  die  verunglückten 
„selbstwirtschaftenden  Pächter,  Geschäftsleiter  und  Unternehmer  mit  ent- 
halten, da  diese,  wenn  sie  im  Berufe  verunglückten,  jedenfalls  im  Klein- 
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betriebe  thätig  waren.  Dagegen  sind  bei  den  anderen  Betrieben  die  ge- 
ringen Zahlen  der  verunglückten  Unternehmer  nnberücksichtigt  geblieben. 
Die  Stat  Corresp.  hat  alle  Qerwerbsthätigen,  nicht  nnr  die  Arbeiter  be- 
obachtet, jedoch  sind  ihre  Zahlen  deswegen  wohl  mit  den  anderen  ver- 
gleichbar.    (8.  Tabelle  auf  8.  136.) 


IL 
Die  forstlio&en  Verhältzdsse  Württembergs. 

Von  J.  Lehr. 

Nachdem  schon  früher  die  Forstverwaltangen  von  Prenfsen,  Bayern, 
Sachsen  nnd  Hannover  die  forstlichen  Verhältnisse  der  genannten  Länder 
in  besonderen  Werken  übersichtlich  dargelegt  hatten,  ist  neuerdings  auch 
Württemberg  dem  gegebenen  Beispiele  gefolgt,  indem  den  Mitgliedern  der 
IX.  Yersammlung  deutscher  Forstwirte,  welche  1880  in  Wildbad  tagte, 
eine  Darstellung  der  forstlichen  Verhältnisse  Württembergs  als  Festschrift 
überreicht  wurde.  Wenn  eine  solche  nicht  früher  schon  erschien,  so  hat 
dies  darin  seinen  Grund,  dass  die  württembergische  Forstgesetzgebung 
erst  vor  kurzer  Zeit  durch  Einführung  eines  neuen  Forststraf-  und  Forst- 
polizeigesetzes ihren  vorläufigen  Abschlufs  gefunden  hat,  somit  auch  jetzt 
erst  auf  wichtigen  Gebieten  Zustände  geschildert  werden  konnten,  welche 
Aussicht  auf  Dauer  haben. 

Das  Werk  selbst  ist  ein  sehr  dankenswertes  Ergebnis  sachgemäfser 
Arbeitsteilung.  Wenn  es  dabei  auch,  wie  im  Vorworte  gesagt  wird, 
nicht  zu  vermeiden  war,  dafs  bei  der  Darstellung  gewisser  Gegenstände, 
wenn  solche  in  mehreren  Abschnitten  von  verschiedenen  Gesichtspunkten 
aas  zu  behandeln  waren,  die  individuellen  Anschauungen  der  einzelnen 
Verfasser  auf  Kosten  der  Einheitlichkeit  zum  Ausdruck  kamen,  so  kann 
ich  dem  hierüber  ausgesprochenen  Bedauern  nicht  beistimmen,  halte  es 
vielmehr,  da  jeweilig  die  Verfasser  genannt  worden  sind,  für  einen  Vor- 
teil, dafs  der  beklagte  Mangel  an  Einheit  durch  eine  einschneidende 
Schlussredaktion  nicht  beseitigt  worden  ist 

Der  Flächengehalt  der  sämtlichen  auf  württembergisohem  Staats- 
gebiet gelegenen  Waldungen  bezifferte  sich  am  1.  Januar  1880  auf 
596914  ha,  er  nimmt  demnach  30,6  ^/^  von  der  gesammten  Oberfläche 
des  Landes  ein,  während  die  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  sich  auf 
1254805  ha  (64,34  o/^)  beläuft. 

Hiervon  sind: 
Staatswaldungen  .     .     .     192.236  ha  =  32,2  Proz.  d.  Gesamtwaldfläche 
Eörperschaftswaldungen      190.435  „    ==  31,9     „       „  „ 

Privatwaldungen       .     .     215.089  „    =  35,9     „       „  „ 

Von  den  Eörperschaftswaldungen  (Waldungen  von  Gemeinden,  Stif- 
tungen und  sonstigen  öffentlichen  Körperschaften)  werden  etwa  ^  durch 
eigene  von  den  Körperschaften  bestellte  Techniker  verwaltet,  während  ^ 
derselben  durch  Organe  der  Staatsforstverwaltung  bewirtschaftet  werden. 
Von  den  Privatwaldungen  befinden  sich  etwa  ^  in  den  Händen  von  Grofs- 
grondbesitiem.     Diese  Verteilung   der  Waldfläche  nach  dem  Besitzstande 
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kann  mit  dem  VerfiEUser  als  eine  günstige  im  Sinne  der  Erhaltung  des 
Waldes  bezeichnet  werden,  indem  etwa  75  ^f^  desselben  sich  in  Händen 
befioden,  die  im  Allgemeinen  eine  gewisse  Garantie  gegen  nicht  nachhal- 
tige Bewirtschaftung  bieten.  Und  bei  den  übrigen  25  ^\q  (8  ^1^  der 
Oberfläche  des  Landes)  sind  bei  dem  derzeitigen  Stande  der  Gesetzgebung 
schwer  wiegende  GefEÜiren  yon  allgemeinerer  Bedeutung  kaum  zu  be- 
fürchten. 

Bis  in  die  neuere  Zeit  war  noch  die  ganz  veraltete  Forstordnung 
Ton  1614  in  Sjraft.  Wenn  die  Bestimmungen  derselben  auch  durch  zahl- 
reiche Verordnungen  und  Beskripte  abgeändert  worden  waren,  so  konnte 
hiermit  dem  Bedürfnisse  jedoch  keineswegs  vollständig  genügt  werden. 
Einen  voUgiltigen  Beweis  hierfür  lieferte  die  Praxis  selbst,  welche  sich 
nicht  gerade  streng  an  den  Buchstaben  des  Gesetzes  hielt  und  der  mil- 
deren Auffassung  einen  ziemlichen  Spielraum  gab.  Diesem  Mangel  an 
branchbaren  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  den  Anforderungen  der 
Neuzeit  Rechnung  tragen,  wurde  im  Laufe  des  letzten  Dezenniums  durch 
Erlass  mehrerer  wichtiger  Gesetze  abgeholfen. 

Zunächst  wurden  ältere  strafrechtliche  Bestimmungen  ersetzt  durch 
das  Forststrafgesetz  vom  2.  Sept.  1879.  Dasselbe  bezieht  sich  auf 
den  Forstdiebstahl,  Forstbeschädigungen  und  unbefugtes  Weiden.  Wäh- 
rend nach  dem  früheren  Rechte  der  Forstdiebstahl  als  eine  besondere 
Deliktsform  aufgefasst  wurde,  hat  man  diesen  Standpunkt  auf  Anregungen 
der  Kammern  hiti  verlassen.  Der  Forstdiebstahl  wird  schlechthin  als 
Diebstahl  charakterisiert,  welcher  durch  besondere  Strafbestimmungen  be- 
droht ist.  Der  Begriff  Forstdiebstahl  wurde  enger  begränzt,  als  es  in 
anderen  Gesetzen  (z.  B.  dem  preufsischen ,  bayerischen)  geschehen  ist. 
Nach  Art  6  ist  Forstdiebstahl  im  Sinne  des  Gesetzes,  falls  der  Wert 
des  Entwendeten  20  Mark  nicht  übersteigt,  der  in  einem 
Walde  verübte  Diebstahl 

1)  an  Holz,  welches  noch  nicht  vom  Stock  oder  Boden  getrennt  ist, 
'2)  an  Holz,   welches    durch  Zufall    abgebrochen    oder   umgeworfen  und 

mit  dessen  Zurichtung   noch  nicht    der  Anfang   gemacht  worden  ist, 

3)  an  Schlagabraum  (Spänen,  Rinde  u.  s.  w.),  sofern  er  noch  nicht 
eingesammelt  ist, 

4)  an  allen  anderen  Erzeugnissen  des  Waldes,  insbesondere  an  Holz- 
pflanzen, Gras,  Heide,  Moos,  Laub,  Streuwerk,  Nadelholzzapfen,  Wald- 
sämereien, Baumsaft,  Harz,  sofern  dieselben  noch  nicht  eingesam- 
melt sind. 

Als  gemeiner  Diebstahl  gilt  hiemach  jede  Entwendung  von  Walder- 
zengnissen,  deren  Wert  20  M.  übersteigt,  femer  der  Diebstahl  an  vom 
Boden  getrenntem  Holze,  auch  wenn  es  nicht  20  M.  wert  ist,  sobald  an 
demselben  bereits  Arbeiten  der  Fällung  oder  Zurichtung  vorgenommen 
worden  sind.  Hiermit  wurde  ein  Schritt  weiter  gethan,  um  dem  Eigen- 
tume  am  Walde  und  an  seinen  Erzengnissen  einen  wirksameren  Schutz 
zu  verleihen  und  dasselbe  in  dieser  Beziehung  anderen  Eigen tumskate- 
gorieen  mehr  gleich  zu  stellen.  Die  erwähnte  Forstordnung  betrachtete 
sowohl  die  Entwendung  von  stehendem  als  auch  diejenige  von  gefälltem 
und  aufbereitetem  Holze  als  einfachen  Waldfrevel  und  bedrohte  die  letz- 
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tere  nur  mit  ei  Der  doppelt  so  hohen  iStrafe  als  die  eratere.  Im  Jahre 
IB39  wurde  die  EntweaduDg  yod  gehaueuem  Hoke  geseUHch  10  die  Ka- 
tegorie des  gemeinen  Diebstahls  aufgenommen.  Ausserdem  wurde  dem 
öffentlichen  Interesse  insofern  Rechnung  getragen,  als  die  Entwendung 
oder  Beschädigung  von  ungehauenem  Holze  dann  als  besondere  Delikts- 
form gerichtlich  bestraft  werden  sollte,  wenn  der  Schaden  mehr  als  90 
Mark  betrug  („Waldverwustung**).  Die  sehr  detaillierte  Kasuistik,  welche 
in  den  Forstgesetzen  anderer  Länder  für  Bemessung  der  Strafe  als  ein 
Erbstüok  aus  älterer  Zeit  Platz  gegriffen  hat,  ist  mit  Recht  vermieden 
und  dem  arbiträren  Ermessen  des  zuständig en  Geriohtea  ein  gröfserer 
Spielraum  gelassen  worden. 

Kurze  Zeit  nach  dem  erwähnten  Gesetze  wurde  das  neue  Forst- 
p  0  Hz  e  ige  setz  (vom  8.  September  1879)  publiziert,  durch  das  erwünschte 
Klarheit  in  einem  Gebiete  geschaffen  wurde,  in  welchem  in  Württemberg 
wie  in  einigen  auderen  Ländern  das  frühere  gesetzliche  Fundament  im 
Laufe  der  Zeit  vollständig  durchlöchert  worden  war,  ohne  dafs  die  Flick- 
und  Läuteruugsarbeiten  etwaigen  Zweifel  begegnen  und  dem  Bedürfoidse 
der  Neuzeit  hinreichend  genügen  könnten. 

Die  Forstordnung  von  1614  fuiste  auf  dem  Grundsatze  strengster 
Bevormundung  aller  Waldungen  des  Landes.  Sie  hatte  mit  vielen  aude- 
ren Forstordnungen  das  gemeinsam,  daXs  sie  sehr  ins  Einzeln  gehende 
positive  Vorschriften  enthielt,  welche  wahrscheinlich  ebenso  wie  in  an- 
deren Ländern  nie  strikte  befolgt  worden  sind-  Von  dem  fiskalischen 
Geiste,  welcher  häufig  der  laudesväterlicheu  Fürsorge  zu  Gmnde  lag  oder 
doch  neben  derselben  eine  wichtige  Rolle  spielte,  war  auch  die  württem- 
bergische Verwaltung  nicht  frei.  Aufsicht  und  Dispens  bildeten  nicht 
selten  eine  willkommene  Einnahmequelle.  So  wurde  noch  1810  in  Würt- 
temberg eine  —  freilich  1818  wieder  aufgehobene  —  Stammmiete  einge- 
führt, welche  in  6,7^^]^  vom  Holzwerte  bestand  und  für  die  Waldaufsicht 
bezahlt  wurde.  Und  bis  zum  Jahre  ISil  waren  für  Erteilung  der  Ro' 
dungserlaubniB  mindestens  6  kr,  pro  Morgen  jährlich  zu  entrichten»  Von 
den  Anschauungen,  welchen  solche  Mafsregeln  entspringen,  vermag  sich  üb- 
rigens selbst  heute  noch  nicht  Jeder  vollständig  zu  emanzipieren.  Hat  doeh 
vor  noch  nicht  langer  Zeit  ein  renomierter  Forstwirt  allen  Ernstes  in  einem 
verbreiteten  Lebrbuche  die  Forderung  aufgestellt,  es  sollten,  um  Wald- 
ausstookußgen  indirekt  zu  hindern,  die  gerodeten  Flächen  um  |  höher 
besteuert  werden  als  andere  von  gleicher  Ertragsfuhigkeit.  Solchen  An- 
Bohauungen  hat  die  neuere  Gesetzgebung  in  Württemberg  (wie  auch  in 
Bayern)  mit  Recht  nicht  Raum  gegeben.  Kulturumwan dl migen  werden, 
wenn  sie  überhaupt  zulässig  sind,  nicht  weiter  durch  steuerardge  Be- 
lastungen gehindert.  Ueberhaupt  ist  der  Standpunkt  fiskalischer  Aus- 
nutzung vollständig  verlassen  und  das  reine  Gebührenpriuzip  sowohl  bei 
Privat-  als  auch  bei  Gemeinden-  und  Körpers chafts Waldungen  adoptiert 
worden.  Die  allgemeinen  aus  der  Verwaltung  der  Forstpolizeibehörde 
erwachsenden  Kosten  werden  aus  der  Staatskasse  bezahlt.  Wenn  jedoch 
bei  den  Forstpolizeibehörden  auf  den  Antrag,  im  besonderen  Interesse 
oder  durch  Verschulden  von  Waldbesitzern  oder  anderen  Personen  Erhe- 
bungen oder  Verhandlungen  nothw endig  werden,  so  haben  die  Betheiligten 
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die  erwachsenden  durch  die  Forstpolizeibehörde  festzastellenden  Kosten 
xa  tra^n.  Yoraussichtlioh  werden,  dem  ganzen  Geiste  der  württember- 
^schen  Forstgesetze  von  1879  und  1875  entsprechend,  die  Beiträge, 
welche  yon  Interessenten  zu  entrichten  sind,  nicht  zu  einer  Quelle  des 
Gewinnes  gestempelt  werden.  Sind  dieselben  doch  in  einigen  wichtigen 
Fällen  für  Gemeinde-  und  Eörperschaftswaldungen  so  mäfsig  angesetzt, 
dasa  geradezu  ein  Beiz  ausgeübt  wird,  die  letzteren  der  Staatsyerwaltung 
zu  unterstellen. 

Dem  neuen  Gesetze  liegt  die  Tendenz  der  Erhaltung  des  vor- 
handenen Waldstandes  zu  Grunde,  wie  sie  auch  in  anderen  Län- 
dern, oft  freilich  in  etwas  einseitiger  Weise,  zu  Tage  tritt.  Der  Gedanke, 
dafs  Alles,  was  ist,  auch  wirklich  gut  sei,  hat  dabei  bisweilen  in  einem 
Masse  vorgeherrscht  (z.  B.  im  bayrischen  Forstgesetz,  im  Gemeindewald- 
gesetz für  Bheinland  und  Westfalen  Ton  1816,  im  jüngsten  Österr.  Forst- 
gesetzentwurf  etc.)»  dass  man  selbst  übersehen  hatte,  auf  eine  Mehrung 
Bedacht  zu  nehmen,  wo  sie  wirklich  im  allgemeinen  Interesse  geboten 
isl  Und  auch  das  württembergische  Gesetz  will  nur  Zwang  angewendet 
wissen,  wo  zuföllig  gerade  Wald  sich  vorfindet,  in  anderen  Fällen  bietet 
es  für  eine  angemessene  wirtschaftliche  Begelung  keine  Handhabe. 

Als  Wald  im  Sinne  des  Gesetzes  sind  alle  Grandstücke  zu  betrachten, 
welche  als  zur  Gewinnung  von  Holz,  sowie  der  mit  der  Holzzucht  ver- 
bundenen Nebennutzungen  auf  die  Dauer  bestimmt,  von  den  Forstpolizei- 
behörden unter  die  Forsthoheit  des  Staates  (Forstpolizei)  gestellt  sind. 
Ueber  dieselben  sind  Verzeichnisse  aufzustellen  und  fortzuführen.  Hier- 
nach kann  auch  Boden,  welcher  freiwillig  der  Waldkultur  zugewendet 
wird,  in  den  Bereich  der  Forstpolizei  gezogen  werden. 

Zu  der  Ausstockung  (Eodung)  eines  solchen  Waldgrundes,  d.  h. 
zu  der  Yeränderung  und  bleibenden  Benützung  desselben  zu  anderen 
Zwecken  als  zur  Holzzucht,  ist  die  Genehmigung  der  Forstpolizeibehörde 
erforderlich.  Von  letzterer  sind  die  für  die  Ansstockung  geltend  gemach- 
ten und  sonst  erheblichen  Umstände  zu  prüfen  und  jedenfalls  die  Besitzer 
angrenzender  Waldungen  und  etwaige  Nutzungsberechtigte  zu  hören.  Als 
mafsgebend  für  die  Entscheidung  werden  die  klimatischen  und  forstpoli- 
zeilichen Bücksichten ,  insbesondere  aber  der  den  nebenliegenden  Wal- 
dungen zu  gewährende  Schutz  bezeichnet.  Eine  feste  Handhabe  ist  hier- 
mit den  Behörden  allerdings  nicht  in  allen  Fällen  geboten,  da  der  Begriff 
der  klimatischen  und  forst polizeilichen  Rücksichten  ein  so  vager  ist,  dafs 
er  dem  subjektiven  Gutdünken  den  weitesten  Spielraum  lässt.  Man  darf 
wohl  hoffen,  dass  die  Praxis  der  Verwaltung  diese  legislatorische,  unbe- 
stimmte Bestimmung  in  angemessener  Weise  zur  Anwendung  bringen 
wird.  Bei  der  Erlaubniserteilung  können  Bedingungen  vorgeschrieben 
werden,  welche  bei  der  Ausstockung  einzuhalten  sind.  Dahin  würde 
nach  der  Darlegung  des  Herrn  Forstrath  Fischbach  vor  Allem  das  Ueber- 
halten  eines  Waldmantels  in  bestimmter  Breite  und  Bestandesform  auf 
eine  im  Voraus  zu  bezeichnende  Eeihe  von  Jahren  gehören,  femer  die 
Festsetzung  eines  Termins,  innerhalb  dessen  die  Umwandlung  in  land- 
wirtschaftliches Nutzgeld  (Weidewirtschaft  soll  hierbei  in  der  Begel 
ausgeschlossen  sein)  unbedingt  vollzogen  sein  mufs  etc.     Unterbleibt  diese 
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Umwandlung  ohne  zufeichenden  Grund  iunerlialb  der  bei  der  Erlaubnis- 
erteiluDg  anberaumten  oder  auf  Nachsuchen  erstreckten  Frist,  ao  kann 
die  Wiederaufforatung  herbeigeführt  werden.  Dies  tritt  auch  dann  ein, 
wenn  ein  zur  Holzzucht  geeigneter  Waldgrund  ohne  Verschuldeu  des 
Besitzers  holzlos  würde.  Wird  die  Wiederbestockung  innerhalb  der  ge- 
gebenen Frist  gar  nicht  oder  nicht  in  einer  den  örtlichen  Verhältnissen 
entsprechenden  Weise  ausgeführt,  so  ist  dem  Waldbesitzer  die  Wieder- 
ftufforstang  in  bestimmter  Weise  vorzuschreiben .  Kommt  er  einer  der- 
artigen Auflage  nicht  nach,  ao  wird  die  entsprechende  Wiederbestockung 
auf  seine  Kosten   vollzogen. 

Neben  dem  Eodungsverbot  und  dem  es  ergänzenden  Wiederauffor* 
stuugsgebot  cnthült  das  Gesetz  keine  näheren  positiven  Wirtsohaftsy Ur- 
schriften, welche  für  alle  Waldungen  Qiltigkeit  hätten.  Statt  ihrer  finden 
wir  die  negative  Formnliernng  des  bekannten  D  evastation  s  verbot  es* 
Wenn  wegen  ordnungswidriger  Bewirtschaftung  oder  Benützung  eines 
Waldes,  insbesondere  auch  durch  übermässige  Rtreunutzung  der  Fortbe- 
stand eines  solchen  gefährdet  ist,  so  hat  das  Forstamt  unter  schriftlicher 
Belehrung  und  Verwarnung  des  Waldbesitzer«  die  auf  Beseitigung  jener 
Gefahr  gerichteten  Anordnungen  zu  treflFen.  Die  Forstpolizeibehörden 
haben  sich,  namentlich  wo  keine  fachmännische  Bewirtschaftung  der 
Waldungen  gesichert  ist,  in  fortlaufender  genauer  Kenntnis  von  dem 
Stunde  der  Privatwaldungen  zu  halten  und  sind  für  rechtzeitiges  Ein- 
achreiten in  dem  erwähnten  Falle  verantwortlich.  Beachtet  der  Wald- 
besitJEer  die  ihm  erteilten  Weisungen  trotz  der  gegen  ihn  erkannten 
Strafe  nicht,  so  kann  zeitliche  Beschränkung  desselben  in  der  freien  Be- 
wirtschaftung und  Benützung  des  gefährdeten  Waldes  verfügt  werden» 
vornehmlich  auch  durch  Erteilung  von  Vorschriften  hinsichtlich  der 
Verbesserung  des  Holzbestandes  auf  natürlichem  oder  künstlichem  Wege. 
Ebenso  sind  auch,  wenn  einem  W^alde  durch  Naturereignisse  oder  schäd- 
liche Tiere  Gefahr  droht,  insbesondere,  wenn  sich  schädliche  Insekten 
zeigen,  vom  Forstamte  die  2ur  Abwendung  oder  Verminderung  der  Ge- 
fahr dienenden  Anordnungen  zu  treffen,  welche  die  Waldbesitzer  auf  ihre 
Kosten  auszufTihren  haben» 

Ausser  bei  der  Frage  der  Bodung  wird  der  sogenannten  Schutz- 
waidungen  • —  wenn  auch  dieser  Name  nicht  angeführt  wird  —  noch 
in  einem  anderen  Artikel  gedacht  Bei  Waldungen  nämlich,  welche  nach 
dem  Ermessen  des  Forstamtes  wegen  der  örtlichen  Verhältnisse  zu  Ab- 
haltnng  von  Gefabren,  insbesondere  des  Abrutschens  und  Bodenabachwem- 
mens  in  entsprechendem  Bestände  zu  erhalten  sind  oder  zum  Schutz  ge- 
gen Windachaden  für  die  angrenzenden  rein  oder  vorherrschend  mit  Na-  , 
delholz  bestockten  Waldungen  dienen,  ist  zu  einer  kahlen  Abholzung  oder 
starken  Lichtung  die  Erlaubnis  des  Foratamtes  einzuholen,  deren  Er- 
teilung an  besondere  Bedingungen  geknüpft  werden  kann, 

Diese  über  Schlitzwaldungen  getrofi^enen  Bestimmungen  unterschei- 
den sich  wesentlich  von  denjenigen  des  bayerischen  Forstgesetzes  von 
1852,  des  italienischen  Walds chutzgesetzes  von  1S77  und  drs  preufsi- 
schen  Gesetzes  betr.  Schutz  Waldungen  von  1875  und  zwar  sowohl  hin- 
aichtlich  der  Fälle ,    auf  welche    der   Begriff  Schutzwald  Anwendung  fin- 
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den  soll»  als  auch  bezüglich  der  Art  der  zuläeßigen  Einschränkiing  und 
der  EntÄchädigUQgsfrage,  Nach  dem  preul'siachen ,  bayerischen  und  ita- 
lieoischen  Gesetze  würden  in  Württemberg  mehr  Waldungen  al&  Schutz- 
wälder erklärt  werden  können,  in  Italien  insbesondere  wird  auch  —  was 
in  keinem  andereo  Lande  der  Fall  —  die  öfieutliche  Gesundheitaptlege 
angeführt;  in  Prenfsen  können  die  verschied eaaten  Mai'sregeln  ergriffen 
und  auch  Vorkehrungen  nicht  waldbaulichen  Charakters  getroffen  werden^ 
Württemberg  begnügt  sich  dagegen  mit  den  genannten  Bestimmungen 
und  der  Erhaltung  des  Vorhandenen.  In  Italien  wird  wenigstens  dann 
eine  Entschädigung  gewährt,  wenn  eine  dem  Grundeigentümer  materiell 
nachteilige  Beschränkung  im  sanitären  Interesse  verhängt  wird,  das 
preuTaisühe  Gesetz  macht  in  dief^er  Beziehung  gar  keine  Ausnahmei  son- 
dern yerlangt  überall  eine  Tolle  Entschädigung,  Württemberg  dagegen 
kennt  eine  solche  überhaupt  nicht,  was  übrigens  mit  dem  seitherigen 
positiven  Rechte  und  den  Aniorderungen  des  neuen  Gesetzes  keineswegs 
im  Widerspruch  steht.  In  Bayern  nimmt  man  an,  jeder  Waldeigentümer 
sei  durch  die  klaren  Bestimmungen  des  Gesetzes  in  den  Stand  gesetzt 
zu  ermcseeo,  ob  seine  Waldungen  Schutzwaldungen  seien  oder  nicht  (?),  in 
2weif eis  fallen  könne  er  sich  ein  Gutachten  erholen  und,  wenn  er  anderer 
Aneicht  »ei,  aolle  er  einen  Beschluls  der  Eorstpolizeibehörde  nachsuchen. 
Dagegen  sind  in  Württemberg  (ähnlich  in  Italien)  die  Waldungen,  welche 
der  oben  erwähnten  Beschränkung  unterliegen,  durch  das  Eorstamt  den 
Beaitzern  mittelst  schriftlicher  Eröffnung  zu  bezeichnen.  In  Preulsen 
wird  ein  Wald  nur  auf  besonderen  Antrag  dem  Gesetze  unterstellt,  also 
als  Schutzwald  erklärt;  in  Bayern  und  Württemberg  sind  schon  an  und 
Inr  sich  alle  Waldungen,  welche  den  Charakter  von  Schutz  Waldungen 
tragen,  an  die  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  gebunden. 

Auch  die  Bildung  von  Waldgeno  ssenschaften  ist  in  Württem- 
berg vorgesehen.  Doch  scheinen  mir  die  hierüber  erlassenen  recht  dürf- 
tigen Bestimmungen  praktisch  bedeutungslos  zu  sein.  Es  heisst  nämlich : 
fjKleinere  Waldbesitzer  können  sich  zu  Waldgenossenschaften  in  folgen- 
den vorschiLdenen  Weisen  vereinigen :  1)  wenn  ihre  Waldungen  zu  einer 
Vereinigung  in  ein  Wirts chaft«ganzes  oder  zu  einem  Anschlüsse  an  die 
Verwaltung  der  Ötaatsforste  sich  eignen,  und  sie  behufs  der  Bewirtschaf- 
tung ihres  Besitzes  durch  die  Organe  der  Staatsforstverwaltung  mit  8ta- 
taien  tich  verbinden,  welche  der  Genehmigung  der  Direktion  der  Staats- 
ferste  bedürfen.  Ist  diese  Genehmigung  erfolgt,  so  ist  die  Direktion  der 
Stftataforste  verpflichtet,  die  technische  Betriebsleitung  und  zutreffenden- 
falls  auch  den  Schutz  dieser  Genossenschafts Waldungen  zu  übernehmen. 
2)  Wünschen  sie  dagegen  die  gemeinschaftliche  Bewirtschaftung  ihrer 
Waldungen  mit  denen  der  betreffenden  Körperschaften,  so  kann  hierüber 
unter  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  16.  August  1876  im  Vertrage 
ein  Statut  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern  errichtet  wer- 
den." Diese  Bestimmungen  sind  teils  selbstverständlich,  teils  unnötig 
beschränkend.  Soll  etwa  in  anderen  als  den  genannten  Eällen  die  Bil- 
dung von  Genossenschaften  nicht  gestattet  werden?  Warum  aolleu  Ge- 
nofisen Schäften ,  welche  neu  entstehen ,  zwangsweise  der  Staatsforstver- 
Waltung  unterstellt  werden,   während  in  dieser  Beziehung  die  Gemeinde- 
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und  Körperschaftswaldungen ,  ganz  Torzüglicli  aber  die  PrivatwalduDgen 
viel  ^ier  gestellt  sind?  Sind  auch  die  hier  aufateigeDden  Bedenken 
praktiseh  ohne  Belang,  »ei  es,  daBs  es  sich  nur  um  eine  geiiDge  Zahl 
von  Fällen  handelt,  sei  es,  dasa  die  Verwaltung  durch  das  Staatsforst- 
perflonal .  etwa  wegen  ihrer  Billigkeit  thatsäehlich  gar  nicht  unerwiinscht 
ist  f  80  trägt  doch  die  zitierte  Besümmung  nicht  allein  den  Stempel  des 
ün vollkommenen,  sondern  sie  macht  auch  den  Eindruck  einer  stiefmütter- 
lichen Behandlung  der  Genossenschaften,  als  oh  man  auf  deren  Förderung 
nicht  besonders  bedacht  zn  sein  brauche.  — 

Das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates  über  die  Waldungen  der  Ge- 
meinden,   Stiftungen    und  sonstigen  Öffentlichen  Körper- 
schaften   war   bereits    früher   und   zwar   durch  Gesetz  vom   16*  August 
1875    geregelt   worden.      Durch  dieses  Gesetz  wurde  den  Gemeinden  ein 
höheres  Mafs    von    Selbständigkeit   gewährt»    indem    man    dem  Gedanken 
der    Selbstverwaltung,    welcher    überhaupt    der    Gemeindeverwaltung    zu 
Grunde    gelegt    werden     soll,    konsequent    auch    in     der     Waldwirtschaft 
mehr  Kaum  geben  wollte.     Die  Bewirtschaftung    und  Benutzung  der  ge- 
dachten   Arten    von  Waldungen    sollen    sich    innerhalb    der   Grenzen    der 
Nachhaltigkeit    bewegen     und    auf  Wirtschaft spläne    gestützt 
sein ,    für  deren  Anfertigung  von  der  Staatsaufsichtsbehörde  Vorschriften 
zu    erteilen    sind.      Jedoch   sind    bei    Entwerfung    dieser  Pläne    innerhalb 
der  angeführten    Grenzen    die   besonderen ,   in   der   Eigentümlichkeit    des 
Haushalts  der  Körperschaft  begründeten  Zwecke  und  Bedürfiiisse  der  Wald- j 
besitzer  und  hiemach  Holzart,    Betriebsart  und  Umtriebszeit   zu  wählen,, 
Die    Pläne    selbst   unterliegen   behördlicher   Genehmigung.      Die   Aufstel-»! 
lung  und  Ausführung  derselben  und  die  technische  Betriebsführung  über-l 
haupt   hat    durch    von    den  Körperschaften    zu  wählende  Sachverstandige 
zu  erfolgen,    welche  die  Befähigung  für  den  Staatsforstdienst  erlangt  ha- 
ben  müssen.     Wenn  die  Verwaltungabehörd©  einer  Körperschaft  auf  die 
Anstellung  eines  solchen  Sachverständigen  verzichtet,   so  tritt  die  Beför-i 
aterung  ein,    d,  h.  die    teohniBche  Bewirtschaftung    erfolgt    durch  Organ0| 
der  Staatsforstverwaltung.     In  diesem  Falle  ist  als  Ersatz  für  die  Kosten 
der    technischen    Betriebsführung    ein  Beitrag   von  jährlich  80  Pfennigen^ 
pro  Hektar  Waldliäche  an  die  Staatakasse  zu  entrichten.     Das  für  Hand- 
habung  des   Forstschutzes    und   die   Ausfuhrung   der   Arbeiten    in    ihren 
Waldungen  erforderliche  taugliche  Personal  haben  die  Körperschaften  auf 
ihre  Kosten  zu  bestellen.     Doch  können  die  von  ihnen  angestellten  Forst- 
schutzdiener wegen  ünbrauchbarkeit  von  Aufsichts  wegen  entlassen  werden. 

Der  genannte  Satz  von  80  Pf.  ist  in  der  That  als  ein  mäfsiger  zu 
bezeichnen.  Ein  Teil  der  nothwendigen  Verwaltungskosten  wird,  da 
dieselben  pro  ha  sich  in  Wirklichkeit  höher  beziffern,  vom  Staate  ge- 
deckt. Im  Weseütlichen  ist  es  wohl  diesem  umstände  zu  verdanken, 
dafs  über  ^|^  der  Goaamtfläche  der  Gemeinde-  und  Stiftungswaldungen 
bereits  unter  Beförsterung  stehen.  Im  Ganzen  zälilt  Württemberg  1829 
waldbesitzende  Körperschaften  mit  einem  Flächengehalte  von  190.485  ha, 
so  dass  durchschnittlich  104  ha  auf  eine  Körperschaft  entfallen,  1707 
Körperschaften  mit  einem  Waldbesitz  von  146245  ha  (76,8 '^iß  der  Ge- 
samtfläche)  sind   der  Staatabeförsterung  beigetreten,    während   deren  121 
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mit  einem  Besitze  von  44190  ha  von  dem  Eeohte  Gebrauch  machen,  ent- 
weder für  sich  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Waldeigentü- 
mem  einen  Techniker  anzustellen. 

In  den  Körperschaflswaldungen  herrscht  der  Hochwald  vor.  Er 
nimmt  70  ^1^  der  Fläche  ein,  der  Mittelwald  29,  der  Nieder-  und  Schäl- 
wald nur  1  ^lo-  ümtriebszeit  und  Materialanfall  der  Hochwaldungen  stehen 
im  Durchschnitt  etwas  unter  denen  der  Staats  waldun  gen,  doch  ist  die  Ab- 
weichung nicht  sehr  gross. 

Zwar  ist  für  die  Bewirtschaftung  der  Eörperschaftswaldungen  der 
Grundsatz  der  Nachhaltigkeit  aufgestellt  worden,  doch  wird  derselbe  nicht 
so  Bchablonenmäfsig  festgehalten,  wie  er  yon  bekannten  Eorstwirten  auf- 
gefasst  wird,  welche  den  in  Eörperschaftwaldungen  vorhandenen  Holzvor- 
rat  als  ein  unangreifLiches  rideikommils  betrachtet  wissen  wollen,  das 
als  solches,  also  nicht  etwa  nur  als  Eapitalsumme,  ungeschmälert  erhal- 
ten werden  soll.  Dieser  Vorrat  darf  vermindert,  die  ümtriebszeit  herab- 
gesetzt werden.  Doch  soll  beim  Uebergang  zu  einer  Betriebsart  mit 
geringerem  Holzvorratskapital,  bei  Yerkürzimg  der  ümtriebszeit  und 
bei  sonstigen  Mafsregeln,  welche  eine  vorübergehende  Erhöhung  der 
Nutzung  in  der  nächstliegenden  Nutzungsperiode  und  eine  Verminderung 
derselben  in  den  nachfolgenden  Perioden  zur  Folge  haben,  am  Schluss 
des  Nutzungsplans  der  unterschied  zwischen  der  Nutzung  der  nächstlie- 
genden Periode  und  demjenigen  Betrag,  welcher  sich  bei  Festhaltung  der 
seitherigen  Betriebsart  und  ümtriebszeit  im  Jahresdurchschnitt  der  letz- 
reren  ergeben  würde,  veranschlagt  und  hiemach  ermessen  werden,  welche 
Quote  der  vorübergehend  höheren  Nutzung  dem  Geldgrundstock  zu- 
zuscheiden  sei;  d.  h.  der  uebergang  zu  einer  rentableren  ümtriebszeit, 
Betriebs-  oder  Holzart  ist  den  Körperschaften  nicht  verwehrt,  sofern  sie 
nur  ihr  gesammtes  Kapitalvermögen  nicht  vermindern. 

Der  Umfiemg  der  Staats  Waldungen  hat  sich  in  den  letzten  De- 
zennien stetig  vergröfsert.  Veräufseningen  kommen  im  Ganzen  wenig 
vor  und  dann  hauptsächlich  nur  im  Wege  der  Vertauschimg  gegen  pas- 
send gelegenes  Privatgelände  im  Interesse  der  Arrondierung.  Der  Erwerb 
zum  Zwecke  der  Arrondierung  oder  der  Verbindung  des  Waldwegenetzes 
mit  den  öffentlichen  Verkehrswegen  oder  aus  „Rücksichten  staatswirt- 
schaftüchor  Natur"  (allmählicher  Ankauf  parzellierter  und  verödeter  Pri- 
vatwaldungen) hat  dieselben  erheblich  überwogen.  In  der  Zeit  von  1855 
bis  1879  bezifferten  sich  die  Erwerbungen  auf  9494  ha,  die  Veräufse- 
rungen  auf  3447.  Demnach  hatte  sich  der  Staatswaldbesitz  in  25  Jahren 
um  6047  ha  oder  etwa  3,2  ®|o  vergröfsert.  Eine  ähnliche  Erscheinung 
bieten  auch  andere  deutsche  Länder. 

Der  Hochwaldbetrieb  ist  in  den  Staatswaldungen  weitaus  vorherr- 
schend. Er  nimmt  178.308  ha  =  97,4  ^\q  der  ganzen  Fläche  ein,  wäh- 
rend der  Mittelwald  auf  2947  ha  =  1,9  «l^,  der  Niederwald  auf  1056  ha 
s=  0,6  ^lo  beschränkt  ist.  Die  ümtriebszeit  bewegt  sich  zwischen  80  und 
120  Jahren.  Für  die  Festsetzung  derselben,  wird  bemerkt,  sei  im  All- 
gemeinen der  Grundsatz  leitend,  den  Zeitpunkt  der  Kulmination  des  Werts- 
zuwachses zu  wählen,  wobei  also  die  Kosten,  insbesondere  die  Verzinsung 
unberücksichtigt  bleiben.     Die  Verwaltung  betrachte  die  Staatswaldungen 
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10 

2 

8 

12 

34 

9 

^H         18&0 

31 

48 

19 

2 

8 

12 

37 

8 

^B 

35 

46 

17 

2 

^^^^L            nicht   als   eine  Finanzquelle ,    sondern   in  erster  Linie  als  ein  fu 

^^^^H            naclihaltige  BeMedigung  der  Bedtirfoisäe  des  Laude»  beBtimmtea  Gc 

^^^^H            gut     Bei  der  Bestimraung  der  Umtriebszeit  wurde  deshalb  von  fina 

^^^^H            len  Becknungs Operationen  abgesehen  ,    welche   auf  der  unsieheren  G 

^^^^H            läge  eines  willkiirlieh  gewählten  Zinsiulsea    und  einer  yerausbestim 

^^^^H            der  Preise  für  eine  ferne  Zukunft  beruhten.      Wie  nun  der  Zeitpunl 

^^^^H            mittelt   worden   iat,    in   welchem   der    WertÄZUwachs    sein  Maximui 

^^^^B            reicht^    ist   leider   nicht  angegeben.      Die  eingeschlagene  Methode  c 

1        ^i 

Miseellen. 


145 


Einnahmen 


Für  IIols  ;  Uebrige 


Im  Gesam- 
ten 


Rein- 
ertrag 


t«nden 


Preise  in  Mark 


pro  fin  Stamm- 
hols 


Eichen 


Nadel- 
holz 


Buchen 


pro  rm 


I 


Nadel- 
holz 


pro  100 
Wellen 
Buchen 


pro  fm 
vom  gan- 
zen llolz- 

ertrag 


pro  ha  er-  ! 
tragsßüii-  . 
ger  Fläche 


6582 

489 

8439 

379 

II  354 

548 

12325 

500 

9315 

578 

9664 

455 

8270  • 

470 

9296 

471 

7071 
8818 

II  902 

12825 
9888 

10  119 

8740 
9767 


I4I97 
5280 

73" 
7807 

5275 

6039 

4  180 
5157 


pro  ha  Gesamtfläche 
Mark 


37»5 
46,1 
62,0 
67.3 
50,9 

52,8 

45»o 
50,3 


93 
96 

95 
96 

94 

95 

95 
95 


18,6 
24,0 
27»2 
29,1 
28,0 

25,9 
24,4 


11,3 
13,7 
12,3 
16,9 

14,3 
14,0 
12,1 


4i8 
6,7 
7»2 
9,6 
8,0 

6,3 
6,9 


2,8 
3,9 
3,9 
5,7 
4,3 

4,3 

4,3 


9,6 

14,7 
16,7 
18,6 
15,7 
15,8 
13,8 


8.13 
8,96 

11,41 
10,01 

9,02 

8.73 
8,90 


Ilolzhauerlöhne 

•  der  Ge-  | 

samtein-     in  {  des 
nähme        Holz- 


I  ertrags 


Reinertrag  ohne  Ab- 
zug von  Steuern  und 
Lasten  pro  ha  Ge- 
samtfläche Mk. 


23,8 
29,2 
40,0 
42,8 
29,6 

33,3 

23,9 
28,9 


vermutlich  zu  Beanstandungen  Veranlassung  geben.  Denn  die  Sorge  für 
eine  nachhaltige  Bedürfnisbefriedigung  scheint  mir  wenig  damit  im  Ein- 
klang zu  stehen ,  dafs  alle  Freiskalkulationen ,  also  auch  die  wirtschaft- 
lich zulässigen  yerworfen  werden.  Sehr  wahrscheinlich  ist  die  Sachlage 
in  Württemberg  die  gleiche  wie  die  in  anderen  deutschen  Ländern.  Man 
hatte  grosse  Holzvorräte  ererbt,  bei  deren  Erziehung  wenig  oder  gar 
nicht  gerechnet  worden  ist.  Dieselben  wurden  in  PreuTsen  so  gut  wie 
in  Bayern  und  "Württemberg  allmählich  vermindert.  Von  letzterem  Lande 
N.  F.  Bd.  VI.  10 


146  Miseellen. 

wird  ausdriicklicli  bemerkt:  „Allerdings  lässt  sich  nicht  verkennen,  dafs 
die  neuerdings  gemachten  Erfahrungen  immerhin  zu  einer  maTsigen  Ab- 
kürzung der  aus  früheren  Zeiten  überkommenen  hohen  Umtriebszeiten 
geführt  haben."  Ob  man  dabei  zielbewufst  jener  Umtriebszeit  zusteuerte? 
Ich  will  dies  nicht  bestimmt  in  Abrede  stellen,  glaube  aber  doch  anneh- 
men zu  dürfen,  dass  die  Theorie  nachträglich  aufgestellt  worden  ist  und 
sich  keineswegs  überall  mit  der  Freuds  deckt. 

Die  Bewirtschaftung  der  württembergischen  Staatswaldungen  ist  eine 
sehr  intensive.  Insbesondere  ist  der  Aufwand  für  Kulturen  und  Wege- 
bau verhältnismäfsig  sehr  hoch  und  übersteigt  bedeutend  denjenigen  an- 
derer Länder.  Dem  entsprechend  sind  aber  auch  die  Einnahmen  recht 
ansehnlich.  Die  Einnahmen  für  verkauftes  Holz  hatten  ihren  Höhepunkt 
in  den  Jahren  1871/76  erreicht,  1877  bis  1879  waren  sie  wieder  ge- 
sunken, doch  wurde  der  niedrigste  Betrag  (1878)  mit  9271811  Mk.  in  den 
Jahren  vor  1871  nur  einmal  übertroffen  und  zwar  1865  mit  9867008  Mk. 
Auch  weist  das  Jahr  1880  wieder  ein  günstigeres  Eosultat  auf.  Die 
Ausgaben  sind  mit  einigen  Schwankungen  fast  überall  bis  in  die  neuere 
Zeit  gestiegen.  Näheres  über  Aufwendungen  und  Erträge  ist  aus  der 
S.  144,  145  mitgeteilten  Tabelle  zu  ersehen. 

Die  Kulturkosten  waren  in  der  Zeit  1867 — 78  deswegen  verhältnis- 
mäfsig hoch,  weil  durchschnittlich  jährlich  2,3  ^1^^  der  Gesamtfläche, 
also  mehr  als  das  Doppelte  der  normalen  i'lächenquote,  kultiviert  worden 
ist.  Vorzüglich  aber  sind  es  Bau  und  Unterhaltung  der  Wege,  welche  (bis 
1878)  stetig  steigende  Summen  in  Anspruch  nehmen.  Doch  wird  dies 
Wachstum  später  einen  Einhalt  erfahren,  wenn  einmal  das  Wogenetz 
hinreichend  vervollständigt  ist.  Alsdann  wird  sich  die  heutige  Kapitalan- 
lage als  eine  recht  rentable  erweisen,  wie  ja  auch  heute  schon  das  entwik- 
kelte  Transportwesen  Württembergs  als  eine  der  Hauptursachen  bezeichnet 
werden  kann,  welche  die  verhältnismäfsig  hoho  Rentabilität  der  Forste  die- 
ses Landes  bewirkt  haben.  Daneben  darf  freilich  auch  nicht  Organisation 
und  Geist  der  württembergischen  Forstverwaltung  vergessen  werden.  Und 
dafs  auf  diesem  Gebiete  erfreuliche  Leistungen  und  Zustände  wahrzuneh- 
men sind,    dafür  legt  das  oben  zitierte  Werk  das  beste  Zeugnis  ab. 


m. 

Jahresbericht  des  Finanzministers  der  Vereinigten  Staaten  über 
das  Fiskaljahr  1881/82. 

(Vgl.  N.  F.  Bd.  IV  p.  368  ff.) 

Dem  als  Extrabeilage  zu  der  New- Yorker  Handclszeituug  uns  vor- 
liegenden Jahresbericht  des  Fiuanzminiaters  Charles  J.  Folger  über  das 
am  30.  Juni  1882  beendete  Fiskaljahr  entnehmen  wir,  wi<J  im  v.  J.  die 
von  der  Redaktion  der  N.-Y.  H.-Z.  eingeschaltete,  vergleichende  Aufstel- 
lung der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Bundesregierung  für  die  fünf 
letzten  Fiskaljahre,  welche  wir  durch  die  auf  Grund  der  wirklichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben    im  ersten   Quartal  des  Fiskaljahres  abgeschätzten 
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Einnahmen  und  AoBgaben  für  1882/83,   sowie  der  Yerftnsohlagungen  fiir 
1883/84  ergänzen. 

Einnahmen: 

1884.  1883.  1882. 

Zölle I  235  000  CXX)  00  123500000000  I  220  410  730  25 

BnndeMteuern I4500000000  I4500000000  14649759545 

Erlös  ans   verkauften  Bundes- 
ländereien        550000000  550000000  475314037 

Diverse 29  500  000  00  29  500  000  00  31  863  784  21 

Gesamteinnahmen |t  4 1 5  OOO  OOO  OO  I41500000000  |t  403  525  250  28 

1881.  1880.  1879. 

Zölle I  198  15967602  1 186  522  064  60  I  137  250047  70 

Bandessteucm ^35  264385  51  12400937392  11356161058 

Erlös  ans    verkauften  Bundes- 

lindereien 2  201  863  17  i  016  506  60  924  781  06 

Diverse ^5^5636787  2197866586  2209074512 

Gesamteinnahmen |t  360  782  292  57  $  333  526  610  98  $  273  827  184  46 

i878. 

Zolle I  130  170680  20 

Rnndesstenern 11058162474 

Furios  an.H    verkauften  Bandes - 

ländereien I  079  743  37 

Diverse 1 5  93^830  39 

Gesamteinnahmen #257  763  878  70 

Ausgaben: 

1884.  1883.  1882. 

Indianer  und  Pensionen       .     .       4(10830073151  ^10750000000  $    71  081  941  35 

Zinsen  auf  die  BondcHschnld    .             5587741072  6000000000  71  077  206  79 

Cbrige  Ausgaben 13102979745  127  50000000  II582229143 

Gesamtausgaben ^t  295  207  939~68  ^29500000000^  ^25798143957 

1881.                           1880.  1879. 

Indianer  und  Pensionen       .     .       $    56  573  440  71  f    6272263153  $    4032759147 

Zinsen  auf  die  Bundesschuld    .             82  508  741  18           95  757  575  11  105  327  94900 

Übrige  Ausgaben 121  630  705  70          109  162  751  I4  121  29234306 

Gesamtansgaben |  260  712  887  59  |  267  642  95778  |  266  947'883  53 

1878. 
Indianer  und  Pensionen       .     .       ^    31  766  299  36 
Zinsen  auf  die  liundesscbuld  .  102  500  874  65 

Übrige  Ausgaben 102  697  1 52  79 

Gesamtausgaben $  236  965  326  80 

Das  veranschlagte  Guthaben  des  Amortisationsfonds  für  1883  betrügt 
$  44  422  956  25,  mithin  wird  ein  Überschufs  verbleiben  von  $  75  577  043  75. 
In  gleicher  Weise  gehen  von  dem  für  1884  veranschlagten  Überschufs  von 
S  119  792  060  32  für  den  Amortisationsfonds  $  45  072  222  54  ab,  sodafs 
ein   Überschufs  von  $  74  719  837  78  in  Aussicht  steht. 

„Wenn  nicht  irgendwelche  nachteilige  Störung  eintritt,  welche  im 
Augenblicke  nicht  vorherzusehen  ist,  so  wird  sich  dieser  Überschufs  von 
Jahr  zu  Jahr  in  dem  Mafse  vermehren,  wie  die  Zinsen  auf  die  öffentliche 
Schuld  abnehmen.'' 

10* 
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„Der  Betrag  der  Yer.  Staaten  Eonde,  welche  jetzt  fällig  und  nach  Be- 
lieben der  Regierang  zahlbar  sind,  stellt  sich  wie  folgt: 

Fünfprozentige  zu  3]f  prolongiert ^'SSSS^SSO 

Dreiprozentige 259  370  500 

Total ~~;     f  414  726  850 

Diejenigen,  welche    zunächst   zur  Einlösung   kommen   sind  die 

4|  81  welche  am  1.  Septemher  1891   bezahlt  werden  können     f  250000OCX) 

Schliefslich  die  4f,  einlösbar  am  1.  Juli  1907 1738929600 

Hierzu  kommen  die  Refnndierungs-Zertifikate 423  750 

Ergiebt •     #739  353  350 

Der  Betrag  der  fundierten  Schuld,  welche  zu  irgend  einer  Zeit  vor 
dem  1.  September  1891  einlösbar  ist  und  bis  zum  30.  Juni  1883  noch 
nicht  bezahlt  sein  wird,  beläuft  sich  auf  ca.  $  300  000  000,  und  auf  Grund 
der  Torstehenden  Voranschläge  für  das  am  30.  Juni  1883  beendigte  Fiskal- 
jahr könnte  die  ganze  jetzt  einlösbare  fundierte  Schuld  vor  dem  30.  Juni 
1886  bezahlt  werden.  Dies  würde  als  den  Surplns  für  mehr  als  fünf 
Jahre  den  Betrag  von  $  600  000  000  erlassen,  der  ohne  Verwendung  im 
Schatzamt  liegen  würde,  es  sei  denn,  dafs  man  bei  einem  solchen  schein- 
baren Keichtum  der  Versuchung  nachgeben  und  die  Ausgaben  bedeutend 
erhöhen  würde.  Der  Betrag  der  im  Jahre  1891  einlösbaren  Anleihe  be- 
lauft sich  auf  nur  $250  000  000,  und  ist,  wie  angegeben,  keine  andere 
Anleihe  vor  dem  Jahre  1907  einlösbar,  so  dafs  der  Überschufs  unter  den 
vorausgesetzten  Bedingungen  sich  bis  zu  diesem  Termin  in  rapider  Weise 
yermehren  wird.  Der  Betrag  der  Anleihe  von  1907  beziffert  sich,  wie 
bereits  dargelegt,  auf  weniger  als  $  740  000  000,  so  dafs  die  ganze  öffent- 
liche Schuld,  wenn  dieselbe  vollständig  einlösbar  wäre,  von  dem  Sarplus, 
wie  solcher  veranschlagt  worden,  an  einem  früheren  Termin  des  am 
30.  Juni   1894  beendigten  Fiskaljahres  eingelöst  werden  könnte. 

Es  hat  sich  in  der  Geschichte  der  Staatsfinanzen  nicht  häufig  ereignet, 
dafs  in  Folge  des  Überflusses  der  Einnahmen  Verlegenheiten  entstanden 
sind.  Die  Lage  des  Landes  in  dieser  Richtung  bietet,  während  sie  die 
fast  unbegrenzten  Ressourcen  desselben  vor  Augen  führt  und  seinen  Kredit 
über  alle  Frage  hinaus  sicher  stellt,  Verwickelungen  schwieriger  Natur. 
Die  Anhäufung  eines  grofsen  Überschusses  im  Schatzamt,  welcher  ein- 
treten mufs,  wenn  nicht  umgehend  Mafsregeln  behufs  Vornahme  einer 
Reduktion  der  Revenuen  geleistet  werden,  darf  nicht  von  einem  sorglosen 
Standpunkt  aus  betrachtet  werden." 

„Das  Mifsverhältnis  zwischen  den  täglichen  grofsen  Einnahmen  und 
den  verhältnifsmäfsig  täglichen  kleinen  Ausgaben  übt  einen  schädigenden 
Einflufs  auf  die  Geschäftsinteressen  des  Landes  aus.  Die  von  der  Re- 
gierung kollektierten  Summen  werden  dem  Geldmarkt  in  Summen  und  zu 
Zeiten  entzogen,  welche  nur  wenig  oder  gar  nicht  in  einem  harmonischen 
Verhältnis  zu  der  natürlichen  Bewegung  des  Geldes  stehen,  und  werden 
dann  wieder  mit  derselben  Nichtberücksichtigung  der  kommerziellen  und 
finanziellen  Bedürfnisse  in  den  Markt  gebracht.  Gelegentlich  haben  die 
bedeutenden  Auszahlungen  der  Regierung  eine  Geldplethora  verursacht, 
häufiger  aber  hat  die  von  ihr  vorgenommene  Zurückziehung  von  be- 
deutenden Geldsummen  eine  solche  Knappheit  von  flüssigem  Kapital  her- 


Miscellen.  X49 

vor  gerufen,  dafd  das  legitime  Geschäft  an  der  freien  Bewegung  gehindert 
wurde.  Es  handelt  sich  hierbei  nicht  einzig  darum,  dafs  die  in  dem 
Schatzamt  liegenden  Summen  der  Zirkulation  entzogen  werden,  vielmehr 
bildet  dieses  Vorgehen  eine  Ermunterung  und  eine  Hilfe  für  Leute,  die 
sich  in  ihrem  eigenen  Interesse  zusammenthun,  um  andere  grofse  Summen 
dem  Verkehr  yorzuenthalten.  Wir  befanden  uns  in  dem  Glauben,  dafs 
die  Gesetze  der  Staaten  gegen  das  Erstgeburtsrecht,  gegen  ein  f  ideikom- 
mifs  und  gegen  die  Ansammlung  von  persönlichem  Eigentum,  einer  An- 
häufung von  Eeichtümern  in  einzelnen  Händen  und  der  Schaffung  einer 
Macht  einzelner  über  andere,  welche  grofse  Reichtümer  verleiht,  im 
Wege  ständen.  Aber  die  Sachen  liegen  so,  dafs  es  heutzutage  derartig 
reiche  Männer  giebt,  welche,  wenn  sie  sich  zusammenthun,  nach  ihrem 
Willen  über  fast  eben  so  grofse  Summen  verfügen  können,  wie  die  Ke- 
gieruDg,  es  sei  denn,  dafs  dieselbe  ihren  Kredit  in  Anspruch  nimmt/' 

„Die  so  gewährte  Macht  ist  von  Zeit  zu  Zeit  in  Anwendung  gebracht 
worden.  Das  Besultat  hiervon  war,  dafs  heftige  und  plötzliche  Kon- 
traktionen und  Expansionen  des  Geldstandes  die  Geschäftswelt  affizierten, 
und  die  Begiernng  ist  hierbei  ein  willenloser  Anstifter  und  Helfer.  Es 
ist  dahin  gekommen,  dafs  das  Schatzamt  als  ein  grofser  Faktor,  wenn 
nicht  als  die  Hauptursache  periodisch  wiederkehrender  Geldklemmen  be- 
zeichnet und  deshalb  um  Abhilfe  angegangen  wird.  Jedem  einzelnen 
Finanzminister  während  der  letzten  Perioden  ist  dies  deutlich  vor  Augen 
gefuhrt  worden  und  sind  offizielle  Schritte  getroffen  worden,  um  diesem 
tjbelstande  abzuhelfen,  doch  ist  hierbei  nur  wenig,  das  für  die  Dauer  Wert 
hatte,  erreicht  worden. 

Es  giebt  keine  andere  zu  empfehlende  gesetzliche  Methode  zur  Dis- 
ponierung über  einen  vorhandenen  Überschufs  als  die  Abzahlung  der  öffent- 
lichen Schuld.  Diese  Schuld  besteht  im  wesentlichen  aus  zwei  Hauptklassen 
—  eine,  die  nach  Belieben  der  Regierung,  die  andere,  die  an  einem  fest- 
gesetzten zukünftigen  Termine  zahlbar  ist.  Die  erstere  zerfallt  wieder  in 
zwei  Klassen  —  in  eine,  die  mit  3^/,  Prozent  uud  eine  andere,  die  mit 
3  Prozent  verzinslich  ist.  Die  letztere  soll  so  lange  nicht  zur  Abzahlung 
einberufen  werden,  als  die  erstere  noch  aussteht  und  nicht  einberufen  ist. 
So  ist  es  gesetzlich  bestimmt  worden.  Von  der  Ersteren  stehen  über 
70  Millionen  aus,  die  noch  nicht  einberufen  sind.'' 

„Bonds  der  anderen  Hauptklasse  sind  verschiedener  Art,  alle  an 
einem  bestimmten  zukünftigen  Datum  zahlbar,  und  jetzt  mit  hohem  Agio 
im  Markte  notiert.  Wenn  es  für  das  Ministerium  gute  Politik  wäre,  diese 
zu  ihrem  Agio  anzukaufen,  könnte  es  dadurch  das  Schatzamt  leicht  von 
seinem  Überschufs  befreien." 

„Als  ein  temporäres  Auskunftsmittel  oder  für  einen  verhältnismäfsig 
geringen  Betrag  dürfte  dieses  Vorgehen  zu  adoptieren  sein.  Aber  wenn 
dieses  Vorgehen  durch  Gesetz  zu  einem  permanenten  gemacht  werden  würde, 
so  würden  die  Bonds  mit  langer  Laufzeit,  die  schon  jetzt  über  Pari 
stehen,  so  im  Preise  steigen,  dafs  ein  Ankauf  derselben  innerhalb  an- 
nehmbarer Limiten  nicht  ausführbar  sein  würde.^' 

Auch  die  Propositiou  einer  gröfsercn  Heranziehung  der  National- 
banken   als  Depositare  wird  vom   Finanzminister  eingehend   besprochen. 
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Er  bemorkt  daza,  dafs  wenn  man  diesen  Weg  einschlagen  würde,  so  würde 
dies  nichts  anderes  sein  als  die  Rückkehr  der  Gelder  in  Geschäftskanale, 
welchen  dieselben  ohne  Not  and  anter  Belastung  der  Bevölkerung  mit  den 
Kosten  für  die  KoUektierung  entlegen  worden.  (Die  Kosten  der  Kol- 
lektierang  allein  der  Einfuhrzölle  and  Tonnengebühren  betragen  rot. 
6^/,  Million  $,)  Übrigens  befürchtet  er,  dafs  im  Falle  einer  Geldkrisis 
die  Regierung  in  Verlegenheit  geraten  könne,  wenn  sie  die  Reserve  nicht 
selber  hält  „Es  hat  sich  in  vereinzelten  Fällen  ereignet,  dafs  National- 
bank-Deposilare  die  von  der  Regierung  auf  sie  gezogenen  Wechsel  nicht 
einlösten  und  dieselbe  dadurch  in  Verlegenheit  setzten.  In  einem  höheren 
Grade  würde  dies  der  Fall  sein,  wenn  alle  oder  viele  Nationalbanken 
gleichzeitig  in  dieselbe  Lage  kommen  und  gemeinsam  zum  gröfsten  Teil 
die  Bestände  der  Regierung  in  Verwahrung  haben  würden." 

Er  kommt  endlich  zu  dem  SchluTs,  dafs  eine  radikale  Beseitigung  des 
Übels  nur  durch  Reduktion  der  Steuern  zu  erreichen  sei. 

Von  dem  Gesamtbetrage  der  Einnahmen  von  Einfuhrzöllen  wäh- 
rend des  verflossenen  Fiskaljahres  $  220  416  730  25  entfielen  auf 

Zucker,  Melado  und  Melass« #  49  19^  132 

Wolle  und  Wollfabrikate 29253016 

Eisen  und  Stahl,  sowie  Eisen  und  Stahlfabrikate 24  175  574 

Seideuiabrikate 22  633  137 

Baumwollfabrikate 12  227  103 

Wein  und  Spirituosen 6771483 

Bttsammen    $  144  258  $9^*) 
Aus  den  verschiedenen  Quollen  des  Inlandsteuer-Sjrstems  wurden 
während  des  am  30.  Juni  1882  beendeten  Fiskaljahres  folgende  Summen 
voreinnahmt: 

Pur  Spirituosen #  69  873  408 

Pur  Tabak 47  39»  9^9 

Fttr  gegohrene  Getrfinke 16  153  920 

Von  Banken  und  Bankiers  5253458 

Kfir  Stenermarken  veinschliefsi.  Hank-Checks  f  2  318  455  14.  Streich- 

hölier  I  a  272  258,  Patentmediainen  etc.  $  l  978  395  56)    .     .  7  599  109 

An  Geldstrafen  etc 199  830 

Pilr  l>iTerse 81 559 

Total  .    $  14652327T 

Wie  im  letiten  Jahresbericht,  so  empfiehlt  auch  diesesmal  der  Finanx- 
minister  die  Steuern  auf  Spirituo^n,  Tkbak  und  gegohrene  Oetnuike, 
welche  im  vorigen  Fiskaljahr  zusammen  ca.  $  123  000  000  einbrachteDy 
,«a)8  legitime  Objekte  einer  notwendigen  Besteuerung"  beizubehalten.  »^ 
ist  kfindioh  in  Torschlag  gebracht  worden,  das  ganze  Inlandsteuersystem 
abzuschalfen»  aber  weder  die  öffentliche  Stimmung  noch  die  politisclieii 
Mafsnahmen  deuten  auf  ein  Verlangen  des  steuerzahlenden  Burgers  hin, 
dafs  dieser  Modus  der  Besteuerung  beseitigt  werde.**  Der  Widenuf  der 
Steuern  auf  die  Srkulation  und  die  Depositen  der  Xadonalbanken ,  die 
Abschaffung  der  Stempelsteuer,  sowie  der  ron  Banken  und  Bankiers  er- 
hobenen Steuer  (zusammen  ea.  $  13  000  000^  wurde  nur  einen  T^  ^r 
bestehenden  Schwierigkeiten   beseitigen.     Es  bleibt   sonach   nur  der  Weg 

1^  Die  AddiiMMft  stimmt  aickt  in  den  drei  Ictitca  Ziffem,  wir  koanta  di««Ibca  abtr 
aidit  «actflomiclitig  TviadtfB.    P.  S. 
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der  Keduktion  der  Einfuhrzölle.  Der  Finanzminister  äufsert  sich 
hierüber  wie  folgt: 

Die  Einnahmen  aus  den  Zöllen  worden  für  das  laufende  Jahr  auf 
$  235  000  000  veranschlagt,  und  dürfen  wir,  unter  den  bestehenden  Ge- 
setzen und  ohne  nachteilige,  zur  Zeit  nicht  vorauszusehende  Störung,  er- 
warten, dafs  sich  dieselben  nicht  vermindern  werden.  Es  ist  deshalb 
augenscheinlich,  dafs  eine  Beduktion  der  Zolleinnahmen  vorgenommen 
werden  sollte. 

Liest  man  die  vor  der  Tarifkommission  gemachten  Aussagen,  so 
wird  man  wahrnehmen,  dafs  die  Repräsentanten  eines  jeden  Industrie- 
zweiges, obwohl  sie  zugestehen,  dafs  eine  allgemeine  Tarifreduktion  an- 
gebracht und  notwendig  sei,  dennoch  fast  ausnahmslos  behaupten,  dafs  ihr 
spezielles  Produkt  eine  Verminderung  des  gewährten  Schutzes  nicht  er- 
tragen kann. 

Obwohl  die  Ansichten  der  Fabrikanten  in  Erwägung  zu  ziehen  sind, 
so  ist  es  doch  klar,  dafs  sie  niemals  imstande  sein  werden,  sich  über 
eine  Beduktion  des  ZoUarifs  zu  einigen. 

Alle  kommen  darin  überein,  dafs  eine  Revision  des  Tarifs  notwendig 
ist.  Die  Aktion  des  Kongresses,  der  eine  Kommission  zu  diesem  Zwecke 
kreirte,  macht  eine  Erörterung  dieses  Punktes  überflüssig.  Was  die  Kom- 
mission gethan,  ist  im  Detail  diesem  Departement  noch  nicht  bekannt 
Was  aber  ihre  Empfehlungen  immer  sein  mögen,  sie  werden  ohne  Zwei- 
fel respektvolle  Erwägung  finden. 

Der  Finanzminister  kann  indes  nicht  wegen  jener  Kommission  sich 
von  Verantwortlichkeit  entlastet  fühlen  und  hält  es  daher  für  angemessen, 
einige  Empfehlungen  bctrefifs  dieses  Gegenstandes  zu  machen.  Der  ganze 
Betrag  der  Gesamteinnahme  aus  den  Zöllen  für  das  Fiskaljahr,  das  bis 
zu  dem  30.  Juni  1882  reicht,  ist  bereits  als  etwas  über  $  220  000  000 
angegeben  worden.  Die  Warenklassen,  welche  den  gröfsten  Betrag  an 
Zöllen  einbringen,  sind  der  Reihenfolge  nach  diese:  Zucker  und  Melasse, 
Wolle  und  Wollfabrikate,  Eisen  und  Stahl  und  Fabrikate  davon,  Seiden - 
fabrikate,  BaumwoUenfabrikatc ,  die  zusammen  etwa  137  000  000  ergeben. 
Eine  substantielle  Zollreduktion  auf  jede  der  genannten  Klassen  von  Ar- 
tikeln wird  empfohlen,  und  die  Zeit  scheint  gekommen,  wo  eine  Reduk- 
tion der  Zölle  auf  fast  alle  in  unserm  Tarif  enthaltenen  Artikel  verlangt 
wird  und  thunlich  ist.  Aufserdem  sollte  eine  sorgfaltige  Bevision  des 
Tarifs  im  Hinblick  darauf  gemacht  werden,  viele  Artikel,  auf  denen  jetzt 
Zoll  ruht,  auf  die  Freiliste  zu  setzen.  Der  gröfste  Betrag,  der  unter  dem 
Zolltarif  von  irgend  einer  Klasse  von  Produkten  erhoben  wird,  ist  der 
vom  Zucker.  Zucker  ist  ein  Lebensbedürfnis  für  alle  Klassen  in  diesem 
Lande.  Der  Durchschnittszoll  darauf  kommt  auf  2^1^  Cents  per  Pfund 
zu  stehen  und  auf  nahezu  53^|,<^|^j  ad  valorem.  Der  in  diesem  Lande 
produzierte  Bohrzucker  wiad  auf  11  ^|o  der  ganzen  Quantität  des  Konsums 
berechnet,  und  es  ist  augenfällig,  dafs  fast  der  ganze  Betrag  der  Zollein- 
nahme aus  dieser  Quelle  vom  Konsumenten  bezahlt  wird,  da  die  Konkur- 
renz der  heimischen  Produktion  nicht  genügend  ist,  um  den  Preis  wesent- 
lich zu  affizieren.  Der  Fortschritt  <ier  Industrie  in  der  Erzeugung  von 
Zucker  aus  Sorghum  und  Bunkelrüben  wird  nicht  vergessen  und  hat  einen 
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Anspruch  auf  BerückBichtigung,  man  glaubt  indessen,  doTs  eine  merkbare 
Reduktion  des  Zuckerzolls  ohne  Ungerechtigkeit  gegen  die  Zuckerprodu- 
zenten in  diesem  Lande  eintreten  kann. 

Der  Zoll  auf  Wolle,  Eisen  und  Stahl  und  die  Fabrikate  davon  müTste 
schon  stark  crmäfsigt  werden,  um  die  daraus  erzielten  Einnahmen  wesent- 
lich zu  verringern,  da  der  Umfang  der  Einfuhr  sich  im  Verhältnis  zur 
Verminderung  der  Zölle  vermehren  würde. 

Man  wird  wahrscheinlich  finden,  dafs  die  Reduktion  hauptsächlich 
für  das  Rohmaterial  oder  die  gröberen  Fabrikate  vorgenommen  werden 
kann,  besser  wenigstens  als  für  diejenigen ,  auf  welche  ein  grösserer  Be- 
trag von  Arbeit  verwendet  worden  ist.  Die  Zölle  auf  Seidenfabrikate 
glaubt  man  ohne  Ungerechtigkeit  gegen  die  Fabrikanten  in  diesem  Lande 
herabsetzen  zu  können.  Der  Baumwollentarif  wird  zu  kompliziert  und 
unkonsequent  gefunden  und  es  ist  ohne  Zweifel  wahr,  dafs  in  den  meisten 
gröberen  Sorten  von  Baumwollenfabrikaten  unsre  Produzenten  mit  der  gan- 
zen Welt  ohne  Schutz  konkurrieren  können.  Weine  und  Spirituosen, 
welche  nächst  den  aufgezählten  fünf  Klassen  den  gröfsten  Zollertrag  lie- 
fern, können,  da  sie  Luxusartikel  sind,  ganz  gut  irgend  einen  Zollsatz  er- 
tragen, der  für  die  Regierungseinnahmen  als  notwendig  erachtet  wird. 
Ohne  in  weitere  Details  einzugehen,  empfiehlt  der  Minister  dringend  eine 
sorgfältige  Revision  des  Tarifs  im  Hinblick  auf  wesentliche  Reduktionen. 
Die  Erfüllung  dieses  Wunsches  wird  dem  gegenwärtigen  Kongrefs  empfoh- 
len, der  die  bevorstehende  finanzielle  Situation  vollständig  voraussehen 
konnte  und  auch  in  einigen  Beziehungen  desselben  den  Gegenstand  be- 
reits ausführlich  erörtert  hat  *)." 

Über  die  Währungs frage  enthält  der  Bericht  wenig  Neues.  Der 
Betrag  der  ausstehenden  Silberzertifikate  ist  von  $  66  000  000  am  1.  Nov. 

1881  auf  65  500  000  am  1.  Nov.  1882  gesunken  und  wird  eine  weitere 
Abnahme  erwartet,  indem  ihre  Stelle  durch  die  neuen  Goldzertifikate  ein- 
genommen werden  dürfte.  Von  letzteren  standen  am  27.  Novbr.  1882 
$  31290  000    (in  Appoints    von  $  20  bis  ^  10  000)    aus.     Am    1.  Nov. 

1882  waren  an  Standard  Silber-Dollars  geprägt  $  128  329  880,   davon  in 


1)  Der  Präsident  der  Ver.  Staaten  hat  in  seiner  dem  Kongrefs  bei  seiner  Wieder- 
eröffnung in  hergebrachter  Weise  übersandten  Jahresbotschaft  eine  der  des  Finanzmini- 
sters in  der  Frage  der  Reduktion  der  Inlandssteuern  entgegengesetzte  Stellung  eingenom- 
men ,  indem  er  die  Aufhebung  aller  Steuern  mit  Ausnahme  derjenigen  auf  destillierte 
Spirituosen  empfiehlt  (also  Abschaffung  von  Steuern  im  Gesamtbetrage  von  ca.  f  76000000). 
Die  bemerkenswerte  Meinungsverschiedenheit  zwischen  Präsident  und  Finanzminister  ist 
nach  der  N.  Y.  H.-Z.  v.  9.  Dez.  1882  darauf  zurückzuführen ,  dafs  der  Minister  offen- 
bar nicht  glanbt,  dafs  die  Bedürfnisse  der  Regierung  die  Steuerfreiheit  von  Bier  und 
Taback  erlauben,  wenn  die  Modifikationen  des  Tarifs,  für  welche  er  sich  sowohl  wie  der 
Präsident  erklärt,  ins  Werk  gesetzt  werden  sollen. 

Inzwischen  ist  auch  der  Bericht  der  vom  Finanzminister  erwähnten  Tarifkommission 
dem  Repräsentantenhaus  vorgelegt  worden.  Die  N.  Y.  H.-Z.  sagt  über  denselben  u.  a. 
folgendes :  „Bekanntlich  wurde  eine  Majorität  der  Mitglieder  der  Kommission  ihren  Au- 
tezedentien  nach  als  in  der  Wolle  gefärbte  Schutzzöllner  angesehen,  und  es  war  daher 
Grund  genug  zu  der  Annahme  vorhanden  ,  dafs  die  Kommission  selbst  eine  schlaue  Er- 
findung war,  um  Zeit  zu  gewinnen  und  die  Reformbestrebungen  lahm  zu  legen,  sodaPs 
die  Freunde  der  Handelsfreiheit  wenig  von  ihr  erwarten  durften.  Dennoch  haben  sie 
Herabsetzung  der  Zölle  empfohlen ,  die ,  eins  gegen  das  andere  abgewogen,  eine  Gesamt- 
ermäfsigung  des  Tarifs  von  20  bis  25^1  ^  ausmachen  würde.'' 
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Zirkulation  $  35  383  786.  Der  FinunzminiBtor  wiederholt  seine  Torjäh- 
rige  Empfehlung,  die  Bestimmung  zur  Prägung  eines  fixierten  Betrages 
Standard  Silber-Dollars,  sowie  das  Gesetz,  welches  die  Emission  von  Sil- 
ber-Zertifikaten vorschreibt,  zu  widerrufen. 

Die  Anzahl  der  im  Laufe  des  Jahres  organisierten  Nationalban- 
ken ist  171,  die  gröfste  seit  1872  je  in  einem  Jahre  organisierte  Zahl. 
Die  Anzahl  der  in  Operation  befindlichen  Banken  ist  2  269 ,  mehr  als  je 
zuvor.  Sie  sind  in  jedem  Staate  und  organisierten  Territorium  der  Union 
domiziliert.  Diu  von  ihnen  gelieferten  Ausweise  ergeben,  dafs  sie  am 
3.  Oktober  d.  J.  ein  Totalkapital  von  $  483104  213,  ein  Surplus  von 
S  131977  450,  individuelle  Depositen  von  $  1122  472  682,  ein  Porte- 
feuille von  Ä  1  238  286  524  und  einen  Buarbestand  von  $  102  857  778  hatten. 
Von  der  am  1.  Nov.  1882  ca.  $  1418  080  200  betragenden  verzins- 
lichen fundierten  Schuld  der  Yer.  Staaten  wurden  gehalten  von 
Natioualbanken  ca.  f  396  528  400 

Staatsbanken  in  21  Staaten  „    „       8  739  172 

Trust  Compagnien  in  5  Staaten    „    „     16  934  812 
Sparkassen  in  15  Staaten  ,,    ,,  237786442 

"total  ca.  I  659988826 
Privat-Bankiers  ca.  f     14  870  745 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  noch  einen  die  Über  -  Zertifikation  von 
Check 8  betreffenden  Abschnitt  des  Berichtes  wiedergeben,  der  für  Deutsch- 
land, welches  sich  mit  dem  Erlafs  eines  Chequegesetzes  beschäftigt,  ein 
ganz  besonderes  Interesse  hat. 

„In  der  letzten  Session  des  Eougresses  wurde  ein  Gesetz  erlassen, 
um  der  Überzertifikation  von  Checks  durch  Nationalbanken,  in  der  auf 
sie  gezogenen  Form,  Einhalt  zu  thun.  (Siehe  Kapitel  290  von  1882, 
§  13.)  Diese  Akte  ist  ein  Amendement  zu  §  5,208  der  revidierten  Sta- 
tuten der  Vereinigten  Staaten,  welcher  es  straffällig  machte,  einen  solchen 
Check  zu  zertifiziren,  wenn  der  Trassant  nicht  zur  Zeit  ein  dem  Betrage 
desselben  gleichkommendes  Depositum  bei  dem  Bezogenen  hat.  Oben 
zitierter  §  13  macht  es  straffällig,  zu  irgend  einem  Mittel  Zuflucht  zu  neh- 
men oder  irgend  welches  fiktives  Wertobjekt  anzunehmen,  um  dadurch 
die  Bestimmungen  des  obigen  §  5,208  zu  umgehen.  Seit  Passierung  des 
§  13  haben  einige  Nationalbanken  statt  der  formellen  Zertifizierung  von 
Checks  dieselben  formaliter  axiceptiert.  Sie  machen  geltend,  dafs  dies  keine 
Verletzung  des  Gesetzes  ist,  und  berufen  sich  dabei  auf  §  5,136  der  re- 
vidierten Statuten  der  Vereinigten  Staaten,  insofern  jener  §  den  Abschlufs 
von  Kontrakten  und  die  Benutzung  von  Vollmachten,  die  zum  Bankge- 
schäft gehörig  und  notwendig  sind,  gestattet;  und  auf  §  5,209  der  revi- 
dirten  Statuten  der  Vereinigten  Staaten,  welcher  es  für  einen  Bankbeam- 
ten straffällig  macht,  ohne  Autorität  zu  acceptieren,  woraus,  ihrer  Ansicht 
nach,  deduziert  werden  kann,  dais  mit  der  Autorisation  der  Bankdirekto- 
ren eine  Acceptation  gesetzlich  ist;  und  auf  die  Abwesenheit  einer  aus- 
drücklichen Untersagung  in  §  13,  eine  Acceptation  anzunehmen.  Die 
Frage  bleibt  jedoch  bestehen,  bedeutet  die  Vornahme  der  Acceptation 
nicht  Zuflucht  zu  einem  Mittel  oder  Entgegennahme  eines  fiktiven  Wert- 
objekts, um  die  Bestimmungen  des  §  5,208  zu  umgehen  ?  Denn  man  weifs 
im  Ministerium,  dafs  diese  Acceptationen  nicht  immer  gegen  einen  wirk- 


lieh  bt^i  dum  Acüüptanteti  üopouiertea,  dem  Betrage  de«  Chüok^  gleiühkom- 
mcndeu  üeld betrag  vorgenoinraeii  werden.  In  der  Ansicht,  d&fs  der  Kou- 
gfesB  arnstlich  boabsichtit^tö,  einer  Praxis  Einhalt  zu  thun,  welche  er  für 
übel  ansah f  habe  ich  es  tur  angemessen  erachtet^  in  Uebereiü^iimmung 
mit  dem  Com  piroller  of  the  Currency  die  Angelegcubeit  dem  Justizdepar- 
temont  vorzulegen,  damit  der  Generalanwalt  ein  oMziellcs  Erkenn  toi  b  ab- 
gehe, ob  eine  National bank  solche  Acceptationen  gesetzlicher  Weise  vor- 
nehmen kann:  und  dt£  der  Betrag  derselben  für  bedeutend  gehalten  wird, 
ob^  wenn  die  Bank  !*ie  gesetzlicher  Weise  vornehmen  könnte,  sie  darin 
innerhalb  der  Schranken  des  §  6,200  der  revidierten  Htatuten  der  Vereinig- 
ten Staaten,  auf  ein  Zehntel  ihres  einbezahlten  Kapitals,  limitiert  gehalten 
werden  kann;  und  oh,  wenn  sie  so  gehalten  werden  könnte,  jenes  Limit 
auf  den  Bruttobetrag  der  Acceptationen  oder  jede  einzelne  anzuwenden 
iiitr  (Siehe  §  5,202  der  revidierten  Statuten  der  Vereinigten  Staaten.) 
Das  Justizdepartemont  hat  auf  diese  Kommunikation  geantwortet.  Die 
Anseht  des  Generalauwalts  ist,  dal's  es  ein  und  dasselbe,  das  Wort  „ac- 
cepted'*  quer  über  einen  Check  zu  schreiben,  wie  das  Wort  „good**;  und 
dafs,  obgleich  das  Eine  eine  „ZertiEkation'*  und  das  Andere  eine  „Accep- 
tation"  genannt  werden  mag,  sie  ein  und  dasselbe  bedeuten  und  gleiche 
Handlungen  »ind;  dafs,  wenn  der  Trassant  bei  dem  Bezogenen  nicht  aus- 
reichonde  Fonds  hat»  um  damit  den  Check  aofort  bezahlen  zu  können,  das 
Niederschreiben  des  einen  Wortes  gerade  ebenso  wie  das  des  anderen 
Wortes  derselben  verbotenen  Absicht  dienen  soll  —  dasselbe  verbotene 
Resultat  zu  erzielen;  dafs,  insofern  die  Verbindlichkeit  dieselbe,  ob  der 
Check  mit  dem  einen  oder  dem  anderen  Wort  markiert  ist,  jede  solche 
MarkitruDg,  wenn  solche  Verbindlichkeit  hervorbringend,  als  genügend  er- 
scheinen mufs,  um  den  Fall  innerhalb  des  beziiglichcD  Verbotes  zu  briu« 
geiu  Es  bleibt  iihzuwarten,  ob  die  Banken,  welche  diese  Praxis  ausgeübt, 
durait  aufhören  werden,  nachdem  sie  Kenntnis  ^^on  dieser  Ansicht  erhal- 
ten, oder  ob  der  ComptroKer  ef  the  Currency  oder  die  richterlichen  Be- 
amten der  Regierung  die  Strafen  und  Bufsen,  welche  die  Verletzung  des 
Gesetzes  nach  sich  zieht,  in  Kraft  bringen  müssen." 

Wir  können  auf  diese  Materie  an  dieser  Stelle  nicht  naher  eingehen, 
müssen  indes,  damit  obiger  Passus  keine  Mife Verständnisse  hervorrufe,  uns 
einige  Bemerkungen  gestatten. 

Das  Uutachten  des  Generalanwalts  bezieht  sich  aus8chlie^^lich  auf  die 
National bankeu,  die  Staatsbanken  und  Privatbankiers  werden  nicht  davou 
betroffen,  Aua  vielen  Stellen  dieses  sowie  der  früheren  Berichte  des  Fi- 
nanzministera  geht  hervor,  dafs  in  den  Ver.  Staaten  ein  Mangel  an  pa- 
piernen  Zirkulationsmitteln  besteht,  und  dafs  die  Bevölkerung  solche  nieht 
nur  dem  Silber,  sondern  auch  dem  Golde  vorzieht.  Die  Emission  von 
Goldzertifikaten  in  bequemen   Äppoints  soll  diesem  Bodürfni.i  abhelfen. 

Der  Generalanwalt  betrachtet  das  Zertifizieren  von  nicht  durch  Baar- 
depositen  gedeckten  Check»  als  ein  zum  Umgehen  der  Steuer  auf  die 
Noteuzirkulation  und  der  Bestimmung,  dafs  die  Notenemission  durch  Hin- 
terlogung  von  V.S.Bonds  zu  decken  ist,  beabsichtigtes  Manöver,  und  von 
diesem  seinem  Standpunkte  aus  ist  er  offenbar  im  Recht,  wenn  er  Äccep- 
tation  und  Zertifizierung  für  gleichbedeutend  erklärt*  Die  Absicht  der 
Gasetzgebuiig  ist  gewesen ,    die  Nationalbanken    zu   reinen  Deposi tbanken 
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ZU  machen  y  deren  einziges  Risiko  in  ihrem  Portefeuille  liegt.  Das  Pri- 
Tileg  der  Notenemission  trägt  denselben  sehr  wenig  ein.  Der  Finanz- 
minister sagt  darüber:  ,,Die  Nationalbanken  halten  $  220,000,000  Yer. 
8t.Bond8,  welche  nach  Gutbefinden  der  Regierung  heimzahlbar  sind.  Es 
ist  dies  mehr  als  die  Hälfte  des  ganzen  ausstehenden  Betrages  solcher 
Bonds.  Wenn  die  öffentliche  Schuld  weiter  so  rapide  getilgt  wird,  wie 
in  letzter  Zeit,  so  werden  alle  diese  Bonds  wahrscheinlich  innerhalb  der 
nächsten  drei  Jahre  getilgt  sein.  Wenn  immer  sie  zur  Zahlung  einberu- 
fen werden,  müssen  die  Banken,  welche  sie  zur  Sicherstellung  ihrer  No- 
tenzirkulation halten,  dafür  entweder  gesetzliches  Geld  im  Schatzamt  im 
Totalbetrage  Yon  wenigstens  $  200,000,000  deponieren  oder  andere  Yer. 
St.Bonds  kaufen  und  deponieren.  Die  billigsten  dieser  Bonds  sind  aber 
im  Markte  nur  gegen  ein  hohes  Agio  zu  haben. 

Der  Gewinn  aus  dem  Deponieren  solcher  Bonds  und  Herausnahme 
und  Emission  der  auf  Basis  derselben  gewährten  Banknoten  wird,  wenn 
die  gesetzliche  Zinsrate  so  hoch  als  6^1^  ist,  auf  nicht  mehr  als  drei 
Fünftel  Ton  einem  Prozent  geschätzt  Ist  somit  nicht  Grund  vorhanden, 
zu  bedenken,  ob  mit  dieser  Beschränkung  die  Bankzirkulation  nicht  in  so 
bedeutendem  Mafse  zurückgezogen  werden  dürfte,  dafs  der  Geschäftswelt 
dadurch  TJngelegenheiten  erwachsen? 

Verschiedene  Mittel  werden  vorgeschlagen,  um  einer  störenden  Kon- 
traktion der  Zirkulation  zuvorzukommen:  erstens,  eine  Reduktion  oder 
Abschaffung  der  Steuer  auf  die  Notenzirkulation ;  zweitens  eine  Erhöhung 
der  Emisaions-Rate  auf  90 ^j^  des  laufenden  Marktwertes  der  Bonds;  drit- 
tens Refundierung  der  vier-  und  viereinhalbprozentigen  Bonds  in  Dreipro- 
zentige  zu  den  Besitzern  genehmen  Bedingen,  um  auf  diese  Weise  eine 
Klasse  Bonds  in  den  Markt  zu  bringen,  die  zu  einem  niedrigeren  Kourse 
käuflich  sind;  und  letztens,  dafs  das  Finanzministerium  bevollmächtigt 
werde,  die  3 — 65er  Bonds  des  Distrikt  of  Columbia  als  Zirkulationsbasis 
zuzulassen.'* 

DaÜB  dem  Überzertifizieren  von  Checks  seitens  der  Nationalbanken 
Einhalt  gethan  wird,  können  wir  übrigens  nicht  bedauern.  Dieses  Zer- 
tifizieren hat  stets  hauptsächlich  der  Börsenspekulation  gedient,  und  es 
ist  verständlich,  dafs  die  Regierung  die  Nationalbanken  vom  Kreditgeben 
zum  Zweck  der  Börsenspekulation  fernhalten  will.  Die  Maisregel  wird 
aber  vermutlich  noch  einen  andern  unseres  Erachtens  günstigen  Eiuflufs 
ausüben,  indem  sie  die  Kassengoschäfte,  welche  an  der  New- Yorker  Börse 
ganz  vorherrschen  und  so  schwere  Erschütterungen  des  Geldmarktes,  wie 
sie  der  Finanzminister  oben  angedeutet  hat,  hervorrufen,  zu  Gunsten  der 
Zeitgeschäfte  beschränken  wird.  Denn  das  Kassageschäft  hätte  nie  die 
kolossale  Ausdehnung  erreichen  können,  ohne  die  Unterstützung  durch 
den  im  Überzertifizieren  von  Checks  Seitens  der  Nationalbanken  gewähr- 
ten Kredits. 

Es  würde  aber  irrig  sein,  das  Gutachten  des  Goneralanwalts  so  auf- 
zufassen, als  ob  er  vom  handelsrechtlichen  Standpunkte  aus  das 
Zertfizieren  oder  Acceptieren  von  nicht  gegen  Bardepositen  gezogenen 
Checks  für  ungesetzlich  erklären  wollte. 

Halle  a.  S.  F.  Ritschi. 
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IV. 
Zahl  der  bei  dem  preufBischen  Heere  eingestellten  Mannschaften  mit  Berüek- 

Zentralblatt  für  das 

a.    Zahl  der  eingestellten  Mannschaften. 


1866-67 

1867-68 

1868-69 

1869—70 

1870-71 

1871—72 

1872-73 

Ostprearsen     ^ 

\12487 

V'365 

\11040 

\10809 

\       8721 

\      12708 

\     10  245 

WestpreuPsen  *' 

/  12,28 

/  12,56 

/  13,26 

j  10,94 

j         8,78 

f          '^'' 

j        12,49 

Brandenburg   f* 

17000 

9452 

7843 

7836 

17883 

6767 

9398 

0,81 

0,83 

0,65 

0,59 

0,34 

0,65 

1,60 

Pommern 

7427 

6173 

5303 

4  995 

5  739 

5  182 

5041 

«•   \^mMMmMW%ßA  aa                      • 

1,19 

1,18 

1,24 

1,08 

0,78 

1,62 

2,30 

Posen               *' 

7342 

5893 

5998 

5  577 

5990 

5951 

6165 

b. 

13,80 

14,73 

14,73 

14,38 

11,72») 

15,59 

18,90 

Schlesien          *" 

17593 

13866 

12424 

12605 

12971 

14632 

13740 

b. 

3,42 

3,40 

3,05 

2,86 

2,82 

3,34 

5,16 

Sachsen             ^' 

Soqy 

8280 

7066 

7516 

7481 

6764 

8067 

b. 

0,17 

0,46 

0,52 

0,37 

0,23 

0,55 

0,97 

Schleswig-        a. 

4892 

3472 

2  508 

2748 

2540 

33" 

3367 

Holstein       b. 

2,21 

1,15 

0,67 

0,69 

0,24 

0,72 

0,98 

Westfalen         f 

6553 

5  954 

5713 

5806 

7  199 

7230 

6199 

b. 

1,63 

1,88 

1,62 

1,03 

0,58 

1,33 

1,79 

Hessen -Nassau  ' 

4  45S 

5162 

4481 

4  359 

4879 

3  753 

4  747 

b. 

0,4Ö 

1,12 

0,52 

0,22 

0,43 

0,53 

1,03 

Hannover 

5388 

6249 

6717 

6188 

5170 

8015 

6047 

^k.»«wii&«\#  w  va                      • 

2,28 

0,93 

1,08 

0,87 

0.50 

0,40 

1,09 

Rheinprovinz  *] 

14  271 

12527 

II  263 

II  188 

II  858 

13620 

II  813 

0,68 

0,77 

0,81 

0,75 

0,26 

0,80 

1,23 

Hohenzollern  , ' 

— 

-- 

3" 

227 

286 

255 

252 

b. 

— 

— 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,40 

Preufs.  Staat   ** 

99716 

88607 

80601 

80028 

90899 

88382 

85294 

•*  a^7%aa0«     ikJiiCvcvv     ^ 

b. 

3,81      ; 

3,72 

3,94 

3,37 

2.29»») 

3,42 

4,58 

ii836l37-38|39 

1839I4O-44I45 

1845I46— 49I50 

Ohne  Schnlbildui 

lg  waren  F 

roz.  derE 

rsatz-  J  Po 

sen 

46,61 

39,84 

27,01 

mannschaft  in 

den  Reg! 

erungsbezi 

rken    }  Br 

omberg 

39,60 

31,07 

19,50 

*)  Centralblatt  1870  S.  694.  Im  Regierungsbezirk  Bromberg  gaben  von  208  Ersatzmännern  ohne 
Schalbildung  20  an,  jahrelang  die  Schule  besucht  zu  haben,  69  waren  nur  im  Sommer,  104  überhaupt 
nicht  in  die  Schule  gekommen,  von  15  fehlen  die  Angaben. 

**)  Centralblatt  1871  S.  558.  Die  auffallend  niedrigen  Ziffern  dieses  Jahres  sind  offenbar  durch  eine 
in  demselben  Jahre  erlassene  Mahnung  des  Ministeriums  herbeigeführt,  bei  der  Prüfung  sorgsamer  vor- 
zugehen, da  Viele,  um  der  Prüfung  zu  entgehen,  vorgeben,  keine  Schulbildung  zu  haben,  obwohl  sie 
dieselbe  besitzen. 


MI  sc  eilen. 
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■iohtigiing  ihrer  Schulbildung  auf  Grund  der  jährlichen  Angaben  in  dem 
gas.  XJnterrichtswesen. 

b.    Prozente  der  ohne  Schulbildung  Befundenen  von  der  Gesamtzahl. 


1873—74 

1      1874-75 

1875-76  1876-77 

1877-78 

1 1878-79 

1879—80 

1880—81 

\ 

\ 

\"759 

\ 

\ 

6895 

6708 

7414 

1    II 480 

1      12279 

1 12  081 

In  864 

7,64 

5,60 

7,05 

/        10,64 

1         10,11 

f     8,78 

/     8,67 

i     7,83 

5137 

4876 

5  114 

J/ 

' 

/ 

/ 

:     10,20 

8,26 

8,79 

8125 

7  953 

7  953 

8096 

8510 

8767 

8654 

8  868 

1.37 

1,04 

0,66 

0,66 

0,41 

0,44 

0,63 

0,32 

5318 

5662 

5693 

5927 

5830 

5  535 

5276 

5844 

1               1.89 

1,08 

1,63 

1,19 

0,94 

0,85 

0,63 

0,43 

5991 

6292 

6  112 

6075 

5971 

6108 

5976 

6362 

16,26 

16,05 

1397 

18,00 

11,20 

11,18 

10,99 

9,97 

13342 

13748 

13  681 

14087 

14084 

13725 

13674 

14963 

4,S1 

3,84 

3,36 

2,51 

2,22 

2,10 

2,30 

2,33 

7081 

7  457 

7  435 

7216 

7167 

7194 

7008 

7507 

;           0,66 

0,64 

0,32 

0,36 

0,29 

0,40 

0,27 

0,28 

3082 

3412 

3450 

3  434 

3681 

3640 

3417 

3768 

0,62 

0,38 

0,26 

0,46 

0,41 

0,26 

0,20 

0,24 

5587 

5155 

5684 

5  497 

5716 

5892 

5813 

6353 

1,39 

1,01 

1,06 

0,74 

0,52 

0,68 

0,34 

0,60 

4628 

4646 

4521 

4820 

4615 

4657 

4746 

5283 

0,79 

0,60 

0,63 

0,33 

0,17 

0.30 

0,34 

0,23 

6343 

6523 

6683 

5784 

6134 

6570 

6392 

7  119 

1,20 

1,01 

0,84 

0,65 

0,42 

0,53 

0,14 

0,41 

11950 

12245 

12096 

II  394 

12363 

12  176 

12  148 

12484 

0,67 

0,88 

0,74 

0,62 

0,32 

0,35 

0,36 

0,23 

216 

245 

259 

240 

242 

193 

227 

259 

0,46 

0,00 

0,38 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

83  333 

85779 

85  507 

84695 

86177 

86489    ' 

84915' 

89139 

\              3,98 

3,70 

3,21 

2,96 

2,48 

2,62 

2,30 

i8so!5i— 59|6o 

l86o|6i— 64I65 

Pren». 

i.  Staats-lk 

[arine 

2829 

2073 

2499 





b. 

3,88 

1,69 

1,80 

19,80 

19,78 

18,49 

16,63 

! 
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Die  Finanzen  des  Staates,  der  Kommunen  und  Provinzen  in  Italien 

auf  Grund  des  Annuario  Statistico  Italiano  Anno   1882. 


i868 
Lire 

1870 
Lire 

1871—80 
Lire 

I 

I 

Einnahmen. 

A.  Ordentliche 

B.  Aufserordentliche  .... 

726486545 
374  103  984 

801  352  245 
78  206  073 

1 
I  138  790  178      1   I  277] 

313830664     !     173  j 

Summa 

I  100590529      i    879558318 

1452620842     1  14503 

Ertrag  der  liauptsäch- 
liebsten    Steuern. 

1)  Grundsteuer    .... 

2)  Steuer    von    Mobiliarbesita 

3)  Zölle 

4)  Konsumtionssteuer  (Octrois 

5)  Mahlsteuer      .... 

6)  Tabacksmonopol       .     . 

7)  Salzmonopol    .... 

8)  Lotto 

) 

156  246  541 
13298768 
72  772  926 
54549371 

95  872  530 
72  171  295 
60  648  223 
15820703 

5  403  533 
12  867  416 
36  486  1 14 
26  609  053 

4560819 

147  516  343 
91  728  999 
72  369  643 
41  406  885 
30  102  685 
66  909  688 
72  658  479 
80645104 
17305  180 

5  176  799 
17963236 

34  454  909 

27  597  774 

5  801  485 

186  416  560 
171  094  508 
104  249  482 

66  162  602 
69350065 
85  851  961 
78  442  436 
73  131  981 
24355380 
8  240  074 
25546017 
50  714  381 
36  794  706 
II  209916 
38375000 

191 

185 

156 

81 

47  < 

104 

81 

72 

29 

10 

28 

58 

42 

15 

37 

9)  Post 

10)  Telegrapbie     .... 

11)  Erbschaftssteuer  .     .     . 

12)  Registricrungsabgabe    . 
12J  Stempelsteuer       .     .     . 

14)  Eisenbahnabgabe      .     . 

15)  Eisenbahnen    .... 

Ausgaben. 

1)  Finanzministerium    .      .      . 

2)  Justiz 

3)  Ministerium    des    Auswär- 

tigen    

4)  Ministerium  d.  Unterriclits 

5)  Ministerium  des  Innern 

6)  Ministerium  d.  (»irentlichen 

Arbeiten 

7)  Kriegsmini.sterium     .     . 

8)  Marineministerium    .     .     . 

9)  Ackerbauministerium 

7<>3  343  677 
29  791  020 

4718297 
15  166904 
48  069  989 

79427314 

177580849 

38  932  824 

5  510812 

687946061 

24  870  303 

4  429  383 
13  786  787 
37358507 

63358489 
161  711  868 

25  092  726 
3350956 

913  131  535 
28  Q77  560 

5  640  113 
21763369 
54093  113 

133  734  985 

190504239 

39  238  894 

8  206  289 

^^1 

6 

28 
60 

165 

228 

48 
10 

Summa 
und  zwar: 

A.  Ordentliche  Ausgaben    .     . 

B.  Aufserordentliche  An.sgabcn 

I  192  541  686 

970301947 
222  239  739 

1021  905080 

916478756 
105426324 

1395290097 

1482 

"539 
59 
48 

29 
71 

Aasgaben  f.  öfTcntlichc  Schuld 
Ausgabe  für  Pensionen  .      . 
Zinsgarantie  für  Eisenbahnen 
Öffentliche   Arbeiten   e.xtraord 
Eisenbahnbau  extraord.  .     . 

361  491  759 
50344831 
54  657  067 
10  639  241 
30741406 

412472548 
43  594  684 
43269019 
12  124  504 
22658257 

521  901  171 
59  408  508 
42  123  531 
27  244  97O 
54377669 
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1868 
Lire 

1870 
Lire 

1871—80 
Lire 

1881 

Lire 

1882 

Lire 

Italsbetrag  d.  konsolidierten 

tald 

Etelsbetrmg  der  rückxahlba- 

■  Schald 

Italbetrag  d.  Schatzscheine 
feüsbetng    der  Noten    mit 
nagskurs 

Staatsschuld. 

5  501  935  117.47  6045  331  539.01    7  456  252  346.77 

I  549  582  528.48  I  953  991  238  55     I  864  769  455.54 
262  449  000.00     265  958  500.00       198  314  900.00 

364  800 339.58     550 000 00000       882  901  100.61 

8874812283.67 

I  940059063.78 
200329000.00 

940  000  000.00 

i           - 

Sami&a  aller  Schulden 

7  678  766  985  53|8  815  281  27756 

10402237802.91 

11955200347.75 

- 

Amn.    1.     Es   sind    in   Obigem    nicht   sämtliche   Einnahmequellen    aufgeführt.     Die  Summe  der  angegebener 

des  Jahres  1881    macht  1144a  Mill.  Lire  aus,    also  133,6  Mill.  weniger    als   die  Gesamtsumme  beträgt 

iSQDfi:  bilden  nach  dem  Gothaer  Kalender  hauptsächlich  die  Renten  von  Staatnaktiven  31,8  Mill.,  Zinsen  de: 

n    Rente    zur   Sicherstelluug   der   Billete   mit   Zwangskurs    und    unverk.  Kirchen  -  Obligationen  48  Mill. 

ipacht  1 1  Mill.    An  Abgaben  vermissen  wir  die  von  den  Einkünften  der  toten  Hand  6,3,  von  den  Einnahme] 

Km  imd  Handebkorpr.  4,7,  Konzessionen  6,  Hypothekengeb.  5,  von  der  Fabrikation  von  Spiritus,  Bier,  koh 
Wtksser,  Schiefspulver  und  Zucker  8,7,  Gerichtsgeb.  6,2  etc. 
Die  ordentlichen  Einnahmen  betrugen  1868:  22, 13  Mk.  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  1870:  24,08Mk. ,  187: 
dnreliaehiuttlich  32,98  Mk. ,  1881:  35,48  Mk.,  1882:  87,20  Mk.  Die  gesamten  Ausgaben  incl.  der  aufser 
1868:  36,32  Mk.,  1870:  30,70  Mk.,  1871—80:  40,4.5  Mk.,  1881:  41,12  Mk. ,  1882:  65,38  Mk.  - 
■rdtteo  Steuern  machten  in  demselben  Jahre  29,48$  der  ordentlichen  Einnahmen  au.s.  Die  indirekten  Steuen 
4w  Salz-  und  Tabackmonopols :  36,99}.     Die  4  sog.  Verkehrssteuern  11,35$. 


Asm.   2. 


Anm.  3. 


Schulden  der  Gemeinden 
Schulden  der  Provinzen 


1873 


545  129  128 
60  651  931 


1880 


724  105  313 
102  228  113 


Ei  n  nähme  n. 


1871 

1876 

1881 

Stadt      

Land 

195  933  060 
140732011 

292  060  268 
196  451  003 

283288815 
222  677  946 

Summa  der  Kommunen 
Summa  der  Provinzen 

336665071 
80  509  684 

488  511  271 
85  895  952 

505966761 
99  857  118 

Von    den  Kommunaleinnahmen    des  Jahres  1881  waren    in    den  Städten    nur  169,8  Mill.    oder  60$    regulär 
und  40  (  extraordinäre.     Von    den    erstem    wurden    aus  Gemeindebesitz    bezogen:    19,4  Mill.  =  11,4  fj 

tSteaem  und  Gebühren  106,4  Mill.  «=  62,7  $ ,  durch  Zuschläge  .38,8  Mill.  =  22,8  $.  Unter  den  Abgabe; 
\  die  Konsumtionssteuern  incl.  der  Abgabe  von  Alkohol,  Pulver,  der  Fabrikation  von  Bier  und  kohlensaure! 
Ner  86,1  Mill.  =  80,8}  ein,  dann  folgt  die  Abgabe  pro  Familie  oder  Feuerherd  mit  4,5  Mill.  =  4,2}.  Es  folge 
p  4ie  Abgaben  von  der  Viehhaltung  1,8  Mill.,  von  Zug-  und  Lasttieren  1,2  Mill.,  von  Hunden  231640  l 
L —  In  d#»n  ländlichen  Gemeinden  werden  von  37,4  Mill.  durch  die  Konsumtionsstcucrn  12,2  Mill.  =  33,5  { 
M  £e  Familiensteuer  11,2  Mill.  =  30},  durch  die  Abgabe  von  der  Viehhaltung  7,1  Mill.,  den  Zug-  und  Last 
rM  940  SOO  L. ,  durch  die  Hundesteuer  160,077  L.  gedeckt.  Der  Rest  wird  aus  einer  Menge  kleiner  Quellet 
I  Ltscni,  Photographien-Steuer,  Gebühren  etc.  bezogen.  Die  Provinzen  beziehen  nur  die  verschwindende  Summ 
I  704  750  L.  durch  eigene  Steuern  ,  das  Übrige  au.s  Besitz  ,  Zuschlägen  etc.  —  Die  Ausgaben  der  städt.  un 
pA.  Kommunen  von  283,3  und  222,1  Mill.  im  J.  1881  zerfielen  in  folgende  Teile:  Schuldzinsen  aller  Art  in  de 
Uten  65,6  Hill.  =  19,6 S,  auf  dem  Lande  35  Mill.  =  IG  {;.  Die  Admini.stratiouskostcn  betragen:  16,5  und  23,7  Mil 
§yt  nnd  10,7  S-  Polizei  und  Hygiene  26,4  und  26,»  Mill.  ^=  9  und  12  J.  Önentlichc  Ari.stalten  3G,8  und  51,5  Mil 
IS  nnd  «3,1  %.  Öffentlicher  Unterricht  25,3  und  27,3  Mill.  =  8,5  und  12,3  ».  Wohlthütigkcit  (Beneficenza)  10, 
I  f,i  Mill.  ^  3,6   und  4,2  J. 
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Der  Postbetrieb  im  Jahre  1880  auf  Orrmd  der  Angaben  der  stai 
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Deutsches  Reich.  1)  Ausgenommen  5456  qkm. 
Wasserfläche.  2)  Einschl.  der  Telegraphenbe- 
amten. 3)  Nur  durch  die  Postbüreaus  yermit- 
telte  Abonnements. 

Osterreich.  1)  Die  Briefkasten  der  ambulanten 
Bureaus,  Briefposten  etc.  ausgenommen.  2)  £in- 
schlieHilich  der  Journal  -  Nummern  im  inter- 
nationalen Verkehr. 

Ungarn.  1)  Ausgenommen  die  nach  Deutschland 
expedierten  Briefe. 

Schweden.     1)  Zählung  von  1879. 


Grofs-Britannien.  1)  Diese  Zahl  giebt  die  Briefe  ue 
karten  an,  welche  im  Innern  aufgegeben  und  an 
men,  und  di^enigen,  welche  vom  Ausland  angeli 
sind.  2)  Die  Briefkasten  der  Postbüreaus,  der 
lanten  Bureaus  etc.  ausgenommen.  3)  Hierunter  < 
Ausland  eingetroffeneu  Sendungen ;  u)  nach  de 
der  Pakete,  nicht  der  Nummern. 

Niederlande.     1)  Die  Wasserfläche  ausgenommen. 

Belgien,     l)  Zählung  von  1879. 

Schweiz.     1)  Hierunter  auch  die  Journale  nach  Deut 
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^n^rale  du  seryioe  postal  dans  les  pays  de  l'union  postale  imiyerselle 
ron  Dr.  C.  Bötaow. 


Andere  Drucksachen, 

Postkirten 

Journal-Nummern 

Waareuproben, 

(^eschäftspapiere 

Einnahmen 
Fr. 

Ausgaben 
Fr. 
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und  Österreich  Ungarn.     2;  Hierunter  die  kleinen  offe- 
nen Pakete  bis  260  gr. ,    deren  Porto  10  Centimes  ist. 


Frankreich.     1)  Zählung    von    1876. 
graphenbeamte  zusammen. 


2)  Post-   und  Tele- 


1)  Zählung  von  1873. 
1)  Die  Angaben    beziehen  sich  auf  das  Fiskal' 


Spanien. 

Portugal. 

jähr  1.  Juli  1879  bis  80.  Juni  1880.  2)  Die  Zahl  be* 
seichnet  die  beforderten  Pakete  mit  Journalen,  nich^ 
die  beförderten  Journal-Nummern ;  a)  umfafst  zugleich 
die  folgende  Spalte. 

N.  F.  Bd.  VL 


Italien.     1)  31.  Dezbr.  1879  Schätiung. 

Oriechenland.    1)  Hierunter  16  548  Pakete   des   < 

Dienstes. 
Rumänien.      1)  Post-    und    Telegraphenbeamte 

2)    Hierunter   die   Pakete    mit  Journalen   u 

periodischen  Schriften.     3)  Einschl.    der   Au 

Telegraphenwesen. 

Ver.  Staaten  v.  A.  1)  Für  die  Zeit  vom  1.  Jul 
SO.  Juni  1880.  2)  Die  Briefkasten  in  Postb 
ambulanten  BQreaus  ausgenommen. 
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üebersiclit   über   die  neuesten  Publikationen  DeutscMands 
und  des  Auslandes. 


I.     OeioMobte.     Encyklopädiscliei.     Lebrbäcber. 
üntersncbungen. 


Spetielle  tbeoretiBche 


Ottitftv  Cobn,   Volkftwirtsehmftlieh«  Aufa&tKe.    Stuttgart  1882.    77S  SS. 

Der  deo  Lesern  dor  JüirbÖcher  rühmlichst  bekuuit«  Aator  bftt  in  dem  Torliegen- 
dvn  Werke  eine  Auswahl  von  AbbAndlungcn  zasuminengafarst,  welche  er  in  den  lotsten 
Ji&hreo  in  verschiedenen  wUsonschafltlicbeQ  Zeitschriften  verdtTentlicht  hat. 

Die  Nenuiftgabe  hat  ihre  Berechtigung  dadurch,  dafüi  es  sich  titn  BosprecfauDg  von 
Tnge^fragen  wichtigüter  Art  bandelt,  übet*  welche  sich  aach  rUs  gröpAere  Publikum  Auf- 
klftrung  TeritchafreD  sollte ,  in  dessen  Hände  jene  Zeitschriften  nur  ausnahmsweise  ge- 
langen. Sie  findet  eine  weitere  Berechtigung  darin  ,  dafs  der  Verf.  die  bei  Deutscheti 
nur  SU  seltene  Gabe  in  hervorragender  Weise  beaittt ,  bei  «trenger  Wi^seoschafllichkeit 
gemein veratlndl ich  mtd  anziehend  zu  schreiben«  so  dau  seine  Schriflen  sich  beson- 
ders dtLzn  eigenen  die  Bei»ultate  strenger  Fortichung  in  onaerer  Wissenschaft  allgemeiner 
an  verbreiten  Der  Verf.  hat  aufserdem  dafQr  gesorgt,  dafs  durch  neue  Ueberarbeitung, 
Ergänzung  und  Zasjimmeufassnng  verschiedener  Artikel  ^  auch  denjenigen  etwa»  Neues 
geboten  wird,  welche  die  altem  kennen. 

Die  Sammlung  enthält  folgende  grSfsere  und  kleinere  Aufsätze:  1.  Parlamentarische 
Untersuchungen  in  ETig:lfind.  S  Jahrbücher  Bd«  XXT.  2.  Der  Staat  und  die  Eisen- 
babncn.  S.  Jahrb.  Bd.  XJwXllI,  doch  tritt  dor  Art.  hier  weit  weniger  als  eine  Pole- 
mik gegen  Bax  auf.  3.  Die  Einkommensteuer  im  Kanton  Zürich.  S.  faaupts&chticli 
Jahrb.  N.  P.  Bd.  1  und  Finanzlage  der  Schweiz.  Zürich  18T7.  Die  »ehr  instmctive 
Anaeinandersetzun^  über  die  Grundprincipien  der  Besteuerung  mit  Ad.  Wagner  in  den 
Jahrbüchern  ist  hier  fortgelassen,  dafür  aber  der  Inhalt  durch  mancherlei  Ergänzungeni 
die  den  behandelten  Gegenstand  directer  betreffen  ,  bereichert.  4»  Die  Wehrsteuer,  8. 
Zeitschrift  für  die  gea.  Staa.tsw.  1879.  5.  Ehre  und  La.^t  in  der  Volkswirtachaft.  B. 
Zeitachr.  f.  d.  ges.  Staataw.  18BL  6.  Arbeit  und  Armuth.  S.  Jahrbuch  für  Gc^ctzgeb,, 
Verwalt.  and  Volksw.  im  deutlichen  Reich.  N.  F.  V.  J881.  7  Interuatluiiale  Fabrik- 
ge^pt^tgebnng  S  Jahrbücher  N.  F.  Bd.  8.  8.  DieFremdeninduatrio  der8chwei3:.  9.  Ueber 
Bändel sfikademieu.  Beide  Aufsätze  sind  it  W.s  neu  oder  doch  in  giuisi  neuer  Form  er- 
schienen. 10.  Üebcr  Differenzgeschäfto.  Der  überaus  zeitgemäfse  Artikel  stützt  sich 
auf  mehrere  ältere  Arbeiten,  hauptsächlich  auf  die  älteste  des  Verf.s,  erscheint  hier  aber 
in  völlig  neuem  Gewände  und  ist  besonders  daau  angetban  auf  die  Anschauungen  über 
Handelt  Börse  und  Bdrsenspokulaiioti  klärend  au  wirkeo.  Ea  bt  wohl  das  Beste ,  was 
darüber  geschrieben  ist. 

So  bietet  das  Werk  eine  Fülle  des  Anregenden  und  Belehrooden  »  mochte  es  die 
weite  Verbreitung  finden^  die  ea  verdient 

Edmund  Frhr.  von  Heyking,  Zur  Geschichte  der  HandelsbilaDi- 
theorie.  Erster  Teil:  EiuleiEendes.  —  Aeltere  englische  Systeme  and  Theorien. 
Berlin   1880,  V  u.  90  SS. 

Eine  monograpbiai^he  Darstellung  jener  Theorie  von  der  ßanidcisbilansp  welche  den 
Mittelpunkt  in  der  Lehre  des  sogenannten  MerkantiUystoms  bildet,  ist  ein  dankbares 
Thema  für  eine  dogmeugeschichttiche  Arbeit.  Die  vurliegcnde  iichrift  enthält  einige 
Beiträge  asur  Losung  der  Aufgabe.  Am  originellsten  erscheint,  wo»  der  Verf.  (im  zwei- 
ten Kapitel)  über  eine  Beziehung  zwischen  der  llandelsbilanzlchrG  und  der  Theorie  vom 
politischen  Gleichgewicht  beihrinprt  Die  Parallele  ist  zwar  nicht  neu,  wie  »ie  sich  denn 
beispielsweise  schon  in  einem  der  frühesten  Cobden 'sehen  Pamphlete  findet,  aber  der 
Verf.  hat  su  ihrer  DurcbfÜhruDg  interessante  literarische  Notizen,  namentlich  aus  deut- 
schen Schriftstellern^   ferner  aus  Jame»  Stewart  und  Forbonnais  gcüammeli. 

Weniger  Selbständigkeit  zeigt  der  Verf.  bei  der  Darstellung  der  älteren  englischen 
SchriftstellGr  Über  die  Handelsbilanz  |  womit  sein  drittes  und  viertes  Kapitel  sich  be- 
schäftigt. Er  wiederholt  hier  im  WeseRtlicheu  die  Ausführungen  zweier  tüchtiger  Vor- 
arbeiten. Die  eine  dieser  ist  der  Aufsatz  ..Primitive  political  economy**  in  der  Quar- 
terly  Review  von  1847;  dem  Verf.  ist  üinbekannt  geblieben,  dafs  diese  geistvolle  Ab* 
handinng    von  dem    bekannten  Kationalokonomen  Richard  Jones    herrührt.     Die    andere 
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moderne  Darstellung,  welcher  der  Verf.  folgt,  ist  die  gelehrte  Arbeit  des  russischen 
Professors  Iwan  JanschuU  „Swobodniga  Torgowlja*'  (i.  e.  „freier  Handel**,  free  trade). 
An  das  letztere  Werk  schliefst  sich  namentlich  an ,  was  die  vorliegende  Schrift  Über 
Malynes,  Misseiden,  Stafford,  Mun  enthält,  femer  eine  Anzahl  allgemeiner  Betrachtungen, 
wie  S.  57 — 59  fiber  einen  Umschwung  im  sechzehnten  Jahrhundert,  S.  70,  71  Über  das 
ZeiUlter  der  Königin  Elisabeth  und  das  Schlufswort  S.  89,  90.  E.  L. 

Charles  Letourneau,  La  sociologie  d'aprfes  T^thnographie.  (Bib- 
lioth^ue  des  sciences  contemporaines  VI.).     Paris,  Reinwald,  1880.     XVX  u.  581  pp. 

Ein  inhaltreiches  und  anziehendes  Buch  liegt  hier  vor.  Es  ist  eine  Art  systemati- 
scher Ethnologie,  in  der  die  verschiedenen  eigentümlichen  Lebensthätigkeiten  des  Men- 
schen einzeln  betrachtet  und  nach  ihrer  Gestaltung  bei  den  unsrer  Anschauung  ferner 
stehenden,  weniger  entwickelten  Völkern  geschildert  werden.  Die  Thatsachen  sind  überall 
mit  vielem  Fleifs  aus  guten  Quellen,  namentlich  aus  einer  grofsen  Anzahl  von  Reise- 
beschreibungen gesammelt.  Die  angeknüpften  Reflektionen  zeigen  zwar,  dafs  der  Verf. 
auf  einem  sehr  entschiedenen ,  ja  radiluilen  psychologischen  Standpunkt  sich  befindet ; 
dieselben  treten  jedoch  nirgends  besonders  anspruchsvoll  hervor  und  schädigen  daher 
nicht  den  Eindruck  objektiver  Wissenschaftlichkeit,  den  die  ganze  Darstellung  hervor- 
bringt. Für  den  Nationalökonomen  sind  derartige  Arbeiten ,  welche  die  Ungleichheit 
der  /.ustände  und  Sitten  je  nach  den  verschiedenen  Culturstufen  nachweisen ,  in  hohem 
Mafse  anregend.  Ref  hebt  namentlich  als  wertvoll  die  Angaben  hervor,  welche  über 
die  verschiedene  Oestaltung  der  Nahrungsmittel,  der  als  Schmuck  begehrten  Oegenstände 
und  ähnlicher  Bedürfnisse  des  Menschen  sich  zusammengestellt  finden.  Noch  von  di- 
rekterer Bedeutung  für  die  wichtigsten  wirtschaftlichen  Untersuchungen  sind  die  Noti- 
zen, die  in  einem  Abschnitt  „über  das  Eigentum'*  uns  entgegentreten.  Freilich  dürfen 
wir  hier  nicht  die  Ausführlichkeit  und  Vollständigkeit  erwarten ,  wie  sie  nur  von  einer 
monographischen  Arbeit  zu  fordern  sind,  dagegen  bei  einer  Betrachtung  so  vielfacher 
Gegenstände,  wie  sie  das  vorliegende  Buch  enthält,  in  den  einzelnen  Teilen  sich  nicht 
erreichen  lassen.  E.  L. 

Hugo  Schober,  Die  Volkswirthscbaftsiehr e.  Katechismus  in  den  An- 
fangsgründen der  Wirthschaftslehre.  Dritte,  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.  Leip- 
zig, J.  J.  Weber,  1882.     X  n.  391  SS. 

Dieses  beliebte  und  sowohl  zur  ersten  Einführung  in  die  Wissenschaft  wie  zur  Re- 
petition  in  der  That  recht  empfehlenswerthe  Büchlein  lieg^  hier  in  neuer  Auflage  vor. 
Es  war  dem  Verfasser  nicht  beschieden,  das  Erscheinen  desselben  zu  erleben,  und  auch 
das  Manuskript  hat  er  nur  für  die  erste  Haltte  geliefert,  wo  wir  vielfachen  Verände- 
rungen und  Erweiterungen  begegnen ,  wie  z.  B.  in  den  Kapiteln  über  die  Geschichte 
der  Nationalökonomie  und  über  die  Untersucbungsformen.  Der  Rest  ist  gleichlautend 
mit  der  zweiten  Auflage  zum  Abdruck  gebracht  worden.  Die  Ausstattung  ist  gegenüber 
den  früheren  Auflagen  eine  wesentlich  elegantere  geworden.  Dagegen  sind  die  früher 
beigefügt  gewesenen  Fragen,  die  zur  Rekapitulation  des  ganzen  Stoffes  benutzt  werden 
konnten,  dieses  Mal  weggelassen,  wozu  nach  Ansicht  des  Ref  kein  hinreichender  Grund 
vorlag.  Bei  der  raschen  Entwicklung,  welche  heute  in  der  nationalökonomischen  For- 
schung Statt  findet,  ist  der  Verlagshandlung  zu  empfehlen,  dass  sie  künftige  Auflagen 
durch  einen  geeigneten  wissenschaftlichen  Bearbeiter  herausgeben  lässt.  E.  L. 

Max  Wirth,  Grund  züge  der  Nationalökonomie.  Zweiter  Band.  Vierte 
neubearbeitete  und  verbesserte  Auflage.     Köln  1882.     X  u.  506  SS. 

Von  dem  bekannten  und  seit  mehr  als  zwanzig  Jahren  weit  verbreiteten  Lehrbuch 
liegt  hier  derjenige  Teil  Iq  neuer  Gestalt  vor,  der  die  praktischen  Anwendungen  der 
Nationalökonomie  einerseits  auf  die  Volkswirtschaftspflege  und  andrerseits  auf  die  Fi- 
nanzwissenschaft zum  Gegenstand  hat.  Gerade  dieser  Teil  hat  mit  Recht  bei  dem 
Publikum  wie  bei  angesehenen  Fachgelehrten  lebhafte  Anerkennung  gefunden.  Mit  Sach- 
kenntnis und  gesundem  Urteil  abgefafst,  bietet  er  in  der  einfachsten  Darstellung 
gründliche  Belehrung.  Der  Verf  ist  bemüht,  in  der  neuen  Auflage  die  Vorzüge,  die 
seinem  Werke  Beifall  verschafft  haben,  festzuhalten  und  su  erhöhen.  Die  neuesten  Er- 
scheinungen der  Litteratur  und  Gesetzgebung  sind  berücksichtigt,  und  die  praktischen 
Probleme,  die  neuerdings  zur  Lösung  gestellt  sind,  werden  mit  Klarheit  erörtert,  so  die 
englisch-irische  Landfrage,  die  Grundsteuerregulierung  in  Österreich,  der  Streit  um  die 
Währung,  die  Arbeiterversicherung.  Dabei  ist  Ueberflüssiges  vermieden  und  Veraltetes 
beseitigt,   so   dass  der  Umfang  des  Buches   in  Berücksichtigung  des  Inhalts  sehr  mftfsig 
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encbetnt.     AufgeMleu  ist    dem  Ref. »    dasa  das   preafsische  ElnkomnieDsteuergesetsi  ▼om  ] 
SS.  Mai  1873  8.  411   (vgl.  auch  S.  429)  noch  als  ..Entwurf*  behandelt  wird.        E.  L, 

Veit  €a»um»nOt  Üeber  die  gegen  wirtige  Lage  der  wirthsch  aft  li- 
eb ou  Studien  io  Deotschland.  Aas  dem  Itfüieiiibcben  mit  Vorwort  und  Anhang 
von  8.  Emelc.     äigmariogen,  TftppGQ,  1B81^     VIU  u.  164  SS* 

AnfHOf^ä  1S74  bat  ein  Jung^er  italieniüchei-  XAtionalokonom  in  seinem  Vaterlande 
eine  Anvabl  von  Aufsitzen  veröffentlicbt,  welche  seinen  Lundsleuten  fiber  den  Um« 
schwang  der  sich  in  dc^r  wissen Hfttaftl leben  Nationalökonomie  Deutsctilands  knra  Kuvor 
voH«og€n  hatt*! ,  cineü  kritischen  licricht  gaben.  Diese  DarateUung  wird  uns  jetxt  in 
deutscher  Ucbor*et2Utig  dnrgeboten.  Das  Original  gehört  «u  den  klarsten  und  vcrstün- 
digsten  Besprechungen  Jenes  Streite»  über  die  richtige  Methode  der  NatiotialÖkonomiOf 
der  einige  Jahre  hindurch  bei  ans  mit  der  gröfsten  Energie  und  dem  Aufwand  der  be- 
sten Kr&fte  gefiilirt  worden  ist  Einem  grcifseren  Publikum  dürfte  daher  auch  heute 
noch  die  vorliegende  Schrift  nicht  blos  aur  Orientiernng  über  die  oft  genannten  Partei* 
gegeoa&tse  tu  der  Nationalökonomie  dienen,  sondern  auch  zu  einem  tieferen  Verstund- 
nia  des  Wesens  nnd  der  eigentümlichen  Aufgabe»  der  Wissenschaft  selbst  verhelfeo*  , 
Dabei  bleibt  freilidi  äu  bedauern ,  dafs  manches  gewichtige  Wort  ^  das  seit  Ende  18TS 
in  den  in  Betracht  kommenden  Streitfragen  gesprochen  worden  ist^  hier  keine  Erwäh* 
nung  Ündon  konnte.  Auch  dem  Fachmann  wird  die  Durchsicht  der  Schrift  Interesse 
gewüJiren.  Er  wird  sich  mit  ihrer  Hülfe  vergegenwärtigen,  wie  die  Anschan ringen  ,  die 
vor  wenigen  Jahren  als  neu  und  kühn  Bedenken  erregt  und  heftige  Antechtungeu  er- 
fahren haben  ,  iuzwi.schen  als  berechtigt  anerkannt  worden ,  ja  zur  Herrschiift  gelangt 
sind.  Ku  tadeln  ist,  dass  die  Eigennamen  von  dem  Uebersetzer  vielfach  entätcJU  wie*] 
dergegeben  sind ;  auch  steht  der  Auhangv  den  er  verfafst  hat,  in  keinem  rechten  Zusam- 
menbang mit  dem  Gegenstände  der  Cusumano 'sehen  Schrift  E.  L. 

Friedrich  von  Baercnbaeh,  Die  Socialwissen&cbaften.  Zur  Orien» 
tining  in  den  sodalwissenächaftlicheu  Schulen  und  Systemen  der  Gegenwart.  Leipzig, 
Wigand,  1882,     8».     XIV  u.  300  SS. 

Wer  das  vorliegende  Buch  in  der  Erwartung  zur  Hand  nimmt«  darin  eine  systema- 
tische Darslenung  der  neueren  Bestrebungen  und  Errungenschaften  auf  dem  Gebiete  der 
So^ialwissenschatten  zu  6nden ,  wird  zweifelsohne  eine  gewisse  Euttäaschung  empfinden. 
Der  Vtirf.  bietet  uns  eine  Reihe  von  kritischen  Studien ,  welche  nur  in^ofenie  zusam- 
menhängen, als  die  in  denselben  besprochenen  Arbeiten  verwandten  Inhalts  sind.  Ebenso 
wie  der  Titel  de»  ganzen  Bnches  zu  viel  versprichtj  versprechen  auch  die  Ueberschriften 
der  einzelnen  Abschnitte  meist  mehr  als  wirklich  geboten  wird.  So  werden  in  der  er- 
sten Abhandlung  unter  dem  Titel  ^^Zur  Verständigung  liber  einige  Grundbegriffe  und  1 
Grundproblemo*'  einige  die  Begriffe  Sozialismus,  Kommunismus,  Sozialpolitik  und  Sozial- 
demokratie behandelnde  ScbriftcHj  wie  Bamberger's  ,,Deutschlaiid  und  der  Socialismus", 
SchmoUer's  Kontroverse  mit  Treitschke,  Schäfile's  Quintessenz  u  A.  m.  besprochen.  Eine 
,, Verständigung^'  über  irgend  wclcbc  Begriffe  und  Probleme  wird  dabei  aber  keineswegs 
erzielt  Der  Verfivsser  beschränkt  sich  vielmehr  darauf,  den  Inhalt  der  betreffendoü  Ar- 
beiten kurz  zu  resümieren  oder  auch  ganxe  Seiten  wörtlich  zu  zitieren ,  ohne  irgendwie 
zu  einem  positiven  Resultate  zu  gelangen.  Die  nächsten  drei  Abschnitte  sind  der  So- 
ziologie gewidmet^  und  enthalten  recht  achätzenswerthe  ResQmdes  der  bekannten  Arbeiten 
von  Comte ,  Spencer,  Schaffte  und  Lilicntcld.  Den  Abschnitt,  welcher  die  Geschichte 
und  Metbodenlehre  der  Soziologie  zum  Gegeu^tande  hat,  eröffnet  etgentüniltcher  Webe 
ein  Lobeshymnus  auf  Friedrich  List.  Es  wird  Niemandem  beifatlen,  das  Verdiejrisi  List*s, 
der  al»  der  erste  den  Irrtümern  der  Smith'schen  Schule 'entgegentrat,  schmMlern  zu 
wollen ,  aber  mit  der  modernen  Soziologie  haben  wohl  die  Lehren  List^s  sehr  wenig 
gemein. 

Nach  der  Soziologie  hehajidelt  der  Verfasser  die  soziale  Pathologie  und  die  Na- 
turlehre der  Gesellschaft,  dann  das  Eigeutumsproblem  und  die  Sozialethik«  In  der 
sozialen  Pathologie  nimmt  begrei  flieh  er  Weise  die  Arbeiterfrage  den  ersten  Piatz  ein. 
Neben  einer  Besprechung  von  F.  A  Lange's  ,, Arbeiterfrage"  bietet  Verf.  hier  aber 
Mos  einige  Notizen  über  die  sogenannte  soziale  Iletlslehre  eines  anon)'men  englischen 
Arztes,  Die  Nnturlchre  der  Gesellschaft  wird  durch  Auszüge  aus  den  verschiedenen 
Schrifteo  Samter's  repräsentiert.  Dieser  Sclirifts toller  nimmt  auch  in  dem  Abschnitte^ 
welcher  das  Eigentumsproblem  behandelt,  eine  hervorragende  Stelle  ein.  Aufserdem 
werden  daselbst   namentlich    die  Untersuchungen  Laveley's   über   die  primitiven  Forme b 
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des  Eigentums  eingehend  besprochen.  Die  eigenen  Zugaben  des  Verf.  sind  aber  auch 
hier  geradezu  verschwindend.  Der  letzte  Abschnitt  soll  ein  Bild  der  Anfänge  der  So- 
sialethik  in  unserer  Litteratur  geben.  Der  Verf.  legt  hier  die  Grundzüge  der  Bestre- 
bungen Schmoller's  und  Brentano'a  dar,  wie  sie  aus  den  Arbeiten  dieser  beiden  Gelehr- 
ten über  Geschichte  des  deutschen  Kleingewerbes,  beziehungsweise  über  Arbeitergilden 
und  das  Arbeiterverhältnis  gemäfs  dem  heutigen  Rechte  entnommen  werden  können. 
Daran  schliefst  sich  noch  eine  Uebersicht  über  den  Inhalt  von  Oettingen's  Moralstatistik. 
Als  „Anhang",  der  übrigens  ebenso  gut  als  ein  weiterer  Abschnitt  hätte  behandelt  wer- 
den können,  bietet  der  Verf.  noch  eine  Kritik  der  historischen  Arbeiten  von  Dühring 
und  Mehring,  sowie  einiger  neuerer  criminalstatistischer  Arbeiten. 

Der  gröfste  Teil  der  Aufsätze,  die  hier  dem  Publikum  in  Buchform  vorgelegt  wer- 
den, ist  nach  einer  Bemerkung  des  Verfassers  in  der  Vorrede  schon  vor  einigen  Jahren 
in  der  Zeitschrift  ,, Unsere  Zeit'*  erschienen,  jedoch  neuerdings  einer  vollständigen  Bear- 
beitung unterzogen  worden.  Wie  wenig  vollst&ndig  diese  Bearbeitung  ausgefallen  ist, 
daf&r  möge  hier  nur  ein  Bebpielan  geführt  werden.  Von  Lilienfeld's  grofsem  Werke  sind 
dem  Verf.  nur  die  drei  ersten  Bände  bekannt,  obwohl  der  vierte,  die  soziale  Physio- 
logie umfassende  Band  bereits  im  Jahre  1879  erschienen  ist. 

Ueberhaupt  mögen  die  einzelnen  Abhandlungen  als  kritische  Uebersichten  in  einer 
nicht  streng  fachlichen  Zeitschrift  vollständig  ihren  Zweck  erfüllt  haben.  Eine  blofse 
Znsammenstellung  derselben  genügt  aber  noch  nicht,  um  ein  Werk  zu  schaffen,  welches 
auf  allen  Gebieten  der  Sozialwissenschaften  orientiert,  welchen  Zweck  der  Verf  nach  der 
Vorrede  verfolgte.  Der  Laie  mag  trotzdem  aus  der  Lektüre  dieses  Sammelwerkes  vielen 
Nutzen  ziehen.  Eine  positive  Förderung  der  Wissenschaft  können  wir  aber  nicht  davon 
erwarten. 

Wien.  G.  Grosz. 

Walcker,  Karl,  Dr.,  Handbuch  der  Nationalökonomie  für  Studie- 
rende, Landwirthe,  Industrielle,  Kaufleute  und  andre  Gebildete.  Band  I.  Allgemeine 
Volkswirthschaftslehre  einschliesslich  der  Eisenbahn-,  Münz-,  Bank-,  Versicherungs-  und 
Armen-Politik.  —  Leipzig  bei  Rossberg  1882.     8».     493  S. 

Dass  verschiedenartige  Leserkreise  nach  Handbüchern  über  Nationalökonomie  ver- 
langen ,  wird  Einem  recht  oft  klar  gelegt.  So  darf  der  Verf.  nachdem  er  sein  kleines 
Werk  bereits  in  zwei  Auflagen  erscheinen  lassen ,  mit  einem  Werke  hervortreten ,  wel- 
ches andern  Handbüchern  an  Bedeutung  wenig  nachgeben  soll.  Ein  zweiter  Band  wird 
die  Agrar-,  Bergbau-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik ,  ein  dritter  die  Finanzwissenschaft 
behandeln,  das  Ganze  bis  1885  fertig  sein.  —  Wer  eine  manchesterliche,  auf  fortschritts- 
parteiliche Standpunkte  gestimmte  Nationalökonomie  begehrt ,  wer ,  wenn  auch  nicht 
gründlich,  über  gewisse  Fragen  sich  orientieren  will  und  wem  es  in  erster  Linie  auf 
fliefsende  Darstellung  ankommt,  der  wird  nach  Walcker 's  Handbuch  greifen.  Auf 
ernstliche  Studien  haben  den  Ref.  keine  merklichen  Spuren  geführt;  auch  das  statistische 
Material  dürfte  nicht  als  erschöpfend  gelten.  Doch  suum  cuique,  und  so  wollen  wir 
auch  nicht  untersuchen  ob  das  Handbuch  für  alle  auf  dem  Umschlag  genannten  Leser- 
kreise passt.  E.  Heitz. 

Emile  de  Laveleye,  Elements  d'öconomie  politique.  Paris,  1882. 
IV  u.  297  S. 

England  und  Frankreich  besitzen  den  Vorzug,  dafs  sich  daselbst  bedeutende  Kräfte 
für  Verfassung  populärer  Handbücher  auf  allen  Gebieten  finden,  ja  dafs  wir  in  der  Reihe 
der  hervorragendsten  GUilehrten  zahlreiche  Männer  finden,  welche  es  nicht  verschmähen, 
in  bedeutsamer  Form  auch  für  die  Popularbierung  der  Wissenschaft  zu  sorgen.  In  der 
That  besitzen  beide  Länder  so  ziemlich  die  besten  populären  Handbücher  auch  in  uns- 
rer  Wissenschaft.  Werke,  die  mit  strenger  Wissenschaftlichkeit  Kürze  der  Darstellung, 
Gemeinverständlichkeit  des  Vortrags  und  Eleganz  der  Form  paaren.  Unzweifelhaft  ge- 
hört das  vorliegende  Werk  zu  diesen  höchst  gelungenen  Arbeiten.  Im  grofsen  Ganzen 
dem  bestehenden  System  der  Volkswirtschaftslehre  sich  anlehnend ,  finden  wir  doch  im 
Geiste  der  Darstellung  und  auch  in  der  Einteilung  des  Stoffes  manches  Neue.  Ueber- 
dies  strebt  L.  danach,  den  ethischen  Charakter  der  Nationalökonomie  zum  Ausdruck  zu 
bringen ,  wie  er  auch  die  verschiedensten  Wissenschaften  wie  Ethik ,  Geschichte ,  Geo- 
graphie etc.  zur  Erklärung  des  wissenschaftlichen  Lebens  heranzieht.  Bemerkenswert 
erachten  wir  auch  die  Definition  der  Wissenschaften  selbst,  wie  sie  L.  giebt,  indem  er 
tagt :  „die  Nationalökonomie  entwickelt  die  Gesetze,  welche  der  Mensch  zu  befragen  hat, 
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damit  er  mit  dem  grSrsten  Krftft&nfwand  die  gTorstmög:ticbe  Menge  der  Güter  sar  Be* 
friedi^ang^  seiner  Bedürfnisse  «ich  verschnffe ^  indem  er  dieselben  derOerech- 
tig^keit  gBmkftt  verteilt  und  v  erti  un  f  tgem  il  T*  konsumiert*'.  Da»  Grund- 
prinzip  der  Vorleüung,  sowie  daa  der  Conäumtiun  finden  niLmlich  in  deo  bishftrfgen  De- 
finttionen  beinahe  keine  BeJichtiinfz  Mit  Bexug  tiuf  die  Behnndlunj?  der  Wisseaschftft 
sebeldet  h.  »ie  »treitg  von  allen  andern  WiMsenschAften,  indem  er  navhweiiit,  was  die  No. 
Btrht  i!<t  and  giebt  der  Anhiebt  Aufdruck  ,  dafs  es  den  No.  durebaui»  nicht  am  j^treuge 
DeBnitionen  oder  gar  mathnmiititicben  Lehr^ütxen  zu  tbun  sein  kann,  Auch  in  der  De- 
tAlldarätellang  finden  wir  Manche»,  was  besonder»  Bcrüekdlcbtignng  verdiente,  ho  z.  B. 
§  9  im  IV.  Kap.  de*  I.  Buche»  Über  falsche  BedUrfnistae  und  faUche  Reichtümer,  ferner 
die  %%  1—15  im  IV,  Kap  des  11.  Buche*:  §  4  über  den  Einflufs  der  Natur  auf  die  Pro- 
dukEivitat  der  Arbeit ,  §  5  über  den  Einflufs  der  Ra^en  auf  die  Produktivltüt  der  Ar- 
beit^ §  6  über  den  Einfiafs  der  pbiloäophi^chen  und  religiöisen  Doctrtnen  auf  die  Pro» 
duktivitXt  der  Arbeit,  §  7  über  den  Einfluü^  der  moralischen  Gefühle  ftuf  die  Produkt!« 
vttät  der  Arbeit«  §  8  über  den  Einflurü  der  Gerechtigkeit  auf  die  Produktivität  der  Ar* 
beitf  §9  über  den  EinfluP»  des  PHvatrccbt«  and  namentlich  de^  Eigentumsrechte  auf 
die  Produktivitfit  der  Arbeit,  über  den  Einäuf^  des  ErbrecbtÄ ,  über  den  Einflusm  der 
Agramysteme  ,  über  den  Einfluf^  des  politischen  System»,  über  den  EinflupÄ  der  Demo- 
kratie auf  die  Produktivitüt  der  Arbeit,  alle»  natürlich  in  möglichÄtcr  Kiinte  Eusammcn- 
gefasst.  Auch  die  praktischen  Fragen  sind  genügend  berUckMchtigt,  am  wenigsten  die 
Fragen  de»  Ackerbaus  und  der  Industrie.  Endlich  wird  auch  ein  karser  Abrif»  der 
wichtigsten  Lehren  der  KinanawisAenschaft  gegeben.  Dks  Buch  verdient  eine  weite  Ver- 
breitung und  wird  gewifs  «uch  ieiueo  Weg  in  dl«  weitealeii  Kreise  finden 

Bfela  PÖlde». 

CammilloSupino,  Ladefioisicine  detPeconomiapolitica.  Hoepli 
NapoH,  Milane,  Pi&a< 

Die  kleine  Schrift  itit  eine  i&iemlieb  fleiHiige  Zusammenstellung  der  wichtigsten  De- 
finitionen der  NationalökonomiOf  welche  unter  folgenden  Gc^ichUpunkton  betrachtet  wor- 
den:  Definitioucn,  welche  zu  eng  siiid,  D<,  welche  su  weit  sind^  D,^  welche  die  No.  als 
Wis^enjicbatt  des  Reicbtuniä  betrachten,  niid  endlich  giebt  d«r  Verra)»j»er  ^eine  Definition 
(la  ACtenxa  che  »tudia  Tuomo  come  e^sere  socievole ,  in  quutito  dirige  i  j^uoi  üfürsi  ciul 
mondo  c»>terno ,  &ecotido  il  principio  economico  ,  per  ottenere  1a  ModdiAfazione  dei  ^tiiot 
biaogni),  in  welcher  wir  aber  absolut  keinen  Fortsehritt  su  entdecken  vormögon  und 
welche  gleichfalls  selbst  Jenen  Deänitionen  angehört ,  die  in  mchrfncben  Beziehungen 
la  eng  sind,  B,  F. 

Bosch  er,  W-,  System  d.  Vol  kawi  r  tha  chaf  L  Ein  Hand-  und  Lesebach 
für  Ge»chÄftamliLnoer  und  Htudirende.  1.  Bd.  A.  u.  d  T. :  Grundlagen  der  Na- 
tioDalokoDomiö.  16.  aUrk  verm.  u,  verb.  Aufl.  8«.  Stuttgart   1882.  KIV  u.  iij6,  SiJ, 

Meyer,  H.^  Katechismus  der  N  Jiti  oo  a  1  öko  oomie.    Königsberg  1882.  B^. 

Schmitz^  J.,  Die  Wi  rtbscb  afts-,  Finaus-  und  Socialroform  im 
deutsch  en  Reiche  und  die  Hiiltio^igkeit  der  auM  AnltiMs  dieser  ßeformfragen  gegen 
den  Reichskanaler  gerichtotcö  Angriffe.  Roden  des  Keiehskauzler»  Fürsten  von  Bismarck, 
geh.  tu  deo  Jahren  1879—1882.  Mit  ein-  und  überleit.  Bemerkungen  versehen.  Hagen 
1882.     8<» 

Dr,  jur.  Heinrich  Dietzel,    Ueber  das   Verbältui&s  der  Volkswirt* 

echaftalehre  aur  So  ci  al  wirtscbaftslehre.     89  SS.     Berlin  1882. 

Eine  Berliner  Doctür-Di!i5ortnlioii*  Der  Verf,  will  die  Berechtigung  der  orthodoxen, 
iDdividualiMlscben  Ricblung  der  %^olk5wirtschan.«lehre  gegeiiilbur  der  modernen,  historisch-^ 
ethischen  Richtung  nachwei.^en.  Er  will  neben  der  heutigen  V  ulk swirt^ehart«« lehre  der 
Sozia  I  wirt«chaft5 lehre  eltien  Platz  aU  selbständige  Wissenschaft  eingeräumt  wissen« 
Mit  dem  letzteren  Ausdruck  bc«eitbnel  er  Jene  Wissenschaft,  welche  unter  Aus»ernchttaa- 
sung  der  Vereinigung  der  Einzciwtrt'^ehHften  in  Staaten  auf  den  Prämissen  des  Indivi- 
dualismus und  des  Egoismus  aufgebaut  ii>t.  Obwohl  der  Verf.  nicht  ohne  Geschick  die 
Gründe  xusammengesteltt  bat.  welche  »ich  für  die  abstrakt«  ,  allgemeine  Giltigkeit  be< 
an  Sprüchen  de  Wi^senschnft  anführen  lassen,  so  glauben  wir  doch  nicht,  dass  es  ihm  ge* 
lungon  ist,  Jemanden  von  der  Richtigkeit  seiner  Anschauuntren  und  speziell  von  der  Not- 
wendigkeit einer  Sozjaiwirtäcbaftalehre  ausaer  der  Vulkswirt^cbaftslehre  au  überzeugea. 

Q.  Gros«. 
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Annuairede  Teconomie  politique  et  de  la  statistique  par  M.M.  Maur. 
Block,  8.  Loua,  J.  de  Boisjoslin ,  P.  Boiteau,  A.  Courtois,  Jos.  Lefort,  Vess^lovsky 
S9e  Ann^e.     1882.     Paris,  Guillaumin  &  Ce,  1882.    16.  918  pag. 

Barral,  J.  A.,  Eloge  biographique  de  L^once  de  Lavergue.  Par.,  im- 
pr.  Trembloy,  1882.  8.  20  pag. 

Colins,  L'Economie  politique,  source  des  r^volutions  et  des  ato- 
pies  pr^tendues  socialistes.  Tome  4:  l^tudes  IX,  X.  et  XI.  Par.  Oermer  Bail- 
U^e,  1882.  8.  420  pag.     S  fr.  50  c. 

Dam^ril,  Unpubli eiste  toalousain  aux  demiers  jours  de  la  renaissance: 
Vincent  Ca  bot.     Toulouse,  impr.     Douladoure-Privat,  1882.  8.  39  pag. 

Arnold,  M.,  Culture  and  Anarchy:  an  essay  in  poHtical  and  social  criti- 
cism.  8rd  editlon.     London,  Smitb  &  Eider,   1882.  8.  274  pp.     7/—. 
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Bernstein,  A.,  Schul  z  e-Deli  tzsch,  sua  vita  e  sue  influenze.  Tradu- 
zione  di  Franc.    Vigauö.  Milano,  tipogr.  della  Societk  cooperativa,  1882.  8.  XIV — 203  pp. 

Corazzini,  Fr.,  Storia  deUa  marina  italiana  antica.  Livorno,  tip.  B. 
Giusti,  1882.  16.     XV— 436  pp.     4  1. 

Toniolo,  G.,  Dei  remoti  fattori  della  potenza  economica  di  Fi- 
renze  nel  medio  evo.  Considerazioui  sociali-economiche.  Napoli,  U.  Hoepli,  1882. 
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8.    Oeiohiohte  nnd  Daritellong  der  wirthsohaftliohen  Koltor. 

W.  von  Ochenkowski,  Englands  wir thschaft liehe  Entwickelang 
im  Aasgange  des  Mittelalters.     Jena  1879.     XIII  u.  261  SS. 

Die  Anwendung  der  historischen  Methode  in  der  Nationalökonomie  macht  grosse 
und  stetige  Fortsehritte.  Das  tritt  nicht  blos  in  der  steigenden  Zahl  der  Arbeiten  her- 
vor,  die  dieser  Richtung  folgen,  sondern  auch  in  der  wachsenden  Vervollkommnung, 
welche  dieselben  zeigen.  Wir  sehen  nämlich  in  neuester  Zeit  die  historischen  Daten, 
ans  denen  dann  eine  wirtschaftliche  Belehrung  gezogen  werden  soll ,  direkt  aus  den 
Originalquellen  erforschen  und  mit  Hülfe  der  ausgebildeten  historischen  Kritik  in  zuver- 
lässigster Weise  feststellen.  Dadurch  erreicht  naturgemäPs  unsere  Kenntnis  von  den 
wirtschaftlichen  Zuständen  der  Vergangenheit  eine  ganz  andere  Vollständigkeit  und 
Sicherheit,  als  selbst  durch  das  fleiPsigste  Studium  aller  modernen  Geschichtsdarstellungen, 
deren  Zweck  doch  in  einer  wesentlich  verschiedenen  Richtung  liegt,  zu  gewinnen  wäre. 
Eine  erfreuliche  Probe  von  dieser  neueren  Forschungsweise  und  den  wertvollen  Früch- 
ten, die  sich  damit  erzielen  lassen,  bietet  das  vorliegende  Buch,  und  es  möge  deshalb 
gestattet  sein,  dafs  hier  verspätet  mit  einigen  Worten  darauf  zurückgekommen  wird. 

Wir  erhalten  hier  eine  durchaus  quell enmäPsige  Darstellung  der  ökonomischen  Ver- 
hältnisse Englands,  wie  sie  sich  um  die  Wende  des  fünfzehnten  und  sechzehnten  Jahr- 
hunderts gestaltet  haben.  Wir  werden  somit  an  den  wichtigen  Zeitpunkt  geführt,  mit 
dem  die  moderne  Entwickelung  des  Landes  beginnt,  die  in  ununterbrochener  Stetigkeit 
einen  so  unvergleichlich  glänzenden  Verlauf  genommen  hat.  Zugleich  bildet  aber  auch 
dieselbe  Epoche  den  AbschluPs  eines  Zeitraums ,  der  als  das  direkte  Widerspiel  der  Ge- 
genwart gerade  unter  uns  Heutigen  so  groPses  Interesse  erregt,  and  der  Verf.  unter- 
läfst  nicht,  auf  die  älteren  Bildungen  hinzuweisen,  aus  denen  allmählich  die  Erschei- 
nnngen ,  die  am  Ausgange  des  Mittelalters  entgegentreten ,  sich  entwickelten.  Die  Ver- 
hältnisse in  jeder  der  drei  groPsen  Gruppen  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit,  in  der 
Landwirtschaft,  der  Industrie  und  dem  Handel  werden  der  Reihe  nach  besprochen.  Bs 
ist  auch  in  weiteren  Kreisen,  namentlich  durch  die  Utopia  des  Morus,  bekannt,  wie  in  der 
englischen  Landwirtschaft  das  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  durch  den  Uebergang 
von  der  Acker-  inr  Weidewirtschaft  Epoche  macht.   Diese  Veränderung  bildet  den  Mittel- 
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pankt  und  den  wiclitigsten  Gegen staad  in  den  üntorsuclioögen,  die  der  Verf.  über  die  agra- 
ren  Verhältnisse  anstellt.  In  {gleicher  Webe  sind  aneh  die  historischen  Probleme^  mit  denen 
der  zweite,  von  der  Indti^trie  handelnde  Abschnitt  sich  beschäftigt,  teils  durch  die 
Besiehnn^  au  modernen  Streitfrugen  ♦  teils  durch  die  Unvollständigkeit  der  Üeberliere- 
rnng  und  den  Spielraum,  den  die  wissenschaftliche  CombinÄtion  findet,  von  hohem  In- 
teresse. Wir  heben  ah  6egoi>»tJJnde ,  die  hier  ihre  Erörterung  finden ,  das  Verh&ltnis 
swischen  Zunft-  und  gtadtverfa&^nii^,  die  Einwirkuna^  des  Stiiate»  auf  die  Intlu.stric,  die 
Beziehung  zwischen  Meister  und  Gehülfen  im  Hmidwerk  ,  endlich  die  Entwickelung  der 
Grofbindu^tne  besonders  hervor.  Der  letzte  Abschuitt  bespricht  die  Verhältnisse  des 
Handels  und  namentlich  die  Handelspolitik  Wa»  die  letztere  betriflft ,  so  sind  dio  Ur- 
kunden ,  die  unsi  eine  Kenntoi**  davon  verschaffen ,  zahlreich  nnd  verstÄndlich,  Die 
Schwierigkeit  fiir  den  SchrifU^leller  liegt  weniger  in  der  p>mittolung  des  That»iächlichen 
ah  in  der  Zurückführung  der  bunten  Meng«  von  Vorschriften,  die  er  findet,  anf  die 
Motive ,  von  denen  dieselben  eingegeben  waren  ,  in  der  Rechtfortigring  der  Einzelheiten 
durch  die  Auffindung  de:^  maliigebcnden  Prinzip».  Auch  bei  der  Bewültigung  dieser 
Aufgabe  kommen  dem  Verf  die  Eigen«chaften,  die  sein  Werk  durchweg  charakterUieren, 
Fleifs  nnd  Gründlichkeit  in  der  8ammlung  des  Materials ,  sowie  Klarheit  nnd  Unbe- 
fangenheit in  der  Verwertung  desselben,  trefflich  xu  Staiteu,  E,  L. 

Dr.  Eugen  Jaeger  „Die  Agrarfrage  der  Gegenwart^'.  L  Abtheilung, 
Berlin,  Puttkammer  und  Mühlbrecht      1882  VIIL  251,  S.  S.  8«. 

Die  einzelnen  Abschnitte  dieses  Buches  sind  von  verschiedenem,  meist  aber  nur 
geringem  Werthe,  und  trotz  einer  Reihe  von  geistvollen  nnd  trefföDden  Bemerkun- 
gen und  einer  ot\  geradem  glänzenden  Diktion  kann  der  ganzen  Arbeit  irgend  welche 
wissenschaftliche  Bedeutung  nicht  zugestanden  werden.  Es  würde  sich  daher  kaum  loh- 
nen, auf  den  Inhalt  des  Buche»  hier  genauer  einxugehen,  wenn  es  nicht  in  vieler  Be- 
ziehung als  typisch  gelten  könnte  für  eine  heutzutage  leider  allzusehr  wuchernde  Gattung 
von  Litteratnr,  die  es  sich  Kur  Aufgabe  gestellt  hnt .  möglichst  Grnu  in  Gran  die  Lage 
und  die  Zukunft  der  Land  wir  thscfaaft  und  de»  Baue  rnsi  tan  des  zn  «schildern  ,  soziale  Ge- 
fahren und  Revolutionen  in  grellen  Farben  au  die  Wand  zu  malen,  dabei  über  Freihan- 
del, Liberalismus,  Rapitalbmus,  römische»  Recht  etc.  weidlich  zu  schimpfen  und  die  dann, 
wenn  sie  alle  bestehenden  Zustünde  verunglimpft  hat,  nicht  im  Staude  ist  hiiltbare  Ver- 
besserun gsvorschlKge  zu  machen. 

So  beginnt  auch  Jaeger  seine  Arbeit  mit  der  ,,Lage  und  Klage  der  Landwirt hschaft** 
und  ohne  irgend  welche  gründliche  und  objective  Prüfung  der  V^crhältnlsüe  kommt  er  auf 
Grund  einiger,  z.  Th  veralteter  Zahlen  zu  dem  Ke»ult4it,  dass  lo  Frankreich  und  Eng- 
land „die  Stellung  der  Aristokratie  mit  der  Grundrente  für  immer  dahin  ist*".  Für  Deutsch- 
land geben  ,.die  Abnahme  des  Körne  rbaues  und  der  Viehs  acht''  dio  Signatur  der  Land- 
wirthschaft,  ,, Deutschland  verarmt  rascht  weil  es  nicht  das  erzeugt,  was  es  an  Lebens- 
mitteln bedarf^*;  das  Sinken  des  Grundwerthes  wird  auf  30 — 4Q  ^j^  geschätzt;  der  Grund- 
besitz befindet  sich  in  einer  wahren  Ziui^knecbtschiift,  die  ärger  ist  als  die  son^t  so  viel 
verschrieene  Feudalabhängigkeit  etc^  Ein  gut  Theil  der  Schuld  Iri^gt  natürlieh  der 
„Kulturkampf**,  son*t  haben  die  Baner»  ihr  Schicksal  selbst  verdient ,  weil  sie  nicht 
liberal  gewählt  haben ,  während  doch  „der  Liberalismns  für  harte  Erwerbsarbeit  wenig, 
meistens  aber  gar  kein  VerstÄndniss  hat** 

In  den  folgenden  3  Abschnitten  wird  sodann  die  Conkurrenz  der  amerikanischen 
Landwirth^ichaft  ebenso  wie  die  der  anderen  Getreide  expoi-tirendeu  Länder  und  der  In- 
dustrie, hunptsÄchiich  nach  den  Berichte^«  des  Wiener  „Vaterlandes*',  riesengross  und  »te- 
tig wachsend  gezeichnet ,  und  die  Perspektive ,  die  eröflnet  wird ,  ist  ein  „Verschwinden 
der  Grundrente,  unseres  Inoiiwirthschaftlichon  WohlstaTtdos ,  unserer  Industric^gewiunste, 
alles  in  Folge  der  bestehenden  uder  horanwachäendcu  überseeischen  Konkurrenz/''  Da- 
mit wächst  dann  die  Gefahr  i^oxiiiler  und  politischer  Revolutionen.  Dasselbe  Klagelied, 
dasselbe  düstere  Bild  von  dem  Untergang  der  Landwtrthschaft,  von  den  Bauern,  welche 
die  Verzweiflung  in  die  Arme  der  SoziaMeinokratte  treibt,  von  den  Latifundien,  die  der 
Kapitalismus  aus  den  Landereieu  der  vertriebenen  Bauern  bildet,  kehrt  immer  und  immer 
auch  in  dem  folgenden  Abschnitt  über  den  iHndwirthsrhaltlichen  Schutzzoll  wieder.  Nach- 
dem aber  tüchtig  auf  den  Freihandel  geschimpft,  alle  (?)  Einwände  gegen  Getreidezölle, 
die  daa  Brod  nicht  vertheuern,  wiederlegt  sind^  gegen  wucherische  Ausbeutung  des  Zol- 
les ,, amtliche  Getreidetaxen^^  empfohlen ,  und  höhere  Schutzzölle  als  nothwendlg  hinge- 
Htellt  sind,  kommt  dann  unerwartet  die  Eit^^icht,  das«  ein  solcher  Zoll  atif  uothwcndige 
Lebensmittel  doch  „sehr  schwer  imd  besonders  hart  auf  den  arbeitenden  und  besitzlosen 
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Klassen  lastet".  Daher  dann  nachtrfiglich  eine  Reihe  von  Bedenken  gegen  Getreide- 
schntzzölle,  die  hauptsfichlich  dem  Orossbesitz  helfend,  erst  als  ultimo  ratio  empfohlen 
werden,  wenn  ,,die  organische  Umgestaltung  unserer  inneren  krankhaften  Zust&nde  un- 
möglich ist. 

Worin  diese  Umgestaltung  bestehen  soll,  erfahren  wir  leider  nicht,  denn  auch  der 
nächste  Abschnitt  fiber  „die  Verschuldung  der  europäischen  Landwirthschaft**  bringt 
nichts  als  fibertriebene  Schilderungen  der  ländlichen  Noth.  In  Oesterreich  ist  „der  Bauer 
auf  dem  ererbten  Boden  Tagelöhner  geworden**.  —  er  „ergiebt  sich  dem  Trünke  und  der 
Verzweiflung,  die  Race  entartet,  die  Zahl  der  Selbstmorde  wächst,  der  auf  die  Strasse 
geworfene  Landmann  vermehrt  die  grosse  proletarische  Armee  der  Zukunftsrevolution*'. 
In  Deutschland  ist's  nicht  besser,  auch  hier  ist  der  Bauer  „degradirt  zum  Tagelöhner  am 
Frohndienste  kleiner  und  grosser  Wacherer**.  Ohne  die  geringsten  Vorschläge  zur  Ab- 
hülfe dieser  schrecklichen  Noth  folgen  dann  Schilderungen  fiber  „den  deutschen  Bauern- 
stand im  Hittelalter**,  ,,die  Revolution  des  Rom.  Rechts'*  und  „die  Bauernkriege**,  um  zu 
zeigen,  „wie  diese  Zustände  früher  gewesen  sind.** 

Dass  mit  derartigen  Arbeiten  weder  der  Wissenschaft  noch  den  sozialen  Reformbe- 
strebungen gedient  sein  kann,  liegt  klar  auf  der  Hand,  und  die,  welche  es  treu  meinen 
mit  den  letzteren,  sollten  endlich  von  solchen  Uebertreibungen  lassen  und  ihnen  entschie- 
den entgegentreten;  denn  der  Ernst  der  Sache  fordert  auch  eine  ernste  und  objective 
Prüfung,  jedes  Uebertreiben,  jedes  unnöthige  Schmähen  der  vermeintlichen  Gegner  schadet 
nur  der  guten  Sache.  H.  Paasch  e. 

Ilwof,  Fr.,  Tauschhandel  und  Geldsurrogate  in  alter  und  neuer 
Zeit.     Graz,  1882. 

Die  Arbeit  erhebt  nicht  den  Anspruch  selbständiger  Forschung  ,  sie  stellt  in  Form 
eines  erweiterten  Vortrages  in  bequemer  Übersicht  bekannte  Nachrichten  über  die  An- 
fange der  Handelüthätigkeit  bei  den  Völkern  Europas  und  in  knapperer  Rücksichtnahme 
bei  denen  der  fremden  Erdteile  nebeneinander.  Als  gesprochenes  Wort  mochte  der  In- 
halt mit  seinen  klaren  Begriffsbestimmungen  seinen  Zweck  trefflich  erfüllen;  für  den 
Druck  hätte  der  Autor  etwas  mehr  als  eine  blofse  Erweiterung  in  die  Breite  geben  müs- 
sen. Das  Büchlein  verliert  an  Wert ,  weil  statt  präciser  Litteraturnachweise  nur  eine 
summarische  Titelaiigabe  benutzter  Quellenwerke  angehängt  ist.  Dafs  der  Autor  diesen 
Mangel  in  der  Vorbemerkung  selbst  eingesteht,  ändert  nichts  an  dem  Urteil. 

K.  Hoeniger. 

Arnold,  W. ,  Studien  zur  deutschen  Kulturgeschichte.  Stuttgart, 
1882. 

Wir  geben  zur  Charakteristik  des  Baches  am  besten  das  Inhaltsverzeichnis  selbst: 
I.  Land  und  Stamm:  Über  das  Verhältnis  der  Reichs-  zur  Stammesgeschichte  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  altliessischen  Stammlande.  Die  Ortsnamen  als  Geschichts- 
quelle. Die  deutschen  Stämme  in  Elsafs  und  Lothringen.  Zur  Geschichte  des  Rhein- 
lands. II.  Stadt  und  Staat:  Das  Aufkommen  des  Handwerkerstandes  im  Mittelalter. 
König  Rudolf  und  die  Basier.  Die  Anfänge  des  Grundeigentums  und  Kapitalverkehrs  in 
den  Städten  (Leihe  und  Rente).  Die  Reception  des  römischen  Rechts  und  ihre  Folgen. 
—  Der  Kundige  ersieht,  daPs  verhältnismäfsig  wenig  Neues  geboten  wird,  z.  T.  sind  be- 
reits frühere  erschienene  Aufsätze  mit  geringen  Veränderungen  wieder  abgedruckt,  z.  T. 
die  Resultate  wissenschaftlicher  Untersuchungen  ,  die  Arnold  in  seinen  gröfseren  Wer- 
ken niedergelegt  hat,  in  gedrängter  Form  zusammengefaPst.  Das  eigentliche  neue  daran 
ist,  dafs  Arnold  sich  nicht  nur  an  das  gelehrte  Publikum  wendet.  Er  hat  es  unter- 
nommen ,  ein  Gesamtbild  seiner  Forscherthätigkeit  einem  gröfseren  Kreise  zugänglich 
zu  machen.  Das  ist  ihm  vortrefflich  gelungen.  Diese  Einzelabhandlungen  sind  nicht 
membra  disjecta,  sie  stehen  in  innigster  Gedankenverbindung  und  führen  uns  in  den  Zu- 
sammenhang der  rechtsgeschichtlichen  Entwickelung  vun  den  Wanderungen  und  Ansie- 
delungen deutscher  Stämme  bis  zu  der  nahe  bevorstehenden  Civilgesetzgebung  unserer 
Tage  ein.  Weil  Arnold  den  Znsammenhang  des  politischen  und  rechtlichen  Lebens  mit 
dem  wirtschaftlichen  und  kulturellen  niemals  ans  dem  Auge  verliert,  rundet  sich  in  sei- 
ner Darstellung  Alles  plastisch  ab.  Besonders  anziehend  versteht  es  Arnold,  die  hi- 
storischen Gestaltungen  aus  der  Geschichte  der  Sprache  zu  kommentlren.  Arnold  hat 
in  seinen  Studien  eine  Reihe  der  interessantesten  Probleme  unserer  nationalen  Geschichts- 
forschung behandelt.  Für  die  ältere  deutsche  Kulturgeschichte  ,  wie  für  die  privatrecht- 
liche Entwickelung  stehen  seine  Forschungen  auf  festem  Boden.  Für  die  Städtegeschichte 
iat  das  nicht  in  gleichem  Grade  der  Fall.     Hier  sind  seine  Resultate  nicht  ganz  unange- 
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fochten  ^ebliebftn.  D&9  bisher  verwertete  Quell eumaterial  ist  auf  diesem  Gebiete  so  dürf- 
ti|f.  daTs  der  gTöfstmöglichste  gpfetraun]  für  wtllkQfHche  Konstruktioneo  bleibt.  Nar 
dieÄcr  UmstAiid  e?k]&rt  m,  dafs  jeder  der  verdieoten  Forscher  eine  iiodere  und  neue  Aa- 
»li-ht  ühm-  den  Ursprung  der  Stadtvorfassung  AufgestcIU  hat.  Aber  jede  Di»ku5sioti  ist 
uufruthtbar  ,  so  lanj^e  nicht  ein  neuer  Quellenstoff  der  Forschung  augef&hrt  wird.  Wenn 
denitmoh  in  dii?scr  Richtuni?  seine  Aaiifiihrun^cn  nicht  unbedingte  Geltung  beanspruchen 
dürfen,  ao  bleibt  das  Buch  duch  auf  dem  CJebiete  popalirer  Darstellung,  auf  dem  so  viel 
gesündigt  wird,  eine  trefHicbe  danken!«iwerte  Leistung,  Hoeniger. 

BGlcher,  Carl,  Die  Frauen  frage  im  Mittelalter.  Tfiblngcn^  H.  Laupp^ 
188^     €3  SS. 

Eine  an?cieheud  geschriebene  Studie ,  welche  sich  namentlich  auf  eine  eingehende 
KenntDiji  des  KrHukfurter  AkteumateriaU  stützt ,  lu  Form  eiuef  (wohl  für  die  Drucklage 
erweiterten)  und  mit  Anmerkungen  verät;heneu  Vortrags.  Also  die  Form  Schmollers, 
wirtsch&ftsge^cbu'htlithe  Programme  und  ProbleDie  aufauÄteUen  und  xu  lösen,  soweit  dies 
da*  örtliche  —  dort  Strafaburger ,  hier  Frankfurter  —  Material,  sowie  die  vorhandenen 
leider  wirtscbaftsgoschichÜiche  Dinge  meist  wenig  berücksichtigenden  Publikationen  stüdti- 
^cher  UrkundenKtuffe  zulassen  Innerhalb  dicker  durch  den  Stand  der  Forschung  gezoge- 
nen Grenzen  ist  die  Durchführung  durchaus»  gelungen;  namentlich  i^t  ein  gefli.^sentliches 
Mafshalten  in  der  Erweiterung  nicht  nur  gana  betegharer  Schlufsifolgcrungen  überall  aa 
bemerken.  Die  einzige  griürsere  Ausnahme  hiervon  macht  wohl  Kr  43  auf  S.  62  zu 
S.  40,  welche  keineswegs  die  dort  behauptete  Thatsache ,  daf»  im  13.  und  14  Jahrhun- 
dort nicht  sehen  ganze  Dorfschaften  in  Deuti^chtand  ihre  Bltr.e  gcwechsett^  mit  Hcispieleo 
belrgl^  (ein  soKhes  übrigens  anscheinend  mittelrhdn.  LIrkdnbuch  3,  123,  1220:  Metten- 
heim  bei  Osthoren  in  Rheiobessen),  sondern  nur  einer  in  dieser  Atlgemcinheit  schwerlich 
KU   begründenden  Behauptung  eine  weitere  hinzulegt.  LamprechL 

Das  Merkerbuch  der  Stadt  Wiesbaden.  Ein  Beitrag  »ur  Geschichte  der 
Stadt  im  14.  und  15.  Jahrb  von  Fried  r.  Otto^  Prof.  am  KgL  Gjmn.  zu  Wiesbaden« 
Wiesbaden,  J.   Niedner.      1888.     9S  SS. 

Ausgabe  des  frühesten  Stadt-  und  Oericht^bucb^  von  Wiesbaden,  dessen  Kern  Auf- 
Kcichnungen  aus  dem  letzten  Viertel  des  14  Jabrhds,  bilden  ,  und  das  KunSchst  von 
keinem  weiteren  noch  erhaltenen  Stadtbuche  gefolgt  winl  Einen  besonderen  Charakter 
erhält  die«  Htadtbuch  darlurch*  dafs  es  im  Grunde  genommeo  die  Akten  des  Markgedings 
—  dahtjr  sein  Name  —  enthält:  also  Aufaeichnungen  über  die  Bewegung  im  Grundbe- 
sitz und  Wcistum,  über  die  Grenzen  der  Herrschaft  Wiesbaden,  die  Anmenden^  die  Mark, 
die  Bannzäune,  sowie  die  Gerichtsverfassung,  Dieser  ganze  mehr  Hlr  die  agrariaichen  Zu- 
stände wie  die  Entwicklung  der  städtischen  Wirtschaftsformen  bedeutsame  Quellenstnff 
ist  vom  Herausgeber  sorg^iam  kommentiert  und  nach  seinem  Inhalt  in  einem  gut  gearbei- 
teten Register  rekapituliert  ^  hierzu  kommen  in  einem  Anhang  noch  besondere  Ausfuh- 
rungen zur  Lokalgeschichte  Wiesbadens,  von  welchem  wirtsehaftagcschichtläch  namenllicb 
die  IptJSte  (über  die  Mün«verhiltni.sse)  von   ßdang  ist.  Lamp  recht 

Die  ältesten  Lehusbücher  der  Herrschaft  Bo landen,  hrsg.  von  Dr. 
Snuer,   kgl.  Staatsarchivar  zu  Wiesbaden.     Wiesbaden,  J,  Niedner      1882.     8*".     99  .SS, 

EiithKU  eine  von  tminenUirh  topographisch  xu recht  weisenden  Anmerkungen  beglei- 
tete luid  mit  guten  Registern  wie  einer  Einleitung  versehene  Ausgabe  von  1)  dem  Lefins- 
buche  Werners  11.  von  Bolaudcn,  Ende  des  12  Jhs,.  S)  dem  Luhtisbuche  der  Herrschaft 
Bolaiiden  aus  der  Mitte  des  15.  Jhs  Beide  Lehnftbüeher  waren  hi<»her  nur  teil  weis  und 
nur  »ach  früheren  mangelh»l\eD  Abschriften  Kremer'a  bekaiint:  hier  wird  zuerst  ein  fe- 
ster Text  Tiach  der  im  Wiesbadener  Staat,*tarchivc  betind lieben  Originnlhandschrift  gege- 
ben. Zugteich  wird  die  Frage  nach  der  Entstehuiigsseit  des  ersten  Lehnabuches  abwei- 
chend von  den  bisherigen  Annahmen  gelöst;  nach  3.  wßrde  es  in  den  «fahren  1194 — J>8 
enlÄtandcn  sein.  Die  Bedeutung  beider  Lehnsbüeher  Rir  die  Geschichte  der  Rechte-  uod 
Wirtscliaflszuslfinde  gerade  in  der  kritischen  Zeit  eines  grufsen  Umschwungs  ist  bekannt 
genug;  es  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dafs  daa  erste  Lehnsbuch  keineswegs  blos  Lehna- 
relationen,  sondern  auch  ein  Verzeicbuia  der  hominea  proprü  enthilt 

L  a  m  p  r  e  c  h  t. 

Stadien,  Kaue  volkswirthachaft liehe,  über  Konstantinopel  und 
das  anliegende  Gebiet.  Herausgeg.  vom  orientaliacbeu  Museum  in  Wieti,  Wien. 
1882,     8«. 
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Dapont,  P.,  La  stromatonrgie  de  Pierre  Dupont.  Docaments  relatifs  k  la 
fabrication  des  tapis  de  Torqnie  en  F  rance  an  XVIIe  sifecle,  pabli^s 
par  A.  Darcel.  Par.,  Charavay  fr^res,  1882.  8.     XLVII~152  pag. 

da  Mazet,  A.  Etudes  Alg^riennes.  L'A  Ig^rie  politiqae  et  ecoDomiqae 
k  travers  la  province  d'Oran  etc.  Par.,    Qaillaamin  &  Ce,  1882.  8.  366  pag. 

PigeonneaUf  H.  etA.  deFoville,  L^adm  inistration  et  ragrical- 
tare  aa  controle  g^n^ral  des  finances  (1785 — 1787)  proc^s-verbaax  et 
rapports  etc.  Par.,  Oaillaomin  &  O,  1882.  8.  XXXII— 500  pag.     7  fr.  50  c. 

Viansson^L.,  Histoire  da  canalde  l'Est  (1874 — 82)  Naacy ,  Berger- 
Levraalt  &  Ce,  1882.  8.  586  pag. 

8.    BeTölkerangslehre  und  BeTÖlkenmgipolitik. 

Leroj-Beaalieo:  De  la  colonisation  ches  les  peaples  modernes. 
Deaxiiroe  Edition,  revoe  corrig^e  et  augment^e.     Paris,  Qaillaumin  &  Cie.    XVI  a.  659  S. 

Dem  Kolonialwesen  bat  die  merkantilistische  Theorie  und  Praxis  eine  grofse  Be- 
deatong  zogemessen.  Die  neuere  Wissenschaft  bat  dessen  Wichtigkeit  bedeutend  redu- 
aiert.  Teils  veranlafste  dies  der  Umstand ,  dafs  manche  Staaten  ihren  Kolonialbesitz 
wieder  aufgeben  mufsten,  teils  aber  auch  die  vielen  Kosten,  Widerwärtigkeiten,  welche 
einigen  Staaten  erwuchsen,  ohne  namhaften  Erfolg.  In  unsern  Tagen  ist  hierin  wieder 
eine  Wendung  eingetreten.  Wieder  streben  die  meisten  Orofsmächte  danach,  ihren  Ko< 
lonialbesitz  zu  vergröfsem,  in  den  entferntem  Teilen  der  Erde  FuPs  zu  fassen.  Wir 
sprechen  hier  gar  nicht  von  GroPsbritannien ,  welches  ja  trotz  Theorie  konsequent  an 
seiner  Kolonialpolitik  festhielt;  aber  Frankreich,  Italien,  Deutschland  schenken  dieser 
Frage  wieder  gröfsere  Aufmerksamkeit.  Auch  die  Litteratur  folgt  diesen  neuen  Impulsen 
aud  so  sehen  wir  denn  wieder,  wie  die  Besprechung  der  Kolonialpolitik  eine  Legion  von 
Schriften  hervorrief  und  noch  immer  hervorruft 

Zu  den  wertvollsten  dieser  Schriften  gehört  jedenfalls  die  neue,  vielfach  erweiterte 
Aasgabe  von  Leroy-Beaulieu's  preisgekröntem  Werke ,  welches  jüngst  erschienen  ist  and 
gewiss  der  gründlichen  Erörterung  dieser  Frage  zu  gute  kommen  wird. 

Wenn  wir  zuerst  die  übersichtliche  Einteilung  des  Stoffes  in's  Auge  fassen,  so  fin- 
den wir  in  dem  ersten  umfassenden  Teile  die  Geschichte  des  Kolonialwesens  der  euro- 
p&behen  Staaten.  In  sechs  Kapiteln  wird  die  Geschichte  des  Kolonialwesens  bis  zum 
XIX.  Jahrhundert  dargelegt,  in  weitem  sieben  Kapiteln  deren  Verlauf  im  jetzigen  Jahr- 
hundert. Im  zweiten  Teil  werden  die  mit  dem  Kolonialwesen  zusammenhängenden  theo- 
retischen Fragen  erörtert:  Die  Auswanderung,  die  Übertragung  der  Kapitalien,  der 
Handel  mit  den  Kolonien  und  dessen  Vorteile,  die  mit  der  Erhaltung  der  Kolonien 
verbundenen  Kosten,  die  auf  die  Kolonien  anwendbaren  zweckmäfsigsten  Systeme,  die 
Verwaltung  und  das  Finanzwesen  der  Kolonien. 

Leroy-Beaulieu  legt  den  Kolonien  ganz  besondere  Wichtigkeit  bei  und  schliefst  sich 
Hill  an,  der  die  Gründung  von  Kolonien  für  das  beste  Unternehmen  bezeichnete,  in 
welches  ein  reicher  alter  Staat  seine  Kapitalien  anlegen  kann.  Die  Gründung  von  Ko- 
lonien bezeichnet  er  als  die  höchste  Funktion,  welche  ein  Staat  vollenden  kann.  Die 
Gründung  von  Kapitalien  ist  im  Gebiete  des  sozialen  Lebens  dasselbe,  was  in  der  Sphäre 
des  Familienlebens  die  Aufsicht  der  Generation.  Sowie  die  Familie  mit  der  Aufsicht  der 
Progenitur  wächst,  so  wachsen  Staaten  durch  die  Entsendung  von  Schwärmen,  die  Ko- 
lonien gründen.  Mit  der  Gründung  von  Kolonien  schafft  also  der  Staat  seines  Gleichen, 
neue  Staaten.  Deshalb  ist  die  Gründung  von  Kolonien  die  höchste  Lebensäufserung  der 
aaf  der  Höhe  der  Zivilisation  stehenden  Völker  und  als  solche  eine  der  kompliziertesten 
and  interessantesten  Erscheinungen  der  sozialen  Physiologie.  In  Hinsicht  auf  die  Prin- 
zipien der  Kolonisation  unterscheidet  er  drei  Perioden.  In  der  ersten  Periode  wird  von 
dem  Prinzip  ausgegangen,  dufs  die  Kolonien  geleitet  werden  müssen,  dafs  dieselben  vom 
Matterstaate  ebenso  bevormundet  werden  müssen,  wie  die  Kinder.  Gegen  dieses  System 
kaben  sich  die  Kolonien  bald  aufgelehnt.  Nun  ging  man  zu  dem  entgegengesetzten 
Prinyip  Über ,  wonach  die  Kolonien  vollständig  frei  gegeben  werden  müssen,  vollständig 
sich  selbst  Überlassen  bleiben  sollen.  Und  erst  als  man  sich  von  den  Irrtümern  auch 
dieses  Prinzips  Überzeugt  hatte ,  nach  dreihundertjährigen  Experimenten ,  wurde  jenes 
System  entwickelt,  welches  die  Freiheit  der  Kolonien  mit  der  im  Interesse  derselben  von 
Seite  des  Staates  zu  befolgenden  Intervention  in  Einklang  bringt.  Unter  dem  Einflufs 
der  Krhebang  haben  sich  also  die  leitenden  Gesichtspunkte  geändert,  nach  denen  die 
Gründung  and  Verwaltung  der  Kolonien   zu  geschehen  bat.     Leroy-Beauliea  entwickelt 
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genau  diu  hflatig«ii  Prinsipien  des  Koloiiifliay$t«iiis ,  definiert  das  Yerbältnis  zwischen 
Kolonien  und  MutterstaAt  ,  erörtert  «ingeliend  dus  VorverfabrcD  ^  welches  bei  Anlcfiniing 
von  Kolonien  ku  befolgen  ht^  namentlich  Ausmessung  und  Austeilung  des  Gruudbe- 
{titEes  T  Anlegung  der  notwendigsten  Kommunikationsmittel  und  erörtert  namentlich  auch 
in  eingehender  Wei-se  d/is  Verwaltungs-  und  Pinanzsystem  der  Kolonien. 

Die  volk>wirtairhaftlichen  Fehler»  welche  im  Koloniulwesen  hegangoD  wurden^  be- 
stnndon  namentlich  darin,  daCs  man  h&ufig  daran  vergat:» «  daüi  die  Gründung  und  Er- 
tialtung  TOD  Kolonien  jedenfallü  ganz  bo.sondei'e  Kosten  verursache «  welche  Kosten  die 
Kolonien  selbst  nicht  au  tragen  vermögen.  Sehr  selten  ist  der  Fiill »  dAPs  die  Kolonie 
dem  Mntterstaate  einon  reinen  Ertrag  abwerf«  und  Bclbst  die  Mehrzahl  der  englischen 
Kolonien  ist  erst  In  der  neuesten  Zeit  dahin  gelangt ,  dAf»  sie  dem  MutterstJuite  nur  ge- 
ringe Au&lagen  verursachen.  Der  zweite  Fehler  tag  dariiif  daf»  man  den  Charakter  der 
Kolonie  nicht  genügend  beachtete.  Die  Kolonien  sind  nümlich  1)  Haudebkolociien, 
S)  Ackerbaukolonien  und  3^  solche  Kolonien  ^  welche  gewisj^e  Oegenstände  des  allge- 
meinen Konsums  in  bedeutenden  Mengen  produzieren.  Jede  dieser  Kolonien  erfardert  ein 
anderes  Verfahren,  erfordert  andere  Mafsrcgeln.  Die  Handelskolonien  bestehen  haapt- 
siehlicb  aus  Faktoreieu  an  Orten ,  wo  eine  dichte  und  wohlhabende  Bevölkerung  wohnt, 
di«  aber  in  gewisser  Besiebuog  surückgebtieben  ist.  Solche  Kolonien  können  nur  jene 
Staaten  gründen^  der«n  Handel  auf  einer  hoben  Stufe  steht  und  die  Über  eine  bedeutende 
Handels-  tind  Kriegsmarine  gebieten.  Agrikulturkolonien  können  in  solchen  Gebieten 
gegründet  werden  ^  deren  ßevölkerniig  dann  ist  und  deren  Klima  dem  de*  Mutterlandes 
entspricht.  Diese  Kolonien  erforderTi  wcdor  bedeutenden  Handel  t  noch  bedeutende  Ka- 
pitalien ^  wohl  aber  eine  bedeutende  Einwanderung.  Endlich  die  dritte  Gruppe  bilden 
jene  Kolonien,  welche  Zucker^  Kaifce  und  ähnliche  Artikel  produzieren.  Werden  diese  Mo- 
mente und  die  verschiedenen  Lebensbedingungen  der  Kolonien  nicht  beachtet ,  so  wird 
die  Kolonisation  mifslingen.  Leroy-Beaulieu  erörtert  eingehend  und  kritii^ch  die  jüngsten 
Kotonisationsversnche  des  deutschen  Beiehes.  Dafi»  Deutschland  vor  ullem  solche  Kolo* 
nien  gründen  will,  wo  Zucker,  KalTee,  GewÜrte  etc.  produxiert  werden,  um  jene  bedeuten- 
den Stimmen  zu  ersparen,  welche  nllj&hrlich  für  diese  Artikel  verwendet  werden,  ist  cm 
Irrtum,  da  üolche  Kolonien  einen  riesigen  Aufwand   von  Kapitalien  erfordern 

Ir  -B.  bescliAftigt  sich  eingehend  mit  der  Au.^twnndßTuug  und  der  Übertragung  der 
Kapitalien  nach  den  KoU>nien,  Er  befürchtet  nicht,  dafs  die  Auswanderung  dem  Mut* 
terlande  von  Nachteil  sein  könnte  und  mirsbilligt  jede  Mafsregel  ,  welche  die  Aus- 
wanderung hemmt,  Bezüglich  der  Auswanderung  der  Kapitalien  weist  er  auf  den  Um- 
stand hin  ,  daPs  ein  Teil  der  von  den  Auswanderern  mitgenommenen  Kapital ion  ohne 
die  Absicht  der  Auswanderung  walir^^cbeänlich  Überhaupt  nicht  erapart  worden  wäre. 
Das  von  den  Auswanderern  mitgenummune  Kapital  Ijildet  zudem  ntir  einen  geringen 
Teil  des  vom  Volke  alljährlich  ersparten  Kapitals.  Übrigens  findet  dieses  Kapital  in 
den  Kolonien  eine  vorzügliche  Anlage,  ein  Umstand  ^  der  namentlich  für  jene  Staaten 
von  Wichtigkeit  \Ai ,  die  einen  Teil   ihrer  Kapitalien  im  AuNlande  anlegen  mUsscn 

L.-B.  betrachtet  die  Kolonisation  nicht  blos  aus  volkswirtschaftlichen  ,  sondern 
auch  aas  nationalen .,  politi^ichßu  und  kulturellen  Gründen  für  vorteilhafl.  Er  gesteht 
darum  seinem  Lande  iceinen  bessern  Rat  geben  zu  können  ,  ai.H  die  von  Frankreich  In 
frühern  Jahrhunderten  begonnene  und  spÄter  aufgegebene  Kolonialpolitik  wieder  fort- 
zu.setzen.  Die  Expedition  nach  Tunis  betrachtet  er  alä  das  erste  grofse  Unternehmen, 
das  Frankreich  seit  10  Jahren  begonnen,  und  Überhaupt  als  die  einzige  nützliche  Sache, 
die  Frankreich  auf  dem  Oebiete  der  itufsern  Politik  seit  vierzig  Jahren  vollbracht  hat. 
Seit  zwei  Jahrhunderten  verfolgt  Frankreich  eine  kontinentale  Politik  und  was  war  deren 
Folge?  Der  Ruhm  Frankreichiü  i^t  gesunken.  Frankreich  muss  die  Kolonialpolitik  wieder 
aufnehmen,  da  es  hier  in  Kuropa  keine  Fortsctiritto  machon  kann.  Wenn  nur  ein  Teil 
des  von  Frankreich  in  fremden  LKnderti  und  Unternehmungen  angelegten  Kapitals  in  Kolo* 
nien  abgeleitet  würde,  so  würde  es  auch  auf  diesem  Gebiete  grofse  Resultate  aufzuweisen 
haben.  In  Afrika  und  Asien  sollen  grofso  Kolonien  gegründet  werden ,  da  Frankreich 
sonst  seinen  Einflufs  auf  die  gebildete  W^elt  verHeren  würde.  Am  Anfange  des  20.  Jahr- 
hunderts wird  Rufaland  eine  Bevölkerung  von  1 20  Millionen  haben,  die  Zahl  der  Deut- 
Hchen  wird  60  Millionen  betragen  ,  hiezu  noch  die  tn  Osterreich  lebenden  Deutschen. 
1?0  Millionen  de»  angelsichsischen  Stammes  werden  die  scMnsten  Teile  der  Welt  be- 
sitten ,  welches  Gewicht  wird  Frankreich  diesen  Riesen  gegenüber  besitzen?  L.*B.  be- 
trachtet darum  die  Kolonialfrage  als  eine  Lebensfrage  Frankreichs.  Entweder  maas 
Frankreich  eine  grofso  Kolonialwelt  werden ,    oder    es   wird    auf    die  Stufe   von  Staaten 
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«weiten  Ranges  herabsinken.  Darum  wünscht  er,  die  frani5sische  Regierung  möge  die 
in  Afrika  begonnenen  Unternehmungen  fortsetsen  und  Tunis  und  Sudan  der  französischen 
Macht  unterwerfen.  Dies  die  politische  Seite  des  Buches ,  die  wir  ohne  weitere  Be- 
merkung wiedergeben.  Die  Erörterungen  L.-B.  sind  im  allgemeinen  auf  genaue  Schil- 
derung der  bestehenden  Verhältnisse  gegründet  und  bieten  eine  verdienstvolle  Fort- 
setzung der  auf  diesem  Oebiete  geschehenen  Eorschungen ,  so  der  von  Röscher  und  An- 
deren. B.  F. 

Lentner,  F.,  Der  Kampf  um  Raum.  Ein  Beitrag  zu  den  Theorien  der  Be- 
völkerungsstatistik im  Zusammenhange  mit  dem  Kriegs-  und  Auswanderuugsproblem. 
Wien  1882.     8«.     VIII  u.   152  SS. 

Beschränkung,  die,  der  Bevölkerungszunahme  od.  das  sog.  Zwei- 
kindersystem, V.  socialen  und  ethischen  Gesichtspunkten  aus  be- 
urtheilt  v.  e.  Geistlichen.     Leipzig.     1882.     8®. 

D^nombrement  delapopulation  (1881).  Par.,  impr.  nationale,  1882. 
8.   578  pag.  (Publication  du  Hinist^re  de  Tint^rieur.) 

Domergue,  E.,  La  döpopulation  en  France;  un  moyen  d'y  remö- 
dier.     Par.  impr.  Ve  Ethiou-Pörou,  1882.  8.  29  pag. 

Manager,  E.,  De  la  mortalit^  et  de  la  morbiditi  du  premier  &ge, 
et  des  moyens  de  les  combattre.    Par.,  Derenne,  1882.  8.  49  pag. 

4.    Bergbau;  Land-  und  Pontwirthschaft ;  Fiiehereiweien. 

*Miaskowski,  A.  von.  Das  Erbrecht  und  die  Grundeigenthums- 
vertheilung  im  deutschen  Reiche.  Ein  socialwirthschaftlicher  Beitrag  zur 
Kritik  und  Reform  des  deutschen  Erbrechts.  1.  Abth.  Die  Vertheilung  des  land- 
wirthschaftlic  h  benutzten  Grundeigen  thums  und  das  gemeine  Erb- 
recht. (XX.  Bd.  1.  Abth.  Der  „Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik.*')  Leipzig 
1882.     8«.     Sil  SS. 

Hartmann,  M.,  Die  Landgüterordnung  für  die  Provinz  Westfalen 
und  die  Kreise  Rees,  Essen  (Land),  Essen  (Stadt),  Duisburg  und  Hühl- 
heim  a.  d.  Ruhrv.  30.  April  188  2.  Hrgg.  u.  erläut.  8«.  Paderborn  1882.  IV 
und  69  SS. 

Landgüter-Ordnung,  Die,  für  die  Provinz  Westfalen  und  die 
rbein.  Kreise  Rees,  Essen  (Stadt  u.  Land),  Duisburg  und  Mühlheim 
a.  d.  Ruhr  vom  SO.  April  1882  m.  Erläuterungen  der  Komm,  des  WestfKl.  Bauern - 
Vereins,  hrgg.  von  dem  VorsUnde  dess.     Münster  1882.     8<^.     48  SS. 

Laubinger,  A.,  über  die  schiefe  Lage  des  Grundbesitzes,  Hand- 
werks und  Gewerbes  gegenüber  dem  mobilen  Kapital,  und  Mittel 
SU  ihrer  Aufbesserung.     Vortrag.     Hannover  1882.     8®. 

Oesfeld,  M.  von.  Das  Gr  un  d  eigenthum  in  seiner  Bedeutung  für 
den  Privat-  und  öffentlichen  Verkehr.  Eine  Handhabe  zur  Wahrung  der 
Becbte  und  Pflichten  der  Grnndeigenthümer  im  preussischen  Staate.  Berlin  1881.  8®. 
X  o.  550  SS. 

Das  vorliegende  Werk  ist,  wie  solches  im  Vorworte  vermerkt  ist,  zunächst  dazu 
bestimmt,  den  Mitgliedern  des  „Verbandes  der  Haus-  und  städtischen  Grundbesitzer- 
Vereine  Deutschlands"  zur  Handhabe  zu  dienen.  Da  jedoch  das  Buch  auf  das  ganze 
umfassende  Gebiet  des  Grundbesitzes  überhaupt  ausgedehnt  ist,  nicht  nur  den  städtischen 
sondern  gleichfalls  den  ländlichen  Grundbesitz  umfafst,  so  dürfte  es  auch  für  weitere 
SLreise  von  Interesse  sein.  Die  Rechte  und  Pflichten  des  Grundeigentümers  sind  ein- 
gahend  dargelegt.   Ein  ausführliches  Sachregister  erleichtert  den  Gebrauch  des  Werkes.  — 

E. 

Günther,  F.,  Der  österreichische  Orossgrundb  esitaer.  Ein  Hand- 
bneb  für  den  Grossgrundbesitzer  und  Domänenbeamten.     Wien  1882.    8®. 

Ebermayer,  Th.,  Die  Lebren  der  Forstwissenschaft  3.  Aufl.  8*. 
Berlin  1882. 

Martin,  H.,  Die  Forstwir thschaft  des  isolirten  Staates  und  ihre 
Besiehungen  zur  forstlichen  Praxis.     Münden  1882.     8®. 

Hagen,  0.  v..  Die  forstlichen  Verhältnisse  Proussens.  2.  Aufl. 
bearb.  von  K    Donner.     2.  Bde.     Berlin  1882.     l^. 
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de  Cfipol,  G,  De  la  mi^tbode  expcrimentBle  eti  agricultarc  Ao- 
gerei,  impr.  Lachese  &  I>olbeAti,  1883.  8.  46  pag. 

Coliu,!/.,  La  questioQ  fromagfere  yosgionne  (Ißlirea  k  M.  Clt-mtäat 
Perriiif  cuUlvateur  k  Revilba.)  KpinaJ,  iinpr.  CoUot,   1883.  8.  £^6  png. 

H  a  II  in  o  u  t ,  (professeur  d'öconomic  polit.)  L*a  griculiure  et  ic  libre 
^cb&uge.     Le  Havre,  iuipr.  LepelJetier,  1882.  8    25  pag. 

HorÄin-Dt^on,  P»,  Trait^  theoriqne  et  prat  de  la  fabrication  du  su* 
cre;  gaide  du  chimlste-fabriüoiit.  Par.,  Bernard,   1882.   8.  XVI~640  pag.  avcc  &  plaoelies. 

LadureaUt  A.,  Compte  rendn  d«s  travaui  du  cougr^s  betlera- 
VI  er    t«QU  k  Paris,  les  6  et  7  f^vrier    1882.     Lille,    impr.  Danel ,  1882,    8.    333  pag. 

3  fr.  öO  c. 

Table  aux  des  r^coltes  de  la  France  enl88L  (Doeument.H  statiati* 
ques  divers.)  Pur.,  imprim.  nation.  1882.  8>  lOa  pag.  (Publicatioü  da  Mini^ture  de  ragri» 
culture)« 

F  i  0  r  i  o  i ,  G.,  L'a  gricolturaeieclasai  agricole  dol  circoudario 
dl  Cremono,     Cremona,  tip.   d«glj  interessi   cremonesi,  1682.  8.  V11I^404   pp.     5    L 

5,     G^e werbe  und  Induatrie. 

Popper»  M.,  Lehrbuch  der  Arbeit erkrankheiten  und  Geworbe- 
hygiene.  20.  Vorlesungen  gelialten  am  deutschen  Polytechnikum  in  Prag.  Stuttgart 
Euke.     1882. 

Durch  das  Studium  der  Arbeiterkrankheiten  hat  mau  deu  Wisäenschaften  in  awie* 
facfaer  Hiuüicht  einen  Dien!>t  geleiütet;  einmal  gelaugte  mau  dadurch  zur  Kcnntmi»  neueff 
sowohl  pulhulogi^chanatumiäcb  als»  klinisch  stthmf  abzugrenzender  KrÄukhciLHbilder,  wo-  ' 
durch  die  mediciiibche  Fiirsibung  niiht  unerheblich  gewann  ,  und  dann  vermochte  mau  i 
eS|  auf  Grund  «lugehündur  Würdigung  gewisser  mit  der  gewerblichen  Arbeit  untreunbar 
vereinbaren  gc>sundheir:ischädlicher  Momente^  die  man  einzuengen  äich  hemübte,  nicht  hlof»  j 
eine  Yerlängeruug  der  durchschuittliübeo  Lehensdauer  für  einzelne  Arbeit crkln^^iien,  &nii* 
dern  aucb  eine  Verringerung  der  coloü,salen  Kindersterblichkeit ,  soweit  dieselbe  mit  der 
Berufiithäfigkeit  der  re^p.  Btiltter  in  Zusammenhang  >teht,  herb«;iKunihrent  Kei>ultate.  deren 
Wichtigkeit  vom  [inttoonlokonomiiichen  Standpunkte  schwerlich  unterer  h  ätzt  werden 
düifeij.  Der  Autor  des  vorliegeadeu  Werkes  bat  sich  bemüht,  diesen  doppelten  Ge- 
winn moglicbüt  klar  aur  An^hauung  zu  bringen  und  mau  darf  wohl  sagen,  daf^  ihm 
das  f  Dank  meiner  souveräueu  Beherrschung  deA  Stoffes  und  seiner  nicht  gewöhnlichen 
Daratcllungsgttbe  durchaus  gelungen  ist ,  so  dafs  Acrxte  nnd  Nationaldkonomen  in  glei- 
cher Weitie  das  Buth  mit  Bpfricdtgmig  und  Gewinn  leaen  werden  Eines  eingehenden 
Studiums  wert  ist  besonder»  die  Eutwieklong  der  Art  und  Weise,  wie  die  verschiede- 
utii  BebJldlichkeiteu  bei  den  verAchiedeneu  Gewerbebetrieben  wirken ,  und  wie  uuter 
ihrem  EinOuase  fast  alle  Organe  des  Körpers  erkranken  können;  wahrend  diiser  in  deu 
ersten  5  Vorlesungen  abgehandelte  Gcgenütjind  mehr  das  luterease  de»  Arztes  erwirbt^ 
$iiud  die  darauf  folgenden^  über  Frauen*  und  KiEiderarheit,  Über  den  Eiuflufs  der  FiibriJt 
üuf  Adjasieiiien  und  Nachbarschaft,  Eiber  FtufÄverunreinigung  imd  deren  Folge  für  den  Han- 
del sieb  erstreckenden  eher  für  den  NationalÖkonomen  von  Wichtigkeit.  Die  s weite 
Dällto  der  Vorlesungen,  welche  die  speaielle  Besprechung  wichtiger  Gewerbe-  und  Fa- 
hrikbelriebe  uiul  dem  gesundheit^chiiülichen  Einäu^ise  ders^eiben  gewidmet  ist ,  liefert  deu 
Beweis  T  diüs  A&r  Verf.  in  allen  hteniuf  bezüglichen  Fragen  nirbt  blos  eingehend  unter- 
richtet ist^  wie  man  das  ja  nach  seinen  früher  publisierteu  Originalarbeiten  erwarleu 
durfte  f  sondern  dass  er  »ich  auch  ein  gesundes  ^  unparteiisches  Urteil  ku  benehmen  ver- 
standen bat,  welches  ihn  au  einem  durchaus  competcuten  Fachkeuner  stempelt  Aua 
die.sem  Grunde  stehen  wir  ntiht  aii^  das  vorliegeude  Uuch,  desi^en  Ausstattuug  den  V«r* 
leger  ehrt,  allen  Interessenten  warm  «u  empfehlen,  —     Prof.  Dr,  Hirt,     (Breslau.) 

Aleknis  Petersen-8tuduit2.  Hvad  danske  Industridrivetide  for- 
lange af  State n,  Separatab druck  der  ,,KatioDaldkouomisk  Tidsakrift**.  Kjöbenhavu 
1882.     12«  SS. 

Eine  kurze  übersieht  ühBr  die  Forderuiigeu  der  dänischen  Gewerhetreihendon  auf 
dem  Gebiete  der  gewerblichen  Gejictzgebung  und  Admlnieitraiioni  wie  solche  namentlich 
durch  dio  im  Jahre  1879  gebildete  „Fa-llesrepraisieiitAtion  fnr  dansk  Industri  og  llaand- 
vairk'*  zu  Worte  gekommen  sind«  AotPer  den  Mitteilungen  dieser  Repräsentation  werden 
aU  Material  im  grÖfsten  Teil  der  Abhandlung  wesentlich  die  verdienstvollen  Arbeiten 
Über  Geschichte    und  Statistik   der   dünischen  Industrie    von  C.  Kyrop    heuutut.     Zum 
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SehluPs  behandelt  der  Verf.   kritisch   die   sahlreichen  AntrSge ,    wosn  der  in  1881  dem 
Reichstage   vom  Finansminister  Estrup  vorgelegte  Zolltarifentvmrf  Anlafs  gab. 

£.  M. 

KnitI,  M.,  Das  Genossenschaftswes  en  in  seiner  Wirkung  auf  das 
Kleingewerbe  mit  Berücksichtigung  der  Freisinger  Verhältnisse.  Vortrag.  Frei- 
sing 1882.     120.     31  SS. 

Oewerbebetrieb,  Der,  d  er  Pfandleiher,  Trödler  und  Rückkanfs- 
hindler.     Berlin  1882.     8». 

Billioud  et  J.  Dusuzeau,  Rapport  de  la  Commission  des  soies 
sur  ses  Operations  de  l'ann^e  188  1.  Lyon,  impr.  Pitrat  aind,  1882.  gr.  in  8. 
92  pag.  avec  tableaux.  (Publik  par  la  Societö  d'agriculture  de  Lyon). 

Verdeaux,  E.,  N  o  t  e  s  nr  Tav  e  n  ir  industriel  d  an  s  la  Russi  e  m  ^- 
ridionale.     Par.,  impr.  Capiomont  &  Renault,  1882.  8.  24  pag.  et  carte. 

Dictionary,  tbe,  ofNeedlework:  an  Encyclopaedia  of  artistic,  piain,  and 
fancy  Needlework,  dealing  fully  with  the  details  of  all  the  stitches  employed,  the  Me- 
thod  of  Working ,  the  materials  used ,  the  meaning  of  Technical  Terms ,  and  where  ne- 
cessary  tracing  the  origin  and  history  of  the  various  works  described.  London ,  Gill, 
1882.     4.  lllustrated  with  upwards  of  800  wood  engravings.     21/. — 

6.    Handel  und   Verkehr. 

P.  X.  von  Neumann-Spallart,  Österreichs  maritime  Entwicklung 
und  die  Hebung  von  Triest.     Stuttgart,  Julius  Maier,  1882.     X  und  114  SS. 

Man  sollte  meinen ,  dafs  die  Frage  der  Hebung  von  Triest  durch  die  zahlreichen 
Brottchüren,  welche  dieselbe  zum  Oegeuhtaude  haben,  sowie  durch  die  vielfache  Bespre- 
chung iu  der  Tagespresse  bereits  vollständig  erschöpft  sei.  Die  vorliegende  Schrift  be- 
weist jedoch,  daTs  die  wirklich  wissenschaftliche  Behandlung  einer  Frage  immer  noch 
neue  Gesichtspunkte  und  neue  Argumente  zu  bieten  vermag.  Der  ganzen  Richtung  des 
Verfassers  entsprechend  ist  die  Arbeit  eine  vorwiegend  statistische.  Er  kämpft  viel  mehr 
mit  Zahlen,  als  mit  deduktiven  Erörterungen,  was  speziell  iu  diesem  Falle  für  die  Sache 
Dur  vorteilhaft  sein  kann. 

Der  Verf.  weist  zunächst  nach,  wie  in  der  neueren  Zeit  das  Mittelmeer  seine  alte 
Bedeutung  verloren  hat,  und  der  Sitz  des  Welthandels  mehr  und  mehr  nach  Nordwesten 
▼erschoben  wurde.  Hierbei  wird  auf  die  Möglichkeit  hingewiesen,  dafs  Amerika  einst  den 
Handel  mit  Ostasien  an  sich  reifsen  und  so  unseren  Orientverkehr  völlig  brach  legen 
könnte.  Auch  die  Eröffnung  des  ^uezkauales  hat  die  Hoffnungen,  welche  man  daran  für 
die  Entwicklung  der  Mittelmeer-  und  speziell  der  adriati:tchen  Häfen  knüpfte ,  nicht  er- 
füllt, indem  England  nach  wie  vor  den  Verkehr  mit  Indien  und  Ostasien  fast  unum- 
schränkt beherrscht.  Speciell  auf  Triest  übergehend,  giebt  der  Autor  zunächst  eine  kurze 
lii»torische  Skizze  der  Entwicklung  dieses  Hafens,  und  schildert  zahleumäfsig  die  Blüte 
Triests  unter  Maria  Theresia  und  Joseph  II.  und  den  Rückgang  zu  Beginn  des  Jahrhun- 
derts infolge  der  napoleonischen  Kriege.  Nur  langsam  hebt  sich  der  Verkehr  Triests 
wieder  nach  1815.  Was  speziell  die  letzten  Jahrzehnte  anbelangt,  so  weist  der  Verf. 
nach.  daCs  allerdings  ein  absoluter  Rückschritt  Triests  nicht  konstatiert  werden  kann,  wohl 
aber  eine  fast  vollständige  Stagnation  aller  Verhältnisse,  so  dats  man,  wenn  man  den 
Att£»chwung  dt* r  italienischen  Häfen  iu  derselben  Zeit  berücksichtigt,  wohl  von  einem  wenig- 
stens relativen  Rückgang  Triests  zu  sprechen  berechtigt  ist.  Beim  Vergleiche  mit  ande- 
ren Häfen  mufs  noch  überdies  berücksichtigt  werden,  dafs  die  Küstenschiffahrt  und  Ca- 
botage  in  Triest  einen  viel  gröfseren  Teil  des  Verkehres  umfafst  als  in  anderen  Häfen. 

Der  Grund  der  minimalen  Entwicklung  des  einzigen  bedeutenden  österreichi»chen 
Hafens  ist  selbstverständlich  kein  eiufacher.  Der  Verfasser  führt  diese  Erscheinungen 
sorück  einesteils  auf  lokale  Verhältnisse,  andernteils  auf  den  Mangel  der  Verkehrsmittel. 
Von  den  lokalen  Verhältnissen  war  es  bis  vor  kurzem  die  mangelhafte  Anlage  des  Ha- 
fens, der  man  vielfach  die  Schuld  gab.  Nun  ist  seit  mehreren  Jahren  ein  neuer,  allen 
Anforderungen  entsprechender  Hafen  vollendet,  aber  er  steht  leer.  Die  Triestiner  Kauf- 
lente  ziehen  es  vor ,  ihren  alten  Schlendrian  beizubehalten  und  nach  wie  vor  das  Ver- 
laden mit  Händekraft  statt  mit  Dampfkraft  zu  bewirken,  wodurch,  abgesehen  von  der 
Zeitvergeudung,  eine  enorme  Erhöhung  der  Platzspesen  verursacht  wird.  Überhaupt  fehlt 
ts  den  Triestiner  Kaufleuten  vollständig  an  kaufmännischem  Geiste;  die  Art  und  Weise, 
wie  sie  den  überseeischen  Handel  betreiben  wollen,  ist  geradezu  krämerisch.  Was  weiter 
dk  Verkehrsmittel  anbelangt,  so  ist  der  Stand  derselben,   sowohl  für  die  Verbindung  mit 
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dem  ümterlftade  als  für  die  üborsedsclte  Vcrbindttug  «in  geradezii  klägUcher.  Triebt 
biit  bi^^büfr  nur  eine  einzige  Eisenbahnverbindung  mit  dem  übrigen  Oe^itefrekb,  die  den 
Kiirsct  und  deu  Semmerinnf  iibersclireiteude  8üdbabu.  Wätirend  nuu  die  beiden  trichüj^steu 
Kotikurren?Jiiifen,  Venedig  nnd  Fiume,  in  der  letzten  Ztit  mehrfach  neue  Eiseu  bahn  Ver- 
bindungen erhielten ,  geschah  für  Triest  hiäher  uidiis.  Ja  die  Tarife  der  Öudbahn  ^ind 
sogar  vielfach  für  den  ungarischen  Hafen  Fiumo  günstiger ,  ab  für  Triest,  Ebenso  wie 
die  sudbahn  für  den  Landverkehr,  beMt^t  der  <iäterretchi»che  Lloyd  ein  Monopcd  für  den 
maritimen  Verkehr.  Fast  alLmtliebe  Dampfer  Trio^ls  sind  Eigentum  des  Lloyd.  Auch 
diese  üuternehmung  nimmt  aber  viel  mehr  Rück^ehC  auf  die  Dividenden  ihrer  Aktionäre, 
tkVs  auf  die  Verkehrsinteres^en,  obwohl  »w  eine  hohe  staatliche  Subvention  bezieht. 

Zur  Abhilfe  für  ftlle  diese  Übelbtände  verlangt  der  Verf.  nur  den  Ausbau  mehrerer 
Eisen  bah  uliniont  h&uptaächlich  der  Predil-  und  TauusLinte  ^  um  so  dus  Verkehrsgebiet 
Triest»  zo  erweiterfi.  Weiter  soll  drjr  Staat  Sutiventionen  für  neue  tranaallanti«ehe 
Dampferlinien  gewähren ,  die  aber  nit-ht  dem  Lloyd  anvertraut  werden  soilten.  Endlich 
&oil  der  Freihafen  aufgelassen,  dagegen  der  neue,  hit»ber  &o  wenig  benutzte  Hafen  mit 
seinen  M^ga^inen  zum  Entrepot  erklart  werden  Wir  können  uns  mit  diesen  Vorschlägen 
des  Verfassers  nur  einverstanden  «rklüren ,  möchten  aber  doch  iwei  Bedenken  äufsorn. 
Eratcns  kostet  die  Ausführung  sehr  viel  Geld  und  die  ilsterreichischen  Eiiianzen  sind 
nichts  weniger  als  glänzend.  Zweiten  si  glauben  wir  aber,  dafs  Triest  nur  dann  eine  neue 
Blitfi  erleben  kann,  wenn  die  Triestiiier  endlich  ihren  kleinJIchen^  krÄmerischen  Geist 
aufgeben  und  sich  zu  wirklich  kdufinänni^eben  Anschauungen  aufschwingen  Wir  be- 
fürchten aber,  dafs  wenigstens  die  jetzige  Generation  Triests  dies  nicht  vermag. 

O.  Grofa, 

A.  C.  JürgenSf  Die  Mannbelmer  Dafenan  lagen,  Lager  hiiuser  und 
Bestimmungen  über  Lagerhnnspiipiere      Ilumburg   iB82.      Q.     3S  SS. 

Der  Vorf,  hat  auf  Grund  eigener  An^hMuung  die  im  Titel  angeführten  EinrichtnngtHJi 
geschildert  und  mit  denen  Hamburgs  kritisch  verglichen.  Als  Anbau g  ist  noch  das  Bre- 
mische Gesetz  betr.  Lagerscbeinc  und  Warrants  vom  13.  Mai  ltl77  angefügt.  Da  die 
Frage  des  Zollanschlusses  Hamburgs,  sowie  die  der  Ein  bürget  nng  der  Warrants  in  Deutsch- 
land eine  Jetxt  viel  ventilierte  ist,  so  wird  die  vorliegende  Bchrilt  Vielen  sehr  er* 
wünscht  sein. 

Jabres-Bericht  der  Handelskammer  xu  Halle  a.  d.  S.  pro  1691i 
(Umfassend  die  Stadt  Hallo«  den  Saalkreis,  die  Kreise  ßltterfeld  tind  Delitisscb,  den  See- 
und  OobirgskreiSf  die  Kreise  Qtierlurt,  Merseburg,  Naumburg,  Weifscnfels  und  Zeiti.; 
Halle  1882.     Fol.     108  SS. 

Der  Bericht  spricht  von  im  grotsen  Ganxen  guten  Besultaten  der  Erwerbsthfttig" 
keilen  im  Bezirk;  trotzdem  aber  bnbe  sieb  die  allgemeine  Stimmung  der  Geschäftswel 
noch  nicht  von  dem  Jahrelangen  Drucke  der  schlechten  Periode  erholt ,  was  teils  su 
rücksuführen  sei  auf  den  Mangel  an  Stetigkeit  in  den  handeUpoUtischen  Boxiehungei 
zu  anderen  Staaten  ,  teils  aber  anch  auB  dem  Mangel  an  Stetigkeit  in  den  Wirtschaft 
liehen  Verhältnissen  Deutschlands  herrühre.  Der  Bestrebungen  aur  Hebung  de»  Ausfuhr 
handeis  wird  rühmend  gedacbt  In  dem  ersten  Absebnitte  ^^Einrichtungen  für  Uande 
und  Gewerbe**  betitelt ,  finden  wir  inanche  interessante  und  übersichtliche  Darstellung 
Wir  verweisen  vor  allem  auf  die  Abschnitte:  Handctsbcziebungen  zu  auswr&rügen  StaA 
ten,  Wirt-schaftliche  IntereAsenvertretüng ,  MUnx- ,  Bank-  und  Kreditwesen.  Aas  den 
zweiten  Abschnitte  beben  wir  besondora  die  Erörterungen  über  das  Eisen bahnwcsei 
hervor,   —  E, 

Jabrcsherichl  der  Handels-  und  Gewerbe  k  am  mer  üU  Cbeninit 
1879  und   188  0.     Chemntta   188S.     %^      X  und  489  SS. 

Auf  8wci  Ausfuhrungen  des  uns  hier  vorliegenden  Berichtes  machen  wir  besondei 
aufmerksam;  xunichst  auf  den  seitens  der  Kammer  redigierten  und  mit  eingehenden  M< 
tiven  versehenen  Gesetzentwurf  boKÜglicb  der  Reorganisation  der  Handelskammern  8.  6- 
87  ,  dann  auf  die  Darlegung  der  LohnvorhiÜtiiissc  dos  Kammerbesirks  in  don  Jahr« 
1879  und  1880  mit  vergleichenden  Rückblicken  auf  die  Jahre  1877  und  1878  (S.  184- 
19S)«  Wie  aus  der  statistischen  Uebersicht  der  Lohnverhältnisse  ersichtlich  ist,  sindi 
einzelnen  Branchen  die  Löhne  zurückgegangen,  in  anderen  daigegen  um  weniges  gaslf 
gen.  Sehr  erbeblicho  Schwankungen  sind  jedoch  nicht  bemerkbar;  nur  bei  den  ve 
schiedenen  Kategorieen  der  Handwerker  sind  weitere  LobnreduktionoUp  welche  oft  se] 
misslicbe  Verhältnisse  dieser  Arbeiterklasse  zur  Folge  hatten  ^    eingetreten.     An  &iido 
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Stelle  dos  Berichtes  (S.  142  fg.)  wird  auf  die  gegenwärtige  Lage  der  Webwaren  -  Indu- 
strie eingegangen.  Hier  wird  bemerkt  (S.  147),  dass  der  Wochenverdienst  eines  Hand- 
webers gegenwärtig  in  der  Glauchau-Meeraner  Gegend  (nach  Abrechnung  der  für  Neben- 
arbeiten aufser  dem  Hause  und  an  Gesellen  zu  zahlenden  Löhne,  vorausgesetzt  jedoch, 
dass  die  im  Hause  ausführbaren  Nebenarbeiten  von  der  Familie  verrichtet  werden),  volle 
Beschäftigung  bei  der  Arbeit  angenommen  beträgt: 

auf  1  Webstuhle       6        bis  10,50  H. 
„    2  Webstühlen     8,60    „    13,60    „ 
„    3  Webstühlen  11  „    16,50    „ 

In  der  besten,  den  befragten  Webern  erinnerlichen  Zeit,  den  Jahren  1856|57  und 
1871 173  betrug  dieser  Verdienst  (für  Anfertigung  von  wollenen  Popelines,  Purelai- 
nes  etc.): 

bei  1  Webstuhle  10  bis  20  M. 
„  2  Webstühlen  18  „  36  „ 
„    8  Webstühlen     27    „    86   „. 

Webergesellcn,  die  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Qualität  leicht,  in  guter  Qualität  aber 
heutzutage,  wo  die  meisten  Lehrlinge  die  Lehre  vorzeitig  verlassen,  nur  schwer  zu  ha- 
ben sind,  erhalten  vom  Thaler  Stücklohn  1,80,  im  Hülsener  Grunde  nur  1,70  M.  oder 
von  der  Mark  60.  bezw.  57  Pf.  Für  die  Kost  beim  Meister  zahlt  ein  Geselle  im  Mül- 
sener  Grunde  wöchentlich  (!).  80  Pf. 

Ein  weiteres  Zeichen  der  drückenden  Lage  ist  es,  dass  unter  den  vom  1.  Oktober 
1879  bis  zum  17.  Januar  1880  in  Glauchau  zur  AuspHlndung  angemeldeten  552  Steuer- 
restanten  sich  270,  also  ungefähr  50  o/^  Weber  befanden,  und  in  der  Zeit  vom  Oktober 
1879  bis  Ende  Mai  1880  bei  500  Glauchauer  Webern  die  Zwangsvollstreckung  wegen 
Abgaben  erfolglos  blieb!  —  E. 

Jahresbericht  der  Handels-  nnd  Gewerbekammer  zu  Stuttgart 
für  1881.     Stuttgart  1882.     Fol.  IV  und  58  SS. 

Der  Bericht  hebt  hervor,  dass  bez.  der  Grofsindustrie  das  letzte  Betriebsjahr  gegen- 
über der  früheren  Stagnation  einen  lebhafteren  Umsatz,  in  der  zweiten  Jahreshälfte  für 
verschiedene  Artikel  auch  eine  erfreuliche  Aufwärtsbewegung  der  Preise  erkennen  lasse. 
Die  Besserung  der  Situation  trete  nicht  nur  in  einem  gesteigerten  Absatz  nach  Aussen, 
sondern  auch  in  den  etwas  nmfangreicheren  Ansprüchen  des  einheimischen  Konsums 
hervor.  In  den  Verhältnissen  des  Mittel-  und  Kleingewerbes  habe  jedoch  das  Jahr 
1881  eine  Wendung  zum  Besseren  nicht  gebracht.  Die  alten  Klagen  aus  den  vorher- 
gehenden Jahren  (besonders  die  zu  starke  Konkurrenz  der  Fabriken  und  des  Hausier- 
handels) würden  ungeündert  wiederholt  und  würfen  ihre  Schatten  auch  ins  nächste  Jahr 
hinüber.  —  E. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Köln  für  1881.  Köln  1882. 
8».     VIU  u.   154  SS. 

Eine  die  allgemeine  wirtschaftliche  Lage  des  Kammerbezirks  charakterisierende  Ein- 
leitung ist  dem  Bericht  nicht  vorausgeschickt.  Wir  heben  aus  demselben  nur  die  Er- 
örterung der  Frage ,  wie  die  Belastung ,  welche  der  Exportindustrie  durch  die  neuen 
Zölle  auf  Halbfabrikate  und  Fabrikationsmaterialicn  auferlegt  ist,  wieder  gemildert  wer- 
den könne ,  hervor.  Die  Kammer  ist  der  Ansieht ,  dass  am  gründlichsten  und  am 
zweckmäfsigsten  den  durch  die  Zölle  auf  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  in  Bedrängnis 
geratenen  Zweigen  der  deutschen  Exportindustrie  durch  Wiederaufhebung  der  Eingangs- 
zölle  geholfen  werden  könne ,  dass  man  jedoch ,  da  für  Erreichung  dieses  Zieles  z.  Z. 
keine  Aussicht  vorhanden  sei,  mit  der  Herstellung  eines  ausgedehnten  Rückzollsystems 
sich  zunächst  zufriedenstellen  müsse.  —  E. 

Orloff,  H.,  Der  Verkehr  mit  Nahrungs-*  und  Genussmitteln  und 
Gebrauchsgegenständen.  Nach  dem  Reichsgesetz  vom  14.  Mai  1879,  nebst  den 
kaiserl.  Verordnungen  vom  24.  Februar  und  1.  Mai  1882  und  der  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts.     8°.     Neuwied  1882. 

Bestimmungen  zur  Durchführung  des  allgemeinen  Zolltarifs  für 
das  österr.-ungarisch  e  Zollgebiet  vom  25.  Mai  1882,  umfassend  die 
Verordnungen  der  Ministerien  d.  J.  u.  d.  II.  vom  2  9.  Mai  188  2.  Mit  An- 
leitung und  Hülfstabellen.     Prag  1882.     8».     54  SS. 

Bericht,  statistischer,  über  den  Betrieb  der  unter  königlich 
sächsischer  Staatsverwaltung   stehenden  Staats-  und  Priyatbahnen, 

N.  F.  Bd.  VI.  12 
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mit  Nachrichten  über  Eisenbahn-Neubau  i.  J.  1881.  (Hierzu  eine  Ueber- 
sichtskarte  vom  Bahnnetz  und  eine  g^phische  Darstellung.)  Nebst  Nachwebung  der 
am  Scbluss  d.  J.  1881  vorhandenen  Transportmittel  etc.  etc.  Hgg.  von  königl.  sächs. 
Finanzministerium.     Dresden   1882.     A^.     VIII,  418  u.  67  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Frankfurt  a./M.  für  1881. 
Frankfurt  1882.     8o.     X  u.  224  SS. 

Der  diesjährige  Bericht  der  Frankfurter  Handelskammer  zerfällt  in  zwei  Theile ;  der 
erste  umfasst  die  Outachten,  Ansichten  und  Wünsche,  der  zweite  thatsfichliche  Berichte 
vorwiegend  über  die  £ntwickelung  der  einzelnen  Branchen.  Die  heutige  Zoll  -  und 
Wirthschaftspolitik  wird  vielfach  ungünstig  beurtheilt ;  es  wird  darauf  hingewiesen  (S.  8), 
dass  die  Wünsche  der  Export-Industrie  (Portefeuille-,  Strumpf-,  Kleider-,  Blumen-  etc. 
Fabrikation)  nach  wie  vor  auf  Befreiung  der  für  diese  Betriebe  erforderlichen  Rohstoffe 
vom  Eingangszoll  zielten,  um  durch  möglichste  Verringerung  der  Produktionskosten  den 
ausländischen  Markt  zu  behaupten ;  es  wird  weiterhin  u.  a.  bemerkt  (S.  8),  dass  die  Un- 
sicherheit wegen  Abänderung  der  Handelsverträge ,  besonders  die  schwebenden  Verhand- 
lungen zwischen  Frankreich  und  England ,  lähmend  auf  das  Geschäft  einwirkten  und 
Besorgniss  vor  der  Zukunft  erweckten. 

Auffallend  ist  es,  dass  die  Handelskammer  dieses  Mal  davon  Abstand  genommen  hat, 
in  einer  Einleitung  das  verflossene  Geschäftsjahr  in  allgemeinen  Zügen  zu  charakterisi- 
ren ;  es  ist  das  Fehlen  eines  solchen  Resum^s  entschieden  zu  beklagen,  da  die  Handels- 
kammer sicherlich  am  besten  das  Resultat  aus  den  verschiedenen  Einzelberichten  zu- 
sammenfassen kann.  E. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Breslau  für  1881.  Breslau 
1882.     80.     X  u.  274  SS.  nebst  9  Anlagen. 

Der  Bericht  hebt  hervor,  dass  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  während  des  vergange- 
nen Jahres  ein  partieller  Aufschwung  deutlich  bemerkbar  sei ;  ein  „Aufschwung"  aller- 
dings nicht  in  dem  Sinne,  welchen  man  zu  Anfang  der  siebenziger  Jahre  mit  diesem 
Worte  verbunden  habe.  Von  einer  allgemein  zu  Gunsten  des  Verkäufers  neigenden 
Marktstimmung,  von  einer  hieraus  entspringenden  lebhaften  Anregung  zu  Betriebser- 
weiterungen und  neuen  Unternehmungen  etc.  etc.  sei  keine  Rede  ,  wohl  aber  zeige  sich 
eine  Wiederbefestigung  der  seit  langer  Zeit  meist  weichenden  Preise,  eine  Lichtung  und 
theilweise  Räumung  der  früher  überfüllten  Lager  und  ein  grosses  Vertrauen  auf  Seiten 
der  freier  und  ungezwungener  disponirenden  Abnehmer.  Namentlich  sind  es  wichtige 
Grossindnstrieen  gewesen,  bei  welchen  eine  wirkliche  Besserung  eintrat,  so  vor  allem  in 
den  Steinlsohlengruben,  Maschinen-Fabriken,  Wagenbau-Anstalten,  in  der  Zuckerindustrie 
etc.  Recht  ungünstig  lautot  dagegen  der  Bericht  bez.  des  Geschäftsgangs  der  Leinen- 
branche, der  Lederindustrie,  der  Tabak-  u.  Cigarrenfabrikation ,  vor  allem  auch  der 
Mühlenindustrie  und  des  in  Breslau  von  Alters  her  stark  vertretenen  Getreidehandela. 
Die  Kammer  ist  der  Ansicht,  dass  das  letztvergangene  Jahr  keine  Momente  habe  her- 
vortreten lassen  ,  die  geeignet  wären ,  ihre  Ansichten  über  die  aus  den  Getreidezöllen 
erwachsenden  Nachtheile  zu  erschüttern.  E. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  KreisKarlsruhe  für 
1881.     Karlsruhe  1882.     8«.     VIII,  126  u.  XVII  SS. 

Der  vorliegende  Bericht  ist  der  zweite,  den  die  Handelskammer  für  den  Kreis  Karls- 
ruhe veröffentlicht.  Wir  verweisen  hauptsächlich  auf  die  eingehende  Erörterung  über 
das  Reichstabakmonopol ,  gegen  welches  die  Kammer  sich  auf  das  entschiedenste  aus- 
spricht. 

Jahresbericht  der  Hand  elskammer  für  die  Stadt  und  den  Kreis 
Görlitz  für  1881.     Görlitz  1882.     8».     40  SS. 

In  der  Einleitung  vertritt  die  Handelskammer  zunächst  ihren  Standpunkt  bez.  der 
Censur  der  Jahresberichte,  welche  sie,  als  weder  im  Gesetz  vorgesehen  noch  bisher  üb- 
lich gewesen ,  als  unvereinbar  erklärt  mit  dem  Ansehn ,  welches  sie  bei  ihren  Wählern 
beanspruchen  müsse,  und  mit  den  Interessen ,  welche  die  Kammer  zu  vertreten  berufen 
sei.  —  Bezüglich  der  Lage  der  Industrie  und  des  Handels  wird  bemerkt,  dass  nur  in 
wenigen  Zweigen  eine  Besserung  stattgefunden  habe,  dass  in  den  meisten  ein  Stillstand, 
ja  sogar  ein  Rückgang  zu  verzeichnen  sei.  Vor  allem  gelte  dieses  von  der  Mühlenin- 
dustrie und  dem  Getreidehandel,  die  schon  durch  die  Einführung  der  Getreidezölle  und 
durch  die  Forderung  dos  Identitätsnachweises  für  exportirtcs  Mehl  schwer  geschädigt 
seien,  neuerdings  aber  durch  die  Revision  des  oesterreichischen  Zolltarifs  besonders  hart 
betroffen  wären.  £. 
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Bericht  der  Handels-  and  Oewerbe-Kammer  zu  Dresden.  1877  — 
18  80.     Dresden  1882.     8«.     X  u.  309  SS. 

Der  Torliegende  umfangreiche  und  reichhaltige  KollektiT-Bericht  über  die  vier  Ge- 
sch&ftfijahre  1877 — 80  spricht  im  allgemeinen  yon  bemerkenswerten  Fortschritten  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete,  ohne  dass  deshalb  die  Lage  der  Industrie,  der  Gewerbe  und 
des  Handels  wfihrend  oder  am  Ende  dieser  Periode  als  eine  völlig  normale  und  die  Er- 
gebnisse allenthalben  als  befriedigende  bezeichnet  werden  können.  Ganz  besonders  ein- 
gehend wird  darauf  hingewiesen,  dass  viele  Handwerksbetriebe  nach  wie  vor  mit  schwe- 
ren Kalamit&ten  zu  kämpfen  hätten,  dass  die  Aufsaugung  gewisser  Kleinbetriebe  durch 
die  konkurrierenden  Grossindustrien  stetig,  wenn  auch  langsam  weiter  vorgeschritten  sei. 
Wirtschaftliche  Erfolge  treten  daher  mehr  —  vielfach  auf  Kosten  der  Handwerksbe- 
triebe —  in  der  Grossindustrie  zu  Tage.  Hier  aber  zeigte  sich  deutlich  eine  aufstei- 
gende Bewegang ,  die  besonders  auch  aus  der  Statistik  der  Dampfkessel  und  Dampfma- 
schinen erkannt  werden  kann.     Während  sich  die  Zahl  derselben  .im  Bezirke 

im  Jahre  1878  auf  1262  Dampfmaschinen  mit  20382  Pferdekraft  stellte, 
erhöhte  sich  dieselbe  „      „      1880   „    1337  „  „    21340  „ 

also  um  rund  1000  Pferdekräfte.  In  fast  noch  höherem  Grade  steigerte  sich  der  Koh- 
lenverbrauch ,  wie  schon  der  in  der  Staatseisenbahnstatistik  dargestellte  Steinkohlenver- 
sand aus  den  drei  sächsischen  Kohlendistrikten  Zwickau ,  Lugau  und  Dresden  unwider- 
leglich ergiebt.     Denn  es  wurden  aus  diesen  Revieren  verfrachtet 

in    Wagenladungen  1877  1878  1879  l^^O 

k  5000  Kilogramm         44^393  462539  501411  542222 

laicht  minder  wichtig  und  beweiskräftig  sind  die  aus  der  Post-,  Eisenbahn-  u.  Elb- 
sehiflTahrts-Statistik  ersichtlichen  wesentlichen  Verkehrszunahmen.  (Vgl.  die  Tab.  XXIV, 
XXVII,  u.  XXVIII  fg.) 

All  dieses  sind  erfreuliche  Anzeichen  einer  zunehmenden  Begsamkeit  auf  industriel- 
lem wie  kommerziellem  Gebiete,  die  —  zumal  wenn  wir  den  hervorgetretenen  vermehr- 
ten Sparsinn  in  den  mittleren  gewerblichen  Schichten  gleichfalls  berücksichtigen  —  als 
eine  gute  Vorbedeutung  für  die  Zukunft  der  Industrie ,  der  Gewerbe  und  des  Handels 
im  Kammerbezirke  Dresden  angesehen  werden  können,  besonders  dann,  wenn  es  gelingt, 
eine  weitere  Förderung  des  Exports  zu  erzielen,  der  sich  ebenfalls  in  den  letzten  Jahren 
wesentlich  gehoben  hat.  £. 

Statistischer  Auszug  und  verschiedene  Nachweise  in  Bezug  auf 
Hamburgs  Handelszustände  im  Jahre  1881.  Hrsg.  von  der  Handelskammer  in  Hamburg. 
Hamburg  1882.     4».     XLIV  SS. 

Die  hier  vorliegenden  statistischen  Nachweise  über  die  Entwickelung  des  hambur- 
gischen Handels  und  der  hamburgischen  Schififfahrt  ergänzen  die  bereits  früher  erschie- 
nene und  von  uns  im  vorigen  Bande  S.  556  und  557  besprochene  Druckschrift  „Ham- 
burgs Handel  im  Jahre  1881.*^  Wir  finden  hier  zum  Teil  die  statistischen  Belege  für 
die  Ausführungen  in  jener  früheren  Schrift. 

Aus  dieser  jüngsten  Publikation  verdient  aber  besonders  eine  Zusammenstellung 
hervorgehoben  zu  werden ,  welche  die  Betheiligung  der  verschiedenen  Flaggen  am  See- 
schifffahrtsverkehre  des  Hamburger  Hafens  veranschaulicht.  Hiernach  entfielen  unter 
Berücksichtigung  der  angekommenen  Schiffe 

1881 

Schiffe        ö/^ 

2626         44,9 

2386         39,0 

963         16,1 

Aus  dieser  Uebersicht  erhellt ,  dass  in  den  letzten  Jahren  die  Beteiligung  der 
deutschen  Flagge  am  Gesamtverkehr  erheblich  gestiegen  ist,  sie  hat  nicht  nur  die 
grossbritannische,  sondern  auch  die  übrigen  Flaggen  (unter  diesen  spielen  die  Haupt- 
rolle die  niederländische,  norwegische,  französ.  u.  schwed.  Flagge)  mehr  und  mehr  zu- 
rückgedrängt. E. 

Handelsbericht  von  Gehe  &  Co.  in  Dresden.  April  1882.  8«.  79  SS. 
und  September  1882.     8«.     72  SS. 

Wir  haben  stets  in  dieser  „Uebersicht^*  auf  die  so  beachtenswerten  Handelsberichte 
des  Hauses  Gehe  &  C^  hingewiesen,  die  sich  durch  ihre  kurze  und  treffende  Cha- 
rakterisierung  der  jeweiligen   wirtschaftlichen   Lage   stets   ausgezeichnet   haben.      Aueh 

12* 


1876—80 

1880 

Schiffe        0/^ 

Schiffe         0/^ 

auf  die  deutsche          Flagge     232 1         41,6 

2621         43,5 

„      „    grossbritann.       „          2295        41,1 

2431         40,3 

„      „    anderen  Flaggen             966         17,3 

972         16,2 
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heute  liegen  uns  wieder  zwei  derartige  Semesterberichte  von  April  und  September  ds.  Js. 
vor.  Wir  lassen  den  ersteren  dieses  Mal  unberücksichtigt,  der  nur  mit  wenigen  Worten 
die  allgemein-wirtschaftlichen  Verhältnisse  bespricht  und  speziellere  Fragen  unberührt 
läfst  und  wenden  uns  dem  Bericht  pro  September  zu,  der  zunächst  den  schmerzlichen 
Verlust,  den  das  Haus  durch  das  Ableben  seines  Gründers,  des  Herrn  Franz  Ludwig 
Gehe  betroffen  hat ,  den  Lesern  mitteilt.  Im  Weiteren  findet  sich  dann  hier  eine 
leidlich  eingehende  Erörterung  der  neuerdings  wieder  aufgetauchten  Idee  einer  Zoll  - 
Union  zwischen  dem  deutschen  Reiche  und  der  ds  terreichis  ch - 
ungarischen  Monarchie,  auf  welche  wir  mit  wenigen  Worten  an  dieser  Stelle 
eingehen  wollen. 

Dass  Vieles  für  diesen  Plan  spricht  ist  gewifs.  Die  hohe  Bedeutung  eines  solchen 
grossen  Zollvereins  der  beiden  germanischen  Reiche  Mitteleuropas  von  der  Ostsee  bis 
zum  Schwarzen  Meere  kann  nicht  verkannt  werden ;  statt  des  jetzigen  Zollkrieges 
entstünde  ein  wirtschaftliches  Defensivbündnis  zweier  mächtiger  Reiche.  Erst  im  Juni 
dieses  Jahres  hat  eine  grofse  Versammlung  in  Breslau ,  in  der  ein  Mitglied  des  öster- 
reichischen Reichsrates  Ritter  von  Schönerer  den  Plan  einer  Zolleinigung  Deutsch- 
lands mit  Oesterreich  darlegte  und  begründete,  einstimmig  folgende  hier  jedoch  nur  ab- 
gekürzt wiedergegebene  Resolution  angenommen :  „Wir  hoffen ,  dafs  die  beiderseitigen 
notwendigen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Reformen  übereinstimmend  nach  gleichen  Ge- 
sichtspunkten durchgeführt  werden  und  erblicken  den  mächtigsten  Hebel  zur  Förderung 
der  materiellen  Wohlfahrt  beider  Reiche  in  der  wirtschaftlichen  Einigung  derselben.*' 

Auch  der  uns  hier  vorliegende  Bericht  von  Gehe  &  C«.  tritt  dieser  Idee  sympa- 
thisch gegenüber.  Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  immer  grofsartiger  sich  gestal- 
tenden Verhältnisse  des  Weltverkehrs  und  der  sich  durch  denselben  allmählich  heraus- 
bildenden Weltwirtschaft  dazu  trieben,  auch  in  den  europäischen  Verhältnissen 
in  gröfserem  Stile  zu  rechnen  und  wirtschaftliche  Bildungen ,  wie  die  preufsisch-deut- 
sche  Zolleinigung,  die  vor  einem  Menschenaltcr  noch  als  ein  aufserordentlicher  Fort- 
schritt erschien,  nicht  als  das  Endziel  des  Strebens  zu  behandeln.  Die  rapide  Entwicke- 
lung  der  neuen  Welt,  welche  durch  inneren  Zuwachs  und  den  unverwendbaren  Ueber- 
schufs  der  alten  zugleich  gefördert  werde,  habe  die  Mafsstäbe  total  verändert.  —  Ge- 
wifs ist  dieses  richtig;  es  steht  aufser  Zweifel,  dafs  in  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion die  Vereinigten  Staaten ,  deren  Areal  dem  von  ganz  Europa  gleich  kommt ,  je- 
den einzelnen  der  europäischen  Staaten  überragen.  Die  europäische  Produktion  von 
Edelmetallen  ist  gegenüber  derjenigen  Amerikas  geradezu  verschwindend.  Die  Eisen- 
bahnen in  den  Vereinigten  Staaten  erreichen  ziemlich  die  Ausdehnung  aller  europäischen 
Bahnen  zusammen ,  und  dafs  so  kolossale  Trausportmittel  dem  inneren  und  äusseren 
Handel ,  wie  der  Entwickelung  der  Industrie  immerhin  Vorschub  leisten ,  bedarf  keiner 
weiteren  Auseinandersetzung.  Wenn  man  fernerhin  die  Zunahme  der  Bevölkerung  be- 
rücksichtigt, welche  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
5  auf  50  Millionen  Menschen  stieg,  wobei  die  Einwanderung  aus  Europa  mit  11  Millio- 
nen in  Rechnung  zu  stellen  ist,  so  erhält  man  Wachstumsfaktoren,  die,  wie  es  in 
dem  uns  hier  vorliegenden  Berichte  mit  Recht  heifst,  die  alte  Welt  ernstlich  darauf  hin- 
weisen ,  ihr  immer  noch  vorhandenes  faktisches ,  bedeutendes  Uebergewicht  nicht  durch 
fortgesetzte  Zersplitterung  selbst  zu  zerstören,  sondern  allen  auf  Bildung  weiterer  Ver- 
bände, namentlich  im  Verkehrswesen,  abzielenden  Bestrebungen  die  ernsteste  Aufmerk- 
samkeit zu  widmen. 

Das  ist  im  grofsen  Ganzen  richtig  und  Niemand ,  der  dieser  Frage  näher  getreten 
ist,  wird  die  allseitig  segensreichen  Folgen  der  Bildung  weiterer  Vorbände  unterschätzen  ; 
ist  doch  die  hier  neuerdings  wieder  aufgetauchte  und  erörterte  Idee  in  früheren  Jahr- 
zehnten auf  das  eingehendste  in  Frage  gezogen.  Ein  Mann  wie  List  widmete  derselben  das 
gröfste  Interesse.  Die  Verhältnisse  liegen  heute  aber  immer  noch  anders  wie  damals.  Wenn 
wir  auch  eine  Zoll-  u  nd  Handelsvereinigung  zwischen  dem  deutschen  Reiche  und  Oester- 
reich nicht  geradezu  als  absolut  unmöglich  hinstellen  wollen,  so  sind  doch  die  Bedenken, 
die  gegen  eine  solche  Verbindung  sprechen  sehr  gewichtige.  Wir  sehen  hier  von  der 
politischen  Seite  der  Frage  ganz  ab  und  verweisen  nur  auf  die  so  ungleiche  Konsum- 
tionsßkbigkeit  der  beiden  Länder,  auf  die  Lage  der  Österreichischen  Finanzen,  die  Va- 
lutazustände etc. 

Wir  können  diese  Punkte  gegenüber  den  Ausführungen  in  dem  Gehe' sehen  Be- 
richt, in  dem  u.  E.  die  Frage  noch  zu  günstig  beurteilt  wird ,  hier  nur  andeuten.  Wir 
verkennen  keineswegs  die  bedeutsame  Tragweite  dieses  Gedankens,  der  in  der  That  einer 
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eingebenden  —  vor  allem  aber  einer  kühlen  und  nüchternen !  —  Erörterung  unterzogen 
XU  werden  verdient.  E. 

Barranlt,J.,  Notice  sur  les  chemins  de  fer  d'int<^ret  localct 
tramways.     Chftteauroux,  impr.    Aupetit,  1882.  8.  39  pag.  avec  plancbe  et  cartes. 

Chotteau,  L.,  L'ezportation  des  vins  de  France  et  les  informations 
aux  commerce.  Par.,  Cbaiz,  1882.  8.  (Extrait  de  T^conomiste  fran^ais  du  28  septembre 
1882). 

Compte  rendu  des  traveauz  de  la  cbambre  de  commerce  de  Be- 
sä n^on  (22e  ann^e)  18  81.     Besan9on,  impr.  Dodivers  &  Co.  1882.  4.  116  pag. 

Gaudin,  A.,  Nos  Services  maritimes  postauz.  Bastia,  Ve  Ollagnier 
gr.  in— 16.  27  pag. 

Granger-Fabre,  E. ,  Manuel  du  commissaire  de  surveillance 
administrative  des  chemins  de  fer.     Paris,  Chaix,  1882.  18.  307  pag.     5  fr. 

Roger,  A.,  Guide  des  aspirants  au  volontariat  d'un  an.  Commerce:  com- 
merce en  gen^ral,  commer9ants,  actes  de  commerce,  d^finition  des  prin- 
cipauz  termes  de  commerce  et  de  banque,  marchandises,  comptabilite,  tenue  des  livres, 
etc.     Par.,  Garnier  fröres,  1882.  18.  495  pag. 

Vannier,H.,  Cours  pratiquede  comptabilitö  commercialc.  Le 
Uavre,  impr.  Echögut,  1882.  18.  XII— 273  pag. 

M'Culloch,  J.  R.,  The  Dictionary,  practical,  theoretical,  and  historical  of 
Commerce  and  Commercial  Navigation.  Latest  edition  (1882),  containing 
the  most  recent  Statistical  Information,  by  A.  J.  Wilson.  London,  Longmans,  1882. 
medinm-8.  With  11  maps  and  80  Charts  and  plans.     63/. — 

Lync,Fr.,  The  newcityofLondon  Chamber  of  Commerce:  cui 
b  o  n  o  ?  With  a  difficult  problem  before  us,  and  which  has  already  made  use  the  Laug- 
bing-Stock  of  Commercial  Enrope.     London,  Effingham  Wilson,  1882.  8.    114  pp.     1/. — 

7.    Finanzwesen. 

^Kaufmann,  Richard  von,  DieFinanzenFrankreichs.  Leipzig  1882. 
8«.     XXII  n.  882  SS. 

Gegen  den  Exekutor!  Reden  des  Reichskanzlers  Fürsten  von 
Bismarck,  gehalten  bei  der  Berathung  der  Tabaksm  onopol- Vor- 
lage in  den  Reichstagsitzungen  am  12.  und  14.  Juni  1882.    Berlin  1882.    8<>.     56  SS. 

Gallet,E.,  Les  douanes  fran9aises,  dtude  historique.  Saint-Na- 
zaire,  impr.  Fronteau,  1882.  pet.  in — 12.  124  pag. 

Ganivet,  M.,  Les  imp6ts  directs  en  Baviöre  (revision  de  1881):  im- 
pnts  sur  les  biens-fonds,  les  maisons,  les  mötiers  et  Industrie»,  les  rentes  do  capitaux 
et  le  rcvenu,  et  le  projet  d'imput  gencral  sur  le  revenu  presentd  par  le  gouvernemcnt 
royal  et  rejete  par  la  Cbambre  des  ddputes.     Par.,  Cotillon  &  Ce,  1882.  8.  68  pag. 

Stell,  G.,  Le  declassement  d'Arras,  etudes-  economiques  et 
financiires.  Arras,  imprim.  Carlier  &  C^,  1882.   4.  22  pag. 

8.    Oeld-,  Bank-  and  Kreditweeen.    Versicherungswesen. 

Jahrbuch  der  Berliner  Börse  1882  — 1888.  (Herausgebeben  von  der 
Redaktion  des  „Berliner  Aktionair*'  J.  Neumann.     E.  Frcystndt.)     Kl.  8».     403  SS. 

Die  Redaktion  des  „Berliner  Aktionair**  beabsichtigt  in  dem  vorstehend  genannten 
„Jahrbuch  der  Berliner  Börse**  ein  „Nachschlagebnch  für  Banqniers  und  Kapitalisten'*, 
einen  „zuverlässigen  Führer  durch  die  verschlungenen  Gänge  des  Courszotteis**  zu  bie- 
ten, der  es  ermöglicht,  die  „Grundlagen  der  Unternehmungen**  zu  erkennen  und  die  so- 
liden von  den  unsoliden  zu  scheiden. 

Die  vierte  Ausgabe  dieses  Jahrbuches,  die  uns  zur  Besprechung  vorliegt,  zerfallt  in 
8  Teile,  die  folgenden  Inhalt  haben: 

I.  Anleihen  von  deutschen  Staaten,  Provinzen,  Kreisen  und  Gemeinden;  landschaft- 
liche Pfandbriefe ;  deutsche  Lotterie-Anleihen.  II.  Anleihen  fremder  Staaten,  Gemeinden 
u.  s.  w.  III.  Banken ,  Hypothekenbanken  und  deren  Pfandbriefe.  IV.  Aktien ,  Stamm- 
prioritätsaktien und  Prioritäts-Obligationen  deutscher  Eisenbahngesellschaften.  V.  Aktien, 
Stammprioritäts  •  Aktien  und  Prioritäts  -  Obligationen  fremder  Eisenbahngesellschaften. 
VI.  Versicherungsgesellschaften.  VII.  Berg-  und  Hüttenwerke.  VIII.  Industrie-Gesell- 
schaften. Vorausgeschickt  ist  ein  Verzeichnis  der  Altesten  der  Berliner  Kaufmannschaft 
und  der  verschiedenen  Kommissionen  derselben. 
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Waa    die  VolIstSndigkeit  anlangt ,  $o  sind  die    in  Berlin  gebacideUen  Börseo*  | 
effekten    wohl    ftu^aahinslo»    Auf^efühTt.       Die  Hittdlang    des  SpielplAtiea    im    ersten  uudl 
zweiten  Teil «    die  Au&sÜge  nun  den   Q&schä^'tsbericbten  der  Banken  ^    die  Erörterting  Übeirl 
die  EigentÜmlicbkeiteu  der    Ver&icborungitaktien,   die  vergleichende  Zus>amineu&telltiQg  derj 
DurclischDittspreise    der  Bergwerksprodukte  und  Arbeitslohue    für  die  letzten  uean  Jahr«  1 
in  Westfalen  ,    die  Äusußge   au»  deu  Statuten .    »owie  die  Angabe  des  Ankaufspreise«  bot  | 
den  Bergwerks-  und  Industric-Geselbchaften«  die  AnfÜhruog  der  Makler  bei    den    meisten 
AkttengefiflUsc haften    sind    gewifs    als  Vorzüge    zq    nennen.      Leider    iät    die    Behandlung 
der  einzelnen  Teile  nicht  gleichajtig,     Am  uu^ftihrlichsten  sind  die  Bergwerke  durch» 
genommen  ,  jedeufalh  der  stärkste  Teil  des   Buches,     Hier  sind  eingebende  Erörteningeu 
über    da3  Kapital    und    die  Obliisationeu  ^  interessante  Notizen  über  die  Produktion,  den 
Verkauf,  die  Selbstkosten«    den   Verkaufspreis,  Arbeitslöhne    u.  s.  f.     Besonders    xeicfanet 
sich  die  Behandlung  de»  ,^Bocbumer  Vereins  fUr  Bergbau  und  Gursstahlfabrikatlou^'  durch 
Vollständigkeit  aus.     Der  erste    und  zweite  Teil  diigegeu  »eigt  nicht  immer  die  Ausführ- 
lichkeitf  die  wir  wohl  gewünscht  hätten ;  hier  hnhen  sich  die  Herautgebcr    auf  das  alier- 
notwendigste  beschränkt    und  daher  manches  wirklich  Wissenswerte    bei  Seite    gcUvssen  ; 
ähnliches  gilt  von  deu  Banken,  Eisenbahnen  (wo  sogar  Überall  die  Bilanzansxüge  fehlen), 
den  Veraicherungs-  und  ludustriegesellschaften. 

Zur  tetchteren  Übersichtlichkeit  hätten  wir  e»  gern  gesebenf  wenn  überall  der 
Hdrsenname  neben  dem  ofHciellen  Titel  der  Aktiengesellschaften  angeftihrt  wäre,  um  Jede 
der  TerÄeichncten  Geselbthaften    auf    den  ersten  Blick   erkennen    zu    lassen       So    heiPst 
beispielsweise  die  .«Aktieugesclbchaft  für  Hoharbuit  in  Berlin'* ,    die  am   15    Sept   1881 
«glücklicherweise)    die  Liquidation  beschlossen  hat,    auf   der  Börse    und    den  Kurszetteln 
gewöhnlich    t^Bolzarbeit   Simon'*;    im    Inhalts  Verzeichnis    des  .^tTahrbuchs  ele/'    steht    si©_ 
auch   unter  diesem  Namen,  schlägt  man   aber  die   botreffcode  Seite  (S   300)  auf,  so  €nde 
man  dort  eine  „AktieugeselUchalt  für  llolzarbeit  in   Berlin  in  Liquidation'"'  ,    aber  wedef^ 
im  Titel  noch  im  Text  einen  Hinweis    auf  den  viel  gebräuehlicheren  ßorsennamen  ,    und 
man  kann  schwerlich  daraus,    daf»  unter  den  Direktoren  auch  d^r  Name  „Simon**    gele- 
gentlich erwähnt  wird,  auf  die  Identität  der  beiden  oben  genannten  Bezeichnungen  scblie- 
fseti,  wenn  man  nicht  schon  vorher  daToo  Kunde  hatte 

Weiter  würde  es  sehr  erwünscht  sein  ,  w^nn  In  der  nächsten  Ausgabe  bei  allen  Ak- 
tiengesell»chaflen  Auszüge  aus  dem  letzten  Ge^fcliärtsbericht  (wie  bei  den  Banken)  ange- 
rührt wären ;  gerade  bei  denjenigen,  die  mit  Verlast  abschlössen  ^  wäre  es  nicht  unr  in- 
terossant,  sondern  auch  „,wi.tsen$wert^%  xu  erfahren  ^  wie  sich  der  Geschäftsbericht  dem 
Verlust  gegenüber  verhält. 

Der  Wert  des  Werkes  würde  aufserdoin  sicherlich  gewinnen,  wenn  die  Angaben  der 
Dividenden  und  Kur^e  sich  nicht  nur  auf  da^  letzte  Jahrzehnt  erstrecken^  sondern  überall 
bis  auf  den  Üri^prung  der  riiternehn^ungen  zurückgehen  würden.  Die  ,, Grundlagen  iltr 
Unternehmungen"  lassen  sich  erst  dann  klar  und  ,, vollständig*''  erkennen,  wenn  mau  die 
gan^.e  Entwickelungsgcschichte  der  G e r*e lisch Aften  Überblicken  und  namentlich  auch  die 
Art  und  Weise  der  DividendenverteÜunge«  lo  den  ersten  Lebensjahren  prüfen  kann. 
Vielleicht  dürfen  wir  auch  hoffen,  i«  der  folgenden  Ausgabe  des  Jahrbuchs  die  in  Llqui- 
dation  oder  Konkurs  beilud  liehen  Gpi+cththnften  gesondert  von  den  übrigen  zusamraen- 
gefafst  and  überhaupt  die  werttos  gewordenen  Aktien  verzeichnet  zu  finden. 

Wenn  wir  uns  nach  Allem  lediglich  auf  den  Standpunkt  des  nachschlageuden  Bnnquiers 
und  Kapitalisten  stellen  wollten,  würden  wir  sagen  müssen,  dafs  dies  ,,Nach5chlagebuch^'^ 
abgesehen  von  den  gerintrfligigen  und  leicht  zu  beseitigenden  Ausstellungen ,  die  wir  im 
Vorhergehenden  gemacht^  allen  Anforderungen  entspricht. 

Wenn  wir  aber  von  einem  mehr  wiAAenMchafllieheD  Standpunkt  ausgehen,    so  haben  i 
wir  freilich  für  die  nächste  Ansgaho  noch  einige  Wünsche  auasuspreehen  ^    die    auf   einej 
strengere  Anordnung  hinzielen.     Die  benutzte  Anordnung  niüfste  genau  durchgeführt  wer^  1 
den,  waM  in  der  gegenwärtigen  Ausgabe  nicht  Überall  der  Fall  ist  (z.  B.  S,   113  :   .,Ange-l 
meine  Hypothekenkasse  der  Städte  Schwedens  in  Stockholm'*    gehorte    nach  der  Analogie 
der  unter  V  aufgeführten  „Vcreinsbank  in   Berlin'*  u    a.  nu  wohl  eher  unter  A  als  unter 
S.)      Die   Anleihen  fremder  Staaten  etc.   sollten  im  zweiten  ,  sowie  die  Aktien,  Pnoritäta*  i 
Aktien  und  -Obligationen  fremder  Eisenbahnen  im  ftinfteu  Teile  nach  den  einzelnen  8taa-j 
ten   gesondert  werden  »    wodurch  e»  vermieden  werden  könnte,    dafs    a.  B.    Polnische  i 
Pfandbriefe,  Amerikanische  Bonds,  Finnische  Loose  und  Italienische  Rente 
unmittelbar  hinter  einander  stehen,  oder  dafs  man  von  der  Strecke  L  i  vorno  -  P  lo  rens 
oadi  SÜdrafsland  (Lasavo-äebAstopol;,  von  da  nach  Bei  gieo  (LQttieh^Limbarg)  imd 
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dann  wieder  nach  Mähren  (Mährische  Grenzbahn)  geschleudert  wird.  Die  Leichtigkeit 
der  Handhabung  würde  durch  die  vorgeschlagene  Gruppierung  keineswegs  beeinträchtigt. 
Ebenso  wärde  eine  Sonderung  der  Banken  z.  B.  in  Noten-,  Hypotheken-,  Makler-  und 
sonstige  Banken,  oder  der  Versicherungsgesellschaften  in  Feuer-,  Hagel-,  Lebens-,  Trans- 
port-Versicherungsanstalten u.  s.  w.  ,  dem  Buche  einen  mehr  wissenschaftlichen  Charakter 
▼erleihen  ,    ohne  dasselbe  von    dem  Ideal  eines  Nachschlagebnches  dadurch  zu  entfernen. 

Ganz  besonders  aber  könnten  die  Herausgeber  ihrem  „Jahrbuch**  dadurch  einen  hö- 
heren Wert  verschaffen,  wenn  sie  die  rein  alphabetbche  Anordnung  der  Industrie- 
geaellschaften  aufgeben  und  dafür  eine  Unterscheidung  nach  den  einzelnen  Gruppen 
and  Branchen  einführen  wollten.  Sind  doch  die  einzelnen  Gruppen  äufserst  ungleich  in 
Bezug  auf  Rentabilität  und  Solidität,  so  daPs  es  auch  für  den  Kapitalisten,  der  sich  aus 
dem  Buche  Rat  holen  will ,  erwünscht  ist ,  wenn  ihn  eine  Unterscheidung  nach  einzelnen 
Gruppen  «uf  den  verschiedenen  Charakter  derselben  aufmerksam  macht.  Aber  es  kommt 
noch  ein  anderer  Gesichtspunkt  dazu,  den  die  Herausgeber  nicht  aufser  Acht  lassen  soll- 
ten. Zur  Zeit  ist  man  bei  statii«tischen  Untersuchuugen  über  Aktiengesellschaften,  die  ja 
auf  der  Börse  und  in  dem  in  Rede  stehenden  Jahrbuch  die  Hauptrolle  spielen  ,  für  die 
letzten  Jahre  namentlich,  auf  das  Material  angewiesen,  welches  in  den  Börsenjahrbüchern 
zu  finden  ist;  denn  die  Reichsstatistik  hat  bisher  gar  keine,  die  preufsische  Statistik  nur 
eine  mit  dem  Jahre  1875  abschliefsende  gröfsere  Arbeit  über  dieses  Gebiet  publiziert, 
und  doch  ist  die  Bedeutung  der  Aktiengesellschaften  grofs  genug ,  um  statistische  Bear- 
beitungen derselben  wünschenswert  und  nötig  zu  machen. 

Haben  wir  so  auch  noch  eine  Anzahl  wesentlicher  Wünsche  für  die  nächste  Ausgabe 
vorgebracht,  so  betonen  wir  doch  noch  einmal ,  dafs  auch  das  vorliegende  Werk  als  ein 
verdienstliches  anzusehen  ist,  welches  eine  vorhandene  Lücke  auszufüllen  angethan  ist. 

R.  van  der  Borght. 

1)  Zustand  und  Fortschritte  der  deutschen  L  ebens  versi  che- 
mngs-Anstalten  im  Jahre  1881.  (Bes.  Abdruck  aus  Nr.  1612  des  „Bremer 
Handelsblattes**.)     Bremen  1882.     8<>.     45  SS.   nebst  einer  tabel.  Uebersicht. 

2)  Die  deutschen  L  ebensversicherungs-Gesellschaften  im  Jahre 
1881.  (Bes.  Abdruck  aus  der  „Berliner  Börsenzeitung**  Nr.  640.)  Berlin  1882  (17.|XI). 
4«.     18  SS.  mit  6  tabell.  Beilagen. 

Wie  für  die  früheren  Jahre,  so  liegen  auch  für  das  Jahr  1881  die  beiden  bekann- 
ten Publikationen  über  die  Entwickelung  des  deutschen  Lebensversicherungsgeschäftes 
vor.  Die  erstgenannte  Arbeit  vertritt  den  Gegenseitigkeits-Standpunkt,  die  an  zweiter 
Stelle  erwähnte  jenen  der  Aktiengesellschaften.  Was  wir  vor  Jahresfrist  bezüglich  des 
wissenschaftlichen  Wertes  der  Publikation  der  Berliner  ,, Börsenzeitung'*  an  dieser  Stelle 
(N.  F.  IV.  Bd.  S.  231)  bemerkten ,  gilt  unverändert  Huch  von  den  diesjährigen  Ausfüh- 
rungen ;  es  verdient  jedoch  hervorgehoben  zn  werden ,  dass  die  aus  den  Erfahrungen 
eines  Teils  deutscher  Lebensversicherungsgesellschaften  abgeleiteten,  von  Dr.  Zillmer 
bearbeiteten  „deutschen  Sterblichkeits tafeln**  hier  zum  Abdruck  gebracht  sind. 

Was  die  Entwickelung  des  Lebensversicherungswesens  in  Deutschland  i.  J.  1881 
selbst  betrifft  so  entnehmen  wir  der  Bromer  Zusammenstellung  folgende  Daten: 

In  dem  hier  berücksichtigten  Gebiete,  d.  h.  im  deutschen  Reiche,  in  Deutsch- 
Oesterreich  (ehemaliges  deutsches  Bundesgebiet)  und  in  der  deutschen  Schweiz ,  bestan- 
den im  Ganzen  49  Lebensversicherungsanstalten.  Beantragt  wurden  bei  diesen  Ge- 
sellschaften zusammen  108,824  neue  Versicherungen  über  eine  Ge.samtsumme  von 
401,186,959  Mark.  Gegen  1880  stieg  die  Zahl  der  Anträge  um  745  und  die  beantragte 
Versicherungssumme  um  10,717,072  Mark.  Von  den  in  1881  gestellten  Anträgen  wur- 
den angenommen  84491  ;  diese  führten  den  49  Lebensversicherungsgesellschaften  82317 
neue  Personen  resp.  Policen  zu  und  lauteten  zusammen  auf  eine  Summe  von  304,492,125 
Mark.  Im  Ganzen  zeigte  sich  bei  dem  deutschen  Lebensversicherungsgeschäft  folgende 
Bewegung : 

Bestand  am  Anfang  des  Jahres  .     .     824558  Pers.  mit  2664,012401  M.  Vers.-Summe. 

Zugang  im  Laufe  des  Jahres      .     .       82317      „       „       304,492125    „ ^^ 

so  dafs  zusammen  versichert  waren     906875  Pers.  mit  2968,504526  M.  Vers.-Summe. 

Hiervon  schieden  aus: 

durch  Tod 151 14  Pe«.  mit    43,133942  M. 

durch  Abgang  bei  Lebzeiten    43776      „       „     131,612571    „ 

Summa     58890  Pers.  mit  174,746513  M. 
Mithin  Bestand  am  Jahresachlusse     847985  Pers.  mit  2793,758013  M.  Vera-S. 
und  Zuwachs  im  Laufe  von  1881       23427     „        „      129,745612    ,,        „ 
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Von  dem  hier  aufgeführten  gesamten  Vcrsichcrungsbestande  kamen  Ende  1881 : 
633495  Pers.  mit  2,240,460712  M.  Vers.S.  auf  d.  35  Anstalten  i.  Deutschen  Reiche, 
191089     „       „        444,298776    „       „  „    „12  „         i.  Deusch-Ocstcrreich, 

23401     „       „        108,998525    „       „  ,,    „     2  „         i.  d.  deutschen  Schweiz. 

"847985  Pers.  mit  2,793,7 58or3~M.  Vers.-S.  auf'd.  49  deutschen  Anstalten. 

Im  grofsen  Ganzen  waren  die  Gesch&ftsergebnisse  der  deutschen  Lebensversicherung 
im  vorigen  Jahre  nur  mäfsig  günstige.  Der  neue  Brutto-Zugang  war,  hingesehen 
auf  die  Zahl  der  Personen,  nur  sehr  unbedeutend  gröfser,  als  im  Jahr  1880  und  den 
drei  vorhergehenden  Jahren,  aber  erheblich  geringer  als  in  allen  Jahren  von  1876 — 
1868  rückwärts  mit  Ausnahme  der  Kriegajahre  1870  und  1871;  hingeschen  auf  die  Ver- 
sicherungssumme,  gröfser  zwar  als  im  J.  1880  und  den  drei  vorhergehenden  Jahren, 
aber  nicht  unerheblich  geringer  als  in  den  Jahren  1876,  76  und  74.  Der  auch  im 
verflossenen  Jahre  so  starke  Abgang  bei  Lebzeiten  lässt  die  Ungunst  der  Zeit  deutlich 
erkennen. 

Wenn  wir  zum  Schlufs  noch  einen  Rückblick  auf  die  letzten  fünf  Jahre  werfen, 
so  stellen  sich  folgende  Ergebnisse  dar:    Es  ist  im  Vergleich  zum  Vorjahr  gewachsen: 

1877.  1878.         1879.         1880.         1881. 

0|  0|  Ol  Ol  Ol 

lo  10  >0  io  IQ 

die  Zahl  der  Versicherten     .1,16  2,08  2,61  3,11  2,84 


die  Versicherungssumme 
die  Jahroseinnahme 
die  Stcrbefallzahlung  .     . 
der  Geschäftsfonds 


4,19  3,96  4,27  S.oo  4»87 

4,67  5»27  6,52  6,69  8,85 

4.78  5,75  6,32  2,35  6,33 

8,75  8,60  7,92  8,89  9,54 

Auch  der  Bericht  des  „Bremer  llandelsblattes'*  teilt  eine  Stcrblichkeitstafel  mit, 
abgeleitet  aus  den  Erfahrungen  der  Gothaer  Lebensversicherungsbank  (f.  Männer)  von 
1829— 1877|78.  —  E. 

Ueber  Arbeiter-Invalid  en- Versorgung  und  ihre  staatliche  Or- 
ganisation. Eine  Diskussion  im  Verein  für  deutsche  Volkswirthschaft.  Berlin  1882. 
8«.     50  SS. 

Hahn,  F.,  Haftpflicht  und  Unfallversicherung.  Ein  Referat  erstattet 
in  der  Generalversammlung  des  Verbandes  deutscher  Müller  zu  Stettin  am  27.  Juni  1882. 
Leipzig  1882.     8*^.     64  SS. 

Maurer,  A. ,  Das  Börsen-Raubritterthum  in  Verbindung  mit 
dem  Antiscmitenthum  unserer  Zeit  Die  Mittel  für  ihre  Besiegung  etc.  Wein- 
heim 1882.     8».     17  SS. 

Nach  Form  und  Inhalt  entzieht  sich  diese  Schrift  jeder  Berücksichtigung  in  diesen 
Jahrbüchern. 

Bödarride,  J.,  Droit  commercial;  commcntaire  du  code  de  commerce, 
livreer.  titre  6<)  :  des  bourses  de  commerce,  agentsdechangeetcour- 
tiers  2e  cdition.     Aix,  Makaire,  8.  670  pag.     10  fr. 

Bittard  des  Portes,  R.,  L'exc  Option  de  jeu  dans  les  Operations 
de  bourse  et  la  lögalitc  des  march^s  k  terme,  etude  de  l^gislation.  Par.,  Thorin, 
1882.  8.  20  pag. 

Tsvett,  S.,  L'argent  du  XXe  si^cle,  ötude  sur  un  nouvel  ^talon  monetaire. 
Par.,  Guillaumin  &  C«.  1882.     8.     42  pag. 

Fenn's  Compendium  of  theEnglishand  foreignFunds.  13^^  edition, 
brought  dosm  to  the  latest  date  by  R.  L.  Nash.  London,  E.  Wilson,  1882.  8.  700  pp. 
2S|.  - 

Grant*s  Treatise  on  the  law  relating  to  Bankers  and  Banking 
Companies.  4th  edition,  by  Cl.  C.  M.  Plumptre.  London,  Butterworths ,  1882. 
8.     806  pp.     26|.  — 

11  i  n  e ,  C.  C.  and  W.  S.  Nicholls,  New  digest  of  Insurance  Deci- 
sions,  Fire  and  Marine;  abstract  of  the  law  on  each  important  point  in  Fire  and 
Marine  Insurance.     New  York  1882.     8.     800  pp.     38 1.  — 

Lewis,  L.,  A.  History  ofthe  Bank  of  North  America,  the  first  Bank 
chartercd  in  the  United  Stades.  Prepared  at  the  request  of  the  President  and  Directors. 
Philadelphia  1882.    4.    153  pp.  with  illustr. 

Short  account   of  the  measures   proposed  by  the   lato  Colonel  J.  Q.  Smith 
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for  the   restoration  of  thc  Indian  Exchanges.     London,   Effingliam  Wilson, 
1882.     8.     70  pp.     1|.  — 

9.     BooiAle  Frage. 

Friedensburg,  Wilhelm,  Zur  Arbeiterfrage.  Eine  volkswirthschaftliche 
Studie.  Berlin     und  Leipzig  bei  S.  Schottländer  1882.     8<».     IX  322  S. 

Gewifs  verdient  des  Verf.  Absicht,  innerhalb  der  bestehenden  Wirtschaftsordnung 
die  Lösung  der  Arbeiterfrage  zu  suchen,  volle  Anerkennung;  ob  solche  aber  mit  der 
Einführung  eines  genossenschaftlichen  Betriebs  mit  Gesammteigcntum  zu  erreichen  sei, 
hat  der  Verf.  der  aufgewendeten  Mühe  und  Sorgfalt  ungeachtet ,  wohl  nicht  dargethan. 
Es  läfst  sich  sogar  fragen ,  ob  er  nicht ,  statt  zu  versöhnen  ,  die  Gegensätze  noch  ver- 
schärft habe. 

Friedensburg  acceptirt  die  üblichen  Produktions-  und  Einkommensfaktoren,  eine 
kleine  Besonderheit  bezügl.  des  Verhältnisses  zwischen  Kapital  und  Boden  ungerechnet, 
die  aber  nicht  weiter  von  Belang  ist ;  er  betont  namentlich  auch  die  Eigenart  der  Un- 
ternehmungsthätigkeit  und  anerkennt  Notwendigkeit  und  Berechtigung  eines  Unter- 
nehmer-Gewinns. Der  ganze  Vorgang  beruht  ihm  zufolge  auf  der  Gleichung:  Aufwand 
8  Leistung  «=  Einkommen.  Jeder  Produktionsfaktor  hat  so  viel  Einkommen ,  als 
seiner  Leistung  entspricht,  zugewiesen  zu  erhalten.  —  Ref.  will  sich  bei  dieser  natura- 
listischen Auffassungs weise  nicht  aufhalten  und  bemerkt  nur,  dass  hier  Idee  und  Wirk- 
lichkeit konfundiert  sind.  Im  Princip  vielleicht  richtig,  wird  thatsächlich,  unter  dem 
System  der  Arbeits-  und  Berufstheilung ,  kaum  das  Technische  geschweige  denn  das 
ökonomische  Verhältniss  der  verschiedenen  Leistungen  festzustellen  sein.  Der  Verf.  hat 
offenbar  übersehen,  dafs  der  mit  der  Arbeits-  und  Berufsteilung  verbundene  Standwech- 
sel  nnd  die  Abwälzung  des  Risikos  die  rechnerische  Ermittlung  des  letzten  ökonomischen 
Resultats  der  einzelnen,  immer  durch  Kombination  gewonnenen  technbchen  Leistungen 
unmöglich  macht.  Aber  auch  von  jener  Auffassung  ans  liefse  sich  ein  Ausgleich  der 
verschiedenen  Interessen  denken.  Das  hat  auch  in  ihrer  Weise  die  ältere  (englische) 
Nationalökonomie  versucht  Der  Verf.  verläfst  dieselbe,  da  er  das  Arbeitseinkommen 
bespricht,  kommt  aber  doch  wieder  zu  einem  Ergebnisse,  welches  Jenem  thatsächlich 
entspricht.  Wenn  ein  Schuhmacher  in  10,  und  ein  andrer  in  8  Stunden  ein  paar  Stiefeln 
fertig  bringt,  so  trifilt  bei  einem  auf  16  Stunden  berechneten  Kapital  von  dem  Ganzen 
(10  resp.  8  -|-  16)  10|26  und  8|24  bez.  p.  Stunde  1|26  und  1|24  auf  die  Arbeiter.  Im 
Wsten  Falle  erhält  der  geschicktere  Arbeiter  weniger,  der  ungeschickte  mehr,  als  er 
sollte  (p.  154  ff.).  Von  dem  wunderbaren  Additionsverfahren  abgesehen,  fragt  man  un- 
willkürlich, was  in  den  verbleibenden  6  und  8  Stunden  mit  Arbeit  und  Kapital  ge- 
schehe; am  wenigsten  ist  die  Annäherung  in  der  Ablöhnung  der  ungleichen  Leistungen 
erklärt.  Das  obige  Rätsel  findet  vielleicht  an  andrer  Stelle  seine  Auflösung.  Wie  beim 
Kaufe  sagt  der  Verf.  so  sucht  beim  Lohuvertrag  jeder  Teil  das  Minimum  zu  leisten. 
Der  Unternehmer  —  welcher  hier  offenbar  statt  des  Kapitals  vorgeschoben  wird,  zahlt, 
der  Arbeiter  leistet  so  wenig  wie  möglich;  diesen  Letzteren  triflft  aber  noch  der  beson- 
dere Nachteil  ,  dafs  er  mit  der  Differenz  zwischen  voller  Kraft  und  effektiver  Leistung 
nichts  anfangen  kann,  während  der  gewöhnliche  Käufer  das  Minus  mit  Vortheil  ander- 
weitig verwertet.  Und  in  der  That,  wenn  immer  und  notwendig  jenes  Prinzip  der 
Mindestleistung  die  Transaktionen  beherrscht  und  wenn  der  Lohn  auch  nicht  annähernd 
den  ungleichen  Leistungen  zu  folgen  aufscr  Stande  ist,  so  müsstcn  andre  Modalitäten 
der  Abfindung  aufgesucht  werden.  Ref.  bestreitet  Beides ,  kann  aber  auch  nicht  zuge- 
ben, dafs  der  Arbeiter  die  Zwecke  des  Unternehmers  zu  fördern  kein  Interesse  habe. 
Ihm  wird  zwar,  wie  der  Verf.  richtig  bemerkt,  das  Produkt  an  sich  gleichgültig  sein; 
genau  so  denkt  im  Grunde  auch  der  Unternehmer.  Beiden  wesentlich  ist  das  Interesse 
am  ökonomischen  Erfolge  und  hier  wird  allerdings  recht  oft  Solidarität  herrschen  und 
der  Untemelnner  gerne  mehr  bezahlen  ,  wenn  ihm  mclir  geleistet  oder  das  Produkt  zu 
höherem  Preise  abgenommen  wird.  Jedenfalls  durfte  nach  seiner  Auffassung  der  Verf. 
das  Kapital  nicht  panz  aufser  Acht  lassen.  Steht  der  Unternehmer  qua.  Kapitalist  an 
der  Spitze  des  Unternehmens ,  so  ist ,  was  auch  aus  jenem  Beispiele  folgt ,  das  Kapital 
die  eigentliche  Ursache  oder  der  Unternehmer  ist  der  geistige  Leiter  und  dann  kommt 
jener  verzwickte  Lohnvertrag ,  weil  er  als  Bevollmächtigter  des  Kapitals  andre  Bedin- 
gungen nicht  zugestehn  darf.  (Es  werden  dann  auch  in  den  betreffenden  Kapiteln  Un- 
ternehmer und  Kapitalisten  identifiziert  oder  doch  immer  die  Gründe  den  am  Vermögen 
der  Kapitalfunktion  angelehnten  Erwägungen  entnommen). 
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Würden  die  Dinge  durch  den  genossonscfanflltcbfro  Betrieb  yerfindert?  Der  VerfJ 
fordert  für  den  neuen  Gesamt -Betrieb  die  ßcschnffiing  and  Erhultiing  de»  K&pluU  Toa^ 
dem  üntcrnebmer,  dessen  eigentümliche  Vorrit-htnngen  Allerdings  anch  die  Genossen- 
Kchaft  oicbt  entbehren  kunn;  die  Arbeiter  werden,  die  zu  erwartende  Mebrleii^tung  un- 
geachtet, ,,znn£cb»t  Auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen  über  dss  Verhältnis  der  ein- 
«einen  LeiMungen''  bezahlt.  (S.  284  u*  287  )  Die  Arbeiter  bekommen  abo  doih  wie- 
der Lohn  und  zwar  verschiedenen  Lohn.  Sie  leisten  aber  auch  nicht  ein  Mehrere»^  weil 
das  Plus  der  Genossenschaft  ^uflLUt.  Unklar  vollends  bleibt,  ob  hei  solchem  System  der 
gegen  Malthus  aufgestellte  Satt  (S.  197):  „Die  Kapitalien  vervielf%ltigen  sich  im  grofäen 
Ganseo  rascher  als  die  Arbeiter"  —  auch  bei  seiner  Cooperativ-Assoziation  znr  Geltang 
kirne. 

Es  wäre  wohl  der  Mühe  wert ,    auf  Einzelheiten  einzugehen.     Wir  scfaliersen  indeii-  1 
seu  mit  der  Bemerkung «  dat»  der  Verf.,  wie  es  i^cheiut,    von  der  ^ich  in  der  deutschen  1 
Litteratur  durcharUeiteodea  Behandlung  der  Einkommenslehre  keine  Anwendung  gemacht I 
hat.     Es  zeigt  sich  aber  auch  hier  wieder^  wie  gefährlich  es  ist,  einen  einfiel  neu  Punkt 
herauszugreifen,  den  man  doch   nur^  indem  man  das  Ganze  erfa*st»  wirklieb  in  die  Hnnd 
bekommt,     8o  wird  wohl  auch  diese  fleifsige  und   im  Einseltten  sehr  durchdachte  Arbeit 
mit  ihren  Resultaten  schwerlich  durchdringen.  E,   Heitx 

Dr.  Heinrich  Fränkel,  die  tügliche  Arbeitszeit  in  Industrie  uii^d 
Landwirtschaft  mit  besonderer  Bezuguahme  auf  deiitäche  Verfaftltniase  6^.  76  SS. 
Leipzig,  Duticker  u.  Humblot, 

Das  Schriftchen  giebt  zunächst  eine  dankenswerte  Zusammenstellung  der  statJatt- 
sehen  Erhebungen  über  dio  Arbeitszeit  in  den  verschiedenen  Gewerben^  die  von  Maxi 
Hirsch  privatim  und  ofäziell  von  dur  städtischen  Gewerbedeputatjon  in  Berlin  angestellt 
werden.  Dara.»  schliefsen  »ich  Erörterungen  Qber  die  Notwendigkeit  einer  ge^^etzücheu 
Einschränkung  der  Arbf^itszeit.  Wenn  hier  auch  nichts  besonders  Neue»  gesftgt  wirdt  so 
finden  wir  doch  eine  übersichtlichi:  Zusammenstellung  der  Gründe  tQr  Einführung  eines 
NormHlarbeitstages.  Seine  Forderungen  fonuuliert  nun  der  Verfasser  dabin,  dass  als  all- 
gemoinc»  Maximum  eine  täglithe  Arbeitszeit  von  12  Stunden  gesetzlich  einzuführen  sei, 
Kür  gewisse  Berufsk lassen  hätte  eine  weitere  Beschränkung  bis  herab  zu  8  Stunden  ein- 
atutreten  Eine  Ausnahme  soll  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verhältnisse  für  die 
Landwirt«ehAft  und  die  unmittelbar  mit  derselben  in  Verbindung  Gehenden  Berufszwcige 
geschaffen  werden.  Aber  auch  hier  halt  Verf.  gewisse  Einschränkungen  der  Arbeitszeit 
lur  Ol fordcf lieh  ,  ohne  sich  über  die  Art  derselben  näher  auszusprechen.  In  der  Hauii- 
industrie  hatte  hingegen  jeder  Zwang  hinsichtlich  der  Arbeitszeil  zu  entfallen,  was  wohl 
schon  durch  die  practische  Undurcbführbarkeit  gerechtfertigt  erÄcheint,  Zum  Schlüsse 
sucht  der  Verf.  noch  den  Nachweis  äu  führen^  dafs  aucb  die  Arbeitsgeber  durch  Kiutlih- 
rung  eines  NormaJarbeitstages  nicht  geschädigt  würden.  G    Grosz. 

Paul  Schiff,  Zur  Gew  i  u  n  betei  ligun  gsf  rage.  B^  SS  SS.  Berlin  1683. 
Walter  u.   Apülant. 

Eine  höchst  confuse.  stellenweise  geradezu  unverständliche  Arbeit.  Soweit  daraus  zu 
entnehmen*  verlangt  der  Verf.  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmungsgewiuti,  nach 
Maßgabe  der  Böhe  des  Lohnes  einerseits,  des  Gewinnes  andererseits.  Aus  der  Gewinn- 
quote Stollen  die  Beiträge  für  die  zu  sebaffende  Zwaiigsversicberung  bestritten  werden. 
Die  Holte  der  Beteiligung  soll  durch  die  unterschiedlichsten  Commissionen  In  einer,,  we- 
nigstens für   den  Uef.  völlig  unklaren  Weise  berechnet  werden.  Q.  Gross. 

Mejer,  Otto,  Zur  Naturgeschichte  des  Centrum».  SociaUpoIitiiche 
Betrachtungen.     Freibarg  i  |Br.  und  Tübingen  1882.     8».     70  SS. 

Ho  hoff,  Wilb.  ,  Protestantismus  und  Socialismus.  Historisch^poli- 
li*che  Studien      2,  Ausg      Paderborn   1882,     8<».      184  SS. 

Die  erste  Auflage  der  vorliegenden  Schrift  ist  im  vorigen  Bande  (N  Bd,  IV)  S.  tSl  fg. 
besprochen. 

Toussaint,  F.  W.,  Ein  geacbichtlicber  Beitrag  zu  deu  socialen 
Fragen  der  Gegenwart      Vortrag.     Berlin    1882.     8«, 

AUard,  L.  J^  La  queation  du  paup^rism'e  resolabte  par  un  eniembie  da 
rooyeiis  pratiques.     Par.,  Oudiü^  1882.      18.     214  pag/ 

Bncheri^  J,,  Petit  manool  du  servtce  de  la  caissa  d*^pargQe  po* 
atale.     Nantes,  impr.  de  l'Ouost,   1882.     8.     80  pag.     1  fr.  25  c. 

Campana,  B,,  La  conditio  u    dei   fem  m  es.     DisaerLation    pour  le    concoiLra 
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du  prix  Bofcta  k  llnstitut  de  France.  Bordeaux,  libr.  de  TOeuvre  de  St.-Paul,  1882. 
8.     19  pag.     1  fr. 

Cousin,  V.,  Justice  et  Charit^  Par.,  Firmin-Didot  &  C«,  1882.    12.    70  pag. 

d'Espinay,  6.,  La  libert^  de  tester  et  la  copropri^ti  familiale. 
Angers,  impr.  Lacbese  &  Dolbeau,  1882.     8.     55  pag. 

Lueassagne,A.,  La  criminaiit^  compar^edesyiUesetdes  campag- 
nes.     Lyon,  impr.     Moogin-Rusand,  1882.     8.     30  pag. 

Lacroix,  J.  A.,  (directeur  des  eofants  asMst^s  de  la  Seine),  Du  domicilede 
seeours  des  enfants  assist^s.     Par.«  Guillaumin  &  C«,  1882.     8.     38  pag. 

Nandris,  J.,  Le  socialisme.  Par.,  impr.  T«  Larousse  &  C«,  1882.  8.  46  pag. 
(Extrait  de  TEncyclopödie  des  sciences  religieas.) 

Toubeau,  Le  prolötariat  agricnle  en  France  depuisl789  d'apr^s 
les  documents  officiel».     Versailles,  imprim.    Cerf  &  fils,  1882.     8.     28  pag. 

Toussaint,  E.,  Compte  rendu  du  Congr^s  international  de  lalibre 
pens^e  du  18  au  22  septembre  1881  k  Paris.  2«  Vitien.  Nice,  impr.  Oanthier&O, 
1882.     12.     112  pag.     1  fr. 

Carlyle,  Tb.,  Last  words  on  Trades-Union  s,  Promoterism,  and  the  signs 
of  the  times.     London,  Simpkin,  1882.     12.     46  pp.     1|.  — 

Proiseth,  Jenny  A. ,  The  Women  ofMormonism;  or,  the  story  of  Poly- 
gamy,  as»  told  by  the  victims  themselves.    Boston  1882.    8.    420  pp.  Illustrated.    12|.  — 

Holdsworth,  W.  A.,  The  Married  Women's  Property  Act,  1882. 
With  au  iiitroductioD,  notes  and  index.     London,  Routledg^,  1882.    12.    94  pp.  1|.  — 

Paris,  afterDark,  contaiiiing  a  descnption  of  the  fast  Women,  their  haunts, 
habits.  etc.,  to  which  is  added  a  faithfal  descHption  of  the  night  amusements  and  other 
resorts  also  all  particalars  relative  to  the  working  of  the  Social  Evii  in  the  flrench  me- 
tropolis.     Lille,  imprim.  Vitez-O^rard,  1882.     12.     96  pp.     2  fr.  50  c. 

Castigliano,  A.,  Studio  into  rno  alle  condisioni  della  cassa  Pen- 
sion i  delle  strade  ferrate  dell'  Alta  Italia.     Milano,   tip.     O.  CHvelli,  1882.     4.     50  pp. 

10.    Getetsgebnng. 

Binos,  De  la  Petition  d'hör^dit^  en  droit  romain,  et  de  la  Petition  d'hM- 
dit^  en  droit  fraii9ais.     Touloase,  impr.  Roux,  1882.     8.     200  pag. 

Boyer,  M. ,  De  l'action  publicienne,  en  droit  romain.  Etüde  tb^orique  et 
prat.  ^ur  le  principe  de  la  Separation  des  pouvoirs ,  en  droit  fran^ais.  Bordeaux ,  impr. 
de  Lanefranque,   1882.     8.     184  pag. 

Chailley,  J.,  L'aduIt^reliRome  avant  et  sous  la  loi  Julia;  de 
Tatttoritö  gouvernemcntale  competente  pour  passer  les  traitds  internationaux.  Auxerre, 
impr.  RooilJe,  1882.     8.     472  pag. 

Compte  g^n^ral  de  Tadmi  n  i  stration  de  la  justice  civile  et  com- 
mrrcialp.  en  France  pendant  l'ann^e  1880  et  rapport  relatif  anx  ann^es  1821 
k  1880  etc.  Pari«,  imprim.  nstionale,  1882.  gr.  in-4.  XCIll  —  205  pag.  av.  4  planches 
graphiqnes. 

Compte  g^näral  de  1 '  ad  min  istration  de  la  justice  criminelle  en 
France  peodant  l'annöe  1880  et  rspport  relatif  aux  ann<^s  1826  k  1880  etc. 
Par.,  imprim.  nationale,    1882.    gr.  in-4.    CLXXII  —  241   pag.  et  12  planches  graphiques. 

Dufour,  J.,  De  l'autorit^  de  la  cbosejugöe,  en  droit  romain  et  en  droit 
fran^ais.     Par.,  Roui^seau,  1882.     8.     198  pag. 

Lenfantin,  H.,  Des  intörSts,  en  droit  romain;  des  obligations,  en 
droit  fran^ais.     Angers,  impr.  Lach&se  &  Dolbeau,  1882.     8.     254  psg. 

Sarraute,  P. ,  La  r^  forme  des  tribuuaux  correctionnels,  les  assises 
correctionnelles  en  Italic.  Compte  rendu  de  Touvrage  de  M.  Alianelli  intitul^:  Economic 
neir  ammiuistrazione  della  giuütizia  correzionale.     Par.,  Cotillon  &  C^ ,  1882.    8.   11  pag. 

Aid  red,  Ph.  F.,  Questions  on  the  law  ofContracts.  London,  Stevens 
k  Haynes,  1882.     8.     3/.  — 

Bateman,  Jos.,  A  pr actical  treatiseon  the  law  ofAuctions.  With 
forms,  rules  for  valuing  property  etc.  6^^  editiun  ,  by  O.  Smith  and  P.  F.  Evans.  Lon- 
don, Maxwell,  1882.     8.     588  pp.     14|.  — 

Indermaur,  J.,  A  concise  treatise  of  the  law  of  Bills  of  Säle.  Em- 
bradog  tha  Acts  of  1878  and  1882.     London,  Stevens  &  Haynes,  1882.     12.     5|6. 
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Schouler,J.,  Law  of  Domestic  Relations.  Spedition.  Boston  1882.  8. 
801  pp.  bd.     30|.  — 

Smith,  S.,  A  guide  to  the  modern  County  Court:  comprising  a  sketch  of 
its  history  and  Jurisdiction  and  pracdcal  directions  as  to  the  mode  of  Procedure  in  ordi- 
nary  cases  etc.     London,  Warne,  1882.     8.     174  pp.     2)6. 

Smith,  T.  L.,  Elements  ofthe  laws;  or,  outlines  of  the  System  of  Civil  and 
Criminal  laws  in  force  in  the  United  States,  and  in  the  several  states  of  the  Union.  New 
reviscd  edition.     Philadelphia  1882.     12.     7|6. 

Castagnola,  St.,  Della  relazioni  giuridiche  fra  chiesa  e  stato. 
Torino,  tip.  dell'  Unione  tip.>editr.,  1882.     8.     279  pp.     5  1. 

11.     Staat!-  und  Verwaltungireoht  etc. 

Bdquct,  L.  et  P.  Dnprö,  Repertoire  du  droit  administrativ  Tome  I, 
fascicule  1:  (Abandon  —  Agent  diplomatique  et  consul).  Par.,  P.  Dupont,  1882.  4. 
(k  2  col.)  XII— 80  pag.  (Die  Tollständige  Publikation  ist  auf  c.  25  Lieferungen,  von 
denen  in  Jahresfrist  6  erscheinen  sollen,  veranlagt.     Preis  der  Lieferung  ist  5  fr.) 

Brocher,  Ch.,  Cours  de  droit  international  prive,  suivant  Ics  principes 
cousacres  par  le  droit  positif  franvais.     Tome  I.     Par.,  E.  Thorin,  1882.     8.     9  fr. 

Home  Civil  Service  Ezaroinations.  Table  of  rules  and  regulations  re- 
specting  ezaminations  for  the  Home  Civil  Service,  the  Army,  the  Navy,  the  Civil  Service 
of  India  etc.     London  1882.     8.     (Government  Publication.)     3|.  — 

Scott,  £.  6.,  The  deyelopment  of  Constitutional  Liberty  in  the 
English    Colonies   of  America.     New  York.     1882.     8.     XVI  —  834  pp.      12|6 

Sterne,  S.,  Co  nstitutional  Histo  ry  and  political  developmen  t  o  f 
the  United  States.     London,  Cassell,  1882.     8.     327  pp.     5|.  — 

Tremenhcere,  H.  S.,  A  manual  of  the  principles  of  Government, 
as  set  forth  by  the  authorities  of  ancient  and  modern  times.  New  edition.  London,  Paul, 
Trench  &  Co.     1882.     8.     6|.  — 

12.    Statistik. 
Deutschland. 
Gotthold,  A. ,   Die  wichtigsten  statist.  Angaben    der   bayerischen 
Rheinpfalz.     Kaiserslautern  1882.     8".     8  SS. 

Mittheilungen  des  statist  Bureaus  der  Stadt  München.  V.Bd.2.Hft. 
Bericht  über  die  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880.  II.  Teil.  Mün- 
chen 1882.     4».     (8.  71—122.) 

Inhalt:  Die  Einwohnerschaft  Münchens  nach  dem  Berufe  in  Verbindung  mit 
der  Ausscheidung  nach  Alter  und  Zivilstand  sowie  nach  Stadtbezirken. 

Oesterreich-Ungarn. 

Ausweise  über  den  auswärtigen  Handel  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  im  J.  18  81.  XXXXU.  Jhrg.  III.  Abt.  Bearb.  von  Jos. 
Pizzala,  hgg.  von  der  k.  k.  stat.  Central-Kommission.    Wien  1882.     4».     68  SS. 

Inhalt:  Waaren-Ausfuhr  aus  dem  allgemeinen  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete. 

Dasselbe.     XXXXU.  Jhrg.     IV.  Abth.     Wien  1882.     4».     89  SS. 

Inhalt:  Waaren-Durchfahr  durch  das  allgemeine  österreichisch-ungarische  Zollgebiet. 

Die  Hauptstadt  Budapest  im  Jahre  1881.  Resultate  der  Volksbeschrei- 
bung und  Volkszählung  vom  1.  Januar  1881  von  Josef  Koros i.  1.  Heft  176  SS. 
Z.  Heft  232  SS.     Berlin  1881  und  1882.     gr.  8». 

Inhalt  des  1.  Heftes:  Stadtteile,  Strassen,  Gebäude  und  Wohnungen;  Wuhn- 
verhältnisse. Inhalt  des  2.  Heftes:  Demographische  Ergebnisse.  Die  auf  die  Be- 
rufsstatistik bezügl.  Resultate  sollen  in   einem  dritten  Hefte  dargelegt  werden. 

Gelegentlich  der  Volkszählung  im  J.  1881  wurde  in  Budapest  auch  die  Anzahl  der 
Kranken  ermittelt;  wir  heben  dieses  besonders  hervor,  weil  unter  sämtlichen  Kulturstaa- 
ten solches  bisher  nur  in  Irland  der  Fall  war.  Bei  der  dehnbaren  Bedeutung  des  Begriffs 
der  Krankheit  kann  und  darf  man  allerdings  den  diesbezügl.  Daten  keine  zu  grosse  Tragweite 
zuschreiben.  Immerhin  lassen  sich  aber  aus  den  beiden  hier  mitgeteilten  Tabellen  einige 
interessante  allgemeine  Resultate  ziehen.  So  vor  allem  die  Thatsache,  dass  für  Budapest 
(bei  einer  faktischen  Bevölkerung  yon  370  767  Seelen)  die  Anzahl  der  kranken  Personen 
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nicht  weniger  als  10  745  beträgt.  Es  sind  somit  ganze  drei  Prozent  der  Bevölkerung 
zur  Winterszeit  als  krank  zu  betrachten.  Fernerhin  stellten  die  bez.  Erhebungen  fest, 
dass  unter  den  kranken  Personen  um  ein  Fünftel  mehr  Frauen  als  MSnner  getroflen 
wurden.  Schlierslich  füllt  die  grofse  Anzahl  der  chronischen  Krankheiten  auf.  Es  wur- 
den die  bis  zu  drei  Monaten  währenden  Krankheiten  als  akute,  die  länger  währenden  als 
chronische  betrachtet.  Auf  Grund  dieser  Unterscheidung  ergab  sich,  dass  von  den  nahezu 
11000  kranken  Personen  nur  etwa  ein  starkes  Dritteil  als  an  akuten  Krankheiten  lei- 
dend zu  betrachten  sei ;  von  dem  Reste  ist  bei  einem  Dritteile  die  Dauer  der  Krankheit 
nicht  angegeben  gewesen,  die  Übrigen  aber  waren  nicht  nur  als  seit  Monaten,  sondern 
zum  grofsen  Teil  als  seit  Jahren  leidend  konskribiert.  Interessant  ist  es  ferner  zu  er- 
sehen, wie  bei  den  kürzere  Zeit  währenden  Krankheiten  konsequent  mehr  Männer  als 
Frauen  zu  finden  sind ;  sobald  man  aber  die  Grenze  der  einjährigen  Krankheitsdauer 
überschreitet,  tritt  das  weibliche  Geschlecht  u.  z.  anfänglich  nur  um  10 — 20  Prozente, 
später  aber  um  die  volle  Hälfte  häufiger  auf. 

Wir  wiederholen,  dafs  diesen  Zahlen  wegen  des  schwankenden  Begriflis  der  Krankheit 
keine  zu  grofse  Bedeutung  beigelegt  werden  darf.  Dennoch  aber  sind  diese  Erhebungen 
zu  begrüfsen  ,  da  gerade  die  Morbilitätsstatistik  einer  weiteren  gründlichen  Untersuchung 
bedarf;  bis  jetzt  gab  es  für  dies  bez.  Studium  im  wesentlichen  nur  eine  Quelle,  —  die 
Krankenkassen.  (Vergl.  auch  Westergaard,  „Die  Lehre  von  der  Mortalität  und 
Morbilität**  S.  31,  87,  284.)  E. 

Frankreich,  Belgien  und  üolland. 

Geregte  lijkestatistiek  van  het  koningrijk  derNederlanden.  1881. 
s'Gravenhagc  1882.     4.     LI —  277  pp. 

Rapport  fait  au  Conseil  communal  (de  la  ville  de  Bruzelles)  en 
seance  du  2  oetobrc  1882,  par  le  College  des  bourgmestre  et  öchevins.  Bruxelle.s,  impr. 
de  V«  J.  Baertsoen,  1882.  8.  195  pag.  (Statistischer  Vert^altungsbericht  der  Stadtge- 
meinde  Brüssel.) 

Statistiek  van  den  in-,  uit-cn  doorvoer  over  het  jaar  1881.  Uitgegeven 
door  het  departement  van  financien  van  het  koningrijk  der  Nederlanden.  I.  Gedeelte. 
s'Oravenhage  1882.     Folio,     cart.     XIV  — 400  pp. 

Statistique  g^n^rale  de  TAlg^rie.  Ann^es  1879  ä  188  1.  (Publieation 
du  Gouvernement  g^ncral  civil  de  TAIg^rie.)  Paris,  impr.  nationale,  1882.  4  VIII  — 
340  pag. 

Rnfsland. 

Bidrag  tili  Finlands  officiela  Statistik.  VI.  Bevolknlngs  -  Statistik. 
Haftet  8—9.  No.  8:  Folkräkningen  i  Ilelsingfors  den  1*^  Oktober  1880  (Bevölkernngs- 
aufnahme  von  llelsingfurs  vom  1.  Okt.  1880)  No.  9:  Finlnnds  FoIkmUngd  den  31.  De- 
cember  1880  l^ta  Haftet  (Census  von  Finland  vom  31.  Dec.  1880,  l«te  Abtlieilun^).  Hel- 
singfors  1882.     4.  ^Mit  3  Diagrammen. 

Statistisk  Arsbok  för  Finland,  utgifven  af  Statistiska  Byran.  IV.  Argäogen 
1882.     Ilelsingfors  1882.     8.     77  pp. 

Portugal. 
Estatistica   da  administra^ao  dajustfva  criminal  nos  tribunacs  de  pri- 
meira  instancia  do  reino  de  Portugal  e    ilhas   adjacentes    durante  o   anno    de    18  7  9. 
Lisboa,  imprensa  nacional,  1882.     4.     310  pp. 

Amerika. 

Swank,  J.  M. ,  Statistics  of  the  American  and  f  orcign  Jr  on  Tr  ad  e 
in  188  1.     PhUadelphia  1882.     8.     99  pp.     10{6. 

Estadistina  del  comercio  exterior  y  de  la  navegacion  inferior  y  exterior 
de  la  republica  Argentina  correspondiente  al  aiio  1881.  Buenos  Aires  (imprcuta 
de  obras  citadisticas  de  J.  N.  Klingelfuss)  1882.     Imp.  in-8.     233  pp. 

Registro  estadistico  de  la  provincia  de  Buenos  Aires.  Aiio  1875. 
Publicado  bajo  la  direccion  de  Don  Esmael  Bengolea  (Gefe  de  la  Oficina  de  estadistica) 
Ü4a  Epoca,  auo  XXII.     Buenos  Aires  1882.     Folio.     511   pp. 
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China. 

MaritizDe  Customs  of  Chma,  L  Sutiattcal  aen'es,  Ko.  3:  Retums  of  TtTMle  at  tti« 
TrcAty  Port»,  for  tlio  ye*r  1881,  Pitrt  U:  JSUtisrk*  of  ihe  Trade  »t  each  port  23^* 
)ssae.  Pubibbed  hj  Order  of  the  lospector  OcDeral  of  Cuittoimi,  Shanghai  1882^  4.  eart 
415  i»p. 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.     Frank  reich« 

BulUliii  du  Ministire  de  T  agr  i  cal  Iure.  (Paris.)  Ifere  Ann  dfS  (1882)  No.  8  : 
Docuinents  staiiüliqucs,  Tabteaiu  des  recoltes  de  la  Frauce  (>our  TAunee  1881. 
(1,  CdriSalftii  et  pommes  de  terro.  S.  Produits  divers :  betteravfts,  platites  tcxtiJes,  vigne 
«tc.  8.  Prodnction  si^ricicole.  4.  Prodaction  totale  auDUelle  de  In  Fraucc  an  c^^r^alos 
et  en  pommes  de  tcrre  pendant  les  dli  derni^ros  anu^ea  5.  Potds  mojren!»  de  l'hecto- 
Htre  des  pnncipales  c^reales.  6.  Prix  moyens  annaeU  poor  la  France  ecti^re,  et  pen- 
dant  la  derniferc  p^riode  dt^cennale,  de»  cÖr^aloa,  da  la  fnrinct  du  p&in,  de  ta  viande, 
des  foarrages.  —  Importations  et  exportations  des  matteres  et  prodaits  intureAHaut  i*agri- 
culture,  en  1879,  1880  et  1881,  Importatioa  du  b<itaU  on  18*41.  —  Cominerc«  du  betail. 
Operations  du  marche  de  la  Yillette  pendant  les  ann4es»  1879,  1880  et  1881.  —  No.  3^ 
A.  France:  Circulaires  des  6  ai^nl  et  S9  Juin  1882^  relatives  k  la  »utistique  agricole 
d^oennaJe  de  1882  et  au  fonctiotmemont  des  commissions  cantonates  de  stati^tique  ap- 
pelees  k  Texi^cuter.  —  Police  sanitaire  des  aolmaujc.  —  Loi  du  21  juiüet  1881«  relative 
k  la  police  sanft,  des  animaux  etc,  —  Phylloxcra.  Di^cret  du  15  mal  188^,  portant 
ratilication  de  la  ConTentlon  Internat,  de  lierne  Arrdtes  des  13,  14  et  15  jnin  1882 
et  d^crct  du  8  juiUct  1882,  rclatif»  k  rintroductioo  et  au  transport  des  pröduit«  de 
r»gricnlturc,  de  rhortlculture  et  de  la  vjticultare.  —  Rapport  sur  uu  projct  d'enseigne* 
mcnt  de  la  piACiculture,  par  Chabot-Karlen.  —  Rapport  sur  une  maladie  des  haricots  en 
Algerie,  par  Prilleux.  —  J).  Etranger:  Itaiie:  Rapport  aur  lo  Cougr^  luternational 
atricicole  de  Sienne^  par  Maillot.  —  Danemark:  La  rdeolte  de  1881.  Communication 
de  M.  le  consul  de  France  k  Elseneur.  —  Pru^e:  Rapports  snr  U  räcolt^  de  1881, 
par  MM.  de  Pina  et  Vemeail,  consuls  de  France  k  Breslau  et  k  Dansig.  —  £tats*Unis: 
Kapport  sur  les  prdvi&ions  de  la  recolte  de  1882,  par  A.  Lefaivre,  consnl  gön^rat  de 
France  k  New- York.  Rapport  sar  Tinduätrie  laitifere,  par  U.  Grosjean.  Californie:  Rap- 
port stir  la  produc-tion  et  rmdu«4trie  agricole,  par  M.  de  Savignon,  chef  des  trayamx 
d'agricuitnre  k  Tlnntitut  agronotiilque,  — 

Journal  des  Ec onomiste s.  Novembre  1882:  La  potitiqne  Önanei^re  de  la 
Frauce»  par  L^on  8ay.  —  Le  mouvement  aniin  bist«  tn  France  et  l'union  ouvriijre  nihi- 
Jisl«  du  midi  de  la  Hnasie,  par  Edmond  de  Molinari.  —  Revue  des  principale,H  publica- 
tions  ^conomiques  en  lan^uc  Irftn9ai50,  par  Roux«l.  —  Le  250  tongrös  d«?  rrts^uciation 
an^laivc  de»  sciences  sociales,  par  Henry  Tuch«?  —  De  la  ^uppression  des  livre»  d'ouv- 
rier*,  par  Ch*  Gomcl.  —  Corresp.  :  Qu'est  ee  que  la  richefise?  par  G,  Martinc&u*  ^- 
fiulletin:  Publications  du  Journal  üfficieh  —  lusugnration  du  monament  eleve  k  la  me- 
moire de  Jos,  Garnier.  ^  Hoc.  d'econ.  potlt.  —  Camptes  rendus.  La  future  Constitution 
de  la  France  on  les  Lois  morales  de  Tordre  politique,  par  Oippolute  Destrem  ^  c.  r.  par 
M.  Courcelle-Scncuil.  Chjron,  öconom.  —  D^ccmbre  1^82:  Le^on  d'onvcrturo  da  cours 
d*«?conoinic  politique  k  TKcnle  libre  des  sciences  politiques,  par  E.  Che3rs.soa.  —  Uno 
nuQvelle  d^ßnition  de  T^conomie  politique,  par  Maar.  Block«  —  Dn  coup  d'oeil  auf 
rhi.stoirc  du  droit  commerciaK  pur  F  Malapert*  —  Le  revenu  de  la  Prasse,  par 
P.  Mulfcr*  —  Revue  de  TAcademie  des  sciences  morales  et  politiques,  dn  l«r  septemliFC 
au  30  noverabre  1882,  par  Jos  Lefort,  —  De  la  supprcssion  des  livrots  d'ouvriors  (suite 
et  fin),  par  Cb,  Gomel.  —  BaUetin :  Le  parti  anarcbiste  et  ses  doctriues.  De  quelques 
forme»  recentes  de  Tactiviti^  britünnique,  —  Socit^'td  d'^conomie  poliüque  Rt^union  du 
5  d^ccmhre  1882:  Communications:  Konvelles  de  renseigncmeut  de  recouonne  polit> 
Di^cussion :  La  rechercho  de  la  paternito.  —  8oci<^tc  de  stati.stique  de  Parts.  Kounion 
du  25  octnbre  1882  —  Hiiitoire  du  Proletariat  ancien  et  moderne,  par  M  ViUard. 
Comptti  reiidu  ]mr  A.  F.  de  Fontpertuis.  —  Chronique  deonomlque  —  «tc 

Journal  de  la  Soci^ti^  do  statisttque  de  Paris.  No.  12,  dicembre 
1882:    PrucJ9s> verbat  de  la  s^ance  du  26  octobre  1882.    —    Stati&liqtte  gdnörale    de  la 
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Fraoce  (ann^e  1879).  —  L'^cole  polytecbnique  et  les  boorsiers.  —  Travaux  de  la  Soci^t^ 
(Communications,  discossions.  —  1881  k  82.)  — 

Revue  g^n^rale  d'administration.  Vl^o  Ann^e.  Novembre  1882: 
De  la  reglementation  des  heures  de  travail,  par  H.  Lefebvre.  —  Les  Etablissements  in- 
salubres.  L'indnstrie  et  Tbygi^ne  (1^  articie),  par  E.  Guerlin  de  Guer.  —  De  Toccu- 
pation  temporaire  de  terrains  et  de  Textraction  de  mat^riaux :  Questions  contentieuses. 
Sanction  des  arrM^  de  prüfet.  ExposE  critique  de  la  jurisprudence,  par  A.  Combarieu.  — 
Jurisprudence.  —  Cbronique  d'Angleterre :  Les  h6pitaux  de  maladies  contagieuses  k 
Londres  —  Cbronique  de  Belgique :  Cbemins  de  fer  vicinaux.  Enseignement  superieur; 
Population  des  universitös.  —  Cbronique  d'ltalie :  Renouvellement  de  la  cbambre. 
Yoyages  parlementaires.  Logements  insalubres  k  Rome.  —  Cbronique  de  Tadministration 
lraD9aise:  Organisation  des  ministires.  Organisation  des  colonies.  (S^ndgal,  Ouyane, 
Martinique  ,  Cochinchine ,  Oc^anie.)  Commission  du  regime  des  cbemins  de  fer.  Con- 
seil  snp^enr  du  commerce  et  de  Tindustrie.  Les  enfants  moralement  abandonn^s  k 
Paris.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXV,  254«  livraison,  No- 
vembre 1882:  Notices  sur  les  colonies  anglaises  (snite :)  Cap  de  Bonne-EspErance, 
par  E.  Avalle.  —  Annales  lorientaises.  Lonent,  arsenal  royal  (1704 — 1720)  8^  partie, 
par  F.  JEgon.  —  Etüde  sur  la  fleuve  Cazamance,  par  Cb.  Bour.  —  Souvenirs  d'une 
campagne  dans  le  Levant.  L'Egypte  en  1882 ,  par  B.  Girard.  —  La  guerre  maritime 
dans  rinde  sous  le  Consulat  et  TEmpire,  par  £.  Fabre.  —  Station  d'Islande.  Campagne 
de  p6che  de  1882,  par  Le  Cardinal.  —  etc. 

B.     England. 

Contemporary  Review,  the,  forDecemberl882:  England's  Duty  in 
Egypt,  by  I.  Westlake.  —  Tbe  primitive  Polity  of  Islam,  by  Pr.  Fairbairn.  —  British 
Policy  in  West-Africa,  by  C.  S.  Salmon.  —  Early  Cbristianity  and  Class-influence,  by 
C.  G.  Clarke.  —  Representative  Government  for  India,  by  R.  D.  Osbom.  —  Peasant 
Properties  in  Auvergoe,  by  Lady  Vemey.  —  The  Army,  the  Volunteers,  and  the  Press, 
by  Pb.  Robinson.  —  etc. 

Fortnigbtly  Review,  tbe,  edited  by  T.  H.  S.  Escott,  for  Decem  ber  1  88  2: 
The  Conservative  Leadership,  by  two  more  Conaervatires.  —  The  Liberal  Party  in  Ger- 
many,  by  the  Baron  G.  von  Bunsen.  —  Working  Men  and  War,  by  Tb.  Bnrt  —  A 
lesson  on  Damocracy,  by  J.  A.  Froude.  —  Egypt  for  tbe  Egyptians,  by  £.  de  Lave- 
leye.  —  Tbe  French  Republic  and  M.  Gambetta,  a  reply,  by  J.  Dietz.  —  Shooting,  by 
T.  E.  Kebbel.  —  How  our  Public  Improvenients  are  carried  out,  by  H.  H.  Statbam.  — 
Below  the  Opposition  Gangway:  a  dialogue,  by  H.  D.  Traill.  —  etc. 

Macmillan's  Magazine,  No.  278,  for  December  1882:  What  is  Si- 
mony?  by  A.  T.  Davidson.  —  Ensilage,  by  J.  E  Tb.  Rogers.  —  Two  Villages  of 
Hessia,  by  H.  A.  Tipping.  —  The  Topography  of  Intemperance,  by  Tb.  Glyde.  —  On 
some  points  in  Natural  Religion,  by  A.  C.  Bradley.  —  etc.  No.  279,  for  Jannary 
1883:  Thomas  Carlyle,  by  J.  C.  Morison.  —  Tbe  disastrous  results  of  Sobriety,  by 
A.  J.  Wilson.  —  Peter  Quince  in  Italy,  by  H.  C  HoUway-Calthrop.  —  Anthony  Trol- 
lope,  by  E.  A.  Freeman.  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  A  montbly  Review,  edited  by  J. 
Knowles.  No.  70,  December  1882:  Tbe  Egyptian  Question  and  the  French 
Alliance,  by  Jos.  Reinach.  —  England  and  the  Sues-Canal,  by  Admiral  Lord  Dunsany.  — 
Tbe  second  Division  at  Tel-el-Kebir,  by  E.  Hamley.  —  The  Fallacy  of  Materialisra,  by 
O.  J.  Romanes  and  the  Lord  Bishop  of  Carltsle  —  „Uncle  Pat^s  Cabin**,  by  Ph.  H. 
Bagenal:  (on  Life  among  tbe  Agricultural  Labourers  of  Ireland,  by  W.  C  Upton.  — 
Farming  and  Taxation,  by  Lord  Stanley  of  Alderley.  —  Is  the  Education  Act  of  1870 
a  jnst  law?  by  bis  Eminence  Cardinal  Manning.  —  Instructions  to  my  Counsel,  by 
Ahmed  Ar&bi  tbe  Egyptian.  — 

D.     Russland. 

Russische  Revue.  Monatsschrift  für  die  Kunde  Russlands,  hrsg.  von  C.  Röttger. 
XL  Jahrg.  (1882)  Heft  11:  Von  der  Wolga,  von  J.  H.  —  Die  Haustbiere  Russlands, 
"ton  W.  Kotelnikow,  bearbeitet  von  G.  Blau  (Scbluss).  —  Das  Gewohnheitsrecht  der 
Kirgisen,  von  J.  Koslow.  —  Postverkehr  in  Russland  in  den  Jahren  1880  und  1881.  — 
Die  städtischen  Sparkassen  in  Rnssland  in  den  Jahren  1880  und  1881.  —  Fabrikindustrie 
im  Gtonvemement  Perm.  —  Fabrik-  und  Bergwerksindustrie  im  Gouvernement  Olonez  im 
Jahre  1881.  —  etc. 
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H.     Schweiz. 
L'Union  postale.     (Berne)     Vol.  VII  No.  12,    Dccembre  1882:    Organi- 
sation des  postes  dans  la  republique  da  Chili.  —  Transport,  par  la  postc,  des  imprimes 
et  des  ^chantillons  de  marchandises.  —  Communications.  — 
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Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Nr.  2S,  November  1882:  Verkehrswege 
und  Verkehrsmittel  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  —  Die  Novelle  sum 
italienischen  Telegraphengebührengesetz.  —  Internationale  Konferenz  zur  Herstellung 
elektriaclier  Einheiten  etc.  —  Der  Stand  der  Arbeiter  an  der  Arlbergbahn.  — Nr.  23:  De- 
zember 1882:  Die  Betriebsergebnisse  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  der  Ar- 
gentinischen Republik  für  1880.  —  Gesetz,  betreffend  den  Erweiterungsbau  auf  dem  Te- 
legraphcngrundstücke  in  Paris,  vom  28.  Juli  1882.  —  Über  den  Ursprung  der  Namen 
und  Beinamen  von  Städten.  —  etc. 

Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs  für  das  Jahr  1882. 
Oktoberheft:  Die  Produktion  der  Bergwerke,  Salinen  und  Hütten  im  Deutschen  Reicli 
und  in  Luxemburg  für  das  Jahr  1881.  —  Vorläufige  Nachweisungen  des  Flächeninhalts 
der  mit  Tabak  bepflanzten  Orundstücke,  sowie  die  Zahl  der  Tabakpflanzer  und  der  Ta- 
bakpflanzungen im  deutschen  Zollgebiet  für  Emtejahr  1882|88.  —  Die  Dampfkesselex- 
plosionen im  Deutschen  Reiche  während  des  Jahres  1881.  —  Die  Branntweinbrennerei 
und  die  Branntweinbesteuerung  im  deutschen  Zollgebiet  während  des  Etatsjabres  1881/82. 

—  Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung  im  deutschen  Zollgebiet  während  des  Etatsjahres 
1881|82.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waren  im  Grofshandel.  Oktober  1882.  —  Ein- 
und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  den  Monat  Okto- 
ber 1882  und  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  Ende  Oktober  1882.  —  Versteuerte  Rüben- 
mengen im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker   im  Oktober  1882. 

Preufsische  Jahrbücher.  Hrsg.  von  H.  v.  Treitschke.  Band  I.  Heft  6: 
Dezember  1882 :  Heerwesen  und  Kriegführung  in  der  Neuzeit,  von  Hauptm.  von  Kalten- 
bom.  —  Die  Ausbildung  der  Juristen,  von  O.  Bahr.  —  Die  Universitäten  und  die  Presse, 
von  H.  V.  Treitschke.  —    Eine  Erwiderung    von  H.  Baumgarten,    von  H.  v.  Treitschke. 

—  etc. 

Rundschau  der  Versiehe  ran  gen.  Jahrg.  XXXII,  Liefer.  19 — 22  v.  15.  Ok- 
tober—  15.  November  1882:  Die  Zillmer'sche  Theorie  der  Reserveberechnung  und  die 
zukünftige  Versicherungsgesetzgebuug.  —  Zustand  und  Fortschritte  der  deutschen  Lebens- 
versicherungsanstalten im  Jahre  1881.  —  Aufserordentl.  Generalversammlung  der  deutschen 
Militärdienstversicherungsanstalt.  —  Internationaler  Transportversichcrungsverband.  —  etc. 
Die  Seeversicherung  in  Frankreich  und  England.  —  Die  Viebseuchenvorsicherung  im 
schweizerischen  Kanton  Bern.  —  Die  Gefahren  der  elektrischen  Beleuchtung.  —  Schuts- 
kleider  für  Arbeiter  in  Fabriken.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen.  X.  Jahrg.  Nr.  10 — 
12,  vom  Oktober  —  Dezember  1882:  Vermehrung  der  Feuersicherheit.  —  Zur  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts   und    anderer  Gerichtshöfe    in  Versicherungsangelegenheiten. 

—  Die  deutschen  Feuervcrsicherungs- Aktiengesellschaften  im  Jahre  1881.  —  Das  Ende 
der  Dresdener  Feuerversicherungsgesellschaft.  —  Das  Geschäftsergebnis  der  französischen 
Feuerversicherungs-Aktiengesellschaften  im  Jahre  1881.  —  IX.  ordentliche  Generalver- 
sammlung des  internationalen  Transport- Versicherungsverbandes,  abgehalten  zu  München 
am  22.  und  23.  September  1882.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danckelmann. 
XIV.  Jahrg.  1882,  Heft  12,  Dezember:  Untersuchungen  über  den  Gerbstoff  der  Erlen- 
rinde ,  von  C.  Councler.  —  Zur  Abwehr  in  Sachen  der  Forstorganisation ,  von  Guse 
(Schlufs).  —  Beiträge  zur  histor.  Entwicklung  einzelner  forstlicher  Lehren  ,  von  C.  von 
Fisc'hbach.  —  Die  Moorranch  frage  im  deutschen  Landwirtschaftsrat,  von  MUttrich.  — 
Über  Verbesserung  der  Bestandsordnung,  von  Meyer.  —  Einiges  über  das  Nutzungspro- 
zent, von  Weise.  —  Bericht  Über  die  IX.  Versammlung  des  Elsafs-Lothringischen  Forst- 
vereins im  August  1882.  —  etc. 


Frommannsrhe  Buchdrackerei  (Hermann  Fohle)  in  Jena. 


in. 

Die  Artelle  in  Rnfsland. 

Von 

Dr.  Wilhelm  Stieda, 

Kaiserl.  Begiernngsrat  in  Berlin. 

Unter  einem  Artell  versteht  man  die  Verbindung  einer  gewissen 
Zahl  von  Personen,  welche  nach  freiwillig  unter  sich  getroffener  Ver- 
einbarung Arbeiten  und  Dienste  verrichten,  die  von  einem  einzelnen 
nicht  geleistet  werden  können.  So  erklärt  wenigstens  eine  offizielle 
Quelle  —  das  Gewerbe-Gesetzbuch  vom  Jahre  1799  —  von  der  die 
neuere  Auffassung  freilich  nicht  unwesentlich  abweicht.  Professor 
Issajew  in  Jaroslaw,  der  den  Artellen  eine  Monographie  gewidmet 
hat,  stellt  dieselben  hin  als  „einen  auf  Vertrag  gestützten  Bund  meh- 
rerer gleichberechtigter  Personen,  welche  zur  gemeinsamen  Verfolgung 
wirtschaftlicher  Zwecke  sich  unter  Beobachtung  solidarischer  Haft- 
bariceit  mit  Kapital  und  Arbeitskraft,  oder  nur  mit  der  letzteren 
allein  vereinigt  haben.^^  Eine  solche  Definition  mochte  fOr  das  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  verfrüht  erscheinen,  deutet  uns  aber  jeden- 
falls besser  als  die  ältere  die  Rolle  an,  welche  diese  Artelle  im  wirt- 
schaftlichen Leben  der  Russen  zu  spielen  bestimmt  sind.  Sicher  cha- 
rakterisierten übrigens  die  heute  wesentlichen  Kennzeichen  auch  wohl 
schon  in  früheren  Zeiten  diese  Verbände,  nur  war  man  sich  darüber 
noch  nicht  so  klar  geworden.  Man  hat  sich  demnach  unter  ihnen 
Vereinigungen  vorzustellen,  für  die  im  westlichen  Europa  analoge 
Erscheinungen  namhaft  gemacht  werden  können,  ohne  dafs  sie  sich 
doch  mit  diesen  vollkommen  deckten.  Die  Schultze-Delitzschen  Roh- 
stoff-Magazin-Kredit- u.  s.  w.  Genossenschaften,  sowie  die  Hirsch'schen 
Gewerkvereine  in  Deutschland,  die  Arbeiter-Syndikalkammem  in  Frank- 
reich ,  die  Trades-Unions  in  England  —  das  heifst  also  die  Verbf^nde 
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von  Handwerkern  und  Fabrikarbeitern  zur  Wahrung  ihrer  gemein- 
samen Erwerbsinteressen,  sind  solche  Beispiele,  die  zur  Veranschau- 
lichung  herangezogen  werden  können. 

Diese  Artelle  sind  seit  alten  Zeiten  in  Rufsland  sehr  verbreitet. 
Allerdings  fehlt  es  an  jeder  Handhabe  zu  einer  genauen  Statistik 
derselben,  aber  man  weifs  doch,  dafs  fast  kein  Dorf  existiert,  in  wel- 
chem die  Gewohnheit  Artelle  zu  bilden  unbekannt  oder  ungeübt  wäre. 
Gleichwohl  hat  man  lange  Zeit  hindurch  sich  in  der  Litteratur  mit 
ihnen  gar  nicht  beschäftigt,  und  erst  in  neuerer  Zeit  haben  russische 
Volkswirte  begonnen,  ihnen  ihre  Auftnerksamkeit  zuzuwenden.  Ka- 
latschow  veröffentlichte  im  Jahre  1864  die  erste  Monographie  über 
die  Artelle  im  alten  und  im  jetzigen  Rufsland,  der  einige  Jahre  später 
eine  Abhandlung  von  W reden  über  die  Versicherungs- Artelle ^  und 
eine  von  Nemirow  über  die  Börsen- Artelle  *)  folgte.  In  dieselbe  Zeit 
fiel  die  Begründung  eines  Ausschusses  zur  Beförderung  der  Yorschufs- 
Vereine  nach  dem  Muster  von  Schnitze -Delitzsch,  der  aber  auch  den 
gewerblichen  Genossenschaften  seine  Aufmerksamkeit  zuwandte,  und 
im  Jahre  1874  einen  wertvollen  Band  Materialien  über  die  Artelle 
herausgab  ^).  Namentlich  aber  in  den  beiden  letzten  Jahren  haben 
die  Artelle  eingehende  Behandlung  durch  den  Petersburger  üniversi- 
täts-Professor  W reden  in  der  neuen  Auflage  seines  Lehrbuchs  der 
politischen  Ökonomie^),  sowie  in  zwei  ihnen  ausschliefslich  gewidme- 
ten Büchern  erfahren.  Von  Schtscherbina  ist  eine  „Skizze  der 
stidrussischen  Artelle  und  Gemeinde  -  Artell  -  Formen"  (Odessa,  1880) 
veröffentlicht,  und  von  Issajew  eine  ausführliche  Monographie  „die 
Artelle  in  Rufsland''  (Jaroslow  1881  VI,  336  S.)  Mit  den  Ergebnissen 
dieser  neuesten  Schriften  wollen  die  nachfolgenden  Blätter  den  deut- 
schen Leser  bekannt  machen. 

Übrigens  sind  schon  vor  Jahren  auch  deutsche  Aufsätze  über  un- 
seren Gegenstand  erschienen.  Professor  Früh  auf,  der  eine  Zeitlang 
am  Polytechnikum  in  Riga  dozierte,  gebührt,  soviel  ich  sehe,  das 
Verdienst,  die  deutsche  Gelehrten  weit  zuerst  auf  diese  Verbände  auf- 
merksam gemacht  zu  haben  ^),   und  nach   ihm   hat  Grünwald  in 


1)  Petersburg  1870. 

2)  Petersburg  1876. 

3)  Sbomik  der  Artelle  in  Rnrsland. 

4)  Petersburg  1880.    S.   148—160. 

5)  Faucher's    Vierte^ahrsschrift    für  Volkswirtschaft    und  Kulturgeschichte,   1868 
Band  I. 


Die  Artelle  in  Bufaland.  105 

der  russischen  Revue  0  eine  ausführliche  Darstellung  publiziert,  die 
wesentlich  auf  dem  obengenannten  Sbomik  der  Artelle  in  Rufsland 
fofst. 

I. 

Nach  russischer  Auffassung  erscheint  das  Arteil  als  eine  acht 
russische  Institution,  die  gerne  aus  dem  Sinne  für  kommunale  Zu- 
sammengehörigkeit abgeleitet  wird.  Man  läfst  die  Gewerbe-Assozia- 
tion eine  Art  mobilisierter  Gemeinde- Verfassung  sein.  So  wie  die  Ge- 
meinde die  Kinder  ihrer  Angehörigen  gleich  nach  der  Geburt  in  sich 
aufnimmt  als  die  ipso  jure  zu  ihr  zählenden,  so  rezipieren  auch  die 
Artelle  den  neugeborenen  Sohn  des  mitarbeitenden  Vaters  ohne  weite- 
res ,  und  gewähren  ihm  sogar  gewisse  Vorrechte  vor  dem  Nowik  (dem 
Neuling).  Spuren  von  Artellen  findet  man  schon  in  sehr  alter  Zeit. 
Da  im  waldreichen  Norden  der  Mensch  allein  nichts  vor  sich  bringen 
konnte,  mufste  er  sich  mit  anderen  zum  Zweck  der  Urbarmachung 
des  Bodens  vereinigen.  Ebenso  liefsen  Betrieb  von  Jagd  und  Fischerei 
den  Kameraden  nicht  entbehren.  Und  so  glaubt  man  schon  im  drei- 
zehnten und  vierzehnten  Jahrhundert  Artelle  für  die  Jagd  auf  Geier- 
falken, im  fünfzehnten  Jahrhundert  Artelle  für  gemeinschaftlichen 
Fischfang  annehmen  zu  dürfen.  Allen  diesen  sollen  kriegerische  Ver- 
bände, wie  sie  sich  zum  Schutze  gegen  räuberische  Einfälle  feindlich 
gesinnter  Völkerschaften  früh  gebildet  hatten,  als  Muster  gedient 
haben. 

Diesen  Gedanken  führt  besonders  Schtscherbina  aus,  der  in  der 
Verfassung  des  Saporoger-Kosaken-Heeres  das  Vorbild  für  alle  süd- 
russischen Artelle  findet.  Wann  dieser  Kosaken-Staat  —  die  Sapo- 
roschtaja  Ssitsch  —  entstanden  ist,  läfst  sich  nicht  nachweisen,  kei- 
nenfalls  später,  als  in  der  zweiten  Hälfte  des  sechszehnten  Jahrhun- 
derts, denn  um  das  Jahr  1568  findet  sich  in  Aktenstücken  bereits 
ein  Hinweis  auf  diese  selbständige  Militärgemeinde.  Die  Ssitsch  nun 
war  eine  in  der  Art  der  geistlichen  Ritterorden  gebildete  Schar  gleich- 
berechtigter freiwillig  zusammen  getretener  Krieger,  an  deren  Spitze 
als  oberster  Befehlshaber  ein  „Ataman"  stand,  der  die  ganze  mili- 
tärische, politische,  bürgerliche  und  geistliche  Gewalt  über  die  Ge- 
nossen hatte.  Eine  Gemeinde  von  streng  demokratischer  Fassung, 
hatte  sie  neben  dem  Ataman  noch  eine  Reihe  anderer  offizieller  Per- 
sönlichkeiten aufzuweisen,  einen  sogenannten  Ossaul  (als  Gehülfen  des 

1)  Band  IV  S.  340.     Band  IX  S.  37,  115. 
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Atamans)  eine  Art  Polizeinieister,  der  auf  Aufrechterhaltiiiig  der  Ord- 
uuiig  ini  Heere  und  im  Lager  zu  waclieu  hatte,  eiiieii  Kasseiiverwal- 
ter,  einen  Schreiber  (den  einzigen  Schriftgelehrten  unter  ihnen)  und 
verschiedene  andere  Chargen  zweiten  Ranges.  Sie  zerfiel  in  38  Dör- 
fer, sogenannte  ,,Kureni",  das  von  2(M)  bis  300  und  4lK)  Genossen  ge- 
bildet war  und  dereo  jedem  wieder  ein  Atauian  vorstand.  Aufserdein 
hatten  die  Kosaken  noch  besondere  Besitzungen  —  die  Palaiiki  — 
welche  von  den  verheirateten  unter  ihnen  bewohnt  und  bebaut  wurden. 
Während  sonst  keine  Frau,  keine  Schwester  noch  Mutter  im  Lager 
sich  zeigen  durfte,  kein  Privateigeutum  existierte,  hatte  sich  in  den 
Pahmki  die  Ehefrau  ihre  Stellung  zu  walireri  gewufst  und  gab  es  hier 
eine  rechtliche  Eigen tuinsonlnung^  solern  die  Läudereien  jährlich  ver-^ 
lost  wurden. 

Inmitten  der  Ssitsch  nahmen  eine  Reihe  von  Arlidlen  ihren  Ur-' 
Sprung.  Obgleich  sie  zunächst  durchaus  militärischen  Charakter  au 
sich  trug,  lag  es  ihr  doch  nicht  fern^  gewerbliche  Zwecke  zu  verfol- 
gen, und  neben  dem  Kriege  als  ihrer  Hauptaufgabe  war  die  zweite  für 
eine  friedliche  wirtschaftliche  Beschäftigung  der  Genossen  zu  sorgen. 
Da  nun  in  jenen  kriegslustigen  Epochen  des  10.,  17,  und  auch  18.  Jahr- 
hunderts dem  Gewerbetreibenden  auf  seinen  Fahrten  in  Südrufsland 
Gefahr  bei  jedem  Schritte  drohte,  mufste  er  zugleich  Kriegsmann  sein. 
Er  mufste  seine  Person  imd  seine  Pr(>duktc  schützen,  und  weil,  falls 
er  allein  blieb,  der  Kampf  um  die  V\ahrung  seiner  Rechte  aussichtslos 
gewesen  wäre,  zog  er  in  Gruppen  und  Brüdei'schaften  auf  Erwerb  aus. 
Auf  diese  Weise  schitlen  sich  beispielsweise  die  Artelle  der 
krimschen  Salzführer  aus  der  Ssitsch  heraus.  Schon  im  sechszehu- 
teil  Jahrhundert,  als  noch  die  Tartaren  iu  der  Krim  regierten  uud 
der  Salzproduktion  oblagen,  fand  eine  lebhafte  Salz-Ausfuhr  uach 
Südrulsland  statt,  welche  durch  die  Russeo,  die  sich  scharenweise  in 
die  Krim  begaben,  vermittelt  wurde.  Die  Tartaren  luden  selbst,  wenn 
sie  Salz  hatten,  die  Saporoger-Kosaken  zum  Handel  ein.  Mit  der 
Zeit  aber,  nachdem  die  letzteren  am  unteren  Lauf  des  Dniepr  festen 
Fufs  gefal'st  hatten,  hrgnügteu  sie  sich  nicht  mehr,  die  Vermittler- 
rolle des  Händlei's  zu  spielen ,  sondern  begannen  auf  eigene  Rechnung 
den  grolsen  Reichtum  der  Salzseen  auszubeuten.  Aus  den  vielleicht  mit 
militärischer  Eskorte  je  nach  Bedarf  sich  entfernenden  Salzführern  wur- 
den allmählich  Produzenten,  die  regelmäfsig  jährlich  unter  dem  Schutze 
der  Kosaken  sich  in  das  fremde  Gebiet  wagten,  uud  d(»rt  Monate 
hindurch  arbeiteten,  um  dann  das  gewonnene  Produkt  auf  wochen- 
lauger  Fahrt  durch  die  Ukraine  überall  abzusetzen. 
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Ähnlich  wie  diese  SalzfQhrer-Artelle  bildeten  sich  die  Verbände 
der  wandernden  Fischer  und  Jäger,  der  Lotsen  auf  dem  Dniepr,  der 
hausierenden  Tabuletkrämer,  immer  im  Anschlufs  an  die  Ssitsch  und 
im  Vertrauen  auf  den  kräftigen  Schutz,  den  diese  bot 

Während  dies  im  Süden  sich  vollzog,  stand  die  Weiterentwicke- 
lung  der  Artelle  auch  im  Norden  nicht  still.  Schon  Dokumente  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  belegen  eine  bedeutende  Entwickelung  des 
Fischereigewerbes  und  der  Jagd  auf  Seetiere  im  weifsen  Meere,  die 
Artelle  für  den  Fang  von  Stockfischen,  Walrossen,  Seehunden  u.  s.  w. 
hervorgerufen  hatte.  Von  den  üfem  der  Petschora  an,  bis  nach  No- 
waja-Semlja  war  die  Walrofsjagd  vorgerückt  und  es  hatte  sich  für 
ihren  Fang  ein  Typus  von  Artellen  gebildet,  wie  er,  im  ganzen  nicht 
wesentlich  verändert,  noch  heute  besteht^). 

Neben  diesen  Artellen  erscheinen  dann  auch  hier  die  anderer 
Gewerbetreibender  und  Händler.  Ein  Schriftstück  vom  Jahre  1598 
weist  einen  Vertrag  verschiedener  Bauern  mit  dem  Rentmeister  des 
Klosters  Wäschizky  nach  wegen  der  Erbauung  von  Brücken  — 
also  ein  Artell  von  Zimmerleuten.  Nach  einem  anderen  Papier  vom 
Jahre  1636  schiefsen  zwei  Männer  Geld  zusammen,  mit  dem  Zwecke 
gemeinschaftlichen  Handel  in  den  sibirischen  Städten  zu  treiben.  Sie 
wollen  „wie  ein  Mann"  handeln;  ihr  Vertrag  wird  im  Original  als 
„Sskladnoi"  bezeichnet,  ein  Wort,  das  „etwas  zum  Zusammenlegen 
eingerichtetes"  bedeutet.  Ein  urkundlich  beglaubigtes  Artell  tritt 
uns  im  Jahre  1654  entgegen ,  in  dem  von  3  Männern  auf  3  Jahre  ab- 
geschlossenen Vertrage  zur  gemeinschaftlichen  Pacht  der  Zollerhebung 
in  verschiedenen  Dörfern.  Eine  Handwerkervereinigung  zeigt  ein  Do- 
kument von  1686  an,  in  welchem  18  Maurer  aus  Kostroma  und  Ja- 
roslaw  sich  einem  Bewohner  Moskaus  gegenüber  zur  Erbauung  zweier 
Keller  verpflichten.  Auf  ähnliche  Abmachungen  stofsen  wir  im  Jahre 
1648  bei  Schmieden,  1655  bei  Fuhrleuten  u.  a.  m.  *).  Kurz  die  vor- 
petrinische Zeit  scheint  jedenfalls  die  Artelle  in  mehr  oder  weniger 
vollendeter  Form  bereits  gekannt  zu  haben. 

Sehr  viel  deutlicher  aber  und  mehr  als  selbständige  Korpora- 
tionen erscheinen  Artelle  am  Anfange  des  18.  Jahrhunderts.  Mit  der 
Begründung  von  St.  Petersburg  entsteht  durch  den  Charakter  desselben 
als  Handelsstadt  eine  Reihe  neuer  Arbeiten,  das  Beladen  und  Löschen 


1)  über  die   Fischerei- Artelle   des    Gouv.  Archaugel   hat  Frau   Jefimenko    eine 

aasf&hrliche  gediegene  Abhandlung  im  „Sbomik  der  ArteUe  in  Kufsland  S.  1 — 175** 
Teröffentiicht. 
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der  Schiffe,  das  Aufbi^walircn  der  ankommenden,  das  Verpacken  der 
fortziiächickenden  Waren  u.  a.  m,  für  welclie  Bewohner  der  (iouver- 
oements  Archangel,  Wologda,  Jaroslaw,  Wladimir  verwendet  werden, 
die  sich  in  Petersburg  eingefunden  hatten.  Diese  Leute,  welche  die 
Gewohnheit  sich  iu  Füllen  gemeinsamer  Arbeit  aneinander  zu  seliliessen 
bereits  kannten,  arbeiten  zunächst  für  diesen  oder  jenen  Kaufmann 
gleichsam  wie  dessen  Knechte.  Als  es  diesen  jedoch  unbequem  wurde 
Rir  eine  gröfsere  Schar  von  Arbeitern  Sorge  tragen  zu  müssen,  bilde- 
ten sich  selbständige  Arbeiter* Verbände,  die  sich  nun  nicht  mehr  an 
einen  Kaufmann  verdangen,  sondeni  sich  allen  Händlern  zur  Ver- 
fügung steinen.  Ein  Banquier  der  Petrinischen  Zeit,  Heinrich  Meyer 
soll  bei  Organisation  derselben  mitgewirkt  haben*).  So  entstehen 
allmählich  die  Artelle  der  Lastträger  oder  Drägilen,  der  Packer,  der 
Hanf-  und  Flachswraker,  der  Inhaber  von  Lichterfahrzeugen  (Scbturi 
genannt)  und  die  Byrseu-Artellc,  Mit  diesem  letzteren  Namen,  der 
seither  nur  für  eine  bestimmte  Art  gebräuchlich  geworden,  werden 
sie  im  schon  erwähnten  Handwcrker-Ustaw  von  der  Gesetzgebung 
offiziell  genehmigt. 

Diese  auf  speziellem  Itodürfnisse,  des  seit  Peter  dem  Grofsen 
erwachenden  russischen  Aufsenhandols  berechneten  Verbände  bleiben 
während  des  achtzehnten  und  iu  der  ersten  Hälfte  des  neunzehnten 
Jahrliunderts  allein.  Nicht  früher  als  seit  den  sechsziger  Jahren  da- 
tiert der  neue  Stofs  zur  Bildung  von  Artellen,  der  unter  dem  Ein- 
drucke d(!r  Versuche  von  Schulze-Delitzsch  in  Deutschland  erteilt  wird 
und  eine  Reihe  mehr  oder  minder  lebensfäliiger  Genossenschaften 
hervorgerufen  hat  Molkerei-Artelle,  Butterschiägerei-,  Schuhmacher-, 
Schmiede-,  Tischler-,  Böttcher-,  KeUner- Artelle  u.  a.  sind  in's  Leben 
getreten,  dazu  eine  Menge  von  Kreditgenossenschaften,  deren  Mitglieder 
im  wesentlichen  Hauern  sind.  Alle  diese  Artelle,  auf  die  man  besonders 
aufiiierksam  wurde,  bilden  aber  nur  die  Minorität  neben  jenen,  deren 
Geschichte  unbekannt  und  die  als  Artelle  der  Jäger  und  Fischer,  der 
Erzsucher,  der  Erdarbeiter,  der  Säger,  der  Fuhrleute,  der  Pferdediebe 
sogar,  überall  in  ßufsland,  soweit  es  sich  zurückverfolgen  läfst  existiert 
haben. 

Ich  habe  im  Vorstehenden  die  Ansicht  der  russischen  Gelehrten 
wiedergegeben,  ohne  mich  ihnen  indes  ganz  anschliefsen  zu  können.  Es 
ist  wohl  kein  grofses  Gewicht  darauf  zu  legen,  dafs  die  Bezeichnung 
„Artell^"   nicht  der   rusisischen  Sprache  entstammen  soll,  sondern  mit 


I)  Isiijew»  «.  m.  O,  S,  64, 
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dem  türkischen  Worte  für  Gemeinde  „orta^^  in  Zusammenhang  ge- 
bracht worden  ist.  Noch  weniger  ernsthaft  erscheint  die  Zurück- 
führung  auf  das  deutsche  Wort  „Anteil",  wonach  „im  Arteil  arbeiten" 
soviel  heifsen  würde,  wie  „auf  Auteil  arbeiten^' ^).  Thatsache  aber 
bleibt  es  allerdings,  dafs  die  ältesten  russischen  Schriftstücke,  welche 
auf  derartige  Verbände  hinweisen,  das  Wort  „Artell"  nicht  kennen. 
Sie  gebrauchen  Bezeichnungen  wie  „Wataga"  —  im  Tartarischen  und 
bei  den  Kleinrussen  soviel  wie  Menge  —  „Druschina"  „Ssklad- 
schina"  etc.  und  nicht  früher  als  im  17.  Jahrhundert  tritt  an  deren 
Stelle  das  Wort  „Artell"  *). 

Von  Bedeutung  erscheint  mir  die  Behauptung  Skalkowsky's, 
dafs  die  schon  genannte  Ssitsch  der  Saporoger-Kosaken  nach  dem 
Muster  der  katholischen  Orden  sich  unter  dem  direkten  Einflüsse  der 
Polen  organisiert  habe.  Ich  bin  nicht  in  der  Lage  diese  Idee  quellen- 
mäfsig  verfolgen  zu  können,  aber  unverkennbar  sind  nach  der  Ein- 
gangs geschilderten  Organisation  der  Ssitsch  gewisse  Ähnlichkeiten 
mit  den  Ritterorden  vorhanden.  Zwar  mufs  ohne  Weiteres  zuge- 
geben werden,  wenn  Wallace,  der  den  Vergleich  nicht  gelten  lassen 
will,  sagt:  „die  Religion  nahm  in  ihrem  Gemüt  jedenfalls  nicht  die 
erste  Stelle  ein;  ihr  Hauptlebeuszweck  war  die  Erwerbung  von 
Beute"  *).  Auch  andere  Unterschiede  machen  sich  geltend.  Der  Rit- 
ter entsprach  einem  mönchischen  Gelübde,  wenn  er  Frau  und  Kind 
fernhielt,  der  Saporoger- Kosak  hatte  nur  die  jederzeit  drohende 
Kriegsgefahr  im  Auge.  Aber  trotz  alledem  legt  die  Aufsenseite  der 
Verbindung  die  oben  ausgesprochene  Vermutung  nahe.  Träfe  dieselbe 
zu,  so  wären  also  in  letzter  Linie  die  Artelle  auf  westeuropäische 
Einflüsse  zurückzuführen,  denn  aus  der  Ssitsch  entsprangen  sie. 
Schtscherbina  stellt  freilich  derartige  Zusammenhänge  in  Abrede 
und  leugnet  namentlich  die  Beeinflussung  durch  Polen,  die  erst  seit 
1569  in  der  Ukraine  begonnen  liätte  mehr  hervorzutreten,  d.  h.  zu 
einer  Zeit,  als  die  Ssitsch  schon  lange  bestand.  Auch  hätte  gerade 
die  Ssitsch  selbst  gegen  die  Polenherrschaft  angekämpft,  die  mit  dem 
polnischen  Regiment  Unzufriedenen  gerne  in  sich  aufgenommen  und 
überhaupt  gewissermafsen  das  Gegengewicht  gegen  den  bedrückenden 
polnischen  Einflufs  gebildet. 

Wie  dem  nun  sein  mag,  Beachtung  verdient  es  immerhin,  dafs 
auch   im  Norden    an    eine  Beeinflussung  von   Westen   her  gedacht 

1)  OrUnwald,  a.  a.  O.  Bvm.  Revue. 

S)  Issajew,  a.  a.  O.  S.  9. 

8)  Buisland,  Leipiig  1880.     Deutsche  Auiigabe  v.  E.  Böttger,  S.  418. 
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werden  kami.  Nowji;orod  s  \\Tkuhr  uiit  dem  Auslande  liefs  vor  den 
Augen  der  Russen  den  grofsartigen  Hansabund  und  die  gewerbUchcn 
Korporationen,  wie  wir  sie  in  Deutschland,  in  Frankreich,  in  Holland 
äj]den,  erstehen.  Das  konnte  nur  dazu  beitragen,  d?e  in  ihnen  vor- 
handene Neigung  zur  Vereinigung  zur  vollen  Blüte  zu  bringen,  zutual 
die  Russen  in  den  liv-  und  ehstländischeu  Städten,  in  die  ihr  Weg 
sie  oft  führte,  die  beste  Gelegenheit  hatten,  sich  vom  Nutzen  der- 
artiger Verhände  zu  überzeugen.  Eine  den  gewerblichen  Zünften 
ähnliche  Verbindung  ihrer  Handwerker  mochte  bei  dem  niederen 
Stande  der  Technik  in  jenen  Tagen  keine  Notwendigkeit  für  sie  sein. 
Wolil  aber  niursten  ihnen  die  Vereinigungen  zwcckmäfsig  vorkommen, 
wie  sie  die  speziellen  Bedürfnisse  des  Handels  in  den  Hansestädten 
erzeugte,  die  Korporationen  der  Lasttriiger,  der  Fuhrleute,  der  SchifTer 
u.  a.  Gerade  auf  diese  stofsen  wir  in  Riga  und  Reval  schon  früh. 
Ersteres  hatte  seit  1383,  urkundlich  beglaubigt,  eine  Kompanie  der 
Bierträger,  seit  1450  eine  Kompanie  der  Salzträger,  seit  1458  eine 
Bruderschaft  der  Arbeitsleutc  oder  Ligger;  in  letzterem  haben  wir 
die  Verbände  der  Fuhrleute  um  das  Jahr  1435,  der  Bierträger  1456, 
der  Mündriche  d.  h.  der  Führer  und  Inhaber  von  Lichterfahrzcugea 
seit  1506.  Neben  diesen  werden  in  spaterer  Zeit  in  einer  undatier- 
ten Urkunde,  die  in  das  Ende  des  16.  oder  in  den  Anfang  des  17.  Jahr- 
fmnderts  zu  verlegen  sein  möchte,  auch  noch  Aufschläger  im  Hafen, 
Kornmesser,  Träger  bei  der  Wage,  Saizträger,  Salzstölser  und  Zu- 
Schläger  namhaft  gemacht,  die  allerdings  nicht  ausdrücklich  als 
einem  Verbände  an  gehörig  bezeichnet  sind,  aber  unstreitig  tiir  sich  be- 
stehende Abteilungen  der  genannten,  wenn  nicht  gar  selbständige  Ämter 
bildeten.  Diese  äusserst  zweckmässigen  und  dem  Handel  sehr  forder- 
samen  Einrichtungen*)  auch  nach  ihren  Städten  zu  übertragen,  dürfte 
den  Russen  unwillkürlich  in  den  Sinn  gekommen  sein. 

Um  so  mehr  bin  ich  gODeigt,  dies  anzunehmen  als  die  ältesten, 
als  wirkliche  Korporationen  nachgewiesenen  Artelle  Rufslands  eben 
solche  Verbände  in  Handelsstädten  sind.  Es  sind  das  die  schon 
lange  vor  der  Gründung  Petersburgs,  in  Archangel  bestehenden  Kom- 
panien der  Drägilen  oder  Lastträger.  Die  Belege,  die  Kalotschow 
und  Issajew  für  das  Vorkommen  von  Artellen  im  mittelalterhchen 
Rufsland  anführen,  scheinen  mir  mehr  ein  Zeugnis  ftlr  das  unsichere 


l)  Die  Stataton  (S^brageu)  aUer  dieser  VerbÄude  ündea  sich  in  deo  Archiven  von 
Ri^ft  und  ßeval;  tn  uüier  von  mir  vorbereiuston  aud  demnächst  herttcusogebenden  Oe* 
ärchiütitt!  des  Hv-  und  ebsü&ndischfui  G^ewerbefleifse»  »ollen  sxn  xoin  ersten  Haie  ver- 
öffentlicbt  werden. 
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Tasten  eines  nach  Klarheit  ringenden  Gedankens,  als  ein  zielbe- 
woTstes  Streben  von  zusammentretenden  Genossenschaften  zu  sein. 
In  keinem  einzigen  der  Fälle  ist  von  einer  ständigen  Verbindung  die 
Rede  und  erst  die  Börsen-Artelle  zeigen  uns  seit  der  Gründung 
Petersburgs  solche.  Diesen  voran  im  Alter  stehen  aber  wie  gesagt 
die  Drägilen  in  Archangel,  die  Issajew  nicht  erwähnt  Ich  finde 
sie  zuerst  namhaft  gemacht  in  einem  Ukas  vom  4.  April  1680,  der 
in  Tschulkow's  grofsem  Werke  über  den  russischen  Handel  abge- 
druckt ist  ^).  Dieser  Ukas  läfst  erkennen,  dafs  es  sich  um  eine  ältere 
Institution  handelt,  denn  es  wird  das  ihr  bisher  anhafteude  Pacht- 
system aufgehoben  und  das  Gewerbe  zu  einem  freien  erklärt.  Auf 
das  Bittgesuch  des  Rotky  Wassiljew  und  Genossen  wird  diesen  er- 
laubt in  der  Stadt  Archangel  bei  den  Zollstätten  der  Drägilen  zu 
arbeiten.  Von  nun  an  könne  wer  wolle  zu  den  „Drägilen"  gehören. 
Gleichzeitig  erfährt  man  auch  von  anderen  Hilfsgewerben  des  Handels. 
Es  heilst:  „das  Gewerbe  der  Lotsen,  der  Böttcher*),  der  Barken- 
fQhrer  oder  der  Inhaber  von  zum  Löschen  bestimmten  Fahrzeugen 
waren  bisher  verpachtet  und  jeder  Handeltreibende  mufste  sich  an 
den  Pächter  wenden,  was  nicht  geringe  Nachteile  und  Zeitverluste 
im  Gefolge  hatte".  Vermutlich  waren  es  damals  nicht  freie  selbst- 
ständige Korporationen  im  Sinne  der  alten  Hansestädtischen,  sondern 
von  einem  Unternehmer  abhängige  Arbeiterscharen.  Dieser  hatte  von 
der  Hafen-  oder  Stadtverwaltung  das  Monopol  gepachtet  und  in 
seinem  Interesse  lag  es  nicht  zu  viel  Kräfte  einzustellen,  denen  er 
mehr  hätte  zahlen  müssen.  In  dieses  System  schiefst  der  Ukas  von 
1680  Bresche. 

Erscheint  nun  hier  in  Archangcl  das  Korporationswesen  zunächst 
bis  1680  als  etwas  Unfertiges,  nicht  recht  Verstandenes,  das  die 
Arbeitsleute  erst  mit  der  Zeit  sich  zu  eigen  zu  machen  wissen,  so 
geht  aus  der  Geschichte  der  „Drägilen" -Kompanie  in  Petersburg 
gleichfalls  hervor,  dafs  man  es  mit  einer  Einrichtung  zu  thun  hat, 
die  an  die  Russen  von  aufsen  herantrat.  Sonst  hätten  sie  sich  mit 
derselben  wohl  eher  befreundet,  als  es  wirklich  der  Fall  war.  Is- 
sajew berührt  kurz^)  die  Thatsache,  dafs  die  im  Jahre  1724  in 
Petersburg  ins  Leben  gerufene  Kompanie  der  Drägilen  zeitweilig 
wegen  Klagen  der  Kaufmannschaft  aufgehoben  war.    Auf  diese  Klagen 


1)  GesehichUicbe  Beschreibung   des  russischen  Handels   in  allen  Häfen  und  an  allen 
Grenzen.  St.  Petersburg  1781 — 1788,  21  Bücher  in  7  Bänden  (in  russ.  Sprache.) 
S)  wörtlich :  derer  die  Reifen  umlegen  und  derer  die  Fäfschen  machen. 
3)  a.  a.  O.  S.  64. 
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selbst  geht  er  nicht  eiii,  sie  sind  aber  gerade  sehr  interessant,  weil 
sie  ein  Beleg  dafür  zu  sein  scheinen,  dafs  hier  eine  Neuerung  einge- 
führt war»  die  sich  nicht  in  alles  zu  schicken  wufste  und  manches 
zu  wünschen  übrig  liefs.  Aus  Tschulkow  erfiihrt  man  das  Nähere*). 
Durch  Reglement  des  Kommerz-Kollegiums  vom  22.  Jiini  1724  werden 
Drägilen  ernannt  und  bestimmt,  wieviel  sie  von  jeder  Ware  erhalten 
sollten.  Ilire  Aufgabe  wird  nicht  deutlich  angegeben,  sie  werden  in 
den  Ambaren  (Speichern),  beschäftigt  und  haben  Aufseher  (Starosteu) 
über  sich.  Es  waren  ihrer  67  Mann,  worunter  2  Starosten  und 
5  Dessätniken  (Vorgesetzter  über  10  Mann).  Schon  nach  13  Jahren, 
im  Jahre  1737  — ,  schlägt  das  Kommerz-Küllegium  dem  regierenden 
Senat  vor  die  Kompanie  wieder  eingclien  zu  lassen.  Man  liatte  die 
Drägilen  ernennen  müssen ,  als  der  Handel  noch  neu  war  und  wenig 
Leute  sich  zur  Arbeit  einfanden  —  im  Jahre  l7f>3  wurde  Petersburg 
gegründet^  1713  die  ersten  Anordnungen  getroffen  den  Handel  von 
Archangel  nach  Petersburg  zu  verlegen»).  Jetzt  hatten  namentlich 
die  ausländischen  Kaufleute  erklart,  dafs  die  Drägilen  ihnen  nur 
Kosten  verursachten  und  weiter  nichts  ihäten,  als  beim  Wägen  der 
Waren  die  Gewichte  auf  die  Wagschale  zu  legen.  Die  Waren  aus 
den  Schiffen  aus-  und  einladen  müfstcji  sie  mit  iliren  eigni^  Arbciteru 
und  es  wäre  ihnen  das  liebste,  wenn  man  ihnen  erlaubte  für  sich  selbst 
zu  sorgen.  Dem  Drängen  wurde  nachgegeben  und  die  Kompanie  der 
Drägilen  aufgeh4»ben.  Sie,  die  eigentlich  zu  Lasttriigern  ausersehen  wa- 
ren, dem  Kaufmann  zur  Krleichterung,  der,  wenn  er  fremd  aus  dem  Aus- 
lande kam,  nicht  über  die  notigen  Arbeitskräfte  gebot,  sie  waren  vor- 
nehme Wagemeister  geworden,  die  als  Hean*tc  der  Zoilbehörrten  sich 
damit  begnügten  das  Gewicht  der  zu  verzollenden  Waren  zu  ermit- 
teln. Für  diesen  Zweck  war  eine  sehr  grofse  Zahl  von  67  Mann 
nicht  erforderlich,  kein  Wunder  also,  dafs  man  sie  beseitigte.  Als 
jetioch  später  der  Petersburger  Handel  zunahm,  gebrach  es  doch 
wieder  an  den  erforderlichen  Kräften  zum  Tragen  der  Lasten,  und 
Im  Jahre  1764  wird  die  Kompanie  erneuert,  dieses  Mal  mit  dem 
auBgesprochenen  Zweck  des  Lasttragens,  wie  sie  ihn  bis  heute  be- 
halten hat. 

Das  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  war  nun  zugleich  die  Zeit, 
wo  abermals  entscheidende  Versuche  gemacht  wurden  das  Zunft- 
wesen   nach   Rul'sland  zu   importieren.     Kaiserin    Katharina  IL   liefs, 

1)  B&Dd  6  8.  666  t  B^d  9  8.  673. 

2)  VergJeicbe  hierüber  merne  Abhftndltmg:  Peter  der  Grofie  a1«  M«r]umdli»t  in  der 
Bu«i.  Revue  B.  Ul  S.  235. 
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sich  im  Jahre  1766  aus  Riga  die  Abschrift  von  42  Handwerksschra- 
gen  kommen^)  und  in  der  Folge  erschien  ihre  Städte-  und  Hand- 
werksordnung für  das  russische  Reich.  Der  Moment,  die  Zünfte  nach 
Rnfsland  zu  übertragen,  war  freilich  schlecht  gewählt,  denn  in  Frank- 
reich war  man  nahe  daran,  sie  für  immer  zu  beseitigen  und  in  Deutsch- 
land litt  man  unter  dem  Druck  derselben  unsäglich.  Daher  blieb  auch 
Katharina^s  Wunsch  ohne  Realisierung  und  zu  irgend  welcher  Bedeu- 
tung haben  die  in  einzelnen  Städten  wirklich  ins  Leben  getretenen 
,,Zechen'^  sich  nie  aufzuschwingen  vermocht. 

Aus  aU  dem  Gesagten  läfst  sich,  glaube  ich,  eine  Beeinflussung  der 
russischen  Artelle  durch  westeuropäische  Formen  nicht  in  Zweifel  ziehen. 
Ich  bin  weit  davon  entfernt  zu  glauben,  dafs  es  sich  um  Nachahmungen 
der  deutschen  oder  holländischen  Zünfte  handelt;  die  Russen  haben 
ihre  Artelle  in  einer  so  eigenen  Weise  entwickelt,  dafs  die  Anlehnung  an 
vorhandene  Muster  ganz  zurücktritt.  Die  Idee  des  Aneinanderschlusses 
mehrerer  Personen  zu  einer  Arbeit,  die  nur  gemeinsam  mit  Erfolg  be- 
trieben werden  konnte,  braucht  übrigens  kaum  aus  dem  Auslande  im- 
portiert zu  werden.  Aber  doch  ist  es  nicht  unwesentlich,  Beziehungen 
nachzuspüren,  die  als  Vorbilder  gedient  haben  könnten.  Im  gegebe- 
nen Falle  scheint  sogar  der  Name  adoptiert  wosden  zu  sein;  denn 
,J)rägil"  ist  woU  nur  aus  „Träger"  corrumpiert  So  wenig  als  wir 
die  ersten  Zünfte  Deutschlands  im  12.  und  13.  Jahrhundert  für  eine 
Nachahmung  der  römischen  Kollegien  ansehen  möchten ,  so  wenig  bin 
ich  geneigt,  die  Artelle  Rufslands  ausschliefslich  auf  fremdländische 
Muster  zurückzuführen.  Aber  so  gewifs  es  ist,  dafs  in  einzelnen 
deutschen  Städten  der  römische  Einflufs  auf  das  Gewerbewesen  sich 
geltend  gemacht  hat,  so  sicher  erscheint  es  auch,  dafs  für  manches 
der  russischen  Artelle  der  Anstofs  von  aufsen  gekommen  ist.  Bei  den 
Kreditgenossenschaften  aus  den  sechsziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts 
tritt  das  besonders  deutlich  hervor. 

n. 

Es  wurde  schon  gesagt,  dafs  das  Artell  eine  in  Rufsland  sehr 
weit  verbreitete  Institution  ist,  deren  Mitgliederzahl  sich  statistisch 
zur  Zeit  nicht  bestimmen  läfst.  Sicherlich  ist  sie  sehr  bedeutend. 
Die  Börsen-Artelle  zählen  in  Petersburg  allein  3500  Mitglieder,  in  den 


1)  Nach  einem  handschriftlichen  Vermerk  im  Schragenbuch  der  rigischen  Ämter, 
aas  dem  die  Statuten  für  die  Kaiserin  abgeschrieben  wurden.  (Kalblederband  von  1110 
Seiten  auf  dem  Amtsgericht  in  Riga). 
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anderen  Handelsstiidttm  und  auf  den  Eisenbahnstationen  wohl  an  die 
ITMXjfX  Mit  dem  Seehuiidsfang  in  Archangcl,  der  nur  artellwmse  un- 
ternommen wird,  befassen  sich  4t)00  Genossen*).  Das  sogenannte 
Waldgewerbe,  Bäume  fällen,  Holz  flöfsen  etc.  beschäftigte  in  Archangcl 
im  Jahre  1875  2567,  im  Jahre  1881  3652  Mann»)  in  Artellen  und 
die  Zahl  der  aus  Archangel  stammenden  Personen  in  den  Petersbur- 
ger Börsen- Arldlcn  war  im  Jahre  1875  717,  im  Jahre  1881  940. 
Aufserdeni  zählten  die  in  der  Stadt  Archangel  selbst  thätigen  Börsen- 
Artelle  im  Jahre  1875  1019,  im  Jahre  1881  642  Mitglieder  Dasi 
sind  Angaben  nur  für  ein  Gouvernement,  das  notorisch  zu  den  am 
dünnsten  bevölkerten  des  grofsen  russischen  Reiches  gehört,  und  wenn 
daraus  auf  die  Zustände  in  den  anderen  Provinzen  gefolgert  werden 
darf,  so  mufs  die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  aller  ArtelJs  eine  sehr 
beträchtliche  sein.  Siebzig  verschiedene  Zweige  der  gewerblichen  Thii- 
tigkeit,  Issajew  hat  sie  alle  sehr  fleifsig  zusammengestellt^^),  kennen 
und  schätzen  das  Artelh  Wir  finden  da  Verbindungen  von  Handwer- 
kern, von  Händlern,  von  Leuten,  die  persönliche  Dienste  leisten,  so- 
gar von  Landwirten,  kein  Beruf  bleibt  ausgeschlossen.  Es  giebt  Ar- 
telle der  Tischler,  Böttcher,  Weber,  aber  auch  der  Baader  in  den 
orten tlichen  Badestyben  Petersburgs,  der  Musikanten,  der  Lumpen- 
sammler, der  Borstenhändler,  selbst  der  Bettler  und  Pferdediebe. 
Und  immer  neue  schiefsen  wieder  aus  dem  Boden  hervor,  so  jüngst 
das  Handel s-Artell  von  Personen,  die  eine  Pension  beziehen  *)*  Jeder, 
der  diesem  zutritt,  mufs  eine  Pensionsberechtigimg  oder  eine  Lebens- 
versichcningsiudice  aufweisen,  unter  deren  Verpfändung  das  Artell 
ein  Kapital  aufnimmt,  mit  dem  Handel  getrieben  wird.  Man  sieht, 
die  Neigung  für  die  Artclle  treibt  4>ft  wunderliche  Blasen. 

So  vielseitig  mm  auch  der  Artell-Gedanke  et*scheint,  auf  wie  ver- 
schiedene Dinge  er  sich  erstrecken  mag,  immerbin  giebt  es  gewisse 
Punkte,  die  allen  gemeinsam  sind*  Die  Artelle  verfolgen  L  wirtschaft- 
liche Zwecke.  Zwar  sind  diese  nicht  immer  produktive  und  nicht  nur  zu 
industriellen  und  kommerziellen  Unternehmungen  vereinigt  man  sich^ 
sondeni  es  giebt  auch  Konsum tions- Artelle,  Verbände,  bei  denen  es  auf 
Befriedigung  der  körperlichen  Bedür&iisse  abgesehen  ist.    Es  sind  unter 


1)  IsBÄJew  ft.  I*.  O,  8    286. 

3)  M  i  t:  b  a  i  L  o  w  's  Bericht  von  der  Thütigkett  de»  ArchftQ^elsoh.  Statist.  Goaver* 
iieinentakoniitt«eä  iu]  Jahre  1875.  Arcbangol  1877  8.  37.  Reglern ogsfias.  vom  Jahre 
1882  N.  207. 

3)  IssaJQW  a.  a.  O.  S.  101. 

4)  KegicmngÄ' Anzeiger  1882  N.  84. 
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diesen  nicht  Konsumvereine  gemeint,  obwohl  auch  die  hierher  gehören 
würden,  sondern  Fälle,  in  den  z.  B.  die  auf  einer  Fabrik  oder  im  Ha- 
fen u.  s.  w.  arbeitenden  Personen  sich  zusammenthun  und  einen  aus  ihrer 
Mitte  mit  der  Sorge  für  die  Beschafiung  der  täglichen  Nahrung  betrauen. 
Nicht  recht  scheinen  in  die  Kategorie  „wirtschaftliche  Zwecke"  die  Ab- 
sichten zu  gehören,  welche  die  Bettler-  und  Pferdediebe-Artelle  ver- 
folgen. Gleichwohl  zeigt  das,  was  namentlich  Schtscherbina  über 
sie  mitteilt,  von  einer  ganz  festen  Organisation,  der  man  im  weiteren 
Sinne  wohl  auch  wirtschaftlichen  Charakter  nachzusagen  berechtigt 
ist.  Diese  Bettler-Artelle  finden  sich  an  vielen  Orten  des  südlichen 
Rufslands,  besonders  inmitten  kleinrussischer  Bevölkerung  und  sind 
durchaus  handwerksmäfsig  gegliedert.  Manches  an  ihnen  ist  dunkel 
und  geheimnisvoll,  da  die  Bettler  ihre  gegenseitigen  Beziehungen  im 
tiefsten  Geheimnisse  hielten,  aber  in  der  Hauptsache  ist  man  doch 
unterrichtet.  Es  ist  bekannt,  dafs  es  beständige  und  zeitweilig  zu- 
fällig zusammentretende  Artelle  giebt.  Bei  den  ersteren  wird  ganz 
sorgfaltige  Umschau  unter  den  Aufzunehmenden  gehalten,  die  sich 
z.  B.  durch  gute  Stimmmittel  auszeichnen  müssen ,  da  diese  Artelle 
durch  Gesang  auf  das  Liedern  geneigte  Herz  des  Kleinrussen  wir- 
ken. Bafs ,  Diskant  u.  s.  w.  müssen  gut  vertreten  sein ,  wenn  ihre 
Chorgesäuge  die  Mildthätigkeit  der  auf  den  Jahrmärkten  und  Bazaren 
Versammelten  zu  reichlicher  Spende  anregen  sollen.  Neben  Gesang 
wird  von  anderen  Artellen  auf  körperliche  Gebrechen  Gewicht  gelegt; 
Blinde,  Lahme,  Krumme,  Krüppel,  alles  was  durch  einen  Körper-Fehler 
die  Aufmerksamkeit  der  Vorübergehenden  auf  sich  zu  lenken  im  Stande 
ist,  wird  bereitwilligst  aufgenommen.  So  unterscheidet  man  singende 
oder  bittende  Artelle,  je  nach  den  Eigenschaften,  über  welche  die 
Mitglieder  verfügen.  Unter  den  Genossen  selbst  wird  eine  gewisse 
Itangstufe  beobachtet.  Die  „Starzy",  die  eigentlichen  Bettler,  sind 
wesentlich  mehr,  als  der  „Powodatyr",  der  Gehülfe,  ohne  den  z.  B. 
ein  Blinder  nicht  auskommen  kann.  Häufig  verrichten  Kinder  derar- 
tige Gehülfen-Dienste ;  „für  ein  Stück  Brod" ,  d.  h.  für  den  Lebensun- 
terhalt werden  sie  von  gewissenlosen  Eltern  dazu  hergegeben,  denn 
die  Bettler  verwenden  ihre  eignen  Kinder  selten,  obwohl  sie  sich  zahl- 
reicher Nachkommenschaften  zu  erfreuen  pflegen. 

In  der  lliat  mau  mufs  gestehen ,  dafs  selbst  diese  Bettler- Artelle 
in  einer  Weise  ihrem  Gewerbszweig  obliegen,  die  wirtschaftlich  ge- 
nannt werden  kann.  Und  das  Gleiche  scheint  von  den  Artellen  der 
Pferde-  und  Viehdiebe  zu  gelten,  wie  sie  namentlich  im  Gebiet  der 
kubanschen  Kosaken  zu  Hause  sind ,  obwohl  hier  die  Vorstellung,  ge- 
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wohnliche  Räuberbanden  vor  sich  zu  haben,  nicht  ganz  weichen  will. 
Schtscherbina  schildert  sie  als  eine  Gruppe  von  solidarisch  ver- 
bundenen  Personen,  die  für  die  Orte  ihrer  Thätigkeit  kleinere  Rotten 
bilden,  jede  derselben  mit  einem  Anführer  und  alle  mit  einander  in 
engsten  Beziehungen.  Diese  Organisation  ist  so  fest,  so  weit  ver- 
breitet, dafs  die  Obrigkeit  sie  nicht  zu  unterdrücken  im  Stande  ist, 
obgleich  mau  gelegentlich  sogar  die  Namen  der  Anführer  anzugeben 
vennag.  Es  fällt  schwer,  diese  Artelle,  deren  Existenz  keinem  Zweifel 
unterliegen  kann,  mit  den  übrigen  auf  eine  Stufe  zu  stellen.  Sie  er- 
scheinen als  die  Zerstörer  und  Vemichter  der  Eigentums*  und  Ge- 
sellschaftsordnung;  sie  sind  Schmarotzer  und  Diebe,  wjüireml  jene 
sich  bemühen,  eine  Wirtschafts-Ordnung  zu  schauen,  sicli  placken 
und  redlich  arbeiten.  Ist  da  wirklich  an  einen  Zusammenhang  zu 
denken  und  verdienen  diese  Dieb&banden  die  Bezeichnung  von  Ar- 
tellen V 

2,  Als  zweites  charakteristisches  iKennzeichen  erscheint  die 
Gleichberechtigung  aller  Genossen.  Jeder  ist  stimmberechtigt,  jeder 
hat  Anspruch  auf  die  Ehrenämter  eines  Starost,  Dessättiik  u.  s.  w. 
Er  nimmt  an  der  Verwaltung  Teil,  darf  zu  jeder  Zeit  Einsicht  in  die 
Artellbücher  verlangen  und  bekommt  bei  der  Verteilung  des  Gewinnes 
oder  l^hnes  den  gleichen  Anteil.  Für  gleiche  Mühe  gleicher  Lohn, 
so  lieifst  der  allgemein  befolgte  Grundsatz,  von  dem  nur  in  sofern 
Abweichungen  vorkommen,  als  die  Vorsteher,  die  Starosten  u.  s.  w. 
häufig  gröfscre  Anteile  bekommen.  Da  ist  dann  aber  auch  die  Lei- 
stung eine  etwas  andere  gewesen. 

Den  Rechten  entsprechend  ruhen  auch  Pflichten  auf  den  Schul- 
tern der  Genoasen,  denen  sich  niemand  entziehen  kann.  Die  erste 
ist  die  regelmäfsige,  unverdrossene,  unausgesetzte  Teihuihme  an  der 
Arbeit.  Eaullenzer  werden  nicht  geduldet  und  Ausschlufs  erfolgt, 
sobald  die  Kräfte  zur  Beteiligmig  an  der  Arbeit  nicht  mehr  aus- 
reichen. Wo  die  Genossenschaft  von  den  Mitgliedern  Geldbeiträge 
fordert,  ist  zweitens  auch  pünktliche  Entrichtung  derselben,  sowie  der 
Eintrittsgelder  eine  Pflicht.  Der  Petersburger  Tischler- Artell  z.  B. 
verlangt  innerhalb  sieben  Tagen  nach  Aufnahme  eines  Mitgliedes  eine 
Zahlung  von  25  Rubeln.  Ein  drittes  Erfordernis  ist  gute  sittliche 
Führung  und  strenge  Beobachtung  der  gewohnheitsmäfsigeu  Rechts- 
regeln, Es  kommt  vor,  dafs  tlie  Artelle  gegen  den  ersten  Punkt 
fehlende  Kameraden  ausseht iel'sen*  Zur  Aufrechterhaltung  der  Diszi- 
plin verlangen  sie  bedingungslosen  Gehorsam  gegenüber  dem  ÄltesteUp 
Bei  der  Jagd  auf  Seehunde  z.  B.  darf  uiemand  sich  den  Anordnungen 
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des  Steuermanns  widersetzen,  was  aus  der  Oefahr,  die  sonst  droht, 
erklärlich  wird.  Aber  auch  in  den  anderen  Artellen  stofsen  wir 
auf  dieses  Verlangen.  So  heifst  es  bei  einem  der  Petersburger  Bör- 
sen-Artelle: „uns  Artellgenossen  kommt  es  zu,  jeder  Zeit  dem  Starost 
Jeger  Jewssignejew  gehorsam  zu  sein,  und  keinen  Widerspruch  gegen 
ihn  zu  erheben,  weder  auf  dem  Warenhofe,  noch  bei  der  Arbeit, 
noch  in  der  Wohnung^^  ^).  Hier  ist  ein  Zug,  der  an  die  Pflicht  jedes 
Zunftmitgliedes  dem  Oldermann  willfahrig  zu  sein,  erinnert 

Die  Zahl  der  Kameraden,  die  aufgenommen  werden  können,  rich- 
tet sich  ganz  nach  dem  Gewerbe.  Es  giebt  Artelle  mit  mehreren  hun- 
dert Genossen,  die  Fischerei-  und  Jagdartelle  dagegen  bestehen  oft  nur 
aus  2  oder  3  Genossen.  Es  kommt  aber  wohl  auch  vor,  dafs  sie  ein 
fQr  allemal  nur  eine  bestimmte  Anzahl  aufnehmen.  Auf  den  Seen  des 
Newgoroder  und  Pskoffschen  Gouvernements  z.  B.  bestehen  die  Artelle 
fQr  den  Winter-Fischfang  aus  32,  für  den  Sommer-Fischfang  aus  20 
Mann. 

Mit  dieser  prinzipiellen  Gleichberechtigung  der  Genossen  verträgt 
es  sich  schlecht,  dafs  die  Artelle  ihrerseits  wieder  Lohnarbeiter  be- 
schäftigen und  selbst  zu  Unternehmern  werden.  Bei  weitaus  den 
meisten  Artellen  ist  dieser  Fall  freilich  grundsätzlich  ausgeschlossen. 
In  Artellen  mit  sehr  geringem  Verdienst,  oder  wo  eine  gewisse  spe- 
zielle Vorbildung  nötig  ist,  wird  man  Lohnarbeiter  nicht  beschäftigen 
können.  In  den  selbständigen  Artellen,  wo  alle  Teilnehmer  von 
gleichem  Vermögen  sind,  auch  die  Anschaffung  des  Handwerkszeugs 
keine  bedeutenden  materiellen  Opfer  fordert,  sowie  in  den  Jäger- Ar- 
tellen, werden  Lohnarbeiter  ebenso  wenig  vorkommen.  Wohl  aber 
erscheinen  sie  in  den  selbständigen  Artellen  mit  grofsen  Einnah- 
men, namentlich  wenn  diese  Einnahmen  zu  verschiedenen  Zeiten 
des  Jahres  verschieden  fliefsen,  so  besonders  in  den  Börsen -Ar- 
tellen. Die  Artelle  der  Packer,  Träger  u.  s.  w.  haben  alle  Ix)hn- 
arbeiter,  die  bisweilen  in  grofsem  Umfange  engagiert  werden.  Das 
Petersburger  Drägilen  -  Arteil  besteht  aus  200  Mitgliedern,  die  für 
jedes  300  Arbeitstage  gerechnet,  60000  Arbeitstage  im  Jahre  leisten. 
Die  von  ihm  angemieteten  Lohnarbeiter  aber  stellten  zusammen 
181588  Arbeitstage.  Die  Packer  in  Archangel  haben  oft  die  vier- 
fache Zahl  ihrer  Mitglieder  als  Lohnarbeiter.  Das  Eintrittsgeld  ist 
bei  diesen  Artellen  ziemlich  hoch,  die  Mitgliedschaft  nicht  leicht  zu 
erlangen,    die   Bildung   selbständiger   Artellen    hat   ihre   Schwierig- 
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keiten  —  also  was  bleibt  den  Arbeitern  übrig,  als  sich  auch  in  un- 
tergeordneter Stellung  den  Artellen  anzuschliefsen,  obwohl  das  nicht 
das  Angenehniste  für  sie  ist»  Denn  in  der  Regel  werden  ihnen  die 
schwereren  Arbeiten  zugemutet;  sie  erhalten  ferner  einen  festen  Lohn, 
der  hinter  dem  Verdienste  der  Artt^Ilgenossen  weit  zurückbleibt*), 
an  der  Verwaltung  haben  sie  keinen  Anteil.  Sie  stehen  also  wirk- 
lich den  Mitgliedern  des  Artells  als  die  verraögeDsIosen  Proletarier 
gegenüber. 

Dafs  hierin  eine  Anomalie  liegt,  scheint  mir  unzweifelhaft  und 
ui.  E.  hat  Professor  W reden  Recht,  wenn  er  für  den  Begrili'  des 
Artells  die  Forderung  aufstellt,  dafs  niemals  irgend  eine  Arbeit  in 
den  Händen  eines  Lohwarbeiters  sein  dürfe-').  Es  ist  mit  dem  Geiste 
des  Artells,  mit  dem  Zwecke,  den  es  verfolgt,  unvereinbar »  dafs  es 
seine  Machtstellung  dazu  benutzt,  die  Arbeiter  auf  den  Staudpunkt 
herunter  zu  drücken,  den  sie  selbst  inne  haben  würden,  wenn  sie  nicht 
ein  Arteil  gebildet  hättim.  Ist  Bedürtnis  nach  mehr  Arbeitskräften 
vorhanden,  so  sollten  neue  Artelle  entstehen,  die  sich  dem  Umstände, 
dafs  sie  nur  für  einige  Zeit  im  Jahre  Beschäftigung  finden,  w(>hl  an- 
zupassen  wissen  würden*  Die  Auwendimg  von  Ijcdmarbeitern  droht 
zu  Ausartungen  des  Artells  zu  führen,  da  die  letzteren  eben  dann 
zu  kapitalistischen  Unternehmungen  werden  und  ihren  Charakter  jds 
Gemeinschaft  Gleichberechtigter  einbülsen*  Issajew  bemüht  sich  diese 
Unebenheit,  mit  der  er  gerade  auch  nicht  zu  sympathisieren  scheint, 
ins  rechte  Liclit  zu  setzen  ^).  Er  meint,  dal's  sie  mit  dem  Wesen  de^ 
Artells  wohl  in  Einklang  gebracht  werden  könne.  So  wie  es  für  den 
Gemeindebesitz  gleichgültig  sei,  ob  der  Landwirt  mit  Familienange- 
hörigen oder  mit  Mietlingen  den  Acker  bestelle,  so  sei  es  für  das-| 
Artell  unwesentlich.  Aber  ich  möchte  darauf  nur  erwidern,  dafs  das! 
Arbeiter-Artell,  sowie  alle  Arbeiter- Verbände  immer  nur  von  dem4 
Bestreben  aus  zu  begreifen  sind,  einen  Damm  gegen  das  Umsich- 
greifen kapitalistischer  Produktions-  und  Betriebs  -  Weise  errichten 
zu  wollen.  Sucht  der  Verband  mit  demselben  Mittel  sich  mächtig 
zu  machen,  welches  er  in  der  Hand  eines  anderen  bekämpft,  so  tritt 
(;r  aus  dem  ursprünglichen  Bahmen  heraus  und  verdient  die  frühere 
Bezeichnung  nicht  mehr.  Es  liegt  in  diesem  Vorgehen  der  russischen 
Artelle  unstreitig  ein  Moment,   welches   die   in  Frankreich  über   die 


1)  In    den    Petersb.    Bur^iiMi-Artcneii   werden    ihnön    6£i  Kop.    tagUclt   gezahU,    nboj 
«tw»  304)  Rbl.   im  Jahre,  wühreod  die  Arten|reiiO:i5cn  jithrlicli   SöO  Rbl.   vtvrdieueti. 
t)  Lehrbuuh  S.   15Ci. 
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Syndikatskammern  laut  gewordenen  Befürchtungen  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  rechtfertigt  ^ ). 

3.  Ein  drittes  Moment  ist  das  solidarische  Einstehen  der  Gre- 
nossen  für  einander.  Das  Arteil  legt  allen  die  gleiche  Verantwort- 
lichkeit auf  für  die  pünktliche  und  sorgfältige  Ausführung  der  Auf- 
träge, die  von  einzelnen  Personen  oder  Körperschaften  ihm  übertragen 
worden  sind.  Jeder  mufs  bereit  sein  für  den  Schaden  einzustehen, 
der  dem  Mieter  des  Artells  erwächst,  unabhängig  davon,  welcher  der 
Genossen  die  schuldige  Ursache  war.  Bei  den  Kredit-Artellen  ist  die 
Solidarhaft  besonders  betont,  ist  aber  in  den  anderen  Artellen  gleich- 
falls üblich,  und  tritt  nur  nicht  so  bemerkbar  hervor.  Bei  den  Kon- 
sumtions- Artellen  z.  B.  wird  ein  Vertrag  Dritten  gegenüber  nicht 
eingegangen,  gleichwohl  besteht  auch  hier  die  Haftbarkeit,  denn  das 
Artell  nimmt  die  Lebensmittel  beim  Kauf  manne  häufig  auf  Schuld, 
dieser  aber  kreditiert  nur,  weil  er  weifs,  dafs  er  nötigen  Falls  seine 
Befriedigung  von  einem  beliebigen  Artellgenossen  verlangen  kann.  Für 
denjenigen,  der  das  Artell  in  seinen  Dienst  nimmt,  ist  diese  Ein- 
richtung aufserordentlich  wohlthätig.  Er  kann  überzeugt  sein,  dafs 
alle  etwaigen  Verluste,  die  ihm  aus  schlechter  Arbeitsleistung  des- 
selben erwachsen  könnten,  gedeckt  werden. 

Es  fragt  sich  aber,  ob  auch  für  das  Artell  diese  Haftbarkeit  stets 
am  vorteilhaftesten  ist.  Zunächst  ist  es  wohl  richtig,  dafs  in  vielen 
Fällen  nur  durch  sie  das  Artell  lebensfähig  wird  und  das  Vertrauen 
geniefst,  welches  es  sonst  erst  nach  jahrelanger  Wirksamkeit  einzu- 
flöfsen  im  Stande  wäre.  Dank  ihr  können  RohstoflT-Artelle  bequem 
den  Einkauf  der  Rohproduktion  bewerkstelligen ,  Dank  ihr  können  die 
Rirsen-Artelle  für  ihre  Leistungen,  einen  höheren  liOhn  erzielen,  als 
die  für  sich  allein  arbeitenden  Personen.  Dagegen  entspringt  in  den 
Zweigen  der  Arbeit,  die  niedrig  gelohnt  werden,  wo  die  Mitglieder 
den  ärmsten  Schichten  der  Bevölkerung  angehören,  schwerlich  ein  Vor- 
teil für  die  Artell-Genossen  aus  dem  Zwang  für  einander  einzustehen. 
Beim  SchiflFszieher-Gewerbe  z.  B. ,  bei  dem  der  Schiffsbesitzer  grofses 
Gewicht  auf  die  ihn  gegen  alle  Unfälle  sicherstellende  Haftbarkeit  legt, 
vermag  diese  letztere  doch  nicht  den  Ix)hn  zu  erhöhen.  Würde  das 
Ziehen  der  Fahrzeuge  durch  einzeln  gemietete  Arbeiter  besorgt  wer- 
den müssen,  so  würde  es  voraussichtlich  dem  Unternehmer  viel 
teurer  zu  stehen  kommen.  Issajew,  der  diese  Dinge  mitteilt,  läfst 
uns  darüber  im  Dunkeln,  warum  in  solchen  Fällen  sich  Artelle  über- 
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haupt  noch  bereit  finden,  diese  schwere  Arbeit  zu  überaelinien.  Es 
scheint  hier  weniger  das  Prinzip  der  Ilaftl)arkeit,  als  vielmehr  das 
Artell  selbst  nicht  recht  angebracht  zu  sein,  da  für  gewöhnlich  das 
Artell  gerade,  weil  es  durch  Not  veranlafste  Konkurrenz  unterdrückt, 
höhereu  Gewinn  zu  erzielen  weifs.  Soviel  ich  sehe,  dient  aber  doch 
seJbst  bei  den  SchiÖsziehern  fias  Artell  dazu,  diesen  die  allerdings 
kümmerlichen  Löhne  zu  beschaffen.  Würde  dem  Fahrzeugsbesitzer 
keine  Garantie  geboten  werden,  so  luüfste  er  auf  andere  Beförde- 
rungsmittel bedacht  sein,  die  menschliche  Arbeitskraft  würde  in  *leu 
Hintergrund  gedrängt  werden  und  dadurch  würden,  wie  die  Dinge 
zur  Zeit  liegen,  die  sich  zu  diesem  Gewerbe  verstehenden  Bauern 
noch  schlimmer  fahren  d.  h.  ohne  Arbeit  1  »leiben. 

Wenn  man  geneigt  ist,  das  Prinzip  der  solidarischen  Haftbarkeit 
für  das  Lebensprinzip  der  Ärtelle  zu  halten,  so  entsteht  die  weitere 
Frage,  wie  die  Artelle  es  überhaupt  möglich  machen,  Ersatz  zu  bie- 
ten, da  die  von  ihnen  gesammelten  Kapitalien  und  selbst  das  Privat- 
vermögen der  Genossen  in  viulen  Fällen  nicht  ausreichen  dürften,  et- 
waige Verluste  auch  nur  annähernd  zu  ersetzen.  Durch  die  Börsen- 
Artelle  kommen  oft  hunderttausende  von  Rubeln  zur  Zahlung,  und  ob- 
gleich dieselben  einen  Reservefonds  aufspeichern,  würde  dieser  für 
solche  Summen  nicht  genügen.  Hier  hat  m.  E,  Professor  W^ reden  das 
Richtige  getroffen,  wenn  er  erklärt,  das  Prinzip  «ler  Haftbarkeit  besage 
nur  die  allgemeine  Forderung,  durch  gegenseitige  Bekanntschaft  die  all- 
genieine  Arbeitsfähigkeit  garantiert  zu  sehen,  so  dafs  es  ihnen  allen 
möglich  ist  für  jeden  und  jeder  für  alle  einzustehen.  Die  Solidarhaft 
nötigt  die  Genossen,  hei  der  Aufnahme  äuTserst  vorsichtig  zu  sein,  nur 
ganz  rechtschaffene  und  ordentlich  bewährte  Männer  aufzunehmen.  Da- 
mit ist  dann  die  Wahrscheinlichkeit  von  Veruntreuungen  auf  ein  sehr 
geringes  Mafs  zurückgeführt.  In  welcher  Weise  die  Ersatzpflicht  ein- 
tritt, und  bis  zu  welcher  Grenze  sie  geht,  läfst  sich  nicht  genau  be- 
stimmen. Issajew  weifst  daraufhin,  dafs  man  zu  wenig  Nachrichten 
bat,  wie  sich  z.  B.  die  Artelle  in  Fällen  von  durch  vis  major  herbei- 
geführten Schaden  verhalten.  Es  kommt  vor,  dafs  die  Artelle  der 
Holzflöfser  selbst  dann  für  den  Verlust  einstchen,  wenn  ungeachtet 
ihrer  Bemühungen  der  Stunu  die  Balken  davonlreibt.  Öfters  .suchen 
die  Artelle  alle  Fälle,  in  denen  man  sich  an  sie  halten  könnte  oder 
diejenigen ,  in  welchen  sie  nicht  verantwortlich  sein  wollen ,  von  vorn- 
herein narahafi  zu  machen.  So  heifst  es  im  Statut  des  Rigaschen 
Zollartells  (§  19):  „Das  Artell  ist  nicht  für  Verluste  verantwortlich 
zu  machen,  die  durch  Eintrocknen,  Leckage  und  uaturgemäfses  Ver- 
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derben  der  Waren  entstanden,  wenn  nicht  etwa  nachgewiesen  wird, 
dafs  der  Verlust  durch  Fahrlässigkeit  und  Sorglosigkeit  des  Artells 
verursacht  worden"  ^). 

4  In  den  ersten  drei  Punkten  berührt  sich  das  Arteil  mit  der 
Landgemeinde,  in  einem  vierten  Punkte,  nämlich  sofern  es  auf  freier 
Vereinbarung  der  Mitglieder  beruht,  weicht  es  von  dieser  Institution 
ab.  Die  Gemeinde  ist  eine  staatliche  Einrichtung,  innerhalb  deren 
man  sich  schon  bei  der  (jeburt  befindet  Das  Artell  dagegen  ent- 
springt einer  Bethätigung  des  freien  Willens  der  Einzelnen.  Die  An- 
gehörigen der  Artellgenossen  erfahren  bei  der  Aufnahme  in  den  Ver- 
band wohl  Begünstigungen  und  Erleichterungen,  aber  sind  nicht  ver- 
pflichtet demselben  beizutreten. 

Die  Artelle  der  Lotsen  in  Archangel  und  die  der  HäJftner  in 
Kleinrufsland  —  so  genannt,  weil  die  Hälfte  des  landwirtschaftlichen 
Ertrages  ihren  Lohn  bildet  —  berücksichtigen  unter  den  Neuaufzu- 
nehmenden  stets  die  Verwandten  der  Mitglieder,  weil  diese  natür- 
lich besser  bekannt  sind.  In  anderen  Fällen  wird  das  Eintrittsgeld 
geringer  angesetzt,  wenn  der  Vater  für  den  Sohn  oder  ein  Bruder 
für  den  anderen  bezahlt.  Eine  Bedingung  zur  Aufnahme  ist  aber 
Verwandtschaft  niemals.  Die  Kameraden  finden  sich  je  nach  den  Um- 
ständen zur  gemeinschaftlichen  Arbeit  zusammen  und  das  einzige 
mafsgebende  ist  ein  gewisses  Gewohnheitsrecht,  das  Bedingungen  stellt, 
denen  sich  jeder  unterwirft.  Eine  derartige  Bedingung  ist  z.  B.  männ- 
liches Geschlecht.  In  der  Regel  bestehen  die  Artelle  nur  aus  Män- 
nern, da  die  Arbeit,  die  sie  verrichten  sollen,  ausschliefslich  auf  deren 
Kraft  berechnet  zu  sein  pflegt.  Indes  giebt  es  auch  Artelle,  die  Frauen 
und  Kinder  aufnehmen,  wie  die  landwirtschaftlichen  Artelle  in  den 
südlichen  Gouvernements.  Artelle,  die  nur  aus  Frauenzimmern  be- 
stehen, kommen  vor,  aber  vereinzelt.  Ein  Beispiel  dafür  sind  die 
Tabaksarbeiterinnen  in  Njeschinsk  im  Gouvernement  Tschemigow,  die 
noch  eine  weitere  Bedingung  hinzugefügt  haben,  nämlich  das  Ledig- 
sein. Verheiratung  einer  Genossin  zieht  Austritt  aus  dem  Artell  nach 
sich.  Dieses  Artell  ist  interessant  genug,  seine  Organisation  mit 
einigen  Worten  zu  berühren. 

Es  bildet  sich  gewöhnlich  in  der  Weise,  dafs  2  oder  3  Mädchen 
ausgehen,  um  eine  Plantage,  die  Arbeitskräfte  braucht,  zu  suchen  und 
dann,  wenn  sie  mit  dem  Besitzer  derselben  einen  Vertrag  abgeschlossen 
haben,  weitere  Teilnehmerinnen  aufzufordern.  Je  nach  der  Gröfse  des 
zu  bebauenden  Areals  bestehen  die  Artelle  aus  4 — 5  oder  6 — 9  Per- 

l)  KigMr  HandebwrchiT  1881  S.  284. 
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soQCU.  Der  Besitzer  verpflichtet  sich,  Scbeuneo  zum  trocknen  des 
Tabaks,  Wohnuug,  Heizung  und  Beleuchtung  zu  gehen  und  das  Stilck 
Land  zur  Bearbeitung  vorzubereiten.  Das  Artell  dagegen  übcu'nimint 
alle  nötigen  Arbeiten  vom  verpflanzen  bis  zur  definitiven  Fertigst^illung 
des  Tabaks  für  den  HandeL  Der  Lohü  dafür  ist  die  Hiilfte  der  Ernte 
und  belauft  sieb  auf  ^iO—oO  Rbl.,  in  günstigen  Jahren  sogar  stellen- 
weise auf  100  und  150  Rubel  pro  Genossin  * ), 

Selir  häufig  führt  der  gemeinsame  Wohnort  die  Mitglieder  zu- 
sammen* Die  Bauern  aus  eiuera  Dorfe  bilden  in  den  (iouvernemeuts 
Smolensk  und  Twer  gern  Artclle,  um  sich  in  Rybinsk  für  die  Zeit 
der  Navigation  als  Lastträger  zu  verdingen.  Leicht  erklärlich  tindeii 
sich  auch  für  den  Fischfang  auf  den  Landseen  tlie  Bewohner  eines 
Dorfes  zusammen.  Ebenso  wird  die  Annäherung  erleichtert  durch  die 
gemeinsame  gesellschaftiiche  Stell lUig  der  betreflenden  Pei'soncn,  durch 
die  Landsmannschjift,  Es  sinti  Bauern,  die  ein  Artell  bilden  «Hier  die 
sogenannten  Meschtschanin  (städtische  Bürger)  oder  (irofsnisseu  und 
Kleiurusseu.  Eine  fest  eingehaltene  lUchtschnur  ist  indes  hier  nicht 
gezogen.  In  den  Artellen  der  krininischen  Salzführer  findet  man  grols- 
und  kleiurusßische  und  tartarische  Elemente*),  und  in  den  Fischerei- 
artellen des  südlichen  RuXslands  ist  allerlei  pafs-  und  legitimations- 
loses Volk  untergebracht,  Grofs-  und  Kleinriisseu,  Griechen,  Mohlauiir, 
Anuenier,  Tartaren  u.  s.  w.  ^).  Viel  Gewicht  wird  bei  der  Aufnahme 
auf  die  Arbeitsstärke  oder  technische  Geschicklichkeit  gelegt.  Sind 
die  Kräfte  ungleich,  m  ist  es  mit  4ier  Verteilung  des  Gewinnens  in 
gleicher  Weise  ein  mifslich  Ding,  und  ist  überhaupt  die  Wahrschein- 
lichkeit eines  glücklichen  Verlaufes  der  Arbeiten  in  Frage  gestellt. 
So  haben  die  bHseii  ilie  Verfügung  getroft'en,  keinen  unter  IH  Jahren 
und  keinen  über  iä)  Jahren  aufzunehmen.  Andererseits  nehmen  ilie 
Börseuartelle  schon  Knaben  von  14  Jahren  an  auf^  die  sie  dann  für 
kleinere  Dienstleistungen  verwerthen.  Die  Jägerartelle  in  Sibirien 
verlangen  von  allen  Aufzunehmenden  eine  gewisse  Erfahrung,  nnd 
weisen  jeden  Jüngling  zurück. 

Liegt  hierin  ein  Hinweis  auf  ein  Minimum  von  Kenntnissen,  die 
jeder  haben  mufs,  wenn  die  Arbeit  gedeihen  soll,  so  ist  doch  eine 
eigentliche  Prüfung  oder  ein  Fähigkeitsnachweis  in  der  Kegel  nicht 
üblich.    Die  BörscnarteHschschiki  müssen   alle   im  Staude  sein   lesen 


1)  Eine  au»fiihrUchG  Be^chreiboni^    cHeaer  Arten«    fiudttl    loa»    im    scbon  gcnaniiten 
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und  schreiben  zu  können,  somit  fordern  sie  diese  Fertigkeit  von  jedem, 
der  sich  ihnen  anschliefsen  will.  Die  mit  der  Brakierung  der  Waren 
betrauten  Dessätniki  in  Petersburg  müssen  Warenkenntnisse  haben, 
und  hier  stofsen  wir  ausnahmsweise  auf  eine  von  vornherein  vorge- 
sehene Prüfung. 

Eine  Andeutung,  dafs  sittliche  Eigenschaften  nötig  seien,  ist  nicht 
immer  direkt  ausgesprochen.  Viele  Artelle  stellen  freilich  Nüchtern- 
heit und  Ehrlichkeit  als  ausschliefsliche  Bedingungen  hin,  und  manche 
schreiben  sogar  vor  unter  den  Mitgliedern  Bürgen  zu  stellen,  die  für 
die  Innchaltung  dieser  Bedingungen  haften.  Eine  selbstverständliche 
Bedingung  ist  die  Freiheit  von  jeder  anderen  verpflichtenden  Arbeit. 
Für  gewöhnlich  wird  es  unmöglich  sein  zwei  verschiedenen  Beschäfti- 
gungen, in-  und  auTserhalb  des  Artells,  obzuliegen;  gleichwohl  haben 
die  Moskauer  Börsenartelle,  damit  sie  nur  nicht  in  der  Ausnutzung 
der  Arbeitskraft  ihrer  Mitglieder  beeinträchtigt  werden,  diese  Be- 
dingung ausdrücklich  im  Statut  ausgesprochen. 

Als  eine  der  Bedingungen  für  die  Aufnahme  ist  schliefslich  noch 
die  Verpflichtung  zu  Beiträgen  in  Geld  oder  Natura  zu  rechnen.  In 
Fällen,  wo  ein  Unternehmer  an  der  Spitze  des  Artells  sich  befindet, 
stellt  er  die  sämtlichen  Geräte  und  liebensmittel.  Sonst  müssen  die 
Genossen  für  sich  selbst  sorgen,  und  so  bringen  beim  Fischfang  alle 
zusammen  die  Fangwerkzeuge.  Unter  den  Lachsfängem  im  Gebiete 
der  Petschora  bringt  jeder  30  Pfähle  und  300  Faden  Netze  mit.  Bei 
den  Fischern  auf  dem  Peipussee  schiefsen  alle  gleiche  Geldbeiträge 
zusammen,  für  welche  das  Nötige  angeschafft  wird.  Im  allgemeinen 
sind  diese  Geldgabcn  in  neuerer  Zeit  das  häufigere  geworden,  weil 
sie  das  gröfste  Mafs  von  Gerechtigkeit  anzuwenden  gestatten.  Von 
den  Petersburger  Tischlern  wurde  der  Beitrag  schon  erwähnt.  Die 
Zeitungsträger  fordern  25  Rubel  von  jedem,  die  Drägilen  100  Rubel. 
Es  sind  diese  Einkaufsgelder  zum  Teil  dazu  bestimmt,  falls  die  soli- 
darische Haftbarkeit  in  Anspruch  genommen  wird,  als  Deckung  zu 
dienen,  es  wird  aber  kaum  zu  leugnen  sein,  dafs  sie  andererseits, 
namentlich  da,  wo  der  Beitrag  sehr  hoch  ist,  auch  wohl  das  Monopol 
anstreben.  Trifft  diese  Voraussetzung  zu,  so  fiele  auf  die  zunächst 
freilich  in  weiter  Feme  liegende  Aussicht,  dafs  die  Syndikatskammem 
in  Frankreich  mit  der  Zeit  gleich  den  Zünften  ausarten  könnten,  ein 
neues  Streiflicht.  In  den  Artellen  können  die  grofsen  Summen  ge- 
zahlt werden,  weil  der  Betrieb  bedeutende  Einnahmen  abwirft;  eben 
deswegen  erscheint  es  aber  auch  im  Interesse  der  glücklichen  Stellen- 
inhaber nicht  jeden  ohne  weiteres  zuzulassen.    Es  steht  hiermit  im 
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engsten  ZusammeTihange,  dafs  in  rten  Artelleii,  wo,  wie  bereits  erwähnt 
wurde,  die  Zahl  der  Mitglieder  beschränkt  ist^  diese  Plätze  verkäuf- 
lich sind.  Der  Kaufende  nimmt  dann  alle  Verpflichtungen  des  Ans- 
scheidenden  auf  sich,  und  es  ist  nur  nötig,  vorher  die  Genehmigung 
der  allgemeinen  Versammlung  einzuholen.  Wie  oft  solche  Verkäufe 
vorkrimmen  giebt  Issajew  leider  nicht  an*),  jedenfalls  emebt  man 
aus  der  Thatsache  die  Möglichkeit  der  Entartung  selbst  freier  Vereine, 
Freilich  kommt  Alles  darauf  an,  wie  das  Verkaufsrecht  gehandhabt 
wird,  aber  es  mufs  doch  zugest^inden  werden,  dafs  auf  diese  Weise  nur 
»u  leicht  ein  Rückschlag  in  die  geschlossene  Zunft  des  17.  u.  18-  Jahr- 
hunderts eintreten  kann.  Der  Ausweg  Verbindungen  uiit  von  vorn- 
herein bestimmter  Mitgliederzahl  gesetzlich  gar  nicht  zu  gestatt^en, 
scheint  für  die  nissischeu  Artelle  deshalb  nicht  recht  anwendbar  weil 
die  Solidarhaft  gerade  zu  einer  Einschränkung  der  MitgUcdcrzahl  führt. 

Die  Aufnahme  selbst  erfolgt  in  der  Re^el  ohne  jede  Feierlichkeit, 
in  einigen  Artelleu  wenigstens  in  der  allgemeineu  Versammlung.  Nur 
in  wenigen  werden  noch  gewisse  Fönnlichkciten  beobachtet,  die  aber 
dann  nicht  so  sehr  bei  der  Aafiaahmc  neuer  Mitglieder,  als  vielmehr 
beim  Zusammentritt  des  Artells  statthaben.  Derartige  Ceremonien 
kennt  man  beispielsweise  bei  den  Fischfangartelleu  auf  den  Seen  der 
Gouvernements  Pskow  und  Nowgorod,  Nach  der  Wahl  eines  Führers 
(Atamans),  versammeln  sich  die  Teilnehmer  bei  diesem  im  Hause, 
stecken  vor  dem  Heiligenbildc  Lichter  an,  beten,  küssen  das  Heiligen- 
bild und  trinken  ein  Gläschen.  Erst  nach  Erfüllung  dieser  FomuiH- 
täten  gilt  das  Artell  für  geschlossen.  Geheimnisvoller  operieren  die 
Artelle  der  Bärenjäger  im  östlichen  Sibirien.  Hat  jemand  ein  Bären- 
lager entdeckt,  so  teilt  er  es  einigen  Kameraden  mit,  die  aljer  davon 
nichts  weiter  verlauten  lassen  dürfen,  selbst  nicht  ihren  Frauen  gegen- 
über. Man  schwört  sich  gegenseitig  bis  zum  letzten  Blutstmpfen  bei- 
zustehen, nimmt  ein  Bad,  um  sieh  von  allen  Sünden  rein  zu  waschen, 
und  bricht  dann  vor  Tcigesanbruch  zur  Jagd  auf.  Gleichsam,  als  ob 
man  in  den  gewissen  Tod  geht,  verabscWedet  man  sich  von  einander 
und  verneigt  sich  nach  vier  Seiten. 

Es  geht  aus  all  dem  gesagten  hervor,  dafs  wir  es  im  Artell  mit 
einer  ganz  eigentümlichen  Organisatirmsform  zu  thun  haben,  die  hier 
und  da  westeuropäische  Muster  oder  Vorbilder  streift,  im  Grunde 
aber  sich  vollkommen  selbstündig  entwickelt  hat  Bei  Zusammenfas- 
sung der  verschiedenen  Arten  von  Artellen  zu  gewissen  Gruppen,  je 
nach  dem  ihnen  allen  geraeinsamen  charakteristischen  Momente,  tritt 
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dies  besonders  hervor.  Die  Vielseitigkeit  der  Artelle  nämlich  legt  es 
nahe  nach  einem  Einteilungsprinzip  zu  suchen.  So  hat  man  sie  nach 
der  Beschäftigung  ihrer  Iditglieder  gruppiert,  nach  der  Dauer  als 
zeitweilige,  beständige  und  gelegentliche,  man  hat  Artelle  mit  ge- 
meinschaftlicher Produktion  und  solche  mit  gemeinschaftlicher  Kon- 
sumtion unterschieden,  endlich  hat  man  nach  dem  Grade  der  Selbst- 
ständigkeit von  Artellen  gesprochen,  bei  denen  Kapital  und  Arbeit 
in  gleicher  Weise  beteiligt  sind,  von  Artellen  mit  ungleichen  Kapital- 
beiträgen, die  aber  in  ihrer  Höhe  nicht  sehr  bedeutend  von  einander 
abweichen,  und  von  Artellen,  bei  welchen  das  Kapital  einer  Person 
gehört,  alle  anderen  Mitglieder  nur  mit  Arbeit  sich  beteiligen.  Eine 
besondere  Gruppierung  der  südrussischen  Artelle  giebt  Schtscher- 
bina^),  der  sich  wesentlich  an  die  Verwandtschaft  mit  dem  Urtypus, 
der  Ssitsch  hält 

Issajew  stellt  eine  neue  Einteilung  auf,  indem  er  das  von 
Professor  W reden  geltend  gemachte  Gruppierungsprinzip  nach  dem 
Zwecke,  den  die  Artelle  befolgen,  benutzt ').  Dem  entsprechend  unter- 
scheidet er  und  man  wird  sich  ihm  wohl  anschlief sen  dürfen  1)  ge- 
werbliche, 2)  Konsumtions,  3)  Kredit-  und  4)  Versicherungsartelle.  Zu 
den  ersteren  rechnet  er  die  Rohstoff-,  Magazin-,  und  alle  produzieren- 
den Artelle  jeder  Art,  jeden  Zweig  menschlicher  Thätigkeit  umfassend. 
Unter  den  Konsumtionsartellen  werden  Vereinigungen  verstanden,  die 
es  darauf  absehen,  gemeinsame  Kost  oder  gemeinsame  Wohnung  zu 
beschaffen.  Zur  dritten  Hauptgruppe  gehören  alle  die  Vereine,  die 
einen  Personal-,  Real-  oder  Hypothekarkredit  vermitteln  wollen. 
Unter  der  vierten  endlich  begreift  er  die  Spar-,  Hülfs-,  Pensionskas- 
sen, die  Feuer-,  Hagel-,  Viehversicherung  auf  Gegenseitigkeit  u.  s.  w. 
Für  alle  Formen  lassen  sich  in  Deutschland  analoge  Verbände  nach- 
weisen. Wir  haben  Rohstoff-  und  Magazingenossenschaften,  Gewerk- 
vereine, Produktivassoziationen,  Konsumvereine,  Vorschufsvereine,  Hilfs- 
kassen und  Versicherungsgesellschaften  aller  Art. 

Für  die  drei  letzten  Hauptgruppen  mögen  Abweichungen  von  der 
Organisation,  wie  sie  in  Deutschland  üblich,  kaum  vorkommen,  oder 
nicht  wesentlicher  Natur  sein,  da  ja  alle  erst  mehr  oder  weniger 
fremden  Mustern  nachgebildet  sind.  In  der  ersten  Gruppe  indes 
treten  greifbare  Unterschiede  hervor,  und  zwar  speziell  in  den  pro- 
duzierenden Artellen  im   weiteren   Sinne.     Es  zeigen  diese  nämlich 
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einen  verschiedcuen  Grad  okimumischer  Selbstiindigkeit  auf  den  allein 
eine  Eintüilun^  gegründet  worden  ist-  Die  gewerblichen  ArtoUe  lass«ii 
sich  auseioaiidcr  halten,  je  nachdem  ob  die  kapitalistische  Pr<»duktious- 
weise  überwiegt  oder  gar  nicht  zum  Durchl>ruche  kommt.  Wir  haben 
selbständige  Artelle,  welche  in  sich  die  Mittel  zur  Arbeit  finden,  und* 
unselbständige,  durchaus  vom  Kapital  abhängige.  Das  I^os  dieser 
letzteren  ist  schlimmer,  als  das  westeuropäischer  Fabrikarbeiter,  die 
von  einem  Unternehmer  abhängen.  Während  bei  diesen  der  Gewerk- 
verein oder  die  Syndikatskammer  die  Macht  des  Unternehmers  einzu- 
schränken bemüht  ist,  wird  das  Artell  nach  der  Richtung  eine  wesen- 
lose Form  und  hat  von  den  Aufgaben,  die  seiner  harren,  keine  Ahnung. 
Die  Aj' teile  unter  den  Fabrikat  bei tern  Ilufslauds  sind  meist  konsum- 
tiver Natur. 

Zu  den  selbständigen  Artellen  müssen  gerechnet  werden  die  Jäger- 
artelle, die  landwirtschaftlichen,  die  Börsenar teile  und  die  eigen tlicbeu 
Handwcrkerartelle  für  Zimmermaiuis-,  Tischler-,  Maurer-  u.  s.  w.  Ar- 
beiten. Diese  Artelle  sind  insofern  selbständig,  als  sie  teils  auf  eigene 
Ret'hnnng  und  Gefahr  arbeiten,  z.  13.  die  Tischler,  oder,  wenn  sie  iui 
Dienste  einer  anderen  Person  stehen,  wie  die  Btirsenartellc,  doch  zu 
dieser  kein  anderes  Verhältnis  haben,  als  das  des  Arbeitnehmers  zum 
Arbeitsgeber  gegen  festen  Lohn.  Die  Mitglieder  sind  in  diesen  mit 
Arbeit,  aber  auch  mit  Geldbeiträgen  beteiligt, 

W^crfen  wir  einen  flüchtigen  Blick  auf  die  Käsereiartelle  in  den 
Gouvernements  Twer  und  Jaroslav,  um  uns  die  Grundzüge  der  selbst- 
standigen  Artelle  zu  vermischaulichen  Ein  Gemeindebeschlufs  stellt 
feöt,  dafs  in  dem  Dorfe  eine  Käserei  zu  errichten  sei.  Da  bringen 
nun  die  Bauern  die  Milch  in  die  Meierei,  wo  vom  Februar  bis  Sep- 
tenjber  unter  der  Aufsicht  eines  Ältesten,  der  jährlich  gewählt  wird, 
gearbeitet  wird,  Der  Alteste  ist  in  der  Regel  einer  von  denen,  die  am 
meisten  Milch  geliefert  haben,  führt  die  Bücher,  verwaltet  die  Kasse^ 
vertritt  das  Artell  und  bekommt  dafür  eine  Vergütung,  Die  eigent- 
liche Fabrikation  besorgt  der  Käsemeister,  nicht  selten  ein  Ausländer, 
der  gegen  (iehalt  engagiert  wird.  Die  Zahhmg  für  die  Milch  wird 
wöchentlich  oder  monatlich  geleistet;  die  Verteilung  des  Reingewinnes 
erfolgt  auf  der  allgemeinen  Versamndung  nach  Mafsgabe  der  geliefer- 
ten  Milchquantitäten. 

Bei  anderen  selbständigen  Artellen,  z.  B.  den  Börsenartellen,  wer- 
den Beile,  Ilämmcr,  Wagen  etc,  was  nötig  ist,  um  die  Arbeit  leisten 
7Ai  können,  gemeinschaftlich  e^ng^^kauft,  und  d^r  vom  Kaufmann  oder 
Schitfsinhabcr  für  das  Vei  parken  oder  Löschen  der  Fracht  empfangene 
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Lohn  nach  Abzug  der  Unkosteu  verteilt.  Bei  den  Artellen  der  hau- 
sierenden Tabulettkrämer  im  Gouvernement  Tschernigow  wird  für  das 
Kapital,  das  die  Genossen  aufgebracht  haben,  bei  irgend  einem  Kauf- 
uanne  Ware  gekauft  und  dann  mit  dieser  hausieren  gegangen.  Der 
Anführer  besorgt  die  Pässe,  bezahlt  die  Abgaben,  bestimmt  die  Orte, 
an  denen  verkauft  werden  soll  und  den  Zeitpunkt  der  Versammlung 
nach  beendetem  Geschäft,  da  alle  nach  verschiedenen  Richtungen  aus- 
einander gehen.  Häufig  findet  hier  ein  blofser  Tauschhandel  statt, 
dann  wird  auf  dem  Sammelpunkte  dem  Ataman  alles  eingehändigt, 
was  man  hat  erwischen  können,  Borsten,  Daunen,  Federn,  zerbrochenes 
Kupfergeschirr  u.  dgl.  m.   Dieser  verkauft  dann  die  Gegenstände  weiter. 

Ganz  anders  erscheinen  die  unselbständigen  Artelle,  als  deren 
hauptsächliche  Typen  die  für  Fischfang  oder  Jagd  auf  Walrosse  und 
Seehunde  gelten  können.  Hier  haben  wir  einen  Unternehmer,  der  ein 
Arteil  von  2—5  Mann  ausrüstet.  Er  liefert  das  Boot  und  die  sämt- 
lichen Vorräte  an  Lebensmitteln,  sowie  die  ganze  Ausstattung  an 
Fausthandschuhen,  Pulver,  Blei,  Kesseln,  Stricken,  Holz  u.  s.  w.  Die 
Mitglieder  stellen  nur  ihre  Arbeitskraft  zur  Verfügung,  und  je  nach- 
dem nun  die  Vereinbarung  auf  Hälften  oder  Fünftel  getroffen  ist,  wird 
die  Beute  in  zwei  oder  fünf  Teile  geteilt,  von  welchen  der  Unterneh- 
mer eins  resp.  drei,  die  Artellgenossen  den  Rest  bekommen.  Nach 
den  ökonomischen  Verhältnissen  der  Bewohner  der  Küsten  des  nörd- 
lichen Eismeeres  oder  am  schwarzen  Meere,  weist  die  Organisation 
dieser  Artelle  im  einzelnen  ungemeine  Verschiedenheiten  auf,  das 
Wesentliche  aber  ist  immer,  dafs  die  Artellgenossen  nicht  das  Äqui- 
valent für  ihre  Leistungen  bekommen,  welches  sie  im  freien  Tausch- 
verkehr* erhalten  könnten,  sondern  nach  Malsgabe  der  Umstände  und 
der  Gewinnsucht  des  Unternehmers  mehr  oder  weniger  verkürzt  wer- 
den. Diese  kapitalistische  Produktionsweise  tritt  auch  unter  ganz  ein- 
fachen Verhältnissen  auf.  Z.  B.  bei  den  Salzführern  im  Süden.  Wäh- 
rend ursprünglich  jeder  mit  eignem  Pferde  und  Wagen  die  Tour  mit- 
machte, seinen  Erlös  einstrich,  wie  er  sich  nun  eben  stellte,  mietet 
jetzt  ein  Wirt  wohl  an  die  30—50  Fuhren  gegen  Lohn  und  der  Lö- 
wenanteil am  Gewinn  fällt  ihm  zu. 

Dafs  es  bei  diesen  unselbständigen  Artellen  nur  zu  häufig  auf 
eine  Ausbeutung  der  Arbeitskraft  herauskommt,  ist  Thatsache,  welche 
der  Verteilungsmodus  der  Einnahmen  belegt.  Man  weifs,  dafs  dieser 
Punkt  bei  den  westeuropäischen  Produktivassoziationen  der  mifs- 
lichste  ist  Es  bleibt  stets  ein  Kunststück,  den  verschiedenartigen 
Ansprüchen   von   Kapital  und   Arbeit  völlig  gerecht  zu  worden.    Bei 
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den  Helbständigeit  Artellen  gilt  duii  im  allgemeinen  der  Grundsatz  f&r 
gleiche  Arbeit,  gleicher  liohn.  Doch  wird  demi^lben  nicht  insofern 
entsprochen,  als  eine  Verteilung  in  absolut  gleiche  Teile  eiutritt,  was 
übrigins  auch  vorkommt,  nondem,  da  die  Beteiligung  der  Mitglieder 
an  den  einzelnen  Arbeiten  nie  ganz  gleich  sein  kann,  so  wird  das  in 
Betracht  gezogen.  In  der  Fischerei  empfaugen  die  Genoi^sen  ihren 
Lohn  nach  der  Zahl  der  Tage,  die  sie  bei  der  Arbeit  zugebracht 
haben.  Wo  wie  bei  dem  Artell  der  Dniepr-Lot^eu  drei  Klassen  von 
Arbeitern  unterschieden  werden,  da  ist  der  Anteil  dem  entsprechend 
bald  höher,  bald  niedriger  bemessen.  Schwieriger  wird  die  Ver- 
teilung, wenn  Kapital  und  Arbeit  ungleich  beteiligt  sind.  Man 
hilft  sich  durch  Aufstellung  gewisser  Annahmen,  die  für  das  Ka- 
pital immer  günstig  auszulaUen  pflegen.  Uer  Fall  liegt  einfacher, 
wenn  die  das  Kapital  -  einerlei,  ob  in  gleichen  oder  ungleichen  Be- 
tragen -  Beibringenden,  Genossen  sind  und  selbst  mitarbeiten.  Da 
wird  ihnen  für  ihre  Tagesleistung  ein  gleicher  Lohnsatz  zugebilligt 
und  im  übrigen  jahrlich  der  Reingewinn  im  Verhältnis  zu  der  Kapi- 
talanlage  des  einzelnen  verteilt.  So  ist  das  Kellnerartell  organisiert, 
das  in  Moskau  eins  der  schönstcji  und  gröfsten  Gasthäuser,  das  Mos- 
kauer „Tractir*'  besitzt.  Alle  Aktionäre  warten  selbst  auf.  Wo  der 
das  tield  gebende  Unternehmer  aber  nicht  mitarbeitet,  da  geht  es 
nicht  anders,  als  die  ganze  Einnahme  wie  eine  Masse  zu  betrachten, 
von  der  man  dem  KapiUil  so  und  so  viel  Teile,  der  Arbeit  den  Rest 
bewilligt.  Das  geschieht,  wie  erwähnt,  bei  den  FischfangartcIIen,  und 
dabei  kiniunen  die  Artellsgenossiai  in  der  Rtgcl  schlecht  weg.  Issa- 
jew  sagt  wörtlich:  „In  den  unselbständigen  Artellen  verschlingt  der 
Kapitalist  den  grftfsten  Teil  der  Einnahmen,  und  den  Genossen  blei- 
ben nur  schmale  Verdienste,  die  ihnen  nicht  gestatten,  sich  von  den 
[Interuehmern  los  zu  machen  und  auf  eigne  Faust  zu  arbeiten*'  V).  Erst 
Jüngst  wieder  hat  diese  Behauptung  durch  eine  Schilderung  des  ge- 
werblichen Lebens  im  Gouvernement  Archangel,  die  der  Regierungs- 
anzeiger brachte,  eine  traurige  Bestätigung  erfahren^).  Es  heifst  in 
der  angezogeneu  Mitteilung  von  den  Fischereiarbeitern,  deren  oft  je 
36  in  eijieni  Artell  sich  befinden:  sie  sind  in  der  gröfsten  ökonomi- 
schen Abhängigkeit  von  den  Besitzern  der  Böte,  eine  Abhängigkeit, 
die  das  direkte  Ergebnis  einer  eingegangenen  Schuldverbindlichkeit 
ist.    Der  Arbeiter  ist  jeder  Möglichkeit  beraubt,  die  Gegenstaude  sei- 


1)  ».  a.  o.  9   2i9. 

2)  K.  S39,   1882. 


Die  Artelle  in  Bafsland.  219 

nes  Konsums  unmittelbar  aus  erster  Hand  und  zu  billigen  Preisen  zu 
kaufen,  er  kann  den  Unternehmer  nicht  umgehen. 

Es  sei  gestattet  an  einem  einzelnen  Beispiele,  an  den  Artellen 
für  den  Fang  von  Walrossen  zu  zeigen,  in  welcher  Weise  der  Unter- 
nehmer vorgeht. 

Im  Kreise  Kem  (Gouvernement  Archangel)  war  folgende  Vertei- 
lung üblich.  Der  Ertrag  der  Beute,  —  wohlgemerkt,  das  was  der 
Unternehmer  dafür  gegeben  —  wird  in  dreimal  soviel  Teile  zerlegt, 
als  das  Artell  Mitglieder  zählt,  und  von  diesen  erhält  der  Unterneh- 
mer zwei  Drittel,  das  ganze  Artell  ein  Drittel.  Besteht  das  Artell 
aus  10  Personen,  so  werden  30  Anteile  gebildet,  20  für  den  Unter- 
nehmer, 10  für  das  Artell.  Seit  Jahren  pflegt  der  Erlös  aus  der  Ar- 
beit eines  Artells  sich  auf  1500  Rbl.  zu  belaufen,  von  welchen  dem- 
nach der  Unternehmer  1000,  die  Arbeiter  500  bekommen,  jeder  von 
diesen  also  ungefähr  50  Rbl.  Meistens  bekommt  er  nicht  einmal  so 
yiel.  Einmal  wird  von  der  Summe,  die  dem  Artell  zufällt,  den  500 
RbL,  noch  der  4te  oder  5te  Teil  für  den  Steuermannn  abgezogen,  und 
erst  der  Rest  gelangt  zur  Verteilung.  Dann  aber  ist  der  Unterneh- 
mer nicht  selten  in  der  Lage,  Vorschüsse,  die  er  während  des  Win- 
ters gemacht  hat,  abziehen  zu  können,  und  zahlt  endlich  den  Rest 
wohl  gar  in  Lebensmitteln  aus.  Nur  wenig  besser  erscheint  ein  ande- 
rer Verteilungsmodus,  nach  welchem  die  Einnahmen  von  vornherein 
in  gewisse  selbständige  Beträge  je  nach  den  Quellen ,  aus  denen  sie 
fliefsen,  geteilt  und  nun  die  einen  dem  Kapital ,  die  anderen  der  Ar- 
beit bestimmt  werden.  Bei  den  Artelleu  zur  Beförderung  von  Passa- 
gieren mit  Postpferden,  bestehen  die  Einnahmen  aus  den  Geldern, 
welche  die  Regierung  für  den  Unterhalt  der  Stationen  bewilligt  und 
den  Fahrgeldern,  welche  die  Reisenden  zahlen.  Da  werden  die  erste- 
ren  nach  der  Zahl  der  Pferde  verteilt,  und  die  letzteren  gleichsam 
sam  als  Arbeitslohn  gleichmäfsig  unter  alle  Teilnehmer.  Es  versteht 
sich  von  selbst,  dafs  dieser  Modus  nur  in  wenigsten  Fällen  zur  An- 
wendung kommen  kann. 

in. 

Die  Gesetzgebung  hat  sich  bis  jetzt  fast  von  jeder  Einmischung 
in  die  Regelung  des  Artellwesens  ferngehalten.  Während  man  sich  im 
Westen  Europas  schon  lange  bemüht,  den  bestehenden  oder  neu  zu 
errichtenden  Arbeiter-  oder  Handwerkerverbänden  durch  ein  Norma- 
tivgesetz die  gehörige  Basis  zu  schaffen,  auf  der  sie  sich  weiter  ent- 
wickeln können,  hat  man  in  Rufsland  gänzlich  davon  abgesehen,  und 
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ist  nidif.  einmal  ein  darauf  hczüglidier  Wunsch  verlautbart  w(>rden, 
DieH  ist  utii  m  seltHamer,  als  die  Zahl  der  Artelle  eine  sehr  grofce 
ist  und  nicht  zu  leugnende  libelstiuide  die  gedeihliche  Wirksamkeit 
beeinträchtigen.  Gleichwohl  ist  das  einzige,  was  bis  jetzt  geschehen 
ist,  rein  polizeilicher  Natun  Mit  Recht  klagt  Issajcw  darüber,  dafs 
das  Interesse  des  Kaufmanns  oder  Gewerbtreibeuden ,  überhaupt  des- 
jenigen^  der  die  Artellc  braucht,  gewahrt  ist,  aber  auf  irgend  welchen 
Schutz  der  Artellgenossen  selbst  kein  Gewicht  gelegt  ist  Und  doch 
scheinen  diese  denselben  manchnial  ebenso  sehr  zu  bedürfen,  wie  die 
westeuropäischen  Fabrikarbeiter  vor  Übergriffen  sie  ausnutzender  ün- 
ternehraer  haben  geschützt  werden  naüssen.  Wo  bis  jetzt  in  Rulsland 
gesetzliche  Verfügungen  über  die  Artelle  getroffen  worden ,  sind  sie 
nicht  wegen  dieser  erlassen,  sondern  wegen  der  Personen  und  Institu- 
tionen, die  ihre  Arbeitskraft  benutzen. 

Die  ältesten  derartigen  sind  die  über  die  Lotsenverbäude,  ohne 
dafs  indes  der  Ausdruck  „ArtcU"  dabei  gebraucht  wird.  Sie  sind 
enthalten  im  zweiten  Teile  des  12.  Bandes  der  Gesetzessammlung 
(Swiul  Sakonow)  Art.  209  —  314  und  in  den  Beilagen  zum  Handels- 
gesetzbuch  (Torgowy  Ustaw),  Sie  stammen  mehrfach  aus  den  Jahren 
1720-35,  vorzugsweise  aber  aus  dem  Jahre  17.S8.  Es  wird  den 
Lotsen  die  Selbstverwaltung  hier  teihveisu  eingeräumt,  teilweise  noch 
nicht,  das  Prinzip  der  gegenseitigen  Bürgschaft  wird  bisweilen  aus- 
gesprochen, aber  auch  wieder  nicht,  kurz  es  sind  ebeo  gesetzgebe- 
rische Anfänge. 

Von  der  Erwähnung  der  Artelle  im  Handwerker-Ustaw  vom  Jahre 
17D9  ist  schon  die  Rede  gewesen.  Ausführlicher  werden  iu  der  neueren 
Ausgabe  des  Ilandelsustaws  die  Brirsenartelle  erörtert  (Art  2409  - 
2420J,  und  in  diesen  Artikeln  ist  insofern  wenigstens  ein  Schutz  der 
Artelle  ausgesprochen,  als  ihnen  das  Monopol  auf  die  Arbeit  zuer- 
kannt ist.  Die  Unternehmer,  Kaufleute  u,  s,  w.  dürfen  sicli  nicht  über 
sie  hinweg  an  andere  Arbeiter  wenden*  Dafür  sind  freilich  auch  die 
Ärtelle  angehalten,  wenn  die  Kräfte,  die  ihnen  zur  Verfügung  stehen, 
nicht  ausreichej*^,  Tagelöhner  zuzumiethen.  Ebenso,  wie  diese  Vor- 
iiflichtung  schützen  deu  Kaufmann  die  gegenseitige  Haftbarkeit  und 
das  Eintrittsgeld,  das  von  den  Art  eilgenossen  gefordert  wird.  Es 
raufs  eben  etwas  da  sein,  woran  in  Schadensfällen  der  Kaufmann  sich 
halten  kann,  und  das  ist  der  aus  den  Eintrittsgeldern  entstehende 
Fonds,  Es  heifst  neuerdings  —  im  November  1881  —  dafs  dem 
Finanzministerium  über  die  Errichtung  dieser  Börsen-  und  auch  an- 
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derer  Artelle  ein  Projekt  vorbestellt  sei,  nach  welchem  für  alle  Artelle 
in  Zukunft  die  gleichen  Bestimmungen  gelten  sollen. 

Nach  den  Börsenartellen  erfuhren  die  Artelle  der  Schtury  (die 
Aus-  und  Einlader  der  Schiffe)  in  einer  Verfügung  vom  Jahre  1830, 
die  später  im  Handelsustaw  Aufnahme  fand,  Berücksichtigung.  Ihre 
Beziehungen  zu  den  Schifiem  werden  geregelt,  eine  Taxe  für  ihre  Ar- 
beitsleistungen normiert,  und  den  Schiffern  anheimgestellt,  sich  ihrer  zu 
bedienen.  Diese  Freiheit  hat,  trotzdem  die  solidarische  Haftbarkeit 
auch  bei  ihnen  beobachtet  wurde,  in  der  Folge  zur  Auflösung  des  Ver- 
bandes geführt  Von  den  Schiflfsziehem ,  den  sogenannten  Burlaken, 
nimmt  der  I.  Theil  des  XII.  Bandes  der  Gesetzessammlung  Notiz.  Die 
achte  Abteilung  beschäftigt  sich  mit  den  gegenseitigen  Rechten  und 
Pflichten  der  Schiffsbesitzer  oder  Schiffsbauer  und  der  Burlaken  oder 
Schiffsarbeiter,  aber  die  Bestimmungen  fallen  sehr  zu  Ungunsten  der 
letzteren  aus.  Die  solidarische  Haftbarkeit  wird  verlangt,  ein  schrift- 
licher Vertrag  als  unnütz  und  umständlich  für  den  gemeinen  Mann 
erklärt,  im  Falle  von  Mifshelligkeiten  das  Arteil  an  die  polizeiliche 
Gewalt  verwiesen.  Der  Schiffsinhaber  führt  Namensverzeichnisse  der 
von  ihm  gemietheten  Burlaken  mit  genauer  Angabe  des  I^hns,  den 
sie  erhalten,  darüber,  ob  er  sie  verköstigt,  ob  einzelne  vom  Artell  be- 
straft sind.  In  diese  Bücher,  die  vom  Unternehmer  der  Ortsobrigkeit 
für  Schifffahrtsangelegenheiten  unterbreitet  werden  müssen,  hat  der 
Arbeiter  keinen  Einblick  und  sind  also  Mifsbräuche  möglich.  Ob  die- 
selben häufig  zu  beklagen  sind,  weifs  Issajew,  wie  es  scheint,  nicht 
anzugeben. 

Über  die  Artelle  endlich  der  Arbeiter,  die  in  Bergwerken  be- 
schäftigt sind,  hat  das  Bergwerksgesetzbuch  (Gomoy  Ustaw  Bd.  7 
der  G^etzessammlung)  Anordnungen,  die  denen  über  die  Burlaken 
ähnlich  sehen,  vielleicht,  wie  Issajew  meint,  noch  etwas  strenger  sind. 

Alle  anderen  Artelle  stehen  entweder  unter  polizeilicher  Gewalt 
in  Folge  besonderer  Konzessionen,  oder  haben  Speziaistatuten,  welche 
die  örtliche  Obrigkeit  genehmigt  hat,  wie  z.  B.  die  zahlreichen  Hand- 
werkerartelle der  Maurer,  Tischler  u.  s.  w.  in  den  Städten.  Der  gröfste 
Teil  der  Artelle  aber  wird  selbst  auf  diese  Weise  nicht  getroffen,  son- 
dern steht  aufserhalb  des  Gesetzes,  für  diese  ist  einfach  das  Gewohn- 
heitsrecht mafsgebend. 

Es  unterliegt  nach  diesen  Mitteilungen  wohl  keinem  Zweifel,  dafs 
auf  diesem  Gebiete  die  russische  Gesetzgebung  noch  manche  schöne 
Aufgabe  zu  lösen  hat.  In  einzelnen  Städten,  namentlich  den  Handels- 
städten haben  die  Börsenkomittees  selbst  Statuten  ausgearbeitet,  und 


von  der  Regiening  bestätigen  lassen.  Diesen  Weg  hat  z.  B.  Riga  ein- 
geschlagen für  die  Organisation  seines  Arbeitcrartells  beim  Zollamt  M. 
Ohne  dafs  dieses  Statut  gerade  als  eiu  Muster  empfohlen  werden  soll, 
sei  hier  auf  den  Inhalt  des  ersten  Paragraphen  verwiesen,  um  za 
zeigen,  in  welchem  Sinne  die  Angelegenheit  geregelt  werden  mufs. 
Es  heifst  daselbst  „Der  verantwortliche  Zollartell  wird  zu  dem  Zwecke 
gegründet^  damit  sowohl  die  Kaufleute,  welche  heim  Rigaschen  Zoll- 
amte zu  thun  haben,  als  auch  das  Zollamt  selbst  die  Möglichkeit 
habüTi,  jederzeit  zuverlässige  Leute  xur  Ausftllirung  aller  beim  Zoll- 
amte vorkommenden  Arbeit  zu  erhalten,  und  dabei  nicht  allein  kein 
Aufenthalt  in  der  Ausführung  solcher  Ar!it*iteu  vorkomme,  sondern 
auch  die  Arbeit  selbst  mit  der  erforderlichen  Geschicklichkeit  und 
ahne  Schädigung  der  Waren  ausgeführt  werden,  und  eben  dadurch 
einerseits  die  Ivaufniannschaft  vor  Verlusten  und  andrerseits  die  iirone 
vor  Einbulsen  an  Zollgebühren  bewahrt  bleibe''  und  in  dem  Statut  für 
die  innere  Verwaltung  des  Zollartells  ist  gesagt:  „Der  Zweck  dieses 
Artells  ist,  beim  Rigaschen  Zollamte  alle  erforderlichen  Arbeiten  beim 
Kmpfang,  bei  der  Berichtigung  und  bei  der  Auslieferung  der  aus  dem 
Auslande  und  aus  Finnland  angebrachten,  innerhalb  des  umgitterten 
Zollrayons  gelöschten  Waren,  zu  verrichten  and  für  eine  gewissen- 
hafte Ausführung  derselben,  sowohl  der  hohen  Krnne,  als  auch  der^ 
ivaufniannschaft  solidarisch  zu  haften  und  hierdurch  beide  Teih  vor 
Schäden  und  Verlusten  zu  schützen," 

Solche  Regelungen  sind  in  hohem  Grade  verdienstlich.  Der  volks- 
wirtschaftliche Nutzen  dieser  Artelle  ist  zu  gmfs,  als  dafs  man  ülier 
sie  hinweg  sehen  könnte.  Aber  wirkliche  Vorteile  schaffen  sie  sowohl 
sich  selbst,  als  denen,  die  sie  brauchen,  nur  mit  fester  Organisation. 
Um  so  weniger  sollte  diese  unterbleiben,  als  der  Eintiufs  der  Artelle 
auf  die  Arbeiter  ein  fast  durchweg  wohlthätiger  ist  Das  materielle 
Wohlsein  derselben  wird  begünstigt.  Sieht  man  von  den  unselbstän- 
digen Artellen  ab,  auf  deren  beklagenswerthe  Lage  schon  aufmerksam 
gemacht  wurde,  s«-)  ist  der  Verdienst  der  Mitglieder  ein  recht  guter, 
Namentlich  in  tien  Petersburger  Br»rsenartelleii  bringen  sie  es  auf  hohe 
Summen,  Es  ist  hierbei  in  Betracht  zu  ziehen^  dafs  die  Taxen,  von 
den  städtischen  Obrigkeiten  abgcfaist,  nicht  immer  vorteilliaft  genug 
für  die  Artelle  sind,  die  daher  auch  häutig  höhere  Ijöhne  vereinimren. 
Für  die  landwirtschaftlichen  Artelle  gilt  nicht  minder,  dafs  die  Ge- 
nossen derselben   einen  höheren  Gewinn   erzielen^   als  die  aufserhalb 
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des  Artell  stehenden.  Die  schon  erwähnten  Nseshinskischen  Tabaks- 
arbeiterinnen  z.  B.  verdienen  im  Artell  in  7  Monaten  30  Rbl.,  wenn 
sie  sich  einzeln  verdingen,  nur  17  Rubel.  In  den  Molkereigenossen- 
schaften haben  durch  die  grofseren  Einnahmen  die  Viehgattungen  ver- 
edelt werden  können  —  kurz,  soweit  man  dies  nach  Issajew's  Mit- 
teilungen überblicken  kann,  zeigt  sich  ein  erfreuliches  Bild. 

Es  ist  diese  Erscheinung  wohl  leicht  verständlich.  Das  Artell 
übt  unstreitig  einen  erziehenden  Einflufs  aus.  Während  der  Arbeiter 
nur  zu  häufig  widerwillig  und  gezwungen  seine  Arbeit  verrichtet,  wird 
es  im  Artell  sein  eigner  Vorteil  flink  und  aufmerksam  zu  sein,  schnell 
und  gut  zu  arbeiten.  Die  gröfsere  Anstrengung  wird  ihm  besser  ge- 
lohnt. Der  Lohn  aber  kann  besser  bemessen  werden,  weil  durch  die 
solidarische  Bürgschaft  das  Vertrauen  auf  die  Güte  der  Arbeit  ge- 
steigert wird.  In  jeder  Beziehung  ist  das  Artell  in  der  Lage  dieses 
Vertrauen  zu  steigern.  Es  ist  meist  ein  Feind  des  Alkohols.  Wenn 
es  auch  vorkommt,  wie  bei  den  Lastträgem  in  Rybinsk,  dafs  alle 
Einnahmen  verjubelt  werden,  so  ist  wenigstens  das  Bestreben  da, 
derartigem  Treiben  ein  Ende  zu  machen,  und  werden  auf  Trunkenheit 
Strafen  gesetzt.  Es  fördert  das  Artell  also  seine  Mitglieder  in  ethi- 
scher Hinsicht.  Es  sorgt  femer  für  sie  in  Fällen  von  Krankheit  und 
Not  Das  Prinzip  der  gegenseitigen  Hilfeleistung  ist  anerkannt;  bei 
den  Börsenartellen  sind  Hilfskassen,  Krankenkassen  u  s.  w.  gegründet. 

Es  ist  wahr,  neben  all  diesen  vorteilhaft  hervortretenden  That- 
sachen  lassen  sich  vielleicht  ebenso  viele  anführen,  wo  die  Artelle 
diesen  brüderlich-tröstlichen  Geist  nicht  atmen.  Issajew  mufs  zu 
seiner  eignen  Einschränkung  auf  Fälle  hinweisen,  wo  ein  Kamerad 
dem  Anderen  seinen  Rock  stiehlt  und  den  Erlös  für  den  Verkauf 
vertrinkt.  Von  Schtscherbina  erfahren  wir,  dafs  das  Artell  der 
Sewastopoler  Bootsleute  kranke  Genossen,  die  an  der  Arbeit  verhindert 
sind,  sich  selbst  überläfstO-  Und  was  mir  aus  den  Wandergewerben 
bekannt  ist,  die  fast  ausschliefslich  artell  weise  betrieben  werden,  das 
spricht  auch  nicht  immer  zu  Gunsten  des  Artells.  Von  ihren  Wan- 
deilingen  kehren  die  Leute  nur  zu  häufig  krank,  hungemd  und  elend 
zurück. 

Ich  führe  dies  an,  nicht  um  gegen  die  Artelle  überhaupt  zu  spre- 
chen, sondem  um  zu  zeigen,  dafs  das  Artell,  d.  h.  die  genossenschaft- 
liche Verbindung  allein,  nicht  alles  machen  kann.  Die  Russen  sind 
geneigt  die  Form  zu  überschätzen,  von   ihr  alles  Heil  zu  erwarten. 
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und  die  Vorzüge  dersdbeii  zu  sehr  zu  verallgemeinerü.  In  einer 
neueren  Schrift  eines  Herrn  Nowosselsky  '),  der  sich  gleichfalls  sehr 
für  die  Artelle  ervvfirnit,  wird  das  nachstebenik'  Lob  über  sie  ausge- 
sprochen : 

1.  Die  Artellarbcit  am  beständigen  Wohn<>rte  des  Arbeiters  ver- 
bessert Tiicht  luir  sein  materielles  Dasein,  sondtTn  auch  die  Sittlich- 
keit, und  ist  ein  sicheres  standiges  und  unabhängiges  Mittel  auiu 
Verdienst,  eine  griifse  Wohlthat, 

2.  Die  Artellarbeit  entwickelt  in  der  Masse  der  Arbeiter  nicht 
nur  die  Liebe  zur  Arbeit,  die  gerecht  geschätzt  und  bezahlt  winl, 
Siiudeni  gewohnt  auch  an  die  genaue,  sorgfältige  Ausführung  dessen, 
was  nach  allgemeiner  Libereinkunft  jedem  Genossen  zugewiesen  wird 
und  macht  dadurch  die  Arbeit  produktiver. 

3.  Das  Artcll  trägt  dazu  bei,  indem  es  die  Ursachen  der  Unzu- 
friedenheit gegen  die  Arbeitgeber  beseitigt,  die  Beziehungen  des  Kapi- 
tals und  der  Arbeit  versöhnlich  zu  gcstidteu.  Und  ähnlich  sagt  Is- 
sajew*)  von  den  Artellen  1)  sie  bringendem  Mielher  wirtschaftliche 
Vorteile  und  dadurch  indirekt  der  ganzen  Gt^sellscbaft ;  2)  die  be- 
deutenden materiellen  Verdienste  der  ArteUgenosseu  machen  sie  Ar- 
beitseinstellungen und  Streitigkeiten  abgeneigt;  3)  indem  sie  dits  Ver- 
trauen der  einzelnen  auf  sich  erhöhen,  ermuntern  sie  zu  weiterer  An- 
wendung der  lorm  und  Ausdehnung  iler  Zahl  derjejiigen  Fei-soneu, 
die  solche  Bimdnisse  abschlielsen. 

Uustreitig  sind  dies  in  vielen  Fällen  die  Folgen  gewesen.  Aber 
das  liegt  nicht  immer  am  Artell,  sondern  auch  an  anderen  günstigen 
sie  begleitenden  Umständen.  In  den  unselbständigen  Artellen  ist  gleich 
von  vornherein  die  Wirksamkeit  beeinträchtigt  durch  die  Abhängigkeit 
vom  Unternehmer.  Was  hilft  <ia  die  Form?  Lssajew  gesteht  selbst 
zu,  dafs  hier  der  Podrätschbilv  3i)-  50  Proz.  der  Einnahmen  erhalt; 
während  die  Mitglieder  dieser  Artelle  gar  keine  Hotl'nung  haben,  aus 
diesem  Zustande  herauszukommen  *"* ). 

Ich  möchte  hier  hinzufügen,  vorausgesetzt,  dafs  nicht  eine  höhere 
Gewalt,  die  Regierung  odisr  die  Semstwo  gegen  diese  Mifsbräuche  ein- 
schreitet und  sie  gesetzlich  unmöglich  machL  Es  könnte  doch  ein 
Gesetz  das  Auslohnen  der  Arbeiter  dnrch  Waren  verldeten  und  auf 
strenge  Ausführung  geachtet  werden.  Dadurch  würde  den  Mitglie- 
dern  der   unselbständigen    Artelle  eine   sehr   grofse  Möglichkeit  ge- 

l^  Soaiale  Fragen  in   Rufslaod,  Pelerib    1881,  in  niss.  Sprache,  H.  »4.  »ö 
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boten,  allmählich,  selbst  bei  kärglichem  Verdienst,  sich  empor  zu  ar- 
beiten, nicht  mehr  aus  Not  jedem  Unternehmer  um  jeden  Preis  sich 
zur  Yerf&gung  stellen  zu  müssen. 

Ich  bin  gleichfalls  ein  Anhänger  der  Artelle  und  von  der  Be- 
deutung des  genossenschaftlichen  Gedankens,  den  sie  bergen,  über- 
zeugt. Aber  ich  vermute,  dafs,  wenn  man  Daten  hierüber  hätte,  sich 
Fälle  genug  namhaft  machen  liefsen,  in  welchen  es  den  Arbeitern  auch 
ohne  Arteil  gut  gegangen  ist.  Es  mufs  eben  noch  manches  andere 
darnach  sein,  wenn  das  Arteil  glücken  soll.  Den  Abschlufs  von  Ar- 
tellen zu  erleichtem,  die  Richtigkeit  der  denselben  zu  Grunde  liegen- 
den Idee  zu  verbreiten,  ist  gewifs  verdienstlich,  aber  zu  glauben,  dafs 
damit  allein  etwas  erreicht  werden  kann,  vermag  ich  nicht.  Es  mufs 
noch  so  vieles  in  Rufsland  anders  werden,  ehe  auch  der  Artellge- 
danke zu  nutzenbringender  Verwirklichung  wird  gelangen  können.  In 
einem  Aufsatze  über  die  Lage  der  Arbeiter  auf  den  Goldwäschereien  in 
Sibirien^)  geschieht  zum  Schlüsse  eines  Kommissions-Gutachtens  Er- 
wähnung, welches  die  Bildung  eines  grofsen  Artells  als  Hauptabhilfs- 
mittel  empfiehlt  Aber  es  ist  kaum  wahrscheinlich,  dafs  damit  allein 
etwas  erreicht  würde.  So  lange  die  Wäschenbesitzer  nicht  gesetzlich 
verpflichtet  sind  ihren  Arbeitern  eine  gewisse  Summe  in  jedem  Falle 
auszuzahlen  statt  den  Lohn  mit  gewährten  Vorschüssen  wett  sein  zu 
lassen,  so  lange  keine  Regeln  existieren,  welche  dem  Arbeiter  eine  Ent- 
schädigung zuerkennen,  wenn  er  vor  Ablauf  der  vereinbarten  Zeit  von 
den  Wäschen  entlassen  wird,  kein  Gesetz  entscheidet,  in  welchen 
FäUen  der  Arbeiter  eine  Auflösung  seines  Kontraktes  fordern  kann, 
kein  Gresetz  dem  Goldproducenten  verbietet,  mit  seinen  Arbeitern  der- 
artige Verträge  abzuschliefsen,  dafs  sie  Lebensmittel,  Kleider,  Schuhe 
u.  s.  w.  nur  in  den  von  der  Verwaltung  eröffneten  Läden  kaufen  dür- 
fen, so  lange  dies  und  manches  andere  noch  nicht  geregelt  ist,  so  lange 
wird  von  einer  Verbesserung  der  Arbeiterverhältnisse  keine  Rede  sein 
können.  Das  Artell  allein  vermag  gegen  all  die  angedeuteten  Mifs- 
bräuche  nur  wenig  auszurichten. 

Ich  kann  in  das  Loblied,  welches  man  über  die  Artelle  hört,  nur 
bedingt  einstimmen.  Neben  vielem  Guten,  das  sie  hervorgerufen,  ha- 
ben sie  sich  auch  oft  ohnmächtig  erwiesen  und  mir  erscheinen  die 
Bestrebungen,  welche  die  Gründung  von  Artellen  in  den  Vordergrund 
aller  Reformen  schieben,  ebenso  einseitig,  wie  diejenigen  im  westlichen 
Europa,  welche  mit  den  Gewerkvereinen  aller  Not  der  Fabrikarbeiter 
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abhelfen  zu  können  glauben  oder  mit  den  Innungen  allen  Mifsständeii 
im  Gewerbe wesen  ein  Ende  zu  machen  hoffen.  Das  Artell  ist  meines 
Erachtens  nach  nur  eines  der  Mittel,  durch  welche  das  Wirtschafts- 
leben Rufslands  sich  wird  reformieren  und  zu  der  Bedeutung  aufscliwin- 
gen  können,  die  ihm  nach  seinen  Beichtum  an  Katurkräften  aller  Art 
zukommt. 

Unwillkürlich  drängt  sich  da  zum  Schlüsse  die  Frage  auf,  wie  es 
denn  mit  dtT  weiteren  Anwendbarkeit  des  Artells  und  der  Gestaltung 
desselben  überhaupt  in  nächster  Zukunft  aussieht  Auf  die  Verbrei- 
tung der  Artellc  wurde  bereits  eingangs  verwiesen.  Wie  grofs  die- 
selbe auch  bereits  ist,  es  liefse  sich  immerhin  noch  auf  vielen  Gebie- 
ten, denen  sie  heute  fremd  sind,  das  Artell  mit  Erfolg  einführen,  und 
unstreitig  würde  das  in  manchen  Fällen  zu  einer  Besserung  der  Lage 
der  Arbeiter  beitragen.  Überall  da,  wo  das  Kapital  eine  geringe  Rolle 
spielt,  erscheint  das  Artell  leicht  durchführbar,  und  überall,  wo,  wie 
Professor  W  reden  sich  ausdrückt,  „eine  besonders  gewissenhafte  Lei- 
stung verlangt  wird,  wo  eine  strenge  Aufsicht  über  die  Benutzung  von 
Materialien,  Maschinen  und  Werkzeugen  erforderlich  ist,  die  Mietlin- 
gen anzuvertrauen  Bedenken  erregt**,  empfiehlt  sich  ferner  das  Artell, 
Arbeitsgebiete  dagegen,  wo  mehr  oder  weniger  Kapital  erforderlich 
ist,  die  wohl  auch  eine  gröfsere  technische  Bildung  und  Intelligenz 
erheischen,  lassen  das  Artell  nicht  so  leicht  zu.  Artelle  werden  kaum 
auswärtigen  Handel  führen,  Fabriken  errichten,  Eisenbahnen  bauen 
können.  Das  ist  ein  Feld  für  Aktiengesellschaften  ^)*  Übrigens  sind 
hier  auch  Ausnahmen  denkbar,  die  Issajew  nicht  gelten  zu  lassen 
scheint  Ich  möchte  wenigstens  an  das  grofse  Moskauer  Hotel  erin- 
nern, das  von  einem  Kellnerartell  errichtet  ist  und  betrieben  wird. 
Issajew  spricht  nur  von  der  Möglichkeit  gemischter  Formen,  die 
zwischen  Artell  und  Aktiengesellschaft  stehen,  bei  denen  neben  den 
Arbeitern,  den  Artellmitgliedern,  die  Kapitalbesitzer  —  die  Aktionäre 
erscheinen.  In  den  angegebenen  Beispielen  hat  man  beides  in  einer 
Person. 

Im  allgemeinen  erscheint  mir  trotzdem  das  oben  Gesagte  richtig. 
Das  Artell  ist  der  Freund  des  Mittellosen,  des  Ärmeren.  Die  Vereine, 
welche  die  Grofsindustriellen  unter  sich  abschliefsen ,  würden  des  Ar- 
telkharakters  entbehren»  Es  wären  Verbände  zur  Wahrnehmung  kom- 
merzieller und  gewerblicher  Rücksichten,  wie  sie  das  wohlverstandene 
Eigeninteresse  auf  höherer   Kulturstufe  überall  hervorruft.    Das  ge- 
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Wtfbliche  Artell  aber,  wie  es  gegenwärtig  in  Rufsland  dominiert,  wen- 
det sich  vorzugsweise  an  Personen,  die  ausschliefslich  mit  ihrer  Ar- 
beitskraft erwerben  wollen,  und  an  den  Kleinhandwerker,  der  durch 
ei^^eren  Aneinanderschlufs  manchen  Vorsprung,  den  der  Fabrikant  ge- 
wonnen, wieder  einholen  kann.  Rohstoffverbindungen,  Niederlagsma- 
gazine wären  solche  Formen,  in  denen  das  Artell  am  besten  zum  Aus- 
druck käme.  Besonders  die  Hausindustrie  erscheint  als  ein  geeignetes 
Feld.  Ich  schliefse  mich  hier  I  ss  a j  e  w  durchaus  an,  der  durch  den  ungün- 
stigen Verlauf,  welchen  einige  derartige  Artelle  genommen  haben,  sich 
nicht  beirren  läfst,  sondern  die  Überzeugung  ausspricht,  dafs  mit  der 
Zeit  die  Artelle  in  Handwerk  und  Hausindustrie  mehr  und  mehr  Ein- 
gang finden  müssen,  vorausgesetzt,  dafs  sie  richtig  in  Szene  gesetzt 
werden. 

Dals  Professor  W reden  die  familienhafte  Form  des  hausindustriel- 
len Betriebs  gegen  die  Anwendbarkeit  des  Artells  anführt,  kann  ich 
mit  Issajew  nicht  gelten  lassen.  Wenn  es  auch  gewifs  richtig  ist, 
dafs  die  Hausindustrie  aus  der  Familienarbeit  hervorging,  und  heute 
noch  vielfach  diesen  Charakter  trägt,  so  sehe  ich  darin  keinen  trifti- 
gen Grand  des  Vorteils,  welchen  das  Artell  gewährt,  entbehren  zu  sol- 
len. Es  können  die  Familienväter,  welche  mit  ihren  Söhnen  und  Töch- 
tern arbeiten,  doch  ebensogut  zur  Erleichterung  der  besseren  ökono- 
mischen Gestaltung  ihrer  Geschäfte  zusammentreten,  als  Gewerbetrei- 
bende, denen  statt  der  Angehörigen  Lohnarbeiter  zur  Hand  gehen. 
Allerdings  darf  nicht  verkannt  werden ,  dafs  der  Verwirklichung  die- 
ses Gedankens  grofse  Schwierigkeiten  entgegenstehen.  Die  Familie  ent- 
wickelt, wie  ein  neuerer  Schriftsteller  über  die  russische  Hausmdustrie, 
Pryleshajew,  sehr  richtig  hervorhebt^),  keine  Assoziationsbestre- 
bnngen,  sondern  ist  die  Sphäre  des  privaten  Interesses.  Zwischen  den 
einzelnen  Familien  ist  nicht  nur  schwer  ein  Zusammenhang  anzubah- 
nen, dieselben  erscheinen  sogar  als  Gegenfüfsler.  Bei  den  beständigen 
Familienteilungen  schwindet  das  Solidaritätsgefühl  und  man  sieht  gegen- 
seitig in  sich  den  Konkurrenten,  der  den  anderen  auf  dem  Markte 
verdrängt.  Das  Familienleben  veranlafst  dazu  die  Fremden  aufser- 
halb  stehenden  als  Gegner  anzusehen,  mit  denen  nicht  leicht  ein  Ver- 
trag eingegangen  werden  kann.  Die  den  Familien  ähnlichen  Betrie- 
ben entsprossenen  Artelle  sind  daher  weniger  einem  speziellen  Bedürf- 
nis gefolgt,  als  vielmehr  unter  dem  Einflufs  der  allgemeinen  Kultur- 
bestrebongen  entstanden  und  gerade  hierin  dürfte  es  begründet  lie- 
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gen,  dafs  die  Artelle  auf  liausiDdustriellem  Gebiete  nicht  recht  haben 
gedeihen  wollen.  Die  Versuche,  welche  von  der  Landschaft  in  Twer 
gemacht  wurden,  die  Schmiede-,  Schuhmacher-,  Schlosserartelle'),  sie  i 
sind  alle  wieder  nach  kurzer  Blüte  eingegangen  und  nur  die  Molkerei- ■ 
genossenschaften  haben  sich  gehalten.  Die  in  den  gröfseren  Städten 
begründeten  Artelle,  z,  B.  die  der  Tischler  in  Petersburg,  in  Riga, 
kommen  wohl  vorwärts,  haben  aber  keine  Nachahmung  gefunden. 
Issajew  erklärt  diese  seltsame  Erscheinung  damit,  dafs  der  Boden 
für  diese  Verbände  in  Rufsland  nicht  gehörig  vorbereitet  war*  Wäh- 
rend in  Frankreich  und  Deutschland  sich  die  Syndikatskammern,  Ge- 
werkvereine, neuen  Innungen  auf  den  Traditionen  des  alten  Zunft- 
wesens aufbauen,  erscheinen  in  Rufsland  nur  die  Artelle  der  einfachen 
Handarbeiter,  der  Schwarzarbeiter,  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter, 
der  wandernden  Maurer,  Zimmerleute  u-  dgl.  mehr  als  Vorläufer. 
Mit  diesen  aber  haben  die  im  Gebiete  der  heutigen  Hausindustrie  auf- 
tretenden Artelle  weniger  Berührung.  Für  diese  ist  eine  umsichtige 
Leitung,  ein  kaufmännisch  erwägender  Geist  erforderlich,  und  daran 
scheint  es  gemangeU  zu  haben.  Die  materielle  Unterstützung  allein, 
welche  die  Semslwo  oder  die  Regierung  im  gegebenen  Falle  den  Ar- 
tellen zugewendet  hat,  vermochte  nichts  zu  wirken.  Man  bedurfte 
auch  der  Anleitung  zur  Benutzung,  Mir  scheinen  diese  Artelle  —  die 
hausiudustriellen,  wenn  ich  sie  kurz  so  bezeichnen  darf  —  am  besten 
mit  den  Produktivassoziationen  vergleichbar,  und  diese  haben  auch  itt 
Deutschland  und  Frankreich  nicht  recht  Wurzel  schlagen  wollen,  ohne 
dafs  ihnen  alle  Lebensfähigkeit  für  immer  abgesprochen  werden  dürfte. 

Ajiders  verhält  es  sich  mit  den  auf  Arbeitskraft  ausschliefslich  ge- 
gründeten Artellen,  die  auch  nicht  zahlreicher  werden  wollen.  Issa- 
jew sieht  hier  in  den  bereits  bestehenden  dieser  Art  ein  Hindernis*), 
Die  Artelle,  welche  mit  Mietskräften  arbeiten,  hindern  die  Entstehung 
neuer ;  sie  erhöhen  das  Eintrittsgeld,  erschweren  den  Zutritt  von  Mit- 1 
gliedern  und,  indem  sie  alle  Arbeit  auf  sich  vereinigen,  lassen  sie 
nicht  die  Möglichkeit  der  Neubildung  anderer  zu.  Diesen  Übelstan- 
den könnte  natürlich  nur  eine  gesetzliche  Bestimmung  abhelfen. 

Gefährlich  ist  für  diese  auch   die  kapitalistische  Unternehmung. 
Schtscherbioa  prophezeit  ihnen,  dafs  sie  auf  die  Dauer  den  ka- 
pitalistischen  Einflüssen   nicht    werden   widerstehen    können.     Auch  i 
Issajew  weist  auf  die  Thatsache  hin,    dafs  sie  ihre  wirtschaftliche 
und  juristische  Selbständigkeit  einzubüfsen  drohen.     Namentlich  diej 

1)  Siehe  1  s  s  aj  e  w  b.  n.  0.  3.  84^67. 

2)  lu  ft.  O.  S.  290. 


Die  ArteUe  in  Ba&land.  229 

ArteUe  des  Nordens,  die  der  Schiffszieher,  der  Holzhauer  etc.  sind 
dieser  Grefahr  ausgesetzt.  Das  anwachsende  Kapital,  die  Zunahme 
dar  Beyölkerung,  die  deshalb  immer  greller  hervortretende  Unzuläng- 
Mchkeit  der  Bauemländereien  —  alles  verbündet  sich,  die  Artellmit- 
glieder tiefer  hinunter  zu  drücken,  sie  zu  zwingen,  in  der  Zeit,  wo 
ÜB  nichts  zu  arbeiten  giebt,  zum  Kredit  ihre  Zuflucht  zu  nehmen,  und 
damit  eben  sich  einem  Unternehmer  zur  Verfügung  zu  stellen,  der 
ne  möglichst  ausbeutet. 

Dagegen  liefse  sich  nun  freilich  bei  Zeiten  einschreiten.  Von 
emem  Spezial-Gesetze  erwartet  Issajew  nicht  viel,  und  ist  mehr 
gegen,  als  für  ein  solches.  Die  Artelle  älteren  Datums  würden  sich 
den  neuen  Bestimmungen  nicht  fügen  können,  das  Gresetz  nicht  im 
Stande  sein,  sich  allen  Verschiedenheiten  anzupassen.  Höchstens 
kfinnte  man  ein  Konzessionierungs-System  einführen,  damit  die  Ar- 
telle offiziell  anerkannt,  und  sich,  etwa  vor  Gericht,  bequemer  legiti- 
mieren könnten,  und  daran  sollte  sich  eine  Regelung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  das  Mieten  von  Arbeitern  schliefsen,  die 
Schutz  gegen  Ausbeutungen  gewährt. 

So  zweckmäfsig  beide  Ideen  erscheinen  und  so  wenig  ich  mich 
gegen  ihre  Verwirklichung  aussprechen  möchte,  so  glaube  ich  doch, 
dab  der  Erlafs  eines  Normal-Statuts  für  Artelle  sehr  heilsam  sein 
mflÜBte.  Ganz  wie  die  Kreditgenossenschaften  durch  das  Muster-Sta- 
tnt  vom  Jahre  1869  ihre  Form  erhalten  haben,  oder  wie  die  städti- 
schen Kommunalbanken  sich  nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1862  rich- 
ten müssen ,  so  sollte  auch  für  die  Artelle  eine  derartige  Richtschnur 
gezogen  werden.  Nowosselski  veröffentlicht  in  seinem  schon  genann- 
ten Werke  den  Entwurf  zu  einem  solchen  Statut,  und  ohne  mich  hier 
auf  eine  Untersuchung  einlassen  zu  können,  ob  derselbe  den  Verhält- 
nissen entspricht,  woUte  ich  wenigstens  darauf  hinweisen.  In  8  Ab- 
schnitten erscheint  hier  die  Arteil- Verfassung :  1)  Bestand  und  Ziel  des 
Artells,  2)  Rechte  und  Pflichten  des  Artells,  3)  Mittel  des  Artells, 
4)  Rechte  und  Verpflichtungen  der  Mitglieder  des  Artells,  5)  die  Ver- 
waltung des  Artells,  6)  die  Generalversammlung,  7)  die  Verteilung  des 
Gewinnes,  8)  die  Liquidation.  Mir  scheint,  dafs  mit  Adoptierung  der 
Gmndzüge  einer  solchen  Vorlage  manches  gewonnen  wäre.  Sollten 
auch  anfangs  einige  Artelle,  namentlich  die  unselbständigen ,  sich  nur 
mit  Widerstreben  hineinfinden,  so  würden  sie  vermutlich  doch  sehr 
bald  den  Nutzen  einsehen  lernen. 

Falls  nun  aber  die  Mitglieder  der  unselbständigen  Artelle  schon 
80  weit  verstrickt  sind,  dafs  sie  das  Gesetz  umgehen  müfsten,  um 
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nicht  alle  Arbeit  zu  verlieren ,  also  statt  artellweise  einzeln  sich  dem 
Unternehmer  verdingen  würden,  so  könnten  eben  hier  die  ökonomischen 
Mafsregeln  der  Regierung,  welche  Issajew  vorschlägt,  zu  Hülfe 
kommen.  Die  Regierung  oder  die  Semstwo  könnte  die  Artelle  prote- 
gieren, indem  sie  ihnen  öffentliche  Arbeiten  übertrüge,  das  Bauen  von 
Staatsgebäuden ,  das  Beschaffen  von  Kleidungsstücken  für  die  Armee, 
das  Bäumefällen  in  den  Staatsforsten  etc.  etc.  Und,  wenn  die  beim 
Finanzministerium  befindliche  offizielle  Kommision  zur  Beförderung  der 
Hausindustrie  sich  für  die  Bildung  von  Artellen  interessieren,  durch 
Gewährung  von  Krediten  beim  Ankaufen  der  Rohstoffe,  u.  dgl.  mehr 
zu  ihrer  Begründung  anregen  wollte,  so  müHste  das  ebenfalls  von  wohl- 
thätigen  Folgen  sein. 

Man  kann  nur  wünschen,  dafs  diese  Schritte  gethan  werden,  ehe 
es  zu  spät  ist.  Der  genossenschaftliche  Gedanke,  der  sich  in  den 
Artellen  kundgiebt,  verdient  ohne  allen  Zweifel  die  gröfste  Beachtung 
und  man  darf  sich  von  ihm,  im  Zusammenhange  mit  anderen  Refor- 
men die  schönsten  Erfolge  für  die  Hebung  des  Wirtschaftslebens  im 
heutigen  Rufsland  versprechen. 


Litteratur. 
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Die  wirtsohaftsgeschichtliohen  Stadien  in  Deutsohland  im 

Jahre  1882. 


Von  K.  Lamprecht. 

In  den  philologisoh-historischen  Wissenschaften  ist  es  seit  einer  Reihe 
Ton  Jahren  zum  Bedürfnis  geworden,  über  den  Fortschritt  von  Studium 
und  Erkenntnis  besondere  Jahresübersichten  zu  yeröffentlichen :  eine  Er- 
Bcheinong,  wie  sie  sich  aus  der  immer  weiter  gehenden  Arbeitsteilung  und 
der  immer  grösseren  Verengung  des  indiyiduellen  Arbeitsfeldes  auf  diesen 
Gebieten  ergeben  musste.  So  entstanden  Jahresberichte  der  rein  philo- 
logischen Wisseo Schäften,  wie  der  Qeschichtswissenschaft  insbesondere^). 
Es  ist  bezeichnend,  dals  in  solchen  Zusammenstellungen  die  Wirtschafts- 
geschichte durch  keine  eigene  Abteilung  vertreten  ist;  noch  sucht  man 
sie  unter  den  Staats-  und  Priyataltertümern,  unter  Bechts-  und  Yerfassungs- 
geschichte,  unter  Lokal-  und  Territorialgeschichte  bisweilen  nicht  ohne 
Mühe  unterzubringen.  Die  auch  sonst  bekannte  Thatsache  erhellt  auch 
hier  wieder:  obwohl  man  die  Wirtschaftsgeschichte  jetzt  allgemein  als 
besondere  Disziplin  bezeichnen  hört,  fehlt  doch  noch  ihre  formelle  Auf- 
nahme und  Anerkennung. 

Der  Grund  hierfür  liegt  zum  grofsen  Teile  in  der  auf  wirtsohafts- 
geschichtlichem  Gebiete  befolgten  Arbeitsart,  die  freilich  bisher  noch  die 
jeder  jungen  Wissenschaft  gewesen  ist.  Man  ist  vielfach  noch  weit  ent- 
fernt davon,  gerade  die  Grundzüge  der  durchgreifenden  wirtschaftlichen 
Entwickelungen  aufsuchen  zu  wollen:  dies  Vorgehen  wird  stets  sehr  aus- 
gedehnte Studien  und  das  umfassendste  Material  erfordern ;  man  verarbeitet 
vielmehr  die  reiche  Quellen  Überlieferung  zunächst  da,  wo  sie  sich  am 
leichtesten  bietet  Daher  sind  alle  diejenigen  wirtschaftsgeschichtlichen 
Entwickelungen  bisher  am  besten  untersucht,  bei  denen  Verordnungen 
oder  konstitutive  Urkunden  das  Quellenmaterial  bilden;  ein  Vorzug,  der 
namentlich  der  städtischen  Entwickelung ,  wie  überhaupt  der  dem  Wesen 
nach  ausgeprägt   organisatorischen  Entfaltung  von  Industrie   und  Verkehr 

1)  Jahresberichte  der  Geschichtswissenschaft  im  Auftrage  der  historischen  Gesellschaft 
m  Berlin  beraosgg.  v.  F.  Abraham,  J.  Hermann,  E.  Meyer.  Berlin,  Mittler,  seit  1878. 
Bisher  2  Bde.,  die  Jahre  1878  und  1879  umfassend. 
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eigen  ist.  Andere  Gebiete  dagegen,  welche  der  strengen  Methode  nach 
TOD  der  Erforschung  aller  wirtschaftlichen  Organisation  End  jedes  be- 
sonderen Institutes  bearbeitet  sein  müssten,  wie  z.  B,  die  Geschichte  der 
Preise  y  liegen  in  Deutschland  fast  noch  TÖllig  brach;  nicht  einmal  die 
Hauptquellen  sind  genügend  bekannt  oder  gar  veröffentlicht.  Hält  man 
neben  diese  Erscheinungen  noch  die  Thatsache,  dafs  die  Quellenkunde 
der  Wirtschaftsgeschichte  trotz  der  vorzüglichen  Arbeit  von  v.  Inama- 
Sternegg*)  schon  wegen  der  geringen  Publikation  und  sonstigen  lit- 
terariachen  Ausbeutung  des  vorhandenen  Stoffes  nur  sehr  bruchstückweise 
bekannt  ist,  und  dafs  damit  jene  Anregung  zu  methodischem  Arbeiten, 
wie  sie  sich  aus  der  genügenden  Kenntnis  der  Eigenart  des  Ärbeits- 
matenales  ergiebt,  immer  noch  vielfach  wegfallt,  so  wird  man  begreifen, 
dafs  die  Versuchung^  die  wirtschaftsgeschichtliohen  Erscheinungen  eines 
Jahres  unter  gemeinsamem  Gesichtspunkt  zusammenzustellen,  an  sich  nicht 
eben  grofs  ist. 

Dazu  kommt  eine  weitere  Schwierigkeit  Wer  das  wirtschafls ge- 
schichtliche Quellenmaterial  auch  nur  eines  räumlich  recht  begrenzten 
Gebietes  kennt,  wie  es  namentlich  in  dem  tintenkleksenden  14.  und  15. 
Säkulum  ohne  irgend  eine  jener  später  schon  eintretenden  statistischen 
Verarbeitungen  zu  Bergen  anwächst,  der  weifs»  dafs  wirtschaftsgeschicht- 
liche Aufgaben  sich  vor  der  Hand  nur  räumlich  begrenzt  lösen  lassen. 
Die  Wirtschaftsgeschichte  des  Handels  und  der  Industrie  verläuft  zunächst 
in  die  Städtugeschichte,  die  der  Urproduktionen  in  die  Territorial-  und 
Provinzialgeschichte;  und  die  Untersuchungen  zur  Wirtschaftsgeschichte 
sind  demgemäle  zum  gröfseren  Teil  in  den  Zeitschriften  historischer 
Lokalvereine  und  sehr  ^seretreuten  Sonderpublikationen  zu  suchen.  Auch 
das  ist  eine  Thatsache,  welche  wirtschaftsgeschichtlich  nicht  ganz  be* 
sonders  interessierte  Gemüter  stur  Einrichtung  einer  besonderen  Abteilung 
für  Wirtschaftsgeschichte  in  den  Jahres  Übersichten  der  hiatorisch-philo- 
logischen  Wissenschaften  kaum  veranlassen  kann. 

Um  so  mehr  aber  hat  die  wirtschaftsgeschichtliche  Forschung  selbst  die 
PÜicht,  Umschau  zu  halten,  sich  über  das  Geleistete  zu  informieren  und  die 
Lucken  der  bisherigen  Forschung  aufzudecken.  lat  es  der  Endzweck  der 
sonst  bestehenden  Litteraturübersichten,  die  neuen  Accessionen  dem  reichen 
Schatze  des  wissenschaftlich  schon  in  weitem  Umfange  Erkannten  kritisch 
einzuordnen,  so  mufs  es  bei  dem  jetzigen  Stande  der  Wissenschaft  das 
freilich  ideale  aber  doch  als  Forderung  aufzustellende  Ziel  einer  wirt- 
Bchaftsgesohichtlichen  Litteraturiibersicht  sein,  aus  einer  Kritik  der  Ac* 
cessioneu  die  Kethode  der  Forschung  selbst  zu  erweitern. 

Erwägungen  solcher  Art  liefsen  der  Redaktion  dieser  Jahrbücher  die 
Einrichtung  von  Jahres  üb  ersichten  der  wirtschafls  geschichtlichen  Lit- 
teratur  nützlich  erscheinen.  Diese  Aufgabe,  wie  sie  zuerst  an  mich 
herantrat,  wurde  im  Interesse  einer  gründlichen  Beherrschung  des  Stoffes 
geteilt;  die  Besprechungen  der  an  die  Entwickeluug  von  Industrie  und 
Verkehr    und    an    stadtische    Verwaltungsgeschichte     anknüpfenden    Er- 

1)  Über  die  QueUfln  der  deutschon  WirtbachÄflsgieschichtö  (Abb.  der  Wiener  Ä.  d.  W. 
1876  Phil.-hisL  KJ.  Bd.  8i  8.  136  f.).  Vgl.  v.  Inamas  Aufsatz  über  ürbAricn  und 
UrbariaiaafseicbBiuigeD  in  v.  Loebers  Archiv&l.  Zeitsclir.  Bd.  2  S.  26  f. 
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Boheinungen  liat  Herr  Dr.  Hoeniger  übemommen ,  während  die  Be- 
sprechung der  Arbeiten  über  die  Entfaltung  der  Privatwirtschaft  und  der 
TJrprodaktionen  sowie  über  die  Entwickelungsgeschichte  der  Landesver- 
waltong  für  den  Unterzeichneten  übrig  blieb.  Der  letztere  Teil  folgt  jetzt; 
er  zerfällt  in  eine  bibliographische  Übersicht  der  bekannt  gewordenen 
einschlägigen  Litteratur  aus  dem  Jahre  1882  und  eine  Besprechung  der 
für  Methode  und  Forschung  bedeutenderen  Erscheinungeq. 

1)  Baernreither,  Stammgütersystem  und  Anerbenrecht  in  Deutsch- 
land.    8«.     Wien,   1882. 

2)  Batt,  Das  Eigentum  zu  Hagenau  im  Elsass.  2.  Teil:  Die  Burg- 
lehen und  das  etichonische  Besitztum  in  der  Umgegend.  8^. 
LIV,  746  8.    Kolmar,  1882.    (Der  erste  Teil  erschien  i.  J.  1876.) 

3)  Baumann,  Die  Ortsnamen  der  badischen  Baar  und  der  Herrschaft 
Hewen  (Schriften  des  Vereins  f.  d.  Gesch.  u.  Naturgesch.  der  Baar 
u.  8.  w.     1882.     Heft  4.) 

4)  Beissel,  Hauseinrichtung  und  Haushaltung  am  Niederrhein  um 
1555.     (Stimmen  aus  Maria-Laach.     1882.     Heft  6.) 

5)  Birlinger,  Ein  Dillinger  Inventar  [Silbergeschirr  Hans  Georgs 
von  Leonrodt  1615].     (Alemannia.     Bd.  10.) 

6)  yan  Blom,  De  dorpsgemeenten  in  Friesland.  (De  vrije  Fries. 
Bd.  14.) 

7)  Blumenthal,  Die  Stellung  Adalberts  von  Bremen  in  den  Yer- 
fassungskämpfen  seiner  Zeit  und  seine  Finanzreform.  Diss.  Gotting. 
1882.     42.  S. 

8)  Bosch,  Freiwillige  Leibeigenschaft.  (Anzeiger  für  Kunde  der 
deutschen  Vorzeit.     1882.     No.  9.) 

9)  Bormans,  Les  fiefs  du  comt^  de  Namur.  Introduction.  Namur, 
Ad.  Wesmael,  Charlier,   1882.     8<>.     140  S. 

10)  Brants,  Histoire  des  dasses  rurales  aux  Pays-Bas  jusqu'a  la 
fin  du  XVm«  sifede  (M^moires  publ.   par  Tacad.   beige.     Bd.  32.) 

11)  Breithof,  L'abbaye  d'Echternach  1597.  Extrait  d'un  manuscrit  de 
Tabb^  Berteis.  (Abdruck  eines  Güterverzeichnisses  der  Abtei  Ech- 
temach,  im  J.  1597  von  Berteis  angelegt.  Im  Anhang  einige 
neuere  Sachen).  Progr.  des  Progymnasiums  yon  Echternach,  1882. 
4<>.     67  S. 

12)  Bück,  Laistner,  Christ,  Flur-  und  Ortsnamen.  (Alemannia. 
Bd.  10.) 

13)  Decker,  Namen  von  Fluren,  Gewannen  und  sonstigen  Örtlich- 
keiten im  so.  Odenwalde.  (Quartalbl.  d.  h.  Vereins  f.  d.  Grofsh. 
Hessen  1882.) 

14)  De  Pott  er  en  Broeckaert,  Geschiedenis  van  den  Belgischen 
boerenstand  (M^moires  publ.  par  Tacad.  beige.     Bd.  32.) 

15)  Eickhoff,  Die  älteste  Herzebrocker  Heberolle.  (Progr.  d.  höh. 
Bürgerschule  zu  Wandsbeok,  1882.     Nr.  255.) 

16)  Gasser,  Fonds  et  revenus  du  prieur^  de  S'Morand  d' Altkirch  et 
de  BibeauyiU^  en  1772.     (Reyue  d'Alsace.     Bd.  11.) 

17)  Geres,  Der  Vogelschutz  im  Mittelalter.  [Abdr.  einer  Urkunde 
a.  dem  Archiv  des  ehemaligen  Elarthäuser-Elosters  bei  Freiburg  i.  B.] 
(Freiburger  Sohau-ins-Land,  Jahrg.  8.) 
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18)  Grevel,  Der  EBaendiaclie  Oberhof  Ehrenzell.  [Philipsenbarg]. 
(Beitr.  «.  G.  von  Stift  u.  Stadt  Essen,     Heft  3.) 

19)  H ansäen^  A^arliistor.  Fragmente  zur  ErkeDntois  der  deutscheci 
Feldmarkverfassung  Ton  der  Urzeit  bis  zur  Aufhebung  der  Feld- 
gemeinschaft, m.  Die  Ackerflur  der  Dörfer,  (Zeitachr  f,  d.  ge- 
samte Staatswisseuschaft.     Bd.  38,  3  a.  4.) 

20)  Eartfelder,  Inventar  der  Burg  Höhingen  im  Jahre  1424.  (An- 
zeiger fdr  Kunde  der  deutsch.  Vorzeit      1882.     No.  6.  u,  7.) 

21)  Hauptbuch  und  Verzeichnis  der  im  Jülich- Aachen  er  Bezirk 
beündlichen  geistl.  Ländereien,  Zehnten^  BUsohcn  und  Mühlen 
i.  J,  1796.  Ein  Beitrag  z.  Gesch.  der  Pfarreien  der  ErzdiÖcese 
Köln,  Bachern,  1882.  KL  8*>,  32  S.  (Sonderabdruck  a.  d.  Köln. 
pAßtoralbl.) 

22)  He  gort,  Märkische  Fischerei  Urkunden,  (Märkische  Forschungen 
Bd.  17.) 

23)  Hehn«  Kulturpflanzen  und  Haustiere  in  ihrem  Übergang  aus 
Asien  nach  Griechenland  und  Italien  sowie  in  das  übrige  Europa. 
Historisch-linguistische  Skizzen.     4,  Aufl.     Berlin,    1883. 

24)  Herrmann  und  Ermisoh,  Das  Freiberger  Bergrecht.  (Neues 
Arohiy  für  sächs.  Geschichte.     Bd.  3,  2,) 

25)  Ho  fr  echten  der  Essensche  goederen  in  Salland  (Versl.  en  m&- 
dedeelingen  der  vereenigiug  tot  uitgave  der  bronnen  van  het  oude 
vaderlandfiche  recht.     No.   l  u.  2). 

26)  Höger,  Kleine  Beitrüge  zur  Bestimmung  und  Erklärung  der  im 
Codex  Falken  steinen  BIS ,  im  Codex  traditionum  Garzensis  und  im 
Codex  traditionum  Augiensium  vorkommenden  Personen-  und  Orts- 
namen.    Freising,   1882,     VH.   50  8. 

27)  Huber,  Die  Entstehung  der  weltlichen  Territorien  der  Hoch- 
stifter Trient  und  Brixen.  (Archiv  für  östereich.  Geschichte, 
Bd.  63.)     Wien,    1882,     46  S, 

28)  Hü  ekel,  R^gl^mentation  d'uno  foröt  comm  anale  d*Alsace  aux  XV 
et  XVI  si^cles  [Document  B.j     (Revue  d'Alsaco,  Bd.   1 1). 

29)  V,  Inama*Sterneggund  Herzsohn,  Bheinisches Landleben  im 
9.  Jahrhundert.  [Wandalberts  Gedicht  über  die  12  Monate].  (West- 
deutsche Zeitschr.  Bd,    L) 

30)  Joppi,  Inventario  delle  cose  preziose  lasciate  dal  Patriaca  d'Aqui- 
leift  Nicülö  di  Lussembargo.  (Archivio  storico  per  Trieste  Tlstria 
cd  il  Trentino,  Bd.   1,  2.) 

31)  Koch,  Weistum  und  Gerichtsordnung  der  Gemeinde  Ellerstadt 
V.  X   1555.     (Zeitschr.  der  Savigny-Stiftung,     Bd.  3.) 

31*)  KronOB,  Die  landesfüratlichen  und  landschaftlichen  Patente  zur 
Herrscherzeit  Maximilians  L  und  Ferdinands  L  (1493 — ^1564).  L 
[Einleitung].  (Beitr,  zur  Kunde  Steiermark.  Gesohichtsquellen 
Jahrg.    18.) 

32)  Lamprecht,  Fräukisohe  Wanderungen  und  Ansiedlungen  vor- 
nehmlich im  Ehöinland.  (Westdeutsche  Zeitsohr.  Bd.  1  und  Zeit- 
schrift des  Aachener  GesohichtsvereiDs^  Bd.  4.) 

33)  Lamprecht,  Schätzung  des  Klosters  8.  Peter  in  Kreuznaoh  1542, 
(Westdeutsche  Zeitschr.  Bd.   1,  KorrbL  3,) 
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34)  Die  Landgüter-Ordnniig  für  die  Provinz  WestflEden  and  die 
rheinischen  Kreise  Eees,  Essen  (Stadt  und  Land),  Duisburg  und 
Mülheim  an  der  Ruhr  vom  30.  April  1882;  mit  Erläuterungen. 
Münster,  1882.  4^. 

35)  Loose,  Sebastians  Lindenasts  Inventar.  (Anzeiger  für  Kunde  der 
deutschen  Vorzeit.     1882.     No.  9.) 

36)  Martin,  Abwechselnd  bewirtschafteter  Gemeindeaoker.  (Strafs- 
burger  Studien,  Bd.  1.) 

37)  Matthiass,  Die  römische  Grundsteuer  und  das  Yectigalreoht. 
Erlangen  1882.     84  S. 

38)  Maurer,  Dorfordnung  zu  Rigel  v.  J.  1484.  (Zeitschr.  für  die 
Oesch.  des  Oberrheins,  Bd.  36.) 

39)  Meitzen,  Das  Nomadentum  der  Germanen  und  ihrer  Nachbarn 
in  West-Europa.  (Verhandl.  des  zweiten  Deutschen  Geographen- 
tages zu  Halle,   1882.     15  S.) 

40)  Meyer,  Die  Gerichtsbarkeit  über  Freie  und  Hintersassen.  (Zeit- 
schrift der  Savignystiftung,  Bd.  3.) 

41)  Otto,  Das  Merkerbuch  der  Stadt  Wiesbaden.  Wiesbaden,  1882. 
92  S. 

42)  Fiel  er,  Die  Arnsberger  Markgenossen.  (Blätter  zur  nähern  Kunde 
Westfalens,  Jahrg.  19.) 

43)  van  Rappard,  De  rckeningen  der  Zielbroeders  te  Utrecht,  1485 
bis  1615.  (Archief  voor  de  geschiedenis  van  het  aartsbisdom 
Utrecht,  Bd.  9.) 

44)  Reinsch,  Stellung  und  Leben  der  Frauen  im  Mittelalter.  Samm- 
lung gemeinverständlicher  wissensch.  Vorträge  von  Virchow  und 
V.  Holtzendorff).  1882.  36  S. 

45)  Richter,  Die  Salzburgischen  Traditionscodices  des  10.  u.  11.  Jhs. 
IL  Fassung  und  Rechtsinhalt  der  in  den  S.  Tr.  enthaltenen  Acte. 
(Mitteilungen  des  Instituts  für  Österreich.  Geschichtsforschung, 
Bd.  3,  369  f.)  Vgl.  dazu  ebd.  S.  63  f.  W.  Hauthaler:  Be- 
schreibung der  Codd.  und  Abdruck  der  bisher  unbekannten  Stücke. 

46)  Roth,  Bruchstück  eines  Güterrotuls  des  Klosters  Rupertsberg 
12.  Jhs.    (Korrbl.  des  Gesamtvereins.     1882.  N.  7.) 

47)  Roth,  Zu  den  Bleiden statter  und  Lorscher  Traditionen.  (Korrbl. 
des  Gesamtvereins.     1882.     K  5  u.  6.) 

48)  Ruprecht,  Die  Erbpacht.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  und  Re- 
form derselben.     Göttingen,  1882.     183  S. 

49)  Sauer,  Die  ältesten  Lehnsbücher  der  Herrschaft  Bolanden.  Wies- 
baden, 1882.     99  S. 

50)  Frhr.  Schenk  zu  Schweinsberg,  Beitrag  zur  Geschichte  des 
heimischen  Weinbaues.  (Quartalbl.  d.  bist.  Vereins  f.  d.  Grofsh. 
Hessen.     1882.) 

51)  Frhr.  Schenk  zu  Schweinsberg,  Sentencia  hubenariorum 
contra  cum,  qui  vomuit  in  prandio.  [Seligenstadt,  1470].  (Quar- 
talbl.  d.  bist.  Vereins  f.  d.  Grofsh.  Hessen.     1882.) 

52)  Seeber,  Leben  u.  Treiben  der  österr.  Bauern  im  13.  Jh.  nach 
Neidhart,  Helbling  u.  Wemher  Gartenäre.  (Hüffers  Historisches 
Jahrbuch,  Bd.  3,  3.) 


236 


ilttorfttur* 


53)  Siegel,  Das  Güterrecht  d.  Ehegatten  im  Stiftslande  Salzburg. 
Ein  Beitrag  znv  Geschichte  des  ehelicheu  Giiterreoht«.  (8itz,-Ber, 
d.  k.  Akad.  d.  W,     Wien,   1882.) 

54)  Graf  zu  Bolma-Laubach,  Ueber  das  Amt  Laubach  in  seinem 
frahero  und  spatem  Bestände.  Mit  Karte.  (Archiv  f,  hess.  Gesch. 
und  Landeskunde,  Bd.   15.) 

55)  i^tadelmann,  Preufsens  Könige  in  ihrer  Thätigkeit  für  die 
Landeskultur.     Leipzig,   1882.     X.  656  S, 

56)  ßt  am  ml  er,  Bas  Recht  des  Breidenbacher  Grandes.  Mit  unge- 
d ruckten  Urkunden  und  SchÖffensprÜchen.  (Heft  XII  der  Unter- 
suchungen 2ur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschiohte  herausg, 
von  0.  Gierke).     Breslau,  1882.      143  S. 

57)  Stiere,  Zur  Finanzgeschichte  des  Erzstifta  Köln.  (Zeltschr.  des 
Bergischen  Geschiehta Vereins,  Bd.   17.) 

58)  Tadra,  Summa  Gerhardi,  Ein  Formelbuch  aus  der  Zeit  Königs 
Johann  V.  von  Böhmen,  [c.  1333—1345].  (Archiv,  t  österr.  Ge- 
schichte, Bd.  63.)     Wien,   1882. 

59)  Wattenbach,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Mark  Brandenburg 
aus  HSS.  der  Kgl.  Bibliothek.  (8it2»-Ber.  der  Berliner  Akad. 
d.  W.  1882.) 

60)  V.  Weech,  Eine  fiirstliche  Hofhaltung  am  Ende  des  16,  Jhs. 
(Zeitschr.  fiir  die  Gesch,  des  Oberrheins.     Bd.  36.) 

61)  V.  Weech,  Der  Rotulus  Sanpetrinus  nach  dem  Original  im  Grossh. 
Landesarchiv  zu  Karlsruhe  (Freibnrger  DiÖoesan- Archiv.   1882). 

62)  Weinhold,  Die  Deutschen  Frauen  im  Mittelalter.  2.  Aufl. 
2  Bde.     Wien,   1881.     YU.  413  und  YIL  375  8. 

63)  Werth,  Über  die  Höfe  im  Werth  zu  Barmen  und  den  allmäh- 
lichen Ausbau  derselben  zu  einem  Ort.  (Zeitschr.  des  Borgiächen 
Geschiöhtsvereinsj  Bd.   17.) 

64)  V.  Werveke,  Ausgaben register  de«  Abtes  Winand  von  Echter- 
uach  1440  —  1448.  (Publ  de  la  Soci^t^  bist*  de  Luxembourg, 
Bd.  35.) 

65)  W^iegand,  Ein  Urbar  des  StraTsburgar  Bistums  a.  d.  H.  Jahrh. 
(Straf sburger  Studien,  Bd.   1.) 

66)  Zenmer,  Formulae  Merowingici  et  Karolini  aevi  Pars  I.  Monu* 
menta  Germaniae  Leges,  sectio   V.     Hannover,    1882. 

Von  dem  im  Vorstehenden  alphabetisch  verzeichneten  Stoff  sollen 
jetzt  zunächst  die  für  die  Öue  11  en künde  der  Wirtschaftsge- 
schichte wie  die  Geschichte  der  Privatwirtschaft  wichtigen 
Stücke  besprochen  werden»  weiterhin  werden  die  auf  die  Urbarung 
und  Landeskultur  bezüglichen  Arbeiten  zu  behandeln  sein;  endlich 
wird  es  sich  um  eine  Beurteilung  derjenigen  Schriften  handeln,  welche 
den  Einflufs  der  Urproduktionen  auf  die  soziale  Schichtung 
des  Volkes  in  den  Ständen  und  auf  die  politische  Entwiekelung 
in  der  Verfassung  und  namentlich  in  der  Verwaltung  des  Reiches  und 
der  Territorien  zum  Gegenstand  haben. 

Unter  den  Quellenpublikationen  nehmen  die  Editionen  von 
bisher    unbekannten  Urbaren     und    Urbarialien    billigerweise    den    ersten 
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Platz  ein;  freilich  zeigt  gerade  hier  die  Planlosigkeit  der  Ausgaben, 
welche  sich  ohne  inneren  Zusammenhang  yom  früheren  Mittelalter  bis 
zum  Schlüsse  des  vorigen  Jhs.  hinziehen,  wie  anfserordentiich  wünschens- 
wert es  wäre,  wenn  dieser  Stoff,  der  für  jedes  Territorium  auf  hunderte 
Ton  Folianten  yeransohlagt  werden  kann,  erst  einmal  territorial  durch- 
gearbeitet und  gesichtet  würde,  ehe  man  zur  Publikation  von  Kleinig- 
keiten schreitet,  deren  Einreihung  nicht  klar,  deren  besondere  Bedeutung 
unter  Kenntnis  des  gesamten  Stoffes  vielleicht  zweifelhaft  erscheinen 
würde.  Hier  liegt  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  aller  territorialen  und 
proyinzialen  Geschichtsyereine  zum  Zweck  der  Herausgabe  heimischer 
Quellen  yor,  die  bisher  leider  nur  an  wenigen  Stellen  zur  Diskussion 
und  Lösung  gebracht  ist.  Am  meisten  haben  in  dieser  Bichtung  bisher 
die  Österreicher,  und  auTserhalb  des  deutschen  Gebietes  die  Holländer 
und  Belgier  geleistet,  namentlich  in  Österreich  ist  es  nach  dem  Vorgänge 
der  Arbeiten  im  Archiv  für  österreichische  Geschichte  Sitte  geworden, 
lokale  und  proyinziale  Urkundenbücher  nicht  mehr  ohne  die  Urbarialien 
herauszugeben,  soweit  sich  diese  den  Urkunden  ansohliefsen.  Neuerdings 
hat  auch  die  Gesellschaft  für  Rheinische  Geschichtskunde  eine  Edition 
der  XJrbarstoffe  der  alten  Erzdiözesen  Köln  und  Trier  in  ihren  Arbeits- 
plan aufgenommen  ^),  so  dafs  hier  endlich  einmal  eine  wirklich  syste- 
matische Publikation  alles  Vorhandenen,  soweit  es  besondere  Bedeutung 
hat,  zu  erwarten  ist.  Schon  früher  war  eine  Gesamtedition  der  west- 
fälischen Urbare  unter  dem  Impuls  des  um  die  Ordnung  der  westfälischen 
Archiyalien  hochverdienten  Geh.-Hat  Wilroans  in  Angriff  genommen 
worden;  das  erste  Heft  derselben  enthält  die  Freckenhorter  Güteryer- 
zeichnisse  und  erschien  1872^);  im  Vorwort  zu  demselben  wurde  die 
Edition  der  Werdener,  Herzebrocker,  Herforder  Register  und  der  Auf- 
zeichnungen yon  Moritz-Münster  9. — 11.  Jahrhunderts,  weiterhin  der 
Urbare  des  Grafen  Heinrich  y.  Dale  yom  Jahre  1188,  des  Stifts  Über- 
wasser 12.  und  15.  Jahrhunderts,  des  liber  catenatus  Vredensis  14.  Jahr- 
hunderts und  einiger  anderer  kleinerer  Stücke  versprochen.  Liefs  schon 
der  lange  Verzug  des  zweiten  Heftes  ein  Aufgeben  des  ursprünglichen 
Planes  befürchten,  so  zeigt  jetzt  die  Edition  der  Herzebrocker  Hebe- 
rolle von  etwa  1088  in  einem  Programm  der  höheren  Bürgerschule  zu 
Wandsbeck  (No.  15)  —  freilich  erst  zur  Hälfte,  die  andere  Hälfte  wird 
im  Osterprogramm  1883  erscheinen')  — ,  dafs  die  westfälischen  Pläne 
wohl  endgiltig  aufgegeben  sind.  Es  wird  also  auch  für  Westfalen  die 
leidige  Gewohnheit  der  Einzeledition  übrig  bleiben.  Da  braucht  nun 
nicht  weiter  betont  zu  werden,  dafs  die  Ausgaben  an  wirtschaftsgeschicht- 
licher Brauchbarkeit  aufserordentlich  verlieren.  Die  wirtschaftsgeschicht- 
liche Behandlung  der  Urbare  wird  immer  eine  vorwiegend  statistische 
sein  müssen,  sie  erfordert  daher  ein  nach  gleichen  Grundsätzen  bearbeite- 


1)  Vergl.  Denkschrift  der  Gesellschaft  für  Rhein.  Geschichtskande  S.  33  und  Erster 
Jahresbericht  derselben  8.  4. 

2)  Codex  traditionum  Westphalicanim  I.  Die  Heberegister  des  Klosters  Frecken- 
hörst,  heransg.  von  E.  FriedlXnder.  Mit  Ortsregister  Glossar  und  1  Karte.  XIV 
JL  233  8. 

8)  Nach  gütiger  Mitteilung  des  Herrn  Herausgebers. 
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Us  Vergleichsmaterial ,  namentlich  nach  gleichen  Prinzipien  angelegte 
umfangreiche  Orts*  und  Personenregister  und  nach  identischer  Auswahl 
gegebene  Aufklärungen  über  die  alten  Verhältnisse  aus  genauer  örtlicher 
Anschauung  der  jetzigen  Zustände.  Das  alles  iat  bei  einer  Einzelaus- 
gabe auch  unter  genauem  FeBthalten  an  den  von  t*  Inama  aufgestellten 
Editlonsgrund satten  *)  unmöglich.  Man  kann  daher  nur  mit  einer  ge- 
wissen Besignation  den  während  der  letzten  Jahre  in  kleinen  Dosen  pu- 
blizierten TJrbarstofF  durchmaatern.  Hier  steht  neben  der  Herzebrocker 
Holle  als  ältestes  8tiick  ein  Fragment  einer  GUteraufzeichnung  des  Klosters 
Bupertsberg  bei  Bingen,  welches  Roth  aus  einer  HS.  12.  Jahrhunderts 
im  St-A.  zu  Wiesbaden  herausgegeben  hat  (No.  46),  ohne  irgendwie  das 
Verhältnis  dieses  Stückes  zu  dem  schönen  im  Mittel rh,  Urkundenb.  Bd«  2 
freilich  schmählich  verstümmelt  abgedruckten  Rupertsberger  Urbar  13.  Jahr- 
hunderts 1  H-,  sowie  zu  den  weiteren  Rupertsberger  Aufzeichnungen  in  dem 
Urbarkodex  des  Koblenzer  St.- A.  festzustellen,  ja  ohne  auch  nur  ein  Wort 
der  ErkläruDg  über  lokale  in  der  AuCzeichnung  berührte  Dinge  hinzuzufügen. 
Wie  yiel  sorgsamer  ist  da  doch  die  von  Sauer  besorgte  Bearbeitung  der 
Lehnebücher  der  Herrschaft  Bolandou  12.  u.  13.  Jahrhunderts,  welche 
schon  in  diesen  Jahrbb,  8.  170  besprochen  ist.  Freilich  fehlt  auch  ihr 
noch  ein  sehr  nötiges  Requisit,  eine  Karte  der  für  die  Herrschaft  be- 
deutsamen Ortschaften:  man  kann  nur  dem  Lokalforscher  zumuten,  diese 
Masse  hier  genannter  kleiner  Orte  prirao  intuitu  auf  den  meist  nicht 
besonders  übersichtlichen  Spezialkarten  herauszufinden  oder  wohl  gar  in 
ihrer  Gesamtheit  klar  zu  Übersehen.  In  frühe  Zeit  führt  auch  noch 
die  Wiederausgabe  des  Rotulus  Sanpetrinus  nach  dem  Original  im  Grofsh. 
Generallandesarchiv  in  Karlsruhe  (No*  61),  jenes  für  die  Wirtschafta' 
geschichte  des  Breisgaues  und  der  benachbarten  Landschaften  so  wichtigen 
Aktenstückes,  das  bisher  nur  in  dem  mangelhaften  Abdruck  in  Leicht- 
lens  Zähringern  bekannt  war.  Jedoch  von  einem  weit  bedeutenderen 
Schatze  zur  Wirtschafte-  und  Verwaltungsgeacliichte  des  Oberrheins  macht 
W.  Wiegand  (No.  65)  Mitteilung.  Im  Bez.  Arch.  des  Unterelsasses  zu 
Strafsburg  befindet  sich  unter  G.  fasc.  377  Pp.  190  Bit.  ein  grofsea 
Urbar  des  Bistums  Strafsburg,  geschrieben  in  den  Jahren  1351 — 1353. 
Nach  den  Angaben  Wiegau  dg  ist  es  sehr  reich,  enthält  Beschreibung 
der  Einkünfte  Güter  und  Lehen  in  den  Ämtern  Zabern,  Molsheim-HoDau, 
Bernstein,  in  der  Mundat,  Ullenburg  rechtsrhein.,  Ettenheim  und  Zellen- 
herg,  verzeichnet  die  Lehen,  Rechte  und  Gefalle  der  Beamten,  die  vom 
Bischof  2tt  vergebenden  geistlichen  Pfründen,  endlich  die  Burgleute  und 
Burglehen  auf  Girbaden,  Kingelstein,  Dachstein,  Markohheira,  Zellenberg. 
Bisher  ist  ea  nur  wenig  benutzt^),  eine  Edition  ist  um  so  wünschens* 
werter,  als  es  gerade  in  die  Bildungszeit  der  Territorial  Verwaltung  ein- 
führt, also  in  einen  Vorgang,  von  dem  wir  bisher  nur  «ehr  vage  Vor- 
stellungen   besitzen  *).     Über   das    Mittelalter   hinaus   führt    die    Ausgabe 


1)  Ober    Urbsricn    tind    UrbArial&ufieichnuQg«!!   (v.    L  ö  h  e  r  s    Arcbivul,  Zeitscbrift, 

Bd.  s,  se  r). 

2)  Von    SchüpfUn,    AU.    UL    2,  166;    Gr&iididier   Oeavres  in^d.  4,    55S  f.; 
Lenpold  Berthold  rou  Bacbegg  3i» 

3)  Ich    dikrf  erwiUiiieDy    d&rs  sich  tiacb  gütiger  Mitteilung  des  Herra  Professort  von 
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einer  kurzen  Schätzung  des  St.  Peter-Klosters  zu  Kreoznaoh  aus  dem 
Jahre  1542  (ßo.  33),  welche  einen  in  dieser  Vollständigkeit  seltenen  Über- 
blick über  das  Inventar  einer  kleineren  Grundherrschaft  und  ein  frühes  Bei- 
spiel gründlicher  Bonitierung  des  Grundbesitzes  bietet,  sowie  die  Edition 
der  ileirsigen  urbarartigen  Aufzeichnungen  des  Abtes  Beitels  yon  Echter- 
nach  (No.  11),  der  yon  1595 — 1607  der  alten  Abtei  vorstand  und  ihre 
zerrütteten  Yermögensyerhältnisse  wieder  zu  befestigen  suchte  ^).  Seine 
Notate  sind  deshalb  besonders  interessant,  weil  sie  auf  gründlichem  Stu- 
dium des  Echternacher  Archivs  beruhen,  weite  Rückblicke  in  das  Mittel- 
alter eröffnen  und  so,  wenn  auch  in  anderer  Perm  und  von  geringerem 
Werte  fast  ein  Gegenstück  zu  den  Noten  des  Cesarius  yon  Prüm  (1222) 
zu  den  Prümer  Urbar  von  893,  die  Abwandlung  der  Grundherrlichkeits- 
und Zins-Yerhältnisse ,  freilich  auch  den  gänzlichen  Verfall  der  allen 
Portschritten  abholden  Klosterverwaltung  illustrieren.  In  die  neueste  Zeit 
endlich  führt  unter  den  Publikationen  des  verflossenen  Jahres  nur  ein 
Paar  sehr  unbedeutender  Urbarialaufzeichnungen  (No.   16  u.  21). 

Wichtiger  indes  wie  diese  Editionen  wollen  mir  einige  umfangreiche 
Kritiken  von  schon  vorhandenen  Ausgaben  für  Methode  und  Zukunft  der 
ürbaredition  überhaupt  erscheinen.  Hier  steht  die  Schrift  Högers 
(No.  26)  in  erster  Reihe.  Höger  weist  nach,  dafs  die  neue  in  den 
Alltags-Kritiken  mit  so  viel  Beifall  aufgenommene  Ausgabe  der  schon 
einmal  Mon.  Boic.  Bd.  1  und  7  abgedruckten  Codices  Ealkensteinensis 
Garzensis  und  Augiensis  für  wirtschafbsgeschichÜiche  Untersuchungen  to- 
tal unbrauchbar  ist,  weil  ihr  die  zum  Verständnis  des  lokal  nicht  orien- 
tierten Eorschers  nötigen  Hilfsmittel  cDtweder  fehlen,  oder  diese  Zugaben 
mit  überraschendem  Leichtsinn  gearbeitet  sind.  Namentlich  der  Nach- 
weis der  in  den  Urbaren  genannten  Orte  ist  höchst  mangelhaft,  weil  an- 
scheinend nur  nach  Ortslexikon  und  nicht  einmal  nach  Karte  gearbeitet 
Aus  dem  von  Höger  Eruierten  ergiebt  sich  für  den  Editor  von  Urbaren 
als  erste  und  unabweisliche  Eorderung,  dafa  er  mit  den  Gegenden, 
in  welche  das  Urbar  einführt,  persönlich  bekannt  sei,  und  dafs  er 
die  Resultate  seiner  Ortsforschungen  nicht  blos  in  einem  Register,  sondern 
in  einer  Karte  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Untersuchung  offen  lege. 
Schon  v.  Inama  hat  in  dem  angeführten  Aufsatz  über  Urbare  diese 
Forderung  erhoben;  sie  mufs  m.  E.  absolut  aufrecht  erhalten,  ja  in  dem 
Sinne  verstärkt  werden,  dafs  der  Urbareditor  auch  zur  Einzeichnung  der 
Hauptverkehrswege  der  in  Betracht  kommenden  Gegenden  in  die  Karte 
verpflichtet  ist,  wie  dieselben  sich  für  die  Vergangenheit  aus  Urkunden 
als  sicher  oder  aus  sonstigen  Gründen  als  höchst  wahrscheinlich  ergeben. 
—  Andere  Seiten  der  Urbareditionskritik  berühren  Roth  und  nament- 
lich   Hauthaler  (No.  45  u.  47)   entweder    direkt    oder  in  Anwendung 

Wtrveke  im  St-A.  zu  Luxemburg  vor  kurzem  ein  Urbar  der  Luzembnrf^ischen  Be- 
titiungen  aus  dem  Anfange  des  14.  Jahrb.  aufgefunden  hat,  das  von  ziemlichem  Um> 
fang  ist  und  gleich  lohnende  Aufklärungen  verspricht.  Hierzu  kommt  dann  für  den 
Westen  noch  das  schon  in  Lacomblets  Archiv  f.  d.  Gesch.  des  Niederrheins,  Bd.  2, 
SÖ8  f.  freilich  schlecht  publizierte  Urbar  des  Erzstiftes  Trier  aus  dieser  Zeit 

1)  Vergl.  über  diesen  Abt  neuerdings  A.  Rein  er  s  in  der  Zeitschr.  des  Düssel- 
dorfer Geschichtsvereins  1882;  es  ist  derselbe,  der  die  erste  grossere  Luxemburger  Qe* 
■ehiehte  geschrieben. 
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auf  die  den  Urbaren  so  yerwandten  ältesten  Traditiooskodicesy  jener  mit 
EtickBicht  auf  die  Bleidenstatter  und  Lorscher,  dieser  mit  Rücksicbt 
auf  die  Salzborger  Traditionen.  In  allen  diesen  Fällen  ergiebt  sich,  dafs 
die  früheren  Editoren  sicher  oder  wahrscheinlich  den  handschriftlichen 
Stoff  nicht  in  der  Ausdehnung  zur  Verfligung  gebabi  haben,  in  welcher 
derselbe  jetzt  zugänglich  erscheint,  und  dafs  wenigstens  bei  der  Edition 
der  Salzbarger  Traditionen  (in  Eleinmayrns  luTavia)  textuelle  Aus- 
lassungen beliebt  worden  sind,  welche  gerade  die  Wirtschaflageschichte 
schädigen.  Zudem  läfat  sich  bei  den  Salzburger  Handschriften,  obwohl 
aie  von  Miller  1853  schon  ein  mal  beschrieben  worden  sind  *},  erst  jetzt 
in  Folge  weiterer  Nachforschungen  in  Wiener  und  Münchener  Archiven 
und  der  Möglichkeit,  alle  H8S,  dieser  Archive  an  einem  Orte  gemeinsam 
zu  überschauen ,  eine  sichere  Reihe  des  Vorhandenen  herstellen  *)  und 
damit  die  feste  Grundlage  Tür  statistische  rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte 
liehe  Untersuchungen  liefern,  wie  sie  für  die  Salzburger  Traditionen 
Richter  (No.  45)  unternommen  bat,  Biese  Fälle  müssen  für  wirt- 
Bchaftageschichtliche  Forschung  zu  der  eindringlichen  Warnung  fuhren, 
wo  immer  möglich  und  wo  nicht  so  vorzügliche  Nachweise  und  Nach- 
lesen un publizierter  Stücke  wie  jetzt  für  die  Salzburger  Traditionen  vor- 
liegen ,  von  den  Editionen  an  die  Handschriften  selbst  zu  appellieren. 
Das  wird  sich  um  so  eher  durchführen  lassen ,  ala  der  Veraendung  der  ^ 
meisten  HSS.  unter  gewissen  Kautelen  jetzt  wesentliche  Hindernisse  nicht 
mehr  entgegenstehen  und  bei  dem  späteren  massenhaften  Material,  nament*" 
lieh  den  freilich  noch  kaum  durchmusterten  geschweige  denn  durch- 
forschten  Territorial-Verwaltungsakten  des  späteren  Mittelalters  die  Unter- 
suchung doch  immer  auf  Durcharbeitung  des  handschriftlichen  Stoffes 
angewiesen  bleiben  wird.  Benutzt  man  aber  nur  Drucke  von  Urbaren, 
namentlich  aus  früherer  Zeit,  so  möge  man  wenigstens  genaue  statistische 
Bearbeitungen  und  Schlüsse  auf  die  Verteilung  des  Grundeigentums  aus 
dem  Spiele  lassen j  eine  Reihe  von  Fällen  hat  für  mich  zu  dem  Ergeb- 
nis gefuhrt y  dafs  die  Zahlenangaben  der  HSS.  in  den  älteren  Editionen 
nur  selten  richtig  wiedergegeben  sind,  mit  Vorliebe  sind  namentlich  die 
Halben  weggelassen,  und  dafs  bei  der  Aufzählung  von  vielen  Orandbe- 
sitzern  mit  verschieden  grofsem  Grundbesitz  au  gleichem  Orte  meistens 
Zusammenziehungen  oder  Auslassungen  beliebt  worden  sind, 

Neben  den  Urbaren  und  Traditionen ,  welche  im  wesentlichen  als 
statistische  und  deskriptive  Uuellen  anzusehen  sind,  stehen  ergänzend 
zunächst  die  Formelbüoher ,  jene  treuen  Spiegelbilder  der  einzelnen  Ver- 
kehrsäufserungen  einer  bestimmten  Epoche.  Hier  ist  vor  allem  das  Er- 
scheinen der  neuoii  Ausgabe  der  Merowingisohen  Formeln  im  Rahmen 
der  Monumenta  Germaniae  zu  erwähnen  (No,  66).  Von  der  bisher  pu- 
blizierten ersten  Hälfte  dieser  Formelu  *)    gehört    allerdings    nur    der  ge- 

1)  Im  ArchiT  f.  5»teiT.  Oeschiehte,  B^.  11,  68  f. 

2)  Es  ergaben  «ich:  Code*  Od&lberti  (923 — 935)  ge&aniiiiolt  vom  ChorbUchof« 
Oubert;  Codex  Fridurici  (958— 995)  j  Codex  Hart^ici  (991-— 10»3)  nach  Peru  (182t) 
WAtUsDbach  (1847—1849)  uod  Müller  (1853)  «rst  von  Dtimmler  recht  gewürdigt  (1859) 
wad  erat  a.  a.  O.  in  seinen  FrAjcnientcn  ganz  zusammengestellt;  Codex  Thietmari 
(1085—1041);  Codex   Balduim  (1041—1060)  »ehr  kur«,  nur  mit  28  Traditione». 

3)  Vgl  ZeQmerji    &elb&tati9«ige  QÖtUuger  GuK  Aiiz    188S  S.   1392,  und    die  Vor< 
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nngere  Teil  der  Stücke  unmittelbar  dem  deutschen  Boden  an,  und  gerade 
bei  einer  wichtigen  Sammlung ,  den  Amonisch-Salzburger  Formeln ,  sind 
erst  neuerdings  über  Bedeutung  und  Herkunft  besondere  Yermutungen 
ausgesprochen  worden^).  Die  sonstigen  Publikationen  auf  diesem  Ge- 
biete fähren  sofort  in  die  zweite  Hälfte  des  Mittelalters.  Und  in  der 
That  werden  erst  in  dieser  Zeit  die  Formelbücher  für  die  Wirtschafts- 
and Verwaltungsgeschichte  wieder  recht  fruchtbar;  neben  den  grofsen 
Aktenmassen  der  laufenden  Territorialyerwaltung ,  wie  sie  z.  B.  in  den 
Temporalien  *)  der  Erzdiözese  Trier ,  den  Ingrossaturbüchern  der  Erz- 
diözese Mainz,  den  Kammerbüchem  der  Erzdiözese  Salzburg  erhalten 
sind '),  stehen  diese  Formelbücher  jetzt  als  ein  systematischer  Nieder- 
schlag der  neuen  Beamtenpraxis  innerhalb  der  sich  eben  ausbildenden 
Territorialyerwaltung.  Einen  neuen  Einblick  in  dieser  Richtung  geben 
im  Jahre  1882  die  Ausführungen  Wattenbachs  (No.  59)  über  Kanzlei- 
hilfsbücher des  Bistums  Brandenburg  aus  dem  1 5.  Jahrhundert  (HSS.  der 
Berliner  Universitäts-Bibliothek  A.  169  und  A  170)  und  namentlich  die 
Publikation  der  Summa  Gerhardi  durch  Tadra  (No.  58).  Diese  Summa 
ist  ein  232  Stücke  enthaltendes  Formelbuch  aus  der  Zeit  König  Johanns 
▼on  Böhmen  und  etwa  aus  den  Jahren  1336 — 1345,  das  im  Wesentlichen 
an  den  yon  Jacobi  herausgegebenen  Cod.  epistolaris  Johannis  an- 
achliefst,  sich  auf  Länder  der  böhmischen  Krone  (Böhmen ,  Mähren, 
Schlesien)  bezieht  und  yermutlich  im  böhmischen  Unterkämmereramte 
entstanden  namentlich  die  zum  Geschäftskreis  dieses  Amtes  in  Beziehung 
stehenden  Verwaltungszweige  umfafst.  Für  Wirtschaftgesohichte  sind  yon 
besonderem  Interesse  die  zahlreichen  Urkunden  über  Münzwesen  ^),  Berg- 
bau ^)  und  Ansetzung  neuer  Dörfer  zu  deutschem  Hechte  ^).  Dagegen 
findet  sich  nur  eine  Order  der  Zentral  Verwaltung  (au  den  Burggrafen 
Ton  Znaim  No.  43)  und  nur  eine  Beamtenernennung  (zum  Burggrafen 
auf  Bürglitz  No.  60)  in  der  Sammlung.  Die  Ausgabe^)  enthält  den 
Abdruck  aller  noch  unbekannten  Stücke  nebst  kurzer  Einleitung  und 
Eegister. 

Führen    die    Formelbücher    in    das    Getriebe    der   ersten    wirklichen 
Territorialyerwaltung  ein,    wie  es  sich  mehr  oder  minder  direkt  seit  der 

arbeit  über  die  älteren  fränkischen  Formelsammlungen  (Neues  Archiv  f.  ält.  d.  Geschichts- 
knnde  Bd.  6,  11  f.) 

1)  Vergl.  R.  Schroeder  in  Sybels  Hist.  Zeitschr.  Bd.  48,  508  und  K.  Zcumer 
in  seiner  eben  angf.  Selbstanzeige. 

S)  Vergl.  M.  Runkel,  Die  Urkundensammlung  des  Ensb.  Balduin  von  Trier. 
(Zeitschr.  fUr  vaterl.  [westf.]  Gesch.  u.  Altertumskunde  No.  10,  300  f.)  und  neuerdings 
G.  1  r  m  e  r  in  der  Einleitung  zu  dem  von  der  Preuss.  Archiv-Verwaltung  herausg.  Bilder- 
cyklus  des  Kod.  Balduini. 

8)  Über  verwandte  Akten  eines  geistlichen  Institutes,  den  Codex  epistolaris  Joannis 
et  Caspari  prepositi  (1459 — 81)  und  das  Aufschreibebuch  des  Chorherrn  Augustin  Auer 
(1477 — 89)  von  S.  Florian  vgl.  A.  Czerny ,  Aus  dem  geistlichen  Geschäftsleben  in  Ober- 
österreich im  15.  Jahrh.  Linz,  1882.  8<'.  97  S.,  dazu  Mittcil.  des  Österreich.  Instituts 
f.  Geschichtsforschung,  Bd.  4,  112—118. 

4)  No.  4.  7.  9.  10.  13.  15.  17.  68.  74.  81.  211.  229. 

5)  No.  4.  8.   11.   12.  14—16.   19—21.  G3.  72.  88.  89.  200.  228.  230.  231. 

6)  No.  3.  73.  129.  130.   191.   192. 

7)  Über  die  Brauchbarkeit  vergl.  die  Kontroverbe  in  der  Deutschen  Litteratur- 
xeitong  1882. 

N.  F.  Bd.  VI.  16 
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Koofiolidfttion  der  Territorien  im  13,  Jahrhundert  aiif  Gruod  de«  Ver» 
i^altuug^apparfttos  der  alteu  GrofagmndherrÄchafl  der  Territorialherreü 
eDtwickelt  zu  haben  gcheint^  so  berührt  die  Quelleügruppe  der  Weistiimer 
hauptiiächlich  die  utitereu,  Beil  spätesteos  der  Mitte  des  Mittelalters  hof- 
rechtlicheu,  seit  SchlulH  des  Mittelalters  der  Patrimonialgerichtsbarkt^it 
unterworfenen  Kreise  der  alten  Grorsgrundherrschaften,  die  unselbständige« 
handarbeitenden  Klassen.  Und  zwar,  wie  man  freilich  bei  der  gerade 
in  dieser  Richtung  Yerstünimelnden  Edition  der  Grimmschen  Sammlung 
nicht  ersehen  kann,  ebonao  sehr  in  wirtschaftlicher  wie  rechtlieher  Be- 
isiehiing.  Ediert  ist  an  diesem  Gebiete  neuerdings  nur  wenig  i^No.  31,  3H), 
um  so  mehr  aber  in  Aussicht  gestellt  Entsprechend  dem  Vorgehen  in 
Oesterreioh^)  hat  man  sich  auch  am  Rhein  für  eine  territoriale  Samm- 
lung und  Edition  der  vorhandenen  Weistümer  erklart,  obwohl  liier  schon 
recht  vieles  TerciflTentlicht  ist;  der  diesbezügliche  dem  Ende  des  Jahres 
1881  angehürige  Beschlufs  der  Gesellschaft  für  Rhein.  Gesohichtskunde ') 
wird   überall   freudig  begrulst  werden. 

Neben  diesen  Ausgaben  aus  dem  Gebiete  allgemeiner  Quelleugmppeu 
sind  noch  einige  SpeKialausgaben  von  Bedeutung  zu  erwähnen,  so  die  von 
24  märkischen  Fischereiurkunden  aus  der  Zeit  liiTl  — 1792  (No.  22),  welche 
neben  einzelnen  Stücken  die  Statuten  der  Fiscber  äu  Arneburg  Iti,  Jahr- 
hunderts sowio  eine  Reihe  von  Fiaehereiordnungen  17,  und  18.  Jahr- 
hundert« umfassen.  Die  Publikation  dieser  Dokumente,  wie  sie  gelegent- 
lich der  internationalen  Fiaclierciausstellung  in  Berlin  im  Jahre  1880 
zusammenflössen,  ist  um  so  dankenswerter,  als  der  grofse  Fischreichtum 
der  Mark  Brandenburg  gerade  hier  den  urkundlichen  Aufzeichnungen 
eine  besondere  Bedeutung  verleiht  ^).  Während  iu  dieser  Publikation  von 
Spezialakten  die  Ausgabe  der  Texte  im  Vordergründe  steht,  erhalten  wir 
in  einem  andern  Falle  von  Spüzialquellenknnde,  in  dtr  Arbeit  von  Herr- 
mann  und  Ermisch  über  das  Freiberger  Bürgrüclit  (No.  2t)  nur  eine 
Vürstudie  zu  der  für  den  t'od.  dipl  Saxoniae  Abt.  II,  Bd.  lü  geplanteu 
Ausgabe  dieses  bisher  nur  ganz  ungenügend  edierten  Rechtes.  Allein 
di«ftu  Vorstudie  enthält  weit  mehr,  als  der  Titel  besagt:  sie  giebt  eine 
Quellenkunde  der  ältesten  Bergrechte  de«  deutschen  OsteDs  überhaupt. 
Sie  stellt  fest,  dafs  das  wahr^rbeinlinh  von  den  Bergwerken  des  Harzes 
eingeführte  Recht  des  Freiberger  Borgbaues»  der  zwischen  1102  und  1  tH5 
begann,  bis  zur  Mitte  des  i;i.  Jahrhunderts  sich  schon  bis  nach  Preussen 
und  Schlesien  und  auch  nach  Igiuu  verbreitete.  Hier  in  Iglau  gewann 
es  dann  unter  dem  EinÜasae  eines  technisch  entwickelteren,  spüsiesteuÄ 
seit  1227  betriebenen  Bergbaues  eine  neue  Ausbildung,  welche  schon 
12^4  und  1211  erwähnt  und  zuerst  in  einer  Ausfertigung  von  1249  er- 
halten   ist '*^).      Dieses    Recht»     das     von    vornherein     für    alle    Bergleute 

I)  Vergl  »ttlHer  «1er  osterreicli-  Wciätatnertidtiion  selbst  F.  Biscliofrs  Hericlite 
ober  WmslüniurforsdimiKen  in  den  Sil    der  Wiener  Akademie. 

5ä)  Erstrr  JalnftsbenVIit  der  GonolUehnn  S.  2  f ,  vcr^l.  die  DenkÄclirift  der  Oe», 
ß,   10,  29. 

3^  Vergl  auch  Heuecke.  Gescbicbte  d«r  FUctierei  in  O^t^  und  Westpreuftten 
(Ahpreiir».   MoiiHUüchrirt   12—17)   uud  Rev.   in   Sybels  liist,  Zeitteiir    48^  1S5. 

4)  iTk  im  Igiftuer  Sitadtiirdjiv ,  vergi.  Tumiiscbek,  Deutsches  Hecht  in  Osler- 
reicli. 
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Böhmens  —  wie  das  yon  Freiberg  für  die  weiteste  Umgebung  der  Stadt  — 
galt,  erlangte  dann  mit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  eine 
ungemein  weite  Ausbreitung,  es  wurde  nach  Leubus  (1268),  Troppau 
(1271),  Beutsoh-Brod  (1278),  Schemnitz  übertragen,  von  hier  aus  gelangte 
es  nach  den  ungarischen  Städten,  nach  Venedig,  Spanien  und  endlich  im 
Zeitalter  der  Entdeckungen  nach  der  Neuon  Welt  Und  während  es  nach 
Südost  zunächst  vordrang,  breitete  es  sich  doch  auch  nach  Norden  aus. 
Das  älteste  uns  erhaltene  Freiberger  Bergrecht  aus  dem  Anfange  des 
14.  Jahrhunderts  zeigt  sich  noch  frei  von  den  Spuren  speziell  Iglauischer 
Bestimmungen,  dagegen  gelangte  bald  darauf  und  jedenfalls  yor  1328 
eine  Iglauer  Kechtsmitteiluug  nach  Freiberg  und  fand  dort  in  einer 
neuen  Redaktion  des  Gesamtrechtes  während  des  14.  Jahrhunderts  Auf- 
nahme. In  dieser  neuen  Form  aber  yerbreitete  es  sich  dann  im  16.  Jahr- 
hundert durch  Yermittelung  der  auf  seinem  Boden  erwachsenen  Annaberger 
Bergordnung  von  1509  und  der  aus  dieser  abgeleiteten  Joachimsthaler 
Ordnung  yon  1548  über  Böhmen,  West-,  Mittel-  und  Norddeutschland 
und  übte  einen  bedeutenden  Einflnfs  auf  die  gesamte  deutsche  Bergge- 
setzgebung aus^).  Sind  durch  diesen  grundlegenden  Aufsatz,  in  welchem 
sich  die  Kenntnisse  des  Bergmanns  und  die  historische  Methode  des 
Archivars  yereinen,  die  Anfänge  und  Yerbreitungswege  der  sächsisch- 
böhmisch-mährischen Bergrechtsgruppe  festgestellt,  so  bleiben  noch  für  die 
älteste  Zeit  die  Probleme  der  harzischen  Bergrechte  und  der  bergrechtlichen 
Satzungen  und  Herkommen  im  westlichen  Deutschland  bestehen;  erst 
wenn  diese  gelöst  sind,  wird  die  älteste  Quellenkunde  zum  deutscheu 
Bergbauwesen  ein  festumgrenztes  Gebiet  bilden. 

Eine  Quellengruppe,  welche  für  die  gesamte  wirtschaftsgeschichtliche 
Forschung  grundlegend  sein  mufs,  mag  sich  diese  nun  dem  platten  Lande 
oder  den  Städten  zuwenden,  wird  durch  die  kalkulatorischen  Quellen  ge- 
bildet. Leider  stehen  wir  hier  erst  im  Anfang  aller  Editionen;  nur  yon 
den  Stadtrechnungen  ist  mehreres  ediert  —  freilich  im  Verhältnis  zu 
dem  Vorhandenen  ungemein  wenig  *)  — ,  die  sonst  vorhandenen  Rechnungs- 
aufzeichuungen  sind  dagegen  bis  auf  Einzelheiten  ^)  ganz  unediert  ge- 
blieben oder  erst  in  neuester  Zeit  herausgegeben  worden  ^).  Eine  feste 
Editiousmethode  für  die  Bearbeitung  dieser  Quelleostoffe  ist  noch  nicht 
gefunden ;  während  einzelne  Publikationen  von  der  Mitteilung  der  Quellen 
überhaupt  glauben  absehen  zu  dürfen  und  nur  die  interessantesten  Posten 
verarbeitet  geben ,  betonen  andere  das  Gebiet  der  systematischen  I^reisge- 
schichte ;  noch  andere  endlich  suchen  vor  allem  die  der  Kechnungs weise  bei 
gröfseren  Instituten  zu  Grunde  liegende  Finanzverwaltung  in  der  Edition 
klar  zur  Erscheinung  zu  bringen.  Das  erste  Verfahren,  wie  es  z.  B.  noch 
Laurent  in  seinem  Buche  über  die  Aachener  Stadtrechnungen  angewandt 

1)  Verg)    Achenbach,  Bergrecht,  Bd.  1,  44  f. 

2)  Giebt  es  doch  unedierte  städtische  Rechnungen  des  13.  Jahrhunderts.  Vergl. 
Lamprecht  im  Konrbl.  der  Westd.  Zeitschr.,  Bd.  1,  No.  259. 

3)  Hierhin  gehören  z.  B.  die  im  Archiv  für  die  Geschichte  u.  Statistik  des  Vater- 
landes Ende  Torigen  Jahrhunderts  edierten  Kölner  Rechnungen   15.  Jahrhunderts. 

4)  Eine  freilich  nicht  ganx  vullständige  Zusammenstellung  bei  v.  luama,  Über 
die  Quellen  der  deutscheu  Wirtschaftsgeschichte  (Abb.  der  Wiener  Ak.  d.  W.,  Bd.  84 J 
8.  X06— 207. 
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hat,  wird  jetxt  oieniaüd  mehr  verteidigen  wollen;  die  beiden  letzteren 
aber  lassen  sich  Tereiuigen,  wenn  man  Ton  einer  stets  mifslichen  Kürzung 
dea  freilich  meiHt  ausgedehnten  Stoffes  absieht  und  der  naheliegenden 
Versuchung  widersteht,  die  häufig  in  ähnlichen  Heihenfolgen  wieder- 
kehrenden  Daten    slatiatiäch  boarbeiten    zu  wollen. 

Die  kalkulatorischen  Quellen  kann  man  in  Stadtretihnungen ,  Terri- 
torial reohnungen  ,  und  Privatreehuungen  im  weiteren  und  engeren  Sinne 
einteilen.  Die  erste  Abteilung  gehört  nicht  in  diesen  Zusammenhang. 
Ton  der  zweiten  Abteilung  ist  mir  keine  Publikation  aus  dem  verflo^äenen 
Jahre  bekannt  geworden,  obgleich  wenigstens  Fragmente  von  Territorial - 
r»chnungeu  seit  dem  14.  Jahrhundert-  nichts  Seltene«  sind,  ja  für  das 
Erzstift  Kölu  Rechnung»reHt^  bis  ins  12.  Jahrhundert  zurückreichen. 
Dagegen  gehört  den  rriyatreehnungen  im  weiteren  8iune  No.  43,  denen 
im  engern  Sinne  No.   64  und  teilweis  No.   60  an. 

Im  letzteren  Falle  (No  6U)  führen  die  kalkulatorischen  Quellen  uu- 
V  er  merkt  zu  der  grofseu,  soweit  mir  bekannt,  noeh  nirgends  siystema  tisch 
beachteten  tirufipe  der  Üuellen  Äur  Geschichte  der  Frivatwirtachaft  über 
Hierher  würden  zu  rechnen  Mein:  die  Haushalt-  und  ÄufBchreibebücher 
alö  Quellen  diskursiven  Inhalts,  die  Inventare  (und  ausführlicheren  Testa- 
mente) als  Quellen  statistischen  Inhalts,  die  Hau  ah  alt  regeln  (zuerst  in  der 
Form  didaktischer  Poesie,  dann  in  der  des  Handbuchs:  Rechenbücher, 
Würzbücher,  Kochbücher  u,  s,  w*)  als  Quellen  descriptiven  Inhalts,  Von 
diesen  Abteilangen  sind  immer  noch  die  letzteren  am  besten  bearbeitet, 
die  dritte  von  der  germanistischen  Philologie,  die  mittlere  von  der  Ärohüo- 
logie.  Indes  stehen  wir  in  der  Inventarpablikation  weit  hinter  den 
Franzosen  zurück,  wie  die  Durohsicht  von  ein  Paar  beliebigen  Bünden 
der  Bibliotheque  de  T^cole  dt-^  Chartes  beweist.  Von  Schatzin ventaren 
religiöser  Institute  aus  dem  früheren  Mittelalter,  don-n  Sammlung  ein  für 
Kunst-  wie  Wirtschaftsgeschichte  sehr  voi^dienstliches  Unternehmen  wäre, 
ist  im  Jahre  IH82  so  viel  ich  sehe  neues  nicht  publiziert  worden,  ebenso- 
wenig von  den  mit  diesen  Stnoken  oft  verbundenen  Bibliothoksverzeich- 
nissen  und  Namensverzeichnissen  (series  viventium);  in  die  spätere  Zeit 
publiziert  i^t  bisher  in  diesem  weiten  Sinne  noch  nichts,  obgleich  sich 
durch  Anfertigung  von  Ortaregistern  zu  einzelnon  Regestenwerken ,  z,  B, 
den  Mitlelrheinischen  Kegesten  von  Goerz,  schon  viel  erreichen  liefse. 
Doch  bezeiidinet  aus  dorn  Jahre  1882  die  fleifsige  Arbeit  von  Baumann 
für  die  badische  Baar  und  die  Herrschaft  Hewen  (No.  3),  welche  zugleich 
etymologische  Daten  bringt,  sowie  die  freilich  viel  kleinere  und  unvoll- 
ßtundige  von  Decker  über  den  südöstlichen  Odenwald  (No.  13)  weitere 
Sehritte  in  dieser  Richtung.  Neben  der  statistischen  Bearbeitung  der 
Ortsnamen  steht  die  etymologi-iche.  Keine  Aufgabe  wird  wohl  von  der 
Lokftlgeschicht©  so  hartnäckig  verfolgt,  wie  die  hier  sich  bietende,  und 
auf  keinem  Gebiete  wird  mehr  gesündigt.  Fielen  schon  so  anerkannte 
Foracher,  wie  Jacobi  und  Landau,  den  unglückseligon  Etymologisieren 
2un»  Opfer,  so  ist  zu  erraten,  wie  es  den  dei  minorum  gentium  ergeht* 
Ich  habe  die  hierher  gehörigen  Artikel  und  kleinen  Arbeiten  mit  Aus- 
nahme einer  ernstlicheren  (No.  12),  welche  Über  Kunkel,  Tobel,  Staufen- 
Achalm,  Zollen  und  lothringische  Ortsnamen  handelt,  in  die  alphabetische 
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Zusammenfttellang  nicht  mit  aufgenommeD.  Vorläufig  genügt  für  die 
weitere  Forschung  Förstemanns  Namenlexikon ;  erst  eine  umfassende 
Sammlung  Ton  Flurnamen  aus  Orts-  und  Eatasteraufzeichnungen  würde 
hier  wahrhaft  weiter  führen. 

Auf  Grund  einer  statistisch-historischen  Bearbeitung  der  Ortsnamen 
am  Mittel-  und  Niederrhein  und  teil  weis  in  Belgien  habe  ich  (No.  32) 
Tersucht,  die  wirtschaftsgeschichtlichen  Momente  bei  Ansitsdlung  und 
Wanderung  der  Frankenstämme,  wie  den  Verlauf  der  Wanderung  über- 
haupt klarer  zu  stellen,  als  das  bei  blofser  Durchforschung  der  schrift- 
lichen Quellen  möglich  schien ;  das  Kesultat  früherer  verwandter  Arbeiten 
anderer  Forscher  wie  dieser  Arbeit  für  die  allgemeine  Anschauung  möchte 
ich  dahin  bezeichnen,  dafs  wir  für  die  Verbreitung  der  Stämme  an  Stelle 
der  bisherigen  festen  territorialen  Abgrenzung  uns  yielmehr  eine  gegen- 
seitig enge  Durchdringung  und  Verquiokung  der  Völkermassen  namentlich 
in  Westdeutschland  zu  denken  haben.  Diese  Arbeit  führt  denn  von  den 
Ansiedlungen  schon  über  auf  den  Ausbau  des  Landes;  sie  sucht  in  einer 
Nachprüfung  der  Untersuchungen  Arnolds  und  unter  Ausdehnung  des 
Forschungsbereiches  auf  den  Mittel-  und  deutschen  Niederrhein  als  spezi- 
fische Ortsendungen  späteren  Ausbaues  namentlich  —  scheid  und  feld 
mehr  für  den  Süden,  —  rath  mehr  für  den  Norden  zu  erweisen  und 
fixiert  die  Verbreitung  dieser  Endungen  kartographisch.  Handelt  es  sich 
bei  diesen  Untersuchungen  zumeist  um  die  Gegenden  des  Dorfanbaus, 
so  hat  das  Jahr  1882  auch  einige  sehr  instruktive  Arbeiten  über  den 
Ausbau  in  der  Gegend  des  Hofsystems  am  Niederrhein  und  in  Westfalen 
gebracht  Sieht  man  von  der  Arbeit  Pielers  ab  (No.  42),  welche  die 
Bedeutung  des  Wetterhofs  in  der  Arnsberger  Mark  mehr  lokalgeschicht- 
lich  behandelt  und  die  Existenz  eines  Haupthofes  Arnsberg  in  Zweifel 
zieht,  so  gehören  hierher  die  Untersuchungen  von  Grevel  (No.  18)  und 
A.  Werth  (No.  68).  Von  ihnen  verfolgt  Grevel  die  Geschichte  des 
Hofs  Ehrenzell  der  fürstlichen  Abtei  Essen  unter  Beigabe  eines  Planes 
wie  mit  Benutzung  der  urkundlichen  Überlieferung,  auch  der  Heberegister, 
und  giebt  schliefslich  ein  Verzeichnis  der  zum  Hof  gehörigen  57  Unter- 
höfe; Werth  ^)  dagegen  bespricht  direkt  den  Ausbau  der  alten  Werther 
dagegen  führen  unsere  Nummern  20  (15.  Jahrb.),  4.  35  (16.  Jahrb.), 
6  (17.  Jahrh.)  und  die  von  mir  nicht  eingesehene  No.  30,  die  ersteren 
fast  durchweg  kleine  unbedeutende  Stücke,  welche  sich  mit  bedeutenden 
aber  noch  unpublizierten  Inventaren  vieler  Archive  nicht  messen  können. 

Ist  die  Publikation  des  Quellenmaterials  zur  Geschichte  der  Preise 
und  der  Privatwirtschaft  noch  derart  im  Rückstande,  so  wird  man  sich 
nicht  zu  wundern  haben,  wenn  auf  dem  Gebiete  der  mittelalterlichen 
Privataltertümer  bisher  der  wirtschaftsgeschichtliohe  Gesichtspunkt,  etwa 
abgesehen  von  den  Roscherschen  Forschungen  über  die  Entwickelung 
des  Luxus  *\  kaum  vertreten  ist  Das  zeigt  auch  die  hierher  gehörige 
Littaratur  (No.  23,   44,  62)3). 

1)  Der  AnfaDg  »eines  Auftiatzes  steht  Zeitschr.  des  Berg.  Geschichtsvereins,  Bd.   16. 

2)  Koscher,    System,    l(d.  1,  Buch.    4  Kap.  2  und  in  den  Ansichten  der  Volksw. 
▼om  gesch.  Standpunkte. 

3)  Hierher  gehört  auch,   freilich  nur  teUweis,   dsa  Buch  von  F.  Bei  her,   Etudes 
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Bei  der  (ibersicht  der  LeiBtunj^en  des  Jahres  1882  auf  dem  Gebiete 
der  ForschuDg  sind  zunächst  die  der  Geschichte  der  Landeskultur 
and  der  Urbarung  gewidmeten  Untermitihungeti  äu  besprechen.  Hier 
behandelt  Meitzon  (No,  39)  die  Frage  der  ältesten  gormanischen  An- 
Siedlung  in  Deutschland,  fdr  welche  bekanntlich  nur  sehr  geringfügige  und 
andeutungsweise  verfahrende  Quellen  zu  Gebote  stehen,  unter  jenem  wohl 
zulässigen  universalen  Gesichtspunkte,  den  unsere  Kenntnis  von  dem  No- 
maden tum  in  den  grofaen  Steppen  Asiens  jetzt  ermöglicht.  Mufs  mau  frei- 
lich in  der  Anwendung  der  für  das  Nomadenleben  Hochasion  geltenden 
Wirtschafts normen  auf  den  einstigen  Zustand  Mitteleuropas  oder  gar  in  der 
Verbindung  derselben  mit  den  uns  vom  klassischen  Altertom  überlieferten 
Quellenstellen  so  vorsichtig  bleiben,  wie  Meitjsen  es  in  seiner  Abhand- 
lung ist,  so  wird  doch  die  erste  wirklich  stichhaltigo  Erklärung  für  die 
wirtschaftliche  Notwendigkeit  der  grofsen  Völkerwanderungen  ein  dauern- 
des Verdienst  dieser  Abhandlung  bleiben.  *).  Gehen  wir  von  der  ältesten 
Zeit  auf  die  Epoche  des  deutschen  Stammeslebens  über,  so  ist  hier  die 
von  Arnold  zuerst  in  grofsem  Htilo  angeregte  Frage  nach  Art  der 
Stammeswauderung  und  8 1 am mesan Siedlung  für  die  Wirtschaftsgeschichte 
von  weitester  Bedeutung-  Arnold  hat  zugleich  die  Methode  für  die 
hier  notwendigen  Untersuchungen  in  der  statistischen  Ortsnanienforschung 
gefunden  und  noch  neuerdings  systematisch  dargestellt  *).  Damit  ge- 
winnt denn  die  Ortsnaroenforschung  im  Sinne  einer  rationellen  Statistik 
fils  Unterlage  für  die  Wirtschaftsgeschichte  eine  jetzt  im  Anfange  dieser 
Forschungen  kaum  zu  überschauende  Wichtigkeit;  sie  wird  aura  hervor- 
ragendsten Teil  der  historischen  Bevölkerungs-  und  Besiedelungsstatistik 
des  früheren  Mittelalters  überhaupt.  Man  kann  nicht  sagen ,  dal's  die 
bisherigen  historisch-statistischen  Zusammenstellungen  von  Ortsnamen  dieser 
Bedeutung  entspreohou;  für  die  meisten  Gegenden  bestehen  sie  überhaupt 
nur  in  den  Ortsregistam  der  ürknndenbücher ,  deren  Brauchbarkeit  für 
statistische  Zwecke  aber  durch  ihre  verschiedene  Anlage  fast  aufgehoben 
wird^).  Weiterhin  hat  man  wenigstens  historische  Statistiken  der 
Wüstungen  aufzustellen  gesucht,  so  Landau  uud  Wagner  für  Hessen, 
auch   das  Jahr   1882  weist  eine   hierher  gehörende  Leistung  für  das   Amt 

|i(Atnhnuftl6Ä.  Histuire  et  arciiöotogie  de  t&  bUTQ  Ol  pmiüipaliament  de  1a  bicre  de  Str»!»- 
bourR.  Parisi,  Bergor-Lcvrault  et  C'ie.  1 882,  Der  VerfA*»er  erkJJtrt  ÄWar  in  der  Vorrede : 
ce  Itvro  n*a  doiu^  de  prelcntiun  qti*«nx  allureit  arch^ologiquefi  ou  anecdotiqaej!« ,  et  no» 
ctudß»  aonl.  celleü  d'un  burour  de  hiibre  cnrieus ,  auch  entspricht  dem  im  irejieutJiL'hou 
der  Charakter  de»  Btidicä;  inde«  zwibohcn  den  loichten  Bomerkungeii  litidut  »ich  doch 
auch  .schwererem  Ge,'ichütz,  nAnicnlltch  rot-ht  brftuchbftre  An»führuD(;en  aus  der  Strarj^hur^r 
Hrauorgofichiehte.  Man  vergl,  dazu  die  auch  wenig  bekannten  Monographieti  von  Seh  eben, 
Die  Znnft  der  Brauer  iu  Köln,  Köln  1B80,  und  (weniger  bedeutend)  Das  Hau^  Roiiie 
an  der  WurpelportEen  ^  KöJn  1868,  welche  nAmentlieh  zur  Geschichte  der  Technolo 
viele»   bieten. 

1)  Vergl.    auch    Meit^eu,     Der    er^te    Anbau    der    Deuladie»!.      Besprechung    von' 
Th.  V.  I  na  in a- Sterne ggs    deuticher  Wirtächaftsgesehkhte ,  Bd.  I;    in    dicserr  Jahrbb 
N.  P    Bd    2.  S.   1—46* 

2)  Vergl.  Arnold,  Studien  zur  deutschen  Kulturgeschichte  8.  23 — 86:  Die  Orls- 
nnmen  ab  Gcschichlsquelle. 

B)  Wetter  und  über  die  NomunkhUur  hinllu^  gehen  nur  wenige  Rcgii^tor ,  t.  B.  dai 
Ort»-  und  Personvcrzeichntä  zum  alterten  Ldienbucho  dci»  llucbstiftd  Wiirxburg  (Archiv 
d.  hi»t.  Ver.  von  Unttrfr.  und  Aachaffenb,,  Bd,  S4). 
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Lanbaoh  auf  (No.  54).  Allein  eine  solche  Bearbeitung  genügt  doch  nar 
einem  bestimmten  Zwecke,  der  noch  dazu  problematisch  ist^);  es  bedarf 
vielmehr  der  Herstellung  besonderer  historischer  Ortsstatistiken.  Solche 
dnd  auf  Anordnung  der  Direktion  der  Preufsischen  Staatsarchive  für  die 
Bheinproyins  in  umüassendster  Weise  in  Angriff  genommen,  wirklich 
Höfeansiedlung  zum  heutigen  Orte  Barmen  unter  genauer  Schilderung 
des  Vorganges  der  einzelnen  Hofteilungen  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein. 
Von  den  Forschungen  über  Ansiedlung  und  Ausbau  auf  das  Gebiet 
der  Flurverfassung  führt  ein  Aufsatz  des  Altmeisters  der  Agrargeschichte 
Haussen')  (No.  19),  der  früher  begonnene  Studien  3)  fortsetzt.  Unter 
dem  Titel  Die  Ackerflur  der  Dörfer  behandelt  er  namentlich  das  Yer- 
hältnifl  der  Gewanne^)  in  der  Flur,  weist  ihre  grofse  Anzahl  und  yer- 
hältnismäfsig  geringe  Ausdehnung  nach  und  kommt  dann  vornehmlich 
auf  die  Verteilung  der  Äcker  in  ihnen  zu  sprechen.  Hier  konstatiert  er 
die  bisher  der  Forschung  so  gut  wie  entgangene  Thatsache,  dafs  sich  bis- 
lang und  mindestens  für  einen  grofsen  Teil  Mitteldeutschlands  und  des 
nie  alavisohen  Norddeutschlands  eine  Abstufung  der  Ackerbreite  in  vier 
Grofsen  (in  Oldenburg  auf  der  Geest  von  14,  21,  28,  42  Fuüs  Breite) 
nachweisen  lälst,  welche  im  Verhältnis  zu  der  Teilung  bzw.  Zusammen- 
legung der  Hufen  in  ^/^  1  Hufen  und  gröfsere  Hufenkomplexe  steht. 
Da  nun  nach  aUen  Nachrichten  und  nach  Ausweis  der  Allmendebe- 
reobtigungen ,  welche  bis  in  späte  Zeiten  für  alle  gleich  waren,  die  ur- 
sprüngliche Aokerverteilung  in  den  Gewannen  nur  gleiche  Stücke  gekannt 
haben  kann  (mit  Ausnahme  etwa  des  ager  principis)  und  die  Zerstücke- 
lung der  Hufen  nach  Lust  und  Laune  erst  im  frühen  Mittelalter  erfolgte, 
80  ergiebt  sich  aus  der  regelmäfsigen  Berücksichtigung  und  dem  Beflex 
der  so  entstandenen  Bruchteile  in  der  Breitenlage,  dafs  nach  dieser  Zer- 
etüokelung  noch  Neuverteilungen  des  gesamten  Grund  und  Bodens  nach 
MaTsgabe  des  nun  entwickelten  individuellen  Eigentums  stattgefunden 
haben  müssen.  Solche  Neuverteilungen  liegen  in  der  Keebningsprozedur 
für  den  Norden  und  Schleswig-Holstein  vor,  sie  sind  auch  für  die  Gegen- 
den Deutschlands,  welche  die  oben  entwickelte  regelmäfsige  Abstufung 
der  Äcker  aufweisen,  anzunehmen;  ein  Rest  derselben  hat  sich  noch  im 
sog.  Lagerecht  erhalten.  Weist  Haussen  auf  diese  Weise  aus  geringen 
Resten  den  Brauch  zwar  nicht  periodischer,  aber  doch  möglicher  und 
wohl  öfter  angewandter  Neuverteilung  des  Grundbesitzes  im  Sinne  eines 
die  verzwickten  Privatrechte  ordnenden  Verfahrens  für  Nord-  und 
Mitteldeutschland   nach,     soweit   es    dem   friesisch-sächsisch-thüringischen 


1)  Vergl.  Bücher,  Die  Frauenfrage  im  Ma.  S.  62  N.  43,  und  Schäffler  und 
Braudl,  Über  die  Konstatierung  von  Wüstungen  im  bayerischen  Kreise  Unterfranken 
und  Aschaffenbnrg.     (Archiv  des   bist.  Ver.  von  Unterfr.  u.  Aschaffenb.,  Bd.  24,  287  f.) 

2)  Vergl.  Hanssen.  Agrarhistor.  Abhandlungen,  bespr.  von  Th.  v.  Inama- 
Sternegg,  in  diesen  Jahrbb.,  N.  F.  Bd.  2,  504 — 514  und  Meitzen,  Q.  Hanssen 
als  Agrarhistoriker  (Zeitschr.  f.  d.  gesamte  Staatswissenschaft,  Bd.  37,  371 — 417). 

3)  Zeitschrift  f.  d.  gesamte  Staatswissenschaft,  Bd.  34  (auch  schon  Agrarhistor.  Ab- 
handlungen S.  77  f.):  Wechsel  der  Wohnsitze  und  Feldmarken  in  germanischer  Urzeit, 
und  Bd.  36 :  Die  Gehöferschnfien. 

4)  Hansen  schreibt  jetzt  „die  OowHnne*^  Sollte  nicht  eine  neutrale  Kollektiv- 
bildung (von  gewinnen,  aufwinnen)  vorliegen,  wie  das  Qebirg,  das  G«aicht  u.  s.  w. ? 
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Rechte  angehört  und  nicht  in  da»  Kolon TgAtionggebiet  des  hohen  Mittel- 
alter« fällt,  80  ergiebt  eine  kurze  Noti»  Martins  (No,  36)  die  Verbreitung 
▼on  abwechsolnd  bewirtschaftetem  Gtmoindeacker,  teilweis  schon  fiir 
wenigstens  die  L  H.  des  18.  Jahrb.  beglaubigt,  in  Scsenheim  ^),  im 
ganzen  rechtsrheinischen  Bied,  am  Rhein ufor  von  DruBeaheim  bis  Lauter* 
bürg,  aber  nicht  jenseit  dos  Hagenauer  Forstes. 

Über  die  Zeit  landesyäterlichür  Fürsorge  der  absoluten  Monarchie 
für  Anbau  und  Landeskultur  hatte  schon  die  Publikation  R.  Stadel- 
manus  über  Friedrich  Wilhelm  I.*)  dankenswerte  Aufschlüsse  gegeben, 
wenngleich  das  von  Schmollet  meisterhaft  gezeichnete  Bild  der  wirt- 
schaftlichen Thätigkeit  des  Königs  hier  im  wesenÜichon  nur  bestätigt 
wurde.  Jetzt  ist  diesem  Band  ein  analoger  über  Friedrichs  des  Grof^cn 
Thätigkeit  gefolgt  (No,  65),  und  zugleich  scheiot  der  neue  umfassendere 
Titel  anzudeuten,  dafs  wir  eine  Serie  von  Publikationen  auch  über  die 
folgenden  Könige  zu  erwarten  haben.  Die  Anordnung  des  Bandes  Übet 
Friedrich  den  Grofsen  hält  sich  im  ganzen  in  der  früheren  Boarbeitungs* 
weise;  eine  einleitende  Darstellung  behandelt  systematisch  den  Inhalt 
der  abgedruckten  Akten  und  fugt  zugleich  passenden  Ortes  wichtige 
Notizen  aus  ungedruckten  Stücken  ein;  dann  folgt  die  Akteuoditiou ,  nur 
ist  sie  diesmal  weit  reichlichtjr  wie  im  ersten  Band  au^üfalleü.  Aut 
eine  Besprechung  des  ausgedehnten  Inhalts  dieser  Veroffeutlichung  gehe 
ich  hier  nicht  ein,  sie  müfate,  wenn  einigermafsen  ausführlich,  den 
Rahmen  dieser  Bemerkungen  durchbrechen, 

trche  ich  isur  Aufkählung  der  Arbeiten  über,  welche  in  irgend  einer 
Richtung  die  Feststellung  des  Einflusses  der  Urproduktionen  auf 
die  soziale  oder  politische  Entwicklung  der  Nation  berühren, 
so  sei  es  gestattet,  hier  zunächst  zwei  parallel  erschienene  Werke  zu  neu* 
Den,  welche  allerdings  der  deutschen  Geschichte  im  ougern  Sinne  nicht 
angehören:  V.  Brants  Kistoire  de»  claases  rurales  aux  Pays-Bas  (No.  10) 
und  de  Potters  und  Broeckaerts  Goschiedenis  van  den  belgischen  Boeren- 
stand  (No.  14)  ^).  Beide  Arbeiten  sind  in  Folge  einer  Freiaaufgabe  der 
belgischen  Akademie  entstunden,  welche  dahin  lautete:  Faire  rhistoire 
des  claÄses  rurales  en  Belgique  jusqu'a  la  fin  du  XVIIP  siccle;  Studier 
leur  maniere  de  vi  vre  et  di^terminer,  quelle  etait  dana  les  campagues  la 
Constitution  de  la  famille  et  de  la  propriete.  Aleo  eine  umfassende  Ge- 
schichte der  ackerbauenden  Klassen  war  zu  liefern.  Brants  hat  diese 
Aufgabe  dahin  gelöfit,  daJa  er  auf  verhältuismäfsig  kleinem  Räume  (259  88.) 
mehr  eine  Übersicht  als  eindringende  Studien  über  das  Thema  giebt;  die 
^vues  g^ne'iales*   stehen  bei  ihm    im  Vordergrunde,    ihnen    dient  die  For- 


1)  In  Susenheim  spezkl]  206  Lusc^  alle  12  J&brc  {hh  1867  jüle  9  Jjüire)  unter  den 
hftUshÄblicheu  und  verheirateten  Ortsangehorigen  neu  verloat»  Witwen  behalten  dm» 
Lo&rcchtf  VerjPÄcbtung  des  Lüsrecblä  geätiittct.  ltertick»ichttgung  der  Bonität  in  der 
Ackervcrtcilunjyr. 

2)  Friedrich  Wilhelm  L  in  heiner  Thütigkeit  filr  die  LAndeakultur  Preursons ;  von 
R.  St&delmann.  Leipzig,  Hirzet,  1878  (Publik,  nun  den  K.  preufs.  SUatsArchiveti, 
Bd,  Ä). 

3)  Man  vgl.  dazu  den  Abschnitt  Landwirtschaft  If.  Teil:  Agrarpolitik  itn  eugorn 
Hiim;  Landesknltur-Gesetagebnng ,  voo  A.  Meitseu,  in  Scbönberg»  Haudb.  der  polit. 
Ökonomie  8.  669--710. 
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lehaDg  nur  als  Basis;  dazu  kommt  bei  dem  Professor  der  Universität 
Löwen  ein  ausgesprochen  katholisches  Urteil,  das  namentlich  im  Mittel- 
alter die  Kirche  noch  über  ihre  grofsen  Verdienste  hinaus  in  den  Vor- 
dergrund schiebt.  De  Fetter  und  Broeckaert  dagegen  halten  sich  mehr 
in  der  Forschung;  wo  es  nicht  nötig  ist,  vermeiden  sie  allgemeinere  Ur- 
teile; ihre  Darstellung  ist  ausgedehnter  (399  SS.).  Der  Vergleich  mit 
L^p.  Delisles  ausgezeichnetem  Buche  Etüde  sur  la  condition  de  la  classe 
agricole  en  Normandie  liegt  ja  nahe;  mifst  man  an  ihm  beide  Darstel- 
lungen, so  wird  das  Urteil  zu  Gunsten  de  Fotters  und  Broeckaerts  aus- 
fallen. Jedenfalls  aber  ist  es  der  belgischen  Akademie  zu  danken,  dafs  sie 
beide  Arbeiten  unter  ihre  Memoires  couronnes  aufgenommen  hat,  gerade 
wegen  ihrer  sich  gegenseitig  ergänzenden  Denk-  und  Arbeitsart  ^).  Auf 
dem  eigentlichen  Gebiete  deutscher  Geschichte  sind  allgemeinere  Arbeiten 
über  die  landarbeitendeu  Stände  nicht  zu  verzeichnen ;  am  ehesten  ge- 
hören hierher  noch  einmal  die  gelungene  metrische  Übersetzung  des  Ge- 
dichtes Wandalberts  von  Prüm  aus  der  1.  H.  des  9.  Jhs.,  das  bekannt- 
lich eine  der  anmutigsten  Schilderungen  des  deutschen  Landlebens  im 
früheren  Mittelalter  nach  den  einzelnen  Monaten  giebt,  nebst  einer  Ein- 
leitung von  V.  Inama-Sternegg  (No.  29) ;  dann  aus  dem  hohen  Mittel- 
alter die  Schilderung  des  österreichischen  Bauernlebens  während  der  140 
Jahre,  welche  die  Dichtungen  Neidhards  von  Reuenthal,  Seifrid  Helb- 
lingB  und  Wemhers  des  Gartenaere  umfassen,  wie  sie  Seeber  gegeben 
hat  (No.  52).  So  anmutend  die  Schilderungen  Seebers  sind,  so  sehr  wird 
man  doch  vor  der  Hand  von  einer  wirtschaftogeschichtlichen  Verwertung 
von  Dichtem  ja  von  Zeitstimmen  überhaupt,  soweit  sie  Urteile  ausspre- 
chen,  warnen  müssen.  Diese  Methode  ist  zuerst  von  Janssen  in  den 
wirtschaftsgeschichtlichen  Partieen  des  ersten  Bandes  seiner  bekannten 
Geschichte  des  deutschen  Volkes  umfassend  eingeführt  worden.  Janssen 
will  den  blühenden  Zustand  der  deutschen  Volkswirtschaft  im  Ausgang  des 
Mittelalters  beweisen,  indem  er  alle  Symptome  wirtschaftlichen  Wohlseins 
aus  Urteilen  der  Zeitgenossen  und  accidentellen  ÄuTserungen  der  dama- 
ligen Wirtschaftsverhältnisse  zusammensucht  und  indem  er  diese  Symptome 
dann  quellenmäTsig  seiner  Darstellung  einverleibt.  Eine  Manier,  Wirt- 
schaftsgeschichte zu  treiben,  gegen  die  vom  Gesichtspunkt  einer  gesunden 
Methode  aus  Einspruch  erhoben  werden  mufs.  Wer  wird  aus  nebensäch- 
lichen Erscheinungen  der  Volkswirtschaft  oder  gar  aus  den  in  unserer 
Zeit  geäufsertcn  Ansichten  nicht  gleich  gut  den  Nutzen  der  Freihandels- 
wie  der  Schutzzollpolitik  für  das  deutsche  Reich  zu  beweisen  wissen! 
Vor  Allem  müssen  die  constitutiven  Elemente  der  Wirtschaftsentwicklung 
erforscht  und  ihre  aus  den  vorhandenen  thatsächlichen  Faktoren  erfol- 
gende Abwandlung  im  Lauf  der  Jahrhunderte  nachgewiesen  werden ;  dann 
erst  kann  es  eine  lohnende  und  augenehme  Aufgabe  sein,  zu  zeigen,  wie 

1)  Für  deutsche  Forscher  wird  es  von  Interesse  sein  zu  wissen ,  dafs  de  P  o  1 1  e  r 
and  Broeckart  S.  5 — 9  eine  kurze  bibliographische  Übersicht  über  die  Hauptwerke 
der  französischen^  holländischen,  deutschen  und  englischen  Littcrutur,  die  in  ihr  Thema 
einschlagen,  geben.  Dabei  die  auch  für  unsere  Verhältnisse  durchaus  angebrachte  Klage : 
Verscheidene  der  hooger  opgenoemde  werken,  zelfs  de  vornaamste,  hebben  wij  in  geene 
enkele  openbare  bibliothek  onzes  lands  kunnen  aantreffen. 
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sich  die  urteile  der  ZeitgenosBen  in  ihrer  manuigfachen  Divergenz  zu  der 
tiefer  liogenden  Entwicklung  der  l>inge  stelloo ,  wie  sich  alte  und  neue 
KichtuDgen  der  allgemeinen  Wirt«chaftükrälte  in  bald  mehr  bald  minder 
charakteristischen  Krgchcinungen  des  Ailtag^Iebeng  ofl'eiibaren.  Nur  in 
diesem  ZusaronjeuhaDg  verdient  dies  Detail  der  Wirt^chaftegeöchichto  ein- 
verleibt zu  werden.  Gelten  die&e  Bemerkungen  zunächst  dem  Buche  von 
JtttJBHeu ,  so  zeigt  doch  auch  Seebcrs  Arbeit  die  Folgen  dieser  Methode, 
wenogfeich  eie  &ich  von  jeder  beeoDderu  Beweislust  frei  hält  Seeber  hat 
alß  einzigen  wirtschaftageschichtlicheü  Ausgangspunkt  die  —  wo  genau 
bewiesener  —  Behauptung^),  dafu  die  Lag©  der  Bauern  io  Öfiterreicli- 
TiruK Hochbayern  im  Anfang  des  13.  Jhe*  eine  ungemein  und  bet»ondor8 
gijngligc  gewesen  sei.  Dcmgemäfs  stellt  er  alle  für  diefto  günstige  Lage 
ßprechenden  Zcugnisße  der  Dichter  in  einem  ersten  Abschnitt  zusammen. 
Natürlich  aber  melden  die  Dichter  auch  Ungünstiges;  diese  parallelen 
Daten  richtet  nun  8.  gewifs  mehr  als  die  Quellen  dies  thun  im  «Sinni 
einer  zeitliehen  Abwandlung  zu;  ee  folgt  also  Teil  II :  Ausartung ' 
der  Bauern ,  und  natürlich  dann  Teil  III :  Die  traurigen  Folgen  dieser 
Ausartung  in  sittlicher  und  sozialer  Beziehung.  So  weit  sind  wir  in 
der  ersten  Hälfte  des  14.  Jhs.  Und  w^as  nun?  Sind  die  heutigen  Bauern 
jener  Gegend  die  Spröfslinge  eines  sühon  im  14.  Jh,  zu  Grunde  gerich- 
teten^ körperlich  verkommenen  Geschlechtes:  Man  sieht  es  dem  Schlufß 
der  Arbeit  Secbers  an,  dafs  er  hier  vor  den  Konsequenzen  seiner  Da 
leguugcn  selbst  nicht  mehr  Rat  weifs.  Es  ergiebt  sich  der  Schlul's,  daf»" 
mau  bei  derartigen  Schilderungen  des  Bauernlebens,  die  an  eich  gewifs 
iMJhr  wünschenswert  sind,  von  einer  Abwandlung  der  moralischen  und  ^ 
sozialeti  Zustände  nur  sprechen  möge  unter  genauer  Kenntnis  der  zu  Gründe 
liegenden  wnrt«chattlichcn  Vorgänge.  Und  noch  eins.  8.  zitiert  in  seiner I 
iSchilderung  sehr  häutig,  ohne  seine  Quellen  reden  zu  lassen:  er  bringt' 
weh  damit  selbst  um  den  Lohn  seiner  Zusammenstellung  j  grade  im  direk- 
ten Heden  oder  iu  der  ausfühilichou  Wiedergabe  der  Quellen  besteht  der 
Heiz  und  Erfolg  solcher  Arbeiten. 

Unter  den  Forschungen  über  wirtschaftliche  Vorgänge,  welche  der 
sozialen  Abw*andluug  der  ackerbauenden  Klassen  zu  Grunde  liegen ,  führt 
die  sühöno  jetzt  abgeschlossene  Arbeit  von  Meyer  (No.  40)  in  die  alt 
Zeit  Sie  ist  freilich  zunächst  rechtsgeschichtlicher  Natur;  aber  c»  werdott' 
doch  auch  viele  wirtischaftjsgesehichtliche  fragen  erörtert»  namentlich  der 
letzte  Teil  der  Arbeit  beschäftigt  sich  mit  einem  noch  ungelösten  Troblem^ 
den  Schicksalen  der  Groasgrundherrschaft,  wie  sie  v.  Inama  iür  die  Ka- 
rolingorzeit  untersucht  hat,  während  des  eigentlichen  Mittelalters.  Meyer 
interessiert  sich  freilich  gemäfs  seinem  Thema  für  die  Entwicklung  der 
Groffigrundherrschaft  nur,  soweit  sich  in  ihr  das  Schicksal  der  grundherrlichen 
Untertanen  roliektiert;  allein  was  er  iu  diesem  Punkte  andeutet,  die 
Fragen  die  er  hier  aufwirft,  verdienen  bei  einer  weiteren  Bearbeitung 
dieses  GegeuslJiudeä  sehr  beherzigt  zu  w^erden.  Im  Allgemeinen  steht  es 
ja  fest,  dafß  sich  die  alte  Grofsgrundherrschaft,  ursprünglich  nur  ein 
Wirtftehaftsinstitut ,   im  Laufe  des   früheren  Mittelalters  zu   einem  vorwie- 


1)  Krone«  GgucIi.  Ö»terreicbi  Bd.  3,  6  f.  genügt  hior  nicht. 
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gend  rechtlichen  Institute  durch  Ausbildung  der  Hofesyerfassung  verdichtet 
hat.  Bei  einem  solchen  Vorgang  mufsten  denn  notwendig  die  freien  Über- 
tragungsformen an  Grund  und  Boden  im  Sinne  einer  Trennung  von  Ei- 
gentum und  Nutzbesitz  zurücktreten ;  namentlich  die  Prekarei  mufste  ver- 
schwinden. Diese  der  grofsgrundherrlichen  Entwicklung  gegensätzliche 
Erscheinung  wird  für  Salzburg  aufs  Glücklichste  aufgehellt  durch  die  Unter- 
suchung der  Salzburgischcn  Traditionen  durch  Richter  (No.  45),  welche 
ergiebt,  dafs  die  Form  der  Couplacitatio  (Lokalform  der  Prekarei)  im 
Cod.  Adalberti  (923 — 35)  unter  100  Urkk.  55mal  erscheint,  während  im 
Cod.  Fridarici  (1025 — 1041)  unter  35  Nummern  nur  noch  einmal  und 
zudem  überhaupt  zum  letzten  Male  eine  entartete  Couplacitatio  auf- 
tritt Auch  sonst  verdient  die  statistische  Bearbeitung  der  Traditionen 
durch  Richter  (unter  den  Rubriken:  Form  der  Eintragungen;  Testifikation ; 
Rechtsinhalt  und  Sprachgebrauch:  Conplacitationes,  Commutationes,  Tra- 
ditiones;  Stand  der  Donatoren)  alle  Beachtung  und  Nachahmung  bei  ver- 
wandten Urkundenmassen. 

Sterben  so  mit  dem  11.  und  12  Jh.  die  alten  Übergangsformen  von 
Nntzbesitz  wohl  überall,  wie  in  Salzburg,  ab;  verknöchert  die  alte  einst 
so  kräftige  Domanialverfassung  bis  zum  13.  Jh.  zum  hofrechtlichen  Ver- 
band: so  kommen  doch  schon  seit  dem  12.  Jh.  neue  mobilere  Übertra- 
gungsformen auf,  welche  bald  darauf  den  hofrechtlichen  Verband  anzu- 
greifeh  und  zu  zerstören  beginnen.  Es  sind  die  Pachten,  zunächst  die 
Erbpacht,  wenig  später  aber  freilich  nicht  so  häufig  die  Vital-  und  Zeit- 
pacht. Welcher  Wirtschaftshistoriker  wird  nicht  rasch  das  Buch  von 
Ruprecht  (No.  48)  in  die  Hand  genommen  haben,  um  über  diesen  Um- 
schwung endlich  einiges  Genauere  zu  erfahren.  Allein  leider  sind  die 
historischen  Abschnitte  bei  Ruprecht  recht  kurz  weggekommen ;  nach  einer 
kurzen  Einleitung  namentlich  über  den  juristischen  Unterschied  zwischen 
Emphytheuse,  Erbzinsleihe  und  Erbpacht  wird  auf  26  Seiten  nur  noch 
von  Erbpacht  und  Erbzinsleihe  während  der  letzten  Jahrhunderte,  insbe- 
sondere auf  den  landherrlichen  Gütern  gehandelt  und  dieser  Abschnitt 
bietet  noch  dazu  wenig  Neues  ^).  Es  ist,  als  wollte  man  das  Wesen  der 
alten  Zünfte  aus  den  Ordnungen  des  17.  und  18.  Jhs.  verstehen  lernen. 
Und  doch  wies  die  Siegener  Domainenerbverpachtung  früherer  Zeit,  die 
Ruprecht  S.  17  erwähnt,  so  energisch  in  die  Vergangenheit:  eine  solche 
Massenbenutzung  des  Erbpachtinstituts  setzte  doch  eine  weitgehende  Aus- 
bildung und  eine  lange  Vergangenheit  desselben  voraus.  Und  ging  man 
von  dem  Siegenschen  Falle  weiter,  so  lag  doch  ein  Einblick  in  die  letzten 
Kapitel  der  Arnoldschen  Ansiedlungen  und  Wanderungen  mit  ihrer  Dar- 
stellung des  Kolonatrechts  und  verwandter  Institute  in  Hessen  nahe.  Allein 
von  alledem,  von  der  schönen  Zeit  des  mittelalterlichen  Erbpachtinstituts 
erfährt  man  nichts;  hier  bleibt  also  noch  eine  volle  Lücke  in  der  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Forschung. 

Um  wie  viel  besser  sind  da  doch  die  hofrechtlichen  Verhältnisse  aus 
dem  Schlüsse  des  Mittelalters  bekannt!    Schon  die  redseligen  Weistümer  füh- 


1)  Vgl.  die  Rezen:iion  von  E.  Nasse  in  diesen  Jahrb.  N.  F.  Bd.  5,  454,  von  8t. 
■  n  PntlitB  in  der  Zeitschr.  f.  d.  gesamte  Staatswissenschaft  Bd.  88,  788. 
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reo  hier  genügend  ein  und  haben  in  Grirame  Weistüraern  eine  jetzt  freilich 
tmgGaichtB  dei>  ungemein  angewachsenen  bekannten  Quellenötotfs  nicht  mehr 
genügende  Bearbeitung  gcfnnden ;  zudem  sind  ihre  Nath richten  neuerdings 
für  cinxelno  Gegenden  wol  einheitlich  verarbeitet  worden»  wie  z,  B.  in  der 
Killleitung  zu  Hardte  Lujxcmburger  Weiätiimern ;  endlich  aber  bieten  sie 
Ivnrioüitäten  genug,  um  immer  wieder  Detuilpublikation  und  Detailibrschuag 
siuT  sich  zu  lenken  (vgl,  No.  51).  In  die  letzte  und  aulöorste  Ausbildung 
dieser  Zustande  führt  jetzt  sehr  ausführlich  dös  Buch  von  titammlcr  über 
den  Breidenbaeher  (irund  ein  (No.  56);  es  ist  last  ein  wirtschaftsgesehicht- 
liches  Meklenburg,  in  das  die  von  ihm  zum  ersten  Male  voll  veröffent- 
lichten Qu  eilen  wie  die  juristisch  klare  Darstellung  blicken  lassen.  Im 
Breidenbachor  tirund ,  nordlich  von  tiiofsen,  dem  steinigten  und  wald- 
reichen  Distrikt  des  rori'tales  mit  seinen  etwa  12  Dörfern,  hat  sich  bis 
zum  »Jahr  1812  eine  nur  sehr  gering  modiiizierte  Fortsetzung  der  spät* 
mittelalterlichen  grundherrlichen  Verhältnisse  erhalten :  hier  gab  es  bis 
zu  dieser  Zeit  eine  durch  wirtschaftliche  Anforderungen  aufrecht  erhal- 
tene ,  aber  bis  zu  einer  limitierten  Freizügigkeit  entwickelte  Leibeigen- 
schaft, vor  Allem  aber  blühte  das  Institut  der  ü anerbschaft ,  aus  dem 
sieh  ein  eheliches  Güterrecht  entwickelte,  das  namentlich  wegen  einer  seit- 
bunien  Auffassung  des  Unterschieds  zwischen  Fahrhabe  und  Liegenschaft 
bemerkenswert  ist.  Stammler  fuhrt  in  diese  eigeutürolicheu  Verhältnisse 
in  vier:  Leibeigenschaft —  Ganerbschaft  —  Eheliches  Güterrecht  und  Krb- 
^chalWerhältnisse  iirojäessualcr  Natur:  überschriebenen  Kapiteln  ein;  sehr 
dankenswert  sind  die  in  extenso  boigegcbenen  Quellen.  Beklagenswert  da- 
gegen ist  die  Betonung  nur  des  rechtsgeschichtlichen  Standpunktes  bei 
einer  Entwicklung^  deren  juristische  Seite  fast  einzig  und  allein  der  Aus- 
druck wirtschaftlicher  Vorgänge  ist.  Dieser  Mangel  wird  ^  wie  vorauszu- 
sehen ,  namentlich  bei  der  Schilderung  der  Ganerbschaft  empliadlich :  St. 
giebt  hitjr  nur  Einzelheiten  —  es  fehlt  das  Band  wirtöchaftsgeschichtlichen 
Verständnisses. 

Darf  man  schon  ilie  Schicksale  der  OrofsgrundhorTschaft  abgesehen 
von  dem  Lichte,  welches  die  Weistümer  wie  ihre  Bearbeitungen  und  vor- 
wandle Quellen  über  die  Lage  der  grundhörigen  Klassen  verbreiten,  dunkel 
nennen,  ist  vor  allen  Dingen  ihre  Zerstörung  durch  das  Aufkommen  freier 
Landnutzungsfurmen  namentlich  seit  dem  10.  Jh.  fast  noch  gar  nicht 
untersucht,  so  steht  es  noch  schlimmer  mit  unserer  Kenntnis  des  £lo- 
fluBfies,  welchen  die  Abwandlung  der  Urproduktionen  notwendig  auf  die 
politische  Lage  de«  mittelalte rüchen  Staates  in  Verfassung  und  Verwal- 
tung ausgeübt  haben  mufs.  Es  kann  ja  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs 
das  Aufkommen  der  Orofegrundherrschaft  wie  des  Lehenswesens  durch  die 
ausschliefsliche  Geltung  der  Naturalwirtschaft  im  früheren  Mittelalter  mit 
bedingt  war,  inwiefern,  das  auszuführen  ist  hier  nicht  der  Ort.  Als  sich 
nun  die  Ueld Wirtschaft  zu  entwickeln  begann,  mufsten  notwendig  Grofsgrund- 
herrschaft  und  Lehnsstaut  den  stärksten  Änderungen  anheimfallen:  für  beide 
mufsten  die  mobileren  Formen  des  Verkehrs  verderblich  werden.  Die 
Grofsgruudherrschaft  in  ihrem  alten  Bestände  fiel  den  aufkommenden  Pacht- 
formen zum  Opfer,  der  alte  Lehnsstaat  der  aufkommenden  Finanzverwal- 
tung  und  dem  damit  möglichen  gegenüber   der   separatistischen  Lehnsver- 
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waltang  überhaupt  erst  zentralen  Verwaltungswesen.  Damit  ergiebt  sich, 
▼on  welcher  Bedeutung  eine  Untersuchung  der  Territorial-  bezw.  Beichs- 
finanzYerwaltung  im  früheren  Mittelalter  wie  namentlich  ihrer  Ansätzß  zu 
weiteren  Bildungen  sein  mufs.  Wenn  Gneist  mit  Recht  in  seiner  engl. 
Yerfaasnngsgeschichte  den  Hauptunterschied  der  gesamten  englischen  Staats- 
entwicklnng  im  Mittelnlter  mit  ihrer  fast  absoluten  Monarchie  bis  zum  13.  Jh., 
ihrer  parlamentarischen  Verfassung  in  späterer  Zeit  in  ^^r  raffinierten 
Ausbildung  einer  geordneten  Finanzverwaltung  durch  die  ersten  normanni- 
schen Könige  sieht,  so  wird  das  für  die  deutsche  Forschung  eine  Auf- 
forderung sein  müssen,  diesen  Dingen  in  der  heimischen  Entwicklung  ge- 
nauer nachzugehen.  In  dieser  Hinsicht  ist  Blumenthals  Arbeit  von  hohem 
Interesse  (No.  7),  sie  sucht  zu  erweisen,  dafs  und  wiefern  Adalbert  von 
Bremen  dem  zerrütteten  Reich  der  Salier  zu  einer  finanziellen  Reform  habe 
yerhelfen  wollen.  Bisher  liegt  nur  der  erste  Teil  der  als  göttinger  Disser- 
tation erschienenen  Arbeit  vor,  der  von  vielem  Scharfsinn  —  bisweilen 
yielleicht  zuviel  —  zeugt,  aber  grade  die  wesentlichen  Punkte  noch  nicht 
berührt;  es  ist  dringend  zu  wünschen,  dafs  diese  Arbeit  nicht  eine  pars 
prior  im  Sinne  jener  Dissertationen  bleibe,  denen  die  pars  posterior  nie  zu 
folgen  pflegt. 

Können  wir  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltungsgeschichte  bis  zum 
13.  Jh.  noch  vom  Reiche  reden,  so  verpflanzt  sich  seitdem  der  Fortschritt 
der  Entwicklung  grade  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  immer  entschie- 
dener auf  die  Territorien.  Damit  wird  denn  die  Territorialverwaltungs- 
geschichte  zu  einem  der  wichtigsten  Teile  der  mittelalterlichen  Wirtschafts- 
geschichte überhaupt  Leider  stockt  die  Arbeit  auf  diesem  Gebiete  noch 
sehr;  auch  das  Jahr  1882  hat  keinen  nennenswerten  Fortschritt  gebracht. 
Die  Arbeit  Hubers  (No.  27)  geht  nur  sehr  nebensächlich  auf  die  hier  in 
Betracht  kommenden  Funkte  ein ;  sonst  aber  liegen  ,  soweit  ich  sehe,  nur 
dies  Thema  vorbereitende  Arbeiten  vor.  So  die  kleine  Edition  von  Stieve 
(No.  57),  welcher  eine  Aufzeichnung  über  Einkommen ,  Ausgaben  ,  Schul- 
den, Beschwernus  des  erzstifts  Cöln  1596,  und  ein  Verzeichnus  der  ein- 
kombsten  bei  der  rechenscammer  und  wie  es  wider  ausgeben  1595 — 98 
publiziert  hat;  vor  Allem  aber  die  Anfange  einer  recht  verheissungsvollen 
Publikation  von  Krones  (No.  31a).  Krones  hat,  zunächst  mit  Rücksicht 
auf  Steiermark,  die  Patente,  die  Hauptakten  zur  Verwaltungsgcschichte 
der  österreichischen  Stammlande,  für  die  Zeit  von  1493—1564  gesammelt 
und  gedenkt  dieselben  in  den  Beiträgen  zur  Kunde  steierm.  Geschichtaquellen 
zu  veröffentlichen.  Bisher  ist  nur  die  Einleitung  zur  Sammlung  gedruckt ; 
sie  zeigt,  um  wie  viel  reicher  diese  Sammlung  ausfallen  wird,  als  die 
bisher  in  Spezialsammlungen  für  den  einst  vorhandenen  oder  noch  an- 
dauernden praktischen  Gebrauch  abgedruckten  Verordnungen:  im  Ganzen 
haben  sich  mehr  als  500  Stücke  ergeben. 

Soll  zum  Schlufs  ein  Gesamturteil  über  die  Fortschritte  der  wirt- 
Bchaftsgeschichtlichen  Forschung  gewagt  werden,  soweit  diese  hier  bespro- 
chen ist ,  so  wird  betont  werden  müssen ,  dafs  mit  Ausnahme  die  For- 
schungen über  die  älteste  Zeit  und  die  Agrarverfassung  ein  eigentlicher 
Kristallisationspunkt  nicht  vorhanden  ist,  dafs  noch  Alles  im  Flufs  er- 
scheint,   dafs  Vielerlei  aber  wenig  wahrhaft  Dauerndes   gethan   ist.     Mau 


wird  diese  unerquickliche  Lage  vor  Allem  dem  Umstände  zuschreibeil  i 
seil,  dafi»  die  Oruelicn  der  WirUchaftäge&chiehte  des  pUtteD  Landes  noeli 
Bo  wenig  bekannt  Bind ,  n  am  entlieh  eine  albeitige  Übersicht  ober  diesel- 
ben fehlt,  dafes  weiterhin  sich  nur  wenige  Foracber  mit  den  hier  auf- 
tauebenden  Problemen  dauernd  und  ernsÜiaft  beacbäftigen,  die  meisten 
sie  nur    streifen.     Nur   ganz    intensive    Arbeit    vermag  hier    vorzudringen. 
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IV. 
Zur  Arbeitorkranken veraicberungsfr age. 

Vou   H  i&  II  1   i\  •!  u  t  g  rn  n  ii  ii  ,    Hcturciitlur. 
(Forts«Uang  za  Bd.  VI  S.  96  ) 

Teil    ü. 

I>(»r  Reichsgesetzeiitwurf  voHi  29.  April  1882  und  die 
flauptfragiMi  der  Arbeiterkraiiken Versicherung. 

Kapitel  J. 

Der  Heiehsgesetzentwiirf  vom   2  9.  April   IR8  2. 

Während  die  dureh  die  HilfskassengeBetze  von  1876  inaugurierte 
Entwicklung  sieh  norb  in  vollem  FliisRe  betindet ,  ist  die  Ueichnregierunii^ 
gegenwartig  mit  dem  Plan  einer  gänzlit:heii  Neuordnung  des  Arbeiterkran- 
kenwesens  hervorgetreten,  welcher  erst  in  seinen  „Ürundzügen'*  skizziert 
dem  preuisisehen  Volkswirtschaftsrat  zur  Begutachtung  und  deranadist  in 
einen»  detaillierten,  mit  Motiven  versehenen  „Gesetsseniwurf  lietreti'end  die 
Krankenversicherung  der  Arbeitei*^'  dem  Reichstage  zur  vertassungsmüfisi- 
gen  BrßchlulVnahme  vorgelegt  worden  ist,  i)bwohl  diese  Hetorm  der 
Krankenversicherung  urnprünglieh  nh  eine  Ergänzung  oder  vielmehr  alt* 
der  notwendige  Unterbau  der  allgemeinen  Arbeitcrunfallversicherung  in 
Aussicht  genommen  wurde,  deren  Kegelung  schon  seit  längerer  Zeit  die 
gesetzgebenden  F:iktoren  beschäftigt,  so  bildet  der  gedachte  Entwurf  doch 
inhaltlich,  wie  aueh  nach  der  ausgesprocheneD  Absicht  der  Uegierung  ein 
dnrchuus  in  sich  abgeschlossenes  (Jnuze,  diis  selbständig  zur  Diskussion 
sltdit  und  unabhängig  von  der  UnfaUversicheningsvorlage  zum  Gesetz  er- 
hoben werden  kann.  Seine  wesentlichen  Bestiramungen  lassen  sich  in 
Kurze  dahin  zusammenfassen: 

L  Alle  in  stehenden  Gewerbebetrieben  bosehäftiglen  Arbeiter  und 
mit  einem  täglichen  Lohnsatz  bis  ü-jj  M.  angestellten  Betriebsbeamteu. 
—  mit  vorläufiger  Ausnahme  aller  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  im 
HandeUge werbe ,    in    Apotheken ,    in    einzelnen    Transportgewerben    und 
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aoTeerhalb  der  Betriebsstätten  beschäftigten  Arbeiter,  sowie  der  Angehöri- 
gen der  Hausindustrie,  —  ,,8ind  gegen  Krankheit  zu  versichern'^  d.  h. 
sollen  in  Krankheitsföllen  gewisse  Unterstützungen  erhalten  und  deshalb 
einer  der  im  Gesetze  bezeichneten  Versicherungsanstalten  angehören.  Die 
Versicherung  erfolgt  entweder  für  Versicherungspflichtige  aller  Art  un- 
mittelbar durch  die  Gemeinden  oder  fiir  gewisse  Kreise  von  Versicherungs- 
pflichtigen in  geschlossenen  Krankenkassen. 

Die  regelmäfsigen  Formen  dieser  Kassen  sind  die  Ortskranken- 
kassen  für  Borufsgenossen  eines  oder  mehrerer  Gewerbszweige  desselben 
Gemeindebezirks ,  (auch  mehrerer  Gemeinden  oder  eines  gröfseren  Kom- 
munalverbandes) ,  und  Fabrikkrankenkassen  für  die  in  einem  ein- 
zelnen Grofsbetriebsunternehmen  beschäftigten  Personen.  Jene  werden 
von  der  Gemeindebehörde  des  Bezirks,  diese  von  dem  einzelnen  Betriebs- 
unternehmer errichtet.  Dort  wird  die  Beitrittspflicht  durch  die  Zugehörig- 
keit zu  einer  bestimmten  Berufsart,  hier  durch  den  Arbeitsvertrag  mit 
einem  bestimmten  Arbeitgeber  begründet.  Die  einen  sind  öffentliche,  die 
andern  Privatinstitute.  Eine  Abart  der  Fabrik-  sind  die  Baukranken- 
kassen, welche  für  die  bei  vorübergehenden  Grofsbaubetrieben  zeitweilig 
beschäftigten  Personen  von  dem  Bauherrn  oder  Bauunternehmer  errichtet 
werden  müssen.  Neben  diese  Hauptformen  treten  noch  die  Knapp - 
Schaftskassen  für  Bergarbeiter,  die  Innungskrankenkassen,  zu 
denen  der  Beitritt  nach  der  Gewerbeordnungsnovelle  vom  18.  Juli,  1881 
für  die  bei  Innungsmeistern  arbeitenden  Gesellen  und  Lehrlinge  erzwungen 
werden  kann,  endlich  die  eingeschriebenen  oder  sonst  landesgesetzlich  zu- 
gelassenen freien  Hilfskassen. 

Alle  diese  Kassen  konkurrieren  folgendermafsen :  Die  Zugehörigkeit 
zu  einer  den  gesetzlichen  Mindestanforderungen  genügenden  freien  Hilfs- 
kasse entbindet  von  der  Pflicht ,  irgend  einer  Zwangskasse  beitreten  zu 
müssen.  Hiervon  abgesehen,  ergreift  die  Fabrikkrankenkasse  alle  in  dem 
zugehörigen  Unternehmen  beschäftigten  Versicherungspflichtigen.  Mit- 
glieder der  Ortskrankenkassen  dagegen  werden  nur  diejenigen ,  welche 
nicht  schon  irgend  einer  der  übrigen  vorbezeichneten  Krankenkassen  an- 
gehören. Diese  Bestimmungen  sind  insofern  unvollständig,  als  wenigstens 
nicht  deutlich  erhellt,  ob  ein  Mitglied  einer  Ortskrankenkasse  zum  Ein- 
tritt in  eine  Fabrik-  oder  Bau-  oder  Innungskrankenkasse  gezwungen 
werden  darf,  noch  ob  es  eventuell  dann  beiden  Kassen  angehören  mufs, 
noch  endlich,  ob  man  sich  durch  den  Eintritt  in  eine  freie  Hilfskasse  der 
bisherigen  Mitgliedschaft  einer  Zwangskasse  entziehen  kann. 

Alle  diejenigen  Versicherungspflichtigen  nun,  welche  keiner  der  ge- 
nannten Krankenkassen  angehören,  fallen  der  Gemeindeversicherung 
zu.  Sie  haben  nämlich,  sofern  sie  durch  Krankheit  erwerbsunfähig  wer- 
den, unmittelbar  gegen  ihre  Gemeinde  (eventuell  einen  gröfseren  Kommu- 
nal- oder  Ortsarmenverband)  einen  Bechtsanspruch  auf  eine  nach  Höhe 
und  Dauer  gesetzlich  feststehende  Unterstützung,  und  können  anderer- 
seits zu  entsprechenden  regelmäfsigen,  ebenfalls  gesetzlich  bemessenen 
Versicherungsbeiträgen  herangezogen  werden. 

Diese  subsidiäre  Gemeindeversicheruug  bildet  nicht  nur  die  notwen- 
dige Ergänzung,  sondern  die  eigentliche  Grundlage  des  gesamten  neuen 
KaasenBystems. 


iüß 
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Einmul  nUmlich  reprik^ntiereii  die  für  sie  normierten  Leistungen  und 
Beitrage  das  überhaupt  jrulüsfiige  Minimum  and  geben  so  den  Mafisatab 
der  an  die  Übrigen  Kaaeen  und  b^w.  deren  Mitglieder  zu  stellenden  An* 
fordern ngen.  Und  zwnr  begreift  die,  bei  Unfällen  sofort^  sonst  vom  Tierten 
Krank  bei  tutogi*  ab,  und  h(>ch«ten&  auf  13  Wochen  zu  gewtüirende  Unttir- 
f4tützung  entweder  freie  Kur  and  Arznei  sowie  die  Hälfte  des  orti^übli- 
eben  gewöbnlicheD  Tagelobne«,  densen  Fest^etjiang  nach  Iteschlecbt  und 
Alter  gesondert  zu  erfolgen  hat,  oder  die  Unterbringung  in  einem  Kran- 
kenhause,  neben  welche  noch  ein  Drittel  des  Krankengelder  für  Familien- 
augehörige  treten  kann.  Der  Beitrag  ist  zunächst  auf  1*|j**|q  des  gedach- 
ten Tagelobni»  festzusetzen  und  kann  eventuell  mit  Genehmigung  de 
höheren  VenA-altungsbehörde  erhöht  oder  durch  dies^elbe  herabgeseticl  wa 
den.  Soweit  diese  Beiträge  die  Ausgaben  für  die  VerBTcherung  nichf 
decken,  hat  die  Gemeinde  YorschiisRo  zu  leisten. 

Ferner  dient  die  Gemeindokraukcurersichening  aber  auch  dazu,  die 
Organisiening  und  gehörige  Verwaltung  von  Orts-  und  Fabrikk ranken kaa- 
sen  indirekt  zu  erzwingen. 

Die  Errichtung  solcher  Kassen  ist  zwar  zunächst,  sofern  ihre  nach- 
haltige Leistungsfuhigkeit  durch  das  Vorhandensein  von  mindestens  50 
MitglieJeru  oder  sonst  gesichert  erscheint,  in  das  freie  Ermessen  der 
Gemeinijrbebörden  bzw.  der  Betriebsunternehmer  gestellt  und  nur  der 
Genebmif^ung  der  höheren  Ven)v^altungsbebörde  unterworfen.  Die  letz- 
tere kann  jedoch  unter  bestimmten  Vorausseizungen ,  (insbesondere  wenn 
ein  Betrieb  mit  spezitischer  Krankheitsgefahr  verbunden  ist),  auch  ihrer- 
»eitö  die  Bildung  von  Kassen  vorschreiben.  Falls  nun  dieser  Anordnung 
nicht  entsprochen  wird,  darf  sie  den  ungehorsamen  Gemeinden  das  KeCiht 
zur  Erhebung  von  Beiträgen  für  die  Gemeindekrankenversicherung  ent- 
ziehen, bzw.  den  ungehorsamen  Unternehmern  die  VcrpÖichtung  auferlegen, 
zur  Gemeindeversicheruug  (oder  zu  einer  Ortskrankenkasse)  aus  eigenen 
Mitteln  Beiträge  bis  zu  ^^{^  des  Lohnes  ihrer  Arbeiter  zu  entrichten. 
Dieselbe  Strafe  kann  auch  über  einen  Betriebsuntemehmer  verhängt  wer- 
den ,  der  durch  Veniachlässigung  ordnungsmäTsiger  Kassenführung  die 
Hehliefsung  seiner  Fabrik krankenkaösc  veraulafst.  Unternehmer  endlieh, 
die  eine  Baukrankenkasse  nicht  ptticUtgemäfs  errichten  oder  verwalten, 
haben  bei  eintretenden  Krankheits-  oder  Todesfällen  unmittelbar  die  für 
dl«'  riemeitidekrankenversicheruug  festgestellten  gesetzlichen  Unterstütssungs- 
miniraa  aus  eignen  Mitteln  zu  leisten. 

11.  Was  die  innere  Einrichtung  der  einzelnoo  KasseuformcD  anbe- 
triö't,  so  sind  die  Vorschriften  über  die  Kassenökonomie  die  gleichen  für 
Orts-  und  Fabrikkrankenkassen. 

Das  Miniraum  ihrer  Leistungen  entspricht  der  für  die  Gemeinde- 
versicherung festgesetzten  Kranken unterstüizung ,  nur  dals  erstens  an 
Stelle  des  gewöhnlichen  Tagelohns  der  Durchschnittöverdienst  der  Kas- 
seuroitgHeder,  soweit  er  3  -\l.  täglich  nicht  übersteigt,  (dessen  Feststel- 
lung für  Fabrikarbeiter  klassenwoise  erfolgen  kann),  zu  Gniikde  gelegt 
wird ,  und  doCs  zweitens  auch  ein  Bterbegeld  im  20fachen  Betrage 
des  gedachten  Lohnes  obligatorisch  gemacht  ist.  Über  dieses  Mindestmals 
hinaus  ist  Verlängerung   der    Unteralützungsdauer   bis    auf  ein  Jahr,    Er- 
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holintig  des  Kraükengoldes  auf  ^[^  iiod  des  Stcrbegeldeß  auf  das  40fache 
des  Lohnes,  nudlich  Gewähruug  freier  Ktir  und  Arzoei  für  Familienange- 
hörige, Howie  eines  Sterbegeldes  beiirj  Tode    der  Ehefrau    oder    eines  Kio- 


dp«    im    Betrage    bis  zu   *|^  bzw. 


des  sonstigen  Sterbegeldes  zultissig. 


Die  Kaaaenb  ei  träge  sind  in  der  zur  Deckung  dieser  Leietnugi^ii  nud 
der  Verwaltuiigskosten  eowie  zur  Bildung  «in es  Reservefonds  erforderlichen 
Hohe  in  Lohuprozenten  festzuactzen*  Sie  sollen  regelmäl'sig  2^|,j  uicht 
ubei-Ächreiten  und  dürfen  nur  ausnahmsweise  bis  zu  3*^|,,  erhöht  werden, 
Innerhiüb  der  vorbezeiehneten  Grenzen  kann  die  höhere  Verwaltnugttbe- 
bürdt!  das  Verhältnis  der  Einnahmen  und  Auisgaben,  sowohl  vor  Erteilung 
der  Statutengrnehmigung  auf  Grund  sachverständiger  Prüfung ,  als  auch 
Apitterhin  je  uacli  den  ErgebniBsen  der  Jahresbilanzen  in  da^  rechte  0 leidi- 
ge wielit  setzen. 

Die  Pflicht  zur  Einzahlung  der  Beitrage  und  ebenso  das  Recht  auf 
dici  ge»ctzlicheu  Mindestleistungen  der  Kasse  beginnt  ohne  weiteres  mil 
dem  Tage  des  Eintritts  in  denjenigen  Gewerbszweig  oder  Einzelbetrieb» 
fiir  welchen  die  Orts-  oder  Fabrikkrankenkasse  besteht.  Eine  Karenzfrist 
bin  zu  secb»  Wochen  ist  nur  bezüglich  der  über  da^  Minimum  hinaus- 
geheuden  KasÄenleistungen  zuläsi*ig.  Ebenso  darf  ein  Eintrittsgeld,  und 
xwar  höchstens  im  sechsfachen  Betrage  des  Wochenbeitrages,  nur  von 
solchen  Mitgliedern  crhobeu  werden,  welche  über  13  W^ochen  vor  ihrem 
Beitritt  unversichert  gewesen  waren.  Gewisse  Verkürzungen  der  Unter- 
atiitzung  sind  bei  Überverfticherung,  selbstverschuldeter  Kmukhetl  und  an- 
dauernder Inanspruchnahme  der  Kas^e  dem  Ermessen  des  Vorstandes  an- 
i"  '  llt.     Auch  nach  dem  Aus8chei<len  aus  der  die  Versicherungspflicbt 

1  Jiden    BeschUftigung    kann    die    Mitgliedschaft    durch   Fortzahlung 

drr  Beitrüge  erhalten  bleiben.  Vorübergehend  ohne  Verschulden  erwerbs 
lofi  Gewordenen  kann  Stundung  gewährt  und  ratenweise  Nachzalilung  ge- 
titiiMct  werden.  Dafs  wührend  der  durch  Krankheit  bedingten  Erwerb»- 
uuDihigkeit  die  Beitragsp flicht  ruht,  ist  nicht  ausdrücklich  gesagt. 

IXI.  Die  Durchführung  der  Versicherung  erfolgt  unter  Vermittelung 
der  Arbeitgeber,  Dieselben  müssen  die  bei  ihnen  bcsühäftigten  Vcrsiehe- 
rnugspflichtigen  binnen  3  Tagen  nach  Beginn  und  AuilÖsung  des  Arbeits- 
verhältnisses (eventuell  bei  einer  zu  crnchtenden  gemeinsamen  Meltle- 
utelhr)  anmelden,  widrigenfalls  sie  alle  zur  Unterstützung  nicht  gemeldeter 
IVrsoncn  gemachten  Aufwendungen  zu  erstatten  und  überdies  bis  20  M. 
Geldstrafe  zu  erlegen  haben.  Ferner  sind  sie  verpflichtet ,  die  Beiträge 
ihrer  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  für  dieselben  einzuzahlen,  und  berech- 
tigt, diese  Vorsch risse  bei  der  Löhnung  in  Abzug  zu  bringen.  Aus  eige- 
nen Mittehi  haben  nur  Fabrikinhaber  und  Unternehmer  grofser  oder  ge- 
tabrlicher  Betriebe  und  zwar  den  dritten  Teil  fler  Mitglicderbeiträge  auf- 
zubringen,    Itüükstände  werden  wie  Gcmeindeabgabea  eingezogen. 

IV,  Die  Verwaltung  wird  bei  der  Oemeindekrankenversicherung  von 
der  Kommunalbebörde  ohne  jede  Mitwirkung  der  Versicherten ,  bei  den 
Ortskninkenkasäcn  durch  die  Mitgli^jder  unter  Teiluahrae  der  Arbeitgeber, 
bei  den  Fabrik krmikenkassen  durch  den  Uuternehnier  unter  Zuziehung  der 
Mitglieder  geführt.  Die  Vorschriftf^n  über  Bildung  und  Funktionen  der 
KüMirnort^ane  sind  mit  einseinen  Abweichungen  aus  dem  Hilfskaseeugesetz 
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übemommcD ;  Die  vorschuf sptiichti gen  Arbeitgeber  habeu  Anrecht  auf 
Vertretung  bis  mit  einem  Drittel  der  Stimmen  im  Vorstände  und  in  der 
QeDeralversammluQg.  Letztere  muf»  bei  einer  Kasse  von  lUO  und  mehr 
Mitgliedern  aus  Vertretern  derselben  bestehen.  Wird  die  Wahl  des  Vor- 
Btands  oder  der  Vertreterversammluug  verweigert,  so  ernennt  sie  in  Orts- 
krankeukaasen  die  Aufsichtsbehörde»  in  Fabrikkrankeukassen  der  Unter- 
nehmer selbst  oder  durch  einen  Beauftragten.  Dem  Unternehmer  kann 
der  Vorsitz  in  der  Oeneralversammluiig  und  im  Vorstande  Statuten miilsig 
eingeräumt  werden.  Er  hat  die  Hechnuugs-  und  Kassen führung  uuter 
eigener  Verantwortlichkeit  durch  einen  Beamten  wahrnehmen  zu  lassen 
und,  falls  die  Beitrüge  die  Ausgaben  nicht  decken,  Vorschüsse  zu  leisten. 

Einem  etwaigen  Mifsb rauche  den  den  x\rboitgeberu  verliehent*n  Ein- 
flusses suohen  folgende  Bestiraüiungeu  vorzubeugen.  Die  Wahlen  zur  Ge- 
neral versammluag  sind  getrennt  von  Arbeitgebern  und  Kassen mitgliederu 
vorzunehmen.  Geldbufse  bis  300  M.  droht  demjenigen,  der  bei  den  Lohn- 
abzügen mehr  in  Anrechnung  bringt,  als  die  ge8etzlich  für  die  Beitrage 
tLxierten  Lohnprozeute  betragen,  Streitigkeiten  über  Berechnung  und  An- 
rechnung der  Beitrage  werden  vor  die  nach  §  120»  der  Gewtrbeordnung 
geregelten  Schied sbehorden  verwiesen.  Auch  ist  die  Aufsichtsbehörde  be- 
fugt, etwaige  Ansprüche  einer  Fabrikk ranken kasse  gegen  den  Unternehmer 
aus  seiner  Rechunugs-  und  Kasse ntuhrung  iu  Vertretung  jener  geltend  zu 
macheu.  Endlich  wird  dem  Arbeitgeber  verboten,  die  gesetzlichen  Anord- 
nungen  im  Vertragswege  oder  durch  Beglements  zu  seinem  Vorteil  aus- 
zuschliefsen  oder  einzuschränken,  und  jode  dahin  zielende  Abmachung  fiir 
nichtig  erklärt»  Auf  der  andern  Seite  sollen  freilich  bei  Fabrik-  und 
Baukranken  kästle  n  für  Reichs-  oder  Staatsbetriebe  die  der  Verwaltung  die- 
ser Betriebe  vorgesetzten  Dienstbehörden,  also  dje  Unternehmer  bzw,  Ar- 
beitgeber,   gleichzeitig  als  Aufsichta-  und  Öberaufsiclitsbehorde    fungieren* 

V.  Der  Wirkungskreis  dieser  Aufsichtsbehörden  ist  noch  erweitert. 
Abgesehen  von  den  bereits  erwähnten  Befugnissen  darf  die  Aufsichtsbe- 
hörde  (Gemeinde?)  Sitzungen  der  Kassenorgane  berufen  und  leiten,  von 
allen  Verhandlungen  Einsicht  nehmen ,  Ordnungsstrafen  in  unbegrenzter 
Höhe  festsetzen  und  volbtreckeu.  Sie  kann  Ortskraukenkassen  nach  ihrem 
Ermessen  auflösen  und  hat  sogtir  die  gesamte  Vertretung  und  Verwaltung 
einer  Fabrikkasse  wahrzunehmen»  wenn  der  Betrieb,  für  den  dieselbe  be- 
steht ,  zeitweilig  eingestellt  oder  erheblich  eingeschränkt  wird.  Sie  ist 
befugt,  mit  Genehmigung  der  Oberauf  eich  tsbehör  de  mehrere  oder  sumtliche 
Ortskran kenk aasen  zu  einem  Verbände  zwecks  Anstellung  eines  gemein- 
samen Eechnungs-  und  Kassen  führe  rs  und  Absühliefsung  gemeinsamer  Ver- 
träge mit  Ärzten ,  Apothekern  und  Krankonhäusern »  zu  vereinigen.  Sie 
entscheidet,  soweit  ein  Vorwaltungsstreitverfahren  nicht  besteht ,  Streitig- 
keiten über  Beitragsverpflichtungen ,  Unterstützungsberechtiguog  und  Er- 
satzansprüche gegen  unterstützungsp flichtige  Armenverbiinde  >  und  zwar 
vorbehaltlich  der  Berufung  auf  den  Rechtsweg  durch  Erhebung  der  Klage. 
Bagegen  ist  bei  versagter  Genehmigung  eines  neu  entworfenen  oder  ab  zu* 
ändernden  Statuts  und  bei  Schliefsuog  einer  Fabrik-  oder  Btiukrankenkasse 
durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  statt  des  Rekurses  uur  noch  der 
Beschwerdeweg  an  die  vorgesetzte  Behörde  zugelassen. 
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VT.  Der  tJbergaog  aus  dem  bishengen  Rechtaxustonde  soll  »ich  in 
der  Weise  vollziehen ,  dafs  die  vorhandenen  Zwaugskttssen  sich  innerhulb 
einer  Frist  anter  daa  neue  Gesetz  st^lleii  mÜBdeiu  Im  übrigen  hoII  Aixb 
Uo^f'tz  vom  8.  April  1876  aufgehoben  werden,  und  da»  Hilfskassengeartz 
i'iir  Ufts-,  Fabrik-,  Bau-  und  lunungskraukenkaäsen  aulser  kruft  trefeu. 

TIL  Der  voratehend  in  semeu  Hauptzügen  wiedergegebeue  Entwurf 
Bchliefftt  sich  zwar  in  vielen  einzelnen  Bestimmungen  an  die  besiebende 
Ütr^oUgobuDg  an  und  scheint  auch  in  «einer  praktischen  Tragweiti*  nur 
af  eine  Verallgemeinerung  desjenigen  Znstandes  hinausztrlaufen,  der  «ich 
^genwiirtd^  bereits  vielfach  in  lokaler  Vereinzelung  vorfiudtt.  Aber  da« 
ihn  beberrschende  Grundprincip  ist  neu  und  der  bisherigen  Kniwickelung 
drs   lüÜskassenwesenf^  fremd. 

Die  früheren  wie  die  jetzigen  Zwangakassen  bilden  ihrer  Idee 
eine  VerwaltungBeinrichtung  zur  Entlastung  der  kommunalen  Ar- 
npflege.  Da«  dieslUllige  Bedürfnis  war  und  ist  für  ihre  Gründung 
*lu»d  Organisation  raafggebend.  Die  freien  Hilfskassen  repräsentieren  eine 
Nebenfunktion  der  hauptsäehlit^li  die  Regelung  der  Arbeitsbedingungen 
bcjcweck enden  Arbeiter koaütionen,  ein  materielles  und  geistiges  Bindemit- 
t-tl,  um  den  Zusammenhang  der  Vereinami tglied er  unter  einander  zu  be- 
festigten. 

In  dem  Entwürfe  dagegen  erscbeiot  die  allgomoine  Kranken ver- 
irieherung,  der  Schutz  des  Arbeiters  gegen  eine  der  seine  wirtschafl- 
liehe  Existenz  bedrohenden  Gefahren,  als  Seibatzweck*  Er  ist  der  erat© 
Akt  der  neuerdings  inaugurierten  Sozialpolitik  des  Deutsehen  EeicheS|  das 
ste    Glied    einer    Kette    von    f,poaitiven    gesetzgeberi sehen    Mafsn  ahmen 

Verbenserung  der  Lage  der  besitzlosen  Klassen" ,  insbesondere  der 
Arbeiter^  welche  letzteren  „durch  erkennbare  Vorteile  dahin  geführt 
werden  sollen ,  den  Staat  nicht  als  eine  lediglich  zum  Schutz  der  bes- 
stT  «tuicrten  Klassen  der  Gesellschaft  erfundene,  sondern  auch  ihren  Be- 
dfirfaissen  und  Interessen  dienende  Institution  aufzufaasen  ^y\ 

Wenn  diese  arbeiterfreundJiche  Tendenz  einerseits  die  allgemeinste 
A  ■  ung  beanspruchen  darf  und  auch  gefunden  hat,  so  erscheint  an- 

Ui  s  dne  genaue  Prüfung  geboten,  ob  diese  Tendenz  auch  thatsäch- 

lieh  in  den  Bestimmungen  des  Entwurfs  zur  Verwirklichung  gelangt,  oder 
ob  diose  mit  jener  vielleicht  in  Widerspruch  stehen.  Letzteres  wäre 
nieht  nur  der  Fall,  wenn  die  beabsichtigten  Mafsregeln  dem  speziell  in*8 
Auge  gefafsten  Bedürfnis  nicht  entsprechend  genügen^  sondern  auch^  wo- 
fem  sie  etwa  andere  gleich  oder  besser  berechtigte  Interessen  der  Ar- 
beiUr  auch  nur  indirekt  becintrÜohtigen   sollten« 

Bei  dieser  Prüfung  dürfte  es  sich  empfehlen ,  Ton  dem  Begriff  der 
Feraeherung  auszugehen  ^  welcher  aus  der  Litteratur  in  den  Entwurf 
ftbergegangen  ist «  ohne  jedoch  hier  in  seinen  Merkmalen  näher  ent- 
wickelt und  begrenzt  zu  werden.  Aus  einer  Untersuchung  über  Wesen 
iid  Aufgabe  der  Arbeiter  kranken  Versicherung  werden  sich  die  pnikti- 
chen    Postulat«    ihrer    Organisation    und    Durchführung    entnehmen    und 

I)  %'jcl  Motivp  KUJi)  rnfiillvers ich emiigs- Gesetze II twurf  vom  8.  Mär»  1881  8.  16 
(fvlfiflftrl'joll  tii  der  VWIu|(«  vom  8.  Ma!  1883  H  15)  uuil  Mutive  zum  Krankeaverakh«- 
niiif«-Oeset««ntwiirr  vom  Sd.  April   1S82  S    17. 
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2um  MaTBgtabe    eioer  kiitisohen  Beurteilung   des    gegenwärtig  herrschen- 
deo  und  dee  geplanttjo  künftigeu  ZustaudeB  Türwtsnden  l&sseu. 

Kapital  IL 
Daa  Froblem  der  Arbeiterkraukenversicherung. 

I.  Bei  jeder  Versichwruug  littiidelt  es  sich  um  Vorkehrungen  gegen 
die  naehteiligen  Folgen  einea  uugewiüaeu  zukünfügeu  Ereignisses  mit- 
telst Kauibination  zweier  wirtMcliafLliLher  Prinzipien:  Sammlung  der  Kräfte 
und  Verteilung  des  Schadens,  Muhrere  vereinigen  sich  im  Hinblick  auf 
eine  Gefahr,  der  jeder  van  ihnen  aungosetzt  und  einzeln  nicht  gewachsen 
ist,  ohne  dafs  er  wüfste,  ob  und  wann  sie  eintreten  wird,  und  hidten  ein 
aus  den  Ernpamis^en  aller  gebildetes  Kapital  in  Bereitschail,  80  oft 
nun  der  ge fürchtete  Zulall  einen  von  ihnen  ereilt  >  werden  die  Verluste 
desselben  aus  diesem  Kapital  gedeckt  und  so  auf  alle  diejenigen  mit  über- 
tragen, welche  der  Verlust  ebenso  gut  hätte  treffen  können. 

Je  nach  der  besonderen  Beschaffenheit  der  Gefahr,  der  dagegen  alliier- 
ten Personen  und  den  Bessiehungen  beider  zu  einander  beätimmt  sieh  das 
Wesen  der  verscliiedenen  Versicherungsarten,  80  hat  die  Kranklieit  nicht 
nur  gerade  für  den  Arbeiter  eine  spezifische  Bedeutung,  sondern  unter- 
seheidet  sich  auch  wiederum  wesentlich  von  den  aoastigen  Gefahren, 
welche  denselben  bedrohen.  Andererseits  ist  gerade  der  Arbeiter  in 
eigentümlicher  Weise  befähigt,  die  schädlichen  Wirkungen  dieser  üngUieks- 
Mle  und  speziell  wieder  der  Erkrankung  zu  paralysieren.  Hiernach  er- 
scheint auch  eine  isolierte  Untersuchung  lediglich  der  Arbeiter  kranken- 
Versicherung  gerechtfertigt  und  geeignet,  die  übliche  generalisierende  Be- 
trachtungsweise, welche  alle  Zweige  mindestens  der  Arbeiterversicherung 
in  ihrem  Zusammenhang  zum  Gegenstande  nimmt,  zu  ergänzen. 

II»  Ber  Arbeiter  lebt  von  seiner  Arbeit.  Sein  Arbeitslohn,  der 
Entgelt  seiner  konkreten  Arbeitsleistung,  bildet  sein  einziges  regelmälVi- 
ges  Einkommen.  Dasselbe  deckt  sich  unter  normalen  Verhältnissen  ziem- 
lich genau  mit  dem  notwendigen  Konsum  seines  Hausstandes,  Denn  die 
Bedürfnisse  und  der  Lohn  des  Arbeiters  sind  beide  in  gewissen  Grenzen 
elastisr.h  und  ptiegen  auf  die  Dauer  sieh  gegenseitig  an  einander  anzu- 
passen. 

Sobald  nun  der  Arbeiter  zu  arbeiten  aufhört,  sei  es,  dafs  er  erkrankt, 
seine  Beschäftigung  verliert  oder  aufgiebt,  invalid  oder  altersschwach 
wird  oder  endlich  stirbt,  immer  ist  damit  gleichzeitig  die  einzige  Ein- 
koramen squellc  für  ihn  bezw.  seinen  Hausstand  versiegt,  und  die  selbstän- 
dige Behauptung  seiner  Existenz  in  Frage  gestellt.  Die  besser  situierten 
Gesellschaftsklassen  sind  zwar  derselben  Störung  bezw.  Vernichtung  ihrer 
persönlichen  Arbeitskraft,  wenn  auch  teilweise  nicht  in  gleichem  Grade, 
ausgesetzt,  aber  durch  regelmäfsigen  Fortbezug  entweder  der  Nubsungen 
ihres  Besitzes  oder  vertragsroälsiger  Gehalts-  bezw.  Fensionsraten  mehr 
oder  weniger  in  ihrer  Existenz  gesichert.  Hinwiederum  die  noch  unter 
dem  Arbeiter  stehenden  Klassen,  das  Proletariat  und  die  eigentliche  Ar- 
men bevölk  er  ung,  also  diejenigen,  welche  nicht  arbeiten  wollen  oder  kön- 
jieii    und   aus   den   Mitteln    Anderer   ihre  Existenz    Fristen,    erbÜoken  in 
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I^JLrankheit,  Alter,  Tod  keine  Störung  dos   Erwerb»,  sondern  nur  eine  Ver- 
aebrung  ihres  Elends  und  einen   neuen  Titel,  das   Vermögen   Anderer  in 
Dspruofa  zu  nehmen, 

KiÄnkheit  gefährdet  aber  den  Arbeiter  niühl  nur  jjanz  anders,  als 
die  übrigen  sozialen  8eliichton,  gondem  auch  gansi  eigenartig  im  Vergleich 
mit  anderen  Erwerbsstörungon.  Mit  Eintritt  des  Alters,  der  Invalidität, 
ciuer  Arbeite-Einstellung  oder  -Entlasnung  bleiben  die  BediirfniaBe  seiDea 
Hau^tandes  nach  wie  vor  dieselben,  sie  können  sogar  aufs  ersten  falls  noch 
eingeechräokt  werden,  ßolbst  der  Tod  des  Arbeiters  verursacht  seiner 
Familie  Kwar  einen  einmaligen  gröfseren  Begräbnisaufwand,  nimmt  aber 
im  übrigen  in  dem  Ernährer  immerhin  auoh  einen  Verzehrer  mit  sich 
fort.  Für  den  erkrankten  Arbeiter  dagegen  entstehen  neben  den  laufen- 
den noch  eine  Anzahl  auraerordontlichor  Bedürfnisse,  Kur,  Arssnoi,  Pflege, 
8tarkungs mittel  u.  s.  w.  gerade  in  dem  Augenblicke,  da  er  nicht  einmal 
mehr  den  notwendigen  Lebensunterhalt  für  sich  und  die  Seinen  zm  be- 
schaffen im  stände  ist. 

Ferner  vermag  der  einmal  alt  oder  invalid  Gewordene  ebenso  wenig 
seine  Jugend  oder  körperliche  Integrität  wieder  zu  erlangen,  als  der  Tote 
in*8  Leben  zurückkehrt.  Die  Erwerbsfahigkeii  wird  in  diesen  Fällen 
dftiiernd  vernichtet.  Dagegen  ruft  Krankheit  an  .^ich  nur  eine  zeitweilige, 
vorübergehende  Störung  derselben  hervor.  Sic  kann  sich  aber  auch,  ins- 
besondere bei  mangelnder  oder  verspäteter  Hilfe,  ebenfalls  zu  einer  chro- 
uischon  entwickeln  und  vorzeitig  Invalidität,  ja  den  Tod  herbei:fiihren, 
^andererseits  ist  oft  durch  rechtzeitiges  Einschreiten  eine  sofortige  Bo- 
pression  der  Krankheit  und  rasche  vollständige  Wiederherstellung  der  Ge- 
sundheit und  Arbeitskraft  zu  erzielen. 

Während  endlich  Invalidität,  Alter,  Tod  nur  einmal  eintreten  kön- 
nen, und,  eingetreten ,  zu  drohen  aufgohört  haben ,  bleibt  der  von  einer 
Krankheit  Genesene  doch  immer  wieder  neuer  Erkrankungsgefahr  ausge- 
beizt. Diese  Möglichkeit  einer  Wiederholung  liegt  sonst  .nur  noch  bei 
vorübergehender  Erwerbsstörung  infolge  Auflösung  des  Arbei  tsver  hält- 
uinwes  vor.  Der  „Unfall"  kann  den  besprochenen  Kategorieen  der  Er- 
werbsslörung  nicht  zugezählt  werden.  Er  bildet  vielmehr  nur  eine  eigen- 
tümlich geartete  Ursache,  die  Krankheit,  Invalidität  oder  Tod  herbei- 
führen und  deshalb  gewisse  Besonderheiten  der  Versicherung  gegen  diese 
Ereignisse  bedingen  kann. 

m.  Aus  alledem  folgt  die  dringende  Notwendigkeit  einer  Kranken- 
Tnrsicheniog  für  den  Arbeiter.  Gerade  ihn  umgeben  Krankheitsbedingungen 
aller  Art:  anstrengende,  gefährliche,  gesuudheiteöchäd liehe  Beschäftigung, 
ungenügende  Ernähnmg,  ungünstige  Wohnungsvorhältnisse,  endlich  An- 
cckuDg  und  Vererbung,  denen  der  cinzolno  sich  oft  gar  nicht  zu  ont- 
ithtm  vermag.  Erkrankt  er  nun  wirklich  derart,  dafs  er  die  Arbeit  ein- 
ellen  mufe,  so  sucht  er  seiue  Ausgaben  möglichst  zu  beschränken  und 
beut  sich  daher  meist,  Arzt  uud  Apotheker  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Kr  schleppt  sich  längere  Zeit  mit  der  Krankheit,  die  sich  so  verschlimmert 
und  einnistet  und  ihn  mit,  dauernder  Arbeitsuntahigkeit ,  andere  mit  An- 
tfteokung  bedrohen  kaniL  Er&t  äufsersteu  Falls,  nach  Versilberung  des 
«ringen  Hausrats ,  wendet  er  sich  au  die  öffentHche  Armenpäege.     Aber 
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diese  bescbränkt  sich  auf  das  allerDatdürfttf^Bt«',  wird  our  in  dem  11  ti  gen  der 
und  abschreckender  Form  erteilt  uud  verkürzt  die  staatsbürgerlichen 
Ehrenrechte  des  Almosenempräagcrs. 

So  cmpßndlich  greift  jede  Krankheit  in  dae  Leben  des  Arbeiters  ein. 
So  leicht  kann  sie  ihn,  im  Verlaufe  ihrer  ungehemmten  Eutwickelung, 
physisch,  ökonomisch,  sozial  degradieren  und  zu  Grunde  richten»  Und 
schon  die  Furcht  vor  dieser  unaufhörlieh  drohenden,  unabwendbaren  und 
verderblichen  Ciefahr,  dieses  lastende  Gefühl  steter  Unsicherheit  mufs  den 
Lebensmut  des  Arbeiters  lähmen  und  seine  Thatkraft  abstumpfen.  Ver- 
zweifelnd lebt  er  in  den  Tag  hinein,  da  ihm  jede  Vorsorge  Vür  eine  vöL 
lig  unverbürgte  Zukunft   ja  doch  unzulänglich   und    aussichlslos  erscheint. 

Aber  auch  damit  nicht  genug.  Von  dem  zunächst  betroffenen  Ein- 
zelnen verbreiten  sich  die  Wirkungen  der  eingetretenen  wne  der  bevor* 
stehenden  Krankheit  auf  den  ganzen  Arbeiterstand,  ja  auf  die  gesamte 
Nation.  Der  allgemeine  Gesundheitszustand  wird  mittelbar  gefährdet,  die 
Hebung  der  arbeitenden  Klassen  gehindert,  die  öffentliche  Armenpüege 
stärker  belastet.  Letztere  enthält  aber  eine  ungerechte,  unkontrolierbure 
Überwälzung  einer  wirtschaftlich  notwendigen  Ausgabe  auf  fremde  i^chul- 
tern.  Der  Aufwand  für  Kräfte rhal tun g  und  -Erneuerung  des  Arbeiter 
wie  jedes  Produktionsfaktors ,  gehört  zu  den  uotweudtgen  Herstellungs- 
kosten der  mittelst  seiuer  Arbeit  verfertigten  Ware.  Er  mufs  normaler 
Weise  im  Lohne  mit  enthalten  sein  und  vom  Kousumcnten  im  Preise  der 
Ware  mit  erstattet  werden.  So  weit  er  aber  statt  dessen  aus  der  Armen- 
ktisso  gedeckt  wird,  zwingt  man  die  ganz  unbeteiligten  Steuerzahler,  (die 
keineswegs  etwa  mit  den  Konsumenten  identisch),  einen  Teil  der  Ware 
zu  bezahlen,  welche  dann  entweder  dem  Käufer  um  so  viel  billiger  zufällt, 
oder  dem  Unternehmer  einen  um  so  viel  höheren  Gewinn  einbringt,  ein 
Kommunismus  schlimmster  Art  und  von  dcmoralisierendster  Wirkung. 

IV.  Soll  nun  die  Krankenversicherung  für  alle  diese  Übelstände 
Abhilfe  schaffen,  so  präzisiert  sich  ihre  positive  Aufgabe  dahin:  Dem 
Arbeiter  mufs  gleich  bei  Beginn  meiner  Erkrankung  alles  zu  seiner  mög- 
lichst raschen  und  vollständigen  Heilung,  sowie  zur  unverkürzten  Fort- 
führung seines  Haushaltes  Erforderliche  zur  Verfügung  stehen ^  und  zwar 
so,  dale  er  jederzeit  mit  Sicherheit  darauf  zählen  und  es  eintretenden 
Falls  als  sein  wohlerworbenes  Recht  in  Anspruch  nehmen  kann. 

Wie  problematisch  es  auch  auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mag,  so 
läfst  sich  diese  Aufgabe  doch,  zum  mindesten  annähernd,  und  sogar  ledig- 
lich mit  den  eigenen  Mitteln  des  Arbeiters  verwirklichen,  allerdings  nicht 
des  vereinzelt-en  isolierten  Arbeiters,  sondern,  wie  jede  Versicherung,  nur 
durch  Vereinigung. 

Der  einzelne  Arbeiter  kann  wohl  sparen.  Er  kann  trotz  der  Unzu- 
länglichkeit seines  Einkommens,  welche  ja  gerade  die  Gefährliohkeit  sei- 
ner Erkrankung  bedingt,  doch  unter  normalen  Verhälnissen  einen  mehr 
oder  minder  grofsen  Betrag  dauernd  und  regelmäfsig  zurücklegen,  sei  es 
nun,  dafs  er  seine  Bedürfnisse,  seinen  Lebensunterhalt  insoweit  einsofa 
sei  es  dafs  er  eine  entsprechende  Lohnerhöhung  erwirkt.  Er  kann  diesal 
Ersparnisse  auch  speziell  zu  einer  Eeserve  für  Krankheitsfälle  bestimmen, 
und  einer  Sparkasse  überliefern^    wo  sie  sich  schneller  und  sicherer  ver- 
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xinaen.  Aber  abgeaehen  davon,  dafs  ihm  dann  immer  die  Möglichkeit 
offeo  bleibt,  sobald  die  Versuchung  an  ihn  herantritt,  dicöo  Gelder  ihrer 
Bestimmung  zu  entziehen  und  für  momentan  dringlicher  erscheinende 
Bodilrfniase  zu  verwenden,  —  die  Summen,  die  der  eiazelne  zu  erübrigen 
vermag,  sind  viel  zu  goringfögig,  um  auch  nur  die  mindeste  Garantie  zu 
bieten.  Schon  die  eT»te  Krernkheit  würde  weit  mehr  versohlingen,  einer 
wiederholten  stände  er  wieder  völlig  hÜtJos  gegenüber. 

80  «eht  er  sich  denn  mit  Notwendigkeit  auf  die  Vereinigung  mit 
anderen  hingewiesen.  Aber  Ereilich  mtifste  sich  auch  eine  solche  macht* 
loi»  erweisen,  wenn  das  Bedürfnis  nach  Keservemitteln  fnr  die  vereinigten 
Arbeiter  verhältnifimäfsig  ebenso  grofs  und  ebenso  gegenwärtig  bbebei 
wie  für  die  einzelnen.  Bei  einer  allgemeinen  Epidemie  ist  dies  auch 
wirklich  der  Fall,  und  daher  jede  Versicherung  unzulänglich.  Indessen 
bildet  das  glücklicherweise  eine  seltene  Ausnahme.  In  der  Kegel  wird 
Tielmebr,  wie  erfahrungsmäfsig  feststeht,  von  einer  bestimmten  Personen- 
ziihJ  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitabschnitts  immer  nur  ein  Verhältnis- 
mäfsig  geringer  Teil  wirklich  von  Krankheit  befallen,  wenn  auch  der 
einzelne  durchaus  im  Ungewissen  darüber  verbleibt,  wie  bald,  wie  oft 
und  auf  wie  lange  er  erkranken  könne. 

Aus  dieser  Thatsache  kann  man  hinwiederum  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit Schlüsse  fiir  die  Zukunft  ableiten.  Man  kann  den  Prozentsatz  beroch- 
der  voraussichtlich  im  Laufe  einer  bestimmten  Periode  erkranken 
od  thatsächüch  Hilfe  in  Anspruch  nehmen  wird.  Man  braucht  dann 
nur  tHr  diesen  Prozentsatz  ausreichende  Mittel  bereit  ssu  halten,  um  da- 
mit auglcich  das  objektive  reale  Hilfsbedürfiais  der  wenigen ,  die  wirk- 
lich krank  werden ,  wie  das  subjektive ,  psychologische  Sicherheitsbe- 
dürfhis  aller,  die  möglicherweise  krank  zu  werden  besorgen  müssen, 
vollständig  zu  befriedigen.  Hierzu  bedarf  es  aber  nur  vergleichsweise 
geringer  Geldmittel.  Diese  können  aus  den  Ein  kommen  »orspamissen  aller 
Versicherten  zusammen  wohl  aufgebracht  werden.  Und  so  kann  sich  denn 
jed«r  Arbeiter  durch  Vereinigung  mit  einer  entsprechenden  Anzahl  anderer 
mittels  regelmäfsiger  periodischer  Entrichtung  eines  verhäitnieniäfsig  klei- 
nen Betrages  die  Sicherheit  erkaufen,  sich  für  den  Fall  einer  eintreten- 
den Krankheit  gegen  die  Folgen   derselben  geschützt  zu  wissen. 

I>ie6e  Sicherheit,  dieses  immaterielle,  psychische  Gut,  diese  beruhi- 
gende Zuversicht,  diese  Bürgschaft  eines  ununterbrochenen  Einkommens* 
beingas,  einer  wenigstens  durch  Krankheit  nicht  mehr  bedrohten  wirt- 
•ehAftlichen  Existenz,  sie  bildet  den  eigentlichen  Gegenstand  der  Ver- 
ebcrung.  Der  Anspruch  auf  die  Unterstützung,  nicht  die  Unterstützung 
tlbst,  ist,  streng  genommen,  die  eigentliche  Gegenleistung  für  die  einzu- 
"Itahlenden  Beiträge,  welche  jedem  ohne  Ausnahme  und  in  gleichem  MaTse 
SU  Teil  wird-  Erhält  ja  doch,  wer  thatsächlich  erkrankt  und  unterstützt 
wird,  viel  mehr,  als  die  Summe  der  bisher  von  ihm  entrichteten  Bei- 
Irü^e,  wahrend  andererBcits  die  Beiträge  des  gesund  Gebliebenen  verfaJ- 
Itn^  ohne  d&ffi  er  eine  Unterstützung  bezogen.  Und  gleichwohl  kann  der 
l^tilerc  ebenso  wenig  defshalb  seine  Beiträge  zurückfordern ,  als  jener 
Üb«r»ehufs  etwa  dem  Unterstützten  nachtraglich  abverlangt  werden  kann, 
£•  liagt   eben   in  beiden  Fällen  keine  Schenkung^   kein   Almosen,    keine 
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Bereicherung  der  einen  au«  dem  Vermögen  der  anderen  rof.  Die  Er- 
krankten rerbrauchen  da*  GeM^  das  die  Gesunden  nicht  brauchen.  Jene 
werden  nichi  reicher,  diese  nicht  ärmer.  Keiner  zieht  Vorteil  auf  Un- 
kosten des  anderen,  »ondem  der  Vorteil  aller  geht  Hand  in  Hand, 

80  crgiebt  sich  denn  für  dati  oben  präzisierte  Problem  der  Arbeiter- 
krankcnTersicherung:  eine  iiborraschend  glückliche  Lösung  im  Wege  der 
Assoziation,  deren  wirt&chuftliche  Vorzüge  sich  wohl  nirgends  glänzender 
bewähren,  Sic  setzt  den  Arbeiter  in  den  Stand ,  durch  Ertparung  und 
Aufwendung  minimaler  Teile  seinee  Einkommens  nicht  nur  den  dauernden 
ungeschmälerten  Fortbczug,  sondern  auch  eine  xcitweilig  notwendige  Er- 
höhung desselben  sich  zu  sichern ,  die  Folgen  einer  Erkrankung  autjzo* 
schlicfsen,  und  sogar  die  Krankheit  selbst,  soweit  das  überhaupt  möglich, 
gleich  im  Entstehen  zu  unterdrücken.  8ic  übt  gleichzeitig  einen  wohl- 
thuenden  Eintiulij  in  sanitärer  Beziehung^  indem  sie  der  Einwurzelung  wie 
der  Ausbreitung  von  Krankheiten  entgegenwirkt.  Sie  befreit  endlich  die 
Armenpflege  von  dem  Arbeiter  und  umgekehrt  den  Arbeiter  von  der  Ar- 
menpflege. Sic  enthebt  den  Steuerzahler  einer  unnötigen,  willkürlich  ver- 
teilten Last»  reguliert  den  Güterumlauf  in  einer  gerechteren  und  zweck- 
mäfsigereu  Weise,  läfet  den  Arbeiter  aus  eigener  Kraft  an  stelle  eines 
unsicheren,  verspäteten,  unzulänglichen,  entehrenden  Almosens  einen  siche- 
ren ^  prompt  realisierburcn ,  voll  befriedigenden ,  wohlerworbenen  Rechts- 
anspruch gewinnen  uml  verleiht  ihm  damit  eine  Schutzwehr  gegen  die 
liefahr,  in  den  Stand  des  Proletariers  hinabzusinken. 


Kapitel   lU. 

Die  Organisatiou  der  A  rbei torkr ankenTcraicherung, 

l.     Notwendigkeit  des  Zwanges. 

I.  Nach  Feststellung  der  Aufgabe  und  des  allgemeinen  Prinzips  der 
Arbeiterkranken  Vorsicherung  erhebt  sich  nunmehr  die  Frage,  auf  welche 
Weise  dieselbe  am  zweckmäft^igsteii  organisiert  werden  kann* 

Eine  allgemeine  und  ununterbrochene  Beteiligung  aller  Arbeiter  mufs 
schon  im  Hinblick  aut  die  geschilderten  Vorzüge  der  Voraicherung  ohne  wei- 
tere Begründung  höchst  wünschenswert  erscheinen,  läl^t  sich  überdies  aber 
auch  aus  einem  besonderen  versicherungstechnischen  Momente  befürworten. 
Es  bestehen  für  den  einzelnen  Arbeiter  crfahrungsmäfsig  sehr  verschiedene 
(tcßundheitöverhältnisee  und  folgeweise  Krkrankungswahrschcinlichkeiten  je 
nach  Geschlecht,  Alter,  Körperbeschaffenheit,  Beschäftigung  und  Aufenthalt. 
Doch  fehlt  fiir  dieselben  ein  exakter,  aus  statistischen  Beobachtungen  ge- 
won neuer  Mafsstab.  Andererseits  durchkreuzen  sie  sich  vielfach  iiiid  glei- 
chen sich  für  um  tass  ender  e  Bezirke  ,  Personen  kreise  und  Zeiträume  mehr 
oder  weniger  aus.  Je  allgemeiner  also  die  Beteiligung  an  der  Versiche- 
rung, desto  niedriger  und  desto  weniger  schwankend  stellt  sich  der  Pro- 
zentsatz der  Kraukheitskandidaten ,  und  folglich  der  Kassenaufwand  für 
die  Versicherung  derselben.  Eb  ist  also  ein  wirtschaftliches  Postulat,  d^fs 
die  Krankenversicherung  sich    auf   die    breiteste  Basis   gründe  und    durch 
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das  ganze  Beich  auf  alle  Arbeiter  für  die  volle  Lebensdauer  derselben 
erstrecke. 

II.  Innerhalb  dieser  nivellierenden  Vereinigung  bleibt  jedoch  eine 
Berücksichtigung  jener  besonderen  Gofährlichkeitsmomente  durch  entspre- 
ehende  Abstufung  der  Versicherungsprämien  ebenso  möglich,  wie  gerecht. 
Dnd  zwar  bildet  im  allgemeinen  jeder  einzelne  Berufszweig ,  der  ja  ge- 
wöhnlich auch  nur  Arbeiter  desselben  Geschlechts  und  ähnlicher  Konsti- 
tation aufweist,  eine  eigene  Gefahrenklasse,  die  ihrerseits  wiederum  noch 
einer  lokalen  Differenzierung  bedarf.  Auch  der  Lohn  und  die  Lebens- 
haltung der  Arbeiter,  von  denen  die  £rschwingbarkeit  und  Höhe  der  Ver- 
sieher ungsprämic  abhängt,  sind  je  nach  Beruf  und  Örtlichkeit  oft  aufser- 
ordentlich  verschieden.  Auch  ist  eine  prompte  Realisierung  des  Versichc- 
mogsanspruchs,  eine  individualisierende  Bemessung  der  Unterstützung,  vor 
allem  aber  eine  scharfe  Kontrolle  der  Kranken  wie  der  Verwaltung  nur 
bei  einer  lokalisierten  Versicherungsanstalt  von  mäfsiger  Personenzahl  zu 
ermöglichen. 

Bei  dem  Mangel  exakter  Wahrscheinlichkeitstabellen  und  rechnungs- 
mäfsiger  Grundlugen  stellt  sich  die  Veranschlagung  des  Morbiditätssatzes 
oft  nachträglich  als  irrig  heraus  und  macht  eine  entsprechende  Modifika- 
tion der  Versicherungssätze  erforderlich.  Schon  wegen  der  sich  hieraus 
notwendig  ergebenden  Schwankungen  der  Einnahme-  und  Ausgabeverhält- 
nisse  erscheint  die  Arbeiterkrankenversicherung  zum  Gegenstande  privat- 
wirtaohaftlichen  Spekulationsbetriebes  durchaus  ungeeignet.  Aber  auch 
die  Stetigkeit  des  Betriebes,  die  Sicherheit  des  Unterstützungsanspruchs, 
die  Möglichkeit  einer  Kontrolle  würden  bei  einem  solchen  hinwegfallen, 
und  die  Kosten  der  Versicherung  sich  unnötig  um  den  Geschäftsgowinn 
des  Unternehmers  verteuern. 

Vielmehr  ist  die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  und  zwar  auf  ge- 
nossenschaftlicher Grundlage  zu  organisieren.  Dann  fallen  Versicherer 
und  Versicherte  und  ihre  sonst  widerstreitenden  Interessen  nicht  nur  be- 
grifflich, sondern  persönlich,  in  jedem  einzelnen  zusammen.  Dann  liegt 
jedem  gleicherweise  knappe  und  reichliche  Bemessung  der  Versicherungs- 
leistung am  Kerzen,  jeder  bewacht  den  andern  und  weifs  sich  selbst  be- 
obachtet. Je  näher  sie  üufserlich  und  innerlich  an  einander  gerückt  sind, 
je  fester  sie  sich  im  Bewul'stsein  ihrer  Zusammengehörigkeit  zu  korpora- 
tiver Einheit  zusammenschliefsen,  je  stetiger  sie  dieselbe  bewahren,  desto 
leichter  und  desto  entbehrlicher  ist  die  gegenseitige  Kontrolle ,  desto  ge- 
wissenhafter das  Verhalten  der  Kranken  und  der  Gesunden.  Und  gerade 
die  Angehörigen  desselben  Gewerbes  an  einem  Orte  bilden  regelmäfsig 
solch  eine  natürliche,  bewufste,  von  jeher  enger  oder  loser  organisierte  Ge- 
meinschaft, die  sich  unter  dem  beständigen  Zu-  und  AbfluTs  der  Bevöl- 
kerung dennoch  in  konstanter  Zahl  und  homogener  Beschaffenheit  erhält. 

Vereinzelt  gilt  ein  gleiches  auch  von  dem  Personal  gröfserer  gewerb- 
licher Anlagen.  In  der  Regel  aber  stehen  die  Arbeiter  einer  Fabrik, 
beiderlei  Geschlechtem,  verschieden  gelohnten  Berufen,  verschiedenen  Le- 
benssphären  angehörig,  in  rein  äufserlichen ,  zufälligen,  vorübergehenden 
Beziehungen  zu  einander,  die  ebenso  locker  geknüpft,  wie  leicht  zu  lösen, 
und  in  ihrem  Bestände  von  dem  Schicksale  des  einzelnen  Unternehmens, 
von  der  Persönlichkeit  des  einzelnen  Unternehmers  abhängig  sind. 
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Somit  ergibt  sich  alß  cid  zweitae  Postulat  ciioe  ganz  bestimmt  geglie* 

derte  OrganiBation  beriifsgetiosseDsehaftlicher  ^    und    unter  hesondereD  Um- 
ständen fabrikgcnoööeDechaftlicher  Ortskrankenkassen, 

III.  Je  wohlfeiler  sieh  durch  solche  ssweckmäfsige  Einrichtungen  die 
Versicherung  herstellen  läXßt,  um  so  eher  kann  die  VersicherungdeiBtung 
ihr  volleg  Mafs  erreichen ,  ohue  dem  Arbeiter  übermäfaig  schwere  Opfer 
aufzuerlegen.  Und  zwar  umlaTet  dieses  Mafö  nicht  nur  die  Gewährung 
aller  erforderlichen  Kur,  Medizin,  Pflege,  Stärkung  etc.,  sondern  aufBerdem 
noch  dcB  gesamten  LebenBunterhalteg  für  den  Arbeiter  und  dessen  un- 
ßolbstäadige  Familicngliedcr,  also  in  der  Hegel  den  während  der  Krank- 
heit entbehrten  vollen  Arbeitelohn.  Ob  und  inwieweit  es  dabei  empfeh- 
leoBwert,  diese  Leistungen  in  natura  zu  prästieren,  ist  nicht  aUgemein^ 
sondern  je  nach  lokalen  Verhältnissen  zu  entscheiden. 

Über  dioees  Mafs  hinauszugehen,  liegt  kein  Anlass  vor.  Aber  eben- 
sowenig ist  es  richtig,  dasselbe  aus  dem  Grunde  herabzusetzen,  weil  sonst 
der  gesunde  Arbeiter  leicht  einen  Anreiz  zur  Simulation  in  der  Möglich- 
keit finden  könnte,  ohne  Arbeit  seinen  ganzen  Lohn  zu  erhalten.  Damit 
würde  man  nur  den  wirklich  Bedürftigen  ungerecht  verkürzen,  ohne  den 
Himulanten  i^nrksam  abzuBchrecken,  Gegen  letzteren  schützen  vielmehr 
strenge  Strafandrohung,  GcwisBenhaftigkeit  des  Arztes  und  wachsame  ge- 
noßsenschaftlichc  Kontrollo.  Noch  weniger  aber  ist  eine  Karenzfrist 
mit  den  Zwecken  der  Versicherung  vereinbar,  Soll  diese  die  Krankheit 
im  Keime  ersticken,  so  roufs  sie  beginnen,  sobald  jene  für  den  Arzt  er- 
kennbar eingetreten  ist,  gleichviel,  ob  der  Kranke  schon  längere  Zeit  ver- 
sichert ist  oder  nicht 

IV,  Alle  diese  Foötulatc  fljefson  aus  der  eigenartigen  Natur  der 
Arbeiterkranken  Versicherung,  welche  auf  besonderen  Bedingungen  ruht  und 
besondere  Zwecke  verfolgt  Ebendeswegen  verbietet  es  sich  auch,  die  Or- 
ganisationen anderer  Versicherungsarten  ,  bei  denen  es  sich  um  ganz  ver- 
eehiedene  Gefahren,  Wahrscheinlichkeiten  und  Leistungen  handelt,  mit  der 
KraDkenversichorung  zusammen  zu  werfen,  und  damit  die  Ökonomie  der 
einen  Mie  der  undero  zu  verwirren  und  zu  gefährden. 

Dies  gilt  insbesondere  gleicherweise  von  der  Begräbnis  Versicherung, 
wie  von  der  Versicherung  gegen  ErwerbsloHigkeit  durch  Kündigung  des 
ArbeitsvcrhältüisBeB.  Jene  hat  einen  einmaligen  Anspruch  von  bestimm- 
ter Art  und  GrÖfee  zum  Gegenstände,  dem  jedenfalls  einmal  früher  oder 
später  genügt  werden  mufs.  Nicht  dafs.  uur  wann  er  fällig  wird,  ist  un- 
gewifti.  Diese  hinwiederum  bezieht  sich  auf  Kreignisse ,  deren  Eintritt, 
Dauer  und  Tragweite  völlig  unberechenbar  sind.  Beide  bedürfen  selbstän- 
diger Einrichtungen,  die  mit  denen  der  Krankenversicherung  durchaus 
nicht  homogen  sind  und  nicht  verquickt  werden  können,  ohne  dofs  letz- 
tere auQiören,  normal  und  sicher  zu  funktionieren. 

Andererseits  ist  es  auf  den  Charakter  und  die  Wirkung  einer  Krank- 
heit und  folge  weise  auf  die  Art  der  dagegeu  zu  ergreifenden  Mafs- 
regeln  un  sich  von  keinem  besonderen  Einflufs,  dass  sie  von  einem  Be- 
trieböuii glück  herrührt.  Diese  Fälle  der  Krankenversicherung  zu  entziehen 
und  eigenartig  zu  behandeln,  ist  also  kein  Anlals  ersichtlich.  Nur  soweit 
hier  dem  Erkrankten  ein  Entschädigungsanspruch   gegen    den  Verursacher 
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am  ünfidlfl  oder  den  haftpflichtigen  Unternehmer  geeetslioh  zugestanden 
wirdy  erscheint  es  billig,  denselben  in  Höhe  der  geleisteten  Unterstützung 
aof  die  Krankenversicherung  übergehen  zu  lassen. 

y.  Aus  dem  Wesen  und  der  Aufgabe  der  Arbeiterkrankenversicherung 
ergeben  sich  also  mit  innerer  Notwendigkeit  unbedingte  Erfordernisse  einer 
iweckmäfsigen  und  wirtschaftlichen  Organisation  derselben:  Sie  bedarf 
einer  allgemeinen  ununterbrochenen  Beteiligung  sämtlicher  Arbeiter,  einer 
bestimmten  Eingliederung  derselben  in  berufsgenossenschaftliche  Ortskas- 
sen,  eines  vollen  Mafses  der  Versicherungsleistung,  endlich  vollständiger 
Trennung  der  Krankenversicherung  von  anderen  ihr  nicht  völlig  homoge- 
nen Einrichtungen. 

Nun  unterliegt  wohl  aber  keinem  Zweifel,  dafs  diesen  Erfordernissen 
teils  gar  nicht,  teils  nur  höchst  unvollkommen  entsprochen  werden  kann, 
wenn  die  Versicherung  lediglich  dem  freien  Willen  und  der  Einsicht  der 
Arbeiter  anheimgestellt  bleibt.  Ein  überaus  grofser  Teil  derselben  würde 
sich  überhaupt  von  der  Versicherung  fernhalten,  zu  kurzsichtig,  um  ihre 
Vorteile  zu  erkennen,  zu  leichtfertig  und  schlaff,  um  dieselben  mit  regel- 
mäisigen  Opfern  zu  erkaufen.  Ebenso  fehlte  alsdann  jede  Bürgschaft, 
dafs  diejenigen,  welche  sich  wirklich  versichern,  auch  immer  die  zweck- 
mäfsigste  Organisationsform  wählen  und  wählen  können,  ferner,  dafs  die 
einmal  Eingetretenen  auch  dauernd  in  der  Versicherung  verbleiben. 

Ohne  eine  umfassende  Grundlage,  ohne  feste  Eingliederung,  ohne 
Stetigkeit  und  Kontinuität  ist  aber  die  Versicherung  notwendig  ebenso 
teuer,  wie  unsicher.  Wenn  der  Mitgliederstand  fortwährenden  Schwan- 
kungen ausgesetzt  ist,  so  bedarf  es  der  Ansammlung  starker  Beservemit- 
tel,  welche  die  Kosten  entsprechend  erhöhen,  ohne  doch  für  die  Solvenz 
dar  Kassen  volle  Gewähr  zu  bieten.  Aus  denselben  Gründen  wird  hier 
das  volle  Mafs  der  Versicherungsleistung  nie  auch  nur  annähernd  erreicht 
werden  können. 

Endlich  ist  bei  voller  Freiheit  des  Krankenversioherungswosens  nicht 
zu  verhüten,  dafs  dasselbe  zum  eigenen  Nachteil  mit  anderen  Einrich- 
tungen in  Zusammenhang  gebracht,  vielleicht  im  Dienste  fremder  Ten- 
denzen ausgebeutet  werde. 

Das  Prinzip  des  Voluntarismus  erweist  sich  also  dieser  Aufgabe  ge- 
genüber als  unzureichend,  seine  Besultate  sind  unfertig,  zersplittert,  ver- 
gänglich. Um  Einheitliches,  Vollkommenes,  Bleibendes  zu  schaffen,  mufs 
man  die  Arbeiterkrankenversicherung  im  Wege  des  Zwanges  verwirk- 
lichen. Der  Staat  hat  das  Eecht  und  die  Pflicht,  diejenigen  zur  Selbst- 
fursorge  zu  nötigen,  welche  durch  Unterlassung  derselben  nicht  nur  sich 
selbst,  sondern  alle  anderen  schädigen  und  verkürzen. 

2.     Orcnzen  des  Zwanges. 

Die  nämlichen  Momente,  welche  die  Notwendigkeit  des  Zwanges 
überhaupt  begründen,  ergeben  auch  den  Umfang  und  die  Begrenzung 
derselben : 

I.  Er  mufs  erstens  gegen  alle  Arbeiter  geübt  werden,  aber  auch 
nur  gegen  die  Arbeiter.  Nur  für  diese  ist  Hülfe  in  Erkrankungfallen 
ein  absolutes  Bedür&is,  die  Versicherung  eine  absolut  wirtschaftliche  Ein- 
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richtiing,  der  YersicheniiigsbeitrÄg  eine  absolut  notwendige  Ausgabe.  Sie 
köimeD  ihre  ErspamiBgc  uiil«r  allen  Umständen  gar  nicht  boßser  verwen- 
den. Ei-werbslosen  gegenüber  ist  aelbflt verständlich  jeder  VersicherungB- 
zwang  unwirksam.  Für  diu  besitzenden  Klassen  aber  bedeutet  Krankheit 
keine  totale  Unterbrechung  des  Erwerbs,  beBteht  daher  auch  meisten  teils 
kein  Bedilrfni^s  besonderer  Reserven,  und  würde  eine  Krankon  Versicherung 
noöglicherweiae  eine  unnötige,  unwirtschafüiche  Ausgabe  involvieren,  die 
zu  erzwingen  man  in  keiner  Weise  verantworten  könnte.  Zwischen  den 
eigentlichen  Arbeitern  imd  den  Besitzenden  liegt  allerdings  noch  eine 
Zwischenstufe  der  sogenannten  ,, kleinen  Leute**,  wie  Kleinhandwerker. 
Kleinkrämer,  Privatbeamte  auf  Kündigung  u.  s.  w.»  deren  wirtschaftliche 
Lage  sich  mit  derjenigen  des  Arbeiters  im  Wesentlichen  deckt,  und  die 
daher  ebenfalls  zur  Versicherung  heranzuziehen  sein  dürften.  Dagegen 
rechtfertigt  sich  die  Ausdehnung  des  Versicherungszwangs  auf  die  Be- 
sitzenden, obachon  diese  der  Versicherung  en traten  können,  weder  duroh.j 
die  Schwierigkeit,  den  Kreis  der  Versicherungspflichtigen  in  concreto  all 
zugrcnzen,  noch  durch  die  Eücksicht  auf  die  Möglichkeit,  dals  auch  ein 
Besitzender  in  Armut  verfallen  könne. 

Trotzdom  ist  eine  solche  Ausdehnung  theoretisch  postuliert  und  sogar 
praktisch  angestrebt  worden.  Letzteres  im  Kanton  Basel-St&dt,  wo  im 
Jahre  1881  die  gesetzliche  Einführung  des  Krankenkassen  zwange  für  die 
industriellen  Arbeiter  bevorst-and,  aber  verschoben  werden  mufste,  weil 
eine  Meinung  sich  geltend  machte,  dals  alle  Bewohner  des  Kantons  dem 
Versich  er  üugszwange  unterworfen  werden  müfsten.  Eine  Grofsrats-Kom- 
mission  wurde  beauftragt,  sich  zunächst  über  diese  Vorfrage  schlüssig  zu 
machen  und  hat  sich  neuerdings  in  der  Thai  für  den  allgemeinen  Kassen- 
zwang  entschieden  ^).  Nun  ist  ja  aber  selbstverständlich,  und  man  rech- 
net auch  ausgesprochenormai'scn  dai*auf,  daCs  die  besitzenden  Klassen, 
wenn  sie  auch  zu  Versicherungsbeiträgen  herangezogen  werden  sollen 
dennoch  die  Vors icheningsleistun gen  niivht  in  Anspruch  nehmen  werden.^ 
Es  handelt  sich  also  für  sie  gar  nicht  um  eine  eigene  Versicherung,  son- 
dern um  einen  verschleierten  ZuscJiufs  zu  den  Beiträgen  der  Arbeiter, 
welche  thatsächlioh  doch  die  allein  Versicherten  bleiben.  Ob  ein  solcher 
Zuschufs  überhaupt  notwendig,  und  eventueD  ob  er  zweckmäfsig  gerade^ 
in  dieser  VerscMeicnuig  gewährt  worden  würde ,  ist  eine  andere  Frage 
auf  die  noch  später  einzugehen  sein  wird.  Hier  genügt,  zu  konstatieren, 
dals  die  besitzenden  Klassen  sich  nicht  zu  versichern  brauchen  noch  wün- 
schen, und  deshalb  auch  ein  Zwang  hier  nur  zu  einer  scheinbaren  Ver- 
sicherung fuhrt. 

Dasselbe  Argument  gilt  auch  gegenüber  der  von  Arendt  entwickel- 
ten Idee  einer  auf  alle  Gesellschaftsklassen  ausgedehnten  „allgemeinen 
StAatsveraicherung"  gegen  Paupertät,  einer  „sozialen  Hilfe"  gegen  das  so- 
ziale Elend  an  Stelle  der  heutigen  Armenpflege,  und  zwar  in  Form  einer 
direkten,    progressiven    V er si che rungss teuer,    die    eine    Ergänzung    bezw, 

1)  Vgl.  G d  t  ti  s h  e  i  m.  Bfitnorkutigeti  und  Qesetsentwurf  betr.  eine  allgemeine  Kran< 
ken-  und  Befcr üb Disversicbemngs Anstalt  für  den  Kanton  Basel-Sudt  vom  85.  Aagost  1881. 
—  Beriebt  der  GrofsirAt^-Koiiimissiuii  irUr  Vorberatung  dea  Gesetientwurfä 
betr.  obltgatortschc  Kranken*  und  Begräbnis ver^iclieruiig  vom  25,  Sii^it.   1882» 
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Beform  der  heutigen  Einkommensteuer  bilden  soll.  Dieser  Vorschlag, 
dem  Arendt  selbst  mehr  akademische  als  praktische  Bedeutung  beilegt, 
mag  an  sich  diskutabel  sein,  obwohl  er  eigentlich  nur  auf  eine  progres- 
nye  Armensteuer  hinausläuft:  Aber  den  Namen  einer  Versicherung  darf 
er  nicht  borgen.  Soweit  Kreise  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden,  die 
keiner  Sicherung  bedürfen  und  keine  Hülfe  in  Anspruch  nehmen,  handelt 
es  sich  eben  um  eine  einseitige  Gabe  der  Eeicheren  an  die  Ärmeren. 
Bei  der  Versicherung  dagegen  handelt  es  sich  um  eine  Leistung,  welche 
der  Versicherte  mit  seiner  Gegenleistung  voll  bezahlt.  Die  Versicherung 
ist  eben,  wiewohl  auf  Assoziation  beruhend,  keine  „soziale  Hilfe''  im 
Sinne  Arendts,  sondern  recht  eigentlich  Selbsthilfe,  und  zwar  die  erzwun- 
gene ganz  ebenso  wie  die  freiwillige. 

Der  Zwang  ist  femer  notwendig  und  gerecht  zur  Durchführung  der- 
jenigen Organisationsform,  welche  sich  als  die  absolut  zweckmäfsigste 
und  wirtschaftlichste  herausgestellt  hat.  Jeder  Arbeiter  ist  also  einer 
bestimmten  Versicherungsanstalt,  einer  berufsgenossenschaftlichen  Orts- 
kasse zuzuweisen.  Ausnahmsweise  ist  daneben  die  Errichtung  fabrikge- 
nossenschaftlicher Kassen  da,  wo  ein  Boden  dafür  vorhanden  sein  sollte, 
zuzulassen. 

Auch  das  volle  Mafs  der  Versioherungsleistung  in  dem  früher  fest- 
gestellten Sinne  mufs  erzwungen  werden,  nicht  weniger,  aber  auch  nicht 
mehr.  Wollte  man  z.  B.  auch  erkrankten  Familienmitgliedern  Unter- 
stützung zu  Teil  werden  lassen^),  so  würde  man  zwei  ganz  verschie- 
dene Versicherungsarten  vermengen.  Die  Versicherung  der  Angehörigen 
gegen  Krankheit  ist  ja  wieder  etwas  spezifisch  anderes,  ruht  auf  anderen 
Voraussetzungen  imd  Wahrscheinlichkeiten,  als  die  Versicherung  des  Ar- 
beiters selbst  gegen  eigene  Erkrankung.  Es  mag  dahingestellt  bleiben, 
ob  ein  fakultativer  Ansohlufs  jener  Versicherung  an  diese  vom  versiche- 
rungstechniachen  Standpunkte  aus  zweckmäfsig  erscheint,  jedenfalls  würde 
ein  diesbezüglicher  Zwang  nur  Eamilienhäupter  treffen  dürfen,  da  er  sonst 
einen  ganz  unmotivirten  ZuschuTs  der  alleinstehenden  Arbeiter  involvieren 
würde.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dafs  das  Versicherungsmafs 
kein  absolutes,  für  alle  gleiches  ist,  sondern  innerhalb  des  allgemeinen 
gesetzlichen  Kahmens  je  nach  örtlichen  Lohn-  und  Lebensverhältnissen 
enger  begrenzt  und  sogar  den  persönlichen  Bedür&issen  gemäfs  indivi^ 
dualisiert  werden  kann  und  soll. 

II.  Wenn  der  Staat  für  den  Arbeiter  die  allgemeine  gesetzliche 
Verpflichtung  ausspricht,  einer  bestimmten  Anstalt  beizutreten,  und  so 
hohe  Beiträge  zu  entrichten,  dafs  das  volle  Versicherungsmafs  dadurch 
gedeckt  wird,  so  mufs  er  ihm  andererseits  auch  entsprechende  Garantie 
dafür  leisten,  dafs  die  Kcalisierung  seines  Versicherungsanspruchs  nicht 
etwa  je  durch  Insolvenz  der  Versicherungsanstalt  in  Frage  gestellt  wer- 
den könne.  Der  Staat  mufs  daher  diejenigen  Grundsätze  der  Geschäfts-, 
Bechnungs-  imd  Kassenführung,  welche  sich  aus  der  ökonomisch-juristi- 
schen Struktur  der  Versicherungsanstalt  ergeben,  für  alle  diese  Anstalten 

1)  Aach  dies,  insbes.  eine  Kinderversicherung  hat  die  erwähnte  „Grorsrats-Kommb- 
sSon"  für  den  Kanton  Basel-Stadt  befürwortet. 
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gleitjbmäfsig  gesetzlich  normieren,  etwa  wie  er  die«  bei  den  vcrBeliiedenen 
handelsrechtlichen  AssoziationeD  ^ethau  hut. 

Zur  Vollziehung  des  gesetzlichen  Zwangs  und  zur  KontroUe  der  Be- 
obttchtung  der  NormatiTTorschriften  ist  ferner  die  Mitwirkung  slaatliüher 
Orgune  ,  und  zwar ,  der  dezentrolisiorteu  Kassengliederung  entsprechend»  _ 
lokaler  Behörden,  unentbehrlich,  aber  auf  da**  absolut  Notwendige  äu 
scliränken,  Ihre  Exekutivgewalt  braucht  zur  Eingliederung  der  Arbeiter/- 
wie  Äur  Einziehung  der  Beiträge  erst  i^ubsidiär  in  Anspruch  genommen 
zu  werden*  Ihre  Aufaiclitsbefugnisse  sind  mit  festen  ge^tzUchen  Schran- 
ken zu  ura geben,  so  dafs  sie  nie  in  Bevormundung  oder  Willkür  ausarten 
können. 

1\L  Dagegen  kann  die  eigentlicJie  Leitung  der  inneren  Kassenange« 
legenhciten  nach  der  Natur  derselben  durchweg  den  Kasflenmitgliedern 
delbst  überlassen,  teil  weise  sogar  überhaupt  nur  von  diesen  geführt  wer- 
den, Bas  gern oinsehaftli che  Zu3amnieu>*nrken ,  die  InteresBenharmonie, 
die  gegenseitige  Kontrole  und  liücksichtnahnie  aller  Mitglieder  bodingeu 
ja  gerade  einen  wirtschaftlichen,  wohlfeilen,  sicheren  Betrieb  und  garan- 
tieren allein  die  unparteiische,  gewissenhafte  Austeilung  der  ünterstützun- 
gcu  uud  sonstige  Verwendung  der  Kassen gelder.  Die  Teilnahme  au  der 
Verwaltung  eraohliefst  dem  Arbeiter  erst  das  Verständnis  für  die  Ver- 
sicherung blä  einen  Akt  der  Selbsthülfe  und  erzieht  ihn  zu  grofseren 
Aufgaben  auf  diesem  Gebiete. 

AU  dies  fiele  bei  einer  Verwaltung  durch  eine  Behörde  oder  gar 
durch  den  Arbeitgeber  vollständig  fort,  für  welche  überdies  ein  Anlafa 
nicht  vorliegt.  Zwischen  jenen  und  dem  Arbeiter  besteht  keine  Int-er- 
Cijsotiharmonie,  keine  persönliche  genossenschaftliche  Beziehung.  Der  Ar- 
beiter hat  keine  Bürgschaft,  dafs  sie  seine  Ersparnisse  ökonomisch  ver- 
walten, seine  Bedürfnisse  gerecht  befriedigen  werden.  Er  trägt  anderer- 
seits kein  Bedenken,  durch  Simulation,  wie  er  vermeint,  jene,  in  Wahr- 
heit freilich  die  Kasse  auszubeuten,  da  es  ihm  nicht  mehr  zum  Bewufst- 
i^ein   kommt,  dal's  er  selbst  an  ihrem  Bestände  mitbeteiligt  ist. 

IV,  Zwischen  Arbeit>er  und  Arbeitgeber  herrscht  überdies  sogar  in 
der  Regel  ein  Widerstreit  der  Intoreasen,  der  mit  ihrer  Partei  Stellung  im 
Lohnkampfe  gegeben  ist  und  sich  unter  modernen,  namentÜGh  grofsindu- 
8  tri  eilen  Verhältnissen  sogar  vielfach  zu  einem  schroffen  Klassengegensatz 
entwickelt  hat  Um  so  melir  verbietet  sich  jede,  auch  die  geringste  Ein- 
mischung des  Arbeitgebers  in  die  eigenen  Angelegenheiten  der  Kaasen-j 
genossen.  Gestattet  man  ihm  nur  überhaupt  irgend  welche  Teilnahme 
so  ist  jede  Einschränkung  derselben  doch  nur  scheinbar  und  unwirksam. 
Da  er  stet^  im  stände  ist^  seinen  Willen  gegeu  denjenigen  seiner  Arbei- 
ter, eventuell  durch  Entlassung  derselben,  durchzusetzen,  ao  ist  er  unter 
allen  Umständen  in  der  Lage,  sein  sozisdes  Übergewicht  auch  ihren  Be- 
dürfnissen und  Interessen  zum  Trotz  geltend  und  die  Selbstverwaltung 
vollständig  illusorisch  zu  machen. 

Nur  soweit  etwa  verein^selt  harmonischere  Verhältnisse  zwischen  Ar- 
beitor  und  Arbeitgeber  noch  bestehen  oder  sich  bereits  wieder  hergestellt 
haben  sollten,  ist  allerdings  von  einer  gemeinsam  geführten  Vorwaltung 
beider   nichts    zu    befürchten,    vielleicht    sogar   eine  wünschenswerte  Be- 
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ÜBstig^ung  des  guten  Einvemebmens  zu  erwarten ,  und  mag  es  den  Arbei- 
tern anbeimgestellt  bleiben/  ob  und  welcbe  Anteilnahme  sie  freiwillig 
jenen  an  der  Verwaltung  einräumen  wollen.  Im  übrigen  ist,  wie  gesagt, 
eine  solche  grundsätzlich  zu  verwerfen,  und  jeder  auch  nur  mittelbare 
Zwang  nach  dieser  Bichtung  unbedingt  zu  perhorreszieren. 

Allerdings  gelangt  man  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  an- 
scheinend zu  einem  entgegengesetzten  Schlüsse:  Es  fragt  sich  nämlich, 
ob  nicht  ein  Zuschufs  der  Arbeitgeber  zur  finanziellen  Fundierung  der 
Yersicherung  unentbehrlich  sei,  und  hinwiederum  konsequenterweise  ein 
Becht  auf  entsprechende  Teilnahme  an  der  Verwaltung  begründe,  sowie 
ob  nicht  alsdann  dieser  Zuschuss  gesetzlich  erzwungen  und  diese  Teil- 
nahme gesetzlich  garantiert  werden  müTste? 

Es  ist  jedoch  ganz  unkontrollierbar,  ob  und  inwieweit  eine  formell 
aus  der  Tasche  des  Arbeitgebers  geleistete  Zahlung  (gleichyiel,  ob  die- 
selbe einen  „Zuschuss''  oder  selbst  den  ganzen  Yersicherungsbeitrag  dar- 
stellt), thatsächlich  einen  Yermögensaufwand  des  Arbeitgebers  selbst  ent- 
halt, oder  nicht  vielmehr  durch  Herabdrückung  des  Lohns  auf  die  Arbei- 
ter zurück-,  bezw.  durch  einen  Preisaufschlag  der  Ware  auf  den  Konsu- 
menten abgewälzt  wird.  Es  bleibt  völlig  im  Dunkeln,  ob  der  Arbeiter 
überhaupt ,  eventuell  um  wieviel ,  und  schliefslich  ob  und  inwieweit  er 
auf  Kosten  des  Arbeitgebers  und  nicht  vielmehr  des  Konsumenten  ent- 
lastet wird.  Umgekehrt,  falls  es  dem  Arbeiter  gelingt,  den  Lohn  um 
die  volle  Höhe  oder  eine  Quote  der  Versicherungsprämie  emporzuschrau- 
ben, kann  der  Arbeitgeber  ohne  formale  Zuschufspflicht  thatsächlich  mit 
dem  ganzen  oder  teilweisen  Versicherungsbeitrage  belastet  werden,  soweit 
er  nicht  etwa  seinerseits  wieder  an  den  Konsumenten  Regrefs  zu  nehmen 
im  stände  ist. 

Hieraus  erhellt  einmal,  dafs  es  sich  überhaupt  nicht  um  Zuschüsse 
handelt,  auch  wenn  und  insoweit  der  Arbeitgeber  wirklich  zu  den  Kosten 
der  Versicherung  beiträgt.  Vielmehr  bilden  die  letztem  einen  Bestandteil  der 
Produktionskosten  der  Ware,  der  aus  dem  Ertrage  des  Produktes  gedeckt 
werden  mufs.  In  diesen  Ertrag  teilen  sich  aber  Arbeiter  und  Arbeitgeber, 
und  zwar  proportionell  ihren  ökonomischen  Machtverhältnissen.  Eben  diese 
regulieren  daher  auch  allein  die  Verteilung  der  Versicherungslast  zwischen 
ihnen.  Femer  aber  ist  es  offenbar,  dafs  der  scheinbare  Zuschufs  keinen 
Anspruch  auf  Teilnahme  an  der  Verwaltung  gewähren  kann,  (ienau  mit 
demselben  Rechte,  wie  der  Arbeitgeber  infolge  Verteuerung  seiner  Pro- 
duktionskosten könnte  sonst  auch  der  Konsument  infolge  der  Verteuerung 
seiner  Ware  einen  solchen  Anspruch  erheben. 

8.     Wirksamkeit  des  Zwanges. 

Die  Kosten  der  Versicherung  müssen  aus  dem  Ertrage  der  Arbeit 
gedeckt  werden.  Es  fragt  sich  aber,  ob  sie  das  auch  thatsächlich  können. 
Diese  Frage  hat  einen  verschiedenen  Inhalt,  jenachdem  man  die  Gesamt- 
heit oder  den  einzelnen  Arbeiter  ins  Auge  fafst 

(.  Auf  die  Gesamtheit  angewandt,  lautet  sie:  Sind  Industrie  und 
Landwirtschaft  überhaupt  im  stände,  die  Kosten  der  Krankenversicherung 
zu  tragen?     Diese  Frage  ist  zweifellos  zu  bejahen.     Die  Krankenhilfe  ist 
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ein  absolutes  Berüirfni»,  «lie  VerBicherung  oino  uotwentlige  Ausgabe.  Sie 
mufs  daher  von  dor  Ooaamtbcit  der  Produssenten  bestritteu  bzw.  auf  die 
Käufer  abgewälssl  w forden  kÖBüeo,  oder  Induötrie  und  L an tl Wirtschaft  f^iud 
überhaupt  nicht  lebensrdhig,  niclit  im  stunde,  ihre  Selbstkosteu  aufzubringcu. 

Dagegen  ist  e«  wohl  iiiüglich,  dai»  ein  lokaler  Produktioni^bezirk  oder 
selbst  ein  ganzer  Produktionszweig  der  Versioherungslast  nicht  gewachtiea 
iöt.  Eine  auf  Freiwilligkeit  basierte  Versicherung  würde  eich  hier  aller- 
dings unwirksam  erweisen :  Der  auf  der  Solidarität  der  Arbeitonuteresscu 
fufecnde  allgemeine  Versicberungszwmng  vermag  jedoch  die  Lücken  durch 
„korpüralive  Rückversicherung"  wieder  auszugleichen.  Die  einzelnen,  wie 
Maschen  eines  Netzes  über  da^  ganze  Land  ausgebreiteten  Kassen  sind 
zunächst  zu  beruftigenossenschaft liehen  Verbänden  zusammenzufassen,  welche 
aus  den  VerwaltungBÜberschüsfien,  allenfalls  mittele  eines  kleinen  Prämien- 
Zuschlags,  einen  gemeinschaftlichen  Reservefond  zur  Deckung  etwaiger 
Insuffizienz  einzelner  Kassen  bereit  halten.  Auf  diese  Weise  wird  der 
Einftufrt  des  BevolkerungswechselR  paralysiert,  und  der  von  den  einen 
Kassen  auf  Unkosten  der  andereu  durch  Aufnahme  der  aus  letzteren  ihnen 
ÄUwaodemden  Mitglieder  gemachte  Gewinn  wieder  unter  alle  gleiehmiiTsig 
verteilt.  Eventuell  würden  sich  auch  die&c  berufsgenoßseuschaftlichon  Ver- 
bände  wieder  untereinander  gegenseitig  ausholten  müssen* 

8üllle  aber  wirklich  noch  ein  Bruchfeil  der  Versicherungskosleu  übrig 
bleiben  ,  den  die  Produzenten  nicht  zu  bestreiten  vermöchten ,  so  würde 
immerhin  nicht«  ira  Wege  stehen,  diesen  Rest  aus  öffentlichen  Mitteln  zu 
decken.  Denn  ganz  abgesehen  davon,  dafs  ja  auch  diese  letzteren  w^ieder 
hauptsächlich  durch  die  Produzenten,  insbesondere  die  Arbeiter,  aufge- 
bracht werden ,  dafs  ferner  auch  ullgcmeiDe  sanitäre  Interesser*  bei  der 
Verj^icherung  in  Frage  stehen,  —  jedenfalls  konnte  die  Gesamtheit  durch 
tiinen  solchen  Staatf^zuschufs  bei  weitem  nicht  so  stark  bela,stet  werden, 
als  sie  es  gegenwärtig  durch  die  öffentliche  ArmenkrankenpHege  ist,  wäh- 
ren li  andererseits  dieser  Zuschüfs  w^eder  den  roh  kommunistischen  Charak- 
ter nocli  die  demoralisierende  Wirkung    der    Armenpflege    besitzen  w^ürde, 

IL  Fafst  man  dagegen  den  einzelnen  Arbeiter  ine  Auge ,  so  ist 
allerdings  zuzugeben,  dafs  er  eich  möglicherweise  nur  unvollkommen  oder 
gar  nicht  zu  versichern  im  stände  ist.  Es  kann  vorkommen,  dafs  er  die 
Versicherungspriiraie  aoblechterdiogs  gar  nicht  oder  doch  nicht  ganz  vqu 
seinem  Lohne  zu  erübrigen  und  ebensowenig  den  letzteren  heraufzuschrau- 
lien  vermag.  Ferner  droht  jede  Entlassung,  sei  es  wegen  Meinungsver- 
schiedenheiten über  die  Arbeitsbedingungen,  sei  es  wegen  Absatzstockung, 
den  Arbeiter  zeitweilig  oder  dauernd  zur  Zahlung  seiner  Beiträge  aufser 
titande  zu  setzen,  und  damit  seiner  VersicherungsansprUche  vorübergehend 
oder  definitiv  zu  berauben, 

80  weuig  aber  diese  Möglichkeit,  dafs  die  Versicherung  in  einzelnen 
Fällen  sich  unzulänglich  erweise,  die  Zweckmäftiigkoit  der  letzteren  ira 
allgemeinen  beeinträchtigt,  und  ihre  thuuliohst  weite  Ausdehnung  minder 
wünschenswert  erscheinen  läfat,  so  wenig  kann  daraus  ein  Argument 
gegen  den  Versicherungszwang  entnommen  worden.  Im  Gegenteil,  gerado 
dieser  ist  geeignet,  *len  Bereich  jener  Möglichkeit  aufü  «ngfite  zu  be- 
schränken*    Eben    weil    er  allen   Arbeitern   gl eichmäfs ig    die  Zahlung  der 
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Beiträge  auferlegt,  macht  er  diese  zu  einem  notwendigen  Bestandteil  der 
Lel>en8haltang ,  mit  der  sich  der  Lohn  auf  die  Dauer  ins  Gleichgewicht 
lu  setzen  strebt. 

Auch  das  läfst  sich  füglich  nicht  gegen  den  Yersioherungszwang  vor- 
bringen,  dafs  er  den  Arbeiter  in  gröfsere  Abhängigkeit  von  dem  Arbeit- 
geber yersetze,  weil  jener  bei  jeder  Auflehnung  gegen  den  Willen  des 
letsteren  Entlassung  und  damit  Verlust  seiner  Unterstützungsansprüche 
riskiere.  Denn  wofern  wirklich  gerade  dieses,  bei  der  Erankenyersiche- 
rang  yerhältnismäfsig  geringfügige  Eisiko  fiir  die  Unterwürfigkeit  des  Ar- 
beiters entscheidend  sein  sollte,  so  spräche  dieser  Umstand  offenbar  gegen 
jede  Yersicherung  überhaupt,  freiwillige  wie  erzwungene. 

Übrigens  zeigt  sich  gerade  auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Zwangs- 
organisation ein  Ausweg,  auch  diese  Lücken  der  Versicherung  durch  die 
Solidarität  aller  Arbeiter  auszufüllen:  Man  dispensiere  den  Arbeiter  für 
die  Zeit  nachgewiesener  Erwerbslosigkeit  ebenso ,  wie  dies  für  die  Dauer 
der  Krankheit  geschieht,  von  den  Beiträgen;  man  erlasse  letztere  auch 
denjenigen  ganz  oder  teilweise,  deren  Lohn  sich  erwiesenermafsen  nicht 
über  ein  gewisses  Minimum  erhebt,  —  und  lasse  gleichwohl  für  alle  diese 
den  vollen  Unterstützungsanspruch  unverändert  fortbestehen.  Natürlich 
werden  die  Kosten  der  Versicherung  hierdurch  vermehrt,  wenn  auch  vor- 
aussichtlich noch  nicht  unerschwinglich.  Eventuell  wäre  hier  ebenfalls 
ein  Staatszusohufs  im  Hinblick  auf  die  korrespondierende  Entlastung  der 
öffentlichen  Armenpflege  vollkommen  zu  rechtfertigen. 

Ein  solcher  direkter  Staatszusohufs  dürfte  übrigens  auch  vor  einem 
verschleierten  Zuschufs,  wie  er  in  der  Ausdehnung  der  Versicherung  auf 
die  besitzenden  Gesellschaftsklassen  liegen  würde,  entschieden  den  Ver- 
eng verdienen.  Letzterer  würde  eben  den  wahren  Sachverhalt  verhüllen 
und  in  seinem  Umfange  durchaus  unkontrollierbar  bleiben.  Jener  würde 
offen  aufdecken,  dafs  und  inwieweit  die  Produktion  ihre  eigenen  Selbst- 
kosten nicht  aufzubringen  vermag ,  und  gleichzeitig  dem  Ergänzungsbe- 
dürfhisse,  soweit  es  vorhanden,  aufs  Genaueste  entsprechen. 

Kapitel  IV. 
Kritische  Ergebnisse. 

Das  vorstehend  entwickelte  Bild  einer  Organisation,  welche  allen 
yersicherungstechnischen  Anforderungen,  wie  den  persönlichen  und  Stan- 
desinteressen der  Arbeiter  vollständig  Genüge  leisten  soll,  bietet  nicht  nur 
ein  Programm  für  die  künftige  Gestaltung  des  Arbeiterkrankenversiche- 
mngswesens ,  sondern  auch  den  gesuchten  kritischen  Mafsstab  zur  Beur- 
teilung seines  gegenwärtigen  Zustandes  und  seiner  geplanten  Beform. 
Beide  sind  bereits  ausführlich  wiedergegeben,  so  dafs  es  nur  einer  kurzen 
Hindeutung  auf  die  Hauptpunkte  bedarf. 

L  Der  gegenwärtige  Zustand  wird  von  dem  Dualismus  der  freien 
und  der  Zwangskassen  beherrscht.  Die  freien  Kassen  verfolgen  an  sich 
den  richtigen  Grundsatz  der  Universalität  und  Solidarität.  Aber  das  von 
ihnen  erstrebte  nationale  System  berufsgenossenschaftlicher  Lokalkassen 
läfst  sich  eben  auf  dem  Boden  des  Voluntarismus  nicht  durchgreifend  ver- 
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wirklichen.  Auch  die  Kontinuität  dieser  Kassen  Ist  nicht  verbürgt.  80 
könooa  sie  denn  die  Ansammlung  grÖfserer  Reserven  und  hierzu  Karen- 
zen und  Eintrittsgelder  nicht  entbehren,  wodurch  die  Versicherung  ver- 
teuert und  verkürzt  wird ,  ohne  dafa  die  Solvenz  der  Kassen  unbedingt 
gesichert  erscheint.  Im  übrigen  bewähren  sich  hier  die  nach  der  ökono- 
mischen Seite  bin  vollständig  durchgeführte  Trennung  von  den  übrigen 
Vorsicherungszweigen  ebenso  wie  die  freie  genossenschaftliche  Selbstver- 
waltting  als  gesunde,  wirtschaftliche  Prinzipien.  Man  kann  daher  wohl 
sagen,  dafs  viele  freie  Kassen,  wie  beispielsweise  der  „Unterstützungsver- 
ein Deutscher  Buchdrucker"  *),  wie  mindestens  ein  Teil  der  Hirsch-Duncker- 
schen  Gewerkvereiue,  den  Erfordernissen  der  Ärbeiterkranken  versiehe  rang 
insoweit  entsprechen ,  als  dies  überhaupt  im  Eahmen  des  Voluntarismas 
niöglich  sein  dürfte. 

Der  Kassenzwang  dagegen  findet  sich  nur  isoliert,  auf  einzelne  Ge- 
meinden oder  Orefsbetriebe  (Eisenbahnen)  beschränkt  Die  Zwangskassen 
sind  meist  nach  irrÄtionellen  Grundsätzen  organisiert.  Die  Selbstverwal- 
tung ist  sogar  bei  Kassen  auf  scheinbar  genossenschaftlicher  Basis  durch 
obligatorische  Zuschüsse  und  Mitverwaltnngsrechte  der  Arbeitgeber  mehr 
oder  minder  unterbunden,  in  dtin  besooders  häufigen  Pabrikkassen  aber 
höchstens  bei  Indifferenz  des  Arbeitgebers  möglich,  bei  EisenbahnkasseDt 
deren  Mitglieder  Über  eine  grofae  Landstrecke  verstreut  sind,  wie  bei 
grofsen  aus  heterogenen  Elementen  gemischten  kommunalen  Kassen  über- 
haupt nicht  denkbar. 

Die  Lückenhaftigkeit  und  Zusammenhangslosigkeit  der  bestehenden 
Veraicherungsorganisation  schädigt  auch  sonst  die  Interessen  der  Arbeiter. 
Der  niedrige  Lohn^  den  diejenigen  Arbeitgeber  zalilen,  deren  Produktion 
durch  keine  Versicherungskosten  belastet  ist,  wird  auch  fiir  die  belasteten 
Produktionen  mafsgebend^  so  dafs  eine  Überwälzung  der  Beiträge  auf 
Arbeitgeber  bzw.  Konsumenten  nur  selten  gelingen  kaun.  Ferner  zieht 
bei  der  herrschenden  Zersplitterung  des  Kassen wesens  fast  jede  Orts-  oder 
selbst  Dienstverändorung  auch  einen  Wechsel  oder  ein  Aufhören  der  Vor- 
sicherung nach  sich.  Dabei  verliert  der  Arbeiter  aber  wegen  der  (wenig- 
stens bei  Zwangskassen  allgemein  üblichen)  Verquickung  von  Kranken - 
und  Begräbuisversichemug  jedenfalls  seine  wohlerworbenen  Ansprüche 
an  die  letztere  vollständig.  Er  mufs  aber  auch,  falls  er  wieder  einer  an- 
deren Kasse  beitritt,  neues  Eintrittsgeld  und  möglicherweise  erhöhte  Bei- 
träge entrichten  und  eine  Karenzfrist  durchmachen,  die  möglicherweise 
die  Nachfrist  übersteigt ,  während  welcher  sein  Anspruch  an  die  alte 
Kasse  noch  fortdauert.  Erkrankt  er  gerade  in  der  Zwischenzeit,  so  hat 
er  weder  von  der  alten,  noch,  trotz  seiner  mittlerweile  begonnenen  Ein- 
zahlungen, von  der  neuen  Kasse  eine  Unterstützung  zu  erwarten.  Besteht 
aber  in  dem  Orte  oder  für  den  Betrieb,  in  den  der  Arbeiter  abgeht,  keine 
Kasse,  so  ist  ihm  zwar  der  Weiterverbleib  in  der  alten  meist  gestattet^ 
aber  durch  vermehrte  Kosten  und  Umständlichkeiten  erschwert  ^  und  die 
prompte  Realisierung  seiner  Versicherungsanaprüohe  bleibt  überdies  proble- 
matisch. 


I)  Vgl.:  ,jZttr  Arbeiterversicherung** 
werk  Vereines  188  2. 
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II.  Demgegenüber  enthält  der  neue  Beiohsgesetzentwurf  einen  be- 
deutsamen Fortschritt,  insofern  er  den  allgemeinen  gesetzlichen  Versiehe- 
lungszwang  für  sämtliche  Arbeiter  einführt,  die  einzelnen  in  bestimmte 
Organisationsformen  eingliedert  und  zwischen  letzteren  durch  Beseitigung 
der  Karenzzeit  und  der  Eintrittsgelder  volle  Freizügigkeit  herstellt.  Als 
Grandform  des  neuen  Systems  erscheint  mit  Recht  die  berufsgenossen- 
schaftliche Ortskasse,  als  seine  notwendige  Ergänzung  die  Oemeindekran- 
kenversicherung,  eine  glückliche  Zwischenbildung  zwischen  veredelter  Ar- 
menpflege und  eigentlicher  Versicherung. 

Dagegen  entspricht  das  Mafs  der  Versicherungsleistung  den  oben  ent- 
wickelten versicherungstechnischen  Postulaten  nicht :  Die  gesetzliche  Kran- 
kenunterstützung soll  nach  dem  Entwürfe  neben  freier  Kur  und  Arznei 
niemals  den  vollen  Lohn,  sondern  höchstens  '{^  desselben  erreichen. 
Andererseits  wird  die  bisher  übliche  Verquickung  von  Kranken-  und  Be- 
gräbnisversicherung  obligatorisch  gemacht,  ohne  dafs  auch  nur  getrennte 
Kassenführung  vorgeschrieben  wird,  und  die  Ausdehnung  beider  auch  auf 
Familienangehörige  zugelassen. 

Femer  statuiert  der  Entwurf  Zuschufspflicht  und  Mitverwaltungs- 
recht,  und  zwar  für  alle  Arbeitgeber,  auch  Handwerksmeister.  Erstere 
ist  aber  entbehrlich,  während  letztere  die  Selbstverwaltung  der  Arbeiter, 
welche  der  Entwurf  wenigstens  bei  den  Ortskrankenkassen  einführen  will, 
mehr  oder  minder  illusorisch  machen  dürfte. 

Bei  den  übrigen  in  Aussicht  genommenen  Kassenformen  ist  von  einer 
solchen  Selbstverwaltung  aber  überhaupt  keine  Bede.  Dies  gilt  einmal 
von  den  aus  der  Gewerbeordnungsnovelle  vom  18.  Juli  1881  übernom- 
menen und  nur  hinsichtlich  ihrer  ökonomischen  Einrichtung,  nicht  aber 
hinsichtlich  ihrer  Verfassung  und  Verwaltung  den  neuen  Normativbestim- 
mungen unterworfenen  Innungskassen.  Zwar  sagt  §  100&  der  Gewerbe- 
ordnung, dafs  den  Gesellen  „eine  Teilnahme  an  der  Begründung  und  Ein- 
richtung'' dieser  Kassen  seitens  der  Innungsmeister  eingeräumt  werden 
müsse.  Mafs  und  Form  dieser  Teilnahme  sind  jedoch  gesetzlich  nicht 
näher  bestimmt,  vielmehr  der  Willkür  der  Innungsmeister  anheimgege- 
ben. Es  erscheint  übrigens  auch  vom  versicherungstechnischen  Stand- 
punkte aus  nicht  begründet,  die  zufällig  und  vielleicht  nur  vorübergehend 
bei  Innungsmeistern  beschäftigten  Gesellen  von  den  anderen  Berufsge- 
nossen zu  trennen  und  in  besonderen  Kassenformen  zusammenzufassen. 

Vollends  bei  den  Fabrikkassen,  welche  prinzipiell  für  alle  Grofsbe- 
triebe  errichtet  werden  sollen,  ist  durch  die  obligatorische  Beteiligung  der 
Arbeitgeber  jede  Selbständigkeit  der  Mitglieder  absolut  ausgeschlossen. 
Die  Motive  betonen  selbst  ^)  „die  Eigentümlichkeit  der  Fabrikkrankenkas- 
sen, dafs  die  Verpflichtung  und  das  Becht,  der  Kasse  anzugehören,  durch 
Eingehung  und  Fortdauer  des  Arbeitsvertrages  bedingt  ist,  dafs  also  na- 
mentlich die  Fortdauer  der  Mitgliedschaft  vermöge  des  Bechtes  des  Ar- 
beitgebers, das  Arbeitsverhältnis  beliebig  aufzulösen,  von  dessen  Willkür 
abhängig  ist'',  und  die  daraus  resultierende  „Abhängigkeit  sämtlicher  Kas- 
senmitglieder von  dem  Arbeitgeber'*.     Der  Entwurf  räumt  ausgesproche- 

1)  S.  S7. 
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nermafsen  i,dem  fietriebsunlernehmer  deujenigen  EiDflnTs  als  ein  Hecht 
eio,  den  er  sich  thatsächlioh  rermöge  fieines  VerhältnisseB  zu  den  Kas- 
se nmitgl  ledern  unter  allen  Umständen  und  auch  gegenüber  etwaigen  ent- 
gegenfitehenden  Vorschriften  zu  verschaffen  in  der  Lage  sein  würde". 

Das  Grundprinzip  der  Versicherung,  die  Seibatfürsorge,  ist  hier  also 
ToUständig  negiert.  Die  Arbeiter  sind  nicht  mehr  Subjekt,  sondern  ledig- 
lich Objekt  der  Versicherung,  Die  Fabrikkaase  ist  eine  reine  Privatan- 
atalt  des  UnterDehmers  ^  der  „seine**  Arbeiter,  ^ein  Betriebsmaterial,  ver- 
sichert. Was  er  sich  bisher  als  faktischen  Milsbrauch  seines  sozialen 
Übergewichts  möglicherweise  zu  schulden  kommen  lassen  konnte,  soll 
fortan  ailgemeine  Anwendung  finden  und  gesetzliche  Sanktion  erhalten. 

Wir  glauben,  das  neue  Reichsgesetz  würde  seine  ausgesprochene  ar- 
beiterfreundliche Tendenz  nur  dann  roll  verwirklichen,  wenn  es  von  jeder 
obligatorischen  Beteiligung  der  Arbeitgeber  an  Kassenbeiträgen  und  Kas- 
sen gesohäften,  sowie  von  der  Einrichtung  obligatorischer  Fabrik-  und  In- 
nungßkassen  ganz  und  gar  Abstand  nehmen,  und  die  Führung  der  Kas- 
sen an  gelegenheiten  der  freien  genossenechafllichen  Selbstthatigkeit  der 
Mitglieder  anvertrauen  würde. 

Alsdann,  aber  auch  nur  dann,  würde  die  allgemeine  Zwangsversiche- 
rung allerdings  auch  den  Fortbestand  besonderer  „freier"  Kassen  voll- 
ständig überflüssig  machen.  Alsdann  hätten  diese  ja  keinen  spezifischen 
Yorzug  mehr  vor  den  Zwangskassen  aufzuweisen^  und  könnten  in  der 
allgemeineren  Organisation  mit  aufgehen.  Alsdann  wäre  es  durchaus  ge- 
rechtfertigt, zwar  allenfalLe  zur  Vermeidung  einer  plötzlichen  Auflösung 
der  freien  Kassen,  ihre  derzeitigen  Mitglieder  —  eventuell  bis  zum  Ab- 
laufe einer  gewissen  Frist  —  von  der  Beitrittspfiicht  zu  den  Zwangskaa- 
sen  zu  entbinden,  nicht  aber  umgekehrt  den  Übertritt  aus  einer  Zwangs- 
in  eine  freie  Kasse  ferner  zu  gestatten,  weil  dadurch  die  Kontinuität  und 
der  Bestand  der  ersteren  gefährdet  werden  könnte.  Die  Entwickelung 
der  bisher  mit  Hilfskassen  verbunden  gewesenen  Gewerk voreine  aber 
würde  durch  eine  solche  Mafsregel  nicht  bedroht ,  da  die  Regelung  der 
Arbeitsbedingungen  auerkanutermafgeu  ihre  eigentliche  Hauptaufgabe  bil- 
det und  auch  künftighin  bleiben  soll  und  wird'). 

Breslau,  im  November  1882. 

(Arbeit   des  staAtswisseoschaft lieben   Somiuars   der   Univers itit 

Breslftn.) 


1)  ,»Ein  (p'ofser  Teil  der  GeworkvereinsinitgUeder  will  liimmcrinehr  bcfn^ifen  ♦  duTs 
die  Bedetttiing  der  Gewerkvereiue  nicht  allein  in  der  Errichtung  von  Hilfskassen  liegt, 
sondern  hauptsächlich  in  der  Eegelung  der  Arbeitsbedingungen^^  Gewerkverein ,  Juhr- 
gaag  XI.  Nr    30  v,  35.  Jnli  1S79. 
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VII. 

Die  Ausführung  der  Münzgesetzgebung  im  Deutschen  Beieh 

bis  zum  SohluTs  des  Jahres  1882. 

Auf  Grund  der  11.  Denkschrift  der  Reichsregierang  an  den  Reichtag. 

BiB  zum  Ende  des  Jahres  1882  wurden  ausgeprägt,  resp.  zur  Prä- 
gung überwiesen: 

Feingold 

auf  Reichsrechnnng     auf  Privatrechnung  Zosammeu  Feinsilber 

946  7144  Pfd.  343  848,8  Pfd.  I  290  563,3  Pfd.  4  421  155,3  Pfd. 

als  nicht  mehr  umlaufsfähig 
geprägt  worden:  warden  eingezogen: 

in  Doppeikronen     i  292  484  300  Mk.  484  180  Mk. 

„  Kronen      .     .        455  613  170     „  373  270     „ 

„  halbe  Kronen  27  969  925     „  6  085     „ 

I  776  067  395     „  863  535     „ 

Ende  1882  waren  nach  Umprägung  von  5  Mill.  Mark  Zwanzigpfennig- 
ttüoke  in  Ein-  und  Zweimarkstücke  und  Einziehung  von  12  552,9  Mark 
Silbermünzen  noch  im  Umlauf: 


71  649  545  Mk. 

loi  022  966    „ 

167  215  065    „ 

71  485  061     „ 

30717200    „ 


in  FünfhiarkstQcken   .     . 

„  Zweimarkstücken   .     . 

„  Einmarkstücken      .     . 

„  Fünfzigpfennigstücken 

„  Zwanzigpfennigstücken 

442  089  837     „ 
Nickel-  and  Kupfermünzen       44755891     ,, 

Nach  Berechnung  der  Münze  befinden  sich  daher  im  Umlauf: 
2  262  049  588  Mk. 
Die  deutsche  Reichsbank  hatte  bis  Ende  1880  an   Gold  erworben:     456  691  042  Mk. 

im  Jahr  1881    „       „  „  47  107  908     „ 

„       ,,      1882    „      „  „  HO  871  539     n 

614  670  489     „ 
Der  Bestand  an  Silberbarren  ist: 

188  954  Pfd.  fein. 
Von  Seiten  des  Beiches  ist  1881  und  82  Gold  nicht  angekauft.     In 
denselben  Jahren   hat   eine  Einziehung  von  Landessilbermünzen,    so  wie 
eine  Herstellung  und  Yeräufserung  von  Silberbarren   nicht  stattgefunden. 
Bas  finanzielle  Ergebnis  war  folgendes: 

Die  den  Münzstätten  bis  Ende  1882  für  Keichsrechnung  überwiesenen 
946  714,47  Pfd.  Feingold  ergeben  (1895  Mk.  für  1  Pfd.  fein) 
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einen  Münsertrag  Ton :      .     .     I  320  666  695  Mk. 
der  Anschaffungswert  betmg:     l  312  336  637     „ 
BrattomQnzgewinn  daher  .     .  8  230  058     ,, 

Die   Pr&gegebühr  0,25  Mark  pro  Pfd.   Feingold 

ergab  durch  Prfig^ng  für  Privatrechnung  76  671     ,, 

Zar  AaaprägUDg  der  Reichssilbermünzen  sind  den  Münzstätten  bis 
Ende  1882  zusammen  4  421  155  Pfand  fein  Silber  überwiesen  worden, 
welche  einem  Münzertrage  (100  Mk.  für  das  Pfund  fein)  von  442  115  525 
Mark  entsprechen,  wogegen 

der  Anschaffungswert 399  362  634  Mk. 

betragen   hat;    die  Silberansprägang   ergab  daher   einen  BruttomÜnz- 

gewinn  von : 42  752  888     „ 

wovon  für  Verlust  bei  Umprfigung 19  817     „ 

in  Abzug  kommen,  so  dafs  Rest  bleiben 42  733  071     ,, 


VIIL 

Die  Alis-  und  Einfahr  an  Gold  und  Silber  in  Österreich 
von  1865—82. 

In  den  Aasweisen  üher  den  auswärtigen  Handel  der  österreichisch- 
UDgarischen  Monarchie  sind  die  Edelmetalle  stets  besonders  behandelt  and 
der  Jahrg.  LI  1.  Abth.  enthält  S.  66  eine  ausführliche  Übersicht  über 
doD  Verkehr  von  1855  bis  1880,  dem  wir  die  bezüglichen  Zahlen  in  Fol- 
gendem entnehmen.  Der  nächste  Jahrgang  lieferte  die  Angaben  pro  1881, 
während  wir  die  für  die  ersten  10  Monate  des  Jahres  1882  der  gütigen 
privaten  Mitteilung   des  Vorstandes   des   statistischen  Bureaus  verdanken. 

(S.  Tabelle  auf  S.  279). 

Von  1855  bis  Novbr.  82  wurden  für  89,6  Mill.  Gulden  mehr  Edel- 
metalle ein-  als  ausgeführt,  namentlich  in  den  Jahren  von  1855 — 59  und 
1876  —  81  wurde  hiernach  der  Barvorrat  des  Landes  erhöht,  während 
1882  ein  starker  Rückschlag  erfolgte. 

Nach  unserer  Quelle  hängen  die  grofsen  Einfuhren  im  Jahre  1856 
und  60  mit  der  Vermehrung  des  Barschatzes  der  Nationalbank  zusammen. 
1858|59  strömte  die  Münze  alten  Gepräges  in  Folge  der  Münzreform 
zurück,  während  nach  erfolgter  Neuprägung  ein  guter  Teil  davon  wieder 
dem  Auslande  zuflofs.  Die  starke  Ausfuhr  des  Jabres  1866  schliefst  die 
Kriegsentschädigung  ein. 

Von  1867  —  80,  wo  dann  die  italienischen  Provinzen  in  Fortfall 
kamen,  sind  in  den  Zahlen  die  Jahre  mit  erhöhtem  Getreideexport  sofort 
durch  starken  ÜberschuTs  der  Einfuhr  zu  bemerken,  während  der  abnorme 
Bezug  ausländischer  Waren  im  Jahre  1872  die  höchste  Abgabe  von  Edel- 
metall an  das  Ausland  in  sich  schlofs.  Die  Entwertung  des  Silbers  be- 
wirkte von  1876 — 81  eine  starke  Zufuhr  dieses  Metalls,  wodurch  das  von 
1848  bis  dahin  bestandene  Agio  beseitigt  wurde.  An  beiden  Metallen 
wurden  mehr  eingeführt     1876       4,4     Mill.  Gulden 

1877  14,9   „ 

1878  37,05   „     „ 

1879  54,2    „ 

1880  9,6    „     „ 

1881  30,5    „     „ 
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S)  Znnlcbst  für  die  Nationalbank  zu  Vermehrung  ihres  Barschatzes   und   für   das  k.  k.  Münzamt   zur  Ans- 
Ton  Münzen. 

5)  Diese  Menge  betrifft  das  von  der  österr.  Nationalbank  im  Dezbr.  1857  der  Stadt  Hamburg  bewilligte  Darlehn. 
4)  Die  getrennte  Nachweisung  der  Gold-  und  Silbermünzen  findet  seit  1.  März  1858  statt. 

6)  Daninter  die  an  Prenfsen  geleistete  Kriegsentschädigung. 
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Die  ersten  10  Monate  des  Jahres  1882  absorbierten  aber  diese  letzte 
Summe  gänzlich  durch  einen  Überschufs  der  Ausfuhr  von  80,696,000  Gld. 
Dieser  Umschlag  betrifft  ausschliefslich  das  Silber,  wie  aus  folgenden 
dieses  Metall  betreffenden  Angaben  erhellt^): 

Einfuhr  Ausfuhr  Überschnfs 

1880  7  113  000  Gulden        15352072  Gulden  —     8239072  Gulden 

1881  16  loi  000       „  I  187000       ,,        -f"  M  914  000       „ 
bis  Nov.  1882         I  125000       M 43  409  000       ,,        —  42  384  000       „ 

24339000       „  59948000       „        —35609000       „ 

Diese  Zahlen  zeigen,  dafs  Österreich  in  den  letzten  Jahren  und  ganz 
besonders  in  diesem  Jahre  eine  bedeutende  Quantität  Silber  abzusetzen 
vermochte.  Also  grade  zu  einer  Zeit  als  der  deutsche  Bankprasident  von 
Dechend  in  seinen  bekannten  Artikeln  in  der  norddeutschen  allgemeinen 
Zeitung,  wie  ebenso  Dr.  Otto  Arendt  in  seinem  offenen  Briefe  an  Bam- 
berger auf  das  bestimmteste  erklärten,  dafs  ein  Verkauf  von  Silber 
für  Deutschland  eine  Unmöglichkeit  sei.  Während  von  jenen 
Autoren  nun  ein  bedeutender  unterschied  zwischen  den  Produktionslän- 
dern, die  zu  jedem  Preise  verkaufen  müTsten,  und  Deutschland  gemacht 
wurde,  welches  zu  niedrigem  Preise  nicht  verkaufen  dürfe,  kann  von  ihnen 
ein  solcher  zwischen  Österreich  und  Deutschland  kaum  angenommen  wer- 
den, wie  es  Lexis  in  seiner  neusten  Besprechung  der  Währungsfrage  in 
dem  Jahrbuch  für  Volkswirtschaft  u.  s.  w.  auch  zugesteht 

So  sehr  wir  nun  auch  anerkennen,  dafs  den  bimetallis tischen  Be- 
wegungen der  letzten  Jahre  manche  Berichtigung  in  den  bisherigen  An- 
schauungen über  die  Währungsfrage  zu  verdanken  ist,  so  scheint  es  uns 
nach  obigem  doch  klar  vor  Jedermanns  Augen  zu  liegen,  der  sie  nicht 
absichtlich  verschliefst,  wie  es  dieser  selben  Agitation,  welche  die  Re- 
gierung verleitet  hat,  die  Silberverkäufe  in  den  letzten  Jahren  ganz  zu 
sistiereu,  zur  Last  zu  legen  ist,  dafs  wir  in  diesem  letzten  Jahre  nicht 
80 — 90  Mill.  Mark  Silber  verkauft  haben,  d.  i.  etwa  der  vierte  Teil  des 
ganzen  Quantums,  welches  Deutschland  noch  abzustofsen  bleibt     Die  Zah- 


1)  In  Deutschland  sind  die  bezüglichen  Zahlen  pro  1882  leider  noch  nicht  bekannt, 
da  die  Reichsstatistik  die  Edelmetalle  auffallender  Weise  nicht  zu  den  „wichtigern  Waren- 
artikeln'* zählt f  für  welche  Aus-  und  Einfuhr  monatlich  besonders  angegeben  werden. 
Es  ist  das  nur  daraus  zu  erklären,  dafs  man  die  Angaben  fßr  Edelmetall  nicht  für  genau 
genug  hält,  da  namentlich  die  Postsendungen  sich  bisher  der  Registrierung  entzogen 
haben.  Indessen  bleibt  die  Fehlerquelle  sich  woh)  in  den  verschiedenen  Jahren  gleich 
genug,  um  grade  eine  Vergleichung  verschiedener  Zeiten  und  die  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs mit  Edelmetall  auch  durch  die  bisherige  A^sfuhrstatistik  zu  ermöglichen. 

In  Frankreich  war  der  Verkehr  nach  dem  Economiste  fran9ais  in  den  10  ersten 
Monaten  der  folgenden  Jahre: 

an  Silber 

Einfuhr  Ausfuhr  t^berschuTs 

10  M.  1880       78689000  Franks       43  164  000  Franks     -4-  35  525000  Franks 

„       1881     103  921 000      „  46413000      „  4-57  5°8^^oo      „ 

„       1882     106874000      „  126408000      „  —19534000      „ 

an  Gold 

Einfuhr  Ausfuhr  Überschuß 

10  M.  1880     140862000  Franks     220  522  ooo  Franks  —    79  860  000  Franks 

„       1881     210764000       „  173649000      „        4-    37 115  000       „ 

„       1882     270912000      „  125846000      „        .{.145069000      „ 
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len  ergeben,  daTs  Bambergers  Yorwürfe  gegen  die  Eeiohsregierang  m 
seiner  Broschüre:  die  Verschleppung  der  deutschen  Münzreform  durchaus 
berechtigt  sind,  und  der  soeben  im  Eeichstage  eingebrachte  Antrag  des 
Herrn  von  Kardorff,  der  dem  Bundesrat  die  Befugnis  geben  soll,  auch  für 
die  weitere  Zukunft  die  Silberverkäufe  definitiv  auszusohliefsen  ^),  ist  ganz 
dazu  angethan,  dem  deutschen  Beiche  somit  zu  Gunsten  der  andern  Län- 
der weitere  Einbufsen  aufzuerlegen.  Wir  fürchten  im  Falle  der  Annahme 
sehr,  dafs  der  deutsche  Michel  wieder  einmal  einer  allgemeinen  Weltbe- 
glückungsidee zu  Liebe  seine  eigene  günstige  Situation  freiwillig  preis- 
geben, und  Opfer  für  seine  in  weit  bedrängterer  Lage  befindlichen  Nach- 
barn auf  sich  nehmen  wird,  ohne  irgend  die  Garantie  zu  haben  damit 
auch  wirklich  die  Bealisierung  seiner  Idee  entsprechend  zrt  fördern. 

Auch  die  Bimetallisten  können  nicht  leugnen,  dafs  das  Deutsche  Eeich 
die  Schwankungen  der  Silberpreise,  die  Entwicklung  der  Währungsverhält- 
nisse im  Auslande  mit  um  so  gröfserer  Buhe  ansehn  kann,  je  mehr  der 
Vorrat  überschüssigen  Silbers  verringert  ist,  dafs  durch  jede  Abstofsung 
desselben  die  Position  Deutschlands  dem  Auslande  gegenüber  günstiger 
wird.  Beweisen  obige  Zahlen,  dafs  auch  die  Gegenwart  Gelegenheiten 
dazu  bietet,  und  dafs  die  in  dieser  Hinsicht  mafsgebenste  Persönlichkeit 
in  unserer  Beichsregierung  die  Verhältnisse  nicht  richtig  übersehen  hat, 
so  erscheint  es  doch  in  hohem  Mafse  bedenklich,  dem  Bundesrate  mit 
solcher  Weisung  diskretionäre  Gewalt  zu  erteilen,  vielmehr  richtiger  darauf 
zu  dringen,  dafs  fortan  von  der  Begierung  energischer  als  bisher  der 
Silberverkauf  betrieben  wird. 

Der  Eardorffsche  Antrag  konnte  in  keinem  unglücklicheren  Momente 
eingebracht  werden  als  in  dem  gegenwärtigen.  J.  0. 


1)  §  2  des  Antrages  lautet:  „Die  Bestimmangen  des  Gesetzes  vom  4.  Dezbr.  1871, 
betreffend  die  Aoäprfignng  von  Reichsgoldmünzen  behalten  Giltigkeit,  doch  erlischt  die 
Befugnis  der  Regierang  zur  Einziehung  grober  Silbermünzen  auf  Grund  des  §  11  al.  II 
dieses  Gesetzes.*'  (Lautend :  „Der  Reichskanzler  wird  erm&chtigt,  in  gleicher  Weise  die 
Einsiehung  der  bisherigen  groben  SUbermttnzen  der  deutschen  Bundesstaaten  anzuordnen 
und  die  zu  diesem  Behufe  erforderlichen  Mittel  aus  den  bereitesten  Bestunden  der 
Reichskasse  zu  entnehmen.*') 

§  7  „Das  Gesetz  vom  6.  Januar  1876,  betreffend  die  Aufserkurssetzung  der  Thaler, 
tritt  aufser  Kraft.  Eine  Einziehung  und  Einschmelzung  von  Thalem  findet  fortan  nicht 
mehr  statt.** 

§  9.    Der  Bundesrath  bestimmt  den  Termin,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Kraft  tritt 
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IX. 
Die  Aus-  und  Einfuhr  im  Brittischen  Beiohe  von  1847 — 82 

(auf  Grand  des  Statistical  Abstract  und  pro  1882  des  Statist 
vom  6.  und  18.  Januar  1883). 
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5 
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11 

13 

5 
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+  sao 
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X. 

Der  Oold-  und  Silbervorrat  der  Bank  von  Frankreich  von  1860 — 82 
und  die  Aus-  und  Einfahr  in  Frankreich  von  1829—82. 


im 

Barbestand  der  Bank 
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II 
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1829 

— 

— 

— 
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— 
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— 
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— 
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18,99 
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— 

— 
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— 
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—   — 

— 
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— 

— 
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— 
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278,1 

260,2 

588,3 

—   — 

—   — 

—   — 

— 
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— 
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1861 
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+ 
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1862 
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— 
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— 

217  000  000 
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1864 
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— 
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1865 
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437,6 

2  624  000  000 

3  088  000  000 

— 

464  000  000 

69,60 

1866 

559,6 

137,1 

696,7 

2  794  000  000 

8  181000  000 

— 

387  000  000 

73,90 

1867 

681,4 

313,2 

994,6 

3  027  000  000 

2  826  000  000 

+ 

201000  000 

79,86 

1868 

682,8 

474,8 

1,107,6 

3  304  000  000 

2  790  000  000 

+ 

514  000  000 

87,00 

1869 

673,8 

560,1 

1,233,9 

3  1 53  000  000 

3  074  000  000 

+ 

79  000  000 

82,83 

1870 

428,7 

68,5 

497,2 

2  867  000  üOO 

2  802  000  000 

+ 

65  000  000 

75,31 

1871 

553,4 

81,2 

634,6 

3  567  000  000 

2  873  000  000 

+ 

694  000  000 

93,70 

1872 

658,7 

132,6 

791,3 

3  570  000  000 

3  762  000  000 

— 

192  000  000 

98,88 

1878 

611,8 

156,3 

767,6 

8  555  000  000 

3  787  000  000 

— 

232  000  000 

97,98 

1874 

1,012,1 

313,2 

1.325,3 

3  508  000  000 

3  701  000  000 

— 

193  000  000 

96,10 

1875 

1,174,3 

505,0 

1,679,3 

3  587  000  000 

8  878  000  000 

— 

836  000  000 

96.87 

1876 

1,530,4 

638,6 

2,169,0 

3  988  400  000 

3  575  600  000 

-f 

412  800  000 

108,07 

1877 

1,177,1 

865,4 

2,042,5 

3  669  845  000 

3  436  304  000 

+ 

233  541000 
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983,6 

1,058,1 

2,041,7 
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3  179  707  000 

+ 

996  511000 
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1879 

741,6 

1,227,6 

1,969,2 

4  594  837  000 

3  163  000  000 

4-1431  837  000 

123,50 

1880 

564,2 

1,222,6 

1,786,8 

5  033  167  000 

8  467  889  000 

+  1565  278  000 

134,92 

1881 

655,7 

1,161,5 

1,817,2 

4  946  448  000 

3  612  442  000 

+  1  334  000  000 

131,97 

Ende  Juni 

1882 

975,4 

1,160,0 

2,133,4 

_   __ 

—   — 

—   — 

— 

I)«xbr. 

1882 

964,5 

1,091,3 

2,055,8 

4  972  100  000 

3  596  100  000 

+  1376  000  000 

182,59 

Anm.  Die  Angaben  pro  1882  sind  dem  Economiste  fran9ais  entnommen,  die  für 
die  übrigen  Jahre  dem  Bulletin  de  Statistique  et  de  Lögislation  comparöe.  I.  p.  26  und 
XU  26  et  86. 
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XI. 
Die  Sohwankungen  des  Diskonts  und  des  Silberpreises  im  Jahre  1882. 
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Obige  Zahlen  ergeben  allerdings  erhebliche  Schwankungen  des  Diskonts  in  den  letaten  Jahren,  alM 
keineswegs  eine  bedenkliche  Erhöhung  desselben  in  Durchschnitt.  Setat  man  den  durchschnittlichen  DiikiN 
von  1861 — 70  ass  100,  so  ergeben  die  Zahlen  für  die  weitem  Perioden  folgendes  Verhältnis: 

London  Paris  Berlin 

Bank       offener  Markt 

90  128  99 

62  66  91 

71  98  99 

88  96  100 

Es  haben  somit  die  letzten  Jahre  noch  nicht  einmal  oder  nur  grade  die  Höhe  der  sechziger  Jahre  erreiel 

1)  Auf  Grund  der  Angaben  des  Statits. 

2)  Auf  Grund  der  Angaben  des  of&z.  Berliner  und  Frankfurter  Kurszettels. 

3)  Anfang  Februar  6J. 

4)  Jahrb.  N.  F.  V.  S.  188. 
6)  Jahrb.  N.  F.  IV.  S.  867. 


71—76 

81 

76—80 

67 

1881 

79 

1882 

96 
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Die  Yersohiedenen  Arten  der  Zahlungsmittel  in  den  Vereinigten 

StaatezL 

Von    E.    Leser. 

Es  scheint,  dass  jener  glänzende  Bepräsentant  des  heutigen  Oeistes- 
lebens  in  England  Sir  John  Labbook  der  erste  war,  der  statistische  An- 
gaben über  das  Verhältnis,  in  welchem  die  yersohiedenen  Arten  der  Um- 
lanfsmittel  bei  Zahlungen  benutzt  werden,  der  Öffentlichkeit  übergeben 
hat.  Seine  Mittheilungen,  die  in  der  Zeitschrift  der  Londoner  statisti- 
schen Gesellschaft  im  September  1865  abgedruckt  wurden,  haben  die  all- 
gemeinste Auteerksamkeit  erregt  und  sind  im  Laufe  der  Jahre  auch  in 
deutsche  Lehrbücher  der  Nationalökonomie  übergegangen.  Namentlich 
finden  sich  die  wichtigsten  Besultate  bei  Sohäffle,  gesellschaftliches  Sy- 
stem der  menschlichen  Wirtschaft  I  248,  und  bei  Röscher,  Nationalöko- 
nomik des  Handels  und  Oewerbfleifses  §  74  N.  6.  Seit  jener  ersten  Un- 
tersuchung sind  eine  Eeihe  weiterer  Arbeiten  erschienen,  welche  nach 
derselben  Methode,  nämlich  auf  Grund  der  Beobachtungen  grofser  Bank- 
anstalten, den  yerhältnismäfsigen  Gebrauch  der  yerschiedenen  Zahlungs- 
mittel für  England  und  seine  einzelnen  Teile  ermittelt  haben.  Die  be- 
treffenden Aufsätze  sind  ausser  in  dem  Journal  der  Londoner  statistischen 
Gesellschaft  neuerdings  besonders  auch  in  der  Zeitschrift  des  Institutes 
der  Londoner  Bankiers  (Journal  of  the  Institute  of  Bankers)  in  den  Jahr- 
gängen 1880  und  1881  erschienen.  Auch  ist  bereits  Einiges  von  den 
neueren  Ergebnissen  in  das  Roscher'sche  Lehrbuch,  a.  a.  0.  §  73  N.  3, 
übergegangen. 

Weniger  bekannt  dürfte  es  sein,  dass  auch  in  der  Nordamerikanischen 
Union  Beobachtungen  angestellt  worden  sind,  welche  einen  ähnlichen  Ein- 
blick in  das  dortige  Zahlungswesen  eröffnen.  Es  war  kein  Geringerer 
als  der  yerstorbene  Präsident  Garfield,  der  die  Forschungen  angeregt  hat. 
Was  er  in  dieser  Beziehung  gethan,  berichtete  er  selbst  in  einer  Rede 
im  Hause  der  Repräsentanten  am  16.  November  1877  mit  folgenden  Wor- 
ten: „Im  Jahre  1871,  als  ich  Präsident  des  Ausschusses  für  Bankwesen 
war,  ging  ich  den  Beamten  für  das  Notenwesen  (comptroller  of  tho  cur- 
rency) an,  einen  Befehl  zu  erlassen,  dafs  52  ausdrücklich  genannte  Ban- 
ken ihre  Einnahme  spezialisiert  angeben  sollten.  Ich  wählte  drei  Grup- 
pen aus.  Die  erste  umfasste  die  Banken  in  den  grossen  Städten.  Die 
zweite  bestand  aus  Banken  in  Städten  von  der  Grösse  von  Toledo  und 
Dayton  in  Ohio.  In  der  dritten  Gruppe  wählte  ich  so  zu  sagen  die  länd- 
lichsten Banken,  die  kleinsten,  die  zu  finden  waren,  an  Punkten,  die  ent- 
fernt von  Eisenbahnen  und  Telegraphen  lagen.  Der  Befehl  lautete  dahin, 
dass  diese  Banken  alle  ihre  Eingänge  während  sechs  aufeinanderfolgender 
Tage  spezialisieren  sollten,  indem  in  die  eine  Rubrik  Alles  einzustellen 
sei,  was  als  Bargeld  sich  auffassen  läfst,  nämlich  Münze,  Staatspapiergeld, 
Banknoten,  Coupons,  in  die  andere  Rubrik  dagegen  alle  Tratten,  Ghecks 
und  Handelswechsel.  Was  war  das  Ergebnis  ?  Während  dieser  sechs  Tage 
wurden  bei  den  52  Banken  157    Millionen   Dollars   eingezahlt,   und  yon 
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diesem  Betrag  bestanden  19,570,000  Doli.,  also  nur  12  Prozent,  aus  Bar- 
geld im  angegebenen  Sinn,  und  88  Prozent  aus  Ghecks,  Tratten  und  Han- 
delswechseln." 

Was  Garfield  in  diesen  Zahlen  in  den  allgemeinsten  Umrissen  skiz- 
ziert, ist  in  neuester  Zeit  durch  mehr  in  das  Einzelne  gehende  Nachfor- 
schungen noch  in  helleres  Licht  gesetzt  worden.  Im  Jahre  1881  näm- 
lich, also  gerade  ein  Jahrzehnt  nach  der  ersten  Untersuchung,  hat  es  sich 
die  Buudesbehörde  fär  das  Umlaufswesen  angelegen  sein  lassen,  ein  so 
umfassendes  Material  zur  Charakteristik  des  Zahlungswesens  zu  vereinigen 
und  zu  yeröffentlichen ,  wie  es  sonst  noch  in  keinem  Lande  gesammelt 
worden  ist.  Die  sämtlichen  Nationalbanken  d.  h.  Zettelbanken  des  Landes 
nämlich  wurden  aufgefordert,  an  zwei  auseinander  liegenden  Tagen,  am 
30.  Juni,  am  letzten  Tage  des  Budgetjahres,  und  am  17.  September,  dem 
Medio  dieses  Herbstmonates,  den  Betrag  ihrer  Eingänge,  nach  den  zur 
Verwendung  gekommenen  Zahlungsmitteln  spezialisiert,  der  Behörde  mit- 
zuteilen. Nun  sind  bekanntlich  die  Zettelbanken  der  Union  nicht  blos 
unvergleichlich  zahlreicher  und  räumlich  weiter  zei*streut  als  diejenigen 
in  den  europäischen  Staaten,  sondern  sie  sind  namentlich  auch  dadurch 
eigentümlich  charakterisiert,  dafs  sie  ein  auTserordenÜich  bedeutendes  De- 
positengeschäft betreiben,  die  wichtigsten  Vermittler  des  Gheckverkehrs 
bilden.  So  bezieht  sich  denn  hier  die  Beobachtung,  selbst  wenn  sie  nur 
für  einen  einzigen  Tag  angestellt  wird,  auf  sehr  grosse  Summen.  Von 
den  2106  Nationalbanken,  die  am  30.  Juni  1881  bestanden,  entsprachen 
1966  der  Aufforderung  des  Beamten.  Ihre  Gesamteinnahme  an  dem  Tage 
betrug:  284,714,017  Doli.  Davon  wurden  eingezahlt: 
1,864,105  Doli,  oder    0.65  »1^,  in  Gold 

440,997       „       „        0,16  o|„  in  Silber 
"»554747       »       11        4»o^**lo  '°  Papiergeld 
270,854,165       „       „      95)13  ^lo  ^^  Checks,  Bankierstratten  and  Gntscheinen  von  Clea- 

ringhäasern 
284,714,014  Doli.  od.  100,00  o|^ 

Die  Gutscheine  der  Clearinghäuser  allein,  die  eingingen,  betrugen 
9,582,500  Doli,  oder  3,36  ^/^  der  Gesamteinnahme. 

Die  Eingänge  am  17.  September  1881  sind  von  sämtlichen  an  dem 
Tage  Yorhandenen  2132  Nationalbanken  mitgeteilt  worden.  Nur  haben, 
was  unwesentlich  erscheinen  wird,  etwa  50  statt  der  Einnahmen  vom 
17.  diejenigen  vom  18.  September  angegeben.  Sämtliche  Nationalban- 
ken haben  nun  an  dem  einen  Tage  295,233,779  Doli,  eingenommen. 
Davon  bestanden  : 


4,078,044  Doli,  oder  1,38 » 

500,301       „  „      0,170 

13.026,570      „  „       4.36  0 

277,628,862       „  „     94,090 


„  in  Gold 
Q  in  Silber 
0  io  Papiergeld 

Q  in  Checks,    Bankierstratteu   und    6,592,337  f    Gutschei- 
nen von  Clearinghäusern. 


295»233»777Doll.  od.  100,00  o|^ 

Diese  Ergebnisse  dürften  in  hohem  Masse  überraschend  wirken,  wenn 
man  erwägt,  dass  es  sich  hier  um  die  Zahlungsweise  eines  ganzen  Lan- 
des und  eines  der  gröfsten  der  Welt  handelt,  und  dafs  sich  trotzdem 
ein  Gebrauch  der  Surrogate  des  Bargeldes   findet,    wie  er  kaum  von  der 
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wegen  ihrer  Zahlangseinrichtungen  mit  Recht  bewanderten  Handelsmetro- 
pole London  übertroffen  wird.  Die  Zahl  94,09  ^j^  für  den  dnrch  Ghecks 
bewerkstelligten  Umsatz  entspricht  ziemlich  genan  den  Ergebnissen,  zu 
welchen  Lübeck  gelangt,  der  in  einer  Londoner  Bank,  allerdings  schon 
fdr  das  Jahr  1864,  gefunden  hat,  dafs  die  Eingänge  in  Ghecks  94,3  ^\q 
der  Oesamteinnahme  bildeten.  Inzwischen  scheint  in  London  der  Gheck- 
gebrauch  noch  einige  Fortschritte  gemacht  zu  haben;  denn  nach  den 
neuesten  Angaben  Yon  Fownal  (im  London  bankers'  magazine  für  Novem- 
ber 1881)  würden  jetzt  97,23  ^^  des  Betrages  der  Zahlungen  in  Ghecks 
gemacht.  Allein  den  amerikanischen  Einrichtungen  ist  ja  auch  nur  eine 
ganz  geringe  Möglichkeit  eines  weiteren  Fortschrittes  geblieben ;  auch  sie 
sind  nahezu  an  die  Grenze  des  Erreichbaren  gelangt 

Freilich  mufs  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  auch  in  der  Union 
Ton  den  Gesamtumsätzen  ein  sehr  grofser  Teil  in  den  bedeutenden 
Handelsstädten  und  namentlich  in  der  kommerziellen  Hauptstadt,  in  New- 
York,  sich  konzentriert.  Wenn  auch  die  Eingänge  sämtlicher  National- 
banken yereinigt  worden  sind,  so  überwiegen  dabei  zwar  hinsichtlich  der 
Zahl  der  Anstalten  ganz  bedeutend  die  entlegneren  Staatsgebiete,  allein 
hinsichtlich  der  eingegangenen  Beträge  umgekehrt  die  wenigen  grofsen 
Handelsplätze  und  besonders  New- York.  Der  gröfste  Teil  auch  derje- 
nigen Zahlungen,  die  den  Bewohnern  entfernter  Distrikte  obliegen  oder 
zu  Oute  kommen,  wird  eben  nach  den  modernen  Verbesserungen  des 
Geldyerkehrs  für  Bechnung  der  Empfänger  und  Fflichtigen  durch  die 
Bankhäuser  der  Grofsstädte  vollzogen.  Die  amerikanische  Gesetzgebung 
über  das  Zettelbankwesen  unterscheidet  eine  Anzahl,  nämlich  auTser  New- 
York,  noch  fünfzehn  andere,  sogenannte  Beservestädte  (reserve  cities). 
Einerseits  müssen  die  in  diesen  Städten  bestehenden  Nationalbanken  einen 
stärkeren  Prozentsatz  ihres  Notenumlaufes  als  Barreserve  vorrätig  hal- 
ten als  die  Nationalbanken  der  übrigen  und  kleineren  Plätze,  andrerseits 
mufs  jede  Nationalbank  des  Landes  in  einer  dieser  Städte  eine  Einlösungs- 
stelle haben.  (Vgl.  Hock,  Finanzen  und  Finanzgeschichte  der  Vereinig- 
ten Staaten  S.  738,  739). 

Die  folgende  Tabelle  giebt  nun  eine  Übersicht,  in  welcher  Weise 
einmal  die  Gesamtzahl  der  Nationalbanken  und  dann  der  Gesamtbetrag 
ihrer  Eingänge  auf  die  vier  gröfsten  Handelsstädte,  auf  die  übrigen  zwölf 
Beservestädte  und  auf  das  sonstige  Staatsgebiet  sich  verteilt. 


30.  Juni  1881. 

17.  Sept.   1881. 

Prozente 

Prozente 

Zahl  der 
Banken 

Einnahmen 

der  Ge- 

Zahl der 
Banken 

Einnahmen 

der  Ge- 
samtein- 

nahme 

nahme 

Newyork 

48 

1  167,437759 

58.81 

48 

$  165,193.347 

55.Q5 

Boston 

54 

33,088,080 

11,62 

54 

24,094,061 

8,16 

PhUadelphia 

32 

18,061,565 

6,34 

32 

17,830,648 

6,04 

Chicago 

9 

8,141,189 

2,86 

9 

13,026,835 

4,41 

18  übrige  Be- 

•anrestftdte 

92 

17,809,881 

6,26 

94 

22,970,703 

7,78 

Übriges  Land 

1731 

40,175.542 

14,11 

1895 

52,118,185 

17,66 

Summa 

1966 

284,7i4»oi7 

1 00,00 

2132 

295,233,779 

100,00 
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Es  ergibt  sich  hier,  dar»  die  wemgen  Neuyorker  Nation albanken 
weit  mehr  als  die  Hälfte  der  Einnahiue  der  sämtlichen  Nationalbanken 
der  UfiioQ  empfaDgen,  und  dafe  den  Nationalbanken  in  den  HeBerreslädten 
gar  fünf  Sechstel  der  Geßamteinnalime  zufliefßt.  Dabei  wird  ea  allerdings 
richtiger  erschcioen,  das  Prozentverlmltnis,  welches  «ich  aus  den  Ausweisen 
Yom  1 7,  September  ergibt,  und  wekhes  die  Bedeutung  der  kleineren  Plätze 
in  etwas  günstigerem  Liebte  zeigt ,  als  das  normale  aufzufassen,  weil  ja 
für  den  iiO.  Juni  die  Angaben  von  einer  gröfseren  Anzahl  von  Instituten 
und  naturgemöfs  vorzugsweise  von  denen  der  kleintreu  Orte  fehlen. 

So  könnte  immer  noch  von  manchem  die  yort^tellung  festgehalten 
werden,  dafs  vielleicht  nur  auf  die  grofsen  Städte  der  ausgedehnte  Check- 
gebrauch  i>ich  beschränke,  und  es  wird  uns  deshalb  erwünscht  sein  nach* 
weisen  zn  können ,  wie  sich  die  ZahlungsweiBe  naeii  den  verschiedenen 
Orten  gestaltet.  Auch  darüber  ist  vom  Bundesamt  das  nötige  Material  ver* 
öffentlicht,  und  die  folgende  Tabelle  zeigt,  dafs  zwar  erhebliche  Unter- 
6chicde  innerhalb  der  Union  sich  finden,  dafs  aber  auch  an  den  kleinsten 
Plätzen  nur  ein  geringer  Teil  der  Zahlungen  durch  Gold  bewirkt  wird. 


30.  Juni  1881. 

NAtlonalbanken 
in: 

Biitrat 
Doli. 

E 

Id                      Silber 

Pfoxent-                     Vrowcai- 
•attder      Betrag     mU  d«r 
Oetamt-                    üetimt- 

innahiaen  1 
Papie 

Betnf 
Doli. 

n : 

rgeld 

FrotcDl- 
latt  dor 

Cbecks 

Prps«ii(^ 
Itetmc         tfttx  4«r 

DckU.         idnckihai« 

Ncayork     .     . 

15  übrigen  Re- 

servest&dten  . 

andern  FlÜUen 

460,994 

581,070 
822,041 

O.27J      15,996    0,01  J 

0,76g   114,485   0,15§ 
2,04j  310,516    0,77t 

1,706,604 

3t63i,7io 
6,216,433 

4,71» 
I5i47t 

165,254,64 

73.773*^50 
32,826,552 
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8i,7J» 
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1,864,105 

Ot65§  '440T997    OJ68 
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4»o6j 
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95iU8 

17,  September  188L 
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15  tlbrißen  Re- 
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im 

138,248 

0,188 

4486,045 

SM% 

71.849.538 

9J,3S» 

andern  Plätzen   1,724.040 

3t31ft 

354.197 

0,08g 

7469,210 

14.27» 

42,570738 

8 '.74» 

der  f^anxen      || 

Union    ,     .  | 

3t<578,043 

^388 

500,29a 

0,178 

13.026,570 

4-361 

277,628,862 

94.09» 

Wir  ereehen  hieraus,  dafs  allerdinge  an  den  kkintren  Plätzen  die 
Check»  nicht  wie  im  Durchschnitt  des  ganzi^n  Landes  94^/^  ,  aber  doch 
immerhin  82**/,,  des  Geeaiutbctrages  der  Zahlungen  begleichen.  DafUr 
steigt  dann  auf  der  andern  Seite  die  Ersparung  des  Gebrauches  von  Bar- 
geld in  Neuyork  bis  zu  dem  wunderbaren  Grade,  dafs  das  letztere  dort 
kaum  mehr  als  ein  Prozent  oller  Zahlungen  bewerkstelligt  Daher  Eber* 
trifft  Neu}  ork  in  der  Ökonomie  des  Geldgebrauchs  aogar  die  gröfste  Han- 
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delsstadt  der  alten  Welt  LoDdon  noch  in  bemerkbarer  Weise,  da  hier 
nach  den  angeführten  neuesten  Mitteilungen  von  Pownal  doch  nur  97,23 ^jg 
dea  Betrages  aller  Zahlungen  mittelst  Checks  gescheheo.  Die  Arbeit  von 
Pownal  enthält  aber  auch  die  Angaben  über  die  Zahlungsweise  in  andern 
britischen  Städten  aufserhalb  London,  und  zwar  gibt  sie  an,  dafs  in  den 
Banken  von  Edinburgh  86,7 8® {g,  in  denen  von  Dublin  89,90® |q,  in  denen 
Yon  261  Provinzialstädten  72,86®  1^  der  Eiozahlungen  in  Checks  gesche- 
hen. Daraus  würde  folgen,  dafs  nicht  blos  Neuyork  die  englische  Haupt- 
stadt hinsichtlich  des  Zahlungswesens  übertrifft,  sondern  dafs  auch  die 
schottische  und  die  irische  Metropole  hinter  den  amerikanischen  Keserve- 
städten  und  die  englische  Provinz  hinter  den  kleinen  amerikanischen 
Plätzen  in  ansehnlicher  Weise  zurückbleiben.  Und  so  gelangen  wir  zu 
dem  SchluTsergebnis ,  dafs  heute  die  nordamerikanische  Union  hinsichtlich 
des  Zahlungswesens,  ob  wir  nun  das  Gebiet  im  Ganzen  überschauen  oder 
die  verschiedenen  Teile  im  Einzelnen  betrachten,  als  das  fortgeschrittenste 
Land  der  Erde  erscheint. 


Übersicht  über  die  neuesten  Publikationen   Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.    Gesehichte.    Xnoyklopädisohei.    Lehrbücher.    Bpeiielle  theoretliehe 
Unteriuchungen. 

Fr.  Theodor  Freiherr  von  der  GoltB,  o.  5.  Professor  und  Direktor  des 
landwirtsch.  Institutes  der  Uniyerisitftt  Königsberg.  Landwirtschaftliche  Taxa- 
tionslehre S.Teil:  Taxation  von  Grundstücken  und  Landgütern.    Berlin,  Parey.  1882. 

Während  in  dem  früher  erschienenen  ersten  Teile  der  ,, Taxationslehre'*  die  allge- 
meinen Prinsipien  und  Gesichtspunkte ,  nach  denen  die  Taxation  landwirtschaftlicher 
Enengnisse,  Arbeitskräfte  u.  s.  w.  vorsunehmen  sind,  erläutert  wurden,  geht  der  Verf. 
im  2.  Teile  dazu  über,  alle  Punkte,  welche  bei  der  Wertschätzung  einzelner  Grund- 
stücke und  Landgüter  berücksichtigt  werden  müssen ,  zu  besprechen  und  zu  erklären. 
Der  2.  Teil  zerfällt  in  folgende  Abschnitte :  I.  Die  Zwecke  und  Arten  der  Bodentaxation. 
11.  Die  Bonitierung  und  Klassifikation  des  Ackerlandes.  III.  Das  Verfahren  bei  Ab- 
schätzung von  Landgütern  in  Form  der  Ertragstaxe  oder  die  Gesamttaxe.  IV.  Beispiel 
einer  auf  Grund  der  Reinertragsermittelung  ausgeführten  Gesamttaxe  (Gutstaxe).  V.  Das 
Verfahren  bei  Abschätzung  von  Grundstücken  in  Form  der  Ertragstaxe  oder  die  Einzel- 
taxe.  VI.  Das  Verfahren  bei  der  Grundtaxe.  VII.  Der  Wert  und  die  Bedeutung  der 
Bodenklassifikation  in  landwirtschaftlicher  und  nationalökonomischer  Hinsicht 

Für  die  Lösung  der  Aufgabe,  welche  der  Autor  sich  gestellt  und  welche  derselbe  mit 
Recht  als  dringend  notwendig  bezeichnet,  der  nämlich:  „die  seit  einiger  Zeit  so  sehr 
vemachlässigte  Betriebslehre  unter  Beachtung  der  grofsen  Fortschritte  der  Naturwissen- 
eehaften  auf  neuen  Grundlagen  aufzubauen*'  ist  das  vorliegende  Werk  als  ein  äufserst 
glücklicher  Anfang  zu  bezeichnen.  Ist  die  Behandlang  des  Themas  schon  im  Allge- 
meinen eine  Torzügliche  zu  nennen,  so  gilt  dies  ganz  besonders  von  den  klar  durch- 
dachten, die  einzelnen  Begriffe  scharf  trennenden  Auseinandersetzungen  über  die  yer- 
■chiedenen  Arten  der  Bodentaxation  und  ihrer  Zwecke  über  die  Verhältnisse,  unter 
denen  die  einzelnen  Arten  anzuwenden  sind.  t.  d.  Goltz  unterscheidet  in  dieser 
HiDzieht:  die  temporäre  oder  Wertstaxe  von  der  Sicherheits-  oder  Kredit- 
taxe; die  Einzeltaxe  Ton  der  Gesamttaxe;  die  Grundtaxe  von  der  Ertragstaxe. 

Während  die  temporäre  Wertetaze   den  momentanen  Wert  eines  Grundstückes  aus- 

N.  F.  Bd,   VI.  19 


290      ÜbGr»k'ht  iibor  dio  ocacttl 


iatiooeo  BeutschlAtidg  und  t\t%  AnsUnde». 


drßcktt  Trird  durch  die  Sicherb^ite-  oder  Kredittajcs  dfirjeo'ige  Wert  anj^egeben,  welebfl 
dem  betr  GnindstÜcke  nnch  unter  an^ünstigcD  VerhältoUscn  noch  innewohnt;  werde 
die  einseluen  Ctrandatücke  für  sich  abgefrchiltxt  und  die  »o  erhaUeneo  Werte  addiert,  so ' 
hftt  mnn  die  EinzeltiuEe  vor  sich ,  wogegen  die  V(>rHn«ehUgaDg  ded  Ertrages  aqs  alloti 
Grnndstückea ,  letKtcre  als  Ganzes  betrHchtet^  als  Gesaiutttixe  zu  bexeichnen  ist ;  unter 
Grundtaxe  endlich  versteht  man  die  direkte  Ab^chiitzung  deti  Geldwertes  de*»  Bodens, 
unter  Ertragtitaxe  dagegen  den  aus  dem   Reinerträge  borecbneteti  Kapitalwert. 

llinäiehttich  der  Honitieriiug  und  Klassifizierung  des  Boden»  giebt  der  Vert  eine 
Zusammenstellung  und  kritische  RcÄprechung  der  einzelnen  ,  bisher  befolgten  Methoden 
und  fUbrt,  wohl  mit  vollem  Rechte,  die  Ursache^  weshalb  eine  bestimmte  Art  der  Moni- 
ticrung  and  Klassifixierung  so  ungleich,  teils  günstig,  teiU  ungünstig ,  beurteilt  wurde, 
darauf  zurück,  dtiPs  man  eine  Methode  für  alle  Zwecke  der  Bonitierung  angewandt  habe, 
dafs  aber  die  verschiedenen  Methoden  auch  verschiedenen  Zwecken  dienen  müpAten^  dafs 
al«o  je    nach  diesem  Zwecke    Ruch  die  eine  oder  andere  Methode  den  Vorzug  verdiene. 

Das  V-  d,  Goltz 'sehe  Buch  t»t  nicht  nur  fiir  den  wissenschaftlich  thätigen  Land- 
wirt, sondern  auch  für  den  Praktiker«  welcher  sich  ein  klares  Bild  von  allen  die  land- 
wirtschaftliche Tiutatiun  betr.  Punkten  versebaffen  will ,  welcher  sich  nach  einer  An- 
weinuijg  liir  das  Verfahren  bei  Abschätzung  von  Gütern  umsieht,  ein  höchst  wert- 
voller Wegweiser.  In  hohem  MaPse  angenehm  henlhrt  auch  die  klare  und  ansprechende 
Aus  drucks  weise  unseres  Autors». 

Halle  «,8,  Prof.  Dr.  W.  Kirchner. 

F.  Chr.  B.  Ave^Lallemant.  Physiologie  der  deutschen  PoliaeL 
Leipzig,  Brockhaus.     18g2^      XVI  u.  275  SS. 

Der  Verfasser  oben  genannter  Schrift  hat  »Ich  durch  »eiti  bekanntes  Werk  über  düj 
deutsche  Gaunertum  manche  Verdienste  erworben  um  die  nJthere  Kenntnis  der  gelahr 
liehen  Kla^ssen  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Jetzt  dagegen  hat  er  eine  Aufgabe  übe 
Bommen,  zu  deren  Losung  seine  KrAfte  in  keiner  Weise  auüreichon.  Irgend  einem  Leh^ 
buch  der  Physiologie  entninmit  er  die  Definition  der  Physiologie  und  bezeichnet  ^ie  als  ' 
,^Lehre  von  der  Wechseiwirkutig ,  welche  die  verschiedenen  Organe  und  Organlcile  de» 
lebenden  Körpers  unter  verschiedenen  äufseren  Bedingungen  aufeinander  ausüben/*  In 
der  Physiologie  der  Polizei  will  er  demgemüfs  ,,die  Wechselwirkungen  des  geselligen 
Lebens  wie  ^^et  Polizei  auf  dies  Leben  mindestens  in  den  wichtigsten  und  aufHilligst«» 
Erscheinungen  darstellen'*  (8.  169).  Wir  wollen  hier  nicht  untersuchen,  ob  diese  Deäni- 
tion  der  Physiologie  dem  heatigeu  Stand  der  Wissenschaft  entspricht.  Die  Aufgabe  ^  die 
der  Vert  »ich  hiermit  gestellt,  ist  jedenfalls  eine  wissenschaftlich  berechtigte,  aber  auch 
eine  ftehr  schwierige.  Es  fehlen  ihm  aber  leider  zu  ihrer  Erfüllang  die  erforderlichen 
Kenntnisse,  die  wissenschaftliche  Methode,  wie  auch  die  Fähigkeit,  dio  praktischen  Er- 
fahrungen,  die  er  wohl  w&hrend  einer  langjiihrigen  Thiltigkeit  ab  Polizeibeamter  sich 
en*'ürben  haben  wird,  für  diesen  wissenschaftlichen  Zweck  zu  verwerten.  In  Folge 
dessen  Ut  denn  auch  der  Wert  seines  Buches  ein  auf^erordentlich  geringer.  —  Der 
Verf.  hat  sein  Werk  in  drei  Bücher  eingeteilt.  Das  erste  Buch  ,,die  deutsche  Polizei^ 
der  Gegenwart**  (S.  3 — 30j  ^oll  eine  Uebcrätcht  über  die  heute  herrschenden  Anschauu 
gen  von  dem  Wesen  der  Polizei  uud  eine  Kritik  derselben  geben.  Statt  dessen  abetH 
führt  un>  der  Verf.  eine  Eeihe  von  Deßnitiunen  vor^  die  aus  dem  vorigen  und  dem  An- 
fang diese»  JahrhunderU  stammen.  Der  letzt«  Schriftsteller,  dessen  Definition  er  gibt, 
ist  Harl,  dessen  Handbuch  der  Polizei  Wissenschaft  im  Jahre  1809  erschienen  ist.  Zum 
Schlüsse  werden  noch  Zimmermann  und  Mohl  als  Epigonen  der  französischen  und  alten 
doktrinären  Schule  genannt  und  auf  den  Grafen  Julius  von  Soden,  als  ,fden  Schöpfer  der 
deutschen  Nationalökonomie''^  verwiesen,  der  alldu  dio  einzig  und  vollkommen  richtige 
Anschauung  vom  Wesen  der  PoUzet  vertreten  habe.  Statt  einer  Kritik  ^bt  der  \^tL 
eine  Sammlung  von  Phrasen,  mit  denen  absolut  nichts  anzufangen  ist  Dzfs  die  von 
ihm  angeführten  Schriftiteller  unter  Polizei  teils  die  gesamte  innere  Verwaltung ,  teils 
diejenige  Thiitigkelt  der  inneren  Verwaltung  verstanden  haben ,  die  auf  die  Abwendung 
von  Gefahren  gerichtet  ist ,  scheint  dem  Verf.  gänzlich  entgangen  zu  sein.  Vou  der 
neueren  Lilteratur  aber  Über  den  Begriff  und  das  Wesen  der  Polizei,  von  den  Werken 
von  Blunlschli  ,  Stein »  Schulze  t  Förstemaun  u.  s.  w.  scheint  der  Verf.  gJir  keine  Kennt« 
nis  zu  besitzen.  —  Das  zweite  Buch  trägt  die  Überschrift  „die  historische  deutsche 
Polizei"  (S.  31  —  169).  Dem  Verf.  hat  offenbar  der  Gedanke  vorgeschwebt,  eine  Ge- 
schichte der  deutschen  Polizei  su  schreiben.     Duft  aber  hierau  die  umfassendsten  Stadien 
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erforderlich  sind  und  dafs  diese  nicht  durch  hohle  Phrasen  und  Auszüge  aus  allgemein 
bekannten  Werken  ersetzt  werden  können,  ist  ihm  nicht  klar  geworden.  Man  erlKhrt 
Ton  ihm  weder  was  er  unter  der  deutschen  Polizei,  noch  was  er  unter  der  französischen 
Polizei  versteht,  die  er  in  Gegensatz  zu  einander  stellt.  Wohl  aber  teilt  uns  der  Verf. 
mit,  dafs  man  aus  „dem  haltlosen,  rechtsstaatlichen  Polizeisystem,  das  R.  t.  Mohl  auf- 
gesteUt  habe,  erst  recht  die  ganze  üble  Nachwirkung  des  seit  Dezennien  haften  gebliebe- 
nen Absolutismus  erkenne,  der  nach  Ablauf  der  ungeheuren  französischen  Sttndflnt  so 
viel  Schlamm  mit  schädlichen  Miasmen  auf  dem  deutschen  Boden  zurückgelassen  und  auf 
dem  die  doktrinftre  Polizei  schon  so  lange  Jahre  vergeblich  um  eine  gedeihliche  Ernte 
geackert  hatte'*  (S.  1 14).  Statt  aber  anzugeben,  was  Mohl  unter  der  „Polizeiwissenschaft 
nach  den  Grundsätzen  des  Rechtsstaats**  versteht  und  statt  die  Prinzipien  und  das  System 
Mohls  ernstlich  zu  prüfen,  wird  uns  nur  versichert:  „Mohl  habe  mit  seiner  rechtsstaat- 
lichen Polizei  nur  die  euphemistische  alte  doktrinäre  Polizei  auf  demselben  inventerierten 
haltlosen  doktrinären  Boden  aufgerichtet,  auf  dem  alle  seine  Vorgänger  bis  auf  den  ein- 
zigen, von  Soden,  gebaut  hatten**  (S.  117).  Letzterer  allein  habe  bisher  die  richtige  Er- 
kenntnis von  dem  Wesen  der  deutschen  Polizei  gehabt  Zum  Beweis  dessen  läfst  der 
Verf.  ungefähr  15  Seiten  aus  der  „Staatspolizei  nach  den  Grundsätzen  der  Nationalöko- 
nomie** (erschienen  1817)  abdrucken.  Hiernach  besteht  die  Aufgabe  der  Polizei  „in  der 
Beförderung  der  Vorteile  des  geselligen  Beisammenseins,  des  Beisammen  wohn  ens  und  in 
der  Verhütung  der  unmittelbar  aus  diesem  geselligen  Beisammensein  und  Beisammenwoh- 
nen resultiren  könnenden  Nachteile**  (S.  128).  Es  bedarf  hier  keiner  weiteren  Ausein- 
andersetzung, dafs  in  dieser  Bestimmung  der  Aufgaben  der  Polizei  manche  wichtigen 
Elemente  enthalten  sind,  dafs  aber  diese  Definition  weder  wissenschaftlich  genügend  ist, 
noch  mit  dem  Begriff,  den  die  Praxis  mit  dem  Worte  Polizei  verbindet,  sich  in  Einklang 
befindet  Die  weitläufigen  Auszüge  aus  dem  Werke  Sodens  sind  übrigens  für  diejenigen 
Leser  kaum  verständlich,  die  nicht  wissen,  dass  Soden  unter  Nationalökonomie  nicht  das 
versteht,  was  allgemein  darunter  verstanden  wird,  sondern  mit  diesem  Ausdruck  eine 
philosophische  Staatslehre  bezeichnet  und  in  dem  Prinzip  „der  Nationalökonomie**  den 
Staatszweck  erblickt  Ob  freilich  dem  Verf.  selbst  dies  klar  geworden  ist,  geht  aus  sei- 
nem Buch  nicht  hervor,  obwohl  er  zwei  besondere  Kapitel  mit  den  Ueberschriften  „die 
Polizei  nach  den  Grundsätzen  der  Nationalökonomie**  (S.  125  u.  s.  f.)  und  „die  Polizei 
des  Rechtsstaates  und  der  Nationalökonomie**  (S.  151  u.  s.  f.)  uns  gibt 

Während  die  beiden  ersten  BQcher  eine  theoretische  und  geschichtliche  Einleitung 
geben  sollen,  will  der  Verf.  im  dritten  Buch  (S.  163 — 271)  an  einen  der  wichtigsten  und 
BufnUligsten  Erscheinungen  die  Wechselwirkungen  des  geselligen  Lebens  und  der  Polizei 
darstellen,  an  der  Prostitution.  Aber  auch  in  diesem  Abschnitt  gibt  uns  der  Verf. 
nichts  anderes  als  eine  ungeordnete  Sammlung  von  Auszügen  aus  verschiedenen,  meist 
allgemein  bekannten  Büchern  über  die  Prostitution  und  was  damit  zusammenhängt  Von 
einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung  ist  nirgends  die  Rede  und  der  ganze  Abschnitt  ist 
höchstens  für  di^enigen  von  Interesse,  die  eine  Zusammenstellung  von  Nachrichten,  Anek- 
doten u.  dgl.  über  die  Prostitution  in  den  verschiedenen  Zeiten  suchen.  Freilich  gibt 
es  viel  stoffreichere  Bücher  der  Art.  Es  verlohnt  sich  nicht,  des  Näheren  hierauf  ein- 
zugehen. Dafs  der  Verf.  aber  sich  einer  völligen  Täuschung  hingibt,  wenn  er  glaubt, 
eine  Geschichte  der  Sittenpolizei  geschrieben  und  die  Wechselwirkungen  zwischen  der 
Polizei  und  dem  geselligen  Leben  aufgewiesen  zu  haben,  lehrt  jeder  Blick  in  diese  Samm- 
lung von  Lesefrüchten,  die  er  uns  darbietet.  Zum  Schlafs  sei  nur  bemerkt,  dafs  der 
Verf.  sich  für  ein  streng  Überwachtes  und  durch  Polizeiordnungen  geregeltes  Bordellwesen 
ausspricht  Er  verspricht  uns,  über  die  Organisation  der  Bordelle  aus  dem  reichen  Schatz 
seiner  praktischen  Erfahrungen  demnächst  Vorschläge  zu  machen.  Wir  hoffen  ihm  dann 
auf  einem  Gebiete  zu  begegnen,  zu  dessen  Bearbeitung  ihn  seine  Kenntnisse  und  Er- 
fahrungen besser  befähigen,  als  zu  Untersuchungen  „über  die  Physiologie  der  Polizei.*' 

E.  Loening. 

Ashton,  J.,  Social  Life  in  the  reign  of  Queen  Anne.  2  vols.  London, 
Chatto  &  Windus's.     With  nearly  100  illastrations  in  facsimile.     cloth.     28/.  — 

Commissioner  of  Education.  Report  of  the  —  for  the  year  1880. 
Washington,  Government  printing  Office,  1882.     8.     cloth.     914  pp. 

Factors  of  Civilization,  real  and  assumed;  considered  in  their  relation 
to  vice,  misery,  happiness,  unhappiness  and  progress;  the  factors  considered:  theologi- 
cal,  educational,  governmental,  politico-economicaL  Volume  II.  Atlanta,  J.  P.  Harrison 
&  Co.,  1882.     8.     859  pp.    cl. 
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.lordiLn,   W.    U»   Th«   SUnd^rd    of  Valut.     London,   D,  Bogue,  1882. 

148  pp.     6/.  — 

MtllesoD,  6.  B.,  The  founder«    of  the  lodian  Empire:   CUv« ,    WAfreo, 

JU«tioga  and  Wüllealejr.    VoL  L    Lurd  Cltv«,    London,  W.  E.  AUea,  ISSt.    8.    550  pp. 

With  A  Portrait  A»d  4  plaui.     20/.  — 

Mon^redien,  A.,  W«»lth  CreAtion.    London,  CuseU,  188S.  8.  312  pp.     5/ 
ßi>bio»oii,  8..  Stray  tbou|ghts  on  Wealth  and  Its  sourcfis.      London,  Lovr, 

1883.     8,      1&4  pp.     öf.   — 

Wbitaker's  Almanack  1883.     London,  Omce  of  W/a  A.,    12.     1/.  — 
Moli  na,  R.,  La  iastrnetidn  primaria.     Madrid,   dp.    de    Outenberi^,  1882. 

4.      10  r. 

2.     Oeichiclite  und  D&ritellnng  der  wirUohaiUiehen  Soltor. 

Das    deatsche    Wirtschaflsjabr    1881,       Nach    dco     J&hrcsberichLea    der' 
Mandelskamaiern  da.rgeäLeilt  von  dem  Generalsekretäriai  d.  deutscbeu  Haoilelätage«.      Ber- 
lin  1882.    Selbstverlag.    568  8. 

Konsul  Ana  ecke,  der  Vcirfasäer,  sagt  in  dor  Einleitung:  ,|Wie  in  der  TorjÄbrigcn 
Arbeit  sind  aneh  in  der  vorUegunden  den  einzelnen  Kapiteln  die  ataüstiacben  Zahlen  der 
ICin-  and  Aiisfulir  vorgehet«!  worden:  dieselben  bilden  gleiebsanj  da»  Gerippe,  welchei 
darcb  die  daranf  folgimde  Darstellung  cut  Fleisch  und  ßlut  au9get1illt  wird.  Als  eine 
nicht  anweseotlicbc  Verbcssernng  dojt  Wirts chaftsj ab re&  dürfte  e»  aber  eraebtet  werden» 
dafs  diese»  Mal  nicht  nur  eine  Vergldcfaung  der  Ein-  und  Atufubr,  sondern  aaeh  eine 
solche  der  MandeUbewegung  de»  BerichtJAbres  mit  derjenigen  de*  Vorjahres  beiga^ 
worden  ist.  Auf  diese  Wei&o  »fst  e»  ermöglicht,  einen  aUgemeinen  Einblick  in  die 
dei  einzelnen  Qesthäftaiweiges    schon  durch    eine  Prüfung    dieser  Tabellen  8u  gemnjien. 

Das  rorliegenrii;  klüiiie  Werk  bezweckt  wie  das  frohere,  auf  Grund  der  beaeichneten 
Quellen  ein  den  thAtsilcli liehen  V^erhältuis»eti  entsprechendes,  möglichst  objektives  and 
Uberstchttiches  Bild  von  der  wirLsehaftlichen  ThStigkeit  des  deotsehen  Volkes  im  Jahre 
1881  zu  entwerfen,  Es  siurl  desliiüb  alle  akademischen  Betraclittuigeo ,  alle  allgemeinen 
IVteile  und  Wüu»cho,  alle  polcmiiierenden  Bemerkungen  ,  ebenso  wie  alle  kritisierenden 
Beurteilungen  der  bestehenden  Gesetzgebung  fortgelassen  worden**. 

Da»  Werk  als  ein  kleines  zu  bezeichnen,  ist  etwas  übertriebene  Bescheidenheit.  Es 
erforderte  eine  grilndlicbe  Durcharbeitung  des  Inhaltes  von  114  Jahresberichten,  und 
wenn  man  berücksichtigt^  dafs  das  36  Bogen  starke  Bticb  Mitte  Dezember  un  Brack  er- 
»chien,  während  nur  sehr  wenige  Bericbto  vor  Angust  aar  Veröffentticbuog  sogelastea 
wurden,  so  erscheint  uns  die  Leistung  wirklich  erstaunenswert.  Denn  es  enthalt  keine 
blo6  meebunische  sy<§tematischo  Zasammenstellung  von  Ei nael berichten ,  sondern  eine 
kbire  libersichllicho  Darstellung  des  Ganges  von  Handel  und  Industrie  Deutschlands  im 
Berichtsyahre.  Das  Material,  wie  es  in  den  Jabresbericbteu  vorliegt,  aeigte  notwendiger- 
weise viele  au\  örtlichen  ,  gcschfiAjichen  und  persönlichen  Ursachen  von  einander  abwci« 
cTicnde  Berichte  übt^r  die  einzelnen  £rwerbs2welge ,  auch  eine  grofso  Verschiedenheit  in 
der  Behandlung  derselben  ,  bedingt  dnrcfa  die  Verschiedenheit  des  den  Haodelskammern 
SU  Gebote  stehenden  Msteriab. 

So  lindet  sich  oft  in  einem  und  demselben  Jahresbericht  einem  Industriezweige  von 
vci  hJÜtnismkfsig  ganz  nebensächlicher  Bedeutung  eine  längere  Besprechung  gewidmet  als 
finem  von  viel  gröfserer  Wichtigkeit  fiir  den  Bei^irk  ,  wogegen  wieder  manche  nicht  un- 
wichtige Industriezweige  Tiellcicht  gar  nicht  «rwÄhnt  werden.  Über  einen  Erwerbsawelg 
wird  der  Hatidelskammer  vielleiciit  von  etuom  intelligenten  Industriellen  oder  Kaufmann 
ein  eingehender  Bericht  erstattet,  über  einen  andern  laufen  gar  keine  Berichte  ein  und 
werden  sogar  geradezu  verweigert,  oder  der  Sekretär  nmfs  versuchen,  mündlich  so  viel 
Information  sich  zu  vorscbaüen,  dafs  er  ober  den  betr.  Erwerbsaweig  wenigstens  ein  paar 
Worte  im  Jahresbericht  sagen  kann. 

Wenn  nun  schon  die  Behandlung  der  einzelnen  Erwerbszweige  in  einem  and  dem- 
siUbon  Jahresbericbl  vielfach  notwendigerweise  eine  solche  ist,  dafs  der  mit  den  Verhält- 
nissen nicht  Vertraute  unmöglich  aus  der  Behandlung  überall  einen  richtigen  Schlufs  aaf 
die  Bedeutung  des  einzelnen  für  den  Kammerbeztrk  ziehen  kann  ,  so  wird  die  Aufgabe 
noch  unendlicb  schwieriger,  wenn  man  aus  den  verschiedenen  Jahresberichten  zuBammen 
die  verh&ltnismäfsigo  Bedeutung  eines  bestimmten  ErwerbsKweiges  im  wirtschaiirichcn 
Leben  Deatschlands  feststellen  und  lokalisieren  will.  Wenn  wir  in  dem  uns  vorliegen- 
den Werke  in  dieser  Beaiehtmg  m&acJie  Irrtümer  gefunden  haben ,    so    kaniL  das  in  kei* 
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ner  Weise  als  ein  Vorwurf  gegen  den  Verf.  aufgefafst  werden;  derselbe  hatte  eben  in 
den  Jahresberichten  nur  ein  äafserst  ungleiches  und  mangelhaftes  Material  zur  Verfügung. 
Ob  die  Handelskammern  nicht  etwas  dazu  thun  könnten,  ein  besseres  Material  zu  liefern, 
ist  eine  andere  Frage.  Die  Lösung  derselben  liegt  u.  E.  aber  nicht  in  einer  gröfseren 
Schematisierung  der  Jahresberichte ,  denn  gerade  eine  solche  führt  leicht  zu  einer  Ver- 
rückung des  Verhältnisses  der  Bedeutung  der  einzelnen  Erwerbszweige  unter  einander. 

Wir  möchten  hier  die  Bemerkung  einfliefsen  lassen,  dafs,  wenn  schon  für  die  Abfas- 
sung der  Handelskammerjahresberichte  die  Reichs»steuersUtistik  und  besonders  die  Ge- 
werbestatistik manche  nützliche  Fingerzeige  geben  ,  der  Gebrauch  derselben  uns  für  eine 
Arbeit  wie  die  vorliegende  unerläfslich  scheint  Denn  nur  eine  gründliche  Benutzung 
speziell  der  Gewerbestatistik  kann  jemanden  befähigen  zu  beurteilen ,  ob  er  den  Bericht 
einer  bestimmten  Handelskammer  über  den  Geschäftsgang  eines  bestimmten  Gewerbe- 
zweiges als  typisch  für  Deutschland  auffassen  kann,  oder  ob  zufällig  dieser  Gewerbezweig 
nur  in  einem  Handelskammerberichte  erwähnt  und  besprochen  wird ,  während  er  in 
anderen  übergangen  worden  ist,  obgleich  er  in  den  Bezirken  der  letzteren  weit  ausge 
dehnter  und  höher  entwickelt  sein  mag,  als  in  dem  Bezirk  der  Handelskammer ,  in  deren 
Bericht  er  erscheint.  Wir  haben  hier  ganz  bestimmte  Fälle  im  Auge,  auf  die  hier 
näher  einzugehen  unnötig  ist. 

Eine  Ausstellung  gegen  die  Darstellung  müssen  wir  noch  machen,  die  indes  ebenfalls 
keinen  Vorwurf  gegen  den  Verf.  implizieren  soll.  Der  Ausschlufs  „aller  kritisierenden  Beur- 
teilungen der  bestehenden  Gesetzgebung**  d.  h.  der  deutschen  Wirtschafts-,  speziell  Zoll- 
politik war  unter  den  Verhältnissen  sicherlich  geboten.  Viele  Handelskammern  haben 
selber  abgelehnt ,  die  von  den  einzelnen  Interessenten  zu  Gunsten  oder  Ungunsten  der 
jetzigen  Zollpolitik  in  Beziehung  zu  ihrem  speziellen  Erwerbszweig  abgegebenen  Urteile 
lu  verantworten  und  haben  sie  nur  mit  aller  Reserve ,  um  einen  kaufmännischen  Aus- 
druck zu  gebrauchen,  „ohne  Obligo**  gedruckt  Wir  stehen  nicht  an,  unsere  Überzeugung 
offen  zu  erklären,  dafs  das  bekannte  so  viel  Anstofs  erregende  Reskript  des  preufsischen 
Handelsministers  in  dieser  Beziehung  günstig  gewirkt  hat.  Die  Handelskammern  haben 
in  ihren  Berichten  für  1881  im  allgemeinen  viel  gewissenhafter  als  früher  die  Berechtigung 
des  einzelnen  berichterstattenden  Interessenten  geprüft,  den  günstigen  oder  ungünstigen 
Gang  seines  Geschäftes  anstatt  auf  andere  entscheidende  oder  wenigstens  konkurrie- 
rende Umst&nde  allein  auf  Rechnung  der  Zollpolitik  zu  setzen.  Selbstverständlich  kön- 
nen wir  gleich  günstige  Erziehungsresultate  nicht  bei  denjenigen  Handelskammern  regi- 
strieren, welche  die  Hauptstützen  der  heutigen  Zollpolitik  bilden. 

Der  Verfasser  konnte  und  durfte  unserer  Überzeugung  nach  es  nicht  unterneh- 
men, die  verschiedenen  Beurteilungen  der  deutschen  Zollpolitik  in  den  verschiedenen  Han- 
delskammerberichten ,  ja  seitens  der  verschiedenen  Berichterstatter  in  einem  und  demsel- 
ben Handelskammerbericht  zusammenzustellen  und  Schlüsse  darauf  zu  begründen.  Aber 
dadurch  ,  dafs  der  Verf.  alle  Einwirkungen  auf  die  Entwickelung  von  Handel  und  Indu- 
strie Deutschlands,  mit  Ausnahme  derer  des  Weltverkehrs  und  der  Zollpolitik  fremder  Staa- 
ten ignoriert,  legt  er  notwendigei-weise  der  letzteren  ein  gröfseres  Gewicht  bei  als  ihr  zu- 
kommt, und  ruft  den  Eindruck  hervor,  als  ob  die  deutsche  Wirtschaftspolitik  selbst  gar 
keinen  Einflufs  auf  die  wirtschaftliche  Entwickelung  Deutschlands  ausübe.  (Um  übrigens 
seinem  Prinzip  der  Ausschliefsung  ganz  treu  zu  bleiben,  hätte  er  auch  die  einen  Ausfuhr- 
soll auf  Lumpen  befürwortenden  Aufserungen  ignorieren  müssen !) 

Trotz  der  von  uns  erwähnten,  dem  Werke  notwendigerweise  anhaftenden  Mangelhaf- 
tigkeiten und  Einseitigkeiten  bleibt  dasselbe  doch  ein  höchst  verdienstvolles  und  wichtiges. 
Und  wir  hoffen,  dafs  jede  Fortsetzung  desselben  einen  Fortschritt  gegen  die  vorhergehen- 
den Jahre  zeigen  wird.  Dazu  ist  aber  in  erster  Linie  erforderlich,  dafs  das  Buch  nicht 
nur  von  den  Handelskammersekretären  gelesen  werde,  sondern  auch  von  Kaufleuten  und 
Industriellen.  —  Die  letzteren  werden  dann  erkennen,  dafs,  wo  sie  auf  Mängel  in  der  Dar- 
stellung des  Werkes  stofsen,  sie  selber  häufig  die  Schuld  trifft,  indem  sie  ihren  Handelskam- 
mern entweder  gar  kein  oder  nur  zu  dürftiges  Material  zur  Berichterstattung  über  ihren 
speziellen  Erwerbszweig  zur  Verfügung  gestellt  hatten.  Eine  möglichste  Verbreitung  des 
Werkes  in  kaufmännischen  und  industriellen  Kreisen  würde  daher  in  erster  Linie  den 
Handelskammerberichten  zu  gute  kommen,  und  dann  den  Fortsetzungen  des  Werkes 
selber  und  somit  in  Gegenwirkung  und  Gemeinschaft  mit  der  Statistik  einen  tieferen  Ein- 
blick in  unser  wirtschaftliches  Leben  zu  gewinnen  helfen. 

Halle  a.  8.  F.  Ritschi. 
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extranjero.  Tomo  VII  —  ano  1882.  Madrid,  imprenta  de  Man.  Tello,  1882.  Imper.  in-8. 
883  pp. 

Gommissie,  de,  van  enquSte  omtrent  de  exploitatie  der  spoorwegen  in  Ne- 
derland  en  de  minister  van  waterstaat,  handel  en  nyverheid  door  Mercurius.  Rotterd., 
NUgh  &  van  Ditmar,  1882.     Roy.-8.     12  bl.     f.  0,30. 

Jernvägsstyrelsens  i  Finland.  Berfittelse  f5r  ar  1881.  Helsingfors  1882. 
4.  196  —  XVI  pp.  av.  carte  des  chemins  de  fer  de  l'^tat  en  Finlande.  (Un  resumö 
en  franfais  se  trouve  k  la  fin.) 

7.     Finanzweien. 

Ghauveau,  L. ,  Traitö  des  impöts  et  des  röformes  k  introduire  dans  leur  as- 
siette  et  leur  mode  de  perception.  Par.,  Durand  &  Pedone-Lauriel,  1882.  8.  8  fr.  (In 
Folge  des  Pereire 'sehen  Konkurrenzausschreibens  gekrönte  Preisschrift. 

Foreign  and  colonial  Import  Duties.  Returns  of  the  rates  of  import  du- 
ties  levied  in  foreign  countries  and  the  United  States  and  in  the  principal  colonial  and 
other  possessions  of  the  United  Kingdom,  upon  the  Produce  and  Manufactures  of  the 
United  Kingdom.  2  parts.  London,  H.  of  Gommons ,  1882.  8.  (Parliamentary  paper.) 
251  and  115  pp. 

Statistica  della  finanza  italiana.  Estratto  dal  capo  VIII  della  relazione 
annuale  pel  1879  Roma  tipogr.  E.  Botta,  1882.  4.  91  pp.  con  tav.  graf.  (Pubblicazione 
del  Ministero  del  tesoro.) 

Statistica  finanziaria.  Estratto  dalla  nona  relazione  (anno  1880)  della  ra- 
gioneria  generale  dello  stato.    Roma,  tip.  E.  Botta,  1882.  4.  81  pp. 

Sickenga,  F.  N.,  Geschiedenis  der  N  ed  erlandsche  belastingen  se- 
dert   het  jaar  1810.  le   deel.  Utrecht,  J.  L.  Beijers,  1882.    8.    4  en  243  bl.     f.  8,30 

8.    Geld-,  Bank-   und  Kreditweien.    Versicherungiweien. 

de  Bertrand,  E.,  L'argent  fraufais  et  les  assurös.  Par.,  impr.  Du- 
bnisson  &  Ge,  1882.   12.  16  pag. 

de  Molen,  G.,  Grödit  agricole  en  nature,  augmentation  de  la  production 
du  sol.  Par.,  impr.  Lahure,  1882.    4.    27  pag.  et  2  tableaux. 
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Vermot,  E.,  Catöchisme  de  Tassurance  sur  la  vie.  Ure  partie.  Ex- 
position th^orique.     3^    Edition.  Par.,  Anger^  1882.  12.   107  pag.     1  fr. 

Grant's  Treatise  on  the  law  relating  to  Bankers  and  Banking 
Companies.  4^^  edition.  With  Supplement  containing  the  Bills  of  Exchange  and  Bills 
of  Sale  Acts,  1882,  by  Cl.  C.  M.  Plumptre.  London,  Butterworth,  1882.  8.  814  pp.  29/.  — 

Mal  tbie,  T.  M.,  Statutory  requirem  ents  relating  to  Insurance  in 
the  United  States  andCanadas,  comprising  all  the  requirements  necessary  for 
the  admission  and  transaction  of  business  in  the  States  and  Canada,  by  Insurance  Com- 
panies  of  other  states  and  foreign  countries.  Hartford,  Insurance  Journal,  1882.  8.  97  pp. 
Cloth.     I  1,50. 

9.  Boiiale  Frage. 

D^claration  des  droits  de  l'homme;  devoirs  du  citoyen;  Constitution  de 
1875;  coDCordat.  Lyon,  impr.  Bourgeon,    1882.    12.    832  pag. 

Delanne,R. ,    Dnpeuple.    Nevers,  impr.  Ve  Gourdet  &  fils,  1882.   12.  426  pag. 

Dureteste,  F.,  Le  lirre  du  pauvre  et  le  livre  du  riebe.  Quelques 
mots  sur  Tassurance-Yie.     Epemay,  impr.  Doublat,    1882.     1 2.  24  pag. 

LavoI14e,R. ,  Les  classesouvri^resenEurope,  ^tudes  sur  leur  Situa- 
tion materielle  et  morale.  Tome  2.  (Suisse,  Italic,  Belgique,  Autriche-Hongrie,  Espagne, 
Portugal,  Russie.)     Par.,  Guillaumin  &  Ce ,    1882.     8.     432  pag.     16  fr. 

Les  classes  ouYri&res  en  Suisse,  ötudes  sur  leur  Situation  materielle  et 
morale.     Par.,  Guillaumin  &  Ce,    1882.      8.    176  pag. 

Legrand,  A. ,  La  dette  flottante  et  les  fonds  des  caisses  d'^pargne. 
Par.,  Chaix,  1882.     8.     28  pag. 

Masaroz,  J.  P.,  La  revanche  de  la  France  par  le  travail,  les  be- 
soins  et  les  int^rets  organisös;  suite  des  gr&ves  de  1880;  lettre  et  documents  corporatifs 
et  födörRtifs,  suivis  d'ötudes  corr^lat.  sur  les  sources  du  mensonge,  sur  la  r^forme  de  la 
magistratnre  et  la  mairie  centrale  de  Paris.     Lagny,  impr.  Aureau,  1882.  8.  143  pag. 

Sixiime  congr^s  national  du  parti  ouvrier  tenu  k  Roanne,  du  mardi 
29  septembre  au  dimanche  1«^  octobre  1882.  Par.,  impr.  Vossen,  1882.  8.   36  pag. 

Campbell,  H. ,  The  problem  of  the  Poor:  a  record  of  qaiet  work  in  un- 
quiet  places.     New-Tork,  Fords,  Howard  &  Hulbert,     1882.    8.    244  pp.  cl.     $  —  90  c. 

Friendly  Societies.  Abstract  of  quinquennial  retums  o f  S i c k n e s s  a n d 
Mortality.  Part  I.  London,  1882.  Folio.  (Parlimentary  paper.)     8|9. 

Fry,  H.,  London  Charities  for  1882 — 1883.  20tb  edition.  London, 
D.  Bogue,  1882.  8.     1|6. 

Hoyle,  W.,  Rem  edles  for  the  PoTerty,  Degradation,  and  Misery 
which  exist:  3  letters  to  the  Editor  of  „the  Times**  with  an  article  from  „the  Times**. 
London,  Simpkin,  1882.  8.  30  pp.     —  3  d. 

Peek,  F.,  Social  Wreckage:  a  review  of  the  laws  of  England  as  they  affect 
the  Poor.     London,  Isbister,  1883.  8.  284  pp.     8|6. 

Post  Office  Savings  Banks.  Account  of  depositors.  London  1882.  8.  Par- 
liamentary  paper.     1{6. 

Schouler,  J. ,  Treatise  on  the  law  of  Husband  and  Wife.  Boston,  Little, 
Brown  &  Co.,  1882.  8.     68  and  659  pp.    j|  6.  — 

Bergando,  A.,  Sülle  conyenienze  sociali  e  sugli  usi  dell'  alta  societk 
Milano,  frat.  Dumolard  edit,  1882.  16.  221  pp.     3  1. 

Scaduto,  F.,  II  divorsio  e  il  cristianesimo  in  Occidente.  Firenze, 
Pellas,  1882.  8.    3  1. 

10.  Oeietigebiiiig. 

BasiUe,  C.  et  Cb.  Constant,  Code  de  lapresse.  Commentaire  th6o- 
rique  et  prat.  de  la  loi  du  29  juillet  1881.  Par.,  Durand  &  Pedone-Lauriel,  1883.  12. 
3  fr.  60  c 

Constant,  C,  De  1' exöcution  des  j  u  gements  ^tranger  s  dans  les 
divers  pays,  ötude  de  droit  Internat  priyä.  Par.,  Pedone-Lauriel,  1883.  8.  87  pag. 

Curet,  A. ,  Les  congrögations  religieuses  non  autoris^es  de- 
vant  la  loi  et  les  tribunaux.     Par.,  Larose  &  Forcel,  1882.    8.  248  pag.     4  fr. 

Lucas,  C. ,  La  justice  en  France  de  1826  k  1880  et  en  Alg^rie  de  1853 
k  1880,  lettre  de  M.  Ch.  Lucas  k  M.  le  prösident  de  TAcadömie  des  sciences  mor. 
et  polit.  Orleans,  impr.  Colas,  1882.     8.   4  pag. 
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Neymarck,  A. ,  Rapport  snr  les  riforines  de  la  loi  de  1867  sur 
les  soci^t^s,  pr^eotö  k  la  chambre  syndicale  des  industries  diyerses  au  nom  de  la 
eommission  speciale,  le  10.  octobre  1882.     Amiens,  impr.  Donillet  &  G«,  1882.  8. 

Rolland,  C. ,  De  la  compen  sation,  en  droit  romain  et  en  droit  fran^ais. 
Montpellier^  Boehm  &  fils,  1882.  8.  220  pag. 

Schadet,  B.,  De  Tilection  des  jages  par  le  saffrage  UDirersel 
et  de  la  parfaite  practicabilitä  da  systime.  Par.,  impr.  Marpon  &  FlammarioD,  1882.  8. 
16  pag. 

Vaqnette,  T. ,  Coars  r^snm^  de  droit  crimi  neL  I^re  Annie.  8^  Mi- 
tion.    Par.,  impr.  Moqnet,  1882.     18.  432  pag. 

American  law  digest  and  legal  dir ectory,  the,  1882  — 1888,  ed. 
by  W.  P.  Wernse.  New- York,  Chicago  and  St  Louis,  W.  P.  Wemse  &  Co,  1882. 
8.  676  pp.     $  B  — 

Parker,  A.  J.,  Reports  of  decisions  in  Criminals  Gas  es  made  at  term,  at 
Chambers  and  in  the  Courts  of  Oyer  and  Terminer  of  the  State  of  New- 
York.  Volume  I.  (1825—1854.)  New-York,  Banks  &  Bros.,  1882.  8.  716  pp. 
I  5,  50. 

Carrara,  F.,  Lineamenti  dl  pratica  legislatiya  pönale.  Torino,  Frat 
Bocca,  1882.     8.     8  1. 

de  Armas  y  Saenz,  R.  y  A.  Domingues  Alfonso,  Pr&ctica  del  nueyo 
enjuiciamiento    criminal.    Cnad.  L    Madrid,  Fortanet,  1882.     4.    160  pp.     12  r. 

11.    Btaats-  und  Yerwaltungireoht  eto. 

Coss^,  £.,  Etudes  constitutionnelles.  II.  Theorie  de  la  responsa- 
bilitö  politique  (suite  du  principe  de  souTerainet4.)  Par.,  Rousseau,  1882.  12. 
441  pag.     4  fr. 

Esperson,  P.,  Le  droit  international  prir^  dans  la  Hgi  slation 
italienne,  titre  second.  Traduction  de  M.  Ch.  Antoiue.  Par.,  impr.  Davy,  1882.  8. 
55  pag. 

de  Navery,  R.,  Le  magistrat  Par.,  Bl^riot  &  Gautier ,  1882.  12.  841 
pag.     2  fr. 

Thatcher,  £.,  Digest  of  Statutes,  rules  and  decisions  relative  to  the  Juris- 
diction and  practice  of  the  Supreme  Court  of  the  United  States.  Boston, 
LitUe,  Brown  &  Co.,  1882.     8      24—520  pp.     #  5.  — 

Torrens,  W.  M.,  Reform  in  Procedure  in  Parliament  to  clear  the 
block  of  Public  Business.  2«^  edition.  With  report  of  speech  on  Cloture,  l^  may,  1882. 
London,  W.  H.  Allen,  1882.     8.  264  pp.     5/.  — 

Turiello,  P.,  Governo  e  governati  in  Italia.  2  toU.  Bologno,  Za- 
nicheUi,  1882.     8.     8  1. 

Lotsy,  M.  L.  C,  Het  A.  B.  C.  van  het  Nederlandsche  Staatsrecht 
of  het  algemeen  stemrecht     Haarlem,  J.  de  Haan,  1882.     8.  69  bl.     f.  0,60. 

Staatsalmanak  voor  het  koningrijk  der  Nederlanden  1888.  's  Gra- 
venhage,  M.  Nyhoff,  1882.     Roy-8.  XXU— 697  bl.     f.  4.  — 

8  voriger  statskal ender  för  ar  18  83.  Utgifven  af  dess  Veten skaps-akademi. 
Bihang:    Utdrag  ur  norges  sUtskalender.     Stockholm  1882.     8.  812  pp. 
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A.  Frankreich. 
Bulletin  du  Ministire  de  Tagriculture.  I^  Ann^e  No.  5.  A.  France: 
Loi  organique  du  29  mni  1874  sur  les  haras.  —  Conseil  sup4rieur  des  haras.  Procis- 
verbauz  des  s^nces  des  27  f^vrier,  7  et  9  juin  1882.  —  Arr^tö  du  20  septembre  1882,  con- 
cemant  les  concours  hippiques.  —  Arr^tö  du  5.  octobre  1882,  concemant  les  4talons 
approuv^s.  —  Arr^t^  du  18  f^vrier  1880,  concemant  les  4preuves  d'^talons.  —  Rapport 
snr  Tezdcution  de  la  loi  organique  du  29  mal  1874,  par  M.  de  Cormette.  —  Notice  snr 
le  harms  du  Pin.  ^-  Notice   sur  le  haras  de  Pompadour.   —   B.    Etranger:    Autriche- 
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Hongne,  Rapport  sur  l«s  institatioot  et  ^Ublmomeiits  hippiqaes  en  Autricbe-HongriOf  pftr 

M.  de  Cormett«.  — 

BaUetio  de  stfttistiqoe  ai  de  HfrUUtion  camp&r^e.  Vl^ioa  Annce* 
Dccombre  18B2.  A.  France:  Loi  porUnt  fiiatSon  du  hudget  des  d^penses  et  de» 
rfiCQtte&  ordinair.  de  Texerciee  I88d.  —  Loi  portant  fixAtioD  du  bödmet  des  d^penses 
sur  resftoQreei  extrfiordtn.  de  rexercice  1683.  —  Dt^cret  relAtif  aux  adjudicuTioii*  et  mar- 
eh^s  paj^i^ft  au  oom  de  TEtat.  —  Production  de*  vids  et  des  cidres  eu  1882  et  1881.  — • 
Le  mouTement  des  tmp6te,  navcmbrc  1885!.  —  impots  et  revenns  indirects,  France;  11 
Premiers  mois  de  1882  et  J881  ;  Algörie :  10  premters  mois  de  1883  et  188L  —  Le 
commerce  extc^ncnr  en  1882  et  1881,  11  premier»  moU«  —  B.  Etrangrer:  Alleinagne: 
Le  projet  de  bodget  de  rKmpire  pour  1883 — 84  et  1884 — 85.  Le  projet  de  rcforme  de 
rimpi'it  dei  claates  en  PruBÄe,  Le  projet  de  loi  sor  ritnpot  de»  chicos  en  Prusse.  — 
Angleterre :  Lei  depensea  de  IVxp^ditton  d'  Egypte.  —  Beli^que :  Garaoties  k  fournir 
par  Uh  !>oamiiy$ionDalres  ou  coneeAftiounaire»  de  travanx  d'utilitö  pabU<^ae.  —  Laxem- 
böurg:  Lft  iitnatioo  badgi^taire  du  Grand-Ducb^.  -*  Autriche-Hongrie :  Le  projet  de  bnd- 
get  antrichlen  pour  1883.  —  Italie :  Le  discourft  du  tröoe.    —     Eu&fie :  Le  tarif  douanier. 

—  Etat»-Uni»:  Le  messAge  pri^^identleL  — 

Journal  dee  Keonomifrtes.  Janvier  188  3:  Le  Marquis  de  Mirabeau« 
Tami  des  hommea ,  par  Roaxel.  —  L'dvolation  polUique  du  XIX«  sifecle.  VlI*»«  article : 
Polilique  exteneare  dea  ^tats  modernes.  La  guerre»  par  G.  de  Matinari.  —  Revüe  des 
pnoeipAles  pubUcaüona  ^onomiques  de  l'etraDger,  par  M.  Block.  —  La  discu»$ton  (p^ 
ü6rik\e  du  budget  an  S^nat.  Discoar»  de  L-  Say.  —  Society  d'^conomte  polilique.  R^- 
union  du  5  jauvier  1883.  Ndcrologic:  Jul  Pageay.  CommunicAtions :  Ouvertüre  d*un 
GOurt-^ioieDtaire  d^^couoinie  poHtiquo  k  Im  mairie  Drouot.  Conferences  de  statistique  k  la 
Sorbonne.  Dbcu&aio» :  Est-il  bon  qne  TElat  se  Charge  de  Ja  gestion  tinancii>re  des  caiases 
d'^pargue?  Compte-rendu  par  Ch*  Letort.  —  Chronique  ^onomique,  par  G.  de  Moli- 
nari.  —  etc. 

Journal  de  la  Sociilt^  de  atatiatiqae  de  Paris,  XXIVe  Ann^e 
N»  l»janvier  188  3:  Proces-verbal  de  la  seance  da  2S  novcmbre  1882.  —  Ouver- 
türe des  Conference»  fondces  par  la  Society  de  &tati>tique  de  Pari»,  —  La  oiortalUe  com- 
parde  des  eufants  legitimes  et  naturel»  en  1879,  pendant  la  premi^re  annt^e  de  leur  äge. 

—  Le  certjfiv*ut  d'^tudcs  primaire«,  son  ori^inc  et  »es  reaultafa.  —  La  prostitution  en 
France  d'aprf^st  \e»  rechcrtbeÄ  du  Dr.  Despr^**  —  Population  du  royaume  d'ltalte  (31  di5- 
cembre  1881).  —  Population  de  la  Betgique  (d^cembre  1880).  —  Les  populations  indi- 
ghnea^  de  l'Autricho  d'apriis  leur  langai^e  usueL  —  RcceDsement  de«  Fran9ai&  rdstdant 
aux  EtAtfi-Unis.   —  Le  commerce  de  la  Chine.  —  Le  nombre  de»  becs  de  gaz  &  Paria,  — 

Moniteur,  le^  des  assurances.  Eovue  mensuclle,  Tome  XV.  N  o.  172^ 
l&jaovier  1883:  Lea  privil^ii^s  de  Tassurance,  par  A.  Vaasauges.  —  L*attribation 
da  ben^ce  de  T&ssurance  sur  la  vie  en  AUemAgne ,  par  L,  Balnse,  —  L'A»!(uraucQ  des 
patron^  contre  tes  accidents  de«  ouvriers.  —  Quaud,  par  suite  d'une  ddcision  de  justice« 
le  capit&l  ajisurc  sur  la  vie  se  trouro  ddvoln  k  an  autre  qu^an  bcn^ficiaire  indiqu^  au 
contrat,  quelle  est  la  po#itioti  de  I'asi^uretir?  par  J,  Le  Roy.  - —  Hevue  financt^re 
1882—83.  —  Coura  des  actions  des  compagnies  d'assurancea,  da  15  decembre  1882  au 
15  jaovier  1883.  —  ot€. 

Revue  generale  d'admini^tration,  V»  Annee,  Decembre  1882: 
Lea  ötablksemcnt*  in&alubres.  L'indostrie  et  Thygifene  (2®  article),  par  E.  Gaerlin  de 
Gaer.  —  Loi  du  4  avrll  1882  .sur  Ia  re$itaurrition  et  b  conscrvation  des  terrains  en 
mootagnes,  par  J.  Salmon.  —  Jurisprudence :  Consoil  d'Etat  na  contGUtieux.  Cour  de 
Cassation.  Cour  des  comptcs  etc,  —  Documents  officicls.  ^ —  Chronique  d*Angioterre : 
Proccdure  parlementaire.  La  dettc  publique.  Les  chemius  de  fer,  Ecoles  industrielles 
et  roformatoires.  —  Chronique  de  BelgiquB :  Rejet  d'uo  projet  de  modification  de  la 
Idgislation  sur  la  presi>c.  Congr^s  des  otificiers  de  poHce.  Poudre  et  dynamite;  depdt» 
et  trausports.   —  Chronique  d'ltalte :    HJiiglement  des  droits  sur    les  ouvrages  de  Tesprit. 

—  Chronique  de  radln mistration  fran^AUe:  1.  Chronique  pftriomentairc.  2.  Organisation 
du  ministere  des  affaires  etrangtres.  —  3.  Le  Corps  de  controlo  militaire  4,  Organisa> 
tion  de  1a  marine,  militarisation  du  sennce  des  vivrcs  et  de  la  conaptabilit^  du  materiel. 
6  Cr^Atlon  d'un  service  d'udjudauts  principaux  pour  le  Service  des  dtrections  des  moa- 
vements  de  port.  6,  Colonies.  Projet  de  cr^ation  d'iin  ministerc  des  eolonies.  Service 
ünancier  des  colonies.  Personncl  de  radmuiistration  pciiitentiaire  de»  colouie».  Nouvelle- 
Calt^donJe,  nAturaHaaiion  des  coloiis  ^tr&ngers.     Exteuslon  de  la  compütenGe  du    tribunal 
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de  commerce  de  Noum^.  Matiires  explosibles.  7.  Ing(<nieiirs  des  ponts  et  chauss^s 
admis  k  la  rötraite.  8.  Bons  de  poste.  9.  Baiietin  de  Tinstraction  publique.  10.  Con- 
cours  pour  Tadmission  k  divers  emplois.  —  etc. 

Bevue  maritime  et  coloniaie.  Tome  LXXV,  255e  liyraison, 
döcembre  1882:  Coup  d'oeil  sur  la  marine  militaire  allemande  en  1888.  —  La 
guerre  maritime  dans  l'Inde  sous  le  Consnlat  et  TEmpire  (suite),  par  E.  Fabre.  —  TiU- 
mitre  Le  Cyre.  Rapport  au  Ministre  de  la  marine  des  Pays-Bas.  —  La  ,,Normandie'', 
paquebot  de  la  Compagnie  generale  transatlantique.  —  ^'^^  d'Höligoland  et  son  impor- 
tance  strat^giqne.  —  Notes  sur  l'exp^dition  anglaise  en  Egypte.  —  Note  en  r^ponse  k 
une  Petition  de  la  Cbambre  de  commerce  de  Tile  de  la  Bönnion,  par  Imbaus.  —  Etüde 
sur  le  tir  de  l'infanterie ,  par  Pons.  —  etc.  Tome  LXXVI,  256«  livraison, 
janvier  1883:  Theorie  du  navire;  traduit  de  l'allemand  par  G.  M.  Auradou.  —  La 
Syrie  et  la  Palestine  en  1882.  —  Opinion  de  Tamiral  F.  Symonds  sur  la  flotte  anglaise. 

—  Statistique  des  p^cbes  maritimes  (1881).  —  Etudes  comparatives  de  tactique  navale, 
par  Farret.  —  Notes  sur  le  magn^tisme  et  sur  la  compensation  des  compas  (fin),  par 
Malapert.  —  Extincteur  et  avertisseur  automatique  d'incendie,  par  H.  Gamauit.  — 
Zansibar  et  Mozambique;  traduit  de  l'allemand  par  J.  Osvaid.  —  Notices  sur  les  colo- 
nies  anglaises  (suite).  Possessions  d'Am^rique,  par  E.  Avalie.  —  Les  Operations  maritimes 
de  l'exp^dition  de  Tunisie,  par  H.  Durassier.  —  Compte  rendn  des  travaux  de  la  Com- 
mission  de  surreillance  de  TExposition  perman.  des  colonies  pendant  le  S«  trimestre  de 
1882.  —  Chronique.  —  etc. 

B.    England. 

British  Quarteriy  Beview,  tbe.  No  CLIII,  Januaryl888:  Mar- 
cus Aureiitts  and  the  Christian  Church.  —  Evolution  by  force  impossibie:  a  new  argu- 
ment  against  Materialism.  —  Traces  of  the  Northmen  in  Normandy.  —  An  Exposition 
of  our  Fish  Wealth.  —  The  Primacy  of  Archbishop  Tait  —  etc. 

Contemporary  Review,  the.  Januaryl88d:  The  Americans,  by  Herb. 
Spencer.  —  University  Elections,  by  E.  A.  Freeman.  —  Panislamism  and  the  Caliphate. 

—  The  Bollandists,  by  G.  T.  Stokes.  —  England,  France,  and  Madagascar,  by  J.  Sibree. 

—  The  Religious  Future  of  the  World.  Part  I.,  by  W.  8.  Lilly.  —  Syrian  Colonization, 
by  W.  Wright.  —  The  Conservative  Dilemma,  by  H.  Dunckley.  —  February  1888: 
Contemporary  Life  and  Thonght  in  France,  by  G.  Monod.    —    Gambetta,  by  a  German. 

—  The  Religious  Future  of  the  World.  Part  II.,  by  W.  8.  Lilly.  —  The  „Silver  8treak" 
and  the  Channel  Tunnel,  by  Boyd  Dawkins.  —  The  Prospect  of  Reform,  by  A.  Arnold. 

—  Ancient  International  Law,  by  Br.  Leech.  —  A  Russian  Prison,  by  H.  Lansdell.  — 
Canonical  Obedience,  by  E.  Hatch.    —   Democratic  Toryism,  by  A.  B.  Forwood.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  the,  No  321  (January  1883):  Immanuel  Kant  and 
the  kantian  revival.  —  Baron  Stael's  diplomatic  correspondence.  —  8tate  trials  of  tbe 
Nineteenth  Century.  —  The  State  of  Agriculture  at  home  and  abroad.  —  The  Oasis  of 
Merv.  —  Henry  Erskine  and  bis  times.  —  The  Nationalization  of  Land.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  edited  by  T.  H.  8.  Escott.  January  1883: 
The  Coming  session,  by  G.  W.  E.  Russell.  —  Will  the  new  rules  work  ?  by  G.  B.  Cur- 
tis.  —  Merton  College  in  the  sixteenth  Century,  by  G.  C.  Brodrick.  —  Reconstruction  in 
E^ypt,  by  G.  Campbell.  —  Secret  Societies  in  Frauce,  by  Jehan  de  Paris.  —  Home 
Bule,  Socialiitm,  and  Secession,  by  J.  W.  Flanagan.  —  The  Impressionists,  by  Fr.  Wed- 
more.  —  The  History  of  the  Science  of  Politics.  IV.,  by  Fr.  Pollock.  —  The  Reform 
Act  of  1832  and  its  critics,  by  A.  C.  Dicey.  —  Political  Effect  of  Religious  Thonght  in 
India,  by  R.  Temple.  —  etc. 

Macmillan's  Magazine,  No279,  for  January  1883:  Thomas  Carlyle, 
by  J.  C.  Morison.  —  The  disastrous  results  of  Sobriety ,  by  A.  J.  Wilson.  —  Peter 
Quince  in  Italy,  by  H.  C.  Hollway.  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the:  A  montbly  Review,  edited  by  J.  Knowles.  No  71, 
January  1883:  Our  position  as  a  Naval  Power,  by  H.  O.  Amold-Forster.  —  Scot- 
land's  Version  of  Home  Rule,  by  W.  Scott  Dalgleish.  —  Russian  Prisons  by  Prince  Kra- 
potkine.  —  On  taste  in  Dress,  by  G.  F.  Watts.  —  Cardinal  Manning's  demand  on  the 
Rates,  by  R  W.  Dale.  —  Girl-Children  of  the  State,  by  Maria  Trench.  —  The  proce- 
dura of  the  high  Court  of  Justice,  by  A.  Hill.  —  Origin  of  the  National  Party  in  Egypt, 
by  J.  Ninet.  —  The  Ainctions  of  an  Opposition ,   by  H.  C.  Raikes.  —    The  functions  of 
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Coflserrftlive  OpposiHon ,  by  W,  St.  J.  Brodrick.  —  A  »w«et*w»ter  8hip-C«na1  tbrougb 
Egypt,  by  J.  Fowler  and  B.  Baker  (with  %  map).  —  etc. 

QuATterly  Review,  the,  ü  *^  309*  Junuary  1883:  Archbbbop  Tai t  and 
thc  Primacy.  —  Prop-e&s  aud  Poveity.  —  Cardinal  Mazaria.  —  Pawiibroking.  —  Sir 
Arcbibald  Alison.  —  Corea.  —  Was  the  war  in  Egypt  uecosaary  ?  —  Tbe  true  Posttioii 
of  Parties.  —  efc. 

WestmiDiter  Review,  ihe.  Jannary  18  83:  Etoployers*  Liability  Act  — 
Shaftpsbury  as  a  moral  philosopher.  —  The  Diamond.  —  Henry  and  Tb.  Erskiue.  — 
Commone  Seme  about  Wemen.  —  Mozley's  Reminiscences.  —  lodia  and  our  CoIoqI»! 
Empire:  a  critical  nnrvtj   —  etc, 

C,     Uaterreich. 

Nacbrichtea  über  Induttrief  Handel  und  Verkehr  ans  dorn  ata» 
tiat  Departement  im  k.  k  H  and  e  Isml  n  i  steri  a  m,  XXIV  Band,  Heft  4 
und  Ö:  Hauptergebnisse  der  önterreieh.  Ebenbahnatatistik  im  Jahre  1881.  —  Werte  für 
die  Mengeocinbeiten  der  im  Jahre  1881  im  österr -an gar  Zollgebiete  ein-  und  atisgeftlhr- 
teu  Waren.  ^ 

Ös  terreichiacbe  Mooatft  »cb  r  if  t  för  Gesel  Iscba  f  tswi  ise  nacbaft  etc. 
▼  oü  Frb.  C.  V.  Vogelsang  Jahrg.  IV,  Jul  i  -  Deze  m  b  erbeft  1882t  Moderne 
Chronik  und  deut»cbe  Oeistesbildung.  von  0»w.  Stein.  —  Zur  Social-  und  Wirtschafts- 
reform  in  Deatächland  —  Die  Arbeit  und  ihr  Recht.  (Längeres  Referat  Hb.  da»  R.  Hchell- 
wien'sche  Werk».  —  Schutz  des»  Handwerk.*i  gegen  das  Kapital,  von  Fr  Hit«e,  —  Zar 
Frage  der  neuen  Qrnodeutla^tnng.  —  Po^itivisrnni»,  Spiritual inrnuK  und  Rntlonalismu-^  in 
der  Academio  frant^aise.  —  Das  lodividanm  und  die  Geselbcbaft.  —  Die  Marktordnung 
für  dett  Wietier  Zöntralviehmarkt,  von  C.  v.  Vogelsiing.  —  Die  Generalversammlung  des 
OBUvro  der  katholiAcHen  Arbnitervüreine  Frankreichs  v.  «—7.  Mai  1882,  v.  W.  KÄmpfe, 
—  Wucher  und  Zins,  von  G.  liatzinger,  —  Die  Geldnot  auf  dem  Lande  und  deren  Ab- 
hilfe durch  eine  Landesgnind  reuten  bau  k.  —  Zur  Gruiidendastungüfrnge,  von  Fcrdin.  Graf 
Br&ndis.  —  Die  neuesten  J u de nkra walte  in  Ungarn,  von  C.  v.  Vopelsang.  —  ArbeiU- 
sclieu  und  Arbeit»hauji,  von  A-  Mcmininger.  —  Die  herrschende  >fotbode  der  Arbeifslohn» 
beme!$j»ung  und  die  Gerechtigkeit.  —  Paradoxa.  Schrift,  Wohnung,  Gesellschaft  und  Nah- 
rung, von  G  E.  Haas,  —  Die  Zünfte.  I.  Geschichtliche  Entwicklupg  der  Zünfte  bia 
drca  1  aOO.  IL  Verkehrs-  and  Gewerberecbt,  Geno&senschaftsrecht  der  Innungen*  —  Zur 
Qnmdentlastnng^fVage^  von  C.  Diebl.  —  Vereinigung,  die,  der  Gewerkschaften  in  Eng- 
land, von  Ph    V.  WedclJ.  —  Die  elektrotechnisrhe  Revolution,  v.  A   Meraminger.  —  ete» 

Statistische  Monatschrift,  redig.  von  der  k,  k.  Direktion  der  administra- 
tiven Statistik.  Jahrgang  VIII,  1882,  Dczemb  e  rb  e  f  t :  Die  Reform  der  admi- 
nistrativen Statistik,  von  C.  Frh.  v  Czoernig,  —  Aus  den  Sitzungen  der  k  k.  statisti- 
schen ZentralkommissJon.  —  Bemerkungen  üb.  d.  höchsten  Altersklassen  d.  Bevölkerung 
Osterreich»  nach  der  letzten  Volkszählung,  v^n  M  Waldstein.  —  Österreichische  Aus- 
wanderung im  Jahre  188L  —  Bewegung  der  Beviilkernng  von  Wien  ond  dessen  Umge- 
bung im  Jahre  18BL  von  Kitz.  —  Die  Hauptergebnisse  der  in  Italien  am  31.  Dezemb. 
durchgeführten  Volkszählung.  —  Die  Sparkassen  im  Jabrn  188  L  —  Der  Grundsteuer- 
reinertrag  nach  d,  deßnitiv.  Festsetzungen  d.  k,  k.  Orundateuerzentralkommission.   —  etc. 

F.    Dftnomark. 

Kationalf>konomiak  Tidsskrift,  udgivet  af  W.  ScharlingogAPe- 
lersen-Studnitz  (Kjobenhavn)  188  2,  ll^e  —  I2ie  Hefte:  Biersteuer,  J.  Scho* 
velin,  ^  Kopenhagen,  verglichen  mit  anderen  SfÄdtef>,  von  W»  Scbarling  —  Geburten, 
Trauungen  und  Todesfälle  in  Diinemark.  —  Verhandlungen  d-  volkswirtsch  Gesellschaft 
in  Kopenhagen  vom  28.  November  18B2  i  Mittfilungen  tibi»r  das  brachliegende  Areal  in 
Dünemark.  Vortrag  von  W.  Scbarling  nebst  sieh  auknlipfender  Debatte.  —  Norwegens 
auswärtiger  Handel  im  Jahre   1881,  —  Kopenhagens  Entwickelungsgeschichte,  —  etc. 

G,  Belgien  und  Holland. 
Economist,  de.  TijdscliHft  voor  St/mthui<«houdkunde ,  red.  van  J.  L.  de  Bruyij 
Kops.  188  2,  Nnvember:  Drs  Problem  der  Arbeiterverslebtjriingen ;  seine  Beschaf- 
fenheit und  seine  Losung,  von  D.  J.  A.  Samot  —  Die  annnynien  (Privat^-  Genomen* 
Schäften  in  Holland,  von  P.  N.  Müller  —  Ergebnisse  der  Reichstelegraphen  Verwaltung 
für  das  Jahr  1881,  von  J.  J.  van  Kerkwijk.     —     Über  die  Äpfel  wein-  (Cider)-  Fabrik*- 
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tion  in  den  Niederlanden  und  dessen  Konsum  im  Gegensats  zum  Alkoholkonsum  anderer 
Linder,  von  A.  Mayer.  —  Koloniale  Chronik  und  Litteratur,  von  J.  K.  W.  Qnarles  van 
Ufford.  —  Auswanderungen  niederlfind.  Staatsangehöriger  nach  Nordamerika  1881.  —  etc. 
188  2f  Dezember:  Über  Kasemenbauteu  und  Kaserneneinrichtungen,  vom  Standpunkte 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  von  Kuysch.  —  Früchte-  und  GemQsezucht,  von  T.  B. 
Löhnis.  —  Die  Münzfrage.  —  Die  Verwaltung  der  öffentlichen  Arbeiten  im  KR.  der  Nie- 
derlande, von  J.  Nieuwenhuis.  —  Ein  Wort  über  die  Pensionen  der  Zivilbeamten  (im 
Gegensatz  zu  den  Militärpensionen),  von  H.  £.  Kleijn.  —  Die  Eisenbahnenqu^te.  —  etc. 
Revue  d  e  droit  internatio  nal  et  de  legislation  compar  ^e.  Tome 
XIV,  (Bruxelles)  1882,  No  6:  La  philosophie  du  droit  et  l'^cole  hi^torique ,  par 
A.  Prins.  —  De  la  s^nrit^  de  la  navigation  dans  le  canal  de  Suez,  par  Tr.  Twiss.  — 
Institut  de  droit  international.  Session  de  1882,  h  Turin,  par  A.  R.  —  Le  droit  interna- 
tional au  congr^s  des  soci^t^s  suisses  de  g^ograpbie  et  au  congr^s  international  d'hygi^ne. 
La  prophylaxie  internationale  des  maladies  contagieuses  et  de  la  rage,  par  Hornung.  — 
La  qnestion  de  la  propri^t^  des  lettres  en  cours  de  transport,  par  M.  de  Kirchenbeim. 
—  Chronique  des  faits  internationaux.  France,  par  L.  Renault.  —  etc. 

K.     Amerika. 

Journal  of  Social  Science,  containing  the  transactions  of  the 
American  Association.  Number  XVI:  Dezember  1882:  Tbe  Michigan  Plau 
for  Boards  of  Health,  by  H.  B.  Baker.  —  The  Health  of  Boys'  Boarding  Schools ,  by 
D.  F.  Lincoln.  —  The  Health  of  Crininal  Women,  by  Eliza  M.  Mosher.  —  The  Manage- 
ment of  Chronic  Inebriates  aud  Insane  Drunkards,  by  A.  N.  Blodgett.  —  Table  of  Di- 
sease and  Crime  among  Women.  —  International  and  national  Relief  in  War,  by  Clara 
BartoQ.  —  The  Factory  System  as  en  element  in  Civilization,  by  C.  D.  Wright  —  Early 
Factory  Life  in  New  England,  by  H.  H.  Robinson.  —  American  Factory  Life  by  Lucy 
Larcom.  —  Ten  Hours,  by  Jesse  H.  Jones.  —  etc. 
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Ann  alen  für  Gewerbe  und  Bau  wesen,  hrsg.  von  F.  C.  G 1  a  s  e  r.  Nr.  129 — 
132,  1.  November — 15.  Dezember  1882:  Internationale  Elektrizitätsausstellung  in  Mün- 
chen, von  Pöllath.  —  Ausstellung  in  Nürnberg,  von  Hering.  VI.  Artikel  mit  24  Abbil- 
dungen. —  Projekt  zur  Verbindung  des  atlantischen  mit  dem  stillen  Ocean,    von  Hagen. 

—  Schutzmittel  des  Eisens  (Verzinkung  und  Verbleiung),  von  Leonhardt.  —  Dampf- 
omnibus für  Lokalverkehr  auf  Hauptbahnen.  —  Withworth'sches  oder  metrisches  G^winde- 
system.  Diskussion  von  Stambke,  Hoppe,  Brix,  Diese  und  Neumann.  —  Trocknen  und 
Trocknungseinrichtungen,  von  Sturm.  —  Elektrische  Uhren  der  Berliner  Stadtbahn,  von 
Honsselle.  —  Institution  of  Naval  Architects,  XXIII.  Jahresversammlung:  Panzerschiffe 
und  moderne  Geschütze,  von  Samuda;  Revision  des  Schiffsvermessungägosetzes ,  von 
White;  Materialien  des  Schiffbaues,  v.  West  —  etc.  —  Bd.  XII,  Heft  1—3  oder  Nr 
133  — 135  V.  1.  Januar  bis  1.  Febr.  1883:  Verein  deutscher  Maschineningenieure. 
Versammlung  vom  2.  Dez.  1882.  —  Die  Erfindung  der  Feuerspritze  mit  Windkessel,  von 
Gerland.  —  Normalien  für  die  Betriebsmittel  der  Eisenbahnen.  —  Aus  den  Verhandlungen 
der  Institution  of  Mechanical  Engineers.  —  Aus  dem  Bericht  der  Deputation  für  die  Ver- 
waltung der  Berliner  Kanalisationiiwerke  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1881  bis  März  1882. 

—  Verein  für  Eisenbahnkunde.  Versammlung  vom  6.  Dezember  1882.  —  Maschinentech- 
niker  im  Staatsdienst.  Zur  Abwehr.  —  Verzeichnis  höherer  masch  inen  technischer  Beam- 
ten, von  Schrey.  —  Erhaltung  der  eisernen  Brücken,  von  £.  Paschen.  —  Verein  deut- 
scher Maschineningenieure.  Versammlung  vom  13.  Januar  1883.  —  etc. 

Annalen  des  deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Statistik,  hrsg.  von  G.  Hirth  u.  M.  Seidel  1882.  No  10:  Schäffles  „Grund- 
sätze der  Steuerpolitik'*  Tübingen  1880,  besprochen  von  F.  H.  Geffcken.    —   Die  Orga- 
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uiaation  der  ^rmonpfloge  id  den  Oenjeinden,  insbesondere  in  den  kleioeren  Verbänden, 
ßericht  von  Se/ffardt-Crefetd  auf  dein  ArmenpflegerkoDgren»  188S.  —  Die  Stiflmigen  für 
dos  Arbeiterwoht  im  Eeichslunde,  von  Ch,  Qrwd.  1.  UnterrichtsanAtalten.  S.  HilfäJiA»teu* 
8^  Arbeiterwobuuii|^eti> 

Archiv  für  E  i  sen  b  abn  we  aeu.  Heraosgegebeß  im  MiuUteriuin  für  ofientliche 
Arbeiten.  Jahrgang  188S,  Heft  1:  Januar  und  Februar:  Die  eoglische  Eiü^ti- 
bahripoIiUk  der  ktsten  10  Jalire  ^  von  Gust.  Cobn.  —  Die  Eisenbahnen  in  Klaftfa-Loth- 
rtngea  und  die  Wilhelm-Luxemburg-Bahn.  —  Die  Ei»eu bahnen  in  Bra&iüen.  —  tStatisti* 
»übes  von  den  deatseben  Eisenbahnen.  —  Die  italienischen  Ei&eubahneu  im  Jahre  löBl. 

—  Die  nicderläud.  Eisenbahnen.  —  Betriebseintiahmen  der  frinsosiscben  Unuptbahnen. 
'i^  Die  Eisenbahnen  in  der  Kolonie  Victoria  im  Jahre  1881«  —  Rechtsprechung:  Eisen* 
bahnfracbtrecht.  Haftpflichtgejtetx.  RechtsgrundsütKe  aus  den  Enfscfaeldungan  d«s  Ober- 
V  erwähn  ngagerichts.  —   Gesetzgebung:  Österreich -Ungarn.  Italien.  Frankreich  ete. 

Archiv  für  Post  ond  Telegrapbie.  188S,  NrS4,  Deiember:  Di« 
deuUche  Betchspost  im  Jahre  1881.  —  Über  Inflaenzkarten  und  graphische  Koordinaten« 
fahrplüne,  —  Eine  Stimme  ans  Hand  eis  kreisen  über  den  Weltpostverein,  —  Die  Tclegra- 
phenlinie  auf  der  kurifvchen  Kehrung.  —  Das  neue  Poitgebaudc  in  Paris.  —  Die  Post- 
und  Telegraphen  Verwaltung  von  KiederlaDdisch^lndien^  —  Die  Bedeutung  des  Panama« 
kanals  für  den  Weltverkehr.  —  1883  N^l,  Januar;  Das  erste  Jahrzehnt  der  Reichs-, 
Fost-  und  Telegrapbenverwaltung.  —  Die  Stadtfernsprecheinrichtung  in  Berliu,  —  Das 
„Telegraphenkorps'*  in  Preufsen    —  etc. 

Jahrbuch  für  Geaetagebung^  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im 
deutschen  Kbich.  Hrsg,  von  O.  8  cbmo  11  er.  VIL  Jahrgang.  (1  8  8  S).  Heft  1; 
Ideen  und  Thatsacben  im  Genossen  sc  haftbwesent  von  G  Cohu.  —  Die  deutsche  Justis- 
reform.  11.  Artikel:  8trafpro2er3,  Konkurs,  Anwaltschaft  und  Kostenwesen,  v.  R.   Sydow. 

—  SchutzKoU  und  deutsche  Warenausfuhr.     Gegen  Herrn  Prof.  Dr.  Nasse,    v.    G.  Tuch. 

—  Der  Zetitra! verein  für  IlandeUgeographie  und  Forderung  deutscher  Interessen  im  Aus- 
Jande  zu  Berlin,  von   R    Jannaach    —  Der  Württemberg.  StaHtihanshait,  v.  K.    V.  Riecke.  ] 

—  lind.  Gnf^ibtä  eogliache  Verfasj^ungsgoächichte,  v.  E.  Loening.  —  Zur  Geschichte  der( 
Psrj.^er  BüraenkriÄiÄ  vom  Jahre  1882,  von  E,  Struck.  —  Der  neueste  Stand  der  Wftb-  . 
rungbfrage  und  der  Kongrefs  der  Bimetallisten  in  Köln.  (Oktbr.  1882),  von  W.  Lexis,  — 
Die  JabreäveräAmmlung  des  volkswirtsch.  Kongresses  und  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
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IV. 

Die   ersten  Beziehnngen  zwischen  Forstwirtschaft 
und  Volkswirtschaft 

Betraohtungen  über  W.  Pfeil  und  J.  H.  y.  Thiinen 

▼on 
Br.  Udo  Eggert 

Abseits  vom  Lärme  des  wirtschaftlichen  Getriebes  führte  die 
Forstwirtschaft  lange  Zeit  eine  ruhige,  wenig  gestörte  Existenz.  Die 
ungeleitete  Produktionskraft  der  Natur,  welche  in  ihrem  ewigen  Schaf- 
fensdrange aus  dem  Vergehenden  immer  neues  Leben  hervorruft, 
sorgte  früher  allein  für  das  Fortbestehen  des  Waldes;  und  was  sie 
überreich  an  Produkten  dem  Menschen  bot,  konnte  ihm  nicht  anders 
erscheinen,  als  das  Unkraut,  welches  seine  Wirtschaftsführung  vielfach 
erschwerte.  Natürlich  nur  scheint  auf  dieser  Kulturstufe  der  Anta- 
gonismus zwischen  dem  Menschen,  der  die  Naturkraft  in  seiner  Weise 
zu  lenken,  zu  benutzen  suchte,  und  dem  Walde.  Der  Fortschritt  der 
Kultur  und  das  Verschwinden  der  Waldungen  scheinen  hier  noch 
Hand  in  Hand  zu  gehen,  bis  endlich  die  Wertschätzung  auch  diesen 
natürlichen  Produkten  gegenüber  Platz  greift;. 

Anfänglich  ist  der  Wald  nur  der  Nebennutzungen,  hauptsäch- 
lich der  Mast,  der  Ji^d  halber  geschätzt;  in  der  Nähe  gröfserer 
Bevölkerungszentren  tritt  dann  auch  das  Holz  in  den  Kreis  wirt- 
schaftlicher Güter,  dort  namentlich,  wo  gute  Verkehrsstrafsen,  Flüsse 
und  Kanäle  weiteren  Transport  ermöglichen,  wo  als  Kaufmanns-  und 
Holländerholz  bei  uns  bestimmten  Holzarten  und  Sortimenten  eine 
höhere  Wertschätzung  zu  teil  wird. 

Von  einer  Wirtschaft  im  Walde  ist  im  produktiven  Sinne  indes 
noch  lange  nicht  die  Rede.  Was  die  Natur  ihm  bietet,  nutzt  der 
Mensch;  dafs  an  Stelle  des  dem  Walde  Entnommenen  Ersatz  im  Nach- 
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wuchs  tritt,  überlärst  er  der  natürlichen  ScliöpfuDgskraft.  Nur  die 
znkunftsbaiige  Sorge  bcschicicht  ihn  in  Gegenden,  die  allzu  fern  vom 
Walde  liegen,  den  eine  ungemessene  Nutzung  immer  mehr  lichtet  und 
verdrangt,  dafs  ihm  die  zu  seiner  Existenz  in  kälterer  Zone  nötigen 
Brennstoffe  fehlen,  welche  die  Natur  durch  den  ewigen  ümwandlungs- 
prozefs  des  Sonnenlichtes,  der  atniosphiirischen  Kohlensäure  in  Brenn- 
stoff ihm  bisher  in  den  Waldprodukten  so  reichlich  darbot. 

So  sind  denn  dieser  Besorgnis  schon  seit  Jahrhunderten  Vorschrif* 
ten  entsprungen  über  eine  mäfsige,  geordnete  Nutzung  der  bisher  freien 
Güter  im  Walde.  Der  Sorge  um  die  zukünftige  ausreichende  Nutzung 
entspringt  auch  die  geordnete  Wirtschaft,  welche  im  Nachhaltigkeits- 
betriebe  nur  das  jährlich  oder  in  Perioden  zu  nutzen  bestrebt  ist, 
was  durch  den  Zuwachs  sich  ersetzt.  Die  Fachwerkmethoden,  wie 
sie  von  Beckmann  und  Oettelt  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
eingeführt  sind,  dienen  dieser  Berechnung.  Zugleich  suchte  man 
schnellwüchsige  Hölzer  dort  einzubürgern.  Wo  Eiche,  Buche  und 
Ahorn  bisher  stockten,  geht  jetzt  der  Pflug,  unberührt  blieb  zumeist 
die  Nadelwaldung;  aüch  dorthin  dehnte  sie  sich  jetzt  aus,  wo  duixh 
menschliche  Mifswirtschaft  Blöfsen  und  Ödungen  entstanden,  und« 
selbst  auf  besserem  Boden  begünstigte  man  die  einträglichen  Nadel- 
hölzer. So  erklärt  sich  die  Abnahme  der  Laubwälder  bei  uns;  die 
Sandhügel,  welche  mit  Kiefern  bedeckt  waren,  blieben  unberührt.  Im 
Gebirge  schritt  die  Fichte  Überall  von  der  Höhe  in  die  Tiefe;  in  der 
Ebene  war  es,  nanientlich  im  Norden,  die  Kiefer,  die  ihr  natürliches 
Terrain  noch  vergröfserte  und  die  Stelle  der  früheren  Buchen-  und 
Eichenwald ungen  einnahm.  Dieser  Entwicklungsgang  war  ein  natur- 
gemäfser,  je  mehr  die  Wälder  bei  ansteigender  Bevölkerung  auf  den 
schlechten  Boden  zurückgedrängt  wurden  und  je  niebr  man  die  Bo- 
denkraft des  Waldes  auch  noch  dadurch  erschöpfen  liefs,  dafs  Men- 
schen und  Tiere  alles,  was  zu  seiner  Nahrung  diente,  in  der  Streu- 
nutzung, in  der  Weide  ihm  n^ihmen. 

Mit  dem  Verlassen  der  ungeregelten,  durch  wilde  Weide  so  rui- 
nösen Plenterwirtschaft,  mit  der  Einführung  des  in  den  Fachwerkme- 
thoden gegebenen  schlagweisen  Betriebes  kommt  der  Hochwald  zur 
Geltung,  und  bürgert  sich  um  so  schneller  ein,  weil  seine  bequeme 
Bewirtschaftung  namentlich  im  Staatswalde  leicht  die  Kontrole  er- 
möglicht Zwar  erklingt  jetzt  von  vielen  Seiten  der  Ruf,  dafs  die 
Überführung  des  Mittelwaldes  in  Hochwald,  und  das  starre  Festhalten 
an  dem  Hochwaldprinzip  eine  Verirrung  sei,  dafs  die  auf  den  Kahl- 
hiebsflächen  durch  Saat  oder  Pflanzung  entstandenen  Jungwüchsc  den 
verschiedensten  Gefahren   ausgesetzt  seien,    und  dem   Jungbestande 
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Schirm  und  Schutz  gegen  Wind  und  Sonnenbrand  fehle,  dafs  die  Bo- 
denfrische  und  Bodenkraft  schwinde,  und  die  Forstwirtschaft  daher 
zu  natürlichen  Bestandesformen,  zur  natürlichen  Ordnung  im  Interesse 
des  produktiv  zu  erhaltenden  Waldbodens  zurückkehren  müsse  — 
gerade  die  verlassene,  aber  geregelte,  Plenterwirtschaft  ist  manchem 
das  Ideal  — ,  jedoch  eine  Entscheidung  im  internen  forstlichen  Streite 
vermag  die  Volkswirtschaft  nicht  zu  geben,  und  um  so  weniger  ist 
eine  übereilte  Parteinahme  etwa  in  der  Weise  Ph.  Geyer's  (in  seinem 
Buche:  der  Wald  im  nationalen  Wirtschaftsleben)  gerechtfertigt,  weil 
es  sich  hier  um  Erfahrungen  handelt,  die  eine  das  kurze  Menschen- 
leben weit  überschreitende  Beobachtungszeit  fordern. 

Bedeutsam  wurde  aber  für  uns  die  Betriebsregelung,  wie  sie  an 
die  Hochwaldwirtschaft  sich  anschliefst;  denn  jetzt  erst  erhielt  die 
Forstwirtschaft  eigene,  selbständige  Ziele;  fortan  ist  die  Berücksich- 
tigung wirtschaftlicher  Gesichtspunkte  möglich,  durch  welche  der  na- 
türlichen Schaffenskraft,  die  bisher  ungeleitet  im  Walde  zur  Geltung 
kam,  bestimmte  Direktiven  gegeben  werden. 

Im  Anschlufs  an  die  Fachwerkmethoden,  an  die  Waldwertberech- 
Dungen  wurde  den  Wachstumsverbältnissen  des  Baumes,  der  Bestände 
mehr  Aufmerksamkeit  zu  Teil;  Ertragstafeln  werden  für  die  verschie- 
denen Baumarten,  für  die  verschiedenen  Waldböden  aufgestellt,  ge- 
nauere Beobachtungen  über  den  Zuwachs  in  den  einzelnen  Alterspe- 
rioden führen  zu  Reflexionen  über  das  günstigste  Abtriebsalter;  trotz- 
dem allgemein  gültige  Beobachtungen  und  Berechnungen  unmöglich 
waren,  glaubte  man  an  diesen  kaum  lokal  gültigen  Zahlen  einen  si- 
cheren Anhalt  zu  haben  für  weitere  rechnerische  Pläne.  Die  Versuche, 
mit  Hülfe  der  Zahlen  die  Forstwissenschaft  in  die  Reihe  der  exakten 
Wissenschaften  zu  erheben  ist  der  Abschlufs  der  Bestrebungen,  welche 
m.  E.  zu  voreilig  und  generell  den  Gewerbestandpunkt  auch  der  Wald- 
wirtschaft aufdrücken  wollen,  während  der  Faktor  Natur  hier  mehr 
hervortritt,  als  sonstwo  im  Wirtschaftsleben. 

Während  des  vorgehend  kurz  skizzierten  Entwicklungsganges  des 
internen  forstlichen  Lebens  blieb,  schon  weil  nötige  technische  Kennt- 
nisse ein  Eindringen  nicht  fachmännisch  Gebildeter  sehr  erschweren, 
die  Forstwirtschaft  in  ihrer  isolierten  Stellung.  Vom  Standpunkte  des 
gesamten  Wirtschaftslebens  aus  machte  man  nur,  den  Zeitverhält- 
nissen  entsprechend,  immer  verschiedene  generelle  Ansprüche,  ohne 
um  das  Detail  der  Erfüllung  sich  mehr  zu  kümmern.  Solange  der 
Wald  allein  das  nötige  Brenn-  und  Baumaterial  lieferte,  wurden  die 
Privaten  wie  die  um  ihr  Wohl  sich  mühenden  absoluten  Regierungen 
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nur  von  der  Sorge  um  die  hinreichende  Lieferung  dieser  nötigen»  zu- 
nächst unersetzbaren  Existenzmittel  erregt  und  glaubten  durch  eine 
mäfsige  Nutzung,  wie  durch  Schonung  des  Waldes  das  Schreckge- 
spenst zu  verscheuchen.  In  den  Lehrbüchern  der  Kameralisten  uininit 
deshalb  die  Empfehlung  der  Holzersparung  und  Besprechung  der 
Mittel,  sie  z\i  ermöglichen,  einen  festen  nicht  unwichtigen  Platz  ein. 
Verbot  der  Waldrodungen,  Vorschriften  über  eine  geregelte  Nutzung 
bilden  das  nötige  Korrelat  dieser  alle  Kreise  beherrschenden  Furcht; 
das  Gesamtinteresse  ging  dem  Vorteile  der  einzelnen  Besitzer  vor, 
und  Letztere  konnten  ja  auch,  selbst  wenn  es  sich  um  einen  landwirt- 
schaftlich  verwertbaren  Boden  handelte,  nur  in  günstiger  Flufslage, 
in  der  Nähe  der  nur  spärlich  verteilten  GrofsstMte  durch  agrarische 
Nutzung  dauernd  höhere  Gewinne  erzielen. 

Die  Reaktion  gegen  das  bevormundende  Regiment,  das  endlich 
mit  seinen  kleinlichen  Reglementierungen  zur  Plage  des  zur  Selbstän- 
digkeit sich  emporringenden  unlernehmungsfrohen  Bürgertums  wurde, 
erhielt  eine  geistige  Stütze  in  den  naturrechtlichen,  auf  dem  Indivi- 
dualismus fufsenden  Theorien.  Das  Prinzip  des  Gehen*  und  Gewäh- 
renlassens  sollte  auch  im  Walde  zur  Geltung  kommen,  so  verlangte 
es  direkt  der  Physiokrat  Mirabeau,  und  er  fand  sich  im  Einklang  mit 
dem  Begründer  des  Systems;  denn  als  22.  maxime  generale  du  gou- 
vernement  «^conomique  finden  wir  den  Satz:  ,,que  chacun  soit  libre 
de  cultiver  dans  son  champ  telles  productions,  quo  son  intßrfit,  ses 
facultös,  la  nature  du  terrein  lui  suggerent  pour  en  tirer  le  plus  grand 
produit  possible".  Die  Übertragung  dieses  Grundsatzes  auf  den  Wald 
verstand  sich  von  selbst.  In  der  Praxis  kam  der  Satz  erst  mit  der 
französischen  Revolution  und  bei  uns  zu  Anfang  des  Jahrhunderts 
zur  Geltung. 

Gleichzeitig  wurde  auch  die  bisherige  Staatstheorie,  mit  ihr  der 
Staatsbesitz  angefochten:  in  den  Händen  der  Privaten  sollte  auch  der 
Staatswald  am  besten  seine  Bestimmung  erfüllen.  In  Deutschland 
knüpft  sich  an  diese  Frage  eine  lange  dauernde  Kontroverse,  die  um 
so  lebhafter  die  Beteiligten  erregte,  weil  die  durch  lange  schwere 
Kriegsjahre  erschöpften  Staaten  im  partiellen  Verkaufe  des  Waldes, 
wie  der  Domänen  das  einzige  Mittel  der  Erhaltung  sahen.  Bessere 
Tage  freilich  machten  die  Veräufserungen  bald  unnötig,  und  auch  der 
theoretische  Streit  verlor  allmählich  die  frühere  Bedeutung.  Man 
überliefs  die  Forstwirtschaft,  welche  durch  die  Fortschritte  der  Na- 
turwissenschaften neue  Impulse  und  durch  die  weiter  ausgebildeten 
Fachwerkmethoden  eine  sichere  rechnerische  Grundlage  erhielt,  sich 
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selbst  Zunächst  war  ja  die  frühere  Sorge  um  das  unentbehrliche 
Existenzmittel  gegenstandlos  geworden.  Die  Benutzung  der  Kohle, 
welche  anfanglich  in  den  industriellen  Unternehmungen,  dann  auch 
in  dem  bürgerlichen  Haushalte  immer  mehr  die  Holzfeuerung  ver- 
drängte, machte  die  Bevölkerung  sorgloser  und  damit  gleichgültiger 
gegen  den  Wald  und  seine  Wirtschaft.  An  die  Stelle  der  früheren 
sorgenvollen  Schätzung  trat  jetzt,  bei  uns  zumal,  die  phantastische 
Verherrlichung  durch  die  Poesie  und  ebnete  den  Boden  für  die  über- 
triebene Wichtigkeit,  welche  man  jetzt  noch  dem  Walde  aus  klimati- 
schen, meteorologischen  und  sanitätlichen  Gründen  zuschreibt  Nicht 
nur  der  absolut  nötige  Schutzwald  sollte  erhalten  werden,  sondern 
möglichst  der  ganze  Wald  im  bisherigen  Umfange;  ja  selbst  auf  Haiden 
und  Ödländereien,  die  nie  einen  Schutzwald  tragen  werden,  erstreckt 
sich  jetzt  die,  fast  zur  Manie  gewordene,  recht  teure  Aufforstung^). 

So  war  es  fast  ein  Affektionswert,  den  man  dem  Walde  vindizierte, 
und  gefühllos  schien  es,  streng  wirtschaftliche  Mafsstäbe  an  ihn  zu 
legen.  Wenn  unsere  Zeitrichtung  häufig  auch  als  materialistische 
verschrieen  wird,  die  gefühlvolle  Überschätzung  des  Waldes  könnte 
uns  eines  Anderen  belehren  I  So  realistisch  ist  nun  auch  die  moderne 
Volkswirtschaft  nicht,  dafs  sie  in  der  Weise  Ricardo's  nur  auf  ihren 
Schein  bestünde,  blos  materielle  Güter-  und  Reichtumslehre  zu  sein; 
seitdem  zur  speziell  wirtschaftlichen  Seite  auch  die  soziale  als  gleich- 
berechtigtes Glied  derselben  Wissenschaft  getreten  ist,  mufs  not- 
wendig, dem  menschlichen  Doppelwesen  entsprechend,  auch  der  Af- 
fektionswert respektiert  werden,  vorausgesetzt,  dafs  er  es  nicht  aus 
blindem  Aberglauben  oder  zum  Nachteil  unserer  Mitmenschen  ist 
Beides  trifft  aber  beim  Walde  zul  So  jung  auch  die  Meteorologie 
und  Klimatologie  noch  als  exakte  Wissenschaften  sind,  so  viel  steht 
wohl  fest,  dafs  wir  dem  Walde  vielfach  eine  übertriebene  Einwirkung 
in  beiden  Richtungen  zuschreiben;  andererseits  mahnt  die  Massenaus- 
wanderung der  Neuzeit  ernstlich,  nicht  allzu  sehr  vom  Gefühle  für 
den  Wald  uns  hinreifsen  zu  lassen,  und  nicht  weiter  auf  gutem  Acker- 
boden noch  in  überflüssiger  Menge  gering  bezahltes  Buchenbrennholz 
zu  erziehen. 

Frühzeitig  ist  der  zweite  Grund  von  einem  Hauptvertreter  der 
Forstwissenschaft  geltend  gemacht.  Pfeil  nämlich  ist,  m.  K,  der  ein- 
zige Forstmann,  der  selbständig  seine  Fachwissenschaft  zuerst  mit 
volkswirtschaftlichem  Blicke  betrachtet,  wie  er  auch  mit  einer  der 

1)  cf.  meine  AufsäUe:  Zur  Forstfrage  1— V.     Politische  Wochenschrift  1882  nr.  40— 
4S,  1888  nr.  1  o.  S. 
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Ersten  ist,  diu  se|jjcu  dW  übertriebene  Wertschätzung  des  Waldes  aus 
klimjitiscli»3n  und  meteoroloj^ischen  Gründen  eiferten  und  der  heftig 
gej^eri  die  süddeutsche  Forstschule  zu  Felde  zog,  die  mit  dem  bun- 
testen, vielsprachigen  Zitatenkram  kritiklos  die  klimatische  Bedeutung 
des  Waldes  zu  beweisen  glaubte* 

Datiert  nun  auch  die  volkswirtschaftliche  Betrachtung  der  Forst- 
wirtschaft schon  seit  Pfeil,  so  ist  die  idyllische  Ruhe,  in  die  sie  sich 
seitdem  wieder  einwiegte,  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  gestört  und 
zwar  zunächst  durch  einen  Nichtforstmann,  durch  den  Mathematiker 
Prefsler,  dessen  rationeller  Waldwirt  den  Kriegsbrand  hineinwarf  in 
das  forstliche  Lager,  das  seitdem  in  zwei  einander  noch  befehdende 
Parteien  zerfiel 

Wer  als  Epigone  —  im  eigentlichen  Sinne,  um  nicht  allzu  be- 
scheiden zu  erscheinen  —  die  modernen  forstlichen  Streitfragen,  na- 
mentlich die  durch  die  Reinertragslehre  angeregten,  überschaut,  dem 
wird,  wie  mir,  das  Gefühl  sich  aufdrängen,  dafs  die  Kernfragen  von 
Pfeil  schon  besser,  als  es  später  geschah  und  volkswirtschaftlich 
richtiger,  als  es  mit  den  Rcntentafeln  allein  möglich  ist,  gestellt  und 
beantwortet  sind;  nur  die  grofsen  neuen  Aufgaben,  die  durch  die 
Naturwissenschaften  der  Forstwirtschaft  gestellt  waren  und  noch  sind, 
wie  andererseits  die  Rührigkeit  der  Reinertragsschule  lassen  es  be- 
greiflich erscheinen,  dals  man  von  dieser  Lehre  so  viel  Aufhebens 
machte  und  dafs  jetzt  doch  erst  Pfeils  Grundgedanken  für  die  Praxis 
Bedeutung  erhielten.  Auch  das  volkswirtschaftliche  Interesse  am  Walde 
und  seiner  Bewirtschaftung  datiert  erst  seit  dieser  Neuhelebung  einiger 
Sätze  Pfeils,  dem  Rau  freilich  entgegen  trat,  um  später,  wie  die 
Forstwirtschaft  überhaupt,  von  den  Volkswirten  wieder  vergessen, 
ignoriert  zu  werden. 

Gelegentliche  Apertjues  über  die  Differenzen  im  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Betriebe,  wie  die  Exzerpte,  welche  s.  v.  Forstwirtschaft 
den  zweiten  Band  der  Volkswirtschaftslehre  mit  füllen,  sind  kaum  als 
selbständige  Beurteilungen  dieses  nicht  unwichtigen  Teiles  im  natio- 
nalen Haushalte  anzusehen* 

Erst  im  Streite  mit  der  Reinertragslehre  wurde  die  von  Pfeil 
schon  empfohlene  Verbindung  zwischen  Forst-  und  Volkswirtschaft 
wieder  aufs  neue  belebt;  Helferich's  Arbeiten  sind  es  vor  allem, 
welchen  wir  dies  verdanken,  W^as  vereinzelt,  um  die  momentane 
Streitfrage  sich  gnippierend,  an  allgemeinen  Betrachtungen  zerstreut 
sich  fand,  ist  neuerdings  von  dem  hervorragendsten  sachkundigen  Volks- 
wirte in   systematischer  Bearbeitung  zusammengefafst  s.  v.  Forstwirt- 
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Schaft  im  ersten  Bande  des  von  Scliönberg  herausgegebenen  Hand- 
bachs der  politischen  Ökonomie  (Tübingen,  1882). 

So  ist,  trotz  dem  Fehdehandschuh,  welchen  der  nichtforstmänni- 
sche  Begründer  der  sog.  Rcinertragsschule  —  dem  Pfeil  schon  das 
verdeutschte  ne  sutor  ultra  crepidam  zurief  —  in  wenig  urbaner 
Weise  der  Volkswirtschaft  zuwarf,  weil  sie  seine  kurzlebigen  privat- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte  nicht  billigen  und  annehmen  zu  kön- 
nen mit  Recht  glaubt,  doch  die  Verbindung  zwischen  dem  wichtigen 
Teile,  der  Forstwirtschaft,  und  der  Vertretung  der  gesamten  Volks- 
wirtschaft erhalten  geblieben. 

Denn  dafs  die  Verbindung  bestand  und  von  nationalökonomischer 
Seite,  wenn  auch  vereinzelt,  früher  schon  gepflegt  wurde,  verdanken 
wir  dem  Volkswirte,  der  die  Volkswirtschaftslehre  bei  uns  als  Erster 
selbständig  vertrat  und  nicht  nur  die  Lehren  der  Physiokraten  und 
von  Adam  Smith  popularisierte  und  verwässerte.  Es  ist  ein  Zeitge- 
nosse Pfeil's:  Joh.  Heinrich  von  Thünen,  welcher  1826  bereits  in 
dem  ersten  Teile  seines  Lebenswerkes:  „Der  isolierte  Staat  in  Bezie- 
hung auf  Landwirtschaft  und  Nationalökonomie''  auch  die  Forstwirt- 
schaft gebührend  berücksichtigt.  Ausführlicher  und  ausschliefslich 
behandelt  er  sie  im  dritten  Teile,  der  bereits  1828  in  den  Grundzü- 
gen niedergeschrieben,  aber  —  vielfach  noch  Fragment  —  erst  1863 
publiziert  wurde. 

Durch  Pfeil  und  v.  Thünen  erhält  die  Forstwirtschaft  ihre 
Stellung  im  nationalen  Haushalte  und  die  bis  dahin  mehr  negative, 
nur  konsumtive«  zielunsichere  Wirtschaft  wird  zu  einer  produktiven, 
zweckbewufsten. 

Bei  der  seitherigen  Naturalwirtschaft  in  den  Waldungen  legten 
nämlich  die  Fachleute,  bis  auf  G.  L.  H artig  und  H.  Cotta  ganz 
allgemein  das  Hauptgewicht  auf  die  Nachhaltigkeit  und  den  gröfsten 
Naturalertrag;  man  liefs  die  Bäume  ein  Alter  erreichen,  in  dem  sie 
die  gröfste  Masse  an  Holz  gewährten,  zugleich  nahm  man  bei  der 
Ernte  Rücksicht  darauf,  dafis  der  Zuwachs  mindestens  das  Nutzungs- 
prozent deckte  und  so  eine  nachhaltige,  dauernde  Nutzung  ermöglicht 
wurde.  Ein  zweiter  Gesichtspunkt,  der  die  Wirtschaftsführung  der 
Forstleute  leitete,  war  die  Beachtung  der  technischen  Verwendbarkeit 
des  Holzes;  bestimmte  Länge  und  Stärke,  eine  besondere  Qualität, 
welche  es  für  diesen  oder  jenen  Zweck  tauglich  machten,  waren  mafs- 
gebend  für  die  Zeit  des  Umtriebes.  Diese  technische  Umtriebszeit, 
sowie  die  des  gröfsten  Naturalertrags  sind  heute  noch  von  besonderer 
Bedeutung. 
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Deo  gewöhnlichen  wirtschaftlichen  Grundsätzen  entspricht  es  nun, 
die  zu  erreichenden  Ziele  auf  direkte,  billigste,  schnellste  Weise  zu 
erstreben ;  das  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  selbst  ist  im  Grunde  ja 
nichts  weiter,  als  die  logische  Befolgung  der  Ratschläge  des  gesunden 
Menschenverstandes,  der  einfachen  Erfahrung,  dafs  der  direkte  Weg 
zwischen  zwei  Punkten  kürzer  ist,  als  jede  andere  Verbindung  der- 
selben, und  dafs  es  überflüssig  ist,  doppelte  Anstrengungen  zu  machen, 
wo  die  Hiilfte  an  Aufwand  genügt.  Also  auch  ohne  besondere  wirt- 
schaftliche Studien  kam  man  zu  der  Ansicht ,  dafs  jene  beiden  Prin- 
zipien, besonders  aber  das  erste  des  gröfsten  Massenertrages,  wenn 
einmal  von  einer  menschlichen  Direktion  der  Holzzucht  die  Rede  sein 
soll,  auf  möglichst  kleiner  Fläche,  in  möglichst  kurzer  Zeit,  mit  mög- 
lichst geringen  Kosten  zu  realisieren  sei;  so  formuliert  G.  K  H ar- 
tig*) den  Hauptzweck  der  Holzzucht;  nur  etwas  modifiziert  wird 
diese  selbstverständliche  Grundregel  noch  durch  die  Berücksichtigung 
der  gröfsten  Nutzbarkeit,  der  technischen  Verwendbarkeit  des  Ertra- 
ges, so  besonders  in  Cotta's  Baumfcldwirtschaft.  Dafs  in  diesem 
Ziele,  möglichst  vieles  und  nutzbares  Holz  schnell  und  billig  zu  er- 
ziehen, auch  das  der  Reinertragstheorie  liegt,  ist,  weil  eine  einfache 
wirtschaftliche  Logik  in  jenem  Satze  sich  verkörpert,  selbstverstünd- 
lieh;  die  Differenzen  liegen  nur  in  den  Ausführungen,  veranlafst  durch 
die  verschiedenen  Definitionen  von  „nutzbar."  Diesem  Wirtschafts- 
prinzipe  widerspricht  es  durchaus  nichts  dafs,  wie  es  in  der  Har- 
ti  gesehen  Forstdirektionslehre  heifst,  der  Hauptzweck  der  Forste 
dahin  gehe,  die  Holzbedürfnisse  des  Staates  vollstäudig  zu  befriedi- 
gen; denn  jener  Satz  beantwortet  nur  die  Frage  nach  einem  rationellen 
Wirtschaftsprinzip;  in  welcher  Ausdehnung  dies  zur  Anwendung  zu 
kommen  hat,  darüber  giebt  er  keinen  Aufschlufs. 

Hier  gerade  setzte  Pfeil  ein.  In  seiner  Erstlingsschrift*)  führt 
er  die  Ursachen  des  schlechten  Zustandes  der  Forsten  Preufsens  auf 
das  Mifsverhältnis  zurück,  das  zwischen  der  übergrofsen  Waldfläche 
und  der  Volksmenge  besteht.  Daraus  resultiert  die  Nichtachtung  des 
Holzes  und  der  Forsten,  die  ungemessenc  Holzverschwendung,  die  Un- 
lust zu  einem  z.  Zt.  unrentablen  rationellen  Anbaue,  und  die  Gleich- 
gültigkeit   gegen   Verletzung  der    W'aldeigentumsrechte.     Ihren   Sitz 


1)  0.  Hey  er:  Dit  Methode  der  foratlichea  ReQUbilit&Urecbiiuiig.  Leipsig  1871. 
p.  «4  ff. 

8)  t)bi>r  die  UrsAcben  des  sohlecbten  Zastiitides  der  Forüten  ttod  die  anein  mS^Uoben 
Mittel^  iba  zu  vcrbossern,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  pretifsiächen  StwiteTi.  Ein« 
freimütige  Untersuchung  von  Pfei].     ZüUichau  a.  FrebUdt  1818. 
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haben  diese  Ursachen  aufser  in  der  zu  grofsen  Waldfläche  und  dem 
Überflusse  an  Holz  hauptsächlich  in  dem  Schutz,  welchen  man  den 
Forsten  mit  unrecht  gegen  die  fortschreitende  Landeskultur  gewährte; 
anstatt  die  Wälder  dadurch  zu  konservieren,  fQhrt  ihre  aufgedrungene 
Erhaltung  zu  ihrer  geringen  Wertschätzung,  zu  ihrem  Ruin.  Er  be- 
grüfst  deshalb  das  preufsische  Landeskulturedikt  vom  14  September 
1811  mit  Freude,  weil  es  jede  landesherrliche  Einmischung  beseitigt 
und  die  Forsten  von  der  jedoch  allzeit  mild  und  schonend  geübten 
Aufsicht  des  Staates  befreit;  es  sei  das  erste  und  glänzendste  Bei- 
spiel für  die  übrigen  deutschen  Staaten,  den  Eigentümern  die  Beför- 
derung ihres  eigenen,  sowie  des  National  Wohlstandes  zu  überlassen; 
denn  die  Ausmittelung  der  Produktion,  sowie  des  Bedarfs,  die  Fest- 
stellung von  beiden  ist  eine  Sache,  welche  die  bürgerliche  Gesellschaft 
blos  unter  sich  abmachen  kann  und  abmachen  wird,  sobald  sie  dazu 
die  nötige  Freiheit  hat;  es  bedarf  dazu  keiner  Untersuchung,  keiner 
Gesetze,  und  nicht  einmal  einer  Verabredung  oder  Übereinkunft.  Die 
Prinzipien  des  laissez  faire,  des  Physiokratismus ,  den  Pfeil  später- 
hin immer  fälschlich  perhorresziert,  halten  hier  ihren  Einzug  in 
das  letzte  Bollwerk  einer  alten  Ordnung.  Vermittelt  ist  die  Bekannt- 
schaft Pfeils  mit  jenen  Lehren  durch  v.  Jacob ^),  Hazzi*),  und 
vor  Allen  durch  Lep.  Krug,  der  in  seinen  „Betrachtungen  über  den 
Nationalreichtum  des  preufsischen  Staates  und  über  den  Wohlstand 
seiner  Bewohner"  (2  Tle;  Berlin  1805)  die  naturrechtlichen  Lehren 
vertritt,  die  später  mit  Smith 's  Volksreichtum  zur  Herrschaflft  ka- 
men. Wo  immer  Pfeil  in  seinem  Erstlingswerke  nationalökonomische, 
damals  der  Individualwirtschaft  günstige  Ansichten  vertritt,  stehen 
sie  im  innigen  Zusammenhange  mit  Krug's^)  Lehren.  Der  Grund- 
gedanke hier  wie  in  seinem  späteren  Hauptwerke  ist  der  Krug's, 
bezw.  der  der  Physiokraten :  dafs  die  unbeschränkte  Freiheit  auch 
den  Grund  und  Boden  am  besten  nutzen  werde;  dafs  dann  frucht- 
barer Waldboden  zu  Ackerland  sich  umwandle,  dafs  durch  die  Be- 
schränkung des  Waldes  das  Holz  seltener,  sein  Preis  ein  höherer 
werde  und  den  vom  Eigennutz  geleiteten  Privatbesitzer  schlechten 
Ackerbodens  von  selbst  zur  Holzkultur,  wie  zur  sorgsamen  Pflege 
des  nun  wertvollen  Waldes  antreibe.  Solange  der  Wald  zum  grofsen 
Teil  im  Besitze  des  Staates  ist,  kann  er  nicht  wirtschaftlich  genutzt 
werden;   die  Vererbpachtung,   der  Krug  nicht  abgeneigt  ist,   wird 

1)  ▼.  Jacob:  Qrundaätze  der  Polizeigosetzgebuog  und  der  Polizeianstalten.    1808. 

2)  Ilazzi:  Die  echten  Ansichten  der  Waldungen  and  Forste.    1805. 
8)  1.  c.  U.  p.  481  ff. 
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nebeu  der  vollständigen  VeräufserUDg  zuDächsst  vorsicbtig,  später  im- 
bedingt da  enjpfohlen,  wo  durrli  Privat>e  eine  mehr  wirtschufilichc 
Nutzung,  eine  bessere  Scheidung  zwische«  Wald  und  Feld  eintritt; 
erst  in  reiferen  Jahren  kommt  er  mit  der  Einsicht  in  die  Schwierig- 
keiten der  Realisierung  zu  gemäfsigteren  Ansichten  zurück. 

Entschiedener  und  selbständig  führt  er  jene  Grundgedanken  weiter 
aus  in  seinem  volkswirtschaftlich  bedeutendsten,  und  jetzt  noch  sehr 
beachtenswerten  Werke:  „Grundsätze  der  Forstwirtschaft  in  Bezug 
auf  die  Nationalökonomie  und  die  Staatsfinauzwissenschaft"  *).  Dies 
Buch  ist,  wie  er  in  der  Vorrede  sagt,  vorzüglich  mit  bestimmt,  die 
wichtigste  Frage  der  gegenwärtigen  Zeit  zu  untersuchen:  „wie  es  mög- 
lich sei,  der  sich  mehrenden  Menschenmenge  Nahrung,  lohnende  Ar- 
beit und  Wohlbefinden  zu  verschaffen*^  und  er  glaubt,  sie  dahin  be- 
antworten zu  können:  „durch  gefahrlose  Abtretung  des  zur  Kultur 
geeigneten  überflüssigen  Waldbodeus."  Wie  wenig  antiquiert  das  Buch 
ist,  trotzdem  6  Dezennien  bereits  seit  dem  Erscheinen  vergingen,  weifs 
jeder,  dem  die  neueren  forstlichen  Streitfragen  nicht  ganz  fremd  sind. 
Derselbe  Gedanke  war  in  den  letzten  Jahren,  bei  steigender  Übervöl- 
kerung, massenhafter  Auswanderung  und  häufig  ungenügender  Be- 
schäftigung der  arbeitenden  Klasse  von  neuem  angeregt  ^)  und  wartet 
noch  des  Austrages.  Die  Motive,  wie  sie  Pf  eil  vorführt,  passen  zum 
Teil  noch  mehr  für  die  Gegenwart,  weil  inzwischen  die  Surrogate, 
denen  der  damals  allzu  niedrige  Holzpreis  und  der  Mangel  an  Strafsen 
den  Markt  und  die  Konkurrenz  erschwerten,  jetzt  allgemein  benutzt 
werden  und  somit  PfeiTs  Ansicht,  dafs  der  Wald  weit  über  Bedürf- 
nis konserviert  werde,  noch  kräftiger  stützen.  Seine  Argumente 
richten  sich  hauptsächlich  gegen  die  Brennholzproduktion,  wie  sie  da- 
mals bei  weitem  stärker  als  jetzt  die  Waldwirtschaft  kennzeichnete. 
An  Stelle  langer  Umtriebe  wünscht  er,  wo  die  Boden-  und  die  son- 
stigen Nutzungsverhältiiisse  es  zulassen,  kürzere  Umtriebszeiten ;  denn 
das  dadurch  der  Zirkulation  übergebene  Kapital  ist  in  anderer  Ver- 
wendung werbender,  als  in  dem  langsamen  Zuwachse  des  schlecht 
bezahlten  Starkholzes;  selbst  für  Nutz-  und  Bauholz  weist  er  zur 
Nachahmung  auf  die  Länder,  deren  Volksreichtum  am  gröfsten,  wäh- 
rend ihr  Holz-  und  Waldreichtum  nur  verschwindend  klein  sei  und 
die  deshalb  auf  den  freilich  nie  fehlenden  Import  angewiesen  sind; 
die  Hülzproduktion  zum  Export  kennzeichnet  er,   und   mit  Recht  in 

1)  8  Bde.     Zünichaa   and  FreiaUdt.     16S8/4. 

%)  cf.  ixieinen  Aufsatz  Wald  oder  Feld  ?  in  Paroy'i  , «Deutscher  Landwirtach.  Presse. 
Mars  1881.    nr.  18—21. 
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entwickelteren  Ländern  mit  besserem  Boden ,  als  unproduktive,  elende 
Bettelwirtschaft.  Wo  der  Boden  zu  anderer  Produktion  sich  eignet, 
soll  der  Wald  weichen;  nur  durch  diese  Einschränkung  liefse  sich  der 
natürliche  Holzpreis,  und  damit  die  genügende  Versorgung  der  Ge- 
sellschaft mit  diesem  unentbehrlichen  Existenzmittel  erreichen. 

Für  den  natürlichen  Holzpreis  lag  die  Vergleichung  mit  der  sonst 
möglichen  agrarischen  Benutzung  des  Bodens  sehr  nahe.  Bereits 
Justi^)  hatte  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  darauf  hinge- 
wiesen und  eine  Preiserhöhung  des  Holzes  gewünscht,  um  Ermunte- 
rung zu  Anpflanzungen  zu  geben.  Er  meint,  der  Preis  des  Holzes 
müsse  so  sein,  dafs  ein  „Ackerholz,  wenn  man  die  Nutzung  von  30— 
50  Jahren  zusammen  rechnet,  eben  so  viel  jährlich  einträgt,  als  ein 
Acker  von  der  3.  oder  geringeren  Klasse."  Pfeil  will  den  Wald  da- 
hin verbannt  wissen ,  wo  Getreide  und  andere  Früchte  nicht  mehr  ge- 
deihen ;  dort  sei  natürlicher  Holzboden  und  auf  ihm  gewähre  das  Holz, 
nicht  das  Getreide,  die  höchste  Rente;  ein  anderer  Vergleich  zwischen 
der  Holz-  und  Getreiderente,  auf  besserem  kulturfähigen  Boden,  sei 
unstatthaft,  und  zu  verlangen,  dafs  der  Getreideboden,  mit  Holz  be- 
baut, eine  gröfsere  Rente  gebe,  als  mit  Getreide,  sei  ein  Unding. 
„Das  was  für  die  Nation  am  mehrsten  wert  ist,  soll  am  mehrsten  be- 
günstigt werden."  Das  sei,  meint  er,  die  einzige  Lehre  der  staats- 
wirtschaftlichen Forstkunde,  um  welche  sich  alles  dreht. 

So  forderte  Pfeil  als  leitendes  Prinzip,  auch  für  die  Staatsfor- 
sten, die  Wirtschaft  des  gröfsten,  nachhaltigen  Geldertrages,  und  da- 
mit zusammenhängend  die  Trennung  von  Wald-  und  Feldboden.  Diese 
Scheidung  hat  ihr  letztes  Kriterium  freilich  in  den  Bodenverhältnissen; 
dafs  aber  nicht  überall  der  unbedingte  Waldboden  allein  mit  Holzbe- 
ständen zu  erhalten  sei,  hängt  nicht  nur,  wie  er  sehr  gut  ausführt, 
von  der  historisch  überkommenen,  und  nur  allmählich  reduzierba- 
ren Waldmenge  ab,  sondern  vielfach  von  lokalen  und  sozialen  Ver- 
hältnissen, von  der  Schwierigkeit  der  Versorgung  der  guten  Acker- 
striche mit  Holz,  von  der  Zahl  der  Bevölkerung,  von  dem  Vorhanden- 
sein, wie  von  der  Verwendung  der  Surrogate  und  dem  Stande  der 
Landwirtschaft  Für  die  Anwendung  der  Rentabilitätsrechnung,  wie 
sie  in  der  Neuzeit  das  forstliche  Lager  spaltete,  ist  diese  Scheidung 
zwischen  bedingtem  und  unbedingtem  Waldboden  von  grofser  Bedeu- 
tung und  für  die  richtige  Beurteilung  der  forstwirtschaftlichen  Prin- 
zipien von  geradezu  fundamentaler  Wichtigkeit.    Die  Geldwirtschaft 

1)  Poliseiwisaenschaft,  I,  86. 
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bleibt  bei  ihm  in  den  ihr  gebührenden  Schranken  und  wird  nicht,  wie 
neuerdings,  nach  privater  —  und  hier  nicht  einmal  richtig  ange- 
wandter —  Wirtschaftsschablone  fälschlich  auf  den  Staats wald  tiber- 
tragen. 

Pfeil  ist  selbst  damals  nicht  Reinerträgler  im  modernen  Sinne, 
wie  er  von  den  neueren  Vertretern  der  privatwirtschaftlichen  Rechen- 
kunst hingestellt  wird,  wenigstens  ist  er  es  nicht  mit  so  unklaren 
volkswirtschaftlichen  Arguraenten.  Mit  Unternehmergewinn  und  Bo- 
denreute —  dieser  nachträglichen  gedanklichen  Zergliederung  des 
Wirtschaftsprofites  —  geht  er  wenigstens  vorsichtig  um;  dafs  beide 
nur  eine  Folge  besonders  günstiger  Wirtschaftslage  und  -Konjunktur 
und  durchaus  nicht  überall  als  selbstverständliche  Wirtschaftskosten, 
am  wenigsten  von  vornherein,  gelten  können,  weifs  er  besser,  als  die 
Neueren.  Ja  er  geht  in  der  richtigen  Beschränkung  des  Waldes  auf 
seinen  natürlichen  Suindort  noch  weiter  Eine  Bodenrente  figuriert 
hier  bei  ihm  nicht  unter  den  Produktionskosten;  nur  da  ist  ihre  An- 
rechnung nötig,  wo  bedingter  Waldboden,  der  als  Ackerland  noch 
Rente  abwerfen  kann,  in  Betracht  kommt.  Die  Entstehung  der  Land- 
rente setzt,  nach  Ricardo 's  Ansicht  wenigstens  —  und  selbst  Rod- 
bertus  muTs  ja  innerhalb  seines  weiteren  Rahmens  diese  Differenzie- 
rung der  Rente  gelten  lassen  —  immer  rentcnlosen  Boden,  selbst  für 
den  Landbau,  voraus;  auf  unbedingtem  Waldboden  kann  deshalb  von 
einer  Bodenrente  um  so  weniger  die  Rede  sein.  Für  die  forstliche 
Produktionskostenrechnung  kommt  somit  die  Rente  nur  bei  wirklichem 
agrarischem,  noch  forstlich  benutztem  Boden  in  Betracht  und  das  auch 
nur,  wenn  er,  unter  bestimmten  sozialen  Verhältnissen,  zum  landwirt- 
schaftlichen Betrielie  benutzt  werden  würde,  und  dann  auch  erst,  wenn 
er  nicht  zur  schlechtesten,  in  Benutzung  stehenden  Ackerklasse  ge- 
hören würde.  „Auf  absolutem  Holzboden  -  sagt  Pfeil  1.  c.  IL  p,  201  — 
ist  der  Holzerzeugimg  gar  keine  Bodenrente  in  Rechnung  zubringen; 
denn  ohne  Holz  gäbe  er  gar  keinen  Ertrag.  Auf  bedingtem  Holzbo- 
den, was  der  Eichen-,  Buchen-  und  Ahornboden  in  der  Ebene  immer 
sein  mufs,  niufs  die  Rente,  welche  eine  andere  Bodennutzung  giebt, 
abgezogen  werden ;  das  Eichen-  etc.  Holz  verursacht  deshalb  daselbst 
immer  eine  gröfsere  Ausgabe,  nämlich  die  ihm  aufgeopferte  ander- 
weitige Bodenrente,  als  das  Kiefern-  und  Fichtenholz.  Haben  wir 
Kiefeni  und  Fichten  auf  absolutem  Holzboden  in  hinreichender  Menge, 
um  unsere  Holzbedürfnisse  zu  befriedigen,  so  können  wir  eigentlich 
den  Anbau  der  Eiche  gar  nicht  mit  Vorteil  unternehmen,  denn   wir 
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haben  keine  Aussicht,  die  Ausgabe  au  Bodenrente  je  ersetzt  zu  er- 
halten,  die  wir  für  diese  Holzgattungcn  notwendig  machen  müssen/- 

Ein  zweiter,  bisher  übersehener  Punkt  in  der  Produktionskosten- 
rechnung scheidet  ferner  Pfeil  von  den  jetzigen  Reiuertragstheore- 
tikem.  Der  Wald  selbst  ist  uns  als  ein  Erbstück  aus  einer  Zeit  über- 
liefert, wo  Produktionskostee  noch  nicht  in  ihn  gesteckt  wurden,  wo 
der  Mensch  ihn  nur  benutzte,  nicht  pflegte.  Selbst  als  eine  geordnete 
Wirtschaft  in  ihm  beginnt,  geht  doch  der  Saat  und  Kultur  immer 
noch  die  Ernte  voraus;  aus  den  Erträgen  der  letzteren  wurden  die 
Kosten  der  ersteren  gedeckt;  eine  Pruduktionskosteuaufstellung ,  wie 
sie  die  Bearbeitung  und  Beackerung  des  Fruchtbodens  verlangt,  ist 
beim  Walde  zunächst  unmöglich.  Hier  haben  wir  es  mit  den  Früchten 
der  ursprünglichen,  ungeldteten  Produktionskraft  der  Natur  zu  ihun, 
dort  wirkt  diese  freilich  auch,  aber  nicht  ungebunden,  sondern  nach 
Leitung  und  unter  der  arbeitenden  Hand  des  Menschen;  hier  berech- 
net er  mit  Recht  seine  Arbeit,  seine  Auslagen,  im  Walde  kann  er 
das  nicht  Nur  die  Frage  kann  ihm  kommen,  ob  es  nicht  vorteilhafter 
sei,  die  Produktivkraft  der  Natur  noch  mehr  auszunutzen,  als  es  früher 
geschah.  Die  Einzelerfahrung,  und  als  sie  sich  durch  Tradition  weiter 
ausbildete,  die  wissenschaftliche  Beobachtung  zeigten,  dafs  das  Wachs- 
tum des  Baumes,  des  Bestandes  in  einem  gewissen  Zeitpunkte,  der 
nach  Boden  und  Betriebsart  differiert,  seinen  Kulminationspunkt  er- 
reicht, dafs  dann  Jahrzehnte  kommen,  in  denen  der  Durchmesser  des 
Baumes  nur  um  Fingerstärke  zunimmt;  dafs  die  jährliche  Zunahme 
in  ihrem  Verhältnis  zu  der  bereits  vorhandenen  Masse  weit  zurück- 
bleibt hinter  dem  Verhältnis^  in  welchem  der  herrschende  Zinsfufs 
zum  Wert  des  im  Zenith  der  Wachstumszunahme  geschlageneu  Baumes 
steht,  während  bis  dahin  der  jährliche  Zuwachs  gleichsam  die  reich- 
liche Verzinsung  des  Bestandeswertes  ausmachte. 

Ist  es  möglich,  ohne  zu  starke  Erschöpfung  des  Bodens  —  hier* 
über  sind  ja  die  Untersuchungen  noch  nicht  abgeschlossen  —  durch 
ziemlich  gefahrlose  und  leichte  Neukultur  des  Schlages  die  Natur  pro- 
duktiver zu  machen,  zwei  Ernten  da  zu  nehmen,  wo  man  bisher  im 
140 — 160jährigen  Umtriebe  wirtschaftete,  so  wird  mich  70 — ^80  Jahren, 
nach  dem  ersten  Umtriebe,  ein  Güterstamm,  und  ist  er  verkäuflich, 
ein  Geld-Kapital  frei,  das  durch  landesübliche  Verzinsung  höheren 
Ertrag  giebt,  als  wenn  man  den  Bestaüd  noch  70—80  Jahre  geschont 
hätte,  um  dann  doch  nur  verhältnismäfsig  wenig  Holz  mehr  und  keinen 
wesenüicb  höheren  Preis  zu  erzielen.  Für  Nutzholz  würde  der  kür- 
xere  Umtricb  ungenügend  sein,  aber  zur  Brenuholzproduktion  reichte 
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er  aus  und  ganz  überwiegend  handelte  es  sich  damals,  wie  zum  Teil 
noch  heute,  um  letzteres. 

Diese  Verkürzung  des  ümtriebes  hat  nur  da  praktischen  Wert, 
wo  das  Holz  seltener,  sein  Preis  höher  ist,  und  hat  in  Pf  ei  Ts  Sinne 
selbst  da  nur  Zweck,  wo  durch  Abgabe  des  ackerfähigen  Bodens  die 
Waldfiäche  stark  verkleinert  und  eine  bevölkerte  Gegend  wesentlich 
noch  auf  Brennholz  angewiesen  ist;  zweifellos  würde  dann  aber  er- 
reicht, was  er*),  ähnlich  wie  G,  L.  Hart  ig,  in  Hinsicht  der  Brenn- 
bolzerzeugung fordert:  „die  gröfste  Masse  von  Brennstoff  hervor  zu 
bringen ,  und  dabei  die  wenigste  Zeit  und  den  kleinsten  Raum  zu  be- 
dürfen, zugleich  aber  auch  denjenigen  Boden  zu  benutzen,  welcher  am 
wenigsten  zn  einer  andern  Erzeugung  geschickt  ist";  für  die  Nutz- 
holzwirtschaft wird  dieselbe  wirtschaftliche  Maxime  Geltung  behalten, 
nur  wird,  weil  stärkere  Sortimente  besonders  gesucht  sind,  die  Um- 
triebszeit  möglichst  unverkürzt  bleiben,  oder  man  wird,  in  stui'msiche- 
rer  Lage,  durch  Überständer  das  starke  Holz  ausreichend  zu  erziehen 
suchen»  wenn  nur  das  bedeutend  verminderte  Angebot  desselben  den 
natürlichen  Preis  zur  Folge  hat;  denn  die  bisherige  Wirtschaftsweise 
fortzuführen,  und  möglichst  alle  ausgedehnten  Bestände  dasselbe  hohe 
Alter  und  dieselbe  Stärke  erreichen  zu  lassen,  wie  sie  nur  von  eini- 
gen Prozenten,  die  zu  Nutzholz  schliefslich  Verwendung  finden,  ver- 
langt wird,  ist  zweifellos  unwirtschaftlich,  weil  das  Brennholz  schnel- 
ler und  billiger  zu  erziehen  ist.  Der  natürliche  Preis,  wie  ihn  na-- 
mentlich  die  auf  besseren,  also  bedingten  Waldboden  angewiesenen 
edleren  Holzarten  in  der  Ebene  erheischen,  ist  „deijenige,  bei  wel- 
chem der  Wald  dieselbe  Rente  giebt,  welche  er  nach  seiner  Boden- 
güte bei  einer  andern  Benutzung  ebenfalls  geben  würde"*), 

„Aufwand  an  Bodenrente,  Verlust  der  Ertragsfähigkeit  der  durch 
die  Bodenrente  erzeugten  Kapitale"  ^)  sind  also  die  beiden  Arten  von 
Aufwand,  welche  wirtschaftlich,  vom  Standpunkte  des  Nationaleio- 
kommens,  bestritten  werden  müssen;  diese  Berechnung  ist  notwendiges 
Korrektiv  des  seitherigen  Zieles  der  Wirtschaft:  der  gröfsten  Masse 
der  wertvollsten  Erzeugung.  Pfeil  glaubt  diese  älteren  Wirtschafts- 
ziele, welche  wir  jetzt  als  die  technische  Umtriebszeit  und  die  Um- 
triebszeit  des  gröfsten  Naturalertrages  bezeichnen,  als  Irrtümer  des 
s.  E.  überwundenen  physiokratischeu  Systems  ansehen  zu  können, 
welches  die  alleinigen  Quellen  des  National  reich tums  in  der  Boden- 

1)  1.  c.  I.  pv  73. 
S)  1.  c.  t  p.  S81. 
S)  1.  «.  L  p.  48. 
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erzeugung  suche  und  deshalb  auch  alles  für  vorteilhaft  halte,  was 
diese  vermehrt,  für  nachteilig,  was  sie  vermindert,  weil  sie  dem  Ka- 
pitale, dem  Gelde  nicht  die  werbende  Eigenschaft  beilegten,  die  es 
in  der  That  zeige,  indem  sie  den  rohen  Stoffen  einen  eigentümlichen 
Wert  zuschrieben,  den  sie  erst  durch  das  Bedürfnis  und  den  Gebrauch 
ehielten  *). 

Zutreffend  ist  freilich  Pfeil's  Beurteilung  der  Physiokraten  nicht, 
er  sieht  sie  in  der  Beleuchtung,  wie  sie  A.  Smith  und  seine  Be- 
wunderer ihnen  geben.  Richtig  ist,  dafs  diese  Begründer  der  libera- 
len Ökonomie  den  Reichtum  in  dem  Reichtumsstoffe  sehen,  welchen 
einzig  die  Natur  hervorzubringen  vermag;  dafs  sie  dem  Kapitale,  wie 
es  in  seiner  mobilsten  Form,  im  Gelde  und  dem  in  eine  Geldsumme 
gekleideten  Vermögensrechte  sich  zeigt,  nicht  die  Beachtung,  wenig- 
stens bis  auf  Turgot,  schenken,  welche  es  in  der  modernen  individua- 
lisierten Wirtschaft  unbedingt  verdient.  Ihr  System  ist,  wie  H. 
V.  ScheeP)  es  nennt,  eine  theoretische  Konstruktion,  die,  wie  eine 
reine  Mathematik,  absieht  von  den  Modifikationen  imd  Störungen, 
welche  durch  die  geschichtlich  gegebenen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Länder  und  Staaten  hervorgebracht  werden;  freilich  ist  es  auch  zu- 
gleich der  erste  und  wohl  einzige  Versuch  einer  einheitlichen,  orga- 
nischen Zusammenfassung  und  Betrachtung  der  Wirtschaftsverhält- 
nisse, ein  Standpunkt,  der  später  verlassen  wurde  zu  Gunsten  der 
privaten  Betrachtimgsweise,  wie  sie  Smith  mit  zur  Herrschaft 
brachte.  Die  Rechte  imd  Ansprüche,  wie  sie  der  Einzelne  an  andere 
und  deren  Besitz  hat,  die  wirtschaftlich  existierende,  wenn  auch 
rechtlich  abgeschaffte  Verfügungsgewalt  über  Menschen,  die  Anwei- 
sung auf  bevorzugte  Teile  der  jährlichen  Gesamtproduktion  des  Vol- 
kes erhalten  ja  vom  Standpunkte  des  Individuums  eine  ganz  andere 
Bedeutung,  als  von  dem  der  produzierenden  Gesamtheit,  bei  der  die 
ungleiche  Verteilung  zunächst  unberücksichtigt  bleibt.  Das  Kapital, 
welches  diesen  Anspruch  giebt,  spielt  deshalb  im  individualistischen 
Systeme  eine  andere,  ja  überhaupt  erst  eine  Rolle;  die  Schranken  in 
der  früheren  gebundenen  Wirtschaft,  welche  vielfach  noch  auf  dem 
Standpunkte  des  Naturalaustausches  stand,  wie  andererseits  die  Om- 
nipotenz,  welche  dem  Staate  in  den  sozialistischen  Utopieen  zugewie- 
sen wird,  machten  freilich  dieses  private,  auf  dem  Besitze  fufsende 
Herrschafts-  und  Wirtschaftsdirektionsrecht  fast  unnötig.    So  ist  es 

1)  1.  c.  L  p.  96/7. 

i)  Handbach  der  polit.  Ökonomie,  ed.  Q.  Schönberg  1.  B.  8.  A  :  Geschichte 
der  polit.  Ökonomie  v.  H.  v.  Scheel. 
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der  grundverschiedene  Ausgangspunkt  der  Physiokraten,  wie  auch  die 
noch  zum  Teil  in  der  Naturalwirtschaft  und  ihren  Fesseln  steckende 
Zeit,  welche  dem  Kapital  die  Bedeutung  nicht  beimessen  konnte,  welche 
es  naturnotwendig  unter  der  individualistischen  Wirtschaftsordnung 
später  erhielt  Dafs  aber  Quesnay  schon,  besonders  in  seiner  ma- 
xime  XU,  durchaus  nicht  die  Geldwirtschaft  und  hohe  Preise  perhor- 
resziert,  sahen  wir  oben;  andererseits  verstiefse  die  Herabsetzung  des 
Umtriebes  auf  die  Hälfte  der  Zeit  und  die  doppelte  Ernte  innerhalb 
desselben  langen  früheren  Umtriebes,  der  doch  schliefslich  nur  ver- 
htältnismäfsig  wenig  mehr  an  Brennstoff  lieferte,  durchaus  nicht  gegen 
das  physiokratische  Prinzip,  das  mit  diesem  Zuwachs  an  materiellen 
Werten,  selbst  nach  PfeiTs  Auffassung,  nur  zur  Anerkennung  ge- 
kommen wäre.  Freilich  rechnet  er  nun  aufser  dieser  zweiten  Ernte 
als  Hauptvorteil  des  kürzeren  Umtriebes  im  Brenuholzwalde  noch  die 
Zinsen  und  Zinseszinsen  hinzu,  welche  das  Kapital  aus  dem  Erlöse 
der  erstereu  bis  zum  Schlüsse  des  zweiten  halblangen  Umtriebes  ge- 
währt. 

Die  gröfsere  Holzmenge,  welche  zwei  halblange  Umtriebszeitcn 
uns  an  Brennmaterial  verschaffte,  schien  so  offenbar,  dafs  man  sich 
weniger  hiergegen,  als  gegen  seine  kapitalistische  Verrechnung  wandte, 
auch  von  nationalökonomischer  Seite.  Namentlich  kritisierte  Rau*) 
den  Passus  (Grunds.  I,  08):  „Der  Vorteil,  welchen  der  kürzere  Um- 
trieb  gewährt,  besteht  für  den  einzelnen  wie  für  das  allgemeine  ganz 
gleich  darin,  dafs  der  im  Holze  vorhandene  Erwerbstamm  geschwinder 
und  öfter  in  ein  Geldkapital  verwandelt  wird,  und  dieses,  oder  der 
Erwerbstamm  im  Gelde,  einen  höheren  Ertrag  giebt,  als  das  Holzka- 
pital oder  der  Erwerbstamm  im  Holze/'  Rau  beruft  sich  zunächst 
auf  den  in  Bezug  auf  unsere  Frage  indifferenten  Unterschied  zwischen 
Geld  und  anderen  Bestandteilen  des  Kapitals;  wichtiger  ist,  was  er 
des  Weiteren  sagt:  .,Das  Volk  wird  in  einem  solchen  Falle,  wie  der 
angenommene,  nicht  um  eine  Geldsumme  reicher,  denn  die  Geldmenge 
des  Landes  bleibt  dieselbe,  sondern  nur  um  eine  Menge  von  gehaue- 
nem Holze,  und  es  ist  die  Frage»  ob  diese  das  Volkseinkommen  so- 
viel vermehren  kann,  als  es  durch  den  Zuwachs  am  stehenden  Holze 
geschieht".  Zunächst  beruht  Rau's  Polemik  auf  einem  Mifsverständ- 
nis  der  PfeiUschen  Ansichten,  oder  auf  einer  Konfundierung  derselben 
mit  der  im  §  391  seines  Lehrbuchs   im  Text  behandelten  Verkürzung 


1)  GrundsäUe  der  VolkAwirtsofaaftalehre  2.  Abi.  p.  S55  der  Ausgabe  vod  1B68/69. 
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der  Umtrieliszeit  im  Hochwaldc  überliaupt  und  dessen  cveiit.  tlber- 
führnng  in  Niederwald.  Diese  Kritik  pafst  eher  auf  die  Tlieorie  der 
Reinerträgler,  als  auf  PfeiTs  Vorschläge.  Dem  Werke  des  letzteren 
liegt  ja  der  bereits  in  der  Vorrede  ausgesprochene  Grundgedanke 
anter,  die  Waldfläche  zu  Gunsten  des  Ackerlandes  möglichst  einzu- 
schränken; die  Empfehlung  der  kürzeren  Unitriebszeit  geht  aus  dem 
Wunsche  hervor,  auf  kleinerer  Fläche  ein  möglichst  gleich  grofses 
Quantum  des  damals  noch  allgemeiner  benutzten  Brennstoffes  zu  er- 
ziehen. Der  kürzere  Um  trieb  bringt  also  nicht,  wie  bei  Konservirung 
des  Waldes  in  seinem  bisherigen  Umfange,  etwas  Überflüssiges,  ver- 
schwenderisch mit  Äufziibraucheiides  hervor,  sondern  liefert  nur  von 
kleinerer  Fläche  das  zur  Existenz  damals  unbedingt  nötige  an  Brenn- 
stoff. So  ist  denn  auch  nach  FfeiUs  Aunahme  das  durch  den  kür- 
zeren ümtrieb  zum  Verkaufe  gelangende  Holz  der  gleichen  Nachfrage 
sicher,  wie  das  früher  im  doppelt  langen  Umtriebe  auf  ziemlich  doppelt 
grofser  Fläche  gewonnene;  würde  es  nur  zur  Hälfte  etwa  auf  gleicher 
Fläche  im  bisherigen  langen  Umtriebe  geschlagen ,  so  wäre  eine  Zu- 
fuhr von  Aüfsen,  und  dafür  ein  Ankaufskapital,  oder  andere  Güter  im 
Umtausch  nötig.  Ware  somit,  wie  ja  Rau  selbstverständlich  zuge- 
standen werden  mufs,  das  Volk  nicht  um  eine  Geldsumme  reicher,  da 
die  Geldmenge  dieselbe  bleibt,  so  doch  um  den  in  jener  Geldsumme 
nur  zum  Ausdruck  gebrachten  Mehrwert,  der  werbend,  und  zu  einem 
höheren  Zinsfufse,  verwertbar  ist,  als  der  Zuwachs  des  Holzes  ihn  in 
den  höheren  Altersklassen  des  Bestandes  naturaliter  bringt  Die  zur 
gleichen  Bedürfnisbefriedigung  schon  fähige  reduzierte  Waldfläche  über- 
liefse  also  dem  Landbaue  und  anderen  einträglichen  Kulturen  ein 
produktiver  zu  verwendendes,  Kapitale  schaffendes  Areal.  Davon  ab- 
gesehen ist  andererseits  das  neu  geschaffene  our  private  Kapital  dem 
für  das  Volkseinkommen  zunächst  jede  materielle  Basis  fehlen  mag, 
doch  ein  wichtiges  Vehikel  der  intensiveren  Produktion,  weil  solche 
Kapitale  im  historisch  rechtlichen  Sinne  absolut  nötig  sind  in  unserer 
jetzigen  Wirtschaftsordnung;  sie  sind  die  Rechtstitel  auf  neue  Quoten 
der  jährlichen  Nationalproduktion,  sie  sind  deshalb  die  Anreger  zu 
einer  intensiveren  Produktion  und  umschliefscn  und  übertragen  die 
Machtbefugnisse  einer  neuen  Wirtschaftsdirektion,  ohne  welche  der 
isolirtc  wirtschaftliche  Prozefs  der  Jetztzeit  ja  unmöglich  ist;  ihren 
Ausdruck  finden  diese  privaten  Kapitalansprüche,  ähnlich  wie  gut 
fundirte  Kredite,  in  stärkerer  Heranziehung  der  noch  ungenügend  be- 
schäftigten disponiblen  Arbeitskräfte,  in  der  Wertgebung  neuer  bisher 
ungenützter  Naturschätze  und  -kräfte,  wie  endlich  in  der  tuUifig  frei- 
N.  F.  Bd.  VI,  2\ 
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lieh  wenig  günstigen  Wertstcigerung  nicl»t  nur  einzelner,  sondern 
aller  Produktivkapitale. 

So  bleibt  es  also  zweifellos  sicher,  dafs  die  Reduktion  des  Dm- 
tricbes  im  Breiuiholzwalde  von  IGO  auf  80  Jahre  am  Ende  der  Icta 
teren  Zeit  im  Vcrkautsgelde  des  geschlagenen  Holzes  ein  Kapit 
produziert,  das  werbend,  mit  Zins  und  ZinsesEins  angelegt  wird  und 
nach  Verlauf  von  abermals  80  Jahren,  am  Schlüsse  der  früheren  lan- 
gen  ümtriebszeit,  noch  um  die  zweite  Verkaufssumme  des  Ertrages 
der  wieder  abgeholzten  Fläche  vermehrt  wird ;  beide  Summen,  die  der 
ersten  ümtriebszeit  mit  Zins  und  Zinseszins  von  80  Jahren,  und  der 
Verkaufspreis  des  Betrages  der  zweiten  80j&hrigen  Unitriebszeit  sind 
zusammen  zweifellos  viel  grörser  als  der  Erlös  aus  dem  früher  oder 
sonst  dort  gewonnenen  16(>]ährigcn  Holze,  weil  dessen  Zuwachsquote, 
nachdem  einmal  der  etwa  in  der  Mitte  liegende  Kulminationspunkt 
überschritten  war,  immer  kleiner  und  unbedeutender  wurde,  und  weil 
ferner  stärkeres  Holz,  wenn  es  auch  im  Brennwert  um  einige  Prozente 
besser  ist  als  jüngeres,  schwaches,  doch  im  Preise  als  Brennholz  nicht 
stark  differirt  von  dem  jüngeren.  Voraussetzung  bleibt  hierbei  freilich 
immer,  dafs  das  im  kürzeren  Umtriebe  gewonnene  Holz  gleicher  Nach- 
frage begegnet,  als  das  frühere  doppelt  alte,  d.  h.,  da  bei  Brennholz 
auf  den  Export  weniger  zu  rechnen  ist,  dafs  die  zum  Markte  kom- 
mcnde  Quantität  nicht  gröfser  ist  als  früher,  dafs  also  die  Waldfläche 
selbst  etwa  um  die  Hälfte  rertuziert  ist. 

Zins,  Zinseszins  und  Bodenrente  spielen  in  den  wirtschaftlichen 
Betrachtungen  PfeiTs,  wie  wir  sahen,  auch  eine  wichtige  Rolle; 
dafs  sie  eine  berechtigte  spielen,  wollen  wir  schliefslich  noch  unter* 
suchen. 

In  der  Neuzeit  ist  es  üblich  geworden,  die  forstliche  Rentabili- 
tätsrechnung vollständig  auszudehnen  auf  alle  Faktoren  der  privaten 
Rentabilitätsrechnung;  aufser  der  Kostendeckung,  Verzinsung  des  An- 
lagekapitals sucht  man  im  ünternehmergewinn  wie  in  der  Bodenrente 
noch  zwei  Streckbetten,  auf  die  der  so  schon  karge  Gewinn,  welcher 
dem  Waldbesitzer  zugeht,  gespannt  wird.  Weil  die  Waldwirtschaft  ein 
Gewerbe  sein  soll  wie  jedes  andere,  mufs  sie  auch  alle  Gewinnstchan- 
cen,  die  günstigsten  Falls  —  wie  der  Gewerbetreibende  meist  nach- 
träglich, nach  günstiger  Konjunktur,  erst  findet  —  dem  privaten  Er- 
werber zukommen,  auch  haben»  Bodenrente  und  Ünternehmergewinn, 
die  beiden  Glückskinder  der  Konjunktur,  treten  hier  als  anspruchs- 
volle Wirtschaftsfaktoren  von  vornherein  mit  in  Rechnung,  und  nicht 
nui'  aufbesseren  Böden,  günstigeren  Lagen,   nein,  überall  sollen  sie 
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gefordert  werden !  Wie  mifsverstanden  die  Lehre  von  der  Bodenrente, 
dem  Untemehmergewinn  hier  ist,  wird  um  so  verständlicher,  wenn 
man  die  überlegte  und  volkswirtschaftlich  m.  E.  einzig  richtige  Be- 
rechnungsbasis von  Pfeil  kennt  und  als  Direktion  für  die  Forstwirt- 
schaft acceptieren  mufs.  Er  gerade  gilt  diesen  neueren  Verirrungen 
gegenüber  um  so  mehr,  weil  von  ihm  die  Geld  Wirtschaft  auch  im 
Walde  emphatisch  betont  ist,  und  weil  die  Reinertragstheoretiker  un- 
serer Tage  in  Pfeil,  wie  er  uns  bisher,  nach  diesem  volkswirtschaft- 
lichen Hauptwerke,  bekannt  ist,  ihren  grofsen  Vorkämpfer  verehren, 
dessen  Urteil  noch  nicht,  wie  später,  wo  er  der  herrschenden  Praxis 
manche  Konzessionen  machte,  vom  Senilismus  getrübt  sein  sollte. 

Pfeil  fordert  nur  da  eine  Bodenrente,  wo  besserer,  zu  anderer 
Kultur  brauchbarer  und  verlangter  Waldboden  in  Frage  kommt;  vom 
unbedingten  Waldboden,  sei  er  es  nun  der  Bodenbeschaffenheit,  seiner 
Lage  oder  der  sozialen,  wenig  entwickelten  Stellung  seiner  Bewohner 
und  Benutzer  nach,  fordert  er  sie,  und  mit  Recht,  nicht;  auf  dem  ab- 
soluten Waldboden,  wie  er  zum  gröfsten  Teile  doch  in  den  preufsischen 
Wäldern  sich  findet,  kommt  die  Bodenrente  also  nicht  in  Betracht; 
denn  hier  stockt  der  Wald  auf  Boden,  der  nie  anders,  wenigstens 
nicht  vorteilhafter  verwertet  werden  kann;  anders  freilich  wird  ja  die 
Rechnung,  wo  wirklich  für  den  Boden  ein  Ankaufspreis  gezahlt  ist, 
wie  es  jetzt  bei  den  Neukulturen  so  vielfach  vorkommt;  es  sei  denn, 
dafs  höhere  Schutzrücksichten  ein  notwendiges  wirtschaftliches  Opfer 
fordern.  Bei  niedrigen  Holzpreisen  heifst  dies  also,  den  Wald  dorthin 
zu  verbannen,  wo  nichts  anderes  gedeiht ;  bessere  Holzarten,  gesuchte 
Sortimente,  welche  bedingten  Holzboden  verlangen,  müssen  aber  im 
Preise  die  Rente  bringen,  welche  eine  andere  Benutzungsart  des  Bo- 
dens sonst  versprach;  wenn  dies  nicht  möglich  ist,  wird  die  den  Be- 
sitzern zuzugestehende  wirtschaftliche  Freiheit,  soweit  allgemeine  In- 
teressen dadurch  nicht  verletzt  werden,  schon  von  selbst,  nach  Pfeil, 
die  vorteilhafteste  Benutzung  herausfinden.  Freilich  würden  doch 
manche  Kautelen  nötig  sein,  da  m.  E.  die  momentane  wirtschaftliche 
Not  und  der  selbst  geringere  augenblickliche  Gewinn  Vielen  um  so 
verlockender  ist,  je  häufiger  das  moderne  aleatorische  Erwerbsleben 
den  Besitzer  in  die  Lage  bringt,  gegenwärtiger  Not  durch  Aufopfe- 
rung eines  erst  in  später  Zukunft  eingehenden,  möglicherweise  grö- 
fseren  Gewinnes  zu  begegnen.  Im  Prinzip  scheint  mir  aber  für  die 
Wald  Wertberechnung  und  als  Wirtschaftsmaxime  Pfeil's  Gedanke  von 
höchster  Bedeutung. 

So  wenig  also  überall  die  Bodenrente  mit  unter  den  Produktions- 
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kosten  ZU  figurieren  hat,  so  wenig  soll  auch,  nach  Pfeil,  vom  voü 
wirtscliaftlicheu  Standpunkte  eine  Kapitalverzinsuug  berechtigt  sein. 
Von  Käufen  und  Verkäufen  ist  beim  Walde  bisher  immer  nur  im 
höchst  beschränkten  umfange  die  Rede  gewesen;  bei  der  Dnbew^g- 
lichkeit  gerade  dieses  Landbesitzes,  bei  der  absoluten  Wertlosigkeit 
fernabgclegener  Waldungen  in  schwach  bevölkerten  Distrikten  kann 
es  nicht  Wunder  nehmen,  dafs  z.  B.  in  Böhmen  noch  gegen  Ausgang 
des  vorigen  Jahrhunderts,  wo  zum  jet^tigen  Hochwalde  erst  der  Keim 
gelegt  wurde,  grofse  besitzerlose  Waldungen  existierten.  Der  Kauf- 
preis, der  Bodenwert  sind  damals  noch  nicht  eingetreten  in  den  Kreis 
der  wirtschaftlichen  Berechnung,  es  handelt  sich  nur  um  Verjüngungs- 
kosten beim  verkürzten  Umtriebe  und  um  den  damals  ebenfalls  ge- 
ringfügigen Verwaltungsaufwand,  Pfeil  will  sie  volkswirtschaftlich 
nicht  als  Kosten  gelten  lassen,  da  die  Existenzmittel,  das  Einkommen 
der  so  beschäftigten  vom  Standpunkte  der  Gesamtwirtschaft  nicht  zu 
den  Kosten  zu  rechnen  seien.  Die  möglicherweise  hiergegen  zu  er- 
hebenden Einwürfe  werden  durch  die  Erwägung  abgeschwächt,  dafs 
lohnendere  Arbeit  in  damaligen  Kultur-  und  IndustrieverhältDissen 
vielfach  in  Walddistrikten  nicht  vorhandeJi  war. 

Pfeil  ist  m-  W»  der  erste  Forstwirt,  der  unter  steter  Berücksich- 
tigung volkswirtschaftlicher  Gesichtspunkte ,  seine  Fachwissenschaft 
behandelt  und  (Krit  Blätter  1841  Bd.  15  Heft  2  p.  38  ff.)  ihr  Wirt- 
schaftsprinzip aus  dem  aligemeinen  Grundsätzen  der  Volkswirtschaft 
abgeleitet  wissen  will.  Seitdem  die  Sorge  um  das  nötige  Brennholz 
durch  Zuhilfenahme  der  Surrogate  verscheucht  war,  behandeln  die 
Kameralisten  nicht  mehr  so  ausführlich  die  Forstwirtschaft,  welche 
bis  dahin  ein  stehendes  und  nicht  unwichtiges  Kapitel  in  den  Kompen- 
dien einnahm  *),  Die  spätere  Volkswirtschaft  fühlt  sich  immer  weni- 
ger von  der  Holzsorge  gedrückt,  dem  geänderten  Systeme  entsprechend 
beleuchtet  sie  —  wie  oben  schon  ausgeführt  —  die  der  individuali- 
stischen Ordnung  wenig  zusagenden  Fesseln  der  Privat  Waldwirtschaft 
und  bekämpft  die  nicht  allein  vom  Eigennutze  geleitete  Wirtschaft 
im  Staatswalde.  Bis  auf  einzelne  Ausnahmen  sind  kürzere  Betrach- 
tungen in  der  sogenannten  Volkswirtschaftspolitik,  die  meist  nur  Ex- 


1)  Wie  wenig  die  Cacq  er  jü  wissen  schart  sich  um  die  Bewirtsicb  altling  des  Waldes 
köronierte ,  wie  »ehr  ihr  dagegen  die  hausiilLlteriacbe  Nntscunu  der  Waldprodukte  am 
HerKeii  lag,  geht  aus  dem  Verzeichnis  der  Bücher  hervor,  welches  Zinko^  Professor 
der  CftmeriUwissenachaft  in  Helmstedt,  ITöl  herausgab  und  die  b»  E,  in  der  BibUothek 
einet  Camermllaten  sieh  befinden  aoJlten.  Darunter  sind  nur  awel  die  Forstwirtacltaft 
betrefleade,  dagegen  sieben^  welche  vou   der  Kunst  Moli!  zu  flparcn  handeln 
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zerpte  sind  aus  den  üblichsten  forstlichen  Lehrbüchern,  die  Begel,  nur 
in  der  Neuzeit  hat  die  Forstwirtschaft  wieder  das  Interesse  auch  der 
Volkswirte  erregt,  wo  es  sich  darum  handelte,  die  übertriebene  indi- 
vidualistische Betrachtungsweise  in  die  gehörigen  Schranken  zu  ver- 
weisen. 

Frühzeitig  machte  nur  J.  H.  v.  Thünen  eine  Ausnahme.  In 
seinem  isolierten  Staate  widmet  er  der  ganzen  Bodenproduktion  sein 
Augenmerk;  Mafs  und  Zahl  wandte  er  auch  in  der  Forstwirtschaft 
an,  und  zu  einer  Zeit,  wo  Zuwachstabellen  und  Massentafeln  nur  ver- 
einzelt in  Gebrauch  waren;  ist  der  dritte  Teil  des  isolierten  Staates 
auch  erst  bedeutend  später  publiziert  (1863),  als  der  erste  (1826),  in 
den  Grundzügen  war  er,  nach  des  Autors  Angaben,  fast  ebenso  früh 
(1828)  konzipiert  und  niedergeschrieben. 

Nur  ist  bei  Thünen 's  Wirtschaftsmaximen  zu  beachten,  was 
G.  Heyer^)  übersieht,  dafs  es  sich  im  isolirten  Staate  und  seiner 
Waldwirtschaft  um  hypothetische  Fälle  handelt.  Nicht  der  Wald,  wie 
ihn  die  Natur  uns  überliefert  und,  trotz  allem  menschlichen  Zuthun, 
doch  zumeist  noch  erhält,  ist  das  Objekt  seiner  Betrachtung,  sondern 
der  nach  menschlicher  Berechnung  angelegte.  Der  berechtigte  Ein- 
wurf, den  er  I,  p.  173*)  sich  selbst  macht,  ist  nie  aus  den  Augen  zu 
verlieren.  „Fast  überall",  sagt  v.  Thünen  1.  c,  „sind  noch  Reste 
der  alten  Urwälder  vorhanden,  und  wo  diese  sich  nicht  mehr  finden, 
wird  der  Markt  doch  mehr  oder  minder  von  andern  Gegenden  mit 
Holz  aus  den  Urwäldern  versorgt.  Die  Erzeugung  der  Urwälder  hat 
dem  Menschen  aber  keine  Arbeit,  Pflege  und  Kapitalanlage  gekostet, 
und  sie  haben  deshalb  an  dem  Orte,  wo  sie  sich  finden,  kaum  einen 
höheren  Tauschwert,  als  das  Wasser,  so  hoch  auch  der  Gebrauchs- 
wert sein  mag.  In  dem  isolierten  Staate  aber,  wo  immer  nur  der 
endliche  —  an  das  Zeitmafs  nicht  gebundene  —  Erfolg  Gegenstand 
der  Untersuchung  ist,  müssen  alle  Urwälder  als  längst  verschwunden 
und  alle  Waldungen  als  durch  menschliche  Arbeit  hervorgebracht, 
betrachtet  werden^S  Er  sucht  deshalb  im  folgenden  einen  Innern  Zu- 
sammenhang zwischen  Getreide-  und  Holzpreisen  —  da  Holz  und  Ge- 
treide keinen  gemeinschaftlichen  Mafsstab  ihres  Gebrauchswertes  ha- 
ben —  nachzuweisen. 

Urwälder  im  üblichen   Wortsinne  sind  bei   uns  natürlich  nicht 


1)  SUtistik  p.  72/8,  während  U.  Martin  (die  Forstwirtschaft  des  isol.  Staates.     Leips. 
Dissert.  1881)  dies  richtig  hervorhebt. 

i)  Ich  sitiere  nach  der  dritten  Auflage,  Berlin  1876. 
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mehr  vorhanden,  wohl  aber  stockt  der  Wald  zum  gröfsten  Teil  nocl 
auf  Boden,  der  früher  Urwald  trug,  und  selbst  die  älteateu  Bestände 
sind  fast  durchgehends  noch  auf  ähnliche  Weise  entstanden,  wie  der 
Urwald  sich  verjüngt  Von  einer  Anlage  des  Waldes  in  bestinunter 
Entfernung  von  der  grofseu,  im  Zentrum  des  Wirtschaftsgebietes  lie- 
genden  Stadt  ist  nur  für  verhältnlsmäfsig  kleine  Teile  die  Rede,  wie 
überhaupt  nicht  von  einer,  von  Anfang  an  vom  Menschen  beabsichtig- 
ten und  geleiteten  Waldwirtschaft;  insofern  sind  Thünen's  Abstrak- 
tionen hier  viel  mehr  von  der  Wirklichkeit  modifiziert,  als  in  der,  vom 
Menschen  und  seinen  Wirtschaftsplänen   abhängigeren  Landwirtschaft 

In  einem  Laude,  das  der  Kultur  erst  erschlossen  wird,  in  all 
den  jungen  Agrarländern  also,  welche  seit  einem  Jahrzehnt  fUr  die 
alten  Kulturvölker  jetzt  so  gefährlich  zu  werden  drohen,  ist  eine  Wirt- 
schaflseinrichtung  im  Thüne naschen  Geiste  anwendbar.  In  älteren, 
stark  bevölkerten  Distrikten  dagegen  ist  sie  nur  die  Folge  der  histo- 
rischen Entwicklung.  Fern  ab  vom  Markte  wird  die  von  altersher 
dort  herrschende  Wirtschaftsweise  sich  erhalten,  wie  sie  bestand,  als 
auf  einen  Markt  für  den  Produktenüberschufs  noch  nicht  zu  reebnen 
war;  die  alten  hauswirtschaftlichen  Gesamtbetriebe  werden  hier  zum 
Teil  sich  noch  konserviert  haben,  der  extensivste  Betrieb  genügt  zur 
Ernährung  der  spärlichen,  zumeist  für  eigenen  Bedarf  produzierenden 
Bevölkerung. 

Jeder  Schritt  hin  zur  Stadt  bringt  auch  den  Markt  näher  und 
begünstigt  eine  Wirtscliaftsführung,  die  auf  ihn  mehr  oder  weniger 
rechnen  mufs.  Jede  neue,  dem  Zentrum  sich  nähernde  Produktiona- 
zone  versinnbildlicht  gleichsam  eine  Etappe  in  der  Entwicklung  der 
Wirtschaft,  in  der  Intensität  des  Betriebes,  welche  die  modernen 
von  früheren  landwirtschaftlichen  Zuständen  scheidet.  Die  so  sich 
ausbildende  Landwirtschaft  mufs  auf  eine  stets  sich  steigernde  Kon- 
sumcntcnmenge  reebnen;  die  freie  Wirtschaft,  welche  in  der  Nähe 
der  Grofsstadt  ihren  natürlichen  Standort  hat,  ist  ja  auch  vielen 
Theoretikern  das  Ideal  und  scheint  ihnen  das  einzige  Heilmittel  ia 
der  jetzigen  agrarischen  Krisis,  Was  der  Markt  verlangt,  soll  der 
Landwirt  produzieren;  kaufmännisch  spekulativ  soll  auch  die  Land- 
wirtschaft werden;  freilich  vergifst  man,  dafs  sie  in  ihrem  schwerfälli- 
gen Gebundensein  an  die  Scholle  dem  beweglichen  Spiele  der  jetzt 
die  Wirtschaftsleitung  beanspruchenden  Konjunktur  nicht  einmal  ent- 
fernt folgen  kann. 

So  erklärt  sich,  unter  der  auch  nach  Thüncn  beibebalteneo  Hy- 
pothese des  überall  gleich  guteu  Bodens,   die  geringere  oder  stärkere 
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Inteosität  des  Wirtschaftsbetriebes  nicht  nur  lokal,  in  der  Entfernung 
Yom  Absatzmarkte,  sondern  auch  zeitlich,  historisch,  jeder  der  kon- 
zentrischen Ringe  bildet  eine  Stufe  in  der  Entwicklung  zur  jetzigen 
freien  Wirtschaft  in  dichtbevölkerten  Ländern. 

Vollständig  different  vom  vorgehenden  Entwicklungsschema  der 
Landwirtschaft  ist,  historisch  betrachtet,  die  Stellung  des  Waldes. 
Wenn  auf  niedriger  Kulturstufe,  bei  schwacher  Bevölkerung,  auch  auf 
besserem  Boden  seine  Existenz  gesichert  ist,  so  wird,  je  mehr  die  Be- 
völkerung anwächst,  ihm  Terrain  abgenommen,  da  es  an  Pflug-  und 
Weideland  nun  fehlt.  Je  mehr  wir  uns  der  Stadt  nähern,  je  mehr 
die  Bevölkerung,  nach  unserer  historischen  Deutung  der  nur  geogra- 
phischen T hü nen 'sehen  Ringe,  im  Verlaufe  der  Zeit  anwächst,  um 
80  mehr  mufs  er  schwinden;  ja,  in  nächster  Umgebung  der  Stadt  fast 
vollständig,  wo  produktivste  Nutzung  des  Bodens  möglich  ist,  oder 
wenn  in  jüngster  Zeit  hier  Surrogate  seine  Schätze  entwerten.  Nur 
ist  die  Annahme  Thünen's,  dafs  überall  gleich  guter  Boden  vorhan- 
den sei,  hier  noch  mehr  irreführend,  als  in  der  Landwirtschaft.  Auch 
in  sehr  dicht  bevölkerten  Strichen  wird  der  Wald  dort  sich  erhalten, 
oder  von  neuem  heimisch,  wo  schlechte  Bodenklassen  andere  Kultur 
unmöglich  machen,  oder  die  gebirgige  Lage  wertvollere  Nutzung  er- 
schwert; der  absolute  Waldboden  erhält  aufser  durch  diese  natürliche 
Qualifikation  um  so  stärkeren  Zuwachs  auch  aus  sozialen  Gründen 
abseits  vom  Verkehr  der  modernen  grofsstadtähnlichen  Bevölkerungs- 
häufung, wenn  ungenügender  Absatz  der  agrarischen  Produkte  die 
Rodung  nicht  fordert.  So  verschwindet  der  Wald  in  stark  bevölkerten 
Gegenden  zum  Teil  auch  auf  schlechterem  Boden  in  der  Neuzeit,  so 
erhält  er  sich  auch  auf  besserem  in  schwach  bevölkerten  Distrikten. 
Die  geographisch  entfernten  Ringe  zeigen  in  ihrer  jetzigen  Bewaldung 
uns  das  Bild  seiner  früher  allgemeinen  Verbreitung  in  allen  Zonen, 
jeder  kleinere  Ring  im  Thünen 'sehen  Bilde  kennzeichnet  durch  das 
Einschrumpfen  des  Waldes  den  siegreichen  Kampf  der  Kultur  gegen 
die  ungeleitete  Produktivkraft  der  Natur. 

So  müfste,  m.  E.,  die  Waldkarte  sich  gestalten,  wenn  die  Boden- 
neben den  Bevölkerungsverhältnissen  von  Thünen  berücksichtigt 
würden ,  und  diesem  Bilde  gleicht  ja  annähernd  die  wirkliche  Vertei- 
lung des  Waldes  bei  uns.  Gerade  in  unserer  deutschen  Entwicklung 
fällt  ja  die  starke  Bevölkerungszunahme  zusammen  mit  dem  wachsen- 
den Gebrauche  der  Surrogate;  die  klimatische  Bedeutung,  welche  man 
dem  Walde  seitdem  zuschreibt,  war  ein  weiterer  Grund  zur  Sicherung 
seines  jetzigen  Umfanges.    Dafs  innerhalb  der  einzelnen  Zonen  die 
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Bewirtschaftung  gröfserer  Waldkomplexe  selbst  noch  eine  verschiedene 
sein  mufs,  dafs  die  Brennholz  Wirtschaft,  event.  im  Nieder-  und  Mittel- 
walde, überhaupt  im  kürzeren  Umtriebe  dort  am  Platze  ist,  wo  der 
Markt  nahe  oder  doch  leicht  erreichbar  ist,  und  dafs  die  Nutzholz-' 
Wirtschaft  ferner  ihren  wirtschaftlichen  Standort  findet  —  dafs  also  ■ 
im  kleinen,  in  jeder  Zone,  v.  Thüoen's  Forderung  realisiert  wird  oder 
werden  sollte,  ist  von  der  forstlichen  Praxis  in  der  Neuzeit  immer 
mehr  anerkannt. 

Die  Annahme,  dafs  im  isolierten  Staate  kein  Urwald,  in  gröfse-J 
rem  Umfange  wenigstens^  mehr  vorhanden  sei,  und  dafs  der  eigent- 
liche Wirtschaftswald ,  auf  den  die  städtische  Bevölkerung  allein  an- 
gewiesen ist,  ganz  nach  menschlicher  Berechnung  angelegt  wurde, 
widerspricht  zu  sehr  der  Wirklichkeit,  welche  uns  überall  Reste  des 
ursprünglichen  Waldes  zeigt  und  zeigen  mufs,  wo  nicht  allzu  kurz- 
sichtig der  augenblickliche  Vorteil  über  sein  Schicksal  entschied. 

Der  Wald  bedeckte  den  Boden,  bevor  die  Menschen  in  beträcht- 
licher Zahl  auf  ihm  ihre  Wirtschaft  führten ;  er  mufste  dort  zum  grö-j 
fseren  Teile  weichen,   wo   man   zur  Ernährung  der  gewachsenen  Be 
Völkerungsmenge   mehr  Fruchtland   bedurfte;   auf  nicht  ackerfähigeu 
Boden  blieb  er  zumeist;  wo  er  fehlte  oder  zu  fern  war,  mufste  früher" 
eine  der  Grundbedingungen  zum  Emporwachsen  der  Städte  fehlen. 

So  ist  unseres  Autors  Abstraktion  betreffs  des  Waldes  zweifellos 
sehr  verwirrend,  mindestens  absolut  uiihistorisch  —  und  gerade  beii 
Walde  sind  ja  Vergangenheit  und  Gegenwart  inniger  verknüpft,  all 
sonstwo.  Selbst  jetzt  würde  auf  baumloser  Steppe,  wo  eine  starke 
Kolonistenschaar  etwa  die  Thiinen 'sehen  Sätze  in  die  Praxis  überfüll 
ren  wollte,  trotz  aller  Surrogate,  ein  grofses  Verkehrscentrum  nac 
europäischen  Begriffen  ohne  nahen  oder  leicht  erreichbareu  Wald 
kaum  entstehen,  kaum  bestehen  können,  wiewohl  das  moderne  Trans- 
portwesen und  unsere  heutige  Technik  früher  ganz  Unmögliches 
leisten. 

Interessant  ist  der  Fall  für  die  Methodologie  unserer  Wissen- 
schaft. 

Nach  Art  der  reinen  Mathematik  von  allen  störenden  realen  Mo- 
menten abzusehen  und  nur  einen  Faktor  wirken  zu  lassen,  um  dann 
die  dialektisch  gewonnenen  Resultate  allmälig  durch  Berücksichtigung 
der  wirklichen  Verhältnisse,  die  auf  einander  folgend  erst  in  Rech- 
nung treten,  zu  modifizieren,  zu  korrigieren  —  eine  Methode,  wie  sie 
für  den  „Isolierten  Staat'*   allgemein  in  Anwendung  kommt  —  mufs, 
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wird  man  mir  einwenden,  gestattet  sein,  zumal  wenn  so  bedeutende 
Resultate,  wie  hier,  diese  Forschungsmethode  krönen. 

Ich  beuge  mich  gewifs  vor  dem  bahnbrechenden  Genius,  der,  wie 
dner  der  wenigen  ihm  Ebenbürtigen,  Rodbertus  sagt,  Zahl,  Mafs und 
ein  Herz  unserer  Wissenschaft  entgegenbrachte;  ich  wende  mich  im 
Grunde  auch  weniger  gegen  die  Methodik  selbst,  als  gegen  einen 
Fehler  in  ihrer  Anwendung,  der  in  der  eigentümlichen  Lage  des  Wal- 
des mir  zu  liegen  schemt 

Die  Yon  Thünen  zuerst  und  mit  zweifellosem  Erfolge  zur  An- 
wendung gebrachte  Methode  nimmt  aus  der  Zahl  der  vielen,  die  Wirk- 
lichkeit beherrschenden  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eines  heraus,  hier 
die  Entfernung  der  Produktionsgebiete  vom  Markte,  und  untersucht 
zunächst  den  Einflufs  derselben  auf  den  Wirtschaftsbetrieb. 

Es  handelt  sich  um  die,  durch  die  Entfernung  gebotene  intensive 
oder  extensive  Bodenbenutzung;  Differenzen  in  der  Qualität  des  Bo- 
dens bleiben  zunächst  unberücksichtigt;  die  höhere  oder  geringere 
Bonität  wirkt  wie  der  nähere  oder  entferntere  Absatzmarkt,  sodafs  in 
Wahrheit  schlechterer  Boden  bebaut  wird,  wie  femgelegener,  extensiv 
zu  bewirtschaftender.  Für  den  direkt  oder  indirekt  hauptsächlich  dem 
menschlichen  Nahrungsbedürfnisse  dienenden  Landbau  ist  unter  die- 
ser nachträglich  von  der  Wirklichkeit  gebotenen  Korrektur  anfänglich 
ein  Eliminieren  des  Qualitätseinflusses  des  Bodens  möglich  und  zuläs- 
sig. Das  Land  wird  zunächst  agrarisch  genutzt,  nur  mehr  oder  we- 
niger intensiv;  die  Entfernung  bestimmt  in  Wirklichkeit  die  Wirt- 
schaftsweise für  den  Durchschnittsboden. 

Durch  diese  Gleichsetzung  des  schlechteren  Bodens  in  der  Nähe 
der  Stadt  mit  dem  besseren  der  fernen  Zonen  erhält  die  Thünen'- 
sche  Abstraktion  ihre  reale  Basis;  zugleich  liegt  hierin  jedoch  auch 
das  Zugeständnis,  dafs  selbst  in  der  ersten  Zone  auf  dem  geringst- 
wertigen  Boden  —  nicht  nur  auf  absolutem  Waldboden  —  die  Forst- 
wirtschaft, wenn  auch  im  geringeren  Umfange,  ihren  berechtigten 
Standort  findet;  gerade  die  Transportkostendifferenz  so  voluminöser, 
geringwertiger  Produkte  läfst  den  Waldbau  auf  relativ  besserem  Bo- 
den noch  rentabel  erscheinen. 

So  durchbricht  die  von  Thünen  selbst  gemachte  Korrektur 
seiner  Abstraktion  zum  Teil  auch  die  streng  formulierten  Produktions- 
zonen zu  Gunsten  des  Waldes  auf  den  schlechtesten  Bodenklassen 
aller  Zonen. 

Unser  Autor  bezieht  ferner  die  Transportkosten  auf  die  sonst 
ungebundene,  dem  freien  Ermessen  überlassene  menschliche  Wirt- 
schaft.   Letztere  Annahme  trifft  für  den  landwirtschaftlich  benutzten 
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Bodoii  jetzt  vollstimdig  zu ;  die  Absatzmöglichkeit  entscheidet  bei  be- 
stimmten Marktpreisen  über  die  noch  rnngücben,  rentabeln  Produk- 
tionskosten, somit  über  die  Art  der  Nutzung  des  Fruchtlaudes* 

Auch  den  Wald  der  zweiten  Zone  läfst  er  aus  dieser  berech- 
nenden Wirtschaftsführung  entsteheiL  Es  handelt  sich  also  überall 
um  Bodennutzung,  die  strenger  Kalkulation  des  Wirtschafters  ent- 
springt Wenn  die  Preise  sich  ändern  —  und  es  mufs  ja»  trotz  allen 
Verbesserungen  im  landwirtschaftlichen  Betriebe,  bei  zunehmender  Be- 
völkerung der  von  anderswo  nicht  zu  versorgenden  Stadt  geschehen 
—  treten  Schwankungen  in  den  die  einzelnen  Zonen  abschliefsenden 
Kreisen  ein  und  diese  Oscillationen  können,  nach  dem  Ausfalle  der 
Ernten,  fast  jährliche  sein.  In  diese  Beweglichkeit  läfst  sich  die 
Forstwirtschaft  und  ihr  Gebiet  nicht  mit  ziehen;  ihre  Berechnungen 
müssen  auf  den  80-,  100-  und  mehr  als  lOOfachen  Zeitraum  sich  aus- 
dehnen, eine  Accomodation  an  den  event.  jährlichem  Wechsel  unter- 
worfenen Landbau  ist  unmüglicL 

Aus  dieser  den  sonstigen  agrarischen  Wirtschaftsprozefs  weit 
überdauernden  Umtriebszeit  ist  allein  schon  die  Stellung  des  Wirt- 
Bcbafts Waldes  innerhalb  der  sonst  jährlichem  Wechsel  unterworfenen 
Zonen  eine  wirtschaftliche  Unmöglichkeit,  eine  Absurdität;  nicht  nur 
für  die  Gegenwart,  wo  Surrogate  und  das  Verkehrswesen  grofsartige 
Umwälzungen  hervorbrachten,  selbst  für  die  damals  noch  langsam 
schreitende  Entwicklung  ist  Thünen's  Wald  der  zweiten  Zone  ein 
wirtschaftliches  Unding,  Er  setzt  eine  Stabilität  in  der  Bevölkern ngs- 
menge  der  Marktstadt,  gleichbleibende  Ansprüche  an  die  agrarische 
Produktion,  einen  Stillstand  in  der  Bewirtschaftungsart  des  Bodens 
voraus,  die  nicht  nur  in  uns,  den  Zeitgenossen  des  Dampfes,  der 
Elektrizität,  berechtigte  Zweifel  erregen,  sondern  auch  zeitgenössischer 
Beurteilung  gegenüber  nicht  zu  bestehen  vermöchten  —  ganz  zu  schwei- 
gen von  der  damals  schon  sich  anbahnenden  Konkurrenz  der  Ersatz- 
stoffe des  Holzes:  von  Kohle,  Stein  und  Eisen. 

Es  können  die  Thüncn'schen  Zonen  nur  Geltung  beanspruchen 
auf  Grund  zeitlich  herrschender  Preise,  und  wie  wenig  diese  den 
Wirtschaftswald  bestimmen  können,  leuchtet  Jedem  ein,  der  auf  Grund- 
lage heutiger  Preise  einen  Wirtschaftsbetrieb  einrichten  sollte,  in  dem 
Saat  und  Ernte  über  ein  Jahrhundert  auseinander  liegeri,  weil  damit 
die  unbestimmbaren  zukünftigen  Preise  zur  Basis  der  jetzt  zu  begrün- 
denden Wirtschaft  gemacht  werden  müfsten*  Der  Wald  entzieht  sich 
eben  der  nur  kurze  Zeitränme  mit  Sicherheit  umfassenden  mensch- 
lichen Berechnung,  er  ist  eine   und   wohl   die  einzige  Ruine  aus  der 
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Zeit,  wo  die  Stellung  des  Menschen  der  Natur  gegenüber  noch  eine 
durchaus  rezeptive,  abhängige  war,  er  ist  der  letzte,  spät  geschätzte 
Rest  der  natürlichen,  ungeleiteten  Produktivkraft  des  Bodens. 

Anders  ist  es  mit  dem  Walde,  den  die  Natur  uns  übergiebt;  hier 
ist  die  kurzblickende  Geldrechnung  nur  sehr  bedingt  am  Platze,  über 
seine  Erhaltung  oder  Rodung  entscheidet  zwar  der  herrschende  Markt- 
preis seiner  Produkte,  doch  kann  nur  mit  Zugrundelegung  momenta- 
ner Preisverhältnisse  die  Bewirtschaftung  geführt  werden  in  dem  Um- 
fange seines  Gebietes,  das  andere,  hauptsächlich  klimatische,  sanitäre 
und  soziale  Motive,  wie  die  lokale  Bodenbeschaffenheit  bestimmen. 

Ein  solcher  Urwald,  wie  Thünen  ihn  nennt,  mufste  einer  jeden, 
so  auch  der  zweiten  Zone  zu  Grunde  liegen ,  wenn  er  sie  auch  nicht 
so  ausschliefslich,  wie  er  annimmt,  bedeckte.  Ohne  ihn  war  die  Exi- 
stenz der  Grofsstadt  im  Zentrum  des  isolierten  Staates  unmöglich, 
das  Holz  war  früher  ihr  ebenso  nötig,  wie  Brot  und  Fleisch. 

Zu  den  wirtschaftlichen  Gründen,  die  den  Wald  nicht  exklusiv 
einer  Zone  allein  zuweisen,  die  in  dem  Walde,  wie  er  durch  mensch- 
liche Eingriffe  und  Pläne  sich  umgestaltet,  doch  nur  den  Rest  des 
Urwaldes  zu  erblicken  uns  nötigen,  treten  wichtige  historische  Mo- 
mente, welche  v.  Thünen  vollständig  übersieht,  die  aber  im  Walde 
gerade  eine  Hauptrolle  spielen. 

Es  scheint  fast  überflüssig,  die  übersehenen  historischen  Einflüsse 
noch  vorzuführen,  sie  liegen  in  der  eigenartigen  Geschichte  dieses 
anfänglich  nur  natürlichen  Produkts,  oder  fallen  vielmehr  mit  dem 
Entwicklungsgange  der  Menschheit  zusammen ;  die  Spuren  zeigen  sich 
freundlicher  in  den  an  Stelle  des  alleinherrschenden  Waldes  getrete- 
nen Fruchtfeldern,  als  in  der  Devastation  des  Schutzwaldes  und  den 
immer  wiederkehrenden  Verwüstungen,  welche  die  durch  ihn  bezwing- 
baren Elemente  fast  jährlich  verursachen. 

Es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  und  immer  wieder  dem  Erd- 
innern  entsteigende  Reste  bezeugen  es  täglich  von  Neuem,  dafs  der 
Wald  ursprünglich,  in  unserer  Zone  wenigstens,  allein  den  Boden  be- 
deckte, wo  irgend  nur  eine  Wurzel  Fufs  auf  ihm  fassen  konnte.  Er 
ist  das  natürliche  Produkt  desselben,  das  dort  edleren  Gewächsen 
wich,  wo  besserer  Boden  eine  stärkere  Bevölkerung  ermöglichte  und 
ein  guter  Markt  allmählich  die  agrarische  Nutzung  immer  mehr  aus- 
dehnte. 

Die  grofse  Stadt,  welche  den  Mittelpunkt  des  isolierten  Staates 
bildet,  ging  notgedrungen  auch  aus  kleineren  Anfängen  hervor,  mit 
ihrem  Wachsen   stieg  der  Bedarf  an  Fruchtland,  der  Wald  mufste 
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weichen,  wo  der  Pflug  zu  führen  war,  Dafs  in  der  Nähe  der  Stadt 
auch  schlechterer  Boden,  der  unbedingt  dem  Walde  damals  noch  ge- 
hörte, in  Beackerung  genommen  wurde,  und  wie  sich  zu  spät  zeigte, 
mit  wenig  Erfolg,  erklärt  sich  aus  dem  beschränkten  Vorhandensein  und 
der  historischen  Verteilung  des  Grund  und  Bodens,  wie  aus  der  pri- 
mitiven Wirtschaftsweise,  die  vom  modernen  Reutabilitäts -  und  Er- 
werbsprinzipe  noch  nicht  geleitet  war.  Der  geringe  Ertrag  des  be- 
dingten Waldbodens  im  Zentrum  des  Wirtschaftsgebietes  legte  zwei- 
fellos die  Betrachtung  nahe,  ob  nicht  der  femer  gelegene  gute  Frucht^ 
büden  besser  und  vorteilhafter  zur  Versorgung  der  anwachsenden 
Stadt  zu  verwenden  sei,  als  naher  aber  geringwertiger,  der  schlechte 
Ernten  nur  ermöglichte.  Der  weitere  Transport  wurde  durch  reichen 
Erntesegen  compensiert;  immer  ferner  gelegene,  bis  dahin  nicht  für 
den  Verkauf  produzierende  Landstriche  werden  durch  den  höheren 
Produktenpreis  hineingezogen  in  den  Versorgungsrayou  der  Grofs- 
stadt. 

So  blieb  der  Wald  auch  in  nicht  zu  grofser  Entfernung  von  der 
Stadt,  auf  einem  Boden,  der  aus  Gründen  der  erschwerten  agrarischen 
Bewirtschaftung,  oder  wegen  der  geringen  Bonität  dann  im  Waldbe- 
triebe um  so  rentabler  war,  je  näher  die  auf  ihn  angewiesene  Stadt 
ihm  lag;  mehr  als  bei  der  Frucht  des  Ackerlandes  geben  bei  den 
Waldprodukten  die  geringen  Transportkosten  einen  bevorzugten  Stand- 
ort. 

Das  Bestreben ,  immer  mehr  Fruchtland  in  der  Nähe  der  Stadt 
zu  gewinnen,  wie  andererseits  der  momentane  Vorteil,  welcher  aus 
der  Devastationswirtschaft  im  Walde  entsprang  und  vor  allem  die  Furcht, 
allzu  bald  vor  dem  Jahrhunderte  lang  als  Schreckgespenst  dienenden 
Holzmangel  zu  stehen,  veranlafsten  ja  die  Forstordnungen,  welche  die 
Erhaltung  des  Waldes  erstrebten,  und  zwar  durch  Beschränkung  der 
Nutzung  und  eine  geordnete  Wirtschaft. 

So  war  der  Wald  dem  zur  Herrschaft  sich  emporringenden  Er- 
werbsprinzipe ,  und  damit  der  vergleichenden  Rentabilitätsrechuung 
entzogen,  und  die  genossenschaftliche  Form  des  Besitzes  sicherte  der 
damals  mehr  als  jetzt  auf  ihn  angewiesenen  Landwirtschaft  sein  Be- 
stehen. Gründe  also,  welche  seine  Fortexistenz  da  ermöglichten,  wo 
er  vorzugsweise  doch  auf  dem  bedingten  Waldboden  stockte,  der  sich 
in  Wirklichkeit  in  allen  Zonen  v.  Thünen's  finden  mufs,  wenn  der 
unbedingte  nicht  ausreicht,  weil  ohne  den  Wald  ein  Emporblühen,  das 
Fortbestehen  einer  bevölkerungsreichen  Stadt  damals  noch  weit  un- 
möglicher war,  als  jetzt 
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Die  historische  Entwicklung  nimmt  dem  Wirtschaftswalde  y.  Thü- 
nens  somit  jede  reale  Basis,  auch  in  den  Rahmen  einer  rechnerisch 
gef&hrten  Wirtschaft  läfst  er  sich,  weil  die  lange  Zeit  zwischen  Saat 
und  Ernte  den  Kalkül  der  zum  Vergleich  herangezogenen  Landwirt- 
schaft unmöglich  macht,  nicht  einschliefsen. 

Der  Fehler  in  der  von  Thünen  sonst  mit  grofsem  Erfolge  zu- 
erst in  unsere  Wissenschaft  eingeführten  Isolierungs-  oder  Elimina- 
tionsmethode scheint  mir  also  darin  zu  liegen,  dafs  er  nicht  durch- 
aus Gleichartiges,  vielmehr  sehr  verschiedenartigen  Wirtschaftsformen 
und  -Zeiten  Unterliegendes  gleich  setzt,  ich  verweise  auf  die  für  W^ald 
und  Feld  vollständig  differenten  Wirtschaftsmaximen;  die  Methode 
ist  nur  zutreffend  für  eine  gleichartige,  wenn  auch  verschieden  poten- 
zierte Nutzung  des  Bodens ;  sie  ist  femer  da  nur  richtig  und  anwend- 
bar, wo  nicht  historisch  überkommene  Zustände  ein  für  alle  Mal,  also 
ausnahmslos  gegeben  sind. 

Wir  haben  es  in  Thünens  Berechnungen  mit  einem  Walde 
zu  thun,  der  also  nicht  als  Geschenk  der  Natur  uns  überliefert  wurde; 
sein  Wald  stockt  überall  auf  Boden,  der  nach  Lage  und  Güte  agra- 
risch zu  benutzen  ist,  er  sieht  in  ihm,  soweit  überhaupt  davon  die 
Rede  sein  kann,  das  Werk  menschlicher  Berechnung  und  Arbeit. 
Diesen  Gedanken  festzuhalten,  ist  wohl  noch  einmal  der  Erinnerung 
wert;  denn  nur  auf  dieser  Basis  ist  ihm  eine  Yergleichung  der  agra- 
rischen und  forstlichen  Produkte  möglich.  Holz  und  Getreide  lassen 
sich,  so  notwendig  sie  auch  für  die  Existenz  der  Menschen  sind,  in 
ihrem  Werte  mit  einander  nicht  vergleichen.  Das  tertium  compara- 
tionis  findet  Thünen  im  Boden,  in  der  Rente,  die  er  am  gegebenen 
Orte  beim  Frucht-  oder  Waldbaue  bringen  würde.  So  sind  die  Pro- 
duktionskosten, die  Auslagen  für  den  Transport  zur  Stadt  und  event. 
die  Bodenrente  für  Wald-  und  Feldbau  die  Factoren  einer  Rechnung, 
welche  über  die  Kultur  des  Bodens  entscheiden.  Auf  Boden  und  in 
Gegenden,  wo  auf  eine  Landrente  nicht  mehr  zu  rechnen  ist,  kann  er, 
wie  Pfeil,  auch  keine  annehmen;  in  seiner  zweiten  Zone  aber,  die 
bei  oberflächlicher  Betrachtung  schon  mir  immer  als  sonderbares 
Waldland  erschien,  ist  die  Landrente,  immer  der  Überschufs  des 
Preises  über  die  Produktionskosten  im  weitesten  Sinne,  eine  nicht 
unbedeutend  hohe.  Ähnlich  ist  es  mit  dem  Kapital,  was  er  im 
Holzbestande  sieht.  In  einer  rechnerisch  geführten  Wirtschaft  und 
auf  dem  Boden,  den  die  Menschen  mit  Absicht  und  vielen  Kosten 
dem  Waldbaue  widmen ,  mufs  freilich  auch  der  Bestand  kapitalistisch 
aufgefasst  werden  und  seine  Verzinsung  unter  den  Produktionskosten 
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erscheiüen.  Solange  der  Zuwachs  (T hü  neu  confundiert  den  Wcrth-, 
sowie  den  Massenzuwachs  *)  im  Einzelbaume,  oder  der  durchschnitt- 
liche im  ganzen  Bestände  noch  so  viel  beträgt,  als  der  übliche  Lan- 
deszinsfufs,  so  lauge  also  der  jährliche  Zuwachs*)  mindestens  ^^  des 
Holzbestandes  ausmacht,  also  einer  Verzinsung  von  5*^1,^  gleich  kommt, 
rentiert  der  Wald  —  freilich  ohne  Berücksichtigung  der  Bodenrente 
—  wie  jedes  GeldkapitaL  Auch  Zinscszinsen  sind  in  dieser  Zunahme- 
quote von  mindestens  jährlich  ^^j  ^^^  jeweils  vorhandenen  Bestandes 
bereits  mit  enthalten;  denn  ^^  jährliche  relative  Zunahme  bezieht  sich 
auf  einen  Bestand,  der  Kapital  und  Zinsen  —  wenn  man  die  letzt- 
jährige Zunahme  und  die  vor  Jahresfrist  vorhandene  Masse  so  nennen 
will  —  wieder  mit  5^1^  verzinst  Soll  jedoch  ein  Bodcnkapital  mit 
verziuseszinst  werden,  so  ist  je  nach  Hohe  desselben  der  ümtrieb 
noch  kürzer;  denn  die  relative  Zunahme  musste  noch  gröfser  sein. 
Unser  Autor  entwickelt  so  den  Gedanken,  dem  kurz  vorher  der  ihm 
noch  unbekannte  Cotta  auch  Ausdruck  geliehen:  Dafs  der  jährliche 
Zuwachs  identisch  sei  mit  der  Verzinsung  eines  Kapitals,  das  er  in 
dem  Bestandeswerte  des  Waldes  erblidtt.  Fällt  der  relative  Zuwachs 
unter  den  herrschenden  Prozentsatz,  ohne  dafs  man  im  Brennholz- 
walde  den  Um  trieb  entsprechend  verkürze,  so  werde  die  Forstkultur  zur 
Unkultur^),  die  nur  da  gerechtfertigt  werden  könne,  wo  das  Hol/ 
nicht  abzusetzen  sei  und  eine  Umwandlung  des  Bodens  in  Ackerland 
nicht  lohne. 

In  der  Praxis  freilich  ginge  man,  wegen  des  überlangen  Stehen- 
lassen  des  Holzes,  mit  der  Wachstumsabnahme  auf  ^^  ^^  herab,  das 
Waldkapital  gebe  also  nur  eine  Verzinsung  von  3J,  oder  gar  nur  2|^**|o, 
In  letzterm  Falle  —  und  er  ist  in  Wirklichkeit  vorherrschend  —  ist 
von  einer  Landrente  gar  nicht  und  ebenso  wenig  von  einer  Verzinsung 
des  im  llolzbestande  steckenden  Kapitals  die  Rede,  der  Ertrag  ist 
vielmehr  negativ;  deshalb  müsste  jeder  Privatwirtschafter  das  sämt- 
liche Holz  schlagen  und  so  könnte  er  dann  vom  Erlös  die  doppelten 
Zinsen  beziehen,  keinesfalls  dürfte  er  aber  das  jährlich  gefällte  Bevier  — 
weil  sonst  der  Markt  mit  Holz  überführt  würde  —  wieder  mit  Holz 
besamen.  Das  aUmählige  Ausrotten  der  Wälder  müsste  den  Preis 
des  Holzes  steigern,  aber  selbst  der  höchste  Preis  könnte  der  Dava- 
Btation  der  Wälder  nicht  Einhalt  thun  —  hierin  ergänzt  er  sehr  gut 

1)  J.  c,  I  p.  189,    199. 

8)  £»  ist  bei  v.  T  h  U  n  e  n  der  nach  neuerer  ÜDteracheidQng  laof^md  j&hrnche  in 
einem  gleicbaltrigen  Walde^  nielit  der  darchachnitüich  jälirliehe  in  einem  »olcheo ,  der 
aUe  Altersklassen  lu  gleichen  Parzellen  umrATäL. 

3)  t\  J.   I  p,   1Ö2. 
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Pfeils  Ansichten  —  denn  das  durch  sofortigen  Verkauf  realisierbare 
Kapital  würde  immer  einen  höheren  Zins  tragen,  als  die  Zuwachs- 
quote des  Waldes  beträgt;  nur  das  Herabsinken  des  Zinsfufses  auf 
2^®lo  kann  der  Vernichtung  der  Wälder  ein  Ziel  setzen.  Es  würden 
also,  um  den  Menschen  das  unentbehrliche  Existenzmittel,  was  der 
Wald  liefert,  zu  erhalten,  Vorschriften  der  Regierungen  nötig,  welche 
die  freie  Disposition  der  Privaten  über  ihren  Wald  beschränken  und 
sie  zwingen,  mit  der  Hälfte  der  landesüblichen  Verzinsung  sich  zu 
begnügen.  Nach  dieser  Verletzung  des  Eigentumsrechtes  würde  aber 
die  Waldkultur  mit  der  höchsten  Nachlässigkeit  betrieben  werden. 
Das  einzige  Hilfsmittel  erblickt  v.  Thünen  in  der  Verkürzung  des 
Umtriebes;  die  Bäume  sollen  gefällt  werden,  ehe  der  relative  Wert- 
zuwachs bis  auf  5^|o  —  den  für  den  isolierten  Staat  angenommenen 
Zinsfufs  —  herabsinkt.  Die  geringe  Wertzunahme  des  doch  als  Brenn- 
bolz verwendeten  Baumes  mit  höherem  Alter  kann  das  Resultat  der 
Betrachtung  nicht  besonders  alterieren.  Für  das  Bauholz  aber,  das 
nur  in  gewissen  Stärken  brauchbar  ist,  müsse  im  Preise  eine  volle 
Vergütung  sämtlicher  Produktionskosten  eintreten. 

Dies  sind  die  Grundgedanken,  welche  v.  Thünen,  der  ähnlich 
wie  Pfeil  die  neueren  Reinertragstheorien  damit  frühzeitig  antizipiert, 
im  1.  Teile  seines  „isolierten  Staates'',  also  bereits  1826  publizierte; 
der  3.  Teil  seines  Werkes,  der  1863  erst  erschien,  aber  in  den  Grund- 
zügen schon  1828  niedergeschrieben  war,  behandelt  nun,  vielfach  auf 
freilich  unsicherer  rechnerischer  Basis  exemplifizierend,  ausführlicher 
die  vorstehenden  Kernsätze,  namentlich  den  Lichtungszuwachs  nach 
freilich  zu  starker  Durchforstung,  welche  die  Bodenrente,  die  auch 
im  Walde  das  Ziel  der  Wirtschaft  sein  soll,  freilich  unter  der  Vor- 
aussetzung des  eigentlich  agrarisch  nutzbaren  Standortes,  ermöglicht, 
ja  besonders  steigert. 

Waldrente  und  Bodenrente  sind  bei  v.  Thünen  schon  scharf 
unterschieden.  Die  Analogie  bietet  ihm  die  Gutsrente  und  die  Land- 
rente. Wie  zur  Bewirtschaftung  des  Gutes  Wirtschaftsgebäude  und 
Inventar  vorhanden  sein  müssen,  deren  Verzinsung  neben  den  anderen 
Produktionskosten  vom  jährlichen  Überschusse  zu  subtrahieren  ist,  so 
ist  auch  für  die  geregelte  Forstwirtschaft  ein  Waldbestand,  der  nor- 
male Vorrat,  nötig,  den  er  dem  zu  verzinsenden  Wirtschaftskapital 
gleichsetzt;  ohne  diesen  Abzug  giebt  er  die  Waldrente,  nach  Abzug  der 
Zinsen  des  ganzen  Bestandes  erst  die  eigentliche  Boden-  oder  Landrente. 

Eigentümlich  ist  unserem  Autor  die  beachtenswerte  Art  der  Be- 
rechnung der  Bodenrente  beim  Forstbetriebe, 
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Er  sieht  zunächst  von  dem  Ertrage  der  Durchforstungen,  voiT 
den  verschiedenen  Nebennutzungen  ah;  andererseits  aber  auch  von 
den  Aufsich tskosten  —  es  ist  sein  bekanntes  Elioiinatiousverfahren  — 
und  findet  so  die  Bodenrente  in  dem  Überschufs,  den  im  normalen 
Walde  der  Wert  des  Abtriebschlages  gewährt  nach  Abzug  der  Zinsen 
vom  Wert  aller  Holzbestände  und  der  Kosten  der  Wiederbesamung 
des  abgetriebenen  Schlages  i). 

Thiinen  berechnet  also  den  Vorrat  nach  dem  Verbrauchs- 
werte; dals  ihm,  wie  G,  Heyer  bemerkt •),  die  Berechnung  der  Be- 
standskostenwerte  fremd  war,  möchte  ich  doch  bezweifeln;  er  wendet 
diese  atomistische,  und  in  Bezug  auf  das  eigentümliche  Betrachtungs- 
objekt nicht  von  vornherein  richtige  Berech nungsart  nur  nicht  an. 
Gerade  seine  tiefere  Methode  in  der  Betrachtung  der  landwirtschaft- 
lichen Produktivität  legte  ihm  den  Vergleich  der  Rentabilitittsberech- 
nung  des  Waldes  mit  dem  der  Landwirtschaft  oahe.  Wie  hier  die 
Rente  sich  ergiebt  nach  Abzug  der  Verzinsungssumme  des  Wirtschafts- 
kapitals,  der  Produktionskosten  vom  jährlichen  Ertrage,  so  sucht  er 
auch  bei  der  Waldwirtschaft  ähnliche  Vergleichspunkte.  Dem  Wirt- 
scbaftskapital  der  Landwirtschaft  setzt  er  im  Walde  den  normalen 
Vorrat  gleich,  welcher  jährlich,  je  nach  Umtriebszeit  verschieden,  eine 
gröfsere  oder  kleinere  Ernte  auf  dem  Abtriebsschlage  giebt.  Der  Er- 
lös aus  letztcrem  ist  ihm  identisch  mit  dem  Rohertrage  der  Land- 
wirtschaft, und  wie  in  letzterer  der  Bodenretnertrag  sich  erst  ergiebt, 
nach  der  Verzinsung  des  stehenden  und  umlaufenden  Betriebskapi- 
tals, 80  zieht  er  auch  im  Walde  die  Zinsen  vom  Werte  des  restieren- 
den Bestandes  erst  ab  und  zugleich  die  Kosten  für  Neubesamung  des 
Abtriebschlages,  so  erhält  er  die  Bodenrente  des  Waldes* 

Prinzipiell  richtig  und  naheliegend  ist  gerade  beim  überkomme- 
nen Walde  diese  Berech  nungsart,  welche  bisher  und  sonst  m,  W»  nicht 
berücksichtigt  ist.  Im  kleineren,  kürzeren  Forstbetrieb,  im  Nieder- 
walde, Schälwalde  u.  s.  w.,  mochte  man  wohl  die  Productionskosten- 
rechnung  nach  privater  Aufmachung  anstellen.  Man  kannte,  oder 
taxierte  doch  leicht  den  Wert  des  Waldbodens,  die  Bücher  erlaubten 
eine  detaillierte  Berechnung  aller  Auslagen,  und  derselbe  Wirtschafter 
mochte  sich  wohl  die  Frage  vorlegen,  ob  diese  kapitalistische  Anlage 
so  rentabel  sei,  wie  sie  sonst  mit  Zins  auf  Zins  sich  gestaltet  hätte, 
wenn   er  sie  mit  üblichen  Kapitalanlagen  verglich.    Im    überkomme- 


1)  i  c.  m  p.  s, 

2)  SiAtIk  p.  72  u 
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nen,  grofsen  alten  Waldkomplexe  aber  fehlten  alle  genauen  Angaben 
über  die  Teile  dieser  Rechnung.  Bodenwert,  Kosten  fQr  weit  zurück- 
liegende Bestandesgründung  und  sonstige  Auslagen  waren  äufserst  un- 
udiere,  häufig  unbekannte  Faktoren;  aus  den  Preisen  der  Gegenwart 
mossten  sie,  und  doch  immer  sehr  fehlerhaft,  ergänzt  werdeo,  und 
vielfach  war  auch  diese  Form  absolut  unzuverlässig.  Wenn  der 
wirtschaftende  Mensch  diese  speziell  der  Natur  zu  dankende  Wert- 
quelle  endlich  auch  in  seine  Betrachtung  zog,  sie  seinen  Plänen  und 
Berechnungen  einverleibte,  so  konnte  er  kaum  anders  verfahren,  als 
Y.  Thünen  es  thut;  er  mufste  den  ganzen  Waldkomplex  als  einheit- 
liches Wirtschaftsobjekt  auffassen,  die  Ernte,  je  nach  den  ümtriebs- 
zeiten  gi*öfser  oder  kleiner,  an  die  Spitze  stellen,  denn  mit  ihr  be- 
ginnt hier  die  Wirtschaft,  und  davon  die  Zinsen  des  erst  später  reali- 
sierbaren Kapitals  in  Abzug  bringen;  und  damit  diese  Rentenquelle  in 
Zukunft  gleichmäfsigen  Ertrag  ihm  gebe,  dazu  bedurfte  es  der  Wieder- 
besamung des  abgeholzten  Schlages,  erst  nach  Berücksichtigung  auch 
dieser  Auslage  wufste  er  den  jährlichen  Reinertrag  seines  Waldes, 
kannte  er  die  Bodenrente.  Früher  schon,  ehe  ich  den  flüchtig  durch- 
blätterten, mehr  zitierten  als  genau  studierten^)  „Isolierten  Staat" 
eingehenderem  Studium  unterzog,  machte  ich,  unbeeinflufst  von  Thü- 
nen, auf  die  eigenartige  Wirtschaft  im  Walde,  in  dem  für  den  Wirt- 
schafter die  Ernte  der  Saat,  wie  ich  es  nannte'),  vorausgeht,  auf- 
merksam. Die  Produktionskostenrechnung,  welche  im  kurzen  privat- 
wirtschaftlichen Unternehmen  ihre  Berechtigung  hat,  obwohl  sie  in 
moderner  Zeit,  nach  der  Annäherung  der  verschiedenartig  gestalteten 
und  erwachsenen  Produktionsgebiete  viel  von  der  früheren  Bedeutung, 
die  sie  in  der  abgeschlossenen  stabilen  Wirtschaft  mit  Recht  bean- 
spruchte, verloren  hat^),  sie  ist  hier  angewandt  auf  einen  Schaffens- 
prozefs,  den  vorwiegend  die  Natur  allein  übernimmt,  der  die  Lebens- 
zeit des  rechnenden  Menschen  weit  überdauert  und  seinen  wirtschaft- 
lichen Kalkül  allzu  unsicher  machen  würde. 

Die  übliche  Rechnung,  wie  sie  im  sonstigen  Wirtschaftsleben  des 
isoliert  Wirtschaftenden  sich  ausbildete,  und  wie  sie  in  der  Produk- 
tionskostenrechnung ihre  Direktion  erhielt,  für  die  kurze  Zeit  zwischen 
Saat  und  Ernte,  Auslage  und  Ertrag,  konnte,  sollte  sie  auf  den  Wald 
Anwendung  finden,  nur  in  vorstehender  Weise,  nach  Analogie  des 

1)  Zum  Beleg  verweise  ich  aaf  die   angefahrte  Leipziger  Dissertation ,    welche  dies« 
Frage  ganz  unberührt  läfst. 

2)  Deutsche  Landw.  Presse  1.  c. 

5)  Cf.  meine  GetreidezöUe,  (Einleitung). 
N.  F.  Bd.  VI.  22 
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landwirtschafUicheu  Betriebes  in  einer  geregelten,  auf  den  Bestand 
und  die  Erhaltung  des  Waldes  gerichteten  plaumäfsigen  Wirtschaft 
zur  Geltung  kommen.  Die  jährliche  Ernte  war  dann  nur  dauernd 
möglich,  wenn  der  Kapitalstaram  unberührt  blieb  und  der  Grund  zum 
unbeschränkten  Fortbestände  desselben  gelegt  war.  So  bildet  der 
ganze,  nach  einem  Umtriebsmafsstabe  bewirtschaftete  Waldkomplex 
gleichsam  ein  wirtschaftliches  Ganze,  dessen  jährliche  Nutzung  den 
an  kurze  Produktionsprozesse  gewöhnten  Menschen  den  Nutzungsmafs- 
stab,  die  Rentabiliiätsgrörse  angab,  von  der  indes  jene  2  Faktoren 
noch  in  Abzug  konmien,  die  Kosten  der  Wiederinstandsetzung  des 
Abtriebschlages  und  die  Zinsen  vom  W'erte  des  event  gleich  zu  ver- 
silbernden Restbestandes.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  mag  man 
den  letzteren  dem  Wirtschaftskapitale  im  landwirtschaftlichen  Betriebe 
vergleichen,  ohne  ihn  wäre  ja  die  lang  aussehende,  dauernde,  gere- 
gelte Wirtschaft  im  Walde  unmöglich. 

Mit  Absicht  umging  ich  bisher  den  Einwurf,  den  man  unserem 
Autor  gerade  mit  Recht  machen  kann,  dafs  nämlich  diese  Betrach- 
tungsweise nicht  zu  den  sonstigen  Voraussetzungen  der  Wirtschaft 
im  isolierten  Staate  pafst  Urwald  soll  ja,  in  jener  zweiten  Zone 
wenigstens,  nicht  mehr  existieren;  was  sich  vorfindet,  ist  nach  mensch- 
licher Berechnung,  mit  Rücksicht  auf  den  zentralen  Absatzmarkt,  an- 
gelegt und  entstanden.  Dies  ist  die  Hypothese,  auf  welcher  der  erste 
Teil  des  isolierten  Staates  fufst;  im  dritten  freilich,  bei  der  Foi*st- 
wirtschaft  speziell,  ist  sie  mehr  ignoriert,  als  sonst;  die  realen  Ver- 
hältnisse des  Waldes  beschäftigen  unseren  Autor  hier  fast  allein. 
Aber  wir  müssen  doch  an  der  grundlegenden  Hypothese  festhalten, 
dals  aller  Wald,  der  zweiten  Zone  wenigstens,  vom  Menschen  mit 
voller  Absicht  und  klarer  Berechnung  angelegt  ist;  dafs  also  hier  noch 
am  ehesten  von  der  Bestandskostenrechnung  des  ganzen,  von  der  Pro- 
duktionskostenrechnung des  einzelnen  Abtriebschlages  die  Rede  sein 
könnte. 

Ein  zweiter  Umstand  zeigt  ziemlich  deutlich,  dafy  ihm  der  fak- 
tisch überkommene,  historische  Wald  mehr  im  Sinne  liegt,  als  der 
nach  privater  Rechnung  angelegte.  Im  letzteren  ist  eine  Bodenrente 
nicht  mehr  in  der  vorstehenden  Art  zu  berechnen,  sie  gerade  gab 
ihm  ja,  wie  wir  früher  sahen,  den  Mafsstab  zur  Vergleichung  sonst 
inkommeusurabler  W'erte,  der  Nahrungsmittel  und  des  Holzes,  Wir 
haben  hier  bei  Thünen  also  eine  doppelte  Rentabilitätsrechnung, 
welche  sich  mit  der  von  Pfeil  absichtlich  empfohlenen  ziemlich  deckt. 
Auf  Boden,   der  in  landwirtschaftlicher  Benutzung  ohne  Zweifel   eine 
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ReDte  gewährt,  ist  solche  auch  vom  Walde  zu  erwarten;  anderswo, 
auf  unbedingtem  Waldboden  im  weiteren  Sinne,  ist  sie  abhängig  von 
der  Wirtschaftsführung,  der  Durchforstung,  der  Betriebsregelung  über- 
haupt; hier  erscheint  die  Rente  vielleicht  als  günstiger  Wirtschafts- 
abschlufs,  dort  gehört  sie  zu  den  Berücksichtigung  verlangenden  Pro- 
duktionsfaktoren. 

Dafs  sie  auf  ersterem ,  auf  unbedingtem  Waldboden  auch  mög- 
lich ist,  thut  er  dar  in  seinen  Berechnungen  über  den  Lichtungszu- 
wachs in  Folge  der  Durchforstung,  welche  auch  das  im  normalen  Vor- 
räte stockende  Betriebskapital,  dessen  Verzinsung  so  häufig  die  Bo- 
denrente verschlingt,  mindert. 

Nur  aphoristisch  finden  sich  gegen  Ende  des  3.  Buches  im  6.  Ab- 
schnitte kurz  angedeutete,  der  weiteren  Ausführung  bedürfende  Be- 
trachtungen über  die  Anwendung  der  im  historisch  überkommenen 
Walde  erlangten  Resultate  beim  Übergange  zum  isolierten  Staate. 
Bemerkenswert  ist  der  von  der  Forstpraxis  jetzt  vielfach  anerkannte 
Wink,  dafs  der  bessere  Boden  der  Ebene,  welcher  mit  Buchen  zu- 
meist bestanden  ist,  der  aber  in  der  Landwirtschaft  eine  bedeutende 
Rente  geben  würde,  den  Produktionspreis  des  zumeist  nur  Brennholz 
liefernden  Buchenwaldes  so  hoch  stellt,  dafs  mit  dem  Verschwinden 
der  Urwälder  die  Buche  künftig  aus  unsern  Wäldern  verschwinden 
und  in  der  Zukunft  nur  noch  als  Zierbaum  in  den  Gärten  vorkommen 
wird;  nur  in  gebirgigen  Gegenden,  wo  der  gute  thonige  Boden  wegen 
Steilheit  der  Abhänge  nicht  als  Ackerland,  sondern  nur  als  Weide 
genutzt  werden  kann  und  als  solche  nur  eine  geringe  Rente  abwirft, 
behält  sie  ihren  natürlichen  und  wirtschaftlichen  Standort.  Antina- 
tionalökonomisch  nennt  er  es  daher  mit  Recht,  eine  Servitut  zur 
immerwährenden  Lieferung  von  Buchenholz  aufzulegen. 

Bemerkenswert  sind  die  praktischen  Resultate,  zu  denen  unser 
Autor  kommt. 

Als  Preis  des  starken  Bauholzes  nimmt  er  den  in  seiner  Gegend 
herrschenden  von  4  ß  pr.  K.F.  an^);  ferner  glaubt  er,  was  wohl 
möglich,  aber  mangelnden  Absatzes  halber  häufig  nicht  realisierbar 
ist,  dafs  von  100jährigen  Kiefern  |  der  Masse  zu  Bauholz  tauglich 
sind  und  ^  als  Brennholz  verwandt  wird;  im  Durchschnitt  kostet  der 
K.F.  Kiefernholz  unter  Berücksichtigung  des  billigen  Brennholzes  (1 
K.F.  =  0,9  fl)  2,47  ß  N.  |. 

Mehr  hypothetisch  sind  die  auf  wenigen  Einzelbeobachtungen  ru- 

1)  Der  Rechnung   legt  er   den  Thaler  N  {  zu  Grunde,    woran  6  gleich  7  Thlr.  pr. 
Ctr.  sind.     Der  Thaler  N  }  hat  48  Schilling. 
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lieudcn  Annahmen  über  den  jährlichen  Zuwachs,  ferner  die  hoheo  Er- 
ti'iige  der  jährlichen  Durchforstung  in  der  Höhe  von  f  des  Gesaoit* 
zuwaclisüs,  oder  des  doppelten  des  Zuwachses  des  bleibenden  Bestandes 
und  die  Annahme,  dafs  das  Durchforstungsholz  per  K.F.  |  des  Wertes 
des  hleibendeo  Bestandes  hat,  wodurch  der  Reinertrag  des  Waldes 
bedeutend  steigt,  die  Verzinsungssumme  für  das  reduzierte  verblei- 
bende Bestandskapital  sich  stark  verringert  und  deshalb  auch  die 
vorteilhafte  Umtriebszeit  verlängert  werden  kann,  sodafs  selbst  die 
Erzeugung  des  stärkeren  Bauholzes  vorteilhaft  wird.  Die  letzte  und 
nicht  unwichtigste  Hypothese  liegt  in  der  stillschweigenden  Voraus- 
setzung, dafs  alle  Holzsortimenle  von  den  Deckelschächten  und  Boh- 
nenstangen an  bis  zu  den  lUlken  stets  einen  Markt  linden,  und  in 
jedem  Jahre  abgesetzt  werden  können. 

Wegen  der  vielfach  hypothetischen  Ansätze,  unter  der  Berück- 
sichtigung der  gerade  dem  Walde  drohenden  mancherlei  Unglücksfälle, 
wie  Windbruch,  Waldbrand,  Raupenfrafs,  der  Diebstähle  u.  s»  w-  setzt 
er  für  die  in  thesi  mögliche  Rentabilität  nur  die  Hälfte  der  hypothe- 
tisch gefundenen  au  und  kommt  auch  so  noch  zu  sehr  überraschen- 
den Resultaten,  welche  vollständig  mit  den  gegebenen  Verhältnissen 
disharmonieren. 

Hiernach  liefert  eine  Fläche  von  GOCN}n^»  je  nachdem  sie  zum 
Waldbau  mit  Kiefern  im  9€jährigen  Umtriebe  oder  zum  Ackerbau  be- 
nutzt wird,  wenn  die  Bodenfläche  210  Ruthen  vom  Hofe  (resp.  Markte) 
entfernt  ist: 


Wenn  di« 

Beim 

Beim 

VerliäJtnhder 

ErrmgBfiihig' 

Waldbau 

Ackerbau 

Reute  beim 

Waldrente 

kett  des  Bo- 

Bodearente 

LAudrente 

Wald-  oiid 

dens  Ut 

Thlr, 

Thlr, 

AckerbAu 

Thlr. 
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130,2 

81,8 

160  :  100 
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9       t. 
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65.1 
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8       „       .  - 

102,2 

48,5 

211   :   100 

218,5 

7       ,,      .  - 

88,2 

3i»Q 

276  :   100 

190 

6         M         .    ^ 

7**2 

«Si3 

485  :   100 

t6l 

Auf  den   geringeren  Bodenklassen  von   5,  4,  3  Körnern  Ertrag 
wird  der  Ertrag,  den  der  Waldbau  im  Vergleich  mit  dem  Äckerbaue 
liefert,  noch  weit  bedeutender. 

Sicherlich  sind  es  sonderbare  Resultate,  zu  denen  v.  Thtinen 
durch  seine  Hypothesen  kommt.  Die  Wirklichkeit  modifiziert  sie  so 
Behr,  dafs  die  Hälfte  der  rechnerisch  allein  gefundenen  Rentabilität 
noch  viel  zu  hoch  ist.  Die  Durchforstungen  und  deren  übei*aus  günstig 
angenommenes  pekuniäres  Fazit,  denen  wesentlich   mit  dies  günstige 
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Hesultat  zu  danken,  würden,  ohne  Unterbau,  den  Kiefernwald  wohl 
zu  licht  stellen  und  den  Boden  durch  allerlei  Anflug  erschöpfen,  oder 
auf  Blöfseo  verhagern  lassen. 

Auf  diesen  Wert  der  Durchforstung,  des  Lichtungshiebes  aber 
frühzeitig  mit  hingewiesen  und  ihn,  wenn  auch  hypothetisch,  in  Rech- 
nung gestellt  zu  haben,  ist  ein  zweifelloses  Verdienst  unseres  Autors. 
Der  Haupt  Irrtum  liegt  aber,  wie  früher  schon  berührt,  in  der  überaus 
günstig  angenommenen  Absatzmöglichkeit.  Im  obigen  Beispiele  han- 
delt es  sich  ja  in  Wahrheit  um  keinen  Wald,  nur  um  eine  kleine 
Holzung  Yon  6000  n**i  in  der  ein  90jähriger  ümtrieb  ein  Unding  ist; 
mit  dem  forstmäfsig  bewirtschafteten  Walde  aber  wächst  auch  der 
Umfang,  die  Ausdehnung  desselben,  wachsen  die  Ergebnisse  des  Ab- 
iriebschlages,  der  Durchforstung,  steigern  sich  die  Transportkosten 
zum  stark  überführten  Markte,  reduzieren  sich  die  Preise  des  Holzes: 
sodafs  durch  die  realen  Verhältnisse  —  und  historisch  überkommene 
lassen  am  wenigsten  ja  Hypothesen  zu  —  der  ganze  Kartenhau  der 
günstigen  Rentabilität  des  Waldbaues  zusammeniällt,  und  obiges  Exem- 
pel  nur  Wert  behält  für  eine  kleine,  günstig  gelegene,  absatzsichere 
Holzung* 

Wertlos  sind  deshalb  aber  die  Forschungen  im  isolierten  Staate 
durchaas  nicht!  Das  auf  damals  noch  absolut  unsicheren  Zahlen  fu- 
fsende  rechnerische  Beispiel  entkräftet  nicht  die  an  sich  richtigen 
Grundgedanken,  wirft  vor  Allem  die  ganze,  von  der  modernen  Rein- 
ertragslehre so  ditferente  Berech nungsart  des  forstlichen  Ertrages  nicht 
um;  und  dafs  hierin,  in  der  Vorratwertrechnung  immer  noch  der 
Wahrscheinlichkeit  näher  stehende  Hypothesen  in  Anwendung  kom- 
men, als  in  der  viel  unsicherem  Kostenwertrechnung  beim  überkomme- 
nen, im  herrschenden  Umtriebe  bewirtschafteten  Walde,  ist  unleugbar. 
Wenn  die  Produktionskostenrechnung  auch  im  kurzen,  übersichtlichen 
üewerbsleben  ihre  beschränkte  Berechtigung  hat,  so  sind  diese  Regeln 
des  privaten  Betriebes  doch  nur  recht  uneigentlich  auf  den  historisch 
überkommenen  Wald  mit  seinem  etwa  90^— 100jährigen  Umtriebe  an- 
zuwenden. 

Wollte  man  wirklich  die  Produktionskosten  der  jetzt  oder  in  näch- 
ster Zeit  zum  Abtriebe  kommenden  Schläge  in  Anrechnung  bringen, 
so  würde  sich  recht  bald  zeigen,  mit  wie  wenig  sicheren  und  nament- 
lich mit  wie  seltenen,  deshalb  partiell  nur  richtigen  Unterlagen  man 
zu  arbeiten  hätte.  In  der  vor  wenigen  Jahren  vom  preufsischen  land- 
wirtschaftlichen Ministerium  veranlafsten  statistischen  Erhebung  über 
die  Preise  des  Holzes   und   der  Tagelöhne  in   den  Staatsforsten  von 
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1800 — 1879,  deren  Bearbeitung  ich  nächstons  erscheinen  lasse  ^),  feh- 
leo  fast  bis  gegen  Mitte  des  Jahrhunderts  inj  gröfseren  Teile  der  be- 
rücksichtigten Oberförstereien  alle  preisstatistischen  und  wohl  auch 
alle  Produktionskostenangaben ;  je  weiter  zurück,  zum  Anfange  unseres 
Jahrhunderts  hin,  um  so  späriicher  sind  diese  Notizen.  Wenn  dies 
im  preufsischen  Staatsbesitze  möglich  ist,  wird  es  in  den  weniger  for- 
mell büreaukratischen  Privatforsten  um  so  mehr  der  Fall  sein. 


Interessant  ist  ein  Vergleich  der  beiden  vorbesprochenen  Männer, 
die  in  ihrer  Art  einzig  auf  ihrem  Gebiete  sind  und  von  verschiedenen 
Ausgangspunkten  die  erste  Verknüpfung  der  Forstwirtschaft  und  Volks- 
wirtschaft versuchen.  Die  von  ihnei»  vertretenen  Wissenschaften  fio- 
den  in  ihren  Bestrebungen  engere  Berührungspunkte,  als  ein  uberfläch- 
licher  Einblick  in  ihre  Systeme  zunächst  erwarten  läfst;  sind  sie  doch 
die  Ersten,  welche  dem  letzten  imposimten  Zeugen  der  ungeleiteten 
Produktivkraft  des  Bodens  eine  Stelle  anzuweisen  suchen  in  der  jetzt 
nur  rechnerisch  geleiteten  Nutzung  desselben. 

Beiden  gemeinsam  ist  das  Bestreben,  dem  Boden  den  höchsten, 
nützlichsten  Ertrag,  hei  wirklicher  statischer  Bewirtschaftung,  abzu- 
gewinnen, beiden  ist  der  diesen  Ertrag  beziehende  Mensch  der  End- 
punkt alles  Wirtscbaftens, 

Selbst  die  Diflerenzen,  welche  im  systematischen  Aufbaue  Pfeil 
und  V,  Thünen  trennen,  sind  nur  iiufsere,  unbedeutende  gegenüber 
dem  beiden  gemeinsamen  Grundgedanken  der  höchstmöglichen  Nutzung 
des  Bodens  überhaupt.  Während  Pfeil  vom  historisch  überkomme- 
nen Walde  ausgeht,  ihn,  soweit  er  agrarisch  verwertbar  ist,  für  die 
steigende  Menschenzahl  auch  so  benutzt  wissen  will,  nur  da  eine  Bo- 
denrente in  Rechnung  stellt,  wo  nicht  unbedingter  Waldbodeu  forstlich 
bewirtschaftet  wird,  und  durch  möglichste  Verkürzung  des  Umtriebes 
auch  den  Brennholzwald  rentabel  zu  machen  bestrebt  ist  —  wird  bei 
V.  Thünen,  wenn  auch  im  hypothetischen  W'alde,  ihm  nur  an  Fläche 
zugestanden,  was  absolut  zur  Befriedigung  des  Bedürfnisses  nötig  ist; 
der  Wald  iu  seiner  zweiten  Produktionszoue  okkupiert  einen  Boden, 
der  eine  landwirtschaftliche  Rente  giebt,  also  auch  eine  forstliche  ge- 
ben mufs,  zumal   er  ganz   im  Sinne  des  mit  Produktionskosten  rech- 

1)  In  der  NeubcHrbeitung  des  v.  Hagen^schcti  Werkes  (Bedm,  Sprioger  1882)  durch 
Ob crforatm elfter  Donner  sind  die  rechnumcbcu  Gettamtresuliitte  flir  Kreise  resp.  Provin- 
zen aclion  in  der  von  mir  berechneten  Übersicht  publiziert,  Bd»  II  p.  16^19.  Die  sehn* 
jÄhrli^cn  Dnrchschnitto  für  Jede  preuF«.  Oberfor^teroi  linden  eich  in  dem  kemmsndeo  Hefte 
der  Zeitschrift  des  Itgl.   preuf».  5Uü$t    DÜroAUa, 
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nenden  Privatwirtschafters  angelegt  ist;  auch  ihm  ist  der  verkürzte 
Umtrieb,  wie  die  aus  forsttechnischen  Gründen  wohl  zu  weit  gehende 
starke  Dnrchforstung  nur  das  Mittel,  die  Ausgaben  stark  zu  reduzie- 
ren, die  Rente  zu  ermöglichen,  die  er  hier  finden  mufs,  während  sie 
auf  agrarisch  rentelosem  Standort  auch  für  den  Wald  weg  fällt. 

So  sind,  dem  Beide  beherrschenden  Grundgedanken  entsprechend, 
die  Zielpunkte  dieselben,  die  Mittel  vielfach  die  gleichen.  Nur  trennt 
sie  fundamental  die  Art  der  Berechnung  der  Waldbodenrente;  bei  Pfeil 
dominiert  der  durch  den  langen  Wirtschaftsprozefs  sehr  unsichere  Pro- 
duktionskostenwert, wie  er  im  gewöhnlichen  Gewerbsleben  den  Wirt- 
schafter leitet;  bei  v.  Thünen  kommt,  nach  Analogie  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebes,  der  Wert  des  Holzes  vom  Abtriebschlage  mit 
dem  Ertrage  aus  der  jährlichen  Durcbforstung  auf  die  Kreditseite  des 
Waldkontos,  gegenüber  stehen  im  Debet  die  jährlichen  Auslagen,  der 
Zins  vom  Bestandeswerte,  vom  Waldkapitale  und  die  Neukultur  des 
Abtriebschlages;  Faktoren  der  Wirtschaft  also,  die  mir  richtiger  schei- 
nen, weil  sie  der  Rechnung  eine  reale,  wenigstens  annähernd  fafsbare 
Basis  geben. 

Die  zur  Herrschaft  gekommene,  nur  im  kurzen  privaten  Produk- 
tionsprozesse berechtigte  Kostenrechnung  zerstückelt,  zerpflückt  den 
Wald;  in  der  Thünen 'sehen  Weise  bleibt  der  ganze  Wald,  was 
er  in  Wirklichkeit  ist,  ein  einheitliches  Wirtschaftsobjekt. 


Basels  BeTÜlkerniigszahl  im  15.  Jahrhundert. 

Von 
Gustav  Schonberg. 

In  meineD)  Werke;  Finanzverhältniase  der  Stadt  Basel  im  XIV, 
und  XV*  Jahrhundert  (Tübingen  1879)  habe  ich  am  Schlufs  auch  noch 
die  Gröfse  der  Bevölkerung  dieser  Stadt  während  des  in  jenem 
Werke  speziell  behandelten  Zeitraums  (1429—1482)  untersucht.  Die 
von  mir  in  den  Basler  Archiven  aufgefundeneu  Steuerbücher  über  Ver- 
mögens- und  reine  Persoualsteuern  gaben  auch  bezüglich  dieses  Gegen- 
standes zuverlässige  Anhaltspunkte.  Die  Bevölkerungsfrage  der  Stadt 
konnte  hier  auf  Grund  eines  Materials,  das  bisher  für  Fragen  dieser 
Art  noch  nicht  berücksichtigt  worden  war,  untersucht  und  im  wesent- 
liehen  gelöst  werden.  Es  liefs  sich  nicht  nur  der  Nachweis  erbringen, 
dafs  die  bisher  angenommenen  Bevölkerungszahlen  viel  zu  hohe  waren, 
sondern  auch  die  wirkliche  Grölse  der  Bevölkerung  annähernd  be- 
stimmen. In  dieser  Untersuchung  auf  die  allgemeine  Frage  der  Be- 
völkerungszahl der  mittelalterlichen  Städte  näher  einzugehen,  lag  aufscr- 
halb  des  Rahmens  jenes  fiuanzgcschichtlichen  Werkes,  ich  mufste  mich 
darauf  beschränken,  das  Resultat,  welches  sich  für  Basel  ergab,  zu 
publizieren. 

Für  das  Verständnis  des  mittelalterlichen  Städtewesens  ist  die  Gröfse 
der  Bevölkerung  der  Städte  unzweifelhaft  ein  wesentlicher  Punkt,  Viele 
wirtschaftliche,  politische  und  soziale  Erscheinungen  jener  Zeit  kön- 
nen erst  durch  die  Kenntnis  der  städtischen  Bevölkerungszahlen  völlig 
aufgeklärt  und  richtig  gewürdigt  werden.  Die  Ermittelung  dieser 
Zahlen,  wenigstens  für  die  historisch  wichtigeren  Städte,  muss  auf 
diesem  Gebiet  als  eine  der  unabweisbarsten  Aufgaben  der  historischen 
Forschung  bezeichnet  werden.  Man  wird  freilich  darauf  verzichten 
müssen,  hier  zu  genauen  Zahlen ,  wie  wir  sie  für  die  Gegenwart  auf 
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Grand  der  Volkszählungen  haben ,  zu  gelangen.  Aber  darauf  kommt 
es  auch  fttr  den  in  Rede  stehenden  allgemeinen  jene  Ermittelungen 
gebietenden  Zweck  nicht  an.  Für  diesen  genügt  es,  die  ungefähre 
Gröfse  zu  finden  und  festzustellen,  ob  die  einzelnen  Städte  nach  mo- 
dernen Begriffen  kleine,  mittlere,  grofse  waren;  es  genügt,  für  die  ein- 
zelne Stadt  zu  ermitteln,  ob  sie  eine  Bevölkerung  von  nur  einigen 
Tausend,  oder  von  5—10000,  resp.  10—15000,  ca.  20000  oder  von 
30000,  40000,  50000  etc.  Einwohnern  gehabt  habe.  Durch  diese  Ver- 
einfachung der  Aufgabe  für .  die  einzelne  Stadt  wird  die  allgemeine 
Aufgabe  wesentlich  erleichtert,  eben  deshalb  kann  diese  auch  schneller 
gelöst  werden,  soweit  überhaupt  die  noch  vorhandenen  Materialien 
eine  Lösung  gestatten. 

Trotz  ihrer  Wichtigkeit  sind  die  mittelalterlichen  Bevölkerungs- 
verhältnisse noch  wenig  untersucht  worden.  Die  meisten  Angaben 
über  solche,  selbst  in  sonst  wissenschaftlichen,  exakten  Arbeiten,  be- 
rahten,  als  ich  das  Werk  über  Basel  veröffentlichte,  auf  ganz  unsiche- 
ren Grundzahlen  und  unrichtig  angestellten  Schätzungen  resp.  Be- 
rechnungen. Eine  Ausnahme  machte  Hegels  Feststellung  der  Nürn- 
berger Bevölkerung  im  J.  1449^),  welche  das  nicht  zu  bezweifelnde 
Resultat  lieferte,  dafs  Nürnberg  damals  nur  eine  Bevölkerung  von 
etwas  über  20000  Köpfen  (20  219  resp.  20165)  hatte. 

Speziell  für  Basel  lagen  verschiedene  Schätzungen  vor^).  Sie 
variierten  zwischen  50000  und  25  000  Seelen  für  die  Blütezeit  der 
Stadt  (14.  und  15.  Jahrhundert).  Am  niedrigsten  hatte  A.  Heusler 
die  Bevölkerung  geschätzt^;  er  nahm  als  höchste  Einwohnerzahl  im 
15.  Jahrhundert  etwa  25  000  Seelen  an »).  Alle  diese  Schätzungen 
entbehrten  aber  fester,  sicherer  Grundzahlen.  Die  von  mir  aufgefunde- 
nen Steuerbücher  und  Steuerlisten  ergaben  solche.  Es  liefsen  sich  ins- 
besondere aus  ihnen  zwei  für  die  Berechnung  der  Bevölkerungszahl 
verwertbare  Grundzahlen  annähernd  ermitteln:  1.  für  die  Jahre  1446 
und  1454  die  Zahl  der  in  Basel  wohnhaften  weltlichen  Personen,  wel- 
che 14  und  mehr  Jahre  alt  waren,  2.  für  die  Jahre  1429,  1446,  1454 
und  1471—1475  die  Zahl  der  weltlichen  Haushaltungen  in  der  Stadt. 

In  den  Jahren  1446  wie  1454  wurden  alle  in  Basel  wohnhaften 


1)  Chroniken  der  deutschen  St&dte.  Bd.  U  Beil.  IV  S.  500  ff.  Vgl.  K.  Bücher, 
Zar  mittelalterlichen  Bevölkerangsstatidtik  etc.  Zeitschr.  für  die  ges.  Staatswisienschaft. 
Jahrg.  87  8.  541  ff. 

S)  Schönberg,  Finansverhältuiüse  etc.  S.  610 ff. 

8)  A.  Heusler,  Verfassuugsgeschichte  der  i)tadt  Basel  im  Mittelalter.  Basel  1860 
8.  S66ff. 
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weltlichen,  mindestens  14  Jahre  alten  Personen  einer  reinen  Persoiüf 
Steuer  unterworfen»    Bezüglich   der  Steuer   von    1446   sind  die  sorg- 
fältig  geführten   Steuerbücher  bis  auf  das  eines  Steuerbezirks  noch 
vorhanden.    Nach   diesen  Steuerbüchern   kann   kaum   ein  ^.weifel  ob- 
walten, dafs  zu  der  Zeit,  als  die  Steuerbücher  angelegt  und  die  per- 
sonalsteuerpflichtigen Personen   in   ihnen   einzeln   verzeichnet  wurdeui 
die  Zahl  dieser  Pei'sonen  höchstens  7KMJ  betragen  hat  *).  Im  Jahre  145^ 
wurden  zum   Zweck   der  Erhebung   der  Steuer   durch    Kommissarien™ 
welche  von  Haus  zu  Haus  gingen  und  die  steuerpflichtigen  Personen 
feststellten,    die  Namen   dieser  Personen    auf  Listen   niedergeschrie- 
ben; diese  Listen  sind  gleichfalls  noch  bis  auf  die  eines  Steuerbezirks 
erhalten,  die  Steuereinzugsbücher  habe  ich  nicht  gefunden.    In  diesen 
Listen  findet  sich   am  Schlufs   eine   detaillirte   Zusammenstellung  deH 
Summen   der  steuerpflichtigen   Personen  in   allen   Steuerbi'zirken  una 
wird  die  Gesamtheit  derselben    auf  5250  ohne  Bettler   angegeben  ^). 
Die  starke  Diflerenz  zwischen  den  Zahlen  von  1446  und  1454  ist  voM 
mir  zu  erklären  versucht  worden^). 

In  den  vorher  ad  2  erwähnten  Jahren  wurden  in  Basel  Vermögen- 
Steuern  kombinirt  mit  reinen  Personalsteuern  erhoben,  so,  dafs  jedenfalls 
alle  selbständigen  weltlichen  Personen  steuerpflichtig  waren.  Die  vor- 
handenen Steuerbücher  enthalten  die  Namen  der  steuerpflichtigen  Per- 
sonen. Aus  ihnen  liefsen  sich  nicht  nur  die  Zahl  dieser,  sondern  auch 
Haushaltungszahlen  ermitteln.  Ich  habe  solche  Ermittelungen  gemacht, 
habe  aber  in  meinem  Werke  ausdrücklich  den  nur  relativen  Wert  der 
ermittelten  Haushaltungszahlen  betont*).  Ich  habe  auf  den  schwan- 
kenden modernen  Haushaltungshegrifl*  hingewiesen,  habe  auch  herv-or- 
gehoben,  dafs  in  Basel  im  15,  Jahrhundert  der  gleiche  Haushaltungs- 
begriff in  den  Steuerbüchern  nicht  einmal  für  dieselbe  Steuer  konse- 
quent durchgeführt  wurde.  Da  es  mir  nun  darauf  ankam,  für  die 
Haushaltungen  Maximalzahlen  zu  erhalten,  habe  ich  meinen  Feststel- 
lungen derselben  aus  den  Stcuermateriaiien  einen  Haushaltungsbegriff 
zu  Grunde  gelegt,  der  jenem  Zweck  entsprach.  Ich  habe  regelmäfsig 
alle  Personen,  die  nach  den  Angaben  in  den  Steuerbüchern  nur  ir- 
gendwie als  für  sich  lebende,  selbständige  Personen  angesehen  werden 
konnten,   als  Haushaltungsvorstände  gezählt.    Bei   dieser  Berechnung 


1)  Scbönberg  l  c,  S.   513  ff  8.    189—256. 

%)  Schön  herg  l  c.  H.  340  C  Die  Listen  sind  S.  715 — 758  veröffeiiUtcIit. 

3)  Schönberg  1.  c.  S.  355  ff.  3d6  ff     514. 

i)  Schön  bürg  1.  c.  8.  517  ff. 
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ergaben  sich  die  Zahlen  2500—2600  für  1429,  3000  für  1446,  2100 
für  1454,  2260  für  1471  resp.  1475.  Diese  Zahlen  sind,  wie  gesagt, 
Maximalzahlen.  Mehr  Haashaltungen  in  jenem  Sinne  waren  damals 
schwerlich  in  Basel  vorhanden,  wahrscheinlich  weniger.  Wenn  nun 
auch,  wie  ich  selber  bemerkt  habe,  eine  Berechnung  der  Gesamtbe- 
völkerung nach  diesen  Zahlen  zu  weniger  sicheren  Resultaten  führt,  wie 
die  Berechnung  nach  der  Zahl  der  über  14  Jahre  alten  Personen,  so 
werden  doch  andrerseits  auch  diese  Zahlen,  wenn  es  sich  nur  darum 
handelt,  für  die  Bevölkerung  approximative  Maximalzahlen  zu  finden 
und  festzustellen,  in  welche  der  oben  erwähnten  Städteklassen  Basel 
in  jenem  Zeitraum  einzureihen  ist ,  als  brauchbare  Grundzahlen  anzu- 
sehen sein. 

Aus  dieser  doppelten  Reihe  von  Grundzahlen,  gegen  deren  Richtig- 
keit als  Maximalzahlen  ich  trotz  wiederholter  Prüfung  kein  Bedenken 
ausfindig  machen  konnte,  habe  ich  dann  den  Nachweis  zu  führen  ge- 
sacht, dafs  eine  Bevölkerungszahl  von  25000  und  mehr  für  das  da- 
malige Basel  eine  viel  zu  hohe  ist,  dafs  die  Bevölkerungszahl 
vielmehr  keinenfalls  die  von  15000  überstieg,  dagegen 
wahrscheinlich  eine  geringere  und  in  normalen  Zeiten  sogar  eine  er- 
heblich geringere  war. 

Das  Resultat  und  die  Beweisführung  sind  von  hervorragenden  Ken- 
nern des  mittelalterlichen  Städte wesens,  wieGierke,  Sohm,  Weiz- 
säcker und  Vielen  andern,  die  das  Werk  besprochen  haben,  als  richtig 
anerkannt  worden.  Auch  mein  verehrter  Freund,  Andreas  Heus- 
1er,  der  gründlichste  Kenner  des  mittelalterlichen  Basel,  erklärte  mir 
noch  erst  vor  kurzem,  dafs  er  jetzt  fest  davon  überzeugt  sei,  dafs 
die  Bevölkerung  der  Stadt  im  15.  Jahrhundert  höchstens  zwischen 
10  000  und  15  000  Seelen  geschwankt  habe.  Dafür  spreche  auch  der 
Umstand,  dafs  die  Stadt  in  ihrem  damaligen  Umfang  und  mit  ihrer 
damaligen  Häuserzahl  gar  nicht  wohl  mehr  Menschen  beherbergt  ha- 
ben könne.  Nach  der  Zählung  von  1837  habe  die  Stadt  eine  Bevölke- 
rung von  22  199  Personen  gehabt  und  sei  nicht  schlecht  bevölkert  ge- 
wesen. 1450  habe  sie  denselben  Umfang  gehabt  aber  eine  viel  ge- 
ringere Häuserzahl;  die  grofsen  1837  bebaut  gewesenen  Vorstädte 
seien  damals  noch  gar  nicht  oder  fast  nicht  mit  Wohnhäusern  besetzt, 
die  Malzgasse  z.  B.  und  eine  Reihe  anderer  Strafsen  in  den  Vorstädten 
nur  Garten  resp.  Rebland  gewesen. 

Meine  Untersuchung  hat  Andere  veranlafst,  die  Bevölke- 
rung anderer  mittelalterlicher  Städte  zu  erforschen.  K.  Bücher  be- 
bandelt in  einer  erst  zum  Teil  publizierten  Arbeit  (zur  mittdalter- 
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liehen  Bevölkerungsstatistik  mit  besonderer  Rücksiclit  auf  Frankfur 
a.  M-  (Zeitschr.   für   die   ges.  Staatswissenschaft   Jahrg.  37  S.  535  ff. 
Jahrg.  38  S.  28  ft.),  die  zugleich  auf  die  Frage  der  methodisch  rich- 
tigen Behandlung  derartiger  Untersuchungen  näher  eingeht,  die  Be- 
völkerungs Verhältnisse  von  Frankfurt  a.  M.  und  ist  auf  Grund  des 
Bürgerverzeichnisses  von  1387  zu  dem  Resultat  gekommen,  dafs  Frank- 
furt damals  (abgesehen  von  den  geistlichen  Personen  und  Juden)  hoch-« 
Btena  eine  Gesamtbevölkerung  von  ca.  lOCKX)  Seelen  gehabt  habe.    O,^ 
Richter  hat  für  Dresden  aus  Steuerlisten  für  das  15.  Jahrhun- 
dert (vor  dem  grofsen  Brande  1491)  eine  Einwohnerzahl  von  ca.  5000 
ermittelt,     (Zur   Bevölkerurigs-    und  Vermögensstatistik   Dresdens   im 
15,  Jahrhundert.    Neues  Archiv  für  sächsische  Geschichte  und  Alter-     i 
tumskunda     Bd.  II  H.  4  S,  273  ff.)  | 

Neuerdings  hat  auch  Paasche  die  Bevölkerungsverhältnisse  einer 
norddeutschen  Handelsstadt,  Rostock,  auf  Grund  von  Steuerbüchern 
untersucht  und  die  Resultate  seiner  sehr  fleifsigen  und  mühsamen 
Arbeit  in  diesen  Jahrbüchern  publiziert  (die  städtische  Bevölkerung 
früherer  Jahrhunderte.  Neue  Folge  Bd.  V  S.  303  ff.).  Nach  der  eignen 
Darstellung  Paasches  sind  die  Materialien,  welche  ihm  für  Rostock 
zur  Verfügung  standen,  für  die  auch  nur  annähernde  Ermittelung  der 
Gröfse  der  Bevölkerung  viel  weniger  brauchbar  als  diejenigen,  welche« 
von  mir  für  Basel  benutzt  werden  konnten.  ■ 

Paasche  schickt  aber   seiner  Spezialuntersuchung  einen  Ab- 
schnitt allgemeineren  Inhalts  voraus  (S.  303—320),  in  dem^ 
u.  a.  gegen   die  Grundlagen   meines  Resultats  für  Basel  eine   Reihe^ 
von  Einwendungen  und  Bedenken  erhoben  werden,  die  die  Richtigkeit 
derselben  bemängeln  und  das  Resultat  selbst  als  ein  unsicheres  hin- 
stellen.   Da  es  sich  hier  um  Fragen  von  allgemeinerem  Interesse  und 
prinzipieller  Wichtigkeit  handelt,  dazu  die  Einwendungen  Paasches 
in   der  Art,  wie  sie  vorgebracht  wurden,    für  Solche,  welche  mein 
Werk  nicht  gelesen  haben,  zum  Teil  wenigstens  den  Schein  von  Rich- 
tigkeit haben  können,  sehe  ich  mich  veranlafst,  denselben  entgegen  zufl 
treten  und  den  Nachweis  zu  bringen,   dafs  keine  derselben  thatsäch-" 
lieh  zutrittY  und  geeignet  ist,  das  Resultat  bezüglich  der  Basler  Bevölke-j 
rungszahl  zu  erschüttern. 


Ich  bespreche  die  Einwendungen  in  der  Reihenfolge,  wie  siej 
von  Paasche  gemacht  worden  sind, 

I.    Paasche  geht  zuerst  auf  die  Steuerlisten  vonl446€in. 
Ich  mufs  hier  zuvor  bezüglich  der  Besteuerung  im  Jahr  1446 
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2ur  Orientieruflg  der  Leser  Folgendes  vorausschicken  *),  Id  diesem 
Jahre  erhob  die  Stadt  Base)  anlaiälich  des  für  ihre  Freiheit  und  Unab- 
hängigkeit höchst  gefahrlichen  „St.  Jakobe rkrieges'^  der  in  ihrer  un- 
mittelbaren Nähe  geführt  wurde  und  viele  Leute  vom  Lande  in  die 
Stadt  getrieben  hatte,  zur  Unterhaltung  von  Söldnern  zwei  auf  ser- 
ordentliche Steuern,  eine  partielle  Personalsteuer  in  der  Form 
einer  Kopfsteuer  und  eine  Verniogenssteuer  in  der  Form  einer  Klassen- 
steuer. Die  erste  bestand  darin,  dal's  jede  Person  in  Basel,  die 
mindestens  14  Jahr  alt  war,  1  Rappen  (2  Pfennige)  in  der  Woche  zu 
zahlen  hatte.  Das  Steuergesetz  bemerkt  ausdrücklich,  dafs  Niemand 
ausgenonmien  sein  sollte,  auch  die  geistlichen  Pei^sonen  mufsten  sie 
zahlen,  auch  Dienstboten  und  Kinder  waren  steuerpflichtig.  Die  zweite^ 
wurde  von  allen  Personen  erhoben,  deren  Vermögen  einen  Wert  von 
mindestens  30  Gulden  hatte.  Steuerpflichtig  war  jede  weltliche  wie 
geistliche  Person  mit  diesem  Vermögen,  auch  das  Dienstpersonal.  Be- 
hufs Erhebung  der  Steuern  wurde  die  Stadt  in  5  Stcuerbezirke  eingeteilt 
und  zwar  Grofsbasel  (d,  i.  die  Stadt  auf  dem  westlichen  Rheinufer)  in  vier 
(die  Kirchspiele  St.  Peter  incl.  Johann,  St.  Martin,  St.  Alban  und  Ulrich, 
St  Leonhard),  Kleinbasel  (die  Stadt  auf  dem  östlichen  Rheinufer)  bil- 
dete den  fünften  Steuerbezirk.  Für  jeden  Bezirk  wurden  drei  Rats- 
mitglieder als  Steuerherrn  vom  Rat  bestellt.  Diesen  mufsten  die 
Steuerpflichtigen  den  Geldwert  ihres  Vermögens  eidlich  fatieren.  Die 
Steuerherrn  sollten  zu  diesem  Behuf  von  Haus  zu  Haus  gehen,  die 
Vermögens-  und  Personalsteuerpflichtigen  feststellen,  jeden  nach  seinem 
Vermögen  fragen,  von  den  Vermögenden  die  eidliche  Angabe  des  Werts 
ihres  Vermögens  entgegennehmen  und  darauf  jedem  Steuerpflichtigen 
den  auf  ihn  nach  den  Bestimmungen  des  Steoergesetzes  fallenden 
Steuerbetrag  mündlich  mitteilen.  Sie  hatten  demselben  zugleich  anzu- 
weisen, wann  und  wo  der  Betrag  zu  bezahlen  sei.  Das  Steuergesetz 
enthält  eine  Strafbestimmung  für  den  Fall  der  Nichtbezahlung  der 
schuldigen  Steuer.  Damit  Niemand  sich  der  Steuer  entziehe,  ver- 
pflichtet das  Steuergesetz  noch  jeden,  der  der  Stadt  geschworen  habe, 
der  Obrigkeit  denjenigen  anzuzeigen,  der  seines  Wissens,  um  die  Steuer 
nicht  zu  bezahlen,  die  Stadt  verlassen  wolle  oder  bei  der  Feststellung 
der  Steuerpflichtigen  vergessen  sei.  Die  Steuerbeiträge  wurden  wö- 
chentlich eingezogen. 

Ich  fand  in  dem  Leonhardarchiv  die  Einzugshücher  dieser 
Steuern  mit  Ausnahme  des  eigentlichen  Steuerbuches  für  das  St 


l)  Vgl.  meine  nuatührliche   ÜaratenQng  S.  189—256  und  8.  ?1S  ff. 
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MartinkirclispieL  In  jedem  Steuerbezirk  diente  dasselbe  Buch  für  den 
Einzug  beider  Steuern.  Die  Einrichluug  der  sehr  sorgfaltig,  zum  Teil 
geradezu  musterhaft  geführten  Steuerbücher  ist  in  meinem  Werke 
eingehend  dargestellt. 

Zur  richtigen  Würdigung  der  Bemängelung  der  aus  diesen  Steuer- 
büchern ermittelten  Thatsachen  mufs  ich  bezüglich  der  einzelnen  Bücher 
hier  Folgendes  wiederholen. 

Das  vollständige  Steuerbuch  für  Kleinbasel  enthAlt  zunächst 
das  Steuergesetz  und  giebt  dann   auf  23   Seiten   für  jede  Strafse  in 
liniirten  Reihen  und  Kolonnen:    1.  die  Namen  (ier  Vorstände  der  ein- 
zelnen Haushaltungen,  welche  die  Personal-  und  resp.  die  Vermögens- 
steuer zu  entrichten  hatten;   2,  die  Zahl  der  zu  den   einzelnen  Haus- 
haltungen gehörigen  personalsteuei-ptiichtigen  Personen  (Frauen,   Kin- 
der, Dienstknechte,   Dienstjungfrauen,  Verwandte  etc.);   3,  bei  jedem 
Huushaltungsvorstande:    a.  die  Summe    des    wöchentlichen    Pcrsonal- 
Steuerbetrages  für  ihn  und  die  zu  seiner  Haushaltung  gehörigen  Per- 
sonen;   b.  bei  den  vermögeussteuerpflichtigen  dazu  den  Wochenbetrag  m 
der  Vermögenssteuer;  4.   wöchentlich  den  Zahlungsvermerk  über   die  ^ 
bezahlte  Steuer,  —  Am  Schlufs  jeder  Seite  ist  noch  vermerkt:  1.  die 
Zahl  der  auf  der  betrefifendeu  Seite  bei  der  ersten  Aufnahme  verzeich-« 
neten   steuerpiiichtigen   Personen,   2.  die  Summe  des  schuldigen  Ge- ™ 
sumtsteuürbetrages   derselben.    Auf  der  22.  Seite  wird  die  Zahl   der 
bei  der  ersten  Aufnahme  verzeichneten   personaisteuerpflichtigen  welt- 
lichen Personen  auf  111*4  durch  den  Vermerk:  „Summa  totalis  1194 
uomo*'  angegeben.    Auf  S.  23  stehen  die  geistlichen  Steuerzahler. 

Auch  das  Steuerbuch   für  das   St.  Leonhardkirchspiel 
ist  vollständig  erhalten.    In  ihm  steht  vorn  das  Steuergesetz,  es  folgen 
dann,  ebenfalls  in  liniierteu  Reihen,  die  Namen  der  weltlichen  steuer- 
pflichtigen Haushaltungsvorstände  strafsenweis,  bei  jeder  Haushaltung"^ 
ist   die  Zahl    der   dazu   gehörigen    personalsteuerpflichtigen   Personen 
angegeben  und  zugleich  —  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen  —  vermerkt, 
in  welcher  Beziehung  die  einzelnen  Personen  zum  Vorstand  der  Haus- 
haltung standen  (ob  Frau,   Sohn,  Tochter,  Verwandte,   Dienstknecht,  ™ 
Dienstjungfrau  etc.).    Bei  jeder  Haushaltung  steht  ferner  der  auf  sie  V 
fallende  wöchentliche  (iesamtsteuerbeti^ag  (für  beide  Steuern)  und  für 
jede  Woche  der   betreffende  Zablungsvernierk.    Am  Ende  jeder  Seite 
ist  auch  hier  die  Summe   der  auf  der  betretf'enden  Seite  bei  der  An- 
legung des  Buches  nach  der  ersten  Aufnahme  verzeichneten  personal- 
steuer[>fliehtigen  Personen  angegeben   und  am  Schlufs  der  Listen  der 
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weltlicheu  Steuerzahler  die  Gesamtzahl  derselben  auf  1801  berechnet. 
Auf  der  letzten  Seite  stehen  die  geistlichen  Steuerzahler  des  Bezirks. 

Das  Steuerbuch  für  das  St  Alban-  und  Ulrichkirch- 
spiel ist  bis  auf  das  Titel-  und  Schlufsblatt  erhalten.  In  ihm  sind 
zunächst  die  weltlichen  und  geistlichen  Steuerzahler  des  St.  Alban- 
kirchspiels  durcheinander  aufgeführt,  dann  die  weltlichen  Steuerzahler 
des  St.  Ulrichkirchspiels,  schliefslich  die  geistlichen  Steuerzahler  die- 
ses Kirchspiels.  Vollständig  ist  das  Buch  jedenfalls  für  die  weltlichen 
Steuerzahler  beider  Kirchspiele  und  für  die  geistlichen  Steuerzahler 
des  St  Albankirchspiels ,  wahrscheinlich  enthält  es  auch  alle  geist- 
lichen Steuerzahler  des  St  Ulrichkirchspiels.  Die  Steuerpflichtigen 
sind  wie  in  den  beiden  andern  Büchern  strafsenweis  nach  Haushal- 
tungen in  liniierten  Reihen  namhaft  gemacht  Bei  jeder  Haushaltung 
ist  der  Name  des  Vorstands,  die  Zahl  der  in  ihr  steuerpflichtigen 
Personen  unter  ausdrücklicher  Bezeichnung  ihrer  Stellung  zum  Vor- 
stande (ob  Frau,  Sohn,  Tochter,  Knecht  etc.)  wie  im  St.  Leonhard- 
steuerbuch,  der  auf  sie  fallende  wöchentliche  Gesamtsteuerbetrag  an- 
gegeben und  die  wöchentliche  Zahlung  desselben  vermerkt  Jede 
Seite  hat  unten  einen  dreifachen  Vermerk:  die  Summe  des  Steuerbe- 
trages der  aufgeführten  Personen  für  die  erste  Woche,  die  Zahl  der 
personalsteuerpflichtigen  männlichen  Personen  und  die  Zahl  der  per- 
sonalsteuerpflichtigen  weiblichen  Personen.  Diese  Zahlen  beziehen  sich 
auf  die  in  dem  Steuerbuch  nach  der  ersten  Aufnahme  verzeichneten 
Personen. 

Das  Steuerbuch  für  St  Peter  besteht  aus  zwei  Heften.  Von 
diesen  ist  das  eine  vollständig  vorhanden,  das  andere  nicht  Wahr- 
scheinlich fehlt  bei  demselben  aber  nur  der  Umschlag,  dessen  innere 
erste  und  äufsere  letzte  Seite  mit  den  Namen  von  Steuerzahlern  be- 
schrieben gewesen  sein  müssen,  vielleicht  auch  noch  ein  zweites  Blatt, 
schwerlich  mehr.  Dies  Steuerbuch  enthält  die  Namen  der  Steuer- 
pflichtigen nicht  wie  die  andern  strafsenweis,  sondern  in  folgenden 
Gruppen:  im  ersten  Heft  zunächst  die  Geistlichkeit  (mit  ihren  Ange- 
hörigen) dann  die  hohe  Stube  und  sieben  Zünfte  (husgenossen,  scher- 
rer  und  moler,  koufllut,  schuochmacher ,  kremer,  winlut,  zimmerlut), 
im  zweiten  Heft  die  andern  acht  Zünfte  (meczger,  garttuer ,  schulder, 
brotbeck,  schmide,  schifflut  und  fischer,  reblut,  weber)  zuletzt  dorfi*- 
lut,  beginen,  betlerin,  farende  doechtere.  In  jeder  Gruppe  werden  die 
einzelnen  selbständigen  Haushaltungen  mit  Angabe  des  Namens  ihres 
Vorstandes  und  die  dazu  gehörigen  personal-  und  event  vermögens- 
steuerpflicbtigen  Personen   einzeln   unter   ausdrücklicher  Bezeichnung 
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ihres  Verhältnisses  zur  Haushaltung  aufgeführt.  Jede  dieser  PersonelT 
hat  in  den  Listen  ihre  eigene  liniierte  Reihe,  in  derselben  ist  auch  für 
jede  die  wöchentliche  Zahlung  der  Steuern  besonders  vermerkt.  BH 
dea  vermögen ssteuerpfl ich tigen  Personen  ist  das  steuerbare  Vermögeiii 
Dicht  der  Steuerbetrag  angegeben.  Bei  jeder  Gruppe  ist  am  SchlulL 
die  Summe  ihres  Steuerbetrages,  wie  sich  dieselbe  bei  der  ei*sten  Ai^| 
nähme  ergab,  niedergeschrieben. 

Diese  Steuerbücher  sind  sicherlich  auf  Gtiind  des  obenerwähnte^ 
Umgangs  der  Steuerherrn  in  den  Häusern  angelegt  ^ 

Das  eigentliche  Steuerbuch  für  den  fünften  Steuerbezirk  (St, 
Mar  tinkirch spiel)  war  nicht  aufzufinden. 

Alle  diese  Thatsachen  sind  in  meinem  Werke  ausführlich  ge- 
schildert. M 

P aas  che  bezweifelt  nun  S.  312  „ob  diejenigen,  die  im  Jahiff 
1446  die  Steuer  bezahlt  haben  resp.  als  steuerpflichtig  verzeichnet 
stehen,  wirklich  die  G  esamt zahl  der  über  14  Jahre  alten  weit- 
liehen  Personen  darstellen.*'  Das  Steuergesetz  scheine  zwar  nach 
seinem  Wortlaut  jeden  Zweifel  auszuschliefsen,  trotzdem  glaube  er 
,iin  den  Steuerlisten  manche  bedeutsame  Lücke  vermuten  zu  dürfen'*. 
Zur  Begründung  seiner  Ansicht  bringt  Paasche  Folgendes  vor; 

L  „Denn  einmal  kann  kein  Steuergesetz  von  Alters  her  recht- 
lich bestehende  Privilegien  aufheben  und  die  Zahl  derer,  die 
aus  irgend  einem  Grunde  steuerfrei  waren,  eximirt  von  allen  Ab- 
gaben, wird  auch  in  Basel,  wie  in  andern  mittelalterlichen  Städtea 
nicht  unbedeutend  gewesen  sein.'^  ■ 

Ich  will  hier  nicht  näher  darauf  eingehen ,  ob  und  wie  weit  die 
von  Paasche  behauptete  Thatsache,  dafs  die  Zahl  derer,  die  aus  ir- 
gend einem  Grunde  steuerfrei  und  von  allen  Abgaben  eximiert  waren, 
in  andern  mittelalterlichen  Städten  nicht  unbedeutend  war,  richtig 
ißt.  Bewiesen  ist  sie  bisher  —  soviel  ich  weils  —  nicht.  Aber  wär^ 
selbst  diese  Thatsache  richtig,  so  wäre  es  falsch,  ohne  weitere  An- 
haltspunkte daraus  für  Basel  irgend  welche  Schlüsse  zu  ziehen.  Die 
Verhältnisse  dieser  Art  waren  in  den  mittelalterlichen  Städten  so  veri 
schieden,  dafs  mau  nicht  ohne  weiteres  auf  die  Verhältnisse  eine 
bestimmten  Stadt  aus  denen  anderer  Städte  schliefsen  dar! 

Die  aufgestellte  Vermutung  ist  aber  auch  positiv  unrich- 
tig. Wir  brauchen  uns  für  Basel  bezüglich  dieses  Punktes  nicht  mehr 
in  Vermutungen  zu  ergehen.  Der  Gegenstand  ist  längst  durch  A. 
Ileusler  in  seiner  Verfassungsgeschichte  von  Basel  klargestellt.  In 
Basel  gab  es  allerdings  steuerfreie  Personen,  deren  Steuerfreiheit 
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vielleicht  auch  ein  »^Privileg'*  genannt  werden  kann.  Es  waren  steuer- 
frei, schon  nach  altem  Bischofsrecht,  die  Domherrn,  die  Amtleute 
und  die  Dienstleute  des  Bischofs  mit  ihrem  Gesinde  (d.  h.  ihren  eige- 
nen Leuten,  Hausdienern)  —  aber  nur  von  der  bischöflichen 
Steuer,  dem  Gewerf.  (Heusler  l  c.  S.  45.  82.  101.  115.  161.) 
Dieses  Gewerf  oder  Getwing  ist  dasselbe,  was  an  andern  Orten  unter 
der  Benennung  Hof-  und  Heersteuer,  denarii  ad  regale  servitium  et 
ad  exi)editionem ,  coUectae  quae  in  civitate  ad  nostrum  (des  Königs) 
fiunt  obsequium  vorkommt.  Es  war  eine  Steuer  an  den  Bischof,  wel- 
che dieser  zum  königlichen  Hof-  und  Heerdienst  verwenden  sollte,  eine 
Steuer  aller  Schutzpflichtigen,  die  nicht  selbst  den  Dienst  thaten  und 
für  die  Vertretung  durch  den  Bischof  mit  Geld  in  Anspruch  genom- 
raen  wurden.  Von  dieser  Steuer  waren  die  Domherni  wegen  ihrer 
Aogehörigkeit  an  das  Stift,  die  Dienst-  und  Amtleute,  weil  sie  dem 
Bischof  Kriegs-  und  Hofdienste  leisteten,  steuerfrei.  Diese  Steuerfrei- 
heit kommt  für  den  vorliegenden  Fall  gar  nicht  in  Frage.  —  In  Bezug 
auf  städtische  Steuern  aber,  die  die  Stadt  seit  dem  14,  Jahr- 
hundert erhob,  gab  es  nur  eine  Steuerfreiheit  für  geistliche  Per- 
sonen, und  nicht  einmal  für  alle  (s.  das  Nähere  bei  Heusler 
S.  336  ff.,  2&jff.),  wie  ja  z.  B.  die  Steuer  von  1446  auch  von  geist- 
lichen Personen  bezahlt  wurde*)-  Von  sonstigen  St  euer  Privi- 
legien, insbesondere  von  Steuerprivilegien  weltlicher  Personen 
ist  aber  nichts  bekannt  und  Alles  was  wir  über  die  Verfassung  der 
Stadt  wissen  schliefst  auch  positiv  die  Annahme  solcher  aus  (vgl  u.  a. 
Heusler  S.  249  ff.)*  Die  allgemeine  Steuerpflicht  gehörte  zu  den 
Grundrechten  der  Stadt.  Die  Ritterschaft  beanspruchte  freilich 
ihrerseits  seit  der  Mitte  des  14*  Jahrhunderts  die  Steuerfreiheit ,  aber 
die  Stadt  hat  ihr  diese  nie  zugestanden  und  hat  bei  den  mannig- 
fachen Zwistigkeiten ,  die  darüber  ausbrachen,  auch  regelraäfsig  die 
Besteuerung  der  Ritter  durchgesetzt.    (Heusler  S.  251.)    So  haben 


1 )  Die  Sieuerfreiltcit  geiftUicher  Personen  ist  auch  vou  mir  bei  der  Berechnung  der 
B«vt)tkeruij^»ahleu  berücksichtigt  worden.  —  Für  dio  Frag^c  des  EinfiiisAcs  jener  Steuer- 
lt«Uieit  »ttf  die  ans  den  Steuernstcn  des  15.  J&hrhuoderl5  bereuheobare  Bevölkernng 
lit  obrigtfua  noch  «n  Ueacbten ,  daPa  Basel  aeit  1396  nur  noch  dem  Namen  nach  Reif- 
dea»  deji  Bischofs  .war,  thatsichlich  re^idirten  üoitdem  die  Bischöfe  in  Pnnitrttt  und 
DtLiperg  (Heusler  S.  336).  Gleichzeitig  xogen  die  Ritter  mehr  und  mehr  ans  der 
8tiidi  auf  ihre  lindliehen  Bcsitxungen  »  seit  dein  Anfang  du»  15.  JahrhnnderU  war  die 
ZM  d«r  in  Basel  wohnhaften  mo  gering,  dal»  in  der  Zeit  von  1405^6— H8l|2  (et  moiue 
Abhdlg. :  die  RaUbcsaUungen  von  1405|6  — I4fil|2  S.  772  (T.)  nur  in  18  Jahren  alle 
vier  Bataatellen,  welche  mit  Rittern  au  beüetseu   waren^  besetsi  werden  konnten, 

N,  F.  Bd.  VI.  23 
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diese  auch  zu  allen  städtischen  Steuern ,  die  in  meiDem  Werke 
haudelt  sind»  gleich  andern  Bürgern  beigetragen. 

2.  Nach  dieser  ersten  Einwendung  fährt  P aas  che  fort:  ,,So- 
dann  ist  es  zum  mindesten  wahrscheinlich,  dafs  auch  hier,  wie  fast 
überall,  die  städtischen  Beamten  steuerfrei  waren,  und  in 
den  Steuerlisten  scheinen  sie  auch  nicht  verzeichnet  zu  sein,  Ihre 
Zahl  war  aber  nicht  unbedeutend,  wie  das  S.  558— 560  mitgeteilte 
Verzeichnis  ergibt,  und  betrug  wohl  ca.  100,  obwohl,  da  für  mindere 
Beamte  die  Zahl  derselben  nicht  angegeben  ist,  eine  genaue  Berech- 
nung nicht  möglich  ist.  Hundert  selbständige  Beamte  würden  aber 
schon  4 — 500  Einwohner  repräsentieren,'' 

Ich  lasse  auch  hier  unerörtert,  oh  die  so  sicher  behauptete  That- 
sache,  dass  die  städtischen  Beamten  fast  überall  steuerfrei  waren, 
richtig  ist  Es  dürfte  wohl  auch  hier  nur  eine  Ansicht  vorliegen,  die 
bisher  nicht  erwiesen  und  in  dieser  Allgemeinheit  auch  schwerlich 
richtig  ist  Was  bezüglich  Basels  als  „wahrscheinlich''  hingestellt 
wird,  ist  positiv  falsch,  und  wenn  P  aas  che  behauptet,  in  den 
Steuerlisten  scheinen  städtische  Beamte  nicht  verzeichnet  zu  sein, 
so  hätte  er  sich  von  der  Unrichtigkeit  dieser  Behauptung  mit  leichter 
Mühe  aus  meinem  Werke,  in  dem  zahlreiche  Steuerlisten  teils  voll- 
ständig, teils  in  Auszügeü  abgedruckt  sind,  überzeugen  können.  Es 
ist  freilich  aus  den  Steuer  listen  nicht  nachzuweisen,  dafs  alle  städti- 
schen Beamten,  welche  in  dem  erwähnten  Beamtenverzeichnis  —  das 
übrigens  die  Beamten  für  1430  angiebtl  —  genannt  sind,  die  Steueni 
bezahlt  haben,  da  in  den  Steuerlisten  sehr  häufig  nur  die  Namen, 
nicht  auch  der  Beruf,  also  auch  nicht  die  Beamtenstellung  der  Steuer- 
Zahler  angegeben  sind,  aber  doch  die  weitaus  meisten  der  in 
jenem  Verzeichnis  aufgeführten  städtischen  Beamten  resp,  Beamtenka- 
tegorien sind  in  den  von  üiir  publizierten  Steuerlisten  zu  finden. 

So  beginnt  das  Steuerbuch  von  1429  gleich  mit  dem  ersten 
der  dort  genannten  Beamten:  Her  Hans  Rieh  Burgermeister  und 
der  zweite  dort  genannte  Beamte  nimmt  in  ihm  die  fünfte  Stelle  ein: 
Burchart  Zibol  (war,  wie  S.  782  zu  ersehen ,  damals  der  Zunftmeister 
d*  h*  der  Oberstzunftmeister).  Von  andern  Beamten  des  Verzeichnisses , 
sind  in  dem  Steuerbuch  ausdrücklich  in  ihrer  Beamteneigenschaft  an- 
gegeben: 

Der  stattflohriber  (S.  531),  die  beiden  BchiiltheiBsen  (S.  Ö30.  548), 
der  koufhusßchriber  (S,  ö3ö),  der  komachriber  (8,  528),  der  Bakmeister 
(8.  547),  der  salzßchriber  (S.  Ö28),  einer  der  beiden  wergmeister  (ß.  643), 
der   brugmeiater   (8.  542),    der    brunnmeister  (8.  542),    Arndt   der   amid. 
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(8.  585),  Ulrich  von  Brugk  der  hubschmid  (8.  535),  Herzbrecher  der 
yisohzollbeamte  (8.  547) ,  der  sobriber  enent  Bines  (8.  548),  der  buchsen- 
xneister  (8.  556),  der  wechter  uf  bürg  (8.  532),  andere  weohter  (8.  532. 
547),  die  beiden  ampÜeute  in  Kleinbasel  (8.  548),  der  nachriohter  (8.  554), 
thorhnter  (8.  532.  545),  die  ratzkneohte  Wartemberg  (8.  528)  und  En- 
derlin  (8.  531),  synner  (8.  532),  zoUer  (8.  540),  brunnknechte  (8.  555. 
558)  etc. 

Ebenso  widerlegen  die  von  mir  mitgeteilten  Auszüge  aus  den 
Steuerbüchern  von  1446  (S.  574-585)  und  1451  (S.  588— 592), 
von  1470  (S.  759—763)  und  1475  (S.  767—771),  welche  nur  die 
Namen  der  wohlhabenden  und  reichen  Steuerzahler  angeben  und  die 
vollständige  Steuerliste  der  Margzalsteuer  von  1453|4(S.  600 — 
689),  sowie  die  Schillingsteuerliste  von  1454  (S.  715  — 758) 
die  ausgesprochene  Behauptung. 

In  dem  Auszug  von  1446'  sind  z.  B.  als  Steuerzahler  ange- 
geben: Der  burgermeister  (8.  581),  der  Zunftmeister  (8.  575),  der  statt- 
Bchriber  (8.  579),  der  underschriber  (8.  583),  der  schultheiss  ennent  Eins 
(8.  575),  der  brunnmeister  (8.  576),  ein  synner  (8.  576),  voegte  (8.  575. 
597),  der  birsmeister  (8.  580)  etc.  und  in  der  Margzalsteuerliste  von 
1453|4:  der  burgermeister  (8.  614),  der  zimftmeister  (8.  649),  der  statt- 
Bchriber  (8.  629),  die  sohultheissen  (8  677.  682),  die  sobriber  im  kouf- 
hus  (8.  607.  608),  der  komschiiber  (8.  649),  der  salzmeister  (8.  628), 
der  salzschriber  (8.  640),  salzmuetter  (8.  607),  der  brunnenmeister  (8.  670), 
brunnknechte  (8.  665.  670),  der  brugmeister  (8.  640),  der  birsmeister 
(8.  625),  der  zinsmeister  (8.  655),  der  lonherr  (8.  623),  der  gerichts- 
schreiber  (8.  610),  fuerspreoh  (8.  613.  655),  schriberknechte  (8.  605. 
609.  612),  amptmann  (8.  613),  wechter  (8.  605.  606.  638.  640),  tor- 
warte  (8.  622.  638.  672),  glockaer  (8.  642),  ainner,  winmesser,  winrueffer, 
winsticher,  kommesser  etc. 

Dafs  auch  die  wenigen  Beamten,  die  in  diesen  Listen  nicht  aus- 
drücklich in  ihrer  Beamteneigenschaft  genannt  sind,  steuerpflichtig 
waren  und  die  Steuern  zahlten,  kann  hiemach  nicht  zweifelhaft  sein. 

3.  Eine  dritte  mögliche  Lücke  in  den  Steuerlisten  wird  so  be- 
gründet: „die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  wonach  jeder  „by  den 
eiden^'  gefragt  werden  soll,  liefse  auch  die  Vermutung  aufkommen, 
dafs  nur  die  Bürger,  welche  sich  der  Stadt  durch  Eide  verpflichtet 
haben,  zur  Steuer  herangezogen  werden  sollten.  Wenn  nun  auch  im 
Jahre  1446  , Jedem  der  in  Basel  zu  bleiben  meinte,  vergönnt  wurde, 
unentgeldlich  Bürger  zu  werden",  so  wird  gewifs  trotzdem  oder  viel- 
leicht gerade  deshalb  die  Zahl  der  Mitbürger  eine  nicht  unbe- 
deutende gewesen  sein ,  denn  die  städtischen  Behörden  hatten  ja  dann 
wenig  Interesse,    die   Leute    zur  Eidesleistung  heranzuziehen.     Es 
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kuiiüte  also,  obwohl  wir  kein  Gewicht  darauf  legen,  zu  der  Zahl  der 
Steuerzahler  vielleicht  noch  ein  erhebliches  Kontingent  Nichtbürger  hin- 
zukommen''')* 

Was  zimächst  die  Interpretation  „by  den  eiden"  in  dem 
Wortlaut  des  Steuergesetzes  von  144i3  betrifft,  so  ist  sie  sicherlich 
unhaltbar. 

Bie  qu.  Stelle  lautet:  .^^nä  hand  unsere  herren  Rat  und  meister 
von  iren  Beten  drie  ib  iegküch  kilchspil  geordent  die  in  der  rechten 
Stadt  und  auch  in  den  vorstetten  ron  husae  «e  husBe  umb  ze  gonde 
und  alle  lüte  in  der  Stadt  so  14  jare  und  darueber  alt  sint  bede  wijß^ 
und  man  geischlich  und  weltlich  dienstkneclit  diestiungkfrow  gehua«^ 
sen  und  wer  si  aint  anesehriben  und  si  by  den  Eiden  frogen  was  si 
haben  und  dennen  nach  ire  habe  inen  sagen  was  si  nach  dirre  Ordnung 
sage  zer  wuchen  geben  sollen  und  wo  sy  hin  und  uff  weihen  tag  und 
in  welhes  huss  si  das  alle  wuchen  antwuerten   sollen", 

By  den  Eiden  versprechen^  geloben,  befragt  werden  etc.  ist  nichts 
anderes,  als  bei  Pflicht  und  Gewissen,  nur  ist  es  eben  eine  eidlich 
bezeugte  Pflicht.  Der  Pluralis  „by  den  ei  den''  ist  derselbe  PI  u raus, 
der  vielfach  sonst  in  der  deutschen  Sprache  vorkommt :  mit  Freuden,^ 
in  Treuen  etc.  Dafs  hier  der  Bürgereid  gemeint  sein  sollte,  scheintH 
mir  schon  dadurch  ausgeschlossen,  dai^  ja  alle  Leute  eidlich  befragt 
werden  sollten  und  ausdrücklich  noch  hinzugefügt  wird,  auch  die 
Geistlichen,  die  Dienstknechte,  die  Dieustjungfrauen,  die  Gdiusen, 
die  Zweifelohne  —  mindestens  zum  gröfsern  Teil  —  nicht  zu  der  bür- 
gerlichen Bevölkerung  gehört  haben. 

Die  weitere  Vermutung,  dafs  vielleicht  nur  Bürger  zur 
Steuer  herangezogen  werden  sollten  und  wurden,  wird  schon 
widerlegt  durch  den  Wortlaut  des  Steuergesetzes  und  an-' 
dere  Stelleu  in  den  Rechnungsbüchern.  Wenn  wirklich  die 
nichthürgcrliche  Bevölkerung  ganz  oder  auch  nur  zum  Teil  von  den 
Steuern  befreit  worden  wäre,  würden  wir  schwerlich  Stellen  finden, 
wie  die  vorerwähnte,  feraer  die  im  Anhang  des  Gesetzes: 

i^Item  des  ersten  das  ein  iegklich  mensch  So  in  unserer 
Stadt   ist   Es  sie  edel  oder  unedel  manne  oder  firow  dienstknecht  oder 
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1)  Wenn  In  einer  Anmerkung  %u  diesen  Sätzen  behauptet  wird^  ich  hätte  die  Dif- 
ferenz der  Ucvölkerung  von  1446  tt.  1464  aus  der  Leichtigkeit»  im  Jahre  1446  Bürger 
2a  worden,  erklärt,  so  muf»  ich  doch  dagegen  heuierkon  ,  dafs  ich  (H.  256)  nur  be^^f 
hnuptet  haho  ,  dB.h  Im  Jtihre  1446  der  Zusug  uftch  Bfta«!  dadurch  erleichtert  wurde|S 
dafs  jedem ,  der  In  Basel  bu  blelhen  meinte  ^  vergdunt  wurde »  itaetitgeltlJch  Bürger  zu 
werden.  Die  Differenz  Kwischen  der  Bevülkeruug  von  1446  u  1454  —  nicht  der  bÜr- 
gerlichent  sondern  der  OesAmlbevölkcrnng !  —  hiibe  ich  aber  dadurch  erklirt,  dafs  1446 
viele  Fnmilien  nur  wegen  dos  Krieges  za  vorübergehendem  AufentliAlt  nach  Btuel  kernen,'' 
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dienstiuiigkfrow  Er  sie  wer  er  welle  Rieh  oder  arm  niemand  usa- 
genommen  nach  vorbehept  das  14  jar  all  ist  und  daruebor  alle 
wuchen  ein  Kappen  in  dis  ungelt  zu  toi  ussgeben  soUe*'  (S.  202) 

oder  die  am  Ende  befindlichen: 

„Emphnnde  oder  verneine  ouch  ieinand  dhein  person  die  sich 
von  dirre  schaczzung  wegen  empbroeradete  Ton  unserer  Stadt  der  sol  das 
by  sinem  Eide  offnen  und  niegen  den  bouptem  fiirderlich  und  ouo  fur- 
czag»  Wer  euch  Terneme  das  iemand  by  uns  were  der  solich  schacz- 
2uuge  ze  geben  nit  gesworen  bette  das  sol  ouch  den  houptern  ruegen  by 
sinem  Eide*'  (8.  207). 

Ebenso  wenig  würde  in  der  Jahresrechnung  von  1445/7  die  (von 
mir  auch  abgedruckte  S.  244.  S.  247)  Einnahmeposition  stehen:  „Item 
empfangen  von  der  Sture  so  meng  lieh  geben  hat  2969.^  7|  ß. 
Gegenüber  diesen  Stellen  mufs  doch  die  Paasche'sche  Vermutung 
mehr  als  gewagt  erscheinen. 

Dafs  aber  auch  wirklich  die  Steuer  sich  auf  die  gesamte  welt- 
liche Einwohnerschaft  und  einen  Teil  noch  der  geistlichen  Personen, 
wie  ich  es  in  meinem  Werke  S.  207  angegeben,  erstreckte,  wird  durch 
die  Steuerbücher  unzweifelhaft  erwiesen*  Die  vielen  hun- 
derte von  „Hausfrauen",  die  zur  Miete  bei  andern  wohnten  und  als 
besondere  Steuerzahler  in  den  Listen  stehen,  die  beginen,  bettlerinuen, 
fahrenden  doechtere,  welche  das  Steuerbuch  von  St*  Peter  ausdrilck- 
lich  nennt,  die  Knechte  (d.  h.  Gesellen  und  andere  männliche  Dienst- 
personen) und  Dienstmädchen,  welche  erweislich  in  allen  Bezirken 
die  Steuer  zahlten,  haben  sicherlich,  wenn  überhaupt,  nur  zu  einem 
kleinen  Teil  zu  der  bürgerlichen  Bevölkerung  gehört.  Ebenso  ist 
sicher,  dafs  nicht  blofs  die  eigentlich  ständige  Bevölkerung,  sondern 
auch  noch  zahlreiche  Personen  zu  dieser  Steuer  herangezogen  wurden, 
die  nur  des  Krieges  in  der  Umgebung  von  Basel  wegen  sich  in  die 
Stadt  zu  vorübergehendem  Aufenthalt  geflüchtet  hatten.  Im  Steuer- 
buch von  St.  Peter  werden  ausdrücklich  unter  besonderer  Rubrik  174 
Familien  als  dorflut  aufgeführt,  in  den  andern  Steuerbücheni  finden 
sich  solche  Familien  ebenfalls.  Und  die  Allgemeinheit  gerade  dieser 
Steuer  ist  auch  leicht  erldärlich.  Dieselbe  war,  wie  ich  S.  196  fi*., 
S.  240  ff,,  245  ff.,  S.  256  nachgewiesen,  lediglich  eine  aufserordentliche 
Kriegssteuer  und  ihr  Ertrag  wurde  auch  fast  ausschliefslich  zu  Kriegs- 
zwecken, wesentlich  für  reitende  Söldner  und  Fufsknechte  verwendet. 

Dafs  übrigens  auch  zu  den  aiuleni  Steuern,  auf  deren  Einzugs- 
büeher  resp.  Listen  meine  Berechnung  der  Bevölkerungszahl  sich  stützt, 
SU  den  Steuern  von  1421),  1454,  1471—1475  auch  die  nichtbürgerlichc 
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Bevölkerung  herangezogen   wurde,   ist  von  mir  ebenso  unzweifelhaft 

nachgewiesen  worden, 

4.  P  aase  he  fährt  nach  den  obigen  Sätzen  fort:  „Sodann  findet 
sich  bei  Schön  her  g  die  Notiz,  dafs  auf  jeder  Seite  des  Steuerbuches 
die  Zahl  ,,der  bei  der  ersten  Aufnahme  verzeichneten  personalsteuer- 
pfiichtigen  Personen*'  angegeben  sei  —  „manche  der  bei  der  ersten 
Aufnahme  verzeichneten  haben  die  Steuer  nie  bezahlt,  andere  sind 
erst  später  dazu  geschrieben.  Die  Differenz  zwischen  diesen _ 
Zahlen  ist  aber  keine  grofse'*.  Jedenfalls  deuten  doch  diese  Bemer-^ 
kungen  selber  an,  dafs  hier  von  Genauigkeit  keine  Rede  ist, 
und  wenn  auch  nur  wenige  Ilaus  haitun  gen  ganz  übergangen  sein 
konnten,  so  wird  die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Personen  in- 
nerhalb der  einzelnen  Haushalte  wohl  erst  recht  nicht  zuverlässig 
angegeben  sein,  und  njan  wird  namentlich  bei  armen  Leuten,  von 
denen  eine  Zahlung  der  Steuer  doch  nicht  zu  erwarten  war,  ein  Ver- 
schweigen von  einigen  Hausgenossen,  Einlegern  u,  dergL  nicht  son- 
derlich genau  genommen  haben/' 

Hier  liegt  ein  schwer  zu  begreifendes  Mi fs Verständnis  meiner 
Worte  vor  und  wird  aus  ihnen  in  befremdender  Weise  eine  Unge«^ 
nauigkeit   der  Listen   gefolgert,   die  thatsächlich   völlig  unrichtig  ist, 
die  aber  auch  aus  meinen  Worten  nicht  entfernt  angenommen  wer- 
den kann.  ■ 

Die  aus  meinem  Werke  zitierten  Sätze  besagen  nicht,  dafs  die 
später  zugeschriebenen,  verhältnismäfsig  wenigen  Namen  Personen  an- 
geben, welche  bei  der  ersten  Aufstellung  der  Liste  aus  Verseheu 
„übergangen*'  wurden,  sie  begründeten  nur  die  von  mir  für  das 
Steuerbuch  von  Kleinbasel  (auf  dieses  beziehen  sie  sich!)  mitgeteilte 
Thatsache,  dafs  die  Zahl  der  auf  den  einzelnen  Seiten  des  Steuer- 
buchs nach  der  ersten  Aufnahme  der  Steuerpflichtigen  verzeichneten 
Personen  und  die  Zahl  der  wirklichen  Steuerzahler  nicht  ganz  über- 
einstimmen ' ),  Dafs  in  ihnen  nicht  eine  Berichtigung  ursprüng- 
lich ungenau  angelegter  Listen  behauptet,  sondern  nur  auf  die 
Veränderung,  die  sich  im  Personalbestande  der  Steuerpflichtigen  von 
lüeinbasel  in  der  Zeit  zwischen  der  ersten  Aufnahme  derselben,   auf 


l)  Die  üicht  gaiis  wie  dorgegebeDo  (I)  SteUe  l&ateC:  ,,Ani  Schlufs  Jeder 
Seit«  ist  vermerkt  die  Zahl  der  auf  der  betreffenden  Seite  bei  der  ersten  Aufnabuie  ver- 
Beicbneten  personftlsteaerpfliehtigen  Personen.  Die  Zahl  der  wirkliche»  Steacr- 
»»hler  stimmt  nicht  ganz  mit  jener  überein.  Manche  der  bei  der  ersten 
Antnahme  VerKpichneten  haben  die  Stenor  nie  beaiihlt^  andere  sind  ort^t  spit^r  dazu 
geschrieben.     Die  DiHerenz  zwischen  diesen  Zahlen  Ut  aber  keine  ^ofse"  (S.  SIÖ}* 
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Grund  deren  das  Steuerbuch  angelegt  wurde,  und  dem  Beginn  der 
Steuererhebung  resp.  während  derselben  hingewiesen  werden  sollte, 
kann  m.  E.  nach  meiner  Gesamtdarstellung  nicht  zweifelhaft  sein. 
Eventuell  aber  konnte  darüber  bei  dem  Leser  kein  Zweifel  bestehen 
bleiben,  da  ich  wenige  Seiten  darauf,  auf  S.  221,  wo  ich  den  gleichen 
Umstand  im  St,  Leonhards teuerbuch  besprach,  ausdrücklich  geschriel)en 
hatte:  „Am  Ende  jeder  Seite  ist  die  Summe  der  auf  der  betr,  Seite 
eingeschriebenen  personalsteuerpflichtigen  Personen  ausdrücklich  ver- 
merkt. Die  Zahl  entspricht  auch  hier  vielfach  nicht  der  Zahl  der 
wirklichen  Steuerzahler,  selbst  nicht  der  in  den  ersten  Wochen.  Sie 
begreift  in  sich  noch  alle  Personen,  welche  zur  Zeit  der  ersten  Auf- 
nahme der  steuerpflichtigen  Personen  vorhanden  waren,  aber  bei  der 
wirklichen  Erhebung  der  Steuern  fehlten ,  und  sie  umfafst  andrerseits 
nicht  die  seit  jenem  Zeitpunkt  hinzugekommenen.  Aber  die  Ände- 
rungen,  die  in  dieser  Hinsicht  eintraten,   sind  nicht  sehr  erbeblich." 

Es  handelt  sich  also  hier  nur  um  eine  Erscheinung  in  allen 
Steuerbüchern,  die  durch  das  Zeitintervall  zwischen  der  Anlage 
der  Steuerbücher  und  der  ersten  und  jeder  weiteren  Erhebung  der 
Steuer  notwendig  bedingt  wurde  und  die,  was  den  Umfang  der 
Veränderungen  in  dem  Personalbestand  der  Steuerpflichtigen  betrifft, 
in  der  damaligen  starken  Fluktuation  der  ortsanweseuden  Bevölkerung 
ihre  Erklärung  findet. 

Ich  bin  natürlich  weit  davon  entfernt  zu  behaupten,  dafs  bei  der 
Aufstellung  der  Steuerlisten  kein  Versehen  vorgekommen,  keine  steuer- 
pflichtige Person  übergangen  sei.  Aber  wenn  man  sich  die  obener- 
wähnten strengen  Bestimmungen  des  Steuergesetzes  vergegenwärtigt 
und  die  Steuerbücher  ansieht,  die  wie  fast  alle  Basler  Rechnuugs- 
bücher  aus  jener  Zeit  sorgfältig  geführt  sind,  wenn  man  erwägt,  wie 
genau  in  ihnen  teils  die  Zahl  der  Personen,  teils  die  Summen  der 
Sollbeträge  berechnet  wurden,  so  ist  man  wohl  berechtigt  anzunehmen, 
dafs  nicht  viele  Irrtümer  vorgekommen  sein  werden.  Dafs  gar  die 
Steuerherm  es  mit  der  Ermittelung  der  Steuerpflichtigen,  namentlich 
der  armen,  „nicht  sonderlich  genau  genommen  haben  werden",  dafür 
haben  wir  nicht  den  geringsten  Anhaltungspunkt;  eine  lässige  Ermit- 
telung der  Armen  wird  durch  die  Steuerbücher  direkt  widerlegt,  in- 
düm  35*  B.  das  Steuerbuch  von  St,  Peter  11  Bettlerinnen  unter  einer 
besondem  Rubrik  aufführt,  und  Arme,  Bettler  auch  sonst  erwähnt 
werden.  Jedenfalls  aber  glaube  ich  durch  meine  eigenen  Worte  nicht 
den   geringsten   Anlafs   zu  einer  begründeten   Bemängelung  der 
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Steuerlisten  in  dieser  Beziehung,  geschweige  gar  zu  den  daraus  weiter 

gezogeneu  Konklusionen  gegeben  zu  haben. 

5.  Zur  weiteren  BegrüoduDg  von  „Zweifeln  an  der  Genauigkeit 
der  Steuerlisten  und  ihrer  Bedeutung  für  Zahlungszwecke*^  berechnet 
Paasche  aus  den  von  mir  für  die  einzelnen  Kirchspiele  angege- 
benen Zahlen  der  weltlichen  Haushaltungen  und  der  über  14  Jahre 
alten,  d.  h.  der  14  und  mehrjährigen,  Personen  die  Durch- 
schuittszahleo  der  in  den  Kirchspielen  auf  eine  Haushaltung  kommen- 
den 1.  über  14  Jahre  alten  Personen,  2.  Einwohner  (unter  Zugnmde- 
legung  eines  Verhältnisses  der  Einwohnerzahl  zu  der  Zahl  der  über 
Ujährigen  von  100:70): 

Kleifibjuel        St  UoDhurd       St.  Albaa        St.  Ulrich        St.  Peter») 

ad  1)2.83  219  1.83  L91  2.23 

ad  2)  4.04  3.13  2.61  2.73  3.20 

Zu  diesem  Resultat  bemerkt  Paasche:  „Zunächst  müssen 
di^er  Zusammenstellung  die  bedeuteodeu  Unterschiede  jeden  stutzig 
machen,  die  in  den  pro  Haushalt  berechneten  erwachsenen  und  son- 
stigen Personen  sich  ergeben;  denn  es  ist  kaum  denkbar,  dafs  die 
Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Stadtteilen  so  ungleich  situiert  sein 
sollte.  Sodann  sind  aber  auch  die  einzelnen  Zahlen  so  niedrig,  dafs 
man  fast  mit  Sicherheit  hier  eineo  Fehler  vermuten  kann.  Wie  ia 
es  denkbar,  dafs  in  ganzen  Kirchspielen  bei  einem  Durchschnitt  at 
etwa  40CJ  Haushaltungen  noch  nicht  einmal  zwei  über  14  Jäh 
alte  Personen  in  jedem  Haushalt  gewesen  sein  sollen?  also  jede  Fa- 
milie durchschnittlich  nicht  einmal  aus  Mann  und  Frau  bestehen 
sollte,  von  Gesinde,  Gesellen,  Lehrjungen,  erwachsenen  Töchtern  etc. 
gar  keine  Rede  sein  könnte?  —  Wie  ist  das  denkbar  bei  der  viel 
gerühmten  Wohlhabenheit  jener  Zeit  ....  Die  Zweifel  an  der  Rich- 
tigkeit der  vorhandenen  Listen  wachsen  noch,  wenn  man  bedenkt, 
dafs  die  grofse  Masse  des  Volks  aus  zünftigen  Handwerkern 
stand  etc.  etc.'' 


1 )  In  der  P  &  a  t»  c  H  e  ^scheo  TiibeUe ,  die  nur  die  w  o  1 1 1 1  c  b  e  n  HjiuBhftltaiig« 
betrifft t  »tod  emzeloe  Zahlen  tuirichtig.  P.  h«t  für  St  Peter  die  geistlicfaen 
UaashftUangen  inkjBfe^&hll  und  tu  dor  sweiten  KoJotitie  (Zahl  der  über  14  Jahre  alten 
Personen)  einen  Druckfehler  1624  statt  16B4  »tehon  gelassen.  Die  wirklietieu  Zahlen 
»ind:  der  weltlichen  UausibaUuiigeo  730»  der  über  14  Jahr  alten  weltlicbeti  Persoueu 
164 'S  (d«r  danach  berechneten  Elnwohnerzabl  2346]  Detogemärs  würden  die  obige 
Btircbscbmttazahlen  sein:  ad  1,  2.2fi  ad  3.  8.21.  Ebenso  hat  P,  für  Kleinbasel 
14  geistlichen  Personen  mitgezählt.  Die  Zahl  der  über  14  Jahre  alten  weltticli 
Per&onen  ist  nicht  1194t  sondern  tlfiO  (der  danach  berechneten  Einwohner  1686). 
Durchschnktsxableti  reduzieren  eicli  dadurch  auf:  ad  1   3.T9   ad  2  3. 99. 
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Ich  greife  zunächst  den  Hauptpunkt  der  Kritik  heraus:  die 
Niedrigkeit  der  Durchschnittszahlen  der  mindestens  14 
Jahre  alten  Personen  in  einem  Haushalt^).  Ich  sehe  ganz 
davon  ab,  dafs  in  Fragen  dieser  Art,  da  wir  von  modernen  Haus- 
haltsverhältnissen  nicht  ohne  weiteres  auf  mittelalterliche  schliefsen 
können ,  man  auch  nicht  ohne  weiteres  mittelalterliche  Durchschnitts- 
zahlen ,  die  für  die  Gegenwart  niedrige  sein  würden ,  als  einen  Beweis 
gegen  die  Richtigkeit  mittelalterlicher  Grundzahlen  annehmen  kann,  sehe 
auch  davon  ab,  dafs  für  das  hier  in  Rede  stehende  Haushaltsverhältnis 
sichere  moderne  Durchschnittszahlen  aus  einer  gröfseren  Anzahl  von 
Städten  wohl  kaum  vorliegen:  die  ganze  rhetorische  Argumentation 
fällt  m.  E.  schon  dadurch  in  sich  zusammen,  dafs  sie  auf  einer 
irrigen  Identifizierung  von  Haushaltung  und  Familie  beruht,  dafs 
sie  nicht  berücksichtigt,  welcher  Haushaltungsbegriff  meinen 
Haushaltungszahlen  zu  Grunde  liegt,  und  nicht  beachtet,  dafs  unter 
den  von  mir  gezählten  Haushaltungen  sich  zahlreiche  befinden, 
in  denen  nur  eine  über  14  Jahre  alte  Person  war. 

Über  den  meinen  Haushaltungszahlen  zu  Grunde  liegenden  Haus- 
haltungsbegriff  konnte  nach  meiner  Darstellung  (cf.  S.  519  ff.) 
kein  Zweifel  obwalten.  Ich  habe  denselben  oben  (S.  346)  erörtert  und 
dort  wie  in  meinem  Werke  hervorgehoben,  dafs  ich,  da  es  darauf  an- 
kam. Maximalzahlen  zu  haben,  als  Haushaltungsvorstand  jeden 
Steuerzahler,  der  nur  irgend  wie  als  für  sich  lebende,  selbständige 
Person  angesehen  werden  konnte,  gezählt  habe  und  dafs  daher  unter 
den  von  mir  gezählten  Haushaltungsvorständen  jedenfalls  auch  Steuer- 
zahler mitgezählt  wurden ,  die  keine  selbständige  Wohnung  und  keine 
eigentliche  eigene  Hauswirtschaft  gehabt  haben  werden  (Schlafleute, 
Einmieter,  Verwandte,  andere  Haushaltsgenossen).     Unter  den  von 


1)  Von  den  Durchschnittszahlen  der  Paasch  ersehen  Tabelle  können,  wenn  aus 
ihnen  die  UnvoUst&ndigkeit  der  Steuerlisten  gefolgert  werden  soll,  nur  die  Zahlen  der 
Reihe  ad  1  in  Betracht  kommen,  da  nur  sie  die  Durchschnittszahlen  von  Listenzahlen 
sind ;  die  Durchschnittszahlen  ad  2  beruhen  auf  der  Vermutung ,  dafs  damals  in  Basel 
die  14-  und  mehrjährigen  Personen  70  J  der  Einwohner  gewesen  seien.  —  Wenn  übri- 
gens P  aase  he  auch  aus  der  Niedrigkeit  seiner  Durchschnittszahlen  ad  2  auf  die 
Unvolbt&ndigkeit  der  Steuerlisten  schliefsen  will ,  so  mufs  ich  doch  —  obgleich  ich  da- 
mit keineswegs  moderne  Verhältnisse  als  mafsgebend  für  das  Mittelalter  anerkennen 
will  —  auf  die  von  mir  S.  519  erwähnte  Thatsache  hinweisen,  dafs  bei  der  Basler  Volks- 
zählung vom  11.  Dezember  1860,  der  ein  wesentlich  gleicher  Haushaltungsbegriff  zu 
Grunde  lag  wie  meinen  Haushaltungszahlen ,  sich  als  Durchschnittszahl  einer  Haushal- 
tung 3.1  ergab.  Die  Durchschnittszahl  in  der  Reihe  ad  2  für  die  5  Kirchspiele  be- 
trägt 3.16. 
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mir  gezählten  Haushaltungen  befinden  sich  ferner  (wie  in  memem 
Werk  ausdrücklich  bemerkt,  übrigens  auch  aus  den  von  mir  mitge- 
teilten Steuerlisten,  namentJich  der  grossen  von  1454,  auf  den  er- 
sten Blick  ersichtlich  ist)  zahlreiche*),  in  denen  nur  eine  über 
14  Jahre  alte  Person  war.  Dadurch  erklärt  es  sich  sehr  einfach,  dafs 
in  den  Kirchspielen  St  Alban  und  St.  Ulrich  im  Durchschnitt  noch 
nicht  zwei  über  14  Jahre  alte  Personen  auf  eine  solche  Haushal- 
tung —  nicht  auf  eine  Familie!  —  kommen. 

Diese  Haushaltungszahlen  und  die  Zahlen  der  über  14jäh- 
rigen  Personen  sind  für  die  Ermittelung  von  Familien -Haushalts- 
verhältnissen nicht  zu  verwerten,  aus  ihnen  läfst  sich  absolut  kein 
Schlufs  auf  die  Durchschnittszahl  der  über  14  Jahre  alten  Personen 
in  einer  Familie  (und  noch  weniger  auf  die  durchschnittliche 
Gröfse  der  Familie  überhaupt!)  machen.  Wollte  man  dies,  so 
müTste  man  doch  mindestens  die  Haushaltungen  mit  nur  einer  über 
14  Jahre  alten  Person  ausscheiden  ^  die  übrigen  als  FamüienhaushaH 
tungen  annehmen  und  für  sie  die  Durchschnittszahlen  berechnen'). 
Man  hätte  freilich  selbst  dann  nt>ch  kein  richtiges  Resultat,  da  nicht 
alle  Haushaltungen  mit  mehr  als  zwei  über  14  Jahre  alten  Personen 
Familienhaushaltungen  sind  (z.  B.  ein  unverheirateter  Haushaltungs- 
vorstand mit  Dienstboten  oder  Gesellen),  andererseits  unter  den  Haus- 
haltungen mit  nur  einer  über  14  Jahre  alten  Person  auch  Familien- 
haushaltungen sein  können  (z.  B.  Witwer  oder  Witwen  ohne  Dienst- 
boten, aber  mit  Kindern  unter  14  Jahren),  aber  man  erzielte  bei 
dieser  Berechnung  doch  Zahlen,  die  man  allenfalls  als  ungefähre 
Familienhaushaltungszahlen  ansehen  könnte.  ^ 


J)  leb  hab«  nAcbträ^lich  aus    den  Steuerbüchern    di«  Ztkhl  der  weltticben  Hnaabal- 
tUDfeti  mit  nur  einer  über  14  Jabre  nUen  Per»on  ermittele     Soleho  WAren  io 
KleinbAsel       cc.     90  von  432 
St.  L«onb«r4         2t  1     ^^     822 
8t  AlbtiQ  152     ,,    39$ 

8t.  Ulrich  103     ^»     367 

St.  Peter  177     „     730 

Für  die  HAUtihakuiigen  mit  2  und  mehr  über  14  Jabre  Alten  Personen  ergeben  sich 
a1&  Durehscbnittd£*hlen  ^ 

1.  über    14  Jithre    alte  Personen:    Kleinba»et  (3.SS) ,    St  Leanb&rd  (2.60]^    St.  4^| 
biin  i'i'Si),    St.  Ulrich  (2,27),    St  Peter  (260). 

2.  Einwohner  (nach  der  Paasch  e 's  Berechnung  zu  Grunde  liegenden  —  für  dies« 
lla«shi*Uungeii  wübl  2U  niedrigen  I  —  Annalrme  eineü  VorhÄUnlss»»*  der  Ge5«nit»&hl  tu  der 
^Nhl  der  Uher   14jährigen  von  100  :  70):    Kleinbitsel  (4,60),  St.  Leonhard  (3  71),  St.  Al^ 

ban(3  34),    Su  Ulrich  (3.24) ,    St  Peter  (3.78). 
2)  S.  die  vorige  Anm. 
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Und  wenn  aus  den  Durchschnittszahlen  der  über  14  Jahre 
alten  Personen  für  die  Haushaltung  mit  dem  Hinweis  auf  „die  viel- 
gerühmte  Wohlhabenheit  jener  Zeit^S  auf  den  „wohlsituierten  Hand- 
werkerstand^S  auf  die  unverheirateten  Gesellen  und  Lehrlinge,  die 
zum  Haushalt  des  Meisters  gehört  hätten,  gefolgert  wird,  dafs  die 
Steuerlisten  nicht  alle  über  14  Jahre  alten  Personen  an- 
geben, so  dürfte  auch  diese  Folgerung  nicht  gerechtfertigt 
sein  ^).   In  Basel  waren  einerseits,  auch  in  demselben  Bezirk,  die  Haus- 

1)  Ich  hahe  für  drei  Kirchspiele,  fflr  welche  allein  auch  genau  das  VerhUtnis  der 
der  Haushaltspersonen  sum  Haushaltsvorstand  festsustellen  ist,  die  Zahl  der  über  14 
Jahre  alten  Personen  für  jede  einzelne  Haushaltung  nachträglich  ans  den  Steuerbüchern 
ermittelt .  um  mir  über  die  Unterschiede  klar  zu  werden.  Stand  und  Beruf  der  Haus- 
haltungsvorstftnde  war  nur  für  St  Peter,  und  auch  hier  annfihemd  (lediglich  das  Zunftver- 
hUtnis)  zu  ermitteln.  Die  nachstehende  Tabelle  enthUt  das  Resultat  dieser  Ermitte- 
lungen und  zeigt  die  ohenerwähnten  Unterschiede. 

Weltliche  Haushaltungen. 


Zfthl  dar  Über 

14  Jahrft  alten  PArsonen 

StGuerkrd^Q 

Summe 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

St.  Alban    .     .     . 

15^ 

180 

SO 

12 

4 

_^ 

~^ 

— 

— 

%n 

Bt.  Ulrich  ,     .     . 

103 

$B 

S3 

17     1 

4 

2 

«— 

--» 

S67 

St.  Petor 

hohe  ätctbe      .     . 

S 

4 

5 

4 

7 

4 

I 

2 

2 

3» 

3 

3 

3 

I 

— 

.-^ 

— 

10 

icberrerf  moler    . 

3 

6 

8 

3 

I 

<^ 

— 

I 

— 

21 

koufllüt       .     .     . 

6 

2 

13 

4 

t 

3 

I 

^ 

«. 

39 

■ehuochmachei-      . 

2 

16 

6 

t 



—, 

— 



SS 

kremer  ,     .     .      , 

12 

16 

5 

I 

4 

— 

— 

— 

— 

38 

winlüt     .     ,     .     , 

13 

15 

7 

2 

3 

■■ — 

— 

— 

— 

39 

mimmertüt   .     .     . 

8 

t6 

10 

— 

t. 

■ — 

— 

— 

^ 

35 

meciger      .     .     . 

3 

6 

2 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

13 

garttii«r      .     .     . 

10 

24 

9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

43 

scbtiider      .     . 

6 

21 

9 

4 

^_ 

I 

— 

, — 

— 

41 

brotbeck      .     .     . 

S 

7 

4 

I 

: 



.^ 

20 

schmide       .     .     . 

13 

18 

8 

7 

3 

I 



^ 

^ 

50 

seh  im  AI.  fische  r  . 

^3 

48 

ir 

2 

-_ 

— 

.. 

— 

90 

rebMt     .     .     .     . 

9 

28 

t 





^— 

— 

— 

38 

weber     *     .     .     . 

3 

2 

3 

1 











9 

dorinut  .... 

37 

115 

ir 

4 

1 

— . 

— 

— 

— 

"74 

IQ 

i 

^ 

_ 

— 

— 

^ 

11 

bettleriö      ,     .     . 

9 

I 



., 

^_ 

^_ 

.^ 

,^ 

,^ 

iO 

farende   doecbtere 



. 

._^ 

__ 

__ 

^ 

1 

,.^ 

1 

St.  Peter     .     .     . 

i?7 

348 

126 

J9 

22 

10 

% 

4 

2 

730 

In  diesen  Haushaltungen  waren  nach  den'  Steuerlisten  in 


St.  Alban 

St.  Ulrich 

St.  Peter 

Jungfrauen 

16 

19 

149 

Dienstknechte 

26 

27 

85 

Töchter 

22 

21 

36 

Söhne 

12 

19 

64 

Knaben 

I 

4 

2S 
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haltsverhältnisse  nach  Stand  und  Beruf  und  inrlividuell  so  verschieden^ 
dafs  die  Durchselioittszahlen,  zumal  bei  der  Kleinheit  der  Bezirke, 
—  selbst  weuo  die  weite  Begriffsbestinimung  ganz  aufser  Betracht 
bleibt  —  kaum  brauchbare  Zahlen  für  Folgerungen  in  jener  Richtung 
sein  dürften.  M«  E.  könnten  dafür  nur  die  Zahlen  für  die  einzelnen 
Haushaltungen  —  vorausgesetzt  dafs  auch  Stand  und  Beruf  der  Haus- 
haltungsvorstände und  die  Stellung  der  übrigen  Personen  zu  ihnen  be- 
kannt wären  —  verwendet  werden.  Andererseits  sind  auch  die  Ver- 
hältnisse, an  denen  ihre  Richtigkeit  geprüft  werden  soll,  doch  ziem- 
lich unbekannte  Gröfsen,  Es  niüfste  doch  mindestens  erwiesen  sein, 
dafs  die  Handwerker  in  den  mittelalterlichen  Städten  überhaupt  und 
speziell  auch  in  Basel  in  der  Regel  Gesellen  und  Lehrlinge  gehabt 
haben.  Dieser  Nachweis  ist  bisher  nicht  erbracht  und  wird  auch  wohl 
schwerlich  erbracht  werden.  Ich  habe  wenigstens  aus  meinen  Basler 
Untersuchungen  die  Überzeugung  gewonnen,  dafs  die  Zalil  der  Gesel- 
len und  Lehrlinge  in  Basel  viel  kleiner  gewesen,  als  man  es  sich  häufig 
denkt  und  glaube  dafür  in  meinem  Werk  auch  manches  beweiskräftige 
Material  beigebracht  zu  haben.  Der  Uaudwerksbetrieb  war  Kleinbe- 
trieb, die  Mehrzahl  der  selbständigen  Handwerker  wird,  wie  auch 
noch  heute,  ohne  Gesellen  und  Lehrlinge  gearbeitet  haben  und  di(äfl 
nigcn,  welche  solche  beschäftigten,  werden  sie  auch  nur  in  gerin^P 
Zahl  gehabt  haben  *). 

Endlich,  wenn  auch  die  Unterschiede  in  den  Durch- 
schnittszahlen zwischen  den  einzelnen  Kirchspielen  als  ein 
Argument  gegen  die  Richtigkeit  der  Steuerlisten  geltend  gemacht 
werden,  weil  es  kaum  denkbar  sei,  dafs  die  Bevölkerung  in  den  ver- 
schiedenen Stadtteilen  so  ungleich  situiert  sein  sollte,  so  mufs  ich 
doch   auf  die   durch   zahlreiche  Untersuchungen    festgestellte  Thafc 


tu  Si  Peter  komiBeo  von  den  Jangfruiien  nuf  Heirsehaften  der  hoben  Stubo; 
51,  dor  f^HerrfiEizüiifto*'  (Kaufloute^  H auagenosMeii ,  Woinl^ute ,  Kriimer]!  5b;  too  d|il 
Knechten  stehen  80  in  der  Liiite  der  hohen  Siub«i  je  IS  in  den  LUtOEi  der  Schelf 
der  Schneider,  der  Sehmledo  ,  ferner  hei  Brolbecken  (6)  ^  Kanfleuten  (5),  MeUg^er  ^QJ! 
Hamgeno«aen,  Zimmerleuten  und  Maurern,  Wehern  (Je  3) »  Kr&mern»  Weinleuten  (je  t)^ 
Öftrtiierti  (1),  bei  den  übrigen  0,  —  In  der  Steuerli»te  von  St  Lconliard  sind  90 
titGuersgabfende  Knechte  rerzeiehnet. 

Ij  DaCÜr  liefern  inttch  die  in  der  vorig:en  Anmerkung'  crwÜhuLen  Re^siiltate  aus  den 
3  8teuerlbten  I  wenn  diese  die  Namen  der  SteuierpfÜthtigen  tti  Uemüü'ä.lieit  des>  Steuer- 
Oeselxea  enthnUen^  den  Bewet,^.  SoUten  die  Zahlen  der  Knechte  etwas  niedriger  seioi 
aU  Zahlen  ans  andern  Jahren,  »o  würde  ich  die  Erklaruni,;:  niebr  in  einer  Tlnrii-htigkeit 
der  Liiti'n  fliHien^  ionderu  in  den  krieffcri^then  VerhftUiii.isen  de&  Jahre»  1446,  die  doch 
wahrscheiolieh  die  Zahl  der  Ge^IIeD  and  anderer  Knechte  verringerten. 
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Bache  hinweisen,  dafs  gerade  in  Basel  in  den  einzeben  Stadteilen  sehr 
verschiedene  Bevölkerungsklassen  dannziliert  waren.  Die  Tbatsache 
erklärt  sich  aus  der  allmählichen  Erweite mng  der  Stadt,  Die, Ritter, 
Burger  und  Handwerker  wohnten  wesentlich  in  den  Kirchspielen 
St  Martin,  St  Peter  und  St.  Leonhard  und  in  einigen  Strafsen  von 
St  Alban.  Das  kleine  St  Martioskirchspiel  war  das  ursprüngliche 
Basel  und  bis  zum  11.  Jahrhundert  die  Stadt,  eigentlich  nur  der  be- 
,  festigte  Hof  des  Bischof.  Hier  waren  noch  iui  Mittelalter  die  meisten 
Höfe  der  Ritter,  der  bischoflichen  Dienstmannen,  Im  1 L  Jahrhundert 
kamen  zu  dieser  „inneren'^  Stadt  die  Kirchspiele  St  Leonhard  und 
St  Peter  (auf  der  linken  Seite  des  Birsig) ,  die  Neustadt.  Dort  sie- 
delten sich  die  Handelsleute  und  Handwerker  an  und  dieser  Stadtteil 
blieb  auch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  das  eigentliche  Gewerbe- 
viertel, in  ihm  konzentrierte  sich  Handel  und  Gewerbe.  St.  Alban 
imd  Ulrich  waren  Vorstädte^  die  erst  im  14.  Jahrhundert  bei  der  letz- 
ten Stadterweiterung  zur  Stadt  gezogen  wurden ;  sie  hatten  mit  Aus- 
nahme einiger  Strafsen  auch  noch  im  15.  Jahrhundert  den  Charakter 
von  Vorstädten.  Kleinbasel  wurde  erst  1392  mit  GroFsbasel  vereinigt, 
bis  dahin  war  es  ein  kleines  biscliötiiches  Landstädtchen.  Wenn  un- 
terschiede im  Stand  und  Beruf  der  Menschen  Unterschiede  in  den 
Haußhaltungsverhältnissen  herbeiführen,  so  mufsten  gerade  in  Basel 
auch  Unterschiede  in  den  Durchschnittszahlen  für  die  Gröfse  der 
Haushaltung  in  den  verschiedenen  Stadtteilen,  jedenfalls  zwischen 
Kleinbasel,  den  Vorstädten  St.  Alban* Ulrich,  und  den  lürchspielen 
St  Martin,  St.  Peter-Leouhard  existiert  haben.  Einen  Beweis  für  die 
ungleich  situierte  Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Stadtteilen  liefern 
auch  meine  zahlreichen  genauen  Feststellungen  der  Vermögensverhält- 
nisse der  einzelnen  Haushaltungen.  Ich  erwähne  hier  nur  zwei:  Aus 
der  Tabelle  S.  252,  welche  die  Zahl  der  Personen  in  den  einzelnen 
Vennögensklassen  der  Vermögenssteuer  von  1446  in  den  4  Steuer  be- 
zirken,  für  welche  die  Steuerbücher  vorhanden  sind,  enthält,  ergiebt 
sich,  wenn  man  die  dort  aufgeführten  34  Klassen  in  4  Klassen  (Ver- 
mögen 1.  0— unter  30  Gulden,  2.  30— unter  200  Gulden,  3.  200— unter 
1000  Gulden,  4.  1000  und  mehr  Gulden)  gruppiert,  folgende  Vermögens- 
Verteilung.  Von  den  weltlichen  Haushaltungen  hatten  ein  Vermögen 
in  Guldenwert 

io  0— unter  30       30— unter  200       200— uut«r  10€0 

Kleinbasel  31*  g  37  g  19  g 

St  Alban-Ulrich  57  „  29  ,,  12  „ 

Stl^nhard  51  „  28  „  17  „ 

St  Peter  55  „  22  „  13  „ 


1000  unci  mehr 

5« 

2„ 

4„ 

10« 
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Und    aus    der  Tabelle   S.  382,    welche    auf  rirund    dei 

Steuer  von  1453;4  nach  den  gleichen  Vermögensklasseri  h 

bezirke   der  Stadt   die  Zahlen    der    Haushaltungen   in   den   einzehien 

Klassen  enthalt,  ergieht  sich  folgende  Verteilung.    Von  den  weltlichen 

Haushaltungen  hatten  ein  Vermögen  in  Guldenwert 

in  0— unter  80    30  — unter  SOO    «00— onter  1000 

48J  348  138 

56  „  31  „  10  „ 

53  „  25«  14  „ 


Kleinbasel  ,  .  ,  , 
St  Alban- Ulrich  .  , 
St  Leonhard-Peter ' ) 
St  Martin    .     ,    .    . 


Übrigens  werden  Unterschiede  in  jenem  und  in  noch  gröfsereni  UflP 
fange  auch  heute  noch  in  vielen  Städten  sich  nachweisen  lassen, 
nicht  nur  in  gröfseren  sondern  auch  in  kleineren  Städten.  Für  die 
Berliner  Stadtbezirke  k.  B.  schwanken  die  Zahlen  der  Einwohner  pro 
Haushaltung  —  selbst  wenn  man  die  7  Bezirke,  in  denen  ganz  be- 
sonders hohe  Ziffern  durch  den  betrachtlichen  Anteil  der  Militärbe- 
völkerung bezw.  durch  eine  hohe  Zahl  von  Pfleglingen  in  anderen 
öffentlichen  Anstalteji  herbeigeführt  werden  und  ebenso  die  Bezirke 
unter  4ü0  Haushaltungen  unberücksichtigt  Mst  —  nach  der  Zahlung 

von  18(57  zwischen  3.81  und  6.24, 

von  1871  zwischen  3.85  und  6.24, 

von  1871  zwischen  3.92  und  6.01«) 
6.  Wenn  Paasch e  seine  vorstehend  besprochene  Kritik  der 
Steuerlisten  von  1446  dahin  resümiert:  „Unsere  Bedenken  gehen  daher 
dahin,  dafs  trotz  der  scheinbaren  Genauigkeit  alle  jejie  Er- 
hebungen unsicher  und  unzuverlässig  sind,  indem  mancher 
Haushalt  in  Kellerwohnungen  oder  Hintergebäuden  gar  nicht 
beachtet,  mancher  Arme,  von  dem  eine  Zahlung  doch  nicht  zu 
erwarten  war^  gar  nicht  in  die  Listen  mit  aufgenommen 
wurde  und  endlich  bei  Angabe  der  Steuerpflichtigen  innerhalb 
der  Haushaltung  erst  recht  nicht  mit  der  nötige»  Sorgfalt 
y erfahren  ist''  so  will  ich  gegen  diesen  Satz,  nachdem  ich  se^ 
vorhergegangene  Begründung  als  eine  völlig  unrichtige  nachgewieseil 
zu  haben  glaube,  nur  noch  die  eine  Bemerkung  hinzufügen,  dafs  mir 
von  Kellerwohnungen  in  Basel  nichts  bekannt  ist  Die  in  nord- 
deutschen  Städten   so  häufigen  Kellerwohnungen  kommen  in  stid- 


1)  8t.  Leonhard  u,  St.  Peter  büdoten  damals  eineti  Steuer beairk.  ^| 

2)  B*  die  Berliner  Volkatihlung  von  1BT5,  hMauageKeben  von  R.  Bdekh.    Heft  t 
8.  95  ff.  S.  in  C 


BftseU  BevGlkemng.^tHhl  im   15«  JiihrhuQdnrt, 
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deutschen  Städten,  soweit  ich  dieselben  kenne,  gar  nicht  oder  doch 
nur  sehr  vereinzelt  vor.  In  dem  heutigen  Basel  erinnere  ich  mich 
nicht  eine  solche  gesehen  zu  haben^  hier  in  Tübingen  haben  wir  z,  B, 
auch  keine. 

II.  Paasche  sucht  dann  auch  die  Vollständigkeit  der 
Steuerlisten  von  1429  zu  bemängeln. 

Im  Jahre  1429^  als  man  in  Basel  nicht  mehr  in  der  Lage  war, 
mit  den  ordentlichen  Einnahmen  die  Zinsen  der  Stadtschuld  zu  be- 
zahlen und  die  übrigen  ordentlichen  Ausgaben  bestreiten  zu  können, 
entschlofs  man  sich  zu  einer  aufserordentlichen  Besteuerung  der  Be- 
völkerung. Es  wurde  u*  a.  eine  einmalige  Vermögens-  und  Personal- 
steuer erhoben.  Subjekt  der  Vermögenssteuer  war  jede  weltliche  in 
Basel  ansässige  Person,  welche  ein  Vermögen  hatte,  Subjekt  der 
Personalsteucr  jede  unvermögende  selbständige  in  Basel  ansässige 
weltliche  Person,  welche  nicht  diente.  Die  Steuer  wurde  von  den 
Rittern  und  Burgern  auf  ihrer  hohen  Stube,  von  der  zünftigen  Be- 
völkerung durch  Verraittelung  der  Zünfte  auf  den  einzelnen  Zunft- 
staben unter  Kontrole  von  Ratsdelegierten  erhoben.  Die  Erhebung  von 
den  übrigen  Steuerpflichtigen  der  grofsen  Stadt  erfolgte  durch  besonders 
vom  Rath  ernannte  Personen  nach  Kirchspielen,  die  nichtzünftige  Be- 
völkerung von  Kleinbasel  bildete  einen  eigenen  Steuerbezirk.  Alle 
Steuerpflichtigen  hatten  ihre  Vermögensverhältnisse  eidlich  zu  fatieren, 
auf  Grund  der  Fassionen,  die  vor  dem  Zahlungstage  erfolgten,  wurden 
für  diesen  die  Steuerlisten  angelegt.  Ich  fand  im  Leonhardarchiv  das  bis 
dahin  unbekannte  sehr  wertvolle  Buch  über  diese  Steuer.  Es  ist  ein 
Sammelband  der  einzelnen  in  einem  Perganientumschlage  zusammen- 
gehefteten Steuerrodel,  und  enthält  die  Steuerrolle  der  Ritter  und 
Burger,  14  Steuerrollen  von  Zünften,  die  Steuerrolle  von  Kleinbasel, 
die  Hauptsteuerrolle  der  nicht  zünftigen  Bevölkerung  der  grofsen 
Stadt  und  eine  Nachtragsliste  derselben.  Es  fehlt  in  dem  Bande 
nur  eine  Steuerrolle,  die  der  Schuhmacher*  und  Gerberzunft.  Alle 
Rodel  geben  die  Namen  der  Steuerpflichtigen  und  die  Höhe  der  von 
ihnen  gezahlten  Steuerbeträge  an,  die  Rodel  der  Ritter  und  Burger, 
der  Zünfte  und  von  Kleinbasel  führen  die  Steuerpflichtigen  nach  den 
Vemiögenssteuerklassen  an,  enthalten  aufserdem  jede  das  Steuer- 
gesetz und  am  Schiufa  einen  Vermerk  über  den  Gesamtsteuerbetrag. 
Ich  habe  diese  Steuerlisten  S.  525—558  vollständig  publiziert  Die  Ta- 
belle S.  180  und  181  zeigt  das  Ergebnis  der  Besteuerung,  die  Zahl  der 
Steuerpflichtigen  nach  den  Vermögetissteuerklassen  und  nach  den 
Steuerabteilungen, 
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Die  Zahl  der  in  den  vorhandenen  Steuerlisten  aufgeführten  ste 
Pflichtigen  Personen  —  zu  denen,   wie  bemerkt,  Dienstpersonen  oh 
Vermögen   nicht   gehörten  I  —  beträgt  2535  (darunter  632  weibliche 
Personen). 

P  a  a  s  c  h  e  glaubt  nun  auch  hier  grofse  Lücken  entdeckt  zu  habe 
Er  meint,   es  müfsten  doch  in  Basel  damals  noch  viele  Personen 
wesen  sein,  die  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  steuerfiichtig  war 
aber  nicht  in  den  Rollen  stehen. 

Nach  dem  Wortlaut  des  Steuergesetzes  (S,  146  ff.)  sollten 
Vennögensteuer  alle  vermögenden  Personen  (Ritter  und  Burger,  die 
züüftigen  wie  die  nichtzünftigen,  auch  die  dienenden,  zu  denen  nach  da- 
maligem Sprachgebrauch  auch  Gesellen  und  Lehrlinge  gehörten),  die 
Personalsteuer  alle  selbständigen  unvermögenden  in  Basel  wohnhaften 
Personen  mit  Ausnahme  des  Dienstpersonals  —  also  alle  unverraögeta 
den  Haushaltungsvorstände  —  zahlen.  Die  Steuerlisten  lassen  keiu^l 
Zweifel,  dafs  beide  Steuern  in  diesem  Umfange  sich  auch  thatsächlich 
auf  jene  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  erstreckten.  Die  Steuer 
wird  deshalb  auch  in  der  Jahresrechnung  von  1429/30  (S*  1511)  be* 
zeichnet  als  ,)Stur  so  menglich  geben  hat''.  h 

Wenn   also  —  aufser  dem   unvermögenden   Dienstpersonal,   daP 
steuerfrei  war  und  deshalb  nicht  in  den  Steuerlisten  enthalten  sein  kanii 
—  noch   andere  selbständige  Personen,    Haushaltungsvorstände,    ■ 
Basel  gewesen   sein  sollen,   die  nicht  in  den  Steuerlisten  verzeichne" 
sind,  so  könnte  man  m.  E.  nur  zweierlei  annehmen. 

Entweder,  dafs  die  vorhandenen  Steuerrodel  in  der  Art  unvoll- 
ständig seien,  dafs  noch  andere  Personen  (aufser  der  Schuhmacher* 
und  Gerberznnft)  die  Steuer  bezahlt  haben,  für  welche  die  Listen 
aber  nicht  mehr  vorhanden  seien;  diese  Annahme  ist  aber  dadurch 
absohlt  ausgeschlossen,  dafs  der  Gesamtsteuerertrag,  wie  er  sich  aus 
jenen  Listen  ergiebt  (S.  m.  Tabelle  S.  181)  mit  der  betreffenden  Ein- 
nahnjeposition  in  der  Jahresrechnung  von  1429/30  (S,  115,  Anm.) 
übereinstimmt ').  M 

Oder:   die  Steuererhebung   sei  gesetzwidrig  und  ungenau  erfolg 
Es  seien  bei  der  Fesstellung  der  Steuerpflichtigen  und  bei  der  Steuer- 
erhebung  viele  —  absichtlich   oder  unabsichtlich  —  übergangen.    Zu 
diesem  Vorwurf  gegen   die  Basler  Finanz  Verwaltung  haben  wir  nich^ 


1>  Der  Steuerertrng  d«r  vorlmtideneii  Listen  ist  B788  g  6  ß,  die  Ejwualiine  in  «1er 
Jmhresrechniuig  3908  g  ^  ort  Die  DlUcrcnz  ISO  g  &J  ß  ktluie  auf  die  fehleDde  Scljuh- 
madiersaßfl;  ihre  Iltihe  eotspricht  dem  nnvh  deu  Sieoercrtrftgeii  der  andern  Zünfte 
H^Qxuxiislimeiidcti  Betrag. 


Basel»  IlevrilkeTm]g:;»»nbl  im   15.  «lAhrhnndt^rt. 


den  geringsten  ADhaltspunkt.  Ich  glaube  in  mcinern  Werke  in  der 
Darstellung  der  vielen  Steuern  und  sonstigen  Finanzverhaltnisse  nach- 
gewiesen  zu  haben,  dafs  man  der  Basler  Finanz  Verwaltung  jener  Zeit 
uichts  weniger  als  eine  liederliche  Geschäftsführung  vorwerfen  kann. 
Was  speziell  die  Steuer  von  1429  betrifft^  so  sind  die  SteueiToUen 
musterhaft  geführt,  der  Eingang  des  St^^uergesetzes  zeigt  uns,  mit 
welchem  Ernst  und  Rechtlichkeitsgefühl  man  gerade  bei  dieser  Steuer 
zu  Werke  gegangen  ist,  die  von  mir  in  der  Beilage  h  3  (S.  562  ff.) 
besprochenen  verschiedenen  Steuerentwürfe  beweisen,  wie  vorsichtig 
man  vor  der  Beschlufsfassung  sich  über  die  Vermögens  Verhält- 
nisse und  die  Zahl  steuerbarer  Personen  informiert  und  dii*  Ertrage 
verschiedenartiger  Steuern  berechnet  hatte;  über  die  Vollständigkeit 
der  Steuerrollen  der  hohen  Stube  und  der  Zünfte  kann  nach  der 
ganzen  Anlage  der  Steuer  wohl  nicht  der  geringste  Zweifel  obwalten, 
aber  auch  die  Rollen  für  die  nicht  zünftige  Bevölkerung  lassen  m.  E., 
wenn  wir  alles  jenes  erwägen  und  berücksichtigen,  dafs  wir  sogar 
noch  eine  Nachtragsliste  haben,  einen  solchen  nicht  zu, 

Paasch e  hat  diese  beiden  iMöglichkeitcn  nicht  berührt.  Er 
Blützt  seine  Zweifel  gegen  die  Vollständigkeit  der  Steuerlisten  auf 
zwei  allgemeine  Erwägungen.  Er  giebt  aus  einer  meiner  Tabellen, 
die  übrigens  nicht  wie  er  sagt  eine  Tabelle  „über  die  Verteilung  der 
Bevölkerung  unter  die  einzelnen  Berufsklassen**  sein  sollte,  sondern 
nur  in  der  ersten  Kolonne  die  Gesamtzahl  der  Steuerzahler  in  den 
einzelnen  Steuerrollen  enthält,  folgende  Tabelle: 


Ritter  und  Burger 

89 

brotbecken 

70 

koufliite 

17 

snider  kürsener 

123 

husgenossen 

56 

ziniberlüte  nmrer 

219 

creraer 

181 

scherer  moler  sattler 

76 

winlüte 

121 

linweter  weber 

93 

grautücher  reblüte 

213 

schifflüte  visscher 

95 

8mide 

172 

Schumacher  gerber 

— 

gartener 

159 

mynnren  Basel 

213 

metziger 

95 

allerley  Volkes  nitziinftig 

484 

Summa    2536 
und  meint  nun 

L  da  hiernach  beinahe  drei  Viertel  aller  Steuerzalder  Angehörige 
einer  Zunft,  und  unter  den  Steuerzahlern  von  Kleinbascl  wie  den  4H4 
nichtzünftigen  zahlreiche  Handwerker  genannt  seien ,  übenües  von 
dcD  4454  nichtzünftigen  323,  von  den  Rleinbaslern  cc.  tW  weibliche 
Steuerzahler  seien,  dafs  in  den  Steuerlisten  viele  Berulskiassen  fehlen, 
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die  doch  notwendig  in   einer  ,,bandels-  und   gewerbefleifsigen  Stad 
wie  Basel  es  nach  den  obigen  Listen  gewesen  sein  müsse*',  vorhanden 
gewesen   sein   müssen,   teils  üiünftige   teils  unzünftige.     Er  vermifst 
insbesondere  erstens  von  Handwerkern,  selbst  wenn  man  bei  der  ge- 
ringen Zahl  der  angeführten  Zünfte  annehme,  dafs  auch  in  Basel  ver- 
wandte Beruf sarten  in  einer  Zunft  vereinigt  gewesen:  die  doch  jeden- 
falls   massenhaft   vorhanden    gewesenen    Holzarbeiter,    die   Tischler, 
Botticher,   Bechermacher,   Raderaacher,   Holzdreher,   Pantofifelraachtay 
etc.,  dann  die  Töpfer,  Glaser  und  andere,    und  dafs  unter  den  172  zM 
Schmiedezunft   steuernden  Personen   nicht   nur  alle  Feuerarbeiter   in 
iliren  zahlreichen  Unterabteilungen,  incL  der  lilcmpner,  Bleehschmiede, 
Kupferschmiede,  Messerschmiede,  Gürtler  etc.  sondern  auch  noch  „die 
in    damaliger  Zeit  meist  recht  zahlreichen   Zinn-  und  GrapengieXs^fl 
die   Schwertfeger,    Harnisclimacher    und    sonstigen   Waffenschmied!^ 
enthalten  seien,  sei  kaum  any.unehmen.    Er  vennifst  ferner  von  Nicht- 
handwerkern:   die  Träger,   Karrenführer,  Ilandlanger  und  namentlich 
die  eigentlichen  Handarbeiter  ,jdie  eigentlich  dienenden  Elemente  der 
Bevölkerung",  „die  viel  zahlreicher  waren,  als  man  gewöhnlich  anzu^ 
nehmen  si;heint". 

Ich  glaube  auch  diese  Bedenken  heben  zu  können. 
Ich  mufs  zunächst,  ihnen  anscheinend  zu  Grunde  liegende,  in 
tümliche  Anschauungen  über  die  Basler  Zünfte  rieht 
stellen.  Die  Namen  derselben  im  15.  Jahrhundert  sind  in  der  obigef 
Tabelle  richtig  angegeben.  Die  15  Zünfte,  von  denen  13  in  der  Zeit 
von  1160— 1260  entstanden  (s.  Heusler  L  c.  S.  HG),  waren  ursprüng- 
lich nur  gewerbliche  Korporationen  und  vereinigten  in  sich  die  Mit- 
glieder eines  Gewerbes  oder  doch  verwandter  Gewerbe*);  sie  erhiel- 
ten von  dem  Hauptgewerbe  auch  den  Namen.  Später  im  14.  Jahr- 
hundert, seitdem  die  Zünfte  politisch  die  Gleichstellung  mit  dem 
Patriciat  und  ihre  Vertretung  im  Schul theifsengericht  (um  1300)  und 
im  Rat  (1337)  durchgesetzt  hatten,  namentlich  seit  der  neuen  Rats- 
verfassung von  1382  wurden  die  Zünfte  in  erster  Reihe  politische 
Körperschaften.  Die  Zünfte  erhielten  1382  von  den  44  Ratsstellen 
30  (von  den  übrigen  14  hatten  8  die  Burger,  4  die  Ritter,  dazu 
kamen    der  Burgermeister  und    der  Oberstzunftmeister*),     Auf 


1)  Die    Rebleuto    kamen    erst    »ptlter    asii    den    GmutEtcherti    (WoUen Webern)    hin8~ 
Die  Ztmft    der  Schfirar^    Miüer,    BaUler  (»pjiter  gegrOndet)  war  von  Anfatig  an  eine   ah» 
di€iteu  drol  Gewerben  aasammengeäelste  ZunA. 

8)  S.   Scliöuberg,  S.  24   If. 


Basels  B^vulkemiigtwibl  im  15.  Jtlirhuudert 


all 


fünfte  waren  der  Wachdienst  tmd  andere  öffentliche  Verwaltaugs- 
funktionen  vertheilt  Anteil  am  Stadtregiinent  hatte  auTser  Rittern 
und  Burgern  nur,  wer  Mitglied  einer  Zunft  war.  In  die  Zünfte,  deren 
Zahl  nicht  erhöht  wurde,  raufstcn  nun  auch  Bürger  eingereiht  werden, 
die  einen  Beruf  hatten,  der  nicht  zu  rlen  bisher  in  den  Zünften  ver- 
tretenen gehörte,  auch  Nichtgewcrbütreibende.  Ob  und  event.  wie 
die  Verteilung  der  verschiedenen  Berufsarten  auf  die  15  Zünfte  ge- 
regelt war,  ob  der  Einzelne  frei  war  in  der  Wahl  seiner  Zunft  oder 
nicht,  das  sind  noch  ungelöste  Fragen.  Die  Basler  Zunftgeschichte 
ist  in  dieser  Richtung  noch  nicht  untersucht.  Thatsächlich  aber 
waren,  wie  ich  aus  den  8teuerhücheni  nachgewiesen  habe  (S.  298. 
Anni.  2.)*  in  Basel  in  den  Zünften  im  la  Jahrhundert  sehr  verschie- 
denartige Berufszweige  vertreten,  wir  finden  auch  dieselben  Berufs- 
arten —  selbst  Handwerker!  —  in  verschiedenen  Zünften.  Daher 
lafst  sich  aus  den,  durch  die  Geschichte  der  Zünfte  erklärlichen, 
Namen  der  Zünfte  zwar  folgern,  welche  Berufsarten  jedenfalls  und 
hauptsächlich  in  ihnen  vertreten  waren,  aber  nicht,  welche  Personen 
der  zahlreichen  sonstigen  Berufsarten  noch  zu  den  einzelnen  Zünften 
gehörten. 

Hierüber  geben  nun  aber  die  vielen  Steuerbücher  dea 
15.  Jahrhunderts,  die  ich  aufgefunden  und  in  meinem  Werke  für  die 
Fiuanzgeschichte  bearbeitet  habe,  auch  umfangreiche  Auskunft.  Leider 
ist  in  ihnen  nicht  immer  bei  den  Stiiuerzahlern  auch  der  Beruf  an- 
Sjegehen,  aber  doch  vielfach,  und  ich  habe  noch  bei  vielen  Namen  den 
Beruf  aus  andern  Quellen  konstatieren  können  und  in  den  von  mir 
publizierten  Listen  hinzugefügt.  Wenn  Herr  Paasche  diese  Listen 
näher  angesehen  hatte,  würde  er  leicht  gefuntien  haben,  dafs  in  den 
Listen  viel  mehr  Berufsarten  angegeben  sind ,  als  er  vermutet  und 
dafs  insbesondere  auch  —  unter  diesen  doch  immerhin  nicht  voll- 
ständigen Angaben  —  alle  diejenigen  Berufsarten  verzeichnet 
Hteheu,  die  er  als  fehlende  ausdrücklich  erwähnt  Hierbei  ist 
nur  3CU  beachten,  dafs  bezüglich  einzelner  die  Bezeichnung  in  dem 
fiClddeutschen  Basel  eine  andere  als  in  norddeutschen  Städten  ist 
lt.  B.  die  Töpfer  heifsen  hafner,  die  Bötticher  kubier,  die  Klempner 
spenglcr,  die  Rademacher  wagner,  die  Drechsler  treyer,  die  Pantoffel- 
macher holzschuher  etc. 

Ich  stelle  nachstehend  aus  den  von  mir  abgedruckten  Steuerlisten 
von  1429,  1453/4  diejenigen  Berufsarten  zusammen,  die  in  ihnen  an- 
gegeben sind,  nenne  bei  den  Zünften  aber  nur  diejenigen,  welche  nicht 
mit  den  im  Nansen  der  Zunft  angegebenen  Berufsarten  bezeichnet  sind. 

24  ♦ 
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Steuerbuch   von    1429  (in  dem  zum  Teil   verhäJtnisr 
wenig  BeruÜsaiigaben  stehen): 

1.  k  QU  flute,  tuchscherer.  2.  busgenossen,  hafengierser,  kan- 
nengiesBer,  goltschmid,  trecliaatjl,  aalozschriber,  schriber^  öchaffoer.  3. 
winluttv,  swertveger,  ziegeler»  gloBer.  mueller,  karten machar,  syiiüer, 
koch,  «tattöchriber»  ratzknecht,  thoThueter,  waechter,  4.  crem  er  ^  apo- 
U^cker,  seylenmacher»  teachenmacher,  arm  broster,  sliffer,  alager,  hutmacher^ 
(liueter),  nadler,  sohaffner,  Schultheis,  »pittalschriber.  5.  gratuecheri 
r  e  b  1  li  t  e  ^  mueller^  meUiger^  sattler,  speogler,  seiler,  moler,  korter,  garte- 
uer, sohriber,  thuenner.  6.  brotbecken,  zoller,  mueilerm,  bader,  7. 
«mide,  aliffer,  laugschliffer,  kuphersmyt,  haruascbor,  awertamyt,  tnesaer- 
ämyi,  uageler,  latenmacher,  armbroBter,  hoLzBchuher,  muelleri  wileut  ampt- 
mann.  S.  Schumacher,  gerber  fehlt*  9.  snidor,  kürsener, 
fichriber  im  balhof.  10.  gartener,  koch,  gremper,  stempfer,  glockaob 
luter,  aailer.  II.  metziger,  kuttler,  kuebler.  12.  z i m b e r  1  li te  u ^M 
murer,  wageaer,  treyer,  Bchiudeler,  kuebler,  kisteiimacher,  ladoumach^P 
bildhower,  tegk,  seger,  bourahower,  ssiegeier,  kueffer,  hafener,  mueller, 
fliber,  kouffer,  alt  spittelmeister,  brugmeiateri  wergmeister,  bruuumeiBter, 
legaler.  13,  scherer,  moler,  sattler,  glaser,  wuerffeler,  kuebler, 
wagener,  bader,  mueller,  torhueter*  14.  liuweter,  weher,  walch, 
spynner,  kanoeumacheriD,  spyuneriü,  spuolerin.  16.  achifflute,  viascher, 
wageuer,  salzmeister,  metziger,  wehter,  16.  mynnreu  Basel,  rebmauii, 
karrer,  schiffmann,  ;degler,  zieglerknecht,  matzeiim acher,  kessler,  yischeri 
mueller,  Schaffner,  Bpilman,  luteuslaher,  achulmeiBter,  schultheiss,  laut- 
schriber,  schrtber,  procurator,  amptmatiD.  17,  Ditzüoftige.  männliche 
Personen;  kuraener,  »ujder,  beck,  rebman ,  kramer,  viacher,  wissgerwer, 
metzger,  smyd,  scherer,  moler,  wagener,  karrer,  koch,  kueffer,  walch,  bader, 
badknecht,  wauneiimacher,  oflater,  wuerffeler,  zimberkuecht,  seiler,  holtz- 
hower,  murerkueeht,  benuenmacher,  sohersllßer,  gartnerkneoht,  aalzhaa- 
kneoht,  ^uoalaher,  bruunknecht,  kartenspilmacher,  phiffer,  kornmesaer, 
scriba,  achultheiBd«  schaffner,  meyer,  lermei&ter,  lutenslahor»  tagwaner, 
schaeffer,  hjrt,  greber,  eoldeuer,  scheller,  naehrichter,  henkersknecht. 
weibliche  P. :  wannenmaoherin,  hebamm,  koufflenn,  kuttelerin,  uuunaii- 
macherin,  ringlerin,  mnelleriu,  ueyerio,  spinnerin,  wullenstricherin,  walebiu, 
reberiu,  spenglerin,  oflaterin,  armbroaterin»  wintmuellerin,  pulsteriu,  gart- 
nerin,  schufiterin,  sichelmac herin,  brotbeckin. 

Margzalsteuerliste  von  1453|4.  (S.  600  ff.  Ich  füge  hier 
iü  KlamniL^rn  büi  den  Zünften  noch  weitere  Bernfsarten  hinzu,  die 
aus  dem  Pfuiidzollbucli  von  I453J4  und  dem  Steuerbuch  von  1446 
für  St  Peter  entnommen  sind.    S.  Anra.  2  S.  299):  ^ 

1.  kouflüte,  tuchscherer,  tuchman ,  karrer,  vogt  (underaohriber, 
soldener).  2.  husgenoaaen,  kannengieaseri  glockengieaser,  goltschmid, 
gremper,  schnider  (möutzer).  3.  winlute,  wechler,  acliriber  im  koufhuB, 
uuderkouff'er,  salzmeister,  BtattBohriber,  BchuUheiss  von  klein btisel,  win- 
rueffer,  wiustichor,  wiumesaer,  ainnor,  gremper,  wachtmeiater,  (karrer, 
soldener,  karltjum  acher).    4.  crem  er,  lebkuecher,  sei  teomacher,  lauterneu- 
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maoher,  Sporen  gucrtler,  wiasgerwer,  achlyffer,  armbrastor,  hüotmachGt, 
zapfoDgiessor,  teachenmacher,  aegkler,  nadler,  nestlor^  ringler,  permentcr, 
spiegier,  luttanmaoher,  koch^  mtieller,  karrer,  appoteoanus,  artzat,  achaff- 
oer,  loeffer,  »cbriber  im  koufhus,  kornscliriber,  onderkouffer,  wirt,  gafen- 
macheriQ  (vingler,  wachtmeieter ,  rotgiesser,  vogt).  5.  gratuecher, 
reblüte,  guertler,  weber,  karrer,  maeller,  gartner,  hirt  (korbmacher), 
A.  brotbeken,  faerspreoh ,  bader ,  kommesser  (nanneDmacher ,  muU 
echellenmaclier).  7.  smide,  mesBerBchmid ,  messerer,  swertfeger,  har- 
oeBchcr,  schloaser,  keaeler,  hufschimd,  habachmid,  hammerachmid,  sporer, 
achliffer,  armbroater,  pfilmacher,  holzacbumacher,  maeUer,  koiiffler»  acbriber, 
(wftffeüBmit,  der  acherer  knecht,  torwarter,  mfilimeister),  8.  scbumachor» 
gerber^  leiBtmacher,  winman  (achuobletzer,  suiermeister).  9.  snider, 
kiirsener,  apengleri  sydenaticker^  sydenneyger,  birsmeiater,  amplman, 
torwart  (teaaenmacher ,  wolleuslahor,  aoldener).  10.  gartenerj  baste- 
ienmacher,  walch,  ferber,  »eiler»  syber,  stempffer,  koch,  gremper,  kar- 
jrer,  kommeaser,  cremer,  scheffer,  wachtmeiater,  tuchwoscheriD  (mueiler, 
«eholtheias  enent  Rinea,  aloaser,  wirt,  aalzmuettcr).  IL  metziger,  kult- 
ier, kueffer,  «Dwtriber,  arbeiter  (swinbeaeher).  12.  zimberliite  and 
mar  er,  ti  ach  macher,  wagen  er,  sohl  ndler,  ladenmacher,  luttenmacher,  wan- 
nenmacher,  boaeoaer,  knebler,  armbreater,  boltzmaoher,  treyger,  ziegeler, 
hafner,  kueffer,  brunnmeistor,  brunnknecht,  aalsmuetter,  gipamueller, 
pflasterknecht,  torwart,  (brugmeiater,  viacher,  wechter).  13.  scheror, 
moier,  aattler,  glaaer,  kuebler,  bildhower,  goldalaher,  sporer,  bader 
(tuchucherer).  14.  linweter,  weber,  ferwer.  16.  achif  flute, 
vi  seh  er,  roaatueaoher,  schaffner  (achriber  im  aalzhus,  seidener,  vogler). 
lf>.  kleinbaael^),  hafengieaaer ,  smit ,  achumacher ,  schliff  er ,  mueller, 
keftfler,  kueffer,  brotbegk,  hafner,  metzger,  murer,  winbrenner,  weber, 
Bcherer,  achloBaer,  achuider,  kuebler,  zymenuan,  treiger,  spengler,  maczen- 
macber,  aporer,  bader,  karrer,  schiffmau ,  achaffner,  rebman,  winman, 
kommeaaer,  autermeiater,  mulmeiater,  schultheiaa,  bannwart,  hirt,  swin- 
hirt,  arbeiter.  17.  ni  tzünf  ti  g.  maler^  bappirmacher,  metzger,  kuttler, 
nchmid,  bader,  karrer,  ateinmetjsknecht ,  brunukneoht,  vogler,  aoker- 
roei8t«?r,  achriber,  lermeiater,  loufter,  totengreber. 

Von  den  Steuerzahlern  der  grofsen  Stadt  1453|4  war  bei  341  miinii- 
lichen  Personen  nicht  zu  ermitteln,  ob  sie  einer  Zunft  angehorten  oder 
nicht  Für  155  derselben  ist  in  meiner  Steucrliste  der  Beruf  ange- 
geben. Unter  den  Berufsangaben  (s.  die  Zusammenstellung  S.  596) 
finden  sich  nur  wenige,  die  nicht  schon  vorstehend  genannt  wären. 
Diese  sind: 

habermelber,  pffasterer,  acheidenmacher ,  achindeldeck ,  acbnetser, 
jnulaher,  gericht*schriber,  aalzachriber ,  ymberkneoht,  glockner,  pfiffer, 
ia^werker,  frouwenwirt, 

1)  niej«nigen  Persooen  von  RleinbJiseJ ,  deren  Mitglieibchaft  su  einer  Ztuift  und 
deren  Beruf  festgestellt  werden  konnte ,  »ind  oben  bei  den  Angaben  über  die  Zünfte 
herftckiicbtigt.  Die  obigen  Berufuinen  (nd  16.)  sind  die  der  Andern  Personen,  ron  denen 
ein  Teil  noch  bei  ZünÜen  n^ar. 
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Diese  Verzeichnisse  enthalten  sehr  wahrscheinlid 
nicht  alle  Berufsartcu,  die  in  E^ascl  damals  vertreten  waren,  aber  sie 
dürften  doch  wohl  den  Beweis  führen,  dafs  bezüglich  der  eigent- 
lichen Hand  Werksarten  in  den  Steuerlisten,  auch  in  denen 
von  1429,  wenn  wir,  wozu  wir  gewifs  berechtigt  sind,  die  in  ihnen 
direkt  gemachten  Berufsangaben  aus  dem  zweiten  Verzeichnis  er- 
gänzen, keine  bedeutenden  Lücken  sind.  f 

Gegenüber  der  weiteren  Ansicht,  dafs  für  „die  eigen  tliOT 
dienenden  Elemente  der  Bevölkerung",  als  welche  P  aase  he 
die  Träger,  Karrenführer,  Handlanger  und  besonders  die  eigentlichen 
Handarbeiter  anführt  und  die  nur  in  der  unzünftigen  Bevölkerung 
gesucht  werden  kihmten,  nach  den  Stcuerlisten  von  1429  eine  doch 
zu  kleine  Personenzahl  übrigbliebe,  bemerke  ich  zunächst,  dafs 
Ueusler  bereits  erwiesen,  jedenfalls  sehr  wahrscheinlich  gemacht 
hat,  dafs,  was  auch  aus  den  Steuerlisten  des  15,  Jahrhunderts  sich 
ergiebt,  damals  die  männliche  nicht  zünftige  Bevölkerung,  mit  Aus- 
schlufs  der  Knechte  (Gesellen  u.  a.  Knechte),  nur  ein  verhältnis- 
mäfsig  kleiner  Teil  der  Stadtbevölkerung  gewesen  sein  kann.  Seit  dem 
Siege  der  Zünfte  im  14.  Jahrhundert  war  die  Politik  des  Rats  unaus- 
gesetzt und  mit  Erfolg  darauf  gerichtet,  die  Stadteinwohner  zu  einer 
einheitlichen  Bürgerschaft  zu  vereinigen.  Es  galt  das  Syst43m  der 
ausgedehntesten  Bürgerauftiahme,  man  suchte  diese  auf  jede  Weise 
zu  erleichtern  (s.  Heus  1er  S.  249  ff.  262).  Personen,  die  Paasche 
als  selbstverständlich  der  uichtzünftigen  Bevölkerung  zurechnet,  ge- 
hörten in  Basel  jedenfalls  zum  Teil  auch  zu  der  zünftigen  Bevölkerung. 
Von  den  „Karrenführera''  z.  B.  —  in  Basel  Karrer  genannt  —  ifl 
dies  direkt  aus  den  vorstehenden  Verzeichnissen  zu  erweisen.  " 

Ich  kann  aber  auch  die  Ansicht  nicht  für  richtig  halten, 
dafs  in  Basel  Träger,  Handlanger  und  eigentliche  Handarbeiter  — 
als  besondere  Berufsklassen  —  in  besonders  grosser  Zahl,  jedenfalls 
in  crlieblich  grösserer  Zahl,  als  dies  nach  den  Steuerlistee  von  1429 
anzunehmen,  gewesen  sein  müssen.  Wozu  hätten  dieselben  gebraucht 
werden  sollen?  Für  den  Gewerbebetrieb  im  e.  S.,  für  das  Handwerk? 
Hier  könnte  man  allein  an  den  Bedarf  derartiger  ungelernter  Hilfs- 
arbeiter für  Bauten  denken.  Aber  dafs  grofse  Bauten,  für  welche 
Arbeitskräfte,  wie  sie  sich  aus  den  Steuerlisten  ergeben,  nicht  aus- 
gereicht haben  können,  1429  in  Basel  vorgenommen  wurden,  ist  mir 
nicht  bekannt  Es  bleibt  also  nur  die  Verwendung  für  den  Waren- 
handel, und  zwar  für  den  Warenimport,  -export  resp.  Zwischenhandel 
Hier  kommt  aber  in  Betracht,  dafs  Basel  nicht  eine  Seestadt  s 
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eine  BinDenstadt  war,  in  welcher  der  Warenverkehr  dieser  Art  viel 
weniger  Hilfspersonen  erfordert  wie  in  jener*  Ucberdies  wai'  Basel 
keiner  der  grofsen  Zwiächenhandelsplätze,  keiner  der  grofsen  Stapel- 
Uüd  Speditionsorte  im  Süden,  sein  Zwischenhandel  ist  nicht  entfernt 
dem  von  Binnenstädten  wie  Augsburg,  Nürnberg,  Ulm  zu  vergleichen, 
Erwä^  man  dies  und  dazu,  dals  Basel  in  seinen  Schifflcuten,  in 
seinen  ländlichen  Kleinbesitzern,  den  Rebleuten  und  kleinen  Ackers- 
leuten sowie  in  den  weiblichen  Personen  der  nicht  zünftigen  Bevölkerung 
ja  auch  noch  Hilfspersonen  für  die  Zwecke,  denen  jene  besonderen 
Berofsklassen  dienen,  hatte,  so  Uegt  m*  E.  auch  nach  dieser  Seite 
kein  Grund  vor,  auf  Lücken,  geschweige  gar  grofse  Lücken, 
in  den  Steuerlisten  von  1429  zu  schliefsen. 

2.  Paasche  bringt  gegen  die  Richtigkeit  der  Steuerlisten  ferner 
vor,  daXs  nach  der  obigen  Tabelle  (S.  369)  70  Brodbecken  und 
95  Metzger  allein  in  Grofsbasel  gewesen  seien,  so  viele  aber  un- 
möglich Nahrung  und  Verdienst  gefunden  haben  können, 
wenn  Basel  damals  nur  eine  Bevölkerung  bis  zu  10400  Seelen  gehabt 
habe.  Mit  den  Zahlen  der  Bäcker  in  Rostock  1659  (21  für  eine 
Bevölkerung  von  mindestens  7000  Seelen)  und  1880  (69  Bäcker, 
6  Kuchenbäcker  bei  ca.  37O00  Einwohnern)  und  der  Schlächter  in 
Rostock  1880  (106)  sucht  er  wahrscheinlich  zu  machen,  dafs  zu  jenen 
iiahlen  der  beiden  Gewerbe  auch  eine  grüfsere  Bevölkerung  gehöre. 

Was  zunächst  die  Zahlen  betrifft,  so  muss  ich  hier  wieder 
einen  Irrtum  berichtigen.  Paasche  hat  übei"3ehen,  dass  nicht 
alle  70  Steuerzahler  in  der  Brotbecken^unft  auch  wirklich  Brotbecken, 
nicht  alle  95  Steuerzahler  in  der  Metzigerzunft  auch  wirklich  Metzger 
waren.  Ein  Blick  in  die  Listen  (S.  538.  539)  konnte  darüber  infor- 
mieren. Die  Zahl  der  wirklichen  Brotbeckeo  und  Metzger  lälst  sich 
aus  den  Steuerlisten  von  1429  gar  nicht  feststellen,  da  nur  bei  wenigen 
Zunftmitgliedern  der  Beruf  angegeben  ist,  in  den  Zünften  aber,  wie 
vorher  gezeigt,  Personen  verschiedener  Berufsklassen  waren.  Nach 
dem,  was  ich  über  die  verschiedenen  Berufsai'ten  in  den  Basler  Zünften 
ermittelt  habe,  nehme  ich  allerdings  an,  dafs  gerade  bei  diesen  beiden 
Zünften  unter  den  männlichen  Mitgliedern  verhältnismäfsig  wenige 
gewesen  sind,  die  nicht  Bäcker  resp.  Metzger  waren,  aber  einige 
sicherlich«  Bei  den  Brotbecken  ist  dies  von  zweien  direkt  aus  der 
Liste  zu  erweisen,  der  eine  wird  ausdrücklich  als  Zoller,  der  andere 
als  Bader  bezeichnet.  Auch  der  Brotoieister  ist  schwerlich  ein  Bäcker 
geweaen.  Möglich  ferner,  dafs  die  den  Vornamen  von  drei  andern 
logefügten   Worte    schindeler,    schaffeuer,    wintermueller   nicht   den 
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Familieniiamen,  sondern  den  Beruf  angeben»  Nach  meiner  Margzal- 
steuerliste  von  1453/54  waren  u,  A,  Kornmesser  in  der  Brotbecken - 
2uuft.  Ob  solche  unter  den  Personen  in  der  Liste  von  1429  waren, 
ist  nicht  ersichtlich,  Dafs  aber  alle  männlichen  Personen  aufser  jenen 
Backer  gewesen,  ist  nicht  wahrscheinlich.  Bei  den  Metzigern  war 
sicher  einer  ein  Kuebler,  ein  anderer  der  Knecht  einer  Metzgerin.  Ob 
Hanns  schindeler  ein  Metzger  gewesen,  ist  mindestens  zweifelhaft 
Aufserde m  kommt  aber  in  Betracht,  dafs  zu  den  70  resp.  95  Per- 
sonen auch  weibliche  gehören,  mindestens  bei  den  Bäckern  12, 
bei  den  Metzgern  16.  Von  diesen  ist  aus  den  Listen  nur  bei  einer 
sicher,  dafs  sie  ein  Gewerbe  betrieb,  eine  Metzgerin,  neben  der  aus- 
drücklich ihr  Knecht  erwähnt  wird.  Dagegen  ist  bei  einigen  andern 
sicher,  dafs  sie  kein  Gewerbe  als  Bäckerin  oder  Metzgerin  trieben*). 
Wahrscheinlich  ist  dies  von  den  meisten.  M 

Nicht  richtig  ist  auch,  dafs  unter  den  „70  brotbecken  un^ 
95  metzigem'*  nur  die  Brotbecken  und  Metziger  in  GroTsbasel 
genannt  seien.  In  den  Zunftlisten  von  1429  stehen  auch  Steuerzahler 
von  Klcinbasel,  sofern  dieselben  den  Zünften  angehörten.  Für  1453/54 
habe  ich  von  6  Personen  ihre  Mitgliedschaft  bei  der  brotbcckenzuuft 
nachweisen  können.  m 

Wir  wissen   also  aus  den  Steuerlisten  gar  nicht  genau,  wiP 
viel   Bäcker   und   Metzger    1429  in  Basel   waren,   keinenfalls 
waren  es  soviele,  als  Paasche  angenommen.     Die   Prämisse   seiner 
Schlufsfolgerung  ist  falsch. 

Indes  selbst  wenn  annähernd  soviel  Bäcker  und  Metzger  in 
Basel  gewesen  wären,  würde  daraus  m.  K  noch  nicht  ohne 
Weiteres  auf  eine  erheblich  grofsere  Bevölkerung  von  Basel 
zu  schlief aen  sein.  Wir  wissen  ja  nichts  Näheres  über  den  Ge- 
werbebetrieb der  Bäcker  und  Metzger  jener  Zeit,  wir  wissen  ins- 
besondere nicht,  ob  die  Bäcker  und  Metzger  ausschliefslicii  von  diesem 
Gewerbeeinkommen  lebten  oder  daneben  noch  anderweitigen  Erwerb 
hatten  (Laodwirtschalt ,  Weinbau ,  Schankwirtschaft,  ViehmästuDg, 
Viehhaudel  etc.).  Gegenüber  den  Rostocker  Zahlen,  die  m.  E. 
wenig  beweisen,  will  ich  auch  einige  Zahlen  anführen,  die  jedenfalls 
positiv  erweisen,  dafs  noch  grofsere  Metzger-  und  Bäcker- 
zahlen  im  Verhältnis  zur  Einwohnerzahl,  wie  Paasche  sie  für  möglich 


1)  Bai  den  Brotbecken    sind  swci    als  hunfrowoD«    eine  al&  muellerm ,    bei  den  ftfflV 
sigeru    xwei    ftli  Jucgfrowreii ,    eiDfi    aJ>    llutt«r  «ine»  Cl«irin  RuUeh ,  eine  tAs  Scbwe»ter 
beseichjiet. 
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hält,   thatsäch lieh  vorgekommen  sind.    Diese  Zahlen  beziehen 
sich  auf  Tübingen,  Reutlingen,  Pfulliiigen  *). 

Tübingen*)  hatte  1696  cc.  42<)Ü  Einwohner  und  55  Bäcker. 
Im  18.  Jahrhundert  war  die  Einwohnerzahl  1738  :cc»  4550,  1769:  cc 
5057,  1795:  cc.  5697,  Metzger  gab  es  1726:  96,  1747:  HO,  1780:  100, 
1798:  93,  Bäcker  1796/99:  65.  1820  hatte  die  Stadt  7659  Einwohner, 
im  Jahre  vorher  (1819)  gab  es  nach  der  Gewerbsliste  Gewerbesteuer 
Zahlende:  46  Bäcker,  8  Zuckerbäcker  und  74  Metzger'*).  Reutlingen 
hatte  1820:  9589  Einwohner,  84  Bäcker,  97  Metzger,  die  Nachbaistadt 
P  füll  in  gen   auch  1820:  3357  Einwohner,  26  Bäcker,  24  Metzger*). 

Ich  bin  am  Endti  der  Paasche'schen  Kritik  angelangt.  Ich  habe 
alle  in  derselben  vorgebrachten  Bedenken  erörtert  Ich  glaube 
alle  widerlegt  uud  damit  auch  die  Unrichtigkeit  der  Ansicht 
Paasches  erwiesen  zu  haben,  dafs  „zahlreiche  Lücken  in  den  Steuer- 
listen  der  Stadt  Basel  nicht  unwahrscheinlich'*  und  deshalb  die  aus 
denselben  gezogenen  Folgerungen  für  die  Bevölkerungszahl  der  Stadt 
anrichtig  seien.  Die  Einwendungen  Paasches,  soweit  sie  relevant 
sind,  habe  ich  seiner  Zeit  auch  erwogen  und  manche  andere  aulser- 
dena.  Ich  kann  wohl  sagen,  dafs  gerade  die  Frage  der  Bevölkerungs- 
zahl der  Stadt  unter  den  vielen  Gegenständen,  die  ich  in  jenen 
schwierigen  und  mühsamen  Untersuchungen  feststellte,  ein  Gegen- 
stand gewesen  ist,  der  mich  mit  am  meisten  beschäftigt  hat  und  über 


1)  leb  h&be  dieso  Orte  nicht  aater  mehreren  voti  mir  nnterfinchleo  aU  boflondDr» 
ch&riüitoriüti&ch  aasgewählt,  Ea  sind  vielmehr  diG  ersten  und  e  i  n  x  i  g  e  u ,  bei 
denen  ich  michforscbte,  D»  sie  mir  »chon  zeigten  <  was  ich  sucbtOT  b*be  ich  mich  auf 
•Ader«  »Qddeutaebe  Stidte  t  bei  denen  sich  »her  wuhrscheinUch  noch  vielfucb  ähnliche 
Z«bl«fiverhiltnia4e  nachweisen  Itetsen,  gar  nicht  mehr  «ingelassen. 

t)  (L.  BatirK  Der  städtische  Haushalt  Tübingen»  etc  Tübingen  1863.  S.  63  ff. 
F  n  1  d  a  f  Über  die  GewerbeverhJiltii]s»e  der  Stadt  Tübingen  etc.  in  den  Württemb.  Jahr- 
büchern  1837  8,  119  ff.     Beschreibung  des  Oberamts  Tübingen.     Stuttg.   1807, 

S)  Die  Ansicht  von  Paasch«^  dafs  fruJier  in  den  Städten  TcrhÄltnismÄfsig  weniger 
BiU'Jcer  und  Metzger  gewesen  deien,  dürfte  schwerlich  richtig  »ein.  lu  Tübingen  %.  B, 
luU  teit  dem  vorigen  Jahrhundert  trotx  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  die  Zahl  der 
]liek«r  und  Metsger  nicht  zu-  sondern  abgenommen : 

7639,         1871:     9313»         1880:     II708 
46,         t8;o:         40,         1882:  43 

74,  1870:         59,         1882:  48 

In  Frankfurt  ajli.,  das  nach  Bücher  1387  ca.  lü  000  Einwohner  hatte,  waren 
89  Bif^ker,  6&  Metxger.     Blicher  1.  c.  Zeit^chr.  T  d.  ge«.  Staat»wis«enjtcb.   1882  8.  113. 

4)  Memminger^  Beschreibung  den  Oberamts  Eeutnngeo.  Stuttg.  1824.  S.  Zb.  116. 
Aal,  T»b,  V, 


Sfnwobner 

^     I/9S- 

5^7. 

1830 

Hfteker : 

179^9: 

«»St 

iSig 

Metager 

1798: 

93» 

1819 
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den  ich  das  Resultat  meiner  Untersuchung,  das  von  den  bisherigen 
Ansichten  so  stark  abwich,  erst  veröflfentlichte,  nachdem  ich  in  wieder- 
holter Prüfung  keinen  Umstand  mehr  finden  konnte,  der  die  Richtig 
keit  desselben  in  Frage  zu  stellen  geeignet  war.  Ich  bin  in  jcnej 
finanzgeschichtlichen  Werke,  in  welchem  dieser  Gegenstand  doch  ni^ 
ein  Ncbenpunkt  war,  um  das  Werk  nicht  zu  weit  auszudehnen, 
auf  die  Zweifel  und  Bedenken,  die  von  mir  überwunden  wurden,  nicht 
eingegangen,  sondern  habe  mich  darauf  beschränkt,  nur  das  mir  un- 
zweifelhaft  gewordene  Resultat  und  seine  Begründung  kurz  zu  geben. 
Die  erneute  Prüfung,  zu  der  ich  durch  Paasche's  Kritik  veranlasst 
wurde,  hat  mich  in  meiner  Ueberzeugung  von  der  Richtigkeit  desselben 
nur  bestärkt.  Möglich  ja  immerhin,  dafs  noch  andere  mir  und  Allen, 
die  sich  mit  dem  Gegenstande  beschäftigt  haben,  bisher  unbekannt 
gebliebene  Umstände  entdeckt  werden  können,  die  geeignet  sind,  die 
Grundlagen  zu  modifizieren,  aber  diese  werden  nie  der  Art  sein,  dafs 
sie  das  Resultat,  wie  ich  es  präzisiert,  umstofsen.  Ich  habe  dieser 
Möglichkeit  schon  früher  Rechnung  getragen  und  das  Resultat  so 
formuliert,  dals  gegenüber  meinen  Grundzahlen  noch  ein  Spielraum  ist 
für  höhere  Schätzungen  der  Gesamtzahl  nach  diesen  resp.  für  Er- 
höhung der  Gnmdzahleu  in  gewissen  Grenzen.  Ich  habe  gesagljH 
„Absolut  sicher  ist  freilich  auch  aus  den  Steuerlisten  die  Bevölkerung^ 
zahl  der  Stadt  nicht  festzustellen.  Aber  unzweifelhaft  erweisen  sie 
doch,  dafs  auch  noch  Heus  1er  mit  der  Annahme  von  cc.  2b i 
Seelen,  wenigstens  für  die  Zeit  um  1429  und  von  1446—1480,  dtJ 
Gröfse  der  Stadtbevölkerung  weit  überschätzt  hat  und  auf  Grund 
derselben  läfst  sich  wohl  mit  Recht  annehmen,  dafs  die  Bevölkerungs- 
zahl damals  keineufalls  die  von  IbHOO  überstieg,  dagegen 
wahrscheinlich  eine  geringere  und  in  normalen  Zeiten  sogar  eine 
erheblich  geringere  war''*).  Ich  meine  hier  eine  geringere  um  mehrere 
Tausend,  so,  dafs  ich  für  normale  Zeiten  eine  Bevölkerung  von  nur 
cc»   lUllüO  annehmen   würde.     Die  Grundzahlen  meiner  Berechnung 


l)  Eine  Bestfitigutjg  der  Kichtigkcit  meiuea^  Kcäultatä  lieftsrt  auch  der  bisher  wenig 
beaehtete  Meri&n'achc  Flau  der  Stiidi  au»  dem  17.  Jahrhundert  (M.  MeriAn,  Topo* 
^rüphia  Hcivctiac  RhAetiac  et  Viileiiac,  Frankfurt  a/M  1664  äo  S.  46j.  Wenn  man  aus 
ihm  sieht,  ein  urie  erheblicher  Teil  der  damaligen  Stadt  noch  auj»  Gärten  ,  Reh  -  und 
Ackerland  be»tand  und  erwägt,  dafs  derselbe  in  deu  30gor  Jahren,  wo  die  Stadt  noch 
den  gleichon  Umfatig  und  nach  der  Zählung  von  1835  21  240  Einwohner  hatte  ,  mit 
Häusern  besetzt  war  und  die  Stadt  damals  aJA  eine  dicht  bevölkerte  galt,  »o  i»t  o»  nicht 
begrciilich,  dalA  im  15.  Jahrhundert  in  dem  dftmalig^en  BaAel,  selbst  wenn  man  —  wa& 
doch  noch  nlehrt  erwiesen  ist  —  ein  engeres  Zusatntnenwohneu  von  FamiUen  in  den 
Bäiucrn  aunlmmti  eine  Bevölkerung  von  mehr  als  15  QQO  Seelen  gewohnt  habe. 


BftsöU  BevSlkerutigsxAHt  im  15.  Jahrhandert. 


379 


könnten  nicht  unerheblich  erhöht  werden,  ohne  dafs  die  Maximalzahl  von 
15 (XK)  überschritten  würde.  Sie  würde  z.  B.  nicht  überschritten  werden, 
auch  wenn  die  unbegründeten  Einwendungen  Paasche's  begründt?t  wären. 

Wenn  aber  P  aas  che  aus  seiner  Kritik  „für  die  wissenschaftliche 
Behandlung  der  ganzen  Frage  nach  der  städtischen  Bevölkerung  im 
ilitteialter  den  Schluls  ziehen  zu  dürfen  glaubt,  dafs  Rechnunga- 
bücher  über  gezahlte  Vermögens-  und  Personalsteucrn 
nach  unserer  bisherigen  Kenntnis  von  der  Gliederung  des  Volkes 
nicht  ausreichen  zu  einer  leidlich  zuverlässigen  Berech- 
nung der  Volkszahl  damaliger  Stailtgemeinden^  so  dürfte  diese 
Abhandlung  wohl  erwiesen  haben,  dals  jene  Kritik  bezügUch  der 
Basler  Steuerbücher  nicht  den  von  ihrem  Autor  aus  ihr  gezogenen 
Schlufs  rechtfertigt  Für  die  Beurteilung  des  Werts  von  Steuer- 
büchern für  derartige  Knnittelungen  kommt  es  L  auf  die  Art  der 
Steuern  und  die  Qualifikation  der  Steuerbücher  und  2,  darauf  an,  wie 
genau  man  die  Bevölkerung  berechnen  will.  Es  ist  selbsti^edend,  dafs 
nicht  jedes  Steuerbuch  jener  Zeit  dazu  brauchbar  ist.  Aber  Steuer- 
bücher, wie  die  von  mir  bearbeiteten  Bas  1er,  sind  für  eine  Be- 
rechnung der  Zahl  in  den  Grenzen,  wie  sie  am  Anfang  dieser  Ab- 
handlung angegeben  wurde,  —  das  glaube  ich  in  meinem  Werke  und 
hier  wiederholt  nachgewiesen  zu  haben  —  wohl  geeignet. 

Wie  ungenügend  aber  auch  Steuerbücher  zu  diesem  Zweck 
sein  können,  das  hat  Paasche  indem  zweiten  gröfseren  Teil  seiner 
Abhandhing  (die  Bevölkerung  der  Stadt  Rostock  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert. S,  320—380)  für  die  Rostocker  Steuerbücher  un- 
SKweifelhaft  erwiesen.  Als  völlig  unbrauchbar  erscheinen  die  Schofs- 
bücher  von  1378,  1410  und  1493,  ebenso  die  Hans-  und  Kopfgeld- 
bücher aus  der  zweiten  IhiJfte  des  16.  Jahrhunderts.  Man  mag  bei 
der  Bearbeitui]g  solcher  Materialien  noch  so  viel  Fleifs  und  Scharf- 
sinn aufwenden,  das  Resultat  kann  hier  nur  das  negative  sein,  zu 
dem  auch  Paasche  gekommen  (S.  327),  dafs  irgend  wie  zuverlässige 
Resultate  für  die  Bevölkerungszahl  daraus  nicht  gewonnen  werden 
können  —  auch  nicht  einmal  für  die  Mininmlzahlen,  wie  Paasche  sie 
S,  334  berechnet  hat,  deren  Begründung  m.  E.  erlieblichen  Bedenken 
unterliegt  Auch  das  relativ  bessere,  iür  andere  Bcvolkerungsver- 
haltnisse,  wie  Paasche  gezeigt  hat,  sehr  wertvolle  Steuerbuch  von 
1594/95  bietet  für  die  Ennittelung  der  Bevölkerungszahl  keine  ge- 
nügenden Grundlagen  und  Paasche  hat  sicher  Recht,  wenn  er  sagt 
(S.  364),  dafs  mau  nicht  im  Staude  sei,  aus  ihm  diese  Zahl  zuver- 
kftsig  zu  ermitteln. 


Gustav  Schon b«r(r,   Bfi»«U  B«V($11teruiifr»xik}|]  im  15«  Jmhrhtiiid«rt. 


Ich  gehe  hier  nicht  näher  auf  diesen  interessanten  und  wertvollen 
Teil  der  Paascheschen  Abhandlung  ein.  Eine  Bedeutung  für  mein 
Resultat  bezüglich  der  Bevölkerungszahl  von  Basel  hat  derselbe  nicht 
Die  Zuverlässigkeit  der  Basler  Steuerbücher  kann  durch  die  nach- 
gewiesene üngenauigkeit  ganz  anderer  Rostocker  Steuerbücher  nicht 
erschüttert,  tlie  Unrichtigkeit  meiner  Basler  Bevölkerungszahl  kann 
nicht  durch  Rostocker  Bevölkeningsverhältnisse  dargethan  werden. 
So  wenig  wir  von  meiner  Basler  Bevölkerungszahl,  darin  stimme  ich 
Paasche  völhg  bei,  ohne  Weiteres  auf  die  Gröfse  der  Bevölkerung 
anderer  Städte  schliefsen  können,  ebenso  wenig  können  Bevölkerungfl 
zahlen  anderer  Städte  ohne  Weiteres  jene  Bevölkerungszahl  altericren. 
Für  Rostock  sind  überhaupt  keine  Bevölkerungszahlen  erwiesen.  Hätte 
aber  selbst  nachgewiesen  werden  können,  dafs  Rostock  im  Anfang 
des  15.  Jahrhunderts  mindestens  eine  Bevölkerung  von  cc.  14lXN} 
Seelen  und  am  Ende  des  16.  Jahrhunderts  eine  solche  von  cc.  20  <W 
Seelen  gehabt  habe,  so  würde  ein  solches  Resultat  die  Richtigkeit 
meiner  Ermittlungen  für  Basel  nicht  ausschliefsen  ' ).  ^ 

Eines  aber  scheinen  mir  die  Rostocker  Steuerbücher  nach  der 
eigenen  Untersuchungen  Paasches  doch  zu  beweisen:  dal's  die  Schätzung 
der  Bevölkerungszahl  von  Rostock  für  1584  ^  wenn  es  eine  solche 
sein  soll!  —  auf  42000  Einwohner  durch  den  damaligen  Stadtkassen- 
schreiber in  dem  S.  320  S.  abgedruckten  Schriftstück,  auf  welche 
Paasche  zuerst  so  hohen  Wert  legt  und  deren  Zahl  er  den  niedrigeren 
Basler  Zahlen  gegenüber  stellt,  unmöglich  richtig  gewesen  sein  und 
man  sich  auf  solche  Schätzungen  eben  nicht  verlassen  kann. 


1)  Ich  win  deo  GegeunbLod  hier  nicht  «^eiier  Terfolgen.  Ich  würde  mich  «her 
nicht  wundern,  wenn  muri  für  die  wichtigeren  Beehansestidte  dea  Nordens  im  MitteLalti 
jprörserc ,  seUist  erbebttch  ^rörsere  Bevölkern ngszAhlon  »«chwoii^ci]  könnte ,  «Is  für  die 
süddRiit»dien  wichtigeren  Handetast&dte.  Mau  würde  die  Erklärung  die8«r  Thatsach« 
wohl  d»rin  %n  suchen  haben,  dafs  im  Südeu,  wie  aach  noch  heute,  weil  die  Städte  viel 
zahlreicber,  die  stidtische  Bevölkerung  aul'  eine  gröHMre  Zahl  von  Städten  vertbeilt  ge« 
weaeu  und  dafs  schon  deshalb  im  Norden  die  oinxelne  Stadt,  zumal  eine  Seestadt,  die 
Ernfbruagsmofnchkeit  fQr  eine  f^röfsere  Zahl  von  B{outM:heii  geboten  hiCtte.  Dies  könnte 
a.  B.  auch  flir  Rostock  und  Ba^^el  im  15.  Jahrhundert  zutreffen.  Und  wenn  im  Süden 
im  Mittelalter  Städte  mit  kleinerer  Bevölkerung  politiii^cb  mächtiger  erscheinen  al»  volk- 
reichere St&dte  im  Norden,  so  begreift  sich  dies  wohl  dadurch,  dais  eiuertieits  im  Norden 
den  isolierten  Städten  öberhaMpt  mächtigere  Tcrntorialherrn  gegenüberstanden,  anderer- 
seits im  Siidon  die  politiBche  Macht  der  einzelnen  Stadt  durch  Bündnisse  mit  juidem 
nahe  gelegenen  Stjidten,  mit  denen  sie  iu  der  Reget  in  den  Territurialherrn  und  Adligen 
gemeinsame  Feinde  hatten ,  gestärkt  wurde. 


ttie  Richtung  der  deal^^eheu  WaireiiaiiHfutir, 


Von 
Dr.  Erwin  Naaee. 


Unter  dem  Titel  „Schutzzoll  und  deutsche  Warenausfuhr  von 
Gustav  Tuch'^  hringt  das  erste  Heft  des  von  Professor  Schmul- 
ler  herausgegebenen  Jahrbuchs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Volkswirtschaft,  Jahrgaug  1883  eioeu  Artikel,  dessen  haudelspolitische 
Richtung  am  befsten  charakterisiert  wird  durch  die  Schlufsworte: 
NichU würdig  ui  die  Nation, 

Bie  nicht  ihr  Alles  set^t  an  ihrer  Arbeit  Schutz! 
Die  Abhandlung  ist  gerichtet  gegen  meinen  in  diesen  Jahrbüchern  ver- 
öffentlichten  Aufsatz:  der   Cobdenklub   und   die  deutsche  Warenaus- 
fuhr.   „Den  Eindruck  der  Nasse^schen  Ausführungen  zu  parelleli- 
sieren'*  bezeichnet  der  Verfasser  als  den  Zweck,  für  den  er  schreibe. 

Ich  hatte  mir  in  meiner  kleinen  Arbeit  eine  genau  begrenzte  Auf- 
gabe gestellt,  wie  sie  sich  in  dem  Raum  eines  Zeitschriftartikels  allen- 
falls erfüllen  liefs.  Gegenüber  den  Verunglimpfungen  eines  anonymen 
Pamphlets  wollte  ich  nachweisen,  dafs  der  Cobdenklub  nicht  in  Deutsch- 
land, sondern  in  andern  Ländern  für  den  Freihandel  agitiere,  und  dafs 
diese  Agitation  die  Geschäfte  Deutschlands  besorge,  weil  keine  andere 
der  gix>rsen  Kultumationen  so  sehr  wie  die  deutsche,  an  dem  Weg- 
fall der  fremden  Zollschranken  interessiert  sei.  Auf  einem  Gebiete, 
auf  welchem  in  letzter  Zeit  so  umfangreiche  Streitverhandlungen  statt- 
gefunden haben  und  manche  Erfahrungen  gesammelt  worden  sind, 
lag  die  Gefahr  nahe,  abzuschweifen  und  über  die  gesteckten  Grenzen 
hinauszugreifen.  Ich  habe  mich  aber  bemüht,  diese  Klippe  thunlichst 
zu  vermeiden  und  das  ,,in  der  Beschränkung  zeigt  sich  erst  der  Mei- 
ster'' vor  Augen  zu  behalten. 
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Dr*  Erwin  Nasse, 


Nun  kann  ich  niemand,  der  mir  entgegnen  will,  verwehren,  sicfi 
dabei  über  die  versthiedensten  Fragen  der  Handelspolitik  zu  verbrei- 
ten und  im  bunten  Durcheinander  über  den  EinBufs  der  Schutzzölle 
auf  die  Preise,  die  Sicherstellung  unseres  Landbaues,  die  englischen 
Korngesetze,  Unterordnung  des  individuellen  unter  den  gesellschaft- 
lichen Gedanken  und  über  viele  andere  Dinge,  über  die  ich  nicht  ge- 
sprochen, des  Breitem  oder  Kürzern  zu  reden,  aber  das  kann  ich  von 
einem  ehrlichen  Gegner  verlangen,  dafs  er  dabei  nicht  die  Meinung 
bei  dem  Leser  erregt,  ich  habe  über  diese  Frage  die  Ansichten  auf- 
gestellt^ welche  er  zw  bekämpfen  für  gut  hält.  Diese  wenig  loyale  Art 
der  Polemik  hat  sich  aber  Herr  T  u  c  h  in  reichstem  Mafse  zu  schulden 
kommen  lassen. 

Schon  der  erste  Satz  der  Schrift  entspricht  nicht  genau  der  Wahrheit. 
In  den  Jahrbüchern,  heifst  es  da,  ,,hat  Herr  Professor  Dr.  Nasse  im 
Interesse  des  deutschen  Ausfuhrhandels  den  Bruch  mit  der  bestehen- 
den Handelspolitik  und  die  Zuwendung  Eum  Freihandelsaystem  gefor- 
dert." Ich  habe  eine  derartige  Forderung  nicht  aufgestellt,  sondern 
nur  gelegentlich  Bedenken  gegen  die  deutschen  Zölle  auf  notwendige 
Nahrungsmittel  und  Halbfabrikate  ohne  weitere  Begründung  geäufsert, 
dagegen  die  Berechtigung  der  übrigen  deutschen  GrenzzöHe  gar  nicht 
in  Enirterung  gezogen.  In  demsellM^n  Sinne  führt  dann  der  Verf.  die 
Polemik  weiter  durch.  Aus  meinen  Behauptungen  folge  nicht,  dafs 
unser  Land  sich  seiner  eigenen  Zölle  begebe,  heifst  es  S,  13,  als  wenn 
ich  vorgeschlagen  hätte,  Deutschland  solle  auf  alle  Grenzzölle  ver- 
zichten. Oder  er  belehrt  mich,  dafs  durch  iSchutzzölle  in  Amerika, 
(isterreich,  Eufsland  eine  bedeutende  Industrie  grolsgezogen  sei,  ode^ 
dafs  gelegentlich  auch  nach  Deutschland  in  Folge  unserer  Schutzzrdl^ 
fremdes  Kapital  zur  Begründung  industrieller  Unternehmungen  in  den 
geschätzten  Gewerbzweigen  übertragen  worden,  oder  dafs  unsere  Kti- 
benzuckeriiidustrie  durch  Schutzzolle  mächtig  emporgeblüht  sei,  dafs 
der  Güteraustausch  und  die  Arbeitsteilung  im  Inlande  auch  in  Grols- 
britannien  den  Gesamtumsatz  mit  dem  Auslande  übertrete  und  dergh 
mehr  Es  macht  in  der  lliat  einen  sonderbaren  Eindruck  so  im  hoch- 
fahrenden Tone  Belehrungen  zu  erhalten ,  die  doch  zum  grofsen  Teil 
triviale  Sätze  sind,  an  deren  selbstverständlicher  Richtigkeit  man  selb^fl 
nie  gezweifelt  hat.  Aber  es  scheint  Herrn  T  u  c  h  offenbar  für  den 
Zweck  seiner  Arbeit  dienlich ,  wenn  er  mich  als  einen  einseitigen ,  fa- 
natischen Freihändler  hinstellt,  der  mit  allen  Schutzzöllen  in  Deutsclifl 
land  und  jedi^m  andern  Lande  schleunigst  aufräumen  will.  Ich  muJs 
es  deshalb  aussprechen,   was  für  das  beschränkte  Ziel  meiner  Arb 


Die  Richtung  der  deittsclMn  Waron«ui>iubr. 
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überflüssig  war,  dafs  ich  Schutzzölle  unter  bestimmten  Verhältnissen 
für  ein  berechtigtes  Mittel  der  Gewerbebeförderung  halte,  insbeson- 
dere zweifle  ich  nicht  an  dem  Nutzen,  den  sie  als  Erziehungsmittel 
der  stotfveredelnden  Industrie  haben  können  und  auch  sogenannte 
Notstandszölle  und  Retorsionszölle  scheinen  mir  nicht  unter  allen 
Umständen  verwerflich.  Aber  ich  weifs  andererseits  auch,  dafs  in 
zahlreichen  Fällen  die  Schutzzölle  nur  ein  Mittel  sind,  durch  wel- 
ches gröfsere  oder  kleinere  Gruppen  von  mächtigen  Gewerbtreiben- 
den  oder  Grundbesitzern,  die  Einflufs  auf  die  Staatsgewalt  ausüben, 
sich  auf  Kosten  der  Gesamtheit  eine  Erhr>hung  ihres  Einkommens 
sichern,  und  ich  erinnere  mich  sowohl  der  vielen  Fälle,  in  denen  hohe 
Schutzzölle  beibehalten  worden  sind,  während  die  geschützten  Indu- 
striezweige ihrer  nicht  mehr  bedurften,  wie  der  nicht  minder  häutigen, 
in  welchen  Industriezweige  in  der  Entwickelung  zurückblieben,  so  lange 
die  ausländische  Konkurrenz  durch  ZöHe  ausgeschlossen  war,  während 
9ie  durch  das  fremde  Mitwerben  zu  Anspannung  aller  Kräfte  genötigt, 
rasche  Fortschritte  machten.  Für  Deutschland  insbesondere,  glaube 
ich ,  war  schon  seit  geraumer  Zeit  und  ist  heute  in  vermehrtem  Mafse 
eine  allmähliche  und  vorsichtige  Ermäfsigung,  nicht  aber  eine  plötz- 
liche und  starke  Erhöhung  der  Schutzzölle  der  gewiesene  Weg.  Nie- 
mand aber  kann  gewaltsamen  und  unüberlegten  Mafsregeln  auf  diesem 
Gebiete  mehr  abhold  sein,  als  ich  es  bin,  und  deshalb  kann  ich 
z,  B.  die  Aufliebung  der  Eisenzölle  mitten  in  der  schweren  Krisis 
der  siebziger  Jahre  nicht  vertreten,  aber  noch  sehr  viel  wetniger 
die  ZoUtarifreform  von  1879,  welche  die  Forderung,  dafs  man  Zoll- 
satze nur  nach  reiflicher  Prüfung  jedes  einzelnen  Falles  und  mög- 
lichst allmählich  ändern  soll,  meines  Erachtens  vi'jllig  aufser  Acht 
gelassen  hat  —  Am  dringlichsten  scheint  mir  die  Ermäfsigung  resp. 
Aufliebung  unserer  Zölle  auf  fremde  Rohstoffe,  unentbehrliche  Nah- 
rungsmittel und  Halbfabrikate,  und  ich  habe  allerdings  kuin  Bedenken 
getragen  diese  Ansicht  in  meinem  Artikel  ohne  weitere  Begründung  aus- 
zusprechen. Auch  in  dieser  Replik  kann  ich  eine  Begründung  meiner 
Behauptung  nicht  vornehmen.  Ich  möchte  aber  doch  nicht  unter« 
lassen  beitäufig  auf  einen  Umstand  hinzuweisen,  der  meines  Wissens 
bei  den  Debatten  über  diese  Frage  kaum  hinlänglich  hervorgehoben 
ist  Die  deutsche  Industrie  hat  sich  ein  allmählich  wachsendes  Ab- 
satzgebiet in  fremden  Ländern  erobert.  Sie  konnte  sich  dabei  gegen- 
über den  älteren  Sitzen  hochentwickelter  Industrien  in  England,  Bel- 
gien, Nordfrankreich  auf  niedrige  önterhaltskostCTi  der  Arbeiter  und 
zum  Teil  auch  auf  niedrige  Preise  mancher  Rohstoffe,  z.  B*  tierische 
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Wolle,  Holz  u.  s.  w.  stützen.  Noch  vor  einigen  Jahrzehnten  war  der 
Unterschied  in  den  englischen  und  deutschen  Preisen  von  Getreide, 
Fleisch,  Wolle,  Nutzholz  recht  bedeutend-  Er  hat  sich  allmählich 
verloren  und  jetzt  hat  das  westliche  Deutschland  durchschnittlich  schon 
höhere  Getreidepreise  als  England.  Denn  die  amerikanische  und  austra- 
lische Produktion  dnickt  die  Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte 
am  meisten  in  den  Häfen  des  westlichen  Europas  und  in  keinem  Lande 
mehr  als  in  England,  Während  bisher  in  England  nur  die  Baumwol- 
Itnindustrie  und  einige  andere  Gewerbzweige,  welche  Rohstoffe  ver- 
arbeiten, die  immer  aus  transatlantischen  Gebieten  bezogen  wurden, 
in  gröfserer  Wohlfeilheit  des  RohstotTs  einen  oft  genug  von  unsern 
Industriellen  beklagten  Vorteil  hatten,  verallgemeinert  sich  dieser  Vor- 
zug, je  mehr  für  Nahrungsmittel  und  Rohstotfe  Amerika  und  Austra- 
lien bessere  und  wohlfeilere  Bezugsquellen,  als  der  europäische  Kon- 
tinent werden.  Es  kommt  hinzu,  dafs  in  England  die  Steuern  und 
Zölle,  welche  die  Unterhaltskosten  des  gemeinen  Mannes  früher  so 
bedeutend  erhöhten,  in  neuer  Zeit  aufgehoben  sind,  so  dafs  man  im 
allgemeinen  sagen  kann  sowohl  die  Nahrungsmittel,  einige  schwer 
transportabele  Produkte  der  Landwirtschaft  Milch,  Obst,  Gemüse  z.  B. 
und  spirituose  Getritoke  ausgenommen,  wie  die  Kleidungsstoffe  der 
Arbeiter  sind  gegenwärtig  bei  Ankäufen  im  grofsen  in  England  wohl- 
feiler, als  im  westlichen  Deutschland,  und  die  verbreiteten  Konsum- 
vereine sorgen  dafür,  dafs  die  Vertheuerung  durch  den  Kleinhandel  keine 
Qbermäfsige  ist.  Nun  ist  es  freilich  möglich,  dafs,  obgleich  der  Unter- 
schied in  den  Unterhaltskosten  der  Arbeiter  zwischen  England  und 
Deutschland  verschwindet,  doch  der  Tagelohn  in  diesem  Lande  sich 
dauernd  niedriger  erhält,  als  in  jenem.  Daraus  dürfte  aber  kaum  ein 
Vorteil  für  die  Arbeitgeber  entstehen,  denn  schon  jetzt  ist  die  Arbeits-_ 
leistung  deutscher  Arbeiter  in  derselben  Arbeitszeit  in  fast  allen 
beitszweigen ,  in  denen  eine  solche  Vergleichung  sich  anstellen  läfä^ 
kleiner  als  die  der  englischen  ').  Geringerer  Tagelohn  bei  gleich  huhea 
oder  höheren  Unterhaltskosten  der  Arbeiter  ist  nur  zu  geeignet  di6H 
geringere  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  zu  erhalten  oder  noch  ztr 
steigern. 


1)  Tlerr  Tuch  freUicli  versichert,  daf»  tituere  deutschen  Arbeiter  in  der  groAMI 
Mehrsnhi  weit  über  dleti  brandy  liebeuden  Britou  oder  Scbotteu  stiütdttti.  Er  mdge  nur 
i^intiial  die  Berichte  der  beiden  ünteräucbtiDKükommissionen  über  die  Eisen-  und  über 
die  BaumwoUen-  und  Leiiieniridtislrie  durehselien  und  er  wird  £&hlreicbe  und  det&inierte 
Angilben  fiudeiif  &u»  denen  das  Gegenteil  erhellt  —  Angaben  die  von  Personen  her- 
rühren, dereo  bandebponttsche  Geiiniiung  Uerr  Tuch  uitbt  wird  verdikchtigeu  können. 
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So  wie  es  Herrn  Tuch  gefällt,  mir  handelspolitisclie  Ansichten 
UDterzulegen,  die  ich  niemals  geäufsert,  so  sucht  er  auch  sonst  dadurch 
den  Eindruck  meiut*r  Ausfühiiingen  abzuschwächen,  dafs  er  Behaiip- 
tungen  bekämpft,  die  ich  nicht  aufgestellt  So  wenn  er  versichert, 
man  könne  die  frühern  englischen  KoriizöUe  mit  den  gegenwärtigen 
deutschen  nicht  vergleichen,  während  ich  nirgendwo  eine  derartige 
Parallele  gezogen.  Das  Stärkste  aber  in  dieser  Hinsicht  leistet  er  in 
den  Worten:  „Herr  Prof.  Nasse  hat  sich  verleiten  lassen  unsere  so- 
zialistischen Volksbewegungen  für  eine  nachteilige  Konsüquenz  des 
Schutzzolls  auszugeben.  Er  ist  hierin  Sir  Charles  Dilke  gefolgt"  Das 
int  eine  grobe  Unwalirheit.  Ich  habe  kein  Wort  über  die  Ursachen 
der  sozialdemokratischen  Bewegung  in  Deutschland  gesagt  und  jeder, 
der  nur  einigermafsen  meine  Richtung  und  meine  Bestrebungen  auf 
die.sem  Gebiet  kennt,  wird  mir  eine  so  oberflächliche  Auffassung  jener 
En^cheinung  nicht  zutrauen.  Ich  habe  nur  gegenüber  denen,  welche 
die  englische  Freihandelspolitik  einer  Vernachtässigung  der  Interessen 
des  Arbeiterstandes  und  einer  Verkennung  der  sozialpolitischen  Auf« 
gaben  des  Staats  beschuldigen,  darauf  hingewiesen,  „dals  der  Frei- 
handel dem  sozialen  Frieden  Englands  nicht  ungünstig  gewesen  ist.** 
Dabei  habe  ich  erwähnt^  dals  dort  keine  so  gefährlichen  sozialisti- 
schen Arbeiterpartieen  und  Arbeiterbewegungen  existieren ,  wie  in 
Deutschland  und  Frankreich*  Ich  hege  allerrlings  die  Ansicht,  dafs 
an  der  seit  40  Jahren  unverkennbar  eingetreteuen  Besserung  der  so- 
zialen Zustände  Englands  die  Freihandelspolitik  einigen  Anteil  hat 
und  erinnere  nur  an  die  grofse  Entlastung  der  besitzlosen  Volksklassen 
von  drückenden  Stcucni  in  Folge  der  Freihandelspolitik,  aber  ich 
habe  ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs  es  ganz  verkehrt  sein  würde 
die  grüfsere  Widerstandskraft  des  englischen  Volks  gegen  das  Mils- 
i  guschick  der  Zeiten  oder  verkehrte  Doktrinen  überwiegend  oder  gar 
'  ausschliefsltch  dem  Freihandel  zugcschrieljen.  Heilst  das  die  deut- 
*  WShe  Sozialdemokratie  für  eine  Konsequenz  des  Schutzzolls  ausgeben? 
Ich  glaube  niemand  würde  es  mir  verdenken  können,  wenn  ich  es 
ablehnte  mit  einem  Gegner  zu  streiten,  der  nicht  nur  an  einer,  son- 
dern an  vielen  Stellen  seiner  Entgegnung  mit  solchen  Watten  licht. 
Da  aber  der  Artikel  in  einer  hervorragenden  Zeitschrift  erschienen 
ist,  so  will  ich  doch  einige  Proben  der  Polemik  des  Herrn  Tuch 
geben,  da  wo  dieselbe  nicht  gegen  Behauptungen  gerichtet  ist,  die 
mir  fiilschlich  untergelegt  sind,  sondern  in  der  That  meine  Ausfüh- 
rungen zu  widerlegen  versucht  Aber  nur  dies  eine  Mal  werde  ich 
micb  ntit  Herrn  Tuch  beschäftigen  und  künftig  sein*»  Ausführungen 
N,  F.  ßd.  VI.  25 
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unberücksichtigt  lassen,  wenn  sie  auch  ferner  in  Schm ollers  Jahr- 
büchern Aufnahme  finden  sollten. 

Gegenüber  den  Behauptungen  des  anonymen  Pamphleta,  dafs  der 
Freihandel  sogar  in  England  schädlich  gewirkt  und  auf  die  Dauer  auch 
dort  unhaltbar  sein  werde,  hatte  ich  nicht  nur  auf  die  in  den  sozialen 
Verhaltnissen  Englands  eingetretene  Besserung,  sondern  auch  auf  die 
grofsartige  Entwickelung  der  englischen  Industrie,  insbesondere  das 
rasche  Anwachsen  der  Ausfuhr  englischer  Erzeugnisse  seit  der  Ände- 
rung in  der  englischeu  Handelspolitik  hingewiesen.  Während  ich  nun 
unmittelbar  nach  Angabe  der  betretfeuden  Zahlen  fortfahre:  Gewifs 
ist  diese  Wendung  nicht  ausscliliefslich  dem  Freihandel  zuzuschreiben, 
legt  Herr  Tuch  —  immer  treu  der  gewählten  Art  der  Polemik  — 
in  seiner  Entgegnung  mir  doch  den  Gedanken  unter,  das  Wachsen 
des  Exports  sei  nur  auf  die  veränderte  Handelspolitik  zurückzufüh- 
ren. Das  Frei  Handelssystem  habe  die  Dampfmaschinen ,  die  Eisenbah- 
nen und  Dampfschiffe  nicht  erfunden,  belehrt  er  mich.  Nun  ist  es 
für  mich  zweifellos,  dafs  die  internationale  Arbeitsteilung  unwiderstehlich 
fortschreitet  und  dafs  die  Wirkung  der  Hindemisse,  welche  Schutzzölle 
dieisem  Fortschritt  in  den  Weg  werfen  können,  in  den  Ausweisen  über  die 
Wareneinfuhr  und  Ausfuhr  mitunter  nur  schwer,  mitunter  auch  gar  nicht 
zu  erkennen  ist.  Je  mächtiger  die  wirtschaftliche  Entwicklung  eint« 
lindes  im  allgemeinen  ist,  desto  mehr  spottet  die  Kraft  des  natürlichen 
Fortschritts  der  Bande,  in  welche  sie  mitunter  die  Htaatskunst  legen 
will  ').  Ich  überschätze  daher  durchaus  nicht  die  Beweiskraft,  welche 
den  von  mir  mitgeteilten  Zahlen  einwohnt.  Aber  wenn  von  einem 
Verfall  der  englischen  Industrie,  von  einem  fortschreitenden  Verlust 
der  auswärtigen  Märkte,  den  sie  durch  andere  dem  Schutzzollsystem 
huldigende  Staaten  erleide,  gesprochen  wird,  dann  ist  es  notwendig 
eine  Verglcichung  anzustellen,  wie  sich  der  britische  Export  unter 
Herrschaft  des  Protektions-  und  des  Freihandelsystem's  entwickelt 
hat.  W'enn  sich  dabei  ergiebt,  dafs  von  182U — 4l>  in  zwanzig  Frie- 
den sjahren,  in  welchen  in  sämtlichen  Kulturstaaten  die  grofsten  wirt- 
schaftlichen Fortschritte  gemacht  wurden  und  z.  B.  in  Deutschland 
sowohl  wie  in  England  die  FM^vrdkerung  rascher  aln  in  irgend  einer 
andern  Periode*  der  Neuzeit  stiege  der  Wert  der  Ausfuhr  britischer 


1)  DiLs  ist  niii]]    dn^  R<>.sultJit  df^r    kleinen  Scliria  Dr.  E,  J,  Jamc9,   Studit^n  Qb 
deti    amerikiitii Neben    ISSoUtiiHr    (Sminmliinj^    niitimmlökouotiiKHcher    Abhandlungen    her*iiä| 
von   Dr.  J.  Cr>nrtid   1     ßd.  3,   HtÜ)  IS77       Sic  zel^t,  wie  unabhiCngi^  von  aUen  Ände- 
ruogeii  des  ZoUtArifa  Aus-  und  h^infuhr  in  don  VereiDigten  StftAten  gewesen  ist. 


Die  RIcTitooß^  der  deutschen  Wiirenaiiafahr, 


387 


und  irischer  Erzeugnisse  doch  nur  um  44 — i5}{,  ja  in  den  30  Jahren 
von  1810—*)  nur  um  c.  9J  in  den  40  Jahren  von  WM)  bis  1840 
um  27— 28  g  wuchs,  dagegen  in  den  20  Jahren  1844)^(50  um  145g, 
in  den  30  Jahren  von  184<J  bis  1870  um  288 1,  in  den  40  Jahren  bis 
1880  uro  355  S  sich  vermehrte,  so  ist  man  berechtigt  danius  zu  folgern, 
dafs  von  einem  Verfall  der  englischen  Exportindustrien  nicht  die  Rede 
sein  kann,  dafs  vielmehr  „mit  dem  Falle  der  Getreidezölle  für  Eng- 
land eine  Periode  wirtschaftlicher  Entwicklung  beginnt,  welche  erfreu- 
licher ist,  als  die  beiden  vorangegangenen  Menschenalter  waren/*  Herr 
Tuch  meint,  ich  hätte  mich  auf  diese  Steigerung  des  englischen 
Exports  nur  berufen  dürfen,  wenn  bei  den  unter  Herrschaft  des  Schutz- 
zolh  seufzenden  Ländern  sich  die  entgegengesetzte  Wirkung  gezeigt 
halte  und  führt  dann  in  bunter  Ordnung  einige  andere  Länder  an, 
in  denen  auch  in  den  letzten  Jahrzehnten  zum  Teil  sogar  noch  in 
stärkern  Prozentsätzen  als  in  England  der  Export  gestiegen  sei,  eine 
Thatsache,  die  ich  niemals  bestritten  habe,  die  aber  für  die  vorliegende 
Frage  gar  Nichts  beweist.  Hätte  Herr  Tuch  meine  obige  Ausfüh- 
rung entkräften  wollen,  so  hätte  er  zeigen  müssen,  dafs  unter  ahn- 
liehen  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  wie  sie  in  England  sich  linden  aber 
unter  fortdauernder  protektion istischer  Handelspolitik  sich  ein  noch 
gröfserer,  oder  doch  mindestens  derselbe  (Gegensatz  in  der  Entwick- 
lung des  ExfK)rts  während  des  ersten  und  zweiten  Viertels  des  .Jahr- 
hunderts einerseits,  des  dritten  andererseits  zeige.  Das  fällt  Herrn 
Tuch  aber  gar  nicht  ein ,  seine  Vergleichungen  gehen  nur  für  Frank- 
reich zurück  bis  zum  Jahre  1827,  Belgien  bis  1831,  Österreich-Ungarn 
bis  1842,  Niederland  bis  1846,  für  die  andern  Staaten  nur  bis  zu 
noch  späteren  Terminen  Für  die  letzten  30  <Kler  40  Jahre  aber 
giebt  er  die  Exportwerte  der  verschiedensten  Länder  zum  Teil  sol- 
cher, in  denen  die  Schutzzölle  m.  K  ebenso  sehr  die  wirtscbafth'che 
Entwicklung  gefördert  haben  wie  in  England  der  Freihandel ,  zum 
Teil  solcher,  in  denen  sie  jedenfalls  nicht  so  grolse  Bedenken  gegen 
sich  haben,  wie  in  England,  zum  bei  weitem  gröfsten  Teil  aber 
Staaten,  welche  gerade  in  dieser  Periode  ebenfalls  Fortschritte  zu 
liberaler  Handelspolitik  gemacht  und  davon,  so  wie  von  der  allge- 
meinen Bewegung  zu  gröfserer  Handelsfreiheit  gute  Früchte  geerntet 
babon.  Die  Entwicklung  des  Exports  einer  so  „nichtswürdigen  Na- 
tion'' wie  die  Niederländer  soll  als  Beweis  dafür  gelten ,  dafs  in  Eng- 
land der  Freihandel  die  Warenausfuhr  nicht  gesteigert  habe!  Bei 
der  Ausfuhrstatistik  von  Frankreich,  die  am  ersten  nnch  Anlafs  zu 
Vergleichungen  in  Bezug  auf  die  in  Rede  stehende  Frage  bieten  könnte, 
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ist  die  Gruppierung  der  Zahlen  der  Art,  dafs  man  die  Periode  der 
engherzigem  und  liberalem  Handelspolitik  nicht  scheiden  kanii.  Wäh- 
rend das  Jahr  1860  den  schärfsten  Abschnitt  in  der  französischen 
Hantlelspolitik  machte,  werden  die  Durchschnittswerte  der  Ausfuhr  für 
1H47-  56  und  1851 — 1867  gegi'ben.  Noch  unbrauchbarer  aber  werden 
die  Vergleichungen  dadurch,  daf?^  die  meisten  der  angeführten  Staaten 
zum  Teil  und  nicht  selten  zum  gröfsten  Teil  binnenländische  Grenzen 
haben  ^  welche  erst  iti  dem  letzten  halben  Jahrhundert  durch  Eisen- 
hahnen für  den  internationalen  Verkehr  geöfifhet  worden  sind.  Wie 
kann  man  die  Entwicklung  des  ausländischen  Handels  in  solchen  an- 
dern i.  B,  in  Österreich  mit  der  in  England  vergleichen.  Über  die 
englischen  Grenzen  hat  von  jeher  die  wohlfeilste  und  befste  Strafse, 
das  Weltmeer,  in  alle  Weltgegenden  geführt,  die  meisten  österreichi- 
schen Grenzen  waren  in  Eimangelung  von  Strafsen  und  Eisenbahnen 
für  den  grofsen  Warenverkehr  vor  kurzem  noch  kaum  passierbar.  Die 
Richtigkeit  endlich  der  von  HeiTU  Tuch  mitgeteilten  Zahlen  kann  ich 
zum  grnfsen  Teil  nicht  prüfen,  weil  mir  hier  die  sfatistisdien  Quellen- 
werke fehlen,  soweit  ich  aber  kontrolieren  kann,  mufs  ich  ilie  grüfsten 
Ungenauigkeiten  konstatieren.  So  läfst  Herr  Tuch  völlig  aufser  Acht, 
dafs  in  Frankreich  von  1827  an  bis  1847,  in  Östjerreich  von  1830— 
1H5Ü  der  Wert  der  Warenausfuhr  nach  festen,  unveränderlichen  Wa- 
renpreisen berechnet  wurde  und  damni  mit  dem  Ausfuhrwert  der  spä- 
tem Jahre  nicht  vergleichbar  ist.  Für  ()sterreich  werden  überdiefs 
aus  lU^r  ersten  Hälfte  des  Jalirhundei-ts  nur  die  Jahre  1842,  1848  und 
1841»  herangezogen.  In  den  beiden  letztem  sank  der  l>erechnete  Wert 
der  Ausfuhr  auf  weniger  als  die  Hälfte  der  Vorjahre  herab,  weil,  we- 
gen iler  Kriegsereignissi^  in  der  Lombardei,  Venedig  und  Ungarn  samt 
seinen  früheren  Nebenländeni  der  Hantielsverkehr  (iieser  Kronländer 
für  diese  beiden  Jahre  nicht  nachgewit*sen  wurde*).  Durch  alle  diese 
Mittel  erscheint  natürlich  die  Steigerung  des  Wertes  der  Ausfuhr  aus 
diesen  Staaten  sehr  viel  grüfser,  als  sie  wirklich  gewesen  ist. 

Ich  hatte  sodann  von  Englaml  mich  zu  Deutschland  wendend  das 
besondere  Interesse  Deutschlands  an  der  W^egräumung  der  fremden 
Zollscliranken  nachzuweisen  versucht. 

Herr  Tuch  freilich  meint  die  Schutzzölle,  mit  denen  andere 
Staaten  sich  umgeben,  können  uns  gleichgiltig  oder  sogar  vorteilhaft 
sein.    „Die  Zollpolitik  der  Kulturstaaten",  sagt  er  S.  89,    „sofern  sie 
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liicht  zur  unveraüöftigen  Prohibition  ausartet,  kann  uns  im  Grunde 
üur  erwünscht  sein,  denn  sie  schärft  die  Fähigkeit  unserer  Produktion 
das  erworbene  Absatzgebiet  zu  erhalten,  sie  spornt  uns  zu  weitem 
Fortschritten  der  Technik,  zur  Vervollkommnung  in  der  Stoffveredluug 
und  Geschmacksrichtung".  Also  die  fremde  Konkurrenz,  wenn  sie 
der  deutsehen  Industrie  auf  fremden  Märkten  gegenübertritt,  begün- 
stigt durch  Schutzzölle,  welche  die  deutschen  Produkte  verteuern, 
wirkt  als  ein  heilsamer  Sporn  zu  vermehrten  Anstrengungen  und  Fort- 
schritten unserer  Gewerbthätigkeit ,  wenn  sie  aber  im  Inlande  miscrn 
Produzenten  begegnet,  wo  Sonne  und  Wind  jedenfalls  gleich  verteilt 
sind,  in  der  Regel  aber  die  deutsche  Industrie  viele  Vorteile  vor  den 
Ausländern  voraus  hat,  ruiniert  sie  unsere  Arbeitskraft  und  unser 
Vermögen  und  mufs  durch  hohe  Schutzzölle  ausgeschlossen  werden  I 
Wir  können  die  Würdigung  dieser  Lehre  solchen  Anhängern  des 
Schutzzollsystems  überlassen,  die  den  Widerspruch  mit  den  Grund- 
gedanken der  von  ihnen  vertretenen  Handelspolitik  zu  erkennen  im 
Stande  sind.  Noch  weniger  aber  dürfte  es  notwendig  sein  den  Scha- 
den nachzuweisen,  den  die  ZuUerhöhungen  fremder  Staaten  unserer 
Gewerbthätigkeit  zugefügt  haben.  Aus  den  Handelskainmerbcrichten 
der  letzten  Jahre  liefse  sich  Bücher  von  Klagen  darüber  zusam- 
menstellei]. 

Unter  den  Gründen,  weshalb  Deutschland  mehr  als  die  meisten 
andern  Grofsstaaten  an  dem  Sieg  der  liberalen  Handelspolitik  im  Aus- 
lande  interessiert  sei,  hatte  ich  in  erster  Linie  auf  die  geographische 
Lage  und  Gestaltung  des  deutschen  Zollgebiets  hingewiesen,  welche 
dasselbe  auf  die  internationale  Arbeitsteilung  mehr  als  jene  Lander 
hinweise  und  hindere  sich  mit  so  hohen  Zöllen,  wie  Ruisland  oder  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  umgeben.  Herr  Tuch  bestreitet 
diesen  Unterschied  zwischen  Deutschland  und  andern  grofsen  Zollge- 
bieten. Auch  hier  verdreht  er  zunächst  meine  Behauptungen  auf  das 
Gröbste.  Ich  stelle  mir  ein  Verlegcnheitszeugnis  in  Bezug  auf  die 
Vereinigten  Staaten  aus.  Denn  als  solches  gelte  es  (I),  wenn  ihre 
Abwendung  vom  Freihandel  der  Gröfse  und  innern  Geschlossenheit 
ihres  Wirtschaftsgebietes  zugeschrieben  werde.  Das  zu  thun  ist  mir 
natürlicher  Weise  nicht  eingefallen.  Ich  habe  erwähnt,  dafs  die 
Carey'sche  Lehre  von  der  Ersparung  der  Transportkosten  durch 
die  Schutzzölle  in  Amerika  entstehen  konnte,  weil  in  der  That  an 
Transportkosten  gespart  wird,  wenn  z.  B*  die  Baumwolle,  die  in  Ame- 
rika wächst  und  dort  als  baumwollenes  Gewebe  verbraucht  wird  nicht 
nach  England  transportiert  und  dort  von  Arbeitern  gesponnen  und 
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gewebt  wird ,  die  sich  mit  von  Amerika  hcrbeigeschaBlem  Getreide 
und  Fleisch  nähren,  sondern  tlie  ganze  Verarbeitung  in  Amerika  ge- 
sehieht,  wuiirend  z.  11  die  bei  der  Herstellung  von  Baumwollengewe- 
ben  in  Deutschland  entstehenden  Transportkosten  wachsen,  wenn  wir 
unsere  niederrheinischen  Weber  zwingen,  BaumwoIIcngarn  aus  Elsafs, 
statt  aus  Lancashire  zu  beziehen.  Was  dann  die  natürliche  Geschlos- 
senheit der  verschiedenen  Wirtschaftsgebiete  betrifft,  so  antwortet  Herr 
Tuch  mit  einer  Reihe  von  Exklamationen,  welche  zeigen,  dafs  er  über- i 
haupt  keine  natürlichen  Verkehrsbeziehungen  kennt  Seiner  Ansicht' 
nach  kann  der  Niederrhein  ebensogut  mit  Hamburg  wie  mit  Holland, 
Ostpreufsen  mit  Elsafs-Lothringen,  wie  mit  Rufsland  und  England  in 
Warenaustausch  treten.  „W' o  sind  denn  die  Hindernisse'*,  ruft  er  aus, 
„welche  sich  dem  Kohlentransport  oder  der  Versendung  von  Getreide  und 
Vieh  von  eineoj  Ende  Deutschlands  nach  dem  andern  entgegenstellen? 
Sie  bestehen  nirgends.  Es  handelt  sich  also  lediglich  um  Tariffragen**. 
Es  sei  unerhört  was  in  dieser  Hinsicht  versäumt  worden,  was  falsche 
1  arifpolitik,  mangelhafte  WasserstraJsen  und  —  alles  in  einem  —  da 
verflossene  (!)  Delbrücksche  Handelssystem  über  Deutschland  ge-^ 
bracht  haben.  Reichs-  oder  wenigstens  Staatseisenbahnen  und  der  Aus- 
bau eines  grofsen  Kanalsystems,  an  dessen  Zustandekommen  ein  einsich- 
tiger patriotischer  Politiker  nicht  melir  zweifeln  dürfe,  werde  das 
Alles  ändern.  Was  inbezug  auf  den  Absatz  der  westfälischen  Kolde 
in  Hamburg  und  Bremen  erreicht  sei,  weshalb  sollte  es  in  Memel  und 
Königsberg  nicht  gelingen,  fragt  er.  „Das  Rheinland**,  versichert  er, 
„kann  seinen  überseeischen  Verkehr  mit  denselben  Kosten  über  Harn* 
bürg  richten,  wie  über  Rotterdam  und  Antwerpen,  wenn  nur  die  Tarif- 
sätze nach  diesen  Hafenplätzen  gleichgestellt  werden  und  das  liegt 
im  Willen  der  Nation'^  Herr  Tuch  iiihit  auch  ein  Beispiel  unserer 
kurzsichtigen  Tarifpolitik  an.  Er  erwälmt  nach  Pallmann  die  Erhöh- 
ung der  Tarifsätze  von  Hamburg  nach  niederrheinischen  und  westfäli- 
schen Stiidten,  welche  für  eine  Reihe  von  Exportartikeln  vom  15.  Febr. 
1881  an  verfügt  wurden»  Durch  diese  Mafsregcl  „verschiedener  rheini- 
scher Eisenbahnen'*  seien  künstlich  den  belgisch-niederländischen  Häfen 
Importe  zugeschoben,  die  sonst  Hamburg  zufallen  würden.  So  sei  e^ 
oflFenbar  „nicht  der  politischen  Konfiguration  unseres  Zollgebiets,  son- 
dern jenen  der  einheitlichen  Leitung ,  des  Zusammenhanges  und  der 
bewufsten,  nationalen  Richtung  entbehrenden  Zuständen  im  Eisenbahn- 
wesen zuzuschreiben,  dafs  die  belgiscli-niederländischeu  Häfen  Vor- 
sprung vor  unsern  Seestädten  gewonnen,  während  dies  ohne  Nachteil 
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für  die  KoDsumenteo  zu  vermeiden  wiirc«  „Abtir  laisscz-aller  wird 
von  den  AnhäDgcrn  des  CobdeoWubs  dem  Staate  zugerufen''  u.  s,  w» 
Bekanntlich  ist  die  bezeichnete  Mafsregel  nicht  von  ,,den  rheinischcii 
Eisenbahnen'*,  sondern  von  der  preufsischen  Staatsregierung,  in  deren 
Besitz  die  allein  in  Betracht  kommende  Köln-Mindcner  Bahn  Anfang 
1880  übergegangen  ist,  ergritfcn  worden.  Auch  waren  die  Minister 
Delbrück  und  Achenbach,  deren  System  an  den  Hemmnissen  des 
innern  Verkehrs  in  Deutschland  Schuld  sein  soll,  damals  von  ihren 
Ämteni  längst  zurückgetreten.  Der  Minister  Maybach  leitete  im 
Sinne  des  Fürsten  Bis  mar ck  das  preuTsische  Eisenbahnwesen  und 
trägt  die  Verantwortung  für  jene  Tarif erh('»hung.  Anhänger  des  Cob- 
denklubs  ist  auch  keiner  dieser  Staatsmänner,  so  viel  mir  bekannt 
ist  Das  Beispiel  ist  daher  nicht  glücklich  gewählt  Es  wird  schwer- 
lich die  Hoffnung  erregen,  das  Reich  werde,  wenn  es  erst  die  Eisen- 
bahnen besitze,  durch  seine  Tarifpolitik  die  Unterschiede  der  Entfer- 
nungeo  zu  Gunsten  des  Hamburger  Handels  oder  der  Westfälischen 
Jergwerke  und  Hütten  aufheben.  Wie  dem  aber  auch  sein  mag,  die 
tosten  des  Eisenbahntransports  vom  volkswirtschaftlichen  Gesichts- 
piuikt  aus  bestehen  nicht  in  den  Tarifsätzen,  sondern  in  der  zur  Be- 
wcrkstelligung  des  Transports  erforderlichen  Verwendung  von  Arbeits- 
leistungen und  Vermögensnutzungen.  An  diesen  Kosten  könnte  eine 
Rcichseisenbahiiverwaltung  sehr  wenig,  wenn  irgend  etwas  ändern. 
Eine  wesentliche  Herabsetzung  der  Tarife  aber  ohne  Kosteners parung 
wüide  die  Kosten  des  Transports  nicht  auOieben,  sondern  nur  auf 
andere  Schuttern  legen.  Sollte  aber  die  Tarifpolitik  der  deutschen 
Einzelstaatcu  —  denn  in  ihren  Händen  liegen  gegenwärtig  die  deutschen 
Eisenbahntarife,  —  nicht  durch  die  Höhe  der  Frachtsätze  im  Allgemei- 
nen, sondern  nur  durch  unverständige  Einrichtung  im  Einzelnen  dem  in- 
nern Verkehr  hinderlich  sein,  so  wären  das  Hindernisse  des  Verkehrs, 
die  zu  den  natürlichen,  von  denen  ich  allein  gesprochen,  noch  hinzukom- 
Hien  und  nach  deren  Wegruumuug  jene  unverändert  bestehen  bhebeu. 
Änderungen  in  den  Tarifsätzen  heben  den  Unterschied  in  den  Kosten 
eines  Eisenbahntrausportes  auf  weite  und  nahe  Strecken,  oder  der 
und  Rhein  schifffahrt  gegenüber  den  Eisenbahnen  ujid  auch  den 
Kanülen  niemals  auf.  DaTs  aber  das  deutsche  Reich  eine  geringere 
natürliche  Geschlossenheit  bietet^  als  Frankreich,  die  Vereinigten  Staa- 
teu,  England  u,  s,  w.,  daran  kann  niemand  zweifeln,  der  auch  nur  die 
gewöhnliche  geographische  Schulbildung  hat»  Aus  Respekt  vor  mei- 
nen Lesern  verzichte  ich  darauf,  hier  Deutschland  mit  andern  Grofs- 
It&aten  lü  Be^ug  auf  das  Verhältnis   der  Länge  seiner  binnenländi- 
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sehen  Grenzeü  zu  dor  Flache  seines  Gebietes  zu  vergleichen  oder 
auszuführen,  einen  wie  enormen  Vorteil  der  innere  Verkehr  in  F)og- 
lantl,  Italien  und  sogar  in  Frankreich  darin  vor  Deutschland  voraus 
hat,  dafs  er  sich  in  viel  höherem  Mafse  der  Küstenschifffabrt  bedie- 
nen kann,  oder  den  Lauf  der  für  die  SchiÖfahrt  wertvollsten  deutschen 
Ströme  zu  erörtern  und  zu  zeigen,  welche  natürliche  Beziehungen  zum 
Auslande  gerade  in  Deutschland  im  Unterschied  von  andern  Ländern 
rladurch  geknüpft  werden  u.  dergl  mehr. 

Ich  habe  in  meinem  Artikel  ferner  hervorgehoben,  dafs  Deutsch- 
land ein  Land  sei ,  welches  durch  zunehmende  Ausfuhr  industrieller 
Krzeugnisse  eine  rasch  waclisendc  Bevölkerung  mit  den  unentbehr- 
lichen Nahrungsmitteln  und  Rohstotfen  versf»rgcn  müsse.  Um  mich 
zu  widerlegen  berechnet  Herr  Tuch,  dafs  Deutschland  1878,  79,  80, 
81  an  Weizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Buchweizen,  Erbsen,  Ackerboh- 
nen 62  942  Miüionen  Tonnen  geerntet,  6350  Millionen  Tonnen  mehr 
ein-  als  ausgeführt  habe  und  fährt  fort;  „Unter  ungünstigen  Verhält- 
nissen verarbeiteten  wir  ^'^/i^  des  Gesaraterfordernisses,  es  wird  sich 
wohl  erreichen  lassen,  unsere  Produktion  um  das  fehlende  Elftel  ganz 
oder  zum  erheblichen  Teil  zu  erhöhen''.  Mit  einer  solchen  Phrase 
glaubt  er  die  Thatsache  beseitigen  zu  dürfen,  dafs  die  Menge  von 
Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen,  welche  wir  vom  Auslande  beziehen, 
seit  geraumer  Zeit  fast  kontinuierlich,  mit  verhältnismäfsig  unbedeu- 
tenden, durch  den  Wechsel  der  Ernten  entstandenen  Schwankungen 
gestiegen  ist  und  dafs  die  rasch  wachsende  Bevölkerung  ein  ferneres 
Wachsen  im  höchsten  Grade  wahrscheinlich  erscheinen  läfst.  Die 
Rohstoffe  werden  in  der  Entgegnung  einfach  stillschweigend  beseitigt, 
wahrend  für  die  Notwendigkeit  einer  steigenden  Ausfuhr  von  Fa- 
brikaten es  völlig  gleichgiltig  ist,  ob  wir  mehr  Wolle,  Flachs  oder 
mehr  Kaffee,  Getreide  u*  s.  w.  im  Auslande  zu  bezahlen  haben.  Es 
wird  sich  wohl  erreichen  lassen,  dafs  wir  alle  Nahrungsmittel,  vielleicht 
auch,  diifs  wir  alle  Rohstoffe  selbst  erzeugen  I  Was  es  doch  um  das 
Vertrauen  auf  die  Alhnacht  einer  wahrhaft  schöpferischen ,  antimaü- 
chesterlichen  Politik  eine  schöne  Sache  ist! 

In  Bezug  auf  die  Notwendigkeit,  fremde  Rohstoffe  und  Nahrungs- 
mittel einzuführen  und  Fabrikate  dafür  auszuführen,  befinden  sich,  so 
war  der  weitere  Gedankengang  meiner  kleinen  Arbeit,  die  Vereinigten 
Staaten,  Rufsland,  Österreich  -  Ungarn  und  sogar  Frankreich  in 
ganz  anderer  Lage  als  Deutschland,  die  einen,  weil  sie  mehr  Roh- 
stoffe und  Nahrungsmittel  aus-  als  einführten,  Frankreich  aber, 
weil  es  bei  milderm  Klima  und  durchschnittlich   fruchtbarerem  Boden 
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eine  schwächere  Bevölkerung  und  viel  langsamere  Volks  Vermehrung 
habe.  Dem  gegenüber  ergeht  sich  Herr  Tuch  in  Ausjführuiigcn,  die 
mit  meinen  Behauptungen  schlechterdings  nichts  zu  thun  haben*  Un- 
sere Landwirtschaft  könne  eines  Zollschutzes  nicht  entbehren.  Ohne 
dcu8elben  gehe  sie  dem  Verfall  entgegen.  Das  könne  auch  Herr 
Professor  Nasse  nicht  wollen.  Derselbe  habe  sich  dieser  grofscn 
Gefahr,  als  er  sich  in  die  Auseinandersetzung  der  Cobden* sehen 
Theorie  vertiefte  (wo  ist  das  geschehen?),  nur  nicht  erinnert,  erklart 
er  in  dem  Tone  gutmütiger,  herablassender  Überlegenheit,  den  er  mii* 
g^enüber  anzuschlagen  nicht  selten  liebt.  Wenn  ich  zum  Beweise 
meiner  Behauptung  zeige,  wie  grofs  die  Ausfuhr  von  Rohstoffen  und 
Nahrungsmitteln,  wie  gering  die  von  Fabrikaten  in  mehren  der  ge- 
nannten Staaten  ist,  so  versichert  er,  die  Industrie  der  Vereinigten 
Staaten«  Rufslands  und  Österreichs  lasse  sich  auch  nicht  durch  eine 
kurze  absprechende  Bemerkung  aus  der  Welt  schaffen,  ,,Oder  besei- 
tigt (sie!)  man  diese  Industrie,  wenn  ujan  sie  nur  in  Bezug  auf  ihre 
Ausfuhr  betrachtet?*  Als  wenn  ich  irgend  eine  Veranlassung  gehabt 
hütte  von  etwas  andern  als  von  dem  thatsächlichen  Export  dieser 
linder  zu  reden!  Die  mitgeteilten  Zahlen,  aus  denen  der  verhält- 
nismäXsig  geringfügige  Export  von  Fabrikaten  und  namentlich  Baum- 
wollenwaren aus  den  Vereinigten  Staaten  hervorgeht,  veranlassen  ihn 
zu  einem  langem  Zitate  der  reklameartiger  Äufseruugen  eines  anteri- 
kanischen  Konsuls  in  Liverpool,  in  dem  derselbe  versichert,  dafs  un- 
geachtet des  geringen  Exports  doch  die  amerikanische  Industrie  der 
englibchen  überlegen  sei  und  fügt  aus  eigener  Erfahrung  hinzu,  dafs 
amerikanische  Calicoes  die  englischen  selbst  in  den  englischen  Läden 
gründlich  geschlagen  hätten.  Dafs  derartige  leere  Reden  kein  Gegen- 
beweis gegen  die  von  mir  hervorgehobenen  statistischen  Tliatsachcn 
sind,  bedarf  keiner  Ausführung. 

Aus  der  Notwendigkeit  und  Beschaflenhcit  des  deutschen  Ex- 
ports ergab  sich  mir  die  weitere  Folgerung,  dafs  Deutschland  mehr 
als  andere  Länder  durch  die  fremden  Schutzzölle  benachteiligt  werde, 
weil  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  auch  „in  den  festesten  Burgen 
des  Schutzzolls*'  nicht  so  hohen  Zöllen  unterliegen,  wie  Fabrikate  und 
weil  der  Export  jener  Waren  selbst  da,  wo  er  ausländischen  Zollen 
begegnet,  von  denselben  nicht  so  beeinträchtigt  werde,  wie  der  von 
Fabrikaten  ^]. 


1)  Ich  halt«  alü  Gegner    der    ZÖUo    auf    laudwirtschKlÜiehe    £rxeu(fnifl£e    List    uiJii 
C«r«3r  «aKcfÜltrt,     Herr  Tucli  meiiiti    die  Sehriruu    dieser  Häuiier  müt^Un    mir  wobl 
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Darauf  antwortet  Herr  Tuch  mit  einer  Aufzählung  der  Zölle, 
welchen  viele  landwirtschaftliche  Produkte  bei  der  Einfuhr  in  die  Ver- 
einigten Staaten  unterliegen»  Ohne  dieselben,  versichert  Herr  Tuch, 
wäre  die  Landwirtschalt  der  westlichen  Staaten  nicht  aufgekommen. 
Die  letztere  Versicherung  ist  für  die  Einsicht  des  Schriftstellers,  wel- 
cher sie  ausspricht,  ungemein  charakteristisch  und  bedarf  keiner  m\he- 
reu  Würdigung,  das  Bestehen  von  ZöUen  aber  auf  landwirtschaftliche 
Produkte  in  Amerika  habe  ich  niemals  bestritten ,  es  ist  nur  ebenso 
wie  die  Wirkung  der  Zölle  auf  die  amerikanische  Landwirtschaft  für 
die  vorliegende  Frage  völlig  gleichgiltig.  Denn  die  anierikanischen 
Zölle  auf  Getreide  u.  s.  w.  genieren  die  Getreideausfuhr  der  Getreide 
ausführenden  Staaten  durchaus  nicht,  es  bliebe  vielmehr  meine  Be- 
hauptung, dafs  die  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel,  welche  aus  den 
Vereinigten  Staaten,  Ilufsland  und  andern  Ländern  ausgeführt  werden, 
in  <len  Staaten,  nach  welchen  sie  hauptsächlich  geführt  werden,  gar 
keinen  oder  nur  sehr  mäfsigen  Zöllen  unterliegen,  ganz  richtig,  auch 
wenn  die  Getreideeinfuhr  in  Amerika  ganz  verboten  wäre.  Überall 
in  der  Entgegnung  des  Herrn  Tuch  begegne  ich  der  völligen  Uo* 
fäbigkeit,  die  Gedanken  des  Gegners  zu  verstehen.  Überall  ficht  er 
mit  Argumenten,  die  mit  der  Kontroverse  nichts  zu  ihuii  haben. 

In  Ermangelung  besserer  Gründe  greift  Herr  Tuch  sogar  zu 
Waffen,  von  denen  er  selbst  erklärt,  dafs  sie  gänzlich  unbrauchbar 
seien.  Nach  der  freihändlerischen  Theorie,  sagt  er,  bedingen  Ausfuhr 
und  Einfuhr  sich  gegenseitig.  Damit  kommt  Prot  Nasse  in  Wider- 
spruch, wenn  er  einen  nachteiligen  Einfluls  fremder  Zölle  auf  den  Ex- 
port von  Fabrikaten  behauptet.  Aber  freilich  jene  Theorie  ist  ganz 
falsch.    „Für  seine   Ausfuhr  kann  ein  Land  sehr  wohl  mit  Geld  be~ 


nicKt  b«kAi)tttgeworcteD  Miu  (!)i  um  oiüc  soleho  RebKuptuti^  AursustcUeu.  Nun  bt  «s  nicbi 
nutwendigf  wi»5  List  angohl .  nach  iiur  ciu  Worl  der  K«Hr1itfcrtigung  %hk  verlieren,  in 
betreff  C&roy«  »ber  will  ich  doch  eiupn  Satz  aus  setiteu  Sehrifteii  hervorheben,  der  zeigt« 
wie  er  im  Grunde  mit  Lisi  derlei beu  Au&ielit  war:  All  tbo  protection  that  agriculture 
atiywhore  rcquires  is  tbat  of  haviüg  tlie  market  brought  to  its  door  and  tlius  enabliog 
il  to  inain taiii  the  pcwerg  of  land,  whife  freetng  itseU'  from  tbe  one  great  tax  of  traii»por> 
tation ,  eouipured  witb  wbtch  all  otber  taxes  4(ink  into  iusignificancc  (Manual  of  voc. 
ücieucc  Ch.  XLIV  B.  J*).  Die  frajizosiücbe  Laudwirtscbart,  führt  er  dort  weiter  aus,  bo- 
dürfe  keiner  Schut^xöne ,  weil  sie  eiann  vortrelllicbeu  Markt  vor  ihrer  Thüre  habe. 
Ich  gebe  aber  zu,  dafs  sich  bei  Carey  andere  SteUeii  finden,  die  anders  gedeutet  wer- 
den können  und  habe  deshalb  bei  der  geringen  Bedeutung  der  Hache  duii  Natneu  Carey 
schon  in  dem  revidierten  Abdruck  meiues  Artikek  weggelassen  ,  der  bald  nach  aeinem 
CTSteu  Erscheinen,  lange  vor  der  Eotgegoong  des  Herrn  Tucb,  Terbreitct  worden  ist. 
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zahlt  wenlen  und  entweder  von  einem  anderen  Lande,  als  wohin  es 
exportierte,  kaufen'*,  d.  h.  also  doch  wohl  das  Geld  nicht  behalten. 
„Oder  aber'*,  fährt  er  fort,  i,das  Land  kann  das  Geld  (sie!)  /^ur  Stei- 
gerung der  Lebensgewohnheiten  des  Volks ,  ^leichmäfsig  iudefs  auch 
zur  Vermehrung  seiner  Produktionszweige  tind  Produktionsmittel  be- 
n^tzen*^  Die  völlige  Konfusion  der  Begrifle  in  diesem  letzten  Satze 
nachzuweisen,  wird  mir  jeder  einigermafsen  uationalökononiisch  gebil- 
dete Leser  gern  erlassen.  Jedenfalls  berühren  alle  diese  Ausführun- 
gen gar  nicht  meine  obigen  Behauptungen.  Herrn  Tuch  aber  möchte 
ich  raten,  einmal  die  internationale  Werttheorie  von  J,  S.  Mi  11  zu 
studieren.  Er  wird  dann  vielleicht  einsehen,  dals  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr sich  gegenseitig  bedingen,  dafs  aber  fremde  Zölle  darum  doch 
nicht  gleichgiltig  für  ein  exportierendes  Land  sein  können. 

Endlich  aber  ist  Herr  Tuch  der  Ansicht,  dafs  jedes  Land  erst 
in  zweiter  Linie  den  Grenzzöllen  anderer  Völker  seine  Aufmerksam- 
keit schetücen  könne,  weil  es  sich  in  erster  Linie  mit  seinen  innern 
Zustanden  beschäftigen  müsse,  wieder  eine  von  ihm  mehrfach  mit 
Emphase  wiederholte  Behauptung,  über  deren  Ilichtigkeit  ich,  und,  wie 
ich  glaube,  unzähUge  andere  Menschen  mit  ihm  völlig  einverstanden 
sind.  Von  meinen  Ausfiihrungcn ,  dals  Deutschland  an  dem  Fort- 
schreiten liberaler  Handelspolitik  in  der  Welt  mehr  interessiert  sei 
als  die  meisten  andern  Kulturstaaten,  kann  icli  freilich  deshalb  nichts 
zurücknehmen. 

In  meinem  Artikel  hatte  ich  mir  sodann  selbst  den  Einwand  ge- 
flacht, dals  der  Markt  für  unsere  Fabrikate,  dessen  wir  in  steigendem 
Mafse  bedürfen,  in  den  europäischen  Staaten  alter  Kultur  und  hoch- 
entwickelter Industrie  nicht  gefunden  werden  könne  und  an  der  Hand 
der  offiziellen  Statistik  und  einigen  andern  Angaben  nachzuweisen 
versucht,  wie  die  Käufer  der  Waren,  welche  Deutschland  exportiert, 
ganz  überwiegend  in  den  europäischen  Staaten  zu  suchen  seien  und 
wie  gerade  das  Land  mit  der  gröfsten  industriellen  Entwicklung  doch 
der  erste  Abnehmer  der  Erzeugnisse  deutschen  Gewerbfleifses  ist. 
Daraus  hatte  ich  zwei  Schlüsse  gezogen,  erstens,  dals  die  Arbeitstei- 
lung ebenso  wie  zwischen  den  einzelnen  Teilen  derselben  Völker  auch 
Bwi&chen  den  verschiedenen  auf  fast  gleicher  Kulturstufe  stehenden 
and  unter  ganz  ähnlichen  iiatürliclien  Verhältnissen  arbeitenden  euro- 
paiscben  Völkern  sich  in  hohem  Grade  entwickelt  habe  und  weiterer 
PAusbildung  fähig  sei  und  zweitens,  dals  Deutschland,  angewiesen  auf 
einen  wachsenden  Export  nach  andern  Kulturstaaten,  durch  eine  pro- 
tekUoDistische  Politik  derselben  besonders  beeinträchtigt  werde. 
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Es  sei  ihm  unbekannt,  sagt  Herr  Tuch,  ob  jemainl  den  obigen 
Einwand  erhobün  habe,  der  jedenfalls  ein  sehr  kenntnisloser  sein 
würde.  Aus  der  Fülle  von  Äufserungen  dieser  Art,  die  sich  in  der 
deutschen  schutzzöllnerisclien  Litteratur  finden,  führe  ich  nur  die 
Worte  eines  Vorkämpfers  dieser  Partei  an,  welche  derselbe  ganz  spe- 
ziell gegen  meine  verkehrte  Würdigung  des  europäischen  Marktes 
richtet-  ,,ln  den  europäischen  Landern'\  schreibt  Dr.  H.  Grothe  in 
der  Zeitschrift  f.  Volkswirtschaft  IV,  Jahrg.  S.  83,  „ist  für  uns  weni- 
ger Aussicht  zur  Vermehrung  des  Handels,  weil  die  meisten  dieser 
Länder  (ausgenommen  die  freihändlerische  Türkei)  selbst  streben  und 
sich  entwickeln  und  Scliritt  für  Schritt  die  Importation  zurückdrängen 
und  teilweise  überflüssig  machen  durch  eigene  Produktion.  Ebenso* 
wenig  Fortschritte  dürfen  unser  Handel  und  Industrie  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  erhoffen*),  vielmehr  können  sie  mit  Recht  von  dort 
her  Einschränkungen  erwarten.  Dagegen  haben  tlie  deutschen  Indu- 
striellen und  Händler  richtig  erkannt,  dafs  alle  übrigen  Teile  der 
Welt  Absatzgebiete  des  deutschen  Gewerbfleifses  sein  können  und 
sein  werden".  Offenbar  sehr  kenntnislose  Ausführungen  nach  Herrn 
Tuch! 

Obschon  nun  Herr  Tuch  seinerseits  von  der  Bedeutung  des 
europäischen  Marktes  für  unsere  Industrie  überzeugt  ist,  behauptet 
er  doch,  dafs  ich  denselben  und  ganz  besonders  den  englischen  Markt 


1)  Biese  Behiiuptun^  wird  vod  eiiiotn  der  er^tuii  Orgaue  d«r  ScbutZBoUpartei  iiiiAge- 
»|»rot'}i€ii,  wäbriiiid  Htiderc  Vertreter  dcrselbeu  RiclUunjg  mit  Befriedigung  den  s«it  7  oder 
8  Jahren  r^^eti  wAuh^enrlen  Absjitii  deutsfi^her  Produkte  ii)  Amerika  konstaiiereti.  S.  «.  B, 
SehmulJerÄ  Jührh  1883,  1  Heft  S  325.  Dort  wird  u,  »,  eine  Noti»  de«  Reichsati- 
zeigers mit|j^et4?ilL|  wouacd  derjenige  Teil  DeuLscblauds  <  der  dem  amerikaitischeu  General« 
koii5uUt  zu  UerUu  utiter^teUt  ist,  nach  deu  Ver  Staateo  ausführte 
1S76  für     51  500000  Mark 

1877  „       58600000      „ 

1878  „       57  400000      „ 

1879  ,,       65  900  000      ^, 

1880  „      106  200000      ,» 

1881  ,,        109  200  000       ,, 

1882  „     142300000     „ 
In  haadelspoUiischer  Hinsicht  läfst  sich  au«  diesen  Zahlen  freilicli  nach  keiner  Seit« 

hin  ein  Schlufs  vtiti  Bedeutung  ziehen.  Sie  seigcn  nur ,  wie  tief  die  wirtschaftliche  De* 
gression  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerikn  OHth  der  KHsis  von  1874  und  wie 
rasch  und  mächtig  der  Aufschwung  seitdem  gewesen  ist.  Nichts  ist  verkehrter  ^  als  dar- 
aus folgern  zu  wollen  ,  sei  es ,  dafs  die  amerikanischo  Industrie  trotz  oder  infolge  der 
Schutftzcitle  zurückgebe ,  sei  es ,  dafs  die  Schutzzone  dem  deutschen  Export  nicht  schäd- 
lich öder  sogar  förderneb  seien. 
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weit  überschätze.  Ich  heabsichtige  die  Richtung  der  deutschen  Aus- 
fuhr im  Jahre  1881  noch  besonders  zu  besprechen.  Hier  sei  daher 
^Herro  Tuch  gegenüber  nur  Folgendes  bemerkt. 

Weitaus  die  wichtigste  deutsche  Exportindustrie  ist  die  Textil- 
industrie. Auf  die  Gruppe  XIL  Klasse  C— L  ^»Fabrikate  der  Textil- 
Industrie  und  Kleider'*  kommt  in  der  amtlichen  Statistik  für  1880 
eine  Ausfuhr  im  Wert  von  beinahe  800,  im  Jahr  1881  von  etwas 
Über  S(V)  Millionen  Mk.  Das  sind  27,02  und  26,5  §  der  Gesamtaus- 
fuhr, aber  in  der  Gesamtausfuhr  sind  nicht  wenige  zollfrei  vom  Aus- 
land eingeführte  und  aus  dem  freien  Verkehr  wieder  ausgeführte  also 
eigentlich  nur  durchgeführte  Erzeugnisse  enthalten.  Von  dem  Werte 
der  ausgeführten  deutschen  Produlcte  kommt  also  ein  noch  viel  griifse- 
rerTeil  auf  dit*  Erzeugnisse  dieser  Gewerbzweige.  „ScbwerÜch''  hatte 
ich  gesagt,  ,,werdcn  vor  den  Veröffentlichungen  unserer  fieutscheu 
Handelsstatistik  viele  darüber  klar  gewesen  sein,  dafs  England  nicht 
nur  der  gefährlichste  Konkurrent,  sondern  auch  der  erste  Markt 
unserer  Textilindustrie  ist''.  Herr  Tuch  hat  das  schon  vorher  ge- 
wufst,  ,^Leute,  sagt  er,  welche  sich  auch  sonst  wohl  mit  diesen 
Dingen  beschäftigen,  werden  aus  den  tabellarischen  Übersichten  des 
Hamburger  Handels*^  —  tue  beiläufig  gesagt  doch  nur  einen  sehr 
kleinen  Teil  dtT  deutsclicn  Ausfuhr  von  Geweben  nadi  Enj^land  um- 
fassen —  „schon  einigen  Hegriff  über  Quantum  und  Wert  dw  nach 
EngIan<I  verschifften  Textilwaren  gehabt  haben.  Noch  mehr  sind 
die  bezüglichen  Verhältnisse  denjenigen  geläufig  gewesen,  welche  Jahr 
aus  Jahr  ein  inmitten  des  deutschen  Exporthandels  stehen".  Wenn 
also  die  von  mir  behauptete  Thatsache  schon  längst  den  Saclikundigen 
geläufig  war,  so  wird  sie  wohl  richtig  sein* 

Demnächst  sind  unter  den  Gruppen  der  deutschen  Ausfuhrartikel 
dem  Wert  nach  die  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft  und  der  landwirt- 
schaftHehen  Industrie  (Zucker,  Spiritus)  am  bedfuteiulsteiL  Die 
Gruppen  I— III  unserer  amtlichen  Statistik,  welche  bis  auf  verschwin- 
dende Ausnahmen  aus  solchen  Erzeugnissen  bestehen,  hatten  1881 
einen  Ausfuhrwert  von  626i  Millionen  Mark  20,0  ^  der  Gesamtaus- 
fuhr. In  der  letzteren  aber  sind,  wie  gesagt,  die  vom  Ausland 
zollfrei  eingeführten  und  wieder  ausgeführten  Rohstoffe  enthalten. 
Auch  für  diese  Produkte  wagt  Herr  Tuch  nicht  ihre  fast  aus- 
«chliefsliche  Bestimmung  für  europäische  Märkte  und  zwar  ganz  über- 
'iviegend  für  England  zu  bestreiten.  Er  meint  nur  der  englische 
Markt  sei  uns  auf  die  Dauer  für  diese  Er/.tiugnisse  nicht  sicher, 
eine  Frage,   die   man    auch    in  Bezug  auf  andere   Exportzweige   mit 
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(Icmsülben  Recht  aufwerfen  konute,  die  aber  hier  nicht  zur  Erörterung 
steht  •). 

Damit  wäre  für  den  gröfsern  Teil  der  Ausfuhr  deutscher  Erzeug- 
nisse schon  von  Herrn  Tuch  selbst  zugegeben,  dafs  unter  den  frera- 
den  Märkten  der  englische  die  gn^fste  Bedeutung  hat.  Aber  auch 
für  eine  Reihe  anderer  ExporHndustnen  kann  Herr  Tuch  die  That- 
sache  nicht  in  Abrede  stellen,  er  verweist  nur  auf  den  weitem  Export 
derselben  aus  England  nach  transatlantischen  Gebieten,  einen  Punkt, 
den  ich  sogleich  noch  besprechen  will.  Ich  möchte  indeXs  gerade  in 
Bezug  auf  diese  kleinen  Industrien  noch  einige  Beispiele  von  der 
Polemik  des  Herrn  Tuch  geben. 

Ich  hatte  angeführt,  wie  sich  nach  der  amtlichen  Statistik 
für  1880  die  Ausfuhr  der  wichtigen  Exportartikel  «ler  chemischen 
Industrie  unter  die  verschiedenen  Bestimmungsländer  verteilt  und 
dann  erwähnt,  dafs  die  Artikel,  in  welchen  die  deutsche  Industrie 
eine  solclie  Virtuosität  erlangt  habe,  dafa  sie  den  englischen  Markt 
nahezu  beherrsche,  auch  sonst  in  die  verschiedensten  Länder  der 
Welt  gingen-  Der  Ausdruck  ,,nahezu  beherrschen"  war  vielleicht  et- 
was zu  stark  gewählt,  aber  es  kann  keinem  Zweifel  unteriiegcTi,  dafs 
vor  allem  von  Alizarin,  Ultramarin,  Anilin  und  Anilinfarben,  demnächst 
auch  von  Bleiweis,  Zinkweis,  Weinsteinsäure,  wie  die  Ausfuhrtabellen 
und  mancln*  Aufserungen  von  Handelskammern  auch  für  1881  ergeben, 
sehr  grofse  Quantitäten  nach  England  und  jedenfalls  viel  mehr  nach 
England  als  nach  anilern  Ländern  gegangen  sind.  Ich  hatte  über- 
dies als  Zeugnis  eines  Sachkundigen  dii*  Worte  eines  hervorra- 
genden Industriellen  in  diesen  Produktionszweigen ,  des  Herrn 
Dr.  Brüning  angeführt:   „der   eigentliche  Boden   für  das  Gedeihen 


1)  Herr  Ttich  bcütTeitet  auch,  ätifs  der  Übergang  Englnnds  »u  liberiJer  HMideb- 
polUik  den  Ah^atz  utjsercr  lanilwirtsehurilicbea  Krzeug^nissc  in  England  befördert  hübe 
imd  sa^t ,  hv\  Äucker  luid  Spiritu»  habe  England  bexeirhueuder  Weise  keine  liberale 
HtindviHpolitik  befolgt.  So  Ifinge  iti  Bezug  aar  Zneker  das  nicht  der  Fall  war^  i»t  aber 
aucb  koin  d^mtäelier  Zucker  in  nßunenswerten  Beträf^en  nach  Englund  oiportiert  worden. 
Jet2t  aber,  nachdem  Zucker  aas  Deutachland  und  allen  andern  Litndorn  ganz  zoll-  und 
steuerfrei  ciiiKcnihrt  werden  kann^  war  nach  der  amüiehmi  Stati<«tik  für  1881  der  Wen 
von  Zurkpr^  Mplass©  tuid  Syrup,  welche  direkt  nach  England  nuA^cfiihrt  wurden »  etwa.i 
über  81  Millionen  Mark  uml  unter  üinsurechnuni;  der  durch  den  ffamburger  Zwischen* 
bandet  verinitteUe  Atisifuhr  steigt  der  Wert  des  in  England  abgeüeUten  deatschen 
Zuckers  auf  über  100  Millionen  Mark  ^  doppelt  so  viel,  als  nach  allen  andern  fremden 
Märkten  zuftammen  gegangen  ist.  Für  Spiritas  dagegen^  der  in  England  einen  8chutS7.oll 
unterliegt ,  kommt  dies  Land  erst  an  dritter  oder  vierter  Stene  unter  den  fremden  Ab' 
aatsgebieten. 
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der  chemischen  Industrie  liegt  in  England".  Herr  Tuch  beseitigt 
diese  Autorität  damit,  dafs  er  die  Worte  mir  in  den  Mund  legt 
S.  67:  ,,Wenn  der  eigentliche  Boden  für  das  Gedeihen  der  chemi- 
schen Industrie  in  England  läge,  wie  Professor  Nasse  be- 
hauptet", sodann  greift  er  aus  der  Tabelle  der  Exportartikel  dieser 
Warengruppe,  die  ich  mitgeteilt,  einen  heraus:  Paifümerien  und  er- 
klärt:  hiervon  auszusagen,  dafs  sie  (sie)  den  englischen  Markt  nahezu 
beherrschen,  das  hätte  dem  Autor  nicht  passieren  dürfen.  Herr 
Dr.  Grothe  in  einer  Anzeige  der  Tuch 'sehen  Schrift,  Zeitschrift  für 
Volkswirtschaft  IV.  Jahrg.  S,  81  schreibt  den  Vorwurf  sofort  nach  und 
ich  zweifle  nicht,  dafs  ein  grofser  Teil  der  schutzzöllnerischen  Presse 
diese  Entdeckung  meiner  „volligen  Unhekann tschaft  mit  den  Handels- 
verhältnissen" wiederholen  wird.  Es  ist  mir  natürlicher  Weise  gar  nicht 
eingefallen  von  sämtlichen  Artikeln  der  mitgeteilten  Tabelle  zu  be- 
haupten, dafs  in  denselben  die  deutsche  Industrie  den  englischen 
Markt  nahezu  beherrsche.  Ich  habe  sie  ausdrücklich  als  (nne  Über- 
sicht „der  Ausfuhr  der  wichtigsten  Erzeugnisse  dieser  Gattung*'  be- 
zeichnet und  auch  der  oberflächlichste  Leser  konnte  aus  den  Zahlen 
leicht  erkennen,  von  welchen  Produkten  jene  Äufserung  über  den 
englischen  Markt  gelten  sollte. 

Einen  erheblichen  Absatz  in  England  hat  unsere  Papierindustrie. 
Für  das  Jahr  18^^1  stellt  sich  zAifolge  der  amtlichen  Statistik  der 
Wert  der  Ausfuhr  folgenderraafsen 


GeiarntAasfahr 


davon  jinch  Oroffl- 


Lumpen  und  Halbzeug 
Papier  und  Pappe 
Papier  uml  Papp  waren 


n«eh    Hambarg 

35GOaX)  Mk. 

138r>7iX>t:>  Mk. 

3  443  CK J*  Mk. 


16194000     2975000  Mk. 

3541800«')      7  154000  Mk. 

17  42SO0O  4  250  (XX)  Mk. 
Die  Ausfuhr  nach  Hamburg  ist  zum  grorsen  Teil  für  Englan{l  bestimmt. 
Herr  Tuch  entgegnet  auf  meine  Erwähnnng  der  Ausfiitir  von  (lanz- 
lunl  Hall  »fahr  ikaten  dieser  Gruppe:  „Endlicli  koninit  der  jenseitige 
AufsaU  auf  einen  Artikel  zu  sprechen,  bei  welchem  sicli  wirklicli 
das  Vorwiegen  des  englischen  Marktes  zeigt,  nämlich  Lum]>en". 

Bei  Gruppe  XVI  Nr,  591  der  amtliclien  Statistik  (Waren,  ganz 
oder  teilweise  aus  edlen  Metallen  oder  Edelsteinen  gefertigt,  echtes 
Blattgold  und  Blattsilber)  hatte  ich  constatiert,  dafs  1H80  von  dem  ^'e- 
samten  Ausfuhrwert  (28440U.K}  Mk.)  ungefähr  30  [J  nach  Crrofsbritannien 
gegangen  sei.  Im  Jahr  1881  betrug  der  Ausfuhrwert  29G23(XK>  Mk,, 
davon  nach  Grorsbritannien  7  817000  Mk,  Herr  Tuch  erwidert: 
^diese  Äufserung   ist  in    folgender  Weise   richtig  zu    stellen.     Weder 
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von  deutschen  Gold-  noch  Silberwaren  bleibt  Namhaftes  in  England**. 
Das  folge  schon  aus  der  verschiedenen  Feinheit  der  englischen  und 
der  deutschen  Goldwaren  u,  8.  w.  Dabei  erwähnt  der  Verfasser 
nicht,  dafs  in  dieser  Position  enthalten  sind,  Edelsteine  jeder  Art 
mit  oder  ohne  Fassung  (Produkte  z.  B.  der  Obersteiner  Industrie), 
imitierte  Edelsteine  in  echter  Fassung,  Blatt«[old,  von  dem  der 
Bericht  der  Nürnberger  Handelskammer  für  1881  sagt,  dafs  darin 
der  englische  Markt  von  Nürnberg  aus  beherrscht  werde  und 
dals  der  regelniäfsige  Massenbedarf  von  London  so  grofs  gewesen 
sei,  dafs  die  Aufträge  nicht  hätten  ausgeführt  werden  können  u.  s. 
w.*).  In  dem  Leser  aber  wird  auf  diese  Weise  die  Meinung  erregt,. 
ich  hätte  behaui^ti't,  deutsche  Gold*  und  Silberwaren  hätten  ihren 
ersten  Markt  in  England,  während  ich  mit  keinem  Worte  davon  ge 
Sprüchen  habe. 

Aber,  erwidert  Herr  Tuch  dann  weiter,  die  Ausfuhr  nach  denij 
Vereinigten  Königreich  darf  uns  nicht  blenden.  Ein  überwiegender 
Teil  derselben  ist  nicht  für  den  englischen  Markt  bestimmt.  Ähnliches 
ist  über  den  Transit  der  nach  Belgien,  Holtand  selbst  Frankreicli 
gehenden  Waren  auszusagen,  Herr  Proft/ssor  Nasse  hat  der  Unter- 
scheidung zwischen  Käufern  und  Konsumenten  nicht  genügend  Itech- 
nung  getragen.  Es  rührt  das  daher,  dafs  er  von  dem  Getriebe  des 
Handeis  nicht  genug  unterrichtet  ist  Diese  Äufserung  ist  ebenso 
unrichtig,  wie  sie  anmafsend  ist  Aufs  bestimmteste  habe  ich  her- 
vorgehoben,  dafs  die  deutsche  Statistik  nur  die  ersten  Abnehmer, 
nicht  die  letzten  Konsumenten  dt-r  deutschen  Erzeugnisse  giebt  und 
dafs  nicht  nur  die  nach  den  Hansestädten,  sondern  auch  die  nach 
England,  Niederland,  Frankreich*)  ausgefilhrten  Produkte  zu  einem 
g(*wissen  Teile  von  dort  weiter  nach  fremden  Ländern,  insbesondere 
nach  transatlantischen  Plätzen  weiter  geführt  werden.  Die  Unter- 
sdieidung  der  für  den  Zwischenhandel  bezogenen,  von  den  in  dieseil 
Ländern  unmittelbar  konsunüerten,  oder  weiter  verarbeiteten  Erzeug- 
nissen, fuhr  ich  fort,  ist  ganz  unmüghcb.  Ich  habe  daher  auch  nur 
von  den  nach  England  geführten  landwirtschaftlichen  Produkten  gesagt 
dafs  dieselben   im  Wesentlichen  auch  dort  im  Lande  konsumiert  wür-' 


1)  Diiit  tleutaehe  WirUehAftnjnlir  1881   S.  S60. 

2)  Herr  TqcIi  1»ebiupt«t  uudi  von  Utr  Ausfuhr  nmeli  Beli^ien,  dufsi  sie  gror^etiteU» 
für  deo  BelgUctien  ZwtäcLuiikandel  bestinmit  f^ewmen  smi.  Aber  das  liberseeiaelje  Export- 
geschäft in  AnlwerpeiJ  hl  liöch»t  iiRbedeiitend.  (S  u.  A  den  Koi)üul»tabericbt  im  deat- 
icbeo  HftDddfittrchiv,  Jübri;.   1882,  11.  S.  eS2.) 
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den,  sonst  mich  jeder  Äufserung  über  das  Verhältois  der  für  den 
englischen  Zwischenhandel  und  für  dii;  englische  Konsumtion  be- 
stimmten deutschen  Erzeugnisse  enthalten*).  Ich  werde  auch  jetzt 
Herrn  Tuch  nicht  in  Erörterungen  über  dies  Verhältnis  folgen.  Es  ist 
aufserordenüich  leicht,  so  wie  er  es  thut,  auf  Grund  prätendierter  eigener 
Erfahrungen  und  eigener  Geschäftskenntnis  im  Exporthandel  darüber 
die  bestimmtesten  Behauptungen  aufzustelien.  Man  läuft  dabei  keine 
GefaJir  in  schlagender  Weise  widerlegt  zu  werden,  weil  eine  auch  nur 
annähernde  Ermittlung  der  Thatsachen  unmöglich  ist.  Aber  es  wider- 
strebt mir  um  so  mebr,  mich  auf  diesen  Boden  zu  begeben,  als  für 
den  Zweck  meiner  Untersuchung  eine  scharfe  Scheidung  dieser  beiden 
Bestandteile  der  Ausfuhr  nach  England,  Frankreich  u,  s.  w.  nicht 
notwendig  ist  Denn  das  wird  schwerlich  ein  Sachkundiger  von 
einiger  Unbefangenheit  bestreiten  können,  dafs  der  englische  Zwischen- 
handel fast  nur  diejenigen  Gattungen  deutscher  Erzeugnisse  in  gröfserer 
Menge  in  der  Welt  verführt,  welche  auch  in  den  englischen  Konsum 
übergehn  und  welche  die  englische  Industrie  nicht  in  scharfer  Kon- 
kurrenz mit  der  unsern  produziert.  Deutsche  Exportartikel  von  der 
allergröfsten  Bedeutung,  die  in  transatlantischen  Gebieten  den  erheb- 
lichsten Absatz  haben,  werden  nur  in  geringen  Quantitäten  nach 
England  exportirt,  wenn  sie  in  gleicher  oder  ähnlicher  Beschaffenheit 
auch  in  England  hervorgebracht  werden.  Einige  Beispiele  davon 
habe  ich  schon  in  dem  revidierten  Separatabdruck  meines  Artikels 
gegeben,  die  ich  hier  noch  etwas  ausführen  und  vennehren  möchte. 
Unter  den  verschiedenen  Gegenständen  der  deutschen  Ausfuhr  be- 
gegnet uns  auf  fremden  Märkten  kaum  ein  anderer  so  allgemein  und 
io  so  hohen  Beträgen  wie  die  Waren,  welche  un=ier  Zolltarif  und 
unsere  Reichsstatistik  unter  der  Position  „unbedruckte  wollene  Tuch- 
uud  Zeugwaren''  zusammenfafst.  Im  Jahr  1881  betrug  der  Gesamt- 
export 17ü654  m.  C.  Die  Reichsstatistik  berechnet  den  Wert  der 
m.  C.  auf  lOOiJ  M.,  so  dafs  also  ein  Gesamtwert  von  170654«XM}  M. 
sich  ergibt  Die  Ausfuhr  verteilt  sich  der  Richtung  nach  folgender- 
maTsefi.    Es  gingen  nach: 


1)  Um  BUrBdeatongen  zu  vermeiden  bemerke  icli  Docb^  daHs  von  dem  VerhlltDis  dor 
UDAtrer  Amtlicb«n  Statistik  gemiia«  nach  EagUnd  ezportierteo  za  den  dort  kousimilerteu 
Ware»  xii  unterscheiden  ist;  die  Sc^heidung  der  stu folge  der  Hamburger  Statiatlk  nach  Eng- 
laitd  geführten  Waren  in  solche ,  die  dort  nur  umspediert  wurden  und  üolchc,  die  in  den 
engUacbcn  Handel  übergingeu.  Über  da3  letztere  Verhftlttds  murät«  tob  allerdings,  w'enn 
leh  überhaupt  aufker  der  Beichsstatistik  auch  die  Hamburger  Statistik  benntzen  waltie,  Ver> 
malanfoii  aassprechen 

N.  h\  Bd.  VI.  ae 
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Hambarg-Altona    .     .     .  44506  m.  C. 

Frankreich I3  560  „  „ 

Vereinigte  Staaten  v.  A.  13  loi  „  „ 

Österreich-Ungarn       .    .  12766  „  „ 

ItaUen 1 238  ,,  „ 

Schweis 11020  „  „ 

Niederlande 10427  „  ,, 

Schweden 7  838  „  „ 

Dlbiemark 7 128  „  „ 

Belgien 6  520  „  „ 

Grobbritannien  ....  6  475 

Bofsland        5303 

Bremen 3  1 1 1 

Bomlnien 1 992 

BrasiUen 179^ 

Türkei 1746  n  M 

Andere  Länder  ....  10942  ,,  ,, 

Von  Hamburg,  das  als  grSfster  Abnehmer  erscheint,  warden  1881  fiber  See  gef&hrt 
an  Wollen-  and  Halbwollenwaren  (eine  Unterscheidang  der  verschiedenen  Sorten  kennt 
die  Hamburger  Statistik  nicht)  nach: 

Großbritannien       .     .     .  28450  m.  C. 

Vereinigte  Staaten  9  747  n    » 

Norwegen 6604  „   „ 

ChiU 6282  „    „ 

Bengalen 5916  „    „ 

Argentina 3  55^  „    »1 

China  .......  2616  „    „ 

Peru 1892  „    „ 

Uruguay 1 868  „    ,, 

Columbia 1 302  „    „ 

Mexiko 1 258  „    „ 

Bremen I  198  „    „ 

Portugal 1053  „„   u.  8.  w. 

Aus  diesen  Ziffern  wird  man  leicht  die  enorme  Verbreitung  dei 
deutschen  Wollenwaren  in  der  ganzen  Welt  erkennen.  Die  voi 
Hamburg  nach  Grofsbritannien  gesandten  28450  Gtr.  sind  dort  ohne 
Zweifel  bei  weitem  zum  gröfsten  Teil  nach  transatlantischen  Plätzei 
(Asien  und  Australien)  umspediert  worden.  Trotz  dieser  Exportfähig 
keit  unseres  Hauptexportartikels  ist  der  englische  Zwischenhande 
ganz  unbedeutend  darin.  Es  gehn  nach  der  Reichsstatistik  siebenma 
soviel  deutsche  Wollenwaren  in  den  Hamburger  Handel  wie  in  dei 
englischen  über.  Ähnlich  ist  das  Verhältnis  bei  den  meisten  Artei 
der  baumwollenen  Gewebe.  Die  Ausfuhr  betrug  1881  nach  dei 
Hauptpositionen  unseres  Zolltarifs  und  unserer  Statistik: 
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dichte 

gebleichte  dichte, 

aufge- 

rohe 

auch  appretierte 

schnittene 

Samte 

^         — - 

Gesamtaasfahr 

6945  m.  C. 

20  204  m.  C. 

2  803  m.  C. 

f.  2084000  M 

f.  6667000  M. 

f.  2523 000 M. 

m.  C. 

m.  C. 

m.  C. 

nach  Hamborg-Altona 

580 

3558 

174 

„     Rufsland      .     . 

81 

796 

157 

„     Österreich-Ungarr 

462 

414 

646 

„     Schweiz       .     . 

1679 

2787 

144 

„     Frankreich 

2437 

4847 

546 

„     Belgien        .     . 

269 

1440 

166 

„     Niederland 

131 

1172 

127 

„     Grofsbritannien 

395 

783 

98 

„     ItaUen    .     .     . 

309 

I  160 

295 

? 

529 

100 

„     BrasiUen     .     .     . 

? 

554 

? 

„     Chili       ... 

116 

222 

? 

Überall  tritt 

der  grofsbr 

itannische  Markt  zurück.   I 

andere  dichte 
baumwollene 
Gewebe 
114652  m.  C. 
^  37  835  000  M. 
m.  C. 
19  178 
1287 
5300 

8173 

29496 

3202 

5670 

7259 
6649 
7464 

2347 
2717 

Die  erste  Stelle 

nimmt  FraDkreich  ein,  wahrscheinlich,  weil  in  Folge  der  alten  Be- 
ziehungen Elsässer  Baum  wollengewebe  noch  immer  viel  von  Pariser  Export- 
geschäften vertreten  werden  und  in  beschränktem  Mafse  auch  in  den 
französischen  Konsum  noch  übergehn.  Demnächst  erscheint  der  Ham- 
burger Zwischenhandel  als  Abnehmer,  Grofsbritannien  tritt  gegen  diese 
beiden  Länder,  ja  sogar  gegen  Italien  und  die  Schweiz  ganz  zurück.  Es 
kann  auch  kein  Zweifel  sein,  dafs  deutsche  baumwollene  Gewebe  in 
transatlantischen  Gebieten,  wenn  auch  in  viel  beschränkterem  Mafse  als 
Wollenwaren  Absatz  finden.  Die  Reichsstatistik  gibt  darüber  wenig  Auf- 
schlufs,  indes  wird  doch  in  der  wichtigsten  Position  No.  38  (andere  dichte 
baumwollene  Gewebe)  aufser  den  genannten  Exportländern  noch  die 
Argentinische  Republik  mit  1533,  das  übrige  Südamerika  mit  1625,  ferner 
Rumänien  mit  4548  m.  C.  aufgeführt.  Die  nicht  unbedeutende,  nach 
Hamburg  exportierte  Menge  von  Baumwollenwaren  wird  ebenfalls  von 
dort  weiter  verführt  worden  sein.  Auch  aus  unseren  Konsulatsberichten, 
sowie  aus  dem  Buch  von  Diezmann^)  erhellt,  dafs  an  manchen  über- 
seeischen Orten  deutsche  Baumwollengewebe,  sei  es  über  Hamburg, 
sei  es  direkt,  wenn  auch  in  viel  kleineren  Quantitäten,  als  Wollen- 
waren ,  eingeführt  werden.  Es  wäre  also  für  den  englischen 
Handel,  der  die  Welt  mit  baumwollenen  Geweben  versorgt,  wohl 
möglich,  auch  deutsche  Gewebe  zu  vertreiben.  Aber  derselbe  leistet 
in  diesen  Artikeln,  welche  Hauptprodukte  der  englischen  Industrie 


1)  Deutschlands  aafserearopäischer  Handel  von  Max  Diezmanii.     Chemniti  1882. 
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sind,  fast  Nichts  für  unsern  Export.  Dagegen  sind  es  diejenige! 
Produkte  der  Textilindustrie,  bei  denen  es  keinem  Zweifel  unterliegt 
dafs  sie  auch  für  den  englischen  Konsum  aus  Deutschland  bezogei 
werden,  welche  bewirken,  dafs  der  Export  von  Erzeugnissen  diesei 
Warengruppe  nach  England  den  nach  anderen  Wirtschaftsgebietea.^ 
erheblich  übertrifft. 

Ausfuhr  im  Jahr  1881. 


Vtgo^negarn  .  .  *  . 
Ztmgwskma  v.  Stide  . 
DesijL  V.  Seide  in  Ver* 

bind.   m.  Bnamwone 
Poutnentier>  u.  KDopf- 

inivcherwjiren,  seidene 
Desgt ,  halbseidene 
Desgl.,  walleoe  -     .     * 
DesgL,  bfiam wollene    . 
Kleider,    fertige    Leib- 

w&$cbe  u,  Putsw&ren 


im  Gaosen 

ffi.  C.         lODO  M, 


35356 
2536 

29699 

»  347 
10541 

16  594 

36872 


936^ 
17682 

114736 

3368 
33731 

17947 
10786 

73  744 


4997 
761 


5992 


nech 
Grofsbri- 
tADnien 


18  190 
768 

ri  170 

527 
2931 
6023 
5196 

7433 


öftch 
Öaterr- 
llDgarn 


834 


1340 


2711 


1299 


9t3S 


An  diese  Beispiele  aus   der  wichtigsten  Exportindustrie  will  id 
nur  noch  einige  wenige  aus  anderen  Erwerbszweigen  reihen,  fl 

Die  deutschen  Niihnadeln  haben  sich  in  scharfer  Konkurrenz  mfl 
den  englischen  ein  grofses  Absatzgebiet  in  anderen  Weltteilen  erobert, 
Insbesondere  haben  sie  auf  dem  ostasiatischen  Markt  Terrain  ge- 
wonnen, gerade  einem  Handelsgebiet,  auf  welchem  England  vorzugs- 
weise festgewurzelte  und  ausgedehnte  Handelsverbindungen  hat 
Der  Import  der  dortigen  Erzeugnisse  nach  Europa  ist  fast  ganz  in 
englischen  Händen,  englische  Darapfschiffverbindungcn  vermitteln  den 
Verkehr  dorthin,  deutsche  fehlen  fast  ganz.  Aber  der  Export  deutscher 
Nähnadeln  nach  England  ist  so  unbedeutend,  dafs  die  deutsche  Reichs- 
statistik Grofsbritannien  unter  den  Ländern ,  nach  denen  Nähnadeln 
ausgeführt  worden  sind,  gar  nicht  anführt.  Es  wurden  ausgefü 
1881  Nähnadeln: 


im  G&nsen 

6  737  m.  C. 

dftvoo  n%th  CliiDtt    .     .     ,     . 

i  484  11    M 

,,         „     Hamburg    .... 

769  ..    .» 

„         „     Fr«iikr«icb      ,     ,    - 

654  t,    « 

,t         f,     Osterrdch-Ungmni    . 

S47  »1    .. 

„         „     Ostindien     (liritisch, 

utedcrlÄodisch  etc-) 

417   ..   M 

Die  Bichtuug  der  deatscheu  WureoaiuAihr. 
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Etwas  mehr  tritt  die  Ausfuhr  nach  England  hervor  bei  feinen 
Eisenwaren.    Es  wurden  davon  ausgeführt  1881: 

im  Ganzen 62  512  m.  C. 

davon  nach  Hambarg   ....      9  279  ,,  ,, 

„         „     Niederlaod      .  6  461  „  „ 

5667  »  „ 

5  500  „  „ 

4 182  „  „ 

3  792  ,,  „ 

3  784  „  „ 

3  740  „  „ 

Der  Rest,  ungefähr  ein  Drittel,  vertheilt  sich  auf  die  verschie- 
densten Länder  der  Welt  und  von  einer  irgend  erheblichen  Vermitt- 
lung durch  den  englischen  Zwischenhandel  kann  nicht  die  Rede  sein. 
Ebenso  wie  Nähnadeln  und  feine  Eisenwaren  haben  z.  B.  Anilinfarben, 
ultramarin,  Alizarin,  Eisendraht  und  Drahtstifte  Absatz  in  den  ver- 
schiedensten Teilen  der  Erde.  Aber  da  tritt  der  englische  Markt 
ganz  anders  in  den  Vordergrund  und  der  Hamburger  Zwischenhandel, 
der  bei  Wollenwaren,  feinen  Eisenwaren  so  gute  Dienste  leistet,  ganz 
zurück. 


Österreich-Ungarn 
Grofsbritannien  . 
Belgien  .  .  . 
Rn&land  .  .  . 
Frankreich  .  . 
Ver.  Staaten 


Aasführ  im  Jahr  188L 

nach 

nach 

nach 

nach 

nach 

nach 

nach 

im  Ganzen 

§ 

ll 

1'' 
1« 

1 

1 

1 

m.  C 

1000  M. 

m.  C. 

m   C. 

m.  C. 

m.  C. 

m.  C. 

m.  C 

m.  C. 

AHsarin.    . 

55783 

19524 

? 

35148 

3265 

3983 

I  418 

2487 

4414 

Amlinfarbeo 

26639 

34631 

881 

6145 

2456 

2791 

2862 

I  HO 

3390 

Cltramarin  . 

54200 

6775 

9550 

15220 

IO51 

3621 

1873 

6527 

3505 

Bisendrabt  . 

1  594  162 

44637 

16494 

373  869 

? 

410  195 

81  220 

149858 

211  401 

DrmhUtifte  . 

217  102 

4  993 

13097 

63808 

4487 

? 

? 

48695 

2264 

Von  aufsereuropäischen  Gebieten  hebt  die  Reichsstatistik  hervor 
bei  Anilinfarben  China  mit  2723  m.  C,  bei  Eisendraht  Argentinien 
mit  27242  m.  C,  übriges  Südamerika  mit  Ausschlufs  von  Brasilien, 
Paraguay,  Uruguay,  Chili,  Peru  mit  20032  m.  C,  Australien  30995 
m.  C.  Es  dürfte  aber  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  ein  gewisser 
Teil  des  Exports  nach  England  von  dort  nach  aufsereuropäischen 
Ländern  weiter  geführt  wird.  Herr  Tuch  versichert  sogar,  dafs  nur 
wenig  davon  in  England  bleibe.  Aber  wenn  dem  so  ist,  warum  hat 
der  englische  Zwischenhandel  in  diesen  Artikeln  für  den  Vertrieb 
deutscher  Erzeugnisse  eine  Bedeutung,  die  er  bei  anderen  deutschen 
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Erzeugnissen,  welclie  in  viel  gröfseror  Mengo  nach  frcnitlen  Weltteilen 
gellt.  Dicht  hat?  Es  würde  leicht  sein,  die  Beispiele  dieser  Art  noch 
zu  vermehren.  Einerseits  werden  manche  andere  Eisen-  und  Stahl- 
warcn,  Maschinen  u.  Werkzeuge  von  Deutschland  nach  den  verschie- 
densten Ländern  exportiert,  aber  die  deutschen  Ausfuhrlisten  führen 
Enfzlaud  unter  den  Landern,  nach  denen  der  Export  gerichtet  ist,  gar 
nicht,  oder  nur  mit  ganz  kleinen  Beträgen  auf.  Andererseits  darf 
man  behaupten,  dafs  nicht  leicht  ein  Artikel  in  unsern  Ausfuhrlisten 
sich  finden  wird,  der  in  besonders  grofser  Menge  nach  England  ex- 
portiert würde  und  der  nicht  auch  zu  einem  gewissen  Mafse  in  den 
englischen  Konsum  iibergini^e  *). 

Diiraus  folgt  meines  Erachtens  zweierlei.  Erstens,  dafs  der  Markt, 
den  England  selbst  darbietet,  auch  von  der  gröfsten  Bedeutung  ist 
für  den  Umfang,  in  welchem  der  mächtige,  mit  den  befstcn  Verlnn- 
düngen  ausgerüstete  englische  Zwischenhandel  deutsche  Waren  vertreibt. 

Zweitens,  dafs  der  grofse  Export  deutscher  Erzeugnisse  nach  Eng- 
land, den  unsere  Ausfuhrtabellen  verzeichnen,  anf  eine  wirkliche  Ar- 
beitsteihmg  zwischen  den  beiden  Nationen  zurückzuführen  ist.  Es 
giebt  in  fiist  allen  grofsen  Industriezweigen  gewisse  Spezialitäten,  in 
denen  Deutschhind  im  Unterschied  von  England  exzelliert  und  deren 
Produkte  daher  der  englische  Handel  für  den  eigenen  wie  für  fremde 
Markte  ganz  oder  zum  Teil  aus  Deutscldand  l>ezieht.  Das  aber  ist 
Arbeitsteilung,  wenn  verschiedene  Personen  jede  ihre  Thätigkeit  auf 
gewisse  wirtschaftliche  Vernchtung  konzentrieren,  tlie  einseitigen  Lei- 
stungen untereinander  austauschen  und  w\mui  so  ilii*e  wirtschiiJtliche 
Thätigkeit  sich  gegenseitig  ergänzt.  Herrn  Tuch  diesen  Begriff  klar 
zu  machen ,  darauf  niufs  ich  freilich  verzichten.  Er  ist  aufs  höchste 
erstaunt,  dafs  ich  es  interaatiouale  Arbeitsteilung  nenne,  wenn  Deutsch- 
land Wolle  und  Getreide  vom  Auslande   bezieht,   dagegen  Kartoffeln, 


1)  Herr  T  n  c  h  beh^aptet  freirieh  das  Gegenteil  auf  das  Bestioini teste  von  Strumpf- 
waren.  Aber  er  tb«r»iettt  die  von  BerÜa  und  Apolda  exportierten  Sorten  sogenannter 
FaiiC7  Strumpfiraren  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  (8bawb,  Caelies  nex,  Uuterröoke  u.  s.  w.), 
iu  der  Regel  von  WuUe  and  grür^ontheil^  nuch  mit  der  Hand  gearbeitet.  Diese  Artikel 
durften  in  den  englischen  Koiiinm  nUeudiiig«  übergelm  Der  mehrfach  erwähnte  Ausisug 
aas  den  Berichten  der  Httödelskamm^rri  sagt  denn  auch  wieder  für  1881  von  der  Ber- 
liner Htrumpfwarenfabrikatiou :  .»Das  grörsle  Abf^atzgebiet  bietet  England',  während  mir 
von  ^Rchknüdlge^  Seite  über  die  Chemnitzer  SlrumpfwarenfabrikatioD  berichtet  wird,  dafs 
dieselbe,  weil  aie  in  scharfer  Konkurrenz  mit  England  hauptsächlich  baumwoUene  hoskry^ 
im  engern  Sinne  anfertige,  in  England  keinen,  dagegen  den  gröfsten  Ab^iatz  in  den  Ver> 
eünigten  Staaten  hAbe.  Auch  diese  Brich  ei  nung  düifle  d»her  nnsere  obige  ßehanplung 
nur  bestitigen. 
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Zucker,  Spiritus,  Butter  etc,  riacli  dem  Auslande  ausführt!  Kauft  man 
uns  deshalb  Zucker  und  Spiritus  ab,  weil  wir  fremdes  Getreide  iin- 
\  porticren ,  fragt  er.  So  könnte  eia  Schuster  fragen ,  kauft  man  mir 
deshalb  meine  Stiefel  ab,  weil  ich  meine  Kleider  nicht  selbst  anfertige? 
Die  zwischen  Schustern  und  Schneidern  bestehende  Arbeitsteilung  wurde 
durch  diesen  Zweifel  freilich  nicht  aufgehoben,  Herr  Tuch  glaubt 
femer  die  Thatsache  der  Arbeitsteilung  zu  widerlegen,  w^enn  er  ilarauf 
aufmerksam  macht,  dafs  ich  verschiedene  Ursachen  der  wachsenden  in- 
ternationalen Arbeitsteilung  kenne  und  anfiOire  1  Er  wirft  endlich  die 
Frage  auf,  ob  denn  eine  Arbeitsteilung  zwischen  Deutschland  und  Eng- 
land bewiesen  werde,  wenn  Zement  oder  Bier  nach  England  verschilft 
wird.  Nur  in  Bezug  auf  diese  letzte  Äufserung  will  ich  noch  bemer- 
ken, dafs  unsere  Ausfuhrlisten  eine  Ausfuhr  von  Zement  nach  Eng- 
land nicht  kennen,  dafs  von  Bier  eine  kleine  Quantität  (22574  m  C. 
von  121743  m  C.)  als  nach  England  ausgeführt  angegeben  wird.  Die 
Beispiele  sind  daher  gegenüber  den  Exportindustrieen^  die  ihren  Haupt- 
uabsatz  in  England  haben  und  vcm  mir  hervorgehoben  waren,  nicht 
Igerade  glücklich,  ich  darf  sagen,  nicht  gerade  loyal  gewählt!  Nichts- 
fdestoweniger  will  ich  meinem  Gegner  gern  erklären,  dafs  in  der  Bier- 
produktion  eine  Arbeitstt-üung  zwischen  England  und  Deutschland  be- 
steht, msofem  beide  lünder  ganz  verschiedene  Qualitäten  dieses  Ge- 
tränkes produzieren  und  deshalb  auch  englisches  Bier  nach  Deutsch- 
land, deutsches  nach  England  in  kleinen  Quantitäten  exportiert  wird. 
Die  verschiedene  Geschmacksrichtung  der  beiden  Völker  läfst  diese 
Arbeitsteilung  nur  nicht  zur  gröfsem  Entwicklung  und  Bedeutung  ge- 
langen. Aber  gewifs  ist  die  Konzentration  auf  bestimmte  Qualitäten 
der  Produktion  in  beiden  Ländern  vorteilhaft.  Die  Münchener  Bier- 
brauerei würde  schwerlich  ein  so  gutes,  berühmtes  Produkt  Liefern, 
wenn  sie  aufser  bayrischem  Bier  auch  noch  Ale,  Porter,  Stout  in 
ihren  verschiedenen  Sorten  herstellen  wollte.  So  wie  die  Einzelnen 
das  Höchste  nur  leisten  können,  wenn  sie  sich  in  der  Art  ihren  Lei- 
stungen konzentrieren,  so  gt^enwärtig  in  den  grofseu  industriellen 
Thatigkeit  auch  die  europäischen  Völker.  Denn  die  Grofsindustrie 
&iu£b  sich  fast  in  allen  ihren  Zweigen  zur  Weltindustrie  entwickeln, 
wenn  sie  nicht  dahinsiechen  und  verkümmeni  will.  Ein  Absatz,  der 
Lßich  auf  einen  einzigen  Staat  beschränkt,  gestattet  in  vielen  Gewerbs- 
1  «weigen  nicht  mehr  die  Ausdehnung  der  Unternehmungen ,  die  Ent- 
stehung der  mannigfachen  Neben-  und  Hülfsgewerbe,  die  innere  Arbeits- 
jieilung  in  den  eimselnen  Betrieben,  w^elche  die  Bedingung  grofser  Er- 
folge in   der  Grofsindustrie  sind.    Wo   wären  die  industriellen  Unter- 
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Dr.  Erwin  Nntae, 


Ti  eh  Illingen,  aufweiche  wir  in  Doutschland  besonders  stolz  za" 
Ursaclie  haben,  die  Kriip[»,  tSiemens  u,  s.  w. ,  wie  stände  es 
um  unsere  Wollen-  und  Seidenindustrie,  wenn  sie  nur  fiir  den  ^| 
l&ndischen  Markt  produzieren  könnten!  Es  ist  aber  unmöglicl^ 
dafs  jedes  der  europäischen  Kulturvf^lkcr  dies  Ziel  in  allen  Zweigen 
der  Gewerbethätigkeit  erreicht.  Auch  England  und  Frankreich  ge- 
schweige denn  kleinere  europäische  Staaten  und  selbst  das  grofse  Wirt- 
schaftsgebiet der  Vereinigten  Stiiaten  sind,  wie  unser  wachsender  Ex- 
port industrieller  Produkte  nach  diesen  Limdem  zeigt,  davon  weit  ent- 
fernt Herr  T  uch  freilich  sieht  in  dem  Import  fremder  industrieller  Pro- 
dukte nach  England  nur  eine  durch  Freiliamiel  herbeigeführte  Schäiligiing 
der  englischen  A^olkswirt^chaft.  Den  Ruin  der  englischen  Seideii- 
industrie,  meint  er,  verschulde  die  liberale  Handelspolitik.  Warum 
wirft  er  aber  den  wachsenden  Export  deutscher  Erzeugnisse  nach  den 
Vereinigten  Stallten  nicht  dem  dortigen  Schutiizoll  vor?  Freihandel 
und  Schutzzoll  können  eben  die  natürliche  Entwicklung  fi^rdern  oder 
hemmen,  aber  niemals  ganz  auOuilteu.  Das  aber  wird  raan  behaup- 
ten dürfen:  ein  Volk  mit  hervorrfigender  industrieller  Befähigung  wird 
zu  weltbeherrschenden  Industrieen,  deren  wir  Deutschen  vor  andern 
Völkern  bedürfen,  um  so  eher  gelangen,  je  weniger  Hindemisse  es 
der  F^ntwicklung  derjenigen  Gewerbe  entgegengestellt^  welche  sich 
schon  zu  Exportindustrieen  ent>vickclt  haben  und  in  denen  dahfl 
eine  besondere  Kraft  schon  erworben  ist.  Wie  mächtig  aber  indu- 
strielle Tüchtigkeit  nach  gewissen  Richtur»gcn  bei  uns  schon  ausge- 
bildet ist ,  das  zeigt  eben  jener  Export  industrieller  Erzeugnisse  nach 
dem  ersten  Industrielande- der  Welt,  auf  welchen  ich  glaubte  die  all- 
gemeine Aufmerksamkeit  hinleuken  zu  sollen.  Nur  durch  weitere  Kul- 
tivierung unserer  Stärke  nicht  aber  durch  Opfer,  die  wir  gesunden 
und  kräftigen  Erwerbszweigen  auflegen  zu  Gunsten  schwacher,  aus  na- 
türlichen oder  historischen  Gründen  ntaugelhaft  entwickelter,  werden 
wir  bewirken,  dafs  unsere  Produkte  auf  dem  Weltmarkt  in  wachsen- 
dem Mafse  begehrt  sind.  Zunehmen  wird  freilich  unser  Export  unter 
allen  Umständen  mit  naturgesetzlicher  Notwendigkeit.  Die  rasch  wach- 
sende Bevölkerung  und  ihr  Konsum  fremder  Produkte,  sowie  die  fort- 
schreitende Verbesserung  der  Kommunikationsmittel  sind  allein  schon  ein 
hinlänglicher  Grund,  der,  auch  wenn  die  Zölle  auf  Nahrungsmittel,  Halb- 
fabrikate, Rohstoffe  noch  weit  höher  gesteigert  würden,  den  Schutz- 
zöllnern die  Befriedigung  verschaffen  würde  auf  wachsenden  Export 
unserer  Produkte  als  den  glänzenden  F>folg  ihrer  Handelspolitik  hin- 
zuweisen,   aber  in   welchem   Maise  und   unter  welchen  Bedingungen 


bh  Etchttirif^  der  deatscYien  WAreniotfuhr« 


409 


diese  Erscheinung  eintritt  und  wie  sich  dabei  die  Gesamtlage  des 
Volkes  gestaltet,  darauf  kommt  es  an*  Aber  auch  der  von  Herrn 
Tuch  und  Andern  in  etwas  übertriebener  Weise  beklagte,  indes  auch 
von   mir   bis  zu   einem   gewissen  Grade  eingeräumte  Nachteil,  dafs 

^  unser  Export  nach  aufsereuropäischen  Ländern   zu  einem  erheblichen 

'Teil  durch  fremden  Zwischenhandel  vermittelt  wird,  kann  durch  Er- 
starkiing  unserer  Exportindustrieen  am  ersten  beschrankt  oder  ge- 
hoben werden.  Denn  je  wohlfeiler  und  besser  sie  ihre  Erzeugnisse 
liefern  können,  um  so  begehrter  werden  sie  im  Welthandel  sein  und 
desto  eher  wird  es  deutschen  Producenten  und  Exporteuren  gelingen, 
direkte  Verbindungen  im  Auslande  anzuknüpfen. 

Herr  Tuch  schliefst  mit  einer  Ausführung  über  die  Beziehungen 
des  Schutzzollsystems  zu  den  höchsten  sittlichen  Problemen  des  Staats 
und  der  Gesellschaft.  Der  Freihandel  müsse  als  ein  Bestandteil  (!) 
dessen  aufgefafst  werden,  was  ziemlich  allgemein  gegenwartig  als 
Manchesterschule  bezeichnet  werde,  einer  Schule  der  Unterordnung 
des  gesellschaftlichen  Gedankens   unter  den  individuellen,  die  schutz- 

^zbüneriscbe  Richtung  dagegen  sei  ein  Glied  jener  nationalen  Bewegung, 

welche   die   wahre   Befreiung   der  breiten  Schichten  der  Bevölkerung 

nus  der  Zwangslage,   in  welcher  sie  sich   befinden,   erstreben.    Eine 

Abhilfe   der  sozialen   Schäden   könne  nur  erfolgen   durch   lebhaftere 

^Erfassung  der  Aufgaben  des  Staats,  der  Staat  aber  vermöge  diese 
Aufgabe  nur  zu  erfüllen,  wenn  der  Volkswohlstand  steige,  der  Volks- 
i?ohlstand  wieder  könne  nur  die  Frucht  von  Arbeit  sein.  Also  sei  die 
nationale  Arbeit  durch  Grenzzölle  zu  schützen !  Diese  höchst  bemerkens- 
werte Schlufsfolgerung  bedarf  keiner  niiheren  Beleuchtung  meinerseits, 
aber  die  behauptete  Gemeinschaft  zwischen  den  freiliändlerischen  Be- 
strebungen in  Deutschland  und  der  politischen  und  wirtschaftlichen 
Richtung,  welche  man  in  England  als  Manchesterpartei  bezeichnet  hat, 
dürfte  noch  einige  Worte  erfordern.  Denn  der  Vorwurf,  welchen  Herr 
Tuch  damit  machen  will,  wird  nicht  nur  von  ihm,  sondern  von  zahl- 
reichen andern  Parteimännern  und  Parteiorganen  gegen  Alle  erhoben, 
welche  Gegner  der  gegenwärtigen  Handelspolitik  der  Reichsregierung 
sind  und  insbesondere  die  Tarifreform  von  1879  nicht  billigen.  Vor 
Allem  soll  mit  jener  Bezeichnung  ausgesprochen  werden,  dafs  der 
Widerspruch  gegen  die  schutzzöllnerische  Bewegung  hervorgehe  aus 
extremem  Individualismus  und  Verkennung  der  sittlichen  Natur  des 
Staates,  welche  von  dem  Einzelnen  Opfer  für  das  Gedeihen  des 
Ganzen  fordere.  Aber  damit  ist  der  Begriff  des  Manchestertums  nicht 
erschöpft.    Denn  der  Individualisnms  ist  dieser  Richtung  zwar  eigen- 
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tünilich,  aber  nicht  ausschliesslich  rigentönilich  und  so  cxtr 
Individualisten  wie  Kant  und  Wilhelm  von  Huroboldl 
würde  doch  nur  grobe  Unkenntnis  als  Angehörige  der  Manchester- 
partei bezeichnen  können.  Man  wirft  vielnriehr  den  Männern,  wel- 
che als  Führer  dieser  Partei  gelten,  vor  Allem  auch  vor,  dafs  siej 
in  der  sozialen  Frage  zu  optimistisch  und  deshalb  gleichgültig 
gegen  die  Lage  der  untern  Klassen  seien  und  dafs  sie  die  Interessen 
des  beweglichen  Kapitals  ebenso  wie  den  Arbeitern,  so  auch  dem  länd* 
liehen  Grundbesitz  gegenüber  in  einseitiger  und  rücksichtsloser  Weise 
verträten  und  endhch,  dafs  sie  in  den  ioternationalen  Beziehungen 
ausschliefslich  den  kommerziellen  Verkehr  ins  Auge  fassen  und  sich 
gefährlichen  Irrtümern  über  die  Bedeutung  militärischer  Macht  und  die 
Möglichkeit  eines  ewigen  Friedens  zwischen  den  Völkern  hingäben. 
Ich  mufs  gestehen,  dafs  es  mich  einigerraafsen  überrascht  hat, 
meine  freihändlerischen  Ansichten  auf  derartige  Gesinnungen  und 
Prinzipien  zurückgeführt  zu  sehn.  So  oft  ich  bisher  in  praktischen 
Fragen  des  wirtschaftlichen  Lebens  öffentlich  das  Wort  ergriffen  habe,^ 
geschah  es  mir  immer,  dafs  ich  mich  in  Widerspruch  zu  der  Ilichtungj 
befand,  welche  in  Deutschland  der  englischen  Manchesterpartei  ani^ 
nächsten  steht  Mein  erstes  derartiges  Auftreten  (1856  und  1866) 
liatte  zum  Ziele  die  möglichste  Zentralisierung  der  Banknotenausgabe 
io  der  preufsischen  Bank  und  die  Erhebung  dieses  Instituts  zu  einem 
Zentralinstitut  für  Deutschland«  Ich  hatte  dabei  zum  Gegner  alle 
individualistischen  und  partikularistischen  Richtungen  (Notenfreiheit 
und  Dezentralisation  der  Notenausgabe),  denen  damals  manche  Fach- 
genossen zustimmten,  die  heute  Vorkämpfer  der  neuen  Wirtschafts- 
]>olitik  sind.  Ich  habe  ferner  schon  1861  die  Ausbildung  des  indi- 
rekten Steuersystems  im  Zollverein  und  die  Einführung  einer  Kapital- 
rcntensteuer  in  Preufsen  verlangt,  Forderungen,  die  zur  Zeit  die  neue 
Wirtschaftspolitik  aufstellt,  die  aber  damals  in  dem  gröfsten  Teil  der 
Tagespresse  als  arge  volkswirtschaftliche  Ketzereien  galten  und  mit 
denen  ich  lange  Zeit  ganz  oder  fast  aliein  stand.  Mein  Eintreten 
ferner  für  die  Raiffeisen sehen  Darlehnskassen,  meine  Befürwortung  der 
Erbpacht,  meine  Beteiligung  sowohl  an  der  Gründung  der  sog.  Bonner 
Konferenz  (1870),  wie  an  dem  Verein  für  Sozialpolitik  (1872)  sind 
doch  Alles  Schritte,  die  nicht  in  Harmonie  mit  einseitig  individua- 
listischen Anschauungen  und  keine  Vertretung  kapitalistischer  Inter- 
essen waren.  Ich  habe  dem  letztern  Verein,  der  zur  Bekämpfung  des 
übertriebenen  Individualismus  gebildet  wurde,  seitdem  ununttTbrochen 
viele  Zeit   gewidmet.     Freilich  jederzeit  bei   dem   Pendelschlage   der 
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öffentlichen  Meinung  an  der  Spitze  der  Bewegung  zu  bleiben  und 
insbesondere  dem  „notwendigen  Wechsel  der  herrschenden  Strömungen 
in  der  Handelspolitik^^  immer  rasch  zu  folgen,  das  ist  mir  nicht  mög- 
lich gewesen.  Wenn  mir  daraus  ein  Vorwurf  gemacht  werden  soll, 
80  nehme  ich  diesen  Tadel  gern  auf  mich,  aber  die  Identifizierung  mit 
Richtungen,  denen  ich  zu  allen  Zeiten  meines  Lebens  fem  gestanden 
habe,  weise  ich  entschieden  zurück.  Doch  ich  bitte  um  Verzeihung, 
wenn  ich  von  mir  selbst  rede,  auch  den  übrigen  Vertretern  liberaler 
Handelspolitik  in  Deutschland  kann  nur  Unkenntnis  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Geschichte  Deutschlands  dieselbe  Anschauung  vom 
Staate  und  dieselbe  Stellung  im  sozialen  Interessenkampfe  zuschreiben,  wie 
den  übrigens  höchst  verdienstvollen  Führern  der  Agitation  gegen  die  Kom- 
zölle  in  England.  Schon  jene  bedeutenden  Staatsmänner,  welche  nach  dem 
Zusammenbruch  des  preufsischen  Staats  und  der  in  ihm  damals  herr- 
schenden Verwaltungsgrundsätze  im  Jahre  1806 — 7  zuerst  ein  praktisches 
Freihandelsprogramm  von  der  gröfsten  Entschiedenheit  aufstellten, 
waren  keine  Manchestermänner.  So  sehr  sie  überzeugt  waren,  dafs 
der  Staat  auf  der  Tüchtigkeit  der  Einzelnen  beruhe  uiid  dafs,  wo 
diese  fehle,  alle  Institutionen  Nichts  helfen  können,  so  sehr  sie  den 
Sporn  der  Handelsfreiheit  für  die  unter  dem  Prohibitivsystem  zurück- 
gebliebene preufsische  Industrie i)  wünschten,  sie  schreckten  nicht 
davor  zurück  mit  kühner  Hand  von  Staatswegen  grofse  Teile  der 
Rechtsordnung  aus  sozialpolitischen  Gründen  umzugestalten,  die  Pflege 


1)  Da  gegenwärtig  die  Handelspolitik  Friedrich  des  Qr.  von  manchen  Seiten  fast  un- 
bedingt gerechtfertigt  wird,  so  dürfte  es  nicht  ganz  überflüssig  sein,  darauf  aufmerlcsam 
SQ  machen,  in  welchem  Zustande  sich  1806  die  am  meisten  geschützten  und  gepflegten 
Industriezweige  befanden.  Bassewitz  namentlich  gibt  einige  schlagende  Beispiele 
davon,  wie  sehr  dieselben  zurückgeblieben.  Die  kräftigste  und  sich  der  gesundesten 
Basis  erfreuende  Industrie  in  den  preufsischen  Staaten  dürfte  die  Verarbeitung  der  Wolle 
gewesen  sein.  B.,  der  als  Präsident  der  Kurmärkischen  Kammer  wohl  unterrichtet  sein 
konnte,  erzählt  nach  den  Aussagen  hervorragender  Gewerbtreibender,  dafs  niederländische 
Tuchfabriken  in  den  Jahren  1809  und  1810  die  kurraärkischen  Wollen  gekauft,  dafür 
den  Ausfuhrzoll  (2  Thir.  pr.  Stein),  sowie  die  Zollabgaben  im  Königreich  Westfalen  und 
den  Transport  bis  nach  Aachen  u.  s.  w.  bezahlt,  dort  nach  ihrer  Art  und  Weise  ihre 
Tuchwaren  angefertigt  und  unter  Bestreitung  der  Durchgangszölle  und  Fuhrkosten  solche 
bei  Bezahlung  von  11}  des  Wertes  derselben  als  Eingangsabgabe  nach  Berlin  gesandt, 
and  zu  solchen  Preisen  verkauft  hätten,  wofür  die  kurmärkischen  Fabrikanten 
selbige  bei  ihrer  Art  der  Fabrikation  nicht  hätten  verkaufen  können.  Derselbe  Schrift- 
steller berichtet  dann  auch  weiter  von  den  grofsen  Fortschritten ,  welche  in  diesen 
Jahren  gemacht  worden  seien  und  der  Konkurrenzfähigkeit,  welche  die  kurmärkischen 
Wollenmanufakturen  dann  rasch  erlangt  hätten.  (Die  Kurmark  Brandenburg  während 
der  Jahre  1809  und  1810.     Leipzig  1860.     S.  642  f.) 
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von  Wissenschaft  und  Kunst,  Handel  und  Gewerbe  mit  öffentlichen 
Mitteln  zu  unternehmen  und  überall  da  Zwang  eintreten  zu  lassen, 
wo  das  gemeine  Wohl  es  erforderte.  Es  war  doch  im  Wesentlichen 
dieselbe  Staatsregierung,  welche  die  Agrargesetzgebung  von  1807  und 
1811  einführte,  die  allgemeine  Wehrpflicht  vorbereitete  und  welche 
jene  berühmten  freihändlerischen  Sätze  in  der  Regierungsinstruktion 
vom  26.  Dezember  1808  aussprach»).  Und  dasselbe  gilt  von  den 
hohem  preufsischen  Beamten,  welche  in  den  folgenden  Jahrzehnten 
den  Kampf  gegen  die  nach  Schutzzöllen  strebenden  Interessen  uner- 
müdlich fortgeführt  haben.  Wie  Manche  ferner  unter  den  Theo- 
retikern ,  welche  in  Deutschland  die  Reaktion  gegen  gewisse 
Auswüchse  des  Individualismus  vorbereitet  haben,  waren  überzeugte 
Freihändler!  Ich  nenne  nur  zwei,  die  aber  schwerlich  von  andern 
Männern  dieser  Richtung  an  Bedeutung  übertroffen  werden,  Rodbertus, 
der  immer  die  internationale  Handelsfreiheit  im  Gegensatz  zu  der 
vollen  Vertragsfreiheit  im  innern  Verkehr  befürwortete  und  Schäffle, 
der  seit  mehreren  Jahrzehnten  bis  in  die  Kämpfe  der  letzten  Jahre 
hinein  die  Ansicht  vertreten  hat,  der  Schutzzoll  habe  als  Mittel  der 
nationalen  Wirtschaftpolitik  so  viele  und  nachhaltige  Übel  im  Gefolge, 
dafs  auch  vom  Standpunkt  der  positivsten  Auffassung  der  Volkswirt- 
schaftspolitischen  Aufgaben  des  Staats  derselbe  für  die  Regel  abzu- 
lehnen sei  und  selbst  bei  grofsen  Entwicklungsnöten  der  Volkswirt- 
Schaft  als  vorzügliches  Heilmittel  nicht  angesehen  werden  könne.  Auch 
als  der  Zolltarif  von  1879  zur  Diskussion  stand,  erklärte  sich  auf  der 
Versammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  zu  Frankfurt  a.  M,  die 
Mehrheit  der  alten  Mitglieder  des  Vereins  gegen  die  Zollreform.  Die 
alten  Mitglieder  waren  aber  gerade  diejenigen  berufsmässigen  National- 
ökonomen,  welche,  dem  Prinzip  des  laisser  faire  abhold,  die  sozial- 
politischen Aufgaben  des  Staats  seit  längerer  Zeit  schon  besonders 
betont  hatten.  Nur  der  Umstand,  dafs  zwei  grofse  Vereine  von  Inter- 
essenten ihre  MitgUeder  zu  jener  Versammlung  entboten  hatten,  ver- 
schaffte damals  den  Schutzzöllnern  eine  kleine  Majorität  für  industrielle 
Schutzzölle,  nicht  aber  für  Zölle  auf  notwendige  Nahrungsmittel.  In 
der  That  liegen  doch  auch  die  sozialen  und  politischen  Bedenken 
gegen  Schutzzölle    als  ein   Mittel   der  Gewerbeförderung    noch   viel 


1)  E«  19t  uarichti^,  heirat  ea  in  der  Instruktion,  wenn  m»ii  glAubt ,  es  iief  dem 
StRate  vorteilhAt'C ,  Sachen  daoti  noch  selbst  eq  verfertigen  ,  wena  mmn  sie  im  Amlande 
wohlfeiler  kaufen  kann.  Die  Mehrkosten,  welche  ihm  die  eigene  Verfertigung  verarsmcbt, 
sind  wie  verloren  und  h«£tteii,  wenn  sie  auf  ein  anderes  Gewerbe  angelegt  worden^  reich- 
liahiger  Gewinn  bringen  kdnnen. 
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klarer  zu  Tage,  als  die  rein  wirtschaftlichen.  Die  Benatzung  politi- 
schen Einflusses  seitens  mächtiger  Interessen,  um  sich  durch  Schutz- 
zölle wirtschaftliche  Vorteile  auf  Kosten  der  Gesamtheit  zu  erringen, 
kann,  je  mehr  Schutzzölle  als  ein  gewöhnliches  und  leicht  zulässiges 
Mittel  der  Gewerbebeförderung  gelten,  um  so  eher  stattfinden.  Unter 
dem  Deckmantel  des  gemeinen  Interesses  wird  dann  auf  ganz  un- 
scheinbare, aber  überaus  wirksame  Weise  das  Einkommen  der  vom 
Lohne  der  Arbeit  lebenden  Klassen  zu  Gunsten  des  Kapitalgewinns, 
welchen  einflufsreiche  Gruppen  von  Gewerbtreibenden  oder  der  Renten, 
welche  Grundeigenthümer  beziehn,  verkürzt.  Die  Gefahr  eines  solchen 
Mifsbrauchs  aber  ist  um  so  gröfser,  je  mehr  der  entscheidende  Ein- 
flufs  in  solchen  Fragen  aus  den  Händen  eines  hochgebildeten,  am 
Kampf  der  wirtschaftlichen  Interessen  nicht  beteiligten  Beamtenstandes, 
übergeht  an  Interessenvertretungen  und  an  Körperschaften,  die  aus 
Parteikämpfen  hervorgehen,  in  denen  wirtschaftliche  Macht  und  wirt- 
schaftliche Interessen  von  dem  gröfsten  Gewicht  sind.  Das  Stichwort 
der  Gegner,  Schutz  der  nationalen  Arbeit,  mit  welchem  dieselben  bei 
der  Menge  nicht  selten  grofsen  Eindruck  gemacht  haben  und  mit  wel- 
chem auch  Herr  Tuch  seine  Ausführungen  schliefst,  können  daher 
die  Anhänger  liberaler  Handelspolitik  mit  dem  vollsten  Rechte  unbe- 
dingt und  rückhaltlos  sich  zu  eigen  machen.  Hoffen  wir  aber,  dafs 
die  Anwendung  solcher  vieldeutiger  und  dem  Mifsverständnis  ausgesetzter 
Schlagworte  als  Kampfmittel  mit  wachsender  Einsicht  und  zunehmender 
Loyalität  gegen  den  Gegner  mehr  und  mehr  verschwinden  wirdi 
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Mitteilungen   Über   die  wirtflchaftsstatistische  Litteratur  Burslands' 

in  den  Jahren  L881  und  1682. 

Von  WHh.  Stiedft. 

[ForUetziing  sn  Bd,  VI   S.  95). 

3. 

Die  HausiDdustrie :  ftie  Veröffentlichungen  der  Ret^i^ruDgs  -  Commbsion  beim  Fiiiaiis- 
inmistenum  —  die  Arbeiten  der  Seini>two  iü  Moskau  —  die  Haasindustric  im 
Gouvernement  Wlftdimir.  —  Prilesb»jews  bucU  über  Begriff  und  Wesen  der  Hitus- 
Industrie.  —  Die  Artet!«.  —  Diu  Grofaindustrie :  das  Aiiwadi*»en  derselben  seit 
äO  jAbren  —  die  Mobkniter  Lodustrie-Aniislelluug  —  Fftbrikxustände  —  die  Er- 
fiirscbiiiig  derselben  in  mebreren  Kreisen  de*  GoorememenU  Moskitu  —  Pogojibcirs 
Verglßk-h  deiitscber  und  ruiLai»cher  Fabriken  —  das  OeseU  zum  Schutze  der  Kinder« 
nrbeit.  —  Bc*obrii>owi  Reise  im  Moskauer  Industriegebiete  zar  Erforsclmiig  der 
wirUchaftUcbon  Verbältnisse 

Nachdem  achon  iti  den  Jahren  1857  und  1870  yom  Domänenministe- 
riura  und  statisliaeliea  ZeDtralkomitee  Materialien  zum  Studium  der  Hau 
industrie  reröffentliclit  waren^  wurde  am  21.  Dezember  1872  beim  Finaoa 
ministerium  eiu  besonderer  Auaschufs  ernauut  mit  der  Aufgab©  diesen 
Zweig  der  nalionalen  WirtechafL  mugebead  zu  ei-forscheu.  Derselbe  be- 
gann seine  Sitzungen  im  Januar  1874,  die  Veröffentlicliung  jedoch  der 
von  ihm  geleiteten  Unterauchungen ,  behufs  welcher  8aeh  verstand  ige  ia 
die  verschied eneu  GonveTnements  geschickt  wurden*  zog  sich  bis  zum  Jahre 
1879  bin.  Seitdem  sind  bis  heute  in  schneller  Folge  8  Bände  publiziert. 
Band  7  und  8  in  den  beiden  letzten  Jahren  ^),  welche  Monographien 
eiiizelner  Induatrieu  in  bestimmten  Kreisen  uud  der  industriellen  Thätig- 
keit  überhaupt  in  einzelnen  Kreisen  oder  ganzen  Gouvernementa  enthalten. 
Bis  jet^t  sind  namentlich,  aber  auch  noch  nicht  vollständig,  die  Gouveme- 
mentß  Kaluga,  Nitjhny-Nowgorüd^  Wjatka,  Clierson,  Hasan»  Tula,  Jaroslaw, 
Twer  lind  Moskau  bereist  und  erstrecken  sich  die  Erhebungen,  mit  Ein- 
schlufs  vereinzelter  Forschungen  in  noch  anderen  als  den  genannten  Gou- 
vernements, auf  205  456  Arbeiter,  die  zusammen  jährlich  für  46  213  445  Kbl. 
Waren  aller  Art  produzieren.     Erhellt  schon  hieraus  die  grosse  Wichtigkeit 


J)  Trtidy  Kominissii  po  isi^tjedonrarnjn  Icustarnoi  promüschlcnnosti,  Bd.  7»  St.  Feter^b, 
1881  XV,  S  777— 1225,  S.  365-391,  S.  97—128.  Bd.  8,  St  Peteruk  1882  S.  175—846; 
9.  1827— 1907;  S  129—150.  Die  Publikaüon  xurfällt  in  4  Abteilungen,  wckbo  jede 
bciitiuderd    und  fürUaafund    durt-b  lüle  8  Bande  paginiert  werden. 
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der  Hausiodustrie,  so  darf  niclit  übersehen  werden,  dafd  selbst  in  den  bereits 
attßführlich  untersuchten  ProviDzeo  die  Zahl  der  als  hausinduatriell  be- 
Bohäftigt  aügegebenen  Personen  mehrfach  hinter  der  Wirklichkeit  zurück- 
bleibt. Im  ganzen  sollen  nach  dem  letssten  Berichte  des  Voraitxenden, 
Herrn  Andre  je  w,  in  47  GouTernements  des  europäischen  EaTalands, 
f&r  welche  eine  Gesamtbevölkerung  Ton  etwa  50  Millionen  Menschen 
ansunehmeu  ist,  nicht  weniger  al»  15  Proz.  derselben  Hausiudastrie 
treiben.  Den  Wert  der  Produktion  nach  demselben  Verhältnis,  wie  er 
in  den  genannten  Gegenden  sich  herausstallt,  bemessen,  würden  diese  7\ 
Millionen  Arbeiter  für  mindestens  anderthalb  Milliarden  Kbl.  jährlich  Ge- 
werbsprodukte erzeugen.  Soll  nun  yoo  der  Lage  aller  dieser  Gewerbe- 
treibenden und  dem  Stande  der  ganzen  Industrie  ein  Bild  entworfen 
werden,  das  an  Vollständigkeit  nichts  zu  wünschen  übrig  läfst,  so  giebt 
ea  noch  viel  zu  thon  und  ist  die  Summe  von  30  ÜÜO  Rubel  jährlich 
für  die  nächsten  5  Jahre,  um  welche  der  Ausschufs  gebeten  hat  und 
die  man  ihm  hoflFentlich  auch  bewilligen  wii'd ,  gewifs  nicht  zu  hoch  ge- 
griffen.    Bis  jetzt  hat  die  Kommission  39  228  Rubel  verausgabU 

Die  Lage  der  Kausiudui^trie  ist  zur  Zeit  eine  sehr  kritische.  Der 
ruBsische  Hansind ustrielle  fertigt  alles  an;  es  giebt  kaum  einen  Gewerbe- 
xweig,  der  nicht  in  eigener  Behausung  von  der  Familie  betrieben  würde. 
Leder-,  Holz-,  Metall-,  Thonarbeiten,  Peke  und  Stiefel,  Hüte  und  Hauben, 
leinene  baumwollene  seidene  Zeuge  und  Fabrikate,  Jagdgeräte  und  Musik- 
instrumente —  alles  kann  der  russische  Bauer  machen.  Selbst  ein  dem  ge* 
wohnlichen  Bauemhorizont  ferner  liegender  Gegenstand  —  der  ^^Tinten- 
löscher'*  (Presse-buvard)  wird  in  einem  Kreise  des  Gouvernements  Moskau 
angefertigt.  Aber  der  Mannigfaltigkeit  der  Produktion  entspricht  die 
Vollkommenheit  derselben  nicht.  Gewisse  Artikel  werden  zwar  wohl  die 
Aufmerksamkeit  —  selbst  die  des  Auslandes  —  verdienen,  so  die  Spitzen 
aller  Art  und  Webwaren ,  die  Seiden-  und  Gold  Stickerei  auf  Leder  und 
8ammet,  die  Fapiermach<$- Arbeiten  und  einiges  andere.  In  diesen  Branchen 
werden  von  einzelnen  Gegenden  und  Gouvernements  vorzügliche  Gegen- 
iiände  geliefert;  indefs  ist  die^e  techuische  Geschtckliehkoit  nur  von 
Wenigen  erreicht  und  es  wird  als  einer  der  Hauptübelstände  bezeichnet, 
dass  die  Bauern  nach  alten  Modellen  und  längst  nicht  mehr  zeitgemäsfen 
Mustern  arbeiten  und  weder  an  Verbesserungen  noch  an  Neuerungen  in 
ihrer  Fabrikation  denken.  Sonderbarer  Weise  liegt  aber  nicht  hierin 
sondern  in  ganz  anderen  Ursachen  —  in  der  grofson  Konkurrenz  und 
dem  fast  durchgängig  von  Zwischenhändlern,  sogen.  Kulaki  besorgten  Ab- 
satis  der  Produkte  —  begründet,  dafs  der  durchschnittliche  Verdienst 
dieser  Bauern  aufserord entlieh  gering  ist.  Unter  Berücksichtigung  der 
oben  angegebenen  Zahlen  produziert  jeder  Arbeiter  durchschnittlich  für 
223  Rubel  jährlich.  Das  wäre  in  Anbetracht  dessen,  dafs  nicht  das 
ganse  Jahr  hindurch,  soDdern  mitunter  nur  9  Monate  gearbeitet  wird 
und  die  übrige  Zeit  der  Landwirtschaft  gewidmet  ist,  vielleicht  nicht  ao 
gering  zu  uenDeo.  Aber  der  Wert  der  Produktion  und  der  durchschnitt- 
liche Verdienst  daran  sind  zwei  vcrscliiedene  Dinge*  In  die  Hände  des 
Arbeiters  kommt  nur  ein  Teil  des  Erlöses  und  oft  nicht  der  grössere. 
Im  Twerschen  Gouvomoment   z.  B.    verdienen    die    Kürschner  135  Rubel 
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im  Jahre,  in  Kaluga  bei  Beköstigung  freilich  duroh  deu  Meister,  für 
welchen  8ie  arbeiten,  uur  50 — 70  Rubel.  Die  Verfertiger  vou  Löffeln, 
Spitzen,  Netzen  u.  a,  w.  gewinnen  im  Gouvernement  Wjätka  5 — 20  Kope- 
ken täglich  und  nicht  viele  bringen  es  auf  einen  Rubel  und  mehr  pro  Tag* 
Gleichwohl  ist  der  Bauer  auf  den  durch  die  gewerbliche  Arbeit  er- 
worbenen Nebenverdienst  geradaxn  angewiesen  und  statt  dafi  die  mangel- 
hafte Auslohnung  ihn  veranlafste  diese  BesohäftiguDg  ganz  aufisugeben 
und  sich  einer  andern  zuzuwenden,  zwingt  sie  ihn  vielmehr  seine  Kräfte 
möglichst  anzuspannen  ^  um  seine  Leistungen  zu  vermehren«  Ein  paar 
Budgets  solcher  Banernfamilien ,  wie  sie  der  neueste  Band  der  Trudy 
mitteilt,  lassen  die  Not  deutlich  erkenDeo.  Das  Defizit  schwankt  von 
102  bis  315  Rubel  jährlich.  Und  wie  sollten  die  Bauern  zur  Zeit  dies 
anders  decken  können    als  durt-h  Hervorbringung  von  Industrie- Artikeln! 


Art  des  Gewerbes,  mit  welchem 
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Seh  litten -Fabrikation       ,     .     . 

Bie  fünf  letzten  Budgets  unterse beiden  sich  von  den  varhergehetidea 
dadurch,  dafs  die  selbst  erzeugten  und  voq  der  Familie  verhrauchtea 
Produkte  der  Laiidwirt§ehaft  nicht  mit  ia  Anschlag  gebracht  sind.  Bas 
Betissit  iat  bei  diesen  sehr  viel  geringer.  In  wie  weit  nun  dieses  durch 
die  gewerbliche  Arbeit  wirklich  gedeckt  wird,  ist  ziffermärsig  nicht  ange- 

1)  Im  nissiseheo  Text  steht  108,  ohrte  dt^s  aich  enta^^heidan  Ucfs,  ob  tn  dieser  oder 
der  vorhergehen d«n  Spdte  der  Draekfaliler  su  sucheti  war. 
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Es    soll    thatßäcblicli    der   Fall    flein    uud  in  maueheD,    allordiiiga 
anen  Falleu  sogar    eiü  kleiner  Überschuls    fiir   die    „schwarzen  Tage" 
erzielt  werden. 

Wie  die  hausinduBtri eilen  VerhiiltuiBse  sich  bis  jetzt  gestaltet  haben, 
kÖDuea  sie  nicht  bleiben  — >  das  scheint  klai\  Ea  mnla  etwas  geiächahen 
die  beutige  Sachlage  zu  ändern,  aber  im  ganzen  wohl  in  der  Kichtung, 
dafs  die  Kausindnstrie  erhalten  bleibt.  Kuasisehe  Schriftstelier  apiUeu 
die  Frage  hänfig  so  zu:  Fabrikiiidustrie  oder  Hausindustrie?  und  sind 
dann  geneigt  der  letzteren  unbedingt  den  Vorzug  zu  geben«  Bas  dürfte 
wohl  nicht  TÖllig  zutreffend  und  der  Übergang  mancher  Hausindustrie 
zur  Grofsindustrie  auf  die  Bauer  unvermeidlich  sein.  Fragt  mau  da* 
gegen  „Landwirtschaft  oder  Hausindustrie",  so  ist  m.  E.  der  Kernpuukt 
scharfer  gefal'st  und  zugleich  die  Eichtuug  der  Retbrm  augedeutet.  Bie 
Hausindustrie,  wiilche  ursprünglich  nur  die  freien  Stunden  des  Bauers 
ausfüllte  und  diesen  nur  in  den  vou  landwirtschaftlichen  Arbeiten  niclU 
in  Anspruch  genommenen  Wintermonateu  beschäftigte,  ist  mit  der  Zeit 
die  Kauptaache  geworden.  In  manchen  Gouvernements  —  Moskau^  Wla- 
dimir, Nishny-Nowgorod,  Kaluga  u.  a.  ist  die  Landwirtschaft  zarückge- 
treteu  gegenüber  der  Bedeutung,  welche  die  erstere  für  die  zahlreiche 
dicht  zusammengedrängte  Bevölkerung  hat  Unmöglich  kann  dieser  Zu- 
stand aber  als  der  naturgemäfse  den  russischen  Wirthachaflsbedingungeu 
tjutsprechende  angesehen  werden  und  sollte  daher  in  erster  Linie  immer 
wieder  an  Malaregeln  zur  Hebung  der  Landwirtschaft  gedacht  werden, 
mit  deren  Burchführung  die  Hausindustrie  vermutlich  aus  freien  Stücken 
in  die  ihr  zukommende  Bahn  einlenken  würde.  Zur  Zeit  ist  das  ökouo- 
Domische  Gedeihen  der  Bauern  zu  sehr  von  der  letzteren  abhängig  — 
;  das  ist  ein  Fehler.  Sie  müfste  zu  einer  wirklichen  Nebenbeschäftigung  in 
'  de&  Musestuuden  herabgedriickt  und  in  dieser  Weise,  auf  einen  geringeren 
Umfang  als  bisher  reduziert,  erhalten  werden. 

Aufser  der  Begierungskommiasion  lassen  sich  die  Frovinziolvertretungeu 
—  die  Semstwos  - —  die  Ermittelung  der  Hausindustrie  angelegen  sein 
und  unter  diesen  nehmen  die  Arbeiten  der  statistischen  Abteilung  beim 
Oouvemements-Landschaftsamt  in  Moskau  einen  hervorragenden  Platz  ein. 
S^hoo  in  den  Jahren  1879  nnd  1880  erschien,  bearbeitet  vom  Birektor 
Orlow  und  Bogoljepow  2  Bände,  denen  im  Jahre  1882  2  neue  gefolgt 
sind  >),  Ber  dritte,  von  mehreren  Mitgliedern  des  Bureaus  verfafat,  er- 
streckt sich  auf  eine  Schilderung  der  von  Männern  betriebenen  Gewerbe  *), 
der  vierte  auf  die  der  Frauen-Beschaftigungen  ^).  Bie  letzteren  sind  von 
Madame  Gorbunoff  beschrieben.  Bie  aorgfältige  Behandlung  des  Stoffs 
und  die  dankenswerte  Genauigkeit,  durch  welche  sich  diese  Publikationen 
auszeichnen ,  haben  allgemeines  Interesse  erregt  und  sind  Veranlassung 
zur  Inangriffnahme  gleicher  Forschungen  in  anderen  Gouvernements  ge- 
worden.    Ein    Kreis    des    Gouvernements  Wladimir   ist    von    den    Herren 


I)  Die  erateti  Cnter^uiluitigcu  QUor  die  Gtiwcürlie  iltiäi  Gguvcnjetitt^ntH  Moäkftu  wur- 
f1«ti  in  den  Jnbren  1^76  und  1877  von  Issaj^w  publisiort  <dor  t\ir  Z«it  Professor 
iü  Nofrgi^rod  i&t)> 

f)  Proroü'.Hly  Moskovskoi  »nibemii,  3.  Bd.  Moikau  188%.  143—358  H. 

3)  Srli«<.n»kfjr  promÜMly  Mo&kowftkoi  Rubernii,  4   Bd.,  Moskau  1882.    XXXIt   299  S. 
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Prugawin  und  Chariaomenow  besucht  und  beschriebeo,  Ton  denen 
jeder  einen  starken  Band  geliefert  hat  *).  Unabhängig  ron  diesem  Unter- 
nehmen ,  das  fortgesetEt  wird ,  hat  die  Schlosser-  und  Mesaerwareo- 
Induatrie  im  Kreise  Murom  desselben  GouTernements  und  im  benachbarten 
Kreise  Gorbatow  de§  GouveroementB  Nishegorod  Ton  Grigorjew  eine 
einsichtige  Darfttellung  erfahren,  dessen  Abhandlung  einen  Teil  des  grofsen 
Werkes  von   Hagosin  über  die  Wolga  bildet*). 

Neben  diesen  und  noch  einigen  anderen  kleineren  Quellen  Samm- 
lungen hat  das  Jahr  1882  eine  Bearbeitung  des  massenhaften  Stoffes 
gebracht,  wonach  schon  lange  lebhaftes  Bedürfnis  war.  A,  W.  Prüe- 
shajew  hat  eine  gediegene  Untersuchung  über  das  Wesen  der  Haus* 
Industrie  veröffentlicht  ^),  die  um  so  willkommener  ist  als  seit  der  Publi- 
kation eines  sehr  tüchtigen  Werkes  von  Korssak  im  Jahre  1861 
,,Von  den  Formen  des  Gewerbebetriebs  überhaupt  und  von  der  Bedeutung 
der  häuslichen  Produktion  (der  hausindustriellen  nnd  der  Hausarbeit)  im 
westlichen  Europa  und  in  Kufsland''  nichts  derartiges  ans  Tageslicht  ge- 
treten ist  und  die  in  der  periodischen  Presse  hier  und  da  abgedruckten 
Aufsätze  mehr  auf  gewisse  Schäden  und  Eigentümliohkeiteu  der  russi- 
schen Hausindustrie  verwiesen  als  eine  ,,Theorie''  derselben  aufasustellen 
suchten,  Prileshajew  lässt  sich  namentlich  angelegen  sein  den  Be- 
griff der  Hausindustrie  klar  zu.  stellen,  was  gegenüber  den  verschied enen 
Definitionen  seiner  Vorgänger  sehr  notwendig  war  und  nachdem  er  deren 
Ansichten  kritisch  geprüft  hat,  giebt  er  eine  eigene  Erklärung«  die  sich 
am  meisten  mit  der  von  Professor  Wreden  in  dessen  Lehrbuche  der 
politischen  Mkonomie  niedergelegten,  in  Einklang  befindet.  Prileshajew 
erkennt  den  Einzelbetrieb  als  eine  bestimmte  Produktionsform  nicht  an  ; 
derselbe  sei  bloa  eine  elementare  wirt^chaftHche  Grösse ,  die  unter  dem 
EinduBse  der  Gesellschaft  erst  zur  Form  wird,  sowie  die  Zellen  in  der 
organischen  Welt  sich  allm üblich  zum  Organismus  zusammenfügen.  An 
Produktiousformen  —  deren  Begriff  er  somit  von  vornherein  als  eine  Ver- 
einigung individueller  Kräfte  und  Mittel  aufstellt  —  unterscheidet  er  vier: 
die  Sklaverei,  die  Assoziation ,  die  Fabrik-Unternehmung  und  die  Familie. 
Die  letztere  ist  auch  die  hausindustrielle  (KustAmaja)  und  beruht  auf  der 
gemeinsamen  Arbeit  ökonomisch  selbständiger  Produzenten,  welche  durch 
ihre  Zugehörigkeit  zu  einer  Familie  mit  einander  verbunden  sind.  Das 
Wesen  der  Hausindustrie  bestände  also  nach  ihm  in  1)  der  wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit  der  Produzenten  und  2)  der  Vereinigung  derselben 
zu  oiner  gewerblichen  Einheit  durch  Familien  bände.  AU  Hauptbegrün- 
duug  dienen  ihm  die  aus  den  Moskauer  Enmieten  berechneten  Zahlen, 
nach  welchen  in  dem  gröfaten  Teile  aller  Gewerbe  die  Betriebe  vorzugs- 
weise mit  Familien* Angehörigen  besetzt  sind  und  die  Mitteilungen  aus 
einer  Reihe  anderer  Untersuchungen  in  verschiedenen  Gouvernements,  welche 
gleichfalls  den  familien haften  Charakter  der  Betriebe  betonen. 


1)  PromüsMy    WladUnirskoi    gubernii,    L  Bd,    Moskau  1882.    XII,    184    S.    U,  Bd., 
MoHkati   1862,  XU,  353  B 

2)  MAlerjftly     k    isuLschenlju    kustartioi     proisüsohlennosti    Wolsehshäwo     bassein», 
Moskau   t88U  XV],  124   S.  und  20  Seiten  TaboUcn. 

8)  8chto  takoje  kaslnriioje  |>roUwoa*t*  r»  V     St    Petersk  1888,  III  208  S, 
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SicheTlich  ist  hierrait  bis  zu  emem  gewisBen  Grade  die  Hauainduatrie 
charakterisiert,  abor  doch  ßicht  vollständig.  Tch  sehe  wenigsteüp  z.  B. 
nicht  ein,  wie  bei  der  PrileshajewBchen  Definition  Hausindustrie  und  Hand- 
werk auseinander  gelialten  werden  können,  denn  auch  letJÄteres  verwendet 
Familienangehürige ,  wenn  freilich  in  viel  geringerem  MaTsstabe.  Daa 
Mehr  oder  blinder  wäre  in  diesem  Falle  eine  schlechte  Abgrenzung* 
Richtiger  scheint  mir  die  russische  Hausindustrie  charakteri eiert,  wenn 
man  mit  in  Betracht  zieht,  dafa  sie  als  Nebenbeßchäftigung  gewinnbrin- 
gender Art  neben  der  Landwirtschaft  betrieben  wird  und  ihren  Absatz 
nicht  am  Produktionsorte  selbst  sucht,  sondern  ausserhalb  desselben,  durch 
Verkauf  nicht  direkt  an  den  Konsumenten ,  sondern  an  den  Händler  und 
Fabrikanten,  Dieses  letztere  Moment  bildet  wohl  das  hauptsuchlicbftte 
Erkennungszeichen  für  die  westeuropäische  Hausindustrie;  dals  ef?  auch 
für  die  russische  mafsgebend  ist,  hat  schon  Isaajew  hervorgehoben,  ohne 
indefs  Prileshajew's  Zustimmung  zu  erfahren.  Prileshajew  meint,  dafs 
diese  beiden  letzten  Momente  äufserlicher  zufalliger  Natur  seien,  die 
nicht  Äur  Erklärung  dienen  können.  Mir  scheint  dagegen,  dafs  der  Verf, 
mit  seiner  Definition  mehr  die  Entstehung  dieser  eigentümlichen  Produk- 
lionsforro  trifft  als  ihre  heutige  Gestaltung.  In  weiteren  Kapiteln  seiner 
in  jedem  Falle  sehr  bemerkenswerten  Untersuchung  beechüftigen  ihn  noch 
der  innere  und  äufserc  Aufbau  der  Hausindustrie,  sowie  ihre  gegenwär- 
tige und  zukünftige  Bedeutung.  Mit  Mafsregeln  zu  ihrer  Beförderung 
schliefst  er. 

Als  eines  der  Mittel  die  Hausindustrie  zu  heben  wird  häufig  Bil- 
dung von  Genossenschaften  vorgeschlagen.  Diesen,  denen  in  Rufsland 
die  Bezeichnung  „Artelle**  zukommt,  hat  Issajew  ein  Buch  gewidmet  *) 
,  dos  in  tleifsiger  Arbeit  die  verstreut  vorhandenen  Nachrichten  über 
*  diese  bis  ins  Mittelalter  zurückreichenden  Verbände  zu  einem  anschauli- 
chen Bilde  vereinigt.  Die  Artelle  lassen  sich  etwa  mit  den  Syndikats- 
kammem  in  Frankreich ,  den  englischen  und  deutschen  Gewerk vereinen 
rergleichen ,  sind  aber  mehrfach  auch  den  Productiv- Assoziationen  oder 
Innungen  selbständiger  Handwerker  gleich  zu  achten.  Der  Verf.  schildert 
in  1 1  Kapiteln  ihre  Organisation ,  Geschichte  und  Bedeutung  für  die  Ge- 
genwart wie  für  die  Zukunft.  Dos  7*  Kapitel  geht  auf  die  Berticksichti- 
gung  ein,  welche  den  Artollen  von  der  Gesetzgebung  zu  teil  geworden 
ist.  Dieselbe  ist  stet^  in  einem  für  diejenigen,  welche  die  Arbeitskräfte 
der  Artelle  verwenden,  d.  h.  für  die  Unternehmer  günstigen  Sinne  ausge- 
hllen.  Gegen  eventuelle  Ausbeutung  durch  diese  sind  die  Artelle  schütz- 
Ion  und  daher  mannigfach  in  bedrängter  Lage.  Man  teilt  sie  geradezu 
nach  der  Abhängigkeit  von  einem  Unternehmer,  oder  dt^r  eigenen  Führung 
ihrer  Geschäfte  in  selbst^indigo  und  unselbständige ,  von  welchen  es  dann 
don  letzteren  so  schlecht,  aU  es  den  erateren  gut  geht.  Aus  den  Beatim- 
muDgen,  welche  die  Artellgenossen  in  ihren  8taditen  für  einander  getrof* 
fcn  haben,  füllt  manche  Beleuchtung  auf  den  Mifsbrauch,  der  leicht  mit 
diesen  Verbänden  getrieben  werden  kann.  Sehr  merkwürdig  ist,  dofs 
dteae  Verbände,  die  aus  gleiehbereobligten  social  auf  dt>rselbon  Stufe  ste- 


1;  J«ro»lAfr  1881,  Vr,  ."laC  S. 
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hcTitleii  PerBonen  gebildet  eind,  nicht  selten  selbst  zu  UotemehraerD  wer- 
den und  Arbeiter  gegen  Lohn  in  gewiBsem  Umfange  beschäftigen.  Ob- 
wohl sie  eigentlich  von  dem  Oosichtfipunkte  ans  zunächst  ver&t^inden  wer- 
den raiissen »  dafs  sie  gegen  die  kapitalistiöche  Produktionsweise  Front 
machen  wollen^  verfallen  sie  dooh  in  deüBelben  Fehler,  den  sie  bekämpfen» 
FIb  nmsB  ausdrücklich  hervorgehoben  werden ,  dofs  die  Artell genossen  die 
von  ihnen  gemieteten  Hilfsarbeiter  eben  so  schlecht  behandeln,  als  es 
ihnen  %x'rmutlich  ergehen  würde,  wenn  sie  verein^ielt  im  Solde  Anderer 
stanflen  '), 

Nicht  minder  als  die  Hauöindustrie  verdient  im  heutigen  Rnlsland 
die  ürolsinduslrie  unsere  Au^fmorksamkeit.  Wie  dieselbe  während  der 
letzten  30  Jahre  von  185(^  bis  1879  sich  in  ihren  hanpt^chiiohsten  Zwei- 
gen entwickelt  hat  führt  uns  eine  dankenswerte  Zusammenatcllung  von 
TimirjiiaeÖ'  vor  Augen,  die  in  erster  Linie  den  EinÜufs  der  jichützenden 
Zollgesetzgebung  nachzuweisen  bestimmt  ist*).  Es  sind  offizielle  Zählen, 
wie  sie  im  Departement  für  Handel  und  Manufakturen  eingingen,  die  der 
Verf.  hat  benutzen  können  und  damit,  wenn  auch  nicht  jede,  so  doch  viel 
Garantie  für  die  Zuverlüssigkeit  geboten.  Von  den  24  Industrien,  welche 
der  Verf.  untersucht,  sind  nur  2,  welche  keinen  rechten  Fortgang  zu  neh- 
men scheinen  —  die  Teppichfabrikation  und  die  Heiden weberei.  Bei  bei- 
den hat  die  Fabriken-  und  Arbeit-erzahl  abgenommen,  während  der  Wert 
der  Jahresproduktion  bei  der  ersteren  gleichblieb  (200000  Rbl.),  bei  der 
letzteren  ein  wenig  stieg  von  6,4  Mili.  auf  7,y  MilL  KbL  Die  Zahl  der 
Arbeiter  ist  gleich  geblieben  resp,  gesunken  auch  in  der  Stearin -Fabrika- 
tion und  in  der  Industrie  der  Seifen  und  Talglichter.  In  beiden  Fällen 
aber  hat  der  Wert  der  Jahresproduktion  sehr  bedeutend  sich  vergröfsert 
—  bei  der  ersteren  von  L3  auf  10.6  MiIl.  Rbl.,  bei  der  letzteren  von  4 
auf  10.8  Milh  KbL,  so  dafa  die  erwähnte  Abnahme  nur  auf  Rechnung 
technischer  Vervollkommnung  gesetzt  werden  kann.  Überhaupt  ist  es 
charakteristiseh  für  manche  dieser  Grofsindustrien,  dofs  sie  mehr  und 
mehr  in  grolseren  Anstalten  betrieben  worden ,  die  mit  ihren  besseren 
und  zweck miüsigeren  maachinelleu  Einrichtungen  die  kleineren  aus  dem 
Felde  drängen.  Die  Zahl  der  Fabriken  hat  sich  bei  allem  Aufschwünge« 
der  sonst  in  Zunahme  der  Arbeiterzahl  und  der  Jahresproduktion  deutlich 
hervortritt,  verringert  in  der  Baumwoll-Spinnerei ,  der  Baumwoll- Weberei, 
der  Tuch -Fabrikation,  der  Leinenweberei,  der  Papier*  Fabrikation,  der 
Stearin-Bereitung,  der  Glas-  und  Krystallwaren-Industrie*  Eine  ganz  be- 
sonders starke  Ausdehnung  der  Troduktion  weisen  auf  die  MascKineo-  und 
Eisenbahn -Waggon -Fabrikation  (von  400  000  auf  67  Mill  Rbl.),  die  Wol- 
len-Spinnerei (von  400  üOO  auf  5,9  MilL  Rbl),  die  Tuch-Fabrikation  (von 
18.2  MilL  auf  58  MilL  Rbl.),  die  Baurawoll- Weberei  (von  12.8  Mill.  auf 
55  MiU.  RbL),  die  Leder-Industrie  (von  8.6  auf  42  MilL  RbL) ,  die  Pro- 
duktion wollener  und  halbwollener  Waren  (von  6.9  Mül,  auf  2L9  MilL 
RbL),  die  Färbereien  und   Druckereien  (von   16.3  MilL  auf  61  MilL  RbL), 

1)  Verglisiclie  meine  aiiafahrlichö  Abluuidl  Über    4i«  Artelle    in    diesen  Jahrbiicfaem, 
im  Märx-deft.     1883 

2)  RHswjiijo    i^lAwneschich    otrossley  Fabrit^idiro-sAwodEikot    promtiachlQnnoftti  w  Rosill 
SS   1850  |TO   1Ö79  god.     St    Petcr^b.   1881-     4"       13  8. 
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die  Baumwoll-SpiDnerei  (von  15,9  auf  96.5  MilL  Rbl.).  Für  KuTsland  er- 
freuÜche  Fortschnttc  wenu  auch  in  viel  kleinerem  Mafsstabe  ale  die  eben 
genanutün  Industrien  zeigen  Fayence  und  ISteingut  (%^on  600  000  auf  2.8 
MiU.  Rbl.) ,  Glüfi'  und  Krystall-Waaren  (von  3  MiU.  auf  6.8  Mül  libL), 
kosmetische  Äjtikel  (von  1.1  auf  2.3  MilL  Rbl.),  Schreibpapier  (von  3.2 
auf  9.6  Mill  Rbl),  Seile,  Taue  und  Stricke  (von  2.2  aul^  6.9  MilL  Rbl.), 
chemische  Produkte  und  Farben  (von  2,2  auf  6  MiU.  Rbl.),  Loiowand 
(von  4.9  auf  11,3  MilL  Rbl.),  Flachs-Spinnereien  (von  4.9  auf  lü/i  MilL 
Rbl.)  und  die  überhaupt  nur  in  geringem  Umfange  statthaben  de  Produk- 
tion von  Strickwaren  aller  Art,  Tapeten,  Lacke  und  FirnifiBc  und  Zünd- 
höbschen. 

Unzweifelhaft  erscheint  hiernach  die  Grofsindustrie  in  gewissen  Bran- 
chen recht  leiBtungsfahig  und  wenn  nocih  immer  ein  groleer  Teil  der 
Fabrikate,  welche  das  Reich  braucht,  eingeführt  wird,  so  hängt  das  damit 
ÄUtiammen,  dafs  die  besser  eituierten  GeBellschaftsklassen  mit  den  einheimi- 
schen Erzeugnissen,  deren  Güte  und  Feinhtiit  häutig  zu  wünschen  übrig 
UiBBen ,  sich  nicht  zufrieden  geben.  Der  Bedarf  des  einfachen  Mannes 
könnte  schon  längst  im  Lande  Befriedigung  finden.  Für  bestimmte  Go- 
worbözweige,  wie  Maschiuen-Liduetrie  und  einige  andere,  wird  Rufslaud 
aber  wohl  noch  längere  Zeit  auf  das  Ausland  angewiesen  sein. 

Eine  lebhafte  Bestätigung  für  das  Gesagte  bot  die  erste  russische  lu- 
dustrio-AuBÄtellung,  die  vom  Mai  bis  September  1882  in  Moskau  Statt 
hatte.  Während  dieser  Zeit  erschien  täglich,  von  der  Moskauer  Abteilung 
der  kaiserlich  russischen  technologiechen  Gesellschaft  herausgegeben  und 
von  Professor  Markownikow  redigiert  eine  Zeitung^),  die  uns  für  den 
Rahmen  dieses  Berichtes  namentlich  angeht  und  zur  Beurteilung  der  Aus- 
Stellung,  auch  ohne  diese  selbst  gesehen  zu  haben,  hinreichte,  sofern  sie 
mit  ihrem  reiehhaltigen  Material  ein  litterarisches  Spiegelbild  der  ausge- 
stellten Gegenstände  ist.  Wer  die  Ausstellung  besuchte  —  auch  Schrei- 
ber dieser  Zeilen  hatte  während  einer  Woche  Gelegenheit  dazu  —  war 
über  die  Grofeartigkeit  erstaunt»  um  so  mehr  als  selbst  die  Resi- 
denzpresse bis  kurz  vor  der  Eröffnung  mehr  als  ein  spöttisches  Belächeln 
oder  vornehmes  Ignorieren  für  das  nationale  Unternehmen  nicht  hatte. 
Atif  einem  ungeheueren  Räume,  dem  Chodyn sehen  Felde,  zwar  weit  ausser- 
halb der  Stadt,  das  genügt  hätte  eine  Weltausstellung  aufzunehmen,  er- 
hoben sich  die  Ausstcllungs-Gebäude ,  eine  riesige  Rotunde,  2  Annexe, 
die  durch  Gallerten  mit  dem  Hauptgebäude  verbunden  waren  und  einige 
•10  gröfserer  und  kleinerer  Pavillons  und  Schuppen,  welche  einzeln«  Aus- 
steller für  sich  hatten  herrichten  lassen.  Als  10  Jahre  vorher  die  sogen. 
polytechnische  Ausstellung  in  Moskau  veranstaltet  worden  war,  hatte  sie 
in  der  8tadt>  im  Alexandergarten  untergebracht  worden  können.  An  4000 
Exponenten  oder  gar  mehr  hatten  die  Ausstellung  beschickt;  unter  ihnen 
etwa  1000  aus  Polen,  Finnland  und  dem  Kaukasua,  Und  so  viel  Gegen- 
stände waren  eingelaufen  aus  so  verschiedenen  Industriegebieten,  dal's  98 
Khisflen  zur  besseren  ÜberBchaulichkeit  hatten  gebildet  werden  müssen. 
Eine  eolohe  Indiistriei  die  das  zu  Stande  bringen  konnte,  die  mufste  ihre 


1)  W6«roä«u»kiiJK  Wy»Uiwk«,  vom  20.  M&l  bU  15.  S«ptbr.  1883^  117  Nummern. 
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Kinderschuhe  bereite  ausgetreten  haben  —  dua  war  der  erste  Eindruck, 
den  man  emptiu^,  und  der  sich  mehr  und  mehr  versUirkta»  je  iieler  man 
in  die  Sache  eindrang. 

Am  glänzendsten  präsentierte  sich  dio  Maüuluktur-Abteilung,  wcluhe 
mit  ihren  Baumwolle-  Wolle-  Seide-  und  Sammet-Fubrikatün  wohl  aueh 
die  vorgeschrittenste  Industrie  Kufslands  ist.  Halbfabrikate  und  Ganzfab- 
rikato  der  Spinnerei  und  Weberei  waren  unsgestellt.  Garne,  seidene  Ge- 
webe, Brokate,  Baumwollensammet,  Fackleinen,  Damast,  Seilerei -Produkte 
aller  Art  und  noch  viele  andere  hierher  gehörende,  wol  Alles  in  muster- 
giltiger  Vollendung»  169  Aussteller  gab  in  dieser  Branche  der  Katalog 
an,  77  für  Wolle  und  Halbwolle,  34  für  Seide  und  Halbseide,  42  für 
Kammw^olle,  16  für  Flachs,  Hanf  und  ähnliche  Stoffe.  Äufserdem  waren 
hier  Polen  mit  25,  Finnland  mit  6  Fabriken  vortreten. 

Weiter  zeigte  sich  der  Reichtum  an  natürlichen  Hilfsmitteln  und  deren 
Verarbeitung  in  günstiger  Beleuchtung,  ssunächst  die  Gewinnung  au  Gold,  die 
in  einer  grofsen  Pyramide  die  Jährliche  Produktion  —  zur  Zeit  2400  Pud  — 
veranschaulichte  und  die  damit  im  Zusammenhang  stechende  Horstetlung 
feiner  Gold-  Silber-  Bronze-  Melchior-  überhaupt  Juwelier-  und  Edelstein- 
Arbeiten  aller  Art.  Küohengerätschaften  aus  Nickel,  Emaille-  und  Filigran- 
Arbeiten,  Vasen,  Leuchter,  Uhren  aus  Bronze,  Artikel  in  Lapis-Lazuli, 
Malachit,  Jaspis,  Nephrit  u,  a.  m.  reizten  durch  ihre  Schönheit  und  ent- 
zückende Formen.  Sasikow,  Sewnikow,  Owischinnikow  —  das  sind  dio 
bekanntesten  Firmen,  alle  in  Moskau,  neben  denen  übrigens  noch  meh- 
rere  andere  genannt  zu  werden  verdienten.  Aber  auch  durch  Hervor- 
bringung äufserst  nützlicher  auf*  den  täglichen  Bedart  rechnender  Binge 
zeichnet  sich  Eufsland  aus.  Die  Produktion  an  Naphta  und  die  damit 
verbundene  Fabrikation  von  Schmierölen,  an  Steinkohlen,  an  Salz,  an 
Eisen  ist  höchst  bemerkenswert,  reicht  zwar  noch  nicht  aus  für  die  Be- 
friedigung der  einheimischen  Nachfrage,  aber  hat  eine  bedeutende  Zukunft. 
In  der  Berg-  und  Hüttenindustrie  hat  das  russische  Reich  Betriebe,  auf 
deren  Gröfse  und  Umfang  es  mit  Kecht  stolz  sein  darf,  wie  z.  B,  die 
Deraidowschen  Werke  in  Nishny-Tagilsk  (Gouv*  Perm).  Hervorragend  end- 
lich ist  die  Fabrikation  von  Genufs-  und  Nalirungsmitteln ,  von  Spiritus 
und  Tabak ,  von  Zucker ,  Chokoladen ,  Backwerk  und  Konfitüren.  Wenn 
man  in  der  Ausstellungs-Zeitung  die  verschiedeneu  den  einzelnen  Exposi- 
tioDs-Gruppen  und  Gegenständen  gewidmeten  Artikel  durchliest,  so  kann 
man  sich  allerdings  der  Weüirnehmung  nicht  entschlagen,  dafs  die  russische 
Industrie  rapide  Fortschritte  macht  und  in  mancher  Hinsicht  Vorzügliches 
leistet.  Wie  weit  dabei  gerade  russischer  Unternehmungsgeist  sich  doku- 
mentiert, ist  eine  andere  Frage,  deren  Beantw^ortung  nicht  hierher  gehört. 
Gar  Manches  lieFHC  sich  von  ausländischer  Intelligenz,  von  ausländischem 
Kapital  sagen ,  die  hier  ihre  Verwendung  gefunden  haben ,  nicht  wenige 
Industrien  beziehen  noch  das  Halbfabrikat  aus  dem  Auslände  (z.  B.  Boh- 
eisen)  tiud  wie  weit  w^äre  man  ohne  den  Schutzzoll  und  die  leider  in  so 
vieler  Beziehung  traurige  Papiergeldwirtschaft ,  die  aber  hier  ein  Mal  das 
Aufkommen  mancher  Fabrikation  begünstigt  hat.  Die  Ausätellungs-Zei> 
tung  ging  in  einer  ihrer  Nummern    so  weit,    dai's  sie    die  Vertretung  dea 
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Irussisohen  Element«}»  auf  dur  AusBtoUung  nur   in  der  geleiätoten  körperli 
■eben  Aüßtrengimg  der  Arbeiter  erblickte. 

Wie  dem  auch  sei,   eine  russische  Grolsindustrie  ist  Törhaudeii,    die 
[oBkauer  Ausstellung  bat  es  unwiderlegUch  erwiesen  Dem,  der  noch  daran 
reifelte«  und  was  yielleioht  der  schlagendste  Beweis  für  ihre  Ausdehnung 
ist,    sie  hat  auch  schon  die  üblichen  schlimmen  Folgen  für  die  Arbeiter- 
bevölkening  nach  sich  gezogen.    Obgleich  eine  eigentliche  Fabrikarbeiter- 
beyölkerung   erst   seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  existiert,    d.  h.  seit 
20  Jahren,    so    hat    dieser  Zeitraum    doch    genügt,    um  Zustände  zu  ent- 
wickeln,  die  den  vor  Erlafs  von  Fabrikgesetzen  in  England,  Frankreich» 
Auch  in  Deutschland  angetroffenen  leider  nicht  nachstehen.     Ntir  ist  man, 
leicht  erklärlich,  auf  die  tJbelstände  zeitiger,   als  es  im  Westen  der  Fall 
rar,    aufinerksam    geworden,    und    die  Fresse    und   Litteratur   deckt    seit 
Jahren    sohonungslos    die    eingerissenen    Mifsbräuche    auf.      Immer   allge- 
meiner   ertont   der  Ruf  nach    einem  Fabrikgesetze,    für  welches  man  aus 
allen  Teilen    des  Reichs    das  erforderliche  Material    beizubringen    bemüht 
ist.     Besonders  in  Moskau  ist  diese  Bewegung  hervorgetreten,    sowohl  in 
jder  Stadt  wie  im  ganzen  Gouvernement      In  ersterer  hatte    der  General- 
Gouverneur   Fürst  Dolgoruoki    eine  Kommission   zur  Besichtigung  der  Fa- 
riken  und  gewerblichen  Etablissements  in  Moskau  ernannt,  in  letzterem 
st   es    die  Semstwo  gewesen,    welche  die  hygieinische  Beschaffenheit  der 
Fabriken    durch  mehrere  Ärzte  untersuchen    liefs.     Die  erwähnte  Komis- 
lion  hat  auch  eine  Veröffentlichung  ihrer  Arbeiten  begonnen.    Ein  crst>cr 
ichon    im  Jahre   1880    erschienener  Band    brachte    die   Uebersetzung    der 
englischen  Fabrikgesetzgebung  von  Professor  JanschuP),  einem  Mitgli^de 
der  Moskauer  Juristenfakultat,  der  auch  sonst  sein  Interesse  für  die  arbei- 
tenden Klassen  an  den  Tag  gelegt  hat  durch  mehrere  Artikel  über  Frauen- 
und  Kinderarbeit  in  russischen  Fabriken,  die  er  in  einer  der  gelesonstcn 
eitachriften  drucken  liefs  ^).   und  in  welcher  er  durch  Thatsacheu  nach- 
ries,  dais  die  trostlose  Öde,  welche  die  russischen  Gesetzbücher  bis  jetzt 
in  Bezug  auf  die  Fabriken  beherrschte,  sich  nicht  durch  das  Verhalten  der 
atzteron  rechtfertigte.     Die  neueste  Arbeit  des  auf  diesem  Felde  unermüd- 
lichen   Verfassers    ist    ein    der    oben   genannten  Kommission   abgestattetur 
Bericht  über  die  Fabrikinspektoren  Englands  und  der  Schweiz  •^). 

Was  Janschul  aus  den  Untersuchungen  in  Moskau  mitteilt,    ist  in 
Lnbetracht  dessen,  dafs  in  den  Provinzen  das  Bild  wohl  zweifellos  dnnk- 
"ler  wird  schattiert  werden  müssen,    traurig  genug.     Bei  vielen  Moskauer 
Fabriken    sind    die  Gebäude    so   baufällig,    dafs   der  Aufenthalt    in    ihnen 
Bbeusgefiihrlich  erscheint    Auf  Lüftung  der  Arbeitsräume  wird  kein  Ge- 
rieht    gelegt     Von    29  Fabriken    eines   bestimmton  Stadtteiles    heifst    es, 
iafs  nur  wenige   in    sanitärer  Beziehung    erträglich  genannt  werden  köii* 
r-tien;  die  Mehrzahl  weist  eine  Reihe  kläglicher  Bilder  auf.    Unter  36  Fa- 
briken,   die    ein  Ingenieur    besichtigte,    hatten    alle    einen  und  denselben 
Mangel,  den  der  Unsauberkeit,  viele  noch  bedeutendere  Übelstände  aufzu- 


l)  Moaluiii  1880,  XXX VI,  166  S.     Eine    Fortsetziing    ist   mir   nicht   zu  Gesfcfat    ge- 
kommeo;  ein  3.  BAnd  hU  wie  icb  atts  Ginem  CitJ^t  weU&,  er^chieaen. 
t)  OtetediestwexiQ^m  »pisski^  ISSO,  HI,  S.  426  ff. 
3)  HoaJuu,  1881,  19  S. 
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weisen.  Gegen  die  Bau-  und  Feuerordnung  verBtiefsen  7,  ^egen  hygiei- 
[11  sehe  Anforderungen  9,  gegen  die  Verfügungen  über  die  Aufstellung  von 
DampfkesBeln  5.  Xorserater  Schmutz,  beklommene  Luft,  übler  Geruch^ 
Mangel  an  Ventilation  ^  ungesunde  Schlafräume,  das  waren  Merkmale  de 
Moskauer  Fabrikwosens.  Auf  einer  Bleiweifsfabrik  bringt  der  die  Atme 
Sphäre  durchdringende  Staub  so  schreckliche  Veränderungen  im  Organis- 
mus des  Arbeiters  hervor,  da&s  keiner  es  lange  aushalt.  Drei  Mal  im 
Laufe  vou  2  Monaten  besuchte  die  Kommission  die  Fabriken  und  fand 
immer  neue  Arbeiter,  In  einer  Färberei  sind  die  Kessel  mit  den  siedend 
heilsen  Farbemischougen  so  eng  hex  einander,  dafs  kaum  ein  schmaler 
Durchgang  bleibt.  Diesen  Kesseln  entströmen  beständig  Wasserdämpfe, 
die,  vermischt  mit  Teilen  der  Farbstoffe,  die  Luft  seh  lief  slicb  so  undurch- 
dringlich machen,  dafs  man  in  einiger  Entfemnng  keinen  Menschen  er- 
kennen kann.  Und  in  solcher  Atmosphäre  von  Staub  und  Dämpfen  arbei- 
teten 17  Personen,  Auf  einer  anderen  Fabrik  war  nicht  nur  das  Gebäude 
selbst,  sondern  auch  in  beträchtlicher  Ferne  von  demselben  die  Luft  mit 
so  starken  Gerüchen  geschwängert^  dafs  das  Atemholen  schon  beim  Um- 
gange um  die  Fabrik  erschwert  wurde. 

Während  so  in  den  städtischen  Etablissements  Schäden  entdeckt  wur- 
den,.  die  mit  der  Zeit  hoffentlich  schwinden  werden,  sorgte  die  Land- 
schaft des  Moskauer  Gouvernements  dafür,  dal«  die  industriellen  Anstalten 
auch  der  einzelnen  Kreise,  über  die  manch  Ungünstiges  bekannt  gewor- 
den war,  einer  sachverständigen  Besprechung  unterworfen  wurden ,  damit 
man  klar  sähe,  ob  sie  zweckmäfsig  eingerichtet  seien,  was  sie  dem  Ar- 
beiter zur  Erhaltung  seiner  Gesuudheit  böten ,  was  sie  von  ihm  an  Lei-j 
stungen  verlangen.  Die  Herren  Dr.  Erismann  und  Dr.  Pogoshew  wiirdeiii| 
mit  diesen  Untersuchungen  betraut  und  ihre  Resultate  als  Teile  eines 
,.8bornik8  statistischer  Nachrichten  des  Gouvernements  Moskau*^  von  der, 
kS an itäts' Kommission  des  Landschafts-Amts  herausgegeben,  Dr.  Pogoshei 
behandelte  zuerst  die  Ziegeleien  des  Moskauer  Kreises*),  von  denen  er' 
15  beschrieben  hat.  Er  bespricht  in  einer  ersten  Abteilung  seines  Buchs 
die  Technik  der  Ziegelfabrikation  vom  gesundheitlichen  Standpunkte,  wid- 
met dann  den  einzelnen  Betrieben  eine  ausfEihrltche  Schilderung  und 
schliefst  in  einer  dritten  Abteilung  mit  Erörterung  der  Arbeiterverhält 
nisse.  Ein  Anhang  enthiilt  weitlauftige  Messungen  über  Brustumfang  und 
KörpergrÖfse  der  Ziegelarbeiter,  Für  die  Arboiterverhältnisse  ist  charak- 
teristisch, dafa  das  Kontingent  der  Arbeiter  hauptsächlich  durch  die  schon 
erwähnten  Wandergewerbe  gestellt  wird.  Von  979  Arbeitern,  die  Dr* 
Pogoshew  für  seine  Messungen  benutzte,  waren  nur  17  aus  dem  Moskauer 
Kreise,  25  wenigstens  ans  anderen  Kreisen  des  Gouvernements  Moskau, 
alle  übrigen  aus  anderen  Provinzen  des  Reichs.  Anfang  Mai  schicken 
die  Fabriken  ihre  Arbeiter  in  die  betreffenden  Distrikte  und  lassen  dort 
die  Bauern,  die  halb  verhungert  den  Winter  nothdürftig  überstanden  ha- 
ben,   fiir  billigen  Lohn  zur  Arbeit  anwerben.     Im  September  oder  etwas 

1)  Kirpitachna-^ont^i^harnije  proiswodslwo  Moskowükawo  ujttsda,  MusJtAU  1881,  mit. 
2  Plüneii  und  3  ZeichuunKeti .  V^  238  8.  ticd  vinor  BciJage^  Die  UuleräUchutigon  detj 
Dr.  EmmanD  iib«r  die  F'Hbrikco  den  Uliuüki'scbuii  Kreiso  kenne  icli  uicht  mih  vigeuerl 
Anschauung. 
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später  kehren  die  Leute  nach  Hause  zurück,  um  mit  dem  kärglichen  Ver- 
dienst die  Familie  den  Winter  durebzubriugen.  Die  Arbeit  ist  schwer 
und  Angreifend,  die  Wohnungen,  welche  für  die  Zugewauderten  htrge- 
riohtet  werden,  in  kJäglichem  Zustande,  die  Ernährung  nicht  die  beste, 
obgleich  immer  noch  besser  als  z.  B.  die  der  kleinen  Haiisweber,  ärztliche 
Hilfeleistung  mit  wenigen  Ausnahmen  nioht  vorhanden»  Pogoshew  ist  der 
Meinung,  dafs  durch  eine  zwcckmäfsige  Gesetzgebung  alle  Üb  eis  tan  de  be- 
seitigt  werden  könnten  und  teilt  zum  Schlüsse  einen  Entwurf  zu  solchen 
Zwangsverpflichtungen  für  die  Ziegeleien  mit.  Vor  einigen  Jahren  erBchieu 
in  den  Schriften  der  Freien  Ökonomischen  Gesellschaft  in  St  Petersburg 
ein  kürzerer  Aufsatz  über  die  Lage  der  Arbeiter  in  den  Ziegeleien  des 
Moskauer  Kreises,  der  zu  ähnlichen  Ergebnissen  gelangte  *).  Es  spricht 
für  die  Zuverlässigkeit  und  Treue  der  Untersuchungen  des  Dr,  Pogoshew, 
dafs  das  neuere  Detail material  die  frühere  Auffassung  jetzt  bestütigt. 

Der  ersten  Veröffentlichung  sind  in  diesem  Jahre  2  weitere  umfang- 
reiche von  Pogoshew  gefolgt,  welche  die  Gesundheitsverhältnisse  der  Fa* 
briken  in  5  Kreisen  des  Moskauer  Gouvernements  behandeln^),  und  an 
diese  hat  derselbe  unermüdliche  Verfasser  eine  Abhandlung  über  Fabrikzu- 
stände in  Deutschland  und  Hufsland  angeschlossen,  welche  u.  a.  durch  ihre 
Vertrautheit  mit  den  amtlichen  Jahresberichten  der  preufsischen  Fabrikin- 
spektoren sich  auszeichnet  ^),  Durch  alle  Schriften  hat  der  Verf.  dem 
ao  zu  streben  den  Ziele,  einem  demnächst  zu  erlassenden  Fabrikgesotze  in 
dankenswerter  Weise  vorgearbeitet  und  die  speziellen  Bedürfnisse  der  russi- 
schen Industrie,  denen  das  Gesetz  gerecht  werden  müTste^  können  in  ihnen 
mit  Klarheit  erfafst  werden.  Bauart,  Beheizung,  Beleuchtung,  Ventilation, 
Temperatur  in  den  Werkstätten  und  Fabrikräumen  werden  besprochen, 
Daten  über  den  Umfang  der  Produktion  und  die  Arbeiter  mitgeteilt.  Die 
liedingungen  des  Arbeitsvertrages»  die  Dauer  der  Arbeit,  die  Hohe  des 
Lohnes,  die  Besch alle a hei t  der  Wohnung,  Verpflegung  und  Gesundheitszu- 
stand der  Arbeiter,  selbst  die  Schotungsverhältnisse  bilden  dieses  wichtige 
smr  Beurteilung  der  nissischen  Arbeiterfrage  unentbehrliche  Material  Eine 
Verwertung  derselben  ist  in  der  letztgenannten  Abhandlung  bereits  vom 
Verf.  selbst  gegeben.  Der  Vergleich,  den  er  mit  Deutschland  zieht^  dient 
dütn  zu  zeigen ,  wie  weit  man  in  ßufsland  noch  zurück  ist  und  in  wel- 
cher Richtung  sich  die  Abhilfsmafsregeln  bewegen  sollen. 

Nach  einer  Seite  ist  übrigens  die  Reform  soeben  vollzogen,  der  erste 
Schritt  ist  gelhan.  Seit  dem  K  Juli  d.  J,  1882  hat  Rufsland  sein  Gesetz 
zum  Schutze  der  Kinderarbeit,  welches  am  L  Mai  I8H3  in  Kraft  treten 
soll.  Dasselbe  verbietet  Kinder  unter  12  Jahren  zur  Arbeit  zuzulassen, 
und  selbst  Kinder  von  12—15  Jahren  dürfen  nur  in  solchen  Fabriken 
Beschäftigung  finden,    die   keine  übermäfsige  Anstrengung  erfordern,   und 


1)  ia78,  111  B,  S.  75  <r  Der  Atttor  beacieUuet  sieb  nur  mit  den  Aiif»ng»bacL«U- 
ben  ft«iti«s  Namen»  W    B. 

Tt)  8iJiJUinioji5  IwljedowAnye  fiibritst?hjikh  sawedenü  W«rciskawo  i  Rushkiiwo  tyesd», 
ll05k«O  188Y  VU  166  S.  u,  86  S,  und  eiiter  Büitn^e  nebst  12  Fabnkplaiieji.  »üwio 
tiQ  2*«'  Brt(»H  miU^r  iU-w^vWif^u  Titel  für  die  Kreise  Moshaisik ,  Wolokolarask  und  Sweoi- 
forod.  Uo&kAii   188^   20S  S    uvhst  einer  BeiUtfQ  vt.   12  Zeichuti tigert. 

S)  F*britschny  bjyt  acrttiBuii  i  Uuäsii,  Mubkiiu  1882.  172  S.  IV. 
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keine  der  Geeundlieit  echädlicheo  Arbeiten  betreiben.  In  einem  später 
zu  veröffentlichenden  Verzeichnis  sollen  die  Fabriken^  denen  Kinderarbeit 
zu  verwenden  gar  nicht  erlaubt  wird,  besondere  namhaft  gemacht  werden. 
Die  Arbeitsdauer  der  Kinder  von  12^ — 15  Jahren  darf  8  Stunden  am  Tage 
nicht  überöteigen  und  mufö  in  die  Zeit  von  5  ühr  morgens  bis  9  Uhr 
abends  fallen.  Auch  darf  die  Arbeit  nicht  lunger  als  4  Stunden  nach  der 
Kcihe  ohne  Erholungspause  vor  sich  gehen.  Endlich  müßten  die  Fabrik- 
be»]tzor  denjenigen  Minderjährigen ,  die  kein  Zeugnis  über  den  in  einer 
einklageigen  Elementarschule  vollendeten  Lehrkursus  aufweisen  können, 
die  Möglichkeit  gewähren,  3  Unterrichtsstunden  täglich  oder  18  in  der 
Woche  besuchen  ifu  können.  Zur  Überwachung  der  Durchführung  dieser 
Vorschnften  werden  Fabrikinspektoren  ernannt  werden.  Das  Keich  wnrd 
in  Bezirke  geteilt ^  in  denen  je  ein  oder  mehrere  Beamten  auf  die  Inuii- 
haltung  des  Gesetzes  zu  achten  und  jeden  Übertretungsfall  unnachsichtlich 
zur  Anzeige  zu  bringen  haben. 

Sicherlich  ist  mit  diesem  Geaetz  einem  oft  sehr  schmerzlich  empfun- 
denen  Mifsbrauche  in  der  Verwendung  der  Kinderarbeit  wenigstens  die 
Spitze  abgebrochen,  denn  ihn  ganz  zu  beseitigen,  wird  wohl  so  schnell  nicht 
gehen.  Die  Beschäftigung  von  Kindern  hatte  in  Rufsland  eine  zu  grofse 
Ausdehnung  genommen.  Profesdor  Janshul  teilte  in  dem  obeugeuanntcu 
Aufsätze  mit,  dafs  auf  einer  Fabrik  in  Scrpuchow  bis  zu  40Ü  Kindern, 
auf  einer  andern  im  Gouvernement  Ufa  unter  1000  Arbeitern  200  Kin- 
der beschäftigt  wurden.  Im  Gouvernement  Wjätka  triÄ^t  man  bei  der 
Zündhölzchenfabrikatiou  zehn-^  acht-,  selbst  siebenjährige  Kinder  an.  Alle 
haben  den  blöden  Ausdruck  uud  das  gelbe  greisen  ahn  hebe  Aussehen,  wel- 
ches die  untrüglichen  Zeichen  einer  Phosphorvergiftung  sind.  Aus  den 
Arbeiten  Ppogoshews  ergiebt  sich,  dals  bei  den  Inspektionen  im  mos- 
kauer Kreise  unter  20  980  Arbeitern  1486  Kinder  von  weniger  als  14 
Jahren  und  3363  im  Alter  von  14—18  Jahren,  in  den  Kreisen  Wereisk 
und  Rushk  von  4910  Arbeitern  643  unter  14jährige,  960  vierzehn-  bis 
achtzehnjährige  ,  in  den  Kreisen  Moshaisk  Wolokolamsk  und  Swenigorod 
gar  unter  3355  Arbeitern  578  unter  14jährige  und  911  vierzehn-  bis 
achtzehnjährige  angetroffen  wurden.  Bei  den  3  letzten  Kreisen  waren 
also  44  M,  Proz.  aller  Arbeiter  Kinder  und  Halberwachsene,  in  den  Krei- 
sen Wereisk  und  Ruhsk  33  Frz.,  im  Moskauer  Kreise  23  Proz.  Erfahrt 
man  nun  noch,  dafs  alle  diese  Kinder  12 — 13,  stellenweise  sogar  17  Stun- 
den täglich  arbeiten ,  so  wird  man  zugeben »  dafs  das  neue  Gesetz  eioe 
unabweisbare  Forderung  war. 

Der  Erforschung  der  ganzen  Volkswirtschaft  Rnfslands,  insbesondere 
aber  des  Handels  und  der  Industrie,  waren  Reisen  des  Akademikers  Be- 
aobrasow  gewidmet,  die  wiederholt  in  den  Jahren  1879,  1880  und  1881 
unternommen,  dem  geschätzten  Gelehrten  Stoff  zu  einem  umfassenden 
Werk  geboten  haben,  von  welchem  der  erste  Band  soeben  erschienen  '). 
Derselbe  behandelt  das  moskauer  Industriegebiet,  unter  welchem  aber  nicht 


1)  NArodDOJfl  eljosaiatwo  Rossii  1.  Teil,  St.  Fetersb.   1882.  Vll  316  S.  und  563  Sei- 
ten Beilmgen. 
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dieselben  GoavernemenU,  wie  in  der  frülier  genannten  Statistik  dee  Grund- 
besitzen yerBtaaden  werden ,  sondern  auüh  ein  Teil  der  Ackerbaugegend. 
Zehn  Gouvernemente  —  Moskau,  Jaroslaw»  Kobtroma,  Wladimir,  Nißhüy- 
Nowgorod,  Iljöaan,  Tuk,  Kaluga,  Sstnoiensk  und  Twer  — ,  (freilicli  nicht 
alle  vollständig)  in  denen  die  gewerbliche  und  Fabrikthiitigkeit  eine  her- 
▼orragende  lioÜe  epielt ,  sind  hier  zur  „M oskawskaja  promüschlennaja 
obbst"  gerechnet  worden.  Die  Industrie  ist  in  diesen  Provinzen  die  fast 
aüBaehHefsliche  Quelle  des  Kinkommena  wenigstens  für  den  gröfseren  Teil 
der  Bevölkerung,  sofern  sie  Hausindustrie  ist,  sogar  fiir  die  eigentlich 
Landwirtschaft  treibenden  Einwohner.  Von  hier  aus  werden  alle  anderen 
GouvemementB  mit  Fabrikatcu  und  Industrieprodukten  versehen;  hier 
strömen  die  mannigfachen  Kohprodukte ,  an  denen  liufsland  so  reich  ist, 
zuBammen»  um  weiter  verarbeitet  zu  werden.  Hier  gerade  fand  der  Vorf, 
jene  Klassen  der  Bevölkerung,  mit  denen  er  sich  besonders  beschäftigen 
wollte,  die  Fabrikarbeiter.  An  Kaum  überragt  das  moskauer  Industrie- 
gebiet, im  Sinne  Besobrasows  gefafst,  weit  das  industrielle  Polen  und  den 
meist  auch  sehr  gewerblichen  Distrikt  von  Petersburg.  Der  Vcrf,  be- 
ginnt mit  einer  Skizzicning  der  allgemeinen  Bedeutung  des  moskauer  In- 
dustriegebietes, an  welches  sich  die  Wiedergabe  der  lieiaeeindrücke  über 
dai»  Leben  und  Treiben  an  der  Wolga  von  Twer  bis  Nishni-Nowgorod  an- 
öchlicst,  dessen  weltberühmte  Messe  in  einem  dritten  Abgehnitt  erörtert  wird. 
In  einer  Beilage  sind  diesem  mehrfache  geschichtliche  und  statistische  Aus- 
führungen zugesellt  Es  ist  dieses  Kapitel  in  mancher  Hinsicht  getruuer 
Abdruck  der  schon  vor  15  Jahren  vom  Verf,  in  oincr  Monatsschrift*)  ver- 
otfentlichten  Artikel,  da  aber  die  Litteratur  über  diesen  Gegenstand  seit- 
her keine  neue  ebenso  reife  Frucht  gezeitigt  hat,  war  Besobrasow  wohl 
berechtigt,  sieh  selbst  auszuächrciben.  Für  mich  ist  dieser  Abschnitt  be- 
sonders fesselnd  und  widerlegt  in  meinen  Augen  W^aüaces  *)  geringschätsn- 
ges  Urteil  über  die  Messe. 

Was  Besobrasows  Reißewerk  sehr  wertvoll  macht  ist,  dafs  der  Verf. 
dich  auf  seine  eigene  Urteilskraft,  auf  Unterrodungen  mit  den  Interessen- 
ten» auf  die  Besichtigung  der  Kinriehtungen,  die  er  besprechen  will,  stützt. 
Er  hat  den  Weg  der  schriftlichen  Befragung  auf  offiziellem  Wege  ver- 
mieden, wozu  ihm  in  seiner  Stellung  wohl  Gelegenheit  gegeben  gewesen 
wäre^  aber  die  Klippe  freilich  insofern  nur  halb  umschifft,  als  auch  in 
«einem  Buche  ein  Fragenschuma  von  10  Punkten  prangt,  welches,  nach 
der  Versicherung  des  Autors  - —  freilich  nur  persönlichen  Bekannten  zur 
Beantwortung  anvertraut  wurde.  Ich  finde  einen  besseren  Trost  darin, 
dafs  diese  zuverlässigen  Sachverständigen  nicht  alle  der  Bitte  entsprochen 
haben  und  Besobrasow  somit  auf  sich  selbst  angewiesen  war,  was  bei 
ciuem  so  gewiegten  Volkswirte,  wie  der  geehrte  Verf.,  nur  zum  Vorteile 
des  Buches  ausschlagen  konnte.  Wir  dürfen  mit  Spannung  der  Fortsetz- 
HDg  und  namentlich  auch  der  Verwertung  des  zunächst  im  chronologischen 
BeiBebericbt  geboteneu  Materiales  entgegensehen. 


1)  Rttsski  We^tnik,   1865 

2)  Rttf^laud  S.  543,  544 
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Du«  eUüstisehe  8»mme1weik  des  Wegcbiiumlüi>*tcrimn5.    —    Die    Lji*;e  d^ 

—  D(?r  Vürkelir  auf  den  inneren  WÄaserstrassini«  —  Der  G  Kongrefs  südnissisfher 
SteiiikolilenpfoduÄcnlcn.  —  Der  AufsenhiLndel,  —  Konaulatsberichte.  —  Die  Reforro 
des  fleh!  Wesens. 

Das  Wegelittuministerium  hat  io  Fortsetzang  seines  „Htati st i sehen 
öammelwerkB**  drei  neue  Bünde  veröffentlicht*),  von  welchen  der  5,  wnd 
7.  im  Anschlufs  an  doo  vierten  die  Daten  über  Eisenbahnen ,  Chauseeen 
und  Wasser  straf sen  in  den  Jahren  1879  und  80  enthält  Der  sechste 
Band  dagegen  schildert  die  Bewegung  der  Waren  auf  Eisenbahnen  und 
Wasserwegen  im  Jahre  1878  und  giebt  fiir  die  Jahre  1879  und  188(3  die 
An-  und  Abfuhr  von  Waren  auf  der  Newa  und  den  Eisenbahnen  nach 
und  von  Petersburg.  Dieser  schliefst  an  den  dritten  Band  au,  welcher 
die^lben  Vorgänge  für  1H76  mitteilte.  Das  Jahr  1877  ist  als  ein  anor- 
males übersprungen  worden.  In  ihrer  Einrichtung  bleiben  sich  diese 
Bände  in  der  Haux»tsache  gleich,  jedoch  ist  sichtlieh  das  Bestreben  vorhan- 
den, den  Stoff  zu  erweitern  und  zu  vertiefen,  denn  es  kommen  in  einÄel- 
non  Tabellen  neue  Spalten  zu  und  wird  in  bereits  vorhandenen  genauere 
Auskunft  erteilt.  Auch  geht  seit  dem  5.  Bande  ein  die  hauptsächlichsten 
Ergebnisse  kurz  zusammenfassender  Text  den  Tabellen  voraus. 

Unter  den  Neuerungen  mufe  bemerkt  werden,  dals  im  5,  Bande  zum 
ersten  male  Mitteilung  über  die  Verteilung  des  Reinertrages  der  Eisen- 
bahnen und  der  8taat«zuzahlungen  infolge  der  Garantie  gemacht  wird. 
Damit  ist  ein  Wunsch  erfüllt  worden,  den  das  Programm  des  statistischen 
Kongresses  für  dag  Gebiet  der  internationalen  Eisen  bahn  Statistik  schon 
längst  hatte  verlautbaren  lassen.  Bisher  brachte  die  russische  Statistik 
nur  die  Summen  der  Bruttoeinnahme  und  -Ausgabe  sowie  des  Reinertrags, 
aber  keine  detaillierteren  Daten.  Im  7.  Bande  sind  2  Tabellen  cinge* 
schoben  worden,  welche  die  Menge,  Art  und  Wert  des  zum  Schmieren 
der  Locomotiven  und  zur  Heizung  verbrauchten  Materials,  sowie  da» 
Brennmaterial  für  Lokomotiven  und  Stationsgebäude  mit  Unterscheidung 
des  Herkunftsortes  der  Steinkohle  und  der  Wegelangen ,  welche  die  ein- 
zelnen Lokomotiven  zurücklegen  ,  zur  Anschauung  bringt.  Die  Er- 
weiterungen beziehen  sich  im  Wesentlichen  seit  dem  fünften  Baudo 
auf  die  Warenbewegung  und  auf  die  Verunglückungen  von  Fahrzeu- 
gen auf  den  iunern  Waaserstraßsen ,  seit  dem  7,  Bande  auch  auf  die 
Eiseobalinunfälle.  Die  betorderte  Warenmenge ,  die  früher  mit  einer  Zif- 
fer ausgedrückt  wurde,  kommt  jetzt  in  6  Kategorien  zum  Vorschein,  näm* 
lieh  1)  Waren  aufser  den  nachfolgend  aufgeführten,  2)  Steinkohle,  3)  Holz, 
4)  Bauholz ,  5)  andere  Baumaterialien ,  6)  Stückgüter.  Bei  den  Verun- 
glückungen  der  Wasserfahrzeuge  wird  sehr  genau  Tag  und  Ort  des  Un- 
falls, geschätzter  Verlust,  Art  der  Bewegung  des  Schiffs,  Versicherung  des 
Fahrzeugs  etc.  etc»  ermittelt.  Bei  den  Eisenbahnunfällen  werden  diejeni- 
gen, welche  auf  der  Fahrt  stattgefunden  haben,  getrennt  von  denen, 
welche  auf  den  Stationen  beim  Auf-  und  Abladen  u.  s.  w.  passierten.  Für 
daa  verunglückte  Eisenbahnpersonal  wird  die  Art  der  Beschäftigung  ange- 

1}  öt"  BAnd,  St  Petersb.  1881,  6^er  Bm,d  St.  Petersb.  1882,  7*«^  Band  St.  Petersb. 
iSBS,  iiUe  mit  km-togriip  bis  eben  TAfelo. 
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geben;  eine  besondere  Spalte  ist  denjenigen  Yerun glückungen  gewidmet, 
welche  fremde  weder  mit  der  £isenbahn  fahrende  noch  an  derselben  be- 
schäftigte Personen  trafen. 

Die  Lage  der  Eisenbahnen,  wie  sie  aus  dieser  eingehenden  Statistik 
sich  ergiebt,  ist  keine  sehr  erfreuliche.  Das  gesamte  in  Benutzung  stehende 
Netz  umfafste  am  1.  Januar  1882  21262  Werst,  hat  sich  jedoch  in  den 
3  letzten  Jahren  schwach  entwickelt.  Im  Jahre  1881  konnten  nur  33 
Werst  neu  dem  Verkehr  übergeben  werden,  im  Jahre  1880  125,  im  Jahre 
1879  557  Werst.  Dals  das  Bedürfnis  BuTslands  nach  Schienenwegen  noch 
immer  ein  sehr  bedeutendes  ist,  ersieht  man  aus  den  Bauplänen.  Man 
hat  im  Jahre  1881  den  Bau  von  958  Werst  neuer  Linien  wenigstens  be- 
schlossen. Die  Schulden  der  Eisenbahnen  an  die  Hegierung,  die  entgegen 
der  in  meinem  ersten  Eeferat  mitgeteilten  Schätzung  der  Enqu^tekommis- 
sion  auf  593  491544  Kbl.  am  1.  Januar  1880  angegeben  werden,  hatten 
sich  im  Laufe  des  Jahres  1879  um  63  Mill.  Bbl.  vergröfsert,  weil  die 
Einnahmen  nicht  so  reichlich  eingingen ,  dafs  die  Zinsen  für  die  Grund- 
kapitalien gedeckt  werden  konnten.  Also  mufste  die  Garantie  der  Begie- 
rung  in  Anspruch  genommen  werden.  Die  Bruttoeinnahmen  beliefen  sich 
im  Jahre  1886  auf  193  205  180  Kbl.,  pro  Werst  ausgedrückt  blieb  sie 
um  11  Proz.  hinter  der  des  Jahres  1879  und  um  7  Proz.  hinter  der  des 
5jährigen  Durchschnitts  von  1876 — 80  zurück.  Dagegen  nahmen  die 
Ausgaben,  die  insgesamt  im  Jahre  1880  151651908  Kbl.  betrugen,  pro 
Werst  seit  1876  zu,  und  waren  gegen  das  Jahr  1879  nur  um  2^|g  Proz. 
vermindert,  gegen  den  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  um  6  Proz.  vergröfsert, 
wobei  es  wenig  tröstlich  erscheint,  dafs  die  Ausgaben  mit  den  Einnahmen 
zugleich  die  Schwankung  nach  unten  mitmachten ,  wie  die  kleine  Tabelle 
beweist 


Es  betrugen  pro 

Werst  die 

Ausf^aben 

Einnahmen 
in  Rabeln 

der  Reinertrag 

1876 

5652 

8312 

2660 

1877 

6414 

IG  201 

3787 

1878 

7377 

II  222 

3845 

1879 

7365 

10  282 

2916 

1880 

7178 

9145 

1967 

Durchschnitt 

6797 

9832 

3035 

Infolge  dessen  wird  der  Keinertrag  von  Jahr  zu  Jahr  geringer;  ge- 
gen das  Jahr  1879  hat  er  sich  um  32  Proz.,  gegen  den  Durchschnitt  des 
Jahrfünft  um  35  Proz.  vermindert.  Die  Abnahme  des  Bruttoertrages  rührt 
zumeist  von  einer  geringeren  Personenfrequenz,  (keine  Militärtransporte 
mehr  1879),  die  Vergröfserung  der  Ausgaben  vorzugweise  von  gesteiger- 
ten YerwaltuDgsunk Osten  her.  Ein  erfreuliches  Bild  zeigen  die  russischen 
Eisenbahnen  nur  in  einer  Beziehung,  das  ist  im  Verbrauche  von  Brenn- 
material. Trotz  der  grofsartigen  Steinkohlenreichtümer  ist  die  Walddeva- 
Btation  zur  Beschaffung  von  Brennholz  sehr  beträchtlich,  aber  von  Jahr  zu 
Jahr  macht  sich  eine  Besserung  geltend  und  immer  mehr  und  mehr  tritt  der 
einheimische  mineralische  Brennstoff  in  seine  Kechte  ein.  Der  Holzkonsum 
hat  sich  im  Jahre  1880  um  12  Proz.,  der  Verbrauch  von  importierter 
Steinkohle  um  22  Proz.  vermindert  —  es  ist  natürlich  überhaupt  weniger 
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Brenn  in  aterial  al»  im  Jahre  1879  gebraucht  worden  —  der  Verbrauch  der' 
rusöischen  Kohle  dagegen  hat  um  8  Proz.  smgeoommen ,  der  von  Torf 
sich  verdoppelt.  Die  nachstehende  Tabelle  enthält  die  Zahlen  über  den 
Koneum  an  den  verschiedeneu  Arten  von  Brennmaterialien ,  unter  denen 
wie  mau  «ieht  das  Holz  doch  noch  mehr  als  ein  Drittel  des  gesamten 
Quantums  repräsentiert 

Die  Kisenbahtien  verbrauchten  an   Brennmaterial: 


Das  verbrüiuütte  Material 

austfodrückt  in  RobiksAsIi&u 

1879 

1880 

noi«. 

1879 

1880 

I.  Hol«  in  Kubik&asben 

489  «26») 

432799 

489  S26 

432799    j 

2.   niss     Stfink«iUTe    ii)    Piitleii 

44  935  549 

48476557 

383  755 

4*5  295    ^ 

3.   iDiport, 

18391008 

13923821 

175086 

132291 

nüml 

eti^liselie     ,.            „         ,. 

13747670 

10257538 

137  476 

J02s:s 

»ehtesischc .,           ,,         ^^ 

4  ^3  338 

3  666  283 

37610 

29676 

4.  Brikot 

2142545 

2  180348 

23353 

23765 

5.  Torf 

1  O48  362 

3  »35  240 

6758 

12854 

Dfts  ^csftfnte  miiierAlbcbe  liretifi' 

uiAtcrittl ,   .  .      , 

67715966 

67  117464 

588  952 

584 185 

Den  21000  Werst  Eisenbahn  steht  ein  Netz  innerer  Waefterstrafeen 
von  annähernd  52  000  Werst  gegenüber,  auf  denen  898  Dampfer  und  eine 
ungezählte  Menge  anderer  Flufstahrzeugo  im  Jahre  1880  den  Verkehr  ver- 
mittelten. Nicht  mehr  bo  rege  wie  in  früheren  Jahrew  ist  die  Baulu&t 
gewesen ;  die  Zahl  der  gegenwärtig  gro^^ser  und  bo88er  als  bisher  erbauten 
Fahrzeuge  sinkt,  während  der  Wert  derselben  steigt.  Im  AnschluJft  an 
die  früher  raitget4:Mlten  Zahlen  gebe  ich  hier  die  Angaben  für  die  3  letzten 
Jahre.     Es  wurdeu  neu  erbaut: 

Zahl  der  Fahrfteu^  Wert  in  Rubeln 
im  Jahre   1878                    7283  6261000  _ 

t»      .t      1879  6353  5  34t<:><>0 

11      „      1880  6399  5443000 

Die  Zahl  der  auf  den  Wassers  traf son  angekommenen  und  abgegange- 
nen  Schifte  war  im  Jahre  1878  53  692,  im  Jahre  1879  52  701,  die  Zahl 
der  Flusse  88  821  und  99  992,  Dae  von  Schiften  und  FltisBen  transpor- 
tierte WareuquantuTO  erreichte  doch  die  Höhe  von  478  Mill.  Pud  im  Jahre 
1878  und  522  Mill.  Pud  im  Jalire  1879  und  repräsentierte  im  ersten 
Falle  den  Wert  von  179  Mill.  Rubel,  im  letzteren  von  nahezu  '200  MilL 
KubeL  Hauptverkehrsader  ist  die  Wolga^Dwi na- Newa* Linie:  auf  ihr  be- 
wegten sich  ^1^  aUer  Fahrzeuge,  ^\^^  des  gan2en  Warenquantums,  *\^ 
des  ganzen  Werte* 

Eine  speziellere  Betrachtung  des  Warenverkehrs  verfolgt  der  6.  Band 
des  „Sbornik**,  in  welchem  6  unafangreiche  Tabellen  die  Zahlen  über  die 
Bewegung  der  Waren  auf  Eisenbahnen  und   Waeserstrai'sen  im  Jahre  1878 

1)  leb  gebe  diese  Zahl  OAch  den  im  7.  Bande  enthaJtflDeD  Angabeo ,  weil  ich  nn- 
nefame,  dnTs  die  noaero  die  richtigere  ist.  Im  5*  ßaode  bt  der  Holxkousujn  im  Jahr« 
I07d  auf  481  659  Kabiksjutheu  augegebea. 
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euthalteo.  Man  etttnimmt  denselben,  dafg  fast  zwei  Drittel  aller  Fracht- 
güter, die  zur  Vereenduug  kameii^  aus  4  Artikeln  gebildet  wurden,  ndm- 
lich  Getreide  (36  Vtoz,),  Holz  (il  Proz.),  Steiukohieu  (9,5  Proz.) ,  Bau- 
holz und  Baumaterialien  (6,5  Proz,).  Was  den  Verkehr  selbst  anlangt, 
so  geht  von  den  inneren  Pliitzen,  mit  AuBschlufs  der  grofaen  Caiitren 
Moskau,  Warschau,  Drei  und  Charkow  mehr  fort  als  ankommt;  es  über- 
wiegt die  Abtuhr,  während  au  den  Orenzörtern,  in  Moskau,  und  den  be* 
deutenderen  inneren  Plätzen  die  Zufuhr  grofser  ist.  Die  Hauptpunkte  der 
letzteren  sind  Wirballen  und  Grajewo.  Von  den  Waren  geht  au  die 
Grenzen  vorzugsweise  Getreide,  nach  Moskau  Holz  und  Getreide,  an  das 
Asow'sche  Meer  Steinkohlen^  an  die  Ostsee  Leinsaat,  Flachs  und  Hanf, 
noch  der  preufsiachen  Grenze  Flachs  und  Hanf.  Ein  dem  Werke  beige- 
fügtes Bänderkartograram  stellt  die  Bewegung  von  12  der  hauptstichlieh- 
fit^'O  Waren  dar,  nämlich  1)  Mais,  2)  Weizen  (Korn  und  Mehl),  3)  Koggen 
(Korn  und  Mehl),  4)  Hafer,  5)  Gerste,  Erbsen  u.  s,  w-,  6)  Flaehs,  Hanf, 
Leiusaat,  7)  Sudsalz,  8)  GuTseisen ,  StJihl,  9)  Mineralöl,  10)  Steinkohlen, 
II)  Holz,   12)  Baumaterialien. 

Mit  den  Produktionsbedinguugen  der  Steinkohle,  die,  wie  aus  dem 
Vorhergehenden  ersichtlich,  im  Handel  und  im  Konsum  eine  immer  grös- 
sere Kolle  spielt,  beschäftigt©  sich  der  6.  Kongrefs  südrussischer  Stein- 
kohlen Produzenten  vom  8.  bis  28,  Oktober  1881')  unter  dem  Vorsitz  des 
Kern»  Geheimrat  Isslawin.  Das  Jahr  1881  (genauer  vom  1.  September 
1880  bis  1.  Sept.  81)  ist  der  Kohlenbeförderiing  nieht  günstig  gewesen, 
»ofern  die  ungenügende  Getreide-  und  Knnkelriibeuemte  eine  Keihc  von 
Zuckerfabriken,  Bierbrauereien,  Spiritnsbrenncreicn  \i,  s.  w.  zur  Einschränk- 
tang  ihrer  Thätigkeit  veranlafate  und  aufserdem  die  Verkürzung  des  Ver- 
kehrs auf  den  Eiseubahnen  die  Nachfrage  gleichfalls  nicht  so  erheblich 
sein  liefs.  Infolge  dessen  hat  sich  die  Produktion  des  Donetz-Bassins  nur  um 
5  Mi II.  Pud  gegen  das  Vorjahr  gehoben  —  auf  etwa  99  MilL  Pud  statt 
der  erwarteten  139  Mill.  und  wurde  für  das  Jahr  1882  die  Ausbeute  auf 
121060  000  Pud  veranschlagt.  Von  letzteren  sind  97  MilL  Pud  zur  Ab- 
fuhr auf  den  Eisenbahnlinien  Kursk-Charkow-ÄBOW  und  Koslow-Woronesh- 
Kontow  bestimmt;  aus  dem  Rest  dienen  H  Mill  dem  örtlichen  Konsum, 
während  10  MilL  den  Überachufs  bilden,  über  den  noch  frei  verfügt 
werden  kann. 

Unter  den  Beschlüssen,  welche  der  Kongrefs  faiate,  um  der  rusBischen 
Kohle  die  Absatztlihigkeit  zn  sichern  und  dieselbe  zu  erweitern,  ist  zu  er- 
wähnen, dafs  man  die  Notw'endigkeit  von  Zufuhrwegen  von  den  Kohlen- 
gruben  nach  den  Eisenbahnea  betonte  und  in  Aussicht  nahm,  soweit  e« 
ttich  um  die  Legung  eiserner  Schienenstränge  handelte,  das  notige  Terrain 
statt  zu  kaufen  zu  pachten^  Aufserdem  empfahl  man  den  Bau  von  Chaus- 
seen und  schmalspurigen  Dampf-  und  Pferdeeieenbahnen  als  iu  mancheu 
Orten  zweckentsprechender.  Den  Verkaufspreis  der  Kohle  an  den  Gruben 
niedriger  au  atollen ,  hielt  man  für  eine  Unmöglichkeit;  der  Verfall  des 
oben  erst  auflilühenden  Industriezweiges  wäre  dann  unvermeidlich.  Da- 
gegen ist  eine  Tarifermüfsigung  oder  eine  Zollerhebung  durchaus  erforder- 

1)    Ttudy    schesUwo    ^'«sdii    aKlepromU^ehteuniküw    jugm    Bossii.     Charkow    188t. 
XXXn.  5S0  8 


433 


L  n  t  e  r  « t  u  r. 


lieh,  weil  die  schlesische,  engllBclie ,  selbst  die  poloische  Kohle  auf  den 
von  der  Regierung  garantierten  Eisenbahnen  zum  Satze  von  ^  und  y^jj 
Kop-  pro  Pudoworet  den  KonBumenten  zugeführt  würden.  Von  gröfster 
Wichtigkeit  ist  die  regclmafaige  Benchatfung  von  Arbeitsk ruften.  Hier  er- 
scheint wieder  einmal  das  Wandergewerbe,  denn  von  16  0ÜU  Bergarbeitern 
des  Douetz-ßadns  entstammten  weniger  als  12  Proz.  der  örtlichen  Bevöl- 
kerung; die  übrigen  waren  aus  teils  entfernten,  teils  benachbarten  Üou- 
vernement«  zugewandert.  Obgleich  nun  der  Lohn  22 — 25  Kbl.  monatlich 
beträgt,  so  laasen  die  Arbeiter  in  fruchtbaren  Jahren,  wenn  für  die  Erle- 
digung der  Feldarbeiten  der  Tagelohn  auf  2^1^—5  Kbl.  steigt,  die  Koh- 
lenwerke im  Stich,  um  für  die  Zeit  vom  Juni  bis  Oktober  dem  lohnende- 
ren Erwerbe  naolizugehen.  Man  hofft  durch  Ansiissigmachung  von  aus 
dichter  bevölkerten  Gouvernements  in  die  Gegend  des  Donctz-Bassins  über- 
zuBiedelnden  Bauern  diesem  ÜbelstÄude  die  Spitzt-  abzubrechen,  ohne  sich 
freilich  zu  vorhehlen,  dafs  mil  der  Zeit  bei  der  grofsen  Fruchtbarkeit  des 
Bodens  im  Gebiett-  der  Donischen  Kosaken  diese  Einwanderer  vom  Bergbau 
wieiler  nach  dem  Landbuu  ausschliefslich  werden  greifen  wollen.  Durch 
Errichtung  guter  Arbeiterwohnhüuser ,  Begründung  von  Kranken-  und 
Hilfskasseu,  möglichste  Fernhaltung  von  Schankstätten  beabsiehtigt  man 
aufserdem  Arbeiter  anzuziehen  und  sie  dauernd  zu  fesseln. 

Den  Aursenhandel  Rufslands  im  Jahre  1880  behandelt  der  vom  Fi- 
nanzministerium verötfeutlichte  Band ,  wie  er  in  dieser  Form  schon  seit 
Jahren  regelmäisig  zu  orscheincn  pflegt*).  Auch  dieser  zeigt  einen  Rück* 
gan».  Der  Gesamthaudel  über  die  europiüsche  Grenze  betrug  1092  >iillio- 
neii  libl.  gegen  1177  Mill,  Rbl.  im  Jahre  1879.  Dei'  Export  hat  sich 
im  Jahre  1880  um  21,44  Proz.  verringert  (476  MilL  gegen  606  im  Jahre 
1879),  der  Import  um  5,47  Proz.  gehoben  (578  MiU.  Rbl.  gegen  548 
MiU.  Rbl.  im  Jahre  1879).  Die  Getreideausfuhr  namentlich  hat  gelitten, 
was  zum  Teil  auf  den  unverhliltnismiifsig  hohen  Export  der  vorhergehen- 
den Jahre,  zum  Teil  auf  die  ungünstige  Ernte  zurückzuführen  ist  Die 
Ausfuhr  von  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten  hat  eine  kleine  Zunahme  er- 
fahren. Bei  dtT  VergTÜfserung  des  Importe  sind  vorzugsweise  gleichfalls 
die  Lebensmittel  beteiligt  oder  richtiger  Genufsmittel  Die  Einfuhr  von 
Thce  über  die  europiüsche  Grenze  —  wuchs  um  56,84  Proz.,  die  von 
Bpiriluosen  Getrunken  um  52,51  Proz.  Der  Import  von  Rohstoffen  und 
Halbfabrikaten  hat  um  10  Proz.  abgenommen,  der  von  Fabrikaten  sich 
um  etwa  13  Proz,  vergröfsert  *), 

Von  einer  anderen  Pubhkalion  des  Finanzministeriums  ist  bis  jetjct 
nur  ein  Band  erschienen.  Es  sind  die  Konsulatfiberichte,  welche  die  von 
den  Vertretern  Rufslands  in  aus  1  an di sc] um  Staaten  eingehenden  Bcricbto 
über    Gang    von    Handel  und  Gewerbe   daselbst  bringen  ^).     Herrn  N.  O. 


l)  Obsor  wnesdiDci  torgowli  Hossil  Ja  1880  ^od.  Pciersb  1881  9,  XXX IV,  697 
S,,  IS  Seilen  Anlumi^  und  eittc  kurtoi^apliische  Tafel  über  c)b  Zollüniter  nnd  Wegeyer- 
bindung«n. 

S)  Eitlen  aQsfubrlitrhfla  Aiis2Bg  hus  dem  nmf»i]gr«i<sh6n  Bande  tindct  mau  in  der 
ßiiss.  Revue,  XL  Jahrg.  B,  20  S.    193—226. 

3)  Sboniik  swcdenii  j>*>  dtpHrtninciit«  torgtiirll  i  inanufactur ,  Tom  I  konsstUsklja 
donen»«nija.  St,  Petcrsb.   188K  2Äa  S. 
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Petrowsky  im  Departement  füv  Handel  und  Manufakturen  ist  die  Eedak- 
tion  übergeben  worden.  Die  Mitteilungen,  die  alle  mit  dem  Xainen  der 
betreuenden  Konsuln  gezeichnet  sind ,  zum  Teil  »chon  im  Regieruizg^an- 
seiger  abgedruckt  waren ,  beziehen  eich  auf  Schweden,  Norwegen ,  Düne- 
inark ,  Grofsbritanien ,  Österreich-Ungarn  und  Deutschland.  Aus  letzteren 
stammen  die  meibteu  Berichte:  aus  11  deutschen  Städten  sind  uie  von  den 
Konsuln  eingegangen,  wahrend  im  ganzen  erst  von  18  StÜdten  ßolche  vor- 
liegen. Ihrer  Natur  nach  lassen  sich  dieselben  in  allgemeine  (über  den 
Handel)  und  in  spezielle  (z.  B,  über  den  Wollmarkt)  einteilen.  Im  An- 
hange finden  sich  Tabellen  über  die  russiechen  Gewichte,  Münzen  und 
Längenmafse  verglichen  mit  den  ausländischen,  ein  Verzeichnis  der  russi- 
^hen  Konsulatsbehörden  in  Europa  und  eine  geographische  Übersicht«- 
arte  derselben.  Es  ist  bei  dem  guten  Anlauf,  den  man  mit  dem  ersten 
Eid  genommen  bat^  zu  bedauern,  doTs  der  Plan,  die^e  Publikation  in 
kurzen  Zwischenräumen  so  sohDell  als  möglioh  fortzusetzen,  bis  jetzt  nicht 
ausgeführt  ist. 

Mit  der  Reform  des  Geldwesens  beschäftigen  steh  trotz  der  eminen- 
ten Wichtigkeit  der  Frage  nur  wenige  Schriften,  Hier  mufs  vor  allem 
der  Bericht  des  Geheimrats  Thörner  an  den  Finanzminister  über  die 
Teilnahme  EuTslands  an  der  internationalen  Münzkonferenz  in  Paiis  er- 
wähnt werden  *).  Ders<:lbe  verbreitet  sich  Dach  einer  Schilderung  der 
Münzverhältnisse  des  Auslandes  über  die  Regulierung  des  russischen  Münz- 
fufses  und  geht  auf  die  Frage  der  Herstellung  der  Metallvaluta  gar  nicht 
ein.  Die  Frage  über  den  Übergang  von  der  Zirkulation  des  Papiergel- 
des zu  der  des  Metalles  soll  mit  der  Frage  ob  Gold-  oder  Silberwährung 
nicht  vermischt  werden,  was  aber  die  Entscheidung  dieser  letzteren  an- 
laugt, so  meint  Th,  trotz  der  vielfach  ausgesprochenen  Meinung,  man 
müsse  notwendigerweise  voo  der  Silber-  zur  Goldwährung  übergehen,  falb 
e»  überhaupt  zum  Metalhimlauf  kommt,  dafs  es  für  die  erste  Zeit  sich 
empfehle,  die  herrschende  gesetzlichü  Silbervaluta  beizubehalten.  Aber  ab- 
geschlossen werden  soll  die  Münzreform  freilich  durch  Annahme  der  Gold- 
währung, 

Bei  den  beabsichtigten  Reformen  sei  ee  nicht  nur  nötig  das  Verhält- 
nis des  Metalls  zum  Papier,  sondern  auch  das  Verhältnis  der  beiden  Edol- 
metalle  zu  berücksichtigen.  Zunächst  müsse  Rufsland  daher  einige  Vorbe- 
TGitungsmafsregelu  zur  Beseitigung  verschiedener  Mängel  im  Münzsystom 
und  dann  entsprechende  Anordnungen  zur  Begründung  eines  regelrechten 
Verhältnisses  zwischen  Gold  und  Silber  treffen.  Nur  von  den  erstereu 
aber  ist  auntuhrlich  die  Bede.  Als  solche  werden  in  Vorschlag  gebracht 
1)  den  Goldgehalt  im  russischen  Halbimperial  so  weit  zu  vermindern, 
dafs  das  Gold  sich  zum  Silber  genau  so  verhält,  wie  1  :  Id^j^.  Zur  Zeit 
ist  dieses  Verhältnis  in  den  russischen  Münzen  1  :  15.  Jeder  Halbimpe- 
rial enthält  nämlich  1  Solotnik  39  Doli  *)  feines  Gold  und  hat  einen  no- 
minellen Wert  von  5  RbL     Jeder  Silberubel  aber  hat  4  Solotnik  21  Doli 


1)  Als  Beilage  »um  f,Ukasat«lj  po  oiintsterstwu  finanisow**  1881.  N,  SS.  8  S. ;  eine 
iche  Dberaetxung  brachte  die  Russ,  RerUG  Bd.   19    S    253—277. 
S)  I  Soloüiik  bat  96  Doli 

N,  F.  Bd.  VI.  28 
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IViues  .Silber  (405  Doli;,  in  5  Rubeln  ergäbe  sich  somit  2025  Doli  Muen 

Metall.  Da  man  also  für  5  Süberrubel  duen  Halbimperial  kaafco  kano, 
80  stellt  sich  da«  obeu  aogegebeiie  Verhältnis  1:15  heraus.  Allerdingi 
Aiud  2ur  Ausgleichung  dem  Ooldrubel  3  Fro£.  hinzugefügt,  so  dafe  der 
Ualbiniperial  5  Rubel  uud  15  Kopekea  gilt.  Dadurch  aber  wird,  wäh* 
rtJiid  das  Gold  unter  uormaleu  Verhältnissen  im  Auslande  I^^^h^q  mal 
tc-urer  iöt  als  Silber,  es  in  Rufsland  nur  50'*^|jqj,  mal  teurer  und  bei 
einer  jährlichen  Prägung  von  27  Mill.  Kbl.  verliert  das  Land  auf  diese 
Weise  87  378  Rbl.  im  Jahr.  Es  soll  also  forian  der  Halbimperial  eiu 
iSolotuik  und  ^^^^^^'^Ik^qq  Doli  reineu  Goldes  aufweisen,  eine  Müuee,  die 
genau  dem  Wert  tou  20  Frks,  entspräche.  2)  soll  der  Feingehalt  auf 
**;  j  ^j  angesetist  werdm,  welche  Legierung  als  die  beste  gilt  und  fast  überall 
in  Eurctpa  und  Nordamerika  angewandt  wird.  Bis  jetzt  prägt  Rufsland 
zu  dem  in  England  liblicheu  Feingehalt  ^-j^jf  aus,  aber  da  diese  Legie- 
rung einen  geringeren  Grad  tou  Harte  verleiht,  somit  die  Münze  mehr 
von  der  Reibung  leidet,  auch  dem  durch  die  Teilung  des  Rubels  in  IDO 
Kopeken  angenommenen  Dezimalsystem  nicht  entspricht  und  keine  genaue 
technische  Prägung  gestattet,  weil  es  nicht  möglich  ist,  das  Solotnikgewicht 
dui'ch  Milligramme  wiederzugeben,  so  soll  mau  zu  dem  erwähnten  Fein- 
gehalt übergehen.  Die  Anwendung  desselben  bietet  zugleich  den  Vorteil, 
dafs  dtT  neue  Halbimperial  trotz  des  vermlDderten  Goldgehaltes  dasselbe 
Gewicht  wie  früher  hat.  3)  mtifs  die  Zirkulation  von  Metallgeld  mit 
freiem  Agio  gestattet  werden ,  eine  Idee,  die  auch  schon  der  gegeuwär- 
tige  Finanzminister  Bunge  in  einem  im  Jahre  lÖSO  yeröffentliohten  Ar- 
tikel ausgesprochen  hat  Zur  Zeit  wird  der  Halbimperial  in  den  Staats- 
kassen nur  zu  seinem  Nominalwerte ,  nicht  nach  dem  Kurse  entgegengo- 
Bommen  und  die  Konsequenz  davon  ist  natürlich,  dafs  die  klingende 
Münze  ins  Ausland  zieht*  Es  soll  nun  die  Erlaubnis,  auf  die  klingende 
Münze  zu  spekulieren,  gesetzlich  gegeben  werden.  Man  soll  Geschäfte 
auf  Metali  abschliefsen  und  gegen  Agio  empfangen  dürfen.  Die  Zulas- 
sung eines  Agios  auf  Gold  bei  der  Kontrolierung  auswärtiger  Anleihen 
auf  üüldvaluta  und  der  Erhebung  des  Zolles  in  Gold  trotz  fortdauernder 
iSilbervaluta  erscheint  freilich  als  eine  Inkonsequenz,  mit  der  man  sich 
aber  aussöhnen  müsse,  weil  Länder,  die  aus  der  Papiergeld  Währung  her- 
auskommen   wollen,  nicht   ganz   systematisch   verfahren   können. 

Denselben  Gedankengang,  den  Anschluis  llufslands  an  die  lateinische 
MünzkouTention,  fuhrt  auch  die  Schrift  von  Posnauski  „die  Bedeutuug 
der  pariser  internationalen  Münzkonfereuz  für  den  russischen  Geldum- 
lauf*)** durch»  Nachdem  zuerst  die  Währuugsfrage  im  aJlgemeineu  er- 
örtert wird,  berührt  der  Verf.  die  einheimische  Goldproduktion  und  meint, 
dafg,  wenn  die  Ausbeute  im  Lande  bliebe,  die  Metallvaluta  für  Rufsland 
gesichert  wäre.  Von  1868  bis  1877  hat  mau  durchschnittlich  jährlich 
2121  Pud  Gold  und  763  Pud  Silber  gewonnen.  Aus  ersterem  hat  man 
jährlich  5  46UO00  Stück  Halbimperiale  geprägt  oder  unter  Hinzufugung  der 
erwähnten  3  Proz,  etwa  28  U^JOOO  Rbl.  Metall  Rechnet  man  dazu  die 
jährliche  Ausprägung  von  JSilbergeld    für    700  000  Rbl ,    ganz    abgesehen 


1]  St.  Fstersbtirg.   IB81.  3i  b. 
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von  der  geringbaltigen  Silberscheidemünze  für  6  Mili.  KbL  jährlicli ,  so 
kommt  man  auf  29  Mül.  Metall  Rubel  gut  ausgeprägter  goldener  und 
silberner  Müuxen,  um  die  der  Üeldunüauf  jährlich  bereiohert  werden 
könnte. 

Leider  bleibt  von  dieäer  Summe  nur  ein  Teil  in  der  Staatsbank  als 
Metallfond  für  die  Deckung  der  ausgegebenen  Banknoten.  Der  gröfsere 
Teil  nimmt  seinen  Weg  ins  Äuslaod,  Yon  1870  bis  1880  ist  für 
157  537  177  EM.  mehr  Metallgeld  ausgeführt  als  eingeführt  worden  oder 
in  Papier  umgesetzt  (der  Metall  rubel  zu  P  ^j  Papierrubel)  für  236  306  705 
libL  Ausgeprägt  sind  m  den  11  Jahren  (29  mal  11)  319  MüL  Rubel 
^Metall,  es  ist  also  die  Hälfte  etwa  ius  Ausland  gewandert.  Die  andere 
im  Lande  befindliche  Hälfle  weist  der  Verfasser  uaeh  ))  in  der  Keichs- 
bank,  wo  laut  Bericht  für  1880  sich  zur  Sicherstellung  der  Kreditbillete 
171472  495  Met.  libl.  ^grölsten teils  in  Gold,  in  Silber  1136  607  Kübel) 
befanden,  2)  in  der  Keichsbank  auf  Rechnung  der  Krone  durch  den  Gold- 
zoll  eingegangene  26  828  850  Rubel  und  3)  in  der  Weohselkasse  noch 
4  983  989  RbL  Im  ganzen  beläuft  sich  also  der  Vorrat  an  ToUwertigen 
Metallmünzen  auf  zirka  200  Mill.  RbL 

Bei  Untersuchung  der  Ursachen,  die  den  Geldabgang  herYorrufeu, 
will  der  Verf.  weder  der  ungünstigen  Handelsbilanz  noch  den  in  Gold  za 
jfiahlenden  Zinsen  für  die  auswärtigen  Anleihen  entscheidenden  Einflufs 
zugestehen ;  er  findet  dieBelben  yielmehr  in  den  ArbitrageoperationeUf 
Welche  durch  die  unzweckmafsige  Prägungstechnik  erleichtert  wird.  Dank 
derselben  wird  ein  Kilogramm  russischen  Goldes  in  Münzen  zu  3144 
Frks.  und  85  Cts.,  das  Kilogramm  englischer  Goldmünzen  zu  3148  Frks. 
29  Cts.,  das  deutsche  zu  3148  Frks.  50  Cts.,  das  französische  zu  3150 
Frks*  angenommen.  Das  Kilogramm  russischen  Goldes  ist  mithin  in  Mün* 
Ben  um  3  Frks.  44  Cts.  billiger  als  das  englischCp  um  5  Frks.  4  Cts.  als 
das  französische,  um  3  Frks  95  Cta,  als  das  deutsche.  Russische  Gold- 
münzen zu  erwerben,  um  sie  in  ausländische  umprägen  zu  lassen,  bie- 
tet somit  einen  direkten  VorteiL  Da  die  Ungenauigkeit  der  russischen 
Frobe  nicht  gestattet  den  Wert  des  Münzmetails  richtig  zu  bestimmen^ 
so  schützen  sich  die  ausländischen  Bankiers  vor  eTentuellen  Verlusten, 
indem  sie  das  russische  Gold  etwas  unter  seinem  wirklichen  Werte  ent- 
gegennehmen. Dem  kann  nur  vorgebeugt  werden,  indem  ein  dem  weat- 
(europäischen  Münzsystem  entsprechendes  angeoemmen  wird,  und  da 
findet  Herr  Fosnanski  den  Anschlufs  an  die  französische  Doppelwäh- 
rung als  den  geeignetsten  Ausweg.  Die  neue  Goldmünze  zu  5  Rubel 
gleich  20  Frks,  soll  den  Namen  „Imperial^*  führen ,  der  Halbimperial  zu 
3*1,  Rbl.  gleich  10  Frks.  ausgeprägt  werden.  Statt  des  Silberrubel  bringt 
er  den  „Tschetwertak'*  zu  4*|^  Gramm  Silber,  gleich  25  Kopeken  oder 
l   Frk.  in  Vorschlag.    Der  lOOte  Teil  desselben  könnte  die  ^^Poluschka"  sein. 

Als  eine  Anhänger! n  der  Goldwährung  gleichfalls  unter  Anempfehlung 
einer  kleineren  Münzeinheit  erscheint  die  Broschüre  von  K.  A.  Storch 
über  „unsere  Geldfrage"*).  Da  die  gegenwärtig  urolaufondcn  Papierrubel 
im  Gesamtwerte  von  1200  Mill  nur  einen  Wert  von  60  Kop.  Metall  haben, 


1)  Nascti  «Icnc^liny  wopross,  St,  Petcrsb    188L   U,   67   8. 
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meiut  er ,  seien  720  Mill,  Bubel  für  deu  Umlauf  RuTsland»  ausreiclieiid 
E»  soll  also  eiue  Einlösung  dfs  Papiers  zum  Tageskuree  stattfinden  ttiidl 
für  720  MilL  libL  oeue  Banknoten  ausgegeben  werden.  Für  diese  wird 
aU  Grundsatz  aufgeätcüt^  um  sie  al  pari  mit  dem  Golde  zu  lialten^  dafa 
die  Bank  das  Gold  nie  nach  dem  KomiDalwerte ,  sondern  jederzeit  nach 
dem  Marktpreise  für  die  Noten  auszahlt.  Gewöhnlich  geht,  wenn  der 
Preis  dos  Goldes  gegeu  den  Nominalwert  Binkt,  das  Gold  in  die  Bauk, 
um  gegen  Noten  ausgetauscht  zu  werden  und  kehrt  umgekehrt  der  Bank 
den  Rücken,  wenn  der  Preis  steigt.  Zahlt  die  Bauk  stets  nach  dem  Ta- 
geskurse Gold  aus,  so  hört  der  Vorteil  bei  diesen  Operationen  auf.  Was 
nun  die  eigeutliche  Deckung  anlangt^  so  hat  die  Reichsbank  einen  Me- 
tallfond Ton  170  Mil!.,  der  Rest  aber  soll  durch  Übernahme  der  Agrar- 
kreditvermittelung  beschafft  werden.  In  dem  Mafse,  als  hier  die  gewähr- 
ten Vorschüsse  in  Gold  zurückkommen,  sollen  die  von  den  bisherigen 
Agrarbanken  ausgegebenen  gegen  bares  Geld  uueinlösbarcn  Billete  durch 
Noten  der  Staatsbank  ersetzt  werden.  Begründet  wird  dieser  kühne  Plan 
damit,  dafs  die  gegenwärtige  Organisation  des  Agrarkredits  yiel  zu  wün- 
schen übrig  lasse. 

Eiue  allgemeine  Betrachtung    über    Kredit   und  Papiergeld,    die    nur 
zum  Sclilnis  auf  russische  Zustände  übergeht^  lieferte  Professor  Tarassowin  , 
Jaroslow  *).     Beides  ist  in  Ru Island  nach  seiner  Ansicht  in  unbefriedigen- 
der Lage,     Die  Besorgung  des  Kredits  müfste»  wie  Post,  Telegraph  u.  s.  | 
w.,  überhaupt  Sache  des  Staats  sein.      Der  Wiederherstellung  des  Wertes 
des  Papiergeldes  müfaten  vorbereitende  Maf «regeln  vorausgehen,   wie  bes- 
sere   Kontrole,    völlige    Öffentlichkeit,    kluge    Finanzpolitik.      Im  übrigen 
scheint  auch  er  Anhänger  der  Devalvation  zu  sein  (S.  37,  38),  für  dereü  ( 
Anwendung  auf  Rufsland   er  die  zirkulierende   Papiergeldmonge   auf  1400 
MiU.  Rubel  ansetzt,    die    zu   60  Kop.  Metall  pro  Rubel    840   Mill,  Metall 
Rbl.  geben  würden. 


Ii^n    Say:   Les   Financea    de  la  France.     Uue   an  nee    de   diacus- 

sion.     (Du    15    Dec.    1881    au  20  D^c.    1882).     Paris,  Guillaumiß  & 
Cie.  1883. 

BesprocUen    von  Riehard  Ton  KaufmAXin^    Prot  Dr. 

Die  unter  vorstehendem  Titel  soeben  erschienene  Sammlung  von 
Redou,  Yorlageoi  Aufsätzen  eto. ,  mit  denen  ihr  Verfasser  im  Laufe  des 
letzt  verflossenen  Jahres ,  sei  es  als  Mitglied  des  Senats  oder  als  Mitglied 
der  Regierung  an  die  Öffentlichkeit  getreten  ist ,  bietet  manche  sowohl 
finanzgeschichtlich  als  allgemein  finanzwisseDschaftlich  interessante  Mo*1 
mente,  deren  Bedeutung  durch  die  Persönlichkeit,  der  jene  Abhandlung 
entstammen,  wesentlich  erhöht  wird :  L  ^  o  n  Say,  der  Enkel  von  J.  B.  Say, 
Kitglied  des  Instituts  etc.  etc.  nimmt  unter  den  zeitgenössischen  Finanz- 


1)  Kredit  i.  BanoiisaKüe  D«tigi.     JurosUw  1881.     lil,  45  8. 
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Politikern  Frankreichs  oine  herYorragende  Stelle  ein,  und  wie  er  schon 
wiederholt  an  der  Spitze  der  Finanzverwaltang  soines  Vaterlandes  goatan- 
deu ,  so  dürften  wir  ihn  bei  dem  schnellen  Wechsel  der  französischen 
HtDisterien  ebenso  auch  in  der  Zukunft  noch  das  öfteren  an  jener  Stelle 
sehen. 

Wer  die  Zahlen  der  französischen  Budgets  von  Jahr  ztt  Jahr  ver- 
folgt, steht  mit  dem  Jahr  1882  vor  einem  Wendepuukt  Der  Umschlag 
mag  nur  momentan  sein,  eine  neue  Wendung  mag  den  Gang  der  Dinge 
in  das  rechte  Geleise  zurückleiten,  vor  allem  aber  ist  es  8a y,  der  als 
treuer  Eckhard  vor  mancher  gefährlichen  Slafanahme  in  der  Finanzwirt- 
achaft,  vor  Leichtsinn  in  der  Verwendung  der  gewaltigen  Mittel  des  Lan- 
des, die  man  oft  versucht  war  fiir  unerschöpflich  zu  halten,  vor  trügen- 
den Aufstellungen  des  Eudgets  gewarnt  hat  und  wie  er  seine  Warnungen 
nunmehr  zusammeofalst,  erscheint  sein  Buch  —  ein  Album  finanzpoliti- 
scher Augenblicksbilder  —  als  der  Wegweiser  an  jenem  Scheideweg. 

In  nachstehendem  wollen  wir  versuchen,  unter  gelegentlichem  Hin- 
weis auf  einzelne  Stellen  des  ßuches  selbst,  den  sachlichen  Inhalt  degsel- 
beu  pragmatisch  zu  behandeln. 

Die  augenblickliche  Periode  der  Finanzgesohichte  Frankreichs  beginnt 
mit  dem  Jahr  1871.  Mit  jenem  Jahr  war  das  Land  gezwungen,  gewal- 
tige neue  Lasten  auf  sich  zu  nehmen,  denen  gegenüber  seinen  Bewohnern 
neue  und  bedeutende  Steuern  aufgelegt  werden  mufsten  und  zwar  ist  mau 
hiermit,  wie  sich  später  zeigte,  im  ersten  Schreck  zu  weit  gegangen,  denn 
sehr  bald  stellten  sich,  nachdem  sich  die  neuen  Stouerbelastungen  erst, 
so  zu  sagen,  zu  recht  gelegt  hatten  und  ihre  volle  Wirkung  ausüben  konn- 
ten, Überschüsse  ein. 

Jene  „Überschüsae*^  wurden  zu  Versuchungen,  denen  man  in  zwie- 
facher Weise  erlag:  Man  vermehrte,  sich  auf  dieselben  berufend,  die 
Staatsausgaben  und  hob  zu  gleicher  Zeit  bedeutende  Steuern  auf.  Letz- 
teres nannte  man  ,,D^gröver'*,  entlasten.  Auf  Seite  44  seines  Buches 
bringt  Say  eine  Tabelle,  nach  welcher  jene  SteuereuÜastung  in  den  Jah- 
ren 1879 — 1881;  222  Millionen  und  die  Zunahme  der  Ausgabe  für  die- 
selbe Periode  154  Million  beträgt  =  ein  Gesamtuuterschicd  von  376 
Millionen.  Wenn  man  aber  derartig  stetig  aus  der  einen  Waagschale 
herausnimmt  und  zugleich  in  die  andere  immer  weiter  hineinlegt,  kann 
sich  naturgemäfs  kein  Gleichgewicht  halten. 

Der  Berichterstatter  des  Budgets  für  1883,  Ribot,  zeigt  in  lehrrei- 
cher Tabelle,  wie  Terkehrt  in  jenen  beiden  Kichtungen  sowohl  die  Ini- 
tiative der  Regierung  als  die  der  Deputierten  gewirkt  hat,  und  gerade 
über  diese  Initiative  der  Deputierten  bei  Staatsauagaben  beschwert  sich 
t>ay  des  öfteren  und  möchte  gern  in  Frankreich  die  englische  Sitte  ein- 
geführl  sehen,  nach  der  das  Parlament  nie  Ausgaben  beantrage« 

Wenn  übrigens  Ribot  dem  gegenüber  aus  seinen  Tabellen  nach- 
ipcist,  dafs  von  Seiten  der  Regierung  mehr  aufserordentliohe  Ausgaben 
ftl«  Ton  Seiten  der  Kammer  beantragt  würden,  so  vergifst  er  zunächst, 
daifl  die  Regierung  als  verautw^ortlicher  Vertreter  dm  Staats  in  vielen 
Fällen  geradezu  verp:ßichtet  ist,  Ausgaben  zu  veranlassen,  während  ande- 
ferseit«  manche  Deputierte   die    Gewohnheit    haben ,   die    Regierung    dazu 
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£u  bringen,  statt  ihrer  bezügliche  Vorschlage  zu  machen;  - —  in  eiuem 
parlaraentaripchen  Staat  bedarf  der  jeweilige  Minister  ja  so  oft  der  8tim- 
mon  jener  Herren  Deputierten !  Und  letztere  bedürfen  umgekehrt  der 
Hlifnmen  ihrer  Wähler.  Darum  verlangen  sie  zumal  EntlastuDgen, 
und  zwar  sollte  man  zuweilen  meinen  ,  dafs  es  den  Herren  dabei  mehr 
um  den  Sehein  als  da»  Wi-aeu  zu  thun  ist;  so  z.  B,  als  man^  die  Weiu- 
Bleuer  um  3  Centimes  per  Liter  herabzusetzen ,  dem  iStaat  eine  Eiunahmo 
Ton  71  Millionen  Franks  entzog.  8ay  spricht  sich  gerade  über  diesen 
Fall  mit  unumwundener  Strenge  aus  und  hebt  hervor,  dafs  jene  ganze 
8urame  allein  in  die  Tasche  der  Schankwirte  flidse,  da  sich  in  der  Hand 
dar  Masse  der  Bürger,  die  meist  je  ein  Liter  kauften,  thatsachlieh  gar 
keine  3  oeutimes  befanden.  Wenn  nämlich  gesetzlieh  in  Frankreich  auch 
einzelne  Ceutimesstiicke  zirkdieren  sollen,  so  ist  im  thatsächlichen  Ver- 
kehr doch   dns  Fünfcentimesstück  j  der  Son,  die  kleiuste  Münze  desselben, 

^0  nachteilig  auch  die  oben  berührten  Umstände  an  und  für  sieh 
wirken  mochten,  so  wäre  deren  Tragweite  dennoch  relativ  gering  gewesen, 
wenn  sich  das  französische  I^udget,  das  so  wie  so  schon  xiemlich  ver- 
wickelter Natnr  ist^  nicht  durch  die  Begebenheit  der  letzten  Jahre  noch 
verwickelter  gestaltet  hätte. 

Es  wird  schwer  sein  ,  edles  zu  dem  bezüglichen  Verständnis  Nötige 
an  dieser  Stelle  in  einen  kurzen  Aufsatz  zusammen  zu  drängen.  Ein 
anderes  ist  es,  wenn  8ay  zur  französischen  Kammer  spricht,  wo  er  Vie- 
les als  bekannt  voraussetzen  darf,  ein  anderes  ^  wenn  der  den  fransdsi* 
sehen  Yerhaltnifisen  ferner  Stehende  an  sein  Buch  herantritt;  trotzdem 
wollen  wir  versuchen,  auch  Diesen  auf  die  Lektüre  desselben  vorzube- 
reiten *)* 

Nach  dem  Krieg  von  1870,71^  in  dem  fast  das  ganze  Kriegsmaterial 
zerstört  worden  war,  neue  Festungen  zu  erbauen,  alte  zu  rekonstruierea 
waren,  wurde  behufs  Wiederherstellung  der  Wehrfähigkeit  des  Landes 
ein  sogenannter  ^,L  i  q  u  i  d  a  t  i  o  n  s  f  o  n  d  s'*  eröffnet,  der  ungeheure  Summen 
verschlang,  die  auf  recht  komplizierte  Weise  zusammengebracht  wurden, 
indem  man  bald  von  zu  andei*n  Zwecken  bestimmten  Anieihen  erübrigte 
Millionen  für  jenen  Fonds  in  Anspruch  nahm ,  bald  der  Regierung  äu 
Gebot  stehende  und  von  ihr  verzinste  Depositengelder  für  denselben  ver- 
wandte, bald  Beträge  „auf  ktirze  Frist",  d.  h.  gegen  zinaentragende  karz- 
laufende  Schatzan Weisungen  aufnahm.  Der  Hauptsache  nach  handelt  es 
sich  bei  allen  jenen  „Mitteln  und  Wegen**  natürlich  immer  nur  um  An- 
leihen in  irgend  einer  Form,  Aber  gerade  diese  Formen  wurden  sehr 
mannigfaltig  gewählt  und  solche  Formen  haben  ihre  Bedeutuug,  wäre 
es  auch  nur  in  der  Richtung,  dafs  sich  die  eine  Art  der  Schuld  leioh* 
tei*  tilgen  oder  schwerer  beibehalten  läfst  als  die  andere*  Daa  beste 
oder  doch  sicherste  Tilgungsmittel  bleibt  dabei  immer  dasjenige,  das  auf 
eine  regelmäfsige  Einnahme  begründet  ist,  rührte  letztere  auch  von 
einer  Steuer  her. 

Im  Laufe  des  Krieges  war  der  8taat  der  Bank   1500  und  einige  Mü- 


l)  Weitere  DetÄils    belrfifFend    verweiscu     wir    auf    unsere    ,,FinAtixen    Fr«nkroicha*  t 
Leipzig  1882. 
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]ioDeD   schuldig  geworden  und  da  es  in   der  Natar  dieser  Schuld  lag,  dafs 
sie  den  Zwang^skura  bedingte,    so    mul'&le    sie   in  der  möglichst  kürzesten 
Frist  Burückgezahlt  werden,    woßir  man   200  Millionen  per  Jahr  ütiswarf 
und  diesen  Betrag  auf  das  ordentliche  Budget  übernahm,  zu  dessen  Deck- 
ung mau  also  um   200   Milliont-n  Steuern  mehr  ausschreiben  mufste.     Auch 
diese  200  Milliouen  haben  dem  Liquidatiooafonds  mehr  ah  einmal  freund- 
Dachbarliehe  Dienste  geleistet ,    und    als    die    Banksehuld    abgezahlt    win% 
wurden  die  Steuerzahler  durch  degrevements    von   entsprechenden  Steuer- 
beträgen entlastet.     Da  aber  die  noch  übrigen  sowohl  alten  als  nach  18  71 
neu  eingeführten  Steuern    weit    einträglicher    geworden   waren ,    als    man 
früher  von  ihnen    erwarten    zu    können  geglaubt  hatte  und  endlich  auch 
der    zehrende    Liquidatioiisfonds  abgeschlosäen    werden  konnte ,    so    ergab 
-e«  sich,  dafa  sich  aurserdtm    noch   100 — 20 ü   Milliouen    (je  nach  der  Art 
[und  Weise,  wie  man  die  Rechnung  aufstellte)    disponibler    Eiuküufte    aus 
[dam    Budget   herausrechnen    liefaen.     Während    es   sich    dabt>i    aber   zum 
IgTofsten  Teil   nur  um  Fonds  ,,i  n  Aus  sieht"  handelte,    so  tauchte  doch 
[.«ogleioh  die  Frage  auf:    „what  will  he  do  with  it?'*»     Die  Antwort  blieb 
nioht  aus,  und  damit  kommen  wir  zu  dem  bekannten   Freycinet'sohen 
Plaue,    von  dessen  Entstehung  Say    (Seite   11)    mit    folgeudtm    Worten 
prieht: 

„La    Constitution    d^un    ^tat   Enancier     relatirement    aussi    satisfaisaut 
permettait  de  proparer  pour  Tavenir  utie  vaste  Operation.     11  gTiffisait 
de    faire    une    part   dans   les    excddents   de   Taveuir    a   la    diminuiion 
des  impdti   et  uue  antra  part    a  das  eutrepri^es   d^int^rdt  national  — 
he  plan  Freycinei  n'a  pas  eu  dWtre  sigoificatiou.'* 
Jene  Übersehnsse  sollten   aber    nach    der    Absicht    von  Frey  einet 
kund  seinen  Freunden  keineswegs    direkt    verwendet  werden,    das    wiiro 
Iviel  zu  philisterhaft,  zu  kleinbürgerlich  gewesen ,  man  hätte  ja  in  eiuera 
IJabre  vielleicht  nur  100»    in  dem  andern    nur    50  Millionen  erspart  und 
für  die  entsprechenden   Beträge  „entreprises  d'int^rtt  national**  dar uhf Uh- 
ren können,  das  hätte  das  grofse  Publikum   ja  kaum  bemerkt,   wie  hätte 
sich  ein  Mann  wie  Freycinet  mit  solchen  Lappalien  begnügen  können? 
wuijite  er  doch   nicht ,  wieviel   Monate  lang  er  sein   Portefeuille  noch  be- 
halten würde,  und  die  kurze  Frist  sollte  er  nur  nutzen,  die  Äusfiihruug 
eines  so  „unscheinbaren"  Projekts   in  Gang    zu  setzen?     Nein,    der    Plan 
mufste  „genialer**  entworfen  werden:    Übersohüsse  aller  Art,    die    —    so 
rechnete  man   —  mit  der  Zeit  200    und    weit    mehr    Millionen    erreichen 
würden,   soUtim    hioa    die  Zinaeu    der  für  jene  Unternehmungen  aufKU- 
f  nehmenden  neuen   Anleihen  decken,  für  deren  Kapitalergebnis  dann  darauf 
Dflgebant  werden  soBta.     Damit  fühlte  man  sich  im  stände,  4 — 4*/^  Mil- 
liarden auf  Kisenbahn bauten    und   eine    Milliarde    auf   Häfen    und   Kanäle 
211  verwenden  und  war  der  Aueführuugsplau  für  derartige  gewaltige  Un- 
ternehmungen in  seinen  Hauptzügen  ebenfalls  sofort  fertig. 

Dos  ganze  Projekt    stiefs    auf   zahlreiche  Gegner.     Die  einen  fanden 
unvorsichtig ,  Frankreich  in  so  weittragende  und  dabei  so  kostspielige 
^^Unternehmungen  zu  vfirwickeln,  die  anderen  rieten,    man  solle  die  Über- 
schüsse, soweit  sie  nicht  mehr  zu  Entlastungen  verwendet  wt^rden  sollten, 
iUober   zu    Abtragungen   der  Schulden    —   deren  Last  grofs  genug  sei  — 


440 


L  i  1 1  e  r  a  I  u  r. 


tmtzeo.  Ba  aber  mifichte  sich  die  hohe  Politik  in  die  Angelegenheit: 
mufstc  man  sich  doch  der  Zukunft  der  Republik  sicher  zeigen ;  dann 
wollten  viele  Deputierte  ihrem  Wahlkreis  irgend  ein  Bähnchen  oder  Ka- 
nälchen als  Freundschaft  erhaltendes  Geschenk  anbieten  können  und 
fiohlier^lich  gab  der  Hinweis  auf  die  Modalitäten,  unter  denen  das 
grofse  Projekt  ausgeführt  werden  sollte,  den  Ausschlag:  Erstlich^  sagte 
man  nämlich,  braucht  man  sich  gar  nicht  auf  10  oder  1*2  Jahre  hinaus,  also 
für  die  ganze  Summe  yon  5  Milliarden,  auf  einmal  Yerbindlich  zu  machen, 
im  Gegenteil  ist  es  nur  nötig,  sich  von  Jahr  zu  Jahr  immer  nur  für  die 
Ausgabe  des  nächstfolgenden  Jahres,  also  für  etwa  500  Millionen,  zu  en- 
gagieren;  droht  dann  irgend  eine  Gefahr,  so  hält  man  einfach  ein. 
Zweitens  empfahl  Say  als  Form  für  die  Art  der  Aufnahme  der  An- 
leihen für  die  in  jedem  Jahr  in  Angriff  zu  nehmenden  Bauten,  die  „rente 
3  ^Iq  amortisable**  (die  tilgbaren  Sprozentigen)  und  wies  ab  Analogie  für 
dieselben  auf  die  Eisenbahcobligatioiien  hin,  von  denen  ^  ebenso  wie  bei 
der  von  ihm  empfohlenen  Kenteuart,  jährlich  eine  Anzahl  von  Scheiueu 
ausgcloosi  und  ausgezahlt  werden,  so  dafs  nach  dem  von  8ay  aufgestell- 
ten Aroortisationsplau  die  sämtlichen  bezügliohen  Anleihen  in  7o  Jahren 
amortisiert  sein  sollten. 

Unter  diesen  Modalitäten  wurde,  wie  gesagt,  das  F  reyci  n  at'sche 
Projekt  angenommen,  doch  blieb  es,  wie  wir  gleich  hinzufügen  wollen, 
nicht  bei  den  ursprünglich  in  Aussicht  genommenen  5,  dann  6  oder  7 
Milliarden,  sondern  es  war  bald  von  8  Milliarden  und  darüber  die  Rede 
und  selbst  dieser  Betrag  scheint  bereits  nicht  mehr  auszureichen ,  alles 
das  auszuführen,  was,  da  jeder  Deputierte  seinen  Bau  haben  wollte  — 
und  zugesagt  mufste  ihm  derselbe  werden,  wenn  auch  schon  bei  den  stets 
zu  niedrigen  Anschlägen  von  einer  Rentabilität  desselben  keine  Bede 
mehr  war  —  zu  bauen  versprochen  worden  ist  Und  doch  hätte  man 
alle  Ursache  gehabt,  gewitzigt  za  sein,  wie  man  in  Frankreich  genügeude 
Beispiele  von  Bahnen  vor  Augen  hat,  die,  an  und  für  sich  wohl  alle  besser 
situiert  als  die  neu  zu  erbauenden,  trotzdem  recht  schiechte  Geschäfte  ma- 
chen und  zwar  so  schlechte  Geschäfte,  dafs  sie  um  Verstaatlichung 
einkamen.  Die  hierbei  gepflogenen  Verhandlungen  mögen  übrigens  gerade 
dazu  beigetragen  haben,  Freyoiuets  Projekt  weiter  zu  führen,  denn 
einige  jener  kleinen  Bahnen  waren  ohne  Zweifel  systemlos  angelegt  wor- 
den. Dieser  Umstand,  sowie  andere  Verhältnisse,  auf  die  wir  an  dieser 
Stelle  nicht  naher  eingehen  können,  haben  auch  in  Frankreich  eine  Be- 
wegung  zu  Gunsten  der  Verstaatlichung  sämtlicher  Eisenbahnen  hervorge- 
rufen, der  sich  freilich  mächtige  Gegner  entgegenstemmen. 

Zu  diesen  gehört  Say,  und  von  diesem  Standpunkte  aus  ist  der 
erste  Aufsatz  des  uns  vorliegenden  Buches  geschrieben. 

Der  folgende  Aufsatz  enthält  die  „Motive"  (expos^  de«  motifs)  zu 
dem  Voranschlag  des  Budgets  pro  1883,  dann  folgen  Reden 
und  ein  spezieller  Aufsatz  über  die  Finanzlage.  Alle  diese  Abhand- 
inngen dienen  nur  dem  einen  Zweck,  die  von  ihrem  Verfasser  vorge- 
brachten Reform ideen  näher  zu  beleuchten  und  zu  begründen. 

Vor  dem  Krieg  hatte  Bay  sich  dem  Bank-  und  Eisenbahnwesen  ge- 
widmet,   wobei  er    als  Mitglied    der  Verwaltung  der  französischen  Nord- 
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höhn  m  nahe  Berlihrung  zu  dem  Haus  Rothschild  trat  Aus  jener  Zeit 
stammt  aeme  Bearbeitung  dos  Werks  von  Göschen  über  Wechselkurse, 
Nftoh  dem  Krieg  sehen  wir  Say  zuerst  als  Seineprafekt  und  bald  als  Fi- 
nftD^mi nister.  Er  hat  des  öfteren  Gelegenheit  genommen ,  sich  als  Schü- 
ler Thiers  zu  bekenneu  ;  so  in  dem  yorliegendon  Buch  (S.  207  u,  a,  a.  0.) 
und  ebenso  als  er  im  Journal  des  Hconomistes  die  grofsartigeu ,  für  die 
Bezahlung  der  5  Milliarden  nötig  gewordenen  Operationen  beschrieb.  Ein 
klarer  Kopf,  der  leicht  begreift  und  geistreich  darstellt,  ist  Say  die  Theo- 
rie der  Fiuanzwissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  wohl  geläufig,  doch 
stützt  er  sich  lieber  auf  praktische  Gründe;  er  ist  mehr  Staatsmann 
als  Blichergelehrter  und  gilt  ihm  die  thataächlich  e  Lage  der  Dinge 
mehr  als  eine  sogenannte   wissenschaftliche  Kegel,    ein  theoretischer  Satz. 

Says  Vorschläge  schmiegen  sich  den  Verumständungen  des  Augen- 
blicks leicht  an  und  auf  den  Nachweis,  dafs  er  in  seiner  politischen  Ver* 
gangenheit  als  Minister  das  eine  mal  Optimist  und  da«  andere  mal  Pes- 
simist gewesen  sei,  würde  er  einfach  antworten;  ich  war  weder  das  eine 
noch  das  andere,  ich  photographiero  oben  in  meinem  Geiste  die  Lage  der 
Dinge  und  ist  es  nicht  meine  Schuld,  wenn  diese  wechselt;  meino  Auf- 
gabe als  Minister  war  our  die,  diese  Lage  der  Dinge  wahrheitsgetreu 
darzustellen.  —  Ein  Standpunkt,  2u  dem  der  praktische  Staatsmann 
zweifellos  berechtigt  ist 

In  diesem  Sinne  zeigt  das  uns  vorliegende  Buch  das  neueste 
Bild  der  Finanzlage,  die  das  Budget  für  1883  beherrscht,  wir  wer- 
den auf  dieselbe  weiter  unten  zurückkommen  und  wollen  vorher  noch, 
des  besseren  Verständnisses  halber  bemerken,  dafs  Frankreich,  obgleich 
dies  offiziell  nicht  anerkannt  wird,  eigentlich  3   Budgets  hat: 

1)  das  eigentliche  oder  „ordentliche"  (budget  ordinaire) ,  dessen 
Charakteristicon  darin  besteht,  dafs  seine  Einnahmen  prinzipiell  aus 
Steaem  und  yon  anderen  regelmäfsigen  Einkünften  (z.  B.  von  Domainen 
etc.)  herrühren  — 

2)  das  aufserordentliohe  Budget,  dessen  Einnahmen  fast  aus- 
•chliefalich  von   Anleihen   herrühren  — 

3)  die  schwebende  Schuld,  die  aUerdinga  nie  im  Text  des 
Budgets^  sondern  blos  in  Anmerkungen  unter  oder  nach  dem  Text  er- 
scheint und  trotzdem  als  ein  Budget  für  &ich  zu  betrachten  ist,  weil  auch 
»ic  selbstaudige  Einnahme-  und  Ausgabeposten  (Aktiva  und  Passiva)  zeigt. 
Auch  hierauf  werden  wir  weiter  unten  zurückkommen. 

Während  des  Jahres  18  82  war  L^on  Say  vom  Sl.  Januar  bis  an- 
fangs August  isein  Nachfolger  Tirard  trat  sein  Amt  am  7*  August  an) 
Finanzmiuister,  und  hatte  sein  Vorgänger  im  Finanzministerium,  Allaiü- 
Target  der  Kammer  borcitH  einen  Voranschlag  für  188  3  vorgelegt, 
als  Say  an  die  Spitze  der  Finanzverwaltuug  trat.  Say  nahm  diestfn  Vor- 
anschlag teilweise  zurück^  um  ihn  nach  seinen  eigenen  Grundsätzou  um- 
zubilden. Diese  Grundsätze  sind,  was  ihre  finanzpolitische  Seite  betrifft, 
in  drei  Verneinungen  zusammenzufassen:  ni  con  Version,  ni  rachat, 
n  1  ero  pru  n  t  (8.  47), 

In  einem  politisch  so  bewegten  Lande  wie  Frankreich  giebt  es  man* 
oherlei  Hiicksichten,  Strömungen,  Bedenken,  die  oft  keinen  deutlichen  Aus- 
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druck  finden  und  nur  durch  ihre  Resultate  fühlbar  werden ;  der  eii 
hütet  Bich,  seine  Porderungen  klar  auszusprechen»  der  andere,  dieselbe 
rundweg  abzuÄchlagen.  Dieaes  Gewirr  von  BousentenduB ,  reticenoes  and 
arriürefi-pens^e«  spielt  zweifellos  auch  hei  der  k^tellungnahme  ösya  seine 
Kolle,  während  er  aich  der  Öffentlichkeit  gegenüber  hinter  dem  eiuea 
Wort  verschanzt:  der  Geldmarkt  ist  überladen. 

Bekanntlich  beziehen  sich  die  Konversionsgelüste  auf  die 
^  ^/o'S^  Rente,  die  des  öfteren  so  hoch  stand,  dafs  man  biBi  da  der  Zina- 
fuTs  des  Marktes  unter  4"/(,  gesunken  war,  mit  Vorteil  hätte  in  4'*/Qige 
umwandeln  können,  wobei  der  Staat  jährlich  70  Millionen  sparen  würde. 
Jene  günstigen  Augenblicke  sind  regelmäfsig  Terpafst  worden  —  weil 
jedesmal  die  Wahlen  zu  nahe  waren:  Man  wollte  den  Feinden  der  re- 
publikanischen Regierungsform  keinen  Trumpf  in  die  Hände  geben;  die 
zahlreichen  Wähler  >  welche  5**|pige  Rente  beeitzen  ,  hätten  sich  rächen 
können!  Anfangs  1882  kam  ein  neuer  Grund^  warum  man  nicht  konver- 
tieren konnte,  hinzu:  der  Börsenkrach.  Die  bekannten  Begebenhei- 
ten (das  Zusammenbrechen  der  Union  g^n^rale  und  anderer  üeiielUchaf- 
ten)  hatten  den  Zinsfufa  steigen  machen  und  hatte  die  Regierung  aulse 
dem,  und  das  ist  ein  sehr  wichtiger  Punkt,  in  der  zweiten  Hälfte 
Jahres  1881,  eine  Anleihe  von  einer  Milliarde  aufgenommen, 
von  der  noch  nicht  alle  Ein2ahltermine  verflossen  waren  und ,  was  das 
schlimmste  war,  die  gezeichneten  Obligationen  (3^!^ige  amortisables)  wa* 
reu  noch  nicht  clasa^s,  d,  h.  in  festen  Händen,  So  war  also  ebensowenig 
an  eine  neue  Anleihe  zu  denken  als  an  die  Konversion. 

Aber  auch  der  rachat,  „der  Rückkauf'  (die  Y  erstaatli  ohuo  g 
der  Eisenbahnen)  mufste  abgewiesen  werden,  weit  der  Markt  einer- 
seits mit  Staatspapieren  tiberfüllt  war  und  andererseits  die  französische 
Staatsschuld  so  ungeheuer  grofs  ist,  dafs  es  tollkühn  gewesen  wäre^  sie 
bei  der  Ungewissen  politischen  Lage  Europas  um  einige  Milliarden  zu 
vermehren.  Dazu  kam  noch  die  weitere  Reflexion,  dafs,  wenn  die  Fri- 
vateiaenbahngeaellscbaften  erhalten  würden,  dieselben  geeignet  schienen, 
in  irgend  einer  Form  zu  Aushilfen  im  neuen  Budget  herangeaogen  zu 
werden,  um  so  auch  ihrerseits  dazu  beizutragen,  neue  Anleihen  2U  ver- 
meiden. 

Zwecks  wessen  sollten  dann  überhaupt  neue  Anleihen  aufgenommen 
werden?  Zur  Beantwortung  dieser  Frage  ist  es  nötig,  streng  zwischen 
dem  ordentlicheu  und  aufs  er  ordentlichen  französischen  Budget 
zu  unterscheiden.  Für  ersteres  wäre  die  Notwendigkeit  einer  neuen  An- 
leihe ein  Kraokheita Symptom,  es  befindet  sieh  aber  in  Wirklichkeit  rect 
wohl,  für  letzteres  dagegen  ist,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  eine  AnleihI 
das  tägliclie  Brot ,  da  seine  Ausgaben  nur  mit  erborgtem  Geld  bestritten 
werden. 

Die  Aufgabe,  die  sich  L  ^  o  n  S  a  y  aber  gestellt  hatte,  war  die,  auch 
dieses  aufaerordentlich'e  Budget  einmal  ein  Jahr  hindurch 
ohne  Anleihen  zu  speiaen;  es  galt  ein  Finanzkunststück  auszufüh- 
ren, um  eben  jede  Anleihe,  die  angesichts  der  Lage  des  Geldmarktes  un- 
zeitgemäfs  schien,  zu  vermeiden. 

Man  wird  nun  weiter  fragen,   ob    es    nicht  einfacher  gewesen  wäre, 
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jene  Ausgaben  überhaupt  einzustelieu,  haudelte  es  sich  ja  doch 
BOT  dabei  um  f^aarserordentliohe  ?" 

Die  ÄDtwort  aaf  diese  Frage  liegt  auf  der  Hand:  diese  Ausgaben 
sind  bedingt  durch  die  Durch fdhruog  des  Freycin et* sehen  Projekts. 
Sollte  sich  Fraakreich  aulser  stände  erklären,  dieses  grofsartige  Projekt 
auszuführen?  Dazu  konnte  sich  kein  patriotischer  Finanzminister  ent- 
schltefsen.  Die  Eisen  bahn  bauten  etc.  soUten  also  fortgeführt  werden  und 
doch  wollte  man  gleichzeitig  für  1  oder  2  Jahre  vermeiden,  die,  als  jähr- 
lich zu  emittierend  in  Aussicht  genomraeoen  500  Millioneo  auf  den  Geld- 
markt 2U  werfen. 

Unter  den  charakteristischsten  Momenten  des  bezüglichen  Planes  von 
S a y  betrifft  das  erste  die  schwebende  Schuld.  Diese  setat  sich 
gröfäten teils  aus  beim  Staat  deponierten  Geldern,  zum  mindern 
Teil  aus  Anleihen  auf  kurze  Frist,  das  ist  rückzahlbar  in  3,  6, 
12  Monaten  (bons  du  tr^sor)  2Ufiammen,  Diese  bons  du  tresor  bedürfen 
keiner  näheren  Erklärung,  sie  dienen  einfaoh  dem  Zweck,  die  erst  später 
einkommenden  Einkünfte  des  Finanzjahres  vorweg  zu  eskoratieren.  Was 
dagegen  die  Depositen  betrifft,  so  hat  mau  bei  diesen  zwischen  frei- 
willig hinterlegten  und  unfreiwilligen  zu  unterscheiden.  Die  Sparkas- 
seogelder  sind  als  solche,  was  den  Einleger  anbetrifft,  freiwillig  einge- 
zahlt. Das  aber  einmal^  sei  es  in  den  Postsparkassen  oder  bei  den  Ge- 
mein desparkassen,  hinterlegte  Geld  mufs  von  diesen  beim  Staat  deponiert 
werden.  Zu  den  Zwangsdepositen  gehören  ferner  alle  Gemeindegelder, 
welche  nicht  zur  Deckung  der  laufenden  Bedürfnisse  gebraucht  werden. 
Aufserdem  giebt  es  gerichtliche  und  andere  mehr  oder  weniger  freiwillige 
Depositen,  doch  haben  die  hierher  gehörigen  Details  an  dieser  Stelle  kein 
loteretse,  wenn  wir  daran  festhalten,  dafs  dem  Staat  eben  stetig  und 
regelmäfsig  Gelder  zuffiefBen,  die  jeden  Augenblick  zurückgefordert  wer- 
den können.  Wie  der  Staat  nun  für  diese  Gelder  Zinsen  schuldet,  kann 
er  dieselben  auch  und  zwar  bis  zu  einer  erfahrungsmäfsigen  Grenze  — 
eben  so  weit,  dafs  er  die  Dormaleii  Kückzahlungen  immer  zur  rechten 
Zeil  zu  leisten  im  Stande  bleibt  —   gefahrlos  verwenden. 

Diese  „schwebende  Schuld**  non  bat  sich  in  Frankreich  ganz  gewal- 
tig entwickelt,  findet  aber  auch  dort  manche  Gegner,  während  ihre  Ver- 
teidiger für  dieselbe  anführen,  dafs  sie  dem  Staat  das  Halten  besonderer 
Betriebsfonds  und  besonders  das  Aufnehmen  mancher  Anleihe  zu  höherem 
Preis,  als  ihm  diese  schwebenden  Fonds  zu  stehen  kommen,  erspare,  ja 
manche  dieser  Fonds  müfsten,  fuhrt  man  weiter  aus,  möge  sich  der  Staat 
ihrer  bedienen  oder  nicht,  in  jedem  Falle  verzinst  werden  und  habe  der 
Ftant  ihre  Verwendung  in  solchem  Falle  so  zu  sagen  umsonst.  Deshalb 
legt  die  französische  Regierung  die  ihr  überflüssigeo  Fonds  der  schwe- 
benden Schuld  gewöhnlioh  in  Beute  an  ,  um  so  die  Verzinsungen  nicht 
j!U  verlieren. 

Wir  haben  nun  mehr  die  2  Seiten  der  schwebenden  Schuld  ins  Auge 
zu  fassen,  die  Einnahmen  oder  Aktiva  und  die  Ausgaben  oder 
Passiva  und  wegen  dieser  2  Seiten  haben  wir  weiter  oben  von  einem 
Budget  der  mih webenden  Schuld  gesprochen, 

WeDJi   die  Aktiva   in    Übersohufs    vorhanden    sind,    so   stehen    die 
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Kassen  gut  Qnd  flöföt  die  schwebende  Schuld  der  Eegierung  keine  Furcbl 
ein;  wieviel  iminerhin  zurückgefordert  wird,  so  findet  sie  io  ihren  Kassea 
immer  Fonds  genug,  um  jene  Forderungen  zu  befriedigen.  Wenn  aber 
die  Pagsiva  überwiegen,  so  können  Verlegenheiten  entstehen.  Dieaeo 
Yerlegeüheiten  gegenüber  pflegt  dann  abermals  gewöhnlich  eiue  Anleihe 
zu  helft n,  d.  h.  man  „konsolidiert*^  so  und  so  Tiel  Millionen  der  schwe* 
benden  Schuld,  indem  man  für  denselben  Betrag  Eenteu  aussiebt  und 
mit  dem  dadurch  erhaltenen  Kapital  die  schreiendsten  Schulden  abzahlt. 
Statt  zu  konsolidieren,  kann  man  aber  auch  je  nach  den  Umständen  Geld 
,,üuf  kurze  Fri?it**  atifnehmen  oder  sonstige  Auskunftsmittel  finden.  Die 
Konsolidation  iat  natürlich  stets  das  gründlichste  Mittel* 

Bevor  wir  nnn  nach  Seite  57  u.  ffl  der  uns  vorliegenden  Schrift  dio 
Aktiva  und  Passiva  der  „scb webenden  Schuld"  einander  gegenüber' 
stellen,  haben  wir  die  wichtigsten  Verwendungsweiseo  ihrer  Oelder,  d.  h^ 
dio  Ursachen  der  Passiva  otwas  naher  anzusehen.  Erstlich  werden  eben 
mit  Hilfe  dieser  Fonds  jene  Hauten  einstweilen  fortgesetzt ,  für  die,  wie 
gesagt,  der  ursprünglichen  Absicht  nach  ungefähr  500  Millionen  jährlich 
verwandt  werden  sollten,  und  um  in  der  Lage  zu  sein,  den  rechten  Zeit- 
punkt fiir  die  bezügliche  Anleihe  (zur  Konsolidierung  also  eines  entapre- 
chenden  Teils  der  schwebenden  Schuld  in  S^fjjige  amortisables,  s.  o.)  ab- 
warten zu  können,  fand  man  es  wünschenswert,  nötigenfalls  nach  und 
nach  tausend  Millionen  an  Ausgaben  fiir  jene  Bauten  der  „schwebenden 
Schuld**  zur  Last  zu  legen  oder  wie  man  auch  sagen  konnte,  tausend 
Milliooen  von  den  Einnahmen  der  schwebenden  Schuld  für  diese  Bauten 
zu  verwenden  —  ein  Betrag,    der  sehr  bald  erreicht  aeiE  wird. 

Aufserdem  wurden  mit  den  Fonds  der  „schwebenden  Schuld*'  noch 
verschiedene  andere  und  teilweise  bedeutende  Posten  für  Festungsbauten 
und  andere  Ausgaben  des  Kriegsministers  und  ebenso  einige  Ausgaben  des 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  bestritten ,  die  an  dieser  Stelle  nur 
der  Vollständigkeit  wegen  erwähnt  seien. 

Wie  weiter  in  Frankreich  im  Augenblick  für  Yizinalwege  und 
Sohulhäuserbau  gewaltige  Anstrengungen  gemacht  werden ,  werden 
ebenfalls  sehr  bedeutende  Beträge  der  schwebenden  Schuld  noch  Ton  2 
Instituten  in  Anspruch  genommen,  nämlich  der  caisse  des  chemins  vici* 
naux  (Vizinalwegekasse)  und  der  caisse  des  maisons  dMcole  etc,  (Schul- 
häuserkasse). 

Jede  dieser  Kassen  verschlingt  hunderte  Millionen,  von  denen  ein 
Tuil  als  Staats  Subvention,  der  gröfsere  Teil  aber  als  Staats  vo  r  s  c  hn  fs 
an  die  botroffenden  Gemeinden  figuriert  und  zwar  borgen  »ich  die  Ge- 
meinden die  bezüglichen  Summen  von  der  Depositenkasse  (caisse  des 
depöts  et  consignations),  welche  die  Gelder  der  Sparkassen,  die  der  Altera- 
versorgungs-  und  anderer  Kassen,  also  abermals  meist  Gelder  der  schwe- 
benden Schuld  Torwaltet,  für  die  sie  Interessen  zahlt  und  die  sie  nach 
gewissen  Tlegohi  ebenfalls  gegen  Zinsen ,  und  auf  bestimmte  Anzahl  von 
Jahren,  zu  verleihen  berechtigt  ist.  Wenn  dio  der  Depositenkasse  aus 
neuen  Einlagen  oder  solchen  Hückzahlungen  zufliefsenden  Fonds  nicht 
ausreichen ,  um  den  au  sie  gestellton  Anforderungen  zu  genügen ,  so  ist 
auch  sie  berechtigt ,    bis   zu    einer  gesetzlich  bestimmten  Grenze,    Gelder 
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gegeo  bona,  „Scbatzecheioe"  oder  wie  man  die  Scheine  üennen  will,  auf- 
ÄuuehmeD  uüd  an  die  Gemeinden  weiter  zu  verleihen. 

Diese  Andeutungeu  mögen  2 um  Verständnis  der  nachBtehenden  Zah- 
len  genügen ,  bei  denen  übrigens  nicht  vergessen  werden  darf^  daTs  sie 
Tollsländig  genau  nur  auf  die  ersten  Monattj  des  Jahres   1B82  passen. 

Für  die  Jahre  1H81  und  82  stellt  Leon  Say  als  fällige  Passiva 
der  „schwebenden  Schuld"  eineu  Betrag  von  (603  -[-563  Millionen,  über- 

kdies  noch  einen  Rückstand  von  circa  13  Millionen)  ztiaamraeu  1179  Mil- 
lionen auf  und  weist  gleichzeitig  darauf  hin,  dafs  dem  Budget  von  1H83 
noch  weitere  bezugliche  Lasten  entstehen  werden. 

In  solch  kritischem  Moment  ist  an  und  für  sich  eine  KonsoUda- 
tion  angemessen  und  würde  eine  solche  auch  wohl  thatsächlich  staltgü- 
fuüden  haben,  wenn  der  Minister  nicht,  wie  wir  wicd(*rholt  sahen ^  nach- 
drücklichst darauf  bestanden  hätte,  dals  im  Augenblick  keine  neue  An- 

|leihe  ausgegeben  werden  köone  oder  dürfte,  und  so  mufste  er  die  Schwie- 
rigkeit in  anderer  Weise  zu  umgehen  versuchen.     Zwecks  dessen  balanciert 

ISay  die  1179,  also  circa  1200  Millionen  Ausgaben  mit  1200  Millionen 
Einnahmen  sehr  verschiedener  Art,  die  unter  anderen  aus  300  Millionen 
fallig  gewordener  Schatzscheine,  die  der  Staat  der  Depositenkasse  auszu- 
zahlen hat  und  die,  einmal  ausgezahlt  und  in  der  Kasse  liegend,  dispo- 
nible Aktiva  werden  und  dann  aus  250  Millionen  voraussichtlich  1882 
und  83  neu  «ufliefsender  Sparkassengelder  bestehe ü. 

Diese  ganzen  1200  Millionen  wiÜ  8ay  dann  weiter  in  3^|^ige 
amortisables  verwandeln  und  in  dieser  Gestalt  in  der  Depositen- 
kasse  liegen  lassen.  In  dem  Augenblicke  aber,  wo  diese  Summe  in 
3^1^ ige  amortisables  umgewandelt  ist>  figuriert  sie  nicht  mehr  als  schwe- 
bende Schuld  und  letztere  ist  dann  um  ebensoviel  erleichtert,  während,  da 
diese  tltres  nicht  auf  den  Markt  geworfen  werden,  sie  denselben  auch  nicht 
drücken  können.     Mit  dem  einen  Federstrich  wäre  also  schon  vieles  aus- 

.  gerichtet  und  antwortete  8ay    auf  den    ihm    von    vielen    gemachten  Ein- 

Iwand :  auf  welche  Weise  man,  wenn  ein  Teil  der  schwebenden  Schuld  in 
der  Weise  kooBolidiert  würde,  den  jeden  Augenblick  fällig  werdenden 
Forderungen  der  Einleger  gerecht  werden  könnte  —  dafs  diese  Fordern u- 

|;gen  aus  den  jeweiligen  normalen  ZuHüsseu  befriedigt  werden  könnten. 
>io   100  von  A,  eingelegten  Fi^anks,    die    dergestall    konsolidiert    worden 

beten,  würden  dem  A,,  wenn  er  sie  zurückfordert,  eben  mittelst  der  neuen 

Einlage  von  B.  bezahlt;  und  könne  der  Staat  auXserdem  schlimmsten  Fal- 
le« jeden  Augenblick  gegen  jeden  Betrag  jeuer  in  der  Kasse  liegenden 
1200  Millionen  S^j^igen  amortisables,  von  der  Bank  Darlehen  erhalten 
und  aus  diesen  Rückzahlungen,   die   event.    über   den    Betrag  neuer  Ein- 

L lagen  hinausgehen,  effektuieren. 

Auf  obige  Weise  sollten  also,  wie  wir  wiederholen,  die  bereits  fälli- 
gen oder  bald  fällig  werdenden  Schulden  aus  den  Bauten  von  1881  und 
1882  gedeckt  werden.  Gleichzeitig  hatte  aber  auch  Say  noch  —  und 
war  die  Hauptaufgabe  —  für  die  auft^erordeutlichen  Ausgaben 
dei  Budgets  von   1883  zu  sorgen. 

Diese  Aufgabe  formuliert  sich  in  ihrer  konkreten  Form  also:  Der  erste 
Finanzminister  des  Jahres  1882,  A 11  ai  n  -Targe  t,  hatte  für  die  Ausgaben 
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dea  auXserordentlichen  BudgeU  von  1883  die  Summe  tou  621627  800 
Frks.  augesetzt  und  fand  es  Say  angezeigt,  nachdem  or  Fiuauzminister 
geworden  war^  diesen  Aasatz  ohne  weitere«  anzantihmeii  ,  während  er 
jedoch  die  yod  Allai  ii -Target  zur  Deckung  dieser  Ausgaben  in  Aus- 
sicht genommene  Anleihe  vermeiden  wollte. 

Die  kunstvolle  Löauug  dieser  interessanten  Aufgabe  apriclit  sich  in 
nachfolgenden  4  Zahlen  aus : 

E»  werden  aus  dem  solBerordeuUiclien  saf  du  ordentliche  Budget  über* 

notnincn      . 52  MilUofieu« 

nu   ÜiAtüitcblich  uuvorbraucht  gcbUubeneu  SammeD  aaa  früher  bewiliigteD 

Krediten,  Aar  dua  neue  Hudgct  Übertrageu .     «     .     .      271  f, 

die  Durchführung  von  geplanten  Bauten  an  Private  ÜberbiSf^en  für     .40         ,t 
Ppiüer  fUlUg  werdende  Öcbulden  der  Prkateisenbabtkgesellscbsfteiif  diskon- 
tiert im  Betrag  von      .       .     .     ,  258  „ 

SuiDEDa  631  HiUionen. 
Die  in  obiger  ZusammensteUiuig  in  erster  Linie  stehenden  52  Mil- 
lionen (genau  52  551  800  Frks.)  werden  also  aus  dem  aufBerordentlichen 
in  das  ordentliche  Budget  hinübergeoommen  und  zwar  will  Siiy  diese 
Auegabe  betrage,  die  nur  der  enge  Kaum  des  ordentlichen  Budgets  io  deo 
elaatisohereu  des  auTserordentlicheu  Budgets  hinübergedrüugt  habe,  dem 
ordentlichen  Budget  nicht  als  ,, einmalige" ,  sondern  als  dauernde  Ausga- 
ben Ä  urü  ckü  bort  ragen  <  Dabei  handelt  es  sich  aber  darum,  eben  diesen 
engen  Raum  des  ord entliehen  Budgets  am  denselben  Betrag  zu  erweitern 
und  dazu  giebt  es  nur  etn  Mittel:  die  Einnahmen  erhöhen.  Zwecks 
deaaen  die  Steuern  erhöhen,  iat  keiue  Kunst.  Say  fand  ein  weit  bes* 
seres  Mittel,  bei  dessen  Anwendung  er  gar  nicht  nach  der  Tusche  des 
Steuerzahlera  zu  langen  brauchte,  sondern  bei  dem  es  genügte,  ein  wenig 
Schein  durch  etwas  mehr  Wahrheit  zu  ersetzen.  Mit  andero  Worten: 
man  hatte  die  Einnahmen  bisher  sjetematisch  zu  gering  aogesetzt  und 
i^chlägt  Say  vor,  dieselben  von  1883  an  richtiger  einzuschätzen.  Die 
bessere  Einschätzung  werde  die  Wirkung  einer  Mehrein  nähme 
des  ordentlichen  Budgets  im  Betrage  von  85  MillioDen  habeo^  von  denen 
jene  62   Millionen  und  andere  Desiderata  zu  decken  seien. 

Den  näheren  Nachweis  über  das  Wesen  dieser  85  Millionen  erbringt 
Say  auf  8.  68  seines  Buches,  und  müssen  wir  uns  hier  mit  der  öchil* 
derung  der  ihn  bei  seinem  Vorschlag  leitenden  Grundeätze  begnügen. 
Während  nämlich  in  den  meisten  Ländern  der  Voranschlag  für  das  neue 
Budget  nach  den  Kesultaten  des  eben  vergossenen  Budgetjahres  aufgestellt 
wird,  nahm  man  in  Frankreich  —  weil  man  den  Voranschlag  schon  im 
Januar  für  das  ganze  Jahr  im  voraus  aufzusetzen  püegt  —  bisher  das 
vorletzte  Jahr  zur  Norm  für  den  Voranschlag  di-s  nächstfolgenden 
Jahres,  da  aber  zumal  ein  weseiitlich  anf  indirekten  Steuern  beruhendes 
Einnahmebudget  unter  normalen  Verhältnissen  jährlieh  steigende  Einnah- 
men zu  zeigen  pflegt,  so  lal'st  man  auf  diese  Weise  die  Steigung  des 
letzten  Jahres  unberücksichtigt  und  die  Schätzung  bleibt  so  unter  der 
richtigen  Summe. 

Diese  Verfahrungsweise  licfs  olso  einerseits  die  Einnahmen  zu 
gering  erscheinen ,  während  umgekehrt  die  Überachüaae  naturgemäf« 
gröfser  erscheinen   mui'ftten,  al«  fiie  wirklich  waren  und  ao   zu  mehr  Aus- 


1 1  e  r  ft  e  tt  r. 


447 


gftbeo  Terleiteteo.  Der  Yerkleinern de  Schein  erwies  sich  eben  als  eben* 
ao  schädlich,  wie  es  der  TergTÖfsernde  zu  sein  pflegt. 

Wie  katm  man  nber  dem  zwischen  der  Vorlage  des  Voranschläge  und 
dessen  in  Wirksamkeit -Treten  liegenden  Jahre  überhaupt  Rechnung  tra- 
gen ?  Das  Budget  für  1883  wird  im  Januar  1862  vorgelegt,  wer  kann 
dann  schon  wissen,  was  das  Jahr  1882  thatsachlich  bringen  wird?  Dieser 
Schwierigkeit  zu  begegnen,  schlug  Say  vor,  als  Termutlichen  Zu- 
wachs fdr  das  begonnene  Jahr  den  Durchschnitt  des  Zuwachses  der  3 
letztyergangenen  Jahre  anzunehmen;  im  gegebenen  Falle  also  dem  auf  dem 
Bestiltat  des  Jahres  1881  gegründeten  Voranschlag  des  Jahre«  1883  für 
das  Jahr  1882  den  Durchschnitt  der  Jahre  1879,  1880  und  1881  hinzu- 
zuzählen. Der  Gedanke  fand  Widerspruch ,  wurde  aber  schliefsliGh  im 
Prinzip  angenommen,  nur  das»  man  statt  des  dreijährigen  einen  fünf- 
jährigen  Durchschnitt  annahm.  Obige  52  Millianen  wurden  also  vom 
aufüerord entheben  Budget  auf  das  ordentliche  Budget  herübergenommeu 
und  dort  durch  begründet  höhere  Hchätzung  der  Einnahmen  gedeckt. 

Der  zweite  Posten  unsrer  Tabelle  betrifft:  thatsachlich  unTerbraucht 
gebliebene  Summen  aus  früher  bewilligten  Krediten.  Nehmen  wir  au, 
man  habe  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  einen  Kredit  von  500 
Millionen  für  den  Bau  einer  Eisenbahn  eröffnet,  so  konnte  er  nach  den 
früheren  in  Frankreich  bestehenden  Normen,  wenn  es  sich  um  Ausgaben 
des  aufs  erordentlichen  Budgets  handelte,  eventuell  in  einem  Jahr 
nur  300  Millionen  verausgaben  und  dann  im  nächsten  Jahre  u.  s.  w.  mit 
der  Ausgabe  fortfahren,  bis  jene  500  Millionen  verbraucht  waren.  Pur 
Aasgaben  des  ordentlichen  Budgets  bedurfte  er  dagegen  der  Zustim- 
mung der  Kammer  um  einen  Kreditrest  von  einem  auf  das  andere  Jahr 
zu  übertragen;  eine  Zustimmung,  die  sich  freilich  meist  auf  eine  Porma- 
lität  reduziert.  Von  1883  an  wird  die  Erfüllung  dieser  Pormalilat  auch 
für  das  aufserordentliche  Budget  erforderlich  sein,  während  bisher  wie 
gesagt,  einmal  votierte  Kredite  des  aufserord entlichen  Budgets  regelmälsig 
wie  erschöpfte  behandelt  wurden. 

Say  nber  fand,  dafs  der  Kriegs-  und  der  Bauten  minister  noch  derartige 
371  Millionen  Frks»  in  Vorrat  hatten«  weil  man  ihnen  eben  mehr  zuge- 
wiesen hatte,  als  sie  thatsachlich  hatteu  verwenden  können  und  da  also 
Dtir,  nachdem  diese  Fonds  thatsachlich  verbi^aucht  waren,  neue  Kredite 
oötig  wurden,  so  zog  Say  diese  Fcjnds  zu  dem  Budget  von  1883  herao. 
Auch  diese  Mafsnahme,  die  Say  auf  Seite  192  u.  ff.  des  vorliegenden 
Buches  des  näheren  begründet,    fand    die    Zustimmung  der  Kammern. 

Was  weiter  die  40  Millionen  an  dritter  Stelle  der  Tabelle  betrifft, 
io  führen  sich  dieselben  auf  die  Ansicht  Says  zurück,  dafs  der  Staat 
nicht  alle  Aufgaben  des  Projekts  Frey  ein  et  allein  auf  sich  überneh- 
men solle,  sondern  er  solle  den  Bau  eines  Teiles  der  projektierten  Bah- 
nen, 2.  B.  den  gewisser  vSeitenlinien,  die  mit  deren  Hauptbahnen  in  direk- 
testem Zusommenbange  stehen  ,  den  Pri vatei se n bah ngesellsc haften  über- 
lassen. £s  käme  nur  darauf  an,  die  Ausführung  des  Frey  eine  tischen 
Projekts  als  solche  fortschreiten  zu  lassen ,  während  es  praktisch  einerlei 
sei,  wer  den  Bau  bewerkstellige.  Für  solche  ursprüngb'ch  vom  Staat 
beabsichtigten  und  nunmehr  den  Privateiseubahnbaugesellschaften  überlas- 
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seDen  Bauten  setzte  Say  also  jene  40  Millionen  vom  aufs erord entliehen 
Budget  ab.  Auf  die  näheren  Motive  dieses  Vorschlages  werden  wir  wei- 
ter unten  zurückkommen,  während  wir  vorher  bemerken  wollen,  dafs  der- 
selbe nicht  mehr  zur  Annahme  kam,  weil  Saj  unterdessen  mit  dem  Mi- 
nisterium  Freyciuet  grestiirzt  war,  und  der  am  7.  August  1882  ans 
Kader  kommende  dritte  Finanzminister  desselben  Jahres  jenen  Vorschlag 
mit  noch  anderen  seines   Vorgängers  zurückzog. 

Der  vierte  Posten  der  Tabelle:  „Die  diskontierten  Schulden  der 
Vrivateisenbahngesellschaften**,  war  der  eigentliche  Zankapfel,  um  den 
mau  stritt;  und  wie  seit  demselben  schon  mehrere  Monate  verflossen  sind, 
so  stellt  sich  heut©  bereits  deutlich  heraus,  dafs  vieles  in  jenem  Streite 
künstlich  war.  Abermals  übten  politische  Strömungen  ihre  Wirkung 
aus,  auf  deren  Besprechung  wir  hier  nicht  übergreifen  können,  während 
es  zur  Erklärung  der  thatsäch liehen  Verhältnisse  genügt  daran  zu  erinnern, 
dafs  der  französische  Staat,  um  den  Bau  weniger  produktiver  Eisenbahn- 
liuicu  zu  fördern,  sei u er  Zeit  den  diesen  übernehmenden  Privatgesell- 
schaften Zinsgarantie  gewährte,  die  denselben  ein  gewisses  Ertrags- 
miniraum siohem  sollten.  Die  also  vom  Staat  eventuell  zu  verausgaben- 
den Beträge  sollten  aber  kein  Geschenk,  sondern  ein  bioser  Vorschufs 
sein,  der  in  dem  Augenblick  fnllig  werden  sollte,  in  welchem  die  betreffen- 
den Bahnen  aus  sich  selbst  rentabel  würden.  Dies  traf  noch  und  nach 
ein,  so  dafs  einzelne  Gesellschaften  nunmehr  den  Anfang  machen,  die  be- 
züglichen vorschuf sweise  erbaJteuen  Gelder  ratenweise  zurückzuzahlen. 

Diese  Yerhültniase  glaubte  8ay  dazu  nützen  zu  können,  dafs  jene 
Eisenbahngesellfichaften  und  zumal  die  Orleans  bahn  ihm  die  zur  Kom- 
plettierung der  zur  Fortsetzung  der  Arbeiteu  ei-forderlichen  621  Millio- 
nen noch  fehlenden  258  Millionen  heranschafften  (s.  61  Anm.),  indem  sie 
der  Keperung  a  conto  ihrer  Schuld  für  jenen  Betrag  Obligationen  aus- 
stellen sollten  ,  welche  die  Regierung  sich  je  nach  Bedürfnis  bei  Bank- 
häusern diskontieren  lassen  könnte^  um  so  der  Kotwendigkeit  überhoben  1 
zu  sein,  eine  Anleihe,  auch  nur  für  diesen  Betrag,  aufzunehmen« 

Wenn  dieser  Vorsohlag  allein  gekommen  wäre,  so  wäre  er  vielleicht 
keinen  Schwierigkeiten  begegnet^  er  kam  aber  nicht  allein,  sondern  an- 
fangs als  Artikel  eines  Vertrag»,  in  welchem  der  Minister  der  in  dieser 
Hinsicht  am  stärksten  heraugezogenen  Orleansbahn  als  Gegenleistung 
versprach^  sie  innerhalb  15  Jahren  nicht  zu  verstaatlichen;  gegen  welches 
Versprechen  die  Gesellschuft  dann  wiederum  Tarifvergünsligungen  elc,  zu- 
sagte. Die  Bahn  hatte  aber  einerseits  viele  Gegner  und  fand  man  die 
%*ou  derselben  zugestandenen  VergünstiguDgen  ungenügend,  während  man 
sich  gleichzeitig  inbetreff  der  Verstaatlichung  die  Hände  nicht  binden 
wollte.  Als  Say  dann  buh ,  dafs  er  den  erhobenen  Widersprüchen  nicht 
gewachsen  war ,  zog  er  den  ersten  Vertragsentwurf  zurück  und  legte  mit 
der  Behauptung,  dafs  zwischen  denselben  keinerlei  innerer  Zusammenhang 
bestehe,  2  Vertragsentwürfe  vor,  von  denen  der  eine  nur  von  der 
rascheren  Rückzahlung  der  besprochenen  Schuld  an  den  Staat,  der  an- 
dere vou  den  obigen  Tarifermälsigungcn  und  von  der  Frist  von  15 
Jahren  handelte. 

Wiire  8a y  länger  Minister   gebHeben,  so  wäre  derjenige  Vertrag,  der 
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K©  Rückzahlung  der  Eisenbahnechuld  betraf,  zweifelloSp  wie  sich  ijie  Bud- 
getkomin ie^ion  für  denselben  bereits  ausgesproehen  hatte^  von  der  Kammer 
angenommen  worden,  wahrend  der  ßcricbtcretatter  der  bühüfb  Prüfung  des 
andern  Vcrtrageg  eingesetzten  Kommission  sieb  gegen  denselben  uus- 
gesprochin  hatte.  Trotzdem  ist  es  immerhin  möglich,  dttie  Say  aach 
in  diesem  Punkt  geeiegt  haben  würde.  Sein  Nachfolger,  Tirard, 
550g  indes  beide  Anträge  zurück  und  suchte  sich  auf  andere  Weise  zu 
hellen  .  .  ,  . ,  er  belastete  einfach  die  öch webende  Schuld  ruhig  weiter ! 
Ilas  int  natürlich  keine  definitive  Lösung  und  dürfte  die  ganze  Frage 
recht  bald  wieder  auftauchen ,  wozu  im  Vorbeigehen  noch  bemerkt  sei, 
dafft  der  oben  erwähnte  BeridUerstatter  BaVhaut  Bcitdem  Unterstaats- 
sekretär des  Minißteriumß  der  ölfeutlichen  Arbeiten  geworden  ist  und  ricL 
kürzlich  in  Rouen  bei  der  Einweihung  der  Elhoeuniabn ,  viel  entschiede- 
ner als  es  sonst  seine  Gewohnheit  war,  für  die  Erhaltung  der  Privat- 
eisenbahnen  ausgesprochen  hat 

Wie  sich  die  V  erst aallichun  gsf  rage  der  EiBoubahnen  in  Frank- 
reich  überhaupt  lösen  wird,  liilst  sich  vorerst  nicht  voraussehen,  ira  Augen- 
blick tagt  eine  Kommission,  welche  gründliche  bezügliche  Arbeiten  unter- 
nommen zu  haben  scheint,  deren  Eeaullate  aber  nodi  nicht  bekannt  sind. 
Der  häufige  Wechsel  der  Xfinistcrien  ^  die  Höhe  der  Staatsschuld  machen 
iihrigenfi  die  ganze  Angelegenheit  für  Frankreich  fichr  t^chwierig. 

Say  kommt  in  seinen  Heden  wiederholt  sowohl  auf  diese  Frage,  wie 
auf  alle  Teile  seines  Plunce  und  zwar  oft  in  nicht  nur  lur  die  Franzosen 
lehrreicher  Weise  zurück  und  wollen  wir  eine  Stelle  aus  seiner  letzten 
Rede  im  Senat  (Seite  379  ff.)  hier  im  Auszuge  folgen  lassen,  um  an  der- 
»elben  die  Art  seiner  Behandlung  solcher  Fragen  zu  zeigen: 

Im  Senat  war  eben  die  Kede  davon  gewesen ,  dafs  jener  erste  Ver- 
trag mit  der  Orleansbahn  zurückgezogen  worden  sei  und  der  betreffende 
Minister  nach  anderen  Lösungen  suche.  „Ich  meinerseits**,  sagt  Say» 
„wollte  mir  ein  möglichst  klares  fiild  über  die  bereits  bei  den  Eisenbahn - 
hauten  (engagierten  Betrüge  machen  und  besonders  den  Kinllufs  jener  B:iu- 
tf'O  auf  den  öffentlichen  Wohlstund  und  ihre  rro4luklivit;it  zu  erkennen 
Tc^rsuchen*  Zwecks  dessen  liefe  ich  mir  auf  einer  Karte  von  Frankreich 
alle  im  Augenblick  in  Betrieb  stehenden  Eisenbahnen  aufzeichnen  und 
diesem  Netz  noch  alle  übrigen  Linien  hinzufügen,  deren  Bau  schon  vor 
df*r  Formulierung  des  Freyci  n  et*ßchen  Planes  beschlossen  oder  in  An- 
griff genommen  worden  war  (im  ganzen  36  000  Kilometer  Eisenbahnen) 
..,.,  Parallel  mit  diesen  früher  fertigen  oder  vor  Frey  einet  bereits 
in  Angriff  genommenen  Bahnen  Hefa  ich  auf  beiden  Seiten  der  Schienen- 
wege* Landstreifen  in  der  Breite  von  6  Kilometer  abgrenzen  und  einiiiuig 
färben .  Diese  Streifen  deckten  einen  grofdeo  Teil  der  Oberfläche  Frank - 
reiehs ;  und  wie  ich  die  Zahl  der  auf  diesem  Landstrich  angesessenen  Anwoh- 
ner berechnete,  fand  ich,  dafs  diese  Ji6  000  Kilometer,  welche  vor  Frey- 
einet gebaut  oder  konzessioniert  worden  sind,  etwa  27^28  MilHoneu 
Menschen,  die  an  den  Bahnen  selbst  oder  in  deren  nächster  Nähe  (6  Ki- 
lomKer  auf  jeder  Seite  von  denselben)  wohnen »  direkt  bedienen  —  das 
mjicht   790  Menschen  pr.  Kilometer. 

Dieselbe    Operation    liefet    ich     für    die    8800    Kilometer    Hahnen    des 
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Frey  Ol  uet 'sehen  Planes  ausfuhren  und  berechnete,  dafs  hier  auf  den 
gefärbten  Streifen  nahe  an  2  Millionen  Franzosen ,  also  etwa  230  Men- 
schen per  Kilometer  ansässig  sind,  —  Wenn  man  sich  aber  vergegenwär- 
tigt, daTB  man  für  die  ganze  ungeheure  Summe,  welche  die  Ausführung 
dieses  Planes  kosten  wird^  nur  einen  so  verhältnismäfsig  kleinen  Teil  der 
Bevölkerung  Frankreichs  von  ntuero  in  den  direkten  Wirkungskreis  der 
Kißenbahnen  ziehen  wird,  bo  ruft  das  ernste  Bedenken  wach !" 

„Was  aber  noch  ernster  und  lehrreicher  ist,  das  sind  die  direkten 
Konsequenzen ,  die  man  aus  dieser  Auistf^lluog  ziehen  kann :  Wc^^nn  man 
nämlich  einerseits  die  8800  Kilometer  den  früheren  36  000  Kilometern  hin- 
zurechnet und  andererseits  die  2  Millionen  Menschen  den  27  bis  28  Mil- 
lionen hinzuzahlt,  so  fällt  der  Gesamtdurchschnitt  Ton  780  auf  676  Men- 
schen per  Kilometer.  Aus  dies^en  Zahlen  allein  geht  aber  schon  herTor, 
dafs  die  Produktivität  der  neuen  Bahnen  weit  unter  der  der  alten  blei- 
ben wird  und  trotz  der  grofsen  Ausgaben  ,  welche  deren  Bau  verursacht, 
muTs  man  eich  sagen,  dafs  selbst  nach  ihrer  Ausführung  immer  noch  6 — ^7 
Millionen  Einwohner  aufserhalb  des  direkten  Bereichs  der  Wirksamkeit 
der  Eisenbahnen  bleiben  werden. 

^fUoifentUch  wird  man  nicht  verlangen,  dafs  wir  diese  6—7  Millio- 
nen Franzosen ,  welche  unter  noch  ungünstigem  geographischen  Verhält- 
nissen leben  als  die  2  Millionen  ,  für  welche  die  8800  Kilometer  gebaut 
werden,  ebenfalls  mit  Normaleisenbahnen  versehen  sollen  1" 

„Es    giebt   ja    noch   andere    Mittel,   ihre    Bedürfnisse    zu  befriedigen, 
z.  B.  Lokalbahnen  etc.  etc.     Was  aber  auch  in  dieser  Beziehung  geschehen 
mag,   jedenialls    steht    fest,    dafs   die    neu    zu    bauenden  Bahnen  (und  die 
7  —  8  Milliarden,  die  sie  kosten  werden)  unter  weit  weniger  einträglichen 
Bedingungen  (conditions  induRtricllea)    herzustellen   sind    als   die  früheren. 
„So  dürfte  die  Losung  der  französischen  Eisenbahnfrage  darin  liegen, 
die  Möglichkeit  einer  Vermischung  (confusion)  zwischen  dem  Gewinn,  den 
das  alte  Netz  abwirft  und  dem  Verlust,  der  von  dem  neuen  zu  erwarten 
ist,  ins  Äuge  zu  fassen  .  ,  /*     Der  iiedner  will,  wie  er  weiter  durchblicken 
läfat,  darauf  hinaus,  man  solle  einerseits  den  Betrieb  der  neuen  Bahnen 
den  bestehenden  Gesellschaften  anvertrauen  und  anderseits  diese  anhalten, 
die  meisten  derselben  auf  Kosten  des  Gewinns,  den  ihnen  die  alten  brin- 
gen, zu   bauen.     Say  geht  dann  in  seiner  Rede  immer  tiefer  auf  die  Ver- 
staatlich ungslrage    ein,    deren   entschiedener  Gegner  er,    wie    gesagt,    ist. 
Auf  diese  Frage,    die    sich    in    Frankreich    unter   ganz    anderen  Gesichts- 
punkten darstellt,  wie  in  Deutschland,  werden  wir  an  einer  andern  Stelle 
in  einer  selbständigen  Arbeit  zurückkommen,    während  wir  hier,    wo  wir 
es  pur  mit  den  Finanzen  Frankreichs  zu  thun  haben,  die  Eiscnbahneo 
nur  von  diesem  Standpunkt  aus,  also  nur  als  ein  grofs&rtiges^  bedeutungs- 
volles und  bei  der  drohenden  Übertreibung  des  Frey  eine  tischen  Planes 
Tielleicht  unbeilschwangeres  Ausgabeobjekt  des  französischen  Staats  zu  be- 
rühren hatten. 

Das  Wort  unhcilsch wanger  mag  etwas  pessimistisch  klingen,  doch  ial 
es  nur  das  Echo  dessen,  was  der  bewährte  französische  Finanzmann  ia 
seinem  vorliegenden  Buche  srwar  nicht  auidrücklich  ausspricht,  aber  doch 
ÄWischen     den    Zeilen     lesen     lafst,    wie    er    ebenso    überall    durchblicken 
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lEfat,  daf»  er  dem  Fr  eyci  n  et 'Jüchen  Plan  nicht  mehr  so  günstig  ge- 
»tiimiit  ist,  wie  er  es  antanglicb  schien,  Say  sagt  liherhaupt  in  seinem 
Bnch  nie:  Die  Zustände  sind  schlimm,  sondern  nur;  sie  können  be- 
denklich werden,  wenn  nicht  rechtzeitig  Einhalt  geschieht. 

Es  ist  aber  leichter,  auf  der  ahschiissigea  Bahn  weiter  zu  gleiten,  als 
stehen  zu  bleiben  und  vor  allfiin  ist  für  Frankreich  gefährlich,  dafs  bisher 
keinerlei  Veranstaltung  getroffen  ist,  zumal  auch  die  konsolidierte 
Seh  nid  zu  rermindem.  Unmittelbar  nach  dem  Krieg  hat  sich  Frynk* 
reich  allerdings  mit  bewunderungswürdiger  Ergebung  Lasten  über  Lasten 
auferlegt,  hener  scheint  die  Demokratie  dagegen  lieber  Steuern  aufzulieben, 
als  sich  Ausgaben  zu  versagen. 

Was  die  augenblickliche  Finanzlage  Frankreichs  angeht,  so 
i»t  sehr  viel  aus  dem  Sa y* sehen  Buch^  das,  wie  wir  schon  gesehen  haben, 
kein  systematisches  Werk,  sondern  nur  ein  Wiederabdruck  von  Keden  und 
Aufsätzen  ist,  zu  lernen,  wenn  das  Buch  auch  seiner  Natur  nach  keines- 
wegs das  ganze  Gebiet  der  Finanzen  —  von  Steuern  ist  z.  B.  nur  ge- 
legentlich die  Rede  —  umfafst.  Jedem  Leser  wird  gleichzeitig  bei  der 
l/ektijre  die  elegante  und  geschmackvolle  Form,  in  der  Say  es  versteht, 
die  charakteristischen  Eigentümlichkeiten  des  französischen  Finanzsystem« 
diirzQstellf  n ,  einen  wahren  Oenufs  bereiten.  Seine  Schilderung  der  Fi- 
nanzlage ist  stets  tief  und  wo  sie  breit  zu  sein  scheint,  ist  sie  in  der 
That  nur  ausführlich.  Grade  die  Ausführlichkeit  trägt  aber  zur  Klarheit 
bei ,  MO  zwingt  konkreter »  objektiver  zu  sein,  sie  unterscheidet  sich  von 
der  abstrakten  Kürze  wie  das  fertig  gemalte  Bild  von  dem  blos  skizzier- 
ten. Das  ausgeführte  Bild  wirkt  unschön,  wenn  es  Fehler  hat,  die  Skizze 
kann   wirken  trotjs  einzelner   Verzeichnungen! 
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Die  AbBChafiTung  der  Kopfsteuer  in  Huraland, 

Von  N.  KabUkow. 

Vom  ersten  (13.)  Januar  1883  an  ist  in  Rwfsland  das  Gesetz,  welches  die 
all  mahlige  Ahsehatfung  der  Kopfet^^uer  bedingt,  in  Kraft  getreten.  Doch  be- 
vor wir  die  verschiedenen  Grundlagen  dieses  öeaetzes  und  die  Beweggründe, 
welche  die  allniähligc  Absehaffung  der  Kopfsteuer  veranlaffiten ,  näher  er- 
örtern, wollen  wir  einiges  nähere  über  die  Hohe  der  Kopfsteuer,  wie  sie 
bis  jetzt  bestanden,  und  über  die  Klassen  der  Bevölkerung ,  die  derselben 
anterworfen,  mitteilen. 

Der  Kopfsteuer  unterworfen  sind  die  Bauern  und  Kleinbürgtjr  (Mest- 
•ahlne) ,    d,  h*    über  25   Millionen    der  gesamten    rafinn liehen  Bevölkerung 

29* 


459 


Natlonftl^koiiomisehp  Geselzgetmnfr, 


deB  Beichte.  Der  Betrag  der  Kopfßteuer  für  jedes  einzelne  lodividuuin 
ist  aehr  verschieden  und  wechselt,  je  nachdem  der  Zahler  zu  die&er  oder 
jener  Unterabteilung ,  zu  dii^eer  oder  jener  Klaase ,  die  sieh  im  Laufe  der 
Oeschichte  gebildet,  gjehört.  Wir  unterscheiden  folgende  Unterabteilungen: 
1)  die  sogenannten  Staatsbauern  (GoBsudarstwenije  krestjäne),  d.  h.  solche, 
welche  auf  den  Ländereien  der  SiaatßdomäDe  angeijiiedelt  waren,  Sie  mach- 
ten 9  985  770  Seelen  aus  und  zahlten  jährlich  eine  Kopfsteuer  von  19 
Kopeken  bis  zu  3  Rbl.  32  Kopeken  per  Mann;  pro  1882  war  die 
Summe,  die  sie  zahlen  muTaten,  auf  25  556  825  RbL  berechnet.  2)  Die 
Bauern ,  die  früher  den  Gutsbesitzern  gehört  hatten  (Pomestschitschije 
krestjäne),  die  jährlich  per  Kopf  von  56  Kop.  an  bis  zu  2  llbL  96  Kop. 
siahleii;  für  dieses  Jahr  machte  die  Kopfsteuer  von  10  3VJ0  667  Seelen 
23  617  977  RbL  aus.  3)  Die  Apanagenbauern,  die  früher  dem  Kaiser  und 
den  Mitgliedern  der  kaiBerliehen  Familie  gehört  hatten  (die  sogenannten 
Udelnije  krestjänc);  sie  machen  1  125  541  Manu  aus,  zahlen  jährlich  per 
Seele  1  Rbl.  50  Kop.  bis  2  RbL  96  Kop.,  was  für  dieses  Jahr  2  500  443 
Rbl,  ausmachte.  4)  Die  Bauern  der  Ostseeprovinzen,  die  eine  ganz  eigene 
Stellung  einnehmen;  es  sind  ihrer  545  360  Seelen,  die  jÜhrlich  per  Seele 
1  RbL  87  Kop.  bis  2  RbL  62  Kop,  zahlen  —  im  ganzen  l  157  504  RbL 
5)  Solche  Bauern ,  die  volle  Eigentümer  des  von  ihnen  bebauten  Landes 
sind,  frühere  Kolonisten  (Posseläne-sobstweniki),  im  ganzen  148  463  See- 
len,  die  l  RbL  54  Kop,  bis  3  RbL  23  Kop.  per  Seele  zahlen,  im  ganzen 
396  954  RbL  6)  Ansiedler,  die  infolge  von  Gerichtsurteilen  in  bestimmte 
Gegenden  verschickt  sind  (Ssilno-poBselenzi),  43  614  Seelen,  45  Kop. 
bis  l  RbL  62  Kop.  per  Seele  zahlen,  im  ganzen  33  367  RbL  7)  Jüdische 
Bauern»  im  ganzen  28  958  Seeleu ,  die  l  RbL  52  Kop.  bis  3  RbL  per 
Seele  zahlen,  im  ganzen  67  332  RbL  8)  AnsLl'^pige  fremde  Völkerschaften 
—  33  514  Seelen,  die  39  Kop.  bis  1  RbL  62  Kop,  per  Seele  zahlen,  im 
ganzen   47  423   RbL 

Aufser  dieaen  verflchiedcnen  zu  der  landlichen  Bevölkerung  gehörigen 
Unterabteilungen  giebt  es  auch  noch  folgende  ländliche  Klassen,  die  besonde- 
ren Steuern  unterworfen  sind,  und  die  diese  Steuer  teils  per  Seele,  teils  per 
Familie  zahlen.  Zu  diesen  Klassen  gehören  a)  die  Kosaken  in  Kleinrufs- 
land ,  d.  h,  in  den  Gouvernements  von  Tschernigoff  und  PoUawa  — 
563  148  Seelen,  die  jährlich  1  746  639  RbL  zahlen;  b)  die  Baschkiren  und 
anderen  Völkerechaften  ,  dem  fitmischrn  Stamme  angehörend  —  484  336 
Seelen,  die  im  Jahre  1054  811  RbL  zahlen;  c)  die  ländliche  Bevölkerung 
von  BeBsarabien,  134  015  Familien  und  23  51 1  Seelen,  die  jährlich  835  514 
Kbl.  zahlen;  d)  die  herumziehenden  Völkerschaften  —  Nomaden,  231610 
Seelen,  die  77  819  RbL  zahlen;  e)  frühere  Kolonisten,  Menoniten,  Tataren 
im  Gouvernement  Astrachan,  Bucharcn  in  den  Gouvernements  von  Sibirieu, 
dii»  .lemt^ehiki  im  Gouvernement  Moskau  (zu  dieser  Klasse  gehören  Bauern, 
die  ehemals  Hing»  der  verschiedenen  Fahrwege  angesiedelt  waren ,  mit 
der  Bedingung,  die  Post  zu  befördern  und  überhaupt  immer  Pferde  für 
die  Bedürfnisse  der  Weiterboförderung  des  Süiates  und  der  Privatleute  be- 
reit zu  halten ;  auft^er  der  Bezahlung  für  die  Fahrten  war  ihnen  dafür 
noch  Land  zugeteilt)  —  im  ganzen  zahlten  alle  zusammen  40  OÜÜ  RbL 
jäJirlich;  f)  endlich  kommen  no«'b  die  Bergbewohner  der  Gebiete  von  Ku- 
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bau  und  dcB  Terock,  die  eine  Steuer  von  jcdom  Kauchfange  (jeder  Hiitto) 
zahli-o  —  im  ganzun  73  592  Rauchfäüg©  -  202  60H  RbL  rm  Gunzeu 
mitcht  die  liindlichü  Bevölkerung,  die  der  Kopfsteuer  unterliegt^  22  301887 
Seelt^n  aus,  die  zutiammen  ö3  377  328  Hbl.  zahlen;  die  ländiichüu  Klaaseo, 
die  besonderu  Steuern  unterliegen,  machen  1320  135  tSeclen,  134  015  Fa- 
milien  und  75  362  Rauehfänge  aus,  deren  jährliche  Steuern  3  955  245  HbU 
gkichkommen. 

Aufser  der  ländlichen  Bevölkerung  zahlen  eine  Kopfsteuer  auch  ein 
Teil  der  städtischen  Einwohner,  die  Kleinbürger  (Mestfichäne) ,  d,  h.  die 
uuierst«;  Klasse  der  städtischen  Bevölkerung;  es  sind  ihrer  im  ganzen 
2  628  246  Seelen,  die  jährlich  eine  jede  8 — 91  Kop,  Kopfsteuer  zahlen. 
Die  Kleinbürger  des  Kuban-  und  Tcreckgebietes  zahlen  keine  Steuern  von 
ihren  unbeweglichen  Gütern  und  zahlen  deshalb  eine  Kopfsteuer  von  2  RbL 
50  Kop.  im  Jahre  per  Seele;  die  Kleinbürger  des  Gebietes  von  Semiret- 
schinsk  —  2853  Seelen  und  11  Mann  Bauern  zahlen  eine  Kopfsteuer  von 
90  Kop.  bis  2  Rbl.  40  Kop.  Die  Bevölkerung  endlich,  die  sich  an  den 
Quellen  des  Flusses  Saravschana  angesiedelt  und  deren  genaue  Anzahl 
nicht  bekannt  ist,  zahlen  zusammen  eine  Steuer  von  5800  Rbl.  Auf  diese 
Weise  beträgt  die  Kopfsteuer  von  der  städtischen  Bevölkerung  I  451  730 
Rubel 
Im    ganzen    beträgt   die    Kopfsteuer    von  der  ländlichen 

und  Btiidtisehen  Bevölkerung 54  829  068  RbL 

und  die  Steuer  derjenigen  Klaaaen,   die  einer  besonder n 

Besteuerung   unterworfen   aind     .     .     .  3  955  245  RbL 

Summa  58  784  303  Rbl 
»oleher  direkter  Steuern,  die  der  allroähligen  Abschaffung  unterliegen  und 
durch  nndcre  Arten  von  Steuern  ereetjst  werden  müssen.  Folglich  müssen 
mehr  als  42**^  aller  direkten  Steuern,  die  gegenwärtig  erhoben  werden, 
oder  mehr  als  S^\q  aller  Staatsoiniiahincn  durch  andere  Arten  Steuern  er- 
tetsii  werden. 

Wir  haben  absichtlich  so  ausäihrlich  die  Terschiedenen  Arten  und 
Gröfstm  der  Kopfsteuer  hergezählt ,  um  zu  zeigen ,  wie  kompliziert  und 
eigenartig  diese  beim  ersten  Anblick  so  einfach  erscheinende  Art  von  Be- 
isteuer ung  ist.  Andererseits  hat  diese  Verschiedenartigkeit  und  Kompli- 
kjiiertbeit  den  Vorteil»  dafs  sie  einigermafsen  die  Ungleichheit,  die  der 
Kopfsteuer  zu  Grunde  liegt,  mildert  und  ausgleicht.  Noch  mehr  als  auf 
diesem  gesetzlichen  Wege  wird  dieses  Ziel  —  die  Ungleichheit,  die  der 
Kopfstc^uer  zu  Grunde  liegt,  nach  Möglichkeit  auszugleichen  --  durch  die 
Sitten  und  Gewohnheiten  des  Volkes  selbst  erreicht  Bor  Staat  berechnet 
gewöhnlich  die  Kopfsteuer  je  nach  der  Anzahl  der  Seelen  während  der  letz- 
ten Kuvitiion  (1858  J,)  in  den  verschiedenen  Orten.  Die  Bauern  aller  Orte 
aber,  wie  dieses  von  allen,  die  über  die  wirtschaftlichen  Verhallnisse  des  rus- 
sischen Volkes  Forschungen  angestellt  haben,  konstatiert  wird,  verteilen 
alle  Steuern,  die  vom  Staate,  von  der  Landmaunschaft  und  von  der  Co- 
mcinde  (die  Gewerbesteuer  ausgcnoTOmen)  erhoben  werden,  je  nach  der 
Gröfse  des  Landbesitzes,  der  jedem  einzelnen  Individuum  zugeteilt  ist. 
Aul  die**«  Weise  kommt  es,  daf»,  ganz  abgesehen  davon,  ob  der  Staat  die 
Person  oder  das  Land  mit  Steuern  belegt,  der  Bauer  jedeBmal  alle  Steuern 
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auf  den  Landbesitz  überträgt  ^  und  dk  ganze  Summe  aLkr  Steoera  immer 
der  Gröf^e  des  Anteile  am  Besitze  do6  Gemeindelandes  anpafst.  Bei  der 
Verteilung  des  Gemeindelandes  unter  die  einzelnen  Familien  werden  nicht 
nur  die  Anzahl  der  Arbeitakräftc  der  Familie  in  Betracht  gezogen,  sondern 
auch  die  Anzahl  der  Familienglioder,  die  dieselbe  zu  ernähren  hat.  Jede 
Familie  bekommt  folglich  ein  Stück  Landes  von  dieser  oder  jener  Gröfse 
zugeteilt,  und  zahlt  ihren  Anteil  Steuern  *  die  auf  allen  Gliedern  der  Ge* 
meinde^  als  auf  einem  Ganzen,  liegen.  Dort,  wo  die  Einträglichkeit  des 
Landes  geringer  ist,  als  der  Betrag  der  Steuernf  die  auf  demselben  liegen, 
wird  bei  der  Verteilung  des  Landes  in  Betracht  gezogen,  in  welchem 
Msfse  ein  jeder  im  Stande  ist,  die  Steuern  von  dieser  oder  jener  Strecke 
Laudes,  die  auf  sein  Teil  kommt,  zu  zahlen«  In  allen  Fällen  wird  daa 
Mafß,  in  welchem  jedes  Individuum  teilnimmt  an  der  Last  der  verschie- 
denen Steuern,  durch  die  Grölse  seine«  Landbesitzes,  durch  seinen  Anteil 
an  dem  Landbesitze  der  ganzen  Gemeinde»  bestimmt.  Folglich  wird  dort, 
wo  das  Land  im  Besitz  der  Gemeiüde  ist^,  durch  die  Verteilung  dts  Lan- 
des unter  die  einzelnen  Gemeindemitglieder  durch  die  Bauern  selbst  die 
gröfste  Gleichmälsigkeit  der  Verteilung  der  Steuero  in  den  Grenzen 
der  betreffenden  Gemeinden  erzielt,  durch  die  Verwandlung  aller 
Steuern  in  eine  Landsteuer,  wobei  das  gegenseitige  VerhältDis  der  Arbeits* 
kräftü  und  der  Nahrungsbedürfnisee  jeder  einzelnen  Familie  nicht  aulser 
acht  gelassen  wird.  Doch  wird  diu  Ungleichmäi'iigkeit ,  die  dem  Prinzip 
der  Kopfsteuer  zu  Grunde  liegt,  lange  nicht  beseitigt  durch  diese  Art  der 
Verteilung  bei  den  Bauern  verschiedener  Dörfer,  wenn  sie  auch  zu 
einer  und  derselben  der  obengenannten  Unterabteilungen  gehören,  da  die 
Gröfbe  des  zugeteilten  Landbesitzes  in  den  verschiedenen  Dörfern 
nicht  gleich  ist  und  folglich  auch  die  Gröfse  der  Kopfsteuer,  die  auf  jeden 
einzelnen  Besitzteil  Landes  der  verschiedenen  Dörfer  fällt,  nicht  gleich  ist 
Koch  augenscheinlicher  und  bedeutender  tritt  diese  Ungleichmafsigkeit 
hervor  dort,  wo  die  Verschiedenheit  der  Unterabteilungen,  zu  denen  die 
besteuerten  Individuen  gehören»  sich  mit  der  Verschiedenheit  der  Gröfse 
der  des  ihnen  zugeteilten  Landbesitzes  vereint.  So  sind  z.  B.  die  Staats- 
buuern  in  einigen  Orten  mit  einer  geringeren  Steuer  belegt  als  die  Bauern, 
die  früher  den  Gutsbesitzern  gehörten  (19  Kop.  per  Seele  macht  die  nie- 
drigste Steuer  bei  den  Staatsbauern  aus  ^  während  bei  den  Bauern  der 
Gutabesitzcr  die  niedrigste  Steuer  &6  Kop.  ausmachte),  an  anderen  Orten 
mit  einer  höheren  Steuer  (3  11  bL  32  Kop.  die  höchste  Steuer  ,  während 
bei  den  Bauern ,  die  früher  den  Gutsbesitzern  gehört  hatten ,  nur  2  Bbl 
96  Kop.).  Durchschnittlich  ist  nun  die  Kopfsteuer  der  früheren  Staats*-^ 
bauern  höher,  als  die  Kopfsteuer  der  Bauern,  die  früher  den  Gutsbesitzern 
gehört  hatten,  wenn  wir  nur  die  Summe  in  Betracht  nehmen,  die  auf  jedes 
Individuum  fällt,  währenddem  sie  in  Wirklichkeit  für  die  Ersteren  eine 
kleinere  Last  bildet,  als  für  die  letzteren,  da  die  Sluat*bauern  viel  gröfsere 
Landparzellen  besitzen,  als  die  Bauern  der  früheren  Gutsbesitzer,  bei  bei- 
den aber  die  Verteilung  auf  den  Landbesitz  übertragen  wird.  So  kommen 
z.  B.  im  Gouvernement  Charkow  durchschnittlich  5  Dessätinen  Land  auf 
die  Seele  bei  den  Staatsbauern ,  während  bei  den  Bauern  der  früheren 
Gutsbesitzer  durchschnittlich    nur    2    Dessätinen    kommen«     Im    Gouverno* 
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ment  Wiätka  kommoD  auf  die  orstürcD  8^  Düsb,,  auf  die  letzteren  3  Dees. ; 

im  Gouvernement  Moskau  auf  die  orsiereu  4,2  Dess.  per  Seclt;,  bei  dea 
let2tcreu  3,8  De»*,  u.  s.  w.  Infolge  einer  solchen  VürHchiedenheit  kommt 
es,  dofft  in  einem  und  dem^lben  Gouvernement  die  Kopfsteuer  auf  eine 
DeBsätinu  Land  übertragen,  bei  den  SUatsbauern  kleiner  ißt,  als  bei  den 
Bauern  der  Gutöbesitzer ,  obgleich  bei  der  Verteilung  derselben  auf  die 
Seele,  die  Kopft^teuer  bei  den  Staatsbauern  gfofser  ist,  als  bei  den  letzte* 
ren.  Für  die  e röteren  beträj^t  sie  durchöchnittlieb  für  ganz  Rulsland  2,5 
KbL  per  Seele,  für  die  letzteren  nur  2,2  Rbl.  per  Seele.  Auf  die  DesBä- 
iine  Land  übertragen  macht  sie: 
bei  deu  StanUb&ueru 


m 

Gouv. 

Pültava 

62 

Kop. 

>i 

ff 

Kursk 

68 

n 

tf 

fi 

Woronesch 

54 

tf 

ti 

»> 

fikaterinoslav 

a6 

ff 

1» 

II 

Petersburg 

32 

» 

II 

Wologda 

Moskau 

25 
72 

11 

1« 

bei  dea  BiLuern  der  Gut&bc». 

1   Rbl. 

26 

Kop. 

1     ,, 

14 

Fl 

1       n 

19 

II 

60 

ff 

49 

ff 

39 

1» 

90 

»» 

U*    8.    W. 

AuH  dieser  Tabelle  sehen  wir  deutlich,  wie  ungleich  die  Lage  dieser 
oder  jener  Ünterabtiiilung  der  Bauern  ist»  Auffterdem  müssen  wir  noch 
hinssufügen,  dals  diese  Ungk  iehmäfsigkeit ,  diu  sieh  her  ausstellt,  trotz  der 
höheren  Kopfsteuer  bei  den  Staat« bauern  noch  durch  folgenden  Umstand 
Tergröfsert  wird :  alle  andern  Abgaben,  wie  z.  B.  die  Ablösungsgelder,  die 
fichon  vom  Gesetze  der  Gröfse  des  Landbesitzes  entsprechend  bestimmt 
werden,  sind  bei  den  Bauern  der  früheren  Gutsbesitzer  höher  als  bei  den 
^  hUnUbauern.  Obgleich  im  vorigen  Jahru  der  Abzug  eines  Rubeb  per 
i Seele  von  den  AblÖsungsgeldern  der  Bauern  der  früheren  Gutsbesitzer 
Tollxogen  worden  ist,  so  konnte  diese  Mafsregel  doch  nicht  zu  einer  gröfse- 
ren  Gleichmafsigkeit  der  Verteilung  der  direkten  Steuern  führen,  da  die 
AblösuDgsgelder  gesetzlich  und  auch  in  Wirklichkeit  vollkommen  gleich- 
fnafsig  der  Gröfse  des  Landbesitzes  und  den  Verhältnissen  des  Bo- 
dens entsprechend  verteilt  werden.  Wenn  wir  jetzt,  nach  der  Ausfüh- 
rang  dieser  Mal^regel,  die  Abgaben  an  den  Staat  und  an  die  Landschaft 
der  Steatflbauem  mit  denjenigen  der  Bauern ,  die  früher  den  Gutsbesitzer 
Lfehörten,  vergleichen,  so  stellt  sich  heraus ,  dafs  letztere  sogar  nach  Ver- 
ringerung der  Ablösungsgelder  in  den  Gouvernements  mit  schwarzer  Bo- 
denerde durchseh nitllich  um  20  ^/^^  und  in  den  andern  Gouvernements  (die 
westlichen  Gouv.  ausgenommen)  um  :iö  *'/«  ^^^  jeder  Dessätine  Landbesitz 
mehr  Steuern  zahlen  als  die  Staatsbauern,  und  zwar:  um  35  ^/q  im  Gouv, 
Wladimir,  um  40  ^j^  m  den  Gouvrmts.  Kaluga  und  Kovno,  um  57  "/^  im 
Güuv.  Podolicn,  um  63  **/^j  im  Gouv.  Saratow,  um  75  ^/^  im  Gouv.  Kursk, 
um  90  "/(j  im  Gouv.  Poltawa,  um  98**/^  im  Gouv.  Cherson,  um  150**/^ 
im  Gouv.  Ekaterinoslav,  Was  nun  die  Apanagenbauern  anbetritl"t ,  so 
stehen  sie  in  den  meisten  Gouvernements,  der  Gröfse  des  ihnen  zuer- 
teilten  Landbesitzes  nach ,  den  Bauern  der  früheren  Gutsbesitzer  näher 
als  den  Staatsbauem ;  doch  sind  ihre  Ablösungsgelder  bedeutend  niedriger, 
ftle   die    der  Bauern    der    firiiheren  Gutsbesitzer   und   überhaupt   sind  ihre 
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wirtschaftlichen  Verhält  nissc  besser.  Zur  weiteren  Charakteristik  der 
Kopfsteuer  wo  Don  wir  noch  einige  Fakta  anderer  Art  anführen.  Dio 
St^nerrück^tändo  für  das  Jahr  1881  betrugen  10  673  394  Rubel.  Die 
Kopfsteuer  für  jedes  einzelne  Dorf  wird  entsprechend  der  Anzahl  der 
Seelen,  die  im  Jahre  1858,  bei  der  letzten  Revision,  eich  vorfanden,  bts- 
Btimnot.  Scheinbar  muffte  diester  Umstand  ein  sehr  günstiger  für  die  Be- 
völkerung sein»  da  die  treibe  sich  seit  dieser  Zeit  bedeutend  vermehrt  und 
infolge  dessen  die  Steuer,  die  auf  jedes  einzelne  Individuum  fällt,  sieh  be- 
deutend verringert  haben  müfste,  Doeh  wie  gesagt  ist  dieser  umstand 
nur  scheinbar  ein  günstiger,  denn  obgleich  die  8uTOme  der  Kopfsteuer,  die 
auf  jedes  einzelne  Individuum  fallt,  durch  die  fortwährende  Vermehrung 
der  Bevölkerung  und  die  Verteilung  einer  und  derselben  Summe  auf  eine 
immer  gröfeero  Anzahl  F'ereonen  in  jcdt^ra  bestimmten  Dorfc  eine  immer 
geringere  wird,  so  wird  andererseitf:  der  Vorteil,  der  in  diesem  Umstände 
liegt  dadurch ,  dafs  die  Kopfsteuer  durch  die  Gemeinde  immer  auf  den 
Landbesitz  übertragen  wird ,  und  die  Parzellen  ,  die  auf  jedem  einzelnen 
Hausbesitzer  kommen ,  durch  die  Vermehrung  der  Teilhaber  am  Landei 
immer  kleiner  werden,  bedeutend  verringert.  Te  kleiner  die  Parzelle,  desto ^ 
geringer  der  Vorteil ,  den  jedes  einzelne  Individuum  aus  dem  Landbesitze 
ziehen  kann,  und  infolge  dessen  wird  ihm  die  Zahlung  der  Kopfsteuer^ 
insofern  es  dieselbe  aus  dem  Ertrage  des  Bodens  bestreitet,  durchaus  nicht 
rrleicht€Tt.  Da  nun  alle  anderen  Arten  von  Erwerb  von  seiten  der  Ge- 
meinde bei  der  Verteilung  der  Kopfsteuer  nicht  in  Betracht  gezogen  wer- 
den, so  führt  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  die  dadurch  hervorge- 
rufene Verringerung  des  Anteils  an  der  Zahlung  der  Kopfsteuer  für  jedes 
einzcliic  Individuum  weder  zu  einer  Erleichterung  bei  Bestreitung  dieser 
Abgaben  noch  zu  einer  gröfseren  Gleich mälsigk ei t  der  Verteilung,  beson- 
ders geschieht  dieses  nicht  in  den  Gegenden ,  wo  die  Bevölkerung  sich 
ausschliefslich  mit  Feldbau  beschäftigt.  Aufserdem  ist  es  ju  vollkommen 
natürlich,  dafs  die  Bevölkerung  sich  nicht  überall  in  gleichem  Mafse  ver- 
mthrt  hat,  und  infolge  dessen  hat  sich  denn  auch  in  einigen  Dörtern  die 
Kopfsteuer  in  gröfscrem  Mafse,  in  öndenn  in  geringerem  Mafse  rerändert; 
in  andern  Orten,  wo  die  Bevölkerung  infolge  gröfserer  Sterblichkeit  oder 
anderer  Ursachen  eich  bedeutend  verringert  hat,  dort  ist  der  Anteil  jedes 
einzelnen  Individuums  an  der  Bestreitung  der  Kopfsteuer  sogar  gröfser 
geworden.  Dieser  letzte  Umstand  ist  im  Gesetze  vorhergesehen,  und  die- 
jenigen ländlichen  Gemeinden,  wo  die  Zahl  der  Seelen  unter  20  herabge- 
sunken ist,  haben  das  Recht,  um  die  Ausschliefsung  der  Mehranzuhl  der 
Seelen  nach  der  letzten  Revision  aus  der  Liste  der  Kopfsteuer  zu  bitton. 
Was  nun  die  üngleichmafsigkeit  betrifft,  die  sich  durch  die  ungleichmäfsige 
Vermehrung  der  Bevölkerung  in  verschiedenen  Orten  gebildet,  «o  erfahren 
wir  aus  der  ländlichen  Statistik  Eufsland«,  die  von  Herrn  Semenoff  bcar- 
beitet  worden  ist,  und  aus  den  statistischen  Arbeiten  vieler  anderer,  ein- 
zelne Gegenden  Ruf^lands  betreffend ,  dafs  dio  Bevölkerung  Rulslands 
sich  am  meisten  vermehrt  hat  tm  den  Orten ,  wo  dio  Parzelle  di?&  zu- 
geteilten Landes  am  gröfsten  war.  Das  will  nun  mit  anderen  Worten 
wieder  sagen,  dafs  sich  die  Summe  der  Kopfsteuer,  die  auf  jedes  einzelne 
wirklich  existierende  Individuum  fällt,  am  meisten  verringert  hat  an  den- 
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jenigen  OfI^jd,  wo  2U  gleicher  Zeit  die  Parzelle»  die  auf  jodee  einzelne  In- 
dividuum fällt,  rim  bedeutendsten  kleiner  geworden  iat- 

Nach  all  dem  bis  jetzt  gesagten  ist  es  leicht  erklärlich,  dafs  folgender 
Ausspruch  über  die  Kopfsteuer  einer  der  Senatoren,  die  im  vorigen  Jahre  die 
jM?nlralen  Gouvernements  Rufslands  revidierten,  noch  aU  ein  viel  zu  gelinder 
gehalten  werden  raufs :  „Der  Hauptfehler,  welcher  der  Kopfsteuer  zu  ürundo 
liegt,  besteht  darin,  dafs  dieselbe  Steuer  weder  auf  einen  wirklichen  ratiooel- 
len  Gegenstand  der  Besteuerung,  noch  auf  eine  Einnahme,  sei  es  von  der 
Arbeit  oder  vom  Güterbesitz,  sondern  auf  ein  fiktives  Indi\dduum  bezeich- 
net durch  eine  Nummer  in  der  Revisioosliste  des  Jahres  1858  fällt.  Die 
Unglt  ichmäfßigkeit  dieser  Steuer  wird  durch  die  Bestimmung  verschiedener 
Normen ,  dem  Wohlstände  der  Bewohner  verschiedener  Orte  entsprecheud, 
und  je  nach  der  Verteilung  derselben  in  den  Grenzen  jeder  einzelnen  länd* 
liehen  Gemeinde,  den  8eelenanteilen  jtdes  einzelnen  Hausbesitzers  ent- 
sprechend, einigerraafsen  verbessert  —  doch  beweist  diese  Notwendigkeit 
der  Verbesserung  schon  deutlieh  genug»  welcher  Mangel  dem  Prinzipc  der 
Kopfsteuer  selbst  zu  Grunde  liegt.  Die  Kopfsteuer  wurde  gegriindet  zu 
einer  Zeit,  als  die  Bauern  noch  unfrei  w*aren,  d.  h.  als  noch  ihre  Arbeit, 
ihre  Zeit,  ja  sogar  ihr  Eigentum  dem  Gesetze  nach  ihren  Eigentümern  gc- 
hörtec  (den  Gutsbesitzern,  und  in  den  Dörfern  der  Staatsdomänen  den 
Arcndatoren)  ,  die  verpflichtet  waren,  für  die  Bauern  die  veronlncten 
Steuern  abzuzahlen.  Damals  trug  die  Kopfsteuer  noch  einigermaföen  den 
Charakter  einer  Steuer,  der  die  privelligierten  Klassen  der  GceoUschaft  un- 
terworfen waren  ,  um  des  Keehtes  zu  geniefsen ,  Bauern  zu  besitzen ,  und 
damals  war  diese  Steuer  je  nach  der  Anzahl  der  Seelen  berechnet,  eine 
ebenso  einfache,  als  auch  bequeme  Art  der  Bostjcuerung.  Nach  Befreiung 
der  Bauern  von  der  Leibeigenschaft  verfügen  die  Bauern  selbst  über  ihr 
Eigentum  und  über  ihre  Person  und  zahlen  selbst  ihre  Abgabca  ;  folglich 
ist  der  Beleg  einer  Seele  der  Hevisionsliste  mit  einer  Kopfsteuer^  einer 
8eele,  die  nur  auf  dem  Papiere  existiert  und  fiir  die  oft  niemand  verant- 
wortlich ist,  gegenwärtig  eine  vollkommen  anomale  Erscheinung.  Damit 
die  Erhebung  der  Kopfsteuer  einer  Revisionsseele  vollkommen  öicherge* 
stellt  ist ,  mufs  die  Bevölkerung ,  welche  der  Kopfsteuer  unterworfen  ist, 
an  dem  Orte,  wo  sie  angeschrieben  ist,  gefesselt  sein,  was  der  freien  Über- 
siedlung der  Bauern  ein  Hindernis  entgegenstellt  und  überhaupt  mit  vcr- 
Bohiedenen  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  sehr  unvorteilhaften  Verhältnissen 
Terbunden  ist  Abgesehen  von  all  diesen  Mängeln  der  Koptsteuer  verur- 
Bucht  die  Berechnung  der  Anzahl  der  Itevisionsseelen  der  Meinung  des 
Senators  nach  eioe  Menge  überflüssiger  und  komplizierter  Schreiberei  für 
verschiedene  Institutionen  des  Gouvernements  und  verwickelt  diu  Hech- 
nun  gen  der  verschiedenen  finanziellen  Institutionen  >  wo  die  erhobenen 
Gelder  für  die  Kopfsteuer  eingezahlt  werden.  Die  jedesmalige  Korrespon- 
donz  bei  der  Berechnung  der  UevisionüBoelL'n  in  jeder  derselben  fordert 
durchichnittlich  4000  eingegangene  Schreiben  und  gogen  6000  ausgehende 
Hchreiben  im  Jahre/' 

Alles  bis  jetzt  gesagte  erläutert,  wie  grofs  der  Umfang  der  Kopf- 
steuer und  welche  Bedeutung  dieselbe  für  df  n  8t4iat  und  die  Bevölkerung 
h«t^     Doch  hat  dieselbe  eine  Bedeutung  nicht  nur  in  Wirtschaft  lieber,  son- 
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dem  auch  in  politischer  Bingiuht  Ke  ißt  die«  eine  Steuer,  der  nur  be- 
fetimmlt;  Klassen  der  Bevölkerung  unterworfen  sind,  die  infolge  dessen 
auch  ab  steuerpflichtige  VolkßklaBgon  betrachtet  werden.  Alle  anderen 
Klussen,  die  keiJie  Kopfsteuer  zahlen  ,  bilden  ^omit  privilegierte  Klaftseo; 
den  Adel,  die  Geistlichkeit,  die  Kaufmannschaft  Nach  der  Aufhebung 
der  Leibeigenßchiift,  mit  der  gleichzeitig  jeder  Grund  zur  Teilung  der' 
Bürger  dcb  Staate»  in  privilegierte  und  un privilegierte  schwand,  erscheint 
die  Kopfsteuer,  ganz  abgesehen  von  ihrer  Unzulänglichkeit  in  Wirtschaft- 
lieber  Jdinsicbt,  auch  in  politischer  Hinsicht  als  eine  Anomalie,  Inlblge 
dessen  kann  man  eich  leicht  voratellen,  welche  Bedeutung  der  allerhöehste 
Ukaa  iiber  die  Abschaiiuiig  der  Kopfsteuer,  gegeben  am  IH,  Mai  18B2, 
hat.  Freilich  wird  in  diesem  Ukase  gar  nicht  der  politischen  erwähnt. 
Dort  heilst  es  nur,  dafB  schon  der  voratorbene  Kaiser  Alexander  der  II. 
Beine  Aufmerksamkeit  „auf  die  Besehwerde,  welche  die  Kopf* 
btcuer  den  i  hr  unterwerfe  nen  Klassen  der  Gesellschaft 
verursacht  gerichtet  und  dem  Finanz  min  ister  anbefohlen  hatte,  überl 
die  Abschttflung  dea  Systems  der  Kopfsteuer  und  über  Mittel^  das  da* 
durch  verursachte  Defizit  in  den  Staatseinnahmen  durch  andere  Arten  von 
8taataeinnahmen  zu  ersctsen/' 

Weiter  wird  im  Ukas  anbefohlen:  1)  Den  Anfang  mit  der  Abschaf-- 
fuDg  der  Kopfsteuer  zu  machen  vom  Jahre  1B83  an,  und  die  Beorganiaaüoii^ 
allmählich  im  Laufe  mehrerer  Jahre  vorzunehmen,  je  nachdem  neue  Quel- 
len für  die  Staatseinnahmen  aufgefunden  werden,  2)  vom  1.  Januar  18Ö3 
an  aufzuhören  u.  die  Kopfsteuer  von  den  Kleinbürgern  (Metschäne)  einzu- 
treiben, b.  von  den  Bauern  ohne  Landanteil,  die  den  verschiedenen  Woloeten 
zugeschrieben  sind  und  von  den  sogenannten  Hofsleuten  (Dworovije),  d.  h. 
solchen,  die  früher  die  Dienerschaft  der  Gutsbesitzer  bildeten,  c.  von  den 
Bauern  ,  welche  von  den  Gutsbesitzern  den  4.  Teil  des  höchsten  oder  de» 
Normalanteilß  von  Land,  aui  Grund  des  Art,  123  fiir  GrofsruTshind  und  ArL 
116   für  Kleinrufsland  bestimmten  Landgeüetzes  (als  Geschenk)  erhalten. 

„Im  nächsten  Jahre  —  1883  —  ist  der  Finanzminister  verpflichtet. 
Uns  durch  den  Reichsrat  zur  Bestätigung  sein  Projekt  vorzulegen,  auf 
welche  Weise  von  der  Kopfsteuer  die  andern  Klassen  der  Bevölkerung 
befreit  werden  müssen,  und  aus  welchen  Quellen  der  Staat  Ersatzmittel 
schöpfen  kann,  durch  welche  der  Renterei,  die  durch  die  Abschaffung  der 
Kopfsteuer  entzogenen   Mittel,  wieder  zugeführt  worden  können," 

Aus  diesem  Ukase  sehen  wir  nun,  dafs  einstweilen  die  Abschaffung 
der  Einteilung  in  steuerpflithtige  und  unstauerplÜcbtige  Klassen  nur  im 
Prinzip  ausgesprochen  wird,  da  im  ükase  weder  die  Art  und  Weise  ange- 
deutet wird,  auf  welche  diese  Steuer  ersetzt  wird,  noch  der  Zeitraum ,  im 
Laufe  dessen  diese  Steuer  abgeschabt  wird.  Es  ist  im  ükase  eben  nur 
gesagt  ,,im  Laufe  mehrerer  Jahre"  und  kein  Termin  näher  heslinimt.  Eine 
solche  Art  der  Ahschaftung,  liir  deren  faktische  Verwirklichung  weder  ein 
bestimmter  Zeitraum,  noch  die  Art  und  Weise  der  Verwirklichung  festge- 
setzt ist,  muis  man  nur  als  eine  MaTsregel  betrachten ,  die  getroflen  ist, 
um  dem  neuen  Zeitgeiste  gerecht  zu  werden;  dem  Zeitgeiste,  der  sich  schon 
seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  als  ein  Gegner  der  Teilung  der  Be- 
yölkerung  in  steuerpflichtige  und  unsteuerpflichtige  Klassen   berauBgestellt 
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hat,  and  mit  beeondurer  Krult  und  BewuXsUcin  vor  ssehß  «TahrGn  in  den 
Arbeiten  der  KQmmiüüion ,  welche  diu  Frage  über  die  Abschaffung 
der  Eopfeteuer  erörterte,  und  wo  die  nicht  eteuerpflichtigeti 
Klaßsou  der  Bevölkerung  sich  unvcrhohlcD  und  deutlich  zu  Umisten  der 
Einkommensteuer  üuseprach  —  zum  Ausdruck  gekommen  ist.  Dumalß 
Bchon  zeugten  jene  BeschlÜBse  der  meisten  Landschai'ten  und  V^erBammlun- 
gen  der  nichtßteucrti tüchtigen  Klassen  von  der  politischen  Eeife»  die  die 
Vertreter  de»  rußeiBchon  lieichc»  erreicht,  und  die  ihre  vollkommene  Vor- 
bereituDg  zur  Teilnahme  an  den  Angelegenheiten ,  welche  den  ganzen 
Staat  betreffen,  beweisen- 

Der  prinzipielle  Charakter  der  gegenwärtigen  Bekanntmachung  von 
der  Abschaffung  der  Kopfsteuer  tritt  noch  deutlicher  hervor,  wenn  wir 
den  2.  Punkt  des  Ukabes,  in  welchem  <lic  Klussen  aufgezählt  werden, 
welche  vom  nachüten  Jahre  an  von  der  Kopfuteucr  befreit  werden,  naher 
betrachten.  Vor  allem,  heiffit  es  dort»  werden  von  der  Kopfsteuer  die 
Kleinbürger»  folglich  die  atädtischen,  läudcrloeen  Klussen  der  Bevölkerung 
befieiL  Es  sind  ihrer  im  ganzen  2  628  246  Seelen,  die  zusammen  l  451  730 
KbL  Steuern  im  Jahre  zahlten.  Scheinbar  mufs  nun  infolge  der  Abschaf* 
fang  dieaer  Steuer  ein  Ersatz  für  die  Staate rentcr ei  im  Umfange  dieser 
Summe  gesucht  werden.  Boch  in  Wirklichkeit  ist  dem  nicht  so.  Am 
16.  Februar  1880  wurden  laut  eines  allerhöchsten  ükasee  die  Kleinbürger 
von  einem  bedeutenden  Teil  der  8  teuer  ruck  stände,  die  auf  ihnen  lugen, 
entlastet  Ungeachtet  dessen  machten  schon  im  nächsten  Jahre  (1881)  die 
Steueriück stände  der  Kleinbürger  in  dem  Gouvernement  Wilna  276** |^,  im 
Gouvernement  Samara  141*'|(^,  im  Gouvernement  Witebsk  131 '*|y,  im 
Gouvernement  Ufa  123  **|^  der  jährlichen  Summe  der  Kopfsteuer  (Oklad) 
aus.  Im  ganzen  machte  die  Summe  der  Steuerrückstände  der  Kleinbür- 
ger zum  L  Januar  1881  64  ^7o  ^^^  jährlichen  Oklad  aus.  Wir  sehen 
folglich,  dafs  in  diesem  Falle  eine  Steuer  abgeschafft  wird,  deren 
Empfang  sehr  zweifelhaft  war,  Die  Ursache  der  Schwierigkeit  des  Ein- 
Ireibens  dieser  Steuer  liegt  eben  darin,  dafs  die  Kleinbürger  eine  Klasse 
bilden,  deren  Lage  am  wenigsten  zufriedenstellend  ist.  In  früheren  Zei- 
ten konnten  sie  Länderstreeken  benutzen,  die  das  Eigentum  jener  Städte 
bildeten,  in  denen  sie  angeschrieben  waren.  Doch  änderte  sich  mit  der 
Zeit  die  Form  der  Nutzniefsung  des  Landes,  man  ting  an,  dasselbo  dem 
Meistbietenden  zu  überlaßson,  so  dafs  die  Nutznieföung  des  Landes  für  die 
Kleiubürgcr  mit  vielen  Schwierigkeiten  verbunden  war.  Ba  sie  an  keine 
Tügelmofsige  Arbeit  und  zu  gleicher  Zeit  an  ein  vollkommen  solbst- 
ständiges  Leben  gewöhnt  waren,  so  zeigten  sie  keinen  Hang  zur  Ar- 
beit auf  der  Fabrik;  in  den  meisten  Städten  giebt  es  auch  gar  keine 
Fabriken.  Auf  diese  Weise  kommt  es,  dafs  sie  gegenwärtig  sich  mit 
allerlei  Kleinhandel  beschäftigen  ,  auch  sonst  allerlei  Zwischenhaudel  trei- 
ben und  sich  mit  zufälligem  Verdienste  begnügen.  Unter  solchen  Umstän- 
den ist  es  leicht  begreiffich,  dafs  das  Eintreiben  von  Steuern  uuter  dieser 
KliAse  von  Leuten  durch  nichts  garantiert  ist.  Die  zweit«  Klasse  von 
Leuten,  die  demnächst  von  der  Kopfsteuer  befreit  werden  sollen,  steht 
wemöglieh  auf  einer  noch  niedrigeren  Stufe  der  GeselJsehaft.  Diese  Klaaae 
der  Bevölkerung    hat    nicht    nur  keinen  Landbesitz  erhalten,   sondern   ist 
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übordics  an  krinerlei  solche  Arbeit  gewöhnt,  die  es  unter  veränderten 
Verhältnissen  verwerten  könnte.  Zu  dieser  Klasse  gehören  Leute,  die 
im  unmittelbaren  Dienste  der  Herrschaften  waren.  Während  der  Leib- 
eigenschaft hielten  dieselben  eine  grofae  Masse  von  Leuten,  die  weder  ein 
Handwerk,  noch  das  Land  zu  bearbeiten  verstanden.  Nach  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  wurden  sie  zu  diesen  oder  jenen  Woloaten  zugeschrie- 
ben und  die  meisten  von  ihnen  zerstreuten  sich  über  ganz  KuTsland,  Die 
Wolopten,  in  denen  sie  angeschrieben,  und  die  ihnen  ihre  Pässe  zuschicken 
müssen^  wissen  meist  nicht,  wo  sie  sich  aufhalten ;  die  Kopfsteuer,  die  sie 
zahlen  müssen,  kann  meist  gar  nicht  eingetrieben  werden  und  wird  von 
Jahr  zu  Jahr  in  die  Liste  der  ^teuerriickstände  eingetragen.  Die  Zahl 
dieser  Klasse  der  Bevölkerung  ist  nicht  genau  bestimmt,  doch  belauft  sie 
Mch  ungefähr  auf  601^000  Mann,  die  P/,  MilL  Rubel  Kopfsteuer  jähr- 
lieh  zu-  zalilen  haben.  Die  Kleinbürger  und  die  eben  angeführte  Klasse 
von  Leuton  liefern  das  gröfste  Kontingent  jener  Art  von  städtischen  Ein- 
wohnern, die  aus  der  Hand  in  den  Mund  leben,  keine  bestimmte  Beschäf- 
tigung haben,  und  in  den  Schlafhäusern  die  Nacht  zubringen,  wo  dann 
von  Zeit  zu  Zeit  die  Polizei  auf  sie  Jagd  macht,  um  die  Pafslosen  einzu- 
fangen.  Diese  Klasse  der  städtischen  Einwohner  bildet  die  volkstümlich 
öogeniionte  „goldene  Kotte",  oder  „barflifsige  Kommando*'  und  stellt  das- 
selbe vor,  was  in   Deutschland  das  Lumpenproletariat  genannt  wird. 

Zu  der  dritten  Klasse  der  Bevölkerung ,  die  gegenwärtig  von  der 
Kopfsteuer  beireit  wird ,  gehören  diejenigen  Bauern ,  die  früher  und 
auch  gegenwärtig  ausschliefslich  von  der  Landwirtschaft  leben,  die  aber 
zur  Zeit  der  Befreiung  von  der  Leibeigenschaft  anstatt  den  ihnen  zu- 
kommenden vollen  Anteil  am  Lande  nur  den  vierten  Teil  desselben, 
d»  h.  ^/^  bis  l  ^4  Dessäline  per  Seele  zum  Geschenk,  ohne  Loskauf  be- 
kommen haben.  Im  Volksmunde  heifst  dieser  Landesanteil  „der  Bettel- 
anteil'*; er  wird  so  genannt,  weil  bei  den  vorhandenen  Verhällnisgen  der 
Landwirtschaft  ein  solcher  Besitzanteil  durchaus  nicht  die  Mittel  biotot, 
ein  einigernrafscu  erträgliches  Leben  zu  führen,  sondern  nur  ein  „Bcttel- 
loben*\  Do  jure  konnte  den  Bauern  nur  dann  ein  solcher  Anteil  zuge- 
teilt worden,  wenn  sie  freiwillig  vollkommen  damit  einverstanden  waren, 
doch  de  facto  war  das  nicht  immer  der  Füll  gewesen.  Dort,  wo  dies  voU- 
komraeu  mit  der  Einwilligung  der  Bauern  geschah,  lag  der  Grund  dazu 
meist  in  einem  Irrtum.  Einerseits  dachteu  die  Bauern,  dafs  alles  Land  der 
Gutsbesitzer,  das  sie  während  der  Leibeigenschaft  bis  zum  Momcute  der 
Emanzipation  benutzt  hatten,  gleichviel  in  kurzer  Zeit  in  ihren  Besitz  ge- 
langen würde,  und  dafs  es  folglich  besser  wäre  anfangs,  wenn  auch  einen 
kleinen  Teil  desselben,  umsonst  in  ihre  Hände  zu  bekommen,  als  die  Ver- 
j)fliehtung,  für  einen  gröfseren  Laudesauteil  zu  zahlen,  einzugehen,  eine 
VerpHichtung,  die  lange  Jahre  dauern  mufsto.  Andererseits  dachten  die 
Bauern,  dafs  die  Gutsbesitzer  ihnen  das  übriggebliebene  Land  unter  leich- 
teren Bedingungen  in  Pacht  geben  würden ,  als  unter  denjenigen  der 
Loslösung,  da  ja  der  Gutsbesitzer  keine  anderen  Mittel  hatte,  um  auf  an- 
deren Wegen  Vorteil  von  seinem  Lande  zu  ziehen.  Es  lag  nicht  im  In- 
teresse der  Gutsbesitzer,  dieselbe  als  Klasse  genommen,  den  Bauern  diese 
Überzeugung  zu  nehmen^  und  so  kam  es,  dafs  an  vielen  Orten  mit  fettem 
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schwarzen  Boden,  wo  die  PreiBe  für  das  Land  rasch  in  die  Höhe  etieg^en, 
diejenigen  Bauern,  die  den  Kettelanteil  bekommen,  gezwungen  sind,  das 
Land  zu  solchen  Bedingungen  zu  pachten ,  die  ihnen  grade  geboten  wer- 
den ,  da  sie  eben  keine  andere  Arbeit  als  den  Landbau  yerstehen  und 
aufserdem  auch  schon  vollkommen  in  der  Gewalt  der  Gutsbesitzer  »ich 
befinden  f  da  sie  ihnen  die  Pacht  noch  für  frühere  Jahre  scliulden.  Sol* 
eher  Bauern,  die  den  sogenannten  Bottelanteil  erhalten  haben,  zühlt  man 
600  000  Seelen,  die  jährlich  gegen  P|^  Millionen  Ebl.  Kopfsteuer  zah- 
len müssen. 

Wir  sehen  also ,  dafs  im  ersten  Jahre  gegen  vier  Millionen  Kopf- 
steuer abgeschafFt  werden  sollen*  Doch  bei  näherer  Betrachtung  der  ver- 
schiedenen Klassen ,  die  von  dieser  Steuer  befreit  werden ,  stellt  eg  sich 
heraus,  dafs  es  eben  derartige  Schichten  der  Bevölkerung  bi^ritft,  bei 
denen  die  Erhebung  dieser  Abgaben  entweder  ganz  unmoirlich  oder  we- 
nig wahrscheinlich  ist,  dafs  folglich  aus  der  Abschaffung  demelbtin  durch- 
an»  keine  Verlegenheit  für  den  Staat  erwächst,  Andererseitii  sehen  wir, 
dafs  die  Regierung  die  Kopfsteuer  ganz  zuerst  für  diejenigen  Klassen 
der  Bevölkerung,  die  entweder  gar  kein  Land,  oder  nur  sehr  kleine  Tai'- 
zellen  besitzen,  abschafft,  folglich  diese  Klassen  als  solche,  die  am  wenig- 
sten sicher  gestellt  und  ira  stände  sind  die  Steuern  zu  tragen^  betrachtet. 
Aus  eben  diesem  Umstände  können  wir  nun  folgern,  dafs  die  llegierung 
ebenso  wie  die  ganze  Volksraasso  ira  LaudbcHitze  die  Hauptquelle  des 
Volkswohlstandes  und  der  wirtschaftlichen  Unabhängigkeil  des  Volkes  flieht. 
Dafs  die  Kegiernug  wirklich  zu  dieser  Überzeugung  gelangt  ist,  lufst  sich 
aus  ihrem  Kntschlusse,  Bodenkredit  für  die  Bauern  zu  schaffen,  den 
sie  gefafst,  nachdem  die  ersten  Aniuoge  dazu  von  den  Landschaften 
gemacht  worden  sind,  ersehen.  Ho  sehen  wir  nun,  dafs  die  Abschaf- 
fung der  Kopfsteuer^  welche  von  Peter  dem  Grofsen  eingeführt ,  zu 
ihrer  Zeit  die  Befestigung  der  Bauern  an  das  Land  und  die  Ver- 
breitung der  Leibeigenschaft  zur  Folge  hatte ,  gegenwärtig  eine  weitaus 
mehr  politische  Bedeutung  hat  In  diesem  Jahre  betrifft  sie  nur  solche. 
von  denen  ohneJjin  fast  nichts  zu  bekommen  war,  und  auf  diese  Weise 
ist  die  Abschaffung  der  Kopfsteuer  in  ihrer  gegenwärtigen  Form  von  kei- 
ner Bedeutung  iür  die  russische  Finanzwirtschaft.  Weiterhin  aber,  in  der 
allernächsten  Zukunft,  und  ZM'ar  schon  im  nächsten  Jahre  wird  sie  auf 
andere  Klassen  der  Bevölkerung  verbreitet  werden ,  und  dann  wird  es  in 
Wirklichkeit  notwendig  sein,  die  Kopfsteuer  durch  andere  Arten  Abgaben 
%ü  ersetzen.  Wir  haben  einigen  Grund  voruusKusetzen ,  dafs  es  schon  in 
diesem  Jahre  notwendig  sein  wird,  neue  Arten  von  Steuern  einzutÜhren. 
Kaum  war  der  allerhöchste  Ukas  veröffentlicht  und  die  Klassen  der  Be- 
völkerung, die  von  der  Kopfsteuer  zuerst  befreit  werden  sollten,  bezeich- 
net, als  die  russische  Presse  darauf  aufmerksam  machte,  dafs  es  aufser 
den  Bauern,  die  den  sogenannten  Bettelanteil,  noch  andere  Bauern 
gäbe,  die  den  niedrigsten  Landanteil  bekommen,  der  kaum  um  ^|.j 
oder  *  I,  Desstttine  gröfser  ist  als  der  Bettelanteil,  und  dals  ilessen 
ungeachtet  diese  Bauern  Steuern  zur  Loslösung  dieses  Anteils  zu  zahlen 
veqjtJichtet  sind*  Wenn  man  nun  diese  Klasse  der  Bauern  von  der  Kopf- 
steuer nicht  gleichzeitig  mit  den  ersten  Klassen  befreit,  so  wird  ihre  Lage 
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«ine  Tiel  schlimmere  sein,  ab  die  Lüge  der  Bauern,  welche  den  Bettelan*! 
teil  zugeteilt  erhalten  haben.  Sie  befinden  sich  den  Land  Verhältnis 
nach  beinahe  in  eben  derselben  Lage,  haben  aber  aufeer  den  Steuern  der 
LoslöBung,  welche  letstere  nicht  zahlen ,  noch  eine  Kopfeteuer  zu  «ahlen. 
Obgleich  nun  die  Regierung  kein  grofseB  Gewicht  auf  die  Presse  legt, 
ßo  kann  sie  doch  nicht  dieselbe  ganz  ignorieren.  Wahrscheinlich  hat 
flie  infolge  dessen  die  Summe  der  Kopfsteuer,  die  im  ersten  Jahre  abge- 
Mhafft  werden  Bollt^?,  von  4  Millionen,  -wie  e8  an t anglich  bestimmt  war, 
bis  auf  6  Millionen  erhöht,  und  die  MafsregeU  die  sich  anfange  nur  auf 
die  oben  erwähnten  Kla&sen  bezog,  jetzt  auch  auf  solche  Bauern  ausge- 
dehnt, die  sich  in  besonders  ungünstigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
beenden,  nnd  auf  solche,  die  nur  einen  Teil  des  normalen  Boden  teile  zu- 
geteilt bekommen  haben. 

Bei  der  Abschaffung  der  Kopfsteuer  beabsichtigt  man,  sich  nach  fol- 
genden Grundlegungen  zu  richten;  1)  Die  Geldmittel,  die  der  Staats- 
kaase  durch  die* Abschaffung  der  Kopfsteuer  entzogen  werden,  müssen  haupt- 
sächlich durch  neue  Einnahmen  schon  existierender  Steuern  ersetzt  wer- 
den ;  neue  Ai^ten  von  Steuern  sind  nur  in  dem  Falle  zuzulassen ,  wenn 
sie  beim  gegenwärtigen  Steuersystem  eine  grofsere  Gleichmäfsigkeit  der 
Vorteilung  der  Steuer  auf  alle  Arten  von  Einkommen  fördern.  2)  Bei 
Einführung  von  Steuern  auf  neue  Arten  von  Einkommen  müssen  mögÜchst 
wenig  mit  Abgaben  belastet  werden  die  Kleingewerbe  —  die  Hausindustrie, 
die  Wandergewerbe  u*  a. ,  erstens  deshalb ,  weil  es  bis  jetzt  in  Kufsland 
kein  anderes  Mittel  giebt  sie  zu  unterstützen  ,  da  das  Schutzsystem  mehr 
zu  Gunsten  der  grofsen  Unternehmer  als  der  kleinen  Unternehmer  wirkt, 
und  zweitens,  weil  nur  in  seltenen  Fällen  der  Vorteil,  welcher  aus  ihnen 
gewonnen  wird,  jene  Norm  Übersteigt,  die  als  der  Besteuerung  unterliegend 
betrachtet  wird. 

Auf  Grund  dieser  Prinzipien  soll  nun  die  Abschaffung  der  Kopfsteuer 
im  Verlaufe  von  8  Jahren  vor  sich  gehen ,  so  dafa  jährlich  6  Millionen 
Kübel  Kopfsteuer  durch  andere  Arten  von  Abgaben  ersetzt  werden  müs- 
sen. Da  nun  aber  die  ganze  Summe  der  Kopfsteuer  58  800  000  RbK  be- 
trägt, so  werden  die  noch  übrigen  10  800  000  HbL  in  eine  Grundsteuer 
des  Staates  verwandelt,  bis  sich  ein  günstiger  iSeitpuukt  darbietet^  um  die- 
sen Teil  der  Kopfsteuer  in  eiue  Bodensteuer  aller  Klassen  der  Bevölkerung 
umzuändern.  Um  die  ersten  6  Millionen  Kübel  Kopfsteuer  im  nächsten 
Jahre  zu  einsetzen,  hat  man  folgende  Quellen  in  Aussicht:  2  Millionen  KbL 
durch  die  Erhöhung  der  Steuern ,  mit  denen  die  immobilen  Güter  der 
Städte  belegt  sind,  und  4  Milüonen  KbL  durch  die  VergröÜserung  der  Ab- 
gaben beim  Zoll,  von  der  Tabakeaccise ,  von  der  Eintrags-  und  Kegister- 
gebühr  und  von  den  Taxen,  mit  denen  die  Güter,  welche  an  andere  Eigen- 
tümer durch  Erbschaft  oder  Geschenk  übergehen,  belegt  werden.  (Letzteru 
Steuer  ist  erst  im  Laufe  des  vergangenen  Jahres  eingefiihrt  worden), - 
Zur  Erläuterung  des  vorher  gesagten  müssen  wir  nun  noch  hinzufügen«' 
dafs  sich  im  Besitze  der  Bauemgemeinden  . viel  mehr  Land  befindet,  als 
im  Besitze  einzelner  Eigentumer.  Infolge  dessen  fällt  die  grofste  Hälfte 
der  oben  erwähnten  Summe  —  10  Millionen  Kbl.  —  auf  den  Grund  und 
Boden   übertragen,  auf  den  Grundbesitz  der  Bauern.      Dieses  Kesultat  steht 
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auf  diese  Weise  im  Widerspruch  mit  dem  Prinzip  der  gröfseren  Gleich- 
heit und  der  Erleichterung  der  Abgaben  für  die  Klassen,  die  mit  ihnen 
belastet  waren,  und  dem  Prinzip,  welches  der  Abschaffung  der  Kopfsteuer 
zu  (rrunde  lag,  und  im  Widerspruche  mit  dem  ersten,  vor  kurzem  ange- 
führten Satze  —  der  gleichmäfsi gen  Besteuerung  aller  Einkommen.  An- 
dererseits ist  es  kaum  yorauszusetzen ,  dafs  die  Erwartungen  —  dafs  die 
Einnahmen  yon  den  gegenwärtig  existierenden  Steuern  eine  solche  Höhe 
erreichen ,  dafs  sie  die  Summen ,  die  yon  der  Kopfsteuer  eingetrieben 
wurden,  yollkommen  ersetzen,  sich  erfüllen ;  denn  die  Ausgaben  des  Staa- 
tes wachsen  ja  auch  ihrerseits  mit  jedem  Jahre.  Augenscheinlich  ist  es 
deshalb ,  dafs  endlich  doch  die  Einkommensteuer  in  Rufsland  wird  einge- 
führt werden  müssen.  Die  russische  Gesellschaft  hat  schon  seit  lange  sich 
für  diese  Mafsregel  ausgesprochen,  doch  ist  es  selbstyerständlich ,  dafs  die 
Einführung  der  Einkommensteuer  eine  gröfsere  Entwickelung  der  Selbst- 
yerwaltung  und  eine  gröfsere  Teilnahme  der  Gesellschaft  an  den  Angele- 
genheiten des  Staates  erfordert,  als  dies  bis  jetzt  der  Fall  gewesen  ist.  — 
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VII. 
Frequenz,  Einnahmen  und  Ausgaben  deutscher  Forstlehranstalten. 

Von  J.  Lehr. 

Zur  Zeit  bestehen  im  Deutschen  Reiche  9  Forstlehranstalten,  dayon 
2  in  Preufsen ,  1  im  Königreich  Sachsen,  1  im  Grofsherzogthum  Sachsen, 
l  im  Grofsherzogthum  Hessen,  2  in  Bayern ,  1  in  Württemberg  und  1  in 
Baden.  Von  diesen  Instituten  sind  drei  mit  Uniyersitäten  yerbunden  und 
zwar  das  hessische  mit  der  Uniyersität  Giefsen,  das  württembergische  mit 
der  Uniyersität  Tübingen,  ein  bayerisches  mit  der  Universität  München. 
Eine  Forstlehranstalt  ist  mit  einem  Polytechnikum  verschmolzen,  nämlich 
die  badische  zu  Karlsruhe.  Die  übrigen  Anstalten  sind  sog.  isolierte  Forst- 
akademien, nämlich  die  kgl.  sächsische  zu  Tharand,  die  zwei  preufsischen 
in  Eberswalde  und  Münden,  die  des  Grofsherzogtums  Sachsen  zu  Eise- 
nach und  eine  bayerische  in  Aschaffenburg.  Die  älteste  dieser  Forstlehr- 
anstalten ist  die  Tharander,  welche  im  Jahre  1816  vom  Staate  übernom- 
men wurde,  daran  reiht  sich  Giefsen,  wo  seit  1825  forstliche  Lehrer  wir- 
ken. Eisenach  und  Eberswalde  wurden  im  Jahre  1830,  Karlsruhe  1832 
und  Münden  1868  errichtet.  An  der  Universität  München  wird  seit  Herbst 
1878  Unterricht  in  der  Forstwissenschaft  erteilt.  Bis  zu  dieser  Zeit  hatte 
Bayern  nur  eine  isolierte  Forstakademie  zu  Aschaffenburg,  welche,  nach 
früheren  wechselvollen  Schicksalen,  im  Jahre  1844  wieder  ins  Leben  ge- 
rufen worden  war.     In  den  70er  Jahren  wünschte  die  Regierung,   indem 
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sie  den  Anforderungen  der  Zeit  Rechnung  tragen  wollte,  den  gesamten 
forstlichen  Unti.^rricht  an  die  Universität  zu  verh  gen.  Ihre  Bemühungen 
Bch eiterten  jedoch  zum  Teil  an  dem  Widerstände  der  Majorität  des  Ab* 
geordnelcnhausee ,  welche  sich  vorwiegend  dureh  lokale  und  Parteiinter- 
esaen  leiten  liels.  Das  Ergebnis  des  zwischen  Regierung  und  Kammer 
geführten  Kampfes,  welchem  sogar  ein  MiuiBter  zum  Opfer  fiel,  war  ein 
sonderbarem,  nur  durch  den  Zwang  der  Umstände  zu  erklärendes  Kompro- 
mÜH,  Man  liers  die  isolierte  Akademie  bestehen ,  errichtete  aber  daneben 
mehrere  Forstlehrstühle  in  München.  Die  bayerischen  Forstwirte  he- 
euchen  fortan  zuerst  2  Jahre  lang  die  Anstalt  zu  Asch  äffe  nburg,  um  dort 
Mathematik  und  Naturwissenschatten  zu  hören ,  aufserdem  aber  auch  in 
einigen  forstlichen  Disziplinen  unterrichtet  zu  werden.  Darauf  beziehen 
sie  die  Universität  München,  wo  sie  sich  den  Fachstudien  in  gröfierem 
Umfangü ,  dann  sta^tts-  und  rech tswisscnschaftli üben  und  andt-ren  Studien 
widmen  können.  Die  wiirltem bergische  Forsilchranstalt  war  bis  Ostern 
18H1  mit  der  landwirtschaftlichen  Akademie  Hoheuheim  verbunden;  zu 
dieser  Zeit  wurde  sie  an  die  Universität  Tübingen  verlegt.  Aber  auch 
vorher  schon  wurde  die  genannte  Uuivergität  von  württembergischen  Forst- 
wirten und  zwar  von  solchen  besucht,  welche  daselbst  Staate-  und  Rechts- 
wissenschaften hören  wollten.  Die  Dauer  der  Studienzeit  beziffert  sich 
in  Thurand  (früher  auf  2  Jahre),  Eberswalde  und  Münden  (früher  eben- 
falls auf  2  Jahre)  gegenwärtig  auf  2|  Jahre,  in  Eisenauh  auf  2  Jahre, 
in  Karlsruhe  <^ früher  auf  4)  jetzt  auf  3  Jahre,  desgleichen  in  Giefsen  auf 
3  Jahre,  in  Aschatfenbiirg  (anfänglich  1844  —  1858  auf  2,  dann  1859— 
187  8  auf  2j  Jahre)  seit   1878  auf  2  Jahre. 

Die  nachstehende  Tabelle  gibt  die  durchschnittliche  Frequenz  der 
genannten  Anstalten  an.  Hierbei  wurde  als  Jahresfrequenz  der  Durch- 
schnitt aus  dem  Besuche  im  Winter-  und  Somraersemester  angenommen. 
Die  Zahl  28  bei  Tübingen  ist  die  durchs^chnittliehe  Frequenzzitfer  für  das 
letzte  Semester  von  Hoheuheim  und  das  erste  dur  neuen  Anstall  zu  Tu- 
hingen.  Für  Karlsnihe  ist  31  die  durchecbnittliche  Frequenz  üir  die 
8  Jahre  1832139,  für  Asehaffenhurg  81  die  Frequenz  für  1844;49,  für 
Münden  gibt  die  Zahl  65  die  durchschnittliche  Frequenz  für  die  Jahre 
1868|69  an.  Zwar  beginnt  der  Jahreskurs  nicht  an  allen  Anstalten  zu 
gleicher  Zeit.  Die  in  Folge  dessen  unvermeidlich  gewordenen  Inkon- 
gruenzen sind  indessen  von  keiner  belangreichen  Bedeutung.  Eine  Unter- 
scheidung nach  dem  Lande  der  Geburt,  nach  der  Art  der  ertiillten  Vor- 
bedingungen ctc,  mufste  unterbleiben ,  da  das  für  eine  Vergleich ung  not- 
wendige Material  nicht  für  alle  Anstalten  vorlag.  Obige  Zahlen  geben 
2u nächst  nur  an,  wie  viel  Studierende  sich  durchschnittlich  jährlich  an 
deutschen  For&tlehranstalten  aufhalten.  Da  nun  die  Studiendauer  in  der 
neueren  Zeit  an  einigen  Instituten  anders  bemesBen  wurde,  so  ist  hierauf 
bei  Beurteilung  jener  Zitfern  entsprechend  Hücksieht  zu  nehmen.  Doch 
lüHt  sich  auR  letzteren,  auch  ohne  dafs  ßorgtaltige  Keduklionen  vorgenom- 
men und  In-  und  Ausläuder  scharf  von  einander  geschieden  werden,  ohne 
weiteres  darauf  seh  lief sen ,  dafs  der  Zudrang  zum  Forstdienste  in  der 
ie tüten  Zeit  ganz  erheblich  gestiegen  ist  Um  wenigstens  einen  einiger- 
nuirsen  brauchbaren  Anhaltspunkt  zu  geben .  wie  ihn  das  mir  vorliegende 
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Material  überhaupt  ermöglichte,  habe  ich  in  der  unten  folgenden  Ta- 
belle die  durchschnittliche  Stärke  eines  Jahreskurses  für  die  Jahre  1869 
und  1872,  dann  für  1881  und  1882  berechnet.  Die  Zahlen  166,  833  und 
257  bieten,  wenn  sie  auch  nicht  ganz  genau  zutreffen,  doch  ein  genü- 
gendes Bild  für  den  Zudrang  zum  Forstdienste.  Mit  diesen  Zahlen  stehen 
insbesondere  diejenigen  im  Einklang,  welche  die  preuTsischen  Forstaka- 
demien ergeben.  In  Eberswalde  war  vor  1860  die  Stärke  eines  Jahres- 
kurses  =  17  bis  38,  in  den  Jahren  1868|69  für  beide  Akademien  64, 
1878|79  =  66,   1880  =  85,   1881  =  107. 

Jede  der  deutschen  Forstlehranstalten  hat  für  den  gröfsten  Teil  ihrer 
Zuhörer  einen  bestimmt  gegebenen  Rekrutierungsbezirk.  Meist  wird  aus 
nahe  liegenden  Gründen ,  bei  welchen  das  Examen  eine  sehr  wichtige 
Rolle  spielt,  die  Landesanstalt  besucht  So  studieren  Bayern  Torwiegend 
in  A8cha£fenburg  und  München,  Sachsen  in  Tharand,  Thüringer  in  Eise- 
nach,  Preufsen  in  Eberswalde  und  Münden.  Nur  in  wenigen  Ländern 
ist  das  Prinzip  der  wissenschaftlichen  Freizügigkeit  formell  zur  Anerken- 
nung und  praktisch  zur  Geltung  gelangt.  Von  denselben  sind  insbeson- 
dere Hessen,  Württemberg  und  Baden  zu  nennen,  deren  Landeskinder 
nicht  in  dem  Mafse  an  die  Landesanstalt  gekettet  sind,  wie  z.  B.  die- 
jenigen Preufsens  an  Eberswalde  und  Münden.  Ausländer  besuchen  ge- 
genwärtig Tornehmlich  Tharand,  die  bayerischen  Anstalten,  Eberswalde 
und  Eisenach.  Die  Frage  der  Konkurrenz  findet  ihren  Ausdruck  am  schärf- 
sten bei  denjenigen  Anstalten,  welche  einem  und  demselben  Lande  ange- 
hören und  bei  denen  hiernach  Einrichtung  und  Lehrkräfte  ihre  Zugkraft 
auf  Unkosten  der  Schwesteranstalt  am  ungestörtesten  geltend  machen  kön- 
nen. Solcher  Anstalten  gibt  es  aber  nur  zwei,  Eberswalde  und  Münden. 
Eberswalde  zählte  von  allen  in  Preufsen  studierenden  Forstwirten  in  der 
Zeit  1870J78  rund  45§,  Münden  deren  55.  Hierauf  trat  ein  Wende- 
punkt ein,  indem  Münden  von  Eberswalde  ganz  erheblich  überflügelt 
wurde;   1880  zählte  Eberswalde  64,  1881   bereits  684,  während  in  diesen 


Jahren  Pfunden  nur  36 

und  32^  aufweist. 

Durchschnittliche  Preqaenv  fUr  ein  Jahr 

Durchscbnitü,  Sätärke 
6  in  es  Jahres  k  Ufa  C5 

an  der  Forst- 

I8i6 

>[3jo|i830 

1840J1850  1S60 

1S70 

ti7S 

>fi?öi,«Än 

[881 

für  1869 

1S80 

i%%\ 

ItbrttDitalt  in 

[—19 

-29-39 

-49 
SO 

-S9I-69 

43  !  46 

_7K 
60 

-7Q 
97 

—79 
67 

109 

107: 

und   1872 

ThftrAiid    . 

77 

53 

37 

21 

46 

45 

nohffinhejiD 

14 

n 

a6 

16 

32 

16 

11 

J7 

1  ' 

9 

1 1 

Tfiblaj^CD     . 

— 

— 

— 

9 

15 

10 

28 

34 

EiienKch  ,  , 

— 

— 

19 

25 

29 

43 

aS 

50 

32 

54 

60 

M 

27 

30 

£b«rmwAlde 

— 

— 

13 

57 

75 

5S 

57 

8ü 

63 

135 

181 

33 

54 

73 

HUnden    . 

— 

— ■ 

*-^ 

55 

71 

7« 

72 

75 

85 

11 

30 

34 

KMTlikTahe    . 

— . 

— 

3t 

37 

äi 

43  , 

30 

3* 

30 

11 

17 

9 

7 ; 

6 

A«eh«ff«nbaFg 

— 

— 

Si 

83  1 

98 

86 

108 

06 

St 

4" 

i=' 

46 

MQücliflii  .   . 

- 

— 

— 

— 

—  . 

107 

. — 

HS 

99  : 
35 

G»&«o  .           1  - 

24 

11     40 

18 

34 

16 

18 

16 

37 

5 

9 

12 

Oesi^täUinme 

;  — 

— 

—  1 

- 

sSS 

420 

!373 

[611 

— 

650 

701 

166 

ni 

2S7 

In  den  Summen  für  18&0— 69  und  1860—69  ist  die  mir  nicht  belcannte  Frequenz 
der  1S68  aufgegebenen  kurhessiscben  Forstlehranstalt  zu  Melsungen  nicht  einbezogen. 
Auch  das  frühere  Institut  zu  Braunschweig  blieb  unberücksichtigt. 
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Einnahm <?n  und  KoßteTi  der  ForstlehranBtfilten  können  nur  fiir  die 
isolierten  Akademien  genauer  berechnet  und  mit  einander  verglichen  wer* 
den»  da  bei  denjenigen  Instituten,  welche  mit  Hochßchulen  verbanden  sind, 
eine  Ähgondening  der  auf  rlieselhen  entfallenden  Beträge  schwer  oder  un- 
müglith  ist  Hier  kamen  die  Mehrkosten  in  Betracht,  welche  durch  die 
Gründung  erwuchsen  oder  durch  Abtrennung  gespart  werden  könnten, 
Dafs  unter  aonet  gleichen  umständen  diese  Mehrkosten  geringer  sind  ,  als 
die  Aufwendungen,  wekhe  die  Unterhaltung  einer  isolierten  Anstalt  er- 
fordern würde,  darf  wohl  ab  unbestreitbar  bezeichnet  werden.  Baden 
würde,  wenn  es  eine  Forstakademie  mit  der  Ausrüstung  wie  sie  Preufsen 
und  Sachsen  besitzen,  unterhalten  wollte,  den  5 — 6 fachen  Botrag  der 
Kosten  aufzuwenden  haben ,  welche  duri'h  Abtrennung  des  Instituts  vom 
Polyteehnikum  gespart  werden  könnten.  Dazu  kämen  aber  noch  die  Zin- 
sen  und  Amortisationsqtioten  des  Bauaufwandes,  welcher  bei  der  neueren 
etwas  luKuriösen  Art  der  Ausstattung  eine  recht  ansehnliche  Höhe   erreicht. 

Die  von  den  Studierenden  gezahlten  Beiträge  Hiel'sen  in  Eberswalde 
und  Münden  ganz  in  die  Staatskasse,  in  Tharand  und  Aschaffenburg  nur 
zum  Teile,  während  der  andere  unter  die  Dozenten  der  Anstalt  verteilt 
wird.  In  Kisenach  bilden  diese  Beiträge  eine  Hauptqnelle  für  Erhaltung 
des  Forstinstituts,     Stipendien    und  Honorarerlafs    (letzterer    wird  anch  in 
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Eisenach  gewährt)  absorbieren  in  Tharand  and  Aschaffenburg  einen  an- 
aehnlichen  Teil  jener  Beiträge.  Die  entsprechenden  Summen  habe  ich  in 
der  unten  folgenden  Tabelle  unter  Ausgaben  sowohl  wie  unter  Kinnah- 
men in  Abzug  gebracht  Für  Eisenach  habe  ich  den  Staatszuschufs  auf 
12  000  Mark  angenommen,  eine  Summe,  welche  vielleicht  noch  zu  hoch 
gegriffen  sein  dürfte.  Jedenfalls  aber  ist  diese  Anstalt  die  billigste  unter 
den  unten  aufgeführten  Forstinstituten.  Der  Aufwand  für  Eberswalde 
erscheint  als  sehr  hoch  gegenüber  demjenigen  Ton  Münden.  Der  Unterschied 
ist  im  Wesentlichen  dadurch  bedingt,  dafs  das  forstliche  Versuchswesen 
mit  der  Akademie  Eberswalde  verbunden  ist.  Wie  viel  zu  Lasten  des 
Yersuchswesens  zu  setzen  ist,  vermag  ich  nicht  anzugeben.  Setzen  wir 
den  Betrag  von  30  000  Mark  an,  so  entfielen  von  dem  für  den  Unter- 
richt erforderlichen  Staatszuschufs  in  Eberswalde  im  Durchschnitt  von 
1880|81  auf  den  Kopf  der  Studierenden  295  Mark  gegen  609  Mark  in 
Münden.  Jedenfalls  sind  die  Ausgaben  der  Akademie  Münden  gegenwärtig 
höher,  als  sie  unten  angegeben  sind.  Die  hier  mitgeteilten  Zahlen  wur- 
den mir  von  einem  Abgeordneten  nach  früheren  Sätzen  zur  Verfügung  ge- 
stellt; diejenigen  für  Tharand,  Eberswalde,  Eisenach  und  Aschaffenburg, 
welche  mir  von  den  Herrn  Direktoren  dieser  Anstalten  gütigst  mitgeteilt 
wnrden,    sind  dagegen  dem  neuesten  Etat  entnommen. 


XIV. 

Das  erste  deutsche  Clearinghouse  von  Dr.  Otto  Warschauer. 

Durch  die  Initiative  der  deutschen  Reichsbank  und  unter  Mitwirkung 
hervorragender  Banken  und  Bankhäuser  Berlins  ist  die  Errichtung  des 
ersten  deutschen  Clearinghouse,  das  nicht  verfehlen  wird,  einen  bedeuten- 
den EinfLufs  auf  die  fernere  Gestaltung  des  deutscheu  Geldmarktes  auszu- 
üben, beschlossen  worden.  Das  erste  deutsche  Clearinghouse  ist  als  eine 
Abrechnungsstelle  der  Keichsbauk  eröffnet,  und  bei  dem  weitverzweigten 
Filialsystem  der  letzteren  ist  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dufs 
die  Durchführung  des  einmal  in  Berlin  versuchten  Prinzipes  auch  in  jenen 
deutschen  Provinzialstädten ,  wo  die  Beichsbank  ihren  Wirkungskreis  hat, 
angestrebt  werden  wird.  Durch  die  Errichtung  des  Clearinghouse  wird 
der  erste  offizielle  Versuch  gemacht,  den  Checkverkehr,  der  sich  in  Eng- 
land seit  einer  Reihe  von  Dezennien  so  überaus  bewahrt  hat,  auch  auf 
Deutschland  zu  übertragen,  und  somit  eine  Erleichterung  des  kommerziellen 
Verkehrs,  sowie  die  Verzinsung  relativ  kleiner,  brachliegender  Kapitalien, 
die  in  ihrer  Totalität  jedoch  grofse  Summen  repräsentieren,  herbeizuführen. 
Der  Giroverkehr  der  Reichsbank  wird  durch  die  Errichtung  des  Clearing- 
house zweifelsohne  gehoben  werden,  denn  nur  die  Girocontisten  haben  die 
Berechtigung  zur  Teilnahme  gegenseitiger  Abrechnung.  Im  Interesse  des 
gesamten  Verkehrs  wäre  es  jedoch  sehr  zu  wünschen,  dafs  die  zinslosen 
Einlagern,  welche  die  Reichsbank  bei  der  Eröffnung  der  Girokonten  ver- 
langt, sich  auf  ein  Miniraum  beschränkten«  damit  nicht  nur  die  grofsen 
Bank-  und  Handelshäuser,    bei  denen  Ziusverluste  durch  Portoersparnisse 
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kompeDßiert  werden ,  sondern  auch,  wie  in  England,  der  Kleinhandel  und 
doB  gesamte  Privatpublikum  Ton  der  neuen  Einrichtung  Vorteil  zogen. 
Die  Organisation  dei^  deutschen  Clearhighouse  ist  nach  englischem  Master 
getroffen  1  Die  deutsche  Reichsbank  steht  in  einem  ähnlichen  Verhält- 
nis zur  Abrechnungsstelle,  wie  die  englische  Bank  in  London  zum  dorti- 
gen Clearinghouse»  Mögen  beide  Institute,  die  gleiche  Tendenzen  verfol- 
gen, gleiche  Erfolge  erÄielen ! 

Die  Organisation   des  ersten  deutschen  Clearrnghouse ,    die  Oeschäfta- 
ordnung  und  die  Nonnen  für  den  Checkverkehr  sind  von  allgemeiner  Be- 
deutung  und  erstrecken  sich  hauptsächlich  auf  folgende  Punkte: 
A.     Organisation  des  Cleari nghouse. 

1)  Der  Verein  ist  gebildet,  um  die  Ent Wickelung  des  Checkverkelirs  durch 
Errichtung  einer  gemeinschaftlichen  Abrechnuiigsetelle  und  durch  an- 
dere gooignete  Mittel  möglichst  zu  befördern. 

2)  Der  Verein  wird  vertreten  durch 

A.  die  Plenarversammlung, 

B.  den  Aufeischufs. 
Die  Pleuarversammlung  ist  znsammengeset-zt  aus  den  beteiligten 

Firmen,  die  je  einen  Vertreter  entsenden  dürfen,  und  einem  Mitglied  des 
Heichsbankdirektoriums,  das  den  Vorsitz  führt  Zur  Beschlufsfassung  ist  , 
die  Anwesenheit  der  Hälfte  der  Mitglieder  notwendig.  Die  Abündemng 
der  OeschUftBordnung,  sowie  die  Aufnalime  neuer  Mitglieder  erfordert  drei 
Viertel  Majorität.  Die  Einberufung  der  Plenarsitzungen  steht  im  Belieben 
des  Keichöbankdirektoriums,  mufs  aber  erfolgen,  wenn  fünf  Mitglieder  es 
schriftlich  beantragen.  Die  Plenarversammluug  mufs  mindestens  einmal 
jährlich  zur  Wahl  der  vier  kaufmännischen  ^[itglieder  des  Ausschusses 
stattfinden. 

Der  Ausschufs  besteht  aus  fünf  Mitgliedern,  einechliefelich  des 
Reichöbankkommissars.  Die  Wahl  erfolgt  je  auf  ein  Jahr  durch  verdeckte 
Stimmzettel  oder  Akklamation.  Wählbar  ist  jedes  Mitglied  der  Plenar- 
Versammlung.  Der  Ausschufs  bereitet  die  Beschlüsse  der  Plonarversamm- 
lung  vor  und  führt  sie  aus,  entscheidet  Dilferenzen  der  Mitglieder  uuter 
einander  und  zwischen  diesen  und  Vorstand  und  Beamten  der  Abrech- 
nungsstelle ,  versammelt  sich  je  nach  Bedürfnifs  oder  auf  Antrag  sweier 
Mitglieder  und  entscheidet  mit  absoluter  Majorität. 

3)  Die  Leitung  der  Abrechnungöslelle  übernimmt  die  Reichsbauk  unter 
Mitwirkung  der  betheiligten  Firmen, 

4)  Die  Verwaltuugskosten  werden  von  der  Reichsbank  festgestellt  und 
halbjährlicb  in  gleichen  Betrogen  von  den  einzelnen  Mitgliedern  er- 
hoben. 

5)  Der  Austritt  aus  dem  Verein  erfolgt  nach  vorhergegangener  ein- 
monatlicher  Mitteilung  an  den  Präsidenten  des  Reichsbaukdirekto- 
riums. 

B.     Geschäftsordnung. 

1)  Die  Abrechnuugsßtjelle  ist  im  Reichsbankgebäude  errichtet.  ^Die  Ab- 
rechnung erstreckt  sich  auf  Checks,  Anweisungen,  Accepte,  Domizile, 

2)  Die  Abrechnung  erfolgt  täglit^h  durch  legitimierte  Vertreter  der  Reichs- 
bauk  und  der  beteiligten   Firmen. 
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3)  Die  einzuliefernden  Papiere  müssen  mit  Firmenstempel  versehen,  even- 
tuell quittiert  sein. 

4)  Täglich  vormittags  9  Uhr  erfolgt  unter  den  Beteiligten  die  Einrei- 
chung und  der  Austausch  fälliger  Papiere  mit  je  einem  Verzeichnis 
gegen  Empfangsbestätigung.  Die  Summen  der  Verzeichnisse  werden 
in  die  Speziallisten  der  einzelnen  Mitglieder  eingetragen.  Beklama- 
tionen  können  bis  12*/^  Uhr,  Nachlieferungen  bis  I27i  Uhr  vormit- 
tags erfolgen.  Der  Tages-Saldo  der  Spezial-Listen  wird  in  das  generelle 
Abrechnungsblatt  eingetragen  und  die  schliefslicho  Ausgleichung  er- 
folgt durch  Keichsbank-Girokonto. 

5)  Bei  eventuellem  Bedürfnis  soll  eine  zweite  tägliche  Abrechnung  nach- 
mittags erfolgen. 

C.     Gheckverkohr. 
1)  Die  Checkformulare  müssen  folgenden  Text  enthalten: 

Die  etc.   bezw.  Herr  ....   (Name   des  zahlenden  Hauses)  in   Berlin 


wolle   zahlen   gegen    diesen  Check   aus Guthaben   an oder 

Überbringer 

Mark 

den  .  .  ten 18  .  . 

2)  Der  Check  enthält  links  die  laufende  Nummer,  rechts  den  Betrag  in 
Zahlen. 

3)  Checks,  bei  denen  der  Zusatz  „oder  Überbringer"  fehlt,  sind  ungiltig. 

4)  Die  Checks  können  entweder  bar  eingelöst  werden,  oder  „nur  zur 
Verrechnung"  bestimmt  sein.  Letzteres  muls  geschrieben  oder  ge- 
druckt vermerkt  werden. 

5)  Die  Checks  dürfen  keinen  Termin  der  Fälligkeit  enthalten  und  nicht 
acceptiert  werden. 

6)  Nur  auf  Grund  eines  verfügbaren  Guthabens  dürfen  Checks  gezogen 
werden. 

7)  Der  Check  hat  provisionsfreie  Zirkulationsfahigkeit  unter  den  Teil- 
nehmern der  Abrechnungsstelle,  deren  Kunden  und  anderen  Bank- 
häusern. 


XV. 

Die  Verteilung  des  ländlichen  Grundeigentums  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  von  A.  Sartorius  v.  Waltershausen. 
Seitdem  uns  in  der  neueren  Zeit  manche  detaillierte  Kunde  von  dem 
Wesen  der  nordamerikanischen  Landwirtschaft  zugekommen  ist,  erblicken 
wir  die  Ursachen  der  Gefahr,  welche  den  deutschen  Landwirten  von  der 
transatlantischen  Konkurrenz  droht,  nicht  mehr  allein  in  den  überlegenen 
natürlichen  Froduktionsbedingungen  der  Vereinigten  Staaten,  sondern  schen- 
ken auch  mit  Kecht  dem  Ökonomischen  und  technischen  Betrieb  der  ame- 
rikanischen Farmen  und  der  sozialen  Stellung  der  Ghiindbesitzer ,  Pächter 
und   Arbeiter   eine   ungeteilte   Aufmerksamkeit    Zu   den  Lichtseiten  der 
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Q 0 rd amen k an i sehen  Landwirtschaft  gehört  uo zweifelhaft  die  günstige  Ver- 
teiluDg  des  ländlichen  Grundbesitzes.  Daneben  erscheint  auch  die  That- 
sache  wichtig,  dafg  der  gröfste  Teil  des  Grund  und  Bodens  %^on  den  Eigen- 
tumern desselben  bebaut  wird.  Über  diese  beiden  Verhältnisse  geben  die 
neuerdings  veröffentlichten  Berichte  des  im  Jahre  1880  aufgenommenen 
CensuB  interessante  Aufschlüsse.  Aus  diesen  geht  zunächst  hervor ,  dafs 
die  Zahl  der  Farmen  von  1449  073  im  Jahre  1850,  2  044  077  im  Jahre 
1860,  auf  2  659  985  im  Jahre  1870  und  auf  4  008  907  im  Jahrü  1880 
gestiegen  ist.  Das  letzte  Jahrzehnt  zeigt  demnach,  wie  auch  die  starke 
Vermehrung  der  europäischen  Einwanderung  nicht  anders  erwarten  lälst, 
die  gröfsten  Fortachritte,  und  zwar  eine  Zunahme,  welche  die  der  beiden 
letzten  Jahrzehnte  zusammeo  überragt. 

Dem  Umfange  nach  zerfallen  die  Farmen  in  folgende  Klassen: 
(I  HekUr  i=  2^4712  Acres.} 


GröiA« 

GesAmtzfthl 

Bcwirtsch  Artet 

von 
Ei^entümeni 

VerpAchtet 
für  Geld 

VerpActiLel 
Auf  AoteU 

unter  3    «eros 

3-10       ,1 
10— ao       n 

20-50     „ 

50^100    „ 

100-500    „ 

500—1000  ,» 

über  1000   „ 

4352 

134889 

254748 

781  474 

1  032  910 

'  595  983 

75  972 

28578 

2601 

85456 

122410 

460486 

804  522 

1  416  618 

66447 

25765 

875 
22904 
41522 

97  399 

69  663 

84645 

3956 

1393 

876 

26  529 

90816 

223  589 

18872s 

194  720 

5569 

t  420 

Somine 

4008907 

2  984  300 

3«3S7 

702244 

Aus  dieser  Tabelle  geht  zunächst  hervor,  dafs  etwa  ^/^  der  Gesamt- 
summe  der  Farmen  sich  in  den  Händen  von  Pächtern  befindet.  Die  An- 
teil Wirtschaft  ist  vor  allem  in  den  südliehen  Staaten  vorhanden,  wo  ihr 
nach  Aufhebung  der  Sklaverei  durch  die  Erziehung  der  Keger  zu  wirt- 
schaftlicher Tüchtigkeit  eine  gewisse  kulturelle  Bedeutung  beizumessen 
ist  Die  plötzliche  Emanzipation  der  Schwarzen  nach  dem  Sezessionskriege 
brachte  die  konföderierten  Staaten  dem  w^irtschaftlichen  Ruine  nahe.  Den 
Landwirten  war  der  wichtigste  Teil  ihres  Betriebskapitals  entzogen,  und 
freie  Lohnarbeiter  konnten  öie  nicht  leicht  bekommen.  Viele  der  befreiten 
Neger  ötrömlcn  den  i^rolsen  Städten  zu,  andere  suchten  in  den  nördlichen 
und  weltlichen  Staaten  Arbeit,  wieder  andere  trieben  sich  vagabundierend 
in  den  südlichen  Staaten  umher  und  boten  bald  hier  bald  dort  für  kurze 
Zeit  ihre  Arbeit  an.  Denn  es  ist  eine  auch  sonst  beobachtete  Thatsache, 
dafs  der  einigermafsen  intelligente  befrei re  Sklave  gern  die  Gegend  seiner 
bisherigen  Arbeit  meidet  und  das  Auge  seines  früheren  Herren  flieht  Der 
Boden  blieb  zwar  zum  gröfsten  Teil  den  alten  Besitzern ,  aber  diese 
konnten  ihn  nicht  bestellen.  Die  Schwarzen  dagegen  waren  nicht  im 
Stande  Land  zu  kaufen,  da  ihnen  die  Mittel  dazu  fehlten.  So  erschienen 
dann  Pachtverhältnisse  geboten,  und  namentlich  die  Anteilwirtftchaft  zweck- 
mäfsig,  da  den  Pächtern  das  Betriebskapital  völlig  mangelte  und  an  irgend 
welche  Paohtkaution  nicht  zu  denken  war.  Wurde  eine  feste  Geldpacht 
ausgemacht  worden^  so  lag  für  den  Eigentümer  die  Gefahr  nahe«  dAfs  der 
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eben  erst  im  eigonoD  Intarcßgc  zu  arbeiten  beginnoDde  Pächter  bei  schiech- 
len  Ernten  oder  angünstigen  Abeatzverhältniesen  die  cjoaplaugenen  Wirt- 
öchaftsmittei  nach  und  nach  äti  Geld  gemacht  haben  würde ,  um  damit 
seinen  GeldTerpfiichtungen  zu  genügen.  Bei  einer  bestimmten  Abgabe 
Tom  Rohertrag  war  dagegen  eine  ßolche  Möglichkeit  auBgeechlossen,  Hinzu 
kam  bei  einer  solchen  Wirtschal'tbmethode ^  dal's  dem  eben  Emanzipierten 
in  deutlicher  Weise  Interesse  an  eeiner  Arbeit  eingetlörBt,  und  sein  Spar- 
trieb angeregt  wurde.  Viele  von  den  jetzt  als  freie  Eigentümer  wirt- 
aehaftenden  Schwarzen  sind  aus  diesem  Pächterstaude  hervorgegangen. 

Auch  in  Texas  und  in  manchen  jungen  Knlturstaaten  können  wir 
zwischen  den  älteren  und  jüngeren  Kolonisten  Pachtverhältnisse  ähnlicher 
Art  beobachten.  Dort  sind  sie  ebenfalis  durch  die  eigenartigen  Verhält- 
nisse hervorgebracht.  In  neuen  amerikanischen  Ansiedelungen  liegen  die 
Verhältnisse  durchweg  so,  dafs  niemand  gern  trotz  der  hohen  Löhno  Lohn- 
arbeiter sein  will,  da  zu  viele  Beispiele  vorhanden  sind,  dafs  geschickte 
Unternehmer,  welche  nur  mit  ganz  geringem  Kapital  zu  wirtschaften  an- 
gefangen haben  ^  zu  grofaem  Wohlstaude  gelangt  sind*  In  den  jungen 
Staaten  und  Territorien  ist  die  Einwohnerzahl  zudem  an  sich  gering,  so 
dass  das  A^rbeitsangebot  besonders  schwach  ist,  während  sich  gleichzeitig 
bei  der  grofsen  Unternehmungslust  die  Nachfrage  nach  Handarbeit  besou- 
ders  intensiv  gestaltet.  Die  Löhne  nehmen  so  eine  Höhe  an,  welche  wohl 
der  Besitzer  sehr  reicher  Silber-,  Kupfer-  oder  Goldminen  bezahlen  kann, 
aber  der  einige  tausend  Meilen  von  dem  exportierenden  Seehafen  entfernte 
Landwirt  seinen  Produktionskosten  nur  ausnahmsweise  zumuten  darf.  Will 
dieser  daher  seinen  gesamten  Boden  nutzbringend  verwenden  —  für  die 
Viehzucht  bietet  sich,  abgesehen  von  den  Latifundieneigeutümern ,  wegen 
der  Konkurrenz  der  das  brachliegende  Ilegierungsland  ausnutzenden  Hocrdon- 
bedtzer  wenig  Gelegenheit  —  so  bleibt  ihm  die  Verpachtung  des  Teiles, 
welchen  er  nicht  selbst  bewirtschaften  kann,  als  einzige  Auskunft  übrig. 
Auch  hier  hat  man  das  Anteilsystem  oft  der  Geldpacht  vorgezogen.  .53379 
Farmen  sind  auf  Anteil  und  12089  für  Geld  verpachtet.  Der  Pächter 
erhält  bei  dem  Beginn  seiner  Wirtschaft  ein  bisher  noch  nicht  kultiviertes 
Areal  zugemessen,  dazu  Gerätschaften  für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb, 
dos  erforderliche  55ugvHeh,  ein  einfaches,  aus  Holz  gebautes  Farrahaus,  Saat- 
körn für  eine  einmalige  Bestellung  und  Viehfutter  bis  zur  nächsten  Ernte. 
Der  Pächter  hat  dafür  die  Hälfte  des  Rohertrages  dem  Eigentümer  zu 
entrichten.  Da  der  Boden  mehrere  Jahre  hindurch  ohne  Düngmittel  er- 
tragsfähig  ist,  wird  diese  aufserord entlich  hohe  Abgabe  möglich*  Das  Ein- 
kommen  des  Pächters  ist  oft  so  bedeutend,  dafs  er  noch  etwas  erübrigen 
und  sich  eigenes  Vieh^  eigene  Geräte  und  Maschinen  anschaffen  kann. 
Der  Pachtertrag  ist  von  vornherein  in  der  Art  abgeschloBsen ,  dafs,  wenn 
der  Pächter  dem  Eigentümer  Vieh  und  Geräte  sowie  das  vorgeschossene 
HftHtkom  und  Futter  restituiert  hat,  der  erstere  nur  noch  ein  Drittel  des 
liehe rtrages  nach  jeder  Wirtschaftsperiode  zu  entrichten  hat  Von  dem 
Zeitpunkt  an  vermehrt  sich  der  Wohlstand  dee  Pächters  noch  schneller. 
Nach  Verlaxii'  einiger  Jahre  kauft  er,  wenn  er  sparsam  gelebt  hat,  dem 
Verpächter  das  Haus  ab  und  zahlt  dann  eine  noch  geringere  Quote  als 
Pacht.     Schliefelich  wird  er  Eigentümer  des  Bodens,  nachdem  er  tob  dem 
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ursprünglichen  Besitzer  einen  Acker  nach  dem  anderen  erBtandcn  und 
dem  eütöprechend  einen  immer  geringeren  Anteil  gezahlt  hat.  Kr  wird 
für  dttß  Land  freilich  nach  und  nach  einen  höheren  Preis  zu  geben 
haben,  ist  dafür  aber  auch  mit  einer  besseren  Zahlungsrähigkeil  au&gc- 
stattet  Überall  da,  wo  noch  Tiel  billiges  unbebautes  Land  zu  erhalten 
ist,  werden  die  Landpreiae  nicht  so  in  die  Höhe  schnellen^  als  wie  dort, 
wo  der  Boden  bereite  durchweg  dem  Pflug  unteniv^orfen  ist  Im  ersteren 
Falle  kommt  es  %^or,  dafs  der  Pächter,  wenn  der  von  ihm  bisher  bebaute 
Boden  ihm  zu  iheuer  erscheint,  den  Pachtvertrag  nicht  wieder  erneuert 
und  mit  seinem  erworbenen  Kapital  auf  bisher  nicht  bestelltem  ürund  und 
Boden  als  Belbständiger  Farmer  eine  neue  Wirtschaft  anfängt.  Nach 
10 — 1*2  Jahren  kann  ein  tüchtiger,  in  der  iand wirtschaftlichen  Arbeit  ge- 
übter Mann,  welcher  nur  auf  die  Hilfe  seiner  Familie  angewiesen  ist,  in 
der  angegebenen  Weise  ein  freier  Farmer  werden.  In  vielen  Staaten  ist 
freilich  ein  so  günstiges  Verhältnis  bereits  ausgeschlossen,  und  mit  der 
Okkupicrung  alles  zur  Landwirtschaft  dienlichen  Terrains  in  der  Union 
w^erden  sich  diese  Art  der  Paehtverbältnisse  auch  wohl  andern  müssen. 
Die  südlichen  Lander^  in  denen  von  den  Pächtern  meistens  Baumwolle., 
gepflanzt  wird,  waren  für  die  Entwickelung  solcher  Zustande  besonder 
günstig,  weil  dort  dos  Klimas  wegen  die  Wohnung  des  Farmers  sehr  ex^ 
tensiv  gebaut  werden  konnte,  und  die  Konkurrenz  der  gröfseren  Betrieb 
auf  das  Gedeihen  der  Bau  erwirtschaften  weniger  lähmend  als  im  Korden 
einwirkte,  da  die  Bestellung  und  Ernte  der  Baumwollenfelder  viel  weniger 
von  der  Maschinentechnik  abhängig  ist  als  die  der  Weizenfelder. 

Unsere  Tabelle  zeigt  femer,  dafs  die  Parzellenwirtschaften  (Furraeiij 
unter  3  ucres)  nur  etwa  ^Z^,,  der  Gesamtheit  betragen,  und  dals  die  An- 
zahl der  Güter  über  1000  acres  etwa  ^J^q  der  ganzen  Summe  ausmaeht. 
Von  diesen  Grofsbetrieben  hat  Texas  wegen  seiner  grofsen  im  Privat- 
eigentum stehenden  Weideplätze  die  meisten,  nämlich  3583,  danach  der 
frühere  Plantagen-  und  Ski avenstaat  Georgia  3491  atdzuiveiseni  Verhältnis- 
mäfßig  aber  die  meisten  Kalifornien,  nämlich  bei  einer  Gesamtsumme  von 
35  934,  2531  oder  7,04  "^/o-  Die  Landvorteihing  in  dem  letzteren  8taat 
erklärt  sich  zum  Teil  aus  dem  umstände,  dass,  ehe  derselbe  zu  den  Ver- 
einigten Staaten  gehörte,  die  guten  anbauungsfähigen  Gegenden  der  Zahl 
nach  der  geringen  mexikanischen  Bevölkerung  zustanden,  welcher  von  der 
Bundesregierung  bei  der  Annexion  der  pacifischen  Länder  die  bestehenden 
Besitzverhältnisse  garantiert  wurden.  Bei  den  vielen  Prozessen ,  welche 
wegen  der  Grenzen  dieser  Ländereien  getuhi't  wTirden,  verarmten  zwar 
manche  der  alten  spanischen,  verkommenen  Geschlechter,  und  den  that- 
kräfligen  Einwanderern  englischen»  amerikanischen  und  deutschen  Stammes 
wurde  bei  dem  Zwangsverkauf  der  sogenannten  Mexic=an  Grants  eine  Heim- 
stätte zu  gründen  möglich.  Die  Latifundien  waren  damit  aber  nicht  aus 
der  Welt  geschafft.  Denn  mit  einem  Teil  des  unokkupierten  Kegienings- 
landes  (railroad  grants)  wurden  die  grofsen  Eisenbahnunternehmungen, 
die  Atlantic  and  Pacific  und  die  Soiithern  Pacific  R.  R.  von  der  Bundes- 
regierung in  zu  reichem  Mafse  bedacht.  Sie  hielten  ihre  Ländereien  zu 
Spekulutionszw ecken  zurück  und  traten  so  der  Ausbreitung  des  mittleren 
Farmerstandes  hemmend  entgegen,     Schüefslich  mögen  auch  noch  die  Übel- 
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stände  der  chineBischen  Einwanderung  hinzugekommen  sein,  durch  deren 
Vordringen  sowohl  die  Kolonisation  von  Osten  her  gehindert  wurde,  als 
auch,  da  die  Mongolen  hauptsächlich  als  Lohnarbeiter  und  selten  als  selb- 
ständige Farmer  brauchbar  waren,  der  landwirtschaftliche  Grofsbetrieb  ge- 
fördert wurde. 

Dass  aber  eine  allgemeine  Verbreitung  des  mittleren  ländlichen  Be- 
sitzes ohne  den  völligen  Ausschlufs  des  grofsen  nicht  blos  aus  sozialen 
und  politischen  Gründen  überhaupt  zweckmäfsig  ist,  sondern  auch  der 
Landwirtschaft  selbst  im  hohen  Grade  zu  Gute  kommt,  haben  sowohl  die 
geschichtlichen  Entwickelungen  vergangener  Völker,  als  auch  die  Erfah- 
rungen in  der  nordamerikanischen  Union  von  neuem  bestätigt.  Die  Über- 
einstimmung der  Besitzverhältnisse  erzeugt  eine  gleichartige  Bildung  der 
Besitzer  und  gewährt  damit  die  Möglichkeit  vielseitiger  landwirtschaftlicher 
Assoziations-  und  Vereinsbestrebungen,  und  die  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiter sind  von  ihren  Arbeitgebern  durch  keine  breite  soziale  Kluft  ge- 
schieden, so  dass  von  beiden  Seiten  die  entgegenstehenden  Interessen  in 
vernünftiger  Weise  gewürdigt  werden  können.  Auch  ergibt  sich,  daüs  die 
GeüeJir  der  Unterdrückung  der  schwächeren  Konkurrenten  durch  die  Grofs- 
unternehmer  auf  ein  ziemlich  geringes  Mafs  zurückgeführt  ist,  und  dafs 
die  sogenannten  Eiesenfarmen,  mit  denen  die  deutschen  Landwirte  in  den 
letzten  Jahren  bisweilen  geängstigt  wurden,  neben  der  Ausdehnung  des 
mittleren  Farmbesitzes  bei  der  transatlantischen  Konkurrenz  nur  eine  ver- 
hältnismälsig  bescheidene  Bolle  zu  spielen  haben.  Die  einzelnen  Staaten 
teilten  sich  im  Jahre  1880  in  folgender  Weise  in  die  Anzahl  der  Bauern- 
güter. 


Illinois 

255  741 

78292 

Ohio 

247  189 

Maryland 

40517 

New-York 

241  058 

Massachusetts 

38406 

Missouri 

215775 

California 

35  934 

Pennsylvania 

213  542 

Vermont 

35522 

Indiana 

194016 

New  Jersey 

34307 

Jowa 

185331 

New  Hampshire 

32181 

Texas 

174  189 

Connecticut 

30598 

Kentucky 

166453 

Florida 

23438 

Tennessee 

165  650 

DakoU 

17435 

North  Carolina 

157609 

Oregon 

16  217 

Hichigan 

154008 

Utah 

9452 

Georgia 

138  864 

Delaware 

8749 

Kansas 

138  568 

Washington 

6529 

Alabama 

135  864 

Rhode  Island 

6216 

Wisconsin 

134322 

New  Mexico 

5053 

Virginia 

118577 

Colorado 

4506 

Mississipi 

loi  772 

Idaho 

1885 

Arkansas 

94  433 

Montana 

1519 

South  Carolina 

93864 

Nevada 

1404 

Minnesota 

93386 

Arizona 

767 

Maine 

64309 

Wyoming 

*57 

Nebrasca 

63387 

District  Columbia 

438 

West  Virginia 

62674 

Der  Schwerpunkt  der  Weizenproduktion  des  gesamten  Union sgebietes 
liegt  nach  dem  letzten  Jahresbericht  des  Bundeskommissärs  für  landwirt- 
schaftliche Angelegenheiten  jetzt  gerade  im  Zentrum  von  Illinois^  während 
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er  1869  im  Oßten  desiselbeD  8taatce,  1859  im  Östlichen  Indiana  und  1849 
im  Öötlicihen  Ohio  gelegen  war.  Die  nachfolgende  Tabelle  zeigt  den  Und- 
wirtechaftlichen  Kulturfortschrilt  vom  Osten  nach  Westen  an  den  produ- 
zierten Weizenquantitäten  und  zugleich  die  enorme  Vermehrung  der  Erut«n 
in  den   10  weizenrcichsten  Staaten  der  versohiedenen  Perioden: 


1849 

HuühoU 

»859 

BUKhQk 

Ohio 

15  367  691 

Illiaois 

23  «37023 

Penney  Iviiiim 

15367691 

Itidiatm 

j6  848  268 

New  York 

»448735» 

WiscoDttIti 

15  657  458 

VurjjJriiu 

tr  112616 

Ohio 

15119047 

IlJluoU 

9414575 

VirgiuiK 

13130977 

IiMIntiH 

6214458 

Pflunsytrania 

1304216s 

Mii'hi^Aij 

4  Q25  889 

New.York 

8681  105 

M»ryUnd 

4  404  687 

Jowa 

8  449  403 

Wi»coiiMij 

4  286  131 

MichigKu 

8  336  368 

Minboun 

2981  652 

Mftryl^d 

6  103480 

Im  Gujxttu 

86506541 

Im  Gaoseu 

129  205  293 

1869 

Bmhtih 

1879 

Bii»lieU 

IJIitiui» 

30  128  40«; 

llliuaU 

5]  110502 

Jowa 

29435692 

Tadinnft 

47  284  853 

Ohio 

27  882  692 

Ohio 

49014809 

In  diu  na 

27  747  222 

Miehii^ttn 

35532543 

Wtseniuuii 

25  606  344 

Miiiiios^ota 

34601  030 

Peu«iylv»niÄ 

19  672  967 

Jowa 

31  154205 

Minne»olft 

18  866  073 

Californii 

29017707 

Cnlifuroi* 

16  676  702 

Mis^KiuH 

34  9^  627 

Miohi^&u 

16265773 

Wisconsin 

24  884  689 

Misäouri 

14315926 

Peuu»ylv&tiia 

19462405 

Im  Qiijiz«iJ 

226  597  263 

Xm  GiuizeD 

344  029  430 

XVI. 
Freisaufgabe 

geBtolU  von  der  Univereität  iresUi* 

Die  pbilo&ophißchü  Fakultät  der  UniTersität  Breelüu  ist  als  Verwalterin 
einer  von  dem  verstorbentsn  GeneralkonBiü  und  Major  a.  D.  Neigebaur 
begründeten  Stütung  verpflichtet,  von  Zeit  zu  Zeit  Pruise  für  Abhand- 
lungen auBZUöebreibün ,  als  deren  Gegenstand  der  Stifter  den  dermaligeu 
Kinflufts  der  Wissenschaften  auf  das  öffentliche  Leben  in  Deutschland  und 
die  seit  dem  Jahre  1865  bemerkbar  gewordenen  Fortechritte  oder  Rück- 
schritte deseelben  bezeichnet  hat.  Die  Fakultät  stellt  jetzt  folgende  2  Preis- 
fragen : 

L  Welchen  Einilufä  hat  die  neuere  Entwickelung  der  wiseenschaft- 
lichen  Nationalökonomie  auf  die  staatliche  Gesetzgebung  in  Deutsch- 
land in  den  letzten  Dezennien  geübt  ? 
2.  Welchen  Einftufs  hat  die  Entwickelung  der  wissenschaftlichen 
Chemie  in  den  letzten  20  Jahren  auf  Industrie,  Handel  und 
National  Wohlstand  ausgeübt,  und  welche  Bedeutung  besitzt  der- 
selbe für  Kultur  und  Kunst? 
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Der  Fakultät,  welche  sich  auch  der  Beurteilung  der  bei  ihr  ein- 
gehenden Freisarbeiten  unterziehen  wird,  steht  zur  Erteilung  von  Prämien 
für  beide  Aufgaben  im  ganzen  die  Summe  von  8  bis  9000  Mark  zur 
Verfügung;  sie  kann,  je  nach  der  Zahl  und  dem  Werte  der  einlaufenden 
Arbeiten,  entweder  den  besten  unter  denselben  den  vollen  Betrag  als 
Preis  zuerkennen  oder  auch  eine  oder  mehrere  dieser  Abhandlungen  mit 
einem  Teile  jener  Summe,  welcher  mindestens  900  Mark  betragen  mufs, 
honorieren.  £s  wird  deshalb,  besonders  bei  der  zweiten  Aufgabe,  nicht 
unbedingt  eine  ganz  vollständige  Beantwortung  nach  allen  Bichtungen  hin 
verlangt;  sondern  es  wird  die  Fakultät  sich  auch  mit  einer  spezieller  ge- 
fafsten  Untersuchung,  wenn  sie  sonst  wertvoll  ist,  begnügen. 

An  der  Preisbewerbung  kann  sich  jeder  Deutsche  beteiligen.  Die 
Arbeiten  müssen  in  deutscher  Sprache,  nach  dem  Wunsche  des  Stifters 
mit  Vermeidung  französischer  Eedensartcn,  abgefeüTst  und  mit  leserlicher 
Handschrift  geschrieben  sein.  Sie  sind  bis  zum  ersten  Januar  1886  der 
Fakultät  einzusenden,  mit  einem  Motto  bezeichnet  und  begleitet  von 
einem  versiegelten,  mit  demselben  Motto  versehenen  Zettel,  in  welchem 
sich  der  Name  des  Verfassers  befindet.  Die  Fakultät  wird  ihr  Urteil  am 
8.  März  1886  verkünden.  Die  Abhandlungen  bleiben  Eigentum  ihrer 
Verfasser  und  stehen  bis  zum  31.  Dezember  1886  zur  Disposition  derselben. 

Die  philoBophisohe  Fakultät  der  Königliohen  Universität. 

Herti, 
z.  Z.  Dekan. 
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und  des  Auslandes. 

1.    Oesohiehte.    Eneyklop&disohes.    Lehrb&cher.    Spezielle  theoretitehe 
üntennchimgeii. 

Outtmann,  S.,  Leitfaden  der  National-Ökonomie  für  Studierende 
und  Prüfungnkandidaten )  sowie  zum  Unterricht  auf  Handeis-  und 
Gewerbeschulen.  Nach  den  besten  Lehrbüchern  bearbeitet.  Berlin  1882.  8®. 
69  SS. 

Der  Yorliegeude  Leitfaden,  der  ),nach  den  besten  Lehrbüchern  bearbeitet**  sein  soll, 
ist  nach  Ansicht  des  Referenten  nur  zusammengestellt  aus  einem  Kolleghefte  von  Hilde- 
brand und  dem  ersten  Bande  von  Röscher.  Der  I.  (historische)  Teil  ist  —  von  einigen 
allgemeinen  Bemerkungen  im  Eingange  und  am  Schlufs  abgesehen  —  ein  genauer,  wört- 
licher Abdruck  des  einst  von  HUdebrand  gegebenen  Diktats,  ja  dieser  Abdruck  ist  so 
kritiklos  erfolgt,  dafs  eine  im  Hildebrandschen  Vortrage  enthaltene  Ungenauigkeit  bei 
Darlegung  der  Malthus'schen  BevölkernDgüthcorie  vom  Verf.  nicht  einmal  beachtet  worden 
ist.  Es  charakterisiert  aber  dieses  Verfahren  schon  zur  Genüge  die  Art  der  Arbeit  des 
Verfassers,  der  es  nicht  für  nötig  erachtet  hat,  auch  nur  mit  einer  Silbe  auf  diese  Quelle, 
aus  der  er  geschöpft,  hinzuweisen. 

Der  II.  (dogmatische)  Teil  schliefst  sich  genau  (meist  auch  wörtlich)  an  Röscher  an. 
Er  beginnt  mit  den  Grundbegrififen  und  schliefst  unbeirrt  dem  Vorbilde  folgend  mit  der 
Bevölkerungslehre.  Jedoch  auch  dieser  Auszug  ist  völlig  ungenügend.  Ich  verweise  zum 
Beleg  hierfür  auf  die  Erörterungen  über  Qtld  S.  34  fg.  Auf  die  Litteratur  ist  nirgends 
hingewiesen,  was  in  einem  derartigen  Leitfaden  nie  unterbleiben  sollte.  —  Ich  sehe  davon 
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ab,  IUI  dieser  Stelle  diu  »iazelueu  Irrtümer  In  die,ver  Publikutlon  nAtnh&ft  zu  nukebeti,  da 
dieftcr  Leitfaden  ,>cIion  dc/ihalb  ,  weil  in  ihm  nur  da»  behandelt  worden  ist,  wa»  im  er- 
sten Haude  des  RoscherÄcJien  Lehrbuche»  erörtert  wird,  als  weder  für  Studierende  und 
Prülungskandidaten^  uoch  lam  (Jtitcrrichl  auf  HaitdeU-  und  Goworbescliuleu  (i^eoigiict  be- 
zeichnet werde»  mns»    —  Elster. 

Kirsmatinf  Geschichte  des  A  rbeitsu  nterriclites  in  Deutschland. 
Hotba  1882.     8*».     91  SS. 

Nachdem  iu  den  letzten  Jahren  iu>beaondcre  durch  die  Anregungen  dea  d&tit»chen 
Rittmeiiiterj»  Clausen-Kaes  der  ArbcttÄUutcrrieht  wieder  iu  deu  Vordergrund  päda^of^hcher 
und  sozialer  Bebircbiingeu  getreUu  i!>t,  toufs  die  vorliegende  Publikation,  die  luno  ersten- 
tnaJ  die  (geschieht Ikhe  Entwickelung  des  Arbeit5unterrichtes  vorführt,  al»  eUic  dankens- 
werte begrüfst  werden.  Liefert  diese  Arbeit  u.  a.  doch  den  Nachweis,  dafs  mao  sich 
gegeiiwärltg  nicht  tim  etwas  absolut  Neues  aud  Unerhörtes  bemüht,  sondern  dafs  scboti 
seit  langer  als  awei  Jalirhundcrten  zühlr eiche  Pädagogen  und  Volksfreunde  bestrebt  ge- 
wesen sind,  die  Handarbeit  in  den  Kreis  der  Erziehungsmittel  cinxuretheo.  Allerdings 
verfolgten  nicht  Alle  das  gleiche  Ziel,  es  lassen  sich  vielmehr  in  der  geschichilichen  £ut- 
wicketutig  des  Arbeitsunterrtchtos  drei  verschiedene  Richtungeu  unterscheiden.  Die  erste 
derselben  erstrebte  die  Ausbildung  gewisser  Handfertigkeiten,  teils  am  dadurch  zur  Ent- 
wickeliing  einer  Hausindustrie  den  Grund  au  legen ,  teils  um  direkt  auf  die  spätere  Be> 
rufsthätigkeit  vorzubereiten.  Vertreten  wird  diese  Richtung  im  vorigen  Jahrhundert  durch 
Kindermann,  VVagemanu  und  ihre  Anhänger  und  Nachfolger,  im  wesentlichen  auch  durch 
Pestalozzi  auf  dem  Neuhüf  und  durcli  Feilenberg;  gegenwärtig  ist  sie  vorherrschend  in 
den  von  CUu^en-Kaes  eingeriditeten  däDiseJten  Schulen ,  in  einigen  schwedischen  und  in 
einer  Anzahl  deutscher  Anstalten.  Die  «weite  Richtung  betrachtet  nicht,  ^vie  diese  erste, 
die  Aneignung  gewisser  Fertigketten  aLs  Hauptsache,  vielmehr  sind  ihr  diese  nur  Mittel 
sunt  SSiveck.  Ihr  Ziel  ist  vurzugswci&c  Bildung  der  Hundgcs^faicklichkeiten  überhaupt, 
ferner  Erweckung  von  Lu^t  und  Liebe  zur  Arbeit,  sowie  die  Aneignung  praktischen  Sin< 
ues.  Allerdings  unterlÄt'st  auch  die  aruUi  Richtung  nicht,  dies  alles  als  Ziel  der  Arbeits- 
schale hinzustellen,  riiiunt  ihtu  aber  ütets  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  ein.  Als 
Hauptsache  gilt  ihr  unter  allen  Uinsiänden  der  ßeMtz  bestimmter  Fertigkeiten.  Die 
Uauptvifrtreter  dieser  zweiten  Richtung  sind  Comenius,  A.  H.  Francke}  Locke  etc. ;  gegen- 
wärtig folgen  ihr  die  meisten  finnischen  und  schwedischen  Anstalten^  auch  einige  deutsche 
Schulen,  besonders  Görlitz. 

Die  Verschiedenheit  in  deu  Grundideen  beider  Eichtuugen  hat  natürlich  ganz  erheb- 
Hebe  Verschiedenheiten  in  der  An^nihrnng  zur  Folge.  Während  die  crstere  Richtung 
ihre  Schulen  fast  ausschlicfslich  nur  den  Kindern  der  ärmeren  Volksklassen,  den  auküuf- 
tigeiä  Uundwerkern  und  Arbeitern,  öffnet ,  halten  die  Vertreter  der  zweiten  Richtung  fwr 
notwendig,  daf^  der  Arbeitaunterricbt  am  allen  Schulanstaltcn ,  höheren  wie  niedereu, 
aur  F^iütlihruiig  gelange.  Dafs  der  Unterricht  vou  technisch  ausgebildeten  Pädagogen  au 
erteilen  sei,  wird  nur  von  den  Vertretern  der  zweiten  Eichtnng  gefordert,  denen  der  er- 
steren  genügen  Handwerksmctstor.  Aber  beide  Richtungen  stehen  dennoch  trotz  dieser 
Verschiedenheiten  auf  gemeinsamem  Boden  ;  beide  sind  aus  dem  Bestreben  hervorgegangen, 
eine  bessere  Vorbildung  für  das  Leben  zu  »chaffen,  der  im  wesentlichen  nur  auf 
Aneignung  von  theoretischen  Kenntoissen  hinarbeitenden  Schule  ein  praktisches  Ele- 
ment einzufügen. 

Auf  ganz  anderem  Grunde  steht  die  dritte  Richtung,  die  vou  Rousseau  ihren  Aus- 
gang nimmt  und  gegenwärtig  nur  in  Leip/Jg  vertreten  ist.  Ihre  Wortfiihrer  sind  nicht, 
wie  die  der  crstcrcu  beiden  Parteien ,  au»achliefslicli  durch  die  Rücksicht  auf  das  spätere 
praktische  Leben  bewogen  worden ,  der  Handarbeit  einen  Platz  unter  den  Erziehungs- 
mittelu  einzuräumen,  ihnen  ist  vielmehr  vor  allem  die  Arbeit  wichtig,  ja  unentbehrlich 
wegen  ihres  Einflusses  auf  die  Erziehung,  auf  die  Forderung  der  menschlichen  Eotwicke- 
lung,  der  körperlichen  wie  der  geistigen.  — 

Wir  haben  wegen  der  Bedeutsamkeit  des  Gegenstandes  ziemlich  ausführlich  aus  der 
▼Cffliogenden  beachtenswerten  Schrift  referiert,  Der  Verf.,  der  prinaiipiell  auf  dem  Stand- 
punkte der  dritten  Richtung  steht,  wünscht,  und  wie  uns  dftnkt  mit  Recht,  eine  V^eroini- 
gung  der  zweiten  und  dritten  KiehtEng,  Eine  solche  wird  sich  auch  ohne  besondere 
Schwierigkeiten  erreirheu  laA>cn.  Wenn  aber  Rifsmann  die  Schulen  der  ersten  Art  nur 
in  gewissen  und  zwtir  sehr  wenigen  F'ällen  für  notwendig  emchtet,  sie  nur  z.  E.  da  als 
wünschenswert  bezeichnet,  wo  es  gilt,  in  Notstand$di£»tnkten  die  Hausindustrie  zu  fordern 
oder  verwahrlosten  Kindern  Beschälügang  in  der  aebulfreien  Zeit  darzubieten i  ao  acheiot 
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uns  der  Wirkungskreis  dieser  Art  der  Arbeitsschule  hierdurch  zu  sehr  beschr&nkt  zu 
werden.  M.  E.  hat  auch  diese  Richtung  ihre  volle  Berechtigung  und  ihre  gprofse  Bedeu- 
tung gerade  fOr  die  niederen  Schichten  des  Volkes;  es  soll  hier  die  Arbeitsschule 
eine  Vorbereitung  sein  fUr  das  spätere  Handwerk,  der  Besitz  bestimmter  Fertigkeiten 
soll  erworben  werden.  Aber  diese  Richtung  hat  nicht  in  Gegensatz  zu  treten  zu  den 
anderen  Richtungen,  ist  nicht  von  jenen  zu  bekämpfen,  sondern  mufs  als  eine  gleich- 
berechtigte neben  jenen  einhergehen.  Auch  dürfte  kein  Grund  vorliegen,  dieser  die  er- 
ziehliche Wirksamkeit  abzusprechen.  —  E. 

Schneider,  A.  R. ,  Lehrbuch  der  Landwirtschaft  ffir  Ackerbau- 
sehulen.     Kaaden  1882.     8».     (5  M.) 

Kaemmel,  H.  J.,  Geschichte  des  deutschen  Schulwesens  im  Über- 
gange vom  Mittelalter  zur  Neuzeit.  Aus  seinem  Nachlasse  hrsg.  v.  O.  Kaem- 
mel.    Leipzig  1882.     8«.     XI  u.  444  SS.     (8  M.  40  Pf.) 

Zeeb,  H.,  u.  W.  Martin,  Handbuch  der  Landwirtschaft.  2.  Aufl.  1.  Lfg. 
Stottg.  1888.     8«.     (—  60  Pf.) 

*Carl  Menger,  Untersuchungen  über  die  Methode  der  Sozial- 
wissenschaften und  der  politischen  Ökonomie.     Leipzig  1883.     291  SS. 

*Lor.  von  Stein,  Die  innere  Verwaltung.  T.  l.  Das  Bildungswesen.  2.  Aufl. 
Stuttgart  1888.     885  SS. 

Congrös  international  de  l'enseignement  Bruxelles  1880.  Discus- 
sions.  Bruxelles,  Office  de  publicit^,  1882  decembre,  8.  818  pag. 

Cucheval-Clarigny,  L'i  nstr  ucti  o  n  publique  en  France.  Obser- 
vations  sur  la  Situation  de  Tinstruction  publique  en  France  et  sur  les  moyens  de  Tam^- 
liorer.     Par.,  Hachette  &  O,    1883.     8.     207  pag.     8  fr. 

Momente  d 'Economic  politique  (2^  ann^e),  permettant  au  candidat  de 
revoir  les  mati^res  la  veille  de  Texamen;  par  V.,  docteur  en  droit  Par.,  chez  l'auteur, 
boulevard  St.-Germain,  1883.     8.     59  pag.     2  fr.  50  c. 

Proudhon.  Cösarismo  et  christianisme,  pr^c^d^  d'une  pr^face  de  Lang- 
iois.  2  vols.  Par.,  C.  Marpon  &  E.  Flammarion,  1883.  8.  (Ouvrage  in^dit  de  Proud- 
hon.)    7  fr. 

Tissandier,  G.,  Les  h^ros  du  travail.  Par.,  Dreyfous,  1883.  8.  318 
pag.  et  32  planches.     10  fr. 

de  Tr^mault,  A.,  L'assistance  publique  dans  la  ville  de  Vendr)me 
avant  178  9.     Veudome,  impr.  Lemercier  &  Als,  1883.     8.     81  pag. 

Hosack,  J.,  Rise  and  growth  of  tbe  law  ofNations,  as  established 
bj  general  usage  and  by  treaties,  from  the  earliest  times  to  the  treaty  of  Utrecht. 
London,  Murray,  1883.     8.     406  pp.     12  .  — 

Milnes,  A. ,  Problems  and  ezercises  in  Political  Economy.  London, 
Sonnenschein,  1883.     8.     380  pp.     4|6. 

Platt,  J. ,  Essays.  Volume  I:  Business,  Money,  Economy.  London, 
Simpkin,  1883.     8.     530  pp.     6|.  — 

Williams,  G.  W.,  Uistory  of  the  Negro  Race  in  America  from  1619 
to  1880:  Negroes  as  Slaves,  as  Soldiers,  and  as  Citizens.  Volume  I.  New- York  1883. 
8.     481  pp.     18/.  — 

Schawrow,  N.,  Von  den  Ursachen  der  gegenwärtigen  Finanz-  und 
Ökonomielage  in  Rufsland  und  von  den  Mitteln  zu  deren  Beseitigung.  St.  Peters- 
burg 1882.     8.     237  pp.  (in  russischer  Sprache).     M.  6.  — 

2.    Geschichte  und  Darstellung  der  wirtfchaftliehen  Kultur. 

F.  C.  B.  Av^-Lallement,  Die  Mersener  Hockreiter  des  18.  und  19. 
Jahrhunderts.  Ergänzender  Beitrag  zur  Geschichte  des  deutschen  Gaunertumes. 
Leipzig,  F.  A.  Hrockhaua,  1882. 

Dem  Herausgeber  des  vorliegenden  Schriftchens  ist  es  beschieden  gewesen  ,  einen 
ganz  verschollenen,  1781  im  Druck  erschienenen,  von  der  Hand  eines  Geistlichen  ver- 
fafsten  Bericht  über  die  unter  dem  Namen  „Bockreiter**  in  der  Gegend  zwischen  Mersen 
und  Hertzogenrath  in  der  Zeit  nach  dem  Ilubertsburger  Frieden  hausende ,  weithin  ge- 
f&rchtete  Räuberbande  und  den  gegen  die  Glieder  derselben  geführten  Prozefs  wieder  an 
das  Licht  zu  ziehen.     Soweit   sich    nach    den    uns  hier  gegebenen    zahlreichen  Auszügen 
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RrtetlcTi  lüfst .  scheint  Jene  alte  Darütelltinj^  sieh  nicht  irenide  durch  einfache  and  kUr« 
.Schilderung^  der  Verhältnisse  und  Vorg&n|;e  ausgözdcbnet  3tu  haben  ;  der  VerfasJHjr  der* 
selhLMi,  »n  dem  Strafgericht  gegen  die  rbelth&ter  als  Inquisitor  und  Btchter  beteiligt,  Ut 
tlber  und  über  in  dem  Glanben  befangen,  dafs  man  e5  nicht  mit  awar  fpef&hrl leben ,  ftb«r 
doch  gewrdiulicheii  V«rbrechuru  gegen  Leben  und  Eigentum  ,  sondern  mit  einer  mit  iti-^ 
femiLn!^chi^n  Mächtan  im  Bunde  j»t«henden  Genossenschaft  zu  than  habe  ;  er  schein!  es 
selbst  gewesen  3ta  sein ,  der  das  Verfahren  gegen  sie  «u  einem  Glaubensgerichte  st«in* 
pelte  und  der  welttichen  Justl«  dasselbe  «u  eiiuiehon  mit  Effolg  bemüht  war.  Di«  aahl- 
reichen  l^ntbatcn  ,  die  die  Baude  otl  In  weitester  Entfernung  von  ihrem  Sitze  verübte^ 
idine  dafs  man  ihrt^r  habhaft  werden  konnte «  roufaten  allerdings  in  dem  aberji;  lau  bischen 
V(}tke  den  Wahn  erweckeu^  als  sei  es  der  Teufel,  der  in  Gestalt  eines  Bockes  die  Ange- 
hörigem des  Bandes  mit  unendlicher  Schnelligkett  aus  der  (teimat  an  den  Ort  der  That 
und  wieder  unrUck befördere ;  auch  haben  die  Hlupter  und  Eingeweihteren  der  Gesellschaft 
sieb  aus  naheliegenden  Gründen  bei  ihren  Zusammenkünften  und  voruehuilich  bei  Auf- 
nahme von  NoviKen  manches  Teufebpnkes  und  geheimni$.voller  Zeremouteti  bedieiit ,  so- 
wie sieh  eines  besonderen  Bundes  mit  Geistern  gerühmt ,  aber  anf  alle  Falle  !»ind  durch 
den  l'bercher  der  richtenden  Geistlichkeit  neben  den  äcbuldigen  auch  viele  Unschuldige 
ins  Geniugnls  gekommen ;  die  GestÜndnissct  auf  die  die  Richter  alsb&ld  fufsten  ^  um  ilie 
von  ihnen  aus  dem  Volkswiihn  entwickelte  dogmatische  SyMematik  des  Aberglaubens  xa 
erweisen,  sind  zumeist  unter  Anwendung  der  Tortur  abirelegt.  Das  ist  in  kunten  Wor- 
ten der  Tliatbestandf  der  sieb  nicht  ohne  gröfsere  Mühe  aus  dem  schwülstigen  alten  Ue- 
richte  herauslesen  läfait.  —  Abgesehen  von  dem  Lichte ,  das  diese  Vorginge  über  diese  < 
die  Kulturaustftnde  jeuer  Zeit  im  allgemeinen  verhreiten ,  werden  wirtschaftliche  Fragen 
im  engeren  Sinne  an  keiner  Stelle  burührt ;  selbst  der  p,  107 — 111  abgedruckte  ,, Räuber- 
knntrakt*\  der  nach  A  vd- Lal  le  m  a  n  t  auf  dem  europü^heit  Festlande  einitig  in  seiner 
Art  dastehen  soll ,  bietet  nicht  einmal  zu  einer  Bemerkung  nach  jener  Seite  hin  Au* 
lafii.  Daxu  kommt  es  genanntem  Herrn  nur  darauf  an,  die  Rolle,  die  der  Aberglauben 
in  der  Überschätzung  von  Verbrechen  gespielt  liat,  als  solche  zu  verfolgen  und  setst  der- 
selbe hterau  einen  unendlichen  Apparat  juri:itisciter  ,  theologisdier ,  philosophischer  und 
lingnistjsüher  Gelehrsamkeit  üi  Bewegung.  So  wcchsetti  denn  in  dem  vorliegenden  i^chrift- 
eben  mit  den  dem  alten  Berichte  entJehuten  Stücken  Kahl  reiche  recht  weitschichtige  Kotn* 
mentare,  die  auch  andre  gleichartige  ^  fiber  oft  doch  recht  fern  liegende  und  nebensilch* 
liehe  Verhältnisse  berUbreiif  und  die  Schwierigkeiten^  aus  ersterem  Material  einen  klaren 
und  umfassenden  Überblick  zu  gewinnen  ,  eher  vermehren  als  vermindern.  Auch  der 
ganze  erste,  vielleicht  als  Einleitung  anzusehende  Abschnitt  steht  nur  in  den  Kapiteln,  in 
denen  von  den  ,,Spureu  des  heidnisch-deutschen  Götzen  dienst  es  im  spiiteren  Volksglau* 
hen*%  der  ,3^cksbeUigung''  und  dem  „Bocksritt*'  gehandelt  wird,  in  einem  Zusammen« 
hange  mit  dem  Ilaupttht'ma;  lockerer  noch  i^t  dagegen  die  Verbindung  desselben  mit 
den  andereu  3  vorausgehenden  Kapiteln  am  ,, sichtbaren  Teufel**,  der  ^^Teufels-  und  Hexen» 
dogmatik'*  und  dor  «.Kriminaljustiz  des  18.  Jahrhunderts*';  dieselben  bringen  anfser  viel- 
fachen Nachträgen  zur  „Geschichte  des  deutschen  (iauiiertiinies''%  ühiT  die  Ave- Lalle* 
niant  schon  4  Bande  geschrieben  hat,  zwar  eine  Fülle  au  sich  nicht  uninteressanter 
Einzelheitou,  die  man  freilich  zumeist  überall  anderswo  eher  als  g^ade  hier  ansntreflen 
erwartet. 

flalle  a|S.  W.  8  eh  um. 


Dr  Franz  Martin  Miiyer.  ,,Die  Anfänge  des  Handels  und  der  In« 
dustrie  in  Usterreieh  und  die  orientalische  Kompagnie.  Nach  bisher 
unbenutzten  Quollen    bearbeitet/*     Innsbruck,     Wagner.    ldB2.  V.  u»  134  8. 

Der  Verfajtser  der  vorliegenden  kleinen  Schrift  schildert  auf  Grund  der  im  Museum 
vat  Laihiiob  befindlichen  Akten  die  auf  die  Hebung  der  Industrie  und  des  Handels  in 
den  osterreich  »N*'b*;n  Er  blanden  gerichteten  Bestrebungen  Kaiser  Karls  VI  ,  speziell  die 
Gründung  und  die  verschiedenen  Unternehmungen  der  sog,  orien Uliseben  Kompagiite. 
Die  letztere  war  eine  jener  privilegierten  Aktienge^elLHcbaften  der  damnligen  Zeit,  der 
ledoch  ungeachtet  ihres  Namenii  ,,orientali)«ehe*'  Kompagnie  weder  ein  bestimmtes  Handels- 
gebiet  sogewiescn ,  noch  ein  beitfimmtes  Prograinni  vorgeaeicbuet  war.  Sie  sollte  viel* 
mehr  im  allgemeinen  neue  liidustricu  in  <»sterreich  ins  Loben  rufen  und  den  Seehandel 
Österreichs ,  u.  zw.  sowohl  iiach  dem  Orient  als  nach  dem  Weisten ,  nach  Portugal« 
Spanien,  den  Niederlanden  d.  c.  hebeu.  Das  Linteruehmen  hatte  keine  groftten  Erfolge 
aufzuweisen,    es  scheiterte  teils  an  der  Energielosigkeit  und  dem  mangelnden    Ventünd^ 
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uiwe  der  B e volkern n|f ^  teils  an  der  Schwäche  der  zentralen  Staatsgewalt«  die  dam^U 
nicht  die  Mitivht  hatte  den  Widerstand  xu  hrei^heu,  den  einiseluc  Provinsen  mit  Huck- 
»»cht  Ättf  ihre  Sonderititerei^aen  den  Bestrebungen  der  Hegierung^  wie  der  Kompagnie 
entgegenstellten  Da»  Schriftchen  ist  ein  leaenüwerter  Beitrag  zur  Ocschichte  der  Volks- 
wirtschaft und  ^leicU^.eitif^  ein  erfreu  Li che^i  Zeichen  ,  daHi  aügemach  die  llijittiriker  v*iu 
Beruf  anfangen  ihre  Aufmerksamkeit  den  von  ihnen  bisher  so  arg  vornachliiH«»igteu  (Je- 
biete  der  WirLHcbaftsgeachiehte  zuzuwenden. 

Caernowits,  F.  KU  i  n  wMeh  i«r. 


E.  Ri^geubach.  V.  D.  M,  tbeol.  lie.  phiK  Dr,  Da5  Armenwesen  der  Re- 
formation.    Habilitaiiunsvorlesung.     Bafiel   1883,  VerK  v.  F\  8«bneJder. 

Schon  vor  heinah«;  40  Jahren  hat  Am.  L.  Richter  die  evangelischen  Rircbenordnuu^en 
des  sechzehnten  Jahrhundert»  durch  eine  Oesamtausgabe  in  2  Bänden  zugänglich  geniMcht 
Dd  dadurch  die  Erkenntnis  der  aosialeu  Bedeutung  üer  ßeformation  ^  s|ic£iell  auch  die 
Itusichi  in  iJire  Armenpflege  erleichtert.  Denn  die  Ktruheniirdnungeu  bitden  neben  den 
Teformaturischen  Ideen  und  neben  der  Oescbichte  des  Volkslebens  und  der  »ittlicben  wie 
4lknnomi<)cbcn  Zuj^tünde  des  Heft3rmation!4;i!;elt4iltcrj^  eine  wichtige  Cjueile  der  Forä.ehung 
ist  nicht  alle  Idee  in  Ordnung  verfafst,  da  kraft  ihres  religiös  sittUcbon  Gehalts»  mit 
|Bm  *ie  sich  an  die  Persönlichkeit  wendet,  die  Idee  mit  ihrer  Wirkungssphäre  weit  Über 
t>rdnttng  binausgrelft.  Es  ist  ferner  nicht  alle  Ordnung  aur  Verwirklichung  gelangt, 
nicht  alles  Gewollte  auch  Geschichte  geworden,  uud  gerade  die  Armenpflege  der  Hefor- 
tfiationsiseit  traf  hier  und  da  auf  Hinderaisset  deren  völlige  Beseitigung  aufserhnlb  der 
Krjlfte  der  Reformatoren  wie  der  evangelischen  Obrigkeiten  lag.  Aber  doch  bildrm  jene 
Ordnungen  die  Formen,  in  welche  sich  die  sehr  bedeutenden  Bestrebungen  jeuer  Zeit  ver- 
f«fsten,  auf  dem  Gebiet  der  Armenpflege  aus  der  Versumpfnng,  welche  das  ausgehende 
Mittelalter  geschaffen  hatte^  aus  jener  planlosen  Gabenverstreuaug^  der  seitens  der  Kirche 
des  Mittelalters  prinzipiell  gchegterj,  Unordimng  ftur  OrdnuDg,  von  der  Methode  der  Bett« 
lerfQUerung  aur  methodischen  Artnenpflegc  auf  der  Basis  der  Gemeinde  und  aus  frfieu 
evangelischen  Motiven  au  gelangen. 

Auffallend  genug  ist  trotssdem  die.«er  Kategorie  von  Urkunden  nicht  die  gebührend« 
Beaehtutig  geschenkt  in  einer  Zeit,  welche  die  Archive  nach  Ifrktmden  durchforscht,  froh, 
nur  Eine  interessante  Notiz  als  Frucht  vieler  Mühe  davonzutragen.  Und  hier  war  deren 
eine  Fülle  beisammen !  Freilich  das  blieb  als  dem  Einzigen  dem  Katholiken  Georg 
Bfttftingcr  vorbehalten,  in  seiner  Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflege,  die  sonst  nicht 
«hne  Verdienste  ist,  von  der  Reformation  eine  neue  FIpoche  zu  datieren,  ohne  im  mindesten 
TOD  ihre»  Bestrebungen  Kenntnis  zu  nehmen.  , ^Kirchliche"  Armenpflege  wird  ihm  eben 
aar  die  |,romi9ch-katholische*%  Reformation  wird  ihm  nur  Restauration  sein.  Aber  nun 
miil^  es  ihm  gerade  begegnen«  nicht  £u  sehen,  dafs  die  von  ihm  ignorierten  evangelisclieu 
Re form gedaii keil  Auf  die  „berühmte  Pragmatik  Karls  V.  vom  7.  Oktober  1531'*  {Ü.  34H 
bei  Ratzinger)  KIntluls  ßfeübt  haben,  und  daCs  die  .^au^^geiSieichuete'^^  Armenordnung  des 
Bischofs  KonrAtJ  III.  von  Wlirzbnrg  aus  dem  Jahre  1533  (8.  347)  im  wesentlichen  die 
evangelischen  Gcdaukeu  kopiert.  Auch  ünbef»ugeue  Gelehrte»  wie  von  Maurer  «n  seiner 
Geschichte  der  Städteverlassung ^  und  ebenso  fleifsige  iiud  verdiente  Vcrfassi^r  ein^Kelnor 
•StAdtegeschichten  haben  die  reformatorische  Bedeutung  jener  Kircheuorduungcn  PÜr  die 
Armenpflege  nicht  gewürdigt.  Gewobulicli  orfreut  sich  die  Leisnlger  Kas^teuordnung  vr»n 
lftS3  einer  Berücksichtigung  und  Übertriebenen  Sc liMtKung  ^  einer  überlriebcnen,  denn  oh- 
gleieh  sie  von  Luther  selbst  herrtlhrt  und  als  Vorbild  für  spätere  Ordnangeo  gedient  hat, 
M»  ist  sie  selbst,  wie  wir  aus  den  von  Bnrkhardt  veröfTentlicbteu  Visitatiansprotokollen 
ersehen,  nicht  in^  Leben  getreten 

Im  Hinblick    auf  die!»e  Lücken    und  Versäumnisse    tritt  die  Bedeutung  der    «,Habtri- 
>iuig'*  des  Dr.  Riggenbach  ans  Licht.     Der  Verfasser «  durch  seine  verdienst' 
iphie    des  „Eberlio  von  Günzburg**  bekannt,    hat  aus    4t    Kirchenordnungen, 
pcinjc  Mi  ii  ganz  oder  im  Ausluge  bei  Richter  ßnden,  und  aus  einigen  anderen  Almosen- 
domigen    alles  ,    was    die  Reformation    llir  die  Armenpflege  geordnet  hat,  sorgHÜtig  xii- 
.,.t.nxt^.]|t  und  bündig,    übersicIitliclK  »llo  Hauptge»ichtspunkte  berücksiLhtigend ,  in 
»•  in  Geiste  und  in  lebendiger  Sprache  dargestellt.     Die  Perjönlicbkeit  des  i'benso 

li>  ivio  praktischen  Bugenhagen  kommt  zu  der  verdienten   Geltung* 

in  der  Hoffnung ,  dulV  der  Verfasser  fteincr  treflllchen  Gabe  noch  andere  Bfitrfigc 
»erde  folgen  lassen,  mochte  Ref,  den  Wunsch  aussprechen,  dafs  er  die  Werke  Luthers 
in  dar  Krianger  Ausgabe  benutze.     FiJr  alle  wissenschaftliche  Arbeit    sind    die  Tage  de» 
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Walch'Achen  Textes  vorüber !  Ferner  ist,  d«  Rkthter  nicht  töhi  Standpunkt  des  Kultar- 
bUturikeri»,  soDderii  vou  dem  de»  Juristen  aus  &«iiie  Auagabe  veranstaltet  und  d&ber 
ttiHQche  für  lenen  tutereäs&ut«  Pärüen  stark  gektirst  bat^  die  Einsicht  in  den  voUfttändi- 
gen  Text  der  aujsführliciieren  Kirchenordnimgen  erwünscht,  und  %o  äei  der  Terf&sser  üiif 
die  Mönckeberg'sthe  Separauusgubc  der  Hamburger  K'ircheuorduuug  von  1539  aufmerk* 
MkiD  gemacht,  der,  wie  Ref.  vernimmt^  gegenw&rüg  eine  neue  Edition  folgert  soll.  Hof* 
fentlich  gibt  diese  den  uiederdeutscbeo  Text.  Die  Behauptung  ^  dafs  die  Reformatureit 
tar  das  Keorgani^aüoQswerk  im  Mittelalter  keine  Anknüpfungen  vorgefouden  haben  iß,  5), 
beaustundet  Kef.^  äberzeugt,  dal»  gewisa^e  Formen  der  Verwaltung  sich  dureh  den  Einäit^ 
der  Stadträte  und  das  Vorbild  Allerer  parocbiAter  VerhiUlnisBe  schon  im  Eittelatter  gegen 
die  kirehlicbe  MifswirtAchAft  herausgebildet  haben. 

Zum  Schlufs  stimmt  Ref.  dem  Verfasser  von  Herzen  bei  in  der  Überzeugung,  daf$ 
die  Theologie  als  Wissenschaft  das  Mitforschen  auf  diesem  Gebiet  nicht  zu  verschtnJÜien 
hat.  Einmal  ist  dasselbe  reich  an  ethischem  Gehalt,  und  dann  wird  es ,  in  der  Gesamt- 
heit der  ^Geschichtlichen  Bezüge  aufgefafst,  an  den  Historiker  wahrlich  keine  geringeren 
Anforderungen  stellen,  als  jede  andere  gescbichüiche  Aufgabe. 

Halle  a/S.  H.  Hering. 

Friedr.  KleinwächterT  I>r.  Jur. ,  Die  Kartelle,  ein  Beitrag  znr  Frage 
der  Organisation  der  Volkswirtschaft.     Innspruck  IS83.     VUl,  2i5  S. 

Der  vorliegenden  Schrift  gebührt  da»  Lob  eine  wichtige  volkswirlächaflliche  Frage, 
die  von  der  Litteratur  bisher  noch  gar  niclit  berücksichtigt  war ,  eingehend  bohandeU 
und  mit  einem  ganz  unbekannten  Material  das  erst  durch  ausgedehnte  Korrespondent 
aus  den  betreffenden  Interessenten  vereine  selbst  zu  belassen  wHr«  belegt  zu  haben.  Unter 
Kiirieller  werden  Vereinigungen  der  Produzenten  verstanden  mit  dem  Zwecke  die  Kon- 
kurrenz zu  beseitigen  und  eine  dem  ßedarfe  augepafiite  Regelung  der  Produktion  herbei- 
zufilhren.  Mit  denselben  beschäftigen  sich  S,  119—200  des  Buche»,  während  die  ersten 
4  AbÄthuitte  die  Abschaffung  des  Privateigentums  und  die  volkswirtschaftliche  Organi- 
sation des  Mittelalters  (8,  1 — 118)  besprechen,  ohne  neue  Oesichtdpunkte  aufzuweisen. 
In  einem  besonderen  v\bschnitt,  den  man  nach  dem  Titel  de^  Werks  in  demselben  nicht 
i).ucht ,  wird  auf  die  zukünftige  Oi^aahuition  der  Lokaiwirt^chafl  eingegangen  und  An- 
erbenrecht  sowie  Heimstüttengeftets  empfohlen  (S.  «07^ — 2411). 

In  der  Beurteilung  der  Kartelle  aeigt  sieh  der  YerL  sehr  sanguitiisch ,  da  er  sie 
IQr  diu  Gegenwart  und  die  nächste  Zukunft  das  zu  werden  berufen  hält ,  was  die  mit- 
telalterlicbt'u  Zünfte  für  ihre  Zeit  waren.  Zuvor  mttfste  ihre  Verfassung  treilich  eini' 
gen  Uofiirmeu  unterliegen.  Sie  sollten  die  siüntlicheu  Unternehmer  jeder  Branche  im 
ganzen  Statsgebicl  dauernd  vereinigen ,  vom  State  als  volksberechtigte  Korporationen 
anerkannt  werden  und  das  Monopol  auf  ausschliefsltche  Erzeugung  der  bezüglichen 
Artikel  eingeriumt  erlmtten.  Dem  Stat  erwüchse  dabei  die  schlicht  durch  seine  Zoll- 
gesetzgebung den  privilegirten  Fabrikanten  den  ctuheiimschen  Markt  zu  sichern  und 
durch  ein  Koas6ssion»septem  das  Bedürfnis  nach  Errichtung  konkurrirender  Aulagen  zu 
beurteilen.  Gegen  iMif>bräuche  sollen  die  Konj^unicnten  ibcdureh  geschützt  werden,  dafs 
einerseits  im  Vorbehalte  der  Markt  wie  der  dem  AuÄlftndcr  freigegeben  wird,  anderer- 
seits neue  Kartelle  in'a  Leben  gerufen  werden,  die  den  bestehenden  Konkurrenz  machen 
sollen. 

Ks  erscheint  uns  als  ob  diese  gutgemeinten  Organisationspläne  in  Wirklichkeit  kaum 
ausführbar  sind.  Es  inufs  bezweifelt  werden  ,  dafs  die  Gesamtheit  ein  Interesse  daran 
hiit  keinen  Produzenten  feiern  oder  keinen  übermiifslger  als  den  anderen  beschiiftigt  zu 
sehen.  Kartelle,  welehc  die  Preise  der  Produkte  regeln  wollen,  werden  nur  zu  oft  mit 
den  W^ünschen  der  Koufjumonten  in  Widerspruch  geraten.  Die  Erfolge,  welche  ein  bis 
zwei  neue  Etablissements  gegen  die  in  einem  Kartelle  geschlossene  Macht  erringen  kön- 
nen, dürften  ziemlich  geringe  sein.  Kann  eine  erst  neu  zu  errichtende  Eisengiesserei 
mehr  hoffen  einen  Preisherabgang  zu  bewirken,  wenn  die  566  Eiseiiglessereien  des  Deut- 
»ciien  Reichs  einen  ,, dauernden  monopolisierten**  Verband  gebildet  haben?  Es  bleibt 
auch  unklar  wie  enuchiedeu  werden  soll,  wann  der  Streit  da»  Recht  hat  die  Zollschran- 
ken wieder  falkn  zu  lassen ,  da  ja  die  Klagen  der  KousQjuenteu  über  zn  hohe  Preise 
vielleicht  yngegrQndete  sein  können.  Es  gehörte  zur  Erledigung  solcher  StreitfÄlle 
sicherlich  ein  grofses  Heer  sachverständiger  Beamter.  Die  Berufung  nuf  die  mittelalter- 
liebe Zuuftorganisation  ,  die  unstreitig  viele  verwandte  Züge  bietet ,  scheint  nur  deshalb 
nicht  richtig  angebrucht ,  weil  die  Voraussetzung  für  jene  der  lokale  Absats  —  heute 
abbanden  gekommen  ist.     So  lange    dem  Absatz  der  Produkte    gewisse    iinUbersteiglicbe 
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oder  schwer  überwindliche  Grenzen  gezogen  wjtren,  hatte  die  zünftloriiche  OrgAiii&ation 
der  Arbeit  mit  ihren  n^o  tief  einschneidenden  Beachri&nknngeD  nicht  nur  Sinn  ,  sondern 
wur  »uch  mehrfAch  eine  Notwendigkeit.  Heute  ist  Niemand  mehr  berechtigt  den  »,0«- 
sAintbedArr*  in  einem  Lundo  atleiii  »u  suchen  und  jede  Vorschrift  ^  welche  die  freie 
WUlenftbethüLtigung  des  Einzelnen  in  bpani^chc  Stiefel  schnüren,  seiner  SpekuluttöD»liist 
Zügel  anlegen ,  »einem  berechnenden  Geiste  stille  zu  halten  gebieten  wollte ,  würde  aU 
uuertrügliche  Anmar»ung  angesehen  werden  müssen.  Was  anderes,  au  der  Industrie 
überhaupt  helfen  kann  t  iS't  mehr  eine  Erweiterung  des  Absatzes  zy  suchen  al»  die  Fro- 
daktioQ  einsueagen.  Daau  aber  wlirde  bei  aolchen  staatlich  monopolilisierten  Kartellen 
leicht  der  nötige  Anrets  fehlen.  W.  St. 

Heinrich  Beschaner,  Geschichte  des  Kampfes  der  Handwer- 
ker  Zünfte  und  der  KaufmannsprÄmicn  mit  der  dater  reichischen 
Bureaukratie.  (Vom  Ende  de&  17.  Jahrhundert»  bis  zum  Jahre  1860)  Wien  1882, 
Maaa^sche  Huchh.  XXIV  and  268  SS,  8». 

Je  ärmer  unsere  wirtschaltjigeschicbtliche  Litteratur  an  Schriften  iat,  welche  die 
Darstellung  des  Gewerbewesens  im  sogen.  Konzession  »Zeitalter  zum  Vorwurfe 
nehmen^  um  j»o  freudiger  muf*  eine  Arbeit  willkoramen  gefaeifscn  werden,  welche  die 
Gcwerbepotltik  eines  grofsen  Suatejs  in  den  letxten  auderthalb  Jahrhunderten  vor  Ein- 
führung der  Oewerbefreiheit  zum  Gegen.stiinde  hat.  Freilich  durfte  man  der  löbliüben 
Absicht  eine  bessere  Ausführung  wiiuschcn,  als  sie  Herrn  Kescbauer  gelungen  ist.  Zwar 
hat  derselbe  ein  ziemlich  reiches,  seither  grolsentcils  unbekanntes  Aktenmaterial  fllr 
seinen  Gegenstand  zuAftmmengcbracht;  aber  dteseä  Material  erscheint  in  seiner  Schrift 
f»Ai  völlig  unverarbeitet  und  nur  ganz  oberüüchlieh  geordnet  und  gesichtet,  £»  ist 
keine  sehr  anmutende  Aufgabe  für  den  Leser,  »leb  durch  eine  solche  Sammlung  von 
Kollektionen,  bestehend  aus  kaiserüchen  Kabinelssch reiben  und  sonstigen  allerhdchsten 
Entschliefsungen  t  Vortrügen  ^  Vorstellungen,  GutAchten  ,  Berichten  der  Hofkanslei ,  der 
Lande»*  und  Kommunalstellen ,  Petitionen  und  Berichten  der  Zünfte  und  Handelskam- 
mern u.  s.  w.  durchzuarbeiten ,  zumal  der  Inhalt  dieser  Akten  und  Akten fragmente  sich 
bl»  aam  Überdrufs  wiederholt.  Da  der  Verfasi^er  weder  eine  Quell ensammlung  noch  ein 
gewerkgeschichUiches  Begisterwerk  beabsichtigt  hat,  ao  würde  er  dem  Zweck ,  welchem 
er  dienen  will,  »icher  besser  gerecht  geworden  sein ,  wenn  er  eine  sorgfjiltige  Verarbei- 
tung seines  Materials  geboten  hätte,  wobei  der  Umfang  seiner  Arbeit  ohne  Benachtei- 
ligung des  Inhalts  recht  wohl  auf  den  dritten  Teil  des  vorliegenden  Buches  hatte  ein- 
geschränkt werden  können.  Proben  des  österretchit^cheu  Kansieistils  hätten  dann  immer 
noch  in  gehöriger  Anzahl  eingetlacbten  worden  können. 

Neben  diesem  formellen  Mangel  leidet  die  Schrift  Iteschaucrs  noch  an  einer  starken 
Einseitigkeit  des  Inhaltn  Thatsäc  bliche  Mitteilungen  über  die  Zustünde  in  den 
österreichischen  Gewerben  während  des  angegebenen  Zeitraums  erhalten  wir  nur  in  sehr 
gminger  Zahl  und  dann  aus  keineswegs  unverdächtigen  Quellen.  Weder  die  theoreti- 
schen Deduktionen  der  leitenden  Bureaukratie  noch  die  Klagen  und  Cbertrcibungeu  der 
interessierten  Kreise  vermögen  die  Unterlage  eine*  sicheren  hiÄtonscben  Urteils  zu  bie- 
ieii.  Ob  es  möglich  gewesen  wäre,  für  Österreich  ein  älinltches  Matcrrial  zusammenzu- 
bringen,  wie  es  Schmollor  ^fZur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe*^  gegeben  hat, 
vermögen  wir  freilich  nicht  %u  sagen.  Gewerbliche  Enqueten  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes  hat  es  wohl  in  dem  hier  in  Betracht  kommenden  Zeitraum  nicht  gegeben.  Was 
der  Verfasser  unter  dem  Namen  einer  solchen  bietet,  beschrankt  sich  auf  blofse  Mei* 
ti  n  n  gs  äofsernngen  der  Zünfte  und  Handelsprämien  sowie  der  verschiedenen  Verwal- 
tungsstellen für  oder  gegen  das  herrschende  System  der  Gewerbepolitik.  Es  wird  ein> 
ander  in  den  Sinn  kommen  können ,  hier  unbctangene  Urteile  zn  erwecken  oder  sich 
selbst  nach  einer  derartigen  Sammlung  von  Beschwerden  und  Wünschen  ein  Urteil  Über 
die  Htchtigkeit  oder  Verkehrtheit  der  damaligen  Wirtschaftspolitik  bilden  zu  wollen. 
Daau  bedürfte  es  einer  eintgermatsen  zureichenden  Gewerbestatistik  wenigstens  für  einige 
gT^tfsere  Städte.  Eine  solche  dürfte  atw  den  etwa  noch  vorhandenen  KonÄeüSionsakten 
ttnd  aua  den  von  den  Zünften  und  Stadtverwaltttogon  evident  zu  haltenden  Limiten  aber 
die  Zahl  der  Meister,  Gesellen   und  Lehrlinge  unschwer  herzustellen  sein. 

Sehen  wir  von  diei«en  beiden  Ansäte  Hangen  ab,  so  haben  wir  es  nur  rühmcitd  an- 
tucxäennen ,  dar»  der  Verfa.sser ,  der  als  Abgeordneter  sich  an  der  seit  einigen  Jahren 
in  der  Schwebe  beüodlicben  Reform  der  Gewerbe-Ordnung  von  18&9  lebhaft  beteillgl, 
dSA  Bedürfnis  empfunden  hat,  über  die  Geschichte  der  österreichischen  Gewerbepolitik 
mU  der  Auflösung  des  Zunftwesens  steh   luid   anderen  Klarheit  bu   verschalen  und  dafs 
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ea  deID^€)beu  durch  eine  so  tnühcvoUe  Arbeit  Ausdruck  gegeben  bAl  Durch  den  Titel» ' 
d«ü  mAn  ,  ohne  drr  Wa^hrbeit  zu  nahe  zu  treten^  auch  uuikehreu  können  (,, Geschichte 
d«24  Karoiiies  der  uüterr.  Bureuukratie  mit  den  IttLodwürkerzüuflteu  etc.)  wird  der  Cha* 
raktcr  der  öüiterrcicbischen  QcwerbepoHtik  »eit  der  Ende  des  IT  jAlu-hunderta  als  siero* 
lieh  richtig  beseichnet.  Dieselbe  \&tit  steh  in  der  That  ab  ein  unabljbsiger  Kampf 
gegim  di*i  MlTi^bräuebc  des  ZunftwAAens  bezeichnen,  der  die  AuHösung  de*  letzteren  und 
die  allniülige  Hcrbeit'übruug  der  GewerbetVeilieit  zum  bewuC^ten  Ziele  hatte. 

Dorpat.  K.  Hü  eh  er. 

Dt^  £titil  Per  eis f  o.  5,  Profoüsor  an  der  k.  k.  Uoebschttle  für  Bodoticultur  in  Wien, 
Handbuch  de»  landwirtschaftlichen  Trunsportweseni.  5Sd  Seiten 
mit  251   Holzschnitten.     Jena   1882.     Preis  SO  M 

Seitdem  «ich  der  EinäuTä  des  erleichterten  Transportes  1  and Trtrtsc haftlicher  Produkte 
auf  ihre  AbsAtztühigkeit  im  Wellmarkte  unseren  deutschen  Landwirten  in  unlieb«aaier 
Weiiie  fühlbar  gemacht  hat,  ist  ihr  Intere^fre  für  da«  üffcntliGhe  und  private  TransporUj 
wesen  ein  regeres  geworden.  Es  war  aber  für  diejenigen^  welche,  wie  Land-  und  Volk» 
Wirte«  die  einzelnen  Transportarten  nur  im  allgemeinen  kennen  lernen  wollten,  kein  Bueh^ 
vorhanden,  das  zur  raschen  Orientierung^  hinreichtet  und  doch  alles  enthielt,  was  gerade 
tu  wirtjichattl icher  Beziehung  vun  Intere^e  war. 

Das  vorliegende,  gut  au»gejstattete  Buch  hilft  dieaeui  Mangel  in  vorzuglicher  Webe 
flb.  Es  zerOillt  in  einen  allgemeinen  Teil,  welcher  die  verschiedenen  TransportarUii  attf 
Landstrafsen ,  Eisenbahnen  und  WasserstrafsGu  bettchreibt  und  jedesmal  gute  Beschrei- 
bungen und  Abbildungen  der  Wege,  Fuhrwerke  und  Motoren  giebt,  danu  über  Anlageu 
und  Betriebsikoaten,  sowie  über  die  Leistungstfthigkeit  Mitteilungen  macht,  und  durchweg' 
die  für  die  Landwirtschaft  be^ouderi»  wichtigen  Transportarten  etwas  eingehender  be* 
handelt  Im  zweiten  Teile  werden  diejeaigeu  besoudereu  Vorkehrungen  abgebildet  und 
beschrieben,  welche  beim  Transporte  von  Getreide,  Heu,  lebendem  Vieh,  frischem  Fleische, 
Molkerei  Produkten  und  Fäkalien  erforderlich  sind  ^  um  den  Transport  entweder  Über* 
haupt  möglich,  oder  wenigstens  genügend  billig  tu  macheu. 

Den  Laud  -  und  Volkswirten  bietet  das  Pereis 'sc  he  Transportwegen  gerade  das  für 
sie  wissenswerte  ohne  ihnen  im  allgemeinen  zu  viele  technische  Detaib  vorzuführen; 
aber  auch  fUr  den  Ingenieur  ist  namentlich  der  zweite  Teil  brauchbar,  um  sich  rasch 
zu  orientieren  und  dann  aus  dem  angehängten  Litteraturverzeichnisse  diejenigen  Werk« 
auszuwählen,  welch«  den  rein  technischen  Teil  eingehender  behaudeln,  ab  es  für  den 
Zweck  des  vorliegeodeti  Buches  wünschenswert  ist,  A.  Wüst 

P.  F.  Kupka,  Ingenieur.    Die  Verkehrsmittel  in  den  Vereinigten  Stauten 

von  Nordamerika.     Leipzig,  Duncker  und  Uumblot  1883.     413  8. 

Der  durch  eine  frühere  Darstellung  der  nordamerikanischen  Eisenbahnen  bekannte 
Verfasser  versucht  in  vorliegender  Schrift  ein  Gesamtbild  der  Verkehrsmittel ,  Obc^ 
•welche  die  Vereinigten  Staaten  verfügen,  auf  Grundlage  historischer  l^childcrung  lu  ent- 
werfen. Die  andere  Aufgabe,  welche  er  sich  in  dem  Vorwort  gestellt  Imt ,  den  Nach« 
weis  zu  liefern,  in  wieforn  die  aufserordentlich  schnelle  Cnlturentwickelüng  Nordamerikas 
durch  die  Kommunikationsmittel  hervorgebracht  ist,  können  wir  in  keiner  Weise  alsge-, 
iöüt  betrachten,  weil  wir  nur  gelegentlich  einige  Bemerkungen  gefunden  haben,  in  den« 
die  Einwirkung  der  Transportmitel  auf  die  Produktionssteigerung  hervorgehoben  ist#n 
Der  Wert  des  Buches  liegt  wesentlich  darin,  dafs  ein  umfangreiches  Material  übersicht- 
lich zusammengestellt  ist,  allerdings  ohne  dafs  der  Verfasser  einen  Anspruch  auf  Voll- 
stAndigkelt  der  Bchilderung  oder  auf  geuHgend  kritische  Sichtung  des  Stoffes  erheb 
kann.  Unvollständig  erscheint  die  Arbeit  insofern  als  bei  der  Besprechung  dea  heaüg« 
Eisenbahnnetzes  der  Vereinigten  SiJiaten  eine  nicht  unerhebliche  Anzahl  wichtiger  Linleta  ^ 
nicht  einmal  dem  Namen  nach  erwähnt  ist.  Es  fehlen  z.  B.  die  Ciknada  Southern  HR., 
welche  von  Detroit  nach  Butalo  luhrt,  die  Boston  and  Maine  R.R.,  die  von  Boston  nach 
Albany  gehende  Hoosai  Tunnel 'Route ,  die  Ohio  und  Mtssissipi  K.R.  zwischen  St.  Louis 
und  Cincinnati,  die  Chicago  North  Western  RR.,  dann  die  beiden  Gebirgsbahnen  Colo- 
nidos,  die  Bio  Graude  and  Deuver  South  Ports  und  Paciüc  RR. ,  im  Süden  die  Gal- 
veston  Horrisbury  and  San  Antonio  RR.  und  die  von  Btildwin  nach  Cedarkejs  quer 
durch  Florida  führende  Bahn.  Während  die  bis  1840  gebauten  Linien  genau  angegebe 
werden,  sind  die  bis  1860  vollendeten  nur  im  allgemeinen  aufgeführt  und  die  seitde 
fertig  gewordenen,  mit  Ausnahme  der  Pacificbahnen  gar  nicht  genannt,  so  dafs  sich  der 
Leser  mit  der  Angabe  der  Meileuzahl  der  neuen  Schienenwege  begnügen  mufs.  Den 
Mangel  au  Kntik  bemerke»  wir  namctitiiih  bei  der  TolkswirUchaftllchen  Würdigung  de« 
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PnTfttb&hDsyitem».  Die  Liebt-  und  Schattenseiten  der  freien  KonÜturrenz  Aofdieftero  Ge- 
biete treten  wohl  nirgends  ao  grell  hervor  als  gerade  in  den  Vereinigten  Bt^iiteD.  welche 
Ja  aU  doä  Land  der  Extreme  »uch  »on^t  bekannl  »tod.  Eine  einaeitige  Betrachtung 
arnfti  hier  erst  recht  zu  ganz  falücheu  VorsteUiingen   führen. 

Nach  einer  §ehr  allgemein  gehaltenen  Einleitung,  in  welcher  einige  geographische 
Daten«  die  in  jedem  elenientari-u  Oeographiebucb  zu  finden  sind,  und  ein  paar  dürftige 
hiaturijiche  Notizen  Ober  die  Anlage  von  Landatrar^sen  und  über  die  Verwüstung  der 
Wülder  vorgeführt  werden,  und  welche  mit  einer  ziemlich  mangelhaften  Stati^itik  über 
LandesproduktioD  und  Bevölkerung  ihren  Abüchlofi»  findetf  wendet  »ich  der  Verfasöer  8U 
einer  Aufzählung  der  Kan&le  in  den  einzelnen  Staaten  ,  dem  llauptvorkehrsmtttel  der 
Güter  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jabrhundertji.  Nach  einer  kurzen  Besprechung  der 
Schifffahrt  auf  den  Flüssen  uud  Biiinenseeii  folgt  die  Beschreibung  der  Eisenbahnen, 
denen  der  grofste  Teil  des  Buches  gewidmet  ist.  ZunÄrhst  werden  die  den  Babnbau 
f5rdernden  und  hindernden  Momente  ani^clmullch  zu^ammeii  gestellt.  Auf  der  einen  Seile 
wirkt  unterstützend  die  Billigkeit  des  Lande*,  der  grof:»e  Reichtum  an  Bolz,  Steinen 
nnd  BrennmRtorial »  die  geeignete  TorrainheäclmfTenheit,  die  ßegünätigangeo  aeitena  der 
Hegierung  durch  die  Landgrant»  und  da»  Wegereehtf  während  mir  auf  der  Andern  Seite 
aU  Hemmnisse  die  theuoren  ArUeitäkriilte,  die  bßÄchränkteu  Geldmittel,  die  schwierige 
KapitalbeschafTung  und  der  mühc^ame  Materialientransport  entgegentreten.  Aus  diesen 
beiden  einander  entgegengesetzten  Paktoren  ist  das  leitende  Prinzip  nicht  blos  für  den 
Bau,  sondern  auch  für  den  Betrieb  abgeleitet  worden,  welches  der  Verfasser  als  das  der 
gröfsten  Ökonomie  beaeicbnet.  Dieser  Ausdruck  ht  aber  ein  irreführender  und  wird 
wobl  besser  dureU  den  der  Extensität  ersetst.  Ökonomisch  wollen  die  Bauunteruehmer 
In  Jedem  Laude  verfahren,  aber  welches  die  riclitige  Ökonomie  ist ,  das  ist  gerade  die 
Frage.  Nach  Thtinens  Vorgänge  hat  A  Wagner  auch  für  den  Eisenhabnbau  uud  Be- 
trieb den  Gedanken  der  Relativität  bci-ionders  betont  und  es  als  ein  Verdienst  der  Ameri- 
kaner hingestellt  diese  Idee  allseitig  praktisch  angewandt  zu  haben. 

Die  Geschichte  dur  amerikanischen  EijücnbahnanlRge  wird  in  3  Perioden  geteilt,  von 
^^denen  die  ej^te  bis  /.um  Jahre  1840  reicht,  mit  welchem  ein  io  den  Hauptzügeu  nahezu 
abgeschlossene»  Sjstem  der  einzelnen  Staaten  das  Land  bedeckte,  oder  wenigstens  der 
Vollendung  entgegenging;  die  zweite  Periode  umfafi»t  die  /.wci  Deeennien  bis  sum  Jahre 
156Q,  welche  der  weiteren  Ausbildung  gewidmet  ist  und  der  dritte  Zeitabschnitt,  welcher 
bis  in  die  jüngsten  Jahre  reich t^  soll  uns  die  Vereinigung  und  Schaffung  der  mit  Recht 
angestaunten  grofsartigen  Schiunenwege,  welche  das  Land  heute  besitzt,  vor  Attgeu 
fiihren".  An  die  Darstellung  der  Bahnen  bi»  1840,  welche  wohl  der  gründlichstt;  Teil 
der  Arbeit  genannt  werden  diirt,  schliefst  sich  die  Aufz&blung  der  can&discben  Linien 
und  ein  Exkurs  über  die  Banken  an.  Dann  folgen  die  Pacifichabnen,  die  Routen,  welche 
•1»  Haupt-  oder  Verbindungsbahnen  dem  stillen  Ocean  zustreben,  in  der  Regel  jedoch 
sQdtich  y  westlich  oder  niürdlich  des  Mi&souri  ihren  Aufang  nehmen.  Die  Rescbreihung 
der  weiteren  Entwicklung  der  Bahnen,  aus  deren  Statistik  hervorgeht,  dafs  die  Ver* 
einigten  Staaten  im  Jahre  18B2  bereits  mehr  Meilen  Schienen  gelegt  haben,  als  ganz 
Europa  »usammeu  ,  ist  oben  bereits  a1»  nicht  ausreichend  bezeichnet  worden.  In  dem 
folgenden  Kapitel  Qber  den  inneren  Handel  führt  uns  der  Verfasser  die  sociale  Geschichte 
der  Eisenbahnen  seit  dem  Jahre  1&71  vor,  in  welcher  3  grofte  Phasen  nnterschieden 
werden:  1871  —  74  der  Kampf  der  Bfvölkeruug  gegen  die  Bahngesellschaften ,  bei  wel- 
chem namentlich  die  auf  landwirtschat^liche  Interessen  sich  stützenden  Grangers  beteiligt 
waren;  18T4 — 76  der  Kampf  der  Eisenbahnen  unter  einander  uud  gegen  die  KanAle ; 
von  1876  an  die  Vorgänge,  welche  darauf  bin  auslaufen,  der  Konkurren»  durch  Kartelle 
(Pools)  eiu  Ziel  tu  »ctzen.  Diese  letzte  Periode  ist  deshalb  besonders  interessant,  weil 
ale  in  klarer  Weise  das  Zeugnis  liefert ,  wie  unter  gewissen  Umständen  die  freie  Kon- 
kurrent zttm  Monopol  und  damit  zu  einer  ungerechtfertigten  Ausbeutung  des  Publikum» 
führt.  Es  folgt  dann  eine  bis  itur  Gegenwart  fortgesetzte  historische  Darlegung  dor 
Post  Verhältnisse  und  zuletzt  wird  ein  Bück  auf  die  Eutwickelang  des  Telegraphenwesens 
geworfen.  A.  Sftrtorius  von  Waltershausen. 

Oberhummer,  E.,  Phönizien  und  Akarnanien.  Untersuchungen  zur  phö- 
ois.  Kolonial  -  und  Handelsgeschichte  m.  besonderer  RQckskdit  auf  das  westl.  Griechen- 
land,     München  1881.     B^.     (1  M.  80  Pf.) 

Hegelf  C,  Verf  ASftUQgagesch  i  cbte  von  Mainz  im  Mittelalter.     Ldp- 

»jg  ia8»,    8". 

tiUa«aer,  Hugo,  Kaufmünn  Iscb  c  Abhandlungen       VortrJige.     (Inhalt: 
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I.  Über  die  kAufmäaniäche  Lehrliugsfrage  U  über  den  Beruf  des  RAart&AnustAndes 
lil.  Die  Sartftne  d'eDtrepot.  IV.  Dio  WelthAndebwege  am  Schlas^e  des  XIX.  Jahrli) 
Berlin   1882.     8«,     (1   M.) 

Die  Entwickeiung  und  die  Ergebniase  der  Kaiser  Wi  Ihe  Im-Sttf* 
tuQg^  Tür  die  Ati  gehörigen  der  Reichs -Po^t-  and  TelegrAphenverwal- 
tung  vom   1.  September  1872  bk  Ende  Miü-s   1882.     Bfirlin    1882.     4<».     S8  SS. 

Ke  ferset  oi  u  ,  H. ,  Die  Veraii  Cwo  r  tl  ichkeit  der  Schule  nach  Selten 
der  gesQ  ndheitlichen  V  o  Iksioteresseti.  (Ein  Beitrag  sar  Frage  der  Ent- 
lastang  üüÄerer  Jugend.)     BerHn  1881,     8».     104  SS.     (2  M.) 

Scherzer,  Karl  von,  Die  Buchdrücke  rku  nst  und  di^r  Kalttirfort- 
schritt  der  Menschheit.  (Voikswirtscbaftl.  Zeitfragtio.  Heft  31,  Jahrg.  IV.  Hea  7.) 
BerHii   188>.     8«.     35  SS.     (1  M.) 

BabeaUj  A.,  La  vte  rnrale  dans  Paocieone  France.  PariSf  Didier  &C*, 
1883.     8.     Vlil— 559  pag.     6  fr. 

de  Calonne,  A.,  La  vie  agricole  sous  l^ancieo  regime  en  Picardie 
et  en  Arlois,     Par ,  GuiUaumJQ  &  O,   1883-     8.     IX— 336  pag. 

Pi^trement,  C.  A.^  Les  chevaux  duns  les  tomps  p  rdhistori  q  aes  ei 
histortques      Par.^  Genner  Bailli^re  &  C« ,   1883      8      XX^778  pag.     15  fr. 

deSavignon.F.f  Kapport  sur  laproductiöneti'industrle  agri- 
L'ole  en  CaHfornie.     Par.,  impr,  nationale,   1883.     8.      108  pag 

Williams,  F.  S^  Oar  Iron  Roads:  their  bistory  ^  construction ,  and  nd- 
miaistration.  2^^  edition,  Londou,  Bemro»G^  18S3.  6.  With  numerous  illoAtrations. 
MO  pp.     121.  — 

8.     BeTolkemngalehre   nnd  BevölkenmgtpoUtik. 

Ildbbe  Sohleiden,  Ruloni&ati  uns -Politik  und  Kotonisations- 
Technik.     Hamburg,  l*Viednchsen  &.  Co       1883. 

Der  Verfasser  steht  bekanntlieb  in  %'ordHrster  Linie  unter  den  Kümpfem  für  end- 
liche laangriffnahme  einer  überseeische o  Politik  seitens  de»  deutschen  Betchs.  ^^Uber- 
{»ceischc  Politik**  war  ja  auch  der  Titel  demjenigen  Werkes,  durch  welches  unser  rühriger 
Hamburger  zuernt  »einen  Ideen  Bahn  brach  und  &ich  raj^ch  einen  Namen  guten  Klangen 
in  den  beteiligten  Kreisen  erwarb.  Dieaem  Werk  sendet  er  nun  das  vorliegende  al& 
dessen  f^Zwetten  Teil**  nach. 

Mit  gutem  Grund  trägt  das  Buch  den  Sinnspruch  auf  dem  Titel :  „Erat  wäg*a 
dann  wag's!**  Denn  es  bringt  mit  nichton  eine  tau.sendf>te  ^^türmiscbe  Fanfare,  wie  wii 
deren  jünjjst  wahrlich  genug  %u  hören  b^kumen,  um  die  Relchsregierung  cofite  qoi  cofite 
In  irgend  welche  Sorte  von  Kolonial- Politik  su  dräugen,  sondern  e*  erörtert  in  vollster 
Kube^  mitunter  sogar  in  einer  Ab^tmktbeit  der  Gedankeneiitwickclung,  welche  vom 
Leser  viel  Spannung  fordert,  die  Grundsätze  der  im  weitesten  Sinn  ,, Kolonisation''  ge- 
nannten Kulturtbätigkeit  (nach  der  sehr  verstündigen  Begriff>acheidung  des  Verfassers 
eingeteilt  in  eigentliche  Kolonisation  und  in  Kultivation)  sowie  die  nach  jenen  Grund- 
sJtteen  einzuschlagenden  W^ege  einer  ge.sundcn  KolonlaUPolltik. 

Besonders  aber  wegen  seiner  aweiten  Abteilung  trifft  das  vorliegende  W^erk  recht 
zweckmäfsig  in  unsere  Zeitbewegung.  Jene  bebandelt  nämlich  die  Wirksamkeit  der 
K  0  1  0  ni  sati  ons-OeselHchaften.  Der  Verf.  ist  der  gewifs  nicht  unfechtbureo 
Ansicht ,  daPs  gerade  wie  in  England  so  auch  bei  uns  derartige  Gesellscbafteu  nötig 
sind,  um  einerseits  die  in  ihrer  volligen  Zusammenhangslosigkeit  nicht  über  kleinbäuer« 
liehe  Verhältnisse  hinauskommende  Privatkolouisation  uuaerer  Auswanderer  besser  an 
organisieren  und  sie  dadurch  vor  der  sonst  nnvermmd liehen  Absorption  durch  die  nu- 
merisch überlegenen  Fremden  au  bewahren ,  andrerseits  aber  auch  daheim  im  Vaterland 
ernsteres  Verständnis  für  diese  grofsen  überseeischeu  Fragen  au  fiirdern  ,  ohne  des* 
Vorhandensein  in  den  breitereu  Schichten  unseres  Volks  ein  kolonisatorisches  Vorgehed 
der  Staatsregierung  nicht  einmal  gewünscht  werden  dürfte.  Den«  Kolonisation  von' 
dauerndem  Wort  war  allezeit  und  be»  allen  Völkern  eine  von  innen  heraus  erwachsende, 
wahrhaft  organische  Äusserung  der  nicht  mehr  im  engeren  Kreise  der  Heimat  steh  ge- 
nügenden Thatkraft,  nie  das  Machwerk  einer  Staatsgewalt,  welche  eine,  sei  es  wider- 
williga,  sei  m  unklar  wollende,  erfnhrungäarnie  Ußterthanen-Slasse  gängelte. 

Eben  tu  diesem  zweiten  und  Hauptstück  führt  uns  der  Verf.  die  ncbtigeu  wii 
die  Irrwege  von  Kolonisationsge.'^elUchAften  an  einer  Anaahl  lehrreicher  Einxelbeispield 
sowohl    aus    deutschen  als    aurserdeut^cheii  Landen  vor  und  illiistriort  abermals  (wi«  in 
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der  ,tÜber*C6iscbco  PolUik*')  seine  AnsfuhruiQgen  raU  bewoiskräftigon  j^Zableobilduru^' 
iD  den  bekannten  engen  Vierecksrabmen  ,  in  weteben  er  eine  g^rofse  Fülle  ebenso  sorf^« 
faltig  verrechneter  wie  übcrsicbtlicb  g^nippicrfcr  «»tatistiäcber  Dnten  moderner  Kotonisa- 
tionAtb&tigkeit  in  Amerika,  Australien,  Neu^eebmd  zü&Ammenlar%t.  Wir  b/itten,  was  die 
Vvrlif&lichkeit  der  stati$tiscben  Angaben  betrifft ,  die  wir  im  übrigen  durcbnus  iiicbt 
bemiJigeln  wollen  (dji  sie  offenbar  den  besten  Onginaiquellen  entnommon  wurden),  nur 
die  Frftge  übrig;  wie  kommt  New-York  zum  Rang  einer  ,,WcJtstArU  mit  tiber  «wui 
Millionen"?  Wenn  nicbt  weit  über  den  StAdtbereicb  New-Yorks  li  in  aus  gegriffen  wird, 
und  »war  in  den  von  mehr  al»  einer  KAchbars^tadt  binaus,  gebübrt  jener  Rang  dodi 
]Woirello9  allein  London  und   Paris,  Alfred  Kirchboff. 

Lagneaa,  G, ,  ßemurqttes  k  propos  du  d^nnmbrement  de  ta  popiiliitiou 
ftiar  quelques  difft^rence»  dömograpbiques  pr^ent^es  par  les  cathoUqueji, 
les  protestAnts,  les  isra^liles      Orti^ans,  impr.  Cnlas,    ld&3>     8.     64   pag. 

Censns  (1880)  Ireland.  General  report,  tabtea  and  appendix.  London  1882, 
Folio.     (pArliamentary  paper).     7|6. 


4.    Bergbau,   Land-  und  Forftwirtaehaft.    Fisobereiwesen. 
Otto    von    nagen,    w.    ObcrlAßrlforütmeister,     Die    forÄtlichen 
ni»sc    Proufsens,    IL    Aufl ,    bearbeitet    nnch    amtlichem    Material    von 
In  ÄWei  Bänden       Berlin  Verlag    von  J,  Springer   1883. 


Verhält. 

R.    Donner, 
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Oberforstmeister, 
Seiten  in  grofs  8^. 

Ein  wertvolle«  mit  reichem  statistiscben  Material  ausgestattetes  Werk,  welches  Auf- 
scblurü  erteilt  über  da*  Waldarcal  Preofsens  tBewaldungüprozont,  Verteilong  auf  die  ein- 
seinen  He^itse^kategorien  etc.>,  über  Staudorts-  und  BestaudesverhÄUnisse  nach  Lage, 
Kllma^  Hoden,  Waldarteo,  Kalami Titten,  über  Ertrags verhältdi^üe,  For^tgesotz gebung  und 
Staatsfori^tyerwaltung  (deren  Orgnnii^ation,  BewirtdchaftungsgrundHfitze,  Wirt^chaft^ergeb- 
niss««  seit  1830  bis  xur  jüngsten  Zeit).  Bei  einer  anderen  Gelegenheit  werde  ich  tn 
dieser  Zeitschrift  auf  den  Inhalt  deä  Werkes  n&her  zu  sprechen  kommen.      J.  Lehr^ 

Dr.  Lorena,  E,  Kramer,  Dt,  Riegler  und  Dr.  v.  Uöhnel,  Beitrüge 
aar  Physik  des  Waldes,  lieft  IX.  Der  Mitteilntigcn  aus  dem  forstl.  Verauchs- 
WMen  Österreichs,     Wieu.     Carl  Gcrold's  Sohn   1883. 

In  diesen  Beiträgen  werden  die  Resultate  mitgeteilt,  zu  welchen  Untersuch  fingen 
Über  die  Feuchtigkeitsverhlltnisse  des  Bodens  unter  verschiedenen  Bedeckungen  (Laub-, 
Nadelalreiit  Moos,  Grasnarbe,  nackter  Boden)  und  Ubi^r  den  Wasserverbrauch  der  Hols- 
gewJkJise  geführt  haben.  Für  Wasseransaugung  und  Wasserfassung  ergibt  sich  alsi  vom 
Maximum  »um  Minimum  absteigende  Reihenfolge  r  Jloos ,  Laub-,  Nadobtreu*  Feuchte 
t^ubstreue  besitzt  eine  gröfsere  Durchläsüigkeit  für  Wasser  als  Nadelatreu  tttid  Moose 
Die  Win tervcr dampfung  ist  am  grof^tcn  bei  der  Nadelstreu,  dann  folgen  trockene  Laub- 
6treu  ,  Moose ,  feuchte  Laubstreu.  Begraster  Bodeo  war  ^^l  jeder  Zeit  am  trockensten, 
eine  Folge  de»  reichlichen  Wasserverbrauchs  des  Rasens.  L. 

Fr-  W^.  Tous  Saint,  technischer  Referent  für  allgemeine  Landeskultur  im  Mini- 
»tnrium  für  E Isafs-Lothringen ,  Die  ökonomische  Verteilung  und  B  e  n  o  - 
taung  von  Boden  und  Wai^^ier.  Eine  ntttionalökonomische  Studie  im  Interesae 
dea  Waldschutxos  tind  einer  besseren  £rnährung,sbilar)%  durch  Förderung  der  Wasaer- 
wirtschaft      Berlin   1882.     Verlag  von  J.  Springer.     95  S. 

Der  Verfasser  macht  daranf  aufmerksam  ,  dass  durch  Förderung  einer  verbesserten 
Wa^vrwirtscbaft  (Sammlung  und  Verteilung  des  Wassers,  Anlegung  von  Horiaiontal» 
graben  un  den  Berglehnen,  Korrektion  und  Räumung  der  Bergbäche,  Anlage  von  Schlamm* 
fanger  etc.^,  dann  darch  angcmesaene  Verteilung  von  Acker,  Wiese  und  Wald  die  Bo- 
dentrtrige  erheblich  gesteigert  werden  köüuten.  Um  solche  Ziele  zu  erreichen  ,  macht 
#r  «ine  Reihe  von  VVirschlÄgen  in  ge.setzlicbcr  und  administrativer  Beaiehung  wie  js.  B, 
Anatrebung  eines  allgemeinen  deutschen  Wasserrechtsgesetie« ,  Eiasetsung  akademischer 
Lehmtiihle  für  aJlgemeine  Wasserkunde  und  Wasserwirtschaft  u,  dergi  L, 

Duma«,  L.  p  Element»  d'agriculture  geu(§rale  etd'faortioulturo, 
r^ig«^»  cooform^meüt  au  nouveau  programme  de  Tenseigncment  normni  primaire.  Brux  ol- 
les, A.   K\  Leb^gue  &  C« ,    1882.     12.     352  pag.     3  fr. 

Joly,Ch. ,  Note  sur  laproduction  etle  commerce  horticolesen 
France.  Suivie  du  compte  rendu  de  l'exposition  d'horticulture  de  Geoi^ve.  Par., 
Impr    Boudet,   1883.     8.     9  pag. 

Lscouteux,  E. ,    Le  bl^,  sa  culture  intensive  et  extensive  ]  commerce ;  prix 
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de    rt!vient|    Urif»    ei    ]^gt«J»t?oii    des  cÄrdales*     Par»    iropr*  Chtlx,  1883,     18.     VUl— 
413   pii(f.  ftv.  60  fig. 

11  Ayjuro  n  *  Lagorss«  I  Le  code  rtirftl  d'apr^  Ift  loi  da  20  »o&t  188t. 
Pnrb,  MArcliAl  &  Billard«   1882.     8.     2  fr. 

BHletn&ti,  J. »  The  OroKt  Laiidowner^ofOr,  Britain  and  treland: 
»  tut  of  AU  ovrner»  oC  3O0O  »eres  atid  upwards  etc.  4^^'  editjon  London^  HjirrJsoD, 
1882.     8.     588  pp      U.  — 

P&tior^  W.  E.,  Cotoradn  as  an  RgricuHaral  »tute:  its  Farms,  Fields, 
and  Garden  Lands.     New-York  1888      12.     213  pp.     Iltustrated,     7/6 

Attt  dßUa  Ginnta  per  la  inebiesta  agraria  e  salle  condixiotii  dellfi 
classe  ftgricofa,  Voluine  V  (2  tomU  672  e  S15  pp  e  volame  VI  (2  tomi)  580  e  9Ö0  pp. 
e  volauie  VII,  fasc.  1,  221  pp,  Roma,  Fof»ani  e  Co,  1882.  4  —  Volume  V.:  Mo 
noj^rafie  agrarte,  allegate  Atla  rdaskoae  sulla  XL  circoscrisione  (ptovincie  di  Veroim^ 
Vireuxs.  Padovn,  Rovif^o,  Veneaia,  Treviso,  ßelluno  e  Cdine )  —  Volume  VI:  Mono- 
grRJie  AÜegHte  hIU  relazione  sulla  X  circoscricione  (provincie  di  Paria  —  meno  i  cir- 
condari  di  Vo^j^hera  e  die  Ilobbio-Mllano,  Cromona,  Montova,  Comot  Sandrio,  Bergamo 
e  Breacia )  —  Volume  VII^  fM*c.  1  :  Holaxioue  fiel  Spimtore  F,  de  81  ervo,  CotnTnisfar 
per  U  5*  circoiicrizioDe  fproyineie    di  AveIHno,    Bonevento.    Oa^erta,  Nnpoli  e    SalemOr] 

RelAztone    sul    citlmiere    del    pane,    prcsentHt«    al  ConüfKlio    comanale  di 
vosna.     RaveuDa,  tip.   Catdeniil,    1883.     8.     AU  pp. 

6.     Q«werbo  und  Induitrie. 

Gust.  Dietel,  Gewerbes treitlgkeiteu.  Eine  Aaswal  von  Entschetdnngen 
des  Ocwerbeschied&genchls  der  t^tadt  Letpsig.  Leipieig ,  Duncker  &  Humblot ,  1882« 
YllI   und  ^6  S 

Suidtrat  Dietel  veröfTentlicht  eine  21  Nummern  amrasaende  Auswat  von  Entschel- 
liunj^en  de«  von  ihm  als  ri^cbtsktnidigeni  Vor* i tuenden  geleiteten  gewerblicben  Schicds- 
gerichts  in  Leipzig.  Aus  den  während  vierjährigen  Bestands  dieses  Gerichts  getälUen 
Schiedssprüchen  sind  Jene  mitgeteilt»  „welche  Fragen  von  einigem  Belange  für  solche, 
die  steh  an  dergleichen  Entscheidungen  ein  Beispiel  Hir  ähnliche  Fälle  au  nehmen  in 
der  Lage  sind^  bebnndeln'^  die  Snminlung  ^oU  namentlich  den  nach  dem  ReichsgeseUe 
vom  18,  JnM  1881  neu  zn  bildenden  Innung^hehördfin  und  Innungsschiedsgerichten 
einen  Anhnlt  für  ihre  Urteilsfallung  geben  Kurjs  und  klar  wird  der  Thmtbestand  erslhlt; 
auf  bündige  Dar»teUung  der  KntschetdungsgrÜnde  bat  der  Hernusgeber  besondere  Sorg- 
falt verwandt.  Nicht  in  allen  Einscelheiten  vermag  der  Jurist  allen  Entschei dangen  and 
Ent.KcheidungsgrQnden  beizupflichten,  Nichts  desto  weniger  wird  die  Sammlung  Hlr 
Jenen  Zweck  gute  Dienste  leisten  und  Über  diesen  Zw«ck  hinau.««  Allen ,  welche  den 
Fragen  des  gewerblichen  Arbeit'tverhltltnisse!«  ihr  Augenmerk  zuwenden  ^  voraussichtlich 
willkommen  sein  Sie  dürfte  aber  aach  znr  Zeitigung  der  Erkenntnis  beitragen  ^  dar^ 
die  Austragung  gewerblicher  ScbiedsOille  angcAicht»  ihrer  nicht  selten  verwickelten  Be- 
•chafTenbeit  die  Beteiligung —  und  zwar  hervorrsgende  Beteiligung- — juristischer  Fach- 
männer dringend  erbetbcht.  —  Eine  erwünschte  Beigabe  der  Veröffentlichung  sind  neben 
einem  sorgfkltigen  Ssehregister  die  fast  durchaus  mustergiltigen  Satzungen  des  Leipziger 
ffewerbesichiedskgencht!»  und  eine  statistische  Übersieht  der  Th&tigkett  desselben  in  den 
J  1879  bis  1881;  hervoriuhebcn  ist,  daf»  von  den  1,74Ü  (1 19  dnrch  Arbeitgeber,  1,621 
dunh  Arbcttnehmer)  in  dieser  Zeit  erhobenen  Klagansprüchen  1,284  schon  vermöge 
SUhneversucha  des  Vorsitzenden  and  88  anter  ZuBiehung  der  Beisitzer  im  Vergleichs- 
wage erledigt  worden  sind.  Ed.  Popper. 

A.  Fleischmann.  Die  Sonneber  ger  Spielwaren  -Bausindustrie 
und  ihr  Handel.  Zur  Abwehr  gegen  die  lahruuden  Schüler  des  Katheder-Sozialls« 
mus  in  der  Nationalökonomie.     Berlin,  Simioo,    IH83.     66  SS. 

Kommerzienrat  Ad.  Fleischmann  als  Naiional^konom  und  die 
Thüringe  r  Hau  sindustri«.     LKsipiig  1883.     85  88. 

Die  Arbeit  von  Sax  Über  die  Sonneberger  Hausindustrie ,  welche  N.  F.  Bd.  IV  S. 
6Ö3  besproche«  wurde,  ist  die  Veranlassung  obiger  beiden  Schriften,  welche  die  beiden 
äufscrsten  Extreme  wirt.schaftUcber  Anschauungen  repriUenttereni  die  erste,  die  einseitig 
manchesteriichen,  wie  nio  in  Deutschland  »chnn  fast  ausgestorben  sind,  und  auch  selten 
in  so  naiver  Weise  hol  uns  Ausgesprochen  wurden  ,  die  andere  die  auf  Bodbertus  baslr- 
ten  .stnatsäozialistischen.  Irgend  welchen  wissen  sc  liattli  eben  Wert  können  beide  Schrif- 
ten nicht  beanspruchen       Der    Verf.    der    erstereu    ist  «iner    der    gröftten    Kaafleut«    in 
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Bonneberg,  es  kann  daher  nicht  Wunder  nehmen,  dafs  er  hauptsftchlich  die  Segnungen 
des  Handels  und  der  freien  Konkurrens  betont  und  er  gegen  das  ihn  umgebende  Ar- 
beiterelend, wie  es  nun  einmal  nicht  abzuleugnen  ist,  abgestumpft  ist,  wShrend  Sax 
dasselbe  mit  besonderer  Ausführlichkeit  und  vielleicht  etwas  übertriebenem  Mitleid  be- 
handelt. In  Schutz  müssen  wir  die  Sax^sche  Schrift  aber  gegen  den  Vorwurf  Fl's. 
nehmen,  die  Bedeutung  und  die  Erfolge  des  Spiel warenhandels  unterschätzt  zu  haben, 
sie  sind  vielmehr  durchaus  betont.  Fl.  berücksichtigt  ferner  nicht,  dafs  dieser  Teil  der 
8. 'sehen  Arbeit  nur  deskriptiv  sein  soll,  und  es  ist  sehr  bedeutsam,  dafs  Fleisch- 
mann  eine  Widerlegung  der  thats&chlichen  Darstellung  gar  nicht  versucht  Wenn  Fl. 
sieh  gegen  Schutzzölle  und  Staatssozialismus  ereifert,  so  hat  das  mit  der  Sax' sehen 
£khrift  nichts  zu  thun,  denn  Vorschläge  von  Schutzzöllen  oder  staatssozialistischer  Ten- 
denz kommen  darin  absolut  nicht  vor.  Dagegen  wird  allerdings  schlagend  nachgewie- 
sen, dafs  die  ungezügelte  Konkurrenz  auch  ihre  wesentlichen  Nachteile,  besonders  für 
die  arbeitenden  Klasse  gehabt  hat,  und  das  ist  von  Fleisch m.  nicht  widerlegt.  Fl. 
beklagt  sich,  dafs  man  in  Deutschland  zu  wenig  die  bedeutende  Industrie  seiner  Heimat 
kenne,  er  dürfte  deshalb  nicht  das  Streben  so  perhorreszieren :  ,, Durch  fahrende  Schü- 
ler der  Nationalökonomie^^  diese  Kenntnis  zu  erweitern  und  sollte  vielmehr  dasselbe 
durch  Eingehen  auf  die  Details  und  ev.  durch  sachliche  Berichtigung  unterstützen,  was 
durch  diese  Schrift  kaum  angemessen  geschehen  ist.  Die  Angriffe  auf  die  Wissenschaft 
nnd  ihre  Vertreter,  die  ihm  dabei  besonders  am  Herzen  zu  liegen  scheinen,  wollen  wir 
dsnn  gerne  mit  in  Kauf  nehmen. 

Der  Verf.  der  aweiten  Schrift  verbirgt  sich  hinter  einem  Pseudonym ,  indessen  ist 
80  viel  ersichtlich,  dafs  er  noch  aufserordentlich  jugendlich  ist  und  seine  Studien  mit 
Bodbertns  begonnen  hat,  statt  sie  mit  ihm  zu  schliefsen.  Es  fehlt  ihm  an  der  wissen- 
schaftlichen Reife  wie  an  dem  nötigen  Takt ,  um  solche  Polemik  angemessen  durchzu- 
führen. Dr.  Sax  hat  hier  alle  Ursache  auszurufen :  Herr ,  bewahre  mich  vor  meinen 
Freunden,  denn  die  Sax 'sehe  Arbeit  zeigt  nirgends  die  extreme  Einseitigkeit  und  nir- 
gends die  ungebührliche,  leichtfertige  Sprache  dieses  Pamphlets,  welches  die  Sax 'sehe 
Schrift  sicher  mehr  in  den  Augen  Nichtorientierter  zu  diskreditieren  angethan  ist  als  die 
Fleischmann'  sehe. 

Deutschlands  Industrie  und  Handel  i.  J.  1881,  mit  besonderer 
Bücksicht   auf  die  Zollpolitik.     Auszöge   aus   den  Handelskammerberichten  für 

1881.  Hrsg.  vom  Verein  zur  Förderung  der  Handelsfreiheit  Berlin  1882.  8<*.  XU  u. 
135  SS. 

Es  sei  hier  bez.  der  äufseren  Einrichtung  der  Zusammenstellung  nur  bemerkt,  dafs 
die  Auszüge  aus  den  Berichten  nach  den  Bezirken  der  Handelskammern  geordnet  sind. 
Über  die  allgemeine  Geschäftslage  und  die  Zollpolitik  sind  die  ausgezogenen  Urteile  dem 
Wortlaute  nach  mitgeteilt;  die  aus  den  Spezialberichten  entnommenen  Stellen  sind  ent- 
weder wörtlich  abgedruckt  oder  in  abgekürzter  Form  möglichst  aber  mit  den  Worten  der 
Berichte  wiedergegeben.  Aufser  einem  Inhaltsverzeichnis  sind  zur  Erleichterung  der  Be- 
Dutzung  noch  Übersichten  über  die  in  den  Berichten  vorzugsweise  erwähnten  Qeschäfts- 
xweige  und  Zölle  beigefügt  — 

Gewerbebetrieb,  der,  der  Pfan  dl  eiher,  Tröd  1er  und  Rückkauf  s- 
händler.  Nach  preufs.  und  deutschem  Recht  f.  den  praktischen  Gebranch  dargestellt 
von  einem  Juristen.     Berlin  1882.     8«.     VIII  u.  60  SS.     (—  60  Pf.) 

Liebrecht,  W. ,  Statuten  f.  In  nun gs -Schiedsgerichte.  Versuch  einer 
Ordnung  des  Verfahrens  vor  den  Innungs-Schiedsgerichten.  Hannover  1882.  8®.  23  SS. 
(-_  50  Pf.) 

Normal-Statut  der  Mü  11  er •  Innungen  in  Schlesien.  Schweidnitz  1882. 
8«.     6  3  SS.  mit  3  Formularen.     (1  M.) 

Hilty,  Über  Statuten  von  Aktiengesellschaften  nach  dem  neuen 
Obligationenrecht.     Bern   1882.     8o.     31  SS      (—  80  Pf.) 

Laubinger,  A. ,  Gleiches  Recht  für  Alle  oder  die  Aufhebung  der 
ungleichen  Besteuerung  des  Grundbesitzes,  Handwerks  und  Gewer- 
bes dem  mobilen  Kapital  gegenüber.     Berlin  1883.     8«.     ( —  60  Pf.) 

Drohojowska,  A.,  Les  grandes  i  nd  u  s  tri  es  de  la  Fr  ance.  Par.,  P. 
Dnpont,   1882,  21  d^cembre.     18.     216  pag.     2  fr. 

H^risson,  La  s  ör  i  cicu  Itur  e  en  Italic,  rapport  de  mission.  Par.,  Tremblay, 

1882,  8  döcembre.     8.     48  pag.  av.  fig.  et  tableanx  graph. 
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Sacbot,  0.,  Invon  te  ars  e  t  taven  tiooi.  3^  ddiUoD.  Par,,  6Anii«r  trkres^ 
1883,     18,     VUI— 343  pag. 

Powell^  G.  ßadeo-,  Stat«  aid  and  staU  interfereace.  IJlastrat«d  hj 
results  in  Co  mm  er  ß«  and  lodustry  LoDdon,  Chapman  &  HaJh  1883.  6. 
%S%  pp      9f,  — 

Powell,  H.  J.f  H.  Cbance  and  H.  G.  Harris,  Tbe  priaciples  of 
Qlass-Makinfc      London,  Bell  &  Sons,  1883      8.      198  pp.     3|€. 

Tobacco  Question,  Ihe,  Three  eisajB.  With  au  Introductioti  bj  J,  P.  LaDdif. 
Loodon,  DaytoD,  1883.     16.     III-  17ö  pp      4/,  — 

CavaMero,  A,  L«  maccbine  avapore,  iJ  matedalo  c  t'esercisio  tecoico 
delle  »trade  ferrate :  TermoditiamicA  —  Aerodinamica.  Torino,  ttp.  Camitla  &  BerColero, 
1883      gr,-8      XXJV— 705  pp.  con   102  fig.  e  Atlant*  dJ  35  Uvolo,     80  1. 

Marchetti,  A,  Guida  generale  del  commorcio  e  indtistria  d'Italia 
e  littorale  deir  Austria,  Anno  I»  (1888—83)  Pirense»  rip.  C.  Ademollo  &  O.  8. 
1278  pp.     7  1. 

Latzinaf  Fr,  La  propnedad  rai«  y  la»  inda&trias  pateotadas  de  la 
cludad  de  Buenos  Aires,     Bosf^uejo  estadistico,     Buenos  Aires  1888.     8.     69  pp. 

6.    Handel  und  Verkehr, 

Dr.  Franz  Fiscberi  Rechtsnuwalt ,  Fürst  Hisinarck  and  die  Handets- 
k  am  Ol  er  n.     Köln.   DuMont-Sthauber^  1888.   46  8. 

Der  Verf.  untersnebt  d\v  Reebtm&rsigkcit  der  in  bekanntem  Ertafs  des  preufsischen 
Bandelsminifiters  v^,  30,  Nov.  1881  ge*iteilt€n  Forderanir,  dafs  die  Handelskammern  ibre 
Jabresberichte  4  Wothon  vor  der  Veröärontlichüng  dorn  Handclammister  einreichen ,  da- 
mit etwaige  ßericbn^ungen  in  sie  uafgenommen  und  mit  ihnen  zugleich  der  Offentlichkeil 
übergeben  werden  köuuen,  sowie  anfb  des  vom  llandebininister  mehreren  HaudeUkam- 
mern  ge^^enUber  wegen  Nicbtbefolgung  de^  Erlasses  angedrohtet»  oder  eiagescblagetieu 
V*erfabr«4M».  Er  gelangt  au  dem  Ho&ultat,  dafü  aus  keiner  Bestimmung  des  Geäct7.e>i  »ich 
der  Scbtufd  ziehen  lasse,  dala  die  Handelskammer  den  Charakter  einer  tttaatlieben  BfhÖrde 
liabe,  noch  in  irgend  einer  Hinsicht  dea  ataatlieben  Bebiirden  unterstellt  sei.  Daran»  folge, 
daPs  der  Handelsminister  rdcht  befugt  sei.  sie  aufzulösen  oder  sie  der  Pflichten ,  die  ihr 
das  Gesetz  auferlegt  hat,  2H  entbiiiden. 

In  dem  .Scblurj^kapitel  spricht  sieb  der  Verf.  sodann  noch  gegen  eine  einheitliche  Or- 
ganieatioii  und  CJniformiening  der  Handelskammern  für  gana  Deutscbland  durch  ein  neuet 
deutsches  Reichsgesets  aus. 

Jahresbericht  des  Grofsb,  badischen  Minist  des  Innern  über 
seinen  Geschäftskreis  für  die  Jahre   1880  u.   8L     Karlsruhe  1883.     F,     658  SS, 

In  dem  Jahre  1865  wurde  aum  crstenmale  ein  Band  Jahrofiberichte  der  Grofsb. 
Laadeskommissäre  herausgegeben  ^  der  sowohl  wichtiges  statistisches  Material  wie  aus- 
rUbrlichen  Berichtstext  enthielt  Da  dasstelbo  aber  kein  Gesamtbild  der  Verhältnisse  da 
Landes  au  bieten  vermochte,  »o  vereinigte  sich  das  Minister  des  Innern  mit  dem 
Handels  und  beide  geben  seit  1868  ein  statistisches  Jahrbuch  heraus,  welches  bis  188t 
bereits  in  14  Jahrgingen  umfassende  tabellarische  Übüriichten  gewShrt.  Als  Ergünxung 
hierzu  sind  von  1873—79  von  den  Landeakommissftren  unter  dem  Titel:  Statistische 
Erhebungen  zu  den  amtlichen  Jahresberichten  über  die  Ergebnisse  der  inneren  Verwal- 
tung  im  Grhz.  Baden  erläuternde  Vorberichte  geliefert.  Ähnlich  sah  sich  aach  das  Han- 
delsminiffterium  veranlafst,  seit  1873  noch  selbstündige  Berichte  heraasiugeben ,  die  an- 
fangs jährlich,  dann  alle  swei  Jahre  erschienen  und  Ober  alles  Auskunft  zu  geben  such- 
ten,  wnÄ  in  Bezug  »td  Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe  irgend  in  den  Geschkfts-y 
kreis  der  Behörden  tieL  Der  letzte  dieser  Berichte  erschien  1879.  Durch  V^erorduuQ 
vom  20,  April  1881  wurde  das  Handelsminist  aofgehoben.  Deshalb  bat  es  nun  wieder^ 
das  Min.  des  Innern  übernommen,  erweiterte  Jahresberichte  auszugeben,  welche  die  bis- 
herigen Publikationen  beider  Minist,  zu  ersetzen  vermögen ,  und  die  erste  Arbeit 
dieser  Art  ist  das  vorliegende  Werk, 

Da»  frttitisit  Material,  das  der  Berichterstattung  zu  Grunde  liegt,  ist  im  wesentlichen 
dem  Statist  Jahrbuche  entnommen ,  das  Übrige  natürlich  den  Berichten  der  Terscbiede- 
neu   Behörden. 

Der  vorUcgonde  Band  enthalt  folgend«?  Abschnitte :  Organisation  und  Thittigkeit  der 
Behörden  im  »llgem,  Vorbildung  der  Beamten.  Erlassene  Uesotze  und  Verordnungen. 
Bevölkerungswesen r    Versicherang.    Polizeiverwaltung.    Gesundheitswesen.    Armenweaen. 
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Landwirtschaft.     Industrie,  Oewerbe,  Handel.     Strafsen-   und  Wasserwesen.     Statistische 
and  archiyalische  Arbeiten.    Kommunale  Verbände.    Hitteilungen  aus  der  Rechtsprechung. 

Bericht  fiber  Handel  und  Industrie  der  Schweiz  in  den  Jahren 
1880  und  1881.  Vom  Sekretariat  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrie- Vereins.  Bonn 
188S.     4«.     57  SS. 

Handelf  der,  mit  gebrannten  geistigen  Getränken,  deren  Aus- 
schank und  Kleinyerschleifs.  Nach  dem  Ges.  vom  30.  Juni  1881  und  Voll- 
sugsverordnung  vom  2.  Juli  1881.  Erzeugung  und  Verkauf  weinihnl.  Getränke  n.  d. 
Ges.  vom  21.  Juni  1880  und  der  Ministerialverordnung  vom  16.  Sept  1880;  dann  Be- 
legung ders.  mit  der  Verzehrungssteuer  n.  d.  Ges.  vom  30.  März  1882.  Bierdruck- Ap- 
parate. Verwendungsvorschrift  nach  der  Ministerialverordnung  vom  1.  März  1882.  In 
Bezug  auf  die  Abga'bebemessung  etc.  durch  die  einschläg.  Gesetze  etc.  erläutert  u.  s.  w. 
MH  e.  alph.  Sachregister.     Prag  1882.     8».     60  SS.     (—  80  Pf.) 

Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich.  Vom  28.  Fe- 
bruar 1882.     Bonn  1882.     8».     91  SS.     (1  M.  50  Pf.) 

Zehden,  C.,  Österreichs  Auftreten  auf  dem  austral.  Weltmarkte. 
Eine  handels-geographische  Studie.     Wien  1882.     8<».     50  SS.     (1  M.) 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekamroer  zu  Chemnitz. 
188  1.     (Industrieller  Teil.)     Chemnitz  1882.     8«.     VI  u.  102  SS. 

Diesem  Bericht  ist  eine  graphische  Darstellung  beigefügt,  betr.  die  Bewegungen  des 
Liverpooler  Baumwollenmarktes  im  Jahre  1881. 

Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Zittau  auf  die  Zeit 
rem  1.  Januar  1881  bis  1.  Oktober  1882.     Zittau  1882.     8<».     XV  u.  215  SS.     Dazu: 

Berichte  fiber  die  Thätigkeit  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
Zittau  in  den  Sitzungen  des  Jahres  1881.     8®.     VI  u.  85  SS. 

Die  wirtschaftliche  Lage  im  Kammorbezirk  wird  als  eine  im  allgemeinen  günstige 
and  befriedigende  bezeichnet;  insbesondere  soll  sich  eine  Besserung  bemerkbar  gemacht 
haben  in  der  Textilindustrie  und  dem  Handel  mit  deren  Erzeugnissen.  —  Bei  Besprechung 
der  Erzeugung  und  des  Vertriebes  von  Tabakfabrikaten  wird  die  gutachtliche  Äufserung 
der  Kammer  fiber  den  Entwurf  zu  einem  Gesetze,  betr.  das  Reichstabakmonopol  zum 
Abdruck  gebracht  Wir  macheu  auf  dieses  eingehende  Gutachten  besonders  aufmerksam, 
welches  in  folgende  Teile  zerHUIt:  A.  Allgemeines.  B.  Spezielles.  I.  Die  Tabakbauer. 
II.  Die  Tabakfabrikanten.  III.  Die  Händler  mit  Rohtabak  und  Tabakfabrikaten.  IV.  Das 
in  der  Tabakbranche  beschäftigte  Personal:  a)  das  Hilfspersonal;  b)  die  Tabakarbeiter. 
V.  Hilfsindustrie  der  Tabakbranche.     (Bericht  der  Handels-  u.  Gk.  S.  87  fg.)  —     £. 

Verhandlungen  des  11.  deutschen  Handelstages  zu  Berlin  am  15. 
und  16.  Dezember  188  2.     Berlin   1883.     4«.     (1  M.  20  Pf.) 

Cavaignac,  G.,  L'^tat  et  les  tarifs  des  chemins  de  fer.  Par.,  Gau- 
thier-Villars,  1888.     8.     47  pag. 

Durassier,  H.,  L'Ann^e  maritime,  revue  des  öv^nements  qui  se  sont  ac- 
complis  dans  les  marines  fran9.  et  ^trangeres  (5«  et  6^  ann^es)  18  80 — 81.  Par., 
Challamel  ain^,  1883.     18.     XXIII— 424  pag.  av.  fig.     3  fr.  50  c. 

Dum  all,  R.,  Le  monde  commercial:  tribunal,  chambre  de  commerce,  con- 
seil  des  prod'hommes  du  ddpartement  de  la  Seine,  les  candidats  aux  ^lections  de  1882, 
notices  biographiques.     Par.,  P.  Dnpont,  1882,  14  döcembre,  16.     101  pag. 

Enqudte  sur  les  moyens  de  pr^veuir  les  accidents  de  chemins 
de  fer  (1879—1880).  Par.,  impr.  nation.  1888.  gr.  in-4.  720  pp.  (Publication  du 
Ministire  des  travaux  publ.) 

L'Exploitation  des  chemins  deferparTEtat.  R^ponse  au  „Moniteur 
des  int^rdts  mat^riels".  Bruxelles,  impr.  P.  Weissenbruch ,  1888.  8.  181  pag. 
1  fr.  25  c. 

Fousset,  A. ,  L'Alg^rie  et  les  chemins  de  fer  k  voie  Streite,  Pro- 
gramme rationnel  du  r^seau  algerien.  Par.,  impr.  Capiomont  &  Renault,  1883.  8. 
94  pag    et  tableau. 

Guillery,  J.,  D  e  s  sociöt^s  comm  erciales  en  Belgique,  commentaire 
de  la  loi  du  28  mai  1873.  2«  Edition,  tome  III.  Bruxelles,  Bruy laut- Christophe  &  C«, 
1888.     8.     753  pag.     10  fr.  — 

Perriqnet,  E. ,  Traitö  thöorique  et  pratique  des  travaux  publica,  com- 
prenant  les  rigles  en  matiire  des  march^s,  travaux  en  r^gie,  concessions  de  chemins  de 
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fer,    rAtiiux,    ponCs,    manti«^    dommages,  etc. 
Hfiudoiii  &  C,   1883.     8       16  fr 

Post    Offtee    London    Directory, 
inmll  «dition  20/.  — 

Rundullf  F.  H.,  The  Highway  of  Egypt:  is  it  Ute  Suei  Cm&It  or  any 
other  mute  Uotwt^OD  thc  McdUerranenn  und  Eed  ^eiL,     London   1883.     8      14  pp 

Cigtioni,  A.,  La  martn«  di  piAcerelnrftpportoulljini&rinanier' 
CH  utile  itnliena;  o  conj»iderastoni  sulla  cOBtraziono  dei  yachts.  Livomo,  Hp,  G. 
Moucci,    I88S.     8.     816  pp.  coti  ana  tav.     8  L 

Levi,  E  f    11  coniratti    di  traaporto.     Bologna.  Zanichellif   1883.     8.     3  I- 

7,     Finantweien. 
Philipp  Geratfeldt,    8  tidt  e  fi  nanze  n    lu    Prenfsen.     Statistik    ood  Be- 
form vorseh lÄge      Leipaig  188«,    Danclter    &    Unrnblot.     VIU   und   146  SH.     ätaalsfr-  und 
»fixialwifi^ctisclrnftitilm    Forschungeci.     Herftu&gegebeii    toü    Gustav  Scbniolier,     liaud  IV, 

Hua  1. 

Der  durch  seine  Arbeiten  Über  die  Reicfasünaneen  rühmlichst  bekannte  Vcrf  sacht 
tu  der  vor  Hegenden  Schrift  die  UerrfurthVhen  Pubirkalionen  über  die  OemeindeäDaiiTen 
in  PriHifsen  m  iCcformvorschlKgüu  für  die  Koninmualbeäteuerang  zu  vcrwrerleii.  Den 
Hauptzweck  seiner  Auäführungen  sieht  er  darlrif  die  lutere^ifentcn  zum  selbständigen  Stu- 
dium des  Quellen  werk»  anzuregen  und  sie  zu  einer  eigenen  Urteilsbildung  über  die  Steuer- 
reform tu  beHihigen.  Diesen  didaktischen  Zweck  hat  der  Verf.  sicherlich  in  vollem  Maf^e 
erreicht.  Durch  eine  ge^icbickte  Ronzentrierang  der  Haoptsahlen  und  durch  eine  über- 
»JchUiche  tlruppieruug  derselben  nach  den  für  die  Steuerreform  man<gebenden  Motneoten 
wird  eine  methodische  Anleitung  2ur  Bewältigung  finauzstatistiscber  Aufgaben  gewährt« 
wie  bie  besser  und  grüudHcher  nicht  gcdiicht  werden  kann.  Das  Material  selbst  liefern^ 
wie  gesagt,  die  Herr  fürt  h'K'hen  Publikationent  doch  zunächst  nur  die  für  1869  und  1876, 
welche  als  V^ergloichsmomente  benutzt  werden.  Die  ^^Beitiiige  zur  Statistik  der  Gemeinde- 
ßbgaben  für  da»  Jahr  I88O18I''  erschienen  erst,  ab  die  GerstteldC'sche  Schrift  bereits  im 
Druck  begriffen  war.  Der  Verf.  hat  sich  daher  darauf  beschrinken  müssen ,  die  Maupt- 
zublen  des  neuesten  Queltenwerkes,  nach  ihrer  reformpiiti tischen  Bedeutung  gesichtet«  an- 
hangswoise  hinzuzufügen.  Weniger  einverstjinden  ,  wie  mit  dem  statistischen  Teile  der 
Schrift ,  ist  der  Ref.  mit  dem  »teuerpolitischen.  Die  Gerstteidt'schen  ReformvorschtÜge 
laufen  darauf  btnaos,  den  Gemeinden  die  Einkommensteuer  ganz  zu  entziehen  und  ihnen 
die  Volksschule  abaunehmen,  deren  Unterlmltung  auf  den  Staat  übergebt.  Der  letztere 
hnt  seine  sJImtlichen  Healsteuern  nn  die  Gemeinden  abzutreten,  die  nui'aerdem  nuch  twei 
indirekte  Steuern,  nämlich  die  Schliichtj'teuer  und  die  SchtnkstÄttensteuer  zu  erheben  be- 
rechtigt sein  sollen.  Die  Gründe,  die  G.  gegen  stÄd tische  Einkommensteuern  vorbringt, 
»ind  nicht  so  schwerwiegend,  dafs  ddrftns  eine  vollkommene  Verzichtleistuog  auf  dieselben 
hergeleitet  werden  könnte.  Praktisch  würden  die  G.*schen  Vorschläge  das  Bedenken 
haben,  dafs  in  den  grofseren  Städten  immtürhin  noch  enorme  Zuschläge  zu  den  überwier 
»euen  Ötaatarealsteucrn  nötig  werden  würden,  Diese  Zuschläge  sind  aber  weit  gefähr- 
licher bei  dem  völlig  antiquierten  Zustnm)  unserer  Realsteueni,  als  analoge  Zu.'^cbläge  bei 
den  viel  gerechter  umgelegten  Klassen-  und  Einkommensteuerü.  Die  preufsische  Gewerbe- 
steuer z,  B.  ist  ein  Konirlomerat  von  Wiltkürlicbkeiten,  das  mit  Zuschlägen  von  t — 800  J 
zn  belegen,  die  Ungerechtigkeit  potenzieren  hieft^e  Diesen  Gesichtspnnkt  i^cbeint  G.  Über- 
sehen zu  hnben,  denn  sonst  würde  er  zu  der  Überzeugung  gelangt  sein ,  dafs  xach  für 
seine  Vorschläge  die  Reform  der  direkten  Steuern  eine  notwendige  Vorbedingung  ist.  Dafs 
man  von  der  letzteren  aber  nichts  wissen  will,  ist  bekanntlich  nicht  die  Scbnld  derjenigen 
politischen  Elemente,  auf  die  der  Verf.  gelegentlich  Seitcnhiebe  fallen  läfst.  R.  F. 

Friedrich  Endemann^  Beiträge  zur  Geschichte  d erLotterie  und  Bum 
heutigen   Lo  t  teri  c  r  e  c  h  t.      149  SS.     Bonn    1888- 

Eine  zaristische  Dissertation,  die  nicht  ohne  nationalökonomisches  Interesse  ist! 

Der  Verfasser  teilt  seine  Schrift  in  zwei  Abschnitte  ,  die  er  ,,Zur  Geschichte  der 
Lotterie''  und  „Zum  heutigen  Ltstterierecbt"  betitelt. 

Der  erste  Abschnitt  enthält  die  Lehre  vom  Spiel  im  älteren  Recht  nnd  die 
Entwickelnng  und  Lehre  der  Lotterie  im  älteren  Rechte.  AU  Vorläufer  der  Lotterien 
werden  die  congiiiria  und  missilin  der  romischen  Kaiser  ^  welche  Anweisunj^en  auf  Ge- 
treide nnd  Brot  enthielten,  bezeichnet.  Die  eigeotttchen  Lotterien  entwickelten  sich  im 
Mittelalter  in  Italien  -,    dieselben    sollen  durch  einen    praktischen  Kaufmami  in  Bologna, 
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sietn  Warenlager  auT  direktem  Wege  nicht  verkaufen  konnte  und  diuiselbe  nnvh  Aus* 
ftbc)  von  Schoincn  durch  Au&Io^ang  einem  EifiKigeu  zufallen  licfs,  eingeführt  worden 
sein.  Au»  der  Waren hittcrie  entwickelt«  »ich  is  Italien  (1530)  und  in  Spanien  die  Geld- 
lotterie I>ie  erste  staatliche  Geldlotterie  fand  in  Frankreich  1533  statt»  aber  erst  anter 
Lndwiir  XIV,  gelangte  dieiteibe  zu  gröfserer  Bellehthcit.  Sehr  früh  und  mit  praktischem 
Erfolge  wurden  private  Leltcrien  in  Holland  (1549;  eingeführt,  später  entwickelte  sich 
hiorauH  die  holländische  Klitsiienlotterie.  Die  erste  dentjche  Klo^senlotterie  fand  1610  m 
Hamhttrg  »»tatt  ^  1740  wunle  in  Berlin  die  erste  Lotterie  „eine  gnn«  unbekannte  8ac!te 
aaf  hiciigcTn  Boden**  begründet  Allmählich  verbreitete  siie  sich  tlbcr  gana  Deutsch- 
land, aber  die  Privatlotterlcn  wurden,  nachdem  die  StiUitslotterlen  sich  ätmnziell  bcwJChrfc 
hatten ,  faüt  durchweg  verboten  Neben  der  hollüncliachen  Klassenlotterie  entwickelte 
Hich  daä  genne&tsche  Lotto,  das  auch  in  Deatachland  Eingang  fand,  aber  seit  ISßl  fa^t 
alUeitig  aufgehoben  ist. 

Der  fweite  Abschnitt  der  BrocbÜre  handelt  von  dem  heutigen  Lotten erecbte, 
dem  Lotten egeachüft,  der  Verhenernng  und  der  Prämienanleihe. 

Die  Staat^lotterien  von  Preufsen,  Sachsen,  Mecklenburg,  Braun^chweig  und  Hamburg 
werden  in  ihren  Einrichtungen  besprochen  In  Bayern  sind  die  Lotterien  aufgehoben  | 
in  Braun  schweig,  Sachsen  und  Hamburg  bestehen  ähnliehe  Einrichtungen  wie  in  Preufien* 

Der  V^erfasser  giebt  ferner  eine  juri-itische  Auseinandersetzung  über  die  rechtliche 
Natur  deji  Lotteriegeüchäftes,  über  da.H  Rcchtsverhältiüa  zwischen  dem  Unternehmer  und 
den  Spielern,  über  die  rechtliche  Stellung  de*  Kollcktcur5,  den  Vertrag  mit  den  Spitälern, 
den  Loücverkauf,  sowie  Über  die  rechtliche  Natur  de*  Lo^m  und  des  lyosodebites. 

Hei  der  Erwjihnung  der  Prttmion Anleihen  i*t  die  Behauptung  .  dafn  StaatAanleihen, 
die  in  Form  von  Losen  kontrahiert  werden  »  durchweg  zinatraifeMd  sind,  nicht  richtig. 
0ie  KurhesAischen  4U  Thlr.-Lo&e,  die  Braun»chweiger  20  Thlr. -Lose,  die  Meiniiiger 
4  Thlr.-,  die  Badiscben  35  Quldenlose  und   viele  andere  gewähre]:!  keine  Zinsen. 

Die  Prfiinienanleihe' Versicherung,  eine  im  geschäftlichen  Verkehr  häufig  auftretende 
Unterart  des  Bankgescblfte»,  gegen  Empfang  einer  geringen  Versichern ng*priUnie,  al  pari 
HU  verlosende  Effekten,  eventuell  zum  höheren  Kurswort  umzutauschen,  ist  vollkommen 
unerwähnt  geblieben. 

Die  vorliegende  Broschüre  ist  im  Ganzen  mit  Klarheit,  Geschicklichkeit,  anerken- 
nenswerter Litternturkcnntnis  geschrieben  nnd  gewährt  eine  empfehlenswerte  und  be- 
tehroode  Lektüre.  Otto  Warschauer. 

Richard    von  Kaufmann,    Dr.  jnr.    und  Prof.  der  Staat&wissenjiobaften ,    Die  Fi* 
nanxeu   Frankreichs.     Leipigt  Bibliograph.   Institut^   1882. 

Es  ist  eine  eigentümliche  nnd  für  die  deutsche  Wis^enscbaft  ehrenvolle  Thit^achei 
dafs  die  beiden  bedeutfiudstcn  Werke  über  französische  Fio/msen  von  Deutschen  ge- 
ikchrieben  tind.  1857  veröflentlichte  K.  von  Hock,  der  vergeben»  ein  den  gesamten 
Organbmtii  des  franzdsiachen  Finanzwesens  umfassendes  Work  in  der  einheimischen  Lit- 
teraiur  gesucht  hatte,  sein  Buch  ,,Die  Finanzvcrwaltuiig  Frankreichs**,  das  auf  eingehen- 
den und  selbstindigen  Forschungen  beruhend  zum  er:^tcnmal  ein  Gesamtbild  des  grofs- 
artigen  Gebäudes  gab,  welches  der  Staatshauahalt  des  Nachbarlandes  bietet.  Nun  herrscht 
kwar  im  franzosischen  Finantsystem  und  besonders  im  Steuerwcv^en  eine  grolse  Stabilität ; 
Yon  einitchneidenden  Reformen  wie  sie  uns  in  England  bis  1855  fast  in  jedem  Jahrzehnt 
«ntgegeutreten  ,  finden  wir  in  Frankreich  nichts,  im  Wesentlichen  beisteht  vielmehr  das 
Oebitidc  «nvcrnodert  fort,  zu  weUhem  der  Oruud  nach  den  ersten  Stürmen  der  liovo* 
lotion  gelegt  ward  und  das  dann  vom  Konsulat  und  Kaiserreich  ausgebaut  ward ,  das 
Wachsen  der  Einnahmen  beruht  vor  aüom  nof  dem  Steigen  des  Njitionalwohlstflndes,  »o- 
•nn  auf  Erhöhungen  einaelner  bestehender  Steuern,  nur  an  sehr  geringem  Teile  auf  neu 
ÜAgefuhrten ,  welche  selbst  bei  der  gewaltigen  Kraftanstrengung  durch  die  das  Land 
nach  isn  seinen  Staat&bedarf  um  mehr  als  700  Mill.  Fr.  steigerte,  eine  verhlltuis- 
mäfslg  kleine  Rolle  gegenüber  den  Zuschlagen  zu  den  bestehenden  Abgaben  spielen, 
und  doch  mafste  in  manchen  Beziehungen  heute  nach  26  Jahren  das  Buch  von  Hock's 
veraltet  »ein,  seit  seinem  Erscheinen  war  das  Kaiserreich,  welches  der  Verfasser  als  das 
„grofjsartige  Beispiel  einer  Regierung,  welche  uuerschrockeu ,  ja  sogar  aufklkrend  und 
leitend  in  das  Getriebe  eingreift*'  (Vorrede  V)  bewunderte,  in  einer  furchtbaren  Kat»- 
i^Uophe  zu  Grunde  gegangen,   ein   Krieg  hatte  auf  Frankreichs  eigenem  Boden   gewütet 

dem    Lnnde    tiefe  Wunden  schlug,    ihm  direkt  eine  Schuldenlast    von   10  Milliarden 
ftthte  und  e«  zweier  Provinzen  beraubte      Und  dieses  darniederlicgende ,    anscheinend 
#rtoh9pft«  Land,   dsssfD  Fähigkeit   »och   nur  die  5  MiliiardeD    der  Kontribution  aufsa- 
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briijgent  1871  von  gewicgton  Finaiixleuten  beeweifelt  irard,  lei&teto  das  Un^laubltche,  es 
vermochte  nicht  iinr  die  erforderlichen  kolossalen  Summen  im  Wege  de*  Kredits  zn  b«- 
»chaffen,  sondern  die  Bevölkerung  erwie:«  üch  nmch  reich  genug  die  gewakige  Mehrbe* 
lü^tung  an  Steuern  aufzubringen ,  ohne  dem  Wachsen  des  n&tiunalen  WoliUtande»  zu 
scli&dflQ.  Vier  Jahre  nach  dem  Friede a^cbluf«  war  daa  Gleichgewicht  der  Einnahmeii 
und  AusgAbon  wieder  horgeslellt  und  die  folgenden  Jahre  von  1876—80  ergaben  einen 
Überschufa  der  erateren  von  4  IS  791  180  Fr,  so  dafs  von  den  neu  aufgelegten  Steuern 
von  700  Min.  300  Milt.  erlas&en  werden  konnten,  Üieae  Entwicklung  markte  für  DeaUch* 
land  grade  jetzt  von  besonderem  Interesse  j»ein|  wo  die  Steuerfragen  an  der  Tagesord- 
nung sind  und  voraussichtlich  noch  länger  bleiben  werden,  und  »o  konnte  jeder  tüchtige 
Versuch  da»  heutige  frunsös Ische  Finanawesen  darzustellen  auf  Aufmerksamkeit  und  An- 
erkennung sählen ,  aber  das  vorliegende  VVerk  R.  v.  Kaufmann«  verdient  mehr  ai$  An- 
erkennung, es  i»t  eine  vorzügliche  Leistung  in  grof§em  Style,  durch  die  der  V^erfas^er, 
welcher  bereit«  durch  eine  treffliche  Monographie  über  die  Industne  and  Besteuerung  des 
Zuckers  (Berlin  1878)  bekannt  geworden,  eine  dauernde  Stellung  auf  dem  Gebiete  der 
Finaos Wissenschaft  sich  geäichcrt  bat  Kaufmann  hat  nicht  nur  das  Uoteroehmen  Hock*» 
bis  auf  die  Neuzeit  fortgeführt,  sein  Buch  ht  breiter  und  gr5faer  angelegt,  es  behandelt 
nicht  nur  das  Finanzrecht  und  die  Finanzverwaltung  sehr  viel  eingehender,  sondern 
widmet  anch  den  Lokalbudget^  eine  besondere  Darstellung,  gtebt  die  Elemente  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  des  Steuerwesen^,  entwirrt  die  verschiedenen  Budgets^  welche 
dem  nicht  kundigen  Leser  die  Beurteilung  der  frauzöä tischen  Finanzlage  so  sehr  er- 
schweren, schildert  die  Organisation  des  Geld-  und  Kreditwesens ^  namentlich  der  fran- 
zösischen Bank  und  ihrer  Beziehungen  zum  Staate  und  bietet  in  einem  besoudern  Ab* 
schnitt  auch  eine  Darstellung  der  Staatsansgaben ;  selbstverstjlndlich  bleibt  dabei  der 
Hauptteil  des  Buches  dem  Steuorwesen  gewidmet.  Man  wird  in  manchen  Punkten  von 
den  Ansichten  des  V^rf.  abweichen  dürfen,  seine  prinzipiellen  Ausführungen  oft  nicht 
hinreichend  begründet  finden,  aber  überall  wird  aeino  Darlegung  der  Dinge  selbst  als 
aoverljl^isjg,  auü  den  ersten  Quellen  geschcjpft  und  übersichtlich  anerkannt  werden* 

Die  Einleitung  giebt  einen  kurzen  geschichtlichen  Überblick  der  Entwicklung  der 
franjcö»iächen  Finafifcn,  von  der  wir  nur  bedauern,  duf:^  sie  bei  1783  abbricht  und  nicht 
anch  weiter  zeigt,  wio  iu  drr  ßevolution  die  Phjsiokraten  ihr  System  vergeblich  zu  vcr* 
wirklichen  sucliten  und  wie  da»  neue  Finanzsjstem  begründet  und  besonders  durch  Na- 
poleon ausgebaut  ward,  der  auf  diesem  Felde  wohl  nächst  dem  mlUrÜri»chen  am  be- 
deutendsten war.  Es  hätte  dies  »ein  Interesse  gehabt,  wenn  auch  bei  Besprechung  der 
einzelnen  Steuern  der  Verf  auf  die  Entistehung  derselben  in  jener  Zeit  der  UmwAlzung 
und  de»  Neubaues  eingobL 

Das  L  Buch  schildert  das  Finanzrecht  und  die  FInansverwaltung,  auf  welche  wie  der 
Verf.  bemerkt,  seit  ihrer  Begründung  der  so  hifuäge  Wechsel  der  Regierungsform  einen 
weit  geringeren  Einäuf:i  ausgeübt  hat,  nU  man  glauben  sollte,  nur  das  zweite  Kaiserreich 
hat  hier  eine  Ausnahmü  geuiJDcht^  indem  damals  das  Budget  nach  Ministerien  en  bloc 
votiert  werde  und  die  Virement»  zulä>iiig  waren,  wodurch  die  parlamentarische  KootroUe 
illusorisch  ward.  Das  eigentümlichste  Glied  der  umftissenden  Verwaltung  sind  die  Geueral- 
eitmohmer,  ivelch«  zwar  ein  Gehalt,  aber  sehr  viel  erheblichere  Tantiemen  beziehen,  ihre 
Bedeutung  wird  sehr  anschaulich  S.  76  ff.  gesclüldert.  Die  Aufsicht  und  die  Kontrolle 
(Kap.  IV)  sind  angemein  umfassend  und  „so  zu  sagen  automatisch  arbeitend'%  so  dat* 
Veruntreuungen  nur  selten  vorkommen  können,  wie  schwierig  aber  eine  wirkliche  Kon* 
trolle  bei  einer  Regierung  ist,  welche  selbst  in  grofsartigem  Maf^stab  Gewerbe  betreibt, 
wie  die  französische  durch  Monopole,  zeigen  die  Ausführungen  über  die  compteit-mati&ret 
8>llOff.  Aufberdem  hÄtlo  vielleicht  noch  mehr  betont  worden  können,  dafs  die  grofso 
Kompliziertheit  des  Räderwerks  Verzögerungen  hervorruft,  welche  die  Kontrolle  dodi  oft 
illusorisch  eriücheinen  läfat,  nach  dem  Bericht  Hibots  vom  13.  Des^br.  1882  hatte  der 
Oberrechnungshof  die  Rechanngen  von    1877  er^t  im  Mai    1881   erhalten. 

Auf  das  Steuerwesen  ,  welches  im  zweiten  Buche  behandelt  wird ,  näher  einzugehen» 
lehlt  hier  der  Rnuni  Die  direkten  Steuern  ,  die  UHth  ihrer  geschichtlichen  Ausbildung 
und  Veranlagung  eingehend  behandelt  werden,  «eigen  in  besonderem  Grade  den  erwähnten 
Charakter  des  .Stabilitüt ,  ist  doch  erst  1881  die  Gcbiiudcsteuer  von  der  eigentlichen 
Grundsteuer  getrennt,  sie  bestehen  weNentlidi  noch  immer  au»  den  vier  Arten,  der  Grund- 
litcuer,  der  Personal-  und  Mobili&rstoucr,  der  Thür-  und  Fenstersteuer,  der  Gewerbesteuer* 
Gegen  ctgentlieüe  Personaleinkommonsteuern  bat  man  i^ich  tn  Frankreich  stets  hartnäckig 
gewehrt,  selbiit  1871  als  zahlreiche  Stimmen  sieb  (ur  eine  Einkooimeosteuer  aussprachen, 
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konnte  der  Minister  Casimir  Parier  nur  die  Hoffnung  aussprechen ,  dafs  es  gelingen 
werde  eine  Steuer  auf  die  verschiedenen  Einkommen  (imp6t  sur  les  revenus)  durch- 
zusetzen I  also  eine  der  englischen  Einkommensteuer  analoge ,  welche  nur  eine  Summe 
▼OD  Krtragssteuern  darstellt.  Von  den  den  direkten  Steuern  assimilierten  Steuern  ver- 
dient nur  die  1849  auf  die  Güter  der  toten  Hand  eingeführte  eine  Erwähnung,  die  jetzt 
etwa  5  Hillionen  Francs  einträgt,  aber  bei  dem  Anwachsen  jenes  Besitzes  einer  Reform 
bedarf,  welche  den  Ertrag  unstreitig  sehr  steigern  würde.  Diese  Güter,  welche  1849  auf 
43  Hill,  geschätzt  wurden,  repräsentierten  1880:  581^1^  Hill.!  ganz  abgesehen  von  dem 
■ehr  bedeutenden  Besitz  der  Korporationen  an  Wertpapieren.  Die  direkten  Steuern, 
welche  zusammen  1878  rund  592  Hill,  ergaben,  gehen  mit  grofser  Leichtigkeit  ein,  was 
den  Wohlstand  des  Landes  beweist,  aber  auch  den  Schlufs  zuläfst,  dafs  dieselben  zu 
Gunsten  einer  Entlastung  von  drückenden  indirekten  Abgaben  sehr  wohl  einen  höheren 
Ertrag  durch  rationelle  Reform  geben  könnten ,  eine  Ermäfäiguug  der  Grundsteuer  da- 
gegen, wie  sie  selbst  Say  in  Aussicht  gestellt  hat,  würde  dem  Grundbesitz  wenig  Er- 
leichterung bringen  und  nicht  rationell  sein,  da  die  Steuer  1791  im  Verhältnis  zum  Ge- 
samtwert der  Grundstücke  16,66  {,  1874  nur  4,24  (  betrug.  Weit  mehr  lasten  auf  dem 
Grundbesitz  die  Besitzwechselabgaben,  welche  b^l^  pct.  erreichen !  hier  wäre  eine  Reform 
■ehr  geboten ,  während  ich  der  Ansicht  des  Verf.,  dafs  die  französische  Erbschaftssteuer 
an  sich  eine  der  ungerechtesten  und  drückendsten  sei,  sowie  dafs  diese  Steuer  überhaupt 
wirtschaftlich  nicht  zu  recLtfertigen  sei,  aus  den  Gründen  entgegentreten  mofs,  die  ich  in 
dem  Aufsatz  „Erbrecht  und  Erbschaftssteuer"  (Schmollers  Jahrb.  1881)  dargelegt 
habe.  Wie  enorm  alle  diese  Abgaben,  welche  man  unter  dem  enregistrement  zusammen- 
fällst, überhaupt  in  Frankreich  sind,  zeigt,  dafs  sie  ohne  Stempel  für  1883  mit  rund 
602  Hill,  angesetzt  sind,  also  mehr  als  die  gesamten  direkten  Steuern.  Der  Löwen- 
anteil der  Einnahmen  aber  fällt  den  Konsumsteuern  zu,  welche  mit  den  Zöllen  1375  Hill, 
aufbringen  (1880|81),  auf  die  einzelnen  Arten  derselben  einzugehen  ist  hier  nicht  möglich, 
ebensowenig  auf  die  Staatsausgaben,  die  Bilanzen  und  Lokalbudgets.  Wir  erwähnen  nur 
noch  als  von  besonderem  luteresse  die  Kapitel  XVI:  Die  Ursachen  der  Steigerung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  französischen  Budgets  und  XXIII:  Vergleichungen  und 
Konklusionen.  Der  Verf.  zeigt,  dafs  trotz  der  700  Hill,  neuer  Steuern,  welche  sich 
Frankreich  1871  aufladen  muf:>te,  die  Proportion  des  Zuwachses  der  indirekten  Steuern 
Ton  4  —  5J  mindestens  fortbestehen  blieb,  während  für  die  neuen  Steuern  derselbe  Zu- 
wachs von  6}  sich  herausstellte^],  wobei  die  Steigerung  der  Preise  mit  in  Anschlag  zu 
bringen  ist,  welche  besonders  bei  dem  enregistrement  zur  Geltung  kommt,  dafs  aber  auch 
die  Ausgaben  in  kolossalem  Mafse  gewachsen  sind  und  noch  fortwährend  wachsen.  Dies 
ist  in  solchem  Hafse  der  Fall,  dafs  bekanntlich  Say  (Journal  des  Economistes  Nov.  1882), 
P.  Leroy-Beaulieu  und  V.  Bonnet  ein  sehr  dunkles  Bild  der  französischen  Finanzlage 
entworfen  haben,  worüber  der  Verfasser  ja  in  diesen  Jahrbüchern  noch  speziell  berichtet. 
Im  Vertrauen  auf  die  Elasticität  der  Einnahmen  und  die  fortdauernden  Überschüsse  hat 
man  einerseits  800  Millionen  Steuern  aufgehoben ,  während  man  die  gebotene  Cou- 
▼ersion  der  5{  Rente  lediglich  aus  politischen  Motiven  unterliefs,  andererseits  hat  man 
Dicht  nur  die  regelmäfsigen  VerwaltnngsAusgaben  sehr  gesteigert  (seit  1869  um  rund 
600  Hill.),  sundern  hat  sich  auch  in  aufserordentliche  Ausgaben  in  einem  Hafse  gestürzt, 
welches  offenbar  die  Finanzkraft  Frankreichs  übersteigt;  für  unrentable  Eisenbahnen, 
Selinlen,  Vicinalwege  und  koloniale  Unternehmungen  sind  Hunderte  von  Hillionen  votiert, 
während  die  schwebende  Schuld  eine  Höhe  von  3  Milliarden  erreicht  hat.  Energisch 
dringen  alle  Besonneneren  auf  Verminderung  der  Ausgaben ,  aber  es  ist  sehr  zweifelhaft, 
ob  ihre  Stimme  durchdringt.  Says  Denkschrift  erinnert  in  dieser  Beziehung  an  das  Me- 
moire Foulds  von  1861,  welches  die  Beseitigung  der  aufserordentlichen  Kredite  verlangte, 
die  von  1851  —  61 :  2800  Mill.  betragen  hatten,  aber  obwohl  Fould  Finanzminister  ward, 
konnte  er  dem  Unwesen  doch  nicht  steuern.  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dafs  es  jetzt 
ebenso  gehen  wird,  war  es  unter  dem  Kaiserreich  der  unkontrollierte  Absolutismus,  der 
das  Land  wider  seinen  Willen  in  Unternehmungen  wie  die  mexikanische  stürzte  ,  so  ist 
•8  jetzt  die  parlamentarische  Anarchie,  die  Regierungslosigkeit,  welche  durch  Übertriebene 
Unternehmungen  im  Innern  die  Finanzlage  ernstlich  bedroht,  zumal  es  sehr  schwer  ist 
auf  dem  betretenen  Wege  einzuhalten  und  die  angefangenen  grofsen  Arbeiten  zu  sistieren ; 

l)  Neuerlich  hat  sich  dies  Verhältnis  ungünstig  geändert,  es  zeigt  sich  bei  den  in- 
direkten Steuern  eine  Stagnation  nnd  im  März  d.  J.  sind  dieselben  sogar  um  6  Mill« 
hinter  dem  Voranschlage  des  Budgets  zurückgeblieben. 
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»cbeint  men  doch  sof^ar  eben  jetzt  im  BegriflT  trotz  der  Urij^njit  der  Finnnxlag«  Auf 
vicilgesf-bolteueo  praküschen  Sozialisimu^  des  zweiten  Kniserreieh«  ziiruckxu(irretteti 
durch  Aowendang  von  PftiliativniiUclu  der  P&riser  Arbctt^uot  cntgeg^iiKUtTetefi  ^  nnchdeill 
alle  wihrcnd  der  letzten  jKhre  am  Ruder  gewesenen  Ministerien  siih  xu  wii  klichcn 
soemlen  Reformen  unflhig  gezeigt  habeti.  So  w«hr  bleibt  das  Wort  des  Baron  honhi 
.iFiiites-moi  de  U  botine  politique  et  je  vnu»  form!  de  bonncs  finnnces"^  mtt  dem  itich 
der  V'erf  sein  Werk  ächttfifst ,  die  PinunskrAft  Frankreichs  ^Jit  s^ich  i.ehr  niüclaig  er- 
wiesen,  aber  each  sie  bat  ihre  Grenzen  und  inAn  Jmt  hie  auf  da>  höchste  Angespannt, 
Wie  sich  aber  diese  Finanztage  Huth  gestattet ,  duA  Werk  Kaufmanns  wird  seinen  Wert 
behalten  and  wir  können  nur  wQnschen,  dfifs  der  Vurt  seine  Äbsidit  auch  die  Finanien 
der  anderen  wiehtigstcn  KuUarstaaten  darzustellen  ^  zur  Helehruns  des  dcutsch**n  Publi- 
kums austlhreii  möge.  Geffekeu. 

Beraldi^  Disconrs  proaoncd  k  l»  s^ane«  du  S^nat  du  83  decembre  1^89« 
dans  la  discussion  da  budget  de  Pexercice  168  3-  Par.,  impr  du  Journal 
olßeid.     1883      8.     63  pag 

BioUay»  Du  controle  des  financeä  publiques  par  le  parleixient  et  par 
Ja  cour  de^  comptes  en  Italie      Par.^  impr.   nationale,  1083      8.     93  piig 

Say,  L. ,  Lea  finances  de  la  France;  une  aon^e  de  discu^aion  du  If/ decem- 
bre   1881  au  20  decembre  1882      Par,  Guillaumin  &  C«,   1889      8      5  fr. 

Finance  Report.  Annual  report  of  tho  Secretary  of  the  Treasury  oo  the  »täte 
of  the  Finances  f o  r  the  year  1882.     Washington  1882.     8.     XLIX— 589  jip 

Ferraris,  C  F,  L'imposta  miHtare  Roma,  tipogr.  Bodoniaua ,  I8Ü3- 
36  pp,     (Estratto  dalla  Nuuva  Aiitologia,  fai.c    VI,    lö  marzo   IÖ83), 

8.     Geld-,  Baak-  und  Sreditwesda.    Yeriioherus^iweten. 

M.  Schraut,  Die  Orgauifiation  des  Kredit»,  158  SS,  Leipxig^  Duucker 
und  Humblot,  1883. 

Der  durch  »eioc  wertvolle  Schrift  über  die  auswfirtigeu  Wechselkurse  bereit*  »o 
vorteilhaft  in  die  natiortal^konomisehe  Litteratur  eingeführte  Vorfasüer  behtindeU  hier  in 
sehr  befriedigender  Weise  ein  umfangreichere»  Thema.  Für  die  Bedürfnisise  eine*  grfffse- 
ren  Piibliknm,H  nnd  ohne  gelehrtes  Beiwerk  ,  aber  mit  voller  Beherrschung  de*  Stoffes 
und  guter  Kenntnii»  der  einschlagenden  neueren  Schriften  werden  die  verschiedenen  Kr* 
scbelnungen,  die  in  ihrer  GeKamtbcit  den  heutigen  Kreditverkehr  ausmachen,  eingehend 
beschneben  und  geprüft.  Während  über  Definitionen  und  andere  Punkte  von  thcorcti- 
»chem  Interesse  kurz  weggegangen  ist,  werden  die  praktiitchen  StreitfVngen  »  nrnnentlich 
die  gesetzgcbcrinehe  Behandlung  der  wichtigsten  Kieditvorgfiuge ,  gründlich  dargestellt. 
BeispieUweise  sei  hier  der  achte  Abschnitt  hervorgehoben,  in  welchem  die  Verhültuins« 
des  Bodenkredila  eine  allseitige  Besprechung  an  den.  Bemerkenswert  erscheint  dabei, 
daf»  der  Vcrf- .  so  mafsvoU  und  vorsichtig  er  auch  in  allen  i>einif*ii  Urteilen  sich  zeigt, 
durchweg  au  der  gehörigen  Stelle  auch  die  sozialpolitischen  Gesichtspunkte  hervortre- 
ten Ufst,  die  erst  in  der  neuesten  dettt«cben  Nationalökonomie  die  verdiente  Würdigung 
SU  finden  pdegeu.  E.  L. 

Jahrbuch  für  das  deutsche  Versicherungswesen.  188  3.  Hrsg.  von 
J.  Neu  mann.    (Lebens-,  Renten-  und  Uufallversicherimg.)    Berlin  1883.    kl.  8<>,    316  HS. 

In  dem  hier  vorliegenden  Jahrgang  sind  auch  die  in  Deutschland  arbeitenden  Le- 
bens-, Renten-  und  Unfallversicherungen  des  Auslandes  mit  iliren  Ge seh SftAre^iil taten  fBf 
die  Jahre  1880  und  1881  aufgenommen.  Die  ,,  Rechnung»  gm  ad  lagen  der  deutscheu  L$- 
benBveraicheruijgsgesellschaiten"  sind  unter  ßerückäkhtigung  der  nunmehr  vollendcteu 
deutschen  [Zillmer'schen}  Sterblichkelts-Tafeln  neu  bearbeitet.  - 

As  s  ek  uranz -Jahrbuch.  H  rsg.  von  A.  Ehren  z  wei  g.  IV,  Jahrgang.  Wieo 
1883.     8«.      VI  u.  627  SS. 

Ri^perturi&cher  Assekurauz-Almanach.  Handbuch  für  den  Assekuranz* 
und  Handelsstnnd  und  für  Juristen.  Hrsg.  von  Dr.  A.  F.  Eisner.  XVL  Bd.  1883. 
Berlin,     kl    8».     XVI  u    504   88 

Es  sind  hier  u.  a.  die  sämtlichen  Versicherungsgesetse ,  welche  in  den  Jahren  1881 
und   1882  in  den  einzelnen  Staaten  Ameriksij  erlassen  sind,  im  Wortlaut  wiedergegeban. 

Saling!^  Börsenpapiere.  (Er.^rer  —  theoretischer  —  Teil.)  Die  Börse  und 
dio  liiir^  cngcschA  fte ;  bearbeitet  vnn  E.  Siegfried,     4.  And.     Berlin    1883»     8» 

Boz^riati,  J,  De  rtnstitntion  des  agonta  de  change,  Par.^  Ctiaiti 
1883.     4       71    pug. 
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Fabre^J.,  Des  courtiers:  coartiers  d'assurances  maritimes,  courtiers  inter- 
piites,  condnctears  de  navires,  coartiers  assermentös  au  tribunal  de  commerce,  courtiers 
libres,  etc.  2  vols.  (voL  I.  V— 497  pag.,  vol.  II.  464  pag.)  Toulouse,  impr.  Chau- 
Tin  &  fils,  1888.     8. 

Jarjayay,  £  ,  Des  droits  et  des  obligations  des  actionnair es. 
Par.,  L.  Larose  &  Forcel,  1883.     8.     4  fr. 

Le  Toub4,  Cb.f  Trait4  thöorique  et  pratique  du  change  des  monnaies 
•  t  des  fonds  d'etat  frau^ais  et  ötrangers,  contenant  la  theorie  des  changes  4traDgers, 
des  monnaies  et  des  mati&res  d*or  et  d'argent,  des  Operations  de  bourse  et  arbi träges 
de  banque,  ainsi  qne  la  l^gislation,  monötaire  et  les  usages  commercianx  de  tous  les 
EUU  du  globe.     4«  Edition.     Par.,  Ouillaumin,  188.3.     8.     10  fr. 

Wiener,  S.,  L'exception  de  jeu  et  les  Operations  de  bourse.  Bruxel- 
les,  Bruylant-Christophe  &  C«,  1883.     8.     X— 228  pag.     8  fr. 

Skinner,T.,  Stock  Exchange  Yeär-book  forl888.  London,  Cassell, 
8.     ö|.  — 

Ännual  report  of  the  Di  rector  of  the  Miut  to  the  Secretary  of  the  Trea- 
sury  for  the  fiscal  year  ended  June  80 ,  1882.  Washington ,  Gtoyemment  printing 
Office,  1882.     8.     112  pp. 

Viale,  D.,  Delle  assicurazioni  marittime  initalia.  Genova,  tip.  Be- 
ntU  &  Molinari,  1882.     4.     56  pp.     1  1. 

9.    Sosiald  Frage. 

Ferd.  Hahn,  Haftpflicht  und  Unfallversicherung.  Leipzig  1882. 
64  SS.     1  Hk. 

Die  Schrift  ist  ein  Referat,  erstattet  in  der  Qeneralversammlung  des  Verbandes 
deutscher  Mfiller  zu  Stettin.  Dasselbe  begründet  folgende  Resolutionen,  welche  einstim- 
mig Annahme  fanden: 

1.  Die  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Betriebsunfälle 
ist  Pflicht  der  Arbeitgeber  und  die  gesetzliche  Regelung. 

8.  Diese  gesetzliche  Regelung  auf  dem  Wege  einer  Zwangsversicherung,  einerlei,  ob 
dieselbe  staatiich  oder  genossenschaftlich  organisiert  wird,  widerspricht  den  berechtigten 
Interessen  der  Industrie,  da  diese  Zwangsversicherung  weder  die  Herstellung  des  Oefah- 
renausgleichs  auf  der  breitesten  Grundlage,  noch  die  individualisierende  Behandlung  des 
Ruikos  und  damit  die  g^öfstmögliche  Erleichterung  und  die  gerechteste  Verteilung  der 
ünfalUast  durchzufahren  vermag ,  und  weil  die  mit  dem  Zwange  notwendig  verbundene 
behördliche  Beaufsichtigung  und  polizeiliche  Einmischung  geeignet  ist,  die  Industrie  in 
ihrer  freien  Entfaltung  zu  stören. 

3.  Als  zweckmäfttigster  Weg  für  die  gesetzliche  Regelung  empfiehlt  es  sich,  in  An- 
knüpfung an  den  bestehenden  Kechtszustand  ,  die  gesetzliche,  Haftpflicht  der  Betriebs- 
Unternehmer,  und  zwar  zunächst  in  Betr.  der  im  §  1  des  dem  Reichstage  unterm  8.  Mni 
1882  vorgelegten  Gesetzentwurfs  bezeichneten  Betriebe ,  auf  alle  Betriebsunfälle 
auszudehnen,  unter  Fixierung  der  Entschädigungsbeträge  und  unter  Erlafs  gesetzlicher 
Normativbestimmungen  für  den  Betrieb  der  freien  Unfallversicherung. 

4.  Die  freie  genossenschaftliche  Unfallversicherung,  wie  solche  bereits  seit  fast  einem 
Jahrzehnt  für  die  Mühleninduätrie  in  dem  Unfallversicherungsverbande  deutscher  Müller 
im  Anschlufs  an  eine  Privatunfallversicherungsgesellschaft  besteht ,  hat  sich  nach  allen 
Richtungen  hin  bewährt ,  und  namentiich  eine  wirksame  Teilnahme  der  Betriebsunter- 
nehmer an  der  Verwaltung  des  Geschäfts  und  an  der  Erledigung  der  Unfallschäden, 
letzteres  durch  Schiedsgericht ,  ermöglicht.  Betriebsunternehmer ,  deren  haftpflichtmä- 
Tsige  Verbindlichkeiten  mangels  einer  geschlossenen  Unfallversicherung  nicht  durch 
•ine  auf  Grund  der  Normativbestimmungen  zugelassene  Gesellschaft  erfüllt  werden,  sind 
geaetalich  anzuhalten,  die  infolge  eines  Unfalles  zu  leistende  Rente  durch  Rentenver- 
sicherung bei  einer  staatlich  konzessionierten  Lebensrenteu-  oder  Unfallversicherungsge- 
Seilschaft  sicher  zu  stellen.  Die  Deckungskapitalien  für  alle  aus  Unfällen  entstehenden 
Rentenleistungen  sind  von  den  Versicherungsgesesellschaften  bei  einer  durch  das  Gesetz 
la  bestimmenden  Behörde  zu  hinterlegen. 

Franz  Kretschmann,  k.  preufs.  Reg. -Rat,  Die  Altersversorgnug 
der  Arbeiter  in  Deutschland.  2.  unveränd.  Aufl.  Leipzig,  F.  A.  Brockhaus 
1882.     74  S. 

Ein  auf  sorgsame  Berechnungen    gestützter  Vorschlag  eines  Versiclierngsfachmannns. 
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Der  Verf.  verliiugt  gesetsHcbeo  Zwui^^  cJaDi  Jeoe^  welche  sicli  darch  ihre  KÖrperkrufl 
im  LohiivcrbKltnis  ihren  LebeitsuDterbiiU  erwerben  und  nicht  ein  Vermögen  von  mindeMen» 
1000  M.  besitzen  (oder  als  Erb&cb&ft  zu  erwirten  hnben),  ohne  KÖckalcbt  »uf  das 
Geadilecht  vom  vollendeteo  18.  btä  z^uin  voüeodeteo  b5,  Lebeu^itlir  jährlich  3  M*f  ihre 
Arbeitg^cbcr  gtcichtaljs  jährlich  8  M.  in  eine  Aitcr»kii»e  eiDZftlcii  Die  Atter&kfti»e  h&tt« 
den  Erstgenannten  vom  Beginn  des  fi6.  Lebcn>J4«hr!»  eine  Altersrente  von  monAtlich  9  M„ 
deren  Witwen  aber,  wofern  d)e:>elben  vor  Beendigung  ihre^^  37  Leben»JAhrs  15  M.  «in- 
gesait  haben  und  mit  dem  ver^lorbeoeii  Khemann  wenigsten»  10  Jabre  verht?ir«tet  g«j- 
weaeo  sind^  gJeichf*l]a  vom  Anfang  des  56«  Lebensjahr«  eine  Witwenrente  von  monUlicb 
6  SC.  KU  gewähren.  Behufs  Gewährung  jener  AJCerirente  bedarf  es  aber  eines  vom 
Kelche  su  entrichtenden  Zaschusses  zu  den  Beiträgen  der  Mitglieder  nod  ihrer  Arbeit« 
geber,  welcher  Relchszu»chufs  jahrlich  f&r  jedes  männliche  Mitglied  4  M.  IS  Pf.,  fiir 
jede^  weibliche  Mitglied  6  Bf,  32  Pf.,  —  «ooiit,  da  die  Hitgli&derzai  auf  6,700,000 
roännliche  und  670,000  weibliche  Per^ouen  veraiitchUgt  wird  und  der  Staat  heKilgiti^h 
der  200,000  i:Jold»ten  den  Beitrag  aliein  und  swar  io  der  Hohe  von  9  M.  47  Pf.  tragen 
soll,  ausammeit  jährlich  32,238,400  M.  betragen  wUrdc.  Nebstdem  hätte  das  Reich,  um 
die  erwähnte  Witwenrente  2u  ermSglicben  ^  jährlich  1,403,000  M,  und  als  Verwaftuug«- 
kosten  (33  Alter:»klaji:>en  ,  je  fdr  ein  Gebiet  in  der  Grö^^üe  einer  preufsiächen  Provins) 
jährlich  etwa  1,300,000  M,  belzuäteuero«  Damit  aber  aufi^er  den  er»t  in'i  19.  Loben^'ahr 
K  in  treten  den  wenig^reus  auch  die  zur  Zeit  bereits  im  20.  bis  31.  Lebcnfjahr  Stehenden 
bei  Erreichung  des  66.  Lebensjahrs  der  AUer^^rente  teithafc  werden,  ist  aur  Deckung  de» 
Ausfalls  der  dieselben  betreffenden  Beitrag«^  auch  noch  ein  einmJiHges  dem  Kelche  auf- 
auerlegendes  Opfer  voo  240  Millionen  M«  erforderlich.  —  Ob  die  Kassenmitglieder,  ihre 
Arbeitgeber  und  insbesondere  ob  das  Reich  jene  ihnen  aufzuerlogendeu  Beiträ^^e  Jeisteu 
können^  hiingt  sehr  davon  ab^  ob  und  in  welchem  Maf^e  jeder  Teil  flir  andere  gej^etzliche 
Versich erungsiarten  beieutragen  haben  wird.  Der  Vert  will  die  Fürsorge  für  die  Uilfs- 
bedürftigen  vom  Kindes-  bis  zum  Beginn  desi  Grei«en-A]ter»  der  Gemeinde  zuweiseiii 
also  jedcnfail»  die  Kranken-f  Unfalls-  uud  In validitats- Versicherung  ohne  Inau^^^ruclmahmt 
der  Reichsmittel  verwirklicht  wissen.  Die  Frage  aber,  ob  die  AUersver>orguiig  vor  oder 
nach  oder  gleichzeitig  mit  der  einten  oder  andern  oder  mit  mehreren  und  mit  welchen 
Vüti  den  übrigen  Arien  der  Arbeitenreralcherung  gesetzlich  einzufuhren  sei^  diese  für  die 
Kritcbwtngliclikeit  der  Beiträge  der  Erwerb^befliü^enen  (Arbeiter  und  Arbeitgeber)  belang» 
reiche  Frage  blieb  vom  Verf,  unberührt.  Auch  regt  sich  die  Erwägunge  ob  die  geplant« 
Höhe  der  Alters-  und  der  Witwenrente  nicht  allzutief  unterhalb  des  Miudestbedarfs  stebe« 
als  dafs  sie  die.  namentlich  vom  Reiche  verlangten  bedeutendea  Opfer  aufwiege*  Mehr- 
fache, auch  vcrsicherungifttechntachc  Bedenken  stellen  sich  dem  Vor^cblag«  und  dem  Aas> 
fUhrungM-Eutwurfe  detf  Verf.  entgegen ;  dennoch  ist  die  kleine ,  sorgfjiltige  Arbeit  ein 
beachte  unwürdiger  Versuch  gegenüber  einer  grofsen,  noch  lange  nicht  genugsam  beban^ 
dellcn  Aufgabe.  Ed.  Popper. 

Karl  Fischt  Prof.  Die  Äozialc  Frage  »m  alten  Rom  bis  «um  Untergang 
der  Republik,     ÖffeutL  Vortrug.     Aarao,  H    R  Sauerltnder  1882.     36  SS-     8«. 

Der  Verfasser  vorliegender  Abhandlung  beherrscht  ohne  Zweifel  in  vollkommenem 
Mafse  die  historUeh- philologische  Litteratur  über  die  Oeschichle  der  römischen  Republik. 
Er  stellt  deingeniäfs  auch  in  den  vier  Abschnitten  ,  in  welche  er  seinen  Stoff  gruppiert 
hat  (L  Äufi^ore  Geschichte  Korns,  IT  die  staatliche  Organisation  der  römischen  Repa* 
blik  ttm  150  v,  Chr.»  HL  die  einzelnen  Klassen  der  Bevölkerung,  IV.  die  soziale  Frage), 
ein  reiches  Thatsachenmaterial  in  anspruchsloser,  knapp  sachlicher  Form  ausammeu  und 
setzt  hierbei  uiaucbcn  sonst  weniger  beachteten  Punkt  ins  rechte  Licht.  Treffend  be- 
leuchtet er  namentlich  die  Ursachen  der  mühelo^^en  VennögeDsakkumulation  der  römi* 
sehen  Aristokratie  ,  die  Kntur  der  Sklavenwirt^-chalt  und  die  Entstehung  de»  expropri- 
ierten städtischen  Polcteriats.  Auch  der  Abschnitt  über  das  Finanzwesen  der  romiseheo 
Bepublik  ist  beachtenswerte  Aber  für  die  Behandlung  seines  eigentlichen  Themas^  die 
wenig  über  ein  Viertel  der  Schrift  ehinimint,  fehlt  ihm  doch  wohl  eine  genügende  Ver- 
trautheit mit  der  ciuschlligigen  nfltlunalökoiiomiscbcn  und  sOÄialpolitischen  Litteratur. 
Vor  lauter  Einzelheiten  gelangt  er  weder  zu  einer  kltiren  Formulierung  der  ^^sozialen 
Frage  im  alten  Rom*'  noch  zu  einer  zutrefTondeu  Beurteilung  der  Lös ungsv ersuche. 
In  tetff^terer  Ilin^icht  beschriinkt  er  sich  auf  eine  flüchtige  Darstellung  der  GraccJii< 
sehen  Keforinbef>trebungen,  wobei  die  brennende  Sklavenfrnge  nicht  eiurnal  erwiihnt  wird. 
Der  •päleren  Kntwitklnng  sind  imr  woni^^e  Worte  gewidmet,  obwohl  bis  auf  Cosar  die 
ffsoziale  FrMgv**  wohl  oigeutlivh  den  Brernipunkt  der  romischen  Gescbicbt«  bildet.     Auf 
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einselne  schiefe  Auffassungen  der  Schrift  hier  näher  einzugehen,  wfirde  zu  viel  Raum 
erfordern.  Für  die  Leser  dieser  Zeitschrift  bedarf  der  Satz  keine  besondere  Betonung, 
das  wer  über  eine  ,,soziale  Frage*'  der  Vergangenheit  urteilen  will,  über  die  soziale 
Frage  der  Gegenwart  klare  Vorstellungen  besitzen  muss.  Leider  sind  die  letztem  unter 
unseren  Historikern  nur  noch  zu  selten. 

Dorpat  K.  Bücher. 

Dr.  Beruh.  Liesen:  Bischof  W.  E.  von  Ketteier  und  die  soziale 
Frage.  (Frankfurter  zeitgemäfse  Broschüren,  Neue  Folge  Bd.  III  Heft  12.)  Frank- 
furt a/M.,  A.  Förster,  Nachf.,  1882,  35  S. 

Das  Schriftchen  schildert  in  sachlicher  Weise  die  Wohlthfttigkeit  des  bekannten  mainzer 
Kirchenfürsten  und  jene  Anstalten  für  Kinder ,  Kranke ,  Arme ,  Gewerbsarbeiter  und 
Dienstboten ,  welche  seiner  Anregung  und  weitgehenden  Unterstützung  zu  danken  .sind. 
Da  die  bedeutsame  sozial-schriftstellerische  Thätigkeit  Ketteler's  in  dieser  Veröffentlichung 
nicht  behandelt,  sondern  einer  besondem  Darstellung  vorbehalten  wird,  bleibt  der  In- 
halt hinter  der  Benennung  des  Schriftchens  wesentlich  zurück.  Immerhin  bietet  die 
Darstellung  auch  nur  der  Aufsenseite  und  der  unmittelbaren  Erfolge  des  für  die  katho- 
lische Geistlichkeit  Deutschlands  beispielgebenden  sozialen  Wirkens  Ketteler's  manches 
Beachtenswerte,  namentlich  vom  Standpunkte  Jener,  welche  kirchliche  Mitwirkung  zur 
Linderung  gesellschaftlicher  Gebrechen  anerkennend  zu  begrüfsen  bereit  sind. 

Prag.  Ed.  Popper. 

K.  Flesch,  Haftpflicht,  Unfallversicherung  und  Normalarbeits- 
tag.     München  1883.     10  SS.     kl.  O. 

Der  Verf.,  Advokat  in  Franftirt  a.|M.  und  Freund  der  Volkspartei  hat  das  Vorgelegte 
in  einer  Reihe  Artikel  in  der  „Süddeutschen  Poüt"  erscheinen  lassen.  Es  handelt  sich 
also  um  eine  populäre,  aber  sachlich  scharf  und  gut  geschriebene  Brochüre,  aus  welcher 
auch  derjenige  manches  lernen  kann,  der,  wie  Referent,  mit  dem  Endresultate  wie  mit 
der  Begründung  sich  in  keiner  Weise  einverstanden  erklären  kann.  Der  Verfasser  tritt 
für  die  erste  Vorlage  des  Reichskanzlers  zur  Arbeiterversicherung  ein,  indem  er  sieb  bei 
Beurteilung  der  Haftpflicht  ganz  auf  den  Boden  des  römischen  Rechts  stellt,  nach  welchem 
nur  auf  Grund  einer  culpa  der  Unternehmer  eine  „Entschädigungspflicht"  dem  Arbeiter 
gegenüber  haben  könne.  Er  will  dem  Arbeiter  zur  Erlangung  der  nötigen  Mittel,  um 
%.  T.  Seibätversicherung  zu  übernehmen  durch  Abkürzung  der  Arbeitszeit  und  gesetzliche 
Regelung  des  Normalarbeitstages  verhelfen.  Ref.  hält  letzteres  auch  für  erstrebenswert« 
doch    scheint   ihm  der  Verf.  in  Bezug  auf  die  Wirkung   in    grofsen  Illusionen    befangen. 

Als  Anhang  sind  ein  paar  interessante  die  Unfallversicherung  betr.  Rechtsfälle  und 
der  Entwurf  vom  Jan.   1881  eines  Unfall- Versicherungsgesetzes  für  Arbeiter  angefügt 

Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  XXI.    Leipzig  1882.    8«.    (4M.) 

Inhalt:  Verhandlungen  der  am  9.  u.  10.  Oktober  1882  in  Frankfurt  a|M.  abge- 
haltenen Generalversammlung  des  Vereins  f.  Sozialpolitik  über  Grundeigentumsverteilung 
und  Erbrechtsreform ;  Internationale  Fabrikgesetzgebung;  Versicherungszwang  und  Armen- 
verbände. 

Kah,  K. ,  Die  Zwangsvollstreckung  wegen  Geldforderung  in  das 
unbewegliche  Vermögen  etc.     8^^     Karlsruhe  1882. 

Böhmert,  Victor,  Die  praktischen  Versuche  zur  Lösung  der  so- 
zialen Probleme.  Vortrag.  (Volkswirtschaftl.  Zeitfragen.  Heft  32.  Jahrg.  IV.  Heft  8.) 
Berlin  1883.     8«.     86  SS.     (1  M.) 

Leonhardi,  F.  Frh.,  Kollektiv- Vermöge  n.  Ein  Beitrag  zur  Lösung  der 
sozialen  Frage.     2.  sehr  verm.  Ausg.     Prefsburg  1882.    8<>.    27  u.  14  SS.    (IM.  20  Pf.) 

Toussaint,  F.  W.,  Geschichtlicher  Beitrag  zu  den  sozialen  Fragen 
der  Gegenwart.     Vortrag.     Berlin   1882.     8<».     18  SS.     (—  30  Pf.) 

Zeit-  und  Streitfragen,  sozialpolitische.  I.Heft:  Inhalt:  Der  Weher- 
Strihe  zu  Orimmüsehau      München   1882.     8<>.     (~  20  Pf ) 

Platter,  Die  Pflichten  des  Besitzes.  (Zeitfragen  Heft  176.)  Berlin  1883. 
80.     (—  80  Pf.) 

Bar,  O.  V.,  Die  Not  der  Produktivstände.    Osnabrück  1883.  8«.  (—  30  Pf.) 

Hansen,  P.  Chr.,  Die  Wohnungsverhältnisse  in  den  gröfseren 
Städten.  (Sammlung  von  Vorträgen  f.  das  deutsche  Volk.  IX.  Bd.  Heft  2.)  Heidel- 
berg 1883.     8«.     (-   60  Pf.) 

Locher,  F.,  Wetterleuchten.  Der  Staats  Sozialismus  und  seine 
Konsequenzen.     IIL  Teil:  Die  Brodfrage.     Zürich  1883.     8«.     (—  60  Pf.) 
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Bader,  Cliirif»e,  LAfemme  fr&n^aUe  d»iie  l«i  tempa  modernes. 
Pati»,  Didier,  188S.     12.     6  fr 

Caiase  generale  d'^pargne  et  de  r.etraite.  Compte  renda  des  opera- 
tionaet  de  la  »ituatioo  de  la  — ,  An  nee  1881.  Bruxellcs.  typ.  Hruylant  Cristophe  &. 
C«,  1882.     Folio,  80  pag,  (Pa*  en  commerce). 

Caisse  de  pr^voyaoce  en  faveur  des  ou  vri  e  r  s  m  i  n  eurs.  Esamea 
des  comptes  de  rannte  1860,  par  la  Commiftslon  permanente.  Bruzellea,  impr.  F. 
Uayea,  1882.     8.     72  pag.     (Pablication  du  Minist^re  des  travau  publica.) 

Congr^ä  de  Gre  noble  de  TUnion  des  asBociatious  oovriirea  ca- 
tholiqnea.  Compte  renda  de  la  treiai^me  assemblee  g(^n£rale  des  di  rede  um  d'oetiTro 
(13 — 17  aeptembrc  1880).     Orenoble,  impr.  Vincent  &  Perroux,  1882.     8,     445  p»g. 

Cosaon,  L, ,  £ssai  aar  la  conditio  n  dea  femmes.  Par,|  P.  Dupont, 
1883.     18.     330  pp,     3  Fr. 

Cou  longo,  Am  Questioo  den  loyers;  itnpot  proportionnet  snr  le»  loyer«,  an 
profit  des  petita  locataircs.  Note  Ji  MM.  les  d^put^s  et  k  BiM«  tes^  con»eltler&  municfpatu* 
Par.,  impr.  Davy,   1882,  16  d^cembre,  4.     3  pag. 

Durand-Fardel,  Lea  etabllmements  de  bienfaisance  indigl^nes  et 
Jen  institutiouB  aanitatrea  ^trang^res  en  Chine.  Paris,  Oermer  Bai  liiere,  1882  8. 
40  pag. 

Eflftai  snr  !a  condttion  des  femtnes  enEtirope  etenAm^rlque 
Par-,  A,  Ohio,  1883      18      3  (r.  50  c. 

Rapport    »ur  diversen  Communications  relatives  aux  habita- 
Paris,  Tr^nblay,  1882,  d  decembre.     4.     16  pag 
Philosophie    sociale;  edacation  de»  mferos  de  familleT    eu 
genre  humain  par  lea  femmes.     Konv.  öditton.  2  vols    (1.   358  et 
1.  382  pp.)     Par.  Charpentier,  1883.      18.     7  fr. 

H^rignac,  A,  Tratte  de»  contrats  relatift  k  rhypothltqne  legale 
de  la  femme  marine.     Par.,  Rousseau,   1883.     8.     331  pag.     7  fr. 

Monteil,  E.,  Bouvenirs  de  la  co  m  m  ane  (1871.)  Paris,  Charavay,  1883. 
12.      3  fr.    50  c. 

dePcyrebrune,  6.,  Lcs  femmes  qjui  tombent  2*  Edition.  Saint-Ger> 
main,  impr.   Rardtn  &  C«,     1883.     18.      II — 410  pag. 

de  Pompery,  E.,  Appei  aux  socialistes  de  toate  ntuinee,  Eztinctiou  da 
pauperlsme;  Gons^qnence  da  travail-fonetion.  Par.,  Cerf,  1883.  8- 
24  pag.     1   fr. 

Bkous^s,    A,,   Le    travail    des    d^tenut  li  Rome.     Par.,  Cluüx,  1883. 
18  pag. 

Union    des    associations     ouvri^res    catholiqnes,      Congr^s 
Hans.     Compte   rendn    de     la    onai^e    asaembl^e    generale    des    directeurs    d'oeuTfes, 
17  k  23  octobre  1881.     Toulouse,  impr.  Saint^Cyprien,  188S.     8.     415  pag 

llamiltiin,  11.  L.  ,  Household  Management  for  the  Labouriupc 
Cla^üe^.      London,  Partridge,   1883.      12.     96  pp.      1/.  — 

Buccellitti^  A,  11  nihiliänia  e  la  ragione  del  diritto  penale.  Mi- 
lano,   Hebe^chini  ^  C^ ,   1881.     4.     5  1. 

Toffoli-AddaU,L.|  Saggio  delproblemaeociale.  Torlno ,  Mariettt, 
1883.     16.     8  1.  50  c. 


Lavo  1  l^e  ,    C.^ 
tiona  ouvri^res. 
Martin,    LA., 

de    la  cirilisAtion    du 


8. 


de 


10,    Oeaetsgebimg. 

Gufitav  Freudenstein,  Doktor  der  Rechte,  Das  Reiebsstempelge- 
setz  nebst  Tarif  vom  I.  JuH  1831,  unter  Benutzung  der  Gesetzesmotive  und  des  Be- 
richten der  Eeichstagskommission  mit  d**n  Ausfuhruugsverfiigungen  den  Bandesrats,  sowie 
den  Formularen,  unter  Änrubrnng  der  eiuschl&gigeu  Finanzministeritdreskripte  ,  der  Aus- 
legungaprajcjs  der  dteuerhehördon  etc..  siuch  niii  Beihrlogung  sahtreicber  oberfitrichterlieher 
Erkenntnis^  in  Stempetsacheu ,  äowie  tmur  Darstellung  des  ricbterlichen  nnd  des  admi^ 
nlatrativeu  Htempetverfahrens,  gemeinrechtlich  kommentiert  und  aui  Grund  des  Stempel- 
rechte»  erliiuterl  für  die  Interessenton  von  Handel  und  Verkehr.  Nebst  vollständigem 
Wort-  und  Sachregister  von  »L  Silberstein,  Minden  in  Westf  Bruns  1883.  LXX 
u.  271  H. 

Das  vorstellend  abgedruckte  Titelblatt  enthebt  uns  einer  Inhaltsangabe  des  Baches. 
Der    Autor    wünscht    ^efne  Arbeit    ntelit    alft    wUsenschafUiche    Publikation    reaenilert    ttt 


übersieht  über  die  iieocslüo  Fublik&iioDcti   DeuischlaDda  und  des  AustAiide««     ^^J^ 


sehen»  er  lei^t  in  d«ro  Vorworte  „die  nacbdrückllche  Vorwaliruiig  ein,  dafs  er  hube  ein 
wisjtenschAftltdiea  Werk  schreiben  wollen;  es  sei  vielmehr  lediglich  die  Absicht  gewesen^ 
es  2U  uiiteinehtnenT  einen  populären  Kommentar  io  einer  erschöpfenden  VoUatändtgkeit 
unter  Voruahme  gründlicher  LTuteritiicliiinfir  fiir  die  OeKhäft&well  zu  bieten^  ein  Unterneh- 
men um  6o  verzeihlicher,  ah  es  bi»her  nn  einer  »olcben  PubJikAtiun  völli|^  i^ebrecb/' 
liAH  letztere  i$t  vullkommen  richtig-.  Aber  erütetia  wäre  eine  fiir  die  Gej^chÜftswett  er- 
schöpfende Votl»tändi]{k«it  nur  durch  NAchtrÜge  äu  erreichen.  Das  Vorwort  ist  ,^\m  Juli 
1982**  datiert.  Der  Kommentar  bortlcksiehtii^t  aber  z.  Q.  noch  nicht  das  Reskript  des  Finan«- 
mmlstera  vom  11.  Juni  läidS«  welches  die  Stempelfreihelt  von  einfachen  Offerten  im 
Warcnhandel  ausspricht «  nadidem  ein  Stempelllskal  der  Provinz  SaclHeu  solche  al» 
Briefe  Über  AhKcblü»iie  moniert  hatte.  Zweitens  gibt  der  Verf.  iu  manchen 
Streitfragen  {z.  ö.  H.  70  16)  eigene  recht  apodiktii^cbe  EntacbddungenT  welche  wohl  geeig- 
net sind,  eine  witsensctiaftliche  Kritik  hervorzitrtifen  und  speziell  in  seiner  eingefu^en 
.  Abhjuidlattg  Über  ,fdie  Zulliagigkeit  des  Zivilrechtswags  m  ReicbüsteiopelsacheD''  bewegt 
[«r  aicli  durchaus  auf  9taat«rechtäwiasene>chaftlidietti  Boden  und  eotwickelt  eine  Theorie  de^ 
Unterschiedes  zwincben  „Anwendung'*  nnd  ,, Anwendbarkeit^*  des  Geitetzes^  welche  nur 
auf  Wissenschaft] khem  Wege  kritisiert  und  eventuell  widerlegt  werden  kann. 

Wir  wollen  nicht  leugnen,  dafs  da»  liueh  für  die  Ge»chiU1U»welt  uieht  ohne  W*«rt  ist, 
welcher  iibrigeus  dnrth  regeimüfsige  Nachtrüge  und  Fortsetzung  des  Hach-  und  Wort- 
registers erhöht  werden  würde.  Der  Hauptwert  desüelbeti  besteht  aber  unserer  über- 
aeuguirg  nach  grade  in  seiner  raison  d*etre.  Ein  Steuergesets^  welches  trotz  der  besten  Ablaicht 
der  zu  Besteuernden  et»  zu  befolgen  ,  inncrhalh  weniger  als  1  Jahr  Htoff  su  einem  Kom- 
mentar von  ca.  16  liogen  B*^  in  Petitdruck  bietet,  ohne  dafs  der  Kommentar  im  Stande 
ist,  die  wichtigsten  Differenzpunkte  zwischen  dem  UechtsbewurÄtsein  der  fJandeUwelt  und 
.  dem  des  Pisikus  «u  HH&ny  niufs  vom  ge«etigt^ben»i:heti  Standpunkte  aU  ciu  verungtüekies 
t  Etpertmenl  betrAchtot  werden  und  er^icheint  demnach  die  Forderung  des  deutschen  Hau- 
delstande»,  dafi  eine  Revision  oder  Boform  des  Gesetzen  vorgenommen  werde,  gowilV  ge- 
rechtfertigt, F.  Ritscbl 

Kletke^O.  M.^  allgemeine  Qesinde-Ordnung  (.  die  Preussischen 
Staaten  vom  8-  Nov,  1810.  Ueberarb.  und  bis  auf  die  neueste  Zeit  vet^olistündigt 
von  H.  Lange.     8    Aufl.     BerUn  1S8S.     16"-     84  BS. 

Kletke^  G.  M.,  Kreis-  und  Provi  n  si  al-Or  dn  u  n  g.  Für  den  prakti- 
schen Gebrauch  ausführlich  ergänzt  und  erläutert  Such  des^iten  Tod« 
fortgeaetat  von  D.  A.  Zimmermann.     10.  Tbeil.     Berlin  1882,     8<».     5S5  88. 

Inhalt:  Die  preusÄ  Verwaltungstgesetiigebung  de«  J.  1881,  Sammlung  der  im  J, 
1881  ergangenen  Gesetze,  Instruktionen^  Regulative  und  VertHgnngen,  sowie  Entscheidun- 
gen der  höchsten  Gerichtshöfe. 

Heachf  P.,  Das  österreichische  Wechfielrecht  Leicht  fassl  ic  h  er- 
Uutert.     8»*.     Wien   1882. 

Baff,  £. ,  Die  Gesetze  und  Verordnungen  betr.  den  Betrieb  der 
Bergwerke  und  der  damit  verbundenen  Anlagen  im  preufa.  Staate. 
KsMiii   188S.     8».     (geb.   SM.   50  Pf ) 

Grundbuch-Ordnung.  Vom  5.  Hai  187  2«  Nebjtt  den  darauf  bez.  Ge&ataen, 
der  minist  Anweisung  und  den  allgemeinen  Verflgnngen.  7.  Attfl.  Berlin  t88S.  8^ 
11   M.) 

Go  w  e  r  b  c  -  O  r  d  n  u  n  g  ,  die,  vom  20.  D  «  k e  m  b  e  r  1859.  Mit  allen  nach- 
IrXgllcben  Verordnungen,  d.  einschlfig>  Erkenntnii!>äen  d.  Verwaltnngsgenchtshofes  u.  m, 
alpbabet.  o.  chnmol.  Regt*ter.  10.  erg.  Aufl.  Wien  1883.  8».  IV  u.  178  »S.  (l  M. 
»0  Pf) 

Held,  O.,  Gesetz  und  an  n»tige  Bes^timm  ungen  betr  d  i  e  G  e  werbe- 
»teaer  in  Preufsen  mit  gewerbepol) /.eilichen  Vorschriften  für  Verwal- 
tungf  und  PoliKelbeanjtc ,  die  Staat^anwaltscliaflt  und  Hchotfenge richten.  2.  verh,  Autl 
Berlin  18B3,     B^.     XV  u.  826  äS.     (5  M.) 

Bahnordnung  für  deutsche  Eisenhahnen  untergeordneter  Bedeu- 
tung, Vom  12  Juni  1878  Text  der  Bahnordnung  durchgesehen  im  Reichs-Eiaenhahn- 
▲mU.     2    Aufl.     Berlin   1882      8«>.     43  88.     (—  46  Pf ) 

H  a  h  n  p  o  1  i  z  e  i  -  R  e  g  I  e  m  e  n  r  für  die  K  i  »  e  ii  b  a  h  n  e  n  D  e  u  t  c  li  1  a  n  d  s  ,  vom 
4.  Jan  l^lh.  Abgeändert  ihinh  l^eknniitninchung  vom  12  Juni  1878.  Tett  des  Regle- 
metit«    dari:hge»eheo    im  Reich»>Ki»eubaljn-Amte,     Mtt  Kinldtttng,    »u&filhrl    Itihalts-Var« 
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zdchnU    und    Sacbregister,      8.  Aufl.     2.    verroilst   Aasg.      Berlin    1882.     8«.     04  88> 
(—  60  Pt) 

WecbsQQg^  F.  f  Der  deat^cbe  Zollt&rifToui  15.  Jnji  1879t  neb&t  den 
vom  Bundesrmt  festgestellten  TarwÄUen.     Lcipxig  1882,     8*».     (—  75  Pr) 

Hotttnftnn.  A.  £^  Da»  deutsche  Keicbsstempelgeseti.  Texlaiug,  m. 
den  Atisführungsvorachrifteit  und  den  üestimmungen  de»  Bundesrats,  nebst  ErlJlulet  ungeu 
und  Auslegungen  und  Tabellen,  hrsg.  u.  berochnet  13.  Aufl.  Bremen  1S8S.  S^  84  SÜ. 
(2  M.) 

Weinsteuergesets,  das  badiscfae,  vom  19.  Hai  1882«  nebilVoll- 
xugs- Verordnung  vom   2$    Oktober   188  2.      Karlaruho   1882^     8«      ( —  50  Pf) 

6au|ii>,  Das  deutsche  Beichsgesetz  über  die  Reicli^fctempelabga- 
ben  Tom  1  Juli  1881.  Textamg.  mit  Anmerkungen.  2.  Ausg.  10".  (kart.  1  M, 
20  Pf.) 

Gesetxe,  ^sterreiehiache.  Taschenauigabe,  1.  u.  3.  Bd.  Wien  168S. 
(9  M  ) 

Inhalt:     1.  Oesetae  und  Vorachriflei)  t  Gewerbe- ,  Pabrikü-  und  HandoUuntemeb-  , 
inungeti.     (Gewerbe-Ordnung^  Privilegien geset«,  Marken-  und  lllu.Ht«rachut£g«!tetx,   Hausier« 
patent,  Gesetz  fiir  Haudetiuigentcn ,  Handebkammern,  Erwerb»-  und  WlrLüi-liatls^euossen- 
schafUgeaatz  etc.)     3.    Die  Voraicbriften   über  Kechtage»ehätlo  ituf^cr  Streitsnuhcn  (enthalt 
n.  a.  Verordnungen  über  Waisenkas^en  und  üepositenwe^en  clc). 

Reichs ge^etse,  deutsche.  2.  Abt  Finaaigeeetae.  10.  Lieferg.  Würa- 
barg  1882.     8».     (S,  277—304.)     (—   SO  Pf.) 

Inliail:    AusfUhrungsvorschdften    des  Bundesrat«»  vom  7,  Juli   1881  au  dem  Gesata-^ 
vom   1.  Jnü   1881^  betr.  die  Erhebung  von  Reichsstompelabgaben. 

Reich  sgei^etze  und  Verordnungen,  die,    über  das  Volksschulweseo] 
für    die    tm    Reichsrate    vertretenen  Konigrei<ithe    und  Lander,    aowie  diä  1 
diese    Gesetze    betr.    Entscheidungen    de»    Ueichsgerichteü    und    VerwaltungsgericbtaihDfes« 
dann  die  Erlas&e  des  böhm.  Landcsdchulraies.     Hit  einem  ausführt,  alphabet.«  nach  Schhig- 
wörtern  abgefa^tsten   MaUneuregister.     4.  Aufl.     Prag  1882.     8«,     394  S8.     (2  H.  40  Pf.) 

Holly,  V,  PüUzei-Vorschriften  der  S  t  adt  Halle  a.  d.  Saale ,  nebst 
den  wichtigsten  Polizei-Verordnungen  1'.  d  R«gieritngS'B«airk  Merseburg  und  die  Provini 
&achs«D.  Zusammengestellt  und  crläut49rt.  Halle  1882.  8».  VIU  u.  299  SH.  (8  H. 
80  Pf) 

Kotze,  Otto,  Die  preufs lachen  Stidto-Ordnuni^en  nebst  allen  ergän- 
zenden OeHetzen«  Hinistenal-Heskripten ,  Instruktionen  und  Entscheidungen.  Unter  Be* 
tiicksichtigung  der  durch  die  neue  Verwaltungsgesetagebung  bedingten  Aliändcrungen  er- 
läutert. Mit  einüm  Anhange,  enthaltend  die  einzelnen  mit  der  Städte-Ordnung  in  enger 
Verbindung  stehenden  Ocsetr.e  und  Mi nlsterial -Erlasse.  2,  Aufl,  1.  Liefg.  Berlin  1883. 
8«.     Xül  ti,  80  SS.     (—   75.) 

Laband,  P.,  Das  Staatsrecht  des  Dentachen  Reiches.  3.  Bd,  2.  Abt 
Nebst  eiDcra  das  ganze  Werk  umfassenden  Sachregister.  Freiburg  i.  Br.  188S  8°.  IV 
n.  440  SS.     (9  H.) 

Bertram,  P. ,  Die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Ver- 
mögen nach  iiassauiscbem  Reoh  te.  2  ueub.  Aufl.  Wiesbaden  1882.  8**.  98  SS. 
(2  M.) 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Zwangsvollstreckung  tn  das 
unbewegliche  Vermögen  im  6eltnng«ibereiche  der  Grundbuchordnung 
vom  6.  Hai   18  7  2.     Mit  Begründung.     Fol      Berlin   1882.     167  SS.     (5  M.) 

Agenda  et  iinnuiiire  des  cours  et  tribunuux,  du  barrcau,  des  notairea^ 
des  officiers  miniüterieb  et  de  l'enregistrement  (France  et  colonies),  1883.  Par ;  Bll* 
Wd  &  C«,  1882,  29  d^cembre,  8.     607  pug. 

Jeanvrott  V.,  La  magl  st  ratu  re.  IL  La  justice  du  pays  par  1  c  paya. 
Tome  1  (en  2  voU):  L'iMamovibilitc^  sous  ranclenne  monarchie,  »ona  la  r^volution  et 
depuis  k  dtx-huit  Brumaire.     Par.  CVtillon  &  C«,   1883.     18.     8  fr. 

Picard  Dt  d' Hoffschmidt,  Pandectcs  belgus  Encyclop^^die  de 
legislation  I  de  doctrine  et  de  juriäiprudonco  beiges.  Tome  VIII,  3«  livrai»on,  di- 
cembre  1882  (pag.   546  ii  800.)     Bruxellcs,  F.  Larcier,   1883.      8.     ö  fr. 

Buckley,  H.  B.,  The  law  and  practice  under  the  Companie&Acls, 
1  8  G  2  t  o  18  8  0      Tht^  Joint  Stack  Compaules  Arrangement  Act ,    1870,    and    the    Llf« 
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Amtaugo  Companies  Acts,  1870  to  1872  4th  edition.  London,  Stovcns  &  Ilaynos, 
1888.     Boy.-8.     G48  pp.     32/.  — 

C Abinet  Lfcwyer:  a  populär  digest  of  the  law»  of  England.  26ih  edition, 
wiih  Supplement  contiütiing  the  legislaturo  in  tho  sesalons  of  187S— 1882.  London, 
Longmanä»  1883.     12.     930  pp.     9/.  — 

Wbarton,  F. ^  A  eommentary  on  tliö  Law  of  Contractu.  2  vola« 
Philadelphia  1882.     8.     bound.  XV— 1471   pp.     60/.  ^ 

Williama  J,  W,  H.  and  J,  R.  S.  Viue,  The  English  Muuicipal  Code: 
being  the  Hunicipal  Corporations  Act,  1882  (45  and  48  Vict.f  chapter  50)  with  histori- 
cal  introdaction,  notes  etc,  the  gonerat  Orders  of  the  Jndges  ander  the  eorrupt  practi- 
ce»  (Honicipol  Elections)  Aetf    a  atatlstieai  appendix  etc.   London,  Waterlow,  1883,     8. 

tn  pp.   ö].  — 

Moncftda,  R.,  II  reglcidfo  ed  Ü  parricidio  net  dlriltopenale. 
Catanla  1882.     8.     141  pp. 

Vitali  V.f  La  forma  del  teittanicntoitaliano  esposta  colla  scorta  del 
dtritto  romauo  e  franeeee,  della  dottrina  e  giurisprudenza  uazionate.  Piacensa,  G.  Fa- 
vari^   1883.     8,     314  pp.     ö  l 

Ih    8taAt0-  und  Terwaltungireoht  eto. 

O,  KunttemüllerT  DesEeicbakanzloris  Fürsten  von  Bis  mar  ck  Staats  - 
ietilliche  und  wirtscbaftspolitiache  Anschauungen.  Nach  seinen  Paria- 
mentsreden  and  andern  öffentlichen  Kundgebungen  dargeflteüt.  Berlin,  Friedrich  Kort- 
kampf.     1882.     8.     VIII  und  226  SS. 

Eine  ZuaamnrtenBtellting  von  Partamentsreden  und  einigen  andern  Kundgebungen  des 
Fürsten  Bismarck  nach  systematischen  Geäicbt5pnnkt>*n  Ohne  selb!$tändi|;fe  Bedt^urung, 
aber  2uoi  Nachschlagen  nicht  unbrauchbar  Eine  VoUatündigkeit  scheint  der  Verl.  nicht 
beabsichtigt  zu  haben ,  er  giebt  mit  Auswahl  nur  dasjenige,  was  ihm  von  besonderer 
Wichtigkeit  oder  Interesse  lU  sein  scheint. 

L«  Gamplowicz,  Verwalttings  lehre  mit  bei^ondercr  BerÜcksichti- 
gnngdesöaterreicbii^chen  Verwaltungsrechts.  Innssbraek,  Verlag  der  Wag- 
^  ]|«r»ehen  CniversitiiUbuchhandlupg.  1882.  8,  VIII  und  472  SS, 

DtT  Verf,  hat  sich  durch  eine  Reihe  von  rechts-  ottd  staatspbiloiophiftcheti  W*erken 
bekannt  gemacht,  gegen  welche  sich,  da  mIo  von  einer  dttrchauä  willkiirlichen  Konstruk- 
tion der  8taatsontatehung  au&gingen,  allerdings  schwere  Bedenken  erheben  ticlVen.  Immer- 
hin IJUCät  sich  nicht  l&ugnen,  daf)»  der  Verf.  allmählich  mehr  ausgereift  hl  und  dafs  seine 
8chrift  über  Heiih^ätaat  und  Sozialismus  sich  von  seinen  älteren  Produktionen  vorteil- 
haft  unterscheidet.  In  dem  vorliegenden  Werke  bewegt  er  sich  auf  positiverem  Boden; 
»eine  Verwaltungslehre  ist  auf  der  Grundlage  des  österreichischen  Verwaltnngsrechtci»  ge- 
arbeitet. Die  Anlehnung  an  ein  bestimmtes  positives  Recht  ist  der  Arbeit  entschieden 
au  gute  gekommen,  indem  sie  den  Verf.  vor  Abwegen ,  wie  er  sie  In  aeinen  früheren 
Schriften  eingeschlagen  bat,  bewahrte.  Die  Darstellung  ist  klar  und  durchsichtig.  Trotz 
einiger  tJnrichtigkotten  und  Ongenauigkeiten,  welche  sich  in  di^m  Buche  6nden,  ist  das> 
»etbe  doch  im  Gan'^en  «ur  Orientierung  über  das  österretchiache  Verwaltung!»rccht  treff- 
lioli  geeignet  Bisher  war  es  demjenigen ,  der  den  Verbftltnissen  des  österreichischen 
KaieerstaAtes  persönlich  femer  stand,  aufserordentlich  erschwert,  sich  über  das  oflentliche 
Recht  desselben  genauer  zu  unterrichten.  Durch  ülbrichs  österreiehischos  Staatsrecht 
und  das  vorliegende  Werk  dos  Verf.  ist  diesem  Mangel  in  erfreulicher  Weise  ahgehotfen« 

G.  M. 

Eger,  Die  Notwendigkeit  einer  Revision  des  preufsi  sehen  Ent- 
•  igonogsgei&etzes.  Abändening:^varschl&ge,  verbunden  mit  einer  Uebersicht  der  ge- 
samten Rechtaprechung  etc.  etc.     Brcslaa  1881.     S*».     60  SS. 

Die  Yorliegende  Untersnchiing  z<;rfMllt  in  drei  Abtscbnitte.  In  dem  ersten  Abschnitt 
gitbt  der  Verf»  eine  Uebernicbt  Über  die  Entscheidungen  de»  preufsisehen  Ober-Tribunals 
und  de«  deutschen  Reichsgerichts  in  Enteignungssaehen  wÄhrend  der  Jahre  1874—1881. 
In  dem  »weiten  Abschnitt  „VorschUge  zur  Beseitigung  der  Müngel  des  Enteignungsver> 
fahren»*'  betitelt,  hebt  E  zunächst  hervor,  das»  sowohl  von  den  Behörden,  welche  mit 
der  Durchführung  des  Entejgnungs verfahren»  auf  Grund  des  Enteignungsgesetzes  vom 
11.  Jnni  1874  befallt  seien,  als  auch  von  den  Beteiligten  (Untertiebmcni  und  Expro- 
^riateo)  fort^lauemd  Klagen  über  die  Mängel  dic.**es  Gesetaes  und  die  dadurch  hervorge- 
]  rufen en  Nachteile    erhoben    würen.     Die    wc^jcntlichsten  MirsstKnde,    die    aueb    der  Verf. 
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aU  vorhutiden  «nerkennt ,  beständen  in  der  Lanf^samkeit  und  Schwerfälligkeit  des  Ver- 
fahren«. Nach  deu  gegenwärtig  gültigen  Vorschriften  beanspruche  dasselbe  bis  »ar  Vol- 
lendung der  Expropriation  oft  mehrere  Jahre.  E»  »ei  daher  eine  Aenderung  des  jetzigen 
Verfahrens  dringend  erforderlich,  die  zunftthst  darin  bestehen  müsste,  daas  für  alle  Eot- 
dgniingsflUIe  ein  einheitliches  Verfahren  euigefiihrt  würde,  d.  h.  das«  inaii  den 
Unterschied  «wischen  dringlichen  tind  nicht  dringlichen  Verfahren  beseitige,  dem  neu  su 
konstituierenden  aber  das  Dringlicbkeitsverfahren  ru  Grunde  lege.  Indessen  bei  der  blo^^sen 
Generalisier nng  desselben  auf  alle  Enteignungs falle  dürfe  nicht  »tehon  gebliehen  werden; 
vielmehr  sei  auch  das  sog.  Dringlicbkeitsverfahren  noch  wetsentlich  zu  vereinfachen  und 
abzukürten,  um  daraoü  künftig  hin  ein  dem  bestehenden  Bedörfnis  entsprechende 5,  prak* 
tisch  brauchbnrest  Enteignungsvcrfnhre»  xii  schaffen.  In  dem  dritten  Abschnitt  fkfst  der 
Verf  seine  Vorschläge  in  einem  Gesetzantwurfe  /.usammen,  der  von  eingehenden  Motiven 
zu  den  eiazelncn  Paragraphen  begleitet  ist.   —  E. 

K,  V.  Biecke,  Verfassung,  Verwaltung  und  StaatshAliahalt  de» 
Königreichs  Würtembcrg      Stuttgart   188»      286  88. 

Dan  k  statistisch- topographische  BÜre»u  in  Stuttgart  ist  im  Beg^riffe  unter  dem  Titel 
der  Staat  eine  grofs  angelegte  neue  Beschreihung  des  K5ntgreichs  Wiirtemberg  heraus- 
zugeben.  Dai»  vorliegende  Werk  bildet  das  4.  Buch  desselben  und  hat  den  um  die  Sta- 
ttättk  des  Landes  hochverdienten  lanf^'ährigen  Direktor  des  betreflTenden  Bureaus,  jetzigen 
Direktor  de»  k  Steuerkollegiumi»  zum  Verfasser.  Es  bedarf  demnach  keiner  beaondern 
Hervorhebung,  daf»  die  übernümroene  Aufgabe  mit  höchster  Beherrschung  des  Gegen- 
standes, unter  vollständigster  Heranziehung  des  historischen  und  statistischen  MateriaK 
gelöst  Ist,  und  die  Schrift  auch  weit  Über  die  Grensen  des  in  Rede  stehenden  Staates  auf 
Interesse  rechnen  kann.  Denn  Jeder  der  sich  mit  den  Staatswissenschaf^en  beschäftigt, 
wcifiit  wie  schwer  Ci>  oft  ist,  s>ich  über  die  Details  des  Verwaltungsorganismus,  die  Lei* 
slungen  desselben^  die  Pinanzverhältnissc  u.  s.  w  der  einzelnen  Länder  zu  inlormieren« 
wozu  hier  in  gedrängtester  Form  für  Würtembefg  frelcgcnbeit  geboten  ist.  In  12  Ab> 
achnitton  ist  behandelt :  I.  das  ätaatsgebiet,  2.  die  Verfassung.  3.  die  Gesetzgebung  und 
die  Verwaltung  (überall  kurze  DarsteUusg  der  historischen  Entwicklung).  4.  Der  Köoin 
und  das  k5nigl.  Haus.  5  Die  9e«atabfirger.  6.  Die  Landstände.  7.  Die  Staatsdiener' 
(Geschichte  des  Staatsdienstes,  Rechtsverhältnisse,  Gehalte  der  Beamten  und  weitere  Für- 
sorge für  dieselben).  8.  Die  Staatsbehörden.  9  Der  Sta&tshaashalt.  10.  Die  Gemeinden 
und  Amtakörperschafleo  11.  SUat  und  Kirche.  IS.  Staat  und  Schale.  Anhang:  Die 
BozichuDgen  zum  Deutschen  Reiche. 

Das  Recht  des  Wiedergewonnenen      Berlin   1883,     130  88. 

Inh.  1.  Kann  einer  im  Deutschen  Reiche  erscheinenden  Zeitung  der  Eintritt  und 
die  Verbreitung  in  Elsal^-Lothrtngen  nach  dort  geltendem  Rechte  versaij^t  werden? 
2.  Der  s.  g.  DiktAturparagraph.  3  Die  Immunität.  4.  Anomalien.  &.  Vorbedingungen 
der  Gleichstellung.     8,  Das  Recht  des  Ecichslandes. 

Huc  de  Grais,  Graf,  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltaug 
in  Preufsen  und  dem  deutschen  Reich.     3.  Aufl.     Berlin  188B.     (geb.  7  M.] 

Cathrein,  V.,  Die  Aufgaben  der  Staatsgewalt  uod  ihre  Grenzen. 
Eine  staatsrechtliche  Abhandlung.  ( Ergän zu ngs hefte  zu  den  f, Stimmen  aus  Maria-Loach** 
—  8L)     Freiburg  i.  Br,     8».     (1  M.  90  Pf.) 

Staatsrechnung  des  Rantons  Aargaa  pro  1881     Gr.  iu-fol.     Aarau  188S. 

GlassoUt  E.,  Histoire  du  droit  et  des  itistutions  poticlques,  civilcs 
et  judioiaires  de  l'Angleterre»  compar^s  hu  droit  et  anx  institutions  de  la  France 
depois  leur  origine  jusqu^ii  nos  jour».  Tome  V :  La  r^forme  religieuse.  La  monarchie 
absoluo  et  U  r^volution  politique.  Le  guuvertiement  parlomentaire.  Par ,  A^  Durand 
&  Pedone-  LauHel,  1883.     8. 

Der  Preis  des  in  6  ^BKnden  compl.  Werkes  beträgt  60  fr. 

Madvig,  J.  N^  L'Etat  rnmain,  sr  Constitution  etson  administra- 
tioti,  traduit  par  Cb.  Morel.     Tome  ,11.     Par.,  F,  Vieweg,  1883.     8.     7  fr.  60  c. 

Buf frage  tiniversel,  le^  Etüde  comparee  des  diverses  Icgislations  ^Ioctor&let< 
Far.T  L.  Liurose  Üi  Forcel^  1883.     18.     4  fr, 

Arnos,  Sb,  The  Science  ofPolitics.  London.  Paul,  French  &0>,  1883^ 
8.     496  pp.     5f,  — 

Thorntoti,  P.  M,,  Foreign  Seeretaries  of  the  NSneteeath  Cm- 
tary  to  1880.     Volume  I  — 111      London  1888.     8.     55|.  — 
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Oeurg  MeyeFf  Lehrbuch  de«  deutschen  Verwaltungsrechte«.  Im 
Ifiscblufs  IUI  dsLA  Lehrbach  des  detzUchen  StaaUirechU  von  demselben  Verr.  beArboiteL 
rh    t;  Allgemeine  Lebren.     Imiere  Terwaltung.     Leipsig  1883.     57S  88. 

H,  Oelrichs.  k.  Obenregierungsratb ,  Die  Domeinen-Verwaltung  des 
preufsUcben  Staates.     Breslau  1683.     300  SS.     7  Kk. 

Die  Schrift  »tammt  aus  dasu  berufenster  Feder.  Sic  liefert  eine  vortreffliche  Über- 
Mcht  Über  die  geltenden  Grund^^atxe  und  Bestimmungen  in  Betreff  der  Domaincu-Ver- 
waUungf  aum  praktischen  Gebrauche  hauptsächlich  für  Verwaltungsboamte. 

Der  erste  Abachultt  behnDdelt  den  Begriff  der  Domänen ,  ihre  Erwerbfititel  n.  a.  w. 
S.  Abscbir  Benutaung  der  Domren.  3,  Ab&chn.  anderweitige  Verptiichtungen  dos  Do- 
Aiaeiifiskii^,  SchliersUch  ist  noch  eine  Nachweisung  der  üfimmtlichen  Domänen -Vorwerke 
and  PacbtrerhXltoisAe  vom   15.  Oktbr.  188S  hinzugefügt. 

Die  Schrifl  wird  Vielen  willkommen  »ein,  da  die  Vorläufer  schon  etwas  veraltet  sind. 


12.     StatiJtik. 
Würtembergifrcbo  Jahrbücher  für  Statistik  u.  Landci»kunde,    her- 
ausgegeben vom  k.  stat.  topogr.  Bureau.     Jahrgang   1882.     Bd.  I.     1^   HÜfle«     Stuttg. 
j        1882.     Or-'F,     140  SS. 
I  Statistik  des  tJnterrichta-  und  Erziehirngswesenit  1879 — 80.     Würt,  Litteratur  1880 

i  Die  Verwaltung  der  Rechtäpfiego  i879|80.  Die  Sterblichkeit  im  Zuchthaus  Ludwigshnrg 
^■A87S|79.  Bevölkerung  Würtembergs  am  1.  Des.  1880  verglichen  mit  1871  o.  187fi.  — 
^^b*  Hälfte.  Bewegung^  der  Bevölkerung  1881,  Die  landw.  Bodenbenutzung  und  die 
^^Brn teerträge  1881.  Übersicht  der  Hagehchläge  v  1828 — 82.  Die  Ergebniat^e  der 
^^B^chtmärkte  i.  J.  1881.  Die  Ergebnisse  der  Wollmärkte  v.  1881  u.  82.  Die  Aus- 
^^und  Einfuhr  von  Wein,  Obstmost ,  Branntwein^  Bier  und  MaU  nach  und  von  anderen 
Bundej^sta&ten  1879|80.  Die  Ausfuhr  von  Früchten  u,  Mühltabriknton  über  ben  Bodon^ 
see  1880  u.  81.  DbT  Schiffs*  und  Warenverkehr  1879|80.  —  Supplemcnthand.  Trigo- 
1       nomotrische  HÖbenbestimmungen.     Meteorologie. 

Jahrg.  1882  Bd.  LI.  WUrtemhergiscbe  Vierte^ahrs hefte  für  Landesgeschichie, 
Jahrg.  V  ;  Hof-  und  Staatskaleuder  pro  1882. 

Statistik  der  im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands nach  den  Angaben  der  Eisenbahnverwaltungen  bearbeitet  im  Reichseisenb&hniunt. 
Bd.  I.  Betricbajabr  l880|8r  Berlin  1882.  Druck  und  Komttüssioosverlag  von  E.  8. 
Mittler  und  Sohn.     Grofs- Folio. 

Bereits  seit  seiner  Errichtung  (1873)  tat  das  Reichsei senbahiiamt  darauf  bedacht  ge> 
;  we^^eUf  statistische  ZusammensteUuiigen  über  sämtliche  im  Deutschen  Reiche  gelegenen 
Eisenbahnen  gemif»  dem  rcfm  Reichatag  im  Juni  1873  gefifsten  Beschlufs  au  veröffent- 
lichen. Diese  Statistik  sollte  und  mufst«  natürUch  auf  gleichmJlLfftigen  Grundlagen  be> 
ruhen.  Um  dieselbe  2u  ermöglichen,  war  es  deshalb  erforderlich ,  eine  Reihe  von  bei 
,  den  verschiedenen  Eisenbahnen  bestehenden  Unleichhciten  au  beseitigen,  vor  allem  aber 
war  die  EinfHibrniig  eioea  gemeinsamen  Buchungsformulars ,  sowie  gemeinsamer  Rech- 
mmgagrandsätze  aniustreben.  Dies  Ziel  konnte  aber  nur  auf  dem  Wege  freiwilliger 
Vereinbarungen  erreicht  werden.  Endlich  ist  denn  aus  mehrfachen  Vorverhandlungeo 
und  Beratungen  das  Normal  buch  ungsformular  fUr  die  Eisenbahnen  Deutschlands  hervor- 
gegangen  und  seit  1880  bei  den  deutschen  Eisenbahnen  eingeflihrt  worden,  infolge 
deueo  konnte  jetzt  die  erste  sämtliche  deutsche  Eisenbahnen  umfassende,  eingehende  sta« 
tistische  Arbeit  veröffenttirbt  werden  ,  welcher  fortan  alljährlich  weitere  folgen  sollen. 
Da  dieselben  im  allgemeinen  den  gleichen  Stoff  mit  umfassen^  den  seither  die  , .statisti- 
schen Nachrichten  vou  den  preufsiscben  Eisenbabnen'^  behandelten,  so  haben  die  letste- 
ren  mit   1880  «u  erscheinen  aufgehört. 

Das  »ehr  reichhaltige  Werk    euthült    im  ganzen    35  Tabellen    und  6  Tafeln  mit  er* 

temden  und  ergänRenden   Bemerkungen.     Die  ersten  82  Tabellen  sind  den  dem  öffent- 

Verkehre    dienenden  Eisenbahnen    mit    normaler  Spurweite  gewidmet.     Tabelle   t 

id  f  bringen  eine  Darstellung  der  Eisenbahnen    mit   normaler  Spurweite ,    sowie    eine 

len Stellung  der  normalspurigen  Eisenbahnen    untergeordneter  Bedeutung   mit  An- 

tbr    ihrer  charakteristischen  Merkmale.     Die  folgenden  beiden  Tabellen  stellen  die  Lau» 

»nverhältnisse  und  die  Verteilung  der  Eisenbahnen    nach    Staaten    und    Verwaltungsbe- 

ken  dar.     Die  Tabellen   & — 14    behandeln    die    baatichen  Beilagen   und  zwar  den   Be- 

^nd    der    Bahnanlagen    (Unterbau ,    Oberbau ,    Stcigungs-    und    KrümmungsvcrhilLttnisse, 

lah&hdfe,  UaltesteUen  und  sonstige  bauliche  Anlagen,  Telegrapheuoiuriehtungeu),  sowie 
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die  UnUrhaltuug  und  Erneuörimg  der  Bahnanlagen  (^Unierhjiltiuig  und  Emeucning  des' 
Oberbaus  ^  Rosten  deA  Miitcriiil&  und  des  ArbeiUlohna  für  Unterhaltung  aod  Ertieucruog 
der  B&hniLnlagen}.  Tabelle  IS — 21  führen  un»  die  BetriebfiinUtel  vor  und  zwar  Be- 
stand uüd  ItcächAffujigäkoitteii  derselben  (LokomotWeo  ,  Personen-,  Gepück-  und  Gütcr- 
wHgen) ,  &Qwie  deren  LeUtuogen  und  die  Aufwendungen  für  diese  Leititungea  und  (ür 
Unterhaltung  der  HetriebsrnitCeL  Tabelle  S3  und  SS  vora.nschaulichen  den  PersoncU' 
und  Güterrerkehr^  Die  Tabellen  84  —S8  erläutern  die  Finanzen  und  zwar  stellen  sU 
dar:  Baukosten  und  verwendete»  AnU^ekapital ,  Stand  de&  konzessionierten  Aniagekap 
tals  der  Privatbahnen,  Betriebseinnahmen  und  -Äu^gaben^  Betriebsüberäcburü  und  da 
Verwendung ,  Erneuerung»-  und  Re^ervefoud^i«  In  Tabelle  29  und  30  erfahren  wir ' 
Näheres  über  die  Anxahl  der  Beamten  und  Arbeiter^  Über  deren  Gehalt^verbältnisse^  so- 
wie über  die  für  dieselbon  bestehenden  Fltlfskast^en.  Endlich  weisen  Tabelle  31  und  dij 
die  Unfälle  beinn  Eisenbahnbetrieb ,  sowie  die  infolge  von  Verunglückungen  geleiatet« 
Zahlungen  nach  Hierauf  folgen  (Tab.  33  und  34)  Mitteilungen  über  die  dem  ofleot* 
liehen  Verkehre  dienenden  schmalspurigen  Eisenbahnen  mit  Angabe  ihrer  charaklenstt- 
Hchcn  Merkmale,  sowie  ihrer  Betriebs-  und  Verkehrs  Verhältnisse,  und  in  der  letzten  Ta- 
belle Mitteilungen  über  die  nicht  dem  öffeDÜichen  Verkehre  dieoeDdeu  Ansehlnfsbahnen. 
Zum  Schluf»  folgen  das  NormAlbuchangaformular,  eine  Übersicht  der  Betriebser Öffnungen 
der  deut»eben  Bahnen  seit  1886  und  sechs  graphische  Dari^toltungen.  Fünf  der  letato- 
reo  geben  kartographische  Übersichten  der  deutschen  Bahoen  hh  Ende  1850»  1860^^ 
1870,  1880  und  für  1880{81  ,  die  sechste  bietet  eine  graphische  Dat^tellung  dtir 
Ausatattung  der  deutlichen  Staatsgebiete  mit  Eisenbahnen  im  Verhältnis  zur  Grundfl&che 
und  tnr  Einwohnerzahi 

Diese  kurae  Skissienuig  des  wertvollen  Inhaltes  einer  Veröffeutlichung,  weiche 
mit  lebhaftem  Danke  begrüfseO|  möge  an  dieser  Stolle  genügen.     Derselben    wird    dem*-' 
nkehsi  eioe  ZosammenstelluDg  von  Zahlen  aui»  dem  vorliegenden  Werke  folgen  ,    welch« 
von  aUgemeinem  Interesse  sind.  J    L. 

Statisliaches  Jahrbuch  für  das  deutsche  Reich.    1833.    198  ä.  S,^^«! 

Dieaer  vierte  Jahrgang  bringt  in  15  Hauptabschnitten  für  eine  längere  Keihe  voiii 
Jahren  Nachweisungen  Über  Bevölkerung,  Landwirtschaft  und  Gewerbe,  über  Handel  und 
Verkehr,  Geld-  und  Creditwesen,  jpbt  die  Erj^ebniss«  einer  Berechnung  de»  Verbraiioh*- 
mehrerer  Gegenstände  und  theilt  die  licsultatc  der  Reicliiitag<3<wahlen,  sowie  Übersichten 
aus  dem  Justiz-,  Medizinal-,  Kriegs-  und  Finanz wesen  mit  Alle  diese  Abschnitte  schlic»- 
sen  sich  in  ihren  verzchiedenen  Theileii  durch  die  Aufnahme  der  neuesten  Daten  erginatf 
denjenigen  der  frühern  Jahrgänge  an.  Nur  vereinzelte  Nuchweisungen,  wie  über  Brannic 
weinproduktion  und  -consamtion  sind  als  zu  unsicher  fortj^e lassen,  andere,  wie  bevölke»^ 
rungastatistischef  weil  sie  sich  nicht  ergänzen  Itesscn.  Drei  Karten  stellen  das  Verhältnis 
der  Geborenen  und  Verstorbenen  zur  Bevölkerung  dar. 

Alb.  Thomiischewski,  Statistitche  Notleon  für  daa  Deutsche  Reieh 
18  8  3.      2.  Jahrg.     Berlin   1883 

Das  Schriftchen  enthält  in  Taschenformat  auf  53  Seiten  die  hnuptsächlichsteo  An« 
gaben  über  Bevölkerung,  Produktion«  Hatidol ,  MUn«-  und  Bankwesen,  Eisenbahn,  Post. 
Patente,  Reichstag,  Unterrichtswesen,  Presse,  Gerichtsorgaubation,  Militär-  und  Fioana- 
wesen  und  wird  daher  ^icht^r  Manchem  willkommen  sein.  Die  Angaben  sind  amilichan 
Quellen  entnommen. 

Pre  u  fsen, 

Bre  »lau  er  Statistik,     H    7.  Serie  2  u.  3.     8.  Sorte  B.   l.     Breslau  1883. 

Preussi  seh  e  S  tatiati  k.     U.   LXVl 

Die  definitiven  Ergebnisse  der  V  o  i  k  s  k  a  U  1  u  n  g  v  o  m  1.  ü  c  £.  18  8  0  im  preu^ 
aiseben  Staate  nebst  einer  &k ten mit f^ iget)  Darstellung  der  Vorbereitung  und  Ausführung 
der  V<dk&zä1ilunß.  ^ovnt  Nachträgen  zu  den  defiüitiven  Kt'gebninaen«  betr,  die  Altarsver- 
hältuissL*  der  Bevölkerung      Berlin   1 B83   O.  293  SS 

Der  Einleitung  euUiehmen  wir,  dass  die  Kusteu  der  Uer&telluiig,  Versendung  and 
Aufbereitung  des  Rohmaterials  499,608  Miirk  oder  1,83  Pf  pro  Kopf  der  Bevölkerung  be» 
trageir  haben  1875  waren  die  Kosten  *i^32  Pf  Die  BeschaflFxiog  der  ZÄhlpapiere  koi^teU 
175,590  Mark,  Remuneration  der  Zähler  30,001  Mark,  Auflioreitung  der  Zählpapien 
26,130  Mark.  —  Die  Einleitung  enihkll  auch  dio  Gutachten  und  Be*^ch werden  der  Bft*  ' 
hörden   in   Be^ug  auf  dat»  j^anze  Zäbliiui^iweik 

Neun  Tafeln  mit  diagrammati^cben    und    kartographischen  Darstellungen    tragen  we- 
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sentlich  dazu  bei,  die  Zahlenergebnisse  übersichtlich  hervortreten  zu  lassen.  Von  beson- 
derem Interesse  und  hübsch  durchgeführt  ist  die  Darstellung  des  Familienstandes  in  Ver- 
bindung mit  dem  Alter  der  Personen.  Die  Karten  zeigen  die  Vertheilung  der  verschie- 
denen Confessionen  im  Lande. 

Heft  LXVm.  Die  Bewegung  der  Bevölkerung,  mit  Einschluss  der  Wan- 
derungen im  preufsischen  Staate  während  des  Jahres  1881.     Berlin  1883  A.  395. 

Wir  beabsichtigen  auf  den  reichen  Inhalt  spSter  zurückzukommen. 

PreuTsisohe  Statistik.  LVIII.  Die  Irrenanstalten  im  preufsischen  Staate 
1877.  78.  79.     BerHn  1882.     Q.    219. 

Seit  1875  werden  in  Preufsen  von  den  Aerzten  der  Irrenanstalten  für  jeden  Geistes- 
kranken Z&hlkarten  ausgefüllt,  und  seit  jenem  Jahr  liegt  daher  ein  interessantes  Material 
über  die  Irren  vor,  welches  in  dem  vorliegenden  Hefte  als  Ergänzung  zu  Heft  XLIU. 
und  XLVI.  zum  dritten  Male  durch  Dr.  Guttstadt  eine  eingehende  Verarbeitung  er- 
fahren hat.  Die  Angaben  sind  1879  von  159  Anstalten  mit  26,188  Irren  eingelaufen, 
während  sie  1875  nur  von  118  Anstalten  mit  18,761  zu  erlangen  waren.  Es  ist  das 
natürlich  noch  nicht  die  Hälfte  der  in  Preufsen  existierenden  Geisteskranken,  denn  die 
Volkszählung  von  1880  ergab  66,345  Irre,  51,71}  Männer,  48,29}  Frauen,  während  der 
Bestand  der  Anstalten  das  Verhältniss  von  52,59  und  47,41}  zeigt 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Vergleichung  der  Krankenformen  der  Leidenden 
unterschieden  nach  Alter  und  Geschlecht.  Unter  15  Jahren  waren  1879  von  den  Be- 
handelten 4,33}  m.,  3,57}  w. 


Von  allen  Verpflegte! 

D  jeder 

Krankheits- 

form sind 

geheUt 

gebessert 

entlassen 

entlassen 

gestorben 

}m. 

}w. 

}m. 

}w. 

gm. 

}w. 

»  m.       «  w. 

An  Melancholie  litten  .     .     . 

9.35 

16,77 

17,52 

16,90 

11,60 

10,22 

7,76       5,48 

»    Manie 

io,o8 

16,50 

18,93 

16,38 

6,01 

5,94 

7,13       5,03 

„    secund.  Seelenstörung 

39,i8 

43,57 

0,75 

0,98 

3,53 

2,66 

5,61       6,20 

„    paralyt 

10,64 

2,46 

0,70 

1,08 

4,85 

1,43 

34,53    33,69 

„    Seelenstorung  m.  Epilepsie 

9,19 

7,44 

1,22 

1,78 

4,23 

4,99 

8,88      9,50 

„    Idiotie,  Cretinismus      .     . 

9»74 

7,33 

0,85 

0,36 

1,69 

2,53 

6,76      5,42 

„    Imbecülität 

5.30 

4,96 

0,85 

0,89 

4,94 

4,28 

6,36      4,99 

„    Delirium  potatorum     .     . 

6,08 

0,56 

72,90 

58,73 

4,43 

9,52 

9,24     14,29 

von  der  Gesamtheit      .     .     . 

— 

8,58 

6,52 

4,68 

4,71 

9,71       6,72 

Schliesslich  ist  noch  die  Todesart 

und  das  Alter 

der  Gestorbenen    mit 

den  Verhält- 

nissen  der  Gesamtbevölkerung 

verglichen. 

0 

esterreich. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbau-Ministeriums  für 
1881. 

H.  HI  der  Bergwerksbetrieb  Oesteneichs  im  J.  1881.  2.  Lief.  Wien  1882.  Aus- 
dehnung des  Bergbaues,  Betriebseinrichtungen,  Arbeiterstand,  Verunglückungen,  Bruder- 
laden und  Bergwerksabgaben. 

Statistisches  Handbuch  d  er  k.  Haupts  tad  t  Prag  pro  1881.  Heraus- 
gegeben von  J.  Erber.     Nr.  4.    I.  Jahrg.  deutsche  Ausg.,  erster  allg.  Theil.    Prag  1882. 

Meteorol.-topogr.  Verhältnisse.  Bevölkerung.  Besitz-  und  Zinsverhältnisse.  Erwerb- 
verhältnisse.    Selbsthilfe  und  öffentlicher  Beistand.     Culturverhältnisse.     Steuern. 

(Keleti,K.)  Nöpsz4mlalas,  a  Magyar  korona  orsz&gaiban  az  1881 
^v  elcj^n  vögrchajtott,  eredmönyci  nemely  hasznos  häzi  allatok  kimutatdsÄval  együtt  etc. 
Kötet  I — II.  Budapest  1882.  Roy.  in'4.  851  ^s  415  pp.  (Ergebnisse  der  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  am  Anfange  des  Jahres  1881  vollzogenen  Volkszählung, 
samt  Nachweisung  einiger  nutzbaren  Haustiere.  Im  Auftrage  des  kgl.  ungar.  Ministeriums 
für  Landwirthschaft,  Gewerbe  und  Handel,  herausgegeben  durch  das  kgl.  ungar.  Statist. 
Landesbureau.     2  Bände). 

Ausweise  über  deu  gegenwärtigen  Handel  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  im  Jahre  1881.  Abteil.  I  u.  II.  Jahrg.  LIL  Bearb.  von  Jos.  Pizzala. 
Wien  1882      Q.    153  u.  95  SS. 

Mit  diesen  Heften  ist  der  42.  Jahrgang  dieser  Ausweise  abgeschlossen  ,  da  die  Ab- 
teilungen lU,  IV  und  V  schon  früher  erschienen  und  auch  hier  aufgeführt  wurden.     Die 
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Abt«il.  I  eothilt  deu  Bericht  üb«r  die  Erhebung  der  H^ndelswerte  «od  dl«  Hanptergebiii« 
der  Wij-en-Ein-  und  Aatfuhr  in  Vergleichnnf^  mit  den  Vorjahren.  Die  Abteil.  U  die 
Wwen  -  Einfuhr,  TU  die  Wwen  -  Ausfuhr.  IV.  die  Waren  -  Durchfuhr.  V,  Waren* 
Ein-  und  Ausfuhr  zur  Appretur.  Die  Resultate  des  Jahres  1881  sind  kaum  mit  den 
frühe  reu  Jahren  2tt  vergleichen  ^  oder  doeh  nicht  ohne  erhebliche  Fehlerquellen  einsu- 
sohtieHiei). 

Mit  Beginn  de»  Jahre»  1880  iit  dai  ÖAterr,-un|^ar.  Zollgebiet  durch  den  Hinzutritt 
Daimatienat  Utrieu,  Brody  Martinachisza,  Buccari,  Portore,  Zenjg  und  CarlopagOf  endlteh 
Bosnien^»  und  der  Herzegowina  wesentlich  erweitert.  Die  Zahlen  für  die  letzten  beidea 
Lftnder  aiind  er^t  ^eit  1881  zugesogen.  Der  Vergleich  mit  den  älteren  Jahren  hi  noch 
dadurch  crM^hwert,  dafs  mit  dem  I.  Januar  1879  ein  neuer  Zolltarif  tn  Krat\  trat,  der 
nur  19  Klaesen  mit  68  Abteilungen  entbivlt,  während  der  Tarif,  welcher  %b  Jahre,  voii 
1864—79  gebrlochlich,  in  S2  Tarifklassen  und  80  Abteilungen  serfieL  Sehr  anaführlich 
ftind  die  ZoliertHige  behandelt  und  für  38  Waren gattungen  bis   1864  zuriiekvcrfolgl 

1881  waren  die  Zollertr%e  19,498,000  Old.,  wovon  nur  5,18  Hill,  oder  10,8  9  *iif 
Ungarn  fielen.     Die  Solleinnahmen  schwankten  im  letzten  Deceonium  sehr  erheblich. 

1867:     u,7i   MitL  Old. 

1868:     i;,52     „ 

1870  r     20*45    ♦»        »t 

1872:     27,78    „ 

1874:  20,39  M 

1877:  19*67  it 

IS78:  22,32  „ 

1879:  20,84  ,, 

1880;  16,07  „ 

Die  Einuahtnen  hu«  Kaffee  allein  betrugen  1681  : 

an»  WnllcnwarPii  1,88  MilL.  BaümwoUengamen  1,87  MilL,  Südfrüchten  1,09  MilK, 
Ki»eti    1,03  Mill.,   Maschinen  961,000  Old.  u.   ».  w. 

Die  Einfuhr  von   Waren    betrug  1881    684,41  Mttl.      Die  Aaafuhr  717,39  MilL  61d. 

Bei  der  Einfuhr  ^stehen  oben  an  die  Webe-  und  WirUcbtofTe  und  Game  mit  einem 
Wort  von  150,49  MtlL  Gld  ,  dazu  die  Webe-  und  Wirk  Waaren ,  Rleidangen  und  Puta- 
waren  60,79  Mill  Qld.,  Garten-  und  Feldfrüchte  82,11  Hill.  Gld.,  Kolonialwaren  and 
Südfrüchte  48,19  Mill.  Gld. ,  Tabak  und  Tabakfabrikatc  23,68  MilL  Gld  ,  Tiere  und 
tierische  Produkte  56,90  MilL   Gld. 

tn  der  Aunfuhr  war  hauptaichlidi  vertreten:  Garten-  und  Fetdfrüchte  mit  143,96 
MilL  Gld.,  Tiere  und  tiemche  Produkte  101,63  MilL  Old.,  Kolonialwaren  and  Süd- 
früchte 75.06  MilL  Gld.,  Brenn-,  Hau-  und  Werkstoffe  63,82  MiU,  Gld.,  Webe-  und 
Wirk-Waren,  Kleidungen  und  Putzwaren  64,34  MilL  Gld.,  Webe-,  Wirkstoffe,  Oarn 
48,70  MilL  Gld. 

Statistischen  Jahrbuch  für  da»  Jahr  1680.  Heft  111.  IV.  Gewerbliche 
Indufitrie,  Eisonbahneji,  Schiffahrt,  Poi^t  und  Tde^raphie.  Uefl  V*  Votkaschulen,  somnia- 
riüchc  UeberA^icbt  «amtlicher  Lehranstaltati.     Wien    1862 

Die  Poltsei  ve  Wallung  Wiens  t  J.  1880,  susammenj^eatellt  von  dem  Prft* 
sidenton  der  k.  k.  Polizeidirektion.     Wien   188 1> 

Der  V,  Jahr|*aDg  der  »ehr  dankenaworteu  dotaillierten  Statlitik  der  PoUseiorgane, 
ihrer  Kosten  und  ihrer  Tltätigkcit. 

ä  c  h  w  0  i  X. 
Schweixertache  Statistik  LI V.     Pädagogische  Prüfung  bei  der  Rekrutier 
L  d.  J.  1883.     Beru  1883. 


8t59  MilL,  aus  Mineralölen  4,16  Mill , 


Dänemark* 

Danmark»  Statie^tik.  StAtititiNk  Tabolvaerk,  IV.  Raekke,  Litra  C.  No.  3  og 
Litra  D.  No.  5.  2  vols.  KJBbenhavn,  Gyklendal,  1882.  4.  135  og  219  pp.  Utr«  C, 
No.  3:  Kroaturholdet  den  lödr  Juü  iggL  (Djiniscbe  Viehslhlung).  Litra  D. 
No.  5:  Vare-liidf#!rsolen  ug  üdfcirselen  etc.  (Waren -Ein fahr  und  Ausfuhr. 
DäniHchc  RchiffRhrtÄstjitistik  und   Branntweinfabrikation   1881.) 

Danmarks  Statiiitik.  Statiüttske  Meddelelsor,  B  die  Raekke,  •  4^^ 
Bind.  Udgivel  af  det  »tatiittiske  Bureau.  KJebenbavn,  B.  Lonos,  1882.  8.  342  pp« 
(Enthält  u.  A.  Enit«crgQbai«ee  DiDomarb*  1880  und  1881.  —  Preise  der  wicbtigstea 
Lebensmittel  188D — 81). 
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Danmarks  Statistik.  StatUUske  Meddeleber ,  tredie  raekke,  4^«  Band. 
Kopenhagen  1888.    O.    348  SS. 

Das  Ernteergebnis  in  Dänemark  1880  und  81.  Die  Preise  der  Cerealien  i.  J.  1880 
und  81.  Die  Bevölkerung  nach  der  Zählang  vom  1.  Febr.  1870  a.  80.  Bericht  an  das 
Ministeriom  über  die  Tranksacht  in  Dänemark. 

Statistisk  Tabelvaerk,  flerde  raekke,  Litra  D.  No.  5.  Kopenhagen  1882. 
Q.     818  SS. 

Dänemarks  Handel  mit  dem  Aaslande  und  seine  Marine.  Kopenhagens  Seeverkehr. 
Die  Produktion  an  geistigen  Getränken  i.  J.   1881.     Die  Zolleinnahmen  1881 188. 

Flerde  raekke,  Litra  C.    No.  3.    1888.    Q.     135  SS. 

Die  Resultate  der  Viehzählung  vom  15.  Juli  1881. 

England    (resp.  Ostindien). 
Statistical  abstract,  India,  for  the  years  1871 — 81.     London  1882. 
8.     (Parliamentary  paper.) 

Niederlande. 

R^sum^  statis|tiqae  pour  le  Royaume  des  Pays-Bas.  1850—81.  La  Haye 
1882.     179  SS. 

Wie  schon  seit  einigen  Jahren  Norwegen  eine  gedrängte  statistische  Uebersicht  in 
französischer  Sprache  über  die  Verhältnisse  des  Landes  alljährlich  veröffentlicht,  so  ist 
mit  der  vorliegenden  Publikation  auch  Holland  in  gleicher  Weise  vorgegangen.  Das 
Vorbild  ist,  wie  es  in  der  Vorrede  heifst,  der  englische  Statistical  Abstract  gewesen, 
indessen  ist  hier  doch  insofern  mehr  geboten,  indem  eine  ausführliche  Einleitung 
die  tabellarischen  Uebersichten  in  erfreulicher  Weise  ergänzt,  und  eine  Menge  De- 
tails in  den  Kreis  der  Darstellung  gezogen  sind,  welche  in  England  und  andern 
Ländern  nicht  berücksichtigt  werden.  Die  ganze  Arbeit  verdient  am  so  mehr  Dank,  da 
sie  durch  eine  Privatgesellschaft,  die  „soci^tö  de  statistique  des  Pays-Bas**  geschaffStn 
ist.  Auf  das  reiche  und  interessante  Zahlenmaterial  denken  wir  ausführlicher  zurück- 
inkommen. 

Frankreich,    Belgien  etc. 

Annuaire  statistique  de  la  France.  Vi^n«  Ann^.  1882.  Paris,  imprim. 
nationale,  1882.     lmp.-8.  612  pag. 

R^sumö  statistique  pour  le  royaume  des  Pay  s-Bas  1  8  50 — 1881. 
La  Haye  1882.     gr.  in-8.  LVn-179  pag. 

Statistique  de  la  France.  Nouvelle  sörie,  tome  IX.  Statistique 
an nu eile.     Ann^e  1879.     Par.,  imprim.  nationale,  1882.     Roy.  in-4.     436  pag. 

Thövenot,  A.,  Statistique  intellectuelle  et  morale  du  d^partement  de 
TA  übe.  ler  Supplement.     Arcb-sur-Aube,  impr.  Fremont,  1882.    8.  VII- 72  pag.    2  fr. 

Italien. 

Emigrazione  italiana  all'estero  nel  1881.  Statistica  della  — . 
Confrontata  con  quella  degli  anni  precedenti.  Roma,  tipogr.  Bodoniana,  1882.  Imp.- 
Lez-8.     XLIII-455  pp.     Con  5  tav.  sUtist.-graf. 

Censimento  della  popolazione  del  Rogno  d'Italia  di  Direzione  d. 
sut.  gener.     Roma  1882.     O.    174  SS. 

Das  Resultat  der  Zählung  vom  31.  Dec.  1881.  Die  faktische  Bevölkerung  ergiebt 
sich  danach  auf:  28,459,451  gegen  28,437091  i.  J.  1879,  wie  im  vorigen  Hefte  ange- 
geben war;  die  rechtliche  (Popol.  residente  legale)  beträgt  28,951,874. 

Popolazione.  Movimento  dello  stato  civil e.  Anno  XIX.  —  1880.  In- 
troduzione.     di  Direzione  d.   stat.  generale.     Roma  1882.     CDVUI. 

Es  ist  dies  wieder  die  vortreffliche  Uebersicht  über  die  Bevölkerungsbewegung  nicht 
nur  Italiens ,  sondern  aller  iu  Betracht  kommender  Länder ,  so  weit  zurückreichend  als 
brauchbares  Material  dafür  vorhanden  und  bis  1880  incl.  fortgeführt,  wie  wir  sie  im 
vorigen  Jahre  bereits  rühmten  und  verwerteten.  Wir  behalten  uns  vor ,  darauf  gleich- 
falls in  einer  andern  Rubrik  noch  einmal  zurückzukommen. 

Finanze.     di  Direz.  d.  stet.  gen.     Roma  1882.     O.     64  SS. 

Die  kleine  Schrift  ist  ein  Separatabdruck  aus  dem  in  einiger  Zeit  erscheinenden 
Annuario  Statistico  Italiano   pro  1882,  und  behandelt  ganz  detailliert  die  Staatsfinanzen 
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ittf  100 

Einw. 

pro 
KHom 

2,37 
t6.8i 

2»28 
16,14 

30,20 
7,08 

29,01 
6,80 

4,09 

3.93 

vo»  1861  bi»  82.  Ebenso  die  Einnahmen«  Au»^aben  und  Schalden  der  Provinsen  ttod 
Kommuneri  und  «chliefslich  die  Vermäi^entiverhältntsse  der  Kirche,  die  Veriurseruoi^  der 
Kirchengiiter  und  deren  Preis«.  Wir  werden  Hadi  faieraii&  die  wichtigiteo  2»hleii  deia- 
nÄchst  wiedergeben. 

Cenattnento  dol  beatiame  asinioo,  boviuo,  ovino,  coprtna  • 
luino  e&eg.  n  11  n  mcszunotte  dal  13  ol  14  Febr.  1881.  Borna  1882.  FoL 
CCLXXXIII  u    464  m. 

Die  Zählung  von  1881  «t'hlienit  nicht  die  Pferde  und  MauUlere  ein«  dorea  Zahl  t87S 
b«soiidert»  erhoben  wurde. 

£a  worden  featg eatullt : 

BmI  674  246 

Rinder       4  738  232 

Schafe        8  596  io8 

Ziejs^en         2016307 

Schwisihe   I  163  916 
Man  hat  bri  der  Aufnahme  verhältnihiriÄfaifir  wenig  Unterabteilungen  gemacht     Nor 
litt  den   Hindern    ^ind    »bgeschcji    vom    (Icschlechl    nocli    weitere    Unterscheidungen    ge- 
VJietit  f    ciamal    nach    dem   AJtor    unter  und  über   1  Jahr «    dann  sind  die  Büffel  ausge- 
schieden.     Danebun  hat  man  die  Viehbesitzer  gezählt. 

Schweden. 

Bidrag  tili  Sverlges  o  ff  iciel  a  &tAtistlk.  C.  B  e  rgsh  andteringen 
für  ar  1681  (Schwedische  MonUnütatiMik  für  1881).  G  Fangvarden  för  ar  1881 
(Schwedische  Gcfiingnis^tHtistik  für  1881)  U.  Kommunernas  fattigvard  och 
f  in  ans  er  for  ar  1880  (Schwedische  Gemeinde*  Armenpflege  and  -FinanMtÄtirtik  Rir 
1880)      3  Hefte.     Stockholm   1882—83,     Roy  -4. 

Hidrag  tili  Sveriges  officiela  Statistik  L.  Statens  Jemvä^strafik  Ko. 
20*.  (Statlni^  der  schwedischen  Staatseisenbalmen  im  Jahr  1881).  M.  Postverket  No  17 
tStatJatik  der  Mchwedlüchen  Postverwal  tu  ng  im  Jahr  1880V  K.  Postvcrket  No,  18«  t. 
(StattstiJc  diT  schwedischen  Poütverwaltung  im  Jahr  1681).  8.  Allmäuna  arbeten.  No.  10 
(Statistischer  Bericht  der  Verwaltung  der  öifentl.  Arbeiten  in  Schweden  im  Jahr  1881). 
4  Hefte,     Stockholm,  1882    Roy.  iii-4, 

BidragtiH  Sverige«  officiela  Statistik,  atarbetadt  In  statiati&ka  central 
byr  in.  H.Jordbruk  och  bo»kapssköt»Gl«  IX.  (Ackerbau-  und  Erntestatislik 
Schwedens)  f@r  ar  1882,  17*  Rommunernaä  fattigvird  och  finanser,  VI.  (Öffentliche 
Wohlthitigkeits-  and  Finansstatiatik  der  Gemeinden)  für  ar  1879.  Stockholm  1882.  Boy.-4 

Rufsland. 

Bändel  und  Schiffahrt  von  Reval  und  Baltisch  port  1881.  heraus- 
gegeben vom  handelspolitisclten  Bureau  des  Revaler  Börsen komitees,  Ueval ,  1888 
4.  84  SS, 

Ergebnisse  der  Riga  er  Uandelsstatisttk  ans  den  Jahren  1876 — 80. 
Herausgegeben  von  Fr.  von  JungStilling.     Riga  1882.     gr.~Q      133  SS 

Rigas  Handel  und  Schifffahrt.  Jahrg.  1881 .  Herausgegeben  v.  Fr.  v^ 
Jnng-Stilling.     Riga  1882.     gr.-Q.     157  8S. 

Rumänien. 

Statistica  d!n  Romania.  Miscarea  populatiuuit  pe  anoln  1878  —  79t 
duplt  regisireie  atärit  civilc.  2  vols.  Bucure^ici  1882.  4.  k  ^B  pp.  (Statistik  der  Be* 
wBgung  der  Bevölkerung  im  K,  Rumänien  während  der  Jahre   1878—79). 

Stntistica  navigatiunii  pcntrnanol  187  9.  Bucuresci,  impromeria  sta- 
tulni,   1882.     4     26  pp.     (Rumänische  Schifinhrtästatij^tik  flir  1879). 

Statt^tika  pcnitentiaria  din  Romania  pe  auut  187  8.  Bucuresci, 
impnmoriii  statului,   1882.     4.    31   pp.     (Rumänische  Strafrechtsstatistik  für  1878). 

Tablou  gcneral  indicAnd  comerciul  Rumaniei  cu  statele  stratne  in 
antü  1881  Bucnrcsci.  imprimeriA  statului,  1882.  Roy  -KoK  308  pp.  c.  tav.  graf.  (Sta- 
tistik d«:«  itiliindj.schfln  und  au::»wArtigen  Handels  Rumäniem^t  seines  Im-  und  Exports  für 
das  Jahr  1880^  herausgegeben  vom  rumänischen  FinanKministeriam). 
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Serbien. 
Stätiatique  de  lü  Serbie,    Volume  XL^   Publiie  par  1a  dt  Vision  de  statisliqa« 
da  MlnbUre  des  finances.    Bel^Ade^  imprimerie  d'Ktat  dtt  roy&ume  de  Serbie,   1862.     4. 
(Gun«  IQ  üerbUcher  Sprache). 

Ver,  Stafttea  K,  «Amerikaü. 

Compendiam  ofthe  Tenth  Census  (June  1.  1880)  compiled  pursunot  tu 
an  act  of  congres«  approved  Äug.  7^  1882.  Departement  af  thc  interitn%  Census  nlfiee, 
FranciA  WaJker  Supermicodetit  appoiritcd  Apr.  1  1879,  re^tigucd  Nov.  3  1881,  Chos. 
W,  Seatea  Superintendent  opp,  Nov.  4    1881.      Washington    1883.     LXXVl.      1769  SS. 

Daa  gewaltige  durch  den  Zensur  von  1880  in  den  Vereinigten  Staaten  zusaminen- 
gebraclito  jitatiütJSicbe  Material  i.Ht  tn  der  v erhalt itismäfs ig  kurzen  Zeit  von  2*i,  Jahren 
vollständig  verarbeitet  in  dieiiem  Kompeudium  in  gedrängter  Kiirae  vorgelegt.  In  der 
Einleitung  sind  ausjcugswcise  die  geaetalicheii  Beütlniiiiungou ,  Verfügungen,  Berichte  u. 
»,  w  mitgeteilt,  die  für  den  Gang  de»  üntt^rnehmeiii»  besonders  wichtig  waren,  wtMlurch 
der  Leser  in  den  Btand  ge^etit  wird,  sich  ein  lüld  von  demsefben  7.«  verschatTen  Wir 
entuehmen  der  Einleitung,  dafs«  die  Oe^amtausgfuben  de»  Zensu»  hh  zum  31.  Okt.  1881 
ftidi  auf  3  860  068  Dollarj»  beliefeUf  wovon  die  lieinuneratlon  der  28  410  Ziihler  alteiit 
S  094  947  Dolt  in  Anspruch  nahm  ^  während  da»  Zentralbüreau  etwas  über  1  Million 
kostete, 

l>ie  Uevcilkerungsstatistik  nimmt  die  ersten  648  Selten  des  Buche»  ein.  Dann  fol^ 
die  Agraratatistik,  von  649—923.  Die  Gewerbestatistik  umlafst  die  Seiton  von  925 — 
IfSO,  wobei  die  Zälitung  der  in  der  Induslrie  zur  Anwendung  kommenden  Daui^^l-  und 
Wasaerkrifle  eine  besondere  Holle  spiek.  Eiäcnbahneu  ^  Kanäle  ,  Telegraphen  nebinen 
die  folgenden  Seiten  bis  1340  in  Anspruch.  Ea  folgt  nutt  eigentümlicher  Weise  eine 
Benafsstatiiitik ,  dAun  etwus  bunt  Fischerei.  Statistik  der  Personen,  deren  Kitern  im 
Auslände  geboren  sind.  Statistik  des  Areals,  der  Wohnorte  und  der  Familie.  ÜüUistik 
von  Alasko*  Das  Versichemngswesen  1481  —  1505,  SUitistik  der  Höhe  des  Grund- 
wertes and  do»  beweglichen  Vermögens,  sowie  der  Steuern.  Die  öffentliche  Schuld, 
Statistik  der  Prosae.  Die  ööentlicben  Schalen.  Die  Analphabeten  Die  Statistik  der 
geistigen  und  körperlichen  Gebrechen.  Armen-  und  Gefiingniastatistik.  Den  Schluß 
ntacht  die  Sterblichkeitijtstatistik  ,  welche  bekanntlich  «in  schwacher  Punkt  der  iiniierika- 
nisehco  Statistik  iM ,  indessen  bei  dieser  Zählung,  wie  versiehcrt  wird,  mit  mehr  Voll- 
fttlodigkeit  als  in  den  frühem  gewonnen  ist.  Jedem  Abschnitt  ist  ein  einleitender  Teil 
vorangeüi-hickt ,  und  meistens  sind  Vergleiche  mit  den  Resultaten  frUlierer  Zählungen 
angestellt. 

Wir  kommen  auf  den  näheren   Inhalt  in  der  Bubrik  Misxclien  Kurüek. 

Argentinische    Republik. 
Registro   estadistico    de    la  provineia    de  Buenos    Aires«    publicado  bajo 
la  direceicm  de  J    Bengolea,  (Gefe  de  la  Oficius  de  estadisticR).     Ano   1875^   187C,  1877 
jf   1878.    (Segunda  epoca,  aüo  XXU— XXV).     4  voll,  624,  4Gö,  437  y  435  pp      Buenos 
Atres^  imprentit  de  tipos  „la  ropüblica*^     4i>^'0' 

13.  VeTiDhtedfines. 
NatSonatökonomiak  Tidikrift,  ndgi  vct  af  D  r.  W  i  1 1  3  c  h  a  r  1  i  n  g  o  t'  A  1  e  k  s  i  s 
P  e  t  e  r  s e  n  '  S  tu  d  u  i  t  %  Ny  ßakke.  l»t«  Hefte.  Kjobenhavn  1883. 
Die  ZetLi»chnft  begiuut  mit  dem  Anfang  dieses  Jahres  eine  neue  Folge,  Das  erste 
Heft  enthiüt  aufüer  verschiedeneu  kleineren  Mitteilungen  zwei  Abhandlungen  von  Prof« 
Dr  Schar Hng  und  dem  Nationalblinkdirektor,  Etatarat  Levy.  In  dwr  ersten  Abhandlung 
»uchl  Scharling  die  ZukunfUausslchten  des  dänischen  Gelreideexports  au  bestimniüu  und 
bcnatxt  diisu  teils  ein  reichhaltiges  statistisches  Material  betr  Produktion,  Impurt ,  Kx* 
purt  und  Konsuniption  von  Ackerbauprodukten  in  DiÜnemark  und  letls  die  in  drn  letzten 
100  Jahren  in  Grof^britanuien,  Frankreich  und  Dcutschlnnd  gemachten  Erfuhrung^ciii.  Die 
Krget>ntsse  der  «tatistisehen  Untersuchungen  zeigen  unter  anderem,  dafs  der  über.Hcbufs 
der  Oesamtauiffuhr  von  Kornwaren  über  der  Einfuhr  in  dauernder  Abnahme  begrifTen 
ist     Dieser  Überschurs  betrug  jährlich  im  Durchschnitt 

1864 — 67     2  905  000  Tonnen 

1867—62     8  758  000       „ 

1872—77      1  679  000       „ 

1877—82     j  joo  000      I, 
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Was  die  übrigen  Undwirtscbaftltcbeti  Artikel  betrifft,  ist  die  Ausfuhr  von  Krejittir«n, 
FleUcb,  Speeict  Butter  etc,  im  Anfftug  der  aiebsj^rer  Jabre  bedeutend  gestiegen,  und  diese 
Thataache  erklärt  zum  Teil  die  erwÄhnto  Abnahme,  Doch  i*t  die  Ausfolir  dieser  Waren 
schon  seit  1874  wieder  bcdeatend  i^e&uuken :  Der  Wert  des  AttsfabrübeTSchasses  war 
1874  78  Millionen  Kronen  und  1881  69  Mülionen ,  und  in  der  Zwlscheaieit  sptlrt  man 
trots  einif^er  Schwankung^en  (die  bSehste  Zahl  seit  1874  war  doch  nnr  ca.  73  Millionen) 
eine  abnebmeude  Teodens.  Im  gjuiteD  zeigt  die  Untersacbnng,  aaf  deren  Emxelbeiteti 
der  Raum  uns  nicht  gestattet  hier  n&her  einzugeben,  daf»  die  Hauptontache  der  Ausfuhr- 
abnähme  die  steigende  inländii^cbe  Koosumption  ist,  die  liicb  wieder  wesentlich  auf  die 
»teigende  Bevölkerung  surückftihren  läfat.  Das  Hauptergebnis  dm  Verfassen  ist  «.dafs 
wir  unter  allen  Umstünden  darauf  vorbereitet  sein  müsseo,  d^fs  Djüiemark  kaoin  als  ge- 
treideausfUhrendes  Land  in  das  nächste  Jabrhandert  eintreten  wird*^  —  Etatsrat  Levy 
behandelt  in  der  Abhandlung  ,;Qber  die  Wechselkurse"  die  bedeutende  Verminderung, 
welche  in  den  Oscillationen  der  hingen  Wechselkurse  stattgefanden  hat,  nachdem  Dine- 
stark  in  Verbindung  mit  Scbweden  und  Korwegen  und  in  Anschloß  an  die  Länder, 
womit  es  hauptsächlich  in  Handelsverbtndung  steht,  England  und  Deutschland,  su  dem 
goldenen  Mün^fufs  überging.  Einen  nicht  geringen  Teil  dieser  VermiDdemng  schreibt 
er  der  Politik  an,  welche  die  dänische  Nadoualbank  hinsichtlich  des  Ankaufs  und  Ver- 
kaufs von  Gold  befolgt,  Wäüirend  die  meisten  anderen  europäischen  Zettelba&ken  beim 
Ankauf  von  fremden  Miinzoii  nicht  nur  die  vollen  Prägekosten,  sondern  auch  den  durch 
die  Abnutzung  verursachten  Verlast  an  Gewicht  und  1^^  für  supponierte  Mängel  am 
Feingehalt  —  im  ganzen  4 — ^6^  —  absieben,  kauft  die  dänisdie  Nationalbank  alle 
fremden  MÜnaeo  ,  wenn  sie  nur  ein  solches  Gewicht  halten ,  dafs  sie  in  ihrem  eigenen 
Lande  noch  ,Jegal  tender**  sind,  sum  pari  Kurs  mit  Absug  von  '/^K-  Uan  kann  dieses 
thuiif  weit  der  aller  gT(y(ate  Teil  solcher  Münzen  ja  gar  nicht  umgeprägt  au  werden 
braucht ,  sondern  als  Deckungsfonds  in  den  Kellern  der  Bank  Hegen  und  bei  kom- 
mender Gelegenheit  wieder  an  das  Heimatsland  exportiert  werden  kann,  und  man  be- 
wirkt dadurch  nicht  nnr^  dafs  die  Schwankungen  der  Wechüblkurse  verhäitni*qn&rsig  klein 
werden,  sondern  auch»  dafs  das  Gold  bei  eintretender  Geldknappheit  früher  und  leichter 
einwandert.  ,,Wenn  andere  europäische  Banken'^  schreibt  der  Verfasser»  ,, deren  Noten 
in  Oold  sahlbAr  sind,  in  ihrer  Praxis  unsere  Kegel  binsicbtlicb  des  Ankaufs  von  Qold 
befolgen  würden  und  sich  auch  beim  Verkauf  von  Barren  oder  fremden  Münzen  mit 
einer  kleinen  Avance  begnügen  würden  ,  dann  wären  die  meisten  europäischen  Länder 
-^  ohne  dafs  luau  dazu  Konferenzen  oder  Konventionen  bedürfe  —  beinahe  so  situiert^ 
aU  ob  sie  einen  gemeinsamen  Milnzfufs  hätten.** 

Kopenhagen.  Emil  Meyer, 

Meyers  Conversationsleiikon  Bd*  19,  Jahre»-8oppl erneut  1881  —  8Ä. 
Leipzig  1882' 

Wir  haben  schon  bei  Besprechung  des  vorjährigen  äupplomentbandos  ausgesprochen,, 
wie  wichtig  es  ist ,  das»  die  Cotiversätiituslexikas  die  volkswirtschalllichen  Fragen  mog> 
liehst  vollstlindi^  und  grUndlich  behandeln,  deshalb  begrüssen  wir  auch  diesen  Jahrgang 
mit  Freuden,  der  wieder  mit  l  msicht,  Sacfakenntniss  und  Objectivität  alle  Vorgänge  im 
wirtschafllicliun  Leben^  wie  die  Entwicklung  der  Gesetsgebuiig  verfolgt  und  in  knapper, 
übersichtlicher  Form  das  bezügliche  stattstiscbe  Material  mit  grosser  Vollständigkeit  bietet 
Anch  die  bibliographischcu  Notisen  über  berühmte  und  Jt,ue1i  weniger  bekannte  Na- 
tinnalükonomen  des  In-  uud  Austandes  werden  Vielen  »ehr  erwünscht  sein.  Wir  erwäh- 
nen die  Artikel  von  Schiiubcrg  über  die  Arbeiterfrage,  Haftpflicht,  Darlehnskassenvereinen 
J.  Lehr  über  Listenabstimmung ,  Unfall  Versicherung,  Setbstmordstatistik ,  Wehrsteuer, 
Pfand  1  eih  •  Uückkaufsgescliäfte  und  volkswirtschaftliche  Litteratur.  K.  Jung,  Handd 
Deut^^chlaitds.  Fortschritte  der  vereinigten  Staaten.  Leser ,  Check  -  und  Giroverkekr. 
v.  Neuman-Spallsrt,  GetreidehandeK  Währung  und  Münswesen.  Gerkralh,  Arbeiterver* 
Sicherung.  B.  Waiden,  Versicherungswesen.  Wolf,  Zucker,  und  Zuckersteuer,  Sehr 
orientireiid  sind  auch  die  Artikel  über  Handelsstatisiik,  Unterricbtswesen  (F.  Sander}  m 
Deutschland,  die  irische  Landfrage  (Pierstortf)  n.  A. 

S  t  a  a  t  s  w  i  SS  e  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c h  e  Abhandlungen.  3.  Serie  H.  9  u.  10.  Her- 
ausgegeben v,  Max  Neisser,  Leipzig  Morgenstern.  Inh.:  Fiir  Bimetallismus  ,  von  M 
Schippe].  Die  Eodbcrtus^schc  Grundrententbeorie  und  die  Werttheorie  Ricardos  voii 
M.  Bchippid.  über  die  Erweiterung  der  öffentlichen  Krankenpflege,  Gewerkschaftliche 
Produktivasso^ifttHinen  v  K  Kämpfer,  Für  das  deutsche  Zivilgesetzhuch.  Kritik  und 
praktische  Vorschläge  zu  dem  Entwürfe  eines  GesetsteH  betr-  die  Krauken  versieh  oruug 
der  Arbeiter. 
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BShme,  C.  H.,  Ornndzage  der  Oefftngniss- Wissenschaft.  2.  Anfl.  8« 
Vn  n.  804  SS.     Benthen  1888. 

Ferri,  E.,  Das  Verbrechen  in  seiner  Abhängigkeit  ron  dem  jährl. 
Temperatnrwechsel.  (Bes.  Abdr.  ans  der  ,,Zt8chrfl.  f.  die  ges.  Strafrechtswisaen- 
achalt«.)    8".    41  SS.  n.  8  graph.  Steintaf.     Berlin  1882. 

Richter,  Die  Zunahme  des  Selbstmordes  insbesondere  in  Sach- 
sen«   Vortrag.    8.    Leipsig  1882. 

Qeyer,  A.,  Ueber  die  den  unschuldig  Angeklagten  oder  Verur- 
theiltengebflhrende  Entschädigung.  (Deutsche  Zei^  und  Streitfragen  Hft.  169.) 
Berlin  1882.     8».     44  SS. 

Meinert,  C.  A. ,  Wie  nfthrt  man  sich  gut  und  billig?  Ein  Beitrag  zur 
fimfthmngsfrage.  Preisgekrönt  durch  den  Verein  ,,Concordia'*.  Mains  1882.  8«.  100  SS. 
(mit  2  bunten  Tafeln  und  mehreren  Abbildungen.) 

Verhandlungen  des  2.  deutschen  Oeogr  aphentages  zu  Halle  am 
12.  13.  u.  14.  April  1882.     8«.     Berlin  1882. 

Katalog  der  Bibliothek  des  deutschen  Reichstages,  gr.  8<>.  LVI 
n.  1482  SS.    Berlin   1882. 

Leo,  B.,  Was  findet  der  Auswanderer  in  Amerika?  Essen  1883.  8<*. 
(—  60  Pf.) 

Karteis,  J.  H.,  Wie  ist  unserm  Bauernstande  zu  helfen?  Trier.  8®. 
(—  26  Pf.) 

Mayer,  Sigmund,  Die  Aufhebung  der  Gewerbefreiheit.  Streit-  und 
Febdeschrift  gegen  die  Wiederherstellung  der  Zunft  in  Österreich.  8».  Wien  1883.  VI 
o.  66  SS.     (—  80  Pf.) 

Bedenken  gegen  die  Pläne  behufs  Ausführung  des  Anschlusses  der 
Btadt  Hamburg  an  das  Zollgebiet  (Aus  „Bürgerseitung*'.)  Hamburg  1882. 
S«.     vn  u.  39  SS.     (1  M.) 

Aussiebten  des  deutschen  Parlamentarismus.  Leipzig  1882.  SS..  67  (8<* 
(1  M.  40  Pf.) 

Schulz,  K.,  Katalog  der  Bibliothek  des  Reichsgerichts.  Leipzig  1882. 
8«.    LXV  u.  1037  SS. 

Weiss,  A.,  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  des  Begierungs-Be- 
Birkes  Stettin  i.  J.  1881.     Budolstadt  1882.     8«.     (5  M.) 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.     Frankreich. 

Bulletin  du  Minist^re  de  Ta  gr  ic  nl  tnre.  IJe  Ann^e  (1888)  No.  1: 
A  France.  Sericiculture.  Enquete  de  1882.  —  Statistique  agricole  d^cennale  de 
1882.  Instructions  g^n^rales.  —  Rapport  sur  Tindustrie  ostr^icole,  par  Broccbi.  — 
Rapport  sur  le  concours  de  sericiculture  de  la  Dröme,  par  Coste.  —  Rapport  sur  la 
sericiculture  dans  TArd^che.  —  Rapport  sur  IMndustrie  laiti^re  les  fromageries-modfeles 
dans  le  Doubs.  —  B.  Etranger.  Rapport  sur  la  pisciculture  dans  le  Royaume-Uiü, 
la  Belgique,  le  grand-duchä  de  Luxemburg,  TAllemagne  et  la  Hollande,  par  Chabot- 
Karlen.  —  Rapports  consulaires  sur  la  r^colte  de  1882  dans  les  deuz  duch^s  de  Mecklem- 
bourg,  en  Belgique,  en  Irlande  en  Italic.  —  Production  agricole  de  1881  de  l'Irlande 
de  1881,  compar^e  k  celle  des  ann^s  pr^-^dentes.  —  etc. 

Journal  des  Economistes.  XLII.  Ann^e,  1883,  Fdvrier:  Les 
llnanees  des  ^tats  secondaires  de  TAllemagne,  par  P.  Muller.  —  Revue  critique  des  publi- 
cations  t^conomiques  en  langue  fran9aise,  par  Rouzel.  —  Un  touriste  en  Laponie,  par 
A.  F.  de  Fontpertuis.  —  Album  de  statistique  graphique  de  1882,  par  A.  Blaise.  — 
La  dtfnition  de  la  richesse,  par  Marc.  Mongin.  —  La  Situation  ^conomique  de  la 
Rnssie  de  1877  k  1882,  par  Vladimir  de  Besobrasoff.  —  Soci^t^  d'^conomie  pulitique. 
R^union  du  5  f^vrier  1883.  Communications:  Conferences  d' Economic  polit.  et  de 
Science  industr.  k  TEcole  des  hautes  ^tudes  commerciales.  Discnssion:  De  l'infiuence 
iconomique  sur  l'agriculture  de  la  d^sertion  des  campagnes  en  faveur  des  villes.  Ses 
remMes.  —  Soci^t^  de  statistique  de  Paris.  —  Soci^t^  des  agricultenrs  de  France.  — 
Le  Congr^  de  m^canique  agricole.  —  Comptes-rendus.  —  Chronique  ^onomiqne.  —  etc. 
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Mar»  1883:  KtAt  actael  de  r^conomie  polUique  eo  Allemag^ne  {l*^  article),  pir 
M.  Block.  —  Les  finnuces  de  tu  Rus»ie  depui»  la  deniiüre  guerre  d 'Orient,  par  A.  lUf- 
f&Jovich.  —   L»  lettre  de  chjuige  et  lea  modifications  qu'cllc  comporte ,    par  H.  Paseaad. 

—  Revue  de  rAcademie  des  scieDcc»  morale»  et  pol  it.  ^  du  1«*"  ddcembre  1882»  au 
l*f  mars  1883,  par  J.  Lefort  —  De  la  theorie  de  la  Talcar^  par  Beaurin-Grestticr.  — 
Ln  productto»  du  naphtc  cn  Hu^mg  ;  rciiultats»  de  rabolkton  du  roottopote.  —  La  chasü« 
daus  le  gouvemcinGot  d'ArkliaxigcL  —  Hbtoire  du  papiennoDnaie  eo  Ruüste.  —  Soci^ti 
d  liconomie  poliüque.  Riuaion  da  5  mars  1883.  DucussioD  :  Le  coQt  du  vi  vre  a't4l 
uue  iijiluen<:e  «^rieuse  sur  la  fitaüon  du  taitx  de»  »alaires?  —  8ocieti^  de  sUtistiqoe  di 
Part».  —  Compte»  rendus.  —   Chronique  ^conomiqutf.  —  etc. 

Journal  de  la  Soci^t^  du  statistique  de  ParU.  XXIV«  Anu^ei 
No.  2|  Fivrier  1883:  Discoars  prononcc  pjvr  M.  Clieysson  pour  rinaagnraiion  de  &a 
pr^&idencei  daii»  la  »dancc  du  17  Janvicr  1883.  —  Rapport  i>ur  riitdtttutiuu  d'uo  prix 
annnel  k  di'Ceroer  par  ta  Societ»  de  istati>»üqae  de  Paris.  —  Proc^s-verbal  de  la  iie^ance 
du  27  decembre  188S^  avee  anoexe :  Couft^reoee*  sur  la  statistique  —  Les  banques 
aux  Etatä-tJniäi.  —   L'aliEueiitation  de  Paris  eu  viaade  de  boucherie  (1879,   1880^   1881). 

—  Lüji  cute5  fonci^ro!»  en  188K  —  l4&  »ituation  öiiancicre  des  comoinnes  de  France  en 
1806.  1864  et  1877.  —  Le*  socl^t^i  de  »ecour»  mutuels  en  1880  —  La  recolte  dtt 
froment  en  1882.  —  Leä  vina  de  Sicilc.  —  L'ali^iintliiii  mentale  eu  divers  pays  ^ 
Le  mouvcmeijt  üo  la  detto  publique  eu  Aiigleterre,  —  etc.  No.  3«  Blarit  1883: 
Proc^a-verbai  de  la  s^ance  du  17  janvicr  1883.  —  Proeta- verbal  de  la  s^ance  du 
21  f^vrier  1883  —  Apercu  dei»  resultati»  göut'raux  de  !a  demograpbie  iippliqu^»  k  Tdeo- 
liomie  polltique,  —  La  rtieidive.  —  Le  moavement  t^l^grapliique  en  Europe  peudaot 
raunee   1881    —  Mort  du  Dr    BertiUon.  — 

Revue  gdudrale  d*adaiinistratiou.  Vi*  Annee  (^1883)  Jan  vi  er:  La 
r^forme  ^lectorale  italienne ,  par  J.  Hase.  —  Convention  relative  anx  int^r«t&  de»  In* 
ti^r^ts  dani»  un  marchc^  de  travaux  public»,  par  O  Le  Vavasseur  de  Pr^court.  —  Do- 
cumenii*  officieb  —  Chronique.  —  Fevrier:  L'adminiatratlon  des  bcaux-nrt*,  par 
IL  Murgaud.  —  Attribution>  des  maires  cu  mati^re  de  cour»  d'eau  nou  navigablea, 
par  E.  Trigant-Oenegte.  —  Protection  des  enfnnts  du  premler  äge.  —  Jarisprudence>  — 
Cbronique    — 

Revue  maritime  et  eoloniale.  Tome  LXX\'l,  livraison  257:  fevrier 
18  8  3:  La  marine  de  guerre  de  la  Bussie ,  traduit  do  raiiglai»  par  Lnpied.  —  Rapport 
relatif  k  la  g<^iierat.ioji  et  k  In  fecoudnrtioii  artificieüe  de^»  builre«,  par  Roucbon-Brandely.  — 
Souvenirs   d'une    ciuupogue    daus  le  Levant.     L'Egypie  e»   1882,    par  B,  Oirard  (»nite ) 

—  Considerniion»  sur  les  grands  navirc»  italieu».  —  Notloe  sur  les  cnloute*  anglaise», 
par  E.  Avalle  (auite:)  Posacaatons  d'Amerique.  —  Rapport  sur  la  campagne  »eientxfique 
du  ffTravailleur''  en  1888.  —  Sir  Thoma&  Brossey  et  la  mariDe  anglaise.  —  Le»  cuu- 
structioDi»  navatuü  de  Tarseual  de  Portsmouth.  —  I^s  dangera  d'tncendie  par  r^clAirage 
viectrique.   —  Les  pecherles  de  TOr^gon  et  du  torritoiro  de  Washingtou.  —  etc. 

B.     England. 

Cootempurary  Review^  Ibe,  t'or  March  1883:  Coiiuty  Goverameuti  by 
R.  A.  Cross  —  Di^charged  Priaoners :  how  to  aid  thom^  by  C.  E.  Iloward  VitiGeot*  — 
Locui  Seir-Governmttut  in  India ,  by  R.  Temple.  —  Sieoa ,  by  S.  J.  Capper.  —  The 
LimitÄ  of  Sciencef  by  G.  Edmundson.  —  Land-Tenure  aud  Taxation  in  EgypC^  by  Ff.  C. 
Kay.  —  The  Munictpal  Organisation  of  Purb^  by  Y.  Guyot  —  The  Highland  Crofters» 
by  J.  Rae.   —  etc^ 

Portnighlly  Review,  the,  for  February  188  8.  The  New  Army  aod 
tbe  old  tost,  by  W.  F.  Butler.  —  The  3**  Reform  Bill  ,  by  T  W.  Fowle.  —  SamaeJ 
Wilberforce  ^  by  G.  \S\  Daaent.  —  Lord  Westbury  and  Bishop  VV^ilberforcc,  by  H.  D. 
Traill.  —  A,  Hadic4&l  in  Rusiiia  ^  by  Jease  Collings.  —  En^li&h  Actnrs  —  yesterday 
and  to-dny  ,  by  J.  C.  Carr.  —  The  llouse  of  Lords »  by  E.  A  Freeman,  —  Franc« 
and  England  iu  1798»  by  O.  Browning.  —  Mexico  and  her  Railway».  by  J.  Y.  Sargent.  — 
Ilonie  and  roretgu  Affairs.  —  et«.  —  March  1883:  The  Munici^ial  Government  of 
Paris,  by  A.  Gigot.  —  Dr.  Pa»ey  and  tbe  High  Chnrch  Movement,  by  E,  T.  Talbot  — 
Abolition  of  Slavery  in  liidia  and  Egypt  ,  by  II.  IJ.  E  Frere.  —  A  Deraocrat  «n  Ihe 
Coming  Oemocracy,  by  H.  Labouchorc  ^  The  Futurc  of  thc  Engliäh  Univorsitjes,  by  J 
Bryce.  —  Braxil  and  its  RaÜwiiy!»,  by  Ch.  Wariog,  —  Tbe  Coüiity  System  ^  by  T  K. 
KebbeL  —  etc. 
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Macmillan's  Magazine  No.  280,  for  Febrnary  1883:  Notes  on  Ex- 
press Trains,  by  E.  Foxwell.  —  Dr.  John  Brown  of  Edinbargh,  by  Prof.  D.  Masson.  — 
France,  Egypt,  and  the  Suez  Caiial  in  1876.  An  nnpublished  document,  by  C.  A. 
Eyffe.  —  etc.     No.  281,  forMarch   188S:  Home  Rule  ander  the  Roman  Empire. 

—  The  disastrons  resnlts  of  Sobriety   again ,    by  A.  J.  Wilson.  —  Some  Statistics  of  a 
Ghreat  War,  by  L.  Haie.  — 

Nineteenth  Century.  A  monthly  Review,  edited  by  J.  Knowles.  No.  72, 
Febrnary  1883:  On  the  Economic  Condition  of  the  Highlands  of  Scotland ,  by 
the  Duke  of  Argyll.  —  The  Creed  of  Christendom,  by  Martineau.  —  Middle-Class 
Education,  by  Lord  Norton.  —  Village  Life  in  Norfolk  600  years  ago,  by  Jessopp.  — 
Election  prospects  of  the  Conservatives,  by  C.  E.  Lewis.  —  Concerning  the  unknown 
public,  by  Th.  Wright.  —  Local  Government  in  England  and  Wales.  I.,  by  W.  Rath- 
bone.  —  Religion  aud  the  Rates ,  by  Cardinal  Manning  and  Canon  Gregory.  —  The 
unmounted  Bucephalus,  (on  Gambetta)  by  J.  Reinach  etc.  No.  78,  March  1883: 
Oor  Hospitals,  by  H.  C.  Burdett  —  A  few  words  about  the  Eighteenth  Century,  by 
F.  Harrison.  —  Party  Obligations  to-day,  by  T.  E.  Hebbel.  —  Common  Sense  in  Dress 
and  Fashion,  by  Lady  Paget.  —  French  Elementary  Education,  by  E.  Lyulph  Stanley.  — 
The  Cardinal  and  the  Schools:  a  rejoinder,  by  R.  W.  Dale.  —  The  Suppression  of 
Poisonous  Opinions,  by  Leslie  Stephen.  —  Local  Government  in  England  aud  Wales, 
by  W.  Rathbone.     (Concluded.)  —  The  Weakness  of  the  Army,  by  L.  Simmons.  —  etc. 

C.     Österreich. 
Osterreichische    Monatsschrift    für    Gesellschaftswissenschaft 
etc.  von  Frh.  C.  v.  Vogelsang.  V.  Jahrgang  1888,  Januar-  und  Februar- 
heft:   Gesetz    zum  Schutze    der  Bergarbeiter.  —  Der    Normalarbeitstag.  —  Die    Land- 
gutswirtschaft als  Objekt  der  landwirtsch.  Forschung    und  Lehre.  —  Wald  und  Wa:»ser. 

—  Der  Warenmarkt   der  Zukunft.  —  Ora    et   labora.  —  Die  Wirkung    der    hohen  und 
die  der  niederen  Preise  landwirtsch.  Produkte.  —  Soziale  Chronik.  —  etc. 

Statistische  Monatsschrift.  Redigiert  von  der  k.  k.  Direktion 
der  administr.  Statistik.  IX.  Jahrgang  (1888)  Heftl:  Die  Alpenwirt- 
schaft in  Deutsch-Tirol ,  von  K.  Th.  v.  Inama- Sternegg.  —  Bewegung  der  Bevölkerung 
Österreichs  im  ersten  Halbjahr  1882,  von  G.  A.  Schimmer.  —  Die  Erfolge  bei  den 
theoretischen  Staatsprüfungen  fUr  Juristen  seit  1855,  von  B.  Windt.  —  Die  Ergebnisse 
der  in  Kroatien  und  Slavouien  am  31.  Dezember  1880  durchgeführten  Volkszählung.  — 
Litteraturbericht.  —  Heft  2:  Die  unehelichen  Geburten  in  Österreich  seit  dein  Jahre 
1880,  von  F.  v.  Juraschek.  —  Oettingen'ü  Ausgleichstendenz,  von  J.  Platter.  —  Die 
Bilanz  der  Sparkassen  im  Jahre  1881.  —  Die  Bevölkerung  der  Landesteile,  welche  in 
Folge  des  Berliner  Kongresses  an  Serbien  gelangten.  —  Der  Export  Österreich-Ungarns 
nach  Rumänien,  v.  J.  Pizzala.  —  etc.  Heft  3  (Mär  3^):  Die  Ergebnisse  der  Finanz - 
straQustiz  in  Österreich  seit  der  Einführung  des  Gefällstrafgesetzbuches  vom  11.  Juli 
1885  (1836  bis  1879),  von  Fr.  Meisel.  —  Persönliche  Verhältnisse  der  wegen  Ver- 
brechen und  Vergehen  verurteilten  Personen  im  Jahre  1879,  von  J.  Thornton.  —  Der 
Schiffsverkehr  im  Hafen  von  Triest  im  Quinquenninm  1878 — 1882,  von  J.  Pizzala.  —  etc. 
Der  Landbandel  Triests  in  den  Jahren  1858 — 1882,   von  J.  Pizzala.  —  etc. 

D.  Rufsland. 
Russische  Revue,  hrsg.  v.  C.  Röttger.  XII.  Jahrgang  (188  3)  Heft  2: 
Der  vorgeschichtliche  Mensch  der  Steinzeit  am  Ladoga-Ufer,  v.  L.  Stieda.  —  Akten- 
stücke zur  Geschichte  der  Beziehungen  zwischen  Rnfsland  und  Frankreich,  1681  —  1718, 
von  A.  Brückner  (Schlufs).  —  Der  kaiserlich  botanische  Garten  zu  St.  Petersburg 
während  des  Dezenniums  1872—82.  —  Die  Jahreszeiten  in  der  Krim.  1.  Teil,  von 
N.  und  W.  Koppen.  —  Spuren  primitiver  Familien  Ordnungen  bei  den  kaukasischen  Berg- 
völkern, V.  W.  Sokolsky.  —  Die  Thätigkeit  der  kais.  russischen  geographischen  Gesell- 
schaft im  Jahre  1882.  —  etc. 

E.    Italien. 
Archivio  di  statistica,  fondato  da  T.  Pateras.     Anno  VII,  fasc.  2: 
Gli   atti    della   inchiesta   agraria,    per  C.  M.  Mazzini.  —  Bollettino   necrologico  (G.  St. 
Jevons   e    G.  Newmarch)    e   bibliografico.  —  IV.    Congresso    internazionale   di   igiene   e 
demografla.  —  ConsigUo  superiore  di  statistica,  — 

N.  F.  Bd.  VL  33 
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0.  ß  e  I  g^  1  e  n  u  tmI  H  o  U  a  u  d. 
Revue  de  droit  iiitertiiitioniil  t^t  du  l^gislAtion  compnree.  Tomj 
X\\  18  83  (Brujtelks)  No.  ]:  La  question  du  Dniiube  Etüde  crLtique  par  EngelhardC! 
—  La  piutectfon  dus«  tiUi'gTiipli«^  stous-muritis  et  !&  canförenc«  de  Paris,  octobre — 
udveuibr«  1882,  par  L,  ReiiauU.  —  De  l'id^e  d'un  tnbuoal  iDt«rnätiotial  Kamarow^ky 
Apur«jii  r^trospcctif  des  travaux  l<^f*i^J»lÜf»,  \c^  plti*  iinportant»  exccutes  eti  Sa^de  daiis 
la  p^node  ducf^nimiä  du  1870 — 7 Dt  par  K.  d'OHvfarona.  —  De  Ja  iotuüon  dotinÖQ  par 
U  con&dtutiou  f^d^rale  aajE  qucitiou«  confeäsioimeUes ,  par  A.  Martio.  «*  Cbrouiqae  de» 
fair*  internatiunaux.  —  etc. 

H.     Schweix. 

Zeitschrift  fUr  j  c  li  we  i  »  crif  cb  o  Statistik.  XVIU.  Jahrg.  lB82l^ 
Quai  taHbcft  t— 3:  FUcbenitibnlt  und  Bcvölkcrungsdicbtigkdt  der  »chweiz.  Ba«irko 
and  Kaotouo.  —  Die  Zahl  der  oActitHebcu  Wirtscbaflen  ia  SO  Kantonen  in  den  •fahren 
1877-81.  —  Schweiierij^ibe  Fubrikstatistik  auf  i.  Marx  1882.  Vom  etdgen.  HandcU- 
tind  Lahdwirl$i'hitft^depnrteni«int,  —  Kantonale  Be.Hteueruti|^  de»  Oewarbebetrieb&s  im 
UmhenRiebßo.  Voi«  eidg,  Justiz-  und  Polizeidepartement,  —  Die  schwei«.  UniFarsiitaten 
im  VViutersciD,  188  t  |62.  von  A  Odermatt.  —  V'eri^leicbeDde  Studien  »u  den  Volkes fthlaug«ti 
in  Grnubünden^  von  M,  Truoj^  )  Kortj-tUÄUng.)  —  Tclef^raphen5ta,tistik  der  europ.  Staaten 
für  18 SO.  —  Die  bisherigen  Vnlk^nb5titnIIlUlJ|{en  im  Kanton  Zürich,  von  G.  Niederer.  — 
Kiollnf^  der  wiihtr^ftteu  Nabrun^Mnittelprei^e  auf  die  Bevre^^ng  der  Bevölkerung  im 
Kfintou  Bern  178^^ — 1881,  von  C.  Mühlemann.  —  Die  Wahlen  in  den  schweizer.  Natio- 
nairnt  b<?i  dessen  liitegralernpuuru»i|i  vom  Jahr«  1881*  —  Internationaler  deniograpbisch« 
Koiigref*  in  Genf,  vom  4. — 9.  Sept  1882.  —  Die  Hauptresultate  der  Bevölkerungsb 
Wüguui;  in  der  Scliwei»  1881.  —  Der  Fleischkonsum  im  KR.  Sachsen  vom  Jahr  1840- 
1860.  -^  Das  Areal  der  Schvreiis,  —  Das  Areal  Europas.  —  tlbcr  das  VagÄDtenlum 
im  Kanton  Zürich ,  von  F.  Scbl alter.  —  Conjfriis  Internati onat  d'hygi^ne  et  de  di^-mo- 
grapbie  k  Gen*;ve,  du  4  au  9  septemhre  1882,  par  A.  Cuttat.  —  Wichtigste  Angaben  aus 
der  »cbwei^.  Eisenbiihnftatistlk  für  1881.  vei^^lichen  mit  1871  76  und  1876|80.  —  Der 
Turnunterricht  in  den  schweizer,  Schulen  im  Jahre  I88K  —  Les  faitiiteji  e«  France 
depub  1817   —  Stand  der  Lcbeusvcrsicheningen  auf  KapiUt.1  nach  den  neuesten  Dateo,  — 
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Auualea  für  Gewerbe  und  Uauwenen,  hrst;  von  F.  C.  Glaf&r 
Nr,  13  6  —  138,  15.  Febr.— 16  Mära  1888:  Ober  Stadtbahnen«  von  Direkten.— 
Statistik  der  Eisenbahnen  Deut6ehl.ictds.  —  Eoglisches  Eisen  als  Scbiffbaumateriai.  — 
Was  thut  den  tethu.  Wissenschaften  uot  ?  von  Martens.  —  MitteÜungos  über  GiefÄerei- 
bütrieb,  von  J.  Henning  (Vortrag  im  Verein  deutsch.  MasdiineDtugenieurcO  —  Eisern« 
Oberbau  der  Berg.-Mfirk.-Ei.Henbahn ,  von  Jungbecker.  —  Fe&tigkeitseigenschafteti  d« 
Stahlgüsse:^,  anderen  Gufseisenaorten  gegenüber,  von  Gebr.  Glöckner.  —  etc. 

Anuaton  des  deutseben  Reichs,    hrsg.  von  O,   Blirth    und  M.  Seydel 
188  8.     Nr,  llfl2:  Die  Stiftungen  fdr  das  Arbeiterwohl  im  Reicbslande,  von  Ch.  Orad*j 
IV.  Konsumvereine ,    V    Gewiiiubeteiligung  ,  VL  Altersversorgung  (Schlafs.)  —  Laband*4 
Staatsrecht    des    deutscheu    Reichs.     Letzter    Band,    besprochen    von     G.  Meyer.   —  D« 
Vorkehr  mit  Nahrungsmitteln«    Geuursmitteln  und  Gebrauchsgegenständen,     Oesets,  Voll 
atugsverordnungen    und    Materialien.    —    Alphabet.    Gesamtregister     über    die    Jahrgüng 
1868    bis    1882    der    „Annalen/^  —  Aonalen    etc.    188  3.    Nr.     1:    Die    Ackerbau- 
Strafkolonien  und  die  Fürsorge  für  die  entlassenen  Sträflinge^  vod  A.  FläiiL  — 

Arbeiterfreund,  der,  hrsg.  von  V.  Böhmert  und  R.  Gneis t.  Jahr- 
gang X  X  (1  88  2)  Heft  6:  Der  deotache  Verein  gegen  den  Mifsbrauch  geistiger  Ge- 
tränke, von  Ad.   Gnmprecht.  —  Der  Hausfleifs  in  Livland,  von  W.  Stieda.  —  etc. 

Archiv    für    Eisenbahnwesen,    hrsg.    im  Ministerium    der  offentl. 
Arbeiten.     Jahrgang    18  8  3.    lieft  S  .  M  ärz  nn  d  A  p  ril :    Die  englische  Eisend 
bnhnpulitik  der  ktKteu   rMm  Jahre^  G    Cohn  (ForLsetä&ung.)  —  Zur  Geschichte  der  ober^l 
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italienischen  Eisenbahn,  von  Pieck.  —  Die  Sekundärbahnen  in  Italien.  —  Übersichtliche 
Zusammenstellung  der  gesetzlichen  und  polizeilichen  Bestimmungen  Über  die  Anlegung, 
Prüfung  und  Revision  der  im  Eisenbahnbetriebe  zur  Verwendung  kommenden  Dampf- 
kessel. —  Die  Eisenbahntarif-Euquöie  iu  Ö>terreich.  —  Statistisches  von  den  deutschen 
Eisenbahnen.  —  Betriebseinnahmen  der  französ.  Hauptbahnen  im  3.  Quartal  1882.  — 
Rechtsprechung  und  Gesetzgebung.  —  etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraph ie  1883,  Nr.  8:  Die  Entwickelung  und 
die  Geschäftsergebnisse  der  Spar-  und  Vorschufsvereine  von  Angehörigen  der  Reichs-, 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  während  ihres  ersten  Jahrzehntes.  —  Die  Einweihung 
des  neuen  Post-  und  Telegrapheugebäudes  in  Mannheim.  —  Die  Postverwaltung  des 
Kaplandes.  —  Ausführung  einiger  Posthausneubaufen  in  Frankreich.  —  Verwertung  der 
Batterierückstände  in  der  deutschen  Reichs-Telegraphenverwaltung.  —  etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  Thiel.  XI.  Band 
(188  3)  Supplement  3:  Beiträge  zur  landwirtsch.  Statistik  von  Preufsen  für  1881, 
Teil  2.  XII.  Band  (1883)  Heft  1  und  2:  Mitteilungen  über  die  Arbeiten  der  Moor- 
Versuchsstation  in  Bremen  in  den  Jahren  1877—82,  von  M.  Fleischer.  —  Geographische 
Beschreibung  der  Moore  des  nordwcHtlichen  Deutschlands  und  die  Niederlande ,  von 
Salfeld.  —  Das  Kehdinger  Moor,  von  C.  Virchow.  —  Die  Materialien  zur  Düngung  und 
Meliorierung  des  Moorbodens,  von  Fleischer.  —  Beiträge  zur  Spüljauchen-Rieselkunde, 
von  G.  H.  Gerson.  —  etc. 

Monatshefte  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  für  1883.  Januar- 
heft: Die  im  Laufe  des  Jahres  1882  ergAogenen  Anordnungen  für  die  gemeinsame 
Statbtik  der  deutschen  Staaten.  —  Besteuerung  des  Tabaks,  Ein-  und  Ausfuhr  von 
Tabak  und  Tabakfabrikaten ,  sowie  Ertrag  der  Tabakabgaben  im  deutschen  Zollgebiet 
während  des  Erntejahres  1881  j82.  —  Nachtrag  zur  Statistik  über  Produktion  und  Be- 
steuerung des  inländischen  Rübenzuckers,  sowie  über  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Zucker 
im  deutschen  Zollgebiet  für  das  Kampagnejahr  1881,82.  —  Die  deutsche  Auswanderung 
nach  überseeischen  Ländern  im  Jahre  1882.  —  Die  Eheschliefsungen ,  Geburten  und 
Sterbefälle  im  deutschen  Reiche  im  Jahre  1881.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waren 
im  Grofshandel.  Januar  1883.  —  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Warenartikel  im 
deutschen  Zollgebiet  für  Januar  1883.  —  Versteuerte  Rübenmengen  im  deutschen  Zoll- 
gebiet, sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  Januar  1883.  — 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  v.  Treitschke.  LL  Band, 
Heft  2,  Februar  1888:  Die  agraren  Verhältnisse  in  den  russischen  Ostseeprovinzen, 
von  V.  der  Brüggen.  —  Einige  Bemerkungen  über  unser  Gymnasialwesen,  von  H. 
v.  Treitschke.  —  Der  Verfall  der  Republik  in  Frankreich.  Politische  Korrespondenz.  — 
etc.  Heft  8,  März  1883:  Jöröme  Napoleon  und  das  Königreich  Westphalen ,  von 
R.  Goecke.  —  Ein  Rückblick  auf  die  Kolonialpolitik  des  grofsen  Kurfürsten,  von  Ed. 
Roller.  —  Maximilian  I.  und  das  deutsche  Reich.  —  Der  Eid  und  das  religiöse  Ge- 
wissen, V.  O.  Bahr.  —  etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterley.  Jahr- 
gang X  X  XI II  (1  883).  Lieferung  2  v.  15.  Januar:  Genossenschaftsversiche- 
rungen, von  F.  C.  Lukas.  —  Inspektoren  und  Stabilagenten.  —  etc.  Lieferung3u.  4 
vom  15.  Februar:  I.  Bericht  über  die  gesamte  geschäftliche  Lage  der  Kaiser- Wilhelms- 
spende zu  Berlin,  vom  15.  Dezember  1882.  —  Die  Theaterbrände  des  Jahres  1882.  — 
Über  Hagelschläge  und  deren  Entstehung.  —  Schiffbrüche  an  der  britischen  Küste  —  etc. 
Lieferung  5  vom  1.  März:  Genossenschaftsversicherungen,  von  F.  C.  Lukas  (Schlufs.) 
—  Neue  Methode  zur  Berechnung  der  Bruttoprämien.  —  Internationale  elektr.  Ausstellung 
in  Wien  1883.  —  etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart,  hrsg.  vonR.  v.  Gott- 
sehall. Jahrgang  1883,  Heft  1:  Von  Kairo  nach  Jerusalem.  Aus  meinem 
Tagebuche,  von  Ferd.  Gregorovius.  —  Giuseppe  Garibaldi,  von  O.  Speyer  (1.  Artikel.)  — 
Der  süddeutsche  Parlamentarismus  seit  1870,  von  W.  Müller.  (1.  Artikel.)  —  Erin- 
nerungen aus  Alezandria  Sommer  1882,  von  O.  Ernst  —  Die  Letten  und  ihr  Anspruch 
auf  nationale  Selbständigkeit,  v.  J.  v.  Dorneth.  (1.  Artikel.)  —  Japanische  Skizzen, 
von  D.  Brauns.     I.  Artikel :  Die  japanische  Frau.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  im  preufsi- 
sehen  Staate,  hrsg.  im  Ministerium  der  öffentl.  Arbeiten.  XXXI.  Band, 
(18  8  3)  Heft  1:  Die  Camphausen-Schächte  der  kgl.  Steinkohlengrube  Dudweiler- Jägers- 
freude   bei    Saarbrücken ,    von    Klose.    —    Die    unterirdische    Wasserhaltungs-Maschinen- 
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ADliige  am  Jo&ephft-Sehacbte  der  kgl.  Steinkolilengnibe  0«Hjard-PriD»  %Vilheltii  bot  Saar, 
brücket) ,  nebst  ulif^em.  BenierkaD|(en  Über  unt«rird«  Compoiind-Wii9s6rhaItung8fnA»chmcii, 
von  Naji»c,  —  Mitteilungen  über  die  VerBrbeiUmg:en  Oberharter  Blcierz&chliet^e  naf  der 
kg:L  SilbcrhOtte  zu  AJtenau  im  Harx ,  von  Gramer  von  CJausbrach.  —  Über  Oeiteifi* 
ttchwinf^ungra  in  der  Grube,  von  SchelL  —  Beurteilung  der  in  Oberschlosien  auf  den 
niSelitigeii  FlötEen  zwischen  Zmbrxe  und  Myslowitz  angewendeten  Abb«umethoden ,  von 
Starcke.  —  Die  kgL  Steinkohlengnibe  Ueim(a  bei  Saarbrileken  ,  mit  besond,  Betlehung 
auf  ihre  Wettervcrbftltni*5e.  —  Die  Grubenabloilung  Dudwcüer  der  kgl.  Steinkohtengrube 
Dudweiler-Jägersfreude  bei  Sa&rbrüclcen ,  mit  besonderer  Beziehung  auf  ihre  VVViterver» 
hülinis^i^e,  —  Die  Steinkohlengrubc  Hoiitenbaeh  bei  Saarlaula  ,  mit  besonderer  Beziehung 
auf  ihre  WettcrverhäUnissc.  —  Die  WeUervorhültüJsse  der  Grube  Gemeinschaft  im  Berg- 
reviere Aachen.  —  Die  Wetterführung  auf  der  Stetnkohlengrube  Maria  bei  Hängen  im 
Bergreviere  Aaciicn.  —  etc,  XXX.  Band,  3.  Statist  Lieferung:  Statistik  der 
KnRppscbaft« vereine  im  preufsii&cben  Staate  im  Jahre  1881.  —  Statistik  der  KrankheiU* 
idlle  der  Knapp»chfift»mitglieder  im  preufaischen  Btaat««  im  Jahre  tSSl-  —  Die  Knapp- 
schaft »vereine  im  preufaischeu  Staate  im  Jahre   tßSL     üborsicht   und  Vergleiche.  — 

Zeitichrift  de»  k.  »Ich»i«chen  atatistUchen  Bureau'«,  redtg,  von 
V.  Böhmer.  XX  VI  11.  Jahrg.  1ÖB2,  Heft  l  und  S  (ausgegeben  im  Februar 
1883):  Die  statistischen  Aufgaben  der  Gemeindebehörden  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
Armenpflege  und  Armetiit&tistik.  —  Über  Armenwesen  und  Armen»tattstik  mit  besoodLj 
Kücksicht  auf  die  siich^ki.sche  Erhebung  für  das  Jahr  1860  (in  7  Abteilungen)  Seite  10- 
129.  —  Weiteres  zur  Stati:$tik  der  Wasserst rnfsen.  von  A.  v.  Studnilz.  — ■  Fruchtbarkeita* 
und  SterblithkeitsverbältrdsÄe  in  s&mtllcfaen  Städten  und  in  den  gröfseren  Landgemeinden 
Sachsens  während  de»  jÄhrfUnft*  1876 — 1880,  von  A-  Gcifsler.  —  Der  Geschäftsbetrieb 
der  tiächsi»chen  Sparkassen  im  Jahre   1879.  — 

Zeitschrift  für  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Dan  ck  e  1  m  an  n, 
XV  Jahrgang,  18  83  Heft  2,  Februar:  Ist  die  Pflaniiung  junger  Kiefern  mit 
eotblöfster  Wurzel  eine  empfehlenswerte  Rulturmethode?  von  v.  Dücker  —  HoUtrans* 
port  auf  deutsehen  Eij^enbahncn ,  von  Ouse.  —  Beiträge  zur  Statistik  des  Waldbaaei 
von  E,  Ramann.  —  Stickstoffgehalt  einiger  Waldprodukte,  vnn  C.  Counder.  —  Zq 
Frage  des  HolzzoIIs,  von  J.  L<*hr.  —  Ergebnis  der  Uolzsamenernte  von  den  wicbtigstoi 
Holzarten  in  Preuf*en  im  Jahre  1882,  von  Weise.  —  etc.  Heft  8,  Mfira:  ünle 
suchungen  üljer  Wald.ntreu,  von  C.  Counder,  —  Schutz  der  Jungen  Heegen  gefr^^n  Wilff*^ 
verbif»,  von  Schwarz.  —  Über  Haupt-  und  Voruutzung  und  Kontrolbuch,  von  Gerike.  — 
Beiträge  zur  histonschen  Entwickelung  einiger  forstlicher  Lehren  ^  von  C.  v.  Ftscbbach. 
—  Bamcnpreise  im  Frühjahr  1883,  von  v.  Alten.  —  Aus  ,,Nachweisungea  aaa  d«r  Forst- 
Verwaltung  des  Grofsberiogfhums  Baden  für  1880.**  —  etc. 

Zeitschrift  des  Harz- Vereins  für  Geschichte  und  Altertumskunde; 
hrsg.  im  Namen  des  Verclus  von  dessen  ersten  Schriftrührer  Dr.  E.  Jacobs.  XV.  Jabr« 
gang.     1888.     tWerningerode.) 

Inhalt:  Qeachlchte  dor  königlichen  Saline  lu  Artern  bis  zum  Eintritt  der  pr60lsi> 
sehen  Verwaltung,  Mit  2  Grundrissen  und  1  Skizze;  von  A.  Schrdcker.  —  Zur  Ent- 
wickelungsgeschicbte  des  Halberstädter-Wcrnigerodischen  etc.  Forstwesens;  von  O.  Zil- 
ling,  —  Alter  und  früheste  Erzeugnisse  der  Fapiorfabrikation  in  Wernigerode:  von  E^ 
Jacobs.  —  Die  Marken  im  Amte  Salder;  von  H.  Langer  feldt,  —  Gehälter 
GeidtUehen  in  der  Grar^ichaft  Mansfeld  (VerKeichni»  der  Gehälter  aus  d«r  Mitte  des  18.^ 
Jahrhunderte);  mltgeleilt  von  O    Kaweren  i.  Magdeburg. 

Zeitschrift  der  Gesellschaft  für  Schleswig-H  olstein-L  auen  bur  * 
gische  Geschichto.     XII.   Band.     Kiel   1882. 

In  ball:    ScMeswig-HolateiuiscIie    Fischereivorhättitisae    im    XV.  Jilirbiiiidert;    vao_ 
Dr.  G.  von  Buch  wa  Id. 
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VIL 

Die  (ilewerkTereme  in  den  Vereinigten  Staaten  Ton 

Amerilta. 

Von 

A.  SartoriuB  von  WaltershauBen« 

I. 

Fördernde  und  hindernde  Momente  in  der  Gewerk- 
verein sbewegung. 

Heinrich  Sem  I  er  aus  San  Francisco,  der  beredte  Darsteller  der 
nordamerikanischen  Landwirtschaft  weist  in  seiner  bekannten  Schrift 
über  die  überseeische  Getreidekonkurrenz  auf  die  Verbreitung  des  in 
den  Vereinigten  Staaten  bestehenden  Associationswesens  hin,  in  dem 
er  eine  Hauptursache  der  ökonomischen  Tüchtigkeit  des  dortigen  Vol- 
kes erblickt  Er  glaubt  mit  Sicherheit  annehmen  zu  können,  dafs  yon 
100  Nordamerikanern  99  irgend  einem  Verein  angehören  und  95  an 
irgend  einer  Kranken-  und  Sterbekasse  beteiligt  seien.  Die  Erklärung 
dieser  Erscheinung  kann  gewifs  nicht  in  einer  natürlichen  Beanlagung 
jenes  jungen  Kulturvolkes  gefunden  werden,  vermöge  welcher  es  in 
einem  höheren  Grade  als  andere  Nationen  zur  Vergesellschaftung  hin- 
neigt, weil  die  nicht  im  Lande  geborenen  Bürger,  ja  selbst  die  noch 
nicht  lange  Zeit  angekommenen  Einwanderer  in  gleicher  Weise  wie  die 
seit  Grenerationen  im  Lande  wohnende  Bevölkerung  dem  Vereinswesen 
zugethan  sind.  Mit  der  in  Frage  stehenden  Eigenschaft  verhält  es  sich 
nicht  anders  als  mit  der  Eigenart  des  wirtschaftlichen  Charakters  des 
nordamerikanischen  Volkes  überhaupt.  Wie  diese  die  Folge  mancher 
Naturverhältnisse,  sozialer  und  politischer  Einrichtungen  ist  und  daher 
den  Einwanderer,  welcher  sich  mit  dem  neuen  Leben  vertraut  gemacht 
hat,  beeinflufst,  so  ist  auch  das  verbreitete  Vereinsweson  als  eine  Wir- 
N.  F.  Bd.  VI.  34 
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kling  derselben  IVsacheii  aufzufassen.  Unter  Voraussetzung  eines  Ko- 
luniaizustaiidep,  in  dem  eine  Anzahl  Staaten  und  Territorien  der  Union 
jetzt  noch  verharrt  und  in  dem  vor  50  Jahren  auch  die  Gebiete  sich 
befanden,  welche  jetzt  als  die  kultiviertesten  der  Union  gelten,  ge- 
winnt der  im  Vedutltnifs  zu  den  weiten  Flächen  unbewohnten  Lan* 
des  geringen  Menschenschar  gegenüber  der  Gedanke  der  Assoziation  j 
mit  der  daraus  folgenden  produktiven  Kraft  eine  erhöhte  Bedeutung. 
In  der  gewaltigen  Natur  des  Landes  steht  der  vereinzelte  Mensch  hülf- 
los da,  wenn  er  nicht  Genossen,  mit  denen  er  gemeinsam  die  Kultur* 
arbeit  unternehmen  kann,  gewinnt').  Man  wende  dagegen  nicht  ein^ 
dafs  die  Besicdelung  des  Gebietes  nicht  wie  auf  europäischem  Bodeu 
in  vergangenen  Jahrhunderten  durch  Gemeinden,  sondern  in  der  Form 
der  Individualwirtschaft  erfolge.  Als  unsere  Vorfahren  mit  der  Dorf- 
gemeinscbaft  ein  Gesamteigentum  verbanden,  mufste  ihnen  diese  Art 
der  Vereinigung  die  zweckmäfsigste  erscheinen,  die  moderneii  An- 
siedler in  Nordamerikii  dagegen  haben  die  Kenntnifs  der  producti-1 
ven  Bedeutung  des  Privateigentums  aus  Europa  mitgebracht,  so  daf« ' 
sie  zwar  durch  die  Arbeitsteilung  in  Privatwirtschaften  getrennt,  al)er 
dennoch  verbunden  —  nicht  selten  in  Folge  einer  Verabredung  —  zu 
ihrer  Kulturarbeit  ausziehen.  Wer  einmal  eben  gegründete  Kolonien 
dort  beobachtet  hat,  wird  mir  bestätigen,  dafs  den  Ackerbauern  der! 
Handwerker  folgt,  und  der  Kaufmann  nicht  lange  fern  bleibt.  Oft 
geht  die  Fisenbahn  dem  Anbau  voran  und  verbindet  die  scheinbar 
alleinstehende  Farm  mit  der  Civilisation  des  Ostens,  Der  Landwirt 
arbeitet  von  vornherein  auf  den  Absatz;  isoliert  würde  er  erst  sein» 
wenn  er  nur  für  den  eigenen  Konsum  seine  Felder  beateilte. 

Das  Leben  in  den  jungen  Kulturstätten  zeichnet  sich  durch  einen] 
hohen  Grad  sozialer  Gleichheit  aus.    Die  persönlichen  Fähigkeiten  andj 
Leistungen  entscheiden  über  das  Ansehen  in  der  Gemeinde,  in  welcher 
jeder  arbeiten   mufs.    Die  Djflerenzen  des   Besitzes  sind  gering  und 
die  Arbeitskraft  ist  das  beste  was  Jemand  sein  eigen  nennt.    Der  hohe 
Wert  der  Arbeit  schafft  eine  gesellschaftliche  Gleichstellung   und  da-j 
mit  die  beste  Vorbedingung  zu  genossenschaftlichen  Vereinigungen.    Je  1 
grösser  die  Gleichartigkeit  der  Mitglieder,    um  so  vollkommener  ent- 
wickelt sich  die  Assoziation  *), 


l)  Wie  j«de  vülk&wirlscliaaiidte  Tbeone  in  ZtisAmtnenliang  mit  dem  Boden,  fturdeoil 
sie  erwa^bsen  ut,  iteht,  lo  lasseß  »ieb  auch  die  tod  Carej  yertreteiieo  Ideeo  Über  di«| 
AMoaiation  aas  den  ftmerikuiiMheo  VerbUtnisseo  luiscbwer  «bleitea. 

S)  Wenn  8  e  tn  1  e  r  den  deuUchen  Lmtidwirten  die  VerbindtiDg^eu  Bmerikamsebttr  Fsr*  ' 
mer  »b  Matt«r  vorbilt ,    so  vergirst  er  diibei ,    der««  bei    nns   eine    Ködere  Mticliiliif  dtt 
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Das  Einwirken  des  Staates  auf  das  wirtschaftliche  Leben  eines  Volkes 
ist  um  so  geringfügiger  je  mehr  es  noch  den  kolonialen  Charakter 
trägt  Im  Westen  Amerikas  treten  uns  andere  Verhältnisse  als  im  Osten 
entgegen.  Das  Fernbleiben  der  Regierung  lenkt  die  Initiative  auf  die 
Selbsthülfe  in  der  Form  von  genossenschaftlichen  Verbänden  hin.  Die 
Armenpflege  geht  von  Privaten  aus,  das  gesamte  Kassenwesen,  ich  brau- 
che nur  an  die  zahlreichen  Logen  zu  erinnern,  beruht  auf  freier,  ge- 
nossenschaftlicher Grundlage.  Sämtliche  Eisenbahnen  und  Telegra- 
phen sind  in  der  Hand  des  assoziierten  Kapitals,  ja  selbst  die  Justiz 
und  der  Schutz  der  Habe  und  Person  werden  durch  Verabredung  der 
Bürger  nicht  selten  durchgeführt. 

Der  aus  den  erwähnten  und  anderen  Gründen  hervorgehende  Sinn 
zur  Bildung  des  Vereins wesens  hat  nun  auch  auf  die  Entstehung  der 
Arbeiterkoalitionen,  insbesondere  der  Gewerkschaften  einen  Einflufs 
ausgeübt.  Der  Gedanke  der  assoziierten  Macht  wurde  daneben  bei  die- 
sen zunächst  auf  die  Verteilung  des  Einkommens  gerichteten  Verbin- 
dungen noch  durch  verschiedene  ihre  Lage  speziell  berührende  Mo- 
mente weiter  entwickelt.  Das  Anwachsen  des  Kapitals  bat  sich  wohl 
niemals  in  der  Schnelligkeit  vollzogen,  wie  es  in  dem  Osten  der  Ver- 
einigten Staaten  in  den  letzten  30  Jahren  beobachtet  worden  ist^). 
Ganz  besonders  tritt  es  bei  allen  den  Unternehmungen  hervor,  welche 
wie  der  Fabrikgrofsbetrieb  und  das  Eisenbahnwesen  grofse  Scharen 
unselbständiger  Lohnarbeiter  beschäftigen.  Diese  Konzentration  der 
Kapitalmassen  und  die  damit  verbundene  gesellschaftliche  Macht  er- 
zeugten in  stärkerem  Mafse  als  in  anderen  Kulturstaaten  in  dem  Ar- 


grofsen,  mittleren  and  kleinen  Graudbesitzes  existiert,  und  Übersieht  die  gleichartige  Bil- 
dung ,  die  gleichen  Verkaofsinteressen  ,  die  gleiche  Konsamtionsrichtong  der  amerikani- 
schen Landwirte. 

1)  Nach  einem  Bericht  des  Direktors  der  Münze  an  das  Finansministerinm  hat  sich 
die  Bevölkerung  und  das  nach  offiziellen  Schätzungen  angegebene  Vermögen  des  Landes 
in  folgender  Weise  vermehrt: 


Bevölkerung 
in  MiUionen 

Reichtum 
in  MiUionen  $ 

11,2 

3273 

22,5 

6918 

32,1 

17013 

44,o 

34074 

50,2 

43300 

182s 
1849 
I86I 
1875 

1880 

Die  Einwohnerzahl  ist  mithin  in  den  genannten  Jahren  von  1  :  8  :  8  :  4*|,  gewachsen, 
wihrend  das  in  Tauschwerten  geschätzte  Volksvermögen  in  der  Proportion  von  1  :  S  : 
6  :  11  :  18' I,  gestiegen  ist. 

34* 
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beiterstaude  eine  Reaktion,  welche  sich  in  Bündnissen  mannigfacher 
Art  kundthat.  Das  fortwährende  Streben  nach  neuen  Bildungen  wird 
dadurch  verständlich.  Sehr  viele  Vereine  sind  während  der  Krisis 
von  1873 — 79  in  Folge  ihrer  ungenügenden  Organisation  und  der  man- 
gelnden Nachfrage  nach  Arbeit  zu  Grunde  gegangen,  so  wie  aber  das 
Kapital  sich  wieder  zu  Unternehmungen  hervorwagte  und  zugleich  ge- 
kräftigt wurde,  säumten  auch  die  Arbeiter  nicht  durch  Gründung  von 
Vereinen  sich  dem  erneueten  Druck  zu  entziehen. 

Nicht  in  den  grofsen  Städten,  wohl  aber  in  den  von  dem  leb- 
haften Verkehr  abgelegenen  isolierten  Produktionsstatten,  z,  B»  in  den 
Silber-,  Kupfer-  und  Kohlendistriktcn  schreitet  die  Arbeiterbevölke- 
rung deshalb  leicht  zu  der  Schaffung  von  sozialen  Koalitionen,  weil 
sie  dort  annähernd  die  gesamte  politische  Gemeinde  darstellt  und 
hierdurch  schon  von  gleichen  Interessen  beseelt  ist.  In  solchen  Berg- 
werkslagern leben  aufser  einigen  Handwerkern,  Kaufleuten,  Wirten 
und  den  Direktoren  der  Bergwerksunternehmungen  mehrere  hundert 
in  der  Regel  unverheiratete  Grubenarbeiter,  welche  unter  sich  die 
Sicherheitspolizei,  die  Justiz,  die  Krankenfürsorge  und  die  Bestat- 
tung der  Gestorbenen  besorgen,  Sie  benutzen  ihre  Machtstellung  auch 
den  Grubenbesitzern  gegenüber  und  stellen  in  Folge  ihrer  durch  die 
Isolierung  gegebene  Arbeitsmonopolsteilung  die  Löhne  so  hoch  als  die 
Direktoren  nur  irgend  bewilligen  können.  Da  solche  LohnansprUche 
nur  durch  vereinigtes  Vorgehen  möglich  werden,  so  ist  die  trade  Union 
die  notwendige  Folge.  In  Virginia  Cit^ ,  der  hervorragendsten  Bcrg- 
Btadt  des  Staates  Nevada,  dem  Fundorte  so  aufserordentlich  reicher 
Silbererze,  bestand  1879  als  die  jetzt  an  Zahl  und  Umfang  sehr  re- 
duzierten Geschäfte  noch  in  Flor  waren,  und  die  Arbeit  defshalb  sehr 
gesucht  wurde,  eine  Gewerkschaft  der  Bergleute,  welche  den  Lohn  für 
eine  zehnstündige  Arbeit  auf  5  Dollars  hinaufzuschrauben  verstand 
und  ihn  längere  Zeit  zu  behaupten  vermochte.  Es  wurde  von  den 
Vereinsmitgliedern  bestimmt,  und  diese  Noim  galt  wie  ein  Staatsge- 
setz, das  mit  terroristischen  Mafsregeln  aufrecht  erhalten  wird,  dafs 
kein  Chinese  aufscrhalb  der  Stadt  arbeiten  dürfe,  um  den  Bergleuten 
Konkurrenz  zu  machen.  Dagegen  war  der  gelbe  Mann  als  Koch,  als 
Wäscher,  als  Dienstbote  und  als  Kellner  in  der  Stadt  nicht  zu  ent- 
behren. Neu  hinzukommenden  Bergleuten  wurde  gestattet,  vier  Wo- 
chen zu  arbeiten,  nach  Ablauf  welcher  Zeit  die  Gewerkschaft  über 
das  Dableiben  oder  Fortgehenmüssen  entschied.  Wer  sich  nicht  gamc 
den  Intentionen  der  Führer  beugte,  hatte  keine  Hoffnung  dauernde 
Beschäftigung  finden   zu  können,  und  wenn  der  Zuzug  zu  grofs  er- 
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schien  und  etwa  die  Löhne  drücken  konnte,  so  wurde  er  verhindert. 
Zur  Bekräftigung  solcher  Vorschriften  ist  dann  an  abgelegenen  Orten 
der  Revolver,  die  amerikanische  Nationalwaffe  bald  zur  Hand.  Zwan- 
zig Meilen  von  Leadville,  jener  Stadt  in  den  Felsengebirgen  Colora- 
dos, die  nach  einem  anderthalbjährigem  Bestehen  zeitweise  40000 
Einwohner  zählte,  liegt  eine  kleine  Ortschaft  Robinson  Camp,  in  der 
die  Bergleute  einer  labor  union  vereinigt  leben.  Drei  der  von  den 
Onibeneigentümern  zur  Leitung  des  Betriebes  eingesetzten  Direktoren 
?nirden  nach  einander  in  einem  Jahre  von  Mitgliedern  der  tyran- 
nischen Gewerkschaft,  als  deren  zu  weitgehende  Forderungen  nicht 
bewilligt  werden  konnten,  aus  Rache  oder  als  Androhung  gegen  die 
Grandbesitzer  erschossen  i). 

Ein  förderndes  Moment  fUr  das  Aufblühen  der  amerikanischen  Ge- 
werkvereine ist  auch  aus  der  Benutzung  der  englischen  Vorbilder  ab- 
zuleiten. Die  englischen  trades  unions  hatten  bereits  in  ihren  Käm- 
pfen mit  den  Fabrikanteninteressen  manche  Erfahrungen  gewonnen  als 
die  amerikanischen  eben  erst  sich  zu  bilden  anfingen.  Die  Uebertra- 
gung  der  gewonnenen  Einsichten  erfolgte  teils  durch  die  Auswande- 
rung englischer  Gewerkvereinsleute  nach  den  Vereinigten  Staaten,  teils 
durch  den  engen  Zusammenhang  der  Arbeiterpresse  diesseits  und  jen- 
seits des  Oceans,  teils  endlich  durch  die  wechselseitige  Beschickung 
grO&erer  Vereinskongresse  durch  Vertrauensleute.  Doch  mufs  man 
daraus  nicht  schliefsen,  dafs  in  beiden  Ländern  ganz  gleichartige  In- 
stitute bestehen,  vielmehr  haben  sich  die  amerikanischen  freien  Ar- 
beitervereine, wenn  auch  unter  mannigfacher  Verwendung  der  engli- 
schen Experimente,  doch  in  Folge  der  eigenen  Art  des  amerikanischen 
Lebens  individuell  herausgebildet.  Einerseits  sind  sie  aus  dem  engen 
Rahmen  der  doch  immer  noch  etwas  an  die  Zünfte  vergangener  Zei4; 
erinnernden  Handwerksverbindungen  herausgetreten,  anderseits  ist  es 
ihnen  aber  bis  jetzt  noch  nicht  gelungen  die  stabilen  soliden  Kassen- 
verh&Itnisse,  durch  welche  die  Engländer  sich  auszeichnen,  zu  errei- 
chen. Nach  der  einen  Seite  in  zweckmäfsiger  Weise  progressiv,  nach 
der  anderen  zu  wenig  konservativ  stehen  die  sozialen  Koalitionen  Ame- 
rikas eigenartig  da.  Beide  Momente  folgen  aus  dem  unsteten,  tech- 
nisch aber  hoch  entwickelten  Wesen  der  amerikanischen  Volkswirt- 
schaft, welches  zu  einer  den  englischen  Verhältnissen  gleichartigen 
Vereinsbildung  nicht  führen  konnte. 

Den  bisher  erwähnten  die  Gewerkvereine  fördernden  Ursachen 


I)  AU^meine  Zeitung  26.  Dez.  1881. 
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stehen  eine  Anzahl  hemmender  entgegen,  welche  zu  der  Bildong  spe- 
zifisch anierikauischer  Arbeitervereine  die  Veranlassung  geworden  sind. 
Von  hindernder  Bedeutung  erscheint  zunächst,  dals  eine  im  Bezug  auf 
Rassen  und  Nationalitäten  geniisclite  Arbeiterbevölkerung  vorhanden  ist 
Dass  die  Arbeiterfrage  in  den  Südstaaten  der  Union  sich  mit  der  Ncr- 
gerfrage  in  einigen  Beziehungen,  in  den  pacifischen  Staaten  und  Ter- 
ritorien mit  der  Chüiesenfrage  zum  grofsen  Teil  deckt,  ist  bekannt 
Von  Interesse  ist  es  hier  für  uns,  welche  Stellung  die  Gewerkschaften 
der  Weissen  zu  dem  Rassenkonflikt  genommen  haben.  Im  All- 
gemeinen läfst  sich  sagen,  dafs  sie  sich  bemüht  haben  die  Differenz 
zwischen  Weifsen  und  Schwarzen  auszugleichen,  hinsichtlich  der  an- 
deren Frage  hingegen  immer  bestrebt  gewesen  sind,  die  Kluft  zwi- 
schen Amerikanern  und  Asiaten  zu  erweitern.  Eine  Annäherung  zu 
den  Negern  ist  nicht  blos  deshalb  verstandlich,  weil  sie  von  dem  Fleib 
und  den  Fähigkeiten  derselben  bisher  nichts  erhebliches  zu  fürchten 
gehabt  haben,  sondern  auch  weil  die  Lebenshaltung  der  Schwarzen 
seit  der  Emanzipation  der  Sklaven  den  Bedürfnissen  der  amerikani- 
schen Arbeiterwelt  zuzustreben  angefangen  hat.  Die  Chinesen  dage- 
gen haben  in  den  30  Jahren,  tu  welchen  es  ihnen  gestattet  war  den 
amerikanischen  Boden  zu  betreten,  nicht  verstanden  sich  der  euro- 
päisch-amerikanischen Civilisation  anzubequemen,  sondern  haben  treu 
den  Gewohnheiten  ihrer  Heimat  au  einem  Lohnniveau  festgehalten, 
welches  die  Gewerkvereine  nie  und  nimmer  zu  den  ihren  machen 
konnten. 

Die  notwendigen  Ausgaben  der  Schwarzen  sind  noch,  wie  man 
dies  von  erst  seit  20  Jahren  freigelassenen  Sklaven  auch  nicht  anders 
erwarten  kann,  niedriger  als  die  der  weifsen  arbeitenden  Bevölkerung. 
In  den  grofsen  Städten,  insbesondere  den  Baumwollenexporthäfen,  wo 
ein  reger  Verkehr  ist  und  die  persönliche  Abneigung  nicht  selten  vom 
Geschäftsinteresse  zurückgedrängt  wird,  hat  der  Ausgleich  der  Bedurf- 
nisse zwischen  beiden  Rassen  öfters  einen  Erfolg  gehabt*).  Anders 
verhält  es  sich  noch  in  den  ganz  abgelegenen  Teilen  der  Süd  Staaten, 
wo  die  Lebensweise  der  schwarzen  Handarbeiter  sich  in  den  letzten 
Dezennien  kaum  geändert  hat.  Dort  handelt  es  sich  allei'dings  aus- 
schlielslich  um  die  Landwirtschaft,  von  welcher  wir  bei  unserer  Unter- 
suchung, weil  es  dort  keine  Gewerkvereine  giebt,  absehen  können. 

Die  Negerkonkurrenz  ist  in  den  Städten  für  die  weifsen  Arbeiter 

1)  Iii  Siivtttinah  (Geor^m)  erhiislt  1881  t%lklt  ein  Gnng  von  6  «chwzeü  Bftainwol* 
leirüUueni  $  21  von  ubrni^ovicl  wcif^icn  $  2ß  In  New-Orleaoa  wiLreti  die  LÖhufl  d«r 
w«in»eii  itod  schwATftea  ßnuinwonDn wieger  lu  derseibeo  Zdit  gleiob  hoch. 
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nur  teilweise  gefährlich  geworden,  weil  dort  stets  zwischen  beiden  Ras- 
sen eine  ziemlich  weitgehende  Berufsteilung  existiert  hat.  üeberall 
wo  Neger  und  Kaukasier  neben  einander  leben,  wird  in  der  Regel  von 
den  ersteren  die  niedrigere  Arbeit  ausgeführt.  Sie  sind  die  Strafsen- 
kehrer,  die  Fuhrleute,  die  Auf  lader,  die  Stiefelputzer,  in  den  Zigar- 
renfabriken vollziehen  sie  die  leichte  Arbeit  des  Entrippens  der  Ta- 
baksblätter, und  in  dem  Handwerk  werden  sie  nur  zur  Verrichtung 
der  einfachen  Nebengeschäfte  verwendet.  Nur  in  einigen  Positionen 
höherer  Art  haben  sie  sich  dauernd  behauptet.  Dahin  gehören,  aufser 
den  unten  zu  besprechenden  Hafenarbeiten,  die  Frauen  als  Dienstbo- 
ten, vor  allem  als  Kinderfrauen,  die  Männer  als  Bedienungspersonal  in 
den  Rötels  und  Restaurants.  Der  Dienstbotenmangel  ist  ja  in  den 
Vereinigten  Staaten  viel  intensiver  als  der  durchschnittliche  Mangel 
an  Arbeitskräften,  weil  die  Amerikaner  vermöge  der  gesamten  sozialen 
und  politischen  Entwicklung  des  Landes  alle  die  Dienstverhältnisse 
zu  meiden  suchen,  welche  eine  persönliche  Abhängigkeit  mit  sich  brin- 
gen. Die  Stellung  eines  Dienstboten  ist  daher,  obgleich  sie  viel  freier 
als  in  Europa  gestaltet  ist,  und  obgleich  sie  dort  wie  hier  meistens 
einen  Vertrauensposten  mit  sich  bringt,  wenig  gesucht,  und  wird  den 
Schwarzen,  deren  politische  und  soziale  Vergangenheit  eine  andere  als 
die  der  weifsen  Rasse  ist,  gern  überlassen. 

Anders  wird  sich  die  Konkurrenzfrage  zwischen  beiden  gestalten, 
wenn  die  Landwirtschaft  treibenden  südlichen  Staaten,  in  denen  die 
Neger  auch  jetzt  noch  im  allgemeinen  lokalisiert  sind ,  zu  einem  aus- 
gedehnten System  der  Stoffverarbeitung  vorangeschritten  sein  werden. 
Die  moderne  Technik  verlangt  ungelernte  Arbeit.  Zu  der  Ausübung 
einiger  Handgriffe,  welche  in  wenigen  Tagen  zu  erlernen  sind,  genü- 
gen beide  Rassen  in  gleicher  Weise.  Ist  nach  Erreichung  dieses  Zeit- 
punktes die  Negerbevölkerung  nicht  auf  dem  Lebensniveau  der  Kau- 
kasier angelangt,  so  sieht  der  Süden  einem  ähnlichen  sozialen  Kampf 
entgegen,  wie  er  am  stillen  Ozean  unvermeidlich  geworden  ist  und  in 
dem  Chinesengesetz  vorläufig  einen  Abschlufs  gefunden  hat.  Dafs  ana- 
loge Konflikte  nicht  ausgeschlossen  sind,  zeigen  bereits  die  regelmäfsig 
wiederkehrenden  Vorgänge,  welche  dort  beobachtet  sind,  wo  weifse 
und  schwarze  Arbeiter  in  gröfseren  Massen  einander  gegenüber  stehen. 
So  in  den  Hafenstädten  New-Orleans,  Gharleston  und  Savannah.  Die 
dortigen  Differenzen  unter  den  Rassen  treten  dem  Arbeitervereinswe- 
sen hemmend  entgegen.  Die  ungleichartigen  Elemente  lassen  sich  nicht 
leicht  in  einer  Genossenschaft  vereinigen,  und  die  Unternehmer  ge- 
winnen an  Machtentfaltung,  wenn  ihnen  eine  uneinige  Arbeitermenge 
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entgegen  steht.  In  New -Orleans  haben  die  Gewerkvereine  trotz  der 
zeitweiligen  Ausbrüche  des  RassenkampfeB ,  in  Bezug  auf  die  Aus- 
glciduing  der  Rassengegensätze,  wie  bereits  erwähnt,  bisher  die  meisten 
Erfolge  aufzuweisen,  und  haben  dort  durch  Hebung  der  schwarzen 
Arbeit,  freilich  nur  durch  eigenes  Interesse  getrieben,  sich  einer  civi- 
lisatorischcn  Aufgabe  unterzogen.  Die  Vereinsbestrebungen  der  dor- 
tigen Hafenarbeiter,  auf  welche  wir  weiter  unten  wieder  zurückkom- 
men werden,  gehen  dahin  Mitglieder  von  beiden  Rassen  aufzunehmen 
und  halten  möglichst  darauf,  dafs  die  Löhne  für  alle  Theilnehmer  der 
Genossenschaft  gleich  hoch  sind. 

In  Savannah  bestehen  zwei  nach  der  Hautfarbe  getrennte  trades 
unions  der  im  Baumwollengeschäft  verwandten  Arbeiter  nebeneinan- 
der. Sie  haben  aber  gewisse  Beziehungen,  welche  die  Bekämpfung 
ausschliefsen.  In  den  nördlichen  Teilen  der  Vereinigten  Staaten  tritt 
die  Negerfrage  als  Arbeiterfrage  sehr  zurück,  doch  haben  die  betrofife- 
nen  Vereine  um  der  Gefahr  vorzubeugen,  wie  z,  B.  die  Zigarren macher 
die  Bestimmung  festgesetzt,  dafs  die  Mitgiiederschaft  von  keiner  be- 
sonderen Rassengehörigkeit  bedingt  sei  V)* 

Der  Rassengegensatz  zwischen  Mongolen  und  Weifsen  hat  nur  in 
einem  kleinen  Teil  der  Union  eine  Rolle  gespielt,  vor  allem  in  Cali- 
fornien,  Oregon  und  Nevada.  Das  Gewerkvercinsweseu  ist  in  den  pa- 
cifischen  Staaten  nie  recht  zur  Blüte  gelangt,  vor  allem  wol  gerade 
wegen  der  Chinesenkonkurrenz,  Daher  ist  der  bittere  Hafs  der  Ge- 
werkschaften gegen  „die  gelbe  Pest"  erklärlich.  Die  Chinesen  bilde- 
ten unter  sich  ebenfalls  Arbeitervereine,  die  sehr  einheitlich  geleitet 
worden  sind,  und  stets  bereit  waren  den  Weifsen  die  Arbeitsmöglich- 
keiten zu  entziehen.  Eine  Verständigung  zwischen  beiden  Parteien 
war  wegen  der  durchaus  verschiedenen  Lebensart  und  Kulturentwick- 
lung stets  ausgeschlossen,  und  solange  auch  garnicbt  denkbar  als  die 
Chinesen  sich  selbst  nur  als  Fremde  auf  amerikanischem  Boden  be- 
trachteten. Sie  sind  gekommen  um  in  den  Staaten  zu  verdienen  mit 
der  festen  Absicht  nach  einigen  Jahren  in  die  Heimat  zurückzukeh- 
ren *). 

In  der  Gegenwart  ist  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  nach 
Nationalitäten  für  das  Gedeihen  der  Gewerkschaften  von  grölse- 


1)  Z.  B.  KoDfltitiitiQn  der  Zi^arrenm»cher  von  Pittsbttrg  Art.  H  sect  1 :  „J«d6  üb&r 
17  Jahr«  Alte  Peraoa  ohua  Dntora4!hied  der  Parbo  ....  kMnn  ICitgUed  dieser  OrgAui- 
fiiUoii  werden. 

8)  D&»  Nähere :  Surtorius  von  WAllersbaoseo.  Die  ChinesenA^e  in  den 
Teremigton  SUJiten.     Tübinger  ZeiUcbria  1883.    II. 
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Für  Bedeutung  als  die  hier  erwähnten  Rassenbeziehungeu.  Allerdinga 
haben  im  Grofsen  und  Ganzen  auch  die  Nationalitäten  ihren  Neigun- 
gen folgend  ihr  eigenes  wirtschaftliches  Wirkungsgebict,  und  machen 
sich  daher  nicht  sämtlich  untereinander  Konkurrenz.  Dies  schliefst 
jedoch  nicht  aus,  dafs  immer  gewisse  Gruppen  der  Nationalitäten  zu 
bestimmten  Gewerben  eine  besondere  Hinneigung  gezeigt  haben,  und 
zu  dieser  Thatsache  mulsten  die  Gewerkvereine  Stellung  nehmen  '). 
Eine  erhebliche  Schwierigkeit  für  dieselben,  welche  aus  der  Mischung 
der  Nationalitäten  hervorgeht,  ist  die  Verschiedenheit  der  Sprache. 
Wenn  auch  die  englisch-amerikanische  Sprache  im  Geschäftsleben  die 
dominierende  ist,  und  daher  jeder  Einwanderer  sich  gezwungen  sieht 
sich  ihrer  zu  bedienen,  so  steht  es  doch  fest,  dafs  der  ungebildete 
eingewandef te  Arbeiter ,  er  sei  denn  als  ganz  junger  Mensch  ange- 
kommen, sehr  selten  die  Sprache  seiner  neuen  Heimat  völlig  beherr- 
schen lernt.  Er  versteht  wohl  mit  seinem  Arbeitgeber  die  notwendi- 
gen Verhandlungen  über  die  Arbeitsbedingungen  zu  führen,  er  lernt 
nach  dem  zu  fragen,  was  er  auf  der  Strafae  und  der  Eisenbahn  braucht, 
und  liest  auch  wol  eine  amerikanische  Zeitung  mit  einiger  Geläufig- 
keit, aber  eine  fliefsende  Konversation  wird  er  selten  machen  können, 
einen  rasch  gesprochenen  Vortrag  kann  er  nicht  verstehn,  und  an  einer 
Debatte  in  englischer  Sprache  kann  er  sich  nicht  beteiligen.  In  den 
grofsen  Städten,  und  dort  sind  ja  die  stärksten  Arbeitermassen  kon- 
asentriert,  findet  der  Einwanderer  genug  Landsleute,  mit  denen  er  in 
seiner  Heimatsprache  verkehren  kann.  Er  wohnt  mit  ihnen  zusam- 
men ,  —  haben  doch  alle  grofsen  amerikanischen  Städte  ihre  deut- 
schen, französischen,  eventuell  schwedischen,  norwegischen  und  polni- 
schen Quartiere,  —  er  besucht  die  Kestaurationen  und  Vergnügungs- 
lokalc,  welche  von  seinen  Landsleuten  gehalten  werden,  er  heiratet 
eine  Landsmännin  und  liest  regelraäfsig  die  Zeitung  in  seiner  Landes- 
sprache. Erst  die  folgende  Generation,  welche  Sitte  und  Sprache  der 
Eltern  nicht  mehr  achtet,  ist  amerikanisch  geworden. 

Für  die  Arbeiterorganisation  eines  Gewerbos  in  einer  Stadt  sind 


i)  In  der  SUdt  Chicugo  grappioren  sieti  die  NRtionaUtät«n  ntch  Borufon  in  fol^e»- 
d«r  W«be :  0«horetie  Amorik&ner :  HuDdoblcati;^  Zwiftchotihnndler,  Agenten,  Rommtssio- 
ülkref  Hükler,  Spediteure,  Ueutiem,  Fabrik unteroehmer,  HeRtoto,  GelohrtCf  Techniker,  In* 
genleurc ,  Vorkftufer  in  L-äden ,  Fa^linkArbeiter  in  Eiäon-  und  Suhlindustrien.  Deutsche 
nnd  Scandinavler :  Handwerker,  Klem-KaufleuCe  (DetAUliaten) ,  Dion^tthoten  ,  Verkäufer, 
Bierbrauer,  Fabriknrbeitcr  io  HolKiiidujütrion.  Canadier,  Böhmen,  Polen,  Irländer:  Stra- 
rsenarbciter ,  Cijten  bahn  arbeite  r ,  Diou^itixiädchcn ,  Tagelöhner.  ItaUener:  Fruchthlndlerf 
Rettauraieuro,  StraA»oa«rboiU>rf  Musikanten,  Lutnpensatnmler. 
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folgende  Möglichkeiten  vorhanden:  Entweder  bildet  sich  ein  Gewerk- 
verein, welcher  die  Arbeiter  jeder  Nationalität  in  sich  aufnimmt,  oder 
es  entsteht  ein  Verein  mit  besonderen  nationalen  Sektionen,  oder  es 
werden  nach  der  Nationalität  verschiedene  selbständige  Gewerkschaf- 
ten gerundet.  Den  ersten  Weg  werden  die  Arbeiter  immer  dann  wäh- 
len müssen,  wenn  sie  in  Folge  der  Art  ihrer  Beschäftigung  der  Zahl 
nach  nicht  stark  sein  können*  Dahin  gehören,  selbst  in  den  gröfsteu 
Städten,  die  Blechschmiede,  die  Holzschneider  (Carvers  Tnion),  die 
Kupferschmiede,  die  Bürstenmacher,  die  Tapezierer,  Schuhmacher, 
Drahtzieher,  Koflermacher,  Besenbinder  und  manche  andere.  Die  ge- 
mischten Gewerkschaften,  in  welchen  mit  wenig  Ausnahmen  die  eng- 
lische Sprache  dominiert,  sind  bei  weitem  am  zahlreichsten.  Bei  al- 
len diesün  sind  nun  die  Verhandlungen  in  den  Sitzungen  mit  Schwierig- 
keiten verbunden.  Viele  von  den  Eingewanderten  verstehen  kaum  die 
Auseinandersetzungen  der  Vorsitzenden,  und  könnnen  dem  Lauf  der 
Debatten  nicht  folgen,  nur  wenige  von  ihnen  können  sich  an  der  Dis- 
kussion beteiligen.  Die  Folge  ist  nur  zu  oft  ein  Mifstrauen  der  Ge- 
werkschaftsmitglieder untereinander.  Es  entstehen  dann  innerhalb  des 
Vereines  auf  Soliderbestrebungen  gerichtete  Gruppen,  welche  sich  be- 
fehden und  somit  die  Einigkeit,  auf  welche  hier  bekanntlich  alles  an- 
kommt, gefährden.  Verstärkt  w^ird  der  Gegensatz  innerhalb  des  Ge- 
werkvereins noch  dadurch,  dafs  nicht  selten  die  einzelnen  Nationali- 
täten die  ihnen  eigene  Auffassung  der  Arbeiterfrage  verwerten  möch- 
ten. Viele  der  deutschen  Gewerkschaften  neigen  zu  sozialistischen  An- 
schauungen und  verlangen  radikale  Malsrcgeln ,  die  aus  England  ein- 
gewanderten Arbeiter  dagegen  m^>chten  die  Grundsätze  der  heimat- 
lichen trades  unions  einführen  und  den  Schwerpunkt  der  Bewegung 
mehr  in  die  Regelung  der  Ausgaben  als  in  das  Streben  nach  Lohn- 
erhöhung legen.  Die  in  Amerika  geborenen  Mitglieder  der  Gewerk- 
scliaft  glauben  dagegen,  dafs  sie  allein  im  Stande  seien  das  Richtige 
zu  treffen.  Sie  erblicken  in  den  europäischen  Einwanderern  Neulinge 
die  erst  an  eigener  Haut  erfahren  müfsten,  was  sich  in  der  neuen 
Heimat  zieme.  Ueberhaupt  sind  die  amerikanischen  Arbeitermassen 
von  dem  Zuzug  aus  Europa  wenig  entztlckt  und  wirken  durch  eine  pe^' 
simistiscli  gefärbte  Darstellung  ihres  Lebens  in  der  Presse  gelegentlich 
darauf  ein  den  Auswanderungslustigen  abzuschrecken.  Sic  haben  da- 
mit freilich  w^enig  Erfolg  gehabt,  weil  die  ihnen  entgegenstehenden 
für  billige  Arbeit  interessierten  Gesellschaftscleniente  mit  stärkeren 
Mitteln  die  amerikanischen  Verhältnisse  mfiglichst  rosig  zu  schildern 
vei*stehen*    Bei  der  Beratung  des  Bundesgesetzes  über  den  Auscblufs 
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der  Chinesen  von  amerikanischem  Boden  wurde  von  den  Gegnern  die- 
ser Mafsregel  geltend  gemacht,  dafs  damit  für  die  Beurteilung  der 
künftigen  europäischen  Ärbeitereinwanderung  ein  bedenklicher  Präze- 
denzfall geschaffen  sei.  Die  Mongolen  würden  wesentlich  im  Interesse 
der  Arbeiterbevölkerung  der  pacifischen  Staaten  fern  gehalten,  und 
warum  sollten  die  Arbeiter  des  Ostens  in  Bezug  auf  die  Vermehrung 
des  Arbeitsangebote  von  Europa  her,  nicht  dasselbe  beanspruchen  kön- 
nen, was  ihren  Mitbürger  in  fernen  Westen  wegen  der  asiatischen  Ein- 
wanderung zugestanden  sei?  Als  in  den  Kohlenbezirken  Pennsylva- 
niens  im  Frühjahr  1882  grofse  strikes  ausbrachen,  wandten  sich  wie 
schon  öfters  die  Bergwerksbesitzer  nach  New -York  und  engagierten 
grofse  Scharen  eben  angekommener  europäischer  Einwanderer  um  die 
Lücken  der  strikenden  auszufüllen.  Diese  Ersatzarbeiter  wurden  ge- 
wifs  von  den  ausständigen  Gewerkschaften  nicht  freundlicher  begrüfst, 
als  die  Landung  eines  mit  chinesischen  Arbeitern  gefüllten  Dampfers 
von  dem  Strafsenpöbel  San  Franciscos.  Indessen  ist  doch  wol  die  Pa- 
rallele zwischen  dem  Fernhalten  der  Asiaten  und  einem  Verbot  der 
europäischen  Einwanderung  eine  wenig  glückliche  Wendung.  Den  Mon- 
golen ist  es  jetzt  nicht  mehr  erlaubt  in  die  Vereinigten  Staaten  ein- 
zuwandern, weil  ihr  Zuzug  nicht  blos  der  Arbeiterbevölkerung  der  be- 
troffenen Länder  nachteilig  war,  sondern  weil  das  gesamte  Volksleben 
in  wirtschaftlicher,  politischer  und  moralischer  Beziehung  von  dem 
Einflufs  der  Gelben  nachteilig  berührt  wurde.  Von  der  europäischen 
Einwanderung  ist  gerade  das  Gegenteil  zu  sagen,  denn  sie  ist  es  doch 
allein,  welche  aus  weiten  dünn  bevölkerten  Indianerterritorien  einen 
Kulturstaat  ersten  Banges  gemacht  hat.  Und  diese  Bedeutung  ist  ihr 
noch  heute  wie  vor  hundert  Jahren  zuzuschreiben.  Allerdings  wird 
die  in  den  grofscn  Städten  oder  sonst  konzentrierte  Arbciterbevölke- 
rung  bisweilen  durch  das  oft  unvorhergesehene  ruckweise  Heranströ- 
men europäischer  arbeitslustiger  Einwanderer  in  ihren  Arbeitsbedin- 
gungen geschädigt,  aber  ein  solcher  Zustand  ist  doch  nur  vorüberge- 
hend und  verschwindet  ebenso  plötzlich  wie  er  gekommen  ist  Die 
Möglichkeit  Arbeit  zu  finden  ist  immer  noch  eine  sehr  grofse.  Mil- 
lionen europäischer  Bauern  können  noch  in  der  Landwirtschaft  be- 
schäftigt werden,  in  den  Gebirgen  sind  so  viele  Bergwerksanlagen  noch 
möglich,  dafs  eine  Schätzung  vorläufig  noch  gar  nicht  denkbar  ist, 
gewaltige  Wälder  sehen  noch  einer  rationellen  Bewirtschaftung  entge- 
gen, kurz  es  ist  noch  ungenutzter  Raum  genug  vorhanden  um  vielen 
eine  sorgenfreie  Existenz  zu  gewähren.  Es  ist  auch  jetzt  noch  zu 
beobachten,  dafs,  mag  die  Einwanderung  aus  Europa  noch  so  grofs 
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sein,  die  Nachfrage  nach  Arbeit,  wenn  von  den  Perioden  wirtschaft- 
licher Krisen  abgesehen  wird,  stets  dem  Angebot  vorauseilt»  und  alle 
Stauungen  in  der  Arbeiterbevölkerung,  in  verhaltnifsraäfsig  kurzer  Zeit 
wieder  ausgeglichen  werden.  Es  verhält  sich  mit  den  Folgen  der  eu-^ 
ropäischen  Einwanderung  in  den  Vereinigten  Staaten  ungefähr  so  wie 
bei  uns  mit  den  Wirkungen,  welche  in  unserem  Jahrhundert  aus  der 
Einführung  neuer  Maschinen  an  Stelle  von  Arbeitsleistungen  hervor- 
gegangen sind.  Zunächst  beeinflufste  die  neue  Arbeit  sparende  Kraft 
die  Löhne  in  nachteiliger  Weise,  nachdem  aber  eine  Uebergangspe- 
riode  durchgemacht  war,  zeigte  sich,  dafs  der  Rahmen  der  gesamten 
Volkswirtschaft  erweitert  und  die  zeitweise  deplacierte  Arbeit  in  eine 
günstigere  Lage  wie  zuvor  gekommen  war.  Die  vermehrte  Arbeiterzahl 
entwickelte  in  den  Vereinigten  Staaten  stets  einen  neuen  Teil  der  natür- 
lichen Hülfskräfte,  erweiterte  damit  den  Unternehmungsgeist  und  die 
Kapitalmeugcn  und  legte  so  eine  neue  Grundlage  für  die  Nachfrage 
nach  Arbeit. 

Die  Gewerkvereine»  welche  die  Einwanderung  aus  Europa  be- 
schränken müchten ,  zeigen  sich  in  dieser  Richtung  als  wenig  weit- 
sehauend,  und  sollten  statt  dessen  bemüht  sein  jeden  Ankömmling  auf 
amerikanischem  Boden  in  ihren  Verband  möglichst  schnell  aufzuneh- 
men. 

Die  zweite  Art,  nach  der  sie  in  Bezug  auf  die  Mischung  der  Na- 
tionalitäten verfahren  beruht  auf  der  Bildung  besonderer  „nationa- 
ler Sektionen".  Dies  ist  natürlich  nur  dann  möglich,  wenn  die  an 
einem  Ort  vorhandene  Arbeitermenge  eines  Gewerbes  numerisch  be- 
deutend ist  Diese  Sektionen  z.  B,  die  englisch,  deutsch  und  fran- 
zösisch redenden  sind  nach  gleichen  Grundsätzen  organisiert  und  durch 
ein  Zentralkomitö  zusammengchaUen,  haben  aber  gewöhnlich  ihre  eige- 
nen Unterstützungskassen  für  Krankheit  und  Sterbefälle.  Die  Mitglie- 
der einer  solchen  nationalen  Abteilung  suchen  womöglich  bei  demsel- 
ben Arbeitgeber  Stellung,  wodurch  die  Situation  bei  einem  strike  we- 
sentlich erleichtert  wird.  Die  Kosten  eines  solchen  fallen  dann  zu- 
nächst auf  den  betroffenen  Teil,  und  erst  wenn  dessen  Mittel  nicht 
mehr  ausreichen  treten  die  übrigen  Sektionen  helfend  ein.  Diese  sub- 
sidiäre Unterstützungspflicht  erfordert  es  dann  selbstverständlich,  dafs 
jeder  Ausstaod  von  dem  Zentralkomi t^  oder  der  Generalversamm- 
lung aller  Mitglieder  gebilligt  sein  mufs  >). 


1)  In  New- York    hib«n  2.  B,  di«  Cuatom  -  achaem&kers   engüsch« ,    franvösiiclie   und 
doutacbe  Sektionen ,   di«  ZtgarreoniAiclier    d«alacb    luid  englisch  redeode  AbteUungeii.     lu 
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Diese  oationalen  Abteilungen  sind  nicht  mit  den  aus  lokalen  Rück- 
sichten vorgenommenen  Gewerkschaftssektionen  zu  verwechseln.  Da 
die  amerikanischen  Städte  sehr  weitläufig  gebaut  sind,  und  daher  die 
Entfernung  von  einem  Teil  der  Stadt  zu  einem  anderen  oft  sehr  be- 
deutend ist,  halten  die  grofsen  Arbeitervereine  ffir  die  Erledigung  der 
laufenden  Geschäfte  nach  den  Stadtquartieren  gesonderte  lokale  Ver- 
sammlungen ab,  deren  Beschlüsse  dem  Zentralausschufs  mitgeteilt  wer- 
den»). 

Die  dritte  Organisationsmöglichkeit  nach  der  sich  selbständige 
nationale  Gewerkschaften  bilden,  kommt  nur  ausnahmsweise  vor,  und 
nur  dann,  wenn  entweder  die  Natur  des  Gewerbes  eine  solche  Teilung 
rechtfertigt,  wie  bei  den  Buchdruckern*),  von  denen  die  einen  mit 
deutschen  die  anderen  mit  englischen  Lettern  und  Worten  arbeiten, 
oder  wenn  die  Arbeiterzahl  eines  Gewerbes  so  grofs  ist,  dafs  die 
einzelnen  nationalen  Arbeitergruppen  in  jeder  Weise  genügend  stark 
zu  sein  glauben'). 

Ebenso  wie  die  amerikanischen  Gewerkvereine  von  der  Einwan- 
derung aus  dem  Osten  berührt  werden,  haben  sie  auch  von  der  Aus- 
wanderung nach  dem  Westen  zu  leiden.  Denn  als  eine  solche  läfst 
sich  der  jährliche  Fortzug  aus  den  grofsen  Städten  nach  dem  eben 
der  Kultur  erschlossenen  Staaten  und  Territorien  bezeichnen. 

Sicherlich  ist  der  Reichtum  an  billigem  Land  von  eminentem  Vor- 
teil für  die  wirtschaftlich  sozialen  Zustände  der  Vereinigten  Staaten 


Chicago  ebenso  die  Zimmerleate  and  Tischler.  In  St.  Louis  (Mo.)  haben  die  Maurer  die 
Btone  masons-nnion  No.  1  und  die  Oerman  stone  masons-nnion  No.  S.  Solche  Oewerlt- 
▼ereine  haben  ihre  Statuten  in  mehreren  Sprachen  gedruckt  Auch  die  Oewerkschafts- 
seituDgen  nehmen  bisweilen  auf  die  Sprachverschiedenheit  BUcksicht.  So  enthielt  s.  B. 
der  1881  in  St.  Louis  publizierte  „Carpenter**  nebeneinander  Aufsätze  in  deutscher  und 
englischer  Sprache.  Auch  das  in  New-York  erscheinende  Cigarmakers  Official  Journal 
enthält  gelegentlich  deutsch  geschriebene  Oewerkschaftsbekanntmachungen. 

1)  Konstitution  der  MObelarbeiterunion  No.  1  (Chicago)  bestimmt  Art.  6 : 

„a)  Da  es  bei  der  Oröfse  Chicagos  nicht  sweckmäfsig  erscheint,  dafs  sich  alle  Mit- 
glieder der  Union  stets  auf  einem  Punkt  versammeln,  werden  in  den  verschiedenen  Stadt- 
teilen Sektionen  gebildet. 

b)  Alle  Nationalitäten  sind  berechtigt  Sektionen  su  bilden,  desgleichen  können  ein- 
seine  Branchen,  wie  Bildhauer,  Pianomacher,  Drechsler  u.  s.  w.  eigene  Sektionen  bilden.*' 

S)  Die  deutsch-amerikanische  Typographia  No.  7  bestimmt:  „Jeder  der  deutschen 
Spraebe  mächtige  Buchdrucker  von  New-York  und  Umgegend  kann  —  unter  bestimm- 
ten Voraussetsungen  —  Mitglied  dieses  Vereins  werden." 

8)  s.  B.  neben  der  verbreitesten  deutschen  Gewerkschaft  der  Möbelarbeiter ,  welche 
Sehreiner,  Bildhauer,  Drechsler,  Polsterer,  Pianomacher,  Yergolder,  Lakierer  etc.  enthält, 
giebt  es  auch  die  amerikanischen  Pianomacher,  Pobtererj  Lakierer  als  besondere  Vereine. 
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gewesen*  In  Zeiten  der  Verkehrsstockung  konnten  viele  der  entlas- 
seneu oder  gering  bezahlten  Arbeiter  als  Fanner  des  Westens  bald 
wieder  zu  einer  erträglich  lohnenden  Beschäftigung  kommen  iind  lei- 
steten dadurch  auch  denen  einen  Dienst,  welche  zurückgeblieben  wa- 
ren, da  diese  so  auf  eine  regelmäfsigere  Arbeit  rechnen  konnten  und 
hei  auch  nur  gering  steigender  Nachfrage  nach  Arbeit  sofort  erheb- 
liche Lohnerhöhungen  eintreten  mufsten.  Die  Bildung  einer  marxisti- 
schen „Reservearmee*',  welche  nach  dem  Eintritt  besserer  Zeiten  sich 
auf  dem  Arbeitsmarkt  hätte  hervorwagen  und  dem  Lohnaufschwung 
hemmend  entgegen  treten  können,  wurde  somit  ausgeschlossen.  Aber 
nicht  blos  in  den  trüben  Tagen  der  Krisis,  sondern  auch  in  den  Pe- 
rioden volkswirtschaftlicher  Prosperität  ziehen  viele  Arbeiter  nach  dem 
Westen.  Während  der  letzteren  wird  gerade  viel  verdient  und  bei 
einem  täglichen  Lohri  von  2  S  neben  den  Ulglichen  Ausgaben  von  1  ^* 
kann  der  unverheiratete  Mann  bald  soviel  erspart  haben,  dafs  er  über 
die  Mitlei  für  die  Gründung  einer  Heimstätte  disponieren  kann.  Wer 
sich  daher  in  seiner  Stellung  als  Lohnarbeiter  gedrückt  fühlt,  ma^ 
das  oft  gebrauchte  Wort  Horace  Greeleys  ,,go  west  young  man  and 
grow  up  with  the  country''  befolgen  und  ein  selbständiger  l^andwirt 
auf  freiem  Boden  werden  * ). 

So  sehr  auch  diese  Verhältnisse,  welche  sich  freilich  in  den  letz- 
ten 10  Jahren  durch  die  mit  dem  Raubbau  verbundene  Ausnutzung 
der  Bodenkraft,  durch  den  grofsen  Umfang  der  Landspekulation  und 
die  gesteigerte  Einwanderung  verschlechtert  haben,  für  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  der  Vereinigten  Staaten  förderlich  waren,  so  haben 
sie  doch  dem  Gewerkvereinswesen  sicherlich  manche  Hemmnisse  ent- 
gegengesetzt. Viele  Arbeiter  treten  in  die  Gewerkschaft  ein  um  mo- 
mentan ihre  Arbeitsbedingungen  zu  schützen.  Die  mannigfachen  Chan- 
cen aus  der  Lohnarbeit  heraus  zu  treten  lassen  sie  aber  nicht  aus  den 
Augen.  Zu  diesen  gehört  der  Hinblick  auf  den  Besitz  einer  eigenen 
Farm  nicht  allein,  zu  zahlreichen  anderen  selbständigen  Unternehmer- 


1)  Die  groffte  B(>deutuiig  des  blUigeD  Lütidea  fUr  die  soxlftle  Entwicklung  den  nord* 
Amerikanbcheu  Volke«  i*t  der  S^ltlilssel  au  der  von  Henry  George  verfochtenen  Idee 
von  der  Ab»diftlT\ing  der  privaten  Grundrente,  Die  leichte  ZugfingUchkeit  des  ßodenSf 
wciclio  von  Jahr  su  Jnhr  abnimmt,  in  vidtn  Staaten  gegenwärtig  schon  fast  gans  rei 
»chwunden  t&t^  soll  durch  den  FortfaU  der  Rente  gewi^sermafaen  permanent  werden«  VgLl 
Progress  and  Poverty  Buch  IX,  Cap.  1,  wo  angeführt  wird,  dafs  mit  Einführung  de»  von 
George  gemiichtcu  Vorächlagei^  der  Verkanfapreiü  des  Landen»  fallen  würde^  die  Glit«r*j 
Spekulation  aufhören  und  der  Uoden  nur  in  die  Ilaud  derer  kommen  würde,  welche  ih 
auch  bestenen  wollten,  Genau  solche  ZnstEnde  Jiefsen  sich  vor  15 — 80  Jahren  lo  lüleil  * 
Staaten  weätll<:h  vom  Mia^issippi  beobachten. 
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Stellungen  bietet  sich  —  heute  wenigstens  noch  im  fernen  Westen  — 
oft  die  Gelegenheit  In  den  jungen  Kulturländern  sind  auch  Hand- 
werker, Kaufleute,  Agenten,  für  viele  grofse  Geschäfte  Kommissionäre 
und  Spediteure  nötig.  Kein  Gewerbszweig  ist  überfüllt,  und  nach 
allen  den  Leistungen  ist  starke  Nachfrage  vorhanden  ^). 

Gar  manchen,  und  dies  gilt  durch  das  ganze  Land  hin  absorbiert 
zudem  die  Politik.  Die  vielen  durch  Wahl  zu  besetzenden  Beamten- 
steilen  veranlassen  viele  die  Handarbeit  aufzugeben  und  in  dem  öf- 
fentlichen Leben  ihr  Glück  zu  vei*suchen.  So  kommt  manches  zusam- 
men, was  den  Gewerkvereinen  eine  unsichere  Mitgliederzahl  bereitet. 
£s  ist  daher  wohl  erklärlich,  dass  diese  Arbeitergenossenschaften  mehr 
der  Steigerung  der  Lohnverhältnisse  und  der  Abkürzung  der  Arbeitszeit 
als  einem  geordneten  Kassenwesen  zugewandt  sind.  An  eine  Alters-  und 
Invalidenunterstützung  ist  nur  ausnahmsweise  zu  denken,  denn  diese 
setzt,  abgesehen  von  einer  langjährigen  zur  richtigen  Berechnung  der 
Beiträge  erforderlichen  Erfahrung,  eine  grofse  regelmäfsig  die  Prä- 
mien zahlende  Mitglicderzahl  voraus. 

Die  gröfste  Schwierigkeit  aber,  mit  welcher  die  Gewerkschaften, 
als  Vereine  derselben  Berufsgenossen  zu  kämpfen  haben,  und  wel- 
che auch  bereits  auf  einen  Versuch  der  Neugestaltung  der  Arbeiter- 
organisation hingeführt  hat,  liegt  in  dem  steten  Fortschritt  der  in- 
dustriellen Technik  und  der  mit  der  Erweiterung  des  Marktes  fort- 
schreitenden Arbeitsteilung.  Das  Handwerk,  oder  die  gelernte  bei  der 
Stoffveredlung  verwandte  Arbeit  tritt  mehr  und  mehr  zurück  und  es 
häufen  sich  die  Fälle,  bei  denen  der  Arbeiter  nur  ein  paar  einfache 
Handgriffe  zu  lernen  braucht,  um  seine  Stellung  bei  der  Güterpro- 
duktion auszufüllen.  Je  mehr  die  Industrie  sich  in  dieser  Richtung 
ausbildet,  um  so  schwerer  lassen  sich  die  Grenzen  der  berufsgenos- 
senschaftlichen Vereine  ziehen,  und  je  mehr  die  Arbeitsleistungen  nivel- 
liert werden,  um  so  gröfser  wird  die  Konkurrenz  derer  sein,  welche 
auf  eine  gleiche  Lebensstellung  angewiesen  sind.  Dafs  Knaben,  Frauen 
and  Mädchen  mit  den  erwachsenen  Männern  in  Mitbewerb  bei  dem 
Angebot  der  Arbeit  treten  werden  kommt  als  eine  notwendige  Neben- 
erscheinung hinzu.  Man  hat  die  Gewerkvereinsbewegung  als  eine  An- 
gelegenheit und  ausreichende  Hülfe  der  am  höchsten  stehenden  ge- 
lernten Arbeiter  bezeichnet,  und  zugleich  gemeint,  dafs  mit  ihr  ein 
Teil  der  Arbeiterfrage  gelöst  werden  könne.    Eine  solche  Auffassung  ist 

1)  Ein  hierdurch  erzeugter  AosfaU  von  Gewerkvereingliedem  wird  durch  die  euro- 
piiaehe  Einwanderung  keineswegs  gedeckt.  Die  letaleren  treten  keineswegs  sofort  in  die 
Genossenschaft  ein,  erscheinen  dagegen  zunächst  als  Konkurrenten. 
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aber  angesicbts  der  sich  stets  weiter  ausgleichenden  sozialen  Stellung 
der  Handarbeiter  wohl  nicht  mehr  stiehhalHg  und  verkennt,  dafs  der 
Gang  der  modernen  Technik  für  den  Konflikt  zwischen  Arbeit  und  Ka- 
pital immer  neue  Antriebe  erzeugt.  Die  gewerbliche  Arbeiterfrage 
wird  eine  immer  mehr  gleichartige  und  daher  auch  der  Art,  dafs  ihr 
mit  allgemeinen  Mitteln  beizukommen  ist.  Dies  erleichtert  einerseits 
einer  für  das  Wohl  ihrer  Unterthanen  beseelten  Staatsregierung  das 
gesetzliche  Eingreifen  in  die  betreffenden  Verhältnisse  und  befördert 
das  Entstehen  und  Gedeihen  weit  verzweigter,  numerisch  starker,  ein- 
heitlich zu  leitender,  freier  Vereine,  welche  von  der  Art  der  Arbeit 
ganz  absehen,  anderseits  droht  sich  dadurch  auch  der  Gegensatz  von 
Besitzenden  und  Nichtbesitzenden  zu  verschärfen,  und  grofse  Massen 
den  revolutionären  Gedanken  zugänglich  zu  machen.  Ebenso  wie  die 
moderne  Technik  es  hauptsächlich  gewesen  ist,  die  mit  den  Zünfteu 
aufgeräumt  hat,  so  wird  sie  es  auch  sein,  welche  den  auf  Berufsge- 
nossenschaft beruhenden  Gewerkvereinen  den  Todesstofs  geben  wird» 
Damit  ist  gegen  die  Eßtwickelung  der  auf  Selbsthülfe  beruhenden  Ar- 
beitervereine in  keiner  Weise  etwas  gesagt,  nur  einer  bestimmten  Art 
derselben  die  Zukunft  abgesprochen.  Es  ist  bekannt,  dafs  diejenigen 
Gewerkschaften  am  festesten  stehen,  welche  durch  Beschränkung  der 
Lehrliugsztihl  der  Konkurrenz  gewisse  Grenzen  setzen  können  und  de- 
ren Teilnehmer  erst  nach  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  eine  Voll- 
kommenheit der  gewerblichen  Leistungen  erreichen.  Eine  solche  durch 
die  Betriebsart  gegebene  Abgeschlossenheit  wird  immer  seltener,  und 
die  ungelernte  Arbeit  nimmt  eine  immer  gröfsere  Quote  der  industriel- 
len Produkte  bei  der  Herstellung  dei'selben  in  Anspruch.  Die  alteu 
Zünfte  wie  die  Gewerkvereine  zogen  aus  der  gewerblichen  Abgeschlos- 
senheit allerdings  nicht  allein  ihre  Kraft,  Hinzu  kam  noch  die  ört- 
liche Isoliertheit  Aber  auch  diese  wird  täglich  mehr  durch  den  ra- 
piden Aufschwung  der  Verkehrsmittel  in  unseren  Jahrhundert  zerstört, 
so  dafs  z,  B.  dem  strikenden  Gewerkverein  einer  Stadt  durch  eine 
Schar  fernwohnender  gewöhnlicher  Handarbeiter  die  soziale  Macht 
leicht  entzogen  werden  kann.  Die  mit  dem  Ausstand  betroffenen  Un- 
ternehmer können  die  Kosten  för  die  Beschaffung  der  fremden  Arbei- 
ter mit  jedem  Fortschritt  des  Transportgewerbes  leichter  aufwenden. 

Betrachten  wir  zunächst  einige  wichtige  Beispiele,  bei  denen  die 
Verdrängung  der  Handwerker  durch  die  Grofsindustrie  besonders  deut- 
lich hervortritt. 

Das  Schuh machergewerbe  wird  in  Nordamerika  mit  geringfügigen 
Ausnahmen  fabrikmälsig  im  Grofsen  betrieben.    Die  Konsumenten  sind 
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dabei  in  Bezug  auf  Bequemlichkeit,  Eleganz,  Haltbarkeit  und  Billig- 
keit der  ^Yaren   nur  ausnahmsweise   schlechter  gestellt   als   bei   uns. 
Das  Lager  der  Verkäufer  ist  so  reichlich  assortiert,   dafs  die  Wahr- 
scheinlichkeit etwas   passendas  zu   finden   für   den  Käufer  eine   sehr 
grofse  ist.    Aufserdem  arbeiten  die  Fabriken  aber  auch  auf  Bestell unj?, 
so  dafs  nicht  blos  jeder  Moderichtuug  durchaus  genügt  wird,  sondern 
auch  die  individuellen  Wünsche  der  Konsumenten  berücksichtig:!  wer- 
den  können*     Ein   solcher  Auftrag  fügt  sich   in   den  Orofsbetrieb  in 
folgender  Weise  ein:    Die  Fabrikanten  versehen   die  Detaillisten   mit 
gedruckten  Formularen  (Karten),  in  welche  in  etwa  2f)  Rubriken  die 
Gröfse,    Weite  der  Stiefel,  Art  des  Leders,  der  Sohlen,   des  Absatzes 
und   der   Schnürbänder  den   speziellen   Angaben   gemäfs   eingetragen 
werden.    Die  ausgefüllten  Karten  werden  dann  der  Fabrik  eingesandt, 
woselbst  ein  Werkführer  auf  der  Rückseite  in  einer  l)estininiten  Rei- 
henfolge  die  Namen  der  Arbeiter  notiert,   welche  das  Besondere  dits 
Auftrages  auszuführen  haben.    Denn  ein  Theil  der  Arbeit  ist  bei  jedeui 
anzufertigendem  Stück  gleich,    so   dals   hier  die   bestellten  Produkte, 
wie  die  für  den  Absatz  berechneten  Artikel  behandelt  werden  können. 
Das  Formular  begleitet  den  Stiefel   oder  Schuh  von  dem  Anfang  sei- 
nes Entstehens  bis  zu  seiner  Vollendung  und  giebt  bei  den  einzelnen 
Verrichtungen   dem  Arbeiter  an,    wie   er   zu   verüihren   hat.    Es   ist 
jedoch  nur  ein  Teil  der  Fabrikarbeiter  in  der  angegebenen  Weise  be- 
schäftigt,  weil   fler  gröfste  Teil   der  Produkte   nicht  auf  Bestellung, 
sondern   für  die  Warenlager  hergestellt   wird.     Diejenigen   Arbeiter, 
welche  nach  Angabe  ]»eschiiftigt  sind ,  haben  immer  eine  Anzahl  ver- 
schiedener Karten  zu  erledigen,  da  die  grolscn  Fabriken  in  den  mei- 
sten grofsen  Städten  Detaillisten  als  ihre  Vertreter  haben  und  daher 
gleichzeitig  immer  viele  Aufträge  einlaufen*     Eine  Unterbrechung  der 
Arbeit  der  Einzelnen  steht  daher  nicht  zu  befürchten.    Auch  ist  es 

Ja  nicht  erforderlich,  dafs  täglich  auf  genaue  Bestellung  produziert 
wird.    Da  sogar  das  bestellte  Schuhwerk  in  grofser  Quantität  an  einem 

(Tage  in  der  Fabrik  fertig  wird,  so  können  auch  bei  mehrtägigen  Pau- 
sen der  nach  Angabe  geleiteten  Produktion  die  Konsumenten  noch  sehr 
schnell  bedient  werden.  Ferner  ist  kein  grofser  Zeitverlust  bei  dem 
Uebergang  des  Arbeiters  von  einer  bestellten  Ware  zu  anderen  zu 
befürchten,  da  der  betreffende  Mann  nur  seine  Maschine  zu  stellen  hat, 
z*  B.  nach  der  Grölse  des  Leders,  Gestalt  der  Schnürlöcher»  Art  der 
Näthe,  oder  seine  Thätigkeit  mehr  oder  weniger  oft  zu  wiederholen 
hat,  [einfache  oder  doppelte  Sohlen,  flöhe  der  Hacken,  Anzahl  der 
Scbüürlucherj. 

N,  F.    Bd.  VL  35 
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In  den  grofsen  Fabriken  des  Staates  Massachusetts^  in  welchem 
300 — 400  Arbeiter  an  einem  Tage  3000  Paar  Stiefel  oder  Schuhe  an- 
fertigen, ist  die  Arbeitsteilung  m  weit  entwickelt,  dass  ein  Schub  durch 
die  Hände  von  04 ')  verschieden  beschäftigten  Arbeitern  geht,  ehe  er 
zum  Verkauf  fertig  wird.  Die  meisten  machen  sich  mit  besonderen 
Maschinen  zu  thun,  welche  durchweg  mit  Dampf  getrieben  werden* 
Kiner  schneidet  mit  der  Maschine  tlie  Sohlen  zu,  ein  zweiter  pi*efst 
sie,  ein  dritter  ritzt  die  Kanten  für  die  Nath  auf,  ein  vierter  glättet 
die  letzteren,  ein  fünfter  palst  die  Doppelsohleu  an.  Zehn  Manner 
sind  allein  mit  der  Fertigstelhing  des  Stiefelabsatzes  beschäftigt,  noch 
mehr  arbeiten  an  der  Zubereitung  des  Oberleders,  Eine  Etage  einer 
solchen  Schuhfabrik  ist  nur  mit  Maschinen  besetzt,  mit  denen  aus- 
HchUelslicb  genäht  wird,  in  einer  anderen  findet  man  nur  die  zahlrei- 
chen Vorkehrungen  des  Polierens,  Lakierens,  Fressens  u.  s.  w\  der  im 
übrigen  fertigen  Waren. 

Das  Schneiderhandwerk  hat  einem  ahnlichen,  wenn  auch  bis  jet^t 
i\nd\  nicht  so  fortgeschrittenen  Auflösüngs[>rozers  unterliegen  rnttssen 
Das  Kaufen  fertiger  Kltndungsstücke  ist  in  Amerika  viel  mehr  üblich^ 
als  bei  uns.  Die  grolsen  Geschäfte  von  New- York,  Philadidphia,  Bo- 
ston und  Chicago  haben  eine  Reihe  von  grofsen  Sälen  in  denen  sorg- 
fältig nach  Farbe,  Schnitt,  Stärke  und  GröfBC  viele  tausend  Stück 
sortiert  liefen.  Die  meisten  Amerikaner  beziehen  ihre  An/üge  aus 
solchen  Etiiblissements ,  welche  bei  ihrer  aufserordentlichen  Reichh:U- 
tigkeit  in  der  Regel  dem  Konsumenten  etwas  passendes  bieten.  In 
den  kleineren  Städten  haben  die  grofsen  Bekleidungshäuser  ihre  Fi- 
lialen ,  welche  je  nach  der  Nachfrage  aus  den  Hauptmagazinen  ver- 
sehen werden,  oder  Kommissionäre  und  selbständige  kleinere  Kauf- 
leute, welche  mit  den  grolsen  DepiMs  in  regelmäfsiger  Geschäftsver- 
bindung stehen,  treten  an  die  Stelle  der  Zweigetablissements,  Es  mag 
vielleicht  auffallen,  dafs  in  einem  so  grofsen  Lande,  wie  die  Ver- 
einigten Staaten,  und  bei  einer  FJevölkerung  die  aus  mehreren  Hassen 
und  sehr  vielen  verschiedenen  Nationalitäten  zusammengesetzt  ist,  ein** 
solche  Bekleidungsversorgung  üblich  ist.  Indei^sen  hat  diese  Ei'schei- 
nung  nichts  befremdliches,  wenn  man  bedenkt,  dafc  die  Mode  in  der 
neuen  Welt  noch  tyrannischer  verfährt  als  in  der  alten,  und  dafs  bd 
keinem  Volke  im  Grofsen  und  Ganzen  die  Einkomraensverhält- 
nisse  so  ausgeglichen  sind  als  bei  den  Amerikanern.     Das  Vorhanden- 

1)  Vergi.  InvostigAtioii  by  n  sclect  Comtnittee  of  iTie  Imiw«   of   representutives  rtln- 
tivo  to  the    CAUne»    of    tln.^    gpnersil   depreftsion    in  labor  nod  busin«sa.     Wftshfngtou  1819 
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sein  einer  breiten  Schicht  des  Mittelstandes  führt  zu  einer  gleicharti- 
gen Konsumtionsbasis  und  gestattet  nur  einem  verhältnifsmäfsig  ge- 
ringen Teil  der  Nation  die  freie  Wahl  zwischen  dem  Ankauf  der  Klei- 
dung aus  einem  der  grofsen  Geschäfte  und  der  Bestellung  bei  einem 
Handwerker,  welche  den  doppelten  oder  dreifachen  Kostenaufwand  er- 
fordert Die  rasche  Verallgemeinerung  neuer  Kleidungsmuster  und  neuer 
Stoffe,  welche  teils  durch  die  Hinneigung  der  Amerikaner  zu  allem  was 
neu  ist  erklärlich  ist,  teils  vielleicht  gerade  aus  der  sozialen  Gleich- 
stellung, indem  der  Trieb  der  Menschen  vor  anderen  etwas  voraus  zu 
haben  sich  wenigstens  in  den  jungen  Kulturländern  nur  in  solchen 
Aeufserlichkeiten  zeigen  kann,  hervorgeht,  läfst  sich  als  eine  der  Be- 
dingungen betrachten  unter  denen  die  massenhaft  gleichartige  Beklei- 
dungsanfertigung rentabel  wird. 

Die  Fabrikation  der  Kleidung  erfolgt  jedoch  keineswegs  vollstän- 
dig im  Grofsbetrieb.  Vielmehr  ist  die  Arbeit  in  der  Weise  geteilt, 
dafs  das  Ankaufen  und  Zuschneiden  der  Stoffe  von  Grofsunternehmern 
besorgt  wird,  während  die  übrigen  Verrichtungen  im  allgemeinen  durch 
die  Hausindustrie  ausgeführt  werden.  Bei  dem  Zuschneiden  ist  eine 
verzweigte  Arbeitsteilung  vorhanden,  indem  für  Röcke,  Hosen,  Westen 
u.  s.  w.  besondere  Arbeiter  angestellt  werden  und  bei  jedem  Kleidungs- 
stück diejenigen  Personen  unterschieden  werden,  welche  die  Modelle 
entwerfen,  dann  diejenigen,  welche  die  Muster  auf  das  Tuch  aufzeich- 
nen, und  schliefslich  diejenigen,  welche  —  vielfach  mit  einer  Maschine  — 
das  Ausschneiden  besorgen. 

Die  Schneidermeister  (boss  tailor)  bringen  die  zugeschnittenen 
Stücke  nach  ihrer  Wohnung  und  machen  sie  mit  ihrer  Familie  oder 
auch  mit  Lohnarbeitern  fertig.  Die  Einrichtung  einer  solchen  Werk- 
stätte ist  überall  dieselbe*). 

Zu  bemerken  ist  noch  sowohl  für  das  Schuhmacher-  als  auch  für 
das  Schneidergewerbe,  dafs  in  dem  östlichen  Teil  der  Vereinigten 
Staaten  die  gelernten  Handwerker,  welche  die  Artikel  vollständig  an- 
fertigen oder  deren  Herstellung  überwachen,  mehr  Chancen  des  Fort- 
kommens haben  als  in  den  westlichen  jüngeren  Kulturländern.  In  den 
Staaten  an  dem  atlantischen  Ocean  ist  der  meiste  Reichtum  konzen- 
triert und  auch  die  gröfste  Ungleichheit  des  Vermögens  vorhanden. 


1)  Vergl.  den  4ten  Jahresbericht  des  Bureaas  für  Arbeits  -  SUtisük  von  Ohio  1881 
8  J76.  „Die  Beschreibnn((  einer  dieser  Fabriken  (von  Cincinnati))  entspricht  allen.  Die- 
selbe besitzt  6  grofie  Nähmaschinen,  4  Tische,  2  Eisen  zum  Bügeln  der  Rocke,  zwei 
Paar  Scheren  und  eine  Knopflochmaschine.  Die  ganze  Ausstattung  besitzt  einen  Wert 
von  200  Dollars.** 
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Dort  krmneii  ganz  besonders  tüchtige  Arbeiter  bei  deu  sehr  zahlungs- 
fähigen KrinsumeDten  genügend  beschäftigt  werden.  Es  ist  abtT  wokl 
zu  bemerken,  dafs  dabei  nur  die  am  besten  qualifizierte  Arbeit  ihre 
Rechnung  findet  und  daher  die  Anzahl  der  überhaupt  verwendeten 
Leute  sehr  beschränkt  ist.  Auch  sie  hat  die  Tendenz  der  Abnahme 
in  einer  Zeit,  in  welcher  der  Grofsbetrieb  in  quantitativer  und  quali- 
tativer Beziehung  immer  Yorzttglieheres  leistet.  Aufser  für  den  Kon- 
sum weniger  Wohlhabender  ist  eine  ununterbrochene  Arbeit  auch  noch 
für  Reparaturen  notwendig. 

Für  die  Kleidung  kann  in  den  erwähnten  hausindustriellen  Schnei- 
derwerkstätten das  nötige  beö(»rgt  werdeu,  während  für  die  Repara- 
turen an  Schuhen  und  Stiefeln  in  allen  Stiidteu  einige  Flickschuster 
leben ,  welche  entweder  früher  selbständige  Meister  gewesen  und  nun 
von  der  Fabrikkonkurrenz  zu  dieser  untergeordneten  Stellung  ver- 
urteilt sinil,  oder  für  ilie  Anfertigung  der  Artikel  für  die  reichen 
Konsumenten  die  nötige  Fähigkeit  nicht  haben.  Beiläufig  sei  erwähnt, 
»lafs  das  Aushessem  von  schadhaften  Bekleidungsgegenstanden  jeder 
Art  lange  nicht  in  der  Weise  üblich  ist  als  bei  uns.  Was  defekt  ge- 
worden ist,  wird  oft  weggeworfen,  zum  Teil  wohl,  weil  das  Ausbesseni 
selir  viel  kostet  und  daher  der  damit  erzielten  Brauchbarkeit  oft  nicht 
entspricht,  zum  Teil  wohl  auch  wegen  der  in  Amerika  allgemeinen 
Verschwendung  bei  der  Konsumtion.  Denn  es  ist  ja  ein  sonst  auch 
beglaubigter  Erfahrungssatz,  dafs  um  so  wemger  gespart  wird,  je 
leichter  ein  Verdienst  zu  machen  ist.  Dagegen  wird  bei  der  Pro- 
duktion und  bestmders  mit  dem,  was  in  Amerika  das  theuerste  ist, 
fler  menschlichen  Arbeitskraft,  wo  nur  irgend  möglich,  höchst  ökono- 
misch verfahren.  Dies  letztere  ist  es  auch  gerade  gewesen,  was  den 
Grofsbetrieb  und  die  Erfindung  von  Arbeit  sparenden  Maschiuen  so 
sehr  hefL'»rdert  hat,  und  erscheint  wesentlich  als  die  Ursache,  dafs  mit 
dem  Handwerk  jenseits  des  Oceans  viel  schneller  aufgeräumt  worden 
ist  als  diesseits  desselben.  Die  moderne  Technik  hat  auch  bei  uns 
gewaltige  Umwälzungen  hervorgebracht,  in  Nordamerika  hat  sie  aber 
das  gesamte  wirtschaftliche  Leben  noch  schneller  von  einer  Phase  in 
die  andere  getrieben  * ). 


1}  Dar  in  der  nordnmonkniijaiebefi  LandwirUichfiTt  boobncliletrr  IlAtihbuu  lüifst  sieh 
zum  Teil  mich  ftiif  gleiche  ürsjicho  KiirQck führen.  I^Jo  tlieurc  Arbeit  treibt  «ar  Be- 
nutzung: von  Mn^chinen  an.  Die  oft  rftscbe  Kntwcrtung  des  in  telxteren  Mttgelegleu 
K^pit^tb  in  Folge  neuer  Erfinduiig«D  Sfriagt  zur  sdmnungäloiieii  Oeimtzang  der  bUligen 
Nttturkrüftc. 
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Werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  einige  andere  Arbeitszweige, 
welche  früher  dem  gelernten  Handwerk  angehört  haben  und  nun  mehr 
oder  weniger  von  ungelernten  Arbeitern  okkupiert  sind.  Das  Fleischer- 
gewerbe ist  in  vielen  Verrichtungen  bereits  ein  ungelerntes  geworden, 
um  ein  Schwein  zu  tödten  und  zu  zerlegen  werden  in  einem  grofsen 
Etablissement  auf  der  Stock- Yard  zu  Chicago  15  Personen  mit  ver- 
schiedener Arbeit  gebraucht.  In  einer  Minute  werden  10  Schweine 
geschlachtet  und  vollständig  zerteilt,  mithin  150  einfache  Manipula- 
tionen ausgeführt!  Das  Maximum  was  an  einem  Tage  mit  Hinzu- 
ziehung der  Nacht  in  derselben  Fabrik  geleistet  wurde,  war  die  Ver- 
arbeitung von  13  000  Schweinen.  Die  Schinkenzubereitung  und  die 
Wurstfabrikation  ist  einer  ähnlich  weitgehenden  Arbeitsteilung  unter- 
worfen. Maschinen  greifen  in  verschiedenen  Stadien  der  Produktion 
ein  und  vereinfachen  die  menschliche  Arbeit.  Diese  grofsen  Schweine- 
und  Rindviehschlachtereien  stellen  zum  Teil  Güter  her,  welche  ver- 
sandt werden,  zum  Teil  produzieren  sie  frisches  Fleisch  für  den  städti- 
schen Konsum.  Durch  ihre  Konkurrenz  sind  die  früheren  mit  einigem 
Kapital  versehenen  selbständigen  Schlachtermeister  zu  Fleischhändlem 
geworden,  die  meisten  Gesellen,  Lehrlinge  und  wenig  bemittelten  Mei- 
ster zu  Fabrikarbeitern.  Die  Gewerkvereine  der  Schlachter  umfassen 
die  wenigen  Arbeiter,  deren  Leistungen  trotz  des  Grofsbetriebes  mit 
der  weitgehenden  Arbeitsteilung  erst  in  einer  längeren  Zeit  zu  er- 
lernen sind.  Für  alle  anderen  ist  eine  berufsgenossenschaftlichc  Coa- 
lition  nichts  wert,  da  die  ultima  ratio  derselben  der  strike  in  grofsen 
Städten  aussichtslos  ist.  Die  Geschäftsunternehmer  brauchen  sich  ja 
nicht  ausschliefslich  an  die  bisher  beschäftigten  Arbeiter  zu  halten, 
sondern  können  andere  ungelernte  an  deren  Stellen  substituieren. 

Auch  das  Tischlerhandwerk  hat  einen  ähnlichen  Zersetzungspro- 
zefs  durchgemacht.  Es  giebt  nur  wenige  Arbeiter,  welche  einen  Tisch, 
Stuhl  oder  eine  Kommode  selbständig  anfertigen  können.  Die  einzel- 
nen Bestandtheile  werden  unter  Anwendung  von  Maschinen,  jeder  von 
einem  besonderen  Arbeiter  vollendet  und  dann  von  anderen  Leuten 
zusammengesetzt,  welche  die  einzelnen  Stücke  nicht  herstellen  können 
und  nicht  einmal  immer  die  Gelegenheit  haben  die  Thätigkeit  ihrer 
Vorarbeiter  zu  sehen.  So  sind  z.  B.  um  an  Transportkosten  Erspar- 
nisse zu  machen  in  den  Wäldern  Pennsylvaniens,  natürlich  in  der 
Nähe  einer  Eisenbahn  grofse  Holzverarbeitungsfabriken,  in  denen  die 
einzelnen  Theile  der  Möbeln  bis  auf  die  Politur,  das  Lakieren  oder 
sonstige  detaillierte  Ausschmückung  und  das  Zusammensetzen  fertig 
gemacht  werden.    Das  letztere  und  der  äufsere  Aufputz  erfolgen  dann 
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in  den  grofsen  Städten  des  Landes,  vor  allem  iw  Philadelphia,  wo  der 
Markt  für  die  fertigen  Artikel  ist.  Statt  tlev  rolieu  Holzmassoü  wer- 
den aus  den  Wäldern  viele  gleiche  verarbeitete  Stücke  entsandt^  wi*- 
durch  einerseits  das  unbrauchbare  Holz  nicht  mit  transportiert  zu 
werden  braucht,  anderseits  die  Transportkosten  auf  höhere  Werte  zü 
verteilen  sind*  Die  Waren  aber  an  Ort  und  Stelle  tix  und  fertig  zu 
machen  ist  wieder  nicht  aus  Transportriicksichteu  rentabel,  weil  die 
Möbeln  als  Sperrgut  verhältnisniäfsig  viel  zu  versenden  kosten. 

Noch  weiter  ist  die  Sonderung  der  Arbeiten  bei  einer  Art  der 
Möhelschreinerei  bei  der  Klavierfabrikation  durchgeführt  Man  be- 
denke nur  aus  wie  viel  verschiedenen  Teilen  ein  Pianoibrtc  zusammen- 
gesetzt ist  imd  dal's  für  jeilen  derselben  eine  besondere  Arbeitskraft 
gebraucht  wird.  Das  meiste  bestu'gen  DanipOiobel,  Dampfsägen,  Dampf- 
bohrer, Danipffeilen.  Dazu  kommen  verschiedene  Vorrichtungen  zum 
Umspinnen  und  Aufziehen  der  Saiten  und  10—  15  vei*schiedene  Ar- 
beiter siüfl  allein  mit  dem  Lakieren  der  Instrumente  beauftragt  Etwa 
70  rersonen  mit  verschiedenen  Leistungen  sind  zur  Herstellung  eines 
Flügels  notwendig. 

In  der  Eisenindustrie  ist  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  der  Hnlz- 
warenfabrikatioD  eine  DiHerenzierung  der  Verrichtungen  zu  beobachten. 
Wahrend  vor  Jahren  der  Maschinenbauer  mit  der  Drehbank,  dem 
Bohrer,  dem  Schruulistock,  dem  Hammer,  der  Feile  und  dem  Meifsel 
umzugehen  verstehen  nmfste,  formt  und  glättet  eine  Maschine  heute 
an  einem  Tage  weit  mehr  als  die  gelenite  Hand  des  Arbeiters  früher 
in  einer  Woche  tider  in  einem  Monat  vollenden  konnte. 

Zu  den  besprochenen  Beispielen  Meisen  sich  noch  viele  hinzu- 
fügen, da  es  wohl  kaum  ein  Handwerk  giebt,  welches,  wenn  von  den 
persönlichen  Dienstleistungen,  z.  B.  von  den  Leistungen  der  Barbiere, 
Friseure  etc.  abgesehen  wird,  nicht  in  irgend  einer  Weise  von  der 
modernen  Technik  berührt  worden  ist*)*  Fügen  wir  hinzu,  dafs  im 
Jahre  1881  zu  Wiishingtun  17  620  Patente  ausgestellt  worden  sind,  so 
wird  man  crmessen  wie  der  amerikanische  Erfindungsgeist  thätig  ist 
und  für  die  Zukunft  eine  weitere  Verdrängung  der  individuell  viel- 
seitig ausgebildeten  Arbeitskraft  wahrscheinlich  wird, 

Trutz  dieser  bisher  besprochenen  starken  Hemmnisse  haben  die 
Gewerkvereine  in  den  Vereinigten  Staaten  vor  allem  in  Zeiten  des 
allgemeinen  Geschäftsaufschwunges  doch  manche  nennenswerte  Erfolge 

1)  Vergl.  Invwtigntbü  by  u  solptt  Committeü  relative  to  tbo  causos  of  geneml  de- 
presaion  eic,  Wajtchington  1879.  S.  130  „Selbst  bei  dorn  EcbAueii  der  Steiüe  wird  eine 
Mucbitie  gobratioht,  der  üog   Pateatlifunmer.** 
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hinsichtlich  der  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  aufzuweisen. 
Die  Thatsache  erklärt  sich  aus  dem  für  Kolonialländer  charakte- 
ristischen Mangel  an  Arbeitskräften.  Je  isolierter  eine  Produktions- 
stätte ist,  um  so  schwerer  wird  es  dem  Unternehmer,  den  Forde- 
rungen seiner  Arbeiter  entgegenzutreten.  In  dem  bevölkerten  Osten 
der  Union  und  namentlich  in  allen  volkreichen  Städten  sind  die  Ge- 
werkvereine bei  einem  strike  wegen  der  Konkurrenz  der  ungelernten 
Arbeit  weit  schlechter  gestellt  als  in  den  neu  erschlossenen  Terri- 
torien, und  daher  haben  sich  auch  in  jenen  Gebieten  neue  freie  Ar- 
beiterorganisationen gebildet,  welche  die  berufsgenossenschaftliche  Ein- 
seitigkeit mehr  oder  weniger  abgelegt  und  der  Nivellierung  des  Ar- 
beiterstandes entsprechend  eine  viel  breitere  Basis  angenommen  haben. 
Es  lassen  sich  bei  diesen  Bestrebungen  vier  Richtungen  unterscheiden : 

1)  DieBildung  von  lokalen  Gewerkschafts-Zentrali- 
sationen  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Art  des  Gewerbes. 
Dieselben  haben  erstens  den  Zweck  die  Konkurrenz  der  verschiedenen 
ungelernten  Arbeiter  untereinander  zu  verhindern,  und  zweitens  da 
bei  der  Nivellierung  der  individuellen  Ausbildung  die  strikes  immer 
weniger  einen  genügenden  sozialpolitischen  Effekt  erreichen,  eine  selbst- 
ständige politische  Thätigkeit  der  Vereinsgenossen  zu  ermöglichen. 

In  England  und  Schottland  bestehen  in  vielen  Städten  Gewerk- 
vereinsräte  (trades  Councils),  deren  Anzahl  im  Jahre  1878  auf  21  und 
deren  Mitgliederzahl  auf  132056  angegeben  wurde.  Diese  lokalen 
Verbindungen  haben  keinen  Einflufs  auf  die  inneren  Angelegenheiten 
der  einzelnen  Gewerkschaften,  sondern  haben  sich  nur  die  Aufgabe 
gestellt,  für  bestimmte  Forderungen  innerhalb  und  aufserhalb  des 
Parlaments  zu  agitieren.  Die  trades  Councils  halten  jährlich  einen 
nationalen  Gewerkschaf tskongrefs  ab  (1879  der  12.  zu  Edinburgh),  auf 
welchem  die  politische  Taktik  für  das  kommende  Jahr  beraten  wird 
und  etwaige  Gesetze  zum  Schutz  der  Arbeiter  besprochen  werden. 

Diese  Organisation  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  gewöhnlich 
unter  dem  Namen  trades  and  labor  assembly  zunächst  nachgeahmt, 
dann  aber  erweitert  worden  ^).  Die  Statuten  stellen  zunächst  die 
Zwecke  fest,  welche  durch  die  Politik  erreicht  werden  sollen.    Dahin 


1)  Die  Mitteilung  beruht  auf  den  von  mir  gesammelten  Statuten  der  Trades  as- 
semblies  von  New -York,  Chicago,  Cincinnati ,  Detroit  und  San  Francisco.  Ahnliche 
Vereine  existieren  auch  noch  zu  St.  Louis,  Washington,  Pittsburgh,  Boston,  Cheyenne, 
Denver ,  Newark  ,  Leadville ,  New-Haven  ,  Indianopolis ,  St  Joseph  (Mo.) ,  Minneapolis 
(Hinn.),  Columbus  (O.),  AUegheny  (Pa.),  Fall  River  (Mass.),  Milwaukee,  Cleveland, 
Boflalo. 
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gehören:  Die  Verkürzung  des  Arbeitstages  durch  Gesetz,  der  Schutz 
der  Kinder-  und  Frauenarbeit,  die  Einführung  von  Fabrikinspektoren 
in  den  Staaten,  wu  dieselben  noch  nicht  existieren,  Abschaffung  des 
Tnicksystenis,  Abschaffung  der  Konkurrenz  der  Sträflingsarbeit,  Auf- 
hebung des  Ten ementhaussy Sterns  in  allen  einschlägigen  Geschäfts- 
zweigen M,  Kinfühnmg  vrm  arbeitsstatistischen  Bureaus  in  Staaten, 
in  denen  dieselben  noch  fehlen,  in  San  Francisco  —  vor  1882  —  ein 
Gesetz  betreffend  den  Ausschlul's  der  Chinesen  von  amenkanischem 
Boden. 

Um  die  Konkurrenz  verschiedener  Arbeiter  zu  verhüten,  kommt 
es  vor  allem  darauf  an,  zunächst  alle  Arbeiter  einer  St^dt  in  einzelne 
Vereine  zu  fassen  und  diese  dann  mit  der  trades  assembly  zu  ver- 
einigen. Seit  dem  Jahre  1879  sind  die  dahin  bezüglichen  Bestrebungen 
mit  viel  Erfolg  gekrönt  worden.  ()b  aber  diese  Vereine  so  konsolidiert 
sind,  dafs  sie  eine  längere  volkswirtschtiftliche  Krisis  überdauern  wer- 
den, ist  zweifelhaft  Die  grofse  Geschäftsstockung  in  den  siebziger 
Jahren,  welche  die  meisten  Gewcrkvereiue,  denen  ein  geordnetes  Kas- 
senwesen fehlte,  auflöste,  hat  auch  tue  lokalen  Zentralisationen  ver- 
nichtet Wenn  die  letzteren  bis  jetzt  in  der  Gesetzgebung  Verhältnis- 
niäfsig  wenig  erreicht  haben,  so  erklärt  sich  dies  wesentlich  aus  dem 
politischen  Ungeschick  ihrer  Führer,  welche  sich  von  gewissenlosen 
Berufspolitikern  immer  wieder  von  neuem  täuschen  liefsen.  Die  trades 
assemblies  begnügen  sich  aber  keineswegs  mit  einer  äufseren  Zusam- 
menhaltung  der  Gewerkschaften,  sondern  können  im  Gegensatz  zu  den 
englischen  Vorbiliiern  bei  Veranlassung  von  strikes  oder  Streitigkeiten 
innerhalb  der  unions  in  die  inneren  Angelegenheiten  derselben  ein- 
greifen. Gerade  durch  die  erstere  Bestimmung  wird  ein  festes  Bandj 
um  viele  geschlungen  und  die  Konkurrenz  ausgeschlossen.  Politische 
Bestrebungen  sind  dem  um  seine  materielle  Existenz  oft  kämpfenden 
Arbeiter  nicht  viel  Wert,  wenn  sein  Einkommen  in  Frage  gestellt  ist. 
Unterstützung  bei  einem  Ausstand  dagegen  sind  ihm  gerade  ein  festes 
Fundament  für  die  Sichening  desselben.  Die  näheren  Bestimmungen 
sind  in  den  einzelnen  Städten  verschieden  gestaltet,  wie  auch  die 
trades  assemblies  schon  verschiedene  Verfassungsformen  durchgemacht 
haben. 

Die  Funktion  derselben  als  Schiedsgericht  für  den  Ausgleich  der 
Differenzen  innerhalb  der  einzelnen  Gewerkschaften  ist  in  der  Regel 

2)  Letzteres  uiimentUch  iu  der  Sudt  Ncw-York,  wo  in  ^ofsen  MieUikiiaertien  (ten** 
tnentä),  die  den  FuhrikiinteQ  geboren^  eine  Hlr  die  ArbeiterfHoiiUeD  sefar  drückende  Hau»^ 
mdusirie  (vor  idlotu  in  Zi|f4urreofAbrik«tioii)  betrieben  wird 


Die  Oewerk vereine  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  541 

nur  allgemein  ausgesprochen^),  und  kommt  nur  dann  zur  Geltung, 
wenn  der  Streit  innerhalb  der  Union  nicht  durch  die  verfassungs- 
mässig in  derselben  bestehende  Ausgleichsbehörde  geschlichtet  werden 
kann.  Die  Autorität  des  Schiedsgerichtes  der  trades  assembly  beruht 
auf  dem  Umstand,  dafs  im  Notfall  die  einzelne  Gewerkschaft  aus 
dem  lokalen  Stadtverbande  ausgeschlossen  werden  kann,  was  für  sie 
mit  nachteiligen  Folgen  verbunden  ist. 

Bei  Streitigkeiten  der  Gewerkschaften  mit  den  Arbeitgebern  em- 
pfehlen die  trades  assemblies  einen  friedlichen  Ausgleich  und  bieten 
die  Hand  zur  Führung  von  dahin  bezüglichen  Verhandlungen.  Kann 
der  Konflikt  nicht  gütlich  beigelegt  werden,  so  unterstützen  sie  den 
Ausstand,  vorausgesetzt,  dafs  sie  zu  demselben  ihre  Einwilligung  ge- 
geben haben.  Nach  einigen  Statuten  sind  die  Gewerkschaften  gehalten, 
jeden  beabsichtigten  strike  der  assembly  vorzulegen,  nach  anderen  ist 
es  ihrem  freien  Ermessen  anheimgestellt,  ob  sie  von  der  Unterstützung 
Gebrauch  machen  wollen  oder  nicht.  Bisweilen  sind  auch  die  Gründe 
angegeben,  auf  welche  hin  allein  die  assembly  den  Ausstand  gut 
heifsen  darf.  In  Bezug  auf  die  Art  der  Strikeunterstützung  weichen 
die  Konstitutionen  der  einzelnen  Zentralisationen,  wie  sich  aus  folgen- 
dem ergiebt,  von  einander  ab. 

a)  Detroit:  „Bei  einem  strike,  welcher  von  der  assembly  ge- 
nehmigt ist,  soll  von  den  Vorstehern  der  einzelnen  Gewerkschaften 
zu  Gunsten  der  Ausständigen  eine  freiwillige  Sammlung  veranstaltet 
werden.  Eine  moralische  Unterstützung  wird  in  der  Form  von  Re- 
solutionen, welche  in  der  Zeitung  bekannt  gemacht  werden  sollen,  be- 
stehen, wie  überhaupt  die  öifentliche  Meinung  zu  Gunsten  der  be- 
treffenden Arbeiter  zu  beeinflussen  ist.  Sollten  die  von  den  mit  dem 
Ausstand  betroflenen  Unternehmern  hergestellten  Güter  in  Detroit  oder 
Umgegend  zum  Verkauf  kommen,  so  sollen  das  Publikum  im  allge- 
meinen und  die  Arbeiter  im  besonderen  von  einem  Kauf  dieser  Waren 
abgehalten,  und  dergleichen  nur  aus  solchen  Etablissements  bezogen 
werden,  in  denen  die  Arbeiter  anständig  bezahlt  werden." 

b)  Cincinnati:  „Für  den  Fall  eines  Konfliktes  zwischen  Lohn- 
geber und  Arbeitern  ist  es  die  Pflicht  der  einzelnen  Gewerkvereine, 
die  Angelegenheit  der  assembly  zu  unterbreiten.  Wird  ein  strike  von 
letzterer  gebilligt,  sollen  alle  Gewerkschaften  zur  Unterstützung  auf- 

1)  z.  R.  trades  assembly  von  San  Francisco:  „Für  den  Fall  einer  Streitigkeit  inner- 
halb einer  union  soll  ein  Komitee  als  Schiedsgericht,  wenn  irgend  möglich,  fangieren/* 
Manche  KonAtitutionen  schweigen  über  diesen  Punkt,  haben  aber  Aosgleichsbestimmangen 
für  Streitigkeiten  zwischen  der  assembly  und  den  ihr  zugehörigen  Oewerkschaften. 
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j:jefordert  werden.  Die  Hohe  und  die  Art  der  zu  gewährenden  Bei* 
träge  festzustellen  ist  den  einzelnen  Gewerkschaften  überlassen.  Sollte 
sich  eine  derselben  weigern  Beiträge  zu  leisten,  so  wird  sie  bei  dem 
Eintritt  eines  sie  betreffenden  ßtrikes  von  jeder  Unterstützung  aus- 
geschlossen/' 

c)  San  Francisco:  „Wenn  ein  strike  für  notwendig  erachtet  wird> 
Süll  die  asscnd)ly  ein  Komitee  von  drei  Personen  berufen,  welches  mit 
den  betroffenen  Gewerkvereinen  zu  beraten  hat.  Aufserdem  soll  die 
iissembly  über  tlie  Gelduuterstützung  Besclilufs  fassen  und  wenn  die 
Umstände  es  verlangen,  soll  allen  mit  ihr  verbundenen  Gewerkvereinen 
eine  Kopfsteuer  auferlegt  werden,  damit  der  Ausstand  erfolgreich 
durchgeführt  werden  kann,  und  die  Arbeiter  nicht  Mangel  zu  leiden^ 
brauchen." 

d)  New -York:  „Alle  Ausstände,  welche  von  den  verschiedeneu 
Organisationen,  die  mit  dieser  union  verbunden  sind,  gut  geheifseu 
werden,  sollen  unterstützt  werden,  vorausgesetzt,  sie  wurden  durch 
folgende  Ursachen  hervorgerufeD :  a)  Gegen  Ivohureduktion.  fi)  Vür 
Lohnerhöhung.  /)  Gegen  den  Versuch,  die  union  aufzubrechen,  d)  Ge- 
gen den  Versuch  die  Arbeitszeit  zu  verlängern.  Die  Unterstützung 
soll  von  der  dritten  Woche  beginnen,  nachdem  der  Ausstand  an  den 
Präsidenten  und  den  Protokoll  führenden  Sekretär  berichtet  wurde; 
jedoch  ouils  eine  Organisation,  welche  Unterstützung  beansprucht,  min- 
destens di^ei  Monate  mit  dieser  union  verbunden  sein.  Der  Betrag 
der  Steuer  soll  15  Cts.  per  Woche  nicht  übersteigen,  doch  soll  die 
Organisation,  welche  sich  am  striku  betindet,  nicht  besteuert  werden. 
Jede  union  soll  für  alle  Mitglieder  bezahlen,  welche  in  ihrem  monat- 
lichen Bericht  angegeben  sind.  Der  Betrag,  zu  welchem  ausstiiudige 
Mitglieder  berechtigt  sein  sollen,  soll  drei  Dollars  per  Woche  nicht 
nbei*steigen.  Alle  Organisationen  sollen  in  den  Reserve -Fond  die 
Summe  von  10  Cts.  pro  Mitglied  bezahlen.  Besagter  Fond  soll  blas 
für  Ausstände  verwendet  werden.  Im  Falle  der  Fond  unt^^r  10  Cts. 
pro  Mitglied  sinkt,  soll  das  fehlende  ersetzt  werden.  Irgend  eine 
Organisation,  welche  es  versäumt,  innerhalb  4  Wochen  «lie  Steuern  für 
strikcs,  oder  den  ßeserve-Fond  zu  bezahlen,  soll  suspendiert  werden, 
bis  die  Steuer  bezahlt  ist;  doch  soll  die  union  keine  Unterstützung 
beanspruchen  können,  bevor  ein  Monat  veiüossen  ist,  nachdem  alle 
Bückstände  beglichen  wurden  * )." 

1)  Nach  der  GeworkÄclrnftÄgehung  vom  20.  JoH  i880.  Im  Jahre  1881  frurdo  d)€ 
Kcw-Yorker  Vertkaäuag  moilifiziflrt  uud  Bestimmungen  getroffen,  welche  denen  von  Citt- 
duuAti  ihnUüh  5iud. 
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Über  die  Organisation  der  trades  and  labor  assemblies  wollen 
wir  nur  erwähnen,  dafs  die  Gewerkschaften  zu  einer  Anzahl  von  Dele- 
gaten je  nach  ihrer  numerischen  Stärke  berechtigt  sind,  dafs  monat- 
liche oder  vierteljährliche  Abgaben  nach  demselben  Mafsstab  zu  be- 
zahlen sind,  und  dafs  neben  den  ständigen  Beamten  (Präsident,  Vice- 
präsident,  Sekretäre,  Schatzmeister,  Thtlrhüter  und  Revisoren)  von  Zeit 
zu  Zeit  Spezial-Eomitees  eingesetzt  werden,  um  die  Untersuchungen 
Ober  besondere  Angelegenheiten  zu  erledigen. 

Es  sind  von  diesen  lokalen  Zentralisationen  mehrfach  Anstren- 
gungen zu  einer  allgemeinen  nationalen  Vereinigung  gemacht  worden. 
Die  Statuten  sprechen  dies  Ziel  bisweilen  aus  ^).  Im  November  1881 
tagte  in  Pittsburg  ein  nationaler  Arbeiterkongress,  auf  welchem  die 
„federation  of  organised  trades  and  labor  unions  of  the  United  States 
and  Canada"  gegründet  wurde.  Zu  dieser  Verbindung  ernennen  die 
nationalen  oder  internationalen  (auch  canadischen)  Gewerkschaften,  so 
wie  die  trades  assemblies  ihre  Delegaten,  welche  jährlich  einmal  eine 
Zusammenkunft  halten.  Auf  dieser  wird  über  die  Hauptthätigkeit  des 
Vereines,  der  Organisation  von  Gewerkschaften  und  trades  assemblies 
Bericht  erstattet  und  zu  der  Politik  des  kommenden  Jahres  Stellung 
genommen.  Das  „legislative  committee"  ist  ein  ständiger  Ausschufs 
von  5  Personen,  welche  den  Zweck  des  Vereines  gemäfs  die  laufende 
Verwaltung  zu  führen  hat.  Jeder  Arbeiter,  welcher  dieser  Zentral- 
vereinigung angehört,   hat  vierteljährlich  einen  Beitrag  zu  entrichten. 

2)  Lokale  Zentralisationen  von  verschiedenen  Ge- 
werkvereinen, deren  Genossen  aber  gemeinschaftlich 
bei  der  Herstellung  desselben  Produktes  beschäftigt 
sind.  Bei  der  Ausbildung  der  heutigen  Arbeitsteilung  ist  für  diese 
Art  der  Vereinigung  ein  grofser  Spielraum  vorhanden. 

Betrachen  wir  z.  B.  die  Zigarrenfabrikation.  In  derselben  sind 
vier  Arten  von  Arbeitern  beschäftigt,  die  Stripper  (Entripper),  Wickel- 
macher, Zigarrenmacher  und  Zigarrenpacker  (Sortierer).  Die  Berufs- 
genossen sind  in  einer  Gewerkschaft  vereinigt.  Es  ist  nun  klar,  dafs 
wenn  um  die  vier  Verbindungen  ein  gemeinschaftliches  Band  ge- 
schlungen ist,  sie  dem  Unternehmertum  eine  gewichtigere  Macht  ent- 
gegenstellen können,  als  wenn  jede  Gewerkschaft  auf  sich  allein  an- 
gewiesen ist.  Ist  letzteres  der  Fall,  und  eine  der  vier  Abteilungen 
schreitet  zum  Ausstand,  so  kann,  wenn  fremde  Ersatzarbeiter  für  die 

1)  Sutut  der  SUdtvereinigang  von  Detroit:  „E&  sollen  besondere  Verbindungen 
mit  trades  assemblies,  Councils  und  unions  anderer  Städte  zum  Zweck  gegenseitiger  Unter- 
stützung eingeführt  werden. 
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Fabrik  nicht  gleich  zu  schaffen  sind,  die  eine  Braochc  der  Arbdt 
durch  die  andere  wenigstens  zum  Teil  ersetzt  werden,  wie  bei  denn 
grofsen  Zigarrenmacher  •  Ausstand  von  New -York  im  Jahre  1877  die 
Wickel machcr  und  Stripper  angelernt  wurden  und  in  die  Stellen  der 
ausstandigen  Zigarrcnmacher  eintraten.  Bei  einer  Zentralisation  der 
4  Arbeitszweige  kann  dies  nicht  nur  nicht  vorkommen,  sondern  der 
Unternehmer  kann  dazu  noch  damit  getroffen  werden,  dafs  sobald 
der  eine  Verein  einen  strike  ins  Werk  setzt,  auch  die  anderen  sich 
diesem  anschliefsen. 

Gegenwartig  ist  diese  Art  der  Gewerkschaftszentralisation  in  den 
Baumwollenexporthäfen  am  meisten  entwickelt,  so  dafs  es  sich  lohnt, 
auf  die  dortigen  Arbeiterverlialtnisse  etwas  näher  einzugehen*)- 

Die  Städte  New-Orleans,  Savannab,  Charleston,  Norfolk  (Va.)  und 
Galveston  sind  ausschliefslich  Handelsstädte  ohne  den  Besitz  einer 
eigenen  Industrie,  und  hinsichtlich  des  Handwerkes  und  der  Bau- 
gewerbe nur  mit  dem  Notwendigsten  versehen.  Die  meisten  Arbeiter 
dienen  dem  Baumwollenhandel. 

Die  Masse  der  dabei  verwandten  Handarbeiterbevölkerung  besteht 
in  New-Orleans,  wenn  wir  von  der  Verarbeitung  der  Baumwolle  in 
den  Gins,  in  denen  die  Fasern  von  den  festen  Bestandteilen  getrennt 
werden  und  von  der  Bauniwolleuölbereitung,  welche  Produktionsarten 
wegen  der  Vervollkommnung  der  Maschinen  nur  wenig  Arbeitskräfte 
erforderlich  machen,  absehen,  aus  denjenigen  Leuten,  welche  von  dem 
Ausladen  der  Ballen  aus  den  Flufsschitfen  oder  der  Eisenbahn  bis 
zum  Einladen  derselben  in  die  Seeschiffe  thätig  sind.  In  New-Örleans, 
dem  bedeutendsten  Markt  für  die  Baumwolle,  ist  in  dieser  Beziehung 
die  Arbeitstheilung  am  weitesten  fortgeschritten,  welche  sich  in  fol- 
gende  acht  verschiedene  Gattungen  der  Beschäftigung  gliedert:  a)  Die 
Longöhoremen  sind  diejenigen,  welche  die  Baumwolle  ans  Flussschiffen 
oder  den  Eisenbahnwagen  ausladen  und  von  der  Werft  aus  in  dl 
Seeschiffe  einladen,  b)  Mit  Draynicn  werden  die  Fuhrleute  be^eich-^ 
not,  welche  die  Ballen  von  dem  Ausladungsplatze  nach  den  grofsen 
Höfen,  den  Cutton-Yards,  transportieren ,  wo  die  Baumwolle  bis  zum 
Export  aufbewahrt,  klassifiziert,  gewogen  und  gepresst  wird.  Sind 
diese  Vorrichtungen  besorgt,  so  schaffen  dieselben  Fuhrleute  die  Ware 
zum  Seehafen,  c)  Die  Yardmen  hideii  in  den  Höfen  die  Baumwolli 
von  den  Wagen  ab,  bringen  sie  in  die  gedeckten  Hallen,  zu  der  Presse' 
und  zu  der  Wage,    d)  Die  Cottouclassers  und   markers  sortieren  die 


1)  Vcrgt  einen  Artikel  von  mir  in  dor  AUg.  Zeitung  vom  24.  Juni   188S. 
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Ballen  nach  ihrer  Qualität  und  vorsehen  sie  mit  Zeichen,  welche  die 
Güte  der  Ware  angeben,  c)  Die  Scaleshands  legen  sie  auf  die  Wage 
und  ziehen  sie  von  dort  weg,  wenn  sie  gewogen  ist.  f)  Die  Weighers 
und  Rc-Weighers  sind  diejenigen  Leute ,  welche  sie  wiegen.  Früher 
gab  es  nur  die  Weighers,  welche  oft  das  Interesse  der  einen  otler  d^r 
anderen  Partei  beim  Kauf  einseitig  unterstützten,  und  jetzt  durch  die 
Uc'Weighers  kontroliert  werden,  so  dass  Käufer  und  Verkäufer  bei  d*^r 
Wage  einen  Vertreter  haben,  g)  Die  Pressmen  besorgen  an  den 
Dampfpressen  die  Arbeit  Die  Baumwolle  wird  zwar  auf  dem  Land 
bereits  nothdürftig  gepresst,  das  genügt  indess,  wenn  der  Seetrans- 
port rentieren  soll,  keineswegs.  In  der  Dauipfpresse  wird  der  Ballen 
auf  etwa  ein  Drittel  seiner  früheren  Grösse  reducirt;  der  nun  zu  weit 
[ewordene  die  Ware  umhüllende  Sack  wird  zusammengezogen  und 
^mit  wenigen  Stichen  zusammengenäht,  die  eisernen  Bänder  werden 
herausgezogen  und  durch  neue,  welche  um  die  zusammengedrückt*' 
Mtiöse  gelegt  werden,  ersetzt.  Früher  benützte  man  Hanfstricke, 
welche  jedoch  bei  der  groJsen  Expansionsfähigkeit  der  Baumw(ille  oft 
auseinanderrissen  und  sich  daher  als  unpraktisch  erwiesen  haben. 
h)  Die  Screwmeu  sind  in  den  Seeschiflen  beschäftigt,  die  Ballen  zu 
Htauen,  Hierbei  kommt  es  vor  allem  darauf  an,  die  Ladung  dem  Ge- 
wicht nach  in  dem  Schilfe  gleichmäfsig  zu  verteilen,  und  sie  sm  fest 
zu  legen,  dass  sie  sich  auf  der  Seereise  nicht  bewegen  kann,  und  der 
Raum  des  Schiffes  so  viel  als  möglich  ausgenutzt  wird.  Die  schweren 
Massen  werden  mit  der  Hand  an  den  ihnen  zukommenden  Platz  ge- 
rollt und  dann  mit  Schrauben  (woher  der  Name  der  Arbeiter)  eng 
zusanimengezwängt.  Die  Stückarbeit,  welche  bei  den  vorhergenanitt<^n 
Arbeitern  üblich  ist,  ist  bei  dem  Stauen  ausgeschlossen,  weil  damit 
eine  schlechte  Veqjackung  möglich  wäre,  und  eine  Aufsicht  in  dem 
dunklen  Schiffsraum,  dem  man  mit  Licht  nicht  nahe  kommen  darf, 
nicht  denkbar  ist.  Die  Screwmen,  welche  als  weifse  und  schwarze 
Arbeiter  in  „Gangs'*  (Gängen),  d.h.  in  Abteilungen  von  6 — 8  Mann, 
welche  ein  Vormann  leitet,  thätig  sind,  erhalten  vermöge  der  t^rhr- 
derlichen  Anstrengung  und  Geschicklichkeit  die  höchsten  Löhne,  welche 
in  den  Vereinigten  Staaten  gezahlt  werden  —  6—7  DolL  für  ein*» 
zehnstündige  Leistung.  Dabei  ist  freilich  noch  zu  berücksichtigen, 
dass  ein  Teil  dieser  Leute,  in  so  weit  er  verheiratet  ist,  im  Somuaer, 
wenn  der  Baumwollentransport  still  steht,  keine  Bescluiftigung  findet. 
Während  die  Unverheirateten  meistens  in  den  Sommermonaten  mich 
den  nördlichen  Gestaden  der  Neu-Knglandstaaten  und  Kanada  ziehen, 
um  dort  bei  der  Holzverladung  ihre  Dienste  anzubieten. 
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Die  Steigerung  der  Lrihne  in  den  letzten  Jahren,  welche  bei 
acht  Klassen  von  Arbeitern  walir^unehmeu  ist,  läl'st  sich  zum  Tuil  auf 
die  vorzügliche  Organisation  zurückführen,  welche  die  Gesamtheit  fest 
7.usainnieiihiilt  Jede  der  Klass(*n  bildet  einen  Ge  werk  verein  für  sich, 
mit  dem  zugleich  eine  Kranken-  und  Uofalluiiterstützungskasse  ver- 
buiideu  ist,  und  welcher  Zusamuienhang  mit  dem  gleichen  Gewerbe 
in  den  anderen  Seestiidten  des  Bauniwollenexports  unterhält.  Diu 
acht  Gewerkschaften,  welche  im  Mai  1881  etwa  8(X>0  Mann  zählten, 
bilden  zusammen  einen  „Ring'^  welcher  von  einem  Exekutivkomitts« 
geleitet  wird,  dem  ein  oder  z-^vei  Mitglieder  aus  jeder  trade-union  an* 
gehören.  Kein  strike  oder  sonstiges  Vorgehen  gegen  die  Unternehmer 
ist  ohne  Billigung  dieses  Ausschusses  zulässig.  Die  Konstitutionen 
der  einzelnen  Gewerkschaften  liestimmen ,  dass  jede  Person  ohne  An- 
sehen der  Hautfarbe,  wenn  sie  ein  Jahr  lang  in  dem  betreffenden  Ge- 
scliilftszweig  tbätig  gewesen  und  gegen  ihre  Sittlichkeit  nichts  einzu- 
wenden ist,  in  die  Gewerkschaft  aufgenommen  werden  kann.  Obgleich 
zwischen  weifsen  und  schwarzen  Arbeitern  infolge  des  Rassengc'gen- 
Satzes  öfters  Difl'erenzen  vorkomnien,  kö  bat  man  in  New-Orleans  doch, 
wie  oben  sclion  erwähnt,  um  der  ünterbietungsmr»glichkeit  zu  ent- 
gehen, die  Trennung  von  Schwarzen  und  Weifsen  durch  die  ErnchtUBg 
von  gemeinschaftlichen  Gewerkschaften  verndeden. 

Die  Neger  sind  öfters  bei  Streitigkeiten  zwischen  Unternehroem 
und  AilH^itern  keineswegs  so  entschiedcvn  aufgetreten  wie  die  weifsen 
Hamiarbeiter,  haben  sich  mit  geringem  Angebot  zufrieden  gegeben 
und  so  auf  das  Einkommen  der  gesamten  Beschäftigungsuchenden 
einen  Druck  ausgeübt.  Nach  Eintiitt  in  den  Gewerkverein  ist  eine 
individuelle  Regelung  der  Arbeitsbedingungeu  nicht  möglich  und  zur 
Sicherung  gegen  ein  solches  Verfahren  sind  in  den  Statuten  noch 
besondere  Vorschriften  erlassen.  So  finriet  sich  für  die  Weighers  und 
Reweighers  ausgesproclien,  ,,dass  kein  Mitglied  der  Association  Ar- 
beit zu  einer  geringeren  Vergütung  annehmen  solU  als  derjenige  er- 
halten bat,  welcher  vorher  dieselbe  Arbeit  ausgeführt  hat'\  und 
ferner  -„dass  niemand  bei  Strafe  der  Ausweisung  aus  der  Gesellschaft 
einen  Dienst  suchen  oder  annelimen  darf,  aus  dem  ein  Mitglied  di-ü 
Vereines  entlassen  ist,  es  sei  denn  in  beiden  Fallen,  dass  der  Aus^ 
schuss  der  Gewerkschaften  schriftlich  seine  Genehmigung  dazu  er- 
teilt hat,  welches  erst  nach  genauer  Untersuchung  des  vorliegenden 
Falles  geschehen  kann".  In  der  Konstitution  der  Classcrs  heifst  es, 
dass  ein  Genosse  der  union,  wenn  ihm  mehr  Arbeit  aufgetragen  ist, 
als  er  leisten  kann,   zur  Unteratützung  Vereiusmitglieder  heraiudehen 
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muss,  und  nur  wenn  dies  unmöglich  ist,  an  fremde  Arbeitskräfte  sich 
wenden  darf.  Als  Eintrittsgeld  in  die  Gewerkschaften  hat  jeder  5  $ 
zu  zahlen  und  als  stehenden  Beitrag  1  $  monatlich.  Die  einlaufen- 
den Beträge,  welche  von  dem  Schatzmeister  als  Ganzes  verwaltet 
werden,  dienen  zur  Unterstützung  während  des  Ausstandes  und  als 
Krankheitsgelder.  Die  letzteren  betragen  5  $  für  jede  Woche,  werden 
aber  nicht  eher  ausgezahlt,  als  bis  ein  Mitglied  des  Vorstandes  sich 
persönlich  von  dem  Krankheitsfall  überzeugt  hat.  Wer  6  Monate  mit 
den  Beiträgen  rückständig  ist,  verliert  die  Mitgliedschaft  und  hat 
keine  Ansprüche  auf  die  Rückzahlung  von  früher  gemachten  Ein- 
zahlungen. Streitigkeiten  unter  den  Mitgliedern  werden  zunächst 
von  dem  Vorstand  ausgeglichen,  und  wenn  dies  nicht  möglich  ist, 
durch  die  Generalversammlung  entschieden.  Verschiedene  Ansichten 
beim  Wiegen  der  Baumwolle  werden  durch  ein  anderes  Mitglied  des 
Vereins  geschlichtet,  welches  das  Urteil  schriftlich  den  Parteien  ein- 
zusenden hat. 

Der  „Ring"  dieser  Gewerkschaften  ist  durch  sein  festes  Zusam- 
menhalten und  sein  rücksichtsloses  Vorgehen  in  den  letzten  Jahren 
sehr  erstarkt,  und  für  die  Kaufleute,  welche  sich  mit  dem  Export  der 
Baumwolle  befassen,  ein  schwerer  Druck  geworden.  In  der  Regel 
beklagen  sich  die  Arbeiter  über  die  Anforderungen  der  Kapitalisten, 
in  New-Orleans  beklagen  sich  letztere  über  die  Tyrannei  der  ersteren. 
Die  enge  Verbindung  aller  Arbeiter  bringt  es  mit  sich,  dass  die  Un- 
ternehmer einen  strike  nicht  durch  Anwerbung  anderer  Arbeiter 
brechen  können.  Sind  z.  B.  die  Longshoremen  mit  Genehmigung  der 
Zentralbehörde  des  Rings  zum  Ausstande  geschritten,  so  würde  ihre 
ziemlich  einfache  Arbeit  durch  Leute  ähnlichen  Geschäftes  zeitweise 
ergänzt  werden  können;  da  aber  die  letzteren  auch  meistens  dem 
Ring  angehören,  so  muss  der  Unternehmer  darauf  verzichten.  Er 
kann  sich  nur  an  Nichtmitglieder  halten.  Diese  sind  aber  nur  in  ge- 
ringer Zahl  vorhanden  und  wagen  es  zur  Zeit  nicht,  der  mächtigen 
Union  entgegen  zu  treten.  Aber  selbst  wenn  sich  ein  Ersatz  schaffen 
liefse,  so  sind  die  Kaufleute  doch  noch  lange  nicht  über  alle  Schwierig- 
keiten hinweg.  Denn  wäre  etwa  von  anderen  Longshoremen  die 
Baumwolle  aus  den  Flufsschififen  ausgeladen,  so  würde  es  an  Fuhr- 
leuten fehlen,  deren  Gewerkschaft  nun  auf  Befehl  des  Centralaus- 
schusses  auch  striken  würde.  Es  ginge  dann  successiv  so  weiter, 
und  der  Kaufmann  hätte  acht  Ausstände  hintereinander  in  Aussicht, 
durch  welche  er  sich  wohl  nur  in  den  seltensten  Fällen  si^reich 
durcharbeiten  würde. 
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Nachdem  die  Verbindung  der  Uewerksdmften  hohe  Löhne  e^ 
reicht  hat,  beginnt  sie  damit,  sich  in  die  Politik  zu  mischen.  Da:su 
wurdp  sie  um  so  mehr  verleitet,  als  die  Mehrzahl  der  weifsen  Arbeiter 
aus  Irijindern  besteht,  welche  zu  politischen  Demonstrationen,  Agita- 
tionen und  Verschwörungen  bekanntlich  ganz  besondere  Neigung  hallen 
und  vermöge  ihres  gemeiDsamen  Rasse-,  Nationalitäts-  und  Religions- 
gefühlt  wie  ein  Mann  stehen  und  tallt*n.  Durch  ihren  Einfluss  in  der 
Legislatur  iles  Staates  Louisiana  haben  sie  es  dahin  gebracht,  dass 
kein  Matrose  fremder  Schiffe  an  der  Werft  arbeiten  darf.  In  Texas 
versuchten  die  trade -unions  ein  gleiches  Gesetz  durchzubringen, 
hatten  aber,  da  sie  sich  aus  verschiedenen  Nationalitäten  zusammen- 
setzten, und  daher  r»icht  so  einig  waren  wie  die  von  New-Orleans, 
keinen  Erfolg.  Dass  sie  aber  auch  in  Galveston  sturk  sind,  zeigen 
folgende  zv^ischen  den  Kaufleuten  und  der  Cotton-Screwers-Association 
vereinbarte  Normen:  a)  Neun  Stunden  gelten  als  eine  Tagesarbeit; 
b)  6  $  werden  als  Lohn  an  der  Werft  und  5  S  aufserhalb  des  Hafens 
für  eine  Tagesarbeit  bezahlt.  (Der  Hafen  von  Galveston  ist  stark  ver- 
sandet, so  dass  die  grofsen  Schiffe  auf  freiem  Meere  durcl»  die  Ver- 
mittlung von  I^ichterfahrzeugen  geladen  werden  müssen,)  Niemand 
darf  für  geringeren  Lohn  arbeiten,  c)  Die  Zeit  beginnt  für  die  aufsen 
Arbeitenden  von  dem  Moment  an,  in  dem  sie  sich  im  Hafen  ein- 
schitten,  und  hört  auf,  wenn  sie  wieder  landen«  Sie  werden  voll  be- 
zahlt, ob  die  Arbeit  möglich  ist  oder  nicht  (welches  letztere  wegen 
des  Wetters  zuweilen  eintritt),  d)  Die  Mitglierier  der  Gesellschaft 
müssen  genommen  werden,  m  lange  solche  gefunden  werden  können, 
mögen  diese  nun  besser  und  lahiger  sein  als  Nichtzugehörige  oder 
nicht  e)  Von  einem  Gang  von  5  Arbeitern  dürfen  nicht  mehr  als 
75  Ballen  Baumwolle  im  Tage  gestaut  werden,  während  kein  Minimum 
garantiert  wird.  Es  wird  mithin  der  volle  Tageslohn  gezahlt,  ob  nun 
75  Ballen  in  4  Stunden  oder  3«)  Ballen  in  9  Stunden  gestaut  worden 
Bind. 

Die  Verhandlungen  zwischen  den  Unionsniänneni  und  den  Kauf- 
leuten oder  Schiffskapititnen  erfolgen  durch  eine  besondere  Klasse  von 
Agenten,  die  sogenannten  Boss-stevedores.  Diese  schliefsen  ihre  Ver- 
träge auch  nicht  nach  ihrer  individuellen  Meinung  ab,  sondern  stehen 
ebenfalls  in  einem  Verein  zusammen.  Für  die  Arbeiter  entsteht  durch 
diese  Zwischenträger  die  Erleichterung,  dass  sie  rasch  über  die  ge- 
samte Nachfrage  nach  Arbeit  unterrichtet  werden.  Die  Kauflente 
suchen  sich,  da  die  Agenten  verantwortlich  sind,  eine  Sicherheit  zu 
schatfeu,  dass  die  Baumwolle  auch  wirklich  expediert  wird ,   und  den 
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SchifEskapitänen,  welche  die  Verhältnisse  des  fremden  Hafens  nicht 
genau  kennen,  sind  die  Unterhändler  geradezu  unentbehrlich.  Zu- 
weilen striken  die  Boss-stevedors  mit  den  Arbeitern  zusammen.  Ein 
solcher  Fall  kam  im  Herbst  1880  in  Savannah  vor.  Es  hatte  sich 
Dämlich  herausgestellt,  dass  die  Schifiskapitäne  durch  Kontrakte  mit 
den  Arbeitsagenten  weniger  gaben,  als  ihre  Kaufherren  in  London  zu 
zahlen  gewillt  waren^  die  Differenz  aber  diesen  in  die  Rechnung 
setzten.  Um  diesen  Zwischenverdienst  der  Kapitäne  aufzuheben,  reiste 
einer  dieser  Agenten  nach  England  und  schloss  für  sich,  für  die  Ar- 
beiter, wie  für  die  englischen  Kaufleute  vorteilhafter  ab.  Als  er  nun 
nach  Savannah  zurückkehrte,  fing  er  an,  die  Union  der  Boss-stevedors 
nicht  achtend,  auf  eigene  Hand  mit  den  Arbeitern  zu  unterhandeln, 
welche  sich  gern  bereit  erklärten,  auf  die  besseren  Bedingungen  ein- 
zugehen. Doch  verstanden  die  übrigen  Agenten,  die  Arbeiter  von  der 
Unrechtmäfsigkeit  jenes  Vorgehens  zu  überzeugen,  so  dass  es  zu  einem 
gemeinschaftlichen  strike  kam,  bei  welchem  die  Verbündeten  von  den 
Kapitänen  und  den  in  Savannah  mitbeteiligten  Kaufleuten  das  Ab- 
brechen aller  Beziehungen  mit  dem  betreffenden  selbstsüchtigen  Un- 
terhändler verlangten.  Nach  wenigen  Tagen  war  der  Ausstand  zu 
Ende,  weil  die  Boss-stevedors  uneinig  wurden  und  die  Arbeiter  kein 
rechtes  Interesse  an  der  Sache  nahmen.  Damit  löste  sich  die  Organisa- 
tion der  Boss-stevedors  auf,  sie  entstand  aber  bald  wieder  von  neuem. 
3)  Lokale  aber  durch  Zentralleitung  geeinigte  Ver- 
bindungen der  Arbeiter  verschiedener  Gewerbe,  bei  de- 
nen eine  ausreichende  selbstständige  nationale  Gew er k- 
vereinsorganisation  nicht  thunlich  ist  Ein  solcher  Bund  war 
die  in  den  Jahren  1879  und  1880  ziemlich  verbreitete  internationale 
Arbeiter-Union  von  Amerika,  welche  in  der  Stadt  New  York,  dann  in 
Fall-River,  Lowell,  Clinton,  Worcester,  Städten  von  Massachusetts, 
ferner  in  Saginaw,  (Mich.)  in  Omaha  und  einigen  Orten  von  New 
Jersey,  vor  allem  in  Paterson  Boden  gefasst  hatte.  Die  Hauptauf- 
gabe dieses  Vereines  bestand  darin,  die  grofsen  Scharen  der  unge- 
lernten Arbeiter  zu  vereinigen,  ihre  Konkurrenz  untereinander  zu  ver- 
hindern und  bei  einem  strike  eines  Gewerkvereines  darauf  zu  achten, 
dass  die  Unternehmer  die  Stellen  ihrer  ausstandigen  Arbeiter  nicht 
durch  andere  nach  Anlemung  derselben  ersetzen  konnten  ^).    Aufser- 

1)  OewerkschaftezeitUDg  vom  15.  Okt.  1879:  ,,£s  hilft  den  Handwerkern  nichts, 
hochmütig  auf  die  Handarbeiter  (unskilled  laborers)  herabsuschauen,  denn  letztere  sind 
den  ersteren  ein  gefährlicher  Konkurrent,    and   ihre  Konkurrenz   nimmt  täglich    in  dem- 
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dem  nahm  die  intemationale  Arbeiterunion  in  sich  solche  Gewerk- 
vereine auf,  welche  zu  einer  nationalen  Ausbreitimg  Dicht  gelangen 
und  als  rein  lokale  Vereine  keine  genügende  Widerstandskraft  gegen 
die  Arbeitgeber  entfalten  konnten.  Sie  enthielt  schliefslich  die  soge- 
nannten gemischten  Verbände,  in  denen  solche  Handwerker  zusammen- 
gehalten wurden,  deren  Zahl  zu  einem  besonderen  Gewerkverein  nicht 
ausreichte.  Diese  Organisation,  welche  die  Bezeichnung  international 
führte,  weil  sie  Arbeiter  jeder  Nationalität  und  Rasse  als  Mitglieder 
aufnimmt,  bestand  demnach  aus  verschiedenen  einzelnen  Zweigen, 
welche  ihre  besonderen  Statuten,  natürlich  innerhalb  der  Grenzen  des 
Hauptprogramines ,  und  ihre  eigenen  Krankenkassen  hatten.  FOr 
strikes  und  bei  Notständen,  z,  B,  bei  Arbeitslosigkeit,  war  jedoch  die 
Zentralkasse')  vorhanden,  in  welche  jedes  Mitglied  nach  Entrichtung 
eines  Eintrittsgeldes  einen  monatlichen  Beitrag  zu  leisten  hatte.  Das 
Exekutivkomitee  hatte  dem  entsprechend  über  die  Zulässigkeit  der 
Ausstände  eine  Entscheidung  zu  treffen.  Aufserdem  war  noch  eine 
Propagandakasse  gegründet ,  zu  welcher  von  jedem  Teilnehmer  des 
Vereins  2  Cts.  im  Monat  gezahlt  werden  mussten. 

Die  allgemeine  Prinzipienerklitrunj^  war  vermutlich  wohl  wiegen 
der  ziemlich  grofsen  Anzahl  deutscher  Mitglieder  sozialistisch  gehalten, 
während  die  in  der  Gegenwart  praktisch  zu  erstrebenden  Ziele  die 
Grenze  des  Malsvollen  nicht  überschritten^).  Sie  lautete  folgender- 
mafsen: 

.^Beschlossen : 

1.  „Dafs  das  Lohnsjrstem  ein  Despotismus  ist,  welche  den  Lohn- 
arbeiter zwingt,  seine  Arbeitskraft  zu  Preisen  und  unter  Bedingungen 
zu  verkaufen ,  welche  die  Arbeitgeber  vorschreiben. 

2.  Dafs  politische  Freiheit  nicht  lange  unter  ökonomischer  Knecht- 
schaft bestehen  kann,  denn  wer  die  Wahl  hat  zwischen  dem  Verkauf 


selbflu  Mafse  xu,    in  dem  die    mit  der  Entwickelnog  der  Industrie  nnd  Vcrbesseraog 
Müschiiiene  Schritt  htJtende  Teilung  der  Arbeit  Äumnimt.^* 

J)  Es  besteht   unter  Verwaltung    des  Exekutivkomitees    ein  ünterstütxutig^rond  (ci>o~ 
tin^iit  fuiid],  wovon  ^  (später  J)  2ar  UntcrstPts(ung  von  Aasständen  oder  Ausspemiugett 
und    I  (Jl    znr  UntcrstütEung    bei    au fserg^ewühn liehen  NotfUIlen    (cases  of  distress),    von 
denen  die  Mitglieder  betroffen  werden^   verwendet  wird, 

2)  Ein  Mitglied  des  Exekutivkomitees  der  J.  L.CT.  bemerkte  dorn  Verf. :  „dva»  die 
Vereinigten  Stjuiten  kein  Land  fiir  die  suKtuldemokratische  Bewcf^ung  seien,  well  unter 
der  kapitaliütischen  Betriebsweise  die  HjLndfirbciter  gut  fortkämen,  wenn  sie  nur  elni^ 
w&ren.  Über  »o%iale  Din^o  könne  er  «war  theoretische  Betrachtungen  zvl  macbeo  nicht 
unterlassen  y  welche  aber  denselben  praktiücben  Wert  hftttan  wie  die  Unters uchangeii, 
welche  ein  Naturforseber  über  die  Entstehung  der  Sonne  aufstell«. 
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seiner  Arbeitskraft  und  dem  Verhyngern,  wird  gegebeneu  Falles  auch 
aein  Stimmrecht  verkaufen, 

3.  Dafs  wir  unter  Zivilisation  allgemeine  Aufklärung  und  eine 
gleiche  Verteilung  des  Ärbeitseitrages  verstehen,  und  dafs  das  gegen- 
wärtige Arbeitssystem  Gegensätze  wie  höchstes  Wissen  und  greulichste 
Unwissenheit,  schrankenlosen  liberfluls  und  namenlosen  Mangel  erzeugt. 

4.  Dafs  der  Kulturfortschritt  abhängt  von  Mafsregeln  zur  Er- 
weiterung des  Wissens   und  Vermehrung  des  Reichtums  der  Arbeiter. 

5.  Dafs  die  Güter  der  Welt  heute  durch  das  Lohnsystem  verteilt 
werden,  somit  eine  gerechtere  Verteilung  durch  Erhöhung  der  Löhne 

'und  Schaffung  besserer  Gelegenheiten  zur  Verwertung  der  Arbeitskraft 
erzielt  werden  nmls,  bis  der  I^ohn  dem  Ertrage  der  Arbeit  und  nicht 
nur  den  notwendigen  Bedürfnissen  des  Arbeiters  entspricht»  Auf  diese 
Weise  wird  der  Gewinn  an  der  Arbeit  abgeschafft  und  die  Koopera- 
tion, anter  welcher  der  Arbeiter  zugleich  Arbeitgeber  ist,  erreicht. 
Es  ist  dies  der  natürliche  und  folgerichtige  Schritt  von  der  Lohn- 
sklaverei zur  freien  Arbeit. 

6.  Dafs  alle  Versuche  zur  Kooperation,  ehe  die  gesellschaftlicheu 
Bedingungen  dafür  vorhanden,  exotische  oder  Treibhauspttanzen  sind, 
welche  sich  wohl  eine  Zeit  lang  durch  die  blofse  Charakterstärke  und 
Selbstaufopferung  der  Leiter  erhalten  können,  aber  in  einer  Atmo- 
sphäre billiger  Arbeit  und  Lohnsklaverei  so  hoönungslos  verloren  sind, 

rie  tropische  Pflanzen  in  einem  nördlichen  Klima. 

7.  Dafs  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  der  erste  Sehritt  zur  Be- 
freiung der  Arbeit  ist,  da  die  gewonnene  freie  Zeit  auf  die  Gewohn- 
leiten und  Gebräuche  des  Volkes  wirkt,  dessen  Bedürfnisse  vermehrt, 

den  Ehrgeiz  weckt,  Arbeitslosigkeit  verhindert  und  Lcihne  erhöht." 

Die  zunächst  durchzuführenden  Wünsche  beschränkten  sich  auf 
,,die  Verminderung  der  Arbeitsstunden,  Erhöhung  der  Löhne,  auf 
Fabrik-,  Minen-  und  Werkstätte-Inspektoren,  Abschaffung  der  Kontrakt-, 
und  Gefängnisarbeit  und  des  Trucksystems,  Haftpöicht  der  Arbeitgdier 
bei  Unglücksfällen  durch  vernachlässigte  Maschinen,  Verbot  der  Kinder- 
arbeit und  Errichtung  Arbeitsstatistischer  Bureaus". 

4)  Die  gröfste  Verbreitung  hat  in  der  Gegenwart  die  Vereini- 
'gong  der  knights  of  labor*),  welche  einerseits  von  den 


l)  VcrgL  Iß  der  North  American  Review  von   1882   Powderly:  The  orgnuisntion   of 
ferner  StudniU:    NordjLmerikftntsche  Arboitcrverhiiitni«ise.      Ueilngc  1 1  ^  wo  die 
knighU  (if  Iftbetr  weder  n*/cU  Uirer  ZoiftaUMttMtsiinf^   noch    iiftcb    ihren  Zwecken  richti^^ 
twardt^  werden^  daf^cgen  die  VcrfasstinK  ncbti'^  darifesteUt  l&U     F  arn  am^  Die  «mitri- 
anlachen  Oewcrkverein©  ScH«  28.  —    von  Waltcrahauscn  in  der  politiseben  Wo- 
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GeverkschaftabestrebuDgen  erheblich  abgewichen  ist, 
und  "anderseits  als  spezifisch-amerikanische  Erschei- 
nang  des  sozialen  Kampfes  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
den  europäischen  socialdemokratiachen  und  anarchisti- 
schen Theorien  und  Agitationen  fern  steht  Die  gewerk- 
schaftliche Grundlage  hat  sich  nur  in  der  Weise,  wie  bei  der  unter 
3  besprochenen  Arbciterverbindang  erhalten.  Gewerkvereine,  die  eine 
nationale  Organisation  nicht  bilden  können,  werden  bei  genügender 
Mitgliederzahl  als  selbständige  Lokalverinnc  von  den  Rittern  der  Arbeit 
aufgenommen.  Mit  der  internationalen  labor  Union  ist  ihre  Ver- 
brüderung jedoch  deshalb  nicht  zu  verwechseln ,  weil  deren  politische 
Ziele  jener  nicht  so  weitgehend  sind,  weil  nicht  ausschliesslich 
Lohnarbeiter  zu  ihr  gehören,  und  weil  ihre  Organisation  eine  ge- 
heime ist  Der  Verein  ist  1869  zu  Philadelphia  entstanden.  Da 
er  aber  ein  Geheimorden  war,  so  blieb  er  längere  Zeit  der  Öffent- 
lichkeit unbekannt,  und  erst  vier  Jahre  nach  seinem  Entstehen  ver- 
nahm das  Publikum  bei  dem  Kriminalprozesse  gegen  die  Molly  Ma- 
guircs,  jenes  Bundes  in  den  Kohlenrcgionen  Pennsylvaniens ,  welcher 
vor  keinem  Gewaltakt  zur  Erreichung  seines  Zweckes  zurückschreckte, 
etwas  von  der  Existenz  der  damals  schon  ziemlich  erstarkten  Ver- 
brüderung der  knights  of  labor.  Von  den  Tuch-  und  Leinewebern  der 
Stadt  Philadelphia  scheint  die  urstc  Anregung  zur  Gründung  ausge- 
gangen zu  sein,  zu  denen  aber  bald,  als  sich  herausstellte  dass  nur 
mit  grofsen  Massen  politisch  etwas  zu  machen  sei,  Handwerker  und 
Fabrikarbeiter  der  verschiedensten  Geschäftsbrancheo  hinzugezogen 
wurden.  Je  stärker  die  Organisation  numerisch  wurde,  um  so  kräftiger 
entwickelte  sich  die  Tendenz  zu  noch  gröfserem  Fortschritt.  Denn  in 
Amerika  hat  man  nicht  blos  die  Erfahrung  gemacht,  dafs  dem  gröfseren 
Kapital  die  Fähigkeit  innewohnt  das  kleinere  aufzusaugen,  und  dafs 
der  Zug  zur  Zentralisation  um  so  stärker  auftritt,  je  weiter  die  Diflfe- 
renz  ist,  sondern  auch  bei  den  Arbeitervereinen  ein  Gleiches  beobachtet, 
indem  zahlreiche  kleine  Verbindungen,  wie  lokale  Gewerkschaften,  oder 
gelegentliche,  kleine  politische  Vereirngungen  ihre  Zwecke  den  grofsen 
Arbeiterorganisationen  unterordnen  mufsten  und  schliefslich  in  ihnen 
iiufgogangeu  sind.  Die  bittere  Feindschaft  vieler  noch  bestehender 
Gewerkvereine  gegen  den  Geheimorden  und  die  Verleumdungen,  welche 


chensclinfl  1B82  Nr.  4  a.  5.  Das  Nachft>l^Giide  stütEt  sich  im  wesentlichen  auf  die  gm 
ReAtliug  1B78  vcreltibartc»  Konstituiioij .,  welche  ich  der  Zusendung  des  Redakteur»  4«r 
Cbii^ftgoer  Arheiterxtg,  verdanke. 
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gegen  die  Ritter  der  Arbeit  ausgesprengt  werden,  sind  damit  völlig 
erklärlich. 

Es  kameu  nun  die  Jahre  der  schweren  wirtschaftlichen  Krisis, 
welche  durchweg  die  Löhne  bedeutend  reduzierte  und  oft  den  Arbeitern 
die  Beschäftigung  ganz  entzog.  Damit  schwand  vielen  das  Vertrauen 
zum  GeuosseQiichaftsweseD,  welches  augenblicklich  in  keiner  Weise  zu 
helfen  im  Stande  war.  Während  die  Anzahl  der  Ritter  der  Arbeit 
scheu  einmal  80  000  betragen  hatte,  mocht^iii  im  Jahre  1878  wohl 
nicht  mehr  als  12000  übrig  sein.  Dach  bestand  die  örtliche  Ver- 
breitung fort,  so  dafs  nach  dem  Beginn  des  Geschäftsaufschwunges, 
welcher  durch  gewonnene  strikes  das  Vertrauen  der  Arbeiter  zum 
Koalitionswesen  wieder  neu  belebte,  die  Mitglicderzahl  rasch  stieg. 
Die  knights  of  labor  behaupten,  jetzt  in  aUen  Staaten  der  Union  or- 
gauisiert  zu  sein,  doch  scheint  ihre  Hauptstarke  in  Pennsylvanien, 
Ohio,  Indiana  und  New -York  zu  liegen.  Über  ihre  Zahl  läfst  sich 
nichts  zuverlässiges  mitteilen.  Sie  selbst  sprechen  von  2*/t  Millionen, 
während  sie  von  sozialdemokratischer  Seite  auf  1  700 OOO  veranschlagt 
werden.  Im  Sommer  1881  berichtete  mir  einer  ihrer  Führer  von  1680 
gegründeten  einzelnen  Lokal  vereinen,  und  im  August  1882  wurde  von 
einem  oHcubar  in  Verhältnisse  eingeweihten  Schriftsteller  die  Summe 
von  18fK)  augegeben.  Es  sind  danach  im  Laufe  eines  Jahres  210  neue 
örtliche  Verbände  organisiert  worden,  welcher  Vorgang  keineswegs  un- 
wahrscheinlich ist,  wenn  man  den  sowohl  in  Amerika  allgemein  an- 
genommenen Erfahrungssatz,  dafs  bei  dem  Aufschwung  der  Produktions- 
verhältnisse auch  die  Arbeiterkoalitionen  erstarken,  berücksichtigt,  als 
auch  die  bisher  aufserordentlich  sprungweise  Entwickelung  aller  sozialen 
Dinge  in  den  Vereinigten  Staaten  sich  vergegenwärtigt.  Indes  ist  es 
durchaus  unrichtig  zu  meinen,  dafs  diese  1890  Lokalvereine  sämtlich 
noch  bestehen.  Vielmehr  haben  die  Hitter  der  Arbeit,  offenbar  um 
ihre  Stärke  recht  ansehnlich  scheinen  zu  lassen,  bei  dem  Numerieren 
ihrer  Vereine  die  Methode  befolgt,  dafs  sie  stets  weiter  zählen,  un- 
beachtet ob  früher  gegründete  Lokalverbindungen  noch  existieren  oder 
nicht.  Dals  viele  von  diesen  eingegangen  sind  erklärt  sich  teils  aus 
den  bereits  erwähnten  Vorgängen  in  der  Zeit  der  wirtschaftlichen 
Stockung  von  1873—79,  teils  aber  auch  aus  dem  Umstände,  dafs  die 
Arbeiter  Amerikas  sich  häutig  nur  bei  besonderen  Veranlassungen,  wie 
'liObnstreitigkeiten  organisieren,  wozu  dann  die  knights  of  labor  die 
Hand  bieten,  und  nachdem  die  Fehde  mit  dem  Unternehmer  zu  Ende 
.ist,  in  ihre  alte  Isolierung  zurücktreten.  So  ist  es  denn  verständlich, 
[da&  in  der  Gegenwart  nur  345  assembUes  des  Ordens  vorhanden  sein 
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sollen.  Durch  ihre  einheitliche  Leitung  siiid  die  Ritter  der  Arbeit  zur 
Durchführung  politiischer  Malsregeb  sehr  geeignet.  Sie  beeiutiussen 
einen  Teil  der  Presse,  habcu  ihre  eigenen  Vereinszeitungen,  z.  B.  die 
National  Labor  Tribüne  in  Pittsbui^  und  Progressive  Age  in  Chicago, 
und  sind  mit  Geldinittehi  wohl  auijgerüstet.  Trotzdem  ist  bisher  weuig 
von  ihnen  erreicht  worden.  Es  erklärt  sich  dieses  sehr  einfach  daraus, 
dafs  sie  sich  nicht  entschüefsen  konnten  selbständige  Politik  zu  treiben, 
Sic  verbanden  sich  vielmehr  bald  mit  den  Republikanern  bald  mit  den 
Demokraten,  indem  sie  hofiten  durch  eine  der  beiden  grofsen  poli- 
tischen Parteien  der  Realisierung  ihrer  Zwecke  näher  zu  kommen.  Sie 
eutöchieden  sich  bei  den  Wahlen  entweder  für  „den  besten  Mann*', 
von  dem  sie  erwarten  zu  können  glaubten,  dafs  er  ihre  Sache,  so  wie 
er  versprochen^  im  Kungrefs  oder  in  der  Repriiäentation  der  einzelnen 
Staaten  mit  Energie  vertreten  würde,  oder  sie  übten  die  sogenannte 
Pressionspolitik  aus,  d.  h.  sie  gaben  ihre  Stimmen  nur  gegen  bestimmte 
Abmachungen  der  am  meisten  versprechenden  Partei.  Sie  sind  aber 
in  ihren  IIoHhungen  regelmäfsig  getäuscht  worden  und  haben  zur  Ge- 
nüge erfahren,  dafs  die  amerikauischeü  Fachpolitiker  stets  nur  das 
eigene  Interesse  im  Auge  haben  und  dafs  sie  in  der  Regel  unter  Poli- 
tik nichts  anderes  als  ein  recht  schmutziges  Geldgeschäft  verstehen. 
In  der  neuesten  Zeit  nun  sollen  Führer  der  knight  of  labor  sich 
entschlossen  haben  jede  Verbindung  mit  den  alten  Parteien  abzubrc* 
eben,  um  selbständig,  zielbewufst  vorauzuschreiteu.  Die  Ziele  nun, 
welche  die  Verbrüdernng  sich  gestellt  hat,  sind  auf  dem  vom  1^ — 4,  Ja- 
nuar 1878  zu  Reading  (Pa.)  versammelten  Kongresse  vereinbart  wor- 
den, und  lassen  sich  aus  dem  der  Konstitution  vorgedruckten  allge- 
meinen Ilaisonnement,  wie  folgt,  ersehen; 

„Die  in  erschreckender  Weise  zunehmende  Konzentration  der  Ka- 
])italmassen,  welche  unvermeidlich,  wenn  ihr  keine  Schmnken  gesetzt 
wird,  zui*  Verarmung  und  hoffnungslosen  Erniedrigung  der  arbeitenden 
Menge  führen  muss,  zwingt  uns,  wenn  wir  die  Segnungen  des  Lebens 
gcniefseu  wollen,  dieser  Macht  und  ihrer  ungerechten  Entwicklung 
entgegenzutreten,  und  ein  System  anzunehmen,  das  dem  Arbeiter  die 
Früchte  seines  Schaffens  retten  soll.  Da  ilieses  ersehnte  Ziel  nur 
durch  vollkommene  Vereinigung  der  Arbeit  und  die  gemeinsamen  An- 
strengungen derer,  die  dem  heiligen  Worte  folgen  „Im  Seh  weisse 
Deines  Angesichts  sollst  Du  Dein  Brod  essen",  erreicht  werden  kaun^ 
so  haben  wir  die  *  *  ♦  *  *  gebildet  in  der  Absicht  unsere  Organi- 
sation durch  cooperative  Mafsregeln  vor  der  Macht  des  Kapitals  zu 
schützen.     Wir  legen  der  Welt  die  Zwecke  unseres  Bundes  vor  und 
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rufen  alle  diejenigen  um  Beistand  an,  die  dem  Satz  „das  gröfste  Gut 
der  gröfsten  Menge"  ein  volles  Vertrauen  entgegenbringen. 
Wir  verlangen: 

a)  Jeden  Zweig  der  Produktion  in  unsere  Organisation  einzufügen, 
indem  wir  dabei  unseren  Standpunkt,  dass  nicht  Reichtum  sondern 
sowohl  industrieller  als  auch  moralischer  Wert  die  wahre  Grundlage 
der  individuellen,  nationalen  Gröfse  ist,  vertreten. 

b)  Den  Arbeitern  ihren  gerechten  Anteil  an  dem  Wohlstande 
zu  sichern,  den  sie  geschaffen  haben;  ihnen  von  der  ihnen  zukom- 
menden Mufse  mehr  gesellige  Vorteile,  mehr  Wohlthaten,  Rechte 
dieser  Welt  zu  gewähren;  mit  einem  Wort  sie  fähig  zu  machen  die 
Segnungen  einer  guten  Regierung  zu  geniefsen,  anzuerkennen,  zu  ver- 
teidigen und  zu  erhalten. 

c)  Den  wahren  Stand  der  arbeitenden  Klassen  in  Bezug  auf  ihre 
Erziehung,  Moral  und  finanzielle  Lage  durch  arbeitsstatistische  Bureaus 
zu  erfahren,  welche  von  den  verschiedenen  Staaten  Regierungen  er- 
richtet werden  sollen. 

d)  Die  Errichtung  von  Productivgenossenschaften  und  Konsum- 
vereinen. 

e)  Das  Reservieren  des  öfientlichen  Landes  —  die  Erbschaft  des 
Volkes  —  für  den  wirklichen  Bebauer.  Nicht  ein  einziger  Acker  mehr 
für  die  Eisenbahnen  oder  Spekulanten. 

f)  Die  Aufhebung  aller  Gesetze,  welche  dem  Kapital  und  der 
Arbeit  nicht  gleich  gerecht  werden.  Die  Abschaffung  von  ungerechten 
Einrichtungen,  Verzögerungen  der  Rechtspflege  und  die  Annahme 
von  Mafsregeln  für  die  Gesundheit  und  Sicherheit  der  Bergleute, 
Fabrikarbeiter  und  Bauhandwerker. 

g)  Die  Bestätigung  des  Gesetzes,  dafs  die  mit  einer  Konzession 
versehenen  Aktiengesellschaften  gezwungen  werden  ihre  Angestellten 
wöchentlich,  vollständig  für  die  in  der  vorhergehenden  Woche  ver- 
richtet« Arbeit  mit  der  landesgesetzlichen  Münze  zu  bezahlen. 

h)  Die  Ausführung  der  Gesetze,  welche  den  Handwerkern  und 
Arbeitern  für  Anzahlung  ihres  voUen  Lohnes  ein  dingliches  Recht  an 
den  von  ihnen  angefertigten  Waren  zusichern. 

i)  Die  Abschaffung  des  Kontract-Systems  bei  nationalen,  staat- 
lichen und  Gemeindearbeiten. 

k)  Den  Ersatz  der  strikes  durch  Schiedsgerichte,  wo  nur  immer 
die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  von  unparteiischen  Voraussetzungen 
auszugehen  gewillt  sind. 
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1)  Das  Verbot  der  Arbeit  vod  Kmdern  unter  14  Jahren  in  Werk- 
stätten, Bergwerken  und  Fabriken. 

m)  Die  Aufhebung  des  Systems,  welches  durch  die  Konkurrenz 
der  Sträflingsarbeit,  der  ehrenhaften  Arbeit  Schaden  zufügt, 

n)  Für  beide  Geschlechter  einen  gleichen  Ijohn  für  gleiche  Arbeil, 

o)  Die  Reduktion  der  Arbeitsstunden  auf  8  am  Tage,  damit  die 
Arbeiter  mehr  Zeit  zu  geselligen  Vergnügungen  und  geistigem  Fort- 
schritt  finden  und  fähig  werden,  die  Vorteile,  welche  die  von  ihnen 
erfundenen  zeitsparenden  Maschinen  gewähren  zu  ernten. 

p)  Auf  die  Staatsregierungen  hinzuwirken  ein  ausschliesslich  na- 
tionales Zirkulationsmittel,  das  auf  dem  Vertrauen  und  den  Hülfs- 
riuellen  der  Nation  bemht  zu  schatfen.  Es  soll  dem  Volke  direkt 
ohne  die  Vermittelungen  von  Bankgesellschaften  ausgegeben  werden, 
und  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  bei  allen  öffentlichen  oder  privaten 
Schulden  dienen.*' 

Die  Zwecke,  welche  die  Ritter  der  Arbeit  verfolgen,  beschränken 
sich,  wie  aus  vorstehendem  Programm  ersichtlich  ist  nicht  auf  die 
Verbesserungen  der  Arbeitsbedingungen  allein*  Es  ist  mithin  begreif- 
lich» dafs  nicht  blos  Lohnarbeiter  zu  ihnen  gehören,  sondern  auch 
Kaufleute  und  selbständige  Gewerbetreibende,  unter  ihnen  vertreten 
sind.  Da  die  Bildung  von  Kuusumvercinen  ins  Auge  gefasst  ist,  er- 
scheint es  für  die  Gesellschaft  nicht  unwesentlich  mit  dem  Kauf- 
mannsstande Fühlung  zu  haben.  Streitigkeiten  zwischen  Lohnarbeitern 
und  Arbeitgebern,  welche  dem  Verein  angehören,  lassen  sich  daher  in 
den  I^ikalversammlungen  besprechen  und  schlichten.  Die  Autorität  des 
Ordens  fungiert  hier  als  eine  Macht,  welche  die  Entscheidung  eines 
etwaigen  Schiedsgerichtes  wohl  in  den  meisten  Fällen  realisieren  kann. 
Die  Zahl  derjenigen,  welche  nicht  Lohnarbeiter  sind,  darf  jedoch  sta- 
tutenmäfsig  nicht  mehr  als  ein  Viertel  der  Gesamtheit  betragen,  und 
jede  Person,  welche  sich  mit  dem  Verkauf  oder  Vertrieb  von  Spiri- 
tuosen abgiebt,  jeder  Advokat,  Arzt,  Bankier  ist  von  der  Mitglied- 
schaft ausgeschlossen.  Diese  vier  Klassen  von  Menschen  gelten  nach 
Meinung  der  Arbeiter  in  den  Vereinigten  Staaten  als  deren  Feinde. 
Die  ersten,  weil  sie  das  Familienleben  schädigen,  die  zweiten,  weil 
sie  zu  oft  gewissenlose,  egoistische  Politiker  sind,  die  dritten,  weil 
sie  für  ihre  Unkenntnis  in  medizinischen  Dijigen  die  Kranken  mit 
hohen  Rechnungen  belasten  und  die  vierten ,  weil  sie  zu  Ungunsten 
der  arbeitenden  Khissen  das  Geld  und  den  Kredit  njonopolisieren. 
Börsenspekulanten  und  Müssiggänger  werden  ebenfalls  nicht  aufge- 
nommen.    Im  übrigen  machen  die  Knights  of  labor  keine  Unterschei- 
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duDg  bei  der  Aufnahme  ihrer  Mitglieder,  Weder  die  Rasse  noch  die 
Nationalität,  noch  der  Glaube,  noch  die  Zugehörigkeit  zu  anderen 
Vereinen  dürfen  als  Ursache  der  Abweisung  betrachtet  werden.  Auch 
gehören  zu  den  Rittern  der  Arbeit  Mitglieder  der  sozialistischen 
Arbeiterpartei-  Die  letztere  hatte  bis  zum  Jahre  1881  den  crsteren 
immer  Opposition  gemacht ,  weil  sie  die  Geheimniskrämerei  der  Ver- 
brüderung für  verfehlt  hielt  und  weil  die  oben  angeführten  Forderungen 
ihr  nicht  radikal  genug  erschienen.  In  der  Gegenwart  nun,  na- 
mentlich wohl  seitdem  die  bedeutende  numerische  Stärke  des  Ge- 
samtverbandes ihnen  bekannt  geworden  ist,  haben  sie  ihre  Taktik 
dahin  geändert,  dass  die  in  den  Orden  eintreten  und  für  den  sozial- 
demokratischen Zukunftsstaat  den  Boden  bereit  zu  machen  versuchen. 
Die  Wahrscheinlichkeit  eines  Erfolges  dürfte  aber  wohl  eine  geringe 
sein,  da  die  amerikanischen  Arbeiter  von  dem  spezifisch  Anierika- 
ntBchen  nicht  abgehen  und  sich  nicht  Parteiprogrammen  zuwenden 
wollen,  welche  in  Europa  entstanden,  auf  ganz  anderen  Voraus- 
setzungen beruhen  als  sie  die  Vereinigten  Staaten  in  unserer  Zeit 
bieten. 

Der  Verein  sucht  alle  Schichten  von  Lohnarbeitern  zu  umfassen 
und  weicht  daher  von  den  gewerkschaftlichen  Verbaudsbestrehungen 
wesentlich  ab.  Er  hält  die  letzteren  bei  den  modernen  Verhältnissen 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  fortgeschrittene  Arbeitsteilung  für 
nicht  ausreichend  und  ist  bestrebt  Vollkommeneres  an  die  Stelle  der 
Gewerkvereine  zu  setzen.  Je  mehr  es  ihm  gelingt  die  grossen  Massen 
der  Arbeiterbevölkerung  in  sich  aufzunehmen,  um  so  mehr  wird  die 
individuelle  Konkurrenz  der  Lohnarbeiter  untereinander  ausgeschlossen 
imd  um  so  grösseren  Erfolg  wird  aus  dem  von  ihm  befürworteten 
Schiedsgericht  zwischen  Kapital  und  Arbeit  zu  erwarten  sein.  Denn 
ein  solches  wird  dann  zu  den  besten  Resultaten  gelangen,  wenn  beide 
Parteien  über  eine  gleich  starke  soziale  Machtstellimg  zu  verfügen 
hab^n  werden,  d,  h.  wenn  es  dem  freien  Ermessen  jeder  derselben 
anhcimgestellt  ist  «iie  Propositionen  des  anderen  anzunehmen  oder 
abzulehnen.  Unter  solcher  Voraussetzung  müssen  beide  nachgeben 
bis  sie  einen  Punkt  erreichen,  über  den  der  eine  von  beiden  nicht 
hinausgehen  kann.  Eine  Mehrforderung  von  der  anderen  Seite  ist 
dann  aber  widersinnig,  da  auch  ihr  daran  liegt,  dass  das  Zusammen- 
wirken überhaupt  stattfinde. 

Die  einzelnen  Vereine  der  knighis  of  labor  ergeben  sich  nicht  aus 
der  berufsgenosseuschaftlichen  Zusammengehörigkeit,  sondern  bestim- 
men sich   einfach  nach  dem  örtlichen  Zusammenleben  der  Mitglieder. 
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Die  zu  Grunde  gelegte  Einheit,  der  Organisation  ist  die  local-assemWy, 
Diese  kann  je  nacli  den  Umständen  sehr  verschieden  gestaltet  sein. 
In  grossen  Städten,  in  denen  Arbeiter  derselben  Beschäftigung  zahl- 
reich vertreten  sind,  existieren  auf  Benifsgenossenschaft  beschränkte 
assemblies,  welche  aber  mit  Gewerkschaften  nicht  zu  verwechseln  sind, 
weil  sie  zu  den  assemblies  gleichen  Gewerbes  in  anderen  Orten  nicht 
in  besonderer  Beziehung  stehen  ,  sondern  allein  mit  den  übrigen  Ijch 
kalverbindungen  desselben  „Distrikts"  Verbindung  halten.  Ein  ande- 
rer Gesichtspunkt,  nach  dem  diese  lokalen  Vereine  eingerichtet  wer- 
den, ist  die  Nationalität.  Es  geschieht  dies  besonders  der  Sprache 
wegen,  damit  die  Arbeiter  völlig  über  die  Ziele  der  Gesellschaft  un- 
terrichtet werden,  und  sie  ihre  Ansichten  über  etwaige  Streitfragen 
kundgebet!  können.  In  kleinen  Orten  können  natürlich  solche  Unter- 
schiede nicht  gemacht  werden,  und  dort  gehören  Arbeiter  verschie- 
dener Gewerbe  und  Nationalitat  demselben  Verbände  an.  Ebenso 
werden  in  grösseren  Städten  oft  viele  Gewerbe,  in  denen  überhaupt 
nur  wenig  Arbeiter  beschäftigt  sind,  in  einem  Lokalvereine  zusam- 
mengehalten. Über  den  lokalen  stehen  die  Distriktversammlungen, ^ 
eine  Überordnuug,  welche  mit  der  politischen  Einteilung  der  Staaten 
nichts  zu  thuu  hat.  Sie  werden  je  nach  Bedürfnis,  ohne  Ansehen 
der  StaiXts-  oder  Graf  seh  aftsgrenzen  gebildet,  müssen  aber  wenigstens 
5  lokale  Vereine  vertreten.  Letztere  entsenden  Delegierte,  für  je  100 
Mitglieder  einen  zur  Distriktvcrsammlung,  in  der  Streitigkeiten  der 
Lokalversammlungeu  geschlichtet  werden,  und  welche  die  zweite  In- 
stanz für  Beschwerden  der  Mitglieder  ist.  Die  erste  ist  die  Lokal- 
Versammlung.  Aus  den  Distriktvei^saujmlungen  werden  Abgeordnete 
für  die  „gencnd  assembly''  entsandt,  welche  die  höchste  und  letzte 
Instanz  für  die  Entscheidung  aller  Uneinigkeiten  bildet,  und  welche 
allein  mit  ^l^  Majorität  die  Grundkonstitution  abändern  kann,  wäh- 
rcnd  die  niederen  assemblies  nur  innerhalb  gewisser  Grenzen  Aus- 
führungsbestimnmngen  erlassen  können.  Sie  stellt  für  die  Mitglieder 
Keisckarten  aus,  durch  welche  der  Übertritt  von  einer  Lokalvcrbin- 
ilung  in  eine  andere  ermöglicht  wird,  sie  giebt  Losung  und  Erken- 
nungszeichen für  die  Genossen  untereinander  aus,  erteilt  zu  neuen 
Gründungen  von  Lokalvereinen  die  Genehmigung,  entsendet  Agenten 
für  neue  Organisationen  (district  Organizers)  u.  s.  w.  Zur  Revision 
der  Kassenbestände  und  zur  Kontrole,  ob  die  Zwecke  des  Ordens 
auch  gehörig  beachtet  werden,  die  Konstitution  überall  in  Kraft  ist, 
und  das  Präsidium  (grand  master  workman)  seine  PtUcht  erfüllt,  ist 
ein  Aufsichtsrat  (exemtive  board)  besteüt  der  aus  5  Mitgliedern  der 
Verbrüderung  bestehen  muss.    Diese  ist  wie  wir  bereits  erwähnt  eine 
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geheimoM-  Die  Gründe,  warum  dies  geschehen  ist  beruhen  zuDiichst 
darauf,  dass  die  Arbeiter  nicht  wegen  Teilnahme  an  den  sozialen 
Koalitionen  entlassen  werden  können,  dann  auf  dem  Umstände,  dafs 
die  Unternehmer  nichts  von  den  BeBchlüssen  und  der  Stärke  der 
Arbeiter  erfahren,  und  daher  unvorbereitet  den  Forderungen  derselben 
entgegen  treten  sollen.  Ausserdem  liegt  es  aber  auch  im  Interesse 
der  Gesellschaft,  dafs  diejeni^^en  Arbeiter,  welche  der  Organisation 
fem  stehen  und  auf  eigene  Hand  ihre  Lohnbedtngnngen  regeln,  die 
sogenannten  scabs,  nichts  von  den  Vorgängen  innerhalb  des  Ordens 
kennen  lernen.  Es  existiert  ferner  unter  den  englisch  redenden  Ar- 
beitern ein  Zug  zur  Geheimniskrämerei,  zum  Logen wesen  mit  zere- 
moniellen Sitzungen  und  Ornaten,  zu  geheimeu  Erkennungszeichen  etc, 
alles  Dinge,  welche  den  grofsen  Unterstützungsgesellschaften  in  den 
Vereinigten  Staaten,  den  FreimaureiTi ,  den  odd  fellows,  den  Ratmän- 
nem  a.  s,  w,  im  hohen  Grade  eigen  sind  und  diesem  Zuge  haben  die 
Gründer  der  Ritter  der  Arbeit  Rechnung  getragen.  Die  Geheimnis- 
thuerei  hat  manche  nicht  zu  verkennende  Übelstände.  Zunächst 
werden  manche  Arbeiter,  denen  das  Unwesen  jener  Formalitäten  ein 
Greuel  ist  und  denen  das  Hineinziehen  der  religiösen  Dinge,  wie  das 
bei  den  Eidesleistungen*)  für  die  Geheimhaltung  notwendig  ist,  nicht 
passt,  ferngehalten;  femer  werden  doch  nianche  Verhandhiiigcn  der 
Öffentlichkeit  und  dann  oft  nur  in  entstellter  Weise  bekannt,  so  dafs 
sich  im  Publikum  gar  zu  leicht  die  Meinung  bildet,  dafs  hinter  ver- 
schlossenen Thüren  etwas  gesetzwidriges  verhandelt  werde.  Dadurch 
wird  das  Ansehen  des  Ordens  leicht  diskreditiert.  Die  Praxis  bat  je- 
doch  für  die  Knights  of  labor  gesprochen,    da  noch  niemals  in  den 

Ij  Trutzdum  Ut^  wiis  aus  die^f^tii  ÄutSAtz  sich  erselieu  l&ast  viek^  von  den  Gohoim- 
iits»«ii  fu  die  ÖflTeiitlifhkeit  gedrungen.  Aber  von  den  Vorhniiidlungcn  iuaerhulb  dos 
Ordens  hui  m»n  immer  erst  m  sp&t  ctw»»  erfuhren,  nls  keine  Gefahr  für  die  Mitgtiisder 
darsud  entstehen  koDute. 

i)  Nach  der  OvwerkM'hattszeitung  vom  20,  Jnni  1880  luatet  der  Eintritt^schwur 
folgend  erweisen  :  ,4cli  schwöre  ftvierlicli  bei  Gott ,  den  Gesetseu  und  der  Konstitution 
dieser  AS^embly  zu  gehorchen  und  nn  dens^clbün  rej^tKulmlCeu  ^  und  dül»  ich  liio  weder 
durch  Wort  noch  That  irgend  etwas  aus  der  asaetnbly,  oder  von  irgend  einem  Mitglied 
dc8  Orden»  verraten  wiU.  Dase  ich  nie  den  Nnmen  irgend  einen  Mitglied«  verraten  will, 
dals  ich  nie  irgend  etwas,  dafs  von  einem  Mitglied  de«  Ordens  innerhalb  oder  auljser- 
hatb  der  a^i^eial)|y  geihan  wu-d  aufdecken  wlH.  Daf»  ich  den  Ordeu  in  seiner  ganzen 
Würde  nuteri^tüUen  und  verteidigen  will,  und  d«fs  ich  iin  Falle  der  Gefahr  i>o  viel  wie 
ich  kann  daxu  beitragen  will  irgend  einen  Zweig  des  Orden»  xu  unter»tQt2eni  In  der 
Aufrechicrhaltung  unserer  Rechte  gegen  die  Unterdrücker,  Dafs  ieh,  Bollto  es  die  Not 
erfordern  irgend  ein  Mitglied«  Arbeitgeber  oder  Arbeiter ,  wenn  notwendig  nach  bebten 
Kriften  unterstülsen  will.  Sollte  ich  in  irgend  einer  Wei&e  den  heiligen  Eid«  den  ich 
ibgelogt  verletien «  so  werde  ich  die  Folgen  tlir  den  wissetitticheu  Meineid  auf  mich 
Jtehiiieo,  sowie  das  Urteil  dieser  a^aembljr«     ,,So  helfe  mir  Gutt!*' 
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Vemnigtcn  Siaateu  eine  so  starke  Arbeiterorgauisation  existiert  hat^j 
wie  die  ihrige*),  Schliefslich  wollen  wir  bemerken,  dafs  die  Ritt 
der  Arbeit  nicht  durch  ihr  Vereinswesen  und  den  aufgestellten  durch 
die  Politik  zu  realisierenden  Forderungen  allein  die  Übelstande,  welche 
aus  der  Entwickclung  der  veränderten  Technik  und  der  Grofsindustrie 
für  die  Uandarbeiter  hervorgehen,  beseitigen  wollen.  Eine  technische 
industrielle  Erziehung  der  Arbeiter  hat  sich  nach  ihrer  Auffassung 
der  Staat  zur  Aufgabe  zu  machen.  Neben  einer  besseren  allgemeinen 
Bildung  sollen  vielseitige  Fachkenntnisse  ermöglicht  werden,  so  da 
der  mit  wenigen  Handgriffen  seine  Stellung  ausfüllende  Arbeiter  den 
Zusammenhang  des  gesamten  Produktionszweiges  kennt  und  zeit- 
weise an  dieser  f  zeitweise  an  einer  anderen  Stelle  des  Betriebes  ver- 
wandt werden  kann.  Durch  eine  solche  Abwechslung  soll  er  nicht 
blos  vor  einer  körperlichen  und  geistigen  Verkommenheit  geschützt 
werden,  sondern  auch  die  Fähigkeit  gewiimen  zum  Werkführer  zu 
avancieren  oder  einmal  einem  eigenen  Betriebe  vorzustehen.  Dafs  mit 
der  technischen  Arbeitsteilung  als  solcher  nicht  gewisse  Schäden  ver- 
bunden sind,  diese  vielmehr  aus  den  jeweiligen  sozialen  Zuständen 
und  den  öffentlichen  Rechtszuständen  her\*orgehen,  lässt  sich  gerade 
in  den  Vereinigten  Staaten  beobachten,  woselbst,  obgleich  nirgends 
die  Arbeitsteilung  so  sehr  cutwickelt  ist,  in  Folge  der  kürzeren  Ar* 
bcitszeit,  der  höheren  Löhne  und  mancher  anderer  Umstände,  die  in 
Europa  zu  Tage  tretenden  Fabrikerscheinungen  lange  nicht  so  schroB 
hervorgetreten  sind.  Die  Theorie  von  den  sogenannten  Schattenseiten 
der  Arbeitsteilung  konnte  nur  so  lange  ihre  Gültigkeit  haben,  als 
man  die  Meinung  hegte,  dafs  die  gegebene  Einkommensverteilong.j 
nicht  geändert  werden  könne,  wie  manche  meinten,  oder  nicht  geän- 
dert werden  dürfe,  was  noch  mehr  Leute  für  die  Quintessenz  national- 
ökonomischer  Einsicht  hielten.  Hochentwickelte  Technik  und  weit 
verzweigte  Arbeitsteilung  können  innerhalb  bestimmter  sozialer  Zu- 
stände für  breite  Volksschichten  verderblich  werden,  erzeugen  aber 
ausschliefslich  Gutes,  wenn  der  gesellschaftliche  Rahmen  genügend 
erweitert  wird,  in  welchem  die  Güterproduktion  sich  abspielt 

Wir  glauben  diesen  Gedanken  hier  hervorheben  zu  müssen,  weil 
der  Entwickelung  der  amerikanischen  freien  Arbeitervereine  eben  die 
Tendenz  zu  Grunde  liegt,  die  Lage  der  Lohnarbeiter  den  modernen 
Produktionsverhältnissen  anzupassen. 

I)  VergL  Powdcrey  s  a,  0,:  „wEre  der  Vcieto  nicht  geheim  orgÄniaiert  «rorden,  so 
würde  dt«  iifTbntllcht^  Meinung  und  die  Opp^t^iLiau  entgegentrttender  InterMten  ««in 
Wjichstunj  gehindert  hnben.'* 

(Fort»et2ung  folgt.) 
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VI. 

Die  wirtsohaftsgeschiohtliohen  Studien  in  Deutschland  im  Jahre 

1882. 

n. 

Von  B.  Hoeniger. 

Im  AnBchluTs  an  die  Bemerkungen  LamprechtB  in  Bd.  VI,  S.  231 
dieser  Zeitschrift  bleibt  der  Zusammenstellung  der  die  geschichliche  Ent- 
Wickelung  von  Handel  und  Gewerbe  behandelnden  Publikationen  nur 
Weniges  vorauszuschicken. 

Von  Wichtigkeit  ist  zunächst  eine  zeitliche  und  materielle  Begrenzung. 
Wissenschaftliche  Arbeit  sucht  heute  der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  der 
Gegenwart  durch  methodische  auf  die  vorhergehende  Entwicklung  zurück- 
greifende Untersuchungen  einen  Anhalt  zu  geben,  selbst  die  Tagesdebatte 
verwertet  vielfach  wirtschaftsgeschichtliche  Auseinandersetzungen  für  ihre 
Zwecke.  Der  Ausgangspunkt  für  alle  diese  Deduktionen  geht  gemeinig- 
lich nirgend  über  jene  Zeit  hinaus,  in  welcher  der  moderne  Staat  der 
Wirtschaftspolitik  und  sozialen  Gesetzgebung  durch  Einfuhrung  einer  regel- 
mäfsigen  Statistik  eine  sichere  Grundlage  zu  geben  vornahm.  So  trefflich 
einzelne  dieser  Arbeiten  sind,  ihre  Ausschliefsung  scheint  für  unseren 
Zweck  geboten.  Die  Grenzen  sind  sogar  noch  enger  zu  ziehen.  Inaraa- 
Sternegg^)  betont,  dafs  aus  Archiven  und  Registraturen  ein  ausreichen- 
des Zahlenmaterial  für  eine  exakte  Darstellung  der  Wirtschaftszuständo 
etwa  in  den  letzten  hundert  Jahren  zu  gewinnen  ist;  erst  was  hinter 
dieser  Zeit  liegt,  entzieht  sich  dieser  zuverlässigen  Bearbeitungsmethode, 
und  hier  weist  Inama  der  Wirtschaftsgeschichte  ihre  eigentliche  Aufgabe 
zu.  Ist  damit  eine  sichere  Zeitgrenze  nach  der  Gegenwart  zu  gewonnen, 
80  bleibt  die  materielle  Einschränkung  um  so  schwieriger.  Die  Zahl  der 
Forschungen,  die  dem  engeren  Kreise  der  Wirtschaftsgeschichte  angehören, 
ist  verhältnismäfsig  gering,  aber  die  Entfaltung  des  Handelsverkehrs  und 
der  Gewerbethätigkeit  ist  so  unzertrennlich  mit  allen  Regungen  des  ge- 
schichtlichen Lebens  verknüpft,  dafs  mehr  oder  weniger  jede  historische 
oder  rechtsgeschichtliche  Darstellung  auf  diesbezügliche  Fragen  eingeht. 
Freilich   hat   es  eine  gewisse  Gefahr,  solche  Arbeiten  in  dieser  Beschrän- 

1)  Über  die  Quellen  der  deutschen  Wirtschaftsgeschichte.     Wien  1874,  S»  4. 
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kuBg  ÄU  faasen.  Der  Autor»  der  auf  politische  oder  rechtsgeBchiehtliche 
Vorgänge  sein  Augenmerk  richtet,  wird  unerwartet  von  einer  neuen  Seite 
angefzjÜFen,  an  deren  Deckung  er  nach  dein  ganzen  Programm  seiner 
Thatigkeit  kaum  dachte.  In  den  meisten  Fällen  erflcheint  dann  die  ein- 
seitige Beurtheilung  unbillig,  weil  der  wesentlichsten  Abgeht  nicht  ent- 
gegengekommen wird.  Oleich  wohl  ist  der  Versuch  gemacht^  solche  Publi- 
kationen, Boweit  sie  sich  mit  wichtigen  Momenten  der  von  uns  verfolgten 
Richtung  berühren,  nach  Möglichkeit  heranzuzic-hen. 

Bezüglich  der  hihHogrnphi sehen  Übersicht  bemerke  ich  noch,  dafs  die 
Bereicheningen  an  Quellen raaterial  in  derselben  nur  soweit  aufgeführt 
sind,  als  sie  ihrem  Inhalt  nach  vorwiegend  wirtschaftsgeschichtlicher  Er- 
kenutniB  dienen,  oder  in  der  Zuthat  des  Herausgebers  einen  diesbezüg- 
lieben  Anspruch  rechtfertigen  *). 

1)  Arnold,W.,  Studien  zur  deutsehen  Kulturgeschichte.  8tuttgurt  1882, 

2)  Bahrfeld,  E.,  Die  Brandenburgischen  Städtemünzen  aus  der  Kipper- 
zeit  1621  —  1623.      Rietz-Neuendorf   1882. 

3)  Baumann^  M.,  Die  Handekprivilegien  Lübecks  im  12.,  13,  und 
14.  Jahrhundert.     Göttinger  Dissertation,      1882. 

4}  Biedermann,  Zollkriege  Sachsens  mit  Österreich  und  Preufsen  im 
vorigen  Jahrhundert.    (Vierteljahrs ehr,  f,  Volkswirtsch.   Bd.  19,2.  S.  1  ) 

5)  Bücher»  K.,  Zur  mittelalterlichen  Bevölkerungsstatistik  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  Frankfurt  a.  M.  (Zischr.  f.  d.  ges,  Staats  wissen  seh. 
Jahrg.  ;i7,  8.   535  u.  38,  8.  28,) 

6)  — ,  Die  Frauenfrage  im  Mittelalter.  (Ebendae.  38,  S.  344  u.  separat 
Tubingen   1882.) 

7)  Buchwald,  G,  v. ,  Holsteinische  Abnehmer  auf  dem  Markte  Ham- 
burgs und  Lübecks  im  15.  Jahrh.  (Hansische  Geschichtshlätter, 
Jahrg.    1880—81.     Leipz    1882,  S.  65.) 

8)  Busch  er,  Die  Statuten  der  früheren  Gilden ,  Aemter  und  Zünfte 
binnen  der  Stadt  Essen.  Fortsetz.  (Essener  Ztg.,  2.  Blatt,  1882. 
No.   6,  8,    12,   18,  24,  30,  36,  42,   48.) 

9)  Endemann,  Fr.,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Lotterie  und  zum 
heutigen  Lotterierecht.     Bonner  Dissertation.    1882, 

10)  Erlcr,  Die  Judenverfolgungen  des  Mittelalters.     Fortsetz.     (Arch.  f. 
kath.  Kirchenrecht.     Mainz    1882,  S.   2  u.  S,   369.) 

11)  Friedensburg,  F.,    Schlesiens  Münzeu  im   Mittelalter.     (Ztschr.  f. 
Numismatik.     Berlin,  Bd.  9,  S,   302  u.  Bd.    10,  8.  20.) 

12)  Frenadorff,    F.,  Dortmunder   Statuten  und  ürtheile,     Halle    1882. 
Hansische  Gesichtsquellen,  Bd.  3.) 

13)  Gät  sehen  berger,    Geschichte    einiger    Ahgaben    im    Fürstbisthum 
Würzburg.     (Vierteljahrschr.  f.   Volkswirtsch.     Bd.   19,  S.  52.) 

14)  Gen  gl  er,  H.  G,,  Deutsche  Stadt  rech  tBaltertbüraer.     Erlangen  1882. 

15)  Gramich,  V.,  Verfassung  und  Verwaltung  der  Btadt  Würshurg  vom 
13.  bis  zum    15.  Jahrh.     Wurzburg   1882. 


I )  Einige  bereits  von  L  n  tu  p  r  e  c  h  t  m  dem  ersten  TeiJ  dieser  LitternturÜbenicht 
beiproehpne  Arbeiten,  dte  nuch  hier  in  Betnieht  konuneD,  «ind  im  Text  mit  I  tinter  An* 
gäbe  der  Nummer  oder  Seite  ziUert. 
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16)  Qrevel,  W.,  Statuten  der  früheren  Gilden  und  Aemter  in  der  Stadt 
Steele  und  im  Hochstift  Essen.  (Essener  Ztg.,  2.  Bl.  1882,  No.  116, 
122,  127,   133,   139,   145.) 

17)  Grünhag^en,  C,  Die  Zeit  Herzog  Heinrichs  IIL.  von  Schlesien- 
Breslau  1241—66.  (Ztschr.  f.  Gesch.  u.  Alterth.  Schlesiens,  Bd. 
16,  S.   1.) 

18)  Hagedorn,  A.,  Yerfassungsgeschichte  der  Stadt  Magdeburg  bis 
zum  Ausgang  des  13.  Jahrhunderts.  (Geschichtsblättor  f.  Stadt  und 
Land  Magdeb.     Bd.   17.    Fortsetz.) 

19)  Harster,  W.,  Versuch  einer  Speierer  Münzgeschichte.  (Mitth.  d.  bist. 
Vereins  der  Pfahs,  Bd.  7.) 

20)  — ,  Urkundliche  Nachrichten  über  den  Ausgang  der  Speierer  Haus- 
genossenschaft.   I.    (Ztschr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins,  Bd.  36,  S.  322.) 

21)  Hegel.  C,  Die  Chroniken  der  mittelrhein.  Städte,  Mainz  Bd.  2. 
Leipz.   1882.     (Die  Chroniken  d.  deutschen  Städte,  Bd.   18.) 

22)  Heyd,  W.,  Die  Alpenstrafsen  der  Schweiz  im  Mittelalter.  (Ausland, 
1882.     No.  24.) 

23)  Höhl  bäum,  K.,  Hansisches  Urkundenbuch,  Bd.  3,  1.  Abth.  (1343, 
1367.)     Halle  1882. 

24)  — ,  Mittheilungen  aus  dem  Stadtarchiv  von  Köln,  Hft.  1.  Köln  1882. 

25)  Home,  Geschichte  von  Frankfurt  a.  M.,  2.  unter  Mitwirkung 
Grotefends  umgearbeitete  Auii.     1882. 

26)  Ilwof,  Tauschhandel  und  Geldsurrogate  in  alter  und  neuer  Zeit. 
Graz  1882. 

27)  Jona,  S.,  Histoire  des  Juifs  a  Haguenau.  (Revue  des  EtudesJuives 
1882.     Fortsetz.) 

28)  Joseph,  F.,  Goldmünzen  des  14.  u.  15.  Jahrhunderts  nebst  urkund- 
lichen Beiträgen  zur  Münzgeschichte  der  Rheinlande,  bes.  Frankfurts. 
Frankfurt  1882. 

29)  Krebs,  J.,  Zur  Gcschicto  der  inneren  Verhältnisse  Schlesiens  von  der 
Schlacht  am  weissen  Berge  bis  zum  Einmärsche  Waldsteins.  (Ztschr. 
f.  Gesch.  u.  Altertum.  Schlesiens,  Bd.  16,  S.  33.) 

30)  Krey,  P.,  Die  Leipziger  Stadtlotterie  als  Vorgängerin  der  königl. 
Sachs.  Landeslotterie.  Ein  Beitr.  z.  Gesch.  des  sächs.  Lotteriewesens 
nebst  kurzer  Gesch.  des  öffentlichen  Glücksspiels  überhaupt.  Nach 
archiv.  Quellen.     Leipzig  1882. 

31)  Lamprecht,  K.,  Köln  im  Mittelalter,  L  (Preuss.  Jahrbücher,  Bd. 
49,  S.  495.) 

32)  Landsberger,  Z.  Geschichte  der  Juden  in  Brandenburg.  (Monats- 
schrift f.  Gesch.  u.  Wissensch.  des  Judenthums.     1882,  Hft.   1.) 

33)  — ,  Gesch.  der  Juden  in  der  Stadt  Stendal  vom  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts bis  zu  ihrer  Vertreibung  i.  J.  1510.  (Ebendas.  Hft.  3  u. 
folgende.) 

34)  Lorck,  Handbuch  der  Gesch.  der  Buchdruckerkunst.  1.  Th.  1450 
bis  1550.     Leipzig  1882.) 

35)  Lübeck,  Urkundenbuch  der  Stadt,  hrsg.  v.  d.  Verein  f.  Lüb.  Gesch. 
Bd.  7,   l.u.  2.     Lübeck  1882. 

36)  Markgraf,  H.    u.  Frenzel,  0.,   Brealauer  Stadtbuch.     Die  Rats- 
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linie    yon    1267    ab    u.   Urkunden    zur    Verfossungsgcsch.   der  Stadt, 

(Codex  diploiD.  Silesme  Bd,   11.)     Breslau   1B82. 
37)  Mayer,  Fr,  l>ie  Anfänge  de«  Handel»  und  der  Induetne  in  öater- 

TGioh  und  die  onentaÜBche  Kompagnie.     Innsbruck   1^82. 
S8)  Müller,    W.,    Gesch,    der  königl  Hauptstadt  Olmütz    \\  d.  ültesteii 

Zeiten  bis  zur  Gegenwart.     Olmütz  1882. 

39)  Nitzach,  K,  W.,  Die  Übertragung  des  Soester  Rechts  auf  Lübeck 
und  der  älteste  Marktverkehr  des  deutschen  Binnenlandes,  (HanBische 
Geschieh tJibU  Jahrg.   1880 — 81.     Leipz,    1882.) 

40)  N  e  u  m  an  n  - 8  p  a  1 1  a  r  t,  F.  X.  v.,  Österreichs  maritiine  Kntwickelung 
und  die  Hebung  von  Triest     Stuttgart  1882. 

41)  Fausche,  H.,  Die  städtische  Bevölkerung  früherer  Jahrhunderte* 
Nach  urkuudL  Material  aus  dem  Bathsarchiv  der  Stadt  Rostock. 
(Jalirbücher  t  NaU-Ök.  u.  Stot     Bd.  6,  N.  F.  S.  304.) 

42)  Pfeiffer  und  Ruland,  Pestilentia  in  nummis.  GeBchichte  der 
grofsen  Yolkskrankheiten  in  numismatiBchen  Dokumenten.  Tübingen 
1882. 

43)  Pohl,  J.,  Bürgerbuch  der  Stadt  und  des  Kirohspiels  Linz,  Linz  a.  Rh* 
(Programm  No.  396.) 

44)  Reschauer,  H,,  Geschichte  des  Kampfes  der  Handwerkerzünfte 
und  der  Kaufmnnnsgremien  mit  der  österreichischen  Bureaukratie  vom 
Ende  des   17.  Jahrhunderts   bis  z.  J.   1860.     Wien   1882. 

45)  Sax,  E.,  Die  Hausindustrie  in  Thüringen.  1.  Th,,  Da^  Meininger" 
Oberland.  (Conmd,  SaniiuL  nationalök,  u,  Statist.  Abhandlungen  dvn^ 
staatfiw.  Seminars  zu   Halle,    1882.) 

46)  Schalk,  K.,  Der  Wiener  Münzverkehr  im  16,  Jahrb.  Mit  einer 
Einleitung  über  die  Wiener  Pfennige  unter  Kaiser  Maximilian  I.  von 
Dr.  A,  Cusehin  von  Ehangreath.     Wien   1882, 

47)  f^cbmoller,  G. ,  Die  Handelssperre  «wisebeo  Brandenburg  and 
Poramern  i.  J,   1562.     (Ztachr.  f.  preuls.  Geack.  1882.) 

48)  Schneider,  J.,  Die  alten  Heer-  und  Handelswege  der  Germanen, 
Eamer  u.  Franken  im  deutschen  Reich  nach  örtlichen  Untersuchungen 
dargeetelU.,  Hft.   l.     Düsseldorf  1882, 

49)  Schnell,  J,,  Das  Stadtbueh  von  Frciburg  von  1503.  (Ztschr,  f, 
Schweiz.  Recht.    Bd.  21,  2.) 

50)  Toppen »  M.,  Über  einige  alte  Kartenbilder  der  Ostsee.  (Hans. 
OescMchlshU     Jahrg,   1880— 8L     Leipz.   1882.) 

51)  Wagner,  R.»  Zur  Geschichte  des  Seerechts  u.  der  Seerech tsquellen. 
(Ztschr.  f.  d,  gesamte  Hände lereoht.     Bd.  27.) 

52)  Weizsäcker»  J.,  Keichsiagsakten,     B(L  4.     1400-— 1401. 

Für  die  Wirtschaftsgeschichte  des  platten  Landes  besitzen  wir  in 
Weislümern,  Urbaren  und  Zinsregistern  verhältnismalsig  geschlossene 
Üuellenkomplexe.  Gewerbethätigkeit  und  Verkehrswesen,  von  vornherein 
vielseitiger  und  mannigfaltiger,  werden  auch  aus  wesentlich  ungleich- 
artigeren und  zerstreuteren  Materialien  zu  erforschen  sein.  Für  die  ältere 
Zeit  decken  sich  dieselben  durchaus  mit  den  allgemeinen  Quellen  der 
Städtegeschichte,  spater  sind  in  Verkehrsordnungen,  Zunftrollen,  Rechnung»- 
buchern  für  Einzelmomente  der  Entwickelung  einheitlichere  Üuellengruppen 
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gegeben  y  aber  eine  systematische  Einteilung  des  Gesamtstoffes ,  der  zum 
grofsen  Teil  noch  unverwertet  in  den  Archiven  ruht,  läfst  sich  vor  der 
Hand  kaum  geben.  Von  einer  eingehenden  Sonderbesprechung  des  in  dem 
letzten  Jahre  neugewonnenen  Quellenmaterials  ist  daher  abgesehen.  Ein- 
zelnes soll  an  geeigneter  Stelle  der  Gesamtbesprechung  eingereiht  werden, 
und  neben  einer  summarischen  Übersicht  des  Zuwachses  soll  hier  nur  in 
Kürze  auf  anderweite,  meist  versprengte  Akzessionen  hingewiesen  werden. 

Von  gröfseren  Publikationen  sind  die  zur  Geschichte  der  Hansa  für 
uns  die  wichtigsten.  Höhlbaums  hansisches  Urkundenbuch  geht  seinem 
für  1360  geplanten  Abschlufs  entgegen,  die  erste  Abteilung  des  3.  Bandes 
ist  erschienen  und  der  Schlufs  steht  demnächst  zu  erwarten.  Die  Weiter- 
führung des  Unternehmens  ist  von  Hagedorn  in  Angriff  genommen. 
Für  die  in  Dreiteilung  bearbeiteten  Hansarezesse  ist  im  vergangenen 
Jahre  kein  Zuwachs  zu  verzeichnen,  dafür  hat  der  3.  Bd.  der  hansischen 
Geschichtsquellen  uns  die  Dortmunder  Kechtsquellen,  die  bisher  wenig 
lauter  überliefert  waren,  z.  T.  auf  Grund  neu  entdeckter  Handschriften  in 
musterhafter  Bearbeitung  zugeführt  (No.  12).  Die  Chroniken  der  deut- 
schen Städte  haben  mit  ihrem  18.  Bde.  die  mittelalterliche  Ueberlieferung 
fiir  Mainz  abgeschlossen  (No.  21).  Bd.  11  des  Codex  diplom.  Silesiae 
(No.  36)  ergänzt  in  dankenswerter  Weise  das  ältere  Breslauer  Urkunden- 
buch. Der  4.  Bd.  der  Keichstagsakten  zeigt  einen  vorwiegend  für  die 
politische  Geschichte  bedeutsamen  Inhalt,  doch  ist  zumal  aus  einer  Reihe 
von  Stadtrechnungen  auch  für  unsere  Zwecke  Manches  geboten.  Wichtige 
städtische  Urkundcnsammlungcn  sind  eifrig  fortgeführt,  oder  im  Erscheinen 
begriffen,  so  für  Lübeck  (No.  35),  für  Dortmund  (hrsg.  von  Rubel), 
Hildesheim  (Döbner),  Freiberg  i.  S.  (Ermisch).  Die  Nummern  43,  50 
und  I,  41  bringen  kleinere  Beiträge  für  Einzelstädte  zur  Kenntnis.  Eine 
erfreuliche  Bereicherung  ist  mit  No.  24  gegeben.  Diese  Mitteilungen 
aus  dem  Kölner  Stadtarchiv  sind  in  der  Hauptsache  eine  Veröffentlichung 
der  neu  angelegten  Repertorien.  Das  erste  Heft  bringt  unter  Anderem 
das  Verzeichnis  der  Urkunden  des  Hanse-Kontors  zu  Brügge-Antwerpen,^ 
Regesten  aus  den  stadtkölnischen  Briefbüchern  von  1367 — 1387  und  einen 
Bericht  über  den  ältesten  Aktenbestand  der  städtischen  Verwaltung  Kölns. 

Keiner  der  anderen  Quellencomplexe  ist  auch  nur  annähernd  in  glei- 
chem Umfange  erschlossen,  als  der  für  die  spezifisch  städtische  Entwickc- 
lung  in  Betracht  kommende.  Nur  für  die  Zunftgeschichte  wird  neuerdings 
tüchtiges  geleistet  und  ebenso  wird  den  Entwickelungswegen  und  Quellen 
des  Handelsrechts  eine  sorgfältigere  Beachtung  geschenkt.  Die  diesbezüg- 
lichen Publikationen  des  letzten  Jahres  sollen  weiter  unten  besprochen 
werden.  Hier  dürfen  wir  noch  den  statutarischen  Bestimmungen  des 
Berg-  und  Seerechts  eine  Stelle  einräumen.  Über  eine  treffliche  Leistung 
für  jenes  berichtet  der  erste  Teil  dieser  Litteraturiibersicht  (I,  No.  24)*). 
Für  die  Geschichte  des  Seerechts  liefert  No.  51  eine  wertvolle  Quellen- 
untersuchung. Wagner  geht  anf  Grund  genauer  Daten  auf  die  Ent- 
stehung des  Amsterdamer  Secrcchts,  der  sog.  Ordinancie,  zurück,  er  zeigt, 
in  welcher  Weise   die  Verbindung   dieser  Rechtsquelle   mit   der  Vonnesse 


1)  Vergl.  Lampr.  S.  242. 
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yan  Dammö  erfolge  und  weist  in  diesem  vereinigten  ,,Waterrecbt**  das 
rrivat«oerecht  des  hansiBchcn  Bundee  nach.  Die  Originalausfertigung 
dieses  Seerecbts  für  das  BrÜgger  Kontor,  welche  allen  spateren  Hand* 
sf^brilten  zu  Grunde  liegt,  und  die  von  Wagner  noch  als  verschollen 
bezeichnet  wird,  ist  inzwischen  von  Höhl  bäum  im  Kölner  Stadtarchiv 
aufgetuudeu  worden,  wo  sie  unter  die  hansischen  Hezesse  versprengt  war, 
weil  man  ihren  Inhalt  nicht  erkannt  hatte*). 

Eine  Unzahl  vereinzelter  Urkunden  und  kürzerer  Quellcnniitteilungen 
oder  -Auszüge  verliert  »ich  in  den  Publikationen  gelehrter  Gesellschaften 
und  historischer  Lokalvereine.  Der  Versuch  einer  irgend  detaillierten  Äuf- 
ziihluog  ergäbe  nur  eine  verwirrende  Nomenklatur.  Nur  der  »»Anzeiger 
für  Kunde  deutscher  Vorzeit**  darf  nicht  gänzlich  mit  Stillschweigen  über- 
gangen werden-  Für  die  gewerbliche  und  technische  Entwickelung  der 
Zünfte,  zumal  des  Kiinsthandwerks  und  des  Profanbauwesens ,  bietet  jede 
Nummer  wertvolle  arehivalische  und  antiquarißche  Beitrage.  Was  andere 
Zeitschriften  Ähnliches  bringen,  ist  durchweg  zufällig  angeflogen,  es  fehlt 
eben  noch  an  einem  geeigneten  Sammelpunkt  für  diese  wirtschaftsgeschicht- 
lichen  Splitter. 

Die  chronikalische  Überlieferung  des  ilittelalters  berührt  nur  in  den 
seltensten  Fällen  konkrete  Verhältnisse  des  Wirtschaftslebens,  Berichte 
wie  sie  Cäsar  über  Gallien  gegeben,  existieren  überhaupt  nicht  Vereinzelt 
aber  tritt  eine  andere  Seite  der  geschichtlichen  Entwickeluug  hervor.  Aus 
zufälligen  Bemerkungen  erkennen  wir  oft  mit  überraschender  KUrheit  die 
tiefgehenden  sozialen  Bewegungen  der  Zeit.  Ich  erwähne  hier  nur  die 
von  Hegel  wiedergefundene  Mainzer  Chronik  (No.  2L  S,  131)  und  die 
kürzlich  von  BernouMi  mitgeteilten  Zusätze  zur  Kebgauischen  Chronik 
aus  einer  Basler  Handschrift*). 

Wie  buntscheckig  übrigens  die  Erkenntnisquellen  der  Wirtschafts- 
geschichte sind,  zeigt  No.  42  an  einem  interessanten  FaUe.  Ausgehend 
von  dem  Gedanken,  den  Zusammenhang  dar  Epidemien  mit  dem  jeweiligen 
unzureichenden  Ernährungszustand  der  grofsen  Volksmassen  in  Perioden 
relativer  Übervölkerung  zu  erweisen,  haben  Pfeiffer  und  Ruland 
gleichzeitige  auf  das  Auftreten  grofser  Volkskankheiten  und  deren  wirk- 
liche und  vermeintliche  Ursachen,  sowie  auf  ihre  Abwehr  geprägte  Denk- 
münzen zusammengestellt  Hier  interessirt  am  meisten  der  Abschnitt, 
welcher  von  den  auf  Teuerungen,  Überschwemmungen  etc.,  sowie  auf 
Gegenraafsregoln  (Getreidemagazine,  Brod Verteilungen)  bezüglichen  Münzen 
und  Jetons.  Diese  authen tischen  Dokumente  werden  von  den  Heraus* 
gebern  zur  Beurteilung  wirklicher  Notstände  und  ihres  Einflusses  auf 
lieben  und  Gesundheit  der  Bevölkerung  glücklich  verwertet 

Ein  Mittelglied  zwischen  Quellen  werk  und  darstellender  Arbeit  bildet 
Ü eng  1er 8  Festgabe  zur  dritten  Säcular-Feier  der  Hochschule  Würzburg 
(No.  14),  Das  Werk  zerfäUt  in  zwei  Teile,  deren  erster  „Zur  Rechis- 
topographie"    in    überreicher  Fülle    antiquarische  und  archivalische  Beleg- 


1)  KoppiDftnn,  Hansiacbe  WbbyfiLhrt.     Leipzig  1883.     8.  17. 

2)  Anzeiger  Hir  Schweb.  Qescb.  hrsg.  von  d.  «Ug.  gescMcfatf.  GeseUscb.  d.  Scbweis, 
13.  Jftbrg.  198S,  No.  S. 
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stelleo  anainaDderTeiht,  während  der  zweite  ,»Zur  Rechtealte rthumskunde'* 
in  9  Exkursen  gesonderte  DarBtellnngen  zar  BtädtiBchen  EDtwickelungs- 
geschichte  bietet  Zwei  Moment©  sind  bei  dem  Werke  rühmend  hervor- 
zuheben: Der  Gang  der  Unterauchung  und  die  Form  der  Daratellung. 
0  e  n  g  1  e  r  geht  von  der  äuHaerei]  Ersuheiuung  der  Dinge  ans  und  gelangt 
unter  Würdigung  ihrer  Entstehung  zur  Behandlung  ihres  inneren  Wesens, 
So  leitet  er  z.  B.  von  der  Beaehreibung  der  slÄdtischen  Befestigungs werke 
EU  ihrer  Herstellung,  zu  ihren  Bau-  und  Unterhaltungskosten,  sowie 
schüefslieh  zu  den  anknüpfenden  rechtlichen  Bestimmungen  über.  Diese 
Eutwickelung  von  aufsen  nach  innen  lat  überaus  glücklich  gewählt^  um 
ein  anachauliehes  Bild  zu  geben.  Ebenso  bewegt  sich  die  Sprache  trotz 
der  durchgehend  unvermittelten  EinÜecbtung  von  zahllosen  Qnellenstellen 
IQ  den  Text  mit  grofser  Gewandtheit.  Aber  U  e  n  g  1  e  r  stellt  seine  mit 
enormem  SammelHeifs  und  umfassender  Kenntnis  zusammengetragenen 
Notizen  vom  lü.  bis  zum  16.  Jahrhundert  ohne  jede  zeitliche  Trennung 
nebeneinander.  In  gleicher  Weise  vermisseß  wir  auch  nur  den  Versuch 
einer  Auseinanderhaltung  der  Städte  bezüglich  ihrer  rechtlichen  Qualität 
oder  ihrer  territorialen  Zugehörigkeit.  So  erhalten  wir  ein  Universalbild 
der  deutschen  Stadt  ^  das  unsicher  zwischen  den  Jahrhunderten  schwankt. 
Wir  kommen  in  der  Folge  noch  auf  Einzelheiten  zurück.  Hervorzuheben 
bleibi  an  dieser  Stelle  nur  die  als  Anbang  gegebene  Übereicht  der  be- 
nutzten ötadtreehtlichen  Uuellen .  Abdrücke  und  Handschriften.  Auf  28 
Seiten  ist  hier  ein  nach  Orten  geordnetes  Verzeichnis  der  für  die  Städte- 
geschichte  bekannt  gewordenen  Quellen  gegeben,  das  um  so  dankenswerter 
ist,  je  mehr  jedes  literarische  Hilfsmittel  in  dieser  Richtung  bisher  fehlte. 
Die  Anfänge  einer  aelbstandig  geordneten  Handelsthätigkeit  hängen 
mit  dem  Aufkommen  der  Städte  und  ihren  frühesten  Instituten  so  eng 
zusammen ,  dafo  wir  die  Umschau  auf  dieses  Forschungsgebiet  ziemlich 
weit  ausdehnen  zu  müssen  glaubten.  Von  Einzelstadtgeschichten,  die  das 
Jahr  18^2  zu  Tage  gefordert^  sind  die  Kummern  25  und  38  populär  ge- 
schrieben. Letztere  (Olmütz)  ist  besondere  in  den  älteren  Partien  nicht 
in  ausreichendem  MaTse  kritisch,  während  für  Frankfurt  die  Mitwirkung 
Orotefends  eine  zuverlässigere  Vermittlung  der  bisher  gesicherten  Resul- 
tate verbürgt  Gram  ich  verzichtet  bei  dem  Fehlen  urkundlicher  Nach- 
richten auf  eine  Konstruktion  nach  Analogien  und  bietet  um  so  wert- 
volleres aus  der  beglaubigten  Überlieferung  vom  13,^ — ^16.  Jahrhundert. 
Für  Mainz  hat  Hegel  eine  sorgsame  Untersuchung  durchgeführt,  die  für 
das  14.  und  15.  Jahrhundert  überaus  reich  an  wirtachaftsgeschichtlichem 
Detail  ist.  überhaupt  bewegt  sich  seine  Barstellung  von  der  Bestätigung 
der  bestehenden  Rechtsgewalt  in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderte 
auf  Bicherem  Boden.  Für  die  ältere  Periode  vermochte  er  bei  den  dürf- 
tigen Resten  der  Überlieferung  ebensowenig,  wie  in  seiner  Verfassungs- 
geschichte  von  Köln  zu  einer  klaren  Formulierung  zu  gelangen,  es  finden 
»ich  selbst  Widersprüche  in  der  Auffassung  der  ständischen  Gliederung 
und  einzelner  Institute.  Einen  wesentlicheren  Fortschritt  bezeichnt^t 
Freoedorffs  Verfassungsgeschichte  von  Dortmund,  die  in  ausführlicher 
Einleitung  dem  Abdruck  der  städtischen  Rechtsquellen  vorausgeschickt  ist. 
Man  glaubt  es  faat  körperlioh  zu  sehen,  wie  hier  eine  sichere  Hand  ord- 
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nend  und  »ichtend  eingreift  und  all  und  jedem  seinen  Platz  anweist. 
Wenn  die  in  ihrer  klaren  durchsichtigen  Beweisführung:  geradezu  muster- 
hafte Arheit  in  der  Hauptsache  der  KechtugeBt'hichte  zu  Gute  koraint,  eo 
laBaen  sich  doch  fruchtbare  Gesichtspunkte  auch  für  unsere  Zwecke  her- 
ausgreifen. So  knüpft  Frenadorff  an  den  Nachweis  ireier  Bewohner 
vom  10.— 12,  Jahrhundert,  deren  Zunahme  er  durch  den  Betrieb  des 
Handels  wesentlich  gefördert  glaubt,  die  Bemerkung:  „aus  dem  Berufe  der 
emtores.  wie  sie  einmal  genannt  werden,  bildet  sich  hier,  wie  anderwärts 
der  freie  und  unfreie  Herkunft  überwindende  Stand  der  Bürger'*  (8.  XVI). 
Die  Periode  des  12.  Jahrhunderte  wird  ,^nach  ihrer  hervorstechendste« 
Erscheinung"  als  die  der  Gilde  bezeichnet,  uud  nachdem  er  in  der  Heinolds- 
gilde  die  Genossenschaft  der  Grofskautleute  nachgewiesen  hat,  führt  er 
aus,  wie  allmählich  die  unter  dem  Kollektivnaraen  der  .»ErbsasBen**  ein- 
begriffenen Bürger  au  ihre  Stelle  treten  (S,  LTT)  und  wie  damit  die  Krb- 
sehaft  der  Gilde,  „soweit  sie  die  Vertretung  der  Stadt  bildete  und  an  ihrer 
Verwaltung  beteiligt  war,  dem  Rate  zufällt**  bei  dessen  Wahl  den  Erb- 
sassen dieselbe  Kecht«tellung  zusteht,  welche  früher  die  Mitglieder  der 
Reinoldsgilde  inneliatten  (S,  LV).  Die  Bedeutung  der  kaufmännischen 
Einwohnerschaft  in  Magdeburg  betont  auch  Hagedorn,  aber  er  be- 
schränkt sich  auf  die  für  jene  frühe  Periode  sehr  lückenhafte  lokale 
Überlieferung,  auch  steht  der  Abschlufs  der  Arbeit  noch  aus.  Das  bisher 
Gelieferte  legt  das  Hauptgewicht  auf  die  Untersuchung  des  Wesens  und 
Ursprungs  des  Magdeburger  Burggrafenthums.  Über  das  Mittelalter  hinaus 
reicht  Markgraf,  der  von  den  ältesten  Ansiedelungen  bis  zur  preufsi- 
flchen  Besitzergreifung  die  VcrfaRstingsgeschichtc  Breslaus  in  übersichtlicher 
und  klarer  Behandlung  darstellt  (No.  36).  Ein  nachdrücklicher  Hinweist, 
wie  auf  diese  tüchtige  Arbeit,  so  auf  die  ernsten  Bestrebungen  des  scblesi- 
sehen  ücschichtsvereins  überhaupt,  ist  hier  gewifs  am  PlatÄ  gegenüber 
der  Tatsache,  dass  die  Forschung  den  auf  altgeschichtlichem  Boden  er- 
wachsenen Kommunen  vor  den  jüngeren  Kolonisationsstädten  des  Ost^ens 
den  Vorzug  zu  geben  gewohnt  ist. 

Wenn  dieser  Litteraturübersicht  als  Endziel  vorschwebt  Lücken  auf- 
zudecken und  auf  neue  Seiten  der  Behandlung  hinsmweisen ,  so  sind  an 
dieser  Stelle  wohl  einige  allgemeinere  Bemerkungen  erlaubt  Dieselben 
knüpfen  am  besten  an  die  umfassendste  Arbeit  auf  diesem  Gebiete  an. 

Obgleich  G  engl  er  die  frühere  Hälfte  des  Mittelalters  in  breiterem 
Umfange  als  die  spätere  Zeit  heranzieht,  finden  wir  in  dem  dankenswerten 
Verzeichnis  am  St'hlul's  des  Buches  eine  auffallende  Lücke.  Das  in  seinem 
Ursprung  durchaus  germanische  Städtewesen  Flanderns  und  Brabants  ist 
weder  hier  noch  an  anderer  Stelle  berücksichtigt.  Im  Jahre  1836  sprach 
Warnköaig  bei  dem  Antritt  seines  Lehramts  an  der  Universität  Frei- 
burg „Ton  der  Wichtigkeit  des  Rechte  und  der  Geschichte  der  belgischen 
Provinzen  für  die  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichle**,  wenn  der  Aus- 
druck damals  gUng  und  gäbe  gewesen  wäre,  hatte  er  mit  gutem  Rechte 
die  Wichtigkeit  für  die  deutsche  Wirtflchaftgcschichte  an  die  Spitze  stellen 
können.     Seine    flandrische   Staat«-   und    Rech tsgc schichte  *)   beweist   das 


0  4  Bell».   Tabinßcn  183/»— 1842  und  die  fm^ßsi seile  Aüagabe  von  Heldorf     Die 
sttierte  akAdembche  Uede   Ut  gedruckt:  Freibarg  1836. 
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vollauf.  Jahrzehnte  lang  schien  Warnkönigs  Anregung  fast  verloren. 
In  den  grundlegenden  Arbeiten  von  Arnold,  Nitzsch  und  Heusler 
ist  das  belgische  Material  ganz  unbenutzt  geblieben,  nur  vereinzelt  haben 
deutsche  Forscher  den  von  drüben  erschlossenen  Quellenstoff  verwertet  ^), 
bis  endlich  neuere  Hanseaten  ihre  Studien  selbständig  nach  Westen  aus- 
dehnten. Die  hansischen  Quellenwerke  haben  aus  den  reichen  Fund- 
gruben der  belgischen  und  nordfiranzösischen  Archive  schon  manches  Neue 
und  Bedeutende  zu  Tage  gefördert,  Höhlbaum  verspricht  in  der  Vor- 
bemerkung der  letzten  Lieferung  seines  Urkundenbuchs  eine  Sammlung 
der  die  vlämische  Hansa  betreffenden  Dokumente,  sowie  eine  Abhandlung 
über  mehrere  Fragen  der  Entwickeluogsgeschichte  der  kaufmännisch- 
städtischen Vereinigungen  auf  Grund  einer  persönlichen  Durchforschung 
der  Archive  des  alten  Südffandern,  und  in  derselben  Richtung  bewegt  sich 
Fronsdorff  nach  Ausweis  seiner  Berichte  über  die  zur  Herausgabe  der 
älteren  deutschen  Stadtrechte  unternommenen  Vorarbeiten'). 

Mit  dieser  Neuerwerbung  eines  halbverlorenen  Gebietes  drängt  sich 
die  Frage  nach  einer  irgend  motivierten  Gruppierung  des  anwachsenden 
Stoffes  mit  erneuter  Bedeutung  auf.  Bisher  suchte  man  sich  so  gut  als 
möglich  mit  der  alten  Einteilung  nach  Bischofs-,  Pfalz-  und  Landstädten 
zu  helfen.  Aber  diese  herrschaftliche  Zugehörigkeit  der  Stadt  ist  nicht 
von  wesentlichem  Belang.  Köln,  Magdeburg,  Strafsburg  haben  sich  zu 
verschiedenen  Zeiten  und  bis  zu  gewissem  Cbrade  in  verschiedenen  äufseren 
Formen  entwickelt,  während  sich  die  Gleichartigkeit  und  Gleichzeitigkeit 
der  Entwickelung  für  Köln  mit  Gent,  Brügge  und  Ypem  schlagend  nach- 
weisen läfst.  Damit  fällt  die  gewaltsame  Konstruktion  analoger  Ent- 
wickelungsreihen  für  die  Städte  nach  ihrer  herrschaftlichen  Zugehörigkeit. 
Die  Unterschiede  von  Industrie-  und  Handelsstadt,  von  Lokal-  und  Transit- 
verkehr, haben  wie  sie  als  wirtschaftliche  Vorbedingungen  der  Einzcl- 
entwickelung  gelten  können,  ohne  Zweifel  auch  rechtlich  bemerkbare  Ein- 
wirkungen geübt.  Hier  bleibt  jedenfalls  noch  viel  zu  thun,  vor  allem 
aber  wird  die  Forschung  eine  Gruppierung  nach  territorialen  Grenzen 
versuchen  müssen.  Wie  weit  in  dieser  Richtung  die  Gebiete  der  alten 
Stammesrechte  mitbestimmend  waren,  bleibt  eine  offene  Frage. 

Um  des  Weiteren  aus  dem  Streit  der  Meinungen  einen  Ausweg  zu 
finden,  müfsten  die  Anfänge  einer  innerstädtischen  Organisation  schärfer 
als  es  bisher  geschehen,  ins  Auge  gefafst  werden.  In  dem  vierten  Kapitel 
seiner  ».Rechtstopographie"  betont  Gen  gl  er  die  Bedeutung  der  Stadt- 
einteilung für  die  organische  Entwickelung  des  inneren  Gemeindelebens. 
Er  führt  in  Vierteln,  Quartieren,  Bauerschaften  und  Huferschaften  eine 
Reihe  von  Erscheinungsformen  dieser  Innenteilung  auf  und  erwähnt 
schliefslich  „im  Gegensatz  zu  den  sämtlichen  vorher  betrachteten  Ein- 
teilungen deutscher  Städte*'  die  Sonderung  nach  Kirchspielen,  wie  sie  uns 


1)  So  namentlich  Waitz  in  seiner  Verfassungsgeschichte.  Vergl.  auch  Mon.  Oerm. 
S  S.  XXI  481  —  622  Gisleberti  Chronicon  Hanoniense  ed  Arndt,  mit  werthvollen 
orkandlichen  Beilagen. 

2)  Neues  Archiv  f.  ältere  deutsch.  Gesch.  Bd.  4,  S.  43 ;  5,  S.  81 ;  7,  S.  9.  Vgl. 
aach  Frensdorff,  Aus  belgischen  Städten  und  Stadtrechten.  (Hans.  Geschichtsbl. 
Jahrg.  1878.    S.  39.) 
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in  Kölo  entgegentritt.  Nur  für  Hamburg,  Worm»  und  Basel  entdeckt  er 
noch  einzelne  mehr  oder  minder  beßchränkte  Berührungen  zwiechen  Kirch- 
Bpieleinteilung  und  dem  bürgerlichen   Gemeinde-  und  Verkehraleben, 

In  diesem  Kapitel  tritt  der  Mangel  einer  Anordnung  des  Stoffs  nach 
Zeit  und  Ort  vielleicht  am  nachteiligsten  hervor.  Das  bunte  Durchein- 
ander der  heterogensten  Quellenstellcn  lässt  sich  mit  seinen  zahllosen 
Irrtümern  und   Widersprüchen  kaum  entwirren. 

Die  Verwertung  eines  für  djose  Frage  unschätzbaren  Materials  giebt 
hier  erwünschte  Förderung.  Das  iStadtarchiv  zu  Köln  birgt  die  ältesten 
Aktenbestände  der  in ncrstkd tischen  Verwaltung  vom  Anfang  des  12.  Jahr- 
hundorts an;  die  seit  Clasens  veralteten  Mitteilungen  (1769 — 1786)  eine 
ernsthafte  Bearbeitung  für  die  Verfassangegeschichte  nicht  erfahren  ha- 
ben ' ).  Es  sind  die  Aufzeichnungen  der  einzelnen  Parochialbehörden ,  denn 
in  der  Periode  vor  Konstituierung  einer  gemeinsamen  Stadt  Vertretung  durch 
den  Rat  sehen  wir  die  kommunalen  Angelegenheiten  in  diesen  getrennten 
Sonderbezirken  verwaltet.  Was  Hegel  an  einer  Stelle  seiner  Verfaasungs- 
geschichte  der  Stadt  Köln  in  unklarer  Verbindung  noch  als  Vermutung 
giebt'),  wird  durch  dieses  urkundliche  Material  zur  Gewifsheit  Die  coniu- 
ratio  von  1112  kann  nur  als  der  Zusammentritt  dieser  bisher  gesonderten 
Bezirke  erklärt  werden.  Für  das  Jahr  1169  haben  wir  den  ersten  for- 
malen Absohlufs  der  stadtkölnischen  Verfassung  zu  verzeichnen.  In  den 
fragmentarisch  erhaltenen  Resten  eines  Stadtbuchs  läfst  sich  die  oberin- 
stanz liehe  Thätigkeit  des  nunmehr  zu  fester  Uestaituug  gelangten  Rates 
verfolgen,  während  nach  Ausweis  der  erhaltenen  Aktenbestände  den  Kirch- 
spielen nur  noch  die  engeren  Befugnifse  von  Unterbehorden  zustehen. 
Die  treibenden  und  führenden  Elemente  in  dieser  Bewegung  sind  die 
Mitglieder  der  Gilda  mercatoria,  deren  Hauptsitz  in  der  Martinspfarre 
liegt,   welche  das  städtische   Marktgebiet  und  die  Rheinfahre  beherrscht. 

Hier  liegt  der  Ausgangspunkt»  von  dem  aus  die  Anfänge  der  städ- 
tischen Entwiokelung  in  ihrer  eminenten  wirtschaftsgeschichtlichen  Bedeu- 
tung erst  ihre  volle  Würdigung  finden.  Unter  Führung  der  Kaufmanne- 
pfarre vollzieht  sich  die  Einigung  der  Sonderbezirke  und  die  Bildung  der 
städtischen  Autonomie.  Jenes  rätselhafte  Institut  der  Richerzeche  löst  sich 
in  die  volkstümliche  Bezeichnung  der  sozial  abgeschlossenen  Geldaristo- 
kratie auf,  die  sich  als  direkte  Fortsetzung  der  Gilde  erweist.  Damit  ist 
die  alte  Kontroverse  freier  oder  unfreier  Herkunft  beseitigt  Die  Macht 
des  Kapitals  trägt  die  ganze  Bewegung  und  bewirkt  zuletzt  jene  soziale 
Verschiebung^  welche  die  Söhne  und  Enkel  der  bunt  zusammengewürfelten 
Gildemitglieder  zu  der  politisch  bevorrechteten  Stellung  der  Patrizier  und 
Erbsafsen  emporhebt.  Man  darf  nur  in  diesem  Zusammenhange  dem  von 
F ren 8 dorff  geschlofsenen  Charakter  der  Gildegenofsen  als  „ursprüngliche 
V  oll  grün  dbesitzer**  seinen  eigenen  oben  zitierten  Satz  von  der  standischen 
Neubildung  der  Handelathätigkeit  gegenüberzustellen^  um  auch  diese  Kon- 
zefsion  an  die  bisher  festgehaltene  Bedeutung  des  altererbten  Grundbe- 
sitzes für  den  Ursprung  bürgerlicher  politiseherRechte  fallen  zu  lassen. 

Diese  Ausführungen  gelten  zunächst  für  Köln.    Die  flaDdrischen  Städte 


1\  Vergl*  den  Berieht  in  Nr    24,  S.  36. 

S)  Chrom^eD  d.  deatschen  Stldte  Bd.  15  S.  CXXl, 
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bewegen  sich  in  ders^lbon  Linie.  Für  Dortrauod  haben  die  TJntorsuchrm' 
g^en  Freri8dorff8  in  wesentlichen  Haupt ztigen  «hereinstiminende  Resultat«  er- 
geben. Eine  genoralisirende  Ausdebnung;  ist  allerdings  nicht  ohne  weiteres 
möglich.  Sßlbötvei'ständHch  scheidet  zunächst  das  Kolonisationsgebiet  des 
OöleDs  aus.  Für  Süddeutechland  müfste  als  grundlegend  zunächst  die  Fra- 
ge nach  der  Bedeutung  der  Pfarraysteme  für  städtische  Einteilung  und  Ent- 
wickeluug  untersucht  werden,  ehe  weitere  Schlüsse  erlaubt  sind. 

Das  grofse  wirtschaftegeschichtliche  Interesse,  welches  die  Aiifänge  der 
städtischen  Autonomie  in  dieser  Wendung  gewinnen,  mag  die  Breite  die- 
ser Auseinanderset35ungen  rechtfertigen.  Die  Auffassung  ist  keineswegs 
neu.  Wiederholt  ist  ein  ähnlicher  Standpunkt  vertreten  worden,  ohne  bei 
dem  Mangt'l  ausreichender  urkundlicher  Begründung  entgegenstehende  Auf- 
ssungcn  forträumen    zu    können.     Die    von    der  Rheinischen  Geschichts- 

pgescllschatt  in  Angriff  genomtnene  Herausgabe*)  der  mehrfach  angezoge- 
nen  Kölner  Urkunden  dürfte  daher  in  hohem  Grade  willkommen  sein. 

Treten  uns  in  diesem  Moment  einer  grofsen  volkswirtschaftlichen  Ko- 
volution,  wie  Schmoller  den  Gesamtinhalt  dieser  Vorgänge  treffend  be- 
zeichnet hat,  die  Errungenschaften  der  Macht  des  Kapitals  in  ihrem  präg- 
nantesten   Ausdruck    entgegen^   so  erkennen  wir    in    den    korrelaten    Ent- 

^wickclungsmomenten  der  städtischen  Gewerbethätigkoit  da*t  Eingreifen  einer 
zweiten  wesentlichen  Faktors,  der  Arbeit  Vor  zwanzig  Jahren  brachte  des 
ste  Band  dieser  Jahrbücher  * )  von  Jakob  Caro  die  erste  zusammen faa- 
ende  Li tteratu rübers i cht  über  eine  Reihe  die  Geschichte  der  deutschen  Ar- 
beit behandelnder  Forschungen.  Manche  der  damals  geäuTserteo  Wünsche 
sind  heute  erfüllt.  Mit  wenigen  Ausnahmen  legen  die  einschlägigen  Un- 
tersuchungen wohl  noch  immer  den  Nachdruck  auf  die  Rechts- und  Vcrfas- 
fiungsgeschichte ,  aber  die  Frage  der  Konsumtion  und  Produktion  findet  da- 
neben doch  breitere  Rücksichtnahme,  und  in  den  bahnbrechenden  Arbei- 
Bn  Schmollers  wird  nicht  nur  die  technische  Seite  der  Entwickelung  ein- 
ehend  beleuchtet,  die  soziale  Bedeutung  der  gewerblichen  Arbeit,  ihrer 
lonossenschaftlichen  Organisation  and  ihrer  politischen  Kämpfe  wird  über 

"die  früher  erstrebten  Ziele  hinaus  in  grofsem  geschichtlichen  Zusammen- 
hange klar  gelegt.  Endlieh  hat  auch  die  letzte  und  wesentlichste  Forde- 
rung von  damals  Gehör  gefunden.  In  mühevollater  gründlicher  Spozial- 
forschuog  geht  die  jüngste  Zeit  daran,  Zahlen  und  Daten  zu  vermitteln, 
um  eine  durchaus  sichere  Grundlage  der  Beurteilung  zu  gewinnen.  In 
dieser  Richtung  bieten  die  Nummern  ö,  6  und  41  ein  überaus  wertvolles 
fttatiatisches  Material,  Nicht  gleich  ergiebig  war  das  Jahr  1882  an  urkund- 
lichen Quellenmitteilungen.  Die  Nummern  8  und  16^  sowie  einige  wich- 
tige Zunfturkunden  am  Schlufs  von  Nr.  15  sind  verhältnismafsig  geringe  Bei- 
träge gegenüber  der  reichen  Thätigkeit  der  letzten  Jahre  auf  diesem  Ge- 
biete *).     Ebenso  fehlen  Einzeldarstellungen  liir  das  Mittelalter  in  diesem 


1)  y^rgV  d«  sweiten  J»hre6b«ric]it  der  Gdselläcbrnft.     Köln  1882  ä.  13. 
Jt)  Bd.  I    1863,  8,  iir 

I)  DU  Pablikntion  voti  BodemntiiL,  die  Klteren  Zunfturkunden  der  SUdt  Lilocbarpr 
liatiover  1883.  (Qoellen  u  Barsteltan^en  zar  Oesch,  Nledersachsfiiis  Bd,  K),  ebenso 
wi«  dio  Arbeiten  von  Mettig,  sur  Gesch.  der  liiga^chcn  Gewerbe  im  13.  a.  li,  Jahrb. 
Rigm,  1S83  tt.  Knothe,  Gesch.  des  TucbtnÄcherhaiidwcrke»  in  der  Obcrlausitx.  Drwdcii, 
1883t  gehören  nicht  mehr  in  den  Rahtucn  dieser  Besprechung« 
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Jahre,  Da^^egen  ist  in  den  aufgeführten  Werken  von  Fronsdorff»  Hegel, 
Geng  ler  u.  A.  iiberaua  WcrtvoUes  in  dieser  Richtung  geboten.  Eine  interes^ 
eante  Frage  ist  von  Schmoll  er  angeregt.  Gelegentlich  einer  Besprechung 
von  Mayers  Arbeit  über  die  Strassburger  Goldsehmiedozunft  ^ )  giebt  er 
einige  AuBföhrongen  über  die  Ursachen  der  örtlichen  Verteilung  der  Hand- 
werke in  der  Stadt,  Schmoller  sucht  einen  Zusammenhang  der  lokalen 
Gruppierung  der  Verkaufs  stell  eo  im  12.  und  13.  Jahrh.  mit  der  bischöf- 
lichen, später  städtischen  Marktordnung  uod  mit  den  Eigen tumsverhältni fi- 
ten an  Grund  und  Boden  nachzuweisen.  Schon  seine  kurzen  Andeutun- 
gen zeigen^  wie  LohneDd  eine  eingehcDde  Bearbeitung  des  Gegenstandes 
wäre,  die  er  dringend  empfiehlt. 

Die  Nummern  44  und  45  reichen  bereits  in  die  neuere  Zeit  Sax 
schildert  vortrefflich  einen  eigenartig  organisierten  Industriebezirk  und  be- 
handelt Äorgfiiltig  seine  historische  Entwickelnng.  Eine  verdienstliche  Ar- 
beit ist  Lorks  Geschichte  der  Buchd rucke rkun st,  auf  wissen schaflliche  und 
technische  Fachkenntnis  gestützt  stellt  er  die  gesicherten  Besultate  der  For- 
schung in  übersichtlicher  Anordnung  zusammen.  Keschauer  untersucht 
die  lezte  Periode  der  Österreichischen  Zunftgeschichte.  Die  Bemühungen 
der  Regierung  das  im  Niedergang  befindliche  Gewerbeleben  zu  heben,  und 
der  Widerstand  der  verknöcherten  Zünfte  giebt  ihm  Gelegenheit  die  Ge- 
worbepolitik Österreichs  vom  Ende  des  17,  Jahrhunderts  an  eingehend  zu 
entwickeln. 

Wesentlich  umfangreicher  als  für  die  Zunftgeschichte  sind  die  Bei- 
trage des   Jahres   18H2  zur  Handelsgeschichte. 

Als  wesentliche  Grundbedingung  fiir  die  Kenntnis  des  Verkehrlebens 
mufs  die  Ermittelung  der  alten  Handelswege  gelten.  Noch  immer  sind 
es  lokal  begrensste  Untersuchungen  die  uns  hier  entgegentreten»  ein  Ab- 
ßchlufs  der  Studien  steht  wohl  auch  fiir  lange  Zeit  aus.  Was  uns  in  Nr.  49 
geboten  wird  ist  kaum  ernsthaft  zu  nehmen,  Schneider  ist  ein  glückli- 
cher Pfadfinder,  seit  40  Jahren  geht  er  den  alten  Römerstraf sen  nach, 
und  so  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  er  auf  einem  beigegebenen 
Kartenbild  „die  römische  Strafsengruppe  vom  Rhein  nach  der  Wesermün- 
dung** in  einem  dichten  Netz  völlig  gleichwertiger  Linien  zur  Anschau- 
ung zu  bringen  weis.  Es  ist  nicht  unwahrsoheintich,  das  eine  exacte  For- 
schung zu  abweichenden  Resultaten  gelangt,  bis  dahin  dürften  Schnei- 
ders Kartenbilder  mit  einiger  Vorsicht  zu  benutzen  sein-  Für  den  Ver- 
kehr der  romanischen  und  germanischen  Welt  des  Mittelalters  liefert  Nr.  22 
einen  hübschen  ßeitrag.  Heyd  stellt  in  einem  kurzen  Aufsatz  die  in  das 
Rhein-  und  Rhonethal  ausmündenden  Alpenpässe  der  Schweiz  zusammen. 
Als  die  wichtigste  Linie  des  früheren  Mittelalters  hebt  er  die  Verbindung 
zwischen  Chiavenna  und  Chur  über  den  heute  verlassenen  Septimer  her- 
vor. In  diesem  Zusammenhange  darf  auch  Nr,  50  erwähnt  werden;  ein 
intaressanter  Versuch  für  ein  aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  stam- 
mendes Kartenbild  der  Ostsee  durch  Yergleiohung  mit  den  Angaben  der 
Weltkarte  in  Katalanischer  Sprache  vom  Jahre   1375    und    der  Weltkarte 


1)  StaAta*  u.  somalwisAeoscfa.  Forach.  hrsg.  v.  Sc  hraoller,   Bd.  lO^  S*  1801.    Vergl 
die  Hexenjiiüii  Iti  Schmoller»  Jahrbucb  fUr  Gcactxgeb.   1S8S.  Hft.  L  S.  374. 
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des  Italieners  Andrea  Bianoo  von  1436  Erklärang  und  Deutung  zu  ge- 
winnen. 

Die  ersten  Begungen  des  beginnenden  Handelsverkehrs  behandelt 
NitzBch  in  Nr.  39.  Mit  besonderem  Interesse  begegnen  wir  jeder  posthu- 
men  Äufserung  des  verdienten  Forschers.  Auch  der  vorliegende  Aufsatz 
bietet  Anregendes  genug,  um  von  neuem  den  Ausdruck  des  Bedauerns 
zu  rechtfertigen,  dafs  der  Tod  diese  hingebende  ernste  Thätigkeit  unter- 
brochen. Nitzsch  erkennt  in  der  Neugrnndung  Lübecks  durch  Heinrich 
den  Löwen  für  die  Geschichte  des  deutschen  Handels  den  Grenzpunkt 
zweier  Perioden.  Die  vielfach  unklaren  Vorstellungen  über  jene  frühere 
Entwickelungsphase  sucht  er  schärfer  zu  bestimmen.  Bei  der  gering  ent- 
wickelten Kultur  des  rechtsrheinischen  Deutschland  erkennt  er  die  Mög- 
lichkeit eines  ausgedehnteren  Marktverkehrs  hauptsächlich  in  momentaner 
Anhäufung  von  Reisenden,  wie  sie  politische  Zusammenkünfte  oder  kirch- 
liche Festversammlungen  veranlafsten.  Für  erstere  betont  er  die  vorwie- 
gende Bedeutung  des  Futtermarktes,  während  letztere  mit  ihrem  Zusam- 
menflufs  grofser  Massen  des  niederen  Volkes  einen  wenn  auch  bescheide- 
nen, so  doch  vielgestaltigeren  Umsatz  weckten.  Bei  Entwickelung  des 
Marktfriedens  bespricht  Nitzsch  noch  in  Kürze  zwei  Institute,  die  ihm 
„nicht  als  Produkte  jener  Zeit,  sondern  als  unzweifelhaft  viel  älteren  Ur- 
sprungs in  Sachsen''  gelten:  Das  Wikbelde  und  die  Gilde.  Es  ist  auffal- 
lend, dafs  Nitzsch  die  Gilde  als  ein  spezifisch  städtisches  Institut  nur  für 
die  englischen,  sächsischen  und  dänischen  Städte  erwähnt,  ohne  ihr  Auf- 
treten im  fränkischen  Rechtsgebiet  zu  berücksichtigen.  Ebenso  ist  das 
Wicbelderecht,  das  sich  auf  bestimmte  Formen  der  Grundbesitzerwerbung 
und  -  Übertragung  bezog,  und  dafs  er  für  ausschlief slich  sächsisch  hält, 
seinem  Wesen  nach  mit  den  in  den  flandrischen  Städten  so  gut  wie  in  Köln 
frül^er  in  Sachsen  geübten  bürgerlichen  Rechtsformen  für  den  Grundbesitz 
identisch.  Die  Frage  ist  demnach  auf  Grund  der  von  Ni  tzsch  benutzten 
Quellen  nicht  zu  entscheiden.  Dagegen  zeigt  eine  kurze  Bemerkung  wieder 
den  ganzen  Scharfblick  des  die  geschichtlichen  Dinge  in  ihrer  Tiefe  er- 
fiMsenden  Geistes.  „Es  will  mir  scheinen''  sagt  Nitzsch  (S.  21)  mit  Be- 
zug auf  das  Wikbelde,  „als  ob  dieses  sächsische  älteste  Btadtrecht  dem  städ- 
tischen Grundbesitzverkehr  früh  die  freie  Bewegung  verscha£Pte,  welche, 
nach  Arnolds  lehrreicher  Ausführung,  die  süddeutschen  Städte  erst  all- 
mählig  durch  die  Ausbildung  der  Häuserleihe  und  der  sich  daraus  entwi- 
ckelnden Rechtsinstitutü  gewannen.*'  Die  juristische  Fakultät  der  Bonner 
Universität  hat  zur  Zeit  eine  Preisarbeit  über  die  Häuserleihe  in  Köln 
ausgeschrieben,  wenn  der  zu  hoffende  Bearbeiter  auf  das  reiche  unge- 
druckte Material  des  Stadtarchivs  zurückgeht,  so  dürfte  er  die  vollen  Be- 
weistitel für  diesen  Satz  erbringen  können  ^). 

Nach  dieser  Einschaltung  kommen  wir  auf  einige  weitere  Forsohun- 


1)  Arnolds  Material  (Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  deutschen  Städten.  Ba- 
sel, 1861.)  betrifft  zum  überwiegenden  Teil  geistliche  Besitztitel.  Es  mag  genügen,  dafs, 
w&hrend  er  etwa  1500  uncdierte  Urkunden  aus  dem  13.  14-  u.  15.  Jahrh.  einsah,  für 
Köln  die  Eintragungen  der  Schreinskarten  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  Arnolds  Material 
einsetzt ,  einegröfsere  Anzahl  von  Urkunden  und  zwar  städtich-bÜrgerlicher  Pro- 
▼enienz  bieten,  um  den  ungeahnten  Reichtum  dieser  Erkenntnifsquelle  zu  kennzeichnen. 
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geo  zur  deutftcheu  Haodelageeohichte  zurück.  Äaf  Grund  der  uberliefer*^ 
ten  Privilegion  sucht  Ba  u  m  a  n  n  (Nr.  3)  Wesen  und  Umfang  der  commerziel- 
len  Verbindungen  Lübeck»  2 u  präzisieren*  Die  Arbeit  kommt  über  ein  äuCser- 
liches  Aneinanderreihen  der  publiziortou  Dokumente  nicht  weBeotlich  hinaus, 
alfl  „Tororbeit  für  den  Verfasser  einer  Hau delsge schichte  Lübecks^^  kaou 
sie  demnach  weniger  gelten^  da  dieeer  unbedingt  auf  die  Quellen  zurück- 
zugehen hätte.  Von  grösserem  Belang  ist  Nr.  17.  Grunhagen  giebt  hier 
eine  auf  -sorgfältige  Detailforschung  gestützte  Abhandlung,  welche  die 
Bedeutung  Breslaus  als  Handelsplatz  eingehend  würdigt.  In  gleich  umfa«- 
sender  Ruckaichtnahme  auf  die  commeriielle  Bedeutung  liegt  das  neue  und 
Yerdiei»stTolle  in  Lamprechts  mit  frischem  Zuge  geschriebenem  Aufsatze 
über  Köln  (Nr,  31).  Köln  wird  als  „der  alle  »Sitz  eines  weitTerzweigten 
Transithandels  und  des  bedeutendsten  Gewerbefleifses  der  Zeit,  namcnt^ 
lieh  im  Tcxtilzweig" ,  charakterisiert  und  die  hervorragende  Bedeutung  der 
Stadt  im  früheren  Mittelalter  „als  Seehafen  Deutschland«**  gekennzeichnet 
Das  etwas  kühne  Wort  Endet  seine  Erklärung  in  den  Bedingungen  der  Rhein- 
BchifFfart  und  in  den  Handelsbeziehungen  zu  England.  Über  England 
führte  der  internationale  Warenhandel  die  Waren  rheinauf  bis  Köln.  Für 
die  Politik  der  Stadt  Köln  in  der  Hohenataufenzeit  findet  Lamprecht  den 
Hchlüssol  in  der  Büoksichtnahme  auf  ihre  englisohen  Handelsinteressen. 
Neues  Quelle nmaterial  hat  Lamprecbt  für  die  stadtkölnische  Entwicke- 
lung  nicht  verwertet^  und  wenn  die  Arbeit  demnach  die  für  die  ältere 
Zeit  Torhaudenen  Streitfragen  nicht  beseitigt,  so  wird  doch  mit  der  ein- 
gehenden Beleuchtung  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Kräfte  eine  Reihe 
fruchtbarer  Gosichtapunkte  gewonnen.  An  einem  kleinen  Beispiel  zeigt 
Nr.  7  den  hohen  Wert  kalkulatorischer  Quellen,  wie  sie  Lamp  recht  im 
ersten  Teil  dieser  Übersicht  bespricht  *).  Auf  Grund  der  Klosterreohnungs- 
bueher  von  Freetz  erörtert  Buchwald  das  VerhäLtnijt  der  Hanaastädte  zu 
den  umliegenden  Territorien.  Er  zeigt  an  dem  Beispiel  der  Feldklöster  die 
weitgehende  wirtschaftliche  Abhängigkeit  des  platten  Landes  von  der  städti- 
schen Gewerbe-  und  Kunstthätigkeit  und  veranschlagt  den  GeldumsatÄ 
dieser  Konsumenten  auf  den  hansischen  Hauptplatüen.  Dabei  lenkt  er  die 
Aufmerksamkeit  auf  eine  Quelle,  welche  dieses  Verhältnis  theoretisch  behan- 
delt. Es  ist  eine  Rheinfelder  Klosterschrift  des  15.  Jahrhunderts,  die  neben 
gottesdienstlicher  Belehrung  auch  in  sozialpolitischer  und  wirtschaftlicher 
Hinsicht  die  Äbte  unterweisen  solL  So  giebt  der  Autor  u.  A.  einen  aJl- 
gemein  orientierenden  Überbück  über  Besitz  und  Einkünfte,  sowie  über  Be- 
dürfnisse und  Ausgaben  des  Klosters.  Buchwald  hebt  einzelnes  angeme 
sen  hervor.  So  die  Verheimlichung  von  Besitz  seitens  der  Klöster,  wah 
Bcheintich  in  Folge  Ton  Mafaregeln  gegen  den  Übergang  von  Bürgergut 
an  die  todte  Hand,  seine  Nutzanwendung  dieser  Thatsache  für  die  ürkun- 
denkritik  verdient  jedenfalls  Beachtung.  In  dem  Etat  für  die  laufenden  Be- 
dürfnisse und  ihre  Deckung  ist  ein  übersichtlicher  Anschlag  gegeben ,  der 
für  die  Preisgeschichte  nicht  ohne  Wert  ist.  Interessant  sind  auch  ein- 
zelne Ökonomische  Ratschläge,  so  die  Rücksichtnahme  auf  die  bäuerliche 
Verschuldung,    um  auf  dem  Lübecker  Markt  daa  Korn  zu  billigem  Preise 


1)  S.  243. 
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eiozuhaDdeln ;  eine  Praxis  die  übrigens  von  Klöstern  tmd  Städten  gleich 
mäfdig  geübt  wurde.  Eioe  reiche  Fülle  von  Bei  trägen  zar  Handelsge- 
schichte  ist  in  den  angefiihrten  Stadtgeschichten  verstreut.  Hervorzuheben 
ist  hier  vor  Allem  Fron  »dort  Iß  gründliche  Unterauohuog  über  die  Be- 
tätigung Dortmunds  am  hansischen  Vorkehr,  sowie  einzige  Exkurse  ü  eng- 
lers, deren  Themen  glücklich  gewählt  sind. 

Eine  muatergiltige  Bearbeitung  wirtschaftsgoschichtl icher  Vorgänge  ist 
in  Nr.  48  gegeben.  Aus  dem  Regierungsarchiv  zn  Frankfurt  a.  0.  teilt 
8  chmoll  er  wichtige  Acten  zur  Geschichte  der  Handelssperre  zwischen  Bran- 
denburg und  Fommern  im  Jahre  1562  mit.  Die  einleitende  Erzählung  des 
Hergangs  dieser  Handelssperre,  die  ßchmoller  als  ein  typisches  Beispiel 
dieser  oft  wiederholten  wirtschaftlichen  Kämpfe  hinsteUt,  erweilert  sich 
isu  einer  umfassenden  Studie,  die  uns  oiuoii  klaren  Einblick  in  die  grofsen 
wirtschaftlich  bewegenden  Machte  giebt.  Er  j^eht  von  der  Umgestaltung 
des  alten  königlichen  Zollwesen  vom  13 — 15  Jahrhundert  unter  dem  Ein- 
flufs  der  erstarkenden  städtischen  Verwaltung  und  ihror  egoistischen  Wirt- 
schaftspolitik in  eine  Unzahl  lokaler  t^chutzzollsysteme  aus.  Wie  diesen 
Parti knlarinteressen  das  aufstrebende  Fürstentum  entgegentrat,  wie  „der 
grofse  Gegent^atz ,  um  den  sich  wirtschaftlich  Alles  droht",  in  dem  Kampf 
der  städtischen  und  territorialen  Zollpolitik  zu  einem  scharfgofafston  Auf- 
druck gelaugt,  ist  meisterhaft  auseinandergesetzt.  Schmoller  zeigt  des  Nähe- 
ren an  der  Entwickelung  des  territorialen  brandenburgi sehen  ZoUwesens, 
wie  die  Tendenz  nach  unbedingter  Selbständigkeit  sich  ebenso  wie  gegen 
die  eigenen  Städte,  gßgßö  die  Nachbarstaaten  richtet  Zunächst  freilich 
konnten  die  Fürsten  nicht  anders  vorgehen^  als  „daCa  sie  die  lokalen  In- 
teressen ihrer  gröfsten  Handelsstädte  zu  den  ihrigen  machten,  um  den 
Rest  der  übrigen  lokalen  Handelssysteme  um  so  kräftiger  bekämpfen  zu 
können/'  So  mussten  die  von  «Seiten  Brandanburgs  bis  1562  erfolgten 
ZoUerböhungen  Pommern  und  besonders  Stettin  tief  verletzen,  dazu  trat 
die  naturgemäfso  Konkurrenz  Stetlins  und  Frankfurts,  als  der  zwei  bedeu- 
tendsten Handelsplätze  der  Oder.  Die  historische  Entwickelung  der  Sta- 
pel Verhältnis  so  und  Handelsbeziehungen  dieser  beiden  Städte  erklärt  die 
weiteren  Voraussetzungen  des  Kampfes,  der  mit  genialen  Ausblicken  auf 
die  spätere  Entwickelang  dargestellt  wird.  Ein  ähnlfchea  Thema,  wie  es 
der  S  chmoll  er  sehen  Studie  zu  Grunde  Iiegt^  allerdings  aus  einer  späteren 
Zeit,  behandelt  Nr.  4.  Auf  Grund  aktenmafsigen  Materials  berichtet  Bie- 
dermann über  den  einseitigen  Zollkrieg  Österreichs  gegen  Sachsen,  in 
welchem  die  sächsische  Regierung  auf  den  Sachverständigen  -  Bat  dor  Leip- 
ziger  Kaufmannschaft  von  Repressalien  absah,  und  über  die  gleichmäfsigen 
Sperrmafaregeln  Sachsens  und  Preussens  in  den  vierziger  Jahren  des  vo- 
rigen Jahrhunderts.  Er  rekapituliert  in  der  Hauptsache  den  betreffenden 
Abschnitt  aus  seiner  „Geschichte  der  Leipziger  Kramerinnung*'.  Eine 
ftbschliefsende  Darstellung  der  geschilderten  Vorgänge  wird  neben  den 
wertvoUen  Leipziger  Akten  die  Archivbefunde  von  Dresden,  Wien  und 
Berlin  ebenfalls  zu  Rate  ziehen  müssen.  Die  bis  auf  Karl  Vt.  zurück- 
gehenden Anfänge  der  modernen  Handels-  und  Industrie -Entwickelung 
Österreichs  erörtern  die  Nummern  37  und  40.  Mayer  giebt  im  wesent- 
lichen eine  sehr  fleifsige  Geschichte  der  österreichischen  orientalischen  Han- 
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delskompagnie    und    der  Errichtung    von   Froihäfun    in    Trieat    and    FiuiDc" 
ohoü    freilich    da»    vorhandene  Quellonmaterial    zu  erschöpfen,  und  Neu- 
maii  n  *8patl  ar  t    bit^tet    in    dem     zweiten    Capitel    ^eiue»    Buches     von 
umtassenden    Geaichtapunct    aus    oinon  geflukickilichen  Kückblick    auf  den 
Handel  von  Trieat. 

Für  eine  Eeihe  von  Detailfragen ,  wie  MaTa,  Gewicht  und  Münj&ef 
Steuerverfassung ,  Zollwesen  und  MäuÄpolitik  iat  io  verschiedenen  der  er- 
wähnten Arbeiten  eine  Fülle  beachtenswerter  Notizen  geboten.  Am  naei- 
sten  vernachliissigt,  weil  am  schwersten  mit  Sicherheit  zu  bestimmen,  ist 
Mafs  und  Gewicht,  wesentlich  bevorzugt  erscheint  dagegen  das  Münzwo- 
sen.  Abgesehen  von  mehr  numismatischen  Arbeiten  wie  Nr.  11,  oder  die 
ersten  Abschnitte  von  Nr.  28,  liegen  Einzeldarstellungen  vor«  die  eine  allge- 
meiuere  Beachtung  verdienen.  H  arster  giebt  eine  populäre  Darstellung  der 
Speioror  Münzgeschiohte ,  die  anregend  geechrieben  auf  gründlicher  Forsch- 
QDg  ruhtf  eine  zweite  Arbeit  desselben  Autors,  deren  Absohlus  noch  aus- 
steht, vorspricht  die  dankenswerte  Ergänzung  einer  Lücke  in  Eheborgs 
Buch  über  das  ältere  deutsche  Münzwesen  und  die  Hausgenoasen Bchaften 
(Lpz.  IH79).  Ein  besonderes  Interesse  aber  verdienen  die  Ausführungen 
Josephs»  deren  Wert  durch  wichtige  Urkundenabdrucke  ans  den  Jahren 
1402— 1503  noch  wesentlich  vermehrt  wird.  Joseph  giebt  bei  weitem 
mehr,  als  der  Titel  verspricht.  Bei  der  hohen  Bedeutung  Frankfurts  für 
den  Geldmarkt  8üd-  unb  Westdeutschlands  wurden  die  meisten  Münzken- 
ventionen  der  llhoiui scheu  Fürsten  nach  Ablauf  der  Frankfurter  Mesaen 
und  auf  Grund  der  daselbst  gemachten  Erfahrungen  unter  sachverständigem 
Beirat  der  Städte  abgeschlossen,  uud  Joseph  zieht  die  Münzpolitik  der 
Churfursten  wie  des  Königs  in  den  Kreis  seiner  Darstellung.  Die  mitgo- 
teilten  Urkunden  enthtdteu  viel  Beachtenswertes,  so  den  merkwürdigen 
Plan  Kuprechts  von  1404  Gold-  und  Silbermünzen  aus  reinem  Metall  su 
prägen,  der  an  der  ablehnenden  Haltung  des  Frankfurter  Rates  scheiterte 
(Urk.  2—4), 

Noch  auffallender  ist  Urkunde  28,  Es  ist  eine  Denkschrift  des  Herrn 
von  Weinsberg ,  königlichen  Schirraers  der  Frankfurter  Münze  und  des 
heiligen  römischen  Reiches  Erz  kämm  er  er  vom  Jahre  1426,  die  ein  über- 
raschendes Verständnis  für  die  Übelstände  des  damaligen  Münzwesens  ver- 
rat. Weinsberg  empfiehlt  eine  einheitliche  Währung  für  ganz  Deutsch- 
land nach  Frankfurter  Müuzfufa.  Zur  Begründung  wird  die  weite  Verbrei- 
tung der  Frankfurter  Münze  angeführt,  hauptsachlich  aber  auf  die  all- 
gemeine Unsicherheit,  auf  die  Verkehrsbeläsligungen  und  Kosten  in  Folge 
der  unzähligen  verschiedenen  Münzj^ysteme  hingewiesen.  Zuletzt  vergifst  er 
auch  nicht  die  aus  der  Zersplitterung  des  Müuzrechtj^  resultierenden  Speku- 
lationen in  unterwertiger  Prägung  zu  kennzeichnen.  Die  Münzverholtnisee 
von  Mainz  sind  in  Kürze  von  Hegel  (Nr.  21,  8.  91)  behandelt  Der  Wiener 
Müuzverkehr  des  16.  Jahrhunderts  ist  von  Schalk  auf  Grund  arohivalischer 
Quellen  beleuchtet  (Nr  46)  ').  Für  die  märkischen  Städte  bespricht  Bahr- 
feld eine  in  der  langen  Geschichte  der  Münzversclilechterung  allgemeiner 
bekannte  Episode,  die  auch  von  Krebs  (Nr,  29)  unter  besonderer  Rücksiebt 


1)  Vcrgl.  d,  K*5Ä.  Bd.   6,  S.  461  dieser  ZBchr. 
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auf  Schlesien  in  ihren  Hauptmomenten  erörtert  wird.  Die  heillose  Münzkon- 
funon  der  Kipper-  und  Wipperzeit  sowie  die  Stellung  yon  Kaiser  und 
Ständen  zu  dieser  Frage  findet  in  seiner  Darstellung  eine  gründliche,  sach- 
gemäfse  Behandlung  ^). 

£inige  auch  kulturhistorisch  interessante  Mitteilungen  beziehen  sich 
auf  die  Ausbeutung  der  Spiellust  im  fiskalischen  Interesse.  Hegel  ver- 
öffentlicht (Nr  21y  S.  225)  einen  Mainzer  Pachtkontrakt  nebst  Verordnung 
über  Glücksspiele  vom  Jahre  1425,  wonach  die  Spielbank,  hier  wie  in 
Frankfurt  „der  heifse  Stein''  genannt,  von  der  Stadt  gegen  eine  Jahrespacht 
von  300  Goldfl.  verliehen  wurde.  Er  vermutet  übrigens  aus  guten  Grün- 
den Fortbestand  der  Spielbank  z.  Z.  des  erzbischöflichen  Kegiments  nach 
1462,  während  in  Frankfurt  die  Bank  schon  1432  ein  Ende  nahm^).  Die 
Geschichte  der  Leipziger  Stadtlotterie  ist  von  Krey  (Nr.  30)  behandelt,  ohne 
dafs  er  viel  mehr  als  umfangreiche  Exzerpte  aus  dem  ihm  vorliegenden 
Aktenmaterial  lieferte.  Seine  „Geschichte  des  öffentlichen  Glückspiels  über- 
haupt'' beschränkt  sich  in  ähnlicher  Weise  auf  einige  Exzerpte  aus  Beck- 
mann „Beyträge  zur  Geschichte  der  Erfindungen"  3).  Es  scheint  um  so 
mehr  geboten  das  genaue  Citat  hier  nachzuholen,  da  Krey  die  Angabe 
seiner  Quelle  unterlassen  hat.  Dagegen  bietet  Nr.  9  eine  gründliche  Unter- 
suchung zur  Geschichte  der  Lotterie.  Endemann  gie)]|t  in  dem  ersten  Teile 
seiner  Schrift  eine  historisch- dogmatische  Entwicklung  des  älteren  Lot- 
terierechts sowie  eine  geschichtliche  Darstellung  des  Instituts.  Eine  wirt- 
schaftliche Würdigung  derselben  liegt  nicht  im  Plane  der  Arbeit,  aber 
die  umfassende  Kücksichtnahme  auf  die  kanonistische  Doktrin  des  Mittel- 
alters und  auf  die  Lehre  der  Humanisten  vom  Spiel  erschliefst  eine  reiche 
Quelle  von  Anschauungen  früherer  Zeiten  über  diese  mit  dem  wirtschaft- 
lichen Leben  in  mancher  Berührung  stehende  Leidenschaft 

Einer  zweiten,  tiefer  in  die  Wirtschaftsverhältnisse  eingreifenden  Er- 
scheinung können  die  Nummern   10,  27,  32,  33  dienen. 

Das  mittelalterliche  Wirtschaftsleben,  das  im  Geldverkehr  unter  dem 
Druck  des  kanonischen  Wucherverbots  so  eigentümliche  Formen  annimmt, 
gewinnt  aus  der  Geschichte  der  Juden  mehr  als  ein  lehrreiches  Moment. 
Dazu  kommt,  dafs  ihre  soziale  Stellung  einen  beachtenswerten  Gradmesser 
für  die  soziale  Gähning  abgiebt.  Ich  darf  nur  an  Keschers  treffliche 
Ausführung^)  erinnern.  Die  angeführten  Mitteilungen  des  letzten  Jahres 
beschränken  sich  auf  eine  Aneinanderreihung  urkundlichen  Materials,  wo 
sie  darüber  hinausgehen,  ist  ein  Fortschritt  kaum  zu  verzeichnen.  Auf 
der  einen  Seite  der  hartnäckig  festgehaltene  Standpunkt  eines  schuldlosen 
jüdischen  Martyriums,  auf  der  anderen  eingerostete  Vorurteile,  die  eine 
objektive  Würdigung  der  Geschehnisse  nicht  zulassen.  Wenn  hier  noch 
Manches  zu  thun  übrig  bleibt,  so  fehlt  für  ein  verwandtes  Gebiet  fast 
Alles.     Über  Stellung    und  Thätigkeit   der  Lombarden    hat   unsere  neuere 


1)  Vcrgl.  auch  I,  Nr.  41   u.  S.  241   Anm.  4. 

2)  Vergl.  Kricgk,  Frankfurts  BUrgerzahl  u.  Zustände  im  Mittelalter  1862  S.  344. 

3)  Leipzig  1804  Bd.  V.  S.  309.    Vergl.  z.  B.  Krey  S.  21  mit  Beckmann   S.  .335 
u.  S.  22  fr.  mit  S.  322  ff. 

4)  Die  Stellung  der  Juden  im  Mittelalter^  betrachtet  vom  Standpunkt  der  allgemeinen 
Handelspolitik.     (Ansichten  der  Volkswirtsch.    Bd.  2,  S.  321.) 
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feichichtliche   wie    rechtBhistorische  Litteratur  m eines  Wisdens  keioe  eio- 
gebendc  Untereuchuiig  aufzuweiseu. 

Den  wesentlich steD  Fortschritt  bahnt,  wie  schon  oben  bemerkt «   »«it 

kurzer  Zeit  die  Anwendung  der  statistischen  Methode  auf  Erforschung  des 
mittelalterlichen  Gesellschafts-  und  Wirtschaftslebens  an.  Wenn  wir  zur 
^eit  noch  nicht  von  eud^j^ultig  gesicherten  Resultaten  sprechen  dürfen ,  so 
ist  doch  durch  vielfache  Diakussion  die  Forschung  in  dieser  Richtung 
bereits  wesentlich  vertieft.  Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  willkürliche 
Sehätzungen,  t^onderu  in  unendlich  mühsamer  Verarbeitung  umfangreicher 
Aktenbestände  wird  die  liekonntruktion  authentischer  Ziffern  versucht. 
Das  gilt  zunächst  von  der  Berechnung  städtischer  Einwohnerzahl  und 
deren  Gliederung  nach  Geschlecht,  Alter,  Stand,  Beruf  und  Vermögen. 
Eine  weniger  kritische  Zeit  neigte  entschieden  zu  gewisser  Überschätzung 
mittelalterlicher  Bevölkerungsziffern^  seitdem  aber  Hegel  auf  Grund  ein« 
Nürnberger  Zählung  von  1449  behuf  Regelung  der  Verpflegung  im  Augeil 
blick  einer  bevorstehenden  Belagerung,  die  Gesamtbevölkerung  auf  20,20C 
Köpfe  berechnet  hatte*),  seitdem  vollends  Schönberg  aus  den  Steuer* 
rollen  Basels  die  Bevölkerung  der  Stadt  für  das  Jähr  1446  auf  höchstens 
10  200  und  für  das  Jahr  1454  auf  höchstens  800ü  Seeleu  festsetzte^), 
kann  die  Kritik  in  ^Jer  Reduktion  der  traditionellen  Bovölkerungsannahme 
nicht  weit  genug  gehen.  Bücher  (No.  5)  bearbeitet  in  minutiös  sorg- 
fältiger Untersuchung  die  Bevölkerung  Frankfurts  a.  M.  Er  findet  für 
das  Jahr  1387  rund  10  000  und  für  1440  800Ü  Köpfe,  und  Hegel  giebt 
fiir  Mainz  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  5750  Einwohner  an  (No,  21, 
S.   194), 

Dem  gegenüber  ist  es  nur  mit  Freuden  zu  begrüfsen,  wenn  eine 
scharfe  Kritik  diese  überraschenden  Eesultato  auf  ihre  Zuverlässigkeit  hin 
prüft.  P  aase  he  hat  dieselbe  unternommen  und  wenn  auch  nicht  alle 
Einwendungen  sich  als  stichhaltig  erweisen,  —  bezüglich  der  Sohlüsfie 
auf  Grund  des  nummerischen  VerhältuisseB  der  Zunt\e  laufen  erhebliche 
Irrtümer  unter  —  so  erschüttert  er  doch  ganz  wesentlich  den  Glauben 
an  die  Sicherheit  des  Seh  önbergsohen  Materials  und  erweckt  entschie- 
dene Bedenken  gegen  die  von  Bücher  angewandte  Methode.  Ich  darf 
im  übrigen  hier  auf  die  Arbeit  selbst  verweisen,  die  erst  kürzlich  in  die- 
sen Jahrbüchern  erschienen  ist^).  Nur  auf  eine  neue  Seite  der  Behandlung 
dieser  schwierigen  Untersuchungen  mochte  ich  aufmerksam  machen,  die 
vor  F  aas  che    meines  Wissons   noch  nicht  in  Anwendung  gekommen  ißt. 


t)  Cbraniken  deutachcr  SlIdtG.     Nürnberg.     Bd.   II,  S.   317   u.  500. 

2)  FmftiJ3(7Grhältnijiie  B&sela  im   14.  und   15.  Jahrlmudert.      TübiaKeu  1879.    S.516, 

3)  Dttrcb  freundliche  VermtUelmig  der  RoduiiCion  geht  mir  ein  Bürstenabzug  der  in 
diesem  Bftnde  (8.  344  lY}  abgedruckten  Eritgcgimiig  Sehötibergs  zu,  in  welcher  er  die 
Zuverlässigkeit  de&  von  ihm  beuutzteo  Baseler  Materiuls  gegen  Paasche  verteidigt, 
Eid  abschliefaendes  Resultat  ücheint  auch  damit  nach  niebt  gewonnen.  Schönberi^s 
Gcgenbewet«  hi  eigentlich  nur  pro  dutno  gcHihrt.  Wie  weit  er  seine  Position  gesichert 
bat^  kann  erst  auf  Grund  eruenter  sorgfältiger  Prüfung  und  Vergteichang  ermittelt  wer- 
den, die  nicht  kurser  Hand  zu  erledigen  ist.  Die  vou  Paasche  gegen  die  N&mberger 
Zihliuig  und  gegen  die  Berechnung  der  Frankfurter  Bevolkemngtziffer  gen<:hteten  Be- 
merkungen sind  mit  keinem  Worte  berührt  J^en falls  kann  die  Diaknssign  der  weiteren 
Klarstellung  dieser  schwierigen  Probleute  nur  f5rdorttcb  nein. 
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Er  yersucht  die  Zahl  der  Wohnungen  in  einzelnen  Strafsen  mit  denen  der 
Gegenwart  zu  vergleichen ,  um  ev.  konstatiren  zu  können  in  welcher  Zeit 
auf  demselben  Räume  mehr  Menschen  wohnten.  Ich  glaube  das  von  hier 
aus  weitere  fruchtbare  Gesichtspunkte  zu  gewinnen  sind.  Die  äufseren 
Umrisse  der  Stadtpläne  lassen  sich  fast  überall  bis  in  die  ältesten  Zeiten 
yerfolgen,  seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  sind  wertvolle  exakte  Auf- 
nahmen vorhanden.  Der  von  den  Stadtmauern  eingeschlossene  quadratische 
Flächenraum  dürfte  mit  Rücksicht  auf  den  Bebauungsplan  einen  geeigneten 
Anhalt  für  vergleichende  Betrachtung  der  Bevölkerungsdichtigkeit  ergeben. 
Dabei  ist  allerdings  die  genaue  Kenntnis  der  Civilbaugeschichte,  die  leider 
noch  sehr  im  Argen  liegt,  eine  notwendige  Voraussetzung.  Es  verdient 
übrigens  Beachtung,  dafs  Paasche  die  Ausführungen  Büchers  zur 
Frauenfrage  (No.  6)  auf  Grund  seiner  liostocker  Materialien  vollinhaltlich 
bestätigt 

Von  Arbeiten  allgemeinerer  !Natur  sind  nur  Arnolds  Kulturstudien 
hervorzuheben.  Arnold  giebt  eine  in  bestem  Sinne  populäre  Zusammen- 
fassung seiner  bekannten  Forschungen  zur  deutschen  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte. Das  Buch  reiht  sich  an  Nitzsch'  deutsche  Studien 
würdig  an.  Diese  beiden  trefflichen  Werke  führen  vielleicht  am  besten 
in  die  inneren  Zusammenhänge  des  mittelalterlichen  Lebens  ein. 

Wie  auch  diese  gedrängte  Übersicht  zeigt,  ist  für  die  hier  behan- 
delte Seite  wirtschaftsgeschichtlicher  Studien  wesentlich  mehr  und  dauern- 
deres geschaffen,  als  La mp recht  für  die  entsprechenden  Entwickelungs- 
reihen  der  Agrarverhältnisse  und  der  eingreifenden  Landesverwaltung  ver- 
zeichnen konnte.  Allerdings  fehlt  es  auch  hier  noch  an  einer  gleich- 
mäfsigen  Thätigkeit  auf  dem  weiten  Forschungsgebiet.  Aber  wir  erkennen 
gerade  in  letzter  Zeit  einen  nachhaltigen  und  vielverheifsenden  Fortschritt. 
Wie  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  die  Rechtswissenschaft  den 
geschichtlichen  Zusammenhang  mit  der  Vergangenheit  wieder  zu  gewinnen 
suchte,  so  ist  der  gleiche  Versuch  in  unseren  Tagen  von  der  National- 
ökonomie unternommen  worden.  Die  damaligen  rechtsgeschichtlichen  Be- 
strebungen coincidiren  auffallend  mit  den  grofsen  gesetzgeberischen  Auf- 
gaben ,  die  jene  Zeit  zu  lösen  hatte ,  und  die  in  erster  Linie  verfassungs- 
rechtlicher Natur  waren.  Das  erklärt  im  letzten  Grunde,  dafs  damals 
auch  die  historischen  Studien  sich  dieser  Richtung  mit  voller  Energie  zu- 
wenden. 

Nur  vereinzelt  hat  bisher  von  dieser  Seite  die  Bedeutung  der  realen 
Kultur  für  die  geschichtliche  Entwicklung  genügende  Beachtung  gefunden. 
Aber  seitdem  die  wirtschaftlichen  Fragen  im  Vordergrunde  des  politischen 
Interesses  stehen,  dürfen  wir  mit  Zuversicht  eine  regere  Bethätigung  auch 
der  historischen  Forschung  für  die  Wirtschaftsgeschichte  erwarten. 
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Übersicht   über    die   neuesten   Publikationen  Beutschlands 
und  des  Auslandes* 

1     Qeichiclite    Encyklopäditchei«   Lehrbüclier,   Spexielle  Uieoretlielie  üntertnolittjigeii. 

J.  W.  Tiiu&sig,  Pr(>tcctioi]  to  Young  Industrie»  «s^jipliud  in  thu 
United  State&.      Cambridge,  M«$^iic1injietU. 

Das  vorliegende  Werk  ,  etwa  70  Heiten  cnthultend ,  hi  eine ,  von  HiirvArd  College 
gekruatti  PreSssclirift. 

Der  Titel  seigt  die  Absicht  des  Verfassers  deatlicli  nn,  welche  dAraaf  fatogelit  su 
QtitcrsucheD,  inwieweit  der  %u  Gunati^n  de&  Schuixtsotle»  HOf^eführtc  Beweisgrund,  wclcbinr 
»uT  der  MÖgUcbkeit  and  Zweckmjifüigkeit  einer  kUnsUtchtiu  Orofeiziebang  der  Industrie 
bernht ,  nuf  die  frühere  Ge^chiclitc  d^pr  Vereinigten  Stauten  Anwendbar  war ;  und  inwie- 
weit  die  wirklich  befolgte  Politik  durch  ihre  ReanltiLte  gerechtfertigt  wurde. 

NAcbdcm  der  Verfasser  die  dumiUigen  wirtschaftlichen  Zu,%t4nde  klar  beschreibt  und 
nac'hwüiüt ,  daf»  alle  Bedingungen  vorbanden  waren  zur  Rechtfertigiing  einer  Schutx- 
poIitik  y  wenn  eine  3«olche  überhaupt  zn  rechtfertigen  iüt ,  geltt  er  zu  iteincr  eigentlichen 
Arbeit  über,  die  darin  beisteht  zu  untersuchen  ob  die  angenommene  Politik  wirklich  das 
geleistet  ^  was  man  vnn  ihr  erwartete  und  ws^i  nie ,  wie  man  noch  heutigen  Tages  be- 
hauptetf  auch  in  der  That  gelei^^tet  haben  50U. 

Der  Autor  verfolgt  die  Entstehung  der  drei  grofsen  Industrlesveige,  welche  iicli 
besonders  des  Scbotses  der  Zolle  erfreut  haben,  vi«,  Baumwullen,  Wolleo-  und  Eisen* 
induHtrie.  und  gelangt  ku  den  folgenden  SchHissen  (S.  65): 

1)  Dai'ü  die  Baumwollen-lnrlnstric  schon  vor  der  Schutspcriode  entstand  und  dafs, 
wenu  wir  die  ungewöhnlichen  Zu.^tJinde  der  Jahre  1807  — 1915  onberOeksichtigt  lassen, 
ihre  friihe  Entwickvlung  obgleich  durch  den  Mtnimalzoll  von  181$  etWH»  begünstigt^  doch 
nicht  durch  den  gtinzliehen  Wegfall  di^r  Zolle  erheblich  sufgehAlten  worden  würen. 

2)  Dafe  die  Wolienindustrie  wenig  Hilfe  bekam,  bis  »»e  »u  dem  Stadinm  gelangt 
war,  wo  sie  &icb  ohne  dieselbe  hätte  aufrecht  «rhalten  können,  wenn  ihre  Aufrecbt- 
erhaltung  «um  Besten  de*  Lande»  gereicht  hätte. 

3)  Dwfs  in  der  Eisenindustrie  xwanaig  Jahre  der  übertriebensten  Zolle  da&  Ver- 
hältnis 2wi«tchen  den  verbrauchten  Qunntltjiten  inländischer  und  ausländischer  Waren 
gsr  nicht  verändern  konnten  und  keine  Veränderung  in  den  Produktioosproxestien 
herbei  rührten. 

Also  mit  einem  Worte  war  die  ganae  wirkliche  Politik  als  eine  unnüts« ,  wenn 
nicht  gcrade7.u  schiid liebe  anzustehen. 

AU  ein  Versuch  zu  beweisen  ^  dafs  die  wirklich  befolgte  Politik  der  Vereinigtea 
Staaten  ,  betrcfTs  der  Schatz?(ölle  im  Gnomen  genommen  ,  die  Entstehung  und  Entwieke- 
lung  der  Fabrik- Industrie  nicht  erheblich  befördert  hat,  mufs  da«.  Buch  ein  entschiedener 
Erfolg  genannt  werden  Eingehende  Studien  auf  demselben  Felde  habeii  Referenten  xu 
gleichem  »Schhissc  gefUhrt.  Die  Geschichte  der  Industrie  in  Amerika  inufs  eu  dem 
weitern  Einge4itSndnis^9e  Ewingen ,  daSs  die  grofsen,  rnafsgebenden  Fortschritte  in  der 
Industrie  meistenteils  unabhängig  von  dem  Schutztarife,  ja  man  kann  geradezu  behaupten 
vielfach  trotz  desselben  erzielt  sind,  Jedoch  müssen  wir  gleichzeitig  hinzufTigcn  ^  daTs 
dieselbe  Geschichte,  was  sogar  aus  dem  kurzen  Uurnfs  wie  ihn  das  Bucldcin  von 
Tattssig  bringt,  su  ersehen,  klar  beweist,  dafs  künstliche  Mafsrcgeln  den  Fortschritt 
von  einer  reinen  Ackerbauwirtschaft  /u  einer  Indus  tri  «Wirtschaft  utn  Jahrzehnte  be- 
scblcunigen  können.  Es  macht»  betreffs  dieses  Punktes  keinen  Unterschied,  ob  die  Hilfe 
in  Form  direkter  Zuschüsse  aus  der  Staatskasse ,  oder  aber  als  Schutzzölle  oder  endlich 
als  künstliche  herbeigeführte  Handels«  und  Verkehrskoiijunkturen  gewährt  wird. 

That^iühlich  trafen  diese  drei  Momente  znsiammen  ^  um  die  Entstehung  und  Ent- 
Wickelung  der  amenkauTschen  Industrie  zu  heflirdern  Die  Regierungen  der  verschiede- 
nen Kolonien  begünstigton  die  Ent'itehung  ilcr  vcrscbieilenen  Industriezweige,  teilwci* 
durch  direkte  Zuschüsse  ans  der  Staatskasse  und  teilweise  durch  Schutzsolle.  England 
hatte  schon  tqt  dem  Unabhängigkeitskriege  zur  Ilervorbringung  von  Roheisen  Anlafs 
gegeben 

Der  erste  glückliche  Versuch  Baumwolle  durch  die  neuen  von  Arkwrigbt  verbesstr- 


Übersicht  Über  die  Dflne«teii  PablikAtbnen  Deuts dtlancis  und  des  Aastandes^     5g]^ 


ten  M&5Ghineii  za  fabriziereD,  wurde  von  eliiGm  Englnoder  gemacht,  der  nach  AmerikA 
darcli  die,  von  dem  Fhiladc^lpbier  Verein  zur  Beförderung  von  F&brikzweigeii  ansge- 
eilten  Preise,  gezogen  worden  war. 

Die  Periode    von  1807 — 1815    wo    wegen    der   auf  dem    Meere   berrscheoden   Un- 

licberbeit    die  ao^ländiEehe  Konkurrenz  fast  volbtändtg   ausgeaeblossen  wurde,  war  also 

Eweite  Moment  f    das    der   Amerikanischen  Industrie   eine    ungeheuere  Begünstigung 

gewährte,    Endlich  waren  die  boben^  immer  hoher  werdenden  Zölle  von  1816 — 1828  das 

dritte,  obgleich  wir  mit  dem  Verfasser  darin   überein!$tjmmen,  daf»  die^e  Zölle  wenig&teuü 

,  von  1834  an  die  Industrie  mehr  hemmten  al»  beförderten. 

Mr.  Tanf^ig    zeigt   eine  Unparteilichkeit  in    seiner  Untersuchung,    die  gerade  bei 
lieser  Frage    höehÄt    »elten  und  def»wegcn  besonders  wohlthuend  ist.     Es  wfire  »ehr  zu 
Achen  f    dafi»    er    eine  gr6fsere  Arbeit    über  denselben  Gegenstand  tu  Angriff  nehmen 
Dochte  t    wenn    er  dieselbe  ünparteiiif.vhkett  und  Gründlichkeit  bewahren  könnte,  die  er 
hei  dieser  Schrift  beweist. 

Das  Buch  liefert  übrigens  noch  einen  Beweis  der  Nutzlosigkeit  aller  Versuche 
irgend  etwaa  wertvolles  aus  den  rein  statistischen  Angaben  der  früheren  Zeit  in  Amerika 
au  sohliersen  ^  da  die  Zahlen  dnrcbauA  an  an  ver  lässig  und  fast  wertlos  sind ,  worauf  Mr. 
T  au  a  §  i  g  aufnaerksam  macht  E.  J,  James. 

G.  Ducati,  Sulla  libera  concorrensa.  Un  contrihuto  alla  propagasione 
delle  teoHche  della  nuova  scnola  ginridico- sociale.     Parma  1881* 

Man  künnte  da*  ehengcnannte  Schriftchen  eine  tnit  wohlwollendster  Tendenz  ge- 
s^chriebenc  Quintessenz  des  Kathedorsozialiömus,  denn  ihn  versteht  der  Herr  Verf.  unter 
dem  Namen  der  ,, neuen  jnridiach-sosiialen  Schule'^  nennen.  ,3chon  ans  dem  Titel  dieser 
meiner  Schrift  —  sagt  Herr  Ducati  einleitend  —  ersieht  man  klar,  wie  ich  mhh  dieser 
„volgannente**  Kathedorsosialismus  (socialUmo  cathedratico)  genannten  Schule  ergeben 
und  ohne  Umiichweife  und  Vorbehalte  klare  und  entschiedene  Btellung  genommen  habe, 
indem  ich  mich  durchaas  von  der  individualistischen  Auffassung  lossagte ,  welche  die 
ökonomische  Wissenschaft  der  Vergangenheit  durchdringt'*;  doch  verwahrt  sich  der  H. 
Verf.  sofort  gegen  den  unliebsamen  Makel  (importuna  taccia]  des  Socialismos.  Die 
neue  Schule  bedeutet  keine  Reaktion^  sondern  wirklichen  Fortsehritt,  denn  ihr  handelt 
es  sich  nicht  um  die  Aufbebung  der  freien  Konktirrenz^  sondern  blofs  um  die  Mjifsigung 
und  Beseitigung  der  kulturfeindlichen  und  rohen  Konsequcnaen  derselben ;  aber  die  An* 
hinger  der  physiokTatisch-Smithschen  Richtung  erklären  jeden  für  reaktionfir,  welcher 
nicht  an  die  starre  Unbeweglichkeit  der  Wissenschaft  glaubt.  Smith  geht  von  dem 
PHnaipe  des  personlichen  Interesses  aus  und  dieses  durchdringt  ausschliefslieh  die  Wis- 
aeoschaft  and  erstickt  geradezu  das  sosiale  Prinzip;  wer  jedoch  neben  individuellen 
auch  soBiale  oder  kollektive  Bedürfnisse  anerkennt ,  deren  Befriedigung  durch  private 
Thütigkeit  nicht  erlaugt,  ja  vielleicht  nur  geschädigt  werden  kann,  der  muss  neben  dem 
Privat-Interesiie  auch  ein  Qesamint-Interesse ,  neben  der  Privat^Okonomie  auch  eine  So- 
zial-Ökonomie  auerkeanen  (SchKiHe). 

Naeh  diesen  ebon  skizzierten  einleitenden  Vorbemerkungen  gioht  der  H,  Verf,  im 
l.  Teile  einen  litterarhistorischen  Überblick  der  Auffassung  und  Eutwickelnug  des  Bo- 
grifTes  der  freien  Konkurrenz  und  beschränkt  sich  auf  jene  Ökonomisten  der  liberalen 
Schule,  welche  sich  in  der  rbertreibung  der  wohlthätigen  Folgen  der  freien  Konkur- 
ron» am  meisten  mftfsigen  (Chevalier,  Dunoycr,  ßoscher,  J.  St,  Mill). 

Den  IJ,  Teil  eröffnet  Herr  Ducati  mit  einer  Analyse  des  Begriffes  der  freien  Kon- 
korrenz;  er  stellt  der  seitens  der  liberalen  Schule  durch  Wlrth  gegebenen  Definition 
(die  Konkurrenz  ist  das  freie  Spiel  der  wirtschaftlicheu  Kräfte;  sie  zeigt  (»ich  in  der 
wcchseUcltigen  Thitigkeit  von  Angebot  und  Nachfrage,  welche  den  Preis  bestimmen) 
die  AuffaH«ungon  der  ,, realistischen'^  und  der  ,  Juridisch  -  sozialen  Tendenz'*  der  neuen 
Schul«  gegenüber.  Die  DeSnitiort  Wirths  ist  zu  weit*,  sie  stellt  das  bellum  omnium 
contra  omne«  als  eine  absolute  Fatalität  hin.  Die  Auffassung  Brentanos  (d.  i.  der  rea- 
Ifstischen  Tendens)  richtet  die  erforderlichen  Schranken  auf:  die  Konkurrena  ist  das 
Frlnzip  der  Starken,  die  Assoziation  das  der  Schwachen.  Wie  Brentano  zu  dieser  ,.De- 
ftnUioo*^  gelangt  ist,  seigt  nun  der  Herr  Verf.  durch  eine  unverhältntstnäfslg  breite  Dar- 
»tellung  des  luhalCs  der  ,,Arheiterg)ldcn  der  Gegenwart*',  um  sodann  au  der  Auffassung 
Wagners  (,juridisch-sosiale  Tendenz'*)  Überzugehen,  mit  welcher  Herr  Ducati  aur  Oänte 
übereinstimmt.  Wagner  beschreibt  zunächst  die  Rechtshasis  des  privat-wirtschaftlichen 
Systems  In  der  modernen  Volkswirtschaft  und  formuliert  sodann  dio  Begriffsbestiinniiing 
der    freien    Konkurron«    so    wie    sie    Herr   Ducati    in    wörtliclicr    übersetJinng   anfiihrt  r 
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,,Lii  libem  cüticorrcnst*  consiste  nelU  neco&siU  &  cui  »ooo  Astrette  te  «conomie  privale 
di  tofi<?rni  cntro  quei  limiti  giartdlci  che  souo  tnvcciati  cUi  princtpt  de  IIa  Ubertk  per- 
sonnlo ,  (Ifttü  proprtcta  prtvaU  ^  della  ItberUi  «lei  coiiiratti  e  delU  sansioue  dei  tltritti 
legithmmcntc  aoqai!»ti.  Etttro  qucsti  limiti  ogiii  economU  privaU  nulU  formftjttooe  dei 
prcEzi  dellts  ro^e  e  düi  serv!^  personell  e  u^Uo  stnbilire  per  rnesso  di  contratto  i  Mk^ 
inri,  gü  intcre»&i,  reudita  e  ftfütti  iu  genere  ptio  fur  valere  il  mo  tutere.^e  individuiüe 
ecoDümico  qiiitato  e  come  1«  aggrnda  e  putV     (Wagn«r,  Grandlegnug  S.  ISl,  182.) 

Die  gHnsUf^en  tiud  die  ungünstigen  Folgen  der  freien  Konkurrenz  darsastellen  wäre 
nun,  nach  seiner  eigenen  Ansicht,  die  Autgabe  des  Herrn  Verf.;  allein  er  verwebt  hin- 
sichtlich jener  auf  die  Schriften  und  Abhandlungen  dar  liberalen  Schale  und  erinnert 
blofa  au  die  bedenklichen  Folgen,  welche  die  freie  Konkurrena  auf  dem  Gebiete  der 
Distribution  herbeiführt  und  an  die  mögliche  AutTiebung  der  Konkurrenz  und  ihrer 
Wirkungen  durch  Kompromiaae  und  fAktische  Monopole.  Herr  Verf.  berührt  hierauf  die 
Behauptung ,  welche  angesichts  dor  günstigen  Ergoliniikäo  der  freien  Konkurrent  Aufg«- 
»teilt  wurde,  dieselbe  aci  der  nÄtürliche  Zustand  der  Volk&wirt»chaften  ,  und  kelirt  &ich 
gegen  die  5g.  nbaolutcu  wirtfchüftUcheu  Suturgcnetse  und  die  auf  denselben  angoblich 
beruhende  Beschränkung  der  men&ohlichea  Willensfreiheit ,  sowie  gegen  die  durch  den 
Libernliamus  in  das  Gebiet  der  Volkswirtschaft  übertragene  Phrase  La  Uochefoucauld»: 
Lr'amour  propre  est  te  mobile  de  tonte»  nos  action;^  —  In  sieben  Punkten  werden 
hierauf  die  GruudtiütKe  de^i  ökoriomischen  Lzbernlisoius  su»Btnmengefafit  und  «nr  Wider- 
legung ittübesondcre  auf  die  Konjunktur  und  die  durch  ihr  Walten  50  häufig  aufgebo* 
bcnc  Selbsltbütigkeit  und  SelbütverautwortHcUkcit  des  Individuums  hingewiesen.  Im 
engsten  Anschlüsse  an  Wngucr  wird  de»  weiteren  der  Berechtigung  des  ^tAatlicheu  Ein- 
greifens sowie  des»  Waltens  anderer  moralischer  Potenzen  als  des  KigeuntitKe»  KrwiÜi- 
nung  gethan  und  zam  Scblin»sc  werden  nach  demselben  Muster  die  »chödUcheu  Wir- 
kungen der  freien  Konkurrens  aufgezählt. 

Dies  der  Inhalt  des  von  apostolischer  Glaubenstreue  durchwehten  Schrinchens, 
welchea  mit  dem  folgenden  kennseichuenden  Satze  ubschliefst*:  ^^In  der  ökonomischen 
Entwickelnng  der  Volker  sind  die  S&ulen  des  Herkules  von  dem  System  der  freien 
Konkurrenz  gewifs  nicht  aufgestellt  worden ;  der  deutscheu  Wissenschaft  geb&rt  dfts 
Verdienst,  das  Idol  von  Mnnchester  zertrümmert  und  die  Notwendigkeit  von  Korrektiven 
dieaet  Systems  dargethan  xu  habcn^  und  wer  immer  ein  aufrichtiger  Nachfolger  und  Be- 
wunderer derselben  ist,  wird  sich  eines  wohlgefälligen  Lächelns  nicht  enthalten  können, 
wenn  er  deren  Ergebuisiie  zur  That  werden  sieht  durch  das  energische  Wirken  de« 
Fürsten  Eismarck  unter  Inspiration  des  Genius  von  Adolf  Wagner*  (opera  energicji  del 
principe  di  Bismarck,  ispiraiore  ti  genio  die  Adolfo  Wa^er). 

Prag,  Josef  KaieL 

Ür.  C.  Th.  Eheberg,  Qrundrifü  der  Finaniswiüsenschaft.  Nach  der 
dritten  Auflage  der  Elemcnti  di  Seienza  dclle  tinanxo  von  Luigi  Cossa  frei  bearbeitet. 
Autorisierte  Ausgubc.     Erlangen,  Andreas  Deicbcrtj    1882.     170  8. 

Mit  Recht  bemerkt  der  deutsche  Herausgeber  in  seinem  Vorworte,  dals  es  in  Deutsch- 
land «war  nicht  an  hervorragenden  Lehrbüchern  der  Finanzwissenschaft,  wohl  aber  an 
knragefafsten  Grundrissen  ,  die  zur  Einführung  in  die  genannte  Wissenschaft  sich  eig- 
nen, fehle.  Die  ,,Bepotitorien" ,  mit  denen  der  Büchermarkt  seitweise  überschwemmt 
wird ,  sind  meistens  nichts  weiter  als  ganz  ungenügende  Kompilationen ,  zu  deren 
Empfehlung  sich  wohl  schwerlich  ein  Universitätslehrer  entschliefscn  würde.  Um  so 
dankbarer  mufii  e»  begrüfs^t  werden  ,  wenn  den  deutschen  Bearbeitungen  der  beiden  an- 
deren Co  SS  ansehen  Schriften  sich  nun  die  der  Element!  di  seienza  delle  finanxe  anreiht» 
Die  Vorzüge  der  Cossa'  scheu  Bücher  sind  bekannt.  Ihr  Verfas^ser  verbindet  mit  au»- 
gebreitetem  Wissen  systematische  Schärfe  und  besitst  die  Gabe  einer  knappen  und  prft- 
zisen  Au^druekswcise.  Die  Objektivität,  mit  der  er  seine  eigenen  Ansichten  immer  in 
den  Hintergrund  stellt  und  alle  Gründe  ilir  und  wider  sprechen  läfst,  beflhigt  ihn  gans 
besonders  zur  Abfassung  von  Lehrbüchern.  Auch  besitzt  Co^sa  einen  gewissen  inter- 
nationalen Zug,  er  hat  sich  in  den  Gedankenkreis  der  übrigen  Nationen,  namentlich 
ancb  der  deutschen,  so  eingelebt,  dafs  seine  Scfariflen  keine  Spur  einer  speziell  italieni- 
schen Auffassungswoise  verraten,  und  bierin  ist  wohl  auch  der  Grund  zu  suchen,  dafs 
seine  Bücher  sich  so  aufserordentlich  zu  Bearbeitungen  in  anderen  Sprachen  eignen. 
Alle  diese  Vorzüge  gelten  auch  von  den  elementi  di  seienza  della  finanse.  Die  deutsche 
Ausgabe  ist  eher  eine  freie  Übertragung  als  eine  Übersetzung  zu  nennen  und  hat  im  Ver* 
gleich  mit  dem  Original  dem  sachkundigen  Bearbeiter  manche  wertvolle  Veränderungen 
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und  Verbesserungen  zu  verdanken.  So  ist  es  z.  B.  ein  entschiedener  Vorzug  der  Be- 
arbeitung, dafs  sie  die  Litteratur  nicht  erst  am  Schlufs  des  Buches,  sondern  bei  jedem  ein- 
zelnen Abschnitt  bringt.  Die  Litteraturangaben  sind  erheblich  vervollständigt  worden 
und  fuhren ,  ohne  den  Anfänger  zu  erdrücken ,  die  wesentlichsten  Erscheinungen  auf. 
Vollständig  neu  hinzugefügt  hat  der  Herausgeber  die  Abschnitte  über  das  Budget,  über 
die  Steuerüberwälzung,  die  Terminologie  im  Steuerwesen,  über  die  Personal-  und  Kopf- 
steuer. Der  Abschnitt  über  das  Budget  ist  etwas  mager  ausgefallen  und  es  darf  wohl 
der  Wunsch  geäufsert  werden,  dafs  bei  einer  zweiten  Auflage  auch  der  finanz-technischen 
und  der  politischen  Seite  des  ßudgetswesens  einige  Bemerkungen  gewidmet  werden. 

R.  P. 

*  Kleinwächter,  F. ,  Die  Nationalökonomie  als  Wissenschaft  und 
ihre  Stellung  zu  den  übrigen  Disciplinen.  (Sammig.  gemeinw.  Vorträge- 
Heft  408.)     BerUn  1883.     8o.     36  SS.     (—  80  Pf.) 

Übersicht  der  gesamten  Staats-  und  rechts  wissenschaftl  ich  en 
Litteratur  des  Jahres  1882  Zusammengestellt  von  Otto  Mühlbrecht.  Mit 
einem  ausführlichen  Register.     XV.  Jahrg.     XX  u.  252  SS.     S».    Berlin  1883. 

Es  sind  in  dieser  Übersicht  pro  1882  im  ganzen  3535  Erscheinungen  der  staats- 
und  rechtswissenschaftlichen  Litteratur  verzeichnet ,  von  denen  in  deutscher  Sprache 
1623,  in  französischer  846,  in  englbcher  379,  in  italienischer  290  n.  s.  w.  erschienen 
sind.     Die  Brauchbarkeit  dieser  Übersicht  ist  bekannt. 

Bastiat,  F.,  Oeuvres  compUtes.  Tome  III:  Cobden  et  la  ligue,  ou 
Tagitation  anglaise  pour  la  libert^  des  öchanges.  Par.  Guillaumin  &  C«,  1883.  12. 
528  pag.     8  fr.  50  c 

Baudrillart,  H.,  Economic  pol  i  ti  que  populair  e.  Erreurs  et  pr^'ug^s 
^conomiques;  le  capital;  luxe  et  travail;  la  propri^t^ ;  vie  de  Jacquard;  les  machines, 
etc.     8e  Edition.     Paris,  Hachette  &  C«,  1883.     18.  XIX.341  pag.     3  fr.  50  c. 

Dubord,  R.,  L'instruction  primaire  avant  1  789.  Toulouse,  Sistac  & 
Boub^e,  1883.     12.     89  pag. 

Egger,  E.,  La  tradition  et  les  rd  form  es  dans  l'enseignement  universi- 
taire;  souvenirs  et  conseils.     Par.,  G.  Masson,  1883.     8.     XXIV-368  pag. 

Lefövre,  A.,  La  renaissance  du  mat^rialisme.  Par.,  Doin,  1888.  18. 
500  pag.     5  fr. 

Pizard,  A.,  La  France  en  1789:  la  socidt^ ;  le  gouvemement ;  Tadministra- 
tion.  Avec  cartes  des  traites  et  des  gabelles  d'apr^s  Necker.  Par.,  Degorce-Cadot, 
1883.     12.     820  pag.     2  fr.  50  c. 

Briggs,  T.,  Poverty,  Taxation,  and  theremedy:  Free  Trade,  Free 
Labour ;  or,  Direct  Taxation  the  true  principle  of  Political  Economy.  Universal  Free 
Trade  the  first  condition  of  Universal  Peace.  London,  W.  Reeves,  1888.  8.  VIII- 
214  pp.     1|.  - 

Car ruthers,  J. ,  Communal  and  Commercial  Economy;  some  ele- 
mentary  theorems  of  the  Political  Economy  of  Communal  and  Commercial  Societis; 
together  with  an  examination  of  the  correlated  theorems  of  the  pseudo-science  of  Wealth, 
as  thougt  by  Ricardo  and  Mill.  London,  Stanford,  1883.     8.     360  pp.     9|.  — 

Sidgwick,  H. ,  The  Principles  of  Political  Economy.  London,  Mac- 
millan.     1883.     8.     606  pp.     16|.  — 

Smith,  A.  M. ,  Political  Economy  examined  and  explained.  Con- 
taining  an  explication  of  that  which  the  public  understand  by  the  words,  Wealth,  Value, 
and  Capital.     London,  Williams  &  Norgate,  1883.     8.     3|.  6. 

2.    Geichichte  und  Darftellnng  der  wirtfohaftliolien  Kultur. 

Max  Steffen,  die  Landwirtschaft  bei  den  alt-amerikanischen 
Kulturvölkern.     Leipzig,  1883.     Verlag  von  Duncker  &  Humblot.     8<*.     139  S. 

Eine  lesenswerte  kleine  Schrift,  welche  die  Landwirtschaft  der  Azteken  in  Mexiko, 
der  Mayas  in  Yucatan,  der  Chibchas  in  Cundinamarca  und  der  alten  Peruaner  schildert 
Für  den  Nationalökomen  sind  besonders  die  Schilderungen  der  Verhältnisse  der  Boden- 
verteilung von  Interesse,  die  —  wie  der  Verf.  hervorhebt  —  eine  grofse  Aehnlichkeit 
mit  den  Bodenbesitz-Verhältnissen  in  Japan  aufweisen  und  mit  einigen  starken  Tropfen 
sozialistischen  oder  kommunistischen  Öles  versetzt  sind.  Die  bei  manchen  dieser  alt- 
amerikanischen Völker  vorkommende  gemeinsame  Bestellung  der  Felder,  die  Zuteilung 
der  Llama* Wolle    oder    anderer  Produkte   der   Landwirtschaft   an   die   einzelnen  Volks- 

38* 
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angehöri^en  und  dgl.  m.  beweisen,  lUf»  den  alt-amenkAniseben  Kulturvölkern  der  Be- 
griif  der  „VoJk5''-Wirtscbi.ft  ids  einer  gemeinsamen  Fürsorge  für  die  Deckung  des  Be- 
darfea  des  gesamten  Volkes  noch  nicht  so  gXnilich  Abhanden  gekommen  war  wie  uuse* 
1-er  heutigen  atomisierten  und  auf  der  Grundlage  des  Indiridualismus  anfgebanten  Ge- 
aenachaft.  Die  Steffen 'sehe  BroschQre  iat  ein  interessantes  Seitenstück  au  der  gleich* 
aeitig  in  dem&elhen  Verlage  erschienenen  Schrift :  «»Der  christIicb-i>ozi&ie  Staat  der  Jesuiten 
in  Paraguay*'  von  Dr.  E.  Oothein  (Bd.  IV,  Heft  4  der  Sc  hm  o  H  er'schcn :  , ^Staats- 
und  •ozialwtssenüchaftlichen  Forschungen*'),  die  gietchfalb  ein  südamerikanisches  Volk 
sum  Gegenstaade  hat  und  Einrichtungen  bebandelt ,  die  in  mehr  al»  einem  Punkte  mit 
denen  der  genannten  alt^amerikanischen  Kulturvölkern  tibereinstimmen> 

CiernowitK.  F.  Kleinwichte r. 

£,  Loening,  Die  Befreiung  des  B  au  ernatan  des  in  Deutschland 
und  in  Livland.     Sonderabz.  aus  der  Baltischen  Monatsschrift  W«  27  S.  89 — 129. 

Giebt  eine  gute  compendiöse  Darstelltjog  des  Gegenstandes  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Ltviand  und  unter  Einflechtung  einer  Polemik  gegen  H.  von  Brulniogks  L»iv- 
Itndisehe  Rückschau  und  deren  Auffassung  vom  Gange  der  Dinge  in  Livland.  Herr 
Baron  von  Bruiningk  hat  auf  den  Angriff  L's.  in  apologetischen  Bemerkungen  geantwor* 
tet,  gegen  welche  L.  von  neuem  a.  a.  O.  B.  348 — 354  mit  einer  Reihe  von  thata&ehlJ- 
eben  und  seiner  Hache  allerdings  sehr  günstigen  Notiaen  sa  Felde  sieht*  L. 

Armand^  A. ,  Los  mddaiUeurs  italtens  desXVeetXVl'siecles, 
2«  Edition.     8  vols.  (L  Vm-8I4  pag-,  II  S?«  pag.)     Par,  Plön  &  O,  1883.  8.  »0  fr.  — 

Dnpont^  P.  ,  Histoiro  de  l'imprimerie«  (Langage  prlmitif;  d^couverte 
de  rtmprimerie ;  los  imprimeurs  illustres ;  des  arts  auxiliaires  de  la  typographie ,  etc.) 
Par.,  P.  Dupont,  188$.     12.     328  pag. 

Smith  f  J.  A. ,  Report  on  tbe  development  of  Mineral,  Hetallargical, 
Agricultural,  Pastoral,  and  other  Resources  of  California,  for  the  years 
1881  and  3882*     London,  Denver,  1883.     8.     169  pp.     2|.  — 

Harter,  H.  H. »  V  i  c  to  rian  Y  ear- bo  o  k  for  1881-82.  (IXtli  year  of  Is- 
sne.)     Melbourne,    J.  Ferresi   1882,     8*     Ö86  pp.  and  map. 

Spofford,  A.  <,  American  Almanac  and  treasury  of  facts,  Statistical,  finaneial 
and  political,  for  tbe  year  1883.  New-York^  American  News  C«,  1883.  8.  881  pp» 
cloth.     I  ijfiO 

3.    Bevölkdrangilflhr«   und  BeyölkenmgtpolitUc, 
Cheysson,    £. ,    Lamortalit^    des  enfants  legitimes  et  naturels.     Nancy» 

Impr.  Bcrger-Levrault  &  €^ ,   1883.     8.     4  pag.  av.  tableaux. 

de  Mirabeau,  L'ami    des  faommes  ou  traitd  de  la  populatlon.  Avee 

une  pr^face  et  une  notlce  biographtque  par  Rouxel.     Par  ,  Gutllanmin  Sc  C«  ^    1883.     8. 

G89  pag. 

de  Thibotilt  du  Pufsact,  J. «  Documents  in^dits  sur  l'emigrationf 

Journal  d'un  fourrier  de  I'arm^e  de  Cönd^J,  J.  de  Thiboult  dn  Puisact.  Publik  et  annot« 

par  G.  de  Contadcs.     Par.,  Didier  &  C',   1888      8      XXX-366  pag.     7  fr. 

4.    Bergbau  I   Land*  und  Foritwirtsehaft.    Fisohereiweaen. 

Ernst,  C.  v«f  die  Montanindustrie  Italiens.  [Mit  einer  (litli.  n,  kolor.) 
Übersichtskarte  der  wichtigeren  Italien.  Bergbaue  und  Bergbanorte.)  Bes.  Abdr.  aus: 
,»Oesterr.  Ztachrft.  f.  Berg-  u.  Hüttenwesen^*.     8».     (Ul  u.  118  88.)    Wien  1882.  (2  M.) 

Anger  er»  J.,  die  Waldwirtschaft  in  Tirols  vom  Volkswirtschaft* 
liehen,  socialen  und  geschichtltchen  Standpunkte  beleuchtet*  S<^. 
43  88.     Boxen  1888.     (1  M.) 

Bericht  über  die  XL  Versammlung  deutscher  Foritminner  ao 
Koburg  vom  2  8.  August  bisl.  Sept.  188  2.  Mit  5  lltfa.  Tafeln.  8".  XVI  u. 
276  8S.     Berlin  1883.     (4   M.) 

Chronik  des  deutschen  Forstwesens  im  J.  188  2.  Bearb.  vonW. 
Weise.     8^\     IV  n.  80  88.     Berlin   1883.     (1  M.   20  Pf.) 

^Dankelmann,  B. ,  die  doutf$chen  NutKholsxSlle.  Eine  Waldschuts- 
schrilt.     8'*.     Xt  u.   124  SH.     Berlin   1883.     (4  M.) 

*Lehr»  J.,  die  deutschen  Holzsölle  und  deren  Erhöhung.  Frank- 
furt a|M.  1883.     6".     108  88.     (2  M.) 
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«Barth  Th.,  die  Erhöhung  der  HolzzSUe  (freihändlerische  Bl&tter  H.  10). 
BerUn,  Leonh.  Simion.     37  SS.     (80  Pf.) 

*Broemel,  M.,  die  d  eutsche  n  H  ol  z  z  öUe  vor  1  8  65.  (Mitteilungendes 
Vereins  zur  Förderung  der  Handelsfreiheit.     Nr.  XVI).     Berlin  1883.     42  SS. 

Wagner,  R.,  die  preufsische  Jagdgesetzgebnng.  Unter  Berücksich- 
tigung der  einschl.  Ministerialrescripte  und  Entscheidungen  der  höchsten  Gerichtshöfe, 
der  Motive  zu  den  Entwürfen  des  Jagdpolizeigesetzes  vom  7.  H&rs  1860  und  des  Wild- 
schutsgesetzes  vom  26.  Febr.  1870,  sowie  der  Verhandlungen  des  Landtages  bei  Beratung 
dieser  beiden  Gesetze  bearbeitet.     8».     VIII  u.  188  SS.     Berlin  1883.     (8  M.  80  Pf.) 

Feld-  und  Fo  rstpolizei-Gesetz,  das  vom  I.April  1880.  G^.  betr. 
den  Forstdiebsuhl  vom  16.  April  1878.    8.  Aufl.    8».    32  SS.    Berlin  1882.    (—   26  Pf.) 

Fischereinormen  in  Kärnten.     8".     11  SS.     Klagenfurt  1888.     (40  Pf.) 

Katalog  der  Bibliothek  der  Hannoverschen  Landwirtschafts- 
Gesellschaft.  Nebst  einem  Vorwort  über  die  Einrichtung  landwirtsch.  Bibliotheken. 
8».     XVI  u.  165  SS.     Hannover  1882.     (2  M.) 

Die  Erhaltung  des  Bauernstandes.  Ein  Reformprogramm  des  hochseligen 
Ghrafen  Ludwig  zu  Arco-Zinneberg,  be^b.  von  Dr.  G.  Ratzinger.  Frei- 
bnrg  i|Br.  1883.     XVI  u.  118  SS.     (1  M.  60  Pf.) 

Compte  rendu  des  s  Dances  du  congr^s  viticole  tenu  ä  Montbrison ,  les 
28,  24  et  26  juin  1881.     Montbrison,  impr.  Huguet,    1888.     8.     168  pag. 

Gateliier,  E.,  La  production  äconomique  du  blö  en  France;  moyens 
ä  employer  pour  lutter  contre  la  concurrence  amdricaine.  Par.,  librairie  des  halles  et 
march^,  1883.     8.     72  pag. 

de  Lu9ay,  (le  comte),  Rapport  k  la  Sociätä  des  agriculteurs  de 
France  au  nom  de  la  section  d'^conomie  et  de  l^gislation  rurales,  sur  la  question 
des  octrois.     Par.,  impr.  Noizette,  1883.     8.     27  pag. 

de  Klenze,  Traitä  pratique  de  laiterie,  Instructions  nicessaires  auz  fer- 
miers,  laitiers  et  fromagers  pour  rendre  plus  productive  Texploitation  d'nne  laiterie. 
Traduit  par  A.  D^lalonde.  2e  Edition.  Par.,  Schmidt,  18.  XVI-147  pag.  av.  66  figures 
2  fr.  60  c. 

Proost,  A.,  L'avenir  de  l'agriculture  en  Belgique.  Bruzelles,  impr. 
PoUeunis,  Ceuterick  &  Lef^bure,  1888.     8.     29  pag.     1  fr.  60  c 

Atti  della  Giunta  per  Tinchiesta  agraria.  —  Volume  IV,  fasc  1:  Le 
condizioni  dei  Contadini  nel  Veneto  —  e  Volume  IV,  fasc.  2:  Le  condizioni  della  pro- 
prietk  rurale  e  della  economia  agraria  nel  Veneto  (Parte  prima  e  2da  della  relazione 
del  commissario,  E.  Marpurgo,  sulla  XI.  circoscrizione.)  Roma,  Forzani  e  Co,  1883. 
4.  609  pp.     4  1. 

6.    Gewerbe  und  Indnitrie. 

Protokoll  d.  1.  Handwerkertages  d.  Prov.  Hannover,  zu  Goslar  ajH. 
[Nach  stenographischer  Niederschrift]     S"*.     20  SS.     Goslar  1882.    (—  SO  Pf.) 

Dehn,    Gewerbe-Inspektoren.     Vortrag.     Wien  1882.     8».     28  SS.     (1  M.) 

Weifs,  C,  Beleuchtung  der  Innungsfrage  durch  einen  prakti- 
schen Handwerker.     8".     10  SS.     Breslau.  1883.     (—  16  Pf.) 

Baumbach,  der  Ko  Iportagebuchhandel  und  die  Gewerbenovelle. 
[Volksw.  Zeitfragen.  Vorträge  und  Abhandlungen  etc.  33.  Heft.  (V.  Jahrg.  I.  Heft.]) 
S«.     34  SS.     Berlin  1883.     (1  M.) 

Annuaire  du  commerce  de  laboucherie,  publik  par  la  chambre  syndi- 
cale  de  la  boucherie  de  Paris.    Par.,  impr.  Wattier  &  C«,  1888.    8.    269  pag.  2  fr.  — 

Annuaire  du  commerce  des  soies  et  soieries  de  France  et  de 
r^tranger.     1883.     Lyon,  impr.  Gallet,  1883.     16.     226  pag. 

Armengaud  ainö,  Meunerie  et  boulangerie.  I^re  partie:  Amöliorations 
dans  les  procödös  de  fabrication ,  statistique  du  nombre  des  boulangeries  ätablies  k 
Paris  de  1864  k  1880.     Par.,  impr.  Quantin,  1883.     8.     IV-140  pag.     6  fr. 

Description  des  machines  et  procöd^s  pour  lesquels  des  brevets  d*invention 
ont  ^t^  pris  sous  le  regime  de  la  loi  du  6  juillet  1844,  publiöe  par  les  ordres  de  M. 
le  ministre  du  commerce.  Tome  102.  Par.  impr.  nation.,  1883.  in-4  ä  2  col.  492 
pag.  et  70  planches. 

Le  Marois,  P. ,  Des  ateliers  insalubres,  dangereux  et  incommodes.  Bar- 
le-Duc,    impr.  Contant-Laguerre,  1883.     8.     203  pag.    4  fr. 
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Queslion  da  caf^,  l  a.  Le  c^U  du  Brcsil  hu  piklMn  do  rtoduAtHe  (coaeourtf 
ÄgHcoIc,  JRnvier  1883.)     P»r,  OuillAamiti  &  C^,   1888      8,     68  p»g.     1   fr. 

S.     HftiLdel  and  Terkehr. 

R.  V,  RaufiTiAün,  die  Reform  der  11  an  de  1a-  und  G  e  wg  f  hekaui  m  er  o* 
Ein  zweiter  Beitrag  zur  Fmire  der  Vertretung;  der  wirt<fcli«ftlichen 
Interessen  in  Dnut  ji  cli  In  nd,      Uerlin   IB^S.     PulLkammer  &  Miihfhracht.   69  SH- 

Der  Vorf.  hat  bereite  im  Jahr»  1679  ein  amfangreiches  Werk  Qber  die  VertretUDf; 
der  wirtachaftltcben  Interessen  iu  den  Staaten  Europa»  veröffentU^-ht,  welche»  Bd  SU 
S.  213  ff.  dieser  Jahrbücher  eine  cingt^hendc  Besprechung^  gefunden  hat.  Seit  dem  Er- 
scheinen diese»  Werke»  i«t  die  FVage  der  wirt^thafilichen  IntereäJieuvertretanK  Gegeu- 
Atand  vielfacher  theoretJAcber  und  prakliAchor  Errirterung  i^RWorden.  Diese  EreigTii»»« 
haben  dem  Verf.  Veranlassung  gegeben  mit  einem  neuen  Beitrage  über  die  Frage  her- 
vnrzutretCD.  NamenÜich  sind  die  auf  dem  angegebenen  Gegeu»tand  bettlglicben  Bc!»chhia»e 
der  vom  Zentralverband  deutscher  InduxMietler  eingejtctzten  Komml»!>ion,  welche  im 
August  vorigen  iTahres  iu  EiKetiach  lugte,  auf  «einen  Entschlufs  von  Einflnf«  gewesen. 
Ein  grofscr  Teil  seiner  Schrift  ist  der.  Be!»prechunng  und  Kritik  dieser  Beachlüsse  ge- 
widmet. 

Der  Standpunkt ,  welchen  der  Vcrf  in  der  vnrliegenden  Schrift  einnimmt  ist  im 
wesentlichen  derselbe ,  den  er  bereits  in  seinem  früheren  Werke  vertreten  hat.  Er  er- 
strebt die  Bildung  h'kaler  Wirtschaftjikummern,  welche  eine  Vereinigung  der  vier  grofsen 
Erwerb»gruppen ,  Industrie*  Kleingewerbe,  LBudwirUehaft  u»d  Handel,  repriUentieren. 
Die  Spitie  dieser  Organisation  »oll  ein  Volkj^wirtschaftsrat  bildeD«  de5«en  Mitglieder  nun 
Teil  aas  Wahlen  dieser  Korporationen,  «um  Teil  aus  kaiscrUcher  Ernennung,  lum  Teil 
aus  der  offisieJlen  Vertretung  der  einschlägigen  Rc5»ort&  der  Verwaltung  und  Geseti 
gebung  hervorgehen  würden.  Diesen  Standpunkt  .sucht  er  gegenüber  dem  Bescblufs  d« 
Eisenicher  Kommission  zu  verteidigen.  Die  Hauptdifferenü  besteht  darin  t  dafs  ditf 
ElsenHcher  Kommission  in  den  lokalen  wirtschHftlkhen  Vertretungen  nur  Handel,  In^ 
dustrie  und  Handwerk,  der  Verfasser  dagegen  nebeu  diesen  auch  die  Landwirtschaft 
vertreten  wissen  will. 

Da  die  Ansichten  des  Vert  im  wesentlichen  dieselben  sind,  so  kann  hinsichtlich  der 
Beurteilung  derselben  auf  die  oben  erwähnte  frühere  Besprechung  verwiesen  werden. 
Der  Verf,  legt  das  Hauptgewicht  auf  die  Frage ,  ob  die  lokalen  Vertretungen  wirtschaft- 
licher Interessen  in  einer  einzigen  oder  in  mehreren  Körperschaften  erfolgen  soll.  Ohne 
Bedenken  ist  die  von  ihm  befOrwortete  Vereinip^ng  gewif«  nicht-  Aber  derartige  Be* 
denken  hissen  sich  auch  schon  gegen  den  Vorschlag  der  Eisenaeher  Kommission  Hand- 
werk, Grofsindastrie  und  H&udel  in  derselben  Körperschaft  stusammen  am  fassend  geltend 
machen.  Wenn  man  einmal  diese  drei  Elemente  vereinigen  will,  dann  lässt  sich  aller- 
dings mit  Fug  und  Recht  fragen:  warum  soll  nicht  neben  ihnen  auch  noch  die  Land- 
wirtli^chaft  vertreten  sein  ?  Richtiger  wÄre  es  aber  vielleicht  mehr  an  das  Bestehende 
aufzuknüpfen  ,  Handeliä-  und  Gewerbekammern  al»  Vertretungen  des  Handels-  und  der 
GrofMudustrie  bestehen  tu  la»t>en ,  daneben  in  möglichster  Anlehnung  an  die  etwa  vor* 
handenen  Innungen  Handwerkerkammem  au  errichten  und  der  Vertretung  der  Landwirt- 
schaft im  Anschlufb  und  durch  Reorganisation  der  landwirtschaftlichen  Vereine  au  er-_ 
atreben.  Ob  aus  diesen  Elementen  allmlthlich  lokale  Wirtschaftskamme m  heraus wficbsoQ 
bliebe  der  weiteren  Entwickelung  überlassen. 

Zu  einer  aUaeitigen  Vertretung  wirtschaftlicher  Interessen  gebort  übrigens  auch  eine 
Vertretung  des  Arbeiterstandes.  Diese  ist  weder  In  den  Vori»cbIägen  der  Eisennacher 
Kommisaion  noch  in  denen  de»  Verf.  vorgesehen. 

Als  die  praktisch  njlcbstliegende  Frage  erscheint  Übrigeos  die,  ob  die  Organisation 
der  wirtschaftlichen  Interessenvertretung  in  Deutschland  von  oben  d.  h.  mit  dem  Volks- 
würtschaftsrat  oder  von  unten .  d.  h,  mit  den  lokalen  Vertretungen  beginnen  soll.  In 
dieser  Hinsicht  ist  dem  Verf.  vollkommen  beististimmen«  wenn  er  sagt^  es  scheine  ihm 
richtiger  den  Bau  des  Hauses  mit  dem  Fundamente  zu  beginnen. 

Jena.  G.  Meyer. 

Haussen,  G. ,  Gutachten  Gber  die  Grundsteuer-Regulierung  im 
sog.  Bremer  Geltungsgebiete,  der  Landwirtschaft. skammer  cu  Bre- 
men erstattet.     Oöltingen   1876       i**^     115  SS.     (d  ht) 

Manuel,  G,  Zolltarif  von  Frankreich«  anwendbar  gegenüber 
de  njen  igen  Staate  Uf  welche»  v  er  möge  ihrer  Verträge  mit  Frank  reicl 
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Anspruch  haben  auf  Gleichstellung  m.  d.  meistbegünstigten  Nation.  Nach  der  amtl. 
Ausgabe   d.  Zolltarife   von  Frankreich    bcarb.     8».     71  SS.     Bonn  1883.     (1  M.  20  Pf.) 

Zolltarif,  allgemeiner,  vom  2  5.  Mai  1882  f.  das  Österreichisch- 
ungar. Zollgebiet  u.  amtl.  alphabct.  Warenverzeichnis  zu  demselben.  8". 
LX  u.  379  SS.     Wien  1882.     (5  M  ) 

Zolltarif,  neuer,  f.  Spanien,  vom  2  3.  Juli  18  8  2.  8".  44  SS.  Wien 
1883.     (1  M.  60  Pf.) 

Dehn,  Deutschland  und  die  Orientbahnen.  8<*.  61  SS.  München 
1883.     (2  M.) 

Betriebs-Reglement  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom  1  1. 
Mai  187  4.  Mit  allen  späteren  Abänderungen.  Mit  EinL,  Anm.  u.  den  abweichenden 
Best.  d.  Betriebs- Reglements  f.  Österreich-Uugam,  sowie  den  bez.  Vorschriften  des  Bahn- 
polizei-Reglements etc.     12.  Aufl.     8^.     XXll  n.  124  SS.     Berlin  1883.     (1  M.) 

Vorschriften  über  die  Beförderung  von  Personen,  Tieren,  Gütern 
etc.  auf  deutscheu  Eisenbahnen.  Unter  Berücksichtigung  der  Bestimmungen  f. 
Österreich-Ungarn  und  das  Gebiet  des  Vereins  der  deutschen  Eisenbahnverwaltungen 
etc.  etc.    Bearb.  v.  einem  Fachmaune.    8'>.    XXIX  u.  266  SS.    Berlin  1883.  (3  M.  60  Pf.) 

Bericht  über  die  Thätigkeit  der  Handelskammer  in  Bremen  i.  J. 
1882,  erstattet  an  den  Kaufmannskouveiit.     8'*.     41  SS.     Bremen  1882  ( —  75  Pf.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Frankfurt  aM.  iür  1882. 
Frankurt  1883.     X  u.  878  SS. 

Annnaire  du  Minist&re  des  postes  et  des  tdldgraphes  de  France 
pour  1888,  manuel  h  l'usage  du  commerce,  de  la  finance  et  de  l'industrie.  Paris, 
P.  Dupont,  1883.     8.     372  pag.     8  fr.  — 

Gallot,  S. ,  La  r^ forme  de  la  loi  surles  faillites,  discours  prononce  k 
la  cour  d'appel  d' Angers,  le  3  novembre  1882.  Angers,  impr.  Burdin  &  O,  1883.  8. 
48  pag. 

GuiUaume,  E. ,  Trait^  pratique  de  la  voirie  vicinale,  ou  expose  de 
la  Ugislation  et  de  la  jurisprudence  sur  les  chemins  vicinaux.  7«  edition.  Paris, 
P.  Dupont,  1883.     12.     336  pag.     3  fr.  60  c. 

H^l^ne,  Max.,  Les  travanx  publics  au  XIXe  siöcle.  Les  nonvelles 
routes  du  globe.  (Canaux  isthmiques  et  routes  souterraines).  Par. ,  G.  Masson ,  1883. 
8.     320  pag.  av.  92  grav.  et  4  planches. 

7.    Finansweien. 

Alberto  Errera,  professore  all'  univertitä  di  Napoli.  Le  Finanze  dei 
graudi  Communi.     Firenze.     Pellas  1882. 

Presque  partout  en  Europe,  les  grandes  villes  d^pensent  au  delä  de  leurs  reve- 
nus.  Elles  comblent  les  deficite  au  moyen  d'emprunts,  accablant  ainsi  les  habitants  de 
charges  croissantes.  La  banqueroute  semble  ^tre  le  terme  fatal  de  ces  entrainements 
deraisonnables.  Le  credit  stimulant  ainsi  les  dcpenses  improductives  devient  un  v^ri- 
table  fl^u.  11  est  utile  d'^tudier  de  prfes  eette  maladie  du  deficit,  particuli^re  k  notre 
öpoque.  Le  congrfes  international  de  statistique  ^mettait  nagufere  le  voeu  de  voir  ras- 
sembler  le  plus  d'öl^ments  possibles  sur  les  finances  des  grandes  communes,  pour  les 
disposer  eusuite  en  forme  de  tableaux  comparatifs. 

Quelques  Etats,  seulement,  ont  r^pondu  k  cet  appel.  En  Italic,  un  ouvrage  de 
ce  genre  vient  d'Stre  publie  dans  la  Bibliothfeque  des  sciences  juridiques ;  il  fait  connaitre 
les  bilans  et  les  comptes  des  derniferes  annöes,  pour  quatorze  grandes  villes,  fournis- 
sant  ainsi  une  ample  moisson  de  renseignements  int^ressants  k  la  statistique  internationale. 
M.  Errera,  dans  son  livre  sur  les  finances  des  grandes  communes,  s'attache 
surtout  k  deux  points:  les  emprunts  communaux  et  Toctroi.  A  ce  propos,  il  entre  dans 
Tezamen  des  divers  degres  d'ingerence  que  l'Etat  peut  et  doit  prendre  dans  les  affaires 
locales,  question  de  la  plus  haute  importance. 

Mais  si  Tinterveution  du  pouvoir  central  peut,  en  certains  circonstances ,  apporter 
un  secours  prötieux  aux  communes ,  il  ne  faut  pas  y  chercher  la  panac^e  qui  les 
tirera  infailliblement  d'affaires.  La  loi  du  14  Mars  1881  accorde  la  garantie  de  T^tat 
k  une  Emission  falte  par  la  ville  de  Naples,  en  vue  de  Vunification  de  ses  dettes. 
Ce   qui   n'empcche  pas  le  budget  de  cette  ville  de  präsenter  tous  les  ans  un  deficit. 

L'intervention  de  l'Etat  accordant  un  large  subside  en  faveur  de  Rome  se  con9oit 
k    cause   des   grands    travaux   indispensables  dans  cette  capitale.     L'administration  com- 
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mnnale  de  Wilan  offre  l'interrt  p»Aiticulier  d'une  ville  qui  est  fusion^e  &Yec  set  tau- 
bourgs.  On  peut  c»  voir  1«»  r^^sultiiU  danh  rioteres^at  rddt  que  M.  Err«rä  noas  faiit 
des  dissentinicuts  qui  eclatcreot  en  1882^  «u  sein  du  conscil  entre  Ics  repr^aentanU  de 
aiTondiAaeinent&  int^rleurs  et  ceux  des  lirrondtssetnoBli^  ext^rieurs»,  Ajotttuns  toQtefoU  qn 
l*tttiteur  dcmoiitre  comroeot  rinterct  bien  conipm  de  rAgglomerAtloQ  exigeait  cette  iQfiioir/ 
II  se  fondo  nvant  tont  aur  des  eonsid^rations  coneeraant  rootroi  et  qui  na  peuvent 
donc  pAs  6'appliqaer  partout. 

La  faiUko  de  Ploretice  n'cet  qoe  trop  contiuo.      Od  troove  dans   le  lirrc  dont  noiu 
parlon&  des  ctudei  »(^deuies  sor  les  caases  de  cette  cataatrophe  fioancifere.     La  que^tiou 
de    riiiftli^nabilit4   des   droitii  d*octroi,   aar  lenqueU  les  ereancier»  rcelament  un  droit 
gage,    a    fall  Tobjet   d'uu  important  proc^s  dout  Tintcirüt  Jaridique  o'a  pa«  besoto  d'fb 
di^moDtr^.     L*ouYriij;e  de  BL  Eirera  noos  olTre  le  tableaa  complet  des  flnanees  des  grau 
de5  comniuiies.      Les  vllles  da  oord  de  Tltalic  out  tc  privil^ge   d'a^oir   uae    admiaiat] 
tloD  modele;    mais   k  »«siire  quc  Ton  deacend  vers  le  midi^  la  Situation  devieot  molnr  ^ 
brillante. 

Esperons  quo  des  1ivr«s  snr  les  6uAnces  des  j^andes  communea  seront  pub|j<äs  par- 
tout sur  le  m^e  modele,  afin  qn'on  paisj»e  ^tablir  des  comparatsons  utlles. 

M.  AlboTt  Errera  est  ausKi  le  »HTiint  qui    a    eerit   unc   bistoire  de   Teconomie  poli«  ^ 
tique  au  XVII  &  XVI II  sit^c1«t|   pardeulierement  pour  la  Rcpubliqoe  des  Venise  (Venj» 
tip.   Antonelli)    qui    a    eU    couronue    par    Tln^titut  Royal    de    sciences,     un  manucj    de 
petites  indostries  ot  divers  ouvrages  de  sclence  sociale  d'uu  merite  recoonu. 

Emile  de  Lavele/e, 

10     06tetKgebuii^. 

Dr.  Carl  Kroket^  Geiet£  botr.  dio  Erhebung  von  Reicbs-Stempcl- 
abgaben  vom  1.  Juli  1881.  Auf  Grundlage  der  Materialien  und  der  erljuiteruden 
amtlichen  Verfligungen  kommentAtüriscb  bearbeitet  und  mit  ausführliebeni  inh&lt^Ter- 
aeichnla,  Quellennachweis  und  Sacbregister  herausgegeben.  Berlin,  Siemenrotb  1883 
851  S, 

Dieses  Werk  ist  für  den  praktischen  Oi^ächEftsmaiin  vielleicht  etwas  su  wenig 
kompendiöst  dagegen  von  sehr  gTöfser  Brauchbarkeit  för  die  Stenerbebörden  und  Handeln 
kaaimern  ,  die  darin  den  heutigen  Stand  des  Gc&ctzeji ,  wie  er  durch  fiskalische  Inter- 
pretatloncn  ausgebildet  ist,  ändon  werden  Die  ^uauxbebordlicheu  Entscheidungen  sind 
in  einer  Vollständigkeit  zusammengestellt,  wie  nirgends  wo  anders  und  wie  es  auch  dem 
Verfasser  nur  durch  die  bereitwillige  UntcrstÜtiUDg  der  Mebrsahl  der  obersten  Finanz- 
behörden  deutscher  Staaten  möglich  war. 

Der  Verf.  eutbRIt    sich   Jeder  Kritik  ,    und    seine   vortrefflichen  Resum^    bilden    d« 
beisten  Leitfaden  für  die  Steuerbehörden. 

Da    die  von  der  fiskalischen  abweicheuden  Interpretationen  de«  Gesetses  bisher  rein 
theoretisch    geblieben    und    noch    durch    keine    richterliche   Enticbcidung   zu    praktischer  ^ 
Wirksamkeit  gekommen  sind ,  so  ist  der  Verf.  ganz  berechtigt  in  seinem  Kommentar 
zu    ignoriren.     Seine  Darstellung    der  Vorgeschichte    des    Gesetzes    wird    dagegen    durclTI 
ihre  Objektivität    einseitig,     Bie  rechtfertigt  gewissermafsen    die  Ausbildung  des  Gesetzes 
vom  rein  fiskalischem  Standpunkt  aus  und  läfst  nicht  erkennen,  dafs  der  Reichstag  als  er 
das  Gesetz  annahm,    dasselbe  sum  Teil  anders  verstand  als  es  Jetzt  der  Bnndesrat  thu 

F.  R. 

Dr.  A.  C.  Jürgens,  Gesetz  betr,  die  Erhebung  von  Rei  chs-Stempel'" 
abgaben    vom    1.    Juli    188L     Nebst    den   Äusnihrungsverordnungen ,    Bundesrata- 
bescblüssen,  amtlichen  Entscheidungen  etc.     Für  den  Gebauch  im  geschäfUicheo  Verkehr 
zusammeogcsteJlt  und  erläutert.     Hamburg,     L.  Friedrichscn  &  Co,   188S.     15ö  S 

In  den  beiden  ersten  Abschnitten  erlüutcrr  der  Verf,  d»»5  Gesetz  nach  den  Motiven 
und  dem  Bericht  der  Reichstags-Kommission  und  legt  die  Gesichtspunkte  dar»  welche 
bei  der  Auslegung  des  Gesetzes  durch  den  Bundesrat  und  die  Ministerial- Instanzen 
der  Bundestaateo  mafsgobeud  waren,  in  dem  letzten  Abschnitt  ist  die  Anwendung 
des  Gesetzes  in  der  amtlichen  Praxis  an  konkreten  Beispielen  gezeigt  und  hier  fügt  der 
Verf  vielfach  seine  eigene  Ansicht  hinzu.  Ab  die  de»  Sekretärs  der  Hamburger  Uandels- 
kammcr  stimmt  sie  selbstverständlich  nicht  immer  mit  der  6&kAlischen  Ansteht  überein 
and  in  solchen  Fällen  weist  er  ganz  richtig  den  Handelstand  darauf  hin «  gerichtliche 
Entscheidung  herbeizuführen.  Unsere  Erfahrung  gebt  dahin,  dafs  der  HandelsstAnd, 
TorKUgsweise    die   industriellen  Aktiengesellschaften «   durch    die  TracAsserien  schon  recht 
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ihrerBodeutang  für  eine 
Edangen,  Deichert,  1882.     XVI 


mlirb«  gcmaefat  siud  und  dftfs  sie,  wenu  ihnen  erl&ubt  würde  die  vom  Stempelfiakal  nach- 
gcfordet'ten  Betrage  durch  Einsendung  vou  Stempel  marken  zu.  bezahlen ,  dies  ku  thun 
vielfuch  der  Eeclaraation  vorziehen  würden. 

Ein  sehr  gute;«  Sauhregister  erleichtert  die  Orientiernßg  and  macht  das  Boch  ins- 
li«K»oddire  sehr  brauchbar  fUr  den  praktischen  Geschäftsmann.  F.  R. 

13.     SUtiatüt. 

A.  von  Ottingen,  Die  Moralstatistik  in 
8  0  s  i  a  t  e  t  h  i  k.  3.  volbt&ndig  umgearbeitete  Auflage. 
U.  832  8.  nebst  CLU  S.  Tubeflen  und  Inhalt» 

Eine  kurze  Anzeige  von  Ottmgens  Moralstatistik ,  welche  nanmehi  in  3.  Auflage 
vorliegt »  kann  sieb  natürlich  mit  dem  Fandam«ole ,  auf  welchem  der  Verfasser  seine 
Wis»enscbafl  aufbaut  und  mit  dem  Verfahren,  welche»  er  dabei  einschlägt,  nicht  aus- 
einandersetzen. Nachdem  aber  dem  Buch  doch  eine  grofse  Bedeutung  für  die  Entwicke- 
lung  der  exakten  Soziaiwisüenschart  nicht  blos  vom  Verfasser  vindixiert ,  sondern  auch 
in  wissenschaftlichen  Kreisen  zuerkannt  wird ,  so  kann  sich  der  B«richterstAtter  über 
dasselbe  der  VerpAichtung  nicht  entsehlagon,  die  Grundaoschauungen  Ottingens  und  die 
Grundxüg«  seiner  Methode  einer  Kritik  s&u  unterziehen  und  dem  vielgeleseuen  Buche 
seine  Stelle  in  der  Litteraiurgeschichte  der  Sozi&lwissenschaft  aniiuweisen.  Das  sei  denn 
Rueh  ausdrücklich  für  nahe  Zeit  in  Aussicht  gestellt.  An  dieser  Stelle  aber  wollen  wir 
dankbar  anerkennen  ,  dafs  Ottingens  Moralstat) stik  für  die  Erweiterung  unserer  Einsicht 
in  den  Zusammenhang  der  moralstatiatischen  Probleme  manches  und  für  die  Erweckung 
des  Interesses  an  solchen  Forschungen  sehr  vieles  geleistet  bat.  Diesen  Erfolg  aber 
können  wir  unbedenklich  dem  grofseo  Fleifse  und  der  lebendigen  Hingebang  des  Verf.s 
an  seinen  Stoff  suschrciben  ^  der  sich  die  Mühe  nicht  verdriefsen  iKfst ,  sich  auf  allen 
Gebieten  der  sozialen  Statistik  anf  dem  Laufenden  der  Erscheinungen  »u  halten  und  da- 
fnil  sein  Buch  stets  leben.skräftig  erhält,  was  leider  von  den  wenigsten  Erscheinungen 
der  allgemeinen   vergleichenden  StAtistik  gesagt  werden  kann* 

Auch  die  neue  3.  Auflage  legt  davon  an  vielen  Stellen  Zeugnis  ah.  So  sind,  um 
nur  da»  Wichtigste  hervorxuheben  ^  die  Fragen  der  HeirntsfrequenB  unter  den  bes.  von 
BerlUlon  aufgestellten  Gesichtspunkten  der  Matrimonialität  viel  eingehender  als  frilher 
behandelt,  und  ihnen  auch  eine  stattliche  Hcthe  von  30  Tabellen  gewidmet.  Die  neaer- 
dtngs  wieder  stärker  betonten  Gefahren  einer  herannahenden  Übervölkerung  haben  im 
Anschlüsse  an  die  Betrachtungen  über  die  Bevölkernng.^bewegung  in  Prankreich  an  einer 
eingehenden  Beurteilung  des  ganzen  Problems  geführt,  und  wir  stimmen  dem  Urteile 
des  Verf.  im  grofsen  und  ganzen  bei,  wenn  er  diese  Gefahren  für  Übertrieben  ,  die  da- 
gegen vorgeschlagenen  Heilmittel  in  der  Hauptsache  für  bedenklich  hält.  Dafs  In  dem 
Abschnitt  Über  die  bürgerliche  Rechtssphfire  die  rechtsphilosophischen  AuffÜhmnf  an ,  in 
welchen  die  Statistik  doch  nicht  recht  ssar  Geltung  gelangt  und  der  Verfasser  sich  auch 
nicht  eben  am  sichersten  fühlte  beträchtlich  gekürzt  wurden,  wird  niemand  mifsbütigen ; 
doch  hätte  sich  der  Versuch  einer  besseren  Änsbeatang  des  bereits  von  mehreren  Staa* 
ten  vorliegenden  Materials  der  Zh  iljustizstatistik,  auf  welche  der  Verf  gelegentlich  selbst 
verweist,  immerhin  gelohnt.  Um  so  dankenswerter  ist  os,  dafs  der  Abschnitt  durch  ein 
ausführliches  Exzerpt  aus  des  Verf.  Abhandlung  Über  die  methodische  Erhebung  und 
Bettfteilnng  krtminalstatistischer  Daten  (in  Zeitschrift  f.  Strafrechtswissenschaft  1881) 
bereichert  wurde,  in  welchem  der  Verf.  sich  auch  insbesondere  mit  der  „anthropo  logisch - 
kriminalistischen  Schnitt'*  Italiens  gebührend  «uaeinanderselzt.  Weniger  ist  ein  Gleiches 
zu  sagen  über  die  Einfügung  eines  eignen  Paragraphen ,  in  welchem  die  Bewegung  der 
kirchlichen  Handlungen  in  der  evangelischen  Ktrcho  Deutschlands  seit  dem  Zivibtands- 
gesetz,  sowie  die  verschiedenen  Symptome  der  Bebung  des  kirchlichen  Sinnes  seit  dem 
J,  1876  nach  des  Verf  Schrift  über  die  ,, obligatorische  und  fakultative  Zivilehe  nach 
den  Ergebnissen  der  MoraUtatbtik''  (1881)  beleuchtet  werden  sollen.  Die  Statistik  wird 
hier,  bei  dem  zum  Teile  rjiumlich  und  besonders  zeitlich  so  engbegrenzten  ßGohachtungs« 
fflde  und  bei  der  difierenten  Beschaffenheit  der  Fülle ,  weniger  als  methodlüches  For* 
»chungsmittel  T  als  vielmehr,  wie  der  Verf  selbst  .sagt,  nur  zur  Lieferung  einiger  lllu- 
Ktrierender  Beispiele  für  sllgemeinc  Anschauungen  verwertet,  welche  dem  Ycrf.  natürlich 
auf  anderem  Boden  erwachsen  sind.  Schliofitllch  sei  noch  der  erweiterten  Darstcllnog  der 
Selbstmordstatistik  gedacht,  für  welche  allerdings  dem  Verf.  gerade  in  den  letzten  Jah- 
ren sehr  bedeutende  Hitarbeiter  erwachsen  sind.  Da»  ganze  Kapitel  gehört  ja  auch, 
bei  Ottin  gen  wie  Uberhanptf  zu  den  Qlanzpankten  der  Moralstatistik. 


5CH}     Ubcr&iclji  über  die  neuubteti  PubUkutioueti  Dcuiadilatids  und  de»  AiuUudea. 


Der  grofse  dem  Werke  boigcgcbene  TAboJlennppnrat  (ISO  TAbelieo)  ist  gegenüber 
der  frÜlicrcn  Auflag«  fast  ganz  verüutlert  itnd  in  G^güDstärideo  uüd  Anordnungea  wieder 
mehr  der  1.  Auflage  nachgebildet,  dabei  aber  doch  vtel  Fleif»  aof  B«»cbatTkiuy:  neuerer 
Daten  ,  leider  nicht  immer  mtt  »treuger  Kritik  und  vorartelUfreier  Andere  venraudt. 
A1&  ganz  neu  sind  besonder:»  hervorxubebea  die  Tabelleti  Über  Verwandt»cbafl>h  ei  raten 
in  ItAÜefi  (33) ,  IterufbstAtistik  (39  f)  und  («cistc&kranke  {91)  ,  während  die  iühjdUiclic 
Uorelchemng  be»ondcr»  in  dctt  Tabellen  Üliei-  Ehefrequenz  und  Qber  Krioiinalitai  uud 
Selbj»tinord  hervorgehoben  zu  werden  verdient  J,  — ^St. 

We^^tcrgaard,  Harald,  Die  Lelire  von  der  MortaUtlt  und  Horb ili tat.  Anthru^ 
pologisch-statieitischc  ünter^iuchungen.  (Von  der  Univcrüitit  in  Kopenhagen  preisgekrönte 
Schrift.     Jena,   1882.     8o.     VIll   u.  504  S. 

Der  VerOu&er  der  vorliegenden  Sehrift  iat  dftnuchcr  Nationalität  ^  er  hat  aber  aiir 
Erlangung  eineti  groTseren  Leserkreiaea  vorgesogen,  »eine  Arbeit,  nachdem  sie  in  Ko- 
penhagen einen  Preis  davongetragen,  in  deutscher  Sprache  zu  verötfentlicben.  Deutliche 
Freunde  sind  ihm  bei  der  Ubcntetzung  behülfüch  gewesen  utul  dieselbe  iiirät,  abgesehen 
von  einigen  AufrälligkeUeu  (wie  ».  H.  dem  bezicbungülosen  Gebrauch  des  Wortes  ,, Ver- 
fasser*' für  SchriftÄ teile r)  ihre  ausländische  Abjitaniinuug  kaum  erkennen.  Auch  dem 
lubalte  nach  darf  das  Werk  als  ein  nutaliclkes  uud  verdienstliches  bezeichnet  werden, 
das  gerade  jetzt,  da  Versicherung*-  und  Hülfskasscnwescn  alter  Art  auf  der  Tagesord- 
nung steht,  auch  aufserhalb  der  Fachkreise  der  Statistiker,  Nationalökonomen  uiid  Me- 
diziner noch  bei  manchen  Klassen  von  Lesern  Interesse  finden  wird.  Mit  den  An>chau* 
ungen  des  Verfassers  kann  ich  freÜich  nicht  in  alle  Einzelheiten  übereinstimmen.  Na* 
mcntlicb  gttiube  ich,  dafs  die  von  ihm  in  der  Einleitung  empfohlene  Kechnungamethode 
durch  ein  einfacheres  Verfahren  ersetzt  werden  kann.  Der  Verfasser  bevorzugt  die  in 
England  üblichen  Formeln  und  gluubt  besonders  dem  Begriffe  der  Sterblichkeit»inten- 
slUüt  (force  of  mortality)  einen  hohen  praktischen  Werth  beilegen  zu  dürfen.  Als  blos 
rechnerisches  Hilfsmittel  mag  die  Eiuflihrung  dieser  Grofse  in  der  That  in  manchen 
Fj&lleu  Vorteile  bieten  ;  aber  bei  der  Anwendung  solcher  Rechnungen  gelangt  man  au 
den  Resultaten  ,  ohne  den  dazu  führenden  Weg  zu  fibersehen  und  den  Zusammenhang 
der  küukreten  Kracheinungeu  vor  Augen  zu  befuilten.  Die  Integration  einer  Dtfi'eren* 
tialgiejehung  ist  zu  vergleichen  mit  dem  Umdrehen  der  Kurbel  einer  Eeehenma*chine^ 
das  Ergebnis  springt  hervor,  aber  man  weifs  nicht  wie  es  zu  Sta^nde  gekommen  ist. 
Bei  den  Recbnangen  fdr  die  Bedürfnisse  des  LebensTersicheruugKweseDs  mag  dieser  Weg 
der  praktischste  sein;  bei  der  wissenschaftlichen,  physiologi.schcn  Untersuchung  der 
Mjiaaenerscheinungen  der  menschlichen  Geaellscbart  dagegen  und  bei  der  Aufsuchung  ty- 
pischer  Mittelgröfsen  ist  es  sicher  wünschenswert,  alle  ^wischcnerscheinungen  itcU  we- 
nigstens prinzipiell  in  einer  anscbau  liehen  Form  unter  Kontrole  au  behalten. 
Die  Eiufachheit  der  Rechnung  mit  Hülfe  der  Sterblichkcitsintemität  ist  nur  eine  schein- 
bare, denn  sie  entsteht  nur  dadurch ,  dals  gewisse  einfache,  aber  ungenaue  Hypothesen 
über  die  Veränderung  der  Bevölkerung  innerhalb  eines  be.xtiraratcn  Zeitraumes  zu  Grunde 
gelegt  werden.  Der  einfachste  Fall  ist  der,  dafs  die  Bevölkerung  konstant  bleibt  und 
die  Verluiluug  der  Sterbe f^Ile  durch  das  ganze  Knletiderjnhr  hindurch  eine  gleichmäf»ige 
hlcibt^  Die  SterbltchkeitHtutenhitat  füllt  dann  zusammen  mit  dem  gowÖhnlichon  Sterb- 
lichkeit$c]Untienteu,  der  Zubl  der  innerhalb  eines  Jahres  ges^torbenen  dividiert  durch  die 
kou»taulo  Bcvolkerung.sz«bl.  Nun  kann  aber  die  Bevölkerung  im  Ganzen  oder  die  einer 
bestimmten  Altersklasse  nur  dadurch  konstatit  bleiben,  daT»  fortwährend  neue  Individuoo 
zum  Ersatz  der  < durch  Tod  oder  durch  Uberscbreileu  der  uberen  Altersgräuze)  Aua* 
scheidenden  eintreten,  sei  es  als  Neugeborene,  oder  durch  Erreiciiung  der  unteren  Grenie 
der  betrachteten  Altersstufe.  Wenn  also  auch  die  Hypothese  tler  konstanten  Bevölke« 
rung  wirklich  zuträfe,  so  wkre  es  doch  mirslich,  daPs  jener  SterblichkeitsausdrULtk  sUh 
auf  eine  in  ihren  Elementen  fortwührend  verÄmlerliche  Ma>?te  bezieht,  während  die  ty* 
pischcn  Epscheinuiigcn  dur  Slcrblithkeit  ohne  Zweifel  weit  sicherer  festgestellt  werden 
können,  wenn  man  eine  und  dieselbe  Gruppe  von  Personen,  z.  B,  die  Gebort^unu  eines 
Kalenderjahres ,  festhRlt  und  nach  geeignctnn  Methoden  in  ihrem  Zu^tiindA Wechsel ,  ins- 
besondere in  ihrem  allmäiichen  Absterben  verfulgt.  So  wird  man  ja  auch  ,  wenn  man 
die  Zunahme  der  Korperlünge  von  der  Geburt  ab  von  ilahr  zu  Jahr  verfolgen  will, 
sich  womöglich  Uli  eine  bestimmte  Gruppe  von  Kindern  halten  und  nicht  jährlich  teil- 
wi*isc  n<»ue  Individueu  der  belrefTundeji  Altersstufe  der  Idf essung  unterziehen.  —  Aller- 
dings ItÄDJu  man  den  Begriff  der  Sterblichkeitsintensitiit  auch  Auf  eine  Gesamtheit  von 
Qleichalterigen  (die  in  einer    gewissen  Zeit  strecke    geboren   :»iud  und  die  gleiche  Aid 
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terslinio  in  verschiedenen  Beobnchtungszeiten  saccessiv  äbersehroiten)  unweiiden,  aber  in 
diesem  FaJle  wird  die  Ilypothesü  einer  künäliinlen  Bevölkeraag  von  vorübereiti  uuzxu 
lässig,  weil  eine  .Hotche  Ge»Anitheit  mit  sunebmendem  Alter  notwendig  abnimmt.  Kucb 
dem  ersten  Kinde^ftlter  kann  man  nllcrding«  einige  Altcrüjabrzeliiite  hindurch  annehme»| 
dttP«  die  Verminderung  der  betrachteten  Grnppo  von  Gleichai-tigen  innerlmlb  jeder  ein- 
jährigen Altersstufe  gloichmÄrsig  in  a  ri  th  me  ti  .sc  b  er  Progression,  also  tn  jedem 
Altenimonftt  nm  gleich  viel  erfolge.  In  diesem  Falle  bleibt  awar  die  absolute  Zahl 
der  Sterbenden  in  jedem  kleinen  Zuwachs  de*  Alters  gleich  ,  die  Sterblichkeitj*inten>itiit 
aber,  die  den  Quotienten  anj<i  dieser  Zahl  und  der  dazu  gehörenden  mümentauen  Zahl 
der  Lebenden  proportional  t»t ,  bleibt  dann  natürlich  nieht  kon^tant ,  sondern  nimmt 
wegen  der  Abnahme  der  Lebenden  stetig  au.  In  dem  Beistpiele  aber,  welches  der  Verf. 
(S.  h)  aam  Nachweis  der  Bequemlichkeit  des  Begriffs  der  StorblichkeiiüintensitÄt  an- 
führt^  wird  t»owohl  die  Sterblich keit&-,  wie  die  Hcirstäintcnsitfit  in  der  betrachteten  Perlnde 
als  konstant  angenommen  Da&  hei  Pikt  al^o  bei  der  Anwendung  anf  eine  im  Alter  fort- 
schreitende, teilweise  Äich  verheiratende  und  alimälich  absterbende  Generation  von  Gleitb* 
alterigen  :  die  abs^olute  Zahl  der  Sterbenden  uiid  der  Heiratenden  ist  innerhalb  eiiicr 
gleichen  Altersstreeke  am  Ende  der  betrachteten  Altersstufe  kleiner  als  nm  Anfang 
derselben,  eine  Annahme  die  in  Bezug  auf  die  SterbeRlle  nach  dem  Kiudesalter  und  in 
Bezug  auf  die  Tranukigen  von  einem  ziemlich  früh  erreichten  Dichtigkeitsmaiimum  ab 
sicher!  leb  nicht  gerechtfertigt  und  jedenfalb  weniger  begründet  ist,  als  die  Voraussetzung 
einer  g  I  o  ic  hm  i  f  üi  g  en  Verteilung  der  Sterbe-  und  TranungsfiÜle  zwischen  eii^jäh- 
rtgcn  AlterBgronzon.  Die  leichte  Integration  der  Difrerentinigleichung  i&t  also  nur  einer 
wcvnig  berechtigten  Hypothese  »u  verdanken ;  bei  der  zuletzt  erwähnten  Voraussetzung 
bleibt  man  nicht  nur  der  Wirklichkeit  näher,  sondern  man  hat  auch  den  Vorteil,  eine 
elementare  Dursieliung  geben  au  können ,  welche  den  Ersebeinungeu  Schritt  für  Schritt 
folgt.  —  Bei  der  Darstellung  der  Sterblichkeit  im  ersten  Leben^fahre  erweist  sich  die 
Methode  des  Verfassers  vollends  als  nichts  weniger  als  einfach ,  und  dabei  fUhrt  sie 
wieder  nur  zu  Nahernngen.  Und  doch  Ufst  üich  auf  die  elementarste  Art  genau  fest- 
atolJen ,  wie  viele  von  den  Kindern,  die  z.  B.  im  Jahre  IBSO  geboren  sind,  im  Alter 
von  0^ — l  Jahr  gestorben  sind  Die  Zahl  der  letzteren  setzt  sieh  zusammen  au*  awei 
Klementarge»amthelten ,  namüch  ans  denjenigen,  die  im  Jahre  1880  sowohl  geboren  aJs 
auch  gestorben  shnl  ^  und  denjenigen,  die  im  Jahre  1880  geboren,  und  im  Jahre  I8öl 
vor  Vollendung  des  ersten  Alter^iabres  gestorben  sind.  Vm  aber  diese  beiden  Elemen- 
targesamtheiten praktisch  zu  ermitteln  ist  weiter  nichts  nötig,  al*(  dafs  die  Sterbefalle 
nicht  nur  nach  einjährigen  Altersklassen  .  s^ondern  auch  nach  den  Geburtsjahren  unter- 
schieden werden,  indem  man  z,  B.  angieht :  Gestorbene  von  0 — 1  Jahr:  au*  dem  Ge- 
burt*ijahr  1880:  X,  aus  dem  Geburtsjahr  1880:  Y,  Werden  solche  E  Urnen  targesamt- 
heiten  für  alle  Altersklassen  gebildet,  (wozu  nur  die  Registrierung  des  Datums  der  Ge- 
burt neben  dem  Sterbedatum  erforderlich  ist)  so  Lassitn  sich  die  Ge.Hamtheiten  von  Gleich- 
altorigen  aus  jährlichen  Üehürtsstrecken  leicht  mit  theoretisch  absoluter  Genauigkeit 
verfolgen,  während  die  individuale  Methode  Kör5»i's  schwerlich  jemals  auf  die  Bevölke- 
rung eines  ganzen  Landes  angewandt  werden  kann  Mindestens  i^ollte  man  erwarteUf 
dafü  jene  strenge  und  rationelle  Methode  wenigstens  zur  Ermittlung  der  so  wichtigen 
Sterblichkeit  der  Kinder  in  den  ersten  Lebensjahren  überall  angenommen  sei.  In  Wirk- 
lichkeit aber  kommt  sie  bisher  noch  immer  nur  in  wenigen  Staaten  aur  Anwendung. 
In  anderen  Ländern  bietet  die  amtliche  Statistik,  in  dem  sie  die  Gestorbeneu  des  ersten 
Jahre»  nach  genügend  kleinen  Altersnbschnitten  unterscheidet,  wenigstens  die  Mittel  um 
n&herung^weise  die  Elementargo^^ftrotheiten  zu  berechnen.  Soweit  auch  dieses  nicht  der 
Fall  ist,  bleibt  freilich  nur  übrig,  die  SterbenswahrscheioBchkeit  im  ersten  Lebensjahre 
AUi  der  Zahl  der  in  einem  Kalenderjahre  im  Alter  von  0 — l  Gestorbenen  und  etwa  der 
mittleren  Geburtcnzabt  der  beiden  Jahre ,  aus  denen  die  Gestorbenen  herstammen  ztt 
berechnen.  Man  kann  jedoch  da»  hypothetische  Element  auch  in  diesem  KalJe  da- 
durch vermindern  ,  daf»  man  in  «weckmäfsiger  Weise  die  Gestorbenen  and  Geborenen 
aus  eintJi  Reihe  von  ßcobachtnngsideen  zusammenfafst,  was  der  Verfasser  mit  Unrecht 
bestreitet.  Seine  Einwendung  trifl't  nur  unter  der  willkürlichen  Hypothese  zu,  dafs  die 
Zahl  der  Geburten  und  der  Sterb^fillle  rcgelmiir»ig  und  stetig  /.uniihme  ,  während  iu 
Wirklichkeit  l^bcilUiioneh  auftreten  ,  so  dafs  nach  mehreren  Jßhren  oft  wieder  Ziffern 
erscheinen,  die  von  denen  de»  Anfaugsjahres  nicht  »ehr  weit  abÄtohen  So  betrag  i,  B. 
in  Belgien  die  Zahl  der  Knabengeburten  im  Jahre  1851  68  731),  im  Jahre  1856  aber, 
nachdem  sie  in  der  Zwischenseit  einmal  auf  69  834  gestiegen  und  dann  auf  64  630  go- 


592     i^berslelit  über  die  uouoftteri  Publikationen  DeuUchUuds  uod  dt*!»  Auhl^uciijs. 


sanken  war  ^  wieder  69  8i8 ,  während  die  Zahl  der  im  Alter  ron  0 — ^t  Jabren  gestor- 
benen Knabun  sich  im  ersten  Fallo  auf  il  219  und  im  letzteren  auf  IIOIO  belief.  FaT^t 
man  aha  nun  die  Gestorbenen  der  ersten  Altersklasse  von  1851  bis  185e  xasamnten« 
so  wird  seiner  absoluten  Gröfse  naeb  der  Fehler,  der  dadnrcb  begangen  wird,  daPü  man 
eine  f, dritte  Haaptgeaamthett'*  (nach  Knapp'»  Terminologie)  fdr  eine  ^^erste  Gesamtheit^' 
von  Verstorbenen  nimmt  ^  nicht  erbeblich  von  dem  versehieden  sein^  der  sich  bei  all- 
einiger HonntEuug  der  äterbelllle  des  ersten  Jahres  ergeben  wiirde.  Da  aber  nunmehi;  , 
mit  einer  ungefähr  6  Mal  ao  grossen  GeburteRtahl  diridlrt  wird,  so  sinkt  der  Fehl« 
der  so  erbnltenoQ  Sterbenswahrsebeinlicbkoit  auf  einen  mifsigen  Bruchteil  des  bei  Be 
nutsung  der  Beobachtungen  des  ersten  Jahres  allein  begangenen  herab.   — 

Indes  kommt  es  für  die  eigentlichen  Zwecke  des  vorliegenden  Werkes  auf  die 
erwähnte  theoretische  Ansicht  des  Verfassers  wenig  an  £r  bedarf  nur  vergleichbarer 
symptomatischer  Ziffern ,  aus  denen  sich  das  Mehr  oder  Weniger  der  Sterblichkeit  er- 
kennen lässt,  und  au  diesem  Zweck  sind  die  gewöhnlichen  Sterblichkeitsqnotienten 
im  ganzen  ebenso  brancbbar^  wie  die  Sterbenswahrscheinlichkeiten  für  Gesamtheiten  von 
Gleichaltrigen.  Auch  nehmen  die  Formeln  ,  die  den  Anlafs  an  der  obigen  etwas  aus- 
führlichen prinzipiellen  ErÖrternng  gegeben  ,  nur  einen  kleinen  Raum  in  der  Einleitno^ 
doa  Werkes  ein  ^  und  sie  bind  eigentlich  nur  beispiehweise  aD>gofQhrt.  Im  übrigen  ist 
die  Darstellung  eine  durchaus  elementare  und  auch  fUr  weitere  Kreise  verstand  liehe. 
Die  Einleitung  enthält  manche  gute  kritische  Bemerkungen  über  die  Leistungsfähigkeit 
der  Statistik  nebst  Anweisungen  zur  Vorsicht  in  der  Ziehung  von  Schlilssen  ans  st4 
stiscben  Daten. 

Im  zweiten  Kapitel  werden  als  Ausgangspunkt  zu  den  prinBipiellen  Untersuchungen 
die    allgemeinen    Sterblkhkeits- Verhältnisse    nach    Alter ,    Geschlecht   und  Zivitstand  er« 
ortert    und    dabei    auch    die  Bedeutung    der   wichtigsten  Krankheiten  als  Todesursachen 
namentlich    nach    dem    englischen  Ifaterial    betrachtet.     Daran    achliefsen    sich  Tabelle 
über  die  Zahl    der  KrankheitsHUIe  ,    der  Krankheitstage  n.  s.  w.  nach  den  Erfahrungen  ' 
deutscher,  italienischer,  frantösischer,  dänischer  und   englischer  Hfilfsgesellaicharten.    Im 
dritten  Kapitel  wird  die  Sterblichkeit  früherer  Zeiten  mit  derjenigen  der  Gegenwart  ver^j 
glichen  und  aus  zahlreichen  Daten  im  Ganzen  eine  Abnahme    derselben  bewiesen, 
vierte  Kapitel  bctri^'t  die  pcriodis>chen  Schwankungen  der  Sterblichkeit  nach  der  Jahres*^ 
zeit,  der  Witterung  (Temperatur  und  Feuchtigkeit),  der  ökonomischen  Lage^  für  welche 
der  Verfasser    mit  Recht    in    der  Ehefrequena    ein    besseres  Kriterium  sieht,    als  in  den 
Getreidepreisen.     Im    folgenden  Kapitel  wird  die  Kindersterblichkeit    in  den  wichtigstea 
Ländern  mit  Röcksicht  auf  die  Todesursachen,    die  soziale  Lage  der  Eltern,  die  Wofa 
nnngüverhältnisse  u.  s.  w,   behandelt.     Der  Verfasser    wendet  bei  diesen    und    ahnlichefl 
Unteräucbungen  die  aweckmäfsige  Methode  an,»  dats  er  die  Sterbllchketts Verhältnisse  d« 
speziell   untersuchten  Gruppen  mit  deiyenigeu  vergleicht,    die  sich    aus    einer    normale 
SterblichkoitstAbelle  fQr  ein  ganzes  Land  ergeben.     Eine  weitere  Unlersochung  über  dii 
Beziehungen    von  Wohnort    und  Wohnung    zu    der   Sterblichkeit    überhaupt    enthält   d« 
sechste  Kapitel,  in  dem  sich   u.   a.  auch  Mitteilungen  über  die  Sterblichkeit  der  Europa 
1»  überseeischen  Ländern    finden.     D»ä  siebente  Kapitel    bildet    eine   interessante  Mona«l 
graphie  über  die  MortalitäU Verhältnisse  auf  den  Fär-Der,  in  Island  und  Grönland,   dereal 
Wert   nicht  nur  darin  liegt ,    dafs  sie  Originalmitteilungen  darbietet,  sondern  auch  daria|, 
dals  sie    statistische  Thatsachen    aufweist,    die    von    den  Erfahrungen    des    europäischeii| 
Kontinents  erbeblich  abweichen.     Ko  ist  auf    den  Fär-Oer   die  Sterblichkeit  der  Kindef* 
und  der  Personen    vorgerückten  Alters  eine    auTserord entlieh    geringe ,    während  die  der 
Männer  von  20 — 50  Jahren  gröfser  ist,    als  in  Dänemark.     In  Island    zeigen    sich  sehr 
»tarke  Schwankungen  der  Fruchtbarkeit    sowohl  als    der  Sterblichkeit    und    nicht    selten 
llhertrtfl)    die  Zahl    der  Sterbefälle    die    der  Geburten.     Ganz    aufserordentlich    grofs  er 
scheint  die  Sterblichkeit  in  Grönland,  und  zwar  bei  den  Männern  noch  beträchtlich  mehr  ' 
nis  bei  den  Weibern. 

Der  Einfluf»  von  Rasse  nnd  Konfession  auf  die  Sterblichkeit  wird  im  achten  Ka- 
pitel untersucht  und  dabei  mit  Kecbt  die  Wirkung  der  Letzteren  nicht  als  eine  selb- 
ständige bclrachtct,  sondern  auf  die  zugleich  mit  derselben  bestehenden  Besonderheitea  ^ 
der  Kasse  uud  der  sozialen  Lage  zurückgeführt.  Das  neunte  Kapitel  behandelt  die  Be 
Ziehungen  der  Rang-  und  VermÖgensverhältniisse  zu  der  Sterbtiehkeit  in  allen  Altera-^ 
klaKNen,  und  im  zehnten  Kapitel,  dem  umfangreichsten  von  allen t  wird  dann  der  Ein* 
Auf*  der  Beschäftigung  untersucht.  Selbstverständlich  sind  in  diesem  Gebiete  nur  solche 
Resultate  vergleichbar,  die  sich  auf  Personen  von  ungefähr  gleicher  wirtsehalWcher  ] 
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z.  B.  auf  die  Lohnarbeiter  in  den  verschiedenen  Gewerbezweigen  beziehen.  Den  grofs- 
ten  Teil  des  Materials  hat  der  Verfasser  hier  wieder  englischen  Quellen  entnommen, 
jedoch  auch  deutsche,  d&nische  und  andere  Beobachtungen  berücksichtigt  Das  folgende 
Kapitel  berührt  in  Kürze  die  Frage  der  Ernährung,  namentlich  auch  in  Betreff  des 
Unterschieds  zwischen  Fleisch-  und  Pflanzenkost  Das  zwölfte  Kapitel  beschäftigt  sich 
mit  den  Selbstmorden  und  Unglücksfällen  und  im  dreizehnten  folgt  als  Zugabe  eine 
Übersicht  der  Sterblichkeitsverhältnisse  unter  den  dänischen  Geistlichen  von  1660  bis 
1878,  aus  welcher  sich  ebenfalls  eine  Abnahme  der  Mortalität  ergiebt.  Der  Verfasser 
schliefst  mit  einigen  allgemeinen  Betrachtungen ,  in  denen  er  wieder  ein  treffendes  und 
umsichtiges  Urteil  bekundet,  wie  er  auch  im  Laufe  des  Werkes  selbst  überall  in  Ver- 
bindung mit  geschickter  Darstellung  hervortritt.  W.  Lexis. 
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A.    Frankreich. 
Annales    de    d^mographie     internationale.     VI«   Ann^e.    No.    2  2. 
juin    18  82  (publik  mai  1883):    Deuxi&me  Congrte  de  d^mographie  tenu  k  Gen&ve  du 

4  au  9  septembre  1882:  Rapport  sur  les  enfants  illegitimes  en  Suisse,  par  Ladame. 
Sur  une  m^thode  de  calcul  pour  appröcier  la  fröquence  des  mariages  mixtes,  par  J. 
Bertillon.  Rapport  sur  le  calcul  des  tables  de  mortalitä  au  moyen  des  r^ultats  de  la 
statistique  de  la  population,  par  Kummer.  Influence  des  Saisons  en  Italie  sur  la  distri- 
bution  des  sexes  dans  les  naissances  et  les  ddc&s,  par  Sormani.  £tude  sur  le  develop- 
pement  da  la  famille,  par  Bianco  et  L.  Pagliani.  —  La  longdvitä  romaine  dans  le  nord 
de  TAfrique,  par  E.  Bertherand.  —  De  T^migration  de  la  Creuse,  par  L.  Byasson.  — 
La  justice  en  France  de  1826  k  1880.  —  etc. 

Bulletin  du  Minist^re  de  l'agri  culture.  2^m«  Ann«  e  (1  888)  No.  2 : 
Etat  de  la  nouyelle  Organisation  du  service  forestier.  —  Programme  des  conditions 
d*admission  k  TEcole  foresti&re,  approuv«  le  28  juin  1877  par  le  Ministre.  —  Notice 
sur  l'exploitation  du  chSne-li&ge.  —  Notice  sur  Tacclimatation  de  l'Eucalyptus.  —  Rö- 
partition  de  la  superficie  territoriale  de  la  France  entre  les  diverses  natures  de  culture 
et  d'affectation.  —  Relations  entre  Tötendue  des  fordts  et  la  superficie  territoriale  de 
chaque  d^partement  —  etc. 

Bulletin  de  statistique  et  de  Hgislation  comparie.  VII.  Ann^e, 
Mars  etAvrill88  3.  A.  France:  Projet  de  budget  pour  l'exercice  1884.  —  La 
nouvelle  Evaluation  du  revenu  foncier  des  propri^t^s  non  bäties.  (suite.)  —  Ouvertures 
et  annulations  de  cr^dits,  Situation  au  15  mars  et  au  16  avril  1883.  —  Produits  des 
contributions  indir.,  ann^es  1882  et  1881.  —  Les  Services  des  contributions  diverses  et 
des  contrib.  direct.  en  Alg^rie.  —  Les  patentes  en  1882  et  1881.  —  Droits  sur  les 
boissons  en  1882.  —  Production  des  alcools  en  1882  et  1881.  —  etc.  —  B.  Etranger: 
Espagne.  Le  projet  de  budget  du  royaume  pour  1883 — 84.  —  Italie.  L'exposö  budget 
du  Ministre  des  finances.  —  Etats-Unis.  Le  nonveau  tarif  douanier.  —  etc. 

Journal  des  l^conomistes.  April  1888:  Richesse  et  valeur,  par  Cour- 
eelle-Seneuil.  —  De  la  responsabilit^  des  patrons  en  mati&re  d'accidents  arriv^s  k  leurs 
ouvriers,  par  Hubert- Valleroux.  —  Revue  des  principales  publications  dconomiques  de 
r^tranger,  par  M.  Block.  —  Un  programme  contradictoire,  par  E.  Martineau.  —  Discours 
de  M.  L^on  Say  k  la  Soci^tö  d'^conomie  politique  et  k  la  Chambre  de  commerce  de 
Lyon.  —  Les  lois  naturelles  et  l'objet  de  l'^conomie  politique,  par  E.  de  Laveleye.  — 
Abaissement    du   prix    du    gaz    k  Paris.  —  Sociöt^    d'öconomie   politique.     R^union    du 

5  avril  1883.  Discussion :  Du  d^veloppement  des  travaux  publica  en  temps  de  crise 
commme  moyen  d'en  att^nuer  les  effets.  —  Comptes  rondus.  —  Chronique  äconomique. 
—  etc.  Mai  1888:  De  quelques  nouvelles  doctrines  sur  la  propri^t^  fonci^re,  par 
Ch.  Gide.  —  Un  coup  d'oeil  sur  l'histoire  du  droit  commercial ,  par  Malapert.  —  Re- 
vue critique  des  publications  Economiques  en  langue  fran9.,  par  Rouxel.  —  Linde  ang- 
laise;  sts  finances  et  sa  Situation  äconomique,  par  A.  F.  de  Fontpertuis.  —  Emploi  de 
la  monaie  de  bronze  pour  la  propagation  de  la  connaissance  du  Systeme  mötrique ,  par 
le   baron  Marulaz.  —  Le    sucre   en   AUemagne.  —  Quelques  mots  de  r^ponse  k  M.  de 
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Lmveleye  tin  styet  des  lois  naturelles  ^  P*t  H,  Duneth.  —  L»  qnestion  dos  petits  log«- 
tuenU ,  pAT  G,  de  HoImarK  —  Snci«t^r  d'^conunite  poUUqae.  R6aiiioii  du  ö  inai  iBletS. 
Di»cu9»ioii:    do»    moiJleurs  moven»    do    d<(velopper    le  coinmerec  cst^rienr  de  iii  France. 

—  etc*  ^  Coiupte»  rendus    —  Cliroutque  t'coui^iniqac    —  etc. 

JonruA)  de  1a  Soeietd  de  »tnttstique  de  Pari«.  No.  4,  «vrll  1883: 
Prt»ci^«verb>il  de  l&  sitkncei  du  81  tniLris  lt^89  —  Noüce  sur  H  Bertillon,  par  A.  Cber- 
vin.  —  La  mesure  du  tempii,  d'mprt?»  Kiukelin.  —  I^a  ja^üce  criminelle  en  Franee,  pAr 
ThonUsea.  —  l^eu  tncetidle!^  et  lear  »ccroisMetnent  —  Lo  mouvemi^tit  de  U  populntion  eti 
France  en  1881,  par  T.  Loua  —  Le:i  premiers  reaoltAtfi  slatijftiques  da  dt^numbreTnenl 
de  18B1.  —  La  presse  ea  Fmuce.  —  La  prodüctioit  des  vius  et  des  cidres  en  1882 
et  1881  —  Les  i'^leeteurs  dau»  2e  royatiuie  d'ltAlte,  —  Ko.  5,  uiai  18  83:  Proees« 
verlfAj  de  la  söance  du  18  avril  1883  ^  Les  octrois  en  France  ,  par  le  conitc  de 
Lui^ay  —  Les  vAriatlon^  du  territolre  et  de  la  population  en  France,  depnts  1790  ^ 
I^a  valenrs  h  lüt»  en  FrAnce  —  La  production  litteraire  en  FrAnee.  —  La  etrcalAtion 
des  voitures  k  Paris.  —  La  caisse  nationale  des  rotraites  pour  la  vtetJlesse  en  Italle.  ^- 
Les  mineü  d'or  de  la  Siberie  —  Production  de  l'acier  Besaemer  eti  Amc'riqae,  ea 
188L  —  L'industrie  du  coto»  au  Brasil.  —  Le  caffi  du  BrdsiL  —  Les  tramways  electri- 
ques.  —  La  dynamite  et  les  grands  travaux.   —  etc, 

Moniten r^  le,  des  assurnnces.  Revue  mensuelle  par  A.  Thomereau. 
Tome  X\^^  No.  173  —  176,  15  fevrier—  15inai  1883:  La  s^ectlon  naturelle, 
par  A  VauzAJiges.  —  Operations  de»  compei^nies  fran^.  d^assurances  sur  la  vie  en   1 882. 

—  üne  nouvelle  table  do  mortalit^  allemande  (par  Zillmer)-  —  L'Jndifiurence  generali 
eo  mati^^re  d'inceudie.  —  De  la  rc*ponAabUUe  tivjle  r^i^altant  de  Tarticle  1382  du  code 
civil  et  de  la  Taute  lonrdo  en  mnliere  d'assurances ,  par  U.  F,  O.  Adau,  —  L'asiuraace 
par  1  Etat  et  par  les  compA|^iest  par  C  Tyogel.   —  LVssurance  en  Angleterre  en    188S« 

—  L'aisurance  par  rKlal  en  France  d'apres  los  documents  ofäciels.  -<—  Les  accideuts 
des  cheniint^  de  fer,  par  L,  Baluxe,  —  OperHtions  des  compagnies  d'assuraiices  taartU* 
me»  du  Havre  (Äf  semcstre  1882),  par  E.  Sorel.  —  De  la  perte  des  police^  d'aasuraii- 
ce»  sur  lu  vie.  —  L'union  fait  la  forcc  (relat.  aux  assorances  ssur  la  vie,)  —  Mesoros 
prrvenlives  des  incendies.  -  AsaurAnccs  contre  le«  accideats.  Staiintique,  —  L'asSiuraiie* 
contre  l'inondation.  —  La  faillite  d'une  cotnpa^nie  d'assorances,  8os  consf^quences  poor 
les  actionnaires  et  les  assuri^s.  —  Cession  d'une  assurance  sur  la  Tie.  —  Du  rAle  dea 
commissaircs  dans  les  »oelete»  anonymes,  par  A.  Becourt  —  Lo  nouvel  artfcte  1754  dil 
Code  civil ,  (relat^  aux  «ssuraDce»  contre  l'incendie),  par  C.  Oudiette,  —  Lt  nouv^iui 
Code  de  commerce  Italien  et  le»  compagnies  ctrangtre»  d'a^surances   —  etc. 

Revue  generale  d'adminUtration.  Mars  1 8  8  3  :  Da  pArtage  des  blens 
des  paavres  k  la  nuite  de  demembreroentft  de  commuDeSr  par  P.  Cl^rard,  —  L'admtui- 
stiAtion  des  beaux-arts  (2t'ro»  nrticte),  par  H.  Biorgand.  —  L1n»truction  primaire  en 
Al|;4£rie.  par  K.  Gmgnard.  —  Chronique  de  radmintstration  fran^jiise.  Colonies:  Le^^* 
iAtion  de  la  presse ;  Cochinchlne :  8impti6catioii  des>  forniAtit^^s  du  manage ;  Inde :  Eta- 
blissement!» in^Alubres;  OuKdeloupe :  Monts-  de  pidte,  —  Jarlsprudence  —  DocumeoU 
o{llciels.  -  Avril  18  83:  Du  refus  d'alignement  et  de  raciion  en  dommages-intt^rAts 
pouvant  en  r^sulter,  par  C  Bazille.  —  L'admlnistration  de»  beaux-arts  (3<^  article),  par 
U.  Murgand«  —  De  la  supprossion  des  succur»ales,  —  Soctet^  de  bienfaisance  fran^iuae, 
siüsse  et  beige  de  Mexico.  —  Chronifjue  de  radtniuistration  fran^ise:  Orgaaisatioti  4li 
ministere  de  la  marine.  Alg^rie.  Etat  civil  des  indtgönes,  Verification  du  eomptCd 
des  compagnies  de  chemin»  de  fer  Timbres  d'^pargne.  TraVAUx  du  comit^  de  l^slalldn 
etrang^re.     Viams  k  demander  aux  ambatisades  et  legliilaüous  etrangeres  residaut  k  P^ria. 

—  etc. 

Revue  maritime  et  colooiale*  Mars  et  Arril  1883;  Voyages  d^explom^ 
tion  de  M.  Savorgnan  de  Braxxa.  Article  I  et  suite.  —  Notes  sur  Madagascar.  par  I#> 
Cr<^miiEy  (suite).  —  La  mArine  do  la  rege  nee  d' Alger  avant  la  conquete  ^  par  A.  Lft- 
cour  -  Les  cngins  et  les  produits  de  la  p^che  dans  les  merH  d'Europe«  par  P.  Amlrieu« 
Article  I  et  fin  —  Souvenir»  d'une  eampAgne  dan.s  le  Lev;int  L  Egypte  ea  1882^  iwu* 
B,  Oirard  (sulte.)  —  La  nouvel  lo  orgauiHatiaii  dea  minoK  et  torpilies  cn  Russie.  —  Le 
voyege  de  ta  Jennette  et  les  observationj»  scientifique,**  circompolaires,  par  A,  Bellot«  — 
De  lAttaque    des    uAvires  cuirasäc«»  par    rörtillorie.  Traduction  de  TangUis  pAr  L    ] 

—  etc. 
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B.     England. 

British  Quarterly  Review,  the.  So.  CLIV.,  April  1883:  Welsh  £da- 
cation  and  the  establi^hed  Church  in  Wales.  —  The  late  Bishop  Wilberforce.  —  The 
Future  of  English  Politics.  —  The  political  survey  of  the  quarter.  —  etc. 

Contemporary  Review,  the,  April  l888:  The  English  Military  Power, 
and  the  Egyptian  Campaign  ,  by  a  german  field  Officer.  —  Conseils  de  Pradhommes, 
by  W.  H.  S.  Aubrey.  —  The  Manchester  Ship  Canal,  by  W.  G.  Hamley.  —  The  Pro- 
gress  of  Socialism,  by  E.  de  Laveleye.  —  Irish  Murder-Societies,  by  R.  Pigott  —  Con- 
temporary life  and  thougt:  Italian  Politics,  by  Villari.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  edited  by  T.  H.  S  Escott,  for  April 
18  8  3:  The  French  Army,  by  H.  Barthelemy.  —  Te  Affirmation  Bill ,  by  tlie  Earl  of 
Aberdeen.  —  The  Prodnction  and  Life  of  Books,  by  C.  Kegan  Paul.  — -  Departments 
of  Ag^icolturc,  by  W.  E.  Bear.  —  Lord  Lawrence  and  the  Matiny ,  by  General  H. 
Norman.  —  The  European  Terror ,  by  E.  de  Laveleye.  —  Prince  Gortchakoff  on  Rus- 
sian  Diplomacy ,  by  H.  8.  Edwards.  —  Workmen's  Trains  and  tlie  Passenger  Duty, 
by  F.  W.  Buxton.  —  The  Budget :  what  Mr  Childers  should  do,  by  A.  J.  Wilson.  —  etc. 

Ninetceuth  Century,  the,  edited  by  J.  Knowles.  No.  74,  April 
18  8  3:  Practicable  Socialism ,  by  S.  A.  Baruett.  —  Onr  National  Balance-Sheet ,  by  J. 
Lubboek.  -  What  .shall  i  do  with  my  son  ?  by  W.  Fielding.  —  The  Uighland  Crofters, 
J.  St.  Blackie.  —  Is  the  Christianity  of  England  worth  preserving?  by  the  Cardiwal 
Maniiing.  —  The  Suppression  of  Poiäouous  Opinioiis  ^concluded),  by  Lej»lie  Stephen.  — 
Scrvaiits  of  the  Sick  Pot»r,  by  Fl.  Craven.  —  The  future  Constitutional  Party,  by  the 
Earl  of  Dunraven.  —  England  and  South  Africa,  by  J.  Mckenzie.  —  etc. 

Westm inster  Review,  the,  April  1  8 8 8 :  Hnmanism  in  Germany.  —  Origin 
nnd  growth  of  Local  Government  in  Counties.  Prostitution  in  Paris.  —  India  and  our 
Colonial  Empire.  —  etc. 

C.    Oesterreich. 

Oester  reichi  sehe  Monatsschrift  für  Gesellschaftswissenschaft, 
hrsg.  von  C.  v.  Vogelsang.  188  3.  MXrzheft:  Die  Konkurrenzfähigkeit  in  der  In- 
dustrie —  Markenschutz.  —  Die  Landgutswirtschaft  als  Objekt  der  landwirtsch.  Forschung 
nnd  Lehre  (Sehlufs).  —  Politische  Phasen  des  Kapitalismus.  —  etc.  April heft:  Die 
römisch-rechtliche  Lehre  vom  Quasiususfructus  in  ihrer  Bedeutung  für  Nationalökonomie 
und  Theologie.  —  Das  moderne  Hankwesen.  Kritisch  beleuchtet,  mit  Bezug  auf  die 
sogenannte  „soziale  Frage**  —  Staatssozialistische  Debatten  im  preufsischen  Abgeordneten- 
haiise.  —  Grundverschuldung  und  Getreidepreise.  —  Soziale  Chronik.  —  etc.  Mai  heft: 
Das  Gesetz  zum  Schutze  der  Bergarbeiter  und  die  Agitation  gegen  dasselbe.  —  Die  Ge- 
schichte eines  Zolltarifs.  —  Mazaroz  und  die  genossenschaftliche  Organisation  der  natio- 
nalen Arbeit.  —  Zur  Frage  des  bäuerlichen  Erbrechts.  —  Soziale  Chronik.  —  etc. 

Statistische  Monatschrift,  redigiert  von  der  k.  k.  Direktion  der  adroinistr. 
Statistik,  IX.  Jahrg.,  1883,  April  heft:  Die  Bruderlade  in  der  steierischen  Eisenin- 
dustrie ,  von  Fr.  Spruug.  —  Aus  den  Sitzungen  der  Statist.  Zentralkommission.  —  Die 
Ausgaben  für  Wasserbauten  im  Staatsbudget,  von  Pizzala.  —  Oesterreich-Ungarns  Aufsen- 
handel  im  Jahre  1882,  von  Pizzala.  —  Die  Sträflingszunahme  in  den  Österreich.  Straf- 
anstalten während  des  Dezenniums  1872 — 81,  von  Bratassevic.  —  etc.  Maiheft:  Der 
Stand  der  Gewerbe  in  Wien,  von  J.  Pizzala.  —  Die  Berechnung  der  Bevölkerung  aufser 
den  Zähiungsjahren,  von  Kleczynski.  —  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  „statistischen 
Seminars*^  an  der  Universität  Wien  im  Wiutersem.  1882|83,  von  K.  Th.  v.  Inama- 
Sternegg.  —  Oesterroicher  in  Frankreich  und  in  den  britischen  Kolonien,  von  Schimmer. 
—  Zur  Einlagestatistik  bei  den  Österreich.  Sparkassen,    von  H.  Ehrenberger.  —  etc. 

Ungarische  Revue,  hrsg.  von  P.  Hunfalvy  und  G.  Heinrich.  188  3. 
Januar  bis  März:  Petrus  Garazda,  ein  ungar.  Humanist  des  XV.  Jahrhunderts,  von 
E.  Abel.  —  Zur  sächsischen  Frage  in  Siebenbürgen,  von  H.  Marczali.  —  Die  staats- 
rechtliche Stellung  Fiume's,  von  Fr.  Pesty.  —  Zehn  Jahre  Unterrichtsminister.  Artikel 
I  u.  II,  von  J.  H.  Schwicker.  —  Der  nationale  Kampf  gegen  das  ungarische  Staatsrecht, 
von  J.  V.  Pauler.  —  B.  Jos.  Eötvös  und  sein  Werk  über  die  herrschenden  Ideen  des 
XIX.  Jahrhunderts,  von  A.  Trefort  —  Die  Anfänge  des  ungarischen  Buchhandels,  von 
E.  Abel.  —  Der  Fugger  Bedeutung  in  der  Geschichte  Ungarns,  von  G.  Wenzel.  —  «tc. 
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D.    RafaUnd. 
Has»i$che  Revue,  J&lirsAiiff  XI L    168  3.  Heft  3:  Die nesejiexi  Fonclr 
über    den  Stand    der  Hm&siDda&trie  in  Rofaland ,    von  W.  SüedA.    —   Die  Lft«re  der  ; 
tcheo  Lftodwirtachttfl  während    des  Jahre»  1889,    von  A.  Blau.  —  Zor  Sutisük  d«j 
bietea  von  Ksn.   —  etc.   —  Heft  4  :    Der  aaAWÜrtig«  H«jidel  Rafülrnnd^  im  Jfthre  llj 
von    Fr.  Mattbaei.  —  Die    Verhandlaagen    der    f^grof^icn    Kommission'*    in    tfoskia 
St.  Peterftbnrg  1767—1768,    von    A,    BrÜekner.  —  Die    Lage    der    ruMi^icIien    L« 
ithaft  wahrend  des  Jahre»  1882,    von  A,  BUii  (SchJnfa )   —  Der  Stand    d«r  B«chii«i 
de»  EisenbuJinfoDdä  am  I.  Janaar  1883.  —  Die  orogrupiilacben  Charaktere  drr  Balhi 
KolA,  —  Industrie  im  Gouvernement  Kyew.  —  «tc 

£.    lUH«n. 

▲  iinfttl    di    Agriooltara    1889.     (Ko.  50) :    Ortottene   agnirl  doi    dei 
insetti  dell'  ordine  degti  ortotteri  noviei  o  vantaggiosi  oll'  agricalcura  o  all*  economb 
mcstica  e  principaJmente  delle  cavallette,    per  T.  Tozzetti.  239  pp«  (No    51):  La 
del  ca»tagno  detta  deir  inchtoatro,  naovi  «tadü  e  Heerebe  1879— 8S.  47  pp.  —  (N'o. 
Sulla  SndDstriA  della  estrasione  detlo  cncchero    daUe  barbabietole  e  dal  sorgo  e  soIU 
tivasione    di    qneste   pi&ut«   in  Italia.  65  pp.  —  (No.  63) :    Espostitone  intemas.  di 
deaax  det   15  giagno  1888      Retazione  del  P.  Selletti  sui  vini  italiani,  liqnon,  vei 
birre^    ecc,  88  pp.   —  (No.  54):    Attl  delia  Commisätone  per  to  studio  sulla  vi 
earbonchiosa.  76  pp.   —  (No.  56):    Esperietiise    salJa  diffuaione    nel  terreno  dei  vaport 
Balfaro  di  carbonio,  dl  D,  F.  Ravizia.  82  pp.  c,  4  labcll.    — 

AnnaJi  delJ'  industria  c  del  commcrcio  1883  (No.  1  i :  Relazione 
Seuole  iudu^trtali  e  coromerciali ,  anno  scola^tico  1881—82.  XXXV^-80  pp,  —  (No.  Ä^* 
£aposisione  nasionale  del  1881  in  Hilano.  Relazione  della  Commissione  reale.  Setio^^ 
1,  Agricoltura.  85  pp. 

Antiali  di  »tatiitica.  Serie  III*,  (1888)  v  o  i*  2  e  3 ;  L'or^inamento  del*« 
Scoole  popolari  in  diversi  slati.  Note  del  prof,  A.  Labriola.  —  Le  industrie  della  provin*?*^ 
di  Roma.  Cenni  dl  V.  Etlena.  —  J.  prodotti  miüerali  della  provincia  di  Roma.  Cefl*** 
di  L.  Demarchi,  --  Noliätie  intomo  «IIa  gestlone  econoroica  delle  opere  pie  (1863 — ottöb*** 
1880.)  —  Note  di  sUiJstJca  e  IcgtalaKione  comparata  intomo  alla  circolaxiooe  monetär»^ 
nei  prindpaU  itati,  —  Notizie  stat)«ticbe  sui  roetalU  preziosi«    —  etc. 

F.  Dfin«m«rk. 
National  »konomisk  Tidsskrift,  udgivet  af  W.  Bcharling  og  A.  Petersen^ 
StndntU.  1888,  !■*«  Uefte:  Wie  lange  kann  Dänemark  wohl  noch  ein  komansHihren' 
dei  Land  verbleiben  ?  von  W,  Scharling.  —  Beriebt  an  das  dänische  auswärtige  Ministeriant 
vom  d&n.  MinisterresidenteD  iu  Washington.  —  Einige  Bemerkungen  über  Wechaelkoar»e 
Vortrag  in  der  volk^wirtsab.  Geaellichaft  zu  Kopenhagen  vom  Nationalbankdirektor 
Levy.  -  Kopenhagens  Verbrauch  von  Lebensmitteln »  vom  Direktor  des  stftdt.  Statist 
Bureaas  zo  Kopenh.     M.  Rubin.  —  Viehsihlang  in  Dänemark  vom  15.  Juli  1881.  —  eto> 

G.    Belgien  und  Holland. 
Kconomiatf  de.    Tij  d  ich  rif  t  voor  Staathuish  oudknn  de,  onder  redacti« 
i^llli  J.  L.  de  Brnyn  Kops.     XXXII.  Jaargang  1883»    Januari:    die  Verteilaog   derr 
^  ^SiMnzbetirke,    von    F.  C.  W.  Koker.     -  BUrgt^rmeister  C.  J«  A.  Den  Tex    von    Amster- 
dam.    (Beschreibung   der  Amtsthatigkeit   sowie    der    Verdienste   desselben    um  Amsterd.)^ 
von  P.  N.  Müller.  —  Die  Laodwirt^ichaft  und  was  ihr  loangelt,  von  W.  A»  Coolen.  — 
Die  Verwaltung    der    öffontl.  Arbeiten  im  Kgr.  der  Niederlande,    von  A.  Fock.  —  unser 
MQnzstreit  und  die  Ansichten  der  Herren  Wolik  und  Pierson  darüber.  —  Obersicht  über 
den  gegenwärtigen  (unlverseüeu)  Eisenbahnbau.  —  Inskriptionen  von  Staatsscbald-Titeln, 
Verwaltung  der  tiffentl.  Schuld,  konsolid.  Anleihen  etc.  (In  Bezug  auf  die  1883«   holländi- 
sche StaatsRnleihe).     -  etc.     Februari:    Mufs  für  Niederländlschlndicn  das  System  der 
Ölantseisenbahocn    festgehalten    werden?     Die    Kanstbutter,    vom    physiolog.    sowohl  wie 
vom  Ökonom    Standpunkt  betrachtet,  von  Ad.  Majrer.  Besprechung  des  r^sume  statistj- 

que  pour  le  Royaume  des  Pays-Bas  1850—1881.  —  Der  Münzstrett  and  die  Herren 
Vrolik  und  Pierson.  (Fortsetz.)  -  Dur  Landwirtschaltsbericht  von  1880  und  die  holländ. 
Ernte  von  1882.  —  Der  Alkoholverbrauch  in  England.  -  Der  Nicderländ.  StaatsbAUS* 
haltselat  für  1882.  —  Niederlünd.  HandelsUbersichten  ,  resp.  Ein-  u.  Aasfuhr  und  Ver- 
brauch von  Zucker,  Tabak,  Kattttn,  Kaffee,  Thee,  Zinn.  —  etc. 
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BeTse  de  droit  international  et  de  l^gi  slation  eomparöe.  Tome 
XV,  (Bmxelles)  1  8  8  S.  N  o.  2 :  La  Jurisdiction  du  Vatican,  par  E.  Bmssa.  —  L'Angle- 
terre  et  la  Bussie  ä  propos  de  la  qnestion  arm^nienne,  par  i.  Engelhardt.  —  A  propos 
du  S<)  centenaire  de  Orotins,  par  Wgnmalen.  —  Qnestionnaire  ponr  servir  ä  la  pr^para- 
tlon  d*nn  projet  de  dispositions  uniformes  k  introduire  dans  les  l^gislations  des  di£Krents 
J&tats  sor  la  mati^re  des  assurances 'maritimes ,  par  A.  Sacerdoti.  —  Chroniqne  des  faits 
intemationanz :  America  espagnole ;  France ;  Grande  Bretagne,  par  Pradier-Fod^re,  L. 
Benanlt  et  T.  E.  Holland.  —  etc. 

H.  Schwell. 
L'Union  postale.  Jonmal  publik  par  le  Bnreaa  Internat  de  TUnion  post  nni- 
Terselle.  VIII«  Volume.  Nos.  1—5.  1.  Janvier  ä  1.  Mai  1883:  Notice  histor.  sur  les 
postes  portugaises.  —  Le  senrice  des  postes  dans  la  r^publiqne  Argentine  en  1881.  — 
Motice  histor.  sur  la  malle  des  Indes.  —  Les  postes  du  Japon  pendant  l'exercice  de 
1880/1881.  —  Tableauz  de  la  statistique  gdn^rale  du  serrice  postale  pendant  l*annäe  1881. 
(Supplement.)  —  Kotice  historique  sur  les  postes  mexicaines.  —  La  poste  rurale  dans 
le  royaume  de  Wfirtemberg.  —  Les  caisses  d'^pargne  postales  en  Italic,  pendant  l'annöe 
1881.  —  Benseignements   concemant   Tentr^e   de   TAustralie    dans  llJnion.  —  etc. 


Die  periodische  Fresse  Deutschlands. 

Annalen  für  Gewerbe-  und  Bauwesen,  herausg.  Ton  F.  C.  Glaser. 
Band  XII,  Heft  7  —  10,  1.  April— 16.  Mai  1888:  Eiserner  Oberbau  der  Berg- 
Mark.  Eisenbahn,  von  Jungbecker.  —  Mitteilungen  über  feuerlose  Lokomotiven,  Ton  Lentz. 

—  Die  Wasserversorgung  der  wasserarmen  Alp.  —  Übersicht  der  vom  1.  April  1883 
ab  festgetsten  Betriebsamtsbezirke  der  preufs.  Staatseisenbahaverwaltung.  —  Die  deutschen 
Industrien  und  ihre  Einrichtungen  fQr  das  Wohl  der  Arbeiter.  1.  Der  Bochumer  Verein 
(fkr  Bergbau  und  Gufsstahlfabrikation  zu  Bochum  in  Westfalen.  —  Erfahrungen  mit 
Drahtseilbahnen,  von  Büttgenbach.  —  Die  Eisenbahnfrage  in  Frankreich,  von  Geh.  B. 
von  der  Leyen.  —  Schaubenschleppdampfer  „James  Searle",  von  J.  A.  Thompson.  — 
Die    elektrische  Kraftübertragung  und  ihre  Bedeutung  für  das  Kleingewerbe,   von  Slaby. 

—  Berichte  Über  die  stattgehabten  Ausstellungen  des  Jahres  1 882,  von  H.  Grothe.  —  etc. 

Annalen  des  deutschen  Beichs  etc.,  hrsg.  vonG.  Hirth  undM. 
Seydel.  188  3,  Nr.  4:  Die  Bestimmungen  über  die  Handeb-  und  Gewerbekammem 
in  den  deutschen  Bundesstaaten.    1.  Preufsen.    2.  Bayern.    8.  Sachsen.    4.  Württemberg. 

—  Die  Krankenversicherung  der  Arbeiter.     Gesetzentwurf  und  dessen  Begründung. 

Arbeiterfreund,  der.  Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage.  Hrsg. 
von  V.  Böhmert  u.  B.  Gneist.  XXL  Jahrg.  (1888)  1.  Vierteljahrsheft:  Der 
Zentral  verein  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  von  1844 — 1883.  —  Die  allgem. 
deutsche  Ausstellung  auf  dem  Gebiete  der  Hygiene  und  des  Bettungswesens  zu  Berlin 
1888,  von  W.  Both.  —  Die  Lösung  der  Arbeiterfrage  in  der  „Niederländischen  Hefen- 
und  Spiritusfabrik''  zu  Delft,  von  A.  Förster.  —  Auszug  aus  dem  Bericht  der  Beichstags- 
kommission  zur  Vorberatung  des  Gesetzentwurfs  über  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter. 

—  Ober  die  Zukunft  der  Handwerksarbeit,  von  C.  Steglich.  —  Der  Arbeitstag  und  die 
gesetzliche  Festsetzung  der  Dauer  desselben  von  C.  Silberschlag.  —  Spar-  und  Vorschufs- 
vereine  für  Ebenbahnbeamte  und  -Arbeiter,  von  H.  Teilkampf.  —  etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen,  hrsg.  v.  Minister  f.  öffSsntl.  Arbeiten.  Jahrg. 
1888,  Heft  3,  Mai  und  Juni:  Die  englische  Eisenbahnpolitik  der  letzten  zehn  Jahre, 
von  G.  Cohn  (Fortsetz.)  —  Ein  englisches  Gutachten  über  amerikan.  Eisenbahntarife.  — 
Die  württembergischen  Eisenbahnen  für  das  Bechnungsjahr  1881|82.  —  Die  finnländischen 
Staateisenbahnen  im  Jahre  1881.  —  Statistbches  von  den  deutschen  Eisenbahnen.  — 
Die  Ebenbahnen  der  Schweiz  im  Jahre  1881.  —  etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie  1  888.  N  r.  5— 6  MXrz:  Die  SUdt- 
femsprecheinrichtung  in  Berlin.  —  Grundlage  des  intemation.  Post-  und  Telegraphen- 
verkehrs Deutschlands.  —  Bewegung   der  Bevölkerung  in  Frankreich  u.  in  Deutschland 

—  Der  Postpacketdienst  in  Niederland.  —  Bestimmungen  Über  Annahme  und  Anstellung 
von  AnwXrtem  als  Beamte  im  Post-  u.  Telegraphendienst  in  Frankreich.  —  Nr.  7  —  8 
(April):    Telegraphen-  und    Fernsprecheinrichtungen   in   Nordamerika.  —  Das  Bahnpost- 

N.  F.  Bd.  YI.  39 


598  ^'^^  periorliadie  Pre»se  DeutaehlAJidi, 

wis9«u  in  Frankreich.  —  Die  ,,TftberDxe*^  des  Aasonias  and  der  Vicas  Belgioiun,  — 
JJi«  italienischen  PoaUparka5scii  im  Jahre  188U  —  Urkundeiiriilftehiin{(<  durch  Tde- 
tn^mnine.  —  £111  deuUche»  Kur««-  und  Hei^ehaudbuch  aoa  dem  Jahre  I&90.  —  Dhs  Post- 
Wft9«n  BriaUieos  im  Kuujalir  1880  81.  —  Ein  liitt  von  ätraf»burg'  nach  Gratiada.  —  etc. 

Jahrbuch  für  Ge»  e  tiigeb  a  ti  g,  Verwaltung  u  nd  Vul  k»  ir  i  rt»c  h  af  t 
im  deuUchen  Reich,  VIl  Jahrf^.  hrsg.  von  O.  Bchmoller.  Heft  t:  Die  preufsbche 
Venfraltongsrefortti  und  die  Verwal£iij}g»gericht^barketlf  vun  K.  r.  Stengel.  —  Die  Durch- 
fithrusg  des  Staaiflbahnsjratem  in  PreufBen^  von  A.  v.  der  Leyen.  Mit  Karte.  —  Die 
Verhandlangen  von  1882  und  die  ferneren  Aufgaben  des  deutecbon  Vereins  für  Arinen- 
}>fleg«  nud  Wohlthätigkeit,  von  F.  Adii-kes.  —  Die  hatiiteatiechen  Gewerbekammem,  ihre 
Or^Aui^ation  und  Wirki^arokeit^  von  L.  Nage).  —  Die  ßefortn  des  Erbrechten  an  Grund 
und  Hoden  und  ihre  Wirkungen  auf  die  KrhaJtitiig  des  HNiiern^tand«»  im  Herzogtum 
Oldenburg,  von  P.  Kollmann.  ^  Zum  Schutx  der  C«e*>chMtt»gchciinni5^«iG.  Ein  wirt- 
SihAftücher  wie  »trufrecbtl.  Vur^chli^g ,  vun  H  Ottlon'.  —  Die  neu<^9len  Publtkatiotieii 
über  die  Lage  de«  preufs.  u.  deutsch  Hauerustandc<i^,  von  O.  tichmolter.  ^  II.  Jahres- 
bericht Qber  die  Deue«te  Völkerrcchtalitteratur  aller  Kationen^  von  A,  Bulmertocq.  —  etc- 

Journal  für  Landwirtschaft «  heraus g.  von  W,  Henneberg  und  Q, 
Drechsler«  Band  XXXI  1883)  Heft  1:  Da»  Wirts«: hajU»y»tem  des  Herrn  SchulU* 
Lupiti,  von  Drechsler,  —  Über  WertschÄtstung  der  Futterstoffe,  von  W,  Henneberg^  — 
i^ur  Kenntnis  der  Ackererden  und  Mergel  im  Ltlneburgischen,  von  K.  Kraut.  —  Über 
die  Ursachen  der  jüngst  erfolgten  Überschwemmungen,  von  A.  v.  Koeuen.  — 

Monatshefte  zur  Statistik  d.  deutächen  Reiche  für  18  8  9.  Februar- 
boft  und  Märzbeft;  Die  Fntweichnngeu  von  Seeleuten  der  deut&chen  Handels- 
marine im  Jahre  1881  —  Vorlüuügcib  Ergebnis  der  montan Sitatiitiselieu  Erhebungen  im 
Jahre  1882  nebst  Berichtigung.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  W»ren  im  Grofshaudel, 
Februar  und  Mira  1888  —  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  WAienartikel  im  deotachen 
Zollgebiet  für  Februar  und  Mürx  und  liir  1.  Januar  bia  Ende  Märt  1883.  —  Versteuerte 
Kubenmengen  im  deutat'hen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  Februar 
und  März  1883.  —  Warenverkehr  de«  deutschen  Zollgebiet»  mit  dem  Auslande  im 
Jabre  188S.  Definitive  Hauptergebnisse,  —  Die  vorläufigen  Hauptergebninse  der  Berol»* 
Zählung  vom  5.  Juni  I88S  im  deutschen  Reiche    — 
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fährt    nach    den  Worten    „in  die  tpitere  Zeit''    der  Text  8.  245  Z.  11 

V   u.  fort  mit  den  Worten    .^dagegen  lUhreti  unsere  Nmuraern"   u.  s.  W. 
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Z   16  V   u.  „publiciert  ist  bisher"  richtig  weiter  fortseist 

beschauen  statt  beLasaen. 

Kartellen  statt  Karteller. 

Landwirtschaft  statt  Lokal  Wirtschaft. 

vollberechtigte  statt  volksberechtigle. 

pfiicht  lUtt  schlicht 

Konzeii.isioosa7stem  statt  Konsessionsseptem 

im  Notfalle  der  Markt  wie  der  statt  im  Vorbehalte  der  Markt  wie  der. 

8trat  statt  Streit. 

mir  statt  nur. 

nach  jene  ein  Gedankenstrich. 

Was    der  Indoslrie   helfen    kann    stAtl    was   anderes   xu   der  Industrie 

überhaupt  helfen  kann. 
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I. 
Beiträge  zur  Statistik  der  Finanzen  in  Prenfsen. 

Von 

PMHpp  Gerstfeldt. 

Statistische  Darstellungen  deutscher  Finanzzustände  sind  mit 
überaus  grofsen  Schwierigkeiten  verknüpft,  weil  sehr  bedeutende 
Zweige  der  abstrakt  staatlichen  Finanzwirtschaft  dem  Reich  zuge- 
wiesen sind  und  nur  in  Beziehung  auf  das  materielle  Schlufsergebnis 
(durch  staatsseitige  Matrikularbeiträge  zu  deckende  Mehrausgaben, 
beziehentlich  unter  die  Staaten  zu  verteilende  Mehreinnahmen)  für 
gemeinschaftliche  —  aber  nicht  ausnahmslos  gleichteilige  —  Rech- 
nung aller  oder  doch  der  meisten  Staaten,  dagegen  formell  für  eigene 
Rechnung  des  Reiches  verwaltet  werden. 

Bei  dieser  insbesondere  steuerrechtlich  unsagbar  komplizierten 
Finanzwirtschaft  des  Reiches  und  seiner  26  Gliederstaaten  ist  die 
genaue  Ausrechnung  der  einem  jeden  derselben  an  den  finanzpolitisch 
bedeutsamen  Kategorien  der  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Reiches 
ideell  zustehenden  Anteile  gar  nicht  möglich.  Selbst  die  approxima- 
tive P'eststellung  dieser  Einzelanteile  aller  Staaten  wäre  eine  über- 
grofse  Arbeit  und  die  Veröffentlichung  ihrer  Resultate  kaum  thunlich; 
diese  würden  auch  nur  von  sehr  untergeordnetem  Interesse  sein,  denn 
eine  ziffermäfsige  Kombination  der  reichsanteiligen  und  der  unmittel- 
bar staatlichen  Finanzwirtschaft  könnte  für  die  Mehrzahl  der  Staaten 
nur  in  Beziehung  auf  wenig  bedeutsame  Sammelkategorion  oder  nur 
unter  sehr  bedenklichen  Fiktionen  und  doch  lückenhaft  durchgeführt 
werden,  weil  die  meisten  deutschen  Staaten  in  Folge  ihrer  „berech- 
tigten Eigentümlichkeiten^^  eine  Finanzorganisation  besitzen,  welche 
derjenigen  einer  Provinz,  eines  Kreises  oder  gar  einer  Stadtgemeinde 
analog  ist,  sodafs  in  ihrem  Haushalte  viele  sonst  lokalrechtlichen  Aus- 
gaben und  Einnahmen  vorkommen  und  manche  normalstaatlicheu 
Finanzelemente  fehlen  oder  doch  nicht  nachgewiesen  sind.  Für  die 
finanzpolitisch  oder  in   Folge  ihrer  reichsfinanziellen  Sonderstellung 

N.  F.  Bd.  Vn.  1 


2 


Pliillpp  0or9tfeldt, 


wichtigsten  5  gröfseren  Staaten  —  Preufsen,  Bayern,  Württembe 
Baden  und  Elsafs-Lothringen  —  ist  in  der  diesjährigen  Auflage  vC 
Meyers  Handlexikon  (zum  Artikel  „Finanzen")  eine  von  mir  nach  dem 
Reichsetat  für  1882|83  und  den  gleichzeitigen  oder  nächststehenden 
Staatsetats  angefertigte  Kombinationsübersicht  veröflfenllicht,  welcher 
wohl  die  meisten,  aber  nicht  alle  finanzpolitisch  wesentlichen  Kate- 
gorien eingefügt  werden  konnten.  Selbst  in  dieser  Beschränkung 
kiinnte  eine  Kombinationsübersicht,  welche  die  Finanzverhältnisse  jener 
5  Staaten  während  eines  jeden  der  12  Jahre  seit  Errichtung  des 
Reiches  darstellt,  in  dieser  Zeitschrift  nicht  Raum  finden.  Für  die 
Zwecke  derselben  ist  aber  gerade  eine  historische  Übersicht  der 
finanziellen  Entwicklung  zu  wünschen.  ^ 

Infolge  der  vorerwähnten  provinzial-  oder  genieindeartigen  Eigc^ 
tlUnlichkeiten    der  meisten  deutschen   Staaten   erheben   sich  schwere 
Hedenken   auch  gegen   die  einfachere   und  zur  Fixierung  des   finan/- 
lM)liti8chcn  Kollektivgewichts  aller  Staaten  am  meisten  geeignete  Kom- 
bination  der   ungeteilten  Ausgaben   und   Einnahmen   der   reichsfinan- 
ziellen Kategorien  mit  der  Summe  derjenigen  aller  einzelnen  Staaten. 
Eine  derartige  Kombination  der  reichs-  und  gliederstaatlichen  Finan5&- 
Wirtschaft  lür  1878]79  ist  in  Tabelle  2  und  6  meiner  „Beiträge  afl 
Rt'ichsstcuerfrage"   (Leipzig,    1J^79)   enthalten.    Obgleich   diese  Koro? 
bination,    trotz  der  von   mir  hervorgehobenen  Bedenken  und  MängeL 
nach  der  ihr  von  fachkundigen  Seiten  zu  teil  gewordenen  Bt*rücksi(M 
tigung  eine  Lücke  in  der  deutschen  Finanzstatistik   in   bis  dahin  un- 
üliertroüener  Weise  ausgefüllt  hat,   so   habe   ich   doch   zu  eintT  ahn* 
liehen  Arbeit  für  alle   oder  mehrere  Jahre  der  reichsrecbtlich   kom- 
plizierten Finanzwirtschaft   mich   nicht  cntschliefscn  können,   weil  die 
solchenfalls  kritischen  Differenzbeträge  der  nur  annähernd  zutreftend« 
Jahresbeträge  in  hohem  Grade  unzutreffend  sein  müfsten. 

Diese  Umstände  gebieten,  die  vorzugsweise  durch  das  praktisc 
Bedürfnis  nach  Mittelnuur  Orientierung  über  die  immer  noch  schwebe 
den  Fragen  reichs-  und  staatsgesetzlicher  Finanzreformen  erheischte 
finanzstatistische  Forschung  im  Interesse  thunlichstcr  Vollständigkeit 
und  Exaktheit  auf  Preufsen  zu  beschränken,  auf  eine  Kombination 
jedes  einzelnen  für  Preulsen  seit  Errichtung  des  Ueiches  festgestellteji 
Staatsetats  mit  den  ideellen  Anteilen  an  dem  für  dasselbe  Finanzja 
geltenden  Reichsetat  Das  hat  nnirtugbare  Vorzüge  und  lafst  sfc 
aus  formellen  und  materiellen  Grüiulen  rechtfertigen. 

Die  Etatjahre  sind  in  Pretifsen,  wie  erst  neuerdings  in  mehreren 
aoderen  Staaten,  mit  denen   des  Reiches  seit  jeher  kongruent.    Die 
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preoTsische  Etatordnung  hat  derjenigen  des  Reiches  zum  Vorbild  ge- 
dient. Die  Kategorien  der  preufsischen  Etats  sind  —  mit  Ausnahme 
der  beiden  letztjährigen  —  spezialisierter  und  in  jeder  Beziehung 
durchsichtiger,  als  die  anderer  deutscher  Staaten,  sie  beziffern  die 
Betriebskosten  der  staatlichen  Vermögensverwaltungen  und  Erwerbs- 
anstalten, ermöglichen  dadurch  die  Feststellung  der  finanzpolitisch 
fast  allein  bedeutsamen  Nettobeträge  und  gestatten  in  ziemlich  um- 
fassendem Mafse  die  Zusammenziehung  oder  Zerlegung  der  mit  Rück- 
sicht auf  das  parlamentarische  Budgetrecht  und  die  Kontrolle  der 
Finanzverwaltung  gebildeten  Etatpositionen  in  Kategorien  logisch  und 
volkswirtschaftspolitisch  verwandter  Aufwandszwecke  und  Einnahme- 
quellen. In  Preufsen  haben  alle  reichsfinanziellen  Vorschriften  fast 
ausnahmslose  Geltung,  denn  bei  seiner  Bevölkerung  von  rund  28  Mill. 
sind  seine  von  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  befreiten  Zollexklaven 
mit  kaum  120000  Bewohnern  von  verschwindender  Bedeutung.  Die 
wechselseitige  Bedingtheit  aller  reichs-  und  staatsgesetzlich  geregelten 
Verhältnisse  im  ganzen  Reichsgebiet  und  speziell  in  Preufsen  ist  eine 
beispiellos  grofse,  eine  formalrechtliche,  da  preufsische  Staatsorgane 
vom  höchsten  bis  zu  den  Leitern  und  Beamten  vieler  und  insbesondere 
der  staatlichen  Finanzressorts  und  Finanzverwaltungen  mit  denen  des 
Reichs  identisch  sind,  eine  thatsächliche  in  mancherlei  nicht  unwesent- 
lichen Beziehungen,  auch  eine  gegenüber  den  anderen  Staaten  volks- 
und  privatwirtschaftlich  ausschlaggebende,  da  Preufsen  nahezu  zwei 
Drittel  der  Reichsbevölkerung  und  lein  nach  ihrem  Geschäftsumfang 
noch  gröfseres  Kontingent  fast  aller  reichssteuerrechtlich  belasteten 
Privatbetriebe  repräsentiert. 

Unter  diesen  zum  Teil  nur  angedeuteten  Umständen  dürfen  die 
durch  Kombination  der  preufsischen  Staatsetats  mit  den  nach  Ver- 
hältnis der  preufsischen  Bevölkerung  berechneten  Anteilen  an  den 
gleichzeitigen  Reichsetats  gewonnenen  Zahlenausdrücke  als  im  wesent- 
lichen für  das  gesamte  Reichsgebiet  typisch  gelten,  jedenfalls  für  das 
c.  80  ^  der  ganzen  Reichsbevölkerung  repräsentierende  (Bayern,  Würt- 
temberg, Baden  und  alle  Zollexklaven,  nur  hinsichtlich  Bier  auch 
Elsafs-Lothringen  nicht  umfassende)  Erhebungsgebiet  der  neben  den 
Tabakszöllen  reichssteuerpolitisch  wichtigsten  Abgaben  für  Brantwein 
und  Bier.  Eine  bedeutende  Höherbelastung  insbesondere  des  in 
Deutschland  beispiellos  massenhaften,  aber  jetzt  beispiellos  niedrig 
belasteten  Genusses  von  Tabak  und  Branntwein  wird,  falls  die  übrigen 
im  Eigentum  des  Reiches  stehenden  Finanzquellen  zusamt  denjenigen, 
welche  für  den  Staat  und  die  Gemeinden   in  Preufsen  jetzt  dienstbar 
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sind,   als  entlastungsbedürftig    oder  duch   als  unzulänglich  zur  Ä3F 
solidation   der  gesamten  Finanzwirtschaft  in   diesem  Staat  sich   her- 
ausstellen,  als  gerechtfertigt  anerkannt  werden   müssen,  auch  wenn 
ähnliche  Mifsverhältnisse   der  Finanzlage  innerhalb   der  übrigen   nur 
etwa  zwei  Fünftel  der  Bevölkemng  beider  reichsrechtlichen  Getränkt^ 
steuergebiete    und    wenig    über    ein    Drittel    deijenigen   des   gauze^ 
Reichsgebietes  repräsentierenden  Staaten   nicht  nachgewiesen  werden 
können,    zumal    die   Opposition    gegen    eine    höhere   Genufsmittelbe^ 
Steuerung  hauptsächlich  in  Preufsen  ihren  Sitz  hat.  ^ 

Soviel   zur  allgemeinen  Begründung  der  nachfolgenden  tabellari- 
schen Übersichten,  nämlich: 

L    Jahresübersicht    des    Netto  -  Etatsoll    der    Ausgaben    d< 
deutschen  Reiches  von  1872  bis  1883|4 

2.  Jahresübersicht   des    Netto- Etatsoll    der   Einnahmen    d< 
deutschen  Reiches  von  1872  bis  1883|4. 

3.  Jahresübersicht  des  Netto-Etatsoll  der  Staatsausgaben  in 
Preufsen  und  der  Anteile  an  Reichsausgaben  von  1872 
1883|4. 

4,  Jahresübersicht  des   Netto-Etatsoll  der  Staatseinnahme| 
in  Preufsen  und  der  Anteile  an  Reichseinnabmen  von  181 
bis  1883|4 

5,  Jahresübersicht  des  Etatsoll  der   staatlichen  Betriebseil 
nahmen   und   -ausgaben    in    Preufsen    von   1872 


(l    Dekadische    Übersicht    des    absoluten    Netto-Etatsoll    der 
kombinierten  Staats-  und  Reichsausgaben  in  Preufs« 
seit  1821. 

7.  Dekadische  Übersicht  der   Kopf  betrage   der  kombiniert 
Staats-  und  Reichsausgaben  in  Preufsen  seitl82j 

8.  Dekadische  Übersiclit  der  Prozentverhältnissc  der  koE 
binierten  Staats-    und   Reichsausgaben   in  Preufseu 
seit  182L  M 

9.  Dekadische  Übersicht  der  Zunahme  oder  Abnahme  d™ 
kombinierten  Staats-  und  Reichsausgaben  in  PreuTsei^ 
seit  1821. 

10.  Dekadische  Übersicht  des  absoluten  Netto-Etatsoll  der  koH 
binierten  Staats-  und  Reichseinnahmen  in  Preiifst 
seit  182L 

1 1 .  Dekadische  Übersicht   der   K  o p  f b  e  t r ii  g e   der  kombiniertet 
Staats-  und  Reichseinnahmen  in  Preufseu  seitl82J 
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12.  Dekadische  Übersicht  der  Prozentverhältnisse  der  kom- 
binierten Staats-  und  Reichseinnahmen  in  Preufsen 
seit  1821. 

13.  Dekadische  Übersicht  der  Zunahme  oder  Abnahme  der 
kombinierten  Staats-  und  Reichseinnahmen  in  Preufsen 
seit  1821. 

14.  Absoluter  Markbetrag  und  Kopfbetrag  der  Netto- 
Staats-  (incl.  Reichs-)  Ausgaben  in  Preufsen,  Grofs- 
britannien  und  Frankreich,  um  1882. 

15.  Kostenverhältnisse  der  Zoll-  und  Steuererhebung 
in  Preufsen  (kombiniert  mit  dem  Reich)  seit  1851,  ver- 
glichen mit  Grofsbritannien  und  Frankreich. 

16.  Absoluter  Markbetrag  und  Kopfbetrag  der  Netto- 
Staats-  (incl.  Reichs-)  Einnahmen  in  Preufsen,  Grofs- 
britannien und  Frankreich,  um  1882. 

17.  Prozentverhältnisse  der  Netto-Staats-  (incl.  Reichs-) 
Einnahmen  in  Preufsen,  Grofs  bri.tannien  und 
Frankreich,  um  1882. 

18.  Spezifikation  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  in 
Preufsen,  Grofsbritannien  und  Frankreich,  um 
1882. 

19.  Summarische  Übersicht  der  Gesamt-Ausgaben  für  alle 
öffentlichen  Zwecke  in  Preufsen,  Grofsbritannien 
und  Frankreich,  um  1882. 

20.  Summarische  Übersicht  der  Abgabenbelastung  für  alle 
öffentlichen  Zwecke  in  Preufsen,  Grofsbritannien 
und  Frankreich,  um  1882. 

Spezielle  Erläuterungen  der  Kategorienbildung  und  auffälliger 
Einzelpositioncn,  auch  Quellenangaben  und  andere  die  Kontrolle  oder 
Kritik  erleichternde  Hinwelse  sind  in  den  Übersichten  selbst  oder  in 
den  auf  ihnen  befindlichen  oder  nachgewiesenen  Noten  enthalten. 

Eine  noch  mehr  in  Einzelheiten  gehende  Gliederung  dieser  Über- 
sichten, insbesondere  die  für  alle  Kategorien  getrennte  Bezifferung  der 
in  den  Reichs-  und  Staatsetats  als  „fortdauernde"  und  „einmalige" 
aufgeführten  Ausgaben,  mufste  schon  aus  Raumrücksichten  unter- 
bleiben. Für  die  drei  Hauptkategorien  der  Verwendungszwecke  — 
Vermögens-  und  Verkehrsverwaltung,  übrige  Zivilverwaltung,  Militär- 
verwaltung —  und  für  die  Gesamtheit  aller  Zwecke  ist  diese  Tren- 
nung in  den  Schlufsspalten  der  Tabellen  1  und  2  durchgeführt 


Tabelle  1  (als  < 

Jaluresübersichi  des  Netto-Etatsoll  der  . 
Geordnet  nach  den  Kategorion  der  in  Tabelle  I 


Etotperioden 

Reichfltag 

Zentral- 
Verwalt. 
(Reichs- 
kanzler, 
Reichs- 
kanzlei, 
Rech- 

Innere Ober- 
verwaltang 
(Reichsamt  d. 
luueri),  Ge- 
sundheitsamt, 
PatenUmt 
etc.) 

Diploma- 
tifche  Ver- 
tretung 

(Reichsamt  d. 
Äufsern) 

Post  und 
Telegra- 
phen (nur 
„einmalige" 
Ausgaben) 

Eiaen- 
bahnen 

(bis  auf  ca. 

300  000  Mk. 

nur  eiumal 

Ausgaben) 

Münareform 

(nur  „ein- 
malige" Aus- 
gaben) 

— 

i 
S 

nungshof) 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark       ;       Mark 

Mark 

2 

3. 

4. 

7. 

10.       1        n. 

14. 

Kalenderjahr 

Fortdanemde  und  einmalige  ReichflaoBgaben. 

1872 

203913 

613485 

804600 

4356915 

I  876  737 

— 

— 

1873 

418  178 

656  750 

3  488  739 

7  652  955 

6721  140 

1  121  118 

5250000 

1874 

257  277 

I  173  300 

692  850  i     5  583  495 

4321629 

464781 

8400000 

J875 

335  222 

I  777  126 

385  520 

7  227  490 

I  337  279 

54894006 

7  800000 

1876 

348  150 

I  491  846 

I  119420 

6931755 

1  462900 

1 7  286  884 

7800000 

I.  April 

1877 

8 

349700 

1  488  346 

683715 

6  942  305 

II  753388 

4043981 

7800000 

1878 

9 

352000 

I  132590 

767415 

6631  655 

13  299  345 

10375090 

22700000 

1879 

80 

351580 

6218848« 

1  686  264 

6  705  925 

10  123  180 

16647076 

22  700000 

1880 

I 

352  580 

598  488 

3  147  734  i     6  723  890 

8453150 

3386671 

— 

1881 

2 

403  770 

629  223 

3  308  497 

6  696  290 

9159122 

3691214 

— 

1882 

3 

8  182670» 

774  243 

4  240  694 

6755575 

3053000 

4703  150 

— 

1883 

4 

407  670 

656  043 

3  991  728 

6974215 

3011  710 

2180365 

_ 

1883I4  gegen 

1873 

—  10  508 

-707 

+  502  989 

—  678  740 

—3  709  430 

+ 1  059  247 

—5  250000 

Forts« 

überhaupt 
Eigmittiolifl 

Steuer* 

(nikLZolK) 

Ordentliolie 

!fettoaui- 

gäbe  Sp.  86 

+  Sp,  28 

TerBninng 

^^^    'tSj- 

überhaupt 

ZiTÜ-  und 

Verwalt 

1 

ficJitaden^ 

Itatperioden 

ÄilitärTer- 
waltung 

{iiurKusteu 
der  Zoll. 

der 

Eeiobiachul 

den 

verwaltang 
Sp.  30    bis 

e 

%32  -H 

und  Steuer^ 

Sp,  32 

Sp.  23 

kontrolle) 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Hark 

:*rark 

Mark 

«6. 

2B. 

»9. 

30. 

31. 

a> 

39. 

Kakiiderjahr 

Vortdanemde  und  eins 

ualige  B«lc1uaiiigaben 

iS?^ 

338046000 

438000 

358  484  000 

1  986  000 

I0  5CJOOOO 

[2486000 

tS73 

415458210 

4tft  100 

4»S  8743*0 

Z  l  22  080 

— 

2  132080 

T874 

4417^2520 

416400 

444138920 

7290000 



_ 

7290000 

187s 

511958563 

420  000 

5*2378563 

2  040  000 

— 

600000 

2  640  0od 

t8;6 

47049429a 

410000 

470914298 

2742700 

— 

600000 

3  142  700 

t     April 

^877 

8 

536  303  460 

474050 

536  777  5 io 

3895000 

— 

- 

3895000 

187S 

9 

529441  813 

473487 

539915300 

6  739  000 



42500 

6781  500 

i8r9 

80 

537005997 

405  540 

537 4« '  537 

8440000 

— 

42500 

8  482  500 

1880 

1 

489091  600 

405  540 

489497  HO 

8950000 

- 

181  000 

9  (3*  000 

1881 

2 

519409110 

402  790 

519811  900 

10550000 

— 

162  soo 

10  712  500 

1882 

3 

516837667 

408  850 

S 17  246517 

13650000 

^ 

279  800 

13929800 

1883 

4 

483  097  404 

406730 

484  404  134 

I46O0000 

— 

52500 

14  652  500 

iS83{4  ^eg«n 

i«73 

+  68539194 

-9370 

+  68529824 

H- 12  477  930 

— 

+  52500 

+  12530420 

H 

Die  Anmerkungen  am  Schluls  der  Tabellen. 


abeDe  3). 

entflohen  Reiches  yon  1872  bis  1883|4. 

ht  dw  Etatsoll  der  Staatsansgaben  in  PreaPsen. 


aupt 


Um 


JuitU. 

(Bis.  1870 

nur  Ober- 

handdsKc- 

rieht \    amt 

1879  JustiK- 

aiDt  und 

Eeichige- 

richt) 

Mark 


Zirilpciulo- 
neE,  Warte- 
gelder,   Zu*  ( 
lagen  (stc 
verÄehiedener 


tMark 


Sonstige      :^f^  f""- 

^"'!",ß';-|derBeichi. 
'        k&aie  (nur 


Zivüver- 
waltumg  I 


Mark 


Auägabeii) 


Mark 


llbcrhaupi 

Bigentliebe 

Zivilverw. 

Sp.  15  biü 


Mark 


Landheer  tmd 
HilitArpen- 

(Juki.  Invall 
donpeuaiotieii) 


Mark 


Marine 

(GXkl.  Pun- 

onlh  alten) 


Mark 


Gesamte  Mi- 
litärTeiwilt. 


Mark 


17- 


I 


IS. 


SO. 


«l. 


22. 


23  a, 


S»>\ 


S3. 


^737 
2258 

6410 
I  285 
9784 

7369 
♦  435 
0256 
9821 
0336 
6  150 
»075 


229800 
254  100 

301  800 
351  540 
353  370 

804  217 
841  182 

1531  740 
1900535 
I  900852 
I  907  667 
2313567 


4  330  260 
481  200 

900000 

987000 

I  410300 

I  418600 

I  425  600 

I  045  600 

921  000 

\  in  Sp.  20un- 

>  trennbar 

f  mitcuthalton 


Fortdaaemde  und  einmalige  Seichsansgaben. 


401  214111  250000 
6001  364I         — 

4014378 
2177392 
2  120  790 

2  462  070 

3  727  741 

4  469  348 
5687366    5987592 
9911312 

9  943  I5'i2i  212468* 
7  443  018 


3183+2059467    —481200      4- 1  441  654         — 

8  1. 


24  066  924 
32  045  544 

26  109  510 
77272575 
40325415 

37746322 
61  252618 

71  479  561 
37  159006 
35  700  280 
60772618 
26978316 


288  937  476 
329  598  870 

362  243  826 

407  543  468 
404331  102 

448  308  065 
409498  510 
419  789646 
412674855 
444816946 

419770393 
416738  196 


5067228  +87  139326 


25041  600  3^3979076 
53813796  383412666 


53  369  184 
27  142  520 
25837781 

50249073 
58  690  685 
45  736  790 
39257739 
38891  884 
36  294  656 
40  280  892 

-'3532874 


415  613  010 
434  685  988 
430  168  883 

498  557  138 
468  189  195 
465  526  436 
451932594 
483  708  830 
456  065  049 
457019088 

+  73606427 


iigabtt 
«hol- 

gVAg 

min. 
81 


rk 


Unter  den  voraufgeführten  Ausgaben  sind  enthalten: 


„Fortdauernde** 
Mark 


Aasgaben 


„Einmalige'*  Aasgaben 
Mark 


Ver- 
mögens- u. 
Verkehrs- 
verwal- 
tung Sp.  16 


Übrige  Zlvil- 
verwaltung 


Militärver- 
waltimg 
Sp.  23 


Im  Oanaen 
Sp.  34 


Vermögens- 
u.  Verkehrs- 
verwaltung 
Sp.  16 


Übrige  Zivil- 
verwaltung 


Militftr- 

Verwaltung 

Sp.  23 


Im  Oanaen 

Sp.34 


36. 


37. 


38. 


89. 


40. 


41. 


42. 


43. 


Fortdaaemde  Beichsaasgaben 


Einmalige  Beichsaasgaben 


roooo 
>6  39o 

28920 
18563 
)6  998 

^2  5>o 
»6800 
>4  037 
iS  140 
r4  40o 

6317 
»6634 

0244 


69525 

1 2 1  050 
179880 
276490 

272  750 
272  750 
260750 
262  260 
303  «50 
303  150 
310365 


124791871 

12  429  117 

17242236 
1 1  646  688, 

13  462  6011 

15  687  269 
1 9  000  840 
22  220894 
23895895 
29350463 
32680653 
301683311 


281449839 
343  346  076 

346415439 
381  689683 

389505971 

396  864  092 
396  235  165 

396541305 
401  507  064 
419  201  294 
419284035 
415318609 


+  240840  +17  739  214. +71972533  +89952587 


293  929  026 
355844718 

363  778  725 
393  516  251 
403  245  062 

412  824  III 

415508755 
419022949 
425  665  219 
448854907 
452  267  838 
445  797  305 


I  876  737 
13  022  733 

13  065  360 
63851405 
26  273  294 

23324619 
46  loi  685 
49  209  506 

11  577  561 

12  547  186 
7453000 
4881  710 


22  635  000 
9  062  349 

3  387  264 

4  654  602 
4075730 

2  830  734 

3  132330 
8676451 

10  959  830 
4614  771 

34674465» 
6  677  140 


8  141  023  —2  385  209 


32  529  237 
40  066  590 

69  197  571 

52  996  305 
40662912 

10 1  693  046 
71954030 
68985  131 
50425530 
64  507  536 
36  781  014 
41700479 

+ 1  633  889 


57040974 
62  151  672 

85  650  195 

121  502312 

71  Ol  1936 

127848399 
121  188045 
126  871  088 
72962921 
81  669493 
78  908  479 
53  259  329 

-8  892  343 


1878 

1880 
1881 
1882 
1883 

1883I4  tjejiren 


1 1  750  000 

2  nöocx> 
1 20^000 
I  506000 

'  505  430 
I  506  425 
r  685  850 


9038394  8863650 
9  753  5^3    8481  090 

1522]  613I  r  637  979 
7  4052311  7067850 

105622361  94730Ö0 


1 1  709  6361 
[5  3884081 
15  622  9581 
16649045, 
r8  697  J45 
2 1  264  000 
238670331 


9944000 
1 1  356  000 

9910000 
10367  400 

1 1  039  400 

12  686  400 
T5  985  600 


17902044 

23  »*47i5 
30  216687 
22573081 
32  045  236 


403  636 
754408 
737  95« 
522445 

24^  975 
456825 

53S  473 


S47  734 
I  760388 
I  795  005 

2559473 
I  865  I  T4 

to  165  158 
7  669  852 
8313444 
7  64s  827 
6877  021 
7  058  507 
7  801  749 


003  13 
37  9q6  878 
2$  870  748 
28828611 

3i  5^9  11 1 
32053  157 

33  015  «79 
32098512 
31071  344 
30  120567 

29340315 


44  2S6  000 
31  561  260 

57594876 

1 7  880  300 

8982000 

27  540881 

20  585  326 

12079653 

3  360  766 

2  1 16  570 

18283 


2  401  206 

28439000 
29  029  052 

35  221  aoQ 

I468S300 

28  757  53S 

»ti  594  773 
1 1  669  345 

10827600 

10958981 


31  561  26ot'H0  958  98a 


Beiträge  zar  Statistik  der  Finanzen  in  PreoDien. 


ibeUe  4). 

mteohen  Beiohes  von  1872  bis  1883|4. 

it  des  EtatfloH  der  Staatseinnahmen  in  Preufäen. 


iplZSUe 

itt«aani 

iLTersa) 
.8p.7 

Wechselstem- 
pelsteaer 

Spielkarten- 
Stempel 

Hörsenstem- 
peUteuern 

Zusammen: 

pelitenern 

Sp.  23»  bis 
23  c. 

Statistifche 
Stempelge- 
bahr  für  Aus- 
fuhrwaren 

Überhaupt 

XL,  Oeb&hren 
Sp.  23  +  Sp.28 

Gesamte  (zoU- 

und)  stenerrecht- 

Uche  Seichs- 

Sp.  8  H-  Sp.  29 

urk 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1. 

«8» 

23  b. 

23  c. 

23. 

28. 

29. 

80. 

108300 

3  977  760 

— 

— 

3  977  760 

— 

3  977  760 

191  586060 

»69780 

3975300 

— 

— 

3  975  300 

— 

3  975  300 

200  545  080 

^16150 

4  969  800 

— 

— 

4969800 

— 

4  969  800 

213685950 

»7690 

5  815  950 

— 

— 

5815950 

- 

5815950 

234  833  640 

>29  170 

6  990  450 

— 

— 

6  990  450 

— 

6990450 

249619620 

)53  8io 

6914000 

— 

— 

6914000 

— 

6914000 

259967810 

\26  840 

6653  100 

— 

— 

6  653  roo 

— 

6653  100 

2^56  979  940 

)98  36o 

6577300 

I  216000 

— 

7  793  300 

— 

7  793  300 

259491660 

[96470 

6  276  200 

I  139000 

— 

7415200 

300000 

7715200 

314  91 1670 

^90I5o 

6  106900 

r  100  000 

— 

7  206  900 

300000 

7  506900 

342  997  050 

)98  28o 

6009800 

I  036  300 

1 2  066  000 

19  112  100 

464000 

19576  100 

358674380 

H7  390 

6  195  200 

I  026000 

12  109880 

19  331  080 

519000 

19850080 

364  897  470 

^77  6IO 

4-2219900 

-f- 1  026  000 

+  12  109880 

4-15355780 

4-  519000 

-f- 15  874  780 

-f  164  352  390 

ibeUe  2. 


IQ 

auch 

Im' 

&od 


Überhaupt 
Einnahme 
ans  Eapito^ 
lien  Sp  38 

bis  ä^p,  42 

Mark 


Gesamte 

nii^ht 

stenor- 

recKÜtcbe 

Eeichsein- 

nähme 

Sp  36  ^ 

87  +  43 

Mark 


Eigentliche 
Netto|^esamt* 

einnähme 
Sy.  Mi  +  ^p.  45 


^tmrlc 


Über* 
auü  Vor- 


Mark 


Axiluilie 


>rark 


Summe  fUler 
Einnahmen 
ohne  Matri- 
knlarbeiträge 
.Sp.46  bis  Sp.49 

^lark 


Matriknlar- 

beitrige  ^) 
liiikJ    18  M]U 

AvürsÄ  fiir 

Brau II Iw diu   u 

Bier) 

Mark 


E£cdin«riscbe 
Totaleitt- 

nahme 

Sp  50  + 

Sp  5t 

Mark 


43 


Ait 


46, 


47 


49 


50, 


fil 


62 


08 
46 

162 

60 
00 

00 


44  236  000 
68  564  3Q7 

97  992  954 

132004924 

84  982  447 

102  234  40: 
74892156 
82  408  954 
54  820  774 
48480  519 
52463403 
41  ztiqiQT 


62  735  77S 

93  4i9  500 
130004  646 
rs;  137  47s 
n8  892  797 

HS  803  201 
M  t  316416 
118460356 
90989046 

94  978  735 
90639519 


2543^1  83^ 
293  0R4  580 
343  ti^o  5961 
3<Ji  971  "8| 
368  512  417 

40s  77»  011 
368  296356 
377952016 
405900716 
429  596  565 

453653115 
455  536  989 


20  264  4  bo 
38552073 
5407-896 
34  36«  366 

n  S2S593 

54663 

1  130000 

6  668  286 

6529730 
22620818^ 

H  743  7*^4 


42  264  388 
81  020265 
77  H^oji 
35012688 
53  54i  7j6 
306^4405 
28  387  079 


—17  165  ioo|-  2  799  981  +  161  552  409[-5  520696  +  28387  079  4-  '84  418  794—  '03  358  548  +8t  060  244 


254  321  838 
314  249  040 
382  242  669 
446049014 
402S&0783 

459  5*^3  ^94 
449  35  T  284 

456  223  087 

457  5^^  690 
489  668  03  ] 
506  94S  338 
498  667  832 


96  64  8  162 
J03  747350 

67  i86  251 

68  969  549 
71376215 

81  108  5r6 
87345516 
89  670950 
4 1  046  450 
40  856  369 
24  227  979 
38S  802 


350970000 
417996390 
449428920 
515018563 
474256998 

540672510 

536  696  800 

545  894  037 

498  628  140 
530524400 

53»  176317 

499  056  634 
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Philipp  Oerstfeldt, 


Tab 

Jabresübersicht  des  Netto-EtatsBoll  der  Staats-Auagal 


Vorbemerkung: 


Der  Anteil  Preufens  au  den  Reichs-Ausgaben  ist  ansnahi 
beträgt  und  die  nicht  für  alle  Staaten 


Krön-     1 

Zentral-      jinnere  Ober- 

Zuschuüi 

Bipl 

ZfiZi^^^*»^ 

zur  ständi- 

sehe 

(Reichskanzlerj  (Reichsamt            und 

schen  Pro- 

tungi 

7  719  296 

Landtag 

etc.  u.  Prenr«. 

d.  J.  bez.        Besirks- 

▼insial-  und 

aint< 

Mk.  aus 

Staatsmini- 

Ministorium   regienmgen 

Kreisver- 

MinU 

Domänen) 

sterium) 

des  Innern) 

waltnng 

desÄ 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark                Mark 

Mark 

M 

1. 

2. 

3. 

4.                      5. 

6. 

I.    TJnmittelbare''8taaU-Ansgaben. 

Kalenderjahr  1872 

12  219  296;      851730 

1       1246395   1     278152231      8007447 

— 

1      39 

1873 

12  219  296    1252050 

>  79*  633  '     30  991  638-      9  100  701 

10926000 

4G 

1874 

12  219  296'    1316010 

1748754       33344550'      9874197 

10  926  000 

1875 

12  219296    I  424480 

2272732       36014847     10680368 

10926000 

1876 

12  219  296    1362  180 

2  367  225  1     36  220  980     10  706  770 

37  559  III 

I.  April   1877/8 

12  219  296    I  367630 

2265188  1     36694560     10  602  142 

37  559  III 

n      1878 

9 

12  219  296    I  363830 

2315723  j     38070829     10567832 

37  559  III 

»      1879 

80 

12  219  296     1364  130 

2594500  1     40  219  158     10543382 

37  559  III 

„      1880 

I 

I22I9296I    I  369030 

3138707        41  144097     II  393  182 

37  559  III 

„      1881 

2 

12  219296!    I  369030 

3000794        41  250618     12  221  500 

37  559  III 

„      1882 

3 

12  219  296     I  395  150 

2991792        42002236;    12  198  250 

37  559  III 

50 

„      1883 

4 

12  219  296     I  373480 

3123972 

41  922  536     12  191  500 

37  559  III 

50 

1883/4  gegen  1873 

—          [  +121  430 

+  1332339 

+  10930898,  +3090799 

+  26633  III 

4-9 

n.    PrenfiUeher  Anteil  an  Reichs- Ausgaben  (vcrgl.  Tab.  i). 

Kalenderjahr  1872 

—      !     122348 

368091   1          482760;          — 

— 

261 

1873 

— 

250907 

394050 

2093243,          — 

— 

3  59 

1874 

— 

154366 

703  980 

415  710,          - 

— 

3  35 

1875 

— 

201  133 

1066276 

231  312 

— 

— 

4  43 

1876 

— 

208890 

895  108 

671  652 

— 

— 

415 

I.  April  1877 

8 

— 

209820 

893008 

410229 

— 

— 

416 

»      1878 

9 

—       i     211 200 

679  554 

460449 

— 

— 

3  97 

»      1879 

80 

— 

210948 

3  731  309 

loii  758 

— 

— 

402 

„      1880 

I 

— 

211  548 

359093 

I  888  640 

— 

— 

401 

„      1881 

2 

— 

242  262 

377  534 

1985098 

— 

— 

401 

„      1882 

3 

— 

4909602 

464  546 

2544416 

— 

— 

405: 

00         "      '^^3 

4 

— 

244  602 

393  626 

2  395  036 

— 

— 

418. 

1883I4  gegen  1873 

— 

—6305 

+  424 

+301  793 

— 

— 

-40; 

m.   c 

ttaats- Ausgaben  und  Anteil  an  Reichs- Ausgaben. 

Kalenderjahr  1872 

12  219  296     974078  ; 

1 614  486  1     28297983!      8007447'     10926000 

301] 

1873 

12219296    I  502957  ! 

2185683        33084881       9 100  701       10926000 

4  99^ 

1874 

12  219  2961  1470376 

2452734       33760260      9874197       10926000    3761 

1875 

12  219  296J  1 625  613 

3339008       36246159     10680368      37  559  11 1|    484^ 

1876 

12  219  296!  1 571070 

3262333       36892632     10706770'     37  559  III     4  57< 

I.  April  1877 

8 

12  219  296;  1577450 

3158196       37104789     10602  142      37  559  ml    457^ 

„      1878 

9 

12219296!  1 575030 

2995277       38531278     10567832'     37  5591 11'    4  39^ 

•'      'll^ 

80 

12  219  296   1 575078 

6325809       41  230916     10543382;    37  559  III     4  433 

„      1880 

I 

12  219  296,'  1 580578 

3497800       43032737     11393182'     3755911"     444^ 

„      1881 

2 

12  219  296   I  611  292 

33783281     43235716     12221500'     37559  III,    442i 

„      1882 

3 

12  219  296'  6304  752 

3456338       44546652;    12  198  250!     37  559  III     4  553 

„      1883 

3 

12  219  296   I  618082 

3517598       44317572     12191500;     37559  in;    46« 

1883I4  gegen  187; 

J 

—      1 

1  "5 125  ; 

4-1  331  915  i 

+  11  232691 

+  3090799 

f  26633  III, 

-311 

Beitrftge  znr  Statistik  der  Finansen  in  PreofBen. 


11 


(vergL  Tab.  1). 

Freuiüien  und  der  Anteile  an  Eeiohs-Ausgaben  von  1872  bis  1883/4. 

€0<*|9  berecbnetf  da  die  Bevölkerung  Prreurseus  (iksi  geuau  60  ^^i^  der  gauzeu  Reichsbevölkerung 


schleichen* 

*  Reichs-Ausgaben  verschwindend  gering  sind. 

Berg- 
Hütten-  n. 

Pott-            ^.             j  Handel,  Oe- 
und  Tele-        ™'°           werbe  und 
graphen         ^"^«^      dflfenti.  Arbei- 

Landwirt- 

Mnns- 
reform. 
Nur  „ein- 
malige" 

Vont0n 

Salswerke 

schaft  und 

Hur  „diiB 

udige"  Aii8( 

niben  au  Neubauten,  An-   !  ten«  Grofsen- 
Meliorationszwecken         ,  ^^JI^^VTusir. 

Oest&trer- 
waltung 

Etatperioden 

kiofen 

und  anderen 

Arbeiten 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark        1        Mark 

Mark 

Mark 

8. 

9. 

10. 

11.          1           12. 

13. 

14. 

I.    Unmittelbare  Staats- Anigaben. 

3769200 

I  509000 

—         1     8958000 

40350132 

8590077 

— 

Kalenderjahr  1872 

3305964 

3071526 

—           10384995 

48326943 

10  969  470 

1873 

4008000 

4047000 

—        1  34573566 

70850925 

II  890731 



1874 

4819850 

I  316000 

—               !     26200000    i         65119226 

16072289 

— 

1875 

1565000 

3  182  915 

— 

3639170  ,      29562335 

12  768  177 

— 

1876 

3  236  070 

I  154250 



I  160386  1      27212985 

12  794  131 

— 

I.  April   1877/8 

1944000 

1475000 

~                       8951    136              39068723 

16950542 

— 

»,      1878 

9 

5783500 

935000 

—       !  II  651 700  1     31  918720 

13  231  092 

— 

„      1879 

80 

1  234  902 

395000 

j    7 120800       33257517 

12740025 

— 

„      1880 

I 

1550000 

362  100 

-           9522450       32492570 

II  829691 

— 

„      1881 

2 

2  689  650 

280000 

—           3928500       31567842 

12703635 

— 

„      1882 

3 

4177991 

556000 

—       ,9493000       31998655 

14502764 

— 

M            1883 

4 

+  872027 

-2515526 

—       1   -- 891  995  1— 16328288 

—3  533  294 

— 

1883/4  gegen  '873 

n.    Preuf 

liioher  Anteil  an  Seiohs-Ausgaben  (vg 

1  Tab.  1). 

— 

— 

I  126042I         —         1          — 

— 

— 

Kalenderjahr  1872 

— 

— 

4032684I       672671 

— 

— 

3  150000 

1873 

— 

— 

2592977,        278869 

— 

— 

5040000 

1874 

— 

— 

802367    32936404 

— 

— 

4680000 

1875 

— 

— 

877740    10  372  130 

— 

— 

4680000 

1876 

— 

— 

7052033      2426388 

— 

— 

4680000 

I.  April   1877 

8 

— 

— 

7  979  607      6  225  054 

— 

— 

13  620000 

M      1878 

9 

— 

— 

6  073  908      9  988  246 

— 

13620000 

»      1879 

80 

— 

— 

5071890      2032003 

— 

— 

„      1880 

J 

— 

— 

5  495  473      2214729 

— 

— 

— 

„      1881 

2 

— 

— 

I  831  800     2821890 

— 

— 

— 

„      1882 

3 

— 

— 

1807026      1308  219 

— 

— 

— 

,,      1883 

4 

— 

— 

— 2225658I    4-635548 

— 

— 

—3  150000 

i883|4  gegen  1873 

m.   SU 

tats-Ausgaben  und  Anteil  an  Beichs-Ai 

lugaben 

5  769  200 

1 509000 

I  126042     8958000  1      40350132 

8590077 

— 

Kalenderjahr  1872 

3  305  964 

3071526 

4032684    1 1057  666  j      48326943 

10969470 

3  150000 

1873 

4008000 

4047000 

2592977    34852435  '      70850925 

II  890  731 

5040000 

1874 

4819850 

1 316000 

802367^  59136404        65119226 

16072289 

4680000 

1875 

1565000 

3182915 

877740;       14  Ol  1300     ;            29562335 

12768  177 

4680000 

1876 

a  236  070 

1 154250 

7052033            3586774                  27212985 

1279413« 

4680000 

I.  April   1877I8 

1944000 
3  7«3  500 

1475000 

7979607:       15     176    190                  39068723 

16950542 

13620000 

1,      1878 

9 

935000 

6073908        21639946                  31    918    720 

13  231  092 

13  620000 

M      1879 

80 

I  234  902 

395000 

5071  890J     9152803        33  257  5>7 

12  740025 

— 

„      1880 

I 

1550000 

362 100 

5  495  473    ^  737  »79        32492570 

II  829  691 

— 

„      1881 

2 

2689650 

280000 

I  831  800,     6750390        31567842 

12703635 

— 

„      1882 

3 

4  177  991 

556000 

1807026    10  801  219        31998655 

14502764 

„      1883 

4 

+  872027 

—2515526 

-  2  225  658 

i    —256447 

—  16328288 

+  3533294 

-3  150000 

1883I4  gegen  187 

3 
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Philipp  Gerstfeldt, 


Fortsetzi 

übersiebt  des  Netto-Etatsoll  der  Staats-Au8j 

Vorbemerkung:    Der    Anteil    PreufsoDs    an  den  Reichs- Ausgaben  ist  ausnahmslos  zu  60)  berech 

^^gemeinschaftlichen*'  Reicl 


{  ZiyUpen- 

Statperioden 

Überhaupt 
Adminifltra- 
tive  ZivUver- 

waltuBg 
Sp.  1  bis  Sp.  7 

Überhaupt 
Vermogem- 

nnd  Verkehn- 
▼erwaltnng 

Sp.8bisSp.U 

Jnitii 

(inkl.  Ge- 

riühtsgefang- 

nisse) 

.     lionen, 

Unterricht  11.J  Wartegel- 

Knltns  (inkl., der,  BmoI- 

Medizinal-    ,   dongisn- 

verwaltung)    lagen  ver- 

1  schiedener 

Sonftige 

(oder  ge-    1 
mischte)  Zi- 
'  TilTerwal- 

1    tungi) 

1    Ressorts    j                      | 

Mark 

Mark 
16. 

Mark 
~177 

Mark 
18." 

Mark       1       Mark      | 

15. 

19.        1         20.        1 

] 

l.    Unmittelbare  Btaati-Ansgaben. 

Kalenderjahr  1872 

50537291 

63176409 

54  105  465 

27  749  583 

30873918 

15278062 

>» 

1873 

66  688  118 

76  058  898 

60  469  290 

38524938 

32183862 

9439485 

»» 

1874 

69  840  407 

125370222 

65496  120 

44  535  339 

33  988  lOI 

10251084 

»» 

1875 

73  949  322 

113  527  365 

68  198  170 

52  142  841 

22  309  428 

7  201  767 

»> 

1876 

100847  162 

50517597 

68215000 

49130923 

23  053  770 

7  430  145 

I.  April   1877 

8 

loi  119  527 

44  557  822 

69  820  300 

49133028 

23064156 

6  866  591 

M    1878 

9 

102  508  221 

68  389  401 

88  853  740 

57719478 

22958818 

6  586  136 

.,    1879 

80 

104909977 

61  520012 

78  928  295 

59  205  742 

22931833 

7  392  864 

,    1880 

I 

107  233  993 

54  748  244 

76  309  230 

56  501  300 

22  901  429 

5549008 

,    1881 

2 

108  030  919 

55  756  811 

77  938  045 

55865510 

22  938  597 

5612  158 

M           1882 

3 

108866405 

51  169627 

81  119  030 

57355461 

23  103  135 

6  204  970 

»           1883 

4 

108  891  995 

60728  410 

83  402  600 

60  494  675 

26820413 

5  782  809 

1883I4  gegen   1873 

4-42203877 

-15330488 

4-22933310 

4-21969737 

-5  363  449 

—3  656  676 

n.    PrenCkiioher  AnteU  an  Seiehs-AnHTaben  (vergl.  Tab.  1). 

Kalenderjahr  1872 

3  587  348 

I  126042 

137  880 

._. 

2598156 

240  728 

}) 

1872 

7329973 

7855355 

152460 

- 

288  720 

3600818 

»» 

1874 

4624153 

7  911  846 

181  080 

540000 

2  408  627 

»» 

1875 

5835215 

38  418  771 

210924 

592  200 

1306435 

»» 

1876 

5  934  703 

15929870 

212022 

— 

846  180 

1272474 

I.  April  1877 

8 

5  678  440 

14  158  421 

482  530 

-- 

851  160 

I  477  242 

,            1878 

9 

5330196 

27  824  661 

504709 

— 

855360 

2236645 

,           1879 

80 

8  977  570 

29682  154 

919044 

627  360 

2681609 

,           1880 

I 

6493615 

7  103  893 

I  140321 

1        552600 

3412420 

.            I88I 

2 

6  622  668 

7  710202 

I  140  511 

1    fD  Sp.  80  un- 

5 946  7S7 

,            1882 

3 

II  971  909 

4  653  690 

I  144600 

trennbar  mit- 

5  965  891 

,            1883 

4 

7217793 

3  "5  245 

I  388  140 

_                    enthalten 

4  465  811 

1883I4  m 

jou   1873 

-f-  112  180 

4-4740  HO 

4- 1  235  680 

—            i   —  288  720 

4-864993 

m.    Staatfl 

-Aufgaben  nnd  Anteil  an  Seiohs-Anfgaben. 

Kalenderji 

ihr  1872 

54124639 

64302451 

54  243  345 

27  749  583 

33472074 

15518790 

tt 

1873 

74  018  091 

83914253 

60621  750 

38  524  938 

32472582 

13040303 

»♦ 

1874 

74  464  560 

133  282  068 

65  677  200     44  535  339 

34528  lOI 

12  659  711 

»1 

1875 

79784537 

151  946  136 

68409094'     52142841 

22  901  628     8  508  202 

,, 

1876 

106  781  865 

66  447  467 

68427022]     49  130923 

23899950J     8702619 

I.  AI 

ml  1877 

8 

106  797  967 

58716243 

703028301     49  133028 

23  915  316     8343833 

,      1878 

9 

107  838  417 

96  214062 

89358449      57719478 

23814178I     8822781 

'      'll'^ 

80 

113  887  547 

91  202  166 

79  847  339     59  205  742 

23559193    10074473 

,      1880 

I 

113727608 

61852  137 

77449551 

56  501  300 

23  454  029 

8  961  428 

,       1881 

2 

»14653587 

63  467  013 

79078556 

55865510 

22  938  597 

11558945 

,      1882 

3 

120  838  314 

55823317 

82263630     57355461 

23  103  135 

12  170  861  ] 

,      1883 

4 

116  109  788 

63  843  655 

84  790  740 

60494675 

26820413 

10  248  620 

1883I4  m 

fen  1873 

4-42091697 

—20070598 

4-24168990 

4-21969737 

—5  652  169 

—2  791  683 

Die  Anmerkongen  am  Schluüi  der  Tabellen. 


Beiträge  zur  Statistik  der  FinAnsen  in  Preafsen. 
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I  (vgl.  Tab.  1.) 

m  und  der  Anteile  an  Reichs- Ausgaben  von  1872  bis  1883|4. 

mg  PreaCsens    fast   genau    60  %  der    ganzen    Reichsbevölkerung  beträgt   und  die  nicht   für  alle  Staaten 
ideod  gering  sind. 


pt 

Gesamte  MUi-  Nur  Marine 

Überhaupt             Erhebung  der 

Überhaupt 

bU 

l 

t&rverwalt.     (exkl.  Pen- 
(Laudheer,     |  sioncn)  in 
Marine  und    iSp.  23  mit- 

Eigentliohe 
Zivü-  und  Mi- 
Ut&nrerwalt. 

direkten 
Steuern 
zuzüglich 

indirekten 
Steuern 
abzüglich 

Steuer-  (inkl 

Zoli-)Ver. 

waltung 

Sp.  26  + 

Sp.  27. 

Etatperioden 

Pensionen) 

enthalten 

Sp.22  +  Sp.  23 

der  Eisenbahnabgaben 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark      l       Mark 

Mark 

23 

24. 

26. 

26.        1         27. 

28. 

I.    Unmittelbare  StaaU-Aotgaben. 

728 

16     — 

— 

241  720  728 

8  112  387:   19  256010 

27  368  397 

Kalenderjahr  1872 

591 

\l- 

— 

283364591 

8  553  000'  20  708  850 

29  261  850 

1873 

273 

— 

349481273 

9160500    21490905 

30651405 

1874 

893 

•   s       _ 

— 

337  328  893 

10300000    21604090 

31904090 

1875 

597 

— 

299  194  597 

10478000!  21  565  283 

32  043  283 

1876 

424 

— 

294  561  424 

9  112000 

21858677 

30970677 

I    April  1877 

8 

794 

S'Sioooooo 

— 

348015794 

10  262  682 

22459510 

32722  192 

»      1878 

9 

723 

IIIOI3055 

— 

335901778    II  860  700 

21576430 

33  437  «30 

»      1879 

80 

204 

x'51041300 

—  ■ 

3242845041     9951650 

25  045  600 

34  997  250 

„      1880 

1 

040 

w  S   417000 

— 

3265590401   10952  179 

26000400 

36952579 

„      1881 

2 

628 

lg  107472 

u   S       107  572 

— 

327  926  100    10  203  000 

27  573  365 

37  776  365 

„      1882 

3 

902 

— 

346  228  474    10  261  463 

29  284  500 

39  545  963 

n        1883 

4 

3" 

g    +  107  S72 

— 

4-62  863  883  -f  I  708  463 

+  8575650 +10  284  113 

1883I4  gegen  1873 

IL    Preafiiioher  AnteU  an  Seioha- Aufgaben  (vergl.  Tab.  1). 

IS4 

188  387  446 

15024960I     202827600I         — 

262800 

262800 

Kalenderjahr  1872 

326 

230  047  600 

32  288  278 

249  274  926 

249660 

249660 

1873 

706 

249  3^7  806 

32021  510 

265033512!         - 

249  840 

249  840 

1874 

545 

260  811  593 

16285  512 

307  175  1381         — 

252000 

252000 

1875 

249 

258  loi  330 

15502669 

282  296  579         — 

252000 

252000 

1876 

793 

299  134  283 

30149444 

321782076         - 

284  430 

284  430 

I.  April   1877 

8 

571 

280913  517 

35214411 

317665088I 

284  092 

284  092 

„      1878 

9 

737 

2793*5861 

27  442  074 

322203598         —         1        243324 

243  324 

»      1879 

80 

404 

271  159556 

23554643 

293  454  960 

-        !       243  324 

243  324 

„      1880 

I 

168 

290  225  298 

23  335  «30 

311  645  466 

-               241674 

241  674 

„      1881 

2 

571 

273  639  029 

21  776794 

310  102600 

245310 

245310 

,,      1882 

3 

989 

274  211  453 

24  168  535 

290398442 

-               244038 

244  038 

»      1883 

4 

337 

+  44163853 

-8  119  743 

+  41  123516 

—               —5  622 

—5622 

1883I4  gegen   1873 

882 

188  387  446 

15024960 

444  548  328 

8  112387I   19518810 

27631  197 

Kalenderjahr  1872 

9i7 

230  047  600 

32  288  278 

532639517 

8553000    20958510 

295"  510 

1873 

979 

"249  367  806 

32021  510 

614  514  785 

9160500'    2!  740745 

30901245 

1874 

438 

260  811  593 

16285  512 

644504031 

10300000;    2!  856090 

32  156090 

1875 

846 

258  loi  330 

15  502  669 

581  491  176 

10478000 

2!  817  283 

32  295  283 

1876 

217 

299  134  283 

30149444 

616343  500 

9  II2000 

22  143  107 

31  255  107 

I.  April   1877 

8 

365 

281  913  517 

35214411 

665  680  882 

10262682'    22  743602 

33  006  284 

n        1878 

9 

460 

280328916 

27  442  074 

658  105  376 

11  8607O0I    21  819754 

33  680  454 

»    1879 

80 

608 

272  200856 

23  554  643 

617739464 

995165O'    25288924 

35  240  574 

„    1880 

I 

208 

290  642  298 

23335  130 

638  204  506 

10952  179 

26  242  074 

37  194  253 

,,    I88I 

2 

199 

273  746  50« 

21776794 

638  028  700 

10  203  000 

27818675 

38021675 

,,    1882 

3 

891 

274319025 

24  168  535 

636626916 

10  261  463 

29  528  538 

39790001 

„   1883 

4 

974 

+44271425 

-8119743 

+ 103  987  399 

+  I  708  463 

+  8570028 

+  10  278  491 

1883I4  g*g«n  1873 

14 


Philipp  Oerstfeldt, 


Fortse 

Übersicht  des  Netto-Etatsoll  der  Staats- A 


Etatperioden 


Kalenderjahr 


April 


1883I4  Rcpeii 
Kalenderjahr 


April 


1883I4  göKcn 
Kalenderjahr 


April 


1883I4  ge^en 


872 

873 
874 

875 
876 
8778 

8789 

87980 

880  I 

881^2 

8823 

883;4 

873 

872 
873 
874 
875 
876 

877,8 
8789 
87980 
880  I 


881 
882 
883 
873 


872 
873 
874 

875 
876 
877J8 
87819 


'  I 
879 
880 
881 
882 
883 
873 


Ordentliche 
Ketto- 

anfgahen 
Sp.  85 

+  Sp.  28 

Mark 


Veninsnng  |     Tilgung 


Ver- 
waltnng 


29. 


der  Reichs-  bez.  Staatsschulden 


Mark 


Mark 
31. 


Mark 
"327 


Üborhaapt 

Schnlden- 

▼erwaltnng 

Sp.  30 
bis  Sp   82 

Mark 


Oeiamte  Nc 


Total» 

Sp.  29 

+   Sp.  33 

Mark 


84. 


I.    Unmittelbare  Staatsansgaben. 


269  089 
312626 
380  132 
369  232 
331237 
325  532 
380737 
369  338 
359281 

363  511 
365  702 

38s  774 
+  73147 

203  090 

249  524 
265  283 

307  427 
282  548 
322  066 

317949 
322  446 
293  698 
311  887 
3  »0347 
290  642 
+41  117 

472  179 
562  151 
645  416 
676660 
613786 
647  S98 
698  687 
691  785 
652  980 

675  398 

676  050 
676416 

+  114  265 


125 

4411 
678! 

983' 
880 

lOI 

986. 
908  j 

754! 
619 

4^51 

4371 
996. 

4001 
586 
352! 
'38 
579 
506 
180 
922 
284 
140 
910 
480 
894 

525 
027 
030 
121 

4591 
607! 
166 
830 
038 
759I 
375 
9171 
890; 


51  262  8211 
51  066909! 
4' 471  730. 
38927635 
40  132  869I 
46  469  239J 
50  123  451 
56156786; 
66  700312, 

79729437; 

85946092I 

109994077 

+  58927  168 


28  493  397 
49  240  140 
18  441  675 
15  599016 
16058983 
17  213  140 
17  472  618 
18402  524 

18739365 
20  142  657 
23017  618 
19335978' 


368  082; 
459  35»! 
491  "51 
429  649 
412  148 
445621 

443931 
440690 

431323 
488906 
525  638 
573  445 


29904  162 -t-  114  094 


80  124300 

100  766  400 

60404  520. 

54  956  300 

56  604  000 

64  128000' 

68  040  000 

75  000000 

85  871  000. 

100  361  000; 

109-489348 

129908  500I 

+  29  137  100.^ 


349213425 
413  392  841 
440  537  198 
424  189283 
387  841  880 
389660  lOI 
448  777  986 
444  338  908 
445152754 
463  872  619 

475  19'  813 
515677937 
102  285  096 


n.  PreoTsisoher  Anteil  an  Beichsanigaben  (vgl.  Tab.  I). 


+ 


I  191  6oo| 
I  273  248, 
4374000' 
I  224000 

1  645  620, 

2  337  000 

4  043  400 

5  064000, 

5  370000' 

6  330  oooj 

8  190  OOO; 

8  760000J 
74867521 


6300000 


360000 
360000 

25500 

25500 
108600 

97500 
167  880 

31  500 


7  491  6oo| 
I  273  248! 
4374000 

1  584000 

2  005  620 
2337000 
4068900 
5  089  500 
5  478600 
6427500 

8  357  880 
8  791  500 


-   I  +  31500;+  7518252 


210582000' 
250  797  834 
269657352 
309  Ol  I  138 

284  554  199 
324  403  506 
322018080 
327536422 
299  176884 
318314640 
318705790 
299433980 
h  48  636  146 


m.  Staataausgaben  und  Anteil  an  Seiduanigaben. 


52454421 
52340157 
45  845  730 
40  151  635 
41778489 
48  80O  239 
54  166  851 
61  220786 
72070312 

86059437 
94  136092 

"8754077 
4-66413920 


34  793  397'; 
49  240  1 40 
18  441  675 
15  599016 
10058983 
17  213  140 

17  472  618 

18  402  524 

18739365 
20  142  657 
23  017  618 
19335978 
-29  904  162 


368  082 
459351 
491  "5 
789  649 
772  148 
445621 
469431 
466  190 

539923 
586  406 
693518 
604945 
+  145594 


87615900I 
102039648, 
64  778  520 
56  540  300 
58  609  620' 
66  465  000 
72  108  900 
80  089  500 
91  349600 
106  788  500 
117  847  228 
138695000 
+  36655352 


559795425 
664  1906751 
710  194  550; 
733  200  42  ij 
672396079 
714063607 
770796066 
771875330 
744329638 
782  187  259 
793897603 
815  III  917 
+  150  921  242' 


Die  Anmerkungen  am  SchluTs  der  Tabellen. 
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i  (vgl.  Tab.  1). 

in  und  der  Anteile  an  Reichs- Ausgaben  von  1872  bis  1883|4. 


Unter  den  voraufgeführten  Ausgaben  sind  enthalten: 


„Fortdauernde'*  Aufgaben 
Mark 


irs- 


Übrige 

Civil- 

verwaltung 


87. 


Militär- 
verwaltung 
Sp.  23 


Überhaupt 

fortdauernde 

Ausgaben 

Sp.  34 


38. 


39. 


„Einmalige"  Anigaben 
Mark 


Vermögens- 
u.  Verkehrs- 
verwaltung 
Sp.  16 


Übrige 

Civil- 

verwaltung 


40. 


I 


41. 


Militär- 
ver- 
waltung 
Sp.  23 


42. 


Überhaupt 

einmalige 

Aufgaben 

Sp.  34 


43. 


»61 
HS 

832 

I03 

(28 

IS8 
)79 
Si9 
^76 
»37 
572 
♦73 


L    Unmittelbare  Staateansgaben. 


273  702  252 
300  127  106 
292  320  158 
294  185  707 
326098556 
337  629  626 

345129735 
357  232  182 
377251  185 
394881  125 
412787075 
441  664  604 
+>4>  537  498 
IL 


13055 

41  300 

87000 

107  472 

107  572 

+  107572 


3"  037  258 
343042  151 
338  507  390 
343376810 
355  572  598 
367  801  954 

375519993 
385  460216 
406  391  104 
423  823  lOI 
442  293  784 
472479748 
+129437597 


25841403 

33  143853 
79182990 
64336262I 
210435551 
14385494 
37999143 
33  305  033 
25  649  625 
26901  835 
21  770390 
30  020  838 
-3  123  015 


12334764I 
37206837: 
22846818! 
16476  211 

11  225  727 
7  472  653 

34  258  850 
24573659 

12  112  025 

12  817  683 
II  127  639 

13  177  351 
-24  029  486 


;  000000 

:  000000' 

[  000000' 

330000 


Preoffliiclier  Anteil  an  Seichiansgaben  (vgl.  Tab.  I). 


715 
S30 
928 

894 
650 
S50 
ISO 
356 
890 
890 
219 


7487  5 12!  168  869  904J  176  357  416 

7  457  470  206  007  646  213  506  831 
»0345  342207  849  263!  218267235 

69880131229013  8ioj  236  109  751 

8  077  56o|233  703  583  241  947  037 
9412362I238  118455I  247694467 

11400504237741099^  249305253 
i3  332  536!237  924  783i  251  413  769 
»4337537,2409042381  255  399  131 
17610278I251  520776I  269312944 
19608  392j25i  570 42i|  271360703 
18  100998  249  191  1661  267  478  383 


504  +  10  643  528I+43  1835201  +  53971  552 


I     126042 

7813640 

7839216 

38310843 

15763977 

13  994  771 
27  661  OII 

29  525  704, 
6946537 
7528312 
4471  800 
2  929  026; 
4884614I 


13  581  ooo|i9 

5  437  409124 
2032358141 
2  792  761  31 
2445438124 
I  698  44o;6i 
1879398^43 

5  205  871  41 

6  575  898'30 


2  768  862 

20  804  679 

4  006  284 


-1431  i25l-f 


006 
760 
862 
031 
936 
978 
908 
429 

975 
866 
127 

79' 
969 


m.  Staataanigaben  nnd  Anteil  an  Seiobaanfgaben. 


517542 
039  954 
518543 
797  783 
397  747 
015828 
172418 
391  078 
255318 
704  522 
068  608 
020  287 
980333 


I  38  176  167 

,  70350690 

102029808 

80812473 

!  32  269  282 
I  21  858  147 

73  257  993 
58  878  692 
38  761  650 
40  049  5 1 8 
32  898  029 
43  198  189 
-27  152  501 

34  224  584 
37  291  003 
51  390  117 
72901387 
42607  162 
76  709  039 
72712827 
76  122653 

43  777  753 
49001  696 

47  345  087 

31955597 

-5  335  406 


281  189  764  168  869  904 
307  584  576  206  007  646 
302  665  5oo|207  849  263 
301  173  720  229013  810 
3341761161233703583 
347041988:238  118  455 
356530239*237741099 
370564718I237937838 
391  588722I240945538 
412  491  403251  607  776 
4323954671251677893 
450  765  602I249  298  738 1 


487  394  674 
556  548  982 
556774625 
579486561 

597519635 
615  496421 
624  825  246 
636  873  985 
661  790235 
693  136045 
713654487 
73995813 


••>i52  181  0261V43  291  092;-»'i83  409  149 


26  967  445 

40957493 

87  022  206 

102647  105 

36807531 
28  380  265 
65  660  154 
62  830  737 
32  596  162 

34430147 

26  242  190 

32949864 

—8007  629 


25915764  19 
42  644  246  24 
24879  176  41 
19  268  972|3i 
13  671  i66|24 
9  171  093  61 


36  138  248 

29  779  530 
18  687  923 
15586545 
31  932  318 
17  183635 
-25  460  611 


517542 
039  954 
518543 
797  783 
397  747 
015828 
172418 
391  078 
255318 
034  522 
068  608 
020  287 
980333 


72400751 
107  641  693 

153  419  925 

153  713  860 

74876444 

98  567  186 

145  970  820 

135  001  345 

82  539  403 

89051  214 

80243  116 

75  '53786 

-32  487  907 


Etatperioden 


Kalenderjahr 


I.  April 


1883/4  geRcn 


Kalenderjahr 


I.  April 


1883/4  Keg«?n 


Kalenderjahr 


I.  April 


1883/4  gegen 


872 
873 
874 

875 
876 

877 
878 

879 
880 
881 
882 
883 
873 

872 
873 
874 
875 
876 

877 
878 

879 
880 
881 
882 
883 
873 

872 

873 
874 

875 
876 

877 
878 

879 
880 
881 
882 
883 
873 


8 

9 
80 

I 
2 
3 
4 


8 

9 
80 

I 
2 
3 
4 


8 

9 
80 


V  or  b  eine  rk  u  n  g  :    Der  Anteil  Preufsons  ao  BratintweiD-  und  Biersteuern  igt  tu  SO  "1^«  am  Ertrmi 
bere«hn«t.     Die  MAirikalnrbciträf^e  sind  in  der  dnrch   die  Reichsetats  veranlagten  Hohe  In  Aasa 


I  April  1877 
i8;8 
1879 
1880 
1881 
1882 
1881 


Tabftk 


Bonder^emeine  Beichi 

Verbrauehatener  * 

(mkh  AversM  flar  Zoll- 

t<xklav«nt  nicht  auch 

der  dleaereaiiin.SüdataaUn) 

Mftrk 


TTnmittelb&rd  8ta&tA*E£iui&limeii, 


S 

9 

80 

I 

2 

3 

'^ 
i883'4  Regftü  1873 

Kaleitdei^iahr  1872 
•873 
i»74 

1876 

I-  April   1877/8 
..      i878|9 

M  1879   80 

n  1880  I 

„  1881   2 

>>  I882I2 

M  188514 

188514  Kepren  1873 

Kalenderjahr  1872 
1873 
1874 

1875 
1876 
l    ApriJ    1877I8 
n      l878'y 
..      187^,80 
p      18801 
,,      18812 
„       18823 

n        »88314 

1883/4  gegfii  1873 


4  999  200 

5  454  000 
5  364000 
S  308  430 
5  ^33  770 
S  ^24  450 
5213270 
5  210  460 
5  766  800 
0  599  1 80 
O8ÖÖ000 
9  897  890 

+  4443890 

46591  650 

50  783  88fi 
57935  to6 

64  540  260 
60922  818 

65  995  884 
65  993  538 
64  778  952 

103  »63724 
116273334 
115  226856 
118505  286 
f  67  721  400 

51  5«;»o850 
56  237  886 
63  299  106 
69  938  690 
72  156  58S 
71  220334 
7 1  206  808 
69  989  4 1 2 

108930524 

i22  872  514 
122026856 
128  403  176 

-1-72  165  290 


1  128990 

1 257000 

1214070 

t  398  470 

1  512650 

1  666440 

I  702  420 

1  934  450 

2018040 

2  229  260 

2611  520 

2920  130 

+  1  672070 

109800 
109  HO 

132000 
130300 

136  130 

137  180 
134  120 
133  650 

137  ITO 

H7  770 
»47770 
170750 
r  6r  640 


55050 

54000 

S2590 

64550 

69330 

65940 

56980 

52740 

10  500 

1 1 1  040 

235800 

194700 

-  i  40  700 


5  Ü83  930  I 
5  778  4*0 
5  57<>  040 , 

5  95^  9SO  I 
6441230 

6  950  790 : 

7  054  730 

6  964  230 
6940010 

6  982  730 

7  226  410 
7  <*7 »  950 

+  »  893  530  . 


n.     PfeuXilflOilier  Anteil  ui  £«fclL«-£inii&hma&  ^vgJ 


I  10763 

294  5oa| 
»  385  340T 

I  621  200 

1  801  020  I 
I  986  i 

1  987  S^< 
I  992  < 

•9 «3  74 
I  88901 

190473 
I  95*>o70 
4661  570  [ 

Tnb.  leK- 


21  750  i66| 

22  247  100, 
21  270780' 
24  401  808 
27277878 
30  533  088 
28  420  032 
30853710 

28  068  420 

29  73 1  800 
28  452  876 
26660268 


188844121 

18  846  942 

19  410282' 
19797048 
20005  482 

20  653  074 
20388  1081 
20731  668 

21  444  4741 

21  821  238 
22025  742! 

22  »45370, 


044  112 
(tOO  894 
6 1 1  076 
685  710 
713  286 
638  196 
564900 

539  754 

221  400 

2  746  800, 

6617544 

8  190  354 


25  177248 
24  947  992 
35  09O512 
27  588  472 
29  093  992 
32812984 
33380328 
32412792 
29  305  448 
28572088 
29  113792 
29  322  784 


+  4  4lqi68  ^3304428!^ 7  5894^01  +4374792 
III.  Staati-Einnahnieii  und  Anteil  an  Reichi 


7  882  27ij 
901073Ä 
957261C 
1072591 

1178339 
125304a 
13051*04 
"307378 
1258770 
1238g  136 
1 2  400  808 
12705424; 
+  3  694  08  S  I 


22  879  156 

23  504  160 
22  484  S50, 
25  800  278 
28  709  5281 
32  199528 
30  122  452 

32  -88  160 

30  086  460 

31  961  060 
31  064396 


1 8  994  2 1 2 
18950052 

19  542882 

19927348 

20  141  612 
20  790  254 

20  522  228' 
208653181 

21  581  584' 
21  969008 
22173512 


29595398;  22316  120; 


O99  »02 
654  894 
664  266 
750260 
782616 

70413^1 
621  880 

592  494, 

231  900 

2  857  840' 

<>  853  344; 

8385054 


30761  t68 
30726412 
30672552 

33  545  442 
35535222 

39  763  774 
40435058 
39  377  022 
36  245  458 
35554818 
36  340  202 
l(>  994  734 


4  6ogi  238J  +  3  3660681  4-7  730  i6o|  4-6268  322 


S9S9 
10  305  231 

10  957  95« 
12347  112 

13  584  412 
14523  208 
1 5  046  600 
15066774 

14  501  444 
14  278  146 
'4305528 
14661  41)4 

+  4  35*»  258 


Die  AnraerkiuigeD  am  Schluf:!«  der  Tabellen. 


BeitrSge  zur  Statistik  der  Finanzen  in  Prenfsen. 
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k2). 

und  der  Anteile  an  Keichs-Einnahmen  von   1872  bis  1883/4. 

pben  zu  70  »1^,,    im  Übrigen  —  aufser  Matrikularbeiträge  und  Überschüsse  aus  Vorjahren  —  zu  60®/^ 
>erschüS8e  aas  Vorjahren  dem  an  60  Vq  ^^^  ganzen  Reichs-Einnahme  fehlenden  Betrage  gleichgesetzt. 


Staats- Verbranchsteuem 


Wirtschafts- 

abgabeu  in 

Hohen- 

zoliem  ^) 

Mark 


Strafgelder 
etc.  in  ZoU- 
und  Steuer- 
sachen 
Mark 


I   Überhaupt 

__ ;   2ölle  nnd 

Überhaupt  i  Verbrauch- 


90 

5  100  000 

90 

5  250000 

40 

5319000 

00 

— 

30 

— 

00 

— 

80 

— 

20 

OD 

— 

^ 

— 

20 

— 

}0 

— 

X) 

—5  250  000 

10.  I  11.  I  12. 

Unmittelbare  Staats-Einnahmen. 

7  2000001 
7  579  200, 


Staata- 

Verbraneh- 

steuem 

Mark 


18. 


steuern 
Sp.8-fSp.l3 

Mark_ 

14. 


8  400000 


—7  579  200 


29  700 
30000 
31  000 
32250 
36  500 
36500 
40000 
40000 
40000 
40000 
36400 
+  6700 


315000 

273  540 
83000 
292000 
195500 

245500 
293500 
293500 
297  500 
310000 
330000 
345600 
-+-72060 


n.    Preufsiioher  Anteil  an  Seichs-Einnahmen  (vgl 


12  615000 

13  132  440 
13  832000 

323  100 
227  750 
282000 
330000 
333500 
337500 
350000 
370000 
382000 
~  12  750  440 
Tab.  2). 


Etatperioden 


^o 

)0 
'2 
10 

^8 

14 

^6 
10 
•0 

)6 
8 
t6 
,6 

;o 

^o 
2 
o 
•8 

4 
16 
o 
o 
6 
8 
6 
6 

Jd. 


m. 


Staats-Einnahmen  und  Anteil  an  Seiohs-Einnahmen. 


5  100  ooo^ 
5  250000 
5319000 


7  200  000; 
7  579  200 
8400000 


|  — 5  250  000—7  579  200| 

VII. 


29700 
30000 
31  000 
32250 
36  500 
36000 
40000 
40000 
40000 
40000 
36400 
-f  6  700 


315  000 

273  540 
83000 
292000 
195500 
245500 
293500 
293500 
297500 
310000 
330000 
345600 
-f  72060 


12615000I 

13  132  440 

13  832000 

323  100 

227  750 

.  282000 

330000 

333500 

337500 

350000 

370000 

382000 

-12750440 


25  699  590 

27  079  530 
27  556  640 

14  893  000 

15  421  880 
16313  600 

16  479080 
16622020 

17  123  700 

18  308  990 

19  296  220 
23  202  490 

-3  ^77  040 

120929  840 
126  431  550 
133  896  972 
147739210 
155806848 
163  169634 

161  805  946 
162390660 
194  791  170 
211  534396 
213  837  618 
217535486 

+  91  103936 

146  629  430 
153  511  080 
i6r  553612 

162  632  210 
171  228  728 

179483234 

178  285  026 

179  012  680 
211  914870 
229  843  386 
233J33838 
240737976 

-f87  226  896 


Kalenderjahr  1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
I.  April  1877I8 


1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 


9 

80 

I 

2 
3 
4 


18834  gegen  1873  . 

Kalenderjahr  1872 

1873 
1874 
1875 
1876 


April 


1877 
1,  1878 
»  1879 
„  1880 
„      1881 

y,  1882 

n        1883    . 

1883I4  K«««n  1873 

Kalenderjahr  1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
I.  April  1877 
„      l85'8 


8 

9 
80 

I 
2 
3 
4 


1879 
,,  1880 
„  1881 
„      1882 

,»      1 883114 
1883I4  gegen  1873 

2 


8 

9 

80 

I 

2 


18 


Fortaetznng  der  T 

Jahresübersicht  des  Netto-Etatsoll  der  Staats-Eixmi 


j 


Etatperioden 


Kalendeijahr 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
i.  April 


8 

9 
80 


1877 
1878 

1879 

1880  I 

1881  2 
18823 
18834 

i883|4  gegen 

1873 
Kalendeijahr 

1872 

1873 

1874 

187s 

1876 
I.  April 
8 

9 
80 


1877 
1878 

1879 
1880  I 
18812 
18823 
18834 

>  883/4  Kegen 
1873 

Kalenderjahr 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
I.  April 
1877,8 
1878I9 
i879'8o 
1880  I 
18812 
18823 
1883J4 

1883I4  gegen 
1873 


•teuer« 

von 

Einkommen 

bis 
3  000  Mark 


^rk^ 
16. 


■tenorB 

von 
Einkommen 

aber 
3  000  Mark 


Mark 


39  S04  000 
39  792  000 
32544000* 
41  500000 
41  505000 

41390000 
41  406000  I 
41  485000  I 
41  441  000 
30  770  000* 
25  146  100« 
21634500* 

-18  157  500 


16. 


16956000 
21  000000 
21  447000 

28  047  000 

29  347  000 

30  264  000 

30  864  000 

31  349000 
31613000 
29  106  000* 
28  827  600» 
33  483  000» 

4-12483000 


Onmd- 

Gebäude- 

•teuer 

■teuer* 

Mark 

Mark 

18. 

19. 

Überhaupt 
Btaats- 

Personal- 

iteuer 

Sp.  15 
+  8p.  16 

Mark 

L  Unmittelbare  Staatseinnahmen. 
56460000  39150000' 
60  792  000  39  165  000' 
53991000  39180000; 
69  547  000  39  208  000 
70852000!     39862000 


•teuer 

i 

(ind.  Port- 

schreibungs- 

B 

gebäbren 

a.  a.  Neben- 

1 

einnahmen) 

Mark 

20." 

71  654000; 

72  270  000 j 

72  834  oooj 

73  054  oooj 
59  876  oooj 
S3  973  700, 
55  »17500 


40019000 
40  208  000 
40  191  000, 
40155000 
40  195  000 
40  188000! 
40155000 


14  295000 

14  601  000 
14877000 

15  2190001 

15  761  000,  ä 

16664000  § 
17788000^ 
20977000'« 
27  000  000  I 

27  500  000,  =5 

28  056  000  ^ 
28  400  000,  j'" 


567450014-   990000  +I37990OOJ 

IL    PreuXsisoher  Anteil  an  Seiehseinnalimen  (vgl. 


16 
jii6 
l«7 
9  «7 

I" 

45  18 
819 

l'9 
19 
19 

«19 

4-2 
Tab. 


438  Sool 
581  0001 
145000I 
636  000  i 
833  000: 

5580001 
094  oooj 
2400001 
290000! 
3980001 
250000 
428  300I 

847  300!  H 
2). 


m.     Staatseinnahmen  und  Anteil  an 


39  504  000 
39  792  000 
32544000* 
41  500000 
41  505000 

41390000 
41  406000 
41  485000  I 
41  441  000 
30770000* 
25  146  100* 
21  634  500* 


16956000 
21  000000 
21  447000 

28  047  000 

29  347  000 

30  264  000 

30  864  000 

31  349000 
31  613000 
29  106000* 
28  827  6oo5 
33  483  0006 


56460000 
60  792000 
53991000 
69  547  000 
70852000 

71  654000 

72  270000 

72  834  000 

73  054  000 
59876000 
53  973  700 
55117500 


18  157  500    4-12483000   —5674500 
Die  Anmerkungen  am  Schlafs  der  Tabellen. 


39  150000 
39  165000 
39  180000 

39  208000 
39862000 

40019000 

40  208  000 
40  191  000 
40  155000 
40  195  000 
40  188000 
40  155000 

4-      990000 


Beichieinnahmen. 

4  295  oooj       16  438  500' 


14601  0004^516581  oooj 

14  877  OOo'll  17  145  OOO; 

15  219000^5176360001 

15  761  ooo' 35 17  833  ooo| 

16  664  000!  I  « 18  558  000' 

17  788ooo'.£^i9  094  0oo| 

20977000  «519  240  OOO: 

27  000  ooo'l  1 19  290  oooj 

27  500  000!^.^  19  308  oooj 

28  056  000; Jl  19  25000O' 

28  400  oooj  c  g  19  428  300 

4-I3799000I    4-2847300! 


ik  2).  19 

m  and  der  Anteile  an  Beiohseinnahmen  yon  1872  bis  1883/4. 


Baiohg. 

pt 

Btempel- 
itenem' 
(Wechsel, 

Erb- 

sohafta- 

itener 

Staata- 
Stempel- 
ttenem» 

OerichU- 
geb&hren 

(inkL 
Prozefs- 
stempel) 

Eisenbahn- 

Sonatige 
Verkehrs- 
abgaben^o 

Überhaupt 

Stempel 

und 

L 

Spielkarten, 
Börsen- 

(Eigentums- 
wechsel 

abgaben«» 

(auch  Statist. 
Reichs- 

0ebiUiren 
8p.  83 

EUtperioden 

1 

papiere, 

o.  e.  a.) 

stempel) 

bis  Sp.  88 

Lottene) 

Hark 

Hark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Hark 

2S. 

84. 

26. 

26. 

27. 

28. 

29. 

I.    Unmittelbare  Staatseinnahmen.           ^ 

Kalendeijahr 

;oo 

763800 

4000000 

17000000 

38899380 

5  749  500 

Il7  412  610 
S  §7  397  750 

73  825  290 

1872 

«o 

795  720 

4000000 

26000000 

39  141  330 

7029000 

84  363  800 

1873 

«o 

430290 

4200000 

25800000 

39750000 

6126000 

S    7  458  070 

83  764  360 

1874 

KX) 

503900 

3500000 

23  500000 

39850000 

5049000 

2859000 

75  261  900 

1875 

MX) 

89340 

4000000 

23000000 

39950000 

4388000 

.2748780 

74  176  120 

1876 
I.April 

K» 

86380 

4800000 

21  500000 

42014600 

4068000 

5  2739020 

75208000 

1877 

8 

•OO 

81  480 

4800000 

2!  500000 

44490000 

3703000 

1  2  763  740 
3  2  849  080 

77  338  220 

1878 

9 

OO 

79900 

5000000 

2000000Ö 

45600000 

3014000 

76  542  980 

1879 

80 

oo 

HO  380 

5000000 

19000000 

48900000 

2016000 

?  3  516020 

78  542  400 

1880 

I 

OO 

120  120 

5000000 

17500000 

50500000 

2515000 

1 3  720  990 

79356  HO 

1881 

2 

OO 

183  910 

5200000 

16  500000 

53  500000 

2986000 

i  3  881 870 

82  251  780 

1882 

3 

too 

192  680 

5300000 

16000000 

46500000 

2617200 

1 4  560  830 

75  170  710 

1883 

4 

1883I4  gegen 

OO 

—  603  040 

4-1  300000 

-lOOOOOOO 

+  7358670 

—4  41 1800 

—2  836  920 

—g  193  090 

1873 

n.    PreuTiiicher  Anteil  an  Beiohseinnahmen  (vgl.  Tab.  2). 

Kalendeijahr 

2  386  656 

— 

— 

; 

— 

— 

2386656 

1872 

2385 180 

— 

— 



_ 

— 

2385  180 

1873 

2981  880 

— 

— 



— 

— 

2981  880 

1874 

3  489  570 

— 

— 

— 

— 

— 

3  489  570 

1875 

4  194  270 

— 



— 

— 

4  194  270 

1876 
I.April 

4148400 

—        1         ~ 



— 

— 

4  148400 

1877 

8 

3991  860 

1 



_ 

— 

3  991  860 

1878 

9 

4675980 

—        1         — 



— 

•J  s. 

4  675  980 

1879 

80 

4449120 

—                 — 

- 

— 

^1  180000 

4  629  1 20 

1880 

I 

4324140 

— 

- 

— 

.— 

s«  180000 

4  504  140 

188 1 

2 

1 1  467  260 

— 

— 



— 

1    278  400 

11  745660 

1882 

3 

II  598648 

— 

— 



— 

""Et  311  400 

II  910048 

1883 

4 

, 

1883I4  gegen 

+9213468 

— 

— 

— 

— 

+  311400 

+9  524  868 

1873 

in. 

Staatseinnahmen  und  Anteil  an  Beichseinnahmen. 

Kalenderjahr 

OO 

3150456 

4000000 

17000000 

38899380'       5749500:3274126101    76  211  946 

39  141  33o|     7  029  000  g  17  397  75ol  86  748  980 

1872 

OO 

3 180970 

4000000 

26  000  000 

1873 

OO 

3412 100 

4  200000 

25800000 

39750000;     6126000 

§"2943070 

86  746  240 

1874 

OO 

3  992  470 

3  500000 

23  500000 

39  850  000      5  049  000 

2  859  000 

78751470 

1875 

OO 

4  283  610 

4000000 

23000000 

39950000 

4388000 

.  2  748  780 

78370390 

1876 

i 

J 

1.  April 

OO 

4  234  780 

4800000 

21  500000 

420146001   4068000 

5  2  739  020 

79  356  400 

1877 

8 

OO 

4073340 

4800000 

21  500000 

44  490  oooj     3  703  000 

1  2  763  740 

81330080 

1878 

9 

OO 

4  755  880 

5000000,  20000000 

45600000     3014000 

S  2  849  080 

81  218960 

1879 

80 

OO 

4  559  500 

5000000'   19000000 

48900000     2016000 

2  3  696  020 

83  171  520 

1880 

I 

OO 

4  444  260 

5000000    17  500000 

50500000     2515000 

?  3  900  990 

83  860  250 

1881 

2 

OO 

II  651  170 

5200000    16500000 

535000001     2986000 

1  4  160  270 

93  997  440 

1882 

3 

OO 

II  791  328 

5300000    16000000 

46500000     2617200 

1  4  872  230 

87  080  758 

1883 

4 

• 

1883I4  gegen 

OO 

+  8610428 

♦1300000 

-10000000 

+  7358670 

—4  411  800 

-2525250 

+    331778 

1873 

20 


Fortsetn 

Jahresübersicbt  des  Netto-Etatsoll  der  Staats-Einna] 


■"          " " 

UBlVaBelTieh^innnhmen 

1 

(Die  Bnitt«<;inu»hmcn  und  MoUieb8«ii*g»beti  sitid  aas  T»b.   5  »u  | 

ÜtjcrliHüpt 

0  riehen). 

Ü 

lielie  Ein* 

Muk 

1 

t 

EtatpeHodön 

nahni«   Sp.   H 

DomäiiGii  IL 
Ff^rsten  vrL 
T*b,  5  8p  i 

Berg^  Tlüt- 

teu-  und  Hm^ 
Unftiiwerke 

vgl,  T»b.  & 
Hp.  S 

FinBD£b«> 
triebe 

(Mänw, 

ßAuk^  S«e- 

hAiidl,,  Lot^ 

tetie) 

Poat  und  Te- 
legrAphen 

KUeitbAbiieii 

vgl.  Tab,  5 
öp.5 

S 

10, 

31. 

ar 

33 

34. 

30, 

KalflndHrjnhr 

1     Ünmittslbarfl  Stuti-EiniuLlyneiL. 

i^yz 

225  868  3K0 

45  943  7^9 

16586307 

1 1  686  230 

— 

45336261 

I 

iSrj 

24i  582  330 

45  439  050 

21  306885 

17649675 

— ■ 

47451873 

1 

1874 

236SI4  0CM3 

44  5^2  joo 

27603552 

16952  100 

— 

42939738 

1, 

isrs 

231764900 

47841  160 

27  964  640 

16  750  370 

- 

50431987 

I, 

187^ 

233906000 

50978540 

18297878 

8  79»  430 

— 

50  171  829 

1 

f   April 

1877 

8 

238416600 

53864300 

15835923 

7450060 

— 

54460687 

I, 

1878 

9 

243  i7r3oo 

54  390  440 

13  3*^75« 

7  160340 

- 

58  025  240 

1, 

1879 

Bo 

246  407  000 

50244770 

|]  8S4  !6l 

6  997  740 

- 

61404  114 

K 

1880 

1 

3SS  itiS  100 

SO  895  080 

869573« 

7033460 

- 

73  57«  954 

1^ 

fg8i 

2 

244634  j  00 

SO  224  370 

13019335 

6  933  670 

- 

89722907 

1; 

1882 

3 

243015700 

47  186640 

14  174Ö9Ö 

6  957  950 

— 

102463261 

1; 

1883 

4 

241474000 

47319(40 

15  197992 

6  958  330 

— 

13014597s 

[< 

1883)4  ««g«"  i 

'873 

f   1  108330 

+  1  8&0090 

—  6108893 

-10  691  345 

— 

4-82694103 

M 

Kulenderjaltr 

1873 

123316496 

1 

- 

6  336  876 

5318  190 

'»75 

128816730 

!      ^ 

2938^57 

^  S27  354 1 

5  088  654 

1874 

136878852 

— 

— 

4414257 

10655  129 

4  S82  787 

ms 

151  22H780 

- 

— 

4860000 

5  183  662 

i      4540710 

1876 

160001  118I 

-. 

— 

7206000 

7  393  565 

5  683  800 

I    April 

1877 

8 

r67  3[8o34 

^ 

7  050  000 

8196745 

5966400 

; 

1878 

q 

}b$7n7^oh 

— 

-^ 

I  366000 

10  701  886 

6813600 

1S79 

80 

167066640 

—      1 

1  323  000 

1093^071 

5  946  ÜOU 

leso 

1 

r99  420290 

- 

— 

903600 

11^54  33» 

6  220  440 

1S81 

2 

216038516 

- 

- 

903258 

13088001 

6  623  640 

1882 

3 

22s  583  278 

— 

— 

90J  855 

1488^800 

7  6t  1  840 

1883 

4 

229445534 

— 

— 

1  Oll  510 

14  320  341 

9  591  360 

i883l4gB|rMi 

1^73 

-h  100  628  804 

— 

— 

-1916647 

T74928S7 

+  4502706 

+ 

K«Jetideritt1ir 

m.    Staati-EiiuiHJiiiien 

und  AnteO  an  fieiolii-Sli 

utfilinioii. 

1872 

34^)184876 

45  943  7^9 

16586307 

1 1  686  230 

6326876 

50654451 

1873 

371399060 

45  439  OSO 

21  306  88s 

205778321 

6  827  3S4 

52540527 

1874 

373492852 

44  5^2  300 

27^3552 

21366357 

10655  139 

4752252s 

'87S 

382  993  ^^ 

47841  160 

27  9%<>4o 

21  610370 

5183^62 

54  672  697 

1876 

393  0orii8: 

SO  978  540 

1829787S 

15997430 

7  393  565 

SS  »55  Ö29 

1.  April 

1 

J877 

8 

405  734  634 

SS  864  300 

15835923 

14  500060 

8196745 

60  427  087 

1878 

9 

408  975  106 

54390440 

13380758 

«  436  340 

1070  t  886 

64  838  840 

1879 

80 

413473640 

SO  244  770 

11884  161 

8  320  740 

10936071  ] 

67  3SO  1 14 

1880 

1 

4545^53901 

50895080 

869573« 

7937060 

11634331 

79  792  594 

(88 1 

2 

460672636 

50224370 

13  019  335 

7836928 

13  088  001 

9^»  34'>  547 

1882 

!3 

468  598  978 

47  186640 

14  174696 

7  861  805 

14  884  800 

t  10075  'Ol 

i< 

1883 

4 

4709*9534 

47  3i*>f40 

IS197*J9^ 

r9*»9840 

14330241 

139737335 

I8t3|4g«f«n| 

1873 

1 

+  99520474 

+  1  880090 

—6  108893 

—  12607993 

+  7492887 

+  87  196  80S 

+ 

Die  AnmerJ^uiigeii  am  SchloTs  der  Tabellen. 


•ab.  4  (vergl.  Tab.  2). 

veuÜMm  und  der  Anteile  an  Keichseinnahmen  von  1872  bis  1883|4. 
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Einnahmen  ans  Kapitalien 

(inkl.  . 

\ktieuzinsen,  jedoch  vorwiegend  Kapitalzuschüsse) 

ÜbviiMpt 

Überhaupt 

■Mto-Ter- 

Einnahme  am 

MltugMin. 

Invaliden- 

Kriegskosten- 

Festuugs- 

Eisenbahn- 

Andere 

KapitaUen 
Sp.38bisSp.42 

Etatperioden 

pensioDs- 
foud 

entschädigung 

baufonds 

baufonds 

Kapitalien 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

37. 

38. 

39. 

40. 

41. 

42. 

43. 

L    Unmittelbare  Staata-Einnahmen. 

Kalenderjahr 

II  842962 

— 

— 

— 

— 

24  969  270 

24  969  270 

1872 

.  11  760046 

— . 

— 

— 

— 

i|    32687  190 

32  687  190 

1873 

.  12  218  094 

_ 

24000000 

— 

— 

"^f    31302780 
si'    28924629 

55  302  780 

1874 

:  13393400 

— 

— 

— 

— 

28  924  629 

1875 

13  565  228 

— 

— 

— 

— 

,1    23510769 

23510769 

1876 
I.  April 

15  364  681 

— 

— 

— 

— 

II      18987569 

18987569 

1877 

8 

►  1685473» 

— 

16  248  286 

— 

— 

1^      17  469  317 

33717603 

1878 

9 

16  781 549 

— 

— 

- 

- 

Ä§      23876878 

23  876  878 

1879 

80 

15256952 

— 

— - 

— 

— 

Ig      15800750 

15800750 

1880 

I 

,  1A623 183 
18  329  915 

— 

— 

— 

— 

^1      20769386 

20  769  386 

1881 

2 

— 

- 

— 

— 

5S      16  161  269 

16  161  269 

1882 

3 

20  587  889 

— 

— 

— 

5^1      17065264 

1 7  065  264 

00  \^^5 

4 

. 

1883  4  gegen 

Ä  8827843 

- 

— 

— 

—                   —15621926 

—  15621  926 

1873 

n.    Prenb 

iioher  Anteil  an  Beichs-Einnahmen  (vergl.  Tab.  2). 

Kalenderjahr 

328  640 

— 

26  571  600 

— 

— 

— 

26571  600 

1872 

1 056  233 

22  201  882 

18936756 

— 

— 

— 

41  138638 

1873 

,  1 077  003 

22798  127 

34  556  925 

I  440  720 

— 

— 

58  795  772 

1874 

i  »535684 

17322449 

10728  180 

1 7  063  400 

34088925 

— 

79  202  954 

1875 

1 119  068 

17  297  167 

5  389  200 

1741743» 

10885  670 

— 

50989468 

1876 
1.  April 

6099094 

20  141  467 

16  524  528 

21   133080 

2  719  132 

822  437 

61  340644 

1877 

8 

4  4601911 

19  231  894 

12  351  196 

8812  980 

3716979 

822  245 

44  935  294 

1878 

9 

4988066 

19809527 

7  247  792 

17254523 

4  361  663 

771867 

49  445  372 

1879 

80 

*  4587496 

19  259  T07 

2016460 

9  956  864 

865  116 

794  9»  7 

32  892  464 

1880 

I 

4  J  26  213 

18642806 

I  269  942 

7  001  607 

I  410000 

763  956 

29  088  311 

1881 

2 

r    4235  «04 

18077740 

10970 

6  496  560 

I  590000 

5302772 

31478042 

1882 

3 

4681494 

17604  189 

— 

6575389 

60000 

540000 

24779578 

1883 

4 

k 

1883I4  gegen 

^3625  261 

-4  597  693 

-18936756 

+  6575389 

-1-  60000 

-1   540000 

—  16359060 

1873 

1 

m.  sto 

ats-Einnahmen  nnd  Anteil  an  Beiohs-Einnabmen. 

Kalenderjahr 

i  12  171  602 

— 

26  571  600 

—         !          — 

24  969  270 

51  540870 

1872 

(12816279 

22  201 882 

18936756 

—         1         ~ 

32  687  190 

73  825  828 

1873 

1 13  295  097 

22  798 127 

58556925 

I  440  720          — 

31302780 

114  098  552 

1874 

i  14929084 

17322449 

10  728  180 

17063400  34088925 

28  924  629 

108127583 

1875 

14684296 

17297 167 

5  389  200 

1741743110885  670 

23510769 

74  500  237 

1876 

» 

I.  April 

1^21463175 

20 141 467 

16524528 

21  133080'    2719132!            19810006 

80328213 

1877 

8 

^  21 456  642 

19  23 1894 

28  599  482 

8812980J    3716979!            18291562 

78652897 

1878 

9 

.121769615 

19809527 

7  247  792 

17254523,    4361  663,            24648745 

73  322  250 

1879 

80 

;J9«44  448 

19  259 107 

2016460 

9  956  864 

865116'         16595667 

48693214 

1880 

I 

.18749396 

18642806 

I  269  942 

7001  607 

1410000          21533342 

49857697 

1881 

2 

,32565019 

18077740 

10970 

6  496  560 

I  590000 

21  464041 

476393" 

1882 

3 

«5269383 

17  604 189 

— 

6575389 

60000 

17605264 

41844842 

1883 

4 

188314  gegen 

-  12  453  104 

—4  597  693 

-18936756 

+  6575389 

4-  60000 

—  15  081  926 

—  31980986 

1873 

22 


Philipp  Oerstfeldt, 


For 

JahresüberBicht  des  Netto-EtatsoU  der  Staats-Einn 


Statperioden 


KAlenderjahr 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
I.  April 
'8 


9 
80 


1877 
1878 
1879 
1880  I 
18812 
18823 
1883I4 
'883I4  K«8en 
1873 

Kalenderjahr 
1872 

1873 
1874 

1875 
1876 
I.  April 


►  8o 

» I 

2 

'3 


1877 

1878 

1879 

1880 

188 

1882 

1883 
'883J4  gegen 

1873 
Kalenderjahr 

1872 

1873 
1874 
1875 
1876 
I.  April 


1877 
1878 

1879 
1880  ] 


8 

9 
80 


1881  2 

18823 

18834 

'883/4  gegen 

1878 


Überhaupt 

Bteuer- 
nchtliehe 
Kipiiahme 

8.  80 

Mark 


44. 


Überhaupt 

Kiehtstener- 

rechtliche 


Sp.36  +  Sp.37 
+  Sp.  48 

Mark 


45. 


Sigentliehe 
OMamt- 


Sp.44  +  Sp.4ö 


Hark 


46. 


ÜbersohflMe 

ani 
Yoxjahren 

Mark 


47. 


Ordentliche 

OMamt- 

Siimahme 

8p.46  +  Sp.47 


Mark 


48. 


Mark 


49. 


81 
] 

kl 

8p 


225868380;  156364799 

242  582*330|  176  294  719 

236514000"  199578564 

231764900:  185306186 

233906000  165  315  674 


238416600 

243177300' 
246  407  000  j 
255  165  100 
244  634  100' 
243  015  700 
241  474000 


165  962  620 
183529  112 
171  189  212 
171  253927 
195  292  851 
205273731 
237  274  S90 


Unmittelbare  Staats-Einnahman. 

18 


3822331791 
418877049 
436  092  564! 
417  071  086 
399221674. 

404  379  220 
4267064121 
417  596  2121 
426419027 

43992695^1 
448  289431 
478  748  590 


—I  108330]  +60979871     +59871  541 
n.    Prenlkiaoher  Anteil 


27 
37 
39 
20 

21 
21 


618  78o| 
821  760! 
338  165J 
169448 
350002; 


656  145 
566  183 
287  305 

Z     I 

862485: 
8496981 


440851959! 

446  698  809. 

473  430  729. 
456  240  534! 

4>9  5725761 

426035365! 
448  272  595i 
417  883  517, 
426419027 

43992695« 
477  151  916 
481  598288 


42000000 
67  950  000 
37700000 
28  630  000 

23  248  000 


123  316  496 
128  816  730 
136878852 
151  228780 
160  001  118 

167  318  03A 
165  797  806 
167  066  640 
199420  290 
216038  536 
225  583  278 
229  445  534 

+ 100  628  804 

349  184876; 
371399060, 
373492852 
382  993  680 
393907  118 

405  734  634, 
408  975  106 

4»3  473  640 
454  585  3901 
460  672  636, 
468  598  978; 


38  545  306 ; 
57039036' 
79  524  948 
95  023010 
72  391  901 

88  652  883 
68  3 18  691 
72  638  509 
56258331 

53  829  423 
59  113  641 
54384183 


161  861  802 
185  855  766 
216403  800 
246  25 1  790 
232393019 

255970917 
234  116  497 

239  705  149 
255678621 
269  867  959 
284  696919 
283829717 


24972062,  +34899479+23248000  H 
L  Beiohfl-Einnahmen  (vgl.  Tab.  2) 
—2996232;  1588655701     — 

199797834  — 

236  707  659  — 

276  897  249  — 

252750710  — 


13  942  068 
20303859 
30  645  459 
20357691 


6  698  692 
—2205  185 
—2  652  682 

8157898; 

-2055  866j 

136441251 

9  403  665 1 


262  669  609J 
231  911  312 

237052467 

263  836519 
267812093 
298341044 
293  233  382 


-2654853  +97973951  -4 538 403I  +93435548 +17032  247  4- 
nL  Staata-Xinnahmen  und  Anteil  an  Beiehs-Einnahmen. 


25  358  633 
48612  159 
46  284  643 
21  007  613 
32  125042 
18404643 
17  032  247 


470919534 


194  910  105; 

233  333  755  1 
279  103  512 
280329  196 
237  707  575  I 

254615503', 
251847803: 
243  827  721  ! 
227  512  258 
249  122  274 
264  387  372 
291  658  773 


544094981 
604732815, 
652496364' 
663  322  876 
631  614693 

660350  137 
660  822  909 
657  301  361 
682  097  648 
709794910 
732986350 
762  578  307 


15622548 

41  763  828 
57642024 
69814  907 
40  508  593 

28354837 
19360998 

—2365377 
8  157898 

—2  055  866 

42  506610 
12253363 


559717529 
646  496  643 
710  138388 

733  '37783 
672  123  286 

688  704  974 
680  183  907 

654  935  984 
690255546 

707739044 
775  492  960 
774831670^ 


25  358  633 
90612  159 
114234643! 
58707613 
60755^42: 
18404643 
40  280  247 


i 


+99520474  +58325018  +157845492— 29510465 +128  335027I+40280247  + 
Die  Anmerkungen  am  Sehlolii  der  Tabellen. 
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b.  4. 

L  und  der  Anteile  an  Reichs-Ausgaben  von  1872  bis  1883/4. 


ikl. 
Ik. 

le 

Ir 
in 


Rechnerische 

Total- 

Einnahme 

Sp.50+Sp.51 


Mark 


52. 


Jährliche  Zunahme  hei.  Ahnahme  ( — )  der  eigentliehen  Einnahmen 


Zölle  und 

Verbrauch- 

stenem 

Sp.  14 

Mark 


53. 


Direkte 
Steuern 
Sp.  22 

Mark 


54. 


Stempel    lAlle  tteuer- 
und       !  reohtliohen 


Gebühren 
Sp.  29 

Mark 


55. 


len 


Sp.  44 
Mark 


56. 


Allenioht- 

fteuer- 
reehtliohen 


Mark 


57. 


AUe 

eigentliohen 

Einnahmen 

Sp.  46 

Mark 


58. 


Etatperioden 


93 
oo 

2^ 
89 

89 
64 

09 

12 
52 

05 
03 

49 
49 

30 
00 

93 
89 
89 

64 
09 
12 
5* 
05 
03 
49 


I.    unmittelbare  Staats-Einnahmen. 


349  135  5291 
395  698  809 
440481  036 1 
424  126645 - 
387  769  087  j 

389660  lOIi 

448  -j-n  986! 
441634205: 
449786275' 
450179446I 
475 191 813! 
515677937; 


1 379  949 
477110 

12  663  6401 
528  880 

891 720 
165480 
142  940 
501 680 

1 185  290 
987  230J 

3  906  270 


4  795  500 10  538  510 


-5  946  ooo|  -599  440  -6  068  330 


16  713  950 


164170001-8  502460 
2698000-1  085  780 


2587000 
2465000 
3  882000 
6  257  000 
-12  530000 

-5  501  300 
I  633  100 


1  031  880 

2  130  220 

-795  240 

1  999  420 
813  710 

2  895  670 
-7081  070 


-4  749  100 

2  141  100 

4  510600 
4  760700 

3  229  700 
8758  100 

-10  531  000 
-I  618  400 
-I  541  700 


19929920 

23  283  845 
-14  272  378 

-19  990  512 

646  946 

17  566  492 

-12339900 

64715 

24  038  924 
9  980  880 

32000859 


+  119979128I  -3  877  040I  II  961  800-9  193090   -I  108330   60979871 
IL    Prenfsiioher  Antheil  an  Beichs-Einnahmen  (vgl.  Tab.  2). 
210582000 


250  797  834 
269657352 
309  Ol  I  138 
284554199 


324  403 
322018 

327  536 
299  176 

318314 
318705 
299  433 


506 
080 
422 
884 
640' 
790' 
980 


5501  710 

7  465  422 
13  842  238 

8  067  638 

7  362  786 

-I  363  688 

584714 

32400510 

16743  226 

2  303  222 

3  697  868 


49  +48636 

m. 

559717 
646  496 
710 138 

733 137 
672 123 


146  91 103  936 

Staats-Einnahmen 


-1476 
596700 
507  690 
704700 

-45  870 
-156540 

684  120 

-46860 
-124980 
7  241  520 

164388 


5  500  234 

8062  122 

14349928 

8772338 

7  316916 
-I  520228 

I  268  834 
32353650 
16  618  246 

9  544  742 
3  862  256 


18  493  730 

22485912 

15498062 

-22631  109 

16  260  982 
-20334192 

4319818 
-16  380  178 
-2  428  908 

5284218 
-4729458 


9  524  868  100  628  804  -2  654  853 
und  Antheil  an  Eeiohs-Einnahmen. 


529 
643 
388 

783 
286 


714063607 
770796066 
769  170627 
748963159 
768  494  086 
793  897  603 
815  III  917 


+  168615274  $7226896 


6881  650 

7  942  532 
I  178598 
8596518 

8  254  506 
-I  198  208 

727654 

32  902  190 

17  928  516 

3290452 

7604  138 


4  795  500 
-5  946  000 
16  417000 

2  698000 

2  587  000 

2  465  000 

3  882000 
6  257000 

-12  530000 

-5  501  300 

I  633  100 

II  961  800 

1 


10537034I  22214  184 

-2  740^  I  993  792 

-7  994  770,  9  600  828 

-381  080  10  913  438 


986010 

I  973  680 

-III  120 

1  952  560 

688  730 

10  137  190 

-6916682 


II  827  516 

3  240  472 

4  498  534 
41  III  750 

6  087  246 

7  926  342 
2  320  556 


38  423  650 

45769757 

I  225  684 

-42  621  621 

16907  928 
-2  767  700 
-8  020  082 
-16  315  463 
21  610016 
15265098 
27  271  401 


331778  99520474  58325018157845492 


36643870 

17215515 
-19  021  478 
-17  849412 

5  157  546 
22  327  192 
-9  HO  200 

8822815 

13507924 
8  362  480 

30459159 
59871  541 


23  993  964 
30  548  034 
29  847  990 
-13  858  771 

23  577  898 

-21  854420 

5588652 

15973472 

14  189  338 

14  828  960 

-867  202 

97973951 


60  637  834 

47  763  549 

10  826  512 

-31  708  183 

28  735  444 
472  772 
-3  521  548 
24  796  287 
27  697  262 
23  191  440 
29591957 


Kalenderjahr 
1872 

1873 
1874 

1875 
1876 
I.  April 


180 
•  I 

2 
'3 

W 


1877  J 

1878  < 

1879  < 

1880  ] 
1881 
1882 
1883 . 

1883I4  gegen 
1873 

Kalendeijahr 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
I.  April 


180 
I 
2 
3 


1877) 
1878  < 

1879) 

1880  ] 

1881  ; 
1882 

1883 ; 

1883 14  gegen 
1873 

Kalendeijahr 
1872 

1873 
1874 
1875 
1876 
I.  April 


1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 


8 

9 

80 

I 

2 
3 
4 


1883I4  gegen 
1871 


^H 

Philipt)  Ger&tfeldt, 

■ 

Jahresüb ersieht  de&  Etatsoll  der  stoaliichc^n  Betrieb s-HiiuM 

■             Etatpen  Oden 

A^aolnter  X&rkbotrag  der  Betriebs- Einnahmen  und  Auigabam            1 

Domänen 

und! 

i       Berg-, 

Hütten- 

1 

Münze 

1    Lotterie 

Eiftenbaltnen 

BimitSg« 

Ver- 
waltungen 

1 

Formten 

1    B&lxwerke 

aU«r 
B«MOftl 

1 

Hark 

Mark 

Mark 

Hark 

Hark 

Mark 

1 

1. 

£. 

a. 

4. 

fi. 

6. 

1 

1               KttJenüerJHlir 

I      Brutto 'Einnalime. 

1 

^_               1872 

72951089 

78  691  119 

781329 

4006500      122336766 

13127883       iqfM 

^m       1S73 

74  535  300 

89  875  644 

1  032  000 

40209001     138  795  3  «8 

12993256,     3212! 

^m       1874 

78  349  050 

1  1 1  866  934 

1  o<jo  800 

402540Ü      154890975 

I3922244I      36411 

H 

82  547  860 

114346868 

i  064  200 

4046000      172616210 

13970100       3898/ 

^H 

85550650 

103  »75  545 

2  304000 

4035500      167333337 

15531993     377  gü 

^H           1.  April 

.M 

^1        fS;7 

8 

88743110 

100373368 

i  087  640 

4041  400      171  476  292 

'7  4S7  5»6     3Sa 

^H 

9 

89539040 

95  670  892 

604030 

4  068  000'     174415  576 

1894778»      383^ 

^H 

80 

85720  100 

88326Q15 

350  1 10 

4054  100'      181  383  8f>7 

J  7  8637491     3776^ 

^H            t88o 

1 

83564150 

79069712 

337440 

4060200      216657023 

18366522     4020« 

^H        1881 

2 

83  J  33  840 

8537^743 

234700 

4023400      356542000 

17576643!    546  ai 

^V         1882 

3 

83847510 

92  402  677 

236  8ao 

4043300,     369150547 

18749275I    568^ 

f            1883 

4 

84  563  700 

96476617 

221  760 

4043300      514  722  261 

21  016  379 

73ia 

1             1 88^14  K«&eii 

1 

1                    1875 

+  10028400 

4-     6600973 

—   810  240 

+      22400  f  375  926943 

+    8023023 

+39« 

■             Kftleiidürjnhr 

n.    Betriebfl-A.nigabe. 

1 

1                   1872 

27  007  320 

62  104  812 

577  299          69  300       77  000  505 

1  284  921 1       1680^ 

L        »»73 

29  0C)6  250 

68  568  759 

834600           74625;       91343445 

I  233  2101       191   J« 

^h 

33  786  7SO 

84  263  382 

781  200 

75  900      in  95' 237 

1  704  150 

2315c 

^m 

34  706  700 

86  382  228 

772  830 

85000'     122  184223 

l  846  700 

245  Si 

^H        1876 

34  57a"io 

84  877  667 

910  170 

87  900     117  161  508 

I  966  765 

219i 

^H          1.  A|irU 

1 

■ 

8 

34878810 

84  537  445 

589980 

89000      117  015  605 

2  093  435 

239« 

^H 

9 

35  138600 

82  2t)0  134 

421  890 

89800      116390336 

2  093  050 

13642 

^B         1879 

80 

35  475  330 

76  442  754 

350110 

89  500 

119979783 

1  082  200 

233  38 

^H         1880 

1 

32  669  070 

703739S1 

274  480 

89  700 

143  085  069 

3  109570 

2496c 

^H         1881 

2 

32  QOi}  470 

72352408 

234  330 

QO  too 

2668190*13 

2  953  460; 

37585 

^B 

3 

36  660  870 

78227981 

232  570 

89<joo 

2(^5  687  286 

419360 

38131 

^M         1883 

4     1 

37  244  560 

Hl  278025 

217030 

89  700 

384  576  286 

428  390 

50383 

f            188314  geilen 

1 

1                    1873 

-f  8  148310 

-}-   12709866 

-    617  570 

-      »5  075 

+  293232841 

—     804  820 

+  312« 

^^B     KatotitterjAlir 

m.    KettO'Einnalime. 

1 

^B 

45  943  7^9 

16586307 

204  030 

3937200:       45  336  2b l 

1 1  8429621     123«! 

^m 

45439050 

2 1  306  885 

197  400 

3946275        47451873 

11760946!     130  IC 

^m 

14  562  300 

27603552 

309600 

3949500        42939738 

12218094'     1325! 

^M 

47  841  t6o 

27  Q64  640 

2C)l  370 

3961000^       50431987 

13  393  400 

14388 

^^B            K  April 
■              J^77^ 

50  978  540 

18297878 

*  393  830 

3947600 

50  171  829 

13  565  228 

138 

53  8^4  300 

*5  835  923 

497  660 

3  952  400 

54  460  687 
58  025  240 

15364081 

'.n 

^B             lS7B|9 

54390440 

13380758 

182  140 

3  978  200 

16854731 

^1 

80 

50  244  770 

ti  884  161 

33  HO 

3  (jb4  (loo 

61  404  1  14 

16781  549 

144 

^H        1880 

t 

50  895  080 

8695731 

62960 

3  970  500 

73571954 

15  256952 

151 

^H 

2 

50  224  370 

'3019335 

370 

3  933  300 

8g  722  907 

14623  183 
18329915 

171 

^^L 

3 

-17  186Ü40 

[4  i74tH^6 

4250 

3  953  700 

102  4Ü3  261 

187 

^■PL  1883 

4 

47319140 

15  197992 

4730 

3953600 

130145975 

20  587  889 

tl7 

^^r;iB83i4  K«*Kcu  1 

H          y 

f    18^090 

-^     6108893 

—    192670 

+       7  3*5 

-^   82  694  102 

4-  8827843 

+  87 
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5. 


and  Ausgaben  in  Freuben  von  1872  bis  1883/84. 


ProientyerIlUtnilfe  der  Betriebf-Eiimahmen  und  Aufgaben. 

Bom&nen 

ond 
Fönten 

Berg-, 

Hütten- 

und 

Saliwerke 

Münse 

Lotterie 

Eisen, 
bahnen 

Sonstige 

Vor- 
waltnngen 

aUer 
BessorU 

;  Im  Gänsen 

Etatperioden 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

Bmtto-Einnahme  in  Proient  ihres  Betrages  fOr  1878. 

Kalenderjahr 

97i9 

87,5 

70,5 

99,6 

88,0 

101,0 

90,9 

1872 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1873 

105,1 

124,5 

105,7 

100,1 

116,6 

107,1 

113*3 

1874 

110,7 

127,1 

103,2 

100,6 

124.4 

107,5 

121,4 

1875 

114*8 

114,8 

223,2 

100,4 

120,6 

119.4 

117,3 

1876 
1.  April 

119,1 

111,6 

105,4 

100,5 

123,6 

i34«4 

119,3 

1877 

120,1 

106,4 

58,5 

101,2 

125,7 

145,9 

118,7 

1878 

115,1 

90,8 

34,0 

100,8 

130,7 

137,5 

117,5 

1879 

112,1 

88,0 

32,ti 

100,4 

156,1 

141,4 

125,1 

1880 

111,5 

95*0 

22,7 

100,1 

256,9 

135,3 

170,3 

1881 

112,5 

162,9 

22,0 

100.5 

266,0       1        144,7 

176,9 

1882 

113,5 

107,3 

21,5 

100,5 

370,8     !      161,7 

! 

224,4 

1883 
1883I4  gegen 

+    13,5 

+      7,3 

-  78,5 

+     0,5 

+    270,8            1      +       61,7 

+  124,4 

1873 

Betriebs-Ansgabe  in  Prosent  der  Brntto-Einnakme. 

Kalenderjahr 

37,0 

78,9 

73,9 

1,7 

63,7 

9,8 

57.5 

1872 

39,0 

76,3 

80,8 

1,8 

65,1 

9*5 

59,5 

1873 

43,1 

75,3 

71,7 

1,9 

72,3 

12,2 

63,9 

1874 

4*,o 

75,5 

72,G 

2,1 

70,9 

12,1 

63*1 

1875 

40,4 

82,2 

39,r, 

2,2 

70,0 

12,6 

63.4 

1876 
1.  April 

39.9 

84,2 

54,3 

2,2 

68,3 

12,0 

62.4 

1877 

39,3 

86,0 

69,8 

2,2 

66,7 

11,0 

61,7 

1878 

41,4 

86,5 

100 

2,2 

66,1 

6,1 

61.8 

1879 

39,1 

89,0 

81,3 

2,2 

66,0 

16,9 

62:1 

1880 

39*5 

84,8 

99,8 

2,2 

74,8 

16,8 

68,7 

1881 

43,7 

84,7 

98,2 

2,2 

72,2 

2,3 

67,1 

1882 

44,0 

84,2 

97,8 

2,2 

74*7 

..0 

69,9 

1883 
188314  gegen 

+     3,0 

+     7,9 

+   17,0 

+    0,4 

+    9,6 

—    7.& 

-f  10,4 

1873 

Hetto-Einnahme  in  Prosent  ihres  Betrages  for  1878. 

Kaleodeijahr 

IOI,S 

77,8      1       103,3      !        99,8 

95,5       i        100,7 

95.2 

1872 

100 

100              100        ;      100 

100                  100 

100 

1873 

98.1 

129,1 

156,8     ;      100,1 

90,5               103,9 

101,9 

1874 

105,5 

130,8 

147,6           100.4 

io6,s               113*9 

110,6 

1875 

112,2 

85,8 

700,6 

100 

105,7       i        115*3 

106,3 

1876 

I.  April 

118,5 

74,3 

252,1 

100,2                  114,8 

130,6 

110,7 

1877 

"9,7 

62,8 

92,3 

100,8        i          122,3 

143*3 

112,7 

1878 

110,5 

55,8 

16,8 

100,4                  129,4 

142,7 

110,9 

1879 

112,0 

40,8 

31,9 

100,7 

155,0 

129,7 

117,2 

1880 

110,5 

61,1 

0,2 

99,7 

188,9 

124,4 

131,4 

1881 

103,8 

66,5 

2,2 

100,2 

215,9 

155,9 

143,0 

1882 

104,1 

71,3 

2,4 

100,2 

274,3 

175,1 

166,9 

1883 
1883(4  «a^^xi. 

+       ^t 

—  28,7 

-  97,6 

+       0,2 

+  174,3 

+    75.1 

,  -v  «>.^ 

V           ^M\ 
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Tabelle  6.                                  ^^ 

M         Boküdiicbe  Üb«mohi  dea 

absoluten  Notto-EtatBoU  der  kombinierten  Staats- V 

il 

Ausgaben  in  Preufsen,  seit  1821. 

^          (Für  18S1  bis  186t  nur  utiniittelbärc^  KtÄAU<Au»Knbcii.  für  1873  und  1883  4  kombiniert  wie  io  T«b«Iti 

H                       Avf^lraiweGke, 

J891 

1832 

1841 

1851 

1861 

tm 

^M           Die  voTgese(2tisD  Zahlen  geben 

Ik-v. 

Bev. 

Bey 

Bev. 

Bev. 

Bev. 

IH              dio  SpidUin  der  T*b.  3  »n. 

ll,u  Mill 

13,0  Mill. 

15,ü  Mill. 

17,0  »liii 

18,&  Mill 

24,11  Ml 

H      Fortdmnentda  n.  eüiiaal  AnAg^b. 

Abadlnt  In  lUrk 

1^1       <]    Kronfideikoinmir»                   .     * 

7  719  2CJ6 

7719296 

7719296 

7719^96 

9  219296 

12  3t9 

— 

— 

67  j  721 

725022 

1  502  • 

jH          3  Zentral TerwaltiiDi^ 

901  650 

844000 

918000 

616980 

806520 

2  1851 

^H          4  Innere  OberverwaltUDfi;  >     .     > 

6  900  900 

0  201  000 

7707000 

12637704 

16820652 

33O84I 

|H          5  l^rövioxiAl-    und  BoBirksregien 

7Soaix)o 

6300000 

5097000 

SSS'Ojf» 

5  496  495 

9  loo' 

[H          6  Ziiachuft  ZOT  «Uitid.  ProriDztai- 

IH              und  Krti»verwAHui]g       .     .     > 

— 

^ 

— 

— 

^ 

10926« 

IH          7  DiplatnAtiscliD  Vertretutig    . 

1  800000 

I  758000 

2004000 

2  787  731 

2691  660 

4998, 

IH           8  Domäacn  tmd  Forsten    .     .         ; 

- 

— 

— 

99  276 

74^000 

3305' 

|H          9  Horg  ,    IlUtton-  u.  Balzwerke 

- 

— 

— 

89150 

1^71 

l^H        10  Fo»t  und  Telßgrajibeo     .     .     . 

. 

— 

— 

300000 

4  032  i 

^H        11   Kisenbftbnon 

— 

— 

— 

- 

110571 

^H         12  Ilundel,  Gewerbe  a  offen llicbe 

^H               Arbuite»  ..... 

•r7--'-^x-' 

^-)  30*)  000 

20802000 

23  057  667 

21  322  212 

483261 

^m        Id  Lmndwirucbiin   \u  Oo»tiUverw. 

4Ü0  ÜOO 

525000 

519000 

5  93^5*7 

ü  698  025 

10  969  j 

^^1         14  M ünxrefnrtD  , 

— 

— 

— 

3  ISO« 

^M         15  AammislrAllveZivllverw  (l  bis 

■                           

34  821  846 

22  872  296 

23  445  296 

29  iH  472 

3S759<*45 

74  0t8( 

^H         K»  VerTnogens«    n.    Verkebrsverw. 

■               (8  hh  U)      .     ,               ... 

5  203  000 

1)  834  000 

21  321  000 

29  093  460 

29  210487 

83  9>4 

^M         17  JuAtix  (exkl«  Oericbtagefiliign  ) 

5  iU>oao 

5550000 

6657000 

28285  917 

34  5»  1343 

606213 

^1         18  ünterricbt    und    Kultus     (iokl 

m 

H               Modi^tnalwesen)     .     . 

6000000 

7467000 

9087000 

11320782 

12886470 

i^m 

^H         Id  ZivitpeD&.f  WartcgeUler  eUv 
^H         2(1  8on6tigo  (oder  gemischte)  ZiviU 
^B                 verwjdtung    . 

j  17  095  490, 

J147I50OO 

{179^5000 

II  181  888 
I  503  178 

11813181 

3  7<40«5 

T'  472 
13040; 

^H         21  Zum  Ifetrjebsfond  d^Kcicbükiisse 

— 

— 

— 

- 

— 

— 

58  877  3;i6 

60  438  296 

78  435  296 

111  149  697 

127  895211 

302  691  ! 

^H                23 ''   Lttiidhecr  uud  Marine 

? 

i* 

? 

70  220  505 

»»;  »4^  3'»5 

207  882  A 

^H               23^'  Militärpenslonen 

? 

y 

? 

9  226  50  ^ 

TO  282  701 

22  165  1 

H        23  MilitäzTerwaltimg     . 

68  412  JIOO 

68  394  000 

71  163  000 

79  447  008 

127  425  096 

280  047  \ 

^^^^    24  Darant  nur  MariDc(  exkl  Ponsi.) 

— 

— 

- 

1  002  ro2 

'.  r-^-^'    322883 

^^m  85  mgmtl.  ZivU-  Q.Mmt&rrerw 

127  290  236 

128  882  296 

149  598  2961 

190  596  705 

25                    '.12  639  < 

^^^■26  Erhebnng  d    direkt.  Steuern 

2716230 

341s    X  u  1 

»553^ 

^^^H  27  Erhebnng    d.   indirekt    Steuern 

b«tn<lTah(lrn   n.liit8    ntcht  ntitTDRobcit, 

12  043  431 

I3  4f(i  093 

20  958  \ 

^^^  28  8tenerverwalttuig 

? 

? 

'(• 

14  759  661 

16  906  197 

29  511  i 

H         2d  Ordeiitllebe  KettoanagabQ  . 

127  290  236 

128  832  296 

149  598  296 

205  356  366 

272  226  604 

562  151  1 

^H          30  V^er/inanuK  der  äehutden     .      . 

r.2O420Q(jO 

2 1  684  000 

17424000 

i8  337  2'2 

3358^05^ 

S2  340  ' 

■          dl  Tilgung  der  Schulden 

L'.IOOOOOOO 

10086000 

8  298000 

io>53  338 

12802335 

49  24a  1 

^H          32  Verwaltung  der  Schulden 

— 

'  — 

^ 

IQ2  150 

259200 

459  3 

^M         33  Schul dosiTerwal tun g 
H         34  Oeiamtd  Nettoanigabe 

80  429  060 

32  670  0^ 

25  722  000 

28  682  700 

46  648  100 

102  0391 

157  719  296 

161502  296 

175  320  296 

234  039  066 

318  869  604 

664  190  1 

H                Davon  sur  8ehu[d*?ntiigung  (31) 

c  10  000  000 

10  «)8 6  000 

8  298000 

10  153  338 

12802335 

49  240  1 

H         35  Hettoamgabe    obne  Scbulden- 

H               tilgung 

U7  719  2»G 

1  no  r>  1 6  29G 

1G7  022  2^*6 

223  885  728 

306  067  269 

614  9501 

H         Nur    einmalige    Ausgaben    (oben  1 

m 

^H                                 mitenthiilffri) 

^1 

H          40  Verra eigens-    u.     Verkehr&verw 
H          41   Übrige  Zivih'erw.  (auch  Steuer- 

mr  mr  Ale«'  j!*hTi*  fdfi«»h  KKnkfl.  KAbinets^ 
oHinf  (tf                   .utsiutit*h«lUcUU 

3  639  876 

6  527  250 

409^ 

b«xlditn  ^                      1  u   „ce»Ahnlkh«B 

H                 und  Schulden) 

iirl". 

3  128070 

3  106  1)05 

42644: 

H          42  Militürvorw.  (inki    Marino) 

32U833 

1972730« 

240191 

H          43  Summe  aller  eismaligeii  Netto- 

H               Anigaben 

—                   —              9  979179    29  361  456 

107  641 

H          SP  Bitmwe     aHer      fortdauernden 

H              Jfattaaag^mbea 

157  719  296 

161  502  296  175  320  296  224  059  287  289  508  148 

556  548 

Tabelle  7.  37 

Jiaehe  Übersioht  der  Kopfbeträge  der  kombinierten  Staate-  und  Beichsausgaben 

in  Preufsen  seit  1821. 

(Auf  Grund  der  Tabelle  6.) 


AvflgabeiweGke. 
▼orgesetzten  Zahlen  geben  die  Spalten 
der  Tabelle  3  an. 


1821 
Bev. 

11,0  Mill. 


1832 
Bev. 

13,0  Mill 


1841 
Bev. 

15,0  Hill. 


1851 

Bev. 

17,0  Mill. 


1861 

Bev. 

18,5  Mill 


1873 

Bev. 

24,0  MiU. 


1883|4 

Bev. 

28,0  MiU. 


Pfeimig  pro  Kopf  der 


deikomndfs 

(tag  und  Landtag 

iverwalt.  (Reicbskanzler,  Staatsminist.) 
I  Oberverwalt.  (Reichsamt  u.  Minist,  d.  I.) 
i^al-  und  Besirksregierungen  .... 
iSb  snr  stfind.  Provinz-  und  Kreisverw. 
a.  Vertretung  (Reiehsamt  u.  Hin.  d.  Aufs. 

len  und  Forsten 

Hütten-  und  Salzworke 

ind  Telegraphen      ........ 

•ahnen 

\f  Gewerbe  und  öffentl.  Arbeiten  .  . 
irtschafi  und  Gestütverwaltung  .  .  . 
eform 


70 

8,25 

63 

68 
16 


43 

4,36 


60 

6,88 
48 
48 

14 


71 

4»04 


52 

6,06 

51 

34 
14 


139 

3r*6 


45 

3»95 
3.63 

74 

31 
17 

0,58 


135 

35 


BeTÖlkemng. 
50 

3>92 

4,36 
91 
29 


15 

4,01 
0,49 
1,94 

115 
36 


5' 

6,26 

9»ii 

138 
38 

45 
21 

14 
13 
17 
46 
201 
46 
13 


44 
5,B 

12,5 
158 

43 
134 

71 

15 

6,4 

39 
114 

52 


Utr.  ZiTüverwaltung  (1  bis  7)      .     . 
gens-  und  Verkehrsverwaltung  (8  bis  14) 
(mkl.  Gerichtsgefängnisse)       .... 
ieht  u.  Kultus    (inkl.  Medizinalwesen)  . 

mtionen,  Wartegelder  etc 

pe  (oder  gemischte)  Zivilverwaltung 
totriebsfonds  der  Reichskasse   .... 

Hohe  ZivÜTerwaltitng 

landheer  und  Marine  . 

niitärpensionen 

rrenraltung 

«r  nur  Marine  (exkl.  Pensionen)      .     . 

liehe  Zivil-  und  Militärverwaltung    . 

ing  der  direkten  Steuern 

mg  der  indirekten  Steuern       .... 
rerwaltnng 

liehe  Vettoauiga.be 

lung  der  Schulden 

1^  der  Schulden 

toeg  der  Schulden 

enTerwaltimg 

be  Vettoansgabe 

•avon  zur  Schuldentilgung  (wie  unt.  31) 

Begäbe  ohne  Schuldentilgung    .    .     . 

nalige  Aufgaben  (oben  mitenthalten) 
pens-  und  Verkehrsverwaltung      .     .     . 
Zivilverwalt.  (auch  Steuer-  u.  Schulden) 
rerwaltnng  (inkl.  Marine) 

aller  einmaligen  Hettoauegaben   .     . 
)  aller  fortdanemden  Hettoansgaben   . 


225 

47 

47 

55 

|i6i 


»77 
75 
43 
57 

"3 


157 
142 

44 
61 

120 


175 
171 
167 
67 
f  65 

l   8,84 


193 

158 

186 

70 

64 

20 


308 
350 
253 
160 

135 

55 


414 
228 

303 

216 

96 

37 


535 

465 

? 

? 

V 

? 

622 

526 

524 

? 

? 

474 


654 

413 

54 

467 

5»90 


691 

633 

56 

689 

34 


1261 

866 

92 

958 

134 


1294 

875 

105 

980 

86 


1157  991  998 

I>io  Kosten  der  Steuererh^uug  sind 
in  den  betreffenden  Etat«  nicht 
angegeben. 
?  ?  I       ? 


1121 
16 

71 
87 


1380 
19 
73 
92 


2219 
123 


2274 

37 

105 

142 


1157 

185 

91 

276 


991 

167 

84 

251 


998 

116 

55 

171 


1208 

108 

60 

1,13 

169 


1472 

182 

69 

1,40 

252 


2342 
218 
205 

1,91 
425 


2416 

424 

69 

2,16 

495 


1433 
91 


1242 

84 


1169 
55 


1377 
60 


1724 
69 


2767 
205 


2911 
69 


1342 


1158 


1114 


1317 


1655 


2562 


2842 


Die  für  diese  Jahre  (dnrch  Ktfn. 
Kabinetsordre)  festgestellten  Staats- 
haushaltsetats beziehen  sich  nur 
auf  den  „gewöhnlichen  Staats- 
bedarT'. 


21 
18 
19 


35 

17 

107 


170 
178 
100 


118 
61 

89 


1433 


1242 


1169 


58 
1319 


159 
1565 


448 
2819 


268 
2643 


96  TabeUe  8. 

Bekadisdie  ÜbersicM  der  Prozent  Verhältnisse  der  kombinierten  Steata-  um 
Beichs- Anagaben  in  Preufsen  ^eit  1821.  ^M 

(Auf  Grujid  der  Tabelle  6  und  7.)  ^1 


Vit  vorgehet Ktcii  iSiüileu  gebeu  db 
Spjillon  der  Tftb.  9  aij 


t   Kronfidclkominirs 

2  Keichstjiji^  uud  Litiidtu^  .     ,     . 

3  Zvutralverw.      (Ruichs  kau  zier,    htaitta- 
miuisterium)    ..,...,. 

4  lonere  Obervcrw,  ^Kekli&ttUit  u.  Miui«t. 
d«*  lunern) 

5  ProviiiTtial'  u    Bcttirksregierungeu 

6  Zuscbara  zur  atiliid.  Provitix.   u.  Kr<^s- 
verwaltuiig       ..,..,♦-. 

7  Dtplomaliücbe    Vertretung    (Boichsfttnt 
u.  Minbt.  d.  Äursoni) 

8  DomÄncn  und  ForsUm 

Ö  B^^^g-,  Hütten-   oiid  Kalxworke   .     . 

10  Post   und  Telo^rnpheu        ,     ,     .     .     . 

11  EbetibAhnen 

12  llAudel ,    Gewerbe  u.  öfleDtl.  Arboiteu 

13  LtindwirtAcbaCtL  und  GeBtÜtverwaltuug 

14  Münzrcform     ......... 

lö  Adtniüistr-    Civil  Verwaltung    (l   bis  7) 

16  Vormtl^eiis-  ii.  Vfirkehrsvcrw.  (8  bi*.  14) 

17  Justiz  (in kl  Gericbtsge5ingiiis»e)    -      . 

15  üiilerricbt  u.   Kitttu.^   (iiikl     Medi»UHil- 
vorwaltuug)     ....  *     .      , 

10  Zivilpeubloucu^  WÄitcii5«]dor  ct4: 

20  Soustii^c  (oder  geiuisehtc)  ZivilverwnlL 

21  Zum   Ikitricbsrond  der  Eük-b!«.kii»»c 

22  Etgentliche  ZivÜTerw&Itoiig 

3i2*  Landhccr  und  Marine      .     ,     .      , 

2t^  MiIitär|>erisioi»eci     .      , 

83  Hilit4rv6rwaltiU)K 

Sl  iJjiruntcr  nur  Marine  (etkl.  Pousioneii) 
25  Eigentliche  Zivil-  q  Militär-Verwalt. 
516  Erhebuuß;  der   direkten   Steuern 

27  Erbebuni:  der  indtrekteu   SUiueru    , 

28  Steuerverwaltung   ....  . 

i^ÖrdentliclLe  Netto- Aus  gäbe  . 

30  Verziebung  der  Nirbuldeu 

31  Tilgung  der  Scbuldeu   .  . 
38  VerwKltuHjii  der  Scbuldon 

33  BolnddenverwaltiLiig     ,  . 

34  Oei&mte  Netto- Au igabo        ,  .     . 
34  *  Davon    zur  Scbtildei^tilgong    ^wie 

unter  31)  . 

35  Netto-Ausgabe  ohne  Bchuldentilgtung 
Ktir  einmalige  Ausgaben  (..b  mitentlniUoii) 

40  Verraögens-    und    Vcrkehi^verwultun^ 

41  l'brige  Zivilverwultuu^r    (nucb    Steuer- 
uud  ScbuldenvcrMaltuitg) 

42  MiUt#rverwaltoug  (i»kl     Marino)     , 

43  Summe  aller  dinmaligen  Nettoauagaben 
3!)  Summe  aller  fortdauernden  Nettoaaig. 


IßSl 

Bev. 

11,0  Mlli, 


1132 

13,0  MUl. 


tB4i 

B«v, 
lfi,o  MilJ. 


im 

Bev. 
17,0  Miü 


ISet  1873 

Bev.  Bev.      \ 

18,&  Mtll.  84,0  Miltt 


Proceat  der  ordenttieheii  Hetto-AvAgaha. 


6,1 


0,7 


Ui 


6,ö 


0,1      I 


5.« 


0|6 


Ii4 


100 


M 


0,OA 


58,& 


100 


I     100 

h\e  Koften  der  Steuvrertidbuav  tind 
ia  den  betreff.  Ettta  aicilit  angcfebeD. 

'^ I         ?  I  ? 

m 


23,9 


123,» 


7.8 


im 

8,ft 


8,d 


100 


Si& 

116*1     I    116,9     1    111,? 


>  'f  Kuf  den 

A  0  h  n  3  j  i:  h  H11  Ml  a  .:ii  *bi»d»rr ' 


\m 


114,0 


5iO 


o.« 


o,9 


117,1 
4.7 


lOe.n 


U3.4 


h^ 


3i4 


0,4, 


109,4 


126.» 


—      I    118,1 


10,8 

ioe,a 


TabeUe  9.  29 

e  Übersicht  der  Zunahme  oder  Abnahme  der  kombinierten  Staats-  und  Boiohs- 
AuBgaben  in  Freufaen,  äcit  1851. 

(Auf  Grutid  der  Tabelle  7.) 


,buw«oke. 

1881 

1873 

18831 4 

1861 

1B73 

188314 

\U\  '1873 

iBsai* 

e«q   ZablGu  gcljüu 

yügen 

(jCgOlJ 

geuen 

gegen 

gegen 

ge^(?n 

trpg^ij  g(;i?en 

jyeffeo 

d«r  Tftb.  3  Mt. 

1851      1861    1    1831 
Mebr  i»  Pfennig  p. 

18T3 

1851 

1S61 

1851  1  1B73 

1851'  1861 1 

1851    1873 

n.  emmal  Ätiif . 

Ko^ 

Pro». 

vom  UoliT  der  ord. 

Frc»,  d«r  Mdlto^oBgsl}« 

der  BeYÖLkerang 

ITettoäuifA^e 

der  Torpoiiode 

ommir»       .     e 

S 

1 

—    1 

7 

i^y 

0,1 

—   0,1 

-    9,4 

11,1 

2>0 

—    2,K 

-  "3*7 

mtd  LuidlAg  ,     . 

2,^4 

l.flS 

—  o,46 

— 

0,3 

0,1 

—    0,6 

— ■ 

59.7 1 

30,* 

—  0,1 

irAlmng 

— 

4»^^ 

8,»7 

3t33 

— 

0,5 

0,^ 

4ie 

— 

109,0 

*44.3 

37*a 

erv«rirAltU[ig .     . 

17 

47 

94 

20 

6,& 

S»* 

7rO 

27ifl 

22,« 

5i,e 

ii|,a 

14,5 

^  u.  Besirksregter. 

—2 

9 

13 

5 

^    0,8 

1,0 

I.W 

6,8 

—  o,e 

3"*« 

38*T 

I3ii 

lOT  ütütid,  Prov.- 

^«rwMlIiuig      ,     .  ' 

— 

45 

134 

89 

— 

5.« 

Ilpl 

]3a,i 

— 

OP 

788.* 

197*1 

cfa«  Vartrctutig   . 

-2 

6 

-  4 

-    0,8 

0,7 

— 

"  5.4 

—  0,1 

40.0 

— 

-19*** 

nitd  Forston    .     . 

3>*i 

lO 

I4i4li 

1 

1,3 

M 

1.» 

1,4 

579.3 

149-* 

a42f»>ä( 

7,1 

twi*  u.  Sabworke 

0^9 

n,t>o 

[,iO 

-ii.ao 

0,1 

">4 

Orl 

-»5i» 

00 

a54>9 

00 

—90,8 

riiegrftpben  .     . 

1,94 

'S 

6,40 

—  lOjftO 

0,7 

I|7 

0,ft 

-  i4<» 

00 

7731« 

00 

— e>2,3 

«B 

■ — 

46 

59 

-  7 

— 

5*3 

3»t 

-    9i4 

— 

00 

OQ 

-!5,2 

«wtrbfi  11.  offdtit' 

iten 

^10 

8& 

-31        1 

-87 

-   7,« 

9i© 

--     1,7 

-"7,5 

-14.8 

74.6 

— iStö 

-43*3 

Ouifl  u,  G«jitÜtT«rw, 

I 

10 

17 

6 

0,4 

iif 

1,4 

8,1 

1,8 

17,7 

48»ft 

"Sit 

D        ..... 

— 

'3 

— 

-13 

— 

1,5 

— 

—  17»3 

— 

00 

^ 

-100 

iVZiv'Üv.{l  bb7) 

ifi 

US 

1    339 

to6 

6,s 

13t» 

I9t* 

'43»* 

10,3 

59*« 

136,0 

34i4 

t-  iL  VfH-ke braver- 

.  bk  U)    .     .     . 

-^3 

IC)1 

57 

-J22 

-   4.<> 

^%A 

4,^ 

-i64»9 

-   7*6 

I2t,5 

33^3 

-34** 

L  Gftmbtegeffiiigu .) 

19 

&7 

'36 

50 

7tS 

7tT 

11,3 

67.* 

II.4 

3^.0 

81,4 

'9.3 

luid  KnJtui  (inkl. 

'MAU)    .... 

3 

go 

149 

56 

M 

10,3 

I2,S 

75i^ 

4.5 

i28,e 

232,4 

3S*« 

VWftrtfigfllder  atc 

—  r 

71 

31 

-39 

-   0,5 

8.» 

3,0 

-5^.7 

—  i,ft 

110,4 

47,7 

-38,11 

4irg*ini*dite)Z^ 

* 

mg  ,     .     . 

n 

35 

aa    1 

—18 

4-1 

44 

i,» 

—  t4,3 

124.1 

175.0 

3<M 

-3»,T 

foad  d.  Raleh^kiL^c. 

37 

~57Ö  ^ 

— 

- 

"" 

~^i\h 

-     1       - 
M,0       44,6 

— 

— 

— 

— 

ITÜT,  (15  bU  Sl) 

'640^ 

33 

14,0 

0,d   8i,£. 

97,ft 

3,« 

i««r  and  Marine 

220 

333 

462 

9 

8J.3 

6,» 

38.31         I3.S! 

53*3    36.8 

niti 

i.i 

rpenatonen 

2 

3** 

5» 

'3 

0,8 

H.1 

4-11,      I7,ft 

1,8    39** 

94.4 

14.1 

viltim«    , 

2S5ä 

2eg 

513 

2t 

34,1 

30,9 

42,&' 

aö,i 

47,a    39,0 

109,8 

8,3 

twt  M&rtne  (es kl. 

1 

28 

^59 

100 

B39 

So 

-48      1 

IO,ti 

11,5 
96,4 

6,i 

-6s 

474,&  194*1 

1356.0 

-39.1 

IvU-'n/lülit&rT. 

1153 

55      ! 

SB,l 

95,5 

74,3 

S3,i 

60,8 

10i,s 

8.5 

d.  dlrtskt.  eteuern 

5 

17 

31 

1 

M 

1,0 

I.ft 

1,4 

18,7 

89,1. 

131*2 

3,t 

U  indirekt.  Steuern 

a 

14 

34 

18 

o,§ 

I.i 

2,7 

34i3 

^,^1 

i9*s 

47»ö 

30,7 

raitnitf           .     . 

5 
2(i4 

31 

870  " 

5A 

i»oi 

19 

1,0 

3,« 

4.Ä 

26,7 

5,g 
21,8 

33.7 
59a 

63,4 
100,0 

15,4 

•  NoUo&ntgikbe  - 

74 

100 

noö~ 

100 

100 

8,« 

I  der  Sdbuldett    . 

74 

3& 

316 

106 

28,0 

4.3 

26,1 

379*4 

93^0 

19.» 

392,7 

94*5 

^r  Scbulden 

9 

13& 

9 

-137 

h^ 

iS^tt 

OtT 

-^H^^ 

13,0 

197,1 

1$** 

-66,8 

f  der  Schulden    . 

0,S1 

O.Sl 

1,03 

o,aft 

0,1 

Ö|l 

oa 

0,» 

2,3 

3i^ 

4iti 

0*1 

irv^taag      .     . 

S3 

173 

B2B 

70 

3M 

10,8 

8€»S 

t4,fl 

49,3 

S4,e 

194,1 

16,& 

rtttmtug>b«  .     . 

347 

1043 

1534 

144 

IBI,« 

liM 

116,9     194,« 

25.8{  m,h 

111,5 

5,S 

Ikhulrjeijiit^.  (31) 

9 

ij^ 

9 

136 

^*. 

_.'5^ 

0,7.     l8j,8 

13,0 

197*1 

15*0 

66,8 

iibt  ohne   achal- 

f.     .     .     . 

33S 

907 

1525 

SBÖ 

138,1 

104.9 

136,£ 

»78,4 

ths 

54,$ 

11 6,0;      10,11 

li^,(übi!nni]leiitb  ) 

-a/Verkehratvcrw. 

H 

"35 

97 

-52 

Si3 

15.& 

8,0 

-  70.3 

66,7 

385-* 

4^^» 

-30a 

rilverwall.    (mch 

d  ächddi^a-i . 

I 

tbi 

43 

-117 

-    0,4 

l8,A 

3,5 

-158,1 

-  5*6 

947*0 

333,3 

-65,8 

r.    (itikl.  MÄfin*^) 

!»__ 

tJ. 

70 

-u 

33** 

—    0,8 

SiB 

-I4*B 

463*8 

-6,& 

368,4 

—  11,11 

ij  einjiua,  ITflUo- 

101 

aas 

810 

-180 

38,3 

33,f 

17,3 

^843,4 

174,1 

186,0 

368,1  —40,1 

er  fdrtdAa«md«ii 

iXmi     ....  , 

^46 

764 

1324 

324 

93,t 

8e,7 

100,^ 

437,8 

IBpi 

48,a 

100,4 

IM 

ao 
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TabeUe  10. 

Dekadische  Übersicht    des   absoluten  Ketto-EtatfloLl   der  kambiniorten  Staate* 

Einiiahmon  In  Frouraen,  seit   182L 

(För  1821   hin  18»H    nur  uuraitulbÄre  StuaU-Eiimahmen ,    Hir   187»   und  I88a|4  kombiniort  wie  lu  Tab. 


EinnahmeartAn. 

t>ie  vorjB^eücLzCeti  Zuhjcu    gubeii  dtc 

8p«lteti  der  T»b.  4  »n. 


1821 

Hov. 

il,u  Mio. 


I83S 

Bev. 

13,0  MiU. 


1811 

Bev 

16,0  MiU 


18dl 

lT,o  Miir 


1811 

Bcv 

18.5  MUt. 


1873 

Bev. 

24,0  UU 


1  Züllo 

3  SaJiäieaer 

4  TabiLlutieuei 

h  ItriM]iitweiiist«utn 
6  JUur5t49uer      .      . 

8  Zölle  ujetxiito  Rewhi»viirbr -St. 
W^ioitcuor  .     . 

lÜ  Schlftchlstoutsr    . 
II    Wirt:»cbArUab(^ab   in  tfghoruuIL 
m  Strargolder    etc.    in    Zoll-    und 
SteuerMcbeu , 

14  Zölle  a.iil«yerbniU6]ii«teaeni 

314  Erbocbikfüijfteuer  ... 

S7  EiieobaliuabgAben 

V3  a,  S5  Stemjißldleucrn 

Sß  ficrichtegcbühreu    . 

28  (sijjstigo  V^erkchrüabi^Abcii 

89  Stempel  und  OebrnKren 

14  u.  29  Indirekte  Steaem  i.  w.  S. 

17  Peroot]fthtcucru\       n^e  mitin        | 

2t    Rcnlsteuom  ,     (       *pi'd(iiuft       j 

2t  Direkte  Steuern  i«  e,  8.     . 

ao  Bteueireclitiiche  Emnahme    . 
31   DomMtieD  tttid  Forsten     .     .     . 
82  Berg-,  Uiitten*  u.  Salswerke 
a3  FinftüEbe triebe  (Münze,    Htuk, 

Lotterie) -     - 

84  Poit  u    TeJegrephen  .     . 
95  Eiseababtioa       .     ,     .  . 

37   VerKcliiedeDe   V^erwRltunifs«iijii. 
43  Kapitalzuscbüaae  (iuki    Zinseti) 
45  Hichtiteuerreclitl    Elimaluiie  ^ 
40  Xigentl.  Gei&mteiiinahme  . 
47  Überschüähe  nus  VürJAhrei) 
49  Aateifae  lnul  Etat        .  . 

49*.   Eirin&limedetiKit       .     . 
Hilfeeijmahme  bes.  Defl»t 
GeiuntioU  der  ITettoeinnahme 
Dayoo  bvlt  ächnldeutilj^uiig 
Rettobüuu  ohne  Schuldentil- 
gnxkg  - 


Abeolut  in  Mark. 


1 1  400  000 


57  240  OtJO 


8750  000 

I  260000 
9  Ö9ü  000 

i«o(iS5So: 
32778000 

öl  743ä50| 


118  97Sß50 

37  533  246 
1  716000 

I  523  400 
2400000 

S 573  '00 

38  745  746 


157  719  296 


157  712  298 

10  000  000 


147  719  298 


»s: 


,1.  urckt 

^ .  »um 

«li,irr-i  ii    .im    ,,/.r'i»i\    Vr»|,i?h- 

ni HC nfciriififit ,      Sic vpitl^iT' 
buiiKii.       r.Kiu*«o(srei4or" 

nind  attüiibftr  uittor  4«ti  Ver> 

W«ltlUlCfAiBB*t4Mll   tllll»t- 


75S67  04>0j  85  554  000 
192240001  20079000 
34  962  OOol  56  207  000 
54  186  000  56  286  00ÜJ 
[30  063  OOÜi  1 4 1  840000 


1073072 
[  729000 

'»95550 

411  000 

>  790  000 

(978000 


56337« 
13  504  t 

189500 

6548 

507264 

10305:1 


93 


426000I 
620000, 
986000 


14037*^ 
5  2SOO 


186000J   240000 


85  441  800  103  448  622  153  6110 


I2000C 
i6  655  3 

8051  1 
36  886  2 


f  571  I3t 

I2  4SOOOO 

28  823  865 

8  440  29Q 
51  285  285 


7  0290 
33  »809 
30  »41  3 

7  397  7 
86  748  9 


122  128  119  154  733  907 


23  559  296 

2  142000 

I  732000 

3  300000 

726000 

31  449  296 

161  502  296 


22  998  009  40  873  500 
38087241  40550850 
«1  085  250  81  424  850 
83  213  3691236  158^257  37 


22  779296 
2  751000 

2  787  000 

4  200000 

963000 

33  480  296 
175  320  296 


24  744  996 
3300000 

3511200 
I  888  200 

8  163582 

41  607  978 


25  059  636 
8  204  970 

8  285  700 
5  563  470 

7  404  $H 
10448712 

5787387 

70  754  439 


240  260  0 

607920 

7034^«* 
131  189  01 


1399  a 

4543901 
2 1  30<>  Sl 


20  577  «: 

682731 

52  S40  Si 

128162: 

73  »25  8- 
233  333  7J 


224  821  347  306  912  696,604  782  81 
41  76383 


9217719 
9217719 


1 1  956  908 

11  956  908 


176940; 
59  457  ai 


161  502  296  175  320  2961234  039  0661318  869  6041664  190  61 
10  986  000     8  398  ooo{  10  153  338I  12  802  3351  49  240  I4 


160  516  296  167  022  296 


223  885  728306  067  269  614  950  55 


Spezifikation  der  direkt    Steuern 

15  Kla^scnsteuer 

16  Einkommensteuer 

18  Grundsteuer 

19  Oebaudejiieuer 

20  Gewerbesteuer    (inkl«  Überein- 


18965550 
27978000 

4800000 


19  224  000  20  079  000 

29  172000  29667000 

5  790  000!  6  S40  000 


22  998  009 
3032857s 

7  758  666 


30  666  oooi 
10  207  500J 
30614750 


9  926  100 


39792« 

21  000  OC 
391650^ 
14  601  CM 

16  5811 


BeitrSge  snr  Statistik  der  Ftnuizen  in  Prearsen. 
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TabeUe  11. 

ÜBche  Übersicht  der  Kopfboträge  der  kombinierten  Staate-  und  Beiohseinnahmen 

in  PreuXiMn,  seit  1821. 
(Anf  Grund  der  Tabelle  10.) 


der  Tab.  4  An. 


1891 

11, ö  MUl 


Bey, 

18,0  MiU. 


1841 

Bat. 


1851 

Bev, 

17,*  Mill 


1S$1 

Bev. 

18.&  Min. 


isTa 


1883/4 

Her 

2B,i)  MIU. 


»«teoer      .,*.,,.... 
«Her     .,-...,,.*. 

{■teuer  > *     ^    . 

itwelnstener ■ 

mtttt     ■     .    ■  _■     ■     ■     ^  .•_    ■     :  J 
und  jettlge  Reichste j-bmuehsleaem   . 

itener 

teuer .     .     . 

sliteteaer    * .     .     . 

cliiUUabgeben  in  IlolieiixolJerii 
«Ider  elc.  in  Zoll-  und  StenerMchon 

«Ad  Alle  Terbr&tichetenem      . 
bAftattener      .,.,,.,.. 

>i^bnmbg«ben ,  , 

StempelflleuerTi       ....... 

itsgebübren     ......<.'- 

ge  Verkehrs&b|fÄb<ja   .,...- 
«1  und  Oebtluen 

lodiiikte  ilettera  i.  w.  B.  .  . 
i^*t«iieni  j  ^j^  ^^^^^  spBRifidert 
Mient         f  *^ 

t#  Steuern  i-  e.  B,     ...... 

rreelitliGlie  Emntthme 

Dfln  und  FurüteB     ...... 

H&tteü-  and  Sek  werke       .     ,     «     . 
ibetrieb«  («Qnie,  Bank,  Lotterie)      . 

U)d  Tsle^epben - 

Jttlia«n       ......     ^     .     . 

bSedene  V«rwiiHiini;sei[infthmer) 
ilÄUicIiOjise  (inkl    Xitisen)     ,     ,     .      . 
iteuerrechtlielie  EinneJime      ,     ._► 

tliolitt  Geifunteinnfthme 

&h 0.63^6  aus  Vürjubron       .      .  .      . 

le  Iftitt  EUt  ......... 

EinnaliaiDdeflKil    ...,...• 
Ilinalime  bei.  Oeflxit 

iat-B4ill  der  lletto«iitn«h]ae    .     .     . 
'«n  WDT  S<shtiId«ntilganK        .     .     .     . 

»Huts  olyie  flehaldentilfTing  . 

■llLkAtion  der  direkten  Btenem: 

$iuit«ier •     - 

mmenstener  ........ 

Istener  ,*,........' 

ideeiemer   ,....-*- 

rbeitet^r  (inkl<  Nebenelnn&bmen)  . 


? 

104 

? 


520 

So 

II 

91 


611 

470 


1081 

250 
16 

H 
22 

SO 
35» 


U3a 


91 


Ffemiig  pro  Kopf  der  BeT&lkemng* 


JmhiB  (iaFch  kOBiÄ' 
liehe  KabiiteiA^rdK) 
f Ml ief  teilten  Staili- 
baURhälUctAtn  tlnd 
nicht  lilos  ,  «1*  mi 
187».  dif  ZüUp  und 
Verbrftiu  hffliyiifni. 
KSßdtnt  fllilc  fflidii 
ili  direltt  i^altf^idm 
Ab^liea    ntir  lom- 

T«nebrftafftiteiMrBt 
Stjempclgiflli&lmnii. 
ChmiflieefildCT" 
EUiffirfUhn  Pte  Cr- 
Ttehtific>t»tbTiea  «Lad 
nfenlMU'  «nier  dfii 
TfTirilltiiiifiei  nliah- 


a+a 

106 

14 

6g 

93 

93 

2,3ä 

3,SS 

90 

113 

19 

21 

460 
0,70 
20 

21 


234 

98 

79 

2,Tf 
138 

43 


S04 

2,30 
1,30 


608 


70 

98 

47 
215 


583 

148 
269 
417 


1000 

t8i 
16 

H 

fit 


570 

134 
341 
315 


718 

m 

124 
359 


559 

8t5ü 

46 
378 


58s 


22 


640 

118 
163 

3« 
36e 


887 
221 
219 
440 


945 

18 
'9 

28 
6,4S 


1077 

14s 
20 
21 
t[ 

S45 


1S41 


tS41 

84 


1168 


1168 

55 


U43  I  1157   I  1113 


ISSt 


SS 

55 


1377 
60 


1317 


1277 
136 

45 
45 
30 
40 
50 

3' 
838 


166D 


64 

64 


17S4 
69 


1655 


1002 
353 
293 
546 


1548 

191 

89 

86 

28 

218 

S3 

307 
§72 


2520 

73 
247 


2767 
205 


2562 


106 
So 

'33 


«59 


Otl3 
li2S 


860 
19 

9 

too 

17 
311 


1171 
197 
314 
511 


16iS 
169 

It 

5" 

499 

90 

150 

1041 


2723 

44 
H4 

188 


S9tl 

69 


S842 


172 

2S4 

44 


148 
124 

4S 


^34 
198 

43 


iiS 

179 

4S 


166 

55 
165 

S4 


1^ 

87 

163 

61 

69 


77 

120 

»43 
102 

69 
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Tabelle  12. 

BekadiBche  Übersicht  Jer  Prozentverhältniaso  der  kombinierten  Staats- 

Einnahnien  in  FreiilBeu,  neit   182L 
(Auf  Grund  rler  Tabellen    lO  and  II). 


und  Bai 


£in&Ahm<M&rt«ai. 

Dia  vorgesetzten  ZaUIch   geben  die  Spalten 

1811 

tB32 

1841 

1851 

1861 

187S 

rler  Tab.  4  «i. 

Ftoieiit  Aller  itenerrechtüchen  EinniLhinea. 

1   Zrillc     .                                                 . 

?       1 

22,4 

16,1 

15.2 

2  Zuckeratcttfir 

1,4 

5t4 

6,3 

S  Siilxjit«ner  ... 

9.« 

»„    -1-"    +■—   <li^Uf 

8.« 

7.3 

5»« 

4   Tabaksteuer    . 

Uli                       InO 

o.t 

0,f 

0,2 

5  llriinntwemsteiiGr     ....... 

ft^'.lk.-.-i.- M    -l,Ul«»- 

8.4 

8,7 

8,a 

6  Biersteael'  .     » . 

hnitihAltttrtjilt     lind 

1,7 

1,7 

^7 

8  ZiilliE  und  jetzige  ReichsverbrnDchstetiefn    . 

f       ' 

1K72.  illu  ^6ll4^  und 

42,7 

39,4 

37*9 

Weinsteucr          ,     *     .     ,           .     ,     ,     ♦     . 

?       ( 

\'CTbr5iiirh«leüeni, 

oa 

0,2 

9  MAhlstuner 

10  f^cblncht-itciier 

! 

»undiTH    \[\e    Alcht 
;ila  dlrfkt  crltrndt^n 
Altptbfn    nur    sum- 

tt7 

2,0 

2,0 
2/1 

1,4 
2,1 

11    WirLscbftfNub  gaben 

inaH«rh    niv      7i1lle. 

— 

— 

0,01 

12  Straf^fililer  ptc.  in   Zoll-   nud  SLcuerisücben  . 

TsT' 

CM 

oa 

0,07 

14  Zölle  nnd  olle  VflrbraachsBteaem 

■1  ■                   -  •  r'- 

46,6 

43,8 

•iij 

24  ErbscbartssteuBr  . 

.-iiih:-lMhrl. 

27  Eisenbabniibgiibei) 

lil,!:hr*'n    -ifiili    offe-a- 

— 

oa 

t,fl 

SS  n.  2&  SreiiipeUtenern   , 

-. , 

r.,:                 '    Vfr- 

6,0 

5^2 

8,9 

36  OerichUpobiihren       .     . 

MirU 

9,0 

t2,i 

10,5 

28  Sonstige   VerkebrsabgÄbeii     ....           . 

ifi    i 

4i« 

3.« 

2,0 

29  Stempel  und  Oebühren    ,...,,, 

B,4      1 

20,0 

«la 

83,3 

14  n.  29  Indirekte  Steuern  i.  w.  8.  .     . 

f»6,ß 

68,4 

ßOtS 

66,<i 

6/i,5 

64,7 

17   Personftlsteuern    1       .         ,               -i-  -    .        1 
21   Reahteuorn          j    ^'"  ""**^  »pc.fi.iert        j 

i6,o 

X 

14.2 

12,5 
20,8 

f7,3 

17,2 

16,4 
i8,ö 

22  Direkte  Steuern  i.  e,  ft . 

45,ü 

41,6 

S9j 

83,3 

84,5 

35,3 

30  Stenerreehtliühe  Einnahme  . 

IQO 

190 

109 

100 

100 

190   ^ 

31    Uoiniuifin    un<i   For*iten 

33.t 

i8,i 

16,0 

13.& 

10,  <I 

12,^ 

32  Berg-,  Hütten-   und  Salzwerke  .      .      ,      *      . 

1,4 

I16 

ifd 

1»8 

3t& 

5»3" 

33  Finanabetriebp  (Münze,  Bnnk,  Lotterie)  ,     . 

1,3 

1»» 

2,0 

1,9 

3,5 

5'«^ 

34   Post  und  Telegrapliea       .                      .     ,      . 

2,0 

a,ft 

3.0 

Itü 

2,3 

t,ft 

35  Ei!»eubiüinen 



^ 

— 

3.1 
4.4 

14.2 

3a 

37  Vur^cbledene  Verwaltung»eJnnnbinpn  . 

4»B 

0»lt 

0.7 

4a 

43  Kapila lzn.Hehii»«ie       .... 

— 

— 

2,» 

I9.f 

45  Nicbtstenerreelitliclie  Einnahme   ,     .     . 

aa,a 

94a 

23.0 

8«,6 

»9,S 

02,8 

40  Eigentliche  Oetaxateinnahme    .    «    ,     .     > 

132,6 

124,1 

123,11 

128,6 

189,» 

168,8 

47   Überschüsse  au»  Vorjahren » 

^ 

— 

— . 

— 

— 

11,2 

49  Anleihe  laut  EUt 

— 

^ 

^- 

^ 

— 

49»  Einnahniedc8«U     ...... 

_ 

-^ 

— 

5i3 

5a 

4,8 

Eilfteinnahme  hei.  Deficit  ,     .     .     .          . 

— 

— 

— 

fi,ä 

5,1 

16,0 

Gesiunt-8oll  urid  Nettoeinnahme  ... 

132,6 

1S4,1 

123,(S 

ia?,9 

185,0 

178.a 

Davon  zur  Ächaldentilxmig    .           -     .      , 

8,4 

8,4 

5iB 

5.» 

5»* 

ua 

Hettobilanz  ohne  Schnldentügnnf    .     .     . 

124,8          115,7      1     117,« 

122,4 

t89,fl 

I65.f; 

8pe<iflkation  der  direkten  Steuern: 

16  Klasaenstener                        . 

i6,o           14,»           i4,a 

i2,r» 

13*0 

IO,T 

16  Einkonninenstener 

1      ^ 



4,:( 

5*7 

18  Grundsteuer    . 

23,5              22«4               20,i) 

i6,fi 

13,0 

10,5 

19  (3ebäudesteuer 

1        — 



3.9 

4,& 

4>*> 

4^4 

4i6 

4*2 

4.2 

TabeUe  13.  33 

ehe  Übersioht  der  Zunahme  oder  Abnahme  der  kombinierten  Staats-  und  Beiohs- 
Eiimahmen  in  Preufsen,  seit  1821. 

(Auf  Qtub<\  der  TabeUe  11.) 


oiULbme&rteii 

tefi  der  Tab.  4  tin. 


i«Q«r  .     . 

r«iii»ieaar 


id  J«üil|£^e  ReiuKsver- 


■Jkubfftbeii  ialloheii 


AüT  etc.    in    Zol^    u, 


IUI    I   1873 

j?ej?fen    I  gegen 
IttSl    ,   1861 


1883|4 

gegea 

18S1    I  1873 


MAtLr  in  Pfennig  pro  Kopf 
der  Bevolkeromg 

g 

S 
9 


Frei,  vom  Melu'  der  ttteiior- 
reehll.  Einnahme 


'36   i 

28 

216 

SS  1 

it^ 

92 

-14 

-13 

—  0,08 

0,50 

2S 

23 

15 

43 

2 

22 

33 

44 

5 
6 


o,io 


8t 

-  2t30 

-  3 

5 

o,it 

'    0,16 


399  374 
—  0,70  — 
— ao  —23 
—ZI      —52 


0,1» 


IB61     1873 


1P3[4 


gegen  1  gegett  Rftff  sn 

1^51  1 1861    18S1  I  1873 


z7,& 
-0,0* 


22^0 

0,ß 

3iO 


Otl 


—  10,4 
J0,7 

8.1 


3S>7; 

-  2,1 


a9l9^  65,9 
o,i|—  0,1 
0,1  —  3,3 
0,1  —  3,B 

—  0,ö 


167,2 

0,T 
20.^ 

3T 

6,7 


204,» 

—16,4 
—23»^ 


181)1  ,  1873  .      1883(4 

ge^en  1  g<"Srt  *'  I         geg«D 

18äl  I  1861     l&jl  I  1873 


Froi.  vom  Betrage  der 
7orperiode 
-14,3      i3,i)      89,f 
392,8      42,0    6s7,t 

—    i  —  iSal  — 14.0 

22,ä;I2I7,4 


-    3^& 


9*0 

228,& 

25,0 

28,5 


lS,2 


13.* 

i04.s 


16,1 
roo 

-12,0 

cso 

13^3 


4717 
i73i<^ 


100 
100 

oo 

II,B 


9Si^ 
8,i 

99^,7 

3,9 
2o.a 


4618 


-100 
100 


ii  alla  ^erbianchi. 


fknabgaben  .     .     . 

tempeUtetiern  .     . 

igvbQhren 

I  Verkell  r&&bgiiibGi:i 

■  mild  Qibühren  ,. 

■djwfct«  itenern  im 

m  .,,...    . 

lem  i  3f>c3tiiiziert  I 
fttenem  L  e.  8.  .  . 
Bchtilolie  Binnaluuo 
m  nnd  Forste ti 
Htlttcn-  u.  SAkwerkß 
itttrieb^f  MüA^e,  Bank, 

)    ^ 

d  Telegraphen 
bnen  .  *  .  . 
id.     Terwaltungaetü- 

inaehüase  (tnkt  Zhis.^ 
■««rreebti.  EinnAhm. 
,   &eaamteinniöime 
ktliAe  Ba&  Vorjaliren 

laut  Eut    . 
lij>ah[iie(lflG'£it  . 
uulime  bt«.  Bafliit 
leU    der    Kettöeinn. 
for  ScbnId«Dti]gang 

taai  nhiM  Sohnlden- 


56 

8,5« 

-  3 

S« 

-  I 
_U 

119 

86 

-  5 

81 

sog 

-  9 

n 


81 
2ltfi0 

7 
84 


35? 
19 

30 
68 

-30 
96 


24 
19 
40 


US 


165 

45S 

3a 

62 

74 

90 

1D6 

15S 

SSO 

19 

-38 

3 
I6ä 

21 


t8,0 

4i» 

29,0 

-  0,5 
81,5 


7.S 
26,1 

2t& 
31,0 


59,0 
3.1' 
t,5 

Ilrt 


J 


59, 

43iti 

-    2,S 
40,5 


27] 

SS 
44 

4« 

—  2 
17S 

-  3 

I   276 
:   589 


805 
24 

34 

7 
40 

499 

4a 
ISO 
796 


134 

-35 

-58 
23 

281 

37 

■15? 

69 


109 

-  4^5 

i2^e 

12.0 

9iöl 
20,  a 

4.0 
IS.5 
69,0 


338 


10 
10 

848 
9 

$99 


860 
174 

9 
j.83 

1048" 
136 


90? 


1401 

44 
144 

-55 

las 

1584 
9 


ios 
-130 
144 
-73 

-69 


169,0 


80,» 
ii,ft 

39,1 


74»t 
io,a 
143 
ä5,i 


161,s 

14.« 

-15,1 
— 28,a 

2ia 

-10,5 

38,1 


ll.i 


14,5 


00 

-  4» 
59i 

-  2 


äS4,ü 
106,0 

4.6 


S9,3J    ao,i 


70,& 

OD 
OD 

43*8 
69»4 

44i6 


S4,i 

oo 

70,» 
—17,5 

-45ii 

-I4rl 


190 
16,9 

'Sit 

-  0,8 

65,7 


ISO 

5.0 

6.0 
82,5 


144 
.136 


5.0 
5,0 

174,0 
4,5 


—  la  7,0 
101,8  14,8 
217,3!  IBUe 

7i» 

23,8 

-  9,1 
»1*1^ 

253.A 
!,i 


15S5 


280 


178,5 


317,3 

^4*B 

3.a 
67,5 

~384,6 
50,1 


S34,T 


126,1 

-4Lft 

15^7 

^264 

190 
-16,4 

—26,1 

-43>3 

i7ia 

209,7 

37>6 
-117,» 

_51,ft 

iA't,a 

-97,ü 
107,5 

-S4.& 

—44,0 

107,,^ 

(OI,ft 


252,1 


I6,g 

63,7 

-  2,» 
_22^ 

ia,5 

-  6,2 
»25^0 

110,4 
173,7 

16,7 

00 

25,5; 


i8,i 
18,1 


19,7 

33x8 
_24,! 

2f,Ä 
40,1 
97,8 

91,1 

-  6,7 
445,t> 

-  5,» 
890,3 
153,3 

51,S 

00 

i4ii 
385,0 


68,1 
4Si» 
40it 
42,3 


16,3 
-22,1 

7,8 
-  6,4 


56,1 
16,5 

170,0 

33.3 
3636,3 

00 

87i& 

oo 

314,3 


8.7 
-fl,5 
-39ia 

'67,1 

82,» 

12g,» 

69»8 

7a 


106,0 
00 
00 

100 
241,g 


ß,l 

—74,7 

00 
-100 

— S3,B 


25,3'     60,5 
<3,ü|   »97.1 


111,4 


5,1 
—66,3 


209,0 


25,0;      54,3 


116,3 


10t9 


tttü  dw-  dir.  flteuerB 
it«tt«r  ,     .     . 


teuer 


31 

S5 
-14 


(Inkl,  Neben 

len      .     .     .     *     . 

Bd.  YIL 


33 

^  2 

6t 


-S8 

120 

-36 

102 

34 


^89 

33 

"20 

4« 


27,& 

-  7,0 


4,B 


11,8 

-  0,8 
23,5 


—  9,6 
19,3 

-*  6,0 

l6t3 

4,0 


-66,4 

24,  € 
-14,3 

3<',e 


23,0 


58,» 

00 


-42,9 

OD 
-20,1 

00 


-53*6 

37,3 

—12,3 

67,2 


2O,0t      It^&f,     e.Ti^^V     — 


Absoluter  Markbetrug  imd  Kopfbetrag 
[er  Ketto-Staats-  (inkl.  Hei  ohs-)  Aus  gaben  in  Preufseii^  GrrofsbritaDnien  und  Frank 

um    1882, 


Am^^erwecko 


Itatsioberhftupt 

isetsgebcndü  Körperschaften 

BotrAlYerwaltiing 

üere  Obervcrwiiltung       .  , 

roviuxi&l-    UDil  BeKtrhsr<^gknin^e]i 
PAcbufs  TMT  «t&Eid.  Provinzia]'  und 

Krois  Verwaltung 

iploiDAtische  Vertretung   .... 
Omünen  und  ForsJen       v        nur 
Wg-y  Hütten* u.  Salawerkc^  CJEtrAorrL 

i  and  Telegraphen  .     I      Ann- 
Kflenbubtien  .     .     .     ,     '    gal>oi» 
ndel,  Gewerbe  n,  öffentl.  Arbeiten 
ndwirtschurt   u,  GostütverwuUimi? 

[liHtrativc   ZivilvflrwnJtüng 
gons-  nnd  VerkohrsverwnltunK 
siit  (inkl    Gerielitsgentnifiiisse) 
oberer  tluterriclit.  Wisson^clmTt  « 

iteiTicht 
Itilfi  (Kircbenwefit'nj        .  . 

tonsionen,  Wartegelder  etc.   .      .     , 
^nsttge  «der  gomisolitc  iSjvUvcrwiiJt. 

Kgontliolie  ZiTiWerw&ltiiiiK      . 

Landbcer     

_  Marine  .,...*.. 
•  Pensionen  (für  Lnndheor  u-  MariD«) 
^t&rverwaltnng 

igeüüiche  Zivil-  u.  HilitArrerwalt 
KrhebuTiK  'Ji*-'''  direkten  Stenerti 
Erbeljung    der  indircktct»  Steuern 

lenerYörwaltung     ,     .     .     . 

■dantliche  Nettoaaigabe 
Verzinsung  der  Schublcn     . 
Tilfi^ung  der  Sdiuldön     , 
VerwRltung  der  Rehuldeii    , 
«hnldeiiTerwaltimg     .     .     .     .     . 


«■«mte  HettoauAgab« 


Prenr««n 

Reichs-  und 

Staatsetat 

(wie  in  Tab.  3} 


(Jrofi- 
britannien 
Abrechnung 


8 


Frankreich 
Etat 
1883 


1 2  2 1 9  296 

6304752 

3456338 

44546652 

12  JmS  250 

37  559  Hl 

_4  553  9 1^5 

2  689  650 

280000 

t  831  800 

6750390 

31567842 

1*703635 


Abiolut  in  Hark 

14540320     I 
I  824  340     I 

l  03  903  180       J  45 


120838  314 
55823317 
82  263  630 

2T  856459 

20438923 

83633H 

23  103  135 
3*  595  »J0_ 

364  28S  109 

222  434  795 

21776794 

29534912 

27 H  746  501 


63S028  70O 
10  203  000 
27818675 
38  081  675 


676nöOS7Ö 

94  1 36  092 

23017  618 

693  S'8 

117  847  288 

793  897  603 


9ÜO00O 
9388624 


0»3  453 


1 3  895  080 


26718  360 


124  162920 
26  718360 
40730400 

14255000 

77  042000 

? 
28  23 1  000 
48  799  880 


569  939  5G0 
327591  700 
215  I  2y  060 

? 
542  780  760 


908  Bm  380 

't 
56  815  100 


959  475  420 

595318900 

329960 
^93  648  860 

1  553  184  280*) 


8  024  800 
II  678  560 


8000000 
298571845 

204  483  3<'3 
18  772  152 


75  065  437 

529827  360 

27  356  234 

60  595  727 

51763453 
39617  125 
46  193  294 
23  792  849 


854  211479 

534  763  039 
186856  119 

75  iq4  40O 
796  813  55B 


1  351  025  037 
15396968 
69079072 
84  476  040 


1  735  501  077 

J901  104393 

901  104  393 


2  636  606  470  *) 


Frenfnon  ^  ?,^'*: 

Bevölk  ^^}^Z 

00  wii  Bevolk. 

^^^''  ^'^^  35,0  MiU 


4. 


Ffennig  pro  Kopf  dar 

43        j        42        I 
23  5,ii 

i3       \\ 
»59        I  }  268 
13 


134 
9,r;i) 

6,M 

34 

i»3 
46 


40 


432 
200 

293 

78 
73 
30 

83 
112 


1301 

795 

78 

tos 

978 


2279 

36 
100 
136 


2415 

336 

82 

2,4  7 

480 


76 


355 

76 

116 

4' 

ISO 

81 

»39 


1028 

936 

615 

? 

1551 


8579 

? 
? 
168 


8741 

I1697 

1697 


2835 


U38 


•)  Nach  Abzug  der  aimlog  den  EiDnahnioreduktloneii  (vgl.  die  Note  auf  Tab.  16) 
hier  nicht  aufgenommenen  Posten  r  in  OrofsbritAunien  42,7  Mi II.  Mark  tur  die  Armee  in 
Indien  bez.  die  Kriege  in  Afganistan  und  im  Kaflernlandc ,  sowie  113,(>  Mtll,  Mark  Be> 
tneh&kosten  der  Post  und  Telegraphen.  ^  la  Fr  an  kr  ei  eh  70,iioo  MiJb  Mnrk  an  Aus- 
gaben fiir  das  Oeiicral- Gouvernement  Algier  nnd  die  westindiBchen  Kolcinien,  55, iR,^  MIll. 
Tabakmonopo (kosten,  103,uo2  Mill  BetriehskosteD  der  Post  und  Tel e^raphen,  ll,t;3i  MilL 
Forstverwaltangskoiteo,  4,iiiü  Mllb  AuKrntirvergUtung  fUr  8teuerobJekte  (wohl  nur  Zacker) 
nnd  6t)4  0ü  MIll.  Mark  Vortellangagelder  (DeminiiaDtatiprämlen)  a«  ■.  w*  in  Zoll*  und  Steuer- 
KoufiskationssacbeiL  — 


i 


1 


Beiträge  zar  Statistik  der  Finanzen  in  Preu&en. 


35 


Tabelle  15. 

anverhältnisse  der  Zoll-  und  Steuererhebung  in  FreuTsen  (kombiniert  mit  dem  Reich) 
seit  1861,  verglichen  mit  Grofsbritannien  und  Frankreich. 


EtatsoU  der  Einnahme 

Etatioll  der  Erhebnngikoiten 

Erhebnngskoiten 
in  Prosent 

Mark 

Mark 

der  Einnahm 

le  am 

rioden 

Indirekte») 
Abgaben 

Direkte  ^) 
Steuern 

Zoiammen 

Indirekte 
Abgaben 

Direkte 
Steuern 

Zusammen 

indirekt 
Abgaben 

direkten 
Steoem 

allen 
Abgaben 

1. 

2. 

3. 

4. 

6. 

6. 

7. 

8. 

9. 

iCMn 

leijahr 

I 

897189001 

61  085  250 

150804  150 

12  043  431 

2  716230 

14  759  661 

13*4 

4»* 

9»8 

I 

108  714  4921 

81424350 

190  138  842 

13  491  093 

3  415  104 

16  906  197 

12,4 

4.2 

8,9 

2 

178  192496 

132093000 

310285496 

19518810 

8  112  387 

27631  197 

11,0 

6,1 

8,9 

3 

«94089730 

138  168000 

332  257  730 

20958510 

8553000 

29  511  510 

10,8 

6,2 

8,9 

4 

202  423  852 

131  319000 

333  742  852 

21740745 

9  160500 

30  901  245 

10,7 

6,9 

9»2 

5 

196484680 

146659000 

343  143  680 

21  856090 

10  300  000 

32156090 

11,1 

7,0 

9»6 

6 

7/8 

205261  118 

148  696  000 

353  957  118 

21  817  283 

10  478  000 

32  295  283 

10,6 

7,0 

9,1 

211  757034 

150963000 

362  720  034 

22  143  107 

9  112000 

31  255  107 

10,4 

6,0 

8,6 

8 

9 

211  422  106 

153063000 

364  485  106 

22  743  602 

10  262  682 

33  006  284 

10,8 

6,7 

9,1 

9 

8o 

211  617  640 

156256000 

367  873  640 

21  819  754 

1 1  860  700 

33  680  454 

10,3 

7,6 

9,2 

Ol 

293070390 

161  515000 

454  585  390 

25  288  924 

9951650 

35  240  574 

8,7 

6,2 

7,8 

12 

311  183636 

149489000 

460  672  636 

26  242  074 

10952  179 

37  194  253 

8,4 

7,3 

8,7 

2:3 

324  145  978 

144453000 

468598978 

27818675 

10  203  000 

38021  675 

8,5 

7,1 

8,1 

314 

325  201  534 

145  718000 

470919534 

29  528  538 

10  261  463 

39790001 

9,1 

7,0 

8,5 

gegen 

73 

+  131  III  804 

+  7550000 

4-138661  804 

4-8570028 

4- 1  708  463 

4- 10  278  491 

—1,7 

+0,8 

~0,4 

1- 

I  175  892  820 

253400000 

I  429  292  820 

? 

? 

56815  100 

? 

? 

3,9 

s 

ich 

) 

I  689  594  472 

344  336  800 

2033931272 

69079072 

15396968 

84  476  040 

4»! 

4,5 

4,« 

1)  Die  in  Sp.  1  bezifferten  indirekten  Steuern  umschliefsen  alle  Zölle  und 
Verbrauchsteuern  der  Tab.  4  Sp.  14  unter  III,  beziehentlich  für  1851  und  1861  in 
Tab.  10  unter  No.  14,  jedoch  mit  Ausschluf»  des  Gewinnes  des  für  diese  Jahre  be- 
standenen Salzmonopols,  —  ferner  alle  in  Tab.  4  Sp.  29,  beziehentlich  für  1851 
und  1861  in  Tab.  10  unter  ^o.  29,  aufgeführten  Stempel  und  Verkehrssteuern, 
Jedoch  fUr  alle  Jahre  unter  Abzug  der  in  den  Etats  zu  den  „direkten"  Steuern  ge- 
rechneten Eisenbahnabgaben  (Tab.  4  Sp.  27)  und  für  die  Jahre  bis  1879{80  auch 
mit  Ansschlnfs  der  Gcrichtsgebühren  (Tab.  4  Sp.  26),  da  diese  erst  seit  1880|1 
unter  den  „indirekten'*  Steuern  etatisiert  sind  und  auch  von  den  Steuerbehörden,  (früher 
von  den  Gerichtsbehörden)  erhoben  werden. 

2)  Als  direkte  Steuern  sind  hier  in  Sp.  2  beziffert:  die  als  solche  in  Tab.  4 
Sp.  22  beziehentlich  in  Tab.  10  unter  No.  22  aufgeführten  Personal-  und  Real- 
st e  u  e  r  n ,  femer  die  in  den  Etats  zu  den  direkten  Steuern  gerechneten  Eisenbahnabgaben 
(vgl.  oben  Note  1).  — 

3)  Die  Beträge  für  Grofsbritannien  und  Frankreich  sind  die  in  Tab.  16  und  18  auf- 
geführten. Jedoch  für  Frankreich  unter  Abzug  des  Tabakmonopolgewinnes.  Für  Grofs- 
britannien betragen  die  Erhebungskosten  nur  der  Zölle  (385  513  360  Mark) 
20  019  180  Mark  =  5,2  Prozent,  und  ^e  aller  „inneren'*  Steuern  (1  043  779  460 
Mark)  36  785  920  Mark  ca  3,5  Prozent;  weitere  Einzelheiten  lassen  sich  für  Grofs- 
britannien nicht  feststellen.  — 

8* 


36  TabeUe  16, 

AbBoluter  Markbetrag  und  Kopfbetrag 
der  Hetto-Staats-  (inkl.  Baichß-)  Einnahmen  in  Preursen,  Grorfibritannien  und 

um    1882. 


£mji&lim««rteiL. 


Preufien 

RaichH-  und 

8tA«t»«tat 

1882/3 


(wie  Id  Tab.  A)  \ 


Grofa- 

briULnuien 

188L/2 


Frankreich 


PretLfe«»  i  ™ 
Bcvölk.   '   Bti 


Zoll«  Alter  Art  (vgl.  TabeUe  18)      .     .     . 
Verbrauchsteuern  aller  Art  (vgl.  Tab,  18"^ 


und    Steuer : 
(NÄhoresinTftb  18) 


Tabak  (in  Frankreich 
Monopolgevrion) . 

Branntwein  ,     .     .     . 

Bier     ,..,.. 

Wein  , 
LnziiBobjekte 

Zucker 

KafTco 

Thee 
Wolilit&n  daobj  ekte 

ShIä 

Getreide        .  .     . 

Petrnleutn  ,     ,     . 

Andere  Objekte 
Scbatziallobjekte  (xumebi) 


Zolle  and  Yerbrauchateueni  ..... 

1/ijt.ciiv.vii  für  HuikIoI  mit  Tabak  ttnd  Oc- 
iriüikeu       ...  .     . 

Ebcnbabnabgttben  . 

ErbscbafU&teaer 

Stempelsteuern    . 

GcricbtagebuhrciJ 

Sonstige  VerkelirsHteucm      .      .     , 
Btampelt  Gebühren  und  Verkehrssteuem 

PeriKmalMi'uem 

ttiuiiuirilionatcncrn 

Gi^werbfiÄtuuer    . 
Direkte  Steuern    .    . 
SteuerrechtUohe  Einnahmen  ... 

ßciriübbcilrii^ic  u.  VerwaltiiD«»RlDnabmen 

Einnutime  na*  KapiUlicn 

NicbtBtenerreohtliche  Einnahm«]!    .     . 
EisentUche  Ooaamtelnn&hme 
rberschüssc   ;viiä   Vorjalirüii 

Aiilvihe   laut   Etat     ,      ,      . 

EiniiaimiüiielJ^U       ... 
HUfaeinnahiue  bez.  Befixit      .  .     ,     . 

Oeaamte  Nettoeinnahma     .  .     .     ,     . 


Abiolut  in  Mark. 

122  026  S56  ]       ^85  513  360  I   289  549  200 
Itl  106982  <   456244480  I   721409000 


21879439 

jr  6s7  903 
74602413 

6  447  984 
80  587  739 

25  1 10956 

877  620 

57  746  130 

24324  173 
Q  718  483 

•3  i3S543 
47021770 
94  799  9«9 


176763  520 
369  950  760 
170768  760 
27  322420 
744  805  460 

3  797  740 
79  489  740 
83  887  480 


13  664  900 
13  664  900 


233133  838 


2  986000 

5  200000 

28  151  170 

33  500000 

4  r6o  270 

93  997  440 

53  973  700 

68  244  000 

19  250000 

141  467  700 

468  598  978 

210  748  0(1 1 

47t'39  3»« 
264  387  372 

732  986  350 
42  506610 
18  404  043 

60  911  253 


841  757  840 

38856300 
1 5  966  660 
70811  700 

208  500  320 

334  134  980 

198  900000 

54  500000 

253  40O  000 


1  429  292  820 

in  912  780 

24  385  240 

136  208  020 

I  1  565  59(V840 


«27  5*3  480 

170  500000 

20000000 

167  478  400 

585  501  880 

127  011  600 

70000000 

t  600000 

198  611  600 

25  94J  600 

10  000  000 

16000000 

174903  120 

226  844  720 

T"0T09Ö8  20Ö 

V 
67334800 


611  301  472 

678  636  272 
86  576000 

181  710320 
76  050  480 

344  336  800 


793  897  603 


9  033  931  272 
1 14  822  732 

m  822  732 

2  148  754Ö04 
25  510800 

462  340  666 
487  851  466 
1  565  590  840^*)  2  636  605  470 


Pfennig  pro 

436     1      I 

397     '      J 


n 


288 

114 

90 

206 

«7 

3S 

47 
170 
339^ 


1674 


944 
2618 

66 


217 
2835 


")  Kacb  Abaug  der  analog  den  Ausgaberedaktion on  (vgl  die  Note  auf  Tab,  14) 
hier  nicht  aufgenommpnen  Posten :  In  G  r  0  fs  b  r  i  t  a  n  11  i  e  n  37,4  Mill,  aus  der  VerwaUnng 
Indien«!  \m*\  anderer  Kolonien,  Mowte  113,h  Mill.  Mark  an  Betriebskojiten  der  Post  und 
Telefjraphenvervrftltnng,  —  in  Frankreich  25,37  1  Mill.  Mark  an«  Algier  nnd  den 
we.^ttndiHi'lien  Kolnnien ,  65,ff«3  Mill.  Tabakmonopolko^ten ,  103.<ioä  i^lill.  Belriebskosfen 
der  Piist  und  T^lftpraphen,  11,1.31  Mill  Forstverwaltungsko&tün ,  i.it'.'j  MilL  Auj-fuhrver- 
giitujj^  iTir  8t€ö«'robjakte  (hier  von  der  Znckerstener  abgezos:eii)  und  6,900  Mill  Mark 
verteilt«  Ronti^kationserträge  u.  b.  w,  ,  welche  hier  von  den  Erträgen  der  Rateg 
„Andere  Objekte^ ^  in  Absog  gebracht  sind.  — 
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TabeUe  17. 

Analug    Tabelle    16. 

ProBentverhältnisse  der  Netto-Staats-  (inkl.  Eeiohs-)  Einnahmen  in  PreuTsen, 
Grofsbritannien  und  Frankreich,  um  1882. 


PrenT- 

Orofi- 

Frank. 

PrenT- 

Orofi- 

Frank- 

Preuf- 

Grofi- 

Frank- 

Orofi- 

Frank- 

len 

brit 

reich 

len 

brit. 

reich 

■en 

brit. 

reich 

brit. 

reich 

EinnahmeArten. 

1882|3 

1881 

1883 

1882|3 

1881 

1888 

1882|3 

1881 

1883 

auf je  100 
p.  Kopf 

1 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10     1     11 

ProB. 

aller  Steuern 

Proi.  der  Zölle  und 
VerbrauchBiteuem 

Pros,  gegen 
PreuüMn 

r  Art  (vergl.  Tab.  18)     .     .     . 

I.S.4 

24,6 

11,0 

26,0 

26,9 

14,2 

52,3 

45,8 

28,6 

250       180 

tusteaern  aUer  Art  (vgl.  Tab.  18) 

14,0 

29.« 

27,3 

23,8 

32,0 

35,5 

47,7 

54,2 

71,4 

328      492 

Steuer:        Tabak    (in    Frank- 

ioTab.  18)    reich  Monopulgew.) 

2,8 

11,3 

8.6 

4.7 

12,3 

11,2 

9,4 

21,0 

22,5 

647 

788 

Branntwein    .     .     . 

4,8 

23,6 

6,5 

8,0 

25,9 

8,4 

i6,s 

44,0 

16,9 

783 
938 

342 

Bier 

1,8 

11,0 

0,8 

3,1 

12,0 

1,0 

6,3 

20,3 

2,0 

104 

Wein 

0,8 

1,7 

6,3 

1,4 

1,0 

8,2 

2,1 

3,2 

16,5 

339 

1970 

Lnzmobjekte 

10,2 

47,6 

22,2 

17,2 

52,1 

28,8 

34,1 

88,5 

57,9 

739 

550 

Zacker       .... 

4tO 

— 

4,8 

6,8 

— 

6,3 

13,7 

— 

12,5 

— 

302 

Kaffee 

3»« 

0|2 

2,6 

5,3 

0,3 

3,4 

10,7 

0,4 

6,9 

12 

210 

Thee 

0,1 

SA 

0,1 

0,2 

5,5 

0,1 

0,4 

9,5 

0,2 

9870 

178 

7,3 

6,3 

7,6 

12,3 

5,8 

9,8 

24,8 

9,9 

19,6 

115 

260 

Salz 

hy 

— 

1,0 

5,« 

— 

1,2 

10,4 

— 

2,6 

— 

80 

Getreide    .... 

1,2 

— 

0,4 

2,1 

— 

0,5 

4,1 

— 

1,0 

— 

77 

Petroleum      .     .     . 

1,6 

— 

0,6 

2,8 

— 

0,8 

5,6 

— 

1,6 

— 

92 

Andere  Objekte 

6,0 

0,9 

6,6 

10,2 

1,0 

8,6 

21,0 

1,6 

17,3 

23 

278 

BohatnoUobjekte  (zumeist) 

11,9 

0,9 

8,6 

20.3 

1,0 

Ha 

41,1 

1,6 

22,5 

11,5 

181 

l  Verbraachf  iteuem  .... 

29,4 

53,8 

38,3 

49,8 

58,9 

49,7 

100 

100 

100 

289 

828 

f.  Hand.  m.  Tab.  u.  Getränken 

— 

2,6 

? 

— 

2,7 

y 

— 

— 

_ 

00 

? 

ihnabgaben 

0,4 

1,0 

2,5 

0,6 

1,1 

3,3 

— 

— 

— 

412 

1654 

altaitener 

0,7 

4»6 

\ 

1,1 

.    5,0 

\ 

— 

— 

— 

1063 

Utenem 

3»5 

^ 

6,0 

1 

— 

— 

— 

\ 

>509 

sgebfihren 

6,7 

}  i3»s 

>23,2 

11,5 

}i4,6 

>3o,o 

— 

— 

— 

>194 

«  Verkehr»steuem 

0,5 

f 

t 

0,8 

f 

1 

— 

— 

— 

) 

GeMhren  u.  Verkehniteuern  . 

11,8 

21,1 

25,7 

20,0 

23,4 

33,3 

— 

— 

— 

284 

546 

üateaeru 

6,8 

12,7 

3,3 

11,5 

13,9 

4,3 

— 

— 

— 

294 

121 

ilienstenem 

8,6 

3,5 

6,9 

14,6 

3,8 

8,9 

— 

— 

— 

64 

202 

»esteuer 

2,4 

2,9 

4,1 

— 

3,8 

— 

— 

— 

— 

300 

Iteaern 

17,8 

16,2 

13,1 

30,2 

17,7 

17,0 

— 

— ~ 

— 

143 

185 

69,0 

81,3 

77,1 

100 

100 

100 

— 

— 

244 

328 

»ertrage  a.  Verwaltungseinalimen 

27,3 

7»« 

4,4 

46,4 

7,8 

5,7 

— 

—  1 

— 

41 

40 

men  aas  Kapitalien      .... 

6,0 

1,5 

— 

10,2 

1,7 

— 

— 

—  1 

— 

41 

00 

leorreelitliche  Einnahmen      .     . 

33,3 

8,7 

4,4 

56.6 

9,5 

5,6 

— 

— 

— 

41 

33 

92,3 

100 

81,5 

156,6 

109,5 

105,7 

— 

— 

— 

171 

222 

hOsM  aus  Vorjahren    .... 

.Si4 

— 

1,0 

9,0 

— 

1,2 

— 

— 

— 

— 

45 

1  lant  EUt 

2,3 

— 

— 

4,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

00 

me-Defizit 

— 

17,5 

— 

22,7 

— 

— 

— 

— 

cx> 

Alme  bei.  Defliit 

7,7 

— 

18,5 

13,0 

— 

23,9 

— 

— 

— 

— 

608 

ittoeiiuuüime 

100   1 

100 

100 

169,6 

109,5 

129,6 

— 

— 

— 

158 

251 

38 


Pliilipp  6«rstfoldt, 


Tabelle  18. 

Spesi^kation  der  Zölle  und  Verbrauchfistouem 
In  Proursen,  Grofsbritannion  und  Frankreich    um  1882. 


Freulii«!! 

Clrofibritaiuüen 

Frankreich 

1 

ujid 

HtMito-  und  BeichaeUt  1882 [3 

Abrochnuug  1881  |S 

Etei   l^d3 

J 

Zoll*) 

Steuer 

Z0U  und 
Bt0ii«r 

Zoll 

Stetier 

ZoU  und 

Steuer 

ÄoU«) 

sedier 

i 

l 

2. 

3, 

4.                    5. 

6. 

^       1        s.        1 

AbNlQl  in  Xurk 

P^&tik- 

^otio- 

fewiiiü)   . 

1 5  026  095 

^«53  344 

21879439 

176  763  520 

— 

167763  520 

— 

227  523  480 

227 

titweiji 

i3»7  70» 

36  340  202 

37  H7  903 

84475400 

285  475  720 

369  950  760 

8000000 

162  500000 

t7<3 

^ 

296  885 

»4305528 

14602413 

— 

170768760 

170768760 

2000000 

tSoooooo 

IC 

wt  - 

6  447  084 

— 

6  44;  984 

27  322  420 

27  322  420 

8  000000 

159478400 

167 

PWAte 

^3  Od8  665 

57  499  074 

80  ft87  7:J9 

288  560  980 

456  844  480 

744  805  460 

18  000  000 

Ö67  501  SSO« 

m 

ktr     . 

f.93  158 

31  064396 

31757554 

— 

— 

— 

57  ^,}4  000 

69477600 

127 

r«e 

25  UOQ56 

- — 

25  1 10  956 

3  797  740 

— 

3  797  740 

70000000 

^_ 

70 

1©  . 

877620 

— 

877  620 

79  489  740 

— 

79  489  740 

I  600000 

— 

1 

tlt»ndi- 

drt« 

36  6S1  734 

31  064  596 

67  746  130 

83  887  480 

■ — 

83  887  480 

129  184  000 

69  477  600 

IM 

%  .        . 

2  150661 

22173512 

24524  173 

— 

^ 

— 

15727000 

fO  214  400 

^5 

mde 

9718483 

0718483 

— 

— 

— 

lOOOOOOO 

— 

'.0 

ruleutii 

U  '35  545 

— 

«3  135  543 

— 

— 

— 

16000000 



lere     Ob- 

kto     . 

47251770 

370000 

4762177a 

13664000 

— 

13664900 

100  688  000 

74215  120« 

m 

fcsioUob- 

»(f<Hflt».l) 

7*iti5fi45r 

^tblSSi^i 

94  709  9G;> 

13G64  900           — 

13  664  900 

14^415  200 

84  429  5W 

Sf6 

r 

lStOSd8ö6|Ul  t06  98S 

233  133  8^8 

d^bbi^-dmi 

456  344  480 

841757  840 

289  549  2O0|72l409OOO 

1011» 

H      1]  lu  den  Rt*  i  i:  li  jiti  t  iLts  Wärdeii  die  Ertrügu  der  Zolle  und  die  diesen  hier  £Uiyrerechneteu   Avers«  der  Zulli 
IRu  und  alte  Verbrnudii^tcuerii)  nur  mit  dem  Gesjuntbetrage  vormilftgt  und  äpezitiziorte  Übersichten  der  iitn«  rTr.il).  « 
erhobetieti  Zölle  nicht  veröäeutLicht.     Hier  »iiid  die  —  mach  den  Moo&Uhcfteu  zur  BoicfasäUtütik  —  für  1 
liehen  C«mpA|;no]fthr  1.  Juli  188l|2  tlaut  Januarheft  1883),  für  HrAnntweiu,  Bier,  Wein  uud  die  übrigeu   i 
~  rjahr  1881   (laut  Märzhefl  1882)  erhobenen  Zölle  ab  EtAtsoll  für  1882|3   liugierU  davon  je  60'|^  als  preuii»i*cbc 
EinEolkateg^rien  und  der  die  Summe  aller  Einzelaji teile  übersteigende  Betrag  von  60  •*!,,  der  Samtne  aller  fiu 
eu  ZöUe  (uDd  Aversa  der  Zolle jcklaveu)  alt»  preuH^iJücber  Auteil  au  Zöllen  der  Kategorie  ,, Andere  Objekte'*  aiif^ 
elertrJige  der  Zölle  im  Kalenderjahr  1882  ist  noch  ukht  veröffeullicht. 

2)  F'ilr  G  ro  r»  b  ri  taunien    ht    der  ganise  ZoUbetrag  für   „Spfrituoseti''    hier  unter  Brauntweiu  aniV 
uiter  mitenthaiteue  Biersoll  äich  nicht  cnnlttelu  Iftfät;  der  letztere  kann  auch  nur  verschwindend  gering 
Ol^ekte**    aufgeführte  britische  Zollcrtrag   timfafst   keine  SchutzssöUe ,    sondern    nur;    für  Korintlien    unu   ix^siu 
L|  Kakao  und  Cichorien  k^K^"  3  MilL,  SUdfriichte  und  einige  andere  Artikel   (inkl.  Zollerträge  der  Insel  Mao)  rnoc 

freehtUche  Kebenoetiiinihmeu  (Miscelaueous)  0,Gbb  Mi II  Mark. 
3)  Von  den  Zöllen  iu  Frankreich  «ind  die  für  Zucker  und  SaU  mit  dem  Etatsoll  aufgeführt;  die  übrigen 
fsten ,  da  «ie  im  Etat  nit:ijt  speKttiziert  siud ,  nach  den  Isterträgen  oder  Einfuhrmengen  der  letsten  Voijahre  g 
und  Mod  daher  nur  in  runden  Summen  ho7.iffert.  Das  die  Summe  aller  EinzeUolle  Über^^teigeude  EtataoU  el 
der  Kategorie  „Andere  Objekte''  zugeteilt.  In  analoger  Weise  mtifsten  iiuch  die  im  Etat  nur  mit  ihrem  Qeseni 
t78  400  Mark)  vcnuilagten  Getränkesteticrn  gegliedert  werden.  Dabei  wurde  die  —  uuter  Herabsctzuug  der  Weiueti 
ihre  1880  van  72  Mark  auf  125  Mark  erhöhte  Steuer  für  I  hl  Alkohol  nur  für  1,3  MiM.  ht.  berechuet ,  ob 
V«  Kanfuian»)  l^fi  Mill.  hl.  Alkohol  produziert  ^ind  In  dieser  f^licderung  dürfte  die  Erhdhuug  der  Hranntwei 
^■hzettige  Heruhsetznog  der  Weinsteuer  nicht  voll  :£Um  Ausdruck   kommen. 

^  4)  Die  hier  unter  ,,Andere  Objekte*'  aufgeführteit  74,215.120  Mark  frauzödscher  Verbrauchsteuer»  seti 
ideo  Posten  xusammeo:  Zfiudhölzer  12, n  MilL ,  Schiofspulver  (Monopol)  12,d  Mill,  Papier  10,o  MilK,  Stearin  wA 
IUI,  Öle  2,7  Mill,  Ewig  2,ä  Mill.,  Dynamit  1,2  Mill.  und  26,5  Mill,  Mark  ,, diverse  Abgahen*N  welche  im  Ktal  (1 
isifiziert  als  ,, indirekte*^  aufgeführt  sind,  aber  (für  1882  ii«u'h  v,  Kaufmann  8.  456)  auch  mancherlei  uicht  im  «ogtri 
kte*'  Abgaben  umachlicfaen,  wie  Licenzen,  Spielkarten  und  einige  andere  Stern pelabgaben,  Konfiakattona«tl 
m.^  flelbfit  BÜckzuhlungeu  von  ^^VorBchilsaen*'. 


etdH 
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Tabelle  19. 

Summarische  Übersicht  der  Gesamtausgaben  für  alle  öffentlichen  Zwecke 
in  PreuDsen,  Grofsbritannien  und  Frankreich,  um  1882. 


PreuXsen 

Bevölk.  28,0  MiU. 

Bevölk.  35,0  MiU. 

Frankreich 
Bevölk.  37,0  Mill 

Augabeiweoke 

Reich 

und 

Staat  1 

1882|3 

Pro- 
vinzen, 
Kreise 

und 
Gemein- 
den» 
1876 

über- 
haupt 

um  1882 

Staat  > 
1881|2 

TiOkale 
Verwal- 
tungen ' 

1879180 

Über- 
haupt 

um  1881 

Staat  1 
1883 

Departe- 
ments 
und 

Gemein- 
den* 

1877 

Über- 
haupt 

um  1883 

Unterricht,    Wisseu- 

,  Kunst 

terricbt 

21,856 
20,439 

19,109 
89,341 

I 

40,966 
109,780 

.     Absolut  in  Milli 
14,255         ? 

77,042         29,165 

onen  Karl 

14,255 
106,207 

6o,596 
•      51,763 

14,427 
68,831 

75,023 
112,594 

ht  (exkl.  Kultus)     .     . 

esen 

ZivilverwaltUDg    .     . 

42,295 
321,987 

108,450 
c   45,000 
c.  185,000 

150,745 

45,000 

506,987 

91,297 

268,642 

29,165 
2l6,616 

897,471 

120,462 

210,616 

1  166,491 

112,359 
741,852 

83,258 

48,607 

545.012 

195,617 

48,607 

1  286,864 

iraltung 

erwaltnng       .... 

364,282 
273»746 

c.  338,450 
C.      3,550 

702,732 
277,296 

359,939 

542,721 

1 143,252 

1  503,191 
542,721 

854,211 
79^,814 

676,877 
4,427 

1  531,088 
801,241 

od  Hilitftrverwaltung  . 
irwaltung 

638,028 
38,022 

c.342,000 

c.      4,000 

980,028 
42,022 

902,660 

56,815 

1 143,252 
? 

2  045,912 
56,815 

I  651,025 
84,476 

681,304 

23,547 

2  338,429 
108,023 

lehe  Vettoausgabe 

iverwaltuDg  .... 

676,050 
117,847 

346,000 
26,000 

1  022,050 
143,847 

959,475 
593.649 

1 143,253 

12,302 

2  102,727 
605,951 

1  735,5011  704,851 
901,104'  252,055 

2  440,352 
1153,159 

1  Vettoansgabe      .     . 

ht 

esen 

Zirilverwaltung     .     . 

793»897 

151 

II50 

372,000 

387 
161 
661 

1  165,897 

n.    ] 

538 

161 

1811 

I  553,124 

Pfennig  p 

261 

767 

I  155,554 

ro  Kopf  d 

83 

619 

2565 

2  708,678 

Br  Bevölke 

844 

619 

3332 

2  636,605 

amng. 
303 

2006 

956,906 

225 

132 
1473 

3  593,511 

528 

132 

3479 

iraltung 

srwaltung       .... 

I30I 

978 

1209 
13 

2510 
991 

1028 
1551 

3267 

4295 
1551 

2309 
2153 

1830 

12 

4139 
2165 

id  Militärverwaltung  . 
rwaltung 

2279 

136 

1222 
15 

3501 
151 

2579 
162 

3267 
? 

6846 
162 

4462         1842 
228             63 

6804 
291 

ehe  Hettoausgabe 
iverwaltung  .... 

2415 

420 

1237 
93 

3652 
513 

2741 
1697 

3267 
35 

6008 
1732 

4690 
2436 

1905 
681 

6595 
3117 

>  Vettoansgab«      .    . 

bt 

esen 

Zivil  Verwaltung    .     . 

2835 

6,3 

47»6 

1330    1    4165    1 
m.    Pr( 
31,3            14,8 
13,0               4,4 
53,5            49,6 

4438     1    3302 
Dzent  der  ordentlicl 

9,5            2,6 
—             18,9 
28,0          78,5 

7740 
hen  Vettoi 

5,7 
10,3 
55,5 

7126    1 

6,5 

42,7 

2586 

11,8 
6,9 

77,3 

9712 

8,0 
2,0 

52,8 

iraltung 

irwaltung       .... 

53.9 
40,5 

97,8 
1,0 

68,8 
27,1 

37,5 
56,6 

100 

71,5 

25,8 

49,2 

45,9 

96,0 
0,7 

68,7 
32,8 

id  Militärverwaltung  . 
rwaltung 

94.* 

5.6 

98,8 
1,2 

95,9 
4,1 

94,1 

5,9 

100 

? 

97,3 
2,7 

95a 

4t9 

96,7 
3,3 

95,6 
4,5 

eha  Vettoansgabe 
iverwaltung   .... 

100 
17.4 

100 

7,5 

100 
14,0 

100 
61,9 

100 
1,1 

100 
28,8 

100 
51,9 

100 
34,3 

100 
47,2 

Nettoausgabe    .     .     . 

117,4     1 

107,6 

114,0 

161,9     1 

101,1     1 

128,8 

I5I»9 

134,3     1 

147,2 

Noten  auf  Seite  44. 


■                         4Q              ^^^^                                                  l^^^^^^^^H 

■                                                                TabeUe  20.                                   ^H 

H                   8ummariäcbe  Übersicht  der  Abgaben-Belastung  für  alle  öffentlicheD  Zwe 

H                                                in  Pretifsen,  Grofsbritanmen  und  Frankreich. 

PreuTien 

Groribritannien 

Frankn 

H               Art  der  Abgaben 

Bcvoik.  5S8,o  Mili. 

Bevölk.  35,0  Miü. 

Hevölk.  37, 

Reich      Provinzen J    *- 

und         Kreise  u.       "j**^" 
Staat  i)    Gemeind.*)!    *^**P^ 

lokale 
Staat  *)     Verwal- 

Über- 

haapt 

Staat») 

I>epar 
und  6 

lungen') 

meinde 

1882|a 

isaoli 

um  1882 

188i|2 

1879/80    um  1881 

1883 
1. 

1E77 

1. 

2. 

8. 

1. 

2.                3 

I    Absolut  in  XUÜtmen  Mark.                      fl 

^H        Zölle  und  Verbmaoli steuern 

233t  184          7»8ö& 

24itüirg 

841,758      124,S86 

966»Ä44 

1010,968     A6iS 

^m       Stempel,  GebUlircn  u.  Ver- 

^H             kchrsstoueni 

93^^97         — 

93.i>»T 

334ti3ö 

— 

334^iSf» 

678,638        — 

H       Indirekte  Abgaben  i.  w.  S. 

327.131           7,«»5 

335,o*ti 

1  176,89a 

124, «8«i 

1  300,7  79 

1  689,Äi»4      262r8 

Pl         PcrMii>nl!ileucrii      . 

53. in*     i3it7!»o 

l85»773 

i98,iMto       — 

!98,!»0Ü 

86f57tt  c.   40,(1 

*  1         I  tu  miibjlien  steuern 

^8,M4i'      66/jhf. 

135a  an 

54,^Oü     619,4^8 

673,»j!B 

i8T,7ioe  138,« 

^J         Gewerbesteuern      ... 

t9,Z50!           3.61»            22»8Ö8 

— 

— 

— 

76,om|c.    50,(3 

^       Direkte  Btenem    .... 

141,468      «02.17»    \     343,841 

253,400 

619UV« 

872,»38 

344,3371    S28,c 

H       Abgaben  aller  Art 

4€8,5!49|    310,26»   1    678,«67 

J  429,sfS3      744,314 

2  173,^07 

2  033,93 1|    4|U 

n.     Pfennig  pro  Kopf  der  Beydlkerung,              ^| 

^M       Zölle  imd  Vi«rbrnuclj5toueri] 

833 

28 

861 

2405 

356         2761 

2733             7tO 

^B       Stempel    Gebühren  u.   Ver- 

^H            kehrs4tcu«iij                 . 

33t' 

— 

33<> 

955 

— 

955 

1834               — 

■       Indirekte  Abgaben 

1  169 

28 

l  197 

3  360 

366 

3716 

4  567             710 

^H        Pcr^oiiHt^teuctu      .      . 

193 

470 

O63 

568 

— 

568 

234             »08 

^H        Inimubilienüttiueru 

243 

240 

483 

156 

1770 

t  926 

49»            375 

^H        CJewerbt'Btcucru      ... 

bq              13 

Sa 

— 

206            136 

^m      Direkte  Steuern        .     . 

506        ,    723 

1  228 

2  425 

724 

1  770 

2  4$>4 
6  210 

931             61d 

H      Abgaben  aUer  Art  . 

1  674        1    751          1 

4  084         |2  126 

5  498        |1  SSL 

m*    Proientverhiltnifie  der  Abgaben.               ^ 

^H       Zällc  and  Verbraucbbteuerii 

49p  *^ 

3»8 

35.^ 

S8,ti            I6,b 

44,4 

49*7          A 

^H       Stempel,  GubUbreu  u,  Ver- 

1 

m 

^H            kebrHiiteriern 

20,  n 

— 

13/J 

23t4 

— 

'5.* 

33.3     w 

■      Indirekte  Abgaben 

69,H 

3,» 

49,4 

82r3 

16»t» 

5Ü,« 

83,ü            S 

^H       Pcr^oiiiibtcucrn           .      . 

II,,'. 

b2,7 

27tA 

13*9 

9,1 

4.«            M 

^H       Immubilien^teuerti 

14,0 

3«»» 

I9,lt 

3*8 

83,2 

Ihl 

8,!»           28,1 

^^^^  Gewerbesteuern     ,      ,      . 

4,1 

It7 

3m1 

3»8             «0|3 

^^^^i'^^*'  Steuern   *     .     ,     . 

30,* 

U,i 

50,6 

17,7     !      83,s! 

40,8 

17,0           4«,f 
100        1    100 

^^■Abgaben  aller  Art  .     ,     . 

100        i    100          j    100 

100      1    ioo      i    100 

^^_                    1)  Für  alle  drei 

Staaten  sind  die  StaaU-  (und  Rcich*-)Abg»ibeu  in  Übereinatiromung  mit  Tab.  1 

^^^■^                  2)  Die  Ab^nben   im  BnuiibHlt    der  Provinxen,    Krei&u    und    Gemeinden    in    Preaf» 

^^HlSrund  den  vom  jelxi^'^n  llnterstuatääekrctAr  Hcrrfurth  tUr   1880  1    bearbeiteten  M&terialleti  kombiniert,  w 

^H       Scbul-f  Annen  -  und  Kirübeuzwecko  erhobenen    (meist  »<)zietätj»rcchtUchen)  Steuern  den  Personalsteaem  m 

^H       iondereu  Reiv1t»teuerii"    den    iRimobiiiensteuem    sngercchnet    iind  ^    wa»    den    thAt^tüchlichen  Verbal  tu  lasen* 

^H       dürfte.     Neuere  Diiten  giebi  c^  uieht. 

^H                         $)  Hinäiehtiicli  der  Abgaben  fUr  Zwecke  der  Lokalverwultungen    iu  Grofsbritannt 

^1      im  ,,StatUtival  Ab&tracl*'    (Heft  29  Seite  28,  London   1882)    für    1-  April   187980    aufgefUbrtea    „indirekt 

^H      SU  den  VVrbriiuehitteuern   und   alle  ..direkten**  ^Steuern  su  den  ImmobilieQ&touern  gerechnet;  auch  dad  h^^ 

^H       unbedenklich,    d»  in  GroJMhritnnntc»  nlle  Lokalüfeueru    unter  Zugrandeleguu^    der  Armensteuer    (PomA 

^H      worden  und  die^e  nur  den   Roalfieait»  (der  Eigentümer,  Pachter  oder  Mieter)  sum  Objekt  hat,                WM 

^H                          i)  Die  Abg»bf;(»  lür  Zwecke  dür  Departemente  und  Gemein  deu  in  Frankreich  ^i 

^B      der  bei  R.  v.  Kaurmunn  |.,Die  Fioanxen  Fraukrekhä^S  Leipxtg  1882  S,  726^  740  und  753)  mitgeteilll 

^1^^  1677  zusammengestellt.     Für  «pätere  Jahre  giebt  cit  nur  aoirolhyLndige  Daten  Über  diese  Abgaben«      ^ 

B«ilrige  sar  Statistik  der  FiuA&sen  in  Prcufsen. 
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Naten  m  Tabelle  1. 

1)  .lUiiter  ti,Soiiistig«  Zivil- Visrwaltuu^;'^  (Sp.  20)  sttid  diejeiiige»  Posten  aafgeotimineD, 
w«lche  seit  1879  unter  dem  Titel  ,^Reichs5chAtzamC"'  eUtisiert  »md  und  keinen  bcs^ondercn 
ZwecklAtey:orieeu  dieser  Tabelle  «ngehörcn,  tmtncntlkh  auch  Subvention  der  Gotthardbahn 
(von  1873  bis  1880  ifn  (Unxen  c  13  Will  Mark  su  c.  1.5  Milh  jährlich) ,  feni«r  Bei- 
trag fiir  die  UIlivo^^itat  Strufsburp  ySbrlich  500,000  Mark)  Keatunus^Rayonontschadig^ungs* 
reuten  (c.  500,000  Mark  jährlich)  ,, Aufhebung  der  Erbiölle*'  (c.  200,000  Mark)  u.  v.  a, 

1t)  Die  AusKftbeii  der  ..Z  ent  r  alve  rwal  tung"  (iSp.  3)  »lud  üXr  1879/80  mit  6.S16J40 
Mark  imgewöhnlich  jijrols  ,  weil  darunter  4,872,500  Mark  „eiömalige**  Ausgaben  für  Er- 
Werbung  der  lur  Reiehsdruckerei  verachmoUenen  preurftischen  Staatsdruckcrei  und  der 
V.  Deckersehen  Honiuchdruckerei  mit  enthalten  sind. 

3)  Unter  den  fiir  deit  Reichstag  (Sp.  2]  für  18&S|83  ungewöhnlich  hohen  AuSjiCaben 
befinden  «ich  ab  .tciumatit;«**  Ausgabe  7^775,000  Mark  «ur  Errichtung  des  BeichstJigsge* 
bftades*     Die  Deckung  erfolgt  aus  dem  Kapital  de«  ReichstagftgebJtuderonds, 

i)  Von  den  unter  ,,Het  r  ieb  s  t'on  ds  d  er  R  eich  a  k  a  sse''  (Hip  21)  fär  1882/83 
«ufgeführten  21,212,468  Mark  sind  ,,%ur  Vcrstürknng  der  BetriebsmitteU'  der  Post-  und 
Telegraphen  Verwaltung  8,760,000  Mark  und  als  „Betriebsfond**"  der  Reiehsdnickcrd 
400,000  Mark  et&tisiert,  dagegen  die  übrigen  12,062,468  Mark  als  .»Fehlbetrag  des 
U  aufhält»  des  Etaisjahr»  1880|8r^  Bmn  We&en  nacli  dürfte  auch  die  lct£t«rc 
,, ein  malige*'  Ausgabe  eine  VeritJ&rkuug  der  Betriebsmittel  der  Reichskasse  bcdeaten^  zu- 
mal ein  gleidier  ..Betrag  aus  der  Einnahme  des  Jahres  1881 1 82  au  RübenEUckerateuer'* 
in  Einnahme  etati^iert  ist,  und  siwar  ausdrlicklich  nur  zur  Deckung  jenes  Fehlbetrages 
unter  dem  besonderen  TileJ  ,«RÜbenxucker5teuer  aus  I88]|2'*  nicht  unter  dem  regelmifsi- 
gen  Titel  ».Ueberschurd  aus  Vorjabreo*^%  welcher  auch  im  Reichsetat  1882] 3  nicht  fehlt, 
aber  nur  10,558,350  Mark  .,au9  dem  Ueberschuis  dca  Jabre?>  l88l|2''  enthült,  also  aus 
demselben  Jahre .  dessen  RubeuKUckers teuer  jene  als  Ueberschuf^s  nicht  angesehenen 
12,062,408  Mark  tiefer»  soll.  In  der  diesseitigen  Einnahme-Ucbersicht  ist  dieser  Betrag 
unter  ^fUeberschiisse  aus  Vorjahren**  aufgeführt.  Vielleicht  würc  er  /.utreflender  als  An- 
leibe  aufzurühren. 

5)  Die  mit  34,674,465  Mark  ungcwühnlich  hohe,  einmalige  Ausgabe  der  nicht  ver- 
mögansrechtHchen  Zivilverwaltung  (Sp.  42),  erklilrt  sich  daraus,  dass  darunter  7,775,000 
Mark  »nr  Errichtung  des  Reich »tagsgebäudes  (vgl  Note  .'))  und  21,212,468  Mark  zum 
Betriebsfonds  (vgl.  Note  4)  mitenthalten  sind. 

Hoten  in  Tabelle  2. 

1)  Die  Zinsen  des  im  Jahr  1873  aus  der  frauKösischen  Kriegskosten-Entschädigung 
mit  8  Mill.  Mark  begründeten  Fonds  ear  Errichtung  eines  Retcbstagsge- 
biude:«  (8p  42)  sind  bi*  1.  April  1877  «um  Kapital  geschlagen.  Seit  I,  April  1877 
wird  etwa  der  dritte  Tbeit  der  Zinsen  dieses  Fonds  sur  Deckung  allgemeiner  Roicbsjtus- 
gaben  verwendet  Die  ftr  1882|3  mit  8,837,953  Mark  etatiaierten  Beträge  umfassen  aus- 
ser 1,062,953  Mark  Zinsen,  die  vom  Kapital  ku  leistenden  Raten  von  7,775,000  Mark 
nun  in/^wiscbei)  begonnenen  Bau  des  Reichiitagsgebände» 

2)  Die  „UehorschÜsse  aus  Vorjahren*"  sind  nicht  das  Ergebnis  der  Rech- 
oongsabschlEsse ,  sondern  repräsentieren  Teile  mulniivf» lieber  üeberscbüsse  eines  oder 
mehrerer  Vorjahre,  Die  eigeutümliehen  Bestandteile  der  hier  für  1882|3  mit  22,602,818 
Mark  beziiferteu  Uebersehüsse  sind  aus  Note  4  Tab    1   tu.  erfahren 

3)  Die  hier  hesifTerten  Ma  trik  ula  rb  ei  t  rige  (8p,  51)  sind  bis  inet.  1880;i  gleich 
den  im  Reichsetat  nnfgeftlhrlen,  fUr  die  4  letzten  Jahre  aber  um  den  Betrag  kleiner,  wel- 
cher als  „^^«bvrweisung  aus  Zöllen  und  Reiehssteuem'*  unter  den  Etatausgaben  figuriert, 
in  der  diesseitigen  Tab.  aber  nicht  als  Ausgabe  aufgeführt  ist.  Diese  den  Staaten  pro 
rata  der  für  ihre  Matrtknlarbeiträge  mafsgebenden  Bevölkerung  gesetxlich  au  überweisen- 
den Anteile  au  dem  120  Mill.  Mark  iihersteigondeu  Erträge  aller  Zölle  und  der  Tabak- 
itetter  sind  für  das  erste  Uebcrweisuugsjahr  I880fl  mit  40,624.500  Mark  besonders  eta- 
tUiert,  später  aber  un5.pecifi«iert  unter  den  Ausgaben  de^  Rcichssehatiamtes  mitenthalten, 
sie  muskteo  daher  htcr  mit  dem  120  Mtll  Mark  übersteigenden  Etatsoll  der  Zölle  und 
Tabaksteuer  aaf«r  Ansät*  gebracht  werden,  d.  h.  für  I88l!2  mit  62,828,000,  für  1882|3 
ttlH  eTt496,390  Mark  und  für  1883|4  mit  79,390,120  Mark      Für  die  beiden  letateu  Jahre 
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tritt  das  voll  zu  überweisende  EUtsall  der  sogen.  Bör&eiiJ»teiiom  (Sp.  %Bc)  mit  12,066,000 
bex.  12tl09t8B0  Murk  htnsu.  Mitlitn  würen  die  Hutrikul&rbeiträge  im  Günzco  m  kursen; 
(ür  18801 1  um  40,624,500  Uark,  für  1881 12  um  62,828,000  Mark,  für  1882|3  um  79,561^90 
Mark  and  für  1883|4  um  91,500.000  Mark.  In  den  hierunch  verlileibondeii  Netto-Mnüi- ^ 
kulArbfltträgeii  (l^p.  51)  ht  die  äiimme  der  von  Hiiyern ,  Württemberg  und  Bftdeii  ^ 
Hrttiuitwem-  und  ßieräteoer ,  »owio  von  Ehafs-Lothnngfsn  nur  für  Briiuntwoinsteaer  iDtt 
jüUrlieh  c-  14  Älill.  Mark  su  leistenden  Aver&a  und  nueh  einige  andere,  jedoch  unwe^ent- 
liclic,  Au^gleicbuu^spüstcu  mil  enthalten,  deren  zifTerniürsigG  AnfTührung  schon  aus  Raum- 
röcksichten  unterbleiben  muts.  Der  einsige  die  Summe  der  Äversa  und  Ausgleichun 
posten  im  Betrage  von  c:.  14  Milt  Mark  nicht  über^tetgoude  Netto-Matrikularbeitrag 
1883|4  im  Betrage  von  nur  38d,80*J  Mark  ht  in  Wirklichkeit  nur  der  bar  2U  leUleodfl 
Rest  jener  Aver»a  und  Ausgleich ungsposteo.  Der  um  c.  14  Mill.  Mark  höhere  Betra|f3 
deraelben  ist  durch  die  überaus  cempliiierie  Abrechnottg  binsichtitch  der  Anteile  an  Zöl- 
len und  Reichs«teueru ,  sowie  an  den  f^UeberschÜftsen  aita  Vorjabreu^*  kompensiert.  Die 
BeziiTeruDg  der  Elemente  dieser  Abrechnung  ist  ebenfalls  schon  aus  Raaiorück^hten 
untbuulich. 

Koten  SU  Tabelle  8. 

1 )  Aua  dun  prculü.  StaatjüctatH  sind  hier  unter  ,,3  ü  ii  s  t  i  g  e  Z  i  v  i  I  v  e  r  w  a  1 1  u  u  g** 
(8p.  20)  vcrsebicdonet  keinem  beäonderou  Ressort  xuzuweisendo  Aust^aben  der  £tatlJt( 
ifAUgeuieiue  Fiuiuix  Verwaltung"'  und  .^Finanzministerium*'  aufgenommen,  namentlich  t 
Apanagen  (bis  1874  jihrlich  c.  1,,  Mill.  Mark,  sp&ter  nur  e.  350,000  Mark)  Reu  ton 
und  Entsehädigungeu  für  abgetretene  Rechte  fürstlicher  und  &tandeshcrr* 
lieher  Personen,  auch  flir  Domänen  und  Verwartuiigskörper  (fUr  1872  snsammen  2,348,892 
Mark,  für  1883  4  noch  1,481,485  Mark),  Beiträge  eu  den  Kosten  der  Ami 
Verwaltung  in  den  6  alten  Provinzen  (jltbrlich  745,000  Mark),  Zuschufs  lur  Vcr-' 
waltung  des  Küratentum^  Walde ek  (bis  1874  Jiihrüch  175,995  Mark,  spiter 
steigend  attf  jährlich  SIOtOOO  Mark^,  Zuschufs  %ur  Tilgung  1  and  ständisch  er 
und  städtischer  (Königsberg  und  Elbingl  Sihulduu  (hh  1873  jährlich  c  1  Mtt( 
Mark,  später  fallend  und  solt  1881 12  nur  noch  107,361  Mark),  Rentenhankcu  (jihr« 
lieh  c.  600,000  Mark,  Tiergarten  in  Berlin  (JKhrlicb  c.  1AO,000  Mark),  das  Fi^ 
nauxuiintstertuin  selbst  (jährlich  wenig  über  1  MilL  Mark)  und  verschiedene  unspe^^ 
cifiiierte  A  usg  ab«  u  (1872  nahezu  7  Mill,  Mark,  1873  und  1874  noch  «irka  3,.  Mül. 
Mark,  1875  bis  1879;80  zwischen  1  bis  2  MilL  ^eit  1880|t  wenig  über  100,000  Mark)  der 
„allgemeinen  Finauzverwaltung*\  endlich  auch  die  fUr  die  preufs.  Zolleuklaven  an  das 
Reich  »u  leisteuden  „A  versa''  (von  400,000  Mark  für  1872  steigend  auf  898.480  Mark 
dir  1883{4),     Hinsichtlich  der  Reichsausgaben  dieser  Mischkategorie  vgl  Note  1  %u  Tabelle  1 

2)  Die  hier  (in  Sp.  34)  bezifferten  Gesamtbeträge  der  staatlichen  Netto- 
ausgaben  siud  gegenüber  den  in  den  Staatsetats  bextfTerten  Ausgaben  kleiner:  nicht 
nur  am  die  in  8p.  7  der  Tabelle  5  susammengestellten  Betriebsausgaben  der  ertraggebeu- 
den  Staatsverwaltungen ,  sondern  auch  um  die  in  den  Staatsctats  aufgeführten  Matrikular*  j 
beitriige  und  einige  nur  aus  rechnerischen  Gründen  in  Ausgabe  wie  Einnahme  etatisiert« 
Durchgangsposten ,  insbesondere  zurBckzuzahlende  Depositen  (,, Hinter legungsgelder^')  nn 
deren  Zinsen.  Diese  Durchgangspovten  sind  so  bedeutend  isie  schwanken  zwischen  jähr* 
lieh  c  30  Mill  Mark  bis  gegen  60  MilK  Mark),  dats  ohne  Ausscheidung  derselben  ein 
aatreflendes  Bild  der  Staatsfiuanzen  nicht  gewonnen  werden  kann. 

Noten  in  Tabelle  4. 

1)  Die  in  Sp.  1  bis  7  als  uumittelbare  Staatseinnahmen  aufgeführten  Zölle  und  Ver- 
brauchsteuern repräsentieren  die  nicht  an  die  Reichskasse  abgelieferton  Erhebungs« 
kosten.  Die  Höhe  dieses  Koste nersatzea  richtet  sich  fUr  Zölle  und  Salzsteuer  nach  den 
vom  Bundesrat  genehmigten  Berochntingsgrundsiitzea,  während  sie  für  die  Zuckursteuer 
zu  4*^1^  tiud  für  Tabak-,  Branntwein-  und  Bi erste uern  «u  15*|^  des  ganzen  erhobeuen 
Betrage»  (uhne  Absug  des  Ausfuhrbonifikattoncn)  festgestellt  sind. 

2)  Die  1874  aufgehobene  staatliche  Mab  I  -  und  Schlacht  Steuer  bestand  nur  in 
c  100  gröfsoren  StÜdten  ,  welche  in  Folge  dei»sen  von  der  ursprünglich  als  pauschalierte 
Verzehrungssteuer  angesehenen  Klassenatoner  befreit  waren.  Die  Mahlsteuer  betrug  pro 
Zentner  { 100  Pfund|  Weizen-  und  Kartoffelmehl  2  Mark,  Roggen-  und  anderes  Mehl  0,50 
Hark,  die  Schtachtsteuer  3  Mark  pro  Zctitner  Fleisch  von  Rindvieh,  Scbafen«  Ziegea  und 
Schweinen. 

8)  In  deu  Staatsetat«    aiud  die    sogen.    Wirtscbaftsabgaben   in    Uohessolleru 
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unter  den  direkten  Steuern  äufgeflihn^  und  i&war  —  jedoch  ohne  Spezifikation  —  als 
,, Grund-,  Gefall-  und  Gebüudc'^tcuor,  Gewerbesteuer,  Kapitfdiensteuer,  Dienütertragsteuorf 
BDadätMAOd  uüd  niifberordeut liehe  Eiuimhmoii.**  Die  Vcr«nlii;^ung  ist  indes  eine  von 
derjenigen  der  direkten  Stciierit  des  übrigBn  äüuitsgobieteä  vülli^'  abweichende  und  zum 
Teil  utnschlieräen  die^e  bohonzolLernsehen  Steuern  auch  indirekte  Ab^ibeneleinente. 

A)  Der  Klnasensteuer  unterlnK  bis  mit  1873  jedes  3000  Mark  nicht  üborüteit^ende 
Einkommen  aufserhalb  der  mahl-  und  schlacht^teuerpfliehttgen  Städte.  Die  Für  1874  ge- 
gen die  Vorjahre  um  c.  7  Miil.  Mark  uiedrtiBfere  Ertrags  Veranlagung  dieser  Steuer  ist  die 
Folg©  clnereeits  des  Ünistatjde»,  dufs  seit  1874  alle  Einkommen  unter  420  Mark  steuerfrei 
»ind,  andrerseits  aber  der  die^e  ertragmindernde  Wirkung  paralisiorenden  Ausdehnung  der 
mit  420  Mark  beginnenden  Klasf^ensteuerpflicht  auf  alle  diejenigen  Städte ^  welche  vor 
1874  der  Mahl-  und  Schlachtstouer  (vgl.  oben  Note  2)  unterlagen  und  daher  kla^^onbteuerfroi 
waren.  Die  vo!lu  Wirkung  der  Ausdehnoug  dieser  Rlasaensteuorpflicht  scheint  erst  im 
Etat  für  1875  zum  Au^idruck  zu  kommen^  die  da  Erlragsoll  dieber  durch  Ocäotji  vom 
23,  Mai  1873  auf  jährlich  4S  MilL  Mark  kontingentierten  Steuer  für  jedes  der  Jalire  1875 
bis  mit  1880|1  rund  41. ^  MilL  Mark  beträgt.  Die  seit  188l|2  eingetretene  Ertiugsmin- 
dernng  Ist  eine  Folge  der  auf  den  sogenannten  Verwendungfigesetzen  beruhenden  ,»Aur!sier- 
hobuagsctzungen"  :  für  1880|1  von  3  Mouat&rateu  aller  Klas&cnsteucrstufen  mit  1ü«^  MiJl. 
Mark  und  für  1882|3  von  h  Monatsraten  der  6  untersten  Stufen  (420  bis  135U  Mark) 
und  VOM  4  Munatjiraten  der  6  obersten  Stufen  (1350  bia  3000  Mark)  niit  »usÄmmen  lö,, 
MilL  Mark.  Durch  das  jüngst  emanierte  Gesetz  vom  26.  Marx  ist  unter  AuOiobung  der 
Knutingcntiorung  die  völlige  Staat.^steucrfrerheit  auf  alle  Einkommen  bis  900  Mark  aus- 
gedehnt und  für  aHe  nunmehr  9  Klassens teuerstufen  die  Aufscrhebungsetsung  von  3  Mo- 
natsraten (rund  7  MilL  Mark)  angeordnet  worden.  DurauH  erklart  sich  das  für  1883|4 
mll  nur   ^l,634,&00  Mark  ctatisierte  ErtragssoU  der  Klns^en«teuor 

6)  Die  von  der  nunmehrigen  Kla^senstener  (vgL  Note  4)  nur  noch  durch  abweichende 
Eioscliätzungsvorscbriften  sich  uatorscheidende  Einkommensteuer  figuriert  für  1681 12 
und  1882(3  mit  einem  gegen  die  letzten  Vorjahre  um  2,  Mill  Mark  geringeren  Etatäsoll 
nur  aus  dem  Grunde,  weil  für  die  ö  untersten  Steuerstufen  (über  300O  bis  6000  Murk)  tür 
ISUljS  Je  3  Monatsraten  mit  zusammen  3,^  Mill  Mark  und  für  1882|3  je  i  Monat*raten 
mit  xusammen  4,6  MilL  Mark  erlas!>en  waren.  Durch  Gesetz  vom  26  Marx  1883  t^iud 
die  Erlasse  auf  2  Monatsraten  der  ersten  Steuerstufe  (Über  3000  bi.s  3600  Mark)  und  nur 
1  Monatsrate  der  Kweiteii  Stcuerfttufe  (über  3600  bis  4200  Mark)  reduziert^  für  die  höheren 
Stuftfn  aber  ganz  aufgehoben  Für  1883|4  ist  die  demgcmäfse  Erlar^^nnime  der  2  nntor- 
ston  EiiikommeuäteuerstutVn  mit  1,055,300  Mark  berechnet  und  das  hiernach  vorbleibende 
ErtragssoU  mit  33,483,000  Mark  eUtisiort«  ein  Betrag,  welcher  das  Maximum  des  vollen 
Etataoll  früherer  Jahre  doch   am  nahesu  2  MilL  Älark  überstt^igt. 

6)  Das  für  1880;  1  gegen  da&  Vorjahr  um  reichlich  6  Mill  Mark  höhere  und  seitdem 
wenig  steigende  Etatsoll  der  Gebä  u  d  es  t  ouer  ist  zumtMst  die  Folge  der  1879  voründer- 
tcn  Wertsehätzung  der  steuerpflichtigen  GcbÄude.  Die  Steuersätze  sind  nicht  erhöht 
worden, 

7)  Die  ab  unmittelbare  Staatsein  nahmen  in  Sp.  23  aufgeHihrten  Heichsstempel' 
steuern  repräsentieren  nur  die  abErsatx  für  die  Kosten  der  Staats seiti gen  Erho- 
buDg  der  reichsgeisetzlichen  WcchseUtempelsteuor  (scJion  1869  eingeführt),  des  Spielkarten- 
Stempels  (seit  1879  80)  und  der  sogen.  B^rsensteuern  (*oit  I882|3)  von  Wertpapieren, 
Sehhifsnuten  und  Lotte rieloosen  dem  Staate  verbleibenden  Anteile  am  Gesamterträge 
dieaer  Reicbssteucrn. 

I  8)  Die  seit  1874  stetige  Abnahme  des  Etatsoll  der  S  taats  s  t  om  p  eis  te  u  ern    (in 

8p.  26)  ist  nur  zum  Teil  dem  L^m stände  zuzuschreiben  ,  das»  die  stantssoitlg  besteuerten 
Spielkarten  und  Wertpapicr«]  seit  1879  be%.  1882  (vgl  Note  7)  nur  roichsseitig  besteuert 
wardeu.  Im  Tebrigen  mufs  die  Krtr»gsabnahme ,  da  die  StaaUHAteuersätKc  unverändert 
gebliehen  sind,  in  einer  Minderung  der  steuerpflichtigen  Wert«m»fttiBe  ihre  Ursache  ha- 
ben* Erklärlich  ist  das  im  Hinblick  darauf,  dafs  die  Objekt«  der  >eit  1879  fast  allein 
iö's  Gewicht  fallenden  StaaL^-Stempelsteuer  —  die  l'ebertrngungen  von  Immobiliarhesita  — 
nicht  nur  seltener  geworden  sifids  sondern  auch  eine  im  Vergleich  zu  den  Jahren  der 
Miüiardenilut  erhebliche  Wertminderung  erfahren   haben. 

9)  Auf  die  Minderung  desi  Etatsoll  der  E  tse  n  bah  u  abg  aben  (in  Sp.  27)  dürtte 
der  Uebergang  von  Privatcisenbahucn  in  Staatseigentum  wesentlich  eingewirkt  haben« 
^o>f€im  Staatabahnen  von  den  Abgaben  befnnt  sind. 

101  Zu  den  unmittelbaren  Staatseinnahmen  aus  ««sonstigen  Verkehrsabga- 
ben** (in  Sp^  28)  gehören  nach  der  1874  erfolgten  Aufhebung  der  Chausseegelder  (jähr- 
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Ijcli  c  46  MilL  M»rk)  nur  noch  diu  BrÜck«o>,  Fllir'  und  Hafengelder,  Strom-  und  JKa^_ 
uaJgelUUe,  Niederlage-^  Krftlin-  uiid  Wagegelder^'  (jährlich  c,  S  Mill.  Miirk),  ver&cliJedeii^| 
äteropctätctier  -  und  geböiirenrechtliche  Strafgelder  oder  Nebenoiituahmeu  (swischeu  ^^| 
500,000  bia  c.  S  Mill.  Mark)  und  der  ganz  unbedeutende  Kos teuan teil  (wenig  üb^H 
JOiOOO  Mark)  an  dem  1879  eingefabrteo  statistischen  Beichsstempd  für  Anschreibuii^l 
def  in'»  Auslaud  exp^^rtierteu  Waren. 

11)  Diu  in  Sp.  37  bezifferten  S  taats-Ver  waltungaein  nähme  n  aind  die  atts 
8p.  6  der  Tabelle  5  zn  erBelienden  Nettobeträge  aller  unter  dieser  LTeber&chrift  In  den 
StaatAetat«  anfgenihrten  EioDtbmeu  aas  dem  Verkauf  von  Oesetzblittern ,  für  Urdetia- 
iDSigniea,  (Ur  Erzeugnisse  dor  OefaugeQtiuarbeit,  für  verkaufte  Inveutanenfitücke  u.  a.  m.« 
Mk  Miotbeu  für  Wohnungen  in  DitiustgubaudoUf  an  Beamteuemolumeuteu  und  mancherlei 
anderen  Geldbe7;ügen  der  verfvcbiedenen  Res»orts.  ^^ 

18)  Für  die  Etatjahre  1872  bis  mit  188213  repräsentieren  die  in  3p.  51  als  ncgativ^^ 
Staatseinnahmo  aufgefülirtcn  Netto-Matrikularbelträge    den  die  malrikuiarmars{<^l 
gen  Anteile   Preuf&ens  an   den   in  den  Beichsetats  veranlagten   Zollen,  Tabaksteuern    und 
Keichs&tumpelsteuern    (vgL  Note  8  zu  Tabelle  2)    übersteigenden  Betrag  der    zufolge  dei^ 
EeJchsieUtd  von  Preufsen  an  das  Kciih  zu  leistenden  Matrikularbeiträg«,     In  den  BU       '~ 
euts  »ind  diese  staatsseittgeti  Matrikularbejträge  meist  niedriger  veranschlagt  (vgl. 
Not«  13).      Dagegen    ist  der  hier  filr   i883|4    als    wirkliche    Suats einnähme    aufgeHihti 
Netlo-Matrikul  Ar  betrag  von   10,831,649  Mark  ein  solcher  dos  Reiche»  an  Preuf^en,  da  da 
prcuCäische   Matrikularant«tl  an  den   beseiehneteii  Reicbäiabgabou  um  jenen    Betrag  gröfsQ 
ist  als  der  laut  Heichsetat  (und  auch  laut  Staats« tat)   von  Prcufsen  an  das  Reich  «u  In 
stende  Mtitriknlurbeitrag.      Daraus    folgt  die  den  neg^ativen  Netto- Matrikular  bei  tragen  d«l 
»^Uates    |Tleich    hohe    Bezitlemng    der  für  1872  bis   1882J3    aktiven    und    nur    für   t883J4 
pa^äiven  Anteile    Preufscns    au    den    von   sämtlichen  Staaten  an  das  Reich  su  leistende 
Netto-MatrikuiitrboitrsLgen  (incK  Averaa  der  suddoutsehen  Staaten). 

13)  Die  in  Sp.  52  bezifferten    rechneriscben  Totalbetr&ge    der  Staats-K  in  n  ah  m  en 
sind  ebenso  grofs^    wie  die  in  Sp.  34  der  Tabelle  3  bezifTcrteu  Gesammtbetrüge  der 
Staatsaasgaben t  nur  für  1877178,   1878|79,   1882|3  und   18834,  dagegen  einerseits  klei- 
ner Air   1872   um   77.986  Mark,    für  1875  um    17,694,052  Mark,    für   1874    um  56,162 
Mark,  für   1875  um  62,638  Mark,  für  1876  nm  72,793  Mark,  für   1879|80  um  2,704,703 
Mark    und    fiir  1881J2  um   13,693,173  Mark,    andrerseits    gröfser    nur  für  1880{1   uiflH 
4,633f521   Mark.     Dieser  Mangel    der    ^taat-^tinauzietlcn  Bilanz    hat    seinen  Grund    dari^H 
dafs  die  von  Prcufsen  an  das  Reich   zu  leistenden  Nctto-Matrikular beitrüge  in  den  Staati^f 
etiils  um  die  vorbezeichneten  Differunstbetratje  niedriger  oder  —  nur  für  I880[l  —  bohai^| 
angesetzt  sind ,    als  in  den  allein  verbindlichen  Eeichsetats ,  welche  daher  die  Grundlage^ 
der  diesseitigeij  Bezifferung  der  al^  negative  Staatseinnahme  tabetlierten  Netto-Matrijcular- 
beitrage  (vgl  N<>   12)  gebildet  haben. 

Hoten  EU  Tabelle  19, 

1)  Für   alle  drei  Staaten    sind    hier  die  StaaU-  (und  Reichs-) Aus|j^aben    aller  Haupt- 
kategorieu    mit  denen    der  Tab.   14    übereinstimmend.     Bei  Spezialisierung    der  Ausgaben 
für  höheren  Unterricht  und  für  Volksschulen    in  aus  dem  prcufsiscbeu  Staats  etat 
(die  Zu^i*hüsse    de»  Reichen    für    die  Universität  Strafi^burg    und    einige    andere  Bildung»- 
Kwecke  »ind  nicht  in  die:»e  Kat4sgorie  hineingezogen)    aufser  dem  für    «^Eletnentarschulen" 
mit  14,H0i   MilL    auch    der    für  LehrerAeminaro    mit  5^8118  Mill.   Mark    etatbierte    Betrag 
hier  aU  Ausgabe    für  Volksschulen  tiufgcnomnien  ,    dn^cgen  ülle  übrigen  nicht  oder  nicht 
auch    auf  Kultus  und  Medi/iualweaen    sich  beziehenden  Aufgaben    dcä   betreffenden   Mini- 
steriums der  Kategorie  „höherer  Unterricht'^  xugcwieseu,  und  zwar  namentlich ; 
tür  L'niverkitöten     ..,..*..,     7,601  Mill.  Mark 
,,    Gymnasien  und  Realschulen     ....     5i45ä     ,,         i« 

jf   tecbnbche  Ani^tulten  .  4,4 »2     m         m 

,,   Bibliotheken,  Musoeu  etc.  3»^ ^9     n         n 

,,    Turnlehrer- Ausbildung     ......     o^o 86     „         ti 

^,    Fortbildungsschulen    .......     o,i^»     ,,         „ 

„   Taubstummoii-r  Blinden-  etc.  Unterricht     0,i7  4     „         «, 

susatnmen  2 1,8!^  6  Mill.  Mark 
Für  G  ro  fsb  ri  t  a  n  ni  en    ii»t    hier   als  Ausgabe    für    Volksschulen   der   gauae 
Posten    ,,ÖffenÜicher  ünterrteht"  mit  77,042   Mill.  Mark    aufgeführt;    wahrscheinlich  siind 
darunter  nuch  höhere  Schulen,  aufser  Universitäten^  mitenthalten      Die  Kategorie  ,^Höhera 
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Unterricht"  bilden  alle  Ausgaben  für  ,, Wissenschaft  und  Kunst"  mit  nur  14,265  Mill.  Mk., 
darunter  für  Universitäten  nur  0,817  Mill.  Mark,  da  Oxfort  und  Cambridge  ans  besonderen 
Mitteln  unterhalten  werden. 

Als  Ausgabe  für  Volksschulen   in  Frankreich  sind  hier  nur  die  f&r  ,,instruction 
primaire"  im  Voranschlag  für  1883  ausgeworfenen  Posten  aufgenommen. 

2)  Von  den  Ausgaben  der  Provinzen,  Kreise  und  Gemeinden  in  Preufsen 
sind  die  für  Volksschulen  auf  Grund  der  amtlichen  Bearbeitung  von  A.  Petersilie 
(„Die  öffentlichen  Volksschulen  in  Preufsen",  Ergfinzungsheft  X  des  preufs.  statistischen 
Büreau's  1882)  zu  dem  für  das  Jahr  1878  ermittelten  Betrage  von  89,340  Mill.  Mark 
(aufser  einem  Staatszuschufs  von  11,675  Mill.  Mark)  aufgenommen,  dagegen  die  Ausgaben 
für  „höhere  Schulen"  und  für  alle  übrigen  Aufwandszwecke  auf  Grund  der  die  Ausgaben 
nur  der  157  Städte  und  13  Landgemeinden  mit  je  über  10  000  Bewohnern  umfassenden 
und  auf  das  Jahr  1876  sich  beziehenden  Bearbeitung  von  Herrfurth  (Ergänzungs- 
hefk  VI  der  genannten  Zeitschrift  für  1879)  nur  arbiträr  geschätzt.  Die  Medien  dieser 
Schätzung  sind  in  nachstehender  Übersicht  zusammengestellt. 
Für  1876  betragen  die  nach  dem  Quellenwerk  von  Herrfurth 
(unter  Ausschlufs    der  Provinzial-  und  Kreisbeiträgeberechneten 

Oemeinde-Aiisgaben 

üii67Badt«i|  'U^^- 

mit  je  über  10  000  Bewohnern 
pro  Kopf  der  Bevölkerung 


für  höheren  Unterricht  .     .     . 

„   Armenwesen 

„   sonstige  Civilverwaltung    . 
„   Militärverwaltung        (Ein- 
quartierung etc.        .     .     . 
„   Steuerverwaltung     .     .     . 

,,   Schuldzinsen 

„    Schuldentilgung   .     .     .     . 


300  Pf. 
412 
2660 

64 
36 

274 
102 


23 

27  , 
46  , 
90    , 


Pf. 


Arbiträr  geschätzte 
Proriniial-,  Krei«-  und 
Oemeinde-Aiugaben 
aller  übrigen  Gebiete 
pro  Kopf  der  Be- 
völkerung 

15  Pf. 
100  „ 
200    „ 

>    » 
10   „ 

20   „ 


zusammen  aufser  Volksschulen     38,48  Mark  io,34  Mark     |  3,56  Mark 

Die  Summe  der  nach  dem  Quellenwerk  für  die  170  Gemeinden  (mit  5,4  Mill.  Be- 
wohnern) festgestellten  und  der  für  das  übrige  Staatsgebiet  (mit  c.  22  Mill.  Bewohnern) 
zu  den  vorbezeichneten  Kopfbeträgen  bezifferten  Ausgaben  für  obige  Zwecke  sind  ab- 
gerundet in  Sp.  2  der  Tab.  16  eingestellt.  Eine  Darlegung  der  mancherlei  Indizien  für  die 
annähernde  Richtigkeit  dieser  Schätzung  mufs  hier  unterbleiben.  Eine  Unterschätzung  ist 
wahrscheinlicher,  als  eine  Überschätzung. 

3)  Die  Ausgaben  der  Lokal-Verwaltungen  in  Grofsbritannien  sind  dem 
„Statistical  Abstract"  (Heft  29  Seite  29.  London  1882)  entnommen,  jedoch  ist  von  der 
dort  für  1879/80  mit  97,101  Mill.  Mark  aufgeführten  Ausgabe  für  Schulen  der  als  Staats- 
zuschufs (Government  Contributions)  ebendort  unter  den  Einnahmen  der  Lokalverwaltungen 
aufgeführte  Betrag  von  67,936  Mill.  Mark  in  Abzug  gebracht,  wenngleich  nicht  feststeht, 
dafs  dieser  Zuschufs  nur  für  Schulzwecke  gewährt  worden.  Zum  allergröf^ten  Teil  dürfte 
das  wohl  der  Fall  sein.  Die  unter  Abzug  dieses  Zuschusses  verbleibende  Gesamtausgabo 
von  106,207  Mill.  Mark  für  Volksschulen  entspricht  annähernd  der  in  Seyffarth's 
„Chronik  dos  Volksschulwesens"  (Breslau  1881.  Jahrg.  3  Seite  156)  enthaltenen  Angabe, 
dafs  1880  nur  in  England  und  Wales  „über  4  Mill.  Pfd.  Steriing*'  oder  über  80  Mill. 
Mark  ausgegeben  seien.  Da  die  Bevölkerung  von  Schottland  und  Irland  c.  30 ^\g  der- 
jenigen von  England  und  Wales  repräsentiert,  ergiebt  sich,  unter  Voraussetzung  annähernd 
gleicher  Aufwandsverhältnisse  für  Volksschulen,  fast  genau  der  hier  angenommene  Betrag 
von  rund  106  Mill.  Mark.  Die  Lokal-Schulsteuer  (School  Board  Rates)  in  England  und 
Wales  für  i879|80  beträgt  29  726  240  Mark. 

4)  Alle  Ausgaben  der  Departements  und  Gemeinden  in  Frankreich 
sind  nach  den  für  1877  bei  v.  Kaufmann  („Die  Finanzen  Frankreichs*',  Leipzig  1882 
S.  730,  737  und  758)  aufgeführten  Beträgen  zusammengestellt,  unter  Abrechnung  des  in 
ihnen  mitenthaltenen  Staatszuschusses  von  15,218  Mill.  Mark  für  Volksschulen.  Schwer- 
lich ist  anzunehmen ,  dafs  die  hiernach  für  1877  verbleibende  Gemeinde- Volksschutaus- 
gabe von  68,831  Mill.  Mark  sich  in  der  Folgezeit  wesentlich  vermindert  habe,  weil  der 
Staatsaufwand  für  Volksschulen  (vgl.  Note  1)  sich  mindestens  verdoppelt  hat.  In  Frank- 
reich handelt  es  sich  um  Mehrleistung  für  die  Volksbildung,  nicht  —  wie  wesentlich  in 
Preufsen  —  um  Verschiebung  der  Leistungspflicht.  — 
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Aus  der  Fülle  des  in  den  Tabellen  gesichtet  und  zum  Teil  iu 
Verhältniszahlen  verarbeitet  zusaniinciigestellten  Materials  springt  zu- 
nächst die  ungeheure  Komplizitat  der  deutschen  reichs-  und  glieder- 
staatlichen FiuanzzuHtände  in  die  Augen,  Grofsenteils  daraus  erklärt 
sich  der  Mangel  amtlicher  und  privater  Hilfsmittel  zu  einer  relativ 
wühelosen  und  raschen  Orientierung  über  diese  Zustände.  Denn  die 
in  den  durch  die  verschiedenen  Gesetzblätter  publizierten  Reichs-  und 
Staatsetats ^  hinsichtlich  sehr  wesentlicher  Einzelheiten  —  zumal  seit 
diesem  Jahre  —  sogar  nur  in  den  Drucksachen  der  parlamentarischen 
Körperschaften  enthaltenen  llrmaterialien  sind  aus  haushälterischen 
und  anderen  Gründen  auch  für  die  meisten  zu  ihrer  Benutzung  ge- 
neigten und  befähigten  Personen  unzulänglich,  die  preufsischen  Land- 
tags-Verhandlungen  und  Drucksachen  in  den  Bibliotheken  mancher 
aufseriireulsischen  Oniversitätsatädte  nicht  aufzutreiben.  Oder  es 
mangelt,  das  umschüefst  keinen  Vorwurf,  selbst  dazu  befähigten  und 
an  der  Gesetzgebung  beteiligten  Personen  an  Zeit  oder  Lust  zu  der 
die  kritische  Thätigkeit  erst  ermöglichenden,  schon  für  ein  einziges 
Etatjahr  mühevollen  Arbeit  des  Sichtens  und  Schichtens  der  ver- 
schiedenartigen Urmaterialien,  der  Ausrechnung  von  Veihältniszahlen 
und  der  Zusammenstellung  bezüglicher  Übersichten-  Es  darf  gesagt 
werden,  dal's  die  Fähigkeit  dazu  nur  nach  umfassender  Vorbereitung 
und  durch  fortgesetzte  Übung  erlangt  werden  kann  und  dafs  nicht 
immer  die  dazu  befähigten  Personen  auch  scharfe  und  objektive  Beur- 
teiler der  Beweiskraft  sellKstberei teter  Prüfungsmittel  sind. 

In  den  vom  statistischen  Reichsamt  herausgegebenen  Monatsheften 
(früher  Vierteljahrshefte)  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  sind  in 
finanzieller  Hinsicht  nur  zoll-  und  steuerstatistische  Detail  Übersichten 
enthalten,  welche  mit  den  Etats  gar  nichts  zu  tlmn  haben  und  nur 
zum  Teil  auf  die  Etatjahre  sich  beziehen.  Das  von  demselben  Reichs- 
amt seit  188U  herausgegebene  „Statistische  Jahrbuch  für  das  deutsche 
Reich*'  bringt  unter  dem  Titel  „Finanzwesen"  nur  durch  Beifügung 
der  Vcrhältniszahlen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  des  Reichsgebietes 
oder  des  betreffenden  Zoll-  und  Steuergebietes  vervollständigte  Aus- 
züge aus  den  reichsfiuanziellen  Ilaushaltsabrcchnungen  (über  die  Ist- 
Ausgaben  und  Einnahmen)  und  aus  dem  neuesten  Reichsetat,  be- 
ziehentlich aus  den  vorerwähnten  zoll-  und  steuerstatistischen  Spezial- 
übei-sichten  der  Mojiatshefte.  Von  der  staatsamtlichen  Statistik  in 
Prcufsen  werden  tinanziellc  Daten  nur  gelegentlich  oder  in  besonderer 
Veraidassung  und  ohne  Kontinuität  veröffentlicht.    Keins  dieser  amta- 
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statistischen  Werke  enthält  kombinierte  oder  auch  nur  eine  Kombi- 
nation crmüglicliendt!  Übormchten  der  Reichs-  und  Staatsfinanzen.  Das 
einzige  periodisch  erscheinende  und  halbwegs  brauchbare  Hilfsmittel 
zur  OrieDtierung  über  die  Finanzwirtscliaft  des  Reiches  und  aller 
Gliederstaaten  ist  das  den  zweiten  Teil  des  Gothaer  Hofkalenders 
(yon  Justus  Perthes)  bildende  „Diplomatisch  statistische  Jahrimch." 
Aber  es  enthält  nur  an  die  formalgesetzlichen  Kategorien  sich  an- 
schliefsende  Auszüge  aus  den  Reichs-  und  Staatsetats,  keine  finanz- 
politischen Kategorien,  keine  Kombinationen,  keine  Verhältniszahleu. 
Ohne  Selbstbearbeitung  der  zerstreuten  und  schwer  zu  erlangenden 
Urmaterialien  ist  eine  mehr  als  oberflächliche  Oriöntiening  über  die 
deutschen  Finanz  Verhältnisse  nicht  möglich. 

Die  hier  veröffentlichten  Tabellen  haben  hauptsächlich  den  Zweck, 
die  finanzpolitische  Orientierung  in  Beziehung  auf  den  ausschlag- 
gebenden Staat  zu  erleichtern,  auch  durch  Feststellung  der  Verhält' 
niszahleu  für  die  letzten  und  die  dekadisch  zurückliegenden  Etatjahre 
der  kombinierten  Reichs-  und  preufsischen  Staatsfinanzen  anzuregen 
zu  einer  die  rechnerische  Selbstarbeit  der  zu  objektiver  lidormation 
geneigten  Finanzkritiker  nicht  erfordernden  Vcrgleichung  der  jetzt 
koiubinicrteo  mit  den  früher  einheitlichen  Staatsfinanzen,  ferner  zur 
Vcrgleichung  mit  den  Finanzen  der  beiden  in  dieser  Beziehung  viel- 
gerühmten und  vielgescholtenen  Einheitsstaaten  Grofsbritanuien  und 
Frankreich^  cndlich'zur  Vergleichung  der  kombinierten  Reichs-,  Staats- 
und Gemeindefinanzen  in  Preufsen  und  in  jenen  Einheitsstaaten. 

Zur  Erleichterung  dieser  Vergleiche  folgen  hier  5  graphische 
Skizzen,  welche  die  wichtigsten  Verhältniszahlen  der  betreffenden  Ta- 
bellen mit  einem  Blick  übersehen  lassen,  das  Erfassen  und  Festhalten 
ilires  finanzkritischen  oder  refonnpolitischen  Kollektivgewichtes  ohne 
die  vermeintlich  geistlose,  in  der  That  aber  eine  nnliebsame  Anspannung 
des  Geistes  beanspruchende  Abwägung  der  Bedeutung  statistischer 
Zahlenreihen  ermöglichen. 

Nur  diejenigen  zumeist  auch  graphisch  dargestellten  Verhältnisse, 
welche  besondere  Beachtung  verdienen,  können  hier  hervorgehoben 
und  erläutert  werden. 

In  Prenfsen  sind  die  Staatsausgaben  (immer  mit  Einschlufs  der 
Anteile  an  Reichsausgahen)  pro  Kopf  der  Bevölkerung  (Tab.  7  für 
die  eigentliche  Zivil  vor  waltung  iexch  Steuer-  und  Schuldenver- 
waltung) erst  seit  1841  höber  und  seit  1873  (also  seit  Durchführung 
der  reicharechtlichen  Gliederung)  bedeutend  höher  (T883|4  um  3,14  Mark) 
als   die   für   die   Militärverwaltung   (incl  Marine).     Wenn  auch 
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jene  Zivilausgaben  seit  1851  (dem  ersten  Jahr  der  konstitutionellen 
Monarchie)  bis  1883/4  von  6,54  auf  12,94  Mark  oder  um  naheza 
HH)};  gestiegen  sind,  dagegen  die  Militärausgahen  im  gleichen  Zeit- 
raum V(in  4,67  auf  9,8o  Mark  oder  um  fast  llOjf  zugenommen 
haben,  so  darf  darin  doch  ein  Mifsverhältnis  schon  aus  dem  Grunde 
nicht  erblickt  werden ,  weil  die  erst  in  neuerer  Zeit  geschaffene  Marine 
durch  ihre  Förderung  des  Handels  auch  den  Zivilzwecken  unmittelbar 
dient  Sodann  ist  daran  zu  erinnern,  dafs  die  NaturaUeistungen  der 
Bevölkerung  für  Militärzwecke  in  älterer  Zeit  viel  umfangreicher  waren 
und  grofsenteils  gar  nicht  entschädigt  wurden,  dafs  aber  für  die  jetzt 
minder  umfangreichen  Naturalleistungen  eine  Entschädigung  zu  den 
seit  1875  bedeutend  erhöhten  Sätzen  gezahlt  wird.  Dennoch  zeigen 
in  Prozent  der  Summe  aller  ordentlichen  Ausgaben  üncL  Steuer-,  excL 
SclinldenverwaHung),  also  in  der  entscheidenden  Relativität  (Tab.  8 
und  Skizze  I,  2),  die  Militärausgaben  eine  von  1821  bis  1851  bedeutend 
(von  53,7  auf  38,7  g)  fallende  und  nach  einer  Steigerung  in  1861  (auf 
46,HS)  aufs  neue  (40,5  J  in  1883/4)  fallende  Bewegung,  dagegen  die 
eigentlichen  Zivilausgaben  eine  umgekehrte,  von  1821  bis  1851  nicht 
unbedeutend  (von  4G,:i  auf  54,1  g)  steigende  und  nach  einem  Fallen 
in  lHi;i  (47,0  {[)  aufs  neue  (53,6  j{  in  1883/4)  steigende  Tendenz.  Nichts 
bekundet  ein  abnormes  Anwachsen  des  Aufwands  für  die  militärische 
Macht^stellung.  Diejenige»,  welche  die  deutschen  Militärausgaben  als 
unproduktiv  zu  diskreditieren  bemüht  sind,  stehen  auf  dem  Stand- 
punkt solcher,  welche  den  Aufwand  für  eine  allzeit  leistungsfähige 
Feuerwehr  beschränken  wallen,  weil  diese  während  mehrerer  Jahre 
zum  Ausrücken  nkhl  genöthigt  gewesen,  obgleich  sogar  auf  Brand- 
stiftung sinnende  Nachbarn,  vielleicht  auch  Mitbürger,  vorhanden  sind 
imd  nur  in  der  ihnen  durch  die  erprobte  Leistungsfähigkeit  der  Feuer- 
wehr aufgedrängten  Überzeugung  von  der  ünausführbarkeit  ihrer  ver- 
hrecherischen  Absicht  den  Versuch  der  Ausführung  verschieben.  Mit 
dem  zu  hoffenden  Eintritt  einer  auf  un^^weifelhaften  Thatsachen  be- 
ruhenden Friedenszuversicht  werden  die  Militärausgaben  vielleicht  um 
Bruchteile  einer  Mark  pro  Kopf  der  Bevölkerung  sich  vermindern, 
weitergehende  Ersparnisapostel  erwecken  den  Verdacht  der  Absicht 
einer  Verzögerung  z(j11  -  und  steuerrechtlicher  Reformen. 

In  einem  ungünstigen  Licht  erscheinen  die  Ausgaben  der  Schul- 
denvcrwaltung ,  wenn  die  gegensätzlichen  Elemente  der  Verzinsung 
und  Tilgung  gesondert  betrachtet  werden.  Pro  Kopf  der  Bevölkerung 
sind  die  Schuldzinsen  von  1821  bis  1851  konstant  und  bedeutend 
(von  1,85  auf  1,08  Mark  oder  um  42  J)  gefallen,  dann  aber  bis  1883/4 
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ebenfalls  konstant  und  viel  bedeutender  (von  1,08  auf  4,24  Mark  oder 
um  nahezu  300^)  gestiegen.  Das  wäre  nur  in  dem  Fall  nicht  an  und 
für  sich  irrationell,  wenn  die  Tilgung  nicht  in  höherem  Grade  gefallen 
oder  mindestens  in  gleichem  Grade  gestiegen  wäre.  Die  Tilgungs- 
quoten sind  aber  nur  von  1821  bis  1851  in  minderem  Grade  (von  0,91 
auf  0,60  Mark  oder  um  34^  bei  42^  Zinsenminderung)  gefallen,  da- 
gegen von  1851  bis  1883  —  mit  Ausnahme  des  durch  Tilgung  der 
norddeutschen  Bundesschulden  aus  den  französischen  Milliarden  aus- 
gezeichneten Jahres  1873  —  nur  ganz  unbedeutend  (von  0,60  auf 
0,69  Mark  oder  um  nur  15  ^  bei  nahezu  300  %  Zinsenmehrung)  ge- 
stiegen. Von  den  Schuldzinsen  repräsentiert  die  Tilgung  für  die  3 
autokratischen  Dekadenjahre  1821  bis  1841  je  rund  50^,  für  die  4 
konstitutionellen  Dekadenjahre  1851  bis  1883/4  resp.  rund  56^,  38^, 
94^  und  gar  nur  16  §,  welcher  Degrefs  der  konstitutionellrechtlichen 
Schuldtilgung  im  Vergleich  zur  Verzinsung  um  so  bedenklicher  ist, 
als  der  Zinsfufs  für  Reichs-  und  preufs.  Staatsschulden  sich  seit  1851 
vermindert  haben  dürfte.  In  Teilen  der  betreifenden  Schuldkapitalien 
(welche  nicht  festgestellt  werden  konnten)  würde  ein  wohl  noch  gröfserer 
Degrefs  der  Schuldentilgung  sich  herausstellen.  Als  ein  die  Zunahme 
der  Schuldzinsen  und  die  Abnahme  der  Schuldentilgung  gravierendes 
Moment  erscheint  auch  die  Thatsache,  dafs  zur  Deckung  der  „ein- 
maligen^^ Ausgaben ,  welche  das  einzige  Objekt  der  Anleihedeckung 
sind,  im  letzten  Jahrzent  sehr  bedeutende  (1883/4  noch  1,50  Mark 
pro  Kopf)  Kapitalzuschüsse  (meist  aus  den  franz.  Milliarden  her- 
rührend; vgl.  Tab.  4,  Sp.  38  bis  43)  verwendet  worden  sind,  während 
in  den  Etats  vor  und  für  1851  Kapitalzuschüsse  überhaupt  nicht  vor- 
kommen. 

Die  Kosten  der  Steuerverwaltung  sind  nicht  graphisch  dar- 
gestellt worden,  weil  für  sie  nicht  die  Beträge  pro  Kopf  der  Bevöl- 
kerung und  auch  nicht  die  in  Prozent  aller  ordentlichen  Ausgaben, 
sondern  die  Beträge  in  Prozent  der  korrespondierenden  Zoll-  und 
Steuererträge  kritisch  sind.  Diese  und  ihre  von  den  absoluten  Er- 
tragszahlen der  allgemeinen  Tabellen  abweichenden  Grundzahlen  sind 
in  Tab.  15  zusammengestellt.  Charakteristisch  ist  das  in  Prozent 
der  etatisierten  Erträge  fast  ununterbrochene  Sinken  der  Er- 
hebungskosten der  indirekten  Abgaben  (Zölle,  Verbrauchsteuern,  Stem- 
pel- und  Verkehrssteuern  excl.  Eisenbahnabgaben)  von  13,4  ^  in  1851 
auf  9,1  ^  in  1883/4,  dagegen  das  bedeutende  Steigen  der  Erhebungs- 
kosten aller  direkten  Steuern  (Einkommen-,  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuern,  bezüglich  Eisenbahnabgaben)  von  4,4^  in  1851  auf 
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YoUe  7||  in  1883/4.  Dabei  ist  zu  er>\agün,  dafs  ein  Teil  der  Er- 
hebuDgakosten   direkter  Staatssteuern  den  Gemeinden   ?axt  Last   fällt. 

Die  dekadische  Entwickelung  der  kombinierten  Staats-  und  Reichs- 
einnahmen  in  PreulseiT  ist  pro  Kopf  der  Bevölkerung  (Tab.  U) 
hinsichtlich  der  Summe  aller  steuerrechtlichen  Einnahmen 
(Zölle,  Steuern  untl  Gebühren)  von  1821  ab  (10,81  Mark)  in  jedenj 
der  beiden  folgenden  Dekadenjahre  1 S32  {  10,ö  Mark)  und  1841  ^9,45  Mark) 
um  gegen  lüg  gefalk^n ,  dann  aber  im  ersten  konstitutionellen  Etat- 
jahr 1851  (10,77  Mark)  nahezu  auf  die  Höhe  von  1821  gestiegen, 
weiter  für  1861  (12J7  Mark)  um  2,0  Mark  oder  16  %,  für  1H75 
(15,48  Mark)  um  2,71  Mark  oder  18  §  und  für  1883/4  (16,82  Mark) 
um  1,34  Mark  oder  nur  8  ^  gewachsen ,  sie  zeigen  also  in  jüngster 
Zeit  eine  geringere  Progression,  Das  ist  eine  konibinierte  Folge; 
einesteils  des  Wachstums  der  Summe  aller  nichtsteuerrecht- 
liehen  Einnahmen  (ohne  die  gk'ich  zu  erwähnenden  Hilfseiuuahmen), 
welche  für  1821  bis  1861  zwischen  2,23  und  3,83  Mark  schwanken, 
in  1872  aber  auf  9,72  Mark  oder  gegen  1861  um  5,89  Mark  =  153  g 
und  in  1883/4  auf  10,4 1  Mark  oder  um  0,69  Mark  =  7^,  —  teils 
auch  die  Folge  der  zunächst  im  ersten  konstitutionellen  Etat  für  1851 
(mit  0,55  Mark)  vorkommenden  und  für  1861  (0,64  Mark)  unbedeutend 
hithcren,  «iber  für  1873  (2,47  Mark)  sehr  bedeutend  (um  1,83  Mark 
oder  fast  300  ?)  gestiegen  und  für  1883/4  (1,88  Mark)  relativ  unbe- 
deutend (um  0,59  Mark  oder  gegen  24  J)  gefallenen  Hilfseinnahmcn 
(Überschüsse  aus  Vorjahren  und  Anleihen  beziehentlich  Defizit),  — 
gröfsten teils  aber  die  Folge  des  nach  1873  minder  progressiven  Wachs- 
tums  der  Ge-samtaus^jjaben  (vgl.  Tab.  3,  Sp.  34  unter  111)  und  des 
diesen  gleichen  Eiunahmebedarfs,  welcher  für  1821  bis  1851  zwischen 
11,68  and  14,33  Mark  schwankt,  dann  von  1851  (13,77  Mark)  bis 
\mi  (17,24  Mark)  um  3,47  Mark  oder  23^  und  weiter  bis  1873 
(27,67  Mark)  um  10,43  Mark  oder  60;;  gestiegen  ist,  aber  hiernach 
bis  1883/4  (29,10  Mark)  nur  um  1,44  Mark  oder  nur  5^  sich  ver- 
mehrt hat. 

Hinsichtlich  der  Divergenzen  des  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
(Tab*  11)  sich  ergebenden  Betrages  der  Staatseinnahmen  in  Preufscn 
(kombiniert  mit  dem  Reich)  ist  die  eine  kaum  bekannte  oder  be- 
achtete Thatsache  hervorzuheben,  dafs  die  Erträge  der  Stempel  und 
Gebühren  von  1821  (0,91  Mark)  bis  1873  (3,62  Mark)  bedeutend  ge- 
stiegen, dann  aber  bis  1883/4  (3,11  Mark)  um  0,51  Mark  oder  14  g 
gefallen  sind.  Der  grijfsttr  Teil  des  Degresses  fällt  in  die  Kategorie 
der  eigentlichen  Stempelsteuern,   von  welchen   der  SpielkartcDStempel 
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1879  und  die  sogen.  Borsenstcueni  (von  Wertpapieren ,  Schlafsnoten 
und  Lotterielosen)  1882  reichsgesetzlich  reformiert,  zum  Teil  neu  ein- 
geführt sind  (über  die  mutmafslichen  Ursachen  dieser  Minderertrage 
?gL  Note  8  zu  Tab.  4). 

Steuerreformatorische   Argumente   lassen  sich  aus   den   Steuerer- 
^trägen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  nicht  entnehmen,  denn  ein  abstraktes 
Maxiraum  oder  Minimum  des  Kopfhetrages  der  Belastung  durch  die 
eine  oder  andere  Steuerart  läfst  sich  Überhaupt  nicht  begründen.    Von 
den   beiden  Faktoren   des  absoluten  Ertrages   jeder  Steuerart   ist  der 
»nne  —  der  Umfang  des  Steuerbemessungsobjektes  (Menge  oder  Wert 
der  zoll-  oder  steuerpflichtigen  Verbrauchsobjekte,  ihrer  Rohmateria- 
Hen,  Herstellungsgeräte  u.  d.  m,;  Zahl  oder  Einkommen  steuerpflich- 
tiger Personen ;  Flächenraum  oder  Katasterwert  atcuerptlichtiger  Grund- 
stücke;   Umsatzmenge  oder   Umsatzwert,    Arbeiterzahi   u.  d.  m.  der 
steuerpflichtigen  Gewerbe;  Zahl,  Wert  und  sonstige  Merkmale  stempcl- 
oder  gebührenpflichtiger  Objekte  u.  s.  w.)  —  von  gesetzlichen  Anord- 
nungen   nicht    oder    nicht    unmittelbar    abhängig,    jedenfalls    nicht 
isteigerungsfähig,   dagegen   der  andere  Faktor  —   der  Steuersatz   — 
^lediglich   von  gesetzlicher  Anordnung  abhängig.    Unter  den  zahllosen 
sozial-  oder  volJcswirtschaftsrechtlichen   und  finanziellen  (fiskalischen) 
Erwägungsmomenten  bei  Feststellung  des  Steuersatzes  ist  oder  sollte 
der   statistisch   ermittelte   oder   auf  Grund    solcher   Krmittelung   ge- 
schützte Jiihrliche  Dnrchschnittsumfang  des  Steuerbemessungsohjektes 
die  Basis  der  gesetzlichen  Entschliefsung  sein,  also  der  wahrschein- 
liche Ertrag  im  Fall  des  mehr  oder  minder  hohen  Steuersatzes.     Die 
Feststellung  dieses  Ertragfaktors  erfolgt  oder  sollte  für  die  einzelne 
Steuerart  erfolgen   nicht   abstrakt   nach   dem   Umfang  des   Stcuerbe- 
messungsobjekies  aller  Steuerarten  je  nach  den    mehr   oder   minder 
grofsen  Bedenken  gegen  die  in  Folge  der  Steuer  eintretende  Preiser- 
höhung, Absatz-  und  Verbrauchsminderung  der  Objekte  oder  Existenz- 
verschlechterung ihrer  Subjekte.   Darin  liegen  die  ungeheuren  Schwierig- 
keiten  der  Konstruktion  und  Intakthaltung  eines  „gerechten"  und  doch 
den  ganzen  Steuerbedarf  deckenden  „Systems"  verschiedener  Steuern. 
Im  Fall  eines  richtigen  Systems  müfstcn  die  Steuersätze  aller  Steuer- 
arten proportional   dem   ganzen  Steuerbedarf  erhöht  oder  gemindert 
werden,  jede  Steuerart  müfste  —  unter  Voraussetzung  des  unverän- 
derten Umfangs  der  Steuerbemessungsobjekte  —  einen  gleichbleibenden 
Teil  des  ganzen  Steuerbedarfs  decken.     Selbstverständlich  ist  die  ma- 
themalisch  genaue   Einhaltung   dieses  Prinzips  unmöglich,   aber   die 
approximative  erscheint  möglich  in  Folge  des  erfahrungsmüXsig  in  der 
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Regel  erst  nach  vicljahrigeii  Perioden  bemerkbaren  Aussetzetis  Ak 
Statik  aller  Verhältnisse,  in  welche  der  Menschen  Gesetze  nicht  odei 
nicht  jäh  eingieifen. 

Die  Reichs-  und  preulaischen  Staatssteuern  bilden  bis  jetzt  nocl 
kein  System,  sondern  ein  Konglomerat  „von  Fall  zu  Fall*'  und  ohm 
Kontinuitiit  der  Erwägungen  ein-  und  abgeschaflFter,  erhdhtL*r  und  er 
niedrigter  Steuern  und  als  „gerecht"  wird  die  Mehrzahl  derselbei 
kaum  von  jemand  anerkannt.  Aber  sie  sind  die  gesetzlich  festgestellte! 
Mittel  zur  Deckung  des  im  Etat  anerkanntt^n  St^uerbedarfs,  Ein  er 
hebliches  Schwanken  des  in  Prozent  den  als  Steuerbedarf  anzusehendei 
Gesamtertrages  auHgedrückten  Ertrages  der  einzelnen  Steuerarten  odei 
Kategorien  verwandter  Arten  bekundet  das  Vorhandensein,  den  Ein 
tritt  oder  die  Beseitigung  von  Mängeln.  Ob  das  eine  oder  andere  dei 
Fall,  worin  die  Mängel  bestehen  oder  bestanden  haben,  welchen  Ofi 
Sachen  das  eine  oder  andere  zuzuschreiben  sei,  das  bedarf  speziell 
Kenntnisse  und  Erwägungen,  welche  um  so  einfacher  sein  werden >  j< 
zweifelloser  der  umfang  der  SteuerberaessungsobjektA»  und  seine  Statil 
ist  und  je  weniger,  übersichtlicher  und  qualitativ  unbedenklicher  di< 
Steuersätze  verändert  worden  sind.  Für  Preufsen,  beziehentlich  dai 
Reich,  werden  diese  Momente  allen  Kritikern  bekannt  sein  und  ihnei 
die  Erwägungen  nicht  sehr  schwer  fallen.  Bei  Zugrundelegung  dci 
Kopferträge  wären  diese  Schwierigkeiten  viel  gröfser,  weil  dann  aufser 
dem  die  fast  für  alle  Dekadenjahre  sehr  bedeutenden  Schwankungei 
des  Steuerbedarfs  in  Erwägung  gezogen  werden  müfsten. 

Diese  Auseinandersetzung  schien  nicht  unnötig,  weil  nur  zu  of 
und  auch  von  autoritativer  Seite  mit  den  nuden  Kopferträgen  einzelne 
Steuerarten  oder  deren  Kategorien  für  oder  wider  bestimmte  Reform 
tendenzen  oder  Reformantipathien  argumentiert  worden  ist,  sogar  um 
insbesondere  unter  Gegenüberstellung  der  Kopferträge  aufscrdeutsche 
Staaten,  deren  Steuerbedarf  pro  Kopf  der  Bevölkerung  reichlich  drei 
mal  so  grofs  ist,  wie  der  kombioierte  für  Preufsen  und  das  Heich. 

Sehr  wesentliche  Divergenzen  des  in  Prozent  aller  steuerrecht 
liehen  Einnahmen  (Tab.  12)  ausgedrückten  Einzelertrages  der  dre 
Hauptkategorien  der  Reichs-  und  Staatssteuern  in  Preufsen  sini 
während  der  Dekadenjahre  1821  bis  1883/4  nicht  vorhanden^  be 
ziehcntlich  für  1832  und  1841  nicht  zu  konstatieren.  In  dieser  Re 
lativität  haben  die  Erträge  aller  Zölle  und  Verbrauchs 
steuern  von  1851  mit  46,6g,  auf  1861  mit  43,8^,  und  auf  1875 
mit  41,4^  sich  nicht  bedeutend  vermindert  und  dann  —  in  Folg« 
der  1879  erstrittenen  Zolltarifreform  und  Tabaksteuererhöhung  — j 
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1883/4  mit  51,1  §  der  Summe  aller  steuerrechtlichen  Ennahmen  sich 
nicht  so  bedeutend  vermehrt,  dafe  die  von  den  Gegnern  weiterer  Er- 
höhungen der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  aufgestellte  Behauptung, 
das  Reich  habe  „die^'  Zölle  und  Verbrauchssteuern  schon  übermäfsig 
entwickelt,  in  dieser  Allgemeinheit  begründet  erscheinen  könnte.  Diese 
Sammelkategorie  umschliefst  so  heterogene  Belastungsobjekte,  dafs  ihr 
Kollektivertrag  ein  Urteil  nicht  gestattet  Die  Erträge  der  Einzel- 
kategorien konnten  wegen  Unspezifiziertheit  der  Urmaterialien  nicht 
für  alle  Dekadenjahre  beziffert  werden  und  die  Darstellung  ihrer  Er- 
tragsverhältnisse in  jedem  der  Jahre  seit  1872,  für  welche  die  abso- 
luten Erträge  der  Einzelkategorien  in  Tab.  4  Sp.  1  bis  14  beziffert 
sind,  hätte  nicht  nur  übermäfsigen  Raum  eingenommen,  sondern  wäre 
auch  von  sehr  geringer  Bedeutung,  da  die  für  die  wesentlichsten 
Einzelkategorien  in  Tab.  12  bezifferten  Ertragsverhältnisse  der  Dekaden- 
jahre vor  1883/4  nicht  bedeutend  divergieren.  Es  schien  bedeutsamer, 
die  Ertragsverhältnisse  der  Einzelkategorien  für  1883/4  mit  denjenigen 
der  nächstliegenden  Finanzjahre  in  Grofsbritannien  und  Frankreich  in 
Parallele  zu  stellen  und  auch  graphisch  zu  illustrieren.  Dasselbe  gilt 
von  den  beiden  andern  Sammelkategorien,  der  Stempel  und  Gebühren 
einerseits  und  der  direkten  Personal-  und  Realsteuem  andrerseits. 
Der  Kollektivertrag  der  zum  Teil  den  Verbrauchssteuern  verwandten 
Stempel  und  Gebühren  ist  in  Prozent  aller  steuerrechtlichen  Ein- 
nahmen von  1821  (8,4  0)  bis  1873  (23,3^),  also  vor  dem  Eingreifen 
der  Reichsgesetzgebung,  bedeutend  gestiegen,  aber  bis  1883  (18,5^) 
trotz  und  zum  Teil  in  Folge  der  seit  1879  (vgl.  Note  8  zu  Tab.  4) 
reichsseitig  stattgehabten  Reform  und  selbst  Neueinführung  solcher 
Steuern  nicht  unerheblich  gesunken,  dagegen  hat  sich  der  Kollektiv- 
ertrag der  direkten  Personal-  und  Realsteuern  von  1821 
(43,5  j)  bis  1883/4  (30,4^)  fast  konstant  und  bedeutend  vermindert, 
und  zwar  in  neuerer  Zeit  in  Folge  der  „Aufserhebungsetzung"  von  3 
bis  5  Monatsraten  der  Steuer  von  Einkommen  bis  6000  Mark,  welche 
für  1883/4,  unter  Ausdehnung  der  früher  nur  bis  420  Mark  reichenden 
Staatssteuerfreiheit  auf  alle  900  Mark  nicht  übersteigenden  Einkommen, 
für  die  fortbestehenden  Stufen  bis  3000  Mark  auf  3  Monatsraten ,  für 
die  nächsthöhere  Stufe  bis  3600  Mark  auf  2 ,  und  für  die  dann  fol- 
gende Stufe  bis  4200  Mark  auf  1  Monatsrate  herabgemindert,  für  die 
nächsthöhere  bis  6000  Mark  aber  aufgehoben  sind.  Das  Hauptelement 
der  Mehreinnahmen  in  Preufsen  sind  die  aus  Betriebserträgen,  Ver- 
waltungseinnahmen und  Kapitalzuschüssen  sich  zusammensetzenden 
nichtsteuerrechtlichen   Einnahmen   (excl.  Überschüsse   aus 
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Vorjahren  und  Ankihen).  Dieses  Surrogat  steuerrechtlicher  Einnabmen 
ist  m  Prozcüt  dersolbeü  von  1821  (32,6«)  bis  1851  (22, H  g)  erheblich 
gefalltui,  dann  aber  bis  1883/4  (61,9)  grofseoteils  in  Falge  der  Ent- 
wickeluijg  des  Systems  der  Staatscisenbahnen  so  bedeutend  gestiegen, 
dals  auf  ein  erhebliches  Fortwachseu  dieser  Einnahmen  schwerli^ 
gerecluiet  werden  kann.  ^ 

Wer  den  tabellarischen  und  graphischen  Darstellungen  des  Werde- 
ganges der  staatlichen  und  reichsanteiligen  Finanzverhältnisse  in  Preurseü 
seine  Aufmerksamkeit  zuwendet,  wird  sich  der  Überzeugung  nicht  eütr 
ziehen  können,  dais  ein  Zurückschrauben  der  Ausgaben  tt^ 
möglich  ist,  dafs  die  Deckung  durch  Anleihen  einen  b^ 
denklichen  Umfang  erreicht  hat  und  die  Anleihetilgung 
eine  zu  geringe  ist»  dafs  ein  erhebliches  Fortwachsen  der 
(Ihrigen  nich  tsteuerrechtlichen  Einnahmen  undenkbar 
und  folglich  zur  Konsolidation  allein  schon  der  Staatsfinanzen,  gan^ 
abgesehen  von  den  Gemeindefiuanzen,  eine  Vermehrung  der  stea^fl 
recbtliclien  Einnahmen  unerläfslich  ist.  In  dieser  Über- 
zeugung werden  diejenigen  bestärkt  werden,  welche  auch  nur  die  gra- 
phisch in  Vergleich  gestellten  Finanzverhältuisse  in  Preufsen  (kom- 
binirt  mit  dem  Reich)  für  1882/3,  in  Grofsbritaunien  für  1881  und  in 
Frankreich  für  1883  mit  in  Betracht  ziehen.  Zu  erwähnen  ist,  d« 
zu  diesem  Vergleich  die  preuisischen  Verhältnisse  für  1882/3  aus  d^ 
Grunde  herangezogen  sind,  weil  diese  Arbeit  nicht  bis  zu  der  erst  ] 
allerletzter  Zeit  möglich  gewesenen  Erlangung  der  für  viele  Eini 
heiten  unerlälslichen  parlamentarischen  Drucksachen  bezuglich  der 
sehr  summarischen  Etats  für  1883/4  verschöben  werden  konnte*  Die 
Abweichungen  der  Etats  füi*  1882/3  von  denjenigen  für  1883/4  sind, 
wie  durch  Vergleichung  der  bezüglichen  Kopfbeträge  iii  Tab.  8  und 
14  bez,  Tab.  12  und  16  zu  ersehen,  nicht  von  grofsem  Belang.       fl 

Die    graphischen   Darstellungen    einerseits    der  Staat&einnahmöP 
(Skizze  I  und  11) ,  andererseits  der  Staatsausgaben  (Skizze  III  und  IV) 
dürften,  zunial  da  überall  tlie  Verhaltnüszahlen  beigesetzt  sind,  so  vofl 
standig  und  übersichtlich  sein,  dafs  textliche  Darlegungen  der  Einzelu^ 
stände  bei  dem  hier  zu  Gebole  stehenden  Raum  nur  Wiederholungen  der 
aus  den  graphischen  Skizzen   rascher  und   deutlicher  zu  ersehenden 
Thatsachen  sein  könnten.    Notwendig  erseheint  aber  die  in  den  Tabellen 
und  Skizzen  nicht   mögliche  Konstaiieruug  der  Zoll-  und  Steuersätze 
und  der  durch  Division  derselben  (beziehentlich  eines  fiktiven  Mitttfl- 
Satzes  zwischen  Zoll  und  Steuer)    in    die  absoluten  Zoll-  und  Steu^ 
ertrage  der  Tab.  W  resultierenden  Mengen   der  steuer|iolitisch  wie 
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tigsten  Verbrauchobjekte  Taback,  Branntwein  und  Bier.    In  der  nach- 
stehenden Übersicht  sind  diese  Momente  zusammengestellt 


Tabak«) 

Branntwein  «) 

Bier«) 

Zoll-  1  Steuer- 
satz   1    satz 

belastete 
Menge 

absolut 'p.  Kopf 
lOOKlg.l   Klg. 

1 

Zoll-    Steuer- 
satz       satz 

belastete 

Menge 

Zoll- 
satz 

Steuer- 
satz 

belastete  Mei 

;aaten 

für  100  Klg. 

Rohtabak 

Mark 

für   100  Liter 

Alkohol 

Mark 

absolut 
Hektoliter 

1 

p.  Kopf 
Liter 

für  100  Liter 
Bier 
Mark 

absolut 
Hektoliter 

L: 

1 

2 

3        1      4 

l 

2      1        S 

4      l    1  ' 

1      2 

3 

1  .   .  .  1882/3 
it&nnien  1881 
•ich    .   1883 

68o 
85 

750  M< 

45 
45 

)nopolyw 

252,519 
364.657 
303365 

0,72 
1,30 
0,82 

1  397 
1  149 

320 
125 

1  I»  156,095 

'2,215,294 

1,364,000 

3*30 
7,92 
3,68 

4 
4 
6,20 

2,20 
0,80 

2,88 

77,622,163 

18,253.016 

6,666,666 

2: 
( 

1)  Für  Preufsen  ist  der  seit  1879  geltende  reichsrechtliche  Zollsatz  für  Boh- 
tabak  und  der  mit  dem  Steuerjahr  1882|S  in  Kraft  getretene  reichsrechtliche  volle  Steuer- 
satz für  inländischen  Rohtabak  aufgenommen.  Die  höheren  Zollsätze  von  270  Mark 
für  je  100  Klg.  Zigarren  oder  Zigarretten  und  von  180  Mark  für  100  Klg.  andere  Ta- 
bakfabrikate sind  von  untergeordneter  Bedeutung,  weil  der  1881 12  (neuer  Daten  sind  noch 
nicht  veröffentlicht)  im  ganzen  Zollgebiet  gegenüber  272,214  metr.  Ztn.  (zu  100  Klg.) 
Rohtabak  nur  4,130  metr.  Ztn.  Zigarren  oder  Zigarretten  und  4,060  mtr.  Ztn.  andere 
Tabakfabrikate  eingeführt  sind.  An  inländischem  Rohtabak  sind  in  demselben  Jahr 
593,575  metr.  Ctn.  versteuert  worden.  Nach  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich  ein  Durch- 
schnittsbelang von  rund  60  Mark  für  100  Klg.  der  ganzen  Tabakmenge  und  für  Preufsen 
durch  Division  dieser  Durchschnittsbelastung  in  den  anteiligen  Zoll-  und  Steuerertrag 
von  21,879,439  Mark  für  1882|3  (laut  Tabelle  16)  die  in  obiger  Übersicht  bezifferte 
Menge  von  364,657  metr.  Ctn.  Tabak  aUer  Art. 

In  Grofsbritaunien  beträgt  (nach  dem  ,,stati8t.  Abstrakt^'  für  1881) ,  auf 
deutsches  Gewicht  und  Geld  reduziert,  der  Zoll  für  100  Klg.  Rohtabak  680  Mark, 
Zigarren  1210  Mark  und  andere  Fabrikate  900  Mark,  der  Ertrag  aller  Tabakfabrikat- 
zolle aber  nur  6  Mill.  Mark.  Daher  darf  bei  einem  Gesamtertrage  der  Tabakzölle  (eine 
Tabaksteuer  besteht  in  Grofsbrit.  nicht)  von  176,7  Mill.  Biark  (laut  Tabelle  16)  eine 
Durchschnittsbelastung  von  rund  700  Mark  für  100  Klg.  angenommen  werden,  woraus 
eine  belastete  Menge  von  252,519  mtr.  Ztn.  Tabak  resultiert. 

Der  für  Frankreich  in  obiger  Übersicht  bezifferte  Monopolgewinn  von  750  Mark 
für  100  Klg.  verkaufte  Tabakfabrikate  ergiebt  sich  aus  einer  komplizierten  Berechnung 
für  1879,  welche  auch  für  1883  annähernd  zutreffen  dürfte. 

2)  Der  fürPreufsen  und  das  ganze  Reichs-Branntweinsteuergebiet  geltende  Steuer- 
satz von  1,32  Mark  für  1  hl.  Maischraum  repräsentiert  bei  der  gesetzlichen,  aber  nach 
allseitiger  Anerkenntnis  längst  antiquierten  Annahme  einer  Alkoholausbeute  von  nur 
5  %  eine  Belastung  von  26,20  Mark  für  1  hl.  absoluten  Alkohol,  jedoch  bei  der  unter 
heutigen  Verhältnissen  der  Brennereitechnik  sehr  mäfsigen  Annahme  einer  Ausbeute  von 
7,50  %  (eine  solche  von  9  3  ist  nicbt  selten  und  selbst  Brennereiinteressenten  gestehen  einen 
Durchschnitt  von  mindestens  8^  zu)  eine  Belastung  von  nur  17  Mark  für  1  hl.  Alkohol. 
Zu  diesem  Satz  ergiebt  der  preuPsische  Ertragsanteil  von  37,657,903  Mark  (laut  Tab.  16) 
eine  belastete  Menge  von  2,215,204  hl.  Alkohol.  Die  mehr  als  doppelt  so  hohe  Zoll- 
belastung kann  hierbei  nicht  in  Betracht  kommen ,  weil  der  anteilige  Ertrag  des  Spiri- 
tuosenzolles auf  nur  1,317,701  Mark  (laut  Tab.  18)  sich  beläuft 
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Bei  diesem  in  Preufsen  —  beziehentlich  im  ganzen  deutschen  Zoll- 
gebiet oder  im  Reichs  -  Branntweinsteuergebiet  —  beispiellos  grofsen 
Massengenufs  von  Tabak  und  Branntwein  (auch  wenn  aufser  den  reich- 
lich   100,000  hl.  Alkohol,   welche  im   ganzen   Steuergebiet  in   Folge 


Iq  Grofsbritannien  besteht  ein  dem  ZoUsatz  gleicher  Steuersatz  von  397  Mark 
für  1  hl.  Alkohol  y  jedoch  wird  die  prodasierto  Alkoholmenge  nach  dem  Zackergehalt 
der  Maische  berechnet.  In  der  Erwägung,  dafs  möglicherweise  die  geschätzte  Ansbeute 
auch  dort  von  der  wirklichen  übertroffen  wird  j  ist  in  obiger  Übersicht  eine  um  80  % 
geringere  Steuerbelastung  von  320  Mark  fingiert.  Zu  diesem  Satz  ergiebt  sich  aus 
dem  Zoll-  und  Steuerertrage  von  369,950,760  Mark  (laut  Tab.  16)  eine  belastete  Ver- 
brauchmengo  von  1,156,095  hl.  Alkohol.  /Diese  Menge  dürfte  das  Maximum  sein,  weil 
der  zu  dem  um  77  Mark  höheren  ZollsaU  erzielte  Zollertrag  von  84,475,040  Mark  (laut 
Tabelle  18)  den  4.  Teil  des  Gesamtertrages  repräsentiert. 

Die  wirkliche  Fabrikatsteuer  in  Frankreich  ist  (von  früher  125  fr.)  i.  J.  1880 
auf  156,25  fr.  ^  125  Mark  für  1  hl.  absoluten  Alkohol  erhöht  worden.  Daraus  folgt, 
unter  Nichtberücksichtigung  des  um  24  Mark  höheren  Zolles,  nach  dem  Zoll-  und  Stener- 
ertrage  von  170,5  Mill.  Mark  (laut  Tabelle  16)  eine  belastete  Verbrauchmenge  von 
lf364,000  hl.  absoluten  Alkohol ,  wovon  aber  wol  ein  bedeutender  Teil  zum  Verschnei- 
den des  Weines  verwendet  und  mithin  ins  Ausland  exportiert  wird. 

3)  Für  Preufsen  repräsentiert  die  reichsgesetzliche  Biersteuer  von  4  Mark  für 
100  Klg.  Malz  bei  der  reichsamtlichen  Annahme  von  20  Klg.  Malz  auf  1  hl.  mittel - 
sUrkes  Bier  0,80  Mark  für  1  hl.  ftUttelbier.  Der  5  Mal  so  hohe  Zoll  darf  unberück- 
sichtigt bleiben,  weil  der  anteilige  Ertrag  desselben  auf  nur  296,885  Mark  (laut  Tab.  18) 
sich  beläuft.  Aus  dem  Zoll-  und  Steuerertrage  von  14,602,413  Mark  (laut  Tab.  16) 
ergiebt  sich  also  eine  belastete  Verbrauchmenge  von  18,253,016  hl.  Bier  mittleren  Mals- 
gehaltes. 

In  Grofsbritannien  besteht  eine  Malzsteuer  von  2^^  sh.  (1  sh.  wbs  1  Mark) 
für  1  Bushel  (36,25  Liter)  Malz,  d.  i.  5,68  Mark  für  1  hl.  Malz  oder  (1  hl.  Mals  wiegt 
nach  roichsamtlicher  Annahme  52  Klg.)  11  Mark  für  100  Klg.  Malz,  was  für  1  hl.  Bier 
von  20  Klg.  Malzgehalt  2,20  Mark  repräsentiert.  Die  sonst  übliche  Annahme  einer 
britischen  Biersteuer  von  3,50  Mark  für  1  hl.  Bier  bezieht  sich  auf  den  dort  wohl  that- 
sächlich  mittleren  Gehalt  von  c.  30  Klg.  Malz.  Für  den  diesseitigen  Vergleich  muFs 
aber  der  preufsischo  Durchschnittsgehalt  von  20  Klg.  Malz  zu  Grunde  gelegt  werden. 
Ein  Bierzollertrag  ist  für  Grofsbritannien  nicht  nachgewiesen ,  er  kann  auch  nur  gans 
verschwindend  sein.  Zum  Steuersatz  von  2,20  Mark  ergiebt  sich  aus  dem  Stauerertrag 
von  170,768,760  Mark  (laut  Tab.  16)  eine  belastete  Verbrauchmenge  von  77,622,163  hl. 
Bier  von  20  Klg.  Malzgehalt. 

Auch  das  Bier  unterliegt  in  Frankreich  einer  Fabrikatsteuer  von  3,60  fr.  für 
1  hl.  starkes  und  1,20  fr.  für  1  hl.  dünnes  Bier  (petites  biöres).  Der  Dünnbiersats 
darf  aufser  Betracht  bleiben.  Das  starke  Bier  repräsentiert  voraussichtlich  nicht  viel 
über  30  Klg.  Malz  ,  mithin  wäre  die  Steuer  auf  2,88  Mark  für  1  hl.  solches  Bier  sa 
berechnen.  In  Anbetracht  des  relativ  bedeutenden  Zollertrages  von  2  Mill.  Mark  (laut 
Tab.  18)  und  bei  dem  hohen  Zollsatz  von  6,20  Mark  (7,75  fr.)  für  1  hl.  mufs  eine 
Durchschnittsbelastung  von  3  Mark  angenommen  werden.  Daraus  folgt  bei  einem  Zull- 
und  Steuerortrnge  von  20  Mill.  Mark  (laut  Tab.  16)  eine  belastete  Verbrauchmenge  von 
6|  Mill.  hl.  Bier  preufsischer  Mittelqualität. 
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nachgewiesener  Ausfuhr  oder  Verwendung  zu  gewerblichen  Zwecken 
der  Steuerrückvergütung  von  16  Mark  für  1  hl.  Alkohol  teilhaft  ge- 
worden und  daher  in  der  aus  dem  Ertrage  resultierenden  Menge  nicht 
mitenthalten  sind,  noch  500,000  hl.  als  ohne  Steuerrückvergütung  ins 
Ausland  gesandt  oder  nicht  leiblich  verwendet  abgerechnet  werden, 
welchenfalls  ein  leiblicher  Verbrauch  von  immer  noch  6,50  Liter  Al- 
kohol pro  Kopf  der  Bevölkerung,  gegen  3,30  Liter  in  Grofsbritanien, 
übrig  bleiben  würden  sind  alle  Argumente  gegen  eine  sehr  bedeu- 
tende Erhöhung  dieser  beispiellos  niedrigen  Genufsmittelsteuern  un- 
haltbar, auch  die  Hinweise  auf  die  dadurch  vermeintlich  gefährdete 
Existenz  von  c.  20,000  meist  süddeutschen  Tabakpflanzern  und  c.  90,000 
nicht  zum  geringsten  Teil  im  deutschen  Zollauslande  (Bremen  und 
Hamburg)  durch  die  Tabakindustrie  beschäftigten  Arbeitern,  ebenso 
auch  den  infolge  der  Alkoholproduktion  im  ganzen  Steuergebiet  ver- 
meintlich auch  in  den  jährlich  c.  48  Mill.  metr.  Ctn.  KartoflFeln  (d.  i. 
fast  70  §  ihrer  ganzen  Kartoffelernte  von  c.  73  Mill.  mtr.  Ztn.)  ver- 
meintlich vorzugsweise  zur  Gewinnung  des  Viehfutters  „Schlempe" 
verbrennenden  und  dabei  (schon  bei  Annahme  von  nur  6^  der  ver- 
steuerten c.  33  Mill.  hl.  Maischraum)  fast  2  Mill.  hl.  Alkohol  erbeu- 
tenden 6  preufsischen  Provinzen  r.  d.  Elbe  zu  befürchtenden  Minder- 
verbrauch von  Kartoffeln  und  Mindergewinn  von  Alkohol  oder  Schlempe, 
diese  vermeintlichen  Grundlagen  der  Kultur  in  Altpreufsen.  Eine  Wi- 
derlegung darf  hier  nicht  unternommen  werden. 

Für  eine  Erhöhung  der  Biersteuer  läfst  sich  ebenfalls  der  niedrige 
Steuersatz  und  die  notorische  Thatsache  geltend  machen,  dafs  Bier 
den  Gegenstand  des  Massengenusses  der  städtischen  Bevölkerung  bildet. 

Der  in  Tabelle  19  fast  nur  nach  Sammel-Kategorieu  gegliederten 
Übersicht  der  Gesamt-A usgaben  für  alle  öffentlichen 
Zwecke  (Reich,  Staat,  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  und  andere 
Selbstverwaltungskörper)  in  Preufsen ,  Grofsbritannien  und  Frankreich 
kann  nur  eine  sehr  beschränkte  Zuverlässigkeit  beigemessen  werden, 
weil  für  die  als  Elemente  derselben  ebendort  bezifferten  Ausgaben  der 
verschiedenartigen  Selbstverwaltungskörper  nicht  zweifellos  vollstän- 
dige Quellenmaterialicn  vorhanden  sind,  weil  diesen  und  den  reichs- 
oder  staatsfiuanziellen  Urmaterialien  zum  Teil  sehr  abweichende  Klas- 
sifikationsmethoden oder  unmethodische  Klassifikationen  zu  Grunde 
liegen  und  mancherlei  andere  Mängel  anhaften,  sodafs  zum  Zweck 
der  Kombination  mit  den  staatlichen  Ausgaben  zu  manchen  vielleicht 
nicht  zutreffenden  Fiktionen  gegriffen  werden  mufste.  Dennoch  wird 
das  so  gewonnene  Totalbild  der  finanziellen  Leistungen  oder  Unter- 
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lassungen  aller  Öffentlicben  Organij  des  betrcflfenden  StaatsgebieteSi 
zur  Klärung  der  nicht  selten  aus  x  y  z  gebit«ieten  Vorstellungen  vo^ 
dieser  Totalität  beitragen  können,  ^ 

Schlechterdings  uomögHch  war  aus  gleichartigen  Gründen  eine 
Zusamuienstellung  aller  Einnahmen  der  Selbstvcrwaltungsköriicr*  Nur 
die  zu  Zwecken  derselben  erhobenen  Abgaben  liefsen  sich  ohne  schwer- 
wiegende Bedenken  bezitfern  und  nach  den  staatlichen  SamnieN  und 
selbst  nach  einigen  der  steuerpolitisch  wichtigstCD  Einzelkategorien 
gliedern.  Die  aus  der  Kombination  der  Gemeiodeabgaben  i.  w.  S.  mit  den 
steueiTechtlichen  Einnahmen  des  betreffenden  Staates  (l>ez.  Reiches) 
resultierende  Äbgabenbelastung  für  alle  öffentlichen  Zwecke  ist  in  Ta- 
belle 20  auf  Grund  der  in  den  zugehörigen  Noten  angegebenen  Que^ 
lenmaterialien  beziffert  und  in  Anbetracht  ihrer  relativ  gröfsereo  Zuv^ 
lässigkeit  und  steuerpolitischen  Wichtigkeit  auch  graphisch  in  Skizze  (\ 
dargestellt 

Hinsichtlich  der  in  Tab.  20  bezifferten  Kopfbeträge  und  insbe- 
sondere  der  Prozent- Verhältnisse  der  Gerne iu de- Abgaben  i»  w.  S. 
ist  als  clmrakteris tisch  hurvorzuhebei],  dids  iu  Prcufsen  die  (theo- 
retisch nach  dem  „Eiukouimen",  aber  in  Wirklichkeit  nur  nach  den- 
jenigen Teilen  desselben,  ileren  reale  Quellen  nicht  aufserhalb  des 
Gemeiudegebietes  belegen  sind»  erhobenen)  Personalsteuern  mit 
4,70  Mark  pn*  Kopf  und  62,7^  aller  Gemeindeabgaben,  dagegen  in 
Grofsbritannien  die  Immobiliensteuern  mit  17,70  Mark  pro 
Kopf  und  83,2g  aller  Gemeindeabgaben,  in  Frankreich  aber  (^ 
Verbrauchsteuern  (Octrois)  uut  7,lO  Mark  pro  Kopf  und  53,^ 
aller  Gemeindeabgaben  prävalieren,  dafs  in  Grofsbritannien  für 
die  Gemeinden  keine  Personal  steuern  erhoben  werden,  und 
dafs  in  Frankreich  die  Gemeinde-Pcrsonalsteuern  von 
verschwindender  Bedeutung  sind,  indem  ihr  Ertrag  auf  nur 
1,08  Mark  pro  Kopf  und  nur  8,1  g  aller  Genieindeabgaben  sich  be- 
ziffert. 

Diesen  Gegensätzen  korrespondieren  die  umgekehrt  gegensätzlichen 
Präponderanzen  der  aus  der  gi'aphischeu  Skizze  I  zu  ersehenden 
direkten  Staatssteuern,  un ter  welchen  in  Prozent  aller  steuq^ 
rechtlichen  Staats-  (incL  Reichs-)  Einnahmen  in  Preufsen  die  nafl 
dem  eine  allgemeine  und  nur  staatsscitig  erfafsbare  Steuerkraft  re- 
präsentierenden „Einkommen  ohne  Rücksicht  auf  die  Quellen''  er- 
hobenen Personalsteuern  (11,5g)  hinter  den  nach  dem  auch  für 
die  Gemeinden  erfafsbareu  Ertrage  bestimmter  Einnahmequellen 
hobenen  Immobiliensteueni  (14,6};),   dagegen  in  Grofsbritanni^ 
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die  Immobiliensteuern  (3,8^)  hinter  den  Personalsteuem  (13,9^) 
und  in  Frankreich  wieder  —  aber  nicht  nach  dem  „Einkommen^' 
erhobene  —  Personalsteuern  (4,3^)  hinter  den  Immobiliensteuem 
(8,9^)  zurückstehen. 

Die  sich  paralysierenden  oder  potenzierenden  Wechselwirkungen  der 
Abgaben-Belastung  einerseits  für  zentrale  und  andererseits  für  lokale 
Zwecke  gelangen  in  den  kombinierten  Staats-  und  Gemeinde-Abgaben 
i.  w.  S.  (Tab.  20  und  Skizze  V)  zum  einheitlichen  Ausdruck.  Die 
in  Prozent  dieser  Gesamt -Belastung  (Skizze  V,  2)  ausgedrückten 
Verhältniszahlen  der  steuerrechtlichen  Kategorien  sind  für  die  inein- 
andergreifenden Fragen  der  reichsrechtlichen  und  preufsisch-staats- 
rechtlichen  Steuerreform  von  durchschlagender  Bedeutung.  Es  liefern 
in  Prozent  der  Steuern  für  alle  öffentlichen  Zwecke: 

In  Preufsen. 

Verbrauchsteuern  (incl.  Zölle) 35,5  Prozent 

Personalsteuem 27,4       „ 

Immobiliensteuem 19,9       „ 

Stempelsteuern  (incl.  Gebühren) 13,9       „ 

Gewerbesteuern 3,3       „ 

mithin  Verbrauch-  und  Stempelsteuern      ....    49,4       „ 
Personal-,  Immobilien-  und  Gewerbesteuern    50,6       „ 

In  Grofsbritannien. 

Verbrauchsteuern  (incl.  Zölle) 44,4  Prozent 

Immobiliensteuem 31,1       „ 

Stempelsteuern  (incl.  Gebühren) 15,4       „ 

Personalsteuern 9,1       „ 

Gewerbesteuem —        „ 

mithin  Verbrauch-  und  Stempelsteuern     ....    59,8       „ 
Personal-,  Immobilien-  und  Gewerbesteuern    40,2       „ 

In  Frankreich. 

Verbrauchsteuern  (incl.  Zölle)        50,4  Prozent 

Stempelsteuem  (incl.  Gebühren) 26,9       „ 

Immobiliensteuem 12,7       „ 

Gewerbesteuem 5,0       „ 

Personalsteuern 5,0       „ 

mithin  Verbrauch-  und  Stempelsteuern     ....    77,3       „ 
Personal-,  Immobilien-  und  Gewerbesteuem    22,7       „ 


Philipp  Oerstfcitll, 


Also  nächst  den  Verbrauchabgaben,  welche  überall  Tor- 
herrschen,  liefern  am  meisten:  ^ 

1.  in  Preulsen  die  Pcrsonalsteuern  mit  27,4J  (gegen  ^ 
9,1  X  in  Grofsbritannieii  und  nur  5,o  g  in  Frankreich),  und  zwal 
den  allergrafsteo  Teil  für  die  Gemeinden  (pro  Kopf 
4,70  Mark  gegen  1,93  Mark  für  den  Staat),  während  in  Grofs- 
briianuicn  gar  keine  und  in  Frankreich  unbedeutende  Personal- 
Steuern  für  die  Gemeinde«  erhoben  werden  (pro  Kopf  nur  1,08 
Mark  gegen  2,34  Mark  für  den  Staat); 

2.  in  Grofsbritannien  die  Immobilienstcuern  mit  31jfl 
(gegen  19,9 fj  in  Preufsen  und  12,7  Ü  in  Frankreich),  und  zmm 
den  allergröfsten  Teil  für  die  Gemeinden  (pro  Kopl 
I7,7i)  Mark  gegen  nur  1,66  Mark  für  den  Statit),  während  in 
Preufsen  die  Inimobilicnsteueru  für  Staat  und  Gemeinden  gleich- 
viel [jwo  Kopf  :J,4;i  bez.  2,40  Mark)  liefern,  in  Frankreich 
für  die  Gemeiiuleu  weniger  (pro  Kopf  3,75  Mark  gegen  4,91 
für  den  Staat); 

3.  in  Frankreich  die  Stempelsteuern  und  Gebühren 
26,9  8  (gegen  15,4  g  in  Grofsbritannien  und  nur  13,9  g  in  Preufsen) 
und  zwar  nur  für  den  Staate  wie  auch  in  Preufsen  uai 
Grofsbritannien.  Jji 
Hiernach   erscheint   für  die  Staats  gesetzliche   Steuerrefo^ 

in  Preufsen  als  Hauptsache:  für  die  Gemeinden  keine  Per- 
sonalsteucrn  und  für  den  Staat  keine  oder  geringfügige 
(Immobilien-  und  Gewerbe-)  llealsteuern,  wie  beides  in  Grofs- 
britannien der  Fall  und  der  Eigenart  dieser  Steuern  entspricht.  Nicht 
ausgeschlossen^  vielmehr  empfehlenswert  erscheint  die  staatsseitige 
F<>rt4irhebung  der  bestehentlcu  Rcalsteueni  behufs  Ueberweisung  der 
Erträge  an  die  Gemeinden,  welehc  nach  Mafsgabe  ihres  Finanz- 
betiürfnisses  Uiich  wie  vor  Zuschlüge  zu  diesen  staatlich  geregelten 
lli^alsteueni  festzusetzen  berechtigt  sein  müfsten.  Die  an  sich  wün- 
schenswerte Neuregelung  der  Veranlagungsgrundsätze  ist  eine  Spezial- 
fragt%  deren  I^sung  durch  die  Ertragsüberweisung  nicht  vorgegriffen 
wird. 

Ob  der  Staat  zur  Ersetzung  der  den  Gemeinden  zu  überweisfl 
<len  Realsteuererträge  (ca.  87  MilL  Mark)  und  sonstiger  Ausfälle  in- 
folge wünschenswerter  Aufhebung  oder  Herabsetzung  staatlich^ 
Steuern  (z.  B.  Besitzänderuugsstempel),  beziehentlich  zur  Vermehnfl 
seiner  Finanzmittel,  ertragsteigemde  Reformen  der  Personalsteuem 
und  anderer  unbedenklicher  Staatsstcuem    (z.  B,   Erbschaftssteuern) 
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vorzunehmen  oder  eine  auch  die  Staatsfinanzen  konsolidie- 
rende Erhöhung  der  Reichs-Yerbrauchabgaben  anzu- 
streben habe,  jene  Frage  mufs  im  grofsen  und  ganzen  verneint,  diese 
bejaht  werden,  nicht  aus  dem  allgemeinen  Grunde,  weil  in  Preufsen 
die  anteiligen  Verbrauchabgaben  nur  35,5^,  dagegen  in  Grofsbritan- 
nien  44,4^  und  in  Frankreich  50,4^  der  Abgaben-Belastung  für  alle 
öffentlichen  Zwecke  repräsentieren,  sondern  weil,  wie  aus  der  graphi- 
schen Skizze  II  zu  ersehen  und  auf  Seite  55  erläutert  ist,  die 
massenhaften  Genufsmittel  Tabak,  Branntwein  und  Bier  gerade 
in  Preufsen,  und  zwar  in  Folge  beispiellos  niedriger  Zoll-  und 
Steuersätze,  auffallend  niedrige  Erträge  liefern,  zusammen 
nur  32,0^  dagegen  —  bei  viel  geringeren  Verbrauchsmengen  Tabak 
und  Branntwein  —  in  Grofsbritannien  85,3^  und  in  Frank- 
reich 41,4^  beziehentlich  unter  Zurechnung  der  Steuern  für  den  hier 
das  Bier  vertretenden  Wein  57,5^  des  Gesamtertrages  aller 
Verbrauchabgaben  liefern.  Eine  Erhöhung  auch  der  jetzt  für 
Wein  in  Fässern  24  Mark  und  in  Flaschen  48  Mark  für  100  kg.  be- 
tragenden Weinzölle  erscheint  unbedenklich,  würde  aber  bei  dem  jetzt 
für  Preufsen  anteiligen  Ertrage  von  6,4  Mill.  Mark  (laut  Tabelle  18) 
nicht  bedeutend  ins  Gewicht  fallen. 

Eingehendere  Betrachtungen  über  die  Steuer-  und  überhaupt 
finanzreformatorische  Tragweite  der  bestandenen  und  bestehenden  Ver- 
hältnisse im  Haushalt  des  Reiches,  des  Staates  Preufsen  und  seiner 
Selbstverwaltungskörper  können  und  sollen  hier  nicht  angestellt  wer- 
den. Die  Arbeit  sollte  nur  Beiträge  liefern  zur  Kenntnis  dieser  un- 
gewöhnlich verwickelten  Finanzverhältnisse. 


II. 

Ras  Stiiiliiini  der  Sta<it«^wissriiseliafttMi  in  Aitit^rika. 

Von 
Br.  E.  J,  Jamee, 

Professor  der  PiiijMi»wi*!tcnHchaft   unt!  Verwaltony^slelire  äu   clor  ITiiiversitüt 
Pennüylväiiiüns»  zu  Philadelphia. 


In  keinem  anderen  Lande  der  Welt  ist  das  Studiura  der  Elemente 
der  Staatswissenschaft  und  besonders  der  Nationalökonomie  ein  so  all- 
gemein verbreitetes,  als  in  Amerika. 

Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  und  die  Nationalökonomie 
bilden  wesentliche  Heatand teile  der  Lehrpbine  nicht  nur  aller  ameri- 
kanischen Colleges  und  Universitäten ,  sondern  auch  der  den  beiden 
üeschleehtern  zugänglichen  sog.  Seminarfen  und  Akademien.  Es  er- 
strecken sich  diese  Fächer  sogar  auch  auf  die  öffentlichen  GyTunasien 
und  Volksschulen. 

Um  eine  richtige  Idee  von  der  Ausdehnung  die»t*r  Studien  und 
der  Methode,  nach  wehdier  siti  geleltrt  werden,  zu  erhalten,  muss  man 
notwendigerweise  einen  klaren  Begriff  von  dem  Schulsystem  überhaupt 
haben, 

Anfangs  dieses  Jahrhunderts  war  das  College  die  einzige  Schule, 
welche  Gelegenheit  zu  einer  höhern  Bildung  bot.  Es  entsprach  so 
Eiendich  den  deut.scheii  Gymnasien, 

Sein  Kursus  umschlofs  fast  ausschliefshch  Latein,  Griechisch, 
Matheumtik  und  in  zweiter  Linie  verschiedene  andere  Fächer,  die 
man  unter  die  Rul>nk  der  historisch-philosophischen  slellen  kann. 

Der  Kursus  war  vierjährig  und  die  Aufnahme  bedingte  eine  ge- 
wisse Vorbereitung  und  Reife.  Das  Alter  der  Abiturienten  solcher 
Schulen  betrug  ungefähr  IK— 20  Jahre.  Sie  traten  gewöhnlich  nach 
der  Entlassung  in  eine  juristische,  medizinische  oder  theologische 
Schule  ein,  oder  aber  in  irgend  ein  Geschäft,  eine  Fabrik,  ein  Hand- 
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werk  etc.  Ein  Examen  auf  einem  College  war  weder  zum  Eintritt 
in  eine  der  drei  genannten  Schulen  noch  zur  Anstellung  als  Lehrer 
erforderlich ,  ebensowenig  wurde  es  für  den  Eintritt  in  irgend  einen 
Zweig  des  Staatsdienstes  verlangt.  Auch  gewährte  es  kein  sonstiges 
Privilegium  irgend  welcher  Art.  Nur  solche  Personen  besuchten  des- 
halb ein  College,  die  eine  huraaniatische  Bildung  zu  erlangen  wünsch- 
ten, ehe  sie  sich  ihrem  Lebensberufe  widmeten.  Sie  thaten  es  eines- 
teils der  Bildung  selbst  wegen  ,  andernteils  weil  sie  den  praktischen 
Nutzen  einer  allgemeinen  gründlichen  Schulung  des  Geistes  als  Vor- 
bereitung zu  jedwedem  speziellenFache  wohl  erkannten. 

Nach  und  nach  begann  sich  die  Notwendigkeit  fühlbar  zu  machen 
eine  Gelegenheit  für  andere  Studien  aufser  Latein,  Griechisch  und 
Mathematik  zu  schaflen.  Besonders  lenkte  sich  die  Aufmerksamkeit 
des  Publikums  auf  die  Philo^iophie^  die  Naturwissenschaften  und  neuem 
Sprachen.  Dem  Bedürfnis  konnte  auf  zweierlei  Weise  Rechnung  ge* 
tragen  werden. 

Einmal  durch  Errichtung  einer  neuen  Schule,  in  der  zur  Ftjrtsetzung 
des  Kursus  eines  College  nach  Art  der  deutscheu  Universität  alle  Zweige 
menschlichen  Wissens  gelehrt  wurden,  oder  indem  in  den  bisherigen 
das  Studium  der  alten  Sprachen  und  der  Mathematik  etwas  beschränkt 
und  die  so  gewonnene  Zeit  den  neuen  Fächern  gewiilmet  wurde*  Der 
dritte  W^eg  wäre  der,  das  College  zu  entlasteu,  indem  ein  Teil  des 
zu  seinem  bisherigen  Kursus  gehörigen  Pensum's  in  die  Vorbereitnnga- 
schule  verwiesen  würde,  und  die  Beherrschung  desselben  zur  Bedin- 
gung der  Aufnahme  in  das  College  gemacht  würde,  um  auf  solche 
Weise  gleichfalls  Raum  für  die  neuen  Studienzweige  zu  schaffen. 

Dieser  letzte  Weg  wurde  thatsiichlich  eingeschlagen. 

Ein  Studium  nach  dem  andern  eroberte  sich  einen  Platz  in  den 
Kursen  der  Colleges;  wie  Physiologie,  Botanik,  Physik,  Geologie,  Natio- 
imlükonouiie,  Französisch,  Deutsch,  Logik,  Philosophie,  Geschichte  etc, 
und  drängte  die  drei  früheren  Hauptfächer  mehr  und  melir  in  die 
niedeni  Schulen,  Die  A^nsprüche  für  die  Aufnahme  in  das  College 
wurden  mit  der  Zeit  in  dem  Grade  erhf>ht,  dafs  es  für  einen  StudenU*n 
heutzutage  schwerer  ist,  das  Eintrittsexamen  zu  Harvard  College  i.,  B. 
/u  bestehen  als  seinem  Grofsvater  die  Abschlufsprüfung.  Als  Resultat 
dieser  Entwickelung  umfafst  das  heutige  typische  amerikanische  College 
einen  vierjährigen  Kursus,  in  welchem  während  der  zwei  ersten  Jahre 
Lateinisch,  Griechisch  und  Mathematik  das  vorherrschende  Element 
bilden,  das  wahrend  der  letzten  Jahre  ganz  in  den  Hiutergrund  tritt, 
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insofeni  als  diese  Fächer  dann  nur  noch  fakultativ  sind.  Ad  ihre 
Stelle  treten  dann  Natnrwisseiiachaften,  neuere  Sprachen,  Philosophie, 
Logik,  Geschichte,  die  Staatswissenschaften,  Völkerrecht,  Psycho- 
logie etc. 

Die  ersten  zwei  Jahre  eines  typischen  College  entsprechen  bis  zu 
gewissem  Grade  den  letzten  zwei  Jahren  eines  deutschen  Gymnasium^ 
während  die  letzten  zwei  sich  den  Universitätsjahren  nähern.  Je- 
doch besteht  ein  merklicher  Unterschied  /.wischen  den  bezüglichen 
Institutionen:  In  dem  typischen  College  ist  der  Kursus  vorgeschrieben. 
Während  12  Wochen  sind  in  der  Regel  4— 5  Stunden  wöchent- 
lich jedem  einzelnen  Fache  zugeteilt.  Die  Methode  ist  eine  katechi- 
sierende.  Der  Besuch  der  Klasse  ist  obligatorisch,  Kin  bestimmtest 
Lehrbuch  liegt  dem  Unterrichte  zu  Grunde  und  eine  grofse  Zahl  ver-i 
schiedener  Fächer  werden  betriebeu,  doch  fehlt  jede  Gelegenheit  zum 
speziellen,  gründlichen  Studium  irgend  eines  Faches.  Der  abgehende 
College- Student  weifs  bei  seiner  Entlassung  etwas  von  Jedem,  aber 
nicht  viel  von  irgend  eittem. 

Für  alle  diejenigen,  welche  Juristen,  Prediger  oder  Ärzte  werden 
oder  sich  dem  Kaufmannstande  widmen  wollen,  ist  das  eine  sehr 
gute  Einrichtung,  da  sie  nun  in  ihre  Fachschulen  mit  einer  humani- 
stischen Bildung  ausgerüstet  eintreten  und  ihre  speziellen  Studien  be- 
ginnen können.  Aber  wie  steht  es  um  solche,  die  sich  der  akademi- 
schen Karriere  widmen  oder  aber  als  Privatgelehrte  eine  bestimmte 
Wissenschaft  weiter  betreiben  wollen?  Wohin  sollen  sie  sich  wenden? 
Wo  ist  ihnen  Gelegenheit  geboten  sich  auf  ilire  Arbeit  vorzubereiten  ? 

Es  gab  wirklich  bis  vor  14  Jahren  keine  Gelegenheit  in  ganz 
Amerika  für  sie  dies  zu  thun.  Sie  waren  ganz  auf  sich  allein  ange- 
wiesen. Höchstens  stand  ihnen  private  Hülfe  einzelner  Professoren 
zur  Seite,  Doch  da  diese  mit  Arbeit  überbürdet  sind,  können  sie  zu 
solcher  Hülfe  nur  selten  Zeit  finden.  Zwar  organisierten  die  meisteaf 
der  Cidleges  einen  sogenannten  Post-graduatekursus ,  dessen  Absicht 
es  ist  solchen  Gi-aduates  (d.  h.  diejenigen,  welche  den  4jährigen  College- 
kursus  schon  vollendet  haben),  welche  den  Wunsch  nach  einer  weitem 
Ausbildung  in  einem  Spezialfache  hegen ,  Gelegenheit  dazu  zu  geben. 
.ledoch  erklärt  der  oben  angeführte  Grund,  warum  fast  alle  solche 
Lehrkurse  nur  ein  Scheindasein  führen.  Es  kann  im  grossen  und  ganzen 
von  diesem  Lelirplan  in  Amerika  behauptet  werden,  dafs  er  nichts 
oder  wenigstens  nur  ausnahmsweise  etwas  beachtenswertes  gelei- 
stet hat. 
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Im  Anschluß  an  das  Gesagte  müssen  wir  aber  doch  auf  einn 
Eigeiitümlichkf  il  dieses  Postgraduate-Kursus  aufmerksam  machen.  Der 
Grad  der  allen,  welche  das  College  absolvieren^  erteilt  wird  ist  Ar- 
tium  oder  Scientiarum  baccalaureus,  je  nachdem  man  den 
klassischen  oder  naturwissenschaftlichen  Kursus  durcJigemacht  hat. 
Der  Magister  oder  Doktorgrad  wird  von  Harvard  und  Yaile  und  noch 
einigen  anderen  Colleges  allen  erteilt,  die  noch  zwei  resp»  drei  Jahre 
unter  Aufsicht  der  Fakultät  ihre  Studien  fortsetzen  und  am  Ende 
iiieser  Periode  eine  Arbeit  einhandigen  und  ein  Examen  ablegen.  Für 
solche  Kandidaten  für  die  Magister-  oder  Doktorwürde  wurden  diese 
Püstgradnate-Kursc  ursprünglich  eingerichtet,  aber  wie  gesagt,  in  den 
meisten  Fallen  baben  sie  gar  ktüne  Bedeutung,  weil  die  Collegepro- 
fesöoren  keine  Zeit  haben  für  diese  Kandidaten  besondere  Kollegien 
zu  halten. 

Das  einzige  Mittel  also,  das  denen,  die  eine  gründliche  Vorhe- 
reituug  für  ihre  speziellen  Fächer  ei^strebten,  übrig  blieb,  war  in 
die  Fremde  zu  gtdien  und  das  einzige  Land  dej5Sen  Ihiiversitäts^S}- 
Stern  so  arganisiert  war,  dafs  es  gerade  die  notwendiger!  Vorteile  bieten 
konnte,  war  Deutschland. 

So  geschah  es,  dafs  die  jungen  Amerikaner  zu  llunilerLen  dortbin 
kamen,  und  es  gehört  jetzt  zu  den  Seltenheiten  in  den  Colleges  des 
Ostens  wenigstens  Professoren  zu  tinden ,  die  idcht  länger  oder  kürzer 
auf  einer  europäischen  ünivei*sitiit  studiert  haben.  Dieser  Zustamd 
dauerte  in  der  oben  beschriebeneu  Form,  wie  schon  gesagt,  bis  vor 
ungefähr  15  Jahren. 

Das  Verlangen  nach  ausgedehnterer  Gelegenheit  zum  Studium 
tiug  an  sich  immer  gebieterischer  geltend  zu  machen.  Ein  AusHug 
nach  Europa  war  für  dit*  grofse  Menge  zu  kostspielig,  Überdiefs  war 
der  Kursus  eines  College  der  den  Vorbereitungskursus  in  sich  schlofs, 
zu  lang  geworden ,  um  als  blosse  Vorbereitung  zu  den  gelehrten  Be- 
rufen gelten  zu  können.  Man  verlangte  nach  Gelegenheit  zu  einem 
SpezialStudium.  Ja  man  ging  noch  weiter  und  verlangte  ein  Institut, 
wo  ein  eingehenderes  Studium  als  das  der  blofsen  Anfangsgründe  des 
menschlichen  Wissens  ermöglicht  wurde. 

Der  erste  Versuch  diesem  Verlangen  zu  entsprechen,  bestand  in 
der  Einrichtung  eines  naturwissenschafUlchen  Parallelkursus,  su  ge- 
nannt, weil  darin  Naturwissenschaften  an  die  Stelle  des  Griechischen 
im  alten  Kursus  traten.  Mit  der  Zeit  wurden  noch  andere  Paralhd* 
kurse  eingerichtet,  und  auf  diese  Weise  war  eine  Vertretung  vieler 
neuer  Fächer  in  dem  College  ennöglicht.     Der»  Studenten    wurde  die 
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Wahl  zwiscliüii  dt'u  Kursen  überlassen,  also  nachdem  der  Kursus 
wählt  war,  luul'sle  er  genau  eingehalten  werden.  Verschiedene  Vurbe- 
reitungHkurse  führten  zu  den  verschiedenen  Colleges.  Aber  selbst  diese 
Einrichtung  genügte  dem  Verlangen  nach  Freiheit  und  Gröndlichkeil 
nicht  raehn 

Dem  Harvard  Obliege  in  Cambridge  Massachusetts  war  es  vorbe- 
halten die  Schritte  xu  thun,  die  unzweifelhaft  eine  Umwälzung  in  dem 
höheren  Erziehungssystem  Amerika's  herbeiführen  werden,  ja 
zum  Teil  schon  herbeigeführt  haben* 

Es  versteht  sich    von  selbst,   dafs  ein   solcher  Schritt   nur 
einem  reichen  College  gethan  werden  konnte,  denn  er  erforderte  eine 
grofse  Steigerung  lier  Zahl  der  Dozenten  und  eine  VergnVfserung 
Museen  und  Laboratorien. 

Es  war  aber  noch  etwas  anderes  notwendig  —  ein  Mann,  der 
ganze  Sachlage  so  gut  vei-stand,  dafs  er  die  neue  Ordnung  einführen 
und  behaupten  konnte.  Das  College  und  das  l^nd  verdanken  den 
greisen  Fortschritt  fast  einzig  und  allein  dem  jetzigen  Präsidenten  von 
Haivard,  Charles  William  Eliot,  dessen  sdiarfer  und  genialer  Geist 
klar  erkannte,  dass  die  Zeit  zu  diesem  grossen  Schritte  gekommen 
war  nnd  dessen  praktischer  Sinn  und  grosse  Geschicklichkeit  ihm  er- 
müglichten  den  Widerstand  glücklich  zu  bekämpfen,  und  die  Mittel 
herbeizuschaffen,  die  nötig  waren,  um  seine  grofsen  Pläne  durchzu- 
setzen, um  die  Schwierigkeit  dieser  Unternehmung  zu  begreifen  raufa 
man  im  Auge  behalten,  dafs  die  Universität  gar  kein  Geld  von  dem 
Staate  bekommt,  und  dafs  Präsiilent  Eliot  um  seinen  Plan  auszuführen 
l^eute  so  dafür  interessieren  mufste,  dafs  sie  das  dazu  nötige  Geld  der 
Universität  schenkten.  Um  welche  Summen  es  sich  hier  handelt,  sieht 
man  daraus  daXs,  seitdem  Dr.  Eliot  zum  Präsidenten  gewählt  wurde, 
also  in  weniger  als  15  Jahren,  die  Universität  gegen  zwölf  Milliotieu 
Mark  von  Privatleuten  geschenkt  bekommen  hat 

Die  Universität  besitzt  jetzt  über  achtzehn  Millionen  Mark  an  Eigen- 
tum, die  alle  von  Privatschenkungen  herstammen.  Im  JahiT  1882  !■ 
sie  eine  xMillion  siebenhundertfünfundsiebzig  (1  llbOQO)  tausend  Mm 
auf  solche  Weise  erhalten.  Es  heifst  in  Cambridge,  kein  Bostuner 
könnte  im  Grabe  ruhig  schlafen,  wenn  er  dem  Harvard  College  nicht 
etwas  hinterlassen  hat. 

Von  be^äonderer  Bedeutung  sind  in  Harvard  College  folgende  Ein- 
richtungen: dafb  alle  Studien  der  höheren  Semester  des  Universitäts- 
kursus  fakultativ  gemacht  worden,  dann  in  der  umfassenden  Vervitsl- 
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fältigung  der  Zahl  der  zum  Studium  gebotenen  Gegenstände.  End- 
lich aber  in  der  Vermehrung  der  günstigen  Gelegenheit  zum  Spezial- 
Stadium der  verschiedenen  Fächer. 

In  Folge  dessen  existiert  während  der  letzten  drei  Jahre  des 
Kursus  vollkommene  Lernfreiheit,  während  der  Kursus  des  ersten 
Jahres  bestimmt  vorgeschrieben  ist.  Die  folgenden  der  Wahl  der  Stu- 
denten überlassenen  Gegenstände  werden  in  den  Vorlesungen  vertre- 
ten: Semitische  Sprache,  Sanskrit  und  Griechisch,  Latein,  Englisch, 
Deutsch,  Französisch,  Italienisch,  Spanisch,  Philosophie,  Logik, 
Psychologie,  Nationalökonomie,  Geschichte,  Römisches  Recht,  die 
schönen  Künste,  Musik,  Mathematik,  Physik,  Chemie,  Naturge- 
schichte. Jedes  dieser  Fächer  ist  durch  eine  Lehrkraft  vertreten, 
welche  zu  tieferem  Eindringen  Hülfe  leistet. 

Die  Fakultät  umfafst  31  ordentliche  Professoren,  13  aufserordent- 
liche  Professoren,  und  12  sogenannte  tutors  oder  Lektoren.  Die  tutors 
haben  es  meistens  mit  der  Instruktion  während  des  ersten  Jahres  zu 
thun,  wo  hingegen  die  Professoren  mit  während  der  der  höheren  Semester 
betraut  sind.  Die  Zahl,  der  zu  dieser  Abteilung  gehörigen  Studenten 
beläuft  sich  auf  zirka  1000.  Aufserdem  sind  mit  der  Anstalt  ver- 
bunden zwei  theologische  Fakultäten,  eine  Juristische,  eine  Medi- 
zinische, eine  Zahnärztliche,  ein  Polytechnikum,  ein  landwirtschaft- 
liches Institut  und  eine  Tierarzneischule.  Daraus  geht  hervor,  dafs 
wir  es  hier  mit  einer  Universität  im  wahren  Sinne  des  Wortes  zu  thun 
haben. 

Die  akademische  Abteilung  oder  das  eigentliche  College  ent- 
spricht genau  der  philosophischen  Fakultät  einer  deutschen  Univer- 
sität, die  anderen  Lehranstalten  korrespondieren  ebenfalls  mit  den 
entsprechenden  deutschen  Fakultäten.  Jedoch  giebt  es  einen  merk- 
lichen Unterschied  zwischen  den  für  die  Aufnahme  festgesetzten  Be- 
dingungen. 

Dieselben  sind  sehr  gering  in  Amerika  in  Betreff  aller  Fakultäten 
ausgenommen  der  akademischen.  Doch  übersteigen  die  auf  einer  preufsi- 
schen  Universität  gemachten  Anspiüche  noch  die  der  letzteren.  Zur 
Ausgleichung  ist  das  erste  Jahr  in  Harvard  College  wirklichen  Vor- 
bereitungsstudien gewidmet. 

Die  Studenten  sind  gezwungen  wenigstens  15  Stunden  wöchentlich 
Vorlesungen  zu  belegen  und  dieselben  auch  wirklich  zu  hören,  da  sie  am 
Ende  des  Jahres  ein  Examen  über  die  darin  besprochenen  Gegenstände 
ablegen  müssen.  Das  durchschnittliche  Alter  der  Studenten,  wenn  sie 
in  Harvard  College  eintreten,  ist  18|  und  falls  sie  alle  Examina  glück- 


68 


Dr,  E.  J.  Jftme», 


lieh  bestehen  erlangen  sie  im  Alter  von  22{  Jahren  die  Baccalaureiis- 
würde.  Sie  werden  classeoweise  befördert,  Alle  z,  B,,  die  in  das  College 
im  September  1883  in  die  erste  Klasse  eintreten,  werden  im  Juni  1887 
zusammen  abgehen,  diejenigen  freilich  auageoommen ,  die  bei  irgend 
einem  Examen  durchfallen. 

Harvard  College  gebührt  unstreitig  der  erste  Rang  unter  den 
amerikanischen  Hochschulen,  Der  Unterricht  geschieht  im  ersten  Jahre 
überwiegend  vermittelst  Lehrbücher,  in  den  höheren  Semestern  bedient 
mau  sich  teils  gleichfalls  derselben,  teils  folgt  man  dem  deutschen 
Vorlesungssystem.  Die  anderen  erstgenannten  Colleges  und  Universi- 
täten Amerikas  deren  Zahl  nach  dem  letzten  Berichte  des  Erziehungs- 
Kommissarius  an  400  beträgt,  stufen  sich  von  Harvard  College  nach 
verschiedenen  Richtungen  hin  ab,  Sie  unterscheiden  sich  von  dem 
auf  solche  Weise  sowohl  durch  die  Zahl  und  Mannigfaltigkeit  der  ge- 
botenen Kollegien,  als  durch  die  Bedingungen  zum  Eintritt,  so  dafa 
die  schlechtt^sten  von  ihnen  in  den  West-  und  Südstaaten  kaum  mehr 
als  den  Namen  eines  Progymnasiums  verdienen.  Der  Ausdruck  Uni- 
versität insofern  er  überhaupt  eine  technische  Bedeutung  in  Amerika 
hat,  wird  auf  eine  Gattun^^  von  Ijchranstalten  angewandt,  welche  die 
Fachschulen  aller  Art  (als  juristische,  medizinische,  theologische  etc.) 
und  ein  College  umfafst,  das  in  den  meisten  Fällen  noch  das  alte  typi- 
sche College  ist,  welches  keine  Gelegenheit  zum  Fachstudium  biett*t 
und  dessen  Studenten  nach  voUendeU^m  Kursus  in  Fachschulen  ein- 
treten oder  zum  Geschäftslelien  übergehen  oder  aber  sich  nach  Europa 
begeben,  um  sich  zum  akademischen  Bemfe  die  nötige  Vorbildung  zu 
verschaffen. 

In  einigen  Colleges  nach  dem  Müster  Harvard's  erweitert  sich, 
wie  schon  gesagt,  diese  Abteilung  und  entwickelt  sich  zu  einer  Lehran- 
stalt, die  der  philosophischen  Fakultät  an  einer  deutschen  Univer- 
sität gleicht 

Die  meisten  der  Colleges  und  Universitäten  verdanken  ihre  Exi- 
stenz der  Kirche  oder  Privatpersonen,  Um  welche  Summen  es  sich 
in  den  letzten  Jahren  handelt,  karm  man  wol  aus  den»,  was  von  Har- 
vard College  oben  gesagt  wurde,  wie  aus  dem  folgenden,  entnehmen: 

Boston  -  U  niversi  tat  in  Roston  wurde  vor  zehn  Jahren  mit 
einer  Suntme  von  8,(XM)^00tj  Mark  gegründet,  welche  zwei  Bostoner 
Kauflente  der  methodistischen  Kirche  zu  diesem  Zwecke  hinterliefsen, 
Anden»  Mitglieder  der  Kirchr  haben  bedeutende  Summen  hinzugefügt, 

Johns   Hükkins   Uni  versi  tat  zu  ßaltinjore   wurde  aus  dem 
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dazu  von  Johns  Hokkins  binterlassenen  Gelde  (12,000,000  Mark)  ge- 
gründet. 

Gase  School  of  applied  Science  zu  Cleveland,  Ohio,  wurde 
vor  zwei  Jahren  von  Mr.  Gase  mit  5,000,000  Mark  ausgestattet  und 
Adelbert  Gollege  in  derselben  Stadt  von  Mr.  Stone  mit  4,100,000  M. 

Gorneil  Gollege  zu  Ithaca,  New- York ,  obgleich  ein  Staats- 
college das,  wie  die  anderen  unten  erwähnten  Staatscolleges  auf  Basis 
der  von  der  Unionsregierung  geschenkten  Ländereien  gegründet  wurde, 
(es  hat  1,000,000  Acres  bekommen,  die  einen  Wert  von  20,000,000  M. 
schon  jetzt  repräsentieren  und  die  alle  Jahre  wertvoller  werden)  hat 
von  Mr.  Cornell  fast  3,000,000  Mark,  und  von  verschiedenen  anderen 
Leuten  (unter  anderem  von  der  Frau  eines  der  Professoren)  zusam- 
men gegen  10,000,000  Mark  empfangen. 

Wellesley  Gollege  für  Mädchen  zu  Wellesley,  Massachusetts 
hat  gegen  3,000,000  Mark  von  zwei  Personen  erhalten. 

Smith  Gollege  für  Mädchen  zu  Northampton,  Mass.  wurde  von 
einer  reichen  Dame  mit  1,200,000  Mark  ausgestattet  etc.  etc. 

Im  Jahre  1880  allein  sind  mehr  als  25,000,000  Mark  den  ver- 
schiedenen GoUeges  der  Vereinigten  Staaten  von  Privatleuten  geschenkt 
worden,  und  es  war  kaum  mehr  als  ein  Durchschnittsjahr  in  der  Be- 
ziehung. (Siehe  Report  of  Gommissionen  of  Education,  1880.  Washington. 
D.  G.  United  States.)  Im  Jahre  1863  wurde  aufserdem  jedem  Staate 
von  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  eine  bedeutende  Schenkung 
an  Ländereien  gemacht  zur  Gründung  einer  landwirtschaftlichen  Lehr- 
anstalt 

Einige  Staaten  trugen  ihrerseits  reichlich  mit  Spenden  zu  dieser 
Gründung  bei  und  errichteten  eine  sogenannte  Universität,  die  jedoch 
in  den  meisten  Staaten  nur  eine  landwirtschaftliche  Schule  in  Ver- 
bindung mit  einem  Gollege  in  einem  mehr  oder  weniger  entwickelten 
Zustande  repräsentiert.  Andere  Staaten  dagegen  haben  auch  noch 
dazu  besondere  Staatsuniversitäten  gegründet,  deren  Kern  überall  das 
eigentliche  Gollege  bildet,  um  welchen  allmählig  die  Fachschulen  er- 
richtet wurden.  Es  versteht  sich,  dafs  eine  theologische  Fakultät  vom 
Staate  nirgendswo  gegründet  wird,  weil  in  Amerika  Staat  und  Kirche 
vollständig  getrennt  sind. 

In  Verbindung  mit  den  Golleges  sind  von  Zeit  zu  Zeit  spezielle 
Abteilungen,  denen  der  Name  „Schule"  beigelegt  wurde,  errichtet 
als  „Bergwerksschule",  „Schule  der  Staatswissenschaften"  etc.  Die 
Vorbereitungsschulen  für  das  Gollege  lieifsen  Akademien,  Seminarien 
oder  „Highschools'S  je  nachdem  sie  private  oder  öffentliche  Anstalten 
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bind.  Die  Akademteo  imd  SenjiDariiin  haben  gewöbolich  2  Parallel- 
Kurbf,  von  diMicn  der  eine  zum  Collef^e  nötige  Voiberciliing  giebl,  der 
andere  inuhr  dun  Ansprüchen,  die  das  piaktische  Leben  ao  Jeden 
btelll,  gerecht  zu  werden  versucht  Die  Öffentlichen  Highschüok  sind 
freie  Schulen  gewöhrdich  auf  deröelben  Stufe  stehend  als  die  Aka- 
demien und  Seminaricn,  die  ebenfalls  eine  Vorbereitung  zur  Univer- 
sität gewähren.  Sie  umschliefsen  gleichfalls  2  Lehrkurse,  einen  so- 
genannten klassischen  und  einen  allgenieinen,  welcher  kein  Griechisch 
luiifafst  und  in  welchem  Latein  fakultativ  ist. 

Nacli  dieser  allgemeinen  Beschreibung  des  amerikanischen  Schul- 
systems können  wir  zu  unserm  eigentlichen  Thema  ilbergehen,  nämlich 
zur  Schilderung  der  Methode,  nach  welcher  das  Studium  der  Staats- 
wissenschafter»  auf  den  genannten  Anstalten  betrieben  wird. 

Wie  vorher  gesagt,  widmen  alle  ötTcntlichen  Highschools  und  Aka- 
demien wenigstens  4 — 5  Stunden  wöchentlich  während  eines  12  Wochen 
undkssenden  Turnus  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten,  Die 
zum  College  sich  vorbereitenden  Schüler  sind  von  diesem  Studium 
befreit,  da  der  Collegekursus  dasselbe  in  sich  schliefst.  Ancli  auf  den 
Volksschulen  tritt  dieses  Studium  als  ein  iakultatives  auf,  und  in  manchen 
Staaten  ist  sogar  der  Voi-schlag  gemacht^  dasselbe  dort  obligatorisch 
zu  machen.  Viele  Highschools  oder  Präparandenanstalten,  wie  man 
sie  füglich  nennen  könnte,  widmen  5  St.  wöchentlich  ein  Vierteljahr 
hintiurch  der  Nationalökonomie.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  Aka- 
demien und  Scminarieu.  Indem  ich  dieses  Fach,  wie  es  auf  den  Col- 
leges betneben  wird,  zu  beschreiben  versuche,  werde  ich  eines  der- 
selben als  typisches  Beispiel  auffuhren,  der  andern  aber  nur  insoferne 
Erwägung  thun,  als  sie  davon  abweichen* 

Wir  wählen  als  solches  das  Williams  College  in  WilUamslown  in 
Massachusetts.  Dem  Studium  der  Nationahikonomie  sind  während 
15  Wochen  tj  Stunden  pro  Woche  zugeteilt.  Von  den  90  dazu  be- 
willigten Stunden  wird  das  letzte  Drittel  der  Zeit  also  3<>  Stunden  auf 
Repetition  verwendet.  Als  Lehrbuch  braucht  man  das  bekannte  Buch; 
Perry's  Elements  of  Political  Economy,  Da  ja  der  Verfa^sser  desselben 
A,  L.  Perry,  Professor  der  Nationalökonomie  in  Williams  College  ist. 
Die  Studenten  werden  zu  einer  exakten  Wiedergabe  der  vorgeschrie- 
benen Lektion  angehalten.  Nach  dem  Aufsagen  derselben,  die  unge- 
fähr eine  halbe  Stunde  ausfüllt,  findet  eine  allgemeine  Diskussion  über 
den  durchgen«immeneu  Gegenstand  statt,  die  durch  Aumerkungcn^ 
Seitens  des  Lehrers  ergänzt  wird* 

Ungefähr  6  St  pro   Woche  während  eines  Zeitraumes    von    12' 
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Wochen  sind  dem  Studium  der  Verfassung  der  V.  St.  zugeteilt.  Die 
Studenten  haben  die  Verfassung  wörtlich  auswendig  zu  lernen,  und 
der  Professor  hält  eine  eingehende  Besprechung  zur  Ergänzung  und 
Erläuterung  jedes  Passus.  Es  wird  von  jedem  Studenten  verlangt,  dafs 
er  diese  Vorträge  mündlich  oder  schriftlich  reproduzieren  kann,  und 
ein  Teil  jeder  Stunde  ist  dem  Aufsagen  der  aufg^ebenen  Lektion  ge- 
widmet. Obengenannte  Studien  sind  obligatorisch  für  alle  Studenten 
und  fallen  in  das  dritte  Jahr  des  CoU^ekursus,  wo  die  Studenten 
sich  also  in  einem  Alter  zwischen  19  und  20  Jahren  befinden,  da 
sie  etwas  jünger  wie  in  dem  entsprechenden  Jahre  in  Harvard  sind. 

Was  wir  von  Williamscollege  hinsichtlich  dieser  2  Studien  gesagt, 
gilt  von  dem  durchschnittlichen  Amerikanischen  College. 

Von  60—90  Stunden  verwendet  man  auf  Nationalökonomie  und 
ungefähr  dieselbe  Zeit  auf  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten. 
Die  Lehrmethode  ist  Auswendiglemenlassen  der  Sätze  eines  Lehr- 
buches und  Abfragen  derselben,  mehr  oder  weniger  durch  Vorlesungen 
ergänzt 

An  manchen  Colleges  hat  der  Präsident  aufser  der  Direktion 
die  Verpflichtung  in  verschiedenen  Fächern  als:  Ethik,  Bibelkunde, 
Kirchengeschichte,  Logik,  Psychologie,  Nationalökonomie  und  Verfas- 
sungslehre zu  unterrichten.  Li  solchem  Falle  werden  die  beiden 
letztgenannten  Fächer  nur  stiefmütterlich  behandelt.  Sogar  die 
Mädchencolleges  haben  ein  bedeutendes  Pensum  in  Nationalökonomie 
und  Verfassungsgeschichte  zu  absolvieren. 

Ln  Wellesley-CoUege  in  Wellesley,  Massachusetts  wird  ein  Kur- 
sus in  der  Verfassungsgeschichte  Englands  gehalten,  der  während  12 
Wochen  3  Stunden  wöchentlich  umfasst.  Dem  Studium  der  Ver- 
fassungsgeschichte der  Ver.  St.  ist  dieselbe  Zeit  zugeteilt,  ebenso  wie 
dem  der  Nationalökonomie. 

Smith  College  in  Northampton  Mass.  für  Mädchen  überläfst  3 
Stunden  wöchentlich  durch  12  Wochen  der  Nationalökonomie  und 
2  Stunden  durch  12  Wochen  der  Staatslehre*). 


1]  Um  iD  die»eB  College  aufgenommen  zu  werden  müssen  die  Mädchen  ein  Examen 
in  folgenden  Fächern  ablegen :  Latein  —  in  der  Grammatik «  in  Obersetzung  aus  dem 
Englischen ,  in  Cäsar  I — IV  Bücher  de  beUo  Gallico,  in  sieben  Reden  Ciceros,  in  Virgil ; 
Griechisch  —  Grammatik ,  Übersetzungen  aus  dem  Englischen ,  Xenophon  I — IV  Bücher 
Anabasis,  Homer  I — III  Ilias  Mathematik ,  Planimetrie ,  Algebra  und  Arithmetik.  Es 
sind  jetzt  240  Mädchen  in  dieser  Schule,  die  alle  das  Eintrittsexamen  bestanden  haben. 
Das  CoUege  wurde  gegründet  um  den  Mädchen  ganz  dieselben  Gelegenheiten  zu  bieten, 
wie  sie  ihre  Brüder  in  dem  typischen  College  haben,  da  die  CoUeges  in  den  Oststaaten 
meistenteils  nur  männlichen  Studenten  zugänglich  sind. 
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Die  in  den  verschiedenen  Colleges  gebrauchten  Lehrbücher  sind 
sehr  verschieden.  Unter  MilFs  Principles  of  PoÜtical  Economy, 
Fawcettg  Elements  of  P.  E,,  Pcrry's'  Political  Economy  und  VVay- 
land  Heeast  by  Chapin  ist  wohl  das  vorletzte  djis  weitverbreiteste, 
während  das  letztgenannte  erst  anfängt  populär  zu  werden. 

Die  stn^ogen  Schutzzolluer  in  Amerika  haben  immer  von  Neuem 
Klage  gegen  diese  Bücher  erhoben,  weil  sie  ausnahmlos  freihäudlerisch 
sind.  Nur  2  oder  3  Professoren  der  Natioualr»kouomie  au  amerika- 
nischen Colleges  verbreiten  schutzziVllnerische  Ideen  durch  ihre  Lehren 
oder  bedienen  sich  schutzzöllnerischer  Lehrbücher. 

Die  Praktiker  werden  nie  müde  die  doktrinären  Professoren  zu 
verhfihnen ,  welche  nach  ihrer  Meinung  alle  ihre  Theorien  von  bri- 
tischen Freihändlera  eijjgesaugt  haben. 

Wir  können  von  dem  Durchscliuittslchrer  der  Nationalökonomie 
in  Amerika  behaupten,  dafs  er  nicht  mehr  von  seinem  Gegenstande 
weifs,  als  was  in  dem  I^ehrbuche  steht,  was  ja  kaum  anders  zu  er- 
warten ist,  da  er  weder  Zeit  noch  Gelegenheit  zu  eingehenderem  Stu- 
dium gehabt  hat.  Es  giebt  verhältnismäfsig  wenige  von  Ihnen,  die 
jemals  anch  nur  eine  Stunde  dem  Studium  von  Carey  gewidmet  und 
eine  verschwindend  kleine  Zahl  derer,  die  irgend  etwas  von  fran- 
zösischer oder  deutscher  Nationalökonomie  wissen.  Die  einzigen  deut-j 
scheu  Werke  über  Nationalökonomie  in  englischer  Sprache  sind  List 
erstes  Werk,  welches  zuerst  in  Amerika  erschien  und  der  erste  Band 
von  Röscheres  grossem  Werke,  der  vor  B — 4  Jahren  übersetzt  wordeu. 

Nur  wenige  der  Prof.  können  Deutsch  oder  Französisch  lesen. 
Dies  gilt  freilich  nicht  von  denjenigen,  welche  an  den  später  in  diesem 
Artikel  zu  besprechenden  Schulen  angestellt  sind,  deren  viele  in 
Deutschland  oder  Frankreich  oder  in  beiden  Uindern  studiert  haben. 
Die  in  den  Schulen  niedrigen  Graden  verwendeten  Bücher  über  Natio- 
nalökonomie, insoweit  dieses  Fach  in  denselben  überhaupt  gelehrt 
wird,  sind  Mrs.  Fawcetts  kleines  Werk,  Tevons  Primer  of  Pol.  Economy. 
Alasou  und  Lalors  Polit.  Ec^)nomy  in  16  Definitionen  und  14  Propositio- 
nen, alle  durchgängig  von  streng  freihändlerischem  Geiste  durchweht. 
So  viel  über  das  Durchschniltscollege.  W'ir  gehen  nun  zur  detail- 
lierten Besprechung  einiger  Odleges  über. 

Aniherst  College  zu  Amherst  Mass.  bietet  im  vierten  Jahre  eine 
östündige  Vorlesung  wöchentlich  während  12  Wochen  über  National- 
ökonomie. Die  Hälfte  der  Zeil  wird  auf  das  Studium  Roschers  in 
der  Englischen  Übersetzung  verwandt. 
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Der  Verfassungsgcschiclite  der  Vereinigten  Staaten  sind  wöchent- 
lich 4  Stunden  während  12  Wochen  zugeteilt  und  der  Staatslehre 
3  Stunden  wöchentlich  für  dieselbe  Zeitdauen  Lehrweise:  Durch- 
nehmen von  Lehrbücheni  und  Vorträge. 

Dartniouth  College  zu  Hannover  im  Staate  New  Hampshire  be- 
stimnit  während  dos  4ten  Jahres  40  Stimdcn  der  Xationalökonoinie, 
eben  dieselbe  Zeit  dem  Verfassungsrecht  und  38  dem  Völkerrecht. 

Yale  College  zu  New  Haven  im  Staate  Connecticut  verwendet 
wahrend  des  4.  Jahres  3  Stunden  die  Woche  während  20  Wochen 
auf  Nationalökonomie  —  Mills  oder  Fawcetts  Werk  wird  als  Lehrbuch 
benutzt.  Lehrweise  —  Recitationen  durch  Discussionen  und  Vor- 
lesungen ergänzt.  Ein  Kursus  in  Cairnes  „Sonic  Leading  Principles 
of  Political  Economy  uewiy  Expounded*'  wird  während  der  letzten 
Hälfte  des  vierten  Jahres  als  fakultatives  Studium  gehalten.  Ein 
zweiter  fakultativer  Kursus  im  praktischen  Teile  der  Nationalökonomie 
und  Finanz  Wissenschaft,  sowie  Kurse  in  Völkerrecht  und  Staatslehre 
sinrl  für  die  postgraduates  eingerichtet.  Collegicn  im  amerika- 
nischen und  englischen  Verfassungsrecht  sind  allen  u  n  d  e  r  g  r  a  d  u  a  t  e 
und  postgraduate  Studenten  zugänglich.  Der  Unterricht  in  den 
Staatswissenschaften  in  Yale  College  ist  unter  der  Aufsicht  des  durch 
seine  Geschichte  des  Amerikanischen  Papiergeldes  und  seine  heftigen 
Angrifl'c  gegen  die  Schutzzölhjer  und  schutzzöllnerischen  Ansichten 
bekannte  Professor  Sumner,  der  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  ein 
orthodoxer  Nationalökonom  ist  und  den  Gegnern  der  orthodoxen  Na- 
tionalöknuoujie  in  Amerika  tlurch  seine  schneidige  und  geniale  Kritik 
viel  zu  schaffen  macht.  Dem  Professor  Sumner  zur  Seite  steht  Pro- 
fessor Henry  Farnani  in  der  mit  Yale  College  verbundenen  Sheffield 
Scientific  School,  wo  er  die  Nationalökonomie  teilweise  veroiittelst 
Lehrbücher,  teilweise  vermittelst  Vorlesungen  lehrt, 

Comell  College  zu  Ithaca  New  York,  dessen  Präsident  der  ehe- 
malige Gesandte  der  Vereinigten  Staaten  in  Berlin  Dr.  Andrew 
D.  White  ist,  giebt  2  Stunden  die  Woche  während  12  Wochen  der 
Polizeiwissenschaft,  ebensoviel  Zeit  während  40  Wochen  der  National- 
ökonomie, 3  Stunden  die  Woche  für  12  Wochen  der  Finanzwissen- 
ßchaft  und  ebensaviel  Zeit  der  Staatslehre  und  5  Stunden  die  Woche 
far  12  Wochen  der  Verwaltungslehre.  Eingebende  Vorlesungen  in 
dem  amerikanischen  und  englischen  Verfassungsrechte  werden  gieich' 
falls  gehalten.  Der  Plan  des  Unterrichts  ist  in  Cornell  etwas  eigen- 
tümlich. In  der  Nationalökonomie  und  Geschichte  z,  B*  giebt  es  in 
jedem   Fache  einen   ordentlichen  Professor.    Andere  Professoren  aus 


74 


Dr.  £*  J.  jAmes, 


EDdoreu  Universitäten  werden  dann  eingeladen  über  bestimmte  Punkte 
oder  Gegenstande  vorzutragen,  die  dann  ein  Kolleg  von  zehn  bis 
zwanzig  oder  mehr  Vorlesungen  halten.  Auf  diese  Weise  haben  die 
Studenten  Gelegenheit  mehrere  berümte  Dozenten  zu  höreti.  Und 
der  Vorteil,  welchen  man  in  Deutschland  dadurch  hat,  dafs  die  Stu- 
denten von  einer  Universität  zur  anderen  umherziehen  können,  wird 
hier  dadurch  erreicht,  dafs  die  Professoren  selbst  umherziehen;  denn 
CS  kommt  selten  vor,  dafs  die  Studenten  einer  Universität  eine  andere 
während  des  Laufes  des  akademischen  Quadrienniums  des  Studiums 
wegen  besuchen. 

John  Hopkins  Universität  zu  Baltimore  hat  zwei  halbjährige 
Kurse  in  der  Natiunalökonomie ;  der  erste  bstündige  umfafst  den 
theoretischen  und  bereitet  für  den  andern  Teil  vor;  der  zweite  auch 
östündige  behandelt  den  praktischen  Teil  Aufserdem  giebt  es  ein 
dreistündiges  Kolleg  über  Finanzwissenschaft.  Die  Lehrmethode  ist 
in  den  verschiedenen  Vorlesungen  ungleich.  In  dem  thec^retischeo 
Teil  der  Nationalökonomie  wird  ein  Lehrbuch  und  hauptsächlich  die 
katechisierende  Methode  angewendet.  In  den  anderen  Kollegien  trägt 
man  fast  ausschliefslich  vor  Bei  dieser  Universität  ist  R.  T,  Ely, 
Dr.  Phil,  (Heidelberg)  der  Professor  der  Nationalökonomie. 

In  Verbindung  mit  dieser  Universität  besteht  ein  Verein  für  Ge- 
schichte und  Staatswissenschaft.  Dieser  Verein  unter  der  Direktion 
von  Dr.  Herbert  B»  Adams  erstrebt  eine  engere  Mitwirkung  aller  für 
die  Förderung  dieser  Wisseu Schäften  interessierten  Pei'sönliebkeiten 
wo  sie  auch  seien,  besonders  aber  aller  an  Universitäten  augestellten 
Duzenten.  Er  widmet  besondere  Aufmerksamkeit  der  Geschichte  der 
Verfassung  und  ökonomischen  Einrichtungen  Amerikas.  Er  veröffent- 
licht  eine  Reihe  von  Schriften,  ilie  Bezug  auf  diesen  Gegenstand  haben, 
und  welche  teils  von  Mitgliedern  derselben  und  teils  von  auswärtigen 
Fachleuten  geschrieben  worden  sind.  Eine  Anzahl  von  Abhandlimgen 
über  die  Rechtsgeschichte  der  amerikanischen  Staaten  ist  schon  er- 
schienen und  einige  Abhandlungen  über  ökonomische  Gegenstände 
sind  augezeigt  worden.  Der  Einflufs  dieses  Vereins  hat  sich  schon 
nach  vielen  Richtungen  hin  als  segensreich  und  anregend  erwiesen*). 


l)  Die  Johitä  BopkiDü  UiiiverkitÄt  hi  unter  amerikAribcheii  ScbiUen  sai  ganeri». 
Sl«  »oUtc  urspi  ÜngHch  eine  Schule  für  post|^r«duateA  »eii» ,  wo  sie  Gelefteuhdl  zum  Spe- 
ml»tndium  hMlieu  snllt«Q  Vor  etwa  scch*.  Jnhrcii  eröffnet  hat  ste  bb  jetzt  in<ig«sjunt 
44Ö  8tudentttii  gehabt,  vuo  welchen  275  pohtgraduato  Studenten  waren  und  174  der  nn* 
Ipraduate  Abletluug  utigeborteD,  welche  doeh  auch  endlich  errichtet  wurde.  Vou  den  2T6 
sind    mehr   ftl»  lOU  Professoren  ujid  LeJirer   in  Universititen ,   College«  oder  SemioArieo 
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Harvard  College  zu  Cambridge,  Massachusetts  widmet  3  Stunden 
die  Woche  durch  20  Wochen  einem  eingehenden  Studium  Mills,  und 
ebensoviel  Stunden  durch  noch  20  Wochen  der  Finanzgeschichte 
Amerikas,  (ein  durch  zwei  Semester  sich  hinziehendes  Kolleg)  Caimes, 
Carey  und  andere  Ökonomen  werden  in  einem  dreitstündigen  Kolleg, 
das  sich  durch  40  Wochen  hinzieht,  eingehend  besprochen.  (Das 
zweite  Kolleg).  Ein  einstündiges  Kolleg  das  ganze  Jahr  hindurch 
wird  den  lÄudverpachtungssystemen  gewidmet  (Das  dritte  Kolleg). 
Es  wird  dort  aufsergewöhnUch  gute  Gelegenheit  zum  Studium  der 
Rechtsgeschichte  der  verschiedenen  Kulturvölker  geboten.  Die  Vor- 
lesuQgen  der  juristischen  Fakultät  stehen  auch  allen  Mitgliedern  der 
akademischen  Fakultät  offen.  Professor  C.  E.  Dunbar  mit  zwei  Tutors 
erteilen  den  Unterricht  in  der  Nationalökonomie.  Während  des  vorigen 
Jahres  belegten  147  Studenten. das  erste  Kolleg,  32  das  zweite,  und 
9  das  dritte.  Fast  alle  diejenigen,  welche  nachdem  sie  ihren  Col- 
legekursus durchgemacht  haben  Jura  zu  studieren  beabsichtigen,  wid- 
men der  Nationalökonomie  während  der  Collegekursus  wenigstens  drei 
Stunden  in  der  Woche  40  Wochen  hindurch  und  der  Geschichte  viel 
mehr  Zeit  in  den  letzten  Jahren  des  Kursus. 

Es  giebt  noch  drei  Anstalten,  die  der  eingehenderen  Betrachtung 
wert  sind.  Das  sind  die  drei  Fachschulen  fttr  die  Staatswissenschaften, 
welche  in  Verbindung  mit  der  Staatsuniversität  von  Michigan,  mit 
dem  Columbia  College  in  der  Stadt  New  York,  und  mit  der  Univer- 
sität von  Pennsylvanien  zu  Philadelphia  gegründet  worden  sind.  Die 
letztgenannte  heifst  die  Wharton  School  of  Finance  and  Eco- 
nomy  nach  dem  Manne  der  die  Geldmittel  zur  Gründung  der 
Schule  gab. 

Diese  drei  Hochschulen  sind  unter  sich  erheblich  verschieden  und 
verdienen  eine  nähere  Beschreibung  als  die  ersten  Versuche  in  Amerika 
Fachschulen  für  die  Pflege  der  politischen  Wissenschaften  zu  gründen. 
Die  School  of  Political  Sciences  in  Verbindung  mit  der  Staats-Uni- 
versität zu  Ann  Arbor  im  Staate  Michigan  wurde  erst  im  Herbste 
1881  eröffiiet.  Die  angezeigten  Kollegien  wurden  in  vier  Rubriken 
geteilt,  welche  den  folgenden  Index  Scholarum  ausmachten. 


geworden.  In  diesem  Jahre  sind  unter  den  dortigen  Studenten  99  welche  die  BaccaUu- 
reoswürde  von  andereu  Colleges  erlangt  haben.  Der  Präsident  dieser  Universität 
Dr.  Daniel  C.  Oilman  hat  sich  schon  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  um  das  höhere 
Schulwesen  Amerikas  verdient  gemacht. 
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l.    Politische  und  Verfassungsgeschichte, 
L  AlJgcnjdne  Geschichte  Eoglands  von  der  Thronbesteigung  Hein- 
richs dc^  IV.  bis  zum  Ende  der  Napoleonischen  Kriege  ~  zwei- 
stündig —  zwei  Semester. 

2.  Politische  Gescliichte  der  amerikanischen  Koloniecn  von  1607 — 
1783  —  einstünilig  —  ein  Semester 

3.  Verfassungsgeschichte   d.   Verein.  Staaten   1776—1860  —   zwei-, 
stündig  —  zwei  Semester. 

4.  Entstehung   und   Entwickölung  Prcufsens  —   dreistündig  —  ein 
Semester. 

5.  Kulturgeschichte  des  Mittelalters  —  zweistündig  -    ein  Semester- 

6.  Geschichte   der  politischen   Institutionen  —   dreistündig  —   ein 
Semester. 

7.  Historisches  Seminar  —   Politische  Entwickelung  Englands   und 
seiner  Verfassung  —  vierstündig  —  ein  Semester- 

8-  Geschichte  Eurojyas  150<Ji   -1789  —  zweistündig  —  ein  Semester«; 
9.  Historisches  Seminar  —  politische  Entwickelung  d.  Ver.  Staat 

und  ihrer  Verfassung  —  dreistün*lig  —  ein  Semester. 
10.  Politisches  Seminar  -    Uikalvcrwaltung  (Gemeinde-,  Kreis-,  und 

Provinzialvcrwaltung)  in  Europa  und  Amerika  —  zweistündig  — 

Semester. 


IL    Ökonomische  Wissenschaften, 

1.  Theoretische  Nationalökonomie  —  dreistündig   -   ein  Semasteor. 

2.  Praktische  Nationalökonomie        dreistündig  —  ein  Semester. 

3.  Finansswissenschaft  —  zweistündig  —  ein  Semester, 

4.  Seminar  für  Finanzwissenschaft  —  ein  Semesten 

5.  Funktionen   des  Staats   in   ökonomischer  Entwickelung  —   Aus- 
beutung der  Bergwerke        einstündig  —  ein  Semester. 

6.  Forstwissenschaft  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

IIL    Sozial-,  Sanitäts-  und  Erziehungswissenschaft. 

1.  Sozialwissenschaft  (Armut,  Verbrechen  etc.)  —  zweistündig  —  ein 
Semester. 

2.  Sanitätswissenschaft  ~  zweistündig  —  ein  Semester. 

3.  Geschichte  des  Bildungsweseos  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

IV.    Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht. 

1.  Politische  Ethik  —  einstündig  —  ein  Semester. 

2.  Verfassungsrecht  —  zweistündig  —  ein  Semester. 
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3.  Besteueruiigslehre   und   das  Steuerrecht   —   drüistündig     -   ein 

Semester. 
4*  Städtische  Verwaltung  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

5.  Völkerrecht  —  zweistündig  —  eiu  Semester. 

6.  Geschichte  der  modernen   Diplomatie  —  zweistündig  —  ein  St?- 
mester. 

Man  wird  leicht  sehen,  dafs  diese  Einteilung  der  Gegenstände 
nicht  ganz  logisch  ist,  und  dafs  die  verschiedenen  Kollegien,  teilweise 
wenigstens,  dasselbe  Feld  zu  decken  scheinen.  Die  verschiedenen 
Professoren  aber  teilen  das  ganze  Bereich  so  unter  sich  ein,  dafs  sie 
in  anderer  Feld  nicht  übergreifen.  Nur  diejenigen  werden  in  die 
Anstalt  aufgenommen,  welche  die  ersten  zwei  Jalire  des  Collegekursus 
vollendet  haben ,  die  also  im  allgemeinen  schon  zwanzig  Jahre  alt 
sind.  Die  Bedingimgen  der  Erteilung  der  Doktorwürde  sind  ungefähr 
dieselben  wie  auf  preuföischen  Universitäten,  viz.  die  Vollendung  der 
dreijährigen  Studienzeit  (das  akademische  Triennium),  eine  grössere 
schriftliche  Arbeit,  das  Ablegen  eines  mündlichen  Examens  in  drei 
Fächern  (Hauptfach  und  zwei  Nebenfächern)  und  eine  Disputation. 
Am  Ende  des  zweiten  Jahres  kann  man  sich  um  die  Wünle  eines 
Baccalaureus  oder  Magister  bewerben.  In  beiden  Fällen  niufs 
njati  ein  mündlielies  Examen  ablegen  und  im  letzteren  noch  eine 
schriftliche  Arbeit  einhändigen.  Alle  Kandidaten  für  eine  akademische 
Würde  müssen  die  Kollegien,  die  sie  belegt  haben,  auch  regelmäfsig 
besuchen,  sonst  wird  gegen  sie  disziplinarisch  verfahren. 

Ihre  Unterrichtsmethode  ist  teilweise  vermittelst  Vorlesungen, 
teilweise  vermittelst  Seminarien  und  teilweise  vermittelst  Kepi tier- 
stunden. In  der  Nationalökonomie  sind  z.  B.  aus  drei  Stunden  zwei 
den  Vorlesungen  und  eine  dem  Eepitieren^  resp.  dem  Fragen  und  Ab- 
fragen seitens  der  Studenten  und  Professoren  gewidmet. 

Die  oben  angeführten  Kollegien  sind  allen  Mitgliedeni  der  Uni- 
versität zugänglich  untl  nicht  nur  den  in  der  Schule  der  Politischen 
Wissenschaften  eingeschriebenen.  Die  Zahl  der  in  dieser  Schule  ein- 
geschriebenen Studenten  ist  verhältnismäfsig  klein  {zwischen  zwanzig 
und  dreifsig),  während  die  Kollegien  doch  zahlreich  besucht  werden. 
Frauen  werden  unter  denselben  Bedingungen  zugebissen  wie  die  Männer; 
Die  KuHegiengeider  sind  verhältnismäfsig  niedrig,  für  Bürger  des  Staa- 
tes Michigan  —  30  Dollars  das  erste  Jahr  und  20  Dollars  für  jedes 
darauf  folgende  Jahr;  für  Bürger  anderer  Staaten  50  Dollars  für  das 
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erste  Jahr  und  25  Dollars  für  jedes  darauf  folgende  Jahr  und  1( 
Dollars  für  das  Doktorexamen.  Diese  Gelder  müssen  von  allen  b^ 
zahlt  werden,  gleicliviel  ob  sie  eins  oder  mehrere  Kollegien  beJegeiL 

Die  Bibliothek,  welche  eine  gut  ausgewählte  aber  nicht  gross« 
Zahl  Bücher  enthält,  steht  allen  Studenten  offen  von  9  Uhr  Vormittagi 
bis  5  Uhr  Nachmittags  und  von  1\^  bis  L<  Uhr  Abends.  Unter  au 
deren  wertvollen  Sammlungen  besitzt  diese  Bibliothek  die  Privatbiblio 
thek  von  dem  verstorbenen  Professor  Hau  aus  Heidelberg,  die  vm 
einem  reichen  Kaufmann  aus  Detroit  gekauft  und  der  Universität  ge 
schenkt  wurde. 

Die  Schule  der  Politischen  Wissenschaft  in  Verbindung  mit  (h 
lunihia  Colk^ge  zu  New  York  ist  den  el*en  beschrielienen  in  so  wea 
ähnlich,  dafs  sie  eine  (Ireijährige  Studienzeit  (dtis  akademische  Trien 
nium)  verlangt,  und  die  Doktorwürde  bei  der  Vollendung  des  Kursu 
erteilt.  In  anderen  Beziehungen  unterscheidet  sie  sich  wesentlicl 
von  der  Alichiganer  Schule.  Nur  diejenigen  werden  zugelassen,  welch' 
das  dritte  Jahr  des  Collegekursus  vollendet  haben.  Der  Kursu: 
ist  vorgeschrieben  und  jeder  mufs  ihn  genau  befolgen.  Endlich  is 
ihre  Beziehung  zu  der  juristischen  Schule  eine  sehr  enge,  weil  da 
Studium  des  Rechts  einen  wesentlichen  Bestiimlteil  des  Kursus  bild 

Der  Kursus  ist  der  folgende: 

Erstes  Jahr, 
Erstes  Semester. 


Politische  Geographie,   Ethnographie  und  Verfassungsgeschichte 

der  Verein.  Staaten 

Verfassungsgeschichte  Englands  bis  1088 

Geschichte  der  Volkswirtschaft 

Geschichte  der  Staatslehre  von  Plato  bis  auf  Hegel 
Bibliographie  der  Staatswissenschaften 

Zweites   Semester. 

Verfassungsgeschichte  der  Verein»  Staaten 

Verfassungsgeschichte  Englands  seit  1688 

Finanzwissenschaft 

Geschichte  der  Staatslehre  von  Plato  his  auf  Uegel      .     . 
Bibliographie  der  Staatswissenschaften 
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Zweites  Jahr. 
Erstes  Semester« 

Geschichte  des  römischen  Rechts 6 

Vergleichendes  Verfassungsrecht  von  den  europäischen  und  ameri- 
kanischen Staaten 3 

Statistik  —  Methode  und  Resultate 2 

Zweites   Semester. 

Vergleichende  Rechtswissenschaft  der  hauptsächlichsten  euro- 
päischen Systeme  des  Zivilrechts 6 

Vergleichendes  Verfassungsrecht  der  verschiedenen  Staaten  der 
amerikanischen  Union 3 

Statistik  —  Methode  und  Resultate 2 

Drittes  Jahr. 
Erstes  Semester. 

Geschichte  der  Diplomatie      2 

Privatvölkerrecht 1 

Vergleichendes  Verwaltungsrecht  der  hauptsächlichen  Kultur- 
staaten Europas  und  Amerikas .    5 

Kommunismus  nnd  Sozialismus 2 

Zweites  Semester. 

Öflentliches  Völkerrecht 2 

Privatvölkerrecht 1 

Vergleichendes  Verwaltungsrecht  der  verschiedenen  Staaten  der 

amerikanischen  Union 5 

Kommunismus  und  Sozialismus .2 

Am  Ende  jedes  Jahres  mufs  ein  Examen  in  den  das  Jahr  hindurch 
betriebenen  Fächern  abgelegt  werden.  Keinem  Studenten,  der  bei  diesem 
Examen  durchfällt,  wird  es  erlaubt  in  den  nächsten  Jahrgang  einzu- 
treten. Die  Würde  philosophiae  baccalaureus  wird  allen  erteilt, 
die  das  zum  Schlüsse  des  ersten  Jahrganges  stattfindende  Examen 
glücklich  bestehen.  Um  die  Doktorwürde  zu  erlangen,  muss  eine  schrift- 
liche Arbeit  eingehändigt  und  in  der  gewöhnlichen  Weise  verteidigt  und 
ein  mündliches  Examen  in  den  Fächern  des  ganzen  dreüährigen  Kur- 
sus bestanden  werden.  Die  Elemente  der  Nationalökonomie  werden 
schon  in  dem  College  getrieben  ehe  die  Studenten  in  die  Fach- 
schule treten.  Die  Kollegiengelder  sind  hoch.  150  Dollars  das  Jahr 
für  den  vollen  Kursus.    Die  Lehrmethode   ist  die  vermittelst  Vorle- 
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sungen  und  Seminarien  auch  iii  Deutschland  übliche.  Die 
Rylle^  welche  die  Geschichte  des  Rechts,  der  juristischen  lustitutioii 
und  der  Nationalökoiioraie  iß  dem  Kursus  spielt  wird  die  Anhang 
der  historischen  Schule  besonders  erfreuen.  Während  des  Jah 
1882—83  wurden  4  Studenten  im  dritten  Jahrgang,  fünf  Studeni 
im  zweiten  Jahrgang  und  19  im  ersten  Jahrgang  eingeschrieben,  I 
waren  alle  diejenigen,  welche  dem  regelmäfsigeu  Kursus  folgten,  u 
welche  deswegen  Kandidaten  für  die  Doktorwürde  waren.  Es  | 
aufserdem  eine  grofse  Menge  Studenten,  welche  die  Kollegien  besttt 
ten,  weil  alle  den  Studenten  der  juristischen  Schule  zugänglich  war 
Mehr  als  Hundert  Tausend  Mark  jährlich  stehen  für  die  /wecke  die 
Schule  zu  Gebote. 

In  Verbmdung  mit  dieser  Schule  ist  eine  Akademie  der  politiscl 
Wissenschaften  gegründet  worden,  welche  gute  Resultate  verspric 
Sie  ist  ein  fiTiwilliger  Verein  wtilchem  der  Präsident  der  Universi 
und  die  Mitglieder  der  Fakultäten  der  juristischen  und  Staats wiss< 
schaftlichen  Anstalten  ex  officio  angehören.  Alle  diejenigen,  wtdi 
an  dem  Lehriustitut  der  politischen  Wissenschaften  promoviert 
und  alle  von  den  juristisch  Promovierten,  welche  noch  zwei  Ja 
der  erstem  studiert  haben,  können  auch  in  den  Verein  eint 
Aus  diesen  Quellen  erneuert  sich  die  Akademie  von  Jahr  zu  Ja 
Ihr  Zweck  ist  die  Pflege  und  das  Slutlium  der  Süiatswissenschaf 
l>is  in  das  kleinste  Detail,  Dieser  Verein  bildet  den  Zentralpunkt  i 
ganzen  Anstalt.  Von  ihm  hängt  gi-öfs  ten  teils  die  stete  Fortset 
und  immer  zunehmende  Nützlichkeit  der  letzteren  ak  Da 
lemporärer  Haufen  von  Studenten  ist,  welche  einen  gewissen 
erreiclieo  und  dann  von  der  Schule  ins  Leben  übergehen, 
eine  pernninente  Gesellschaft  von  immer  fortschreitenden  Gel€ 
ist,  bildet  der  Verein  das  produktive  Element  in  dem  ganzen 
Stern,  Alles  was  diese  Schule  tlem  jetzigen  Vorrat  von  politiscl 
Kenntnissen  hinzufügen  kann  wird  aus  diesem  Verein  hervorgel 
Jedes  seiner  Mitglieder  verptliclitct  sich  wenigstens  eine  selbstäm] 
wissenschaftliche  Arbeit  im  Laufe  jedes  Jahres  zu  machen  I 
dieselbe  der  Akademie  vorzulesen.  Diese  Abhandlung  gehört  d 
der  Akademie  und  die  letztere  kann  sie  veröden tlichen,  falls  t 
Majorität  der  Mitglieder  das  für  zweckmäfsig  oder  vorteilhaft  fa 
Der  Verein  übernimmt  die  Aufgabe  einen  Katalog  der  staatfi^ 
senschaftlirhen  Bibliothek  nach  Uegenständen  anzufertigen  und  i 
Zeitsclirift  der  Staats  wissen  schuf  ten  herauszugeben.  Er  soll  ferner 
Quelle   sein,  woher   die  Fakultäten  der  Staatswtssenscbaften  uud 


Jkb  Stndinm  der  SUaUwIaaeitBeliftfton  in  Ämerikiu 


Geschichte  ihre  Professoren  holen  können,  und  auf  diese  Weise  die 
Kantinuitat  der  Arbeiten  sichern,  und  die  Schule  befähigen  ihre  eigenen 
Methoden  und  Traditionen  zu  behalten,   ihren  Kursus  immer  zu  ver- 

I  grössern  und  ihren  Unterricht  zu  vervielfältigen  ohne  dafs  sie  dabei 
die  organische  Einheit  ihres  Wesens  beeintnicbtigen,  mit  einem  Wort^ 
eine  Schule  des  politischen  Denkens  im  besten  Sinne  des  Wort^es  zu 
gründen*  Siehe  Political  Science  in  Columbia  College  By  Prof  J. 
W.  Burgess,  Intern atioiial  Review  1882. 

Die   Mitglieder   der   Akademie    sind   meistenteils   Bewohner   der 

f Stadt  New  York,  teils  Advokaten,  teils  Privatgclehrte.  Der  Einflufs 
mufs  sich  mit  der  Zeit  in  einem  lebhafteren  Interesse  seitens  des 
grofsen  Publikums  an  den  Staatswisseiischaften  zeigen.  Aul'ser  dem 
oben  beschriebenen  Kursus  werden  drei  Kollegien,  zwanzig  Vorlesungen 
umfassend,  von  drei  nicht  an  der  Schule  regelmäfsig  angestellten  Per- 
sonen gehalten.  Die  Vortragenden  werden  von  der  Fakultät  aus  den- 
jenigen Mitgliedern  der  Akademie  gewählt,  welche  sich  durch  hervor- 

Fragende  Arbeiten  ausgezeichnet  haben;  sie  werden  auf  drei  Jahre  zu 
diesem  Zweck  angestellt  und  bekomnieo  jeder  5(M)  Dollars  per  Jahr, 
Sie  wählen  selbst  den  Gegenstand  der  Kollegien.  Für  den  Ankauf  von 
allrn  nötigen  Büchern  für  die  Bibliothek  ist  auch  reichlich  gesorgt. 
Eine  wertvolle  Sammlung  ist  schon  gemacht  worden.  Aufserdcm  sind 
alle  öffentlichen  Bibliotheken  New  Yorks,  deren  es  eine  grofse  Zahl 
giebt,  den  Studenten  zugänglich. 

Die  dritte  Fachschule  unterscheidet  sich  von  jeder  der  obenge- 
nannten Institute.  The  Wharton  Finanz  School  wurde  als  ein  von 
der  Universität  abgetrennte  Abteilung,  durch  die  Universität  Pennsyl- 
vanieu  aus  dem  zu  diesem  Bchufe  von  Joseph  Wharton  einem  gemein- 

^sinnigen  Kaufmanne  in  Philadelphia  geschenkten  ¥*md  (4i>0jÜAJ  Mark) 
gestiftet.    Sie  ist  besonderer  Betrachtung  wert  wegen  der  auf  das 

^Studium  der  Nationalökonomie  und  der  Verwaltung  verwendeten  Zeit. 
Der  Kursus  ist  bis  jetzt  nur  zweijährig,  soll  aber  bald  auf  3  Jahre 
ausgedehnt  werden.  Zur  Aufnahme  werden  zwei  absolvierte  Studien- 
jahr** auf  einem  College  vorausgesetzt.  Die  Studenten  werden  also 
im  Durchschnitt  2U  Jahre  alt  sein.  Der  ftir  die  Vollendung  des  zwei- 
jährigen Kursus  in  dieser  Fachschule  gegebene  Gmd  ist  „Bachelor  of 
Finance/*  Der  „Doktorgrad*'  wird  erteilt  werden,  sobald  der  drei- 
jährige Kursus  existiit.  Die  Kenntnis  der  deutschen  und  französischen 
Sprache  wird  bis  zu  dem  Grade  verlangt,  dafs  der  Betreffende  die 
Autoritäten  der  beiden  [.ander  mit  Leichtigkeit  verwerten  kann.  Der 
Kursus  ist  obligatorisch  und  umfasst  folgende  Fachstudien. 
Bd.  N.  F.  VIL  ti 


Erster  Jahrgang. 
Erstes  Semester. 

Nationalükonomio  (Tlujoretischer  Teil) 5  stündig. 

Staatslehrt^   .    .    ♦ 5        „ 

Zwoites  Semester. 
Geschieh te  des  Handels  uimI  I-abrikweseiis  .                  .     .    5        „ 
Politische  Ethik 3       „ 

Zweiter  Jahrgang. 
Erstes  Semestar. 
Fiiianzwissenschaft  und  Kuropäische  Finanzgeschichte  .    ,    5        „ 

Nationalökonomie  (Praktischer  Teil) 5        „ 

[landelsreclit 5        „ 

Zweites  Semester. 

Amerikanische  Finanzgeschichte 5  „ 

Vcrwaltungslehre  und  Statistik  .    .    .    .    , 5  „ 

Handelsrecht     . 5  „ 

VerfassüDgsrecht 5  „ 

Der  Unterricht  geschieht  teilweise  durch  Vorlesungen,  teilweise 
vermittelst  Rezitationen  der  Studenten  und  endlich  durch  Semiimrien. 
Die  Zusammenstellung  dies^cr  drei  Lehrmittel  ist  dem  Gutilönken  der 
resp,  Professoren  überlassen.  Man  ersieht  aus  dem  Plane,  dal's  jeder 
Student  dem  Studium  der  Nationalökonomie  und  dem  der  Finauz- 
wiasenschaft  je  5  St.  wöchentlich  ein  Jahr  hindurch  widmet,  während 
er  auf  das  der  Verwaltuiigsiehre  5  St.  pro  Weiche  nur  ein  halbes  Jahr 
verwendet.  Dazu  tritt  die  Arbeit  im  Seminar  hinzu.  Der  Professor 
der  Nationalökonomie  an  dieser  Schule  ist  R.  E.  Thompson,  der  sich 
durch  sein  Buch  „Social  Science  und  National  Eeonomy*'  den  Ruf  als 
hervorragendster  Anhänger  Carcys  erworben  hat.  Die  Universität  von 
Pennsylvanien  besitzt  eine  der  besten  Fachbibliotheken  der  National- 
ftkonomii*  in  der  neuen  Welt.  Der  Grund  zu  dieser  Bibliothek  wurde 
durch  den  verstorbenen  Stephan  Colwell  gelegt,  einem  wohlhabenden 
Kaufmanne  in  Philadelphia,  der  seine  Privatbibliothek,  die  ungefähr 
800()  Bände  über  Staatswissenschaft  enthielt,  der  Universität  hinter- 
liefs.  Mr.  M.  Calmont  von  London  fügte  ungefähr  30X)  englische 
Brochören  hinzu,  die  die  Periode  von  UjR>  1860  umfassen  und  in 
chronologischer  Ordnung  gebunden  sind.    Henry  Carey   der  berumte 
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«amerikanische  Nationalökonom  bereicherte  sie  durch  die  Schenkung  seiner 
Privatbibliothek,  die  eine  un^ewöhi)lich  reichhaltige  war.  Dazu  kaufte 
die  Universität  von  Zeit  zu  Zeit  andere  Bücher  und  ist  unaufhörlich 
bemüht  die  Sammlung  zu  vergröfseru  bis  sie  zu  einer  gewissen  Voll- 
ständigkeit gelangt  sein  wird.  Der  Unterschied  zwischen  den  3  Schu- 
len ist  ersichtlich  und  durch  die  Ijesonderen  Verhältnisse,  unter  denen 
jede  von  ihnen  entstand,  leicht  erklärlich.  Der  überwiegend  historische 
Charakter  der  Schule  in  Michigan  findet  seine  Erklärung  einesteils  in 
der  Thatsache,  dafs  der  Mann,  der  die  praktische  Gestaltung  der- 
selben in  Händen  hatte,  Professor  der  Geschichte  an  der  Universität 
ist  (der  bekannte  Dr  C.  K.  Adams)  und  andernteils  darin,  dafs  die 
historische  Abteilung  ausnehmend  gut  vertreten  ist.  Der  historisch 
rechtliche  Charakter  der  Columbia  Schule  erklärt  sich  dadurch,  dafs 
die  dort  niafsgebende  Autorität  Mr,  John  W.  Burgess,  Professor  der 
Bechtsgeschichte  in  der  juristischen  Fakultät  ist. 

Die  vorherrschende  Tendenz  zum  Stufiium  der  Finanz  an  der 
Whartonschule  ist  wiedtTum  dadurch  bedingt,  dafs  der  Mann,  der 
am  meisten  für  sie  getimn  hat,  der  wohlbekannte  A,  S.  Bolies  ist,  ein 
Fachgelehrter  der  Geschichte  des  amerikanischen  Finanzwesens.  Der- 
selbe bat  eine  Finanzgeschichte  der  V,  St  geschrieben  und  ist  Her- 
ausgeber von  Bankers  Magazin  in  New  York  und  zugleich  Professor 
des  Handelsrechts  und  der  Handelspraxis  an  dieser  Anstalt.  Eine 
weitere  praktische  Frage  ist  mit  diesen  Instituten  verknüpft,  dit*  nocli 
der  Erwähnung  verdient  Sie  lautet:  Ist  es  ratsam  die  Kollegien  an 
einer  Universität  in  getrennten  Abteilungen  oder  Schulen  zu  orga- 
nisieren d.  i.  die  Vertreter  der  verschiedenen  Wissensgebiete  in  beson- 
dere Fakultäten  einteilen,  oder  sollen  nach  deutschem  Muster  alle 
diejenigen,  welche  der  theologischen,  niedizinischen  und  juristischen 
Fakultät  nicht  angeboren,  einfach  der  philosophischen  Fakultät  zu- 
geteilt werden.  Diejenigen  in  Amerika,  die  für  die  getrennte  Orga- 
nisation solcher  Schulen  sind,  stellen  folgende  Argumente  zu  deren 
Gunsten  auf: 

Durch  solch  eine  getrennte  Organisation,  sagen  sie,  wird  die  Auf- 
merksanfikeit  des  Publikums  auf  besondere  Weise  auf  die  Existenz 
einer  Reihe  von  Wissenschaften  hingelenkt,  die  sich  unmittelijar  auf 
Gesellschaft  und  Staat  beziehen,  und  welche  so  wichtig  sind,  dafs  sie 
besonderer  Pflegestätten  bedürfen.  Auch  die  Aufmerksamkeit  der 
Studenten  wird  direkter  auf  diese  Fächer  gerichtet. 

Zweitens:  Da  der  Betrag  des  zu  solchem  Zwecke  bestimmten 
Geldes  von  dem  Interesse  abhängt,  die  solche  Gegenstände  dentui  ein- 
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flöfsen,  die  über  das  dazu  erforderliche  Geld  gebieten,  i 
leichter  es  für  eine  Fachschule  zu  bekommen,  die  zu  einem  besonde 
Zwecke  organisiert  worden,  als  für  die  Förderung  solcher  Studif 
wenn  sie  eingereiht  sind  in  die  grofse  Masse  derjenigen  Studien  i 
in  einer  philosophischen  Fakultät  eingeschlossen  sind.  Ferner,  we! 
alle  die  direkt  auf  Gesellschaft  und  Staat  bezüglichen  Studien 
einer  organischen  Einheit  in  der  Arbeit  eng  verbunden  sind,  ist 
viel  leichter  das  Ganze  zu  vervollständigen  und  bessere  Gelegenheit 
zu  bieten,  als  wo  diejenigen,  welche  an  solchem  Unterricht  beteili 
sind,  mehr  oder  weniger  auseinanderlaufende  Ziele  verfolgen.  EDdIi< 
hat  man  es  erfahr ungsniäfsig  viel  leichter  befunden  die  Kräfte  f 
die  Förderung  der  originellen  Arbeiten  zu  vereinen,  wo  alle  zusamai 
arbeiten,  als  wo  jeder  für  sich  ein  Feld  bearbeitet 

Man  wird  aus  dem  Hervorgehenden  ersehen,  dafs  die  Amerikan 
endlich  im  Ernste  die  Fachbildung  in  den  Staatswissenschaften  ai 
genommen  haben*  Ausser  den  oben  beschriebenen  Fachschulen  ist 
klar,  dafs  Jale  and  Johns  Hopkins,  und  besonders  Harvard  gute 
legenheiten  zu  Spezialstudien  in  diesen  Fächern  bieten. 

Was  die  Zukunft  solcher  Anstalten  betrifft,  so  würde  es  vor 
sein  schon  jetzt  ein  Urteil  fällen  zu  wollen.  Ob  deren  Besuch  z 
nehmen  wird,  ob  solche  Einrichtungen  an  Zahl  sich  vermehren  wi 
den,  ist  schwer  sagen.  Es  gicbt  vorläufig  nur  eine  Bc*rufsart  ^ 
die  Zöglinge  solcher  Schulen,  die  akademische,  und  nur  wenige  feB 
nen  darin  Aufnahme  finden.  Von  den  Ilegierungsbeamten  wird 
Fachexamen  verlangt  und  der  Druck,  welchen  ein  solches  Examn 
Gunsten  dieser  Schulen  ausüben  würde,  fällt  also  weg.  Die  Vor 
welche  ein  solcher  Kursus  denjenigen  gewährt,  welche  eine  politiscl 
Lauflmhu  einschlagen  oder  welche  politischen  Zeitungen  ihre  Kräfte  w» 
meu  wollen,  sind  so  augenscheinlich,  dafs  man  denken  sollte,  er  wflr^ 
alle  anziehen,  die  eine  solche  Karrit^re  zu  ergreifen  gedenken.  E 
Eigenschaften  aber,  welche  den  Erfolg  in  den  ersten  Stufen  dies 
beiden  Laufl>ahnen  sichern,  sind  so  ganz  und  gar  verschieden  ti 
denjenigen,  welche  diese  Institute  entwickeln  oder  begünstigen,  d 
fieberhafte  Hast  „in  das  Leben  einzutreten"  ist  bei  der  groh 
Majorität  der  jungen  Männer  eine  so  grofse,  die  Überzeugung  seile 
fast  aller,  dafs  sie  in  den  Mufsestunden  des  späteren  Lebens 
das  lernen  können,  was  diese  Hochschulen  lehren  können,  ist  eii 
feste,  dafs  vorläufig  wenig  HotTnung  vorhanden  ist,  einen  sehr  groI 
Teil  der  jungen  I>cute  zu  diesen  Anstalten  heranzuziehen.  Indem  d 
Land  älter  und  reichlicher  bevölkert  wird  und  die  ökonomischen  m 
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VerwaltuögsfrageD  verwickelter  und  schwieriger  werden,  wird  die  Not- 
wcDdigkcit  einer  FachbUduijg  für  Vei'waltmigsäiDter  ctc,  mehr  und 
mehr  hcrvortreteD,  und  die  Schulen,  die  iu  der  Zwischenzeit  gegründet 
worden  sind,  werden  dann  gute  Dienste  als  Berufsschulen  leisten*  Bis 
die  Zeit  konmit  werden  unserer  Meinung  nach  solche  Anstalten  den 
besten  Dienst  leisten,  wo  sie  neben  den  juristischen  Schulen  bestehen 
und  die  zukünftigen  Juristen,  die  auch  gröfstentcils  die  zukünftigen 
Gesetzgeber  sind,  zu  dem  Studium  der  Nationalökonomie  und  Verwal- 
tnngslehre  heranziehen. 

Wollen  wir  das  Studium  der  Staatswissenschaften  in  Amerika 
selbst  annähernd  vollständig  behandeln,  so  dürfeu  wir  diejenigen  nicht 
unerwiihnt  lassen,  welche  aulserhalb  der  Schulen  die  Wissenschaft 
pflegen.  In  diesem  Sinne  sind  zuerst  die  Regierungsbeamten  zu  er- 
wähnen. Die  meisten  haben  zwar  gar  keitie  Fachbildung  gehabt,  aber 
viele  von  ihnen  haben  durch  ihre  Amtsthätigkeit  erfahren,  wie  über- 
aus wichtig  das  wissenschaftliche  Studium  der  wirtschaftlichen  Pro- 
bleme selbst  für  den  Praktiker  ist,  und  haben  sich  deswegen  auf  das 
Studium  geworfen.  Die  Berichte  der  Regierungsbeamteo  enthalten 
einen  reichen  und  bis  jetzt  wenig  verwerteten  Schatz  von  Material 
und,  was  uns  in  diesem  Zusammenhange  besonders  interessiert,  teil- 
weise auch  wertvolle  Besprechungen  wissenschaftlicher  Fragen.  In 
zweiter  Instanz  erwähnen  wir  die  Privatgelehrten,  deren  es  eine  grofse 
Zahl  iJi  Amerika  giebt,  und  denen  wir  viel  verdanken.  Die  Zahl  derer, 
welche  durch  den  ererbten  oder  schnell  verdienten  Reichtum  die  Mufse 
haben  sich  einer  ausschliefslichen  Beschäftigung  mit  der  Wissenschaft 
zu  widmen,  nimmt  schnell  zu  und  viele  von  denen  wählen  die  Staats- 
wissenschaft zum  Lieblingsstudium*  Wir  brauchen  hier  nur  an  Carey 
zu  erinnern.  Die  Schriftsteller,  welche  in  Verbindung  mit  den  Zei- 
tungen stehen,  behandeln  wissenschaftliche  Frageu  auch,  obgleich  mci- 
ötenteUs  auf  eine  unwissenschaftliche  Weise,  Einige  von  ihnen  aber 
beherrschen  die  Sache  vollständig  und  haben  wertvolle  Beiträge  zur 
Wissenschaft  geliefert.  Die  Zeitung  spielt  eine  Rolle  in  Amerika, 
wie  sonst  in  keinem  anderen  Laude,  da  sie  von  allen  Klassen  allge- 
mein gelesen  wird.  Alle  Zeitungen  bringen  beständig  Artikel  über  die 
ökonomischen  Fragen,  die  von  besonderem  Interesse  sind*  Amerika  hat 
zwar  keine  Fachzeitschriften  für  Nationalökonomie  wie  Conrad^s  Jahr- 
bücher z.  B,,  aber  es  giebt  viele  Zeitschriften  wie  North- American  Review, 
Princeton  Review,  Atlantic  Monthly,  Century  Magazine,  Lippincott's 
Magazine,  Internationale  Review  etc.,  die  gern  und  oft  Besprechungen 


der  Zeit-  und  Streitfragen  lieferii  und  manchiBal   wichtige,   wertvol 
wiisijensclmftlichc  Artikel  enthalten. 

Ein  Verein  der  neulich  in  New-York  gegründet  worden  ist,  ver- 
dient  einer  besonderen  Erwähnung.  Einige  hervorragende  Manner  aut* 
verschiedenen  Teilen  des  Landes  haben  einen  privaten  Verein  gebildet 
unter  dem  Namen  National  Society  for  PolitiaU  Education.  Sein  Zweck 
ist  die  Beförderung  des  Studiums  der  Nationulökunomie  und  der  Staats- 
lehre bei  dem  grofsen  PubliJcum.  Sein  Zweck  geht  darauf  hinaus  Zweig- 
vereine für  das  Studium  der  Staatswissenschaften  sowohl  in  Verbin- 
dung mit  Schulen  aller  Art  als  auch  unabhängig  von  diesen  in  allen 
Städten  und  Dörfern  des  Landes  zu  gründen.  Mitglieder  dieser  Zweig- 
vcreiue  verpflichten  sich  die  Bücher  zu  lesen,  welche  von  dem  Natiaaal- 
ausschufs  vorgeschlagen  werden,  und  sich  zu  bestimmten  Zeiten  (eia^ 
mal  oder  öfter  in  der  Woche)  zu  versammeln  um  den  Inhalt  diese 
Bücher  nach  einem  festgesetzten  Plan  zu  besprechen.  Die  verschie- 
denen Vereine  wählen  ihre  besten  Redner,  um  bei  einer  grofsen  ötfent* 
liehen  Versammlung  einen  von  zwei  Vereinen  aufgenommenen  Antrag 
zu  vertreten.  Auf  diese  Weise  wird  die  öffentliche  Aufmerksamkeit 
auf  diese  Fragen  immer  wieder  hingelenkt.  Wir  führen  die  empfoh- 
lenen Werke  der  ersten  zwei  Jahre  au. 

L  Jah  rgang, 
Perry'ß  Elements  of  Political  Economy. 
Graham  M""  Adam's  Primer  of  Fiuancc. 
Nordhoff's  Politics  for  Young  Americans. 
Johnston's  Political  History  of  the  United  States. 

IL  Jahrgang. 
MilFs  Easay  on  Liberty. 
Blanqui's  Ilistory  of  Political  Economy. 
Jevon^s  Money  and  Mechanism  of  Exchange. 


Das  zweite  Buch  in  dem   ersten  Jahrgange  ist  eine  Besprechung 
der  Papiergeld  frage;  das  dritte,  eine  Abhandlung  über  die  Privilegien 

und  Pflichten  eines  Staatsbürgers;  das  \ierte^  eine  Geschichte  der 
Unionsgesetzgebung.  Der  Nationalverein  veröffentlicht  von  Zeit  zu 
Zeit  Monographieen  über  Zeit-  und  Streitfragen.  Während  des  letzten 
Jahres  folgten  mehr  als  60Ü0  Personen  denj  von  dem  Nation alaus- 
schufs  vorgeschriebenen  Lehrgang.  Man  sieht,  dals  der  Verein  eine  Art 
Fortbildungsschule   bildet,  deren  Ziel  das  Studium  der  Staatswissen- 
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Schäften  ist.  Was  den  Wert  der  Leistungen  dieses  Vereins  betrifft, 
so  kann  der  Beferent  aus  eigener  Erfahrung  mit  Zuversicht  sagen, 
dafs  er  ein  sehr  grofser  ist.  Er  hat  einen  solchen  Zweigverein  ge- 
gründet in  Verbindung  mit  einem  zahlreich  besuchten  Lehrersemina- 
dum,  dessen  Mitglieder  einen  Eifer  und  ein  Interesse  bei  dem  Stu- 
dium zeigten,  welche  eben  so  wohlthuend  wie  unerwartet  und  welche 
für  die  zukünftige  Entwickelung  des  Studiums  viel  versprechend  waren. 

Ein  zweiter  ähnlicher  Verein  der  allgemeinere  Zwecke  verfolgt 
ist  der  Ghatauqua  Literary  and  Scientific  Circle,  wel- 
cher aus  einer  grofsen  Zahl  hervorragender  Persönlichkeiten  besteht 
und  das  Studium  der  Litteratur  und  der  Wissenschaft  befördern  will. 
Er  braucht  dieselbe  Methode  sein  Ziel  zu  erreichen  wie  der  oben  er- 
wähnte und  ist  eine  Fortbildungsschule  in  grofsem  Mafsstabe.  Er 
schreibt  einen  Lesekursus  vor,  hält  Examina,  und  erteilt  Zeugnisse 
über  den  vollendeten  Kursus.  Im  vorigen  Jahre  hat  er  mehr  als 
50000  Mitglieder  gehabt.  Unter  anderen  Gegenständen  wird  ein  Lese- 
kursus in  der  Nationalökonomie  vorgeschrieben  und  so  wird  das  Stu- 
dium dieser  Wissenschaft  auch  hier  gefördert. 

Noch  eine  Einrichtung  verdient  unsere  Aufinerksamkeit.  Die  ame- 
rikanischen Schulen  haben  alle  lange  Sommerferien  von  8—12  Wochen. 
Während  dieser  Zeit  besuchen  alle  Lehrer,  welche  die  Kosten  irgend- 
wie erschwingen  können,  einen  Badeort.  Daselbst  sind  gleichfalls  Fort- 
bildungsschulen eingerichtet  Der  Lehrkursus  umfafst  alle  möglichen 
Gegenstände  des  menschlichen  Wissens,  unter  anderen  auch  die  Na- 
tionalökonomie. Diese  Sommerschulen,  in  welchen  viele  von  den  besten 
Lehrern  des  Landes  unterrichten,  ziehen  auch  eine  Menge,  dem  Lehrer- 
stande nicht  angehörige  Leute  herbei  und  verbreiten  auf  diese  Weise 
das  Studium  der  Staatswissenschaft  immer  weiter. 

Aus  der  obigen  Beschreibung  wird  man  unsere  zu  Anfang  dieses 
Artikels  aufgestellte  Behauptung  wohl  berechtigt  finden,  dafs  es  kein 
anderes  Land  giebt,  wo  das  Studium  der  Staatswissenschaften  allge- 
meiner verbreitet  ist  als  in  Amerika,  und  man  darf  wohl  dreist  die 
Prophezeiung  wagen,  dafs  eine  Vertiefung  dieses  Studiums  und  eine 
Lieferung  wertvoller  Beiträge  zur  Förderung  der  Wissenschaft,  deren 
Gedeihen  uns  allen  am  Herzen  liegt,  in  der  nächsten  Zukunft  von 
Amerika  zu  erwarten  ist. 


Litteratun 


L 

Oeorg  Scbans,  Englische  Handelspolitik  gegen  Ende  des  Mittel- 
alters^ mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Zeitalters  der  bei* 
den  ersten  Tudors  Heinrich  VII.  und  Heinrich  VIII*      lickrönte 

rrciijhi:hrift,    L  Darstullung,    IL  Zoll-  und  ifaudelsslatibtik,    Urkunden- 
beüa^cio*      Leipzig,  Duncker  &   Humblot.     1881. 

Bttsprodieu  von  Professor  Dietrich  S  c  h  i  f «  r. 


Das  vorliegende  Buch  ist  am  IL  März  1879  durch  den  ersten    Preis 

der  Betieke-Stiftung  zu  Göttingcn  ausgezeichnet  worden.  Die  Aufgabe  war 
kaum  drei  Juhre  vorher  geBtellt  und  bit«  zum  Au^uBt  1878  x.u  lösen.  Sie 
verlangte:  „Eine  Durbtelluug  der  ougliöclifn  Hundelepolitik  im  Zeitalter 
Heinrichs  VIIL  aus  dec  ParlamentsverhaudtuDgfri«  den  Statuten  ^  aus  der 
im  Druck  zugiinglichon ,  besonders  auch  das  Auelaüd  betreffenden  Korre- 
spondenz und  einigen  in  Betracht  kommenden  Abhandlungen  der  Zeit,'* 
Aus  eigenem  Antriebe  erweiterte  der  Verfasser  die  Aufgabe  bedeutend. 
Es  wurde  ihm  klar^  dafe  die  Regierung  Heinrichs  VIIL  wirtschaftsge 
Bchicbtlich  (wie  überhaupt)  nicht  von  der  seines  Vaters  und  Vorgänge» 
Heinrichs  VIL  getrennt  werden  könne,  und  dafe  die  ganze  Periode  der 
beiden  ersten  Tudors  einer  einleitenden  Übersicht  der  früheren  Entwicke- 
lung  Englands  bedürfe.  Er  begnügte  sich  nicht  mit  iimm  vielfach  lücken- 
haften gedruckten  Material,  sondern  forschte  H  Monate  lang  in  englischen 
Archiven  und  Bibliotheken  nach  ueueo  Quellen  und  liefs  sich  auf  um- 
fassende Arbeiten  in  belgischen  und  hansischen  Archiven  ein;  allein  3  Mo- 
nate widmete  er  dem  Studium  englischer  Zollregister.  So  brachte  er  eine 
Arbeit  zu  Stunde,  die  wx^it  hinausging  über  das,  was  gefordert  w^ar,  die 
der  Referent  der  Stiftung  mit  Recht  als  ,,in  der  Sache  geradezu  grofsarti^ 
angelegt**  bezeichnet^  die  als  Aufgabe  von  der  Stiftung  wohl  noch  langfl 
nicht  in  Aussicht  genommen  worden  wäre ,  da  man  unter  Voraussetzung"' 
der  stutytenmäfaigen  Fristen  bei  dem  gegenwärtigen  Uuellenstande  ihre 
Lösung  nicht  erw^arten  konnte.  Dafs  zwißchf?n  der  Publikation  des  Lrteils 
und  der  der  Arbeit  reichlich  l  */j  Jahre  Hegen,  korarat  dabei  nicht  in 
Betracht.  Der  Verfasser  sagt  selbst:  „Die  Arbeit  hat  im  Wesentlichen 
diejenige  Gestalt  beibehalten,  in  der  sie  der  hohen  philosophischen  Fakultät 
in  Göttingen  vorgelegen  ist/*  Er  entschuldigt  die  verspätete  yeröffentlichung 
mit  seiner  Habilitation  in  Marburg  und  sciuer  Beruiung  nach  Erlangen. 

Der  darstellende  erste  Band  beöpricht  in  einem  ersten  Teile  die  Üandels- 
beziehungen  Englands  zum  Auelande  (Niederlande,  iüüienische  liepubliken, 
Hanse,  gkandinavische  Reiche,  Spanien,  Portugal,  Frankreich,  Irland  und 
Schottland,  Stellung  zu  den  Entdeckungen),  in  einem  zweiten  die  inncrL* 
Verkchrspoliiik  des  Reiches  (Stapelkaufleute  und  Merchant  adventurers^ 
SchilTfahrlbpolitik,  das  cnglieche  Fremdenrecht,  der  Induötrieschut« ,  die 
Geld*    und  Münzpolitik,    Kreditpolitik,    Fürsorge    für    die    Verkehrswege,- 
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lafs  und  Gewicht  imd  Giitü  dar  Waren,  Preispolitik),  Der  zweite  ur- 
kuEdliche  Band  enthält  eine  Reihe  zoll-  und  handelsstatistiecher  Tabellen 
nebst  Einleitung;  sie  bilden  den  ersten  Teil,  einen  zweiten  180  in  extenso 
mitgoteilte  Urkunden,  die  sich  aut'  12  veröchiedene  Kapitel  des  ersten 
Bande«  beziehen.  Eingehender  über  den  Inhalt  zu  referieren  unterlasse 
ich,  um  nicht  einer  bei  Bücherrezensionen  verbeiteten  Unsitte  nachzugeben. 
Schanz  hat  sich  bemüht,  in  allen  Partien  aeines  Werkes  auf  die 
besten  Quellen  zurüekzugehen.  Es  ist  ihm  das,  wenn  man  die  kurze  Zeit 
bedenkt,  in  erstaunliehem  MaXsc  gelungen.  Seine  umfassende  Gelehrsam- 
keit, seine  Begabung,  sich  rasch  in  einem  umfangreichen  und  bunt  ver- 
wickelten Material  zurechtzufinden,  müssen  anerkannt  werden.  Er  Ui 
einer  ganzen  Reihe  von  Sprachen  genügend  mächtig,  um  ihre  Kenntnis 
wissenschaftlich  verwerten  zu  können.  Er  kann  als  geübter  Leser  von 
Handschriften  bezeichnet  werden.  Von  seinen  Textabdrücken  habe  ich 
einige  lateinische  nachprüfen  können  und  sie  korrekt  gefunden ;  sie  ent- 
halten nicht  mehr  Versehen,  als  sie  im  allgemeinen  in  derartigen  Publi- 
kationen vorzukommen  pflegen  und  fast  als  von  ihnen  unzertrennüch  be- 
zeichnet werden  könnten.  Niederdeutsche  Texte  allerdings  macheu  ihm 
Schwierigkeiten,  die  er  nicht  ganz  überwunden  hat  Kein  Zweifel,  dafs 
Schanz'  Werk  Zeugnis  ablegt  von  einer  ach  tu  ngs  werten  und  vielseitigen 
Begabung  und  von  einer  seltenen  Arbeitskraft,  dafs  es  innerhalb  der  neueren 
reichen  Litteratur  zur  Geschichte  der  Volkswirtschaft  zu  den  hervorragend- 
sten Leistungen  zahlt. 

Andererseits  kann  aber  nicht  verschwiegen  werden ,  dafs  das  Buch 
Spuren  der  Eaachheit  an  sich  trägt,  mit  der  es  gearbeitet  und  in  die 
Lesewelt  gebracht  worden  ist.  Eine  gewisse  ünfertigkeit  der  Darstellung, 
die  mehr  schablonenhaft  neben  einander  stellt  als  sondert  und  gnippiert, 
die  wenig  am  Stile  feilt,  ist  wohl  in  erster  Linie  ihr  zuzuschreiben.  Sie 
hat  auch  ohne  Zweifel  manche  sachliche  Irrtümer  verschuldet.  Wiederholt 
war  doch  der  Verfasser  genötigt,  sich  über  Dinge  ein  Urteil  zu  bilden, 
über  welche  die  Kürze  der  Zeit  eine  griindHche  Orientierung  nicht  zulief s. 
Diese  forderte  ja  auch  gebieterisch,  dafs  die  Auswahl  des  heranzuziehenden 
ungedruckten  Materials  bis  zu  einem  gewissen  Grade  dem  Zufall  über- 
laaeen  blieb.  In  andern  Fällen  konnten  Fragen,  die  der  Verfasser  zu  be- 
antworten wünschen  mufste,  doch  nur  ihre  Lösung  ünden  durch  unge- 
drucktes  Material,  das  seiner  nachbten  Aufgabe  fern  lag;  veraltete  Bücher 
mufsten  da  auehelfen.  Alles  Mängel,  die  unvermeidlich  sind,  wenn  man 
eine  Aufgabe,  deren  abschlief  sende  Lösung  die  Arbeit  eines  Lebens  er- 
fordern würde,  in  einigen  Jahren  zu  erledigen  unternimmt,  Mängel  aber, 
denen  der  Verfasser  zum  Teil  hatte  abhelfen  können,  wenn  er,  woran  ihn 
ja  nichts  hindertt^  dem  Buche  vor  seiner  Publikation  noch  einige  Jahre 
strenger  Arbeit  hätte  widmen  wollen.  Leider  mufs  ich  gestehen,  dafs  meine 
Bedenken  gegenüber  dem  Buche  mit  diesen  Ausstellungen  nicht  erschöpft 
sind,  dafs  ich  Vorwürfe  erheben  mufs,  die  tiefer  greifen.  Welcher  Art  die- 
selben sind  ,  wird  aus  dem  Folgenden  klar  werden,  Ich  versuche  eine 
nähere  Besprechung  auf  zwei  Oebicten,  die  mir  nahe  liegen,  auf  denen 
ich  beanspruchen  darf,  als  ^Sachkenner  gehört  zu  werden;  es  sind  die  der 
hansischen  und  skandinavischen  Geschichte,  Kapitel  3  und  4  des  Schanz- 
schon Buche«. 


8,  180  fif.  werden  die  Ursachen  au&cinandiTgtiftoUt,  die  £iim 
der  Hansa  geführt  haben.  Bis  auf  cinoD  Satz,  der  allerdiügs  allein,  oh 
einen  Zusatz  zur  Erklärung:  genügen  würde,  ist  alles  Wesentliche,  M 
dort  anp^eführt  wird,  notorisch  fakch  oder  im  höchstem  Grade  anfechih 
Jener  eine  Satz  ist  der  auf  8.  180  unten:  ,,Es  fehlte  der  Pelitik  des  Ban^ 
die  kräftige  Stütze  eines  nationalen  lieichs/* 

Falseh  ist  zunächst  die  Behauptung  S.  181 :  ,,Der  eigene  (hansiaol 
Fischfang  verlor  seine  Bedeutung,  als  gegen  Ende  dos  15.  Jahrhundei 
der  Zughering  sich  in  die  Nordsee  und  an  die  britischen  Küsten  W0\ 
nebst  der  hinzugefügten  Note-  Es  ist  eine  Behauptung,  die  von  Älte^ 
und  Neueren  vielfach  wiederholt  ist  und  deren  vertrauensvolle  Herüb 
nähme  man  Sehunz  nicht  allzusehr  anrechnen  kann,  die  aber  durch  Zo 
regifiter  des  dänischen  OeheimarchivH  und  anderes  ungedrucktes  Maien 
da»  binnen  Kurzem  zur  VeröflfentlichuDg  kommt,  als  vollständig  unrichl 
erwiesen  wird.  Auch  die  Entstehung  der  Fabel  ist  für  einen  Historili 
lehrreich,  kann  hier  aber  nicht  näher  erörtert  werden.  Widerlegt  ist  i 
übrigens  schon  von  Allen,  De  tre  Nordiske  Eigers  Historie  IV,  1,  71»  l 
Werk,  das  Schanz  wiederholt  citiert,  in  dem  er  aber,  wie  es  ja  2Q  | 
Beheben  pflegt,  wohl  nur  die  Stellen  gelesen  hat,  welche  die  ßerührung« 
mit  England  betreffen.  Auch  in  meinem  Schanz  ebenfalls  bekannten  Bud 
„IHe  Haiisestädte  und  König  Walderoar  von  Dänemark**  habe  ich  8,  8^ 
auf  die  Hauptetelle  verwiesen:  Nye  Danske  Magazin  VI,  313,  wo  m 
geteilt  wird,  dafs  zu  Anfang  des  16,  Jahrhunderte  in  einem  Sommer  i5( 
Boote  ssum  Fange  un  den  schonenschen  Fischplätzen  waren  ^).  Diu  Tht 
sache,  dafs  der  Häring  in  einzelnen  Jahren  ausblieb,  ist  eine  in  der  H 
riugsfischerei  durchaus  nicht  auffällige. 

Falsch  ist  auch  die  Bedeutung,  die  Bcbanz  dem  Untergange  des  Hol 
zu  Nowgorod  beilegte,  den  er  für  verhängniBVoll  für  die  Hanse  ansieJ 
Er  folgt  damit  der  geläuügen  Darstellung  und  speziell  Sartorius*  G 
schichte  des  hansischen  Bundes,  In  Wirklichkeit  verhält  es  sich  so,  di 
der  Fall  des  Hofes  zu  Nowgorod  auf  den  hansischen  Handel  kaum  ein* 
fühlbaren  EinÄurs  geäufsert  hat.  Allerdings  wird  in  späten  Bezea« 
wiederholt  die  Äufeerung  gethan,  dafs  „aus  diesem  Kontor  gleich  als  i 
einem  Brunnquell  alle  übrigen  getiossen  und  darauf  gegründet  geweMi 
aber  diese  Äufserung  bezieht  sich  auf  weit  zurückliegende,  hier  nicht  me 
in  Betracht  kommende  leiten,  kann  für  spätere  Perioden  wohl  mit  de 
rueHischon  Handel  überhaupt,  nicht  aber  mit  dem  Hofe  in  Verbindung  | 
braiiht  werden.  Ale  147B  Nowgorod  seine  Selbständigkeit  an  den  Gro| 
fürsten  verlor  und  der  deutsche  Hof  in  Mitleidonsehaft  gezogen  wttd 
zeigten  nur  noch  die  benachbarten  Städte  Dorpat  und  Reval  ein  lebhafter 
Interesse  an  Wiederherstellung  desselben;  nicht  einmal  zu  einer  Gesaut 
fichai't  im  Interesse  des  Hofes  schwingt  sieh   die  Hanse  auf  (Hanserezes 


1)  MögUcherwelsQ  Ut  dle»d»  Üborsebco  tiur  ein  sehöinb&res  und  trage  ich  die  SebE 
d»  ich ,  wie  ich  Kehe  ^  an  der  betrefifendeD  Stollo  fälsch  zitiert  habe ,  nämlich  ^^Daiia 
MttgÄziu*'  sUtt  „Nye  D.  M,'* ;  iiber  die  Angabe  von  den  7600  Booten»  die  ich  in  mein 
Text  iiu%etioniEnen  habe,  mtif^te  doch  Schanz  irre  machen  un  der  Richtigkeit  seiner  Dl 
stellting.  —  Die  Nachricht  selbst,  derea  Original  oinsaseheti  ich  auf  dem  Kopenb&ges 
Geheimarchive  Gelogeaheit  hatte^  ist  eine  Toihttäudig  imaufechtbare. 
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L  Abtb.  B.  I  u,  n,  Einleilmjg),  Cod  al»  daiiü  1494  der  in  Folge  der  BtJmübun- 
dn  jener  beiden  Städte  wieder  bezogene  Hof  abermalB  gewalletim  geblÖrt»  eeine 
49  InsaeseD  gefangen^  ihre  Oiitcr  konfittziert  worden,  da  dauert  es  fa^i  vier 
Jahre,  biß  in  Narwa  zwei  lubeckiöche  Ratshetren  erscheinen,  um  zusammen 
mit  Vi^rtretern  des  Meistcra  und  der  livländischen  Städte  reBultutlütie  Ver- 
handlungen mit  den  lluBöen  zu  führen.  Auch  den  weiteren  VuröUcJieu^ 
den  Hof,  der  dann  ja  auch  noch  einmal  wieder  bezogen  worden  ist,  wieder- 
berzuBtellen ,  stehen  die  HanBestädte  bo  gut  wie  toilnahmloß,  nur  nilcnd 
oder  ihren  Namen  liergebend,  gegenüber.  Der  Verkehr  mit  Ttuislund  aber 
hat  während  dieser  ganzen  Zeit  fortgedauert,  über  Reval  und  Narwa,  über 
Wiborg,  Eiga,  Poraau,  wne  es  pa&te;  auch  nach  dem  Eingriffe  von  1494 
ist  es  uicht  Eum  Abbruche  desselben  gekommen,  ja,  so  weit  sich  erkennen 
^läTst,  ist  er  gerade  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  stark  empor- 
geblüht. Als  aber  dieser  russische  Handel,  nachdem  Nowgorod  längst  ver- 
lassen war,  wirklich  gefährdet  wurde,  hIb  die  Schweden  1561  in  Estland 
eindrangen  und  Reval  nahmen,  als  sie  im  folgenden  Jahre  die  Fahrt  auf 
Narvu  untersagten  und  ihre  Stadt  Reval  in  den  Alleinbesitz  des  russischen 
Handels  bringen  wollten,  da  hat  Lübeck  für  diesen  „Brunnqneli*'  einen 
letzten  europäieehen  Krieg  geführt,  und  in  siebenjährigem  schwerem  und 
erbittertem  Kampfe  ist  für  den  rusBischen  Handel  das  Blut  «einer  Rats- 
herren  und  Bürger  in  JStrÖmen  geflossen,  während  für  die  Erhaltung  des 
Hofes  zu  Nowgorod  nur  mit  Mühe  eine  dürftige  Gesandtschaft  zu  8Umde 
gekommen  war.  Das  Manifest,  mit  dem  Lübeck  1564  sein  Vorgehen  recht- 
fertigte: „Eines  Erbarn  Radts  der  Keyserliehen  freien  Koicha  8tadt  Lübeck 
warhaffte  und  bestendige  urBachen,  warumh  Sie,  als  unumbgenglich,  darzu 
gcnotdrenget ,  in  itzwcrcndcn  defension«  Krieg  wider  die  KünlgL  W.  zu 
Schweden  sich  begeben  müssen"  schildert  S.  M.  III  in  ausgezeichnetisr 
Weise  die  Bedeutung  des  ruBsischcn  Handels  zu  dieser  Zeit :  „Fernere«  so 
ist  unlaugbar,  das  solche  unser  und  der  unsern  und  nuniehr  andern  fremb- 
den  mehr  mit  den  Russen  gewechselte  Commertia  und  hatidlung  diesen 
und  allen  andern  Orten  in  der  Odt-  und  Westsee  gelegen,  ja  auch  befur- 
dcrong  allerlcy  Hantwercke  im  gantzen  Teutechlandt  notwendig  uoud  dcr- 
mossen  angelegen,  das  wie  bÜB  daher  von  Gott  geschaffener  gelegenheit 
noch  dadurch  in  allen  andern  Kuningreicben  unnd  Landen  von  uns  und 
uiisorn  verwandten  Hansestelten  aÜerseit«  ersprießliche  nutzbare  Handtirung 
crbauwet  und  erhalten,  etatliche  Gunthoren  hin  und  wider  auffgerichtel, 
mit  furtiemen  begnadungen  unnd  Privilegien  zu  nicht  geringem  thuo, 
gedey  und  auffnehmen  alpomeiner  Teutgehen  Nation  in  vielen  nahe  und 
weit  gelegenen  Kunigreicben  und  Landen  versehen,  auch  mit  erworbenen 
aüerhant  Comraoditeten  ätatlichem  Vorradt  die  Handtwerke  im  H.  Reich 
mercküch  vortgeeetzt  nnd  befurdert,  das  ohne  erhaltutig  und  coutinuation 
solcher  tährt  und  Handtirung  autf  die  Russen  das  alles  nicht  allein  in 
mereklichen  Abfahl  zu  geraten  ,  gondern  mit  snmpt  diesen  Stetten  allen, 
00  sich  der  See  gebrauchen,  in  godeilichem  zustande  gar  nicht  mehr  wür- 
den unterhalten  werden  raugen,  sintemal  ohne  das  die  Schiffarten,  darantf 
ein  mercklich  grosser  kosten  gewendet  w^erden  muls,  und  dar  ab  gar  viel 
lausent,  ja  an  diesen  Orten  gesessene  mebrer  teil  der  Menschen  ihre  täg- 
liche oariiog  zu  gewarteoi   nicht  in  esse  bleiben  kuadtoü,    wo  nicht  von 
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und  durch  die  Weätoee»  tius  Hit^ptiDicD,  FniDckreich,  Englandt  und  den  Nl- 
dcrlanden  erlangende  Commoditot4*n  von  Saltz,  alk'rbant  Gcwürtz,  Tuch, 
SeiduDgewant,  Untze^olt  und  Silber,  Arras,  Vorstadt,  Flamis-Garn  und  der- 
gleichen allerhant  Farbe,  Ueils,  Allaun»  Quicksilber,  Papir,  Lehr  und 
Bomöli.  Weio,  Uoniiigeeni,  Htring  und  viel  andere  widerumb  in  der  Oßtsce 
vorteilet  und,  wie  bifsher  die  ubung  geben ,  grossen  auch  etlicher  maffi 
mehren  teilä  nicht  in  Rufalandt  zu  voreußsern  und  daher  widerumb 
diese  und  der  Westeee  angelegene  gemelte  Kunigreiche  Russische  CommD 
ditett^n,  als  Wachs,  Talch,  Flachs,  Hanff^  allerley  Heutt,  Bauch  und  ß©*' 
gerbet,  Buckesfehl,  Tran,  Wulle,  Haer,  Kalbfelle,  Allerhandt  wilde  Wahren, 
alß  Zabeln,  Mardern,  Menckeu,  Füoh&,  Wülffe,  Hernielen,  Laetken,  Grau- 
werck  und  dergleichen  selten  gebracht,  auch  von  hinnen  und  den  benach- 
barten Orten  ferner  durchs  gantze  Teutschlandt  zu  notwendiger  unterhalt 
der  Handtwercke  distribuirt  werden  etc/' Auch  von  diesen  Verhält- 
nissen hätte  sich  JSchanz  aus  gedruckten  Quellen  eine  verhält  nism  als  ig 
klare  Vorstellung  bilden  können;  es  möge  nur  hingewiesen  werden  auf 
N  a  jj  i  e  r  ö  k  y ,  Russisch- Livläudisc he  Urkunden,  auf  die  betretfeuden  Stellen 
in  Aliens  oben  herangezogenem  Werke ,  auf  Schirrens  Quellen  zur 
Geschichte  des  Untergangs  livländischer  Selbständigkeit  und  besonders  auf 
Hermann  Hilde brands  Publikationen  aus  dem  Revaler  Archiv  in 
den  ilelangcs  Russes  tires  du  huUetin  de  racadcmic  imperiale ,  t.  IV ;  abe^ 
er  hat  sich,  sein  Ziel  im  Auge,  auf  das  Studium  eines  so  weitschichtigG 
und  so  zerstreuten  Mater iales  nicht  eingelassen. 

Auch  von  der  Lage  des  hansischen  Handels  in  den  Niederlanden  hat 
Hchanz  durchaus  unrichtige  Vorstellungen.  „In  dem  prächtigen  Neubau  zu 
Antwerpen  hatten  sich  die  Hansen  nur  ein  Grabdenkmal  gesetzt",  sagt 
Schanz  S.  180.  Dieser  Neubau  wurde  aber  in  den  Jahren  1564 — 68  aus- 
geführt, gehört  aUo  in  Schanz'  Darstellung  gar  nicht  hinein.  Hchon  die 
blolse  Thatsache  jedoch,  dais  damals  noch  allein  für  die  aufsere  Ausstat- 
tung (die  innere  mufste  der  hansische  Kaufmann  selbst  bestreiten)  die 
Hansestädte  60  000 ,  die  Stadt  Antwerpen  30  000  Karlsgulden  hergaben, 
beweist  genügend,  dafs  in  jenen  Juhren  noch  bei  keinem  der  beiden  Teile 
die  Vorstellung  herrschte,  dafs  der  hansische  Handel  im  Verfall  sei.  Aller- 
dings hatten  dann  hier  wie  einst  in  Brügge  die  Hansen  das  Ueschick,  dafs 
gleichsam  elementare,  ganz  auTserhalb  ihres  Machtbereiches  liegende  Er- 
eignisse ihre  Hoft'nungen  zcrstöiten  in  dem  Augenblicke^  wo  sie  zu  neuer 
Thätigkeit  ausholten  *).  In  Brügge  folgten  dem  beginnenden  Neubau  (1478) 
faßt  auf  dem  Fulse  die  Aufstände  gegen  den  Landesherrn,  die  zum  Ruine 
der  Stadt  führten,  in  Antwerpen  die  Erhebung  der  Unionslande,  die  ver- 
nichtende Belagerung  der  Stadt  durch  die  Spanier  und  ihre  dauernde  Tren- 
nung vom  Norden^  endlich  die  völlige  politische  Befreiung  der  vereinigten 
Niederlande  und  damit  zugleich  die  volle  Entfesselung  der  wirUchafÜichen 
Kräfte  des  unternehmendsten  Volkes  der  Zeit,  das  zugleich  seit  Jarhunder- 
tcn  der  nimmer  rastende,  gefährliche  Mitbewerber  um  den  „Brunnquell" 
hansischen  Verkehrs,  um  den  Ostseehandel,  war. 


1)  Vgl.  Ell  neu,  2*ar  Ge«diichto  der  haßi^bchen  Hlu&er  zu  Brügge  und  Aßtwerpen, 
Haqs.  Ge^cbbl.  1  Heft  3. 
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Und  mit  dieser  letztberührtt^n  Thattiache  hängt  nun,  abgeeehen  vom 
Niedergang  der  seh  wer  verschuldeten  Stadt  Brügge  selbst,  vor  allen  Dingen 
die  Auflösung  des  dortigen  KoDtors  zusammen.  Schanz  meint:  ,,Der  Geist 
der  Oemcinsamkeit  begann  zu  weichen,  und  damit  war  auch  der  Fall  der 
Kontore  zur  Notwendigkeit  geworden/*  Ja  wenn  dieser  Geist  der  Gemein- 
samkeit nur  je  dauernd  vorhanden  gewesen  wäre!  Der  hansische  Historiker 
möchte  ihn  gar  gern  entdecken »  tindet  ihn  aber  leider  allzu  vereinzelt. 
Wenn  es  gerade  galt,  wie  1522/23  g^geii  Christian  II*  um  die  Freiheit  der 
diiuischoD  Gewässer,  zeigte  er  sich  auch  noch  jetzt  in  gewissen  Grenzen; 
Dan  zig  und  Lübeck,  vor  zehn  .fahren  noch  dem  Kriege  unter  einander  nahe, 
standen  zusammen.  —  Schanz  führt  naeli  Sartorius  eine  Versammlung  der 
sächsischen  und  wendischen  Städte  1501  an,  auf  der  die  sächsischen  Städte 
sieh  geweigert  haben  sollen,  „ihre  Tücher  noch  auf  den  Stapel  zu  IJrügge 
SU  bringen,  da  andere  Hansen  sich  auch  nicht  mehr  daran  hielten".  Dieser 
Hergang  liegt  nun  aber  anders  und  gehört  in  einen  Zusammenhang,  aus 
dem  man  ihn  nicht  trennen  darf.  Eine  Versammlung  der  sächsischen  und 
wendischen  Städte  am  Margareten  *  Abend  1501,  von  der  Sartorius  nach 
Akten  des  Luneburger  Archivs  spricht,  hat  überhaupt  nicht  stattgefunden. 
Was  Sartorius  im  Auge  hat,  ist  eine  im  genannten  Archiv  bewahrte  Kopie 
eines  von  dem  angegebenen  Tage  datierten  Briefes  der  wendiBcheo  Städte 
an  die  sächBischen,  in  dem  jene  nach  einer  voraufgegangenen  ablehnen- 
den Erklärung  diese  neuerdings  auffordern,  dem  kürzlich  geschlossenen 
Stapelvertrag  mit  Brügge,  dem  Köln,  Danzig ,  Münster,  die  livländi- 
sehen  und  die  preufeischen  Städte  zugestimmt  hätten,  ebenfalls  sich  gemäls 
zu  halten.  Die  Sache  steht  nun  in  folgendem  Zusammenhange  '):  Nach 
dem  rtandrischen  Aufstände  gegen  Maximilian  1484,  der  das  Verziehen 
des  Verkehrs  nach  Brabant  (Antwerpen)  zur  Folge  hatte,  wünsch tt>  Brügge 
sehnlichst,  denselben  rasch  wieder  zurück  zu  führen,  besonders  den  han- 
sischen. Erschwert  wurde  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  durch  die  schlechte 
Finanzlage  der  Stadt,  die  nicht  umgehen  liels,  den  fremden  Kaufmann  mit 
Auflagen  heimzusuchen ;  die  Hansen  speziell  nahmen  Anstofs  an  der  neuen 
Wein-  und  Bieracciac.  Auf  dem  grofsen  Hansctago  zu  Lübeck  1487 
Mai  24  erschien  eine  stattliche  Genandtsehaft  Brügges,  begleitet  von  M;ixi- 
milians  eigenem  Kanzler;  Brügge  hatte  Geld  nicht  gespart^  um  Maximilian 
zu  vermögen,  auf  diese  Weise  für  seine  Wünsche  einzutreten,  Ahr-r  die 
Hansen  zeigten  sich  keineswegs  allzu  geneigt,  in  die  alten  Verhältnisse 
zurückzukehren.  Sie  verlangten,  wenn  sie  wieder  wie  in  alten  Zeilen  den 
Stapel  halten  sollten,  dafs  ihn  vor  Allem  auch  des  Königs  eigene  Unter- 
ihanen,  die  Holländer,  Seelander  und  Brahanter  hielten.  Denn  diese  waren 
ihre  Konkurrenten  im  Oatseehandel,  dessen  Gegenstände  vorzugsweise  Sta- 
peln rtikel  waren.  Nur  unter  dieser  Bedingung  ward  der  Stapel  vertrag*  er- 
neuert. Man  setzte  sich  dabei  hinweg  über  die  Thatsachci  dafs  die  süder- 
»eeischen  Städte  und  Bremen  ans  ähnliehen  Gründen  wie  die  Niederländer 
nicht  mehr  geneigt  waren ^  sich  dem  Stapelzwangt?  zu  unterwerfen,  dafs 
der  Lakenhandel  »ioh  teilweise  schon  von  Brügge  weg  nach  Deventer  und 


1)  Diiü  Matcrlnl    in   cIdti  HHii.<(erezejt!<en ,    3,  Abthlg.  B.  1  u,  II    utid  iu  den  Somtit« 
langen  für  die  folgetiduü  Bände. 
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Kampen  gezogen  liatti*.  Zur  wirkUch*»n  Durchführung  des  Stapel  vertrage 
iat  e«  dann  aber  kauna  noch  gekommen,  1488  «€'tzte  Brügge  den  König 
gefangen,  und  es  entbrannte  ein  neuer  Krieg.  Die  Hanse  dachte  nicht 
an  Wiederaufnahme  dee  8tapeb,  Erst  nach  wiederholteo  erfolglosen  Be- 
mühungen Brügges,  nachdem  dit^i»Li  Stadt  weit  entgegen  gekommen  war,  hat 
die  Hanse  in  die  Hückkehr  des  Kaufmanns  gewilligt,  und  das  Kontor  zn 
Brügge  ißt  Ende  1493  oder  Anfang  1494  wieder  bezogen  worden.  Es  ist 
gar  nieht  zu  verkennen,  dafs  die  Städte  schwanken,  ob  sie  zu  Antwerpen 
bleiben  oder  nach  Brügge  zurückkehren  wollen;  die  Anerbietungen  Brügges, 
einige  Sehwierigkeiten,  denen  man  zu  Antwerpen  begegnet,  geben  die  Ent- 
scheidung. Mit  uichten  trägt  der  hansische  Handel  jenen  starren,  unbe- 
weglichen Charakter,  den  man  ihm  gewöhnlich  zuzuschreiben  und  mit  den 
oft  wiederholten  gleichartigen  tte-  und  Vorboten  zu  belegen  pflegt.  Un- 
mittelbar nach  der  Rückkehr  des  Kaufmanns  beginnen  dann  wieder  die 
Klagen  Brügge«  über  Nichthai ten  des  Stapels.  Dazu  kommen  die  Ir- 
rungen ^  die  sich  an  die  Wegnahme  der  kostbaren  Galeide  des  Thomas 
Portunari  durch  den  Danziger  Paul  Beneke  im  englischen  Kriege  knüpftea. 
Gerade  jetzt  erlangten  die  Florentiner  aus  der  burgundischen  Kanzlei  ein 
Exekutionsmandat  gegen  die  Hansen.  Nach  einigen  Prolongationen  sahen 
sich  diese  vor  die  Alternative  gestellt,  die  burgundischen  Lande  überhaupt 
zu  räumen  oder  zu  zahlen.  Es  zeigte  »ich  Stimmung  für  das  erstere,  für 
Kepressalien,  evept,  Krieg,  aber  auf  dem  Hansetage  zu  Lübeck  14^8  kam 
mau  darüber  doch  nicht  zu  einem  einheitlichen  Beschlüsse.  In  dieser  Vtr- 
legcnhi  it  bot  Brügge  helfend  die  Hand,  Es  übernahm  die  Befriedigung 
der  Portuiiari  und  fand,  wie  es  scheint ^  Mittel  und  W€»ge,  die  Italiener 
doch  um  ihre  Ansprüche  zu  bringen.  Aber  als  Gegc^nleistung  forderte  es 
Bewilligung  der  Weinaccise  und  —  Erneuerung  des  Stapel  vertrag»  von 
1487.  Sie  erfolgte  1499,  So  gübundeu  treiben  die  Hansen  in  den  näch- 
sten Jahren  ihre  Genossen  zum  Halten  des  Stapels  au.  Dafs  es  aber  nicht 
mit  dem  Nachdruck  geschehen  ist,  den  man  hansischen  Verboten  xu  gehen 
wufste,  wenn  man  sie  wirklich  befolgt  wissen  wollte  und  für  durchführbar 
hielt,  beweist  der  Erfolg.  Brügge  verödete  mehr  und  mehr,  auch  der  han- 
sische Verkehr  zog  sich  überwiegend  nach  Antwerpen,  und  als  sich  diese 
Thatsiiche  nicht  mehr  verkennen  liefs,  folgte  ihm  auch  die  Verlegung  des 
Kontors.  Dals  es  dabei  innerhalb  der  Hanse  zwei  verschiedene  An- 
schauungen gab,  Vertreter  des  Alten  und  des  Neuen,  dafs  dieselben  eine 
Reihe  von  Jahren  mit  einander  rangen,  ist  so  selbstverständlich,  dafs 
08  eigentlich  nicht  erwähnt  zu  werden  brauchte*  Irrtümlich  aber  ist  es, 
wenn  man  das  Verlassen  de^  Kontors  zu  Brügge  für  gleichbedeutend  hält 
mit  dem  Verfalle  des  hansiseheii  Handels;  so  wenig  wie  im  Osten  fallen 
hier  Kontor  und  Handel  zusammen. 

Von  geringerem  Belaug  sind  die  übrigen  Irrtümer  in  Schanz'  Dar- 
stellung der  Lage  der  Hanse  uro  1500.  Der  Satz:  „Seitdem  das  Reichs- 
kammergericbt  aufkam  ,  entzog  sich  eine  Stadt  nach  der  andern  dem  Ge- 
richt der  Hansen**,  wahrscheinlich  ebenfalls  auf  Sartorius  beruhend»  geht 
von  vollständig  verkehrten  V'orstellungen  vom  hansischen  Bunde  aus;  es 
würde  allzu  weil  führen,  das  hier  du»  Näheren  darzulegen,  —  Wenn 
Sartori  US  sagt^    König  Christoph  habe  eine  ^^däDische  HandelsgesellBahaft'' 
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errichtet,  so  irrt  er.  Neben  der  deutschen  Kompagnie  in  Kopenhagen  be- 
steht dort  1443  eine  dänische  (doch  nicht  in  dem  8inoe  einer  ,,däiii- 
8chen  HandelsgeBellßchaft**,  wie  sie  später  ChriBtiaD  IL  plante) ;  ihr  Ur- 
sprung tallt  in  frühere  Zeit.  —  Dals  Christian  L  die  deutsche  Kompagnie 
1475  auihob,  ist  richtig,  aber  e»  muls  doch  hinzugetügt  werden,  dafs 
dieses  Verbot  nur  vorübergehend  in  Kraft  blieb.  Erst  1526  verbot  Fried- 
rich r,  die  Kompagnie  verheirateten  Leuten;  Junggeeellen  konnten  in  ihr 
ibleiben.  —  In  dem  folgenden  Satze  ist  nur  die  Jahreszahl  1470  in  1471 
i(Okt.  14)  zvL  berichtigen*).  —  Wie  gesagt,  diese  Irrtümer  sind  unwesent- 
lich; auch  die  richtig  gestellten  Thatsachen  bezeugen  ja,  was  Schanz  be- 
weisen will,  das  Vorhandensein  einer  den  Deutschen  feindlichen  Stimmung 
im  Norden.  Wenn  er  aber  an  Stelle  der  Sätze:  ,jDie  Reaktion  begann 
auch  hier  schon  sich  zu  regen"  und  „Die  beginnende  Regung  allein  ist 
bi?ra«irken8wert  genug"  gesagt  hätte:  „Die  alte  Reaktion  gegen  die  deutsche 
Übermacht  auf  den  Gebieten  des  Handels  und  Verkehrs  dauerte  fort'\  so 
hätte  er  das  Richtige  getroÜen.  Abneigung  gegen  die  Überlegenheit  der 
Deutschen  im  Verkehr  ist  wahrlich  nichts  Charakteristisches  für  die  Zeit, 
die  hier  in  Betracht  kommt. 

Noch  auf  einen  Punkt  scheint  es  mir  nötig  einzugehen,  den  man  in 
Schanz'  Darstellung  nicht  direkt  als  unrichtig  bezeiehneu  kann,  der  aber 
anfeehtbar  ist  oder  wenigstens  zu  verkehrten  Vorstellungen  Anlafs  geben 
könnte.  Schanz  sagt  8,  IBl:  „Es  feliit«  dem  hansischen  Handel  dio 
industrielle  Basis  eines  grofseu  Staates.  Das  Emporkommen  der  deutschen  Ge- 
werbe war  dem  Bunde  gleichgliltig ;  er  nahm  die  Produkte,  wo  er  sie  fand, 
ja  der  hansische  Zwischenhandel  verfolgte,  wenn  auch  unbewusst,  das  Ziel, 
die  Industrie  in  fremden  Ländern  zu  befördern ;  neben  dem  kaufmäunischeii 
Interosse  kam  das  national-industrielle  wenig  in  Betracht,  jedeufalts  blieb 
d}v  Weitereutwickelung  der  gewerblichen  Blüte,  wie  sie  die  norddeutschen 
Städte  um  die  Mitte  des  14,  Jahrhunderts  aufwiesen,  hinter  dem  Fort- 
schreiten des  Zwischenhandels  im  lo.  und  Anfang  des  16»  Jahrhunderts 
zurück.  Die  deutschen  Städte  lieferten  zum  Export  vorwiegend  Bier  und 
im  Westen  Wein,  aufserdem  aus  dem  Innern  des  Landes  Leinwand.  Unter 
den  sonstigen  Industriezweigen  war  die  Appretur  der  in  der  Fremde  ge- 
kautlen  Wolltücher  wohl  der  wichtigste.  Der  eigene  Fischfang  verlor 
ßwiue  Bedeutung,  als  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  der  Zughering  sich 
in  die  Nordsee  und  an  die  britischen  Küsten  zog,** 

Die  Unrichtigkeit  dieses  letzten  Satzes  ist  schon  oben  naehgewiesen 
worden;  hier  möge  nur  noch  hinzugefügt  werden,  dafs  wir  den  hansischen 
Kaufmann  zu  Bergen  Produkte  der  norwegischen  Fischerei  dem  Norden 
Englands  zufuhren  sehen.     Zur  Widerlegung    der    nächst    vorhergehenden 


1)  Vgl.  O.  HieUsn,   KJ«b«iihAVD  I  Mlddelttldereo  «ä.  217  ft.,  226  fT.  und  diu  dort 
Dgfiogeti^n  Urkunden  nus  Kjnbcnh&yiiA  DIplom&tArinni. 

21  UnverittAndlkh  bkibt  mir^  wie  Sohani  iti  dem  SaUe:  „Der  schwodUche  Keichs* 
Vorsteher  verbot  1470,  fortan  die  Hiinsen  in  die  ätndcbehörden  zu  wjlhlc^n"  das  Riditjge 
hut  treffen  können,  während  d(>r  von  ihm  ab  Quello  ssitierte  Hartonus  eine  unkorrekte 
i>*r»iUnuug  giebt.  Dinner  bcrictitot  nur,  diLl»  die  bisherige  EmriihtuDg  ,  n»ch  welclier 
lie  liKlfte  de*^  Mägbtratcü  Oeiit^ebc  sein  mafstüinf  ^bg^siehafTt  worden  %ol  TbAiüÜchruli 
Fvcrbut  ticr  ßeicbäfAt  aber  1471  tiberbmipt  die  Wfth!  von  DentNthen  m  stÄdtiscbe  Mrtifi 
•trtte.     VgL  Scblyler,  Corp.  Jur.  i»veo*Qoüiomtü  XJ,  401. 
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8ät2e  liefert  Schanz  selbst  ao  anderen  Stellen  aeioes  Buches  das  MaterfftL 
unmittelbar  nach  dieser  Darfttellnng  berichtet  er  8.  183,  wie  die  Akte 
Heinrich  VII.  über  die  Einfuhr  fertiger  Seiden woareo  ,,die  Kölner  Seiden- 
Industrie  sehr  empfindlich  traf."  8,  230  stellt  er  Listen  von  Gegen* 
Btändc^n  zusammen,  welche  die  Danziger  nach  England  fuhrU^n ;  ausä.  229 
und  22 B  lassen  sich  dieselben  noch  ergänzen.  Die  ihm  unverständlich 
bleibenden  ,,neBt  of  compters*'  sind  ErzeugnieAe  der  Danziger  Tischlerei: 
Schreibtische,  Pulte,  Kommoden ;  sie  kommen  sehr  h üu f i g  vor.  Hansere- 
ECHse  III,  2,  n.  509  kann  weitere  Au&fuhrgegen stände  liefern  in  buntester 
Mischung.  Die  aus  verschiedenen  Gegenden  zahlreich  erhaltenen  SchifTs- 
iuventare  der  Zeit  zeugen  deutlich  genug  daiur,  wie  stark  der  Handel  mit 
Produkten  aller  Art,  besonders  auch  mit  den  verschiedenartigsten  Erzeug* 
niascn  recht  eigentlich  städtischen  Gewerbfleifses,  des  Handwerks,  war* 
Was  Norddeutfichland  und  Polen  (ja  selbst  Littauen,  Böhmen  und  Ungarn) 
an  Erzeugnissen  des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht,  des  Bergbaues  und  der 
Forstwirthschafi  hervorgebracht  haben^  ist  Gegenstand  des  hansischen  hfan- 
dels  gewesen,  zusammen  mit  dem,  was  stadtischer  und  ländlicher  Gewerb- 
fleif«  im  weitesten  Umfange  erzeugte.  Wie  hätte  es  auch  anders  sein  können, 
da  man  die  natürliche  Verbindung  mit  dem  weit<?n,  volkreichen  und  ent- 
wickelten Hinterlande,  wenn  mau  sie  auch  wenig  genug  systematisch  pflegte 
und  erweiterte,  doch  nicht  löste  und  nicht  lösen  konnte.  Die  Ausführungen 
des  alten  Sartorius,  dafs  der  Eigenhandel  der  Hansen  unbedeutend  ge- 
wesen sei  gegenüber  dem  Zwischenhandel,  sind  oft  genug  verwertet  worden ; 
man  möge  nun  endlich  einmal  mit  dem  Urteil  zurückhalten,  bis  die  raach 
fortschreitende  Veröffentlichung  des  reichen  vorhandenen  Materials  ihm 
eine  sichere  Grundlage  gegc^ben  hat.  Wenn  Schanz  die  Behauptung  auf- 
stellt:  „Jedenfalls  blieb  die  Weiterentwiekelung  der  gewerblichen  Blüte, 
wie  sie  die  norddeutschen  Städte  um  die  Mitte  des  14,  Jahrhunderts  auf- 
wiesen, hinter  dem  Fortschreiten  des  Zwischenhandels  im  15.  und  Anfang 
des  16.  Jahrhunderte  zurück,"  so  möchte  ich  dem  kein  entschiedenes  „Nein" 
entgegensetzen,  aber  noch  viel  weniger  mich  bereit  erklären,  diesen  Satz 
in  j^utem  Glauben  anzunehmen,  trotzdem  er  durch  das  Wort  „jedenfalls*' 
verstärkt  ist.  Im  Übrigen  darf  dabei  doch  auch  nicht  vergessen  werden, 
dafs  das,  was  man  Handelsübirrge wicht  nennt,  im  Wesentlichen  auf  tune 
Überlegenheit  im  Zwiachenhaadcl  hinauszulaufen  pflegt.  Dafs  der  hausische 
Bund,  abgesehen  von  den  Behörden  der  einzelnen  Städte»  wenig  gethan 
hat,  das  Gewerbe  zu  heben,  dafs  neben  dem  kaufmännischen  Interesse  das 
national-industrielle  nicht  in  Betracht  kam,  ist  richtig.  Aber  liefert  nicht 
auch  England  Beispiele,  daJ's  diese  Interessengruppen  verschiedene  Wege 
anstreben?  Und  fuhrt  uns  das  nicht  wieder  auf  den  einen  8atz^  der  in 
Schanz*  Darlegung  feststeht :  „Es  felilte  der  Politik  des  Bundes  die  kräftige 
Stütze  eines  nationalen  lieichs?*^  Der  unmittelbar  folgende:  „Es  fehlte 
seinem  Handel  die  industrielle  Basis  eines  grofseu  Staates**  giebt  doch  der- 
selben Thatsache  nur  einen  anderen  Ausdruck.  Irre  ich  nicht,  so  liegt  die 
Bedeutung  des  S  c  h  a  n  z  s  c  h  e  n  Buches  besonders  darin,  dafs  es  fast  in  jedem 
Kapitel  die  Lehre  predigt:  „Wirtschaftliche  und  politische  Entwickelung 
eines  Landes  lüingen  aufs  Innigste  zusamracD ,  sind  auf  die  Dauer  gar  nicht 
von  einander  zu  treuneiu**     Diese  Wahrheit  prägt  sich  unauslöschlich  dem- 
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jeDigeii  eiD,  der  die  ÜraauheD  des  Verfalles  der  Hanae  zu  ergründen  sucht. 
Eiue  iiber  den  Städten  stehende  kräftige  zentrale  Gewalt  hätte  die  wider- 
streitenden Inttjrefrsen,  sowohl  der  Städte  unter  einander  als  des  Handels 
uuil  der  Gewerbe,  abwägend  im  Zaume  gehalten,  hätte  dem  Auslande  gegen- 
über den  wirtechafllieheii  Ansprüehen  die  nötigen  politischen  und  mili- 
läriachen  ^tachtmitlel  geliühen.  Was  dereinst  die  Stärke  der  Hanse  gewesen 
war,  wurde  jetzt  ihre  Schwäche.  Währenü  ihre  ansländiacheu  Gegner  aiüh 
national  kräftigten,  mafste  sie  im  Kampfe  um  ihre  Stellung  im  skan- 
dinavischen Norden  weniger  den  Dänen  und  Schweden  als  ihren  Nach- 
barn und  Landfdeuten,  den  HoUteinern  und  den  sie  begüustigeDden  Fürsten, 
unterliegen.  Als  eine  gtiustige  Sachlage  den  Städten  ihren  obersten  Herrn, 
den  Schwager  des  vertriebenen  Danenköaigs,  als  natürlichen  Bundesgeuosseu 
Äufiihrte,  mufate  ehen  dieser  ihr  Kaiser  als  Landesherr  der  Niederländer 
sie  als  gefährliche  Feinde  ansehen,  Sie  erlagen  im  Kampfe  am  den  Schlüssel 
ihriT  Macht,  die  däui sehen  Uewüsser,  Dänemark  und  Schweden  begannen 
ihren  Streit  um  das  dominium  maris  Baltici.  In  die  geöffnete  Ostsee  aber 
drang  die  Handelsflotte  der  Niederländer,  unwideratoMioh,  als  die  Ordena- 
Herrachaft  Zusammenbruch  und  die  Schweden  in  den  Besitz  der  russischen 
Handelswege  gerieten,  als  gar  das  unternehmende  Volk  die  volle  poli- 
tische Freiheit  erstritt.  Der  Juhrhuuderte  lange  Kampf  endete  mit  der 
vollen  Niederlage  der  deutschen  Städte.  Die  Holländer  wurden  Herrm 
des  Ostseehandels ,  des  Meeres,  auf  dem,  wie  Droysen  einmal  bemerkt, 
die  Hand  eis  herrschaft  gleichbedenteod  ist  mit  der  Herrschaft  auf  dam 
Meere  überhaupt.  Der  dreirsigjährige  Krieg,  der  das  Hinterland  verödete, 
gab  dem  hansisuhen  Handel  den  Todesstofa. 

Wenn  ich  mit  den  letzton  Bemerkungen  die  Gren^ea  des  vorliegenden 
Gegenstandes  überschritt,  so  möge  das  seine  Entschuldigung:  finden  in  dem 
Wunsche,  auch,  da  der  Entwickeluugsgang  einmal  zur  Sprache  gekommen 
ist,  den  eigentlichen  Kernpunkt  zu  bezeichnen.  Auch  Schanz  legt, 
wie  aus  S.  671  hervorgeht,  auf  die  Veraokiedeaheit  der  politischen  Kut- 
wiekeluug  Deutschlands  und  Englands  ein  Hauptgewicht.  Um  so  mehr 
wandert  es  mich,  dafs  er  S.  1 80  ff.  jenen  mehrfach  hervorgehobenen  Car- 
dinatsntss:  ,,Es  fehlte  der  Politik  des  Bundes  die  kräftige  Stutze  eines 
nationalen  Reichs**  nicht  so  sehr  in  den  Vordergrund  der  Darstellung  ge- 
schoben hat,  dafs  alles  Andere  hinter  ihm  zurücktrat.  Dann  wären  all 
die  grufsen  und  kleinen  Irrtümer  mehr  oder  weniger  irrelevant  geworden, 
ond  der  Leser  hätte  eine  im  Hauptpunkte  richtige  Vorstellung  von  der 
Lage  der  Hanse  und  den  Ursachen  ihres  Verfalles  bekommen ;  dals  das 
aus  der  vorliegenden  Darlegung  der  Fall  sein  wird^  mufs  ich  entachiedeu 
in   Abrede  stellen. 

Aach  sonst  Ende  ich,  dafs  Schanz  besonders  in  dieser  Richtung  das 
Eatteheidende  und  von  ihm  Erkannte  doch  nicht  klar  genug  horvorhebU 
Sa  ist  doch  auch  im  Hingen  der  Engländer  mit  den  Niederländern  das 
ttussch  laggeben  de  Moment  ein  politisches.  Der  entscheidende  Vertrag  von 
1506  wird  erlangt,  weil  dem  Herrn  der  Niederlande  die  Krone  Spaniens 
zugefallen  ist,  und  er  im  Interesse  dieses  Königreich8  ein  Bündnis  mit 
England  wünscht.  Aus  denselben  Gründen  gewährt  Karl  V.  nachher  die 
Erneuerungen  dieses   VertmgB.     Dia    tlandrisch-brabantische  Tucliindustrie 
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wird  tödtlioh  getroffen    za  Gunsten    der  konkurrierenden  Engläoa 
das  den  «paniach-habuburgiBchen  Weltmachtspläneii   ro  pafste.     Wut 
Niederländer  ihre  eigenen  Herren   gewesen,  es  wiire  schwerlich  jer 
eiuem  solchen  Vertrage  gekomnieu.      Die  Engländer  geniefsen  die 
ihrer  nach  innen  wie  aufaeii  so  überaus  gtinatigen  politischen  Eotwi ekelt 
In  der  „Schliifsbütrachtüng*'    hütte   ich    gern    auch    einen    kuraen 
dtimuf  gesehen,  dal'j^  diese  Entwickelung  denn  doch  auch    wesentliQ 
bedingt   wird  durch   Englands  berorzugte  insulare  Lage,  ohne  die 
nicht  geworden  und   in  unsereo  Zeiten  nicht  geblieben  wäre. 


Der  aUgemeineu  Darlegung  sehliefst  sich  bei  Schanz  eiue  spesieUe  i 
die  hansiflch-englischö  Handelsgeschichte  unter  den  beiden  ersten  Tudors 
Diese  gründet  sich  büBonders  auf  die  umfassenden  Arbeiten  des  Terfas 
im  Kölner  Archiv ;  aulserdeni  hat  er  die  von  mir  im  Auftrage  des  1 
tischen  Ü  esc  h  ich  tsverei  ns  für  die  Herausgabe  der  HanRerezesse  gemao| 
Sammlungen  wenigstens  in  einer  Auswahl  der  hauptsächlichBteu  StüoW 
nutzen  köuneu;  dazu  bringt  er  aus  ungedruckteu  englischen  Queilen  li 
Verschiedenes  bei ,  wofür  ihm  der  hansische  Historiker  Dank  schul 
Witnn  ich  im  Folgenden  der  Darstellung  im  Einzelnen  zu  folgen  versuche 
beftchränke  ich  mich  dabei  auf  die  Jahre  1485 — 91  (Schanz  S.  189^ — 1^ 
was  ich  weiter  heranziehe,  fallt  mir  bei  blofser  Lektiire  auf,  ohne  dafs 
mich  näher  auf  das  Einzelne  einlasse.  Der  Grund  dieser  Beschränk 
liegt  danu;  dafs  ich  mir  die  Aufgabe  nicht  stelleu  kann,  eine  Gesohii 
der  i'nglisch^hauBischeu  Beziehungen  für  die  ganze  von  Schanz  behand 
Periode  zu  schreiben;  dafiir  ist  weder  die  Zeit  gekommen,  noch  ist  hiec 
Ort  dazu;  ich  werde  ohnehin  mehr  Raum  in  Anspruch  nehmen  müssen 
mir  lieb  ist,  da  die  polemisierende  Natur  der  folgenden  Bemerkungei 
unmöglich  macht,  so  kurz  zu  sein,  wie  es  wünschenswert  wäre  und  Sei 
mit  Hecht  gewesen  ist.  Jene  Jahre  wUhle  ich,  weil  mir  gerade  iu 
letzten  Monaten  bei  Kedaktiou  des  soeben  erschienenen  2.  Bandes  d^ 
Abteilnug  der  Hanserezesse  das  Material  derselben  im  Zusammeohl 
durch  die  Hand  gegangen  ist.  Noch  auf  lange  Zeit  von  andern  weit 
liegenden  Aufgaben  vollauf  in  Anspruch  genommen,  ist  es  mir  unmög 
die  eingehende  Prüfung  der  S  u  h  a  n  z  scheu  Arbeit  auf  einen  weitern  i 
räum  auszudehneu.  Kasche  Erledigung  einer  solchen  Aufgabe  gesti 
der  Umfang  der  nach  Tausenden  von  zum  Teil  sehr  umfassenden  Stiii 
zählenden  hansischen  Sammlungen  nicht.  In  diesem  Umstände  finde 
auch  seine  Erklärung,  wenn  in  den  folgenden  Untersuchungen  ungedru 
8tücke  zur  Verwendung  kommen,  die  ich  dem  Verfasser  seiner  Zeit  i 
mit  übersandt  habe;  ich  habe  ihn  damals  (wenn  ich  nicht  irr«,  war  e 
Wintersemester  79/80)  sogleich  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  toll 
eine  erschöpfende  Auslese  aus  meinen  Sammlongou  nicht  einstehen  k<j 
Gleich  im  A  nfange  der  Schanz  scheu  Darstellnng  mufs  ich  mich  mit 
gröfsten  Entschi<ndonheit  gegen  die  Sicherheit  aussprechen,  mit  der  Seh 
erklärt:  „Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  dafs  Heinrich  VIT.  (; 
seiner  Thronbesteigung)  nur  notgedrungen  die  KonErmation  der  Privik 
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sein  werde,  wenn  er  mächtiger  geworden."  Als  einzigen  Grand  für  diese 
Behauptung  fögt  Sohanz  hinzu:  ,,Hatte  Heinrich  Vn.  sich  doch  nicht 
den  Versuch  versagen  können ,  gleich  am  Anfang  seiner  Regierung  die 
Hansen  der  Subsidie  und  dem  höhern  Tuchzoll  zu  unterwerfen  und  da- 
durch einen  Prozefs  hervorzurufen ,  aus  dem  freilich  —  vielleicht  durch 
Geschenke  an  den  König  —  die  Hansen  als  Sieger  hervorgingen."  Also 
der  König  soll  als  prinzipieller  Gegner  der  Hansen  einen  Prozefs  hervor- 
rufen und  nachher  denselben  zu  Gunsten  eben  dieser  Hansen  entschieden 
werden  lassen,  indem  er  Geschenke  von  ihnen  annimmt?  Das  klingt 
nicht  gerade  sehr  wahrscheinlich  und  bedürfte  starker  Beweise,  um  ge- 
glaubt zu  werden.  Während  aber  diese  fehlen,  sind  uns  gerade  Zeugnisse 
erhalten,  die  Schanz  für  seine  Darstellung  leider  nicht  hat  verwerten 
können,  die  ein  ganz  anderes  Licht  auf  die  Sache  werfen. 

Nicht  lange  nach  dem  Regierungsantritt  Heinrichs  YII.  (er  nahm  noch 
auf  dem  Schlachtfelde  von  Bosworth  1485  Aug.  22.  den  Königstitel  an, 
wurde  gekrönt  am  30.  Oktober)  beschwerte  sich  der  gesamte  englische 
Handelsstand  (Stapelkaufleute  und  merchant  adventurers,  Schiffsführer  und 
Bootsleute,  nebst  allen  Einwohnern  der  Häfen  des  Reichs)  vor  König  und 
Parlament  auf  das  Bitterste  über  die  Hansen.  Diese  schlössen  sie  vom 
Verkehr  in  ihren  (der  Hanse)  Landen  aus,  dadurch  seien  die  früher  wohl- 
habenden Häfen  und  Städte  Nordenglands  in  Yerfiall  geraten;  sie  hätten 
den  Handel  zu  Bergen  in  Norwegen  und  auch  auf  Island  an  sich  gebracht, 
wohin  sie  früher  nicht  zu  kommen,  sondern  die  Engländer  allein  zu  han- 
deln pflegten  '),  jetzt  diese  aber  nicht  kommen  könnten  ohne  grofse  Ge- 
fahr, weil  die  Hansen,  wie  man  des  Königs  Rat  oft  geklagt  und  bewiesen 
habe,  den  Dänen  gegen  die  Engländer  beiständen ;  sie  hätten  gerade  in 
den  jüngst  vergangenen  Jahren  die  Engländer  aus  dem  Handel  mit  den 
Niederlanden  verdrängt  vermöge  ihrer  geringeren  Abgaben,  die  ihnen  ge- 
statteten, billiger  zu  verkaufen;  bisher  hätten  sie  den  englischen  Handel 
doch  wenigstens  fUr  gewisse  Artikel ,  besonders  Kramwaaren  und  Tuch, 
zugelassen  (vor  wair,  de  genant  is  mercerie,  und  ander  bequemicheit, 
van  deme  lande  to  brengen  in  Engelaut,  und  vor  wullen  laken  und  an- 
der bequemicheit,  van  Engelandt  dar  to  brengende);  sie  gestatteten  den 
Engländern  auch  nicht  mehr,  wie  früher,  in  Danzig  und  andern  Städten 
ihr  eigenes  Haus  zu  haben  und  freien  Handel  zu  treiben ;  sie  rühmten 
sich  so  vieler  Schiffe,  so  zahlreichen  Schiffsvolkes  und  so  grofsen  Reich- 
tums, den  sie  gewonnen,  indem  sie  das  Land  ins  Verderben  brächten  (se 
beromen  sick  sulven  van  so  velen  schepen,  mesteren  und  schipmannen  und 
wassen  van  so  grotem  gude,  dat  se  wiinnen  bii  brengiinge  dess  lande»  to 
vorderffnisse),  dafs  sie  sich  allein  für  genügend  hielten,  den  gesamten 
Handel  Englands  und  der  übrigen  Länder  zu  besorgen.  Die  Eingabe  fordert 
dann  Verhandlungen  mit  den  Hansen,  damit  diese  den  Engländern  in  ihren 
Landen  die  alte  Freiheit  wieder  einräumen  und  sich  mäfsigen  im  Handel 
mit  Produkten ,  die  nicht  hansischen  Landen  entstammen ,  so  dafs  die 
Engländer  neben  ihnen  bestehen  können ;  denn  ein  Vertrag  unter  so  un- 

1)  Es  wird  aus  dem  Wortlaute  nicbt  vollständig  klar,  ob  der  Relativsatz  „wohin 
sie  frOher  nicht  cu  kommen,  sondern  die  Engländer  allein  zu  handeln  pflegten^^  sich  auf 
Island  allein  oder  anch  auf  Bergen  in  Norwegen  beziehen  soll. 
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merokeo,  dat  dar  nummer  gewest  is  noch  ock  tiumiaer  kau  sü 
vorbtintDÜBso  off  TordracM  so  yast,  suDder  offt  id  darto  qaeme , 
overflodige  brnkiiuge  darvan  bii  deine  eiineD  deille  aoolde  Tordervt 
afider,  id  kan  nicht  duren.  Sie  schlielst  endlich  mit  der  euergisch^ 
klärung,  offener  Krieg  sei  fiir  England  besser  als  ein  solcher  Zustaj 
I^anunb  id  were  beter  vor  all  dat  riike  vaD  Engelaudt,  to  vorsokea 
beteriingc  hiir  van  miit  apenem  orloge  and  atride,  wat  id  ock  km 
mach,  dan  to  lüden  siik  »ulven  to  »een  so  vortsiageliken  vordorven* 
Hier  haben  wir  die  Hauptklagen  gegen  die  Hanflan  in  nicht  wie4 
kehrender  Übersichtlichkeit  und  Klarheit  formuliert  vom  eugli scheu  Hand 
und  Schiiffahrldstande  selb  st 

Am  14.  März  1466  übersandte  der  deutsche  Kaufmann  z\i  LoiM 
tiuo  Übersetzung  der  Eingabe  (so  weit  mir  bekannt  geworden  ist, 
einzige  erhaltene  Dokuinent,  das  uns  Kunde  von  derselben  bewahrt  l 
an  Danzig  und  berichtete  dabei,  die  Petitionierenden  hätten  von  Kö 
und  Parlament  verlaugt,  die  hausischen  Privilegien  und  Freiheiteu  ai 
zu  bestätigen j  ehe  diesen  Beschwerden  abgeholfen  sei;  darauf  hätten 
Herren  vom  Farlamtnt  sie  vorgeladen  und  ihnen  Bruch  des  ütrech 
Vertrages  vorgeworfen,  worauf  sie  sich  gegenüber  jenen  Beschwerden 
rechtfertigt  hätten;  dann  habe  der  König  ihnen  persönlich  zu  erkaui 
gegeben,  wie  ihm  mitgeteilt  sei,  dafs  zwei  Hansen,  Pining  und  Pothoi 
mit  4  oder  d  Schiffen  englische  Uuterlhaueu  und  andere  Leute  beraub! 
und  iß  den  Niederlanden  von  Gliedern  der  Hanse  verproviantiert  uad  m 
gerüstet  würdou,  worauf  man  dem  Könige  geantwortet  habe,  dafs  n 
davon  nichts  wisse,  Pining  aber  Hauptmann  des  Königs  von  Däuemi 
auf  Island  sei ;  darauf  habe  der  König  seinem  Kanzler  befohlen,  die  hl 
sisuhen  Privilegien  und  Freiheiten  zu  besiegeln,  was  dann  auch  geaohel 
sei  (darup  hefft  de  her  koniinck  siintm  canceller  bevolen ,  unsze  privilej 
und   vrisheide  to  besegeleUf  deme  denne  al^o  is  geschiet.)  *) 

Dieser  authentische  Bericht  deutet  doch  wahrlich  uicht  darauf  l 
dafs  der  König  sehr  abgeneigt  gewesen  sei,  die  Privilegien  zu  bestätig 
Wenn  Schanz  da»  erst  am  29.  Juni  1486  geschehen  sein  läfst,  so  v 
wechselt  er  die  Privilegien  mit  dem  Utrechtor  K ustume vertrag ,  der 
diesem  Tage  vom  Könige  konfirmirt  wurde.  Die  Privilegien  samt  d 
Ulrtichler  Frieden  hat  der  König  sehou  am  9.  März  bestätigt  (die  Luhe 
Trose  bewahrt  das  Dokument;  Anglicana  n,  258),  also  recht  unter  d 
Eindrucke  jt^ner  Eingabe,  fünf  Tage  vor  Datierung  jenes  Berichtes  T 
deutschen  Kaufmanne.  Wenn  Schanz  erklart:  „Das  Land  blutete  IM^ 
es  mufate  erst  wieder  beruhigt  werden  und  wieder  erstarken,  der  Thl 
war  noch  unsicher,  und  der  König  konnte  nicht  wagen  ,  mit  der  Ha 
sogleich  offen  den  Kampf  zu  beginnen'*,  so  mufs  ich  die  Berechtig! 
dieser  Bemerkung  an  dit^sur  Stelle  entschieden  zurückweisen.  So  lose  ^ 
den  Hansen  das  Schwert  wahrlich  nicht  in  der  Scheide;  es  ist  stets  el 
in  Gefahr  gewesen  zu  verrosten.  Haben  denn  jemals  die  Hansen 
Verzögern  und  Hinausschieben  der  Privilcgienbeatatigung  in  irgend  ein 


1)  Vergl    HanserozesÄe  111,  2,  ii.  30— aS, 
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Laude  zum  Kriegefafl  gemaehl  ?  Gorade  zu  derselben  Zeit  hat  Konig  Jo- 
hann von  üäui^nmrkp  der  die  kriegerische  Maeht  der  Hansen  doch  gewifs 
mehr  zu  fürchten  hatte  als  der  eoglipche  König  und  überdies  mit  kaum 
geringeren  und  dabei  vhA  länger  andauernden  Schwierigkeiten  in  den 
eigenen  Keiühen  zu  kämpfen  hatte,  die  Hansen  nicht  weniger  ala  b  Jahre 
(1481 — 89)  hiugehalleu  und  endlich  doch  nur  eine  verklausulierte  Privi- 
legienbcistatiguiig  gewährt,  ohne  daf^  die  Hanscu  zu  andern  aU  diploma- 
tiaohen  Mitteln   ihn;  Zuflucht  genommen  hätten. 

Und  dazu  kommt  nun  noch,  dafs  es,  soweit  ich  sehe,  gar  nicht  ein- 
mal unbedingt  toRt^teht ,  dafs  es  erst  Heinrich  VIL  war,  der  die  Hanse 
dur  Subßidie  *)  unterwarf  oder  zu  unterwerfen  versuchte.  Schon  auf  dem 
Tage  der  wendischen  Städte  zu  Lübeck  1486  März  9,  also  reichlieh  6 
Monate  nach  dem  Regierangsaulritt ,  reichlieh  4  nach  der  Krönung  de-j 
Königs,  erachienen  zwei  ÄUerleute  und  der  Sekretär  des  Kaufmanns  zu 
London  ond  klagten  über  das  VorgoheD  der  Stadt  Hüll  und  des  Sfayorg 
ißu  London  und  über  die  Suhßidio*  In  der  Kegel  pflegte  man  bei  der- 
artigen Beschwerden  nicht  ao  rasch  von  der  brieflichen  Mitteilung  zur 
UesaudtBchaft  und  uoch  dazu  zu  einer  so  stattliehou  überzugehen.  Aller- 
dings hatten  die  Gesandten  auf  dem  Städtetage  noch  andere  Hinge  zu  er- 
ledigen, aber  zweifelhaft  bleibt  die  Sache  doch  immer.  *) 

Man  könnte  einwenden,  dafa  Heinrich  VIL  zu  Anfang  seiner  Regie- 
rung zwei  Gesetze  bestätigt  hat  (Akte  dea  Parlaments  von  1485  Nov.  7, 
1"  Hen»  VIL  c.  H,  9),  die  den  Hansen  sehr  nachteilig  sein  mufeten : 
Verbot  der  Einfuhr  von  Wein  au6  Guienne  und  Gascogne  auf  nicht  bri- 
lischen  Schiffen  und  der  Einfuhr  fertiger  Seidenwaareu  überhaupt.  Von 
diesen  beiden  Verboten  ist  aber  das  Letztere ,  abgesehen  davon  ,  dafs  es 
nur  eine  Erneuerung  von  Erlassen  Eduard  IV.  ist,  wie  Schanz  selbst 
hervorhebt,  vorwiegend  gegen  die  Italiener  gerichtet  und  aufserdom  gegen 
die  Hansen  nicht  augewandt  worden.  Denn  die  reservierte  Äufserung  des 
bewurst  auf  ungesetzlichem  l5od6n  stehenden  deutschen  Kaufmanns,  diu  er 
»einen  Beschwerden  auf  dem  Hansetage  zu  Lübeck  1487  in  diesem  Punkte 
hinzuRigt:  „Unde  wowol  sullike  syde  in  Engelaut  sumwilen  kumpt,  so 
nochtant  de  acte  nicht  revoceret  en  is,  als©  id  sik  billich  na  des  kopmans 
Privilegien  geborde,  steyt  de  kopmau  noohtant  in  groten  varen  van  den  officiers 
de»  konynghe»  der  syden  halven**,  heilst  doch  auf  gut  deutsch  nichts  andi^res, 
iaU;  Wir  höben  bisher  unter  dieser  Akte  noch  nicht  zu  leiden  gehabt,  aber  sie 
kann  jeden  Augenblick  auch  auf  uns  augewandt  werden.  Dafs  divao  Ueber- 
Setzung  die  richtig©  ist,  beweist  die  Erklärung  der  Hansen  in  ihren  Klagepunk- 
ten von  1491,  die  Schanz  selbst  abdruckt  (II,  402  g  15):  mercatores  tarnen 
Qsquo  hodio  se  adversus  heo  regia  provisiooe,  de  qua  snpra  meraoratur, 
tutabantur  et  indempnes  remansere.  Sie  fügen  dann  hinzu:  sed  hadie 
iuerescente  Almauorum  odio  illa  proviflio  exploditur  et  mercatores  dicti 
prtgravantur  etc.  —  Schanz  fuhrt  an,  dafs  i486  einem  Kölner  4  Pfd. 
Seidenwaaren  von  einem  Zollbeamten  konflsziert  worden  seien;  |,spätor  kam 
es  noch    hauBger   vor.'*     Das   betreffende  Aktenstück   des  Kölner  Archivs 


1)  Sebtfti  fügt  hinzu :  „und  dem  hÖhor«D  Tacb«oll<* 
«)  Vergl.  H«more«e84e  III,  2,  n.  26  §  16—18. 
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liegt  jetjst  gedruckt  vor.  ')  Daroaoh  wurdeo  Kölner  Bürgero  in  deu  Jahren 
1474 — 1490  fdof  Mal  S^idenwaaren  (fertige  oder  rohe^  wird  nicht  immer 
klar)  genommun:  Zuerst  1481  cidu  Lade  mit  seidenen  gold  durch  web  t«ii 
Gürteln  im  Worte  von  12  £,  tilao  noch  unter  Eduard  IV.  und  zu  eincar 
Zeit,  der  bald  darauf  wegen  Nichtbeachtung  des  Seideowaareneinfuhrvorbot« 
eine  Emeaerung  desselben  folgte  [22"^  Ed*  IV,  c.  3);  dann  1486  im  8ep- 
tember  4  Pfund  Seide  im  Werte  von  2  iP  16  ß;  wieder  1488  aus  zwei 
venetianischen  Galeeren  21  Packen  (balle)  mit  Sardok  (grobem, 
halb  leiücneni,  halb  wollenem  (iewebe),  2  Packen  kölnischen  Garns  und 
4  Päckchen  (barcUe  i  kölnischer  Seide^  was  alles  zusammen  sarück  erlangt 
wird  durch  Zahlung  von  100  £  an  den  König  und  50  £  pro  pro* 
secutione  earundem  mercium  et  propinis  circumstantium ;  ebenfaUs  1488 
elf  Ellen  golddurchwebtün  SeidcnzeugeM  im  Werte  von  66  iP,  ein  Fall, 
der  hier  höchst  wahrscheinlich  gar  nicht  mitzuzählen  ist,  weil  er  in  Calais 
vorkam  und  wohl  zusammenhängt  mit  den  vom  dortigen  englischen  Haupt- 
mann genommenen  Repressalien  wegen  angeblicher  hansischer  Beeräuberei 
(vgl  a.  a.  O,  §§  29,  38 — 41);  nochmal«  im  Mai  149Ü  ein  Fafs  mit  Seide 
im  Werte  von  102  iP  6  ß  8  J\,  Es  liegt  auf  der  Hand,  dals  es  sieb 
hier  nur  um  einen  verschwindenden  Bruchteil  der  Seidou  ein  fuhr  dieser 
Jahre  handelt.  Dazu  kommen  in  diesen  Klagen  andere,  keinem  Verbot 
unterliegende  Artikel  ebenfalls  als  konfisziert  vor.  In  deu  Randnotizen 
zu  dem  betreffenden  Aktenstücke  werden  auch  die  Rechtfertigungen  der 
englischen  Gesandten  gegenüber  deu  einzelnen  Klagepunkten  (sie  wurden 
auf  den  Verhandlungen  zu  Antwerpen  Juni  1491  vorgebracht)  mitgeteilt, 
Bie  lauten  ad  1  und  2:  Quia  custume  non  solute.  Zu  3  fehlt  die  Aut- 
wort, aber  es  ist  hinzugefügt :  Quod  tenetur  rex  restituere  tamquam  ob 
turpem  causam  datum,  und  dabei  ist  verwiesen  auf  1.  2  D.  de  cood  ob 
turp,  caus.  12,  5.  Ad  4  :  Quia  non  soluta  custuma,  worauf  die  Hansen 
erwidern:  Quod  ibi  (^nämlich  zu  Calais)  custume  non  debentur  pro  bouis, 
que  invehuntur  in  Angliam.  Auch  ad  d  (Fall  vom  Mai  1490):  Quia 
custuma  non  fuit  soluta;  aber  darauf  erwidern  die  Hansen:  Quod  con* 
trarium  esset  verum,  sed  pretextu  cujusdam  novi  statuti,  quod  obtinuerant 
preparatrices  serioi  in  Londonio,  quod  f^ericum  induci  non  debeaL  Ist 
es  nicht  bezeichnend^  dafs  die  englischen  Gesandten,  die  doch  sonst  ihren 
Forderungen  wohl  Ausdruck  zu  geben  verstanden,  die  Akte  Heinrich  Vll. 
nicht  einmal  erwiihnen?  —  Von  diesem  Jahre  149Ü  haben  wir  auch,  wie 
Schanz  richtig  anführt,  die  erste  Konfiskation  von  Gascogner  Wein, 
Die  Akte  hatte  1489  (nicht  1487»  wie  Schanz  angiebt)  noch  einmal 
wiederholt  werden  müssen  (4"  Hen,  VIL  c,  10).  In  ihren  Klagen  über 
dieselbe  1491  sagen  die  Hansen  ausdrücklich:  nuper  obligati  dicuntur 
mercatores  (Hanserezesse  III,  2,  n.  501   §  6).  — 

Konnte  der  König  gegenüber  dem  ungestümen  Drängen  seiner  Unter- 
thanen  eine  geringere  AbschlagszahluDg  leisten  als  diese  beiden  Akte  de^ 
Parlaments  von  1485  Nov.  7,  die  zunäohat  auf  dem  Papiere  blieben  ? 

1)  Ebd.  Ill,  2,  n.  50B.  BcilHUtii?  bemerkt  i&t  dio  Dar&tolluug,  die  Sc  hau  2  S  186 
A-  1  von  einem  im  Jabre  1488  auf  lilieinwein  goJegteii  Arrest  giebt«  voll  grober  Mifs- 
verat£ndni6ä(),  riclitifper  wohl  Flüchtigkeiurehler.  Wen  «^  interesj^iert^  d&s  Richtif^e  su  er« 
fahren,  le^e  a.  &.  O.  §  2G  u«^h,  Aiicb  in  «11«»« ui  Fall«  !>obreil«t  ubrigeuif  der  König  »u 
Ounkten  der  B&tise  eio. 
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folgt  denn  nun  au»  alf  diosera  ?  —  Dafs  Daüh  dem  gegenwär- 
tigen Stande  UDHorer  ftuülIenkenntDif?  wir  SishaDü*  Behauptung:  „Es  unter- 
liegt keinem  Zweifel,  dafn  der  König  nur  ootgedrungeTi  die  Konfirmation 
der  Frivilegien  voilzogeo  hatte,  auch  war  klar,  dal's  er  keineswegs  den 
rHaiiB«)ii  j£U  Willen  sein  werde,  wenn  er  mächtiger  geworden"  entschieden 
ablehnen  müssen,  dafs  wir  im  Gegenteil  erklären  müssen :  So  weit  sich 
erkunnen  lölat,  war  König  Heinrich  in  den  ersten  Jahren  seiner  Kogieruug 
den  Hansen  günstig  geginnt,  gah  dem  Drängen  seiner  Unterthanen  nur 
nach,  soweit  bb  unumgänglich  war.  —  Und  das  ist  um  so  bemerkenswerter, 
als  er  sich  durch  ein  schärferes  Vorgehen  gegen  die  Hanse  leicht  die  Po- 
pularität hätte  erwerben  können,  die  ihm  vielfach  mangelte. 

Ohne  Zweifel  tritt  hier  ein  für  die  Auffassung  der  Hituation  tief 
einschneidender^  prinzipieller  Gegensatz  ^u  Tage  zwischen  der  Darstelluug 
Ton  Reh  ans  und  derjenigen^  die  mir  zur  Zeit  als  die  richtige  erscheinen 
würde.  Und  hier  will  ich  gleich  hinzuliigen,  dafs  dieser  Gegensatz  für  den 
ganzen  Verlauf  der  Schanz  sehen  Darstellang  über  englisch  -  hansische 
Verhältnisse  nicht  ausgeglichen  wird.  —  Wenn  Schanz  die  beiden  ersten 
Tudors  als  Hauptleiter  der  antihanaischen  Politik  hinstellt,  so  möchte 
ich  dem  kein  entschiedenes  Nein  entgegenstellen.  Aber  ich  möchte  de  oh 
auch  nicht  verhehlen,  dafs  mich  seine  Darstellung  durchaus  nicht  über- 
zeugt hat,  ja  dafs  ich  meinerseits,  so  weit  ich  ira  Augenblicke  das 
Material  übersehe,  es  für  viel  wahrscheinlicher  halte ^  dafs  das  Haupt- 
gewicht aui'  das  Drängen  des  Volkes,  der  am  Handel  Beteiligten  und  der 
Vertreter  einzelner  Gewerbe,  zu  legen  ist.  Ich  sehe  nicht,  dafs  sich  die 
Politik  der  beiden  ersten  Tudors  gegenüber  den  Hansen  wesentlich  von 
der  ihrer  Vorgänger  unterscheidet  Auch  sie  erscheint  mir  vielfach  als 
eine  spezifisch  königliche,  von  den  eigensten  Sonderintaressen  geleitete, 
bJb  jene  schwankende»  wenn  man  will  ausgleichende  Haltung «  die  bald 
dem  Drängen  der  Unterthanen  nachgiebt,  bald  mit  den  Fremden  paktiert, 
jene  Haltung,  der  die  Hausen  wetientlich  ihre  Stellung  verdankten  und 
idie  sie  so  klug  zu  benutzen  verstanden.  Ich  will  diese  Ansicht  nicht 
aU  das  Resultat  wissenschaftlicher  Forschungen  hinstellen;  sie  giobt 
nur  den  Eindruck  wieder,  den  ich  nach  mehrjähriger  kursorischer  Be- 
schäftigung mit  den  Quellen  aus  diesen  gewonnen  habe,  und  der^  das 
muis  ich  hinzufügen,  durch  Sohan^'  Darstellung  iu  keiner  Weise  er- 
schüttert worden  ist  So  viel  aber  behuupte  ich  schon  jetzt  mit  Ent- 
schiedenheit, dafs  Heinrich  Vit  und  Heinrich  VIII.  beide  entfernt  nicht 
die  Initiative  gegenüber  den  Hansen  bewiesen  haben,  die  wir  bei  ihren 
Zoitgenossen  in  den  nordischen  Reichen  finden:  Johann,  Christian  IL, 
Gustav  Wasa.     Und  sie  hatten  es  doch  so  viel  leichter! 

Schanz  übersieht  nun  ganz  und  gar  wichtige  Hergänge,  die  für 
die  nächsten  Jahre  van  Bedeutung  wurden.  £r  scheint  nichts  zu  wissen 
von  dem  englisch -dänischen  Kaperkriege,  der  die  ersten  Jahre  Heinrichs  VIJ. 
ausfüllte  und  erst  1490  beendigt  wurde;  er  erwähnt  ihn  auch  in  seiner 
Besprechung  der  englisch-skandinavischen  Verhältnisse  nicht').     In  diesem 


1)  Allording«   schweigt   «och    PkuU,    Geschichte    Engbnds  V   über    doiiMlbeiL,    doch 
Bchntix  MUS  liudereu  gedruckten  Queilon  »uf  Ihn  nuftnerksAca  werden  müwen. 
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FreiboutiT,    wie    ja    fo    oft    hanRJSohes    SeoTolk    auob    fremde   Kriege 
den    EordiFichen    Meeren    jj^ofuhrt    hal,    eine    ParaUele    de^    Landeknecl 
wt'sen.     EiniT   von    ihnen .    Diutrich    Pining ,    war    dänitichcr  Hauptmi 
auf  dem   für    den    eogliarhen   Handel    wichtigen   Irland.     In    dem  wied 
holt  als  Kaubhafen  eine  Holle  spielenden  Veere  auf  Walcheren  haben 
für    ihre  Beutcssiige    im   Kanal    und    der  Nordsee    einen    bequemen  QfM 
punkt    gefunden.     Die   Engländer    aber    hielten    die  Leute  hanaischijfl 
Sprungs    für   echte    Hansen    und    brachten    den    deutsohen    KaufmamP 
Brügge    mit    ihnen    in   Verbindung;    ihre  Erbitterung    über   das  hansisc 
Ha  n  de  Uü  berge  wicht,  wie  sie  aus  der  oben  heran  gezogenen  Eingabe  spri« 
stieg  zur  Wut     Dieser  Stimmung  hat  der  König  nachgeben  müiiseu. 
selbst    und    sein   Kanzler    erkläreu    dem    deutüchen   Kaufmann    zu  Loal 
ausdrücklich,    dafs    der  König  den  Hansen    ein  gnädiger  Herr  sein,    d 
sie    alle    bestehenden   Verträge    halten    wallen,    wenn    nur    die  Englam 
nicht  von    den   Leuten    der  Hanse    beschädigt  würden.      Ausdrücklich 
richtet  der  Kaufmann   nach   Hause:    Wante  wie  anders    nicht  vorstan 
können ,    dan  dat  de   here    koniinck  deueket    erliken  und  gatlicken  to 
gerende,    Uot  gunne    ome    to    langer    seliger    tiide.      Mit    dieser    Sachh 
steht    da»  Lakenausfuhrrerhot    rora    Norember    oder    Dezember    !486 
Zu«ammen hange');  es  wird  wesentlißh  mit  deshalb  erlassen,  weil  in  diu 
Kriegszeit,  die  die  8chi/i fahrt  lahm  legte,  auch  dieser  wichtigste  Hand« 
zweig  noch  ganz  in  die  Hände  der  neutralen  Hansen  »u  gelangen  drol 
Auadrijcklich  haben  die    Engländer  zugestandets ,    dal's  sie    1487  die  hac 
sehe  Ausfuhr  hinderten,  weil  sie  selbst  nicht  ausführen   konnten  ■). 

Hatte  Sohanz  nicht  unter  dem  Ein flufs  seiner  vorgcfofsteu  Meini] 
gestanden ,  so  würde  ihm  auch  bei  Betrachtung  der  Klagen  des  Kfl 
manns  zu  London  auf  dem  Hansetage  zu  Lübt^ck  aufgefallen  sein»  i 
Ton  ull  den  Bei»ch werden  nur  die  über  Hinderung  des  Lakenhimj 
den  König  betrifft,  alle  anderen  gegen  die  Unterthanen,  die  Herren  i 
Rates^  die  Zollbeamten,  die  Städte  London  und  HuU  gerichtet  sind,  01 
erst  drohen,  noch  nicht  drücken.  Das  Laken  au  sfuhrverbot  aber  ist  no 
wenigen  Monaten  aufgehoben,  die  druckende  8eheerordnung  erst  seit  H 
ernstlich  gehandhabt  worden. 

Auch  die   Vorgeschichte  der  Verhandlungen    zu  Antwerpen    Hfl 
scheint  nun  in  anderem  Lichte.     Der   Hergang  ist  der  folgende: 

Auf  dem  Hansetago  zu  Lübeck  Xfai-Juni  1487  denkt  man  in  Anlo 
ßesoh werden  des  Kaufmann»  an  eine  Gesandtschaft  nach  England,  In  ein« 
ersten  Entwurf  eines  Schreibens  an  König  Heinrich  giebt  man  diesem  C 
danken  Ausdruck.  Man  zieht  ihn  aber  zurück,  weil  die  Zustände  im  Lau 
als  zu  unsicher  erscheinen:  na  deme  dat  dar  so  bister  yn  dem  lande  st 
dat  men  nicht  on  weit,  wol  here  offte  konynck  ys  (1487  .funi  1*>  wui 
die  Schlacht  bei  Stoke  geschlagen).  Aus  der  Antwort  des  Königs  11 
das  Schreiben    der  Städte  geht  nun  hervor,    dafs  der  deutsche  Kaufma 


1}  Die    b«trefleDdo   Akt«    (3'     Beu.    VIL  e.    13)    itt    erst    km    dem    PftHamcnt  v 
1487  Nor,  9, 

S)  Hsnaeresesae  LH,  2  n.  33.  lOä^-UO,   161  §  13,   1B8;  S.  6SS  A    c,  8    525  A. 
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zn  London  bei  Überreichung  deßielben  erklärt  hat,  die  Städte  seien  bereit, 
auf  de»  Koniga  Wunsch  Gesandte  zu  schicken,  eine  Eigen  mäch  ti^^keit, 
die  den  Unwillen  rior  Städte,  besonders  Kölns^  erregte,  und  die  ihre  Er- 
läruijg  findet  in  der  wiederholt  oIm  unhahbar  bezeiohnotcu  Luge  des 
Kaufmann»  gegenüber  der  wachsenden  Erbitterung  der  Bevölkeniug,  Dieso, 
ftufs  Äufserste  erhitzt  über  die  fortdauernden  dänischen  Kapereien,  konnte, 
obgleich  Kon  ig  und  hoher  B&t  wiederholt  für  di*i  Hanae  eintraten,  kaum 
noch  von  Gewaltthätigkciton  aEuriickgohalten  werden.  Für  das  Jahr  1488 
untersagten  die  Hao&estadte  sowohl  wie  König  und  Hat  den  deutschen 
Kauflonten  den  Besuch  der  Stadt  Mull ,  weil  sonst  Mord  und  Totschlag 
nicht  verhütet  werden  könnten.  Die  Engländer  bringen  falsche  Zeugen 
vor  für  ihre  Anschuldigungen,  darunter  Leute  deutscher  Nation  M.  Der 
König  selbst  kann  sieh  endlich  ihren  Klagen  nicht  mehr  verschliefüen. 
Sa  worden  Represgalion  genommen  an  hansischen  Schiffen;  1489  er- 
zwingen die  Tuchscheerer  die  Handhabung  der  Scheerordnung;  in  dem- 
pclbon  Jahre  wird  das^  Verbot  der  Weineinfuhr  aus  der  (Jascogne  auf 
fremden  Schiffen  erneuert  und  nun  durchgetührt ;  1490  war  ci&  für  den 
dentschen  Kaufmann  2u  London  gefährlich,  »ich  bei  Tage  auf  der  Strafpe 
sahen  zu  lassen.  —  Jene  erste  Aufforderung  zu  einer  Tagfahrt  hatten 
die  Hanaen  1488  März  7  abgelehnt.  1490  März  18  schreibt  dann  der 
König  abermals  um  eine  solche  :  Er  sei  nicht  uneiugodenk  des  Friedens 
und  der  Freundschaft,  die  zwischen  seinen  Vorfahren  und  der  doutKchen 
Han«o  lange  Zeit  geherrscht  haben  ;  er  habe  die  in  soinora  Ueiche  Handel 
treibenden  Hansen  nicht  anders  behandelt,  als  wenn  sie  äeine  Verbünde- 
ten und  Unterthanen  «eien ,  ja  er  habe  nicht  ohne  grofüen  Schaden  der 
eigenen  Kautloute  die  Hansen  weit  gröfsero  Freiheiten  und  Privilegien 
geniefsen  lassen  als  diese ;  obgleich  er  von  den  Seinen  viel  Klagen  oud 
Murren  habe  hören  müssen,  dafs  er  Fremden  gröfsere  Gunst  erzeige 
als  den  eigenen  Leuten ,  sei  er  doch  entschlossen ,  die  alten  V^erträge 
auch  mit  eigenem  Nachteil  zu  halten;  da  nun  Räubereien  unter  den 
beiderseitigen  Unterthanen  vorgekommen  iseien ,  habe  er  eine  Tagfahrt 
vorgeschlagen,  aber  os  seien  Ton  den  Städten  keine  Gesandte  geschickt 
worden;  im  Gegenteil  hätten  die  hansischen  8chifFer  ihre  Räubereien 
fortgOBi^tst,  ja  beraubten  noch  tagtäglich  im  Bunde  mit  Piraten  die  eug- 
lisoheti  Unterthanen,  worüber  er  sich  nicht  genug  wundern  könne;  abor- 
nalt  und  abermals  wolle  er  es  daher  den  Hansen  versichern ,  er  hege 
aoch  dieselbe  Gesinnung  wie  früher,  woUe^  dais  die  beidorseitigen  Klagen 
untersucht,  entschieden  und  der  Streit  beigelegt  werde;  die  Hansen  möchten 
daher  ihre  Gesandten  nach  London  oder  Calais,  oder,  wenn  sie  dieselben 
aus  irgend  einem  Grunde  nicht  zu  ihm  schicken  wollten,  wenigstens  nach 
Antwerpen  senden,  womit  er  auch  zufrieden  sei;  er  werde  sonst  den  An* 
griffen  auf  seine  Unterthanen  nicht  mehr  ruhig  zui^ehen  können;  er  sei 
pia  aUen  Kräften  bemüht,    die  alte  Freundschaft  und  den  alten   Verkehr 


I )  Inlerossiint  ist  die  Anschauung!  über  die  Wahrhnfti^keit  der  EtigHinrIcr .  der  dio 
M*ns«ii  1491  Ausdruck  g«t»€D :  Mon  wu»ic  wol ,  wo  de  fCngebctien  lo  awerco  ^^M^bicki 
werfiti,  inen  mochte  eiloom  niBdcrn  vor  IS  d.»  to  aweron  meimedieh  (H»nHcrc«  Hl,  2, 
n  514  §  88).  AlzuWol  iät  «af  derartige  int«rtiiitioiiiile  ADschuldiKurig^ti  i»e]be»tvQriitaiid1ich 
bt  XU  gebeut 
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aufrecht  zu  erhalteu ,  dumit  ßlutvorgiefBoo,  VolkBauflanfe  und  Mord  Te 
hinderl  werden;  wodq  ihm  da«  §o  nicht  gelinge,  Tniiase  er  sich  nach  andei 
Miitelo  umsehen,  seine  Unterthanen  zu  schützen,  aber  er  werde  Gq 
und  Menschen  zu  Zeugen  aufrufen ,  dafs  er  nicht  freiwillig ,  sondern  g 
2wungen  so  weit  gekommen  sei.  —  Diesen  Brief  deä  Königa  übersand 
der  Kaufmann  zu  London  am  20.  Mär2  an  Lübeck  und  berichtete  dabi 
dal'ß  die  Engliinder  falsche  Zeugen  vorbrächten  und  der  König  und  se 
Hat  anfingen^  den  Anschuldigungen  zu  glauben,  dafs  der  König  jetst,  A 
fang  Harz»  den  deuUohen  Kaufmann  vor  sich  habe  kommen  lassen  ui 
ihm  erklärt,  daJ's  er  der  Hanse  gern  ihre  Privilegien  halten  woUe,  ab 
den  Klagen  seiner  Unterthanen ,  für  die  die  Beweise  immer  deatliab 
hervorträten,  nicht  mehr  Gerechtigkeit  versagen  könne;  dafs  er  die  Saol 
bis  jetzt  hingehalten  habe  in  der  Hoffnung  auf  eine  Gesandtschaft  m 
den  Städten,  die  zu  seinem  grofsen  Erstaunen  nicht  gekommen  sei,  da 
er,  um  die  Schuld  von  sich  abzuwälzen ,  noch  einmal  selbst  schrei Iw 
werde,  dafs  er  aber  den  Kaufmann  auffordere,  an  die  Städte  zu  schreib 
und  zu  Inenden,  um  eine  Tagfahrt  zu  Stande  zu  bringen,  sonst  könne  4 
Kaufmann  nicht  länger  im  Lande  bleiben,  —  Diesen  Brief  überbraell 
ein  Sekretär  des  Kaufmanns  zu  London  ^  den  ein  königlicher  Herold  li 
gleitete.  Die  Städte  konnten  nicht  ablehnen,  sie  willigten  in  die  Tagfahl 
(Vgl  Hanserezeöse  III,  2,  n.  160  §  272;  164  §  27;  18B— 193;  2 
§  le— 20,  28;  218^226;  298—316;  338—348;  365  §  2,  3,  7  —  1 
23^;  357—361;  374—388;  399  8  1—11,14;  405—408;  424  §  45 ;  44S 

Demnach  handelt    es  sich    bei    den  Verhandluogen  stu  Antwe^|^en 
erster    Linie    um    Erledigung    der    gegenseitigen    Schadensanspruche    (v| 
nooh  HanserezoBse  in,  2,  n.  454;  496  §  l,  46,  46,   136;  497  §  6).    J| 
dem  entsprechend  sind  dieselben  auch  verlaufen,  ( 

Mit  keinem  Worte  verlangen  die  englischen  Gesandten  eine  ^ 
aehrünkuug  der  hansischen  Privilegien ,  im  Gegenteil,  sie  erklären  au 
drücklich,  der  König  wolle  die  Privilegien  halten.  Und  der  WortHiliri 
der  Hansen,  Albert  Kranz,  dankt,  dafs  der  König  die  Kaufleute  d( 
Hansestädte  gegen  die  schweren  unbilligen  Klagen  der  Engländer 
England  be«chützt,  ihnen  die  Privilegien  bestätigt  und  sie  im  Reicl 
gefördert  (gehandthavet)  habe  (was  die  englischen  Gesandten  ab  rieht 
bestätigen),  man  wolle  dafür  gerne  dankbar  sein.  Die  Engländer  tlagi 
über  die  ihnen  angeblicli  von  hansischer  Seite  beigebrachten  Verlust 
die  Hansen  über  die  durch  jene  erlittenen  Schäden«  Die  Letzteren  e 
bieten  sich  zum  Ersatz  alles  dessen ,  was  nachweisbar  und  eiogi 
stand enermafsen  aus  ihren  Häfen  und  mit  ihrer  Hilfe  geraubt  sei ;  d 
Engländer  wollen  diese  Vi-rpflichtung  wohl  für  die  einzelnen  Städ; 
und  Partien  ihres  Landes  übernehmen,  nicht  aber  für  den  König;  dieai 
wollen  sie  zu  nichU  verpflichten ,  offenbar  die  Verantwortung  fürchten 
Eine  Ausgleichung  kommt  hier  nicht  zu  Stande.  Natürlich  spieh 
bei  den  Hansen  die  Verletzungen  der  Privilegien  eine  Hauptrolle ; 
sind  im  wesentlichen  die  Beschwerden  von  1487.  Die  Engländer  gehi 
in  allem  nach  und  erkennen  die  Berechtigung  an ;  nur  die  fieseitigiU 
der  Scheerordnung  lehnen  sie  ab,  angeblich»  damit  das  Amt  der  Ttuai 
schcerer     nicht    verkomme,    in    Wirklichkeit,    um    den    Handel    mit 
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eigenen  Laken  selbst  in  die  Hand  zu  bekommen.  Sie  scheitern  aber 
andererseits  auch  mit  ihrem  Versnche,  den  IJtrechter  Vertrag  zn  ToUer 
Anerkennung  zu  bringen  in  jenem  Art.  4,  der  ihnen  gestattete ,  das 
Land  Preufsen  und  andere  Orte  der  Hanse  zu  besuchen ,  dort  zu  ver- 
weilen und  mit  allen  Leuten  zu  verkehren  und  zu  handeln  so  frei, 
wie  es  nur  jemals  geschehen  sei.  Sie  wünschen  diesen  Artikel  in  die 
abzuschliefsende  Vereinbarung  aufgenommen  zu  sehen.  Dem  widersetzen 
sich  die  Danziger  auf  das  Entschiedenste,  obgleich  es  die  übrigen  Hansen, 
natürlich  nicht  in  Gegenwart  der  englischen  Gesandten,  empfehlen.  Sie 
sehen  in  einem  solchen  Zugeständnis  den  Ruin  ihrer  Stadt  und  wollen 
den  Engländern  nicht  mehr  Freiheit  gewähren  als  den  Einwohnern  ande- 
rer Hansestädte,  was  bekanntlich  wenig  genug  war;  in  Danzig  bestand 
es  in  der  Möglichkeit,  den  Artushof  besuchen  und  während  des  Jahrmarktes 
Dominik  (5.  August)  vollkommen  frei  handeln  zu  können  (auf  Jahrmärkten 
war,  so  weit  mir  bekannt,  in  allen  deutschen  Städten  Handelsfreiheit:  das 
Korrektiv  gegenüber  der  sonst  geltenden  unbedingten  Bevorzugung  der  Ein- 
heimischen). In  eine  Herübemahme  des  Artikels  4  des  Utreohter  Vertrages 
in  die  neue  Vereinbarung  wollen  die  Danziger  nur  dann  willigen,  wenn 
diese  Klausel  ausdrücklich  hinzugefügt  wird.  Davon  lassen  sie  nun  aller- 
dings ab  und  begnügen  sich  damit,  den  Engländern  eine  dahin  lautende 
mündliche  Erklärung  zu  geben;  diese  erklären  sich  befriedigt.  Von  den 
städtischen  Gesandten  aber  lassen  die  Danziger  es  sich  dokumentarisch 
bezeugen,  dafs  sie  nicht  mehr  bewilligt  haben.  —  So  blieb,  wie  bisher, 
der  Utrechter  Friede ,  dessen  voller  Loihalt  in  der  neuen  Vereinbarung 
als  bestätigt  bezeichnet  wurde  (quod  omnia  et  singula  capita  tractatus 
Trajeotensis  hie  pro  expressis  haberi  et  per  hoc  roborata  debeant  censeri), 
die  Grundlage  des  gegenseitigen  Verhältnisses,  allerdings  mit  dem  beider- 
seitigen offenen  Bekenntnisse,  dafs  man  ihn  in  einem  Punkte  nicht  halten 
könne,  die  Engländer  nicht  im  Tuchhandel,  die  Danziger  nicht  in  Zu- 
lassung der  Engländer.  Man  kann  nicht  sagen,  dafs  einer  der  beiden 
Teile  mit  einem  nennenswerten  Vorteil  aus  den  Verhandlungen  hervor- 
gegangen wäre.  Liest  man  die  Berichte  aufmerksam  und  ohne  Vorein- 
genommenheit, so  gewinnt  man  fast  den  Eindruck,  als  entledigten  sich 
die  englischen  Gesandten  ihrer  Aufgabe  mit  einer  gewissen  Unlust  und 
Gleichgiltigkeit,  als  seien  sie  vor  allem  bedacht,  den  persönlichen 
Interessen  des  Königs  nicht  zu  nahe  zu  treten.  Andererseits  wollen  die 
Hansen  einen  offenen  Bruch  vermeiden  (wie  sie  es  denn  ja  auch  nicht 
waren,  die  die  Tagfahrt  veranlafst  hatten),  aber  sie  vertreten  ihren  Stand- 
punkt mit  Nachdruck  ^ ). 

Wie  stellt  nun  Schanz  diese  Hergänge  dar?  Folgendermafsen  (S.  187 
bis   189): 


1)  Vergl.  Hanserezesse  III,  2,  n.  496 — 515.  Das  Material  hat  Schanz  so  gut 
wie  vollständig  zar  Verfügung  gestanden.  —  Übrigens  liefern  die  Verhandlungen  ein 
Beispiel  dafür,  welche  Rolle  einzelne  Persönlichkeiten  spielten.  Von  dem  die  englischen 
Gesandten  begleitenden  Seicretär  Magister  Georg  heifst  es,  dafs  niemand  in  England  sei, 
über  den  die  Deutschen  mehr  iclagten ,  er  habe  alle  Sachen  beim  Könige  angebracht  und 
mit  Lügen  und  Unwahrheit  gefördert.  Als  Rechtfertigung  führen  die  Engländer  an, 
dafs  ihm  seine  Kinder  gefangen  worden  seien ,  sein  Gut  genommen  (Hanserez.  III, 
V,  n.  496  §  218,  n.  514  §  86). 
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„Xh  im  Jahre  HB7  in  Folge  des  BoBchlusses  dur  Städte  Lübeck  dem 
König,  FarlameDt  und  der  Stadt  London  die  Boschwürden  mitgeteilt 
hatte,  erklärte  der  König  «ich  bereit^  einen  Koogrefs  behufs  Beilegung 
dvT  Zwi»tigkeiten  zu  beschickt  n.  Damals  wurde  das  Anerbieleo  yoü 
LübLck  aujgeachlageu.  Aber  Heinrich  VH.  liefs  nicht  ab,  deuo  sciti 
Plan  war,  auf  einem  solohea  Kongrefs  deu  Hansen  einige  Konzessionen 
abzudrängen.  Mit  gesundem  Blick  hatte  er  erkannt,  auf  welchem 
Wege  den  Hansen  beizukommen  sei.  Während  er  fortfuhr,  die 
deutschen  Kaufleute  zu  bedrücken,  hatte  er  versucht,  den  Dänen  sich 
«u  nähern ,  und  es  war  ihm  auch  gelungen,  einen  Freundsehafts-  und 
äufserst  günstigen  Handelsvertrag  V)  niit  der  dänischen  Regierung  ab- 
zusehliefsen.  Hier  lag  die  empfindlicht^te  Stelle  für  die  hansische  Macht, 
„der  bedrohlichste  Punkt  im  ganzen  Geflechte  hansischen  Verkehrs**. 
Ciewiffi  wäre  es  dem  König  am  erwünschtesten  gewesen,  wenn  er  un* 
mittelbar  nach  oder  noch  wahrend  der  Verhandlungen  mit  Dänemark 
eine  Tagfahrt  mit  den  Hausen  zu  Stande  gebracht  hätte;  er  erneuerte 
deshalb  auch  am  18.  März  1489*)  seine  Bitte  an  die  Haoaen,  einen 
Kongrelü  zu  beschicken.  Diese  gingen  aber  nicht  unmittelbar  darauf 
ein,  sondern  agitierten  in  Island  und  Dänemark,  so  sehr  sie  ver- 
mochten, gegen  diu  Engländer,  Die  Folge  war,  dafs  die  Erbitterung 
gegen  deu  deutscheu  Kaufmann  eine  auTserordentlich  haftige  wurde; 
auf  der  Bee  sahen  sioh  die  Hansen  schwer  verfolgt,  und  in  London 
durften  sie  »ich  im  Sommer  1490  kaum  auf  den  Strafsen  sehen  lassen. 
Der  Zustand  glich  mehr  dem  Kriege  als  dem  Frieden.  Diu  Schadens- 
summen  ,  welche  die  Hnglandor  wie  die  Hansen  vorrechnen  konnten^ 
warun  suhr  beträchtliche,  die  Klagen  der  Geschädigten  wurden  immer 
lauter.  Kine  gemeinsame  Tagfahrt  war  unausbleiblich  geworden.  Die- 
selbe wurde  auf  den  1.  Mai  1491  anberaumt.  Heinrich  VII.  ornauntö 
zu  seinen  ünterhäudlern  den  später  als  Bischof  von  London ,  Siegel- 
bewahrer und  Lordkanzler  bekanjit  gewordenen  W,  Warham,  aalserdem 
Edm.  Martyn ,  Kich.  Yorke  und  Wüh  Bosse,  von  Seiten  der  Hansa 
dagegen  erschienen  nicht  weniger  als  26  Deputierte-'')  in  Antwerpen.** 
„Auch  jetzt  wieder  versäumte  Heinrich  VIL  nicht,  mit  der  Mög- 
liehkeit  eines  engeren  Bündnisses  mit  Dänemark  zu  drohen.  Die  Ver- 
handlungen mit  dem  letzteren  waren  nieht  lange  vor  dem  Termin  der 
Tagfahrt    wieder   aufgenommen  worden,    und    der  König  scheute  «ich 


1)  SchaiiK  hebt  hei  HeaprQchuii|,r  dii)»es  VfirtrAgfl»  (S,  t5i))  utid  auch  !»oiiot  benror, 
dtkis  deu  cintfi  der  heideu  cotitrahiertfideii  Teile  uur  so  wanige  Artikel  de*  VertrM^es 
j»ui;chL<ii.  ich  eitjehte  doch  bemerkcu  (^ohue  Hlchatiz  miie  vorkehrte  AutfA^tsutig  vor- 
wfriViu  YM  wollen)»  dktb  das  nur  ein  Atiiinlruck  dtr  hostehcndeü  IlaadeUlago«  des  HKadels- 
ühergewichU  dflr  oinon  Purtei  iM,  nicht  Abpr  immer  vorwcndot  werden  k«nn  xur  BeAtit- 
wortunpr  d«r  Vmf(e  ^  wem  der  beiden  Teile  der  Vertrag  zu  i;;rörser«Lm  Vorteile  gereieht 
uiici    wur  iii  den  gcnilurtuü  Verhatidlungee  eiu  Übargewkht  gehabt  habe. 

2)  F^üj  dieses»  Vorstehen  [dm  Schreiben  iat,  wie  ubeu  bemerkt,  vom  18,  Marx  14ttO) 
ist  Schanz  itieht  vorantworllkh ;  €ts  rührt  »chon  von  II  i  räch  her.  Vielleicht  Ist  es 
▼erhlnjifDiÄVoll  ipoworden  für  8chanÄ,  indem  er  darauf  »eiD«  Rombinatiuoen  haute. 

3)  Die  von  Schanz  in  einer  Note  mitgeteilten  Nameo  der  hansischen  Rats&etidehoteii 
aind  lum  grofaea  Teil  eiitätellt.  Die  Hauptperson  der  Gesaudt4«^-haft  iüt  Albert  Krans« 
nicht  Sekretär,  sonderu  Sjudiktia  der  Bladt  Lübeck, 
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Diclit»  ä'm  hansigcben  Abgesandten  vier  Wochen  lang  io  Antwerpen 
anf  die  engliatihen  Bevolliaaclitigteü  warten  zu  lasHen,  bis  er  Antwort 
aus  Dänemark  erhalten  halte.  Selbe tvetB tandlich  drang  die  Kunde 
von  diesen  SchachÄÜgen  des  Königs  auch  nach  Antwerpen ,  and  die 
Hangen  mulston  den  Gerüchten  umsomehr  Glauben  beiTnesstiU,  als 
die  TOD  dem  Konig  und  die  von  seinen  Bevollmächtigten  gegebenen 
EntBchuldigungBgrunde  sich  widersprachen.  Die  hanaiachen  Depu- 
tierten sahen  denn  anch  ein,  dafs  unter  diesen  Verhältnissen  jedefi 
schroffe  Auftreten  vermieden  und  ein  versöhnlicher  Ton  angeaühlagen 
werden  müsse.  Die  Lübecker,  welche  durch  die  dänischen  Ange- 
legenheiten zunächst  berührt  waren  und  auch  stets  das  allgemeine 
Interesse  im  Auge  behielten,  waren  besonders  bemüht ,  einen  Bruch 
mit   den   Engländern  zu  vermeiden." 

„Die  Engländer  erzielten  denn  in  der  That  einen  diplomatischen 
Erfolg.  Hinsichtlich  der  Entaohädigungsfrage  banden  sie  »ich  nicht 
im  mindesten  die  Käude»  sondern  nahmen  nur  eine  Reihe  von  Artikeln 
ad  referendnm,  so  dmfs  die  Hansen  ganz  im  Ungewissen  blieben, 
was  scMiefslich  der  König  thun  werde;  in  Betreff  der  Privilegien 
li eisen  sie  Äwar  die  dolose  Interpretation  von  den  Worten  „suae 
merces"  fallen»  dafür  mufsten  aber  die  Hansen  den  englischen  Kauf- 
leuten dem  Wortlaute  des  üirechter  Vertrages  entsprechend  in  ihren 
Städten  die  Freiheit,  mit  jedwedem  zu  handeln,  ausdrücklich  zuge- 
i&tehour  und  selbst  Danzig  wenigstens  einige  Konzessionen  machen. 
Im  übrigen  blieb  der  Status  quo  erhalten.  Erst  am  darauffolgenden 
1.  Mai  sollten  endgiltige  Beschlüase  gefasst  werden.  Die  zahlreichen 
Beschwerden  deji  deutschen  Kaufmanns  in  London  fanden  zunächst 
keine  Erledigung/' 

„Die  Unterhandlungen  der  englischen  Itegierung  mit  den  Dänen 
dauerten  io  der  Zwischenzeit  fort;  die  letzteren  versäamteu  nichts, 
wenn  es  überhaupt  dessen  bedurfte,  um  England  zu  einem  Vorgehen 
gegen  die  Städte  zu  bewegen." 

Soweit  diese  Üaratellung  mit  der  oben  gegebenen  dieselben  Her- 
gänge berührt  und  von  ihr  abweicht,  ist  sie  unrichtig.  80  weit  aie  Neues 
von  einigem  Belang  vorbringt,  ist  sie  ebenfalls  als  unrichtig  oder  als 
vollständig  unerwiesen  zu  bezeichnen. 

Vollständig  aus  der  Luft  gegriffen  idt  die  Behauptung,  dal's  die  Hansen 
1489  „in  Island  und  Dänemark,  so  sehr  sie  vermochten,  gegen  die  Eng- 
länder agitierten'^  Hätte  8  oh  an  z  auch  nur  eine  Ahnung  gehabt  von 
dem  Verhältnis,  in  dem  damals  die  Hansen  zu  Dänemark  standen  (worüber 
ihm  übrigens  gedruckte  Quellen  hätten  Auskunft  geben  können),  so  würde 
er  sicli  gehütet  haben,  eine  derartige  Behauptung  auszusprechen.  Sie 
beruht  wahrscheinlich  bei  ihm  auf  einer  unklaren  Vorstellung,  die  ihm 
über  zwischen  England  und  Dänemark  bestehende  Differenzen  vorschwebt, 
und  über  die  Verbindung,  in  die  man  damit  in  England  die  Hausen 
brachte.  —  Dafs  die  Lübecker  „besonders  bemüht  waren  ^  einen  Bruch 
mit  den  Engländern  zu  vermeiden"»  ist  in  keiner  Weise  aus  den  uns  er- 
haltenen Nachrichten  ersit^htlich.  Wenn  Schanz  behauptet,  dal's  sie 
„itetft    das    allgemeine    Interesse   im    Auge    behaelten",    so   würde    diese 
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ÄuTBCfraog  mehr  Aaspruch  auf  Anerkonnuug  gehabt  haben,  weiiu  er  gesag 
hätte  »,roehr  als  aadere^\  aber  auch  so  noch  uicht  unanfechtbar  seiü.  Hier 
speÄiell  war  aio  nicht  2U  verwerttjn ,  da  gerade  die  Lübecker  diejenigen 
waren,  die  des  fangen  Wartens  überdrüssig  abziehen  und  dadurch  allt? 
VerhandlungeD  veretUflu  wollten ,  dem  geringen  Interesse  entsprechend, 
dafs  gerade  sie  am  englischen  Handel  hatten  (Hansorezesse  III«  2»  n. 
496   §    103;   514   §   37,   38;   515   §  65;   527). 

Der  .Schworpunkt  der  Schau  :e* scheu  Dars*tellung  liegt  im  Hereinziehen 
Dänemarks.  Wie  vcrhiilt  üb  sich  nun  damit?  Ich  mufs  gestehen,  dafö 
man  glücklicherweise  nicht  ulkuhänfig  Gelegenheit  hat,  bei  ernsthaA.eu 
Historikern  eine  gleich  willkürliche  Kombinieruug  überlieferter  Nach- 
richten 20  büobaohten ,  als  Schani  sie  hJer  Torgenommen  hat,  yerlockt 
durch  die  Aussicht,  einen  politischen  Gedankengang  in  die  Darstellung 
2U  bringen. 

Was  wir  über  die  dänisch-englischen  Verhandlungen  dioser  Jahre 
mit  Hicherheit  wissen,  ist  folgendes:  1489  Aug.  6.  schickt  Heinrich  VIL 
eine  GesandtÄchaft  nach  Dänemark'),  Frieden  und  zugleich  ein  Of*  und 
DelVnsivl'undnis  zu  schliefsen ;  einen  Vertragsentwurf  giebt  er  mit,  1  190 
Jan,  20.  gelaugt  man  in  Kopenhagen  zu  einem  Abschlufs;  dem  Entwurf 
worden  noch  zahlreiche  neue  Reetimmungen  eingefügt,  bo  dafs  ein  Traktat 
zustande  kommt,  der  zugleich  Friodeus*,  Handels-,  Of-  und  Defenaiwer- 
trog  ist  Über  die  Hansestädte  reisen  die  englischen  Gesandten  zurück 
(Eymer,  Foedera  (Haager  Ausgabe  v.  1739—45)  V,  4,  3  u.  6 ;  HausereÄesse 
tu,  2,  n.  360). 

Möglicherweise  unmittelbar  nach  ihrer  Rückkehr  fordert  nun 
der  König  die  Hausen  neuerdings  zu  einer  Tagfahrt  auf  (141*0  März  18). 
Es  liegt  also  nahe,  zu  vermuten,  dafs  diese  Dinge  in  einem  gewissen  Zu- 
■ammhange  stehen.  Aber  in  welchem  r  —  Zur  Zeit  der  Verhandlungen 
zu  Antwerpen  stand  das  dänisch-englische  ßlindnis  seit  mehr  als  Jahres- 
frist  in  voller  Kraft.  Hätte  König  Heinrich  es  abgesclilüssen ,  um  einen 
Bundesgenossen  gegen  die  Hanse  zu  haben,  dieser  entgegentreten  zu  kön- 
nen .  so  hätte  nichts  ihn  gehindert ,  in  Antwerpen  den  Utrechter  Vertrag 
einfach  kundigen  zu  lassen.  Die  Hanse  befand  sich  gerade  in  diesen 
Jahren  Dänemark  gegenüber  in  schwierigster  Lage ;  König  Johann  suchte 
geradezu  nach  Vorwiinden ,  ihr  etwas  anzuhaben;  im  Herbst  1491  war 
infolge  des  liibischen  Vorgehens  gegen  Huninghusc^n  der  Krieg  vor  der 
Thür;  König  Johann  wagte  es  nicht,  den  Kampf  aufzunehmen,  weil  t^ 
keinen  Bundesgenossen  fand.  Vergebens  hat  er  sieh  1492  Hilfe  suchend 
an  den  König  von  England  gewandt ,  seiner  Verwunderung  Ausdruck 
gebend,  dafs  dieser  den  Hansen  so  grofse  Privilegien  verleihe*)*  Was 
Heinrich  VII.  geantwortet  hat,  wissen  wir  nicht;  aber  so  weit  wir  er* 
kennen  können,  hat  er  keinen  Finger  gerührt.     Es  ist  dieselbe  Situation, 


1}  DmDi  Ecini-ich  VII.  avhou  1488  b«i  König  Jotiann  von  DäneiuKrk  Qber  die  Be- 
drückungen 0er  EnglÄndcr  in  Borgen  durch  die  Hätimii  kJagon  liePs,  finde  ich  nicbt, 
Huch  nicht  im  Dipl.  Norv.  und  in  den  lieg  dipl.  hiuL  Dan  Ich  würde  Schanz  f&r 
den  Nachweis  der  Stelle  dankhar  sein. 

2)  Sehanz  teilt  S.  189  üelhüt  di5»  betretTenden  Brief  nach  Hirsch  mit.  bringt 
ihn  aber  in  eine  ganz  verkehrte  Vtirbindung^  weil  er  die  Situation  tinrichtig  atLfiTaraL 
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die  wir  18  Jahre  »päter  wieder  beobachten  können,  wo  die  Danen  einem 
schwereii  Kriege  mit  den  Hansen  entgegengingen,  der  englische  Konig 
aber,  während  der  »chottische  beiepringt,  ihren  wiederholten  Hilfegesuchen, 
ihrer  Berufung  auf  den  bestehenden  Vertrag,  ihren  Ermahnungen,  diesen 
Bürgern  entgegenzutreten,  denen  der  fürstliche  Name  verhafst  öoi,  die 
kühle  Entgegnuug  zu  teil  werden  lufst,  „seit  vielen  Jahren  orfrtjue  sich 
die  Hansa  grolBer  Freiheiten  und  Hechte  in  seinem  Reiche  und  »ai,  so 
ftnge  diese  Freiheiten  und  Hechte  gedauert  hätten,  seinen  Vorfahren  und 
^Hhm  selbst  in  Freundschaft  vorbun  den  gewesen ;  mnn  könne  desihalb  nichts 
Feindliches  gegen  sie  vornehmen ,  wolle  sie  aber  gern  zum  Frieden  und 
zur  Beilegung  aller  Streitigkeiten  ermahnen  *)".  —  Die  englischen  Kö- 
nige haben  es  in  der  That  so  eilig  uicht  gehabt,  gegen  die  Hausen  vor- 
zugehen. 

Aber  warum  hat  denn  Heinrich   Friede  und  Bündnis  mit  den  Dünen 

I geschlossen  ?    Der  Unbefangene  wird  antworten:  In  erster  Linie  des  eigenen 

Volkes  wegen,  das  unter  den  herrschenden  Zustanden  schwer  litt.     Daneben 

mag  er  auch  an   die  Hangen    gedacht  haben ,    gegen    die    ihn  sein  eigenes 

Volk  gerade    in  jenen  Jaliren    zu    einer  schiirferen  Haltung   nötigte,    von 

nieren  Schuld    er  sich  möglicherweise    hatte    überzeugen  lassen,    dafs  aber 

idieso  Gedanken    nicht  die   raafsgebenden  waren,    dafür   zeugen    die    arige- 

rführten  TliatsacheD.     In   einer  Note  hätte  Schanz  seiner  Kombinationen 

Krwiüinung  thun  können ,    in  den   Vordergrund    der  Darstellung  durfte  er 

sie  nicht  schieben. 

Denn  die  beiden  andern  Überlieferungen,  die  Schanz  noch  zur 
Stutze  seiner  Darstellung  heranzieht,  können  ihr  einen  weiteren  Halt 
nicht  geben.  Der  Bürgerm eisler  von  Deventer,  beiläufig  bemerkt  ein 
I Berichterstatter ,  der  nicht  allzu  ernalliaft  zu  nehmen  ist,  erzählt,  dafa, 
Iwährend  die  Hansischen  Deputierten  auf  die  Ankunft  der  englischen  Ge- 
[iandten  warteten,  eiuige  in  unbestimmter  Weise  gesagt  oder  wenigstens  ver- 
mutet hätten  i^quidam  vaga  reiacione  dixeruüt  vel  soltem  prefeumpserunt), 
der  König  von  England  babe  seine  Gesandten  beim  Könige  von  Dänemark 
und  erwarte  vielleicht  Antwort  von  dorther,  ehe  er  seine  Gesandten  schicke. 
Unmittelbar  daneben  wird  über  die  Meinung  anderer  referiert,  die  deu 
Grund  der  Verzögerung  im  Hochmut  des  englischen  Königs  suchten; 
wahrscheinlich  mit  gröfscrem  Rechte.  Denn  wenn  Schanz  meiut ,  die 
Hansen  mufsten  jenem  Gerüchte  um  so  mehr  Glauben  beimessen ,  als  die 
von  dem  König  und  seinen  Bevollmächtigten  gegebenen  Entsehuldtgungs* 
gründe  für  das  verspätete  Kommen  sich  widersprachen  (der  König  gab 
Erkranken  des  vornehmsten  Mitgliedes  der  Gesandtschaft  an  ,  diese  Un- 
wetter, das  die  Überfahrt  verhinderte),  so  ist  es  ja  allerdings  wahrschein- 
lich, dafs  hier  Notlügen  vorliegen,  aber  der  Anlafs  derselben  kann  doch 
ein  zu  vielfältiger  sein ,  als  dafs  man  Vermutungen  üxieren  könnte.  — 
Was  die  Nachrichten  Kaspar  Weiureichs  zum  Jahre  1491  betrifft  (Sehauz 
8»  188  A-  2),  so  wird  die  erste  derselben  durch  die  unmittelbar  folgende 
Notiz»    die  Schanz  nicht  mit  zitiert:  Auch  »o  qwemen  sie  sonder  scha- 

1)  Das  MAteri*!  für  das  Verhältnis  DKocmarks  xn  En{;liiD(l ,  Schutüajid  und  Frank- 
releh  in  den  Jjilireii  1506—1544  Uu,  wa!*  Scluinz  üljieT!>h]ehtf  gedruckt  r  Aariberetiüoger 
fr«  dil  kaiigeL  (jcheimeArcljiv  I«  Ult  IV 
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den  zu  botaloe  vom  koüige  von  Den  marken  etc.  als  zum  dänisch-englißcl 
Friede nsvt'rl rage,  also  zu  1490,  j^ehöni?  gekeüuzeichoet ;  da  wir  desseu 
lühült  köiiuL'n ,  so  erweist  sich  Kaspar  Wc*inreichB  Gerücbt  von  den  zu- 
gi}8ai;ten  12  Schitfeu  als  ein  gnindlose».  Seine  zweite  Nachricht  steht 
üüch  seiner  eigenen  Autlaßsuiig  offenbar  mit  der  ersten  in  engem  Zu- 
sammenhang, gehört  aläo  ebenfalls  nach  1490;  aber  dem  widei'ftpricht 
dann  wieder^  dafs  damals  die  Gesandten  über  Deutschland  zurückkehrten. 
Ihn  m  Inhalte  nach  könnte  man  sie  anch  mit  dem  herangezogenen  Schrei- 
ben von  1492  Sept.  II  in  Verbindung  bringen,  aber  dann  würde  sie  alle 
lieweifikraft  in  Schanz*  Sinne  verlieren.  Auch  wenn  man  diese  zweite 
Nachricht  von  der  ersten  trennen  und  sie  für  1491  vindizieren  wollte, 
würde  uichl  viel  mit  ihr  anzufangen  sein  gegenüber  der  gut  beglaubigten 
Überlieferung,  Chronologische  Verschiebungen  können  bei  Kaspar  Wein- 
reich nicht  auffallen. 

Ich  brt^che  damit  die  Einzeluntersuchung  ab»  sie  hat  schon  allzulang 
ausgedehnt  werden  müssen.  Das  Endresultat  ist  kliir;  Schanz*  Dar- 
ßtellung  der  crigliäch-hansischen  Verhältnisse  in  den  Jahren  1485 — H9l 
ist  in  Hauptpunkten  irrefübrend  und  unvollständig,  in  Einzelheiten  un* 
zuverlässig. 


Was  im  übrigen  die  Schanz 'sehe  Darstollung  in  dem  Kapitel  „Eng- 
land und  die  Hansen^'  betrifft,  i^o  ^ei  zuerst  im  allgemetnen  bemerkt,  duf» 
es  derselben  zu  gute  gekummen  sein  würde,  wenn  Schanz  klarer,  ab 
es  geschehen  istt,  die  Verschiedenheit  der  hansischen  Interessengruppen 
im  Verkehr  mit  England  dargelegt  hätte  und  zwar  einleitend,  gleiehsan 
als  Grundlage  der  Spezialdarstellung,  Mau  erkennt  jetzt  nicht  klar  ge- 
nug, dafti  sich  der  englische  Handel  im  Westen  und  Osten,  um  Köln  und 
üanzig»  konzentriert,  dofs  die  wendischen  Ostseostädte,  also  der  eigentliche 
Kern  der  Hanse,  an  ihm  verhältuisraäfsig  nur  wenig  beteiligt  sind.  Üer 
Verfasser  wäre  dann  auch  wohl  kaum  dazu  geführt  worden,  Danzig  in  der 
Barstelhmg  von  den  übrigen  Städten  zu  trennen,  was  mehrfach  zu  Wieder- 
holungen und  Zerreif sen  des  natürlich  Zusammengehörende n  Anlafs  ge- 
geben luit.  —  An  eil  würde  es  die  Bedeutung  der  gesamten  Hergänge  in 
ein  richtigeres  Licht  gesetzt  habeu,  wenn  Schanz  hätte  hervorheben 
wollen,  dafß  die  Engländer  in  Streben  und  Erfolg  nicht  über  die  Be- 
freiung ihres  Eigenhandels  von  den  Hansen  hinausgekommen  sind,  dafs 
sie  nicht  gleich  den  Niederländern  den  Versuch  gemacht  zu  haben  schei- 
nen ,  Teilnehmer  am  Ostseehandel  über  ihre  eigenen  Bedürfnisse  hinaus 
oder  gar  Beherrscher  desselben  zu  werden,  dafs  infolge  dessen  auch  die 
hau  Bisehe  Hnndelsherrschaft  in  den  nordischen  Meeren  nicht  auf  de,  son- 
dern zunächst  auf  die  Holländer  übergegangen  ist. 

An  Einzelheiten  möge  folgendes  hervorgehoben  werden: 
H.  190  sagt  Schanz:  „Die  Verhandlungen»  die  Albert  Krautz  im 
Auftrag  der  Hanse  1494  führte,  hatten  kein  weiteres  Resultat,  als  eine 
abermalige  Verliingeruug  des  provisorischen  Zust^ndes  um  zwei  Jährt".  — 
Diese  ungeblieheni  Verhundlungen  sind  vollständig  zu  streichen;  aie  haben 
gar  nicht  ntattgefunden.  —  Schanz  citiert  für  sie  die  Köhler'sche  Samm- 
lung S.  241.     Diese    KöhWsche  Sammlung    aber    ist    zum    Teil,    und    so 
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gerade  hier,  Tratzigers  Chronika  rler  Stadt  Hamburg  entnommen.  Tratziger 
aber^  dessen  Nachrichten  zum  grofeen  Teil,  und  »o  wieder  gerade  hier, 
aus  Albert  Krantz'  Wandalia  übersetzt  sind»  hat  das  Biclitige :  „Anno  97*\ 
Es  sind  die  Verhandlungen,  die  Schanz  selbst  nach  Kölner  Aktenmaterial 
8.  191  bespricht.  —  Beiläufig  sei  bemerkt,  dafs  Bohanz  wiederholt  an 
Stelle  der  Kohler*8cheii  Sammlung  resp,  des  Tratziger  diesen  resp.  Albert 
Krantz  hätte  zitieren  sollen,  - —  Ausdrücklich  möge  hervorgehoben  wer- 
den, dafs  es  kaum  noch  zulässig  ist,  die  ja  alierdings  zum  grofsen  Teil  auf 
urkundlichen  Quellen  basierenden  Arbeilen  des  Willebrand  (Köhler'ache 
Sammlung)  und  desSartorius  anstandslos  zu  benutzen,  Ihre  Nachrich- 
ten sind  manchmal  so  aus  dem  Zusammenhange  gerissen  oder  so  mifsrer- 
ständlioh  aufgefafsti  dafs  sie  deo  Uneingeweihten  häutig  mehr  irre  fuhren 
als  belehren  werden. 

8,  202  heifst  es  bei  Schanz:  „Die  Erbitterung  im  Volke  gegen  die 
Hansen  war  sichtlich  im  Wachsen.  Gesteigert  wurde  sie  besonders,  als 
die  Englander,  die  Konjunktur  des  Krieges  von  Lübeck  gegen  Dänemark 
(1508—16)  ausnutzend  häutiger  als  früher  in  der  Ostsee  erschienen,  aber 
auch  eben  deswegen  von  den  Hansen  mehr  Angriffe  als  sonst  zu  erleiden 
hatten.  Gleichzeitig  gaben  die  Deutschen  durch  ihr  unordentliches  Leben 
allgemeines  Ärgernis,  und  auch  im  kaufmännischen  Verkehr  trat  an  die 
Stelle  der  deutschen  Solidität  das  System  der  Betrügerei".  —  Zunächst 
führte  Lübeck  gegen  Dänemark  Krieg  1509- — 1511,  nicht  1508—1516; 
im  April  1512  wurde  der  Friede  zu  Malmoe  geschlossen  und  diesem 
folgten  sehr  ruhige  Jahre.  —  Woher  Schanz  weifs,  dafs  die  Engländer 
1508 — 1516  die  Konjunktur  des  Krieges  ausnutzend  häufiger  als  früher 
in  der  Ostsee  erschienen  seien,  wäre  mir  interessant  zu  erfahren.  In  der 
von  Schanz  fiir  den  ganzen  Satz  angezogenen  Quelle  steht  davon  nichts. 
—  Wer  den  letzten  Satz  liest,  mufs  doch  auf  den  Gedanken  kommen, 
als  hätten  die  Engländer  Ärgernis  genommen  an  den  Deutschen  und  als 
habe  gerade  in  dieser  Zeit  die  Betrügerei  unter  den  letzteren  um  sich  ge- 
grilTen.  Für  die  erstere  Behauptung  führt  er  ; Lappen bergs  Stahlhof 
S,  93 — 95  an.  Wer  dort  nachliest^  wird  finden,  dafs  u.  a,  auch  von  Un* 
Ordnungen  aller  Art  auf  dem  Stahlhofe  die  Bede  ist,  aber  das  „allgemeine 
Ärgernis"  ist  auf  Schanz'  Konto  zu  schreiben;  er  wird  es  zu  erweisen 
haben ;  ebenso,  dafs  damals  die  Butrügerei  unter  den  Deutschen  wesentlich 
schlimmer  gewesen  sei  als  früher  oder  später;  gefehlt  hat  sie  bekanntlich 
unter  Handeltreibenden  nie  und  —  nirgends. 

S.  222  Note  2  sagt  Schanzi  „1534  suchten  die  Engländer  den 
Frieden  zu  Stockelsdorf  zwischen  den  Hansen  und  Niederländern  zu  ver- 
eiteln ,  aber  vergeblich**.  Bekanntlich  wurde  der  wichtige  Friede  zu 
Stockelsdorf  16S4  Nov.  18,  zwischen  Lübeck  und  König  Christian  IIL 
geschlossen.  Woran  Schanz  gedacht  haben  mag,  ist  mir  unklar»  aber 
in  irgend  einer  Richtung  liegt  hier  ein  grobes  Versehen  vor, 

8.  230  heifst  es:  ,,Daraus  (DÜmlich  aus  dem  Umstände,  dafs  gerade  aus 
Dan  zig  die  Engländer  ihr  Bedürfnis  an  Produkten  des  Ostens  deckten)  er- 
klärt sich  auch,  wie  die  Stadt  seit  Nowgorods  Fall  in  so  glänzender  Weise 
emporsteigen  konnte,  Lübecks  Hegemonie  aber  nicht  aufrecht  zu  erhalten 
war.     Lübeck  war  seit  dieser  Zeit  auf  DaoÄigs  Stapel  angewiesen"*     liich- 
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tig  würde  dieser  Passus  sein  ,  wenn  er  einfach  lautete :  „Daraus  erklärt 
sich  Danzigs  Bliite".  Pafß  Danzig  seit  Nowgorod«  Fall  in  glänzeDder 
Weise  eraporgestitgen,  ist  ebensowenig  nchtig  wie  die  oben  S.  3  ff.  schon  M 
zurückgewiesene  VorBtollung  von  der  Bedeutung,  die  das  Aufhören  des  1 
Kontors  zu  Nowgorod  gehabt  haben  soll,  Lübecks  Hegemonie  ist  Ton 
der  zweiten  Hälfte  des  13.  bis  zu  der  des  16,  Jahrhunderts  im  wesent-  _ 
liehen  stets  gleich  stark  resp.  gleich  schwach  gewesen,  hat  hiemit  nichts  ■ 
zu  thun.  Der  letzte  Satz  „Lübeck  —  angewiesen**  ist  eigentlich  voll-  " 
stUndig  sinnloB.  8chanz  ist  wahrscheinlich  zu  ihm  geführt  worden  durch 
die  von  ihm  zitierten  Bemerkungen  in  Wuitz*  Wullenwever  I,  138; 
aber  diese  hat  or  nur  teilweise  richtig  verstanden.  Es  handelt  sich  hier 
auBschliefiilich  um  Stapelartikel  und  den  Handel  mit  den  Niederlanden  (dos 
„westwärts'*  der  hansischen  Quellen  ist  stets,  sofern  nicht  besondere  Zusätze 
gemacht  sind,  als  Niederlande  zu  übersetzen:  Koplude  westwärts  hanterende, 
vorkerende  =  Flandemfahrer),  dazu  keineswegs  allein  um  Danzig,  sondern 
auch  um  die  übrigen  preufsischen  und  vor  allem  um  die  livländi sehen 
Städte. 

8.  231:  „Der  Wert  der  englischen  Ein-  and  Ausfuhr  in  Danzig  bo- 
lief  sich  jährlich  ungefähr  auf  400  000  £^\  —  Ks  wäre  doch  hinzuzufügen 
gewesen ,  dafs  diese  Angabe  den  Klagen  der  Engländer  entnommen  ist, 
über  deren  Richtigkeit  denn  doch  auch  die  üegenpartei  gehört  werden 
müfste.  (Vgl.  Hanserezesse  11^  *2,  n,  65  u.  76).  Die  Summe  erregt  durch 
ihre  Höhe  von  vornherein  begründetes  Mifsinmen. 

S.  234  (es  handelt  sich  um  die  Verhandlungen  zu  Antwerpen  1491) 
sagt  Schanz:  ,^Die  Satzung  der  Danziger,  wonach  die  englischen  Eauf- 
leute  nur  mit  den  Danziger  Bürgern  handeln  durften,  sowie  die  Satzung 
des  deutschen  Kaufmanns,  wonach  die  Hansen  mit  den  Engländern,  welche 
wegen  Guthobens  vor  dem  Austrag  klagten,  nicht  handeln  sollten,  seien 
es  hauptsächlich ,  welche  unter  den  Engländern  Erbitterung  gegen  die 
deutsche  Nation  hervorrufe'*.  Schanz  führt  die  Quellenstelle  (vergl. 
Hanserezesse  III,  2,  n,  514  §  88)  selbst  wörtlich  an:  dat  de  kopman  to 
Londen  eün  Statut  gemakt  hadden,  zo  eiin  Engelssche,  de  eiinem  Du- 
deseehen  siine  gudere  vorkoft  unde  vorborged  hadde,  wente  dat  over- 
slagen  werc  vor  erem  uthtage,  dat  de  Engelscheu  en  baven  40000  £ 
vorborget  unde  vortruwet  hadden»  den  Dudesschen  manede  und  siin  geldl 
adir  betalinge  hebben  wolde,  denne  were  ere  vorbunth,  dat  niimandt  van 
der  natien  mitten  Engelschen  adir  siinen  frunden  kopslagen  muste.  Der 
Sinn  dieser  Stelle  ist  folgender:  „Engländer  haben  den  Hansen  vor  ihrem 
Auszuge  (d.  h.  vor  1469;  das  „Austrug'*  bei  Schanz  sehe  ich  als  einen 
Druck-  oder  Schreibfehler  an,  sonst  würde  die  Entstellung  eine  noch 
gröfsere)  infolge  von  Geschäftsverbindungen  ca.  40  000  £  anvertraut  oder 
verbürgt ;  wenn  sie  jetzt  Zamung  verlangen  ^  erklären  die  Hansen,  es  sei 
eine  Ordnung  ihres  Bundes,  dafs  keiner  unter  ihnen  mit  Engländern  ge- 
meinsame Geschäfte  machen  dürfe,  für  die  Übertreter  dieser  Ordnung  könne 
man  nicht  einatehen**. 

In  der  Darstellung,  die  Schanz  von  den  Verhandlungen  des  Jahres 
1499  giebt,  spielt  S.  238  ff,  Biga  eine  ähnliche  Holle  wie  1491  Däne- 
mark.    Schanz  weifs  folgendes  zu  erzuhlen : 

„Heinrich  YIL    genügte    das   (1491)  Errungene  nicht     Die  Stel- 
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lung  des  englischen  Kaufmanns  an  der  Ostsee  sollte 
noch  mehr  gefestigt,  sein  Wirkungskreis  noch  bedeu- 
tender erweitert  werden". 

»^Zunächst  lenkte  der  König  seinen  Blick  auf  die  liy- 
ländisohen  Städte.  Diese  standen  mit  dem  Hansabunde 
nur  in  loser  Verbindung  und  scheuten  sich  keineswegs, 
im  eigenen  Interesse  gegen  die  Mitglieder  des  letzteren 
eine  rigorose  Handelspolitik  zu  befolgen.  Das  seit  eini- 
ger Zeit  verhanste  Eiga  schien  besonders  geeignet  Der 
Ordensmeister' Wolter  von  Plettenberg  und  der  liebens- 
würdige Erzbischof  Michael,  welche  den  leitenden  Einflufs  in 
Biga  hatten,  konnten  leicht  für  den  englischen  Plan  ge- 
wonnen werden.  Das  gegensätzliche  Verhältnis  zwi- 
schen Danzig  und  dem  Deutschorden,  sowie  die  damalige  Lage 
der  Stadt,  die  nach  langen  Streitigkeiten  wieder  etwas  zur  Euhe  ge- 
langt war  und  eine  Wiederbelebung  des  Handels  sehr  bedurfte,  liefsen 
es  ganz  im  Interesse  Rigas  erscheinen,  wenn  es  mit 
England  engere  Beziehungen  anknüpfte". 

„Gelang  dem  König  sein  Plan,  so  lieTs  sich  Danzig  ganz  bei 
Seite  schieben  oder  doch  über  dessen  Hartnäckigkeit  gleichgiltig  hin- 
wegsehen; gleichzeitig  war  die  Möglichkeit  gegeben,  einen 
Verkehr  mit  den  Bussen  anzubahnen,  ein  Punkt  von  kapi- 
taler Wichtigkeit,  seit  1494  die  Hansen  ihr  Kontor  zu 
Nowgorod  verloren  hatten". 

„Biga  kam  den  Wünschen  Heinrichs  VII.  mit  Freuden 
entgegen.  Johannes  Prange  wurde  nach  London  gesandt  eto."  (folgt 
Inhaltsangabe  des  abge9chlossenen  Vertrags). 

„Der  Vertrag  wurde  vom  König  ratificiert,  und  das  Gleiche  war 
von  Biga  beabsichtigt.  Danzig  scheint  auch  die  eingetre- 
tene Wendung  sofort  empfunden  zu  haben.  Das  Ausblei- 
ben der  Engländer  erwies  sich  in  kürzester  Zeit  für  die 
Stadt  und  für  Preufsen  verderblich.  Ihr  Schutzherr,  der 
König  von  Polen,  Johann  Albert,  machte  einen  Vermitte- 
lungs versuch.  In  einem  Brief  an  den  König  Heinrich  VII.  und 
die  englischen  Bevollmächtigten  versprach  er,  den  Engländern  in  sei- 
nen Gebieten  Handelsfreiheit  zu  gestatten,  wenn  man  auch  den  Han- 
sen in  England  ihre  Privilegien  wieder  geniefsen  lassen  wolle  (April 
1499).  Freilich  der  Kernfrage,  ob  die  Engländer  mit  jedermann  Han- 
delsgeschäfte abschliefsen  dürften,  wich  er  vorsichtig. aus,  wenn  er 
auch,  wie  aus  einem  Brief  an  Lübeck  hervorgeht,  die  Handelsfreiheit 
eher  weit  als  eng  aufzufassen  schien". 

„Unter  diesen  Verhältnissen  war  Englands  Position  eine  ziemlich 
günstige,  als  die  Tagfahrt  zu  Brügge  im  Sommer  1499  stattfand  u.  s.  w.'^ 
S.  241  heifst  es  dann  noch:  „Sollten  die  Hansen  die  Wieder- 
aufnahme Bigas  in  den  Bund  nicht  davon  abhängig  gemacht 
haben,  dafs  es  sein  Verhältnis  zu  England  löse?  Das  Be- 
streben war  jedenfalls  da,  wenn  auch  bezweifelt  werden 
mufs,  dafs  Biga  vollständig  den  Wünschen  Danzigs  ent- 
sprach", g. 
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Schao2*  Neigung  zu  kombinieren  und  8eine  liaschheit  des  Arbeitena 
hAben  ihm  hier  einen  argen  Possen  gespielt.  Was  er  vorbringt,  iat  im 
wesentlichen  nichts  als  eitel  Hirngespinst. 

Was  Eunächöt  das  „Terhansen**  aubetriff't,  so  ist  mit  dem  Worte  von 
Älteren  und  Neueren  bo  viel  Mifsbrauch  getrieben  worden,  dafs  man  es 
Schanz  nicht  allzusehr  verargen  kann,  wenn  er  nicht  weifs,  was  ,fVer- 
hansen*'  ist.  Von  einer  Verhansung  Rigas  in  dieser  Zeit  kann  gar  nicht 
die  Bede  sein. 

Der  Ütreohter  Friede  sagt  in  Art  11;  „Wenn  eine  Hansestadt  oder 
ein  einzelner  Hanse  durch  die  Eatssendeboteu  der  gemeinen  Hansestädte 
aus  der  Gemeinschaft  der  Hanse  ausgeschlossen  worden  ist  oder  in  Zu- 
kunft ausgeschlossen  i^Hrd  oder  aber  sich  aus  eigenem  Antriebe  absondert, 
so  wird  der  König  von  England ,  sobald  er  durch  die  Katsse ndeboten  der 
gemeinen  Hansestädte  davon  in  Kenntnis  gesetzt  und  darum  ersucht  wor* 
den  ist,  sofort  ohne  weitere  Untersuchung  der  Sache  die  angezeigte  Stadt 
oder  Person  als  fremd  behandeln  und  keiner  Privilegien  im  englischen 
Keiche  geniefsen  lassen,  ihr  auch  keine  den  hansischen  gleiche  oder 
gröfsere  Privilegien  gewähren ,  so  lange  der  König  nicht  durch  die  Rats- 
Bendeboteii  der  gemeinen  Hansestädte  von  der  WiedeiToreinigung  und  Aus- 
söhnung der  betreffenden  Stadt  oder  Person  tn  Kenntnis  gesetzt  ist**» 
Dieser  Artikel  ist  &o  zu  verstehen ,  dafs  er  sich  nicht  blos  auf  ausgetre- 
tene resp.  ausgestofsenc  Hansestädte  beziehen  soll,  sondern  besonders  auch 
auf  solche,  die  dem  vorliegenden,  dem  Utrechter  Vertrage  nicht  beitreten 
wollen.  Soweit  unsere  Kenntnis  reicht,  ist  letzteres  der  Fall  gewesen  mit 
Kolberg  und  den  livländischen  Städten,  aus  Oründen,  die  uns  auch  nicht 
unbekannt  bleiben :  besondere  Forderungen ,  die  sie  au  die  Engländer  «u 
stellen  hatten,  sind  durch  den  Utrechter  Vertrag  nicht  befriedigt  worden. 
Unter  ausdrücklicher  Buiiifung  auf  den  Artikel  1 1  dieses  Vertrages  zeigen 
die  Hansestädte  am  1.  JuiVi  147B  dem  Könige  von  England  an,  dafs  Kol- 
berg den  Frieden  nicht  annehmen  wolle.  Die  Kolberger  haben  dann 
durch  Jahrzehnte  einen  Kaperkrieg  gegen  die  Engländer  geführt  Ob- 
gleich diese  Sachlage  ja  auch  den  Hausen  nicht  angenehm  sein  konnte, 
so  sind  sie  doch  keineswegs  zu  Kolberg  oder  den  liviandischen  Städten 
in  Gegensatz  geraten:  beide  sind  in  allem  übrigen  Glieder  des  Bundes 
und  nehmen  an  allem  teil,  nur  nicht  am  Handel  nach  England.  Was  die 
Livländer  anbetrifft,  so  hatten  sie  alte  Ansprüche  an  den  König  von  Eng- 
land ,  über  deren  Ursprung  und  Geschichte  sich  jeder  leicht  Auskunft 
verschaffen  kann ,  der  Hanserezesse  I,  5  und  die  folgenden  Bände  in  die 
Hand  nimmt.  Im  ütrechter  Frieden  war  ausdrücklich  vorgesehen ,  dafs 
frühere  Schuldverschreibungen  der  beiden  Teile  gegen  einander  in  Kraft 
bleiben  sollten.  Auf  den  livIändiBchen  Städtetagen  zu  Weimar  1477  März  % 
zu  W^alk  1477  Okt.  5,  1478  März  10,  1479  Juli  25  bringt  Riga  die 
Ansprüche  zur  Vorhandlung.  Man  beschliefst»  dte  Engländer  zunächst 
nicht  zuzulassen,  weil  das  dem  deutschen  Kaufmann  nicht  förderlich  «ein 
würde,  verschafft  sich  aber  doch  vom  Kaufmann  zu  Brügge  ein  beglaubig- 
tes TrauBsumpt  der  bei  diesem  liegenden  englischen  Obligation.  1498  er- 
klärt man  dann  auf  dem  im  Mai  zu  Lübeck  abgehaltenen  Hansetage,  dafs 
man  mit  den  Engläudern  in   Verhandlung  treten  wolle.     Riga  befand  sich 


L  i  1 1  e  r  a  t  u  r. 
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damals  in  schweren  GeldTerlogenheiten.  Da  für  Sept.  14  VerhandluDgeu 
der  güsamtoQ  Hanse  mit  den  EiigUindem  in  Aussicht  genommen  waren, 
Bo  ward  den  Livländern  geraten ,  dnrin  einen  Beauftragten  mitzusenden. 
Infolge  dieser  Abmachaog  crscliien  Ende  August  der  Sekretär  Rigas,  Ma- 
gister Johann  Prange,  in  Lübeck*  Da  iuEwischen  die  Verhandlungen 
mit  den  Engländern  aaf  das  nächste  Jahr  verschoben  waren ,  so  gab  der 
Lübecker  Hat  dem  rigi sehen  Sekretär  Empfehlungsschreiben  an  den  deut- 
schen Kaufmann  zu  Brügge  und  zu  London  mit  (am  L  September  1498), 
dem  let2teren  besonders  ans  Herz  legend,  dafs  er  dem  Johann  Prange  in 
Lösung  seiner  Aufgabe  behilflich  sein   möge'). 

Das  Ergebnis  dieser  Gesandtschaft,  die  mit  Lübecks  Empfehlungs- 
briefen in  England  erscheint,  ist  dann  jener  Fertragsentwurf  zwiechen 
Kiga  und  König  Heinrich  vom  26.  Nov.  1498,  der  bei  llymer  gedruckt 
ist,  und  der,  soweit  ich  erkennen  kann,  die  einzige  und  aassehliersliche 
Stütjse  des  ganzen  von  Schanz  aufgeführten  Gebäudes  bildet.  Denn 
was  er  aus  den  Verhandlungen  von  1499  über  die  Sache  beibringt  und 
in  einer  Note  8.  240  wörtlich  abdruckt  (es  ist  alles,  was  wir  aus  diesen 
Verhandlungen  über  dieselbe  haben),  hätte  ihn  bei  einiger  Aufmerksam- 
keit stutzig  und  an  seiner  Hypothese  irre  machen  müssen. 

Wie  verläuft  nämlich  die  Sache  weiter?  Der  Schwerpunkt  des  zwi- 
schen Kiga  und  dem  Könige  abgeschlossenen  Vertrags  (seinen  Inhalt  giebt 
Schanz  S,  239)  liegt  nicht  in  der  Bestimmung,  dafs  die  Engländer  wie- 
der verkehren  dürfen  in  Riga,  auch  nicht  darin,  dafs  das  sogar  zollfrei 
geschehen  soll,  noch  weniger  in  dem  Versprechen,  die  Obligationen  des 
englischen  Königs  oder  seiner  Unterthanen  auszuliefern,  sondern  einzig 
und  allein  in  der  Bestimmung,  welche  den  Verzicht  Rigas  auf  einen  Teil 
seiner  Üeohte  als  Hansestadt  enthält,  indem  sie  dem  rigischen  Verkehr 
in  England  nur  für  denjenigen  Teil  seiner  Waaren  ,  der  aus  der  Heimat 
stammt,  die  hansischen  Rechte  gewährt,  ihn  im  übrigen  denselben  Be- 
dingungen unterwirft  wie  den  der  Nichthansen,  Deutlich  erhellt  diese 
iSachlage  aus  dem  soeben  angezogenen  Briefe  des  deutschen  Kaufmanns 
zu  London  aus  Lübeck  vom  20.  Febr»  1499.  Johann  Prange  war  um 
die  Scheide  des  Jahres  wieder  in  Brügge  gewesen,  hatte  von  da  seine 
Hückreise  über  Lübeck  fortgesetzt.  Der  Kaufmann  schreibt  nun ,  der 
Sekretär  werde  Lübeck  wohl  über  seine  Verhandlungen  berichtet  haben; 
für  den  Fall,  dafs  das  etwa  nicht  geschehen  sei,  teile  er  mit,  was  der 
Sekretär  erzählt  habe;  vollständig  sicheres  sei  allerdings  nicht  zu  erfah- 
ren ,  da  der  Vertragsentwurf  dem  Sekretär  versiegelt  übergeben  worden 
sei,  um  ihn  so  dem  Rate  zu  Riga  zu  überbringen*     Berichtend  hebt  dann 


l)  1499  Febr.  20.  schreibt  dftr  denUche  Kaufmaim  lu  London  »n  Lübeck:  So  th 
jijwe  wyshciden  uds  anling«s  up  Egidii  abb»ti*  (L  September)  gfescrcveii  hcbbeo  v»ti 
wtgheo  d«K  erwerdij^ben  me^ter  Johann  Prangbe,  aecretnrius  des  eraamen  rad«»  to  Ryge, 
die  dma  tip  die  tjt  etJike  urerve  van  la.%ti^hen  s»aken  van  fiyner  hören  weg^en  mit  de^ 
heren  konynfr^  ^enaden  van  Enj^etaude  to  »cbaffen  h>idde  tindc  van  uii^  begerende  weren, 
wy  eine  in  den  sulren  werven  inrodieh  »yn  wolden  ,  iip  dat  he  düübalven  ene  frachtbar 
antworde  van  deme  boren  konynghe  tin  *yuo  heren  IrlanKben  mochte ,  deme  wy  also 
literne  na  unsen  yermoghen  uude  der  »ake  gelegenheidt^  gedaen  bebben,  -  Die  obige 
Darstellung  beruht  auf  teil»  jetzt  gedruektemf  teili  noch  u^ngodracktem  Material^  das  aber 
Selianz  insgesamt  nlcbl  gehabt  b«t. 
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der  Kaufmano  hervor,  dafs  in  dem  Vertrage  eine  Bestimmung  sein  »olle, 
nach  welcher  Riga  für  die  Gegeustände  des  OsUeehandels  allerdings  die 
hansische  Abgabenfreiheit  geniefse,  für  das  aber,  was  es  von  Westen 
bringe,  Salz  n*  ».  w.,  zahlen   müsse  wie  Niehthansen. 

Riga  ist  dann  nicht  abgeneigt,  zu  ratiEzieren.  Was  die  Stadt  ver- 
anlafst  haben  kann^  auf  einen  so  uugünstigeu  Vertrag  einzugehen,  läfst 
eich  plausibel  genug  vermuten;  aber  ich  vermeide  m,  einer  Vermutung 
Ausdruck  zu  geben;  die  Forschung  ist  in  diesem  Punkte  noch  nicht  ab- 
geschlossen, jeder  Augenblick  kann  neue  Aufschlüsse  bringen.  Aber  soviel 
läfst  sich  mit  Sicherheit  behaupten»  dafs  König  Heinrich  VII.  gar  nicht 
daran  gedacht  hat ,  durch  Eroönung  eines  englischen  Handels  uach  Riga 
auf  Dan^ig  zu  drücken  und  dieses  zum  Nachgeben  in  dem  eigentlichen 
Kernpunkt  aller  englisobeu  Forderungen  zu  bewegen.  Bann  Prange  be- 
richtet, dafs  der  König  erklärt  habe,  wenn  der  Rat  zu  Riga  dem  Vertrage 
nicht  zustimme j  dann  solle  die  Lage  wieder  die  sein,  die  vor  dem  Ver- 
trage bestanden  habe^  d.  h,  die  Engländer  sollten  nicht  nach  Riga  und 
die  Rigischen  nicht  uach  England  kommen.  —  Wenn  man  behaupten 
will»  der  König  habe  ein  praejudicium  für  seine  Auslegung  des  Pri- 
vilegienausdrucks  „suae  meroes"  schaffen  wollen,  ao  habe  ich  dagegen 
nichts  einzuwenden. 

Denn  eben  dem  haben  sich  die  Hansen  widersetzt.  Vor  ihren  mit 
den  Engländern  verhandelnden  Ratssendeboden  in  Brügge  erscheint  am 
26.  Juni  1499  ein  Bote  (Diener)  Rigas.  Sohanz  selbst  teilt  die  be- 
trefifende  Stelle  mit :  „Nuntius  quoqae  Rigensium  literas  forte  ratifioationis 
ad  eft  que  pridem  secretjirius  eorum  cum  rege  tractavit  afferens  aderat» 
eed  cum  in  scriptis  eonindom  ad  consulatum  Lubicensem  haberetur,  quo 
st&ret  concilio  hie  congregatonim  oratorum,  deposuit  eas  apud  mercator 
presertim  cum  in  prejudieium  tendere  putarentur  publice  utilitatis*'. 
Die  Situation  ist  damit  doch  wahrlich  deutlich  genug  gekennzeichnet s 
Was  der  Bote  Rigas  bringt,  wissen  die  Ratsse ndeboten  nicht  (der  Bote 
sei  b  st  vers  tun  dl  ich  auch  nicht),  vielleicht*)  die  Ratifikation  des  geschlosse- 
nen Vertrags,  Aber  da  Riga  an  Lübeck  geschrieben  hatte,  dafs  sich  der 
Bote  den  in  Brügge  versammelten  Ratssendeboten  stellen  sollte,  liefs  man 
ihn  seine  Briefe  beim  deutschen  Kaufmann  in  Brügge  deponieren ,  zumal 
da  man  glaubte»  dafs  das  zwischen  dem  Sekretär  und  dem  Könige  Ver- 
handelte dem  gemeinen  Wohl  als  Präjudiz  hinderlich  sei  *),  — ►  Keines- 
wegs aber  wollte  man  nun  Riga  an  dtT  Wiedereröffnung  seines  Verkehrs 
mit  England  hindern  ^  im  Gegenteil.  Als  am  20.  Juli  beide  Parteien 
Vorschläge  einreichen  über  das  als  Resultat  dieser  Verhandlungen  vor- 
tragsmäfsig  zu  vereinbarende,  nahmen  die  Hansen  ausdrücklich  unter  ihre 


1)  Wenn  das  „forte*'  des  Textes  das  niedtirdeotsche  „villi chte''  wiedergeben  loU« 
und  das  lat  faöehst  wAhrscbeinlich,  »o  tat  e»  £u  übersetzen  mit  „gewirs." 

S)  Die  von  Schanz  11,  n.  {)  1  und  92  tLua  dorn  Kölner  Stadtarchiv  mitgetAtlten 
OrigiDalbriefe  entätaDimc^n  diejifim  Depositum  de^  rigischen  Boten  und  sind  nie  an  ihre 
Adresse  abgeliefert  worden.  Der  in  n.  92  etithAltetieu  Bitte  Rigas  um  Auslierermig  der 
eiiglischeD  Obligaiian  vom  Jahre  tiOD  hl  der  düutäihe  Kaufmann  sn  Brügge  nicht  oacb- 
l^ekoinmeia :  gem«rclct,  sadan  breef  veb  nicht  nlte^'nCf  sunder  ock  mher  andere  ia  Prusseno 
nuDd  Lieflaadt  anroret. 
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YorBohläge  dio  auch  yon  Sohanz  mitgeteilte  Forderung  auf:  „Item  cum 
sit  tractatu  Trajectensi  inter  alia  proyisum,  quod  si  que  civitas'ab  illis 
pactis  se  subtrahet,  ea  regio  majeatati  iusinuabitur  liberumque  sit  tali 
subtracte  ciyitati  ad  ceterarum  communionem  acceptatis  pactis  remeare, 
que  res  cum  sit  de  Higensi  ciyitate  practicata,  cujus  guberuatoribus  yi- 
sum  est  ad  ceterarum  communioDem  redire  approbatis  placitis  Trajectensi- 
busy  id  regie  celsitudini  per  presentia  sit  liquidatum,  ut  iu  reliquum  mer- 
catores  ejus  ceteris  anze  membris  parificentur".  Und  gerade  diesen  Artikel 
der  hansischen  Vorschläge  haben  nun  die  englischen  Gesandten,  die  alle 
anderen  zurückwiesen,  in  der  Sache  wenigstens  nicht  abgelehnt.  Auch 
dafür  zitiert  Schanz  selbst  den  beweisenden  Satz:  „De  Bigensibus  con- 
yenit  (d.  h.  unter  den  beiderseitigen  Gesandten),  ut  quia  in  tractatu  Tra- 
jectensi haberetur,  quod  ciyitas  retracta  redire  cupiens  regie  majestati 
per  literas  insinuaretur ,  non  per  hoc  scriptum,  itaque  susceptum  est,  ut 
ea  de  re  scriberet  consulatus  Lubicensis ,  tum  Bigensibus  bene  consulere- 
tur,  quamyis  famulus  eorum  indigne  ferret,  sibi  literas  non  reddi." 

Und   diese  Anzeige    ist  yon  Lübeck   gemacht  worden.     Am  15.  Juli 

1500  hat  Riga  den  Utrechter  Vertrag  angenommen.  Auf  der  Urkunde 
(Trese  zu  Lübeck,  Liyonica  n.  149)  steht  aufsen:  Batificatio  der  stadt 
yan  Büge  des  tractates  to  Utrecht,  unde  dat  is  deme  heren  koninge  yan 
Engellant   yorwitliket.      Dieser    hat    sich   allerdings    zunächst   gesträubt; 

1501  haben  noch  Verhandlungen  stattgefunden,  in  den  nächsten  Jahren 
ist  yon  der  Sache  nicht  mehr  die  Bede.  V\rahrscheinlich  hat  der  König 
nachgegeben,  denn  1521  berufen  sich  die  Engländer  in  ihren  Klagen 
über  Biga  nicht  auf  ihren  Vertrag  mit  dieser  Stadt,  sondern  auf  ihre 
Abmachungen  mit  der  ganzen  Hanse  yon  1499  (Schanz  II,  S.  458 
und  474). 

Schanz  yerknüpft  die  Darstellung  der  Verhandlungen  yon  1499 
mit  der  jener  yon  1521  auf  S.  241  durch  die  Sätze :  „Unter  Heinrich  VIIL 
änderte  sich  der  Charakter  der  Beziehungen  zu  den  Ostseestädten  in  der 
Hauptsache  nicht  In  Biga  trat  mehr  und  mehr  eine  Wendung 
zu  Ungunsten  der  Engländer  ein.  Der  Ordensmeister  hatte  allen 
Grund,  Danzig  gegenüber  möglichst  zuyorkommend  sich  zu  zeigen,  seit 
diese  Stadt  es  bereute,  dem  König  yon  Polen  sich  yerschrieben  zu  haben. 
Die  Beyorzugung  der  Engländer  in  Biga  auf  Kosten  Danzigs 
trat  etwas  zurück  u.  s.  w.'^  Abgesehen  yon  der  Frage,  was  denn 
der  Ordensmeister  mit  Danzig  zu  thun  hat,  die  zu  beantworten  Schanz 
wohl  schwer  fallen  würde  ^),  möchte  ich  noch  die  Frage  aufwerfen,  auf 
welchen  Quellenstellen  die  beiden  gesperrt  gedruckten  Sätze  bertüien? 
Sollen  sie  etwa  nur  die  Verbindung  herstellen  zwischen  der  für  1499 
aufgebauten  Hypothese  und  der  für  1521  yorliegenden  Überlieferung? 
Und  ferner,  mit  Bezug  auf  die  oben  S.  115  mitgeteilte  Darstellung  Schanz', 
wo  sind  die  Belege  für  die  dort  gesperrt  gedruckten  Sätze?  V^Toher  weifs 
Schanz,    dafs   „der  König    zunächst   seinen  Blick    auf  die  liyländisohen 


1)  Oder  sollten  die  Kombinationen,  die  Scham  mit  Dansig,  Ordensmeister  und 
Riga  vornimmt,  auf  der  Vorstellung  beruhen,  dafs  Ordensmeister  und  Hochmeister  eine 
Person  seien ;  sollte  ihm  wirklich  entgangen  sein ,  dafs  Riga  unter  jenem ,  Dansig  (vor 
der  polnischen  Herrschaft)  unter  diesem  stand? 
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Städte  lenkte**,  daf^  „der  OrdensmeUter'*  Wolter  von  Plettenberg  and 
der  liebenswürdige  Erzbi&chof  Michael  leicht  liir  den  englischen 
Plan  gewonnen  werden  konnten",  dafs  ^^^^^^  ^^^  WÜDBchen  Heinrichs  VII. 
mit  Freuden  entgegen  kam",  woher,  dafs  „Danxig  auch  die  eingetretene 
Wendung  sofort  empfunden  zu  haben  scheine^S  dafs  ,jdas  Ausbleiben  der 
Engländer  sich  in  kürzester  Zeit  für  die  Stadt  und  fiir  Prenfsen  ver- 
derblich erwiesen  hat",  woher ^  frage  ich,  weifs  er^  dafs  sie  überhaupt 
ausgeblieben  sind ,  ausgeblieben  in  dem  Zwischenraum  von  noch  nicht 
fünf  Monaten,  W  i  ntermonaten,  die  verflossen  sind  zwischen  Fixierung 
des  rigisoh-engUschen  Vertragsentwurfs  (1498  Nov.  26)  und  dem  Tage, 
da  der  König  von  Polen  seine  Briefe  schrieb  (1499  April  23),  zu  einer 
Zeit,  wo  der  Vertrag  noch  gar  nicht  perfekt  geworden  war?  W^oher 
weife  Seh  an«,  dafs  die  Hansen,  wie  er  8.  240  unten  sagt,  „Aussicht 
hatten ,  den  englischen  Handel  in  Riga  etwas  zu  beschränken**,  dafs  ,,der 
König  von  Polen  in  dieser  Angelegenheit  einen  V  e  rmi  tt  elungs- 
versuch"  gemacht  hat')'*?  Woher  das  alles?  Das  sind  doch  lauter 
thatsächliche  Angaben?  fieruhen  sie  auf  Quellen  oder  sind  sie  einfach 
aus  der  Luft  gegriflFen ,  um  der  Hypothese  Form  und  Halt  zu  geben  ? 
Ich  bedauere  tief,  Schanz  vor  diese  Alternative  stellen  zu  müssen. 
Ich  würde  von  Herren  froh  sein,  wenu  er  mich  zwänge,  Eu  gestehen, 
dafs  ich  ihm  damit  Unrecht  thue. 

Und  nun  genug.  Kicht  als  ob  die  Reihe  meiner  AussteUungen  an 
8  0  h  a  n  z '  Barstellung  der  haueisch-englischea  Beziehungen  erschöpft 
wäre,  das  ist  sie  noch  lange  nicht,  aber  ich  furchte  die  Geduld  der  Leser 
ist  es.  Ich  mufs  zu  einem  Gesamturteil  kommen.  Schanz  war^  als 
er  diesen  Teil  seiner  Arbeit  achrieb,  zu  wenig  vertraut  mit  der  Geschichte 
der  Hanse  und  der  norddeotachen  Städte  überhaupt,  um  seine  Aufgabe 
mit  Erfolg  lösen  zu  können;  er  hat,  wenn  man  die  Kürze  der  Zeit  be- 
denktj  Material  in  staunenswertem  Umfange  benutzt,  aber  er  hat  es  nicht 
genügend  verarbeitet  und  ist  nicht  tief  genug  in  dasselbe  eingedrungen; 
er  hat  sich  über  die  Grenzen  des  Wissens,  das  ihm  auf  Grund  seines 
Materials  überhaupt  möglich  war,  keine  hinreichende  Klarheit  verschafft, 
vielmehr  hat  er,  getrieben  von  dem  Wunsche^  Resultate  vorzulegen,  als 
fertig  und  abgeschlossen  hingestellt,  was  ihm  seine  Quellen  bei  gewissen- 
hafter Forschung  als  unklar  und  höchst  unsicher  erscheinen  lassen  mufsten, 
ja,  er  hat  sich  nicht  gescheut,  willkürlich  sachliche  Angaben  enthaltende 
8ätze  einzuschieben  da,  wo  ihm  die  Bausteine  für  seinen  Gedankengang 
fehlten.  Das  Resultat  ist  eine  Darstellung  gewesen,  die  kein  gewissen- 
hafter Historiker  in  irgend  einer  ihrer  Aufführungen  unbesehen  hinnehmen 
wird,  und  deren  als  „Rückblick^*  zusammengefafstes  Gesamtergebnis  in 
wichtigen  Punkten  anfechtbar  ist. 


1)  Dsfs  die  beiden  Briefe  des  Königs  von  Poten  (Seh ans  11,  n.  89  u.  90)  mit 
der  rigUcben  Sftclie  in  i^ar  keinem  ZutiAmciieD hange  stehen,  hätte  Schanz  aas  dem  ihm 
HO  Gebote  stehendon  MateriaJ  mit  i^röfster  Deutlii-likoit  (^rstcihen  können.  Thom  und 
Elbmg  haben  sie  erLnngt  n»d  prodasieren  j»iti  tu  BrÜKK^-  Mich  wundert,  daf&  Schani 
nicht  auf  den  Gedanken  gekommen  ist ,  die  Wün»ehe  dieser  beiden  Stttdte  na  einer  ahn« 
liehen  Hjpothese  su  beuutxen*  Hier  w&re  doch  weuigtfteni»  ein  g^ewjsAer  Anhalt  (ge- 
wesen. 
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In  betreff  dieses  Rückblicks  möchte  ich  mir  noch  einige  wenige 
Bemerkungen  gestatten.  Schanz  schliefst  denselben  mit  folgenden  Worten: 
„Mehr  als  irgendwo  hatte  hier  die  englische  Politik  für  eine  billige 
Bache  gestritten.  So  wehmutsvoll  auch  des  Deutschen  Herz  durch 
das  Sinken  der  einstigen  hansischen  Gröfse  gestimmt  wird,  die  Ge- 
rechtigkeit erheischt  ein  Urteil,  das  gegen  die  Hansen  lautet.  Es 
war  unvernünftig,  die  Gleichstellung  mit  den  Engländern  zurückzu- 
weisen, und  es  war  unbillig,  den  letzteren  die  Reziprozität  in  den 
Osteestädten  zu  versagen.  Solche  Anomalien  liefsen  sich  nur  aufrecht 
erhalten  durch  Gewalt,  die  der  Bund  nicht  mehr  besafs,  und  die  auch 
ein  Wullenwever  nicht  mehr  zu  schaffen  im  Stande  war.  Dafs  nicht 
erkannt  zu  haben,  war  der  politische  Fehler  der  Hansa  im  Laufe 
des  16.  Jahrhunderts." 

Ich    würde    meinerseits    ungefähr   zu    folgendem    Schlufsworte    ge- 
langt sein: 

Dem   handelspolitischen  Streben    der  Engländer   läfst   sich   die   Be- 
rechtigung  nicht   absprechen    und    die    Anerkennung   nicht   versagen. 
Mögen    wir    bei    Beurteilung  der   Dinge   noch    so    sehr   nationale  Ge- 
sichtspunkte  zurückdrängen,    die   Gerechtigkeit   erheischt    doch,    den 
Hansen    den    Preis    gröfsorer    handelspolitischer    Tüchtigkeit    zuzuer- 
kennen.    Wohlüberlegt   weisen    sie    die  Gleichstellung   mit   den   Eng- 
ländern   hartnäckig    zurück    und    verteidigen   Schritt    für  Schritt   die, 
wie  sie  selbst  sagen,  mit  ihrem  Geld  und  Blut  teuer  erkauften  Rechte. 
So  ist  es  ihnen  gelungen,  auch  ohne  Gewalt,  die  der  Bund  nicht  mehr 
genügend    besafs,    um  gegenüber   den    national   erstarkenden    Reichen 
Nord-Europas  seine  Forderungen  erzwingen  zu  können ,  eine  Stellung 
aufrecht  zu  erhalten,  die  im  Grunde  genommen  schon  unhaltbar  war. 
Das   erreicht   zu  haben,   ist   das   politische  Verdienst   der   Hansa   im 
16.  Jahrhundert" 
So    weit    mir   die  Geschichte   und    der  Geist    der  Zeit    bekannt  ge- 
worden sind,    bin    ich  zu  der  Überzeugung  gekommen,    dafs   jede  Nach- 
giebigkeit der  Hanse  ihren  unvermeidlichen  Ruin  nur  beschleunigt  haben 
würde.     Dafs  sie  diesen  aber  hintangehalten,    das    ist  ein  Verdienst,  das 
sie  sich  zugleich  um  die  Stellung  Deutschlands  im  Handel  der  Nord - 
hälfte   Europas   erworben    hat.     Man    sollte    als    moderner   Kritiker   doch 
sehr  vorsichtig  sein,    bevor    man  aburteilt  über  die  Männer,    die  in  den 
Ratsstuben  der  Hauptstädte,  besonders  Lübecks,  und  auf  den  Bänken  der 
Kontore   die  Politik    des  Kaufmanns   lenkten.     Wer   tiefer   in    die    Dinge 
eindringt,  der  wird  seine  Anerkennung  nicht  versagen  können  der  Weite 
des  politischen  Blicks   und    der  Schärfe    des  politischen  Urteils    in  diesen 
Kreisen ,    der  wird  ihnen  Recht  geben ,    wenn   sie  die  politischen  Fragen 
der  Zeit,    auch  die  handelspolitischen,    als  Machtfragen  fassen,   in  denen 
Schwäche    zu    zeigen    der   gröfste    Fehler    ist.      Die    Anschauungen,    von 
denen  Schanz'  Schlufswort  beinflufst  ist ,    scheinen  mir  der  Gegenwart 
anzugehören  und  auf  die  Beurteilung  des   16.  Jahrhunderts  nicht  anwend- 
bar zu  sein.  —  Doch  das  sind  mehr  oder  weniger  Prinzipienfragen,  über 
die    sich  streiten    läfst.     Es  genügt    mir,    hier   den  Gegensatz  konstatiert 
zu  haben. 

und  noch  eine  Prinzipienfrage  möchte  ich  zur  Sprache  bringen. 
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NatioDole  Voreingenoinraenbeit  i»t  gewifs  ein  üble»  Diog  bei  etaem 
Historiker,  aber  Dicht  minder  übül  und  dasu  abatofsender  ist  die  Neigung^ 
im  eigenen  Fleische  zu  wühlen.  loh  will  nicht  behaupten,  dafs  sie  bei 
HcbanJE  hervortritt,  aber  ich  möchte  doch,  dafs  er  sich  mehr  befleifBigt 
hätte,  mit  gleichem  Mafäe  2u  mesBen.  Wenn  er  S.  181  sagt,  dafs  die 
HanBen  es  verstanden  hätten,  sich  in  Skandinavien  „mit  brutaler  Gewalt 
und  den  gefährlichsten  Mitteln  zu  Herren  zu  machen**  (eine  Behauptung, 
der  ich  nicht  unbedingt  widersprechen  will,  für  die  ich  aber  Schaoz' 
Beweise  gern  einmal  sehen  möchte),  so  wäre  es  doch  angezeigt  gewesen, 
gelegenUich  auch  einmal  die  Engländer  mit  einem  derartigen  Epitheton 
zu  bedenken.  Wunderbar,  dafs  gerade  wir  Deutfichen  das  Bedürfnis  haben^ 
80  gerecht  gegen  Fremde  zu  sein ,  dafs  wir  gegen  uns  selber  ungerecht 
werden.  Zu  den  Zeiten  unserer  Vorheirschaft  in  Europa  sprach  man 
%"on  der  superbia  Teutonicorum.  Haben  vielleicht  die  dazwischen  liegen- 
den Jahrhunderte  unserer  Schwäche  auf  die  Ausbildung  der  neuen  Eigen- 
schaft eingewirkt^ 


Weit  kürzer  kann  ich  mich  fassen  über  das  Kapitel  »^England  und 
die  skandinavischen  Reiche.**  Treten  die  betreffenden  Hessiehungen  ja 
doch  ia  ihrer  Bedeutung  vollständig  hinter  den  haneischen  zurück.  Schanz 
hat  die  vorhandenen  guten  Voraibeiten  auf  diesem  Gebiete  nicht  über* 
sehen  und  beweist  damit  ein  jedenfalls  anerkennenswertes  Eindringen  in 
eine  doch  verhältnismäfsig  abseits  liegende  üeschichtslitteratun  Beaenders 
dem  bewährten  Allen,  der  sein  Leben  daran  setzte,  die  Geschichte  der 
nordischen  Keiche  in  den  Jahren  1497— 1527  zu  schreiben,  und  ein  Werk 
zu  Stande  brachte,  das  stets  eine  Zierde  der  historischen  Litteratur  bleiben 
wird,  verdankt  Schanz  Hauptteile  seiner  Darstellung.  Wo  aber  Schanz 
diesen  sichern  Boden  verläfst,  da  zeigt  sich  doch,  wie  wenig  er  mit  skan- 
dinavischen Dingen  vertraut  ist.  Bei  der  Uebersetzung  des  englisch-dä- 
nischen Vertrages  von  1490  widerfährt  es  ihm,  abgesehen  von  einer 
Keihe  sachlicher  Entstellungen  in  wichtigen  Punkten,  dafs  er  insula  Scau- 
diae  mit  „Inseln  des  Sundes"  übersetzt,  daneben  aber  noch  „Dragor**  nennt, 
dafs  er  nachher  von  „Dragor  auf  Seeland**  spricht,  dafs  er  das  corrum- 
pierte  „Loysa**  der  Urkunde  (für  Lödose)  einfach  wieder  abdruckt,  dafs  er 
endlich  das  erst  nahezu  10(J  Jahre  später  entatehende  „Krouenborg"  in  den 
Text  einschiebt.  S.  255  macht  er  aus  dem  ^,Halgalandia'*  der  Urkunde 
von  1465  ohne  weitere  Bemerkung  „Helgoland'*,  was  vollständig  irre  führi»n 
muTs;  8.  266  bleibt  „Elsenor**  stehen.  Wenn  er  8.  259  von  einem  „Streit 
über  die  Nachfolge*'  nach  dem  Tode  des  schwedischen  Reichsvorstehers 
Sten  Sture  spricht,  so  liegt  darin  eine  vollständige  Verkenuung  der  skan- 
dinavischen Verhältnisse.  Seine  Behauptung,  dafs  „diese  Periode  für  die 
Engländer  jedenfalls  vorteilhaft  war*\  hatte  der  Begründung  dringend  be- 
durft; ebenso  der  folgende  Satz:  „Denn  die  Engländer  wurden  wie  die 
übrigen  Fremden  für"  die  Dauer  des  Zwistes  von  allen  Zöllen  in  den 
dänischen  Häfen  befreit."  Auf  welchen  Quellen  beruht  derselbe?  Ich 
finde  nicht«  derartiges,  aber  ich  übereobe  vielleicht  etwas.  —  Nach  Be- 
sprechung des  Vertrages  von    1490  fährt  Schanz  fort:  »Jm  Besitz  dieser 
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Bechte  und  Freiheiten  konnten  die  Engländer  mit  den  Hansen  den  Kampf 
aufnehmen.  Es  dürfte  ihnen  auch  gelungen  sein»  ihren  Handel  in  Däne- 
mark und  Norwegen  etwas  zu  festigen.  So  oft  die  XJnionskönige  mit  den 
deutschen  im  Hader  lagen,  verstärkten  die  Engländer  ihre  Position." 
Der  erste  und  dritte  Satz  würden  richtig  gewesen  sein,  wenn  Schanz 
hätte  hinzufügen  wollen :  ,,In  Island  und  allenfalls  in  Bergen.*'  Der  zweite 
Satz  bleibt  eine  wertlose  Vermuthung,  so  lange  die  Belege  nicht  beige- 
bracht sind.  Dasselbe  ist  der  Fall  mit  der  Behauptung  S.  266:  ,,Es  ist 
sicher  anzunehmen,  dafs  der  englische  Handel,  so  weit  Dänemark  in  Be- 
tracht kam,  unter  Heinrich  VIII.  zu  einer  nicht  unbedeutenden  Entwickelung 
gelangte."  Die  13  englischen  Handelsschiffe,*  auf  die  Schanz  als  Beleg 
verweist,  sind,  so  lange  keine  näheren  Nachrichten  vorliegen,  dem  preuTsisch- 
englischen  Verkehre  zuzuschreiben.  Schanz  könnte  sich  auf  die  dänisch- 
englischen Verträge  berufen !  ?  Aber  gerade  auf  diese,  besonders  den  von 
1490  und  seine  Wiederholungen,  legt  er  ein  viel  zu  grofses  Gewicht. 
Sie  zeigen  in  ihren  einzelnen  Bestimmungen  nicht,  was  die  Engländer 
thatsächlioh  handhaben,  sondern  was  sie  wünschen  oder  früher  gehandhabt 
haben,  resp.  gehandhabt  zu  haben  glauben.  Die  thatsächlichen  Belege 
für  dänisch-englischen  Verkehr  in  der  Zeit  der  beiden  ersten  Tudors  fliefsen 
sehr  spärlich.  Könnte  Schanz  sie  wesentlich  vermehren,  so  würde  er 
sich  ein  Verdienst  erwerben.  So  lange  das  nicht  geschehen  ist,  behält 
auch  für  diese  Zeit  der  Satz  seine  Richtigkeit,  den  Schanz  S.  251  auf- 
stellt: „Im  eigentlichen  Dänemark  bedeutete  der  englische  Verkehr  ohne- 
hin niemals  viel."  Demgemäfs  wäre  auch  S.  247  Z.  2  v.  u.  und  Z.  248 
Z.  5  V.  0.  für  „skandinavischen  Norden"  resp.  „Skandinavien"  richtiger 
gesetzt  worden  „Norwegen."  —  S.  265  hätte  er  seinem  Berichte  über 
den  Überfall,  den  die  Hausen  gegen  die  „nichtdeutschen  Kaufleute"  aus- 
führten, doch  hinzufügen  sollen  :  „In  Bergen",  oder  noch  besser  statt  „nicht- 
deutsche Kaufleute"  einfach  sagen  sollen  „die  Bürger  Borgens".  Aus  der 
vorliegenden  Mitteilung  wird  der  deutsche  Leser  wohl  kaum  eine  andere 
Vorstellung  davontragen,  als  dafs  die  Hansen  die  nichtdeutschen  Kaufleute 
in  der  Nacht  vom  8.  zum  9.  Nov.  1523  im  ganzen  Reiche  überfallen 
hätten,  eine  zweite  sizilianische  Vesper.  —  Zu  Schanz'  Schlufsbemerkung 
„Es  ist  bekannt,  dafs  die  in  den  Zeiten  der  Tudors  angebahnte  Freundschaft 
zwischen  den  beiden  Reichen  bis  in  unsere  Tage  sich  erhalten  hat", 
möchte  ich  doch  hinzufügen,  dafs  dem  Kenner  der  dänischen  Geschichte 
etwas  ganz  anderes  bekannt  ist.  —  Die  Besprechung  der  schwedisch-eng- 
lischen Beziehungen  S.  267  beruht  auf  der  jetzt  vollständig  veralteten 
Darstellung  Geijers,  die  Schanz  noch  willkürlich  entstellt  hat  Wo 
steht  bei  Geijer,  dafs  „1536 — 45  der  Haupthandel  in  den  Händen  der 
Lübecker  war"?  Hätte  Schanz  Waitz'  Wullenwever,  den  er  so  oft 
zitiert,  nachschlagen  wollen,  so  würde  er  genügende  Auskunft  über  die 
Sachlage  bekommen  haben.  —  Auf  eigene  Ausführungen  gegenüber  diesem 
Kapitel  möchte  ich  verzichten,  da  für  diese  entlegenen  und  keinenfalls 
sehr  wichtigen  Verhältnisse  ein  Interesse  hier  nicht  vorausgesetzt  werden 
kann.  Über  Schanz'  Arbeitsweise  kann  ich  für  diese  Partie  kein  wesent- 
lich besseres  Urteil  fallen  als  für  das  dritte  Kapitel;  das  Resultat  ist  ein 
günstigeres,  weil  gute  darstellende  Arbeiten  an  Hauptstellen  als  Führer 
dienen  konnten. 
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Ich  unterlasse  es,  auf  den  reichen  Qbrigen  Inhalt  der  ^,Englischen 
Handelspolitik''  einzugehen.  Wie  weit  man  dort  ähnliche  Beobachtungen 
macht n  könnte,  wie  die  oben  dargelegten,  mögen  diejenigen  untersuchen, 
diu  au  diesen  Hergängen  ein  näheres  Interesse  nehmen.  Ich  könnte  hier 
nicht  als  Sachkenner  urteilen,  sondern  nur  als  Leser.  Als  solcher  ge- 
winne ich|  gleich  ao  vielen  Andern,  im  Allgemeinen  einen  günstigen  Ein- 
druck, den  allerdings  das  erwachte  Mifstranen  stört.  Und  dieses  Mifs- 
trauen  ist  um  so  lebhafter»  als  mir  in  der  .»Englischen  Handelspolitik**, 
wenn  auch  abgeschwiicht ,  doch  dieselben  Fehler  wieder  entgegentreten, 
die  Schanz*  als  Erstlings  arbeit  so  bedeutende  Schrift  „Zur  Geschichte 
der  deutschen  Gesellen  vorbände"  verunsieren.  Allerdings  sind  zwei  der 
gefährlichsten  nahezu  geschwuuden :  mangelnde  Kenntnis  der  allgemeineu 
Äeitverhältnisse ,  die  den  Hintergrund  der  zu  behandelnden  Wirtschafts- 
cpisode  bilden,  und  die  Neigung,  Parallelen  zu  ziehen  zwischen  den  Fragen 
der  Gegenwart  und  den  Hergängen  der  Vergangenheit.  Überhaupt  läfst 
sich  ein  gewaltiger  Fortschritt  in  Forschung,  Auffassung  und  Barstellung 
nicht  verkennen.  Und  so  hege  ich  meinerseits  die  feste  üeberzeugung, 
dafs  wir  Schanz'  glänzender  Kraft  und  Begabung  auf  dem  Gebiete  wirt- 
schaftÄgeachichtlicher  Forschung  noch  einmal  Arbuiten  verdanken  werden« 
die,  wirklich  reif,  eine  Stelle  an  der  Spitze  der  betreffenden  Litteratur 
einzunehmen  und  zu  behaupten  berufen  sind. 


T^Dch  einige  allgemeinere  Fragen  drängen  sich  auf  im  Zusammen- 
hange mit  dem  Gegenstande.  Man  kdnnte  die  Stellung  der  Staat^wissen- 
nehofton  in  unseren  Tagen  vergleichen  mit  der,  welche  die  Geschichte 
vor  drei  oder  vier  Jahrzehnten  einnahm.  Die  Fragen  der  Zeit  sind  zum 
grofsen  Teil,  manche  wollen  sogar  behaupten  überwiegend,  ja  au s schlief s* 
lioh,  wirtschaftliche,  gewifs  ist,  dofs  diese  breit  in  den  Vordergrund 
treten.  Es  ist  naturlich,  dafs  den  Vertretern  der  betreffenden  Wissen- 
schaft eine  erhöhte  Bedeutung  zufallt.  Scheinen  sie  auch,  so  wenig  wie 
einst  die  Frofesaoren  der  Geschichte  bei  Lösung  unserer  nationalen  Verfas- 
sungafrage,  nicht  berufen  zu  sein,  durch  praktisches  Eingreifen  die  schwe- 
benden  Fragen  zu  fördern,  so  werden  sie  doch,  gleich  jenen,  indirekt  einen 
tiefgreifenden  Einflufs  äufsem.  Ber  Blick  der  Zeitgenossen  ist  auf  sie  ge- 
richtet. Man  wünscht  ihre  Ansichten,  die  Ergebnisse  ihrer  Forschungen 
nicht  nur  zu  kennen,  sondern  vor  allem  im  Kampfe  für  und  wider  zu 
verwerten.  Es  ist  ja  bekannt  genug,  wie  der  Mann  des  Tages  nicht  lange 
zu  suchen  pflegt,  die  Waffe  ergreift,  wo  sie  ihm  gerecht  und  zur  Hand 
ist.  Mir  liegt  ein  drastisches  Beispiel  vor,  das  mit  Schanz*  Buch  in 
Verbindung  steht.  In  Band  75  der  „Vierteljahrsachrift  fiir  Volkswirt- 
schaft, Politik  und  Kulturgeschichte"  findet  ein  Rezensent  „die  Handels- 
beziehung Englands  mit  den  Hansen  für  uns  von  so  besonderem  Interesse"» 
dafs  er  für  angezeigt  hält,  „das  Resümee  des  Verfassers  über  dieselben 
mitzuteilen  als  beste  Anregung  zum  Studium  der  Einzeldarstellung  dieser 
kurzen  glänzenden  und  durch  die  Engherzigkeit  der  deutschen  Hanse- 
städte selbst  vemiühteten  Handelsbewegung*'.  Er  druckt  dann  8chans 
gesamten    Rückblick   ab   incl.    des   oben    S.  34    mitgeteilten    Schluiswor 
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und  fügt  tliesein  patbetiach  hinzu:  „Es  war  nicM  blofs  ein  politischer, 
es  war  auch  ein  wirtschaftlicher  und  sittlicher  Fehler.  Es  war  ein  wirU 
aohaftlicher  Fehler ,  einen  Vertrag  aufrecht  erhalten  zu  wollen ,  der  nur 
dem  einen  Kontrahenten  nützte;  e»  war  ein  Unrecht,  gegenüber  den  aufser- 
ordentlichen  Begünstigungen^  welche  die  hansischen  Kaufleute  in  England 
genossen  1  den  Handel  der  englischen  Eaufleute  in  den  Hansestädten  be- 
schränken und  unterdrücken  zu  wollen.*'  Er  ergeht  sich  dann  eine  Seite 
lang  im  Lobe  des  „frei händieri sehen**  England,  im  Tadel  der  ^^protek- 
tion istischen**  Hanse,  sieht  auf  jener  Seite  nur  Recht,  auf  dieser  nur  Un- 
recht und  Gewaltthat.  Er  läi'st  „Heinrich  YLL.  den  Handel  mit  Danzig 
durch  seinen  freihändleri sehen  Vertrag  mit  Kiga  lahm  legen**,  läfst  „Ban- 
Eig  und  ganz  Freufsen  bitter  das  Ausbleiben  der  englischen  Kaufleute 
empfinden**  und  bezeichnet  endlich  als  die  „von  Heinrich  VIL  gewonnenen 
unblutigen  Schlachten  die  Vertrage  mit  Antwerpen,  Florenz  und  Riga.*'  — 
Mit  dem  Manne  ist  nicht  weiter  ernsthaft  zu  reden.  Der  scheint  wirk- 
lich die  Vorstellung  zu  haben ,  dafs  es  für  Politik  und  internationales 
Völkerrecht  keinen  andern  Kodex  gegeben  habe  und  gebe  als  den  der 
christlichen  Moral.  Aber  kann  sich  Schanz  frei  fühlen  von  der  Schuld, 
begründeten  Anlafs  gegeben  zu  haben  zu  diesem  Unsinn,  wenn  er  dem 
Vertrage  mit  Riga  selbst  in  seinem  Rückblick  eine  Stelle  gewährt  mit 
den  Worten :  „Schliefslich  durchbricht  der  König  das  ganze  hansische 
Handelssystem  durch  das  Handelsbündnis ,  das  er  mit  der  Hansestadt 
Riga  schlieffit"? 

Sollte  derartiges  nicht  zur  Vorsicht  mahnen  r  Allen  Rechten  ent- 
sprechen Pflichten.  Können  die  Staatswissenschaften  es  als  ihr  gutes 
Recht  in  Anspruch  nehmen,  direkt  oder  indirekt  ein  entscheidendes 
Wort  mitzusprechen  bei  der  Losung  wichtiger  schwebender  Fragen,  so 
erwächst  ihnen  andererseits  auch  die  Pflicht,  Besonnenheit  und  Mal*s  zu 
zeigen  und  sorgsam  die  Waare  auszuwälden,  die  sie  auf  den  Markt  bringen. 
Wie  weit  das  in  der  Ausgestaltung  ihres  eigenen  Lehrgebäudes  geschieht^ 
darüber  erlaube  ich  mir  kein  Urteil.  Aber  die  Nationalökonomie  hat  seit 
Jahren  auch  das  historische  Gebiet  betreten,  und  mit  Recht,  denn  sie 
bedarf  dieser  Grundlage»  Sie  hat  schöne  Früchte  ihrer  Arbeit  auf  diesem 
Boden  aufzuweisen,  Bücher,  die  man  mit  Freuden  liest;  aber  viel  zahl- 
reicher sind  doch  die  Schriften  und  Schriftchen ,  die  man  nur  mit  Ver- 
drufs  in  die  Hand  nehmen  kann ,  weil  sie  schweren  Mangel  historischer 
BUdung  offenbaren.  Mir  scheint,  dafs  man  die  Schwierigkeit,  Wirtschafts- 
geschichte zu  schreiben,  im  allgemeinen  unterschätzt.  Es  ist  keine  Frage, 
d&Tfi  diese  Aufgabe  gröfsere  Anforderungen  stellt,  als  sie  der  Historiker 
gewöhnlichen  Schlages  zu  erfüllen  hat.  Sie  fordert  volle  und  ganze 
historische  Bildung  und  Schulung  und  obendrein  noch  Staats  wissenschaft- 
liche und  juristische  Kenntnisse,  deren  der  gewöhnliche  Historiker  mit 
weit  geringerer  Gefalir  eotraten  kann.  Und  dazu  kommen  viel  gröfsere 
äussere  Schwierigkeiten.  Unsere  MaterialBaramlungeii  sind  nach  politiBchen 
Gesiehtspunkten  angelegt,  in  unseren  darstellenden  und  Nachschlage  werken 
ist  ©8  verhältnismäfsig  leicht,  über  Einzelfragen  der  politischen  Ge- 
schichte sich  Auskunft  zu  verschaffen.  Der  Wirtschaftshistoriker,  der 
gldehsam    eine    von    der   gewohnlichen    voEständig   abweichende   Durch- 
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fichnittfifläche  betrachton  will,  findet  keineswegs  die  Wege  in  gleicher 
Weise  geebnet;  er  muTs  das  Material  weit  mühsamer  zusammenlesen, 
mufa  oE  lange  und  rergebens  nach  Beantwortung  einselner  für  ihn  wich- 
tiger Fragen  suchen,  über  die  er  Gedrucktes  nicht  findet,  mufs  endlich 
doch  auch  der  Partie  der  allgemeinen  Gescliichte^  der  sein  Tbema  ange* 
hört,  die  sorgsamste  Aulinerksamkeit  widmen.  Und  dieselbe  Schwierig- 
keit  wiederholt  sich  in  vergröfsertem  Mafsstab  ja  in  den  ArchiTen.  Auch 
hier  findet  ja  der  WirtRchaftshistoriker  nur  geringe  Gruppen  des  Mat«* 
rials  zu  direkter  Benutzung  bereit,  etwa  Bechnungen,  Zollregister,  Zunft- 
rollen;  die  weitaus  gröfate  und  wichtigste  Masse  des  Materials  verbirgt 
sich  hinter  der  auch  hier  herrschenden  politischen  Ordnung.  Und  nun 
bedenke  man  die  Schwierigkeit  archiTali scher  Porsohung  überhaupt,  so- 
bald sie  direkt  der  Darstellung  dienen  soll.  Es  giebt  ja  in  unserer  Zeit 
Leute  y  die  ein  historischem  Buch ,  das  nicht  die  eine  oder  andere  Archi- 
Tali e  benutzt  hat  oder  der  Darstellung  anhängt,  kaum  noch  als  ein  wissen- 
schaftliches gelten  lassen  wollen ;  die  yergessen ,  dafs  arohi Tausche  For- 
schung nur  dann  wirklich  ertragreich  wird  ^  wenn  sie  zugleich  in  die 
Weite  und  die  Tiefe  greift  und  den  Gegenstand  gleichsam  zu  erschöpfen 
sucht  Und  wie  schwer  mufe  das  dem  Einzelnen  werden ,  der  sich  weit 
umfassende  wirtschaffcsgeschichtliche  Aufgaben  stellt  aus  dem  späteren 
Mittelalter  oder  gar  der  neueren  Zeit^  wo  schon  nach  wenig  Wochen  dem 
im  Archive  Arbeitenden  klar  wird,  dafs  er  vor  der  Alternative  steht, 
nach  bestem  Ermessen  d.  h.  im  Grunde  genommen  auf  gut  Glück  heraus- 
zugreifen oder  JahrCf  Jahrzehnte,  ja  ein  Leben  daran  zu  setzen.  Wenn 
ich  überdenke,  wie  frischweg  man  sich  manchmal  wirtschaftsgeschichi- 
liche  Aufgaben  stellt,  wie  selbst  Anfänger  auf  eigenen  und  fremden  An- 
trieb dieses  schwierige  Gebiet  betreten,  gar  mit  Vorliebe  das  so  schwer 
verständliche  Mittelalter  wählen,  wie  unreife  und  unbrauchbare,  ja  un- 
nütze Arbeiten  manchmal  Lob  und  Anerkennung  finden»  ja  wie  Kinzel^g 
der  Besten  ihre  Hand  ausstrecken  nach  Früchten,  die  noch  nicht  ge- 
pflückt werden  können ,  so  will  es  mich  bedünken ,  dafs  diese  Schwierig- 
keiten zu  gering  geschätzt  werden,  dafs  man  nicht  genügend  erwägt  die 
Gröfse  der  Aufgabe  und  die  Tragweite  der  Mittel,  dafs  man  vor  aBen 
Dingen  die  Erfolge  mehr  schätzt  nach  der  Quantität  als  der  Qualität 
Und  doch  sollten  gerade  die  Staatswi  äsen  Schäften  darauf  halten ,  dafs  die 
Besultate,  die  sie  als  wissenschaftliche  vorlegen,  auch  solche  sind,  nicht 
die  Meinungen  des  Tages »  übertragen  auf  die  Vergangenheit,  Diese  will 
und  fioU  ausschlief sli oh  in  ihrem  eigenen  Lichte  gesehen  werden.  So 
allein  kann  sie  bildend  wirken  und  die  Lehrmeisterin  der  Gegenwart 
werden. 

Jena,  den  21.  März   1883^). 


1)  Im  G^runde  frenammeD  ist  «a  annötig ,  vielleicht  »ber  doch  empfohlomwert ,  hier 
ausdrücklich  hiuznxiifügen ,  dafs  ich  durch  da»  oben  Abgegebene  Urteil  über  Scbmnl' 
englische  Il«ndel3poUtik  den  Refereuteii  der  Beaeke-Stlftung,  den  von  mir  hoch  ver- 
ehrten verstorbenen  Professor  Pauli,  in  keiner  Weise  berührt  erachte.  Es  kann  io 
derartigen  Fällen  die  Aufgnbe  dea  Referenten  tiiebt  sein ,  sich  in  eioe  in*s  Elnsetna 
gehende  Kritik  etu«ulasften  Bütte  Prüf.  Pauli  es  thun  wollen,  so  würde  er  wi&nigstens 
in  den  von  mir  besprochcucD  Kapitetn  nus  Mangel  an  ihm  lUgäDgUchem  Material  Besal^ 
täte  »icht  habeu  ersielen   konneu. 
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I. 

Die  neuen  preursisohen  Beamtengesetze. 

1)  Gesetz,  betr.  die  Abänderang  des  Pensionsgesetzes  vom  27.  März  1872,  d.  d.  31.  März 
1882;  2)  Gesetz,  betr.  die  Fürsorge  fUr  die  Witwen  und  Waisen  der  anmittel- 
baren SUatsbeamten  d.  d.  20.  Mai  1882. 

Eingeleitet  von  Ladwig  Elster. 

Das  BeamtenyerhältDiB  kann  seine  Beendigung  finden  bei  Lebzeiten 
der  Beamten  und  durch  den  Tod  derselben.  Im  ersteren  Falle,  wenn 
die  Auflösung  des  Beamtenyorliältnisses  bei  Lebzeiten  erfolgt,  hat  in  der 
Kegel  der  Berufsbeamte  einen  Anspruch  auf  fortdauernde  Gewährung  yon 
Lebensunterhalt,  einen  Anspruch  auf  Pension ;  hört  das  Beamtenyerhältnis 
mit  dem  Tode  auf,  so  äufsert  es  auch  dann  bei  Berufsbeamten  Nach- 
wirkungen auf  die  Hinterbliebenen,  namentlich  auf  die  Frau  und  auf  die 
Kinder.  Diese  yerschiedene  Pensionsberechtigung  hat  ihre  gesetzliche 
Regelung  yor  allem  durch  die  Staatsdienergesetze  dieses  Jahrhunderts 
gefunden  ^).  Diese  mannigfachen  anfangs  getroffenen  Bestimmungen  haben 
jedoch  im  Laufe  der  Zeit  weitere  Veränderungen  und  Yerbesserungen 
erfahren,  so  noch  yor  Kurzem  bei  uns  in  Preufsen  durch  die  beiden 
weiter  unten  zum  Abdrucke  gebrachten  Gesetze,  auf  deren  Bedeutung 
an  dieser  Stelle  hingewiesen  werden  soll. 

1)  Zunächst  kommt  das  Gesetz,  betr.  die  Abänderung  des 
Pensionsgesetzes  yom  27.  März  1872,  yom  31.  März  1882 
in  Betracht.  Bei  Besprechung  dieses  Gesetzes  mag  ein  kurzer  Bück- 
blick  auf  die  Entwickelung  des  Pensionswesens  in  Preufsen  gestattet  sein. 

Die  erste  Regelung  der  Pensionen  erfolgte  durch  das  Pensionsregle- 
ment für  den  Ciyilstaatsdienst  yom  30.  April  1825  *).  Dieses  Beglement 
setzte  fest,  dafs  ein  besonderer  Pensionsfonds  durch  Beiträge  der  Staats - 
diener  gebildet  werde,  aus  welchem  die  Pensionen  zu  zahlen  seien.  £s 
wurde  somit  eine  eigene  Anstalt  —  eine  Art  Versicherungsanstalt  — , 
die  unter  staatlicher  Leitung  stand,  geschaffen.  Vom  1.  Januar  1868  ab 
sind  jedoch  diese  Pensionsbeiträge  der  Civilstaatsdiener  aufgehoben,  und 
durch  das  Gesetz  yom  27.  März  1872  (G.-S.  8.  268)  ist  eine  anderweitige 
Regelung  des  Pensionswesens  erfolgt.  Die  Staatspensionskassen  sind  in 
Wegfall  gekommen  und  die  Zahlung  der  Euhegehalte  wird  als  eine  yer- 
schobene  Gehaltszahlung  betrachtet.  Nach  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes yon  1872  wird  den  unmittelbaren  Staatsbeamten  und  den  Lehrern 


l)Cf.  Oeorg  Meyer:  Lebrbach  des  deutschen  Staatsrechts,  Leipzig  1878 
8.  884  fg.,  vor  allem  §  151,  Anm.  2. 

2)  Cf.  V.  Kamptz's  Annalen.  Bd.  XVI.  8  843  fg.;  weiterhin:  Bech  stein 
das  kSnigl.  preafs.  Zivil-Pensions  -  Reglement  mit  AUeg.  der  dasselbe  erläuternd.  Be- 
stimmungen (Berlin  1850).  Dieses  Regl.,  zu  dem  später  noch  verschiedene  Abänder- 
ungen und  Ergänzungen  kamen,  ist  durch  die  Gesetzsammlung  nicht  publiziert  worden. 
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an  höheren  TJnteTrichtsangtalten  mit  Aussolilurs  der  üniTersitäten  beim 
Ausscheiden  aus  dem  Dienst  eine  Pension  gewährt«  Die  Voraussetzung 
zur  Fensionierung  ist  eiDgetretene  Dienstunfilhigkeit  und  in  der  Kegel 
eine  mindestens  10  jährige  Dienstzeit  Der  Pensionsbetrag  wird  nach 
dem  zuletzt  bezogenen  Dieu steinkommen  bestimmt  und  nach  der  Dienst- 
zeit in  der  Weise  bemessen,  dafs,  wenn  die  Versetzung  in  den  Ruhestand 
nach  ToUendetem  zehnten,  jedodi  vor  Tollendetem  elften  Dienstjahre  ein- 
tritt, fl  des  Gehaltes  beträgt;  von  da  ab  steigt  die  Pension  mit  jedem 
weiter  zurückgelegten  Dienstjahre  um  -^^  des  Dien  st  einkomm  ens ;  eine 
Steigerung  über  den  Betrag  von  f  J  dieses  Einkommens  hinaus  findet 
jedoch  nicht  statt, 

DaÄ  neue  Gesetz  (G.-S.  1889>  S.  133)  hat  an  den  Hauptprinzipieu 
des  Gesetzes  von  1872  nichts  geändert.  Es  ist  zunächst  bestimmt,  daf« 
die  Pension ,  wenn  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  nach  ToDendetem 
zehnten,  aber  vor  vollendetem  elften  Dienstjahre  eintritt,  ^^  des  Dienst- 
einkommens  beträgt  und  von  da  ab  mit  ^^^  steigt;  über  den  Betrag  von 
^^  des  Einkommens  hinaus  ündet  eine  Steigerung  nicht  statt. 

Diese  Ändemng  hat,  wie  der  Berichterstatter  der  Kommission  im 
Herrenhause  Dr.  Dernburg  mit  Recht  hervorhob*)»  zunächst  eine 
eminent  humane»  dann  aber  auch  eine  hervorragend  politische  Bedeutung. 
Während  nach  dem  Gesetze  von  1872  die  volle  Pension  von  f  des  Ge- 
haltes dem  Beamten  erst  zugewendet  wird ,  wenn  er  in  den  siebenziger 
Jahren  steht,  so  wird  jetzt  nach  dem  neuen  Gesetz  die  volle  Pension 
ihm  bereits  in  den  secbsziger  Jaliren  zu  teil.  Dadurch  wird  gerade  den 
älteren  Beamten  eine  auTserordentliche  Wohlthat  erzeigt.  Die  politische 
Bedeutung  des  Gesetzes  aber  tritt  darin  zu  Tage,  dafs  auf  diese  Weiae 
der  Staat  von  Beamten  ,  die  nicht  mehr  vollständig  ihren  Aufgaben  ge- 
wachsen sind,  entlastet  werden  kann.  In  der  Begründung  des  bez.  Ge- 
setzentwurfes *)  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs  die  Thatsache,  dafs  viele 
Beamte  weit  über  denjenigen  Zeitpunkt  hinaus  im  Staatsdienste  verbleiben, 
bis  zu  welchem  sie  die  Fähigkeit  besitzen  die  Pflichten  ihres  Amtes  in 
vollem  Umfange  zu  erfüllen,  emsüicho  Scbwierigkeiten  einer  nach  allen 
Richtungen  dem  öffentlichen  Interesse  entsprechenden  Gesohäftsfiiliruii^ 
bereitet  habe.  Nur  wenige  bevorzugte  Naturen  bewahren  sich  bis  in  die 
«iebenziger  Jahre  die  Frische ,  sowie  die  Energie  der  Initiative ,  welche 
für  die  höheren  Ämter  am  wenigsten  zu  entbehren  ist.  Hierüber  sich 
selbst  zu  täuschen,  werden  aber  auch  pilichttreue  Beamte  nur  zu  sehr 
geneigt  sein,  so  lange  sie  bei  ihrem  Übertritt  in  den  Ruhestand  nicht 
die  Gewähmng  einer  Pension  zu  erwarten  haben,  welche  für  ihren  Lebens- 
unterhalt und  denjenigen  ihrer  Familien  insoweit  ausreichend  ist,  dals  sie 
nicht  in  Folge  des  Ausscheidens  aus  dem  Amte  sich  sohweren  Entbehr* 
ungen  unterwerfen  müssen.  Letzteres  ist  aber  bei  der  grofsen  Mehrzahl 
aller  Beamten  der  Fall,  wenn  ihre  Pension  noch  irgend  erheblich  hinter 
dem  Maximum    zurückbleibt.     Daher    schieben    sie  den  Termin  der  Pen* 


1)  Vergl.  Stcn.  liertclite  Über  die  VcihandJuiif^en  des  nerrfjnbwu»«».  1882.   I.  Bd.  S.  €5* 

2)  V«rgl    Stofi.   Berichte   über  die  VerhiiDdlungeii  des  Herren  haus««.     1888,     \l  M 
S.   108  fg. 
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sionierung  immer  weiter  hinaus.  —  Um  nun  die  hieraus  erwachsenden 
ünzuträglichkeiten  zu  beseitigen,  ist  die  Änderung  des  §  8  erfolgt. 

Dabei  konnten  jedoch  gewisse  finanzielle  Bedenken  nicht  verkannt 
werden.  Zur  Verminderung  derselben  ist  nun  gleichzeitig  die  Bestimmung 
des  ersten  Absatzes  des  §  16  des  Fensionsgesetzes ,  nach  welcher  bei 
Berechnung  der  Dienstzeit  der  Beamten  diejenige  aufser  Berücksichtigung 
bleibt,  welche  yor  den  Beginn  des  18.  Lebensjahres  fallt,  auf  die  Dienst- 
zeit zwischen  dem  vollendeten  17.  und  20.  Lebensjahre  ausgedehnt. 
[Dieselbe  Bestimmung  fand  sich  im  oben  erwähnten  Pensionsreglement 
vom  30.  April  1825  (§  9).]  In  Folge  dieser '  Änderungen  der  §§  8 
und  1 6  ist  die  jährliche  Mehrbelastung  der  Staatskasse  mit  Civilpensionen 
auf  c.  1,700,000  M.  veranschlagt;  diese  Höhe  wird  jedoch  erst  nach 
einer  längeren  B^ihe  von  Jahren  erreicht  werden. 

Die  weiteren  Änderungen  des  Gesetzes  von  1872,  welche  unten 
durch  den  Druck  hervorgehoben  sind  (§  1,  Abs.  3  und  §  30)  sind  dem- 
selben hier  zur  Sprache  gebrachten  politischen  Beweggrunde  erwachsen. 
Wenn  auch  zu  erwarten  ist,  dafs  die  in  Folge  hohen  Alters  dienstunfähig 
gewordenen  Beamten  bei  Gewährung  günstigerer  Pensionsansprüche  we- 
niger als  bisher  abgeneigt  sein  werden,  in  den  Buhestand  zu  treten, 
so  ging  man  trotzdem  bei  Erlafs  des  neuen  Gesetzes  mit  Hecht  davon 
aus,  dafs  es  auch  jetzt  an  solchen  Beamten  nicht  fehlen  würde,  welche 
ungebührlich  zögern ,  ihre  Pensionierung  nachzusuchen.  Es  erschien 
daher  als  im  Staatsinteresse  liegend,  die  vorhandenen  Yorschriften  dahin 
abzuändern,  dafs  diejenigen  zur  Erfüllung  ihres  Amtes  unfähigen  nicht 
richterlichen  Beamten,  denen  ein  Anspruch  auf  Bewilligung  des  Höchst- 
betrages der  Pension  zusteht,  unfreiwillig  in  der  nämlichen  Weise  pen- 
sioniert werden  können,  wie  wenn  die  Versetzung  in  den  Buhestand  von 
ihnen  selbst  nachgesucht  wäre. 

Auch  diese  Bestimmung  wird  als  vollkommen  berechtigt  anerkannt 
werden  müssen  und  das  um  so  mehr,  wenn  man  den  starken  Andrang 
in  jene  Lebensstellungen  berücksichtigt.  — 

2)  Noch  bedeutsamer  als  das  Pensionsgesetz  erscheint  das  unten  an 
zweiter  Stelle  abgedruckte  Gesetz,  betr.  die  Fürsorge  für  die 
Witwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten 
vom  20.  Mai  1882  (G.-S.  S.  288).  Li  allen  wesentlichen  Punkten 
schliefst  sich  dieses  Gesetz  den  Yorschriften  des  Beichsgesetzes  vom 
20.  April  1881,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und 
Waisen  der  Reichsbeamten  der  Zivilverwaltung  (R.-G.-Bl. 
S.  85  fg.)  an.  Man  legte,  und  sicher  mit  Recht,  entscheidenden  Wert 
darauf,  dafs  die  Beamtenverhältnisse  im  Reiche  und  in  Preufsen  ein- 
heitlich geregelt  werden.  Die  folgende  Elritik  des  bez.  preufsischen  Ge- 
setzes kann  daher  gleichzeitig  auch  als  eine  Kritik  des  Reichsgesetzes 
vom  20.  April  1881,  das  in  diesen  „Jahrbüchern"  keine  besondere  Be- 
rücksichtigung gefunden  hat,  angesehen  werden. 

Schon  seit  langer  Zeit  hat  man  es  in  Preufsen  als  Aufgabe  des 
Staates  betrachtet  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten Sorge  zu  tragen.  Durch  Friedrich  IL  wurde  im  Jahre  1775 
(Patent   und    Reglement   vom    28.    Dezember)    die    königliche    all- 
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gemeine  Witwen-Verpflegungäansialtzu  Berlin  ole  Oegeii- 
saitigkeitsan stall  unier  Staats garantie  ;sum  Teil  auä  populationistiacliea 
Gründen   iu^  Leben  gerufen. 

Ursprünglich  war  dieses  Institut  eine  för  jeden  beliebigen  Teilnehmer 
ohne  Unterschied  des  Standes,  ja  selbst  ftir  Ausländer,  offen  sieheDde 
Sozietat  zn  dem  Zwecke,  den  Frauen  der  Soxien,  wenn  sie  Witwen 
werden ,  oder  auch  anderen  unverheirateten  oder  verwitweten  Personen 
weiblichen  Geschlechts«  nach  dem  Tode  des  bestimmten  Dritten,  als  de« 
fingierten  Ehemannes,  gewisse  lebenslängliche  Pensionen  zu  sichern 
Als  sich  jedoch  allmählich  zeigte^  dafs  die  zu  gründe  gelegt^u  Ber 
nun  gen  auf  falschen  Grundsätzen  über  die  Mortalität  beruhten,  als 
halb  die  Anstalt  in  erheblichen  Schaden  geriet,  wurde  der  Beitritt  zu 
dieser  Kasse  zunächst  eine  Zeit  lang  auf  bestimmte  Beamtenkategorien, 
dann  später  (K  0.  vom  27,  Februar  18S1  und  6,  Juli  1R38)  auf  alld 
pensionsberechtigten  vmmittelbaren  Staatsbeamten  und  die  Assessoren  bei 
den  ProvinzialverwaltungB-  und  Gerichtsbehörden  beschränkt  Bas  In- 
stitut verwandelte  sich  hierdurch  allmählich  in  eine  reine  Staatsanatalt, 
deren  VorschrilWn  durch  das  Gesetz  vom  17,  Mai  1856  (G.-S,  S.  477) 
von  neuem  geregelt  wurden.  Zum  Beitritt  verptlichtet  waren  nur  Khe- 
männer,  und  zwar: 

a)  alle  Zivilbeamten  mit  einem  pensionsfahigen  Gehalt  von  über 
7öO  M.; 

b)  die  im  eigentlichen  Seolsorgeramt  angestellten  GeistHohen ; 

c)  die  an  höhereu  8chulan»talten ,  Schullehrerseminarien  und  den 
allgemeinen  Stadtschulen  augestellten  Lehrer. 

Unbedingt  ausgeschlossen  waren  : 

a)  Männer  über  60  Jahre ; 

b)  Männer,  die  unter  21  und  Männer,  deren  Frauen  unter  16  Jahre 
alt  sind; 

o)  Seefahrer; 

d)  die  mit  einer  chroniaohen  Krankheit,  welche  einen  nahen  Ted 
befürchten  lafst.  Behafteten. 

Bedingt  ausgeschlossen  waren : 

a)  3iänner  von  46  bis  unter  50  Jahren,  wenn  sie  über  29, 

b)  Männer  von   50  bis  unter  55  Jahren,  wenn  sie  über  24, 

c)  Männer  von   55  bis  unter   60  Jahren,  wann  sie   über   19, 

d)  Männer  von  60  Jahren,  wenn  sie  über  14  Jahre  älter  sind  als 
ihre  Ehefrauen. 

Die  Beiträge  der  Beamten  richteten  sich  nach  dem  Alter  des  Mannes 
und  der  Frau  und  der  Höhe  der  versicherten  Summe  nach  Mafsgab« 
eines  festgestellten  Tarifs.  Dir-  jährliche  Witwenpensiou  belief  sich  auf 
76^ — 1500  M,;  bei  Beamten,  deren  Gehalt  750  >[.  niclit  überstieg,  kounie 
die  Wilwenpensioo  höchstens  150  M.  betragen.  Starb  der  Manu  vor  Ab- 
lauf dreier  Jahre  nach  der  Kezeptiou^  so  erhielt  die  hinterlassene  Witw« 


gar  keine  PeDsion  ,    bezw. 


und 


derselben ,   je  nachdem  der  Mann 


t)  er.    von    Rönne:    D«s   SUntsreclit   der    preuTä.    Monarcble. 
(Lpsg.   1883)  B    566  fg. 
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im  ersten,  zweiten  oder  dritten  Jahre  verstorben  war.  Endete  der  Mann 
durch  Selbstmord,  so  erhielt  die  Witwe  nur  die  Hälfte  der  Pension. 
Die  Witwenpension  wurde  der  Witwe  bis  zu  ihrem  Tode  gezahlt.  Ver- 
heiratete sich  die  Witwe  wieder  so  erhielt  sie  während  der  Dauer  der  Ehe 
nur  die  halbe  Pension,  es  sei  denn,  dafs  sie  eine  Prämie  vorzog,  welche, 
wenn  die  betr.  Witwe  unter  dreifsig  Jahre  alt  war,  eine  vierjährige, 
wenn  sie  über  40  Jahre  alt  war,  eine  dreijährige  Pension  betrug.  — 
Die  Versicherung  von  Waisenpensionen  feind  nicht  statt  Nur  wenn  eine 
versicherte  Witwe  sich  wieder  verheiratete,  erhielten  die  unmündigen  Kin- 
der erster  Ehe  zusammen  die  Hälfte  der  Pension  bis  zum  zurückgelegten 
zwanzigsten  Lebensjahre  oder  bis  zum  Tode  der  Mutter,  wenn  dieser 
früher  erfolgte.  — 

Dieses  System  der  landesgesetzlichen  Reliktenversorgung  erschien  schon 
seit  längerer  Zeit  wegen  der  mit  ihm  untrennbar  verbundenen  Mängel 
als  zum  mindesten  reformbedürftig.  Bereits  in  den  Motiven  zu  dem 
Reichsgesetze,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Reichs- 
beamten ^)  wurde  diese  preufsische  Einrichtung  verworfen  und  folgende 
sicherlich  beachtenswerten  Einwendungen  gegen  dieselbe  erhoben : 

a)  Indem  die  Höhe  der  zu  versichernden  Witwenpension,  wenn  auch 
in  gewissen  Grenzen,  in  das  Belieben  der  Beamten  gestellt  wird,  unter- 
liegt es  auch  der  Entscheidung  des  einzelnen  Beamten,  in  welchem  um- 
fange er  an  dem  der  Witwenkasse  zu  leistenden  Staatszusohufs  partizi- 
pieren will.  Der  Staat  hat  aber  lediglich  ein  Interesse  daran,  dafs  den 
Witwen  seiner  Beamten  eine  bestimmte,  ihre  Subsistenz  sichernde  Minimai- 
Einnahme  garantiert  wird;  jede  darüber  hinausgehende  Fürsorge  läfs  eine 
Beteiligung  der  Staatskasse  nicht  als  gerechtfertigt  erscheinen  und  wird 
daher  der  freien  Entschliefsung  des  Beamten  selbst  zu  überlassen  sein. 

b)  Die  lediglich  nach  den  Grundsätzen  in  der  Lebensversicherungs- 
wissenschaft nach  Mafsgabe  des  Alters  bezw.  der  Altersunterschiede  der 
Eheleute  abgestuften  Witwenkassenbeiträge  belasten  die  Beamten  von  glei- 
cher Dienststellung  und  gleichem  Diensteinkommen  in  ungleichmäfsiger 
Weise  und  die  Höchsbesoldeten  verhaltnismäfsig  am  geringsten.  Diese 
Nichtberücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  tritt  noch  mehr  darin  zu 
Tage,  dafs  der  Beamte  nach  seiner  Pensionierung  und  trotz  der  dadurch 
bedingten  Verminderung  seines  Einkommens  die  Beiträge  in  gleicher  Höhe 
fortzuentrichten  hat,  wie  z.  Z.  seiner  Aktivität. 

c)  Die  Fürsorge  beschränkt  sich  auf  die  Witwen  und  läfst  die  Waisen 
unberücksichtigt.  Wenn  der  Staat  seine  Beamten  zwingt,  einer  bestimm- 
ten Versorgungsanstalt  beizutreten,  so  wird  es  als  ein  berechtigter  Wunsch 
der  Beamten  anzuerkennen  sein,  dafs  dagegen  die  Versorgungsanstalt  für 
seinen  Todesfall  die  Sicherstellung  nicht  nur  des  notdürftigen  Unterhaltes 
seiner  Ehefrau,  sondern  auch  der  Erziehung  seiner  Kinder  übernimmt. 
Denn  nicht  jeder  Beamter  ist  in  der  Lage  neben  den  Witwen kassenbei- 
trägeu  noch  die  Prämien  für  eine  zweite  Versicherung  zu  Gunsten  seiner 
Kinder    zu   zahlen.     Allerdings   bietet   das  System   dem   in  beerbter  Ehe 


1)   Sten.    Ber.    über    die    Verhaodlnngen    des   Reichstages.      4.    Legislaturperiode., 
IV.  Session  1881.     III.  Band.     Anlagen  in  den  Verhandlungen  8.  186. 
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lübenden  Beamten  die  Möglichkeit^  auch  für  seioe  Kinder  in  gewieseo 
GronsseD  dafür  zu  sorg'tm,  dais  er  als  Witweupensioii  einen  höheren  Be- 
ti*ag  versichert,  ale  er  es  thun  würde,  wenn  er  Kinder  nicht  zu  versor- 
gen hätte.  Ton  dieser  Äashülfe  Gebrauch  'in  machen »  wird  »ich  jedoch 
der  Beamte  schwer  ent^chliersen,  da  sie  in  nicht  seltenen  Fallen  versag 
Denn  die  Zahluug  der  yersicherten  Rente  ist  nicht  nur  davon  abhängig, 
dafd  die  Ehefrau  den  Beamten  überlebt,  aoDdern  sie  hört  auch  mit  dem 
Tode  der  Witwe  auf. 

Diese  mit  dem  ganzen  System  aufs  engste  verbundenen  Mängel  haben 
ea  als  rataam  erscheinen  lassen,  nicht  nur  nach  der  einen  oder  anderen 
Seite  hin  zu  reformieren,  sondern  gänzlich  mit  diesem  System  zu  bre- 
chen. Die  Frage  war  nunmehr  die,  welche  fiinrichtung  an  Stelle  jener 
als  mangelhaft  erkannten  zu  setzen  sei.  Aufser  dem  bisher  in  Preufsen 
zur  Anwendung  gebrachten  System  lassen  sich  noch  zwei  andere  unter- 
scheiden : 

1)  der  Beamte  leistet  keine  Beiträge;  nach  seinem  Tode  wird  der 
Witwe  und  den  Kindern  eine  Quote  entweder  des  Gehaltes»  oder  der 
erdienteu  Tension  des  verstorbenen  Beamten  als  Unterstiitaung  verab- 
reicht. Dieses  System  gilt  u.  a.  in  Sachäen- Weimar  '),  Sachseu-MeiniD- 
g»n*)  und  Elsafs-Lothringen  '); 

2)  sämtliche  Beamte  fein  sohl  iefalich  der  unverheirateten  und  der  kiö- 
derlosen  Witwer)  haben  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  nach  Mafagabe 
ilireg  Dienste!  n kommen»  bezw.  ihres  Kulicgehaltes  zu  entrichten,  wogegen 
ihren  Hinterbliebenen  der  Anspruch  auf  gesetzlieb  &xierte  Bezüge  zu- 
steht. Dieses  System  gilt  u.  a.  in  Sachsen*),  Württemberg''),  Baden  ^''), 
Hessen  '). 

Diese  beiden  letztgenannten  Systeme  haben  gemeiDsam,  dafa  die  Wit- 
wenpension in  ein  beHtimmles  Verhältnis  zu  dem  Gehalte,  bezw.  zu  der 
Pension  der  vorstorbeueu  Beamten  gesetzt  wird,  dafs  auch  die  Waifien 
berücksichtigt  worden,  und  zwar  entweder  gemeinschaftlich  mit  der  Witwe 
oder  neben  derselben  bis  zu  einem  gewissen  Lebensalter,  Ein  wesent- 
licher Unterschied  zwischen  beiden  Systemen  aber  besteht  darin ,  da(ä 
nach  dem  einen  der  Staat  auf  jede  Beteiligung  der  Beamten  vernichtet» 
während  nach  dem  anderen  die  Beamten  Witwen-  und  Waiaeugeldbei- 
träge  zu  leisten  verpflichtet  sind,  die  verheirateten  Beamten  wie  die  nn- 
verhei rateten  nach  Mafsgabe  ihres  Diensteinkommeua  oder  ihres  Huhege* 
holtes. 

Das  Koicb  wie  nunmehr  auch  Preiifsen ,  beide  haben  dieses  leütte 
System  adoptiert,  wie  aus  dem  unten  zum  Abdruck  gebrachten  preufsi- 
Bchen   Geaetire  hervorgeht.     Die  Bestimmungen  dieses  Gesetses    sind    der^ 


1)  Siichstiii  WeiniÄf,  Oes    vom  6.   April   1821 

2)  ^ftrhsea'Müiiijnjjjßn,  Gen.  vmm  27     Febriiax  1872, 

3)  El.'uirs-Lotliriiigc?!!,  Oüs    vom   24.  Ueisomber  1873. 

4)  Siichscii,  Oüs.   vom   7    ÜL  1835  uu«l   9.   IV.   1872. 

5)  Württemberg ,    Verfji^surifrjini'kunde    vom   25.  September  1819    §.   bO ;    Ges.  vtioi 
28.  Juni  1876, 

6)  Baden,  Statut  vojji  28.  Jani  1810  5  Didier  Edikt  vom  30  Jahuat  1819;  Ges.  rom 
23,   Jiini   lB7ß, 

7;  Hessen,  Ges«tse  vom   2.  Okt.   1808,  22,  .JftntiAr  1861   und  29    De«.   1874. 
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artig  angeordnet,  dafs  die  §§  1 — 6  die  Verpfliohtang  zur  Entrichtang  von 
Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  regeln,  die  §§  7 — 20  die  Zahlung  von 
Witwen-  und  Waisengeld  aus  der  Staatskasse  bestimmen.  Die  §§  22,  23 
und  24  untersagen  den  zur  Entrichtung  von  Witwen-  nnd  Waisengeld- 
beiträgen verpflichteten  Beamten  fortan  den  Beitritt  zur  allgemeinen  Wit- 
wen-Yerpflegungsanstalt,  regeln  die  Befreiungen  von  der  Entrichtung 
von  Witwen-  und  Waisen geldbei trägen  und  setzen  den  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens des  Gesetzes  fest. 

Die  wesentlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  sind  folgende: 

Für  die  Witwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  wird 
eine  Staatspension  festgesetzt;  diese  besteht  für  die  Witwe  eines  Beamten 
in  einem  Dritteil  desjenigen  Betrages,  den  der  verstorbene  Gatte  beim 
Tode  als  Pension  bezogen  hat  oder,  wenn  er  zu  dieser  Zeit  pensioniert 
worden  wäre,  bezogen  haben  würde.  Bei  Wiederverheiratung  der  Witwe 
fällt  der  Pensionsbezug  fort.  Das  Waisengeld  beträgt  für  Kinder,  deren 
Mutter  lebt  und  z.  Z.  des  Todes  des  Beamten  zum  Bezüge  von  Witwen- 
geld berechtigt  war,  ein  Fünftel  des  Witwengeldes  für  jedes  Kind,  — 
für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  zur  Zeit  des  Todes  des 
Beamten  zum  Bezüge  von  Witwengeld  nicht  berechtigt  war,  ein  Drittel 
des  Witwengeldes  für  jedes  Kind.  Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Waisen- 
geldes erlischt  für  jede  Waise  mit  dem  Ablauf  des  Monats,  in  welchem 
sie  das  18.  Lebensjahr  vollendet,  in  welchem  sie  sich  verheiratet  oder 
stirbt  Dafür  bezahlt  jeder  Beamte  jährlich  3  ^/^  seines  Gehaltes.  Die 
Witwenpension  soll  nicht  weniger  als  160  M.  und  nicht  mehr  als  1600  M. 
betragen;  die  Beiträge  dafür  sollen  bei  einem  Diensteinkommen  von  über 
9  000  M.  und  bei  einer  Pension  von  über  5  000  M.  jährlich  nur  von 
diesen  Beträgen  berechnet  werden.  Alle  weiteren  Bestimmungen  sind  aus 
dem  unten  abgedruckten  Gesetz  zu  ersehen. 

Von  Vielen,  ja  man  kann  wohl  behaupten  von  der  grofsen  Mehr- 
heit, ist  dieses  Witwen  -  und  Waisenkassengesetz  mit  lebhafter  Freude 
begrüfst  worden.  Trotzdem  kann  m.  E.  eine  strenge  Kritik  diesem  allge- 
meinen Beifalle  sich  nicht  anschliefsen ;  jedenfalls  mufs  die  Yerbesse- 
rungsbedürftigkeit  dieser  neuen  Einrichtung  konstatiert  werden. 

Zu  dem  Behufe  werfe  ich  zunächst  die  Frage  auf:  wird  durch  das 
neue  Gesetz  die  Möglichkeit  einer  menschenwürdigen  Existenz  der  Be- 
amten -  Witwen  und  Waisen  gesichert  ?  Mit  andren  Worten :  genügen 
die  bez.  Pensionen ,  um  die  Fristung  des  Lebens  den  Witwen  und  Waisen 
zu  ermöglichen,  um  weiterhin  den  letzteren  die  notwendige  Erziehung 
angedeihen  zu  lassen?  Um  diese  Frage  zu  beantworten,  um  die  peku- 
niären Vorteile,  welche  die  Beamten-  Witwen-  und  Waisenpension  bietet, 
abzuschätzen,  will  ich  einige  Beispiele  vorführen,  welche  die  Bedeutsam- 
keit der  Einrichtung  darlegen  können. 

Ich  weise  in  erster  Linie  darauf  hin,  dafs  der  Witwe  und  den 
Waisen  eines  Beamten,  der  vor  Vollendung  einer  zehnjährigen  Dienstzeit 
verstirbt,  ein  Pensionsanspruch  nicht  zusteht.  Denn  da  das  Witwen - 
und  Waisengeld  nach  der  Pension  bemessen  wird,  zu  welcher  der  Be- 
amte berechtigt  gewesen  sein  würde,  wenn  am  Todestage  seine  Ver- 
setzung   in    den  Ruhestand  erfolgt  wäre,    so   besitzen    Witwen   und 
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»Ine  Peosioa: 
600    ,, 

W{nr«a|MMioii: 
275  M. 
200    ,, 

45«^    ^. 

i6o    ,. 

Waisen  Ton  Beamten,  welche  000h  nicht  zehn  Dienatjahre 
hinter  sich  haben,  da  die  Pensionsberechti  ^^nng  erst  mit 
Tolle  nd  etem  zehnten  Dienstjahre  bogißDt,  keinen  Hechti- 
anspruch  auf  Witwen-  oud  Waisengeld.  Ausgenommen  aller- 
dings den  Fall ,  dafs  die  dienstliche  Veranlassung  des  Todes  des  Beamten 
nach^nweisen  ist.  Freilich  kann  den  nnterBtutzuugsbedürftigen  Hinter- 
bliebenen auf  dem  Gnadenwege  geholfen  werden,  aber  ein  HechtBan* 
eprucb  auf  Pension  »teht  ihnen  nicht  zu.  Abgesehen  von  dieeem 
Fntlc  sind  auch  im  Übrigen  die  Pensionsbezüge  als  ausreichend  keine,^- 
weg»  anzusehen.  Einige  wenige  lieispiele  mögen  dieses  veranschaulichen. 
Es  stirbt  ein  verheirateter  Beamter  nach  vollendetem  zehnten  Dienst- 
jähre; 

»din  Geholt  betrog:        Wc»tiiiuiigBgeld«iiscbur«: 
1)  3000  M.  297  M 

«)  2tOO    „  197     ., 

3)  rsoo  „  297    ,. 
Stirbt  der  Beamte  nach  vollendetem  zwanzigsten  Ditnatjahre,  ao  er- 
geben  sich  folgende  Ziffern: 

seit]  G«9hiiJt   t>etru|^ :  Wohijuiigsigeldzusehiirs  :  Saine  Pension :  WitweDpeauot) : 

4)  6000  M.  493  M.  2706  M,  902  U. 
B)  4500  ,,  492  ♦.  3082  .,  694  „ 
8)  3000    „                                 492    M                             1455    -                       48s     - 

Diese  wenigen  Beispiele,  welche  ich  aus  der  bunten  Mannigfaltigkeit 
der  Fälle  ausgewählt  habe,  zeigen  aufs  dtiutlichste ,  dafs  d\v  neu  geschaf- 
fene Einrichtung  alö  völlig  befriedigend  nicht  bezeichnot  werden  kann 
Die  Witwen penaion  kann  1 60U  AL  nie  übersteigen ;  um  jedoch  diese 
Höhe  zu  erreichen ,  mufs  die  Pension  des  verstorbenen  Beamten  sich  auf 
4  800  M.  belaufen^  was  aber  erst  der  Fall  »ein  kann,  wenn  der  betr.  Be- 
amte 6  000  M.  Gehalt  bezog  (dazu  492  M,  durchschnittlichen  Wohnnngs- 
geldzuBchuiö)  und  vierzig  Jahre  dem  Staate  gedient  hat. 

Auch  das  Waisengeld  genügt  nicht,  um  den  notdürftigen  Unterhalt 
der  Waise  zu  decken.  Es  belauft  sich  die  Waiseuponsion  in  den  oben 
angeführten  BeiBpielen : 
wenn  die  MaUer  lebt  und  WitwQiipttUMoii   luzwiliL 


Ml.    1) 

«) 
3) 
4) 
5) 

e) 
Die   höchste 
Witwen  Pension) 


55  M.  -  Pf. 

40     „     —     n 

iSO       f,        40         H 

138  „  80  „ 

97      n      —      ,r 

Stufe    der    Waisen pension 
beziffert   sich    auf    320    M. 


66 

53 

300 

«3« 

t6i 

(entsprechend 
bezw.   wenn 


die  Mutter  gestorben  iit, 
9t  M.  67  Pf. 
•t    67    „ 
I*   33    .. 

»t    67    „ 
»t   33    t» 

M       67         „ 

den     1  600   If ' 
die   Mutter  tot 


ist  auf  533  M.  33  Pf.  Diese  Pension  wird  aber  sehr  selk*u  Äur  Auszah- 
lung gelangen,  weil  mit  den  erftjrderlicheu  Dienatjahren  des  Vaters  auch 
der  Zeitpunkt  immer  mehr  heranrückt,  in  welchem  die  Kinder  dem  Alter, 
bis  zu  welchem  Waisengeld  gezahlt  wird,  entwachsen.  Im  grofsen  Gan- 
zen wird  man  auch  hier  behaupten  können»  dafs  die  Waisen pension  kaum 
das  deckt,  was  zur  täglichen  Ernährung  des  Kindes  erforderlich  ist,  ge- 
achweige  denn ,  dafs  irgend  welcher  Aufwand  für  Erziehung  etc.  hierven 
bettritten  werden  kann. 

Es    ist   m.  £.    dringend   erforderlich   auf   das    Ua^tireieheiide    diesef 
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neuen  BeBÜmninDgen  hinzuweisen,  darzuthun,  dafs  mit  der  seitens  des 
Staates  gezahlten  Witwen-  und  Waisenpeusion  die  wirtschaftliche  Sicher^ 
Stellung  der  Beamten -Witwen  und -Waisen  in  den  weitaus  meisten  Fal- 
len nicht  erzielt  wird.  Können  höhere  Pensionen  aus  finanziellen 
Gründen  nicht  gewährt  werden,  so  durfte  doch  die  weitere  Frage  aufge- 
worfen werden,  ob,  im  Hinhlick  auf  das  Unzulängliche  der  Staatspensionen, 
nicht  dem  Staate  die  Pflicht  obliegt,  seinen  Beamten  den  Beitritt  zu  so- 
liden Lebensversicherungsgesellschaften  zu  erleichtem.  Bekanntlich  hat 
die  deutsche  Beichspostyerwaltung  s.  Z.  diesen  Weg  eingeschlagen;  sie 
hat  Verträge  mit  den  gröfsem  Lebensyersicheruogsanstalten  abgeschlossen 
und  dadurch  mannigfache  Erleichterungen  ihren  Beamten  verschafft  Wenn 
der  Staat  diesem  Vorbilde  folgte,  dann  würden  sich  mancherlei,  hier 
nicht  weiter  zu  erörternde  Vorteile,  den  Beamten  bieten;  ja,  ich  glaube 
hinzufügen  zu  können,  dafs  eine  derartige  versuchte  und  vom  Staate  be- 
günstigte SicherstelluDg  der  Beamtenfamilie  mit  dazu  beitragen  würde 
jene  alte  Leistungsfähigkeit  und  sittliche  Tüchtigkeit  des  preufsisch-deutschen 
Beamtentums  zu  erhalten.  Wenn  Gerber,  und  sicherlich  mit  Recht  be- 
tont, dafs  es  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  sei,  heute  zu  konstatieren,  dafs 
die  unermefsliche  Entwickelung  und  Kultur  des  deutschen  Volkes  in  den 
letzten  fünfzig  Jahren  zum  grofsen  Teil  auf  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
beruht,  so  glaube  ich,  dafs  es  andemseits  auch  unsere  Pflicht  ist  diesen 
um  die  Nation  so  hoch  verdienten  Stand  in  wirtschaftlicher  Beziehung  zu 
heben  oder  doch  zum  mindesten  die  dringendste  Not  von  ihm  fernzu- 
halten. Das  aber  geschieht  durch  das  neue  Gesetz  betr.  die  Fürsorge  für 
die  Witwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  in  wirklich  be- 
friedigendem Mafse  nicht. 

Zum  Schlufs  mögen  noch  zwei  andere  Punkte  zur  Sprache  gebracht 
werden,  die  mehr  technischer  Natur  sind. 

Bekanntlich  ist  die  Höhe  der  zu  gewährenden  Witwen  -  und  Waisen- 
pension abhängig  gemacht  von  der  Dienstpension  des  Beamten,  die  mit 
den  Dienstjahren  anwächst.  Hierdurch  hat  man  in  die  bez.  Berechnungen, 
welche  angestellt  werden  mufsten,  die  Frage  der  Wahrscheinlichkeit  des 
Invalidwerdens  eingemischt.  Die  Folge  hiervon  war,  dafs  die 
ganze  Rechnung  nicht  allein  erheblich  erschwert  sondern 
auch  wesentlich  unsicherer  gemacht  worden  ist.  Man  hat 
eine  mehr  oder  minder  unbekannte  Gröfse  in  die  Berechnung  eingeführt, 
was  m.  £.  besser  vermieden  worden  wäre.  Nur  für  die  Eisenbahnbeamten 
und  für  die  Bergleute  läfst  sich  die  Wahrscheinlichkeit  des  Invalidwerdens 
leidlich  sicher  feststellen,  in  allen  anderen  Berufsarten  sind  die  betr.  Er- 
hebungen noch  durchaus  mangelhaft. 

Hätte  man  die  Höhe  der  Pension  der  Witwen  und  Waisen  einfach  vom 
Gehalte  des  Beamten  abhängig  gemacht,  wie  solches  z.  B.  in  Bayern,  in 
Sachsen-Weimar  ^)  etc.  geschehen  ist,  so  wäre  die  ganze  Berechnung  er- 
heblich vereinfacht.  Es  handelte  sich  in  diesem  Falle  nur  um  die  Lebens- 
wahrscheinlichkeit ,  nicht  um  die  unbekannte  Invaliditätswahrscheinlichkeit. 

1)  So  belttuft  sieb  z.  B.  die  Witwenpension  in  Sachsen •  Weimar  auf  *\^  des  Dienst- 
einkommens,  welches  der  verstorbene  Ehemann  während  der  letaten  Zeit  seiner  AlitiTit&t 
Tom  Staate  bezogen  hat. 
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WeuD  üä  in  deti  Motiveu  ssum  Reiohagesüt^e  ht^irst;  „Die  Peüsiou^  welche 
ein  Beamter  zur  Zeit  seines  Todes  verdient  hat,  erscheint  als  die  ge* 
cignetste  ünterlagü  für  die  Normierung  des  Witwengeldes,  weil  bei  dieser 
BerechüUDgsWüiee  nicht  nur  der  letzte  Gehalt,  sondern  auoh  die  Länge 
der  Zeit,  innerhalb  deren  er  seine  Kräfte  dem  Keichsdieugt  gewidmet  and 
für  welehe  er  Witwen-  und  Waisengeld- Beitrage  zur  Eeichakasse  ent- 
richtet hat,  in  dem  Betrage  der  Beliktenpensionen  entsprechende  Berück- 
sichtigung fijxdet  *)**,  —  80  ist  damit  m.  E,  dieses  eingeschlagene  Ver- 
fahren nicht  im  geringsten  gerechtfertigt«  da  gar  nicht«  im  Wege  steht 
die  Witwenpension,  auch  wenn  &ie  nach  dem  Gehalte  berechnet  wird, 
nach  einer  gewissen  Skala  mit  der  Dienstzeit  steigen  zu  lassen.  Ich  be- 
datiere  die  befolgte  Berechnungsweise  um  so  mehr,  weil  ich  glaube,  dafs 
die  bez.  Fensionssätze  weit  gfinstiger  für  die  Wittwen  der  Beamten  gewor* 
den  waren ,  wenn  man  nur  mit  bekannten  und  nicht  auch  mit  roUig 
unbekannten  Grofsen  gerechnet  hätte. 

Die  Beiträge,  welche  die  Beamten  zu  zahlen  haben,  sind  festgestellt 
auf  Grund  eines  Gutachtens,  welches  s.  Z.  von  einem  Beamten  der  preufsi- 
sehen  Allgemeinen-  W^itwen-  Verflegungs  -  Anstalt  Dr.  Wegen  er  fiir  dos 
Reiohsgesetz  abgegeben  ist.  In  diesem  Gutachton  behauptet  W.,  dafs 
sich  das  numerische  Verhältnis  zwischen  Ehen  und  Witwen  auf  1  000: 
565  belaufe,  d.h.  daf«^  auf  1  tioo  Ehen  565  Witwen  kommen.  (8t  B* 
1881.  III.  Bd,  162).  Der  Verf.  stellt  diese  Behauptung  auf  gestützt  auf 
die  Erfahrungen  der  preufsi scheu  Allgemeinen  Witwen  -  VertlegUDgaau* 
stalt.  Da  mir  dieses  Verhältnis  auffallend  hoch  erschien,  so  habe  ich  bei 
gelegentlicher  Prüfung  verschiedener  grofser  Elementarlehrer witwenkassen, 
die  im  Beharrungsgustaude  waren,  diesen  Punkt  besonders  verfolgt,  stets 
aber  höchstens  das  Verhältnis  wie  100  :  33  gefunden.  In  dem  vor  kurzem 
erschienenen  Aufsatz  von  D  robisch  , «Bericht  über  die  bei  der  dies^ 
jährigen  Revision  der  Leipziger  Uni versitäta  -  Witwen  •  und  Waisenkaase 
angewandten  Kechuungsmethoden  ^Y*  kommt  auch  er  auf  dieses  Verhältnis 
zu  sprechen  und  bemerkt,  dafs  Brune  i.  J.  1866  Heym  mitgeteilt  habe, 
dafs  die  pr.  allgem.  Witweuverpfleguugs- Anstalt  ungefähr  23  OOO  Ehe- 
paare und  8  000  Witwen  zähle.  Ea  kam  also  damals  durchschnittlich 
auf  drei  Ehepare  eine  Witwe  und  dieses  Verhältnis,  das  auch  ich  ge- 
fimden,  *oUeii  nach  Heym  auch  andere  Witwenkassen  im  Bebarrongszu- 
stand  zeigen.  Ob  daher  jene  Wegener^sche  Voraussetzung  als  richtig 
anzusehen  ist,  ist  mir  noch  sehr  zweifelhaft.  Ich  bemerke,  dafs  Price 
in  seinen  Observations  on  reversionary  payments  (3  Ausg,  1773)  aller- 
dings zu  ühnlicheii  Zahlen  kam,  indem  er  für  die  Gesamtheit  der  Pfarrer 
und  Professoren  in  Schottland  nach  17  jährigem  Durchschnitt  die  Zaiil 
der  stehendeu  Ehen  zu  667,  und  die  der  Witwen  zu  380  angab;  er 
konstatiert  somit  das  Verhältnis  von  7:  4.  Gaufs^)  benutzte  dieses 
Verhältnis  bei  der  Berechnung  der  Göttinger  Witwenkasse.     Damals  ina 


1)  St.  13.  aber    die  Verh.  des  Reich^tAjje*.  4,   Log.  4.  Se**.   1881,  lU.  Bd    S.  S9K 

2)  Iti  den  Berichten    über    dio  Verhandluo^en  der  Kgl.  aficlis,  Oesellseh.  d-  Wii 
»uhafteD   ru  Leipr.i)7      Mxtb.  pliysiache  Kinase  1883.     S,  70, 

S)  Ct'.  Anwcnduiif;   der  WAbi^cheinlichkeiUrochnun^    nul  die  Bestimmiuii:  der  Bilftni 
fiir  WitwcQki*^seu  in  C  F.  Gaufs  Werkcu  Bd.  IV  8.  145. 
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diese  Vorsicht  völlig  berechtigt  gewesen  sein,  da  es  an  wirklich  zuver- 
lässigen Erfahrungen  aus  einem  ausgedehnten  Kreise  fehlte;  auch  heute 
sind  noch  nicht  genügende  Ermittelungen  angestellt,  doch  ist  das  Material 
vorhanden  y  um  zu  annährend  sichern  Ergebnissen  gelangen  zu  können. 
Ich  hoffe  demnächst  in  der  Lage  zu  sein,  weitere  Angaben  hierüber 
machen  zu  können. 

Sollte  sich  aber,  wie  ich  vermute,  herausstellen,  dafs  diese  Wege- 
n  er 'sehen  Feststellungen  unrichtig  sind,  so  dürfte  damit  wahrscheinlich 
auch  zugleich  der  Nachweis  zu  fuhren  sein,  dafs  die  Beiträge  der  Beam- 
ten zu  hoch  berechnet  sind,  bezw.  dafs  höhere  Pensionen  gewährt  werden 
können,    als  durch  das  Gesetz  den  Witwen  und  Waisen  zugesagt  sind.  — 


Fensions- Gesetz  vom  27.  März  1872  in  der  durch  die  Novelle^) 
vom  31.  März  1882  abgeänderten  Fassung. 

(O.-S.  1872  S.  268;  1882  S.  133.) 

(Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  31.  März  1882  sind  durch  den  Druck 

hervorgehoben.) 

Wir  Wilhelm,  von  Oottes  Onaden  König  von  Preufsen  etc.  verordnen ,  mit  Zustim- 
mung beider  Häuser  des  Landtages  Unserer  Ifonarchie,  was  folgt: 

§.  1.  Jeder  unmittelbare  Staatsbeamte ,  welcher  sein  Diensteinkommen  aus  der 
Staatskasse  bezieht ,  erhält  aus  derselben  eine  lebenslängliche  Pension,  wenn  er  nach 
einer  Dienstzeit  von  wenigstens  zehn  Jahren  in  Folge  eines  körperlichen  Gebrechens 
oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistigen  Kräfte  zu  der  Erfüllung  seiner 
Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist,  und  deshalb  in  den  Ruhestand  versetzt  wird. 

Ist  die  Dienstunfähigkeit  die  Folge  einer  Krankheit,  Verwundung  oder  sonstigen 
Beschädigung,  welche  der  Beamte  bei  Ausübung  des  Dienstes  oder  aus  Veranlassung 
desselben  ohne  eigene  Verschuldung  sich  zugezogen  hat,  so  tritt  die  Pensionsberechtigung 
auch  bei  kürzerer  als  zehnjähriger  Dienstzeit  ein. 

Bei  Btaatsminiatem ,  welche  aus  dem  Btaatsdienite  ausfeheiden ,  ist  eingetretene 
Dienfltnnf&higkeit  nicht  Yorhedingting  des  Anipmohs  auf  Peniion.  Diese  Bestimmung 
findet  gleichfidls  Anwendung  auf  diejenigen  Beamten,  welche  das  fftnfnndsechsigste 
Lebensjahr  vollendet  haben. 

§.  2.  Die  unter  dem  Vorbehalte  des  Widerrufs  oder  der  Kündigung  angestellten 
Beamten  haben  einen  Anspruch  auf  Pension  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  nur  dann, 
wenn  sie  eine  in  den  Besoldungsetats  aufgeführte  Stelle  bekleiden. 

Es  kann  ihnen  jedoch ,  wenn  sie  eine  solche  Stelle  nicht  bekleiden ,  bei  ihrer  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  eine  Pension  bis  auf  Höhe  der  durch  dieses  Oesetz  bestimm- 
ten Sätze  bewilligt  werden. 

§.  8.  Die  bei  den  Auseinandersetzungsbehörden  beschäftigten  Ökonomiekommissa- 
rien und  Feldmesser,  sowie  die  bei  den  Landesmeliorationen  beschäftigten  Wiesenbau- 
techniker und  Wiesenbaumeister  haben  nur  insoweit  einen  Anspruch  auf  Pension ,  als 
ihnen  ein  solcher  durch  den  Departementschef  besonders  beigelegt  worden  ist 

Wie  vielen  dieser  Beamten  und  nach  welchen  Diensteinkommensätzen  die  Pensions- 
berechtigung beigelegt  werden  darf,  wird  durch  den  Staatshaushalts-Etat  bestimmt  Für 
jetzt  bewendet  es  bei  den  hierüber  durch  Königliche  Erlasse  gegebeneu  Vorschriften. 

§.  4.  Das  gegenwärtige  Oesetz  findet  auch  auf  die  Oberwachtmeister  und  Gendar- 
men der  Landgendarmerie  Anwendung;  dagegen  erfolgt  die  Pensionierung  der  Offiziere 
der  Landgendarmerie  nach  den  für  die  Offiziere  des  Reichsheeres  geltenden  Vorschriften. 

§.  5.  Beamte,  deren  Zeit  und  Kräfte  durch  die  ihnen  Übertragenen  Geschäfte  nur 
nebenbei  in  Anspruch  genommen,  oder  welche  ausdrücklich  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit 
oder  für  ein  seiner  Natur  nach  vorübergehendes  Geschäft  angenommen  werden,  erwerben 
keinen  Anspruch  auf  Pension  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 

1)  Die  Novelle  ist  hinter  diesem  Gesetz  abgedruckt 
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Darüber «  ob  eine  Dienststeiluiig  eine  solche  ist*  dtSi  tie  die  Emt  uod  Kraft«  eiues 
Beamteti  ritir  nebenbei  in  Anspruch  tittnmt ,  «ntscbeidet  mit  Ausachlur»  dos  Rechiswe|;«t 
die  dem  Heamt«»  vorgeseUte  Diensibeborde. 

^,  6.     Auf  die  Lehrer  an  den  Univortitäten  ist  dieses  Gesetz  nicht  anwendbar 

Dngegeu  sind  die  Bestimmimi^n  deikHulben  anzuwenden  Rttf  AÜt  Lehrer  und  BeAtnteo 
an  Gymnasien  ,  Prof^ymna&ien ,  RealschuJeii ,  Sehunehrer-SemiiiRrien  ,  Taubstummen'  nod 
Bündenan.^talten  ^  KuD!<t*  und  böberen  BOrgerAchulefi.  Weij^on  Aufbrinj^ng  der  Pension 
für  dielenigen  unter  ihnen,  deren  Pension  nicht  nus  allf^emeinen  Staatj^fonds  zu  gewähren 
ist,  kommen  die  Vorsebnfteii  der  Verordnung  vom  28.  Mai  1846  (Geseta-Samml.  S.  214) 
sur  Anwendung. 

§.  7.  Wird  aufser  dem  im  zweiten  Absatx  den  §.  1  beseichneieu  Falle  ein  Beaxnfear 
vor  VolJendung  des  xehDten  Difluätjahres  dienstuufähig  nnd  deshalb  in  den  Ruhestand 
versGtiJt,  so  kunn  demselben  bei  vorhandener  Bedürftigkeit  mit  Königlicher  Genehmigung 
eine  Pension  entweder  auf  bestimmte  Zeit  oder  lebenslänglich  bewilligt  werden. 

%  S  1 ).  Sie  Pension  botragt,  wenn  die  Versetinng  in  dtn  Btüieitand  naeli  voll- 
•ndetem  sehnten,  jedoch  vor  vollendetem  elften  Biens^ahre  eintritt,  ^^(«o  and  stei^ 
▼on  da  ab  mit  jedem  weiter  surückgelegten  Dienstjahre  nm  i  ^^  des  in  den  §§.  10 
bis  12  bestimmten  Diensteinkommens. 

Ueber  den  Betrag  von  *^^^  dieses  Einkommens  hinaus  findet  eine  Stei^enutg' 
nicht  statt 

In  dem  im  §.  1  Absat*  2  erwähnten  Falle  betragt  die  Pension  **  «y,  in  d«m 
Falle  des  §    7  höchstens  ^^  ^^  des  vorbeseichneten  Diensteinkommens. 

§.  Ö.     Bei  jeder  Pension  werden  Uberschieli^eude  Thalerbrüch<5   aut  volle  Thaler 
gerondet. 

§.   10.     Der  Berechnung    der  Pension    wird  das  von    dem  Beamten  siiletst  beaug 

gesamte  Diensteinkommen  ,    soweit    es    nii:ht    %nr  Bestreitung    von  Repräsentalioiis*    oder 

DienstHufwandsikosten  gewahrt  wird,  nach  Mafsgabo  der  folgenden  näheren  Bestimmnngen 

EU  Grunde  gelegt*): 

l>  Feat!»tchet}du  Diüijstentuluuiente,  iiAmeullieli  freie  Dienstwohnung,    sowie    die  Anstatt 

dert^elben  gewährte  Mieth^entscliädiguiig ,    Peuerungs-  und  Erleuchtuog«niaterial,  Na^ 

tur!i|be7.Ugc    an   Getreifle  ,  Winterfutter  u.  s,   w,  ♦  sowie  der  ErtrRg  von  I)icn*t|*rund- 

stflekcn  kommen   nur  insoweit  xur  Anrechnung >,    als  deren  Wert  in  den  Besoldung«- 

etat»  auf  dio  GeMbi»soIduug  des»  Beamten  in  Rechnung  gestellt ,    oder    zu  einem  b«^ 

stimmton  Geldbetrags  jn.h  an rcehnutig« fähig  bezeichriet  ist. 
2)  DiunstemülutncntL»,  welche  ihrrr  Natur  nach  steigend  und  fallend  sind,  werden  nach 

den  in  den   Besoldungsctats  oder  sonst  bei  Verleihung    des  Rechte  auf  diese  Emolu- 

mente  deshalb  getroffenen  Fostsctsungen  und    in  Ermangelung  solcher  Festsetzungen 

nftch    ihrem  durcbscbnittlichen  Betrage    während  der   drei    letaten  Kalenderjahre  vor 

dem  Jahre^  in  welchem  die  Pension   festgeseiKt  wird,  Aur  Anrechnung  gebracht 
0)  BloHi  xußilHgc  Dietiaiteinküufte  ,    wie   widerruf)  1  che  Tantieme ,    Kommt s*iontrgebuhren, 

au Ijierord entliehe  Remunerationen.  Grntiäkattonen  und  dergleichen  kommen  nicht  sur 

Berechnung. 
4)  Pas.  ge»amto    «ur  Berechnung   su    leiehonde  l>iensteinkammen    einer  Stelle    darf  den 

Betrag    dos  höchsten  Normgehalts  derjenigen  Dionstkatcgorie ,    ta  welcher  dto  2!»teUe 

gebeert,  nicht  iibersteigeu. 

Ohne  diese  Betcbrinknng  kommen  Jedoch    solche  Gchaltsteile  oder  Bcsoldungs- 

xulagon ,   welche  sur  Ausgleichung    eines  von  dem  betrefleuden  Beamten   fn  früherer 


I )  Frühere  Fassung  : 

Die  Pen»ioii  beträgt,  wenn  die  Versctsung  in  den  Ruhestand  nach  vullcndetem  zehn- 
ten, jedfuh  vor  vollendetem  elftem  Dlenstjabro  eintritt,  **Up  "ttd  steigt  von  da  ab  mit 
jedem  weiter  zurückgelegten  Dions^ahre  um  *|,^  des  in  den  §§.  10—18  bestimmten 
Diensteinkommens. 

Ueber  den  Betrag  von  **\^^  dieses  Einkommens  hinaus  findet  ^ne  Stetgernog 
nicht  statt. 

In  dem  tm  §  1  Absata  2  erwähnten  Falle  beträgt  die  Pension  ^^\^^i  in  dem  Falle 
des  §,  7  höchstens   ^^Ig^  des  vorbezeichneten  Dienateinkommenü. 

S)  Wegen  Anrechnung  des  Wohnungsgeldzuschui^ses  ef.  §.  6  des  Ges,  vom  12.  Mai 
1873 ,  betr.  die  Gewährung  von  Wahnungsgeldauschilssen  an  die  unmittelbaren  Staats- 
beamten. 
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Stellung  bezogenen  DiensteinkommenB  demselben   mit  Pensionsberecbtigang  gew&hrt 

sind,  snr  vollen  Anrechnung. 
5)  Wenn  das  nach  den  Bestimmungen   dieses  Paragraphen  ermittelte  Einkommen  eines 

Beamten  insgesamt  mehr  als  4000  Rthlr.    beträgt,   wird   von   dem  aberschiefsenden 

Betrag  nur  die  Hftlfte  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  11.  Ein  Beamter,  welcher  früher  ein  mit  einem  höheren  Diensteinkommen  ver- 
bundenes Amt  bekleidet  und  dieses  Einkommen  wenigstens  ein  Jahr  lang  besogen  hat, 
erhftlt,  sofern  der  Eintritt  oder  die  Versetzung  in  ein  Amt  von  geringerem  Dienstein- 
kommen nicht  lediglich  auf  seineu  im  eigenen  Interesse  gestellten  Antrag  erfolgt  oder 
als  Strafe  auf  Grund  des  §.  16  des  Gesetzes  ,  betreffend  die  Dienstvergehen  der  nicht 
richterlichen  Beamten  u.  s.  w.,  vom  21.  Juli  1852  (Gesetz-Samml.  S.  465),  oder  des  §.  1 
des  Gesetzes,  betreffend  einige  Abfinderungen  des  Gesetzes  über  die  Dienstvergehen  der 
Richter  vom  7.  Mai  1851  u.  s.  w. ,  vom  22.  Mftrz  1856  (Gesetz-Samml.  S.  201)  gegen 
ihn  verhängt  ist,  bei  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  nach  Mafsgabe  des  frühe- 
ren höheren  Dieusteinkommeus  unter  Berücksichtigung  der  gesamten  Dienstzeit  berech- 
nete Pension;  jedoch  soll  die  gesamte  Pension  das  letzte  pensionsberechtigte  Dienstein- 
kommen nicht  übersteigen. 

§.  12.  Das  mit  Nebenämtern  oder  Nebengeschäften  verbundene  Einkommen  be- 
gründet nur  dann  einen  Anspruch  auf  Pension,  wenn  eine  etatsmäfsige  Stelle  als  Neben- 
amt bleibend  verliehen  ist. 

§.  18.  Die  Dienstzeit  wird  vom  Tage  der  Ableistung  des  Diensteides  gerechnet. 
Kann  jedoch  ein  Beamter  nachweisen ,  dafs  seine  Vereidigung  erst  nach  dem  Zeitpunkte 
seines  Eintritts  in  den  Staatsdienst  stattgefunden  hat,  so  wird  die  Dienstzeit  von  diesem 
Zeitpunkte  an  gerechnet. 

§.  14.  Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  kommt  auch  die  Zeit  in  Anrechnung,  während 
welcher  ein  Beamter: 

1)  unter  Bezug  von  Wartegeld  im  einstweiligen  Ruhestand  nach  Mafsgtfbe  der  Vor- 
schriften des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1862  %.  87  Nr.  2  (Gesetz-Samml.  S.  465),  der 
Erlasse  vom  14.  Juni  1848  (Gesetz-Samml.  S.  153)  und  24.  Oktober  1848  (Gesetz- 
Samml.  S.  338)  und  der  Verordnung  vom  28.  September  1867  §.  1  Nr.  4  (Gesetz- 
Samml.  S.  1619),  oder 

2)  im  Dienste  des  Norddeutschen  Bundes  oder  des  Deutschen  Reichs  sich  befunden 
hat,  oder 

3)  als  anstellungsberechtigte  ehemalige  Militärperson  nur  vorläufig  oder  auf  Probe  im 
Civildienste  des  Staats ,  des  Norddeutschen  Bundes  oder  des  Deutschen  Reichs  be- 
schäftigt worden  ist,  oder 

4)  eine  praktische  Beschäftigung  anfserhalb  des  Staatsdienstes  ausübte,  insofern  und 
insoweit  diese  Beschäftigung  vor  Erlangung  der  Anstellung  in  einem  unmittelbaren 
Staatsamte  behufs  der  technischen  Ausbildung  in  den  Prüfungsvorschriften  ausdrück- 
lich angeordnet  ist,  oder 

5)  als  Lehrer  (§.  6)  das  vorgeschriebene  Prob^ahr  abhielt. 

§.  15.     Der  Civildienstzeit  wird  die  Zeit  des  aktiven  Blilitärdienstes  hinzugerechnet. 

§.  16 1).  Die  Dienitieit,  welehe  vor  den  Beginn  des  einnndswaniigiten  Lebeni- 
jahres  fUlt,  bleibt  anfser  Berechnung. 

Nur  die  in  die  Dauer  eines  Krieges  fallende  und  bei  einem  mobilen  oder  Ersatz- 
truppenteile abgeleistete  Militärdienstzeit  kommt  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter  zur 
Anrechnung. 

Als  Kriegszeit  gilt  in  dieser  Beziehung  die  Zeit  vom  Tage  einer  angeordneten  Mo- 
bilmachung, auf  welche  ein  Krieg  folgt,  bis  zum  Tage  der  Demobilmach ung. 

§.  17.  Für  jeden  Feldzug,  an  welchem  ein  Beamter  im  Preufsischen  oder  im 
Reichsheer  oder  in  der  Preufsischen  oder  Kaiserlichen  Marine  derart  Teil  genommen  hat, 
dafs  er  wirklich  vor  den  Feind  gekommen  oder  in  dienstlicher  Stellung  den  mobilen 
Truppen  in  das  Feld  gefolgt  ist,  wird  demselben  zu  der  wirklichen  Dauer  der  Dienstzeit 
Ein  Jahr  zugerechnet. 

Ob  eine  militärische  Unternehmung  in  dieser  Beziehung  als  ein  Feldzug  anzusehen 
ist,  und  inwiefern  bei  Kriegen  von  längerer  Dauer  mehrere  Kriegsjahre  in  Anrechnung 
kommen  sollen,  dafür  ist  die  nach  §.  28  des  Reichsgesetzes  vom  27.  Juni  1871  (Reichs- 
gesetzbl.  S.  275)  in  jedem  Falle  ergehende  Bestimmung  des  Kaisers  mafsgebend. 

1)  Frühere  Fassung  des  Abs.  1  des  §.  16:  Die  Dienstzeit,  welche  vor  den  Beginn 
des  achtzehnten  Leben^ahres  fällt,  bleibt  auläer  Berechnung. 
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Für    die  Ver^iLiiKeiilioit  bewendest    i-*  bei  den  bloiüber   durch  Königliche  Krikaai  ge* 
gi^botjen  Vorscbrifleu. 
§.  18.     J>te  Zeit 

a)  eititf»  FestutigBarrestos  rou  oiui&hriger  and  tlugeror  Dftoerf  »owte 

b)  der  KnQ^ä^efiingenscb»fk 
kaiiu  uur  unter  besonderen  Um&tändeu  mit  Königlicber  Genehintji^unj^  ungerechnet  w«r 

§.    19^     Mit  Köuiglicber  Geuehmigmig  kann  Kukunftiß  bei  der  Ans  teil  nng  nmcb 
gttbt!  der  Hestitnmiuigeu    In  den  §§.  19  bis  18  ungesichert  und  b«i  den  jeut  bereila  An- 
^Q«»tcUteu  Jingereclinet  werden: 
1)  dte  Zeit,  vrährend  welcher  ein  Beamter 

i)  501  es  im  in-  oder  Au f^l finde  iits  Sachwalter  oder    Nottir  fungiert^  im  Gemeinde-« 
Kirchen-  oder  Schuldienste,  im  ätindischen  Dienste,  oder  im  Dioiisl«  eitler  lau- 
dosberrlicben  Haus-  oder  llofverwaltung  sich  befunden,  oder 
b)  im  Dienste  eines  fremden  Staates  gestanden  hat; 
S)  die  Zeit  praktischer  Beschäilignng  aufs^erhalb  des  Staatsdienstes  ^   insofern  und  inso- 
weit   diese    Beschäftigung    vor    Erlangung    der    Anstellung    in    «inem    unmittelbar«ii 

Staats  Amte  herkömmlich  war. 

Die  Anrechnung  der  unter  1.  erwähnten  Besehäffcfgung  mnfa  erfolgen  bei  denjeuigeu 
Bejimten,  welche  mit  den  im  Jahre  1866  erworbenen  Laude&teilen  in  den  unnuttelbaren 
StaatscMctist  übernommen  worden  sind,  sofern  dio.^elben  auf  diese  Anrechnung  nach  den 
bis  dahin  für  sie  mufts  geben  den  Pensionsvorschnflen  einen  Rechtsanspruch  halten. 

%.  SO,  Zum  Erweise  der  DienstunfEhigkeil  eines  seine  VerMtxung  tn  den  Ruhestand 
nach flucheo den  Beamten  ist  die  Erkl&rung  der  demselben  unmittelbar  vorgesetzteo  Dienst- 
behörde erforderlich  ^  dafä  sie  nach  päichtmäfäiigem  Ermessen  den  Beamten  für  unilhig 
halte,  seine  Amtspflichten  ferner  zu  erfüllen. 

Inwiewdt  noch  andere  Beweismittel  zu  erfordern ,  oder  der  Erkl&rung  der  unmittel- 
bar vorgesetzten  Behörde  entgegen  für  ausreichend  su  erachten  sind ,  hiingt  von  dem 
Ermessen  der  über  die  Versetzung  in  den  Euliestand  entächeideudou  Behörde  ab. 

§.  21.  Die  Bestimmung  darüber,  ob  und  «u  welchem  Zeitpunkte  dem  Antrage  ejnes 
Beamlen  auf  Verletzung  in  den  Ruhestand  stuttzugcben  ist ,  erfolgt  durch  den  Deparfe- 
ments-Chef.  Bei  denjenigen  Beamten^  welche  durch  den  König  zu  ihren  Ämtern  ernannt 
worden  sind ,  ist  die  Genehmigung  des  Königs  zur  Versetzung  in  den  Ruhestand  er- 
forderlich. 

§.  28;  Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  welche  Pension  einem  Beamten  bei  seiner 
VerE>etzun^'  in  den  Ruhes^tand  zusteht »  erfolgt  durch  den  Departements -Chef  in  Gemeia> 
Schaft  mit  dem  Finanzniinistcr. 

§.  SB.  Geigen  diese  Entscheidung  (§  2S)  steht  dem  Beamten  nur  die  Beschrettnog 
des  Rechtsweges  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes,  beireffend  die  Erweiterung  des  Reciitsweges« 
vom  24^  Hai  1861   (Ge!»eu  Samml    ».  241)  uSeu 

g,  tA.  Die  Verletzung  in  den  Ruhestand  tritt ,  sofern  nicht  auf  den  Antrag  oder 
mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  Henmten  ein  früherer  Zeitpunkt  fe$»tgesetzt  wird,  mit 
dem  Ablauf  de^  Vierte ljahre>?  ein,  welches  auf  den  Monat  folgt,  in  welchem  dem  Beamten 
die  Entscheidung  Über  ^ine  Versetzung  in  den  Bubestand  und  die  Hohe  der  ihm  etwa 
zustehenden   Pension  (§.  2%)  bekannt  gemacht  worden  ist 

§.   25.      Die    Pensionen  werdeo  nui»at)tch  im  vuraus  gezahlt. 

§.  26,  Das  Recht  auf  den  Boztig  der  Pension  kann  weder  abgetreten  noch  verpflLn- 
dct  werden. 

In  Ansehung  der  Bosch  Ingnahme  der  Pensionen  bleiben  die  bestehen  den  itesüm- 
mungen  in  Kralt, 

§.  27.     Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Peufiion  ruht; 

1)  wenn    ein  Pensionür    das  Deutsche  ludigenat']  verliert,    bis    lu  etwaiger  WU 
langung  desselben ; 

2)  wenn  und  so  lange  ein  Pensionär  im  Beichs^  oder  Staatadienste  ein  Dlensteinkomtnen 
bc/.ielii,  insoweit  als  der  Betrag  dieses  neuen  Dionsteinkommens  unter  Hinzurechnang 
der  Pension  den  Betrag  des  von  dem  Beamten  vor  der  Pensionierung  beiogeiten 
Diensteinkommens  übersteigt. 


1)  Reiehsverfassnng  vom  16.  Aprü  1871  Art  3  (R.G.Bi.  S.  64)  nnd  Gesetz  über 
die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes«  und  StaaUan gehörigkeit  vom  1.  Juni  18T0 
(R.G.BI.  8.   355). 


Xation&lökonomiscbe  OejietBgebiuig, 
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§.  28.  Ein  PeiisioriAr,  welcLor  in  eine  lui  sich  znr  Pcimian  berechtigende  Stellung 
des  unmittelbArcn  StKJitsdjenstes  wieder  eingetreten  ist  (§,  27  Nr,  2),  erwirbt  für  den  FrU 
des  2uriicktretens  in  den  Kahe^tHud  den  Aosprnch  Muf  Gewahrnnif  einer  uucb  MafägAbe 
seiner  nnrnnebrigen  verlJintjerten  Dieu>tzeit  und  des  in  der  neuen  Stellung  bezogenen 
Dienste  in  kommen«^  bereelmetcn  Pension  nur  dann^  wenn  die  neu  binzutretende  Dienstzeit 
wenigsten»  ein  Jahr  betragen   hat. 

Mit  der  Gewährung  eiuer  hietnaeh  neu  berechneten  Pension  nillt  bis  auf  n»'he  des 
Hetrages  derselben  das  Recht  auf  den  Bering  der  frtiher  bezogcnou  Pension  hinweg. 

Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Feusioiiär  im  Deutseben  Reichsdien^te  eine  Pension  erdienL 

§.  29.  Die  Einziehung,  Kürzung  oder  Wiedergewähruug  der  Pension  aaf  Grund  der 
Bestimmungen  in  den  §§.  27  und  8g  tritt  mit  dem  Beginn  demjenigen  Mociats  ein,  welcher 
auf  das  eine  solche  Yerftndening  nach  sich  ziehende  Kreignif«  folgt. 

Im  Fülle  vorübergehender  Best-häfligung  im  Reichs-  oder  im  Staatsidienste  gegen 
Täige^^elder  oder  eine  anderweite  Entschädigung  wird  die  Pension  für  die  ersten  sechs 
Monate  dieser  BeachJiftignng  unverkürzt,  dagegen  vom  siebeoteu  Monate  ab  nur  au  dum 
nach  den   vorstehenden   Bestimmungen   ziilä^Higcn  Betragt'  gewährt* 

g.  30.  Sucht  ein  nieht  richterlicher  Beamter ,  weleher  diui  fdsfündseehngite 
Ii^ben^jahr  vollondet  hat,  seine  Versetziing  in  den  Buheitand  nicht  nach,  so  kann 
dieie  nach  Anhörung  des  Beamten  tinter  Beobachtung  der  Vorschriften  dei  §§.  20  if. 
dieses  Gesetzes  in  der  nämlichen  Weise  verfügt  werden,  wie  wenn  der  Beamte  seine 
Pensionierong  selbst  beantragt  hätte. 

Im  übrigen  behält  es  in  Ansehung  der  unfrei  willigen  Vertetiung  in  den  Buhe- 
stand und  des  dAhei  stattfindenden  Verfahrens  bei  den  Bestiminungen  in  den  §§  56 
bis  64  des  Gesetiei,  betreffend  die  Dienstvergehen  der  Richter  nnd  die  unfrei  will  ige 
Versetsung  derselben  auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Buhestand,  Tom  7.  Hai  1851 
(Gesets- Samml.  21fi|  und  in  den  §§.  88  bis  93  des  Oesetses,  betreffend  die  Dienstver- 
gehen der  nicht  richterlichen  Beamten,  die  Verseilung  derselben  auf  eine  andere 
Stelle  oder  in  den  Buhestand  ^  vom  21  Juli  1852  (Gesets  -  Samml.  8.  405)  seiii  B«- 
wenden. 

Wird  hieruaeb  gem&ls  |.  90  dea  tetxterwfthnien  Gesetses  von  dem  Recbt^miLte)  des 
Rekurses  an  das  StaaLsministerium  Gebrauch  gemacht,  so  lätift  die  set'bsmunatlithe  Frist 
«ur  An.stelluiig  der  Klage  wtijjcn  unrichtiger  Festsetzung  des  Penaiof]shotnvRe&  (§.  2  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Erweiterung  des  Rechtsweges^  vom  24.  Mai  ISGU  Gesetss-Samnil 
S.  241)  erst  von  dem  Tage,  an  welchem  dem  Beamten  die  Entscheidung  des  Staataniini- 
»teritims  bekannt  gemacht  ist. 

§,  31  ninterlftrst  ein  Pensionär  eine  Wilwe  oder  eheliche  Nnclikommen ,  »o  wird 
die  Pension  noch  flir  den  auf  den  Sterhcmonat  folgenden  Monat  gozaht. 

An  wen  die  Zahlung  folgte  bestlfiimt  die  Provinsialbehörde.  auf  deren  Etat  die  Peii- 
!<iion  übernommen   war* 

Die  Zahlung  der  Pension  fßr  den  auf  den  Sterhcmonat  tiilgi^nden  Monat  kann  auf 
V^erlSigung  dieser  Behörde  auch  dann  stattfinden,  wenn  der  Veratnrheiu*  Fltern,  Gefuhwi- 
itcr»  GoÄchwlsterkinder  oder  Pflegekinder ,  deren  Ernl^hrer  er  gewesen  ist,  in  nudürfLig. 
ki'il  hinlerljirst,  oder  wenn  der  Nacblafs  nicht  ausreicht,  um  die  Kosten  der  ict«ten  Krank- 
heit und  der   Beerdigung  7.n  decken« 

J>er  tlbiür  d<eu  8terbemonat  hinaus  gewährte  einmonatliche  Betrag  der  Pension  kann 
jiicht  Gegenst»nd  cini^r  Beschlngnahinc  sein, 

§  32.  ist  die  nach  Mafsgabo  dieses  GesetÄCs  bemessene  Pension  geringer  tils  die 
Pensinn,  welche  dvm  BeutiUen  hütte  gewährt  werden  müssen,  wenn  er  am  31.  Marx  1872 
nach  den  bis  dahin  liir  ihn  geltenden  Bestimmungen  jjonsionicrt  worden  wäre^  so  wird 
diese  IciliRore  Pension   an  Stelle  der  erstcren  bewilligt 

§.  33.  Den  in  Folge  der  Aurhchung  der  Patrimonialgericbtsbarkoit  ans  dem  Privat- 
garichtadienst  in  den  unmittelbaren  Staatsdienst  übernoniniencn  oder  bereite  vor  dieses 
Aufhebung  in  den  unmittelbaren  Staatsdienst  übergegangenen  Hoamten  wird  die  Zeit  des 
Privatgerichtsdionstes  nach  TSlafsgabc  der  Bestimmnngoti  des  gegen w Artigen  Gesctaes  an- 
gerechnet. 

Den  vormals  Schlc'jwig- Holsteinischen  Beamten  wird  die  Zeit,  welche  sie  als  be- 
eidigte SckrctÄre  oder  Volontäre  bei  den  Oberbeamten  Angebracht  habcn^  bei  Feststellung 
ihrer  Dieastzeit  mit  angerechneL 

I  34.  Die  Zeit,  wührend  welcher  ein  Beamter  in  den  neu  erworbenen  Landestci* 
len    oder   ein    mit  einem  solchen  Laudesleile  übeniommener  Beamter  auch   in  einem  au- 
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Uttrvii  Teil«!  des  Lande»,   welchem   seioe  Heimut  vor  d«tr  Verein i^ting  mit  Prenfs«!!  mnigfi'  ^ 
hört  liftC ,  im  anmittelbaren  Dienste  der  dfriniili^en  l«AndeshefTii(-bAft  gebunden  hmt ,  wird 
in  lUlDti  Fälleii  bei  der  Peniionieniug:  tiAch  Mafsgikbe  des  fcog^nwürtigen  Q«8etsces  in  As- 
rechiiuni^  gebracht. 

S  96^  Htn!»tcbUich  der  HobensoUerDScbeii ,  [n  den  Preul^iacbeti  Hüuttsdictiat  fib«- 
nommeiten  Beamte u  bleibctn  die  Beüttmmuugen  unter  Kr  S  und  3  des  Erlasses  rem 
)G.  AifmiBt   1864  fOe»etZ'8Amml    IS&fi  S.  83)  in  Kraft. 

§    36,      Zusicbt^nti^ün  ,  welche  in  Bezug  auf  derrinstige  Bewilliguug  voa   Pe 
aii  ciuftßlDc  üeamte    oder  Kategorien  von  Heamtfii  durch    den  Konig  oder  eiueo  de 
nbtur  gemacht  wiirdeti   sind«  bleiben  in  Kraft. 

Doch  finden  aoT  Üeumte,  hin>)chtlich  deren  durch  Staat» TertrSg«  die  Bewilligung  ruii 
Pen!*ioni?n  nach  doti  Grund^Ütxeii  fremdl und i sicher  Pensionfibestlmmungeo  sagesicheirt  wor- 
den i»tf  dit;  Vör»chnfleri  de>  gegenwärtigen  Qe»etse$  insoweit  Anwendong  ,  al»  jtie  für 
die  Beamten  günstigrr  »lud. 

§  37.  Die  im  §,  79  de«  GemeüieA ,  betreffend  die  Verfassung  and  Verwaltung  4w 
Htftdte  and  Flecken  In  der  Proviiis  Schleswig-HulsteUi ,  vom  14.  April  1B69  (Geael*- 
8ammK  8.  598)  festgeütellt^  VerpHichtung  der  Staatskasse  i&ur  anteiligen  ITbemahnie  der 
Pensionen   «tiUlti&chftr  Beamten  wird  durch  das  i^egenwärtig««  G«seta  nicht  berührt 

%,  38      Dat  gegenwärtige  Q<?sttz  tritt  mit  dem  1.  April  1S7S  in  Kraft.      Mit  dieic« 
Zeitpuiikti*  treten  ,   «oweit    tticht   durch  §.  8S  Auftnahmeu  bedingt  werden ,  alle  den  %*| 
schriiYen    diefe«  Go5Gt;tes    enttceik^enstehcnden   Bo!»timmuui;cn «    insbesondere    das   Pen&l 
reglement  für  die  Civit^Staatsdimier  vom  30    April  1835    »od    die   dasselbe  ergänDen 
erlätttorndon  und  abändernden  HeAtimmungcn  aufser  Krail     Wo  In  den  ti«At«lieD«l«ti  «j 
setxen  und  Vorordnnngen  auf  dieselben  Beau«^  genommeti  wird,  kommeii  die  1 
de»  geireitwiUligeu  Qeaetaes  aur  Anwendung. 

Urkundlich  unter  Unserer  Stich steigenhftndigeii  Unterschrift  »od  beigedmcktcm  Üi^ 
sieget 

Gegeben  Berlin,  den  9T.  Mirs  187S. 

(L.  8.)  Wilhelffl. 

FUr^t  V.  üiamart'k.      Gr.   v.  Boon.      Gr.  v.  Itseuplita.      v.  Sdchow.      Gr,  au  Kulenbatf^ 
Leouhardt-       Camphausrn.       Falk, 

GeaetJi,  betreffend  die  Abänfierung  des  PennionigeBetzes  vom 

27.  MJiTK  1872.     Vom  3L  März  1882. 

(Q.-8.  1882  S.   133/) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preufsen  ete*  verordnen,  niif  Zusitin- 
mun^  beider  Hänger  des  Landtage^t  der  Monarchie,  was  folgt: 

Artikel  I.  An  die  Stelle  des  §  1  Ab:«atz  3,  des  §  8,  des  §.  16  Absata  ]  and 
des  %.  30  Ab5atz  1  des  PensionsgeseUe»  vom  S7-  Min  1878  (GeseU-Samml.  8,  teS) 
treten  folgen  de  Vorschriften  : 

[Uli?  ncnen  Bestimmungen  sind  oben  in  den  Text  des  Pensionsge&etEes  attfgtoafDiiiHt 
und  diiHctb.^r  durch  den  Druck  hervorgehoben.  Eines  nochmaligen  Abdruck»  derMtbeft 
an  die»cr  Stelle  bedarf  es  daher  nicht*) 

Artikel  IL  Ist  die  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  bemessene  Pension  geringtr 
aU  die  Pension,  welche  dem  Beamten  hätte  gewährt  werden  mOaseOi  wenn  er  am  Sl  Min 
1882  nach  den  bis  dahin  für  Ihn  geUeuden  Bestimmungen  pensionicii  worden  Wif«,  •» 
wird  diese  letztere  Pension  an  Stelle  der  ersteren  bewilligt 

Artikel  lU.  Die  Vorsehriflten  dieses  Gesetaes  finden  ausschlieft! leb  Anwendanf 
auf  umnittulbftre  Staatsbeamte  und  die  in  dem  aweiten  Absatxe  des  §.  6  des  Peusiuas* 
gesettes  vom  27,  MKrz   1B72  genannten  Lehrer  und  Beamten. 

Artikel  IV.     Das  gegenwkrtigo  Gesetz  trilt  mit  dem  L  April  188t  in  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Hoch  steigen  händigen  UuterachriA  und  beigedmekteiD  X^ 
niKlicben  Iii&iegel, 

Gegeben  Berlin,  den  31.  M&rz   lti82. 

iL    8  )  WtlhelJKu 

v.    Puttliamer.      v.    Rameke.      Ma^bach.      Bitter.      Lucius       Friedberg,      v     IV>t>tticlier. 

V.  Gofeler. 
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leeetz»  betreff end  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  M^aiseü  der 

uiimittelbaren  Staatsbeamten.      Vom   20,   Mai    1882. 

(G,-S.   1882  8.  298.) 

Wir  WilheliiLt  voti  Gottes  nnaden  K5n%  von  Preufseu  etc.  vcrorrfnon  ,  mit  Zoiititn- 
miinfi;  beider  Hüuüer  des  Ijandtages  der  Monarchie,  wa»  fal0: 

%.  i.  U  lim  litt!  ll*»r*,"  Staaisb«iiujt€,  welche  Dien  »leai  komm  pti  oder  Wartet^eld  nus  der 
Stuut!ilcii.s»e  bezieljen  und  wfekbfu  beim  Eintritt  der  VorauÄ&fltxungen  d«i  VurseUtiut;  \xi 
den  ßuhe!^tHl]d  nach  Erfiiilunjf  der  erft^rderlkhcn  Dienstaeit  Pension  mis  der  StAiit^kasse 
(j^t^bOhrfin  würde ,  «lowie  in  den  Rnbestnnd  vernetzte  uomittelbnre  StaaUbcamte ,  welche 
kruft  i^cJüio  Uli  eben  Ainprucb»  oder  auf  Gniiid  des  §.  7  de^  Pensioti^gGsetxe»  vom  27.  Marx 
1872  (^Oeaetz-^ammluug  Seite  »68)  Jeb«usliUijf liehe  Pension  aus  der  Stautskassc  beftithen, 
«iod  verpflichtet,   Witwen-  oiid  W&iaengoldbeitrHKe  aar  StaaUkASse  aa  entrichteu: 

Diese  Verpflichtung  erstreckt  sich  nicht  auf 

1)  Beamte  f  denen  ein  Pensionsanspruch  nur  auf  Grund  der  Vorachrift  in  dem  «weiten 
Abs&tKe  des  §.  3  der  Verordnung  vom  0.  Mfti  1867  ^Gesets-äammlun»;  S^eite  713) 
tasteht; 

2)  Beamte,  welche  nur  nebenamtlich  im  Staatsdienst  angestcUt  »ind ; 

9)  diejfnig^eu   Ueamteu ,    welehe    nur    auf  Grund   des^  §.  79   de»  Gesetaes ,    betreflend  die 

Vcrfa.HSung   und  Verwaltung    der  Stitdte    und  Fletken  in  der  Provinz  Schleswig-Hol* 

stein  ,    vom  14    April  1869    (Gesets-HAintDliiiiii;'  Seite  689)«    ein  Einkommen  ans  der 

StMAiska&ae  besiebeu ; 

4)  die  mit  Bewilli^ng  von  Wartegeld  oder  PenMon  aus  einer  der  unter  Ziffer  1   bis  3 

bezeicbneteu  Stellungen  ausgeschiedenen »  sowie  dif^enigen  Beamten ,  welche  nur  auf 

Grund  einer  nach  dem  ersten  AbAata  de»  §.36  des  Pension sgesetzes  vom  S7.  Mär« 

1872    in  Kraft  p^ebliebeneD  Znsieherung  eine  Pension    ans  der  Staatskasse  beaiehmu 

§.  2.     Von  dem  den  HiDlerbliebcnen  eines  2ur  Entrichtung   von  Witwen-  und  Wai- 

sengeldbeitrigen    verpfl  ich  tote  ti    Beamten    nach    der    Kabinetsurdre    vom    27.  April   181 G 

(Geactz-8ammlung  S    134),    dem  Gei^et»€  vom  6.  Februar    1881,    betreffend  die  Zahlung 

der    Beamtengebfilter    und    Beiittimmungen    über    das    Onadeiiquartal     (Gesetz.  -  SAmmluiig 

Seite   17)t  üowie  dem  §.   31   des  Pensionsgesetzes  vom  27*  März   1872    gebührendt^ti  oder 

bewilligten  Betr&ge    des  vierte^ährlichen  Gehalts    oder  Wartcgeldes  beziehtingsweise    der 

einmouatlichen  Pension  des  Verslorbeneu  sind  die  Witwen*  und  Waisengeldbcitr&gc  gleich* 

falls  zu  entrichten. 

§.  3.  Die  Witwen-  und  Wüsengeldbeitrftge  betragen  Jährlich  3  Prozent  des  pen- 
sionsfKhigen  ÜieDsteinkommcns ,  des  Wartegeldes  oder  der  Pension  mit  der  Mafa^jibe, 
dafs  der  die  Jahrffssnmme  von  tj  Oüü  Mark  des  peusionsflÜiigfln  Di  cnsU' in  kommen»  oder 
Wiirtegeldes  und  von  5  000  Mark  der  Pension  übersteigende  Betrag  nicht  beitrags- 
ptlichtig  ist. 

§.  4*  Die  Witwen-  und  Waisengeldbeitrige  werd«)u  in  demjenigen  Teilbeträgen  er> 
hoben  t  in  welchen  das  Dieiiateinkommen ,  das  Wartegcld  i>der  die  Pension  zahlbar  ist. 
FHe  Erhebung  erfolgt  durch  Einbehaltung  eines  entsprechenden  Teiles  dieser  ItexÜgCi 
wenn  und  insoweit  dieselben  zur  Deckung  der  Beiträge  ausreichen >  Andernfalls  sind 
letztere  vicrtetjAbrlich  im  voraus  an  die  Staatskasse  einzuzahlen. 

|,  6.     Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Witwen*  und  Waisengeldheitrüpc  erlischt: 
t)  mit  dem  Tode  des  Beamten,  vorbehaltlich  der  im  %.   2  getroffenen  Bestimmungen* 

2)  wenn  der  Beamte  ohne  Peu&ion  aus  dem  Dienste  scheidet  oder  mit  Belassung  eines 
Teiles  derselben  ans  detti  Dienste  entlassen  wird; 

3)  wenn  der  Beamte  in  den  Ruhestand  versetzt  tind  ihm  auf  Grund  des  §.  7  dos  Pon- 
sionsgesetzes  vom  27.  März   1872  eine  Pension  auf  bestimmte  Zell  bewilltgt  ist| 

4)  filr  den  Beamten  ^  weicher  weder  verheiratet  ist»  noch  iinverheirfttete  eheliche  oder 
durch  nachgefolgte  Ehe  legitimierte  Kinder  unter  18  Jahren  besitzt,  mit  dem  Zeit* 
punkt«  der  VeraetJ&ung  in  den   Ruhestand  ; 

5)  fUr  den  pensionierten  Beamten  mit  dem  Ablauf  desjenigen  Mnnats ,  in  welchem  die 
unter  Ziffer  4  bezeichnete  Voraussetzung  xutrifit  Durch  eine  iiAch  der  Pensionierung 
geschlossene  Ehe  oder  durch  das  Vorhandensein  von  Kindern  aas  einer  solchen  wird 
das  Erlöschen  der  Verpäichtuug  nicht  gehindert. 

§  ti.  Die  zur  Zeit  den  Inkraritretens  dieses  Gesetzes  pensionierten  Beamten,  welche 
weder  verheiratet  sind ,  noch  unverheiratete  eheliche  oder  durch  nachgefolgte  Ehe  legiti* 
mierte  Rinder  unter  18  Jahren  besitzen,  sind  von  Entnchtung  der  Witwen-  und  Waisen- 
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{r«iilb«Hrii|;p  liefrdt  Eme  nach  der  PenfliODiening  gesell losseoe  Ehe«  »«wie  Kinder  at» 
einer  solchen  kommen  hierbei  nicht  in  Betmcht 

§.  7.  Vw  Witwe  itßd  die  hinterhliebeneti  ebeüeheii  oder  dorcb  nacbge folgte  Ehe 
Irti^ittmiinteii  Kinder  eiiie^  zur  Zeit  seiue^  TodeK  aur  Entrichtung  von  Witwen-  und  W«i* 
senge! (Ibeitriigeu  vcrpftichteteti  Beamten  erhalten  au»  der  Staat«ka»$e  Wiiw«i-  und  WaJ- 
seni^eiil   nnih  Mafsgabe  der   nachfolgenden  IJe,'*timDiungen. 

§  8,  Du*  WitweriKetd  besteht  in  dem  dritten  Teile  derjenigen  Pension,  »n  wrlebcr 
der  Verstnrbetie  herechlifrt  irewescii  ist  oder  berechtigt  i;ewesen  »ein  wOrde«  wenn  vr  am 
Tc»de»tai(o  in  den  Ruhextand  Tcr&et2t  wäre. 

l>a»  Witweni^eld  ^iull  jedoch,  vorbehaltlich  der  im  §-  10  verurdneten  Heaehrankuuiet 
tnindestons  1  HO  Mark  hetDigen  nnd   1  600  Mark  nicht  übersteigen. 

^    9       Urs  Wftinetijfeld  betr%t: 

1)  für  Kifider,  deren  Mutter  lebt  und  zur  Zeit  des  Todes  des  Ileamten  sam  Besage  yoci 
Witwcnifeld  berechtigt  war»  ein   Fünftel   des  Witwengeldes*  für  jede*  Kind ; 

2)  fiir  Kinder f  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  «.ur  Zeit  des»  Todes  du»  ßcamteu  xum 
tlessu^e  von  Witwengeld  nicht  berechtigt  war,  ein  Drittel  des  Witwengelder  für  jedest 
Kind. 

§,  10.  Wltwau-  tmd  WaisenKeld  dürfen  weder  einseln  noch  auiäiiimeo  den  Hetrai; 
tlKr  Pension  Gber!«tei||;en  t  su  welcher  der  \*eristorbene  berechtigt  gewesen  »ein  wrird«^ 
wenn  er  am  Toilc&Uiice  in  den  Ruhestand  versctut  wäre* 

hei  Anwooiluiif^  dieser  Beschrfinkuug  werden  das  Witwen-  und  das  W^alsetigeld  tcr- 
hulfiiiümürsikT  pckünt. 

§  11.  Hei  dem  Ausscheid<«n  «ities  Witwen-  und  W*isengeldberechti{rten  erhobt  neb 
dat»  Witwen-  oder  WaiJtengetd  der  vorbli'ibendcii  lierechiigten  von  dem  oäcfas^tfulgetidefi 
Monat  an  insoweit ,  al»  «le  sich  noch  nicht  im  vollen  Gonufs  der  ihnen  uac^b  den  §§.  8 
bis   10  gebhhrendet]   RetrÄjjci*  befinden. 

(^  12.  War  die  Witwe  mehr  aU  16  Jahre  jünger  ab  der  Verfttorh«ne,  ao  wird 
das  nach  Mnlsgabe  der  §^,  «  tjnd  10  berechnete  Witwengeld  für  jedes  aDgcfangene  Jahr 
des»  Aheisunterscbiede»  Über   Iß  bis  ein  seh  lief:«  lieh  tb  Jahre  um   '|,^   gekürat. 

Auf  den  nach  §.  0  zu  berechnenden  Betrag  des  Waisengeldes  sind  diese  K&ntungeu 
des  Witwen^-eldes^  ohne  Einäufs. 

§.  13.  Keinen  Anspruch  auf  Witwengeld  hat  die  Witwe,  wenn  die  Ehe  mit  dem 
verstorbenen  Beamten  innerhalb  dreier  Monate  vor  »einem  Ableben  geschlossen  und  die 
EbeschliefAung  zu  dem  Zwecke  eriotgt  ist,  um  der  Witwe  den  Ue«ag  des  Witwengeldes 
zu  vcrsch äffen. 

Keinen  Anspruch  auf  Witwen-  und  Waiscngeld  haben  die  Witwe  und  die  hinter- 
bliehencii  Kinder  eines  petJfiionierlen  Beamten  aus  solcher  Ehe*  welche  er*t  nach  tlvr 
Versetzung  des  Beamten  in  den   Ruhestand   geschlossen  ist 

%  14.  Stirbt  ein  zur  Entrichtung  von  Witwen-  liind  Waiseiigetdbettriigen  ver|ifi(rh- 
tfjitcr  Beamter,  welchem^  wenn  er  am  Todeji^tage  in  den  Rahestand  versetet  wäre,  auf 
nrnnd  des  %,  7  des  Pensionsgcsetxes  vom  27.  Mära  1878  eine  Pension  hätte  bewilligt 
werden  köunenf  so  kann  der  Wttwe  und  den  Waisen  desselben  von  dem  De|>artement9- 
fhef  in  Gemeinschaft  mit  dem  Fi  n  an  «minister  Witwen-  und  Waisengeld  bewilligt   werden 

Stirbt  ein  zur  Entrichtung  von  Witwen-  nnd  Waisen  geldbeitrügen  verptli  elf  teter  Be- 
amter, welchem  nach  den  %%,  18  und  19  des  Pensionsge&etxes  vom  21*  Märu  lül2  im 
Falle  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  die  Anrechnung  gewisser  Zeiten  auf  dia  iu 
Betracht  kommende  Dienstzeit  hätte  bewilligt  werden  können  «  so  ist  der  Departements^ 
i'lief  m  Ciemeinschafi  mit  dem  Huanzinimster  belügt^  eine  solche  Anrechnung  auoh  bei 
Festsetzung  des  Witwen-  und   Waisengeldes  i^UKulasson. 

§.  lÖ.  Die  Zalihing  des  W^itwen-  und  Waisengeldes  beginnt  mit  dem  Ablauf  des 
OnadenquartJils  oder  des  Gnadenmonats. 

^.  16.  Das  Witwen-  und  Waisengeld  wird  monatlich  im  voraus  gesahlt«  An  wen 
die  Zahhing  gültig  %u  leiAterv  ist ,  bestimmt  der  Departementschef,  welcher  die  HefbgniK 
XU  solcher  Bestimmung  auf  di«  ProvinxialbehÖrde   übertragen  kann. 

Nicht  abgf;hi>b«i]u  Teilbeträge  des  Witwen-  und  Waisengeldes  verjähren  bintieil  rler 
Jahren,  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  an  gerechnet,  zum  Vorteile  der  Staatskasse 

%.  17.  Das  Witwen-  «utd  Waisengeld  kann  mit  reclttlicher  Wirkung  weder  abge* 
treten  noch  rerpflindct  oder  sonst  übertragen  werden'). 

§*   18.     Das  Hecht  auf  den  Bezug  des  Witwen-  und  Waisengeldes  crlisebt: 

1)  Hiiisichtlich  der  Prändbarkeit  des  Witwen-  und  WaiaeugeldeÄ  et  §.  749  der  Civü* 
praaefnorduung  v.  30.  Jan.   1877. 
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1)  für  jeden  BertchtigteD   mit  dem  Ablauf  des  Monats  ^  in  welchem  «r  sich  verheiratet 

oder  stirbt; 
S)  für  jede  Wai^e  aufserdem  mit  d«m  Ablauf  des  Honata»   in  welcliem  sie  das  18.  !«•- 

bensjahr  Yollendet. 

§.  19.  Das  Recht  anf  deti  Bexuju  des  Witweii>  und  Waiseo^ldea  niht,  wenn  der 
Berechtigte  du*  Deutsehe  ludigeuat  verliert^  his  zur  etwaigen  Wiedererlangung  desselben. 

§.  20.  Mit  den  aus  §.  14  sich  ergebenden  Mafsgaben  erfolgt  die  Bestimmung  dar- 
über, ob  und  welches  Witwen-  und  Waiseogeld  der  Witwe  und  den  Waisen  eines  Be- 
amten suBtehtf  durdi  deii  Departementacheff  welcher  die  Befugnis  £a  solcher  Bestimmung 
auf  die  ProvicaialbeMrde  IIb  ertragen  kann. 

Die  Beschreitung  des  Kechtjiweges  steht  den  Beteiligten  offen,  doch  mufs  die  Ent- 
scheidung des  Departemeutschefs  der  Klage  vorhergehen  und  letztere  Bodanu  bei  Verlast 
des  Klagerecht«  innerhalb  seihs  Monaten,  nachdem  den  Beteiligten  die  Entscheidung  des 
Depart«ment»chefs  bekannt  gemacht  worden,  erhoben  worden^). 

§.  2t.     Die  Yorachrifteu  : 

1)  der  §§.   10  und   12  des  Dänischen  Pensionsgesetzes  vom  24.  Fehruar  1858, 

2)  dea  dritten  Teils  des  Kurhessischeo  Staatsdienstgesetzes  vom  8.  Mtirz    I8B1, 

3)  der  §§.  28  ff.  des  Staatsdieneredikts  für  das  Farstentum  Hobenzollern -Sigmarin gen 
vom  *^0.  August  1831  und  der  §§.  26  iS.  der  Dienstpragmmtlk  für  das  Fürstentum 
Hoheniiallern-Hechingen  vom   11.  Oktober  1843, 

treten  für  die  BinterbHebenen  derjenigen  Beamten,  welche  auf  Orund  des  %,  23  Absatz  1 
dieses  Oesetaes  aua  der  Landesanstalt,  der  sie  seither  angehörten,  ausscheiden,  mit  der 
Mafsgabe  aufser  Kraft  ^  dafs  das  denselben  zu  bewilligende  Witwen-  oder  Watsengeid 
nicht  hinter  demjenigen  Betrage  zurUckhleibeti  darf,  welcher  Ihueu  nach  den  vorstehend 
unter  Ziffer  1  bis  3  bezeichneten  VorachrilWn  aus  der  Staatskasse  faltte  bewilligt  werden 
müsa«ii. 

§.  22.  Der  Beitrag  zu  der  allgemeinen  WltwenverpflegungsanstAlt  ist  den  nach  §.  l 
ftur  Entrichtung  von  Witwen-  und  WniseDgeldheiträgeu  verpflichteten  Beamten,  sowie  den 
Beamten  des  Deutschon  Reichs  nicht  ferner  gestattet. 

§.  23.  Diejenigen  nach  %.  1  zur  Entrichtung  von  Witwen*  und  Waisengeldh  ei  trägen 
verpflichteten  Beamten,  welche  Mitglieder  einer  Militär-  oder  StaatsbeJimten -Witwenkasse 
oder  einer  sonstigen  Veranstaltung  des  Staats  zur  Versorgung  der  Hinterhiebenen  von 
Beamten  und  derselben  nicht  erst  nach  der  Verkündigung  dieses  Gesetzes  beigetreten 
sind,  bleiben,  wenn  sie  binnen  drei  Monaten  nach  dem  In  kr  att  treten  dickes  Gesetzes  durch 
eine  schriftliche  Erkläriing  ^r  ihre  etwaigen  künftigen  Hinterbliebenen  auf  das  in  den 
§§.  7  ff.  bestimmte  Witwen-  und  Waisen geld  verzichten  ,  von  Entrichtung  der  im  §.  3 
bestimmten  Witwen-  und  Watsengeldbei träge  befreit.  Andemfalli  sind  sie  berechtigt,  aus 
der  Landesanstalt  auszuscheiden. 

Diese  Bestimmungen  finden  sinngemiTse  Anwondung  auf  die  Mitglieder  der  Beamten- 
pensionskaasen  bei  den  vom  Staate  erworbenen  Privateisenbahncn  einschlieralich  der  Un- 
tcrstütznngskaase  der  Angestellten  der  Koln-Mindener  Eisenbahn ,  femer  der  Berliner 
allgemeinen  Witwenpen^ions-  und  Unteratützungskas&e  sowie  auf  diejenigen  Beamten, 
welebe  wegen  ihrer  Angehorigkeit  ^zu  einer  anderen  Privatversichermugsgesellschaft  von 
der  ihnen  soni»t  obliegenden  Verpflichtong  zur  Teihnahme  an  einer  der  im  ersten  Absatz 
bezeichneten  Anstalten  entbunden  oder  nach  Anordnung  ihrer  vorgesetzten  Behörde  zum 
Zwecke  der  Versorgung  tbror  EhetVau  Hlr  den  Fall  ihres  Todes  einer  Privatversichcrungs 
gesellschaft  beigetreten  und  noch  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  Mitglieder 
der  Gesellsehafl  sind. 

§.  24.     Dieses  Gesetz  tritt  am   1.  Juli   1882  in  Kraft. 

Ürknndlich  unter  Unserer  höchsteigen  band  igen  Unterschrift  und  beigednicktem  Kdnig- 
liehen  lusiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  20.  Mai  1882. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

T.    Pnttkamer      v.    Kameko.     Bitter.      Lucius.      Fnedberg.     v,    Boettieher.     v*    Qofaler, 

1)  Nach  §.  39  Nr.  1  des  AttsfÜhrungsgcsctzes  zum  deutschen  GerichtsverfASsungs» 
gesetz  vom  24.  April  1878  (G.-S.  8.  230)  ist  für  die  Klage  das  Landgericht  aUBschliefs- 
lieh  zuständig,  da  das  Witwen-  und  Waisengeld  ein  Teil  der  Beamtenbesoldong  bezw. 
Pension  ist 


K.  F.  Bd.  Vir. 
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Die  Reform  der  deutschen  HandelBkammem* 

Wenn  wir  die  folgende  kur^e  Besprechung  an  die  an  einer  anderen 
Stelle  in  diesen  Jahrbüchern  rezenaierte  Sohrift  des  Prof.  v.  Kaufmann 
über  die  Ileform  der  deutschen  Handelg-  und  Gewerbekammem  knüpfen, 
so  geachiehi  diea ,  weil  die  in  derselben  gemachten  lieformvorBChlJige 
weit  über  die  des  Zentral-Terbandes  deutscher  Industrieller  hinausgehen. 

Die  auf  eine  Reform  der  deutschen  Handeln-  und  Gewerbekammem 
zielenden  Bestrebungen  Ende  der  70er  Jahre  hingen  eng  mit  der  Schutx- 
Äollagitation  zusammen.  Bei  dem  wirtschaftlichen  Konservatismus  des 
Handels-  und  Gewerbe  stände»  und  dem  dreijährigen  Wahltumus  der 
Handelskammern  war  es  natürlich,  dafs  noch  1879  viele  Kammern  Ma- 
joritäten hatten,  welche  sich  nicht  mit  der  neuen  Wirtschaftspolitik 
befreunden  konnten.  Durch  das  Hinzuziehen  des  Handwerkerstandes 
glaubte  man  das  schutzzöHnerische  Element  verstärken  zu  können*  Da- 
mals wurde  auch  die  etymologisierende  Fabel  erfunden,  dafs  die  Handels- 
kammern vorzugsweise  den  Handel,  im  Gegensatz  zu  der  Industrie,  re- 
präseotierten.  Angesichts  einer  Publikation  wie  die  des  „deutschen 
Wirtschaftsjahres**,  die  ein  aus  den  Handelskammerberichten  geschöpftes 
Gesamtbild  der  deutschen  Industrie  giebt,  wie  ein  solches  In  keinem 
andern  Lande  der  Welt  existiert,  dürfte  es  an  der  Zeit  sein,  diese  noch 
immer  zu  tendenziösen  JSwecken  gebrauchte  Behauptung  endlich  fallen 
zu  lassen.  Aufaer  dem  Zweck  der  Verstärkung  des  industriellen  £le- 
mdates  wursten  wir  aber  keinen,  dem  die  Zuziehung  des  Handwerker- 
standes dienen  könnte,  v.  Kaufmann  hat  in  seiner  früheren  Schrift 
selber  anerkannt,  dafs  die  Interessen  des  Handwerks  soweit  sie  nicht  mit 
denen  von  Handel  tind  Industrie  zusammenfallee  und  von  den  jetzigen 
Handelskammern  schon  gratis  vertreten  werden,  meist  interner  Natur 
sind.  Diese  internen  Fragen  ist  das  Handwerk  vollständig  kompetent 
selber  zu  erledigen  und  bedarf  dazu  nicht  des  Einspruches  oder  Kates 
des  Grofsgewerbes,  Orofs-  und  Kleinhandels  oder  gar  der  Landwirtschaft. 
In  allen  Landern  beruht  die  Institution  der  Handelskammern  oder  der 
Handels-  und  Gewerbekammem  darauf,  dafs  Handel  und  Industrie  eine 
weit  gröfsere  Anzahl  gemeinsamer  Interessen  haben  als  irgend  eine  andere 
Zusammenstellung  von  zwei  Erwerbsgruppen,  es  hat  dies  seinen  Grund 
in  der  bei  beiden  hervortretenden  hohen  Bedeutung  des  mobilen  Kapitals 
als  ErwerbsJtakter.  Dabei  mag  die  eine  Kammer  vorzugsweise  den  Handel 
vertreten,  eine  andere  die  Industrie;  auch  im  ConseÜ  superieur  finden 
wir  die  Präsidenten  gewisser  Chambres  de  commerce  in  der  Sektion  der 
Industrie,  die  anderer  in  der  des  Handels. 

Die  einschneidende  Neuerung  (denn  das  Handwerk  ist  in  den  ^og, 
Handel-  und  Gewerbekammem    schon   vielfach  vertreten)    die  Herr  v.  K. 
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beabsichtigt,  ißt  die  HinÄiiaieliiing  der  Landwirts ohaft.  Selbstverständlich 
hat  letztere  auch  riele  Intcrefisen  gemeinsam  mit  Handel  tind  Industrie, 
aber  eine  Kluft  zwischen  ihr  und  jenen ,  nur  einzeln  durch  Fersonal- 
unien  (wie  bei  der  Kübenzuckerindustrie  ete)  überbrüo^bar,  bleibt:  die 
Verachiodeubeit  der  Interessen  des  immobilen  von  denen  des  mobilen 
Kapitals ,   wie    sie   vorzugsweise   in    der  wichtigsten  der  wirtschaftlichen 

I  Tragen,  der  Steuerfrage,  hervortritt. 

Die  durch  sehr  komplizierte  Maschinerie ,  in  welcher  die  Regierung 
einen  sehr  wichtigen  Teil  bidet,  aus  indirekten  Wahlen  hervorgegangenen 
WiTtaehftskammern  a  ollen  nun  ein  Zentralorgan  erhalten  in  einem  Y  olles - 
wirtsühaftsrate    fiir  das  deutsche  Reich,    „bestehend  aus   100  Mitgliedern, 

iTon  denen  10  von  Rechtswegen,  vermöge  ihrer  amtÜchen  Stellung  aus 
den  höchsten  Behörden  des  Reichs  berufen ,  60  von  den  wirtschafüichcn 
Korporationen  des  Reiches  erwählt,  und  20  aus  Allerhöchstem  Vertrauen 
durch  den  Kaiser  ernannt  werden".  „Die  "Wahl  der  60,  die  wirtschaftlichen 
Interesaenkreisö  vertretenden  Mitglieder  erfolgt  durch  die  Wirtschafts- 
kammem  und  die  denselben  gleichgestellten  fireien  Yereinigungen  und 
zwar,  je  nach  der  Bedeutung  der  betreffenden  Korporationen,  durch 
einzelne  oder  durch  mehrere  zu  einem  Wahlkörper  voreinigte  derselben. 
Die  Formieryng  der  Wahlkörper  und  die  FeststeUimg  der  Wahlorte  er- 
folgt durch  Verordnung  des  Reichskanzlers.** 

Untersuchen  wir  nun,  wie  sich  selbst  bei  ganz  tendenzfreier  Aus- 
fuhrung  dieser    Bestimmungen ,    das    Verhältnis    der    einzelnen    Erwerbs- 

igruppen  zu  den  gesetzgeberischen  Faktoren    gestalten  würde.     In  einzel- 
nen   Fällen    mag    der    Handel    in    den    Wirts chaftakammern    die  Präpon- 
deranz  erhalten ,    im  grofaen  und  ganzen    aber  würden    seine    Interessen 
nur  beschrankt  durch  die  der  übrigen  Erwerb sgruppen  Vertretung  finden. 
Wenn   wir    die   jetzt  bestehenden    und  den  HandelskamMem  gleioh- 

^gesteUten    freien    Vereinigungen    betrachten,    so    finden  wir,    dafs  solche 
bestehen    aus    den    landwirtschaftlichen    Zentral  vereinen     und    aus    einer 
saM   ganz    überwiegend    rein    industrieller    Vereine.      Nach    heutigen 
reThältniasen    würde    also   sich    die  Vertretung    der  wirtschaftlichen    In- 
teressen Beutachlandg    nach    dem  v.  K.'fchen  Plane    wie    folgt    gestalten. 
In    dem  Volkswirts chaftsrate  würde  Handel    und  Handwerk  fast  nur 
indirekt  durch  die  Wirtschaftskammern  vertreten  sein,  in  denen  ihr  Ein- 

^fluis  wie  oben  gezeigt  schon  beschränkt  ist  durch  die  Mitgliedschaft  von 
Landwirtschaft  und  Industrie.  Diese  beiden  letzteren  würden  aber  auTaer 
lurch  die  Wirts chaftskammera  auch  direkt  durch  die  denselben  gleich- 
leetallten  freien  Vereinigungen  vertreten  werden. 

Die  Landwirtschaft  würde  aufserdem  in  technischer  Beziehung  noch 
offiziell  durch  das  Landes- Ökonomie  Kollegium,  in  wirtschaftlicher^  un- 
offizieU  durch  den  deutschen  Landwirtschaftarat ,  der  schon  seit  Jahren 
sich  auf  die  eingehendste  und  einflufsreiohste  Weis©  mit  allen  wirtschaft- 
lichen Tagesfragen  beschäftigt,  ihren  Einflufs  ausüben  können ;  die  Grofs- 

■  industrie  durch  ihr  Zentralorgan ,  den  Zontralverbaud  deutscher  In- 
dustrieller sowie  andere  grofse  Vereine  auch  das  Handwerk  würde  sich 
mit  Kilfe  von  Innungsverbänden  leicht  zontraliBieren.  Nur  dem  Handel 
würden  vorläufig  jegliche  selbständige  Vertretung  fehlen.     Ba  der  Handels- 
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Bt&od  UD möglich  aioh  so  ganz  in  den  KindergruBd  gedröcki  Beben  k&nn, 
würde  die  Folge  sein,  dal^s  eine  energische  Agitation  auf  dem  Wege  der 
freien  Vereinigung  den  Kandelsstand  Deutschlands  zusammenfassen  wurde 
und  Tereine  bilden^  die  lediglich  den  Sonderint^ressen  des  Handels 
dienen  und  denen  die  Gleichstellung  mit  den  Wirlschaftskammem  eben* 
sowenig  yersagt  werden  dürfte  wie  den  landwirtschaftlichen  und  in- 
dustriellen Vereinen,  Der  Gegensatz  der  Sonderinteressen  der  verschiede- 
nen Erwerbsgruppen  wurde  durch  die  v.  K/schen  Vorschläge  also  nicht 
ausgeglichen,  sondern  sehr  versohärft  werden^  der  Ausgleich  würde  nicht 
in  den  Wirtschafl«kammem  und  im  Volkswirts chaftsrat  gesucht  werdeuj 
sondern   im  Reichstage, 

V.  K.  behandelt  die  ganze  Frage  überhaupt  von  einem  ganz  un- 
richtigen Standpunkt,  Er  hat  nur  den  konsultativen  Charakter  der 
Handelskammern  im  Auge,  er  sucht  daher  in  seinen  Wirtschaftskammem 
und  dem  Volkswirtächaftsrat  Organe  zu  schaffen,  welche  die  vorbereitenden 
Arbeiten  der  Ressortminisierien  und  der  parlamcntari sehen  Kommissionen 
übernehmen.  Er  übersieht  dabei,  dafs  wenigstens  die  preuTsischea 
Handelskammern  nicht  aus  dem  Wunsche  der  Regierung  hervorgegangen 
sind  Körperschaften  zu  erhalten ,  bei  denen  sie  sich  Rats  erholen  kann, 
sondern  aus  dem  Wunsche  des  Handels-  und  Industriestandes  eines  be- 
stimmten Bezirks^  sich  ein  Organ  zu  schaffen,  welches  die  ihnen  ge- 
meinsamen wirtschaftlichen  Interessen  vertritt.  Die  Zahl  der  Pälle ,  in 
denen  die  Regierung  Gutachten  von  den  Handelskammern  fordert,  ist 
unendlich  kleiner  als  die  derjenigen,  in  denen  die  Handelskammern  aus 
eigener  Initiative  die  Wünsche  oder  Beschwerden  ihrer  Konstituenten  der 
Regierung  oder  der  Volksvertretung  vortragen.  Der  Handels-  und  In- 
duatriestand,  welcher  die  Kosten  der  Handelskammer  bezahlt,  betrachtet 
letztere  keineswegs  als  beratende  Hilfe  für  die  Regierung,  sondern  als 
sein  eigenes  Organa  sein  eigenes  Mundstück.  Wo  der  Handels-  und 
Industriestand  nicht  das  Bedürfnis  emfindet,  ein  solches  eigenes  Organ 
zu  besitzen,  da  entsteht  eben  keine  Handelskammer,  wie  in  den  gröfst^n 
Teile  von  Fosen  und  Ost-  und  Westpreufsen,  da  dort  die  Handels-  und 
Gewerbethätigkeit  eine  ganz  nebensächliche  Rolle  im  Vergleich  zur  Land- 
wirtschaft apialt.  An  Stelle  der  aus  freier  Iniative  der  die  Kosten  der- 
selben bezahlenden  Interessen  ten  hervorgegangenen  HandeLskammem, 
will  y.  K.  dem  ganzen  Reiche  seine  Wirtschaftskammem  aufzwingen. 
Alles  soll  schabionisiert  werden  ohne  Rücksichtsnahme  auf  Bedli 
Opportunität  oder  praktische  Ausführbarkeit.  Daran  erkennt  man  den' 
Theoretiker  dem  von  der  Thätigkeit  der  Handelskammern  nur  das  bekannt 
ist,  was  in  die  Öffentlichkeit  dringt,  das  ist  aber  nicht  die  Arbeit»  sondern 
nur  ihr  ResuJtalt.  Die  wirkliche  Arbeit  findet  nicht  in  den  Plenar- 
sitzungen statt,  sondern  wird  vom  Bureau  und  in  Kommissionen  ausge- 
führt, v.  K.  sagt  an  einer  Stelle,  sei ba verständlich  würden  die  land- 
wirtdcliaftlichen  Vereine  fortzubestehen  haben,  da  dieselben  ihren  Zwecken 
nach  rein  technische  Fach  vereine  seien ,  es  scheint  ihm  aber  unbekannt 
zu  sein,  dafa  auch  die  Handelskammern  teohni schon  Fachinteressen  dienen» 
Wenn  die  landwirtschaftlichen  Vereine  die  Ernteergebnisse  nach  dem 
Erdruach  abzuschätzen  haben,  so  haben  die  Handelskammern  monatliche 
und  jährliche  BurchBchnittspreise  festzustellen,   wenn  die  landw.  Vereine 


la  z  ellcr 


auf  Düngungs*  und  Anbaurersticbe  ihre  Aufoierksamkeit  wenden,  so  be- 
schäftigen sich  die  Handelskammern  mit  Handelsverträgen ,  wenn  ein 
landw*  Verein  einheitliche  Formulare  von  Mietskontrakten  für  ländliclie 
Arbeiter  aufstallt,  bo  giebt  die  Handelskammer  (Jutaohten  ab  über  Handelß- 
Usancen  etc.  etc. 

Wer  die  Thätigkeit  beider  Arten  von  Körperschailen  aus  praktischer 
Erfahrting  kennt,  mufs  das  Widersinnige  der  Absicht  einsehen  die 
ganze  jetzige  Thätigkeit  der  Handelskammern  auf  die  Wirtschaftskammern 
zu  übertrafen»  War  wollen  daher  folgenden  YoTBcMag  zur  Güte  machen. 
Man  lasse  auch  die  Handelskammern  vorläufig  fortbestehen  und  errichtOi 
natürlich  auf  EeicliBkosten ,  wenn  die  hohen  verbündeten  Begierungen 
und  der  Reichstag  das  Bedürfhiü  empfinden,  Wirtschaftskammem,  Dioaer 
Plan  hat  noch  den  Vorteil,  dafs  man  dann  auch  dem  Arbeiters  tan  de  in 
denselben  die  ihm  gebührende  Vertretung  geben  und  damit  die  Frage 
des  Ausgleiches  der  Interessen  von  Arbeit  tmd  Kapital  überhaupt  ebenso 
hübsch  lösen  kann,  wie  der  Verf.  die  des  Ausgleiches  der  IntereBsen 
von  immobilen  und  mobilem  Kapital  lösen  zu  können  glaubt.  Wenn  es 
«ich  dann  ä  eigen  sollte,  dafa  diese  Wirt  seh  aftskammem  allen  Bedürinissen 
des  Handels-  und  Industriestandes  genügen,  so  werden  die  Handels- 
kammern bald  von  selbst  eingehen. 

Wir  glauben,  dafa  der  Zentralverband  deutscher  Industrieller  ge- 
merkt hat,  dafs  es  doch  gefUlirlich  ist,  mit  Feuer  zu  spielen,  dafs  die 
Tendenz  von  Prof.  v.  Kaufmann,  einfach  dahin  geht,  den  Einfiufs  des 
mobilen  Kapitals  zu  schwächen.  Eines  der  hervorragendsten  Mitglieder 
der  Generalsekretär  Bueok  hat  die  den  Handolskammorn  feindselige 
Abflicht  schon  früher  erkannt.  Der  Einflufs,  den  die  deutschon  Handels- 
kammern und  der  deutsche  Handelstag  auf  die  wirtschaftllohe  Gesetz- 
gebung ausüben^  ist  durch  die  Spaltung  in  Freihandel-  und  Schutzzoll- 
partei eine  Zeit  lang  verdunkelt  gewesen.  Die  Englander  und  Framsosen 
erkennen  ihn  aber  sehr  gut. 

Die  Handelskammer  von  London ,  welche  seit  ihrer  Gründung  im 
J.  1882  in  erster  Linie  die  Vereinigung  der  Handelskammern  Grofs- 
britanniens  (the  Association  of  Chambers  of  Commerce  of  the  United 
Kingdom),  von  welcher  sich  noch  einige  der  gröfsten  bisher  ferngehalten 
haben,  zu  vervollständigen  sucht,  sagt  im  Februarheft  18B3  des  von  ihr 
herausgegebenen  The  Chambre  of  Commerce  Journal,  „Wir  legen  der 
Vervollständigung  dieser  Vereinigung  eine  hohe  Bedeutung  bei,  denn  wir 
in  England  sollten  doch  auch  eine  Vereinigung  unserer  Handelskammern 
zu  Stande  bringen  können,  wie  der  Handels  tag  in  Beutschi  and 
und  the  National  Board  of  States  in  den  Verein.  Staaten."  Bas  ver- 
mutlich von  der  Handelskammer  zu  Paria  gegründete  Journal  de  Com- 
merce sagte  sogar  auf  8.  l  ihrer  No.  1 ;  „Les  Cbambres  de  commerce 
allemandes  se  sont  reunies  dans  leur  Handelstag  de  Berlin,  et  leur  puis- 
e&nce  i'est  tellement  accrue  que  le  prince  de  Bismarok,  pour  etre  on 
mesure  de  les  combattre,  s'il  le  jugeait  utile  k  sa  politique,  s'ast  anregt 
le  portefeuille  du  ministire  de  commerce," 
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Die  fundierte  Staatsschuld  Fre\ir8eiiB. 

Von  Dr,  Otto  Warecbauer. 

Die  fundierte  Staatflschold  FreufBens  hat  sich  im  Laufe  Ton  beina 
100  Jahren  um  den  fast  60fachen  Betrag  vergröfaertl  So  bedeutend 
auch  nun  diese  Vermehrung  erscheint ,  so  ist  sie  doch  im  Yerhaltais  £u 
der  fundierten  Staatsschuld  der  übrigen  europäischen  Staaten  und  in  An- 
betracht der  politischen  und  kommerziellen  Aufgaben,  die  rreufsen  durch* 
zuführe D  hatte,  relativ  geringfügig. 

Die  eigentliche  Entwicklung  der  fundierten  Staatsschuld  beginnt  erst 
unter  Friedrich  Wilhelm  11. 

Zwar  hatten  die  früheren  Fürsten  bereits  Anleihen  aufgenommen,  aber 
der  Betrag  derselben  war  geringfügig,  ihre  Kündigung  kurzfristig  und 
der  Handel  in  Wertpapieren  unbedeutend  und  mit  Schwierigkeiten  ver- 
bunden. 

Bis  zum  grofsen  Kurfürsten  übernahmen  die  Landstande  fast  regel- 
mäfsig  die  ludividualschulden  der  Laudesherren  und  Terwaudeltan  sie  in 
Landesachulden.  Die  hierfür  nötigen  Beträge  wurden  meistens  durch 
Steuern  erhoben. 

Albrecht  Achilles^)  überwies  seinen  Ständen  eine  Schuld,  die 
sioh  „durch  redliche  Ursachen**  auf  100  000  Gulden  gehoben  hatte;  1540 
verlangte  Joachim  IL  die  Tilgung  einer  Landesschuld  von  600  000  Gul- 
den. Johann  Georg  suchte  auf  den  Landtagen  zm  Berlin  und  Küätriu  die 
landständische  Übernahme  einer  Schuldenlast  von  1  350  000  Thlr.  nach 
und  motivierte  dies  damit,  tA^^  Goit  8e.  Kurfürstliche  Gnaden  mit  jun- 
gen Herren  und  Fräulein  gesegnet »  und  dies  eine  Vermehrung  der  Hof- 
haltungskosten nach  sich  gezogen  habe^*. 

Unter  Joachim  Friedrich  übernahmen  die  Stande  900  000  Thlr,  und 
auch  Georg  Wilhelm  ürhöht«  die  Landesschuld ;  der  grofse  Kurfürst  redu- 
zierte dieselbe  auf  1  300  000  Thlr,,  indem  er  öämtüche  Schuldbeträge  will- 
kürlich auf  20—25  ®/p  verminderte.  Friedrich  L  kontrahierte  ohne  Ver- 
mittelung  der  Stände,  die  bereits  ihren  politischen  und  finanziellen  Ein- 
flufs  zu  verlieren  begannen,  eine  Anleihe  im  Betrage  von  2  Millionen  Thlr 
und  auch  Friedrich  Wilhelm  I.  *) ,  der  ein  entschiedener  Gegner  der  An- 
leihen war,  lieh»  um  die  Bedürfnisse  seines  Heeres  zu  befriedigen,  bei  der 
kurmärkisehen  Landschaft  300  000  Thlr.  zu   5  ^j^  Zinsen, 

Friedrich  der  Grofse  vermehrte  vorhält nifsmäTö ig  nur  mit  kleinen  Be- 
trägen die  fundierte  Schuld.  Er  schrieb  zwar  Zwangsanleihen  aud^  doch 
waren  sie  unbedeutend  im  Umfange;  freiwillige  Anleihen  kontrahierte  er 
bei  der  kurmärkischen  Landbchaft^)  je  im  Botrage  von  300  000  Thlr., 
100  000  Thlr.,   1356  000  Thlr.  und  3  568  071  Thlr.  ^  dio  geeamta  fundierte 


1)  Joh.  Gtist.  DroysoUf  Oescbiclito  der  prenTs.  Politik,  H.  11  Abtb.  L  Barlin  18&T 
S,  UL 

S)  Droyseii  a.  ».  O,  IV.     Abth.  11.     Leipzig  1869.     S,    197. 

3)  Äd.  Riedel,    Der  Brandenburg  -  Preufs    StaAtähfiushAlt    in    den    beideo  lelstn 
JiibrhuDderten.     ßerliu  1866.    E*  80. 
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Staatßschuld   PreufseBs  betrag    1786,    beim   Tode  Friedrich    des  Grofsen, 
12  134  324  Thlr. 

Erat  uDter  Friedrich  Wilhelm  IL  erfolgte  die  volle  Auanützung  des 
Btaatskredites  und  die  EmißBion  zahlreicher  Staatsanleihen.  Die  Kriege^ 
welche  Friedrich  Wilhelm  II.  zu  fiihren  hatte,  erforderten  die  Zuführung 
grofser  Geldkapitalien,  aber  bevor  der  König  sich  entachlofä^  Anleihen  zu 
kontrahieren,  nahm  er  in  vollem  Mafse  den  Staatsschatz  in  Anspruch,  den 
Friedrich    der  Grofse  ihm  hinterlassen  hatte. 

Die  Idee»  ©inen  StaatsschatÄ  für  Preufsen  zu  bilden,  entsprang  der 
Initiative  des  grofsen  Kurfiireten,  wurde  erweitert  und  ergänzt  durch  Fried- 
rich Wilhelm  L  und  kam  zur  vollen  Entfaltung  durch  Friedrich  den  Grofdon. 
1688  befand  sich  in  der  prcureischen  Staatskasse  ein  Schatz  von 
600  000  Thlr,  *).  Derselbe  wurde  von  dem  direkten  Nachfolger  des  gro- 
fsen Kurfürsten,  von  Friedrich  III.,  dessen  Ausgaben  beständig  wuchsenf 
bald  voll  in  Anspruch  genommen  und  angestelUe  Versuche  ^  durch  Goldma- 
cherexperimente die  Lücken  des  Staatsschatzes  zu  ersetzen,  mlfsglückten. 
Erst  unter  der  umsichtigen  und  sparsamen  Finanzverwaltung  Friedrich  Wil- 
helm I.  hoben  sich  die  Erträge  der  Domänen,  die  Totalität  der  Staatsein- 
nahmen und  somit  auch  die  Eingänge  für  den  Staatsschatz.  Im  ersten 
Etatsjahr  des  Königs  waren  die  Domäneneinkünfte  1  890  613  Thlr,  1740 
3  300  940  Thln,  die  gesamten  Staatseinnahmen  betrugen  1740  7  372  000 
Thlr.,  im  Staatsschatze  befanden  sich  8  700  000  Thlr.  «). 

Speziell   dieser  Staatsschatz  gewährte   Friüdrich  IL  beim   Beginn  des 
ersten  schlesischen  Krieges  die  erforderlichen  Mittel  zur  Durchführung  sei- 
ner Pläne,  aber  er  w^ar  bald  erschöpft,  und  nur  in  der  Zwischenzeit  des 
zweiten    und   dritten   schlesischen  Krieges  gelang  es,  den  Staatsschatz  wie- 
der zu  einem  wirklichen  Rcscrvefood  für  den  König  und  die  Monarchie  zu 
gestalten.     1756  enthielt  der  Schatz  einen  Barbetrag  von  13  300  000  Thlr., 
I  die  wesentlich  dazu  bestimmt  waren  und   gedient  haben ,  den   preufaiflchon 
Staat  in  der  Zeit  und  im  Beginn  des  siebenjährigen  Kriegea  vor   finanziel- 
len Verlegenheiten  zu  schützen  und  diejenigen  Mafsnahmen  durchzuführen, 
welche  die  Politik  des  grofacn  Königs  erforderlich  erscheinen  liefsen.    Beim 
Abschlufs  des  Hubertusburger  Friedens  war  Friedrich  IL  finanziell  so  we- 
nig geschwächt,  oder  vielmehr  er  hatte  derartig  geschickt  operirt,  dafs  er 
sich  mit  Recht  rühmen  durfte  „d*avoir  toujour»  une  avance  dans  mes  cof- 
frcB**;    er  hatte  30  Millionen  Thaler  zu  seiner    freien  Verfugung,    welche 
er  teilweise   zur  Fuiidierung  des  Staatsschatzes    verwandte.     Von   1763^ — 
1766  vermehrte    der  König    denselben    mit   allen    nur    möglichen  Mitteln, 
i  denn  er  betrachtete  die  Bildung  eines  Staatsschatzes  in  Friedenszeiten  als 
^eioe   notwendige    finanziell   und    politisch   gerechtfertigte    Vorsichtemafsre- 
I  gel    für    die  Eventualität   eines  Krieges,     Friedrich  der  Grofse  hinterliefs 
[•einem  Nachfolger  einen  Staatssehatz  von  55  Millionen  Thaler  ^],  der  von 
Friedrich  Wilhelm  I[.  fast  voll  in  Anspruch  genommen  wurde,  bevor  man 
£ur  Aufnahme  von  Anleihen  schritt.     Erst  als  die  Kassen  des  Staatsschat- 


1)  VgL  BedfiD,  AtlgemciTie  Tergleicbendo  Piii«nzstatifttik.     Darm stidt  1656.  Bd.  II 

S)  Vgl.  EogoD  Eichter:  Dat  prenfsische  SUat4S8chcilderiirej«Q.    Berlin  1869  p>  13. 
8)  Vgl.  Eiselen;  Der  preursiscbe  SUat     Berlin  166S.  psg.  400. 
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z^  fast  Tolktändig  geleert  waren  ,  vcT«uchte  Friedrich  Wilhelm  IL  den 
Kredit  des  preufßischen  Staates,  und  zwar  vorläufig  im  Ausland  zu  erpro- 
ben,  um  die  für  die  Kriegführung  nötigen  Kapitalien  Torgeeohosöen  zu 
erhalten. 

Bo  wurde  1792  die  erste  auswärtige  Anleihe  von  1  Million  Gulden 
in  Frankfurt  a|M.  aufgenommen;  ihr  folgten  weitere  Anleihen  im  Gesamt- 
beträge von  6  Millionen  Gulden,  bis  die  Kreditfähigkeit  PreuCaene  1796  in 
Frankfurt  a|M.  erschöpft  war. 

Unter  gleichzeitiger  Ausnutzung  der  Frankfurter  Kredite  versuchte 
man  auch  in  Holland  Kapitalien  zu  erhalti^n.  Gegen  Verpfändung  der  Staata- 
einkünfte  im  Allgemeinen  und  der  westfälischen  Provinzen  im  Besonderen 
wurde  1793  die  erste  ö^Iq  Anleihe  im  Betrage  von  5  Millionen  holländi- 
icher  Gulden  abgeschloßsen,  ihr  folgte  1794  die  zweite  b^l^  Anleihe  von 

3  Millionen  Gulden  * ), 

Zu  gleicher  Zeit  vergröfserta  sich  die  fundierte  Schuld  durch  die  Auf- 
nahme inländischer  Staatsanleihen. 

1794  wurden  die  4^**]^  Seehandlungs  -  AsÄignationen  und  weiterhin 
4^\q  Staatsobligationen  gegen  Umtausch  der  in  grofser  Masse  cirkulieren- 
den  Scheidemünzen  emittiert  Bemühungen,  neue  Kredite  in  Sdddeutsch- 
land  zu  erhalten,  fiihrten  gegen  Verpfändung  der  Tabakseinkünfte  und 
Weserzölle  zur  Aufnahme  der  ersten  Kasserschen  Anleihe  von  2  500  001 
Gulden,  nachdem  Hardenberg  durch  Appell  an  die  kleinen  deutschen  Für- 
sten,  Stände  und  Prälaten  nochmals  in  Frankfurt  a|M,  eine  4J '^j^j  Anleiht?, 
allerdings  nicht  in  gewünschter  Hohe,  kontrahiert  hatte.  Der  Rückmarsch 
der  preufsischen  Truppen  vom  Rhein  erforderte  neue  Summen,  welche  dio 
Lotterieanleihe  von  3  Millionen  Thakr  befriedigen  sollte,  während  die 
1797  aufgenommene  S^'jg  Tabaks-Akticn-Anleihe  von  2  Millionen  Thaler 
zur  Durchführung  dee  Tabakfi-MonopolB  bestimmt  war* 

Nach  dem  Tode  Friedrich  Wilhelm  11.  bis  1806  wurden  zwar  neue 
Anleihen  emittiert,  aber  auch  dafür  Sorge  getragen»  dafa  die  Rückzahlung 
der  meist  nur  auf  kurze  Zeit  kontrahierten  Beträge  pünktlich  erfolge. 
Durch  die  Überschüsse  der  Dispositionskasse  und  General  -  Bomänenkaese, 
durch  die  Verwaltung  des  Amortisationsfonds  der  Seehandlung  wurden  von 
1797 — 1806  circa  7  Millionen  Thaler  der  fundierten  Staatsschuld  getilgt 
und  neue  Anleihen ,  meistenteils  nicht  für  neue  Bedürüdssei  sondern  zur 
Abötofsung  alter  Verpflichtungen ,  aufgenommen. 

So  entstund  1798  die  erste  4^|p  Wittgenstein'sche  Anleihe  von  tO Mil- 
lionen Gulden,  1806  die  zweite  4|^**|q  Wittgenstein'sche  Anleihe  von 
968126  Thaler,    eine  grofse  Anzahl    kleiner  Anleihen,    und  die  Emission 

4  bezw.  U**|(j  Seehaadlungs-Obligationen ,  die  ihrem  Wesen  nach  mit  den 
heutigen  Schatzscheinen  verwandt  sind.  Der  Betrag  der  fundierten  Schuld 
hatte  sich  von  1797 — 1806  nur  um  280  000  Thlr.  vermehrt;  dieselbe  hob 
sich  jedoch  durch  die  Napoleonischen  Kriege  zu  einer  bisher  ungeahnten 
Höhe  und  führte  beinahe  den  flnanzi eilen  Ruin  der  preofsischen  Monar- 
chie herbei. 

Zur  Zahlung  der  fälligen  Kriegskontribution  wurden  70  Millionen  frs, 

I)  Löop«  Krug,  Oesdiichte  der  pretifäisehen  SUfttsschuldeti,  herttUBgegebaa  t>  C.  J 
Bergias,  BreaUu  1861.  S.  32.     Riedel  a.  a.  O.  S.  111  u«  l94. 
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4  ®/o  Bomäncnpf an  abriefe  ausgegeben,  eine  6**|^j  Prämienanleihe^  die  nur 
teilweisen  Erfolg  hatte,  oraittiert,  eine  Zwang&anleihe  von  Oold-,  Silberge- 
rät, Juwelen  und  Scheidemünzen  ausgeschrieben  und  eine  5  ^j^  Anleihe  in 
Heiland  gegen  Übernahme  einer  älteren  Schuld  die  auf  Schlesien  hypothe- 
zicrt  war,  aufgenoramen. 

Die  Ansprüche,  die  in  dieser  Zeit  an  den  Staat  gestellt  wurden,  er- 
Bchöpften  gämtliche  Hülfsraittel  der  Monarchie  und  ni  ach  ton  eine  regelrechte 
Zinszahlung  und  Amortieation  der  schuldigen  Betrüge  unmöglich.  Die  ge- 
währten Kredite  des  Inlandes  und  Auslandes  wurden  voll  ausgenützt^ 
Zwangsanleihen  von  Neuem  ausgeschrieben,  die  Steuern  wesentlich  erhöht, 
aber  die  Lasten  des  Krieges  waren  zu  drückend,  die  Bedürfnisse  des  Heeres 
zu  gesteigert,  die  Einnahmen  des  Staates  zu  geringfügig,  um  grofse  DeüjEite 
ohne  aufserge  wohn  liehe  Eingänge  vermeiden  zu  können.  Nachdem  die  ge- 
plante Cession  Schlesiens  an  Napoleon,  gegen  Erlafs  eines  Theiles  der 
Kriogskontributionen,  an  dem  Widerstreben  Friedrich  Wilhelm  III.  geschei- 
tert war,  Hchritt  man  zu  dem  letzten  ZuSuchtsmittel,  das  den  Staat  vor  völ- 
ligem Kuin  allein  retten  konnte.  Durch  daB  Finanzedikt  vom  27*  Oktober 
1810  wurde  die  Einziehung  der  geistlichen  Güter  zu  Gunsten  der  preufsi- 
sehen  Monarchie  vollzogen! 

Die  geistlichen  Güter  wurden,  soweit  dies  möglich,  sofort  verkauft, 
und  die  hierfür  erzielten  Summen  zur  Abzahlung  der  Kriegskontributionen 
verwandt.  So  gelang  es,  den  ünanziellen  Verpflichtungen  wenigstens 
nach  Aufsen  hin  zu  genügen  und  den  Staat  nicht  von  Neuem  territorial  zu 
schwächen.  Allmählich  versuchte  man  auch,  den  Ansprüchen  der  wirk- 
lichen Staatsgläubiger  durch  den  Ertrag  der  zu  Staats-Domänen  verwandel- 
ten geistlichen  Güter  gerecht  zu  werden« 

Die  Zinszahlung  wurde  wieder  aufgenommen,  für  die  ruckständigen 
Gehälter  und  Pensionen  Scheine  ausgegeben  und  zu  einer  Konvertierung 
sämtlicher  Staatsschulden  geschritten. 

Das  Kesul tat  dieser  Konveraion  sind  die  4''/^  Staatsschuldschoinc ,  die 
ältesten  Staatseffekten  der  Gegenwart,  die  1842  auf  3^ '^/j,  Zinsen  redu- 
ziert, sich  bis  zum  heutigen  Tage  im  Börsenverkehr  erhalten  haben* 

Beim  Aasbmch  des  russisch  -  französischen  Krieges  1812  befand  sich 
FretiXsen  von  Neuem  in  finanzieller  Verlegenheit  Es  wurden  Licferungs- 
scbeine  für  die  Lebensmittel,  welche  die  Armee  bedurfte,  ausgegeben,  l  Mil- 
lion Tresorscheine,  3-^  Millionen  unverzinslich©  Kassenanweisungen  emit- 
tiert, die  Ziusizahlung  mufste  von  Neuem  eingestellt  werden,  eine  nochma- 
lige Vermehrung  der  Tresorschtine  auf  10  Millionen  Thaler  trat  ein,  und 
die  Bestürzung  in  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Kreisen  wuchs,  als 
den  Tresorscheinen,  die  im  freien  Verkehr  vom  1.  Januar  —  1.  Juli  1812 
zwischen  83^  ^/^  —  ^^j^U  schwankten  und  Ultimo  Dezember  45^/^,  no- 
tiert waren,  Zwangskurs  al  pari  beigelegt  worden  war. 

Zu  gleicher  Zeit  echritt  man  zu  erneuten  Zwangsanleihen.  Dieselben 
wurden  teils  in  den  Militiirgouvcrnements  zwischen  der  Weichsel  und  der 
ruBsiftchcn  Grenze,  zwischen  der  Oder  und  der  Weichsel,  zwischen  der  Oder 
und  der  Eibe  ausgeschrieben,  teils  einzelnen  Korporationen,  wie  der  Kauf- 
mann seh  aft  zu  Elbing  und  der  Berliner  Kaufmannschaft  auferlegt  Die 
letztere  libernahm  auch  gegen  Verpfändung  der  Mühlen  und  unter  der  Be- 
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diDgang,  dajk  der  Zwangekurs  der  Trc^orschcifie  aufgehoben  werde  ^  eine 
freiwillige  5**|^^  Anleihe  im  Betrage  von  1  200  000  Thlr. ')  Nach  dem  er- 
6ttD  pariecr  Frieden  wurde  zwar  die  Zinszahlung  für  die  in-  und  auslän- 
diöchen  Staatsanleihen  aufgeoomraen ,  aber  die  am  L  März  1815  erfolgt« 
Landung  Napoleons  in  Frankreich  und  die  hiermit  verbundene  DefeniBiTe 
Prcufseus  erheischten  die  Zuiuhruug  neuer  Kapitalien.  Ale  ein  drastischee 
Mittel,  wie  Blücher  eich  der  finanziellen  Schwierigkeiten  zu  eotledigea 
suchte,  erscheint  die  Trassierung  eines  Wechsels  von  100  000  £  auf  die 
englische  Hegierung,  den  er  in  Blanco  zog,  und  bei  der  Elberfelder  Kauf- 
mannschaft diskontierte. 

Nachdem  die  I^reslaucr  Kaufmannschaft  sich  zu  einem  freiwilligen 
Barlehen  von  500  000  Thalcrn  erboten  hatte ,  die  Bedürfnisse  der  Armee 
aber  immer  mehr  gewachsen  waren,  schritt  man  zur  Ausschreibung  von 
KricgsBteuern  und  zur  Aufnahme  von  Zwangsanleihen  in  den  westlichen 
preuföi sehen  Provinzen. 

Erst  der  zweite  pariser  Friede  setzte  den  finanziellen  Noten  der  Re- 
gierung ein  Ziel,  aber  jetzt  erst,  nachdem  von  neuem  das  gesamte  Finanz- 
wesen und  die  Feststeltung  der  schuldigen  Beträge  energisch  organisiert 
wordin,  konnte  man  einen  richtigen  Überblick  über  jene  finanziellen  Opfer 
erlangen ,  welche  die  napoleonischen  Kriege  der  prcufsischeu  Monarchie 
auferlegt  hatten.  Der  erste  Bericht  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschul- 
den, der  auf  Verlangen  des  Königs  nach  Schlufs  des  Friedens  erstattet 
worden  war»  zeigt,  dafs  die  Kriege,  welche  Preufsen  teils  defensiv  teils 
offensiv  gegen  Napoleon  gefiihrt  hatte,  einen  positiven  Kapitalaufwand  von 
171  874  860  Thlr.  erforderten.  Dieser  Summe  stand  ein  Aktivum  von  145 
Millionen  fr»,  gegenüber,  das  durch  die  französische  Kriegskontributiori 
Freufsen  zufiel  *), 

Die  Reorgünisation  der  inneren  Verwaltung,  die  nach  Abschlufs  des 
Friedens  eifrig  erstrebt  wurde ,  sowie  die  Fortifikatioa  der  Festungen  führ- 
ten zur  Aufnahme  neuer  Verpflichtungen,  Nachdem  die  Veraufserung  der 
Staatsdomänen  versucht  worden,  war  man  wiederum  zur  Aufnahme  von 
Staatsanleihen  gezwungen.  1817  wurde  eine  5*^1^  Anleihe  im  Betrage  von 
5  Millionen  süddeutscher  Gulden  bei  Rothschild  in  Frankfurt  a| M. ,  1818 
eine  5  •*[(, -Anleihe  von  5  MilL  £  zum  Kuräe  von  72J^|j,  bei  Rothschild  in 
London  aufgenommen.  Die  Finanznot  blieb  trotz  des  Zuflusses  dieser  Sum- 
men eine  dauernde,  die  Defizite  wuchsen,  und  erst  durch  die  Verordnung 
vom  17.  Januar  1820  S),  die  von  wesentlichem  Einflufs  auf  die  fernere  Ge- 
staltung der  Finanzen  des  preufsi sehen  Staates  gewesen  ist,  wurde  eine  voll- 
ständige Reorgauisation  des  Staatshaushaltes  herbeigeführt  Die  Verord- 
nung vom  17.  Januar  1820,  welche  die  Staatsverwaltung  von  lästigen  Vtr- 
pflichtuügeu  für  die  Zukunft  frei  machte,  erstreckte  sich  auf  die  Sichrr- 
Stellung  der  Staatsgi  au  biger,  auf  die  Tilgung  der  Anleihen,  auf  die  Orga- 
nisation der  Hauptverwaltung  der  Staateschulden  und  die  einzuholende  Ge- 
nehmigung der  Stände  zur  Aufnahme  neuer  Anleihen.  Diese  letztere  Be- 
stimmung wirkte  vorbereitend  auf  die  Verfassungsurkunde  von  1850,  wel- 

1)  Richter  a,  a.  O.  8,  29, 

2)  V.  Rodfsn  a.  a.   O.  Bd.  U  8.  16. 

3)  Qes«tx9MnmliiDg  1880.   No.  9.  S.  9. 
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che  ihrerseite  wiederum  die  Aufnahme  von  Anleihen ,  eowie  die  hierzu 
notwendige  parlamentarischü  Genehmigung  definitiv  regelte. 

Der  Etat  vom  17.  Jannar  1820  stellte  eine  definitive,  fundierte  und 
unfundierte  Staatsschuld  Preufsens  im  Betrage  von  217  248  761  Thlr.  fest, 
hiervon  waren  206  006  414  Thlr.  fundiert,  der  Rest  unvcrzinslichi  bo  dafs 
von  lÖOB^ — 1820,  durch  Aufnahme  von  Staatsanleihen  eine  Vergröfserung 
der  Staatsschuld  von  157  511500  Thlr.  sich  ergeben  hatte.  In  keiner 
späteren  Periode  hat  der  preufeische  Staat  seine  positive  Staatsschuld  ohne 
gleichzeitigen  Erwerb  von  Aktiven  derartig  vermehrt! 

Die  obige  Verordnung  bestimmte  fernerhin  eine  jährliche  Veröffent- 
lichung des  jeweiligen  Schuldenstatus  durch  die  Hauptverwaltung  der  Staats- 
schulden, die  einen  regeimä£öig  wiederkehrenden  Überblick  über  den  Staats- 
haushalt gewähren  sollte.  Diese  Berichte  sind  bis  1849  nur  viermal,  von 
da  an  jedoch  jährlich  erschienen. 

Nach  den  Stürmen  der  napoleonischen  Kriege,  nach  der  Reorganisa- 
tion des  gesamten  Staatswesens  ^  nach  vollzogener  Fundierung  der  früher 
kontrahierten  Betrage  trat  von  1820  —  18Ö0  eine  bedeutende  Verminde- 
rung der  Stautsschulden  ein. 

Die  alten  Anleihen  wurden  teils  durch  die  Erträge  der  Domänenver- 
käufe, teils  durch  Erhöhung  der  indirekten  Steuern  getilgt,  neue  Anlei- 
hen nur  in  geringem  üraftuige  und  zu  kleinen  Summen  aufgenommen. 
1820  fuiid  eine  Staatslotttrie  in  Stuotsechuldöcheinon  statt,  1822  wurde 
eine  ^^\^^  Anleihe  ira  Betrage  von  £  3  500  000  zum  Kurse  von  85  ^j^j 
bei  Rothschild  in  London  negoziiert,  und  1827  trat  eine  Erhöhung  der  un- 
fundierten und  eine  Verminderung  der  fundierten  Staatsschuld  durch  den 
Ankauf  von  Staatsschuldscb einen  und  gleichzeitiger  Ausgabe  von  Kaflscn- 
Anweisungen  ein.  Der  Kredit  des  preufsischen  Staates  hob  sich  durch  eine 
kluge  und  vorsichtige  Finanzpolitik  seit  1830  von  Jahr  zu  Jahr!  1830 
wurden  sämtliche  5*^|^  Staatsschulden  in  4^|p  konvertiert,  und  als  der 
zweite  Bericht  der  Staatsschuldenverwaltung  1832  erschien,  war  trotz  der 
Emission  einer  6^\q  prenfsischen  Prämien-Anleihe  im  Betrage  von  10  303  200 
Thlr»,  die  der  Seehandlung  die  zur  Geschäftsführung  erforderlichen  Kapita- 
lien zufuhren  sollte,  eine  Verminderung  der  fundierten  Schuld  von  1820  — 
1832  um  42  379  931  Thlr,  eingetreten.  Weniger  bedeutend  war  die  Schul- 
denverrmgerung  von  1832 — ^1843,  die  circÄ  24^  Millionen  Thaler  betrug; 
die  Zineenlüst  aber  verminderte  sich  von  1842  um  den  jährlichen  Betrag 
von  99  000  Thlr.,  da  sämtliche  4  <>/^  Staatsanleihen  in  ^f^j^t  gegen  ge- 
ringe Bonifikationen,  konvertiert  wurden. 

Dem  vereinigten  preufsischen  Landtag  von  1847  ,  der  sich  unter  an- 
derem mit  der  konstitutionellen  Regelung  der  Staatsanleihen  zu  befassen 
hatte,  wurde  das  Patent  vom  3.  Februar  1847  vorgelegt,  welches  Bestim- 
mungen über  die  Aufnahme  neuer  Anleihen  enthielt.  Die  Einholung  der 
ständischen  Genehmigung  wurde  hierzu  als  obligatorisch  hingestellt  und 
zur  Überwachung  der  Finanzen  sollte  eine  Deputation  aus  den  Mitglie- 
dern des  Provinziallandtages  gewählt  werden.  Dieses  Patent  jedoch  hatte 
nur  einen  trunsitorischen  Charakter!  Eine  neue  Anleihe  zum  Bau  der 
Ostbahn  wurde  abgelehnt  ^  und  nur  dem  1848  neuberufenen  Ministerium 
gelang  es,  15  Millionen  Thaler  ,,zum  Schutze  der  Monarchie*'  zu  erhalten* 
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Konstitution  eil  und  doiänitiv  geregelt  wurde  die  Aufnahme  preufsischer 
Btaateanleihen  durch  Art  103  und  lü4  der  VerfaasungBurkundc  vom  ST 
Januar  1850,  nach  denen  Anleihen  nur  auf  Grund  eines  Gesetzea  and 
unter  jedcBmaliger  Genehmigung  des  Laudtages  aufgenommen  werden  koo* 
ncn.  Der  Veriassungsurkunde  folgten  1850  mehrere  Gesetze,  die  sich  auf 
die  Verwaltung  der  Staatsschulden  und  deren  Kontrole  erstreckten.  An 
Stelle  der  dem  vereinigten  Landtag  vorgeschlagenen  Deputation  tritt  eine 
8taatsBchuldenkommission  f  zusammengesetzt  aus  6  Mitgliedern  der  beidon 
Kammern;  die  Hauptverwal tnng  der  Staatsschulden  wird  von  einem  Direk- 
tor und  drei  Mitgliedern  gebildet,  die  vom  König  ernannt  werden;  der 
Wirkungskreis  dieser  Behörde  erstreckt  »ich  hauptsächlich  auf  die  Ver* 
waltung  der  Passiv kapitalien  dos  Staates,  auf  die  Tilgung  der  StaatsikQ- 
leihen,  auf  die  Ausfertigung  der  Schulddokumente  und  Einregistrierung 
der  Staatsgarantien. 

Nach  dem  Jahre  1850  nimmt  die  fundierte  preufsische  Staatsschtildi 
hauptsächlich  durch  den  Bau  der  Staatseisenbahoen ,  deren  Notwendigkeit 
allmählich  sämtlichen  Interessenten  klar  wurde,  von  Jahr  zu  Jahr  gröfsere 
Dimensionen  an.  Nur  relativ  geringfügige  Summen  beanspruchte  die  Ar- 
mee und  die  Marine,  Trotz  der  Vorgröfseruug  der  funditrten  Schuld  aber 
hob  sich,  durch  die  Zurücksetzung  aller  Etats  der  Ztvilverwaituug  und 
durch  die  steigende  Wohlhabenheit  des  Volkes  und  hiermit  verbundene 
Vermehrung  der  Steuereingänge,  die  finanzielle  Lage  nnd  der  Kredit  des 
preufsischen  Staates. 

1862  wurde  eine  teilweise  Konversion  4*|j**|o  Anleihen  mit  minima- 
lem Erfolg  versucht,  1863  eine  von  der  Regierung  verlangte  Anleihe  im 
Betrage  von  12  Millionen  Thaler  zur  Deckung  der  Rüstuogskoßten  gegen 
Dänemark  vom  Landtage  abgelehnt* 

Der  Krieg  gegen  Österreich  und  einzelne  deutsche  Staaten  vermehrte 
die  fundierte  Staatsschuld  Freafsens  nicht»  denn  weder  dio  i^j^^l^  Aner- 
kenntnisse für  Kriegsleistungen,  noch  die  1866  zum  erstenmal  in  Preufsen 
emittierten  Schatzanweisungen,  die  ein  Mittelding  zwischen  Staats d i  skon* 
ten  und  Staatsanleihen  sind,  können  als  eigentliche  Staat sschuldeo- 
titre»  gelten. 

Eine  wesentliche  Vermehrung  der  preufaischen  Staatsschuld  trat  durch 
die  Annexionen  von  Hannover,  Kurhessenf  Nassau,  Schleswig- Holstein, 
Frankfurt  a/M,,  Hessen-Homburg  und  hessen-darmstädtischer  und  bayeri- 
scher Gebietsteile  ein. 

Das  Königreich  Hannover*)  hatte  zwei  Kassen,  die  Anleihen 
in  gröfseren  Beträgen  negoziiert  haben,  die  königliche  Gencralkasse 
und  die  Qeneralsteuerkasse.  Die  Schulden  der  ereteren  haben  doa 
Charakter  von  Kammerschulden  *),  die  der  letzteren  den  von  Landesscbul- 
den.  Bis  1803  waren  die  Landesschuldcn  unbedeutend,  die  Kammerschttl- 
den  bereits  in  gröfseren  Beträgen  vorhanden,  aber  erst  durch  die  napolco* 
nischen  Kriege,  die  eine  vollständige  Verwirrung  der  hannoverschen  Fi- 
nanzen bis   18ia  herbeiführten,    wurden    beide    Kassen  gezwungen,   ihren 


1)  J.  ö*  L.  W    Ubbelado:    über   die  Finunien    de*    Königreich»    Hanoovsr   «nd 
deren  Verwaltung.     Hannover  I83i.     S.   195  u.  322. 

2)  W.  Lehseu»  llannoverfi  SUatshau&hiLU,     Hannover  1866.     Bd,  U  T.  U  8.  $11 
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Kredit  voll  zu  erecbÖpfen.  Nach  Reettitution  der  eugliftchen  Regierung 
wurden  die  Schulden  der  Gen eralsteuerk aase  2U  75® |,^  anerkaünt,  dae  Kiin- 
dignngs recht  der  StaiitßglänbigtT  jedoch  aufgehoben  ynd  eint»  Verein fachung 
des  LandessebuldenweBenB  durch  Vereinigung  der  Provinzialschulden  her- 
beigeführt Zur  Deckung  der  dringendaten  Bedürfnisse  der  Hegieraug 
wurde  1814  eine  Lotteriean leihe  tou  500  000  Tblr.  in  Gold,  und  zur  teil- 
weiaen  Tilgung  derselben  1819  eine  neue  Lotterieanleihe  von  810  000 
Thlr.,  sowie  1823  zur  Beseitigung  dea  Defizitei  eine  Anleihe  von  2  WiU 
Honen  Tblr.  aufgenommen. 

Auch  die  Schulden  der  königlichen  Generalkasee  wurden  mit  75**l(j 
anerkannt.  1831  nahm  diese  Kaese  2  MiUionen  Mark  Banko  für  ver- 
Bchiedene  aufserordentliche  Bedürfnisse  auf. 

1834  trat  infolge  des  Staatsgrundgesetises  von  1833  eine  Vereinigung 
der  beiden  Kassen  ein,  die  eine  3^,**/^  Konversion  der  Staatsschulden 
zur  Folge  hatte,  aber  bereits  1841  wieder  aufgehoben  wurde.  Zum  Zwecke 
des  Staatseisenbahnbaues  wurde  eine  Eisenbahn ka^se  errichtet,  so  dafs  von 
1841  au  in  der  hannoverschen  Finanzverwaitung  drei  Kassen  vorhanden 
sind.  Die  Generalkaese ,  die  Generalsteuerkasse  und  die  Eisenbahn kasse 
nahmen  bis  zu  der  Kassen  Vereinigung  und  Konstituierung  der  Staatshaupt^ 
kasse,  die  definitiv  1860  erfolgte,  zahlreiche  Anleihen  auf  und  erschei- 
nen im  Status  von  1866,  wenn  auch  äufserlich  geeint,  mit  separaten 
Schuldtiteln.  Die  letzte  Anleihe,  welche  das  Königreich  Hannover  nego- 
ziierte, erfolgte  1864  im  Betrage  von  3  493  000  Thlr.  zur  Deckung  der 
HeereBbedürfnisse ,  sowie  für  den  Bau  von  steuerfreien  Niederlagen  in 
einigen  hannoverschen  Städten,  Die  fundierte  Staatsschuld,  die  Preufsen 
1866  von  Hannover  übernommen,  betnig  ohne  Kapitalisierung  der  zu  zah- 
lenden Renten,  Pensionen  und  Apanagen  41160  604  Thlr. ,  wovon  circa 
25  Millionen  Thaler  Eisenbahnschuldon  waren. 

Die  Schulden  dea  Kurfürstentums  Hessen  waren  meistenteils 
durch  die  napoleonischen  Kriege  entstanden.  Wilhelm  LX.  verweigerte 
zwar  anfänglich  nach  seiner  Restitution  die  Anerkennung  der  nicht  von 
ihm  kontrahierten  Schulden,  aber  diejenigen  Beträge,  welche  die  Stande 
selbst  aufgenommen  hatten,  wurden  auch  nachtriiglich  verbrieft,  Die 
Staatsschuld,  die  1816  auf  1364  000  Thaler  festgesetzt  worden  war, 
wurde  in  den  folgenden  Jahren  nicht  getilgt,  da  die  Regierung  die  hier- 
für bestimmten  Summen  für  andere  Zwecke  antizipierte» 

Zur  Deckung  des  immer  stärker  wiederkehrenden  Deti^ftes  wurde 
1831  eine  Anleihe  von  1265  850  Thlr.  aufgenommen,  sowie  durch  das 
Finanzgeset^  vom  31.  Oktober  1833  4'*|^  BtaatBschuldscheine  ziit  Ent- 
schädigung für  aufgehobene  Jagd-,  Waldkuttur-  und  Teichdienste  ausgege- 
ben. Das  Finanzgesetz  vom  3.  April  1844  leitete  den  Eisenbahnbau  in 
Hessen  ein.  Zur  Erbauung  der  Main- Weser  bahn  wurde  1845  eine  zins- 
lose Pramienlotterieanleihe  im  Botrage  von  6  726  000  Thlr,  zum  Bau  der 
Bebra-Hauauer  Staatsei Benbahn  1866  eine  4*^/^  Anleihe  von  10  Mitlioneii 
Thaler  ausgegeben.  Die  futiclierte  Staatsschuld,  die  Preufsen  1866  von 
Hessen  übernahm,  belief  sich  auf  16  535  260  Thlr. 

iLhnlich  wie  in  Hannover  war  im  Herzogtum  Nassau  durch  Qe- 
0eU    vom    1.9.   1814    eine    Domänen-  und  Steuerkasse   errichtet   worden. 
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Die  SteuerkasÄe  schuldete  der  Doinänenkaase  wegea  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft 140  000  11  und  dleeer  Betrag,  der  zu  häufij^en  Streitigkeiteo 
zwischen  Regierung  und  Standen  führte ,  wurde  durch  die  AufDuhroc  der 
ersten  nasaauischen  Staatsschuld  von  2  400  000  Oulden  kapitÄliwert  und 
fundiert.  Die  Schulden  der  Domänenka^se ,  die  durch  die  napoleoniseheo 
Kriege  bedeutend  gewachsen  waren,  bcliefen  sich  1815  auf  circa  5*|, 
Millionen  Gulden,  1836  auf  8  243  910  Gulden  und  wurden  1837  durrJi 
zwei  Anleihen  von  7  100  000  Gulden  „zum  Wohl  und  Besten  Unseres 
Herzoglichen  Haußes"  teils  zu  3'[g^|g,  teiU  in  Form  einer  Prämienanleihe 
konsolidiert  Zum  Zweck  der  Zehntablösungskapitolien  wurden  1848  und 
1854  4*^  ^y  und  4*|j^|o  Anleihen  in  geringen  Beträgen  aufgenommen,  dagegen 
für  den  Eisenbahnbau  1858,  1859,  1851  4^1^,  und  1860,  1861  4^1, ^i^ 
Anleihen  in  grofsen  Summen  emittiert.  Preufsen  übernahm  1866  von 
Nassau  eine  fundierte  Staatsschuld  von  20  516  921  Thaleni ,  von  denen 
16* jj  Millionen  Thaler  Eisenbahnschuldeu  waren. 

Die  Schulden  der  Eibherzogtümer  Schleswig  und  Holalein 
setzten  sich  zusammen  aus  den  augusten burgischen  PnoritUtsschulden  und 
den  schleswig-holsteinischen  Domanialobligatiouen.  Die  Schuldenlast,  die 
P reuigen  1866  übernahm»  war  geringfügig,  ihr  Betrag  aber  erhöhte  eich 
sehr  bedeutend  durch  die  mitübernommene  Verpflichtung  einer  von  den 
Elbherzogtiimern  an  Dänemark  zu  entrichtenden  Schuld  von  21750  000 
Thalern,  für  die  später  eine  preufsische  Staatsanleihe  in  gleichem  Üetrage 
emittiert  wurde.  Durch  das  Gesetz  vom  29.  Februar  1868  sind  nitr 
591,657  Thlr»  schleswig-holsteinsche  Schulden  von  Preursen  übernommen 
worden;  eiuBchlierBlich  der  obigen  Summe  aber  und  der  2U  kapitalisieren- 
den Renten,  Apanagen  und  Pensionen  ist  der  Oeaamtbetrag  der  übernom* 
monen  Staatsschulden  24  163  255  Thaler. 

Auch  die  Finanzverhältnißse  der  freien  Stadt  Frankfurt  a,  M, 
wurden  durch  eine  spätere  preufsische  Staatsanleihe  definitiv  geordnet 

Die  Schulden  der  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  entstanden  teils  durch 
die  napoleonißchcn  Kriege,  teils  durch  den  Eisenbahubau.  1822  wurde 
eine  4*'/o  Anleihe  von  3  508  lOO  FL  zur  Konvertierung  ältererer  5")^ 
Schulden,  1839  eine  3'  /j^^  Anleihe  von  8  500  000  Gulden  zur  Kon- 
version der  4®!^  und  zur  Tilgung  der  schwebenden  Schuld  aufgenommen. 
1843  begann  der  Eisenbahnbau;  hauptsächlich  hierzu  wurden  1846,  1848, 
1857  3*i^^*|(,  Anleihen  im  Gesamtbetrage  von  9,4  Millionen  Gulden  auf- 
geüoramen ;  zu  gleichem  Zwecke  diente  die  3^|^  Anleihe  von  1844  im 
lietrage  von  2  Millionen  Gulden,  während  die  S^j^'^lj,  Anleihen  von  1858 
zur  Deckung  einer  schwebenden  Schuld  und  weiterer  Staatsbedürfnisae  auf- 
genommen wurde.  Die  zur  Bezahlung  der  Kriegskontributionen  ausge- 
schriebenen Anleihen  wurden  nachträglich  von  Preufsen  zurückerstattet 
lici  der  Üt>er nähme  der  fundierten  Siaatflpcbuld  machte  der  schwer  erkenn- 
bare Unterschied  zwischen  Kommunal-  und  Staatsschulden  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  grofse  Schwieri|?keiten.  Definitiv  wurde  von  Preufsao 
im  ganzen  ein  Schuldkapital  von  8  194  629  Thlr.  übernommen,  die  Aus- 
einandersetzungen zwischen  Staats-  und  Stadtvermögen  lulirten  später  zur 
Aufnahme  einer  preufsiachen  StaatÄanleiho.  Die  Schulden  der  vormaligen 
Landgrafschaft  Hessen-Homburg    betrugen   1866   161425  Thlr.| 
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für  die  h  e  8sen-d  arm  stadt  lachen  und  baierisohen  Gebi  e  tä- 
te Ue  wurde  keine  fundierte  Staatsschuld,  soodem  nur  die  Verpflichtung 
zu  zahlender  Fensioneti  und  Kenten  ,  die  kapitalisiert  einen  Betrag  Ton 
49  1 20  Thaler  ergeben,   abernommen. 

Das  Gesamtschuldkapital  der  an  Freufsen  fallenden  Länder  betrug 
1866  14Ö  391267  Thlr.,  fast  80^1^  waren  fundierte  StaaUacbnlden,  l5*»/(, 
ßchwebendei  der  Rest  kapitalisierte  Renten  und  Apanagen,  Ki»  1868  wur- 
den die  Schulden  der  neuen  Landestcile  gptrenct  von  den  alten  admi- 
nistriert, durch  die  Gesetze  vom  y,  Februar  1868  und  5.  März  1808  trat 
eine  einheitliche,  gemeinsame  Verwaltung  für  die  gesamte  fundierte  Staats^ 
schuld    rretifsens  ein. 

Nach  Abschlufs  des  Friedens  von  1866  wurde  eine  Anleihe  vou  60 
Millionen  Thaler  genehmigt^  1867  4^**/^  Aoleiheu  von  67  Millionen  Tha- 
ler zur  EntEcbädigung  der  durch  das  Gesetz  vom  2L  Mai  1861  aufgeho- 
benen Grundsteuer,  zur  Erweiterung  des  Staats-Eisenbahnnetzes»  zur  Über- 
nahme des  fürstlich  Thurn-  und  Taxia'scheu  Postwesena  und  jsur  Deckung 
des  aufserorden  fliehen  Bedarfes  der  Militär-  und  Marino  Verwaltung  auf- 
genommen. Nachdem  1868  40  Millionen Tblr.  znm  Eisenbahnbau,  21750000 
Thlr,  zur  Übernuhrae  der  von  den  Eibherzogtümern  an  Dänemark  zu  eut- 
richtcnden  Schnld,  1869  0450000  Thlr.  m  4^  ^/^  Anleihen  zur  Deckung 
des  aufserordentlichon  Geldbedarfes  der  Militär-  und  Marinoverwaltuug 
und  zur  Regulierung  der  Vermöge nsverhältnisse  des  Staates  und  der  Stadt 
Frankfurt  aM.  emittiert  worden  waren»  wurde  zum  Zwecke  der  Konsoli- 


dation van  4"*L   und 


4^0 1^,   Anleihen  eine  4^01^ 


Reotenachuldy  die  soge- 


nannten 4^''|^^  preufsischen  Konaols,  geschaffen.  Diese  Konsolidation  be- 
zweckte den  Wegfall  der  vorgeBchriebenen,  jährlichen  Tilgung,  sowie  eine 
Ersparnii's  von  circa  3^  Millionen  Thaler  und  erstreckte  sich  auf  17  An- 
leihen; ansgeachlossen  waren  die  SJ^/q  Staatsschuldacheiue,  die  3j^**i„  Prä- 
mieoanleihe,  die  5*^/^  Anleihe  von  1859^  sowie  sämtliche  fundierte  Staats- 
schulden  der  im  Jahre   1866   neu  erworbenen   Landcstcile. 

Der  Krieg  mit  Frankreich  vermehrte  die  fundierte  preufsiäche  Staats- 
schuld nicht,  er  wurde  geführt  mit  den  Geldern  des  preufsischen  Staats- 
schatze», mit  Hülfe  der  5**/^  Norddeutschen  Üundesanleibe ,  fiir  die  bei 
der  ersten  Subskription  statt  der  geforderten  100  Millionen  Thlr.  nur  circa 
69  Millionen  eingingen,  durch  die  Anleihen  der  eüddeutschen  Staaten  und 
durch  die  auf  französischom  Gebiet  erhobenen  Kriegskontributiouen.  Einen 
an  das  Keich  von  Preufsen  vorschufs weise  offerierten  Kredit  von  .^0  Mil- 
lionen Thlr.  brauchte  die  Reichsfinanzverwaltung  nicht  in  Anspruch  zu 
nehmen. 

Die  von  Frankreich  entrichteten  Milliarden  wurden  teils  «um  Neu- 
bau und  Ausbau  der  Eisenbahnen  ,  teils  zu  Fortifikationon  und  miliUiri* 
sehen  Zwecken,  teils  zur  Tilgung  vou  Anleihen  verwandt.  Die  fundierte 
Staatsschnld  Preufsens  verminderte  sich  187*2^ — 1875  um  fast  120  Millio- 
nen Thal  er. 

1873  wurde  die  preufsische  4''/^  konsolidierte  Staatsanleibe  geschaf- 
fen, die  einen  Hauptfaktor  der  gesamten  gegenwärtigen  p reu fsi sehen  Staats- 
schuld darBtellt,  vermittelst  derer  fast  sämtliche  von  1873  bis  2ur  <»egt'U- 
WArt  kontrahierten  Schulden    aufgenommen    wurden    und   der  Ausbau  der 
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Staataei Benbahnen,  sowie  der  Ankauf  der  preofsischen  PriTatbahoen  er- 
möglicht worden  ist.  Speziell  diese  beiden  letzten  Transaktionen  Ter- 
ra ehrten    die  fundierte  preufsische  Staatsschuld  bedeutend, 

Ursprünglich  brachte  die  preufaische  Staatsregierung  dem  Eisenbahn- 
bau  wenig  Wohlwollen  und  Sympathie  entgegen.  Friedrich  List*«  Vor- 
schläge zum  Bau  der  deatschen  Bahnen  wurden  nicht  berücksichtigt ,  ja 
sogar  ministerielle  Verordnungen,  so  beim  Bau  der  Oberschlesischen  Bahn, 
£um  vermeintlichen  Schutz  des  PriTatpublikums  erlassen.  Das  Gesetz 
vom  3.  November  1838  bestimmte  die  Normen  für  den  Privatbau  der 
Eisenbahnen  und  1842  übernahm  die  Regierang  eine  Zinsgarantie  zum 
Bau  gewisser  Bahnen.  Durch  die  Krisis  von  1848  erlahmte  der  private 
und  Staats -Eisen  bahn  bau  und  erst  nach  Emanation  der  Verfassungsur- 
kunde  trat  eine  wirkliche  Entwicklung  des  letzteren  ein.  Die  Anleihen 
von  1850 — 1866  sind  fast  nur  zu  Eiseubahnzwecken  emittirt.  Obwohl 
nun  bereits  1850  bezw.  1854  die  Niederachlesisch -Märkische  und  Mün- 
ster-Hammer Eisenbahn  vom  Staate  zurückerworben  wurden ,  so  beginnt 
doch  die  eigentliche  Verstaatlichung  privater  Eisenbahnen  erst,  als  nach 
Gründung  des  deutschen  Reiches  die  vorläufige  ün  ausfuhr  barkeit  eines 
Reichseisenbahnprojektes  ersichtlich  war. 

iiwei  Verstaatlichungs-Transaktionen  haben  sich  bis  jetzt  voUsogeo! 
Die  Finanzierung  derselben  erfolgte  fast  durchweg  vermittelst  der  pren- 
fsiüchen  4^1^  konsolidierten  Staatsanleihe. 

Die  erste  Verstaatlichung  bezog  sich  auf  den  Ankauf  der  Berlin - 
Stettin  er,  der  Magdeburg- Hai  berstudter,  Cölu-Mindener,  Rheinischen,  Ber- 
lin-Potsdam- Magdeburger ,  Hannover-Altenbeckener- Eisenbahn.  Die  fun- 
dierte preufsische  Staateschuld  wurde  direkt  durch  den  Ankauf  der  Stamm- 
aktien um  842  399  750  M, ,  indirekt  durch  die  mitübernommenen  Priori- 
täten, die  ebenfalls  die  Uualität  preufsischer  Staatspapiere  haben,  um 
weitere  999  Millionen  M,  vermehrt.  Die  zweite  Verstaatlichungs-Trans- 
aktion  richtete  sich  auf  den  Ankauf  der  Bergisch- Märkischen ,  Berün- 
AnhfllUschen,  Berlin-Görlitzer,  Cottbus-Grofaenhainer ,  Mürkisch- Posen  er, 
Rhein -Nahe  und  Thüringiachen  Eisenbahn.  Die  fundierte  preufaische 
Staatsschuld  vermehrte  sich  hierdurch  um  M.  473  681650,  die  Priori täts- 
achuld,  von  der  bereits  die  4|**|I(j  Rh  ein -Nahe  Prioritäten  in  4®|^ 
Consolfi  umgetauscht  worden  sind,  beträgt  circa  479  000  000  M.  Da» 
Staatseisenbahns^stem  ist  jedoch  vorläufig  voUständig  noch  nicht  in  Freu- 
fsen  durchgeführt;  hierzu  bedarf  es  des  Ankaufes  der  Altona-Kieler,  Ber- 
lin-Hamburger, Breslau-Sohweidnitz-Frei burger,  Oberschlesischen,  Rechte- 
Oderufer,  Marienburg- Mlawkaer  Eisenbahn  und  einer  Anzahl  kleiner  Bah- 
nen, deren  Gesamtpreis  die  Staatsschuld  um  fernere  600  Miilionen  Mark 
vermehren  dürfte. 

Bei  einem  Vergleich  über  Zunahme  und  Verminderung  der  preufsi- 
schen  fundierten  Schuld  von  1786^ — 1882  ist  die  beträchtliche  Eisenbahn- 
schuld Ton  1300  Millionen  Mark,  deren  Passiven  ein  ergiebiges,  sich  jähr- 
lich steigerndes  Aktivum  gegenüber  steht,  wohl  zu  erwägen.  Nach  Ab- 
zug dieser  rentegowährenden  Schuld  und  im  Gegensatz  zu  der  fundierten 
Btaataohuld  der  übrigen  europäischen  Länder  ist  die  Tendenz  der  preu- 
ffischen  Fiuanzverw&ltung ,    die  Grofses   mit   relativ  kleinen   Mitteln    ge- 


Missellen. 


161 


schaffen  hat  und  stet«  yon  dem  Geiste  fürsorglicher  Sparsamkeit  und  Ord- 
nung beseelt  gewesen  ist,  in  scharfen  Zügen  erkennbar. 
Die  fundierte  Staatsschuld  Preufsens  betrug: 


1786 

1797 
1806 
1820 
1832 
1843 
1849 
1850 
1851 
1852 

X853 
1854 

1855 
1856 

1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 

1873 
1874 

1875 

1876 

1877178 

1879 

1880 

1881 

1882 


Thlr. 


12  134  324 

48213  511 

48494914 

206  006  414 

163  626  483 

138  861  087 

135  177  525 
161  758  664 
1 58  644  400 

188483337 
186812  151 
196  828  570 
216  991  248 

227  846  469 

228  165  515 
225  776  838 
255  352  528 
261  121  633 
255  809  877 
249418696 
248  614  Ol  I 
252  828  856 
258  020  527 
248  853  609 
270661  195 
411  633016 
424347556 
412098316 
415957285 
383  029  158 
321  563  587 
299728  127 
889061  164 

1002  413  777 

1  146  866  838  ^) 
1321  174575 
1490  063  591 
1729476430 

2  059  681  429 


Thlr.  4- 

I»  T 

»I  ~^ 

I»  "~" 

»I  ~^ 

n  + 

II 

..   + 

I» 

..   + 

»I 

:t 

I»  """ 
II  ■"" 
II   

:;t 

II   "~~ 

::J 

II   — 

..  + 

II  ~~ 
II   — 

»I  '~~' 

M.  — 


36079187 

281  403 

157  5"  500 

42379931 

24  765  396 

3  683  562 

26  581  139 

3  114  264 

29  838  937 

1  671  186 
10016419 

20  162  678 
10  855  221 

319046 

2  388  677 
29  575  690 

5  769  105 
5  3"  756 
6391  181 
804685 
4214845 
5  191  671 
9  166  918 

21  807  586 
140  971  821 

12  714  540 
12  249  240 

3  858  869 
32  867  927 
61525671 
21  835  460 
10  123  217 

113  352  613 
144453061 

174307737 
168  889  016 
239412839 
330204999 


Es  hat  sich  demgemäfs  die  fundierte  Staatsschuld  Preufsens  1820 — 
1849,  1851,  1853,  1858,  1861—63,  1866,  1870,  1872—1875  Termin- 
dert,  in  den  übrigen  Jahren  gehoben.  Die  napoleoni sehen  Kriege,  der 
Bau  yon  Staatsbahnen,  die  Annexionen  1866,  der  Ankauf  priyater  Eisen- 
bahnen haben  zur  Yergröfserung  der  Schuld  hauptsächlich  beigetragen, 
die  geführten  Kriege  die  Schuld  nicht  yermehrt,  die  Kriegskontributionen 
jedoch  eine  wesentliche  Tilgung  derselben  herbeigeführt 


1)  Dm  Etatsjahr  wurde  vom  1.  Januar  aaf  den  1.  April  verlegt 
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Übersicht  über   die   neuesten  Publikationen   Deutschlands 
und  des  Auslandes* 


1.    OeieMclite.     £ncfldopAdi<chei.     Ltthrbäeher.     SpeiiBlle  thaoretischa 

Laigi  Co  8  SA,  primi  elementi  di  «cöaomiii  politicA.  BesU  edislone 
note,  volmenle  corretU  ed  accrescinta.     Milano,  Uoepli,   1883.  XI  u,  tOO  pp. 

Daa  bekftniite  karsc  Lehrbach  der  NAiiouaJdkonoraie  ^  deseen  deotscbe  ÜberseUoBg 
Ret  hier  «.  Z.  angezeigt  hat ,  liegt  jeUt  bereite  in  einer  sechsten  Auflage  des  it&lieoi- 
»«hen  OriglnaU  vor  Die  bedeutendste  Uereicberuiig,  welcbe  die  Schrift  darch  die  leiste 
Hearbeitaiig  erfahren  hat,  besteht  in  der  ZafilguDg  einer  kurzen  Übersiebt  Über  die 
Geschichte  der  Nationalökonomie.  Auf  dem  beschränktesten  Raum  weif»  hier  der  Verf, 
alle  wesentlichen  wisaetisohafttichen  Strömungen  zu  nennen  und  treffend  an  ch&rakteri* 
siereo.  Aufgefallen  idt  dem  Ref,  nur  die  Irrtümliche  Angabe  (p.  15),  aU  sei  Tlioziiaa 
Mut  erst  im  Jahre  1664  gestorben.  E.  L. 

George  Batil  DiiwcJl,  |,progrefs  and  poverty*',  A  roYiew  of  the 
doctriues  of  Henry  George.     Cambridge  188S,  46  pp^ 

Richard  Simon,  an  examitiatloa  of  Mr.  Henry  Georg« i  doctrfnaa 
on  progrofs    and  poverty.     LondoD«  Bemrose  &  Sons,  s.a.  Sfi  pp. 

Quarte  rly  Beviow,  January   1883|  pp    35 — 74:  II.  Progrefs  and  povar^. 

In  Deutschland  dürfte  man  »elbst  in  den  wiasenschafilicheu  Kreisen  sehwerUeh  eine 
genügende  Vor»teT1ung  davon  besit»ea  ,  wie  uugeheaer  die  Wirkung  gewesen  ist,  welche 
das  Hauptwerk  von  Henry  George  unter  der  engliiich  redenden  Bevölkerung  beider 
Wetten  horvorgebraclit  hat.  Das  vor  kaum  drei  Jahren  zuerst  v erÖfen t lichte  I5uch  ist 
heute  schon  in  einer  solchen  Menge  von  Exemplaren  verbreitet  und  gelesen  wie  nur 
gans  wenige  unter  alku  bi&herigen  systematischen  Darstellungen  der  KationAldkoaonila. 
Vor  einigen  Wochen  haben  die  englischen  Zeitungen  von  dem  traurigen  Gescluck  des 
dreirsigjfthrtgen  Gxforder  Univeraititalehrers  Toynbee  berichtet ^  der  unter  dem  Ein- 
druck der  tiefen  Bewegung  ^  welche  Georges  Ideen  iu  der  englischen  Arbetterbe- 
v(ilkerung  erzeugt  haben ,  sich  vorsetzte,  sein  Leben  der  Beschäftigung  mit  der  aonalin 
Frage  zu  widmen  ^  in  den  Pabrikstädten  des  Nordens  umherrciste  und  den  arbeitaaden 
Klassen  Vortrüge  hielt ,  bis  sein  zarter  Körper  unter  den  Anstrengungen  und  der  Auf- 
regung zusammenbrach  und  ein  vorzeitiger  Tod  seinen  edlen  Bestrel>ungen  ein  Ende 
bereitete.  Dafs  aucli  in  besondern  Schritten  zahlreiche  Erörterungen  und  Kritiken  über 
Georges  Lehre  veröffentlicht  worden  sind,  begreift  sich  unter  diesen  Verhältnissen  leicht. 
Zu  d[esem  Krebe  von  Arbeiten  gehören  die  obengenannten.  Sie  aeigen  gleichmftfjslg, 
dafs  George»  Anschauungen^  mit  denen  wir  aus  nur  wenig  befreunden  können^  auch 
in  England  und  Ameri^ta  nicivt  ohne  den  lebhaftesten  Widerspruch  geblieben  sind.  Da* 
bei  ist  der  Ton  ,  den  die  Kritiker  anschlage»  allerdings  noch  ein  ungleicher.  Die  ersla 
Schrift,  die  in  Cambridge  i»  Amerika  erschienen  ht  und  einen  Amerikaner  aus  Boston 
zum  Verfaiiser  hat,  bringt  ihre  Bewunderung  für  die  formelten  Vorzüge  des  George* 
sehen  Buches  in  geradezu  cnthusiastiscben  WenduDg«.n  zum  Ausdruck,  wILbrend  sie  gleich' 
zeitig  kaum  einer  einsigen  darin  atisgc^prochenen  Ansicht  Beifall  schenken  kann.  Reto 
sachlich  widerlegt  R.  Simon  einige  Hauptpunkte  in  der  Beweisfllhrong  Georges« 
namentlich  auch  mit  Hilfe  statistischer  und  historischer  Daten.  Die  geringste  Schonung 
endlich  übt  gegen  den  beurteilten  Autor  der  gediegene  Artikel  der  Quarterly  Review; 
er  seigt  ntcbt  blos  die  Unhaltbarkeit  sondern  auch  die  grofse  Schädlichkeit  der  in  dein 
vielgelesenen  Budie  gelehrten  SItse.  E,  Leser. 

F.  SimonsoOf  Dr.  jur.,  Richard  Cobden  und  die  A  nli  kornsol  j  Hgaf 
sowie  ihre  Bedeutung  für  die  wirtjtchaftlichen  Verhiiltuisae  des  deutsehen  Betcbei.  Berlin 
1888      Verlag  von  Kerd.  Dümmler.     fl».     SS.  64. 

Der  Titel  des  Buches  ist  irreleitend ,  da  dasselbe  nur  eine  kurze  Geschichte  ilsf 
Wirksamkeit  Cobdens  zur  Aufhebutig  der  Kornzölle  in  England  enthält,  auf  die  Bt- 
dentang  aber,  welche  die  Aufhebung  der  Kornaiölle  für  die  wirtschaftlichen  VerMItoiaai 
Dentschlands  gehabt  hat ,  gar  nicht  eingebet.  Einige  umfassende  Bemerkungen ,  irelohf 
Yerf,    Uber  die  hohen    englischen  GetreidezÖlle    macht ,    indem    er    dabei    auf   diis 
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w&rtig«ii  niedrigen  decttecheo  Getreidezölle  als  auf  analoge  Erschein  an  gen  hinweist  y  wird 
man  doch  nicht  flii  eine  wirkliche  UntersucJ^nng ,  sei  es  über  di<j  Wirktiog  der  eng- 
lisch en  f  sei  es  Über  die  der  douiAcben  GetreideSGÖlie  auf  die  vrirti^chartttcbeu  ZnütHtide 
Dentadblands  halten  wollen.  Im  übnji^en  giebt  Verf  aber  ein  leicht  lesbarem ,  übersieht' 
lichea  Bild  Ton  der  Thatigkeit  Cobdcn»,  er  wird  der  Perüoulichkeit^  dem  Wollen  und 
dem  Charjikter  de»  Mannes  gerecht  und  seigt  die  grofden  Verdienste,  welche  er  für  da^ 
Aufblühen f  die  Weiterentwicklung  de»  englischen  Handels,  der  engliachen  Industrie  ge- 
habt hat. 

Objektive  Auffassung  der  Verhältnisse,  mhige,  sachgemäfsc  Darstellung,  welche  sich 
frei  von  allen  pcrsöulichen  oder  ungehörigen  politi&chen  Angriffen  hält,  zeichnen  die 
kleine  Brocbüre  vortetlhaft  ans.  X. 

äeydel  M.:  Orondriss  su  Vorleaungen  über  bayr.  Verwaltunga* 
rechL     München  (Literar.  artist.  Anstult).     4  M*  60. 

Kelch,  E.,  die  Abhängigkeit  de  r  Z  i  v  i  li  sa  tion  von  der  Persönlichkeit 
dea  Menschen  und  von  der  llefriedigting  der  Lebcnsbedürfnis&e,  2,  Bd.  die  Lebensbe- 
dürfnisse d.  Menschen  und  die  Zivilisation«     Minden  (Bruns).     6  M 

Baudritlard,  H.^  Philosophie  de  l^^conomitt  politiqne.  Des  rapporis 
de  l'^cooomie  poHtique  et  de  la  morale.  2«  Edition,  revne  et  consid^rabloment  augmenUe. 
Par,  Guillaumin  &  C«,   1883.     8.     XII  -  499  pag.     9  fr, 

Comte,  A.,  Sjst^me  de  politique  positive,  ou  trait^  de  sociologie  in< 
stitiiant  la  religion  de  rhumaniti^.  Tome  III^  contenAnt  la  dynamique  sociale 
ou  le  traitü  g^n^ral  du  progrös  hiini&iu  (philosophie  de  rhistoire).  P&ria^  Duuod,  I8S3, 
8.     L  ^  625  pag,     7  fr.   50  c. 

Greslandf  J.,  Et u des  m^taphyaiqaes,  politiques  et  sociales.  Genie 
de  rhomme,   Libre  -  philosophie.     Versailles,  impr.  Cerf  &.  Bis,  1883.     8.     7  fr, 

Rcverdy,  H.  et  A.  Burdeau.  Le  droit  usuel  et  l'ecouomie  politi- 
que k  r^cole.     Par,  Picard  -  Bernhcim  &  C«,   1883.     18.      214  pag      1  fr  20  c. 

Lftlor,  J.  J  (cditor),  Cyclopaedia  of  Political  Science,  Political  Eco* 
nomy  and  of  ibo  Political  Uistory  of  thc  United  States;  hj  the  best  American  and 
European  writers.  Volume  II:  East  India  Company-Kullification.  Chi- 
cago, Melbort  B.  Carj-  &  O,    1883.     IV- 1055  pp.  cl     |  «, 

Oxford  Handbook  üf  Political  Economy.  Spectally  prepared  for  the  nse 
of  Candjdates  for  cxamination,     Oxford,  Shrimpton,   1883      12.     28  pp,     1|,  — 

Tran^actions  of  the  National  Association  for  the  Promotion 
of  Social  Science.  Dublin  Meetingi  1881.  London,  Longmans,  Green  &G<>i 
1888.     8.     XLIU    884  pp. 

Walker,  T.  A.,  Pol  i  t  ic  al  Eco  n  om  y.  London,  Macmillan,  1883.  8.  482  pp.  lOjfi. 

2.    Geichiohte  und  DajriteHung  der  wirtachaftliciheii  Kultnr. 

Hoeniger,  R. ,  Der  schwarze  Tod  in  Deutschland.  Ein  Beitrag  «ur 
Geschichte  des  14.  Jahrh.     Berlin    1882.     Eugen  Grosser     VI  u.   180  S. 

Der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift  hat  mit  der  Wahl  seines  Themas  einen  über- 
aus glücklichen  GriflT  gethan  :  er  hat  ütch  einen  Gegenstand  zu  sorgflütiger  kritischer 
Prüfung  gewählt,  der  bei  aller  Würdigung  seiner  Bedeutung  und  Folgen  doch  hinsicht- 
lich seines  näheren  Verlaufes  von  der  strengeren  historischen  Forschung  biülang  unbe- 
rührt geblieben  war;  auffälliger  Weise  hatte  man  von  ihrer  Seite  vertraueu^voH  an  den 
bisher  überlieferten  Aiiscbanoiigen  Über  die  gewaltige  Epidemie  dos  mittleren  14.  JK 
und  die  gleichseitigen  Bewegungen  des  Judenstunnes  und  der  Gcifsel fahrten  festgehalten, 
wfthrend,  soweit  das  Gebiet  der  Medizin  in  Frage  kam,  Vertreter  dieses  Faches  es  schon 
•eil  l&nger  nicht  an  berichtigten  und  verbestserten  Darstellungen  hatten  fehlen  lassen, 

Es  ist  daher  dieser  Brstlingsarbeit  H's.  bescJiieden  gewesen,  eine  Reibe  erfreulicher 
neuer  Ergebnisse  zu  Tage  zu  fördern.  AI»  erstes  derselben  möchten  wir  hier  hervor- 
heben ,  dafs  nunmehr  in  den  suerst  von  der  Pe»t  ergriffenen  Sti(dtcu  Frankreichs  der 
Judeomord  als  eine  Folge  der  grofsen  Landeskalaniität  erscheint,  dafs  man  dagegen  in 
Deutschlnnd  anter  dem  drohenden  Herannahen  der  Epidemie  gegen  die  Juden  vorge- 
gangeii  ist,  auch  die  Geifselfalirten  Kuer$»t  im  südöstlichen  Deutscliland  als  Präventiv- 
Mafsregeln  gegen  das  durch  göttliche  VoraeliuDg  verhängte  Unheil  unternommen  worden 
sind.  8olion  in  der  gleichEcitigen  Gc schieb tasehreibttiig  kann  11.  Versuche^  diese  Reihen- 
folgt  der  Ereigtuise  so  verwischen,  nachweisen  nnd  vor  allem  bat  mau  später  in  Deutsch- 
land   trat  recht   in   einer  umgekehrten  BtoUuug    des  Judcnmordes    aar  Pest  die  richtige 

11* 
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kAii$»1o  Begründung  geben  ku  müasea  geglaubt     An  der  Hand  kritisch  gepra(t«r  i 
nAcbricbti!»  zeigt  H,  sodaztn  ,    dafs   die   gewaltigo  Krankheit   sich  doch  verbal  tu  Umälkif 
langHAm  anf  den  vornehmlich  diir«h  den  Handelsverkehr  gcvieaenen^   durch  Gebirge  und 
fthntiche  Hiiiderni^ae  unterbrochenen  Wegen  durch  Deutschland  verbreitet^  emaftLue  Ge- 
genden ganz  oder  nnffäUig  lange  verschont  hahi* ;   an   IVIomenien  ^    die  ihrer  VerbTeiittng 
Vorschub  geleistet  hätten  ,  will  H.  ferner  nur  die  Mängel  in  der  YolksgesandbelUpflefe 
gelten  lassen ,   während  er  die  früheren  Ao nahmen  an  Ginfl Assen  anormaler  Witterao^ 
Verhältnisse  und  gewaltiger  Naturereignisse  aurückweisl ;   in    einem    Falle    kann  er    hin- 
gegen nachweisen  ,    dar«  Nachrichten  Über  aufsereoropäische  Verhältnisse  kritiklose  Auf-  \ 
nähme    in     unsere    heimischen    Quellen    gefunden    haben;    an    anderen    Stellen  s efaein«D  i 
verkehrte    Auffassungen  und  Darstellungen    an    aiemlich    richtigen    Beobachtnogen  aber ' 
den  Charakter  des  Kontagiums,    wie  sie  hervorragende  Ärzte  Jener  Zeit,  namentlich   der 
Franzose  Guy  de  Chsultae,  vorgetragen  hatten,  vorzuliegen.     Was  die  Natur  der  Krank- 
heit selbst  angeht  ,    so  ergiebt  das  neuere,  bessere  Quell enraaterial    verschiedene  bestJUi- 
gende  Notizen  für  die  Richtigkeit    der   von  älteren  und  neueren  Medicinem  veitretenen 
Ansichten,  daHs  der  ^.schwarze  Tod**  die  in  Indien  heimische  ßeulenpest,    mit  Longen- 
affcation  verbunden,  gewesen  und  alle  weiteren  im   14.  Jh    beobachteten  Epidemien  nur 
als  abgeschwächte  Varietäten  der  ersten  Erscheinungsform  anzusehen  seien. 

Dafa  die  Krankheit  einen  besonderen  Einfiuss  auf  den  Gang  der  politischen  Er- 
eignrsse  und  Entwickelungen  ausgeübt .  ist  auch  früher  nie  behauptet  worden  und  kann 
diese  Annahme  durch  H.  nur  noch  mit  Einzelheiten  belegt  werden ,  eher  werden  wieder 
die  Üteron  Urteile  itber  die  Rückwirkungen  des  ,,grofsen  Sterbens**  auf  die  wirtscbaft- 
liehen  Verh&Jtnisae  auf  ein  richtigere«  Mafs  zurackgeführt ;  zunjichst  wird  wenigstens 
eine  züfemmirslge  Berechnung  des  Bev51kerungs verlostes  als  onmöglich  erwiesen,  wo- 
gegen für  die  Konstatierung  eines  überaus  grufsen  Ausfalles  in  den  unteren  BevöLkentngs- 
»chichten  die  in  den  nächsten  Jahrzehnten  nach  der  Katastrophe  bemerkbare  erbebtiebe 
Lohnsteigerung  betont  werden  mufj^ ;  hierin  ist  aber  keineswegs  der  Beginn  einer  be- 
sonderen neuen  wirtschaftlichen  Entwickie'tuiif^  ?u  •■rbliekeu ;  der  in  die  2.  Hälfte  des 
14.  Jabrh.  fallende  Aufschwung  aller  Kulturvorhallnisse  ist  in  seinen  Anfingen  schon  in 
der  1  Hälfte  zu  beohschteu;  die  Weiterbildung  hat  durch  Krankheit  und  Jndenioord 
kaum  Auf  kUrzere  Zeit  unterbrochen  und  lahm  gelegt  werden  können. 

In  dem  Judeumorde  sieht  H.  nur  eine  ullgemeine  gewaltsame  Befreiung  der  da- 
maligen  bandet-  und  gewerbetrcibeoden  Gesellschaft  von  der  schon  l&nger  schwer 
empfundenen  Herrschaft  des  in  nicht  christlichen  Hjindeu  ruhenden  Kapitales ;  die  drohende 
Pest  konnte  nur  Anlafs  zum  Ausbruche  dijsser  Aufseruug  der  rohe«  Gewalt  sein ;  di« 
F^abel  von  einer  stattgcfuu  denen  oder  beabsichtigten  Brunnen  Vergiftung  durch  die  Juden« 
so  viel  sie  jener  Zeit  auch  an  einzelnen  Oit^n  Glauben  gefunden  bat,  nur  ein  scbütaen- 
der  Vorwand  sein.  Weniger  zntrefl^end  und  genau  belegt  sind  dagegen  H.'a  Aua- 
laasungen  über  eine  Verbindung  des  Judenmordes  mit  den  Geifsel fahrten  nnd  ganz  aaf 
dem  Boden  subjektiver  Erwägungen  scheint  er  zu  stehen ,  wenn  er  das  Vorgehen  der 
Geifsler  gegen  die  Kirche  und  Priester  einer  bewufstün,  erst  später  hervortretenden  Agi- 
tation und  Leitung  der  Bewegung  zur  Last  legt:  dies>ilbe  steht  vielmehr  von  Haus  aus 
und  durch  ihre  ganze  Natur  im  Widerspruche  mit  der  kirchlichen  Lehre  und  hatte  die 
Kirche  schon  mehrfach  gegen  fthnliche  Tendonson  feindlich  vorzugehen  Gelegenheit  ge> 
nommcn ,  ÖAh  frommer  Betrug  steh  einschlich  und  die  Bevölkerung  des  Treibens  der 
Geifsler  allm&htich  müde  wurde «  bedarf  nicht  Jener  künstlichen  Erkl&rung.  Wenn  der 
V^crfasser  sich  endlich  im  Auschlnss  hieran  zu  einer  Charakleristtk  des  mit  dem  14.  Jahr^ 
hundert  beginnenden  Einschreitens  der  bürgerlichen  Behörden  gegen  den  wachsenden 
kirchlichen  Besitz  tn  den  Städten  wendet,  so  können  wir  ihm  nur  darin  beipflichten, 
dafs  er  den  Eintritt  einer  erheblichen  und  anhaltenderen  Unterbrechung  dieser  Bewegnn; 
der  Pest  und  ihrem  Einflüsse  beimifst^  unter  dem  Drucke  derselben  sind  in  den  ver< 
sehiedenen  Stfidtcn  die  reichsten  kirchlichen  Stiftungen  in  gröfserer  Zahl  einander  ge^ 
folgt ,  ohne  dafs  die  Behörden  einschritten ,  und  scheint  sich  gerade  hierana  in  treflender 
Weise  die  Knstehung  vieler  herrlicher,  kirchlicher  Bauten  in  der  2.  Hälfte  des  14-  Jahr* 
hundert«  jeu  erklären. 

Das  sind  im  weaeDtlichen  die  richtigeren  Gesichtspunkte,  durch  die  H.  die  mit  4tm 
WÜthen  des  „schwarzen  Todes'^  in  Dcutschhmd  bisher  verknüpften  traditionellen  An- 
schauungen zu  ersetzen  sucht  und  für  die  er  in  den  Beilagen  noch  eine  Beibe  wert' 
voller  Beweise  beibringt  i  aus  ihrer  Zahl  dürfen  wir  hier  freilich  wohl  nur  das  an  der 
Pariser  medijsiuischeu  Fakuititt    auf  königliche«  Befehl    über  die  Pest  und  deren  Abwehr 
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Abgflgebene  Gutachten  und  die  umfänglichere  AbhftndluDg  des  Franzosen  Cbaliti  de 
VinATio ,  die  auf  Grund  deut^clier  Handschriften  in  reinerer  Geatalt,  ah  bisher  bekannt, 
gegeben  werden ,  erwähnen. 

Haue  ft|8.  W,  Seh  um, 

Dr,  Awetis  Araakhaniantz,  Die  französische  Gotreidebiindel»« 
Politik  bif»  sKum  Jafire  1789  in  ihrem  ZuBammenhange  mit  der  Land^^^ 
Volks-  und  Finanz  Wirtschaft  Frankreichs.  Ein  Beitrag  Kur  französischen 
WirtBchaftsgeachichte.  (Schmollers  Staat*-  und  sozialwis^^enachaftliche  Forschungen  Bd.  IV 
Heils.)     Leipzig,  Duncker  und  Humblot,   1883      X   u.   166  SS. 

Diese  Arbeit  behandelt  in  den  ersten  Abschnitten  die  lokale  Regulierung  des  Qc- 
treidehandels,  wie  sie  sich  unter  der  besonderen  vom  platten  Lande  sich  abschUefsendca 
Stellung  der  Stüdte  im  MUrelalter  ausbildete  und  dann  unter  dem  absoluten  Beginn 
bi»  ins  18,  Jahrb.  beibehalten  ward,  weiterhin  den  Anfschwiinfg  der  Landeskultur  Frank* 
reichs  nach  dem  Abschlu fs  der  französisch-englischen  Kriege  und  die  damit  beginnende 
Exportfahigkeit  für  Getreide,  welche  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrb.  soweit  stieg, 
djifs  Frankreich  für  einen  der  hanptsJichlichsten  Ackerbaustaatea  Europas  gelten  konnte. 
E»  wird  gezeigt,  wie  dieser  Aufschwung  äo  einer  Gctroidebandelspolitik  fllhrtCt  welche 
zunächst  die  interprovinzietleu  Zollscliranken  zu  beseitigen  ,  dann  Exportfreibeit  aasser 
Landes  zu  sehafTen  bestrebt  war  Der  Höhepunkt  dieser  Versuche  füllt  unter  die  Ver- 
waltung Sulljs  (1589^1610),  bei  welchem  die  Tendenz,  den  Ackerbau  durch  Erleich- 
terung des  Exporta  su  Bteigcru ,  noch  durch  die  Notwendigkeit  ^  den  durch  Schulden 
ach  wer  belnateten  StaaUhaushalt  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  gesteigert  wurde.  Allein 
mit  dem  Beginn  des  17.  Jahrb.  traten  neben  die  bis  dahin  praev stierenden  Interesseu 
des  Ackerbaues  immer  dringHcher  die  der  Industrie  und  werden  wiederholt  in  den 
Cahirs  der  Stände  geltend  gemacht ;  aus  den  Ackerbaustnat  trat  man  in  die  ersten  Eut- 
wickJungaphasen  des  Industriestaates.  Colberts  Verdipinst  int  es«  diese  nufkeimendo  neue 
Richtung  erkunnt  und  kräftig  unterstützt  zu  haben.  War  die  Wirtschaftspolitik  bisher 
vornebmüch  Agrarpolitik  gewesen,  so  wurde  sie  jetzt,  in  der  Epoche  Colberts,  vor- 
nehmlich Industriepolitik.  Die  Indu?itrie  bedurfte  zu  ihrer  ersten  Entwickelang  au- 
nücbst  billiger  Produktionskrüifte ,  abo  niedriger  Getreidepreise;  Hauptaufgabe  der  Ge- 
treidehandelspolitik innerhaib  der  beherrschenden  Industriepolitik  muTste  also  sein,  solche 
billige  Preise  zu  schaffen.  Dio*en  Gesichtspunkt  bedingte  zwar  nicht  unter  allen  Umstän- 
den, aber  doch  im  Wesentlichen  eine  positive  GetreidehandeUpolitik ;  der  Erfolg  der- 
•elben  Innerhalb  der  Colbertschen  Verwallungsperiode  war  irot«  erschwerender  Verhält- 
nlis«  —  viele  Theuerungsjabrc ,  kollossalea  Wachsen  der  Staats bedCirfnisse  —  ein  ku- 
meiBt  günstiger  Allein  dieses  System  Colberts»  entsprungen  aus  den  momentanen  Be- 
dürfoissen  einer  den  Kinderschuhen  entwachsenden  Industrie,  wurde  unter  seinen  Nach- 
folgern  in  der  L  H.  des  18.  Jahrb.  trotz  der  Mündigkeit  der  Industrie,  ja  ihrer  Über- 
legenheit gegenüber  dem  Auslände  in  vielen  Zweigen ,  beibehalten  und  zum  System 
verknöchert.  Dieser  üystematiscben  Ausbildung  der  Colbertschen  Anschauungen  im  Sinne 
einer  Lehre  von  der  alleinigen  Erzeugung  neuer  Werte  durch  die  Industrie  trat  nun, 
aeboD  vorbereitet  durch  BoiBguilteberts  Opposition  gegen  Colberts  Mafsnahmen,  das  Sy- 
stem der  Physiokraten,  naroentlich  Quesnays  und  Merciers.  de  la  RiviJjre,  entgegen ;  und 
eeit  etwa  1760  machte  sich  der  Kampf  der  Meinungen  in  der  nationalen  Wlrtscbafts- 
poUtik  selbst  geltend.  Statt  der  bisher  feststehenden  prohlbidven  Politik  setzte  nach 
einem  schon  früheren  Schwanken  in  den  60er  Jahren  das  Ministerium  Target  unter 
freilifh  besonders  ungünstigen  Nebonumstünden  im  J.  1775  die  Ausfuhrfreiheit  fiir 
Getreide  durch ;  indes  nur  für  kurze  Zeit  bis  au  seinem  Falle  und  den  Aufkommen 
von  Necker  und  Calonne.  Von  da  ab  aber  ergtebt  sich  ein  fortwährender  Wechsel  der 
Systeme,  der  binnen  kurzer  Zeit,  in  etwa  15  Jahren,  bis  zur  Lächerlichkeit  führte  uud 
in  dem  Strudel  der  Revolution  einmündet. 

Dies  ein  kurzer  Inhaltsumrifs  der  schönen  und  fieilAigen  Arbeit,  von  der  nur  SU 
bedauern  ist,  dafs  sie  nach  der  ur^iprtinglicbeu  Absicht  des  Verfassers  nicht  bis  tief  in 
unser  Jahrhundert  herabgeführt  werden  konnte.  So  wie  sie  jetzt  vorliegt,  wird  man 
sieh  das  Fragmentarische  an  zwei  Punkten  ,  im  Anfang  und  Scfalufs  der  Darstellung, 
nicht  verhehlen  können.  Wenn  A.  im  Kap.  1  die  städtische  Regulierung  des  Getreide- 
handels vom  13-^^18.  Jahrhundert  in  einer  Darstellung  schildert,  so  werden  sich  hierfür 
troti  mancher  sachlicher  Bedenken  gegen  ein  so  summarischei  Vorgehen  doch  formale 
Gründe  namentlich  aus  der  Geringfügigkeit  der  Quelle  anführen  lassen  ;  indefs  roüfsle 
dann    doch  eine  aolche  Ziu»amiiienfaasuug  durch    die  Gegenüberstellung  der  wetteren  Ent- 
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wickeJung  zu    don  modernen  Zuit&ndeti  die  MdgÜchkeit  bieten,    die  »eit   dem  IC.  J&brh. 

immer  deutlicher  werdenden  Impulae  sur  LTm)jresr«^Cung'  dor  mit tel^ker liehen  exclusiv  fftädti« 
schon  Ivornha,i)deUpolitik  9U  Worte  kommen  zu  la^äen.  Aehnlieh  steht  es  Am  £nd«  der 
Arbeit.  Weniger  die  Turgot^chen ,  geirir»  die  Necker»chen  Auschaunngen  nihraii  Übel 
den  von  A*  behandelten  Zeitabschnitt  «u  »obr  hinaus  um  att»  dem  Gegebenen  f^ans  ver- 
»tändlich  tu.  werden  :  die  Darstellung  dea  Deiirioms  der  frattsdiiscbeii  Getreidehandele* 
politik  vor  dem  Bef^inn  d«r  Revolution  verlang^  fast  gebieteriscli  eine  Folie  in  der  Klar- 
legung  der  weiteren  Entwickelang.  Daf«  eine  i»olcho  WeiterHihrung  dem  Verf,  gewif« 
gelungen  «ein  würdet  beweisen  die  mittleren  Partien  dus  Boi^bes.  Wa^i  A,  hier  giebt, 
namentlich  des  Ansei nandemetaen»  de»  Verhältniüses^  der  SuUy»chen  lur  Colbertichen 
Politik  ist  kUr  und  anziehend  and  burichtijrt  veraltete  Irrtümer^  wie  sie  bei  der  ge- 
sonderten Betrachtung  der  ColberUthen  und  Sullyschen  Epoche  vielfach  entateheii  koito* 
teu.  Und  die  Grandlage  fUr  die  Beurteilung  der  MaTsn ahmen  Sultys  wie  Colbert»  wird 
durch  den  fast  neuen  und  gut  gelungenen  Nachweis  gebildet  ^  dafü  Frankreich  srieh 
■eit  dem  Ende  der  Kriege  des  15.  Jahrh,  auna.erord entlich  ra^ich  durch  Entwickelong  dtr 
angatainmeUeo  und  nnr  durch  äoiisere  Umstände  surQckgehaltenen  Kriite  zu  einem  der 
ersten  ackerbauenden  Staaten  erhebt  und  als  solcher  im  16.  Jahrh.  eine  besondere  Wirt- 
schafls»tolluog  im  Westen  Eurüpim  durrli  GetreidcejKport  nach  Italien^  Spanieiif  Kaglsnd, 
Holland  einnimmt.  Lamprecht. 

Maggiorino  Ferraris,  Sulla  base  principale  della  economia  fer- 
ro vi  aria  e  sul  servialo  economico  deile  ferro rie.  Torino  1880.  pp.  )04 
S  Tav, 

Bie  unter  dem  ebenbesagten  Titel  veroflentHchtef  in  Berlin  verfasste  Schrilt  bietet 
eine  kisr  und  kurz  gefusste  Darstellung  der  Ökonomik  der  Eisenhahnen  als  wirtschaft- 
licher Untornehmungpn  der  Produktion  von  Tninsportlei»tungen ;  der  Herr  Verf.  frtütst  »fek, 
abgesehen  von  seiner  eigenou  Erfahrung,  auf  Publikationen  und  Gutachten  bewüirter 
Techniker  und  beachtet  sorgfEItig  die  gesamte  Littemtur  der  Frage  ^  lu  welcher  wohl 
die  dßQtscfaen  Arbeiten  das  der  Zahl  nach  stärkste  und  der  Qualität  nach  hervorragend* 
sten  Kontingent  stellen. 

Die  Schrift  aerrällt  in  zwei  Teile ;  der  erste,  8,  1  — 42,  bringt  in  allgemeinen  Zügen 
die  Ökonomik  des  gesamten  Eisenbahnwesens  aur  Darstellung ;  der  Harr  Verf.  beschriUikt 
sich  blebei  auasehliefslich  auf  den  privat-wirtachAltÜehen  Standpunkt  des  Unternehmers 
und  llfst  absichtlich  den  „sweiten  Charakter  der  Eisenbahnen'*  als  ,,servizio  pnblico'* 
vollstKndig  aufser  Acht.  Mit  dieser  sofort  oSher  ansutlibrondeu  Beschränkung  des  The- 
mas müssen  wir  uns,  wenn  auch  widerstrebend  und  nicht  ohne  viele  weitere  Wünsche, 
sufrieden  geben,  weil  endlich  jedem  Autor  die  Wahl  des  zu  behandeluden  Gegenstandes 
freisteht  und  es  dann  darauf  ankommt ,  in  welcher  Weise  und  mit  welcher  Hilcksicht* 
nähme  »uf  die  weiteren  Gesichtspunkte  das  gewitblte  Thema  dargestellt  und  behandelt 
erscheint  i  in  dieser  Beziehung  ist  dum  tl.  Verf,  ein  Vorwurf  nicht  sa  machen«  D«r 
zweite  Teil,  S,  42 — 101,  befa^st  sich  insbesondere  mit  Betrachtungen  und  Berechnungen 
über  den  wirtschaftlichen  und  wirtschaftlichsten  Betrieb  von  Lokalbahnen  unter  Anwen- 
dung verschiedener  Arten  von  Lokomotiven  und  Wiigen,  wie  solche  hie  und  da  bereits 
eingefilhrt  erscheinen. 

Herr  Ferrarb  eröffnet  den  ersten  Teil  mit  einer  gedrängten  Wiedergabe  des  Inhaltes 
der  vou  Ingenieur  Saverio  Agazzi  1879  veröffentlichten  Abhandlung:  Cenni  sulla  base 
principale  dell'  economia  ferroviaria,  in  welcher  für  Eisenbahnen  niederer  Ordoong  ^-' 
im  Gegeosats  zu  prtmftrcn  Bahnen  —  die  vorminderte  Fahrgeschwindigkeit  wärmstens 
befürwortet,  die  kleinere  Spurweite  entschieden  abgelehnt  wird.  An  dem  wissenschafl- 
lichen  Kampfe  um  die  wirt^jchafUichste  Einrichtung  des  Eisenbahnwesens,  in  welchem 
Agazzi  den  Rang  eines  Führers  erlangt  bat,  will  auch  H,  Ferraris  als  einfacher  ätr«it«r 
ieiloehmen,  denn  die  Frage  ist  für  Italien,  wo  es  so  viele  Linien  herzustellen  gilt  tmd 
wo  die  bestehenden  äOÖO  Kilometer  Eisenbahnen  im  Durchschnitte  nur  einen  Ertrag  von 
1,80  ^Ig  des  Anlagekapitals  geben,  von  grundlegender  Wichtigkeit.  Nun  besitzen  frei- 
lieh  —  setzt  H.  F.  ftuscinander  —  die  Kisenbahnen  einen  doppelten  Charakter:  den 
einer  Sffentlicheu  Aiistult  (servizio  publico)  und  den  einer  gTofsen  Transportun temch- 
mung  (grande  industria  dei  transporti)  ;  daher  soll  die  Ökonomik  der  Ebenbahnen  diese 
beiden  wichtigen  Gesichtspunkte  umfassen  und  den  besten  Modus  suchen ,  um  die  Er- 
fordernisse beider  in  Einklang  zu  bringen  oder  mit  einem  Worte  das  schwierige  Problem 
der  umfassenden  Zuftiimmönhänge  «wischen  Eisenbahnen  und  VoÜts-  und  Staatswirtschaft 
lösen.     Die    Ökonomik    dor   Eiaenbahneu    könne  jedoch    naeb  Ansicht   des    H.  ¥erf,  ia 
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oiuern  engeren  Sinne  g^efafst  werden,  demxufolgr«  die  EiBOtibahneu  blofs  vom  industriellon 
Standpunkte,  als  grofse  Tratütportunternehmungen  Aogeschen  werden,  wobei  jedoch  ihre 
EigenseliELft  als  dffeotliehe  An»taltea  and  alle  Folgerungen  derselben  zur  V^orausHetiuug 
genommen  werden  könnten  Diese  Auffassung  »ikzeptiert  H,  F.  für  »eine  Unter- 
Bucbungen ;  daher  laufe  die  Frage  nach  der  besten  Ökonomik  der  Eisenbahnen  Muf  die 
Präge  jedes  Unternehmera  hinaus:  auf  welche  Weise  ist  der  lukhitte  Reiucrtng^  d.  i. 
die  gröf&te  DiflFerenz  zwischen  Rohertrag  und  Produktion«'  d.  i.  Trausportsk ersten  tu  er^ 
sielen.  Mag  auch  die  Voraussetzung ,  dnfs  der  Staat  wegen  de»  Öffentlichen  Inter- 
Msei  einen  beträchtlichen  Teil  des  fixen  Kapitals  der  Eiacnbahnunternehmung  beistellt, 
den  Charakter  der  öffentlichen  Aastalt  hervurbeben ,  so  wird  hierdurch  der  industrielle 
Charakter,  die  Eigenschaft  der  Bahnen  als  wirtschaftlicher  Unteruehmungen  nicht  «ufjfe- 
hoben  :  i,die  Eisenbaha  wird  zu  einer  von  dem  Volke  subventionierten  Industrie  ^  und 
das  bedeutet  fVLr  den  Unternehmer  geringere  Produktions-  d.  i.  Transportkosten,  welche 
für  dafl  Publikum  als  geringerer  Frei»  oder  Tarif  zum  Ausdruck  kommen  sollen.**  Die^ 
der  engbegrenzte  Standpunkt  bezw.  Thema  des  H,  Verf. 

Sowie  nun  der  von  dem  obersten  Gmndsatie  der  Wirtschaftlichkeit  goleUote  Unter- 
nehmer zunächst  die  BtchttiBg  und  Trassierung  der  ßahn^  sodann  den  Bau  und  schliefs- 
tich  den  Betrieh  in  Betracht  ziehen  und  bestimmen  wird,  so  gliedert  auch  der  II.  Verf. 
seine  Erörterungen,  indem  er  im  Kap,  111  und  IV  die  erstgenannten  Umstände  bespricht, 
im  V,  von  dem  Baue ,  im  VI  und  Vll.  von  dem  Betriebe  handelt  am!  mit  einem 
Vin.  Kapitel  rekapitulierend   den  1.   Teil  abschliefst. 

Die  Ökonomik  erheischt,  dafs  in  jedem  Lande  Jenes  System  von  Eisenbahnen  ange- 
nommen werde,  welches  nach  den  besonderen  örtlichen  und  zeitlichen  Umatitiiden  als 
das  beste  Mittel  zum  Zwecke  befunden  wird.  Was  zunächst  die  Anlage  von  Btihncn 
betrifft  (Kap*  111),  so  ist  ein  zweifaches  ökonomische»  Moment  in  Betracht  zu  ziehen: 
das  ,, administrative*' ,  welches  dio  höchstmögliche  Menge  des  Verkehrs  (Rohprodukt) 
auf  den  projektierten  Linien  anzustreben  gebietet ,  und  das  „technische*' ,  welches  die 
ErwRgung  der  Kosten  dos  Baues  und  des  Betriebes  d.  i.  der  Produktionskosten  ver* 
langt  Hinsichtlich  der  Anlage  der  Bahn  (des  Projektes)  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
Richtung  und  Trasse  f  bei  der  ersleren  sind  admini.'^trative  Rücksichten  mtifsgebend,  bei 
der  zweiten  technische;  die  Feststellung  der  Richtung  ist  eine  Frage  der  Topographie. 
Die  verschiedenen  Eisenbahnsysteme  teilen  sich  in  zwei  Klassen:  das  intensive  und  ex- 
tonsiTO  System;  ein  Bahnnetz  hat  intensiven  Charakter,  wenn  es  sich  nitch  Art  der 
Flllase  von  primären  Mittelpunkten  aus  vielfach  verzweigt  (reiche  und  dichtbevölkerte 
Linder)  ]  je  mehr  sich  eine  Bahnlinie  zwischen  zwei  gegebenen  Endpunkten  deren  ge- 
rader Verbindungslinie  anschliel^it,  desto  höher  steht  sie  auf  der  Stufenleiter  der  Inten* 
gbitJ&t ;  was  den  Bau  betrifft,  charakterisiert  slih  das  intensive  System  durch  die  Anwen- 
dimg eines  grofsen  fixen  Kapitals  ^.mit  künftiger  Erspurung  von  Handarbeit'*  (Breite  und 
SoUditEt  des  Bahßkörpcrs;  Vermeidung  jitarker  (leiiille  und  starker  Kriimmungen ;  grofse 
Erdarbeiten,  Timnol  ,  Viadukte;  Er5ftt»  de*  Eisens  durch  Stahl  resp.  des  Holzes  durcli 
Eisen  bei  dem  Oberbau  und  Hochbau  »  beim  rnllonden   Matertale  n.  dgl.). 

Wirtschaftlich  sind  für  jeden  Staat  jene  Eisenbahnen,  weiche  am  besten  der  öko* 
nomischen  Entwickelnng  (intensiv  oder  extensiv)  des  Landes  entsprechen,  welchem  sie 
zu  dienen  haben ;  daraus  ergeben  sich  die  zwei  Hauptgrundsfitze  Webers  (i  dae  grandiosi 
ooncetil  del  von  Weber):  der  Orund!»atz  der  Individuation  der  Eisenbahnen  nach  den 
Verbiltnisseu  des  Ortes  und  der  Zeit  und  der  Grundsatz  der  Perfektibiiitäl  der  Eisen- 
bahnen  d.  i.  der  fortschreitenden  VerbosÄerung  derselben  nach  Mafsgabe  dos  Fortdchritles 
dea  Reichthnms  und  der  Bedürfnisse  in  den  betreffenden  Lündern.  Allein  nicht  nur 
von  Staat  9U  Staat  mufs  die  Individuation  der  Bahnen  erfolgen,  sondern  sie  mufs  aoch 
innerhalb  der  Grenzen  eines  jeden  Staatca  durchgeführt  werden  u.  z.  nach  Mafsgalte  der 
politischen  oder  ökonomischen  Bedeutung  einzelner  Mittelpunkte  oder  einzelner  Qegen- 
den.  So  gelangt  man  zur  Klassifikation  der  Eisenbahnen,  und  H.  Ferraria  hält  die  von 
Wagner  und  Sax  angenommene  fiir  die  entsprechendste  ,  nach  welcher  die  Eisenbahnen 
eines  jeden  Staates  mit  intensivem  System  einzuteilen  sind  1.  in  primäre,  2  secundäre 
und  3  lokale  Linien  (Haupt-^  Neben-,  Lokalbahnen);  jo  nach  ihrer  wirtschaftliehen, 
geographischen  oder  strategischen  Bedeutung  wird  in  dem  General-Eiscnbahnplane  jede 
Linie  in  die  eine  oder  andere  Klas*^e  eingereiht  (administratives  Moment)  und  nach  dieser 
Ihrer  Klassensteltung  hat  sich  »odaun  ihr  technischer  Charakter  (Richtung,  TrasaQ,  Bau, 
Betrieb)  zn  richten«     Nach  welchen  Kennseichen  die  Klassifizierung  in  der  Wirklichkeit 
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%n  crrolg^cn  hnt,  boÄchrcibt  H.  Ferf,  mit  den  Worten  Siu'  (der  weit^jrc  und  der  engere 
KroTs  der  An2iehung»kraf%  ^  den  die  Bahn  von  jedem  gegebenen  Punkt«  auf  Güter  und 
PerüQQen  ausübt;  die  Kraft  selbst  im  je^eraden  Verhältnisse  zum  Werte  ^  im  Terkehr 
Verhittni&äc  zur  Entfernung  und  sum  Gewichte  des  Onte^ ;  prim&re  Linien  sind  »odAna 
jene,  welche  notwendig  Mod^^  damit  kein  Teil  de»  Staatsgebietes  aufserhalb  des  weit 
Kreises  der  Anziehungskraft  sich  befinde;  die  sekundiiren  Linien  Tersetven  Qebiete  da 
weiteren  Apziehungsspbfire  der  primären  Linien  in  den  engeren  Kreis ;  lokale  Ltnlen 
erleichtern  lediglich  den  Transport  in  dem  engeren  Kreise  der  primären  oder  sekundären 
Linie,  deren  Abzweigungen  sie  bilden). 

Kap.  IV  berichtet  in  Kürze  über  da»  Vorkommen  und  die  KinfQhrung  der  ebenbo«! 
sagten  Systeme  in  OrofsbritAnnion  ,    Frankreich ,    Deutschland,  Ungarn  und  ItAÜen.     Iml 
V.  Kapitel  wird  die  Ökonomik  des  Baues  besprochen  und  in.sbesondere  die  Gefalle,   di«| 
Krümmungen ,    die  Breite    und    die    anderweitige  Verwendung  dos  Bahnkörpers   (aU  ge*^j 
wohnlicher  Fahrätrafsenj  in  Betracht  gezogen.      Für  die  Einführung  der  normalen  Spmr-J 
weite  nicht  allein  bei  primären  und  sokundftren  Linien,  sondern  selbst  für  LokalbabneAT 
tritt    H.  Ferrari*    polemisierend    und    gestütst   auf  die  Ansichten  Lamperticos,    Webers»  ] 
Frejcinets    u    A.    mit   besonderer   Wärme    ein;    und    es    sind    in    der   Tbat    gewichtig«* 
wirtschaftliche  Gründe,    welche  die  Ansicht  des  H.  Verf    stütaen^  darunter  Insbesondere 
das    auch    ökonomisch    höchst   wichtige    Prinzip    der   Kontinuität    des  Transportes ,    die 
gröfsere  Kostenersparung    hei    Bahnerbaltung    und    Betrieb    von    normalspurigen    Bahnen 
(Weber)    und    die  Möglichkeit  des  künftigen  Aufsteigcns  jeder  normal5»purigea  Linie    in 
eine  höhere  Klasse  (Freycinet).     Nur  in  jenen  Fttllen,  wo  durch  Umstände,    welche  mit 
der  Spurweite    nichta    gemein    haben,    die  KontinuttÄt  der  Hahn   durchaus  unterbrochen 
ist  t    mögen  schmalspurige  Bahnen    zulässig   sein  (Inseln).     Die  Benutzung  gewöhnlicher 
Fahrstrafscn  als  Bahnkörper  schlit^fst  IL  Ferrari*  für  primäre  Bahnen  ganz  aus  und  würde 
sie    auch    für    Sekundärbahnen    nur   In    anomalen  Füllen  für  Tetistrecken  lulaasen  ]    bei 
Lokalbahnen  dürfte  sie  dagegen  in  ausgedehnterer  Weise  Platz  greifen,  jedoch  auch  nur 
im  verkehrten  Verbältnisse  zur  Wichtigkeit  der  Linie.  —   Ist  eine  Linie  einmal  erbaut» 
so  lösen  sich  die  Baukosten  in  eine  n&hozu  konstante  und  von  der  QrÖfse  des  V^erkehra 
unabhängige  Quantität  auf,  während  die  Betriebskosten,  uud  zwar  sowohl  ihr  konstanter 
als    ihr  veränderlicher  Teil,    im  geraden  Verhältnisse    zur  Grösse   des  Verkehres  stehen. 
Je  gröfser  dieser  ist,  desto  mehr  sind  die  fietriebskostcu  für  die  Transportseinheit  bermb* 
susetsen ;  während  sohin  bei  primären  Linien  die  Ökonomik  des  Betriebes  die  Ökonomik 
des  Baues  überragen  soller    tritt    bei   eekundäreo ,    noch    mehr    aber  bei  lokalen  Linien 
das  umgekehrte  Verhältnis  ein» 

Was  nuu  die  Ökonomik  des  Betriebes,  welche  im  VL  und  VI!.  Kapitel  besprochen 
wird,  belangt ,  so  ist  auch  hier  ein  administratives  und  ein  technisches  Moment  au  un- 
terscheiden :  das  erstere  gebietet  dem  Unternehmer  auf  die  gröfstmogliche  Vermehrung 
des  Verkehres  hin  zuarbeiten ,  demj  durch  dieselbe  vermindern  »ich  die  Betriebskosten 
für  die  Transporteinheit;  die  Gesamtheit  des  Verkehrs  stellt  den  Rohertrag  vor  undj 
die  Mittel  ihn  zu  heben ,  liegen  in  der  Verbesserung  der  Qualität  und  in  der  Hermb-' 
Setzung  des  Preises  de»  Produktes ,  der  Transport leistung.  Der  H.  Verf.  untersucht 
nunmehr  die  Transportleistung,  ihre  verschledenon  Arten  und  ihre  Qualität,  welche  das 
Ergebnis  jenes  Komplexes  von  Umständen  ist»  welche  die  Engländer  mit  dem  Worte 
accommodation  zu  bezeichnen  pflegen,  d.  i.  der  Schnelligkeit  und  Aniukhl  der  Zuge» 
der  Bequomtichkeit  der  Fahrpläno  und  des  rollenden  Matcrial.i,  der  Ordnung  und  Sicher^ 
heit  des  Dienstes  u,  s*  t  Es  worden  sohin  die  verschiedenen  Rücksichten  besprocbeO| 
welche  der  Personen-  nud  Güterverkehr,  der  internationale  und  nationale,  sodann  der 
regionale  und  lokale  Verkehr  erheischt,  und  zwar  durchwegs  unter  Zugrundelegung  des 
Grundsatzes,  dafs  nicht  der  Verkehr  dem  Betriebe,  sondern  der  Betrieb  dem  Verkehre 
sieb  anzupassen  hat  Die  dritten  Klassen  bei  den  internationalen  Zügen  und  die  unge- 
minderte  Fahrgeschwindigkeit  bei  internationalen  ^  ja  selbst  bei  regionalen  Zügen  wer- 
den aus  ökonomiacheu  Gründen  gegen  mannigfache  Angriflfe  noch  besonders  in  Schuts 
genommen.  —  Wie  nun  das  VI,  Kap.  die  Vermehrung  des  Robertrages  (Hebung  de» 
Verkehre»),  im  Auge  hat,  wendet  sich  das  VII.  Kap.  der  Minderung  der  Produktions- 
kosten, d.  i.  der  Betriebskosten,  als  dorn  zweiten  den  Reinertrag  mitbestimmenden  Um- 
Stande  zu.  Fahrgeschwindigkeit  und  Belastung  sind  hier  die  entscheidenden  Momente* 
Geschwindigkeit  ist  Zeit  und  Zeit  ist  Geld  für  da^  Publikum;  Fahrgeschwindigkeit  be- 
deutet sohin  Vermehrung  des  Verkehr»,  d.  i.  des  Gewinnes  für  den  Unternehmer;  Fahr- 
geschwindigkeit   ist    sohin    durchwegs  nutz  bringen  de  Arbeit.     Dagegen  scheidet  sich  die 
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Belastung  in  swei  Teile :  Nntsgewicht  (Natslast,  peso  utile)  und  totes  Gewicht  (tote  Last, 
Tara,  peso  morto  o  resistenza  passiva),  zahlendes  und  nichtsahlendes  Gewicht  —  und 
wer  wirtschaftlichen  Bahnbetrieb  haben  will,  beginne  mit  der  Minderung  des  toten  Ge- 
wichtes, der  passiven  Last 

Das  VIII.  Kapitel  fafst  die  Ergebnisse  der  vorangestellten  Untersuchungen  in  we- 
nigen allgemeinen  Sätzen  zusammen. 

Im  zweiten  Teile  befafst  sich  der  H.  Verf.  mit  eingehenden  Untersuchungen  der 
Ökonomik  des  Betriebes  von  Sekundilr-  und  besonders  Lokalbahnen ,  indem  er  einzelne 
Betriebseinrichtungen ,  welche  dermalen  bereits  in  Belgien,  Deutschland  und  Österreich 
bestehen,  einer  umfassenden  Prüfung  unterzieht;  so  wird  mit  nicht  geringer  technischer 
Kenntnis  der  Belpairesche  automotorische  oder  Dampfwaggon  (S.  48 — 57),  das  Kraus- 
sche  System  (Berlin-Grünau  S.  57—62),  das  Weissenbornsche  System  (Berliner  Ringbahn 
S.  62—67),  dann  das  Elbelsche  System  (derzeit  Trautenau-Freiheit  S.  67—78)  ausführ- 
lich besprochen.  Auf  Grund  des  in  reicher  Fülle  zusammengetragenen  Materials  wird 
abschliefsend  die  Anwendbarkeit  und  die  Vorteile  dieser  sg.  ökonomischen  Systeme  für 
Lokalhahnen  erörtert. 

Wir  können  die  ebenbesprochene  Schrift  des  H.  Ferraris  auf  das  beste  empfehlen; 
die  klare,  schlichte  Ausdrucksweise  macht  sie  leicht  verständlich,  die  technischen  Erfah- 
rungen und  die  nationalökonomischen  Kenntnisse  des  H.  Verf.  machen  sie  tüchtig  und 
vertrauenswürdig;  doch  seien  bei  diesem  Lobe  die  eingangs  hinsichtlich  der  engen  Be- 
grenzung des  Themas  zum  Ausdruck  gebrachten  Bedenken  nicht  vergessen.  Die  Schrift 
wird  besonders  jenen  willkommen  sein,  welche  sich  über  den  schwierigen  und  kompli- 
zierten Gegenstand ,  der  eben  die  Ökonomik  des  Eisenbahnwesens  ist ,  kurze  und  gute 
Belehrung  verschaffen  wollen.  Manches  Detail,  dessen  der  I.  Teil  entbehrt  (insbeson- 
dere die  Tariffrage  mit  ihren  vielen  Einzelnheiten  und  Streitpunkten)  dürfte  man  viel- 
leicht nicht  vermissen ,  da  es  sich  ja  nur  um  eine  skizzierende  Darstellung  der  allge- 
meinen Grundsätze  handelt  und  da  der  II.  Teil  diesfalls  zum  Teile  entschädigt  und  die 
Vertrautheit  des  H.  Verf  mit  dem  Gegenstande  bewährt 

Prag.  Josef  Kaizl. 

*Rosenthal,  £. ,  Beiträge  zur  deutschen  Strafrechtsgeschichte. 
1.  u.  2.  Heft 

* —  Rechtsgeschichte  der  Städte  Landshut  u.  Straubing.  Würzburg 
(Stubers  Verlagsbuchh.)     7  M. 

Matthäi,  F.,  die  wirtschaftlichen  Hilfsquellen  Rufslands.  Lief. 
9  u.  10.     Dresden  (Baensch).     k  1  M. 

Cl^ment-Janin,  Les  imprimeurs  et  las  libraires  dans  la  Cöte- 
d'Or      Se  Edition.     Dijon,  impr.  Daranti^re,  1888.     8.     VII  -  289  pag.     7  fr.  50  c 

Exposö  de  1a  Situation  du  royaume  (Beige)  de  1861  k  1875,  publiö 
par  les  soins  de  la  Commission  centrale  de  statistique.  Volume  II.  Bruxalles,  imprim 
de  Th.  Lesigne,  1883.     gr.  in  —  8 

Pereira,  R.  S.,  Les  Etats- unis  de  Colombie,  pröcis  d'histoire  et  de  göo- 
graphie  physique,  politique  et  commerciale.  Par.,  Ifarpon  &  Flanunarion,  1888.  8. 
VIII- 815  pp.  et  11  cartes. 

Rey,  E.,  Les  colonies  franques  de  Syrie  aux  XII^  et  Xlllssiicles 
(Population;  Association;  Commerce;  Industrie;  Agriculture;  Finances  publiques  etc.) 
Par.,  A.  Picard,  1883.     8.     8  fr. 

P r e b  1  e ,  G.  H.,  A  chronological  History  of  the  origin  and  develop- 
ment  of  Steam  Navigation  from  1548  to  1882.  Philad.,  L.  R.  Hamersly 
&  Co,  1883.     8.     484  pp.     cloth.     $  8,50. 

Rowell,  G.  P.,  American  Newspaper  Directory:  containing  accurate 
lists  of  all  the  newspapers  and  periodicals  published  in  the  United  States,  territories, 
and  Canada;  with  a  description  of  the  towns  and  eitles  in  which  they  are  published. 
15th  annual  edition.     New- York,  G.  P.  Rowell  &  Co,  1883.     8.     1124  pp.  cloth.     $.  5. 

Verslag  van  den  toestand  der  gemeente  Rotterdam,  over  het  jaar 
1882.  Rotterdam,  van  Waesberge  &  Zoon,  1888.  8.  c.  480  pp.  mit  graph.  Tableau 
in  imp.  -  Fol. 

Memoria  presentada  al  Congreso  de  la  repüblica  Argentina  por  el  Mi- 
nistro  del  inter.  B.  de  Irigoyen  correspondiente  al  ano  de  1881.  Buenos  Aires 
1882.     Imp.    in-8.     LXIII  - 149  pp. 


170     Überslebt  üb«r  die  neuestei]  Ptililikjttioneu  DeubcMaudi  und  des  Aoalsndes. 


8.    fievölkenmg^Blehre  tmd  BeTÖUcenm^ipoUtlk. 

SlerDf  die  unbeschränkte  Volksvertnehruog  oder  sind  viele  Kinder 
ein  Segen?     Stuttgart  (Scbeible).     1  M. 

Cdhen,  A.,  Leüjuifs  daas  Ics  colonie»  fraii<;ai»es  au  XVlli«si^cle* 
Par.,  Durlacher,  188S.    8.    76  pag.    (Extrail  de  la  Re^ue  de&  ^tudea  juive»,  tome  i  ei  S ) 

Jadartf  H,.  Lapopulation  de  Keims  et  de  aoa  arroDdiMeroent.  ReJe ve 
de«  reeenaementA  contemporains  avec  rocherches  bt^toriqttaa  snr  les  feux  et  habt  tan  U 
de  chaque  loealite  k  diverses  ^poques  depuib  le  moyen  &ge.  Reimte  Eeoart,  1883  8. 
VIJI-  136  pag, 

Nagle,  J.  T.|  Saicidcs  in  New  Tork  City:  during  tfae  eieren  j-ean 
endiug  December  81,  1880,  ihowin^  the  aex»  age,  color,  nativity,  mcans  u^ied  for  ^f- 
deütniction  ,  and  the  proportion  of  Suicide«  to  the  Population  New  York  City  from  the 
years  1804  to  1880,  inclusive.  (Eead  before  the  Amencan  Pablic  Health  Association, 
ut  »Avaunuh,  Nov.  30,  1881.)     Cambridge,  priüted-at  the  Riverside  PrcÄS,   I88S      8, 

Id  forme  de  la  Comisaria  general  de  iumigracioa,  corre^pondteate  al 
aiTo  1861.     Huenoi  Aires  1882.     8.     80  pp. 

4.    Bergbau,   Lajid-  mid  FontwirUoliAft.    Fltchereiweiefn. 

Bureau  der  politischen  Oeaellschafab latter  Forstwirth$chaft, 
die  deutsche.     Berliu  (Pohl).     1  Mk. 

Wallbaum,  Th.  Das  V^erfahreD  der  Theiluags-  u*  Verkoppeluogs- 
Sachen,  die  Qesetse  etc.  in  der  Prov,  Hannover.     Hannover  (Helwing).   3  U, 

Die  Deutsche  Korstwirth&chaft.  Separatabdruck  au5  den  poUt  GeüeH- 
fichambljlttern.     Berlin  (K.  Pohl)      1   M.  S5  Pf 

Wesohwits,  F.  W. ,  praktisch«  Erfahrungen  im  BereioKe  des  Kul- 
tur u,  Forstwesens.     Dresden  (Höckner)      1   M.  60  Pf. 

Toldt,  C,  aur  Wald  frage  in  den  österr,  Alpengebiete  n.  Prag 
(Domioicus).     16  Kr. 

Seckendorff,  A.  Frh.  v. ,  über  die  wirtschaftliche  Bedettto&g 
der  Wildbachverbaunng  und  Aufforstung  der  Qebirge.  Vortrag.  Wien 
(Frick)  80  Pf. 

Kaiser,  Otto,  k.  preufs.  Forstmeister,  Beitrftge  cur  Pflege  der 
Bodcnwirtschaft  mit  beeonderer  Rücksiebt  auf  die  Wasserstandsfrage,  Berlin 
(Springer).     4  M- 

Schtieckmann,  6.,  Handbuch  der  Forstverwaltung.  I.  H.  Die 
Behörden  und  Beamten.     Berlin  (Grothe).     6  M. 

Karte  über  die  Produktion^  Konsumtion  und  Zirkulation  der 
tnineralisehen  Brennstoffe  in  Preufsen  wAhrend  d,  J.  1881,  herausgeg, 
im    k.  prcuf».  Minist,   der  öfTentl,  Arbeiten.     Berlin  (Schropp)      6  H 

Corm  QU  1  ä- H  o  al  es  ,  G.«  Essais  de  rebotsements  dans  la  Montagne* 
noireni     Memoire.     Masamet,  imprim.  Carayol,  1883.     8<     24  pag< 

Statistique  de  Tindutitriemin^raleet  des  appareils  k  vapeur  en  France 
et  cn  Algörie.  R^i^ame  de»  travaux  stati»tiques  de  radministrstion  des  mines.  Annee 
1880.  Paris,  impr.  nation.,  1882  4  91  pag.  et  200  pag.  Ubieaux  et  3  cartea.  (Public 
cation  du  Minist^re  des  travaux  pubJics). 

de  T  h i a  c  ,  E, ,  President  de  la  SocI^tÄ  d'agriculture  etc.  de  la  Charente).  D  i s - 
cours  concernant  la  sylviculture.  Angoul«me,  impr.  Chasseignac  k  C^ , 
1888.     8.     iS  pag. 

Report  of  the  Commissioner  of  AgricuUnre  for  the  years  1881  aod 
1882.  Ws^hifigtoD,  Government  printing  Ofßce ,  1882.  8.  704  pp.  With  4  plaic«, 
3   grnphicnl   chart^  and   6  Statist,  diagrams. 

S  e  a  F  i  .s  li  1  n  g  ,  T  r  a  d  e  C  o  m  m  1 1 1  e  o.  Report  of  a  Commitiee  Nppoinled  ander 
a  minute  of  the  Board  of  Trade,  to  inqutre  into  and  report  whether  any  and  what  I^e- 
gisiation  is  desirable  with  a  view  to  piaein g  the  relations  between  the  owners,  mästen, 
and  orews  of  Fi*.hing  Vesseh  on  a  more  satisfnctory  basis.  London  1883.  FoÜo  (Paper 
by   cummand,  bluc  book.)     XXI -83 7   pp. 

Atti  della  Giunta  per  la  inchlesta  agraria  e  sullo  condtztoni  dall» 
classe  agricola.  Volume  Vll,  fasc.  S:  Monograüe  allegate  alla  relaxioiie  snlla  iersa 
circoscritEione  (Provincie  di  Avelltno ,  Benevento,  Caserta,  Napoli  e  Salemoj  Roms 
1882.     4.  (pag.  2^4—420.)  —  Volume  VUI,  tomo  I.,  fasc.   1 -- S :  Eeiaaiooe  del 


Übersicht  über  die  Deuesten  PublikatioDen  DeuUchlaDd«  und  des  Anslandes.     X71 

Commissario  P.  Meardi  snlla  VII»  circoscrisione  (Provincie  di  Cnneo,  Torino,  Ales- 
sandria, Novara,  Piacenza  ecc.)  fasc.  1 :  Condisioni  della  eoonomia  agraria  e  della  pro- 
prietä ;  fasc.  2 :  Condisioni  dei  contadini  —  voÜ  e  condnsioni.   Roma  1888.    4.  1068  pp. 

6.    Gewerbe  und  Industrie. 

Trotha,  H.  Herr  Reichstagsabgeordneter  Barth  Über  die  deut- 
sche Textilindnstsie.     Berlin  (Burmestr).     60  Pf. 

Precht:  die  Salzindnstrie  von  Stassfurt  u.  Umgegend.  Staftfurt 
(Försters  Bachh.)     1  Mrk.  20  Pf. 

Hoppe,  O.:  die  Bergwerke,  Aufbereitnngs- Anstalten  u.  Hütten, 
sowie  die  technisch  wissenschaftl.  Anstalten,  Wohlfahrtseinrich- 
taugen etc.  im  Ober-  u.  Unterhara.     Clausthal  (Grosse'sche  Buchh.)    6.  50. 

Jahresbericht  der  bayr.  Fabrikinspektoren  für  das  Jahr  1882. 
München.     (Ackermann).     2  M.  40. 

Schweiger-Lerchenfeld,  A.  v. ,  das  eiserne  Jahrhundert.  Wien 
(Hartleben).     1.  Lieferung. 

TAnn^e  scientifique  et  industrielle  ou  expos4  annuel  des  travaux  scien- 
tiflques  des  inventions  et  des  principales  applications  de  la  science  k  l'industrie  et  aux 
arts  etc.  XXVI.  Annöe  (1882.)  Paris,  Hachette  &  C«,  1888.  8.  580  pag.  av. 
frontispice. 

Loiret,  S. ,  Qnestion  des  Sucres,  l'impdt  unique  et  la  sucrerle  fran9aise. 
Nantes,  impr.  Forest  &  Grimaud,  1883.     8.     16  pag. 

Philipon,  £. ,  Etüde  snr  la  propri^tö  des  dessins  industriels, 
pour  servir  k  Thistoire  de  la  fabrique  lyonna'se.    Lyon,  M^ra,  1888.     8.     101  pag. 

Gas  and  Water  Companies  Directory.  Gas  Works  Statistics,  and  Water 
Works  Statistics,  1888.  Edited  by  Ch.  W.  Hastings.  London,  J.  Smith,  1888. 
8.     10/.  — . 

6.    Handel  und  Verkehr. 

Steinert,  Normen  zur  Benutzung  bei  Aufstellung  von  Fabrik- 
Ordnungen.     Hamburg  (Friedrichsen).     1  Mk. 

Fogowitz:  J.:  moderne  Eisenbahnpolitik;  ein  Beitrag  zur  Verkehrs- 
frage.    Wien  (Spielhagen  u.  Schurich).     2  M. 

Die  Zolltarife  des  In-  und  Auslandes.  Nach  den  amtlich  publizierten 
Gesetzen.     Berlin  (Mittler  &  Sohn).     24  M. 

Nachrichten,  statistische,  von  den  Eisenbahnen  des  Vereins 
deutscher  Eisen  bahn- Verwaltungen  für  das  Etatsjahr  1881.  Berlin  (Nauck). 
12  M.  50  Pf. 

Chambre  de  commerce  de  Paris.  Avis  exprim^  sur  les  principales  questions 
soumises  k  son  examen  pendant  les  ann^es  1881  et  188  2.  Par.,  impr.  Mot- 
teroz,  1883.     8.     XVI-404  pag. 

Du  Mesnil-Marigny,  L'^conomie  politique  devenue  science  exacte ,  ou  1  e s 
libre-öchangistes  et  les  protectiounistes  concili^s.  4«  Edition ;  revue 
et  annotöe.     Par.,  Plön  &  C«,  1888.     8.  XII-407  pag. 

Föraud-Giraud,  L.  J.  D.,  Code  des  tr  anspor  ts  de  marchand  ises 
et  de  voyagenrs  par  chemins  de  fer,  ou  manuel  pratique  de  lögislation,  d'ad- 
ministration  ,  de  doctrine  et  de  jurisprudence  concemant  les  transports  par  les  voies 
ferröes.  8  volumes  (I  et  II :  transports  de  marchandbes ;  Ul :  transports  de  voyagenrs.) 
Par.,  Pedone-Lauriel,  1883.     8.     430,  328  et  888  pag.     12  fr. 

Lucas,  F.,  Les  chemins  de  fer  de  l'Italie,  leur  histoire,  leur  exploitation 
et  leurs  tarifs.  Ouvrage  publiö  par  ordre  de  M.  le  ministre  des  travaux  publica.  Par., 
impr.  nation.    1883.     8.     194  pag. 

Malo,  A.,  La  söcuritö  dans  les  chemins  de  fer.  2«  Edition.  Lyon, 
impr.  Bellon,  1883.     12.     XI-321  pag. 

Pigeonneau,  H. ,  (Vice-prösident  de  la  Societö  de  göographie  conunerciale.) 
L'avenir  commercial  de  la  France  en  Afrique.  Paris,  Ve  Belin  &  fils, 
1883.     8.     16  pages. 

Railway  Accidents.  Returns  for  1882,  and  Inspectors' reports.  London 
1888.     Folio.     (Parliam.  paper.)     7|2. 
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Slmmond»,  P  h. ,  Tbo  CommerciAl  Prodocts  of  the  Sea:  N«w  and 
cheapcr  editiou.  London,  Gritüth  imd  Farran,  1888.     8,     468  pp.  wiüi  32  illu*tratloii». 

Vi  Hier«,  C.  P. »  Free  Trade  Speeches;  wlih  a  poJUkil  memotr ;  edit.  hj 
a  member   of    the    Cobden  Club,     2  toIs,     London,  Paul,  1883.     8.     860  pp       25|    — 

CerÖQ«  S. ,  Eatudio  aobre  los  materiales  ;  efectos  uudos  en  la  marin«, 
Cndix,  Jordan,  1883.     4.     80  r. 

Labaye,  E.^  De  I 'aoi  f  i  c  atio  n  de»  tartft  de  eh  etn  ins  d  e  fe  r  ,  Icitr 
t^ffalittS  pour  toas.     Par.,  Deota,  1885,     8.     40  pag.     l   tt.  — 

LavoM^e,  C,  Les  cbemins  de  fer  et  le  budget.  Par,  tmpr.  QaantiDf 
1883.     8.     32  pag. 

Rtjfurme,  la,  des  tarifs  de  chfiuins  de  fer.  Les  proporitions  dea  com* 
piigiiiei»  de  Lyon  et  de  TEst     Par.,  impr.   Kug:cltnann,   1883.     8.     86  peg 

Hiluation  dos  r^seaux  t^lephoniques,  publice  par  la  Compagnie  iaCer- 
iiationale  des  tdi^phones.     Par.^  P.  Dnpoiit,  1883      4-obL     53  pai;. 

Annunl  statenjent  of  tbo  Navigation  andSbipping  ofthe  United  King- 
dotn  from  the  year  1882.  London,  1883.  4.  (Paper  by  command.  BIuo  book). 
276  pp-     8|-  — 

Hradshaw's  UaÜway  Manual,  8barobolder*ft  Golde  and  Directory  ^  1883. 
London,  W.  J    AdanriÄ,  1883.     8.      It],   — 

Farrer,  T.  IL,  The  State  in  its  relatlon  to  Trade.  London,  Mac- 
milUiip   1883,     8.     190  pp.     3|6. 

Hn  11  Ivan,  E,,  Free  Trade  Bubbles.    London,  Stanford,  1883.  8    216  pp.  I].  ^ 

Marina  murcRntile.  Inehiesta  parlameiitttre  sulta  —  (1B81  —  1 882).  Voluioe 
VU :  Relazione  dolla  Comniissionc  d^incbieata,  per  P.  Boselli.  Roma,  Botta,  1883. 
4.     XXII— 523  pp. 

Wetten,  decreten  f  besluiten  en  tractaton  op  den  waterstaat  en  de  spoor> 
wegen  in  Nederlaod.  Met  aantoekeningen  vnu  J.  F,  Hoogaard,  18"  vervolg 
(1881);  hijbigfin  cn  oüdere  iianteekeningen  op  wetten  ens  ,  t6€9  — 1880.  's  OraTeiibagt|| 
M.   Ntjhoff,    1883,     8.     IV— 340  bl.     fl  4.7Ö 

7.     Finansweien. 

v«Pacher,  Gustav,  Mitglied  des  usterr.  Abgeordnetenhanses,  die  chruni- 
Bohe  FinA&iDot  in  Oesterreich,  Zürich,  Verls gsmagaain,  1883,  83  SS.  and 
4  Tabellen, 

Eine  gewandt  geschriebene  und  energisch  durchgeführte  Apologie  der  deutsch- 
libcrnlßu  V er fassungs parte! ,  insbesondere  in  ihreoi  Verhalten  anl&rslich  der  Okkupation 
von  lioänicn-Herzegowina.  Bekanntlich  hat  die  Bekämpfung  der  Okkupationspolitik 
icnr  Abdankung  der  früheren  liberalen  MujoritAt  des  Abgeordnetenhauses  geführt,  und 
unser  Autor,  selbst  ein  hervormgondes  Mitglied  dieser  P»rtei ,  der  er  auch  wiedeirbolt 
uls  FubliKist  in  dienen  verstanden,  sucht  nun  die  Vorwürfe  au  entkrJLflen,  die  man  an» 
rltejiein  Anlasse  wider  die  Liberalen  gerichtet  hat.  Die  Verfassnngs parte i  habe  sieb  eb 
nicht  dnzu  hergeben  können,  bei  f>inem  Jiihrltchen  Defizit  im  StaatsbatK^balt  von  ron 
2f)  Millionen  Gulden  auch  noch  das  bosnisfhe  Abenteuer  mitsumachen  und  so  die  Zef*i 
rültung  der  Finanzen  fn^t  unheilbar  zu  gestalten  In  der  That  ist  das  Defizit  w&bren4( 
der  Periode  1878 — 1880  auf  Jährlich  Über  63  Millionen  Gülden  gestiegen.  An  der  Ar- 
beit von  Pacber  linden  wir  besonders  dankenswert  die  durch,^ichtige  Behandlung  des 
osterreichiBcben  Budgets »  welches  in  seinen  Auf>tcllungon  nicht  nur  dem  Laien  unge* 
ini^in  compliziert  erscheint;  anch  sonst  bringt  unser  Autor  sehr  wertvolle  Details  bei, 
insbesondere  über  die  Konzession  von  garantierten  Eisenbahnen  seitens  konservativer 
Uegierungen   in  Österreich.  Dr    Emnnuel    8ax, 

Kritische  Blicke  auf  die  Finanapolitik  des  deutschen  Hcicfa^- 
kanalers.  Von  einem  Unparteiischen,  Preis  60  Pf.  Leipzig  1883»  Verlag  ron 
Frnn^  Dtineker,     8.     88.  88. 

Einzelnen    Ausflhrungen    des    Verfassers    kann    man    wohl    beistimmen ,    im    ganzes 
aber  fctilen  denj^clbeu    die  notwendigen,   namontlii-h  theoretischen  Kenntnisse,    um  etwas! 
^virklkh   Brauchbares  zu    leisten.     DaTs  die  Steuerlast  be&tändig  zuntmntt    und  die  Regie'] 
lung  demgeinftfiv    nach    neuen   EinuHhuiequellen  zu   suchen  gezwungen   wird,    ist  eine 
sclieiiiung,    diu    mnii  nicht  nur    im  ileutj,r]ien  Reich,    ^londern  in  nllen  Kulturlindem,  iv^ 
England  so  gut  wie  in  Frankreicht  in  Deuter  reich -Ungarn  wie  in  Italien  u.  a.  beobachten 
kann.     Dieter  ständig  wechselnde  Staatbedarf  wird  demnach  doch  wohl  auf  etwas  Anderes^ 
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als  auf  lilüfse  Fehler  der  H«^ierung  isurUckKufUhreti  sein.  Was  Verf.  fttr  die  direkten 
Steuern  (naiiicnttich  Beibehaltung  der  untersten  Stufen  der  Kla&senateaer)  und  geilen  die 
indirekten  iiteuern  im  ulli^emeinca  sa^lJTt,  i»t  nicht  neu  und  völtig:  wertlos.  ^^  der  ganssün 
Schrift  ist  mit  dem  NRchweU  angerdUt ,  dafs  die  oberen  Milititratellen  mehr  von  adlieheti 
Vkla  von  brirgerUchen  Ofdzieren  besetzt  sitid.  Wie  weit  dies  gerade  mit  der  Finiuiit- 
|iutitik  des  denütclien  Heichskani^leräi  xm^ammeribuiDgt,  vermag  wohl  nur  der  UtiparteÜscIte 
selbst  zti  sagen.  8L  aa  PutJtiz. 

Albert  8.  I3ollesTFioianci»lHi8tory  ofthe  United  State«.  New- 
York.  1883. 

Der  vorliegende  über  600  Seiten  starke  Band  ist  der  «weite  eines  dreibändigen 
Werkes  dessen  erster  Band  »ehon  vor  swei  Jahren  erschienen  ist  und  dessen  dritter  im 
Laufe  des  nüdisten  Jahres  noch  erficheincn  wird  Er  ist  von  dem  Professor  des  Hände l^i- 
recht»  und  der  ltRndel&praxis  nn  der  Wharton  Scbool  of  Fin^nce  aud  Eeotiomy  /.u  Fhiln- 
delphia  ge^ichneben,  und  behandelt  die  Periode  von  1787  — 1860. 

Das  ßuch  serfiiltt  in  dr«i  grosse  Abteilungeu  deren  die  erste  den  Zeitraum  von 
1789—1812,  die  «weile,  den  von  1812—1815,  und  die  dritto  den  von  1816 — 1860  be- 
handeln. In  der  ersten  Abteihing  werden  die  Organisation  der  Schatzkammer  durch 
Alexander  Hamilton  t  die  ofTentlkhe  Buchführung ,  die  Fundierung  der  aus  dem  Uuab- 
h&nglgkcit&krie^e  horstammcnden  Staatschulden,  das  Acctsesystem ,  die  Zölle  ^  da:» 
H Üuz Wesen ,  die  erste  Natiuiialhank ,  und  die  üfTeiitlichen  Ausgaben  bescbrieben.  Die 
iweit«  Abteilung  behandelt  die  Finanzpolitik  wahrend  des  Krieges  mit  Grofsbritannien 
1812 — 1810»  nebenbei  auch  den  liinflnfs  des  Kriege*  auf  die  Fabrikinduatrie.  Die  dritte 
Abteilfing  enthält  eine  Geschichte  der  »weiten  Nationalbank,  des  Zollwesens  ,  des  Münz- 
Wesens  t  der  öffentlichen  Aufgaben  und  der  offontlkben  Buchführung  von  1816 — 1860« 
Das  vorliegende  Werk  hl  dnn  erste  umfassende  von  einem  Amerikaner  geschriebene 
Werk  Über  amerikanische  Finanzen,  das  bb  jetzt  erschienen  ist.  Mr.  Holt  es  hatte  (bei 
der  Bearbeitung  des  ersten  Batides,  welcher  die  Periode  von  1776—1789  bchnndelt)  Zu- 
tritt zu  einigen  Urquellen,  welche  Anderen  gar  nicht  zugänglich  waren.  Der  V'urfasaer 
Kcigt  »ehr  deutlich,  daf«  er  Schutzzollnerischen  Ansichtou  huldigt. 

Charakteristisch  ist  es  für  die  amerikanische  Finanzpolitik,  dafs  man  die  offentlktien 

^  Bchmtden  so  bald  wie  möglich  hat  bezahlen  wollen.  Kaum  war  es  Alexander  Hamilton 
ipeliuigeo  die  St&atsücbulden  zu  fundieren ,  so  sab  er  sich  um  nach  Mitteln  sie  au  he- 
tahlen  Beine  Nachfolger  sum  Schlüsse  des  Krieges  von  1812  und  des  Bürgerkrieges 
von  1860  folgten  seinem  Heispiele.  Chfirakteristisch  ist  es  ferner  flr  diese  Polirik ,  dafs 
die  Finuuzminister  immer  den  Bci:itand  der  Sebutzssollner  gehabt  haben.  Denn  die  letzte- 
ren erkannten  wohl,  dafa  wegen  des  atigemeinen  Widerwillens  gegen  dtm  AccisesysCem 
das  einxige  Mittel  zur  HerbehcbaflTiing  dos  nötigen  Geldes  die  Zölle  seiu  würde  ,  and  ^ie 
giftubten  mit  Rfcht ,  dafs  sie  immer  Macht  genug  haben  würden  um  die  Koi\funktur 
für  ihre  Zwecke  auszubeuten.  Je  schneller  aber  die  Tilgung  der  Schulden  vor  sieb  ging, 
je  mehr  bemühten  sich  die  SchutzzöUner  in  erster  Linie  alle  Steuern  aufaer  den  Zölle 
sbzUAebaffen  und  in  zweiter  Linie  alle  reinen  Finftn:tzÖllc  aufzuheben^  um  in  dieser  Weise 
die   eigentlichen    Schutzzölle    so  lange    beisubehalten,    wie   es    irgend    wie    möglich    war. 

'Seit  1867  z^  B.  ist  es  den  Scbntzzöllnem  gelungen  fant  alle  Accisen  aufzuheben,  die 
reinen  FInanxzölle  zu  vermindern  und  zu  erniedrigen,  und  die  Schtiti&zölle  sogar  zu  er- 
hrOten.  Denn  die  letzte  Revision  des  Tarifs  ist  von  SchuUstöllneru  vorgenommen  und 
im  »chutzKÖllneriscben  Sinne  durchgeführt,  und  da  die  Einkommensquellen  noch  Aa 
ergiebig  sind ,  setzten  sie  Gesetze  dtirch ,  wonach  mehr  al»  500  000  000  Dollars  be- 
willigt werden  um  lavaltdenpensionen  zu  gewkbren.  Der  gröf^te  Teil  dieser  Summe 
wird  rein  weggeworfen  an  Leute^  die  gxr  kein  Recht  daran  hoben.  Und  das  thuu  die 
Schutjtzöllner  um  i^u  verhindern,  dafa  ein  grofser  Schatz  sich  in  der  Schatzkainincr  auf- 
sammelt ,    da  das  Volk  einen  solchen  Zustand  nie  duldet ,    und  wo  er  eintritt,  darauf  be- 

^mteht,  dafs  die  Zölle  erniedrigt  werden.  Auf  diese  Weise  erklären  sich  die  ungeheuren 
Geldbewilligungen  in  den  letzten  Jahren  zu  allen  möglichen  Zwecken  Ein  übniichnr 
Zustand  zeigte  sieb  vor  50  Jahren,  wo  die  aus  dem  Kriege  von  1813^  herstam- 
menden Staatsschulden  getilgt  wurden.  Am  1.  Januar  1836  befand  sich  in  der  Schatz- 
kammer ein  Uberschufs  von  10|  Millioiien  Dollars,  Die  letzten  StHaisschulden  waren 
schon  getilgt  worden.  Es  gab  keine  Acetaen,  es  gab  kein«  direkten  Steuern,  Die 
Zölle  wurden  nach  dem  Kompromifsgesetx  von  183^^  «llmkhilch  herabgesetzt.  Aber  das 
Geld  flofi  immer  reicldieher  in  die  Staatskasse  ein.  Ein  Gesetz  wurde  eudlieh  er}as»eu, 
WODteh    mehr    als    37  Millionen  Dollars    den    verschiedenen    Staaten    von    der   National- 
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reRrierniig    geliehen !    d.  h.    geflcheokt     wurde ,    und     doch    Terlaof^en    die    Scbatxsollaer 
höhere  Zölle, 

Du  Bach  Yon  Mr.  Bolle»  fUiU  eine  in  der  &mer]kjuiiscben  Littemtur  tief  etopfun- 
deuc  Liicke  aus,  Ka  ist  mit  einem  sehr  guten  S&cbregiater  versehen.  E$  besehiLfUgt 
sich  nuNSchliefalich  mit  der  Finanzgeschichte  der  Uiiionüregiemag  und  widmet,  wie  eelb»t- 
v^erBtündlich  ,  seine  Aufmerksamkeit  Hauptfach tich  dem  Zoil-^  Bank-,  and  Accisesweseti, 
es  giebt  auch  eine  gute  Beschreibung  des  Geldbewilligu&gsrechts  und  der  Geldbewilligungen 
der  RegierungeDt  ea  behandelt  ferner  das  Etatsweaenf  obgleich  nur  in  knapper  Webe. 

E.  J.  Jame  a. 

Hockf  J.f  Handbuch  der  gesamten  Fin  an  sr  erw  ai  tun  g  im  Könige 
roieh  Bayern  nach  dem  donnaligen  Stande  der  Reichs^  und  LandeageseCae 
Breiig*  als  3.  Aofi«  des  gleichnamigen  Handbuches  von  K.  StCM^kar  v«  Neuforn.  7. — 10.  Lfg. 
Bamberg  1B89. 

Berckhoff,  J.»  Tabellen  über  Reichs-  und  preufs.  Stempel  -  retp. 
ErbAcbaftssteoern.     5.  Aufl.     Altona    1881      8».     8t  SS.     (l  HL) 

Blickef    kritische,    «uf    die  Finauspolttik    des  deutschen  Reichft«| 
kanttlers  v«  einem  Unparteiischen.     8'*.     38  SS.     Dessau  1883.     ( —  60  Pf) 

Bosse,  H.  A.  y.,  über  Gemei  n  debeateuerung.    Vortrag«    Heft.  Abdr,  ans  < 
„Mitteilungen  der  ükonocn,  Gesellschaft  im  Königreii^h  SachseIl*^     6*',     II  SS.     l>n 
1883.     (—  80  Pf) 

Wilbrandtt  C ,  die  Regelang  der  Zuckerbesteaernng  auf  Statist 
Grundlagen.     Ein  Versuch    «ur  Klarstellung.     8«.     23  SS*     Wismar  1883,     (50  Pf.) 

Witte-Rostock^  die  Reform  der  Zuckersteuer.  Ein  Beitrag  sur  Lösvtig 
dieser  Frage.     4°.     43  SS,  mit  1  Tab.     Rostock  1883.     (1  M.  SO  Pt) 

Zur  Reform  der  preofsischen  Klassen-  und  Binkommensleuer, 
8'\     71  SS.     Berlin  1883.     (1   M.  2A.) 

Was  bringen  uns  die  neuen  Steuervorlagen  des  ^finisleriums 
Taaffe?    S^*    40  SS.    (Heft  6  der  ,, Stimmen  ans  Oesterreich'').    Wien   1883*    (^  »0  P( ) 

II  e  n  n  i  0  o  f  S  ,  K  e  f  o  rm  o  i  f  i  s  c  a  1  e  s  e o  T  u  r  q  u  i  e ;  fonda  ottomans,  leur  hau&ae 
certaiue.     Par.,  tmpr,  de  La.  Salgne,   1883«     18.     38  pftg.  ^ 

Roy,  Mann,  De  l*amortissetnent  des  deltes  de  t'Etat,  son  ongin«  et 
9on  histoire  en  France  jus qu'en  1790.     Par«,  impr.  nation  ,  1883      8«     1S8  ptg« 

Tialansi  Mannel  des  droits  de  timbre;  ourrage  basd  sur  la  jurtspmdence 
judiciairc  et  administrative.  2«  <.<dition.    Bruxelles,  Q.  Larcier»  1883.    8.    38S  pag.    5  fr. 

Bickenga,  F.  N,^  Geschied ents  der  uederlandsche  belastiogen  se- 
dert  bet  Jim-  1810.     l.  Deel.     Utrecht,  Beijers,  1883.     8«     3  fl*  30  c. 

de  Waal,  E*«  Oose  indische  financien*  Nieuwe  reeks  aanteekeningea  V. 
1  deel.     Haag,  NghofT,  1883.     8.     3  fi.  25  c. 

Dictionnaire  dos  finances,  public^  sous  la  direction  de  M.  L.  Say  par 
MM.  L.  Foyot  et  A  Lanjnllcy^.  Avec  la  collaboration  des  ^crivains  les  plus  com* 
piheuts  et  des  principnux  fonctiounaire»  de*  ndministratlons  publ  Paris,  B«rger- 
Levrauli  &  C^  ^  1883.     Imp.  in-8.  Fascicule  1. 

Du  Petit-Thouars ,  G^ ,  Nos  financea,  ootes  et  extraits.  P&r.,  Chais, 
1883      8.     58  pag. 

Nicolas,  Cfa.,  Les  budgets  de  la  France  depuis  le  commen  cemen  t 
du  XIXe  si^clc      Par.,  Berger-Levrault  &  C« ,  1883.     4.     30  fr. 

Raffalovieh,  A^  Les  finauces  de  laRussie  depnis  la  derni^re  gtterre 
d^Oricnt  (1  6  7  6  -  J  8  83.)     Pari:.,  GuUlaumin  &  C«,   1883.     8.     56  pag. 

Say,  L. ,  Les  finances  de  la  France;  une  &nu<^e  de  diseussion,  du  15  de- 
ceinbre  1881   au  20  decembre  1882     Par,  Guillaumin  &  C^,  1883.  8.  XH.484  pag    5  fr 

Vialettftf  P. »  Etüde  sur  les  r6  forme»  k  apporter  au  mode  d'assiette  des 
impdte  arabes,  d^veloppement  dc^  idees  emises  pagea  40  et  41  de  la  bro<ibttra 
publice  en   1879.     Saint-Lo,  impr.  Jacqueline  fiU,  1883.     8.     23  pag. 

Vuitry,A.,    Etudes    sar    te    regime    fiuancier  de  la  France  «Titi 
la    r<<volution    de    178  9.     Nouvelle  sdrie,     S  vols.     Par,,  GuUIaumiD  &  C«»  1881^1 
8.     SO  fr. 

Eastlndift.  Floancial  stAtemeni  (for  188  2).  London  1883*  Folio. 
(Pari,  paper).     1|3. 

Ecroyd,  W.  F.,  Speech  on  the  Cuatotna  and  Inland  BeYetia«  Bill. 
London,  P.  S    King,   1883.     8.     With  tables.     ^  2  d 
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Local  Loans,   the,    of  England    and   Wales.     London,   Knight,    1888. 

8.     21|.  — 

8.    Geld-,  Bank-  und  Kreditweien.    Yeriiohenmgfweien. 

Gar  eis,  C. ,  Die  Klagbarkeit  der  Differenzgeschftfte.  Berlin  1882. 
8«.     m  u.  89  SS.     (1  M.) 

Beigel,  R. ,  Katechismus  d.  Wechsellehre  o.  des  Wechselrechts 
sum  Gebrauche  an  Handelsschulen,  sum  Selbstunterricht  u.  als  Nachschlage- 
buch f.  prakt  Kauflente.     8«.     VII  n.  262  SS.     Karlsruhe  1888.     (2  M.  60  Pf.). 

Clement,  F.,  Zur  Reform  des  land  wirtschaftl.  Kredits  u.  seiner 
Institute.     Beitrag  u.  Kritik.     8".     58  SS.     Berlin  1888.    (—  75  Pf.). 

Einführung,  die ,  von  Postsparkassen  nach  dem  Gesetz  vom  2  8. 
Mai  1882  u.  der  Durchführungsverordnung  d.  Handelsministeriums  vom  10.  Oktober 
1882,  nebst  den  Grundsätzen  fQr  d.  Organisation  des  k.  k.  Postsparkassenamtes  etc. 
Mit  e.  ausf.,  aiphabet,  n.  nach  Schlagwörtern  abgefafsten  Materien-Register.  8®.  64  SS. 
Prag  1882     (—  80  Pf.). 

Zur  Arbeiterversicherung.  Geschichte  u.  Wirken  des  Unter- 
stützungsvereins deutscher  Buchdrucker.  1866 — 1882.  Hrg.  v.  Vorstande 
des  Vereins.     2.  ergänzte  Aufl.     8».     52  SS.     Leipzig  u.  Stuttgart  1888.    (1  M.). 

Jonas,  B.  Zur  Reform  des  Hype thekar-Kreditwesens  in  Ungarn. 
Wien  (Pertes).     80  Pf. 

Steinbac'h,  Dr.,  die  Stellung  der  Versicherung  im  Privat- 
rechte.    Wien  (Mans'sche  k.  k.  Hof-,  Verlags-  u.  Univ.-Buchhandlg.)     1  M. 

Strahler,  das  öffentliche  Gesundheitswesen  d.  Reg.-Bes.  Brom- 
berg. 1878  —  1882  Verwaltungsbericht.     Bromberg.     (Mittler).     2  M. 

Laveleye,  E.  de,  das  Wesen  des  Geldes,  übers,  von  Bar.  2.  Aufl. 
Berlin  (Walther  u.  Apolant).     50  Pf. 

Schriften  des  Vereins  für  internationale  Doppelwährung.  H.  10. 
Berlin  (Walther  n.  Apolant)  75  Pf. 

Die  Beschränkung  der  Bevölkerungszunahme  oder  das  Zweikinder- 
system vom  sozialen  und  ethischen  Gesichtspunkte  aus  beurteilt  von  einem  Geistlichen. 
Leipzig  (Hoffinann  u.  Ohnstein).     80  Pf. 

*Couteau,  E.,  Traite  des  assurances  sur  la  vi  e  Doctrine,  l^islation, 
jurisprndence.     tom.  I  u.  II.     Paris  1881. 

Bonrgade,  F.,  Etüde  sur  les  patentes  des  compagnies  d'assnrances 
terrestres.     Par.,  Muzard,  1888.     4.     16  pag.     3  fr. 

Bry,  L.,  L'assurance  individuelle  contre  les  accidents.  Paris, 
Anger,  1888.     12.     48  pag. 

Pourquoi  ne  pas  prendre  une  police  d'assurance  sur  la  vie?  R4- 
ponse  aux  demiöres  objections.    Par.,  P.  Dupont,  1888.     12.     24  pag. 

R^fonne  tributaire  ou  mobilisation  des  imme übles,  immobilisation  du  con- 
solid^  etc.  trad.  par  Fr.  Vigano.     Paris,  Guillaumin  &  C«,   1888.     Imp.  in-8.     87  pag. 

Charmolu,  A. ,  Manuel  des  soci^t^s  anonymes  et  des  sociötis  en 
commandite  par  actions,  k  Pusage  des  actionuaires,  des  fondateurs,  des  admini- 
strateurs,  des  görants  des  soci^t^s,  des  banquiers  et  des  hommes  d'affaires.  Par., 
Marchai,  BUlard  &  Ce,  1888.     8.    4  fr,  50  c. 

de  Courcy,  A. ,  Les  soci^tös  itrang^res  d'assurances  sur  la  vie, 
autorisation  et  surveillance.     Par.,  Cotillon  &  O,  1888.     8.     48  pag. 

Dnreteste,  F.,  Le  livre  du  panvre  et  le  livre  du  riebe.  Quelques  mots 
sur    l'assurance-yie.     2«  Edition,    Epernay,   impr.  Doublat,    1888.     12.  24  pag. 

Gaultier,  A.,  Etüde  sur  le  crödit  agricole  mobilier.  Orleans,  impr. 
Paget  &  C«,  1888.     8.     74  pag. 

Hurrell,  H.  and  Hyde,  C.  G. ,  Law  of  Joint-Stock  Companies.  Lon- 
don, Cloves,  1883.     8.     17|6. 

IngalTs  Foreign  Stock  Manuel,  1883.    London,  E.  Wilson.  18.     2,6. 

Osgoodby,  M.  H. ,  Attorney's  and  Bankerts  Directory  of  the  Uni- 
ted States  andCanada,  etc.  etc.  together  with  a  Synopsis  of  the  laws  of  each 
State  and  province  pertaining  to  the  collection  of  debts ;  also  the  name  of  a  reliable 
Bank  or  Banker,  1882  and  1888.     Buffalo  1888.     8.     428  pp.    #  8.  — 

Skinner,  T. ,  The  Directory  of  Directors,  1883:  a  list  of  the  Directors  of 
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tlie  Joint  Stock  Companies    of   the  United  Kingdom.     London «    Office   ^ 
Skinnerj*  Directory,   1883      8.     470  pp.     6|,  — 

KeUogg,  k.y  I^abor  And  Citpltnl:  a  nevr  Monetary  System;  the 
only  meifcUft  of  securing  the  reefpective  rii^hts  of  Lebor  and  Property,  and  of  protoctiof 
the  public  from  6nancial  revulaious.  New-York^  J  W.  Lowell&C«,  1883.  8.  ICXYl-lI 
and  fl74  pp. 

Owen|D. ,  Marine  Insurance:  notes  and  claoBes  Ijondon,  Low,  1883.  8 
162  pp.      10|6. 

9.    Sociale  Frage. 
W,  Schober,  logicniear,  die  Not  und  Ihre  Ursachen.    Nationalökonomiacht 
»Studie      Wion,  Oskar  Frank.     1    Teil  (2.  Ana,),  1882,  81  88.  |  ü.  Teil,  1881.  i09  8t; 

in.  Teil,   1682»   184  SS. 

Eine  von  den  Lehren  der  Wirtjchafta-  und  StaatawiÄsenschaft  völlig  unberilhTte 
Persönlichkeit  Tersucht  sich  in  der  vorgenannten  ^^natfonAlökonouiischeu  Studie^*  aii 
einer  Erörterung  der  (Jr»achen  der  Not  Mit  Hilfe  einiger  recbncriacher  Beispiele  ge- 
langt der  Vcrfajsor  rasch  su  dem  Ergebnis ,  die  eigentUche  Ursache  der  Not  »ei  die 
Sparsanikett  (Zurückhalten  des  Geldes).  Dieser  Erkenntnis  folgend  beveichnet  er  es 
al»  unberechtigt,  daf^  Jemand  dad  von  den  Hitbörgorn  als  den  Abnehmern  .meiner  Waren 
erlangte  Oeld  aufbewahre,  und  als  um  $o  weniger  berechtigt,  dafs  er  es  anf  Zm»  ab* 
lege.  Jeder  habe  vioJmehr  die  Pflicht  ^  durch  Abnahme  von  Waren  seiner  MitbUrger 
ihnen  da»  eingenommene  Geld  wieder  zurück»ugeben.  Alle  Sparanstalten  seien  anCsii* 
beben ,  der  Staat  solle  das  Volk  auiTordf^m  ,  das  Geld  teils  lani  Warenankauf  aa  ver- 
wenden ,  teils  aber  dem  Staate  gegen  unverzinsliche  staatliche  Wertpapiere  zu  leihen. 
Mit  dem  derart  eingegangeneu  Geide  könne  der  Staat  seine  verainsliehen  Schulden 
einlö:ien  und  produiitive  Unternehmungen  schaffen.  Bei  Gescbüftsstoeknngen  habe  im 
Wege  der  Einführung  neuen  Geldes  eine  allgemeine  Aufnahme  des  Vermögen  stände» 
an  Geld  stattsußnden,  nnd  jeder,  welcher  überwiesen  werde,  Geld  widerreehtlich  suruck- 
bcbiilten  an  haben,  »el  durch  KonlUkation  seines  GeldUbermafses  zu  bestrafen.  Ferner 
»olle  der  Stnat  «»ich  und  daü  Land  thnnlichst  vom  au&lJLndischen  Kapital  freimachen  and 
jene»  Metallgeld ,  welehes  dadurch  anserm  Verkehre  entzogen  werde ,  durch  Staats- 
noten  ersetxen.  Und  weil  das  Metallgeld  dem  Verkehre  leichter  abhanden  kommen 
könne  t  seien  nur  Staatsnoten  in  V^erkehr  zu  sotten,  Dn  insbesondere  Osterreich  so- 
wohl an  Ruhstoßen  als  an  Arbeitstüchtigkeit  fürstlich  reich  sei ,  könne  —  und  solle  — 
es  gegen  jeden  Verkehr  mit  dem  Ausland  sich  ab^ebfiefsen.  Dadurch  ^  indem  man  das 
Inland  vor  Verschuldung  gegenüber  dem  Ausland  bewahre,  werde  auch  die  mit  der 
Vermehrung  der  Staat^noten  verbundene  Gefahr  ihrer  Entwertung  be&eitigt,  —  Nachdem 
8,  dergestalt  die  ItauptunMiche  erledigt  hat  (Teil  L  S.  1  —81),  verbreitet  er  sich  (Teil  U 
and  III,  109  nnd  184  S,)  über  die  Nebenursachen  der  NoL  Unter  diesem  Titel  findet 
er  Anlafs,  über  eine  bunte  Reihe  ihm  wichtig  erscheinender  Fragen  des  Staats--  und 
Gesellscbaftslebens^  namentlich  CJsterrcichs,  seine  Ansichten  auszusptnnen  Es  geacbietit 
auch  dies  mit  viel  Selbständigkeit ,  aber  auch  mit  einem  Übermafs  von  Selbstgenügsam- 
keit  einer  sachlich  unbolehrten  und  darum  in  der  Regel  fehlgreifenden  UrteilskrafL  — 
In  einem  IV.  Teile  will  der  Verf.  f, Studien  der  Gerichtsfragc'*  veröffentlichen. 

Ed.  Popper. 

S.  Emele^  königlich  preufsischer  Oberamtmann  in  Hei gerloch  (HohcnzoUem).  Die 
ioaiale  Frage,  die  Sozialdemokratie  und  die  sogenannten  Katheder- 
sozialisten in  Deutschland.  Versach  einer  Kritik  derselben.  Sigmaringen  188S< 
Verlag  von  C.   Taffon.     8».     SS.   171 

Verfasser  hat  seine  UnfÜbigkeit  isu  derartigen  Ittterarischen  Arbeiten  schon  bei  aetner 
Übersetzung  des  Cuäumaiidschen  Buches  (über  die  gegenwärtige  Lage  der  Volkswirt* 
hchaftliuben  Studien  in  Deutschland)  bestaii^t ,  seiu  neuestes  Werk  ist  nur  ein  neuer 
Beweis  derselben.  Wenn  Verf  die  gegenwärtigen  Wirren  io  der  Volkswirtschaftswissen- 
schaft,  im  Volksbßwufstsein  und  im  wirtscbaftlicbei»  Leben  zum  grofsen  Teil  auf  eine 
ungenaue  und  nicht  acbarfe  Fassung  der  sozialen  Frage  zurückfilhrt ,  so  kann  man 
ihm  darin  wohl  Recht  geben,  dnf»  aber  sein  unklares  Buch,  seine  nicht  absolut  falschem, 
Biber  schiefen  Argumentationen  nicht  zu  gröfserer  Klarheit,  zu  einen  besserem  YersUnd- 
nis  der  aoaialen  Frage  führen  wird «  ist  sicher.  In  der  gewohnten  Weise ,  aut  Caesar, 
aat  nihil,  werden  Sozialismus  und  Manch  eittertum  (wohl  hesser  Individualismus)  dnander 
gegenübergestellt ,    die  Möglichkeit  jeder  Mittelstellung ,   jeder  Versöhnung   dieser  beiden 
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relativ  berechtigten,  der  einseitigen  Prinzipien,  wie  sie  die  Kathedersozialisten  erstreben, 
kurzweg  geleugpoet  und  dem  einzelnen  nur  die  Wahl  zwischen  dem  reinsten  Kommunis- 
mus oder  dem  Manchestertum  gelassen.  Trotzdem  ist  der  Verf.  kein  Qegner  der,  von 
der  Regierung  geplanten  Sozialreform,  die  sich  nach  seiner  Ansicht  sehr  wohl  mit 
dem  Manchestertum  (worunter  er  die  Lehren  von  Ad.  Smith  und  Rikardo  versteht, 
ihre  konsequente  Weiterentwicklung  durch  Senior,  Bastiat,  Prince-Smith  scheint 
er  nicht  zu  kennen)  verträgt,  dagegen  mit  den  Forderungen  der  Sozialdemokratie  gar 
nichts  gemein  haben  soll.  Soweit  die  Kathedersozialisten  freilich  soziale  Reformen 
verlangen,  wird  ihnen  vorgeworfen,  dafs  sie  mit  „berechtigten  Forderungen**  kokettierten. 

Zur  Begründung  unseres  abweisenden  Urteiles  verweisen  wir  auf  das  Buch  selbst 
Belehrung  wird  zwar  niemand  aus  demselben  schöpfen,  aber  er  wird  am  besten  erkennen 
können,  wie  wenig  es  dem  Verf.  gelungen  ist,  die  Theorie  und  Prinzipien  der  Katheder- 
sozialisten zu  widerlegen,  ja  wie  wenig  er,  trotz  äufserer  Kenntnis  seiner  Lehren,  in  den 
innersten  Kern ,  in  das  eigentliche  Wesen  des  Sozialismus  eingedrungen  ist ,  sodafs  es 
ihm  natürlich  an  jedem  Verständnis  für  die  Forderungen  der  Sozialisten  fehlt  X. 

J.  R.  Danielson.  Englands  Socialpolitik  och  eckonomisk-sociala 
ntveckling  under  XIII  —  XVI  ar,  hundradeh.  Helsingfors,  Frenckel  &  Son, 
1880.     SlO  8. 

Auf  nordischen  Universitäten  wird  der  Brauch  geübt,  dafs  um  erledigte  Professuren 
Konkurrenzarbeiten  ausg^chrieben  werden ,  die  innerhalb  bestimmter  Fristen  zu  lösen 
sind.  Eine  solche  und  zwar  mit  Erfolg  gekrönte  um  die  historische  Professur  an  der 
Universität  Helsingfors  ist  die  vorliegende  Arbeit  über  „Englands  Socialpolitik  und  wirt- 
schaftliche Entwickelung  vom  18. — 16.  Jahrhundert**,  die  in  einem  halben  Jahre  fertig 
geworden  ist.  Dem  Verfasser  ist  also  die  Aufgabe  gestellt  worden,  die  Ochenkowski 
sich  selber  gestellt  hat.     Von  des  Letzteren  Arbeit  ist  die  seinige  unabhängig. 

Fulda,  das  Verbrechertum.  3  Vorträge  (1.  Ursache,  Zunahme  und  Be- 
kämpfung. 2.  Die  Vagabundenfrage.  3.  Die  Deportationsfrage.  Anhang).  S^.  80  SS. 
Heidelberg  1883.    (1  M.  60  Pf.). 

Geigel,  M. ,  die  sociale  Frage  und  die  Herstellung  Volkswirt - 
schaftlich  gesunder  Zustände  in  Deutschland.  8®.  88  SS.  München 
1888.     (—  60  Pf.). 

Balmer-Riuck,  J. ,  die  Wohnung  des  Arbeiters.  Mit  Rücksicht  auf  die 
neueren  Bestrebungen  zur  Förderung  des  Wohls  der  Arbeiterfamilien  durch  22  (lith.  u. 
kolor.)  Grundrisse  ausgeführter  Arbeiterhäuser  erläutert  I.  A.  der  Gesellschaft  des  Gu- 
ten und  Gemeinnützigen.     Gr.  8«.     Basel  1888.     80  SS.    (—  30  Pf.). 

Jahresbericht,  3.,  des  freiwilligen  Armenvereins  in  Zürich.  Zü- 
rich 1882.     8«.     29  SS. 

Laubinger,  A.,  über  die  schiefe  Lage  des  Grundbesitzes,  Hand- 
werks und  Gewerbes  gegenüber  dem  mobilen  Kapital  und  Mittel  zu 
ihrer  Aufbesserung.    Vortrag.    2.  Aufl.    Hannover  1883.   gr.  8«.    24  SS.   (—  40). 

Laubinger,  A.,  gleiches  Recht  f.  Alle  oder  die  Aufhebung  der 
ungleichen  Besteuerung  des  Grundbesitzes,  Handwerkes  und  Ge- 
werbes dem  mobilen  Kapital  gegenüber.  Zusammengesetzte  Vorträge.  Ber- 
lin 1883.     Gr.  8».     89  SS.     (—  60  Pf.). 

Ludloff,  K.,  die  Ursachen  des  Wohlstandes  und  der  Verarm  ung 
derVölker.     Milwaukee  1883.     Gr.  8«.     39  SS.     (IM.). 

Schuler,  über  die  Ernährung  der  Fabrikbevölkerung  und  ihre 
Mängel.  1.  Referat  f.  die  Jahresversammlung  der  Schweiz,  gemeinnützigen  Gesell- 
schaft Sept   1882.     Zürich  1882.     Gr.  8«.     54  SS.     (—  80  Pf.). 

Selchow,  E.  V.,  d.  Kaisers  Botschaft  und  das  praktische  Chri- 
stentum. Eine  socialpolitische  Trilogie.  Gr.  8.  Breslau  1883.  VUI  u.  40  SS. 
(—  50  Pf.). 

Bericht  stenographischer,  über  die  Verhandlungen  des  deut- 
schen Vereins  für  Armenpflege  und  Woh  Ithätigkeit  am  7.  u.  8.  Okt. 
1882  zu  Darmstadt,  nebst  dem  für  diese  Verhandlungen  erstatteten  Berichte.  8®. 
228  SS.     Berlin  1883.     (3  M.  — ). 

Bericht  über  die  Verhandlungen  des  20.  Kongresses  deutscher 
Volkswirte  in  Mannheim  am  18.,  19.  u.  20.  Sept  1882.  Im  Auftr.  der 
stand.  DepuUtion  hrg.  durch  M.  Brömel.     8«.     IV  u.  239  SS.     Berlin  1882.     (4  M.). 
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Hirsch^    M. ,    dus  Kr»  n  k  es  •  V  ersticherangs^eBets    vor  dem  Reichs- 

tage.     Berlio  (BartLel).     30  Pf, 

Der  Brauotweiu  und  die  «rbeitendea  Klftssen.     Cola  (Bachen).     50   PI 
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und  Praxi».     Berlin  (Wilhelmi).     80  Pf, 
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hourgcoisie  frangaise  et  If*  socialisme  au  XIX«  siede;  3)  Tevaiigile  du  proMtaire ;  4)  le» 
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en  matii^re  d*fins eigne ment  et  d'^ducation^  etc.  Par ,  Gervais,  1883  8.  X Vt 
— 6&3  pag.     8  fr. 

LeTebvre  Du  Prey,  Paul,  De  l'adoption.  Dooai,  impr.  Duramoa  ^  1883. 
B      VI— 564  pag. 

M  a  i  r  e  t ,   De  1  a  r ^ c  j  d l  v e.    Discoars.    Dyou,  impr.  Daranti^re,   1 883.    8*    67  pag, 
Marquot,  Notice  hiatorique  stir  la  foudation    de    la  so  ci  <^  t4  de  1' U  n  Ä  o  u 
des   travailleurs    du    T  ou  r-d  e -Kran  rc     Chtlteauroux ,    itnpr.    Aupetit ,    1883. 
3«.     XU— »41   pag. 

Naquet«  A>,  Le  dlvorce,  documeiit-s,  rapports  et  discours  parlemeutairea  pro- 
dttits  au  conrs  de  la  3^«  Ugislature  de  la  Chambre  des  d^putes  sur  la  propositioa  de 
loi  de  M.  A.  Naqnet.     Avignon,  impr.  Gros,  1883,  16.     VII  — 171   pag. 

Delaire,  A. ,  Les  anions  de  lapals  sociale,  leur  programme  d'actton 
et  leur  methode  d'enquete.     8«   Mition.     Par.  impr.  Lev^,  1883.      12.     36  pag 

Desü.  bamps,  N.,  Les  soci^tds  sec^j^tes  et  la  societ^,  ou  phllosophfe  de 
rhistoire  contemporaine.  Tome  III  Notes  et  documents  recueillis  par  Claadio 
Jan  «et,     Par,  Oudin  fr^res,  1883.     8.     XV^707   png. 

Durnnd-Fardel,    Les   etabliasements    de    bicnfaisance    indig^nes    et 
les  in^tttutions  sanitaires  i^trang^ros  en  Chine.    Par.,  Oermer  Bailli^re,  1883.  8.   40  pag 
Garet,  E.,  Les  btetifaits  do  la  r*^volQtion  rran9aise.  3^  Edition.     Par,, 
A    Marescq  aine,   1883.      18.     3  fr.   ÄO  c 

G^'rard»  A..  Des  corporations  ouvri^res  kRome,  ^tnde  juridlque  et 
^conomiqiie  sur  les  rapport-s  ontro  pfttrons  ot  ouvriers,  pnJcedec  d^une  introductiou  huto- 
rique  sur  les  curp»  d'arts  et  metiers  ou  France  et  en  Lorraine,  Saint-Did,  itnpr.  Hum« 
bert,  1883.     8.     S9&  pag. 

Grandjean,  J.,  De  In  sup presston  des  enfanls  trouv<^s  par  le  droit 
k  radopiton  des  enfants  abandono^s  ou  coupabtes.  Par,  impr.  Lefebvre  fils,  1883.  8 
8  pag. 

Gu^rin,  U.,  La  setence  sociale  et  Tt^eole  de  lapafx  sociale.  In- 
troductiou an  tomc  IV  des  „Onvriers  des  detu  mondcs",  publit^e  par  la  Hoci»^f«f  ioternat 
de»  i*ludes  praiiqae^  dN'conomie  sociale,  Dicppe^  impr  Lepretre  ^  C«,  1883.  8.  73  pag 
L  u  d  a  ni  c  ,  Des  e  n  f  m  n  t  <i  i  1 1 1^  g  i  t  i  m  e  s  c  n  8  u  i  s  s  o  ,  mtfmoire  prt^ent^  au  qua* 
trimme  Congr^s  tutern«  d'bygi^nc  etc.  k  Gen^ve,  188S.  Lyon,  impr.  Giraud,  1883,  8- 
»»  P»K 

Ate  11,  G.,  Les  cahters  des  dot^anees  des  mineurs  fr  an  v  als,  Far^ 
impr.  Schiller,  1883.      16,     Xlll-127pag.     —  fV    80  c. 

Thounisftoux,  Question  sociale  et  boargeolsie.  Par,  GuUlauiniii  A  C  *, 
1883.      18.     »  fr. 

Dünn,  W,,  Is  Marriage  with  a  deceased  wife^s  sister  lawfulf  Lob* 
don,  Riviugtons,   1883-     8-     »0  pp.      1[.  — 

Glen,  WC,  The  Poor  Law  Orders  ofthePoorLawOommlasie- 
ners.  Th(?  Poor  Law  Board,  and  tbe  Local  Government  Board  etc.  9tti  editioo, 
Londnil,  Shaw  &  8ons,   1883.     8.     970  pp.     Ä6|.  — 

LT  II  d  e  rg  r  o  und  Knssia:  Revolutionär^  profilßs  and  skctcbes  from  life  ,  hj 
dtepniak  With  a  preraee  by  P  Lavroff  Translaied  from  the  Italian.  London,  ämith 
&  Eider,   1883.     8.      810  pp       a|.  — 
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▼  an  Nierop,  A.  H.  en  E.  Baak,  De  Nederlandsche  nuamloose  ven- 
nootscbappen.    Zwolle,  W.  E.  J.  Tjeenk  Willink,  1883.    8.    XLm~»494  bl.    fl.  6 — 

Daggett,  L.  H.  (Mrs.),  Historical  sketcbes  ofWoman's  Missionary 
Societies  in  America  and  England;  introduction  by  Mifs  J.  Hart.  Boston, 
Daggett,  1883.     8.     205  pp.     |  —  76  c. 

Dublin  Metropolitan  Police  Report  and  evidence  on  — .  Dublin  1888. 
Folio.     (Parliament.  paper.)      4|2. 

Holyoake,  G.  J.,  Tbirty-three  years  of  Co-operatton  in  Rocb- 
dale.     9tb  edition.     London,  Trübner,  1888.     12.     2|6. 

J  e  V  o  n  s ,  W.  St,  Methods  of  Social  Reform,  and  other  papers.  London, 
Macmillan,   1883.     8.     876  pp.     10|6. 

Miller,  F.  Fenwick  (Mrs.),  Readings  in  Social  Eeonomy.  London,  Long- 
mans,   1883.     8.     220  pp.     5|.  — 

Freix&yRabasö,  E.,  Prontuarioadministrativodelascorpo- 
raciones  provinciales  y  locales.     Madrid.     Cao  &  Val,  1888.     4.     28  r. 

10.    Oeietigebiuig. 
Die  Oewerkschaft   und   ibre  Entwickelung   unter  dem  Allg.  Berg- 
gesetz   für    die   prenfs.  Staaten  vom  24.  Juni  1865  von  Rob.  Esser  II  in  Köln, 
Berlin  1883  (J.  Outtentag). 

Während  das  Wesen  der  Aktiengesellschaft  aucb  dem  Laien  rasch  Terst&ndlich  ge- 
worden ist,  herrscht  hinsichtlich  der  Gewerkschaft,  selbst  in  beteiligten  Kreisen, 
manche  Unklarheit,  was  dem  Umstand  beisumessen  sein  dürfte,  dafs  das  neue  Recht, 
welches  von  dem  alten  wesentlich  abweicht,  auf  die  sur  Zeit  der  Einführung  des  Berg- 
gesetzes vom  24.  Juni  1865  bereits  bestehenden  Gewerkschaften  nur  teilweise  An- 
wendung findet.  Die  heutige  Gewerkschaft  tritt  in  Folge  dessen  und  da  auch  durch 
sUtuterische  Satzungen  manche  gesetzlichen  Bestimmungen  modifiziert  werden  können, 
in  den  mannigfachsten  Formen  auf. 

Der  Verfasser  des  uns  vorliegenden  Werkchens,  in  der  von  ihm  behandelten  Materie 
anerkannter  Fachmann,  erläutert  an  der  Hand  des  Gesetzes  die  auf  die  Gewerkschaft 
bezQglichcn  Besimmungen  in  acht  Kapiteln,  welche  die  rechtliche  Natur  der  Gewerkschaft 
im  allgemeinen  •;—  die  Rechtsverhältnisse  der  Gewerke  —  die  Beschlüsse  der  Gewerk- 
schaft —  ihre  Übertretung  —  die  Beitreibung  der  Beiträge  —  den  Verzicht  der  Ge- 
werke auf  ihre  Anteile  —  die  sonstigen  Bergwerksvereine  aufser  der  Gewerkschaft 
und  ihre  RepräsenUtion,  —  sowie  die  Gewerkschaften  des  alten  Rechts,  in  gedrängter 
und  allgemein  verständlicher  Weise  behandeln.  Die  seit  Einführung  des  neuen  Gesetzes 
ergangenen  bezüglichen  gerichtlichen  Entecheidungen  und  bergbehördlichen  Verfügungen 
sind  unter  Angabe  der  Quelle  an  den  betreffenden  Stellen  auszugsweise  mitgeteilt ,  auch 
die  entsprechenden  Bestimmungen  der  anderen  auf  der  Grundlage  preufsischen  Berg- 
gesetzes erlassenen  deutschen  Berggesetz  eingefdgt.  Auch  hat  sich  der  Verfasser  mit 
Erfolg  bemüht,  die  Ähnlichkeit  und  Unähnlichkeit,  welche  zwischen  der  Gewerkschaft 
und  der  Aktiengesellschaft  besteht  in  klaren  Zügen  hervorzuheben  und  hat  er  es  an 
keiner  Stelle  seiner  gelungenen  Arbeit  an  eigenen  zutreffenden  kritischen  Bemerkungen 
fehlen  lassen. 

Das  gut  ausgestettete  Werkchen  ist  Juristen  und  Nich^uristen,  die  sein  GegensUnd 
interessiert,  gleichmäfsig  zu  empfehlen.  V.  K. 

Bayerns  Gesetze  u.  Gesetzbücher  privatr.,  strafrechtl.,  admini- 
strat  u.  finanziellen  Inhalts.  19.  Bd.  Schlufs-Lief.  3 — 6.  k  1  Mk.  Bamberg 
(Buchner). 

Wiener:  Handbuch  der  Medizinal-Gesetzgebung  des  deutschen 
Reichs  und  seiner  Einzelstaaten.  Commentar.  I.  Band.  Erlangen  (Enke). 
SM.  60  Pf. 

Brockhaus,  F.:  derEinfluss  fremder  Rechte  auf  die  Entwicke- 
lung des  deutschen  Rechts.     Kiel  (Universit.  Buchhandl.)     1  Mk. 

Obentraut  A,,  die  Österreich.  Volksschulgesetze,  1  Bd.,  Reichsge- 
setze und  Ministerialerlasse ,  bis  zum  Jahre  1882  fortgeführte  Aufl.  Wien  (Pichlers 
Wwe.  &  Sohn).     2,  20. 

Die  Gesetzgebung  des  deutschen  Reichs  von  der  Gründung  des  Nord- 
deuUchen  Bundes  bis  auf  die  Gegenwart.     Berlin  (Guttentag).     1  M.  50  Pf. 
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Sehnl  tze-D  «  lit  sftchf  Mat  eri  a  1  s  n  r  Be  v  tai  on  des  Oenoss  enschaft«* 
besetze:»      Leipilg  (Keil).     1  M    25  Pf. 

Reichsgesets,  betr,  die  Kranken  Versicherung  der  Arbeiter.  Berlin 
(KortkAmpf)  50  Pf. 

Stengel,  J.  ^  Entwurf  su  et  nem  neuen  E  lementarlebrer^Dotütions- 
Pensions-  und  Wittwen-  un  d  W  aisen -Pens!  on» -O  es  e  tx.  Rutibor  (FV. 
Liudner).    60  Pf, 

*Meyer,  R.,  H  e  i  ms  t  &tt  en-  und  andere  wi  rtsc  baftsgeset  «e  d.  Verein. 
StAtttcD  V.  N.  Amerika,  v.  Kanadii.,  Rnfs^land,  China,  Indien,  Rumänien,  Serbion  und 
EngUnd.     Berlin  (Bohr).     16  M. 

Schneider  u.  Fick,  das  schweizerische  Obligat loncnrecht  samt 
den  Bestimmungen  des  Bundeageset%es  betr.  die  persÖnHL'he  Itandtungsfahigkeit  mit 
aJlgem.  fassh  ErlÄuleningen.     2.  Anfl    Bd.   I.     Zürich  (SchulthefH).     2  M 

Oeaets  betr.  die  Krankenvers  icherang  der  Arbeiter.  Leipilg 
(RoBsberg).     »0  Pf, 

Bois,  6. ,  Histoire  du  droit  fran^ais  depuis  ses  origines  Ju&qu'k  noa  jours» 
Par,,  Degorce-Cadot,   18S3.      12.     329  pag. 

Ilungre,  V.,  Etüde  sur  le  droit  erimincl  romaiu  k  Tepocjue  des  quacstiu- 
nes  pcrpetUÄo,  en  droit  romain :  de»  attributious  üii  poitroir  ejt<Scutif  dans  les  diverse» 
coastiluljoiis  qni  ont  r^gi  la  Frajicc  de  1789  k  1875,  en  droit  franv^ls.  Par.,  iropr 
Moquot,  188».     8.     604  pag. 

Biquet,  E.,  Trait^  de  l^^tat  civil  et  des  actea  qui  ^*  y  rat* 
lacbent.     Nancy,  Berger-Levrault  &  O,   1883      8.     XVI - 1036  pag.     15  &, 

dii  La  Bigne  de  Vilteneuve,  Elements  de  droit  civiL  Tome  I. 
Par,,  Pcrtone-Lauriel,   1Ö83,     8.     685  pag.     12  fr.  50  c. 

Laurent^  F.,  Avant-projet  de  revision  du  Code  civil,  sur  le  de* 
mande  de  M.  te  Ministre  de  !a  justice;  artJel«s  288^ — 556.  Par.,  A.  Chevalier- B<are»l^q, 
1883.     4-     16  fr, 

VaudrnSf  O.,  Du  droit  d'appeL  Caen.  impr.  Le  Blanc-Hardel,  188$.  8. 
5»  pag, 

Bar,  L. ,  I  n  t  e  r  u  a  I  i  o  n  h  l  Law:  private  and  criminal,  witb  notes  by  0.  H.  6il- 
lespie.     Boston,  Soule  ik  Hugbcc,   1883.     XXXII— 766  pp.     |  5,50, 

Copp,  H.  N.,  Pnblic  Land  Laws,  [lossed  by  Cougress  frora  March  4« 
1875  to  AprU    I,   1S82  etc      Washington   1883.     8,     XX1X^I5&3  pp,     $  H,  ^ 

Ilansoo,  A. ,  Tbe  Revenue  Acts  of  1880  and  1881,  so  far  as  thcy  re- 
late  to  the  iiew  Death  Duttes  on  Personal  Estale.  London,  Stevens  &.  Haynes ,  1883 
8.     6j6 

Indcrmaur,  J. ,  Priiieiples  of  the  Common  Law.  3(^  edition.  London, 
Stevens  &  Ilaynes,  1883.     8.     543  pp.     21 1.  — 

Stephen,  »I.  Fitzj.»  A  History  of  the  Criminal  Law  ot  England. 
3  voU.     London,  Mnomilkn,   188.1.     8.     1630  pp.     48/.  — 

American  Lrw  Digest  and  Legal  Directory,  Ä  parts,  (Part  I :  A 
snmmary  of  the  most  important  brauches  of  Comwercirtl  Law.  Part  II:  Time  and  place« 
of  holding  ünitod  State»  imd  Btitte  Court»  Pnrt  IIJ :  Legal  Directory.  Edited  by  W 
P,  Wernse  )     Chicago  and  St.  Loui»  1883.     8      740  pp.     30J.  — 

Cashin,  T*  F.,  IriutiUty  ofBankruptcy  Laws.  Lord  HherUrooke's  re- 
medy  Witb  a  prefatory  dissertation  on  Bankroptcy  by  the  Lord  Sherbrooka*  London. 
Low.  1883.     8.     1|.  — 

Evans^  P.,  The  Solicitor's  Rennmeration  Act,  18  8  1.  Witb  notcs  and  tables 
London,  Maiwe»,  1883.     8.     2|6. 

Rogers,  H  W.,  ThelawofEipertTeytimony.  St.  Louis,  W  H  Ste- 
venson,  1883      8.     XXI11.297  pp-     $  3,50. 

Schouler,  J.,  AtreiitiMeonthe  lawofExecutort»  and  Admini- 
strators.    Boston,  Soule  &  Bugbce,  1883.     8.     LXVI— 679  pp.     $  5,50, 

S  t  e  p  h  0  n ,  J.  F.,  A  d  i  g  c  .^  t  o  f  the  Criminal  Law  (Crimes  and  Pnuisb- 
ments).     ^ri  «dition.     London,  Macmlllan,   1883.     8.     460  pp.      16}.  — 

Thatcher,  E.,  Digest  of  statntrs,  rules  and  decisions  relative  t  ii 
the  Jnrisdiction  and  Practico  ofthe  Supreme  Court  ofihe  Unit«d 
States.    2<1  edition.     Bo<iton,  Liltle,  Brown  &.  Co,  1883.    8.    XXiV  -  608  pp.     |  5.  — 
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Atftr€cin  y  FcruAiidßKT  ^•*  I^occioiie*  de  higiene  y  Itigialacioo  nie- 
dicm.     Madrid,  Meneadeis,   1883,     4.     SO  r. 

S4nche%  de  fas  MatAs,  E.,  Koviaimy  diccioaArio  de  logislftciöii 
yjurifrprudeucia,     Madrid,  Mengibar,  1883.     4      32  r. 

OaJindoyde  Vcra^  L. ,  y  R.  Escosura,  Comenlarios  a  U  1  e  g  i » l  a  e  i  o  d 
hipoieearift  de  Espann  y  ultratnar.  Totno  III.  Madrid,  tip.  Gutcnbcrg.  1883. 
4      44  r. 

11.    Bta&tJ-  und  Verwaitongareobt  eto, 

Georg  Meyer^  ordeDlUcber  Profei»sor  der  Rechte  in  Jena  ^  L  e  1i  r  b  u  c  b  des 
doatsclico    Ve  r  wal  tun  gs  re  cbtes.     Loip»ig   1883,    Duueker    &  Htunblot    Ö75  8. 

Man  mag  in  der  systematbcbei»  ßebatidlung  einer  jungen  Wiaseniiebart  wie  diis 
Venralttiiig^recbt  der  PlnuitA^ie  und  philufiophiäclien  SpokuJatiou  gern  cinigca  Spieirftum 
gönnen ,  so  i&t  e»  dueh  ein  wohlthuendos  GefiihJ  dazwüchen  ciin  Buch  in  die  Oand  zd 
bekommen  wie  daa  vorliegcsode ,  auti  welcbem  die  strenge  Scliule  tiitd  die  NücJjternheit 
do£>  päichtgetreucn  Juristen  »pricht.  Der  Herr  Verfa»sor  hatte  un»  die«»«  Gäbet  in  Aus- 
sieht getitelJt  im  Vorwort©  »u  seinem  Lehrbuch  des  deat»chen  Staatsrechts.  lo  jenem 
Werke  sind  ijogar  schon  einige  Materien  vorweg  erledigt  worden  ,  welche  wir  ober  in 
dem  oeueron  gesucht  hätten  und  nun  Tiicr  natürlich  nicht  mehr  oder  nur  leicht  ange* 
deutet  finden,  so  vor  allen  die  ganzo  Behörden  Organisation.  Auf  das  Bedenkliche  dieser 
Trennung  wurde  bereit?  von  anderer  Seite  hingewiesen  \  sie  hängt  eben  zusammen 
mit  dem  Systeme,  welche*  der  Herr  Verfasser  seiner  DarÄteKung  des  Verwaltung» rechtes 
SU  Grunde  legt 

Nach  einer  Einleitung,  in  wetcber  die  Begri0c  dea  Verwaltunga rechtes  formuliert 
worden,  bringt  das  erste  Buch:  AUgetneine  Lehren,  das  xweite:  die  Verwaltung  der  in- 
uercn  Angelegenheiten.  Ausw^Crtige  Angetegcnheiton ,  EeeresTorwaltnug  und  Finanxica 
«ind  eitler  später  erscheinenden  zweiten  Abteilung  vorbehalten.  Jene  allgemeinen  Lehren, 
unter  welcbem  die  Verwaltungsgeriehtsbarkeit  hervorragend  beriickiiichtigt  wird ,  fijjjleti 
den  Terhftltni^märsig  genügen  Raum  von  42  Seiten,  Seinen  Charakter  erhält  daher  das 
Werk  lediglich  durch  den  besonderen  Teil,  der  mit  dem  xweiteti  Buche  beginnt. 

Hier  ist  denn  nun  das  Schema  ?,ur  Herrschaft  gelangt,  welches  L.  v.  Stein  der 
systematischen  Darstellung  deij  Vcrwaltimgsrechtes  vorschreibt.  VVir  erbalten  den  Stoff 
nach  Gebieten  der  Verwaltungathätigkeit  verteilt,  und  dabei  erscheinen  nach  einander 
all  die  verschiedenen  ., Wesen"  in  der  Anwendnng  der  Verwaltungslehre.  Jede  Gruppe 
beginnt  mit  einer  kurzen  historischen  Einleitung  und  an  die  Hpitfc  wird  gowis^ciihaft  eine 
•  wahlgefcilte  Definition  des  mafjigebenden  Begriffe»  geMtoHt.  Die  Wahrung  dieser  Form 
icbliefst  freilich  nicht  aus.  dafs  dahinter  ein  reiches  Material  aus  der  blofscn  Verwaltuogs- 
lehre  sieb  anhJiaft;  Taubstummenanstalten,  Akademien,  Gesundbrunnen  kommen  zur  Auf* 
sähtung,  wir  lernen  die  Entwlckelung  der  deutschen  Mün/.wAhrung  kennen  und  bekommen 
eine  Übersteht  der  verschiedenartigen  Kreditinstitute.  Doch  ist  der  Herr  Verfasser  immer 
be?.trcbt,  den  Anforderungen  einer  juristischen  Disziplin  auch  inhaltlich  gerecht  zu  werden, 
indem  er  Überall  nach  Möglichkeit  betont  und  hervorhebt^  was  tiach  seiner  Definition  das 
W>.j»en  des  Verwmltangsrechts  ausmacht :  die  Rechtsnormen  für  die  Thätigkeit  der  Ver* 
waltungsorgaoe*  Solche  Normen  liefern  ihm  fast  au*schlief»lich  die  Gesetxo.  Der  Be- 
griff der  „Normen  für  die  Thätigkeit"  wird  dabei  nicht  allsmstreng  genommen;  es  geniigl 
für  die  Aufnahme  eines  Gesetzes  in  diesen  Kreis,  daf«  zur  Durchführung  seiner  Absichten 
Verwaltungsorgane  irgendwie  mitwirken.  So  erhalten  wir  das  Hauptsächlichste  aus  dem 
Personen%»tandesgebctze  wegen  der  Thätigkeit  der  Zivilstandesbeamten ,  Maf»-  und  Ge- 
wicht«ordnttng  wegen  der  Eichämter;  nach  demselben  Mafsstabe  kommt  auch  das  ganze 
Patentwesen  in  das  Vorwaltungarceht  hinein,  um  de»  Patentamtes  willen,  während  Marken- 
schut«  und  Autorrechte ,  Ordnungen  ganx  verwandten  Inhalts,  aufscn  bleiben.  Überdrej 
hat  es  der  Herr  Verfasser  von  vornherein ,  und  wie  uns  dünkt  mit  gutem  Recht© ,  für 
notwendig  erklärt,  auch  dii^enigen  Gesetze  aufzunehmen,  welche  auf  den  verschiedenen 
Verwaltnngsgebieten ,  ohne  DazwlBchenkunft  der  Behörden  ^  direkt  durch  ihre  Strafan» 
drohuntjeii  wirksam  werden. 

In  Wahrheit  {.'«t  also  da»  Jurtstische  an  unserer  Verwalitiugarechtalebre  eine  Zosam* 
menateliui?|(  und  Erläuterung  der  Gesetze  für  Verwattungsa wecke«  Dieses  Gesetzesmatorial 
Ut  gründlich  beherrscht  und  in  grofscr  Il*^irhhaUi^keit  beigebracht  worden.  Es  umfafsl 
die  Reichsgesetagflbung  uud  die  säinllicben  PartikuUrge»etzgebung«:n ,  mit  wohlbogründe- 
tem  Aasflchlusae   von  Mecklenburg   und  E Isafs- Lotliringen   du  Buch   erhält  dadurch  ein« 
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f0wtiM  ÜnlversiUit&l  praktisclier  Brauch lmrk«it  Zugleicti  liefert  m  in  den  kurzen  kli 
SitMii  V  welche  doLi  Inhalt  der  veraohicdetieu  GcüctAgobunf^eu  jedeBmal  zuiammeuf» 
den  exAkteu  Nachwciä  eiiieb  genieiuiiiimen  Hethls&tofTe» 

Wollte  man  allerdin^»  diesen  juristischen  Teil  iiua  dem  Werke  hcrsuypätiekefi  und 
flu*  sieb  betrachten  ,  »o  wiirde  der  Eiudruck  vielfach  kein  üehr  befnedigender  sein.  Wie 
abatrakt  und  leblos  »ind  mei&t  dieae  Ge»etKe9Vor»cbrifteii !  Wie  leer  würden  wir  pelaaaeo 
von  der  immer  wieder  notwendigen  Verweisung  auf  die  Möglichkeit  von  Eestiminiing«fi 
lokaler  Naturreglements ,  Statuten  und  Verordnungen !  Der  Uerr  Verfas&er  hat  dieser 
Leere  in  der  ani^egebenon  Weise  abgeholfen.  Es  seheint  fast  aU  tilge  es  in  der  Nalur  dai 
Vcrwaltunpsrßchtes ,  bei  umfajüscuder  Darf^tellung  nur  geniefibaf  au  werdeti,  durch  eiJioii 
bedeutenden  Zusati  von  Ktaatswis»ensehaftliehen). 

Wir  hüffen  bald  die  «weite  Abteilung  de^  Werke«  au  begrfifseu  und  dann  auf 
manche»  ausführlicher  zuriicksukomoieo. 

Strafaburg  i.  E.  0 1 1  o  M  a  y  •  f. 

Ebert,  L.  Der  Btad  t  v  er  or  d  n  ete  im  Geltungsbereiche  der  Stidte- 
Ordnung  vom  10.  Mai  1853  für  die  sechs  östlichen  Provinien.  2  Aufl. 
Eine  Zusammenstellung  der  Rechte  und  Pßichteu  des  Hladtverurdueten ,  dargelegt  in  den 
fiämmtlichcn  darüber  bisher  ergangenen  gesetzlichen  tiestimmungen.  Berlin  (Heymaa 
2  Mark 

Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Wörttembergs,     2  Bände.    Tübing 
(H,  Lanppscho  Buchh.)     C,  u.   18  M. 

StadßtmanUf  O  e  mei  n  de  ve  r  fassung  des  Rdnigr.  BayerUi  9.  Aufi 
Bamberg  (Buchnor). 

Kdmund-Htauc,  A,  Le  gauvernomcnt  rapr^SAOtatlfet  legoo- 
vernoment  parlamcntaife.  Par.,  impr  Honnuyer,  188S.  8.  16  pag.  (Extrait 
de  la  Revue  britannique). 

Renault.  L. ,  Discours  prononcä  ti  la  sdancc  du  30  janvior  1863  de  ta  Chambre 
de«  dt^put^s «  dans  la  di»cussitiu  du  projet  de  loi  et  des  propoüitions  concernant  la  si* 
tnaiioö  des  «lembres  des  fa  ml  lies  qui  ont  r^god  en  France.  Pju*Mitnpr 
du  Jottrn.   offlc  ,    1883.      18^     63  pag. 

8oldan,  C. ,  l/extraction  des  criminela  politlques..  Par,,  Thonu, 
1888      8      87  pag 

Decoüse^  A*^  Des  ahornements  gön^raux  cooTentionnela  ou  ju- 
diciair es.     Par.t  A.  Chevalior-Marescq,  1883      8      6  fr. 

Bisset,  A. ,  A  Short  Uistorj  oft  he  English  Pari  i  amen  t.  Volame  U. 
London,  Williams  &  Norgatc,  1883.     8.     3/6. 

DodV  Parliameutary  Companion.  1883  London,  Wbittaker  ^  I8S9 
32.     416. 

Lorlmer,  J  ,  The  Institutes  of  tlie  Law  of  Nallons:  A  treatfso  of  ihe 
juval  relationa  of  separate  Polltical  Cammunitics.  Vol.  L  London,  Blackwoods,  188^ 
8.     448  pp.     16/    ^ 

Oovin  y  Torrcs»  A.^  Elomentos  teorico-prActtcos  del  derecho  admitiistra- 
tivo  vigentc  en  Cuba     Tom.  I.  n.      Habana,  Alorda^  1883.    4,    60  r 

Covley^  T,  M.,  Treatise  on  tbe  contitutional  limttatioos  whlcll 
rest  upon  the  legislative  power  of  che  states  of  tfae  Amertcao 
Union.     5«»  edition.     Boston,  Li  ttle,   Brown  &  0\  1883.     LXXXU  -  886  pp.     |  6.    - 

East  India,  Local  Government.  Correspondence  on  — .  2  parts.  London 
1883      Folio  (Pari,  paper).     6|8. 


18.     SUtiitik. 

föreningett»     förbandlingar 


18  82.      Stock- 


NationalekoDomiska 
liolni  1883^ 

Der  nationalökonomisohe  Verein  in  Stockholm  hat  soinc  im  Jahre  1882  geführten 
Verhandlungen  berausgegobou.  Es  haben  in  diesem  Jahro  6  Versammlungen  stattge« 
funden.  Die  Gegenstände  der  Verhaudluugen  waren :  Die  neuen  Handels-  und  Seefabrt»- 
Traktate  zwischen  Frankreich  und  Schweden-Norwegen  (eingeleitet  vom  Kabinetssckretir 
Lagerheim)^  die  schwedischen  Domänen  (IntcudAiit  Forseil),  die  Seefahrtaabgaben  in  den 
schwedischen    Hifeu     (Expeditionschof     NordeuFolk)    ,,Lea    institutions    de    pr^voyance'* 


Überaicht  über  die  neoeaten  Pablikationen  Deatschlaiids  und  des  Analandes«     133 

(Mr.  de  Malarce),  WohnungsT^rhältnisse  and  Bauwirksamkeit  in  Stockholm  (Bankdirektor 
Palme)  und  Schwedische  Handelsverhältnisse  im  Mittelalter  (Reichsantiquar  H.  Hildebrand). 

Wie  man  sieht,  sind  hier  verschiedene  VerhIUtnisse  von  praktischer  Bedeutung  für 
die  ökonomischen  Verhältnisse  Schwedens  erörtert.  Das  gröfste  Interesse  bieten  die 
Verhandlungen  über  die  Seefahrtsabgaben  —  sowohl  der  Vortrag  des  Herrn  Norden - 
folk  als  die  Ausführungen,  welche  w&hrend  der  Diskussion  seitens  des  Herrn  Bank- 
direktor Wallenberg  vorkamen  —  sowie  P a  1  m e s  Vortrag  über  die  Wohnungsver- 
hältnisse dar.  Aus  den  im  letsteren  angeführten  Thatsachen  finde  ich  einige  besonders 
geeignet  sum  Vergleich  mit  den  Verhältnissen  anderer  Städte  mitgeteilt  lu  werden:  Es 
ist  allgemein  anerkannt,  dafs  die  Miete  in  Stockholm  aufserordentlich  hoch  ist  und  die 
nächstliegende  Ursache  dieses  Verhältnisses  ist  der  Umstand,  dafs  die  Neubauten  mit 
dem  Zuwachs  der  Bevölkerung  nicht  Schritt  gehalten  haben.  Während  die  Zahl  der 
Zimmer  und  Küchen  in  Stockholm  pro  1000  Individuen  im  Jahre  1868  816  war,  sank 
dieselbe  bis  Ende  1878  auf  693.  (Leider  sieht  man  nicht  aus  dem  Vortrag,  nach 
welchem  Prinzip  die  Zahl  der  Zinmier  berechnet  ist).  Von  da  an  tritt  eine  Veränderung 
ein,  und  Ende  1881  war  die  Zahl  720,  was  doch  bedeutend  hinter  dem  Verhältnis  von  1868 
surüekbleibt  Eine  wirkliche  Wohnungsnot  ist  vorhanden  gewesen,  das  heilst  die  niedrige- 
ren Klassen  der  Bevölkerung  sind  gezwungen  gewesen,  ihre  Forderungen  in  dieser  Hin- 
sicht auf  ein  Minimum  zu  reduzieren ;  die  Verhältnisse  haben  sich  aber  schon  ein  wenig 
gebessert  und  die  Auskünfte,  welche  über  die  Bauunternehmungen  im  Jahre  1882  vor- 
liegen, deuten  darauf,  dafs  weitere  Fortschritte  zu  erwarten  sind.  Eine  andere  Frage  ist  es 
zwar  ob  die  Mieten  dauernd  sinken  werden.  Das  ein  Sinken  in  der  nächsten  Zukunft 
eintreten  wird,  ist  wahrscheinlich,  doch  weist  P.  —  und  anscheinend  mit  Recht  —  nach , 
dafs  die  Mieten  in  Stockholm  sich  fortwährend  höher  als  z.  B.  in  Kopenhagen  stellen 
werden.  Zwei  Ursachen  bewirken  in  Stockholm  eine  Erhöhung  der  Produktionskosten 
der  Wohnungen,  nämlich  erstens  die  klimatischen  Verhältnisse,  welche  grofse  An- 
forderungen an  die  Solidität  des  Grundbans  und  der  Manem  stellen,  und  zweitens  die 
sehr  strengen  Baugesetze. 

Kopenhagen.  Emil  Meyer. 

Deutschland. 

Statistik  der  zum  Ressort  des  königl.  prenfs.  Ministeriums  des 
Innern  gehörenden  Straf-  u.  Qefangenen-Anstalten  pro  1.  4.  1882/3. 
Berlin  (v.  Deckers  Verlag).     16  M.  50  Pf. 

Absterbeordnung,  ausgeglichene  Mortalitätstafel  und  Tafel 
der  Lebenserwartung  für  die  Gesamtbevölkerung  des  preufs.  Staates. 
Berechnet  a.  d.  Mittelwerten  der  preufs.  SterbeUfeln  f.  die  Jahre  1867,  1868,  1872, 
1875,  1876  u.  1877  vom  k.  preufs.  sUt.  Bureau.  Tabelle  in  gr.  Fol.  Berlin  1883. 
(2  M.) 

Bericht,  statistischer,  über  das  Immobil  iar-  u  Mobiliarbrand - 
Versicherungswesen  im  Königreich  Sachsen  auf  d.  J.  1881.  Bearb. 
bei  der  stat.  Expedition  der  k.  sächs.  Brandversicherungskommission.  4<>.  IV  u.  218  SS. 
Dresden  1888.     (10  M.  — ). 

Raiffeisen,  Statistik  Über  121  der  im  Anwaltschafts- Verb  ande 
befindlichen  Darleh  nskassen- Vereine  pro  1881.    Leipzig  (Haessel).  80  Pf. 

Jahrbuch  für  Bremische  Statistik,  vom  Bureau  für  Brem.  Sta- 
tistik.    Jahrg.  1882.     Heft  1.     Bremen  (v.  Halem).     7  M.  50  Pf. 

Behm,  G.  Statistik  der  Mortalitäts-,  In validitäts-  und  Morbi- 
ditätsverhältnisse  bei  dem  Beamtenpersonal  der  Eisenbahnen.  Nach- 
trag pro  1881  (Puttkammer  u.  Mühibrecht).     1,20  Mk. 

Oesterreich. 

Statistische  Nachrichten  über  d.  Eisenbahnen  der  österr.  nngar. 
Monarchie  für  das  Betriebsjahr  1879,  bearb.  v.  sUtist  Dep.  im  k.  Handels- 
Minister.     Wien  (Staatsdruckerei).     16  Mrk. 

Bericht,  statistischer,  üb.  die  ge.sammten  wirthschaf tl.  Ver- 
hältnisse des  Kronlandes  Salzburg  in  den  J.  1871  — 1880.  Salzburg 
(Dieter).     6  M. 

Schweiz. 

Statistik  über  das  Unterrichtswesen  der  Schweiz  im  J.  1881,  be- 
arbeitet V.  C.  Grob.    Zürich  (Orell  Füfsli  &  Co.)     12  M. 
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nubcpt,  Statiftiqaes  de  1»  Fr»iicc,  le  long  d*ime  pericMle  d«  90  mn» 
(178Ä  k  187  6).     Pur,  impr,  DerilUire,  1883.     BobL     61  j>ag, 

Annunirv  Atttti»tiquc  de  \  h.  vWla  de  Puris,  Anti^«?  188K  (PubltCÄtioi» 
de  )ft  Prt^li.'f  ture  do  la  Seine,  Commbitiun  pcrmaneiite  te  U  atatbtique  mütiicipfüe,)  Pam« 
imprim.   uatiQU.    188S.     Inipr  -  8.     XXLll'^78pp. 

8tatf«tique  du  port  de  Marseille  Xl«  Aniiec.  MaraeUte,  impr  Bu-lad«r- 
FoiHsat,   1883.     4.     47  pag    et  Ubicauji, 

Aitiiiiaire  stati^tique  de  la  Belgiqne.  XIII.  Ano^e  168  l£f.  Brn* 
jictlc!».  impr.  P  Callewaert  p<>re,  1883.  gr.  in-S.  VIII— 407— XVI  pag.  et  3  planches. 
(PublicHlMm  du  MiaUtferc  de  rmti^ricur) 

Kvur»,  J.  C.  G.  ,  Bijdragc  tot  de  bevolkingaleer  van  Nederland. 
Haag.  GcTir    Belinfaiitc,  1883.     8.     8  fl.  60  c 

Htalivtittk  v»n  liet  Grondcrodiet  in  N«derlaüd  ortr  de  jareo  1879  80^_ 
1880     LTitgcgoveu  door  hct  Dcpartcmeot  van  finaDcfcu.    \  GraT«nhag«   1882.    4^    97  ] 

Statiatiek  van  den   in-,  nit-  en  doorvoer  over  het  Jaar  18  8  1.    ültge 
Tfio  door  het  Depart<)meot  Yan  liuanclen.    II.  GedeeUe.   '»  Gravcnhage  18$^.    Roy.-Folio. 

England. 

Si  ta  ti  j»  t  i  c  a  1  a  b  &  t  r a  c  t  für  the  teveral  Colonial  and  othcr  poitöe»»ion»  o  f  t  U  e 
United  Kitigdom  from  1867  to  188  1.  landen  1883.  B.  (XIX  Kumber  of 
Ihe  pablicaticin).     Blue  hook.     Paper  %  comtnnud,      168  pp- 

Annual  Aunimary  ofBirthi*»  Dcuths,  and  Gaules  ofDeatli  iti  Löndoti, 
and  other  great  town»,   1888.     London   1883      8.     (Parliam.  paper)      LV  pp. 

Birlh»,  Death»  and  Marrlagc»  of  Seolland  XXVt*»  Report  of  Be- 
gistrar- General  (for  1882).     Kdinb.  1883      8.     (Parliani    paper.)     S|l 

Ccn5Ui(  oT  England  and  Wale»  18  81.  Vointnes»  I  and  II:  Ar«a, 
Hou»e&  and  Population  (1.  Countie».  IL  Regi»tration  Counties).  London  ,  printed  by 
Eyrc  and  Spottiswoode ,  1883  Folir».  (Paper  by  command,)  XXIII  -  555  and  XXI- 
686  pp 

EurtUod. 

Eri^ebniikse    der    balti^fben  Volkü^Jtählung    vom  29    Dexember  II 
Tlieil   1.    Ergebni*Ä  der  livlÄndbcbeu  VolkaxabliuiK ;  Band  l:    Die  Zahlung  in  RigA  ^       _ 
im  riga<»t!hen  pHtrimonialgebtet      Bearbeitet  von  Fr.  v.  Ju&g-StilUog  und  W,  An- 
der.«*.  Liefor    1       Riga  1883.     4. 

Finland»  officicia  Statistik  L  5.  Ofvcrnigt  af  Finland»  utrike& 
sjöfart  och  ttandel  Iren  187d  och  1880.     Hel^ingfor»  1883.     4. 

Italien. 

Censimento  dolla  popolasione  al  31  diceznbre  1881.  Proporziont 
degli  analfabeti,  claasificrati  per  eik  e  eonfronto  col  censtmento  precedente.  Eoma 
1883.     4mijj.   51    pp. 

Movimcnto  dello  stato  civil  e.  (Popolazione  del  Regoo  dltalta).  Anno 
XX.— 1881.     Roroa,   tipogr.   Hödoniana,    1882^     4n"n.     CXI— 428  pp. 

Torre,  F.,  (generale)  Dt*  IIa  leva  »ui  gtovani  nati  nelT  anno  1861 
e  dello  vicende  del  R  c^ercito  diil  1.  ültubre  1881  hJ  30  sott,  188lf.  Roma,  tipt  di 
L.  Ceccbini,  1888,  4.  (Italien.  Rekrutirungs«tatt3itJk  der  1861  gebor.  Stelhiogspflich- 
tigeij). 

Statiatica  giudiziaria  civllc  «  commerciato  per  l'anno   1 880.      Rela?^ 
sione  a  S.  M.   dd  ^linistro  giiardasigilli  (6    Zauurdelli)   anlT  amministrazione  della  gjn 
stisia  ec€     lH8li  e    ncgli    anni    preccdentl.     Ronia.    ttpogr.    di  E.  Simmbergbif    1883 
in  .  8.      133  -  LXXIII  -  207  pp. 

8ch  wedeu. 

HiHrng  tili  Svorige*  officiela  »tatiatik.  Commeriie  Collcgii  berKtteUe  for  h  1881. 
D.  Fabriker  och  manuractur  e  r  XX  —  90  pp.  —  F.  Utrikei»  Handel  oeh 
sjöfart    IV— 393  pp.     2  vola.     Stockholm  iBSa^-SS.     4 

Rumänien. 
Statiatica  diu  Eotoania.     Comereiulu  estcrioru,  importu  si  «zportu  p« 
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anolu    1878    si    187  9.     2  partes.     Bucuresci    1882.     4.     (Auswärtige  Handelsstatistik 
Rumäniens  ftir  1878  u.  1879). 

Statisticajudiciara  din  Romania  pe  anuli  1876  si  187  7.  2  tomi.  Bucu- 
resci 1882—83.     4. 

Ägypten. 

Statistique  de  la  navigation  dans  les  ports  ^gyptiens.  Annöe 
188  0.  Le  Caire,  impr.  nation.  de  Boulaq,  1883.  pet.  in-4.  VUI— 380  pag.  (Pnbli- 
lieation  du  Minist^re  de  Pinterieur  de  TEgypte). 

Statistique  de  la  navigation  par  le  caual  de  Suez  1881.  Le  Caire, 
imprim.  nation.  de  Boulaq,  1883.  pet  in-4.  Publication  du  Minist^re  de  Tint^rieur  de 
l'Egypte,  Direction  g^n^r.  de  la  statistique).     VI— 56  pag. 

Amer  i  ka. 

E:itadistica  comer  cial  d  e  la  repAblica  de  Chile,  correspondiente  al 
ano  de  1881.  Valparaiso,  imprenta  del  universo  de  O.  Helfmann,  1882.  8.  LXXIX-624  pp. 

Minnesota.  XIVtb  annual  report  of  the  Commissioner  ofStatistics  ofthe 
State  of  Minnesota  for  the  year  188  2.  Minneapolis,  Johnson,  Smith  &  Harri- 
son,  1883.     8.     229  pp. 

Phisterer,  F.,  Statistical  record  of  the  Armies  of  the  United 
States.     New-Tork,  Scribner's  Sons,  1888.    8.   Vm-848pp.    d.    |  1.  — 

18.    Venohiedenes. 

Georg  Seelhorst  Australien  in  seinen  Weltausstellungsjahren 
18  7  9  —  1881.     Augsburg  1882. 

Aus  eigenster  Erfahrung  berichtet  der  Verf.  zunächst  über  die  beiden  australisehen 
Weltausstellungen  selbst ;  an  den  Vorbereitungen  für  diejenige  in  Sydney  hatte  er  amtlich 
teilgenommen,  bei  der  in  Melbourne  fungierte  er  als  Chef-Sekretär  des  deutschen  Reichs- 
kommissars. Diese  Berichte ,  besonders  der  eingehende  über  die  Ausstellung  von  Mel- 
bourne, werden  bei  der  Unparteilichkeit,  mit  welcher  die  Leistungen  der  europäischen, 
amerikanischen  und  australischen  Anteilnehmer  besprochen  sind,  dauernden  Wert  be- 
halten. 

Der  Hauptgegenstand  des  auch  äufserlich  gut  ausgestatteten  Buches  ist  jedoch ,  wie 
es  der  Titel  sagt,  eine  Darstellung  Australiens  oder  vielmehr  der  von  den  Engländern 
mit  dem  wunderlichen  Namen  „Australasia**  bezeichneten  Laudräume  (Australkolonien, 
einschliefslich  Neuseeland ,  aufserdem  die  Fiji-Inseln)  auf  volkswirtschaftliche  Gesichts- 
punkte hin. 

In  dem  richtigen  Gefühl  davon ,  dafs  man  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  keines 
Volks  begreifen  kann  ohne  Bekanntschaft  mit  dem  von  ihm  bewohnten  Land,  dessen 
Natur  der  landwirtschaftlichen  Thätigkeit,  der  Industrie  wie  dem  Handel  ihre  eigen- 
tümliche Richtung  vorschreibt,  beschäftigt  sich  der  Verf.  im  Eingang  dieses  Hauptteiles 
seines  Werkes  sowie  der  die  einzelnen  Kolonialgebiete  sodann  abhandelnden  Kapitel 
mit  einer  geographischen  Überschau.  Leider  hat  der  Verf.  dabei  aufser  Acht  gelassen, 
dafs  es  zur  Beurteilung  der  Landesnatur  nicht  genügt  im  Lande  gewesen  zu  sein,  und 
dafs  gerade  für  kausative  Analyse  der  allgemeinen  Grundzüge  eines  Landes  exact  geo- 
graphische Vorkenntnisse  unentbehrlich  sind.  Daher  kommt  es,  dafs  er  ganz  unbe- 
fangen die  Dürre  Australiens  ohne  weiteres  auf  die  nur  mäfsige  Erhebung  seiner  Gebirge, 
Australiens  Waldarmut  auf  seine  zu  überwiegende  Ebenflächigkeit  zurückführt,  ohne  zu 
bedenken,  dafs  die  ganz  berglosen  Niederlande  nie  an  Dürre  leiden,  die  polnisch-russi- 
schen Waldungen ,  dafs  gröfste  Tiefland  Europas  bedecken.  Dafs  dort  in  Australien  das 
Relief  des  Landes  erst  in  Folge  der  geographischen  Breitenlage  und  des  eigenartigen 
Systems  der  atmosphärischen  Zirkulation  verhängnisvoll  wurde,  bleibt  verschwiegen. 
Einzelheiten  aus  meteorologischen  Tabellen  werden  wohl  zur  Genüge  mitgeteilt,  der  Verf. 
hätte  nur  dem  deutschen  Leser  die  Fahrenheit-Grade  und  die  übrigen  rein  englischen 
Mafse  ersparen  sollen.  Die 'unwahre  Behauptung,  dafs  der  „Murray**  „nur  in  seinem 
Oberlauf  von  Dampfschiffen  befahren  werden  könne,  überrascht  im  Munde  eines  Autors, 
der  Australien  bereist  hat ;  an  späterer  Stelle  erfahrt  man  jedoch  zur  eigenen  Beruhigung, 
dafs  der  Verf.  sich  da  einem  ganz  privaten  Gebrauch  eines  wissenschaftlichen  Terminus 
hingegeben  hat,  denn  er  meint  unter  „Oberlauf  des  Murray  dessen  Mittellauf  bald  eber- 
halb   der  Mündung.     Am    unbegreiflichsten    dünkt  uns  das  hinwegsehen  über  den  längst 
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eireichteii  HUuüpuukt  der  Völkerkutide ;  auC  S.  'd%3  wird  uns  mit  versiciiiigster 
tuiri^etoilt  ,  dafä  die  Maoris  withrsrlioinlJch  ,,voii  Norden'*  iiAcb  Neuseeland  {^ekommeo 
würtiii  und  ,,vieUeie1ii"  irgetidwie  mit  den  HaUyen  sustunnienhingen,  während  doch  jede 
Kt'Ofp-nphii^i'ht!  Pibct  bcatautage  die  ^nr  nicht  iu  bcKwcifelnde  Th&taache  lehrt ,  da/»  4ie 
Afauriff  einfuch  Polyucstcr  siiid^  Polyucftier  aber  eine  nach  dem  Becept  von  M  Wagoeri 
Mifc^ratioii9(tesetz  «utätandcnc  geo^uphische  Varietlt  der  Malayeiirasse  darstelleti. 

Itideaseu  das  Schwergewicht  liegt  auch  bei  dem  in  Rede  stehenden  Hauptteil  auf 
Seite  der  Darsfellung  de«  wirt*chaftlicheD  Lehens  der  Ausiedler.  Und  diese  letaleren  whrd 
man  eine  wohlgeliitigcnc  nennen  dürfen.  Sie  berührt  »ich  dem  GegensUnd  nach  mit 
dem  betr.  Teil  in  der  kürzlich  verufTentltchten  Beieeschilderung  des  ö»terrcichi$chefi 
liidastrietlen  D  o  is  eu  h  »m  m  c  r,  ist  abtsr  lehrreicher  «  weil  gründlicher  mur  der  Ab* 
schnitt  über  den  Piji- Archipel  Rteht  zurück).  Recht  dankenswert  sind  namentlich  die 
Aiu  gitton  QueiicD  ge<^chüpfteu  Übersicht^tabdlen  über  Pruduktion,  Handel  and  Lohn- 
verhjdtniäse  der  Auatralkolonien.  Kuigeslrent  sind  touristische  Skisifceu ,  mit  gelegent- 
lichen Sehildereieu  von  Land  und  Leuten  verwebt;  der  Anhang,  den  Besuch  des  Ver- 
fassers auf  Java  und  Sumatra  erschien d,  füllt  gntiz  in  die  tetatgenannto  Kategorie, 

Alfred  KirchUüff 

Hobreclit,  J  f  Beiträge  xur  Beurteilung  des  gegenwärtigen  Stan- 
des der  Kanalisations-  und  Berieseluug>  frage.  Hteau  e.  (lith. )  Situations* 
plan  von  Berlin  und   Umgegend.     S«.     IU  u    83  K$.     Berlin   1883.     (3  M.V 

Lehranstalten,  die  land-  und  forstwlrtschaftl  Oeaterreich»  naoih 
dem  Stande  zu  Ende  März   188ü-     Wien  (Staats druck erei)      40  Pf, 

Allmaycr  v.  Allstem,  B. :  die  Verwerthuug  des  Cloakeiiinbalts 
und  der  Uungstoffe  Wiens  durch  dus  Harcbfeld.  Wien  (R.  k.  Hof- 
buchh,  Wilh    Frick).     2  Mk. 

Dregor.  A,  die  Be  r  u  f  ii  w  ah  I  im  Sttatsd  ien«  to.  Leipzig  (C.  A.  Koehs 
Verlag).     2  U 

Neudccker,  G. ,  Die  eigentliche  Hauptfrage  imgegenwirtigAA 
MitteUchulstreiL     Würahurg  (B tuber).     5U  Pf. 

8chmidt-Seh  warsen  borgf  F,  Prof.  Dr.,  KAteehisiDUk  der  Oere  ch  tig- 
k  e  i  t.     Wien  (Pichler  Wittwe),     l   M. 
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A.     Frankreich. 

Annales  de  demographie  internationale,  di^rig.  par  J.  BertilloBr 
VI.  Ann6o,  septembrc  1882  (ptiblic  raai  18B3)  Etüde  demographique  du  di- 
vorce  et  de  la  Separation  de  eorps  dans  les  different»  pay&  de  TEurope,  par  J.  Bertak 
lon.  IfTf  partie :  De  Tintluenee  de»  loi»  et  de  riuflueuce  de&  nioeur>  sur  la  fr^quenc«  d«s 
divoree»  et  de»  sei^arations  de  corp^.  —  L^emigration  aux  Etat»- Unis  eu  1880.  L  Ren* 
seignemont^  gen^irnux.  U.  Emigrant»  debarques  k  New- York.  111.  PUeement  des  öui- 
grants.  —  Les  dlöments  nattouaux^  de  la  populatiou  de  Im  Belgique  en  1880  et  demo* 
graphie.   —   Note  aur  les  causes  de  ddclis  k  Paris  parmi  quelques  profeäsions  speciales.  — 

Bulletin  du  Minist&re  de  1' agrt  cu  1 1  ure  ,  Ift^mn  Ann^e  (1883)  No.  3: 
Tableaux  des  r^fcoHes  de  la  France  pour  Tannce  1882.  1  Cer<^les  et  pommea  de  terro; 
S  Frodiiits  divor»;  3.  Production  lotak  annuelle  de  la  France  en  cereales  et  en  poni' 
mes  de  terre  petidant  le:»  10  derui^ren  anm^e« ;  4  Poids  moyens  de  i'heetolitre  dea  pria- 
cipales  c^rt^ales;  ö  Prix  raoyons  annuels  pour  la  Frauee  enti^re^  et  pendant  la  demiW 
Periode  docenuHle ,  des  cereales,  de  la  f&rine ,  du  pain  ,  de  la  viaode,  des  fourrages, 
etc  —  Importations  et  eiporUtions  des  matiferes  et  produits  int^rössant  ragnculture. 
en  1880,  1881  et  1888,  —  Importatiom»  de  hetail  en  1882.  —  Operations  du  manh* 
de  la  Villette  pendimt  les  ann^  1880,  1881  et  1882.  —  Consommation  de  1«  viande 
Ji  Paris  et  dan»  le  departemcnt  de  la  Seine  en   1880,   1881   et  1882.  — 

Bulletin  de  stntistique  et  de  Ugislation  comparöe.  Vtl«  Annee, 
mai   1883r    A.  France:    Les  recettus  et    les  ddpenses  comparies  des  exerciccs  18€9 
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k  1880,  avec  diagramme.  —  L'impöt  des  portes  et  fenetres  daos  les  villes  de  plus  de 
5000  ftmes.  —  Ouvertnres  et  anniüations  de  cr^ditH  (sitnation  au  15  mai  1888).  —  La 
nonvelle  övalaation  du  revenu  foncier  des  propriöt^  non  bäties,  av.  carte  (suite.)  — 
Resultats  du  d^Dombrement  de  1881 — 82  au  point  de  vue  des  contributions  directes  et 
des  tazes  assimilöes.  —  Tableau  nominatif  des  communes  sonmises  an  droit  d'entrde 
d'apr^s  les  rösultats  du  demier  recensement  de  la  populatioo.  —  Les  caisses  d'^pargne 
en  1888.  —  Commerce  extörieur.  Monvement  des  impdts  etc.  —  B.  ätranger:  Japon: 
Le  budget  des  recettes  pour  1882—83.  —  etc. 

Journal  des  Economistes.  Juin  1888:  ^tat  actuel  de  l'^conomie  politi- 
que  en  Allemagne  (2*  article),  par  M.  Block.  —  Quelques  obserrations  sur  la  compta- 
bilitö  publique,  par  X.  —  Progrös  compar^s  de  la  production  du  hU  et  de  la  consom- 
mation  du  pain,  en  France,  depuis  un  demi-si^de,  par  A.  Blaise.  —  Revue  de  l'Acadömie 
des  Sciences  morales  et  politiques,  du  1«  mars  au  8  mal  1883,  par  J.  Lefort.  —  Ar- 
tistes  et  subventions,   par  Rouxel.  —  Les  chemins  de  fer  en  Allemagne,    par  F.  Muller. 

—  Nature  et  mesure  de  la  richesse,  par  Tb.  Mannequin.  —  La  probibition  des  viandes 
amöricaines.  Lettre  de  la  Chambre  de  commerce  de  Bordeaux.  —  La  progression  des 
d^penses  publiques  et  les  conversions  de  rentes,  par  A.  Neymarck.  —  Les  eauz  k  Paris 
et  k  Londres ,  par  H.  de  Parville.  —  Quatrifeme  eongrfes  ouvrier  du  Centre  tenu  k 
Paris,  salle  Oberkampf,  du  14  au  21  mai  1883.  —  Les  associations  de  Cbinois.  — 
Sociöt6  d'^conomie  politique.  R^union  du  5  juin  1883.  —  Discusslon :  Quelle  influence 
peuvent  ou  pourraient  exercer  sur  le  commerce  fran^ais  les  grands  percements  röa- 
lis^  ou  projetes  comme  ceux  de  l'Arlberg,  du  Saint-Ootbard ,  du  Simplon,  du  Mont- 
Cenis  et  du  Mont-Blanc?  —  Sociöt^  de  statistique  de  Paris.     Räunion  du  16  mai  1883. 

—  Chronique  ^conomique  etc.  — 

Journal  de  la  Sociöt^  de  statistique  de  Paris  N  o.  6,  juin  1883: 
Procis-Tcrbal  de  la  s^nce  du  16  mai  1883.  —  Le  prix  Montyon  de  statistique,  en  1882. 
Rapport  sur  les  travaux  de  M.  Cheysson,  par  Laianne.  —  Annexe  au  proc^s-verbal  de  la 
s^ance  du  16  mai  1888:  La  statistique  des  ouvriers  mineurs.    Rapport  et  pi^ces  diverses. 

—  Le  Cougrös  des  soci^tes  savantes  en  1884  Questions  proposiäes  par  la  Soci^t^  de 
statistique  de  Paris.  —  La  division  de  la  propriöt^.  Conference  faite  k  la  Sorbonne 
sous  les  auspices  de  la  Sociöt^,  par  Gimel.  —  Les  fabriques  de  sucre  en  France, 
pendant   la   campagne    1881 — 1882,    par  Beaurin-Gressier.  — - 

Moniteur,  le,desassurances.  Revue  mensueUe.  Tome  XV.  No. 
177,  l5|uin  1888:  Les  compagnies  d'assurances  sur  la  vie  et  la  nouvelle  loi  sur 
les  sociötes,  par  A.  B^court.  —  Projet  de  loi  sur  les  soci^tös  d'assurances  sur  la  vie 
humaine,  par  Dnmoustier  de  Fr^dilly.  —  Les  Operations  des  compagnies  anglaises  d'assu- 
rances  sur  la  vie  en  1882.  —  L'alcool  et  Tassurance  sur  la  vie.  —  Assurances  con- 
tre  Tincendie.  Le  nouvel  article  1784  du  Code  civil,  par  C  Oudiette.  —  Une  caisse 
centrale  de  prövoyance  au  profit  des  ouvriers  mineurs.  —  La  meilleure  loterie  (Brochure 
de  propagande  pour  l'assurance.)  —  etc. 

Revue  g^n^rale  d'administration.  VI«  Annöe,  mai  1883:  Les  pou- 
voirs  de  police  des  pr^fets  en  g^nöral  et  sp^cialement  en  cas  de  troubles,  par  A.  Com- 
barieu.  —  Les  assembl^es  repr^ntatives  du  commerce  sous  Tancien  rögime.  ^  Episode 
de  rhistoire  commerciale  et  industrielle  de  la  France ,  par  Bonnassieux.  —  Etablisse- 
ments publics  charitables  Liböralitös  et  march4s.  Droits  d'enregistrement.  —  Chronique 
de  l'administration  fran^aise:  Organisation  consulaire,  commission  d'^tudes.  Chemins  de 
fer,  avances  faites  aux  compagnie^  par  l'istat  pour  garantie  d'intöröts.  Conseil  d'admini- 
stration des  chemins  de  fer  de  TEtat.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXVII,  livrais.  260,  mai 
1883:  Notice  sur  les  colonies  fran9aises  pag.  278  k  551:  Martinique;  Guadeloupe  et 
d^pendances;  Röunion;  Sainte-Marie  do  Madagascar;  Senegal;  Gabon;  Guyane;  Saint- 
Pierre  et  Miquelon;  Mayotte;  Nossi-B^;  Nouvelle-Cal^onie.  —  J^tablissements  fran^ais 
dans  rinde.  —  Cochinchine.  —  Service  p^nitentiaire.  — 

B.  England. 
Contemporary  Review,  the,  for  May  18  83:  Mrs.  Carlyle,  by  Mrs.  Oli- 
phant.  —  The  Business  of  the  House  of  Commons,  by  W.  E.  Baxter.  —  The  Oxford 
Movement  of  1833,  by  W.  Palmer.  —  Radiation,  by  (Professor)  Tyndall.  —  Cairo, 
the  old  in  the  new,  by  G.  Ebers.  —  Fiji,  by  A.  H.  Gordon.  —  John  Rieh.  Green,  by 
H.  R.  Haweb.  -—  Fenianism,  by  F.  H.  O'Donnell.  —  etc.    June    1888:    The  Congo 
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netitrAlizcdf  hy  £  de  Laveleye«  —  Äf^ostic  Horalit/f  by  Fr.  Power  Cobbe.  —  N*ti»« 
Indtan  ludge«:  Mr.  [Ihert's  Bill,  by  A.  flobhouse,  —  Cuiro,  by  6  Ebftr»,  (conüoa*- 
tiou  I  —  In&anity,  Suicide  und  Civilii^üoQ,  by  M.  O.  MuihttlL  —  The  new  Eg^ypüan 
Constitution,  by  Sh.  Aino&.   —  etc 

Edinbnri^h  Review^  the,    No,  332,  (April  1883):  Persecution  of  tbe  J«irs. 

—  V'olcüDoes  and  Volcanic  Actinn  —  Frederic  IL  Aod  Muri«  TheresA.  —  James  Nfci- 
myth'»  Autobiof^r«phy.  —  The  preaent  »täte  of  Medti:«!  Sctenee.  —  Life  und  Works  of 
Bi^hop  Wilberforcc.  —  Jalc«  Simon    ftnd  thc  State  of  France.  —  et«. 

Fortnightly  Review,  the,  edited  by  T.  H.  8.  Escott,  for  May  1883: 
Carlyle  in  Society  and  at  Home,  by  G  S.  Vcnables.  —  Nitro-Glycerine  «nd  Dynamit«, 
by  V,  D  Majendie  (H  Maj.  In^pector  of  Explosive».)  —  Henry  J.  Stephen  Smith  ,  by 
J.  W,  L.  Glaishcr,  —  A  PoUticiao  tn  irouble  about  bis  iOiiL  by  A.  Herbert.  —  Etoforn 
of  Local  Government  in  Couoties,  by  G.  C,  Brodrick.  —  A  plea  for  «  British  Scbool  a( 
Athens,  by  (Prof.)  R.  C  Jcbb.  —  The  Political  Condition  of  italy ,  by  (the  Mar<]ui>) 
VitelleÄchi.  —  John  FJich.  Green,  by  Ph,  L.  Gell.  —  England'»  Duty  in  Egypt.  — 
Home  and  foreigo  affairs,  —  etc,  for  June  1883:  The  Social  Discipline  of  ihe 
Liberal  Party.  —  Blaaphemy  and  the  Common  I.*aw ,  by  J.  MacdonelL  —  China  and 
Foreign  Power»,  by  D.  C.  BouJgcr.  —  The  Chnrch  of  England,  l.  The  legal  a^pect» 
of  DiAeAtablbbmont,  by  A.  V.  Oicey  2.  The  Clcrgy  and  the  Law,  by  Male,  Mac  Coli. 
— *  The  DoratioD  of  PenaJ  Sentences,  by  E.  F,  Du  Cane.  —  Tho  new  Exodoa,  by  Sydn. 
C.  Buxton.  —  Soroe  atipects  of  Lord  Ripon's  PoUcy,  by  H.  G.  Keene.  —  etc, 

Jonrnal  of  the  Institute  of  Actuariea  and  As^arance  Magaaine. 
Ko.  CXXVUI  (October  1682)  [publi^bed  Jtine  1883]:  Policy  Life-Hnea.  Tlie  re- 
lattoD  of  Table»  of  Mortality  to  Valnet  of  PoÜcie» ,  by  J,  Meikle.  —  On  a  method  of 
approximating  to    the  Rate  of  Intcrest  in  an  annuity-certain,    by  D    J.  Mcg.  McK <"*■"** 

—  The  Theory  of  Con*»taut  CoefUcients,  by  J.  Naylor.   —   Should  the  state  of  He 
taken  into  »ccount  in  Calcnlntlng  the  Value  of  an  Interest  that  depcnds  on  the  Du:...-  .. 
of  Lifo?    from    the  Infuranc«  Monitor   of  New- York.  —  A  new    departure    in  American 
Life  Inüsorance    —  etc. 

Journal  of  tbe  Stallstical  Society  of  London.  Vol.  XLVI,  pari 
l,  Marcb  1883:  Statiatica  of  Ägricnltaral  Production ,  by  P.  O.  Craifie.  -^  The 
Parlianientary  Representation  of  the  Metropolitan,  Ägricultural,  Manufacturing  Diviaioii* 
of  the  U.  Kingdom.  by  A.  Ellis.  —  Financial  and  Commercial  Hiatory  of  1882.  — 
Notes  oij   the  stiitisticti  of  Wiue  Production  tn  France,  —  Dccay  of  Population  in  France. 

—  Au^trnJasiau  Stati&tics.  —  Tbe  Fire»  in  London  diiring  1888  and  the  Fire  Bri- 
gade. —   etc. 

MacmillHn'»  Magasine,  No,  284,  June  I8881  W.  R.  Greg:  a  sketch   — 
The  Scramble  for    Wealth  ,    by  a  London  Artisan.  —  Preuch    aouventrs,  —  Addrea« 
the  Wordsworth  Society,  by  Matthew  Arnold.  —  etc. 

National  Review,  the  (London,  W.  H.  Allen  &  0^)  No  3:  May  18831 
The  Primo  Minister'*  Dilemma,  by  A  Au.stin.  —  Liberty  and  Socialism,  by  (the  Earl 
of>  Pembrokc  —  LJfe  und  work  in  the  Churcb  of  Seotland,  by  J,  H.  Rankin-  —  Tlie 
Municipality,  of  London,  by  M  E.  Harknea».  —  Sir  Francis  Drake :  some  point»  in  Im 
charactcr  and  cureer ,  by  W.  H.  Pollock.  —  The  incidenee  and  admini^tration  of  Lo^ 
cal  Tase.s,    by  A.    Pell.   —  etc,   No.  i.  June   1883:  What    is  a   Whig?  by  E.    Pcrcy. 

—  England  rnid  France  in  Indo-China  —  The  Radicai>i*ni  of  the  Markct-Place.  by  W 
H.  Mallofk  —  National  Unity,  by  R  Moflatt,  —  Edgar  Quinet,  by  G.  Saintsbary.  — 
Thfl  Flieht  of  Prince  Metternich,  by  C,  v.  HügeK  —  The  work  of  the  Chnrch  of  Eng- 
land, by  C\    Gregory,  —  EwgJibh  Tenant  Rigth,   by  C.  S.  Read.   —  etc. 

Nineteerith  Century,  the,  edited  by  J.  Kuowles,  No  7&,  May  1883 
DesnJtory  rcflectJon.s  of  a  Whig,  by  (the  Earl)  Cowper.  —  Question«  of  tbe  day  in 
India,  by  J.  Goldsmid.  —  The  Man  of  tho  futtire,  by  E.  K.  Robinson,  —  Deteetive 
Police,  by  Liiing  Meason.  —  Shall  we  retain  the  Marines?  by  General  Schomberg.  — 
The  past  and  fnture  of  Cambridge  Cniversity,  by  G  W  Hemming.  —  The  Law  a 
Respecter  of  Person«»,  by  Ch.  Cameron.  —  France  and  China,  by  D.  C.  Boulger.  — 
Social  Reform,  by  S.  Smith  —  etc,  —  No.  76,  June  18  83:  Why  send  raore  Irlsh 
to  America  V    by  Goldw    Smith.   —  A  protcst    agatn^t  Whiggery,    by  G    W.  E.   Ru»»ell 

—  The  Fortrens  Prison  of  St  Petersburg,  by  (Prince)  Krapotkine.  —  Falling  Trade 
and  Factory  Legislation,  by  A.  W.  Finlayson,  -  The  Dwelliogs  of  the  Poor,  by  G 
HoweU.   —   The  Improvement    of  the  „Campagna  Komana'*,  by  (Connt)  Couo^tabil«.  — 
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The  Farmers  and  the  Tory  Party,  by  J.  Howard.  —  The  new  Agricoltaral  Holdings 
Bill,  by  W.  E.  Bear.  —  The  English  in  Egypt,  by  P.  W.  Rowsell.  —  On  the  Manib- 
factnre  of  Public  Opinion,  by  Bl.  Jerrold.  —  etc. 

Quarterly  Review,    the,  No.  810  (published  April  1883.)     Lord  Lawrence. 

—  Mexico.  —  James  Nasmyth.  —  The  French  Repoblic.  —  Explosives.  —  The  Mint 
and  the  Gold  Coinage.  —  The  Transvaal.  —  Prospects  of  Popalar  Government.  —  etc. 

C.     Österreich. 

Österreichische  Monatsschrift  für  Gesellschaftswissenschaft, 
redig.  von  Prh.  C.  v.  Vogelsang:  1888  Heft  6:  Die  Gewerbeexpertise  im 
Österreich.  Abgeordnetenhanse.  —  Naturalwirtschaft  und  Geldwirtschaft.  —  Das  deutsche 
Krankenkassengesetz.  —  Lehren  aus  dem  Unglfick  (mit  Bezugnahme  auf  vorjähr.  Eisen- 
bahnunfSlle  auf  badischen  und  bayer.  Staatsbahnen).  —  Soziale  Chronik.  —  etc. 

Statistische  Monatschrift,  redigiert  von  der  k.  k.  Direktion  der 
administrativen  Statistik.  IX.  Jahrgang  (1888)  Juniheft:  Der  Wert  der 
Zerealienemten  in  Österreich>Ungam ,  von  F.  X.  v.  Neumann-Spallart.  —  Die  mittlere 
Bevölkerungsziffer  in  Österreich  1830 — 1881,  von  F.  v.  Juraschek.  —  Ausfuhr  und  Ein- 
fuhr auf  der  Elbe  in  den  Jahren  1872 — 1881 ,  von  Pizzala.  —  Die  Frequenz  der 
österreichischen  Universitäten  im  Sommersemester  1883.  —  Der  Stand  und  die  Ent- 
wicklung der  Österreich.  Handelsmarine.  —  Der  Bau  von  Seeschiffen  in  Österreich  1867 
— 1881.  —  Die  körperlich  und  geistig  Gebrechlichen  in  den  Ländern  der  h.  Stephans- 
krone nach  der  letzten  Volkszählung,  von  E.  Nogel.  —  Der  X.  Censns  in  den  Ver- 
einigten Staaten  pro  1.  Juli  1880,  von  P.  F.  Kupka.  —  etc. 

F.  Dänemark. 
Nationalekonomisk  Tidsskrift,  udgivet  af  W.  Scharling  og  A.  Pe- 
ter sen-Studnitz.  1888.  Hefte  2.  —  341«:  Heer  und  Volk,  von  A.  Petersen- 
Studnitz.  —  Bericht  an  das  dänische  Ißnisterium  des  Auswärtigen  fiber  den  durch  die 
dän.-amerik.  Dampfschiffahrtgesellschaft  „Thingvalla-Linjen**  vermittelten  Verkehr  zw. 
Dänemark  u.  Amerika,  von  dem  dänisch.  Ministerresidenten  in  Washington  C.  St.  A.  Bille. 

—  Dänemarks  auswärtiger  Handel  (Einfuhr  und  Ausfuhr)  im  Jahre  1881.  —  Die  deutsche 
Handelsstatistik  (Auszüge  aus  dem  H.  v.  Scheels'schen  Artikel  in  den  Jahrbüchern  für 
Nationalökonomie  u.  Statist.).  —  Der  schwedisch -norwegische  Handelsvertrag  mit  Spa- 
nien, von  (Kammerherr)  F.  Bille.  —  Wehrpflicht  und  Wehrsteuer,  von  A.  Petersen- 
Studnitz.  —  „Det  störe  Vesten**  (der  weite  Westen).  Bericht  üb.  die  Kolonien  zwischen 
Missisippi  und  den  „Rocky  Mountains",  von  dem  dän.  Ministerresidenten  C.  St.  A.  Bille. 

—  Schwedens  auswärtiger  Handel  (Ein-  und  Ausfuhr)  im  Jahre  1881.  — 

G.  Belgien  und  Holland. 
Revue  de  droit  international  et  de  l^gislation  compar^e.  (Bru- 
xelles).  Tome  XV,  1888,  No  8:  Du  mariage  en  droit  international  priv^, 
par  L.  Olivi ,  I.  article.  —  La  question  du  Liban,  par  J.  Jooris.  —  La  neutralit^  du 
Congo,  par  E.  de  Laveleye.  —  La  prenve  historique  et  la  preuve  jndiciaire,  par  J.  Hor- 
nung,  I.  article.  —  Le  trait^  d'union  postale  pour  la  protection  de  la  propri^t^  industrielle 
conclu  k  Paris  le  20  mars  1883,  par  Ch.  Lyon-Caen.  —  La  rel^gation  des  r^cidivistes, 
par  Ad.  Prins.  —  Quelques  observations  sur  Tavant-projet  concernant  la  proc^dure  dans 
les  procös  mixtes  en  Orient,  par  L.  Kamarowsky.  —  Amörique  espagnole,  par  P.  Pra- 
dier-Fod^r^.  —  France,  par  L.  Renault.  —  etc. 

H.     Schweiz. 

L' Union  postale.  Vol.  VIII,  N»  6i  1.  juin  18  88:  Commencements  des 
postes  en  Snisse.  —  Le  Service  des  postes  aux  Etats-Unis  d'Am^riqne  pendant  l'exercioe 
1881—82.  — 

Zeitschrift  für  seh weizerische  Statistik.  XVIIL  Jahrg.  (1882). 
4«  Qnartalsheft:  Ergebnisse  der  Gemeinderechnungen  im  Kanton  Bern  auf  Ende 
1880.  Vom  kantonalen  statistischen  Bureau.  —  Ueber  die  staatiiche  und  freiwillige  Für- 
sorge für  Kranke  und  Gebrechliche  in  der  Schweiz,  von  A.  Burckhardt-Merian.  —  Die 
Bewegung  des  Krankenstandes  in  den  öffenUichen  Irrenanstalten  der  Schweiz  1877 — 81, 
V.  F.  Fetscherin.  —  Hagelschadenstatistik  d.  Schweiz.  Hagelveraicheningagesellsohaft  — 
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Di«  Umieipln»siilt»U»  der  Bew^guojE:  der  Bevölkerung'  In  d«r  Sc)iw«bi  iin  Jabr«  ISBl.  — 
Die  adiweU,  Uoiven »täten  im  S^anunersetnestar  188St  ▼(^u  A  Odermatt^  —  Zur  d«- 
meiadüfinanBstAliBtik  des  Kantoit«^  Bern,  —  etc« 

1.  Amerika, 
Balletio  uf  lUe  Americau  Oeographic»!  Society  1882.  ü*»  l-^t 
The  AoropoUs  of  Atheoj»,  by  Genenil  G  W  Gull  um  —  Siberim  The  Exües*  abcHl«,  hj 
G.  Kt.*iinari.  —  The  Oatf  Stream.  Additional  data  from  the  InvesLigations  of  the  CoaM 
and  G<>udetic  Hteamer  »,Blake'\  by  J.  Et  Bartlctl.  —  Lake  Moem:  from  receut  oaplo- 
ratjnn»  \n  Ihc  Moeri»  Basta  and  tlie  W^di  Fadhi,  by  F,  Cope  Whitehorise.  —  The  Bx- 
pluratio»  of  the  River  Heoi,  by  K.  H.  lleath  The  Fronüera  uf  the  UwUed  State«,  by 

E,  L    Vifle  The  New  Germnny .  by  A    U.  White,    —    1883  N**  l:  Dotch  8oittk 

Africa;  it«  hydrography  ,  Tfiiiieml  weaUh  and  inercantile  posslbilitiea,  hy  A,  Aylward.  ^ 
The  OriKiii  of  the  Name  of  America,  from  the  National  Uistory  of  the  Peniviaua ,  by 
T-   H-   Lambert    — 
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Lii  nd  w  i  rt  5  c  bafti  iche  Jahrbücher,  hr»);,  von  H.  ThieL  Band  XII 
(18  8:$)  IJeft  3:  Bc^rkht  ühor  die  Vti'hmArkt^verliitJiui»»««  Londons  ond  deren  Einflnf« 
auf  die  deutsche  Vieiihaltuiiff.  Erstattet  von  U,  FlutmiH.  —  Der  Natzcn  and  Schaden  des 
8perliiiK^  itzi  ll<%n»lialt  der  Natur,  ^'on  Schieb.  ~  Über  HaidwirLschaften  in  Schleswig« 
Hf*IsLr»iu  und  .Jiitlftiid,  von  Salfetd.  —  Zuchtversuchc  «uit  zahmen  Wanderratten,  I.  Arti- 
kel, von  Criimpc,  —  Die  gewerbamtifait^  hergestellten  Mittel  aur  Vertiljfung  von  FeW- 
tD  all  Ken  und  andern  schädlirben  Na^^em,  von  Crampe,  —  Der  Standort  der  I^ndwirt- 
»eliaftsKweige  in   Nn^rdamenkaf  von  H.   Engelbrccht,  —  ete, 

F  r  !•  tt  C  !i  i «  c  h  e  J  a  h  r  b  U  c  h  t)  r  ,  li  r ;.  g,  v.  H.  v  T  r  e  i  t  s  c  h  k  e.  B  a  n  d  L  I ,  H  e  f  t  6 , 
Jnni  1883:  Hie  Urbevölkpruni;  Kuropa»,  von  Mor  Abberg.  —  Preufsen  nnd  Prank- 
reich von  1795  bis  1807,  von  Chr  M(*yer.  —  Cavours  Lehrjahre,  von  W  Lang:^  — 
Die  Standbilder  Alexnnders  und  Wilh.  von  Hümlwldt  vor  der  k  UnivenitÄt  z«  Bierlin, 
von  H.  Grlinnj.  —  Das  Kirchent^e«etx  vom  5    Juni,  von  H.  v.  Treitjcbkc.  —  etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart«  hrsg.  von  R.  von 
Gott  sc  hall  Jahrg  1  88  3  Ile  ft  2— 6 :  Die  AngrifiTe  in  Ägypten  1882,  von  Sp. 
Oopt'evit  (Artikel  I — II L  Scblufft),  —  Oämanti^eht*  HtaatsfnJLnner.  —  Der  jiUddeotache  Par- 
lRmeniarisTnU!<;  »eit  187n,  von  Willi.  Müller«  Artikel  II.  —  Die  deatsch'brasitianijehe 
Au»iiitelluiTg  in  Porto-Allegrc,  von  H.  vmi  Jhering.  -  Die  Letten  iiud  ihr  Aussprach  anf 
nationale  Selhstitiidigkeit  ,  von  J.  v  Dornetli,  2^  Artikel  —  Die  Insel  MalU  BisUit 
geogr.  Reisestudie  von  IL  Pruti.  —  Japanii>cho  Skisxen ,  von  D.  Brauns,  S""  Artikct  : 
Das  V(dksleben  der  Hauptütadt  Tokio»  —  Die  Polarforschung  der  Gegenwart,  von  Fr  v. 
HellwaLd.  Artikel  I  a.  IL  —  Sebiä^tusammcnstöffte  und  ihre  mögliche  Verhütung ,  von 
R.  Werner-  —  Die  österreichische  Armee  von  1848  bis  1881,  von  O  v.  Raveu.  —  Eid 
Meisterwerk  gcograpbiücher  Forschung:  (über  F.  v.  Biehthofens  China),  von  F.  Marthe. 
B  669-697.  —  Griechenland  im  letzten  Jahrzehnt,  von  G.  Hirschfeld.  llr  Artikel.  — 
JapanUihe  Skia^en  ,  von  D-  Brauns.  UL  Artikel:  das  Reisen  in  Japan.  —  t^uis  Blant. 
Ein  biographischer  Es^say.  Artikel  I  u.  IL  —  Die  Reform  der  italienischen  CuiversitSteo, 
von  G    Meyer,  —  et«. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  hrsg.  v.J.  Neumanu.  XL  Jahrg 
(1883)  NC.  6,  Juni:  Zur  Frage  der  Gesetseskrafl  der  Sozietüt&reglement«.  ~  Zur  Becfat- 
tpreehung  des  Reichsgerichts  und  anderer  Gerichtshöfe  in  V^eraicherungsange legen h et teii 
—  etc. 

Zeitschrift  fär  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  vo  n  B.  Da  nck«  Im  an| 
XV,  Jnlirg.  1883,  Heft  6:  Verfahren  bei  der  Verwertung  der  Hohemte  ,  insb 
dtre  de»  Kic-tV-rn-,  Bau-  und  Nut^bolses  ,  von  E.  Biedermann  —  Die  Miiieralgerbung. 
vou  v.  Alten.  —  Beitrage  xur  histur.  Eotwickelung  einiger  forstlicher  Lehren,  von  C  v 
Flschbaeb.  Artikel  13,  14,  lA:  (Waldau^tschachtangsbeginti ;  Hilfe  hei  Waldbr&uden ; 
Yerorduungea  wegen  Holasparung).  ^  Die  Wälder  Transkaukasieos,  von  Otts«.  —  Über 
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ausländ.  Holsgewfichse,  von  v.  Bernuth.  —  Nach  Weisung  der  in  der  Zeit  vom  1.  August 
1881  bis   81.  Juli  1888  im  preu/bischen  Staate  ausgegebenen  Jagdscheine.  —  etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterlej.  Jahrg. 
XXXUI,  Lieferung  6  —  8  vom  1.  April  18  88:  Haftpflicht  auf  See.  —  Unglücks- 
fälle in  See.  —  Elektrisches  Licht.  —  Internat,  elektrische  Ausstellung  in  Wien.  ~  Die 
steigenden  Dividenden  bei  der  Lebensversicherung.  —  Zur  Arbeiterversicherung.  — 
Eisenbahnunfall :  Entschädigungsprozefs.  —  Die  versicherungswissensch.  Manuskripte 
Professor  Beskiba's,  von  F.  C.  Lukas.  —  Die  Wollersche  Stiftung  in  Marklissa.  —  etc. 
Liefer.  9 — 10  vom  16.  Mai  1883:  Der  Anker,  Lebens-  und  Rentenversicherungs- 
Oesellsch.  in  Wien.  —  K.  k.  priv.  österr.  Versicherungsgesellschaft  Donau.  —  Assicura- 
sioni  generali.  —  etc.  Liefer.  11  vom  1.  Juni  1888:  Die  Versicherung  gegen 
Wasserschaden.  —  Aktienkapital  und  Erträgnisse  deutscher,  österr .-ungar.  und  schweiser. 
Versicherungsgesellschaften  pro  1878—81.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  den  tsc  hes  Versicher  ungswesen.  Jahrgang.  XI. 
Nr.  2  —  8,  Febr. — März  1883:  Notizen  zur  Annahmeverpflichtung  der  öffentlichen 
Sozietäten.  —  Ewald  Moritz  Lengstorf  (Direktors  d.  Schweiz.  Lloyd)  Nekrolog.  —  Agi- 
tationen der  Provinzialfeuersozietäten.  —  Zur  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  und 
anderer  Gerichtshöfe  in  Versicherungsangelegenheiten.  —  etc.  Nr.  4  —  6,  April  — 
Mai  1888:  Statistische  Erhebungen  der  Germania ,  Lebensversicherungs-Aktiengesell- 
schaft zu  Stettin,  über  die  Sterblichkeitsverhältnisse  bei  verschiedenen  Berufsarten.  — 
Ein  Beitrag  zur  Theorie  der  Berechnung  der  Leibrenten.  —  Bemerkungen  zur  Annahme- 
verpflichtung der 'öffentlichen  Sozietäten.  —  etc. 

Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kultur- 
geschichte, hrsg.  von  Ed.  Wiss.  Jahrg.  XX,  1883  II  Band,  1.  Hälfte: 
Die  grofse  Weserkorrektion,  v.  A.  Lammers.  —  Das  deutsche  Zollwesen  im  Mittelalter, 
von  K.  Biedermann.  —  Das  Wirtschaftssystem  des  preufsbchen  Staates  bis  zum  Jahre 
1806.  II.  Abteilung,  von  Ewald.  —  International-rechtliche  Streitfragen  österreichischer 
Eisenbahnen.  II.  Artikel,  von  M  Krinitz.  —  Volkswirtschaftliche  Korrespondenzen.  Aus 
Paris,  von  M.Block.  — etc.  II.  Band,  2.  Hälfte:  Die  intemation.  Spiritusproduktion, 
Spiritusgesetzgebung  und  Spiritushandel  I.,  von  E.  Meyer.  —  Die  staatliche  Entschädigung 
unschuldig  Verurteilter ,  von  Zeller.  —  Die  Einführung  obligatorischer  Arbeitsbücher  im 
Gewerbewesen ,  von  Th.  von  Huber-Liebenau.  —  Volkswirtschaftl.  Korrespondenzen. 
Aus  Wien,  von  E.  Blau.  —  etc. 

Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  u.  Salinenwesen  im  preufs. 
Staate.  BandXXXI  (188  3)  Heft  2:  Untersuchung  von  Sprengmaterialien  für  Berg- 
bauzwecke, von  Klose.  —  Zur  Theorie  der  Walzenarbeit,  von  Fink.  —  Analyse  der 
Sprengstoffe,  von  Hampe  —  Betriebs-  und  Wetterverhältnisse  auf  den  Steinkohlenzechen 
Neu-Iserlohn  bei  Langendreer  und  Ver.  Bonifacius  zu  Kray  bei  Essen  a/R.  —  Das 
Kupferkies-  und  Schwefelkiesvorkommen  von  Prettau  im  Ahrenthal  (Südtyrol)  u.  dessen 
technische  Ausbeutung.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Bergrecht,  redigiert  von  H.  Brassert.  XXIV.  Jahrg.  1883. 
Heft  2:  Entwurf  eines  Gesetzes  (für  Oesterreich)  über  die  Beschäftigung  von  jugend- 
lichen Arbeitern  und  Frauenspersonen ,  dann  Über  die  tägliche  Arbeitsdauer  und  die 
Sonntagsruhe  beim  Bergbaue.  Nebst  Motiven.  —  Die  Bergbaukasse  zu  Klausthal,  von 
Lochmeyer.  —  Ist  durch  den  §  749  Nr.  1  der  Zivilprozefsordnung  der  Arbeitslohn  auch 
nach  der  Vereinnahmung  seitens  des  Arbeiters  vor  der  Pfändung  geschützt  ?  von  Cappell. 
—  Die  Bestimmungen  über  die  Vorsichtsmafsregeln  gegen  schlagende  Wetter.  —  Bericht 
der    bergrechtl.  Abteilung  der  preufs.  Schlagwetterkommission,   nebst  8  Anlagen.  —  etc. 

Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  statistischen  Bureau,  redi- 
giert von  L.  V.  Müller.  Vierzehnter  Jahrg.  1882,  Nr.  3  u.  4:  Resultate  des 
Ersatzgeschäftes  des  Jahres  1881  in  Bayern.  —  Beiträge  zur  Statistik  der  Gemeinde- 
besteuerung in  Bayern,  von  L.  v.  Müller.  —  Die  Aktiengesellschaften  Bayerns.  —  Die 
Morbidität  in  den  Heilanstalten  Bayerns  während  des  Jahres  1881.  —  Statistische  Nach- 
weisungen über  die  öffentl.  Armenflege  in  Bayern  für  die  Jahre  1871 — 1880,  von  K. 
Rasp.  —  Litterarische  Anzeigen,  von  L.  v.  Müller.  —  Anhang:  Nachweisungen  über  den 
Verkauf  von  Getreide  auf  den  bayer.  Schrannen  sowie  für  die  6  hauptsächlichsten  Schran- 
nen  nach  einzelnen  Wochen  für  die  4  Quartale  des  Jahres  1882,  sodann  für  das  Kalender- 
jahr 1882;  ferner  die  Getreidepreise  des  Erntejahres  1881/82  nach  einzelnen  Monaten 
und  die  Jahresdurchschnittspreise  der  Viktualien  für  1882.  —  XV.  Jahrg.  1883. 
Nr.  1:    Die  Bewegung   der  Bevölkerung  im  Köiugr.  Bayern  während  des  Jahres  1881, 
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—  Die  vorläufigen  Ergebnisse  der  Viehzählung  vom  10.  Januar  1883  in  Bayern.  — 
Vorläufiges  Ergebnis   der   allgem.  Berufszählung   vom    5.  Juni  1882  im  KSnigr.  Bayam. 

—  Zur  Statistik  der  Feuerwehren  in  Bayern,  von  K.  Basp.  —  etc. 

Zeitschrift  fürForst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danckelm  ann. 
XV.  Jahrg.  1883«  Heft  4:  Die  Bewirtschaftung  des  Schutswaldes  am  Rennsteige 
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Die  Entwicklnng  des  Banknotennmlanfs  in  Dentsch- 
land  Ton  1851—1880. 

Von 
P.  Thorwart. 


Das  Banknotenwesen  bat  sich  in  Deutschland  später  und  lang- 
samer entwickelt,  als  in  anderen  Ländern.  Erst  seit  etwa  dreifsig 
Jahren  spielt  die  Note  unter  den  deutschen  Umlaufsmitteln  eine  be- 
deutendere Rolle.  Allerdings  ist  die  Preufsische  Bank  eine  Schöpfung 
des  grofsen  Friedrich  —  1766  — ,  aber  durch  die  französische  Inva- 
sion erwuchsen  ihr  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  so  furchtbare  Verluste, 
dafs  sie  fast  vierzig  Jahre  lang  vollständig  gelähmt  war  und  erst  1846 
durch  Finanzminister  Rother's  imgewöhnliche  Energie  ihrer  ursprüng- 
lichen Aufgabe  zurückgegeben  werden  konnte.  Neben  ihr  war  der 
Ritterschaftlichen  Privatbank  in  Pommern  (Stettin)  bei  ihrer  Grün- 
dimg 1824  das  Recht  der  Ausgabe  von  Bankscheinen  im  Betrage  von 
einer  Million  Thaler  eingeräumt  worden ;  nach  einem  Jahrzehnte  traten 
jedoch  Staatskassenanweisungen  an  jene  Stelle.  In  kleinem  Umfange 
setzten  femer  in  Süddeutschland  die  Bayerische  Hypotheken-  und 
Wechselbank  (München)  seit  1834,  in  Mitteldeutschland  die  Leipziger 
Bank  seit  1839,  die  landständische  Bank  der  sächsischen  Lausitz 
(Bautzen)  seit  1843  und  die  Dessauer  Bank  seit  1847  Noten  in  Zir- 
kulation und  erst  1848  traten  zu  diesen  wenigen  Instituten  in  der 
Breslauer  Städtischen  Bank  und  der  Chemnitzer  Stadtbank,  1849  in 
der  Nassauischen  Landesbank  (Wiesbaden),  1850  in  der  Rostocker 
Bank  und  in  der  Bank  des  Berliner  Kassenvereins  gleichartige  Orga- 
nisationen mit  durchweg  äusserst  beschränktem  Notenrechte. 

Als  aber  in  dem  kaiserlichen  Frankreich  das  System  der  Kapi- 
talassoziation immer  gröfsere  Erfolge  erzielte,  brach  sich  dafselbe 
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auch  in  Deutschland  Bahu  und  rasch  nach  einander  entstanden  in 
Orteu,  in  denen  Industrie  und  Handel  kaum  dera  Namen  nach  be- 
kannt waren,  Banken,  welche  von  den  Leitern  der  kleinen  und  klein- 
sten Staaten  das  werlhvolle  Privilegiunj  der  Notenausgabe  zu  erwer- 
ben wussten,  obgleich  ihr  ganzer  Zuschnitt  sie  mehr  auf  die  Pflege 
von  Spekulations  -  und  Credit  -  Geschäfteu  anwies:  die  Banken  in 
Braunscbweig  und  Weimar  1853,  Darmstadt  und  Gera  1854,  Blicke- 
burg, Gotha,  Hannover,  Elomburg,  Meiningen  und  Sondershauseu 
1856,  Luxemburg  1857,  daneben  jedoch  auch  die  Banken  in  den 
Handelsplätzen  Frankfurt  a,  M.  I>i54,  Bremen  und  Lübeck  (Pri- 
vatbank) 185l»,  Für  die  Mehrzahl  jener  Banken  war  das  Domizil 
hart  an  der  Grenze  der  preufsischeu  Monarchie  in  der  ausgespro- 
chenen Absicht  gewählt  worden,  dafs  sie  ihre  Thätigkeit  auf 
weite  Verkehrsgebiete  innerhalb  derselben  ausdehnen  würden,  und 
die  widerstrebende  Haltung  der  preufsischeu  Regierung  gegen  die 
Wünsche  der  eigenen  Bevölkerung  nach  Vermehrung  der  heimisch eo 
Kreditinstitute  leistete  ihnen  hierin  uicht  geringen  Vorschub.  Zwar 
hatte  Hansemann  in  der  kurzen  Zeit  seines  Finanzministeriums  aus 
seiner  Neigung  für  die  Dezentralisation  des  Notenbankwesens  kein 
Hehl  gemacht,  unbeirrt  durch  die  Vorgänge  in  Frankreich,  dessen 
Provinzialbanken  zu  Gunsten  der  Note  der  Bank  von  Frankreich  ihrer 
Notenausgabe  beraubt  wurden,  trotzdem  joder  rechtliche  und  wirt- 
schaftliche Grund  zu  dieser  Mafsregel  fehlte.  Aber  Hausemann's 
Nachfolger  von  der  Heydt,  aus  dem  Kontor  eines  der  angesehen- 
sten preufaischen  Bankhäuser  an  eine  leitende  SteUe  im  Staatsdienste 
getreten,  hatte  von  der  Selbstthätigkeit  des  Handelsstandes  des  gröfs- 
ten  deutschen  Staates  nur  eine  geringe  Meinung,  Wenn  auch  schon 
im  Herbste  1848  die  sog.  Normativ- Bestimmungen  für  die  Errich- 
tung von  Privatbanken  die  königliche  Sanktion  gefunden  hatten,  so 
bedurfte  es  trotzdem  noch  langwieriger  Verhandlungen,  bis  die  Ak- 
tienbanken in  Köln,  Königsberg  und  Magdeburg  1856,  Danzig  und 
Posen  1857  konzessioniert  wurden  und  diese  nmssten  dabei  Bedingun- 
gen in  den  Kauf  nehmen,  welche  ihre  geschäftliche  Wirksamkeit  von 
vornherein  weseuiltcb  beeinträchtigten.  Spiegelte  sich  doch  die  Grund- 
anschauung von  der  Hcydt's  in  dem  öffentlicheu  Ausspruch*^  wieder, 
dafs  die  Verwaltung  der  Privatbauken  in  die  Hände  von  Beamten 
gelegt  werden  müsse.  So  war  es  auch  abgesehen  von  der  inzwischen 
eingetretenen  Ungunst  der  Zeiten  nicht  erstaunlich,  dafs  die  Konzes- 
sionen  zu  Privatbanken  in  Dortmund  und  Hagen  unbenüzt  blieben, 
zur  Gründung  der  Communalstandischen  Bank  der  Oberlausitz  (Gör- 
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litz)  erst  186G  geschritten  wurde.  Fast  gleichzeitig  mit  letzterer 
hatten  in  den  Mittclsiaaten  die  Conimerzbank  in  Lübeck  und  die 
Sächsische  Bank  (Dresden)  1865,  der  Leipziger  Kassen  verein  18(37, 
sowie  die  Oldenburger  Landesbank  1868  mit  der  Ausgabe  von  No- 
ten begonnen  und  1870  beziehungsweise  1871  folgten  in  Süddeutsch- 
land  die  Badische  Bank  und  die  VVürttenabergische  Bank.  Dagegen 
schied  die  Nassauischc  Landesbank  nach  der  f^iu Verleihung  Nas- 
sau's  in  Preussen  aus  der  Reihe  der  Zettelbanken  aus;  ihr  Notcn- 
unjlauf  wurde  1868  von  dem  prcussischen  Staate  übernomnieu  und 
zu  den  Kassenanweisungen  geschlagen;  ferner  war  die  Königsberger 
Privatbank  durch  den  Willen  der  GeneraJversammlung  1871  auf- 
gelöst worden.  Das  deutsche  Baokgesetz  vom  14.  März  1875  be- 
wirkte eine  weitere  Verminderung  der  Notenbanken:  mit  dem  1.  Ja- 
nuar 1876  verzichteten  die  Banken  in  Berlin  {Kassen verein),  Bucke- 
burg, Dessau,  Gera,  Görlitz,  Gotha,  Homburg,  Leipzig,  Lübeck  (Pri- 
vatbank), Meiningen,  Oldenburg,  Sondershausen,  Stettin  und  Weimar 
auf  ihr  Emissionsgeschäft  und  im  Oktober  1877  entschlofs  sich  die 
Rostocker  Bank  zu  dem  gleichen  Schritte,  Seitdem  üben  die  aus  der 
Preufsischen  Bank    hervorgegangene    Deutsche  Reichsbank    und   die 

,  Banken  in  Braunschweig,  Bremen,  Breslau,  Chemnitz,  Danzig,  Darm- 
Btadt,  Dresden  (Sächsische  Bank),  Frankfurt  a.  M.,  Hannover,  Köln, 
Leipzig  (Kassen verein),  Lübeck  (Commerzbank),  Magdeburg,  Mann- 
heim ( Badische  Bank),  München  (Bayerische  Bank),  Posen  und  Stutt- 
gart (Württembergische  Bank)  ausschliefslich   das  Recht  der  Noten- 

I  ausgäbe  aus. 

Wenn  wir  den  Versuch  machen,  eine  Darstellung  des  Banknoten- 
umlaufs in  Deutschland  in  seinem  allmäligeu  Wachstum  zu  geben, 
80  sind  wir  uns  wolü  bewusst,  dass  wir  nur  ünvollstiindiges  zu  brin- 
gen vermögen.  Die  Daten  unserer  Übersicht  für  die  Jahre  1851  bis 
1862  sind  Hübner's  Jahrbuch  für  Volkswirtschaft  und  Statistik^ 
1 — 8.  Jahrgang  (Leipzig  1853—1863)  entnommen,  diejenigen  für  1864 
bis  1866  der  „Bewegung  der  deutschen  Banken"  von  Roepell,  Berlin 
1868,  diejenigen  für  1867  bis  1877  der  im  Auftrage  des  Internatio- 
nalen statistischen  Congresses  von  dem  italienischen  Statistischen 
Bureau  in    Rom    zusammengestellten   Statistique   Internationale    des 

-banques  d'^mission,  Abtheilung  Allemagne,   Rom  1880,   der  Rest  der 

rZahlen  dem  deutschen  Reichsanzeigen  Für  die  Bilanzen  der  Preulsi- 
scben  Bank  bzwse.  der  Reichsbank  haben  deren  Verwaltungsberichte 
EU  Grunde  gelegen.  Ziffern,  welche  in  den  genannten  Sammelwerken 
fehlten,   sind  durch  Vergleich  mit  den  in  dem  Frankfurter  Aktionär 
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rüitgethdlten  Mouatsaus weisen  n.  A.  ergänzt  worden;  manchmal  mufs- 
ten  die  zuletzt  bekannt  gegebenen  Ziihlen  von  Neuem  eingesetzt  wer- 
den.   Misslicher  als  dies  ist  der  Umstand,  dass  bei  den  Tabellen  der 
drei  genannten  Werke  nicht  einheitliche  Gnindsütze  beobachtet  wor- , 
den  sin<i,  sondern  mehrfach  Verschiedenheiten  zu  Tage  treten,  ja  dafsi 
einzelne  Zahlen  unter  sich  nicht  Übereinstimmen.    Auch  in  den  Ver- 
ößentlichuBgen  der  Banken  selbst  herrscht  nichts  weniger  als  gleich- 
mäfsige  Gruppierung;     namentlich   die   Positionen   des  Bestandes  an 
eigenen  Noten  und  der  Depositen  und  anderen  Verbindlichkeiten  wer- 
den  ganz   willkürlich  bald   nach   dieser,   bald  nach  jener  Anordnung^ 
verbucht,  (jhelstände^  über  welche  schon  Wagner  (Lehre  von  den  Ban-j 
ken,  Leipzig  1B57)  und  Nasse  (Jahrb.  f.  Nat-ökon,  1868)  Klage  ge- 
führt haben.    Ein  letzter  und  nicht  der  mindest  gewichtige  Einwand 
gegen  die  Zuverlässigkeit  unseres  Tableau's  wird  aus  dem  Grunde  erho- 
ben werden  können,  dass  wir  nur  die  am  Ende  des  Rechnungsjahres 
sich   ergebenden  Bilanzen   berücksichtigt  haben.     Aber  die   Ermitta-i 
lung  der  Ziflern  für  die  Jahresdurchschnitte  erwies  sich  bei  der  Lücken*] 
haftigkeit  des  statistischen   Materials   und   bei   der  Unsitte   der 
kanntgabe  der  Ausweise  zum  Theil  in  kleinen  Winkelblättem  fast  als] 
unmöglich  und  für  den  Schrei!>er  dieser  Zeilen  als  zu  zeitraubend. 
Roepell   hat  in   dem   Bremer  Handelsblatte  eine   Reihe  von   Durch- 
schnittszahlen berechnet ;  diese  beschränken  sich  indessen  anfangs  auf 
die  Norddeutschen  Banken    und  umfassen   später   nur   die    gröfseren 
deutschen  Banken,  wobei  leider  die  Hamburger  Depositenbanken  nicht  ^ 
ausgeschieden  sind ;   zudem  hören  die  RoepelFschen  Mitteilungen  mit 
dem  Jahr  1875  auf.     Wir  mufsten  daher  auf  die  Benutzung  der  sonst 
sehr  interessanten  Übersichten  Verzicht  leisten.    Jene  Mängel,  welche 
der  Bankstatistik  im  Allgemeinen  anhaften,  kehren  selbstverständlich 
auch  in  unseren  Tabellen  wieder;   sie  werden  aber  wohl  nicht  so  er- 
heblich sein,  dafs  sie  die  Richtigkeit  unserer  Zusammenstellungen  im 
grossen   und  ganzen  beeinträchtigen  sollten.    Weichen  unsere  Ziffern 
von  den  anderwärts  berechneten  Zahlen  ab,  so  findet  diese  Verschie- 
denheit durch  das  eben  Gesagte  seine  Erklärung. 

Bei  der  Einteilung  der  Banken  in  einzelne  Gruppen  haben  wir 
ßämtliche  preufsische  Banken  den  Norddeutschen  Banken  zugeteilt, 
wenngleich  die  Kölner  Privatbank  ihrer  geographischen  Lage  nach 
hierzu  nicht  gerechnet  werden  kann.  Aber  einerseits  hat  die  poli- 
tische Zugehörigkeit  der  Rhein  lande  zu  der  Preufsischeu  Monarchie 
auch  deren  Kreditverhältnisse  in  nahen  Zusammenhang  zu  Berlin  ge-  i 
bracht,  andrerseits  fand  die  Entwickelung  der  Kölner  Bank  unter  ge-^I 
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setzlicheii  und  Vcrwaltuiigs-Bestiinniungeii  statt,  welche  für  sie  wie  für 
alle  anderen  preufsischen  Banken  in  gleicher  Weise  mafsgebend  waren. 
Da  letzteres  hei  der  Luxemburger  Internationalen  Bank,  deren  Ge- 
scbäftsgebiet  zwar  ebenfalls  hauptsächlich  in  der  Rheinprovinz  zu  su- 
chen ist,  nicht  zutraf,  so  haben  wir  sie  ihrem  Domizile  entsprechend 
den  süddeutschen  Banken  eingereiht.  Wagner  hat  in  seiner  Statistik 
(System  der  Zettelbank-Politik,  Freiburg  1873)  in  den  Bilanzen  der 
Bayerischen  Hypotheken-  und  Wechselbank  nur  einen  Teil  der  Be- 
stände verzeichnet,  den  andern  Teil  als  dem  Hypothekengeschäfte 
gehörig  aufser  Acht  gelassen.  Consequenter  Weise  würde  man  das 
Gleiche  bei  den  Banken,  welche  Credit-Mobilier-Geschäfte  betreiben, 
einhalten  müssen,  es  ist  jedoch  kaum  möglich,  hier  die  richtige  Grenze 
EU  finden.  Wir  haben  daher  die  Bilanzen  in  ihren  Gesamtzahlen 
eingestellt  Bei  Wagner  fehlt  ferner  die  Chemnitzer  Stadtbank,  de- 
ren Organisation  sich  indessen  wohl  kaum  von  derjenigen  der  städi- 
sehen  Bank  in  Breslau  unterscheidet;  rechnet  man  die  letztere  zu 
den  Notenbanken,  so  wird  rnan  daher  auch  jene  nicht  davon  aus- 
ßchliefsen  können. 
_  Der  Preufsischen  Bank   war  bei  ihrer  Reorganisation  (1846)   das 

i^BHecht  der  Ausgabe  von  Noten  bis  zum  Betrage  von  21  Millionen 
^■Thalem  verliehen  worden;  der  Vertrag  mit  dem  preufsischen  Staate 
^Vyom  28.  Januar  1856  gewährte  ihr  das  Privilegium  der  unbeschränk- 
I  ten  Notenausgabe,  nur  gebunden  an  die  Bedingung  der  Drittel deckung 
^K durch  Metallgeld,  und  befreite  sie  aufserdem  von  ihren  für  die  da- 
^V maligen  Verhältnisse  recht  erheblichen  Effektenbestäuden  im  Werte 
I  von  fast  10  Millionen  Thalern.  Der  Abscblufs  des  Vertrags  fiel  in 
^Keine  Zeit,  in  welcher  auf  dem  internationalen  Geldmarkte  lebhafte 
^^  Erregung  herrschte.  Der  Krim  krieg  und  seine  siegreiche  Beendigung 
I  hatte  dem  englischen  Handel  neue  Kanäle  erschlossen,  in  Frankreich 
^^die  Nationalanleihen  und  mit  diesen  die  Demokratisierung  des  Kapi- 
^■tals  zur  Folge  gehabt,  durch  deren  Begünstigung  das  Kaiserreich 
sich  die  Gunst  der  Massen  zu  sichern  hoffte.  Die  Aktienuntemeh- 
mungen  feierten  ihre  glänzendsten  Tage,  der  Kredit  niobllier  verteilte 
für  1H55  eine  Dividende  von  41  Prozent,  Solche  Erscheinungen  konn- 
ten auch  diesseits  des  Rheines  nicht  ohne  Einflufs  bleiben;  eine  Ak- 
tiengesellschaft nach  der  anderen  zum  Betriebe  von  Bank-  imd  Han- 
delsgeschäften, Fabriketablissements,  Bergbau,  Eisen-  und  Hüttenwer- 
ken ward  in  Deutschland  in  das  Leben  gerufen.  Aber  bald  kamen 
die  Vorboten  der  herannahenden  Reactiou.  Die  Missemte  des  Jahres 
8Ö5  verhinderte  die  Ausfuhr  deutschen  Getreides,  dagegen  nahm  die 
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Einfuhr  von  Rohprodukten  und  Halbfabrikaten  grösseren  Umfang  alaj 
früher  an.  Die  Wechselkurse  wendeten  sich  zu  Ungunsten  Preufsent^ 
und  verminderten  den  Barbestand  der  Bank  vom  April  bis  Dezember 
1855  beinahe  auf  die  Hälfte,  während  in  demselben  Zeitabschnitt  daa^ 
Portefeuille  fast  auf  den  doppelten  Betrag  stieg  ^Ende  April  1855 :  Bai^i 
vorrath  M.  90591  000,  Portefeuille  M.  65592000,  Ende  Dezember  1855 
M.  46  6170OU,  bezwse.  M,  11044X000).  Demungeachtet  entschlofs 
sich  die  Bank  nur  langsam  und  zögernd  zur  Erhöhung  ihres  Diskon- 
to'ß,  so  dafs  dieser  wesentlich  unter  den  Raten  der  Banken  von  Eog- 
land  und  Frankreich  und  des  Hamburger  Geldmarktes  blieb.  Im  Ver- 
ein hiermit  mussten  das  Kapitalangebot  und  die  Notenmengen  der 
neuen  Aktienbanken  die  Spekulationslust  des  Publikums  noch  weiter 
entfachen.  Der  fortgesetzte  Silberabflnfs  forcierte  jedoch  sein  Recht: 
der  Diskontsatz  der  Preufsischen  Bank  wurde  im  September  1856 
auf  6  Prozent  erhöht  und  damit  dem  Hausse-Gebäude  der  Etfekten- 
spekulatiou  der  Boden  weggerissen.  Wenige  Monate  später  verbot 
die  preufsisehe  Kegierung  (März  1857)  die  Zahlungsleistung  mit  Not«n 
aufserpreufsischer  Banken  innerhalb  der  Grenzen  der  Monarchie^  unter 
drastischer  Aufzählung  der  Mifsstände,  welche  bei  der  Ausgabe  der 
Noten  seitens  der  kleinstaatlichen  Banken  zu  Tage  getreten  seien. 
Dem  Beispiele  Preufsens  folgten  Bayern  und  Sachsen,  und  so  sahen 
die  Bauken,  welche  kaum  ihren  Geschäftsbetrieb  begonnen  katteu,  sich 
gezwungen,  ihren  Notenverkehr  und  damit  ihre  Kreditgewährung  auf 
das  Aufscrste  einzuschränken.  Gleichzeitig  zeigte  sich  nun  auch  die 
Preufsisehe  Bank  zurückhaltender  und  dem  Begehreu  nach  Diskonto- 
und  Lombardkredit  gegenüber  immer  schwieriger.  Unter  fortdauern- 
der Beängstigung  des  Geldmarktes  kam  der  Herbst  1857  heran  und 
mit  ihm  der  Zusammenbruch  der  Hamburger  Warenbörse,  welcher 
von  Neuem  die  Handelswelt  ganz  Deutschlands  in  Mitleidenschaft  zog 
und  in  Verbindung  mit  jenem  Verbote  die  Wirksamkeit  der  kleinen 
Banken  die  nächsten  Jahre  hindurch  brach  legte.  Zur  Veranschau- 
lichung der  eben  geschilderten  Situation  mögen  folgende  Zahlen  die- 
ocn.    Es  betrugen  bei  der  Preufsischen  Bank  (in  Tausend  Mark) 
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Bankanstalten  der  PreoTsischen  Bank  waren  in  Betrieb  1847:  30, 
1857:  103. 

Die  Denkschrift,  mit  welcher  die  preufsische  Regierung  ihre 
Mafsregeln  gegen  die  Noten  der  aufserpreoTsischen  Banken  begrün- 
dete, hatte  den  Vorwurf  erhoben,  dafs  deren  Vermehrung  in  einem 
Umfange  erfolgt  sei,  welche  nur  in  der  Geschichte  des  Bankwesens 
der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  ihres  Gleichen  finden  dürfte. 
„Es  werden  durch  Agenten  an  den  Börsen  Wechsel  zu  einem  erheblich 
niedrigeren  als  dem  allgemein  üblichen  Zinsfufsc  unter  der  Bedingung 
angekauft,  dafs  der  Betrag  in  den  fremden  Noten  angenommen  wer- 
den mufs. Agenten,  welche  für  die  Unterbringung  der  Noten 

Provision  erhalten,  bieten  dieselben  zu  solchen  Geschäften  durch  Zei- 
tungs-Annoncen und  Zirkuläre  aus.  Auf  den  Messen  werden  die  No- 
ten geradezu  als  Ware  verkauft.^^  Solche  Mifsbräuche  mufsten  aller- 
dings in  höchstem  Mafse  verurteilt  werden,  aber  ihre  Bedeutung  stand 
doch  zu  den  zu  ihrer  Bekämpfung  aufgewandten  Mitteln  in  keinem 
Verhältnisse  und  manche  Bank  mochte  wohl  zu  ihrer  Entschuldigung 
darauf  hinweisen,  dafs  von  kleinstaatlichen  Regierungen  ganz  ähnlich 
zur  Unterbringung  ihres  Papiergeldes  in  möglichst  entfernten  Gegenden 
verfahren  worden  sei.    Es  betrugen  bei  den  nichtpreufsischen  Noten- 
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bankeo  in  Nord-  und  Mitteldeutschland  ')  am  Jahresschlüsse  1853  bis 
1857  in  Tausend  Mark  (nach  Wagner,  Lehre  von  den  Banken ,  luid 
nach  Hübner's  Jahrbuch  1859  und  1801) 
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Ein  Vergleich  der  Zahlen  zeigt  zum  mindesten,  dafs  die  preur- 
sische  Bank  allein  an  Kreditgewährung  und  Geschäftsausdehnung  die 
sämtlichen  kleinen  Bauken  weitaus  überholt  hatte,  und  schon  da- 
durch wird  die  Annahme  hinfällig,  dafs  diese  in  der  I^c  gewesen 
seien,  eine  etwa  entgegengesetzte  Diskontopolitik  der  preufsischen  Bank 
zu  bekämpfen  oder  deren  Wirkungen  gar  zu  paralisieren.  Ein  solcher 
Gegensatz  war  indessen  nicht  vorhanden;  die  preufsische  Bank  erleich- 
terte durch  ihr  Festhalten  an  einem  gegenüber  den  anderen  Märkten 
niedrigen  Diskontsatze  die  Kaufkraft  des  spekulationslustigen  Publi- 
kums und  anstatt  den  gespannten  Geldverhältnissen  durch  Vertheue- 
ning  ihrer  Kreditbedingungen  Ausdruck  zu  geben,  hemmte  sie  durch 
ihre  grofsen  Diskontierungen,  mit  denen  sie  gegen  die  anderen  Geld- 
geber in  Konkurrenz  trat,  das  natürliche  Aufsteigen  de^  Zinsfufses, 
Schon  der  moralische  Einflufs  ihrer  Haltung  auf  dem  Geldmärkte  hielt 
diesen  niedrig :  nicht  der  Diskontsatz  der  Banken  von  Bückeburg  und 
Sondershausen  --  und  wäre  er  noch  billiger  gewesen  —  konnte  auf 
dem  deutschen  Markte  mafsgebend  sein,  sondern  nur  die  Rate  der 
preufsischen  Bank,  Die  preufsische  Denkschrift  brachte  ferner  den 
Silberexport  mit  dem  vermehrten  Notenunilauf  in  Verbindung;  aber 
gerade  hierbei  war  es  der  Fehler  der  preufsischen  Bank,  dafs  sie  an 
ihrem  Diskontsatze  von  4  Prozent  noch  festhielt,  als  die  Wechselkurse 
schon  zu  Ungunsten  von  Berlin  standen  und  zur  Silberausfuhr  direkt 
aufforderten.  In  Wahrheit  werden  auch  die  Leiter  der  preufsischen 
Bank  kaum  die  Meinung   vertreten  haben,   dafs  die  Summe  der  um- 


1)  1853:  Basken  in  T.oipzlg,  Bautzen,  Dessiiü,  Koslock,  Lübeck;  1854  aod  ISöfi: 
wie  1853,  ferner  Weiramr,  Braunschweig ;  18Ä6:  wie  185Ö,  ferner  Bremen,  Gera,  Soo- 
der^^hnuseo;  1857:  irio  1856^  ferner  Gotha,  Hannover.  Die  Zahlen  von  Cbemiuta  und 
Meinimgen  feblea. 
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laufenden  Noten  in  Deutschland  an  sich  dessen  Währung  gefährde, 
denn  der  Notenumlauf  der  preufsischen  Bank  vermehrte  sich  vom 
Ende  1856  bis  zum  1.  Oktober  1857,  jilso  unmittelbar  vor  Ausbruch 
der  Hamburger  Krisis,  von  M.  1410<X)(XXJ  auf  M.  22<J5O0O0O,  wäh- 
rend die  Banken  der  anderen  Zollvereinsstaaten  in  dem  gleichen  Zeit- 
abschnitte  nur  eine  Zunahme  von  M.  13  000000  erfuhren.  Verglichen 
mit  den  Barfonds  erhöhten  sich  die  durch  Metall  nicht  gedeckten 
Noten  der  preufsischen  Bank  um  M.  53  250  0<X),  der  nichtpreufsischen 
Banken  um  M.  GCKJOOtX).  Daraus  geht  zur  Genüge  hervor,  dafs  die 
letzten  Ursachen  des  Noteukrieges  der  preufsischen  Regierung  nicht 
in  theoretischen  Gründen  gegen  das  Notenwesen,  sondern  nur  im  In- 
teresse der  heimischen  Institute  gegenüber  den  fremden  Mitbewerbern 
zu  suchen  waren. 

Die  Krisis  von  1857  folgte  so  rasch  auf  die  Gründung  der  kleinen 
Banken,  dafs  die  damals  und  später  häufig  laut  gewordene  Ansicht, 
als  ob  die  letzteren  die  Schuld  an  jener  trügen,  wohl  begreiflich  wan 
Wenn  es  aber  eines  Gegenbeweises  bedürfte,  so  ist  dieser  am  leich- 
testen gerade  durch  den  Zusammenbruch  der  Hamburger  Börse  zu 
führen.  In  Hamburg  waren  weder  eine  Notenbank  thätig,  noch  die 
Noten  gleichviel  welcher  Bank  in  Umlauf;  der  Geldverkehr  wurde 
durch  Zu-  und  Abschreibung  in  den  Büchern  der  Hamburger  Giro- 
bank und  aufserdem  in  einer  fingierten  Valuta,  der  Bankomark,  ge- 
regelt. Dem  Mangel  an  Zirkulationsmitteln,  deren  das  Warengeschäft 
benötigte,  half,  wie  der  Bericht  der  Kummerzdeputation  sich  äufeerte, 
„ein  zum  Verderben  des  Handels  immer  mehr  anschwellender  Wech- 
selaustausch'' ab.  Nach  ungefährer  Schätzung  wurden  dort  Wechsel 
abgestempelt: 

1853  für  Mark  Banko  532  692000  =  Mk.     799  038  000 

1854  „  „  „  586  525  000  =  „  879  787  500 

1855  „  „  „  649  257  000  =  „  973  885  500 

1856  „  „  „  857  057  iX)0  =  „  1  285  585  500 

1857  „  „  „  993  072  ÜOO  =  „  1  489  608  000 

Und  diese  kolossalen  Summen  fanden  Unterkunft  im  Vertrauen 
auf  den  Barvorrat  einer  Bank,  welche  die  Gröfse  ihres  Metallfonds 
niemals  bekannt  gab  und  diesen  von  der  Zirkulation  vollständig  ab- 
schlols.  Drastischer  konnte  gar  nicht  gezeigt  werden,  dafs  der  Ver- 
kehr, wenn  ihm  das  eine  Kreditzirkulationsmittel  nicht  zu  Gebote 
steht,  ein  zweites  auszubilden  weifs. 

Von  Hamburg  aus  hatte  sich  die  Handelskrisis  über  ganz  Deutsch- 
land verbreitet   und  allenthalben  Zahlungseinstellungen  hervorgerufen. 
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Die  Geldgeber  erlitten  sehr  erhebliche  Verluste  und  die  kleine 
Banken,  welche  bei  der  Ktngehung  ihrer  VerbiDdungen  es  vielfach  an 
Vorsicht  hatten  fehlen  lassen,  sahen  sich  namentlich  wiederholt  bei 
ihren  eigenen  Agenten  zu  Zubufsen  gezwungen*  Das  hierdurch  her- 
vorgerufene Mifstrauen  wurde  durch  die  schon  erwähnten  Verbote 
der  Ausgabe  fremder  Noten  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  noch  be- 
stärkt; die  Banken  verfügten  nur  noch  über  die  denkbar  kleinst 
Umlaufsgebiete  für  ihre  Noten,  die  Einlösungspflicht  trat  täglich 
sie  heran  und  die  Kosten  der  Beschaffung  des  Metallgeldes,  welche 
um  so  gröfser  waren,  je  weiter  entfernt  von  dein  Silbermarkte  die 
Banken  ihren  Wohnsitz  hatten,  reduzierten  den  Gewinn  aus  dem  Emis- 
sionsgeschäfte auf  ein  Minimum,  Von  nun  an  werden  die  Noten  der 
kleinen  Banken  zu  den  „wilden  Scheinen"  gerechnet,  welche  den 
Schrecken  bei  jeder  Zahlung  bildeten,  obgleich  die  durchschnittliche 
Gröfse  ihrer  Stückelung  -  10  und  20  Thaler  —  verhinderte,  dafs  sie 
in  dem  gleichen  Mafse  in  den  Verkehr  eindrangen  und  diesen  be- 
lästigten, wie  es  bei  den  unverhaltnismäfsig  grofsen  Summen  der  un- 
cinlösbaren  Einthalei'scheine  der  Kleinstaaten,  jener  Satjre  des  Staats- 
]japiergeldc3,  der  Fall  war.  Es  ist  unter  diesen  Umstanden  nicht  zu 
verwundern,  dafs  der  Notenumlauf  der  aufserpreufsischen  Banken  in 
Nord-  und  MitteldeutschlaDd 

von  ML  65l06  0fX)  Ende  1856 
auf    „    50383  500      „      1857 

„      „    44112  300      „      1858 

„      „    36117  100      „      1859 

zurückging.    Noch  interessantere  Zitfeni  liefern  die  Ausweise  der  ein*' 
zelncu  Banken;   die  alte  und  angesehene  Leipziger  Bank  hatte  Ende 

1856  Mk,  13  674  Noten  ausstehen,  Ende  1858  Mk.  11644,  1859 
Mk.  9843   (alles  in   Tausenden};   die   Dessauer  Bank  1856  Mk.  9224, 

1857  Mk.  1753,  185h  Mk.  1197,  1859  Mk.  f>tX);  die  Weimarer  Bank 
1856  Mk.  12üf5(},  1857  Mk.  702C»,  1858  Mk.  7350,  1859  Mk.  7200; 
die  Braunschweiger  Bank  1856  Mk.  8444,  1857  Mk.  5337,  1858 
Mk.  3913,  1859  Mk.  2365;  die  Geraer  Bank  1856  Mk.  »134,  1h57 
Mk.  3998,  1858  Mk.  3658,  1859  Mk.  1354;  die  Sondershausener  Bnnk 
April  1857  Mk.  8967,  Ende  1858  Mk,  1446,  1859  Mk.  33;  die  Mei- 
ningor  Bank  Ende  Oktober  lHn7  Mk,  H0(X),  Ende  1857  Mk.  5066,  1859 
Mk.  1 19;  die  Bückeburger  Bank  Ende  1858  Mk.  528,  Ende  1859  keine. 
Erst  1860  konnten  die  Banken  an  die  laugsame  Wiedereroberung  des 
so  plötzlich  verloren  gegangenen  Gebietes  denken* 
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Nach  diesem  gleichsam  rlramatisch  bewegten  Beginne  des  Noten- 
wesens  in  Deutschland  folgt  eine  Epoche  umso  ruhigeren  Fortgangs. 
Die  prcnfsische  Bank  vermehrte  stetig  die  Zahl  ihrer  Kommanditcn 
und  Agenturen  innerhalb  der  Grenzen  der  Monarchie  und  damit  ihren 
Gcschäftsiinjfang;  sie  wufste  ferner  ihre  Noten  an  Stelle  der  ver- 
drängten Zettel  der  kleinen  Banken  in  ganz  Nord-  und  Mitteldeutsch- 
land zu  einem  allgemein  beliebten  Zahlungsmittel  zu  machen.  Die 
preufsischen  Privatbanken  blieben  auf  ihre  statutarisch  begrenzte 
Wirksamkeit  beschränkt;  jahrelange  Anstrengimgen  waren  erforderlich, 
bevor  ihnen  die  Annahme  verzinslicJier  Despositen  anfangs  bis  zur 
H6he,  später  bis  zum  doppelten  Betrage  ihres  Aktienkapitals  seitens 
der  Regierung  zugestanden  wurde.  In  Mitteldeutschland  arbeiteten 
die  Banken  an  der  Konsolidierung  ihrer  so  schwer  erschütterten  Ver- 
hältnisse, in  Süddeutschhiod  verstand  die  ebenso  solid  als  mit  unge- 
wöhnlidier  Intelligenz  geleitete  Frankfurter  Bank  sich  eine  mafsgebende 
Stellung  zu  erringen  und  ähnlich  der  Preufsischen  Bank^  nur  ohne  ge- 
setzgeberische Mittel  die  Noten  ihrer  kleinen  Konkurrenzanstaltcn  auf 
Jahre  hinaus  aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Der  Notenumlauf  der 
Frankfurter  Bauk  war  Ende  1856  (alles  in  tausend  Mark)  Mk.  12  246, 
1857  Mk,  13027,  1858  Mk.  20862,  1859  Mk.  243aj;  derjenige  der 
Homburger  Bank  Ende  1857  Mk.  309,  1858  Mk.  249,  1859  Mk.  102; 
der  Darmstädter  Bank  Ende  1856  Mk.  1791,  1868  Mk.  1389,  1859 
Mk.  525;  der  Luxemburger  Bank  1857  Mk.  966,  1858  Mk.  348,  1859 
Mk.  21.  In  Bayern,  welches  an  dem  wirtschaftlichen  Aufschwünge 
nicht  Teil  genommen  hatte  und  deshalb  von  dem  darauf  folgenden 
Niedergange  fast  nicht  hi  rührt  wurde,  konnte  die  bayerische  Hypo- 
theken-und  Wechselbank  ihi*en  Notenumlauf  unverändert  auf  M. 4  571  400 
halten. 

Auch  der  deutsch-dänische  Krie^  blieb  auf  die  Weiterentwicklung 
des  Banknotenwesens  ohne  besonderen  Einflufs.  Als  aber  ein  Jahr 
darauf  die  preufsische  Bank  von  dem  Abgeordnetenhause  die  Ermäch- 
tigung verlangte,  ihren  Wirkungskreis  auf  das  übrige  Deutschland 
auszudehnen ,  nahm  die  volkswirtschaftliche  Opposition  die  Gelegenheit 
wahr,  die  Vermehrung  des  Notenumlaufs  einer  eingehenden  Kritik  zu 
unterziehen  und  jene  Genehmigung  von  der  Bedingung  abhängig  zu 
macheu,  dafs  das  Maximum  der  im  Umlauf  befindlichen  ungedeckten 
Notenmenge  auf  180  Millionen  Mark  festgesetzt  werde.  Zwar  wider- 
sprach der  Bankpräsident  dieser  Forderung,  welche  im  wesentlichen 
auf  eine  Nachbildung  der  PeeFschen  Bankakte  hinauslief,  auf  das 
Nachdrücklichste,   indem  er  die  Zahlen  aus  der  Praxis  der  letztea 
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drei  Jahre  reden  liers,  aber  die  Antragsteller  waren  nicht  zu  über- 
zeugen und  der  Gesetzentwurf  kam  nicht  zur  Ausführung,  Inzwischen 
hatte  der  anierikanisehe  Sezessionskrieg  den  BauniwoOen-Export  aus 
den  südstaatlichen  Häfen  unmöglich  gemacht  und  den  europäischen 
Spinner  gezwungen,  seinen  Bedarf  aus  Indien  zu  beziehen*  Im  Zu- 
sammenhang hiermit  zeigte  Asien  erhöhten  Begehr  nach  Silber  und 
das  Edelmetallreservoir  Europas,  die  Bank  von  England,  sah  sich,  um 
zu  starken  Ansprüchen  an  ihre  Vorräte  zu  begegnen ,  zu  wiederholter 
Diskonto-Erhöhung  genötigt,  zumal  die  1864  gesetzlich  ermöglichten 
Gründungen  von  Aktiengesellschaften  mit  beschränkter  Haftbarkeit  in 
England  die  Ersparnisse  der  Nation  mehr  als  sonst  verbrauchten* 
Zum  Schutze  der  Metall  Vorräte  der  kontinentalen  Geldmärkte  vor  der 
Einwirkung  des  hohen  Zinsfufses  in  London  mufsten  nun  auch  deren 
Diskontsätze  gesteigert  werden  und  die  preufsische  Baink,  welche  ihre 
Rate  seit  1858  auf  4J^,  von  Ende  1H63  auf  41^  gehalten  halt«,  ging 
im  Mai  1864  auf  5^,  im  September  auf  6  S,  im  Oktober  auf  7  ^,  um 
im  Dezember  auf  6  g  zurückzukehren.  Aber  das  Jahr  1865  brachte  dem 
Londoner  Platze  keine  Erleichterung;  die  Wiederaufnahme  der  Be- 
ziehungen zu  Amerika  nach  der  Niederwerfung  der  Stidstaaten,  die 
Eisenbahnbauten,  welche  in  der  ganzen  Welt  für  englische  Rechnung 
ausgeführt  wurden,  schmälerten  im  Gegenteil  immer  mehr  den  Metall- 
bestand der  Bank  von  England  und  veranlafsten  von  neuem  ein  An- 
ziehen der  Diskontoschraube.  Wieder  mufsten  Hamburg  und  Berlin 
folgen;  die  Wechselkourse  stellten  sich  gegen  letzteren  Platz  und  trotz- 
dem der  Zinsfufs  im  Herbste  abermals  bis  auf  7  g  erhöht  wurde, 
schlofs  das  Jahr  mit  einem  Metallabflufs  von  njehr  als  42  Millionen 
Mark,  einem  gröfseren  Betrage  als  in  den  Voijahren  (Metallzuflufs: 
1858  ML  24  5660CHJ;  1859  Mk.  20805CKK>;  18Ö(1  Mk.  89  382000; 
1801  Mk.  40  593000;  von  da  ab  Metallabflufs;  1862  Mk.  16  335  000; 
1863  Mk.  41280000;  1864  Mk.  15927  000  —  nach  Michaelis  in 
Faucher's  Vierteljahrsschrift  1S65  — ).  Unter  solchen  Auspizien  be- 
gann das  Jahr  1866.  Die  schleichende  Krisis  in  London  kam  zum 
offenen  Ausbruche;  der  Sturz  der  Firma  Overend,  Guerney  u.  Co.  deckte 
die  Hohlheit  der  englischen  Kredit  Verhältnisse  auf  und  veranlafste  eine 
solche  Panik  auf  dem  Geldmarkte,  dafs,  um  diese  zu  baauen^  die 
Suspension  der  Peel'schen  Bankakte  notwendig  war.  Die  preufsische 
Bank  war  mit  7{j  Diskont  in  das  neue  Jahr  übergegangen  und  hatte 
diesen  Satz  am  22.  Februar  auf  6  }{  ermäfsigt ,  am  4.  Mai  dagegen  mit 
7  f!  wieder  hergestellt,  nm  am  Tage  nach  dem  „Overend -Freitage" 
auf  9  g  zu  gehen.    Hierdurch  wurden  zunächst  die  Wechselkourse  ge- 
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waltsam  geworfen  und  in  Verbindung  damit  jede  Metallausfuhr  un- 
möglich gemacht.  Gleichzeitig  öffnete  die  preufsische  Bank  allent- 
halben in  überaus  bereitwilliger  Weise  ihre  Kassen ,  sodafs  wohl  jeder 
legitime  Kreditanspruch,  soweit  er  genügende  Sicherheit  zu  bieten 
schien,  volle  Befriedigung  fand,  ein  Verhalten,  welches  sie  auch  bei 
Ausbruch  und  während  des  Verlaufes  des  unmittelbar  darauf  folgen- 
den deutsch-österreichischen  Krieges  beobachtete.  So  war  der  Höhe- 
punkt der  Krisis  schon  vor  der  Schlacht  von  Königgrätz  überschritten, 
der  Diskontsatz  konnte  am  13.  Juli  auf  8  i,  am  26.  Juli  auf  6 9,  am 
3.  August  auf  ö  ^  herabgesetzt  werden  und  die  preufsische  Bank  hatte 
sich  um  Handel  und  Industrie  nicht  genug  anzuerl^ennende  Verdienste 
erworben.  Zur  weiteren  Sicherung  der  Landeswährung  bezog  die  Bank 
Silber  im  Betrage  von  132  Millionen  Mark  aus  dem  Auslande,  die 
hohen  Ankaufskosten  dafür  nicht  scheuend.  In  welchem  Mafse  sich 
die  Bankleitung  der  Höhe  ihrer  Aufgabe  gewachsen  zeigte,  lehrt  ein 
Blick  auf  ihre  nachstehenden  Monatsausweise  (alles  in  tausend  Mark): 

Ende  April      1866 
„     Mai  „ 

„     Juni  „ 

„     Juli  „ 

„     August     „ 

Diesen  ausgedehnten  Kreditgewährungen  der  preufsischen  Bank 
gegenüber  sahen  sich  die  preufsischen  Privatbanken  und  die  meisten 
nord-  und  mitteldeutschen  Banken  zu  Geschäftseinschränkungen  ver- 
anlafst;  selbst  die  so  vorzüglich  geleitete  Bremer  Bank  glaubte  in 
den  kritischen  Mai-  und  Juniwochen  einen  Teil  der  ihr  angebotenen 
Diskontowechsel  zurückweisen  zu  müssen.  Unter  den  mitteldeutschen 
Banken  nimmt  die  Leipziger  Bank,  trotzdem  sie  inmitten  des  Kriegs- 
theaters gelegen  war,  eine  rühmenswerte  Ausnahmestellung  ein;  sie 
steigerte  ihr  Portefeuille  von  Ende  Februar  bis  19.  Mai  (Maximum)  von 
Mk.  6330000  auf  Mk.  11  700000,  ihren  Notenumlauf  vom  9.  März  bis 
3.  Juli  (Maximum)  von  Mk.  18300000  auf  Mk.  25230000.  Zur  Ver- 
gleichung  seien  die  Zahlen  derjenigen  nord-  und  mitteldeutschen 
Banken,  deren  Monatsausweise  vorliegen  ^),  beigesetzt  (alles  in  tausend 
Mark). 


Barvorrat 

Noten  Umlauf 

Wechsel 

Lombard 

Hk. 

Mk. 

Uk. 

Hk. 

189960 

363  717 

229  815 

40314 

191  376 

399  732 

261096 

39  606 

206  820 

413586 

250239 

49110 

227  598 

392  814 

212  655 

38865 

233  760 

363  579 

190854 

40020 

1)  Berliner  Kassenverein ,  Breslau,  Danzlg^  Köln,  Königsberg,  Mflgdebarg,  Posen, 
Stettin;  Braunschweig ,  Bremen,  Hannover,  Lübecker  Privatbank  und  Lübecker  Kom- 
merzbank ;  Dessau ,  Dresden  ,  Gera  ,  Gotha ,  Meiningen ,  Sondershausen ,  Weimar. 
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In  Süddeutschland  hielt  die  tonangebende  Frankfurter  Bank 
wacker  Stand.  Sie  machte  ihren  Vorrat  an  Wechseln  auf  auslän- 
dische Plätze  zu  Geld  (Ende  April  Mk.  H768  100,  Juli  Mk.  3291  600) 
und  vermehrte  mit  den  so  gewonnenen  Mitteln  ihr  Portefeuille  an 
Platzwechseln.  Der  gesamte  Wechselbestand  betrug  Ende  April 
Mk.  28  500<X)(\  Mai  Mk.  31410  000,  Juni  Mk.  25080(X)0;  der  Noten- 
umlauf Ende  April  Mk.  40800000,  Mai  Mk.  41040000,  Juni  Mk, 
40230 OCKX  Die  Bilanzen  der  folgenden  Monate  werden  durch  die  Ge- 
währung des  bekannten  Zwangskriegsdarlehens  an  die  Stadt  im  Be- 
trage von  Mk.  9  840000  verschoben,  weshalb  wir  sie  aufser  Acht 
lassen.  Dagegen  unterscheidet  sich  das  Vorgehen  der  Banken  in  Darra- 
st4idt,  Homburg  und  Luxemburg  nicht  von  demjenigen  der  mittel- 
deutschen Institute.  Mit  nicht  geringer  Naivetät  gab  die  Darmstädter 
Bank  in  ihrem  Berichte  für  1866  die  Motive  bekannt,  von  denen  sie 
sich  während  der  Krisis  hatte  leiten  lassen  und  welche  sie  sich  augen- 
scheinlich noch  zum  Ruhme  anrechnete:  „Wir  stellten  jede  weitere  Aus- 
gabe von  Banknoten,  jede  Diskontierung  vollständig  ein,  entäufserten  uns 
desjeuigen  Teils  unseres  VVechselportefeuilles,  dessen  Einzug  mensch- 
lichem Ermessen  nach  zunächst  für  uns  erschwert  werden  konnte, 
und  bezogen  dafür  grofse  Beträge  baren  Geldes.  Wir  haben  freiwillig 
und  vorsorglich  unsere  Banknoten  aus  dem  Verkehre  gezogen  und 
keineswegs  sind  sie  aus  MifstraueD  zurückgeflossen."  Hier  noch  lile 
Ausweise  der  betreflenden  drei  Banken  (in  tausend  Mark): 


Barvorrat 

Noteiiumlnuf 

Wccliüellieitaud 

L  om  bard  liesUnd 

Mk. 

Mk 

Mk 

Hk. 

5169 

14835 

13  245 

1686 

4  747 

7  092 

4368 

1548 

34Ö9 

5  376 

4305 

1656 

Ende  April 
„     Juni 
„      August 

Die  Entwickelung  der  preufsischen  Bank  in  dem  Jahrzehnte  1857 
bis  186G  läfst  sich  aus  folgenden  Ziiieru  verfolgen.  Es  betrugen  (in 
tausend  Mark) 
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Die  DiskoD tosätze  waren: 
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Die  Zahl  der  Zweiganstalten  der  preufsischen  Bank  hob  sich  von 
103  in  1857  auf  135  in  1866. 

Die  politische  Neugestaltung  Deutschlands  nach  dem  Kriege  von 
1866  brachte  auch  die  Forderung  der  Regelung  des  Notenbankwesens  in 
Flufs;  die  Hülfe,  welche  die  preufsische  Bank  dem  gesamten  Handels- 
stande hatte  angedeihen  lassen ,  einerseits ,  die  Unfähigkeit  der  kleinen 
Banken  zu  gleichem  Verhalten  und  auch  wohl  das  augenscheinliche  Ver- 
kennen ihrer  wirtschaftlichen  Aufgaben  in  den  Tagen  der  Grefahr  an- 
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drerseits^  entschieden  die  Frage  mit  Naturnotwendigkeit  zu  Gunsten  der 
tiberfühnifig  der  erstereu  in  eine  deutsclitj  Zentralbank.  Zur  Unter- 
stützung dieser  Anschauung  häufte  die  preufsiscbe  Bank  selbst  neue  An- 
klagen  gegen  die  kleinen  Banken  (Sitzung  des  bleibenden  Ausschusses 
des  deutschen  Handelstages,  Mai  1870).  Die  Notenzirkulation  der  letz- 
teren habe  sich  weniger  auf  ihre  Barreserve,  als  auf  die  Reserve  der 
preufsischen  Hank  gestützt ;  stets  habe  diese  in  kritischen  Zeiten  für  jene 
eintreten  müssen;  sie  sei  1866  gezwungen  gewesen,  ihr  Metall  vorzugs- 
weise für  die  Privatbanken  abzugeben  und  habe  an  einzelnen  Tagen  bis 
zu  einer  Million  Thaler  täglich  für  die  übrigen  Institute  ausgezahlt.  Die- 
selben haben  Noten  präsentiert  und  Geld  dafür  empfangen,  um  alsdann 
ihre  Zahlungen  zu  leisten.  Jede  Bank  brauche  nur  ihre  Wechsel,  sobald 
sie  fällig  seien ,  nicht  zu  prolongieren  und  verschaffe  sich  so  die  Mit- 
tel» um  Noten  der  preufsischen  Bank  zu  erhalten.  Allerdings  blieben 
die  Vertreter  der  kleinen  Banken  die  Antwort  hierauf  nicht  schuldig. 
Die  preulsische  Bank  sei  ihnen,  entgegneten  sie,  nichts  weniger  als 
eine  liebevolle  Mutter  und  Helferin  in  der  Not;  sie  diskontiere  keinen 
länger  als  vierzehn  Tage  laufenden  Wechsel,  welcher  das  Indossement 
einer  Privatbank  trage.  Vermöge  der  allgemeinen  Verwendbarkeit 
ihrer  Noten  sauge  die  preulsische  Bank  das  im  Verkehr  überflüssige, 
also  auch  das  von  den  Privatbanken  in  Umlauf  gesetzte  Metallgeld 
auf:  was  sei  natürlicher,  als  dafs  die  Privatbanken  es  sich  bei  Bedarf 
von  ihr  wieder  holen.  Dafs  die  prenfsische  Bank  dieses  Metall  gegen 
Vorzeigung  ihrer  Noten  ausliefere,  sei  auch  nicht  mit  einem  Scheine 
der  Berechtigung  als  eine  den  Privatbanken  gewährte  Unterstützung 
zu  bezeichnen;  es  sei  vielmehr  die  unvermeidliche  Folge  davon,  dafs 
sie  diese  Noten  ausgehe  und  sie  ebenso  wenig  als  irgend  ein  anderes 
Bankinstitut  könne  von  der  Verpflichtung  der  Noteneinlösung  ent- 
bunden werden. 

Aber  die  öffentliche  Meinung  rechnete  mit  den  Thatsachen  des 
Sommers  1866;  es  blieb  unvergessen,  dafs  die  preufsiscbe  Bank  in 
dieser  Periode  die  Funktionen  der  Zentralbank  schon  erfüllt  hatte, 
und  man  verlangte  ihre  gesetzliche  Erhebung  zu  derselben.  Noch 
stand  die  Diskussion  über  diesen  Gegenstand  auf  der  Tagesordnung, 
als  der  deutsch-französische  Krieg  hereinbrach  und  die  Leistungsfähig- 
keit der  preufsischen  Bank  von  neuem  auf  die  Probe  stellte.  Von 
neuem  wurde  diese  auf  das  Glänzendste  bestanden.  Der  Diskontosatz, 
seit  1867  in  wenigen  Veränderungen  zwischen  4  und  öj  schwankend, 
sprang  am  15.  Juli  von  4  g  auf  6^,  am  18.  Juli  auf  8^,  wobei  die  Er- 
scheinungen des  Jahres  1866  fast  in  jeder  Einzelheit  wiederkehrten. 
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Die  Wechselkurse  wurden  fast  um  ein  Prozent  geworfen,  der  Metall- 
abflufs  gehindert.  Jedermann  drängte  sich  an  die  Schalter  der  Bank, 
um  für  die  kommenden  Tage  vorzusorgen,  und  steigerte  gerade  da- 
durch die  Panik.  Diese  verlor  sich  jedoch,  sobald  die  preufsische  Bank 
jedem  Kreditbegehr  nach  Möglichkeit  entsprach,  sodafs  die  Schwere 
der  Erisis  schon  am  23.  Juli  als  überwunden  angesehen  werden  kann. 
Am  19.  August  folgte  bereits  eine  Herabsetzung  des  Diskontos  auf  6^, 
am  5.  September  auf  5^.    Es  betrugen  in  tausend  Mark: 

der  Bestand  an 
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An  den  kleinen  Banken  waren  die  Erfahrungen  des  Jahres  1866 
nicht  ohne  Nutzen  vorübergegangen;  sie  sahen  den  Ereignissen  we- 
sentlich beruhigter  entgegen  und  wenn  auch  der  Verkehr  ihre  Noten 
ausstiefs  und  sie  dadurch  von  selbst  gezwungen  wurden ,  ihre  Thätig- 
keit  einzuschränken,  so  sind  doch  die  betreffenden  Verminderungen 
erheblich  kleiner  als  damals.  Die  Bremer  Bank  und  noch  mehr  die 
Frankfurter  Bank  wufsten  im  Gegenteile  ihre  Wechsel-  und  Lombard- 
Bestände  zu  erhöhen  und  den  Handelsstand  ihrer  Verkehrsgebiete 
auch  schon  vor  den  ersten  entscheidenden  deutschen  Siegen  mit 
voller  Beruhigung  zu  erfüllen. 

Noch  während  der  zweiten  Hälfte  des  Krieges  gegen  Frankreich 
beginnt  der  wirtschaftliche  Aufschwung  in  Deutschland,  welcher  ein 
Jahr  später  von  der  ungesunden  Spekulation  überwuchert  wird  und 
sich  alsdann  in  der  Gründungsmanie  auflöst.  Die  vorhandenen  Geld- 
und  Kreditmittel  reichen  für  die  krankhaft  gesteigerten  Bedür&isse 
nicht  aus;  da  nicht  genug  Warenwechsel  vorhanden  sind,  greift  man 
zu  der  Fabrikation  der  sog.  Unanzwechsel,  Trassierungen  von  Bankier 
auf  Bankier,  und  die  Portefeuilles  der  Notenbanken  schwellen  von 
Monat  zu  Monat  mehr  an.  So  bereitet  sich  jene  Krisis  vor,  deren 
Nachwehen  erst  jetzt  verschwinden  und  welche  durch  ihre  Gi-öfse  und 
Ausdehnung  fast  jede  Erinnerung  an  die  früheren  Erschütterungen 
auf  den  Börsenplätzen  und  Warenmärkten  verwischt  hat.  Im  August 
1872  ward  die  grofse  französische  Milliardenanleihe  zur  Zeichnung  auf- 
gelegt; in  nie  geahntem  Mafse  beteiligte  sich  die  Spekulation  hieran, 
aber  diese  Operation,  aus  deren  Erlös  sie  sich  eine  nicht  versiegende 
Quelle  neuer  Zirkulationsmittel  für  ihre  Projekte  versprach,  sollte  ihr 
N.  F.  Bd.  VII.  14 
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Venlcrben  werden.  Schon  vorher  hatte  die  französische  Regier 
beträchtliche  Guthaben  im  Auslande  angelegt,  welche  hauptsächlich 
in  der  Lombardierung  von  Eäekten  Verwendung  gefunden  hatten  und 
S5U  denen  die  Einzahlungen  auf  die  neue  Anleihe  traten,  AUraonatlich 
wurden  nunmehr  Teilbeträge  der  Guthaben  eingefordert,  um  als  Ab- 
Zahlungen  auf  die  Kriegsstrafe  an  die  deutsche  Reichsregierung  zu 
dienen.  Diese  Summen  blieben  regelmäfsig  geraume  Zeit  den  Geld- 
märkten entzogen,  da  die  Übermittelungen  nicht  durch  die  Kassen 
der  preul'sischen  Bank  gingen.  Von  vier  Wochen  zu  vier  Wochen 
gerieten  in  Folge  dessen  die  Börsen  in  konvulsivische  Zuckungen,  die 
Geldknappheit  steigerte  sich  durch  die  Goldankäufe,  welche  die  Reichs- 
regierung behufs  Durchführung  der  Müns^eform  vornahm,  und  durch 
den  Umstand,  dafs  die  Goldprägungen  anfangs  nicht  in  Zirkulation 
gesetzt  wurden.  Am  8.  Mai  1873  brach  die  Wiener  Börse  zusammen 
und  in  rascher  Folge  breitete  sich  die  Krisis  auf  die  deutschen  Plätze 
aus.  Man  hat  oft  den  Notenbanken  vorgeworfen,  dafs  sie  durch  zu 
leichte  Kreditgewährung  die  Spekulation  grofs  gezogen  hätten  und  für 
die  Verluste  der  Periode  des  Niederganges  verantwortlich  zu  machen 
seien.  Aber  dies  widerlegt  sich  von  selbst  schon  dadurch,  dafs  der 
ungedeckte  Notenumlauf  der  deutschen  Banken  Ende  1874,  also  zu 
einer  Zeit,  in  welcher  die  spekulativen  Ausschreitungen  längst  von  der 
Krisis  ereilt  waren,  einen  höheren  Stand  erreichte,  als  im  Jahre  zu- 
vor. Würde  jene  Anschauung  zutreffen,  so  müfste  der  Beginn  und 
der  Verlauf  der  Krisis  eine  fortschreitende  Vermindeiamg  des  Noten- 
umlaufs bedingen,  letzterer  könnte  sich  aber  nicht  unabhängig  von 
ersterer  entwickeln.  Man  hat  bei  jeuer  Beschuldigung  Wirkung  und 
Ursache  verwechselt,  denn  das  ist  zweifellos  richtig,  dafs  die  Banken 
den  an  sie  herangetretenen,  aber  nicht  von  ihnen  künstlich  hervorge- 
rufenen Kreditl>egehreu  wilUg  entgegenkamen.  Indessen  hängt  dies 
doch  auch  damit  zusammen,  dafs  angesichts  der  Verhandlungen  über 
die  gesetzliche  Regelung  der  Banknotenfrage  jede  Zettelbank  be- 
müht war,  ihren  Notenumlauf  nach  Möglichkeit  auszudehnen,  um  einen 
entsprechenden  Teil  bei  der  zu  erwartenden  Ausmessung  der  Gesamt- 
notenmenge für  das  deutsche  Reich  beanspruchen  zu  können.  Zu- 
dem —  und  dies  ist  woW  der  Erwähnung  wert  —  beträgt  die  Ver- 
mehrung der  ungedeckten  Notenmenge  seitens  der  Privatbanken  von 
Ende  1870  bis  Ende  1874  ML  112a»0C>0(J,  während  deren  Depositen- 
kapitalien von  1870  auf  1872  um  Mk.  118255  200  wuchsen;  allerdings 
entfallen  fast  drei  Viertel  dieser  Zunahme  auf  die  zwei  Institute  an 
den  Börsenplätzen  Berlin  —  Kassenverein  —  und  Frankfurt.    In  Ver* 
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binduMg  liieriuit  steht  ferner,  dafs  der  Ivassenverein  Ende  1872  bei 
einem  Noteuunilaiif  von  Mk.  1693  700  über  einen  Kassenbestand  von 
Mk,  5643700(J  verfügte.  Die  Überdeckung  des  Notenumlaufs  aller 
norddeutschen  Banken  Ende  1872  mit  Mk.  9695000  Kasse  ist  dem- 
nach eine  Folge  des  Zahlenverhältnisses  bd  jener  einen  Bank. 

Die  preufsische  Bank  hatte  als  das  gröfste  deutsche  Zettelinstitut 
an  den  Fruchten  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges  entsprechenden 
Anteil  genommen;  ihr  Diskonto  war  bereits  im  Februar  1871  auf 
4|8,  im  März  auf  4^  herabgesetzt,  dann  angesichts  der  Geldklemme 
im  September  1872  auf  5|  wietler  erhöht  worden,  ura  im  Januar  1873 
auf  4J^  und  im  Februar  auf  4^  zurückzugehen.  Diese  letzte  Nor- 
mierung fand  s.  Z,  vielfache  Anfechtung,  da  gerade  hieraus  die  Spe- 
kulation, welche  im  Herbste  des  Vorjahres  durch  die  Ausschliefsung 
der  Finanzwechsel  von  den  Diskontbüreaux  der  preuMschen  Bank  schon 
aufgeschreckt  worden  war,  neue  Hotfnung  schöpfte,  Die  Leiter  der 
Bank  wollten  dies  nicht  Wort  haben  und  beriefen  sich  auf  die  allent- 
halben günstige  Lage  des  Geldmarktes*  Indessen  wesentlich  im  Hin- 
blick auf  jene  Ermiifsigung  wuchsen  die  Gründungen  nochmals  wie 
Pilze  aus  dem  Boden:  in  der  zweiten  Hälfte  1870  (nach  Erlafs  des 
neuen  Aktiengesetzes)  bis  Ende  1871  waren  in  Preufsen 

266  Gesellschaften   auf  Aktien   mit  M.  1304930049  Kapital, 
in  1872  500  „  „        „         „      „    1629286626 

in  das  Leben  gerufen  worden ;  das  Jahr  1873  brachte  72  Gesellschaften 
mit  M.  917  341  500  hinzu,  aber  in  den  vier  ersten  Monaten  des  Jahres, 
also  bis  zum  Zusammenbruche  der  Wiener  Börse  betrugen  die  An- 
sprüche an  die  deutschen  Geldmärkte  für  Emissionen  neuer  und  älterer 
Gesellschaften  allein  die  Summe  von  M,  421260  200,  von  welchen 
M,  217  440000  von  industriellen  und  Bergwerks-Unternehraungen  ein- 
gerufen wurden ,  Summen ,  die  zu  einem  grofsen  Teile  nachher  voll- 
standig  verloren  gingen.  Es  kann  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dafs  bei  teurerem  Geld  stände  manche  Aiifurderung  für  letztere  Zwecke 
unterblieben  wäre. 

Dagegen  war  die  preufsische  Bank  der  Werttibertragung  der 
französischen  Kriegskontribution  an  Deutschland  gegenüber  fast  durch- 
aus müTsiger  Zuschauen  In  120  ÄX)  Stück  Wechseln  überwies  Frank- 
reich die  Summe  von  Fes,  4  248(X)OO00,  femer  in  deutschem  und 
französischem  gemünzten  Gelde  Fcs.  617000  000,  in  französischen 
Banknoten  Fcs.  125000000;  von  den  Wechseln  waren  Fcs.  3064000000 
auf  deutsche  Plätze,  Fes,  1 184(X)^JO0O  auf  ausländische  Plätze  gezogen. 
Vergeblich  sucht  man  nach  allen  diesen  Beträgen  in  den  Berichten  der 
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preufsischen  Bank.  Mitte  1873  ward  der  Vorrat  der  Reich sregierung 
au  langen  auswärtigen  Wechseln  auf  M.  210(X)OO0CK  an  auswärtigeo 
(fUtliaben  auf  M.  150000000  angegeben,  aber  weder  deren  Prolon- 
gationen, noch  die  späteren  Einziehungen  s^eschahen  durch  Verniittelung 
der  preufsischen  Bank,  Nach  ihren  JahresberichtCD  hat  sie  in  1872 
Wechsel  im  Betrage  von  M.  23  457  900,  in  1873  von  M.  9447GOOO, 
in  1874  von  M,  4166  700  für  Rechnung  der  Reichshauptkasse  ein- 
gezogen und  in  1872  M,  66  470000,  in  1873  M.  104126  000,  in  1H74 
M.  109  284  000  (gegen  M.  56431200  durchschnittlich  in  1865—1870) 
Inkassi  für  Behörden  besorgt:  was  bedeuten  diese  Zahlen  angesichts 
den  vorhin  mitgeteilten?  und  man  kann  sich  eines  schmerzlichen  Ein- 
druckes nicht  erwehren,  wenn  man  denkt,  welche  Rolle  bei  der  Ab- 
wickelung einer  so  gewaltigen  Operation  z,  H.  der  Bank  von  England 
von  der  Regierung  des  Vereinigten  Königreiches  zugewiesen  worden 
wäre!  Der  Bank  von  England,  welche  den  Interessen  des  Staates  und 
des  Publikums  gleichmäfsig  in  so  hohem  Grade  dient,  dafs  die  Ein- 
zahlung der  Steuerbeträge,  die  Auszahlung  der  Konsolszinsen  zum 
Teile  nur  durch  Ab-  und  Zuschrift  in  ihren  Büchern  geschehen,  bei 
welcher  die  Zu-  und  Abnahme  der  Regierungsdepositen  schon  im  Vor- 
aus darnach  abgeschätzt  werden,  ob  die  Einkommensteuer  um  einen 
Penny  höher  oder  niedriger  im  Fiskaljahre  zur  Erhebung  kommen  wird! 

Inzwischen  eilte  die  gesetzliche  Regelung  des  Bankwesens  ihrem 
Ende  entgegen;  mit  dem  1.  Januar  1875  wurde  den  Notenabschnitten 
unter  hundert  Mark  die  Umlaufsfähigkeit  im  deutschen  Reiche  ent- 
zogen, am  14  März  1875  fand  das  deutsche  Bankgesetz  die  kaiser- 
liche Zustimmung:  die  Summe  des  ungedeckten  Notenumlaufs  war 
auf  M,  3850000(MJ  festgesetzt,  die  preufsische  Bank  zur  ReichsbanI 
umgewandelt.  Von  den  Privatbanken  verzichteten  sofort  vierzehn 
auf  die  Notenausgabe,  da  ihnen  die  Beschrankungen  der  Normativ- 
bestimmungen in  keinem  Verhältnisse  zu  dem  zu  erwartenden  Gewinn 
aus  dem  Notenrechte  zu  stehen  schienen;  nach  Jahresfrist  folgte  ihnen 
die  Rostocker  Bank.  Die  Braunscbweiger  Bank  erklärte,  trotzdem  die 
Zalilungsleistung  durch  ihre  Noten  aufserhalb  des  Braunschweigischen 
Staatsgebietes  infolgedessen  unmöghch  wurde,  den  Bestimmungen  des 
Bankgesetzes  sich  nicht  unterwerfen  zu  wollen,  und  sie  beharrte  auf 
dieser  Weigerung,  obgleich  die  lleichsbank  ihre  Wechsel  von  der  Rück- 
diskontierung ausschlüfs  und  die  Kassen  der  Reichspost  am  Orte  selbst 
die  Annahme  ihrer  Noten  verweigerten. 

So  hatten  gerade  diejenigen   kleinen   Bauken   der  Notenausgabe 
entsagt,    welche    in    den    früheren    Jahrzehnten    so    oft    Gegenstand 
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leidenschaftlicher  Anklagen  gewesen  waren.  Wenn  man  gerecht  sein 
will,  kann  man  ihnen  das  Zeugnifs  nicht  vorenthalten,  dafs  sie  aus- 
nahmslos besser  waren  als  ihr  Ruf,  dafs  die  Einlösbarkeit  ihrer  Noten 
auch  in  den  Tagen  der  Handels-  und  politischen  Krisen  nicht  in  Frage 
stand,  dafs  alle  Zweifel  an  ihrer  Solvenz  auch  trotz  der  anfangs  er- 
littenen Verluste  sich  als  unbegründet  erwiesen  hatten.  Und  es  ist  gerade 
im  Hinblicke  hierauf  von  Interesse,  dafs  die  einzige  frühere  Notenbank, 
welche  später  ihre  Zahlungen  einstellte  und  ihre  Gläubiger  schädigte,  die 
älteste  preufsische  Privatbank  —  die  Stettiner  ritterschaftliche  Privat- 
bank —  war.  Die  kleinen  Banken  standen  unter  dem  Drucke  der 
äufseren  Verhältnisse;  für  ihre  Domizile  mit  zu  grofsem  Kapitale 
ausgestattet,  waren  sie  darauf  angewiesen,  aufserhalb  derselben  das 
Feld  für  ihre  geschäftliche  Thätigkeit  aufzusuchen;  hieraus  durch  die 
Regierungen  der  Nachbarstaaten  wieder  zurückgedrängt,  vermochten 
sie  nur  schwer,  der  ihnen  zugefallenen  wirtschaftlichen  Aufgabe  gerecht 
zu  werden,  und  es  fehlte  ihnen  daher  auch  die  Gelegenheit,  in  der 
Arbeit  an  deren  Erfüllung  höhere  wirtschaftliche  Gesichtspunkte  zu 
entwickeln.  Ihre  Fehler  in  den  fünfziger  Jahren  waren  die  Fehler 
ihrer  Zeit;  auch  die  grofsen  Institute  waren  von  denselben  nicht  frei- 
zusprechen. Nicht  am  wenigsten  wurden  sie  durch  das  politische 
Mifsvergnügen  mit  der  Kleinstaaterei  diskreditiert;  in  den  Augen  des 
Publikums  waren  und  blieben  sie  die  „Raubstaatenbanken'^  und  dies 
umsomehr,  je  hartnäckiger  ihren  Noten  der  Eintritt  in  gröfsere  Ter- 
ritorien verwehrt  wurde.  Von  den  Banken,  welche  dem  Bankgesetze 
sich  unterwarfen,  wufsten  die  sächsische  Bank  in  Dresden,  deren  Noten- 
umlauf innerhalb  eines  Jahrzehnts  denjenigen  aller  anderen  Privat- 
banken überholt  hatte,  die  bayerische  Bank,  die  badische  Bank,  die 
württembergische  Bank  und  in  kleinerem  Mafse  die  Bremer  Bank  sich 
mehr  oder  weniger  abgeschlossene  Verkehrsgebiete  zu  erhalten;  die 
übrigen  Banken  sahen  sich  zu  Provinzialbanken  herabgedrückt,  unter 
ihnen  die  Frankfurter  Bank,  welche  weder  durch  ihre  Vergangenheit 
noch  durch  den  grofsen  Geldplatz,  dem  sie  entsprossen  war  und  dessen 
Interessen  sie  in  schwierigen  Tagen  mit  Vorsicht  und  Klugheit  wert- 
vollste Dienste  geleistet  hatte,  vor  diesem  Schicksal  bewahrt  blieb. 
Die  Entwickelung  der  preufsischen  Bank  in  den  Jahren  1867  bis 
1875  ist  aus  der  folgenden  Tabelle  ersichtlich.  Es  betrugen  (in 
tausend  Mark): 
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Die  Zahl  der  Zweiganstalten  der  preufsischen  Bank  wuchs  von 
144  in  1867,  auf  183  in  1875. 

Eine  Übersicht  der  Zeitdauer  der  einzelnen  Diskontosätze  bei  den 
drei  Hauptbanken  mag  hier  noch  Platz  finden;  der  Diskonto  stand 
in  den  Jahren  1863  bis  1875  einschliefslich  (nach  einer  Zusammen- 
stellung des  Generalsekretär  von  Lucam  „die  österreichische  Na- 
tionalbank", Wien  1876): 


*)  Bestand  am  Jahresschlüsse. 
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An  dem  1.  Januar  1876  trat  das  deutsche  Bankgesetz  in  Kraft  und  es 
beginnt  damit  eine  neue  Epoche  in  der  Geschichte  des  deutschen 
Banknotenwesens.  Die  kurze  Spanne  Zeit,  welche  uns  von  jenem  Tage 
trennt,  ist  von  grofsen  politischen  und  wirtschaftlichen  Erschütterungen 
frei  geblieben  und  hat  noch  keine  Gelegenheit  zur  Erprobung  des 
Gesetzes  gegeben.  Es  würde  daher  auch  verfrüht  sein,  heute  schon 
ein  Urteil  über  die  Wirkung  seiner  Einzelbestimmungen,  namentlich 
der  Notenkontingentierung  zu  fällen.  Die  Zurückziehung  der  Noten 
seitens  der  Banken,  welche  von  dem  Emissionsgeschäfte  zurücktraten, 
konnte  auf  den  Geldmarkt  nicht  ohne  Einflufs  bleiben ;  als  sich  ferner  die 
alljährlich  wiederkehrenden  Herbstbedürfnisse  geltend  machten,  hatte 
die  preufsische  Bank  im  September  1875  ihren  Diskont  auf  6^  er- 
höhen müssen,  ihn  später  —  November  —  wieder  auf  5  %  herabgesetzt. 
Wenn  indessen,  was  damals  häufig  ausgesprochen  wurde,  diese  Mafs- 
regel  wesentlich  in  der  Absicht  geschehen  war,  die  Wirksamkeit  der 
neuen  Reichsbank  nicht  unter  dem  Drucke  teuren  Geldes  beginnen 
zu  lassen,  so  erwiesen  sich  die  Verhältnisse  doch  stärker  als  die 
guten  Wünsche  der  leitenden  Personen.  Nur  einen  Tag  lang  konnte 
die  Reichsbank  den  Zinssatz  auf  5  %  halten,  am  3.  Januar  1876  mufste 
auf  6^  zurückgegriffen  werden.  Aber  die  Schwierigkeiten  der  Über- 
gangsperiode waren  schon  gebrochen;  sehr  rasch  folgten  Diskonto- 
ermäfsigungen  bis  zu  3^^,  einem  Satze,  niedriger  als  die  Annalen 
der  preufsischen  Bank  ihn  jemals  gesehen  hatten.  Yon  nun  an  wird 
die  Diskontopolitik  der  Reichsbank  hauptsächlich  durch  ein  Moment 
beherrscht,  die  Sorge  um  die  neue  Währung.  Zwar  hatte  auch  der 
Zinssatz  der  preufsischen  Bank  auf  die  Bewegung  der  Wechselkurse 
gegenüber  der  Silberwährung  jederzeit  Rücksicht  nehmen  müssen ;  nach 
der  Silberausfuhr  in  der  zweiten  Hälfte  der  fünfziger  und  in  der  ersten 
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Hälfte  der  sechsziger  Jahre  nach  Asien  war  später  wiederholt  Metall 
nach  Ruf&land,  Österreich  und  England  als  Kemesse  teils  für  Getreide- 
import,  teils  für  Effekteukäufe  und  als  Einzahlungen  auf  fremde  An- 
leihen abgeflossen,  wenn  auch  die  hohen  Transportspesen  bei  den 
Silberversendungen  und  das  beschrankte  Absatzgebiet  verhinderten, 
dafs  die  ausgeführten  Beträge  erheblichen  Umfang  annahmen.  Aber 
andererseits  war  mit  dieser  gerinij^en  Beweglichkeit  des  Silbers,  wie 
schon  Seyd  (Grundsätze  des  Banknotenwesens,  Leipzig  1875)  hervor- 
hob, der  Nachteil  verbunden,  dafs  auch  die  Importfähigkeit  des  Metalls 
geschmälert  wurde  und  die  preufsische  Bank,  obgleich  selbst  ohne 
Einflufs  auf  die  Wechselkurse,  trotzdem  in  ihrer  Diskontopolitik  melir 
von  den  Schwankungen  der  Bank  von  England  als  von  den  Konjunk- 
turen ihres  Silber\orrats  abhängig  war,  wobei  ferner  die  Verände- 
rungen im  Preise  des  Silbers  die  Spannkraft  des  Zinsfufses  unsicher 
machten.  Unter  der  Herrschaft  der  Goldwährung  nahm  diese  Situation 
einen  wesentlich  anderen  Charakter  an.  So  lange  die  Reichsregierung 
im  Besitze  der  aus  den  französischen  Kriegszahlungen  herrührenden 
Wechsel  und  Guthaben  auf  das  Ausland  war,  vermochte  sie  Gold  aus 
allen  Ländern  herbeizuziehen,  ohne  dafs  die  Wechselkurse  sich  un- 
günstig für  Deutschland  gestalteten.  Die  deutschen  Wechselparitäten 
sind  für  London  2043,  für  Paris  81 ;  als  Basis  unserer  Währung  gilt 
das  Pfund  Feingold  im  Werte  von  1395  Mark.  Die  durchschnittlichen 
Kurse  waren  in  1873  für  London  2020,  für  Paris  7975,  das  Pfund 
Feingold  wurde  angekauft  zu  etwa  lo83  Mark;  die  Kurse  Steigerleu 
sich  jedoch  und  es  gingen  im  August  1874  Paris  auf  8142,  London 
auf  2049,  Imperials  auf  140H.  Dadurch  waren  die  Grenzen  erreicht 
oder  überschritten  worden,  hv.i  denen  die  Goldausfuhr  Nutzen  bietet  — 
2053  bezw.  8137J,  — ,  und  in  der  That  wurden  deutsche  Goldmünzen 
nach  Frankreich  und  Belgien  exportiert  Ein  solches  Ereignis  mulste 
in  Deutschland  um  so  gröfseres  Aufsehen  erregen,  als  die  mangelhafte 
Ausfuhrstatistik  über  den  Betrag  der  ausgeführten  Münzen  keine 
Auskunft  gab.  Konstatiert  konnte  zwar  werden,  dafs  in  Brüssel  in 
den  ersten  elf  Monaten  1874  deutsche  Reiehsmarkgoldmünzen  zu 
Zwanzigfrauksstücken  umgeprägt  worden  waren,  aber  die  Summe,  um 
welche  es  sich  hierbei  handelte  (Mk.  3  328129)  war  doch  angesichts 
der  bis  dahin  ausgeprägten  Mk.  1100(KKjiXX>  deutscher  Goldmünzen 
eine  so  unbedeutende,  dafs  sie  in  keinem  Verhältnisse  zu  den  laut 
gewordenen  Befürchtungen  um  die  Erhaltung  iler  neuen  Währung 
stand*  Die  Ausmtinzung  ward  indessen  auf  den  deutschen  ^lüuzstätten 
fortgesetzt,  trotzdem  die  Wechselkurse  aul"  ^180  und  2062,  der  Gold- 
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preis  auf  1405  sich  erhöhten  und  die  Rcichsregicmtig  aufserdeni  die 
PrägekosteD  mit  4  bis  6  Mark  zu  zahlen  hsitte.  Vergeblich  setzte  — 
November  1874  —  die  preufsische  Bank  ihren  Diskontsatz  auf  6^ 
und  suchte  die  Reichsregierung  durch  Verkauf  fremder  Wechsel  auf 
deren  Kurs  zu  drücken;  die  Goldausfuhr  dauerte  weiter  fort.  Der 
Edehnctallliäiidier  kaufte  *lic  neuen  Goldmünzen  billiger  ein  als  Barren- 
gold und  deren  Versendung  blieb  trotz  der  den  ausländischen  Münzstätten 
zu  zahlenden  Prägeküsten  noch  immer  gewinnbringend.  Von  sach- 
verständiger Seite  ward  die  RL'ichsregieruüg  auf  diese  Anomalie 
wiederholt  aufmerksam  genmcht;  der  berufenste  Kenner  unseres  Münz- 
wesens, Professor  8oetbeer ,  nannte  die  Ausmünzungen  unter  solchen 
Umständen  ,,reiue  Vergeudung  und  verlorene  Mühe'*;  „wir  drehen 
uns  in  einem  ziellosen  Zirkel  herum",  klagte  er,  „wir  haben  Gold- 
münzen, aber  nicht  für  den  Verkehr". 

Auch  die  auswärtige  Fachpresse  beschäftigte  sich  mit  der  Frage; 
verwundert  interpellierten  die  „Times'*  —  März  1875  —  die  deutsche 
Regierung,  welche  Rechnung  sie  bei  dem  Ankaufe  von  Ban'engold 
in  England  finde,  wenn  in  demselben  Augenblicke  genjüuztes  Gold 
von  Deutschland  nach  England  bei  einem  Wechselkurse  von  2061 
versandt  werde?  Im  Mai  1875  wurden  Zwanzigmarkstücke  in  Berlin 
für  Exportzwecke  mit  4—5  Promille  Agio  aufgekauft  und  erst  als  der 
Diskont  in  London  21],  in  Berlin  6^  stand  —  September  1875  — , 
gingen  die  Wechselkuri^e  auf  ihre  Paritäten  und  unter  diese  herab. 
Welche  Ursachen  lagen  nun  dieser  auilalligen,  von  den  Vorjahren  so 
verschiedenen  Gestaltung  der  Wechselkurse  zu  Grunde?  So e tbcer 
glaubte  sie  hauptsächlich  in  der  grofsen  Anzahl  der  ungedeckten 
Banknoten,  namentlich  der  kleinen  Abschnitte,  und  in  dem  Verbleiben 
der  Silberthaler  in  dem  Verkehr  zu  finden,  welche  neben  sich  neue 
Zirkulationsmittel  in  so  grofsem  Mafse,  als  sie  in  den  Goldmünzen 
geschaffen  wurden,  nicht  dulden  wollten  und  defshalb  letztere  als  die 
wertvolleren  ausstiefsen.  Gegen  erstere  Annahme  wandten  sich 
Wagner  (Reichsfinanzwesen  in  Holtzendorfl"s  Jahrbuch,  Leipzig  1874) 
und  namentlich  Nasse  (Münzreforra  und  Wechselkurs  in  Hirth's  An- 
nalen  1875),  welcher  nachzuweisen  suchte,  dafs  die  Ausgabe  kleiner 
Noten  den  Metallexport  nicht  herbeifiihre,  dafs  hierfür  vielmehr  eine 
stattgehabte  Verschiebung  in  der  internationalen  Arbeitsteilung  ver- 
antwortlich zu  machen  sei.  Die  Wiederherstellung  der  in  dem  Kriege 
zu  Grunde  gegangenen  Materialien  habe  in  Deutischland  Arbeits- 
kräfte in  Anspruch  genommen,  w^elche  vorher  mit  llervorbringung 
von   Rüliproduklen    und    Fabrikaten   beschäftigt  gewesen    seien;    nun 
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mufsten   letztere   aus  dem  Auslande  bezogen  werden  und  auf  die  Be- 
Zahlung  dieses  VVaarenimports   sei   die  ungünstige  Entwickelung  der 
Wechselkurse  zurückzuführen.    Damit  hänge  wohl  auch  der  Umstand 
zusammen,  dafs  das  Guthaben  der  Staatskassen  bei  der  preufsischen 
Bank,  aus  welchem  die  Kosten  der  Neuarmieruüg  der  Festungen,  der 
Iletablissement  der  Armee  u.  d»  m.  bestritten  worden  sei,  eine  Ver- 
minderung vou  Mk.  444  628000  im  September  1873  auf  Mk.  57492000 
im  November  1874  zeige,  während  gleichzeitig  der  Stand  der  Wechsel- 
kurse  von  7942  bezw,  2025  auf  8160  bezw.  2053  sich  erhöht  habe. 
Der   ungedeckte  Banknotenumlauf  in  Deutschland   betrug   Ende  1872 
etwa    Mk.    53000UtX)0;     er    verringerte    sich     allmählig    auf     etwa 
Mk.  3OU00O00O  Ende  1876;   die  ausgegebenen  Noten  verteilten  sich 
Ende  1874  auf  Mk.  257512875  =  19,4  g  in  Abschnitten  unter  50  ML, 
auf  Mk.  282080496  =  21,3?  in  Abschnitten  von  50  bis  100  Mk.  und 
auf  Mk.  785  848  200  =  59,3«  in  Abschnitten  über  100  Mk,,  Ende  1876 
auf  Mk.    1436700  =  0,2  8    in  Abschnitten    unter    100  Mk.  und  Mk. 
l)17032(Ki0  =  99,8  s  in  Abschnitten  von  100  Mk.  und  darüber.    Aber 
diese  Verschiebung  in  den  Ziffern  der  Banknotenstückelung  hat  nicht  ver- 
mocht, den  Stand  der  Wechselkurse  dauernd  zu  Gunsten  Deutschlands 
zu  wenden.    Dafs  die  Sistierung  unserer  Münzreform  hierauf  in  mafs- 
gebender  Weise  einwirkt,   ist  zweifellos;  durch   die   Au.spragung   der 
Goldmünzen   sind    unsere   metallischen   Umlaufsmittel  seit  1870   um 
mehr  als   ein  volles  Viertel  vermehrt  worden,  ohne   dafs  die  Reichs- 
regierung gleichzeitig  entsprechende  Summen   von  Silbermüuzen    aus 
dem  Verkehre    gezogen    hätte.      Diese    Übersättigung    des   letzteren 
mufste   demnach   andere  Auswege   suchen,  um  so  mehr,  als  die  Wei- 
gerung der  Regierung,  durch  den  Verkauf  des  überschüssigen  Silbers 
die  Münzreform   zu  vollenden,  jenen  Zustand  zu  einem  dauernden  zu 
machen  droht.    So  wird  durch  das  gewaltsame  Festhalten  des  Silbers 
ein  annähernd   ebenso  grofses  Quantum  Gold   entbehrlich;  aber  auch 
abgesehen   hiervon   ist  unser  Geldmarkt  allen   Einflüssen   ausgesetzt, 
welche    die    gesamte  Weltwirtschaft   in    ihren   verschiedenen   Einzel- 
phasen   ausstrahlt.     In   seiner  klassischen   Theorie   der    auswärtigen 
Wechselkurse  hat  Göschen  (deutsch  von  Stöpel,  Frankfurt  1875)  mal 
neuerdings  Schraut  (Lehre  von  den  auswärtigen  Wechselkursen,  Leip- 
zig 1881)  dargelegt,  in  welcher  Abhängigkeit  jeder  Markt  von  jeder 
einzelnen   wirtschaftlichen   Erscheinung   in   allen   Ländern   steht   und 
wie  es  unmöglich  ist,  dagegen  in  freiwilliger  oder  gezwungener  Isolierung 
zu  verharren.     Geldübcrflufs  und  Geklnachfrage  in  New- York  machen 
sich  heule  in  Deutschland  ebenso  bemerkbar,  wie  der  Bedarf  zur  Zeit 
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der  inläDdischen  Wollmärkte  und  wie  der  Überschufs  nach  eingethaner 
Emdte.  Die  Eisenbahnen,  die  Üampfschifffabrt^  das  überseeische  Kabel, 
alle  diese  Verkehrserleichterungeo  bringen  die  Warenmärkte  und  die 
Geldmärkte  in  engste  Beziehung  zu  einander  und  nicht  etwa  die 
direkten  Abrechnungen  von  Land  zu  Land  allein ,  sondern  auch  die 
Übertragbarkeit  der  Forderungen,  welche  zwischen  zwei  Ländern 
bestehen,  an  ein  drittes  und  viertes  ziehen  jeden  Markt  in  Mitleiden- 
schaft. Die  verschiedenartigsten  Elemente,  aus  welchen  der  Überschufs 
des  Imports  über  die  Ausfuhr  innerhalb  der  internationalen  Zahlungs- 
bilanz gebildet  wird  —  Einfuhr  von  Waren,  Rückforderungen  von 
Kapitalien,  Aufnahme  von  Anleihen,  Zinsenzahlungen,  Transportver- 
dienste u.  d.  m,  — ,  sie  alle  finden  in  der  Entwickelung  der  Wechsel- 
kurse  ihren  Ausdruck  und  auch  Deutschland  kann,  seitdem  seine 
Währung  auf  einem  in  den  wichtigsten  Kulturländern  gleichwertigen 
Metalle  begründet  ist,  sich  diesem  nicht  entziehen. 

Als  die  Reichsbank  ihre  Wirksamkeit  begann,  glaubte  man  von 
ihrer  Initiative  Mafsregeln  erwarten  zu  dürfen,  welche  die  Goldaus- 
fuhr aus  Deutschland  verhindern  würden.  Die  Beichsbank  konnte 
dieser  Forderung  nicht  nachkommen,  sie  wäre  hierzu  auch  nicht  im 
Stande  gewesen,  gelbst  wenn  sie  eine  gröfsere  Verminderung  der  Zir* 
kulationsmittel  hätte  herbeiführen  können.  Wiederholt  haben  die  frem- 
den Wechselkurse  an  der  Berliner  Börse  die  Parität  überschritten 
oder  sind  unter  dieselbe  zurückgegangen  und  es  ist  interessant,  einige 
derjenigen  Strömungen  zu  beobachten,  welche  jene  nach  oben  oder 
nach  unten  leiteten.  Zunächst  spielt  die  Effekten-  und  Wechsel- 
Arbitrage  zwischen  den  grofsen  Welthandelsplätzen  keine  geringe  Rolle, 
Von  Monat  zu  Monat  werden  internationale  Wertpapiere  von  London 
und  Paris  nach  Berlin  verkauft  oder  von  diesem  Orte  dorthin  ver- 
sandt; bald  werden  englische  und  französische  Wechsel  als  Rembours 
gesucht,  bald  in  Form  von  Tratten  ausgeboten  und  deren  Kurse  heute 
gesteigert,  morgen  herabgesetzt.  Wir  erinnern  hier  nur  an  die  s*  Z, 
soviel  besprochene  Einführung  der  Preufsischen  Konsols  an  der  Lon- 
doner Börse  —  Januar  1880  — ,  welcher  Export  leider  nur  kurze 
Zeit  andauerte.  Für  die  Gröfse  der  Börsenoperationen  spricht  der 
Umstand,  dafs  die  Ausgleichung  der  im  Herbste  1881  von  Berliner 
Spekulanten  in  Paris  schuldig  gewordenen  Baisse-Diftereozen  den  An- 
kauf von  Wechseln  auf  Paris  bedangen  und  deren  Kurs  in  die  Höhe 
trieben*  Verwandt  hiennit  sind  die  Einzahlungen  auf  ausländische 
Anleihen,  wie  z.  B.  auf  die  Russische  4**/,^  Anleihe  von  1880,  die 
Französische    Anleihe  von   1881   und  die  Italienische  Valuta- Anleihe 
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yon  1882:  sämtlich«  EinzahluDgeu  riefen  Frage  nach  Wechseln  aU 
London  und  Paris  hervor.  Von  Bedeutung  ist  femer  der  Bedarf  der 
fremden  Regierungen  nach  englischen  Wechseln  zur  Zahlung  von  Zinsen 
und  Abtragung  aufgenommener  Schulden;  so  erscheint  Rufslaud  mehr- 
fach als  Wechselkäufer  auf  dem  Markte,  ebenso  Ungarn,  als  es  Ende 

1878  seine  sechsprozentigen  Schatzscheiae  in  London  einlösen  mufste. 
Wird  von  den  auswärtigen  grofsen  Centralbanken  der  Diskonto  erhöht, 
so  finden  Übertragungen  von  Guthaben  dorthin  statt,  welche  bisher 
in  Deutschland  unterhalten  wurden;  z.  B.  während  der  Ende  1878 
nach  dem  Zusammenbruch  der  City  of  Glasgow  Bank  in  London 
herrschenden  Panik  und  in  1881,  um  von  den  hohen  Reportzinsen  der 
Pariser  Börse  zu  profitieren.  Dagegen  wurden  im  Herbste  1880  ver- 
schiedene Beträge  aus  Deutschland  zurückgezogen,  welche  von  frem- 
den Banken  in  deutschen  Wechseln  und  an  deutschen  Börsen  angelegt 
waren,  als  die  Einlösung  der  Noten  der  Reichsbank  in  Gold  gefährdet 
zu  sein  schien  und  infolge  dessen  Mifstrauen  in  den  Fortbestand  der 
Goldwährung  auftauchte.  Daneben  beobachten  wir  direkte  Goldaus- 
Sendungen,  welche  u.  a,  auch  in  den  Anstrengungen  der  Bank  von 
Frankreich  nach  dem  Kriege  zum  Zwecke  der  Auffüllung  ihres  Metall- 
schatzes und  in  der  Wiederein  füll  ruug  der  Barzah  hingen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Nordamerikas  ihren  Grund  hatten,  und  sowohl  die 
Keichsregierung  als  die  Reichsbank  sahen  sich,  um  dem  Goldexport 
durch  einen  Druck  auf  die  Kurse  zu  begegnen,  zu  verschiedenen  Malen 
zum  Verkaufe  ausländischer  Wechsel  veranlafst.  Endlich  bleibt  Berlin 
von  den  grofsen  Wechselschwankungeu  nicht  verschont,  welche  durch 
die  Ausfuhr  russischen  und  amerikanischen  Getreides  nach  England 
und  Frankreich  entstehen  und  diese  beiden  Fälle  sind  charakteristisch 
genug,  um  ein  kurzes  Verweilen  bei  ihnen  zu  rechtfertigen.  Der  Lon- 
doner Diskontsatz  stand  in  1878  und  1879  längere  Zeit  hindurch 
hoher  als  in  Paris,  was  die  Anlage  beträchtlicher  Summen  französi- 
schen Geldes  —  nach  einer  Schätzung  des  „Econonüsf'  Fcs.  500  (W)  000 
—  in  englischen  Wechseln  zur  Folge  hatte,  und  die  Bank  von  Eng- 
land  mufste  dieses  Guthaben  des  Auslandes  bei  der  Festsetzung  ihrer 
Raten  stetig  in  Betracht  ziehen.  Nun  forderten  die  ungenügenden 
Ernten  in  Westeuropa  Deckung  durch  fremde  Zufuhren :  das  Getreide- 
Dvfi/Jt  Englands  wurde  für  1879  auf  £  47(MX»O00  beziffert  und 
Frankreich  sah  sich  gezwungen,  seinen  Cerealten  -  Import  von  Fcs. 
206969rx)0  in  1877  auf  Fcs.  ö6O67ü0CK)  in  1878,  Fcs.  857370000  in 

1879  und  Fcs.  796  59HO(X)   in  1880  zu  steigern.    Es  lag  die  Gefahr 
nur  zu  nahe,  dals  durch  die  Ausgleichung  der  letzteren  Beträge  die 
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Wechselkurse  eine  allzu  ungünstige  Wendung  gegen  Frankreich  er- 
fahren würden  und  um  diesem  vorzubeugen,  zog  Frankreich  sein  Gut- 
haben aus  London  zurück.  Nun  fand  au  allen  Börsen  ein  Ausgebot 
von  englischen  Wechseln  statt:  andere  Länder  wurden  an  Stelle  Frank- 
reichs Gläubiger  englischer  Gelder,  mufsten  dafür  aber  ihrerseits 
Zahlung  durch  Überweisung  anderer  Guthaben  oder  durch  Versendung 
überschüssiger  Metallbestände  leisten.  So  wiederholte  sich  demnach 
eine  Vermögensverschiebung  ganz  gleichartig,  wenn  auch  in  viel  klei- 
neren Summen,  derjenigen,  welche  sich  in  1872  und  1873  vollzogen 
hatte,  als  Frankreich  die  ihm  auferlegte  Kriegskontribution  an  Deutsch- 
land leistete  und  wenigstens  ähnlich  der  Übertragung,  die  1847  statt- 
fand, als  der  Kaiser  von  Rufsland  an  Zahlungsstatt  für  den  grofsen 
russischen  Getreide-Export  Inskriptionen  zu  seineu  Gunsten  von  ca. 
Fcs.  70000000  französischer  Renten  vornehmen  liefs.  Im  Sommer 
1880  beginnt  von  neuem  der  Getreide-Import  in  England,  diesmal  aus 
Amerika;  als  Rembours  hierfür  geschehen  Gold  Versendungen  dahin, 
weil  diese  Deckungsweise  trotz  der  Transportkosten  noch  gewinn- 
bringender ist,  als  der  Verkauf  von  englischen  Wechseln  an  den  ame- 
rikanischen Börsen.  Zum  Schutze  ihres  Goldvorrats  erhöhte  die 
Reichsbank  ihren  Diskontsatz  auf  ö^/^  und  dann  auf  5^/,  ^/o,  ohne 
dem  Metallabflufs  steuern  zu  können;  im  September  wurden  über 
Hamburg,  Bremen,  Havre  und  Southampton  im  Hafen  von  New  York 
Mk.  99699000  Gold  gelandet,  von  denen  die  Hälfte—  Mk. 45000000 
—  aus  deutschen  Goldmünzen  bestanden  haben  soll.  Nicht  weniger 
als  die  vorgenannten  unmittelbaren  Ursachen  wirkt  auf  den  Berliner 
Markt  die  Gestaltung  der  Wechselkurse  zwischen  London  und  Paris 
und  zwischen  London  und  New  York  zurück,  welche  letztere  heute 
viel  gröfsere  Beachtung  als  früher  verlangen.  Während  einerseits  der 
Export  amerikanischer  Produkte  nach  Europa  wächst  —  das  Gut- 
haben der  Vereinigten  Staaten  aus  ihrer  Handelsbilanz  gegen  England 
erhöhte  sich  z.  B.  von  $  91793000  im  Fiskaljahr  1879/1880  auf 
$  168557000  im  Fiskaljahr  1880/1881  —,  nehmen  die  bedeutenden 
Forderungen,  welche  Europa  bisher  aus  seinem  Besitze  an  amerikani- 
schen Staatspapieren  geltend  machen  konnte,  sehr  rasch  erheblich  ab : 
eine  Schätzung  des  Finanzministers  Shermann  beziffert  diesen  auf 
«  1000000000  in  1870,  $  600000000  in  1876,  «250000000  in 
1880.  Berlin  wurde  aber  durch  alle  diese  Momente  umsomehr  be- 
rührt, als  der  Metallschatz  der  Reichsbank  nur  zum  kleineren  Teile 
aus  Gold,  zum  gröfseren  Teile  aus  Silber  besteht  —  Ende  September 
1880  etwa  Mk.  185000000  Gold,  Mk.  33000000  Reichssilbermünzen, 
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Mk.  31 7  (XX*  000  in  Thaleni  — ,  der  iDtematlonale  Verkelir  aber  nar 
Dach  ersterera  verlangt.  So  lange  nun  der  Verkauf  des  deutschen 
Silbers  sistiert  ist,  so  lange  läuft  Deutschland  Gefahr,  bei  jeder  Wen- 
dung der  Wechselkurse  zu  seinen  Ungunsten  den  ohnedem  nicht 
grofsen  Vorrat  an  Gold  schmälern  zu  sehen  und  dagegen  das  unter- 
wertige  Silber  zurückzubehalten.  Hierdurch  wird  nicht  nur  der  end- 
gültige Abschlufs  unserer  Münzreforra  in  Frage  gestellt,  sondern  auch 
unsere  Handelsbeziehungen  zu  dem  fast  ohne  Ausnahme  nach  Gold 
rechnenden  Auslande  bieten  nicht  mehr  die  Sicherheit,  eingegangene 
Verpflichtungen  in  Gold  erfüllen  zu  können.  Auch  der  Metallschat^: 
der  Bank  von  England  ist  unaufhörlich  Veränderungen  ausgesetzt; 
gegenüber  dem  Zuflüsse  und  Abflüsse,  welcher  dort  Tag  für  Tag  ver- 
zeichnet wird,  sind  die  korrespondierenden  Ziflem  in  Berlin  nur  ge- 
ring. Indessen  Niemand  in  England  nimmt  an  jenen  Schwankungen 
Anstand  und  selbst  die  Verminderung  der  Barvorräte  flöfst  keine  Be- 
sorgnis ein,  weil  die  Erfahrung  zur  Genüge  gelehrt  hat,  dafs  die  Bank 
durch  Erhöhung  ihrer  Diskontsätze  mit  Leichtigkeit  Gold  aus  dem 
Auslande  und  aus  dem  inneren  Verkehre  heranziehen  kann.  In  glei- 
cher Weise  werden  wir  uns  daran  gewöhnen  müssen,  dafs  Metall  dem 
Schatze  der  Reichsbank  entnommen  werde,  und  eine  Ciefahr  für  unsere 
Währung  ist  hierbei  nur  bis  zu  dem  Tage  vorhanden,  an  welchem  die 
Reichsbank  sich  entschlossen  haben  wird,  ihren  Bestand  au  Silber- 
thalern  in  Gold  umzutauschen. 

Zur  Veranschaulichung  der  Entwickelung  der  Reichsbauk  mögen 
nachstehende  Ziflem  dienen. 

Es  betrugen  in  Tausend  Mark: 


die  Ga^nnitfiimmß 

0  -3   S 
fe.g| 

im 

11« 

die  durch »cbjiUUicbe  Anlii{;e  in 

Ml 

1    ^ 

»SS 

1^1 

>  5  ä 

1876 

1877 
1878 

1879 
1880 

Mk. 
4  140465 

3  Hi  709 

3596142 
3  40Ö  703 
3542141 

Mk. 
467  107 
492  829 

525751 
628  405 

«J9  702 

Mk. 
684  867 
694  929 
622642 
667  675 
735  0^3 

Mk. 
5^0593 
523  104 
494  072 
534  237 
562091 

74'^55 
75-27 

7935 
80,- 

76,47 

Mk. 
»53858 
»55  754 
185^35 
195338 
167638 

Mk 
173841 

173013 
166  46t) 
161  351 
151  973 

Mk. 
227  397 
189928 
169027 
161  383  ' 
184  169 

Mk 
I67i 

1873 
5  35» 
35^ 

9  5«4 

Mk. 

509«4 
49  34S 

53011 
5*335 
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Die  Bewegungen  des  Bankdiskontos 

waren 

l 
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darcb- 
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» 
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3 

31 

6 

3i 
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1877 

5 

2 

*A 

3 

2 

»i 

5i 

4 
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1878 

6 

2 

3A 

3 

2 

«l 

5 
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1879 

5 

2 
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3 

2 

.'! 

4i 

3 
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3 
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3} 

«i 
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4 
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Die  Zahl  der  Reichsbank-Anstalten  vermehrte  sich  von  207  in 
1876  auf  222  in  1880. 

Das  Bankgesetz  von  1875  hatte  den  ungedeckten  Notenumlauf 
der  Reichsbank  auf  250000000  Mk.  festgesetzt,  welche  Summe  sich 
durch  Verzichtleistung  der  kleinen  Banken  auf  die  Notenausgabe  auf 
273  875  000  Mk.  erhöht  hat.  Damit  wurde  in  die  Bilanzen  der  Reichs- 
bank ein  Element  hineingetragen,  die  Notenreserve,  welches  der 
Preufsischen  Bank  ganz  unbekannt  war  und  das  auf  die  geschäftliche 
Thätigkeit  jener  und  namentlich  auf  die  Diskontopolitik  gröfsten 
Einflufs  ausüben  mufste.  Es  betrugen,  die  erste  und  letzte  Woche 
des  Jahres  aufser  Acht  gelassen,  in  Tausend  Mark: 


das  Maximum 
der  Noten-Reserve. 

der  Dis- 

koncosatz. 

das  Minimum 
der  Noten-Reserve. 

der  Dis- 
kontosatz. 

1876 

1877 
1878 
1879 
1880 

7.  Juni      Mk.  244  136 
28.  März       „     223  577 

7.  Juni        „     241  643 
23.  März       „     299225 

7.  Juni        „     231  531 

3i« 

4     .» 
4     ». 

3  n 

4  ,» 

15.  Jan.        Mk.     70492 
80    Septbr.     ,,       58  152 
15.  Jan.          ,,     107828 
7.  Oktbr.      „       72513 
80.  Septbr.     „       88719 

6     » 

5    »» 

4i    n 

4         M 

51. 

Zunächst  überrascht  bei  diesen  Zahlen  die  Gleichmäfsigkeit ,  mit 
welcher  die  Reserve  ihren  höchsten  Bestand  im  Frühjahre  erreicht,  auf 
ihr  Minimum  im  Herbste  zurücksinkt;  auch  in  1876  und  1878  fallen, 
vom  Monat  Januar  abgesehen,  die  kleinsten  Zahlen  auf  die  Monate 
September  und  Oktober  (1876:  31.  Oktober  Mk.  85378,  1878:  30, 
September  Mk.  111459). 
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Die  anderen  Konten  zeigen  (in  Tausend  Mark): 


Maximtiui 

de» 

KotciitiinUars 


Minitfiimi 
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NoteiiamUufs, 


de* 
Kii^4efib«»tRDds. 


Miiumuiti 

de* 
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1876 

1877 
1878 

1879 

1880 


Mk 

BO.  Jinii  777677 
30  Juni  755  259 
Ifi  Jtu».  677  105 
30.  Hcpt.  755  782 
BO^Jaiii    814305 


Mk 

15.  MUrjs  621  0S9 
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23.  KeUr,  556027 
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3t 


Mk 
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VJ.  Kcbr.  570898 

2a   Anj;,  6r8  51  j 
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Hk 

472  768 
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MiLximitLn 
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LoiobMrdboiitiindH 


Miiiiiiium 

d«» 

[  ^om  bard  best«i.i:i  •!$ 


1876II    7   Jttü 

1877    7 Am 
I878I  Ifl.  Juti 

1879I    7.  Okt 
1880II    7  Juli 


Mk 

473  175 
417  19z 

J92  574 
375725 
391  825 


Mk. 
16,  Miirr.  335  9^4 
15  MiirR  319072 
15.  Mürt  311  550 
23  MÄr/  269396 
25.  Miii     301  404 


30.  S*pt 

31.  Mäix 

.*)0  Jüui 
30  .S«pt 


Mk 

6f  887 

55  54^ 

63  461 

70945 

104608 


^3  MAt 

23  Jitui 
15  Aoff 
•/3  Nov, 
15    All;;. 


Mk 

44852 

42516 

46  863 
45  »75 
37  115 
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Hiermit  seien  die  Diskontschwanknngen  der  Reichsbank  noch  zu- 
Banmieiigebalten : 


76  Jhii    1. 

5    l 

1877  Jau    b       4    3 

1878  Jau.   2!       4     If- 

1879   Üec     10.     4     1 

Jki).   3. 

6       M 

Mut  n.    5   ,, 

Aii^,  29.     5     „ 

1880  A«|f.    18.    5     „ 

Jan    19. 

5     n 

Jütii  16.    4    ,« 

Dec    IL    4j  ,, 

Sopt    A       51  „ 

rebr   4, 

4       M 

Sept.   U.  5     ,, 

1879  Jaii    11      4     ,. 

Okt-  6        5    „ 

Mai  18 

3i- 

Okt    3.      51  „ 

Mürz   21.    3     ,. 

Okt    18,     4l  », 

Juli   11. 

4    1^ 

Nov.   12.    S     „ 

Aiiif,    13     4     t. 

Nov.  9.      4 

Okt  26. 

4^. 

Dec.  3.      41  , 

Okt.   11      4j  „ 

Es  liefern  diese  Ziffern  zur  (Jenügc  den  Beweis,  in  welchem 
Mafse  neben  den  inländischen  Geldansprücheu  noch  die  obenerwähnteu 
äufseren  Gründe  bestimmend  aiif  die  Bewegung  der  Diskontsätze  ein- 
gewirkt haben;  so  u.  A.  im  Mai  1877,  August  1878  und  August  1880 
die  Steigerung  des  Londuner  Wechselkurses,  im  Oktober  1879  und 
im  September  1880  die  Goldexporte  nach  Amerika.  Allerdings  bleibt 
dem  Femestehenden  häufig  unverständlich,  inwieweit  gerade  die  letz- 
teren Ursachen  zur  Veränderung  der  Diskontraten  Veranlassung  geben, 
da  die  Bankausweise  den  Metallbestand  nur  in  einer  Summe  und  nicht 
nach  Gold  uud  Silber  getrennt  aufführen.  Je  wichtiger  die  Kenntnis 
dieser  /usammensetzung  im  Hinblicke  auf  unsere  neue  Währung  und 
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auf  die  internationalen  Verpflichtungen  Deutschlands  ist,  desto  uner- 
klärlicher ist  die  Weigerung  der  Bank,  jener  oft  erhobenen  Forderung 
nachzukommen* 

Die  Preufsische  Bank  war  mit  ihrem  Diskontsatze  während  der 
Zeit  ihres  Bestehens  nicht  unter  4^^!^^  herabgegangen,  die  Reichsbank 
emanzipierte  sich  von  dieser  Übung  und  erraäfsigte  ihre  Rate  in  1876 
auf  3'l„  in  1879  auf  3"*|<j. 

Vor  dem  Jahre  1856  hatte  die  Preufsische  Bank  den  kleinen  Be- 
trag ihrer  Betriebskapitalien  durch  Annahme  von  verzinslichen  Depo- 
siten und  von  Guthaben  der  Staatskassen  sowie  durch  die  sehr  siun- 
reiche  Ausbildung  des  sog*  Giroverkehrs  zu  vermehren  gesucht;  sie 
gab  nämlich  Anweisungen,  ausgestellt  auf  Guthaben  Dritter  von  den 
Filialen  oder  der  Bank  selbst  auf  ihr  Berliner  Kontor,  zahlbar  sechs 
Monate  oder  ein  Jahr  nach  Sicht,  aus  und  diese  „Giroanweisungen*' 
galten  allenthalben  als  beliebte  Umlaufsmittel.  Lange  sträubte  sich 
die  Bank,  auf  ihr  Monopol  der  Annahme  verzinslicher  Depositen  zu 
verzichten  und  den  Preufsischeu  Privatbanken  das  gleiche  Hecht  ein* 
zuräumen,  ein  Zeichen,  welchen  Wert  sie  auf  den  Zuflufs  dieser  Ka- 
pitalien legte.  Allerdings  überstiegen  letztere  in  Verbindung  mit  den 
Girogeldem  in  den  ersten  zehn  Jahren  den  Notenumlauf  ganz  erheb- 
lich, bis  dassen  Kontingentierung  durch  den  Vertrag  vom  28.  Januar 
1856  freigegeben  wurde. 

Es  betrugen  im  Durchschnitte  in  Tausend  Mark: 
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— 
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68 1  035 

20725 
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Dieser  Rückgang  der  verzinslichen  Depositen  und  der  Giroan- 
weisungen war  kein  zufälliger;  in  den  Jahren  1861  und  1862  kündigte 
die  Preufsische  Bank  mehrere  Millionen  zweiprozentiger  Depositen- 
gelder, weil  ihr  die  nutzbringende  Verwendung  dafür  fehle,  und  in 
der  Sitzung  des  Abgeti>rdnetenhau9es  vom  31.  März  1865  rühmte  der 
BankpriLsident  von  der  Preufsischeu  Bank,  dais  sie  nicht  wie  die 
Bauken  von  England  und  Frankreich  mit  150  Million  hezw.  60  bis 
70  Million  Thiiler  fremden  Geldern  (Depositen^  wirtschafte,  Sümltrii  nur 
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fünf  Million  Thaler  tilglich  zuruckzahlbarer  Gelder  besitze.  Dem  ent- 
sprechend  wurden  auch  Giroanweisungen  seit  1870  nicht  mehr  accci>- 
tiert;  die  Girokapitalien,  welche  in  1870  bis  auf  Mk.  750000  zu- 
samraengeschrunipft  waren,  fanden  nur  durch  Einzahlungen  seitens 
der  Staatskassen  neue  Nahrung;  die  verzinslichen  Depositen  hörtüii_ 
mit  dem  31.  Mai  1879  auf. 

Die  Verwaltung  der  Reichsbauk  organisierte  im  Gegensatze  zt 
jenen  Anschauungen  den  unverzinslichen  Giroverkehr  in  einer  solchen 
Ausdehnung,  dafs  sie  hierin  von  keiner  zweiten  Anstalt,  gleichviel  in 
welchem  Lande,  iibertroffen  wird.  Der  Gir()konto-Inhaber  kann  auf 
sein  Konto  an  jeder  Bankstelle  kostenfreie  Einzahlungen  leisten  und 
leisten  lassen,  ao  jeder  Bankstelle  kostenfreie  Übertragungen  von  seinem 
Konto  auf  das  Konto  eines  anderen  Konto-Inhabers  voniehmen  hissen. 
Der  Vorteil  dieser  Einrichtungen  liegt  auf  der  Hand.  Die  Mühe,  der 
Zeitverlust  und  die  Transportkosten  der  Versendung  von  barem  Gelde 
kann  nunmehr  in  allen  Fällen  erspart  werden,  wo  es  sich  um  Be- 
gleichung von  Verpflichtungen  zwischen  Girokonto-Inhabern  handelt 
Ganz  Deutschland  ist  dadurch,  wie  der  Verwaltungsbericht  der  Reichs- 
bank tür  187*3  mit  berechtigtem  Stolze  hen'orhob,  zu  einem  einzigen 
Giroplatze  geworden.  Der  Handelsstand  hat  von  dieser  überaus  wert- 
vollen Einrichtung  sofort  ausgiebigsten  Gebrauch  gemacht.  Die  Ein- 
zahlungen auf  Giro-Konto  begannen  am  10.  April  1876  und  der  Be- 
stand erreichte  am  Schlüsse  unserer  Berichtsperiode,  Ende  1880,  die 
Summe  von  Mk,  154  437  500,  Die  Entwickelung  des  Konlos  wird 
durch  folgende  Zahlen  illustriert  (in  Tausend  Mark); 
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MD  l.  JAnumr. 

ÄogHng 
im  Jahre. 
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im  Jahre 

Ditrchachnitts- 
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Uk. 
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1          123708 
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155045 

Mk, 
8  526  192 
H  140547 
14370584 
t6  186969 
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Mk, 
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14  120298 
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18787  87t 

Mk 
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'09999      m 
12^796      ■ 

IH993          1 
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1 
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Diese  vorher  in  den  Geldschränken  zerstreuten  und  müfsig  gele- 
genen Beträge  wurden  von  der  Reichsbank  gesammelt  und  dem  Geld- 
verkehr  eingefügt  in  einer  Zeit,  in  welcher  die  geschäftliche  Stagnation 
nach  neuen  Verkehrsmitteln  nicht  verlangte;  sie  konnten  daher  nur 
eine  Verwertnng  finden,  indeni  sie  and(\re  Umlaufsniittel  verdrängten. 
Eä  niufste  Am  um  so  mehr  geschehen,  als  der  Schwerpunkt  des  Kontos 
der  Giroguthaben  nicht  in  seinem  Durchschnittsbestände,  sondern  in 
den  staunenswerten  Ziffern  der  Übertragungen  zu  suchen  ist.  Jede 
der  Übertragungen  war  vor  Schaffung  des  Giroverkehrs  nur  möglich 
durch  Barzahlung  oder  durch  Versendung  von  Wechseln,  Geld  und 
Banknoten,  wobei  letztere  dem  Verkehre  tagelang  entzogen  blieben. 
Die  Wirkungen  der  Giro-Übertragungen  müssen  daher  in  dem  Minder- 
verbraiich  von  Noten  und  Wechseln  zum  Ausdruck  kommen  und  die 
Abnahnn?  in  den  beiden  Konten ,  wie  sie  aus  der  oben  mitgeteilten 
Tabelle  ersichtlich  ist,  kann  uubedenklich  mit  auf  deren  Rechnung 
gesetzt  werden.  Vergleicht  man  die  Abnahme  des  ungedeckten  Noten- 
umlaufes der  Reichsbank  mit  der  Vermehrung  der  Giroguthaben  gegen- 
über den  DurchschnittsziÖern  des  Jahres  1875,  so  zeigen  sich  folgende 
Zahlen  (in  tausend  Mark): 


VermehrttQg    der    GirogiiUiabea    im 

Jahresdurchschnitte    .     .     ^     .     . 

Veraitnderung  der  ungedeckten  No- 
ten .;     '  

Dejnftiich  ÜberschDrs  der  ersteren 
über  die  letzteren       .... 

Jene  Erscheinung  ist  indessen  nicht  neu;  in  England  verdrängen 

die  Anweisungen  über  Depositen  immer  mehr  die  Noten  und  neh- 
men unter  den  UmlaufsmittrJn  einen  die  letzteren  weit  überflügelnden 
Platz  ein.  Es  sei  nur  an  die  häufig  wiedergegebenen  statistischen 
Notizen  über  die  Elemente  von  Zahlungen  an  die  Häuser  Glyn^ 
Mills  &  Co.,  Rohbarts,  Lubbock  &  Co.  und  Morrison,  Dillon  &  Co.  erin- 
nert, bei  welchen  die  Wechsel  13^  g,  die  Cheks  80  J,  die  Noten  61^, 
das  Bargeld  Oi  j  repräsentieren ;  ferner  an  die  Verminderung  des  No- 
tenumlaufes der  Bank  von  England  um  £  2  (XX) 000,  als  diese  in  das 
Londoner  Banking  Clearing  House  eintrat  Ebenso  hat  Leser  (im 
dritten  Hefte  des  laufenden  Jahrganges  dieser  Zeitschrift)  ZilTern  mit- 
geteilt, welche  ergeben,  dafs  die  Kasseneingänge  der  nordamerikani- 
sehen  Nationalbanken  im  September  1881  sich  aus  1,55  fi  Gold  und 
Silber,  4,36 Jj   Noten   und  Greenbacks,   94,09 J  Wechseln  und  Chpcks 

15* 


1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

Mk 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

32332 

60807 

71736 

90S33 

86730 

2S96a 

28  411 

71  666 

66708 

27  3M 

6370 

32396 

70 

23825 

59416 
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zusammensetzen*).  \ber  die  Reicbsbank  war  nicht  gewillt,  neben 
den  Arbeitö-  und  Kostenvermehrutjgen,  welche  sie  sich  durch  Einrichtung 
des  Giroverkehrs  aufbardete,  eine  Vermiodernng  ihrer  andereu  Ge- 
schäftszweige ohne  Widerstand  hinzunehmen;  sie  begann  daher  an- 
fangs 1880  Wechsel  unter  ihrem  offiziellen  Zinssatze  von  4  g  zu  kau- 
fen. Früher  hatte  sie  von  dem  Bundesrate  gefordert,  dafs  die  Privatr 
noteubanken  bei  ihren  Diskontgeschäften  au  die  von  ihnen  jeweilig 
bekannt  zu  machenden  Prozentsätze  gebunden  seien,  gegen  welches 
Verlangen  der  Bundesrat  sich  jedoch  ablehnend  verhielt,  obgleich  es 
nach  dem  Wortlaute  des  Bankgesetzes  begröudet  schien.  Auf  diese 
Entjscheiduug  gestützt,  folgte  die  Rcichsbank  nunmehr  dem  von  dee 
Privatbanken  gegebenen  Beispiele.  Ihr  Auftreten  als  Privatdiskonteur, 
das  sofort  die  Rate  am  offenen  Markte  bis  auf  l|  ^  herabdrückte, 
ward  bereits  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom  18,  Februar  1880 
auf  das  I^ebhaf teste  angegriffen ;  es  bildet  seitdent  den  Gegenstand  immer 
sich  erneuernder  Polemik,  wenn  auch  die  Reichsbank  bei  ihren  An- 
käufen sich  spater  nicht  mehr  so  weit  als  damals  von  ihrem  offiziellen 
Satze  entfernte.  Die  Gründe,  mit  welchen  die  Freunde  der  Reichs- 
bank deren  Vorgehen  zu  rechtfertigen  suchen,  gehen  kurz  zusanimen- 
gefaf^t  dahin,  dafs  die  Reichsbank  durch  die  Privatdiskon teure  von 
dem  Wcchselmarkte  verdrängt  würde  und  ihr  dadurch  die  Kontrole 
über  die  Kreditverhältnisse  des  Handelsstandes  verloren  gehe,  dafs 
sie  auf  die  Veränderungen  des  Geldmarktes  nicht   genügend  Einfluls 


t)  Der  EconomiBt  brachte  Im  Aa!tchlu»>e  *u  die  BiUiumi  der  eaglischeu  Biuik«n 
am  Schlu»»c  des  or»ten  Semettcrs  tSSO  ettie  Tabelle,  welche  nnch  verleb ledenen  Rleh- 
tungen  liin  Uberaaü  interesaaut  ist.  Nach  der^telben  sutsen  »Ich  die  BetriebjLmittel  i» 
deo  Htädten  und  ludostrie  -  Bezirkeii  Eugtandii  »chätiangaweiie  folgen dernuif^o  «o- 
aammtti; 
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I  ausüben  könne  und  ihre  Diskontbeweguugen  nur  prozentweise  voll- 
•jRiehcn  müsse.  Ferner  werde  der  Giroverkehr  dazu  benutzt,  dafs  die 
kurzfälligen  Wechsel,  welche  früher  der  Reichsbank  zum  Inkasso  über- 
geben worden  seien,  jetzt  durch  Bankiers  an  Ort  und  Stelle  gegen 
Zahlung  einer  minimalen  Provision  eingezogen  uüd  deren  Beträge  über 
Girokonto  den  Auftraggebern  überwiesen  würden:  alle  jene  Momente 
beeinträchtigen  die  Rente  der  Reichsbank,  welche  vor  die  Alternative 
gestellt  sei,  entweder  den  Giroverkehr  bezw.  wenigstens  die  kosten- 
freie Übertragung  fallen  zu  lassen  oder  durch  den  Ankauf  von  Wech- 
seln auf  dem  offenen  Markte  ihre  Selbstkosten  zu  decken.  Zur  Bele- 
gung der  eben  wiederholten  Gründe  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs 
seit  1873  der  Wechselverkehr  der  Reichsbank  von  Jahr  zu  Jahr  klei- 
ner geworden,  der  Bestand  an  kurzfälligen  Wechseln  eine  unverhält- 
nismäfsige  Abnahme  aufweise  und  die  Gröfse  der  Einzelwechsel  so- 
wohl bei  dem  Platzdiskont-  als  auch  bei  dem  Remessenwechsel-Geschäft 
um  etwa  ein  Drittel  zurückgegangen  sei.  Alle  diese  Angaben  sind 
richtig,  so  lange  man  sie  nur  auf  ihre  absoluten  Zahlen  prüft. 
Anders  indessen,  wenn  sie  im  Zusammenhange  mit  den  übrigen  dazu 
gehörigen  Zitfern  untersucht  werden*  In  erster  Linie  erscheint  das 
Jahr  1875  ungeeignet,  den  Ausgangspunkt  einer  vergleichenden  Sta- 
tistik zu  bilden.  Von  der  zu  Anfang  dieses  Jahres  beobachteten  Dis- 
konto-Politik der  Preufsitichen  Bank  ist  schon  oben  die  Rede  gewesen ; 
dafs  späterhin  nach  Ausbruch  der  Wiener  Krisis  das  Portefeuille  der 
Bank  sich  in  ungewöhnlich  hohem  Mafse  füllte,  teils  aus  Vorsorge 
des  Publikums,  teils  weil  manche  Privatbanken,  Notenbanken  sowohl 
als  Kreditbanken,  zurückhaltender  wurden,  ist  begreiflich.  Man  wird 
daher  einen  längeren  Zeitabschnitt  wählen  müssen,  wenn  man  einen 
zuverlässigen  Mafsstab  anlegen  will  Diesen  bis  zum  Jahre  1870  aus- 
zudehnen, ist  wohl  um  so  gerechtfertigter,  als  dadurch  die  Jahre  1871 
und  1872,  die  Zeit  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs,  sowie  die  Jahre 
nach  187^^,  die  Zeit  des  Niedergangs,  einbegriffen  werden.  Das  Er- 
trägnis der  Wechselstempelabgabe,  welche  bekanntlich  einhalb  vom 
Tausend  der  Kapitalsumme  beträgt,  läfst  einen  Rückschi uls  auf  die 
Gröfse  des  Wechsel  Verkehrs  in  Deutschland  zu;   es  wurden: 
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F    Tborwuft, 

(alles  in  tausend  Mark) 


■ 

1 

Wechsel  verkehr  der 

IUI  Stempel«bgabe 
Yereiunthiai: 

Deinntieh  Wechsel- 

Wechsel  verkehr  der 

Prcufsi scheu,   be»w- 

verkebr 

Preufaijtcben,  bcsw. 

Rejch^buik    in  Pru* 

in  DouUohlftiid : 

Reichsb&nk : 

seilten  dcA  gesamten 

Wechsdverkehra : 

Hurk 

Ifark 

Mark 

1. 

1870 

4  5«*« 

9  123  600 

2361312 

26 

IS7] 

S"7 

to  445  000 

2624  155 

25 

1872 

7  »47 

14295000 

3  9S0  3S2 

28 

i»73 

7849 

15698600          1 

5  340  85*» 

34 

1874 

7041 

14082800 

4«275i2 

29 

'»7S 

7113 

14426  200 

4099613 

28 

1876 

687s 

13  749  200 

414046s 

30 

i»77 

6774 

13548200 

3842309 

28 

1878 

6  US 

12251000          1 

3  396  Hl 

28 

»«79 

6343 

12685800 

3  408  703 

27 

i88o 

6108 

12415600          [ 

3  54^  M» 

29 

Es  ist  hieraus  ersichtlich,  dafs  der  Wechselumlauf  in  Deutsch- 
land im  allgemeinen  abgenommen,  der  Auteil  der  Reichsbank  au  dem- 
selben  aber,  van  dem  Ausnahmejahr  1873  abgesehen,  eine  bemerkens- 
werte GleichraäXsigkeit  behauptet  hat  AUerdiugs  darf  man  nicht  Ter- 
gessen,  dafs  das  Diskontgeschäft  der  Bank  bis  1875  nur  aus  Nard- 
deutschland,  von  da  ab  auch  aus  Baiern  und  Württemberg  gespeist 
wurde.  Als  Wechsel  verkehr  der  Reichsbank  ist  die  Summe  der  dis- 
kontierten Platzwechsel  und  der  angekauften  Reraesaenwechsel  auf  das 
Inland  und  auf  das  Ausland  zusammengefalst. 

Es  betrugen  ferner 
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Die  Diskontowechsel  zeigen  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  nur 
unwesentliche  Veränderungen,  sowohl  was  Gröfse  als  auch  Verfall- 
zeit anlangt;  mehr  Schwankungen  finden  bei  den  angekauften  Inlands- 
wechaeln  statt,  deren  Gröfse  in  dem  Jahrfünfte  1871  —  1875  sich  er- 
höht, um  alsdann  wieder  zurückzugehen.    Indessen  ist  zu  berücksich- 

1)  1869—1870. 
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tigen,  dals  bis  1871  üinschlieMich  die  aii^^ükaiifteu  Wechsel  auf  Frank- 
furt, bis  1872  eiiiachliefslidi  die  Weclmcl  auf  Bremen  und  auf  Ham- 
burg, bis  1875  einscbUeföüdi  die  Wechöcl  auf  Baiern  und  Sachsen 
unter  den  Remessenwechseln  auf  das  Ausland  aufgeführt  sind. 

Di«  durchschnittliche  Gröfse 
der  Wecbä«!  auf  dsA  Aus- 
land betrug: 


in  den  Wech^elbetrügon  auf 

da^  Ausland  entfaneD  auf 

deutsch  0  Plätse: 


1851— 1H55 
1856-1860 

1861  —  1865 
1866—1870 
1871—1875 
1876-^1880 


Mk,  4425 
,,  3399 
„  3159 
„  3286 
„  2380 
„  5667 


Je  bedeutendere  Wechselbeträge  auf  deutsche  Plätze  enter  den 
Auslandsremessen  verrechnet  werden,  desto  kleiner  wird  deren  Durch- 
schiiittsgnifse ;  das  auffällige  Wachstum  der  letzteren  seit  1876  und 
die  Verminderung  der  Gröfse  der  Inlandsremessen  seit  dem  gleichen 
Jahre,  d.  h.  seitdem  Wechtie!  auf  Deutschland  nicht  mehr  der  erste- 
reii  Gruppe  zugezählt  werden;  legt  daher  den  Schlufs  nahe,  dafs 
deren  Durchschnittsgröfse  wesentlich  geringer,  als  diejenige  der  eigent- 
lichen Wechsel  auf  das  Ausland  gewesen  sein  wird.  Durch  ihre  Ein- 
fügung in  die  Inlandsremessen  ist  der  durchschnittliche  Betrag  der 
letzteren  vermindert  worden,  nicht  aber  durch  den  Umstand,  dafs 
heute  der  Reichsbank  weniger  grofse  Wechsel  zum  Diskont  angeboten 
würden.  Nun  hat  aber  schon  Nasse  darauf  aufmerksam  gemacht 
(Die  Preufsische  Bank,  Bonn  1866),  dafs  der  Üurchschnitlsbelrag  der 
von  der  Preufsischen  Bauk  diskontierten  Wechsel  gröfser  sei,  als  z.  B. 
bei  der  Bank  von  Frankreich,  wo  dei-selbe  in  1863  für  jeden  in  Paris 
diskontierten  Wechsel  nur  Frs,  1199,  für  jeden  von  den  Succursalcn 
diskontierten  Frs.  1455  erreichte.  „Fast  möchte  man  vermuten,''  fügt 
Nasse  hinzu,  „wenu  man  die  Gröfse  und  die  lange  Dauer  der  Platz- 
wechsel bei  der  Preufsischen  Bank  in  Betracht  zieht,  dafs  manche  von 
ihnen  gezogen  seien,  nur  um  Kapital  aufzubringen.*'  Und  Wagner 
(System  der  Zcttelbankpolitik)  hebt  bei  der  Besprechung  des  Noten- 
umlaufs der  Preufsischen  Bank  hervor,  dafs  in  dessen  Stückelung  seit 
1871  die  gröfseren  Abschnitte  überwiegen,  welche  wegen  ihrer  kürze- 
ren Umlaufsfrist  auch  stärkere  Bardeckung  notwendig  machen.  „Die 
Verfallzeiten  der  Wechsel  im  Portefeuille  müfsten  nur  ebenfalls  aus 
letzterem  Grunde  womöglich  noch  kürzer  als  früher  werden.  Man 
kann  hier  die  Regel  aufstellen:  je  gröfstTe  Notenappoints  und  je  stär- 
keres Vorwalten  derselben  im  Gcsamtumlauie ,  desto  kürzere  Verfall- 
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Zeiten  der  zur  Deckiiiig  diuncMden  Wechsel  sind  notwendig/*  Beide 
Urteile  rühren  von  Männern  her,  welche  einerseits  als  die  genauesten 
Kenner  des  deutschen  Bankwesens  gelten  dürfen,  andererseits  der 
Leitung  der  Preursischen  Bank  durchaus  sympathisch  gegenüberstan- 
den. Inzwischen  hat  die  Verschiebung  in  der  Stückelung  der  Noten 
der  Reichsbank  weitere  Fortschritte  gemacht.    Es  entfielen  auf 


Ah»ctiTiiU« 


von  KÜilr.  lu     von  Kthlr    50     von  fithln  100     von  llüilr. 


in   i8f)9  — 1S75 
in   1876  — 1880 


i       „      25       nnd  Mk.    100       und  Mk.  &O0       und  Mk.    IC 

25«  5  8  49!  ^*l 

—  II  49  ft  17  ♦•  34  it 

Mali  dürfte  also,  wenn  wirklich  Durchschnittsgröfac  und  Durchschnitts- 
vcifailzeit  der  von  der  Rcichsbank  diskontieiten  Wechsel  Abnahmen 
erführen,  dies  aus  theoretischen  Gründen  nur  willkommen  heifsen. 
In  t'htTeinstinimung  hiermit  weist  das  Portefeuille  der  Bank  von  Frank- 
reich auch  daucnid  einen  erheblichen  Prozentsatz  von  Wechseln  in 
kleinen  Betragen  auf:  vm  den  in  Paris  diskontierten  Wechseln  lau- 
teten in  1872:  Ibt  in  1881:  24  }J,  in  1882:  25  J  auf  Summen  bis 
Frs.  UX),  85  g  bezw.  76  g  und  75  g  auf  Summen  von  mehr  als  Frs.  100. 
Die  Durchschnittsgröfse  der  Wechsel  zeigt  noch  einen  kleinen  Rück- 
gang gegen  1863;  sie  war  bei  den  in  Paris  diskontierten  Platzwech- 
seln in  1874  Frs.  1010,  in  1881  Frs.  1137,  in  1882  Frs,  1042,  hei 
den  diskontierten  Wechseln  auf  die  Succursaleu  in  1874  Frs.  lP>2r», 
in  1882  Frs.  1010. 

Schon  oben  ist  die  Konkurrenz  erwähnt  worden,  welche  die  Privat- 
ttotenbanken  durch  den  Ankauf  von  Wechseln  unter  ihren  offiziellen 
Diskontsätzen  der  Reichsbank  bereiten ,  es  mag  daher  die  Zusammen- 
stellung wiederholt  werden,  welche  Basch  im  Deutschen  Handelsblattc 
bezüglich  der  Wcchselumsätzc  der  Privatnotenbanken  veröffentlicht  hat; 
nach  derselben  beziffern  sich: 


die  WcehBcluttisäUe  der 
Privauiotcn  bftnken 


1876 
1877 

1878 
1879 
1880 


Mk. 


1953000 
1  874  000 
17520ü<J 
1  717  000 
17900UO 


(in  tAiiMnd  Mark) 

dctnuAch  deren  Anteil  jui 

dl«in  g:e$Rint«n  deutschen 

Wech&eJ  verkehr 

14« 
14  „ 
14. 

14  „ 

15  „ 


Die  Notenbanken  sind  es  hiernach  nicht,  welche  der  Reichsbank 
den  Diskontverkehr  entfremden,  diese  findet  ihre  Konkurrenz  viel- 
mehr in  den  Kreditbanken  und  in  den  Privatdiskon  teuren^  deren  Ka- 
pitalien vereinigt  gedacht  immerhin  noch  gröfser  sind,  als  diejenigen 
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r  Reichsbaiik.  Indeni  die  letztere  mit  jen^n  in  Wettbewerb  ein- 
tritt, vermag  sie  diese  zwar  nicht  bei  Seite  m  scbiebeii,  wohl  aber 
drückt  sie  lediglich  durch  ihr  Erscheinen  auf  dem  Diskontniarkte  die 
Privatratc  zu  Gunsten  der  Wechselverkäufer  herab,  ohne  selbst  we- 
sentlich Vorteil  davon  zu  ziehen.  Denn  mit  der  Reichsbank  müssen 
die  Geldgeber  ihre  Sätze  ermäfsigen ,  wenn  sie  für  ihre  flüssigen 
Mittel  nicht  nach  anderweitiger  Unterkunft  suchen  wollen.  In  den 
Jahren  1867  bis  1875  betragen  die  Differenzen  zwischen  den  durch- 
iychnittlichen  offizielleti  Diskontsätzen  und  den  durchschnittlichen  Raten 
am  offenen  Markte  in  Berlin  annähernd  |  ^ ,  in  Frankfurt  annälierud 
jö,  in  den  Jahren  187(3  bis  1879  einschliefslich  J  bezw.  jfjt;  sie 
wachsen  aber  unter  den  Diskontkäufen  der  Reicbsbank  im  Frühjahr 
1880  und  1881  auf  2\  g  bezw,  2  J.  Diese  Verbilligung  des  Geldes 
drängte  das  Privatkapital  in  der  ersten  Epoche  zu  dem  Effekten- 
reportgeschäfle,  dessen  gröfseres  Risiko  durch  höhere  Zinsen  ausge- 
glichen wird.  Indessen  ging  der  Reportzinsfufs  unter  dem  allseitigen 
AngeWte  auf  einen  Satz  zurück,  zu  welchem  sonst  erstklassische  Wech- 
sel aufgenommen  wurden,  und  dadurch  empfing  die  Börsenspekulation 
neue  Nahrung,  die  Kurse  steigerten  sich^  das  Publikum,  aus  Furcht, 
den  richtigen  Zeitpunkt  des  Einkaufs  zu  versäumen  und  verführt 
durch  die  ermälsigten  Bedingungen,  zu  welchen  Geld  ausgeliehen  wurde, 
erwarb  Effekten  zu  jedem  Preise.  Im  Januar  1881  war  die  Wirkung 
eine  andere:  die  ausländischen  Wechselkurse  stiegen  hart  bis  zur 
Export  grenze,  da  der  Unterschied  zwischen  dem  deutschen  Privatdis- 
kon tsatze  und  den  Raten  der  fremden  Plätze  genügende  Spannung 
boten,  um  in  letzteren  Anlage  zu  machen.  Die  Freunde  der  Reichs- 
bank haben  mehrfach  betont,  dafs  diese  einer  leitenden  Stellung  ent- 
behre, wie  sie  beispielsweise  die  Bank  von  England  auf  dem  Londoner 
Diskontmarkte  einnähme.  Jedoch  hat  die  Bank  von  England  niemals 
versucht,  die  Herrschaft  über  den  Diskontmarkt  in  demjenigen  Grade 
an  sich  zu  reifsen,  dafs  sie  den  Markt  in  bestimmender  Weise  zu 
kontrolieren  vermochte.  Im  Gegenteile  beobachtet  sie  in  ihrem  Dis- 
kontogeschäfte eine  vornehme  Zurückhaltung  und  ist  nichts  weniger 
als  darauf  bedacht,  ihre  Rate«  den  PrivatdiskontosätÄen  anzupassen. 
Wohl  aber  hat  die  Bank  von  England  ihr  früheres  Diskontminimum 
im  Juji  1878  in  einen  Durchschnittssatz  umgewandelt  und  die  Beweg- 
lichkeit, mit  welcher  dieser  unter  steter  Rücksichtnahme  auf  die  ver- 
mehrten oder  verminderten  Ansprüche  des  Marktes  in  den  kürzesten 
Zwischenräumen  auf-  und  abgleitet,  ist  bekannt.  In  Folge  dessen  ent- 
fernt sich  auch  der  Satz  der  Bank  niemals  so  weit  von  der  Rate  des 
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offenen  Marktes,  als  wir  dies  bei  der  Reichäbank  sahen. 
Gegenüberstellung  wird  dies  veranschaulichen; 
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Rasche  nach  oben  gerichtete  Diskontschwankungen  sind  bei  dem 
Handclsstande  begreiflicher  Weise  unpopulär;  indessen  hatte  bereits 
Göschen  die  Erhöhung  des  Zinsfufscs  um  je  ein  Prozent  für  nötig 
erachtet,  wenn  es  sich  um  Beeinflussung  des  Wechselgeschäftes  mit 
dem  Auslande  handeln  solL  Vor  1HÖ<>  war  es  bei  der  Bank  von  Eng- 
land üblich,  auch  in  solchen  Fällen  den  Diskontsatz  nur  um  je  |  Pro- 
zent zu  steigern^  aber  die  Befolgung  des  Göschen 'sehen  Vorschlages 
bewahrte  nach  Bage ho t's  Ansicht  (Lombardstreet,  deutsch  von  Beta, 
lAjipzig  1875)  England  im  Herbste  1864  vor  einer  Krisis  auf  dem 
Geldmarkte.  Wenn  die  Reichsbank  in  der  That  Anstand  nehmen 
sollte^  ihre  Diskontraten  im  Bedarfsfalle  prozentweise  hinaufzusetzen, 
so  würde  dies  daher  in  England  wohl  kaum  Verständnis  finden.  Be- 
kanntlich hat  die  Bank  von  England,  wenn  der  Privatsatz  ihr  die 
Teilnahme  an  dem  Diskontgeschäfte  zu  sehr  erschwert,  mehrfach 
Gold  gegen  Verpfändung  von  Konsols  aus  dem  Markte  aufgeborgt, 
um  dafselbe  teurer  zu  machen  und  den  Privatsatz  ihrer  Rate  zu 
nähern.  Sie  nahm  also,  um  sich  einen  Anteil  an  den  Vorräten  des 
Marktes  zu  sichern,  nicht  etwa  ihre  Diskontkäufe  um  jeden  Preis  vor, 
sondern  entschlofs  sich  zu  einer  Zinseneinbufse ,  aber  wohl  wissend, 
dafs  diese  sich  alsbald  in  der  höheren  Diskonteinnahme  wieder  be- 
zahlt machen  werde.  Schon  der  Umstand ,  dafs  sämtliche  überschüs- 
sigen Goldvorräte  des  liandes  und  häufig  selbst  diejenigen  des  Aus- 
landes in  den  Kellern  der  Bank  von  England  aufbewahrt  werden, 
zwingt  sie,  ihre  Diskontopolitik  von  der  gröfseren  oder  geringeren 
Wahrscheinlichkeit  der  Rückforderung  derselben  abhängig  zu  machen, 
und  verhindert   sie,   den  Markt  nach  ihrem  Willen  leiten  zu  wollen. 
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Von  der  Forderung,  dafs  die  Bank  von  England  ihren  Zinsfufs  ent- 
sprecbeod  nach  demjeüigeu  des  Marktes  festsetzen  solle,  sagt  Bagebot, 
dessen  genaue  Sachkenntnis  Niemand  bestreiten  wird,  mit  besonderer 
Rücksichtnahme  auf  die  Guthaben,  welche  damals  die  deutsche  Regierung 
in  London  unterhielt:  ^Jene  Regel  war  niemals  falscher  als  jetzt,  weil 
die  Menge  plötzlicher  Ansprüche  an  die  Barreserve  vorher  niemals  so 
grofs  war.  Die  Marktzinsrate  in  liombardstreet  wird  durch  diese 
Ansprüche  nicht  beeinflufst.  Die  Rate  richtet  sich  nach  den  Deposi- 
ten in  den  Händen  der  Wechselmakler  und  Bankiers  und  nach  der 
Menge  guter  Sicherheiten,  die  ihnen  geboten  werden.  Der  Abfluss 
aus  der  Bank  hat  damit  kaum  etwas  zu  thun ;  wenn  der  offene  Markt 
nicht  glaubte,  dafs  die  Bank  in  Folge  solches  Abflufses  ihre  Rate  er- 
höhen werde,  würde  auch  die  Marktrate  nicht  steigen.  Je  zahlreicher 
die  Ansprüche  auf  die  Bank  für  Metall  und  je  wechselnder  deren 
Gröfse,  desto  gefahrlicher  die  Regel,  dafs  die  Zinsrate  der  Bank  sich 
nach  derjenigen  des  Marktes  richten  solle.  In  jetzigen  schwierigen 
Zeiten  würde  deren  Befolgung  zu  einem  Rezepte  für  Herstellung  einer 
grofsen  Menge  von  Paniks  werden."  Kein  Engländer  wird  es  für 
möglich  halten,  dafs  die  Bank  in  Konkurrenz  mit  den  Privatdiskon- 
teuren  Wechsel  kaufen  würde,  wenn  die  Kourse  den  Export  von  Gold 
signalisieren,  wenn  ein  Bedarf  von  Metall  für  das  Inland  in  Aussicht 
Btebt.  Und  mit  der  gröfsten  Sorgfalt  werden  diese  inländischen  An- 
sprüche r^striert  und  ihre  Einflüsse  auf  den  Geldmarkt  erwogen. 
Der  regelmäTsige  Verbrauch  von  Münzen  am  Quartalswcchsel  zur  Zah- 
lung von  Zinsen,  Miethen,  Löhnen  u,  s.  w.,  am  Semesterschi usse  seitens 
der  Privatbanken,  welche  ihre  Bilanzen  verbessern  wollen,  die  Ent- 
nahmen des  Staat^js  zur  Regulierung  der  Konsolszinsen,  Besoldungen 
und  Pensionen,  der  Metallabflufs  in  tue  Provinzen  im  Frühjahre  und 
Spätherbste,  der  Bedarf  in  der  Reisezeit,  ja  selbst  zur  Bestreitung 
der  Kosten  der  Parlamentswahlen  —  alle  einzelnen  Momente  und  die 
damit  korrespondierenden  Rückflüsse  tinden  in  der  Fachpresse  einge- 
hendste Würdigung  und  wenn  die  Direktoren  der  Bank  in  solchen 
Perioden  den  Versuch  machen  wollten,  in  Mitbewerb  mit  dem  Pri- 
vatkapitale zu  treten,  so  würde  der  Widerspruch  des  „Economist'* 
genügen,  um  sie  von  dieser  Bahn  wieder  abzulenken.  Die  Reichsbank 
scheint  sich  im  Gegensatze  hierzu  bei  ihren  Käufen  unter  dem  offi- 
ziellen Satze  fast  ausschliefslich  von  dem  Bestände  der  Noienreserve 
leiten  zu  lassen;  nachdem  sie  Anfangs  IHHU  einige  Monate  hindurch 
[  ihre  Käufe  vorgenommen  hatte,  unterbrach  sie  diese,  um  Ende  Januar 
1881  von  Neuem  damit  zu  beginnen.     Auch  als  im  vorigen  Herbste 
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Goldexport  drohte,  erhöhte  sie  wohl  die  Rate,  fuhr  aber  mit  den  Käu- 
feu  fort,  selbst  als  sie  gezwungew  war,  den  offiziellen  Ziüsfufs  unver- 
mittelt uni  ein  ganzes  Prozent  hinaufzusetzen.  Durch  solche  Mafs- 
regeln  läuft  die  liiicbsbaok  Gefahr,  den  Überflufs  in  geldreichen 
Perioden  künstlich  zu  steigeni,  den  Mangel  in  geldknappeo  Monateo 
künstlich  zu  erhöhen,  wenn  sie  alsdann  ihre  Käufe  emstellen  mufs. 
Gerade  je  mehr  die  Reichsbauk  in  jeoer  Zeit  ihr  Portefeuille  geftillt 
haben  wird,  desto  geringere  Mittel  werden  ihr  bei  dem  Eintritte  un- 
erwarteten oder  erhöhten  Bedarfs  zur  Verfügung  stehen  und  die  Zins- 
fufsdifferenzen  werden  in  kurzen  Zeitabschnitten  gröfseren  Umfang  an- 
nehmen, als  im  Interesse  von  Uandel  und  Industrie  wünschenswert 
erscheint.  Es  liegt  femer  die  Befürchtung  nahe,  dafs  die  Vergünsti- 
gung des  Ankaufs  von  Wechseln  unter  Banksatz  hauptsächlich  den 
grofsen  und  mächtigen  Firmen  zu  gute  kommen  wird,  während  die 
Menge  der  mittleren  und  kleineren  Kaufleute  und  Gewerbetreibenden 
sich  davon  ausgeschlossen  sieht.  Denn  je  mehr  Wechsel  von  der 
Reichsbank  aus  dem  offenen  Markte  aufgekauft  werden,  desto  weniger 
wird  sich  bei  ihr  das  Bedürfnis  geltend  machen,  ihren  Wechselbe- 
stand zu  verstärken,  indem  sie  die  offizielle  Rate  erniedrigt;  je  länger 
also  der  Ankauf  unter  Banksatz  erfolgt,  desto  später  werden  sich  die 
Mehrheit  der  Industriellen  und  Handeltreibendon  der  Segnungen  des 
billigen  Geldes  zu  erfreuen  haben.  Wird  weiterhin  die  Reichsbank 
stets  in  der  Läge  sein,  allen  Ansprüchen  seitens  derer  gerecht  zu 
werden,  welche  sie  heute  von  ihren  bisherigen  Kreditvermittlern  los- 
löst? Wenn  letztere,  wie  oben  schon  erwähnt,  ihre  Kapitalien  anderen 
Zweigen  des  Bankgeschäftes,  dem  Ankaufe  fremder  Wechsel,  dem  Vor- 
schüsse auf  Werthpapiere  u.  a  ni,  zuwenden,  dann  wird  es  ihnen  schwer 
werden,  wieder  als  Diskontkäufer  auftreten  zu  können,  falls  die  Reichs- 
bank  aus  finanziellen  oder  poUtischen  Gründen  plötzlich  in  den  Wech- 
selankäufen schwieriger  werden  sollte.  Die  Vorteile,  welche  heute 
dank  dem  Entgegenkommen  der  Reichsbank  geboten  werden,  dürften 
alsdann  zum  Teile  wenigstens  in  der  Auferlegung  um  so  härteorer 
Bedingungen  seitens  des  Privatkapitalisten  ein  unerfreuliches  Korrelat 
finden.  Allseitig  gilt  es  femer  als  Aufgabe  der  Reichsbank,  durch 
ihre  Diskontopolitik  mäfsigend  auf  die  Börsenspekulationen  einzuwir- 
ken ;  ihr  jetziges  Verhalten  kann  eher  geeignet  sein,  diesen  neue  Nah- 
rung zuzuführen.  Oechclhäuser  sah  schon  in  seiner  zwar  einseitigen 
aber  doch  vielfach  bemerkenswerten  Monographie  „Die  Wirtschaftliche 
Krisis''  (Beriin  lülS)  in  der  Konzentriening  der  Wechseldiskontierungen 
bei  den  grofsen  Notenbanken  eine  erdrückende  Konkurrenz   für  den 
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Privatdiskonteur,  welcher  nur  auf  seine  eigenen  Mittel  beschmnkt  sei 
und  keine  Nolenpresse  besitze»  eine  Konkurrenz,  die  den  letzteren 
aus  der  Sphäre  des  VVechselankaufs  herausdrängen  und  dadurch  von 
selbst  anderen  weniger  soliden  Operationen  in  die  Arme  führen  müsse. 
Um  wie  viel  mehr  würde  er  heute  in  seiner  Anschauung  bestärkt 
sein!  Ein  nicht  minder  gewichtiges  Bedenken  erhebt  sich  gegen  das 
Eingreifen  der  Reichsbank  in  den  Privatdiskonto- Markt  aus  der  ihr 
zugewiesenen  Bestimmung,  die  Reserve  des  deutschen  Geld-  und  Kre- 
ditwesens zu  bilden.  Als  der  Betrag  des  ungedeckten  Notenumlaufs 
der  Reichsbank  auf  250  Million  Mark  festgesetzt  wurde,  hat  wohl 
Niemand  die  Meinung  vertreten,  dafs  diese  Summe  dauernd  im  Ver- 
kehre sich  halten  müsse;  man  war  vielmehr  der  Ansicht,  dafs  damit 
auch  für  die  Fälle  aussergewöhnlicher  Ansprüche  vorgesorgt  sei.  Die 
nicht  genug  zu  rühmende  Hülfe,  welche  die  preufsische  Bank  dem 
Geldmarkte  in  den  Krisen  der  Jahre  1866  und  1870  gebracht  hat, 
wäre  in  ihrer  Ausdehnung  nicht  möglich  gewesen,  wenn  damals  das 
von  Michaelis,  Faucher  u,  a.  vorgeschlagene  System  der  Notenkontin- 
gentierung  hätte  beobachtet  werden  müssen.  Nun  ist  letzteres  mit 
einer  allerdings  höher  gegriffenen  Summe  der  ungedeckten  Notenmenge 
in  unsere  Bankgesetzgebung  eingefügt  worden,  aber  diese  Verbeasti- 
rung  der  Lage  würde  verloren  gehen,  wenn  die  Reichsbank  ihre  Mittel 
in  guten  Tagen  soweit  ausgibt,  dafs  ihr  für  die  Zeiten  grofser  An- 
sprüche kein  Raum  mehr  übrig  bleibt.  Man  braucht  hierbei  nicht 
einmal  an  den  Ausbruch  eines  neuen  Krieges  zu  denken ;  schon  allein 
für  den  alljährlich  widerkehrenden  Bedarf  der  Wollmärkte  und  der 
Erntezeiten  hatte  Herr  von  Dechend  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses vom  31.  März  1865  die  beantragte  Kontingentierungssumme 
als  ungenügend  bezeichnet  und  seitdem  hat  sich  das  Geschäftsgebiet 
der  Bank  auf  ganz  Deutschland  ausgedehnt.  Zur  Beurteilung  jenes 
Bedarfs  sei  erwähnt,  dafs  das  Portefeuille  der  preufsischen  Bank  be- 
ziehungsweise der  Eeichsbank  eine  Vermehrung  in  der  Zeit  der  Woll- 
markte,  d.  h.  von  Ende  Mai  bis  Ende  Juni  in  1860  bis  1865  von 
Mk,  37  703a)O,  in  1867  —  1870  vou  ML  27Otj5O00,  in  1871— 
1875  von  Mk.  44339ö(m,  in  1876^-1880  von  M.  64351  OOü  im 
Jahresdurchschnitte  erfuhr.  Das  Kriegsjahr  1866  und  das  Jahr  1873, 
in  welchem  das  Portefeuille  einen  Rflckgang  von  Mk.  24346üiXj  zeigt, 
sind  aufser  Berechnung  geblieben.  Der  deutsche  Wechselverkehr  ist 
so  bedeutend,  dafs  selbst  die  Kräfte  der  Reichsbank  nicht  ausreicheu 
werden,  ihn  auch  nur  zur  gröfseren  Hälfte  an  sich  zu  reifsen,  und  sie 
wird  stets  darauf  angewiesen  bleiben,  sich  in  die  Beträge  mit  Privat- 
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kapitalisten  und  anderen  Instituten  zu  teilen.  So  hat  auch  Seyd 
auf  Grund  seiiior  englischen  ErfahningüU  sich  dagegen  ausgesprochen, 
dafs  der  Reichsbank  die  einzige  Entscheidung  über  die  deutschen 
Kreditverhältnisse  anheimfallen  solle.  Im  Gegenteile  weist  er  die 
\Vet:hsel  der  eigeutliehen  Verkehrskreise  den  Einzelbanken  und  Kapi- 
talisten zu,  Welche  ihrerseits  der  Reichsbank  „den  Ausschufs  der  soli- 
desten Wechsel  zum  Rediskonto  einreichen  werden  und  über  deren 
Qualitüt  wird  sie  vom  höchsten  Standpunkte  aus  zu  uiteilcn  haben, 
während  den  Privatdiskonteuren  das  Risiko  der  Wechsel  zweiter  Klasse 
verbleiben  und  diese  nicht  als  Deckung  der  Unjlaufsmittel  dienen 
würden*'.  Die  Reichabank  mufs  sich  ferner  bewufst  sein,  dafs  ihre  heu- 
tigen Konkurrenten  in  schwierigen  Zeiten  wahrscheinlich  ebenfalls  zur 
Befriedigung  ihrer  Kreditbedürfnisse  die  Schalter  der  Reichsbank 
wenlen  aufsuchen  müssen.  Denn  das  darf  man  sich  wohl  nicht  ver- 
bergen, dafs  bei  der  Wiederholung  von  Krisen  die  Privatnotenbankeu 
in  ganz  gleicher  Weise  au  die  Barschätze  der  Reichsbank  appellieren 
werden,  wie  dies  früher  geschehen  ist.  Zweifellos  werden  sie  von 
Neuem  Metallgeld  von  der  Reicbsbank  beziehen,  sei  es  durch  Präsen- 
tation von  Noten,  sei  es  durch  Einkassierung  ihres  Portefeuilles  und 
die  Reichsbank  wird  ihnen  dies  ebensowenig  als  in  1867  und  in  1866 
verwehren  können.  In  dieser  Beziehung  muTs  sie  sich  mit  der  Bank 
von  England  trösten,  welche  sich  den  Land-  und  Jointstock-Notenban- 
kcn  im  Vereinigten  Königreiche  und  den  Privatdiskonteuren  gegen- 
über  ganz  in  der  gleichen  Zwangslage  befindet  In  gewöhnlichen  Zei- 
len, sogt  Bagehot,  ist  die  Bank  von  England  einer  von  sehr  vielen 
Gelflverleihern,  in  einer  Panik  nur  der  einzige.  Die  Wechselmäkler 
machen  in  normalen  Perioden  der  Bank  von  England  auf  dem  Dis- 
koutoniarkte  jeden  Schritt  streitig;  da  aber  die  Reserve  des  Landes 
im  alleinigen  Besitze  der  letzteren  ist,  so  müssen  die  Wechselmakler 
bei  einer  hereinbrechenden  Krisis  notwendiger  Weise  zu  dieser  Re- 
serve ihre  Zuflucht  nehmen,  so  dafs  bei  jeder  Panik  die  Bank  von 
England  sich  zur  Hülfe  und  zum  Schutze  der  Existenz  jener  angeru- 
fen sieht;  „sie  hilft  allerdings  ihren  Rivalen  nicht  gern,  aber  sie  muss; 
während  einer  Krisis  fühlt  sie  immer,  dafs  sie  hervortretende  Ansprüche 
nur  vermehren  und  die  Pressung  gegen  sich  selbst  steigern  würde, 
wenn  sie  ablehnt,  ihnen  zu  helfen''. 

Die  Reichsbaiik  benift  sich  darauf,  dafs  ihr  durch  die  Girogut- 
haben erhebliche  Mittel  zugeflossen  seien,  auf  deren  Verwertimg  sie 
Bedacht  nehmen  müsse.  Diese  Mittel  sind  jedoch  der  Bank  nicht  für 
ewige  Zeiten  übergeben;    sie  repräsentieren  ebenso  wie  die  Noten  auf 
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Verlangen  uüd  ohne  KüodiguDg  rückzahlbare  Verpflichtungen  der 
Bank.  Wagner  nennt  (in  Schön berg's  Handbuch  der  politischen  f >ek<>- 
Bomie,  Tübingen  1882)  die  Notenausgabe  eine  „organische  Fortent- 
wickelung des  Depositenweseos**  und  er  betont  noch  ausdrücklich,  dafs 
stets  fällige  Depositen  und  Noten  identisch  seien.  Der  Umstand,  dafs 
die  Depositen  Eigentum  verhältnisinäfsig  weniger  Personen  sind, 
die  plötzliche  Rückforderung  gröfserer  Summen  daher  viel  leichter 
möglich  ist,  als  bei  den  durch  ganz  Deutschland  zerstreuten  Noten, 
verlangt  entsprechende  Vorsorge  bezüglich  ihrer  Verwetidung,  Gewifs 
ist  es  nicht  von  ungefähr,  dafs  gerade  dann,  wenn  Geld  am  gesuch- 
testen ist  und  der  Diskonto  am  höchsten  steht,  die  Giroguthaben  die 
geringsten  Bestandzidern  aufweisen  und  umgekehrt  die  ansehnlichsten 
Einzahlungen  erfolgen,  wenn  der  Zinsfufs  am  offenen  Markte  seine 
niedrigste  Rate  erreicht*  Die  Bewegungen  auf  dem  Kont*^»  der  Giro- 
guthaben werden  daher  stets  mit  dem  Zuflufs  und  Abflufs  des  Noten- 
umlaufs und  der  Bardeckung  zusammengehalten  werden  müssen.  Es 
entfallen  in  tausend  Mark 
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Für  den  deutscheu  Notenumlauf  ist  die  Dritteldcckung  durch 
Metall  vorgeschrieben ,  indessen  hat  die  Reichshank  sich  mit  diesem 
Satze  niemals  begnügt,  sondern  ihre  Deckung  stets  zwischen  74^  uml 
80  g  gehalten.  Rechnet  man,  wie  das  Gesetz  gestattet,  auch  den  Vor- 
rat an  Kassenanweisungen  und  Noten  ariderer  Banken  dem  Metall- 
btrstanile  zu,  so  erhi^ht  sich  die  Deckungszitler  noch  entsprecliend  und 
zwar  durchschnittlich  um  7i^.  Den  Noten  und  Depositen  zusammen- 
gefafät  standen  in  dem  Jahrfüufte  1876  bis  1880  einHcbliefshch  68, 
68,  6S^  68  und  iy6^  Deckung  durch  Metall,  Kassenanweisungen  und 
Noten  anderer  Banken  gegenüber,  also  eine  mehr  als  ausreichende 
Vorsorge,  Die  Frage,  bis  zu  welchem  Betrage  Depositen  zum  An- 
kaufe von  Wechseln  und  zur  Gewährung  von  Lonibarddar leben  ver- 
wandt werden  dürfen,  ist  bekanntlich  noch  nicht  abgeschlossen.  Den 
schwachen  Punkt  in  der  Bilanz  der  Bank  von  England  bilden  nicht 
die  ausgegebenen  Noten,   sondern   die  Summen   der   Privatdepositen, 
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Eigentum  rler  Privatbanken  und  der  Bank  von  England  auf  tägliche 
Kündigung  zinsfrei  überlassen,  während  die  Privatbanken  für  die 
ihnen  übergebenen  Depositen  Zinsen,  meist  ein  Prozent  unter  dem 
Diskontosatze  der  Bank  von  England,  zahlen  müssen.  Da  nun  Iet7.tere 
flie  Depositen  teilweise  zur  Vermehrung  ihrer  verzinslichen  Anlagen 
durch  Ankauf  von  Wechseln  benutzt,  so  vermindert  sich  die  Bar- 
reserve der  Bank  entsprechend,  wenn  plötzlich  grofse  Beträge  von 
Depositen  zurückgefordert  werden,  und  der  Eintritt  von  Geldknapp- 
heit, welche  nicht  selten  zu  einer  Panik  auszuarten  droht,  ist  nicht 
ausgeschlossen.  Als  Schutz  hiergegen  wird  von  den  neueren  englischen 
Kachschriftstellern  darauf  gedrungen,  dafs  die  Bank  höhere  BarlKJ- 
Stande  halte;  Bagehot,  welcher  als  einzigen  Zweck  seines  bekannten 
Buches  die  Beweisführung  dieses  einen  Satzes  nannte,  verlangte  eine 
Durchschnittsreserve  von  vierzehn  bis  fünfzehn  Millionen  Pfund  und 
bezeichnete  zehn  Millionen  Pfund  als  deren  uledrigste  Grenze,  als 
„Besi)rgnisminimum".  Dem  entsprechend  fragte  der  Economist,  als  die 
Reserve  im  Februar  187o  unter  diesen  Betrag  gefallen  war,  ob  die 
Direktoren  der  Bank  angesichts  der  Bedrohung  des  Geldmarktes  durch 
die  deutsche  Regierimg  die  Reserve  für  das  Diskontogeschäft  nutzbar 
machen  wollten?  Am  Donnerstag  darauf  ward  der  Zinsfufs  um  ein- 
halb Prozent  erhöht  und  die  Reserve  füllte  sich  wieder.  Auch 
Jevons  (Geld  und  Geldverkehr»  Leipzig  1876),  welcher  in  der  Noten- 
frage  der  Currency-Theorie  huldigt,  kommt  bezüglich  der  Reserve  zu 
gleichem  Schlufse  wie  Bagehot;  er  fordert  mit  diesem  deren  Ver- 
stärkung und  empfiehlt  den  Privatbanken,  einen  Teil  ihrer  über- 
schüssigen Depositen  in  eigene  Verwaltung  täglich  verfügbar  zu  nehmen. 
In  der  That  haben  die  Clearinghouse  -  Bankers  darüber  Beratung 
gepflogen,  ob  sie  in  dieser  Weise  vorgehen  sollten,  um  so  mehr,  als 
dadurch  der  Zinsengenufs  der  Bank  von  England  aus  Geldern  auf- 
gehoben würde,  für  welche  die  Privatbanken  ihrerseits  Zinsen  zahlen 
müssen.  Die  befürwortete  Anlage  dieser  £  8000000  —  denn  um 
eine  solche  Summe  handelt  es  sich  —  in  Konsols  würde  aber  an 
der  Sachlage  nichts  andern ,  da  hierdurch  der  beabsichtigte  Zweck 
nicht  erreicht  wird :  die  stündliche  Verfügbarkeit  des  Deposits.  Der 
Plan  ist  wohl  auch  infolgedessen  nicht  weiter  verfolgt  worden,  er  hat 
jedoch  seinen  Einflufs  dahin  geäufsert,  dafs  als  Reserveminimum  jetzt 
ganz  allgemein  £  12(.)O0O0(J  bis  £  13(X)0000  angesehen  wird.  Da- 
gegen findet  die  Forderung,  dafs  die  Depositen  ausschliefslich  in 
baarem  Gelde  aufl}ewahrt  werden,  wohl  kaum  mehr  ernstliche  Ver- 
tretung,  eine  Forderung,  gegen  welche  auch  schon  früher  Wagner 
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(Geld-  und  Kredittheorie  der  PeePschen  Bankakte,  Wien  1862)  sich 
mit  durchdringender  Schärfe  ausgesprochen  hatte.  Allerdings  ist  die 
Natur  der  Verpflichtungen  aus  den  Girokapitalien  der  Reichsbank 
von  derjenigen  der  Depositen  der  Bank  von  England  zu  sehr  ver- 
schieden, als  dafs  die  englischen  Schlufsfolgerungen  ohne  Weiteres 
auf  die  deutschen  Verhältnisse  übeilragen  werden  können;  nichts 
desto  weniger  werden  wir  in  dem  Mafse,  in  welchem  das  Girokonto 
der  Reichsbank  noch  Zunahmen  erfahren  wird,  den  englischen  Er- 
örterungen mehr  und  mehr  Aufmerksamkeit  schenken  müssen. 

Zur  Vergleichung  mit  den  Ziffern   der  Reichsbank  seien  hier  die 
letzten  Bilanzen  der  Bank  von  England  eingefügt  (in  tausend  Pfund) : 


En 

de 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880  . 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 

Barvorrat 

21704 

28214 

24387 

28088 

27602 

24239 

Wechsel 

22269 

19582 

20  511 

29  119 

24296 

24041 

Staatssicherheiten 

13896 

15969 

13378 

14720 

16588 

14365 

Noten 

27525 

28623 

27334 

32782 

27634 

26321 

Regierangsguthaben 

6996 

6203 

5983 

4940 

8029 

8626 

Privatdepositen 

20459 

25937 

22065 

31  119 

29970 

24848 

Notenreserve 

8479 

14  591 

12052 

10306 

14967 

12908 

Diskontsatz 

4« 

2« 

4» 

5» 

3« 

3S 

Die  Bank  von  England  teilt  allwöchentlich  in  ihren  Ausweisen 
mit,  welche  Depositen  Eigentum  von  Privaten  und  Eigentum  der  Re- 
gierung sind;  es  ist  diese  Scheidung  zur  Beurteilung  der  Lage  der 
Bank  schon  defshalb  geboten,  als  die  Bank  bei  der  Verwendung  der 
Gelder  über  die  Regierungsguthaben  in  ganz  anderer  Weise  verfügen 
kann,  als  über  diejenigen  der  Privaten.  Obgleich  bei  der  Reichsbank 
dieselben  Verhältnisse  obwalten,  hat  sich  diese  leider  noch  immer 
nicht  entschlossen,  in  ihren  Wochenübersichten  eine  Trennung  gleich 
der  englischen  vorzunehmen. 

Dafs  die  Depositen  der  Banken  in  Zeiten  von  Krisen  erfahrungs- 
gemäfs  erhebliche  Vermehrungen  zu  verzeichnen  haben,  ist  eine  oft 
erwähnte  Thatsache;  wir  verweilen  daher  hierbei  nicht  länger.  Da- 
gegen sei  die  Frage  der  Verzinsung  der  Depositen  wenigstens  vor- 
übergehend berührt.  Die  Bank  von  Frankreich  hat  s.  Z.  gelegentlich 
der  grofsen  Bankenqu^te  1865  die  Ansicht  geäufsert,  dafs  jene  Ver- 
zinsung der  Industrie  nur  zwecklose  Konkurrenz  mache  und  die 
Banken  leicht  zu  gefahrvollen  Unternehmungen  verführe,  eine  An- 
schauung, welche  später  Bamberger  bei  den  Beratungen  über  das 
deutsche  Bankgesetz  mit  Lebhaftigkeit  zu  der  seinigen  gemacht  hat. 
N.  F.  Bd.  Vn.  16 
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Indessen  scheinen  diese  Ausführungen  doch  kaum  haltbar;  es  besteh! 
kein  prinzipieller  Unterschied  zwischen  den  verzinslichen  und  den  tm- 
verzinslichen  Depositen  und  wenn  die  Bank  von  England  ebenso  wie 
die  Bank  von  Frankreich  an  deren  Unverzinslichkeit  festhält,  so  werden 
sie  es  in  erster  Linie  nur  der  überkommenen  Gewohnheit  wegen  thun. 
Die  englischen  Jointstock-  und  Privatbanken  besafsen  Ende  Oktober 
188D  £  49bm)0(K)  verzinsliche  Depositen,  darunter  etwa  £  1250<X)OÜ0 
bei  Privatjiotenbanken ;  wie  klein  ist  dagegen  die  Summe  der  bei  der 
Bank  von  England  niedergelegten  £  300<-K)000  unverzinslicher  De* 
positen!  In  Zeiten  von  Krisen  ist  die  Verzinsung  der  Depositen  haupt- 
sächlich  geeignet,  den  Banken  Gelder  zuzuführen,  welche  alsdann  zur 
Diskontieniug  von  Wechseln  und  Gewährung  von  Vorschüssen  ver- 
wandt werden  können  und  gerade  dadurch  wesentlich  beitragen,  die 
Stärke  der  Panik  zu  brechen.  Eine  der  bestgeleiteten  deutschen 
Privatbanken,  die  Bremer  Bank,  bat  stets  mit  verzinslichen  Depositen 
gearbeitet;  weder  ist  durch  deren  Annahme  die  Einlösbarkeit  ibrer 
Noten  gefährdet  worden,  noch  hat  sie  sich  zu  gewagten  Geschäften 
hinreifsen  lassen.  Auch  Wagner  urteilt  (bei  Schönberg)  von  der  Ab- 
wälzung der  verzinslichen  Depositen  seitens  der  Reichsbank  in  ganz 
gleicher  Weise,  dafs  dieser  Ausschlufs  ,,auch  für  sie  kaum  richtig 
erscheint  und  wolil  nur  die  Folge  der  umfassenden  leicht  billigeres^ 
Kapital  beschaffenden  Notenpriviiegicn  ist" 

Auf  dem  Konto  der  Giroguthabcu  der  Reichsbank  ist  nach  der' 
überraschend  grofsen  Zunahme  in  den  ersten  Jahren  ein  gewisser 
Stillstand  eingetreten;  der  Durchschnittsbestand  hielt  sich  auf  Mk, 
126962000  in  1881,  Mk.  11196O0CK.»  in  1882  nach  Mk.  124993TO0 
in  1880,  Die  Reichsbank  macht  zwar  gerade  heute  sehr  energische  An- 
strengungen neue  Einlagen  heranzuziehen;  sie  wird  aber  hierbei  immer 
auf  die  Gelder  des  Handelsstaudes  beschränkt  bleiben,  so  lange  sie  auf 
die  Guthaben  keine  Zinsen  vergütet  Der  Privatkapitalist,  für  welclien 
die  kostenfreie  Übertragbarkeit  seines  Guthabens  von  einem  Platze 
zum  andern  nur  selten  Vorteil  bietet,  wird  auch  in  Zukunft  kaum 
ein  Girokonto  bei  der  Reichsbank  unterhalten,  da  er  auf  die  Ver- 
zinsung seiner  Gelder  nicht  Verzicht  leisten  und  defshalb  lieber  die 
kleinen  Lokalbanken  aufsuchen  wird. 

Auf  einen  letzten  Einwurf  der  Freunde  der  Reichsbank  zur  Be- 
gründung des  Ankaufs  von  Wechseln  am  offenen  Markte  kommen  wir 
nur  einer  historischen  Reminiscenz  zu  liebe  zurück.  Es  wird  von 
ilinen  hervorgehoben,  dafs  den  Kosten  des  Girokontos  eine  Vermehrung 
in  den  anderen  nutzbringenden  Geschäftszweigen  der  Bank  nicht  gegen* 
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übers k^he.  Aber  schon  in  dem  von  Hansemanti  „Chef  rler  prciifsischcn 
Bank''  unterzeichneten  Verwaltungsberichte  derselben  für  185<J  heifst 
es:  ,jnau  hat  in  früheren  Jahren  auch  wohl  *?eglaubt^  es  erwachse 
der  Bank  aus  dem  Giroverkehre  ein  Vorteil  indirekt  dadurch,  dafs 
die  Handlungshäuser,  welchi»  zum  Giroverkehre  Geld  einzahlen  oder 
kurze  Wechsel  und  verfallene  Rechnungen  zur  Einziehung  übersenden, 
auch  um  so  eher  mit  ihren  diskontierenden  Platzwechseln  an  die 
Bank  sich  wenden  würden;  diese  Voraussetzung  hat  sich  wenigstens 
in  den  letzten  Jahren  als  irrig  erwiesen;  der  verhältnismiifsig  geringe 
Umfang  des  Platzdiskontogeschäftes  in  Berlin  deutet  schon  darauf 
hin"*  In  demselben  Berichte  wird  ferner  mitgeteilt,  dafs  die  Bank  das 
Diskontogeschäft  aus  freien  Stücken  erheblich  eingeschränkt  liabe, 
weil  sie  ap  die  Qualität  der  angebotenen  Wechsel  einen  strengeren 
Mafsstab  anlege:  ,,Gute  Diskontowechsel  sollen  in  der  Regel  nur  durch 
Kauf  und  Verkauf  oder  durch   den  von   soliden    Bankiers  gewährten 

Acceptkredit  entstehen "  und  die  Bank  mufs  „im  eigenen  und  im 

mllgemeinen  Interesse  wünschen,  dafs  das  System  der  Wech«elkrcdit- 
gewährung  von  Bankiers  an  Kaufleute,  Fabrikanten  und  Gewerbe- 
treibende mehr  und  mehr  zur  Anwendung  komme*'.  Wir  glauben,  dafs 
konsequenter  Weise  das,  was  hier  nansemann  von  dem  Acceptgeschäfte 
sagte,  auch  auf  das  Diskontgeschäft  Anwendung  finden  sollte. 

Die  J^Vage  der  Rentabilitiit  endlich  seilen  wir  nur  ungern  von  der 
Reichsbank  in  den  Vordergrund  geschoben;  keine  Rente  würde  hoch 
genug  sein,  um  die  Folgen  eines  einzigen  Fehlers  seitens  der  Ver- 
waltung zum  Nachteile  unserer  gesanimten  nationalen  Wirtschaft  auf- 
zuwiegen I  Auch  hierin  ist  sie  mit  der  Bank  von  England  in  einer 
und  derselben  Lage;  trotzdem  deren  Aufgabe  zur  Erhaltung  der 
Währung  und  des  Kredits  des  Landes  eine  weitaus  wichtigere  ist  als 
diejenige  der  Aktien hanken,  wird  ihre  Dividende  von  der  Rente  fast 
aller  dieser  Institute  überholt 

Das  deutsche  Bankgesetz  erlaubt  den  Banken,  den  gesammten 
Barvorrat  nebst  dem  Bestände  an  Kassenscheinen  und  Noten  anderer 
Banken  als  Deckung  ausschliefslich  für  die  in  Umlauf  gesetzten  Noten 
anzusehen  und  die  sonstigen  Verpflichtungen  unberücksichtigt  zu  lassen. 
Diese  Gesetzesbestimmung  ermöglicht,  den  gedeckten  Notenundauf  auf 
einen  höheren  Betrag  ansehwellen  zu  lassen,  als  bei  einer  Verteilung 
der  Deckung  für  alle  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  —  Noten  und 
Depositen  —  zuläfsig  wäre;  sie  macht  dadurch  die  Fessel,  welche 
den  Banken  in  den  Kontingentierungszitfern  auferlegt  ist,  weniger 
fühlbar.     Wir   halten   jede  Festsetzung   eines  gleichviel  wie   hoch  ge- 
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griffencü  Betrages,  über  welche  die  ungedeckte  Notenausgabe  nicht 
hinausgehen  dürfe,  für  verfehlt  und  suchen  in  der  Geschichte  und  iji 
den  Lehren  der  Wissenschaft  gleich  vergeblich  nach  der  Rechtfertigung 
dieser  Mafsregel*  Jede  Kontingentierung  wird  in  den  Tagen  einer 
Krise  dahin  ihre  Wirkung  äufsern,  dafs  mit  Diskontoerhdhungen  viel 
schärfer  vorgegangen  werden  und  statt  entgegenkommender  Kredit- 
gewährung die  strengste  Zurückweisung  aller  Gesuche  stattfinden  mufs, 
hierdurch  aber  die  Kreditnot  aufscrordentlich  gesteigert  wird.  Auch 
die  fünfprozentige  Notensteuer  wird  hieran  wenig  ändern»  da  sie  den 
Diskontosatz  zu  sehr  verteuert,  sobald  sie  während  längerer  Zeit  er- 
hoben werden  soll.  Aber  von  dem  Bedenken  gegen  die  Kontingen- 
tierung abgesehen,  ist  es  interessant  zu  beobachten,  dafs  die  deutschen 
Banken  seit  1876  niemals  die  ihnen  zugebilligte  Summe  an  ungedeckten 
Noten  —  Mk.  385<X)00lK)  —  dauernd  in  dem  Verkehre  erhalten  konnten, 
eine  neue  Widerlegung  des  Aberglaubens,  dafs  es  in  dem  Belieben  und 
guten  Willen  der  Banken  liege,  den  Notenumlauf  auf  einen  mehr  oder 
weniger  hohen  Betrag  zu  fixieren.  Auch  hei  den  englischen  Privat- 
notenbanken ist  der  Notenumlauf  unter  den  ihnen  iu  der  PeeKs  Akte 
eingeräumten  Betrag  herabgesunken,  während  andererseits  die  schot- 
tischen und  irischen  Banken  ihre  Notenausgabe  über  die  autorisierte 
Summe  auszudehnen  wufsten. 

£s  betrugen  in  tausend  Pfund: 


bei  i05  englisclieti  PrlvAtbankiiti    . 

„  49            ,,           Joinlstockbanken 

ff  10  schoUiachßu  BAuken 

,,  6  trisüben  Biiukcn    . 


der  iu  der 

P«eJ*t>  Akte 

fttttorisierte 

Kotettttmi&uf. 


der 
Noten  am  Uuf 
Ende   1879. 


Zur  Beurteilung  der  Entwickclung  des  Banknotenumlaufs  in 
Deutschland  in  den  Jahren  1851  bis  1880  sei  endlich  nocli  atif  folgende 
Zahlen  hingewiesen ;  es  betrugen  in  Deutschland  bezw.  in  dem  deutscheu 
Zollverein: 
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die  Bevölkeiungssiffer     .     . 

der  Wert  der  Wareneinfuhr 
einschliefslich  Durchfuhr 
der  Wert  der  Warenausfuhr 
einschliefslieh    Durchfuhr 
der  Umlauf  an  Staatspapier- 
geld       

der  Geldumlauf  an   Münzen 

und  Barren 

der  ungedeckte  Notenumlauf] 


1852 

1851 
1851 

1851 

1851 
1851 


Seelen. 
30  492  7<)2 
Mk. 

I  300  052  000 

1387959000 

161  190000 


1872 

1872 
1872 
1872 


?      II 1870 

14  542  000 II  1872 


I   Seelen. 
41  058  292 
Mk. 

3  468  480  000 

2  494  620  000 

184  183  626 

I  752000000») 
532  428  700 


1880 

1880 

1880 

1880 

1880 
1880 


Seelen. 
45  194  200 
Mk. 

4  475  363  000 

4  587  103  000 

159444800 

2377000000I) 
312  133  500 


Als  Niebuhr  in  den  Stürmen  des  Jahres  1848  das  Manuskript 
seiner  Geschichte  der  Preufsischen  Bank  vollendet  hatte,  ward  dessen 
Veröffentlichung  noch  um  einige  Jahre  verschoben,  weil  man  von  der 
Darlegung  der  früheren  ungünstigen  Verhältnisse  eine  Schädigung  des 
kaum  reorganisierten  Instituts  befürchtete. 

Fünfunddreifsig  Jahre  sind  seitdem  verstrichen,  eine  nur  kurze 
Zeit,  aber  in  ihr  hat  die  Leitung  der  Bank  es  verstanden,  nicht  nur 
jede  Erinnerung  an  die  Periode  vor  1846  vergessen  zu  machen,  son- 
dern auch  das  Institut  zu  einem  gleichberechtigten  neben  den  grofsen 
Banken  von  England  und  Frankreich  zu  erheben.  An  Stelle  der  30 
Anstalten,  welche  die  Preufsische  Bank  damals  innerhalb  der  Monarchie 
ihr  eigen  nannte,  zählt  die  Keichsbank  heute  deren  230,  zerstreut 
über  alle  gröfseren  Plätze  des  deutschen  Reiches.  Die  Summe  der 
diskontierten  Wechsel  hat  sich  verzehnfacht,  der  Notenumlauf  ver- 
zwanzigfacht.  In  der  Note  der  Reichsbank  ist  ein  Zirkulationsmittel 
geschaffen,  welches,  was  Sicherheit  und  Deckungsziflern  anlangt,  hinter 
keinem  anderen  zurücksteht.  Durch  die  Einführung  des  Giro-Ver- 
kehres seitens  der  Reichsbank  und  durch  die  Übertragbarkeit  der 
Giroguthaben  ist  Deutschland  mit  einer  wirtschaftlichen  Organisation 
bereichert  worden ,  deren  sich  weder  England  noch  Frankreich  rühmen 
können.  Von  grofsen  unvermittelt  hereingebrochenen  Krisen  ward  die 
Preufsische  Bank  betroffen :  ihr  Verhalten  in  jeder  einzelnen  derselben 
wird  in  den  Annalen  jeder  Bankgeschichte  rühmlichste  Anerkennung 
finden,  wird  ihr  in  den  Kreisen  unseres  Handelsstandes  stets  ein 
dankbares  Gedächtnis  sichern.  Die  Weisheit,  mit  welcher  bei  der 
Reorganisation   der  Preufsischen   Bank  und   bei  der  Schöpfung  der 


1)  Nach  den  Schätzungen  Soetbeer's. 
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Reichsbank  jede  Verquickung  ihrer  Kapitalieu  mit  den  Staatsfinanzeo 
ausgeschlossen  wurde,  gestattete  ihr,  jederzeit  ihre  gesamten  flüssigea 
Mittel  im  Interesse  des  Haudels  und  des  Gewerbes  dienstbar  zu 
machen  und  gewährte  ihr  dadurch  zugleich  die  sicherste  und  legi- 
timste Deckung  für  ihre  Zahlungsversprechen.  Während  der  Zeit, 
fiber  welche  unser  Rücklilick  sich  verbreitet,  mufsten  in  England 
Spezialgesetze  erlassen  werden,  um  der  Bank  den  Fortbetrieb  ihrer 
Geschäfte  zu  ermöglichen,  den  Noten  der  Bank  von  Frankreich  wieder- 
holt und  auf  Jahre  hiuaus  der  Zinskurs  auferlegt,  d.  h.  deren  Einlös- 
barkeit  suspendiert  werden.  Die  Geschichte  der  Preufsischen  Bank 
kennt  solche  Malsregeln  nicht.  Wagner  (System  der  Zettelbank- 
Politik)  fafst  sein  Urteil  über  das  deutsche  Bankwesen  dahin  zu- 
samnjen,  dafs  dasselbe,  „was  Solidität,  Sicherheit,  Fundierung,  was 
insbesondere  die  Sicherheit  der  Noteneinlösbarkeit  anlangt,  das  beste 
der  Weif'  sei;  in  erster  Linie  gilt  dies  Urteil  von  der  Geschäftsge- 
bubning  der  Preufsischen  Bank,  welche  sich  längst  mit  dem  deutschen 
Notenbankwesen  identitiziert  hatte.  Es  gilt  aber  auch  im  grofsen  und 
ganzen  von  den  Privatbanken,  welche  sich  redlich  bemüht  haben,  die 
Fehler  ihrer  Jugendjahre  späterhin  zu  verbessern.  Einige  von  ihnen, 
die  Banken  in  Bremen  und  Frankfurt,  können  dreist  einen  Vergleich 
—  natürlich  unter  Berücksichtigung  ihrer  viel  kleineren  Ziffern  — 
mit  der  Preufsischen  Bank  aushalten. 

Noch  immer  werden  Stimmen  laut,  welche  in  der  Vennchrung  des 
Banknotenumhiufes  eine  Gefahr  für  unsere  wirtschaftlichen  Zustande 
erblicken.  Es  wird  dabei  aber  vergessen,  dafs  seit  1852  der  Wert 
der  deutschen  Waren-Einfuhr  und  -Ausfuhr  sich  um  drei  Milliarden 
Mark  gesteigert  hat,  der  Geldumlauf  an  Münzen  und  Barren  seit 
1872  um  eOiMjOÜOtX*  Mark  gröfser  geworden  ist.  Diesen  Zahlen 
gegenüber  kann  die  Erhöhung  des  Banknotenumlaufes  um  t)<W 000000 
Mark,  beziehungsweise  utiter  Anrechnung  der  metallischen  Deckung 
von  nur  30l*OüO<A)0  Mark  zu  Besorgnissen  keine  Veranlassung  geben ! 
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Anhang. 

Bilansen  Deutsoher  Zettelbanken  am  JahrossolilasBe. 

(Die  Zahlen  verstehen  sich  in  Hundert  Mark,  also  65  589  5  bi  65  589  500  Mark  n.  s.  f.) 
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Breslau ,  Lübecker  Privatbank ,  Rostock  ,  Stettin ;  1854  : 


1)  1861 :  Berlin  —  Kassenverein, 
rannschweig. 

S)  1851 :  Bayerische  H.-  und  W.-Bank ;    1855 1  Frankfurt  a.  M. 

8^  1851:  Chemnitz,  Dessau,  Leipzig;    1852:  Bautzen}    1854:  Weimar. 

4)  Wie  1),  ferner  1856:   Bremen,  Köln;    1857:    Dan /.ig,  Hannover,   Königsberg,   Magdeburg, 
oeen;    1858:  Bfickeburg. 

5)  Wie  2),  femer  1856:  Dannstadt,  Homburg;    1857:  Luxemburg,  Wiesbaden. 

6)  Wie  3),  femer  1856:    Gera,  Sondershausen;    1857:  Gotha,  Meiningen. 
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7)  Wie  4),  femer  1865: 

8)  Wie  7).  ferner  1866; 
0)  Wie  8),  ferner  1866: 
10)  Wie   öK   ferner  1867: 
il)  Wie  8),  ferner  Oldenbarg/ 

12)  Wie  5),  mit  Ausachlufs  von  Wieäbadeu. 

13)  Wie  12),  ferner  Badlscbe  Bank,  Württem herrsche  Buttk, 


Lübecker  KommerzbADk, 
Görlit». 

Dreadeu  —  SSchsiacbe  BAuk.  — 
Leipziger  Kusi^QTerein. 
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14)  Wie  11),  mit  Ausschlufs  von  Königsberg. 

15)  Braunschweig,  Bremen,  Breslau,  Danzig,  Hannover,  Köln,  Lübecker  Kommerzbank,  Magde- 
burg, Posen,  Rostock. 

16^  Badische  Bank,  Bayerische  Bank,  Darmstadt,  Frankfurt,  Württembergische  Bank. 

17)  Chemnitz,  Dresden  —  SSchsische  Bank,  Leipziger  Kassenverein. 

18)  Wie  15)  mit  AusschluTs  von  Rostock.  — 
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Heinrich  Gottfried  Gengler,  Dr.,  Professor  der  Rechte.  Deut- 
sche Stadtrechts- Altertümer.  Erlangen,  Andreas  Deichert,  1882. 
8^.  S.  VIIl  und  512.  Festausgabe  zur  dritten  Säkular  -  Feier  der- 
Hochschule  Würzburg. 

Besprochen  von  O.  Gierke. 

Seit  den  Tagen ,  in  denen  Arnold  in  seiner  Yerfassungsgeschichte 
der  deutschen  Freistädte  (1854)  seine  bahnbrechende  Skizze  des  inneren 
Lebens  der  Städte  im  Mittelalter  (II  S.  118  ff.)  mit  Klagen  über  den  fast 
völligen  Mangel  einer  Altertumskunde  des  Mittelalters  eröffnen  musste, 
hat  unsere  Kenntnis  von  dem  Rechts-  und  Kulturzustande  der  eigenartigen 
Gemeinwesen,  in  welchen  unser  Volk  einst  den  grofsen  Übergang  zu  einer 
neuen  Lebensstufe  vollzog,  einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen.  Für . 
das  Gesamtbild  des  deutschen  Städtewesens  hat  Arnold  selbst  mehr 
als  irgend  ein  Nachfolger  gethan ,  wenn  schon  auch  die  Dienste  nicht  unter- 
schätzt werden  dürfen,  die  G.  L.  v.  Maurer  durch  die  Zusammenstellung 
eines  ungeheuren  Materials  gerade  in  dieser  Hinsicht  der  Wissenschaft  ge- 
leistet hat.  Unendlich  viel  aber  ist  seitdem  für  die  Erforschung  der  ein- 
zelnen Elemente  geschehen,  aus  denen  dieses  Gesamtbild  sich  zusam- 
mensetzt Besonders  fruchtbar  hat  sich  die  genauere  Darlegung  des  inneren 
Lebens  einzelner  deutscher  Städte  oder  doch  gewisser  Teilinhalte  eines  solchen 
Individualdaseins  gezeigt,  wenn  nur  dabei  von  allgemeinen  Gesichtspunkten 
ausgegangen  wurde.  Hierfür  legen,  um  nur  das  Hervorragendste  anzuführen, 
die  Arbeiten  von  Ennen,  Frensdorff,  Hegel,  Heusler,  Kriegk, 
Lorsch,  Rosenthal,  Schmoller,  Schönberg  und  Andern  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  Zeugnis  ab.  Nicht  minder  förderlich  ist  eine  Fülle 
von  Untersuchungen  gewesen,  die  sich  mit  bestimmten  Seiten  des  städtischen 
Lebens  auf  Grund  zusammenfassender  Betrachtung  einer  grösseren  Gruppe 
mittelalterlicher  Gemeinwesen  beschäftigt  haben.  Was  über  die  Verhältnisse 
des  Grundeigentums  und  der  Stände,  über  Handel  und  Verkehr,  über 
Zunftwesen  und  Arbeitsorganisation,  über  Steuern,  Zölle,  Münzwesen  und 
Finanzverwaltung,  über  Polizei  und  Kulturpflege,  über  Bevölkerung,  Bau- 
wesen, Sitten  und  Gebräuche  in  den  Städten  ermittelt  ist,  erlaubt  in  der 
That  einen  tieferen  Einblick  in  die  politischen,  wirtschaftlichen,  sozialen 
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und  geistigen  ZuBÜinde  der    bürgerlichen  Welt  des    deutüchun  MittcUilturs, 
als  vor  Kurztim  noch  geahnt  werden  konnte. 

In  dem  vorliegenden  Werke  hat  Gen  gier»  der  länget  bIs  einer  der 
grtindlichöteu  Kenner  der  mittelalterlichen  Stadtrechtöquellen  bewährt  IäI, 
den  Versuch  unternommen,  in  gewissem  Umfange  wieder  ein  weder  auf 
üiuxülue  Städte  noch  auf  einzelne  Seiten  deb  blädtisühen  LebeDö  beschränk- 
tes Gesomtbild  der  deutschen  Stadt  des  Mittelalters  zu  entrollen.  Doch 
hat  er,  wie  er  in  dem  Vorwort  selbst  hervorhebt,  keineswegs  eine  all- 
seitig geschlossene  und  erschöpfende  Darstellung  angestrebt,  sondern  sich 
mit  einer  Reihe  von  Beiträgen  zur  Kunde  der  „Stadtrochtsaltcr- 
tum  er"  begnügt.  Den  verbindenden  Faden  bildet  dabei  nach  einer  glück- 
lichen Idee  des  Verfassers  eine  raumliche  Wanderung  durch  die  Stadt 
und  ihr  Gebiet.  Indem  er  hier  überall  die  Stätten  aufsucht  und  beschreibt 
an  welchen  eigentümliche  Erscheinungen  des  Vcrfassungs*  und  Rechts- 
lebens hiiften ,  gewinnt  er  zugleich  eine  greifbare  und  solide  Basis  für 
die  Erklärung  und  Beleuchtung  der  örtlich  bedingten  Institutionen  sclbBt. 
In  diesem  Sinne  hat  lt  den  ersten  und  grösseren  Teil  »eines  Buches  der 
stiidliachen  ,,Rech  tstop  ograp  h  ie"  gewidmet,  während  er  im  zweiten 
Teil  in  einer  Anzahl  von  Exkursen  „zur  Rochtsaltcrtumskunde** 
einige  bei  der  örtlichen  Umschau  nur  angedeutete  Materien  eingehender 
erörtert  hat 

Somit  erscheint  nur  der  erste  Teil  des  Werkes  als  ein  in  sich 
gegliedertes  Ganze.  Auch  hier  ist  freilich  ein  vollständigea  Bild  der  räum* 
liehen  Stadt  nicht  geboten.  So  ist  von  der  inneren  Einrichtung  des  Bür- 
girhauses  und  von  dessen  verschiedenen  Erscheinungsformün  nicht  die 
Rede,  Und  unter  den  Öffentlichen  Baulichkeiten  worden  nicht  nur  die 
Kirchen ,  sondern  auch  manche  Sttidtgebaude  und  sämtliche  Gilde-  und 
Zunfthäui^er  übergangen.  Allein  immerhin  ist  es  ein  überaus  reiches  und 
bisher  zum  Teil  kaum  genügend  beachtetes  Material,  welches  der  Ver- 
fasstT  hier  in  topographischer  Anordnung  verarbeitet  hat. 

Er  geht  von  der  Befestigung  als  dem  schlechthin  wesentlichen 
Begriffsmoikmal  der  mittelalterlichen  Stadt  aus  und  handelt  daher  zu- 
nächst von  Mauern  (Kap»  I) ,  Thoren  (Kap.  11)  und  Türmen  (Kap.  III). 
All  die  Beschreibung  der  Mautjrn  nach  älterem  und  jüngerem  System 
mit  ihren  Zwischen-,  Aus-  und  Vorbauten  und  dem  umgebenden  Graben 
und  WaU  knüpft  er  Erörterungen  über  die  Anlage,  die  Bewahrung,  die 
Benutzung  und  die  Bewachung  der  Mauern  und  ihres  Zubehörs.  Beson- 
dtirs  eingehend  bespricht  er  die  persönlichen  und  dinglichen  Lasten,  welche 
sich  für  diese  Zwecke  finden,  die  Mittel  zur  Deckung  des  erforderlichen 
Oeldaufwandc^  und  die  Strafsutzungen  ,  welche  die  Unverletzlichkeit  der  , 
Mauern  verbürgen.  Hinsichtlich  der  Thore  sondert  er  die  Begriffe  der 
Thorgcwalt  und  der  Thorhut  und  schildert  die  darin  enthaltenen  einzel- 
nen Funktionen  und  die  für  deren  .\usübung  bestehenden  Ämter.  Die 
Türme  scheidet  er  in  Warttürme  und  Wehrtürrao  (mit  den  5  Unter- 
arten der  Maueriiirme,  Walltürme,  Thorlürme,  Zwinger  und  Bergfrie- 
den) und  handelt  näher  von  ihrer  Verwaltung,  Besetzung  und  Verwendung, 
wobei  er  namentlich  auf  die  mannichfache  Bedeutung  der  Meldetürme 
mit  ihren  Glocken  Signalen  und  auf  den  Gebrauch  der  Türme  als  Kerker] 
eingeht 
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In  den  folgenden  Kapiteln  wendet  er  sich  zu  den  räumlichen  E  i  u  - 
teiluDgeu  der  Stadt.  Er  weist  sechs  nach  üreprimg  und  Bedeutung 
ungleichartige  Formen  von  Innenstadt  he^sirken  (Kap*  IV)  nach : 
die  nrspriinglich  ausschlinffilich  imd  immer  überwiegend  militärischen  ,, Vier- 
tel**; diu  besonders  in  Eegensburg  uiisgebildeten  ^^Wachten'* ;  die  „Bauer- 
schuften",  welche  wieder  bald  blofsen  Vierteln  ähnlich  sind,  bald  (wie 
die  „Leischaften"  und  „Hoftjrschaften**)  noch  Reste  der  alten  agrargenos- 
sen schaftlichen  Bedeutung  mit  der  Eigenschaft  von  Stadtbezirken  verbin- 
den; die  „OTafachaftcn"  in  Achen ;  die  „Paraiges'*  in  Metz;  die  „Kirch- 
spiele*' in  Köln  ^  Hamburg,  Worms  und  Basel.  Die  von  der  Innenstadt 
örtlich  und  rechtlich  getrennten  Aufsenstädte  (Kap.  V)  scheidet  er 
in  „Nebenstädte"  und  »^Vorstiidte*^,  um  sodann  bei  jenen  die  verschiedenen 
Formen  späterer  VcrBchraelzung  mit  der  Hauptstadt  zu  erörtern ,  dii^se 
aber  nach  ihrer  Entstehung,  ihrer  sozialen  und  wirtschaftlichen  Beschaf- 
fenheit und  ihren  Verfassungs Verhältnissen  zu  beleuchten. 

Weiter  werden  wir  über  dieStrafson  und  Plätze  der  Stadt 
geführt.  Die  Strafsen  (Kap.  VI)  lernen  wir  nach  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten unterscheiden ,  erfahren  Näheres  über  ihre  Pflasterung ,  die 
Deckung  des  für  sie  erforderlichen  Kostenaufwandes,  die  Htrafsenver- 
waltung  und  Strafsenpolizei,  die  Strafsenordnung  mit  ihren  8traf«atzyngen 
und  die  Bestrafung  rebellischer  Städte  durch  Aufstollung  von  Mdneids* 
Säulen  in  ihren  Strafsen,  und  erhalten  schliefsHch  eine  Übersicht  über 
die  Hauptgruppen  von  Strafsen n amen.  Sodaon  durchwandern  wir  die 
Judenwohnplätze  (Kap.  VIII),  seien  sie  förmliche  Judenviertel  oder 
blolse  Judengassen,  und  thun  bei  dieser  Gelegenheit  einen  tiefen  Einblick 
in  die  äufsere  und  innere  Einrichtung  der  Judengemeindon  und  Juden* 
gerichte,  in  die  Bauart  und  rechtliche  Bedeutung  der  Synagogen,  sowie 
in  die  eigentümlichen  Rechtsverhältnisse  der  jüdischen  Begräbnisorte. 
Vor  Allem  machen  wir  auf  dem  Markte  Halt,  an  dessen  hohe  recht- 
liche Bedeutung  uns  oft  schon  das  darauf  errichtete  Rulandsbild  oder  Frind- 
kreuz  mahnt.  Wir  lernen  zunächst  den  Markt  als  Kechtsstatte 
(Kap.  VIII)  in  seiner  doppelten  Verwendung  zur  stadtgerichtlichen  Ding- 
Btiitte  und  zur  ordentlichen  Richtstätte  kennen.  In  erslcrer  Hin&icht  ver- 
folgen wir  die  allmähliche  Wandlung  des  Gerichts  durch  das  Zurücktreten 
des  Bingens  unter  freiem  Himmel.  In  letzterer  Hinsicht  machen  wir 
mit  dem  Pranger  {Kok)  in  seinen  mannichfachen  Formeii,  dem  Henker- 
haus, dem  Stock  ^  dem  Hochgericht,  dem  Galgen  und  den  für  die  Strafe 
des  Steintragens  vorgezeichneten  Wegstrecken  genaue  Bekanntschaft.  Noch 
länger  verweilen  wir  bei  der  Betrachtung  des  Markts  als  Handels- 
Btätte  (Kap.  IX).  Wir  halten  auch  hier  zunächst  räumliche  Umschau 
und  besuchen  die  verschiedenen  Arten  von  Verkaufsstätten ,  die  Stände, 
Bänke,  Hütten,  Buden  und  Lauben,  um  einerseits  ihre  Einrichtung  und 
die  dort  feil  gehaltenen  Waren,  andererseits  die  daran  bestehenden  Eigen- 
tums-, NutEungs-  und  Zinsrech to  ins  Auge  zu  fassen.  Hierauf  hören  wir 
von  der  Erteilung  und  dem  Inhalt  des  Marktrechts ;  von  der  Organisation 
und  den  Zweigen  des  mittelalterlichen  Kleinhandels;  von  dem  Fremden- 
verkehr und  dem  Oäetehandel;  von  den  Marktbeamten  und  der  Markt- 
polizei   mit    ihrer    ausgebildeten    Fürsorge    gegen    Warenfälschung ,    gegen 
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unrechtes  Mafs  und  Gewicht  und  gegen  Vertheuerung.  In  letzterer  Be- 
ziehung werden  uns  natneDtlich  über  die  Verbote  des  Vorkaufs  in  ihren 
verschiedenartigen  Formen  und  ihrer  ungleichen  juristiBchen  und  wirtschaft- 
lichen Tragweite  intorefisante  Aufschlüge  zu  Teil.  Wir  lassen  uns  weiter 
von  den  Mefisen  berichten  und  ihre  durch  das  Übergewicht  und  die 
Begünstigung  des  FremdenyerkehrB,  die  wesentliche  Bestimraang  für  den 
Grofshandel,  die  längere  Zeitdauer  und  die  gröfsere  räumliche  AttsdebnuDg 
bewirkten  Unterschiede  von  gemeinen  Jahrmärkten  auseina  ad  ersetzen.  End- 
lich wandern  wir  auch  über  die  in  grofsen  Städten  oft  zahlreich  entwickel- 
ten Sondermärkte  (Kap,  X),  unter  denen  die  Vieh-,  Rofs-,  Korn% 
Hopfen-,  Hol«-,  Kohlen-  und  Fischmärkte  als  Anknüpfungspunkte  für 
eigentüraliche  Kechtsbildungen  hervortreten. 

Der  Verfasser  führt  uns  weiter  zu  den  Wasserbauten,  Er  zeigt 
uns  zuvörderst  die  verschiedenartigen  in  den  Städten  und  vor  denselben 
erbauten  Brücken  (Kap.  XI),  um  Genaueres  über  ihre  Anlage,  ihre 
Krhaltung ,  den  Brückenzoll,  die  Brückenämter  und  das  Brückengerich t 
SU  erzählen.  In  ähnlicher  Weise  knüpft  er  an  die  Besichtigung  der  Brun- 
nen (Kap.  XU) ,  die  als  fliefsende  Brunnen ,  Ziehbrunnen  oder  Purop- 
hrunnen  begegnen  ,  Erörterungen  über  die  Anlage  und  Unterhaltung  der 
öffentlichen  Brunnen ,  über  die  Brunnengeaossenschaften  mit  ihren  Brun-  , 
nenordnungen  und  der  darin  geregelten  Lastenverteilung,  über  die  privat 
Urunnen  und  die  an  ihnen  vorkommenden  Miteigentums-  und  Nahrung«- 
Verhältnisse,  über  Brunnenabgaben,  Brunnenuufsicht  und  Brunnenämter, 
sowie  über  die  angeblichen  Brunnen  Vergiftungen.  Noch  eingehender  be- 
spricht er  die  Mühlen  (Kap,  XIII),  unter  denen  eben  die  Wind-  und 
Ilorsraühlin  an  Wichtigkeit  weit  von  den  Wassermühlen  ubertroffen 
werden,  Letztere  finden  sich  für  die  verschiedenartigsten  Zwecke  der 
LebensmittelbereitTing  und  der  Industrie  und  sind  danach  baulich  ungleich 
eingerichtet  Der  Verf.  beschreibt  ihre  immobiliaren  und  raobiliaren  Be- 
standteile und  erwähnt  hierbei  die  mannichfuchen  Kechtssatze,  welciir 
die  Benutzung  der  Wasserkraft  für  die  Mühlen  regeln.  Auch  vergifst 
er  nicht  den  zum  Inventar  gehörigen  Esel,  der  mitunter  statt  seiner  ge- 
wöhnlichen Last  eine  Frau  zu  tragen  hat,  die  ihren  Mann  geprügelt  hai| 
und  nun  dafür  mit  dem  E&elritt  büfst  Den  Eigentumsverhältnissen  nacbi 
unterscheidet  er  kirchherrliche,  stadtherrliche,  grundherrliche,  stadtge- 
meindliche und  Stadtzünftische  Mühlen,  Auch  weist  er  auf  die  Miteigen- 
tum sverhäUnisse  an  Mühlen  hin,  la^st  jedoch  die  als  Vorläuferinnen  der 
Aktienge&ellschaften  so  merkwürdigen  Mühlengenossenschaften  (z,  B.  in 
Köln)  unberücksichtigt.  Ebenso  handelt  er  von  den  Formen ,  in  denen 
der  Selbwtbetrieb  einer  Mühle  durch  den  Eigentümer  vorkam  oder  viel- 
mehr eine  Verpachtung  oder  Hingabe  zur  Erbleihe  stattfand.  Er  be- 
spricht sodann  die  Anlage  der  Mühlen  und  die  hierbei  üblichen  Konjce 
Eiionen  und  Privilegien,  vor  Allem  das  regelmäfsig  den  Mühlen  erteilte^ 
Bannrecht  und  die  obrigkeitliche  Abstechung  und  Legung  des  Fachbaums. 
Weiter  erörtert  er  die  Mühlen  auflagen  und  die  entsprechenden  Befreiun- 
gen. Aiihführlicli  analysiert  er  die  Mühlen  aufsieht  nach  ihrer  technischeo, 
finanziellen  und  gewerblichen  Seite,  wobei  in  letzterer  Hinsicht  wieder 
die  Sorge  für  richtiges  Gemäfs,   für  Behütung  der  empfangenen  Stoffe,  für  , 
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Wsbruög  der  gehörigen  Rcihenfolgo  bei  Befriedigung  der  Kunden  und 
für  A n gern esBen heil  der  diesen  obliegenden  Gegenleistungen  unterftchieden 
wird.  Er  wirft  demnächst  einen  Blick  auf  den  Müller  und  die  Mühl- 
knappen»  erläutert  die  verbreitete  Vorstellung  von  ihrer  geringeren  Uand- 
Werksehre  und  schlicTst  mit  einem  Hinweis  auf  den  Mühlenfrieden.  Am 
Schlufs  de»  Kapitels  erwähnt  er  noch  einige  andere  Wasserbauten, 
wie  Waaserleitungen,  Wasserläufe,  Wehren,  FüUhäuser  u.  s.  w. 

Von  hervorragendem  juristiBchero  Interesse  ist  die  folgende  Unter- 
suchung der  „Schutz  krei  se  der  8  tad  t"  (Kap.  XIV).  Gen  gier  nimmt 
im  Einklänge  mit  der  dreifachen  Grundlage  des  inneren  Gemeindelebens 
eine  dreifache  räumliche  Bestimmung  des  Stadtkreises  als  einer  Stätte  be- 
sonderer Freiheit,  besonderen  Rechtes  und  besonderen  Friedens 
I  an.  Der  Freikreis  der  Stadt,  welcher  die  Innenstadt  und  die  etwa 
besonders  in  die  „Freiung**  hineingezogenen  Güter  umfofst,  ist  die  örtliche 
Basis  der  Gemeindefreiheit  und  der  in  ihr  enthaltenen  bürgerlichen  Ge- 
rechtsame und  Privilegien.  Der  Rechtskreis  der  Stadt,  der  über  die 
Innenstadt  hinaus  alles  Vermögen  der  Stadt  und  ihrer  Bewohner  ergreift 
und  durch  natürliche  oder  künstliche  Markscheiden  begrenzt  wird,  ist 
sowohl  als  Geltungsbereich  des  Stadtrechts  wie  als  Kompetenzbereich  des 
Stadtgerichts  erheblich.  Derselbe  wird  im  Norden  „Weichbild",  in  Mittel- 
und  Süddeutschiand  ,,B\ir^haiin**  („Burgfriede"),  in  alamannischen  und 
schweizerischen  Urkunden  „Fried kreis"  (,,Zwing  und  Bann")  genannt  Auf 
die  genaue  Fixierung  der  Grenzen  wird  überall  das  gröfste  Gewicht  ge- 
legt und  für  deren  regelmäfsige  Besichtigung  durch  feierliche  Umzüge  oder 
Umritte  Sorge  getragen.  Als  erweitertes  Weichbild  erscheint  das  jenseits 
der  alten  Stadtmark  erworbene  städtische  „Gebiet**  („dominium  et  distric- 
tus"),  das  manchmal  in  mehrere  Jurisdiktionsbezirke  geteilt  ist.  Nicht 
selten  findet  sich  eine  Um  wehrung  des  ganzen  Stadtgebiets  durch  eine 
,,lantweTe**.  Der  Fried enskreis  der  Stadt  endlich ,  welcher  gewöhn- 
lich vom  Weichbild  nur  ideell  gesondert,  zum  Teil  aber  auch  als  Sonder- 
örtlichkeit  ausgeschieden  ist,  bildet  den  Bezirk  des  immerwährenden  Stadt- 
friedens,  so  dals  sich  auf  ihn  die  räumlichen  Bestimmungen  bei  Fried- 
brücben ,  Stadtverweisung  und  Meilenrecht  beziehen.  Die  besondere  Ab- 
grenzung eine«  solchen  ,,frid"  oder  „bann"  für  alle  oder  gewisse  Fälle 
findet  sich  bald  als  Abmarkung  durch  eigene  Grenzzeichen ,  bald  als  Be- 
messung nach  Bannmeilen  rings  um  die  Innenstadt.  Als  eine  fiktive 
Erweiterung  dieses  Kreises  läfst  es  sich  auffassen,  wenn  Verletzungen 
von  Bürgern  durch  Bürger  auf  geraeinsamer  Heerfahrt  oder  Reise  n**^- 
quam  in  civitate  factae"  gelten  sollen. 

Hieran  schliefst  der  Verfasser  die  Betrachtung  der  Stadtgtiter 
(Kap.  XV) ,  welche  er  in  die  im  eigentiichcn  W^eichbild  enthaltenen  und 
die  jenseits  desselben  erworbeneu  Liegenschaften  sondert.  Zu  den  Weich« 
bildsgiitern  rechnet  er  vor  Allem  die  Stadtfeldmark,  wie  sie 
gegenüber  der  stadtherrlichcn  Feldmark  in  bestimmten  Grenzen  festge- 
setzt  ist  und  durch  Markbesehauungen  vor  Verkürzung  bewahrt  wird.  Als 
die  beulen  wesentlichen  Bestandteile  der  Stadtfoldmark  beschreibt  er  die 
dem  gemeinen  Nutzen  vorbehaltene  städtische  Allmende,  in  welcher 
namentlich  Hutwiesen  und  Geholze    niemals  fehlen,    und    die   zu  Sonder- 
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recht  überwiesenen  W  i  r  t s  c  h  a  f  t  s  h  u  f  e  n.  Hinsichtlich  dor  Ällmenda 
guht  er  näher  auf  dic^  mancherlei  zur  Erhaltung  ihreß  Gemein8chaft«cha* 
rnklers  heBÜmmtcn  Rechteniitze,  wie  die  Verbote  der  Aneignung,  der  Über- 
hauungfi  der  VcräuTserung  oder  Vererbpachtung  and  dttr  Ersitzung,  sowie 
nuf  die  über  ihre  Benutzung  ausgebrochen  en  Streitig  keilen  ein.  Die  Wirt- 
«ohaftÄhufen  unterscheidet  er  nach  dem  ümfjinge  in  Grofs*  und  Klein- 
hufen, nach  den  RechtsFerhältnißßen  in  Eigen-,  Erbleihe-  oder  ErbsfinB-, 
Xcitpacht-  oder  Teilpacht-  und  Kabelhufcn ,  berührt  die  im  Prozefs  und 
bei  Rechtsgeschäften  nach  Stadtrecht  für  sie  geltenden  Besonderheiten 
und  erwähnt  die  hinsichtlich  der  Weichbildleute,  der  Zinfifreijahre ,  detj 
Freihufen  und  der  Fronhufen  vorkommenden  Bestimmungen.  Der  Stadt- 
feldmark stellt  er  das  Gartenland  einschliefslich  der  Wein-  und  Hopfen* 
gärten  gegenüber  und  boBpricht  dabei  namentlich  die  Obst-  und  Wurz- 
gärten, die  Haus*  und  Zaungärten,  die  Bruhle  und  die  Peunlen.  EndHeh 
behandelt  er  als  W  ei  chbi  Ids  enkl  a  ven  die  dem  Stxidtrecht  und  Stadt- 
gericht entzogenen  Güter  und  Oebäudekoraplexe  im  Weichbild  und  schil- 
dert namentlich  die  äussere  Einrichtung  und  die  inneren  Rechtsv erhält*, 
nisöc  der  hier  vorkommenden  Fronhöfe ,  der  mancherlei  Widern-«  Stift«- i 
und  Klöstergüter  und  der  in  der  Stadt  Bamberg  begegnenden  eigenartigen 
„Muntaten",  Unter  den  8  tad  tgebie  tsgü  tern  bespricht  er  zuvörderst 
die  Stadtdörfer,  von  welchen  die  Bürgerdörfer,  die  verburgrechteten  Dörfer 
und  die  markgemeinschafLlich  mit  der  Stadt  verbundenen  Dörfer  zu  unter- 
scheiden sind,  und  stellt  die  an  ihnen  bestehenden  Rechtsverhältnisse  dar. 
Sodann  wendet  er  sich  zu  den  Stadtwäldern  und  den  für  die  Stadt  als 
solche  begründeten  Nutzungsrechten  in  königlichen  oder  landesherriichen 
Forsten,  um  bei  dieHer  Gelegenheit  namentlich  auch  von  der  Zeidelweidc 
und  den  verschiedenen  Formen  des  Zeidlerrechts  zu  reden.  Zuletzt  er- 
wähnt er  die  städtiechen  Vorwerke,  die  in  städtischen  Besitz  gelangten 
Kittergüter,  die  Pertinenzstädte,  die  Stadtlehn  und  die  PfandschlÖeser. 

Wir  beschlieföen  diese  Wanderung  mit  einer  Besichtigung  von  Rat- 
haus und  Kaufhaus  (Kap.  XVI),  die  in  Wechselbeziehung  uud  oft 
auch  räumlicher  Verbindung  mit  dem  Markt  als  die  Kardiualgebäude  des 
städtischen  Gemeinlebens  erscheinen.  Im  Rathaus^  das  als  Sitz  de 
Stadtregiments  aus  einer  schmuckloBen  Versammlungshalle  allmählich  sich 
in  einen  steinernen  Kunstbau  verwandelt  hat,  betreten  wir  zunächst  den 
Haupisaal  oder  die  Ratsstube ,  betrachten  den  m^lerisohen  Sohmuck  und 
die  gereimten  Sprüche  an  den  Wänden  uud  lassen  uns  auf  der  Ratsbank 
vor  dem  Bat  st  i  seh  und  neben  dem  Almer  und  der  Ratstmhe  nieder.  Hier  J 
hören  wir  von  den  ernsten  Geschäften,  welche  hier  vollzogen  werden;' 
von  der  Besetzung  und  Ergänzung  des  Ratsstuhles;  von  den  Wochen- 
sessionen  des  regierenden  Rats  und  den  verstärkten  Flenarversammlungen; 
von  den  gerichtlichen  Akten;  von  den  Erteilungen  und  Entziehungen  des 
Bürgerrechts;  von  den  städtischen  Amts-  und  Soldverträgen;  von  der 
Aufnahme  von  Anleihen  und  sonstigen  Finanzgebahrungen ;  von  den 
manniehfachen  Rechtsgescliäften,  welche  vor  dem  RatsstuliI  gehandelt  und 
dauu  öÖentlich  verbrieft  und  verbucht  werden.  Wir  hören  aber  auch 
von  den  hier  oder  in  Ncbenräumen  sich  abspielenden  Feierlichkeiten  und 
Gastereien,    von    Ratsmalzeiten    und    Uatshochzeiten ,     von    Tänzen    and 
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Schwanken.  Wir  treten  aodann  hinaus  in  die  nach  dem  Markte  offene 
Batalaabe,  von  wo  der  versammelteii  Bürgerschaft  die  Neuwahlen  ver- 
kündigt und  di(5  Barspraken  verlesen  werden.  Wir  lassen  uns  ferner  in 
der  Tresekammer  den  Katsschatz  und  in  der  Kamin erei  die  Kasse  und 
die  Beehnungsbücher  zeigen.  Wir  besuchen  ferner  die  Wettstube ,  die 
Baudtube,  die  Ratsdienerstube,  das  Achter  kämme  rohen,  den  Kreazgang,  die 
Rathauskapeile  und  die  Ratsküche,  in  weicher  mitunter  auch  Beratungen 
stattfinden.  Sodann  besteigen  wir  den  Kathausturm,  prüien  die  Vorratt» 
der  Ratsw  äffen  kämm  er  und  halten  längere  Raßt  im  Ratskeller,  in  iveichem 
Weine  und  Biere  für  so  mannichfache  Zwecke  aufbewalirt  werden.  Weniger 
anmutig  ist  der  Gang  durch  das  RatsgefUngnis ,  von  welchem  Namen  wie 
„Hundelöcher*^  nichts  Gutes  melden,  in  welchem  aber  auch  die  für  Edel- 
leute  bestimmte  „Jungfer"  nichts  Anziehendes  hat  Mit  einem  Blick  auf 
die  im  Souterrain  eingerichteten  oder  angebauten  Ratliausbuden  nehmen 
wir  Abschied  und  wenden  uns  zum  Kauf  hause.  Wir  lassen  uns  auf 
dem  Wege  dorthin  zunäehst  Einiges  über  die  Kaufliöfe  oder  Kauffahrer- 
höfe der  Deutschen  im  Auslande,  insbesondere  über  die  Teynhdfe  in  sla- 
vischeu  Grofsstadten  und  das  Eondaco  dei  Tedeschi  in  Venedig  erzählen, 
ohne  freilich  in  diesem  Punkte  eingehender  unterrichtet  und  namentlich 
über  die  hansischen  Höfe  genügend  beivlirt  zu  werden.  Dann  aber  be- 
sichtigen wir  genauer  das  heimische  Kaufhaus,  das  nach  seiner  nun- 
mehrigen Einrichtung  nicht  mehr  als  Herberge,  sondern  nur  noch  als 
Zcntralstatte  des  lokalen  Verkehrs,  als  Uebermittlungsanstalt  des  Grofs- 
handets  an  den  Kleinhandel,  als  Anstalt  für  Publizität,  Kontrolle  des 
Gästehandels,  Warensthau  und  Zollerhebung  dient.  Wir  hören  von  den 
yerschiedenen  Namen,  die  es  führt,  von  seiner  Entstehung  und  von  seinen 
Privilogien,  und  betrachten  sodann  die  bauliche  Einrichtung  seiner  beiden 
Stockwerke  und  der  darin  angelegten  Kaufkammern.  Wir  erfahren,  wie 
diese  Kammern  vermietet  werden,  wer  zur  Einmiotung  berechtigt  ist  und 
in  welchem  Umfange  (namentlich  für  den  Tuchhandel)  ein  Kaufhauszwang 
besteht.  Sodann  betreten  wir  die  SaalhaRe  im  Oborraum,  die  vornehraiitih 
als  korporatives  GeschäftBlokaJ  des  städtischen  und  auswärtigen  Handels* 
Standes  bei  der  Anknüpfung  und  Regelang  geachäftliohtr  Beziehungen 
und  dem  Abschlufs  von  Handelsverträgen  benützt  wird,  mitunter  aber 
auch  zu  städtischen  Gerichtsverhandlungen,  zu  politischen  Gemeindefesteii 
oder  zu  Taozbelustigungeu  der  kaufmännischen  Welt  Verwendung  findet. 
Ebenso  begegnen  wir  im  Unterraum  verschiedeneu  Bonützungsarten ,  die 
auf  eine  Vermischung  mit  dem  Rathaus  deuten,  so  dais  es  erklärlich  wird, 
wie  in  kleinen  Städten  das  eine  dieser  Gebäude  durch  das  andere  ersetzt 
werden  kann.  Hierauf  lassen  wir  uns  die  Verfassung  und  Verwaltung  des 
Kauflmuses  darlegen.  Wir  verfolgen  zu  diesem  Behuf  die  Funktionen  der 
Kaufhausmeister  oder  Kaufhausherrn ,  welche  als  Rataausschufs  die  Visi- 
tation und  die  Jurisdiktion  bei  Verstöfsen  gegen  die  Kaufhausordnung 
und  in  Handelsschuld sachen  ausüben;  die  vielseitige  und  eingreifende 
Wirksamkeit  des  Kaufliausvorstehers,  welcher  als  besoldeter  städtischer 
Beamter  im  Kaufhause  wohnt  und  eine  allgemeine  Aufsicht  führt;  die 
Thätigkcit  des  Kaufhuussohreibers,  welcher  entweder  sölbständig  oder  bios 
als  Üt^hilfe  diis  Vorstehers  das  Kauflmusbuch  füJirt  und  dio  Verlautbarung 
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aller  YertragSBchltiäse  im  KaiifhauB  e n t gegen dI min t;  die  amtlichen  Dienst- 
leistungen der  ÜEgelter,  Zöllner,  Wärter,  Wagtneister  und  Pförtner,  welcl 
iro  Kaufhaus  angestellt  sind.  Schliefslich  blicken  wir  in  das  Kaufhau 
buch,  um  zu  erfahren«  wie  eineraeits  die  Verzeichnung  der  Handelsguteie 
in  demeelbou  bewirkt,  dafa  diese  Güter  auf  Gefahr  der  Stadt  bezichunga* 
weise  der  Beamten  lagern  und  lediglich  von  den  Gläubigern  des  Ein- 
bringors  mit  Beschlag  belegt  werden  können,  und  wie  andrerseits  die  Ver- 
buchung  von  Zahlungsgelöbnisaen  für  den  säumigen  Schuldner  und  seine 
Erben  zur  Folge  hat,  dafs  gegen  sie  im  kaufhäuslichen  Uerichts verfahren 
die  sofortige  Abpfanduug  eiogespeicherter  Waren  und  selbst  die  Stadt- 
Verweisung  erkannt  werden  kann.  Im  Anschliifs  an  das  Kaufhaus  fasse 
wir  dann  noch  die  mitunter  davon  getrennten  stadtii^ohen  oder  zünftische 
Gewand-,  Garn-  und  Lederhäuper ,  die  besonderen  Kramhäuser  und  die 
preuTsiBchen  Ärtushöfe  ins  Auge  und  werden  zuletzt  auf  den  Übergang 
zur  Börse  hingewiesen. 

Im  zweiten  Teil  des  Werkes  reiht  O  e  n  g  1  e  r  eine  Reihe  iioter 
sich  nicht  näher  verbuudener  AbhandlungcD  an  einaader,  die  znm  Teil 
eine  genauere  Ausführung  bestimmter»  in  der  topographischen  Übersicht 
berührter  Materien  enthalten,  zum  Teil  jodoch  nur  in  loser  Beziehung  zu 
dem  übrigen  Inhalt  des  Buches  stehen. 

Der  erste  dieser  Exkurse  sucht  die  quel  len  raäf  sigen  Bezeich- 
nungs weisen  der  deutschen  Stadt  im  Mittelalter  fcstzus teilen 
und  hierbei  den  freilich  nicht  konsequent  durchgeführten,  jedoch  im  Gan* 
zen  ersichtlichen  Gebrauch  der  verflchiedeneu  Ausdrücke  zur  Bezeichnung 
besonderer  Klassen  von  Gemeinwesen  oder  zur  Hervorhebung  bestimmter 
Seiten  der  städtischen  Ansiedlung  nachzuweisen.  Die  lateiniBchen  Namen 
werden  zu  diesem  Behuf  in  fünf  Gruppen  zerlegt:  neben  dorn  farblosen 
„locus"  und  dem  auf  die  ursprüngliche  Dorf-  oder  Hofverfassung  zurück- 
weisenden ,,villa"  begegnen  die  spezifisch  städtischen  Bezeichnungen  „urbfl*^ 
„civitas**  und  „oppidura**,  die  parallelen  Festunganamen  ,»eastrum  8.  ca«te]^ 
lum",  „municipium"  und  ,^mMnitio*',  sowie  der  vom  Verkehr  entnommene 
Beiname  .^forum".  Unter  den  deutschen  Namen  scheinen  die  drei  hatipt- 
süchlichen  Ausdrücke  „Wie**,  „Burg"  nnd  „Stadt'*  in  gewisser  Weise  den 
latjcinischen  Bezeichnungen  j,oppidum^%  „urbg*'  und  „civitae"  zu  ent* 
sprechen. 

Ganz  besonders  wertvoll  ist  der  zweite  Exkurs  über  Städtegrüo- 
dnng.  Oengler  bespricht  hier  zunächst  die  dem  absohhefsenden  Be* 
fcstigungsakt  vorangehenden  Akte  der  „f  u  n  d  a  t  i  o"  und  „p  I  a  n  t  a t  i  o*% 
durch  welche  der  Bodenraum  für  die  neue  Anlage  ausgesondert  und  bi 
reitet  wird.  Sodann  behandelt  er  die  für  die  Gemeindebildung  gniiKi 
legenden  Geschäfte  der  Besiedlung  und  der  Hufen  Verteilung.  In  Bezug" 
auf  die  Besiedlung  unterscheidet  er  die  Klaäsen  der  zu  Bürgern  er- 
hobenen bisherigen  Ortsangesessenen,  der  vereinzelten  Einfahrer  aus  der 
Nachbarschaft  und  der  oft  aus  weiter  Ferne  scharenweise  herangezogenen 
Einwanderer,  unter  denen  die  seit  dem  11*  Jahrhundort  über  den  Norden 
und  Osten  verbreiteten  FUiminger  besondere  Aufmerksamkeit  verdienea» 
Er  analysiert  sodann  den  Inhalt  der  den  Neusiedlern  verliehenen  „libertaa 
Teutonica*'   und    des  ihrem  Verbände  gewahrten  „jus  Teutonicum**,     Hin- 
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sichtlich  fler  Hufeuvert eilung  schildert  er  zunächst  die  äussere  Ein- 
Tichtuflg  der  Hoffttätlen  (Wuorthen,  FeuorstÜtten,  areae,  hereditates  u.  b,  w,), 
in  welche  der  Bodenraum  nach  befttiraraten  Mais  verhalte  issen  zerlegt  wird. 
Inebesondcre  aber  geht  er  näher  auf  die  Beschaifeuheit  des  daran  be- 
grimdetcn  RechtcB  ein.  Der  Hufenempfanger  übernimmt  die  Ptlicht  lur 
Bebauimg  der  Hufe  in  bestimroter  Frißt  bei  Vermeidung  ihrer  Wieder- 
einzichung»  Dafür  erlangt  er  an  ihr  ein  voräuXserlichos,  vererbliches  und 
teilbares  Eigentum»  das  nur  in  der  Regel  mit  Auauahmo  einzelner  Frei- 
hufen durch  den  an  den  Stadtherrn  zu  entrichtenden  Hufenzina  (cenmis, 
worttins^  hofzins)  belastet  ist.  Der  Verfasser  stellt  a»iöfnhrlich  sowohl  die 
hinsichtlich  der  Verfügung  über  die  Hufe  geltenden  liecbtssätzc  als  die 
Einzelnheiten  des  städtischen  Äinsrochtes  dar.  Auch  weist  er  darauf  bin, 
wie  das  Privat  eigen  tum  des  Bürgers  an  seinem  Hause  zugleich  mit  dem 
dareh  den  Hausfrieden  gesicherten  häuslichen  Herrschafterecht  verknüpft 
ist.  Nachdem  er  so  den  mannichfachen  und  komplizierten  Inhalt  des 
Geschäftes  der  Städtegründung  dargelegt  hat,  behandelt  er  das  eigentüm* 
Hch  entwickelte  Anleger amt  der  „locatores**,  welche  als  Mittelspersonen 
die  gehörige  „Besetzung"  oder  „locatio"  der  Stadt  zu  übernehmen  pflegten. 
Diese  „locatores",  die  öfter  in  einer  Mehrzahl  als  Consortium  auftraten, 
wnrden  meist  aus  den  ritterlichen  Lehns-  oder  Dienatmannen  des  Stadt- 
hen-n,  mitunter  aber  auch  aus  benachbarten  Grundherrn  oder  Vögten  oder 
den  bisherigen  Vorstehern  des  umzuwandelnden  Dorfes  oder  aus  der  Schar 
der  Einwanderer  genommen*  Ja,  als  sich  ein  spekulatives  Gewerbe  daraus 
entwickelte,  konnte  ein  Fleischer  als  Stadtanleger  autocten.  Bisweilen 
ist  der  Name  dieser  Männer  im  Stadtnamen  erhalten  (wie  bei  Wagstadt 
und  Konstadt).  Durch  einen  bedonderen  Locatio usbrief  übertrug  der 
Rtadtherr  das  „officium  locationis**,  welches  zur  Anwerbung  von  Bewohnern, 
zum  Abschluls  der  Verträge  mit  ihnen  nnd  zur  Regelung  der  ersten  Ue- 
meindeoinriehtungen  befugte  und  verptlichtete.  An  tun  glich  ein  einseitiger 
Auftrag  mit  Zusicherung  von  Entgelt,  entwickelte  dieses  Geschäft  sich 
mehr  und  mehr  zu  einem  zweiseitigen  Locationsvertrag,  welcher  bald  als 
Verkauf,  bald  als  Erbleihe,  bald  als  Lehnshingabe  des  ,Jub  locationis,'^ 
d.  h.  des  Anlegeramtes  mit  anhangenden  Freiheiten,  Gerechtsamen  und 
Einkünften,  eingekleidet  wurde.  Die  Hechte,  welche  den  locator  für  seine 
Mühewaltung  entschädigen  sollten,  gipfelten  in  der  ihm  übertragenen  Erb- 
vogtei  oder  dem  Erbschultheifsenamt  oder  auch  der  Kombination  beider 
Ämter.  War  ein  Konsortium  von  Anlegern  berufen,  so  konnte  natürlich 
nur  einer  unter  den  Beteiligten  das  Amt  ausüben  und  den  Titel  führen. 
In  der  Erbvogtoi  war  vor  Allem  die  etädtische  Gerichtsbarkeit,  obschon 
in  der  Regel  mit  Vorbehalt  der  causae  majores  für  den  Stadtherrn,  ent- 
halten. Von  den  gerichtlichen  Einkünften  fiel  gewöhnlich  der  Dritt- 
pfennig an  den  Erbvogt  oder  Erbschultheifs  (bei  Kombination  beider  Ämter 
ein  Drittel  und  ein  Viertel),  Überdies  aber  lag  in  der  Erbvogtei  eine 
Teilnahme  am  Stadtregiment,  so  dass  z.  B.  Wahl  und  Einsetzung  von 
Ratleuten  und  Zunftmeistern,  Verleihung  des  Bürgerrechts  an  Fremde, 
Aufnahme  von  Innungsmitgiiedern  und  Bestätigung  neuer  Satzungen  nicht 
selten  dem  locator  überlassen  blieben.  Zu  diesem  einHufsreiobcn  und 
gewinnbringenden  Amt  traten  dann   mancherlei  nutzbare  Vermögensrechte, 
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indom  dem  locator  ein  Anteil  am  örundbesitz,  an  deu  Einkünften  von 
ötädti&ohen  Handels-  und  Gewerbeanatalten,  an  Weide,  Jagd  und  Fißcherei 
und  an  den  ßtadtherr liehen  Gefällen  aus  Zöllen  und  Gewerbeabgahen  iib er- 
wiesen wurde.  Der  gesamte  Inbegriff  dieses  jus  locationis  war  vererblich, 
veriiufserlich ,  vorpfiindbar  und  teilbar.  Selbst  auf  Töchter  wurde  das 
Recht  vererbt  und  der  Ehefrau  konnte  es  als  Leibgedinge  beatellt  werden. 
Vielfach  finden  dich  Abveräufserungen  einzelner  Bestandteile  oder  ideeller 
Uüoten.  Bei  einer  Gesamtveräurflerung  war  jedoch  die  (Genehmigung  des 
Stadtherm  auf  Grund  einer  Prüfung  der  Persönlichkeit  des  Erwerbers  und 
solenner  ,,venditie  et  resignatio  facta  legitime  et  publicata  ooratn  domioo'" 
erforderlich.     Häufig  erwarben  die  Städte  selbst  die  Erbvogtei. 

Im  dritten  Exkurs  schildert  Gengier  den  Einritt  des  Stadtherm, 
wie  er  nach  vorheriger  Tagberedung  als  prunkvolle  und  feierliche  Form 
der  Besitzergreifung  stattzufinden  pflegte,  sofern  man  nicht  die  Kosten 
ßcheute.  Er  fuhrt  uns  in  anschaulicher  Weise  die  Begriifsung  des  Stadt- 
herrlichen  Zuges  im  Weichbilde  der  Stadt,  die  Bestätigung  der  Freiheiten 
und  Hechte  der  Stadt  und  die  stadtherrliche  Eidesleistung  vor  dem  Haupt- 
thore,  die  Thoröffnung  und  den  Festzug  in  den  Dom,  die  Huldigung  der 
Bürgerschaft  oder  ihrer  Vertreter,  die  Geschenkreichungen  der  Stadt,  die 
anschliefsenden  Feste  und  Spiele^  die  stadtherriichen  Gnadenakte  für  Ver- 
bannte und  Verwiesene  vor  Augen. 

Der  vierte  Exkurs  handelt  von  den  Muntmannen.  Diese  merk*  . 
würdige  Institution,  welche  vielfach  zahlreiche  geringere  Leute  auf  Grund 
eigenartiger  Treudi an stv ertrage  in  ein  Verhältnis  von  Schutzunterthaueo- 
schai't  zu  reichen  nnd  mächtigen  Geschlechtern  brachte  und  so  den  kaum 
gebildeten  bürgerlichen  Verband  mit  feudaler  Zersetzung  bedrohte,  bis  diij 
dagegen  gerichteten  Verbote  und  Satzungen  durchdrangen,  ist  in  dea^ 
wenigen  ihr  gewidmeten  Bemerkungen  kaum  ausreichend  gewürdigt. 

Um  so  reichhaltiger  sind  die  Erörterungen  des  fünften  Exkurses  über 
den  Satz :  Luft  macht  frei.  Gengier  beepri cht  zuniiohst  den  ursprüng- 
lichen Fortbestand  des  PflichtverhältiHsses  der  ohne  Wissen  und  Willen 
ihrer  Hen^n  in  die  Stadt  aufgenommenen  Hörigen  und  Unfreien  und  die 
prozessualischen  Mittel,  die  dem  Herrn  behufs  Wiedergewinnung  solcher 
Leute  zu  Gebote  standen.  Er  zeigt  dann,  wie  schon  früh  und  zwar  seit 
dem  12.  Jahrhundert  in  einzelnen  Städten  dem  gegenüber  der  Satz  „Lult 
macht  frei"  sich  ausbildete  und  bald  alle  Städte  mit  Ausnahme  einiger 
dorfähnlicher  Zwergstädtc  ergriff ,  da  die  Tendenz  des  städtischen  Lebens 
unauiTialtsam  zur  Beseitigung  der  unfreien  Elemente  drängte  und  die  von 
der  Weichbildglosse  ausgesprochene  Maxime  aufkam,  „daz  sy  gliche  vry 
sien ,  die  in  ©yner  stat  sizin**.  Anfänglich  trat  das  neue  Prinzip  in  der 
radikalen  Fassung  auf,  dafs  durch  die  Niederlassung  in  der  Stadt  sofor 
der  Herrsch aftsverband  gelöst  und  die  Vindikation  abgeschnitten  sei.  Es 
war  daher  ein  Kompromifs  zwischen  dem  Stadtrecht  und  den  Ansprüchen 
der  Leib-  und  Grundherrn ,  woraus  die  gewöhnliche  Ermäfsigung  des 
Satzes  „Luft  macht  frei"  durch  das  Prinzip  der  rechten  Gewere  hervor- 
ging. Den  Übergang  hierzu  zeigt  das  Stadtrecht  von  Eger,  nach  welchem 
die  Vindikation  sofort  ausgeschlosBen  ist,  Dienstfreiheit  aber  erst  na 
Jahr  und  Tag  entsteht.     Mehr  und  mehr  aber  verbreitete  sich  die  Bege 


IiitterAtnr. 


261 


dafe  Jahr  und  Tag  lang  die  Tindikation  beim  Stadtgericht  sjulaeeig  sei* 
Mitunter  jedoch  verpflichtete  sich  die  Htadt  auch  während  dieseß  Zeit- 
räume nicht  zur  Auslieferung,  eondem  nur  zur  AuBweisuug.  Vereinzelt 
steht  die  Ausdehnung  der  Praeklusivfrißt  auf  10  Jahre  in  Kegcnsburg* 
tu  andereo  Städten  wurde  vielmehr  der  Erwerb  des  Bürgerrechtfi  als 
Grundlage  der  Befreiung  behandelt*  Meist  wurde  jedoch  dann  gleichfalls 
der  Ablauf  von  Jahr  und  Tag  nach  der  Bürgeraufnahme  zum  AusschluTB 
der  Vindikation  gefordert.  Möglich  blieb  übrigene  trotzdem  der  Fort- 
bestand einer  Dienstpflicht  oder  doch  einer  Zinspfljcht  oder  öonstigen 
Ueichnjfßpfiicht  der  ehemaligen  Unfreien  oder  Hörigen.  Auch  wirkte  der 
FreiheitsBchutz  nur  für  den  Kechtekreis  der  Stadt,  in  deren  Mauern  er 
erworben  war.  Überdies  euchten  die  Landesherrn  und  Stadtherrn  dem 
städtischen  Prinzip  durch  Verbote  der  Aufnahme  gewisser  Höriger»  durch 
Exemtiontüklauseln  im  Htadtprivileg,  durch  Vorbehalt  ihrer  Einwilligung 
oder  gor  durch  Forderung  vorheriger  Erledigung  der  Herrschat^t  Schranken 
zu  ziehen.  Auch  suchten  sich  manche  Landes-  oder  Grundherrn  durch 
Vorträge  mit  einzelnen  Städten  zu  ächiitzen.  Ändere  Landeeherrn  dagegen 
begünstigten  den  Zuzug  Höriger. 

Im  aechaten  Exkurs  geht  der  Verfasser  näher  auf  den  Stadt  frie- 
den ein,  dessen  Wurzeln  er  teils  in  dem  örtlichen  Gottesfriodön  der  Bi- 
schofastädte  und  dem  darin  enthaltenen  Verbot  jeder  Blutthat»  teils  in 
dem  weltlichen  Burgfrieden  und  dem  damit  gesetzten  AusschluTs  jeder 
Selbsthilfe  und  rechtswidrigen  Willkür  flndet.  Anfangs  aus  dem  Köuigs- 
gebot  als  der  allgemeinen  Friedensquelle  hergeleitet,  wird  der  Stadtfriede 
später  immer  entschiedener  auf  Bürgerei nung  und  Batsgebot  zurückge- 
Hihrt.  Gewahrt  wird  er  durch  das  Strafgericht  und  die  Urfehden  mit 
Verbürgungen ,  eingeschärft  durch  Friedgebote  und  Friedkündigungen, 
Jene  kommen  als  obrigkeitliche  Gebote  teils  allgemein,  teils  für  spezielle 
Streitzustände  und  Beteiligte  vor.  Dies©  sind  Privatfriedegebote,  wclohe 
den  Streitendon  die  Pflicht  zur  Angelobung  des  Hand£riedens  und  zur 
Wahrung  des  Friedens  mit  gerichtlicher  Wirkung  auflegen. 

Der  Befriedung  korrespondiert  die  Entfiriedung,  welche  in  der  Stadt 
nicht  nur  mit  Ächtung,  Vervemung,  Land  Verweisung  und  Verfestung  vor* 
knüpft ,  sondern  als  selbständiges  Institut  in  der  Stadtvorweisung 
ausgebildet  ist.  Von  dieser  handelt  der  siebente  Exkurs.  Die  Stadtver- 
weisung kommt  vor  Allem  als  Strafe  in  einer  grofsen  Anzahl  von  Fäl- 
len und  namentlich  bei  den  spezifisch  als  Einungsvergehen  qualifizierten 
Delikten  vor,  die  nach  der  vom  Verf.  unternommenen  sorgfaltigen  Zusam- 
menstellung  sämtlich  einer  Beziehung  zum  Bruch  des  Stadtfriedens  er- 
kennen lassen.  Überdies  aber  findet  sich  die  Stadtverweisung  als  £xe- 
kutioüsbebelf,  indem  sie  sowohl  bis  zur  Entrichtung  zuerkannter 
Geldbufsen  im  ünvermögensfall ,  als  bis  zur  Befriedigung  rechtskräftig 
foötg^steUter  Forderungen  nach  fruchtloser  Pfändung  statt  der  Schuldhaft 
Terhängt  wird.  Die  Wirkungen  der  Strafverweisong  bestehen  in  der 
,, Verteilung  in  das  Elend'*  und  dem  sofort  oder  nach  kurzer  Frist  er- 
zwingbaren Abzug»  können  aber  mit  vorher  zu  vollstreckenden  Leibes- 
oder  Ehrönstraftn  und  mit  Geldbufsen  kombiniert  werden.  Die  Zeitdauer 
der  Verbannung  kann  auf  Jahre,  Monate,  Wochen    oder   selbst  Tage  be- 


262 


If  ittoratar. 


acliränkt   sein  oder   auf  Lebeuazeit  („100  Jahre    und    ein  Tag**)  erstreckt j 
werden.     Verfrühte  Küokkehr  wird  durch  die  Androhung  strenger  Strafefl 
und  zwar  gewöhnlich    der  Todesstrafe    verhütet    und    überdies   dem    Rat 
die  Abwehr  und  jedem  Bürger  die  Verhaftung  des  im  Stadtgebiet  betrof-^^ 
feneu  Verbannten    zur   Pflicht    gemacht.     Doch    ist    eine  Abkürzung    der 
Verbannung    durch    den    Rat    mindestens    nach    Ablauf   einer    bestimmten 
Zeit  und  gegen  Zahlung  einer  Geldsumme  möglich.     Weib  und  Kind  wer-- 
den  nicht  betroffen,    soweit    es  sich  nicht  um    die  Falle  Terbotener  Ver- 
äufserung  von   Wciohbildgüiern    in  geistliche  Hand  oder  mutwilliger  Auf- 
kündigung   des    Bürgerreohts    kandelt.      Übrigens    beschranken    sich    die 
Wirkungen    der  Stadtverweisung    auf  die    betreffende    Stadt,    es    müTstoo 
denn    besondere  Verträge    mit    anderen  Städten    über    die  Nichtaufnahme 
geschlossen  sein  oder  die  Folgen  gerichtlicher  Ächtung   in  Frage  steheut, 

Ein  überaus  amsiehendes  Bild  entrollt  der  achte  Exkurs  ^  der  na 
einigen  allgemeinen  Bemerkungen  über  die  Stellung  der  Kaufteute  in  dec^ 
Städten  und  die  sehr  alten  Privilegien  der  »^Reichskaufleute'*  in  den 
Pfalzstädten  die  sozialen  und  rechtlichen  Verhältnisse  des  mittelalterliüheaj 
Grofahändlers  schildert.  Gen  gl  er  sucht  zunächst  den  prinmpielleii 
Unterschied  der  Grofahändler  von  den  Kleinhändlern  zu  bestimmen.  Er 
Endet  die  wirtschaftliche  Funktion  der  mittelalterlichen  Grofshändler  darin, 
dafs  sie  die  in  der  heimat blichen  Produktion  fehlenden  Natur-  und  Ge- 
werbeprodukte, die  Äur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  begehrt  werden, 
in  den  Erzeugungslandern  aufsuchten ,  in  Mengen  erwarben  und  dem 
heimatlichen  Verkehr  zuführten ,  während  die  weitere  Verteilung  an  die 
Konsumenten  den  Kleinhändlern  überlassen  blieb.  Die  spätere  techuiaehe 
Gegenüberstellung  der  „Kauilierru"  oder  ,,Gewelbherrn**  einerseits  und 
der  Kaufleute  mit  offenem  Ladeu  andrerseits  ging  freilich  von  einem 
mehr  äufserlichen  Gesichtspunkt  aus.  Dem  mittelalterliehen  Grofshandel 
in  diesem  Sinne  schreibt  Gen  gier  als  drei  eigentümliche  Merkmale 
einen  militärischen,  körperschaftlichen  und  internationalen  Charakter  2U. 
Das  militärische  Element  erblickt  er  in  der  Organisation  der  jährlichen 
oder  sonst  periodischen  Handels  fahrten  (»»Keisen**)*  Dieselben  fanden^ 
als  Wasserfahrten  entweder  in  bewaffneten  Flotten  oder  in  kleineren  Con- 
voi  verbänden  mit  gemeinsamer  Gefahrtragung  statt.  Als  Land  fahrten , 
aber  nahmen  sie  erst  recht  die  Gestalt  von  KriegsEÜgen  an:  in  lange 
Bei  he  bewegten  sich  die  Fuhrleute  mit  den  Fracht  wagen  auf  Reichs-  oder  ^ 
Landstrafsen  vorwärts  ^  geführt  von  gepanzerten  Kaufherrn  mit  blankem 
am  Sattelknopf  befestigten  Schwert,  geleitet  von  deren  bewaffneten  Die- 
nern ,  zu  steter  Verteidigung  bereit.  Erst  allmählich  ging  der  Schuts  auf 
die  von  den  Laudesherm  oder  Städten  als  Geleitsherrn  gegen  den  Ge- 
leitsschatz gestellte  Geleitsmannschaft  über^  wobei  dann  der  Geleitsherr 
die  Haftung  für  den  gleichwohl  erlittenen  Schaden  übernahm  und  meh- 
rere Geleitsherrn  als  Gesamtschuldner  diese  Assekuranz  leisteten.  Als 
Kauffahrten  in  verkleinertem  MaaTsstabe  erschienen  die  Messefahrten  mit 
dem  hier  dem  Strauchrittertum  gegenüber  besonders  onentbehrlichen 
Messegeleit.  Die  körperschaftliche  Seite  des  Grofshandlertums  zeig 
G  engl  er  in  den  Brüderschaften  auf,  in  welche  sich  die  Kauffeut 
auch    unterwegs  und    im  Auslände    für  Beistand ,  Zucht,  Geselligkeit  uadj 
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roligiÖBe  Zweckt;  ^susammensclilosBeii,  so  dafs  fast  nur  bei  Kauf  and  Tauäoh 
das  Individuum  hörrortrat,  im  Übrigen  die  Genosaensohaft  oach  aafsea 
und  innen  thätig  wurde.  Den  intern ationaleu  Charakter  dor  Grofshändler 
Endet  er  darin,  dals  diedeibeii  im  Auslände  geradezu  als  kommerzielle 
Beprüäeu tauten  ihres  Landes  und  Volkes  erschienen  und  darum  auch 
einfach  „Teatonioi**  genannt  wurden*  Speziell  geht  er  auf  das  Hans- 
grafeuamt  ein,  das  wenigstens  in  der  zu  RegenBhurg  ihm  gewordenen 
Ausbildang  trotz  seiner  an  sich  nur  lokalen  Bedeutung  den  ganzen  aus- 
ländischen Handel  herührte  und  sich  zu  einer  generellen  Aufsichtäinstans 
mit  teils  wirklicher^  teils  schiedsrichterlicher  Jurisdiktion  über  den  deut- 
schen Handel  in  den  östiicheu  Bonaulandem  entfaltete.  Anhangsweise 
bespricht  der  Verfasser  die  Stellung  der  Makler  (Unterkäuferi  Wraker), 
welche  als  vereidigte  städtische  Beamte  sowohl  zur  Beurkundung  als  zur 
Vermittlung  von  Handelsgeschäften  gegen  feste  Gebühren  berufen  waren, 
seit  dem  14.  Jahrh.  ein  Tagebuch  mit  öffentlicher  Beweiskraft,  führten 
und  vielfach  auch  als  Sachverständige  dienten.  Die  den  Mäklern  aufer- 
legten amtlichen  rflichlen  und  Beschränktingen  waren  im  Wesentlichen 
schon  genau  so  geordnet,  wie  unser  heutiges  Hecht  sie  regelt 

Am  Schluss  boschreibt  der  Verfasser  im  neunten  Exkurs  die  Schütze  n  - 
brüderschaften,  die  in  den  Schützen  gärten  die  Stätte  ihrer  Arbeiten 
und  Feste  hatten  und  meist  auch  deren  Eigentümerinnen  waren.  Er 
legt  ihre  Entstehung  aus  den  Übungen  der  wehrpflichtigen  Bürger  im 
Gebrauehe  der  Armbrust  und  ihre  Umwandlung  seit  Erfindung  des  Schiefs- 
pulvers eingehend  dar,  handelt  von  den  in  der  Wahl  eines  Schutzpatrons 
und  der  Erwerbung  und  Dotierung  einer  Kapelle  oder  eines  Altars  sich 
kundgebenden  religiösen  Elementen  dieser  Geuossensohaften,  und  schildert 
sowohl  ihre  ordeutUohen  Schiefsübungeu  als  ihr  jährliches  Wett-  oder 
Königsschiefsen  mit  den  dazu  in  die  Ferne  ergehenden  Einladungen,  den 
mancherlei  dafür  gestifteten  Preisen  und  don  Eliren,  Rechten  und  Lasten 
des  gewonnenen  ^^Königreichs^^  Sodann  erörtert  er  die  Organisation  der 
Schützengilden,  beschreibt  ihre  Banner  und  deren  Gebrauch,  sowie  die 
Schützentraoht  der  älteren  und  ueuoreu  Zeiten,  handelt  von  den  Bedin- 
gungen der  Aufnahme  und  des  Austritts,  von  den  Si  l^ten geboten  und  von 
der  korporativen  Disziplin,  und  verfolgt  die  über  den  Tod  hinaus  in  der 
Pfiicht  zu  Grabgeleit  und  Seelenmessen  sich  offenbarenden  Wirkungen 
des  brüderlichen  Verbandes.  Besonders  charakteristisch  für  das  mittelal- 
terliche Gildewesen  ist,  dafs  auch  bei  den  Schüizengilden  das  Genossen* 
schaftsrecht  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Zünften  zugleich  die  Ehe- 
firauen  und  Töchter  ergriff,  — 

Man  wird  aus  dieser  Übersicht  einen  ungefähren  Eindruck  von  dem 
reichen  Inhalt  des  Werkes  empfangen»  Der  eigentliche  Wert  desselben 
aber  borulit  darin,  dals  die  Darstellung  überall  unmittelbar  aus  den 
ftuellen  geschöpft  ist.  Der  Verfasser,  der  in  einem  Anhang  (S.  478— 
505)  das  von  ihm  benutzte  gedruckte  und  handschxiftliche  Matorial 
nach  alphabetischer  Ordnung  der  Städte  zusammengestellt  hat,  bringt  stets 
diu  urkundlichen  Belege  für  seine  Aufstellungen  bei;  er  redet  nach  Mög- 
lichkeit die  Sprachü  der  Quellen;  er  führt  endlich  dem  Leser  einzelne 
sorgfältig   ausgewählte  Belegstellen    im    Wortlaut    vor.     Auf  diese  Weise 
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wird  uicht  nur  die  Genauigkeit  der  Angaben  gesiohert  oder  doch  deren 
Nachprüfung  ermöglicht,  sondern  es  wird  auch  jene  sinnliche  Anechau- 
liebkeit  und  jene  ToUe  Lebendigkeit  erzielt,  wie  sie  allein  der  enge  An- 
sohl ufs  an  den  Geist  und  die  Form  der  Quellen  dem  Bilde  Tergangeoer 
Zustande  verleiht  Der  Leser  fiihlt  sich  hineinversetzt  in  die  mittelal'» 
terliche  Stadt;  er  sieht  ihre  Mauern  und  Thünne,  ihre  Kirchen  und 
öffentlichen  Gebäude  sich  von  Neuem  erheben;  es  füllen  sich  ihm  wieder 
die  8trafsen  und  Platze  mit  geistlichem  und  weltlichem  Volk,  mit  wehr- 
hatlten  Männern  und  sittsamen  Frauen,  mit  reichen  Kaufherrn  und  kunst- 
fertigen Handwerkern;  er  nimmt  Teil  an  Kampf  und  Kriegsubung,  an 
politischer  Beratung  und  Entscheidung  der  Rechtshändel,  an  dem  Umsatz 
kostbarer  Waren  und  dem  Tagestreiben  des  Marktes,  an  stiller  Arbeit 
in  den  Werkstatten  und  in  der  Feldmark,  an  frommen  Feiern  und  über- 
mütiger Lust,  an  all  dem  bunten  Leben,  das  «ich  hier  in  jugendlicher 
KraftfUlle  und  doch  nach  fester  Ordnung  abspielt;  er  empändet  das  We- 
hen jenes  eigenartigen  bürgerlichen  Geistes,  der  dieses  so  stolz  in  sich 
selbst  gegründete  Gemeinwesen  im  Innersten  beseelt  und  zusammenhält 
Manches  wohl  mutet  ihn  da  fremd  und  seltsam  an.  Aber  je  tiefer  er 
sich  in  diese  wiedererBtandeue  Welt  versenkt,  desto  heimischer  wird  sie 
ihm.  Denn  immer  deutlicher  erkennt  er  die  Faden,  welche  sieh  von  ihr 
zu  unserer  Gegenwart  hinüberspinnen.  Er  wird  sich  verwundert  bewufst, 
wie  doch  zuletzt  es  unser  eignes  Fleisch  und  Blut  ist,  woraus  dieser 
städtische  Körper  sich  formte,  und  wie  der  Geist,  der  darin  lebte,  im 
Wechsel  der  Zeiten  heranreifend  sich  gewandelt,  nicht  aber  sich  selbst 
verloren  hat.  Und  lenkt  er  nun  den  Blick  zurück  auf  das  städtische 
Wesen,  das  uns  umßlugt,  so  sieht  er  an  tausend  Stellen  das  Mittelalter J 
hineinragen,  —  bald  in  ehrwürdigen  Trümmerstücken  oder  verlöschendeii 
Zügen,  bald  in  machtvoll  ausgebreiteten  Gebilden  ^  überall  jedoch  in  de 
tiefen  und  unzerstörbaren  Fundamenten,  auf  welchen  noch  heute  die  Krafl^ 
und  das  Leben  des  deutsohen  Bürgertums  ruht. 

Die  Schwierigkeit,  ein  einheitliches  Bild  der  deutschen  Stadt  detj 
Mittelalters  zu  zeichnen ,  mithin  gewissermafsen  ein  t^^pisches  Duroli 
schnittsbild  aus  dem  örtlich  difi'erierenden  Material  herauszugestalten  an^ 
daüQ  diu  wichtigsten  Abweichungen  als  besondere  lokale  Form-  und  Far- 
bengebungen darum  zu  gruppieren,  hat  Gen  gl  er  im  Ganzen  glüokljeli 
gelöst.  Nur  ist  vielleicht  zum  Teil  das  Typische  zu  sehr  nach  denil 
Mafsstabe  der  überwiegenden  Zahl  konstruiert  worden.  Dadurch  treten 
vielfach  Zlige  in  den  Vordergrund  ^  welche  dem  Bilde  der  Kleinstadt  mit 
ihrer  geringen  politischen  Selbständigkeit  und  ihrer  halb  ländlichen  Wirt- 
schaft entlehnt  sind.  Wenn  aber  auch  naturgemäfs  die  grofsere  Menge, 
der  Stadtrechtsquellen  von  bescheidenen  Verhältnissen  berichtet,  in  deneai 
die  repubiikauiöche  Herrlichkeit  der  altfreien  ßischofsstädte  oder  der 
Reichtum  und  die  Macht  der  aufblühenden  Seestädte  kaum  im  Traum  als 
Ziel  geschaut  werden  konnten,  so  darf  man  doch  deshalb  nicht  hier  die 
charakteristischen  Merkmale  des  Städtewesens  suchen*  Wohl  hatte  auch 
die  uu bedeutendste  Landstadt  irgendwie  Anteil  an  Begriff  und  Formen 
des  städtischen  Lebens,  und  es  war  keineswegs  gleichgiltig »  dafs  durch 
die  Vermittlung    eiuea  dichten  Netzes   mittlerer    und  kleinerer  Stüdt©  die 
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Douen  bärgerlichen  Gedimkeu  und  Institutionen  in  alle  Winkel  des  deut- 
schen Landes  getragen  wurden.  Allein  das  speziEsoh  städtische  Element, 
das  eigenthch  Wesanhaflte  der  ideellen  and  reellen  Umbildungen,  in  denen 
die  weltgeschichtliche  Bedeutung  des  Eintrittes  der  Städte  in  die  mittel- 
alterliche Kult  urweit  liegt,  offenbart  sich  rein  und  voll  nur  in  den  grolseu 
rührenden  Gemeinweflen!  Hiervon  abgesehen,  hat  Gen  gl  er  nicht  durch- 
weg die  verschiedenen  Gruppen  deutscher  Städte  gleichmafsig  beachtet. 
80  treten  die  hansischen  Verhältnisse  gerade  da  ungebührlieh  zurück, 
wo  man  bei  der  BesprechuDg  der  internationalen  Beziehungen  und  der 
deatsohen  Niederlaseungen  im  Auslande  in  erster  Linie  von  ihnen  zu 
hören  erwartet.  Immerhin  ist  es  dem  Verfasser  in  erheblichem  Umfange 
gelungen ,  bei  einer  Ausbreitung  seines  Forschungsgebietes  bis  au  die 
äuXsersten  Marken  des  Reiches  in  aller  örtlichen  Maunichfaltigkeit  die 
vorhandene  Einheit  aafzuÄeigen  und  trotz  liebevoller  Vertiefung  in  das 
Stiüleben  der  binneniündisehen  Kleinstadt  doch  auch  das  Geräusch  dos 
bewegten  Lebens  der  grofsen  Verkehrszenlren  an  unser  Ohr  schlagen  zu 
lassen. 

Weniger  glücklich  ist  G  e  n  g  1  e  r  bei  der  Überwindung  der  Schwie- 
rigkeiten gewesen ,  welche  der  Gestaltung  eines  Durchschmttebildes  dar- 
aus erwachsen,  dafs  nicht  blos  örtlich,  sondern  auch  zeitlich  von  dessen 
genauer  Fixierung  abstrahiert  werden  muTs.  Nach  dem  Vorwort  will  er 
das  städtische  Leben  „vom  zehnten  bis  zum  sechszehnten  Jahrhundert, 
hauptsächlich  jedoch  in  der  früheren  Hälfte  dieser  Periode**,  dem  Leser 
vorführen.  Der  hiermit  abgegrenzte  Zeitraum  umschliefst  die  gesamte 
GoBchrehte  des  mittelalterlichen  deutschen  Städtcwesens :  seine  ersten  An- 
fänge,  seine  höchste  Blüte,  seinen  beginnenden  Niedergang*  Eigentliche 
üesohichte  aber  will  der  Verfasser  nicht  schreiben.  Er  hat  sich  \'iül- 
mehr  die  ZusammensteHung  von  Altertümern  des  deutschon  Stadt- 
rcchts  zur  Aufgabe  gewählt.  Somit  will  er  nicht  das  Werden  als  solehos^ 
sondern  das  üewordene  darstellen;  er  will  nicht  das  Vergangene  in  seinem 
Flufs  zur  Anschauung  bringen ,  sondern  das  für  längere  oder  kürzere  Zeit 
Beharrende  darin  aufsuchen  und  es  so  besehreiben,  als  sei  es  ein  Gegen- 
wärtiges und  trage  auch  für  uns  noch  den  8chein  des  Festen  und  um 
seiner  selbst  willen  Bestehenden  an  sich.  Hierdurch  wird  er  gezwungen, 
bei  den  einzelnen  von  ihm  gezeichneten  Bildern  den  Schwerpunkt  bald 
in  dieses  bald  in  jeneB  Jahrhundert  zu  verlegen.  Denn  die  mann  ich  fachen 
von  ihm  behandelten  Einrichtungen  und  Rechtssätze  gehören  nach  Ur- 
sprung und  Vollendung  sehr  verschiedenen  Epochen  an.  Auf  diese  Weise 
empfängt  das  (josamtbild  an  manclten  Stellen  etwas  Disharmonisches.  Auch 
in  den  Einzelbildern  aber  vermischen  sich  nicht  selten  die  Stilarten  meh- 
rerer Zeitalter.  Der  Verfasser  ist  zwar  in  jedem  Fall  bemüht,  die  Ent- 
wicklungsstadien  der  von  ihm  geschilderten  Institutionen  festzustellen  und 
auseinander  zu  halten,  so  dafs  er  nicht  nur  von  dem  eingenommenen  Stand* 
puukt  aus  rückwärts  und  vorwärts  schaut,  sondern  auch  nicht  selten  sich 
zur  Unterscheidung  von  Perioden  und  zur  gesonderten  Darstellung  älterer 
und  jüngerer  Gebilde  entscliliefst.  Allein  der  Hegel  nach  verfahrt  er 
dabei  in  ziemlich  äufserlichcr  Weise.  Auf  eine  wahrhaft  genetische  Er- 
klärung leistet  er  meist  Verzicht.     Noch   weniger  prüft  er    die    einzelnen 
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liechtssätze  uod  KcoliUbcgriffe  auf  ihre  nicht  allein  ntMjh  der  Jalin^giuihl 
der  Quelle  zu  entscheidende  innere  Zugehörigkeit  zu  einem  altert ümilcheren 
oder  moderneren  Lebens-  und  Gedanken  kreide.  So  geht  der  Einblick  in 
den  die  Totalität  dt»  Dasei ns  ergreifenden  Wandlungaprozeftö,  der  sich  in 
den  Städten  und  durch  die  Städte  vollzogen  hat,  grof&enteiU  verlortin. 
Denn  was  die  büri^erlichen  Gemeinweeen  des  Mittelalters  an  neuem  Leheiii* 
gehalt  erarbeitet  haben,  das  ist  oft  nur  stückweise  und  sporadisch  vor- 
wirklicht  worden«  Auch  wo  an  mafegebender  Stelle  längst  eine  fernhin 
wirkende  Errungensehaft  geborgen  ist,  bleiben  danebeü  vielfach  bis  in 
unsere  Tage  die  Gebilde  älterer  Formation  erhalten.  Wie  neben  dem 
gothischen  Dom  die  romanische  Kirche  steht  und  nach  dem  Siege  der 
llenaiäsance  eolbst  noch  gothische  Neubauten  sich  erheben,  so  tragen  aach 
die  Bestandteile  der  in  demselben  Zeitraum  geltenden  städtischen  EechU- 
ordnung  das  Gepräge  verschiedener  Zeitalter,  aus  denen  ein  in  der  Tiefe 
ungleichartiger  Geist  zu  uns  spricht  Die  an  der  äufseren  Erscheinong 
haftenden  Burchschnitt^bilder  des  Verfassers  spiegeln  meist  das  Zustand- 
liehe  mit  Treue  wieder.  Allein  man  wird  doch  den  Wunsch  nicht  los, 
einigermafsen  hineinzublicken  in  die  treibenden  Kräfte,  welche  dahinter 
lebeu  und  wirken,  einigermafsen  auch  das  Gewordene  nach  seiner  innereo 
Bedeutung  und  seinem  bleibenden  Wert  gewürdigt  zu  sehen. 

Empfindungen  dieser  Art  weckt  fast  jeder  Abschnitt.  Man  wird  sich 
beispielsweise  denselben  kaum  entziehen  können,  wenn  man  die  durch 
das  ganze  Werk  zerstreuten  Erörterungen  über  städtische  Grundoigentums- 
verhältnisse  mit  den  genialen  Arbeiten  Arnold's  über  diesen  Gegenstand 
zusammenhält.  Verschiedene  Formen  von  Eigentum  und  Leihe  werden 
uns  vorgeführt:  von  ihrem  geschichthchen  Succcssionsverhältnis  aber,  von 
ihrer  Stellung  in  dem  Entwicklungsprozefs  des  freien  Privateigentums  an 
Grund  und  Boden,  von  ihrer  Bedeutung  für  die  Emanzipation  des  bewug* 
liehen  Kapitalfl  vom  Grundbesitz  wird  uns  nicht  das  Mindeste  angedeutet 
Gewissenhaft  wird  registriert,  was  sich  von  grundherrlicher  und  mark- 
genossenschaftlicher  Gebundenheit  in  der  Stadt  findet:  wir  erfahren  aber 
nichts  davon ,  dafs  wir  os  hier  mit  den  Trümmern  einer  alten  Ordnung 
zu  thun  haben,  an  deren  Zersetzung  das  Stadtreoht  unablässig  arbeitet 
Diu  Kechtsverhältnisso  an  der  Allmende  werden  in  ihrer  urspriin glichen 
dörflichen  Beschaffenheit  geschildert,  die  sie  ja  in  vielen  Kleinstädten  nie- 
mals abstreiften:  von  der  vollkommenen  Wandlung  aber,  welche  das  agra- 
rische Gesamteigentum  unter  der  Einwirkung  des  speziäsch  städtisoheo 
Wesens  erfuhr,  ist  so  wenig  die  Kede,  dafs  nicht  einmal  bei  der  Erwäh- 
nung der  Allmendstreitigkeiten  zwischen  Alt-  und  Neu  bürgern  auf  den 
inneren  Grund  solcher  Konflikte  hingewiesen  wird.  Ebenso  schweigt  der 
Verfasser  über  die  in  den  Städten  zuerst  vollzogene  Aussonderung  der 
publizistischen  Seite  des  alten  Grundeigentums ;  er  bespricht  weder  die 
allmählich^'  Ausbildung  eines  öffentlichrechtlichen  Begriffes  der  städtischen 
Gebietshoheit  noch  die  Schranken  dieser  Entwicklung  an  der  Fortdauer 
der  älteren  Verhältnisse  in  den  städtischen  Dörfern  und  Herrschaften  i 
und  er  beraubt  sich  gerade  hierdurch  der  Möglichkeit,  den  in  den  beiden 
Kapiteln  über  „die  Schutzkreise  der  Stadt*'  und  über  „die  Smdtguter'*  zu- 
sammengetragenen Stoff  prinzipiell  und  durchgreifend  zu  ordnen.     Auch  bei 
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der  Darötellung  der  in  den  verschiedenen  Städten  vorkommenden  Bezirks- 
ei nteilungeu  mucht  eich  die  rein  äuTgorliehe  Gruppierung  des  Materials  in 
störender  Weise  fiihlbar :  uralte  8pezialgemeinden  ländlicher  Art  und  späte 
Erzeugnisse  des  ausgebildeten  städtischen  Verwaltungß rechts ,  orgaciöch 
erwachsene  Körperschaften  und  mechanißch  geschaffene  Sprengel  werden 
an  einander  gerückt;  der  oigODtiimliche  Entwicklungsgang,  vermöge  dessen 
die  anfängliche  räumliche  Gliederung  der  Stadt  auf  dem  Höhepunkte  des 
städtischen  Lebens  fast  völlig  vor  der  berufsgenoesenschaftlichcn  Gliede» 
rang  der  Bürgerschaft  verschwindet,  nm  später  in  veränderter  Bedeutung 
neu  belebt  zu  werden,  bleibt  unberührt  j  die  oft  so  charakteristische  Um- 
wandlung des  inneren  Wesens  der  Teilgemeinden »  wie  sie  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  vor  sich  ging  und  neuerdings  z,  B.  in  einem  interesstintün 
Fall  von  J.  Volbaumin  der  dem  Verfasser  entgangenen  Schrift  über  »,die 
Spezialgemeinden  der  Stadt  Erfurt"  (Erfurt  1881)  beschrieben  ist,  wird 
kaum  gestreift.  Überhaupt  wird  das  VurhältoiB  zwischen  dinglichen  und 
personalen  Grundlagen  des  städtischen  Gemeinwesens  und  seiner  Struktu^^ 
zwischen  Hufeubesitz  und  Bürgerrocht,  zwischen  Stadtmark  und  Bürger- 
verband u.  8.  w.  nirgend  in  Erwägung  gezogen,  und  somit  auch  der  hierin 
eingetretene  Wechsel,  die  Überwindung  des  Systems  der  Dinglichkoit  durch 
das  System  dos  örtlich  fixierten  persönlichen  Rechts,  die  Emanzipation 
der  Persönlichkeit  von  der  Scholle  in  keiner  HinBicht  beleuchtet:  und 
doch  wäre  bei  der  xVnknüpfung  der  behandelten  Rech tsinsti tute  an  eine 
topographische  Übersicht  die  Frage  nach  dem  inneren  Verhältnis  zwischen 
den  llechtagebildeu  und  dem  sie  tragenden  Boden  wohl  am  Platze  ge- 
wesen. So  erfahren  wir  auch  nichts  über  die  materielle  und  geistige  Be- 
wegung, die  ihren  formellen  Abschlufs  in  der  Erhebung  der  „Stadt**  als 
solcher  zur  Person  und  somit  zum  einheitlichen  und  zentralen  Subjekte 
des  ölientlichen  und  privaten  Verb  an  dsr  echtes  findet:  und  doch  hätte  der 
Exkurs  über  die  Stadt bezeichnnngen  wohl  Gelegenheit  zu  einigen  Bemer- 
kungen darüber  geboten,  wie  die  hier  besprochenen  Benennungen  tür  eine 
räumliche  Stätte  allmählich  dazu  gelangt  sind,  den  abstrakten  Begriff  des 
►  personifizierten  städtischen  Gemeinwesens  auszudrücken.  In  ähnlicher 
■Weise  wird  der  Hinweis  auf  den  geschichtlichei]  Kern  der  Erscheinungen, 
auf  den  gesetzmäilsigen  Fortgang  der  Entwicklung,  auf  den  geistigen  Ge- 
halt und  die  knlturwandelndc  Bedeutung  dor  städtischen  Reehtefortbil- 
duogen  überall  vermifst,  wo  das  Ständeweeen  in  den  Städten  berührt  wird, 
Oder  wo  die  Befreiung  und  korporative  Organisation  der  Arbeit  in  den 
Horizont  tritt-  Oder  wo  von  der  städtischen  Verwaltung  in  einem  ihrer 
manniehfachen  Zweige ,  von  dem  grofsartigen  Apparat  städtischer  Verwal- 
tungfiüormen,  von  dem  komph zierten  Organismus  etädtischor  Verwaltungs- 
ämter die  Rede  ist.  Bunte  Bilder  ziehen  an  uns  vorüber,  die  das  Auge 
fesseln  und  erfreuen :  um  aber  ihren  inneren  Sinn  und  ihr  geistiges  Band 
seu  eifassen,  müssen  wir  aus  dem  engen  Kreise  heraustreten,  in  welchen 
uns  diese  liebenswürdige  Genremalerei  bannt 

Diese  Bemerkungen  über  die  Mängel  und  Schranken  des  Buches  sollen 
indes  weder  den  Wert  desselben  herabsetzen  noch  den  Geuufs  an  dem 
darin  Gebotenen  verkümmern.  Zum  Teil  ist  eben  cino  derartige  Beschei- 
dung unvermeidlich,    wenn    nun   einmal  „Hechtsaltertümer'*  an  Stolle  von 
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„Küchtßgeßchichte"  geachriebon  werden  »ollen.  Wer  das  Buch  üb 
nimmt,  als  was  es  sich  selbst  giobt,  wird  es  ab  willkommene  Ergänzung 
der  Untersuchungen  über  die  deutschen  Städte  de»  Mitteblters  dankbar  bc- 
grurscn  und  immer  wieder  mit  Nutzen  zu  Kate  ziehen. 


in. 


V.  Gram  loh»    Verfassung    und  Verwaltung   der    Stadt  Würzburg 
vom    13.    bis    zum    16.    Jahrhundert     Mit    Urkunden.     Würssbnig, 


A.  Stuber,    1882. 


8",     70  S. 

Besprochen  von  O.  Olerke. 


Im  AnschluIjB  an  obige  Beepreehuug  des  Gen  gier* sehen  Werkes  mag 
ee  an  dieser  Stelle  TorBtattet  Bein  ^  die  Aufmerksamkeit  auf  einen  klei- 
neren Beitrag  zur  mittelalterlichen  Stadtrechtsgesohichte  zu  lenken,  der 
ebenfalb  durch  das  Jubiläum  der  Universität  Würzburg  veranlafst  worden 
ist.  Derselbe  kundigt  sich  ab  Vorläufer  einer  umfassenderen  Darstellung 
der  Verfassung  und  Verwaltung  Wiirzburgs  im  Mittelalter  an.  Aber  auch 
in  der  gegenwärtigen  Gestalt,  in  der  sie  einer  bei  der  erwähnten  Gelegen* 
heit  überreichten  Festschrift  einverleibt  wurde,  bietet  diese  Skizze  einen 
ebenso  tüchtig  gearbeiteten  wie  interessanten  Überblick  über  die  innere 
Entwicklung  eines  in  sehr  eigentümlichen  Verhältnissen  erwachsenen  und 
festgehaltenen  städtischen   Gemeinwesens, 

Das  Besondere  in  der  Geschichte  der  alten  Bisehofsstadt  besteht  darin, 
diiTs  hier  von  eigentlicher  8  tadtfre  ihe  i  t  im  Sinne  de«  Mittelalters  nie- 
mals die  Rede  gewesen  ist.  Wohl  schien  es  zeitweise  und  namentlich  in 
den  Tagen  des  rheinischen  Städtebundes,  ab  solle  aus  dieser  ursprünglich 
freien  „civitas  publica",  in  welcher  der  Bischof  ab  Immunitätsherr  vom 
Könige  nur  die  gewöhnlichen  Rechte  und  insbesondere  die  Gerich tsvogtei 
erworben  hatte,  eine  freie  Reichsstadt  hervorgeheu.  Allein  die  zahlreichen 
Niederlagen  der  Bürgerschaft  in  den  wiederholten  und  oft  blutigen  Zwi- 
stigkoiten  mit  dem  Bischof  führten  zu  einem  sehr  abweichenden  Resultat^ 
das  nach  jedem  neuen  A nf echt ungs versuch  nur  um  so  fester  besiegelt  und 
um  60  schroffer  fixiert  wurde.  Die  Stadt  mufste  nicht  nur  gleich  so 
manchen  Schwestern,  wie  das  benachbarte  Bamberg,  auf  die  Reichsfreiheit 
verzichten  und  die  bischöf liehe  Landeshoheit  anerkennen.  Sie  wurde  auch 
in  ein  derartiges  AbhiiDgigkeitsverhältnis  von  ihrem  Landesherm  gebracht, 
wie  es  bei  keiner  anderen  Bisehofsstadt  und  kaum  bei  irgend  einer  un- 
bedeutenden Landstadt  gleichzeitig  eich  findet. 

Allerdings  gestaltete  die  Stadt  als  solche  auch  hier  sich  zu  einer 
geschlossenen  biirgerlioheu  Korporation,  die  ihr  Organ  in  einem  Stadt- 
rat gewann.  Allein  zunächst  blieb  dieser  Rat  hinsichtlich  seiner  Bildung 
und  Thäligkeit  dem  Eingriff  und  der  Aufsicht  des  Bischofs  unterworfen. 
Wiederholt  wurde  seine  ganze  Existenz  in  Frage  gestellt.  Selbst  die 
Verdrängung  des  bischöflichen  Schul theifeen  ab  Ratsvorsitz enden  durch 
den  etädtiechen  Bürgermeister  hatte  nur  für  ein  Jahrhundert  Bestand,  in- 
dem    seit  1400    der  Schultheifs    von  Neuem    in    den   Rat    gesetzt    wurde. 
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Vor  Allem  jedoch  war  hh  auf  kurze  Episoden  gescheiterter  Emanzipa- 
ti OD 8 versuche  die  Zuständigkeit  dieses  Rates  in  die  engsteu  Grenzen  ge- 
bannt. Im  Wesentlichen  hatte  er  nur  die  Verwaltung  des  Gemeinde  Ver- 
mögens zu  besorgen»  Irgend  eine  obrigkeitliche  Gewalt  wurde  ihm  nie- 
mals eingeräumt.  Denn  alle  obrigkeitlieheH  Befugnisse  lagen  in  der  Hand 
des  Bischofs  und  wurden  durch  seine  Behörden  in  seinem  Namen  geübt. 
Schlechthin  bischöflich  blieb  das  Gericht^  bei  dessen  Organisation  nicht 
einmal  eine  vollständige  Trennung  dee  Stadtgerichts  vom  Landgericht  statt- 
fand. Der  Bischof  allein  behauptete  die  Satzungsgewalt,  so  dafß  die  Be- 
miihungen  der  iStadt  um  das  Recht  der  Autonomio  oder  mindestens  um 
das  Recht  der  Zustimmung  zn  StadtgeeetKen  nicht  über  ein  ihr  konze- 
diertes armseliges  Vorschlagsrecht  hinausführten.  Uneingeschränkt  war 
die  bischöfliche  Militürhoheit  und  folgeweise  die  bischöfliche  Verfügungs- 
gewalt über  die  Festungswerke  und  die  städtischen  Verteidigungsmittel. 
Dem  Bischof  nllein  stand  die  Finanzhoheit  zu,  so  dafs  jedes  Recht  der 
Selbstbestcuening  der  Stadt  versagt  und  ihr  Haushalt  auf  den  ihr  Uber- 
lossenen  halben  Anteil  an  Bete  und  üugelt  basiert  blieb.  Bischöflich 
endlich  war  die  gesamte  Polizeihoheit ,  und  höchstens  aus  bischöflicher 
Übertragung  wurden  mit  Vorbehalt  höherer  Leitung  und  Aufsicht  gewisse 
poliÄeiliche  Funktionen  von  städtischen  Organen  ausgeübt. 

Von  einer  Regierung  der  Stadt  durch  den  Stadtrat  läfat  sich  somit 
nicht  sprechen.  Die  Stadtregierung  raulste  vielmehr  durch  bischöfliche 
Organe  geführt  werden.  Als  das  bischöfliche  Zentralorgan  aber  für  die 
Regierung  der  Stadt  erscheint  seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhundcrt^j  eine 
ganz  eigenartige  Behörde.  Dies  ist  der  Ob  errat,  welcher  unter  dem 
Vorsitze  des  Gberschultheifsen  auf  dem  bischöflichen  Saale  tagt.  Der 
Oberrat  ist  keine  städtische  Behörde,  sondern  eine  landesherrliche  Stadt- 
behörde. Ein  Analogen  findet  er  anderswo  entweder  nur  in  viel  früherer 
oder  in  viel  späterer  Zeit.  Hervorgegangen  ist  er  offenbar  aus  dem  alten 
bischöflichen  Konsilium ,  das  sich  hier  gewissermafsen  in  einer  verselb- 
ständigten Abteilung  für  das  Ressort  der  Stadtverwaltung  fortsetzt.  Neben  bei 
sei  bemerkt ,  dafs  die  A nnahme  Arnold's,  Heusler^s  und  Anderer, 
wonach  der  Ursprung  des  Rates  der  Bischofsstädte  allgemein  im  bischöf- 
lichen Konsilium  zu  suchen  wäre ,  durch  die  Betrachtung  dieser  Würz- 
burger Doppelbildung  stark  erschüttert  wird.  Von  den  späteren  landes- 
herrlichen Behörden  Air  dos  Stadtregiment  aber  unterscheidet  sich  der 
Würzburger  Oberrat  dadurch,  dafs  er  nach  dem  Frinzip  der  Selbstver- 
waltung gebildet  ist  Denn  seine  Beisitzer  werden  nach  bestimmtem  Zah- 
lenverhaltnis  aus  den  in  der  Stadt  ansässigen  Stünden  genommen ,  zur 
Hälfte  aus  Klerikern  und  Dienstmannen  und  seit  dem  15.  Jahrhundert 
ans  Klerikern  allein,  zur  andern  llülfte  aber  aus  Bürgern.  Dieser  Oberrat 
nun  ist  es,  welcher  die  gesamte  städtische  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den  Bischof  ausübt  mid  im  Laufe 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  in  demselben  Malse,  in  welchem  der  Stadt- 
rat sinkt,  an  Macht  und  Ansehen  zunimmt. 

Die  stand  lochen  Verhältnisse  haben  sich  in  Würzburg  ähnlich  wie 
sonst  entwickelt.  Allein  die  Stadtfroiheit,  welche  die  Altbürger  nicht  zu  er- 
ringen vermocht  hatten,  wurde  auch  von  der  Gemeinde  nach  ihrem  Eintritt  in 
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daß  Vollbürgerrecht  nicht  er  kämpft-  Die  Zünfte  erlangten  Teilnahme  am  Stadt- 
rat und  eine  regelniäfsige  Vertretung  in  Oberrat  Nur  vorübergehend  jedoch 
war  mit  dem  Auftreten  der  Zünfte  in  städtischen  Angelegenheiten  eine  Er- 
weiterung der  aelbstündif^en  Kompetenss  des  Gemeinwesens  rerbunden.  Alien 
Bestrebungen  der  Zünfte  nach  eigener  politischer  Macht  traten  die  Bi- 
schöfe energisch  entgegen*  Sie  erkannten  die  ge&amte  Existenz  der  ge- 
werblichen Körperschaften  »teta  nur  als  ein  Prorisonum  an  und  legten 
sich  das  Hecht  ihrer  beliebigen  Aufhebung  bei.  Mehrfach  suchten  sie  in 
der  That  die  völlige  Abschaffung  der  Zünfte  durchzuführen.  Insbesondere 
wollte  Bischof  Berthold  in  seiner  noch  in  demselben  Jahre  zurückgenom- 
menen Verordnung  von  1279  ofl'enbar  die  ganze  Zunftinstitution  besei- 
tigen ,  da  er  die  Kassation  derselben  mit  dem  Prinzip  der  Verkehrsfrei- 
hüit  begründete.  Später  scheinen  die  Bischöfe  sich  zwar  mit  dem  Bestände 
der  Zünfte  als  wirtschaftlicher  Genossenschaften  ausgesöhnt  zu  haben ,  so 
dafs  die  wiederholten  scheinbar  vorbehaltlosen  Aufhebungsakte  nicht  wört- 
lich zu  nehmen  sind.  Allein  von  korporativer  Selbständigkeit  und  Macht 
wollten  sie  nichts  wissen.  Und  wenn  trotzdem  längere  Zeit  hindurch  die 
Zunftgerichtsbarkeit  mit  gewissen  Einschränkungen  anerkannt  oder  riel- 
mehr  geduldet  ^^irde ,  so  war  jedenfalls  die  Machtstellung  der  Zünfte  für 
immer  gebrochen,  seitdem  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  die  Zunft- 
goricbtabarkeit  auf  die  zwar  von  den  Zünften  gewählten,  aber  vom  Bi- 
schof verpflichteten  und  mehr  und  mehr  zu  blofsen  Vollzugsorganen  de« 
Oberrats  herabgesetzten  Geschwornen  übertragen  worden  war.  Nunmehr 
betrachtete  man  das  Ziel ,  dass  die  Zünfte  „genczüchen  abe  sein"  sollten, 
als  erreicht.  Im  16.  Jahrhundert  mufsten  die  llatsherrn  beim  Amtsantritl 
schwören,  nicht«   zur  AVicderaufrichtung  der  Zünfte  than  zu  wollen. 

8o  bietet  in  der  That  die  Geschichte  des  Verfassungsrechtes 
der  Studt  Würzburg  im  Mittelalter  ein  eigenartiges  Bild*  Die  sonst  weit 
von  einander  getrennten  Epochen  der  aus  der  frühmittelalterlichen  Im- 
mun itätöherrschaft  entwickelten  bischöflichen  Stadtvogtei  und  des  aus  der 
modernen  Laudeshoheit  entfalteten  landesobrigkeitlichen  Stadtregiments 
rücken  hier  dicht  an  einander.  Wir  sehen  die  alte  patrimonial  basierte 
und  in  patriarchalcm  Geiste  gehandhabte  Bisch ofsherrschaft  unmittelbar  in 
eine  staatlich  aufgefafste  und  im  Staue  des  aufgeklärten  Absolutismus 
ausgeübte  landesherrliche  Stadtregierung  übergehen,  deren  Organisation 
deu  mittelalterlichen  Tjrpus  nur  in  dem  au  Stelle  des  späteren  bürean- 
kratischen  BeamtenmechanismuB  gewahrten  Gedanken  fttändischer  Selbst- 
verwaltung verrät. 

Was  nun  aber  das  Verwaltungsrecht  angeht,  das  dieses  Stadt- 
regiment und  also  in  erster  Linie  der  bischöfliche  Oberrat  hervorbrachte 
und  handhabte,  so  tritt  in  dieser  Hinsicht  ein  prinzipieller  Unterschied 
von  der  gleichzeitigen  Entwicklung  in  anderen  Städten  an  keinem  Punkte 
hervor.  Die  wirtschaftlichen  und  sozinlen  Ordnungen  stimmen  in  den 
leitenden  Ideen  und  in  den  äufseren  Formen  mit  denen  Üherein,  welehe 
anderswo  das  Erzeugnifs  freiester  Selbstbestimmung  des  städtischen  Ge- 
raeirjwrsenB  waren.  Man  wird  hieraus  kaum  den  vom  Verfasser  ange- 
deuteten Schlufs  ziehen  dürfen,  dafs  die  Umwandlung  des  Verwoltungg- 
rechts  in  den  Städten  in  keinem    inneren  Zusammenhange  mit  der  Stadt* 
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freiheit  stehe.  Denn  originär  haben  doch  nur  freie  Städte  alles  dasjenige 
prodnziert,  was  dann  als  wesentliches  Element  des  städtischen  Lebens 
erschien  und  überall  nachgeahmt  wurde.  Wohl  aber  wird  man  diese 
Ersoheinong  dafür  anführen  können,  dafs  eine  innere  Notwendigkeit  die 
mittelalterlichen  Ordnungen  des  wirtschaftlichen  und  soiialen  Baseins  mit 
ihrer  gleichzeitig  so  lästig  fesselnden  und  so  wohlthätig  oi^;anisierenden 
Kraft  herrorgetrieben  hat. 

Der  Verfasser  stellt  den  Inhalt  des  wirtschaftlichen  Verwaltungs- 
rechtes, wie  dasselbe  in  einer  Reihe  bischöflicher  und  sum  Teil  auch 
selbständiger  oberrätlicher  Verordnungen  eingehend  geregelt  ist,  in  einer 
anziehenden  Übersicht  dar.  Er  führt  aus,  wie  die  Stadt  als  ein  wirt- 
schaftliches Ganze  auftritt»  das  sich  nach  aufsen  in  rücksichtsloser  Weise 
abschliefst  und  sogar  dem  Fremden  gegenüber  eine  in  der  Stadt  streng 
yerbotene  Übenrorteilung  nachsieht,  das  aber  nach  innen  die  Sorge  für 
„gemeine  notdurft  und  gemach  armer  und  rioher"  als  seine  eigenste  Auf- 
gabe betrachtet.  Näher  bespricht  er  die  in  diesem  Sinne  getroffenen 
Maisregeln  für  stete  Deckung  des  Bedarfs,  für  gehörige  Verteilung  des 
Vorhandenen  und  für  Verhinderung  jeder  Ausbeutung  von  Vorzügen  des 
Kapitals  oder  des  Kredits,  insbesondere  die  Verbote  des  „Vorkaufs''  in 
seinen  mancherlei  Formen.  Sodann  entwickelt  er  die  entsprechende  mit- 
telalterliche AufßEtssung  der  Arbeit  und  des  Handwerkes  als  eines  vom 
Gemeinwesen  übertragenen  Amtes,  aus  dessen  Begriff  sich  die  Sätze  über 
persönliche  Verantwortlichkeit  und  Verknüpfting  einer  Arbeitspflicht  mit 
dem  Arbeitsrecht,  über  Bestimmung  der  „Gerechtigkeit'*  des  Werkes  nach 
einem  objektiven  Mafsstabe  von  technischer  Güte  und  Freiswürdigkeit 
statt  nach  Angebot  und  Nachfrage,  sowie  über  Gewährleistung  des  yer- 
dienten  Lohnes  erklären.  Im  Einzelnen  geht  er  hierauf  zuvörderst  auf 
die  Regelung  des  Handels-  und  Verkehrswesens  ein;  er  schildert  die 
Stätten,  an  welche  Kauf  und  Verkauf  der  yerschiedenen  Waren  gebun- 
den sind,  wie  Kaufhaus,  Gewandhaus,  Leinwandhaus,  Brodhaus  und  Brod- 
bänke unter  den  Thoren,  Fleischbänke,  Kramläden  am  Dom,  Hauptmarkt 
und  Sondermärkte;  er  beschreibt  die  durch  den  Oberrat,  den  Schültheifs, 
den  Bürgermeister  und  die  für  jedes  Gewerbe  bestellten  Geschworenen 
geführte  Aufsicht;  er  handelt  von  dem  obrigkeitlich  angestellten  und  yer- 
pflichteten,  mit  aussohliefslichen  Berechtigungen  ausgestatteten  und  zur 
Erhebung  fester  Gebührensätze  befagten  Hülfspersonal,  wie  Ton  den  Un- 
terkäufem  (unter  denen  die  Weinunterkäufer  eine  auf  gemeinsamen  Ge- 
winn arbeitende  Genossenschaft  bilden),  von  Kohlen  trägem,  Holzlangeru, 
Kärrnern  und  Sackträgem,  von  den  zahlreichen  im  Weinhandel  und 
Weinschank  thätigen  Personen  (Schrötern,  Weinmessera,  Weinrufem,  Vi- 
sieren!,  üngeltem,  Angiefsem,  Büttnern  und  Omenträgera);  er  legt  die 
Ordnungen  des  Mafs-  und  Gewichtswesens  und  des  Münzwesens  dar. 
Demnächst  wendet  er  sich  zu  der  Organisation  der  Arbeit.  Zum  Teil 
sind  die  gewerblichen  Funktionen  noch  in  alter  Art  an  bischöfliche  Haus- 
diener gewiesen  und  mit  persönlichen  Dienstpflichten  für  den  bischöflichen 
Hofhalt  Terknüpft.  Im  Übrigen  sind  an  Stelle  der  hofrechtlichen  In- 
nungen, die  in  Würzburg  sowohl  in  ihrem  ursprünglichen  Bestände  als 
in  ihrer  allmählichen  Umwandlung  sich  deutlich  verfolgen  lassen,  seit  der 
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zweiten  Hälfte  des  dreizehnteD  JahrhuoderU  freie  Zünfte  getretpeo.  Dals 
auffallend  firUb  freie  Goldschmiede  begegDen,  dafs  die  Krämerschaft  als 
an  ge  sehend  sie  Genossensehaft  gilt,  dafg  die  Bäcker  am  spütefiteu  das 
Hofrecbt  abgestreift  haben,  sind  Erscheinungen ,  wie  sie  auch  in  andern 
Städten  begegnen.  Die  Zahl  der  Zünfte  belief  sich  im  Jahre  1373  auf 
30;  es  waren  jedoch  darin  37  Handwerke  vertreten.  Die  wirtschaftliche 
Ordnung  des  Zunftwesens  zeigt  die  überall  ausgeprägten  Grundzüg«.  Aach 
aufserhalb  des  zünftigen  Handwerks  aber  war  das  Arbeitsverhältnis 
und  der  Arbeitslohn  genau  geregelt ,  wie  dies  der  Verfasser  namentlich 
hinsichllioh  der  Arbeit  in  den  Weinbergen  nachweist*  Ein  von  ihm  an  ge- 
stellter Vergleich  der  Arbeitslöhne  mit  den  Preisen  der  Lebensmittel  und 
Bekleidungsgcgenstände  ergiebt  ein  sehr  günstiges  Resultat.  Schliefslich 
wirft  der  Verfasser  noch  einen  Blick  auf  die  Feld-  und  WeinbergpoUiei 
und  die  Wei  üb  erggenossen  seh  ofte  n ;  auf  die  Strafseopohzei  und  das  Pftaste- 
rungswesen;  auf  die  Baupolizei  und  das  Bauwesen;  auf  die  Mafsregeln 
gegen  Feuersgefahr;  auf  die  Gesundheitspflege ^  die  Badstuben  and  die 
Stellung  der  Bader,  Hebammen  und  Ärzte. 

in  einem  ersten  Anhang  giebt  der  Verfasser  über  die  von  ihm  be- 
nutzten  Handschriften  Rechenschaft. 

In  einem  zw^ eilen  Anhange  veröfifeDt licht  er  drei  für  die  Geschichte 
des  Zunftwesens  sehr  interessante  Urkunden,  Die  erste  Urkunde,  die  bis- 
her nur  auszugsweise  gedruckt  ist^  enthalt  einen  vom  Bischof  Bmbrico 
bestätigtes  Weistum  der  Schuhmacherinnung  von  1128,  worin  zwar  der 
hofrechtliche  Charakter  der  Innung  in  den  zu  Gunsten  des  Bischofs»  des 
Kämmerers  und  der  beiden  Schultheifscn  festgesetzten  Reichnifspllichten 
deutlich  hervortritt,  doch  aber  von  dem  Eintrittsgeld  in  das  „consortium** 
der  gröfserc  Teil  (23  von  30  solidi)  an  die  Genossenschaft  selbst  fällt* 
In  der  zweiten  Urkunde  von  1169  schliefst  dieselbe  Schuh  mach  erinnung 
vollkommen  selbständig  einen  Vertrag  mit  dem  Stifte  Neumünster,  da« 
sich  zu  einer  feierlichen  Beerdigung  aller  Inuungsgenossen  und  ihrer  Ehe- 
frauen verpÜichtot,  wofür  die  Innung  jährlich  5  solidi  „de  communiooe 
8ua"  zu  zahlen  und  eine  Anzahl  von  Kerzen  „de  sumptu  suo'*  zu  liefern 
verspricht.  Reidu  Urkunden  zeigen  eine  trotz  des  Hofrechts  stark  vor- 
gesclirittene  korporative  Entwicklung.  Noch  merkwürdiger  ist  das  in  der 
dritten  Urkunde  publizierte  Schreiben  der  Stadt  Wiirzburg  an  die  Stadt 
Mainz  vom  13.  Dez.  1303.  Die  erstgedächte  Stadt  erbittet  darin  unter 
nachdrücklicher  Berufung  auf  die  gemeinsamen  Interessen  und  die  gleich- 
artige Lage  aller  deutschen  Städte  einen  Rat,  wie  sie  auf  dem  Wege 
Rechtens  ihre  vom  Bischof  mit  Aufhebung  bedrohten  Zünfte  verteidigen 
könne.  Von  den  Würzburger  „juris  periti'*  sei  wegen  ihrer  Furcht  vor 
dorn  Stadtherrn  ein  Gutachten  nicht  zu  erlangen.  Deshalb  mtige  die  Stadt 
Mainz  von  ihren  „utriusque  juris  conaultis  ceterisijue  prudentibus"  zu  er- 
forschen suchen,  ob  nicht  diese  in  den  deutschen  Städten  des  gemeinen 
Nutzens  wegen  errichteten  Genossenschaften  „jure  quoque  lioita  vel  appro- 
bata  consuetudine  de  se  stare  valeant  et  defendi".  Auch  wünsche  die 
Stadt  zu  irfuhren,  ob  eine  von  ihr  eventuell  beabsichtigte  Appellation  an 
den  apostolischen  Stuhl  wider  dos  V'crfahren  ihres  Bischofs  Aussicht  auf 
Erfolg  habe. 
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'arl  Menger,  TJntersuctiimgen  über  die  Methode  der  Sozialwls- 
seaBchafteii  und  der  politischen  Ökonomie  insbesondere.     Loip- 
zig,  DuDcker  und  Humblot^  1883.     XXXII  u.  291  SS. 
BesprocTien  von   E.   Leser. 

Der  Titel  der  Schrift  gibt  keine  deutliche  Vorstellung  von  ihrem 
wirklichen  Inhalt.  In  Wahrheit  ßoil  darin  ein  zweifacher  Nachweis  ge- 
werden«  Einerseits  meint  nämlich  der  Yerfasöer,  dass  die  neuere 
(ationalökonomie  auf  einen  Abweg  geratan  sei ,  ihre  Kraft  verschwende 
ad  einem  Phantom  Dachjage,  wenn  sie  durch  das  8tudium  der  Ver- 
legenheit tiefere  Einblicke  in  das  wirtschaftliche  Leben  zu  gewinnen 
lehe.     Andrerseits  hält  er  auch  diejenige  Eiohtung  der  Sozial  Wissenschaft 

^flir  eine  falsche,  die  durch  eine  Parallelisierung  gewisser  gesellschaft- 
lieber  Gebilde  mit  den  Individuen  des  Thier-  und  Pflanzenreiches  die 
Natur  der  ersteren  zu  erheUen  bestrebt  ist. 

Die  prinzipiellen  Erörterungen  über  den  ersteren  Punkt  finden  sich 
in  den  acht  Kapiteln  des  ersten  Buches.  Der  Verfasser ,  weit  ausgreifend, 
stellt  den  Satz  auf,  es  sei  zu  unterscheiden  zwischen  Wissensohaften, 
welche  die  einzelnen  Erscheinnngen  betrachten,  und  solchen,  welche  das 
Allgemeine   in    den    Erscheinungen ,    das    Bleibende ,    Typische    zu    ihrem 

iGegen stände  machen.  Die  ersteren  Wissenschaften  bezeichne  man  als 
historische,  die  letzteren  als  theeretische.  So  sei  denn  auch  in  Betroff 
der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  eine  Geschichte  und  Statistik  derselben 
denkbar,  damit  habe  aber  die  theoretische  Nationalökonomie  oder  National- 
ökonomie schlechtwog  nichts  zu  thun.  Denn  diese  letztere  beschäftige 
sich  mit  den  wiederkehrenden  Formen  und  Gesetzen  der  wirtschaftlichen 
Phänomene.  FreiHch  sei  die  regelmässige  Wiederkehr,  jenes  Charakte- 
ristische der  typischen  Erscheinungen,  nicht  immer  eine  ausnahmslose. 
Wenn  man  sich  daher  in  den  Wissenschaften  auf  die  Konstatierung  der 
durch  Erfahrung  zu  gewinnenden  liegelmafsigkeiten  beschiünken  wollte, 
so  würde  man  solche  von  ausnahmsloser  Geltung  kaum  lehren  können. 
Man  beschränke  sich  defshalb  auch  nicht  auf  diese  beobachteten,  empi- 
rischen ,  also  unvollkommenen  Typen  und  Gesetze,  sondern  strebe  nach 
blofs  auf  der  Abstraktion,  auf  den  Entwickelungen  des  Denkens  beruhenden, 
allerdings  dann  aber  auch  als  ausnahmslos  gedachten  Theorieen.  Das 
seien  die  , »exakten"  Walirheiten.  Auf  die  Nationalökonomie  ungewandt, 
bewirke  dieses  Saohverhaltnis ,  dal's  die  Wissenschaft,  da  sie  nur  wenige 
empirische  Kegelmäfsigkeiten  zu  beobachten  im  Stande  sei^  hauptsächlich 
aus  Lehren  bestehe,  die  nur  aus  gewissen  einfachen  Annahmen  und  Vor- 
aussetzungen theoretisch  abgeleitet  seien ,  aber  dafür  auch  als  ausnahms- 
los gütig  gedacht  würden.  Auf  die  Übereinstimmung  dieser  Lehren  mit 
der  Wirklichheit  komme  es  nicht  an.  Wenn  sie  der  Erfahrung  wider- 
sprächen, so  sei  das  kein  Grund,  sie  abzuändern,  Sie  sollten  überhaupt 
nur  eine  subjektive  Richtigkeit  haben,  d,  h,  aus  den  obersten  Annahmen 
unter  richtiger  Anwendung  der  Denkgeset^e  abgeleitet  sein.  „Ob  die 
einzelnen  konstitutiven  Fakt4)ren  der  Menschheitserscheinungen**  —  so 
tagt  der  Verf.  in  dieser  Hinsicht  S,  43  —  „in  üirer  Isolierung  gedacht, 
N.  F,  Bd.  Vn,  18 
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real,  ob  dieselbeD  in  der  Wirklichkeit  exakt  mefsbar  sind»  ob  jeDe  Korn- 
plikatiouen  .  .  thatflächlioh  zur  Erscheinimg  gelangen :  all  dies  ist  für  die 
exakte  Richtung  der  theoretißchen  Forschung  auf  dem  Gebiete  der  Sozial- 
erecheinungen  .  .  irrelevant."  Und  fast  noch  schroffer  ist  der  Gedanke 
S.  56  wiederholt:  „(Ein  empirisches  Gesetz)  mui's  mit  der  vollen  empi- 
riachen  Wirklichkeit,  aus  deren  Betrachtung  es  gewonnen  wurde,  über- 
einstimmen, sonst  ist  es  unwahr  und  wertlos.  Diesen  Grundsats  auf  die 
Ergebnisse  der  exakten  Forschung  übertragen  tu  wollen,  ist  aber  ein 
Widersinn,  eine  Verkennung  jenes  wichtigen  Unterschiedes  zwischen  exak- 
ter und  realistischer  Forschung,  die  zu  bekämpfen  die  Hauptaufgabe  der 
vorangehenden  Untersuchungen  ist/' 

Dafs  diese  Ausführungen  des  Yerfasser»  geeignet  sind,  den  lebhaftesten 
Widerspruch  zu  erregen,  leuchtet  ein.  Eef.  aeinerfieits  nimmt  keinen 
Anstand ,  zu  erklären ,  dafs  er  dieselben  für  vollkommen  unrichtig  hält 
W^er  nur  von  einem  Hauche  des  modernen  wissenschaftlichen  Geistes 
berührt  worden  ist ,  mufs  sich  gegen  die  Konsequenz  verwahren,  als  gäbe 
es  ein  anderes  oberstes  Kriterium  für  die  Wahrheit  als  die  Übereinstimmung 
mit  der  äuTseren  Wirklichkeit.  Nicht  als  ob  jede  Theorie  immer  zu  der 
Tollkommenheit  gelangt  sein  müfste,  dafs  sie  die  äuTseren  Erscheinungen 
ganz  genau  wiedergibt  und  gleichsam  abspiegelt,  aber  das  Streben  nach 
der  Übereinstimmung,  das  Berichtigen  der  Theorieen  auf  Grund  der  Be- 
obachtungen mufs  das  oberet-e  Prinzip  für  den  Forscher  bleiben.  Sätze 
aufstellen  mit  dem  Bewuistsein,  dafs  nicht  etwa  der  eine  oder  der  andre 
unter  denselben,  sondern  dafs  sie  allesamt  mit  dem  wahren  Gegenstände 
alles  Farsohons,  mit  der  thatsäohlichen  Wirklichkeit,  in  unvereinbarem 
Widerspruch  bleiben,  dafs  sie  nichts  als  eine  formale  Richtigkeit,  eine 
blofse  logische  Symmetrie  an  sich  tragen,  das  heifst  nicht  wissenschaft- 
liche Arbeit,  sondern  müisige  Spielerei.  Aber  auch  der  weitläufige  Unter- 
bau, auf  den  der  Verl  seine  Schlufsfolgerungen  stütst,  dürfte  einem 
schärferen  Angriff  kaum  Stand  halten,  Oder  -sollte  es  wahr  sein ,  dafs 
die  Feststellung  einzelner  Thatsachen  in  eine  theoretiBche  Wissenschaft 
nicht  gehöre,  vielmehr  Gegenstand  historischer  Forschung  sei?  Bann 
wäre  eine  Expedition,  die  den  Yenusdurchgang  oder  eine  Mondfinsternis 
beobachtet,  keine  aa trono mische ,  sondern  eine  historische;  ja,  der  Ver* 
fasser  mufs  behaupten,  dafs  der  Chemiker  oder  Physiologe,  der  ein  Ex- 
periment macht,  historisch  arbeitet.  Freilich  glaubt  der  Experimentierende 
an  den  typischen  Charakter  seiner  Feststellungen,  sieht  er  darin  das  Er- 
gebnis unveränderlicher  Kausalzusammenhänge.  Aber  genau  dasselbe 
Verhältnis  trifft  auch  bei  dem  National  Ökonomen  zu,  der  Thatsachen 
sammelt  als  einen  ersten  Schritt  zu  dem  Ziel^  die  Ursachen  derselben^ 
die  Hegeln,  von  denen  sie  beherrscht  werden,  festzustellen.  Mag  es  sich 
dabei  auch  um  Ereignisse  der  Vergangenheit  hemdeln:  der  Gesichtspunkt, 
unter  welchem  dieselben  erfo recht  werden,  bestimmt  ihren  Charakter  und 
kann  sie  recht  wohl  zu  nationalökonomisohen  Thatsachen  machen.  Über- 
haupt ist  es  ein  Irrtum,  die  Geschichte  füx  eine  blose  Methode  xu  hal- 
ten. Es  gibt  eine  historisohe  Methode  und  eine  historische  Wissen- 
schaft» Was  man  gewöhnlich  Geschichte  nennt,  sollte  bezeichnender  Staats* 
geachichte    heifsen.     Es   ist   die  Wissenschaft    von  den  Gesetzen,  welche 
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\  die  EeaUsierung  der  Staaisidee  beherrschen ,  und  aUerdings  habeu  wir 
es  auch  liier  vorläufig  bloß  mit  beobachteten  Thata&ohen  zu  thun,  mit 
Erfahrungen  und  Wahrnehmungen,  die  einerseits  in  besug  auf  das  innere 
Leben  der  Staaten ,  d.  h.  ihre  Verfassung ,  andrerseits  hinaichtlioh  ihrer 
äofBeren  Beziehungen«  d*  h.  hinsichtlieh  der  Gestaltung  de^  Staaten systemBi 
gemacht  worden  sind.  Übrigens  ist  auch  schon  der  allererste  Ausgangs- 
punkt des  Verfassers  ein  irrtümlicher,  die  Vorstellung  nämlich,  aU  lasse 
sich  ein  Unterschied  zwischen  isolierten  ThaUacheo  und  solchen,  die 
gesetEmäfsig  untereinander  zusammenhängen,  irgendwie  in  schaj-fer  Weise 
festhalten.  Es  ist  ja  nicht  denkbar,  dafs  irgend  eine  Wahrnehmung  nicht 
aus  mehreren  Elementen  sich  zusammensetzt,  und  durch  die  Natur  uns- 
res  Geistes  sind  wir  dann  gezwungen,  diese  mehreren  Bestandteile  nach 
dem  Prinzip  der  Kausalität  zu  rerknüpfcn.  Der  einfache  Hatz,  dafs  ein 
Hund  gebellt  hat,  berichtet  ebenso  gut  einen  Zusammenhang  Yon  Tbat- 
iiaehenr  wie  der  vielleicht  etwas  imponiorendere,  dafs  ein  Stein  in  drei 
Sekunden  von  einer  Höhe  von    135   Fuls  gefallen  ist. 

Mit  der  Methode  der  Sozialwissenschaft  beschäftigt  sich  das  dritte« 
verbal tnismäfsig  kurze  Buch  {ß,  139 — ^183).  Hier  sind  die  Ausführungen 
fies  Verfassers  weniger  entschieden  oder  doch  weniger  bestimmt  Zii- 
weüen  sind  die  Aus  Stellungen  nicht  durch  die  Beweisführung  gedeckt, 
zuweilen  gehen  auch  die  Schlafs  folge  rungen  nicht  so  weit,  als  die  Vor- 
dersätze erwarten  lassen*  Im  ganzen  aber  bewegen  sich  die  Betrach- 
tungen in  einer  ganz  bestimmten  Richtung,  mit  welcher  Ref.  sieh  nicht  t^in- 
verstanden  erklären  kann.  Ber  Verf,  wül  nämlich  den  Eindruck  her- 
vorbringen, als  wenn  der  sog.  organische  Charakter  der  sozialen  Gebilde 
neuerdings  zu  sehr  betont  worden  wäre ,  als  wenn  die  betTcffendeü  Er- 
scheinungen auch  rerstanden  werden  könnten,  wenn  man  sie  nicht,  wit^ 
die  modernsten  Denker  zu  thun  pflegen ,  als  etwas  Einheitliches  und 
(  Selbständiges  auffafst,  sondern  aus  ihren  Theilen,  woraus  sie  zusammen* 
I  gesetzt  sind,  zu  erklären  sucht.  Ecf  kann  eine  solche  EmpfehUuig  den 
I  Atomismus  nur  als  einen  Rückschritt  betrachten.  Auch  der  praktische 
Versuch,  den  der  Verf.  mit  der  von  ihm  bevorzugten  Methode  gemacht 
hat  und  in  einer  skizzierten  Theorie  der  Entstehung  des  Geldes  vorfuhrt, 
kann  den  Referenten  nicht  umstimmen.  Biese  pragmatische  Erklärung 
einer  so  phänomenalen  Grunderscheinung  des  gesellschaftlichen  Lobiins* 
aus  den  wohlverstandenen  Interessen  klug  brechneudor  Individuen  moclitc 
vor  fast  zweihundert  Jahren,  als  John  Law  eine  solche  Ansicht  vor- 
trug, in  gewissem  Mafse  aufklärend  wirken ;  für  das  tiefere  philosophische 
und  breitere  ethnologische  BewuTstsein  unseres  Zeitalters  ist  dieselbe 
unseres  Erachten s  ungenügend. 

Das  zweite  und  das  vierte  Buch  enthalten  noch  weitere  Ergänzungen 
zu  der  Polemik  gegen  die  historische  Methode.  In  dem  letzteren  Buche 
finden  sich  verschiedenartige  Betrachtungen  aneinander  gereiht.  8o  wird 
hier  zu  zeigen  gesucht,  dafs  von  jeher  bedeutende  Schriftsteller  die  Gi - 
schichte  als  ein  wichtiges  Hilfsmittel  für  aUe  politischen  WissenschafUn 
erklärt  haben,  und  die  betreffenden  Bemerkungen  können  uiisres  Eraohtens 
nur  dazu  dienen,  die  Anschauungen  der  modernen  historischen  Schule  in 
der    Nationalökonomie   zu   unterstützen.      Bann    geht    der    Verf.   auf   die 
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moderne  Jurisprudenz  ein,  zeigt  sich  aber  dabei  in  dem  Irrtum  befang 
fiifl  liege  die  Bedeutung  der  historiBcben  Jurigteuscbule  in  den  reaktic 
oären  Velleitäten  einiger  ibrer  Häupter  auf  politiscbem  Gebiet  und  nicht 
in  der  grofsartigen  rmgestaltung,  die  äie  in  der  tbeoretisoben  Forschung 
yeranlaTst  bat.  Wenn  dann  im  weiteren  die  Andeutung  sich  findet,  dafs 
die  Rösche r'scben  Ideen  ihren  Ausgangspunkt  Ton  ein  paar  beiliiu£geD 
Bemerkungen  eine^  von  GerTinus  1836  gesobriebenan  Eeoension  über 
Bablmann's  Politik  genommen  hätten,  so  bleibt  doch  diese  Yermutu 
ganz  unbewieseD,  wie  sie  auch  an  sich  recht  imwahrscheioliüb  ist.  Übri- 
gens ist  bekanntlich  tiiemand  mit  gröfserem  Eifer  bemüht  gewesen ,  die- 
jenigen älteren  Nationalökonomen ,  die  sich  durch  historisüben  Sinn  und 
durch  Empfehlung  der  historischen  Methode  ausgezeichnet  haben,  der  Yer* 
gessenheit  zu  entreifaen  und  zu  Ehren  zu  bringen,  als  gerade  Bosch  er  selbst. 
Wir  verkennen  nicht,  dafs  die  Belesenheit  und  die  logische  Schärfe, 
die  uns  in  einer  frühereu  Schrift  des  Verfassers  entgegentraten,  auch  in 
manchen  Abschuitteu  des  Torliegenden  Buches  sich  nicht  vorleugnen.  Wir 
räumen  selbstverständlich  auch  ein,  dafs  die  Methoden,  gegen  die  der 
Verf.  sich  wendet^  von  Ungeübten  mangelhaft  gehandhabt  oder  von  un- 
klaren Geistern  zur  Karrikatur  entstellt  werden  können.  Darum  kann 
aber  doch  das  Gesam turteil  über  ein  Buch,  das  es  sich  zur  Aufgabe 
macht  r  die  grefsteu  methodischen  Fortsclmtte  und  Verbesserungen  als 
Irrtümer  hinzusteUen,  nur  ein  abweisandes  sein. 


Nationalokonomische  öesetzgebung. 


Die  in  Deutschland  erlaseenon  wirtschaftlichen  Geaetse  und 
Verordnungen  etc.  des  Jahres  1881. 

Zaäftmmeogestetlt  von  Ludwif^  EUter. 
(Fortsetiung.     Y^rgl  Bd.  VI  8,  1S8.) 

//.      Die  einzeinen   BunthastaateH^)* 
A.    B^rgbaa»  Luid^  tmd  Foratwirtsoliiift,  Fischerei weten. 

1.  6.,  tütr.  die  VViederzulattsuug  der  VcrmUtdluüg  der  KenteubAiikcti  lur  ▲bldsnn^ 
der  Reiillftsteiit  d-  d.   17,  Janunr  1881.     (Nr.  2.     S.  5—6.) 

2.  G.^  b«tr  das  Höferecht  im  Kreise  Herzog^m  Lauenburg,  d.  d.  t\.  FebrtiAr  1881- 
(Nn  i.     8.   19—24.) 

1)  Die  bes.  Qeaetze»  VerordnuDgeu  etc,  sind  entnommen  und  die  Angaben  der  Ndoi- 
inern  nnd  Seitenzahlen  bcxiehen  äich  bei  PrenTsen;  Oeseta-Sunmlung,  Bayern:  G«- 
»et«-  nnd  Verordmingsblatt,  Sacbsen:  Gesetz-  tind  Verordnungsblatt,  WÜr  t  tem  ber^f : 
Regle  rnngs-Bltttt ,  Baden:  Gesetz-  und  Vernrdnnngablatt,  Hessen:  Regierangs -Blatt, 
Meck  lenburg-Sch  werin:  Begierungs-Blatt,  Mec  k  1  e  n  b  u  r  g-Stre  lit»  :  0(fid«l- 
ler  Anzeiger,  Sachsen- Weimar:  Regie  rungs- Blatt,  Ol  de  üb  arg:  Geseta^ammlatigf 
n  ran  tiBcb  wci  g  :  Gesetz- Satnmlungt  Sachse  n-Meiningen:  Sammlung  der  landes* 
herrlichen  Verordnungen,  Sachsen -AI  tenbn  rg:  Gesets-Bammlung^  K  oba  rg-Gotha: 
GemeiiiSchaAüülie  Gesetz- Sammlung  und  gesondert:  Geseta-Sammlang  für  das  Hemogtam 
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8.     O.  fiber  gemeiDBchaftliche  HolBUDgen,  d.  d.  U.Mftrz  1881.   (Nr.  13.  S.  261— 264.) 

1.     K.  A.  V. ,   den   forstlichen   Unterricht   in   Bayern   betr.,    d.   d.    81.  Aug.  1881.    Königreich 

(Nr.  63.     S.  1223—1230.)  Bajem. 

1.     O.,   die  Anaübong   und   den  Schatz  der  Fischerei   betr.,   d.  d.  27.  April  1881.  Orofshenog^ 

(Nr.   10.     8.  48—58.)  tnm  HesMn. 

1.  B.,  fischereipolizeiliche  Bestimmungen  betr.,  d.  d.  tl.  Febr.  1881.     (Nr.  4.  S.  3.)    Henogtum 

2.  G.,  die  AbXndenug  des  Fischereigesetzes  vom  19.  Jnli  1876  betr.,  d.  d.  10.  Mftrz  Sachsen-Al- 
881.     (Nr.  9.     8.  14.)  '^^'^• 

1.     y.   zur  Aasfflhnmg   des  Feld-   n.  Forstpolizeigesetzes  vom  26.  Mai  1880,   d.  d.  ^nogtüm« 
25.  März  1881.     (Gemeinschaftl.  Ges.-Sammlg.  Nr.  422.)  Äu 

1.  G.,  betr.  die  Ab&nderang  des  Fischereigesetzes  vom  10.  Juli  1876,  d.  d.  4.  März  Henogtum 
1881.     (Nr.  684.     8.  181.)  ^'^'• 

1.     G.,   Nachträge  zum  Fischereigesetze  vom  20.  Sept.  1876  betr. ,   d.  d.  18.  April  schwanbon- 
1881.     (6.  Stück.     S.  92.)  Sonden. 

1.  V.  zor  Ausführung  des  Fischereigesetzes  vom  4.  Nov.  1880,  d.  d.  28.  Nov.  1881.  pünt^tam 
(Nr.  28.     S.  857—360.)  Lippe. 

1.  B.,  die  Fischereiordnung  f.  den  lübeckischen  Freistaat  betr.,  d.  d.  28.  Febr.  1881  Freie  Stadt 
(Nr.  5.     S.  16—24.)  Lübeck. 

Zu  dem  Beichsgesetz  über  die  Abwehr  u.  Unterdrückung  von  Viehseuchen,  d.  d. 
23.  Juni  1880  (cf.  diese  „Jahrbücher**  N.  F.  Bd.  V  S.  48—68)  sind  in  den  einzelnen 
Staaten  Ausffihrungsbestimmungen  erlassen,  die  hier  nicht  alle  besonders  aufgeführt  wer- 
den können.  Für  Preufsen  kommt  in  Betracht  das  G.  vom  12.  März  1881  (S.  128 
—185),  für  B  ayer n  die  Instruktion  vom  6.  März  1881  (8.  21—92),  das  G.  vom  21.  März 
1881  (S.  123—128),  die  Allerhöchste  V.  vom  23.  März  1881  (S.  129—133)  und  die  B. 
vom  24.  März  1881  (S.  134—162),  für  Sachsen  die  V.  vom  9.  Mai  1881  (S.  35—119), 
für  Württemberg  das  G.  vom  20.  März  1881  (S.  189 — 196),  die  Verfügung  vom 
28.  März  1881  (S.  196—264)  und  die  B.  vom  28.  Juni  1881  (S.  372),  für  Baden  die 
B.  vom  1.  März  1881  (S.  86—90),  die  V.  vom  12.  März  1881  (S.  91—116)  u.  die  V. 
vom  28.  März  1881  (S.  116—117),  für  Hessen  die  V.  vom  12.  März  1881  (S.  11—16) 
etc.  etc. 

B.    OewerbtfWMen. 

1.     G.,  betr.  das  Pfandleihgewerbe,  d.  d.  17.  März  1881.     (Nr.  13.     S.  265—269.)    ^[JSS«? 
1.     V.,  das  Gewerbe  der  Pfandleiher  und  Trödler  betr.,  d.  d.  9.  Juni  1881.     (Nr.  16.  GroAheruct. 
S.   168—168.)  Baden. 

1.  V.  zur  Abänderung  der  V.  vom  18.  Oktober  1875  zur  Verhütung  von  Unglücks-  ^JJ^J^fl 
fällen  beim  Gebrauch  von  Maschinen,  d.  d.  12.  April  1881.     (Nr.  8.     S.  116—116.)  irabafg- 

Hierzu :  Schwerin. 

Berichtigung,  d.  d.  23.  Mai  1881.     (Nr.  11.     S.  127.) 
1.     Dieselbe  V.  wie  die  vorstehende  für  M.-Schw.,   d.  d.  12.  April  1881.     (Nr.  l^.^'jJ^JJJ 
8.  139—140.)  burg-StoeUte" 

1.  V.,  betr.  die  Aufstellung  und  den  Betrieb  bewegl.  Dampfkessel  (Lokomobilen),  HerKogtom 
d.  d.  9.  März  1881.     (Nr.  960.     S.  19—28.)  Hen°iStoer 

1.  V.,  die  Anlegung  und  den  Betrieb  von  Dampfkesseln  u.  Dampfapparaten  betr.,  Koborg  and 
d.  d.  14.  Sept.  1881.     (Gem.  Ges.-S.  Nr.  434.)  Ootha. 

Hierzu : 

a)  B.,  die  Instruktion  f.  die  Prüfung,  Untersuchung  n.  Revision  von  Dampfkes- 
seln u.  Dampfapparaten  betr.,    d.  d.  15.  Sept.  1881.     (Gem.  G.-S.   Nr.  486.) 

b)  B.,  die  Änderung  der  Instruktion  für  die  Prüfung,  Untersuchung  u.  Revision 
von  Dampfkesseln  und  Dampfapparaten  betr.,  d.  d.  14.  Dez.  1881.  (Gem. 
G..8.  Nr.  488.) 


Koburg  und  für  das  Herzogtum  Gotha,  Anhalt:  Gesetz-Sammlung,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt:  Gesetz-Sammlung,  Schwarzbnrg-Sondershausen:  Gesetz- 
Sammlung,  W  a  1  d  e  c  k :  Regierungs-Blatt,  R  e  u  f s  ä.  L. :  G^etz-Sammlung,  R  e  u  f  s  j.  L. : 
Gesetz-Sammlung,  Lippe:  Landes- Verordnungen,  Schaumburg-Lippe:  Landes- Ver- 
ordnungen, Bremen:  Gesetz-Blatt,  Lübeck:  Sammlung  der  Lflb.  Verordnungen  und 
Bekanntmachungen,  Hamburg:  Gesets-Sammlnng  —  sämtlich  Jahrgang  1881. 
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Ft^«  Stadt 


Bayfmi. 


tQDl     11<-H«I1 

AltMibiiyr. 


1.  V.,  die  Yetmenäung  von  Kindern  zum  FeiJbieteo  und  Verknufe  ^on  Bfttkwa- 
ren.  Blumen  u.  ».  w,  betr,,  rt.   d,   12,  März    1881       {Nr    4.     S*.  7—8.) 

K     G.,  betr,  dAS  Pfundleihgewerbe,  d.  d    16.  Oktober  1881.     (Nr*  13     8.  1J9— 13«.) 

7a\  dem  ReichsgeseUe  vom  18.  Jtili  1881,  die  Ab&ndening  der  OewerbeordnuitK  betr. 
(Innungen)  ^  siud  in  d«n  ein  sei  neu  Staaten  besondere  Verordnungeit  erlftsaen.  Wir  er- 
wjümtiu  hier  nur  Bayern:  die  K.  A,  V.  vom  1.  Aug.  1881  (S,  987)i  Württemberg: 
Verfügung  vom  8.  Okt.   1881  {^.  449—451). 

C.     HandeL  

ViCÄt. 

D.    Trwitport«  und  Verkehriweien. 
1      G.,  betr,  die  Herstellung  mebrerer  Eiäenbfthnen  untergcordueter  BedentOBg,  d   d. 
tb    Februjtr  1881.     (Nr.  5.     8    88—84.) 
Dasu: 
Allorhoehster  Ertufst    betr     den  B«u  der  dutch  d«s  Ges.  vom  S5    FebroAf  1881 
g«;uelimigteu  Eisenbahnen  untergeordneter  Uedeutung,  d.  d.  2   März  1881.     (Kr.  6. 
S.  40  ) 
1.     B.,  die  EiRfuliruni?  de»  Betr'u'b^reglemenU  für  die  Eiaenbahaen  Deutscblmtids  in 
Hayern  betr.»  d.  d.   9.  Juli   1881.     (Nr.  43.     S.  8tÖ— 8^*9.) 

S.  K.  A,  V.,  die  Bildung  eines  KjaenbahnbeirAtes  lur  die  SUntseiMobsbtiverwmltttug 
betr,  d.  d.   16.  MÄrx  188h     (Nr.   l!ä.     8,   168— JTO.) 

1.  Verfü^ng ,  betr.  die  Ausgabe  einer  neuen  inlüDdischen  Postorditmig «  d.  d. 
14    Marx   1881       (Nr.  6.     8.   81—87) 

2.  Verftigung»  betr.  die  Ausgabe  einer  TeleicrApbenordnuug  für  Württemberg,  d  d« 
23,  Juni   1881.     (Nr.   89.     S.  37l!>— 394,) 

8.  Kouigl.  V,  f  betr.  die  Verwaltung  und  Beaufsichtigung  der  Verkebrsiuistalleti, 
d    d.  80.  Mir»  1881.     (Nr.  7.     S.  99  — 108  ) 

4.  Könlgl.  V  ,  betr.  die  Bildung  eines  Beirats  der  Verkehrsanittalteti,  d,  d  80  Min 
1881,     (Nr    7      H.   109^118.) 

1.  V.,  die  Bildung  cineü  EiäeubaUubeirates  betr  ,  d.  d.  5.  Juli  1881  (Nr  16. 
S.   107  —  109) 

1.  Höchste  V.  ,  allgem.  PoliseivorschrJiteu  f.  die  Im  Hcrsogtutn  gelegenen  Eisen- 
bahnen untergeordneter  Bedeutung  betr.,  d.  d.   15.  Jan.  1688.     (Nr  5.     &.  4 — 6.) 

E.     BevÖIkenmgi-  und  Armen weien. 
Vfteat. 


Qtahiutnas- 
Vam  BMl«a. 


Qtrolifaenof- 


FUntfiittum 
ScbwuxhuTf 
AudoiitJidt. 


F     M&nx>  und  Bankwesen,  Sparkai aenweaen,  Versichemngi-  und  Pansionaweaen. 

1  G.  ,  betr  die  Zahlung  der  Heamten gehalter  und  Bestimmungen  über  da^  Öna- 
(ienquartftl,  d,  d    6.  Febr.  1881.     (Nr.  4      .S.   17—18) 

8.  0.|  betr.  Abänderung  de^^  Geselzes  über  die  Erweiterung,  Umwandlung  und  Neu- 
orriehtung  von  Witwen-  und  Wai»enkassen  für  ElemenUrlehrer  vom  22  De«.  1869,  so» 
wie  die  Ausdehnunji  diese»  Gesotxes  auf  den  Kreift  Herzogtum  Lauenburg,  d  d  84.  Feb- 
ruar  18dL     (Nr.  6.     S.  41—42.) 

(l>er  MinimaUatj&  für  die  Peuinionen  der  Uintorbliebeueu  der  ö0entlieheu  Elemetitar- 
lebrer  wird  vom    L   April   1881   ab  von   150  auf  850  M    erhöbt) 

1.  V.,  die  Festsetzung  der  Bezüge  der  Witwen  und  Waisen  der  Volkssehnllehrer 
betr.,  d.  d.   83.  Dex.   1880.     (Nr.   1.     S.    14) 

(Der  Witweugchalt  wird  auf  250  Af ,  der  Kr»iehung«beitrag  für  ein  Kind  auf  50  M., 
deiT  Nahrungs^ebalt  für  ein  Kind  auf  76  M.  festtgeseist.) 

1       Fünfter  NAcbtrag  zu  doiTi  O.  über  Errichtung  einer  Landetikreditkasse  vom  17  Nov. 
1869,  d.  d.   18    Februar  1881,     (Nr    4,     8.  IT— 81.) 
Hiör»« : 
Höchste  V.,    die  Ausführung    de»  Gesetzes- Nachtrages  vom  18.  Fobr.   1881   über 
Erriihtg.  der  LaudeNkreditkasäe  betr.,  d.  d.   19.  Febr.  1881.     (Nr*  4.  8    ^1— 88  ) 

1^  B.,  du»  Slatut  der  Peubionskasj^e  f.  die  Witwen  u.  Waisen  der  Volksscliu Hehrer 
der  fürstl.   übKrhonschaft  betr,,  d,  d.  9.  Sept.   1881.     (7.  Stück      8.   51—56.) 

8.  G  ,  die  PenMoncn  der  Witwen  u.  Wai^u  fllr^tl.  Diener  betr.,  d.  d.  19.  Dea, 
1881.     (11    äiück,     8.  78—73.) 
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KtfniKrtich 
Proolsea. 


Königreich 
Bajern. 


1.     Bev.  Ordnung  der  Pensionskasse   ffir  die  Witwen  und  Waisen  der  Angestellten  ^«l«  Stadt 
des  Hambnrgischen  Staates,  d.  d.  15.  Jnli  1881.     (Nr.  26.     S.  68^67.)  Hamburg. 

6.    TinaniweMii. 
1.     6.,  betr.  den  danemden  Erlafs  an  Klassen-  und  klassifizierter  Einkommensteuer, 
sowie  die  Überweisung  von  SteuerbetrXgen  an  die  Hohensollernschen  Lande,  d.  d.  10.  März 
1881.     (Nr.  9.     8.  126—127.) 
Hieran: 

a)  B.,  betr.  das  Ergebnis  der  Klassenstenerveranlagung  und  den  Steuererlaß  für 
das  Jahr  vom  1.  April  1881|82,  d.  d.  21.  M&rz  1881.     (Nr.  10.     S.  187—138.) 

b)  B.,  betr.  den  Klassen-  und  Einkommenstenererlafs  für  das  Jahr  vom  1.  April 
1881|82,  d.  d.  24.  Mai  1881.     (Nr.  16.     S.  291.) 

1.  O.,  die  Einkommensteuer  betr.,  d.  d.  19.  Mai  1881.     (Nr.  81.     S.  441—474.) 
Hierzu: 

B.,  den  Vollzug  des  G.  vom  19.  Mai  1881  ttber  die  Einkonmiensteuer  betr.,  d. 
d.  29.  JuU  1881.     (Nr.  46.     S.  865—984.) 

2.  G.,  die  Kapitalrentensteuer  betr.,  d.  d.  19.  Mai  1881.     (Nr.  82.    S.  477—492.) 
Hierzu: 

B.,  den  Vollzug  des  Ges.  vom  19.  Mai  1881,  die  Kapitalrentensteuer  betr.,  d.  d. 
29.  JuU  1881.     (Nr.  48.     S.  989—961.) 
8.     G.,  die  Gewerbsteuer  betr.,  d.  d.  19.  Mai  1881.     (Nr.  84.     S.  495—607.) 
Hierzu: 
B.,  den  Vollzug  des  Ges.  vom  19.  Mai  1881  ttber  die  Gewerbesteuer  betr.    (Nr.  50. 
S.  967—1180.) 
4.     G.,  einige  Abänderungen  an  den  Gesetzen  über  die  allgemeine  Grund-  und  Haus- 
steuer betr.,  d.  d.  19.  Mai  1881.     (Nr.  89.     8.  657—668.) 
Hierzu : 
B.,  die  G^.    Über   die  allgemeine  Grund-  und  Haussteuer  betr.,  d.  d.  10.  Juni 
1881.     (Nr.  39.     S.  669—708.) 
ö.     B.,  den  Vollzug  der  Gks.  vom  29.  Mai  1881  über  die  Einkommen-  und  Kapital- 
rentenstener,  hier  die  Behandlung  der  Ab-  und  Zugänge,  dann  der  Mehrungen  und  Min- 
derungen betr.,  d.  d.  14.  November  1881.     (Nr.  71.     S    1351—1372.) 

6.  K.  A.  V.,  die  Rückvergütung  des  Lokalraalzaufschlages  in  der  Pfalz  betr.,  d.  d. 
1.  August  1881.     (Nr.  47.     S.  985—986.) 

7.  G.,  den  Malzaufschlag  betr.,  d.  d.  15.  Dezember  1881.    (Nr.  70.     S.  1848.) 
Hierzu : 

a)  K.  A.  V.,  den  Vollzug  des  Gks.  über  den  Malzaufschlag  betr.,  d.  d.  19.  De- 
zember 1881.     (Nr.  72.     8.  1373—1874.) 

b)  B.,  den  Vollzug  des  Ges.  über  den  Malzaufschlag  betr.,  d.  d.  22.  Dezember 
1881.     (Nr.  72.     8.  1374.) 

1.     V.  des  Finanzministeriums,   die   weitere  Ausführung   des  Gesetzes  über  die  Be- 
steuerung  des  Gewerbebetriebs   im  Umherziehen   vom    1.  Juli  1878  betr.,    d.  d.  6.  Juli 


Ktfnlfnlch 
Sachsw. 


1.  G.,  betr.  die  Einführung  von  Ordnungsstrafen  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Vorschriften  des  Acdsegesetzes  vom  18.  Juli  1824,  des  Wirtschaftsabgabengesetzes  vom 
9.  Juli  1827  und  des  Hundeabgabengesetzes  vom  8.  September  1852,  d.  d.  13.  März 
1881.     (Nr.  9.     8.  171—172.) 

2.  G.,  betr.  die  Staatsschuld,  d.  d.  20.  März  1881.     (Nr.  9.     S.  172—173.) 

3.  G. ,  betr.  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerblichen  Zwecken,  d.  d. 
24.  März  1881.     (N.  9.     S.  178—174.) 

BUerzu: 
Verfügung  zu  Vollziehung  des  Ges.,    betr.  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu 
gewerblichen  Zwecken,  d.  d.  26.  März  1881.     (Nr.  15.     8.  271—274.) 

4.  G.,  betr.  die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer,  d.  d.  24.  März  1881.  (Nr.  8. 
8.  113—127.) 

Hierzu : 
Verfügung  in  Betreff  der  Vollziehung  des  Gesetzes  vom  24.  März  1881  über  die 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer,  d.  d.  26.  März  1881,     (Nr.  18.  S.  255—264.) 

5.  Allgemeines  Sportelgesetz,  d.  d.  24.  März  1881.     (Nr.  8.     8.  128—170.) 
Hierzu:        ' 


Königreich 
Württemberg. 
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Hrrznftum 
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PüreleuUun 
Vftkt  Stadt 


ft)  Verfügmig,  betr.  den  Vollzug  des  Allgomeinen  8port«Ig«MUes  Tom  24.  Min 
1881,  d.  d.   IS.  Mfti    1881.     (Nr    25.     Ü    347— 361 ) 

b)  Verfügung ,  b«tr*  deo  VolUug  des  allgtsmeiDen  Sportt^lgetetseft  vom  34.  Mürx 
1881,  Tarifnumxner  31:  OcselhchnfiAVertrfige,  d.  d  98.  Mir«  1881  (Nr.  16. 
S.  878— S79)  und  d    d,   12.  Juni  1881.     (Nr.  80,     S.  395.) 

c)  VerAiguitg,  betr»  die  Abgnb«  von  FeuervenlcheruugsvertriLgeo,  d,  d.  94.  Mir« 
1881.     (Nr.   16      S.  «79^28L) 

6.     B.  betr.  die  Abgabe  von  Sali,  d.   d.  18    Dem    1881.     (Nr.  44.     8.  484,} 

1  Vt,  die  ät43uerrückv6rgtttang  für  Branntwein  ,  welcher  sa  gewerblicbeo  Zwecken 
verwcodtit  wird,  betr.,  d.  d.  18.  Jui.   1881.     (Nr.  S.     d.  18.) 

9.  V.,  den  Ans&tz  und  di«  Erhebung  der  ErwerbeieuerUxe  betr.,  d.  d.  8,  Aug.  1881* 
(Nr    Sl,     S.  249^960.) 

1.  B.,  Vcreinbftrungen  twiBchen  der  grofsh.  sftchsi^bea  und  der  kgl.  beyerisehen 
Regierung  n»c1i  EinfUbrong  de»  kgl.  bayerischeu  Gesetzes  über  den  Brücntweiaaufschlag 
vom  26.  Februar  1880  und  der  dazn  ertasacnen  Vollzugsvorschri/len  im  Bezirke  de« 
grofsberzogl.  Vordergertcbts  Ostheim  betr,  d.  d.    19.  Sept.  1881       (Nr.  90    S.  225 — 926.) 

8.  Provisortscbee  Q,  wegen  Kinfithrung  de«  kgl  buyerischen  Gesetze»  vom  15  Dez. 
1881,  den  Malzaufschlag  betr.,  als  Nachtrag  zu  dem  G.  vom  23.  Juni  1868  wegen  Ein- 
fUJirung  des  bayenachen  Ges.  vom  16.  Mai  1868  im  Vordergericbte  Ostheim,  d.  d.  28.  De». 
1881.     (Nr    26.     8,  967—268.) 

Hierzu : 

B.  zur  AasHlhning  des  vorher  gedachten  Gesetzes,  d.  d.  S8.  Des.  1881.     (Kr  96 
S.   269.) 

1.  B. ,  betr.  das  Uegulativ  Über  die  Steuerfrei hoit  des  Branntweins  lo  gewerbl. 
Zwecken,  d.  d.  27.  Juli   1881      (U    BtQck.     S.  56—58.) 

1.     G.,  die  Abgabe  v.  Hunden  betr.,  d,  d.  91.  Febr.  1881.     (Nr.  6.     S.  6--19.} 
Hterxn : 
B.,  die  Ausführung  des  G.  die  Abgabe  von  Hunden  betr.,  d.  d.  10.  Märt  18B1. 
(Nr.   10.     8.   16.) 
1.     G. ,    betr.    die   Besteuerung   des    Wanderlagorbotriebes ,   d.    d.    19.    März    1881. 
(Nr.  587.     S.  189— 192  ) 

1.     G. ,    betr.    die    Besteuerung    des  Wanderlagerbetriebes,    d.  d.    95.  Januar   1881. 
(Nr.  9.     8.  8—5,) 
Hiersu : 
Anweisung   zur  Auslühniog   des  Gesetzes,    betr.    die    Besteuerung   dea   Wandtf- 
lagerbetriebes,  d,  d.   10.  MÄrz  1881.     (Nr.  4.     S.   73—78.) 
].     G..  betr.  die  Beitreibung  der  Steuern  und  anderer  öffentl    Abgaben,  Kosten  etc 
im   Wege  der  administrativen  Zwangsvollstreckung,  d.  d.  5.  M£rs  1881.     (Nr.  9      8.  41 
-43) 

1.  Hevidiertes  G.,  betr.  die  Einkommensteuer,  d.  d  7.  Mira  1881.     (Nr.  8.  S.  9—19*} 

2.  Grondsteuergesetz,  d.  d.  4.  Juli  1881.     (Nr.  23.     8.  40—46) 
Hierzu : 

Bonitiorungsgea.,  d.  d,  4.  Juli   1881.     (Nr.  25.     S.  47—57.) 

Zu  dem  ReichsgMefcae  vom  1.  Juli  1881  betr.  die  Erhebung  von  Reicbsstempelab- 
gfiben  61  ud  die  bez.  Ausführungsverordnungen  etc  in  den  einzelnen  Staaten  erlassen« 
Diese  Bekanntmachuogen  können  hier  nicht  einzeln  aufgeführt  werden.  Siehe  für  Ba  j  er n 
d.  Allerh.  V  vom  16.  Aug.  1881  (Nr.  51.  S.  1131—1138),  d.  B  vom  17.  Aug.  1881 
(8.  1139—1141)  u.  die  B.  vom  20.  Aug.  1881  (S  1143—1222),  fiir  Sachsen  V.  vom 
23  Aug  1881  (8.  165—189),  für  Württemberg  Verfügung  vom  5.  Aug.  1881  (S.  405 
—431),  für  Baden  die  B.  vom  18.  Juli  1881  (8.  920-234),  für  Hessen  die  B  voo 
27.  Sept,  1681  (S.  126—170)  etc.  etc 

H.    Ant  vertcMedenen  Gebieten. 

l,  G-,  betr.  die  Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Hebung  der  wirtschnftUcben  Lage 
in  den  notleidenden  Teilen  des  Regierungsbezirkes  Oppeln,  d.  d.  23.  Februar  1881. 
(Nr.  5.     8.  25—28.) 

9.  Gl,  betr.  die  AbKnderung  von  Bestimmungen  der  Kreisordnung  für  die  Proviitaefi 
PreuJsen,  Brandenburg,  Pommern,  Posen,  Schlesien  u.  Sachsen  vom  13.  Dez.  1879  und 
die  Ergänzung  derselben,  ä.  d.  19.  Mlrz  1881.     (Nr.  11.     8.   155—175.) 

Hiersu; 
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B.,  betr.  die  Redaktion  der  Kreisordnong  f.  die  Provinsen  Ost-  u.  Westpreafsen, 
Brandenbarg,  Pommern ,  Schlesien  n.  Sachsen,  d.  d.  19.  Mftrs  1881.     (Nr.  12. 
8.  179—88«.) 
8.     O.,  betr.  die  Abindemng  von  Bestimmungen   der  Provinsialordnnng  f.  die  Pro- 
▼inaen  PrenAen,  Brandenburg,  Pommern,  Schlesien  n.  Sachsen  vom  29.  Juni  1875  und 
die  Erg&ninng  derselben,  d.  d.  22.  Mfirz  1881.     (Nr.  11.     S.  176—177.) 
Hieran: 
B.,  betr.  die  Redaktion  der  Provinaialordnnng  för  die  Provinzen  Ost-  und  West- 
preafsen,  Brandenbarg,  Pommern,  Schlesien  n.  Sachsen,  d.  d.  22.  Mftrz  1881. 


(Nr.  12      S.  283—260.) 
4.     G.  aar  £ 


aar  Ergänaong  des  Gesetzes ,   betr.    die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder 
vom  18.  Mära  1878,  d.  d.  27.  März  1881.     (Nr.   14.     S.  275— 276  ) 

5.  G.  zur  Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  18.  März  1868,  betr.  die 
Errichtung  öffentlicher,  ausschliefslich  zu  benutzender  Schlachthäuser,  d.  d.  9.  März  1881. 
(Nr.  14.     S.  278—275.) 

1.     K.  A.  V. ,   die   allgemeine   Bauordnung    betr.,   d.  d.    19.  Sept.  1881.     (Nr.  59.    Königreich 
S.  1241—1281.)  B*y«^ 

1.     VerfOgung,    betr.    das    Auswanderungswesen,   d.   d.    17.   Nov.    1881.     (Nr.   42.    Königreich 
8.  467—470.)  Württemberg. 

1.     Landesherrl.  V. ,   die  Vorbereitung  für    den  höheren  öffentlichen  Dienst   in   der  Orobherxog- 
Finanzverwaltung  betr.,  d.  d.  17.  Mära  1881.     (Nr.  Vm:     S.  119—122.)  «   r  k     ""* 

1.     G.,  die  allgemeine  Bauordnung  betr.,  d.  d.  80.  April  1881.     (Nr.  13.  S.  71— 99.)^»^^^ 

1.  G.,  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder  betr.,  d.  d.  9.  Februar  1881.     (Nr.  2.  Oroftheno«- 
g    5 XX  )  tnmSachBen- 

Hierzu:  ^«^• 

a)  Höchste  V. ,    das   Inkrafttreten    des  G.    vom   9.  Febr.  1881    über   die  Unter- 
bringung verwahrloster  Kinder   betr.,   d.  d.  16.  Juni  1881.     (Nr.  11.  S.  82.) 

b)  V.,  die  Mitwirkung  der  Geistlichen  u.  Lehrer  bei  Unterbringfang  sittlich  ver- 
wahrloster Kinder  betr.,  d.  d.  19.  Sept.  1881.     (Nr.  19.     S.  223—224) 

2.  G.  ttber  das  Feuerlöschwesen,  d.  d.  28.  Nov.  1881.     (Nr.  24.     S.  249—252.) 
Hieran: 

AusiÜhrungs-y.  au  dem  Ges.  Über  das  Feuerlöschwesen  vom  28.  Nov.  1881,  d.  d. 
24.  Nov.  1881.     (Nr.  24.     S.  252—264.) 
1.     Bauordnung  f.  das  Herz.  Anhalt,  d.  d.  14.  April  1881.     (Nr.  592.  S.  267—809.)    Henogtnm 
Hierzu:  ^'^*- 

V.,  die  Ausführung  der  Bauordnung  f.  das  Herzogtum  Anhalt  vom  14.  April  1881 
betr.,  d.  d.  4.  Juni  1881.     (Nr.  596.     S.  338— 866 )  Fttrttentom 

1.  G.,  die  Baupolizeiordnung  betr.,    d.  d.  2.  Mai  1881.     (8.  Stück.     8    99— l21.)S<*™^^• 
l.     B.,  die  Bauordnung  für  die  Stadt  Lübeck  und  deren  Vorstädte  etc.  betr.,   d.  d.     haasen. 

16.  Mai  1881.     (Nr.  13.     8.  48—72.)  Freie  Stadt 

2.  V.,   das   Feuerlöschwesen    in   den    Landbezirken   betr.,    d.    d.    10.  Sept   1881      ^^^>^^ 
(Nr.  23.     8.  106—117.) 
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Frequenz,  Eümabmen  und  Koaten  der  technischen  Hoohschuleu  in 
Deutflohland  und  in  der  Schweiz. 

Von  Prof  Dr.  J.   Lehr. 

GegeDwärtig  zählt  Deutschlaad  neun  technische  Hochschulen  und 
zwar  eine  in  Sachsen  (Dresdeu),  eine  in  Baden  (Karlsrahe) ,  eine  In 
Württemberg  (Stuttgart),  drei  in  Preufsen  (Hannover,  Aachen,  Berlin), 
eine  in  Bayern  (München),  eine  in  Hessen  (Darmstadt)  und  eine  in 
Braunachweig  io  der  Stadt  gleichen  Namens. 

Die  Dresdener  Anstalt  wurde  182B  als  „technische  Bildungsanstält" 
eröffnet,  1851  in  eine  „polytechnische  Schule*'  yerwandelt,  welcher  Titel 
1871  mit  demjenigen  einer  „teohniacbeD  Hochschule"  vertauscht  wnrdü. 
Die  Anfänge  des  Karlsruher  Polytechnikums  reichen  bis  1825  zurücL 
1832  organisiert,  wurde  die  Anstalt  1863  vom  Elementarunterricht  ent- 
lastet Das  Stuttgarter  Folytechntkum  wurde  1832  als  „Gewerbeschule'' 
eröffnet.  Seit  1840  „polytechnische  Schule**,  wird  es  heute  als  „tech- 
nische Hochschule"  aufgeführt.  Die  Anstalt  zu  HannoTer  wurde  1830 
als  „höhere  Gewerbeschule**  ina  Leben  gerufen  und  1845  «ur  „polytech- 
nisohen  Schule**  erweitert;  diejenige  zu  Zürich  wurde  1854  gegründet, 
die  zu  München  1868  eröffnet  (hervorgegangen  ans  einer  schon  seit 
einigen  Jahrzehnten  bestandenen  technischen  Lehranstalt),  diejenige  zu 
Darm  Stadt  ist  aus  der  früheren  „höheren  Gewerb  esohule'*  hervorgegangen, 
welche  1868  in  eine  „polytechnische  Hochschule**  umgewandelt  wurde. 
Aachen  ist  mit  1870/7  1  in  die  Reihe  der  technischen  Hochschulen  ein^ 
getreten,  Brauuschweig  führt  seinen  Ursprung  auf  frühere  Zeit  zurück| 
1835  wurde  an  dem  1745  gegründeten  Collegium  Caroüuum  eine  beson- 
dere technische  Abteilung  eingerichtet,  welche  1862  in  eine  polytech- 
niaehe  Lehranstalt  erweitert  wurde.  Die  Berliner  technische  Hoohsohule 
wurde  im  Frülijahr  1879  durch  Vereimgung  der  Baa*  und  der  Gewerbeaka- 
demie ins  Leben   gerufen. 

Die  Gesamtfrequenz  dieser  Anstalten  und  deren  Entwickelung  seit 
früherer  Zeit  ist  in  der  unten  folgenden  Tabelle  I  angegeben.  Ich  be- 
merke hierbei,  dafs  je  die  ersten  Zahlen  bei  Karlsruhe  und  Stuttgart 
gelten  für  die  Jahre  1832|33,  bei  Hannover  für  1831|33,  bei  Zürich  für 
1855|58,  bei  Berlin  für  I850|53.  Die  bei  Berlin  aufgeführten  Zahlen 
weisen  fUr  die  Zeit  von  1850  bis  Frühjahr  1879  die  Gesamtfrequenz  der 
Bauakademie  und  des  Gewerbeinstituts  (seit  1866  Gewerbeakademie  ge* 
uaunt),  von  1879  ab  diejenige  der  Technischen  Hochschule  nach.  Bei 
denjenigen  Anstalten,  von  weichen  die  Frequenz  für  Winter-  und  Sommer- 
Semester  getrennt  augegeben  war,  habe  ich  die  mittlere  Jahresö'equenz 
berechnet.     Die    vier  alteren  Institute  trugen  ursprünglich  einen  anderen 
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Charakter  aU  heute,  da  nicht  allein  in  Bezug  auf  Vorbildung  und  Älter 
der  aufsninehmenden  Studiereoden  geringere  Anforderungen  gestellt  wai^ 
den»  sondern  auch  der  Unterricht  mehr  den  für  die  Aufnahme  zu  er- 
füllenden VorbediögEogen  angepafst  war.  Das  Polytechnikum  der  früheren 
Zeit  diente  auch  den  Zwecken ,  für  welche  heute  die  Baugewerkeschule 
und  ähnliche  Institute  bestimmt  sind.  Dann  waren  mit  den  älteren  An- 
stalten früher  auch  noch  Schulen  Terhunden,  wie  z.  B.  in  Karlsruhe  Post-, 
HandeisBchute,  welche  später  Ton  denselben  abgetrennt  worden  sind.  Aus 
diesen  Gründen  sind  die  Zahlen  der  älteren  Zeit  mit  denen  der  neueren 
nur  insoweit  vergleichbar,  als  es  sich  darum  handelt,  die  durch  die  GrÖfse 
der  Frequenz  gegebene  Entwickelung  einer  einzelnen  Anstalt  zu  Terfolgen« 
Für  andere  Zwecke  können  erst  die  Zahlen  der  neueren  Zeit,  z.  B,  för 
Stuttgart  und  Karlsruhe  tod  1862  ab  benutzt  werden.  Aber  auch  in 
diesem  Falle  geben  die  Zahlen  keineswega  immer  einen  ganz  scharfen 
Ausweis.  8o  ist  u.  a.  keineswegs  immer  die  Liste  der  eiozelnen  Fach- 
abteilungen mafsgehend  für  die  Zahl  derjjenigen,  welche  sich  dem  betreffen- 
den Studium  auch  wirklich  widmen.  In  einigen  mir  bekannten  Fällen 
würde  die  nackte  Zahl  zu  einem  ganz  falschen  Urteil  über  Zu*  und  Ab- 
nahme der  Frequenz  eines  Fachzweiges  führen.  Um  eine  grÖfsoro  Ge- 
nauigkeit au  erzielen  ,  müfste  man  sieb  einer  Art  Individualfitatistik  be- 
fleifsigen»  Eine  solche  aber  ist  für  weiter  zurückliegende  Zeiten  geradezu 
unmöglich.  Eine  Unterscheidung  der  Studierenden  nach  deren  Heimats- 
land vermag  ich  zur  Zeit  nur  für  einen  Teil  der  angeführten  Anstalten, 
eine  solohe  naoh  Fachschulen  bei  allen  Anstalten  nur  für  zwei  Semester 
durchzuführen.  Ich  beschränke  mich  deshalb  darauf,  in  Tabelle  l  für  alle 
technischen  Hochschulen  nur  die  Gesamtfrequenz,  in  Tabelle  II  die  Stärke 
des  Besuchs  der  einzelnen  Abteilungen  für  die  zwei  Wintersemester 
1879/80  und  1880/81  anzugeben.  Unter  der  Gesamtfrequenz  der  Tabelle  I 
sind  alle  Besucher  aufgeführt,  gleichviel,  ob  sie  unter  dem  Namen  von 
Studierenden,  Hospitanten  oder  Zuhörern  und  dergL  verzeichnet  werden. 
Diese  Gesamtfrequenz  gibt  sonach  die  Zahl  derjenigen  an,  welche  über- 
haupt am  Polytechnikum  Vorträge  hören,  üebrigons  ist  die  Klassifizierung 
nicht  überall  eine  gleichwertige.  Die  Scheidung  in  Hospitanten,  Hörer 
und  Studierende  wird  ihren  Zweck  nur  dann  vollkommen  erfüllen,  wenn 
einmal  überall  gleiche  Einteilungfigrüude  unterstellt  werden.  Insbesondere 
aber  wäre  dann  von  Wichtigkeit,  kennen  zu  lernen»  welche  Art  der  Vor- 
bildung genossen  wurde  (Gymnasium,  Bealschule  oder  andere  Anstalt)  und 
wie  viele  der  Besacher  jeweilig  den  für  Zulassung  zum  Staatsdienste  ge- 
stellten Bedingungen  genügt  haben.  Die  Art  des  Unterrichtes  wird 
übrigens  ebenso  wenig  durch  Aufnahme  von  Zuhörern  und  Hospitanten 
beeinträchtigt,  wie  an  den  Universitäten,  welche  bekanntlich  viele  Stu- 
dierende aufnehmen,  die  keine  Maturttät  aufzuweisen  haben,  und  an  denen 
bislang  viele  junge  Leute  (insbesondere  Ohemiker)  promoviert  haben,  die 
an  technischen  Hochschulen  studiert  und  auch  ihre  Doktorarbeiten  er* 
ledigt  hatten. 

Überhaupt  stehen  die  in  dieser  Miszelle  aufgeführten  polytechnischen 
Bchuleu,  welche,  um  sie  von  anderen  Anstalten  zu  unterscheiden,  auch 
gerne    „technische    Hochschulen"   genannt  werden,  in  Bezug  auf  Organi- 
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sation  und  Art  der  Vorträ|;e  uBeeren  Uni  Ter  si  täten  keineswegs  nach,  Sie 
seiehneD  »ich  in  einigen  Beziehungen  sogar  vor  den  letzteren  vorieiLhaft 
aus.  Diejenige  Ansialt  wenigstens,  welche  ich  persönlich  näher  kennen 
gelernt  hahe  und  Tnit  ÜniTorsitäteD  zu  vergleichen  im  Stande  bin,  ent- 
behrt jenes  unsäglichen  Zopfes  und  jener  aus  Honorarzahlungen,  Fonda- 
Yorteilungen  etc.  henr ergehenden  bald  geräuschlosen,  bald  aberlauten 
Streitigkeiten,  an  welchen  manche  nur  die  Tier  alten  Fakultäten  beher- 
bergende alma  mater  empfindlich  krankt.  Nicht  selten  begegnet  man  noch 
der  Anschauung,  als  ob  die  Lehrmethode  des  Polytechnikums  durch  ihre 
Bichtung  auf  das  praktisch  liweckmäfsige  beherrscht  werde,  wahrend  die 
UniTersitat  die  Wisaenschaft  um  ihrer  selber  willen  pflege.  Diese  früher 
allerdings  begrfindete  und  damit  auch  historisch  zu  erklärende  Ansicht  ist 
bei    der   heutigen  Lage    der  Dinge    übrigens  keineswegs  mehr  zutreffend. 

In  Tabelle  I  habe  ich  für  Dresden,  Karlsruhe,  Stuttgart,  HannoTer, 
Zürich,  Darmstadt  und  ßraunsohweig  für  den  Durchsohnitt  der  Jahre 
1872|B2  neben  der  Gesamtzahl  der  Besucher  der  Terschiedenen  technischen 
Hochschulen  auch  diejenige  der  Hospitanten,  bezw,  diejenige  der  sog. 
eigtutlichen  Studierenden  angegeben.  loh  bemerke  hierbei,  dafs  der 
„Hospitant"  nicht  immer  zufälliger  Besucher  einer  eiaselnen  Vorlesung 
ist.  An  einzelnen  Anatalten  freilich  sind  die  meisten  Hospitanten  Ein- 
wohner der  Stadt,  welche  einen  oder  den  anderen  Vortrag  aus  Wifsbegierde 
oder  auch  aus  anderen  Gründen  (z.  B.  aus  einem  anerkennenswerten 
Lokal  Patriotismus)  besuchen ,  sehr  Tiele  Hospitanten  aber  unterscheiden 
sich  von  den  Studierenden  nur  durch  die  Benennung  und  ihren  —  wenig- 
ste n»  im  Durchschnitt  —  grofseren  FleiT«.  Nicht  selten  lassen  sich  junge 
Leute  als  Hospitanten  einschreiben,  welche  bereits  formell  ihre  Shidien 
abgeschlossen  haben  und  nun  mit  gröfserem  Ernste  sich  dem  eigentlichen 
Studium  widmen.  Überhaupt  ist  das  unter  gewissen  Bedingungen  ge- 
stattete Hospitieren  meist  ein  Ergebnis  der  Sparsamkeit ;  der  Studierende 
zahlt  das  gesamte  Unterrichtshonorar,  auch  wenn  er  wenige  Vorlesungen 
selten  oder  gar  nicht  besucht,  der  Hospitant  dagegen  zahlt  für  die  ein- 
zelnen Ton  ihm  für  seine  besonderen  Zwecke  zusammengestellten  Vor- 
lesungen besonderes  Honorar. 

Von  Aachen  und  Berlin  Termag  ich  leider  nicht  die  Angaben  (ini- 
besondere  über  Einnahmen  und  Ausgaben)  zu  machen,  zu  welchen  ich 
durch  gütiges  Entgegenkommen  von  anderen  Seiten  in  Stand  gesetzt  wor- 
den bin.  Diese  bedauerliche  Lücke  veranlofst  mich,  Torläufig  daTon  Ab- 
stand zu  nehmen^  die  Statistik  der  deutschen  technischen  Hochschulen  so 
eingehend  zu  behandeln,  wie  ich  es  ursprünglich  beabsichtigte*  Hoffent- 
ist  es  mir  später  einmal  möglich,  in  dieser  Zeitschrift  ergänzende  Mit- 
teilungen zu  bringen»  Handelt  es  sich  ja  doch  nur  um  Angaben,  welche 
das  Tageslicht  nicht  zu  scheuen  brauchen  und  die  überdies  jeweilig  bei 
Etatsberathungen  an  die  ÖfiTentlichki^it  treten. 
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I.     DurohBchnittliche  Frequenz  an  den  technischen 
Hochschulen  zu 
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Mit  Lehrkräften  und  Assistenten  sind  die  technischen  Hochschulen 
reichlich  ausgestattet.  An  der  Spitze  aller  steht  Zürich ,  wo  allerdings 
44  Privatdozenten  neben  47  Professoren  wirken.  Hierauf  folgen  München 
und  Berlin.  Doch  ist  zu  bemerken,  dafs  in  Berlin  eine  grofse  Anzahl  von 
Lehrkräften  nicht  etatsmäfsig  angestellt  ist  Im  Verhältnis  zur  Frequenz 
ist  die  Anzahl  der  Lehrkräfte  natürlich  an  den  kleineren  Anstalten  am 
gröfsten ;  für  die  Studierenden,  zumal  die  Besucher  von  Laboratorien,  Kon- 
struktionssälen und  Übungen  gewifs  kein  Kachteil. 

IIT.    Es  ist  zur  Zeit  an  den  technischen  Hochschulen  zu 
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Auf  je  1000  Besucher  der  Anstalt  entfallen  Lehrkräfte  und  Assistenten 
Nach  der  Frequena  von  i8|}      ....  1  60  1  177  1  131  |i53|i5i|  9i|   1921  -  |i92|iii 
Nach  der  Frequena  von  18^}      .     .     .     .  |  81  |   107  |  109  |  85I123I  69I   l62|  — |20i|  — 

Auf  je  1000  Studierende  mit  Ausschlufs   der  Hospitanten  entfallen  an 

Lehrkräften  und  Assistenten 
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An  Lehrkräften  mit  Ausschlufs  der  Privatdoaenten  und  Assistenten  entfallen 
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In  der  weiter  unten  folgenden  Tabelle  lY  sind  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  je  drei  Hauptkatogorien  gesondert  nach  den  neuesten  Etatssätzon  nach- 
gewiesen. An  Beiträgen  der  Studierenden  habe  ich  nur  diejenigen  Summen 
angesetzt,  welche  nach  Abzug  von  Honorarerlafs  und  Rückersatz  in  die 
Staatskasse  fliefsen,  und  zur  Berechnung  des  Staatszuschusses ,  wie  er  bei 
einer  der  durchschnittlichen  Frequenz  der  Jahre  1872|82  entsprechenden 
Besucherzahl  nötig  wäre,  eine  verhältnismäfsige  Quote  nach  Höhe  der  Fre- 
quenz nngenomroen.  In  München  werden  ^/^  der  gezahlten  Beiträge  unter 
die  Dozenten  verteilt,  ^/^  derselben  fliefst  in  einen  Stipendionfonds ,  aus 
welchem  unbemittelten  Studierenden  die  Honorare  zurückbczahlt  und  auch 
pekuniäre  Beihilfen  gewährt  werden.  Überhaupt  werden  in  München  an- 
sehnliche Summen  aus  Staats«  und  anderen  Mitteln  zur  Unterstützung  Stu- 
dierender verwendet.  Die  Rubriken:  Ausgaben  für  Gebäude  etc.  und  für 
Lehrmittel  etc.  gestatten  natürlich  keine  scharfe  Trennung.     Für  Stuttgart 


HisitUea. 


habe  ich  denjenigen  Teil  des  IMspositionsfondB ,  welcher  nioht  für  Ferso- 
nalaotgahen  bestimmt  ist  (3147  Mk.),  den  Ausgaben  för  Lehrmittel  zuge- 
rechnet, unter  welchen  derselbe  wohl  auch  in  Wirklichkeit  vorwiegend 
erscheinen  wird.  Das  Gebüudü  der  technischen  Hochschule  zu  Darmstadt 
gc3hört  der  Stadt  und  wird  auch  von  dieser  unterhalten.  Zu  den  Aus- 
gaben für  Gebäude  müTsten,  streng  genommen,  noch  Zinsen  und  Amortisa* 
tionsquoten  der  Bauaufwündungen  gerechnet  werden.  Dieselben  belaufm 
sich  bei  mehreren  Anstalten  auf  recht  hohe  Summen.  Keine  möchte  eben 
hinter  der  anderen  zurückbleiben.  Bei  diesem  Wetteifer  hat  man  sich 
aber  in  der  neueren  Zeit  zu  sehr  daran  gewöhnt,  allzugrofseB  Gewicht  auf 
den  äufseren  Prunk  zu  legen,  eine  Krankheit,  an  welcher  überhaupt  ja 
ein  grofser  Teil  unseres  modernen  Unterrichtswescns  leidet  Mau  vergifst 
bei  den  in  dieser  Beziehung  gestellten  Anforderungen  nur  zu  leicht,  dÄfs 
wir  die  Errungenschaften  der  Gegenwart  Männern  zu  verdanken  haben, 
welche  unter  weit  bescheideneren  Verhältniesen  erzogen  und  ausgebildet 
worden  sind. 

Zum  Schlüsse  dieser  kurzen  Notiz  bleibt  mir  nur  noch  Übrig,  denje- 
nigen Herren  meinen  verbindlichsten  Dank  außzußpreithen ,  welche  meine 
Anfragen  in  liebenswürdiger  Weise  zu  beantworten  die  Güte  hatten. 


tV,      Einnahmen    und 


Ausgaben   an    deutschen 

H  0  c  b  8  c  h  u  1  e  n : 


technischen 


Gl 


B 


b3 


C3 

O 


• 
\» 


Mark. 
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Einnahmen : 
BtiitriCge  von  Studierenden  (Honomre, 
AnfnahEDstaxcn  elc.)      .... 

Sonstige  Einnuhnicn 

Staat»*  (Sdftiinf^oii')  Zuschafs 


13500 

i3«o 

254  106 


S5784 

3520 

2 1 1  610 


37700 

2826 

234811 


29  780 

2080 

224040 


30  oSo 
4  600      — 
382  400 1  400  560I 


Ausgaben  iin  Gauzon  ,  davon     « 

1.  fBrOeblade,  MobÜien,  VerwaJtufiff  eto, 

2.  Personalftufwand       .     .     .  .     , 

3.  Lehmijttcl,  Ejtkurslonen  etc. 


279  000 
30000 

199000 
50000 


243919 
27614 

186457 
29848 


275337 
26  S79 

206  90a 
42005 


255  900  417  o8o|  400  560  157  6oo| 

35888  59680  62930  14775 

c  94  722  292  720  269  945  1 19  000 

25290  64680I  67685I  13  825I 
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£9  entfallen  auf  je  einen  Be«acher  der  Anstalt 
Von  den  Gesamtausgaben; 

für  die  Frequenz  von   [8|} 

f.  d.  Durcbschnitt&frequena  der  Jahre  18^} 

Vom  Staatszuachufs : 
für  die  Frequens  von  l8|^   .... 
L  d*  Durchscbnittarrequens  der  Jalire  iSJt} 

E«  entfallen  auf  je  einen  Studierenden  mit  Ausscblufs  von  Hospitanten 
Vom  Staat§suücbar» : 
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1.    Geiehiclite.    Sneyklop&diiehei.    Lebrb&clier.    Speiielle  theoretiiehe 
VnterfiiehimgeB. 

Walcker,  K. ,  Handbuch  der  Nationalökonomie.  2  Bde.  Spezielle 
Volkswirtschaftslehre.  I.  Abt.  Landwirtschaftspolitik.  (Rofsberg'sche  Buchh.  in  Leip- 
zig.)    7  M. 

V.  Henneberg,  A. ,  die  drei  Staats  wissenschaitl.  Systeme  sowie 
ihre  Stellung  etc.  zu  der  Nationalökonomie  der  Gegenwart  in  Deutschland.  (Thieme 
und  Hom  in  Berlin)     1  M.  20  Pf. 

Discailles,  E. ,  Historie  desconcours  g^n^rauz  de  Tenseigne- 
ment  primair  e,  moy  en  et  sup^rieur  en  Belgique  (1  84  0 — 1881).  Tome 
lil:  1878—1888.  BruxelleSf  impr.  (P.  Weissenbruch  1883.  gr.  in-8.  664  pag.  Preis 
des  kplt.  Werkes  80  fr. 

Dnthoit,  H.,  La  propri^t^  mise  ä  la  port^e  de  tout  le  monde.  Par., 
impr.  Pillet  &  Dumoulin,  1883.     8.     38  pag. 

Naudy,T. ,  Notions  de  droit  usuel,  et  d'^conomiepolitique,  ou- 
vrage  redig^  conform^ment  au  programme  offlciel  du  27  juillet  1882.  Par.,  Delaplane, 
1883.     12.     V1IM63  pag. 

Rapport  sur  l'Ecole  pratique  des  hautes  ^tudes  (1881  — 1882). 
Par.,  Delalain  fröres,  1883.     8.     216  pag. 

Reverdy,  H.  etA.  Burdeau,  Le  droit  usuel  etl'^conomiepoli- 
tiquek  l'Ecole;  naissance,  mariage,  d^c^s,  Thomme,  la  sociöt^,  mati&res  premi^res, 
le  capiUl,  le  trarail,  etc.     Par.,  Picard-Bemheim  &  Ce,  1883.     12.     214  pag. 

Jordan,  W.  Leighton,  The  Standard  ofValue.  8^  editon.  London, 
D.  Bogue,  1883.     8.     XXXUI-147  pp.     5|.   — 

Bravi,  Fr.,  II  problema  pedagogico  in  Italia.  (Ravenna,  tip.  Calde- 
rini),  1883.     16.     XIM73  pp.     1.  2.  — 

2.    Oeichiehte  und  DariteUnng  der  wirtsohaftliehen  Kultur. 

Arthur  Wilke,  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Elek- 
trizität und  dasElektromonopol.  I.Heft  der  „Elektrischen  Zeit- 
fragen''. A.  Hartleben's  Verl.,  Wien,  Pest,  Leipzig  1883,  Pr.  1,50  M. ,  VI  und 
120  SS. 

Die  Anwendung  der  Elektrizität  ist  eine  Zeitfrage  geworden,  in  ihr  werden  Volks- 
wirte wie  Politiker  einen  neuen  sozialen  Faktor  anzuerkennen  haben,  einem  sehr  grofsen 
Teile  der  Nichttechniker  aber  wird  die  soziale  Bedeutung  dieser  Kraftform  erst  klar 
werden,  wenn  die  einzelnen  elektrischen  Zeitfragen,  mögen  sie  ökonomischer,  politischer 
oder  juristischer  Natur  sein,  in  abgerundeter  und  ebenso  anregender  Form  zur  Darstellung 
gelangen ,  wie  in  der  sehr  empfehlenswerten  Arbeit  des  Verfassers.  Einmal  in  den 
Kreisen  der  Nichttechniker  Propaganda  zu  machen,  dann  aber  auch  die  Verstaatlichungs- 
frage anzuregen ,  ist  der  doppelte  Zweck  der  Schrift  Im  ersten  Kapitel  wird  auf  die 
Bedeutung  der  Naturwissenschaft  für  die  Volkswirtschaft  hingewiesen,  im  zweiten  werden 
die  Kraftquellen  vorgeführt,  das  dritte  Kapitel  läfst  uns  in  die  Bewirtschaftung  der 
Kraftquellen  mittelst  Elektrizität  Einblick  thun ,  im  vierten  äufsert  sich  Verfasser  über 
den  Handel  mit  Elektrizität,  im  fünften  spricht  er  dem  Elektromonopol  das  Wort,  — 
ohne  jedoch  zu  prätendieren,  die  Monopolfrage  zu  einem  Abschlufs  gebracht  zu  haben, 
im  sechsten,  d.  h.  letzten  Kapitel,  finden  wir  Vorschläge  zur  Durchführung  des  Elektro- 
monopols,  die  Forderung  eines  staatlichen  Zentralinstituts  für  Elektrizität  und,  wie  in 
allen  vorangehenden  Kapiteln,  eine  ganze  Reihe  interessanter  Gesichtspunkte.  Verfasser 
wie  Verleger  haben  einem  wirklichen  Bedürfnis  entsprochen,  wir  sehen  mit  Spannung 
weiteren  Leistungen  entgegen.  K. 

Biquet,  L.  et  M.  Simon,  Algörie;  g  ou  v  er  nement,  admininistr  a- 
tion,  lögislation.     Tome  I.     Par.,  P.  Dupont,  1883.     8.     891  pag. 

L'Encre  de  Chine,  son  histoire  et  sa  fabrication  d*aprto  des  documents  chinois 
traduits  par  Maur.  Jametel.  Paris,  Leroux,  1883.  18.  XXX-95  pag.  av.  27  grav. 
5  fr.  — 
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de  Rosny,  L. ,  La  civilisation  japonaise.  Conferences  faites  k  l'Ecole 
sp^e.  des  langaee  orientalee.     Par.,  Lerooz,  IftSd.     18.     VIII-400  pag.     5  fr. 

Taussig,  F.  W.,  Protection  to  yonng  Industries  as  applied  in  the 
United  States;  a  study  in  Eoonomic  History.  Cambridge,  (Massachns.)  1888.  12. 
69  pp.     4|.  — 

W  a  11  a  c  e ,  D.  M. ,  B  u  s  s  i  a.    9^  edition.    London,  Cassell,  1 888.    8.    840  pp.    10|6. 

Williamson,  J.  B  r. ,  The  foreign  Commerce  of  England  under 
theTudors  (the  Stanhope  essay  for  1883).    Oxford,  Blackwell,  1888.    8.    70  pp.    %\.  — 

8.    BeTUktmngtlalir«  uad  B«Tftlkflnuigtpolitik. 

Colonies  fran^aises,  les,  en  188  8  Par.,  Berger-Levrault  &  O' ,  1 888. 
8.     VI-291  pag. 

La  colonisation  officielle  en  Alg4rie.  Par.,  impr.  Quantin,  1888.  8. 
43  pag. 

Return  on  the  Population  of  Scotland.  Increase  and  Decrease.  Edinb. 
1888.     8.     (Parliam.  paper.)     —  6  d. 

Robustelli,  O.,  Dalle  statistiche  dell'  emigraaione.  Koma,  tip. 
Forzani  e  C>,   1883.     8.     106  pp.     1.  2.  — 

4.    Bergbau,  Land-  und  Forstwirtfehaft.    ViieliaraiwaMB. 

L.  Petersen,  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  Viehhaltung  und  ihrer 
Erzeugnisse.     14  Heft.     (Heinsius  in  Bremen.)     1  M. 

Zöppritz,  Adolph,  Waldungen  und  Holzgewinnung  in  Nord- 
Schweden.     (Hugo  Richter  in  Daves.)     1  M.  50  Pf. 

V.Mendel,  die  Rindvieh-,  Schaf-  und  Schweinezucht  in  Olden- 
burg.    (Heinsius  in  Bremen.)  1  M.  60  Pf. 

Achard  de  laVente,  J.,  Les  inondations  et  le  reboisement  des 
montagnes.     Par.,  impr.  Lev^,  1888.     8.     28  pag. 

Dejernon,R. ,Lesvignes  et  les  vins  del'Alg^rie.  Tome  I.  Tou- 
louse, impr.  H^brail  &  Delpuech,  1888.     8.     819  pag. 

de  Lambertye,  L.  ,  Conseils  sur  les  semis  et  la  cnltnre  des  l^gu- 
mesen  plein  terre,  suivis  de  la  culture  des  firaisiers  au  village,  etc.  4«  Edition. 
Angers,  impr.  Burdin  &  Ce,  1883.     12.     108  pag. 

Edinburgh  (Duke  of),  Kotes  on  the  Sea  Fisheries  and  Fishing 
Population  ofthe  United  Kingdom.    London,  Clowes,  1883.    8.    64  pp.    1|. — 

Englishman's  Ouide  Book,  the,  to  the  United  States  and  Canada.  Illnstrated 
with  an  appendix  oftheShooting  andFishing  resorts  of  North  America.  Lon- 
don, Stanford,  1888.     12.     336  pp.  bd.     7|6. 

Field,  C.  D.,  Lan  d-holding,  and  the  relation  of  Landlord  and 
T  e  n  a  n  t  in  various  countries  of  the  World.     London,  Thacker,  1883.     8.     86|.  — 

Huzley,  (Prof.),  Inaugural  Meeting  of  the  Fishery  Congress,  Jone 
18,  1888.     London,  Clowes     8.     22  pp.     —  6  d. 

Land  Law,  Ireland.  Z^  repord  of  Committee  on  — .  Dublin  1888.  Folio. 
(Parliam.  paper.)     3|4. 

Nicholson,  J.  8.,  Tenant*s  Oain  not  Landlord*sLoss;  and  some 
other  economics  of  the  Land  Question.     Edinburgh,  Douglas,  1883.    8.    170  pp.    5|.  — 

Cantoni,  O. ,  L'anno  rurale  188  3.  Milano,  tip.  Bellini  e  C»,  1888.  18. 
108  pp.     1.  1.  — 

Dell'Acqua,  S. ,  I  concimiallariscossadelprimatodell'indu- 
stria  agricola  lombarda:  memoria.  Milsno,  tip.  Riformatorio  patronato,  1883. 
4.     64  pp. 

Ferretti,  A.,  Meccanica  applicata  ai  lavori  agrarii.  Bologna,  1888. 
gr.  in-8.     238  pp.  con  250  fig.     1.  8.  — 

5.    Oewarb«  und  Indvftrie. 

Burot,  Note  surla  fabrication  du  papier  de  paille.  Par.,  impr. 
Capiomont  &  Renault,  1883.     8.     48  pag.  av.  fig. 

Oautier,  E.  J.  A. ,  Le  cuivre  et  le  plomb  dans  Tal  imen  tation  et 
rindustrie  an  poInt  de  vue  de  Thygi^ne.  Par.,  J.  B.  Bailll^re,  1883.  18. 
VUI.310  pag. 

Mayet,  C. ,  La  crise  industrielle.  L'ameublement  Par.,  Denta, 
1888.     18.     103  pag. 


Überaicht  über  die  neuesten  Pablikationeii  DeutschluicU  und  des  Auslandes.    291 

Hofmann,  C. ,  Paper  Manufacture  in  all  its  branches;  a  practical  treatise. 
Illustrated.     London,  Low,  1888.   4.     84| — . 

List  of  ludian  Tea  Oardens,  Cofee  Estates,  Indigo  Concerns, 
Sugar  Factories,  Silk  Filatures,  Lac  Factories,  and  Cinchona  Plan- 
tations for  1883.  Reprinted  from  „Thacker's  Bengal  Directory**.  London,  Thaker, 
roy-8.     ö|— . 

Meraviglie,  le,  della  soienza  e  delT  industria.  Pubblicazione  del  gior- 
nale  „U  Progresso'S     9  toIs.    Torino,  tip.  De  Hossi,  1888.  16.     1.  16.— 

6.    Handel  und  Vorkehr. 

Dncret,  L.,  (President  de  la  ebambre  syndicale  des  Industries  diverses),  Discours 
sur  Torganisation  d*un  congrfcs  commercial.  F^camp,  imprim.  Nicole,  1883. 
12.     18  pag. 

Extraits  des  proc^s-yerbaux,  lettres  et  m^moires  de  la  Chambre  de 
commerce  de  Bourges  du  81  d4cembre  1880  au  81  döcembre  1882. 
I«r  volume.    Bourges,  impr.  Senen  &  Faedouel,  1888.    8.     334  pag. 

Pinard,  A.,  F.  deLesseps.  Par.,  Quantin,  1888,  12.  32  pag.  et  portrait. 
—  fr.  75  c. 

Söances  et  trayaux  de  la  Chambre  de  commerce  de  Beims.  Ann^e 
1881.     Beims,  impr.  Justinart,  1888.     8.     283  pag. 

Ölen,  W.  C.  and  A. ,  The  law  relating  to  Highways:  the  expiration  of 
Tumpike  Trusts,  Bridges,  interference  of  Railways  with  Highways,  Tramways.  London, 
Butterword»,  1888.     8.     1180  pp.     42|— . 

Hittell,  J.  S. ,  The  Commerce  and  Industries  of  the  Pacific  Coastof 
North  America.     2i^4  edition.     San  Francisco,  1888.    4.     819  pp.     S0| — . 

Simmonds,  P.  L.,  A  Dictionary  of  Useful  Animals  and  their  products. 
A  manual  of  ready  reference  for  all  those  which  are  commercially  important, 
and  others  which  man  has  utilised,  including  also  aOlossary  of  Trade  and  Tech- 
nical Terms  connected  therewith.    London,  Sponi,  1888.     12.     186  pp.     6| — . 

Martini,  A. ,  Manuale  di  metrologia,  ossia  misnre,  pesi  e  monete 
in  uso  attualmente  ed  anticameute  presse  tutti  i  popoli.  Torino,  E.Xoescher,  1883.  8. 
VUI— 904pp.     1.  16.— 

7.    Finamweien. 

Gesets  Tom  28.  Mai  1883  über  die  Evidenzhaltung  des  Orundstenerkatasters  nebst 
den  dazu  erlassenen  VoUzugsvorschriften  etc.  (Manz  in  Wien.)  1  M.  20  Pf.  VoUzugs- 
vorschriften  apart  —  60  Pf. 

Holzer ,  Franz,  Gen  eralzolltarif  aller  europäischen  Staaten  flir 
die   Ein-   und   Ausfuhr  aller   Waren.     (Spielhagen  &  Schurich   in  Wien.)     8  bis  10  M. 

Freiburg,  O.,  die  No  rmalsteuer  als  Hauptgru  ndlage  der  sozialen 
Beform.     (Gebr.  Knauer  in  Frankfurt  a.JM.)     —  40  Pf. 

Geller,  L. ,  Österreichische  Gesetze,  2  und  8  Abt.  österreichische  Ge- 
bühren- und  Steuergesetze,  13  Lieferg.     (Perles'  Verl. -Konto  in  Wien.)     1  M.  80  Pf. 

Böll,  B.,  Österreichische  Steuergesetze.  I.  Teil.  (Manz  in  Wien.) 
2.  Aufl.     6  M. 

Gesetz  vom  28.  Mai  1888  über  die  Evidenzhaltnng  des  Steuerkatasters.  (Manz 
in  Wien.)     —  60  Pf. 

Hock,  J. ,  Handbuchder  gesamten  Finanz  Verwaltung  im  Königr 
Bayern.  8.  Aufl.  von  K.  Stokar  v.  Neuforus  Handbuch  18.  und  14.  Lieferg.  (2.  Band 
7.  und  8.  Lieferg.)    (Buchner'sche  Buchh.  in  Bamberg)  k  2  M. 

de  Barth^lemy,  E.,  Mdmoires  pour  servir  k  Thistoire  du  publicanisme,  ou  l'ori- 
gine  des  receveurs  gön^raux  des  finances  du  royaume.  Angers,  impr. 
Lachise  &  Dolbcau,  1888.     8.     18  pag. 

Mazuriez,  A. ,  L'imp6t  sur  la  betterave.  Par.,  impr.  Ve  Ethion-P^rou, 
1888.    8.     48  pag. 

Perin,  G.,  Discours  prononcös,  aux  söances  de  la  Chambre  des  d^put^s  des  15 
et  26  mai  1883,  dans  la 'discussion  d*un  projet  de  loi  portant  ouverture 
d'un  credit  suppl^mentaire  pour  le  service  du  Tonkin.  Par.,  impr.  du 
Journal  oflfic.,  1883.    8.     59  pag. 

Beyuaud,  L.,  L'Ann^e  fiuauciire  et  commerciale.  I^Anu4e.   Histoire 
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Par.,  Clievalier-M&resoq^  1883.    18 
1 e^ge  per  la  pert- 


lies  i'vi^uninent»  firmitiiers  qI  cotumerciaiuL  do   1882 
11—^80  piig      3  tV    öOc. 

De  Cjimbray  Digny,  T«  Relmzionesul  progetto  dl 
i]u»Bioiio    doir    itopoütii    foudiAria.     Piren«e ,    tip.  t uüc    Lc  Momiicr,  1883.    8, 
34  pp. 

Mkgtiani^  A.«  (Mtui^tro  delle  fin&nxe),  Esposisiotie  riiinnxiftria  fattK 
»litt  Camera  det  dopulati  iieüa  tornaU  del  dl  8  aprtle  1883.  Roma ,  eredi  Botta« 
1883.     8      139  pp. 

6,    Q«ld>,  Bank-  and  Kr«ditwei«n.    Veriiobarangfweeen. 

G  alias,  Dr.  W. ,  die  Organls  at  ioii  dc^r  K  r  au  k  en  v  erste  hertiDi^  d«| 
Arbeiter  «tc.  auf  Grund  des  Eelohages  v  t5|6  83«  (Kart  Reirsuer  in  Leapaigj 
I  M    20  Pf 

Bnnk  ier- Ko  tittikorre  nt  t  das«  dargestellt  und  erlintert  \u  Voraus-  und  Rück- 
re«'biititi|;  mit  emheitl    u.  wecbs,  Zinsfurse.     3.  Aud      ^Krämer  &  Haum  iu  Cref'old  )      t  M 

Lccbartier,  E.^  Dictionnaire  prattque  de»  Asaorancea  terrestre» 
Par-,  Anuer,  1883      8.     iU  pag      10  fr 

Mugiiter,  6^«  Le  progr6«  k  ta  banqae  de  Praneei  r«scompte  con* 
ditionnol.     Par.,  Dentu^   1888.      18.     238  pag.     3  fr. 

Riefaard,  A  otM.  Maocorp»,  Trait^delarespooftabiUtleivH« 
c  u  matiSre  d'inceodie.  Par ,  Marcbal,  B'tUard  &  C«,  1883.  8  Vin~798  pag. 
10  fr  — . 

Insurance  Btue  Hook  and  guido  lo  Fire  Offices  for  1888—84-  London^ 
Murby,  8.     2|— , 

Newaon,  H,  Law  nfSbippiogaad  ofMariuetusuranc«.  8nd  edttion 
London,  R«evc&  &  {>\  1883.     8.     15i — 

Relaziooe  delDirettore  generale  delHatico  diBicitia  pfr  r^Ltit 
1  8  8  S.    Palermo,  tjp.  Mirto,  1883.     8. 

9.     BodAle  Frage. 

Scbippelf  M.,  das  moderne  Bloud  a  die  moderne  Übervolkorii  ng. 
Kin  Wort  gegen  Kolonien.     (F.  Duncker  in  Leipzig.)     1  M.  20  Pf. 

Baudisstn,  Graf  W,<  sosiale  Fragen  der  Gegenwart  (v*  Grambkow  tu 
Dresden.)     1  M.  20  Pf 

Alvary,  J,  Letravail  de  ta  femmo  daos  rimprimerie  typo- 
graphique;  aes  eons^queoces  pbysiqoeB  el  morales.  Par.,  Marpun  St  Flammarion^ 
1883.    8.     80  pag. 

Boucher^  L«,  La  Salpctri^re;  soa  biBtotre  de  1656  4  17  80,  sea  ori* 
gioe»  et  »on  fonctionnement  au  XVIII«  siicle.  Par.,  Delahaye  &  Lecrosntor,  1883.  4. 
140  pag.  et  4  plan  che». 

Dry  Dupr^f  OrganiiatJonjuridique  du  iravail:  1,  rKsdave  devant 
la  loi  romaine;  2.  Gorporations  dans  raocien  droit;  3,  Patrons  et  ourriers,  en  droit 
actuel.     Par.,  iinpr.  Labure^   1883.     8.     VIII—152  pag. 

Gerard,  Pf  Dupartago  desbienh  despauvresktasutte  deiltf* 
mombrementBk  de  commune  s.     Nancy,  Ber|ter-T^evrau1c  it  C<^,  1883.    8      26  pas«! 

Lockroy,  E,  Laquestious^ocialo,  r<^ponse  k  M.  de  Mundiscours  sor  I« 
»yndicats  professiouuels.     Par,  impr.  Batitout,  QiQeütroy  &  C«,  1883.    16.     31   pag, 

de  Man,  A,  Losi^yndlcat»  profe^iionnels  Diacour»  pronoiic^  k  la 
Chatnbre  des  ddputiSs,  le  12  juiti   1883      Par,,  impr    Lev4,  18.     40  pag 

Penel,  J.,  Queatton  sociale.  Extinctiondupaup^risnooparlft 
caisse  nationale  des  salaires      Par^  Fnyet,  1883.     8      22  pag, 

Robert,  La  Charit^  et  le  paupdrisme  Etüde  d*^cooomle  poliiiqoo^ 
Bruxellea,  L    Hoclisteyu,  1883.   8.     16  pag.     —  fr.  50  c 

Mil],  J.  St.|  The  Subjectiou  of  Women.  &^^  edition.  London,  Longmaita, 
1883      8.     194  pp      e|-- 

M  o  r  a  u  t ,  6  F.,  B  a  b  b  i  t  s  a  9  a  Food  S  ii  p  p  I  y  ,  and  how  to  fold  them  on  oar 
Poor  Pastnreä/    London,   W    Rid«way,   1883.    8      36  pp       1|  — 

Enciclopedia  dei  lavorl  fe  ni  in  iti  i  1 1.  Lavori  in  applicastione  Ricami  a 
punto  piatto,     Milano»  frat,   Trevos  ediL-tip.,    1883.     8.     111—68  pp.     l    2,— 

Ghezzl,  L.,  La  quostione  sociale  nei  .^ooi  rapporti  cotla  bene- 
ficenxa.     Milano^  tlp.    Annoni   k  C»,  1883.     8.     136  pp.     1.   S,öO, 
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Manfredif  P. ,  La  societk  an  onima  coo  perativa:  studii.  Miiano,  tip. 
sociale  E.  Reggiani  e  C»,  1888.     8.     104  pp. 

Sciarra,  M.,  Ordinamento  delleBanche  popolari  initalia.  Roma 
1888.     8.     19  pp. 

10.    GeMtigebung. 

Francke,  B.,  die  Gesetzgebung  des  Königr.  Sachsen  seit  dem  Erschei- 
nen der  Gesetzsammlg.  im  Jahr  1818.  (Rofsbergsche  Buchh.  in  Leipzig.)  4  Liefrgu. 
8  M.  40  Pf. 

F au y eile,  A.,  Droit  romain:  de  la  paternit^  des  enfants  nös  dans  le 
concubinat;  droit  fran^ais:  de  la  possession  d'ötat  et  de  sa  force  pro- 
bante  en  matibre  de  filiation.     Par.,  Cotillon  &  C«,  1888.     8.     193  pag. 

de  La  Sic  otiörOf  L.,  L'associat  ion  des^tudiants  en  droit  deReu- 
nes  avant  179  0.     Nantes,  impr.  Forest  &  Grimand,  1888.     8.     74  pag. 

Morisson  de  la  Basseti^re,  J. ,  Delaconditionjuridiquedes 
ali^n^s,  en  droit  romain  et  en  droit  fran^ais.     Par.,  impr.  Boudet,  1883.    8.    855  pag. 

Rougelot  de  Liancourt,  Du  conflit  des  lois  personnelles  fran- 
9aises  et  ^trangöres.     Par.,  Lahure,  1883.     8.     311  pag. 

deSoland,  Disconrs  prononc^  ä  la  s^ance  de  la  Chambre  des  d^put^  du 
31  mal  1888,  dans  ladiscussion  duprojetde  loiconcernant  lar^- 
formejudiciaire.     Par.,  impr.  du  Journal  officiel,  1883.     8.     32  pag. 

Bishop,  J.  P. ,  Commentaries  on  the  law  ofStatutory  Crime s. 
«ad  edition.     Boston  1883.     8.     X.845  pp.     bd.     80/.— 

Frick,  H.,  Juges,  avocats  et  plaideurs.  Bruxelles,  impr.  A.  N.  L  e  b  ^  - 
gue,  1888.     18.     105  pag.     —Ar.  60  o. 

Goodeve,L.  A.,  Modern  law  ofRealProperty.  London,  Maxwell,  1883. 
Roy.-8.     81/.— 

Goodeve,  L.  A. ,  Questions  ou  modern  law  ofRealProperty. 
London,  Maxwell,  1883.     Roy.-8.     8/6. 

Glen,  W.  C.  and  R.  C,  The  Metropolitan  Building  Act,  1875  to  1888, 
with  appendicee.     London,  Shaw,  1883.     8.     10/6. 

Hobby,  E.,  A  treatise  on  Texas  Land  Law.  St  Louis,  1888.  8.  VIII- 
986  pp.     bd.     45Jf.— 

Traina,  E.,  II  ri  conoscimento  e  la  1  egi  ttimazio  ne  deifigli  natu- 
ral! secondo  il  diritto  civil  e.     Torino,  E.  Loescher,  1883.    8.    108  pp.    1.8. — 

11.    Staat!-  und  Verwaltiuigsreeht  eto. 

Aster,  La  France  repr^sent^e  auCambodge.  Par.,  impr.  Populus, 
1888.     8.     68  pag. 

Compte-rendu  dessöances  de  laChambre  des  döput^s  du  grand- 
duchö  de  Luxembourg.  Session  ordin.  du  7  novembre  1888  au  5  avril  1883. 
Lnxembourg  1883.     8      br.     XIX.1155,  311  et  XXIII  pag. 

Madvig,  J.  N.,  L'Etat  romain,  sa  Constitution  et  son  administra- 
tion.     Tome  II.     Par,  Vieweg,  1883.     8.     888  pag. 

Marius  etA.  Naquet,  Les  grandes  questions  politiques  et  sociales.  Une  Solu- 
tion de  la  question  de  la  magistrature  (par  Marius).  A vec  une  lettre  de 
A.  Naquet.     Par.,  Ghio,  1888.     12.     86  pag.     —  fr.  50  c. 

Richard,  J. ,  Le  Bonapartisme  sous  la  r^publique.  Poitiers,  impr. 
Tolmer  &  C«,  1883.     18.     .S06  pag. 

Acland,A.  H.  D.  and  C.  Ransome,  C,  A  handbook  ofEnglish  Poli- 
tical  History.     Chronologically  arranged.     London,  Rivingtons,  1883.     8.     230  pp. 

May,Th.  E.,  A  treatise  on  the  law,  Privileges,  proceedings 
andusagesofParliament.  9th  edition.  London,  Butterworths,  1883.  8.  974  pp. 
48|.- 

Paul,  Alex. ,  Short  Parliaments;  a  History  of  the  national  demand  for 
Frequent  General  Elections.     London,  Paul,  French  &  Co,  1883.     8.     186  pp.     8|6. 

Porter,  L.  H.,  Outlines  oftheConstitutional  History  oftheUni- 
ted  States,     New  York,  1883.     12.     XU-311  pp.     7|6. 

SuUivan,  E.,  Common  sense  in  Politics.  Letters  written  to  the  „Mor- 
ning  Post'*.     London,  Moming  Post  Office,  1883.     8.     VIlI-68  pp.     —  6  d. 

Cardon,R.,  Svolgimento  storico  della  costituzione  inglese  dalle 
origini  al   nostri  tempi.    Vol.  U.     Torino,  E.  Loescher,  1888.     8.     618  pp.    L  10.  — 
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12.    Btatiatik. 
Deutschland. 

Beb  wart  Bf  O.,  3.  Geoeralbericht  ÜW  das  oflenüiche  Gesund  heiUwoaeii  4ti 
Be^.-Bez,  Köln  fOr  1882.     (Du  Bfout-Schaubergi^cho  Bucbb.  tii  Köln.)     2  M, 

Jahrbuch,  htntjstischesi  f.  d  Grofsherz.  Bacieti.  (If acklotacbe  ßuolth >  is 
Kar  brühe.)     3  M 

Brachen l,  H.  F  ,  die  Staalan  Earopaa.  Vergleichende  Statistik.  4.  AolL 
1,  Lfrg.     8.     (Bu»chak  &  Irrgang»  Verlag.)     2  M. 

Statistik  der  GUterbeweguiig  auf  deatscheo  Eiseiibahneo  uadi  deo  Verkehrsbex. 
geordnet.     (C.  Heymanns  Verlg.  io  Berlin  )     It  M.  _ 

Rusteberg  u.  Wespey,  Statist,  des  höhereu  ti.  mittleren  liiddi«na«faulw« 
beider  Meckleuharg.     (Hinstorffsche  Hofbutrhh.   VerL-Kto.  in  Wismar.)     —  SO  Ff .  _ 

Bericht  üb.  den  Handel  u.  die  Industrie  v.  Berlin  im  J,  1888,  nobit  einer  Über«. 
üb.  d.  Wirksamkeit  d.  AUesleukoUegiums  v,  Mai  1888^83.  (Futtkammer  &  Httlilbreebt 
tn  Berlin.)     5  M. 

Mayer,  A*,  Statist.  Beschreibung  d  £rsbt6th.  M  Ünch  en-Fr  ai»inf* 
Fortgesetzt  v.  A.  Westermayer.     29.  u.  30    Lfg.     (Manx  in  Regensburg.)     —  00  PC 

Majer,  C  F, ,  6  eneral  beri  c  ht  Qb.  die  Sanitütsverwaltg.  d.  Köuigr.  Bayerij 
li.  Band,  das  Jahr   1880  umfassend.     (Lit«rariseh<artist  AnsUüt  in  München.)     ft  M» 

Oestorreich, 
JaniKch,  JA,  topagraph  iach-stataatjaches  Leaikou  v.  Stfttormark 

48.  Hft.     (Leykam  in  Graa*)     1  M.  80  Pf. 

KnchrictUen  über  Induiitrief  Handel  und  Vorkehr  aus  dem  statiat  D«part4iai. 
k.  k.  Handeboiiuistenum&      26.  Bd    1.  Hft.     (R.  k    Hof-  n  Staaladjuekorei  tu  Wien.)     t| 

Nach  rieh  tent  sUtististihe^  üb.  die  Eisenbahueti  der  österr.-nugar.  HoiMirchie  t 
Betrieb^abr  1880      (K    k    Hof-  u.  Staatadruekerei  in  Wien.)     10  M. 

Schweift. 
G  ro  b  r  Ct  S  t  a  ti  8 1  i  k  üb.  d.  Unierriditsweaea  in  dor  Hehwcis  im  J,  ISai .  1. — 7. 
(Ordl»  FÜfsli  u.  Co.  Verl.  in  Zürich.)     18  U, 

Frankreich. 

Stativtiqoe  de  la  prodttction  de  la  aoie  enFrance  etiP^trüng^r 
en  1888,    par    le  syndicat    de    l'Union    des  marchands   de  soie  de  Lyon.      18« 
Lyon,   impr.  Fitrat  ain6  ,   1883.     8.     30  pag.   et  Lableaux. 

Italien. 

Moviinentoeommt^rclale  delEegnod'Italianeir  annolSSl. 
Kuma ,  tipogr.  Ootta «  1883  i-mig.  LS -348  pp.  ^Fubblicaaione  del  Hiuiatero  dell« 
tinajiKfi,) 

Movimcnto  deUa  navigaaloue  nei  portide]RegnoneIl'»nno» 
18  88.  Roma,  Botta ,  1883.  4-mi^or.  XU-457  pp.  (Pubblicjuioue  del  Ministon» 
dellü  ünanze,) 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Bureau  of  Statiistics  of  Labor.  XlV.  Annual  roport  uf  th«  — ,  Ha 
1888.     Boston.     8.     Xl-401  pp 

Consm»    ofMaasachu&cttti:    188  0.     Cotnpited  by  authority  uf  thm  L« 
tnre,  from  the  rcturus  of  the  X.  Census  of  tho  United  States.     Boston  1883.     8      XXH 
696  pp 

Argentinische  Republik. 

EktadiKtica    del  comercio    y    de   la  navegacion  de  la  repAblioft' 
Argeutina,  corre»puudieute  al  ano  188  8.     Buenoa  Aires  1883,     itup.  iu-8 
XXlV-285  pp, 

China. 

Stalifitique  do  la  production  de  la  soie  en  Chine   pour    l«s    di« 
dosservis   par    le    port  du  Shanghai.     R^colte  1888  —  83^     Lyon^  Pila  1^  C<* ,  If 
8t     48  pag,   et  tableau. 
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A.     Frmnkreich. 
Bulletin  d  e  stmtistique  et  de  l^gislmtion  compmr^e.     Jain    1888: 
A.  Frmnce,  La  nonvelle  ^ymlaation  dn  revenn  foncier  des  propri^tds  non  b&ties  (saite.) 

—  Le  oommeree  extMeur  de  U  Frsnee  en  1883  et  1888  (5  premiers  mois.)  —  Pro- 
dnits  de  renregistrement,  da  timbre  et  des  donuünes  en  1888.  —  Les  impdts  et  reve- 
nus  indir.  en  1883  et  1888.  France  et  Alg^rie :  5  resp.  4  premiers  mois.  —  Statistiqne 
des  Etablissements  soomis  aux  ezercices  des  agents  des  contribntions  indir.  —  B.  ^tran- 
ger:  Belgiqae.  Les  nonveanz  impdts.  —  ätats  Unis.  Le  commerce  ext^ear  et  la  na- 
vigation  maritime ,  ayec  diagramme.  —  Mexiqae.  Le  bndget  mexicain  pour  l'exercice 
1888—83.  —  etc. 

Journal  des  Economistes.  Jnillet  1883:  L'Economie  politique  en  une 
s^ancCi  par  Fr.  Passy.  —  L'indnstrie  dn  sncre  en  Rnssie,  par  E.  de  Molinari.  —  Les 
arts  ntiles:  mennerie  et  boulaagerie,  par  P.  Degoix.  —  Re^ne  des  principales  publica- 
tions  Economiques  de  T^tranger,  par  M.  Block.  —  Les  noces  d'argent  parlementaires  de 
M.  Bright.  Le  tunnel  de  la  Ifanche,  par  6.  de  Molinari.  —  Sod^tE  d'^onomie  poli- 
tique. BEunion  du  5  juillet  1883.  Communication :  La  Situation  ^conomique  de  la 
Louisiane  et  les  int^rlts  fran^ais  en  Am^que.  Dbcnssion:  Existe-t-il  une  rente  di- 
stincte  de  l'int^rdt  du  capital,  du  salaire  du  trayail  et  du  profit  de  l'entreprise,  et,  si 
oni,  ce  ph^nom^ne  se  produit^il  dans  d'autres  eas  qae  celui  de  la  possession  de  la  terre  ? 

—  Comptes  rendns.  —  Cbronique  Economique.  —  etc. 

Journal  de  la  Soci^tE  de  statistique  de  Paris.  1883.  No  7,  juil- 
let: La  Syphilis  hMditaire,  par  Lalabr^^e.  —  La  Situation  des  forßts  en  France,  par 
Martinet.  —  Note  sur  la  Tariations  de  la  Taleor  vtoale  et  locotiye  d'une  propri^t^  m- 
rale.  La  censelette  d'Eringhem,  par  M.  de  FoyiJle.  —  Statistique  sommaire  des  Pays- 
Bas.  —  Proc^yerbal  de  la  s^ce  du  80  jnin  1888.   —  etc. 

Beyue  maritime  et  coloniale.  Liyraison  861  k.  868,  Juin  et 
Jnillet  1883:  Maris  Imperium  obtinendom,  traduit  de  l'italien ,  par  6.  Noel.  — 
Souvenirs  d'une  campagne  dans  le  Leyant.  L'Egypte  en  1888,  par  B.  Girard,  (suite).  — 
Essay  sur  le  magn^tisme  terrestre,  par  Reveill^re.  —  Voyages  d'exploration  de  M. 
Sarorgnan  de  Bnssa:  OjdouE  et  Congo,  (suite).  —  Le  Collie  royal  de  la  marine  k 
Greenwich.  —  Etüde  sur  les  eaux  potables  du  Gabon,  par  Bestion.  —  Notices  sur  les 
colonies  anglaises,  par  E.  Avalle,  (fin.).  —  Marine  anglaise:  Des  Elements  de  la  pnis- 
sance  navale.  Les  riserves  navales.  Le  service  des  transports  maritimes.  —  Soudan 
Occidental,  par  Colin.  —  De  la  proportion  des  officiers  de  marine,  traduit  de  Titalien, 
par  G.  NoISl.  —  La  gnerre  maritime  dans  linde  sons  le  Consulat  et  l'Empire,  par 
E.  Fahre,  (suite.)  —  etc. 

B.  England. 

Contemporary  Review,  the,  for  July  188  3:  Luther,  by  J.  A.  Fronde. 
(I.)  —  Without  God,  no  Commonwealth,  by  Cardinal  Manning.  —  Idealistic  Legislation 
in  India,  by  Lewis  Pugh.  —  Count  Ramford,  by  Prof.  Tyndall.  --  Social  Wreckage, 
by  Ellice  Hopkins.  —  Contemporary  Life  and  Thought  in  France,  by  G.  Monod.  — 
Contemporary  Records:  Social  Philosophy,  by  J.  Rae.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  the.  No  388:  The  Rural  Popalation  of  Italy.  —  M. 
Glasson*s  Hbtory  of  English  Law.  —  Pedigrees  and  Peerages.  —  The  French  in  Anam 
and  Tonqnin.  —  etc. 

Journal  of  the  Statistical  Society,  Vol.  XLVI,  part  8,  June 
18  8  3:  The  recent  deoline  in  the  English  Death  Rate,  and  its  effect  npon  the  Dnration 
of  Life,  by  N.  A.  Hnmphreys.  —  Edncation  in  India,  and  the  Indian  Commission  on 
Education,  by  J.  Johnston.  —  Populär  Edncation  in  England  and  Wales  before  and 
after  the  Elementary  Edncation  Act  of  1870,  by  R.  Hamilton.  —  Review  of  the  ge- 
neral  results  of  Demography  applied  to  Political  Economy.  —  Lloyd's  Statistics  of  Ma- 
rine Casualties  for  the  year  1888.  —  Emigration  and  Immigration  in  the  year  1888.  — 
The  annual  Local  Taxation  Retums  (England)  of  the  year  1880 — 81.  —  etc. 

C.     Österreich. 
Statistische  Monatschrift,   hrsg.   von    der   k.  k.  Direktion    der  administr. 
SUUstik.     IX.  Jahrg.    (18  8  8)    Jnliheft:    Die  SUtistik  der  Hypothekarschnlden  in 
Österreich,  von  K.  Th.  v.  Inaaa-Stemegg.    —    Zar  Statistik    der  Österreich.  Vorschoss- 
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verein* ,  vo«  H.  Ehr«iib«rger  —  Bewegung  Acr  fievölkeraog  Ustefreichs  im  tweit«n 
HalbJÄtjre  1882  n»id  im  SoUr>Jire  18Ä2,  von  Schimmer.  —  Die  gewerblichen  Sclmt*- 
marken  im  Jafaro  188iift  von  E.  Mkchlor.  —  etc. 

H      ächwei«. 

L^Uuioti  postil«.  Vol.  VUl  (ßeroe),  1.  juiUet  1883:  CoaimBncei»eot6  de» 
}»t>!»te!»  en  Bubae  (aiüte|,  —  L«  scrvice  de^  poste*  aux  £taU'Uni9  d^Am^^rique  pend^ot 
rezercic«  188lU88Si  (saite  et  fio,) 

L     Amerika. 

Journal  of  Social  Sctence,  contaming  tho  transactions  of  tbe  American 
Asäocintion  N  um  bor  XVII,  May  1883  (Saratoga  Papers  of  188S,  pari  S.)  Natio- 
finl  Aid  uf  Eduratiqn  l»y  A  D.  Mayo.  —  Diplomatie  relations  of  China  with  the  Uni- 
ted State»,  by  (tbe  President  uf  the  A&sociation)  Angell.  —  Profeasional  Ethicji,  by  Th 
Bacon.  —  Local  Government  In  the  Northwest,  by  E.  W  Bemiü.  —  DjÄfranchiaeraetit 
for  Crime,  by  J.  F.  Colby.  —  A  pUu  for  Extingüishing  Crime,  by  E.  IJilt  —  Peual- 
Itcs  for  Crime  against  Property,  by  H    A    HilL   —  etc. 


Die  periodische  Fresse  Deutsclilands, 

Annalen  des  deutschen  Kelchs  für  Oo  »et  s^gebu  ng,  V^erwaltnag  und 
StatisUk,  hr^g.  v.  G.  Hirth  i\  M.  Seydel,  1883  Nr- 5— 6:  Souverüwetitt  Staat»  G«- 
meiiide^  Selbstverwaltung  Kritisch«  Begriffs^todicn  von  H,  Ho»in.  I.  Uecbtsbcgriff  der 
SouverKnetät.  2  Sauveriinetftt  und  Staat  3*  Staat  und  Gemeinde.  4  KecbtibegrilT  dtir 
Helbstverwaltang.  —  Beicbaunraüverlicberang,  die.  II»'  Entwurf  eines  Oesottes,  betr.  die 
LI  n  fall  Versicherung  der  Arbeiter»  Mai  188Ü.  —  Bremens  Handels-  uod  Schi^verkehr  im 
Jahre   188«,  — 

Archiv  für  Post  und  Telegraph io  N»  18  a.  13,  Juni  u.  Juli  188  3. 
Die  Bixcliersammtuug  des  Eeicbiiposiamts.  ^  Der  Militltrtetegraph  während  des  Bürger- 
krieges in  den  V,  St.  von  Nordamerika  (Fortset»,  und  dchlufs).  -^  Störungen  ira  Tele- 
graphen betriebe  während  des  Jahres  1883.  —  Die  Beratungeu  im  Reichstage  über  d«» 
Etat  der  lieichs-»  Post-  u,  Telugrapheo vorwaltung  für  das  Jahr  1884; 85.  —  Reise  de* 
franzos.  Arvtes  Lacaze  tu  Sfadagascar«  —  Die  d&niaehe  Postverwaltung  im  Jahre 
1881|8».    -  etc. 

Jahrbuch  f&r  Qeftelftgebttiig,  VerwMtUQg  und  Volkswirtschaft  im  deutschen 
Keicb,  hrsg.  von  Q  Schmoller  VIL  Jahrg.,  188S,  Heft  3:  Die  ehrisUich-soala-le 
Btjweguug  in  England,  von  L.  Brentano  —  Die  Entwicklung  der  Oätpreufs.  Lau dw tri* 
Schaft  wühreud  der  letzten  85  Jahre  (1856  -1881),  von  Th.  von  der  Gedt*.  —  Die  östeP 
reichisehe  Gewerbunovelle  von  1883,  von  E.  Sa«.  —  Rufsi^cbe  Zollpolitik»  von  W,  8iiecU 
—  Zur  Methodologie  der  Staats-  u.  Sozial wlssetüftchaftou,  von  G,  Scbmoller.  —  Die  Her»' 
aniiiehung  der  Beamten  und  Oniziere  au  den  Gemeindesteuern,  von  Brüning.  —  An«  dem 
Gebiete  der  Hausindustrie.  —  Üeber  den  preufs.  Staatsrat  uud  die  Frage  seiner  Re&kti- 
vierung.  —  etc. 

Preiifsische  JahrbUcber,  hrsg.  von  Q«  vonTreitschke  undH^  Del* 
brijt:k.  LH,  Band,  (18  8  3)  Heft  1,  Juli:  Max  Lehmann 's  ArchivpubtikatioDea,  von 
IL  Fechner.  —  Der  Abfall  der  Niederland©  und  die  ultramontane  Geschicbtschreibang, 
von  Tb.  Wcn»elburger.  —  Die  deutsche  Ansiedelung  in  auf^ereuropäischen  Lkudern.  — 
Politische  Korrespottdenx :  Daä  KrankenveraicheriiugsgeseUi  die  Abliihnung  der  Kanal- 
vorläge ;  die  kirchenpolitische  Situation.  — 

R  u  n  d  s  c  h  au  derVcraicherutigen^  Jahrg.  XXXIII,  Lief  er.  12  —  14: 
Das  neue  (geunschte;  Oividendeu&ystem  der  Gothaer  Leben svcirsicherungsbank.  — -  Der 
itiilietiiscbe  Jiosi'tÄtntwurf  über  die  Zivil-  uud  Milit^rpensioneu  ^  ein  vortkufiges  GotAcbteo 
von  Fr.  K.  Lukas,  (l.  Über  die  verschiedene»  Arten  der  Pensionierung  und  der  Be- 
roeHsuiig  der  Prämien  und  Pensionen.  S.  Besprechung  des  ftalieo.  0«selxentwurfes. 
etc  )  — 
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IV. 

Strafsbnrg's  BeTSIkeninf^szahl  seit  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  bis  zur  Gegenwart. 

Von 

Prof.  Dr.  K.  Th.  Eheberg. 

I.    Strafsburg's  Bevölkerungszahl  gegen  Ende  des 
15.  Jahrhunderts. 

Eben  mit  einer  Zusammenfassung  meiner  zweijährigen  archiva- 
lischen  und  anderweitiger  Studien  über  Strafsburg's  Verfassung  und 
Verwaltung  in  der  Zeit  von  140Q— 1681  zu  einem  gröfseren  Werk 
beschäftigt,  sammele  ich  selbstverständlich  Alles,  was  mir  überhaupt 
für  mittelalterliche  Städtegeschichte  nach  der  wirtschaftlichen  und 
juristischen  Seite  hin  als  wertvoll  erscheint.  Mit  ganz  besonderem 
Interesse  mufste  ich  natürlich  jene  Abhandlungen  verfolgen,  welche 
von  der  Zahl  der  städtischen  Bevölkerung  im  Mittelalter  handeln. 
Denn  selbst  die  eingehendste  Schilderung  historischer,  wirtschaftlicher, 
auch  rechtlicher  Zustände  gibt  kein  völlig  klares,  so  zu  sagen  pla- 
stisches Bild,  wenn  nicht  einige,  und  seien  es  auch  nur  wenige  Zahlen 
uns  die  Summe  der  Individuen  an  die  Hand  geben,  welche  die  histo- 
rischen, wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  hervorriefen  und 
trugen.  Man  braucht  nicht  an  „statistischer  Krankheit"  zu  leiden, 
um  diesen  Ausspruch  zu  vertreten.  Es  ist  nicht  die  Lust  an  quan- 
titativer Messung  als  solcher,  nicht  ein  unfruchtbares  Sammeln  von 
Zahlen,  das  in  neuester  Zeit  die  Forscher  auf  dem  Gebiete  des  mittel- 
alterlichen Wirtschaftslebens  erfafst  hat,  sondern  die  Erkenntnis,  dafs 
wir  erst  mit  den  Zahlen  feste  Anhaltspunkte,  erst  einen  wahren  Ein- 
blick in  die  innere  Struktur  des  mittelalterlichen  sozialen  Körpers 
gewinnen.  Wenn  man,  um  bei  diesem  Bilde  zu  bleiben,  in  neuester 
Zeit  in  grandioser  Überschätzung  der  statistischen  Methode  vielfach 
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nur  die  Knochengerüste  sozialer  Lebenserscheinungen  darsteUt  und 
dabei  die  äulseren  Linien  und  deren  Schilderung  nur  zu  häufig  ver- 
gifst,  so  ist  in  den  Dai-stellungen  des  mittelalterlichen  Wirtschafts- 
lebens Vieles  noch  äufsere  Linie,  niolluskenhafte  Masse,  des  thatsäch- 
liehen  Inhaltes  entbehrend.  Besonders  scheint  zur  Beurteilung  vcr- 
waltungsmäfsiger  Zustände  die  Kenntnis  der  Bevölkerungszahl  fast 
unentbehrlich  zu  sein.  Nur  wenn  wir  die  Zahl  der  Räte,  der  FinaDZ-^ 
beaniten,  der  Steuer-,  Polizei-,  Rechtsbehörden  u.  s,  w,,  kurz  den 
Ämterorganismus  mit  der  Zahl  der  von  ihm  geleiteten  Bevölkerung 
in  Verbindung  zu  setzen  vermögen,  können  wir  eine  Wiirdigung  seiner 
Wirksamkeit  vornehmen  und  ein  gerechtes  Urteil  über  dieselbe  fällen, 
nur  dann  werden  wir  die  Leistungsfähigkeit  jener  berühmten  mittel- 
alterlichen Städterepubliken  ganz  verstehen.  Und  nicht  minder  wird 
unser  Urteil  ein  anderes  werden,  je  nachdem  wir  erfahren,  ob  100  (XH) 
oder  fiOOOO  oder  nur  25000  Einwohner  enthaltende  Städte  die  Wirt- 
schaftsgeschichte des  Mittelalters  erfüllt  und  gelenkt  haben.  Mit  Recht 
betont  Seh  moller,  daJs  jeder  Versuch,  sich  ein  Bild  von  den  volks- 
wirtschaftlichen Zuständen  älterer  Zeiten  zu  machen,  von  einer  ge- 
wissen Annahme  der  Bevölkerungsdichtigkeit,  der  Zu-  oder  Abnahme 
der  Bevölkerung  auszugehen  habe  ' ). 

Allein  bis  vor  kurzem  stand  es  um  solche  anerkannt  wichtige 
Untersuchungen  sehr  schlimm.  Die  früheren  Historiker  waren  ja  auch 
gegen  diese  Thatsachen  nicht  völlig  blind,  obwohl  sie  für  dieselben 
mangels  wirtschaftlicher  und  sozialpolitischer  Studien  und  Interessen 
nicht  das  volle  Verständnis  haben  konnten.  Soweit  sich  aber  in  den 
früheren  Abhandlungen  über  mittelalterlich-städtische  Kulturverhält- 
nisse Zahlenbestimmungen  finden ,  waren  sie  sehr  hoch  gegriffen.  Zu 
einer  solchen  Überschätzung  der  Zahlenverhältnisse  gaben  freilich  ver- 
schiedene Momente  Veranlassung.  Zunächst  die  Aufzeichnungen  zeit- 
genössischer Schriftsteller.  In  einem  lateinischen  Gedicht  aus  der 
Zeit  Karls  des  Grofsen  wird  Strafsburg  eine  civitas  populosa  genannt, 
Stettin  wird  im  12.  Jahrhundert  als  ingens  civitas"),  Nürnberg  in 
der  Schrift  von  Geltes  De  origine,  situ,  raoribus  et  institutis  im  Jahr 
1562  als  eine  Stadt  mit  ungefähr  52  000  Seelen  bezeichnet*);  eine 


1)  Q.  Schm oller,  StrarAbufg*»  BlUt«  und  die  v(»lk»wirtüohaltnche  BovoJtilioa 
im  18.  Jahrhundert,  Strafsbarg  1875,  9.  4,  Anm.  1« 

2)  G.  Schmolle  r,  »,  a,  O,   8.  fi 

3)  C.  Heftel,  l'ber  Nürnbergs  BevölkcmngssAh)  und  ITandwcrkerverhiUUiisse  kn 
14.  und  15.  Jahrbutidert^  in  den  Chroniken  Deutscher  fltüdte,  Nürnberg  Bd,  U,  Lelptig 
1864,  ä.  504  f. 
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Regensburger  Chronik  erzählt,  es  seien  im  Jahr  1520  50000  Wall- 
fahrer nach  Regensburg  gekommen;  desselben  Leonhart  Widmann's 
Chronik  berichtet,  dafs  in  der  Schlacht  vor  Pavia  (1525)  20000  Men- 
schen erschlagen  worden  seien  ^),  und  Eönigshoven  erzählt,  dafs  im 
Jahre  1298  ein  Edelknecht  vom  Frankenland,  genannt  „Ryntfleisch'S 
viel  Volk  gesammelt  habe  und:  dAtete  uf  hundert  tusent  Juden  zu 
Wurzeburg  und  zu  Nürenberg  und  in  den  stetten  do  umb  *).  Die 
frühere  Geschichtsschreibung,  ich  denke  an  Hüllmann,  Barthold 
u.  A.,  acceptierte  diese  Zahlen  meist  ohne  Kritik  und  ohne  Rücksicht 
darauf,  dafs  dieselben,  obwohl  sie  zeitgenössischen  Aussagen  entstamm- 
ten, nicht  immer,  sondern  nur  in  seltenen  Fällen  Glauben  verdienten. 
Es  entging  derselben,  dafs  z.  B.  Stettin  als  ingens  civitas  bezeichnet 
wurde,  weil  es  900  Familien  zählte,  dafs  die  Berechnung  der  Nürn- 
berger Bevölkerung  durch  Celtes  doch  auf  eine  gar  zu  seltsame  Me- 
thode sich  gründete,  als  dafs  sie  ohne  Kritik  hätte  angenommen  werden 
sollen.  Freilich  ist  diese  Überschätzung  zu  erklären,  wenn  man  Rück- 
sicht nimmt  auf  die  weithin  leuchtende  Wirksamkeit  und  Bedeutung 
der  mittelalterlichen  Städte  fOr  die  Entwicklung  von  Handel  und  Ge- 
werbe wie  als  Träger  der  Politik  und  allgemeinen  Kultur.  Die  heu- 
tige Zeit,  in  der  die  Massenproduktion,  der  Massenverkehr,  über- 
haupt die  Massenbewegung  auf  allen  Gebieten  der  menschlichen  Thä- 
tigkeit  herrscht  und  die  modernen  grofsartigen  Schöpfungen  zu  Stande 
gebracht  hat,  ist  nur  zu  sehr  geneigt,  falls  in  anderen  Zeiten  ähn- 
liche Erscheinungen  auftreten,  dieselben  auf  gleiche  Ursachen  zurück- 
zuführen. Es  wurde  zumeist  übersehen,  dafs  eine  solche  ausgezeich- 
nete Wirksamkeit  auch  noch  auf  einem  anderen  Wege,  z.  B.  durch 
die  energievolle  Kraft  des  alten  städtischen  Bürgertums,  die  umsich- 
tige Rührigkeit  der  Gewerbetreibenden,  den  ausdauernden  und  wagen- 
den Mut  der  Kaufleute,  den  ernsten  und  zugleich  zielbewufsten  Wett- 
eifer in  allen  besseren  Schichten  jener  städtischen  Gesellschaft  er- 
reicht werden  konnte,  dafs  die  Quiüität  sehr  häufig  ersetzen  mochte, 
was  an  Quantität  fehlte. 

Die  frühere  Geschichtsschreibung  nahm  mangels   authentischer 
Nachrichten  die  Angaben    von  Zeitgenossen   gerne  an.     Aber,   wie 


1)  Chroniken  Deutscher  Städte,  Bd.  XV,  Leipsig  1878,  S.  84,  60. 

2)  Chroniken  Deutscher  Städte,  Bd.  IX,  Leipsig  1871,  S.  758 f.  Nach  der  jüng- 
sten Volkszählung  giebt  es  im  gansen  Kgr.  Bayern  53  526  Israeliten ;  s.  Statist.  Jahr- 
buch für  das  Deutsche  Reich,  1888,  S.  9.  In  Nürnberg  waren  es  i.  J.  1449  im  Gänsen 
mit  Frauen  und  Kindern  150  Juden.     Hegel,  a.  a.  O. 
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Bücher")  zutreffend  bemerkt,  was  in  den  Quellenschriften  gebotefi 
wird,  sind  runde  Zahlen,  die  fast  ausschliesslich  auf  Schätzungen  bt*- 
ruhen  —  Schätzungen,  die  damals  keinen  höheren  Weit  hatten,  wie 
heute.  „Denn  es  wird  immer  eine  der  auffallendsten  Erscheinungen 
der  Kulturgeschichte  bleiben ,  dafs  der  Sinn  für  die  quantitativ  rich- 
tige Beurteilung  von  Massenerscheinungen  selbst  unter  den  Kultur- 
völkern verhältnismäfsig  sehr  spät  erwacht  ist,  und  dafs  ein  Gefühl 
für  den  Wert  genauer  Zahlenfeststellungen  sich  bis  in  dieses  Jahr- 
hundert hinein  nur  selten  findet."  Ist  es  schon  schwer,  eine  in  einem 
Räume  versammelte  Menschenmenge  richtig  abzuschätxen ,  um  wie 
viel  schwerer  ist  es,  die  Bevölkerung  einer  Stadt,  die  in  fortdauernder 
Bewegung  ist  und  an  zahlreichste  Stelleu  verteilt  lebt,  zahlenraäfsig 
richtig  zu  erfassen.  Hier  gilt  es  zwei  Schätzungen,  eine  räumlich 
und  eine  rein  zahlenmäfsige,  zu  gleicher  Zeit  vorzunehmen,  von  deae 
schon  eine  als  eine  zu  schwierige  Aufgabe  für  eine  exakte  Bestimmung 
erscheinen  mufs. 

Aber  solche  kritische  Erwägungen  sind  neuesten  Datums.  Bis 
vor  kurzem  galt  es  vielmehr  als  feststehende  Thatsache,  dafs  die 
alten  Städte  im  grofsen  und  ganzen  in  Bezug  auf  die  Bevölkerungs- 
zahl hinter  dem  heutigen  Zust-and  nicht  ebeu  weit  zurückstehen  würden, 
ja  dafs  manche  in  vergangener  Zeit  bevölkerter  gewesen  sein  werden 
vrie  heute. 

Erst  C.  Hegel  hat  zum  erstenmal  in  unwiderlegbarer  Weise  aus 
einem  Zensus  des  Jahres  1449  dargethan*),  dafs  Nürnberg  zu  jener 
Zeit  eine  Einwohnerzahl  von  circa  2(JCHX)  Seelen,  darunter  3735  selbst- 
ständige Bürger  gehabt  habe.  Dieses  Resultat,  das  auf  den  ersten 
Blick  überraschend  gewirkt  haben  mag  und  wohl  zahlreichen  Zweifeln 
begegnet  wäre,  wenn  es  nicht  so  wohl  begründet  gewesen  wäre,  ist 
aufserordentUch  bedeutungsvoll  für  <1ie  Geschichte  des  mittelalter- 
lichen Stiidtewesens  geworden.  Es  hat  zunächst  das  grofse  Ver- 
dienst, dafs  es  zum  ei*stenmal  für  eine  Stadt  und  eine  relativ  entlegene 
Zeit  völlig  sichere  Zahlen  lieferte,  und  ist  femer,  wie  neuerdings 
Bücher^)  hervorgehoben  hat,  deshalb  von  unschätzbarem  Wert,  weil 
es  uns  lehrt,  dafs  die  geschichtliche  Statistik  es  aufgeben  mufs,   auf 


1)  K.  Buchor,  Zur  mitteJulterlichen  BcvölkerungsstAtistik  mit  UesoncJerer  Rilck- 
iidtt  auf  Frankfurt  a.  M.»  In  der  Zdt^chnft  für  die  i^esamte  StJi&tawls!>en»t4mft «  1881^ 
S.  536. 

2)  C,  Hegel,    Nürulierga    Bevölkeruugssiahl    etc.   a.  «.  O     S.  500  C|   s     duröb 
die  eingebfludc  Bei^precbtitii;  bei  BQcber  ft.  &.  O.  S.  563  ff, 

5>  Bücber,  a.  a.  O.  S.  542. 
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einzelne  vage  Zahlenangaben  der  G«schichtsquellen  hin  mit  modernen 
Durchschnitts-  und  Verhältnisziffern  Berechnungen  aufzustellen.  Seit 
jener  Zeit  ist  man  wohl  an  jenen  früher  angenommenen  grofsen  Zah- 
len irre  geworden,  allein  es  sind  mir  keine  weiteren  analogen  Mittei- 
lungen und  Untersuchungen  bekannt,  bis  Schönberg  den  glück- 
lichen Gedanken  hatte,  ein  bisher  vernachlässigtes  Material  für  be- 
völkerungsgeschichtliche Studien  in  unserem  Sinn  brauchbar  zu  machen. 
Ist  das  Resultat  des  Nürnberger  Zensus  deshalb  so  wertvoll,  weil  es 
völlig  unanfechtbar  erscheint,  so  ist  die  Schönberg'sche  Untersuchung 
doch  nicht  minder  wertvoll,  denn  sie  hat  der  geschichtlichen  Statistik 
eine  richtige  und  hoffentlich  noch  recht  fruchtbringende  Methode  über- 
wiesen. Zwar  wird  es  sich  hier  immer  um  eine  mühselige  Berech- 
nung aus  mannigfachem  sprödem  und  trockenem  Material  handelh, 
allein  die  Resultate  werden  dann  einen  unendlich  höheren  Wert 
besitzen,  als  die  früher  z.  B.  von  Arnold  versuchten  Bevölkerungs- 
berechnungen nach  allgemeinen  überlieferten  Zahlen.  Schönberg 
hat  in  seinem  bekannten  Werk  über  Basel  auf  Grund  der  alten  Steuer- 
bücher die  Bevölkerung  dieser  Stadt  für  das  Jahr  1446  auf  circa 
10000  Seelen,  für  das  Jahr  1455  auf  circa  8000  Seelen  berechnet  0- 
Offenbar  angeregt  durch  diese  Arbeit  hat  Bücher  sich  über  die  Me- 
thode der  mittelalterlichen  Bevölkerungsstatistik  des  weiteren  ver- 
breitet und  zugleich  die  Einwohnerzahl  Frankfurts  auf  10  000  Seelen 
um  das  Jahr  1387,  auf  8000  für  das  Jahr  1440  bestimmt  ^)  und  hat 
O.  Richter  in  einer  kleinen  Abhandlung  jene  Dresdens  im  15.  Jahr- 
hundert auf  circa  5000  Köpfe  angegeben^).  Ganz  neuerdings  hat 
Hegel  in  den  von  ihm  herausgegebenen  Chroniken  der  Stadt  Mainz 
in  der  auch  diesen  wie  allen  Ghronikenbänden  beigegebenen  wertvollen 
Verfassungsgeschichte  einen  eigenen  Exkurs  der  Frage  nach  der  Ein- 
wohnerzahl und  dem  Gewerbestand  von  Mainz  im  Mittelalter  gewid- 
met *). 

Es  ist  hier  mit  der  den  Hegel'schen  Arbeiten  eigentümlichen 
Genauigkeit  und  Vorsicht  die  Bevölkerung  dieser  Stadt  auf  ca.  5750 
Köpfe  berechnet.    Nur  gewährt  diese  Bestimmung,  die  immerhin  als 


1)  G.  Schönberg,  FinaniverhältnUtte  der  Stadt  Basel,  Tabingen  1879,  S   610  ff." 

2)  Bücher  a.  a.  O.  Jahrgang  1882. 

3)  Schönberg,  Basels  Beyölkenmgszahl  im  15.  Jahrhundert,  Jahrbücher  für 
Nationalökonomie  und  Statistik,  N.  F.  Bd.  VI.  S.  348. 

4)  Hegel,  Die  Einwohnerzahl  und  der  Oewerbestand  von  Mainz  im  16.  Jahrb., 
yerglichen  mit  anderen  deutschen  Städten,  Anhang  z.  Ver&ssnngsgesch.  von  Mainz  in 
den  Chroniken  Deutscher  Städte,  Bd.  XVUI  (Leipzig  1882)  S.  188  ff. 
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ein  wertvoller  Beitrag  zur  Keantnis  mittelalterlicher  Verhältnisse  zir 
betrachten  ist,  nicht  diejenige  Sicherheit,  welche  die  anderen  bisher 
erwähnten  Zahleubestimmungen  bieten,  was  freilich  nicht  Hegel^  son- 
dern dem  zu  Grunde  liegenden  Material  zu  Lasten  gelegt  werde 
mufs.  Zunächst  beruht  die  Berechnung  auf  einer  zeitgenössische! 
Schätz ungM,  die  zwar  in  diesem  Falle  der  Wahrheit  nahe  kom- 
men wird,  aber  leider  durch  keine  anderweiteu  Anhaltspunkte  kon- 
troUert  werden  kann;  denn  das  Handwerkerverzeichuis  von  1475  ist, 
wie  aus  den  in  der  Chronik  gelegentlich  mitgeteilten  Gewerbetreiben- 
den hervorgeht,  keinesfaUs  vollständig*). 

Nur  einige  Zahlen  können  zur  Vergleichung  benuUt  werden,  wie 
denn  überhaupt  bei  allen  Vergleichungen  verschiedener  Städte  in  Bezug 
auf  den  Gewerbebetrieb  und  zu  weiteren  Schlüssen  auf  den  Umfang 
der  Bevölkerung  nur  gewisse  von  lokalen  Bedingungen  unabhängige 
Gewerbe,  also  die  den  Nahrungs-  und  priniitiven  Wohnuugs*  und  Be* 
kleidungsbedürfQisden  dienenden  Gewerbe  herangezogen  werden  können. 
Leider  bietet  selbst  bei  diesen  die  Vergleichung  wegen  der  lokalen 
Verschiedenheiten,  z.  B,  der  mehr  oder  minder  ausgedehnten  Sitte  des 
Uausbackens,  des  Hausschlachtens  u.  dgl.,  wegen  der  verschiedenen 
Bedingungen  der  Aufnahme  in  die  Zunft  und  ähnlicher  Gründe  nur 
sehr  unvüUkoEimene  Anhaltspunkte.  Doch  mag  der  Versuch  eines 
Vergleichs  bei  dreien  der  noch  am  relativ  günstigst  gelagerten  Ge- 
werbe gewagt  werden. 


G«wffrbe     Nftrnb«rg        Bjuel 


Schuster     |       8l 
Schnoidcr  76 

BÄcker        |       785 

Wenn  ich  diese  Zahlen  mittelst  einer  einfachen  Gleichung  zu 
einem  Schlüsse  auf  die  Bevölkerungszahlen  benutzen  wollte  (wobei 
die  Bäcker  Basels  jedenfalls  aufser  Beachtung  gelassen  werden  raus- 
sen)  so  gibt  allerdings  der  Vergleich  der  Bäcker  von  Nürnberg  mA 
Mainz  75 :  28  =  20  000  * ) :  x  =  7  466,66,  ebenso  der  Vergleich  der  Schu- 
ster Basels  mit  den  Mainzer  Schustern  43:33  =^  lOOOOix  =  7651,2, 
ebenso  der  Vergleich  der  Baseler  Schneider  mit  denen  von  Mainz 
60;4O=^  10000 :x  =  6111,  eine  der  Hegerschen  Zahl  ungefähr  ent- 


1}  Siehe  die  Mainzer  Chrotilk,  Bd.  U,  8.  56  und  62  und  Regel,  a.  %.  O.  8.  Id3. 

2)  Diu  Chronik  führt  ».  B,  3  Wirte,    1  Kaonongiefser ,    l  Tuehselierer .   Z  S»tüftr. 
1   Bändeft  1   Holzvchubor,  1  SoifctiAiedeir  auf,  die  in  dem  Verteichnis  febUo. 

3)  Die  gering^e  Zahl  der  lijijieler  Bäcker  iat  höchst  aufraUead. 
4}  Ich  uehme  der  Einfachheit  halber  runde  Zahleu  au. 
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sprechende  Bevölkerung,  während  die  Resultate  der  Vergleiche  der 
Nürnberger  und  Mainzer  Schuster  (81 :33  =  20000: x  =  8148,1  und 
vollends  der  Nürnberger  und  Mainzer  Schneider  76 :  40  «a  20  000 :  x 
=  10  526,4)  davon  bedenklich  abweichen  ^). 

Dann  aber  wird  die  für  Mainz  gewonnene  Zahl,  wie  Hegel  selbst 
betont,  nicht  für  normale  Zeiten  gegolten  haben.  Zu  jener  Zeit,  aus 
der  die  Chroniken  die  Zahl  der  Bürger  erwähnen,  waren  überhaupt 
die  Verhältnisse  für  Mainz  so  ungünstig  wie  möglich.  Das  Hand- 
werkerregiment hatte  die  Geschlechter  aus  der  Stadt  getrieben;  der 
Bat  gewährte  durch  Ordnung  vom  15.  Februar  1436  Jedermann  freien 
Einzug  unter  Befreiung  von  allen  Steuern  und  Abgaben,  mit  Aus- 
nahme der  Akzise  und  des  Umgelds,  um  nur  wieder  Einwohner  zu 
gewinnen ;  später  waren  es  die  Kämpfe  mit  Nassau,  welche  eine  Auf- 
nahme und  Blüte  der  Stadt  verhinderten. 

Ich  bezweifle  also  nicht,  wie  ich  nochmals  betonen  möchte,  die 
annähernde  Richtigkeit  der  von  Hegel  gefundenen  Zahl,  glaube  aber, 
dals  dieselbe  nur  für  jene  anormalen  Zeiten  gegolten  habe  und  denen 
nicht  als  stringenter  Beweis  zu  dienen  vermöge,  welche  noch,  den 
früheren  Traditionen  folgend,  die  Einwohnerzahl  der  alten  Städte 
lieber  über-  als  unterschätzen.  Und  so  fest  waren  noch  vor  kurzem 
die  firüheren  Ansichten  eingewurzelt,  dalis  Ennen  in  seiner  Geschichte 
der  Stadt  Köln  auf  Grund  einer,  wie  mir  scheinen  will,  sehr  willkür- 
lichen Berechnung  der  Zahl  der  Häuser  und  der  in  je  einem  enthal- 
tenen Bevölkerung  (8  Köpfe  pro  Haus)  die  Zahl  der  Einwohner  dieser 
Stadt  für  das  15.  Jahrhundert  auf  52000  Köpfe  annimmt'),  eine  An- 
nahme, zu  der  die  zu  Grunde  liegenden  Quellen  sicherlich  nicht  be- 
rechtigen und  die  auch  von  Hegel  bündig  zurückgewiesen  worden 
ist  ^).  In  der  That  scheint  die  Annahme  von  8  Personen  für  ein  Haus 
in  einer  Zeit,  wo  in  der  Begel  nur  eine  Familie  in  einem  Hause 
wohnte,  in  welcher  unsere  modernen  Miether,  Aftermiether  u.  drgl., 
wenn  überhaupt,  dann  nur^in  sehr  beschränktem  Mafse  vorkamen,  in 
der  nach  dem  Durchschnitt  von  Basel  je  3,  höchstens  4  Personen^), 
nach  dem  Durchschnitt  von  Stra&burg^)  höchstens  5  Personen  auf 


1)  Wie  anpassend  ein  Vergleich  der  damaligen  Zahl  der  Oewerbebetriebe  mit  der 
heutigen  wäre ,  hat  schon  Hegel  treffend  nachgewiesen.  Chronik  Deutscher  Stfidte, 
Bd.  II,  S.  508  ffl 

2)  Ennen,  Oeschichte  von  Köln,  Bd.  III,  S.  854. 

3)  Hegel,  a.  a.  O.  S.  189 f. 

4)  Schönberg,  a.  a.  O.  520. 

5)  Siehe  darüber  weiter  im  zweiten  ArtikeL 
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HaushaltuDg  kamen  und  wo  aiifserdeTT»  viele  von  den  als  Wohngebän- 
den  angenommenen  Gebäuden  nur  Wirtschaftsgebäude,  Lagerräume 
und  Ähnliches  gewesen  sein  werden,  entschieden  als  zu  hoch  gegriffen. 

Ebenso  scheint  es  eine  Erinnerung  an  die  früheren  Bevölkerungs- 
berechnungen  zu  sein,  wenn  Paasch e  kürzlich  in  dieser  Zeitschrift  ') 
die  von  Schöoberg  gefundene  Einwohnerzahl  Basels  als  zu  niedrig 
angreift  und  dem  Schöuberg'schen  Resultat,  quasi  zur  Warnung,  ein 
solches  gegeniiberstellt ,  das  er  selbst  aus  den  Steuerbüchern  von 
Rostock,  also  nach  der  Methode  Schönbergs,  für  diese  Stadt  gefunden 
hat,  wonach  die  Bevölkerung  dort  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
14 0(X)  Köpfe  betragen  habe.  Schönberg  hat  freilich^  wie  den  Lesern 
ebenfalls  bekannt  ist,  diese  Angriffe  umgehend  zurückgewiesen  uod 
sein  Resultat  des  weiteren  begründet. 

Ich  will  zunächst  auf  die  Kontroverse  zwischen  Schönberg  und 
Paasche,  obwohl  sie  die  Veranlassung  zu  diesem  Artikel  gegeben  hat, 
nicht  eingehen,  sondern  mir  ein  Wort  hierüber  später  gestatten,  meine 
Ausführungen  werden  ohnedies  von  selbst  für  die  eine  oder  andere 
Ansicht  sprechen  müssen.  Aber  solche  Angriffe  erscheinen  begreif- 
lich, solange  wir  eigentlich  nur  die  eine  völlig  sichere  Berecli- 
nung  aus  Nürnberg  besitzen.  Ich  trage  kein  Bedenken,  rlie  Zahlen 
für  Basel,  Frankfurt  und,  unter  Berücksichtigung  der  damaligen  Ver* 
hältnisse,  auch  die  für  Mainz  als  entschieden  zutreffend  zu  betrachten, 
allein  sie  besitzen  keine  zwingende  Beweiskraft.  Wer  mit  dem  mit 
telalterlichen  Städteleben  einigermafsen  bekannt  ist,  wer  den  damatP 
gen  Verhältnissen  Rechnung  trägt  und  sie  in  alle  Einzelheiten  ver- 
folgt, wer  das  Gewerbe-  und  Handeisleben,  wie  den  ganzen  per- 
sönlichen Verkehr  jener  Zeit  berücksichtigt,  der  wird,  was  an  Strikt- 
heit des  Beweises  fehlt,  nach  allgemeinen  Eindrücken  zu  ersetzen 
wissen. 

Die  von  Schonberg,  Bücher,  Hegel  gefundenen  Zahlen  werden  aber 
dann  kaum  mehr  bezweifelt  werden,  wenn  uns  weitere  Untersuchungen, 
womöglich  authentische  Zahlen  aus  anderen  Städten  ähnliche  Resul- 
tate erbringen.  Ich  glaube  behaupten  zu  dürfen,  dafs  das  Mifstrauen 
gegen  dieselben  ein  viel  gröfseres  gewesen  wäre,  wenn  nicht  zuvor 
Hegel  seine  unumstöfslich  sicheren  Zahlen  für  Nürnberg  mitgetheilt 
hätte.  Um  so  wertvoller  inufs  es  für  solche  zahlenraäfsige  Bestim- 
mungen sein,  wenn  ein  neuer  durchaus  sicherer  Anhaltspunkt  gefun- 


1)  Jahrbücher  für  NAtioQAlökonamie  uciii  SUtiAÜk,  Neue  Folge,  Bd    V,  S.  503  ff. 
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den  ist,  der  die  bereits  gewonnenen  Zahlen  zu  stützen  und  allgemeine 
Schätzungen  in  ihrer  Höhe  zu  leiten  vermag. 

Infolge  meiner  archivalischen  Studien  bin  ich  in  der  glück- 
lichen Lage,  eine  neue  zeitgenössische  Bevölkerungs- 
aufnahme aus  dem  Mittelalter  und  zwar  für  Strafsburg 
mittheilen  zu  können.  Als  ich  im  Jahre  1879  zum  erstenmal  das 
Strafsburger  Archiv  nach  Quellenmaterialien  für  meine  Verwaltungs- 
und Verfassungsgeschichte  durchsuchte,  fand  ich  unter  anderweiter 
reicher  Ausbeute  in  dem  28.  Band  der  sogenannten  „Alten  Stadtord- 
nungen^'  Blatt  119—120,  eine  vollständige  Bevölkerungsaufhahme, 
deren  Bedeutung  ich  selbstverständlich  keinen  Augenblick  übersehen 
konnte.  Ich  gedachte  dieselbe  erst  in  meinem  Werke  bekannt  zu 
geben.  Allein  das  allseitige  Interesse,  welches  dieselbe  beanspruchen 
darf  und  die  neuerdings  wieder  entbrannte  Kontroverse  liefsen  es 
angemessen  erscheinen,  meinen  Fund  schon  vorher  mitzuteilen. 

Die  Aufzeichnung,  die  ich  ihrer  Wichtigkeit  halber  unverkürzt 
hier  wiedergebe,  lautet  folgendermafsen: 

Überschlag  aller  fruchten,  so  by  den  bürgern  und  land- 
leuthen  gefunden  und  wie  viel  volks  dargegen  in  der 
statt  gewesen  ^). 

Item  Claus  Spete  und  Claus  Duntzenheim  haut  die  under  wage- 
ner') geschriben  geben,  nemlich  die  statlüte  und  landlüte  under- 
einander  ist  2.834  personen;  der  sint  318  die  kein  körn  haben  aber 
die  überigen  hant  36.560  viertel  frühte. 

Item  Claus  Bömgarter  und  Kürin  Gartener  hant  die  an  stein- 
strasse  geschriben  geben,  nemlich  1119  statlüte,  der  sint  246  die  kein^ 
körn  hant,  aber  die  überigen  haben  6087  viertel  rocken,  item  799 
viertel  weissen,  item  209  viertel  gersten,  item  95  viertel  habem,  item 
829  viertel  bonen.  sü  hant  ouch  geschriben  geben  1025  lantlüte,  der 
sint  71  die  kein  kom  hant,  die  überigen  haben  7878  viertel  rocken, 
item  90  viertel  weissen,  item  86  viertel  gersten,  item  123  viertel  bonen. 

Item  her  Hanns  Hiltebrant  von  Mülnheim  und  Hanns  Renner  hant 
in  irem  zirckel  geschriben  geben  1346  statlüte;  der  sint  550,  die  kein 
kom  haben;  aber  die  übrigen  hant  10557  viertel  rocken,  item  48022 
viertel  weissen,  item  759  viertel  gersten,  item  1881  viertel  habem, 
item  76  viertel  lynsen,  erweissen  und  bonen.  sü  hant  ouch  geschriben 


1)  Die  Überschrift  ist  von  späterer  Hand  hinzugefügt. 

2)  Wird  wohl  die  Gegend  der  heutigen  Kronenburgerstrafse  sein. 
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geben  818  lantlüte;  der  smi  142,  die  kein  kom  haut  aber  die  überigeni 
babeiit  lt>4<>  viertel  rockeu,  item  iNl2  viertel  weizeu^  item  117  vierteil 
gersten,  item  77  viertel  habem,  item  2ö  viertel  lyusen,  masot  und 
boneu. 

Item  Hauus  MerBwiu  und  Claus  Bidennaun  haut  Ib  irem  zirckel 
geschriben  geben  2282  statlütc;  der  sint  t592,  die  kein  kom  haut; 
aber  die  überigen  habent  832(>  viertel  frühte.  su  hant  euch  geschriben 
geben  1653  lantlüte,  der  sint  63,  die  kein  körn  hant,  aber  die  überigen 
habent  6845  viertel  frühte. 

Item  Claus  Duntzenheim  und  Erhart  Bßmgarter  hant  in  irem 
zirckel  geschriben  geben  2441  persone,  burger  und  statlüte;  der  sint 
106\,  die  kein  körn  hant;  aber  die  überigen  habent  17  792  viertel 
frühte.  sü  hant  «mch  geschriben  geben  KJ51  lantlüte;  der  sint  174 
die  kein  karn  hant;  aber  die  tiberigen  habent  3453  viertel  frühte. 

Item  her  Hans  Conrat  Ikick  und  Wilhelm  Rotsehilt  hant  in  ireui 
zirckel  geschriben  geben  2877  statlüte  und   lantlüte  undereinander; 
der  sint  1352,   die  kein  körn  hant;  aber  die  überigen  habent  1066 
viertel   rocken,  item  3369  viertel   weissen,   item  628  viertel  gerstenj 
item  1845  viertel  habem. 

Item  her  Bernhart  Mürsel  und  Voitz  Wurmser  hant  in  irem 
zirckel  geschriben  geben  1536  personen,  statlüte  und  lantlüte  under- 
einander; der  sint  475,  die  kein  kom  hant;  aber  die  überigen  habent 
8575  viertel  rocken,  item  5606  viertel  weissen,  item  662  viertel  ger- 
sten,  item  1069  viertel  habem* 

Item  Haans  Menser  und  Diebolt  Braut  hant  in  irem  zirckel  g^  I 
schriben  gehen  2227  personen,  m  statlüte  und  lantlüte  undereinander; 
der  sint  917,  die  kein  koni  hant;  aber  die  überigen  habent  5783  viertel 
rocken,  item  1609  viertel  weissen,  item  893  viertel  gersten,  item  1322 
viertel  habenh 

Item  Hanns  Blenckel  und  Hanns  Lütesheim  hant  m  irem  zirckel 
geben  VM)  burger  und  statlüte;  der  sint  612  die  kein  kom  hant; 
aber  die  überigen  habent  1970  viertel  rocken  und  400  viertel  habem* 
sü  hant  ouch  geschriben  geben  600  lantlüte;  der  sint  149,  die  kein 
körn  hant;  aber  die  überigen  habent  1876  viertel  rocken  und  226 
viertel  habem. 

It^m  die  houbtlüte  in  Krutenowe  hant  geschriben  geben  810  per* 
sonen,  burger  und  statlüte;  der  sint  546,  die  kein  kom  habent;  aber 
die  überigen  haben  1498  viertel  frühte.  sü  hant  ouch  geschriben  geb^n 
172  Personen  lantlüte;  der  hant  60  kein  kom;  aber  die  überigen  hant 
705  viertel  frühte. 
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Item  die  houbtiüte  zu  waseneck  hant  geschriben  geben  710  per- 
sonen  staüüte  und  lantlüte;  der  sint  333  die  kein  körn  hant;  aber 
die  überigen  hant  2255  viertel  rocken,  item  100  viertel  weissen,  item 
66  viertel  gersten,  item  32  viertel  habem. 

Item  die  houbtiüte  am  tich  und  im  Swighofe  hant  geschriben 
geben  355  personen;  der  sint  250,  die  kein  kom  habent;  aber  die 
überigen  hant  351  viertel  frühte. 

Item  die  houbtiüte  uff  Metzigerouwe  hant  geschriben  geben  58 
burger  und  lantlüte;  der  sint  5  personen,  die  kein  kom  habent;  aber 
die  überigen  hant  231  viertel  rocken,  item  346  viertel  weissen,  item 
90  viertel  gersten,  item  35  viertel  habern. 

Item  die  houbtiüte  in  Ruprechtsouwe  hant  geschriben  geben  299 
personen,  der  sint  137,  die  kein  kom  hant;  aber  die  überigen  hant 
53  viertel  weissen,  item  93  viertel  gersten,  item  150  viertel  habem. 

Item  die  houbtiüte  an  sant  Agnesenende  hant  geschriben  geben 
135  statlüte;  der  sint  97  personen,  die  kein  kom  hant;  aber  die 
überigen  hant  104  viertel  frühte.  sü  hant  ouch  geschriben  geben 
157  lantlüte;  der  sint  18,  die  kein  kom  hant;  die  überigen  hant  690 
viertel  frühte. 

Item  die  houbtiüte  zu  Vinckwiler  hant  geschriben  geben  383  per- 
sonen, statlüte  und  lantlüte,  undereinander,  der  sind  96  die  kein  kom 
hant;  aber  die  überigen  hant  1758  viertel  frühte. 

Summa  der  statlüte  ist  20.722  personen.  summa  der  statlüte,  die 
kein  kom  hant,  ist  7.702  personen;  summa  der  statlütefruht  ist  140554 
viertel,  doch  sint  vil  lantlüte  darunder. 

Summa  der  lantlüte  ist  5476,  one  die  in  die  obgenant  summ  be- 
griffen sint.  summa  der  lantlüte,  die  kein  kom  hant,  ist  667  personen; 
summa  der  lantlütefmht  ist  23.829  viertel. 

Summa  summamm  der  statlüte  und  lantlüte  ist  26.198  personen. 
summa  summarum  der  statlüte  und  lantlüte,  die  kein  körn  hant,  ist 
8369  personen.  summa  summamm  der  statlüte-  und  lantlütefmht  ist 
überhoufi  zusammen  166752. 

Wenn  ich  die  in  dieser  Aufzeichnung  enthaltenen  Zahlen,  soweit 
sie  die  Einwohner  betreffen,  noch  einmal  übersichtlich  zusammenstelle, 
so  ergiebt  sich  folgende  Tabelle:    (Siehe  Tabelle  auf  Seite  308.) 

Wie  man  sogleich  ersieht,  differieren  die  in  der  Urkunde  als 
Summen  bezeichneten  und  die  von  mir  auf  dem  Wege  der  Addierung 
der  einzelnen  Zahlenangaben  gewonnenen  Resultate  0*  Völlig  stimmen 

1)  Bezüglich  der  Angaben  über  den  Gktreidevorrath   gilt  hier  das  gleiche  wie  von 
der    Nürnberger  Volkazihlung.     Die   durch   Addition   der  einzelnen   angeführten  Posten 
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Einwohner 

Zirkel 

St»dti«iito 

Landliole  <) 

tjhne  Gelreiae 

Gea^mtsumme    1     ^^nf  GeTrcide 

I 

2834                         3«8 

1 

11 

I  119                          246 

1025                            71 

UI 

1 346          ,            SSO 

8tS           1             142 

IV 

2  282          ,             692 

i^S3                        63 

V 

2441                     1061 

rosi                        174 

VI 

2 »77                     1352 

— 

vu 

1  536                        475 

— 

— 

vm 

2227                        917 

— 

— 

IX 

t  200                             612 

600           i             149            1 

X 

Sio          '             546 

172 

bb 

XI 

7»o                      333 

— 

-^ 

XU 

355 

250 

— 

^ 

XllI 

58 

5 

— 

—             * 

XIV 

299 

137 

— 

— 

XV 

135 

97 

'57 

18 

XVI 

383 

06 

— 

bummA 

20612                     7687 

5476 

677            1 

A 

B 

C 

D 

SaEnmii 
AUS  A   und  C 


26  088 


nur  die  Schlusszahleu  der  Urkunde  uud  meine  Zahlen  bezüglich  der 
Gesamtsuiiioie  der  Landleute,  Die  Gesamtsumme  der  Stadtleute  diffe- 
riert um  HO  (20  722  gegen  20  612),  die  Summe  der  Stadtleute  ohne 
Getreide  um  15  (7702  gegen  7687),  die  der  Landleute  ohne  Getreide 
um  10  (»>67  gegen  677),  endlich  die  aller  Einwohner  um  110  (26 198 j 
gegen  26  088). 

Ich  halte  alle  diplomatische  Kritik,  wie  sie  z.  B.  von  Bücher 
an  den  Nürnberger  Zahlen  geübt  wurde,  hier  um  so  mehr  für  über- 
flüssig, als  eine  Kontrole  durch  andere  Handschriften  unmöglich  ist 
und  eine  künstlich  geschaffene  Übereinstimmung  der  Zahlen  hier,  wo 
es  sich  um  eine  relativ  kleine  Summe  (110)  handelt,  keinen  Werth 
beanspruchen  darf.  Auch  die  Nürnberger  Zahlen  diflerieren  und  zwar 
um  viel  gröfsere  Beträge  als  die  obigen.  Da  es  keine  andere  Ab- 
schrift dieser  Erhebung  mehr  giebt,  mir  wenigstens  keine  bekannt  ge- 
worden ist,  so  müssen  wir  uns  unbedingt  mit  den  Resultaten  der  mit- 


gewontieoen  ^chlufssalilei]  »iod  we^otitlicb  gröfsor  aIb  dh   in    der  Orkunde  »ufgefEhrtttii« 
Eine  KodStuUb  ist  hier  unmöglich  schoti  deshalb,  weil  ni&n  nicht  weifs»  welche  Arteo  dieci 
obeu  goQi^rmte»  Früchte  zatn  »,Koni*^  gerochnet  worden  siod. 

1}  Wo  die  ZahlenBDgjibei]  für  die  Landlout«  fehlen^  sind  dieselbext  n*oli  ttnstr^r  üt* 
kuiide  seh  (IQ  in  der  ZM  der  StAdUeute  eothAlteo. 
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geteilten  zufrieden  geben.  So  acceptiere  ich,  obwohl  der  mangelnden 
Übereinstimmung  bewufst,  die  in  der  alten  Ordnung  aufgezeichneten 
Resultate,  von  der  Überzeugung  bestimmt,  dafs  wir  es  hier  mit  einer 
Abschrift  der  eigentlichen,  verloren  gegangenen  Zusammenstellung  zu 
thun  haben  und  dass  dabei  eher  bei  einer  der  einzelnen  Zahlenangaben 
als  bei  der  Abschrift  der  Schlufssummcn  ein  Versehen  vorgekommen 
ist.  Nur  werden  wir  die  Zahl  der  eigentlicheo  Wohnbevölkerung 
uns  noch  etwas  niedriger  zu  denken  haben,  da  in  manchen  Vierteln 
und  ebenso  dann  in  der  Schlnfsabrechnung  die  anwesenden  Landleute 
zu  den  Stadtleuten  gezählt  worden  sind. 

Es  bedarf  keines  Beweises,  dafs  diese  Aufzeichnung  von  gröfstem 
Werte  ist.  Ganz  reicht  sie  freilich  an  den  Nürnberger  Zensus  nicht 
hin,  denn  sie  gewährt  keinen  Einblick  in  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  nach  dem  Geschlechte,  dem  Alter  und  nach  sozialen 
Unterschieden.  Doch  bietet  eine  einfache  völlig  sichere  Zahleube- 
stimmung  schon  genug  des  Interesses  und  wird  eine  wesentliche  Stütze 
fiär  weitere  mittelalterliche  Bevölkeruugsberechnungen  bilden. 

Und  dafs  die  mitgeteilte  Erhebung  eine  völlig  korrekte  Zahlcn- 
bestimmung  giebt,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Wie  in  Nürnberg 
ist  auch  hier  die  Erhebung  durch  Männer  vorgenommen  worden,  die 
ihr  Gebiet  völlig  kannten,  und  es  gilt  in  dieser  Beziehung  alles,  was 
Hegel  und  Bücher^)  für  die  Sicherheit  der  Nürnberger  Zahl  an- 
führen, auch  für  diese  Strafsburgen  Unter  den  „Leuten",  wie  die  Er- 
hebung die  vorhandenen  Individuen  nennt,  sind  ohne  Zweifel  alle 
Einwohner  ohne  Unterschied  auf  ihre  Stellung  im  Bürgerrecht,  ohne 
Ansehen  des  Standes  und  Ranges,  des  Alters  und  Geschlechtes  zu 
verstehen.  Eine  solche  Spezialisierung  war  auch  hier  nicht  notwendig, 
da  ja,  wie  wir  sehen  werden,  die  Zahl  der  Individuen  lediglich  mit 
den  vorhandenen  Unterhaltsmitteln  in  Verbindung  zu  setzen  war,  die 
Einzelnen  nur  als  Konsumenten  erhoben  werden  sollten  und  in  Bezug 
auf  den  Getreidekonsum  alle  Ortsanwesenden  gleich  sind.  Fraglich 
k()nnte  nur  sein,  ob  die  Geistlichkeit  und  die  kleinen  Kinder  mit- 
eingerechnet sind.  Was  die  ersten  betrifft,  so  glaube  ich  die  Frage 
bejahen  zu  dürfen.  Galt  in  jener  Zeit  für  die  Geistlichen  doch  im 
Steuerwesen  kaum  eine  Ausnahme,  um  wie  viel  weniger  da,  wo  es 
sich  um  eine  Frage  handelte,  an  deren  Uisung  sie  ebenso  interessiert 
waren,  wie  alle  anderen  Einwohner.  Was  die  Kinder  betritft,  so  wäre 
es  denkbar,  dafs  die  Altersklassen  von  0  —  5  Jahren,  vielleicht  auch 
noch  etwas  mehr,  in  dieser  Zählung  nicht  inbegriffen  sind.    Wir  wür- 

1)  Büchor  a.  «.  O.  Ja^hrg,   1&81,  8.  &$8  f. 


310 


K     Th     Khcberg, 


den,  wenn  wir  die  Kindor  von  0  —  5  Jahren  als  aiifser  Ansatz  ge- 
blieben amiehniim  und  dieselben  nach  heutigen  Analogien  mit  120  vom 
Tausend  —  ein  jedenfalls  etwas  zu  hoher  Prozentsatz  —  berechnen, 
circa  30<X)  Einwohner  mehr  erbalten.  Doch  berechtigt-  uns  nichts  zu 
dieser  Annahme.  Auch  in  der  Nürnberger  Aufnahme  ist,  wie  hier 
von  „Leuten",  so  dort  von  „Personen'*  die  Rede,  und  sind  darunter 
die  Bürger,  Frauen,  Kinder,  Knechte,  Mägde  u,  s.  w.  verstanden  * ). 

Auch  topographisch  umfafst  diese  Erhebung  das  ganze  damalige 
Strafsburg,  es  sind  wie  in  Nürnberg  acht  Viertel  angenommen,  von 
denen  jedes  in  zwei  „Zirkel"  abgeteilt  ist. 

Eine  sehr  wichtige  Frage  ist  natürlich  die  nach  der  Zeit,  in 
welcher  diese  Erhebung  vorgenommen  wurde.  Dem  Leser  wird  nicht 
entgangen  sein,  dafs  die  Mitteilung  mit  keinem  Datum  verseben  ist. 
Doch  bietet  die  Zeitbestimmung,  wenn  man  nicht  gerade  ein  be- 
stimmtes Jahr  eruieren  will,  keine  nennenswerten  Schwierigkeiten, 
Die  Schrift  trägt  ganz  unverkennbar  das  Gepräge  des  15,  Jahrhuti- 
dorts;  später  als  nach  Ibi'X}  kann  die  Erhebung  keinesfalls  angesetzt 
werden.  Nun  könnte  man  allerdings  annehmen,  dafs  die  mitgeteilte 
Aufzeichnung  eine  Abschrift  einer  früheren  Erhebung  repräsentiere. 
Allein  dem  steht  die  Thatsache  gegenüber,  dafs  solche  Abschriften 
ganz  allgemein  sich  nur  auf  eigentliche  Ordnungen  rechtlicher,  poli- 
tischer und  wirtschaftlicher  Natur  beziehen,  in  Fällen,  wo  also  eine 
spätere  Zeit  sich  bei  einer  früheren  unterrichten  will,  dafs  dagegen 
für  Abschriften  solcher  nur  augenblicklichen,  ganz  bestimmten  Zwecken 
und  Bedürfnissen  dienender  Zahlcnerhebungen  in  jener  statistisch  so 
uninteressierten  Zeit  kein  Grund  vorlag.  Wir  können  aber  in  der  Zeit- 
bestimmung noch  des  weiteren  spezialisieren.  Schon  die  Schrift  weist 
auf  die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  hin,  und  die  in  der 
Aufzeichnung  enthaltenen  Namen  der  Hauptleute  und  andere  Erwä- 
gungen führen  uns  mit  gewisser  Notwendigkeit  auf  ein  bestimmtes 
Jahrzehnt  der  Zeit  von  1450  — 150<>. 

Zunächst  lag  gerade  in  dieser  Zeit  ein  sehr  bedeutender  Gmnd 
vor,  die  Bevfilkerung  und  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Getreidevorrat 
Statistisch  zu  erfassen.  Es  kann  nemlich  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dafs  diese  Erhebung  mit  Rücksicht  auf  eine  drohende  Kriegs-  und 
Belagerungsgefahr  geschah.  Aus  einer  Nürnberger  Ordnung*)  erfahren 
wir,  dafs  der  Rat,  um  die  Verpflegung  der  Stadt  während  der  Dauer 
des  Kriegs  zu  sichern,  schon  lange  vor  Ausbruch  desselben  sorgfältige 

l)  Chroniken  Deatsclicr  Stftdte»  Bd.  D,  S.  3X7  ff. 

2}  CbrODikeii  Denlaclier  Städte,  Nürnberg,  Bd.  IL  S.  $89. 
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Vorkehrung  traf,  dafs  er  bereits  ein  ganzes  Jahr  vorher  den  Ein- 
wohnern der  Stadt  befahl,  nach  Verhältnis  ihres  Vermögens  und  nach 
Mafsgabe  einer  vorgeschriebenen  Taxe  eine  gewisse  Anzahl  Simmer 
Korns  auf  ihre  Böden  aufzuschütten,  und  dafs  er  später  durch  einige 
verordnete  Mitglieder  die  sämtlichen  Komvorräte  nachsehen  liefs^). 
Ebenso  lassen  auch  verschiedene,  besonders  ungedruckte*)  Ordnungen 
Strafsburgs  keinen  Zweifel,  dafs  auch  hier  der  Rat  für  den  Kriegsfall 
ähnliche  Fürsorge  und  Vorkehrungen  bethätigte.  Nun  scheinen  es  im 
15.  Jahrhundert,  einer  für  Strafsburg  ziemlich  ruhigen  Zeit,  vor  allem 
zwei  drohende  Gefahren  gewesen  zu  sein,  welche  eine  derartige  Für- 
sorge erheischten.  Die  erste  bestand  in  den  feindlichen  Zügen  der 
Armagnacs  (Armeniaci),  der  „armen  Jecken^'  oder  „armen  Gecken^' 
(pauvres  gueux)'),  einer  undisziplinierten,  zu  allen  Exzessen  und  Roh- 
heiten geneigten  Soldateska,  von  deren  Verwüstungen  Schilt  er  in 
seinen  Annotationen  zu  Königshoven  ausführlich  erzählt^).  Diese 
kamen,  zum  erstenmal  im  Jahr  1493  in  einer  Stärke  von  12  000  Mann, 
unter  Führung  französischer,  lothringischer  und  anderer  Edelleute  über 
Zabem  ins  Elsafs,  besetzten  die  Ortschaften  um  Strafsburg  und  kehrten 
dann  nach  einem  vierzehntägigen  Aufenthalt  und  ohne  Widerstand  ge- 
funden zu  haben,  über  Montbelliard  nach  Frankreich  zurück.  Im  Jahre 
1444  kam  ein  zweites  noch  gröfseres  Heer  unter  dem  Befehl  des  Dau- 
phins von  Frankreich  gelegentlich  eines  Streitzuges  gegen  die  Eidge- 
nossen durch  den  Sundgau  auch  nach  Niederelsafs,  verheerte  und  über- 
schwemmte es  wieder,  erlitt  aber  in  Einzelgefechten  viele  Verluste  und 
wurde  bei  einem  Sturm  auf  Strafsburg  mit  Verlust  zurückgeschlagen. 
Aber  die  Kämpfe  zogen  sich  bis  zum  Jahre  1448  hinaus.  Der  zweite 
oder  eigentlich  der  dritte  Kriegsfall  wurde  durch  die  Eroberungsge- 
lüste des  Herzogs  von  Burgund,  KarPs  des  Kühnen,  in  den  Jahren 
1474 — 1477  hervorgerufen  *).    Die  Stadt,  wiederholt  von  Belagerungen 


1)  Chroniken  Deutscher  St&dte,  Nürnberg,  Bd.  11,  S.  300. 

2)  Auch  hier  mufs  ich  auf  meine  sp&tere  Arbeit  über  Strafsburgs  Verwaltung  und 
Verfassung  verweisen. 

3)  Es  ist  bekannt,  dafs  dieser  Name  durchaus  nicht  auf  jene  Scharen  anwendbar 
ist.  S.  Hermann,  Notices  historiques,  statistiques  et  litt^raires  sur  la  ville  de  Stras- 
bourg, Bd.  1,  Strafsbnrg  1817,  S.  38. 

4)  Schilter  in  der  17.  annotatio  su  Königshovens  Els&ssischer  und  ätrafsburger 
Chronik,  Strafsburg  1618,  S.  909  ff.  S.  femer  Hermann  a.  a.  O.  und  ebenda  S.  142; 
8 c h ö p f  1  i n ,  Alsatia  illustrata,  tom.  II, Colmar  1761,  S.  93;  Schöpflin,  Alsatia  diplo- 
roatica,  tom.  U,  Mannheim  1775,  S.  378  ff.;  Orandidier,  Oeuvres  in^its,  Bd.  IV, 
Colmar  1866,  S.  340  ff. 

5)  S.  Schöpflin,  Alsat.  illnstr.  S.  312. 
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bedroht,  verschanzte  sich  energisch,  lieXs  Klöster  uod  sonstige  Ge- 
bäude vor  deu  Thoren  schleifen,  und  der  Rat  verordnete,  wie  wir  aus 
verschiedenen  MitteiluDgen  wissen,  und  wie  mir  des  weiteren  aus 
meinen  Archivstudieu  bekannt  ist,  dafs  alle  Vermag  liehen  sich 
auf  zwei  Jahre  mit  Getreide  versehen  sollten;  auch  nahm 
die  Stadt  auf  eigene  Kosten  grofse  Verproviantienmgen  vor.  Eine 
Untersuchimg  der  Kornspeicher  und  städtischen  Keller  ergab  einen 
Vorrat  von  Getreide  für  zehn  und  von  Wein  für  drei  Jahre*),  lu 
diese  Zeit,  also  in  die  Jahre  1474  bezw,  1473  bis  1477 
fällt  meines  Erachtens  unzweifelhaft  die  oben  mitgeteilte  Er- 
hebung. 

Die  Namen  der  in  der  Aufnahme  erwähnten  Hauptleute,  jeden- 
falls eigens  für  den  Kriegsfall  ernannter  Persönlichkeiten  aus  den 
Patri:ziem  (Konstoflem)  und  gemeinen  Bürgern  (Zünftlern),  bestätigen 
diese  Ansicht*).  Soweit  dieselben  in  Urkunden  erwähnt  werden,  stam- 
men diese  fast  alle  aus  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts, 
Zum  grofsen  Teil  gehören  sie,  wie  die  Duntzenheim,  Baumgarter, 
Müluheim,  Bock,  Mürsel,  Wurmser,  Bleuckel  u.  s.  w.  den  patrizischen 
Geschlechtern  an  ^).  In  einer  Aufzeichnung  der  städtischen  Pferde 
aus  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  finde  ich  einen  Hans 
Ccmrad  Bock  unter  den  Konstof lern  * ) ,  ferner  in  einer  Ordnung  von 
146B^)  den  Claus  Baumgarter  unter  den  Dreizehnem  und  einen  Hans 
Lütesheim  unter  den  Fünfzehneni,  zwei  städtischen  Behörden,  ange- 
führt, ebenso  in  derselben  Ordnung  den  Hans  Merswin  und  abermals 
den  Conrad  Bock.  Ferner  erzählt  Schöpf lin  von  einem  Bernhard 
Mürsel,  der  om  WjO  mit  einem  Bruder  ein  Lehen  zurückgegeben 
habe®),  ebenso  von  einem  Volz  Wurmser,  der  1456  mit  zwei  Brüdern 
ein  Lehen  angenommen  habe^),  auch  erwähnt  er  des  Hans  Conrad 
Bock  für  das  Jahr  1454  und  des  Hans  Bleuckel  (Blencklin),  der  um 
das  Jahr  1479  gestorbeu  sei  **).    Das  Hervortreten  aller  dieser  Person- 

1)  Schdpfliti,  ebendii;  Btielier,  CUruniqae  do  Straabourg  S.  314, 

2)  Auch   iu  NÜiiiherg    »ind  es  die    „fiertelaieister  mit  den  hnubtlcuttiti'S    wdclie  d^s 
OesrhJtft  der  Erhelmng    «u    Uesorgon  luint'n      Chrowik.  Dotitscher  Städte  ä.  ä.  O    H.  S0Q_ 
atid  sonst. 

3)  H.  Hchcfpflin^  Alsat.  iUti5tr  .  tom.  11  unter  den  betrefTendeti  Niunen 

4)  SirjLrjtbDrgcr  SudUrcbtv,  Alt«  SUdtnrdtiunf^on,  lid.  28,  BUtt  1 00— 108.  i>ie  Aur- 
»eiehiiuiii^  ist  »war  ahne  Dutuin  ,  (dnmnit  »b«r  ums  gewissen  Gründeu ,  deron  Niichvrt*i- 
antig  ODs    Mer  xu  weit  n^iiri?!!  wiinJc,   mu&wdrtjUmft  uns  dem  Jfthrc  1473  oder   1479» 

5)  Htrarslmrger  Stadtarchiv,  Att*  StAdtordnuiigen,  Bd.  28,  lilatt  15   und   16 

6)  Sc  h  o p  f  r  i  n  a.  a,  O    S.  659. 

7)  EUend»  8,  717  uud  718. 

8)  Bcbopfli»  H.  a.  O.  3.  194  und  637. 
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lichkeiten  in  die  Öffentlichkeit  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts ist  sicherlich  der  beste  Beleg  für  unsere  oben  niedergelegte 
Ansicht. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Schlüsse,  dafs  in  Strafsburg  in  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  und  zwar  in  der  Zeit  um  1473 
—1477  die  Wohnbevölkerung  20722,  die  ortsanwesende  Be- 
völkerung 26198  Köpfe  betragen  habe. 

Dieses  Ergebnis  erscheint  um  so  wertvoller,  als  es  erst  das  zweite 
ist,  das  einer  zeitgenössischen  Mitteilung  entstammt,  und  als  die  Zahl 
solcher  Mitteilungen  eine  beschränkte  ist  und  wohl  bleiben  wird.  Es 
werden  vielleicht  noch  dann  und  wann  solche  Zensus  wie  der  Nürn- 
berger und  Strafsburger  aufgefunden  werden,  aber  sicherlich  nicht  in 
grofser  Zahl.  Denn  abgesehen  von  anderen  Gründen,  welche  einer 
bisherigen  Auffindung  solcher  Zensus  entgegenstanden,  ist  das  Mittel- 
alter überhaupt  nicht  so  neu-  und  wifsbegierig  in  statistischer  Be- 
ziehung gewesen  wie  die  Neuzeit,  welche  am  liebsten  die  ganze  Welt 
auf  einem  einzigen  Fragebogen  zusammenfassen  möchte.  Wo  fast  die 
ganze  Bevölkerung  sich  persönlich  bekannt  ist,  wo  ein  verhältnis- 
mäfsig  kleines  Gemeinwesen  bis  in  die  entferntesten  Strafsen  und 
Zustände  den  Behörden  klar  zu  Tage  liegt,  wo  aufserdem  wenig 
geschrieben  und  noch  weniger  verbreitet  wird,  also  die  Ziffern  nicht 
mit  dem  Auge  erfafst  werden  können,  da  ist  für  die  Statistik  keine 
Stelle.  Wo  Zahlen  nur  mit  dem  Gedächtnis  behalten  werden  sollen, 
können  sie  nicht  auf  Eindruck  rechnen  ^).  In  einer  solchen  Zeit  mögen 
nur  besondere  Gelegenheiten  wie  Steuerveranlagungen,  Einteilungen  in 
den  städtischen  Wehrdienst,  Auszählungen  der  Zünfte,  Belagerungs- 
gefahren u.  dergl.  zur  Erhebung  gewisser  Bevölkerungsklassen  ge- 
führt haben,  und  die  Wirtschaftsgeschichtsschreibung  wird  es  über 
sich  gewinnen  müssen,  diesen  die  Grundlagen  für  ihre  Berechnungen 
zu  entnehmen. 

Was  die  durch  die  Erhebung  klargestellte  Einwohnerzahl  Strafs- 
burgs  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  betrifft,  so  steht 
dieselbe  mit  der  von  Nürnberg  im  Einklang.  Beides  sind  Städte, 
deren  Namen  im  Mittelalter  fast  gleich  guten  Klang  hatten;  beide 
waren,  jedes  nach  seiner  Art,  hervorleuchtende  Träger  des  mittel- 
alterlichen Wirtschaftslebens,  beide  tonangebend  in  der  Politik  der 
Städte.  Ich  versage  es  mir  hier  des  weiteren  auf  die  Einwohnerver- 
hältnisse einzugehen  und  sie  mit  den  wirtschaftlichen,  sozialen  und 
rechtlichen  Verhältnissen  jener  Zeit  in  Verbindung  zu  setzen,   indem 

1)  Bücher  a.  a.  O    Jabr^-   1881,  S.  588. 
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ich  in  meiner  grfifseren  Arbeit  ohnehin  auf  alle  diese  Verhältnisse  zu 
sprechen  koinrae.  Es  ist  selbstverständlich,  dafs  die  Thatsache  einer 
verhältnismiifsig  kleinen  Bevölkerung  Strafsburgs  im  Mittelalter  unser 
anerkennendes  Urteil  über  dieses  treffliche  Gemeinwesen  nicht  herab- 
zustimmen  vermag;  ja  wir  werden  eher  geneigt  sein,  eine  Stadt,  die 
bei  dieser  Bevölkerung  so  Grofses  geleistet  hat,  noch  höher  zu  stellen 
als  bisher  Müssen  wir  nicht  überhaupt,  wenn  wir  in  Erfahrung 
bringen,  dafs  es  eigentlich  kleine  oder  mittelgrofse  Städte  im  moder- 
nen Sinne  gewesen  sind,  welche  ihre  Warenzilge  über  Meer  und  Alpen 
sandten,  welche  die  zahlreichen  unübertroffenen  Dome  als  unvergäng- 
liche Denkmäler  ihres  Kunstsinnes  gestiftet,  welche  Fürsten  und  Kö- 
nigen  getrotzt  und  ihren  Namen  weithin  berühmt  gemacht  haben  — 
müssen  wir  da  nicht  eine  ungleich  höhere  Achtung  vor  deren  Bürgern 
bekommen  ?  ^ ) 

Nach  diesem  Resultat  scheint  die  von  Schönberg  vorgenommene 
Revölkerungsbestimmung  von  Basel  durchaus  den  Umständen  ange- 
messen. Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  Strafsburg  weit  eher  mit 
Basel  verglichen  werden  kann  wie  Rostock,  und  der  Vergleich  der  Be- 
deutung dieser  Städte  läfst  uns  ein  Verhältnis  von  10(M)0  :  2*1  (WK)  Eiu- 
wohnera  als  keineswegs  unwahrscheinlich  erscheinen,  wenn  überhaupt 
die  Schönberg'sche  Zahl  des  Beweises  noch  bedurft  hätte.  Dafs 
in  Rostock  eine  verhältnismäfsig  grofse  Bevölkerung  gelebt  habe,  soll 
ebensowenig  bezweifelt  werden,  wie  mir  denn  auch  die  von  Paasche 
angeführten  Gründe  für  diese  Thatsache  vollkommen  zutreffend  er- 
scheinen. Jedenfalls  ist  aber  das  von  Nürnberg  und  nun  von  Strafs- 
burg bekannte  Bevölkcrungszahlverhältnis  im  Mittelalter  geeignet,  für 
den  Süden  Deutschlands  einen  festen  Anhaltspunkt  für  andere  Be-' 
Stimmungen  zu  bilden  und  unsere  „hergebrachte  Vorstellung  über  die 
Gvöfse  und  Volksmenge  mittelalterlicher  Städte*'  im  Ganzen  herabzu- 
stinimen  *). 


1)  Eid  solches  BevdlkflraDg&verhättitis  hat  {ibri^DS  BermAtiD  (n.  a.  O.  Bd*  11, 
S  87)  schon  gciihiU,  bpiiütat  ftber  diese  Gde^«nhcit  ^  am  den  EinßtiTs  der  franftoütschon 
liegi^ruifK  nuf  die  Hebung  der  BevöUcerun|i792A.bl  —  wie  wir  5obcii  werden  in  irrig;er 
WeiHe  —  ftls  KÜnailg  hinzusteneD :  Avant  qae  Strasbourg  passAt  soqs  ia  do- 
tninatiod  fr«uvaisei  la  popaUtiaii  da  cette  TiUe  ne  r^pondaic  pas  k  son  importancc» 

S)  Dtige^eti  Bücher,   welcher  nicht  mit  Unrecht  vor  einer  Generalisierung  solcher 
bisher  vereinzfUer  mit  gutem  Grund  vorgenommener  Herab»timmungou  unserer  VorstdhinfJ 
von  der  GrufiSL'  ilcr  aiten  Städte  warnt      FreUtch  scheint  e$  mir  nach  der  Kiitur  t!«s  attefll^ 
St&dtoweMns  nicht  aweifeUiaft^  dafs  weitere  Untersuchungen  analoge  Kesultat«  erbHiigeii 
werden 

(SehliiTs  fnlgt.) 


V. 

Die  Gewerkvereine  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika. 

Von 

A.  SartoriuB  von  Waltershausen. 

(Fortsetinng  von  Bd.  VII  S.  560  der  N.  F.  dieser  Zeitschrift.) 

IL    Strikes. 

Eine  umfassende  Geschichte  der  nordamerikanischen  strikes 
ist  bisher  nicht  geschrieben  worden,  und  wird  für  die  letzten  30  Jahre, 
in  denen  der  Konflikt  zwischen  Arbeit  und  Kapital  jenseits  des  Ozeans 
erst  zu  einer  Bedeutung  gekommen  ist,  vermutlich  auch  niemals  ver- 
fasst  werden,  weil  ein  grofser  Teil  der  Ausstände  gar  nicht  aufge- 
zeichnet worden  ist,  und  die  Mitteilung  aus  der  Erinnerung  der 
«  kämpfenden  Parteien  viel  ungenaues  und  einseitiges  enthalten  würde. 
Auch  auf  einen  vollständigen  Bericht  über  diejenigen  Arbeitseinstel- 
lungen, welche  in  der  Presse  besprochen  sind,  ist  nicht  mit  Sicher- 
heit zu  rechnen,  da  die  Exemplare,  ja  selbst  die  Namen  der  meisten 
Zeitungen,  Welche  sich  regelmäfsig  mit  den  Arbeiterangelegenheiten 
beschäftigt  haben,  längst  verschollen  sind.  Denn  sehen  wir  von  den 
wenigen  auf  starken  Interessen  beruhenden  und  mit  grofsem  Kapital 
ausgerüsteten  Zeitungen  ab,  so  entspricht  das  Gesamtbild  der  nord- 
amerikanischen Presse  dem  Charakter  der  dortigen  Produktion  über- 
haupt: gewaltige  Massenhaftigkeit  neben  mafsloser  Unstetigkeit.  Mit 
einer  auf  längere  Zeiträume  sich  erstreckenden  Statistik  über  die 
strikes  sieht  es  nicht  viel  besser  aus.  Nur  einzelne  Staaten  verfügen 
über  arbeitsstatistische  Bureaus,  von  welchen  einige  dahin  bezügliche 
Erhebungen  gemacht  worden  sind,  während  sich  die  Bundesregierung 
mit  der  Erforschung  der  Arbeitersache  nur  gelegentlich  bei  anderen 
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Veranlassungen  beschäftigt  hat  Eine  umfassende  statistische  Beob- 
achtung ist  aber  das  einzige  Mittel,  um  zu  einem  klaren  urteil  über 
die  Ursachen,  Folgen,  Nützlichkeit  und  Schädlichkeit  der  Auästiitide 
zu  gelangen.  Denn  das,  was  massenhaft  und  doch  zugleich  vielfach 
individuell  gestaltet  im  sozialen  Leben  der  Völker  auftritt,  kann 
ütfenbar  nur  in  seiner  Gesamterscheiuung  gewürdigt  werden.  Einzelne 
strikes  als  Typen  für  die  zahlreichen  Spezialfälle  zu  betrachten,  geht 
nur  dann  an,  wenn  man  das  Bild  des  Ganzen  kennt.  Wer  dagegen 
den  umgekehrten  Weg  einschlägt  und  gestützt  auf  innere  Gründe 
ein  oder  wenige  Beispiele  zu  verallgemeinem  unternimmt,  bekundet 
damit  nur  die  Anwendung  einer  Methode,  welche  wegen  der  zahl- 
reichen Bedingungen  und  Ursachen  sozialer  Vorgänge  nur  mit  grofser 
Vorsicht  aufzunehmen  ist 

Für  die  englischen  Zustände  existiert  ein  wertvoller  stati- 
stischer Aufsatz  von  G.  P.  Bevan  über  die  strikes  der  Jahre 
1870—1880*).  Aus  diesem  geht  zunächst  hervor,  dass,  wenn  man 
die  Anzahl  der  in  den  verschiedenen  Jahren  stattgefundenen  Aus- 
stande vergleicht,  mit  den  gröfsten  Unregelmäfsigkeiten  der  Güter- 
produktion  die  gröfste  Zahl  der  Arbeitseinstellungen  zusammenfällt. 
Auf  der  einen  Seite  ist  es  der  rapide  Aufschwung  der  Geschäfte  in 
der  Zeit  von  1872—73  und  auf  der  anderen  die  Periode  der  gröfsten 
Depression  von  1878 — 79,  welche  den  Konflikt  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  auf  die  Spitze  treiben*).  Diese  Erscheinung  hat  nichts  unver- 
ständliches, wenn  man  bedenkt,  dafs  in  beiden  Epochen  die  soziale 
Macht  der  streitenden  Parteien  durch  die  Prodnktionsvorgänge  er- 
heblich verschobcm  wird.  In  der  ersteren  ist  bei  den  Geschäftsunter- 
nehmern  ein  rlringenderes  Bedürfnis  nach  Arbeitskräften  vorhanden, 
als  in  den  Tagen  des  Gleichgewichts  von  Produktion  und  Konsumtion, 


1)  Cf»  Phillip«  ßeviln:    The    utrikes    of  the    pMt   Ion  yetkn  in' dem  «louriiAl  of 

tbe  sUtij&licAl  soL'itsty,    ISSO. 

2)  Auxfthl  der  Ausstände : 


1870  . 

30 

1871 

98 

1872 

343 

»873 

3^5 

1874 

286 

'875 

M5 

1876 

229 

«877 

180 

187S 

268 

1879 

308 
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Während  wir  in  der  zweiten  den  umgekehrten  Fall  beobachten  können, 
dass  das  Kapital  der  Arbeit  als  die  unvergleichlich  stärkere  Macht 
entgegentritt  Eine  volkswirtschaftliche  Krisis  ist  besonders  für  die 
besitzlose  Arbeit  um  so  fühlbarer,  je  länger  sie  andauert  Die  er- 
sparten Mittel  sind  verzehrt,  die  Gesundheit  ist  heruntergekommen 
und  die  Zahl  der  Arbeitslosen  hat  zugenommen.  —  Nun  sind  Lohn- 
steigerungen resp.  Lohnreduktionen,  welche  sich  beide  Seiten  ge- 
fallen lassen,  allerdings  zunächst  die  Folge.  Aber  damit  hat  die 
Sache  keineswegs  ihr  Bewenden.  Denn  jede  Partei  sucht  nun  ihre 
Chancen  auszunutzen,  indem  sie  ihre  Ansprüche  möglichst  in  die  Höhe 
schraubt  Ein  solches  Vorgehen  erzeugt  mit  Notwendigkeit  in  der  ande- 
ren Partei  eine  Reaktion,  welche  in  dem  strike  und  dem  lock-out  ihre 
äufsere  Form  findet  Im  allgemeinen  ist  —  und  damit  kommen  wir 
auf  einen  zweiten  allgemein  interessierenden  Satz,  welcher  sich  aus 
der  allerdings  in  dieser  Hinsicht  nicht  so  genügenden  Statistik  Be- 
vans^)  ableiten  läfst  —  der  Erfolg  des  Ausstandes  für  beide 
Epochen  vorherzusagen:  Zur  Zeit  der  aufserordentlichen  ökonomischen 
Prosperität  führen  die  Arbeitseinstellungen  zu  einem  günstigen  Re- 
sultat für  die  Arbeiter,  während  die  in  der  Periode  des  volkswirt- 
schaftlichen Niederganges  unternommenen  ein  Unterliegen  derselben 
zur  Folge  haben  •). 

Untersuchen  wir  nun,  ob  die  aus  den  englischen  Erfahrungen  ge- 


1)  Folgende  Resultate  liefsen  sich  feststeUen :  1872|78:  18  strikes  gewonnen  und  11 
verloren.  ]878|79 :  6  gewonnen,  115  verloren.  Könnte  man  diese  Zahlen  als  Typen 
betrachten,  so  ginge  daraus  hervor,  dals  in  England  in  den  schlechten  Zeiten  die  Macht 
des  Kapitals  verhältnism&fsig  gröfser  ist,  als  die  der  Arbeiter  in  den  guten.  Für  Ame- 
rika, wo  das  Arbeitsangebot  im  Vergleich  zu  der  Nachfrage  geringer  als  in  England  ist, 
trifft  dies,  wie  unten  gezeigt  werden  soll,  nicht  zu. 

2)  Die  Theorie,  dass  die  Oröfse  des  Lohnfonds,  Angebot  und  Nachfrage  die  Lohn- 
schwaukungen  ausschließlich  regulieren,  erhält  hiermit  eine  scheinbare  Bestätigung,  denn 
es  könnte  behauptet  werden,  dals  mit  den  strikes  nur  dasselbe  eingetreten  wäre,  was 
auch  ohne  dieselben  geschehen  sein  würde.  Dagegen  ist  aber  zu  bemerken,  dass  unser 
Satz  nur  für  die  Mehrzahl  der  Fälle,  nicht  aber  für  alle  mafsgebend  ist,  wodurch  schon 
das  erwähnte  „Naturgesetz**  in  einiges  Schwanken  geriete,  und  ferner,  dafs  auf  einen  Teil 
der  in  den  guten  Zeiten  erwarteten  Gewinnquote  von  Seiten  der  Unternehmer,  weil  sie 
ihre  Produktion  nicht  unterbrechen  wollen,  ein  Verzicht  sehr  wohl  denkbar  ist,  zu  dem 
sie  ohne  strike  sich  nicht  würden  entschlossen  haben,  und  dafs  in  besonders  schlechten 
Zeiten  ohne  eine  Lohnreduktion  gewifs  auch  öfters  hätte  weiter  gearbeitet  werden  können, 
ohne  dafs  für  die  Unternehmer  daraus  eine  Gefahr  hätte  zu  erwachsen  brauchen.  Ein 
Beweis  dafür  ist  eine  in  Amerika  gemachte  Beobachtung,  dafs  bei  ganz  schlechten  Zeiten 
die  Unternehmer,  bei  sehr  guten  die  Arbeiter  von  einem  Schiedsgericht,  welches  die  Löhne 
doch  nach  der  Konjunktur  der  Warenpreise  steUeu  soll,  nichts  wissen  woUen.  Weiteres  s.  u. 
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wonnenen  Sätze  auch  für  dio  nordaiiiorikarnschün  Verhältnisse  maS- 
gebend  sind.  Wir  können  dies  auf  Grund  des  zur  Verfügung 
stehenden  Materials,  welches  freilich,  wie  erwähnt,  als  ein  uni- 
fassendes  nicht  bezeichnet  werden  kann,  bejahen.  Der  Zusammen- 
hang der  Geschäftskonjunktur  und  der  strikes  läfst  sich  z.  B.  aus 
der  Geschichte  der  in  dem  kohlenreichen  Tuscarawathal  (W.  Ohio), 
vorgekumn jenen  Arbeiterschwierigkeiten  ersehen,  welche  in  dem  Be- 
rieht  des  arbeitsstatistischen  Bureaus  von  Ohio  des  Jalires  1880 
für  die  J  2jährige  Periode  von  1869—1881  im  Detail  mitgeteilt  wer- 
den* Wir  führen  im  folgenden  die  uns  an  dieser  Stelle  interes- 
sierenden Vorgänge  dem  Leser  vor:  Das  Jahr  1869  war  für  alle  an 
dem  Bergbau  beteiligten  Pernonen  ein  ziemlich  gedeihliches  gewesen. 
Im  Anfang  des  folgenden  verringerte  sich  das  Kohlenbedürfnis  je- 
doch, so  dafs  in  einigen  Gruben  eine  Herabsetzung  des  Arbeitslohnes 
angekündigt  wurde.  Der  darauf  hin  in  Scene  gesetzte  Ausstand  war 
erfolglos  und  die  Stellen  der  Streikenden  wurden  bald  durch  andere 
Arbeiter  ersetzt,  welche  von  auswärts  auf  das  Betreiben  der  Gruben- 
besitzer herbeigeholt  wurden.  Das  Jahr  1871  brachte  eine  günstigere 
Geschäftskonjunktur,  die  Kohlenpreise  stiegen  etwas  und  die  Löhne 
wurden  wieder  etwas  crlioht.  Da  jedoch  die  Unternehmer  aus  der 
Lage  der  Dinge  keine  besonders  hohen  Gewinne  ziehen  konnten, 
gaben  sich  die  Arbeiter  mit  dem  Gewährten  zufrieden  und  benut2ten 
ihre  besseren  Geldmittel  nur,  um  einen  Gewerkverein  (miners  and 
laborers  protective  union)  zu  gründen,  welcher  ihnen  bei  der  Fort- 
dauer der  guten  Zeiten  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
verhelfen  sollte.  Im  Frühling  1872  stieg  die  Nachfrage  nach  Kohlen 
enorm,  eine  geforderte  Lohnerhöhung  wurde  alsbald  gewährt,  und 
eine  zweite  folgte,  nachdem  die  Arbeit  etwa  14  Tage  eingestellt 
worden  war.  Im  November  war  ein  neuer  strike  wegen  Lobnzulage 
in  Aussicht,  aber  die  Grubenbesitzer  gaben  gedrängt  durch  die  Ge- 
schäftslage nach.  Die  Arbeiter  lühlten  sich  jetzt  in  einer  besonders 
günstigen  Position  und  liefsen  ihre  Macht  den  Arbeitgebern  empfindeD. 
„Einige  Logen  im  Distrikte  fingen  an,  eine  tyrannische  Herrschaft 
auszuüben  und  gingen  in  einigen  Fällen  sogar  so  weit,  den  Händen 
der  Grubeusuperintendeuten  die  Kontrolle  zu  entreilsen  und  densel- 
ben zu  befehlen,  wer  beschäftigt  werden  sollte  und  wer  nicht 
Einige  von  den  hervorragenden  Mitgliedern  des  Vereins  gingen  zu 
solchen  Leuten,  welche  zufälligerweise  in  einer  Grube  beschältigt 
wurden,  aber  nicht  Genossen  der  Gesellschaft  waren  imd  forderten 
von  denselben,  dem  Verein  beizutreten  oder  die  Grube  zu  verlassen. 
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Die  Arbeiter  gingen  bald  noch  weiter  und  verfüfjtcn  das  Eiiibtelleü 
d^a  liergbetriebes  im  ganzen  Tuöcarawatbale,  um  den  Kohleugnibera 
im  Mahoiiiijgdistrikt  zu  helfen,  ihren  geforderten  Preis  zu  erlangen" 
Die  Unternelioier  bemühten  sich  nun,  durch  Stiftung  von  Unzufrieden- 
heit den  Verein  zu  sprengen,  und  Lohnreduktiunen  und  Lohner- 
höhungen wurden  mehrfach  zu  dem  Zwecke  versucht  Eine  Anzahl 
von  Ausstanden  charakterisiert  die  von  der  Arbeit  gemachten  Aus- 
schreitungen, gegen  welche  die  erbitterten  Grubenbesitzer  nicht  fest 
jenug  Front  machen  zu  müssen  glaubten.  Die  Erfolge  sind  wech- 
selnder Art,  bis  bald  darauf  die  grofse  Geschäftsstockuug  eintrat, 
welche  erst  Ende  1879  ihren  ÄbschluTs  fand  Alsbald  liefsen  sich  im 
Thale  bei  verschiedenen  Gruben  Lohnreduktionen  wahrnehmen.  Da 
sie  aber  nicht  sehr  bedeutend  waren,  gaben  die  Arbeiter  nach  und 
ein  Schiedsgericht  regelte  eine  Zeit  lang  die  zwischen  beiden  Parteien 
ausgebrochenen  Schwierigkeiten.  Dieses  Ausgleichveri'ahren  erfolgte 
auf  Betreiben  der  nationalen  Organisation  der  Kühlengräber,  zu  wel- 
cher, als  der  oben  erwähnte  Gewerkverein  in  Folge  der  Krtsis  sich 
aufgelöst  hatte,  ein  grofser  Teil  der  im  Thale  beschäftigten  Arbeiter 
hinzutrat.  Aber  auch  diese  Gewerkschaft  hielt,  wie  wir  gleich  sehen 
werden,  bis  zu  Ende  der  Geschäftsstockung  nicht  aus*  Nach  einigen 
Schwankungen  des  Lohnes  wurde  im  August  1875  von  den  Gruben- 
besitzern eine  neue  erhebliche  Lohnherabsetzung  beschlossen,  welche 
einen  stiike  mit  sich  brachte.  Ein  Vergleich,  nachdem  der  Lohn  nicht 
ganz  so  bedeutend,  als  von  den  Unternehmern  beabsichtigt  war,  ver- 
ringert wurde,  stellte  den  Frieden  wieder  her.  Im  März  des  folgen- 
den Jahres  wurde  eine  neue  Lohnreduktion  bekannt  gemacht,  und  ein 
neuer  strike,  bei  dem  es  zu  Gewaltthaten  kam  und  das  Militär  ein- 
greifen niuTste,  ging  gänzlich  verloren,  weil  es  in  dieser  Zeit  leicht 
war,  mit  bilEgen  fremden  Arbeitskräften  ilie  Stellen  der  Ausständigen 
zu  besetzen.  Die  Unternehmer,  erbittert  über  den  Aufruhr  ihrer 
Leute  und  zugleich  durch  das  Überangebot  der  Arbeit  in  der  Lage, 
die  Arbeitsbedingungen  einseitig  bestimmen  zu  können,  verfuhren  jetzt 
nicht  anders,  als  die  Arbeiter  es  1872 — 73  unternommen  hatten,  Sie 
beuteten  ihre  Position  im  Übermut  aus,  ohne  ihr  Vorgehen  durch  die 
Geschäftslage  irgendwie  rechtfertigen  zu  können,  neue  Lohnreduktionen 
folgten,  drückende  Bedingungen  über  die  Arbeitsart  wurden  den  Ar- 
beitern auferlegt  Die  Versammlungen  der  letzteren  wurden  verboten^ 
und  die  Auflösung  des  bestehenden  Vereins  wurde  durchgesetzt.  Im 
Jahre  1878  fühlten  sich  die  Kohlengräber  am  meisten  abhängig.  Es 
^  wurde  von  ihnen  verlangt,  dafs  alle  gehauenen  Kohlen  durch  ein  Sieb 
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gegüben  worden  sollten  und  nur  das  restiereude  bei  der  üblicbefl 
Stückbezahlung  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfe.  Diese  M 
regcl  karn  einer  neuen  Lohiiherabsetzuug  gleich  und  Arbeitseinstel- 
lungen versuchten  gegen  die  neuen  Zumutungen  zu  reagieren.  An 
einen  wesentlichen  Erfolg  war  jedoch  nicht  zu  denken,  da  sich  die 
Geschäftslage  noch  immer  nicht  gebessert  hatte.  Die  Arbeiter  kehrten 
vielmehr  zu  ihrer  Arbeit  zurück  und  mufsten  noch  sehen,  dafs  die 
den  Aufseheru  luifsliebigen  Genossen  entlassen  wurden.  Ein  14 
Wochen  langer  strike  war  die  Antwort  darauf,  aber  es  wurde  nicht 
das  mindeste  erreicht  Im  Herbst  1879  erschienen  endlich  die  An- 
zeichen, dafs  die  Krisis  dem  Ende  zuneige.  Die  Kohlenpreise  stiegen 
und  eine  Lohnerhöhung  wurde  alsbald  von  den  Kuhlengräbern  bean- 
tragt. Kaum  war  sie  zugestanden,  so  wurde  eine  Gewerkschaft  von 
neuem  ins  Leben  gerufen  (miners  protective  association)  und  neue 
Lohnerhöhungen  wurden  in  Aussicht  genommen,  Strikes  erfolgten, 
als  die  letzteren  verweigert  wurden  und  dauerten  bis  in  das  Jahr 
1880  hinein.  Teilweise  kam  es  zum  Ausgleich  mit  mäfsiger  Lühn- 
vermchrung,  teilweise  beliarrten  die  Arbeiter  bein»  Ausstand,  welcher 
erst,  nachdem  es  wieder  zu  Gewaltthaten  zu  kommen  schien,  durch 
das  Eingreifen  von  Miliztruppen  beendigt  wurde.  Dann  wurden  doch 
in  Folge  der  guten  Konjunktur  Lohnerhöhungen  zugestanden,  das  er- 
wähnte Durchsieben  wurtle  wieder  aufgehoben  und  nach  längerer  Zeit 
der  Ruhe  wurde  im  Jahre  1881  der  letzte  strike  in  der  v^on  uns  be- 
sprochenen Periode  und  zwar  siegreich  zu  Ende  geführt.  In  der  Zeit 
des  Geschäftsaufschwunges  fand  auch  die  Verbrüderung  der  Ritter 
der  Arbeit,  welcher  als  geheimer  Verbindung  nach  den  Erfolgen  in 
Pcnusylvanien  Vertrauen  entgegen  gebracht  wurde,  unter  den  Kohlen- 
gräbern des  Thaies  Eingang,  da  von  vielen  die  Auflösung  aller  bisheri- 
gen Vereine  ihrer  Öffentlichkeit  zugeschrieben  wurde,  hn  Jahre  1881 
wurden  dem  arbeitsstatistischen  Bureau  von  Ohio  22  Ausstände  von 
den  Kohlengräbern  des  Landes  überhaupt  gemeldet.  Davon  wurden 
12  gewonnen,  2  verglichen  und  G  nur  verloren. 

Blicken  wir  auf  den  geschilderten  Zeitabschnitt  zurück,  so  können 
wir  daraus  ähnliche  Schlüsse  ziehen,  wie  sie  aus  dem  in  England 
gesammelten  Material  hervorgehen.  Die  meisten  strikes  sind  bei 
dem  Aufschwung  der  Geschäfte  und  der  Depression.  Auch  bestätigt 
sich  das  zweite  soziale  Gesetz,  welches  jedoch  durch  die  Berücksich- 
tigung der  Strikeursachcn  wesentlich  bereichert  wird.  Bei  steigen- 
der Warenkonjunktur  erfolgen  Ausstände,  um  Lohnerhöhungen  durch- 
zuführen, bei  sinkender,  um  Lohnreduktioneu  zu  verhüten.    Im  ersteren 
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Falle  tritt  eiu  Erfolg,  im  zweiten  ein  Mifserfolg  für  die  Arbeiter  ein. 
Beide  Parteien  suchen  je  nach  ihrer  sozialen  Macht  ihre  Chancen 
auszubeuten  und  schärfen  dadurch  den  Klassengegensatz  und  den 
Klassenhafs.  Der  Übermut  auf  der  einen  Seite  erzeugt  eine  Verbit- 
terung auf  der  anderen,  von  der  dann  Mafsregeln  zu  einem  Ausgleich 
ergrüfen  werden,  welchen  die  empörten  Gemüter  als  ein  Bedürfnis 
empfinden. 

Zuverlässiger,  weil  auf  einer  Massenbeobachtung  beruhend,  tritt  die 
zweite  der  besprochenen  Regelmäfsigkeiten  in  folgender  Tabelle  her- 
vor, welche  von  mir  nach  den  Berichten  verschiedener  Zeitungen  ent- 
worfen und  nach  Angaben  der  statistischen  Bureaus  von  Ohio  und 
Missouri  ergänzt  worden  ist.  Sie  giebt  für  den  in  Bezug  auf  strikes 
besonders  interessanten  Zeitabschnitt  der  ersten  zehn  Monate  des 
Geschäftsaufschwunges  nach  der  lange  dauernden  Krisis  einen  Auf- 
schlufs.  Im  Sommer  1879  zeigten  sich  manche  Symptome,  aus  denen 
man  schliefsen  konnte,  dafs  mit  der  Überproduktion  gründlich  aufge- 
räumt sei,  im  Herbst  desselben  Jahres  war  die  Vermutung  zur  Ge- 
wifsheit  geworden,  und  die  Nachfrage  nach  Arbeit  bewegte  sich  über- 
all in  einer  steigenden  Tendenz. 


Strikes  in  den  Vereinigten  Staaten  vom  1.  November  1878  bis  sum 

1.  Oktober  1880. 


Monate 

Bescliäfligung  der 
Arbeiter 

Ursache  des 
strikes 

Ort  des   strikes 

Ausgang  des 
strikes 

November  1879 

Möbelarbeiter 

Arbeitsseit 

New  York 

verloren 

»» 

Weberinnen 

Lohnerhöhung 

do. 

gewonnen 

M 

Werftarbeiter 

do. 

Boston 

do. 

»♦ 

Schlachter 

do. 

Chicago 

do. 

»» 

Zigarrenmacher 

do. 

WheeUng 

do. 

»» 

Bergleute 

do. 

StraitsTiUe  0. 

do. 

)? 

Pianomacher 

do. 

New  York 

do. 

tf 

Werftarbeiter 

do. 

Boston 

do. 

11 

Möbelarbeiter 

Arbeitsseit 

an  6  Orten 

do. 

ff 

Werftarbeiter 

? 

Brooklyn 

do. 

»» 

Eisenarbeiter 

I^hnerhöhung 

PitUbnrg 

verglichen 

ff 

Pianomacher 

do. 

Baltimore 

do. 

ff 

Werftarbeiter 

? 

do. 

gewonnen 

»t 

2igarrenmacher 

Lohnerhöhung 

New  York 

do. 

ff 

Werftarbeiter 

? 

do. 

do. 

»f 

Kautochukarbeiter 

N.  Brunswick  N.J. 

do. 

ff 

Gerber 

? 

Cincinnati 

do. 

Dezember 

Möbelarbeiter 

? 

New  York 

verglichen 

ff 

Weber 

Arbeitszeit 

Paterson  N.  J. 

gewonnen 

ff 

Hafschmiede 

? 

Chicago 

do. 

ff 

Weber 

Lohnerhöhung 

Easton 

do. 
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ua  von  Wnltershftatoiif 

^B 

^^^^^^^H 

Arheitor 

ürttachu  de» 

fttrikfti 

Ort  des  »triko« 

AuAgiUig  des         H 
strike»              ^ 

^^^^H                Jftnamr  1880 

HntniftrJirr 

V 

lleading 

gewon»©» 

^^^^^^^^^H 

Killer 

? 

Baltimore 

verglicbcn 

^^^^^^^H 

BerglcuLe 

? 

FiUftburg 

do. 

^^^^^^^B 

SdiiMchtur 

T.  UnioTiaaugdeg. 

Chicago 

verloren 

^^^^^^^H 

Ber(jleQie 

do. 

N.  BLraiUvilte,  O, 

gewotmeu 

^^^^^^^H 

Kohleugriber 

LohuerLobuug 

ühUuu,    0. 

do. 

^^^^^^^^^H 

do. 

do. 

E.  Palatine,  O. 

verlorea 

^^^^^^^H 

do. 

Lohtiredaktiou 

Coalport,  0. 

do 

^^^^^^^^^B 

do 

Lohuerböbung 

Stüubcuvillo*  O, 

verglicht) 

^^^^^^^H 

do. 

do. 

Jamoavillef  0 

verloren 

^^^^^^^H 

do. 

Clevelaud 

do. 

^^^^^^^H 

KÜTer 

Lohoreduklioii 

do. 

vergliclioti 

^^^^^^H 

do. 

T^oboarhöbung 

SteubenviUe 

gewonnen 

^^^^^^H 

StrecJt«n  Arbeiter 

do. 

do. 

verloren 

^^^^^^^^^B 

Ebtitiftrbeiter 

T.  Unionsangelflg. 

8pingfield 

do. 

^^^^^1                   FoliriMr 

do. 

LobDerhöhung 

Pittfcburg 

gewonnen 

^^^^^^H 

Kr*genfÄbrikiirb, 

? 

Troy 

do 

^^^^^^^H 

Ei«6uarbeiler 

Pttubttfg 

do 

^^^^^^^H 

Keiselachtniede 

do. 

8t.  Louiü,  Mo. 

do 

^^^^^^^H 

Pianouiacber 

do. 

New  York 

do.          ^ 

^^^^^^^^^1 

Möbei«rb«iter 

do. 

Brooklyn 

^^M 

^^^^^^^H                                               IT 

Ofötjgief»er 

do. 

Pitt»  bürg 

^^M 

^^^^^^^B 

SchreiDcr 

do. 

San  Francisco 

^^H 

^^^^^^^^^B 

KuhleugrJibcr 

Lrobaxahlung 

Mineral  Point,   O. 

verloren      ^^^H 

^^^^^^^^^1 

do. 

LohiierhähuDg 

VieDDa^  0. 

vorgltcheti            ^H 

^^^^^^^^^B 

do. 

do. 

Chureh   Bill,  O 

gewonnen           ^M 

^^^^^^^^^B 

Gerber 

La  hn  erhöh  utig 

Cincinuati 

verloren            ^H 

^^^^^^^H 

Lohuroduküon 

do. 

gewQimen           ^^ 

^^^^^^^H 

»cbnOietzer 

ütiiöDsatigeleg. 

Cleveland 

verloren             ^| 

^^^^^^^H 

Walsworka. 

Ijohuerhöhuug 

do. 

gewonnen           ^M 

^^^^^^^^^H 

Zlgarreomucher 

Utiioasatigeleg. 

do. 

verloren             ^M 

^^^^^^^^^B 

Eisengiefaer 

FabrikordnuDg 

do. 

verglichen          ^H 

^^^^^^H 

Schrifüetser 

Ußiou&augele^ 

do. 

■ 

^^^^^^^H 

Zi»(Arren[iiacber 

I.obtidrh^^huttg 

N<^wark 

verloren            ^f 

^^^^^^^^^B 

W&lzwerk«. 

Art  der  Arbeil 

Stauben  ville 

verglichen           ^M 

^^^^^^^^^B 

Landw.  Oerito«. 

Lohne r höh  im  g 

Spingtit^td 

■ 

^^^^^^^^^1 

6lA&batt«iia. 

do. 

Bellaire 

gewonnen          ^| 

^^^H 

WerlUfbeit«r 

9 

New  York 

■ 

^^^^^^^H 

äteinhauer 

f^huorhöhang 

St    Louii»,  Mo 

■ 

^^^^^^^^^H 

Ebenarbeiter 

? 

Pottsville.  Pa. 

verglichen            ^H 

^^^^^^^^^B 

MattchluoDbaaer 

Arbeil!»zeit 

Cinciunati 

gewonnen          ^M 

^^^^^^^B 

Schuhmacher 

I  Lohnerhöhung 

do. 

■ 

^^^^^^^B 

do. 

do. 

1            do. 

^H 

^^^^^^^^^B 

do. 

do. 

do- 

^^M 

^^^^^^^B 

Wageomacber 

do 

st    Loui»,    Mo. 

^^M 

^^^^^^^^^B 

ZtgArrenmachcr 

tInionAangeleg. 

Ctncinnati 

verglichen           ^H 

^^^^^^^^^B 

EiAenf^ierier 

Fabrikorduuug 

Cleveland 

■ 

^^^^^^^H 

Möbelarbeiter 

¥ 

New  York 

gewonnen           ^B 

^^^^^^^H 

Piftoafortearbeiter 

Lohnerhöhung 

do. 

verglichen           ^H 

^^^^^^^H 

Kohlongräber 

ArbeiteordDitng 

Zale»ki,  O 

gewonnen           ^f 

^^^^^^^^^B 

EiaCBgiefaer 

Lohnerhöhung 

Cleveland 

■ 

^^^^^^^^^B 

Backstein  loger 

do. 

do. 

■ 

^^^^^^^^^B 

Ofengiefaer 

do 

do. 

■ 

^^^^^^^^^B 

do. 

do. 

do. 

verglichen           ^M 

^^^^^^^^^B 

St^tnlianer 

ArbdUzeit 

do. 

gewonnen           ^H 

^^^^^^^H 

Gepiicktriger 

do. 

do. 

YergUcheo     ^^H 

Die  Gewerkvereine  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 


323 


Monate 

Bettchäftigiuig  der 
Arbeiter 

Ursache  des 
strikes 

Ort  des  strikes 

Ausgang  des 
strikes 

März  1880 

EisengieAier 

Lohnerhöhung 

Cleveland 

verglichen 

»» 

Fuhrleute 

do. 

do. 

gewonnen 

»» 

Eisengiefser 

do. 

HamUtou 

verglichen 

»♦ 

Pflugfabrika. 

do. 

do. 

gewonnen 

n 

Eisengiefser 

do. 

Dayton 

verglichen 

»» 

do. 

do. 

do. 

verloren 

») 

do. 

Uoionsangeleg. 

Leetonia 

gewonnen 

»♦ 

do. 

Lohnerhöhung 

Lorain. 

verglichen 

♦» 

do. 

FrankUn,  0. 

gewonnen 

»» 

Eisengiefser 

do. 

PaineviUe 

verglichen 

»♦ 

Schneider 

do. 

Boungstown 

do. 

April 

Ofengiefser 

do. 

Salem 

gewonnen 

♦» 

Backsteinleger 

do. 

Cleveland 

do. 

»» 

Kohlengrftber 

do. 

Longstreth 

do. 

tf 

do. 

do. 

Monongahela 

do. 

»» 

Eisenarbeiter 

do. 

Pittsburg 

verglichen 

ff 

Möbelschreiner 

Lobnreduktion 

San  Francisco 

verloren 

f» 

Schneider 

Lohnerhöhung 

Pittsburg 

gewonnen 

ff 

Zimmerleute 

do. 

St.  Louis,  Mo. 

do. 

ff 

do. 

Baltimore 

do. 

«f 

Pianofortearbeiter 

do. 

New  York 

verglichen 

f» 

Kohlengr&ber 

Lohnrednktion 

Pomeroy,  0. 

do. 

ff 

do. 

do. 

Teegarden,  0. 

verloren 

ff 

do. 

Arbeitsordnung 

Brookfield,  0. 

do. 

♦» 

Frachtlader 

Lohnerhöhung 

Cindnnati 

gewonnen 

ff 

Eisengiefser 

do. 

Cleveland 

verloren 

ff 

Schraubenfabrika. 

Arbeitsart 

do. 

do. 

ff 

Bahnhofarbeiter 

Lohnerhöhung 

Toledo 

verglichen 

♦f 

Eisenarbeiter 

do. 

Pittsburg 

verloren 

ff 

do. 

do. 

? 

do. 

♦f 

Kofifermacher 

do. 

? 

gewonnen 

»f 

Zigarrenmacher 

do. 

? 

do. 

ff 

Bergleute 

Lohnreduktion 

PennsyL  ? 

verloren 

Mai 

Backsteinleger 

Lohnerhöhung 

St.  Louis,  Mo. 

gewonnen 

ff 

Weber 

do. 

Philadelphia 

verloren 

ff 

Steinhauer 

? 

Quincy 

do. 

ff 

Zigarrenmacher 

Lohnreduktion 

PitUburg 

do. 

»f 

Ofengielser 

do. 

? 

do. 

ff 

Kohlengräber 

do. 

N.  Harrisburg 

do. 

ff 

do. 

do. 

Connellsville 

do. 

»f 

Nagelfabrik 

do. 

BelleviUe 

do. 

ff 

Kohlengräber 

do. 

ChnrehhiU 

do. 

>» 

Eisengiefser 

Lohnerhöhung 

Cleveland 

do. 

»t 

Kohlengräber 

do. 

Tnscarawa 

do. 

»f 

EUenarbeiter 

Baraahlnng 

Jackson 

do. 

ff 

Ofengiefser 

Lobnreduktion 

Cincinnati 

do. 

ff 

Laufburschen 

Lohnerhöhung 

Cleveland 

do. 

f» 

Dampfkessela. 

Arbeitsart 

Marion 

do. 

M 

Walswerka. 

do. 

Youngitown 

verglichen 

»f 

Zigarrenmacber 

Lohnreduktion 

New  York 

verloren 

»f 

Pianofortearbeiter 

do 

do. 

do 

M 

Steinhauer 

Arbeitsseit 

Chicago 

gewonnen 

ff 

Zigarrenmacher 

Lohnerhöhung 

Baltimore 

do. 

Juni 

do. 

? 

Troy 

do. 

ff 

Kappenmacher 

Lohnerhöhung 

New  York 

do 

»  - 

Knopfmacher 

? 

Brooklyn 

do.  . 
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Mouate 

Be«chäftigiui{(  der 
Arbeiter 

Ursache  des 
strikes 

Ort  des  strikes 

Ausgang  des 
strikes 

Juni  1880 

Maarer 

Lohnerhöhung 

New  York 

gewonnen 

»» 

Werftarbeiter 

do. 

do. 

verloren 

>} 

Strafsenwagena. 

do. 

do. 

gewonnen 

)* 

Eisenwerka. 

do. 

do. 

verloren 

>i 

Werftarbeiter 

do. 

do. 

gewonnen 

»» 

do. 

do. 

Buffiüo 

verloren 

>» 

KattODdnicker 

do. 

LoweU 

gewonnen 

»» 

Kflfer 

do. 

Chicago 

do. 

)) 

do. 

do. 

do. 

» 

Eisengiefser 

? 

Cincinnati 

do. 

»» 

Kohlengrftber 

Lohnreduktion 

Logan,  0. 

verloren 

ff 

Olatfhttttena. 

Lehrlinge 

do. 

ft 

Kohlengr&ber 

Lohnreduktiou 

do. 

ff 

do. 

do. 

SteubenviUe 

do. 

ff 

do. 

Arbeitsart 

Teegarden 

verglichen 

ff 

do 

Zahltag 

Pike  Run,  0. 

gewonnen 

ff 

do. 

do. 

WelUton 

do. 

ff 

Walawerke 

Lohnerhöhung 

Cincinnati 

do. 

>t 

Hufschmiede 

do. 

do. 

do. 

ff 

Kassenscbranka. 

Werkführer 

do. 

do. 

ff 

Kflfer 

Lohnerhöhung 

do. 

do. 

ff 

Eisenwerka. 

Cleveland 

verloren 

ff 

Waliwerka. 

Lohnerhöhung 

Pittsburg 

gewonnen 

ff 

do. 

do. 

Hulibard 

do. 

ff 

do. 

do. 

Toungstown 

do. 

ff 

do. 

do. 

Girard 

do. 

ff 

do 

do. 

Miles 

do. 

ff 

do. 

do. 

Warren 

do. 

ff 

do. 

do. 

MassiUon 

do. 

ff 

do. 

do. 

Akron 

do. 

ff 

do. 

do. 

Cleveland 

do. 

» 

do. 

do. 

Columbus 

do. 

ff 

do. 

do. 

Jamesville 

do. 

»> 

do. 

do. 

Alekanna 

do. 

ff 

OehOlfen  do. 

do. 

Toungstown 

do. 

JnU 

Kohlengräber 

Lohnreduktion 

Martinsferry 

verglichen 

»» 

Ofengiefser 

do. 

Porthsmouth 

verloren 

»» 

do. 

do. 

Hanging  Rock 

do. 

ff 

Zigarrenmacher 

Lohnerhöhung 

New  York 

do. 

f» 

Kürschner 

do. 

do. 

ff 

Kappenmacher 

do. 

do. 

do. 

ff 

Eisengiefser 

? 

Reading 

verloren 

ff 

Kohlengrftber 

Lohnreduktion 

Coshocton 

gewonnen 

ff 

do. 

Zahltag 

MinesviUe 

do. 

ff 

do. 

Unionsangeleg. 

Cambridge,  0. 

verloren 

AngnBt 

Eisenbahnarbeiter 

Lohnerhöhung 

St.  Louis,  Mo. 

gewonnen 

ff 

Möbelschreiner 

Arbeitoieit 

New  York 

verloren 

ff 

Küfer 

Lohnerhöhung 

do. 

gewonnen 

ff 

Steinhauer 

do 

do. 

do. 

ff 

Pflasterer 

do. 

do. 

do. 

f» 

Schuhmacher 

do. 

Philadelphia 

do. 

ff 

Sftgemfihlen 

Arbeitozeit 

Rock  Island 

do. 

ff 

Kutscher 

Arbeitsart 

Indianapolis 

do. 

ff 

Lohnerhöhung 

New  York 

verloren 

ff 

Zigarrenpacker 

do. 

do. 

gewonnen 

•    >» 

Kappenmacher 

do. 

do. 

do. 
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Monate 

BeschäftiKUDg  der 
Arbeiter 

Uritache  des 
strikes 

Ort  des  strikes 

Ausgang  des 
strikes 

August  1880 

Kohlengräber 

Lohnerhöhung 

Coalton 

▼erglichen 

t» 

Ofengiefser 

Lohnredaktion 

Cincinnati 

verloren 

)) 

Kohlengräber 

Lohnerhöhung 

Aetna,  0. 

verglichen 

»» 

Mörtelträger 

do. 

Cindnnati 

verloren 

»» 

Küfer 

do. 

do. 

gewonnen 

n 

Eisengiefser 

do. 

Spingfidd 

verglichen 

September 

Kohlengräber 

Lohnreduktion 

Salineville 

verloren 

}• 

do. 

ArbeiUieit 

Church  HUI 

gewonnen 

ff 

Kammetmacher 

Lohnerhöhung 

Cincinnati 

verloren 

„ 

Kohlengräber 

Arbeitskontrakt 

Coming 

gewonnen 

»» 

Scbriftsetser 

Lohnredaktion 

New  York 

verloren 

»» 

Ofengiefser 

Lohnerhöhung 

Cincinnati 

gewonnen 

n 

Kohlengräber 

Unionsangeleg. 

Tellow  Creek,    0. 

do. 

>» 

do. 

? 

Stenbenville 

do. 

»1 

Eisengiefser 

Lohnerhöhung 

Cindnnati 

verloren 

»» 

do. 

do. 

do. 

do. 

Über  die  Vollständigkeit  der  vorstehenden  Statistik  läfst  sich 
ein  Bedenken  nicht  unterdrücken.  Denn  es  steht  fest,  dafs  die  Ver- 
einigten Staaten  noch  mehr  Ausstände  in  der  betreffenden  Zeitperiode 
aufzuweisen  haben.  Mit  Sicherheit  ist  jedoch  anzunehmen,  dafs  aus 
den  Staaten  New -York,  Pennsylvanien ,  Maryland,  New -Jersey  und 
Illinois  alle  gröfseren  Ausstände  mitgeteilt  worden  sind  und  dafs  für 
Ohio  kaum  einer  fehlen  wird.  Ich  glaube  aber  trotz  dieses  Mangels 
diesen  Tabelle  der  Veröffentlichung  für  wert  zu  halten,  weil  die  aus 
ihr  gewonnenen  Resultate  in  frappanter  Weise  mit  den  oben  darge- 
legten Regelmäfsigkeiten  übereinstimmen  und  so  dazu  beitragen,  einem 
immerhin  noch  wenig  exakt  durchforschten  Gebiete  eine  zuverläfsigere 
Grundlage  zu  sichern. 

Ein  anderer  Vorwurf  könnte  gegen  die  entworfene  Tabelle  er- 
hoben werden,  dafs  die  aufgezeichneten  Thatsachen  nicht  über  Jahre, 
sondern  blos  über  Monate  einen  Aufschlufs  geben.  Dagegen  ist  in- 
des hervorzuheben,  dafs  diese  Monate  im  allgemeinen  in  die  Zeit  des 
Geschäftsaufschwunges  fallen  und  daher  gerade  für  das  zu  Beweisende 
von  besonderer  Wichtigkeit  sind  und  dafs  ferner  innerhalb  der  zehn 
Monate  in  den  Vereinigten  Staaten  einige  Produktionsschwankungen 
vorgekommen  sind,  welche  in  dem  Erfolg  der  strikes  einen  Ausdruck 
gefunden  haben  und  daher  die  oben  aufgestellte  Regel  auch  im  kleinen 
bewahrheiten. 

Die  Summe  der  berichteten  Ausstände  beträgt  205.  Davon  sind 
111  gewonnen,  34  verglichen  und  60  verloren.  Bei  denen  ein  Aus- 
gleich stattgefunden  bat,  kann  man  sagen,  dafs  sie  doch  zum  gröfsten 
Teil    eine   Besserung   der  Arbeitsbedingungen   bedeuten.     Denn  von 


826 


A.  SArtoritiis  r»n  Witlterft1iJiu»«n, 


den  34  sind  19  wegen  Lohnerlnihung,  2  wegen  der  Fabrikordnung, 
3  wegen  der  Arbeitsart,  2  wegen  der  Unionsangelegenheiten,  1  gegen 
die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  und  nur  3  gegen  Lohnberabset^ung 
unternommen  worden.  In  4  Fällen  liels  sich  die  Ursache  nicht  er- 
mitteln. Man  kann  behaupten,  dafs  in  dem  beobachteten  Zeitraum 
des  Gesehäftsaufschwunges  von  205  Ausständen  137  den  Arbeitern 
ein  günstiges  Resultat  geliefert  haben,  wenn  wir  von  den  34  ver- 
glichenen die  gegen  Lohnrediiktion  und  gegen  Verlängerung  der  Ar- 
beitszeit j^eführten  und  die  aus  unbekannten  Ursachen  erfolgten  als 
den  Arbeitern  nachteilig  betrachten.  Nach  den  Veranlassungen  zer- 
legt, sich  die  ganze  Summe  in  121  wegen  Lohnerhöhung,  26  gegen 
Lohnreduktion,  8  wegen  der  Arbeitszeit,  11  wegen  Trades  Unions-An- 
ßi'legenheiten,  namentlich  wegen  des  Entlassens  von  besonders  sich 
hervorthuenden  Mitgliedern  der  Gewerkschaft,  20  aus  verschiedenen 
anderen  Gründen  und  bei  19  konnte  die  Ursache  nicht  festgestellt 
werden. 

Femer  geht  aus  der  Tabelle  der  Satz  hervor,  dafs  die  wegen 
Lohnerhöhung  veranlafsten  strikes  in  der  Regel  erfolgreich  waren, 
während  die  gegen  Lolinreduktion  geführten  im  allgemeinen  verloren 
gegangen  sind.  Denn  von  121  der  erstercn  Art  sind  80  gewonnen,  19 
verglichen  —  was  einer  teilweisen  Vermehrung  des  Verdienstes  gleich- 
kommt —  und  nur  22  verloren.  Von  den  26  wegen  Lohnreduktion 
erfolgten  Arbeitseinstellungen  sind  21  verloren,  3  verglichen  —  was 
eine  teilweise  Lohnherabsetzung  bedeutet  —  und  nur  2  gewonnen. 
Hier  tritt  die  Allgemeinheit  der  Regel  noch  mehr  hervor  als  bei  dem 
ersteren  Falle.  Denn  wälirend  bei  der  Lohnerhöhung  eine  Abweichuug 
von  der  Regel  22  f  S  beträgt,  macht  es  bei  der  Lohnreduktion  nur_ 
^  i  aus. 

Es  ist  noch  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafs  im  Mai  von" 
20  strikes  16  verloren  wurden,  und  darin  läfst  sich  wieder  eine  Be- 
stätigung der  allgemeinen  Regel  finden.  Nachdem  nämlich  vom  No- 
vember 1H79  bis  zum  April  1880  die  Produktion  in  einer  stetig 
steigenden  Tendenz  sich  bewegte,  trat  im  Mai  eine  vorübergehende 
Stockung  des  Geschäftes  ein.  Man  hatte  es  zu  grofsen  Dimensionen 
geschafft  und  dabei  vergessen,  dafs  die  durch  die  Krisis  geschwächte 
Konsumtionskapazität  des  Volkes  sich  noch  nicht  genügend  erholt 
hatte,  um  in  einer  mit  der  Produktion  gleichmäfsigen  Progression  die 
neuen  Erzeugnisse  völlig  absorbieren  zu  können.  Erst  nach  und  nach 
wird  ein  Mensch  von  einem  schweren  Leiden  hergestellt  und  ein 
Rückfall  ist  leicht  zu  befürchfen,  wenn   dem  Rekonvaleszenten  soviel 
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als  dem  Gesunden  zufremutet  wird.  Ähnliches  tritt  in  der  Volks- 
wirtschaft mit  derselben  Notwendigkeit  ein.  Entfernt  man  die  That- 
Sachen  des  letzterwähnten  Monats  ganz  aus  der  Tabelle,  um  nur  ein 
Bild  der  Ausstände  während  des  Steigen»  der  (Teschäftskonjunktur 
zu  haben,  so  finden  wir,  dafs  zu  der  beobachteten  Zeit  von  185 
Arbeitseinstellungen  133  den  Arbeitern  ein  günstiges  Resultat  ge- 
liefert  haben. 

Aus  der  gewtninenen  Erfahrung  können  wir  nuu  zunächst  einen 
Schlufs  ziehen,  welcher  für  die  Arbeiterfrage  beherzigenswert  erscheinen 
dürfte.  Warum  lassen  die  Arbeitgeber  bei  einer  Mehrforderung  der 
Arbeiter  es  so  leicht  zu  einem  Ausstand  kommen  und  warum  setzen 
die  Arbeiter  einer  Lohnreduktiou  so  leicht  eine  Arbeitseinstellung 
entgegen?  Besser  wäre  es,  wenn  beide  das  für  sie  Nachteilige  ver- 
mieden, da  der  Erfolg  doch  der  Regel  nach  ein  vorherbestimmter 
ist.  Kurzsichtigkeit  und  Überschätzung  der  eigenen  Lage  von  beiden 
Seiten  führt  ott  zum  strike,  während  ein  friedlicher  Ausgleich  jedem 
auch  dasjenige  bringen  würde,  was  den  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Zuständen  angemessen  ist.  Es  könnte  aus  dieser  Auffassung  leicht 
gefolgert  werden,  dafs  Angebot  und  Nachfrage  ausschliefslich  den  Lohn 
bestimmen  und  dafs  soziale  Mittel  an  dem  Arheitereinkomnien  nichts 
zu  ändern  vermöchten.  Wer  indessen  sagt,  dafs  olnie  den  Ausstand 
der  Lohn  in  derselben  Weise  oder  eben  so  bald  erhöht  worden  wäre, 
als  n»it  demselben,  hat  nicht  zu  vergessen,  dafs  die  durch  den  Ge* 
werkverein  geschaffene  soziale  Kraft  es  erst  ist,  durch  welche  die 
Arbeitgeber  gezwungen  werden  mit  steigenden  Warenpreisen  ent- 
sprechend den  Lohn  in  die  Höhe  zu  setzen.  Zwischen  die  Nach- 
frage nach  Arbeitsleistungen  und  dem  Angebot  von  Seiten  der  isolierten 
Arbeiter  schiebt  sich  ein  gesellschaftliches  Mittelglied  ein,  die  Koa- 
lition der  Anbietenden,  bei  welcher  durch  Zurückhaltung  des  Angebotes 
die  Spannung  zwischen  diesem  und  der  Nachfrage  verstärkt  wird. 
Ohne  eine  solche  koalierte  Machtstellung  steigen  die  Löhne  zwar  auch 
mit  den  Warenpreisen,  aber  lange  nicht  in  dem  Mafse  wie  mit  der- 
selben. Die  Verteilung  zwischen  Arbeitslohn  und  Gewinn  erfolgt  nicht 
durch  Naturthatsachen  allein,  sondern  wesentlich  auch  durch  die  ge- 
sellschaftlichen Gliederungen  der  interessierten  Parteien;  und  die 
Regel  wird  die  sein,  dafs  diejenige  bei  den  Streitigkeiten  den  Erfolg 
davon  trägt,  welche  durch  natürhche  und  soziale  Chancen  in  der  Lage 
ist,  die  gegenwärtig  stärkere  zu  sein.  Insofern  ist  der  Ausgang  der 
Arbeitseinstellung  gewissermafsen  im  grofsen  und  ganzen  prädestiniert 
und  daher  unter  solcher  Annahme  auch  nutzlos. 
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Der  richtige  Sclilufs,  welcher  aus  der  Zwecklos! gkeit  der  strikes , 
unter  der  Voraussetzung  des  Vorhandenseins  der  Gewerkschaften  xu  J 
ziehen  ist,  heniht  darin,  dafs  ein  Schiedsgericht  respektive  Eiiiigungs- 
kaniTnern  zu  empfehlen  sind,  durch  welche  der  wahre  Sachverhalt  der  j 
MarktbedingUDgen  klargelegt  wird.  In  einem  späteren  Ahschnitt  werden  i 
wir  auf  diese  friedliche  Lösung  des  KonHiktes  zurilckkomuien  und  an 
der  Hand  der  amerikauischen  Erfahrungen  alle  die  Vorteile  zu  be-j 
leuchten  versuchen,  welche  daraus  hervorgehen. 

Eine  Thatsache,  welche  der  Beachtung  wert  ist,  dürfen  wir  bei 
der  Würdigung  der  oben  vorgeführten  kurzen  Geschichte  der  Tusca- 
rawa-strikes  nicht  übersehen.  Wir  meinen  den  Zeitpunkt  der  Gründung! 
der  Arbeiterkoalitionen.  Aus  dem  kurzen  historischen  Äbrifs  geht  jeden- 
falls hervor,  dafs  die  Zeiten  der  Ruhe,  tl.  h.  des  annährenden  Gleich- 
gewichts zwischen  Produktion  und  Konsumtion  keine  Neuschaffungen 
bringen,  während  die  Perioden  der  Verschiebung,  also  teils  die  Ge-l 
Schäftsdepression,  teils  der  Aufschwung  des  ökonomischen  Lebens  atur 
Errichtung  von  Vereinen  geeignet  erscheinen.  Bei  der  ersteren  wird 
den  Arbeitern  der  Gedanke  besonders  nahe  gelegt,  dafs  ein  Schutz 
des  Isolierten  in  der  Verbindung  der  in  gleichem  Mafse  Bedrängten 
zu  suchen  ist  und  bei  dem  wirtschaftlichen  Gegenstück  ist  die  ähn- 
liche (Jberlegung  verständlich,  dafs  nur  die  assoziierte  Gesamtheit  im 
Stande  ist,  die  augenblickliche  günstige  Lage  nicht  zu  verpassen.  Die 
Geschichte  der  amerikanischen  Gewerkvereine  zeigt,  dafs  die  bei  weitem 
gröfsere  Anzahl  derselben  in  der  Periode  der  steigenden  Nachfrage 
nach  Arbeitsleistungen  entstanden  ist.  Die  Tendenz  zur  Schaffung' 
von  Genossenschaften  zei^t  sich  zwar  in  der  Zeit  der  Verkehrsstockung  ' 
in  allen  Teilen  des  Landes  auch,  aber  es  sind  stärkere  Gegenströmungen 
vorhanden,  welche  Ansätze  jener  Art  so  oft  im  Keime  ersticken.  Zu 
diesen  hemmenden  Ursachen  gehört  zunächst  die  M»»glichkeit  der 
UntiTnehmer  mit  Nichtunionsleuten  ihren  Betrieb  im  Gang  zu  er* 
halten.  I>as  Angebot  der  Arbeit  ist  gröfser  als  die  Nachfrage  danach 
und  die  Produktion  ist  auf  einen  geringeren  Umfang  als  früher  re- 
duziert.  So  kann  der  Arbeitgeber  seine  Leute  sich  aussuchen  und 
die  Nichtzugehörigkeit  zu  einem  Verein  als  Bedingung  der  Anstellung 
aussprechen.  Ein  weiteres  Hindernis  liegt  in  dem  Mangel  an 
Geldmitteln,  welche  nicht  nur  für  das  Drucken  d^r  Statuten  und  Zir- 
kulare, dem  Mieten  von  Lokalen  etc.,  sondern  vor  allem  zu  der  Eta- 
blierung einer  Unterstützungskasse,  den»  starken  inneren  Halt  der  i 
Arbeitervereine  erfonlerlich  sind.  Das  ungenügende  Vorhandensein  sol- 
cher F'onds  erscheint  gerade  in  der  Mitte  der  siebenziger  Jahre  als  der  | 
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entsclieidende  Orund,  dafs  die  moisten  im  Laiii  der  vorhergehenden 
Bwanzig  Jahre  geschaffenen  Gewerkvereine  zerfallen  sind.  Im  Herbst 
1879  erhielten  die  Ideen  der  Koalitionsbestrebungen  neues  Leben  und 
^anknüpfend  an  die  Tradition  vergangener  Tage  schritten  die  Hand- 
arbeiter zu  der  Gründung  lokaler  und  bald  darauf  nationaler  Ver- 
brüderungen. Von  letzteren  lösten  sich  in  der  genannten  Periode  fol* 
gende  auf:  Die  Wagenmacher,  die  Maler  und  Lackierer,  die  Maschinen- 
bauer, die  Backsteinleger,  die  Küfer,  die  Bergleute,  die  Schuhmacher 
(Crispins)  und  die  Eisengiefser.  Die  übrigen  nationalen  Gewerkver- 
eine verloren  ihre  meisten  /weiggenossenschaften,  so  dafs  sie  nur  über 
eine  geringe  Mitgliederzahl  zu  verfügen  hattei»,  und  aufserdem  ver- 
schwanden und  zwar  zuerst  alle  diejenigen  Verbindungen,  welche  es 
über  eine  örtliche  Organisation  nicht  hinaus  gebracht  hatten  *). 

Die  Errichtung  von  Arbeiterverbünden  ist  bisweilen  die  Folge  der 
Ausstände.  Bei  diesen  ist  die  Einigkeit  die  erste  Vorbedingung  eines 
Sieges.  Andernfalls  kann  der  von  den  Unternehmern  so  oft  gemachte 
Versuch  glücken,  einem  Teil  der  Arbeiter  teilweise  oder  ganz  nachzu- 
geben und  dem  anderen  entgegenzutreten,  um  so  die  Ausständigen  zu 
trennen.  Diejenigen,  welche  trotz  einer  Union  aul'  die  Propositionen 
der  Arbeitgeber  eingehen,  werden  scabs  (auch  rats,  knobsticks  oder 
Lohnmönler)  genannt,  und  gelten  als  Verräter  der  Arbeitersacbe.  Sie 
können  nach  einem  trotz  ihres  Abfalles  erfolgreichen  strike  der  Rache 
ihrer  ehemaligen  Genossen  gewifs  sein.  Denn  nun  stellen  die  Sieger,  ehe 
sie  wieder  an  die  Arbeit  gehen,  dem  Lobugeber  die  Bedingung,  dafs 
zuerst  die  Verrater  entlassen  werden.  Geht  der  strike  verloren,  so 
bleibt  der  scab  zwar  bei  der  Arbeit,  aber  er  kann  sicher  sein,  duls 
seine  Gegner  seine  Handlung  nie  verzeihen  werden.  Das  Motiv,  dafs 
Arbeiter  doch  immer  wieder  zu  solchen  Abtrünnigen  werden,  liegt 
einfach  darin,  dafs  bei  einem  strike  oft  die  Not  des  Einzelnen  grofs 
ist  und  mancher  lieber  seinen  Arbeitsgenossen  als  seiner  Familie  ein 


1)  Dtr  Bericht  des  arbeitsstAtiatischeti  BÜrcAU»  von  Missouri  vom  1.  JnnUAr  1881 
kennt  iti  dein  Staat  19  Gcwerksekufteu.  Vou  die^eu  BJiad  1879  und  1880  14  ^cgrUiidot 
wurden,  während  titir  5  aus  der  frühere»  Zmt  übrig  geblieben  waren.  In  Ohio  gfvb  qs 
im  Anfang  des  Jahres  1881  mtl  40  000  Mitgliedern  etwa  160  Gewerk^^chafteii,  dertn 
Entstehen  ebenfait»  vorwiegend  auf  die  beiden  vorberg^ehenden  Jahre  «ardukgeftlhrt  wird 
Im  Lauf  do5  Jahres  1881  wurden  Kudetn  14  Neubilduiifren  dem  arbettsstatiatbL'hen  ßßreau 
dcB  Staates  iiyemeldot  Iti  der  Stadt  New-Yt»rk  waren  im  Sommer  desselben  Jahre»  etwa 
30  000  OewerkvereitJägeuossen  vorbanden,  während  man  1877  annähernd  6000  i^exAlilt 
hatte.  Die  Kigarrenmacheruttien  derselben  Stadt  hatte  1881  3  itOO  Teilnetimer  and  ein 
Jahr  suvor  nur  380  Die  deutsche  Typographie  2ÜhIte  in  den  Vereinigten  StAAten  vor 
j  dtf  Kriiiia   1200  Mitglieder  während    tR7©  nur  «orh   950  rerristncrf  wnr^-fi 
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Übel   zufügen    will     Auf  eine  Verehrung  von  Seiten  der  Arbeitgeber] 
hat  ein  solcher  übrigens  nicht  zu  rechnen,  denn  wie  der  Verräter  im  , 
Kriege  von  dem  verachtet  wird,  der  ihn  benutzt,,  su  geht  es  auch  dem  j 
Arbeiter,  der  durch  sein  Treiben  seinen  Genossen  eine  Niederlage  be- ' 
reitet  hat     Mit  den   scabs  sind  die  „Schwar/füfse"  (blacklegs)  nicht 
zu  verwechseln.    Die  letzteren  sind  namentlich  solche  Arbeiter,  welche  { 
die   Unternehmer   während   eines   Ausstandes   aus  anderen  Gegenden 
kommen    lassen*     Auch    sie    sind    gehafst   wie   jene    und   die   erste 
Gelegenheit,   die  sich  bietet,  ihnen  einen  Verdrufs  zu  bereiten,  wird 
von  den  Ausstandigen  wahrgenommen.     Von  den  in  dem  Tuscarawa- 
thal  beschäftigten   Kohlengrfibern   wird  von   einem  der  dortigen  Ar- 1 
beitführer  folgender  Racheakt  einem  Kommissär  des  arbeitsstatistischen 
Bureaus   von  Ohio  erzahlt.    „Die  einzige  Störung  in  dem  Grubenbau 
während  des  Winters  1870  auf  71  war  ein  Versuch,  welcher  von  den 
Schwarzfüfsen,  welche  an  der  Südgrube  der  Brewster  Kohlenkompanie 
arbeiteten,   gemacht   wurde,   einen    weiteren   Ausstand   hervorzurufen. 
Zu  diesem  Zwecke  versammelten    sie  sich  in  der  Schmiede werkstätte 
und   luden   die  alti^n  Arbeiter  zu  ihrer  Versammlung  ein,   indem  sie  i 
dieselben  ersuchten,  sich  mit  ihnen  zu  vereinigen  und  eine  Erhöhung 
von  10  CS.  per  Tonne  zu  fordern;  letztere  aber  erachteten  die  Sache  i 
als   zu   fadenscheinig  und   erinnerten   während   der  Versammlung   die  i 
Fremden,  dafs  sie  kein  Vertrauen  in  die  Männer  setzen  können,  welche  j 
vor  einigen  Monaten  sie  so  schmählich  verkauft  und  ihre  Plätze  ein- 
genommen  hätten,  während   sie   für  das   ausstanden,  was  sie  für  ge- 
rechtes Gebühr   erachtet    hätten.     Einige  Morgen  später  waren   die] 
Fremden,  als  sie  an  die  Abstofsstellen  kamen,  traurig  überrascht,  alsj 
sie  ausfindig  machten,  dafs  ihre  Werkzeuge  fehlten  und       Frau  Famaj 
bescküdigte  viele,  aber  überführte  niemand.    Sie  wandten  sich  an  diel 
Kompanie  ihnen  die  Werkzeuge  wieder  zu  liefern,  dem  Anschein  nach] 
aber  war  ihre  Mission  beendet,  welche  Thatsache  die  Grubenbesif/or 
nicht  zögerten  ihnen  kund  und  wissen  zu  thun.^' 

Aufser  der  erwähnten  Methode  der  amerikanischen  Arbeitgeber,! 
einen  Teil  ihrer  Leute  von  dem  Gros  derselben  zu  trennen,  sind  hicrj 
noch  einige  Praktiken  zu  nennen,  welche  bisweilen  entweder  bei  einer] 
Arbeitseinstellung  oder  nach  derselben  angewendet  werden.  Dahin  | 
gehört  die  Benutzung  der  „schwarzen  Liste"  (black  list),  in  welche  I 
diejenigen  Arbeiter  eingetragen  werden,  welche  entweder  als  hervor- 
ragende Gewerk verein führer  oder  als  Agitatoren  bekannt  sind.  Diese] 
Liste  wird  für  ein  Untern(*hmerkartell  aufgestellt  und  allen  Teilnehmern 
desselben  zugesandt.    Sie  hat  den  Zweck  die  Proskribierten  von  der  j 


Die  Gewerk vereine  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  331 

Arbeit  auszuschliefsen'und  sie  zum  Fortgehen  zu  veranlassen.  Auch 
da,  wo  solche  Arbeitgeberverbände  nicht  existieren,  hat  man  von  der 
schwarzen  Liste  gehört,  aber  hier  ist  sie  wohl  nur  selten  zu  einer 
dauernden  Einrichtung  geworden.  Am  heftigsten  beklagen  sich  die 
Arbeiter  über  die  Art  und  Weise,  mit  welcher  dies  Verfahren  gehand- 
habt wird.  Intriguen  werden  in  das  Werk  gesetzt  um  einen  Vorwand 
zum  Entlassen  zu  finden,  oder  ganz  geringfügige  Veranlassungen 
werden  benutzt,  um  einen  fleifsigen  Arbeiter  plötzlich  seines  Ver- 
dienstes zu  berauben  ^).  Bei  der  Beurteilung  dieses  Institutes  mufs 
man  einerseits  bedenken,  dafs  die  Unternehmer  ein  durchaus  berech- 
tigtes Interesse  daran  haben,  Ordnung  in  ihrer  Werkstätte  zu  halten 
und  diejenigen  Elemente  zu  entfernen,  welche  nur  Unfrieden  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  zu  säen  geeignet  sind,  auch  volkswirtschaftlich 
ist  dies  durchaus  im  Interesse  der  Produktion  gerechtfertigt.  Ander- 
seits darf  man  aber  nicht  vergessen,  dafs  die  schwarze  Liste  sich 
auch  als  ein  Mittel  darstellt,  die  den  Lohngebem  persönlich  mifsliebigcn 
Personen  mit  einem  Makel  zu  versehen,  welcher  die  wirtschaftliche 
Existenz  derselben  vernichten  kann.  Denn  welches  der  wahre  Grund 
ist,  aus  dem  ein  Arbeitgeber  die  Eintragung  in  die  Liste  beantragt, 
können  die  übrigen  Teilhaber  des  Untemehmerkartells  nicht  genügend 
feststellen.  Wenn  man  so  diese  Einrichtung  schon  als  eine  zwei- 
schneidige betrachten  mufs,  welche  eine  Gefahr  mit  sich  bringt,  die 
kaum  durch  die  Vorteile  derselben  aufgewogen  wird,  so  ist  ihr  jeden- 
falls deshalb  entgegenzutreten,  weil  sie  die  Ursache  von  vielen  lang- 
dauernden strikes  geworden  ist.  Sicherlich  werden  durch  sie  ebenso- 
viel Arbeitseinstellungen  hervorgerufen  als  durch  die  auf  sie  zurück- 
zuführende Entfernung  von  unzufriedenen,  unruhigen  Geistern  ver- 
mindert werden.  Bei  der  oben  vorgeführten  Statistik  haben  wir  schon 
auf  die  ersteren  Strikeursachen  hingedeutet 

Eine  andere  Kampfweise,  durch  welche  die  Fabrikanten  die  Kraft 
der  Gewerkschaft  zu  brechen  suchen,  berichtet  die  New- Yorker  Ge- 
werkschaftszeitung im  September  1880  von  einem  17  Wochen  dauern- 
den Ausstande  der  Ofengiefserunion  von  Cincinnati.  Wir  geben  den 
Vorgang  in  der  drastischen  Darstellungsweise  des  Monatsblattcs*) 
wieder: 

„Die  Union  hatte  sich  mit  der  Firma  kontraktlich  auf  eine  be- 
stimmte Lohnliste  geeinigt.    Am  4  April  dieses  Jahres  lief  der  Kon- 

1)  Einige  Beispiele:    18.  Beriebt   des  arbeitsstatistischen  Bfireaus  von  Massachusetts 
1882.     S.  845  ff. 

2)  New- Yorker  Gewerkschaftszeitung  20.  Sept.  1880. 
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trakt  ab.    Die  Firma  legte  sofort  freiwillig  10  ProzeDt  zu.    Die  Utiioti| 
giug  auf  Am  Leim  und  nahm  die  10  Prozent  ohne  Handel  an.     Die 
Firma    liels    nun  Hals  über  Kopf  eine   Masse  Vorrat  arbeiten   und 
glaubte  sich   am  4.  Mai  ihrer  Sache  gewifs,    indem   sie  ohne  weiterej 
Umstände  die  am  4.  April  gegebene  lOprozentige  Lohnerhöhung  zi 
rückzog.      Die   Union    beschlofs    nunmehr   einen   allgemeinen    strike 
welcher  auch  bereits  am  4.  Juli  bei  den  kleineren  Firmen  zu  Gunsteul 
der  Union  beendet  wurde.    Die  Firma  Davis,  die  aber  über  Millioneti| 
verfügt  und  den  Markt  kontrolliert,  wollte  nicht  nachgeben.    Sie  pochta 
trotzig  auf  ihren  Geldsack  und  glaubte  die  150  Ünionmitglieder,  welche 
sie  sonst  beschäftigte,  aushungern  zu  können.     Aber  hier  zeigte 
sich,  was  eine  Union  zu  leisten  vermag. 

Nachdem   die   scabs   eine  Menge  Material   verwüstet  hatten^  da 
meistens  die  von  ihnen  geleistete  Arbeit  wieder  eingeschmolzen  werden 
muTste,   lag  auch   die  Gefahr  nahe,   dals  die  Firma  ihre  Kundscliaft^. 
verli^iren  würde,  wenn   sie  nicht  bessere  Ware  lieferte.    Endlich  gingflj 
das  Parlamcntieren   los.     Die    Firnia   bot  anstatt   ihrer  früheren    10,™ 
jetzt  25  Prozent  Lohnaufschlag,  mit  der  Bedingung,  die  scabs  zu  be- 
halten. 

Die  Union  verstand  diesen  Wink  mit  dem  Zaunpfahl,  denn  xm 
wollte  offenbar  nur  die  scabs  anlernen  und  dann  die  Unionleute  euU 
lassen.     Die  Union   verlangte  darauf  hin  nur  10  Prozent  Aufschlag 
aber  Entlassung  silmtlicher  scabs  und  Eintritt  sämtlicher  Unionsleute" 
in  ihre  alten  Stellen.    Der  Millionenmano  wollte  nicht  nachgeben-     Die 
Union  aber  stand  vermöge   ihrer  musterhaften  Organisation  fest  und 
sagte:  Biegen  oder  brechen.    Endlich  zog  die  Firma  das  Biegen  dem 
Bankerott  vor,     Aufbrechung  der  Union,  waren  die  Worte  des  Davis,, 
aber  er  hatte  sich  dieser  Organisation   gegenüber  verrechnet,     Ab 
24,  August  nmfste  sich  die  Firma  den  Beschlüssen  der  Union  fügenJ 
Diesen  Praktiken   der  Unternehmer   gegenüber   kommen    jedoc 
auf  Seiten  der  Arbeiter  ebensoviele  üngehörigkeiten  vor.    Der  Unter 
schied  liegt  darin,  dafs  die  ersteren  innerhalb  der  Schranken  des  Oti 
setzes   bleiben,  wahrend  die  letzteren  zu  der  Anwendung  von  Gewalt 
schreiten.     Die    politisch   geographischen  Zustände    der    Vereinigten 
Staaten  machen  es  der  Regierung  schwer,  den  rohen  Ausbrüchen  de 
Leidenschaft  einen  energischen  Widerstand  entgegenzusetzen.  Es  ist  zu- 
nächst auf  die  häufige  Isoliertheit  der  Produktionsstätten  hinzuweisen, 
Sägemühlen,  Berg-,  Eisen-  und  Schn^elzwerke  liegen  oft  so  weit  von  dm 
volkreichen  Städten  und  den  grofsen  Verkehr sstrafsen  des  Landes  ali» 
dafs  ein  Arbeitgeber  auf  die  Unterstützung  friedliebender  Bürger  nicht 
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recbijen  kaim.  Es  tritt  zu  diesen  üniständeii  die  maügelliafte  Organi- 
sation des  Militärwesens  hinzu.  Die  regularo  Armee,  welche  etwa 
25rK)(J  Mann  betriigt,  ist  in  den  Forts  der  westlichen  Territorien  zer- 
streut, um  die  dortigen  Ansiedler  gegen  die  Einfälle  kriegerischer 
Indianer  zu  vei-teidigen ,  während  die  Miliz  eine  wenig  au  Gehorsam 
gewöhnte,  gar  nicht  einexerzierte,  von  gewählten  Offizieren  geführte 
Trappe  ist,  bei  der  das  Sympathisieren  mit  den  gewaltthätigen  Strikern 
nicht  immer  ganz  ausgeschlossen  erscheint  *).  Über  die  greisen  Eiseu- 
bahnstrikes  in  Pennsylvanien  ist  schon  viel  und  zum  Teil  zutreflendes 
geschrieben  worden,  daTs  wir  hier  auf  diese  Unruhen  nicht  einzugchen 
brauchen*).  Nm-  wollen  wir  bemerken,  dafs  der  Sozialismus  wenig 
mit  diesen  Ereignissen  zu  thun  hatte.  In  New-York,  Chicago  und 
St.  Louis  hielten  die  Sozialdemokraten  erst  nachträglich  Versammlungen 
ab,  in  denen  sie  in  langen  Reden  ihre  Sympathie  mit  dem  Geschehenen 
aussprachen.  Zu  Handlungen  kam  es  aber  nicht,  unter  den  Ver- 
hafteten in  Baltimore  war  auch  der  Sekretär  der  sozialistischen  Ar- 
beiterpartei der  Stadt,  und  dieser  Umstand  gab  verschiedenen  Zeitungen 
die  Gelegenheit  die  Behauptung  aufzustellen,  der  Aufruhr  sei  von  den 
Sozialdemokraten  ausgegangen.  Es  wurde  vielmehr  nachgewiesen, 
dafs,  als  schon  die  Gewaltthätigkeiten  im  Gang  waren,  die  Sozialisten 
erst  ihre  Mitglieder  zusammengerufen  haben,  um  jetzt  einen  Beschlufs 
über  ihr  Verhalten  zu  fassen.  Obgleich  einige  meinten  es  sei  nun 
Zeit  mit  der  „grofsen  sozialen  Revolution''  zu  beginnen,  so  hatte  doch 
die  Mehrheit  die  Einsicht,  dafs  es  sich  hier  um  vorübergehende  Ur- 
Sachen  der  Unzufriedenheit  handele  und  der  schliefsliclm  Beschlufs 
der  Versammlung  lautete  auf  Passivität.  Von  irgend  einem  Eingreifen 
dieser  Partei  hat  mau  dann  auch  nichts  vernommen,  ebensowenig  wie 
irgend  ein  sozialistisclies  Schlagwort  die  Losung  unter  den  Strikenden 
gewesen  ist 

Nach  Beendigung  der  Kämpfe  wurde  in  dem  Vereinigten  Saaten- 
Kongrefs  die  Frage  angeregt,  oh  eine  Vergröfserung  der  stehenden 
Armee  nicht  angesichts  solcher  Vorkommnisse  zu  empfehlen  sei.  Auch 
der  spätere  Präsident  Garfield  unterstützte  einen  dahin  bezüglichen 
Antrag.  Die  Mehrheit  der  Volksvertreter  trat  je<loch  einem  Gesetz- 
entwürfe, welcher  das  Militär  auf  100  OOC*  Mann  zu  erhöhen  vorschlug. 


I)  über  alehdQde<!.  Heer  und  MU\z  Tgl.  B«Ud,  dje  Voremigteii  Staaten  von  Nord- 
amerika. U  Bd..  8.  494  AT.  Aar&erdQm  über  die  uugeutigeode  mUitürische  Hilfe  bei 
»trikfis  t,Th«  r«c«iit  slrikos'*  von  Thomas  Scott  in  der  Nortlj  American  Review  von  1877. 

%)  Vergl  Revue  des  deux  mondes  1877,  Bit.  8S^  8>  561  utid  76a,  ferner  Journal 
daa  £eoaonii8t««.     Bd.  48.  S.  S60.     Farnam  A.  a.  O.»  S.  33  ff. 


334 


A.  SArtoriua  ruo  W  aller  kbaiiseiii 


cutgcgen.  Die  bill  sei  gegen  ilic  republikanische  Verfassung  der 
UiJion  gerichtet  und  köMüc  ein  Grab  der  persöDlichen  Freiheit  werde«. 
Es  ist  an  dieser  Stelle  auch  an  den  weitverzweigten  Orden  der 
Molly  Maguires,  welcher  mehrere  Jahre  in  den  Kohlen  bezirken  Peunsyl- 
vaniens  grofyien  Schrecken  verbreitete  und  mit  dem  Revolver  Genossen 
und  Feinde  tyrannisierte,  zu  erinnern.  Man  schreibt  in  Amerika  das 
Entstehen  dieses  gewaltthätigen  Geheimbundes  vielfach  den  unpoli- 
tischen Mafsre^eln  der  Gesetzgebung  des  Staates  Pennsylvaiiien  gegen 
die  Ge  werk  vereine  zu.  Diese  Bedrückung  derselben  habe  eine  geheime 
Organisation  erzeugt  und  die  dem  Arbeiterstande  nachteiligen  Gesetze 
hätten  die  Gewaltthaten  hervorgebracht.  Ware  eine  freie  Entfaltung 
des  Notwendigen  geduldet  worden,  so  würden  die  unnatürlichen  Aus- 
wüchse der  Arbeiterorganisatiou  niemals  zu  Tage  getreten  sein.  Aus 
dem  di(»ser  Auffassung  zu  Grunde  liegenden  allgemeinen  Satz,  welcher 
in  Amerika  unter  den  Gebildeten  viele  Anhänger  hat  und  dem  eine 
teilweise  berechtigte  Seite  auch  nicht  abgesprochen  werden  kann  — 
dafs  politischer  Druck,  wie  z.  B.  Ausnahmegesetze,  ein  revolutionäres 
Treiben  grofszöge,  eine  gleiche  Freiheit  aber  zum  steten  Siege  der 
Vernunft  führe,  —  wird  auch  der  Schlufs  gezogen,  dafs  in  Nordamerika 
kein  Boden  für  sozialdemokratische,  umstürzende  Bestrebungen  sei. 
Die  Freiheit  politische  und  soziale  Gedanken  praktisch  zu  verwirklichen, 
sei  genügend,  um  alles  auszuschliefsen,  was  den  Stempel  des  Unver- 
standes an  sich  trage.  Die  Gewaltthaten  bei  Arbeitseinstellungen  be* 
zeugen  al>er  gewifs  wenig  Überlegung,  wie  auch  die  Arbeiter  selbst 
nach  Beendigung  <ies  Ausstandes  oft  genug  bekundet  haben.  Die 
Anwendung  von  Gewaltmafsregeln  in  sozialen  Dingen  ist  in  gesell- 
schaftlichen Kftmpfen  entweder  die  Folge  einer  erbitterten  Stimmung, 
welche  ebenso  wie  durch  politisches  Eiogreifen  in  die  Angelegenheiten 
der  betreffenden  Menschengruppen,  als  auch  durch  die  von  einem  anderen 
Gesellschaftsteil  getroffenen  Mafsregeln  hervorgebracht  werden  kann, 
welche  die  bedrückte  Klasse  als  einen  Eingriff  i^  ihre  Rechte  ansieht, 
oder  die  rohen  Ausbrüche  der  Leidenschaft  ergeben  sich  aus  schlechten 
Motiven,  wie  Gewinnsucht  und  dergl.  Beide  Ursachen  lassen  sich  bei 
den  Molly  Maguires  nachweisen.  Was  nun  die  geheimen  Arbeiter- 
bündnisse angeht,  so  kennt  Amerika  solche,  wie  z,  B.  die  Glasbläser- 
union und  die  Ritter  der  Arbeit,  auch  ohne  dafs  ein  besonderer  po- 
litischer Zwang  auf  deren  Genossen  ausgeübt  wiire.  Der  Öffentlichkeit 
verschlossene  Verbindungen  haben  sich  einlach  deshalb  so  organisiert, 
damit  ihre  politischen  und  sozialen  Gegner  von  ihrem  Bestehen  nichts 
erfaliren   sollen.     Dafs   der   Sozialismus  in  den  Vereinigten  Staateo 
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lange  nicht  die  Macht  erlangen  konnte  als  in  Europa,  erklärt  sich 
fast  ausschliefslich  aus  den  günstigen  wirtschaftlichen  Zuständen  der 
Union,  nicht  etwa  aus  der  Koalitionsfreiheit,  welche  in  Frankreich 
ebenso  besteht  als  dort  und  in  Deutschland  in  der  Zeit  des  haupt- 
sächlichen Anwachsens  der  Sozialdemokratie  auch  bestanden  hat. 

Doch  kehren  wir  zu  den  Gewaltthaten  bei  den  strikes  zurück. 
Sie  sind  zweierlei  Art  Entweder  richten  sie  sich  und  dies  ist  der 
am  meisten  vorkommende  Fall,  gegen  diejenigen  Arbeiter,  welche  die 
frei  gewordenen  Stellen  ausfüllen  sollen,  oder  gegen  die  Unternehmer 
und  deren  Angestellte.  Vorgänge  der  ersteren  Art  kommen  in  Zeiten 
der  Geschäftsdepression  wie  in  der  Periode  des  Geschäftsaufschwunges 
vor.  Die  Zeitungen  bringen  genug  derartige  Berichte.  Wir  führen 
einige  charakteristische  Beispiele  an.  Im  Jahre  1874  konnten  in  dem 
Hafen  von  Hoboken  nur  200  von  den  600  Arbeitern  der  Longshoremen- 
Union  zur  Zeit  von  der  deutschen  Lloydgesellschaft  beschäftigt  werden. 
Die  Gewerkschaft  beanspruchte  als  Lohn  40  es.  per  Stunde  und  ab- 
wechselnde Beschäftigung  ihrer  Mitglieder.  Bei  dieser  hohen  For- 
derung konnte  auf  diese  Weise  die  ganze  Genossenschaft  ihren  Unterhalt 
finden.  Die  Schififfahrtskompanie  konnte  jedoch  diesen  Preis  (20  M. 
für  12  Stunden)  nicht  gewähren  und  mietete  in  New- York  andere  Ar- 
beiter, an  denen  damals  kein  Mangel  war.  Als  diese  an  den  Docks 
angelangt  waren,  fanden  sie  die  Eingänge  derselben  von  den  strikenden 
Longshoremen  besetzt,  welche  jeden  Versuch  der  Ankömmlinge  zu 
ihrer  Arbeit  zu  kommen  mit  Gewalt  verhinderten.  Dieser  Belagerungs- 
zustand dauerte  drei  Wochen,  bis  die  Kasse  der  Unionsleute  zum  Teil 
erschöpft  und  der  Präsident  mit  dem  Rest  der  Gelder  durchgegangen 
war.  Polizei  und  Miliztruppen  zu  beordern  hielt  die  Staatsbehörde 
nicht  für  rätlich,  so  lange  keine  Zerstörung  des  Eigentums  vorge- 
kommen war.  Die  Direktion  des  norddeutschen  Lloyd  wufste  sich 
übrigens  zu  helfen,  indem  sie  mit  einem  Dampfer  direkt  aus  New- York 
die  Arbeiter  nach  der  Aufsenseite  des  Docks  brachte  und  während 
der  Zeit  des  strikes  in  den  gerade  dort  liegenden  grofsen  Dampfern 
die  so  herbeigeschafften  Leute  einquartierte  und  beköstigte. 

Nicht  selten  gehen  die  Ausständigen  über  diese  Art  Verteidigung 
hinaus  und  gehen  zum  Angriff  über.  Dann  kommt  es  zu  förmlichen 
Schlachten  zwischen  den  den  Besitz  schützenden  Bürgern  und  den 
Arbeitern.  Im  Sommer  1880  brach  in  Ijeadville  (Kolorado)  ein  grofser 
strike  unter  den  dortigen  Bergleuten  zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
auf  8  Stunden  aus,  welcher  zur  Gründung  der  Miners-Union  und  einer 
Zeitung  „the  Grisis^'  benannt,  führte.  Da  die  Unternehmer  nicht  nach- 
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gaben,  schien  Jen  Arbeitsführern  die  Anwendung  von  Gewalt  rat 
und  eine  grofse  Schar  der  Leute  mit  Revolvern,  Flinten  und  Stf»ckc 
bewaffnet  suchte  unter  Androhung  allgemeiner  Verwüstung  die  Be- 
dinguugen  zu  ertrotzen.  Die  gesamten  übrigen  Bewohner  der  Stailfl 
nicht  strikende  Grubenarbeiter,  Handwerker,  Kauf  Leute  u.  s.  w*  b^^ 
wafl'neten  sicli  ebenfalls  und  formierten  einige  Regimenter,  Mehre 
Tage  war  Leadville  in  zwei  Heerlager  geteilt  und  die  Hauptütrafseu 
waren  der  Schauplatz  wilder  Raufereien,  als  unter  den  Ausständigen 
Uneinigkeiten  entstanden  und  nach  Bestrafen  einiger  Rädelsfühi-er  die 
Uuhe  wieder  hergestellt  wurde  0«  fl 

Bei  den  in  den  Städten  vorkommenden  Ausständen,  welche  gröfsere 
Dimensionen  annehmen,  suchen  beide  Parteien  die  Gunst  des  PubÜ^ 
kums  zu  erwerben.  Die  öffentliche  Meinung  erscheint  beiden  als»  eifl 
nicht  zu  verachtender  Bundesgenosse,  Die  Beeinflussung  der  poli- 
tischen Zeitungen  erscheint  dann  als  die  erste  Aufgabe.  Ob  das  Pu^ 
blikum  einen  lebhaften  Anteil  an  den  Verhandlungen  nimmt,  hän^| 
wesentlich  davon  ab,  ob  es  durch  den  Ausstand  unmittelbar  betioffen 
wird.  Letzteres  ist  z,  B*  der  Fall,  wenn  infolge  der  Arbeitseiustellui] 
der  Eisen-  oder  Pferdebahn  verkehr  unterbrochen  wird.  Bei  einer  Vel 
anlassung  der  letzteren  Art  in  St.  Louis  schreibt  die  Irish  World 
Mai  \><Sl:  „AuXserordentlich  belehrend  und  interessant  ist  es  für  Je 
man  den,  der  aus  der  Entwickelung  der  Arbeiterfrage  ein  Studium 
macht,  von  Tag  zu  Tag  in  den  Zeitungen  die  strikes,  welche  iu  den 
verschiedenen  Teilen  des  Landes  vorkommen,  zu  verfolgen.  Die 
beitseinstellungen  sind  eine  regelmäfsige  Erscheinung  in  unseren  ge 
sellschaftUchen  Leben  geworden.  Obgleich  sie  auf  keiner  rationelle 
Basis  beruhen,  thun  sie  doch  als  Mittel  zum  Widerstände  den  Arbeiter 
viel  Gutes.  Es  ist  allgemein  bekannt,  dafs  das  Publikum  als  Richte 
zwischen  den  tyrannischen  Kapitalgesellschaften  und  deren  Arbeit« 
steht.  Das  Recht  dieser  oder  jener  Partei  wird  an  jeder  Strafseneck^ 
in  jeder  Haushaltung  hin  und  her  besprochen  und  ich  habe  in 
Freuden  bemerkt,  dafs  in  letzter  Zeit  bei  verschiedenen  Gelegenheit 
das  Publikum  und  selbst  die  dominierende  Presse  Partei  für  die 
beiter  gegen  die  Unternehmer  ergrifl^en  hat  Die  in  diesem  Lande 
mächtige  öffentliche  Meinung  spielt  daher  in  dem  Streite  eine  grofse 
Rolle  und  das  Bestreben  ist  jetzt  stets  das  Publikum  für  den  ntrike 
zu  gewinnen.  Alf  dieses  sieht  gut  aus  und  verspricht  viel.  Es  wird 
so  das  allgemeine  Verständnis  immer  mehr  erwachen,  dafs   das  In- 

1)  Näheres   über   die  Arbmterbevrttkeriinp^  Leadrllles    in    tio«m  AufiKtx    v^n    loir  to 
der  Beilage  der  AU.  Zeiiung  vod  16.  April  188S. 
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teresse  des  Publikums  bei  der  ÜDterdrückuDg  der  Arbeit  gefährdet 
ist  und  es  daher  ein  Recht  hat  von  den  Untern ebmeru  Gerechtigkeit 
zu  fordern.  Dies  stimmt  vollkommen  mit  dem  republikanischen  System 
überein,  nach  welchem  daa  Volk  die  Souveränität  inne  hat  Bisher 
wui'den  die  Striker  bei  ihren  Kämpfen  mit  den  Unternehmern  nur  von 
ihren  Mitarbeitern  unterstützt.  Wean  es  erst  allgemein  anerkannt  ist, 
dafs  das  Publikum  in  einem  grofsen  Ausstande  Partei  nehmen  mufs, 
so  wird  ea  den  Arbeitern^  falls  sie  im  Rechte  sind  mit  Geldmitteln 
zu  Hilfe  kommen.  Richtet  sich  der  strike  gegen  die  Inhaber  öffent- 
licher Verkehrsmittel,  wie  z,  B.  gegen  die  grofsen  Eisenbahngesell- 
schaften, so  hat  das  gestörte  reisende  Publikum  unlängst  sehr  be- 
stimmt das  Recht  beansprucht,  von  den  Unternehmern  zu  verlangen, 
diejenigün  gerecht  und  billig  zu  bebandeln,  die  für  sie  arbeiten",  Dafs 
die  öffentliche  Meinung  in  solchen  Fallen  im  Stande  ist  den  Ausschlag 
zu  geben,  geht  aus  einem  erfolgreichen  Ausstand  der  an  den  Strafsen- 
bahnen  von  CiuciDnati  beschäftigten  Personen  hervor^):  Die  täglicfien 
Löhne,  welche  vor  demselben  für  15 — 16  Stunden  bezahlt  wui'den, 
betrugen  für  die  Kondukteure  1,75  S,  für  die  Kutscher  1,50  S  und 
für  die  Stallknechte  1,25  S,  Es  wurde  nun  für  jede  dieser  Be- 
schäftigungen eine  Erhöhung  von  ÖO  es.  verlangt.  Die  Direktion  der 
konsolidierten  Strafseneisenbahugesellschaft  erklärte  jedoch  auf  diese 
Mehrforderung  nicht  eingehen  zu  können  ,  ubgleich  man  dieselbe  in 
der  Stadt  allgemein  für  billig  hielt  So  wurde  denn  die  Arbeitsein- 
stellung beschlossen  und  der  gesamte  Bahnverkehr  war  mit  einem 
Schlage  suspendiert.  Zu  Exzessen  kam  es  nur  in  einem  Falle,  als 
einige  Leute,  welche  auf  ihren  Posten  beharren  wollten^  ihren  Wagen 
zu  verlassen  gezwungen  wurden.  Die  Miinjier,  welche  so  gewaltsam 
vorgingen,  waren  aber  nicht  Bahnbedienstete,  sondern  unbeteiligte 
Personen.  Am  Abend  des  ersten  Ausstandtages  empfahl  der  Vor- 
sitzende den  Arbeitern  auf  das  Dringenste  jeder  Gewalt  wie  auch  des 
Trinkens  sich  zu  enthalten,  da  beides  für  sie  sicheres  Mifslingen  zur 
Folge  haben  würde.  In  derselben  Sitzung  wurde  folgende  Zuschrift 
von  einem  hervorragenden  Bürger  verlesen: 

kn  den  Vorsitzenden  der  Versammlung  der  Strafsenbahnbedieusteten ! 

„Ziehen  Sie  die  Summe  von  fünfzig  Dollars  auf  meinen  Namen 
um  den  Ausstand  in  Gang  zu  erhalten.  Das  Publikum  schuldet  der 
Gesellschaft  nichts.     Wenn   nicht  die  Korruption  des  Stadtrates  und 


1)  V«rgL  d«ii  J&hr«sb«ncl]t  des  urbeiUatJitiati»cbeti  BüreauA  von  Ohio  1881. 
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der  Behörde  für  öffentliche  Bauten  wäre,  würde  sie  kein  Recht  habei 
Wage»  auf  unseren  Strafsen  fahren  zu  hissen.  Es  ist  die  Pflicht  dei 
Publikums  diesem  Ausstande  seine  UnterstützuDg  angedeihen  zu  lassen.** 

Zwei  Tage   später  wurde  ein  Versuch   gemacht   einige  Wagon^ 
unter  Bewachung  von  Polizisten    fahren   zu  lassen.    Die  Striker  ver-" 
sammelten    sich    auf   einem    öffentlichen   Platze   und   hoben,  als   die_ 
Wagen   daherkamen,   dieselben  von   den  Geleisen   und  schickten  die 
Pferde  in  die  Ställe  zurück.    Die  Polizisten,  welche  nur  zu  dem  Zwecke 
mitgeschickt   waren,    das    Eigeutum    der  Gesellschaft    zu    schützen, 
mischten  sich,  da  kein  Schaden  angerichtet  wurde,  nicht  ein.    Kund- 
gebungen  der  Sympathie   und  Anerbieten   materiellen  Beistandes  für 
die   Ausstiindigen    liefen    von    verschiedenen  Bürgern   ein,    in   einem, 
Falle  wurden  2<X)  S  zur  Verfügung  gestellt 

Eine  Bittschrift,  welche  von  zahlreichen  hervorragenden  Geschäfts-- 
firmen  unterzeichnet  war,  wurde  der  Gesellschatt  unterbreitet;  in  der-- 
selben  wurde  dargelegt,  dafs  nach  ihrer  (der  Unterzeichner)  Meinung 
die  Löhne,  welche  die  Gesellschaft  den  Treibern  und  Kondukteuren^ 
in  Anbetracht  der  vielen  Stunden,  während  welchen  dieselben  arbeiteten,'' 
eine  ungenügende  Vergütung  bildeten  und  in  vielen  Fällen  für  den 
Unterhalt  der  Familien  derselben  nicht  hinreichten;  sie  ersuchten 
daher  den  Präsidenten  und  das  Direktorium  der  Gesellschaft,  deren^ 
Ftirderungeri,  welche  sie  für  billig  und  recht  erachten,  zu  entsprechen.^ 

Von  einer  Versammlung  der  Ausständigen  wurde  eine  Bittschrift 
aufgesetzt  und  in  Umlauf  gebracht,  worin  das  Publikum  aufgefordert 
wurde,  sich  des  Fahrens  in  Bahn  wägen  zu  enthalten,  welche  nicht 
von  ihren  Leuten  bedient  wttitlen.  Ein  Dankbeschlufs  wurde  einem 
hervorragenden  Bürger,  welcher  hinreichende  materielle  Hilfe  ange 
böten  hatte,  überbracht. 

Eine  grofse  Versammlung  der  Bewohner  des  Ostendes  der  Stadt 
wurde   am   Abend   abgehalten-     Der  Vorsitzende   erklärte,  dafs   der" 
Zweck  der  Versammlung  ein  solcher  sei,  an  welchem  ein  jeder  Steuer- 
zahler,  welcher  das  Wegerecbt   hergegeben    habe   und  ein  jeder  Ar- 
beiter in   der  Gemeinde   ein   Interesse   habe,   und  er  freue   sich,  zu 
sehen,  dafs  sich  ihr  Interesse  durch  ihre  Sympathie  für  Jene,  welchüj 
an   dem  Ausstande   beteiligt  sind,   so  allgemein  bekunde.     Die  For-l 
derungen    der    Ausständigen    wurden    für    recht    und    billig   erklä 
Mehrere  Redner  folgten   und  sprachen   sich   in  demselben  Sinne  aus 
und   ermahnten   die  Ausständigen   orduungsgemäfs   und  friedfertig  zu 
handeln.     Der  folgende  Beschliifs  wurde  von  der  Versammlung  an*^ 
genommen: 
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„Beschlossen,  dafs  es  die  Meinung  dieser  Versammlung  ist,  dafs 
die  Bürger  des  Ostendes  die  Strafsenbahn wagen  nicht  benutzen 
werden,  wenji  die  jetzigen  Kondukteure  und  Treiber  entlassen  werden, 
oder  ehe  dieser  Ausstand  befriedigend  erledigt  ist."  Zwei  Tage  später 
entöchlofs  sich  die  Kompanie  den  Strikenden  nachzugeben  und  ihnen 
einen  Vergleich  anzubieten.  Die  Löhne  sollten  um  25  es.  erhöht  und 
die  Arbeitsstunden  um  einiges  verkürzt  werden.  Am  Abend  des 
18.  April  wurde  in  den  Räumlichkeiten,  welche  an  das  Btireauzimmer 
des  Mayors  stofsen,  eine  Versammlung  von  Bürgern  und  Ausst-ändigen 
abgehalten  und  die  Vorscldäge  besprochen.  Nach  einer  langen  all- 
seitigen Beratung  berichtete  der  Vorsitzende  des  Exekutionsausschusscs 
der  Bürgervcrsammluug,  dafs  die  ßahnleute  einstimmig  den  BeschUifs 
gefafst  hätten,  den  Vorschlag  anzunehmen*  Am  SchluXse  der  Bericht- 
erstattung au  die  Bürgervursammlung  sagte  der  Mayor: 

„Meine  Herren !  Ich  danke  Ihnen.  Im  Namen  der  Männer,  Frauen 
und  Kinder  spreche  ich  Ihnen  meinen  Dank  aus.  Sie  haben  einen 
mannhaften  Kampf  ausgefochten  und  Ihr  Betragen  ist  von  Anfang  bis 
zu  Ende  ein  männliches  gewesen.  Nochmals  danke  ich  Ihnen  für  Ihren 
weisen  Entschlufs.''  An  demselben  Abend  wurde  eine  weitere  Ver- 
sammlung von  den  Bürgern  des  Ostendes  veranstaltet  um  ihre  Sym- 
pathie mit  den  Ausständigen  auszudrücken.  Beschlüsse  wurden  ge- 
fafst, in  welchen  dargelegt  wurde,  dafs  es  die  feste  vorurteilsfreie 
Überzeugung  von  vier  Fünfteln  der  Bürger  ist,  dafs  die  Forderungen 
der  ehrlichen ,  tüchtigen  nnd  getreuen  Bediensteten  zugestanden 
werden  sollen. 

Betrachten  wir  zum  Schlufs,  wie  sich  die  Gewerkschaften  in 
ihren  Statuten  über  etwa  vorkommende  Arbeitseinstellungen  ausge- 
sprochen haben.  Eine  Gleichartigkeit  der  Auffassung  ist  nicht  zu 
beobachten,  vielmehr  ist  eine  Abstufung  von  den  konservativen  bis  zu 
ziemlich  radikalen  Tendenzen  vorhanden.  Die  ersteren  zeigen  sich 
in  einer  gröfseren  oder  geringeren  prinzipiellen  Abneigung  gegen  die 
Ausstande  und  in  den  dieselben  erschwerenden  Kautelen,  wie  in  der 
Art  der  Abstimmung,  dem  Einhalten  bestimmter  Fristen  u.  dgl  mehr. 
Die  Vereine  entgegengesetzter  Bestrebungen  dagttgeu  nehmen  in  ihren 
Statuten  den  strike  direkt  in  Aussicht  und  knüpfen  die  Zulassung 
desselben  an  leicht  zu  erreichende  Formalitäten.  Im  allgemeinen 
läfst  sich  sagen,  dafs  ein  Verein  um  so  mafs voller  ist,  je  demokra- 
tischer er  verwaltet  wird,  und  um  so  unruhiger  und  kampflustiger 
auftritt,  je  zentralistischer  seine  Verfassung  eingerichtet  ist.  Denn 
es  handelt  sich  ja  bei  jedem  Ausstand  um  die  Unterstützungen  aus 
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fier  Vereinskasse  und  diesL*  werden  schwerer  gewährt,  wenn  die  Ge- 
nossen, welche  sie  angesammelt  haben,  über  die  Disposition  derselben 
zu  bestinmien  haben,  als  dann,  wenn  der  Präsident  oder  der  Vorstand 
des  Gewerkvercins  als  Verwalter  fremden  Geldes  die  Entscheidung 
m  treffen  haben.  Es  sei  nebenbei  bemerkt,  dafs  die  Statuten  für  das 
Verhalten  der  Gewerkschaften  nicht  inuuer  mafsgebend  sind,  da  die 
Erfahrung  gezeigt  hat,  dafs  einige  scheinbar  solide  organisierte  Ver- 
bände in  der  Praxis  von  ihren  mafsvollen  Vorschriften  nicht  viel  ge- 
halten haben  V).  Wir  beschränken  uns  hier  auf  die  Konstitution  der 
Gcwerkvcreinc; 

L    Gewerkverein  der  Eii^eiigieiscr 

Wenn   in   einem   Lokalverein   ein   strike  vorgeschlagen  wird,   8a_ 
müssen  sich  in  einer  Generalversammlung  |  der  anwesenden  beschlufä 
fähigen  Mitglieder  für  denselben  erklären.     Eine  solche  Majorität  er^ 
scheint  zweckmäfsig,  weil    nicht   selten  alle  an   dem  Lokalverein  be-J 
teiligten   Personen    von    demselben  Ausstand    betroffen    sind.      Der 
korrespondierende   Sekretär   hat,    von   einem   solchen   Beschlufs    ausiJ 
gehend,   dem  Präsidenten   des   internationalen   Vereins   Nachricht   zm 
geben.    Von  diesem  wird  allen  Zweigvereinen   die  Angelegenheit  zur 
Abstimmung  unterbreitet.     Wenn  durch  diese  eine  Bejahung  des  Aus 
Standes  durch  f  Majorität  erfolgt,   hat   der  Präsident  von  allen  Ver 
einen  die  Summen  regelmäfsig  zu  erheben,    weiche  zur  Unterstützung 
der  Feiernden,  —  b  S  für  Unverheiratete  und  7  S  für  Verheiratete  — 
Statuten mafsig   gewährt  werden.     Der  Präsident   kann   in  Verbindung— 
mit  dem    Vorstand   des  internationalen    Vereins   einen   Ausstand   fül^| 
verloren  erklären,  womit  die  Geldzusendung  aufhört    Jedoch  ist  vor- 
geschrieben, dafs  die  Ausständigen  zwei  Wochen  vor  dem  Eintritt  dei^ 
Suspension  davon  in  Kenutiiis  gesetzt  werden. 

Diese  Gewerkschaft  ist   in  ihren  Forderungen  eine  der  gemäfsigHJ 
stcn  in  den  Vereinigten  Staaten,   ist  getreu  den  Grundsätzen,   welclic' 
ihr  hervorragendster  Präsident  William  H.  Sylvis*)  aufgestellt   hat 
Sie  ist  dem  strike  prinzipiell  abgeneigt  und  lälst  ihn  nur  ausnahmst 
weise  als  ein  zur  Zeit  notwendiges  Übel  zu,  wenn  alle  anderen  Mittel,   « 
einen  Ausgleich  zu  schaffen,  vergeblich  versucht  worden  sind. 


1)  Ein  Beispiel  bei  Ferni«Jii  a.  a.   0.  3.   15. 

2)  VgL  Tho  tife,  «peeches,  labur»  Aod  e^saya  ot  WUliam  H.  Sylvb  Philadelphia  tS7S 
S  866  ff.  Das  BucJi  tr&gt  daa  eigentÜDälicbß  Motto :  Wc  must  show  thom  that  wbais  • 
joal  mooetary  tystem  baa  beoD  eatabllBhed  there  wiU  oo  looger  exist  a  neoeaaity  for 
Trades  Uulons. 
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2.  Gewerkverein  der  Möbelarbeiter* 

Wenn  Mitglieder  einer  Lokalunion  einen  strike  projektieren,  so 
haben  sie  der  General versatn in luug  derselben  die  Motive  vorzulegen 
lind  den  Majoritütsbeschlufs  ab/Aiwarten.  Den  Abstim  nienden  ist  es 
besonders  anempfohlen,  erst  dann  den  Ausstand  gutzuheifsen,  wenn 
alle  Mittel  eines  friedlichen  Kompromisses  erschöpft  sind*  Ist  nun 
die  Entscheidung  des  Lokalvereins  für  die  Arbeitseinstellung  ausge- 
fallen, so  hat  derselbe  un versäumt  der  Trades  Assembiy,  mit  welcher 
er  etwa  in  Verbindung  steht,  und  der  Zentralleitung  der  Möbelarbeiter- 
gewerkschaftsunion Nordamerikas  von  seinem  Beschlufs  Nachricht  zu 
geben.  Das  Verhalten  der  ersteren  ist  oben  bereits  besprochen  wor- 
den, die  zweite  hat  die  Verhältnisse  sorgfältig  zu  pmfen  und  das  lU*- 
sultat  der  Untersuchung  den  an  ihrem  Sitz  befindlichen  Ortsvereinen 
zu  unterbreiten,  welche  dann  einen  definitiven  Bescheid  zu  geben 
haben.  Ist  der  strike  hier  gutgeheifsen,  so  sind  alle  Lokal  vereine 
innerhalb  5  Tagen  von  diesem  votum  in  Kenntnis  zu  setzen.  Für 
den  Unterhalt  der  Ausständigen  dient  zunächst  deren  spezielle  Kasse, 
dann  tritt  diejenige  des  Gesamtverbaudes  ein,  dessen  Exekiitivkomit6 
statutenmäfsig  das  Recht  hat,  bei  einem  etwaigen  Geldmangel  von 
allen  Orts  vereinen  einen  Extrabeitrag  zu  erheben. 

3,  Gewerkverein  der  Zigarrenmachen 

Fühlen  die  Zigarrenmacher  einer  Fabrik  sich  von  ihrem  Lohn- 
geber bedrückt  und  halten  eine  Arbeitseinstellung  für  angezeigt,  so 
haben  sie  sich  zuerst  an  den  Lokal  verein  zu  wenden,  dem  sie  ange- 
hören. Die  Beschlufsfassung  innerhalb  dieses  ist  nicht  überall  die 
gleiche.  Der  Pittsburger  bestimmt  z.  B.,  dafs,  wenn  die  Zahl  derje- 
nigen, welche  zu  striken  vorhaben,  15  überschreitet,  eine  Versammlung 
aller  Mitglieder  einzuberufen  und  f  Majorität  zu  gunsten  des  Aus- 
standes erforderlich  ist,  ehe  die  einen  Dollar  täglich  betragende  Unter- 
stützung gezahlt  wird.  Fällt  die  Entscheidung  anders  aus,  so  bleibt 
es  den  Antragstellern  unbenommen,  die  Arbeit  aufzugeben,  aber  sie 
müssen  auf  den  Anspruch  an  die  Vereinskasse  verzichten.  Melden 
sich  weniger  als  15  Personen,  so  hat  der  Vorstand  die  Entscheidung 
allein  zu  fällen. 

Neben  der  Lokaluntei*stutzung  ist  noch  ein  wöchentlicher  Zuschufs 
von  4  S  von  der  internationalen  Zigarrenmacherunion  unter  folgenden 
Voraussetzungen  zu  erreichen:  Handelt  es  sich  um  weniger  als  25 
Personen,  so  kann  das  Exekutivkomit6  beschliefseu,  wogegen  jedoch 
bei  dem  Fall  der  Strikever Weigerung  an  die  Entscheidung  sämtlicher 
Ortsvereine  appelliert  werden  kann,    ist  die  Zahl  gröfser  als  25,  so  ist 


A.  §«rtortus  von  Waltershttuseiif 


ditj  Sache  sofort  von  dem  Präsidenten  samtlichen  Lokalvereioen  zur 
Beschlul'sfassung  zu  übemiitteln.  Im  allgemeinen  genügt  hier  die  ab- 
solute Majoritiit,  bei  strikes  wegen  Lohnerhöhung  ist  l  der  Stimmen 
für  einen  bejahenden  Bescheid  erforderlich.  Die  Abstimmung  der 
Ortsvereinc  erfolgt  in  der  Weise,  dafs  die  Mitgliedzahl  derselben  be- 
rücksichtigt wird.  Eine  Stimme  wird  für  7—50,  zwei  für  f>0-100, 
lirei  für  100—200  Mitglieder  und  daim  für  je  100  weitere  Genossen 
eine  Stimme  mehr  gewährt. 

5.  Verein  der  Steinhauergesellen  von  Chicago, 
Wird  von  den  Arbeitern  eines  Betriebes  ein  Strike  beschlossen, 
so  ist  üofort  dem  Präsidenten  Anzeige  davon  zu  machen.  Derselbe 
hat  eine  Generalversammlung  zu  berufen.  Wenn  es  sich  um  Lohn- 
Hteigerung  handelt,  müssen  wenigstens  J  der  Stinmieii  dafür  sein, 
lind  wenn  eine  Lohnreduktion  in  Aussicht  steht,  genügt  die  einfache 
Majorität  „Am  Vorabend  eines  Ausstandes  soll  eine  Deputation  er- 
nannt werden,  welche  mit  dem  Arbeitgeber  über  einen  friedlichen 
Ausgleich  verhandeln  und  der  Association  das  Resultat  mitteilen  soll 
Dieselbe  billigt  keinen  Ausstand  aller  oder  einiger  Mitglieder,  ausge- 
nommen, wimn  alle  ehrlichen  Mittel  fehlschlagen,  um  eine  Abhilfe  der 
Beschwerden  oder  Streitfragen  zu  schaffen/* 

5.  Hafenarbeitervereine  in  den  Baumwollenexport- 
hufen. 

Regelmäfsig  enthalten  diese  Verbindungen  keine  Vorschriften 
über  die  Arbeitseinstellung,  um  den  Arbeitgebern  ihre  Kampfroe- 
tliode  zu  verbergen.  Eine  Ausnahme  macht  die  Workingmens  be- 
nevolent  association  von  Savannah,  bei  welcher  eine  Kasse  besteht, 
welche  sowohl  für  Kranken-  und  Sterbegelder,  als  auch  für  Aus- 
stanHunterstützung  dient.  Die  Entscheidung  der  Arbeit^seinstellung 
erfolgt  durch  Mnjoritiitsvotum  in  einer  besonders  anberaumten  Gene- 
ralversammlung. Allgemein  ist  noch  bestimmt:  „Wenn  ein  Ausstand 
für  Löhne  oder  zu  sonst  einem  Zweck  notwendig  erachtet  wird,  so 
darf  kein  Mitglied  des  Vereins  während  desselben  an  Bord  des 
Schiffes  arbeiten.  Wer  sich  gegen  diese  Bestimmung  vergeht,  soll 
entweder  ausgestofsen  oder  bestraft  werden,  je  nachdem  die  Monats- 
versamralung  es  für  richtig  erachtet." 

6.  Gewerkschaft  der  Eisen-  und  Stahlarbeiter. 
Dieser  Verein   erklärt   in   dem    ersten   Artikel   der  Konstitution, 

„dafs  die  Ziele  der  Genossenschaft,  zu  denen  vor  allem  genügend 
hohe  Lohne  gehören,  durch  Vereinbarung  oder  durch  andere  Mit- 
tel zu  erreichen  seien/'    Es  besteht  eine  Strikekasse,  welche  von 
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den  Distriktexekutivkomit^s  verwaltet  wird.  Die  einzelnen  unterge- 
ordneten Gewerkschaften  —  hier  Logen  genannt  —  sind  nach  Dis- 
trikten eingeteilt,  deren  Vorstand  über  das  Stattfinden  des  Ausstandes 
zu  beschliefsen  hat. 

7.  Die  deutsch-amerikanische  Typographie  enthält  in 
ihren  Statuten  keine  genügenden  Eautelen  gegen  den  Mifsbrauch 
einer  Arbeitseinstellung.  Es  heilst  dort:  ,JBei  eintretenden  Differen- 
zen, welche  einen  Ausstand  befürchten  lassen,  haben  die  betreffenden 
Zweigvereine  dem  Präsidium  (Präsidenten,  Vicepräsidenten,  Sekretär, 
Schatzmeister  und  3  trustees)  eine  motivierte  Vorlage  zu  machen 
und  sich  der  Entscheidung  des  Präsidiums  zu  fügen.  In  Fällen  von 
besonderer  Dringlichkeit,  wo  Mitgliedern  ein  Ausstand  aufgedrungen 
wird,  soll  den  letzteren  die  Entscheidung  zustehen,  und  das  Bundes- 
präsidium hat  auf  eine  solche  Entscheidung  hin  die  benötigte  Un- 
terstützungssumme an  den  betreffenden  Verein  einzusenden.  Unver- 
heiratete wie  verheiratete  Mitglieder  haben  im  vorgenannten  Falle 
eine  gleichmäfsige  Unterstützung  und  zwar  wöchentlich  ö  $  auf  die 
Dauer  von  4  Wochen  zu  beanspruchen." 

8.  Die  international  typographical  Union  erklärt  sich 
dagegen  im  allgemeinen  gegen  Ausstände,  es  sei  denn,  dafs  die  Begeln 
und  Grundsätze  des  internationalen  oder  eines  untergeordneten  Ver- 
eins verletzt  sind.  Die  Gesellschaft  hat  eine  Strikekasse,  in  welche 
jedes  Mitglied  jährlich  1  S  einzahlen  mufs.  Die  Unterstützung  be- 
trägt höchstens  7  S  wöchentlich.  Der  Präsident  hat  allein  zu  ent- 
scheiden, nachdem  der  Ausstand  in  dem  Lokalverein  gutgeheifsen  ist. 
In  dem  letzteren  ist  in  der  Regel  eine  Majorität  von  |  erforderlich 
und  aufserdem  ist  festgesetzt,  dafs  niemand  das  Becht  zur  Abstim- 
mung haben  soll,  wenn  er  nicht  wenigstens  6  Monate  der  Genossen- 
schaft angehört  hat  (so  z.  B.  typographical  union  Nr.  21  in  San  Francisco). 

9.  Internationaler  Verein  der  Granithauer. 

Kein  Zweigverein  dieser  Gewerkschaft  darf  ohne  Genehmigung 
seines  Präsidenten  und  eines  stehenden  Eomit^s  von  5  Mitgliedern 
die  Arbeit  einstellen.  Die  Zentralleitung  der  internationalen  Verbin- 
dung hat  keinen  Einfiufs  darauf.  Erfolgt  der  Ausstand  oder  ein 
Ausschlufs,  weil  die  Betreffenden  Teilnehmer  der  Gewerkschaft  sind 
oder  weil  sie  den  Satzungen  derselben  gehorcht  haben,  so  wird  un- 
bedingt eine  Unterstützung  gewährt.  In  anderen  Fällen,  wie  bei 
Lohnstreitigkeiten  oder  Veränderung  der  Arbeitszeit,  hat  die  ange- 
gebene Entscheidungsbehörde  die  Verfügungen  zu  treffen.  Im  ganzen 
ist  der  Verein  dem  friedlichen  Ausgleich  zugethan,  wie  folgender  den 
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Statuten  zugefügter  Passus  zeigt:  „Es  ist  beschlossen,  dafs  die  inter- 
nationale Gewerkschaft  der  Granithauer  jede  noch  so  geringe  Ver- 
bitterung gegen  die  Arbeitgeber  wegzuräumen  bemüht  sein  soll,  da 
es  vollständig  klar  ist,  dafs  das  Wohlbefinden  der  Arbeiter  auf  dem 
der  Unternehmer  begründet  ist.  Ferner  wollen  wir,  falls  wir  in  un- 
seren Gesetzen  etwas  unbilliges  oder  willkürliches  zu  gunsten  unserer 
Interessen  erkennen,  dergleichen  abschaffen  und  verpflichten  uns, 
nach  besten  Kräften  etwas  besseres  an  die  Stelle  zu  setzen^'. 

Viele  Gewerkvereine  haben,  wie  schon  gesagt,  keine  genauen  ge- 
schriebenen Vorschriften,  wie  über  die  Zulässigkeit  eines  Ausstandes 
beschlossen  werden  soll.  Dahin  gehören  die  wichtigen  Verbände  der 
Lokomotivführer,  der  Lokomotivheizer  und  der  Hutmacher.  Andere 
Gewerkschaften  sind  nicht  erwähnt  worden,  weil  ihre  Strikebestim- 
mungen  sich  mit  einer  der  angeführten  im  wesentlichen  decken. 

(Schlafs  folgt.) 


VI. 


Das  Gesetz  betr.  die  Krankenversicherung  der 
Arbeiter  vor  dem  Reichstage. 

VOD 

Prof.  Dr.  Faasohe. 

Einleitung. 

Die  seit  langer  Zeit  angekündigten,  von  weiten  Schichten  der 
Bevölkerung  lauge  ersehnten  und  erhoflFten  sozialen  Reformen  sind 
durch  das  unterm  15.  Juni  1883  publizierte  Gesetz  „betr.  die  Kran- 
kenversicherung der  Arbeiter"  aus  dem  Bereich  der  Wahrscheinlich- 
keiten und  Möglichkeiten  in  die  Wirklichkeit  übergetreten. 

Ein  wichtiger  Schritt  vorwärts  auf  der  Bahn  „sozialpolitischer" 
Gesetzgebung  ist  damit  gethan,  und  wenn  dabei  auch  nicht  von 
einem  ersten  Schritt  gesprochen  werden  kann,  sondern  die  Gesetze 
über  die  Haftpflicht  der  Unternehmer,  über  die  gewerblichen  Hilfs- 
kassen, die  Fabrikgesetzgebung  etc.  gewifs  unentbehrliche,  wichtige 
Vorstufen  für  die  Sozialreform  sind  und  nicht  minder  eine  Förderung 
des  Wohles  der  arbeitenden  Klassen  und  Sicherung  des  sozialen 
Friedens  erstreben,  so  bleibt  doch  das  vorliegende  Gesetz  immer  eine 
bedeutsame  Etappe  zur  Erreichung  des  grofsen  Zieles.  Denn  nach 
den  offen  dargelegten  Plänen  der  Beichsregierung^)  soll  die  Sicherung 
des  Arbeiters  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Krankheit  nur 
ein  Teil  der  Reform  sein,  die  sie  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hat, 
und  dadurch,  dafs  seitens  der  gesetzgebenden  Faktoren  des  Beiches 
dieser  eine  Teil  angenommen  worden,  ist  zugleich  die  Bereitwillig- 
keit dargethan,  der  Begierung  auf  dem  Wege  der  gesetzlichen  Orga- 
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nisation  der  Arbeiterversichcrung  weiter  zu  folgen^  jedenfalls  ihr  keinen 
prinzipiellen  Widerstand  zu  bereiten. 

Freilich  lange  hat  03  gedauert,  bis  man  diesen  Schritt  ins  Dunkle 
hinein  vorsichtig  und  tastend  gethan  hat,  für  manchen  Ungeduldigen, 
der  über  die  Notwendigkeit  sozialer  Reformen  und  die  Möglichkeit 
ihrer  Durchführung  längst  im  klaren  war,  wohl  fast  zu  lange. 

Wenn  aber  überall  der  Satz  gut,  dafs  aller  Anfang  schwer  sei,; 
so  hat  er  hier  gewifs  doppelte  und  dreifache  Berechtigung,  denn  nir- 
gend» häufen  sich  die  Schwierigkeiten  so  sehr,  als  auf  dem  Gebiete 
der  Sozialreform ,  nirgends  müssen  alle  Bedenken  so  ernst  erwogen 
und  geprüft  werden,  als  grade  hier,  wo  es  sich  um  Wohl  und  Wehe 
von  Tausenden  und  Millionen  unserer  Mitbürger  handelt  Man  wird 
es  daher  der  Regierung  des  Deutschen  Reiches  gewifs  Dank  wissen 
müssen,  dafs  sie  mit  ihren  grofsen  Plänen  zuerst  von  allen  gröfse- 
ren  Staaten  offen  und  energisch  für  die  Notwendigkeit  der  sozialen 
Reform  eingetreten  ist,  doch  darf  man  andererseits  den  übrigen  ge- 
setzgebenden Faktoren,  speziell  dem  Parlament,  keinen  Vorwurf 
daraus  machen,  dafs  es  vorsichtig  uod  langsam  in  ernster  Arbeit 
vorgegangen  ist,  dafs  es  sich  trotz  der  eindringlichen  Mahnungen, 
die  ihm  selbst  unter  Allerhöchster  Autorität  in  kaiserlichen  Botschaf- 
ten zugingen,  nicht  zu  übereiltem  Vorgehen  hat  bewegen  lassen ;  denn 
das  betretene  Gebiet  ist  ein  zum  gröfsten  Teil  unerforschtes  und  un- 
bekanntes, und  nirgends  würden  sich  Fehler  der  Gesetzgebung  so 
schwer  und  nachhaltig  rächen,  als  gerade  hier.  Statt  den  sozialen 
Frieden  zu  fimlern,  würden  übereilte  und  mangelhafte  Gesetze  viel 
eher  die  Kluft  zwischen  den  verschiedenen  Berufsklassen  erweitern 
können.  Wenn  nun  die  parlamentarische  Vertretung  des  deutschen 
Volkes  in  16  langdauernden  Sitzungen  über  dieses  Kranken kassen- 
gesctz  beraten,  wenn  die  Kommission  nicht  weniger  als  50  arboits- 
vollc  Sitzungen  gebraucht  bat,  um  die  ihr  überwiesene  Vorlage,  der 
Bedeutung  der  Sache  entsprechend,  für  die  Beratung  im  Plenum  vor- 
zubereiten, so  lohnt  es  wohl,  an  dieser  Stelle  genauer  darzulegen,  wel- 
ches die  Grundlagen  des  Gesetzes  sind,  wie  es  in  seiner  M 
heutigen  Fassung  entstanden  ist.  " 

Eine  solche  Arbeit  ist  aber  doppelt  interessant,    weil  im  Laufe 
der  Verhandlungen    aus    der   urspilinglichcn   Regierungsvorlage,   die 
nur   einen  Annex  zum    Unfallvcrsicherungsgesetz   schaffen  wollt«,  ein  ^ 
vielfach   verändertes,   selbständiges   Gesetz   geworden   ist,    das  H 
allein  in  die  Welt  tritt  und   nun   im   praktischen   Leben   erproben 
soll,  ob  es  marschieifähig  ist  oder  nicht.    Wenn  dann  der  Verf.  die 
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Darlegung  der  geschichtlichen  Entstehung  des  dem  grofsen  Publikum 
allein  zugänglichen  Gesetzestextes  mit  kritischen  Betrachtungen  über 
den  Wert  oder  Unwert  einzelner  Bestimmungen  verbindet,  so  wird  er 
sich  dabei  selbstverständlich  bemühen,  einen  rein  objektiven 
Standpunkt  zu  vertreten  und  hofit,  dafs  ihm  das  gelingen  wird,  ob- 
wohl er  als  thätiges  Mitglied  der  Reichstagskommission  in  gewisser 
Beziehung  Partei  ist,  und  ihm  als  Anhänger  einer  der  liberalen  Frak- 
tionen der  Schein  einer  oppositionellen  Haltung  entgegenstehen  könnte. 
Die  Voi^eschichte  der  in  der  2.  Session  der  5.  Legislaturperiode 
dem  Reichstage  vorgelegten  sozialpolitischen  Gesetze  (Nr.  14  und  19 
der  Drucksachen),  namentlich  die  vorhergegangene  litt  er  arische 
Bearbeitung  des  Gegenstandes  ist  in  diesen  Jahrbüchern  ^)  von  Prof. 
V.  Miaskowski  in  mustergiltiger  Weise  dargestellt  worden.  Wir 
dürfen  also  daran  anknüpfend  und  darauf  verweisend  uns  gleich  dem 
materiellen  Inhalte  der  Regierungsvorlage  selbst  zuwenden').  Dabei 
kann  es  sich  in  der  folgenden  Besprechung  dem  Charakter  dieser 
Jahrbücher  gemäfs  nicht  darum  handeln,  mit  peinlicher  Genauigkeit 
all  die  einzelnen  für  die  Praxis  der  Verwaltung  hoch- 
wichtigen Bestimmungen  des  Gesetzes  zu  erörtern  oder  gar 
einen  ausführlichen  Kommentar  dazu  zu  schreiben  *),  vielmehr  glauben 
wir  unsere  Aufgabe  richtig  zu  erfassen,  wenn  wir  nur  die  grund- 
legenden Prinzipien  darstellen»  von  denen  die  Regierungsvor- 
lage ausging,  und  zeigen,  wie  weit  die  Mehrheit  der  Kommission  und 
später  des  Plenums  bei  ihren  Verbesserungsvorschlägen  dieselben  sich 
aneignete,  resp.  anderen  folgte. 


1)  Jahrbücher  f.  Natonalökonomie,  N.  F.  Bd.  4.  S.  476—496. 

2)  Wir  erinnern  sogleich  an  die  karse  und  prftzise  Darstellung  der  wesentlichsten 
Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  und  die  geschickte  Charakterisierung  der  für  die  Be- 
urteilung desselben  mafsgebenden  Gesichtspunkte,  welche  Honigmann  in  diesen  Jahr- 
büchern N.  F.  Bd.  VI.  S.  264—876  gegeben  hat. 

8)  Der  Wortlaut  des  Gesetses  folgt  am  Schlüsse  dieser  Abhandlung.  Für  denjeni- 
gen, der  sich  über  die  Einselheiten  des  geltenden  Rechts  orientieren  wiU,  dürfen  wir  wohl 
darauf  verweisen. 

An  Kommentaren  sum  Geseta  sind  bereits  mehrere  erschienen,  der  beste  ist  wohl 
der  vom  Regierungsrat  von  W  o  e  d  t  k  e ,  einem  Kommissar  der  Reichsregierung,  heraus- 
gegebene. Seine  Bemerkungen  über  die  in  den  Kommissionen  hervorgetretenen  Meinungs- 
verschiedenheiten sind  swar  nicht  immer  gans  nnparteibch,  aber  gewifs  für  die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  von  hohem  Werte.  Bedauerlich  erscheint  es  uns,  dafii  er  so  manche 
aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nicht  sicher  su  entscheidende  Streitfrage  nicht  schon  in 
den  Kommissionsberatungen  zur  Sprache  gebracht  hat;  denn  die  Entscheidungen,  die  er 
nun  persönlich  giebt,  hätten  abgesehen  davon,  dafs  ihnen  mancher  nicht  zustimmen  wird, 
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L    Die  Bestimmungen  der  Regierungsvorlage. 

Bereits  der  am  8.  März  1881  dem  Reichstage  vorgelegte  Gesetz- 
entwurf,  betr.  die  ünfallversichcning  dtT  Arbeiter')   enthielt  die  Be- 
stimmung,   dafs  erst  nach  Ablauf  einer  Karenzzeit  die  Entschädigung 
aus  der  Unfallversicherung  eintreten  solle,   und  wies   in  den  Motiven 
zur  Ausfüllung  der   dadurch   entstehenden   Lücke   auf   eine   Revision! 
des  lljlfskassengesetzcs  hin.    Der  Reichstag  ging  auf  diese  Idee  ein* 
und   nahm   am   15.  Juni  1881    auf  Vorschlag  seiner  Kommisaion  eincj 
Resolution  an,  dahin  gehend,   dafs  eine  Revision   notwendig  sei,  da- 
mit ,,den   durch   Unfall  Verletzten  während  der  Karenzzeit  eine  ent-1 
sprechende  Unterstützung  gesichert  wcrde'^  und  forderte  gleichzeitig^ 
dafs  „das  also  abgeänderte  Hilfskassengesetz  mit  dem  Unfall versiclie- 
rungsgesetxe  gleichzeitig  in  Kraft  trete".  ■ 

Die  Reichsregierung  kam  also  in  gewisser  Beziehung  nur  eineml 
Wunsche  des  Parlamentes  nach,   wenn  sie  neben  dem  umgearbeiteten 
Unfallversichcrungsgesctze   gleichzeitig   das   Krankenkassengesetz   zurj 
Beratung  und  Beschlnfsfassung  vorlegte.     Es  war  eben  in  erster  Liniel 
das  Bedürfnis,   die   in   gröfsercra   Mafsstabe  zu  organisierenden  Un-j 
fallskassen  von   der  Menge   kleinerer,   schwer  kontrollierbarer  Unfälle] 
zu  entlasten,    was   zu   einer   neuen   Regulierung  des  Krankenkassen- j 
Wesens   den  Anstofs  gab,   und  der    Entwurf  der  Regierung   war  imj 
wesentlichen   nur  eine  Ergänzung  zu  dem  anderen,    wichtigeren  Ver- 
Sicherungsgesetze*),  eine  Ergänzung,  die  um  so  notwendiger  war,  als] 
die  erneute  Vorlage   die  Karenzzeit   bis  zum  Eintritt  der  Unfallsent-i 
Schädigung  anstatt  auf  4  Wochen,  oder,  wie  der  Reichstag  beschlossen 
hatte,  auf  2  Wochen,  nunmehr  auf  13  Wochen  glaubte  ausdehnen  zu 
müssen. 

Die  Vertreter  der  Reichsregierung  haben   auch  diesen  accessori- 
schen  Charakter  des  Kraukenkassengesetzes   öfters  anerkannt   und  inj 
den  Konmjissions Verhandlungen  mehrfach  darauf  hingewiesen,  dafs  diel 


enUehieden  grohere  AntorttÄt,    wenn    »ie    «b  Urteil   der  Kommission    abgegebea    werden 
könntoii. 

1)  DntcksaHien  Nr    41. 

a)  Vtrgl  die  Motive^   ».  U,  S,  21 :    „SoU  die  Ermnkon Versicherung  eins  ÄUireiehende 
Er^iiuzting  der  UnfAjlverAiehernog  bilden,    «o  mufs  durch  tU«  0(*»eti^|f«tittii^| 
Sorge  daHlr  getruß«!!  wurdüHf  dalB  alle  Arbeiter,  welche  gegca  Ciifiill  su  versiclteru  study  I 
aacli  gegen  Kruukbeit  versicUort  werden  «tc,** 
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verbündeten  Regierungen  auf  eine  gleichzeitige  Verabschiedung 
beider  Gesetze  grofses  Gewicht  legten. 

Aus  dem  erwähnten  Zusammenhange  beider  Vorlagen  erklärt  es 
sich  auch,  dafs  der  Regierungsentwurf  in  erster  Linie  die  Ar- 
beiter der  mit  Unfallsgefahr  verbundenen  Gewerbe  dem 
Krankenkassenzwange  unterworfen  und  eine  Erweiterung  des  letzteren 
nur  insoweit  eintreten  lassen  wollte,  als  sie  es  für  durchführbar 
hielt;  während  andererseits  die  Kommission,  in  der  man  von  Anfang 
an  das  Zustandekommen  beider  Gesetze  in  gerechten  Zweifel  zog, 
sich  bemühen  musste,  beide  Gesetze  von  einander  unabhängig 
zu  gestalten,  um  das  eine  ohne  das  andere  marschierfähig  zu  machen, 
und  in  diesem  Falle  gleichzeitig  die  Verpflichtung  hatte,  eine  thun- 
liebste  Verallgemeinerung  des  als  richtig  anerkannten 
Versicherungszwanges  zu  erstreben,  damit  möglichst  viele 
an  den  Vorteilen  des  Gesetzes  partizipieren  könnten,  und  nicht  ein- 
zelne Teile  der  Volkswirtschaft  zu  Opfern  gezwungen  würden,  von 
denen  andere  den  ausschliefslichen  Vorteil  hätten.  Der  Unterschied 
zwischen  der  Auffassung  der  Regierungsvorlage  und  den  Kommissions- 
vorschlägen ist  aber  weniger  ein  prinzipieller  als  ein  quantitativer. 

Denn  auch  der  Gesetzentwurf  erkannte  an,  dafs  „im  Interesse 
einer  Verbesserung  der  wurtschaftlichen  Lage  der  Arbeiter  und  einer 
Erleichterung  der  öffentlichen  Armenlast"  eine  „allgemeine  Durch- 
führung der  Krankenversicherung"  dringend  wünschenswert  sei,  und 
wenn  er  sich  dennoch  in  der  Ausdehnung  des  Kassenzwanges  be- 
schränkte, so  geschah  das,  weil  wegen  des  erwähnten  Zusammen- 
hanges mit  dem  anderen  Gesetze  die  Krankenversicherung  eines  Teiles 
der  Arbeiter  ganz  besonders  notwendig  und  dringend  erschien, 
sodann  weil  man  die  Durchführbarkeit  einer  weiteren  als  der 
vorgeschlagenen  Ausdehnung  des  Zwanges  bezweifelte. 

Nach  §  1  der  Vorlage  sind  nun  kassenpflichtig  zuerst  alle  gegen 
Unfall  zu  versichernden  Arbeiter,  femer  alle  im  Handwerk  gegen 
Lohn  beschäftigten  Gesellen  oder  Lehrlinge,  alle  Gehilfen  und  Ar- 
beiter, welche  in  sonstigen,  stehenden  Gewerbebetrieben  gegen  Lohn 
und  nicht  lediglich  mit  einzelnen  vorübergehenden  Dienstleistungen 
beschäftigt  werden. 

Neben  diesen  unter  allen  Umständen  vom  Tage  der  Beschäftigung 
an  zu  versichernden  Arbeitern  wurde  es  den  Gemeinden  frei  ge- 
stellt (§  2),  eine  Reihe  von  anderen  Personen,  namentlich  Angehörige 
der  Hausindustrie,  Arbeiter  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  Hand- 
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Ituigslebrlinge  etc.  durch  Ortsstatut  dtnn  Zwange  zu  unterwerfen 
den  höheren  Verwaltungsbehörden  ward  sogar  freigestellt,  falls  durch 
Ortstatut  einem  hervortretenden  Bedürfnis  nicht  abgeholfen  würde, 
die  Versicherungspflicht  dieser  Arbeiter  eigenmächtig  anzuordnen. 
Die  ortsstatutarische  Regelung  des  Versicherungszwanges  glaubte_ 
man  bei  den  in  §  2  genannten  Arbeitern  aber  gestatten  zu  müsse 
weil  bei  ihnen  entweder  das  Bedürfnis  zur  Versicherung  nicht  über-J 
all  vorhanden,  oder  die  Möglichkeit  des  Zwanges  von  örtlichen  Ver-j 
haltnissen  abhängig  sei. 

Von  einem   allgemeinen  Zwange  und  von   einer  allgemeinen' 
staatlichen  Fürsorge  für  alle  erkrankten  Arbeiter  ist  daher  nicht  die 
Rede,   und  die  kaiserliche   Botschaft  vom    14.  April  1883  trifft   das 
Richtige,   wenn  sie  von  einer  Versicherung  der  gewerblichen  Ar- 
beiter gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Erkrankungen  spricht 

Die  Schwierigkeit  der  Durchführung  des  Zwanges  machte  es  aber 
notwendig,  noch  weitere  Beschränkungen  einzuführen.  Denn  wie  die 
Motive  mit  Recht  hervorheben,  es  ist  absolut  unausführbar^  jeden 
einzelnen  Arbeiter  einer  bestimmten  Kategorie  von  Rcichswegen  zu 
zwingen,  sich  bei  irgend  einer  Krankenkasse  zu  versichern.  Die  po* 
lizeiliche  Kontrolle,  ob  den»  Gebote  Folge  geleistet,  würde  unendlici 
schwer,  und  die  Einziehung  der  nicht  freiwillig  gezahlten  Beitrag 
gradezu  unmöglich  sein.  Das  Gesetz  zwingt  daher  auch  nicht  d  i  ( 
Arbeiter,  sondern  wendet  sich  mit  seinem  unmittelbaren  Zwange* 
ausschlief  such  gegen  die  Arbeitgeber,  indem  es  bestimmt,  alle_ 
Arbeiter  etc.  sind  zu  versichern. 

Der  Arbeitgeber  kann  aber  naturgemäfs  nui*  diejenigen  versiehe 
die  bei  ihm  in  Arbeit  stehen  und  so  lange  das  Arbeitsverbättni 
dauert  Deshalb  sind  nur  die  beschäftigten  Arbeiter 
oben  genannten  Arbeiterklassen  nach  der  Regierungsvorlage  entweder" 
direkt  oder  durch  Ortsstatut  versicherungspflichtig,  und  nur 
diejenigen  Arbeiter,  „hinsichtlich  deren  ein  Arbeitgeber  für  die  Ein- 
gehung und  Äufrechterhaltung  des  Versicherungs Verhältnisses  verant 
wortlich  gemacht  werden  kann**  (Motive),  unterliegen  dem  Versiehe 
rungszwange. 

Indem  nun  die  Reichsregierung  in  ihrem  Gesetzentwurf  die  Kran* 
kenversicherung,   wie  eben   gezeigt,  auf  das   Prinzip  des   gesetz- 
lichen Kassenzwanges  basierte,   hat  sie  freilich  den  Boden  der 
früheren  Gesetzgebung  verlassen,  indem  sie  nicht  mehr  abwartete,  od 
der  Arbeiterstand   sich  freiwillig  gegen  die  Folgen  der  Krauklieit* 
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schützen  werde,  und  es  ebenso  wenig,  wie  bis  dahin  ^),  von  dem  Er- 
messen der  Gemeinden  und  gröfseren  Kommunalverbände  abhängig 
machte,  ob  sie  überhaupt  und  für  welche  Klassen  der  Bevölkerung 
einen  Zwang  zur  Versicherung  aussprechen  wollten,  sondern  reichs- 
gesetzlich  für  alle  im  §  1  genannten  Kategorien  von  Arbeitern  die 
Versicherungspflicht  statuierte*). 

Dieser  gesetzliche  Zwang  ist  aber  mit  Recht  dadurch  motiviert 
worden,  dafs,  wenn  man  überhaupt  die  Durchführung  der  Unfallver- 
sicherung sicher  stellen  wollte,  man  die  Versicherung  gegen  die  wirt- 
schaftlichen Folgen  der  Krankheit  nicht  in  das  Belieben  des  Ar- 
beiters oder  der  einzelnen  Gemeinden  stellen  könne,  sondern  feste 
Gebilde  vorhanden  sein  müssten,  auf  die  man  sich  beim  Weiterbau 
der  Arbeiterversicherung  stützen  könne  ^).  Denn  nur,  wenn  man  vor- 
aussetzen kann,  dafs  Alle,  die  durch  gewerbliche  Unfälle  vorüber- 
gehend oder  dauernd  erwerblos  werden,  sofort  eine,  wenn  auch  nur 
vorläufige,  Unterstützung  durch  die  Krankenkassen  erhalten,  denen 
sie  angehören,  wird  man  im  stände  sein,  den  Arbeiter  wirksam 
gegen  Unfall  zu  versichern,  und  ihm,  was  hauptsächlich  Not  thut, 
schleunige  Hilfe  zu  gewähren,  ohne  dafs  der  Unglückliche  erst  die 
Untersuchung  und  Entscheidung  des  gröfseren  Versicherungsverbandes 
abzuwarten  braucht. 

Durch  den  allgemein  gültigen  Zwang,  wie  er  wenigstens  für 
einen  Teil  der  Arbeiterbevölkerung  geschafifen  wird,  ist  man  aber 
auch  allein  im  stände,  die  Freizügigkeit  insofern  zu  wahren,  als 
diesen  Arbeitern  nunmehr  allerorten  neben  der  Pflicht  auch  die 
Möglichkeit  der  Versicherung  entgegentritt,  und  sie  der  Gefahr  über- 
hoben sind,  nachdem  sie  vielleicht  Jahre  lang  unter  der  Herrschaft 
eines  Ortsstatutes  Beiträge  gezahlt  haben,  alle  ihre  Ansprüche  an 
die  Kasse  zu  verlieren,  weil  sie  gezwungen  sind,  an  anderem  Orte 
Arbeit  und  Verdienst  zu  suchen. 

Wenn  nun  die  Regierungsvorlage  in  diesen  ersten,  das  Prinzip 


1)  Gesetz  vom  8.  April  1876,  §§  141  £  der  Gewerbeordnimg  (Beichsgesetsblatt 
S.  134). 

2)  H  o  n  i  g  m  a  n  n  a.  a.  O.)  S.  259  weist  mit  Recht  darauf  hin,  dafs  auch  das  diesen 
Entwurf  „beherrschende  Grundprinzip  neu  und  der  bisherigen  Entwicklung  des  Hilfs- 
kassenwesens  fremd**  sei,  indem  die  früheren  Zwangskassen  nur  „zur  Entlastung  der  kom- 
munalen Armenflege**  geschaffen  wurden,  während  Jetzt  die  Sicherung  des  Arbeiters  gegen 
die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Krankheit  Selbstsweck  des  Gesetzes  ist 

3)  Vergl.  auch  v.  Miasko wski  a.  a.  O.  S.  495:  „Nur  im  engsten  Zusammen- 
hang mit  der  Krankenversicherung  hat  die  Unfallversicherung  einen  Zweck". 


352 


Dr.   F'ii.i>cltc. 


des  Gesetzes   regelnden  Paragraphen   von   der  Grundarisdiauung  aus- 
geht, dafs,   um  die   durch  Krankheit  erwerblos  werdenden  ArbeiteH 
vor  dem  wirtschaftlichen  Ruin  möglichst  zu  schützen,  der  Staat  mit 
zwingender  Hand  in  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Einzelnen  ein- 
greifen müsse^  80  soll  doch  nicht,  wie  das  z.  B,  in  Raiern  der  Fall  *)t_^ 
ein  Zwang  zu  angemessener  Unterstützung  erkrankter  Arbeiter« 
ausgeübt  werden ,   sondern   man  will  durch  dieses  Gesetz  eine  V  e  r  -  " 
Sicherung  mit  all  ihren  murali sehen  Segnungen  ftir  den  Arbeiter- 
stand einführen.    Der  Arbeiter  soll  gegen   die  Folgen  der  Krankheit 
versichert  sein,  soll  das  Gefühl  erwerben,  dafs  er  durch  die  vonJ 
ihm  gezahlten  Beiträge  selbst  für  die  Zeiten  des  Unglücks  Fürsorge j 
trifft,  und  die  ihm,   eventuell   selbst  aus  der  Gemeindekasse,  gezaliltcj 
Unterstützung  soll  nicht  den  Charakter  einer  Armenunterstützung  au-l 
uehmen,  nicht  als  Almosen  angesehen  werden,  sondern  ein  wohl  er-j 
worbenes  Recht  des  Arbeiters  darstellen.    Leider  war  dieses  Priu^ipJ 
wie  wir  vorweg  kurz  bemerken  wollen,  nicht  ganz  konsequent  durch-j 
geführt.    Denn  der  §  6  der  Vorlage  gestattet  den  Gemeinden,  auf  die' 
Erhebung  von  Kaasenbeitnigen   zu   verzichten   und   ohne   alle  Ge- 
genleistungen dem  erkrankten  Arbeiter  die  gesetzmäfsigen  Unter- 
stützungen zu  verabfolgen,    Dafs  in  solchen  Fällen*)  der  moralischoj 
Nutzen  der  Krankenversicherung  vollständig  schwindet,  ist  klar;! 
denn  da,  wo  Beiträge  nicht  erhoben  werden,  gelten  die  Unterstützungen  j 
den  ihrer  bedürftigen  Arbeiten!  schwerlich  als  selbst  erarbeitetes  undl 
erworbenes  Reclit,  sondern   werden,   wenn    sie   dem  Einzelnen   aufge-j 
drungen  werden,  gar  leicht  die  Scheu  vor  Annahme  öflfentlicher  Un-j 
terstützungen  vermindern,   und    in  der  Beziehung  eher  schädlich  als] 
nützlich  wirken. 

Wie  bisher  gezeigt,  hat  man  einen  gesetzlichen  Zwang  zur  Kranken- 
versicherung geschaffen;  aber  innerhalb  dieses  allgemeüien  Zwanges! 
soll  auch  nach  der  Regierungsvorlage  möglichste  Freiheit  der] 
Bewegung  für  den  Arbeiter  gelassen  werden. 

Man  schafft  daher  keine  unbedingten  Z wangskasnen,] 
sondern  gestattet,  wenigstens  im  Prinzip,  freien  Eintritt  in  diel 
selbst  gewählte  Kasse.    Nur  wer  freiwillig  nicht  wählt,  mufs  in  einer] 


1)  GesoU  vom  29.  April    1669,    betr    „die    ÜfTetitlicbo  Armeii'   und  KrankenpHeg^^S 
Ges.M.   S,  1095. 

2}  DftfA  man  Aucb  Re^^ierungssettlg  nicbt  iiweirdn  konnte,  dafs  viele  kleine  Oe« 
metnden  von  diesor  Befoi^nift  Ocbrauch  machen  würdoo^  beweist  die  Bemerkung  der  No- 
li?«  18»  35),  dafft  lu  Baieni  ,,  weit  mehr  mls  dieHülfte  der  Gemeindoii  von  dorn] 
Rechte  Beiträge  zu  erhebest  Uberbaopt  ketneo  Gebrauch  macht*'. 
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der  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Kassen  sich  gegen  die  Folgen 
der  Krankheit  zu  sichern  suchen. 

Von  dieser  Grundanschauung  aus,  dabei  so  viel  als  möglich  das 
bereits  Bestehende  schonend  und  erhaltend  und  die  gegenseitige  Ver- 
sicherung der  Berufsgenossen  als  die  naturgemäfseste  Art  der  Unter- 
stützung in  den  Vordergrund  stellend,  schafft  die  Regierungsvorlage 
eine  auf  den  ersten  Blick  übermäfsig  grofs  erscheinende  Anzahl  von 
Kassen. 

Es  sind  sieben  verschiedene  Organisationen,  bei  denen  die  Ar- 
beiter ihrer  Versicherungspflicht  genügen  können. 

Zunächst  bleiben  mit  gewissen  Modifikationen  diejenigen  Kassen 
bestehen,  die  auf  Grund  der  bisherigen  Gesetzgebung  existieren,  also 
1)  die  infolge  berggesetzlicher  Bestimmungen  errichteten  Knapp- 
schaftskassen,  2)  die  nach  den  Vorschriften  des  Titel  VI  der 
Gewerbeordnung  geschaffenen  Innungskrankenkassen  und  3)  die 
freien  Hilfskassen,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  April 
1876  als  „eingeschriebene  Hilfskasse"  anerkannt  sind.  Neben  diesen 
sind  gleichfalls  als  „organisierte  Kassen"  zugelassen  4)  die  Orts- 
krankenkassen, die  von  gröfseren  Gemeinden  möglichst  für  die 
Angehörigen  ein  und  desselben  Berufszweiges  zu  errichten  sind,  5)  die 
Betriebs-  oder  Fabrikkrankenkassen  für  die  in  gröfseren 
Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  und  endlich  6)  die  Baukranken- 
kassen, welche  bei  vorübergehenden  gröfseren  Baubetrieben  für  eine 
meist  fluktuierende  Arbeiterbevölkerung  eingerichtet  werden  sollen. 

Die  Ortskrankenkassen  und  die  Fabrikkassen  lehnen  sich  wie  die 
drei  zuerst  genannten  Organisationen  an  bereits  bestehende  Verhält- 
nisse an,  nur  stellt  man  es  nicht  mehr  in  das  Belieben  der  Ge- 
meinden oder  der  Betriebsunternehmer  Ortskrankenkassen  durch  Orts- 
statut ins  Leben  zu  rufen,  resp.  ihre  Betriebsangehörigen  sicher  zu 
stellen,  vielmehr  wird  den  Gemeinden  wie  den  Unternehmern  gröfserer 
Betriebe  unter  gewissen  Voraussetzungen  allgemein  die  Pflicht  auf- 
erlegt, Krankenkassen  zu  errichten. 

Sehen  wir  ab  von  den  nur  ausnahmsweise  ins  Leben  tretenden 
Baukrankenkassen,  so  sollen  die  organisierten  Orts-  und  Betriebs- 
krankenkassen nach  der  Gesetzesvorlage  die  eigentlichen  Träger 
der  Krankenversicherung  sein.  Die  in  ihnen  geschaffene  gegen- 
seitige Krankenversicherung  der  Berufsgenossen  wird  als  die  ratio- 
nellste bezeichnet,  die  zugleich  „durch  die  bei  ihr  am  leichtesten 
durchzuführende  Selbstverwaltung  einen  wohlthätigen  moralischen  Ein- 
flufs  ausübt  und   durch  die  nahen  Beziehungen  der  Kassenmitglieder 
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ZU  einander  die  zur  Bekämpfung  der  Simulation  uneutbehrliche  Kod- 
trollc  erleichtert".     (Motive») 

Da  aber  eine  Kraukeukasse,  im  Gegensatz  zur  Utifallveräichenmg, 
sich  naturgemäfs  uiclit  über  weite  Kreise  verbreiten  kann,  sondern 
für  sie  eine  örtliche  Beschränkung  notwendig  und  geboten  ist, 
um  schnelle  Hilfe  leisten^  Simulationen  verhindern  und  dauernde  Kon- 
trolle üben  zu  können  * ),  so  würde  die  Durchführung  des  allgemeinen 
Versicherungszwanges  nicht  möglich,  jedenfalls  unendlich  erschwert 
sein,  wenn  man  nur  diese  organisierten  Kassen  hätte. 

Denn,  wie  die  Motive  (S.  28)  betonen,  es  gibt  Gemeinden  genug, 
in  denen  die  zur  Gründung  einer  lebensfähigen  Kasse  erforderliche 
Anzahl  von  versicherungspflichtigen  Personen  nicht  vorbanden  ist,  und 
die  auch  nicht,  ohne  die  Vorzüge  der  lokalen  Organisation  aufzuheben, 
mit  anderen  Gemeinden  zur  Bildung  gemeinsamer  Kassen  vereinigt 
werden  können.  Ferner  wird  in  vielen  Kommunen  ein  liest  von  Ar- 
beitern bleiben,  die  in  die  bestehenden  berufsgenossenschaftlichen  Ver- 
bände nicht  ohne  Nachteil  für  diese  eingereiht  werden  können.  Für 
all  diese  Elemente  mufs  „subsidiär"  eine  besondere  Einrichtung  ge- 
troffen werden,  um  den  gesetzlichen  Versicherungszwang  überhaupt 
durchführen  zu  können.  Denn  wo  einem  Versicherungszwange  nicht 
eine  unmittelbar  durch  das  Gesetz  begründete  Versicherungsanstalt 
entspricht,  da  muls,  wie  die  Motive  mit  Kecht  hervorheben,  zum 
mindesten  eine  unter  allen  umständen  erzwingbare  Form  der  Ver- 
sicherung vorausgesetzt  werden,  „die  subsidiär  ohne  weiteres  da  ein- 
tritt, wo  die  im  Gesetz  vorgesehenen,  besonderen  Orgajiisationen  ent- 
weder nicht  durchführbar  sind,  oder  infolge  mangelnder  Pflichterfüllung 
der  zu  ihrer  Herstellung  Berufenen  nicht  zu  Staude  kommen*\ 

Diese  überall  mögliche  Form  der  Versicherung  ist  in  d^ 
Gemeindekrankenversicherung  geschaffen  worden. 

Ihr  Verhältnis  zu  den  organisierten  Kassen,  sowie  dieser  unter 
einander,  regelt  sich  nach  dem  Grundsatze,  dafs  zunächst  alle  die- 
jenigen, die  nicht  Mitglieder  einer  der  sechs  organisierten  Kassen  sind, 
aus    der  Gemeindekrankenversicherung    unterstützt    werden    müssen. 


1)  Bei  den  KraiikeDkasson  T,ist  es  oödg,  den  Kreis  derjemgeU|  welche  zu  €iDer  Ksase 
Teremigt  werden  soUen,  möglichst  eni^  xu  ziehüD.  Hier  kuuimt  es  darAuf  aix^  nur  die 
Leute  lu  vereinigen,  die  im  stunde  *md^  sieb  gegeusoitig  »u  kontronieren.  ttier  kommt 
Gb  darauf  an,  möglichst  sclineile  Hilfe  usu  leisten,  ohne  wcitlnuiJgei»  Verfahreui  oh»e  Hln- 
elnziebuijg  eines  au  einem  «ndereii  Ort,  vieneicbt  weit  vom  Sitz  dus  Erkrftnkten  entfernt 
wohnenden  Vorstandef>'\  Rede  des  StaAtMßiniäters  von  nötticber  Am  15.  MaI  1S8S. 
S.  S02  der  VerhAndlungeo  des  lieichsUges, 
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Ferner  müssen  den  Orts-,  Fabrik-  oder  Baukrankenkassen  alle  An- 
gehörigen derjenigen  Klassen  von  Versicherungspflichtigen  beitreten, 
für  welche  die  Kassen  errichtet  sind,  wofern  sie  nicht  bereits  als  Mit- 
glieder einer  Knappschafts-,  Innungs-  oder  freien  Hilfskasse  gegen  die 
Folgen  der  Krankheit  ausreichend  versichert  sind.  Wer  sich  bei  den 
zuletztgenannten  Hilfskassen  freiwillig  versichert  hat,  kann  gesetz- 
lich zumEintritt  in  keine  der  übrigen  Kassen  gezwungen 
werden. 

Die  Gemeinden  sind  nun  verpflichtet,  jedem  in  ihremBezirke 
beschäftigten^)  versicherungspflichtigen  Arbeiter,  der  nicht  einer 
der  sog.  organisierten  Kassen  angehört,  im  Krankheitsfalle  die  gesetz- 
liche Unterstützung  zu  Teil  werden  zu  lassen  und  hat  dafür  das 
Recht,  Beiträge  von  den  Versicherten  zu  erheben.  Diese  Beiträge 
müssen  in  besonderen  Kassen  verwaltet  werden,  aus  denen  die  Unter- 
stützungen zu  zahlen  sind  und  je  nachdem  die  erhobenen  Beiträge  zur 
Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  der  Kasse  nicht  ausreichen  oder  Über- 
schüsse ergeben,  können  sie  mit  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde erhöht  oder  herabgesetzt  werden.  Indem  man  sich  so  be- 
müht, Leistung  und  Gegenleistung  auch  bei  diesen  Kassen  in  ein  an- 
gemessenes Verhältnis  zu  einander  zu  setzen,  will  man  auch  dieser 
subsidiären  Organisation  den  Charakter  der  Krankenversicherung 
bewahren  *),  nur  schade,  dafs  man,  wie  oben  angedeutet,  den  Gemein- 
den auch  einen  Verzicht  auf  die  Erhebung  aller  Beiträge  gestatten 
wollte. 

Eine  Krankenversicherungskasse  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
ist  die  Gemeindeversicherung  aber  trotzdem  nicht;  denn  sie  beruht 
nicht  auf  der  Selbstverwaltung  der  Beteiligten,  sondern  wird,  ohne 
dafs  den  Versicherten  auch  nur  eine  beratende  Mitwirkung  bei  Fest^ 
Stellung  von  Beiträgen,  Gewährung  von  Unterstützungen  etc.  zuge- 
standen  wäre,   ausschliefslich    von   der  Gemeinde   selbst   verwaltet. 


1)  Es  ist  absichtlich  in  dem  Gesetze  die  Besch&ftigungs-,  nicht  die  Wohn-Gemeinde 
znm  Träger  der  VersicheruDg  gemacht,  weil  ja  bei  diesen  wie  bei  allen  anderen  Zwangs- 
kassen der  Arbeitgeber  derjenige  ist,  gegen  welchen  die  zwingende  Gewalt  des 
Gesetzes  sich  richtet,  und  der  yerantwortlich  ist  für  die  Erfüllung  der  Versicherungspflicht. 

2)  Die  Motive  weisen  S.  89  ausdrücklich  darauf  hin,  dafo  durch  die  hier  vorge- 
schlagene Fixierung  der  Leistungen  und  die  Beweglichkeit  der  Gegenleistungen  die  Ge- 
meindekrankenversicherung „eine  wirkliche  Krankenversicherung**  werde,  w&hrend  die  in 
dem  weiter  oben  citierten  bairisohen  Gesetz  vom  89.  April  1869  vorgeschriebene  Unter- 
stützung seitens  der  Gemeinde  insofern  den  Charakter  einer  öffentlichen  Armenunter- 
stützung behält,  als  die  Leistungen  der  Kasse  von  dem  individuellen  Bedürfnis  abhängig 
sind,  während  die  Beiträge  ohne  Bück  sieht  auf  den  Bedarf  der  Kasse  fixiert  sind. 
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welcher  nach  dem  Entwurf  auch  die  Verpflichtung  obliegt,  ev< 
die  nötigen  Vorschüsse  aus  der  Gemeindekasse  zu  machen  *). 

Dem  Wesen  der  Geracindeversicherung  als  einer  subsidiäreti  Or- 
ganisation entiipric'lit  eh  durchaus,  dafs  hier  die  Kassenleistungeu  auf 
ein  niedriges,  auch  durch  Ortsstatut  nicht  zu  erhöhen^ 
des,  gesetzliches  Mafs*)  fixiert  werden,  das  man  für  un 
dingt  notwendig  erachtet,  um  «len  Arbeiter  vor  wirtschaftlichem  Rai 
infolge  von  Krankheit  möglichst  üu  bewahren.  Der  Erkrankte  so] 
erhalten  neben  freier  Kur  und  Arznei  im  Falle  einer  durch 
Krankheit  herbeigeführten  Erwerbslosigkeit  ein  für  höchstens  13 
Wochen  zu  zahlendes  Krankengeld  im  Betrage  der  Hiilfte 
des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Handarbeiter, 

Die  Leistungen  sind  niedrig  genug  bemessen  und  man  kann 
wohl  gerechte  Zweifel  hegen,  ob  dadurch  erreicht  wird,  was  man  ej 
strebte  und  was  von  übereifrigen  Freunden  der  Vorlage  als  sichei 
Resultat  derselben  so  laut  in  die  Arbeiterkreise  hinausposaunt  wurd 
die  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Verarnmng  infolge  von  Erkrankungci 
Aber  wenn  man  bedenkt,  dafs  auch  nach  der  Absicht  der  Reichsre- 
gierung  die  Gemeindckrankenversicherung  nur  eine  subsidiär 
Organisation  sein  sollte,  und  man  in  diesen  geringen  Leistungen  ein 
Konipelle  schatten  wollte  zur  Begründung  organisierter,  durch  die  Ar- 
beiter mit  verwalteter  Kassen,  so  ist  dieses  Prinzip  sicherlich  nicht 
V  e  r  w  ü  r  f  1  i  c  h.  Denn  nur  dann  wird  das  Krankenkassengesetz  seinen 
vollen  und  wahren  Nutzen  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  habea 
wenn  die  organisierten  Krankenkassen  mit  ihren  höheren  Leistungej 
und  der  selbstlnUigen  Beteiligung  der  Arbeiter  an  der  Verwali 
der  zur  gegenseitigen  Unterstützung  der  Berufsgenossen  geschaffeni 
Kassen  eine  möglichste  Ausdehnung  gewiimen  und  dadurch  den  Ar- 
beitcrstand  zu  genossenschaftlicher  Selbsthilfe  erziehen. 

Die  eigentliche  Grundlage  der  organisierten  Kassen  bilden  di< 
Ortskrankenkassen,  die  deshalb  im  Gesetz  audi  mit  gunz  be 
sonderer  Sorgfalt  behandelt  werden. 

Die  Gemeinden   haben    nach   der  Vorlage  das  Recht,   dururtig 

1)  Homgmiiuu    hat    uidit    Unrecht,    vrean   er    a.    n,    O.    S.  275    die    Genieimleve 
fticherimg   eine  ,,ZwUfrIieiihUduii|(   xwUchen   veredelter  ArtneDpflege  und  eigeuUIclier  Ve 
Bicherung"  neont.      Ob    sie    Aach  ^^eine    gnicküehe  ZwischenbUdtmg^'    su  Denuen  »«i, 
sweifclti  wir 

2)  Nach  den  Btt5<'?tlUsßeD  det»  R^icbst&gos  Itftnu  die  Gemeinde  liüerdings  eine  Erhöbua| 
der  Unterstützungen  btiMTblief^eUf  wenn  sich  nuüh  Ueduktioii  der  Beiträge  auf  1.]  ProMii 
de*  ortsüblk-hen  T»pfi|ohnt*N  und  AnsAmmUing  eines  Reaervnfonds ,  itn  Betrag  etiMr^ 
durcligichnililic'Iieu  JHhroscinnahinßf  dauernd  Übor^ehüsse  ergeben. 
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Kassen  für  die  Berufsgenossen  eines  und  desselben,  sonst  auch  mehrerer, 
selbst  aller  Gewerbszweige  zusammen,  zu  errichten  und  können  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  dazu  angehalten  werden,  wenn  min- 
destens 50  versicherungspflichtige  Arbeiter  im  Gemeindebezirk  be- 
schäftigt werden.  Existiert  eine  solche  Kasse,  so  müssen  ihr  alle 
Arbeiter  derjenigen  Kategorien,  für  welche  sie  errichtet  wurde,  vom 
Tage  des  Eintritts  in  die  Beschäftigung  an  als  Mitglieder  angehören, 
falls  sie  nicht  bei  einer  anderen  organisierten  Kasse  bereits  ver- 
sichert sind.  Die  Kassen  sind  also,  wenn  einmal  errichtet,  Zwangs- 
kassen, sie  können  deswegen  auch  nicht  durch  Beschlufs  der  Mit- 
glieder aufgelöst  werden,  vielmehr  steht  nur  der  Aufsichtsbehörde  das 
Recht  zu,  Kassen  die  sich  als  nicht  lebensfähig  erweisen,  unter  ge- 
wissen Bedingungen  aufzulösen. 

Die  Mindestleistungen  dieser  Kassen  sind,  weil  sie  ja,  wie  gesagt, 
als  die  eigentlichen  Träger  der  Krankenversicherung  gedacht  sind  und 
daher  auskömmliche  Unterstützungen  gewähren  müssen,  sehr  viel 
höher  bemessen,  als  bei  der  subsidiären  Form  der  Gemeindever- 
sicherung. An  Stelle  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Hand- 
arbeiter tritt  der  durchschnittliche  derjenigen  Arbeiterklassen,  für  welche 
die  Kasse  errichtet  ist,  soweit  er  drei  Mark  pro  Tag  nicht  überschreitet; 
aufserdem  wird  ein  angemessenes  Sterbegeld  für  die  Mitglieder  der 
Kasse  unter  den  Mindestleistungen  gefordert,  so  dafs  also  die  orga- 
nisierten Krankenkassen  zugleich  alsSterbekassen  fungieren. 

Da  nun  diese  Kassen  sich  selbst  erhalten  müssen,  und  die  zu 
zahlenden  Beiträge  unter  allen  Umständen  zur  dauernden  Deckung 
ihrer  Verpflichtungen  ausreichen  müssen,  so  hat  man  es  mit  Recht 
in  das  Ermessen  der  Mitglieder  gestellt,  ob  sie  sich  mit  den  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  begnügen  oder  dieselben  erhöhen  wollen.  Als 
zulässige  Erweiterung  der  Kassenzwecke  gestattet  die  Vorlage,  das 
Krankengeld  für  länger  als  13  Wochen  bis  zu  einem  Jahre  zu  zahlen, 
den  Krankenlohn  auf  |  des  Lohnes  zu  steigern,  auch  Familienange- 
hörigen ärztliche  Pflege  und  Arznei  zu  verabreichen,  das  Sterbegeld 
höher  zu  bemessen  und  solches  auch  für  die  Angehörigen  der  Mit- 
glieder zu  bewilligen.  Weitere  Unterstützungen,  namentlich  Invaliden-, 
Witwen-  und  Waisenpensionen  dürfen  mit  Recht  nicht  gewährt  wer- 
den, weil  das  weit  über  den  Rahmen  einer  Krankenversicherung  hin- 
ausgehen, ganz  andere  Organisation  erfordern  würde  und  namentlich 
mit  dem  Wesen  einer  Zwangskasse  für  eine  recht  oft  sehr  fluktuierende 
Arbeiterbevölkerung  unvereinbar  sein  würde. 

Die  weiteren  Detailbestimmungen  über  Organisation  und  Verwal- 
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tung  können  wir  hier  filglich  übergehen  und  heben  an  grundlegend 
Prinzipien  nur  noch  hervor,  dafs  die  Regierung  sich  bemüht  hat, 
Stimmungen  zu  treffen,   wodurch  diejenigen,   die  von  Staatswegen  tmi 
Versicherung  und  damit  zu  nicht  unerheblichen  Opfern  gezwungen 
werden,   auch    wirklich  versichert  sind  und   bleiben   und   nichi 
durch  jeden  Wechsel   der  Beschäftigung,   durch  jede  vorübergehend 
Erwerbslosigkeit  ihrer  Ansprüche  an  die  Kasse  verlustig  gehen. 

Diese  gewifs  unter  allen  Umständen  zu  erstrebende  Sicherheit 
soll  in  der  Vorlage  dadurch  erreicht  werden,  dafs  jeder  Versiche- 
rungspflichtige vom  Beginn  der  die  Versich  erungs* 
pflicht  bedingenden  Beschäftigung  an,  ohne  weiteres 
Anspruch  auf  die  gesetzlichen  Mindestleistungen  der 
Kasse^)  erhält,  und  ihm  nur  dann,  wenn  die  Kasse  mehr  gewährt, 
durch  Statut  eine  Karenzzeit  für  den  Genufs  dieses  Überschusses 
vorgeschrieben  wenkn  kann.  Ferner  darf  nicht  bei  jedem  Kassen- 
wecbsel  von  neuem  ein  Eintrittsgeld  erhoben  werden,  vielmehr 
sind  alle  die,  welche  innerhalb  der  letzten  13  Wochen  einer  Kassi 
angehört  haben,  von  der  Zalilung  eines  solchen  befreit  =').  Aufserdei 
wird  denjenigen,   welche  durch  einen  Wechsel  der  Beschäftigung 
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1]  Da&  WMEt  sofortigen  Anspruch  titir  »uf  die  Miadeatleisttuigen  gewährt  imd  dunit 
dnrchichnfttlich  GberftU  dos  Gleiche  leistet ,  ist  gewifs  berechtigt ;  denn  sonst  würden 
ri^ichliclier  zahlende  Kassen  wahracheinltch  von  vagierenden  Arbeitern  sehr  überlaufen 
werden, 

2)  Es  ist  bei  aljgemeinem  Versichemngsawange  wohl  selbstrerständUch,  d»r»  ei: 
Unterschied  im  Eintrittsgold  und  der  nöhe  der  BeUrft^e  njicb  Alter  und  Oesandheitsxa^ 
stand  der  neuen  Mitglieder  nicht  gemacht  wird,  denn  damit  würde  nicht  nur  jede  frei( 
Bewegang  innerhalb  des  Zwanges ,  aondem  letatefar  seibat  ohne  eio«  anelnlge  StAaUaa 
stalt  uDtnÖglich  werden. 

Prof  Heits:  ^^Die  Rrankenversichemngsfrage  iu  Basel'S  Zürieh  188S,  S.  S5  nrtali 
wohl  etwas  au  abfiLUig  darnber,  daf&  mau  die  Kaaaeii  swi&gt^  , Jeden  Benebigen  ohn^ 
ftrstliche»  Outachteii,  ohne  Wartefrist,  nhne  Eintrittsgeld  aufaunehmen'^  Er  bllt  nni 
dieser  Voraussetzong  die  kleinen  Kassen  fQr  absolut  lebensunfähig.  ,,Die  deutsche  Vor< 
tage  ....  ist  entweder  ein  Mlfsgriff,  der  alsbald  fühibar  worden  mufü,  odor  «in  K< 
promifüf  mit  dem  niemand  befriedigt  und  nichts  erreicht  wird^^  Wir  glauben«  er  ühu^ 
i»ieht  dabei,  dafs  das,  was  bei  freiwilliger  Versicherung  allerdings  der  Todessfcof^ 
die  Rassen  i>mn  würde^  die  jedes  Risiko  unbesehen  annehmen,  aebr  viel  weniger  ins 
wicht  fiillt,  bei  allgemeinem  V  or»i  €  h  eru  n  gsa  wa  n  g  e,  weil  hier  ein  Aoagleich 
Insofern  stattiinden  wirdp  als  für  diejenigen,  die  «chon  halb  krank,  alt  und  schwacb  ein- 
treten,  eben  so  Tiele  in  derselben  Verfassang  «idi  wieder  austreteo  und  au  uiderfto 
Kassen  übergehen  werden. 

Uat   man  eine  alleinige  Staatsanstalt,    wie  sie  Heita  für  „nicht  an  grofse  Oebi 
empfiehlt,    so  wäre  die  obige  Forderung    der  Berücksichtigung   der   persönlichen  Risiki 
Hllerdiog»  leichter,  aber  auch  nur  bei  ununterbrocheoer  Versicherung  des  Einselnen  di 
filhrbar. 
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der  bisherigen  Kasse  nicht  mehr  versicherungspflichtig  sein  würden 
und  keiner  anderen  organisierten  Kasse  beitreten  mflssten,  gegen 
Fortzaldung  der  vollen  Beiträge  das  Recht  zugestanden,  Mitglieder 
der  Kasse  zu  bleiben;  erwerblos  werdende  sollten  dagegen,  auch 
wenn  sie  keine  Beiträge  zahlen,  für  G  Wochen  ihre  Ansprüche  auf 
die  gesetzlichen  Mindestleistungen,  behalten. 

Dadurch,  dafs  die  Bestimmungen  auch  für  die  übrigen  organi- 
sierten Kassen,  —  wenn  auch  nicht  für  die  Gemeindeversicherung  — 
entsprechende  Anwendung  finden,  ist  wenigstens  für  diejenigen  Ar- 
beiter, die  kraft  des  Gesetzes  und  nicht  durch  Ortsstatut  versiche- 
rmigspflichtig  sind,  einigermafsen  dafür  gesorgt,  dafs  die  er- 
zwungene Versicherung  auch  wirklich  zu  einer  dauern- 
den Sicherung  vor  den  wirtschaftlichen  Folgen  einer 
längeren  Erkrankung  führt 

Wir  haben  bereits  darauf  hingewiesen,  dafs  nur  bei  denjenigen 
Arbeitern  zur  Zeit  ein  wirksamer  Versicherungszwang  durch- 
geführt werden  kann,  für  die  ein  Arbeitgeber  vorhanden  ist,  den 
man  für  rechtzeitige  Anmeldung  und  Zahlung  der  Beiträge  verant- 
wortlich machen  kann.  Die  gemeinsamen  Bestiramungen  für  die  Oe* 
meindekrankenversicherung  und  die  Ortskrankenkassen  ordnen  nun,  — 
zugleich  für  die  übrigen  Zwangskassen  gültig  —  diese  Verpflichtung 
der  Arbeitgeber.  Gegen  die  letzteren  allein  richtet  sich  ja  der  ge- 
setzliche Zwang  und  sie   sind,  —  abgesehen  von  den  freien  Hilfs 

^kassen  —  bei  Vermeidung  schwerer  Nachteile  und  Strafen  zur  pünkt- 
lichen An-  und  Abmeldung,  sowie  zur  vorschufsweisen  Entrichtung 
der  Beiträge  verpflichtet.  Aufserdem  haben  sie  aber  in  Betrieben, 
welche  mit  Unfallsgefahr  verbunden  sind  und  dagegen  zu  versichern 
wären,  zugleich  ein  Drittel  der  auf  jedes  Kassenmitglied  entfallen- 
den Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  und  dürfen  nur  die  übri- 
gen zwei  Drittel  bei  der  Lohn/.aldung  in  Anrechnung  bringen,  —  er- 
halten aber  dem  entsprechende  Vertretung  im  Kassenvorstande. 

Diese  Zuschüsse  der  Arbeitgeber  waren  offenbar  aus  der  Ver- 

l  bin  düng  des  Krankenkassen-  mit  dem  Unfall  Versicherungsgesetze  ent- 
standen und  sollten  ein  Äquivalent  bilden  für  die  den  Krankenkassen 
aufgebürdeten  kleineren  Betriebsunfälle.  Die  Motive  erwähnen  jefb>ch 
dieses  Zusammenhanges  nur  nebenbei  und  betonen  als  hauptsächlich- 
sten Grund  die  Kontinuität  mit  der  früheren  Gesetzgebung,  die  in 
Preufsen  zuerst  allen  Arbeitgebern  eine  solche  Last  durch  Ortsstatut 
aufzubüi'den  gestattete,  dann  aber  in  dem  Hilfskassengesetz  von  1876 
zwar  die  Handwerker  davon  befreite,  die  Fabrikbesitzer  aber  weiter 


360 


Ür.  F  A  •  seb  6, 


damit  belastete,  weil  fliese  gar  wohl  zu  solchen  Leistungen  im  Stande" 
wären.  Aber  schon  die  Thatsache,  dafs  man  nur  für  diejenigen  Be- 
triebe,  für  welche  in  dem  gleichzeitigen  Gesetzentwurf  die  Unfall- 
versicherung vorgesehen  war,  eine  solche  BeitragBpflicht  den  Ar- 
beitgebern auferlegte,  spricht  dafür,  dafs  jener  in  den  Motiven  ntir 
als  nebensächlich  genannte  Grund  der  ausschlaggebende  gewesen  sei, 
ferner  wird  diese  Annahme  dadurch  beseitigt,  dafs  man  sich  seitens 
der  Herrn  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  wiederholt  bemClht 
hat,  den  statistischen  Nachweis  zu  führen'),  dafs  dies  von  den  Ar- 
beitgebern gezahlte  Drittel  reichlich  die  Opfer  aufwiegen  würde,  die 
den  Krankenkassen  durch  die  Übernahme  der  kleineren  Unfälle  er- 
wüchsen. 

Betreffs  der  übrigen  organisierten  Kassen  können  wir  uns  in  un- 
serer Darstellung  dessen,  was  die  Regierungsvorlage  proponierte,  kurst 
fassen,  weil  sie  entweder  in  ihrem  Bestände  möglichst  geschiitzt  wer- 
den, oder  die  bereits  erwähnten  Bestimmungen  über  die  Ortskrankcu- 
kassen  auf  sie  entsprechende  Anwendung  finden. 

Da  man  seitens  der  Kegierung  die  Fabrikkrankenkassen 
ganz  besonders  protegierte  und  ihnen  eine  möglichste  Verbreitung  s&u 
geben  bemüht  war,  so  wird  nicht  nur  den  Unternehmern,  wenn  sie 
rcgelmäfsig  50  oder  mehr  —  ausnahmsweise  auch  denen,  die  weni- 
ger —  versicherungspflichtige  Personen  beschäftigen,  das  Recht  ge- 
geben, solche  Kassen  zu  errichten,  zu  denen  die  Arbeiter  durch  Ar- 
beitsvertrag beizutreten  verpflichtet  sind,  sondern  es  wird  auch  den 
höheren  Verwaltungsbehörden  die  Ermiichttgung  erteilt,  Betriebsunter- 
nehmer zur  Errichtung  von  Krankenkassen  zu  zwingen, 
und  dieses  Recht  können  sie  auch  gegen  kleinere  Betriebe  geltend 
machen,  wenn  diese  mit  besonderer  Krankheitsgefahr  verbunden  sind. 
Den  Betriebsunternehniern  liegt  die  Verpflichtung  ob,  neben  dem  Dritr- 
tel,  das  sie  an  Beitragen  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  haben,  auf 
ihre  Kosten    die  Rechnungs-    und  Kassenführung  zu   besorgen  und 


1)  Yorgl.  „Die  UnfnUstAÜstik  des  Deaticben  Bcichs'*  votn  Geh.  Bftt  T,  BddtkBr. 
Ergänzimgsbefl  xn  il«ii  f,ManaUheffceTi  der  Suti'ittk  rte«  Deutsches  Beiclii»^\  1882,  8  SO 
n,  2t. 

In  den  Motiven  zum  .^Gesetz,  betr  die  LJnfaJlverMcherUDg**  vom  8.  Mb,!  1881 
(Druekü.  Nr  19)  S,  öO  heifst  e*:  ,^Djese  iillgemohvü  ÜurcliRibrung  der  Heransicbung  der 
^rbeit}^«|j«r  %\i  den  Kranken  versteh  erungsbeiträgen,  ....  bringet  fiir  die  Kr&okenkAja«ti 
durchweg  i^ine  ao  erbf^bHebc!  Krüftigung  mit  !«icb,  dAfä  dadnrcb  Auch  die  lur  die  oene  Rp* 
^eUing;  vtirgcsehenn  ErhöiiunjSf  ihrer  Leistungen  .  .  »  .  ,  hinlAnglieti  aufgewogen  wird,  tö 
dar»  von  einer  aus  der  beAbsichtigten  Regelung  der  Uufallveraicbenuig  erwach&endffii 
höheren  Betastung  der  KraDkenkasj^n  nicht  die  Rede  sein  kann*^ 
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eventuell  Vorschüsse  zu  leisten.  Für  Kassen  solcher  Betriebe,  in 
denen  regelmäXsig  weniger  als  50  Personen  beschäftigt  werden,  sind 
die  Unternehmer  auch  verpflichtet,  „die  nachhaltige  Leistungsfähigkeit 
der  Kasse  in  einer  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  für  aus- 
reichend erachteten  Weise  sicher  zu  stellen"  (§  55  des  Entwurfs). 
Die  Betriebskrankenkassen  gelten  als  Zwangskassen,  und  nur  die 
beim  Eintritt  in  den  Betrieb  bereits  einer  freien  Hilfskasse  angehören- 
den Arbeiter  dürfen,  so  lange  sie  Mitglieder  der  letzteren  sind,  nicht 
in  die  Fabrikkrankenkasse  hineingezwungen  werden.  Damit  meint 
man,  auch  hier  innerhalb  des  allgemeinen  Zwanges  die  nöthige  Frei- 
heit der  Bewegung  gesichert  zu  haben. 

Ein  Zwang  zur  Errichtung  solcher  Kassen  ist,  wenn  man  diese 
in  die  Hände  von  Privaten  gegebenen  Kassen  überhaupt  als  Träger 
einer  „öffentlichen  Interessen  dienenden  und  öffentlich  rechtlichen  In- 
stitution", wie  die  Krankenversicherung  es  ist,  —  anerkennen  will, 
gewifs  dann  berechtigt,  wenn  Betriebe  mit  besonderer  Krankheitsge- 
fahr verbunden  sind.  Denn  hier  würde  anderenfalls  eine  Überwäl- 
zung eines  Teiles  des  Geschäftsrisikos  und  eine  allzugrofse  Be- 
lastung der  Ortskrankenkassen  oder  Gemeindeversicherung  die  Folge 
sein.  Der  Zwang,  auch  gegen  andere  Betriebsunternehmer, 
die  ganze  Last  und  Verantwortlichkeit  der  Kassenführung  zu  über- 
nehmen, ist  aber  in  den  Motiven  des  Gesetzentwurfes  nur  mit  wenig 
Worten  und  kaum  genügend  begründet;  ob  er  in  dem  Wesen  der 
Zwangsversicherung  seine  Berechtigung  findet,  werden  wir  weiter  unten 
zu  prüfen  haben. 

Den  Fabrikkrankenkassen  analog  sind  die  Baukrankenkassen 
organisiert.  Um  nicht  durch  vorübergehende  Arbeiteransammlungen, 
wie  sie  bei  Eisenbahn-,  Kanal-,  Wege-,  Strom-,  Deich-  und  Festungs- 
bauten, sowie  bei  anderen  vorübergehenden  Baubetrieben  eintreten 
können,  die  Gemeinde-  oder  Ortskrankenkassen  der  Orte,  an  denen 
diese  Personen  zufällig  kurze  Zeit  Beschäftigung  finden,  in  ungerecht- 
fertigter Weise  zu  überbürden  und  zu  gefährden,  „haben  die  Bau- 
herrn auf  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  Baukranken- 
kassen zu  errichten,  wenn  sie  zeitweilig  eine  gröfsere  Anzahl  von 
Arbeitern  beschäftigen"    (§  63  des  Entwurfs). 

Die  Innungskassen,  die  Knappschaftskassen  und  freien  Hilfs- 
kassen hat  man  möglichst  unangetastet  gelassen,  nur  sind  die  Lei- 
stungen, die  man  auch  von  ihnen  fordert,  wenn  sie  innerhalb  des  all- 
gemeinen Zwanges  als  Versicherungsanstalten  gelten  sollen,  erhöht 
worden.    Man  fordert  gegenwärtig  bei  den  Innungs-  und  Knappschafts- 

N.  F.  Bd.  Vn.  24 


362 


Dr.  PAftfoh«« 


kassen  die  Mindestleistungen  der  Ortskrankenkassen,  bei  den  freie« 
HiUskassen  dagegen  nur  die  Leistungen  derjenigen  Geracindekranken- 
Versicherung,  in  deren  Bezirk  die  Kasse  ihren  Sitz  hat.  Der  Bedingung, 
freie  ärztliche  Behandlung  und  Arznei  zu  gewähren,  genügen  letztere, 
wenn  sie  statt  ein  halb,  zwei  Drittel  des  ortsüblichen  Tagelohnes  als 
Krankengeld  zahlen. 

Das  sind  im  wesentlichen  die  Grundprinzipien,  von  denen  die 
Regierung  bei  Aufstellung  ihres  Entwurfes  einer  Krankenversichertjog 
der  Arbeiter  ausging.  Wir  wollen  jetzt  darlegen,  welche  Stellung  die 
Reichstagskommission  und  spater  das  Plenum  des  Hauses  diesen  Grund- 
anschauuugen  gegenüber  einnahm* 


IL    Die  Verbesserungsvorschläge  des  Reichstages. 

Während  der  Gesetzentwurf,  betr  die  Unfallversicherung  der  Ar- 
beiter, so  sehr  man  allseitig  mit  dem  Streben  und  den  Zielen  dessel- 
ben einverstanden  war,  iti  der  vorgelegten  Form  kaum  von  einer 
Seite  des  Hauses  eine  recht  warme  und  sympathische  Aufnahme  fand, 
wird  man  behaupten  können,  dafs  das  Krankenkassengesetz  fast  aus- 
nahmslos von  allen  Parteien  mit  Symimthic  aufgenommen  wurde,  wenn 
man  auch  vielfach  die  Verbindung  beider  Gesetze,  namentlich  die 
Ucberwälzung  eines  Teiles  der  ünfallsgefahr  auf  die  anderen  Kassen 
perhorreszierte. 

Die  in  der  Sitzung  vom  16.  Mai  1882  mit  der  gründlichen  Vor- 
beratung beider  Gesetze  betraute  Kommission  trat  denn  auch  an  ihre 
Arbeit  mit  dem  wohl  ausnahmslos  gehegten  Wunsche  heran,  wenig- 
stens die  Reform  des  Krankenkassen wesens  zu  einem  ge- 
deihlichen Abschlufs  zu  bringen ,  und  man  wird  ihr  gewifs  die  Ge- 
rechtigkeit widerfahren  lassen  und  anerkennen  müssen,  dafs  sie  fleifsig 
und  gewissenhaft  gearbeitet,  und  dafs  auf  allen  Seiten  das  ernste 
Streben  vürgewalt(>t  hat,  etwas  wirklich  Gutes  zu  schaffen,  damit  das 
Gesetz  seinen  Zweck  erfülle  und,  zur  Förderung  des  sozialen  Friedens, 
dem  Arbeiterstande  und  damit  der  gesamten  Volkswirtschaft  zum 
Segen  gereiche. 

Der  Grundgedanke,  der  in  der  Regierungsvorlage  zum  Ausdruck 
kam,  fand  auch  bei  der  grofsen  Mehrheit  der  Kommission  durchaus 
Anerkennung, 

Man  gestand   zu,  dafs   auf  dem  Wege   der  Freiwilligkeit')  und 


1)  Ea  ist  eatflobteden  su  weit  gegsngen,   wenn  Honi  g^mann  a.  &.  O.    S.  207    bc* 
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der  GemeindeautoDomie  kaum  eine  baldige  Verallgemeinerung 
der  Krankenversicherung  in  wünschenswertem  Umfange  zu  erwarten 
sei,  und  dafs  die  den  Gemeinden  durch  das  Gesetz  vom  8.  April  1876 
gegebene  Vollmacht,  den  Versicherungszwang  auszusprechen,  —  mag 
man  die  Gründe  dafür  suchen,  wo  man  will  —  jedenfalls  nicht  zu 
einer  wesentlichen  Ausdehnung  der  Versicherung  geführt  habe^). 
Darum  entschied  man  sich  für  den  allgemeinen,  gesetzlichen  Zwang 
zur  Krankenversicherung,  und  es  ist  auch  kaum  ein  prinzipieller 
Grund  gegen  ein  derartiges,  allgemeines  Obligatorium  anzuführen,  so- 
bald man  innerhalb  desselben  möglichste  Freiheit  gestattet  und  nicht 
die  gesamte  Bevölkerung  des  grofsen  deutschen  Vaterlandes  ohne 
Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  nach 
einer  Schablone  gleichmäfsig  behandelt.  Der  Versicherungszwang  ist 
ja  in  unserer  Gesetzgebung  nichts  Neues,  denn  den  Gemeinden  stand 
bereits  seit  1876,  wie  oben  gesagt,  das  Becht  zu,  in  die  personlichen 
Verhältnisse  des  Einzelnen  einzugreifen  und  ihn  zu  zwingen,  für  die 
Zeiten  der  Krankheit  Vorsorge  zu  treffen,  weil  er  damit  nicht  blos 
eine  Pflicht  gegen  sich  selbst,  sondern  auch  gegen  die  Gemeinde  erfüllt, 
der  er  eventuell  als  Unterstützungsbedürftiger  zur  Last  fällt.    Dieser 


haaptet :  „Das  Prinzip  des  Volnntarismns  erweist  sich  dieser  Aafgabe  gegenüber  als  un- 
zareichend ;  seine  Resultate  sind  anfertig,  zersplittert,  yergänglich.  Um  EinbeitlicheSi 
Vollkommenes,  Bleibendes  zu  schaffen,  mafs  man  die  Arbeiterkrankenversicheruug  im 
Wege  des  Zwanges  verwirklieben**. 

^^Einheitliches,  Vollkommenes,  Bleibendes**  wird  man  wohl  nie  er- 
reichen, auch  darch  den  weitgehendsten  Zwang  nicht;  denn  auch  dieser  hat  seine  sehr 
bald  erreichten  Grenzen.  Dafs  aber  auch  der  Voluntarismus  annähernd  Vollkom- 
menes erreichen  kann,  beweist  das  Beispiel  Englands,  und  dafs  eine  auf  freierEnt- 
Bchliefsung  beruhende,  allgemeine  Versicherung  besser  wäre  als 
eine  erzwungene,  wird  kaum  zu  leugnen  sein.  Wenn  wir  uns  trotzdem  bezüglich 
Deutschlands  für  den  Zwang  erklären,  so  geschieht  es,  weil  wir  überzeugt  sind,  dafs 
bei  uns  lange  Zeit  vergehen  würde,  ehe  eine  freiwillige  Versicherung,  —  nachdem  sie  bis 
dahin  von  den  Regierungen  wenig  begünstigt  worden,  —  die  wünschenswerte,  allge- 
meine Verbreitung  finden  würde.  Hier  wird  der  Zwang  schneller  zum  Ziele  führen, 
auch  vielleicht  der  freiwilligen  Versicherung  auf  diesem  oder  anderen  Gebieten  die  Wege 
bahnen. 

1)  Es  wird  kaum  zuviel  gesagt  sein,  wenn  man  behauptet,  dafs  von  den  vielen 
Tausenden  von  Vorstehern  kleinerer  Gemeinden  wohl  die  Hälfte  nicht  einmal  eine  Ahnung 
davon  hatten,  dafs  ihnen  das  Recht  zustehe,  durch  Ortsstatute  einen  Teil  der  Arbeiter- 
bevölkerung zur  Versicherung  zu  zwingen.  Ein  Studium  der  Gesetzsammlungen  ist 
diesen  Leuten  unmöglich,  und  nur,  wo  die  vorgesetzten  Behörden  nachdrücklich  darauf 
hinweisen,  wird  eine  solche  Vollmacht  eine  allgemeine  Wirkung  auszuüben  vermögen. 
Anders  ist  es  natürlich  bei  einem  gesetzlichen  Zwange,  dann  mufs  jede  auch  die  kleinste 
Gemeinde  dem  Gesetze  näher  treten. 
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von  Seiten  der  Gemeinden  geübte  Zwang  ist.  aber  für  den,  gegen 
er  geübt  wird,  durchaus  nichts  anderes  als  der  reichsgesetzHche  Zwang, 
nur  dafs  der,  welcher  den  Druck  unmittelbar  ausübt,  hier  ein  ande- 
rer ist  als  dort  Die  Krankenversicherung  ist  aber  gowifs  wichtig  ge- 
nug, dafs  man  ihre  Durchführung  nicht  von  der  Willkür  oder  gar  der 
Trägheit  und  Indolenz  einzelner  Gemeindevorsteher  abhängig  machen 
darf,  zumal  wenn  man  die  Freizügigkeit  der  Arbeiterbevölkerung  be- 
wahren und  für  die  Industrie  überall  möglichst  die  gleichen  Lebens- 
bedingungen schaffen  will.  Das  erkannten  in  der  Kommission  auch 
»lie  Gegner  der  Vorlage  an,  nur  hotften  sie,  durch  eine  Ergänzung 
zum  Hilfskassengesetz ,  in  welcher  den  Gemeinden  statt  des  Rechtes 
die  Pflicht  auferlegt  werde,  den  Zwang  auszusprechen,  das  gleiche 
Ziel  leichter  erreichen  zu  können,  als  durch  die  Schaffung  eines 
neuen,  komplizierten  Gesetzes*). 

Wie  sehr  man  von  den  Vorzügen  des  Versicherungszwanges  über- 
zeugt war,  beweist  die  Thatsache,  dafs  das  Streben  der  Kommission 
nicht  auf  eine  Beseitigung,  sondern  auf  eine  Erweiterung  desselben 
gerichtet  war,  um  die  Vorteile  des  Gesetzes  möglichst  allen  Klas* 
sen  der  Arbeiterbevölkerung  zugänglich  zu  machen.  Dabei 
dachte  wohl  keiner  daran,  die  Schwierigkeiten  zu  häufen  und  die 
Ausführung  des  Gesetzes  zu  erschweren,  sondern  man  blieb  durchaus 
auf  dem  Boden  einer  praktischen  Sozialpolitik,  die  nach 
dem  Erreichbaren  strebt  und  nicht  deshalb  das  Gute  verwirft, 
weil  das  dem  Ideal  entsprechende  Bessere  nicht  zu  erreichen  ist 
Deshalb  suchte  man  allseitig  nur  diejenigen  Arbeiter  dem  Zwange  %n 
unterwerfen,  gegen  die  er  wirksam  ausgeübt  werden  konnte*),  und 
nicht  über  das  Prinzip  des  Zwanges,  sondern  nur  darüber  entbrannte 


1)  In  den  KomminsionAverhRndlaugeu  ht  utütere«  Wtsf^ans  Auch  von  9eit«n  d«r  Kiirt» 
schrittspartei  biegen  eine  solche  VeraUgemoiiieruni;  des  indirekten  ZwRnK«5  kvbt 
Opposition  gemacht,  Er*st  in  der  sweitcn  Lesung  des  Eotwurrcs  im  Plcimi»  trat  die 
Fiiriel  geschlossen  leegeu  einen  aUgeiuoioen  Zwnag  auf  und  be*ntragtc  fNr.  i86  der 
]>rucksAchon)»  es  dem  Helii^ben  der  Gemein  den  zu  überlAssen«  die  Versiebe- 
ning  Kwangsweise  einxunihren* 

2]  Dadurch  unterscheidet  sich  das  Vorgeben  der  Kommission  weieotlieli  ¥on  dwm 
der  softiAldemokratischen  MilgÜeder  des  Hauses,  die  wiederholt  das  Bedauern  tseSursivt 
haben I  nicht  mit  in  der  KommiBsion  rertreten  gewesen  lu  sein.  Man  kann  dieses  Or- 
daueni  insoferit  nur  teilen,  als  ihnen  dann  wohl  klar  geworden  wUre,  wie  wenif 
praktische  Vor»cbl£ge  &ie  unterbreitet,  indem  sie  vorlangt^nf  dafo  aUe  Aiig«hurtj^ 
des  Dtiutsüfaeu  Reiches,  die  Qbor  15  Jnhr  alt  .sind  und  ,,ein  selbständiges  £IinküinsrMV 
bis  au  7J  Mark  pro  Tag  liaben^%    ver^ieherungspßicbtig  »ein  soUeo. 
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der  Streit,  gegen  welche  KategorieD  von  Arbeitern  die  Durchführung 
desselben  allgemein  möglich  sei. 

Wir  wiesen  bereits  darauf  hin,  dafs  die  Vorlage  der  verbündeten 
Regierungen  eigentlich  nur  die  gewerblichen  Arbeiter  gewisser  Kate- 
gorien für  versicherungspflichtig  erklärten,  während  die  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Arbeiter  nur  dann  gezwungen  werden 
sollten,  wenn  die  Gemeinde  resp.  die  höhere  Verwaltungsbehörde  es 
für  gut  und  durchführbar  befanden. 

Motiviert  ward  die  Ausschliefsung  der  letzteren^)  einmal  damit, 
dafs  bei  ihnen  infolge  der  nachbarlichen  Hilfe  und  der  auf  dem  Lande 
vorherrschenden  und  möglichst  zu  erhaltenden  Naturalwirtschaft  das 
Bedürfnis  der  Krankenversicherung  wenigstens  der  Kegel  nach  nicht 
so  dringend  sei,  sodann  damit,  dafs  die  Durchführbarkeit  des  Ver- 
sicherungszwanges bei  der  überwiegenden  Zahl  derselben  nicht  ge- 
sichert sei,  weil  für  diese  bald  hier,  bald  dort  beschäftigten  Lohnar- 
beiter ein  dauernder  Arbeitgeber  nicht  in  Anspruch  genommen  wer- 
den könne. 

Prinzipiell  sind  beide  Einwendungen  in  gewisser  Ausdehnung  an- 
zuerkennen und  auch  von  der  Kommission  anerkannt  worden. 

Es  wird  in  vielen  Gegenden  Deutschlands  für  gewisse  Katego- 
rien von  ländlichen  Arbeitern  mit  überwiegender  Naturallöhnung  das 
Bedürfnis  nach  Versicherung  nicht  so  grofs  sein,  wie  bei  vielen  pro- 
letarischen Industriearbeitern,  und  andererseits  ist  zuzugeben,  dafs  die 
nicht  ständigen  Tagelöhner  in  der  Landwirtschaft  oft  innerhalb  ein 
und  desselben  Tages  ihren  Arbeitgeber  wechseln.  Wo  letzteres  der 
Fall  ist,  würde  man  allerdings  das  Gresetz  zu  einer  Karrikatur  machen, 
wenn  man  die  Arbeitgeber  zwingen  wollte,  diejenigen,  die  ihnen  viel- 
leicht nur  für  Stunden  Hilfe  geleistet,  bei  der  betr.  Versicherungskasse 
anzumelden,  die  Beiträge  vorschufsweise  zu  entrichten  etc.  Trotzdem 
entschied  sich  die  Kommission  auf  Antrag  einiger  Mitglieder  der  kon- 
servativen Fraktionen  dafür,  die  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Arbeiter  prinzipiell  unter  den  Versicherungs- 
zwang zu  stellen,  und  es  den  Gemeinden  zu  überlassen,  ob  sie 


1)  Wir  bemerken  übrigens  noch,  dafs  die  Motive  nar  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  behandeln  und  diese  mit  den  ländlichen  Arbeitern  dieser  Kategorie 
identifizieren,  indem  sie  von  dem  Gegensatz  zwischen  Stadt  nnd  Land  sprechen.  Die 
forstwirtschaftlichen  Arbeiter  gehören  aber  za  einem  nicht  unbeträchtlichen  Teile  nicht 
zur  ländlichen  Bevölkerung,  und  ebenso  ist  die  Zahl  der  in  den  kleinen  Landstädten 
beschäftigten  landwirtschaftlichen  Hilfsarbeiter  gewifs  nicht  unbedeutend. 
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diesen  Zwang  im  kunktütün  Falle  mit  Genehmigung  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde wieder  aufheben  wollten. 

Die  Gründe  für  einen  solchen  Beschluls  waren  mannigfacher  Art 
Zuerst  war  man  wohl  von  allen  Seiten  bereit,  um  den  sozialen  Frieden 
nicht  zu  stören,  eine  möglichst  weitgehende  Versicherung  durchzu- 
führen, kein  Klassengesetz  zu  schaflen,  das  nur  einzelnen  Teilen  der 
Arbeiterbevölkerung  zu  gute  komme.  Man  musste  aber  allseitig  zu- 
gestehen, dai's  die  bei  den  ländlichen  Arbeitern  betonten  Schwierig- 
keiten, die  aus  dem  häufigen  Wechsel  des  Arbeitgebers,  sowie  daraus 
resultieren,  dafs  viele  bald  Arbeitgeber,  bald  selbst  Lohnarbeiter  sind^ 
auch  in  grofser  Ausdehnung  bei  den  versicherungsptiichtigen  Betrieben 
vorkommen  ^),  Denn  auch  in  „Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsan- 
stalten,  Brüchen  und  Gruben,  in  Fabriken  und  Hüttenwerken,  beim 
Eisenbahn-  und  BinneudampfschiflFfahrtsbetriebe,  auf  Werften  und  bei 
Bauten**  werden  zahlreiche  Arbeiter  vorübergehend  beschäftigt, 
und  doch  sollten  sie  unter  allen  Umständen  dem  Vereicherungs^wange 
unterliegen.  Um  die  darin  liegende  Gefahr  für  die  praktische  Durch- 
führbarkeit des  Gesetzes  zu  beseitigen  und  zugleich  einen  Teil  der 
Bedenken  gegen  die  Versicherung  landwirtschaftlicher  Arbeiter  hin- 
wegzuräumen, beschlofs  die  Kommission  uod  mit  ihr  das  Plenum, 
alle  Arbeiter  dem  Zwange  nur  zu  unterwerfen,  „insofern  die  Beschäf- 
tigung nicht  ihrer  Natur  nach  eine  vorübergehende  oder  durch  den 
Arbeitsvertrag  im  voraus  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer 
Woche  beschränkt  ist*)''. 

Aufserdem  beschlofs  die  Kommission  auch,  diejenigen  der  Unfall- 
versicherungspflicht  unterliegenden  Arbeiter  in  die  allgemeine  Kran- 
kenversicherung hineinzuziehen,  die  „in  Betrieben  beschäftigt  sind, 
in  denen  Dampfkessel  oder  durch  elementare  Kraft  bewegte  Trieb- 
werke zur  Verwendung  kommen,  sofern  diese  Verwendung  nicht  aus- 
schliel'slich  in  vorübergehender  Benutzung  einer  nicht  zur  Betriebsau- 
lage gehörenden  Kraftmaschine  besteht/' 

Durch  diese  beiden  wichtigen  Ändeiungen  des  §  l  war  jedenfalls 
der  gesetzliche  Zwang  gegen  die  Landarbeiter  wesentlich  erleich- 
tert und  erst  recht    wünschenswert    gemacht.     Denn   nach    der 


1)  y«rgi.  u.  A.  die  Auaführungeu  des  Abgeordneteo  Dr.  Uir&fh  (S.  3472  der  V«r^ 
handlangei]). 

$i)  Dadurch  f&lleo  auch  sum  grofsen  Teile  die  ScUwierigkeitcn  httiw«g,  welche  re- 
perunf^sseitig  filr  die  Gegenden  mit  tiberwiegendeui  Klelohe^itz  gescbildert  wttrdeii. 
DeDD  w«r  selber  Bcsitxer»  heute  Arbeiter  beschäftigt,  morgen  dem  Nachbar»  gii^ea  Kot" 
gelt  Hilfe  leistet,  f&llc  jetzt  nicht  unter  dtu  aUgerosineo  Zwimg. 
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letzteren  Bestimmung  mufs  für  viele,  auf  gröfseren  Gütern  beschäftig- 
ten Arbeiter  ohne  weiteres  die  Gemeindekrankenversicherung  eintreten  * ), 
und  derselbe  Apparat,  der  auch  für  die  Versicherung  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  mit  ausreichen  würde,  doch  in  Thätigkeit  treten ; 
ferner  werden  praktische  Schwierigkeiten  in  Menge  und  Unzufrieden- 
heit allerorten  hervorgerufen  werden,  wenn  die  Arbeiter,  die  zeitweilig 
bei  der  Dampfdreschmaschine,  in  der  Brennerei,  Ziegelei,  Torfgräberei, 
bei  Bauten  oder  dergleichen^)  beschäftigt  werden,  bald  zwangsweise 
versichert,  bald  wieder  versicherungslos  sind.  Diese  Schwierigkeiten 
müssten  sich  häufen  in  Distrikten,  in  denen  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie örtlich  gemischt  sind,  oder  wo,  wie  das  häufig  vorkommt, 
Handwerker  auf  dem  Lande  oder  in  kleinen  Landstädten  bald  als 
Handwerker,  bald  als  ländliche  Tagelöhner  ihr  Brot  verdienen. 

Für  einen  Teil  der  Kommissionsmitglieder  war  endlich  noch 
wesentlich  bestimmend  für  die  Verallgemeinerung  der  Versicherung 
der  Umstand,  dafs  die  Regierungsvorlage  es,  wie  schon  bemerkt,  in 
das  Belieben  der  Gemeinden  stellte,  ob  sie  Beiträge  erheben,  oder 
einfach  allen  Versicherungspflichtigen  eintretenden  Falles  die  gesetz- 
liche Krankenunterstützung  aus  dem  (xemeindesäckel  zahlen  wollten. 
Dann  würde  aber  ganz  unmotiviert  den  gewerblichen  Arbeitern  ein 
Privilegium  vor  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  zugestanden  werden'), 

1)  Wir  sind  der  Ansicht,  dafs  auch  da,  wo  nnr  e  i  n  Handwerkslehrling  oder  Geselle 
auf  dem  Lande  beschäftigt  wird,  die  Oemeindeversicherung  ex  lege  eintritt.  H.v.  Woedtke 
a.  a.  O.  S.  41  scheint  aber  andeuten  zu  wollen,  dafs  alle  Handwerker,  „welche  von 
den  Gutsherrn  lediglich  oder  überwiegend  zu  Gutszwecken  (?)  gehalten  und  von  ihm  ge- 
löhnt werden^S  nicht  unter  den  §  1  des  Gesetzes  faUen.  Statt  das  nachträglich  so  apo- 
diktisch zu  behaupten,  hätte  er  der  Sache  wohl  mehr  gedient,  wenn  er  die  Kommission 
auf  diesen  Streitpunkt  aufmerksam  gemacht  hätte.  Das  Gesetz  sagt  einfach:  Zu  ver- 
sichern sind  alle  gegen  Lohn  „im  Handwerk**  beschäftigten  Personen.  Wer  „im  Hand- 
werk** für  die  Landwirtschaft  arbeitet,  kann  doch  nicht  ohne  weiteres  zu  den  „in  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  beschäftigten  Arbeitern**  gerechnet  werden.  Ein  Anhalt  zu  so 
wiUkürlicher  Erklärung  ist  auch  in  den  Verhandlungen  kaum  gegeben.  Der  einzige,  der 
die  Frage  ausführlicher  berührt  hat,  Herr  von  Maltzahn-Gültz,  hat  sich  entschieden 
für  die  Versicherungspflicht  ausgesprochen. 

2)  Auch  hier  geht  H.  v.  Woedtke  sehr  willkürlich  vor,  wenn  er  behauptet  (S.  25), 
dafs  Mergelgruben,  Torfstiche  etc.  als  „Zweige  der  vielgestaltigen  Landwirtschaft**  aufzu- 
fassen seien,  wenn  das  gewonnene  Material  in  eigener  Wirtschaft  verbraucht  und  nicht 
verkauft  wird.  Im  Gesetz  steht  kein  Wort  davon,  dafs  die  gewerbliche  Ausnutzung 
einer  Grube  oder  Gräberei  erforderlich  sei,  um  die  darin  beschäftigten  Arbeiter  ver- 
sicherungspflichtig zu  machen. 

8)  Die  Kommission  hatte  deshalb  auch  einen  Zusatz  zu  §  5  beschlossen,  wonach 
di^enigen  Gemeinden,  welche  keine  Beiträge  erheben,  die  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Arbeiter  von  der  Versicherungspflioht  nicht  aosschliefsen  durften. 
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wahrend  die  liandwirtachaft  vielleicht  die  Hauptlant  in  Form  vö" 
Gemeindesteuern  zu  tragen  hat. 

Um  all  diesen  Schwierigkeiten  zu  entgehen,  glaubte  die  Kom- 
mission, —  und  in  der  zweiten  Lesung  mit  ihr  auch  das  Plenum  des 
Hauses,  —  am  zweckmafsigsten  und  im  Imtercsse  einer  gedeihlichen 
Durchführung  des  Gesetzes  zu  handeln,  wenn  die  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Arbeiter  prinzipiell  unter  den  Zwang  gestellt,  es  den 
Gemeinden  aber  frei  gegeben  würde,  eventuell  durch  Ortsstatut  den 
Zwang  wieder  aufzuheben'),  wo  kein  Bedürfnis  zur  Versicherung  vor- 
handen, oder  die  Schwierigkeiten  derselben  zu  grofs  sein  sollten.  Die 
Regierung  hatte  umgekehrt  eine  ortsstatutarische  Einführung  des 
Zwanges  vorgeschlagen;  die  Kommission  ging  aber  von  der  gcwifs 
ganz  richtigen  Ansicht  aus,  dafs  sich  viele  Gemeindevorstande,  —  wie 
die  Erfahrung  beim  Hilfskassengesetz  gezeigt,  —  nur  schwer  ent- 
schliefscn  würden,  Ortsstatute  zu  machen,  dafs  aber  dasselbe  Gesetz 
der  Trägheit  sie  auch  abhalten  würde,  Ortsstatute  zu  erlassen,  um 
die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  auszuschliefsen,  wenn 
nicht  wirklich  die  Notwendigkeit  sie  dazu  drängte. 

Obwohl  nun  beide  Vorschläge  njateriell  wenig  von  einander  ver- 
schieden sind  —  denn  die  Regierung  kann,  wenn  ihr  daran  gelegen 
ist,  die  ländlichen  Arbeiter  zu  versichern  oder  auszuschliefseD,  immer 
durch  ihren  Eintlufs  auf  die  kleinen  Gemeinden  ihren  Willen  durch- 
setzen und  Ortsstatute  veranlassen,  ebenso  zur  Einführung  als  zur 
Beseitigung  dea  Zwanges,  —   so  hielt  doch  die  Reichsregierung  mit 


1)  Der  Verf.  dieier  Zeilen  hatte  mit  dem  Abg.  Dr.  Gutfleisch  für  die  s«neit« 
lieriitutitc  oinon  AiUriig  eiri|B:«br«cht  (Nr.  850  der  Drncki* ),  dafs  nicht  blos  für  diese,  «ort- 
derii  Küt:b  für  Audore  KHtegorivu  von  Arbcitüni  diiruh  Urlsatatut  der  Versieb eruiif»* 
swau»;  j%ufgehob«u  werden  könne.  Die  Absieht  diese«  Autrageä  iät  vielfach  falsch  dAhin 
Kedcutot  worden,  als  ob  der  eben  emg«nihrto  Versieb eriiugsswAtt^  nantnehr  durch  eine 
Illuttirihüre  wieiler  beseitigt  werden  soUe.  Der  Verf.  ging  dabei  aber  aar  von  der  An* 
fricht  att$,  dar«  genau  dieselben  Gründe,  die  hie  und  da  den  Au&scblufs  der  landwirl- 
ScbafUichon  Arbeiter  wünschenswert  erftcbeinen  lAAüen  konnten,  sehr  h&ufif;  auch  für  den 
Aasschlafs  anderer  Arbeiter  sprechen  würden.  Denn  weshalb  wiU  man  beiapielAwelae 
kleine  läudtiehG  Gemeinden,  wie  sie  au  Tauj»euden  vorhmndeu  sind,  jcwingen,  für  den 
einen  MüUergG^ellen,  oder  Sehnoider-,  ScUmiedo^  oder  StellmachergesdlcD,  der  sieb  itD 
Dorfe  aufhält,  die  Last  der  Gemeiodeversicbernng  mit  ihrer  besonderen  Rasscnfuhriuig, 
Reservefonds  und  jährlichen  Reche nschaf^s berichten  auf  die  Schultern  eine«  dieser  Aaf- 
gftbe  oa  recht  wenig  gewachsenen  Orts  Vorstehers  ^n  legen  V  Dadurch  wird  mui  das  Qe- 
»el3t  sicher  nicht  populärer  machen,  —  Dafs  aber  nur  da^  wo  wirklich  kein  Bedürftiit 
vorhanden  und  die  Last  nicht  im  Verhältnis  zum  Nutsen  des  Zwanges  steht,  die  orts* 
Statutarischi*  Auj^scblicfsung  stattgefunden  haete,  dafür  würde  die  erforderliche  Genebmi- 
gang  der  höhoron   Verwaltunj^sbohiirde   wohl  gesorg:!  haben. 
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auffallender  Zähigkeit  an  ihrem  Vorschlage  fest^)  und  setzte  es  durch, 
indem  sie  noch  in  allerletzter  Stunde  durch  den  preufsischen  Finanz- 
minister Herrn  v.  Scholz  das  Zustandekommen  des  ganzen  Gesetzes 
in  Frage  stellen  liefs,  dafs  nun  diejenigen  Parteien  des  Hauses,  welche 
die  eigentlichen  Urheber  des  entgegengesetzten  Beschlusses  waren, 
gegen  ihren  eigenen  Antrag  stimmten,  und  mit  3  Stimmen  Majorität 
die  ursprüngliche  Regierungsvorlage  in  diesem  Punkte  wiederherge- 
stellt wurde,  weil  viele  nicht  die  Verantwortlichkeit  für  ein  eventuelles 
Scheitern  des  Gesetzes  auf  sich  nehmen  wollten. 

So  ist  also  diese,  wie  wir  glauben,  innerlich  durchaus 
berechtigte  Erweiterung  des  Versicherungszwanges 
schliefslich  nicht  Gesetz  geworden,  und  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  sind  jetzt,  im  Vergleich  zu  dem  ßegierungsentwurf, 
insoforn  noch  schlechter  gestellt  worden,  als  der  Reichstag  das 
den  höheren  Verwaltungsbehörden  ursprünglich  zustehende  Recht  be- 
seitigt hat,  säumige  Gemeinden  zum  Erlafs  von  Ortsstatuten  zu 
zwingen.  Die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  können  daher  da,  wo  sie 
nicht  versicherungspflichtig  sind,  —  ebenso  wie  alle  anderen  nicht 
versicherungspflichtigen  Arbeiter,  —  nur  dadurch  an  den  Wohl- 
thaten  des  Gesetzes  partizipieren,  dafs  sie  sich  freiwillig  zur  Ver- 
sicherung entschliefsen. 

Dieser  Entschlufs  ist  aber  durch  die  Kommission  und  den  Reichs- 
tag wesentlich  erleichtert.  Denn  die  Kommission  kam  bald  zu  der 
Überzeugung,  dafs,  wenn   eine  möglichst  weitgehende  Sicherstellung 


1)  Wenn  Herr  y.  Scholz  (Verhandl.  S.  2474)  die  von  der  Kommission  vorge- 
schlagene Fassung  für  unannehmbar  erklärte,  weil  damit  für  weite  Teile  unseres  Vater- 
landes eine  Verschlechterung  der  Lage  der  l&ndlichen  Arbeiter  eintreten 
würde,  so  ist  darauf  hinzuweisen ,  dafs  die  vielgerühmte  Vorsorge  für  die  Arbeiter  doch 
wohl  nur  auf  gröfseren  Gütern  gegenüber  den  ständigen  Boftagelöhnern  und  ähnlich  si- 
tuirten  Arbeitern  stattfindet.  Für  die  sog.  „freien  Arbeiter**  ist,  wie  selbst  Herr  von 
Maltzahn  freimütig  bekennt   (Verh.  S.  2476)  zur  Zeit  meist   gar  nicht  gesorgt. 

Wollen  aber  die  Orofsgrundbesitzer  keine  Verschlechterung  der  Lage  ihrer  Leute, 
so  zwingt  sie  das  Gesetz  doch  ganz  gewifs  nicht  dazu ;  sie  können  ja  Betriebskassen  mit 
höheren  Leistungen  einführen,  auf  Beiträge  verzichten  etc.  Sollten  die  Herren  aber,  wie 
die  Regierung  fast  zu  fürchten  scheint ,  gern  die  Gelegenheit  benutzen  wollen ,  ihre  Ar- 
beiter zu  drücken,  so  können  sie  das  auch  nach  der  Regierungsvorlage  thun,  indem  sie 
statutarisch  die  Gtomeindeversicherung  einführen. 

Übrigens  hat  Herr  v.  Maltzahn  in  seiner  ruhigen,  objektiven  Weise  auch  hier 
mit  Recht  hervorgehoben,  dafs  die  vielgerühmte  gute  Lage  der  Arbeiter,  wo  sie  besteht, 
nur  auf  dem  guten  Willen  der  Arbeitgeber  beruhe,  der  sich  leicht  ändern  könne  mit 
einer  Änderung  seiner  Verhältnisse.  Die  gesetzliche  Regelung  der  Kranken  Versorgung 
würde  also  auch  dort  dem  jetzigen  Zustande  vorzuziehen  sein. 
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der  Arbeiter  gegei»  die  Folgen  der  Krankheit  durch  das  i 
reicht  werden  soll,  man  sielj  nicht  mit  dem  blolscn  Zwange  gegen 
gewisse  Kategorien  von  Arbeitern  begnügen  könne^  sondern  auch  den 
nicht  Verpflicbtüten  eine  freiwillige  Beteiligung  au  den  durch  das 
Gesetz  geschaffenen  Organisationen  freistehen  müsse,  um  einmal  allen 
nicht  mehr  unter  den  gesetzlichen  Zwang  fallenden,  wenn  sie  früher 
versicherungspflichtig  waren,  die  Möglichkeit  zu  bieten,  ihre  einmal 
erlangten  Ansprüche  sich  zu  erhalten  und  andererseits  denen, 
die  noch  nicht  einer  Krankenversicherung  angehört  haben,  den  Eintritt 
in  dieselben  zu  erleichtern.  Das  letztere  Bestreben  fand  zwar  lebhaften 
Widerspruch  von  Seiten  der  Verteidiger  der  freien  Ililfskassen,  die  mit 
gewisser  Berechtigung  darauf  hinwiesen,  dafs  für  diese  Versichemngs- 
lustigen  die  freien  Kassen  die  beste  Unterkunft  gewähren  würden 
und  man  diesen  wahren  Versicherungskassen  nicht  unnötig  die  Re- 
kruten entziehen  dürfte.  Dem  gegenüber  bleibt  aber  zu  bedenken, 
dafs  in  vielen  Tausenden  von  kleinen  Gemeinden  freie  Kassen  zwr 
Zeit  nicht  vorhanden  sind  und  kaum  jemals  entstehen  werden,  eine 
Beteiligung  der  Arbeiter  an  örtlich  entfernten  Kassen  aber  für's  erste 
kaum  zu  erwarten  ist,  —  ferner,  dafs  durch  die  Bestimmungen  des 
(iesetzes,  so  wie  es  aus  den  Beschlüssen  der  Kommission  und  des 
Reichstages  hervorgegangen  ist,  seitens  der  Gemeinden  eventuell  durch 
Zuschüsse  besondere  Vorteile  geschaffen  werden,  an  denen  als- 
dann allen  Mitgliedern  der  Gemeinde  Teil  zu  nehmen,  —  freistehen 
nmfs. 

Darum  beschlofs  man,  entgegen  den  ursprünglichen  Regierungs- 
vorschhigen,  es  nicht  nur  bei  den  t>rts-  und  Fabrikkrankenkassen  den 
einmal  Versicherten  freizustellen,  falls  sie  nicht  bei  einer  anderen 
organisierten  Kasse  versicherungspttichtig  werden,  gegen  Zahlung  der 
vollen  ^)  Beiträge  Mitglieder^)  zu  bleiben  und  ihnen  im  Falle  der 
Erwerbslosigkeit  -  ohne  Beitragszahlung  —  für  kurze  Zeit  die  An- 
sprüche auf  die  Kassenleistungen  zu  gewähren,  sondern  man  gestattete 
auch    den    einmal    der  GemeindekraukeBversicherung  Bei- 


1)  D.  h.  ioci  de&  Dritt«!»,  diis  »ofist  die  Arb«itgober  £u  ifthteu  hab«ii. 

2)  V  o  n  b  er  «  c  h  t  i  g  t  e  Mitürlieder  bleibtiti  die  nicht  vemcheruugspßtehügtin  nur  bd 
deü  OrtskAs^eiK  während  sie  in  den  Betnebäküsaeo  (§  6i,  c\)  weder  5tiaimber«4;.htigt 
aind  noch  Kftas^Dämt^ir  bekleiden  können.  Letztere  Bestiminang  wjird  Ton  der  Konutib»kiii 
oingcfüj^  um  den  vieneicht  in  Unfrieden  mit  d«m  Arbeitgeber  Husgeaehiedenen  Arbeitern 
nicht  die  Mögliclikeit  zu  bieten,  die  General  versammlangen  zu  inajori.*>iereo  und  Ut^frieden 
zwiaeheti  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  sien. 
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getretenen,  durch  Fortzahlung  der  Beiträge  versichert  zu  bleiben^) 
und  gab  endlich  auch  den  nicht  Versicherungspflichtigen  dasRecht, 
den  verschiedenen  Kassen  beizutreten. 

Demnach  haben  alle  Personen  der  in  den  drei  ersten  Paragraphen 
genannten  Kategorien,  sowie  Dienstboten  das  Recht,  falls  sie  nicht 
versicherungspflichtig  sind,  der  Gemeindekrankenversiche- 
rung beizutreten,  die  schliefslich  trotz  ihres  subsidiären  Charak- 
ters in  den  meisten  kleinen  Gemeinden  doch  die  einzige  Form  der 
Versicherung  sein  und  um  so  länger  bleiben  wird,  je  später  man  sich 
entschliefst,  für  das  Gros  der  Arbeiterbevölkerung,  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter,  den  Versicherungszwang  auszusprechen.  Dasselbe 
Beitrittsrecht  steht  auch  allen  den  Arbeitern  und  Betriebsbeamten 
gröfserer  Betriebe  betreffs  der  für  diese  errichteten  Betriebskassen, 
sowie  den  Arbeitern  derjenigen  Gewerbe,  für  welche  Ortskrankenkassen 
bestehen,  für  die  Ortskrankenkassen  zu.  Endlich  hat  man  den  letz- 
teren auch  das  Recht  eingeräumt,  durch  Statut  feststellen  zu  können, 
dafs  sie  und  welche  anderen  Personen  ^)  sie  als  Kassenmitglieder  zu- 
lassen wollen. 

Durch  diese  Bestimmungen  will  man  erreichen,  dafs  jeder  Arbeiter 
an  den  Vorteilen  der  Gemeindeversicherung  partizipieren  kann  und 
man  nimmt  dadurch  zugleich  den  organisierten  Kassen  den  Charakter 
reiner  Zwangskassen,  indem  man  auch  einen  freiwilligen  Eintritt  und 
freiwilliges  Verbleiben  in  ihnen  gestattet 

Vielleicht  hätte  man  gut  gethan,  die  Freiheit  des  Ver- 
bleibens ganz  allgemein  zu  gestatten  und  auch  die  Be- 
dingung zu  beseitigen,  dafs  nur  denjenigen  die  fernere  Mitgliedschaft 
offen  stehen  soll,  die  nicht  durch  den  Wechsel  der  Beschäftigung  bei 
einer  anderen  organisierten  Kasse  versicherungspflichtig  werden.  Denn 
es  scheint  als  ein  ungerechtfertigter  und  unbilliger  Zwang,  wenn  Je- 
mand, der  bis  dahin  zu  einer,  vielleicht  gut  situierten  Ortskranken- 
kasse jahrelang  seine  Beiträge  gezahlt,  wohl  auch  an  der  Verwaltung 
sich  beteiligt  hat,  nun  durch  Eintritt  in  eine  andere  Beschäftigung 


1)  Jedoch  nur  wenn  sie  „im  Gtomeindebezirk  ihres  bisherigen  Aufenthaltes  verbleiben, 
oder  in  dem  G^meindebezirk  ihren  Aufenthalt  nehmen,  in  welchen  sie  zuletzt  beschäftigt 
wurden*^ 

2)  Man  dachte  dabei  speziell  auch  an  die  selbständigen  Handwerker,  die 
ja  bereits  das  Recht  hatten,  in  der  Ortskasse,  der  sie  als  Geselle  oder  Lohnarbeiter  an- 
gehört haben,  durch  Fortzahlung  ihrer  Beiträge  Mitglieder  zu  bleiben.  Zur  Gemeinde- 
Versicherung  beizutreten  steht  übrigens  diesen  selbständigen,  aber  nicht  selten  mehr  als 
die  Lohnarbeiter  hilfsbedürftigen  Personen  nicht  zu. 
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gesetzlich  in  eine  andere  Kasse  hinoln gezwungen  wird.  Der  Zwecl 
des  Gesetzes  würde  au  cli  oh  ne  einen  häufigen  Kassen  Wechsel 
erreicht  werden,  und  Vorteile  für  die  Arbeiterbevölkerung  sind  aus 
letzterem  kaum  zu  erwarten.  So  wenig  aber  Bedenken  dagegen 
bestehen,  dafs  Jenmnd,  der  einer  freien  Uilfskasse  angehört,  von  dem 
Kin tritt  in  die  organisierten  Kassen  befreit  ist»  könnte  u.  E.  es  be- 
ilenklidi  scheinen,  auch  den  Verbleib  in  der  Kasse  der  früheren  Be- 
rufs>genoösen  zu  gestatten  und  den  Zwang  zum  Kassenwechsel  ^u 
beseitigen.  Ein  indirekter  Zwang  für  den  Arbeiter  besteht  ja  bereits 
dadurch,  dafs  er  bei  freiwilligem  Verbleiben  auf  den  Zuschufs  seines 
ArbeitgehLTs  Verzicht  leistet 

Da  nun  aber,  um  möglichste  Freizügigkeit  innerhalb  der  einzelnen 
Kassen  gewähren  zu  können,  den  Gemeindekrankenkassen  die  Erhebung 
von  Eintrittsgeldern   und   die  Einrichtung  von  Wartefristen  untersagt 
werden   mufste    und   den   Orts-    und   Fabrikkrankenkassen    derartige 
Hechte  nur  bedingungsweise  (vgl,  oben)  zugestanden  werden  konnteti, 
so  lag  nunmehr  die  Gefahr  vor,  «lafs  durch  die  zugestandene  Freiheit 
lies  Beitritts  die  Kassen  von  der  vagabondierenden  Arbeiterbevölkerung 
in  ungerechtfertigter  Weise  ausgenutzt  und  geschädigt  werden  könnten. 
Denn  nun  hatte  jeder  Arbeiter   bei  Beginn  der  schlechten  Jahreszeit, 
Oller  wenn   er  eine  Krankheit   herannahen  fühlte,   seinen  Beitritt  zur 
Kasse  anmelden   können,    die   Kasse  luufs  ihn  ohne   weiteres  auf- 
nehmen und  er  erwirbt  dadurch  Anspruch  auf  Krankenunterstützung 
bis  zu  V6  Wochen,  eventuell  auch  auf  Sterbegelder.    Hat  solcher  Ar- 
heiter  innerhalb   des  letzten  Vierteljahres  irgend  wo,  vielleicht  auch 
nur   auf  einige  Tage  gearbeitet  und  ist  dadurch  Mitglied  einer  Kasse 
geworden,  so  darf  nicht  einmal  Eintrittsgeld  von  ihm  gefordert  werden 
und  V4.'riafst  er  vagabundierend  und  erwerblos  die  Gemeinde,  in   der 
er    nun   für  etwaige   Krankenunterstützung  sich   angen*eldet  hat,  so 
wäre  er  nach  der  Vorlage  noch  für  6  Wochen  berechtigt  gewesen  zur 
Geltendmachung  seiner  vollen  Ansprüche.     Darum   gab  man  den  or- 
ganisierten   Kassen,   sowie   den   Gemeinden,    für   ihre   Gemeiudever- 
sicherung  das  Recht,  für  freiwillig  beitretende  Mitglieder  eine  Warte 
frist   bis   zu  6  Wochen  durch  Statut  einzuführen  und  bestimmte  all- 
gemein, dafs  Personen,  die  beim  Eintritt  in  die  Kasse  bereits  erkrankt 
sind,  keinen  Unterstützungsanspruch  für  die  Dauer  dieser  Erkrankunj 
erwerben  und  endlich,  dafs  erwerbslos  werdende  ihre  Ansprüche 
an  Orts-,  Bau-  und  Betriebskrankenkassen   nur   für  so   lange  als 
sie    der   Kasse    als    Mitglieder   angehört    haben,    jedoch 
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höchstens  für  3  Wochen,  behalten*).  Diese  scheinbar  harten  Be- 
stimmungen sind  durchaus  berechtigt,  denn  man  darf  den  nicht  ver- 
sicherungspflichtigen wohl  das  Recht  geben,  sich  auch  bei  Gemeinde-, 
Orts-  oder  Fabrikkassen  zu  versichern,  kann  sie  aber  nicht  besser 
stellen  als  diejenigen,  welche  zum  Beitritt  und  zur  dauernden  Unter- 
haltung der  Kassen  gezwungen  werden.  Sie  wären  aber  besser  situiert, 
wenn  man  sie  sofort  an  allen  Leistungen  der  Kasse  teilnehmen  liefsc 
und  ihnen  doch  gestattete,  jederzeit  ein-  und  auszutreten,  wann  es 
ihnen  beliebt.  Nur  durch  die  Karenzzeit  wird  man  im  Stande  sein, 
diese  Elemente  zur  dauernden  Versicherung  anzuhalten. 


Haben  wir  bis  dahin  das  Streben  des  Reichstages  und  seiner 
Kommission  hervorgehoben,  den  Versicherungszwang  auszu- 
dehnen und  die  allgemeine  Krankenversicherung  mög- 
lichst zu  fördern,  so  ging  man  ferner  davon  aus,  den  in  der  Re- 
gierungsvorlage wenigstens  angedeuteten  Gedanken  weiter  auszubilden, 
dafs  innerhalb  des  allgemeinen  gesetzlichen  Zwanges 
möglichste  Freiheit  und  Selbstbestimmung  dem  Einzelnen 
wie  den  Kassen  gelassen  werden  müsse.  Man  suchte  daher  zunächst 
den  Gemeinden,  wie  den  organisierten  Kassen,  soweit  es  angeht,  Frei- 
heit der  Bewegung  zu  verschaffen,  sie  vor  unnötiger  Bevormundung 
seitens  der  höheren  Verwaltungsbehörden  zu  schützen  und  überall  da, 
wo  in  dem  Gesetzentwurf  das  Belieben  der  Aufsichtsbehörden  statuiert 
war,  feste  legislatorische  Bestimmungen  zu  treffen,  nach  denen  all- 
gemein bei  Genehmigung  der  Statuten,  Errichtung  und  Schliefsung, 
Vereinigung  und  Trennung  von  Kassen   seitens  der  vorgesetzten  Be- 

1)  Die  Bestimmung,  dafs  erwerblos  werdende  bis  zu  3  Wochen,  auch  ohne  zur 
Nachzahlung  ihrer  Beiträge  verpflichtet  zu  sein,  ihre  Ansprüche  an  die  Kasse  behalten, 
ist,  so  sehr  sie  auch  zu  Mifäbräuchen  AulaTs  geben  kann,  doch  auch  insofern  dringend 
notwendig,  als  sie  beispielsweise  in  Fabrikkassen  kränkliche  Arbeiter  vor  plötzlicher 
EnUassung  sichert;  denn  eine  erst  nach  8  Wochen  eintretende  Krankheit  kann  wohl 
Niemand  voraussehen. 

An  und  für  sich  wäre  eine  möglichst  lange  Frist,  flir  welche  die  Kassen- 
hilfe  auch  bei  Erwerblosigkeit  eintritt,  gewifs  wünschenswert,  um  die  erzwungene 
Versicherung  zu  einer  möglichst  dauernden  zu  machen.  Eine  solche  lange 
Frist,  wie  sie  z.  B.  Schäflle  „der  korporative  Hilfskassenzwang*',  Tübingen  1882,  S.  9, 
empfiehlt,  würde  aber  die  Schwierigkeiten  der  Durchführung  des  Gesetzes  wesentlich 
gesteigert  und  es  fast  unmöglich  gemacht  haben,  die  Opfer  zu  überblicken,  die  den  Ar- 
beitern nnd  der  Industrie  dadurch  aufgebürdet  würden ;  denn  dafs  die  Reserven  für  Zeiten 
langdauemder,  allgemeinerer  Erwerbslosigkeit  sehr  grofs  sein  müssen,  ist  selbstver- 
ständlich. 
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hörden  verfahren  werden  sollte.  Es  würde  für  die  Zwecke  dieser 
Arbeit  zu  weit  führen,  wollten  wir  all  die  zahlreichen,  darauf  gc* 
richteten  Anträge  einzeln  besprechen ;  es  genfige,  darauf  hinzuweisen, 
dafs  dieses  gewifs  berechtigte  Streben  in  den  meisten  Fällen  von 
Krfolg  * )  war  und  das  Gesetz,  wie  wir  glauben,  wesentlich  verbessert 
aus  den  Beratungen  hervorging. 

IIaupt.siichlich  lag  aber  allen  denen,  die  in  den  allgemeinen  Ver- 
sicherungszwang,  z,  T.  nur  mit  Widerstreben  gewilligt  liatten,  daran, 
den  Zwang  gegen  die  einzelnen  Arbeiter  nicht  unnötig  weit  auszudehnen 
und  die  freie  Selbstbestimmung  des  Einzelnen  thunliebHt 
zu  wahren* 

Der  Gesetzentwurf  schlofs ,  wie  früher  erwähnt ,  diejenigen »  die 
bereits  freiwillig  Vorsorge  für  sich  getroffen  und  bei  einer 
freien  llilfskasse  ein  selbst  bestimmtes  Krankengeld  vr  '  '  it 
hattvn,  von  der  Verpflichtung  aus,  irgend  einer  der  anderen  1\  .  .  fi- 
kassen  beizutreten.  Er  gestattete  aber  nicht,  dafs  diejenigen,  die 
zwangsweise  eine  Zeit  lang  der  Gemeindevcrsicherung  angehört  oder 
Mitglieder  einer  Kasse  gewesen ,  aus  dieser  Kasse  austreten  konnten, 
um  durch  freiwillige  Versicherung  sich  der  Gefahr  zu  entziehen,  durch 
Wechsel  der  Beschäftigung  oder  des  Arbeitgebers  der  Ansprüche  an 
die  bisherige  Kasse  verlustig  zu  gehen  und  in  eine  minder  leistungs- 
fähige Kasse  hineingezwungen  zu  werden.  Dieses  Recht,  am  Jahres- 
schlufs  freiwillig  nach  vorheriger,  vierteljährlicher  Anmeldung  aus- 
treten zu  können,  ist  nun  durch  die  Kommission  geschaflen  worden 
und  damit  wenigstens  im  Prinzip  volle  Freiheit  der  Be- 
wegung gesichert.  Dafs  trotzdem  die  Arbeiter  in  sehr  vielen, 
vielleicht  in  den  meisten  Fällen  von  dieser  Befugnis  der  freien  Kassen- 
wahl keinen  Gebrauch  würden  machen  können,  —  ebenso  wie  bei  all- 
gemeinem Schulzwange  die  meisten  Eltern  die  Schule  für  ihre  Kinder 
nicht  beliebig  wählen  kfinnen,  sondern  auf  die  Gemeindeschule  aw% 
wiesen  sind,  —  verhehlte  man  sich  keineswegs;  denn  es  liegt  auf  de 
Hand,  dafs  diese  Freiheit  des  Austrittes  für  die  Zwangskassen  die 
allergröfsten  Gefahren  mit  sich  bringen  kann,  und  dafs  deshalb  von 
Seiten   der  Arbeitgeber,   die  an  dem  Gedeihen   der  Kassen  wesentlich 


1)  Hedaucrncherweise  ist  ein  von  liberaler  Seite  wiederliolt  gestcnter  AntmK ,  die 
BWMtigs  wci  sc  Vcremignng  van  Gemeinde n  ru  gemeinsamer  Krankenversicherung  (§  ^ 
niid  13)  «ü  bc^ettigcn ,  von  der  Mehrheit  des  Reichstages  nicht  angeuonamen  worden* 
E»  ist  aber  gcwifs  ein  bedenklichea  Prinzip ,  arme  oder  sdiJech (verwalte ti^  Uefneitiden, 
die  ihren  Aufgaben  nicht  ohne  grofMi  Opfer  gerecht  werden  konneti,  anf  ihren  Antraf 
emfadi  gut  aitmerten  und  gut  verwalteten  Gemeinden  atifzubiirde». 
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mit  interessiert  sind,  der  Austritt  vielen  wird  unmöglich  gemacht 
werden.  Wenn  beispielsweise  ein  Fabrikherr  von  der  Verwaltungs- 
behörde gezwungen  für  seine  etwa  50—60  Arbeiter  eine  Betriebskasse 
begründet  hat,  und  ihm  dann  plötzlich  die  Hälfte  seiner  Arbeiter,  und 
zwar  die  jungen,  kräftigen  und  der  Erkrankung  weniger  ausgesetzten, 
die  Mitgliedschaft  kündigen,  ihm  nur  die  alten,  mehr  zur  Erkrankung 
neigenden,  in  geringer  Zahl  verbleiben,  für  die  er  dann  reichliche  Zu- 
schüsse aus  eigener  Tasche  zu  leisten  hat,  —  so  wird  man  es  einem 
Arbeitgeber  kaum  allzusehr  verargen  können,  wenn  er  sein  Überge- 
wicht geltend  macht  und  nur  solche  Arbeiter  annimmt,  die  seiner 
Kasse  dauernd  beitreten.  Ein  derartiges  Übergewicht  hat  er  freilich 
nicht  immer  aber  doch  recht  häufig,  und  deshalb  kann  und  wird 
vielfach  von  freier  Kassenwahl  seitens  der  Arbeiter  trotz  des  gesetz- 
lich anerkannten  Rechtes  nicht  die  Bede  sein. 

Ein  mit  den  soeben  besprochenen  Bestrebungen  nach  möglichster 
Freiheit  eng  zusammenhängendes,  wenigstens  von  einem  Teil  des 
Hauses  vertretenes  Begehren  wollen  wir  gleich  hier  noch  kurz  er- 
wähnen, nämlich  das,  den  Zwang  zur  Errichtung  von  Be- 
triebskassen auf  das  durchaus  notwendige  Mafs  zu  beschränken 
und  ihn  nur  dann  zu  gestatten,  wenn  in  Betrieben  mit  besonderer 
Krankheitsgefahr  der  Betriebsunternehmer  nicht  freiwillig  die  Sicher- 
stellung der  Arbeiter  unternimmt.  Die  Regierungsvorlage  wollte  auch 
für  nicht  gefährliche  Betriebe  mit  regelmäfsig  mehr  als  50 
Arbeitern  *)  den  Zwang  zur  Errichtung  von  Kassen  gestatten,  und  der 
Reichstag  hat  leider  diese  Tendenz  gut  geheifsen,  wenn  auch  einige 
Kautelen  gegen  Willkür  der  Beamten  geschaffen. 

Man  kann  gewifs  berechtigte  Zweifel  darüber  hegen,  ob  es  zweck- 
mäfsig  ist,  bei  allgemeinem  Kassenzwang  einen  wichtigen  Teil  der 
Versicherungskassen  in  die  Hände  von  Privaten  zu  legen  und  dadurch 
Leute,  die  öflFentlich  rechtlich  zur  Versicherung  gezwungen  sind,  der 
Willkür  von  Privaten  preiszugeben.  Es  wird  aber  anzuerkennen  sein, 
dafs  gut  geleitete,  vom  Arbeitgeber  nicht  selten  reichlich  dotierte 
Fabrikkassen  am  besten  im  Stande  sind,  die  in  dem  Betriebe  beschäf- 
tigten Arbeiter  vor  den  Folgen  der  Krankheit  sicher  zu  stellen,  und 


t)  In  der  zweiten  Lesung  des  Gesetzes  im  Plenum  war  beschlossen  worden ,  an 
Stelle  der  Zahl  fünfzig  die  Zahl  hundert  zu  setzen,  weil  man  glaubte,  alsdann  eher 
lebensf&hige  Kassen  zu  bekommen.  In  der  dritten  Lesung  ward  aber  die  Zahl  50 
wieder  hergestellt,  weil  von  Seiten  der  Grofsgrundbesitzer  geltend  gemacht  wurde,  dafs 
es  auf  dem  Lande  bei  hundert  ab  Minimalzahl  sehr  schwer  sein  wUrde,  Betriebskranken- 
kassen zu  errichten. 
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deshalb  suchte  die  Reichsregierung  diese  eiömal  hestehenden,  vielfacl 
bewährten  Institutionen  zu  erhalten,  und  der  Reichstag  schlofs  sich, 
wenn  auch  nicht  ohne  Widerspruch,  diesem  Streben  an. 

Aber  die  Vorzüge,  die  man  mit  Recht  einzelnen  Fabrikkassea 
nachrühmt,  werden  auch  nur  da  und  dann  zur  Erscheinung  kommen, 
wenn  ein  human  gesinnter  Arbeitgeber  freiwillig  für  das  Wohl  seiner 
Untergebenen  sorgt  and  nicht  das  einseitige  Interesse  seiner  Kasse, 
sondern  das  seiner  Arbeiter  im  Auge  hat;  sie  werden  aber  schwerlich 
da  zu  beobachten  sein,  wo  man  einen  Betriebsunternehmer  wider 
seinen  Willen  zwingt,  eine  solche  Kasse  einzurichten,  auf  seine 
Kosten  zu  verwalten  und  eyentuell  aus  seinen  Mitteln  zu  subven- 
tionieren. 

Der  selbst  gezwungene  Herr  wird  seinen  Leuten  gegenüber  gar 
leicht  seine  überlegene  Stellung  mifsbrauchen,  wird  alte,  schwache 
und  kränkliche  Arbeiter  womöglich  zurückweisen  oder  aus  der  Ar- 
beit entlassen,  —  so  dafs  eine  erzwungene  Betriebskasse  wohl  kaum 
als  das  Ideal  einer  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  zu  be- 
trachten ist. 

Wenn  man  aber  den  Zwang  zur  Errichtung  solcher  —  schlecht 
geleiteter  —  Kassen  bestehen  lärst,  und  dabei,  wie  erwähnt,  den 
früheren  Mitgliedern  das  freiwillige  Verbleiben  in  den  Betriebskassen 
gestattet,  so  kann  man  mit  Recht  bezweifeln,  ob  es  nicht  besser  ge- 
wesen Wiire^  diese  Kassen  doch  lieber  ganz  zu  beseitigen  und  an  ihrer 
Stelle  die  Ortskrankenkassen  mehr  zu  begünstigen.  Denn,  wenn  wir 
oben  sagten,  dafs  gut  geleitete  Fabrikkassen  für  die  Fabrikarbeiter 
am  besten  sorgen  könnten,  so  hat  das  seine  Berechtigung  nur  im 
Hinblick  auf  die  in  der  Fabrik  Beschäftigten,  Der  Betriebs- 
unternehmer hat  naturgemäfs  gar  kein  Interesse  daran,  für  Leute  zu 
sorgen  und  Opfer  zu  bringen,  die  längst  aus  seiner  Arbeit  entlassen  >)» 
vielleicht  mit  Schimpf  und  Schande  weggejagt  sind.  Er  wird  für  diese 
Mitglieder  seiner  Kasse  wohl  kaum  der  beste  Versorger  sein*  Um 
aber  nicht  unnötiger  Weise  für  diese  Elemente  mit  sorgen  und  die 
Last  der  Verwaltung  einer  Kasse  tragen  zu  müssen,  die  vielleicht  zur 
Hälfte  aus  früheren  Arbeitern  seines  Betriebes  besteht,  wird  er  auch, 
—  um  die  Mitgliedschaft  seiner  Kasse  nicht  allzu  begehrenswert  zu 
machen,  —  wenig  geneigt  sein,  für  seine  Arbeiter  Opfer  zu  briugcn, 


1)  Nach  dem  Wortlaut  de^  Gci^etzeä  können  le.  B.  Mädrhen ,  die  Mitglieder  solelivr 
Kttsne  waren,  wenn  sie  aicli  verheiraten  und  die  Arbeit  »iifKeden,  troUd«m  Mitglieder  ilwr 
Ktt&sü  lileib(2ij,  und  dje.Hc  lint  ihnen  dann  bei  Jeder  SchwiiU|;or»cJmfl  uur  3  Wochen  Ami 
und  Arznei,  sowie  Krankengeld  su  gewäliren« 
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besondere  Legate  der  Kasse  zuzuweisen  und  dergleichen,  so  dafs  auch 
dieser  vielgerühmte  Vorzug  der  Fabrikkassen  in  Zukunft  sehr  viel 
seltener  existieren  wird. 

Dazu  kommt  noch,  dafs  man  durch  die  den  Arbeitern  und  Be- 
triebsbeamten gegebene,  an  und  für  sich  gewifs  berechtigte  Erlaubnis, 
freiwillig  beizutreten  und  dauernd  Kassenmitglieder  bleiben  zu  können, 
den  Betriebskrankenkassen  den  Charakter  für  die  Dauer  berech- 
neter Institutionen  beigelegt  hat  und  ihren  Fortbestand  trotzdem 
von  allerlei  Zufälligkeiten,  von  dem  Willen  des  Betriebs- 
unternehmers abhängig  macht.  Läfst  der  Fabrikant  den  Be- 
trieb eingehen,  oder  mufs  wegen  Arbeitsmangels  [oder  ausgebrochenen 
Konkurses  das  Etablissement  geschlossen  werden,  so  mufs  die  Kasse 
gleichfalls  aufgelöst  werden,  und  alle  Ansprüche  an  dieselbe  sind  ver- 
loren. Das  ist  aber  unendlich  hart  für  diejenigen,  die  vom  Gesetz 
gezwungen  oder  freiwillig  jahrelang  hohe  Beiträge  gezahlt  haben, 
in  der  Hoifnung,  für  Krankheitsfälle  reichlich  versorgt  zu  sein  und 
für  den  Fall  des  Todes  die  Mittel  zu  anständiger  Beerdigung  sich 
gesichert  zu  haben. 

Freilich  stehen  den  Arbeitern,  so  lange  sie  arbeitsfähig  sind,  da 
wo  Ortskrankenkassen  für  ihren  Berufszweig  existieren,  diese  Kassen 
mit  ähnlichen  Leistungen  oifen ;  wer  aber  nicht  in  einer  Ortskranken- 
kasse unterkommen  kann,  und  das  wird  in  solchen  Fällen  recht  oft 
vorkommen,  der  hat  schliefslich  nur  die  Gemeindekrankenversicherung 
mit  ihren  minimalen  Leistungen  als  letzte  Zufluchtstätte. 

Wir  wollen  nicht  leugnen ,  dafs  all  diese  Erwägungen  unseren 
Glauben  an  die  Zweckmäfsigkeitjder  Betriebskassen  innerhalb  dieses 
Gesetzes  wesentlich  erschüttert  haben,  und  wir  gerechten  Zweifel 
hegen,  ob  diese  von  der  Regierung  lebhaft  verteidigten  Kassen  sich 
wirklich  in  der  Praxis  so  bewähren  werden,  wie  die  Majorität  des 
Hauses  zu  hofifen  schien. 


Eine  weitere  Gruppe  von  Anträgen  seitens  der  Kommission  und 
des  Reichstages  ging  dahin,  den  gesetzmäfsig  zu  gewährenden  Kranken- 
unterstützungen der  Kassen  möglichst  den  Charakter  der 
Armenunterstützung  zu  nehmen,  den  Arbeitern  die  materiellen 
und  moralischen  Vorteile  der  Versicherung  zu  erhalten,  sie 
aber  andererseits  auch  vor  allzugrofsen  und  unübersehbaren 
Opfern  aus  einer  erzwungenen  Versicherung  zu  schützen. 
Beide  Bestrebungen  stehen  ursprünglich  direkt  im  Widerspruch 
N.  F.  Bd.  Vll.  25 
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mit  einander.  Denn  das  Wesen  einer  eigentlichen  Ver^icheruDg  be- 
dingt es,  dafs  Leistu«j<  und  Gegenleistung  der  Versicherten  und  Ver- 
sicherer im  Einklang  zu  einander  stehen. 

Eine  Versicheninfr  begründen  zu  wollen  und  doch  das  Maximum 
der  Opfer,  die  man  dem  Versicherten  aufbürden  darf,  gesetzlich  zu 
fixieren,  während  für  die  Gegenleistung  der  Kasse  zugleich  ein  fest 
bestimmtes  Minimum  gegeben  wird,  ist  daher  an  und  für  sich  ein 
innerer  Widerspruch. 

Dennoch  glauben  wir  hat  die  Kommission  und  mit  ihr  der 
Reichstag  richtig  gehandelt,  wenn  man  diesen  der  Theorie  der  Ver- 
sicherung ztiwiderlaufenden  VV<,'g  eingeschlagen  hat. 

Die  Regierungsvorlage  bestimmte  zunächst  das  Minimum  der 
Ivassenleistungen,  die  Gegenstand  der  Versicherung  sein  sollten  und 
schrieb  dann  vor,  dafs,  falls  die  ursprünglich  gezahlten  Beiträge  zur 
Gewährung  dieser  Mindestleistungen  nicht  ausreichten,  eine  Erhöhung 
der  Beitriige  stattzufinden  habe.  Ein  Maximum  war  nicht  fest-gesetzt, 
vielmehr  entsprechend  dem  Wesen  einer  eigentlichen  Versichtjrung, 
ihre  Steigerung,  soweit  sie  zur  Deckung  der  Mindestleistungen 
erforderlich,  unbeschränkt  gestattet.  Nur  wo  die  Leistungen 
bei  den  organisierten  Kassen  durch  Statut  über  das  gesetzliche  Mini- 
mum hinaus  erhöht  waren,  war  und  ist  die  Zustimmung  der  bein 
Arbeitgeber  und  der  Kassenmitglieder  erforderlich  zu  einer  in  maximo 
auf  3  ^  des  durchscbn.  Tagelohnes  zulässigen  Erhöhung  der  Arbeiter- 
beiträge. Bei  der  Gemeindekrankenversicherung,  die  an  und  für  sich 
nur  das  gesetzliche  Minimum  bieten  soll,  war  von  einer  Maximalgrenze 
der  Beiträge  überhaupt  nicht  die  Rede,  vielmehr  war  die  ausgesprochene 
Absicht  der  Regierung  die,  den  Gemeinden  gegen  ihren  Willen  * )  keine 
besonderen  Lasten  aufzubürden,  sondern  die  Kosten  der  Versicherung 
durch  die  Beteiligten  aufbringen  zu  lassen.    (Vergl.  oben  S.  355.) 

In  der  Kommission  erkannte  man  zwar  vollauf  den  eminenten 
Fortschritt  an,  der  darin  lag,  dafs  die  Regierung  die  Unterstützung 
in  Krankheitsfällen  aus  der  Armenpiege  mit  ihrer  demoralisiereodeu 
Wirkung  herauslösen  und  zu  einem  durch  Versicherung  seitens  der 
Arbeiter  erworbenen  Recht  der  letzteren  machen  wollte;  man  hegte 
aber  doch  die  allerschwersten  Bedenken  dagegen,  das  Prinzip  von 
Leistung  und  Gegenleistung  in  voller  Konsequenz  durchzuführen. 
Man  fürchtete  nicht  mit  U urecht,   dafs  es  als  eine  schwere  Belastuus 


l)  Die  G«mmnden  konnti^n  freiwillig  darch  Verzicht  auf  die  Erbebtmg  yon   Bei* 
trttgeti  die  Last  auf  sidi  nelimon,  %u  dor  sie  die  Regie  ran  §[9i  vorläge  uicbt  xwiraif. 
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der  Arbeiterklassen  aufgefaXst  werden  könnte,  wenn  man  ihnen  durch 
gesetzlichen  Zwang  die  Zählung  hoher  Beiträge  zur  Pflicht  machte, 
ihnen  wohl  gar  drei  und  mehr  Prozent  ihres  Lohnes  für  diesen  einen 
Zweig  der  Versicherung  entziehen  wollte.  Das  mufste  aber  um  so 
mehr  bedenklich  erscheinen  in  einer  Zeit,  wo  von  einem  allgemeinen 
industriellen  und  wirtschaftlichen  Aufschwünge,  trotz  der  modernen 
Wirtschaftspolitik,  sicher  nicht  die  Rede  sein  konnte,  wo  die  Löhne 
gedrückt  und  wo  auf  der  anderen  Seite  den  arbeitenden  Klassen, 
unter  Hinweis  auf  die  stetig  wachsende  Zahl  von  Exekutionen  dar- 
gelegt wurde,  dafs  es  Sache  des  Staates  sei,  diese  Schichten  der  Be- 
völkerung von  dem  Drucke  der  direkten  Steuern  zu  befreien, 
damit  sie  im  Staate  nicht  blos  eine  Anstalt  erblickten,  die  von  ihnen 
unerschwingliche  Opfer  verlangt. 

Diese  Bedenken  traten  naturgemäfs  da  am  lautesten  hervor,  wo 
von  einer  freien  Selbstbestimmung  der  Arbeiter,  einer  Selbstverwaltuug 
der  Kassen  durch  ihre  Mitglieder  wenig  oder  gar  nicht  die  Rede  war, 
bei  der  Gemeindekrankenversicherung.  Hier  mufste  vor 
allem  gegen  eine  übermäfsige  Belastung  der  Versicherten 
Vorsorge  getroöen  werden,  die  gar  leicht  bei  unzweckmäfsiger  Ver- 
waltung der  Kasse,  durch  allzureichliche  Bemessung  der  Unterstützungen 
oder  durch  verheerende  Epidemien,  resp.  durch  Massenunglücksfälle, 
endlich  auch  dadurch  entstehen  konnten,  dafs  diese  Gemeindever- 
sicherung gar  oft  der  Ablagerungsort  für  alF  die  schlechten  Risiken 
der  Krankenversicherung,  fllr  die  Alten  und  Halbinvaliden  werden 
wird,  die  anderswo  ein  Unterkommen  nicht  mehr  finden ' ). 

Man  beschlofs  daher,  dafs  die  Gemeinden,  um  möglichste  Billigkeit 
zu  garantieren,  die  Verwaltung  der  Kasse  unentgeltlich  zu 
leisten  haben,  und  dafs  die  Beiträge  zunächst  1|  Prozent  des  ortsüb- 
lichen Tagelohnes  nicht  übersteigen  sollten,  dann  aber  bei  hervor- 
tretendem Bedarf  nur  bis  2^  erhöht  werden  dürften.  Das  etwaige 
Defizit  soll  dann  die  Gemeinde  aus  eigenen  Mitteln  decken. 

Die  Gründe  für  diese  Beschlüsse  waren  mannigfacher  Art.  Man 
hatte  von  Anfang  an  seitens  der  Regierung  die  Gemeindeversicherung 
nur  als  eine  subsidiäreFormder  Krankenversicherung  hingestellt, 
und  die  Kommission  bemühte  sich,  sie  in  dieser  Stellung  zu  erhalten, 
trotz  ihrer  minimalen  Leistungen,  trotz  ihres  Mangels  an  Selbstver- 
waltung seitens  der  Mitglieder. 

1)  Vergl.  Schäffle  a.  a.  O.  S.  118,  wo  er  die  Oemeindekrankenversichemng  als  „das 
Sammelgeflirs  aller  widerspenstigen  oder  ausgewiesenen  and  aller  besonders  ris- 
kanten Personen*^  beseichnet 
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Die  Ortskrankenkassen  sollten  soviel  als  müglich  die  Grund' 
läge  der  Kassen bildung  sein,  und  man  wollte  die  Gemeinden  möglichst 
zur  Organisierung   solcher   Kassen   veranlassen*     Es  ist  aber  anzuer- 
kennen,  dafs   die  Gemeinden   sehr  viel   mehr  Interesiie  haben  werdei 
die  Arbeiter   in  Ortskrankenkassen   zu  organisieren,  wenn   ihnen    ai 
der  Geraeindeversicherung  neben  der  Last   und  den  Kosten  der  V( 
waltung   auch   noch  aus  eigenen  Mitteln   zu   leistende  Zuschösse  ij 
vielleicht  nicht  unbeträchtlicher  Höhe  erwachsen.     Dazu  kommt,   di 
Geraeindeverwaltungen,   welche  über  die  Kasseneinnahmen  ohne  Koi 
trolle   der   Beitrage  zahlenden   Mitglieder  frei  zu  disponieren   habi 
gar  oft  nicht  die  nötige  Sparsamkeit   üben  *),  und  Untcrstützungi 
mit  freigebiger  Hand    gewähren   werden,    wo  von   Hilfsbedürftigki 
vielleicht  gar  nicht  die  Rede  ist     Dadurch,  sowie  durch  die  gan 
Organisation   dieser  Versicherungsart,  ist  die  Möglichkeit  sehr   nal 
gelegt,    dafs    die  Beiträge    der  Mitglieder    unverhältnismäfsi 
hoch  gesteigert  werden  und  dadurch  zugleich  ein  freiwilliger  Beitritt 
und  freiwilliges  Verbleiben  wesentlich  erschwert  wird. 

Das  Maximum  der  Beiträge,  wie  es  die  Kommission  eiuführi 
schaffie  wenigstens  übersehbare  Leistungen  für  diejenigen  Kassel 
die  mit  Recht  als  der  schwächste  Teil  der  neuen  Organisationen  b 
trachtet  werden  können,  die  aber  trotzdem  nach  Beseitigung  der  Vi 
sicherungspflicht  der  lanrl-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  für  % 
reiche  Gemeinden  und  für  lange  Zeit  die  einzige  Fomj  der  Versicherui 
sein  werden.  Soll  letztere  aber  nicht  aufliören  eine  Wohlthat  für  di 
arbeitenden  Klassen  zu  sein  und  schliefslich  nur  eine  Methode  dar- 
stellen, „wie  den  Gemeinden  die  Armenlast  auf  Kosten  der  Arbei 
abgenomnieu  werden'^  '^)  kann,  so  mufs  d  e  r  b  e s  t i  m  m  t e n  L  e  i  s  t  u  n 
der  Kasse  eine  begrenzte  Gegenleistung  der  Arbeiter  gegei 
überstellen. 

Dafs   dadurch  den  Gemeinden,   trotz  „der  Versicherung**  der 
teiligten,  besondere  Opfer  aus  der  Kraukonpflege  erwachsen,  ei*sdici 
uns   am  wenigsten  bedenklich  ;   denn  dem  Gemeindesäckel  schafft  c! 
ganze  Gesetzgebung  in   erster  Linie  Vorteile  und  erspart  ihm  bed 
tende  Ausgaben. 

Endlich  kann  und  wird  allerdings  der  Fall  nicht  selten  eintret 
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1>  Dßr  Abifeord,  Dr.  Buhl  behaaplet«  friedcihoH  (a.  A.  S.  %hk%  der  Vorh,),  In 
HAximAlbcitriffcen    Ue^e    ,,dic    einzige    wirkliche  GiirAntJi»  (Iftfiir ,    darii  bet  der  Gemein 
krankfinver.Hichermijir  dipjenivfe  ordiititi|^5tnriräige  und  «•pAr.Hami»  Flihi  un>j  duretiK«nihri  werd 
dJe  wir  durcii   Hiidere  liestimmuugon  irxeiKl  welcher  Art  niclit  werden  errctelieti  koitii 

2)  Rede  d«s  Abgeord    Dr.  Lasker  S,  ä54S  der  Vorh. 
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dafs  nun  auf  Kosten  aller  Steuerzahler  den  gewerblichen 
Arbeitern  besondere  Vorteile  gewährt  werden,  an  denen  z.  B.  die 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht  ohne  weiteres,  —  nur 
bei  freiwilligem  Beitritt,  —  teilnehmen.  Wo  sich  das  aber  in  gröfserem 
Umfange  zeigen  würde,  da  hofifte  man  zngleich  den  Gemeinden  einen 
neuen  Anstofs  zu  geben,  von  ihrem  Rechte  Gebrauch  zu  machen  und 
die  landw.  Arbeiter  unter  den  Versicherungszwang  zu  stellen  und  da- 
durch zugleich  ihre  Kasse  lebensfähiger  zu  machen. 

Es  waren  also  praktische  Gründe  die  zu  dieser  Durchbrechung 
des  Versicherungsprinzipes  führten,  und  „die  praktischen  Vorzüge, 
welche  aus  dieser  Bestimmung  für  das  Gesetz  folgen^',  sind  in  dritter 
Lesung  auch  noch  ausdrücklich  von  den  Vertretern  der  verbündeten 
Regierungen  anerkannt  worden^). 

Ähnliche  Erwägungen  waren  es,  welche  die  Kommission  auch  für 
die  organisierten  Zwangskassen,  Mafsregeln  gegen  eine  ungemessene 
Steigerung  der  Beiträge  einführen  liefsen;  bei  den  mehr  oder  minder 
unabhängigen,  von  den  Arbeitern:  selbst  verwalteten  Ortskrankenkassen 
allerdings  in  beschränkterem  Mafse,  bei  den  Betriebskrankenkassen 
aber  so  weit  gehend,  dafs  der  Betriebsuntemehmer  zur  Deckung  der 
Mindestleistungen  den  Arbeitern  nur  3^  des  durchschnittlichen 
Lohnes  einbehalten  darf;  das  fehlende  aber  aus  eigenen  Mitteln 
zuschiefsen  mufs.  Auch  bei  den  Ortskassen  hat  der  Reichstag 
eine  Maximalgrenze  insofern  festgehalten,  als  jeder  Widerspruch  aus 
der  Mitte  der  Beitragspflichtigen  gegen  eine  weitere  Erhöhung  die 
Auflösung  der  Ka'sse  zur  Folge  hat,  wenn  bei  Beiträgen  der 
Versicherten  von  3^  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  die  gesetzlichen 
Mindestleistungen  nicht  gedeckt  werden.  Bei  Betriebskassen,  an  deren 
Verwaltung  die  Arbeiter  tbatsächlich  weniger  als  bei  Ortkranken- 
kassen werden  mitwirken  können,  beschränkte  man  die  Beitragspflicht 
der  Mitglieder  deswegen,  weil  man  glaubte,  dafs  Beiträge  von  4|  Pro- 
zent des  Lohnes  fast  überall  ausreichend  sein  würden  und  dafs,  wo 
dies  nicht  der  Fall,  besondere  Krankheitsgefahren  mit  dem  Betriebe 
verbunden  sein  müssen,  die  thunlichst  zu  beseitigen  der  Fabrikherr 
durch  die  ihm  auferlegte  Verpflichtung  angeregt  werden  würde. 

Eine  Inkongruenz  kommt  allerdings  in  das  Gesetz  hinein  dadurch, 
dafs  solch  ein  Betriebsunternehmer  auch  für  die  nicht  mehr  in  dem 
gefährlichen  Betriebe    beschäftigten,   freiwillig  Kassenmitglieder  ver- 


1)  VergL    die   Rede   des  H.  Geh.  ob.  Reg.-Rat  Lohmann    am  85.   Mai  1888.    Ver- 
handlungen S.  2548. 
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bliebenen  Arbeiter  die  Zuschüsse  ym  leisten  hat.  Derartige  FHüe' 
dilrften  aber  doch  seltener  vorkommen,  da  wohl  nicht  allzuviel  Ar- 
beiter geneigt  sein  werden,  vier  und  ein  halb  Prozent  ihres  Lubues 
wöchentlich  an  die  Kasse  abzuführen,  es  sei  denn,  dafs  sie  die  Keime 
einer  Erkrankung  aus  der  ungesunden  Beschäftigung  in  eine  andere 
mit  hinübernehmen.  In  letzterem  Falle  wäre  aber  ein  Zuschufs  des 
früheren  Arbeitgebers  nicht  ganz  unberechtigt. 

Hat,  wie  eben  dargelegt,  der  Reichstag  durch  seine  Beschlüsse 
das  von  der  Regierung  aufgestellte  Versicherungsprinzip  mehr- 
fach durchbrochen,  so  sei  wenigstens  kurz  erwähnt,  dafs  er  noch 
in  letzter  Stunde  einen  Antrag,  der  in  der  Kommission  mehrfach  ab- 
gelehnt war,  angenommen  hat>,  dahin  gehend ,  dafs  die  Gemeinden 
nicht  blos  das  Recht,  sondern  die  Pflicht  haben  sollen,  von 
denen,  für  welche  die  Gemeindekrankenversicherung  eintritt,  Beiträge 
zu  erheben.  (§  5,  Absatz  2.)  Die  Absicht  der  Antragsteller  war 
dabei,  auch  den  aus  der  Gemeindekasse  zu  zahlenden  Krankeuunter-i 
Stützungen  den  Anschein  eines  Almosens  zu  nehmen,  sowie  die  Kassen» 
mitglieder  an  zweckmäXsiger  Verteilung  der  Kassengelder  zu  ijiteres- 
sieren  und  deshalb  die  Leistungen  der  Kasse  nur  auf  Grund  von 
Gegenleistungen  der  Versicherten  zu  gewähren. 

Eine  einzige  Ausnahme  von  dieser  Verpflichtung  hat  man  schliefs- 
lieh  noch  zugestanden,  indem  in  §  83  ein  Zusatz  eingeschoben  ward^ 
wonach  „für  die  einem  Gemeindeverbande  nicht  einverleibten  selb- 
ständigen Gutsbezirke  und  Gemarkungen"  die  Pflicht,  Bei- 
tnige  zu  erheben,  nicht  besteht.  Nach  der  etwas  eilig  formulierten 
Fassung  des  Beschlusses  könnte  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  den 
Gutsbesitzern  danach  überhaupt  das  Recht  zusteht,  —  falls  sie  nicht 
Betriebskassen  mit  höheren  Unterstützungen,  mit  Sterbegeldern  und 
Mitverwaltung  der  Versicherten  einrichten,  —  Beiträge  zur  Kranken- 
versicherung zu  erheben.  Der  Wille  der  Antragsteller  und  des  Reichs- 
tages war  es  gewifs  nicht,  ihnen  dieses  Recht  zu  entziehen,  aber  nach 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  wonach  der  §  5,  2  für  Gutsbezirke  keine 
Anmeldung  findet,  bleibt  für  den  Gutsbesitzer  aus  §  5  nur  die  Ver- 
pflichtung, im  Falle  der  Erkrankung  eines  versicherungspflichtigen 
Arbeiters  ihm  die  gesetzliche  Unterstützung  zu  gewähren.  Jedenfalls 
sind  die  Besitzer  selbständiger  Gutsbezirke  von  der  Last  befreit, 
Beiträge  erheben  und  verrechnen  zu  müssen,  Reservefonds  zu  bilden 
und  ihre  Krankenkasse  unter  die  Kontrolle  der  höheren  Verwaltungs- 
behörden zu  stellen.  Die  Motivierung  des  Antrages  betonte  allerdings 
in  erster  Linie,  dafs  es  dem  Gutsbesitzer  doch  frei  stehen  müsse,  aus 
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seiner  Tasche  ohne  Belastung  der  Arbeiter  die  Krankenunter- 
stützung  zu  gewähren. 

Dies  Recht  stand  aber  ihm,  wie  jedem  anderen  Arbeitgeber  bereits 
gesetzlich  frei,  denn  der  §  53  gibt  dem  Arbeitgeber  nicht  die  Pflicht, 
sondern  nur  das  Recht,  die  ausgelegten  Kassenbeiträge  bei  der 
Lohnzahlung  dem  Arbeiter  anzurechnen.  Man  hat  also  thatsächlich 
dem  Gutsbesitzer  nur  die  Unbequemlichkeiten  der  Versicherung 
abgenommen^),  während  sie  den  zur  Kassenführung  oft  sehr  viel 
weniger  geeigneten  Gemeindevorstehern  kleinerer  Dorfgemeinden  ver- 
bleibt. 

Das  zusammen  genommen  mit  dem  schliefslich  Gesetz  gewordenen 
Beschlufs,  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht  versicherungspflichtig 
zu  machen,  kann  allerdings  der  Agitation  ein  weites  Feld  eröffnen,  da 
nunmehr  die  Last  des  ganzen  Gesetzes  den  eifrigsten  Verteidigern 
desselben,  den  Grofsgrundbesitzem,  abgenommen  ist,  und  das  Ex- 
periment, wie  weit  sich  die  sozialpolitischen  Pläne  verwirklichen  lassen, 
an  anderen  Gesellschaftsklassen  erprobt  wird. 

Zum  Schlufs  müssen  wir  unter  den  zahlreichen  Veränderungen, 
die  das  Gesetz  durch  die  Beratungen  in  der  Kommission  und  im 
Reichstage  erfahren  hat,  noch  eine  hervorheben,  auf  die  von  Anbeginn 
an  das  Hauptgewicht  gelegt  war,  nämlich  das  Bestreben  dieses  Gesetz 
aus  dem  direkten  Zusammenhange  zu  lösen,  in  den  es  von 
der  Regierung  mit  der  Unfallversicherun|g  gebracht  war. 

Dafs  die  Regierungsvorlage  den  Krankenkassen  den  der  Zahl  nach 
gröfsten  Teil  der  Betriebsunfälle ')  zur  Entschädigung  überweisen  und 
damit  auf  die  Schultern  der  Arbeiter  eine  Last  abwälzen  wollte,  die 
nach  der  Auffassung  der  grofsen  Mehrheit  des  Reichstages  >)  von  den 

1)  Das  Recht  derer,  die  als  Handwerker  oder  auch  nur  fQr  wenige  Wochen  vieUeicht 
„bei  Bauten^'  auf  dem  Gate  beschäftigt  waren  und  dadurch  Hitglieder  der  Gutskranken- 
versicherung geworden  sind,  auch  ferner  Mitglieder  bleiben  zu  können,  kann  bei  Ver- 
sieht, oder  streng  genommen  bei  Beseitigung  des  Rechtes  auf  Beitragserhebung  dem  Guts- 
besitzer allerdings  recht  lästig  werden,  da  alsdann  zahhreiche  Bewohner  benachbarter 
Gemeinden,  in  denen  organisierte  Kassen  nicht  bestehen,  noch  nach  Jahren  Ansprüche  als 
Kassenmitglieder  geltend  machen  könnten. 

2)  Nach  der  offiziellen  Statistik  a.  a.  O.  S.  8  haben  von  allen  Unfällen 

tötlichen  Ausgang 2,2  Prozent 

dauernde  Erwerbsunfähigkeit, zur  Folge       1,9        „ 

vorübergehende  „  „        „        95,9        „ 

Summe  100     Prozent. 
S)  Der  Abgeord.  Petersen    behauptete   am    16.  Mai  1882    ohne  Widerspruch:   „dafs 
jetzt  wohl    alle  Parteien    einverstanden   sind   mit   der  Regierung  in  dem  Satze,   dafs  es 
wesentlich  Sache  der  Industrie  ist,  die  Last  zu  tragen,  welche  durch  UnfäUe  entsteht.'^ 
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deshalb  suchte  die  Reichsregierung  diese  einmal  bestehenden,  vielfach 
bewährten  Institutionen  zu  erhalten,  und  der  Reichstag  schlofs  sich, 
wenn  auch  nicht  ohne  Widerspruch,  diesem  Streben  an. 

Aber  die  Vorzüge,  die  man  mit  Recht  einzelnen  Fabrikkassen 
nachrühmt,  werden  auch  nur  da  und  dann  zur  Erscheinung  kommen, 
wenn  ein  human  gesinnter  Arbeitgeber  freiwillig  für  daö  Wohl  seiner 
Untergebenen  sorgt  und  nicht  das  einseitige  Interesse  seiner  Kasse^ 
sondern  das  seiner  Arbeiter  im  Auge  hat;  sie  werden  aber  schwerlich 
da  zu  beobachten  sein,  wo  man  einen  Betriebsunternehmer  wider 
seinen  Willen  zwingt,  eine  solche  Kasse  einzurichten,  auf  seine 
Kosten  zu  verwalten  und  eventuell  aus  seinen  Mitteln  zu  subven- 
tionieren. 

Der  selbst  gezwungene  Herr  wird  seinen  Leuten  gegenüber  gar 
leicht  seine  überlegene  Stellung  mifsbrauchen ,  wird  alte,  schwache 
und  kränkliche  Arbeiter  womöglich  zurückweisen  oder  aus  der  Ar- 
beit entlassen,  —  so  dafs  eine  erzwungene  Betriebskasse  wohl  kaum 
als  das  Ideal  einer  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  zu 
trachten  ist. 

Wenn  man  aber  den  Zwang  zur  Errichtung  solcher  —  schlecht 
geleiteter  —  Kassen  bestehen  läfst,  und  dabei,  wie  erwähnt,  den 
früheren  Mitgliedern  das  freiwillige  Verbleiben  in  den  Betriebskasseu 
gestattet,  so  kann  man  mit  Recht  bezweifeln,  ob  es  nicht  besser  ge- 
wesen wäre,  diese  Kassen  doch  lieber  ganz  zu  beseitigen  und  an  ihrer 
Stelle  die  Ortskrankenkassen  mehr  zu  begünstigen.  Denn,  weun  wir 
oben  sagten,  dafs  gut  geleitete  Fabrilckassen  für  die  Fabrikarbeiter 
am  besten  sorgen  könnten ,  so  hat  das  seine  Berechtigung  nur  im 
Hinblick  auf  die  in  der  Fabrik  Beschäftigten.  Der  Betriebs- 
unternehmer hat  naturgemäls  gar  kein  Interesse  daran  ^  für  Leute  zu 
sorgen  und  Opfer  zu  bringen,  die  längst  aus  seiner  Arbeit  entlassen  *), 
vielleicht  mit  Schimpf  und  Schande  weggejagt  sind.  Er  wird  für  diese 
Mitglieder  seiner  Kasse  wohl  kaum  der  beste  Versorger  sein.  Um 
aber  nicht  unnötiger  Weise  für  diese  Elemente  mit  sorgen  und  die 
Last  der  Verwaltung  einer  Kasse  tragen  zu  müssen,  die  vielleicht  zur 
Hälfte  aus  früheren  Arbeitern  seines  Betriebes  besteht,  wird  er  auch, 
—  um  die  Mitgliedschaft  seiner  Kasse  nicht  allzu  begehrenswert  2U 
machen,  —  wenig  geneigt  sein,  für  seine  Arbeiter  Opfer  zu  bringen. 


1)  Nach  dorn  Wortlaut  d«s  Oe&etze!^  köüneu  t,  H,  Mädchen  ^  dio  Mitglieder  solcher 
KaMüe  WArcfif  wenn  sie  aich  vurheirnien  und  die  Arbeit  nufgcbeot  iroüedetn  MUglifeder  der 
KiLHMt  bleiben,  uitd  dreite  linL  ihut*n  dttiin  bei  jeder  Scliwaugenidtitfl  auf  3  Wticlten  Artt 
und  Ariuei,  sowie  Krankengeld  bu  gewähren. 
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besondere  Legate  der  Kasse  zuzuweisen  und  dergleichen,  so  dafs  auch 
dieser  vielgerühmte  Vorzug  der  Fabrikkassen  in  Zukunft  sehr  viel 
seltener  existieren  wird. 

Dazu  kommt  noch,  dafs  man  durch  die  den  Arbeitern  und  Be- 
triebsbeamten gegebene,  an  und  für  sich  gewifs  berechtigte  Erlaubnis, 
freiwillig  beizutreten  und  dauernd  Eassenmitglieder  bleiben  zu  können, 
den  Betriebskrankenkassen  den  Charakter  für  die  Dauer  berech- 
neter Institutionen  beigelegt  hat  und  ihren  Fortbestand  trotzdem 
von  allerlei  Zufälligkeiten,  von  dem  Willen  des  Betriebs- 
unternehmers abhängig  macht.  Läfst  der  Fabrikant  den  Be- 
trieb eingehen,  oder  mufs  wegen  Arbeitsmangels  [oder  ausgebrochenen 
Konkurses  das  Etablissement  geschlossen  werden,  so  mufs  die  Kasse 
gleichfalls  aufgelöst  werden,  und  alle  Ansprüche  an  dieselbe  sind  ver- 
loren. Das  ist  aber  unendlich  hart  für  diejenigen,  die  vom  Gesetz 
gezwungen  oder  freiwillig  jahrelang  hohe  Beiträge  gezahlt  haben, 
in  der  Hoffnung,  für  Krankheitsfälle  reichlich  versorgt  zu  sein  und 
für  den  Fall  des  Todes  die  Mittel  zu  anständiger  Beerdigung  sich 
gesichert  zu  haben. 

Freilich  stehen  den  Arbeitern,  so  lange  sie  arbeitsfähig  sind,  da 
wo  Ortskrankenkassen  für  ihren  Berufszweig  existieren,  diese  Kassen 
mit  ähnlichen  Leistungen  offen;  wer  aber  nicht  in  einer  Ortskranken- 
kasse unterkommen  kann,  und  das  wird  in  solchen  Fällen  recht  oft 
vorkommen,  der  hat  schliefslich  nur  die  Oemeindekrankenversicherung 
mit  ihren  minimalen  Leistungen  als  letzte  Zufluchtstätte. 

Wir  wollen  nicht  leugnen,  dafs  all  diese  Erwägungen  unseren 
Glauben  an  die  Zweckmäfsigkeitjder  Betriebskassen  innerhalb  dieses 
Gesetzes  wesentlich  erschüttert  haben,  und  wir  gerechten  Zweifel 
hegen,  ob  diese  von  der  Regierung  lebhaft  verteidigten  Kassen  sich 
wirklich  in  der  Praxis  so  bewähren  werden,  wie  die  Majorität  des 
Hauses  zu  hoffen  schien. 


Eine  weitere  Gruppe  von  Anträgen  seitens  der  Kommission  und 
des  Reichstages  ging  dahin,  den  gesetzmäfsig  zu  gewährenden  Kranken- 
unterstützungen der  Kassen  möglichst  den  Charakter  der 
Armenunterstützung  zu  nehmen,  den  Arbeitern  die  materiellen 
und  moralischen  Vorteile  der  Versicherung  zu  erhalten,  sie 
aber  andererseits  auch  vor  allzugrofsen  und  unübersehbaren 
Opfern  aus  einer  erzwungenen  Versicherung  zu  schützen. 
Beide  Bestrebungen  stehen  ursprünglich  direkt  im  Widerspruch 
N.  F.  Bd.  Vir.  25 
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mit  einander.  Denn  das  Wesen  einer  eigentlichen  Versicherung  b^ 
din^  es,  dafs  Leistung  und  Gegenleistung  der  Versicherten  und  Ver- 
sicherer im  Einklang  zu  einander  stehen* 

Eine  Vcrsichening  begründen  zu  wollen  und  doch  divs  Maxiniutn 
der  Opfer,  die  raan  dem  Veröichertf*n  aufhürden  darf,  gesetzlich  zu 
fixieren,  während  fär  die  Gegenleistung  der  Kasse  zugleich  ein  fest 
bestimmte«  Minimum  gegeben  wird,  ist  daher  an  und  für  sich  ein 
innerer  Widerspruch. 

Dennoch  glauben  wir  hat  die  Kommission  und  mit  ihr  der 
Reichstag  richtig  gehandelt,  wenn  man  diesen  der  Theorie  der  Ver- 
sicherung zuwiderlaufenden  Weg  eingeschlagen  hat. 

Die  Regierungsvorlage  bestimmte  zunächst  das  Minimum  der 
Kassenleistungen,  die  Gegenstand  der  Versicherung  sein  sollten  und 
schrieb  dann  vor,  dafs,  falls  die  ursprüDglich  gezahlten  Beitriige  zur 
Gewährung  dieser  Mindestleistungen  nicht  ausreichten,  eine  Er  h  ö  h u  n  g 
der  Beitnige  stattzufinden  habe.  Ein  Maximum  war  nicht  festgesetzt, 
vielmehr  entsprechend  dem  Wesen  einer  eigentlichen  Versicherung, 
ihre  Steigerung,  soweit  sie  zur  Deckung  der  Mindestleistungeti 
erforderlich,  unbeschränkt  gestattet.  Nur  wo  die  Leistungen 
hei  den  organisierten  Kassen  durch  Statut  über  das  gesetzliche  Mini- 
mum hinaus  erhöht  waren,  war  und  ist  die  Zustimmung  der  betr. 
A^rheitgeber  und  der  Kasst»irmitglieder  erforderlich  zu  einer  in  maximo 
auf  3J  des  durchschn.  Tagelohnes  zuliissigen  Erhöhung  der  Arbeiter- 
beitrage. Bei  der  Gemeindekrankenversicherung,  die  an  und  für  sich 
nur  das  gesetzliche  Minimum  bieten  soll,  war  von  einer  Maximalgren^c 
fier  Beiträge  überhaupt  nicht  die  Rede,  vielmehr  war  die  ausgesprochene 
Absicht  der  Regierung  die,  den  Gemeinden  gegen  ihren  Willen  ^)  keine 
besonderen  Lasten  aufzubürden,  sondern  die  Kosten  der  Versicherung 
durch  die  Beteiligten  aufbringen  zu  lassen.    (VergL  oben  S.  355.) 

In  der  Konmiission  erkannte  man  zwar  vollauf  den  eminenten 
Fortschritt  an,  der  darin  lag,  dafs  die  Regierung  die  Unterstützung 
in  Krankheitsfällen  aus  der  Armenpflege  mit  ihrer  demoralisierenden 
Wirkung  herauslösen  und  zu  einem  durch  Versicherung  seitens  dar 
Arbeiter  erworbeneu  Recht  der  letzteren  machen  wollte;  man  hegte 
aber  doch  die  allerschwersteu  Bedenken  dagegen,  das  Prinzip  von 
Leistung  und  Gegenleistung  in  voller  Konsequenz  durchzuführen' 
Man  fürchtete  nicht  mit  Unrecht,   dafs  es  als  eine  schwere  Belastung 


t)  Die  OemeiDiieii  kontiteti  freiwitlig  durch  Versieht  auf  die  Erbebimg  von  Bei^ 
träge 0  die  Last  «nf  sich  Dehmci},  xu  der  sie  die  Hegitraog»TorlAge  nidit  iw&Df, 
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der  Arbeiterklassen  aufgefafst  werden  könnte,  wenn  man  ihnen  durch 
gesetzlichen  Zwang  die  Zählung  hoher  Beiträge  zur  Pflicht  machte, 
ihnen  wohl  gar  drei  und  mehr  Prozent  ihres  Lohnes  für  diesen  einen 
Zweig  der  Versicherung  entziehen  wollte.  Das  mufste  aber  um  so 
mehr  bedenklich  erscheinen  in  einer  Zeit,  wo  von  einem  allgemeinen 
industriellen  und  wirtschaftlichen  Aufschwünge,  trotz  der  modernen 
Wirtschaftspolitik,  sicher  nicht  die  Rede  sein  konnte,  wo  die  Löhne 
gedrückt  und  wo  auf  der  anderen  Seite  den  arbeitenden  Klassen, 
unter  Hinweis  auf  die  stetig  wachsende  Zahl  von  Exekutionen  dar- 
gelegt wurde,  dafs  es  Sache  des  Staates  sei,  diese  Schichten  der  Be- 
völkerung von  dem  Drucke  der  direkten  Steuern  zu  befreien, 
damit  sie  im  Staate  nicht  blos  eine  Anstalt  erblickten,  die  von  ihnen 
unerschwingliche  Opfer  verlangt. 

Diese  Bedenken  traten  naturgemäXs  da  am  lautesten  hervor,  wo 
von  einer  freien  Selbstbestimmung  der  Arbeiter,  einer  Selbstverwaltung 
der  Kassen  durch  ihre  Mitglieder  wenig  oder  gar  nicht  die  Rede  war, 
bei  der  Gemeindekrankenversicherung.  Hier  mufste  vor 
allem  gegen  eine  übermäfsige  Belastung  der  Versicherten 
Vorsorge  getrofien  werden,  die  gar  leicht  bei  unzweckmäfsiger  Ver- 
waltung der  Kasse,  durch  allzureichliche  Bemessung  der  Unterstützungen 
oder  durch  verheerende  Epidemien,  resp.  durch  Massenunglücksfälle, 
endlich  auch  dadurch  entstehen  konnten,  dafs  diese  Gemeindever- 
sicherung gar  oft  der  Ablagerungsort  für  alP  die  schlechten  Risiken 
der  Krankenversicherung,  für  die  Alten  und  Halbinvaliden  werden 
wird,  die  anderswo  ein  Unterkommen  nicht  mehr  finden  ^ ). 

Man  beschlofs  daher,  dafs  die  Gemeinden,  um  möglichste  Billigkeit 
zu  garantieren,  die  Verwaltung  der  Kasse  unentgeltlich  zu 
leisten  haben,  und  dafs  die  Beiträge  zunächst  1|  Prozent  des  ortsüb- 
lichen Tagelohnes  nicht  übersteigen  sollten,  dann  aber  bei  hervor- 
tretendem Bedarf  nur  bis  2^  erhöht  werden  dürften.  Das  etwaige 
Defizit  soll  dann  die  Gemeinde  aus  eigenen  Mitteln  decken. 

Die  Gründe  für  diese  Beschlüsse  waren  mannigfacher  Art.  Man 
hatte  von  Anfang  an  seitens  der  Regierung  die  Gemeindeversicherung 
nur  als  eine  subsidiäre  Form  der  Krankenversicherung  hingestellt, 
und  die  Kommission  bemühte  sich,  sie  in  dieser  Stellung  zu  erhalten, 
trotz  ihrer  minimalen  Leistungen,  trotz  ihres  Mangels  an  Selbstver- 
waltung seitens  der  Mitglieder. 

1)  Vergl.  Schfiffle  a.  a.  O.  S.  118,  wo  er  die  Gemeindekrankenversicherong  als  „das 
Sammelgenirs  aller  widerspenstigen  oder  aasgewiesenen  and  aller  besonders  ris- 
kanten Personen'*  beseichnet 

25* 
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Die  Ortskran kcnkassc n  sollten  soviel  als  möglich  die  Grund- 
lage der  Kaftsenbildunp  sein,  und  man  wollte  die  Gemeinden  möglichst 
zur  Organisierung  solcher  Kassen  veranlassen.  Es  ist  aber  anzuer- 
kennen, dafs  die  Gemeinden  sehr  viel  mehr  Interesse  haben  werden, 
die  Arbeiter  in  Ortskrankenkassen  zu  organisieren,  wenn  ihnen  aus 
der  Gemeindeversicheruüg  neben  der  Last  und  den  Kosten  der  Ver- 
waltung auch  noch  aus  eigenen  Mitteln  zu  leistende  Zuschüsse  in 
vielleicht  nicht  unbeträchtlicher  Hohe  erwachsen.  Dazu  kommt»  dafs 
Gemeindeverwaltungen,  welche  über  die  Kasseneinnahmen  ohne  Kon- 
trolle der  Beiträge  zahlenden  Mitglieder  frei  zu  disponieren  haben, 
gar  oft  nicht  die  nötige  Sparsamkeit  üben*),  und  Unterstützungen 
mit  freigebiger  Hand  gewähren  werden,  wo  von  Hilfsbedüiftigkeil 
vielleicht  gar  nicht  die  Rede  isf.  Dadurch,  sowie  durch  die  ganze 
Organisation  dieser  Versicherungsart,  ist  die  Möglichkeit  sehr  nahe 
gelegt,  dafs  die  Beiträge  der  Mitglieder  unverhältuisiDärslg 
hoch  gesteigert  werden  und  dadurch  zugleich  ein  freiwilliger  Beitritt 
und  freiwilliges  Verbleiben  wesentlich  erschwert  wird. 

Das  Maximum  der  Beiträge,  wie  es  die  Kommission  einführte, 
schaffte  wenigstens  ü  bers eh  bare  Leistungen  für  diejenigen  Ka8sen, 
die  mit  Recht  als  der  schwächste  Teil  der  neuen  Organisationen  lie- 
trachtet  werden  können,  die  aber  trotzdem  nach  Beseitigimg  der  Ver- 
aicherungspflicht  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  für  zahl- 
reiche Gemeinden  und  für  lange  Zeit  die  einzige  Form  der  Versicherung 
sein  werden.  Soll  letztere  aber  nicht  aufJiören  eine  Wohlthat  für  die 
arbeitenden  Klassen  zu  sein  und  scliliflslich  nur  eine  Methode  dar- 
stellen, „wie  den  Gemeinden  die  Armenlast  auf  Kosten  der  Arbeiter 
abgenommen  werden*^  * )  kann,  so  mufs  der  bestimmten  Leistung 
der  Kasse  eine  begrenzte  Gegenleistung  der  Arbeiter  gegen- 
überstehen. 

Dal's  dadurch  den  Gemeinden,  trotz  „der  Versicherung"  der  Be- 
teiligten, besondere  Opfer  aus  der  Krankenpflege  erwachsen^  erscheürt 
uns  am  wenigsten  bedenklich  ;  denn  dem  Gemeindesackel  schafft  die 
ganze  Gesetzgebung  in  erster  Linie  Vorteile  und  erspart  ilini  bedeu- 
tende Ausgaben, 

Endlich  kann  und  wird  allerdings  der  Fall  nicht  selten  eintreten. 


1)  Der  Abgcord.  Dr.  Buhl  hohauptiUe  wiederlioJt  (a,  A.  H  Sö4i  der  V^crh,)»  in  diesen 
Maiim&lbcUriigen  liege  ,,rJie  eins&igc  wirkliche  Oftr^otie  fUfür,  daftt  bei  der  Oem^itide- 
krankeuvcDiicherung  dti^enig«  ordniuiKitmHrAij^e  und  sparsam«»  Puhnini;  diircbgcluhrt  werde, 
die  wir  durch  Audero  Besh'miniiriKen  irgend  wek'hor  Art  nicht  werden  erreichen  köDoeii**. 

2)  Rede  des  Abgcord    Dr,   Ljisker  S.  2642  dvr  Vorh, 
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dafs  nun  auf  Kosten  aller  Steuerzahler  den  gewerblichen 
Arbeitern  besondere  Vorteile  gewährt  werden,  an  denen  z.  B.  die 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht  ohne  weiteres,  —  nur 
bei  freiwilligem  Beitritt,  —  teilnehmen.  Wo  sich  das  aber  in  gröfserem 
Umfange  zeigen  würde,  da  hoffte  man  zngleich  den  Gemeinden  einen 
neuen  Anstofs  zu  geben,  von  ihrem  Rechte  Gebrauch  zu  machen  und 
die  landw.  Arbeiter  unter  den  Versicherungszwang  zu  stellen  und  da- 
durch zugleich  ihre  Kasse  lebensfähiger  zu  machen. 

Es  waren  also  praktische  Gründe  die  zu  dieser  Durchbrechung 
des  Versicherungsprinzipes  führten,  und  „die  praktischen  Vorzüge, 
welche  aus  dieser  Bestimmung  für  das  Gesetz  folgen^',  sind  in  dritter 
Lesung  auch  noch  ausdrücklich  von  den  Vertretern  der  verbündeten 
Regierungen  anerkannt  worden^). 

Ähnliche  Erwägungen  waren  es,  welche  die  Kommission  auch  für 
die  organisierten  Zwangskassen,  Mafsregeln  gegen  eine  ungemessene 
Steigerung  der  Beiträge  einführen  liefsen;  bei  den  mehr  oder  minder 
unabhängigen,  von  den  Arbeitern:  selbst  verwalteten  Ortskrankenkassen 
allerdings  in  beschränkterem  Mafse,  bei  den  Betriebskrankenkassen 
aber  so  weit  gehend,  dafs  der  Betriebsuntemehmer  zur  Deckung  der 
Mindestleistungen  den  Arbeitern  nur  3^  des  durchschnittlichen 
Lohnes  einbehalten  darf;  das  fehlende  aber  aus  eigenen  Mitteln 
zuschiefsen  mufs.  Auch  bei  den  Ortskassen  hat  der  Reichstag 
eine  Maximalgrenze  insofern  festgehalten,  als  jeder  Widerspruch  aus 
der  Mitte  der  Beitragspflichtigen  gegen  eine  weitere  Erhöhung  die 
Auflösung  der  Ka'sse  zur  Folge  hat,  wenn  bei  Beiträgen  der 
Versicherten  von  3^  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  die  gesetzlichen 
Mindestleistungen  nicht  gedeckt  werden.  Bei  Betriebskassen,  an  deren 
Verwaltung  die  Arbeiter  tbatsächlich  weniger  als  bei  Ortkranken- 
kassen werden  mitwirken  können,  beschränkte  man  die  Beitragspflicht 
der  Mitglieder  deswegen,  weil  man  glaubte,  dafs  Beiträge  von  4|  Pro- 
zent des  Lohnes  fast  überall  ausreichend  sein  würden  und  dafs,  wo 
dies  nicht  der  Fall,  besondere  Krankheitsgefahren  mit  dem  Betriebe 
verbunden  sein  müssen,  die  thunlichst  zu  beseitigen  der  Fabrikherr 
durch  die  ihm  auferlegte  Verpflichtung  angeregt  werden  würde. 

Eine  Inkongruenz  kommt  allerdings  in  das  Gesetz  hinein  dadurch, 
dafs  solch  ein  Betriebsunternehmer  auch  für  die  nicht  mehr  in  dem 
gefährlichen  Betriebe    beschäftigten,   freiwillig  Kassenmitglieder  ver- 


1)  Vergl.    die   Rede  des  H.  Geh.  ob.  Reg.-Rat  Lohmann    am  85.   Mai  1888.    Ver- 
handlungen S.  2643. 
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bliebencn  ArbcUcr  die  Zusdiüsse  zu  leisten  hat.  Derartige"  Filfe ' 
durften  aber  doch  seltener  vorkommen,  da  wohl  nicht  allzuviel  Ar- 
beiter geneigt  sein  werden»  vier  und  ein  halb  Prozent  Uires  Lnhnes 
wöchentlich  an  die  Kasse  abzuführen,  es  sei  denn,  dafs  sie  die  Keime 
einer  Erkiankun^  aus  der  ungesunden  Beschäftigung  in  eine  andere 
mit  hinübernehmen.  In  letzterem  Falle  wäre  aber  ein  Zuschufs  des 
früheren  Arbeitgebers  nicht  ganz  unberechtigt. 

Hat,  wie  eben  dargelegt,  der  Reichstag  durch  seine  Beschlüsse 
das  von  der  Regierung  aufgestellte  Versicherungsprinzip  mehr- 
fach durchbrochen,  so  sei  wenigstens  kurz  erwähnt,  dafs  er  noch 
in  letzter  Stunde  einen  Antrag,  der  in  der  Kommission  mchrfacb  ab- 
gelehnt war,  angenommen  hat,  dahin  gehend,  dafs  die  Gemeinden 
nicht  blos  das  Recht,  sondern  die  Pflicht  haben  sollen,  von 
denen,  für  welche  die  Gemeindekranken  Versicherung  eintritt,  Beiträge 
zu  erheben.  (§5,  Absatz  2.)  Die  Absicht  der  Antragsteller  war 
dabei,  auch  den  aus  der  Gemeindekasse  zu  zahlenden  Krankenunter- 
»tützungen  den  Anschein  eines  Almosens  zu  nehmen,  sowie  die  Kasseo- 
mitgliedcr  an  zweckmäfsiger  Verteilung  der  Kassengelder  zu  iuteres- 
sieren  und  deshalb  die  Leistungen  der  Kasse  nur  auf  Grund  von 
Gegenleistungen  der  Versicherten  zu  gewähren. 

Eine  einzige  Ausnahme  von  dieser  Verpflichtung  hat  man  schliefs- 
lich  noch  zugestanden,  indem  in  §  83  ein  Zusatz  eingeschoben  ward^ 
wonach  „für  die  einem  Gemeindeverbande  nicht  einverleibten  selb* 
ständigen  Gutsbezirke  und  Gemarkungen"  die  Pflicht,  Bei- 
träge zu  erheben,  nicht  besteht.  Nach  der  etwas  eilig  fonnulierten 
Fassung  des  Beschlusses  könnte  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  den 
Gutsbesitzern  danach  überhaupt  das  Recht  zusteht,  —  falls  sie  nicht 
Betriebskassen  mit  höheren  Unterstützungen,  mit  Sterbegeldern  und 
Mitverwaltung  der  Versicherten  einrichten,  —  Beiträge  zur  Kranken- 
versicherung zu  erheben.  Der  Wille  der  Antragsteller  und  des  Reichs- 
tages war  es  gewifs  niclit,  ihnen  dieses  Recht  zu  entziehen,  aber  nach 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  wonach  der  §  5,  2  für  Gutsbezirke  keine 
Anmeldung  findet,  bleibt  für  den  Gutsbesitzer  aus  §  5  nur  die  Ver- 
pflichtung, im  Falle  der  Erkrankung  eines  versicherungspflichtigen 
Arbeiters  ihm  die  gesetzliche  Unterstützung  zu  gewäliren.  Jedenfalls 
sind  die  Besitzer  selbständiger  Gutsbezirke  von  der  Last  befreit, 
Beiträge  erheben  und  verrechnen  zu  müssen,  Reservefonds  zu  bilden 
und  ihre  Krankenkasse  unter  die  Kontrolle  der  höheren  Verwaltungs- 
behörden zu  stellen.  Die  Motivierung  des  Antrages  betonte  allerdings 
in  erster  Linie,  dafs  es  dem  Gutsbesitzer  doch  frei  stehen  müsse,  aus 
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seiner  Tasche  ohne  Belastung  der  Arbeiter  die  Krankenunter- 
stützung zu  gewähren. 

Dies  Recht  stand  aber  ihm,  wie  jedem  anderen  Arbeitgeber  bereits 
gesetzlich  frei,  denn  der  §  53  gibt  dem  Arbeitgeber  nicht  die  Pf  licht, 
sondern  nur  das  Recht,  die  ausgelegten  Kassenbeiträge  bei  der 
Lohnzahlung  dem  Arbeiter  anzurechnen.  Man  hat  also  thatsächlich 
dem  Gutsbesitzer  nur  die  Unbequemlichkeiten  der  Versicherung 
abgenommen^),  während  sie  den  zur  Kassenführung  oft  sehr  viel 
weniger  geeigneten  Gemeindevorstehern  kleinerer  Dorfgemeinden  ver- 
bleibt. 

Das  zusammen  genommen  mit  dem  schliefslich  Gesetz  gewordenen 
Beschlufs,  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht  versicherungspflichtig 
zu  machen,  kann  allerdings  der  Agitation  ein  weites  Feld  eröffnen,  da 
nunmehr  die  Last  des  ganzen  Gesetzes  den  eifrigsten  Verteidigern 
desselben,  den  Grofsgrundbesitzem,  abgenommen  ist,  und  das  Ex- 
periment, wie  weit  sich  die  sozialpolitischen  Pläne  verwirklichen  lassen, 
an  anderen  Gesellschaftsklassen  erprobt  wird. 

Zum  Schlufs  müssen  wir  unter  den  zahlreichen  Veränderungen, 
die  das  Gesetz  durch  die  Beratungen  in  der  Kommission  und  im 
Reichstage  erfahren  hat,  noch  eine  hervorheben,  auf  die  von  Anbeginn 
an  das  Hauptgewicht  gelegt  war,  nämlich  das  Bestreben  dieses  Gesetz 
aus  dem  direkten  Zusammenhange  zu  lösen,  in  den  es  von 
der  Regierung  mit  der  Unfallversicherun|g  gebracht  war. 

Dafs  die  Regierungsvorlage  den  Krankenkassen  den  der  Zahl  nach 
gröfsten  Teil  der  Betriebsunfälle  *)  zur  Entschädigung  überweisen  und 
damit  auf  die  Schultern  der  Arbeiter  eine  Last  abwälzen  wollte ,  die 
nach  der  Auffassung  der  grofsen  Mehrheit  des  Reichstages  *)  von  den 

1)  Das  Recht  derer,  die  als  Handwerker  oder  auch  nur  fitr  wenige  Wochen  vielleicht 
„bei  Bauten*'  auf  dem  Oute  beschäftigt  waren  und  dadurch  Mitglieder  der  Gutskranken- 
versicherung geworden  sind,  auch  femer  Mitglieder  bleiben  su  können,  kann  bei  Ver- 
zicht, oder  streng  genommen  bei  Beseitigung  des  Rechtes  auf  Beitragserhebung  dem  Guts- 
besitzer allerdings  recht  lästig  werden,  da  alsdann  zahlreiche  Bewohner  benachbarter 
Gemeinden,  in  denen  organisierte  Kassen  nicht  bestehen,  noch  nach  Jahren  Ansprüche  als 
Kassenmitglieder  geltend  machen  könnten. 

2)  Nach  der  offizieUen  Statistik  a.  a.  O.  S.  8  haben  von  allen  UnfäUen 

tötlichen  Ausgang 2,8  Prozent 

dauernde  Erwerbsunfähigkeit  ^zur  Folge       1,9        „ 

vorübergehende  „  „        „        96,9        „ 

Summe  100     Prozent. 

3)  Der  Abgeord.  Petersen  behauptete  am  16.  Mai  1882  ohne  Widerspruch:  „dafs 
jetzt  wohl  alle  Parteien  einverstanden  sind  mit  der  Regierung  in  dem  Satze,  dafs  es 
wesentlich  Sache  der  Industrie  ist,  die  Last  zu  tragen,  welche  durch  UnfäUe  entsteht** 
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Bctrkiböuntcnichmcrn  getragen  werden  niufs,  erregte  den  lebhaften 
Wiflersi>ruch  der  Majoritiit  des  Hauses');  und  liefs  das  Strcbeu  — 
bei  der  damaligen  Geschäftslage  doppelt  begreiflich  —  in  den  Vorder- 
grund treten,  das  Krankenkassengesetz  allein,  selbständig  m  '^'-".■'^■■u 
und  die  Verbindung  mit  der  Unfallsvorlage,  die  allerdings  in  1  r 

hauptsächlich  zum  Ausdruck  kam,  auch  äufserlich  zu  beseitigen.  Wenn 
aber  das  Zustandekommen  der  Unfallversicherung  nicht  zu  erhoffen 
war,  konnten  auch  die  wenigen  Beziehungen,  die  in  dem  Kranken- 
kassengesetz zu  jenem  enthalten  waren,  z.  B,  dafs  bei  ünfallser- 
krankungen  die  sonst  geforderte  dreitägige  Karenzzeit  nicht  eintreten 
solle,  nur  untergeordnete  Bedeutung  haben,  und  fanden  auch  wenig 
Verteidiger.  Man  hat  demnach  ohne  Widerspruch  im  Plenum  alle  auf 
Unfallserkrankungen  bezüglichen  Bestimmungen  gestrichen  und  aufser- 
dem  noch  einen  besonderen  Zusatz  beschlossen,  dafs  alle  bisherigen 
Ansprüche  aus  Haftpflicht  der  Unternehmer  „durch  dieses  Gesetz  nicht 
berührt  werden*'  und  in  solchem  Falle  die  Entschädigungsansprüche 
in  Hohe  der  geleisteten  Unterstützungen  auf  die  Gemeinde  und  Orts- 
krankenkassen übergehen  sollen. 

Wenigstens  zum  Teil  mit  Rücksicht  auf  die  den  Krankenkassen 
zugedachte  Teilnahme  au  der  ün fallen tschädigung  hatte  die  Regierung 
vorgeschlagen,  allgemein,  d.  h.  bei  allen  Zwangskassen  dem  Arbeit- 
geber für  die  bei  ihm  beschäftigten  Unfallsversicherungspflichtigen  Ar- 
beiter die  Pflicht  aufzuerlegen,  ein  Drittel  der  Beiträge  aus 
eigenen  Mitteln  zu  zahlen,  die  übrigen  zwei  Drittel  vorzu- 
schiefsen.  Die  Kommission  hat  diesen,  bereits  im  Hilfskassengesetz 
statutarisch  zulässigen  Zwang  gegen  die  Arbeitgeber  angenommen,  ob- 
wohl von  verschiedenen  Seiten  ausdrücklich  betont  wurde,  dafs  man 
nicht  gewillt  sei,  darin  ein  Äquivalent  für  die  den  Krankenkassen 
etwa  aufzubürdenden  Unfallserkrankungen  zu  schaffen.  Man  beseitigte 
sogar  die  Beschränkung  der  BeitragspHicht  auf  die  nnfallsgefährUchcOj 
Betriebe  und  dehnte  sie  prinzipiell  auf  alle  Arbeitgeber  aus,  ni 
gestattete  man  den  Gemeinden  für  diejenigen  Handwerker,  die  ohne 
Kraftmaschinen  und  in  der  Regel  mit  nicht  mehr  als  2  Gehilfen  ar- 
beiten, diese  Beitragspflicht  statutarisch  auszuschliefseu,  weil  man  der 
Ansicht  war,  dafs  für  diese  sozial  nicht  besser  und  wirtschaftlich  oft 


1)  SeUetis  des  Zentrams  hat  allerdiDgs  in  der  cirsten  Beratung  der  beiden  so«m1- 
poritisuhea  Gesetzen t würfe  keio  einziger  Kedoer  die  StcLlaQg  seiner  Pirtei  erörtert;  in 
den  Kommi&»iousverhaadlungen  iüt  aber  auch  von  dieser  Fraktion  «ü  einer  13  wöchigen 
Karonzxeit  «u  Laateu  der  Kraokenkas&OQ  nicht  fcngebalien  worden. 
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schlechter  als  die  Arbeiter  gestellten  Arbeitgeber  unter  Umständen 
die  Beitragslast  sehr  drückend  werden  könnte. 

Nur  von  Seiten  der  Fortschrittspartei  wurden  Bedenken  gegen 
diesen  sog.  ,^uschufs'^  laut  und  in  der  Kommission  sowohl  als  im 
Plenum  des  Reichstages  lebhaft  gegen  eine  solche  Regelung  der  Kassen- 
beitrage  protestiert,  hauptsächlich  weil  die  seitens  der  Arbeitgeber 
geleisteten  Beiträge  diesen  zugleich  das  Recht  auf  Vertretung  im  Vor- 
stande und  in  der  Verwaltung  der  Kassen  gaben,  den  Arbeitern  aber 
eine  möglichst  unabhängige  Verwaltung  ihrer  Kassen  garantiert  werden 
sollte.  Es  wurde  bestritten,  dafs  die  sogenannten  „Zuschüsse^'  der 
Arbeitgeber  als  eine  besondere  Wohlthat,  ein  besonderes  Geschenk 
derselben  an  die  Arbeiter  anzusehen  seien.  Der  Lohn  müsse  aus- 
reichen zur  Deckung  der  Versicherungsbeiträge,  und  wenn  der  Betriebs- 
untemehmer  einen  Teil  der  Beiträge  „aus  eigenen  Mitteln'^  zahle,  so 
sei  das  nichts  anderes  als  eine  besondere  Art  der  Lohnzahlung,  resp. 
ein  Teil  der  Produktionskosten,  für  die  er  im  Preise  seiner  Waren 
sich  entschädigen  lasse. 

Diese  lohntheoretischen  Einwendungen,  die  im  Reichstage  wenig 
Beachtung  fanden,  sind  an  und  für  sich  gewifs  anzuerkennen,  und 
seitens  der  Freunde  eines  allgemeinen  Versicherungszwanges  wird  ja 
besonders  betont,  dafs  die  Allgemeinheit  der  Ausgabe  die  Arbeiter 
am  ehesten  in  den  Stand  setzen  werde,  die  Löhne  so  zu  steigern, 
dafs  sie  die  volle  Versicherungsprämie  enthalten.  Ist  das  aber  der 
Fall,  so  würde  es  theoretisch  durchaus  gleichgültig  sein,  ob  der  Ar- 
beitgeber den  ganzen  Beitrag,  oder  die  Hälfte  resp.  ein  Drittel  „aus 
eigenen  Mitteln^^  leistet. 

Trotzdem  hat  unseres  Erachtens  die  Mehrheit  des  Reichstages 
mit  Recht  für  die  Beibehaltung  des  Arbeitgeberbeitrages  gestimmt, 
den  die  Regierung  in  zweiter  Lesung  als  die  „conditio  sine  qua  non^^ 
für  den  „sozialen  Erfolg'*  des  Gesetzes  erklärte^).  Denn  in  der 
Praxis  gestalten  sich  die  Dinge  oft  anders,  als  man  sie  theoretisch 
konstruirt. 

Dafs  bei  einer  allgemeinen  Versicherungspflicht  schliefslich  die 
Löhne  auch  die  für  die  Versicherung  nötigen  Beiträge  enthalten  müs- 
sen^), liegt  klar  auf  der  Hand;  denn  diese  Ausgaben  bilden  einen 
Teil  der  notwendigen  Bedürfhisse  des  Lebens,  deren  Befriedigung  der 
Lohn  gestatten  mufs.    Es  ist  aber  ebenso  bekannt»   dafs  die  Löhne 


1)  Vergl.  die  Rede  des  Herrn  Ministerialdirektor  Bosse.     S.  8146  der  Verh. 

2)  Vergl.  Schaeffle  a.  a.  O.  S.  86  ff. 
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um  die  Grenze  des  Existcnztniüimums  schwanken,  dafs  dicises  sei 
immetitlicli  bei  büsser  bezahlten  ,,gelerateü''  Arbeitern  nicht  konstant 
ist,  und  weitgehende  Einschränkungen  in  der  Lebenshaltung  ebenso 
möglich  äind,  wie  Erweiterungen  des  für  notwendig  erachteten  Be- 
darfes in  guten  Zeiten  vorkommen.  Es  wird  also  eine  neu  hinzuge- 
kommene notwendige  Ausgabe  nicht  immer  eine  entsprechende  Lohu- 
stejgerung  zur  Folge  haben  ^). 

Dazu  kommt,  dal's  die  Löhne  ein  gewisses  Beharrungsvermögen 
zeigen,  nicht  gleich  bei  jeder  Depression  des  Geschäftes  entsprechend 
gedrückt  werden  und  ebenso  wenig  jedem  Aufblühen  des  gewerblichen 
Lebens  folgen;  steigen  oder  fallen  die  Lohnsätze  aber,  so  schwanken 
sie  gewolinheitsmäfsig  um  runde  Beträge.  Der  Tagelobn  des  gewöhn- 
lichen Handarbeiters  steigt  nicht  in  Zeiten,  wo  dieser  das  Überge- 
wicht hat,  um  2—3  g,  also  von  2  Mk.  auf  2,04  oder  2,06  Mk.  pro 
Tag,  sondern  Mehrforderungen  —  oder  Wenigerangebote  von  25 — 50  PL 
sind  die  Regel.  Bei  Stundenlohn,  wie  er  jetzt  vielfach  im  Bauhand- 
werk üblich  geworden,  sind  Lohnschwankuugen  von  5  Pfennig  und 
nicht  von  ein  oder  ein  halb  Pfennig  pro  Stunde  gebräuchlich*  Weil 
das  aber  der  Fall  ist,  wird  es  schwer  sein,  die  geringen  Ver- 
sicherungsbeiträge stets  zu  einem  Teil  des  Lohnes  zu  machen,  die 
Lohne  diesem  wachsenden  Bedürfnis  entsprechend  zu  steigern,  und 
namentlich  im  Anfange  wird  es  kaum  möglich  sein,  die  Opfer,  die 
das  Gesetz  den  Arbeitern  zwangsweise  auferlegt^  auf  die  Arbeitgeber 
und  damit  auf  die  Produktionskosten  der  Waren  abzuwälzen;  aber 
auch  der  Arbeitgeber  wird  nicht  in  der  Lage  sein,  das  Drittel,  das 
ihm  die  Gesetzgebung  zudiktiert,  dem  Arbeiter  durch  Erniedrigung 
der  Löhne  aufzubürden. 

Hat  beispielsweise  der  Arbeiter  bei  2  Mk  Tagelahn  3  g  seines 
Lohnes  zur  Ortskrankeukasse  zu  zahlen,  so  wird  er  wohl  für  längere 
Zeit  die  ihm  zufallenden  24  Pf.  pro  Woche  von  seinem  bisherigen 
Löhne  entrichten,  und  der  Arbeitgeber  die  12  Pf.  zu  deiu  bisherigen 
Wochenlohn  zulegen  müssen;  denn  letzterer  wird  in  der  Regel  ebeuso 
wenig  im  stände  und  gewillt  sein,  den  Lohn  von  2  Mk.  aul'  1,98 
herabzudrücken,  als  der  Arbeiter  ihn  auf  2,04  zu  steigern.  Noch 
mehr  tritt  die  praktische  Schwierigkeit  hervor,  wenn  ein  Arbeiter  mit 
ii  Mark  Tagelohn  zur  Gemeiudeki^ankenversicherung  1|  ^  des  ortsüb- 
lichen Lohnes   von    1,50  Mk,,   oder  wenn  jemand,   der  im  Stücklohn 


1)  Es  ist  bekunut,  wjo  wenig  die  LöliDe  doo  oft  recJit  erbebUcbeu  Pmsscttfraiikmigftn 
der  uutwendlgtfteu  Lebcuäinltul  zu  folge&  pflegen. 
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arbeitend  pro  Stück  etwa  50  Pf.  erhält,  dabei  4—5  Mark  verdient, 
nun  pro  Tag  2 — 3  Pfennige  zur  Kasse  entrichten  soll. 

Der  Versicherungsbeitrag  wird  also  wohl  aus  dem  Lohnfonds  der 
Industrie  gezahlt  werden  müssen,  und  der  Arbeitgeber  wird  versuchen, 
beim  Verkauf  seiner  Waren  die  geringen  Kosten,  die  ihm  aus  der 
Versicherung  erwachsen,  wieder  einzubringen;  aber  wir  glauben  doch, 
dafs  in  der  Praxis  des  Lebens  das  eine  Drittel  der  Beiträge  recht 
oft  auf  dem  Arbeitgeber  wird  haften  bleiben,  weil  er  um 
diesen  geringen  Betrag  die  Löhne  nicht  drücken  kann,  und  weil  er 
es  andererseits  bei  Lohnsteigerungen  auch  noch  aufser  den  50  Pfen- 
nigen, um  die  vielleicht  die  Löhne  in  die  Höhe  getrieben  werden, 
wird  zahlen  müssen.  Er  wird  sich  gewöhnen,  dieses  Drittel,  ähnlich 
wie  die  Feuerversicherungsprämien,  zu  den  Oeneralunkosten  zu  rech- 
nen und  nicht  als  dem  Lohnfonds  entnommen  betrachten,  demgemäfs 
auch  den  Versuch  der  Überwälzung  auf  den  Arbeiter  bald  aufgeben. 
Dem  Arbeiter  dagegen  wird,  so  lange  das  wahre  Verständnis  für  das 
Wesen  der  Versicherung  sich  nicht  Bahn  gebrochen  hat,  der  Lohn- 
abzug bei  hohem  und  bei  niedrigem  Lohne  als  eine  lästige  und  drük- 
kende  Abgabe  erscheinen,  —  je  niedriger  man  sie  daher  macht, 
je  besser  wird  es  sein  für  den  sozialen  Frieden  und  fUr  die  ge- 
deihliche Einführung  und  Weiterentwicklung  der  sozialen  Reform. 

Der  Arbeitgeberbeitrag  bestand  aber  schon  bei  der  Mehrzahl  der 
bisher  gegen  Krankheit  versicherten  Personen  * ),  ihn  zu  beseitigen, 
würde  eine  ungerechtfertigte  Härte  gegen  die  Arbeiter  gewesen  sein, 
ihn  allgemein  einzuführen,  ist  aber  an  und  für  sich  gewifs  kein  Un- 
recht gegen  die  Arbeitgeber.  Denn  so  wie  man  es  immer  mehr 
und  mehr  als  eine  öffentlich  rechtliche  Pflicht  der  letzteren  anerkennt, 
für  die  durch  gewaltsame  Unfälle  an  Leben  und  Gesundheit  der  Ar- 
beiter erzeugten  Schäden  einzutreten,  so  wird  man  nicht  minder  den 
Arbeitsherrn  haftbar  machen  können  für  die  Folgen  der  Einflüsse,  die 
langsam  und  schleichend  die  Arbeitskraft  bei  angestrengter  Thätigkeit 
in  ungesunden  Räumen  etc.  untergraben. 

Anders  scheint  die  Sache  zu  liegen,  wenn  man  den  Arbeitgeber- 
beitrag als  das  Einkaufsgeld  in  den  Vorstand  und  die  Verwaltung 
der  Kassen  betrachtet. 


1)  Der  Abg.  Dr.  Hirsch  dtierte  am  27.  April  1883  (8.  8144  d.  Verb.)  aus  einer 
amtlichen  Verö£fentlicbung  des  preufsischen  Handelsministeriums  aus  dem  Jahre  1876, 
dafs  von  den  4763  in  Preufsen  bestehenden  Hilfskassen  mit  776  663  Mitgliedern  2497 
Kassen  mit  297  248  Ifitgliedem  ganz  ohne  Arbeiterbeteiligung  waren.  Also  mehr  als 
sechzigProzent  aUer  versicherten  Arbeiter  erhielten  solche  Zosohüsse. 
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Möglichste  Freiheit  und  Unabhängigkeit  in  der  Verwaltung,  mög- 
lichst ailgemeiDe  Beteiligung  an  derselben  seitens  der  versicherten 
Arbeiter  ist  gewifs  dringend  wünschenswert;  denn  „die  Teilnahme  an 
der  Verwaltung  erschliefst  dem  Arbeiter  erst  das  Verständnis  für  clie 
Versicherung  als  einen  Akt  der  Selbsthilfe  und  erzieht  ihn  zu  gröfse- 
ren  Aufgaben  auf  diesem  Gebiete*)**.  Aber  daraus  folgt  unseres  Er- 
achtens  noch  nicht,  dafs  die  Arbeitgeber  mit  peinlicher  Sorgfalt  von 
jeder  Einmischung  in  die  Verwaltung  der  Krankenkassen  als  „der 
eigenen  Angelegenheiten  der  Arbeiter*'  fern  gehalten  werden  müsseiL' 
Selbstversicherung  und  Selbstverwaltung  sind  keines* 
Wegs  identisch,  im  Gegenteil  ist  auf  den  meisten  Gebieten  der 
freiwilligen  wie  der  erzwungenen  Versicherung  (Lebensversicherung^ 
Witwenkassen)  von  einer  Mitverwaltung  der  Versicherten  nicht  die 
Rede  und  darum  doch  nicht   minder  eine  Versicherung  vorhanden. 

Dafs  diejenigen,   die  freiwillig  zusammentreten,   um   die  Last, 
die  den  Einzelnen  erdrücken  könnte,  gemeinsam  zu  tragen  und  zu  er* 
tragen,  sich  nicht  von  Dritten  Personen  in  die  Verwaltung  ihrer  eige 
nen  Kassen  iiineij^reden  lassen  wollen,   ist  so  selbstverstiindlich ,    wie 
die  freie  unabhängige  Leitung  des  eigenen  Haushaltes. 

Anders  ist  es  aber,  wenn  durch  das  Gesetz  gezwungen  eine  Reihe 
einander  fremdartiger  Elemente  mit  verschiedenen  Interessen  in  eine 
Kasse  zusammeugethan  werden,  wenn  diejenigen,  die  ursprünglich  die 
Kasse  bilden,  kein  Recht  haben,  andere  Elemente  fern  zu  halten,  und 
eine  wandernde  und  fluktuierende  Arbeiterbevölkerung  ganz  andere 
Interessen  in  der  Kasseuleitung  verfolgen  kann  und  wird,  als  die 
ständigen  Mitglieder  derselben.  Da  kann  nicht  ohne  weiteres  von 
„eigenen  Angelegenheiten"  der  Arbeiter  geredet  werden,  die  sie  unter 
allen  Umstanden  selber  zu  leiten  haben,  da  handelt  es  sich  vielmehr 
um  ein  öffentliches  Versicherungsinstitut,  das  deshalb  nicht  blos 
unter  die  Oberaufsicht  der  Behörden  gestellt  wfrd,  und  dem  gewisse 
öfl'cntlich  rechtliche  Zwangsmittel  zur  Seite  stehen,  sondern  das  vor 
allem  auch  eine  von  periodischem  Wechsel  möglichst  unabhängige 
Kassenleitung  haben  mufs.  Das  dauerndste  Element  üi  der  gewerb- j 
liehen  Bevölkerung  sind  aber  sicherlich  die  Arbeitgeber,  und  deshalb! 
kann,  abgesehen  von  der  gröfsereu  Intelligenz,  die  ihnen  in  der  Regel 
zur  Seite  stehen  wird,  eine  Vertretung  der  Interessen  dieses  bestan* 
digereu  Teiles  der  Bevölkerung  durchaus  wünschenswert  sein  und 
namentlich  da  segensreich  wirken,  wo  eine  häufig  wechselnde,   waa- 


1)  HonigmftQu  a.  o.  O.,  S,  270. 
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dernde  Arbeiterbevölkerung  vorhanden  ist,  der  es  um  eine  möglichste 
Ausbeutung  der  vorübergehend  benutzten  Kasse  zu  thun  ist. 

Sonst  aber  in  Kassen,  wo  der  Handwerksmeister  dem  Handwerks- 
gesellen gegenübersteht,  ohne  weiteres  einen  Gegensatz  zwischen  Ar- 
beiter und  Arbeitgeber  vorauszusetzen  und  von  der  schweren  Hand 
zu  reden,  die  letztere  oft  recht  fühlbar  auf  die  Kassen  der  Arbeiter 
legen,  erscheint  uns  wenig  berechtigt.  Denn  wenn  die  Krankenkassen 
keine  anderen  Zwecke  verfolgen,  als  nur  ihre  Mitglieder  möglichst 
vor  Krankheiten  und  deren  Folgen  zu  schützen,  so  kann  hier  von 
einem  Gegensatz  der  Interessen  kaum  die  Rede  sein,  vielmehr  wer- 
den beide  Teile  das  lebhafteste  Bestreben  an  den  Tag  legen,  jedem, 
der  der  Hilfe  bedarf,  schleunig  und  ausgiebig  zu  helfen,  die  Kasse 
aber  auch  zu  schützen  vor  Simulanten  und  Faulenzern.  Wenn  aber 
gemeinsame  Verwaltung  am  Platze  ist,  und  in  ihr  Meister  und  Ge- 
selle neben  einander  thätig  sind,  so  wird  das  hier,  wo  die  soziale 
Stellung  beider  nicht  wesentlich  verschieden  ist,  eher  zu  einer  Ver- 
söhnung als  zu  einer  Verschärfung  der  Gegensätze  führen. 

Bei  Betriebskrankenkassen  liegen  die  Verhältnisse  aller- 
dings anders.  Da  hat  der  Betriebsherr  die  Verwaltung  auf  eigene 
Kosten  zu  führen,  da  ist  er  der  alleinige  Kassierer,  der  die  Gelder 
der  Arbeiter  anzulegen  und  zu  verwalten  hat,  da  ist  er  im  Notfalle 
zu  erheblichen  Zuschüssen  aus  eigenen  Mitteln  verpflichtet,  da  ist  er 
als  der  ständige  und  unabsetzbare  Vorsitzende  in  der  Generalver- 
sammlung im  Stande,  jeden  Widerspruch  durch  Arbeitsentlassung  zu 
strafen  und  dadurch  unmöglich  zu  machen.  Da  wird  freilich  von 
Selbstverwaltung  und  wirklicher  Beteiligung  der  Arbeiter  an  der  Lei- 
tung und  Ausbildung  der  Kassen  nur  da  die  Rede  sein,  wo  ein  hu- 
maner und  wohlmeinender  Arbeitgeber  das  Vertrauen  seiner  Unter- 
gebenen verdient  und  sich  erworben  hat.  Wo  aber  Mifstrauen  und 
Unfriede  herrscht,  da  werden  die  Interessen  der  Arbeiter  weit 
abweichen  von  denen  der  Arbeitgeber,  letztere  werden  die 
Kassen  möglichst  zu  schützen  suchen,  erstere  dagegen  wenig  Neigung 
haben,  die  Kassenvorräte  zu  schonen,  Reservefonds  anzusammeln  und 
Simulation  und  Faulenzerei  zu  hindern.  Welcher  von  beiden  Zustän- 
den die  Regel,  welcher  die  Ausnahme  bilden  wird,  wagen  wir  nicht 
zu  entscheiden;  dafs  aber  in  den  Fabrikkassen  auch  ohne  die  Arbeit- 
geberbeiträge dem  Fabrikherrn,  mehr  als  sonst  den  Arbeitgebern, 
Einflufs  auf  die  Kassenverwaltung  zustehen  mufs  und  wird,  das  liegt 
in  dem  Wesen  dieser  Kassen,  deren  Mitglieder  abhängig  sind  von 
dem  Willen  der  einen  Person,  des  Betriebsleiters. 
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Dafs  aber,  wenn  einmal  die  Beiträge  der  Arbeitgeber  beschlossene 
Sacl»e,  letzteren  in  den  organisierten  Kassen  auch  ein  gewisser  Ein- 
flufs  auf  deren  Leitung  zustehen  mufs,  ist  darin  begründet,  dafs  die 
I^eistimgen  dieser  Kasse  gesetzlich  einer  bedeutenden  Erweiterung 
fähig  sind,  und  dementsprechend  den  Arbeitgebern  ein  Einsprachs- 
recht gegen  ungerechtfertigte  Steigerungen  derselben  und  Erhöhung 
ihrer  Beitrage  zustehen  rauXs. 

Nach  alledem  halten   wir,    abgesehen    von    den   Betriebskassen 
gegen   die  wir  oben   bereits  unsere  Bedenken  ausgesprochen  haben, 
die  Beteiligung  der  Arbeitgeber  an  der  Beitragszahlung  und  Kassen- 
verwaltung,  wie   sie  der  Reichstacr   im  An  schlaf s  an  die  Regierungs- 
vorlage beschlossen  hat,  für  durchaus  berechtigt. 


Schlufsbetr  achtun  gen. 

Wir  haben  uns  in  der  obigen  Besprechung  der  Vorlage  und  ihrer 
Veränderungen  auf  das  theoretisch  Wichtigste  beschränkt,  viele  Ein- 
zelheiten, an  welche  die  Kommission  nach  sorgfältiger  Erwägung  ihre 
verbessernde  Hand  gelegt  hat,  übergangen,  weil  ihre  Darlegung  für 
die  Zwecke  dieser  Zeitschrift  zu  weit  führen  würde.  Trotzdem  wird 
man,  wie  wir  glauben,  erkannt  haben,  dafs  diesem  ersten  Versuch, 
nur  ein  bereits  in  grofser  Ausdehnung  bearbeitetes  Gebiet  der  Ver- 
sichert itig  noch  mehr  zu  erweitern  und  staatliche  Organisationen  zu 
scliaffeu,  wo  bisher  nur  Freiwilligkeit  geherrscht  hat,  eine  ungeahnte 
Menge  von  praktischen  Schwierigkeiten  entgegentreten,  Schwierig- 
keiten, welche  die  bestgemeinte  Reform  zum  Scheitern  bringen  können 

Es  ist  leicht,  das  Prinzip  des  allgemeinen  Versicherungszwange 
als  das  richtigste  und  ara  schnellsten  zum  Ziele  führende  hinzustellen 
und  Gesetze  zu  fordern,  die  dieses  theoretisch  als  richtig  angenommene 
Prinzip  in  die  Praxis  des  Lebens  übertragen  sollen,  und  noch  leichter 
ist  es,  dann  diejenigen,  die  mit  Ernst  und  Gewissenhaftigkeit  solche 
Vorlagen  auf  ihren  praktischen  Wert  prüfen  und  Zweifel  und  Be- 
denken äufsem,  als  Feinde  der  Arbeiter,  als  nmuchesterliche  Gegner 
der  sozialen  Reform  hinzustellen.  Die  jetzige  Vorlage,  die  von  allen 
Parteien  mit  gleichem  Ernst  und  mit  dem  redlichen  Streben,  etwas 
Brauchbares  zum  Segen  für  die  Gesamtheit  der  Nation  zu  schaffen, 
bearbeitet  ist,  wird  auch  denen,  die  gleich  uns  die  Wege  und  Ziele 
der  sozialen  Reform  anerkennen,  gezeigt  haben,  wie  unendlich  schwierig 
es  ist,  ein  scheinbar  einfaches,  theoretisch  richtiges  Prinzip  dem  viel- 
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gestaltigen  Leben  eines  grofsen  Volkes  von  ca.  45  Millionen  Menschen 
anzupassen. 

Die  Zukunft  mufs  lehren,  ob  das,  was  hier  mit  vieler  Mühe  und 
Sorgfalt  geschaflFen  ist,  auch  im  Leben  sich  bewähren  wird.  Manche 
theoretische  Bedenken  lassen  sich  gegen  Einzelheiten  des  Gesetzes 
nicht  unterdrücken,  und  wir  wollen  zum  Schlufs  noch  einige  derselben 
einer  kurzen  Betrachtung  unterziehen. 

Man  wird  nicht  umhin  können,  als  erstes  Kriterium  für  eine  er- 
zwungene Arbeiterversicherung  die  Frage  aufzustellen,  ob 
diese  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Beteiligung  an  Versicherungskassen 
auch  wirklich  zu  einer  Sicherstellung  des  Arbeiters  gegen 
die  Gefahren  führen  wird,  vor  denen  er  sich  schützen  und  sichern  soll. 
Denn  nur  dann  wird  ein  solcher  Zwang  dazu  dienen  können,  den 
Arbeiter  mit  den  bestehenden  Wirtschaftsverhältnissen  auszusöhnen, 
wenn  er  zu  einer  wirksamen  Versicherung  führt,  und  dem  Arbeiter 
damit  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  sich  selbst  vor  den  unberechen- 
baren Zufällen  des  Lebens  zu  schützen,  ihn  der  traurigen  Gewifs- 
heit  zu  entreifsen,  dafs  jede  unvorhergesehene,  vorübergehende  oder 
dauernde  Erwerbsunfähigkeit  ihn  auf  die  Mildthätigkeit  seiner  Mitmen- 
schen anweist.  Zwingt  man  den  Arbeiter  aber  wöchentlich  oder  mo- 
natlich von  seinem  geringen  Einkommen  an  die  gesetzlich  vorgeschrie- 
bene Kasse  seine  mühsam  erworbenen  Beiträge  abzugeben,  ohne  ihm 
die  Sicherheit  bieten  zu  können ,  dafs  die  Kasse  dann  in  Zeiten  der 
Not  für  ihn  eintritt,  so  kann,  oder  so  mufs,  wie  Brentano*)  sagt, 
ein  solcher  Versicherungszwang  „die  Arbeiter  der  Sozialdemokratie 
statt  sie  ihr  zu  entreifsen  gradezu  in  die  Arme  treiben'^  Darum 
fordert  Brentano  „eine  derartige  Ordnung  der  Arbeiterversicherung, 
dafs  keinerlei  Verdienstlosigkeit,  ob  mangelnde  Nachfrage  nach  Arbeit 
oder  mangelnde  Übereinstimmung  über  die  Arbeitsbedingungen  ihre 
Ursache  sein  mag",  die  Ansprüche  der  Arbeiter  gefährde*).  Bei  der 
bestehenden  Erwerbsordnung  glaubt  er  aber  dem  Versicherungszwange 
nicht  die  Garantie  einer  wirksamen  Versicherung  geben  zu  können. 

Sind  nun  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  derart,  dafs  der  darin 
ausgesprochene  Zwang  zu  einer  wirksamen  Versicherung  gegen  die 
Folgen  der  Krankheit  führen  wird? 

Wenn  man  unter  einer  wirksamen  Krankenversicherung  nur 
diejenige  versteht,  die  unter  allen  Umständen  wirksam  wird, 


1)  Brentano,  „Der  Arbeiterversichemngszwang".    Berlin  1881.     8.66. 

2)  Brentano  a.  a.  O.  S.  78. 
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und  keinen,  der  eine  Zeit  lang  zur  Beitragszahlong  gezwungen  war^ 
wider  seinen  Willen  im  Stich  läfst,  so  wird  allerdings  der  durcb  das 
gegenwärtige  Gesetz  geschaffene  Zwang  ein  unwirksamer  sein. 

Denn,  wie  wir  oben  gezeigt,  handelt  es  sich  nicht  um  einen  all* 
gemeinen  Zwang  gegen  alle  Arbeiter,  vielmehr  unterliegen 
die  Arbeiter  der  Versicherungspflicht  nur,  wenn  sie  in  gewissen  Ka- 
tegorien von  Betrieben  beschäftigt  werden,  so  dafs  viele,  die  eine  Zeil 
lang  zwangsweise  versichert  waren ,  und  es  nachher  unterlassen  sich 
freiwillig  weiter  zu  versichern,  trotz  der  zwangsweise  gezahlten  Bei- 
tnige  unversichert  sind.  Dieser  Thcil  der  Arbeiterbevölkerung  würde 
allerdings  nicht  vom  Gesetz  im  Stich  gelassen;  denn  gesetzlich 
steht  ihm  die  Möglichkeit  versichert  zu  bleiben  frei,  auch  wenn  er 
zu  anderer  Beschäftigung  übergeht,  —  er  würde  also  freiwillig  auf 
die  zeitweilig  zwangsweise  erworbenen  Ansprüche  verzichten,  und  kein 
Recht  hab<Hi  die  Zwangsversichening  anzuklagen,  weil  sie  ihm  keine 
dauernde  Sicherheit  gewährt. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  er  die  Beschäftigung,  welche  die 
Vorbedingung  zur  Zwangsversicherung  war,  verläfst,  ohne  andere  Ar- 
beit finden  zu  können,  wenn  er  aus  irgend  welchen  Gründen 
verdienst-  und  erwerbslos  wird.  Dann  ist  er  nicht  mehr  gezwungene» 
Mitglied  der  bisherigen  Kasse,  aber  es  steht  ihm  zunächst  das  Recht 
zu,  durch  Fortzahlung  der  Beiträge  Mitglied  zu  bleiben.  Ist  er  dazu 
aber  nicht  im  Stande,  so  gewährt  ihm,  allerdings  nur  bei  den  orga- 
nisierten Kassen,  das  Gesetz  für  drei  Wochen  Anspruch  auf  die  vollen 
Kassenieist ungcn,  ohne  Rücksicht  auf  die  Veranlassung  seiner  Erwerbs- 
losigkeit und  ohne  von  ihm  später  Nachzahlung  der  Beiträge  zu  for- 
dern. Nach  Ablauf  dieser  drei  Wochen  ist  dann  freilich  auch  in  den 
Orts-  und  Betriebskassen  sein  Anrecht  auf  die  Kassen,  denen  er 
jahrelang  vom  Staate  gezwungen  Beiträge  gezahlt  hat,  völlig  verloren, 
und  er  hat,  wenn  krank  und  erwerbsunfähig,  kein  wohlerworbenes 
Recht  auf  Krankenunterstützung  geltend  zu  machen,  sondern  fällt  nun 
doch  der  Armenpflege,  der  öffentlichen  Mildthätigkeit  anheim. 

Das  scheint  auf  den  ersten  Blick  als  ein  wenig  erfreuliches  Er- 
gebnis der  neuen  Gesetzgebung,  und  könnte  erst  recht  die  Gemüter 
der  Arbeiterbevölkerung  gegen  die  bestehende  Erwerbsordnung  auf- 
regen, den  Versicherungszwang  als  verwerfliches  Prinzip  erscheinen 
lassen. 

Aber  dafs  m  etwas  vorkommen  kann  und  wird,  und  dafs  die 
Arbeiter  dann  in  dem  Staate,  der  sie  zur  Versicherung  zwang  und 
sie  nicht  dauernd  sichern  konnte,  einen  Sündenbock  finden,  gegen  den 
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sich  ihr  Mifsmut  wenden  kann,  während  sie  bei  vergeblicher  frei- 
williger Versicherung  Niemand  haben,  gegen  den  sich  direkt  ihr 
Zorn  richten  könnte,  —  es  sei  denn  wieder  gegen  den  Staat,  als  den  Re- 
präsentanten der  bestehenden  ungenügenden  Verhältnisse,  —  das  spricht 
unseres  Erachtens  noch  nicht  gegen  die  zwangsweise  Versicherung 
und  beseitigt  den  Nutzen  nicht,  den  sie  in  grofsem  Umfange  gewäh- 
ren kann.  Denn  wir  würden  die  zwangsweise  Versicherung  darum 
noch  nicht  für  unwirksam  halten,  weil  sie  in  Ausnahmefällen 
nicht  leistet,  was  der  Arbeiter  von  ihr  fordern  kann.  Für  Ausnahme- 
fälle möchten  wir  aber  die  oben  geschilderten  erklären,  trotz  der  er- 
schreckend grofsen  Zahlen  von  wirkungslosen  Versicherungen,  die 
Brentano  anführt.  Die  Versicherung  erstreckt  sich  ja  nur  auf  die 
Folgen  der  Erkrankung.  Darum  sind  die  Beiträge,  welche  die 
Kassen  erfordern,  minimal,  sie  können  also  leichter  fortgezahlt  werden, 
als  wenn  es  sich  um  gröfsere  Aufgaben  für  die  Versicherung  handelte, 
und  jede  Verdienstlosigkeit  führt  deshalb  noch  nicht  notwendig  zum 
Verlust  der  Ansprüche  an  die  Kasse.  Sodann  wird  von  den  Erwerbs- 
losen doch  nur  ein  kleiner  Prozentsatz  in  Zeiten  der  Erwerbslosigkeit 
erkranken  und  sich  vergeblich  nach  Hülfe  aus  seiner  alten  Kranken- 
kasse umschauen.  Endlich  wird  eine  so  lang  andauernde  und  so  all- 
gemeine Erwerbslosigkeit,  dafs  die  Arbeiter  nicht  im  Stande  wären, 
ihre  Ansprüche  an  die  Kasse  zu  erhalten  oder  durch  Aufnahme  einer 
anderen  Beschäftigung  Mitglieder  einer  anderen  Kasse  zu  werden,  nur 
zu  den  seltenen  Ausnahmen  gehören,  wenn  sie  aber  eintritt,  so  wird 
nicht  erst  Krankheit  und  Erwerbsunfähigkeit  abzuwarten  sein,  bis  die 
Armenunterstützung  Platz  greifen  mufs. 

Absolute  Sicherheit  schafft  also  auch  dieses  Gesetz  nicht,  es  ist 
aber  auch  nie  mit  der  Prätension  aufgetreten,  alle  Not,  die  infolge 
von  Krankheit  entstehen  kann,  und  jede  Krankenpflege  aus  öffentli- 
chen Mitteln  zu  beseitigen.  Wirksam  wird  die  zwangsweise  Versiche- 
rung darum  doch  in  der  grofsen  Mehrzahl  der  Fälle  werden,  und  nur 
ausnahmsweise  wird,  wie  wir  glauben,  der  erzwungenen  Leistung  der 
Arbeiter  keine  Gegenleistung  der  Kassen  gegenüber  stehen;  abgesehen 
davon,  dafs  freiwilliger  Verzicht  auf  weitere  Versicherung  die  Unter- 
stützung unmöglich  macht. 

Des  Krankenkassenzwanges  wegen  brauchte  also  wohl  keine  Um- 
wandlung der  bestehenden  Erwerbsordnung  einzutreten,  wie  sie 
Brentano  für  den  allgemeinen  Arbeiterversicherungszwang  mit 
sehr  viel  gröfserem  Rechte  für  notwendig  erachtet.  Hat  sich  die  Ver- 
sicherung erst  eingelebt  und  verallgemeinert,  sind  die  neugeschaffenen 
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Organisationen  Jebens-  und  entwicklungsfähig  geworden,  so  wird  üf 
vielleicht  auch  möglich  sein,  wie  Schäffle  andeutet,  durch  Bildui^ 
von  Reserve-  und  Notstandsfonds  auch  für  Zeiten  länger  dauernder 
Erwerbslosigkeit  die  Ansprüche  aufrecht  zu  erhalten. 

Eine  weitere  Frage,  die  bei  der  aUgeuieineo  Betrachtung  über 
Wert  oder  Unwert  des  Gesetzes  noch  kurz  zu  behandeln  bleibt,  ist 
die,  ob  die  zwangsweise  von  einem  grofsen  Teil  der  Arbeiterbevölke- 
rung erhobenen  Beitrage,  —  für  deren  Entrichtung  ja  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Arbeitgeber  bürgt,  —  auch  wirklich  ohne  allzugrol^e 
Belastung  getragen  werden  können.  Denn  immer  und  immer  wieder 
taucht  die  Ansicht  auf,  dafs  der  Gesetzgeber,  der  auf  der  einen  Seite 
sich  bemüht,  direkte  Steuern  den  unteren  Schichten  der  Bevölkenmg 
abzunehmen,  eben  diesen  Volksklassen  nicht  in  anderer  Form  sehr 
viel  höhere  Lasten  wieder  aufbürden  dürfe. 

Freilich  sind  die  2 — $^\^,  welche  die  Arbeiter  von  ihrem  Er- 
werbe zu  zahlen  verpflichtet  werden,  keine  Steuern  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes;  aber  sie  sind  immerhin  direkte  Geldopfer,  die 
sehr  viel  gröfser  sind,  als  das,  was  Staat  und  Gemeinde  bisher 
sich  vergeblich  bemühten  durch  den  Exekutor  an  direkten  Abgaben 
den  Arbeitern  abzunehmen. 

Die  Beiträge  können  und  werden  in  vielen  Fällen  fast  den  Cha- 
rakter einer  Steuer  annehmen.  Wo  die  GemeindekrankenversicheruDg 
die  alleinige  Form  ist,  da  werden  die  in  die  Gemeindekasse  zu  zah- 
lenden Beiträge  den  Kommunalsteuern  so  ähnlich  sehen,  wie  ein  Ei 
dem  anderen,  weil  hier  von  Selbstverwaltung  selbst  dotirter  Kassen 
keine  Rede  ist,  und  die  Krankengelder  von  der  Armenunteratützung 
kaum  zu  unterscheiden  sein  werden.  Noch  mehr  wird  das  Steuer- 
prinzip hervortreten,  wenn  grofsere  Komniunalverbände,  was  wir  aller- 
dings nicht  für  wünschenswert  halten ,  gemeinsam  für  eine  Reihe  von 
Ortschaften  oder  für  den  ganzen  Kreis  die  Gemeindoversicherung  re- 
geln« Ob  dann  der  Kreis  für  Chaussee-  und  Wegebau ten,  zur  Erhal* 
tung  von  Kranken-  und  Heilanstalten  seine  Kreissteuem  erhebt,  oder 
zur  Verpflegung  der  kranken  von  den  gesunden  Arbeitern  Beiträge 
fordert,  wird  wenig  Unterschied  machen. 

Also  damit,  dafs  man  vornehm  behauptet,  es  handele  sich  hie 
gar  nicht  um  eine  Steuer,  sondern  um  eine  Leistung,  für  die  de 
Arbeiter  sich  direkt  eine  Gegenleistung  erkaufe,  wird  man  den  inne- 
ren W^iderspruch  nicht  aus  der  Welt  schaffen,  der  darin  liegt,  dafs 
man  auf  der  einen  Seite  die  Unmöglichkeit  betont,  selbst  kleine  Steuer- 
beträge von  der  grofsen  Masse  der  Arbeiterbevölkerung  zu  erheben^ 
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dabei  von  der  erdrückeDden  Last  der  direkten  Steuern  spricht,  und 
auf  der  anderen  Seite  das  Doppelte  und  Dreifache  als  Eassenbeitrag 
mühelos  glaubt  eintreiben  zu  können. 

Dafs  die  Arbeiter  keineswegs  immer  im  stände  sein  werden,  diese 
neue  I^ast  auf  die  Arbeitgeber  und  die  Produktionskosten  der  Waren 
abzuwälzen,  sondern  dafs  vielfach  eine  Einschränkung  des  notwendigen 
Bedarfes,  eine  Verschlechterung  der  Lebenshaltung  die  Folge  dieser 
Zwangsbeiträge  sein  werde,  darauf  haben  wir  oben  bereits  hingedeutet. 
Wäre  es  anders,  und  wäre  stets,  wie  so  oft  behauptet,  die  Allgemein- 
heit des  Zwanges  eine  Garantie  dafür,  dafs  dieses  neue,  notwendige 
Bedürfnis  im  Lohne  gedeckt  würde,  also  den  Arbeiter  nicht  empfind- 
lich berühre,  so  könnte  man  den  geldbedürftigen  Finanzministem  ja 
gar  keinen  besseren  Rat  geben,  als  alle  anderen  direkten  und  indi- 
rekten Steuern  dem  Arbeiterstande  zu  erlassen,  dafür  aber  je  nach 
Bedarf  die  Arbeitgeber  zu  zwingen,  einen  bald  hohen,  bald  niedrigen 
Prozentsatz  der  Arbeitslöhne  an  die  Staatskasse  abzuführen.  Solches 
Steuersystem  hätte  noch  den  Vorteil,  dafs  die  zahlungsunfähigen  er- 
werbslosen Arbeiter  gar  nicht  vom  Staate  belästigt  würden,  und  der 
Exekutor  nur  an  die  Thür  des  Arbeitgebers,  nicht  an  die  des  Arbeit- 
nehmers pochte.  Es  wird  also  unleugbar  den  Arbeitern  eine  schwere 
Last  aufgebürdet  werden,  eine  Last  die  bei  hohen,  wie  bei  niedrigen 
Löhnen  so  lange  als  eine  drückende  Abgabe  wird  betrachtet  werden, 
bis  das  Verständnis  fQr  die  Segnungen  der  Versicherung  im  Volke 
sich  Bahn  gebrochen  hat^). 

Fragen  wir  schliefslich  noch ,  wie  weit  die  durch  dieses  Gesetz 
geschaffenen  Organisationen  als  Grundlage  für  die  korporative 
Weiterbildung  der  Arbeiterversicherung  dienen  können! 

Gewifs  nicht  mit  Unrecht,  wird  ja  von  vielen  die  hauptsächlichste 
Bedeutung  dieses  Gesetzes  darin  gesucht,  dafs  die  Krankenkassen  die 
erste  Etappe  auf  dem  Wege  zu  allgemeinerer  Versicherung  der  Ar- 
beiter gegen  die  Zufälligkeiten  des  Lebens  bilden  sollen.  Die  Haupt- 
bedeutung dieser  Kassen  wird  eben  darin  zu  suchen  sein,  dafs  sie 
der  naturgemäfse  Unterbau  sind,  auf  dem  eine  Unfalls-  und  Invali- 
ditätsversicherung eventuell  aufgebaut  werden  können  *),  Nicht,  dafs 
wir  es  für  zweckmäfsig  erachteten,  den  aus  Arbeiterbeiträgen  dotirten 


1)  Wir  erinnern  daran,  wie  unangenehm  wohl  von  den  meisten  Beamten  die  regel- 
mäikigen  Absüge  su  den  WitwenlKassen  empfunden  werden,  obwohl  doch  hier  das  BewuHtt- 
sein  von  dem  Nutsen  der  Institution  allgemein  vorausgesetit  werden  darf. 

S)  Sehaeffle  verlangt  u.  A.  Seite  117  ,,die  Krankenkassenorganisation  ist  fundamental 
iü  sninlegen,  dafs  sie  den  Unterbau  f&r  jede  Art  von  Invalidit&tsversorgung  bUden  kann/' 
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Krankenkassen  die  raaterielle  Last  der  Unfallserkrankung  und  -Invali- 
dität aufzubürden;  aber  es  wird  unleugbar  wünschenswert  sein,  der- 
artige Kassen  zu  liabcn,  in  denen  unter  Kontrolle  der  Geuossen  die 
erste  Hilfe  gereicht  werden  kann,  in  denen  der  Simulation  entgegen 
gearbeitet,  aber  auch  rasch  und  ohne  lange  Streitigkeiten  die  not- 
wendige Hilfe  geleistet  wird,  —  Kassen  zu  haben,  die  zugleich  auch 
durch  eine  zweckraäfsige  Zusanimenfassung  im  Stande  sein  würden, 
sich  allniählig  für  die  gröfsere  Aufgabe  auszubilden,  die  Arbeitsgenossen 
in  den  Tagen  des  Alters  vor  Not  und  Entbehrung  zu  bewahren. 

Die  nunmehr  geschaffene  Organisation  der  Krankenversicherung 
in  Gemeindekassen,  Orts-,  Betriebs*,  Innungs-  etc.  Kassen  ist  für 
einen  solchen  Weiterbau  Jedenfalls  noch  wenig  zweck- 
mäfsig.  Die  Innungskassen  und  die  Ortskrankenkassen  können  aller- 
dings durch  Vereinigung  eine  Art  Rückversicherung  gegen  Erwerbs- 
losigkeit etc.  schaffen,  sie  können  eventuell  gemeinsame  Invalidenver- 
bände errichten  und  durch  sie  die  durch  Alter  oder  innere  Gebrechen 
erwerbsunfähig  werdenden  Genossen,  ebenso  wie  die  Kranken  gemein- 
sam versichern  und  auf  die  Weise  vielleicht  in  späterer  Zeit,  wenn  die 
Löhne  sich  dem  Versicherungsbedürfnis  angepasst  haben^  die  gröfsere 
Aufgabe  der  Alters*  und  Invalidenversorgung  auf  sich  nehmen.  Die 
Gemeindeversicherung,  die  trotz  ihres  subsidiären  Charakters,  wie 
mehrfach  gezeigt,  die  häufigste  Form  der  Versicherung  darstellen  wird, 
kann  wohl  nie  und  nimmer  die  Grundlage  eines  derartigen  Weiter- 
baues mit  genossenschaftlicher  Gliederung  werden.  Ebensowenig  die 
Fabrikkassen,  die  obwohl  Kassen  für  Berufsgenossen,  mit  Teilnahme 
derselben  an  der  Verwaltung,  sehr  wohl  für  eine  Versicherung  gegen 
die  im  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle,  aber  nicht  als  das  Funda- 
ment für  die  weitereu  Formen  der  Versicherung  dienen  können,  weil 
ihnen  z.  B.  für  Invaliden  Versorgung  die  notwendige  Dauer  fehlt  Für 
die  bereits  vorhandenen  Invaliden  würde  freilich  der  Verband  sorgen 
können  —  wer  übernimmt  aber  die,  welche  jahrelang  Beitrage  zur 
Invalidenversorgung  gezahlt  haben  und  durch  Schliefsung  der  Fabrik 
aus  der  Versicherung  ausfallen? 

Aus  diesen  Mängeln  des  Gesetzes  kann  aber  kein  Vorwurf  für 
das  Parlament  abgeleitet  werden.  Wäre  es  der  Regierung  möglich 
gewesen,  wenigstens  in  den  Gruodzügen  ein  Bild  ihrer  weitergehenden, 
sozialpolitischen  Pläne  zu  entrollen,  so  hätte  auch  bei  der  Kranken- 
kasseuberatung  für  manche  Einzelgestaltung  ein  anderer  Boden  ge- 
wonnen werden  können.  So  aber  hat  die  Regierung  mit  fast  über- 
triebener Hast  einen  Teil  ihrer  Pläne  vorgelegt,  ohne  für  die  sonst 
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noch  angekündigten  auch  nur  die  Richtung  des  Weges  zu  zeigen,  auf 
dem  dies  Ziel  praktisch  zu  erreichen  sein  würde.  Da  nun  die  Vor- 
lage über  die  Unfallversicherung  fast  allseitig  ohne  grofse  Sympathien 
aufgenommen  wurde,  so  konnte  der  Reichstag  nicht  Rücksicht  nehmen 
auf  das,  was  sich  möglicherweise  an  die  hier  zu  schaffenden  Organi- 
sationen anknüpfen  liefs. 

Wenn  er  nun  auch  nichts  Vollkommenes  geschaffen  hat,  wenn, 
um  das  allgemeine  Wohl  zu  fördern,  im  Einzelnen  vielfach  drückende 
Fesseln  angelegt  wurden,  wo  ihr  Nutzen  nicht  zu  Tage  tritt,  nur  ihr 
Druck  empfunden  wird,  wenn  mancher  Wunsch  auf  freiere  Gestaltung 
nicht  Befriedigung  fand,  wenn  Organisationen  ins  Leben  gerufen  oder 
erhalten  werden,  von  denen  es  zweifelhaft  ist,  ob  sie  sich  bewähren, 
so  glauben  wir  doch,  dafs  im  grofsen  und  ganzen  dies  Gesetz  als 
ein  wesentlicher  Fortschritt  zu  betrachten  ist,  dafs  in  der 
Praxis  der  Verwaltung  die  Schwierigkeiten,  welche  die  erste  Ein- 
führung in  grofser  Zahl  bieten  wird,  in  nicht  aUzulanger  Zeit  sich  werden 
überwinden  lassen.  Einen  wesentlichen  Fortschritt  nennen  wir  das 
Gesetz  insofern,  als  es  die  Krankenversicherung  mit  all  ihren 
materiellen  und  moralischen  Vorteilen  für  den  Arbeiterstand,  schnell 
verallgemeinem,  vor  allem  durch  die  Lokalisierung  der  Krankenpflege 
an  den  Ort,  wo  der  Arbeiter  beschäftigt  wird,  ein  gut  Teil  der  jetzt 
so  zahlreichen,  lästigen  und  deprimierenden  Streitigkeiten  beseitigen 
wird,  wem  die  Unterstützungspflicht  des  Erkrankten  zufalle.  In  der 
Praxis  des  Lebens  wird  sich  aber  auch  bald  zeigen,  ob  und  welche 
lebensfähigen  Gebilde  man  geschaffen,  und  der  zukünftigen  Gesetz- 
gebung kann  es  dann  überlassen  bleiben,  die  verbessernde  Hand  an- 
zulegen, und  das,  was  sich  bewährt  hat,  auszubilden  zu  einem  Grund- 
und  Eckstein,  auf  dem  das  Gebäude  der  sozialen  Reform  zum  Heile 
unseres  Vaterlandes  fest  und  sicher  erbaut  werden  kann. 


L  i  1 1  e  r  a  t  ü  r. 


Frauenfrage. 

Von  Julius  Pieratorff. 


Unter  den  mannigfachen  wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Fragen, 
welche  uneer  Jahrhundert  bewegen,  hat  die  Frauenfrage,  anfangs  weniger 
beachtet,  nach  und  nach  das  volle  Bürgerrecht  sich  zu  erringen  gewufst^ 
An  jenen  Erwägungen  und  Beetrebungen,  welche  man  unter  diesem  Namen 
zusammenzufassen  pflegt,  hat  auch  Deutschland,  obwohl  erst  spat,  seinen 
redlichen  Anteil  genommen.  Gleich  als  wollte  es  durch  gesteigerte  Reg- 
samkeit seinen  Yerspäteten  Eintritt  in  die  Bewegung  wett  machen,  hat 
es  in  kurzer  Zeit  eine  solche  Fülle  von  Schriften  über  den  beregten 
Gegenstand  hervorgebracht,  dafs  man  wohl  berechtigt  ist,  von  einem 
embarras  de  richease  zxl  reden.  Ergibt  sich  unter  solchen  Umständen 
die  Notwendigkeit,  das  zerstreute  Mateiial  einmal  zur  Orientierung  zu- 
sammenzufassen ,  so  vermag  der  hierdurch  gewonnene  Überblick  zugleich 
einige  Einsicht  zu  gewähren  in  den  ganzen  inneren  Entwickelungsgang,  wel- 
chen die  einschlagenden  Ideen  genommc^n  haben, 

Böfs  die  Schriften,  die  wir  hier  zu  betrachten  haben,  vom  verschieden- 
sten Werte  sind,  ist  von  vornherein  selbstverständlich.  Aber  auch  sonst 
zeigen  sie  einen  höchst  mannigfaltigen  Charakter,  da  das  ganze  Gebiet 
ein  derartiges  ist,  dafs  die  Art  der  Behandlung  in  besonders  hohem 
Grade  von  der  Individualität  der  Verfasser  beeinflulst  wird.  Was 
der  Beobachtung  dieser  Mannigfaltigkeit  ihren  besonderen  Reiz  und  be- 
sonderes Interesse  verleiht,  ist  der  Umstand ,  dafs  wir  es  hier  nicht  nur 
mit  Verfassern,  sondern  vor  allem  auch  mit  Verfasserinnen  zu  thun  haben. 
Denn  es  ist  natürlich  und  begreiflich,  dafs  auch  die  Frauen  dieser  ihrer 
eigensten  Angelegenheit  sich  angenommen  haben.  Nicht  nur  ist  ee  dabei 
lehrreich  zu  beobachten,  wie  sie  selbst  in  der  Frage  denken,  sondern 
auch  zu  sehen,  in  welcher  Art  sie  ihre  Ideen  und  Standpunkte  vertreten. 
Darin  liegt  zugleich  schon  eine  kleine  Probe  auf  die  von  den  Einen 
behauptete,  von  den  Anderen  bestrittene  Gleichheit  und  Gleichartigkeit 
der  den  beiden  Geschlechtem  innewohnenden  Befähigung, 
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Die  nachfolgende  Barstellung  beschränkt  sich  in  der  Etauptsaohe  auf 
die  einheimische  Litteratur.  Von  einer  eingehenden  Berücksichtigung  der 
Litteratur  des  Auslandes  muTste  Abstand  genommen  werden,  da  eine  einiger- 
mafseo  Tollständige  Beschaffung  derselben,  auch  nur  für  die  Hauptkultur- 
länder, zur  Zeit  nicht  möglich  war.  Doch  werden  einige  der  wichtigsten 
Erscheinungen  ihre  Stelle  finden. 

Eine  Erörterung  der  Litteratur  zur  Frauenfrage,  auch  wenn  sie  in  der 
Hauptsache  auf  Deutschland  sich  beschränken  will,  vermag  keinen  besseren 
Ausgangspunkt  zu  wählen,  als  die  bekannte  Emanzipationsschrift  von 
J.  Stuart  MilH).  Auf  fremdem  Boden  erwachsen,  hat  sie  —  zwar 
nicht  den  Anstofs  zur  Emanzipationssbewegung  bei  uns  gegeben,  —  wohl 
aber  dieselbe  in  einem  Grade  beeinflufst  und  befördert,  wie  kein  anderes 
Werk  vor  ihr  und  nach  ihr.  Hier  war  in  einer  dem  vorhandenen  Eman- 
zipationsbedürfoisse  entgegenkommenden,  dem  common  sense  einleuchtenden 
Argumentirung  die  brennende  Frage  erörtert  von  einem  Philosophen  und 
Sozialpolitiker,  dessen  Ansehen  auch  in  Deutschland  ein  bedeutendes  und 
weitverbreitetes  war.  Die  Emancipationssüchtigen  hatten  in  ihm  eine 
willkommene  Autorität  gewonnen,  auf  die  sie  sich  in  dem  Kampfe  mit 
ihren  Gegnern  stützen  konnten. 

Es  kann  hier  nicht  die  Absicht  sein,  das  bekannte  Werk  des  eng- 
lischen Philosophen  eingehend  zu  betrachten.  Es  ist  nur  nötig,  aber 
auch  genügend,  an  den  Kern  seiner  Ausführungen  kurz  zu  erinnern. 

Hill 's  Standpunkt  ist  der  des  ausgeprägten  Eadikalismus.  Sein  Ge- 
dankengang ist  einfach.  Ausgehend  von  der  Thatsache,  dafs  das  soziale 
und  politische  Grundprinzip  des  19.  Jahrhunderts,  die  Freiheit  und  Gleich- 
heit aller,  obwohl  überall  sonst  von  der  Gesetzgebung  durchgeführt,  bisher 
auf  das  Verhältnis  der  Geschlechter  keine  Anwendung  gefunden  hat,  hält  er 
es  für  geboten,  demselben  auch  auf  diesem  Gebiete  Geltung  zu  verschaffen. 
Der  soziale  Zustand,  in  dem  gegenwärtig  die  Frauen  sich  befinden,  ist  in 
seinen  Augen  schlechthin  ein  Zustand  gesetzlicher  Sklaverei,  und  nicht 
nur  ist  derselbe  an  und  für  sich  ein  Unrecht,  er  ist  zugleich  eines  der 
wesentlichsten  Hindernisse  für  eine  höhere  Vervollkommnung  der  Mensch- 
heit. Die  Herrschaft  des  Mannes  beruht  einzig  und  allein  auf  dem  Bechte 
des  Stärkeren,  nicht  auf  sittlichen  Gesetzen,  sie  beruht  auf  dem  Gefühle 
und  wird  aufrecht  erhalten  nur  durch  die  Macht  der  Gewohnheit.  Er 
will  nicht  zulassen,  dafs  man  zur  Verteidigung  der  bestehenden  Zustände 
auf  natürliche  Unterschiede  der  Geschlechter  in  sittlicher  und  geistiger 
Beziehung  sich  berufe,  denn  seinem  Urteile  nach  ist  uns  die  eigentliche 
Natur  der  Frauen  unbekannt  Was  sie  jetzt  sind,  ist  nur  ein  erkünsteltes 
Produkt  jahrhundertelanger  Unterdrückung,  und  können  wir  ihr  wahres 
Wesen  erst  kennen  lernen  durch  die  Frauen  selbst,  nachdem  man  diese 
hat  sich  frei  entwickeln  lassen.  Keinenfalls  darf  daher  das  Geschlecht 
im  Voraus   bestimmend   einwirken   auf  die  soziale  Bechtsstellung.      Eine 


1)  John  Stuart  Mill:  The  Subjection  of  Women.  London  1870.  Deutsche  Ober- 
setsang von  Jenny  Hirsch,  erschienen  unter  dem  Titel:  Die  Hörigkeit  der  Frau. 
2.  Aufl.  nebst  einem  Vorbericht,  enthaltend  eine  kurze  Übersicht  Ober  den  gegenwärtigen 
Htand  der  Frauenfrsge  von  der  Übersetzerin.  Berlin  1872.  Dasn:  Aasiug  ans  vor- 
stehenden Werk«  von  Alex.  Reyer.    Grat  1869. 


400 


1/  i  1 1  e  r  a  t  u  r. 


üngieichbeit  des  Bechtas  wird  durch  das  Gesohlocht  so  wenig  begründet 
wie  durch  Rasse,  Farbe,  Stand  etc,  vieiraehr  dürfen  über  die  Stellang  d« 
Einzelnen  allein  ecine  Fähigkeiten  tutbüheiden. 

In  den  Mittelpunkt  seiner  Botraehtungan  stellt  Mill  die  Ehe,  Si6 
ist  ihm  rechtlich  und  iDfolgodessen  für  die  Kegel  auch  thatsächlich  dio 
»chlimniate  Art  der  Sklaverei. 

Das  bisherige  Eheverhältnis  soll  umgewandelt  werden  in  eine  jeder- 
zeit lößbare  Gemeinschaft,  und  die  vermögensrechtliche  Stellung  in  ihr  für 
beide  Geschlechter  die  gleiche  werden.  Man  mufe  dabei  berücksichtigen^ 
dafa  Miir»  Angriffe  vor  allem  den  eherüchiUc hen  Verhältnissen  Englands 
gelten,  die,  von  einseitigen  tTbertreibungen  nicht  frei,  bei  riicksichtsloeer 
Ausbeutung  die  Frau  gegen  Härte  und  Willkür  des  Mannes  schutzlos  er- 
scheinen lassen,  wie  es  die  Aufzeichnungen  einer  hocbstehenden  Dame') 
ßeiner  Zeit  an  einem  konkreten  Falle  ergreifend  geschildert  haben.  So 
reformbedürttig  indessen  diese  Zustände  sein  mögen ,  verfehlt  erseheint 
es  doch,  daraus  die  herrschende  rechtliche  und  sittliche  Auffassung  der  Ehe 
als  eine  prinzipiell  verwerfliche,  jedes  gesunden  Grundes  entbehrende 
zu  betrachten. 

Wie  für  die  Ehe,  so  fordert  Mill  im  Erwerbs-  und  politischen  Leben 
die  Gleichstellung  der  Geschlechter  und  hier,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Berufsthätigkeit,  sind  seine  Lehren  von  gröfserem  EinHuTs  auf  die  soziale 
Bewegung  gewesen.  Im  inneren  Zusammenhange  mit  dieser  Forderuc 
steht  diejenige  einer  besseren,  der  männlichen  ähnlichen  weiblichen  Er-J 
«iehung.  Er  verspricht  sich  hiervon  das  Höchste  für  den  FortÄchritt  der 
Menschheit,  denn  für  ihn  besteht  keio  Zweifel,  dafs  die  Befäliigung  der 
Oeflcbleohter  eine  gleiche,  wenn  auch  nicht  völlig  gleichartige  sei.  Es 
ist  aber  dies  erklärtermafsen  für  Ihn  nur  ein  Glaube,  ein  Glaube,  dessen 
Bestätigung  er  von  einer  Zukunft  erwartet,  in  der  dem  Weibe  gestattet 
ist,  in  ungehinderter  freier  Selbstbethatigung  alle  ihm  yerliehenen  Gaben 
und  Anlagen  zu  entfalten  und  zu  nützen. 

Gründlicher  und  philosophisch  tiefer  als  Mill,  dessen  positivistischen 
Standpunkt  er  als  flach  und  unwissenschaftlich  verwirft,  hat  Teich* 
m  ii  1 1  e  r  ^)  das  Problem  zu  erfassen  versucht.  Indessen  nur  in  der  Me< 
thode  der  Behandln ng,  nicht  in  den  endlichen  Eet^uUaten  zeigt  sich  ein 
Gegensatz  beider.  Während  Mill  die  Möglichkeit  bestreitet,  die  wahre  Natur 
des  Weibes  zu  erkennen,  auch  diese  Kenntnis  für  entbehrlich  hält,  he* 
trachtet  Teichmüller  die  Festslellung  der  weibliehen  Natur  als  unbedingtes 
Erfordernis,  um  eine  gesicherte  Grundlage  für  die  Lösung  des  Probleii 
zu  erhalten.  Drei  Standpunkte  erkennt  er  als  möglich  an,  zwei  ideale) 
oder  ethische  und  einen  mechanischen.  Nach  dem  einen  der  idealen 
Standpunkte  wird  die  Emanzipation  gefolgert  ans  der  generi&chen  oder 
spezifischen  Identität  von  Mann  und  Frau.  Der  Verfasser  nennt  diesen 
Standpunkt  den  platonischen.  Den  anderen  Standpunkt^  den  aristotelischen, 
vertreten  diejenigen,   welche  ausgehen  von   der  Diiferenz  der  Geschlechter 


1)  Karoline  Nortoa:    Die  Frauen  In  England  unter  dem  Gesetse  unseres  J&hr- 
bunderts.     Aus  den  Englischen.     Berlm   18Ö5. 

2)  GustAT  Toichmuller:  Über  die  FraitenomAuzipatiou.     Dorp«t  1877. 
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Und  demgemäls  die  kindliche  Sklaverei  der  Frau  fordern.  Der  mechaniBche 
Standpunkt  endlich  behandelt  die  Frauenfrage  lediglich  als  Existenzfrage 
und  folgert  die  Befreiung  der  Frau  aus  der  Not  des  Lebens.  Die  Me- 
thode des  Verfassers  ist  die  der  teleologischen  Deduktion,  d.  h.  er  sucht 
nach  dem  von  der  Natur  festbestimmten  Zwecke  des  Weibes,  um  hieraus 
auf  ihre  Kräfte  zu  schliefsen.  Die  Induktion  verwirft  er,  weil  sie  zwar 
eine  Beihe  von  Geisteskräften  in  der  Frau  nachweisen,  niemals  indessen 
behaupten  könne,  dafs  ihr  die  eine  oder  die  andere  Fähigkeit  nicht  zu- 
komme. Ebenso  verwirft  er  die  Deduktion  aus  der  wirkenden  Ursache,  die 
Beweisführung  auf  Grund  der  körperlichen  Beschaffenheit  des  Weibes,  — 
weil  jeder  Unterlage  entbehrend.  Seine  Teleologie  gilt  dem  Verfasser  selbst 
als  die  wissenschaftliche  im  Gegensatz  zu  der  cynischen,  welche  den  eigent- 
lichen Beruf  der  Frau  in  der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  als  Hausfrau  und 
Mutter  erblickt,  mithin  den  Zweck  der  schöpferischen  Natur  an  die 
Generationswerkzeuge  anknüpft.  Nach  seinem  eigenen  Ausspruch  unter- 
scheiden sich  deshalb  die  Vertreter  dieser  Richtung  von  den  eigentlichen 
Cynikern  nur  „wie  die  europäisch  zivilisierte  Kleidung  von  dem  Fellum- 
wurf  des  Wilden''.  Die  Gen  er  ations  Werkzeuge  rechnet  Teichmüller  gar 
nicht  zu  dem  System  des  Individuums,  ihr  Zweck  liegt  jenseits  des  in- 
dividuellen Lebens.  Um  aber  den  Zweck  des  Menschen  zu  erkennen,  soll 
eben  das  System  des  Individuums  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Die  Einheit  und  das  Resultat  des  körperlichen  Lebens  nun  liegt  in 
dem  Nervensystem  und  zwar  in  dem  Zentralorgan.  Das  geistige  Leben 
aber,  in  dem  die  Thätigkeit  des  Gehirns  sich  offenbart,  ist  sich  selbst 
Zweck  und  der  Zweck  der  Menschheit  nur  in  den  wissenschaftlichen, 
ethisch-religiösen  und  künstlerisch- technischen  Thätigkeiten  zu  suchen, 
während  die  Gener  ations  Werkzeuge  nur  einem  Nebenzwecke  dienen.  Dies 
gilt  gleichermafsen  für  beide  Geschlechter.  Es  gibt  keinen  Geschlechts- 
unterschied der  Geister.  Aus  allem  diesem  zieht  der  Verfasser  den  Schlufs, 
dafs  auf  keinem  Gebiete  geistiger  Thätigkeit  der  Frau  geringere  Fähigkeit 
zuerkannt  werden  dürfe,  als  dem  Manne,  indem  er  mit  Mill  sich  beruft 
auf  die  in  allen  Sphären  des  Geistes  erfolgte  Bethätigung  der  Frauen, 
sowie  auf  den  Umstand,  dafs  die  Differenzen  der  Begabung  zwischen  den 
Männern  gröfser  seien,  als  diejenigen  zwischen  Mann  und  Weib. 

Zu  einen  anderen  Resultate  gelangt  er  bezüglich  der  Seele.  Für  das 
niedere  Seelenleben  gibt  er  unbedingt  einen  differenzierenden  Einflufs 
des  Geschlechtes  zu,  jedoch  hält  er  die  seelischen  Kräfte  der  Gattung 
nach  ebenfalls  für  identisch  in  Mann  und  Frau  und  unterschieden  etwa 
nur  wie  verschieden  beanlagte  Augen.  Es  wird  danach  von  ihm  zwar 
die  Möglichkeit  einer  Durchschnittsbestimmung,  nicht  aber  eine  feststehende 
Klassifizierung  der  Arbeiten  nach  der  Verschiedenheit  der  seelischen  An- 
lagen zugegeben. 

Eine  weitergehende  Koordination  mit  der  Geschlechtsdifferenz  als  für 
das  Seelenleben  räumt  der  Verfasser  für  das  physische  Leben  ein.  Er 
gibt  zu,  dafs  hierdurch  nicht  nur  eine  andere  Sinnesart  bei  dem  Weibe 
bedingt  ist,  sondern  auch  eine  gröfsere  Schwäche  und  Schutzbedürftigkeit, 
welche  ihm  eine  natürlich  abhängige  Stellung  anweist,  den  Mann  zum 
Herrn   bestimmt     Indessen  betrachtet  er  unter  Hinweis  auf  die  Existenz 
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zahlloser  Männinnen  und  weibischer  Männer  die  von  der  Natur  gezogeaen 
Grenzen  nicht  für  unübertretbar ,  sie  sind  ihm  malägebend  nur  für  das 
Durchßchnittliche.  Abgesehen  aber  von  der  physischen  Differen«,  welche 
für  die  ethische  Ordnung  bestimmend  ist,  erklärt  er  das  Weib  für  dem 
Manne  durchaus  ähnlich  und  zu  jeder  körperlichen  Arbeit  ebenso  befähigt 
wie  diesen. 

Da  nun  die  Einheit  unserer  menschlichen  Lebensthätigkeit  immer 
nur  in  der  höchsten  Stufe  der  Entwickelung  liegen  kann»  so  erkennt  et 
in  der  Vernunft  den  einzig  möglichen  Mittelpunkt  unseres  Lebens.  Baa 
Verhältnis  der  menschlichen  Thätigkeiten  aber  ist  in  beiden  Geschlechtem 
das  gleiche,  weil  die  Vernunft  beiden  zukommt  und  ihrem  Wesen  nach 
identisch  ist.  Wenn  Teichmüller  nun  auch  zugibt,  dafs  infolge  der  An- 
forderungen, welche  die  Aufgaben  ihres  Geschlechtee  an  die  Kräfte  und 
Gedanken  der  Frauen  stellen,  diesen  in  stärkerem  Grade  erschwert  ist, 
zu  den  höchsten  Zielen  zu  gelangen,  als  den  Männern,  von  denen  übrigens 
auch  nur  der  kleinere  Teil  es  vermag,  so  bestreitet  er  doch  die  Be- 
rechtigung, ihnen  die  stelbstständige  Vernunft  abzusprechen  und  sie  auf 
die  zweite  Stufe  der  Menschheit  zu  stellen. 

Auf  solcher  Grundlage  gelangt  der  Verfasser  zu  dem  Resultat,  da£s 
zwar  die  idealen  Standpunkte  die  höheren,  mithin  zunächst  maTsgebenden 
sind,  dafs  aber  auch  der  mechanische  Berücksichtigung  verdient.  Seine 
konkreten  Forderungen  sind  in  allem  Wesentlichen  dieselben,  welche  Mill 
aufstellt  Daneben  aber  erscheinen  bei  ihm  andere  Postulate,  —  wir 
nennen  seine  Forderung  eines  allgemeinen  unentgeltlichen  Unterrichts  für 
alle  und  einer  Ernährung  der  lernenden  Jugend  von  Staatswegen,  —  die 
überhaupt  keinen  erkennbaren  Zusammenhang  mit  der  behandelten  Frage 
entdecken  lassen.  Die  Bekämpfung  des  Familiensystems  steht  bei  ihm  mehr 
noch  im  Vordergründe  als  bei  MilL  Die  Familie  rechnet  er  nicht  zu  den 
sittlichen,  sondern  zu  den  Glücksgütern ;  sie  hat  nur  soviel  sittlichen  Wert, 
als  sie  sittliche  Guter  in  sich  aufnimmt.  Sie  ist  ihm  das  Bollwerk  des 
Egoismofl.  Eine  reinere  Wirksamkeit  in  der  Erziehung  der  Menschheit^ 
als  sie  zu  entfalten  vermag,  schreibt  er  der  Freundschaft,  der  Schule^  dem 
Amte  zu.  Und  doch  wieder  verwirft  er  platonische  Staatseinrichtungeo, 
weil  sie  das  höchste  Gut,  die  individuelle  Freiheit,  vernichten.  Darin 
aber  liegt  u.  E.  der  verhängnisvolle  Irrtum  des  Verfassers,  dafs  er  den 
hohen  Wert  verkennt,  welchen  festbestimmte  Institutionen,  wie  die  Fa- 
milie, indem  sie  der  individuellen  Willkür  entrückt  sind,  für  die  Erhal* 
tung  und  Regelung  des  sozialen  Lebens  besitzen. 

Beide  aber,  Mill  wie  Teichmüller,  desgleichen  die  übrigen  Anhänger 
der  Emanzipation,  gelangen  zu  einem  ungerechten  Urteile  über  die  be* 
stehenden  sozialen  Einrichtungen,  indem  sie  bei  ihren  Betrachtungen  nicht 
vom  Ganzen,  sondern  vom  Individuum  als  solchem  ausgehen.  Für  sie  spitzt 
sich  die  Frauenfrago  völlig  zur  Frage  nach  dem  Verhältnis  der  Geschlechter  in 
Bezug  auf  ihre  individuelle  Befähigung,  vor  allem  der  intellektuellen  zu. 
Gesetzt,  es  bestünde  darin  kein  Unterschied,  so  würde  daraus  die  Not- 
wendigkeit oder  Zulässigkeit  sozialer  Gleichstellung  noch  keineswegs 
schlechthin  gefolgert  werden  können.  Die  sozialen  Aufgaben,  deren  Er^ 
füllung  den  Geschlechtern  als   solchen    obliegt,  sind  yon  Grund  aus  ver- 
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schieden.  Es  ist  aber  gerade  die  soziale  Funktiony  zu  welcher  der  Einzelne 
berufen  ist,  dasjenige  Moment,  welches,  soweit  nicht  allgemein  Mensch« 
liches  in  Betracht  kommt,  die  Regelung  seines  Verhältnisses  zur  Gesell- 
schaft bestimmt.  In  dieser  Beziehung  tritt  auch  dann  keine  Änderung 
ein,  wenn,  wie  beim  weiblichen  Geschlechte,  die  soziale  Funktion  eine 
natürlich  bestimmte  ist 

Überdies  will  es  uns  nicht  nur  durchaus  verfehlt,  sondern  geradezu 
unmöglich  erscheinen,  das  Wesen  der  weiblichen  Natur  deduktiv  und 
teleologisch  abzuleiten,  wie  es  Teichmüller  thut  Hält  man  aber  mit 
Mill  die  bisherige  Kenntnis  derselben  für  ungenügend,  so  will  uns  die 
Sammlung  weiterer  Beobachtungen  als  der  einzige  Weg  erscheinen,  um 
zu  einer  sicheren  Unterlage  für  ein  Urteil  über  sie  und  damit  zugleich 
zu  einer  solchen  für  die  Behandlang  der  Frauenfrage  zu  gelangen. 

Zar  richtigen  Würdigung  der  Ausführungen  Teichmüllers  übrigens 
ist  es  notwendig  darauf  hinzuweisen,  daXs  er  seinem  eigenen  Geständnis 
gemäfs  nicht  praktische  Politik  treiben,  sondern  nur  eine  Theorie  ent- 
wickeln will.  Ihm  kommt  es  nur  auf  die  Feststellung  der  letzten  Ziele  an ; 
dem  praktischen  Staatsmann  überläfst  er  es,  die  Mittel  und  Wege,  sowie 
die  Zeit  der  Ausführung  im  Einzelnen  mit  Berücksichtigang  der  histori- 
schen Verhältnisse  des  einzelnen  Staates  zu  wählen. 

In  den  Reihen  des  Radikalismus  ist  die  Frauenwelt  vor  allem 
durch  die  in  weiteren  Kreisen  bekannten  Schriftstellerinnen  Hedwig 
Dohm  und  Fanny  Lewald  vertreten.  Während  aber  die  eine  im 
Tone  des  Jakobinertums  das  Emanzipationsprinzip  vertritt,  thut  diese 
es  mit  dem  Ernste,  wie  er  dem  Weibe  besonders  auf  diesem  Gebiete 
wohl  ansteht.  Indem  wir  die  Bohm'schen  Schriften  ^)  hier  erwähnen, 
überkommt  uns  das  Gefühl,  als  bedürfe  es  der  Entschuldigung,  dafs  wir 
ihrer  Besprechung  einen  Platz  in  einer  wissenschaftlichen  Zeitschrift  ein- 
räumen, zumal  neben  Werken  von  Männern  wie  Mill  und  Teichmüller. 
Denn  kaum  ist  ein  schärferer  Kontrast  zu  denken  als  der,  welcher 
zwischen  den  ernsten  Forschungen  dieser  letzteren  und  den  jeder  Ob- 
jektivität baren,  von  unerhörter  Selbstüberschätzung  getragenen  Polemiken 
jener  Frau  zu  Tage  tritt.  Aber  es  wird  zur  Notwendigkeit,  wenn  selbst 
Männer  wie  Teichmüller  und  andere  von  dem  selbstbewufsten  Auftreten 
und  der  Redefertigkeit  dieser  Frau  über  den  Wert  solcher  Erscheinungen 
sich  haben  täuschen  lassen. 

Die  Schriften  der  Autorin  strotzen  von  Ausdrücken,  wie  „Dummheit'', 
„Albernheit'^  „Faselei",  „plampe  Lüge'',  „kindische,  altersschwache  An- 
schauung", „Aschenputteläieorie" ,  „verlogenes  Gesdiwätz",  von  Schlim- 
merem ganz  zu  schweigen.  Und  fragen  wir  nach  dem  Inhalte,  so  treffen 
wir  in  solchem  Gewände  zumeist  Phrasen  und  Trivialitäten,  nur  selten 
begegnet  uns  Wertvolleres.  Die  Verfasserin  betrachtet  sich  selbst  als  kühne 
Vorkämpferin  einer  grofsen  Idee,  vor  allem  kündigt  sie  Fehde  an  der 
Heuchelei  unserer  Tage.     Von  einem  Versuche  systematischer,  gründlicher 

1)  Hedwig  Dohm:  Der  Jesuitismas im  Hausstände.  Ein  Beitrag  zur  Frauenfrage. 
Berlin  1873.  —  Der  Frauen  Natur  und  Recht.  Zwei  Abhandlungen  Über  Eigenschaften 
un4  Stimmrecht  der  Frauen.  Berlin  1876.  —  Ferner:  Die  wissenschaftliche  Emanzipation 
der  Frau.     Berlin  1877. 
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Behandlnng  der  Frage  ist  nirg^ends  etwas  zu  spüren  und  konzentriert  sich 
bezeichnender  Weise  ihr  ganzes  Intere&BC  und  Streben  auf  das  weibliche 
Htimmrecht  Hier  eine  Probe  ihrer  Art  und  Auffaßsung:  „Die  Frauen- 
bewegung *)  ist  ihr  ein  Hauptfuktor  in  dem  Kampfe  Ewiachen  Gott  und 
Menech,  der  gegenwärtig  die  Grundpfeiler  der  Gesellschaft  erschüttert 
Der  Gott,  der  überwunden  werden  soll,  ist  jener  Götze  mit  dem  Medusen- 
haupte»  Tor  dessen  Starrblick  der  natürliche  Mensch  zu  einem  Automaten 
einschrumpft^  eg  ist  jener  Monopolgott,  aus  dessen  Allmacht  das 
Königtum,  die  Kirche,  die  Klassen  und  die  Geschlechter  ihre  Privilegien 
herleiten,  jener  Gott,  der  stets  hinter  dem  Mächtigen  steht  und  sein  An- 
gesicht leuchten  lofst  iiber  Ihm.  Den  Anfang  der  Aktion  auf  diesem  Ge- 
biete bildet  das  Stimmrecht  der  Frauen".  In  dem  Königtum  lediglich  ein 
persönliches  Eecht,  ein  Monopol  2U  erblicken  und  die  soziale  Stellung  des 
männlichen  Geschlochts  als  Despotismus  in  Parallele  zu  stellen  mit  der 
Herrschaft  des  Königs  und  der  Kirche !  Was  bedarf  es  mehr ,  um  die 
Verwirrung  der  Begriffe  zu  charakterisieren? 

Das  weibliche  Stimmrecht,  dessen  Verteidigung  die  Schrift:  »,Der 
Frauen  Natur  und  Recht''  fast  ausschliersüch  gewidmet  ist  und  zu  dessen 
Erringung  die  Gründung  weiblicher  Stimmrechtsvereine  unter  energischer 
Leitung  empfohlen  werden ,  betrachtet  Frau  Dohm  als  ein  natürliches 
Kecht  und  eine  sittliche  Notwendigkeit,  als  ein  Mittel  zur  Veredelung  der 
Frauen  selbst  wie  des  ganzen  Menschengeschlechtes.  Es  gilt  ihr  als  da» 
höchste,  edelste  Ziel  alles  irdischen  Streben».  „Die  Frauen,  welche  dap^ 
Stimmrecht  nicht  wollen^  yerzichten  damit  auf  die  höchsten  Stufen  menscb 
lieber  Entwiokelung  und  erklären  sich  für  eine  untergeordnete  Sperie 
der  Gattung  Mensch.*'  Man  wähnt  sich  unter  Most'sche  Freiheitsapostel 
versetzt,  wenn  man  eine  an  die  Frauen  gerichtete  Apostrophe,  wie  die 
folgende,  liest:  „Erwachet,  wenn  ihr  Grimm  genug  habt,  eure  Erniedrigung 
zu  fühlen  und  Verstand  genug,  um  die  Quellen  eures  Elends  zu  erkennen. 
Fordert  das  Stimmrecht,  denn  nur  über  dleiies  geht  der  Weg  zur  Selbst- 
ständigkeit und  Ebenbürtigkeit,  zur  Freiheit  und  zum  Glück  der  Frau* 
Ohne  politische  Hechte  seid  ihr ,  eure  Seelen  mögen  von  Mitleid «  Güte 
und  Edelsinn  überfliefscn,  den  ungeheuersten  Verbrechen  gegenüber,  die 
an  eueren  Geschlechte  begangen  werden,  machtlos!** 

Im  „JesuitismuB  des  Hausstandes*'  ^"ill  sie  „von  der  Madonna  Haus- 
frau'ä  Haupt  den  heuchkriechen  Heiligenschein  lösen,  den  eine  heuchle» 
rische  Gesellschaft  darum  gewoben".  Ein  von  ihr  selbst  gezeichnetes  Zerr- 
bild dient  dazu,  ihr  in  der  Bekämpfung  des  Hausfrauentums  einen  leichten 
Scheinsieg  zu  sichern.  Ihr  Ideal  ist,  wie  das  der  meisten  Emanzipationa- 
freunde,  die  Ersetzung  des  Familienhaushalts  durch  die  öffentliche  Gemein- 
Bchaftöküche.  Die  Bolle  der  Hausfrau,  wenn  überhaupt  berechtigt,  ist  in 
ihren  Augen  nur  lächerlich  und  verächtlich,  der  weiblichen  Wurde  nicht 
entsprechend. 

Die  gleiche  Richtung,  nur  gemäfsigter,  vertritt  die  kritiklose  und 
oberflächliche   Schrift  von    Freimath*),    Frau  Bohm's  erklärtem    Be- 

1)  I>er  Fraaen  Kfttur  etc,  p.  57. 

2)  W.    Preimutb:    Die   Frftaenbewegang    in   Deat»ehl&ad    (Streitfrftg«]!   Heft  1)« 
Miodeti  1Ö81. 
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wunderer.  Gramer^)  liefert  in  der  Hauptsache  nur  Auszüge  aus  der 
Vorrede  zu  einer  russischen  Übersetzung  von  Mill's  bekanntem  Werke. 
Dafs  die  Übersetzerin  und  zugleich  Verfasserin  der  Vorrede,  Frau  Zebri- 
kon,  Mill's  Ansichten  teilt,  ist  selbstverständlich,  nur  dafs  sie  die  häus- 
lichen Pflichten  der  Gattin  und  Mutter,  abweichend  Ton  diesem,  mit  sel- 
tener Geringschätzung  betrachtet  und  deshalb  auch  von  allen  verheirateten 
Frauen  die  Ausübung  eines  Berufes  aufserhalb  der  Familie  fordert  Die 
Frau  soll  sich  mit  der  obersten  Leitung  des  Hauswesens  begnügen,  im 
Übrigen  aber  die  Besorgung  desselben  fremden  Kräften  überlassen.  Die 
Eindererziehung  gedenkt  sie  nach  dem  Muster  der  Kindergärten  zu  einer 
gemeinschaftlichen  und  öffentlichen  zu  machen.  £s  liegt  auf  der  Hand, 
dass,  was  in  den  gesellschaftlichen  und  Btandesverhältnissen ,  unter  denen 
die  Verfasserin  lebt,  wenn  auch  nicht  richtig,  doch  wenigstens  möglich 
ist,  nicht  die  Grundlage  für  eine  allgemeine  soziale  Gestaltung  abgeben 
kann. 

Solchen  Ausschreitungen  eines  extremen  Individualismus  gegenüber, 
wie  wir  ihnen  hier,  vor  allem  bei  Frau  Do  hm,  begegnen,  berühren  An- 
schauungen, wie  sie  Frau  Fanny  Lewald')  vertritt,  geradezu  wohl- 
thuend.  Emanzipationistin  ist  auch  sie.  Mutig  nimmt  sie  den  Kampf 
auf  mit  den  wirklichen  oder  vermeintlichen  Vorurteilen  der  Gegenwart. 
Aber  während  wir  sonst  auf  Seiten  der  Emanzipationsfreunde  nur  den  un- 
gestümen und  begehrlichen  Ruf  nach  vermehrten  Erochten  vernehmen,  be- 
gegnet uns  hier  zuerst  der  Hinweis  auf  die  Notwendigkeit,  durch  Erfül- 
lung von  Pflichten  Anspruch  auf  weitere  Rechte  zu  verdienen.  Zuerst 
vernehmen  wir  die  Mahnung  an  die  Frauen,  mit  der  Selbstemanzipation 
durch  Änderung  der  herrschenden  seichten  Lebensauffassung,  durch  Selbst- 
erziehung zu  beginnen,  um  so  zur  Erhebung  aus  gedrückter  Lage  den 
Grund  zu  schaffen.  An  dem  dereinstigen  völligen  Siege  des  Emanzipations- 
gedankens zweifelt  F.  Lewald  nicht,  aber  sie  ist  entfernt  davon,  eine 
plötzliche  Realisierung  für  möglich  oder  auch  nur  für  wünschenswert  zu 
halten,  sie  erkennt,  dafs  es  hier  sich  nur  um  ein  allmähliches  VTerden 
handeln  kann,  sowie  dafs  die  Reform  nur  von  unten  begonnen  werden  darf. 

Der  Schwerpunkt  liegt  bei  ihr  in  der  Behandlung  der  Erwerbs-  und 
Bildungsfrage.  Gleich  anderen  —  wir  nennen  hier  Luise  Otto*)  — 
will  sie  die  Frau  der  mittleren  Stände  durch  hinreichenden  Erwerb  öko- 
nomisch selbständig  gemacht  wissen  und  damit  zugleich  nicht  nur  der  Ab- 
nahme der  Heiratsfrequenz  entgegenwirken,  sondern  auch  der  Ehe  wieder 
den  höheren  sittlichen  Gehalt  geben,  den  diese  ihres  Erachtens  in  dem 
Mause  verloren  hat,  als  sie  zum  Versorgungsmittel  herabgesunken  ist 
Dabei  verleihen  die  Erfahrungen  ihres  eigenen  Lebens  ihren  Ausführungen 
ein  besonders  warmes  Kolorit  und  ihrer  Sprache  einen  eindringlichen  Cha- 
rakter. Sie  streitet  für  die  von  Männern  wie  von  Frauen  gleichmäfsig 
verkannte  Arbeitsehre  des  Weibes.     Die  ersten  unerläfslichen  Anfänge  für 

1)  Nikolai  Yon  Gramer:  Die  Fraaenfrage.     Riga  1880. 

2)  Fanny   Lewald:   Für   and   wider   die   Frauen.     Vierzehn    Briefe.     2^    Aufl. 
Berlin  1876. 

8)   Luise   Otto:   Das   Recht   der  Frauen    auf  Erwerb.    Mite.  Vorwort  yon  Jo- 
seph Heinrichs.     Hamburg  1860. 
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die  Lösung  erblickt   sie    in   den  Gewerbeschulen,    aber  auch  nur  die  iLJ 
fan^e.     Darüber  hinaus  erätrecken  sich  ihre  Wünsche  auf  EiBrichtung  wdb- 
licher  Realschulen  Bowie  auf  Gründung   von  Gymnasien  als  Yorbedia^ODg 
für  weibliches  Studium. 

Es  zeigt  dies,  —  was  sie  auch  sonst  überall  ausspricht,  —  dafs  sie 
nicht  geneigt  ist,  irgend  einen  durch  das  Geschlecht  begründeten  Unterschied 
der  Befiihigung  anzuerkennen  oder  dem  Geschlechte  irgend  einen  berech* 
tigten  Einflufs  auf  die  sozialen  Yerhültnisse  einzuräumen.  Ihr  Standpunkt 
ifit  in  Allem  derjenige  MilTs^  und  wie  dieser  begeht  aie  den  bedenk* 
liehen  Fehler,  die  auf  geistigem  Gebiete  sich  offenbarende  Überlegen- 
heit der  Männer  aus  dem  von  Geschlecht  zu  Geschlecht  gesteigerten 
Kinflufs  besserer  Bildung  erklären  zu  wollen.  Als  wenn  jedes  Ge- 
schlecht sicJi  gesondert  fortpflanzte!  Die  GleichheitÄSchwärmerei  läfst  sie 
nicht  einmal  die  Verschiedeuheit  anerkennen,  welche  zwischen  dem  Ver- 
häUni»  des  Mannes  und  dem  der  Frau  zur  Ehe  gegeben  ist.  Denn 
daraus,  dafs  Gelehrte,  Beamte  und  alle  gebildeten  Männer  überhaupt,  die 
einen  Beruf  in  der  Welt  erfüllen,  nicht  dadurch  gehindert  würden,  gute 
Gatten,  Väter  und  Haushalter  zu  sein,  zieht  die  Verfasserin  den  selt&amen 
Schlufs,  dafs  eine  der  männlichen  gleiche  Bildung  den  Frauen  ebensowenig 
die  Fähigkeit  nehmen  würde,  ihren  einfachen  Beruf  zu  erfüllen! 

Sahen  wir  schon  bei  F,  Lewald  als  Bedingung  jeder  Ueform  die 
Vermehrung  der  weiblichen  Tüchtigkeit  betont,  so  erscheint  bei  eine? 
Beihe  weiterer  Autoren  dieser  Punkt  noch  ausschliefslicher  als  das  Ziel, 
dem  Binnen  und  Streben  gewidmet  sind.  Voran  unter  diesen  steht  Lnise 
Büchner*).  Jeder  Teil  ihrer  zahlreichen  Schriften  zeigt  uns  die  echt 
deutsche  Frau,  die  ein  warmes  Herz  besitzt  für  die  Menschheit  überhaupt, 
insbesondere  für  ihr  eigenes  Geschlecht  Ihr  weiblicher  Takt  hat  sie 
davor  bewahrt^  dieses  ihr  Interesse  am  Aligemeinen  durch  AnsteUung  Tager 
theoretischer  Spekulationen  zu  bethätigeu»  Alles  yielmehr  erscheint  bei 
ihr  klar,  gesund^  praktisch  und  nüchtern. 

Während  z.  B.  die  schon  van  uns  erwähnte  Luise  Otto,  die,  beiläufig 
bemerkt,  sich  mit  ihren  Bestrebungen  irrtümlicherweise  in  Bozialistischen 
Bahnen  wähnt|  in  schwer  begreiflicher  Unterachätzung  des  weiblichen  Be- 
rufs in  Haus  und  Familie  eine  der  männlichen  gleiche,  allgemeine  ge- 
werbliche Bildung  und  Thätigkeit  der  Frauen,  auch  der  verheirateten,  als 
daa  zu  erstrebende  Ideal  aui^tellt,  hat  gerade  in  L.  Büchner  der  mütter^ 
liehe  und  hanswirtschaftliche  Beruf  des  Weibes  einen  beredten  Anwalt  geh 
funden ,  der  seine  Bedeutung  und  Schwierigkeit  allen  ins  Bewufstseio 
ruft.  Der  Erwerbsthätigkeit,  deren  Erweiterung  auch  von  ihr  befürwortet 
wird,  gibt  sie  nicht  die  Bestimmung,  einen  Ersatz,  sondern  nur  die,  eine 
notwendige  Ergänzung  jenes  weiblichen  Hauptberufes  zu  bilden,   und  soll 


1)  Luise  BUchiißr:  Die  Frauen  und  ilir  Beruf     6.  Aufl,    Leipzig  18S4* 

—  —  über  weibUche  BcrurfiarteD.    Dariii»tJidt   1872. 

Praktische  Versuche  zur  Lösoug  der  FraueD frage .     Berüii  (iibne  JahresangibeT 

<—  —  Über  Vcrkiiaf»-  and  VermiUluiigs^telleD  für  weibliche  Uind^rbelt.  Leip«^ 
187S. 

'  l>ie  Frau.     HmterUssene  Aufiifitzc ,    ÄbhandluogeD  und  Beriehte    iiir  Fr»o«n- 

ßTAge.     Uidle  1878< 
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dieselbe  im  wescntliclieD  Bich  auf  Unverheiratete  beschränken.  Indem 
Bie  nur  die  AusBchliefBlichkeit  bekämpft,  mit  welcher  bisher  die 
weibliche  Lebensaufgabe  im  häuslichen  Beruf  gesucht  wurde,  und  daneben 
die  Eröffnung  auch  anderer  Bahnen  für  das  Weib  erstrebt,  um  dem  Ent- 
schluTs  zur  Ehe  eine  gröfsere  innere  Freiheit  zu  sichern,  ist  sie,  obwohl 
an  der  Forderung  allgemeiner  menschlicher  Gleichstellung  der  Geschlech- 
ter festhaltend ,  doch  von  dem  Gedanken  an  die  Möglichkeit  und  Zu- 
lässigkeit  einer  gleichen  Beschäftigung  weit  entfernt  Denn  über  eine 
dauernde  Verschiedenheit  (1er  Geschlechter  in  Beziehung  auf  Mafs  und  Art 
der  natürlichen  Fähigkeiten  entsteht  ihr  kein  ZweifeL 

Aber  welches  ist  das  relative  Mafs  der  Fähigkeiten,  das  die  Frauen 
zur  Ausübung  eines  gewerblichen  Berufes  berechtigt?  In  diesem  Punkte 
konstatieren  wir  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  bei  den  Anhängern 
der  gleichen  Bichtung.  In  seinem  an  vortrefflichen  Ausführungen  reichen 
Buche,  das  die  vorliegende  Frage  unter  weiteren  Gesichtspunkten  behan- 
delt, will  Otto  August^)  die  Frau  zur  gewerblichen  Arbeit  nur  soweit 
zugelassen  wissen,  als  sie  Besseres  zu  leisten  vermag  als  der  Mann. 
Denn  überall  da,  wo  ihre  Kraft  und  Thätigkeit  nur  etwa  noch  aus- 
reicht, sieht  er  den  möglichen  Nutzen  der  weiblichen  Arbeit  aufgewogen 
und  überwogen  durch  den  Nachteil,  dafs  die  Männer  verdrängt  werden, 
ohne  die  Frauen  als  Pflegerinnen  des  Hauses  und  Hüterinnen  der  Kinder 
ersetzen  zu  können.  Dem  gegenüber  geht  L.  Büchner  weiter,  insofern 
sie  nur  soweit  eine  thatsächliche  Ausschliefsung  des  Weibes  von  irgend 
welcher  Berufsart  für  gerechtfertigt  hält,  als  der  Nachweis  minderer  Be- 
fähigung durch  die  Erfahrung  erbracht  sein  sollte. 

Mit  der  Forderung  einer  Erweiterung  und  Vertiefung  der  weiblichen 
Aufgaben  geht  notwendig  diejenige  einer  gpründlichen  Erziehungsreform 
Hand  in  Hand.  Diese  Folgerung  ist  unabweisbar.  So  besitzt  denn  jene 
im  weiblichen  Erziehungswesen  vorherrschende  Zerfahrenheit  und  Oberfläch- 
lichkeit —  Otto  August  spricht  von  einer  den  Frauen  zur  Zeit 
mangelnden  geistigen  Disziplin  — ,  jene  Halb-  und  Scheinbildung,  welche 
Schwäche  und  Hilflosigkeit,  Unklarheit  und  Unzuverlässigkeit  einerseits, 
auf  der  andern  Seite  aber  oft  Unzufriedenheit  und  Überhebung  erzeugt, 
in  L.  Büchner  eine  unerbittliche  Feindin.  Vor  allem  war  sie  es,  die 
erkannte,  dafs  eine  der  wesentlichsten,  wenn  auch  am  wenigsten  gewür- 
digten Ursachen  des  in  breiten  Schichten  der  weiblichen  Bevölkerung  un- 
streitig herrschenden  Notstandes  in  der  weitverbreiteten  Untüchtigkeit  der 
Frauen  sogar  auf  den  eigentlich  weiblichen  Arbeitsgebieten  liegt,  und  wer- 
den ihre  diesbezüglichen  Beobachtungen  unter  anderen  durch  die  Er- 
fahrungen bestätigt,  welche  Karl  Weifs')  als  Vorsteher  des  berliner 
Viktoriabazars  zu  sammeln  Gelegenheit  hatte  und  in  seiner  den  gleichen 
Standpunkt  vertretenden,  im  Übrigen  bedeutungslosen  Schrift  mitteilt. 
Angesichts  des  im  weiblichen  Erziehungswesen  herrschenden  Zustandes, 
der  ihr  mehr  als  alles  die  Rolle  des  Weibes  so  oft  als  eine  untergeordnete 


1)  Otto  Aagast:  Die  gozisle  Bewegung  auf  dem  Qebiete  der  Fraaeo.  Hamburg 
1868. 

S)  Karl  Weifs,  Der  Notstand  anter  den  Frauen  und  die  Abhilfe  desselben.  Ber- 
lin 1870. 
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erscIieineD  läfst,  fordert  sie  gleichen  Erost^  gleiche  GründliclLkeit,  gleiche 
PianraäTsigküit,  wie  im  Unterricht  der  männlichen  Jugend,  Von  der  Pflege 
eiaes  strengoren  Pflichtgefühles,  von  gröföerer  Übung  der  Tugenden  des 
Charakters  erhofft  sie  die  Wecknng  der  Energie»  Gewisscnhat'tigkeit  und 
Tüchtigkeit,  die  sie  mit  Ilecht  in  weiten  Kreisen  der  weiblichen  Jugend 
vermiM.  Ernste,  Äielbewnfsto  Arbeit,  aufrichtiges  Ringen  soll  das  Leben 
auch  des  Weibes  mit  wirklichem  Inhalt  erfüllen,  und  nur  hinsichtlich 
dos  Wie,  nicht  auch  des  Was  verlangt  sie  völlige  Gleichstellang  der 
Frauen,  im  oharakteristi scheu  Gegensatz  zu  F*  Lewald,  die  in  der 
mangelnden  vielseitigen  Fachbildung  dea  wesentlichsten  Fehler  dea  W6il>- 
lichen  Bildungswesens  suchte. 

Neben  der  Erwerbs-  und  Erziehunggfrage,  für  deren  Lösung  sie  aicht 
nur  »chriflatellerisch,  sondern  auch  handelnd  mit  ünermüdlichkeit  thatig 
gewesen  ist,  widmet  sie  den  anderen  Seiten  des  Gegenstandes  nur  geringe 
Aufmerksamkeit  Für  die  Ehe  fordert  sie  gleiches  Recht  ueben  gl«i- 
cher  Verantwortlichkeit.  Völlig  gleichgtltig  verhält  sie  sich  gegen  die 
Frage  der  politischen  Berechtigong  der  Frauen,  deren  Entstehung  sie  »uf 
die  langandauernde  Vernachlässigung  der  berechtigten  weiblicheti  Toteres* 
sen  zurückführt,  während  wir  dieselbe  als  ein  notwendiges  Produkt  der 
Herrschaft  eines  übertriebenen  Individualismus  betrachten  und  die  Besei- 
tigung der  Stimmrechtsbewegung  lediglich  von  der  Gewinnung  und  Ver- 
breitung einer  tieferen  Einsicht  in  das  Wesen  der  gesellschaftlicheu  Ein- 
richtungen erwarten. 

Zu  den  eigentlichen  Anhängern  der  Emanzipation  kann  danach 
L.  Büchner  nicht  gerechnet  werden.  Aber  während  sie  die  in  Deutsch- 
land vorherrschende  gesundere  Richtung  in  der  Frauenbewegung  mehr  voo 
der  praktischen  Seite  vertritt,  in  echt  weiblicher  Weise  überall  das  Kon- 
krete beachtend  und  betonend,  so  hat  diese  ihre  prinzipielle,  theore- 
tische Begründung  voo  männlicher  Seite  erfahren ,  durch  den  Historiker 
von  Sjrbel  *).  Natürlich  vermag  dieser  bei  dem  geringen  Umfange  sei- 
ner Schrift  den  Gegenstand  nicht  nach  allen  Seiten  hin  zu  erschöpfen, 
wohl  aber  hat  er  es  verstanden,  in  dem  engen  Rahmen  eines  Vortrages 
die  allgemeinen  Grundlagen  mit  seltener  Klarheit  zu  behandeln  und  da- 
durch der  auch  bei  uns  drohenden  Verwirrung  der  Anschauungen  wirksam 
zu  begegnen.  Seine  Schrift  gehört  zu  dem  Besten  ,  was  wir  auf  diesem 
Gebiete  besitzen. 

Mit  Recht  weist  v.  Sybel  darauf  hin,  dafs  das  entscheidende  Mo- 
ment in  der  Beurteilung  des  Verhältniases  der  (leschl echter  in  und  zu  der 
Ehe  liegt*  Denn  in  der  That  muis  nach  der  Auffassung  der  Ehe  im  Übri- 
gen die  soziale  Stellung  und  Auf^^abe  des  Weibes  sich  richten.  Vor  allem 
sucht  er  daher  in  diesem  Punkt  sich  mit  seinem  Hauptgegner  Mill  aus- 
einanderzusetzen. Es  liegt  ihm  fern,  die  Härten  des  englischen  Eherechts, 
welche  diesem  vorschwebten,  als  solche  zu  verkennen^  er  bekämpft  jedoch 
das  Verfahren,  darum  die  Ehe  in  ihrer  bisherigen  Form  zu  verwerfen,  die 
Stellung  der  Frau  als  eine  schlimme  Sklaverei,  als  einen  Rest  des  Bar* 
barentums    zu    erklären.     Die  angegriifenen    eherechtlichen  Bestimmungen 


1}  Heinrich  von  Sybel:  Über  die  £ouui»p«t)00  der  Prauea.    Boao  1870. 
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Biad  iu  seineo  Augen  zwar  Üliertreibungen ,  das  Prinzip  aber,  dos  ia 
ihnen  Atiednick  findet,  ein  richtiges»  weil  auf  der  innern  Natur  und  Be- 
stimmung der  Ehe  beruhend.  Die  Ehe  characterisiert  er  als  ein  Yerhält- 
nis  YDÜetändiger  gegenBeitiger  Hingabe  der  Gatten  an  einander,  das,  weil 
es  auf  freier^  tiefer,  iuniger  Liebe  beruht,  den  Begri^  der  Knechtschaft 
ausschliefet  und  daher  auch  rechtlich  nur  ab  volle,  ganze  und  ewige 
Lebensgemein  schalt  und  nicht  etwa  als  freie  Sozietät  behandelt  werden 
kann.  Gerade  in  dem  bestehenden  Zustande  sieht  er  sonach  den  Schulz 
des  WeibtfB  gewährleistet  und  durch  eine  Änderung  des  Bestehenden  im 
^^inne  der  Emanzipation  dessen  Würde  und  Glück  tausendfach  mehr  be- 
einträchtigt als  die  Stellung  des  Mannes. 

Was  die  verschiedenen  Formen  des  eheliehon  Güterrechts  betrifft , 
ao  vermag  er  diesen  wegen  der  völligen  Unterordnung  des  pekuniären  Mo- 
mente unter  die  persönlichen  Verhaltnisse  wahrend  der  Ehe  überhaupt 
keine  sehr  hohe  Bedeutung  beizulegen*  Wichtiger  erscheint  ihm  dile 
Frage  nach  der  Kechtfertigung  der  gesetzlich  anerkannten  Herrschaft  des 
Mannes  in  der  Familie,  besondei^s  des  überall  giltigen  Bechtsgrundsatzes 
dafs  dem  Manne  die  Vertagung  über  das  gemeinsame  Vermögen  und  die 
Entscheidung  auch  über  das  persönliche  Schicksal  der  Familie oglieder 
zusteht  Der  reine  Individuaiismus,  dessen  notwendige  Frucht  die  Eman- 
zipationsbewegung ist ,  kann  natürlich  bei  konsequenter  Durchrührnng 
seinea  leitenden  Grundsatzes  ein  rechtliches  Herrsohafts Verhältnis  eines 
der  in  der  Ehe  verbundenen  Personen  niemals  als  gerechtfertigt  aner« 
kennen,  weil  es  mit  den  Prinzipien  der  Freiheit  und  Gleichheit  aller 
in  Widerspruch  steht.  Aber  der  reine  Individualismus  beruht  eben  auf 
einseitiger  Anschauung,  auf  unvollkommenem  Verständnis  der  Gesellschaft, 
Es  gilt  ihn  zu  bekämpfen  auf  Grund  einer  richtigeren  Beurteilnng  der 
gegenseitigen  Beziehungen  von  Individuum  und  Gesellschaft.  Dies  unter- 
nimmt V.  Sjbel,  indem  er  in  vorliegendem  Falle  Stellung  und  Funktion  der 
Frau,  anstatt  aus  einem  absoluteo,  willkürlichen  Prinzip,  aus  der  Natur 
der  geseU  sc  haftlichen  Faktoren  ableitet  Das  Resultat,  zu  dem  er  kommt 
ist  kein  neues,  es  ist  dasselbe,  zu  dem  die  Menschheit  zu  allen  Zeiten  durch 
die  gewöhnliche  praktische  Vernunft  geführt  wurde  und  das  hier  nur 
seine   Begründung  erhält 

Nicht  also  auf  irgend  einen  aus  der  Individualität  ahgeleitaten  Hecht- 
fertigungsgrundf  sei  es  gröfsere  Körperkraft,  sei  es  geistiges  Übergewicht  des 
Mannes,  führt  v.  Sybel  die  Notwendigkeit  des  bestehendeo  rechtlichen 
Verhältnisses  der  Geschlechter  in  der  Ehe  zurück,  dasselbe  beruht  für 
ihn  auf  dem  grofsen  Gesetze  der  Arbeitsteilung,  dessen  Anwendung 
hier  durch  die  Natur  selbst  erzwungen  wird.  £s  beruht,  wie  er  es  mit 
anderen  Worten  treffend  ausdrückt,  darauf,  dafs  die  Männer  Väter,  die 
Frauen  Mütter  sind.  Der  Umstand,  dafs  die  Frau  in  dem  Hauptabschnitte 
ihres  Daseins  der  Kegel  nach  durch  einen  einzigen  grofsen  Beruf,  die 
Pflege  und  Erziehung  der  Kinder,  völlig  absorbiert  und  schütz  bedürftig 
wird,  weist  dem  Manne  die  ualürliche  VerpÜichtuug  zu,  für  Unterhalt 
und  Schutz  zu  sorgen,  sowie  die  Vertretung  nach  aufsen  zu  übernt^hmen. 
Diese  seine  Verantwortlichkeit  bedingt  sein  gesetzliches  Bestimmungsrecht 
N.  F.  Bd.  Vn.  27 
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Zugleich    ist    os    diese  Berufsstelluug    der  Frau    in    der  Ehe,  welche   ohue 
Rücksicht  auf  Fähigkeiten  aie  yod  regelinäfsigem   Erwerbe  auaschiiefst 

Ebenfalls  im  Gegensätze  zu  Will  und  eeinen  Anbängeru  betrachtet  er 
eine  der  Be8tiitiiBUDg  der  Geschlechter  angepafsie  natürliche  Verschieden- 
heit der  geistigen  Konstitution  als  unurostöfßliche  Thatsaühe,  indem  er  ] 
dem  Manne  die  methodische  iJurchbildung  des  \erstandes,  der  Erau  die 
angeborene  Peinheit  und  Schnelligkeit  des  GesajntempfindanÄ  zuspricht 
und  diesen  Unterschied  zugleich  zum  AJafsstabe  erhebt,  nach  dem  sich 
die  Teilnahme  der  Frau  an  den  Geschäften  der  Männer  zu  bemessen 
hat*  Auch  hierin  erhalt  der  Verfasser  sich  mit  dem  aUgemein  herrschen- 
den  Gefühl sbewurstsein  in  ÜbereiDstimmung,  das  bis  dahin  einer  weiteren 
Verbreitung  der  Emanzipationsgruiidsatxe  bei  uns  hindtrlich  war.  Als  die 
danach  für  Frauen  sich  eignenden  Beschäftigungen  nennt  er  Detail  ver- 
kauf, Gärtnerei,  Krankenpflege,  Medizin,  Diplomatie  {?),  perhorresziert  da- 
gegen weibliche  Fürsten,  Philosophen,  Advokaten,   Politiker,  Litterateo  etoi 

Seine  Stellung  zur  Frage  der  politischen  Berechtigung,  die  er  über- 
haupt nur  fUr  Witwen  und  Unyerhei ratete  gelten  lafst,  ist  somit  ron 
selbst  gegeben»  Seiner  Meinung  nach  muTs  die  faktische  Entscheidtmg 
verschieden  ausfallen,  je  nachdem  das  Stimmrecht  im  Wahlsystem  ab 
wichtiges  politisches  Ami  oder  als  allgemeines  Menschenrecht  behandelt 
wird.  Im  orsteren  Falle  würde  es  für  das  weibliche  Geschlecht  in  Weg- 
fall kommen  müssen ,  weil  nur  in  seltenen  Fallen  Befähigung  und  Be- 
gehren, die  Bedingungen  zu  erfüllen,  auf  leiten  der  Frauen  vorhanden 
sein  wurde.  Im  zweiten  Falle  erkennt  er  es  als  notwendige  Konsequeni 
unumwunden  an.  Diese  Antwort  ist  allerdings  nur  eine  konditionale. 
Indessen  beseitigt  er  jeden  Zweifel  über  seine  eigentliche  Meinung 
durch  die  blofse  Stellung  der  Frage,  ob  der  Staat  besser  thue,  den  zUoh* 
tigen  Jungfrauen  das  Wahlrecht  zu  geben  oder  es  den  dummen  und  rohen 
Männern  zu  beschränken.  Und  in  der  That  ist  u.  E.  nichts  so  sehr 
dazu  angethan,  Zweifel  an  der  Richtigkeit  jeuer  politischen  Theorie^  dio 
im  allgemeinen,  gleichen  Stimmrecht  zum  Ausdruck  gelangt,  zu  erregen» 
als  der  Umstand ,  dafs  das  Wahlrecht  der  Frauen  ihre  unabweisbare 
Eon  Sequenz  bildet. 

Für  das  Gebiet  privater  Berufs-  und  Erwerbsthätigkeit  will  v,  Sfbel 
Gleichberechtigung,  der  er  indessen  nur  für  die  Unverheirateten  Bedeutung 
beimifst  Im  Unterschiede  aber  von  anderen  erwartet  er  Abhilfe  fiir  die 
vorhandenen  Übelstände,  die  ihm  nur  bei  den  höheren  Standen  vorzu* 
liegen  scheinen,  weniger  von  einer  Erweiterung  dos  weiblichen  Erwerbs- 
gebietes als  von  einer  Erziohungsreform,  die  er  flüchtig  skizziert.  Hin- 
sichtlich der  formalen  Bildung  soll  kein  Unterschied  für  die  Geschlechter 
bestehen,  so  dafs  z.  B.  auch  die  klassischen  Sprachen  aus  dem  weiblichen 
Unterricht  nicht  ausgeschlossen  blieben,  im  Übrigen  jedoch  Vorbildung 
für  den  Beruf  der  Hausfrau  erstrebt  werden*  Nach  Äbsolvierung  der 
Schulzeit,  etwa  vom  15  oder  16,  Lebensjahre  an,  will  er  die  weitere 
Erziehung  ganz  dem  EUernhause  anvertraut  und  damit  fiir  die  kün fügen 
Ehefrauen ,  die  Mehrzahl^  den  Unterricht  abgeschlossen  wissen.  Daran 
hätten  sich  für  die  Übrigbleibenden  Fachstudien  anzureihen.  Die  Ge- 
legenheit zum  höhereu  Studium  wäre  mit  Rücksicht  auf  die  Vennhieden- 
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artigkeii  der  Yorbilduug  der  Geschlechter  nicht  durch  ZuIaäfeUii<^  zu  deu 
UDiversitateu,  sonderu  durch  Einrichtung  öffentlicher  Yorlesuugskurse  zu 
gewähren.  Auf  diese  Weise  denkt  der  VerfasBer  sich  eine  in  den  höheren 
und  mittleren  Ständen  zu  oft  vermilste,  der  männlichen  homogeoe  Bildung 
der  Frauen  verwirklicht,  ohne  Beeinträchtigung  der  besonderen  Berufs- 
bild ung«    eine    Erziehung   zugleich,  welche  dem  wahren  Bedürfnis  genügt. 

Über  die  Eichtigkeit  und  Zweckmafaigkeit  der  letzterwähnten  Vor* 
schlage  läfst  sich  natürlich  maunigiäch  streiten.  So  wird  beispielsweise 
YOD  Ti  nette  Homberg^),  einer  ächriftstellerin,  die  sonst  durchaus 
auf  dem  Boden  gleicher  Anschauungen  steht,  die  ioshesoDdere  die  strenge 
Trennung  der  allgemeinen  von  der  speziellen^  fachlichen  Bildung  ebenfaJJa 
befürwortet,  der  Unterricht  iu  den  al t kl aasi sehen  Sprachen  in  die  Fachschule 
verwiesen.  Wir  andererseits  möchten  z.  ß.  die  Notwendigkeit  einer  alt- 
klassischen  Bildung  selbst  für  die  Mädchen  höherer  Stände  bezweifein. 
Auch  Keuper*),  der  über  den  Beruf  des  Weibee  ähnlich  denkt  und 
dem  entsprechende,  eingehendere  Vorschläge  tür  die  Gestaltung  des  weib- 
liehen  Unterrichts  formuliert,  schliefst  die  alten  Sprachen  in  seinem  Plane 
aus.  Id dessen,  welche  Wege  hier  anzuschlagen  waren,  das  wird,  glauben 
wir,  einstweilen  eine  offene  Frage  bleiben  mUssen,  wohingegen  T.  Hom- 
berg's  Ansicht  von  der  Unzweckmäfsigkeit  des  Syberschen  Vorschlages, 
die  Fachstudien  in  einem  späteren  Zeitpunkte  erst  für  die  unverheiratet 
Bleibenden  beginnen  zu  lassen,  rückhaltlose  Zustimmung  verdient.  Denn 
in  der  That  dürfte  es,  namentlich  für  die  Beteiligten  selbst^  schwer  fallen, 
den  Zeitpunkt  zu  bestimmen,  von  welchem  ab  sie  sich  als  übrigbleibend 
zu  betrachten  haben,  und  wäre  er  selbst  bestimmbar,  so  dürfte  es  iu  ihm 
oft  zu  spät  sein,  um  eine  gründliche  Berufsbildung  noch  ausführbar  er- 
scheinen zu  lassen. 

Die  erwähnten  Vorschläge  Reuper's,  die  sich  sowohl  auf  die  all- 
gemeine, wie  auf  die  sieh  ans chli essende  fachliche  BÜdung  der  Frauen 
erstrecken,  müssen  bei  ihxem  detaillierten  Charakter  der  Beurteilung  der 
Pädagogen  überlassen  bleiben.  Von  allgemeinerem  Interesse  ist  es,  dafs 
er  die  Ordnung  des  höheren  Mädchenschulweseas  dem  Privatbetriebe 
gänzlich  entziehen  und  wegen  der  grofscn  und  allgemeinen  Bedeutung, 
welche  die  Bildung  der  Mütter  für  die  Gesamtheit  besitzt,  dem  Staate 
überweisen  möchte,  io  der  Weise,  dafs  die  Schulen  zwar  Gemeindescbulen 
Würden,  der  Staat  jedoch  ihnen  eine  gemeinsame  gesetzliche  Basis  schüfe 
und  der  Gründung  solcher  seine  Unterstützung  liehe. 

Immer  mehr,  immer  ausschliefsltcher  sehen  wir,  indem  wir  un- 
sere Umschau  erweitern,  die  Unterrichts*  und  Erziehungsfrage  sich  auf 
diesem  Gebiete  in  den  Vordergrund  drängen.  Sie  ist  es  auch,  die  den 
Kernpunkt  in  den  Schriflen  der  Pinoff,  Reichard t-8tromberg  und  der 
„deutschen  Frau''  bildet,  nur  läl'st  sich  nicht  lauguen,  dafs  die  Blüten, 
welohe  hier  zu  Tage  treten,  bisweilen  ein  recht  seltsames  Aosseheu  zeigen. 
Gewifs  lautet  es  Ternünftig,  wenn  Mino  a  Pi  d  off  ^)  die  geistige,  sittliche 


1)  Tiaette  Homberg:    Aach   ncM2h   ein  Beitrag  zur  heutigen  Frauenfrsge.     Leip- 
zig 1872 

2)  Julius  Eeaper:  Fratieuberuf  und  Fraueobildung.     Wien  1878. 

8)  Mio  na   Finolf:    Refonn  der   weiblieheti   £rtiolituig   ab    Qittndbedingaag   cur 
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Uüd  okonoiiiisclui  Befreiung  der  Frau,  aböx  uieht  im  Sinne  der  eigent- 
lichen Emanzipation,  basiert  auf  die  Erziehung  der  Frau  zur  Arbeit  duroli 
die  Arbeit,  verwirklichen  will.  Aber  eigentümlich  mutet  es  den  Leser 
an»  wenn  er  aiebt«  dafs  dies  geschehen  soll  durch  Erweiterung  des  Kinder- 
gurten»  in  »jK^^m,  Ziel  und  Form**,  durch  Schaffung  weiblicher  Berufs- 
schulen, die  zugleich  UnUrrrichtsan stalten  und  Arbeitsstätten  wären,  zu- 
gleich zum  Lehren  wie  zum  Lernen  dienten.  Die  Ausbildung,  wdche 
das  junge  Mädchen  in  diesen  Statten  empüuge,  ist  als  eine  vorwi&geiid 
praktischci  sowohl  für  das  Haus  wie  für  den  selbständigen  Erwerb  bi»- 
rechnete  gedacht,  dabei  als  eine  Körper  und  Üeist  gleichmüTsig  pflegendo;, 
Ihre  Unterhaltsmittel  sollen  diese  Anstalten,  welche  sich  die  Verfas^na 
noch  mit  Fensionatcn  für  Schülerinnen  und  Arbeiterinnen  jeglicher  Art 
Terbunden  denkt,  durch  unmittelbare  Herstellung  ihres  gesamten  Lebens- 
bedarfs,  sowie  durch  Veräufserung  des  etwaigen  Überschusses  ihrer  Er- 
zeugnisse selbst  erwerben. 

Eine  allgemeine  Frauenaasociation  hätte  die  Verwertung  der  »o  ge- 
wonnenen Arbeitskraft  zu  bewirken.  Insbesondere  sollen  nach  diesem 
Fla  De  Verkaufö-  und  Ausstellungs-ZentraUteilen  für  den  Verkehr  zwischen 
Froduzentcn  und  Konsumenten  unterhalten^  sowie  weibliche  Erwerbs-  und 
Wirtschaftßgenossensühaften  aller  Art  geschaffen  werden.  Das  Ziel,  das 
die  Verfasserin  auf  solchem  Wege  zu  erreichen  hofft,  ist  die  Schaffung 
eine«  echt  weiblichen  SelbstbewuTstseins,  gleich  entfernt  Ton  der  Selbst* 
überhebuug  der  Emanzipationafreunde ,  wie  von  der  herrschenden  Halt- 
loäigkmt.  Auch  soll  die  Erziehung  der  Frau  nicht  blos  auf  praktische^ 
sondern  zugleich  auf  allgemeine  soziale  und  humane  Zwecke  gerichtet  sein. 

Der  Geist,  in  dem  die  Fiuoff^sche  Schrift  gehalten  ist,  erscheint  als  ein 
durchaus  idealer^  und  verdient  ihr  Streben,  das  Weibliche  im  Weibe  durch 
harmonische  Ausbildung  zu  entwickeln,  der  Frau  zu  sittüoher  Kraft,  zu  wah- 
rer Selbständigkeit  und  freier  Selbstbestimmung  zu  verhelfen,  zweifellos  An- 
erkennung;  ihre  konkreten  Vorscliläge  für  die  Organisation  des  weiblichen 
Bildungswesen«  aber  zeigen  Verschwommenheit,  Unbestimmtheit  und  Un- 
klarheit, ja^  wir  möchten  sagen  einen  gewissen  phantastischen  Zug,  so 
dafs  sie  kaum  je  irgend  einen  Wert  für  die  praktische  Lösung  der  Frauen- 
frage  erlangen  werden.  Überhaupt  läfst  das  Buch,  das  sich  etwa  wie 
eine  Verbindung  Fröberscher,  Mill'acher  und  BUchner*scher  VorsteUangen 
ausnimmt,  jede  konsequente  Gedankenentwickelung  vermissen,  weshalb  m 
überhaupt  schwer  fallt,  zu  einem  einigermafsen  präzisen  Bilde  Toa  den 
Anschauungen  und   Absichten  der  Verfasserin  zu  gelangen. 

Von  anderen  Gesichtspunktau  ausgehend,  wenn  auch  auf  der  Über- 
zeugung von  der  Notwendigkeit  speziÜBch  weiblicher  Bildung  ebenfalls 
ruhend,  erscheint  der  Unterrichtsplan,  wie  ihn  Reichardt-Strom- 
berg*)  in  ihrer  „Staatsbürgerin'*  entwickelt,  Sie  wünscht  eine  bis  zum 
12.  Lebensjahre  obligatorische  Schule,  die,  um  die  Standesunterschiede  in 
Anschauung,  Bildung,  Streben  und  Charakter  auszugleichen,  für  alle  Stande 


Ldsoiig   der   sosiaieti  Frage    der  FrsnsD.     Hreslaa    1867.      Wir   nunoQa    eine   andere  utts 
niclit  Yorliegende  Schrift  der  Verf&sjjerin^  betitelt:  Die  Emehuog  lur  Arbeit. 

l)MathildeReichardt-Stromberg:  I^Vaaeoreebt  und  Fraaeiipflicht.    3.  Aufl. 
Leipzig  1883.  —  Die  StantsbUrgeriii.     Leipzig  1880. 
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gemeinsam  und,  um  jede  Beeinträchtigung  des  TJnterrichtszweckes  durch 
fremde  Zwecke,  wie  es  der  Erwerb  bei  der  Privatschule  ist,  fernzuhalten, 
staatlich  sein  soll.  Der  Unterricht,  der  die  Unterweisung  in  weiblicher 
Handarbeit  sorgfaltig  zu  berücksichtigen  hätte,  soll  unentgeltlich  sein.  Nach 
dem  12.  Lebensjahre  hätte  sich  ein  ebenfalls  obligatorischer  zweijähriger, 
aber  nunmehr  bezahlter  Unterricht  in  Gemeindeschulen  anzuschlicfsen, 
welchen  die  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  der  yerschiedenen  Stände 
gestattet  wäre,  fortwährend  aber  unter  Anpassung  an  die  allgemeine  weib- 
liche Bestimmung.  So  soll  z.  B.  eine  Mädchenschule  im  Dorfe,  um  eine 
Ausbildung  in  den  verschiedenen  Zweigen  des  weiblichen  Arbeitsgebietes 
zu  ermöglichen,  mit  Einderbewahranstalt,  Volks-  oder  Armen-  und  Kranken- 
hausküche, Waschanstalt  und  Garten  verbunden  werden.  An  die  obliga- 
torische allgemeine  Schule  schliefst  sich  in  dem  Plane  der  Verfasserin,  den 
Hoch-  und  Realschulen  der  männlichen  Jugend  entsprechend,  die  höhere 
fakultative. 

Ihren  allgemeinen  Standpunkt  in  der  Frauenfrage,  aus  dem  diese 
konkreten  Vorschläge  für  den  weiblichen  Unterricht  fliefsen,  hat  die  Ver- 
fasserin ausführlicher,  als  es  in  der  „Staatsbürgerin"  geschieht,  schon  in 
ihrem  früheren,  jetzt  in  neuer  Auflage  erschienenen  Buche  „Frauenrecht 
und  Frauenpflioht"  dargelegt,  einem  Buche,  in  dem  aus  jeder  Zeile  das 
gesunde  Urteil  einer  begabten  und  besonnenen  Frau  spricht  und  das  daher 
die  reiche  Anerkennung,  das  es  gefunden  hat,  wohl  verdient.  Sie  ist 
Gegnerin  der  sogenannten  Emanzipation.  In  eifriger,  oft  von  feiner 
Ironie  erfüllter  Bekämpfung  der  Lewald'schen  Argumentationen,  die  sie 
mit  Glück  und  Geschick  widerlegt,  tritt  sie  für  den  spezifisch  häuslichen 
Beruf  des  Weibes  ein.  Auf  diesen  Beruf,  nicht  auf  die  Erwerbthätigkeit, 
soll  bei  voller  Rechtsgleichheit  auch  in  Zukunft  thatsächlich  die  Existenz 
ihres  Geschlechtes  gegründet  bleiben,  nur  unter  besserer  Berücksichtigung 
der  Schwierigkeit  desselben,  die  eine  gröfsere  Sorgfalt,  als  bisher,  in  der 
Erziehung  für  Haus  und  Familie  erheischt.  Auch  in  der  „Staatsbürgerin'' 
klingt  oft  noch  der  gleiche  Grundton,  wie  in  der  vorerwähnten  Schrift, 
durch ;  so  in  der  Ausführung,  dafs  die  ganzen  Emanzipationsbestrebungen 
auf  einem  über  sich  Hinauswollen  des  Weibes  beruhen  und  darauf  aus- 
gehen, das  Beste  im  Weibe  zu  ertöten,  um  die  Herrschaft  des  Unan- 
gemessenen herbeizuführen.  Wir  lassen  es  dahingestellt  sein,  ob  die 
VerfSasserin  nicht  zu  weit  geht,  indem  sie  jede  von  den  Frauen  nach  Art 
der  Männer  ausgeübte  Berufsthätigkeit  verdammt.  Im  Übrigen  aber,  welcher 
Abstand  zwischen  beiden  Schriften!  Wir  wollen  ganz  absehen  von  den 
mehr  als  die  Hälfte  des  Buches  füllenden  Expektorationen  über  Ultramon- 
tanismus und  Sozialdemokratie,  welche  mit  der  Behandlung  der  Fraaen- 
frage  zu  verbinden  die  Autorin  sich  durch  die  Überzeugung  veranlafst  sieht, 
dafs  der  moderne  Staat  in  einem  Krankheitszustande  sich  befinde,  der  eben 
seine  Symptome,  aufser  im  zunehmenden  Überschüsse  lediger  Frauen,  im 
Ultramontanismus  und  in  der  Sozialdemokratie  offenbart,  seine  Ursache 
aber  im  Nichtvorhandensein  einer  Staatsbürgerin  neben  dem  Bürger  be- 
sitzt, d.  h.  in  einem  Mangel  an  Staatsgesinnung  bei  den  Frauen,  der 
aus  der  Vernachlässigung  des  weiblichen  Geschlechtes  von  Seite  des  Staa- 
tes resultiert!     Nicht  besser   hätte  die  Verfasserin  ihre  Behauptung,  dafs 
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Familie  nDd  Haus  den  wahren  Beruf  der  Frauen  tun«chlöß«en,  belegen 
könncDi  als  indem  sie  eelbst  sich  auf  das  Gebiet  poBitiyer  Sozialpolitik 
begab.  Alles  erwartet  ond  fordert  sie  vom  Staate,  Nicht  ntir  soll  dietar 
für  die  ledigen  Frauen  Befchäftignngen  und  Anstellnngen  reserTiereo» 
beziehungsweise  ins  Leben  rufen,  er  soll  sogar  —  horribile  dictu!  —  för 
ihre  Verminderung  Sorge  tragen,  und  zwar  einerseits  durch  die  erwähnte 
Erziehungsreform,  anderseits  durch  die  Übernahme  der  Kinderversorgung, 
welche  durch  Gewährung  eines  aus  einer  allgemeinen  Mannes-  oder  Einder- 
steuer  aufzubringenden  und  an  jede  Mutter  für  jedes  unter  fünfzehnjährige 
Kind  auszuzahlenden,  jährlichen  Koet-^  TfLtge-  und  Erziehungsgeldea  211 
geschehen  hätte!  Es  gibt  Dinge,  die  so  sehr  das  Gepräge  der  Thorheit 
an  der  Stirne  tragen ,  dafs  jede  Kritik  überflüssig  wird.  Dahin  gehört 
auch  dieser  Vorschlag,  und  man  wird  es  begreiflich  finden,  wenn  wir  be- 
dauern» dafs  die  frühere  Schrift  der  Verfasserin  nicht  ihre  einzige  auf 
diesem   Gebiete  geblieben  ist. 

Die  gleiche  Forderung,  wie  wir  sie  Reuper  und  Reichardt- Strom* 
berg  stellen  sehen,  dafs  nämlich  der  Staat  die  Leitung  des  Mädchenschol- 
wesens  übernehme,  begegnet  uns  in  der  Schrift  einer  ungenaunten  Dame  ^)^ 
die  auch  sonst  in  ihren  Anschauungen,  namentlich  in  ihrer  Ansicht  über 
den  notwendigen  Inhalt  der  weiblichen  Erziehung,  mannigfaehe  Üherein- 
Stimmung  mit  den  Vorgenannten  zeigt.  Und  in  der  That  legt  die  Be- 
obachtung des  mangelhaften  Zustanries,  in  dem  sich  das  weibliche  Bil- 
dungawesen  zur  Zeit  noch  beüodet,  den  Wunsch  nahe,  durch  eine  öffent^ 
liehe  Organisation  desselben  eine  Garantie  für  seine  zweckentsprechende 
Gestaltung  zu  erlangen,  um  so  mehr,  als  die  aligemeine  Bedeutung,  welche 
der  Bildung  der  Frauen  in  Staat  und  Gesellschaft  zukommt,  sich  nicht 
länger  verkennen  läfst  In  der  Hebung  der  weiblichen  Erziehung  in- 
dessen sieht  die  letzterwähnte  Autorin  nur  eine,  wenngleich  die  wichtigste 
Mafsregel,  in  welcher  der  Staat  die  geforderte  höhere  Beachtung  der 
weibliehen  Existenz  zum  Ausdruck  zu  bringen  hätte.  Darüber  hinaas 
verlangt  sie  von  ihm,  dafs  er  die  Verheiratete  vor  Mifshaudlnng  des 
Hannes  schütze  und  ihr  eine  günstigere  Stellung  im  ehelichen  Güterrecht 
sichere;  er  soll  Schutz  gewähren  gegen  ungerechtfertigte  Herabsetzung 
des  Lohnes,  sowie  für  Anpassung  der  fabrikgesetzlichen  Bestimmungen 
an  die  Bedingungen  des  Frauendaseins;  er  soll  endlich  für  strengere 
Wahrung  der  Sittlichkeit  eintreten  durch  verständige  Zensur,  sowie  durch 
Beschränkung  der  Vergnügongslokale,  lauter  Forderungen,  die,  wie  man 
sieht,  mindestens  einen  höchst  ungleichen  Wert  und  dabei  £um  Teil  eine 
sehr  geringe  Ausfulirbarkett  besitzen  und  deren  Zusammenstellung  eben 
auch  nur  einer  das  Gebiet  allgemeiner  Sozialpolitik  botreteudeu  Frau 
verziehen  werden  kann.  Überhaupt  läfst  auch  hier  wieder  einmal  die 
ganze  Gedanken entwickelung  den  erforderlichen  inneren  Zusammenhang 
durchweg  vermissen. 

Originell  aber  unbrauchbar  ist  ihr  Vorschlag  zur  Regelung  des  po- 
litischen Stimmrechts*    Um  der  Frau,  deren  direkte  Beteiligung  am  öffent« 


1)  Zar   L$song   der  sosmlsn  Fr»g«   durch    dfe  Pr«a.     Von   elnttr    deatachtto  Frmo. 
Berlin  1878. 
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liolieii  Leben  die  VerfasBerin  mit  EntBohiedenheit  verwirft,  dennoch  den 
gebührenden  EinflnfB  zu  sichern,  verlangt  sie  für  die  Familienväter 
eine  doppelte  Stimme  in  allen  öffentlichen  Angelegenheiten,  eine  MafB- 
regel,  von  der  sie  eine  AbBchwächung  des  bedenklichen  Übergewichts  der 
JunggeBcllen  bei  den  politischen  Wahlen  und  zugleich  eine  Beförderung 
der  Familiengründung  erwartet!  Im  Dienste  der  letzteren  steht  auch  die 
vorgeschlagene  Einführung  einer  Junggesellensteuer. 

Im  Übrigen  steht  die  Verfasserin  auf  dem  Boden  positiv  christlicher 
Anschauungen,  welche  sie  mit  den  nachfolgend  zu  nennenden  Autoren 
aufs  Engste  verbinden.  Mit  der  christlichen  Glaubensüberzeugung  indessen, 
die  sie  vertritt  und  die  ja  auf  die  allgemeine  Stellung  ihrer  Vertreter 
zu  unserer  Frage  stets  bestimmend  einwirkt,  stehen  bei  ihr  so  wenig 
wie  bei  den  anderen  die  einzelnen  konkreten  Vorschläge  —  ausgenommen 
etwa  die  Sonntagsheiligung,  von  der  sie  sich  für  die  Lage  der  Frauen 
seltsamer  Weise  viel  verspricht  —  in  einem  notwendigen  inneren  Zu- 
sammenhange. 

Wie  sie  allein  auf  das  Christentum  die  hohe  Stellung  zurückfuhrt, 
welche  gegenwärtig  die  Frau  einnimmt,  so  erkennt  sie  auch  in  dem  Fest- 
halten am  Glauben  das  einzige  Mittel  zur  Behauptung  einer  würdigen, 
gleichberechtigten  Stellung,  eine  Überzeugung,  die  man  als  eine  der 
ganzen  Richtung  gemeinsame  betrachten  muTs  und  die  Wiener^) 
durch  eine  Vergleichung  der  Lage  der  Frauen  bei  den  verschiedenen 
Kulturvölkern  und  in  den  verschiedenen  Geschichtsperioden  eingehender 
zu  begründen  versucht  hat.  Die  möglichen  Einwände  hat  Wiener  dabei 
nicht  genügend  gewürdigt  und  widerlegt,  wie  denn  überhaupt  das  Wiener' 
sehe  Buch,  mag  es  auch  hier  und  da  Richtiges  vertreten,  nicht  den 
besseren  Leistungen  zugezählt  werden  kann.  Die  matten  und  trockenen 
Ausführungen,  die  weder  neue  noch  tiefe  Gesichtspunkte  bieten  und 
durchzogen  sind  von  einer  Fülle  von  Beispielen,  die  der  Verfasser  über- 
wiegend der  obeiflächlichen  Materialiensammlung  Elemm's')  entnimmt, 
zeigen  von  einer  gewöhnlichen,  ja  trivialen  Denkweise,  die  jede  höhere 
Schulung  entbehrt 

Dafs  aber  der  christliche  Standpunkt  eine  Verschiedenheit  in  der 
Auffassung  der  Frauenfrage  nicht  schlechthin  ausschlieXst,  zeigen  zwei  so 
entschiedene  Vertreter  desselben,  wie  König  ^)  und  Nathusius^). 
Während  König,  obwohl  er  in  Übereinstimmung  mit  Nathusius  Haus 
und  Familie  als  dauernde  Grundlage  für  die  Existenz  des  Weibes  betrachtet, 
dennoch  die  weibliche  Erwerbsthätigkeit  als  vollberechtigt  anerkennt  und 
zur  Frauenfrage  im  grofsen  und  ganzen  dieselbe  Stellung  einnimmt  wie 
L.  Büchner  und  andere,  lehnt  dieser  in  seinem  von  frischer  und  oft 
treffender  Polemik  getragenen,  auch  an  geschichtlichen  Mitteilungen  über 
die   Frauenbewegung  reichen  Buche,    von    einer  Frauenfrage,   die   etwas 


1)  Wilhelm  Wiener:  Die  Fraaen,  ihre  Geschichte,  ihr  Beruf  und  ihre  BUdong. 
HAins  1880. 

2)  Klemm:  Die  Frauen.     Dresden  1859.     6.  Bde. 

3)  Robert  König:     Zur   Charakteristik    der  Frauenfrage.     Leipzig    und   Biele- 
feld 1870. 

4)  Philipp  Ton  Nathusius:  Zur  Frauenfrage.    Halle  1871. 
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Wesentliches  in  der  Stellung  des  ganzen  Geschlechtes  betreffen  soÜie, 
selbst  den  Namen  ab.  Beruf  und  Lebensaufgabe  der  Frauen  gelten  .hm 
als  ein  für  allemal  in  festen  Ordnungen  der  Natur  and  des  göttlichen 
Gebotes  begründet  und  befindet  er  sich  danach,  abgesehen  von  seiner 
spezifisch  christlichen  tJberzeugung,  in  einer  von  ihm  selbst  als  merk- 
würdig konstatierten  Übereinstimmung  mit  v.  Sybel,  dessen  Schrift  ihm  erst 
kurz  vor  Beendigung  seiner  eigenen  zuging;  und  die  daher  keinen  EinfioTs 
auf  ihn  hat  ausüben  könneo.  £r  leugnet  keineswegs  vollständig  das  Vor- 
handensein eines  Notstandes,  er  bestreitet  nur  seine  Allgemeinheit  und 
Dringlichkeit  und  vertritt  die  Ansicht,  dafs  das  Hans  trotz  der  mannich- 
fachen  Änderung  der  sozialen  Verhältnisse  auch  heute  noch  in  weit 
gröfserem  MaTse,  als  angenommen  zu  werden  pflegt,  den  Frauen  Be- 
schäftigung zu  bieten  vermag,  so  dafs  er  um  so  mehr  im  Gegensätze  zu 
König  einer  Teränderten  Anschauung  über  Beruf  und  Lebensaufgabe  des 
Weibes  jede  Berechtigung  glaubt  absprechen  zu  müssen.  Schutz  der 
Frauen  gegen  Ausbeutung  ihrer  Arbeitskraft  scheint  ihm  angesichta  der 
im  Arbeiterstande  herrschenden  Verhältnisse  mehr  geboten,  als  das 
Aufsuchen  von  vermehrter  Arbeitsgelegenheit.  Eine  grundsatzliche  Be- 
rechtigung spricht  er  der  weiblichen  Arbeit  aufser  dem  Hause  nur  in 
bestimmten  Fällen  zu.  Zu  diesen  zählt  er  die  Thätigkeit  der  Diako* 
nissinnen,  die  er  überall  in  den  Gemeinden  zur  Ptieg»  der  Armen  und 
Kranken  bestellt  wissen  mochte,  ein  Wunsch,  den  vor  ihm  schon  K.  Pinoff 
äufserte;  femer  diejenigen  bürgerlichen  Beschäftigungen,  für  welche  be- 
sondere Befähigung  oder  andere  Gründe  gerade  Frauen  begehrt  macheo  : 
Krankenpflege»  ärztlicbe  Behandlung  von  Fr:iuen  und  Kindern,  Apotheken- 
betrieb und  dergl.;  ferner  Kleinkinderuuterricht,  nicht  aber  höheren 
Unterricht,  selbst  nicht  in  Töchterschulen,  und  zwar  dies  sowohl  in  An- 
betracht der  weiblichen  Schwäche  im  logischen  Denken  und  systematischer 
Auffassung,  als  auch  der  Töchter  wegen,  da  nur  am  Manne  das  Weib 
gründliche  Bildung  eraplangL  Endlich  will  er,  wie  vor  ihm  0.  Aogust, 
Berufsarten  zulassen ,  welche  bestimmt  sind ,  für  ent^sogenen  Broterwerb 
eiuen  Ersatz  zu  bieten,  wobei  indefs  nur  ledige  Frauen  für  ihn  in  Frage 
kommen. 

Darüber  hinaus  läfst  er  auch  die  Not  als  einen  Rechtfertigungsgnind 
für  weibliche  Erwerbsarbeit  aufserhalb  der  Familie  gelten,  vorausgesetzt, 
dafs  sie  den  Frauen  zweckmafsig  und  anständig  sei*  denn  er  bekämpft 
nur  eine  prinzipielle  Gleichstellung  der  Geschlechter.  Schlechthin  ausge- 
schlossen bleiben  nur  alle  diejenigen  Berufsarien ,  welche  ein  Freisgeben 
an  die  grÖfsere  Oft'entlichkeit  oder  eine  unterschiedslose  Vermeng^ng  mit 
dem  andern   Geschlecht  erfordern* 

Am  schroffsten  offenbart  sich  der  Gegensatz  zwischen  christlicher 
und  individualistischer  Lebensanscbauung  in  der  verschiedenen  Auffas- 
sung hinsichtlich  der  allgemeinen  Beziehungen  der  Geschlechter  zu  ein- 
ander. Während  für  die  Emanzipationslehre  das  Abhängigkeitsverhält- 
nis des  Weibes  zum  Manne  als  eine  Unterdrückung,  als  eine  Verletzung 
des  allein  menschenwürdigen  Gleichheitsprinzips  gilt,  ist  den  Vertretern 
der  christlichen  Anschauung  gerade  dieses  die  gottgewollte  Ordnung*  Für 
Nathusius   ist    daher    überhaupt  ein  Leben    der  Liebe  der  Lebensberuf 
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des  Weibes  und  damit  zusammenhängend  die  ihm  gestellte  Aufgabe  die, 
sich  anzusohliefsen y  sich  zu  unterwerfen,  zu  dienen.  Ebenso  bekennt 
Sophie  Y.  Hardenberg  1),  eine  Frau,  die  Geist  und  Oemüt  in  gleicher 
Weise  als  eine  berufene  Vertreterin  ihres  Geschlechts  erscheinen  lassen: 
„Wir  Frauen  stehen  einmal  erst  in  zweiter  Linie",  worin  ihr  das  Schrift- 
wort zur  Stütze  dient:  Das  Weib  ist  um  des  Mannes  Willen  gesohaffen 
als  seine  Gehilfin ,  nicht  der  Mann  um  des  Weibes  Willen.  Denn  auch 
sie  erblickt  in  der  Liebe,  der  treuen,  sorgenden,  barmherzigen,  alle 
Schäden  heilenden  und  tragenden  die  Mission  ihres  Geschlechts,  deren 
Verkennung  für  sie  die  eigentliche  Ursache  der  herrschenden  Mifsstände 
wie  ihres  Kernpunktes,  des  schwindenden  Familiensinnes,  bildet  Aber 
indem  sie  die  Thatsacbe  behauptet,  erschliefst  sie  zugleich  durch  eine 
Darlegung  der  geistigen  Entwicklung  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts das  tiefere  Verständnis  für  die  Entstehung  und  das  Wesen  der 
modernen  Anschauungen. 

In  ihren  Ansichten  über  die  Erziehungsfrage  geht  sie  nicht  soweit, 
mit  Nathusius  jede  weibliche  Bildung  für  einen  anderen  Beruf  als  den 
häuslichen  zu  verwerfen;  nur  verweist  sie  diese  in  ein  späteres  Lebens- 
alter. In  der  Verurteilung  des  herrschenden  Erziehungssystems  und  der 
damit  zusammenhängenden  Forderung  einer  Erziehung  zu  ernstlicher 
Arbeit,  zum  Denken  für  das  Wohl  Anderer,  zum  Pfiichtbewuftsein  be- 
gegnet sie  sich  ganz  mit  den  Vertretern  der  gemäüisigt  liberalen  Anschau- 
ung und  wie  diese  betont  sie  die  Notwendigkeit,  dem  Unterricht  in 
Zukunft  wieder  mehr  eine  Richtung  auf  das  Praktische  zu  geben.  Im 
Weiteren  scheiden  sich  die  Wege.  Während  jene  alles  von  einer  ent- 
sprechenden Ausbildung  der  Schulerziehung  erwarten,  will  sie  das 
Mafs  des  weiblichen  Schulunterrichts  beschränken.  Auf  diese  Weise  soll 
das  erreicht  werden,  was  sie  für  eine  Lebensbedingung  ihres  Geschlechts 
hält:  eine  auf  die  Pflege  des  Gemütes  gegründete,  individuaUsierende  Be- 
handlung, die  eben  nur  das  Haus  zu  gewähren  vermag,  nicht  die  Schule, 
die  an  die  geisttötende  Schablone  gebunden  ist.  In  dieser  Zurückver- 
legung  des  Schwerpunktes  der  weiblichen  Ausbildung  in  das  Haus  sieht 
sie  das  einzige  Mittel,  zu  einer  vernünftigen  Lösung  der  Frauenfrage  zu 
gelangen  und  dadurch  die  Zukunft  der  Nation  zu  sichern. 

Keiner  jedoch  von  allen  jenen,  die,  sei  es  in  positiv  christlicher 
Gesinnung,  sei  es  auf  anderer  Grundlage,  die  Verteidigung  der  bestehen- 
den Ordnung  gegen  eine  grundsätzliche  Bekämpfung  unternahmen,  hat 
mit  gleich   grofsem  Glücke  wie  War  neck')   diese  Aufgabe  gelöst     Er 


1)  Sophie  Ton  Hardenberg,  Zur  Fraaenfrftge.     Leipdg  188S. 

S)  F.  S.  Warn  eck:  Ehret  die  Frauen.  Beitrftge  zum  modernen  Koltarleben  der 
Fraoenwelt.     Ste   Aufl.     Leipzig  188S: 

Art.  1:  Prärogative  der  Frauenwelt 

Art  2 :  Kinderg&rten  u.  Kinderzimmer ,  warnt  vor  Übertchfttznng  der  ersteren  und 
tritt  für  die  letzteren  ein,  weil  nnr  hier  das  Kind  sich  frei  nach  seiner  Indiyidoalitftt 
entfalten  kann. 

Art.  3:  Leider  nnr  ein  Traum:  entfaltet  ein  aus  der  Phantasie  geschöpftes  BUd  von 
der  Art,  wie  sich  das  häusliche  Leben  gestalten  würde,  wenn  die  Frauen  dem  Ideal 
des  Verfassers  entsprächen. 
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steht  auf  dem  Boden  des  positiven  Christentume ,  dennoch  ist  es  nicht 
vorzugsweise  die  Waffe  des  Glaubens,  sondern  die  der  Vernunft,  mit 
der  er  gegen  die  Vertreter  der  Emanzipation  in  seinem  Buche  ßtrei- 
tet.  Dagselbe  umfafat  vier  Espftj-B,  die  mit  Aufnahme  eines  einzigen 
Bchon  an  anderem  Orte  veröffentlicht  wurden,  hier  aber  aut  Grund  der 
eiuhtitlichen  Tendenz,  die  sie  innerlich  verbindet,  auch  äufeerüch  xu  einem 
Ganzen  vereinigt  wurden.  Von  diesen  Aufsätzen  kommt  tur  unsere  Auf- 
gäbe  nur  der  erste  Artikel  in  Betracht  Was  in  diesem  der  Verfasser 
gibt  und  geben  will,  ist  nicht  eine  erschöpfende  Behandlung  der  Frauen- 
frage nach  allen  ihren  mannigfachen  Beziehungen,  sein  Zweck  beschränkt 
sich  darauf,  die  Naturwidrigkeit  und  damit  die  XJn  halt  barkeit  der  Eman- 
zipationeideen  zu  beweisen,  inebesondere  die  Absurdität,  welche  in  der 
Forderung  der  politischen  und  stüatsbürgerlichen  Gleicheteilung  liegt. 
Dabei  ist  sein  Haupt  angriff  naturgemäfs  gegen  J,  Stuart  Hill,  als  den 
Hauptrepräsentanten  der  GleichheitBidee  gerichtet.  Indem  er  dessen  logische 
Argumentationen  eingehend  analysiert,  weifs  er  in  einer  Weise,  die  ihre 
überzeugende  Wirkung  nicht  verfehlt,  die  ganze  innere  Schwäche  und 
Haltlosigkeit  aufzudecken ,  welche  der  Beweisführung  des  britischen  Phi- 
losophen innewohnt.  8eine  Kritik  ist  schlagend,  aber  erbarmungslos,  da- 
bei die  Sprache  von  edler  Wärme,  das  Ganice  in  bestem  Sinne  geistreich 
und  original,  auf  tiefere,  historisch  wie  psychologisch  begründete  und 
von  reicher  Lebenserfabrung  getragene  Auffassung  gestützt.  Die  Ordnung 
des  sozialen  Verhältnisses  der  Geschlechter  ist  ihm  eine  von  der  Vorseh- 
ung gewiesene  und  danach  die  Lebensaufgabe  der  Frau  eine  nur  be- 
dingte, ihre  Weltstcllung  eine  mittelbare.  Nicht  der  Frau,  sondern  dem 
Manne  gebührt  auf  Grund  der  Individualität  der  Geßchlechter  die  eigent- 
liche Arbeit,  die  Arbrit,  welche  der  Aufsenwelt  d.  h,  dem  Vaterlande, 
dem  Gewoinweseu,  den  äufseren  Existenzbedingungen  des  Hauses  gilt,  ihr 
hingegen  die  Thätigkeii  des  Schaltens  und  Waltens,  die  Sorge  für  die 
Dinge,  deren  der  innere  Mensch,  die  Heimstätte  und  deren  Glück  be» 
darf.  Demgcmäfs  ist  die  Grundidee,  von  der  das  Ganze  getragen  ist,  diei 
dafs  iu  der  hierauf  gegründeten  Besonderheit  der  weiblichen  Stellung 
nicht  etwa  eine  Zurücksetjsung,  eine  Unterdrückung,  vielmehr  eine  Prä- 
rogative zu  erblicken  ist,  die  allein  der  Frau  eine  dominierende  Stellung 
zu  sichern  vermag,  und  dnfs  es  die  Wahrung  dieser  Prärogative  ist,  des- 
sen die  Frauen  würde  bedarf,  nicht  die  Gleichstellung,  die,  wie  Warneok 
durch  die  vortreffliche  AuBmalung  der  Konsequenzen  zeigt,  anstatt  zu  der 
beabsichtigten  Erhebung  mit  Notwendigkeit  zu  einer  wahrhaft  verderben- 
bringenden  Erniedrigung  dee  weiblichen  Geschlechtes  führen  würde* 

In  manchen  der  vorerwähnten  Anschauungen  sehen  %vir  Laas*)  mit 
den  Vertretern  der  letztbesprochenen  Richtung  sich  begegnen,  nur  igt  sein 
Ausgangspunkt  ein  völlig  anderer.  So  wenig  er  eine  ursprünglich  etbische 
Btftimmung  des  Weibes  gelten  lassen  will,  so  wenig  erkennt  er  eine  auf 
Grund  der  Bibel  aus  dem  Willen  Gottes  deduzierte  an,  vieiraehr  gilt  ihm 


Art.  4 !  Gewir»  kein  Tmum :  handelt  von  dem  Hause  und  seiner  Bedeutung  für  dm 
weibliche  Glück  und  für  die  WeltAufgnbe  aittllcher  Ideen. 
1)  Laus:  Zur  Frauenfrage,    Berlin  1883. 
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die  Geßchechtsdifferenz,  die  er  in  phpiölogiächer  und  psychischer,  ijuanti- 
tativer  und  qualitativer  Beziehung  als  gegeben  betrachtet,  lediglich  als  ein 
Äueflufs  der  natürlichen  Ordnung  und  läfst  er  für  die  hieraua  abzuleiten- 
den normativen  und  organisatorißchen  BeBiimmungcn  lediglich  den  Oc- 
ßamtnutzen,.  das  Gluck  des  Ganzen  maf»gebend  sein,  nicht  etwa  das  be- 
iondere  Glück  dee  Weibes ,  soweit  es  nicht  in  jenem  mit  enthalten  ist. 
Wie  V.  Sybcl  und  viele  andere  erblickt  er  in  der  Verschiedenheit 
der  Gcachlecliter  die  notwendige  und  natürliche  Grundlage  einer  gesell- 
ßchaftlichen  Arbeitsteilung ,  die  auch  dann ,  wenn  die  einzelne  Frau  der 
aus  ihrer  natürlichsten  Bestimmung,  der  Mutterschaft,  sich  ergebenden 
I'unktionen  der  Ernährung,  Pflege  und  Erziehung  der  Kinder,  sowie  der 
haußwirtechaftlicheii  Sergen  sich  cntechlagt,  um  nur  Geliebte  und  Gesell- 
Bchaftcrin  des  Mannes  zu  sein,  bestehen  bleibt,  weil  eben  zwar  die  Ein- 
zelne ,  nicht  aber  das  Geschlecht  dadurch  entlastet  wird.  Für  die  mono- 
gamißche  Ehe,  die  er  als  zutruglichste  Form  der  Kindererzielung,  sowie  zu- 
gleich als  einfachsten  Wirtschaftsorganismus  eingehend  würdigt,  scheint 
es  ihm  geboten,  Sinn  und  Neigung  zu  vermehren  teils  durch  das  auch 
von  der  „deutschen  Frau"  genannte  Mittel  einer  Hageetolzensteuer  von 
einem  gewissen  Alter  und  Einkommen  ab,  teils  durch  eine  Erleichterung 
der  Ehescheidung,  über  deren  nähere  Bedin^^ungen  und  Kautelen  er  sich 
des  Weiteren  verbreitet.  Was  das  erstgenannte  Mittel  betrifft,  so  halten 
wir  die  Berücksichtigung  des  ledigen  Standes  in  einer  höher  entwickel- 
ten Einkommensteuer  sehr  wohl  für  möglich,  aber  nur  unter  dem  Ge- 
ßichtßpunkte  seiner  höheren  LeiBtungsfdbigkeit  Als  Zwangsmittel  hin- 
gegen können  wir  eine  besondere  Beßteuerung  der  Hagestolzen  weder 
für  zulässig  noch  für  wirkisaro  erachten.  Eine  rationellere  und  zweck- 
mäfßigere  Kegelung  der  Ehescheidung  im  angegebenen  Sinne  ferner  scheint 
uns  nicht  nur  möglich,  sondern  im  iDteresßo  des  Familienlcbenß  sogar  ge- 
boten, Indeßticn  glauben  wir,  dafs  Laas  sich  täuscht,  wenn  er  von  einer 
solchen  Reform  eine  irgend  erhebliche  Beförderung  der  Eheschliefsungen 
erwartet,  da  wir  überzeugt  sind,  dafs  nur  in  höchst  seltenen  Fällen  der 
Gedanke  an  die  gesetzlichen  Schwierigkeiten  einer  eventuellen  Scheidung 
von  der  Eingehung  einer  Ehe  abhält. 

In  der  Überzeugung,  dafs  trotz  aller  Ehebeförderungsmittol  es  stets 
ledige  Jungfrauen  und  Frauen  gebün  werde,  stellt  Laas  hei  der  Erörterung 
der  Mädcheeerziehungsfrage  den  theoretisch  richtigen  Satz  an  die  Spitze, 
dafs  dieeelbe  sowohl  für  den  Ehefall,  wie  für  den  Fall  notwendiger  Selbst- 
ßtändigkeit  gleich  ausreichend  vorbereiten  solle-  Den  erforderlichen  Grund- 
gedanken sieht  er  im  jetzigen  Mädchenachulwescn  bereits  verwirklicht, 
nur  wünscht  er  eine  konsequentere  und  systematischere  Ausgestaltung  des- 
Beiben,  worüber  er  nähere  Vorschläge  bringt  Der  Unterschied  von  allge- 
mein bildenden  und  Fachschulen  wäre  danach  aufrecht  zu  erhalten  und 
hätten  letztere  eich  an  die  einzelnen  Arten  der  ersteren,  Volksschule, 
Stadt-  oder  Mittelschule  und  Bealgymnasium  (höhere  Töchterschule),  ent- 
sprechend an  zuschlief sen.  Eine  besondere  Organisation  der  Mädchen- 
Bchulen  hält  er  mit  vorwiegender  Rücksicht  auf  die  weibliche  Haupt- 
beßtimmung  ,  wie  auf  die  schnellere  Entwickelung  der  Mädchen  für 
dauernd  geboten    und  deshalb  eine  Vermischung  der  Geschlechter  bei  den 
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allgemein  bildeDden  Schulen  so  wenig  wie  bei  den  rüchbildung;6anfttalten, 
bei  denen  er  einer  Bevorzugung  der  Beziehung  auf  das  Haus  ebenfalls  das 
Wort  redete  für  zulässig.  Im  übrigen  gebort  er  zu  denen,  welche  die 
Aufgabe,  für  die  Hebung  des  weiblichen  GeschlfchtCÄ  2u  sorgen,  vor  aUem 
den  Frauen  »elbst  zuweisen.  Da«*  passive  Wahlrecht  lehnt  er  Töllig  ab, 
die  Erteilung  des  Stimmrechts  hält  er  beschränkt  auf  die  völlig  Selbstän- 
digen für  durchaus  gerechtfertigt,  ohne  dufs  er  überzeugende  Grunde  für 
diesen  Standpunkt  anfuhrt. 

Wir  gelangen  nunmehr  zu  einer  Gruppe  Yon  Autoren,  die  von  vorn- 
herein in  der  Frauen  frage  nur  eine  Erwerbsfrage  für  einen  Teil  des 
weiblichen  Geschlechtes  erblicken  oder  doch  wenigstens  fast  ganz  sich  auf 
die  Behandlung  ihrer  wirtschaftlichen  Seite,  als  dem  nach  ihrem  Urteil  We- 
sentlichsten, beschriinken.  Von  den  hierhergehörigen  Schriften  steht  die- 
jenige*) Biehter's  insofern  den  Anhängern  der  Emanzipation  nahe,  als 
der  Autor  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen  Arbeit,  für  das  er  die 
Existenz  der  Frauenfrage  anerkennt,  ebenso  unumschränkt  und  in  glei- 
chem Sinne,  wie  jene,  die  rechtliche  und  soziale  Gleichstelluiig  der  Frauen 
verficht.  Seine  Richtung  mufs  als  eine  rein  okonomistische  bezeichnet  wer- 
den, die,  wie  schon  der  Titel  des  Buches  zeigt,  ihre  Schlagwörter  —  und  an 
solchen  ist  die  Schrift  überreich  —  mit  Vorliebe  der  sozialistischen  Rüstkam- 
mer entlehnt.  Bie  Arbeit  allein  bildet  für  ihn  die  Grundlage  der  Sittlichkeit. 
Also,  so  lautet  sein  naiver  Schlufs,  ist  nur  durch  die  wirtschaftliche  Frei- 
heit des  Weibes  seine  sittliche  Freiheit  gewährleistet.  Und  doch  ist  ihm 
die  Familien  Wirtschaft  die  höchste  Erfüllung  des  weiblichen  Berufs!  Trotz 
der  Einseitigkeit  seiner  historischen  Auffassung,  die  aus  der  Einseitigkeit 
seines  allgemeinen  Standpunktes  von  selbst  sich  ergibt,  bilden  seine  ge- 
eehi  cht  liehen  Ausführungen  den  interessanteren  und  gelungeneren  Teil. 

Es  entspricht  vollkommen  seinen  ganzen  Grundansehauungen  ,  wenn 
er  den  Irrtum  der  Frauenbewegung  ziir  Zeit  der  grofsen  französischen 
Revolution  nur  darin  sieht,  dafs  sie  zugleich  eine  politische  war,  anstatt 
sich  auf  die  berechtigte  Forderung  der  wirtschaftlichen  Emanzipation 
zu  beschränken.  Die  letztere  ist  ihm  ein  notwendiges ,  von  jeder 
menschlichen  Willkür  unabhängiges  Produkt  aus  der  Verdrängung  der 
naturalwirtschaftlichen  Zustünde  durch  die  geld wirtschaftlichen.  Ohne  die 
grofse  Bedeutung  dieses  Faktors  für  die  Lage  der  Frauen  leugnen  zu 
wollen,  müssen  wir  es  doch  als  eine  Überschätzung  seines  Einflusses  be- 
trachten ,  wenn  man  daraus  eine  prinzipielle  Veränderung  in  der  sozialen 
Stellung  der  Frau  ableiten  will  Schwerer  indessen  fällt  der  Umstand  in  die 
Wagschale,  dafs  Richter  den  Einflufs  völlig  verkennt,  welchen  die  Entwick- 
lung des  geistigen  Lebens  auf  die  Frauenbewegung  ausgeübt  hat,  und  der 
oiFenbar  ein  mächtigerer,  tiofergeh ender  war,  als  derjenige  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse.  Weil  aber  dies  der  Fall  war,  kann  denn  auch  zu 
einer  endgiltigen  Lösung  der  Frauenfrage  nicht,  wie  Richter  meint, 
eine  Organisation  der  Frauenarbeit  auf  dem  Boden   absoluter  Freiheit  ge- 


ll Kurl  Tliomus  Richter:  Dm  Recht  der  Frauen  *uf  Arbeit  and  die  Orgitti- 
Äfiüoti  der  Kniiicniirbeit.  Mit  einem  Aolisitge:  Über  Ausftt<>t1uiigcD  der  Fratten»rbcil, 
21«  Aufl.     Wi«Q  1009. 
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nügen.  Als  Mittel  hierfür  empfiehlt  er  Assoziationen  und  behufs  Pörde- 
rung  der  Arbeitsbildung  —  in  einem  besonderen  Anhange  —  Ausstellun- 
gen von  Frauenarbeiten,  von  deren  Wirksamkeit  der  Verfasser  wohl  etwas 
übertriebene  Erwartungen  hegt.  Warum  übrigens,  wie  Kichter  meint, 
nur  unter  der  Demokratie  im  freien  Staate  das  Weib  die  Freiheit  seiner 
wirtschaftlichen  Kräfte  sollte  wieder  erwerben  und  seine  Würde  wieder 
finden  können,  entzieht  sich  unserem  Verständnis  völlig. 

Hier  endlich  kommen  wir  zur  Betonung  eines  Punktes,  dessen  Be- 
rücksichtigung die  Erörterungen  der  bisher  erwähnten  Autoren,  soweit  sie 
der  Erwerbsfrage  gewidmet  sind,  leicht  einer  falschen  Beurteilung  aus- 
setzen würde.  Die  Voraussetzungen,  von  denen  sie  auszugehen  pflegen, 
fiuden  in  der  Wirklichkeit  keineswegs  eine  allgemeine,  ja  kaum  eine 
überwiegende  Bestätigung.  Was  berechtigt  sie,  von  einer  Arbeitsnot  der 
weiblichen  Bevölkerung  zu  reden ,  während  man  im  Arbeiterstande ,  der 
zahlreichsten  Klasse,  Frauen,  verheiratete  so  gut  wie  unverheiratete,  in 
immer  wachsender  Menge,  in  dem  MaTse  vor  allem,  wie  die  industrielle 
Arbeit  an  Ausdehnung  zunimmt,  den  Fabrikeu  und  Werkstätten  zuströ- 
men oder  am  eigenen  Herde  dem  regelmäfsigen  Erwerbe  nachgehen  sieht  ? 
Die  Frauenfrage  in  der  Gestalt,  in  der  sie  uns  bei  fast  allen  jenen  Auto- 
ren ausschliefslich  entgegentrat,  ist  das  eigenste  Produkt  der  sozialen  Ent- 
wicklung in  den  mittleren  Ständen ;  und  die  Verhältnisse  der  sogenannten 
bürgerlichen  Stände  sind  es,  die  überall  in  den  Schriften  die  Voraussetz- 
ung bilden.  Die  meisten  Autoren  geben  sich  oder  doch  wenigstens  ihren 
Lesern  über  diese  Bedingtheit  ihrer  Erörterungen  keine  genügende  Eechen- 
schaft  und  behandeln  die  Frauenfrage,  als  wären  ihre  Voraussetzungen 
allgemeingiltige.  Nur  wenige,  unter  ihnen  Eicht  er  und  Nathusius, 
berühren  diese  Sachlage  und  dann  nur  in  kurzen  Andeutungen.  Im  Ge- 
gensatz hierzu  gelangt  in  den  Schriften  von  v.  Holtzendorff's^), 
Schönberg's  ^),  sowie  in  dem  vom  Verfasser')  seiner  Zeit  veröf- 
fentlichten Vortrage  dieser  der  Frage  innewohnende  zwiespältige  Charak- 
ter in  erster  Linie  und  aller  Schärfe  zum  Ausdrucke.  Worauf  es  in  bei- 
den Fällen  ankommt,  ist,  die  Erfüllung  der  weiblichen  Aufgaben  in  Haus 
und  Familie  mit  der  öffentlichen  Berufsthätigkeit  in  das  richtige  Verhält- 
nis zu  setzen.  Die  Aufgaben,  die  sich  daraus  ergeben,  sind,  wie  die  Ver- 
fasser zeigen,  verschieden,  dort  angemessene  Beschränkung  der  Arbeit, 
namentlich  für  Mütter,  hier  dagegen  Erweiterung  des  weiblichen  Berufs- 
kreises und  der  Fachbildung,  vorzugweise  für  Ledige  in  bestimmten  Be- 
völkerungsklassen und  Lebenskreisen.  Allgemein  aber  besteht  für  sie  die 
Notwendigkeit,  den  Ertrag  der  weiblichen  Arbeit  zu  steigern.  Dabei 
bleibt  die  allgemeine  Grundlage  der  sozialen  Beziehungen  der  Geschlech- 
ter zu  einander  unangetastet,  auch  die  Annahme  gleichartiger  Befähigung 
völlig  ausgeschlossen.  Die  rechtliche  Gleichstellung,  welche  für  das  Ge- 
biet des  Erwerbes  gefordert  wird,  soll  nicht  zugleich  zur  sozialen  Gleich- 
stellung werden,  sondern  nur  der  wirklichen  Befähigung  überall  die  freie 

1)  Fr.  y.  Holtiendorff:  Die  Verbessernngen  in  der  gesellschAfUlchen  und  wirt- 
schaftlichen Stellung  der  Fraaen.     Ste  Aufl.    BerUn  1877. 

2)  GastAY  Schönberg:  Die  Frauenfrage.     Basel  187S. 

8)  Julius  Pierstorf f:  Frauenbewegung  und  Franenfrage.    G6ttingeii  1879. 
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BethaügUBg  sichern»    wie  deuD  Schönberg  sich  auf  äas  Eüt&dSü 
dagegen  verwahrt,  eine  völlige  Emanzipation  zu  erstrebep. 

Bie  Aufgabe ,  die  notweadigen  Refoniien  auf  dieaeni  Gebiete  ins 
Werk  zu  setzen,  weisen  y.  Ho  Uzend  orff  und  8chÖnberg  im 
wesentlichen  der  freien  Vereinsthätigkeit  zu,  Sie  fordern  von  den  besser 
t»ituierten  Klassen ,  dafs  sie  auf  diesem  Wege  in  Erfüllung  ihrer  sozialen 
rüichteii  neben  dem  Staate  zum  Schutze  der  Frau  in  den  unteren  Stän- 
den thütig  werden,  EbeuFO  sollen  Vereine  zur  Förderung  der  weiblichen 
Erwcrbsthätigkeit  wirken.  Im  Einzelnen  bezeichnet  Schön  bürg  als  Auf- 
gaben solcher  Vereine:  Beseitigung  der  Yorurteüe  und  gesetzlichen  Hinder- 
nisse ,  Gründung  und  Förderung  von  Lehranstalten ,  Arbeitsnachweisung 
und  -Vermittlung,  Verkauf  und  Ausstellung  von  weiblichen  Arbeiten, 
eventuell  Errichtung  von  Produktivgenossenschaften,  endlich  Fürsorge  nud 
Schutz  in  eittlicher  und  wirtschaftlicher  Hineicht 

Das  Hauptgewicht  legen  auch  diese  Schriften  auf  die  Reform  der  Er- 
ziehung. Während  in  dieser  Hinsicht  die  anderen  nur  die  hüi rdchenden 
wirtschaftlichen  Mifttstäude  berücksichtigen  und  mehr  eine  Vervollkomm- 
nung der  sozusagen  technischen  Ausbildung  erstreben,  betont  v,  Holtzea- 
dorff  die  höhere  Kultnrmission ,  welche  er  für  die  Frauen  auf  dem  Qe* 
biete  der  Erziehung  aus  der  einseitigeren  Berufsbildung  der  Männer  und 
der  daraus  resultierenden  Schwächung  des  väterlichen  Einflusses  in  neuerer 
Zeit  ableitet.  Er  verlangt  daher»  dafs  den  Frauen  das  Verständnis  für 
die  Mannigfaltigkeit  des  menschlichen  Lebens,  für  die  einfachsten  Gruud- 
beziehungen  von  Staat  und  Gesellschaft  zur  erfolgreichen  Ausübung  ihns« 
haus  liehen  Erziehungsamtes  vermittelt  werde. 

Somit  hätten  wir  diejenige  Litteratur,  welche  die  Frauenfrage  der 
Gegenwart  als  ein  Ganzes  zusammenfassend  zu  behandeln  versucht,  im 
Wesentlichen  für  Deutschland  erschöpft.  Was  durchweg  alle  diese  Schrif- 
ten charakterisiert,  ist  der  umstand,  dafs  sie  der  Hauptsache  nach  nur  die 
prinzipielle  und  theoretische  Seite  der  Frage  erörtern,  dagegen  nur  wenig 
tbatsächliches  Material  beizubringen  pHegen,  Im  Anhange  seiner  oben 
genannten  Schrift  weist  bereits  Schönberg  angesichts  der  Berichte  aus 
englischen  und  belgischen  Industricbezirken  darauf  hin,  dafs  wir  in 
Deutschland  nicht  wissen,  wie  die  Verhältnisse  thatsächlich  sind,  sie  aber 
auch  nicht  wissen  können,  weil  bei  uns  die  Staaten  ihre  Pflicht,  diese 
Verhältnisse  klar  zu  legen,  bisher  nicht  erfüllt  haben.  Mag  Schön* 
berg  dabei  zunächst  an  die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeit  denken,  so 
treffen  doch  seine  Worte,  wenn  auch  Einzelnes  inzm sehen  geschehen  ist, 
—  wir  erinnern  beispielsweise  an  die  Berufsstatistik  und  Anderes  —  iu 
der  Hauptsache  für  die  Verhältnisse  der  weibliehen  Bevölkerung  gn. 
Trotzdem  hatte  sich  manches  Licht  über  die  Lage  der  Dinge  verbreiten 
Itissen,  wenn  jemand  sich  der  schwierigen  Aufgabe  hätte  unterziehen  wol* 
len,  das  zerstreute  Material  zusammenzustellen. 

Weniger  als  in  Deutschland  wird  in  Frankreich  dieser  Mangel  fühl- 
bar. Schon  das  bekannte  Buch,  in  welchem  Jules  Simon*)  seiner 
Zeit   über   die   Lage    der   französischen    Arbeiterinnen    in    den    wichtige- 


1)  Jnles  Simon:  L'otivn^e. 


^dieion,    Paris  1861* 
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ren  Industriezweigen  umfasBendere  Mitteilungeu  machte,  kann  als  Beleg 
dafür  gelten.  Die  Darstellung  des  Verfassers,  welche  zumeist  auf  Unter- 
suchungen beruht,  die  derselbe  an  Ort  und  Stelle  persönlich  anstellte, 
verbreitet  sich  über  die  Art  der  Beschäftigung,  über  den  EinfluTs  dersel- 
ben auf  das  Leben  der  Arbeitenden,  auf  die  allgemeine  ökonomische  und 
soziale  Lage  der  Letzteren,  insbesondere  über  die  Höhe  der  Löhne.  Über 
die  Lage  des  gesamten  weiblichen  Geschlechts  gibt  sie  uns  kein  hinrei- 
chendes Bild,  indem  sie  doch  nur  einer,  wenngleich  der  zahlreichsten 
Klasse,  ihre  Aufmerksamkeit  widmet,  die  Frauen  der  mittleren  und  höhe- 
ren Stände  hingegen,  diejenigen,  welche  gerade  sonst  in  den  Vordergrund 
gestellt  zu  werden  pflegen,  ausschliefst.  Wollen  wir  klassifizieren,  so  sind 
wir  berechtigt,  Jules  Simon  zu  den  Gegnern  der  Emanzipation,  soweit 
diese  sozial  und  nicht  blos  rechtlich  gemeint  ist,  zu  zählen.  Denn  so 
sehr  ist  er  erfüllt  von  der  Bedeutu^  der  Familie  und  der  Wichtigkeit 
der  Aufgabe,  welche  die  Frau  in  derselben  zu  lösen  hat,  dala  er  in  der 
Hebung  und  Stärkung  des  Familienlebens  den  einzigen  Weg  erblickt,  auf 
dem  der  Arbeiterin  und  mit  ihr  dem  Arbeiter  aus  dem  Elende  empor- 
zuhelfen ist. 

Die  Mittel  aber,  um  ans  Ziel  zu  gelangen,  sind  für  ihn  nicht  die 
unmittelbar  eingreifenden,  denn  er  gehört  zu  den  überzeugten  Anhängern 
der  individuellen  Freiheit  und  der  bestehenden  Industrieorganisation, 
welche  dadurch  in  Frage  gestellt  würden.  Vielmehr  hält  er  nur  die 
indirekten  Mittel  als  zweckentsprechend  und  dringt,  da  er  weder  eine 
planmäfbige  Einwirkung  auf  den  Lohn  der  arbeitenden  Klassen  für  mög- 
lich hält,  noch  auch  in  der  Niedrigkeit  des  Einkommens  an  sich  den  Sitz 
des  Übels  erkennt,  vor  allem  auf  die  Hebung  des  Familiensinnes,  und,  um 
das  zu  erreichen,  auf  die  Verbesserung  der  Erziehung  sowie  auf  freie 
Veranstaltungen,  welche  dem  Arbeiter  ermöglichen,  mit  dem  gegebenen 
Lohne  für  sich  und  die  Seinen  eine  vermehrte  und  verbesserte  Lebens- 
haltung, sowie  eine  Sicherung  gegen  die  Wechselfälle  des  Lebens  zu  ge- 
winnen. 

Auf  weiterer  Basis  als  das  Werk  Jules  Simon's  ruht  das  in- 
haltreiche Buch,  in  dessen  Verfasser,  Daubi^^),  wir  abermals  eine 
Dame  erkennen.  Dasselbe  wurde  von  der  kaiserlichen  Akademie  zu  Lyon, 
welche  die  Aufgabe  gestellt  hatte,  im  Jahre  1859  mit  dem  Preise  ge- 
krönt und  im  Jahre  1870  in  einer  zweiten,  durch  Berücksichtigung  alles 
desjenigen,  was  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Frauen  inzwischen  unter- 
nommen oder  versucht  worden  war,  erweiterten  Auflage  neu  herausge- 
geben. Umfassend  angelegt,  zeigt  das  Buch  doch  eine  in  den  einzelnen 
Teilen  ungleichmäfsige  Ausführung  und  ist  fast  ansschliefslich  unter  Vor- 
aussetzung französischer  Verhältnisse  geschrieben,  für  welche  es  aller- 
dings in  einzelnen  Zweigen  eine  höchst  willkommene  Orientierung  bietet, 
so  über  die  Sittenzustände,  die  neben  den  Verhältnissen  weiblicher  Er- 
werbsarbeit eine  eingehende  Darlegung  erfahren.  Die  Verfasserin  vertritt 
dabei   den   Standpunkt   der   Emanzipation.     Das  Werk,    das   in   der  den 


1)  J.-V.  Daabiä:  La  femme   paavre  an   dix-neaTi^me   siicle.     3.  Bde.     S.  Aufl. 
Pari»  1870. 
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Frauzoseu  eigen tümlioheu  rhetorischen  Manier  gesohriebeo  ist,  stellt  sich 
vors^ugsweise  dar  als  ein  Versuch ,  die  Benaehteili^Qg  Tor  Aageu  zu 
fübreu,  welche  Gesetz  nml  Sitte  im  Widersprach  mit  dem  aDerkauQteii 
Grtmdsatze  der  bürgerlichea  Gleichheit  überall  den  Fraueu  aagedeiheu 
lassen*  Als  die  wesentlichen  UrsachcD  der  bestehenden  Zustünde  be- 
trachtet sie  die  Zentralisation  der  VerwaJtuug,  welche  die  Fraaen  you 
den  öifentlichen  Schulen  und  Ämtern  fern  hält,  sowie  in  dem  voa  GesetJ[ 
und  Sitte  sanktionierten  Grundsätze,  die  Yeraotwortliohkeit  fiir  die  Folgen 
aufserehelichen  Umgangs  allein  dem  weiblichen  Teile  aufzaerlegeo«  Wie 
eiu  roter  Faden  durchzieht  die  gesamten  Ausfuhrungeu  der  \' erfasserin 
die  Polemik  gegen  das  in  Frankreich  geltende  Verbot ^  der  Vaterschaft 
nachzuforschen,  und  der  mit  ihm  zusammenhängenden  Mafsnahmeo.  Es  Ut 
ihr  ceterum  censeo,  dafs  dieser  Grundsatz  zu  beseitigt  werden  müsse  und 
ohne  seine  Beseitigung  alle  Reformen  zu  Gunsten  der  Fraueu  wirkungslos 
bleiben  würden^  Mag  die  Verfasserin  hie  und  da  zu  weit  gehen  und  mit 
jener  Bestimmung  Erscheinungen  in  innere  Verbindung  bringen,  die  un- 
abhängig Ton  ihr  sieh  geltend  machen,  mag  sie  daher  auch  in  ihrer 
Aufhebung  zu  sehr  die  Panacee  erblicken,  das  wird  sich  in  keinem  Falle 
leugnen  lassen,  dafs  in  ihr  eine  unvergleichliche  Härte,  ein  schweres  Un- 
recht gegen  dag  andere  Geschlecht  liegt,  von  der  nicht  eine  VerminderuDg, 
sondern  nur  eine  Steigerung  der  Unsittlichkeit  erwartet  werdeu  kanu^  und 
über  die  man  nur  im  Zweifel  sein  kann,  ob  sie  mehr  als  die  Ursache 
oder    als    die  Folge    einer  Geringschätzung    der  Frauen  zu  betrachten  ist. 

Eine    besondere    und     eigentümliche    tStellung    nehmen    die    Schrifleu 
Ton  St  ein 's')  ein.     Keine  derselben  befafst  sich  unmittelbar  mit  dem» 
was  wir    als  Frauentage    bezeichnen,    dennoch  lafst  sich  ein  Zusammen- 
hang mit  dieser  unmöglich  verkennen.     Beide  sind  bestimmt»  sich  gegen« 
»eitig  zu  ergänzen.    Erörtert  die  jüngere  der  beiden  Schriften  die  Stellunl 
und  Aufgabe    der    Frau    im    weiteren    Kreise    der    Menschheit,    so    zeigt' 
die  andere«  was    sie  als  Hausfrau  dem  Manne  ist  und  was  sie  als  solche 
ihm    sein    soll.      Der   Zweck   aber,    den  der  Verfasser  verfolgt,    ist   i 
der,  den   Frauen,   an  die  er  sich  wendet,  abstrakte    nationalökonomi     i 
Wissenschaft   zu    lehren;    was    er  bezweckt,    ist  vielmehr,  angesichts    der 
Geringschätzung,  der  die  häuslichen  Aufgaben  der  Frau  so   oft   begegne», 
das  volle  Bewufstsein  von  dem  inneren  Wesen  und  der  grofsen  Bedeutung 
derselben,  von  der  Stellung  der  Frau  zum  Güterlebeo,  zu  entwickeln,  in* 
dem  er  zu  zeigen  unternimmt,  worin   diese  ihren  besoaderexL  Inhalt  haben 
und  wie    auch    das  Haus    gleich    allem  Übrigen  unter   der  Herrschaft  de 
im    ökonomischen  Lebensprozesse  waltenden,   unbeugsamen  Gesetze  stehCI 
deren  Beachtung   daher    die   erste   Grundlage    eines  dauernden  häUBlicheu 
Glücks  bildet 

Wie  hier  fiir  da«  Gebiet  der  Haaswirtechaft,  ist  in  der  „Frau  auf 
dem  sozialen  Gebiete^'  fiir  das  Gebiet  der  sozialen  Frage  Art  und  KaTs 
der  weibliclien  Pflichten  bestimmt.  Diejenigen,  zu  denen  der  Verfaaaer 
hier  redet,    sind    die  Frauen    der  höheren    besitzenden  Släsaeu,  deneii  er 


1)  Loren a  von  Stein:  Die  Fr&a  taf  dem  GeMete  der  N^tlooftlökoaomie.    2.  AuA. 
Stuttgart  iBlb    —  Die  Fr&u  «af  dem  sosUlea  Gebiet«.     Stolt^ftrt  1880. 
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die  Erweiterang  zum  BewuTstBein  bringen  will,  welche  ihr  weiblicher 
Beruf  aus  der  sozialen  Not,  wie  die  Umwandlung  der  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  sie  herbeiführte,  erfahren  hat  Und  wie  er  auf  dem  Gebiete 
der  Nationalökonomie  dem  Manne  die  Erzeugung,  der  Frau  die  Verzehrung, 
beiden  aber  die  Wiedererzeugung  als  Lebensaufgabe  stellte,  so  sehen  wir 
ihn  hier  für  das  soziale  Gebiet  ebenfiEdls  bemüht,  eine  Verschiedenartig- 
keit des  männlichen  und  des  weiblichen  Berufes  zu  begründen.  Der 
Mann  soll  den  allgemeinen  sozialen  Kampf  führen,  mit  der  Kraft  des 
Verstandes  soll  er  systematisch  die  bestehenden  Leiden  bekämpfen,  indem 
er  ihren  Ursachen  nachspürt  und  mit  organischen  Mitteln  denselben  be- 
gegnet. Die  Frau  hingegen  soll  nur  an  dem  indiyiduellen  Kampfe  teil- 
nehmen, wie  ihn  die  gegenwärtige  Not  erheischt,  nur  vermittelst  ihres 
mitleidenden  Herzens  soll  sie  die  herrschenden  Übel  lindern  helfen,  und 
zwar  weist  der  Verfasser,  in  weiterer  Verfolgung  des  Gesetzes  der  Arbeits- 
teilung, der  Frau  die  Fürsorge  für  die  leidenden  Geschleohtsgenossinnen 
als  ihre  spezifische  Aufgabe  zu,  dem  Manne  es  überlassend,  dem  Manne 
zu  helfen. 

Das  ist  die  Grundidee  der  Stein^schen  Ausführungen,  die  aber  bei 
ihm  nicht  so  einfach  sich  darstellt,  wie  sie  hier  gegeben  wurde.  Die 
Klarheit  und  Bestimmtheit,  welche  auf  den  ersten  Blick  vorhanden  zu 
sein  scheint^  verschwindet  mehr  und  mehr  in  dem  Mafse,  wie  man  die 
Gedanken  des  Verfassers  einer  genaueren  Analyse  unterwirft.  Und  da 
gerade,  wo  er  darlegen  will,  wie  sich  die  von  ihm  bezeichnete  Aufgabe 
der  Frau  im  Einzelnen  gestaltet,  wo  er  scheinbar  konkreter  wird,  zeigt 
er  sich  teilweise  so  unbestimmt  und  vage  in  seinen  Auslassungen,  dafs 
alles  vor  dem  geistigen  Auge  zerfliefst  und  eine  Wiedergabe  seiner  Ge- 
danken sich  als  nahezu  unmöglich  erweist.  Auch  im  Übrigen  offenbaren 
diese  Schriften  alle  Mängel  wie  alle  Vorzüge  die  von  Stein  eigentümlich 
sind:  Geistvolle,  tiefe  Auffassung  der  sozialen  Lebensprozesse,  aber  auch 
gewaltsame  Einordnung  der  lebendigen  Verhältnisse  in  ein  bestimmtes 
starres  Schema  abstrakter  Begriffe;  Lebendigkeit  und  Originalität  der 
Darstellung,  dabei  jedoch  Schwerfälligkeit  in  der  Wiedergabe  des  Einfachen. 
Aber  wertvoll  vor  allem  bleibt  es,  dafs  auch  Stein,  die  Emanzipation  im 
üblichen  Sinne  als  unorganisch  verwirft,  vielmehr,  wie  er  in  dem  Unter- 
schiede, nicht  in  der  Gleichheit,  die  ewige  Quelle  alles  Lebendigen  er- 
blickt, so  auch  an  der  Besonderheit  der  weiblichen  Pflichten  festhält  und 
die  verständnisvolle,  gewissenhafte  Erfüllung  dieser  letzteren  als  den 
einzigen  Weg  betrachtet,  auf  dem  die  Frauen  zur  wahren  Freiheit  und 
Selbständigkeit  zu  gelangen  vermögen. 

Die  sonst  noch  vorliegenden  Schriften  behandeln  nur  einzelne  Seiten 
der  Frage.  Besonders  hat  das  weibliche  Studium,  wie  es  in  den  allge- 
mein gehaltenen  Erörterungen  einen  wichtigen  Platz  einzunehmen  pflegt, 
auch  das  Erscheinen  einer  Reihe  selbständiger  Abhandlungen  veranlafst. 
Die  hervorragende  KoUe,  welche  das  weibliche  Studium  in  der  Frauen- 
bewegung spielt,  erklärt  sich  wohl  zum  Teil  daraus,  dafs  diese  zunächst 
aus  dem  Verhältnisse  des  gebildeten  Mittelstandes  emporgewachsen  ist, 
zum  Teil  aber  aus  der  natürlichen  Thatsache,  dafs  man  für  die  Befähig- 
ungsfrage ,  von  deren  Beantwortung  die  Ordnung  der  sozialen  Beziehun- 
N.  F.  Bd.  Vn.  28 
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gen  der  Geschlechter  vorwiei2:end  abhängig  gemacht  wurde,  gerade  da»- 
jenige  Gebiet  als  entscheidend  betrachten  mufste,  das  man  als  die  huehi^te 
raenschliche  ThatigkeiteüufBerang  aufeufaBsen  gewohnt  war,  —  da»  Ot- 
biet  der  geistigen  Arbeit. 

Die  wertvoUete  unter  den  hierher  gehörigen  Eracheinungcn  ist  zwei- 
fellos das  Buch  von  Bisch  off  ^),  eines  entschiedenen  Gegners  dar  Eni«n* 
zipation.  Gilt  auch  sein  Widerstand  zunächst  dem  Eindringen  der  Frauen 
in  das  Gebiet  der  Sfedizin,  worin  er  so  weit  geht,  den  Frauen  nicht  ein* 
mal  den  Beruf  zur  Behandlung  weiblicher  Patienten  oder  zum  Betriebe 
untergeordneter  Zweige ,  wie  der  Zahnheilkunde  zuzugestehen»  so  richtet 
aich  docli  im  weiteren  sein  Einapruch  gegen  die  Bescbältigung  der  Frauen 
mit  den  Wiseenechaften  überhaupt,  tur  die  er  ihnen  jede  Befähigung  ab- 
spricht Den  Beweis  führt  er  zunächst  aus  der  Besdiaffenheit  des  weib- 
lichen Körpers,  auf  die  er  im  Anhange  ausfuhrlich  eingeht  und  über  welche 
ihm  als  Anatom  das  Urteil  des  Fachmannes  zu  Gebote  steht i  dann  aber 
auch  aus  den  beobachteten  psychischen  und  geistigen  Eigenschaften  de? 
Geschlechtes.  Wenn  es  ihm  nun  nicht  hinreichend  erscheint,  den  b( 
genden  Entscheid  der  Thataacheu  abzuwarten,  er  rielmehr  an  der  Nou 
digkeit  des  StudienTerbotes  festhält,  so  bestimmt  ihn  in  erster  Liuie  daa 
Interesse  der  Wissenschaft,  deren  ungestörte  Fortbildung  er  durch  die  zu 
erwartende  Überladung  des  ärztlichen  Standes  mit  untiihigen ,  halbgebil- 
deten, weiblichen  Handwerkern  bedroht  sieht.  Einen  anderen  Grund,  dem 
weibliclien  Studium  sich  zu  widersetzen,  giebt  ihm  die  Verletzung,  welche 
die  Hittsamkeit  und  Schamhaftigkeit ,  das  Mitgefühl  und  die  Barmherzig- 
keit durch  die  ärztliche  Bescbältigung  erfahren  müfßten.  Von  einer  ein- 
fachen Teilnahme  der  Frauen  an  dem  medizinischen  ünterneht  der  Män- 
ner besorgt  er  geradezu  Gefahr  für  beide  Teile, 

So  sehr  wir  dem  Standpunkte  v.  Bischoffs  in  dieser  Frage  zu- 
neigen, 80  halten  wir  es  doch  für  gewagt,  so  ausachliersUch ,  wie  er  et 
thut^  den  Beweis  auf  die  Individualität  des  weiblichen  Geaohlechtea, 
namentlich  die  physische  ^  zu  stützen  und  daueben  dessen  positive  soziale 
Bestimmung  in  den  Hintergrund  tnten  zu  lassen.  Auf  solchem  Wege 
läfst  sich  schwerlich  je  ein  solcher  Beweis  führen,  dafs  der  Einwand 
ungenügender  Erfahrung  hinsichtlich  der  weiblichen  Befähigung  allgomeisi 
als  völlig  beseitigt  gelten  würde. 

Die  übrigen  Schriften  treten  ausnahmslos  für  das  weibliche  Studium 
ein.  NaturgemäTs  richten  sie  ihre  Angriffe  zunächst  gegen  Bischoff's 
Ausführungen,  die  allerdings  durch  manche  Übertreibungen  besonders  dazu 
reizen.  Hedwig  Dohm*)  findet  sich  mit  der  Frage  in  der  oben  ge- 
kennzeichneten Weise  ab.  Sie  begnügt  sich  nicht  mit  dem  Versuche, 
nach  der  üblichen  Methode  die  Befähigung  wie  das  Recht  der  Frauen  zn 
erweisen,  ihr  gilt  das  Studium  zugleich  als  weibliche  PJlicbt,  die  sich  nu« 
dem  Interesfie  des  wissen schaftlichen  Fortschritts  sowie  aus  der  Aufgabe 
der  FraufjQi    nach  dem  Höchsten  zu  streben,    mit  Notwendigkeit    ergiebu 


1)  Theodor  T.    W    von  Bischoff:  Das  Htudiam  und  die  AiiaUbunfi  der  MedT- 
Bin  durch   Fmuen.     Mlhidiun   1872. 

S]  Uedwiff  Do  hm:  Die  f^ifiaenachiiltücUe  EiiumsipAtioQ  der  Ftau      Berlin    1874. 
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Die  Opposition  der  Männer  vermag  sie  nur  aus  Eonkurrenzfuroht  zu  be- 
greifen,  wofür  die  psychologische  Erklärung  nahe  liegt.  Böhmert^) 
sucht  seine  Argumentationen,  die  im  übrigen  nichts  Bemerkenswertes  bie- 
ten, durch  die  nach  dem  Zeugnis  der  Lehrer  vorwiegend  günstigen  Er- 
gebnisse des  Fraueustudiums  in  Zürich  zu  stützen ,  von  dem  er  zugleich 
eine  kurze  Geschichte  giebt  Erfolge,  wie  die  dort  erzielten,  sind  indes- 
sen kaum  imstande,  das  Wesentliche  an  v.  Bischoffs  Behauptungen  zu 
entkräften.  Denn  die  Möglichkeit,  Frauen  überhaupt  zu  praktischen  Ärz- 
ten auszubilden,  hat  dieser  nirgends  bestritten.  Überdies  sind  manche  der 
mitgeteilten  Erfahrungen  mehr  geeignet,  v.  Bisch  off 's  Ansichten  zu 
bestätigen,  als  sie  zu  widerlegen. 

Das  Bedürfiiis,  die  Züricher  Hochschule  gegen  v.  Bischoff's  An- 
griffe zu  rechtfertigen,  hat  auch  die  kleine  Schrift  des  dortigen  Physiolo- 
gen Hermann*)  veranlafst.  Der  Verfasser  befindet  sich  in  der  eigen- 
tümlichen Lage,  selbst  kein  Freund  des  Frauenstudiums  zu  sein,  wiewohl 
er  gewillt  ist,  der  Erfahrung  die  definitive  Entscheidung  über  dessen  Be- 
rechtigung zu  überlassen.  Seine  Abwehr  ist  daher  keine  prinzipielle, 
sondern  wendet  sich  nur  gegen  einige  von  v.  Bisch  off  vorgebrachten 
Punkte,  um  dadurch  Angriffen,  welche  sich  gegen  die  Tendenz  der  von 
letzterem  verfafsten  Schrift  richten  sollten,  den  Schein  der  Berechtigung  zu 
rauben.  Obwohl  Hermann  übereinstimmend  mit  v.  Bisch  off  weib- 
liche Gymnasien  und  üniversitäteu  als  die  unerläfsliche  Bedingung  eines 
regulären  Frauenstudiums  betrachtet^  will  er  doch,  so  lange  man  sich  im 
»Stadium  des  Experimentes  befindet,  die  bestehenden  Hochschulen  —  nicht 
jedoch  die  Gymnasien  —  den  Frauen  geöffnet  wissen,  nur  dafs  er  dabei 
eine  Beschränkung  der  Aufnahme  durch  Anordnung  von  Prüfungen  oder 
Forderung  äquivalenter  Zeugnisse  für  erforderlich  hält,  um  die  Gefahr  zu 
vermeiden,  die  aus  üfiermäfsigem  Zudrange  ungenügend  vorgebildeter  Stu- 
dentinnen erwachsen  könnte. 

Das  Schauspiel,  dafs  ein  prinzipieller  Gegner  der  Emanzipation  für 
das  weibliche  Studium  eintritt,  bietet  sich  in  der  ziemlich  oberflächlichen 
Schrift  Schwerin's^)  abermals.  Die  Befürwortung  des  Verfassers  be- 
schränkt sich  allerdings  auf  das  Studium  der  Medizin  und  wird  einesteils 
durch  seinen  Wunsch  bestimmt,  den  leidenden  Teil  des  weiblichen  Ge- 
sohlechtes von  dem  Zwange  zu  befreien,  sich  männlichen  Ärzten  anzuver- 
trauen, anderenteils  durch  das  Bestreben,  dem  Mangel  an  Ärzten  auf  dem 
Lande  abzuhelfen.  Was  den  Verfasser  berechtigt,  um  das  ersterwähnte 
Motiv  ein  ideales,  das  andere  ein  wirtschaftliches  zu  nennen,  vermögen 
wir  nicht  einzusehen. 

In  naher  Beziehung  zur  Studienfrage  steht  die  Frage  der  Verwendung 
und  Ausbildung  von  Lehrerinnen,  welche  Gau  er  ^)  zum  Gegenstand  einer 

1)  Victor  Böhmert:    Das  Studieren   der  Frauen   mit  besonderer  Rücksicht   auf 
das  Studium  der  Medizin.     Leipsig  1872. 

2)  Hermann:    Das    Frauenstudium   und   die    Interessen    der   Hochschule    Zürich. 
Zürich  1872. 

3)  Ludwig  Schwerin:  Die  Zulassung  der  Frauen  zur  Ausübung  des  ärstlichen 
Berufes.     Berlin  1880.     (Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen.     Heft  131.) 

4)  Eduard  Cauer:    Die  höhere  Mädchenschule   und  die  Lehrerinnenfrage.     Ber- 
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selbständigen  Untersuchung  gemacht  hat  Aus  allgemeinen  piidagog^is 
Erwägungen  wie  mit  Rücksicht  auf  die  weibliche  Natur  plaidiert  »eior 
Schrift,  die  überall  von  der  ruhigen  Objektivität  des  gewiegten  Fachman- 
nes zeugt,  für  die  Heranziehung  weiblicher  Lehrkräfte  zum  wiseenschaft- 
lichen  und  Sprachunterricht  auch  in  den  oberen  Klassen  der  höhereii 
Mädchenschule,  jedoch  unter  Wahrung  des  numerischeD  iTbergewichts  der 
miinnlichen  Lelirer.  Diese  .^Oberlehrerinnen"  sind  indes  nicht  als  Kopioen 
männlicher  Lehrer  gedacht,  \nelmehr  hält  es  der  Verfasser  für  durchaus 
geboten,  dafs  der  von  ihnen  zu  fordernde  höhere  Bildungsgang^  der  weib- 
lichen Natur  entsprechend,  nach  anderer  Methode  und  anderem  Tempo 
erfolge  als  der  männliche,  damit  den  Frauen  ihre  wertvollsten  Vor«üge, 
die  sie  andernfalls  Ginbüfsen  würden,  bewahrt  bleiben,  Cauer's  Vor- 
schlag geht  deshalb  dahin,  daTs  man  den  künftigen  Oberlehrerinnen  nur 
das  erforderliche  Mafs  wissenschaftlicher  Ausbildung  bestimme  und  ihnen 
Gelegenheit  gebe,  nach  Ablauf  einer  gesetzlichen  Frist  durch  eine  zweite 
Prüfung  den  Nachweis  seines  Vorhandenseins  zu  fuhren,  die  Wahl  der 
Mittel  und  Wege  jedoch,  um  zu  der  geforderten  Ausbildung  zu  gelan- 
gen,  den  Aspirantinnen  völlig  selbst  überlasse.  Die  bisher  übliche  Ver* 
bindung  von  Lehrerin nenbildungsanstalt  und  höherer  Töchterschule  will 
er  der  Unvereinbarkeit  ihrer  Zwecke  wegen  gänjtlich  aufheben  ,  und  wie 
alles  Fachbildungswesen,  auch  die  Berufsbildung  der  Lehrerinnen  von  der 
Kommune  auf  den  Staat  übertragen.  So  ist  die  Schrift  Cauer*«,  so  spe* 
zicll  ihr  Charakter  zunächst  erscheint,  geeignet  zur  Klärung  der  Ansicht 
ten  nicht  blos  auf  dem  von  ihm  behandelten  engen  Gebiete  beizutragen, 
sondern  auch  darüber  hinaus  auf  dem  gröfseren  Gebiete,  von  dem  jenes 
einen  Teil  bildet 

Wachler*)  bietet  eine  Zusammenstellung  derjenigen  Bestimmungen 
des  gemeinen  und  preuisischen  Privatrechts ,  wefohe  den  Frauen  die 
Gleichstellung  versagen,  indem  er  sich  zugleich  bemüht,  ihre  UnhAltbar- 
keit  zu  beweisen.  Die  Geringfügigkeit  dessen ,  was  er  an  derartigen  Be- 
stimmungen anfuhren  kann,  zeigt  nur,  dafs  im  Privatrecht  kein  Anliils 
zu  einer  Frauenbewegung  liegt. 

Gröfserea  Interesse,  wenn  auch  in  völlig  anderer  Richtung,  bcau- 
Bprucht  die  Schrift  von  Hirt*).  Der  durch  seine  umfassenden  Unter- 
suchungen über  die  Krankheiten  der  Arbeiter  bekannte  Verfasser  giebt 
hier  ein  getreues  auf  eigenen  Beobachtungen  ruhendes  Bild  der  speziell 
dem  weiblichen  Organismus  in  den  einzelnen  Beschäftigungszweigen  drohen- 
den Gefahren,  um  angesichts  derselben  auf  eine  Erweiterung  des  bisher 
ungenügenden  staatlichen  Schutzes  zu  dringen.  Dieser  Schutz  soll  aller- 
dings die  bisherige  Beechrünkung  auf  die  Fabrikarbeit  auch  ferner  bei* 
behalten,  mehr  jedoch  als  bisher  die  individuellen  Verhältnisse  der  Arbei- 
terinnon  berücksichtigen.  Eine  vollständige  Ausschliefeung  der  Frauen 
von  der  Fabrikarbeit  halt  der  Verfasser  im  allgemeinen  nicht  ftir  geboten, 
ausgenommen    bei    allen    unter    Tage    vorzunehmenden   Bergwerksarbeiteu, 


1)  Ludwii?  Waclileri  Zur  rechtlichen  Stellung  der  Fniue«.     HnsälAii   18^9 

2)  Ludwig    Hirt;     Die    gcwerbliclie    Thätigkelt    der   Fraoen    vom    hyglenibtheu 
StjiDdpuiikte  nun.     Br^alfia   iiitd   L{^i[ixlg  1873. 


Litteratnr.  429 

Im  übrigen  wünscht  er  nur  für  bestimmte  Betriebe  und  Manipulationen 
—  er  macht  deren  13  namhaft  —  welche  bei  noch  nicht  beendeter  Ent- 
wicklung und  noch  nicht  hinreichend  erstarkten  Organen  auf  den  weib- 
lichen Organismus  zerstörend  wirken ,  die  nicht  über  18  Jahre  zahlenden 
Arbeiterinnen  femgehalten  zu  sehen.  Bei  Schwangeren  hält  er  bei  9  be- 
nannten Beschäftigungen  gänzlichen  Ausschlufs  von  der  208ten  Woche 
der  Gravidität  ab  für  ebenso  notwendig  wie  ausführbar.  Wöchnerinnen 
soll  vor  dem  9ten  Tag  die  Wiederaufiiahme  der  Arbeit  nicht  gestattet 
sein,  in  denjenigen  Betrieben  jedoch,  welche  ihnen  auch  yor  der  Entbin- 
dung verboten  waren,  nicht  vor  dem  42sten  Tage. 

Allgemein  verlangt  er,  dafs  die  Aufnahme  eines  jeden  weiblichen 
Individuums  in  eine  Fabrik  von  der  Beibringung  eines  ärztlichen  Ge- 
sundheitsattestes abhängig  gemacht  und  eine  fortlaufende  Eontrolle  von 
Seiten  der  Ortspolizeibehörde  ausgeübt  werde.  Für  junge  Mädchen,  die 
bisher  vom  16.  Jahre  ab  keinen  Beschränkungen  bei  uns  unterliegen,  soll 
fortan  bis  zur  Vollendung  des  18ten  Lebensjahres,  ebenso  für  alle  ver- 
heirateten Arbeiterinnen  schlechthin  und  für  die  Witwen,  soweit  sie  Kin- 
der besitzen,  der  für  junge  Leute  geltende  lOstündige  Arbeitstag  einge- 
führt werden,  für  die  Unverheirateten  im  Alter  von  über  1 8  Jahren  ^  so- 
wie für  die  kinderlosen  Witwen  der  llstündige.  Den  Verheirateten  wäre 
überdies  auf  Wunsch  anstatt  der  einstündigen  Mittagspause  eine  ändert- 
halbstündige  zu  gewähren  unter  entsprechender  Verlängerung  der  Arbeits- 
zeit am  Abend.  Nachtarbeit  wäre  allen  zu  verbieten.  Man  erkennt 
hieraus  deutlich  die  Tendenz,  auf  solche  Weise  die  Büoksichten  auf  Ge- 
sundheit und  Familienpflichten  zur  Geltung  zu  bringen,  und  sicherlich  ge- 
bührt diesem  Bestreben  Sympathie  und  Zustimmung.  Wie  viel  aber  von 
den  Hirt' sehen  Vorschlägen  sich  mit  den  Existenzbedingungen  der  Indu- 
strie in  Einklang  bringen  lasse,  das  freilich  vermag  lediglich  auf  Grund 
spezieller  Ermittelungen  in  den  einzelnen  Industriezweigen  zuverlässig  be- 
urteilt zu  werden.  Manche  dieser  Forderungen  hat  inzwischen  in  Deutsch- 
land bereits  ihre  Erfüllung  gefunden.  Die  Gewerbeordnungsnovelle  von 
1878  hat  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  unter  Tage  in  den  Berg- 
werken verboten,  den  Wöchnerinnen  einen  dreiwöchentlichen  Schutz  ge- 
währt, dem  Bundesrate  die  Befugnis  erteilt,  unter  Vorbehalt  der  nachträg- 
lichen verfassungsmäfsigen  Genehmigung  die  Verwendung  von  jugendlichen 
Arbeitern  und  von  Arbeiterinnen  oder  die  Nachtarbeit  der  Arbeiterinnen 
in  gewissen  Fabrikationszweigen  zu  untersagen.  Mögen  die  Meinungen 
über  die  Zweckmäfsigkeit  der  einzelnen  von  Hirt  genannten  Maüsregeln 
geteilt  sein,  die  Fortentwickelung  der  Fabrikgesetzgebung  kann  nur  im 
Wege  der  hier  im  allgemeinen  gekennzeichneten,  weiteren  Spezialisierung 
sich  vollziehen. 

Auf  ein  zwar  heikles,  aber  darum  nicht  minder  wichtiges  Gebiet 
werden  wir  von  zwei  Schriften  geführt,  deren  relative  Stellung  in  der 
diesem  Gebiete  angehörenden  Gesamtliteratur  zu  würdigen  wir  uns  an 
dieser  Stelle  leider  versagen  müssen.  Der  Wert  der  beiden  Schriften  ist 
bei  verwandter  Tendenz  ein  sehr  ungleicher.     Obwohl   Hupp^^)  in  sei- 

1)  S.  E.  Huppe:  Das  soziale  Defizit  von  Berlin  in  seinem  Hauptbestandteil.     Ber- 
lin 1870. 
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nen  thatBächlichcii  SchilderUDgeo  sich  auf  die  Siti^nzustande  eioer 
Stodt,  Berlins,  beschrankt,  darf  doch  ihr  reicher  Inhalt  mehr  als  lokale 
Bedeutung  in  Anspruch  nehmen.  Die  Hohiift  beginnt  mit  einer  Dar- 
legung der  gesell BchafLli eben  Elemente,  welche  die  Prostitution  bilden, 
ihrer  Geschichte  und  Statistik^  sowie  ihrer  physischen  Wirkungen.  Daimn 
achliefat  sich  eine  Untersuchung  über  die  eiuÜuiAÜbenden  Faktoren,  über 
die  Entatehungsgründe  der  Prostitution  und  über  die  Art  und  die  For- 
men dieses  Gewerbebetriebes^  um  endlich  in  eine  Erörterung  der  Siel- 
lung  überzuleiten,  welche  der  Staat  der  Sache  gegenüber  einnimmt,  sowie 
der  Aufgaben,  welche  der  Geaellschaft  hierin  zufollen.  Wir  müssen  hier 
darauf  verzichten,  auf  die  Fülle  des  Gebotenen  einzugehen,  nur  das  Wich- 
tigste sei  kurz  herrorgehoben.  Als  wesentliche  Ursachen  der  Entstehong 
und  Verbreitung  des  Übels  erkennt  der  Ver&sfier  die  unsichere  Lage  und 
den  unzulänglichen  Verdienst  der  Frauen  in  den  unteren  Klassen  be- 
reitwilligpt  an,  gröfseres  Gewicht  jedoch  legt  er  auf  die  Verbindung  jener 
Erscheinungen  mit  der  atomisiereuden  Richtung  sowie  mit  dem  prakti- 
Bchen  Materialismus,  wozu  der  Einflufs  firanzösischer  Sitten  und  Littera- 
tur  Temtärkeud  hinzutritt,  und  sind  wir  durohaus  geneigt,  einer  Anschau* 
ungsriehtung  zuzustimmen,  welche  bei  sozialen  Erankheitserscheinungeo 
neben  materiellen  Ursachen  auch  geistigen  und  sittlichen  Einflüssen  wieder 
mehr  zu  Geltung  yerhilft.  Der  Verf.  bekämpft  das  System  der  öffentlichen 
Häuser,  dem  er  —  abgesehen  davon,  dafs  er  seine  ausschliefsliche  Durch- 
führung für  unmöglich  hält,  —  die  Wirkung  zuschreibt,  das  Übel  zu  ver* 
schlimmem,  anstatt  es  zu  vermindern.  Während  Frau  Guillaume- 
Behack'),  welohe  die  Grundsätze  des  „Deutschen  Kulturbundes"  ver- 
tritt, nach  weiblicher  Art  die  Angelegenheit  mehr  mit  dem  Gefühle  alt 
mit  dem  Verstände  erfassend ,  jede  Beaufsichtigung  der  sittlich  Ge- 
falleueu  durch  den  Staat  von  der  Hand  weist,  weil  sie  in  dieser  ver- 
mein tliohen  Anerkennung  des  Lasters  eine  Herabwürdigung  der  Fnaueo, 
eine  durch  Nichts  gerechtfertigte,  ungleiche  Behandlung  der  Gesehlechter 
erblickt  und  davon  eine  Verschlimmerung  der  Zustände  befurchtet,  halt 
Hupp^  die  Kontrolle  für  unvermeidlich  und  zählt  sie  den  Pallittivmit- 
mitteln  zu,  auf  die  der  Staat,  ohne  je  die  Prostitution  anzuerkeDoen,  sieh 
zu  beschränken  hat,  zu  deren  Anwendung  ihm  aber  auch  die  Verpflich- 
tung obliegt.  Beide  weisen  die  Hauptaufgabe  in  der  Bekämpfung  der 
Prostitution  der  Gesellschaft  zu.  Als  Mittel  für  dieseu  Zweck  nennt 
Huppe  Keform  des  Vormundschaftswesens ,  freie  Beschäftigungaanstalten 
für  Arbeiterinnen,  Gesindeherbergen  und  Unterkunflshäuser,  sowie  endlich 
Franenvereine  zur  Ermahnung  und  Unterstützung,  vor  allem  aber  Ver- 
sittlichung  des  männlichen  Geschlechts,  Guillaume-Schack  hingegen 
Beseitigung  aller  schädlichen  Einflüsse  in  Sitten,  Moden,  Kunat  und  Lit« 
teratur,  alsdann  aber  ebenfalls  Gründung  von  Zufluchtsstätten  mit  mög- 
lichst erleichtertem  Ein-  und  Austritt.  Wir  haben  hinreichende  Bewetae 
erfahren,  dafs  die  Gesellschaft  auf  ihre  Pflichten  gegen  die  Sehwaohen 
und  Sohutzbedürftigen  in  der  letzten  Zeit  mehr  und    mehr   sich    besinnt. 
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Eber  0«  fehlt  noch  viel,  bis  sie  diejenige  Energie  entfaltete ,  welche  die 
Erfiillang  ihrer  Aufgaben  auf  einem  Gebiete,  wie  dem  hier  erwähnten, 
erheischt. 

Zum  SchluTs  erübrigt  ein  Blick  auf  diejenige  Litteratur,  welche  die 
geschichtliche  Seite  der  Präge  behandelt  Sie  ist  von  geringem  Umfange. 
Nur  im  Vorübergehen  aei  SoherrU  Werk*)  erwähnt,  da  man  nach 
einer  Darlegung  der  wirtsohaftlichen  und  allgemein  sozialen  Verhältnisse, 
unter  denen  in  den  verschiedenen  Zeitaltem  die  Frauen  lebten,  vergebens 
in  demselben  sucht.  Und  doch  giebt  der  allgemeine  Titel  ein  Anreohl 
darauf,  derartiges  ku  erwarten.  Der  Inhalt  des  ßuches  beschrankt  sich 
indessen  fast  ganz  auf  Sittengesohichtllches ,  so  dafs  es  sich  unserer  Be* 
urteiJung  entzieht,  wie  weit  das  gegebene  Kultnrbild  ein  getreues  ist. 

Daß  hier  Vermifste  bietet  uns  Büoher^)^  allerdings  nur  für  eine 
begrenzte  Periode»  vom  XIIL  bis  XV,  Jahrhundert.  Wir  halten  es  zwar, 
streng  genommen,  nicht  fhr  berechtigt,  von  einer  „Frauenfrage"  im  Mit- 
telalter zu  sprechen,  da  eine  solche  unseres  Eraohtens  nur  dann  besteht, 
wenn,  was  vom  Mittelalter  nicht  behauptet  werden  kann,  ein  Widerspruch 
zwischen  dem,  was  ist  und  dem,  was  sein  sollte»  der  Zeit  allgemein  zum 
Bewufstseiu  kommt  und  hieraus  sich  das  Bestreben  erzengt,  diesen  Wi- 
derspruch planmäfsig  zu  beseitigen.  Wir  wollen  jedoch  auf  diesen  Punkt 
kein  allzugrofses  Gewicht  leg^n  und  für  die  anziehende  und  eingehende 
Schilderung  der  sozialen  Zustände  des  Mittelalters,  welche  uns  Bücher, 
geetiltzt  auf  ein  reiches,  zum  Teil  von  ihm  selbst  aus  ursprünglichen 
Uuellen  geschöpftes  Material,  in  seinem  Buche  gibt,  darum  nicht  weni- 
ger dankbar  sein.  Dieselbe  beschränkt  sich  auf  die  deutschen  Städte, 
weil  für  diese  allein  die  Quellen  zu  Gebote  stehen  und  gilt  lediglich  den 
Verhältnissen  des  weiblichen  Erwerbes.  Seiner  Behauptung  nach  war 
bei  der  städtischen  Bevölkerung  zu  jener  Zeit  der  tJberschufs  der  er- 
wachsenen weiblichen  Bevölkerung  über  die  männliche  ein  nnvergleioh* 
lieh  bedeutenderer,  als  gegenwärtig,  was  von  ihm  vorzugsweise  durch 
die  Resultate  von  Zahlungen,  die  in  Nürnberg  und  Basel  um  die  Mitte 
des  15  ,  in  Frankfurt  a.  M.  gegen  Ende  des  H.Jahrhunderts  stattfanden, 
belegt  auch  durch  Paasche's  Untersuchungen  *)  über  die  Rostocker  Be- 
völkerung des  1 6.  Jahrhundert«  bestätigt  wird,  und  somit  vorläufig  als  That- 
sadie  betrachtet  werden  mufs,  so  auffallend  es  sein  mag.  Die  Ursachen 
dieser  merkwürdigen  Erscheinung  sucht  der  Verfasser  zunächst  in  den 
zahlreichen  Bedrohungen,  welchen  das  männliche  Leben  durch  Fehden, 
Bürgerzwiste  und  Handelsreisen  ausgesetzt  war,  in  der  gröfseren  Sterb- 
lichkeit der  Afänner  bei  den  oft  sich  wiederholenden  pestartigen  Krank- 
heiten, in  der  ünmäfsigkeit  der  Männer  in  jeder  Art  von  Genufs,  endlich 
in  dem  Cöübat  der  zahlreichen  in  den  angeführten  Zahlen  nicht  eiube- 
griffenen  Geistlichkeit,  Vermutungen,  von  denen  uns  nur  die  erste  einen 
allenfalls    brauchbaren  Erklärungsgrund    zu    enthalten  scheint,    die  lotste 


S)  JühftQiies  Sobftrr:  Gesohiobt«  der  deaUcben  Frauen  weit      2  Bdo.     4  t«  Aufl. 
Leipzig  1879. 

3)  Carl  Bücher:  Die  Praaeofnige  tm  MittelAlten    TübinRfln  18B3, 
a)    H.  Pausche:    Die    stldti»cbe    Bevölkerong    früherer    Jahrhunderte.     Band    39 
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sogar  nur  beweist,  dafs  in  Wirklichkeit  der  Überschnfs  kleiner  war,  al0 
er  in  den  Listen  sich  zeigte »  und  die  um  so  unsicherer  werden  ,  wenn 
wir  berücksichtigen,  dafs  im  16.  Jahrhundert,  also  zu  einer  Zeit,  in  der 
ihre  Voraussetzungen  fehlen,  die  gleiche  Erscheinung  wiederkehrt.  Über 
die  Frage,  welchen  Charakter  der  von  ihm  konstatierte  Frauenüberschufs 
hat,  geht  Bücher  gänzlich  hinweg.  Es  ist  aber  klar,  dafs  die  soziale, 
Bedeutung  des  überschüssigen  weiblichen  Elements  eine  andere  wü 
falls  dasselbe  überall,  wie  Paasche  es  für  Kost ock  nach  den  SteuerliUe 
glaubhaft  macht,  im  wesentlichen  aus  Witwen  sich  jsasammensetzte ,  eine 
andere,  wenn  er  sich  aus  Unverheirateten  bildete.  Daraus,  dafs  der  Ver- 
fasser an  die  Feststellung  des  zahlenmafsigen  tJberschusaes  sogleich  die 
Frage  anschliefst,  was  im  Mittelalter  aus  den  zahlreichen  Frauen  wurde, 
die  ihren  ».natürlichen  Beruf*  zu  erfüllen  verhindert  waren ,  gewinnt  es 
den  Anschein,  als  ob  er  den  Frauen überschufs  als  in  der  Hauptsache  mit 
den  Unverheirateten  identisch  betrachte.  Als  Mittel,  durch  welches  den 
Alleinstehenden ,  die  in  den  nmfassenderen  Hauswirtschatlteu  jener  Zeit 
keine  Verwendung  fanden,  die  Existenzmöglichkeit  gewährt  wurde,  be* 
zeichnet  der  Verfasser  zunächst  das  Gewerbe,  das  trotz  prinzipieller  Aus- 
schliefsuög  der  Frauen  vom  zünftigen  Gewerbebetriebe,  dennoch  thatsach- 
lieh  in  weit  ausgedehnterem  Mafse  als  man  anzunehmen  pflegt»  den 
Frauen,  sei  es  als  selbständige  Unternehmerinnen,  sei  es  als  abhängig 
Arbeiterinnen ,  Beruf  und  Beschäftigung  bot.  Neben  der  Erwerbsthätig 
keit,  die  allein  nicht  ausreichend  war,  werden  wir  hingewiesen  auf  die 
Bedeutung,  welche  den  Klöstern  in  der  hier  fraglichen  Richtung  zuka 
auf  den  Lc'ibrentenkauf ,  welcher  oft  den  Vermögenden  die  Existeni 
sicherte,  auf  die  gemeinsamen  Haushaltungen,  vor  allem  aber  auf  die  un* 
ter  dem  Namen  „Samenungen"  bekannten ,  von  vermögenden  Frauen  be- 
hufs gemeinsamen  Lebens  gebildeten  Vereine.  Den  geradezu  ausschlag- 
gebenden Beweis  eines  weitverbreiteten  Frauennotstandes  indessen  erblickt 
Bücher  in  der  seit  dem  13.  Jahrhundert  beginnenden  Gründung  und  Ver- 
breitung der  sogenannten  Gotteshäuser  oder  Bekinenanstalten,  Korporatio- 
nen weltlichen  Charakters,  aber  mit  gewissen  religiösen  Verpflichtungen,  in 
denen  durch  Stiftungen  und  Vermächtnisse  nicht  anderweitig  versorgt 
ärmere  Frauen  Aufnahme  fanden  und  soweit,  die  Beute  des  Stiftungsver 
mögens,  auf  die  sie  zunächst  angewiesen  waren,  nicht  ausreichte,  sich 
durch  Gewerbsarbeit  ernährten,  auch  wohl  Liebeswerke,  zu  denen  man 
sie  verpflichtete,  verrichteten.  Von  diesen  Anstalten,  ihrer  Entstehung, 
Einrichtung  und  allmählichen  Entartung  erhalten  wir  eine  anschaulich»? 
Vorstellung.  Eine  Schilderung  des  Lebens  und  Treibens  der  fahrenden 
Frauen,  welche,  wie  die  fahrenden  Leute  überhaupt,  in  jenen  Zeiten  mas- 
senhaft auftreten ,  dazu  eine  Erörterung  der  Verhältnisse  der  öffentlichen 
Frauen  und  der  Frauenhäuser,  sowie  der  AuatÄlten,  welche,  wie  vorzugs- 
weise die  Reuerinn enklöater,  der  Rettung  der  crsteren  dienten,  vervoll- 
ständigen das  Bild,  welches  uns  die  mannigfache  und  eigentümliche  Art 
vorführt ,  in  der  für  den  alleinstehenden  Teil  des  weiblichen  OeschJochts 
im   Mittelalter  sich  das  Dasein  gestaltete. 

Das  Resultat,  zu  welchem  den   Verfasser  die  angeführten  Thatsache 
führen,  ist^  dafs  das  Mittelalter  mit  gröfseren  Notständen  im  Frauenleb 
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ZU  kämpfen  hatte,  als  die  Gegenwart ,  und  die  Aufgabe,  welche  ihm  dar- 
aus erwuchs,  in  befriedigender  Weise  löste.  Für  unsere  Zeit  vermag  er 
nicht  darin  das  Heil  zu  erblicken,  dafs  man  die  Frau  zur  Konkurren- 
tin des  Mannes  macht;  als  Aufgabe  einer  gesunden,  historisch  aufbauen- 
den Sozialpolitik  gilt  ihm  yielmehr,  den  Zug  auf  Entlastung  des  Weibes 
von  der  aufreibenden  Mühsal  des  Erwerbes,  der  trotz  mancher  Eück- 
schläge,  wie  jetzt  im  Fabriksystem,  durch  die  ganze  Geschichte,  beson- 
ders des  deutschen  Volkes  geht,  nach  Möglichkeit  zu  fordern.  Insbe- 
sondere gilt  es  ihm  festzuhalten  an  dem  Frauenideal  der  Reformation. 

Das  Gegenstück  hierzu  bildet  Norrenberg's  Schrifk^),  welche 
ganz  der  Richtung  angehört,  die  durch  den  Namen  Janssen  gekenn- 
zeichnet ist  Sie  will  die  Überzeugung  erwecken,  dafs  die  katholische 
Kirche,  wie  sie  die  Arbeiterin  aus  tiefster  Erniedrigung  zu  erheben 
gewufst  hat,  allein  auch  gegenwärtig  der  Frau  wiederum  eine  würdigere 
Existenz  zu  verschaffen  vermag.  Aber  nicht  soll  dies  geschehen,  indem 
die  Kirche  etwa  die  Frau  lediglich  zum  häuslichen  Beruf  zurückleitete, 
oder  überhaupt  irgend  ein  anderes  Ideal  des  weiblichen  Berufes  anstrebte, 
sie  soll  vielmehr,  da  es  keine  Stellung  der  Frau  giebt,  die  als  absolut  beste 
bezeichnet  werden  könnte,  nur  überhaupt  das  Weib  in  seinen  religiösen, 
sittlichen  und  materiellen  Interessen  schützen.  Leider  nur  ist  dieser  neu- 
trale Gesichtspunkt  vom  Verfasser  nicht  durchgeführt.  Denn  die  Ten- 
denz der  Darstellung  läuft  thatsächlich  darauf  hinaus,  die  Verwerflichkeit 
des  reformatorischen  Frauenideals  darzuthun,  dasselbe  als  den  Feind  der 
weiblichen  Berufsarbeit  hinzustellen,  um  die  Kirche  als  den  Hort  der 
letzteren  zu  preisen.  Indem  nun  der  Verfasser  Frauenarbeit  und  Arbei- 
terinnenerziehung schildert,  wie  sie  sich  sowohl  unter  der  Hofverfassung 
wie  unter  dem  Zunftregiment  gestaltet  haben,  sucht  er  den  Nachweis  zu 
führen,  dafs  der  Einflufs  des  Bürgertums,  da  es  dem  Prinzip  des  Egois- 
mus zur  Herrschaft  verhalf  und  die  alterprobten  Grundsätze  der  Kirche 
über  Bord  warf,  ein  ausschlief slich  ungünstiger  war.  Es  verdrängte  die 
Arbeiterin  aus  ihren  früheren  Arbeitsgebieten,  um  es  in  späterer  Zeit 
wiederum,  durch  das  Fabriksystem,  in  schamlosester  Weise  auszubeuten. 
In  dem  Bürgertum  will  jedoch  der  Verfasser  die  Reformation  treffen,  die 
ihm  nicht  eine  Blütezeit,  sondern  nur  ein  Glied  ist  in  den  Erscheinungen, 
welche  den  Verfall  des  deutschen  Lebens  herbeiführten.  Die  Verherr- 
lichung des  ehelichen  und  Familienlebens,  durch  welche  sie,  ähnlich  wie 
das  Zunfttum,  auf  die  Gestaltung  des  Frauenlebens  einwirkte,  erklärt  er 
sich  lediglich  aus  ihrer  Abneigung  gegen  das  Gölibat.  Denn  für  ihn 
entbehrt  nicht  nur  die  Beschränkung  der  Frauenarbeit  auf  die  Haus- 
hai tsgeschäfte ,  die  Neigung,  der  Frau  die  Pflege  der  Häuslichkeit  als 
einzigen  Beruf  zuzuweisen,  jeder  sittigenden  Wirkung,  in  der  Zersplit- 
terung der  Nation  in  viele  kleine  Haushaltungen  erkennt  er  zugleich 
eine  Verminderung  der  Produktionskraft.  Es  fehlt  ihm  eben  die  Fähig- 
keit, die  immateriellen  Werte  zu  würdigen,  auf  deren  Bedeutung  Bücher 
mit  Recht  verweist,   und  bestätigt  sich  hier  aufs  neue  die  Wahrheit  des 


1)  Dr.  P.  Norrenberg:   Frauenarbeit    und   Arbeiterinnenerziebung  in  deutscber 
Vorzeit.     Köln  1880. 
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dem  er  der  Anlafs  wurde,  dafs  man  sich  wieder  auf  die  wesentlichen 
Grundlagen  unserer  Kultur  besann  und  zu  einem  besseren,  tieferen  Ver- 
ständnis der  in  Frage  stehenden  sozialen  Verhältnisse  und  Gesetze  durch- 
drang. Anstatt  das  bisherige  Ideal  des  weiblichen  Berufes  zu  verdrän- 
gen ,  hat  die  Emanzipationsidee  bewirkt ,  dafs  planmäfsiger  und  bewufs- 
ter  dessen  Erfüllung  erstrebt  wird.  Dies  schliefst  die  Anerkennung  be- 
'  stehender  Notstände ,  sowie  das  Bemühen ,  diesen  durch  angemessene 
Erweiterung  des  weiblichen  Berufskreises  zu  begegnen,  keineswegs  aus. 
Wie  diese  Notstände  keine  allgemeinen,  sondern  partielle  sind,  so  bedarf 
es  weder  einer  prinzipiellen  Änderung  des  Verhältnisses,  in  welchem  die 
Geschlechter  zu  einander  stehen,  noch  wäre  eine  thatsächliche  Gleichstel- 
lung beider,  wenn  sie  selbst  möglich  wäre,  das  geeignete  Mittel.  Der 
häusliche  Beruf,  wie  er  die  Aufgabe  der  Meisten  und  zwar  nicht  blos  der 
Verheirateten  bildet,  wird  stets  auch  der  mafsgebende  Gesichtspunkt  für 
die  Gestaltung  der  weiblichen  Erziehung,  wie  für  die  Eegelung  der  sozia- 
len Stellung  des  Weibes  sein  und  bleiben,  und  die  notwendige  Rücksicht- 
nahme, welche  er  beansprucht,  stets  verhindern,  dafs  die  Frau  in  der 
allgemeinen  Produktion  ein  mit  dem  Manne  gleichwertiger  Faktor  werde. 
Dazu  kommt,  dafs  die  Verschiedenheit  der  weiblichen  und  der  männlichen 
Beanlagung  in  gleicher  Richtung  wirkt.  In  körperlicher  Beziehung  liegt 
sie  zu  Tage,  in  seelischer  Beziehung  ist  sie  von  ernsthaften  Beobach- 
tern zu  keiner  Zeit  bezweifelt  worden,  was  endlich  die  geistige  Befähigung 
der  Frauen  betrifft,  mag  gerade  auf  das  verwiesen  werden,  was  sie  ge- 
leistet haben,  auf  dem  Gebiete,  wo  es  galt,  die  eigene  Sache  zu  führen. 
So  ansehnlich  die  Zahl  der  Schriftstellerinnen  ist,  welche  die  Frauenfrage 
behandelten,  nur  dort  und  nur  soweit  haben  sie  Wertvolleres  hervorge- 
bracht, als  sie  sich  ihrem  Gefühle,  ihrem  unmittelbaren  Empfinden  hinge- 
geben haben.  Wo  sie  sich  rein  verstandesmäfsigen  Erwägungen  überlas- 
sen, gelingt  es  ihnen  nirgends  zu  tieferen,  systematischen  Gesichtspunkten 
vorzudringen.  Sie  reden,  aber  sie  erörtern  nicht,  und  schwer  fällt  es, 
wie  der  Verfasser  aus  mühselig  gewonnener  Erfahrung  bezeugen  kann, 
über  ihren  springenden,  überall  abschweifenden,  auf  kein  festes  Ziel  ge- 
richteten Gedankengang  Rechenschaft  zu  geben.  Möchten  die  Frauen 
mehr  und  mehr  davon  abkommen,  in  gleicher  Art  den  gleichen  Wert 
der  Geschlechter  zu  sehen,  und  dort,  wo  die  Wurzeln  ihrer  Kraft  sind, 
auch  die  Quellen  ihrer  sozialen  Geltung  suchen. 
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Nationalökonomische  Gesetzgebung, 


in. 

Oesetz,   betreSTend   die   Kranken vorBicheruiig    der   Arbeiter. 

Vom   15.  Juni    18fta. 

Wir  WilhdlDi  Vön  Ootfc«»  Gnaden  Deatscher  KAi»er,  König  von  Preufften  cte.  vtr- 
ui'diton  im  NiuneD  des  Beicba,  niicb  erfolgter  Zustimmung  dos  Bandesnits  ittid  des  Reiehsr 
tiig»f  W116  folgt: 

A       V'eraiefaerungüzwAog. 
§  1.     Per&oneii,  wsicd«  gegen  QehaU  oder  Lohn  beschäftigt  sind: 
1,  in  Bergwerkeitf    Sülincmf  AuHjereitungsAn^tiüten^    tirUchen  und  Groben«  In   Fabriken 
ttiid  Hüttenwerken,  beim  EiaetibAbn-  und  Dinneudampfi^chiünHhrtttbetriebef  »uf  Werften 
und  bet  B&utcti, 
3t.  im  Handwerk  und  tu  soui»tigen    atebenden  GewerbebetriebeUf 

3.    in  Betrieben,    in  denen  DampfkaaseJ  oder  durch  elementare  Kraft  ^Wind  ^    Wa»ser. 

Dumpf,   G»i»,  heir»6  Luft  etc.)  bewegte  Triebwerke  zur  Verwendung  kommen,  sofern 

diefto  Verwendung    nicht    Ausscbtiefslicb    in  vorübergehender  Benutzung    einer  nicht 

sur  Betrioba&ulage  gehörenden  Kraftmiischine  besteht^ 

bind  mit  Ausnahme  der  tm  §  2  unter  Zifter  2  bis  6  aufgenihrteu  Personen,  aofem   nlcltt 

die  Besehäftigung  ihrer  Natur  nach  eine  vorübergehende    uder  durch  den  Arbeitsvertrag 

im  Vonint^  nuf  oiuen  Zeitraum  von  weniger  aU  einer  Woche  beschr&nkt  Ut ,  nach  Mafär 

gäbe  der  V^orsebriften  dienen  Oe^etKes  gegen  Krankheit  an  verf^i ehern. 

Betricb&beamte  unterliegen  der  Versicherung^pflicht  uur,  wenn  ihr  ArbeiUverdittnti 
an   Lohn  oder  Gehalt  secbsxweidrittel  Mark  für   den  Arbeitstag  nicht  übersteigt. 

Ab  (behalt  uder  Lohn  im  Sinne  dic^ejs  Gesctses  gelten  auch  Tantiemoii  und  Natural- 

beaüge<     Der  Wert  der  letzteren  ist  nach  Ortitdurdisehnittsprei&eo  in  Auäatx  su  bringe« 

§  S.      Durt'b  ütatutarihche   Hustimmung  einer  Gemeinde  für   ihren  Uesirkt   oder  ein« 

weiteren  Kommuiinlverhandeü  flir  »einen  Bezirk  oder  Teile  desselben,    k&nn  die  Anwe»^ 

düng  der  Vorathriflen  dea  §    1    eri»treckt  werden : 

1,  auf  di^cnigcn  in  §   1   bezeichneten  Personen^  deren  Beschäftigung  ihrer  N^tur  imcIi 

eine    vorübergehende  oder  durch  den  Arbeits  vertrag    im  voraus  aitf  einen  Zeitra* 

von  wenii^ei'  al»  einer  Wocbe  b&Hcbränkt  ist, 

2    ant  Uandlun^Kgehilfen   und     Lehrlinge,  Gehilfen   und  Lehrlinge  iu  Apotheken, 

3.  auf  Personen  ,    welche    in  anderen    aU  den  iu  §   1    bezeichneten  Tran Kportgo werben 
bebcbäftigt  werden, 

4.  auf  Personen  ,    welche    von  Gewerbetreibenden    anfserbalb    ihrer  Betriebastatteo  bt- 
«chfiftigt  werden, 

6.  auf  selbiitUndtgc  (Gewerbetreibende^    welche  in    eigenen  Betriebssiätteu  im  Aufiiage 

und  für  Rechnung  anderer  Gewer  betreibe  od  er  mit  der  Herstellung  oder  Bearbeitung  | 

gewerblicher  Eraeugnisse  beschäftigt  werden  (Bausindustrie), 
8.  anf  die  in  der  Land-  und  Fonjtwirt*chaft  be»ehiiftigteu  Arbeiter. 

Die  auf  Grund  dieser  Vorschrift  ergehenden  ülatutari sehen  Be&timmunge»  mÜ 
neben  genauer  Bezeichnung  derjenigen  Klassen  von  Personen,  auf  welche  die  Anwende 
der  Vorschriften  de»  tj  l  erstreckt  werden  soll ,  Bestimmungen  über  die  Verpflichtung 
tur  An-  und  Abmeldung,  j»owic  über  die  Verpliichtung  zur  Einzahlung  der  Beiträge 
enthalten. 

Sie  bedürfen  der  Genehmigung  der  höheren  VcrwiütungsbebÖrde  und  sind  in  der 
für  BckAnntniachangen  der  Gemeindebehörden  vorgeschriebenen  oder  üblichen  Form  lu 
veröffentlichen. 

§  3.     Auf  Beamte,  welche  iu  BetriebsverwuJtungen  des  Reichs,  eines  Bande 
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oder    eines  Kommuoalverbandes    mit    festem  Gehalt  angestellt   sind,    finden  die  Bestim- 
mungen der  §§  1,  2  dieses  Gesetzes  keine  Anwendung. 

Auf  ihren  Antrag  sind  von  der  Versicher ungspfli cht  zu  befreien  ,  Personen ,  welche 
im  Krankheitsfalle  mindestens  für  dreizehn  Wochen  auf  Verpflegung  in  der  Familie  des 
Arbeitsgebers  oder  auf  Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  des  Lohnes  Anspruch  haben. 

B.     Gemeinde-Krankenversicherung. 
§  4.     Für  alle  versicherungspflichtigen  Personen,  welche  nicht 
einer  Ortskrankenkasse  (§  16), 
einer  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse  (§  59), 
einer  Baukrankenkasse  (§  69), 
einer  Innungskrankenkasse  (§  73), 

einer  eingeschriebenen   oder   auf  Grund    landesrechtlicher  Vorschriften    errichteten 
Hilfskasse  (§  75). 
angehören,  tritt  die  Gemeinde-Krankenversicherung  ein. 

Personen  der  in  §§  1,  2,  8  bezeichneten  Art,  welche  der  Versicherungspflicht  nicht 
unterliegen  ,  sowie  Dienstboten  sind  berechtig^ ,  der  Gemeinde-Krankenversicherung  der 
Gemeinde,  in  deren  Bezirk  sie  beschäftig^  sind,  beizutreten.  Der  Beitritt  erfolgt  durch 
schriftliche  oder  mündliche  Erklärung  beim  Gemeinde  vorstände ,  gewährt  aber  keinen 
Anspruch  auf  Unterstützung  im  Falle  einer  bereits  zur  Zeit  dieser  Erklärung  einge- 
tretenen Erkrankung.  Beigetretene,  welche  die  Versicherungsbeiträge  (§  5)  an  zwei 
aufeinanderfolgenden  Zahlungsterminen  nicht  geleistet  haben ,  scheiden  damit  aus  der 
Gemeinde-Krankenversicherung  aus. 

§  5.  Denjenigen  Personen ,  für  welche  die  Gemeinde-Krankenversicherung  eintritt, 
ist  von  der  Gemeinde,  in  deren  Bezirk  sie  beschäftigt  sind,  im  Falle  einer  Kranklieit 
oder  durch  Krankheit  herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit  Krankenunterstützung  zu  ge- 
währen. 

Von  denselben  hat  die  Gemeinde  Krankenversicherungsbeiträge  (§  9)  zu  erheben. 
§.  6.     Als  Krankenunterstützung  ist  zu  gewähren: 

1.  vom  Beginn  der  Krankheit  ab  freie  ärztliche  Behandlung,  Arznei,  sowie  Brillen, 
Bruchbänder  und  ähnliche  Heilmittel; 

2.  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit,  vom  dritten  Tage  nach  dem  Tage  der  Erkrankung 
ab  für  jeden  Arbeitstag  ein  Krankengeld  in  Höbe  der  Hälfte  des  ortsüblichen  Tage- 
lohnes gewöhnlicher  Tagearbeiter. 

Die  Krankenunterstfitzung  endet  spätestens  mit  dem  Ablauf  der  dreizehnten  Woche 
nach  Beginn  der  Krankheit. 

Die  Gemeinden  sind  ermächtig^,  zu  beschliefsen ,  dafs  bei  Krankheiten,  welche  die 
Beteiligten  sich  vorsätzlich  oder  durch  schuldhafte  Beteiligung  bei  Schlägereien  oder 
Raufhändeln,  durch  Trunkf&lligkeit  oder  geschlechtliche  Ausschweifungen  zugezogen 
haben,  das  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur  teilweise  gewährt  wird,  sowie  dafs  Personen, 
welche  der  Versichemngspflicht  nicht  unterliegen  und  freiwillig  der  Gemeinde-Kranken- 
versicherung beitreten,  erst  nach  Ablauf  einer  auf  höchstens  sechs  Wochen  vom  Beitritte 
ab  zu  bemessenden  Frist  Krankenunterstützung  erhalten. 

Das  Krankengeld  ist  wöchentlich  postnumerando  zu  zahlen. 

§  7.  An  Stelle  der  in  §  6  vorgeschriebenen  Leistungen  kann  fVeie  Kur  und  Ver- 
pflegung in  einem  Krankenhause  gewährt  werden,  und  zwar: 

1 .  für  diejenigen ,  welche  verheiratet  oder  Glieder  einer  Familie  sind ,  mit  ihrer  Zu- 
stimmung, oder  unabhängig  von  derselben,  wenn  die  Art  der  Krankheit  Anforde- 
rungen an  die  Behandlung  oder  Verpflegung  stellt,  welchen  in  der  Familie  des  Er- 
krankten nicht  genügt  werden  kann, 

2.  für  sonstige  Erkrankte  unbedingt. 

Hat  der  in  einem  Krankenhause  Untergebrachte  Angehörige,  deren  Unterhalt  er  bis- 
her aus  seinem  Arbeitsverdienste  bestritten  hat,  so  ist  neben  der  freien  Kur  und  Ver- 
pflegung die  Hälfte  des  in  §  6  festgesetzten  Krankengeldes  zu  leisten. 

§  8.  Der  Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter  wird  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  festgesetzt. 

Die  Festsetzung  findet  für  männliche  und  weibliche,  für  jugendliche  und  erwachsene 
Arbeiter  besonders  statt.  Für  Lehrlinge  gilt  die  für  jugendliche  Arbeiter  getroffene 
Feststellung. 

§  9.     Die  von  der  Gemeinde  zu  erhebenden  Versicherungsbeiträge  sollen,  so  lange 
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nicht    n»ch  MAfsgabe    des  §  10  etwu   anderes   leatgeietzt    iat ,    eiBUuddafa&Ibea 
de»  ort&üblichen  Tageiobne»  (vergL  §  8)  ukbt    überateigen  nod  und  ina&g«U  be»<i] 
liesi'btuLfänabiDe  id  dte»er  Hohe  su  erheben, 

Dieaelbcn  flitiiien  tn  eine  besondere  Kasse  ^  aus  welcli^r  aoeb  die  Kraükatiatiter' 
stlitsuDgen  su  bestreiten  sind. 

Die  Elntmbmeti  and  Ausgaben  die&er  Ka^ac  &ind  getrennt  von  den  »oustigeti  Ein- 
nahmen lind  Ausgaben  dor  Gemeinde  festanstetleo  und  xu  verrechnen  Die  Venr altung 
der  KA»se  Itat  die  Gemeinde  ancutg«ltlicb  %ü  führen.  Ein  Jahrej«abM;hlurs  der  Kjua« 
neb»t  einer  UeberMcbt  über  die  Vürslcherten  und  die  KrankheiuverbÄltoit^e  i»t  aiyHir- 
lieh  der  höheren  Verwaltangsbebörde  eiostareicben. 

Reichen  die  Bestände  der  Krankenversicberung%kaji&e  oicbt  an»,  um  die  GUlig 
wordenden  Ausgaben  derselben  zu  decken  ,  ao  t^hid  aa»  der  Gemeiodekaa»e  die  erfordere 
liehen  Vorschüsse  su  leisten,  welche  ihr^  vorbehaltlich  der  Be&timmuiigen  des  §  10,  dem- 
nächst aiL»  der  Krankenverstcberungskaase  mit  ihrem  Beservefonds  tu  erstattea  sind. 

§  10.  Krgiebt  sich  aus  den  Jahresabacblü»j»eu,  dafs  die  gesetalicben  Krankenver- 
sieberungsbeiträge  lur  Deckung  der  geseiallchen  Kranken nnter&tütxangen  nicht  aoa« 
reichen^  so  können  mit  Genf^hinigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  die  Beiträge  bi« 
XU  KW  ei  Projcent  des  ortsüblichen  Tagelob  ues  i§  8)  erhöht  werden. 

Überschfisae  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben^  welche  nicbt  sor  Deckung  etwaigei^ 
VoraohÜase  der  Gemeinde  in  Anspruch  genommen  werden ,  sind  cur  Ansammlung  eines 
Reservefonds  su  verwenden. 

Ergeben  sich  au^t  den  Jahresabschlüssen  dauernd  Übersehüase  der  Gianabmen  ans 
Bei  trägen  über  die  Ausigaben,  so  sind  nach  Ansammlung  eines  Keservefondä^  im  Betra|j;c 
einer  durchschnittlichen  Jabreaeinnabme  sunächst  die  Beiträge  bis  au  eiDUudeinhalb 
Proxenr  de»  ortsüblichen  Tagelohtios  (§  8)  ku  ermäliiigea.  Verbleiben  alsdann  noch 
i'berscbüsse,  so  hat  die  Gemeinde  au  bescbliefsen  ^  ob  eine  weitere  UermbseUuug  «1er 
Beiirage  oder  eine  Erhöh ung  der  Uut«ri»tüt»ungen  eintreten  soll.  Erfolgt  eine  Beschlo/»* 
nähme  nichts,  so  kann  die  höhere  Verwaltongsbebdrde  die  Herabsetanng  der  Beitrige 
verfügen, 

I  11.  Personen  f  für  welche  die  Gemcinde^Krankenversieherang  eingetreten  ht, 
liehatten  ,  wenn  sie  aus  der  dieselbe  begründenden  Beschäftigung  aoascheiden  ttnd  nicbt 
au  einer  Be&ii'häftigung  Übergehen,  vermdge  welcher  sie  nach  Vorschrift  dieaes  Geaelaes 
Mitj^lieder  einer  Krankenkasse  werden,  den  Anj^pruch  auf  Kranken unterstütaungy  so  lauge 
sie  die  Vcr«ficherungsbeitrÄge  fortznhlen  und  entweder  im  Gemeindebexirke  ilires  bis' 
herigen  Aufenthaltes  verbleiben,  oder  in  dem  Gemtiindebexirke  ihren  Aufenthalt  nehmen« 
in  wekvhoui  sie  xuletat  beschäftigt  wurden. 

§  IS.  Mehrere  Gemeinden  können  sich  durch  übereinstimmende  Beschlilsae  «u 
gcmoinsiimer  Gemeinde-Krankenversicherung  vereinigen. 

Durch  Beschlufa  eines  weiteren  Kommunalverbandes  kann  dieser  für  die  Gemeinde- 
Krankenversicherung  an  die  Stelle  der  demselben  angehorendeti  einzelnen  Gemeinden 
gesetzt  oder  die  Voreinigung  mehrerer  ihm  augehöreuder  Gemeinden  au  gemeiusaiuar 
Gtimeinde-Krfinkenveräicberang  angeordnet  werden. 

Wo  weitere  Kommunal  verbände  nicht  bestehen,  kann  die  Vereinigung  mehrerer 
beuaebbarter  Gemeinden  xu  gemeinsamer  Gemeinde  Krankenversicherung  durch  V«r- 
fiigoug  der  höheren   Verwaltungsbehörde  angeordnet  werden* 

Derartige  BesehlÜ.^se  und  Verfügungen  müssen  über  die  Verwaltung  der  gemein- 
samen    Gemeinde- Krankenversicherung  Bestimmung  treffen. 

iJii!  Bescbliisse  bedürfen  der  Genehmigung  der  häbereu  Verwaltungsbehörde^  iC^ß^** 
die  Verfilg^mg  der  letittereo,  durch  welche  die  Genehmigung  versagt  oder  erteilt  odrt 
die  Verelnignug  mehrerer  Gemeinden  angeordnet  wird ,  steht  den  beteiligten  Gemeiodeii 
und  KümmuQAlverbäiidcn  innerhalb  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  SSetiUml* 
beh^rdc  an. 

$  13^  Sind  in  einer  Gemeinde  nicht  mindestens  fünfzig  Personen  vorbandeii«  1^ 
welche  die  Gemeinde-Krankenversicherung  einzutreten  hat,  oder  ergiebt  sich  aus  den 
JabresAbsehltlssen  (|  9  Absatz  3]  einer  Gemeinde,  dafs  auch  nach  ErbShung  der  Ver- 
sicherungsbeiträge auf  zwei  Proaent  des  ortsüblichen  Tagelobnea  (§  8)  die  Deckung 
der  gesetzUehen  Kranken unterstiitaung  fortlaufend  Voriichüsse  der  Geineindekusae  er- 
fordert  f  so  kann  auf  Antrag  der  Gemeinde  deren  Vereinigung  mit  einer  oder  melircreii 
benachbarten  Gemeinden  xu  gemeinsamer  Krankenversicherung  durch  die  b^jhere  Ver^ 
waltungabehftrde  angeordnet  werden 
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Trifft  diese  Voraussetzaog  für  die  Mehrsahl  der  einem  weiteren  Kommanalyerbande 
angehörenden  Gemeinden  an,  so  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  anordnen,  dafs 
der  weitere  Kommanalvcrband  für  die  Gemeinde-Krankenversichemng  der  ihm  ange- 
hörenden Gemeinden  an  die  Stelle  der  einseinen  Gemeinden  zu  treten  hat. 

Über  die  Verwaltung  der  Gemeinde-KrankenTersicherung  sind  in  diesen  Fällen 
die  erforderlichen  Vorschriften  nach  Anhörung  der  beteiligten  Gemeinden  und  Verbünde 
zu  erlassen. 

Gegen  die  auf  Grund  der  Torstehenden  Bestimmungen  von  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde erlassenen  Anordnungen  und  Vorschriften  steht  den  beteiligten  Gemeinden  und 
KommunaWerbftnden    innerhalb  vier  Wochen    die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  zu. 

Gemeinden  von  mehr  als  zehntausend  Einwohnern  können  ohne  ihre  Einwilligung 
nur  dann  mit  kleineren  Gemeinden  vereinigt  werden,  wenn  ihnen  die  Verwaltung  der 
gemeinsamen  Gemeinde-Krankenversicherung  übertragen  wird. 

§  14.  Eine  auf  Grand  des  §  12  oder  des  §  18  herbeigeführte  Vereinigung  kann 
auf  demselben  Wege  wieder  aufgelöst  werden,    auf  welchem  sie  herbeigeführt  ist. 

Durch  Beschlnfs  des  weiteren  Kommunalverbandes  oder  Verfügung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  kann  die  Auflösung  nur  auf  Antrag  einer  der  beteiligten  Gemeinden 
herbeigeführt  werden. 

Über  die  Verteilung  eines  etwa  vorhandenen  Reservefonds  ist,  falls  die  Auflösung 
durch  Beschlnfs  erfolgt,  durch  diesen,  falls  sie  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
angeordnet  wird,   in  der  die  Auflösung   anordnenden  Verfügung  Bestimmung  zu  treffen. 

Gegen  die  Verfügung  der  höheren  Verwaltungsbehörde ,  durch  welche  die  Ge- 
nehmigung zu  einer  beschlossenen  Auflösung  erteilt  oder  versag^  wird,  oder  durch 
welche  die  Auflösung  angeordnet  wird,  steht  den  beteiligten  Gemeinden  und  Kommunal- 
verbänden innerhalb  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  zu. 

§  15.  Für  Gemeinden,  welche  nach  den  Landesgesetzen  den  nach  Vorschrift  dieses 
Gesetzes  versicherungspflichtigen  Personen  Krankenunterstützung  gewähren  und  dagegen 
zur  Erhebung  bestimmter  Beiträge  berechtigt  sind ,  gilt  die  landesgesetzlich  geregelte 
Krankenversicherang  als  Gemeinde-Krankenversicherung  im  Sinne  dieses  Gesetzes,  sofern 
die  Unterstützung  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  genügt  und  höhere  Beiträge,  als 
nach  demselben  zulässsg  sind,  nicht  erhoben  werden.  Eine  hiemach  etwa  erforderliche 
Erhöhung  der  Untersützung ,  oder  Ermäfsigung  der  Beiträge  mufs  spätestens  bis  zum 
Ablauf  eines  Jahres  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  herbeigeführt  werden. 

C.     Ortskrankenkassen. 

§  16.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  für  die  in  ihrem  Bezirke  beschäftigten  Ver- 
sicherungspflichtigen Ortskrankenkassen  zu  errichten ,  sofern  die  Zahl  der  in  der  Kasse 
zu  versichernden  Personen  mindestens  einhundert  beträgt. 

Die  Ortskrankenkassen  sollen  in  der  Regel  für  die  in  einem  Gewerbszweige  oder 
in  einer  Betriebsart  beschäftigten  Personen   errichtet  werden. 

Die  Errichtung  gemeinsamer  Ortskrankenkassen  für  mehrere  Gewerbszweige  oder 
Betriebsarten  ist  zulässig,  wenn  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Gewerbszwoigen  und 
Betriebsarten  beschäftigten  Personen  weniger  als  einhundert  beträgt. 

Gewerbszweige  oder  Betriebsarten ,  in  welchen  einhundert  Personen  oder  mehr  be- 
schäftigt werden ,  können  mit  anderen  Gewerbszweigen  oder  Betriebsarten  zu  einer  ge- 
meinsamen Ortskrankenkasse  nur  vereinigt  werden,  nachdem  den  in  ihnen  beschäftigten 
Personen  Gelegenheit  zu  einer  Äufserang  Über  die  Errichtung  der  gemeinsamen  Kasse 
gegeben  worden  ist.  Wird  in  diesem  Falle  Widerspruch  erhoben ,  so  entscheidet  über 
die  Zulässigkeit  der  Errichtung  die  höhere  Verwaltungsbehörde. 

§  17.  Durch  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  kann  die  Gemeinde  ver- 
pflichtet werden,  für  die  in  einem  Gewerbszweige  oder  in  einer  Betriebsart  beschäftigten 
Personen  eine  Ortskrankenkasse  zu  errichten,  wenn  dies  von  Beteiligten  beantragt  wird 
und  diesem  Antrage,  nachdem  sämtlichen  Beteiligten  zu  einer  Äufserung  darüber  Ge- 
legenheit gegeben  ist,  mehr  als  die  Hälfte  derselben  und  mindestens  einhundert  beitreten. 

Dasselbe  gilt  von  der  Errichtung  einer  gemeinsamen  Ortkrankenkasse  für  mehrere 
Gewerbszweige  oder  Betriebsarten,  wenn  dem  Antrage  mehr  als  die  Hälfte  der  in  jedem 
Gewerbszweige  oder  in  jeder  Betriebsart  beschäftigten  Personen  und  im  ganzen  min- 
destens einhundert  beitreten. 

Gegen    die    Verfügung   der   höheren    Verwaltungsbehörde,    durch    welch«    die   Er- 
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richtuDg    einer    getneiiisameo    OrUkriuikeukASAe    tuigeordnct    wird ,    steht    der 
inncrbiüb  vier  Wi>eiii5D  di«^  Besehwerdo  iiti  die  2eritralbebord«  %n, 

Qemeitiden^  wolclie  dieser  Verpflichtuüg  iuiierh«lb  der  fo»  der  höbcroo  Vcrwaltimg** 
bch(>rde  «u  bcstinimendcn  FrUt  ulcbt  narbkommen»  dürfen  von  dt'njeuige«  Pcthoui'h,  iür 
welche  die  ürrichtm^K  einer  OrUkriiDkenkttz^e  iiiigftorduel  ist,  Vers icburu »gab nitriL^e  «lur 
Gcmeiude-Kraukeovcrfricbcrung  (^  6  AbaAts  2)  nicht  erboben. 

§  18.  Beträgt  diö  Zubl  der  i«  einem  Ouwerb&zwcigö  oder  eiuer  lietriebüjirt  U©- 
scbiiftigten  Personen  wenij^er  üLa  einhundert^  io  kjLnu  die  Errichtung  einer  OrtskrAnken- 
kaase  ge^itattet  werden  ,  wenn  die  dauernde  Lei^ptung^fähigkcit  der  Kasse  in  einer  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  für  au.*»reichend  erachteten  Woi»c  sichergestellt  ist« 

§  19.  Die  Gewerbssweige  und  Betriebsarten ,  für  welche  eine  Ortäkrankeakikssc 
erriehiet  wird^  sind  in  dem  Kai»i>eni»tatut  (§  83)  zu  beaeiehnen. 

Die  in  diej»en  GewerbÄ«weigen  und  Betriebsarten  beschäftigten  Per&onen  werdeu, 
soweit  sie  ver&icherung»ptlicbtlg  sind,  mit  dem  Tage,  an  welchem  sie  in  die  BeftchäfLiguiig 
eintreten ,  Mitglieder  der  KasÄe^  aoferu  sie  nicht  nachweislich  einer  der  übrigen  in  §  4 
benaiittten  Kjut5>en  angeboren 

Soweit  frie  nicht  yer^icherangspflichtig  sind,  haben  sie  düa  Recht,  der  Kasse  beiaü* 
treten«  Uer  Beitritt  erfolgt  durch  äichriftliche  oder  mündliche  Anmeldon^  bei  dem 
Kassen  vorstände  oder  der  auf  Grund  iUa  §  49  Ab&atz  d  errichteten  Meldestelle«  gewilirt 
aber  keinen  Anspruch  auf  Unterstützung  im  Falle  einer  bereits  zur  Zeit  dieser  Au* 
meldung  eingetretenen  Erkrank  img. 

Der  Austritt  ist  versicHerungspäichtigeii  Per»onen  mit  dem  Sohloaae  des  Rechnanga- 
jahre:i  zu  ge:»tatten ,  wenn  sie  denselben  sptfcteslcnji  drei  Monate  ssuvor  bei  dem  Vor- 
stände beantragen  und  vor  dem  Austritte  Qachweisen ,  diiJ»  mc  Mitglieder  einer  der 
Übrigen  in  §  4   beseichneten  Kassen  geworden  sind. 

Die  Mitgliedschaft  nichtV€r»icherung5päichtiger  Per»uiieD  erlischt,  wenn  aie  di« 
Bcitriige  an  zwei  aufeinanderfolgenden  ZahlungHterminon  nicht  gelelutet  babeu, 

§  SQ.     Die  Ortskrankenka^aen  »ollen  mindcütenüi  gewähren  : 
1 .  eine  Krank enunterstütjtußgf  welche  nach  §§  6  ,  7  *  B  mit  der  Mafagabe  au  bemcsaen 

ist,    dafs    der  durchschnittliche  Tagelohn    derjenigen    Klassen    der  Versicberteii  ^    für 

weiche  die  Kas«e  errichtet  wird,  soweit  er  drei  Hark  für  den  Arbeitstag  nicht  über- 

schreitet^  an  die  Stelle  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter  tritt; 

5.  eine  gleiche  l^nterstützung  an  Wöchnerinnen  auf  die  Dauer  von  drei  Wochen  uath 
ihrer  Niederkunft ; 

3  für  den  Todesfall  eine^  Mitgliedes  ein  Sterbegeld  Irn  awanalgfachen  Betrage  de«  orU- 
üblichen  Tagelohnes  {%  8). 

Die  Feststellung  de»  durdi»ehniUUehen  Tagetohne»  kftnn  auch  unter  Berücksichtigung 
der  xwiachen  den  Kasseiimitgliedern  hinsichtlich  der  Lohnhöhe  bestehenden  Verschiednu- 
heilen  klas»enweise  erfolgen.  Der  durch^chnUtlicUe  Tugelohn  einer  Klasse  darf  in  djc 
scm  Fülle  nicht  über  den  Betrag  von  vier  Mnrk  und  nicht  unier  den  Betrag  des  orts- 
üblichen Tftgclolines  (%  8)  festgestelU  werden. 

k)  21.     Eine  Erhöhung    und  Erweiterung    der  Leistungen   der  OrtsknuikenkAssen  ist 
in   folgendem   umfange  zulüssig : 
r   Die  DAtier  der  Krankenunterattlt^ting  kann  auf  einen  längeren  2eitratim  als  dreisehn 

Wochen  bis  zu  einem  Jahre  festgesetzt  werden 
2-  Da.%  Krankengeld  kann  auf  einen  höheren  Betrag    und  »war  bis  sa  drei  Viertel  de» 
durchschnittlichen  Tagelohnes  (§  20)  festgesetzt  werden;    neben  freier  äratltelier  Be- 
handlung Uüd  Arznei    können    auch    andere    als    die    im  §  ü  bezeiehueteu  Heilmtltet 
gewährt  werden. 

3.  Neben  freier  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Krunkenhanse  kann  Krankengeld  bi* 
zu  einem  Achtel  dos  durchschnittlichen  Tagelohn  es  (§  SO]  auch  solchen  bewilligt 
werden ,  welche  nicht  den  Unterhalt  von  Angehörigen  aus  ihrem  Lohne  bestritleu 
haben, 

4,  Wöchnerinneu  kann  die  Krankenunterstützung  bis  zur  Dauer  von  sechs  W^ochen 
nach  ihrer  Niederkunft  gewährt  werden. 

6.  Freie  »nfitHrhe  Hehaudlung,  freie  Arznei  und  sonstige  Heilmittel  können  fUr  erkrankte 
Ftuuilienangehönge  der  Kassenmitglieder ,  sofern  sie  nicht  selbst  dem  Krankenver- 
sicl»erungi!t/wange  unter] iegeur  gewührt  werden.  Unter  dersielbcn  Voraussetzung  kann 
für  Ehefrauen  der  Kassenmitgliodcr  im  Falle  der  Entbindung  die  nach  Nr.  4  *ttlÄs* 
»ige  KrankcnuntervtiJtzung  güwiilirt  werden. 
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6.  Das  Sterb<;gelil  kann  Huf  «meu  liohereu  alü  den  2WHD2igfftcheu  Betrag  uaü  zwar  bis, 
zum  vicnügtHcheo  Betrage  des  ortsüblichen  Tugelohnes  (§  8)  «rhöht  werden, 

7.  Beim  Tode  der  Ebetrau  oder  einei»  Kinde»  eines  K&Ascnmitglicdes  kann,  sotem  diese 
Feri»öDcn  nicht  selbst  dem  Versicheruiigbawange  unterliegen,  «in  Sterbegeld  und  zwar 
für  eratere  im  Botrage  biü  zu  zwei  Dritteln,  ilir  letztere  bis  aur  Bäirte  des  für  das 
Mitglied  fej»tg  es  teilten  Sterbegeldes  gewährt  werden. 

Auf  weitere  Unterslützutigeu  ^  uamentiicli  auf  luvaliden-t  Witwen*  und  Waisenunter- 
atütanngeu,  dürfen  die  LcistuDgcn  der  Ortskrankenkaüse  nicht  ausgedehnt  werden, 

I  22.  Die  Beiträge  zu  den  Ortskrankenkasseu  aind  in  Prozenten  de»  durchschuiit- 
licLeu  Tagelohncs  ^§  20)  so  zu  beme^äeu,  daf;»  sie  unter  £inrechnutig  der  etwaigen  suu* 
^tigen  Eiunabmeu  der  Kasse  ausreichen  ,  um  die  Statuten oiäfsigetj  Uuterbtti tau ugen  »  die 
VerwaltUDg^kosten  und  die  zur  Ansainmlung  CMler  Ergäuziuig  des  Beservefond»  (g  3S) 
erforderlkhen  Hücklagvii  «u  decken. 

§  23.  Für  jede  Ortskraiikenkasse  ist  von  der  Gemeindebehörde  oach  Anborung  der 
Beteiligten  (/der  von  Yortroteiij  dcrselheu  ein  Ka^^senstatut  %\i  erricbteu. 

Dasselbe  inufs  Bestimmnug  treffen : 

1.  über  die  Klassen  der  dem  Krankenversicherungszw&nge  ubterliegendeo  Personen, 
welche  der  Kasse  als  Mitglieder  angehören  sollen  | 

2.  Über  Art  und  Cm  fang  der  Unterstützungen ; 

3.  über  die  IJöhe  der  Beiträge ; 

4.  über  die  Büduug  des  Vorstandes  und  den  Umfang  seiner  Befugnisse ; 

b.  über   die   Zusammensetzung   und    Berufung  der    General versatmnlimg    and    über   die 

Art  ihrer  Beschlufsfassung ; 
6.   über  die  Abünderung  des  Statuts; 
7*  über  die  Aufstellung  und  PrüfuDg  der  Jahresrechnting, 

Das  ätatut  darf  keine  Be^^ünimuiJg  t^nthalteo,  welche  mit  dem  Zweck  der  Kasse  nicht 
in  Verbindung  steht  oder  gesetzlichen  V'orsichriften  zuwiderläuft« 

§  24.  Dil5  Kassenstatut  bedarf  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde. 
Bescheid  ist  innerhalb  sechs  Wochen  zu  erteilen.  Die  Genehmigung  darf  nur  versagt 
worden,  weno  das  Statut  den  Au  forde  ran  gen  dieses  Gesetzes  nicht  genügt  Wird  die  Ge- 
uehmigung  versagt,  so  sind  die  Gründe  mitzuteilen.  Der  versagende  Bescheid  kann  im 
Wege  des  Verwalmugsstreitverfahrens»  wo  ein  solches  nicht  besteht,  im  Wege  des  Re- 
kurses tiach  Maf»gabe  der  Vorschriften  der  §§  20,  81  der  Gewerbeordnung  angefochten  werden» 

Abänderungen  des  Statuts  unterliegen  der  gleichen  Vorscbrift. 

§  llh.  Die  Ortskrankenkasse  kann  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  and  Ver< 
bindlichkeiteu  eingehen,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

Für  alle  Verhindlichkeiten  der  Kasse  haftet  den  Kasseng liiabigem  nur  das  Vermögen 
der  Kasse. 

§  S6.  Für  sJüntlicbe  Kassenmitglieder  beginnt  das  Recht  auf  die  Unterstützungen 
der  Kasse  zum  Betrage  der  gesetzlichen  Minde^itloislungen  der  Kasse  (§  20)  mit  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  sie  Mitglieder  der  Kasse  geworden  sind  (§  191-  Von  Kasseomit- 
gliedcru,  welche  nachweisen  ^  dafs  sie  bereits  einer  anderen  Krankenkasse  angehört  oder 
Beitrüge  zur  Gemciudekraukenversicherung  geleistet  haben,  und  dafs  zwischeo  dem  Zeit- 
punkte, mit  welchem  sie  aufgehört  haben,  einer  solchen  Krankenkasse  anzugehören  oder 
Beitrage  i&ur  Gemeindekrankenveräicherung  zu  leisten«  und  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
aie  Mitglieder  der  Ortskraukeukasse  geworden  sind  ,  nicht  mehr  ab  dreizehn  Wochen 
liegen,  darf  ein  Eiulrittsgeld  nicht  erhoben  werden. 

Soweit  die  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  entge genstehen >  kann  durch  Kassenatatut 
bestimmt  werden  ,  daf»  das  Recht  auf  die  Unterstützungen  der  Kasse  erat  nach  Ablauf 
einer  Karrens^zeit  beginnt,  und  dafs  ueu  eiutreteude  Kassenmitglieder  eiu  Eintrittsgeld  zu 
zahlen  haben.  Die  Karreozzeit  darf  den  Zeitraum  von  sechs  Wochen  ^  das  Eintrittsgeld 
dar!   den    Betrag  des  für  aechs  Wochen    zu   leistenden  Kassenbei träges   nicht  übersteigen. 

Kassenmitgltederi]  ^  welche  gieichzeitig  auderweitig  gegen  Krankheit  versichert  sindf 
ist  die  Statute Bmälsige  Krankenunterbtützung  »oweit  zu  kürzen ,  uls  sie  ^  zusammen  mit 
der  aus  anderweiter  Versicherung  bezogcnetj  Krank enunterstütxung  ,  den  vollea  Betrag 
ihres  durchschnittlichen  Tagelohnes  Übersteigen  würde.  Durch  das  Kasaenstatttt  kann 
diese  Kürsung  ganz  oder  teilweise  nu»gcschlossen  werden. 

Dnrch  das  Kassenstatut  kann  ferner  bestimmt  werden  : 
1.  data  Kassenmitgljeder,  welche  die  Kasse  wiederholt  durch  Betrug  geschildlgi  babeui 

von  der  Mitgliedschaft  anssuscblierBen  sind  ; 
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2.  <iul.>  3lit^Iiederu,  welche  »ich  diu  Kraukheit  voraiislich,  oder  durch  s<^hu]dbaA«  Ba^ 
teüiguQg  bei  Schl&gfreieD  oder  fUurhändelti«  durch  Tru»knilligkeit  oder  j^e&chlecbt- 
Itche  Au»arh weifungen  eugesogeti  haben,  djis  Statute nmäraige  Krankengeld  g*r  ntdii, 
oder  nur  teilweise  zu  gewähreu  bt; 

3.  dafs  eiuf^m  Uitglicde,  welches  die  statu t«nniäfä ige  KrBQkeiiunter»tützuug  UAunt^r« 
brocben  oder  im  Laufe  eine»  Kaien derjahres  (fir  dreiatehn  Wochen  beaogeti  h&t,  bei 
Eintritt  einer  neoen  Krankheit  nur  der  geftetzliche  Minde&tbetrag  d«r  Kranken* 
unlerstfitSEung  er&t  wieder  gewährt  wtrd  ,  wenn  zwi^ichen  der  letxten  Unter»i^tsQng 
und  dem  Eintritte  der  neuen  Krankheit  ein  Zeil  räum  von  dreiaehn  Wochen  oder 
mehr  liegt ; 

4.  dafa  Personen  ,  welche  der  Versicberungsp flicht  nicht  ODtertiegesi  and  freiwillig  der 
Kaufte  beitreten,  er»t  nach  Ablauf  einer  auf  höchsteua  sechs  Wichen  vom  Baitritte 
ab  itt   bemessenden  Frisit  Krankenuntersttitzung  erhnlten ; 

5.  dafs  auch  andere  als  die  in  den  §§.   1   bi&  3  genannten  Personen  als  Mitglieder  der 
Kasse  Hafgenommen  werden  können, 

Abänderungen  de»  Staiuls^  durch  welche  die  bisherigen  Kaftüenleistuugen  ber«b- 
gosctzt  werden,  finden  auf  solche  Mitglieder ,  welchen  bereits  lur  Zeit  der  Abinderong 
ein  UnterstÜtzuogsansprucfa  wegen  eingetretener  Krankheit  snstehti  für  die  Dauer  dieser 
Krankheit  keine  Anwendung, 

§  Sj7  Ka»»enmitglieder,  welche  aus  der  die  Mitgliedschaft  begrQndonden  Baachif- 
ligung  Atisscheiden  ,  nnd  nicht  ztt  einer  Bescfaältigung  Übergehen  ,  veriuüge  welcher  sie 
Mitglieder  einer  anderen  der  In  den  §^  16,  59,  69,  73,  i4  beiceichneton  Krankenkassen 
werden,  bleiben  so  lange  Mitglieder,  ab  sie  sich  im  Gebiete  des  DeatscheD  Reichs  auf- 
halteOr  sofern  sie  ihre  dahin  gebünde  Abt>icht  binnen  einer  Woche  dem  Kassen  vorstände 
fiuseigeo.  Die  Zahlung  der  vollen  statuteumjüalgeo  Kassen beltrige  sum  ersten  Fällig* 
keit,^tern]Ine  ist  der  ausdrücklichen  Anzeige  gleich  au  erachten. 

Die  Mitgliedfichaft  erlischt,  wenn  die  Beiträge  an  twet  auf  einander  folgenden  Zah- 
lungsterminen nicht  geleistet  werden 

Durch  Kassenstatat  kann  bestimmt  werden,  dafs  für  nicht  im  Heairke  der  Gemeinde 
sich  aufbettende  Mitglieder  der  im  ersten  Absätze  beaeichneten  Art  an  die  Stelle  der 
Im  §  6  Absatz  I  Nr.  1  bezeichneten  Leistungen  eine  Erhebung  de»  Krankengeld«»  tun 
die  Hälfte  seines  Betraget  tritt. 

tJeber  die  Einsendung  der  Beitrüge  »  die  Ansaahlnng  der  Unterstütsoagetn  und  die 
Krankenkontrole  für  die  nicht  im  Bezirke  dar  Gemeinde  sich  aufhaltondan  Personen  hat 
das  Kassen atatnt  Bestimmung  zu  treffen. 

g  28.  Kajisenmitglieder,  welche  erwerbslos  werden,  behalten  filr  die  Dauer  der  Er- 
werbslosigkeit, jedoch  nicht  fiir  einen  längeren  Zeitraum,  als  sie  der  Kaase  angehört 
haben,  und  höchstens  fUr  drei  Wochen  ihre  Ansprüche  auf  die  gesetzlichen  Mindest- 
leistungen der  Kasse 

S  29,  Die  MitgJiedtir  sind  der  Kaase  gegenüber  lediglich  zu  den  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  und   des  KaaseuktAtuts  festgestellten  Beitrügen  verpflichtet. 

Zu  anderen  Zwei^ken  ab  den  statatenmäfsigen  Üntcrstüizungen,  der  statutenmäfaigen 
Ansammlung  und  Ergänzung  des  Reservefondst  und  der  Deckung  der  Verwaltungskosien 
dilrfen  weder  Beiträge  von  Mitgliedern  erhoben  werden  ,  noch  Verwendnngen  aas  dem 
Vermögen  der  Kasse  erfolgen. 

§  30.  Entütehen  Zweifel  darüber,  ob  die  im  Kassenstatut  vorgenommene  B^mecsnng 
der  Beitrüge  der  Anforderung  des  §  22  entspricht,  so  hat  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
vor  der  Erteilung  der  Genehmigung  ©ine  aachvcrstÄndige  Prflfung  herbeizuführen  und, 
falls  diese  die  Unzulänglichkeit  der  Beiträge  erg^ebt ,  die  Erteilung  der  Genehmigung 
von  einer  Erhöhung  der  Beitrüge  oder  einer  Minderung  der  Unterstützungen  bis  auf  den 
gesetzlichen  MindcAtbetrag  (§  20)  abhängig  zu  machen. 

§  31.  Bei  der  Errichtung  der  Kasse  dürfen  die  Beiträge,  soweit  sie  den  Kassen- 
mitgliedern selb&t  zur  Last  fallen  (vcrgl,  §  62),  nicht  über  zwei  Prozent  des  durch- 
schnjttllchen  Tagelofanes  (§  20)  festgesetzt  \«erden,  sofern  solches  nicht  aar  Deckung  dar 
Mindestleistungen  der  Kasse  ($  20)  erforderlich  ist. 

Eine  spätere  Erhöbung  der  Beitrüge  Über  diesen  Betrag,  welche  nicht  zur  Deckn 
der  Mindestleistungen  erforderlich  wird  j  ist  nur  bis  zur  Hohe  von  drei  Prozent  d« 
dtirchachnittticben  Tagelobnes  und  nur  dann  zulässig,  wenn  dieaelbe  sowohl  von  der 
Vertretung  der  zu  Beiträgen  verpflichteten  Arbeitgeber  (vergL  |  08}  aU  von  derjenigen 
der  Kaasenmitglieder  beschlossen  wird. 
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§  32.  Die  Orts- Krankenkasse  hat  einen  Reservefonds  im  Hindestbetrage  einer 
durchschnittlichen  Jahresausgabe  anzusammeln  and  erforderlichenfalls  bis  sn  dieser  Höhe 
au  ergänzen. 

So  lange  der  Reservefonds  diesen  Betrag  nicht  erreicht,  bt  demselben  mindestens 
ein  Zehntel  des  Jabresbetrages  der  Kassenbeiträge  zuzuführen. 

§  33.  Krgiebt  sich  ans  den  Jahresabschlüssen  der  Kasse,  dafi»  die  Einnahmen  der- 
selben zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  einschliefslich  der  Rücklagen  zur  Ansammlung  und 
Ergänzung  des  Reservefonds  nicht  ausreichen,  so  ist  entweder  unter  Berücksichtigung 
der  Vorschriften  des  §  81  eine  Erhöhung  der  Beiträge  oder  eine  Minderung  der  Kassen- 
leistungen herbeizuführen. 

Ergiebt  sich  dagegen  aus  den  Jahresabschlüssen ,  dafs  die  Jahreseinnahmen  die 
Jahresausgaben  fibersteigen,  so  ist,  falls  der  Reservefonds  das  Doppelte  des  gesetzlichen 
Mindestbetrages  erreicht  hat,  entweder  eine  Ermäfsignng  der  Beiträge  oder  unter  Be- 
rücksichtigung der  Vorschriften  der  §§21  und  31  eine  Erhöhung  der  Kassenleistungen 
herbeizuführen. 

Unterläfst  die  Vertretung  der  Kasse,  diese  Abänderungen  zu  beschliefsen,  so  hat  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  die  Beschlufsfassung  anzuordnen,  und  falls  dieser  Anordnung 
keine  Folge  gegeben  wird,  ihrerseits  die  erforderliche  Abänderung  des  Kassenstatuts  von 
Amtswegen  mit  rechtsverbindlicher  Wirkung  zu  vollziehen. 

§  34.  Die  Kasse  mufs  einen  von  der  Generalversammlung  (§  87)  gewählten  Vor- 
stand haben.  Die  Wahl,  welche,  abgesehen  von  der  den  Arbeitgebern  nach  §  38  zu- 
stehenden Vertretung,  aus  der  Mitte  der  Kassenmitglieder  erfolgt,  findet  unter  Leitung 
des  Vorstandes  statt.  Mnr  die  erste  Wahl  nach  Errichtung  der  Kasse,  sowie  spätere 
Wahlen,  bei  welchen  ein  Vorstand  nicht  vorhanden  bt,  werden  von  einem  Vertreter  der 
Aufsichtsbehörde   geleitet.      Ueber  die  Wahlverhandlung    ist  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

Der  Vorstand  hat  über  jede  Änderung  in  seiner  Zusammensetzung  und  über  das 
Ergebnifs  jeder  Wahl  der  Aufsichtsbehörde  binnen  einer  Woche  Anzeige  zu  erstatten. 
Ist  die  Anzeige  nicht  erfolgt,  so  kann  die  Änderung  dritten  Personen  nur  dann  ent- 
gegengesetzt werden,  wenn  bewiesen  wird,  dafs  sie  letzteren  bekannt  war. 

§  35.  Der  Vorstand  vertritt  die  Kasse  gerichtlich  und  aufsergerichtUch  und  führt 
nach  Mafsgabe  des  Kassenstatnts  die  laufende  Verwaltung  derselben.  Die  Vertretung 
erstreckt  sich  auch  auf  diejenigen  Geschäfte  und  Rechtshandlungen,  für  welche  nach 
den  Gesetzen  eine  Spezialvollmacht  erforderlich  ist.  Durch  das  Statut  kann  einem  Mit- 
gliede  oder  mehreren  Mitgliedern  des  Vorstandes  die  Vertretung  nach  anfsen  über- 
tragen werden. 

Zur  Legitimation  des  Vorstandes  bei  allen  Rechtsgeschäften  genügt  die  Bescheinigung 
der  Aufsichtsbehörde,  dafs  die  darin  bezeichneten  Personen  zur  Zeit  den  Vorstand  bilden. 

§  36.  Soweit  die  Wahrnehmung  der  Angelegenheiten  der  Kasse  nicht  nach  Vor- 
schrift des  Gesetzes  oder  des  Statuts  dem  Vorstande  obliegt,  steht  die  Beschlufsnahme 
darüber  der  Generalversammlung  zu.     Derselben  mufs  vorbehalten  bleiben: 

1.  die  Abnahme  der  Jahresrechnung  und  die  Befugnis,  dieselbe  vorgängig  durch  einen 
besonderen  Ausschufs  prüfen  zu  lassen; 

2.  die  Verfolgung  von  Ansprüchen,  welche   der  Kasse   gegen  Vorstandsmitglieder  ans 
deren  Amtsführung  erwachsen,  durch  Beauftragte; 

3.  die  Beschlufsnahme  über  Abänderung  der  Statuten. 

§  87.  Die  Generalversammlung  besteht  nach  Bestimmung  des  Statuts  entweder  aus 
sämtlichen  Kassenmitgliedern,  welche  grofsjährig  und  im  Besitze  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  sind,  oder  aus  Vertretern,  welche  von  den  bezeichneten  Mitgliedern  aus 
ihrer  Mitte  gewählt  werden. 

Die  Generalversammlung  mufs  aus  Vertretern  bestehen,  wenn  die  Kasse  fünfhundert 
oder  mehr  Mitglieder  zählt. 

Besteht  die  Generalversammlung  aus  Vertretern,  so  findet  die  Wahl  derselben  unter 
Leitung  des  Vorstandes  statt.  Mur  die  erstmalige  Wahl  nach  Errichtung  der  Kasse, 
bowie  spätere  Wahlen,  bei  welchen  ein  Vorstand  nicht  vorhanden  ist,  werden  von  einem 
Vertreter  der  Aufsichtsbehörde  geleitet. 

§  88.  Arbeitgeber,  welche  für  die  von  ihnen  beschäftigten  Mitglieder  einer  Orts- 
Krankenkasse  an  diese  Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  zu  zahlen  verpflichtet  sind  (§  58), 
haben  Anspruch   auf  Vertretung  im  Vorstande    und  der  Generalversammlung  der  Kasse. 

Die  Vertretung  ist  nach  dem  Verhältnisse  der  von  den  Arbeitgebern  aus  eigenen 
Mitteln  zu  zahlenden  Beiträge   zu  dem  Gesamtbetrage  der  Beiträge  zu  bemessen.    Mehr 
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als    eiD  Drittel    der  Stuumen  darf  den  ArbeUgeberii  weder    io   der  Oooenü. Versammlung 
noch  im  Vorstände  eingeräumt  werden. 

Die  Wahlen  der  OenemlvcrsiunmluDg  sum  Vorstiinde  werden  getrennt  von  Arbeit- 
gebern and  K&asenmitglledem  vorgenommen. 

Durcb  dftA  Stntut  kann  bestimmt  werden,  dnf«  Arbeitgeber,  welche  mit  Zahlung  der 
Beiträge  im  Rückstände  aindf  von  der  Vertretung  und  der  Wahlberechtigung  au^icu- 
ttchliefsen  sind* 

§  39.  Wird  die  Wahl  des  Vorstandes  von  der  General ver^ammlnng  oder  die  Walil 
der  Vertretung  zur  General  Versammlung  durch  die  Wahlberechtigten  verweigert,  so  tritt 
an  ihre  Stelle  Ernennung  der  Mitglieder  des  Vorstanden  oder  der  GeneralveräAmmliiug 
durch  die  AtifÄichtsbehörde. 

§  40.  Die  Einimbrneu  und  Amtgaben  der  Ka^se  »iud  von  allen  deu  Zwecken  dtir 
Kaese  fremden  V^e  rein  nahmungen  und  Verausgabungen  getrennt  festzuaitellen  ;  ihre  Bestände 
vind  gesondert  au  verwahren. 

Werlbpapiera ,  welche  tum  Vermögen  der  Ka^ae  gehtireo  und  nicht  lediglich  sur 
vorfibergehendcn  Anlegung  zeitweilig  verfügbarer  Betricbagelder  f&r  die  K«s&e  erworben 
sind,  sind  bei  der  Aufsichtsbehörde  oder  oacb  deren  Anweisung  verwalirlicb  nieder- 
zulegen. 

Verfügbare  Gelder  dürfen  nur  in  öffentlichen  Sparkassen  oder  wie  die  Gelder  Be- 
vormundeter angelegt  werden. 

Sofern  besondere  gesetzliche  Vorschriften  über  die  Anlegung  der  Gelder  Bevor* 
mundeter  nicht  bestehen ,  kann  die  Anlegung  der  verfügbaren  Gelder  in  Scbuldvar- 
schrei hufigen,  welche  von  dem  Deutseben  Reich,  von  einem  deutscheo  ßundc«ätaate  oder 
dem  Eeich.slaiide  Eli»afä-Lothringcn  mit  ge^etxlicher  Ermächtigung  aujigebtelU  sind,  oder 
In  Schuldverschreibungen ,  deren  Verzinsung  von  dem  Deutschen  Reich ,  von  eineni 
deutschen  Bundesstaate  oder  dem  Reichslande  Elsaf^-Lothringen  gesetzlich  garantirt  ist, 
oder  in  Schuldverschreibungen ,  welche  von  deutschen  kommunalen  Korporationen 
(Provinzen  ^  Kreisen ,  Gemeinden  etc>)  oder  von  deren  Kreditanstalten  ausgestellt  und 
entweder  seitens  der  Inhaber  kundbar  sind,  oder  einer  regelmäfsigen  Amortisation  uuter- 
liegeUf  erfolgen.    Auch  können  die  Gelder  bei  der  Reichsbank  verzinslich  angelegt  werden. 

§  41.  Die  Kasse  ist  verpflichtet «  in  den  vorgeschriebenen  Fristen  und  nach  den 
vorgeschriebenen  Formularen  Uebersichten  über  die  Mitglieder,  Aber  die  Krankheits* 
und  SterbefUlle,  Über  die  vereinnahmten  Beiträge  und  die  geleisteten  Unterstützungen, 
sowie  einen  Rechnungsabscblufs  der  ÄufüicbtübehÖrde  einzureichen. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  ist  befugt ,  über  Art  und  Form  der  Hechnungs- 
fabrung  Vorschriften  zu  erlasaen, 

§  42.  Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  sowie  Bechnungs-  nnd  Kassenfuhrer  haften 
der  Kasae  fllr  pflichtmärslge  Verwaltung  wie  Vormünder  ihren  Miindcln, 

Verwenden  sie  verfügbare  Gelder  der  Kasse  in  ihrem  Nutzen,  so  können  sie  un- 
heschadet  der  strafrechtlichen  Verrolgang  durch  die  Aufsichtsbehörde  angehalten  werden, 
das  in  ihrem  Nutzen  verwendete  Geld  von  Beginn  der  Verwendung  an  zu  verzinaeji. 
Den  Zinsfufs  bestimmt  die  Aufsichtsbehörde  nach  ihrem  Ermessen  auf  acht  bis  zwanslg 
vom  Hundert. 

Bandeln  sie  absichtlich  zum  Nachtelle  der  Kasse,  so  unterliegen  sie  der  Bestimmung 
des  §  80G  de»  Strafgesetzbuches. 

g  A$.  Mehrere  Gemeinden  können  sich  durch  ßbereinstimmende  Beschlüsse  lur  Er- 
richtung gcmeinftamer  Orts-Krankcnkasscn  für  ihre  Bezirke  vereinigen 

Durch  Bescblufs  eines  weiteren  Kommuualverbandes  kann  für  dessen  Bezirk  oder 
für  Teile  desselben  die  Errichtung  gemeiusnuier  Ort^-Krankenkasseo    angeordnet  werileti« 

Wo  weitere  Kommunal  verbände  nicht  bestehen  ^  kann  die  Errichtung  gemeinaftmeV 
Orts-Krankenkassen  durch  Verfügung  der  bohereu  VerwaHuugsbebörde  für  eioaeln«  Teilt 
ihres  Verwaltungsbezirks  angeordnet  werden. 

Derartige  Beschlüsse  und  Verfügungen  müssen  zugleich  Bestimmungen  darüber 
tretTen,  für  welche  Gewerbszweige  oder  Betriebsarten  die  gemeinsamen  Ort«»- Kranken- 
kaasen  errichtet  und  von  welcher  Behörde  für  die  letzteren  die  den  GemeindcbehÖrdeii 
übertragenen  OblJegenheiten  wahrgenommen  werden  sollen. 

Die  Beschlüsse  bedürfen  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde.     Dil 
kann  vor  Erteilung  der  Genehmigung  deu  bei  der  Errichtung  der  gemeinsamen  Kr&nk 
kassen  beteiligten  Personen  zu  einer  Äufserang  darüber  Gelegenheit  geben  und  die 
nehmigung    vernagon,   wenn    aas    der  Hllte   der   Beteiligten    Widerspruch    dftg^en 
hoben  wird. 
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Gegen  die  Verfügung  der  höheren  Verwaltungsbehörde,  durch  welche  die  Geneh- 
migung versagt  oder  erteilt  oder  die  Errichtung  einer  gemeinsamen  Orts-Krankenkasse 
angeordnet  wird  ,  steht  den  beteiligten  Gemeinden  und  Kommunalverbänden  innerhalb 
vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  zu. 

§  44.  Die  Aufsicht  über  die  Orts  -  Krankenkassen  wird  unter  Oberaufsicht  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  in  Gemeinden  von  mehr  als  sehntausend  Einwohnern  von 
den  Gemeindebehörden,  übrigens  von  den  seitens  der  Landesregierungen  au  bestimmen- 
den  Behörden  wahrgenommen. 

§  45.  Die  Aufsichtsbehörde  überwacht  die  Befolgung  der  gesetzlichen  und  statu- 
tarischen Vorschriften  und  kann  dieselbe  durch  Androhung,  Festsetzung  und  Vollstreckung 
von  Ordnungsstrafen  gegen  die  Mitglieder  des  KaHsenvorstandes  erzwingen. 

Sie  ist  befugt,  von  allen  Verhandlungen,  Büchern  und  Rechnungen  der  Kasse  Ein- 
sicht zu  nehmen  und  die  Kasse  zu  revidieren. 

Sie  kann  die  Berufung  der  Kassenorgane  zu  Sitzungen  verlangen  und,  falls  diesem 
Verlangen  nicht  entsprochen  wird,  die  Sitzungen  selbst  anberaumen. 

In  den  auf  ihren  Anlafs  auberaumten  Sitzungen  kann  sie  die  Leitung  der  Ver- 
handlungen übernehmen. 

So  lange  der  Vorstand  oder  die  Generalversammlung  nicht  zustande  kommt  oder 
die  Organe  der  Kasse  die  Erfüllung  ihrer  gesetzlichen  oder  statutenm&Osigen  Obliegen- 
heiten verweigern ,  kann  die  Aufsichtsbehörde  die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der 
Kassenorgane  selbst  oder  durch  von  ihr  zu  bestellende  Vertreter  anf  Kosten  der  Kasse 
wahrnehmen. 

§  46.  Sämtliche  oder  mehrere  Orts-Krankenkassen  innerhalb  des  Bezirks  einer 
Aufsichtsbehörde  können  durch  Übereinstimmende  Beschlüsse  ihrer  Generalversammlungen 
zu  einem  Verbände  zum  Zweck: 

1.  der  Anstellung  eines  gemeinsamen  Rechnung»-  und  Kassenführers, 

2.  der  Abschliefsung  gemeinsamer  Verträge  mit  Ärzten,  Apotheken  und  Kranken- 
häusern, 

3.  der  Anlage  und  des  Betriebes  gemeinsamer  Anstalten  zur  Heilung  und  Verpflegung 
erkrankter  Mitglieder 

sich  vereinigen. 

Die  Vertretung  des  Kassenverbandes  und  die  Geschäftsführung  für  denselben  wird 
nach  Mafsgabe  eines  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zu  genehmigenden  Statuts 
durch  einen  von  den  Vorständen  der  beteiligten  Kassen  zu  wählenden  oder,  so  lange 
eine  Wahl  nicht  zustande  kommt,  von  der  Aufsichtsbehörde  zu  ernennenden  Vorstand 
wahrgenommen. 

Die  Ausgaben  des  Verbandes  werden  durch  Beiträge  der  beteiligten  Kassen  gedeckt, 
welche  in  Ermangelung  anderweiter  durch  Uebereinkommen  derselben  getroffener  Regelung 
nach  der  Zahl  der  Kassenmitglieder  umgelegt  werden. 

§  47.     Die  Schliefsung  einer  Orts-Krankenkasse  mufs  erfolgen: 
1.  wenn  die  Zahl  der  Mitglieder  dauernd  unter  fünfzig  sinkt, 

S.  wenn  sich  aus  den  Jahresabschlüssen  der  Kasse  erg^ebt,  dafs  die  gesetzlichen  Mindest- 
leistungen auch  nach  erfolgter  Erhöhung  der  BeitrJige  der  Versicherten  auf  drei 
Prozent  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  (§  20)  nicht  gedeckt  werden  können, 
und  gegen  die  weitere  Erhöhung  der  Beiträge  aus  der  Mitte  der  Beitragspflichtigen 
Widerspruch  erhoben  wird. 

Die  Auflösung  kann  erfolgen,  wenn  sie  von  der  Gemeindebehörde  unter  Zustimmung 
der  Generalversammlung  beantragt  wird. 

Die  Schliefsung  oder  Auflösung  erfolgt  durch  Verfügung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde, welche  nach  Mafsgabe  des  §  24  angefochten  werden  kann. 

Wird  eine  Orts-Krankenkasse  geschlossen  odor  aufgelöst,  so  sind  die  versicherungs- 
pflichtigen Personen,  für  welche  sie  errichtet  war,  anderen  Orts-Krankenkassen  und,  so- 
weit dies  nicht  ohne  Benachteiligung  anderer  Orts-Krankenkassen  geschehen  kann,  der 
Gemeinde-Krankenversicherung  zu  überweisen. 

Das  etwa  vorhandene  Vermögen  der  Kasse  ist  in  diesem  Falle  zunächst  zur  Be- 
richtigung der  etwa  vorhandenen  Schulden  und  zur  Deckung  der  vor  der  Schliefsung 
oder  Auflösung  bereits  entstandenen  Untersützungsansprüche  zu  verwenden.  Der  Rest 
fällt  nach  Entscheidung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  deigenigen  Orts-Krankenkassen, 
sowie  der  Gemeinde-Krankenversicherung  zu,  welchen  die  der  geschlossenen  oder  auf- 
gelösten Kasse  angehörenden  Personen  Überwiesen  werden. 
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Die  Vorschrift  de»  »r^ten  AbsAtse«  findet  keine  Anwendan^,  wenn  nach  dem  UrteiTe 
der  höheren  VerwftJtvngübehörde  di«  Gowähmnur  «J«'  K*"''^tÄ liehen  Mindestleistungen  durch 
vorhandenes  Vermögen  oder  dureh  andere  enffierordeni liehe  Hilf»queJIen  j^esichert  i«i. 

§  i8.  Ort4:»-Kraijkenka«(6en  t  weldie  auf  Grund  der  <^  16^  17  für  versicberaDf^»* 
Pflichtige  Perssonen  verschiedener  Gewerbsxweige  oder  Betriebsarten  errichtet  sind,  kooneu 
nach  Anhörung  der  Gemeinde  aufg«ld<it  w«rdeo»  wenn  die  CTeneralTerBaininliuig  der  Kaase 
dies  beantragt 

Unter  der  gleichen  Voratt^setiang  kann  die  Ausscheidung  der  demselben  Gewerbt- 
aweige  oder  derselben  Betriebsarl  angehörenden  Kas^enmitglieder  aas  der  gemeinsamGu 
Ka»se  erfolgen»  wenn  die  Mehrzahl  dieser  Ka»i^entnitglieder  stistimmU 

Für  Orts-Kran kenkn^j^en,  welche  auf  Orund  des  §  43  gemeinsam  für  mehrere  O^ 
meinden  oder  fiir  einen  weiteren  fiommiinalTerh.ind  errichtet  sind,  kann  auf  Antrag 
einer  der  heteitigtcn  Gemeinden  nder  der  GeneralTersammlung  der  beteiligten  Kasse  die 
AuHösung  oder  die  Ausscheidung  der  in  einer  oder  mehreren  der  beteiligten  Gemeinden 
beschäftigten  Kasueumitglieder  erfolgen. 

Die  Auflösung  oder  Autsch cidnttg  «erfolgt  durch  Verfügung  der  höheren  Verwaltung*- 
behÖrde,  in  welcher  nach  Maf^gabe  de»  §  47,  Al»*atx  4,  5  über  die  Verwendung  nnd 
Verletinng  des  Vermögens,  sowie  über  die  juiderweitige  Versicherung  der  versichernngs- 
Pflichtigen  Pei'^sonen  Bestimmung  zu  treffen  ist.  Gegen  die  VerfÜgungi  durch  w«lehe  die 
Auflösung  oder  Ausscheidimg  augeordnet  oder  ver«agt  wird|  stahl  den  Beteiligten  inner* 
halb  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  su 

D.   Gemeinsame    B  estim  mun  ge  n  für   die    G  emeinde  «Kra  nke  u - 

Versicherung   und    für    die    Orts-Kraukenkassen. 

§  49       Die  Arbeitgeber    haben   jedo    von    Shneti    beschÄftigtc    vorsieh' -"■-!*»=  ht?"^ 
Person,    filr  welche    die  Gemcinde-Kmnkciivrrsichcrung  eintritt,  oder  wr 
Krankenkasse  angehfirt,    spätesten}«  am  dritten  Tage  nauh  Beginn  der  Bt. — :  .^     .^     u 
zumeiden    und    spätestens   am    dritten   Tage   nach    Beendigung   des   Arbettsverhfiituis&os 
wieder  abzumelden. 

Die  Anmeldungen  und  Abmeldungen  erfolgen  für  die  Gemeinde-Krankenversicherung 
bei  der  Gemeindebühürde  oder  einer  von  dieser  au  bestimmenden  Meldestelle,  für  die 
Orts-Kran kenk aasen  bei  den  durch  das  Statut  bestimmten  Stellen. 

Die  Aufsichtsb«h6rde  kann  eine  gemeinsame  Melde»telle  für  die  Gomeinde^Krankeu* 
yersicherung  und  sÜLmtliche  Orts  -  Krankeukaasen  eines  Beairks  errichten.  Die  Kosten 
derselben  sind  von  der  Gemeinde  und  den  Orts-Krankenkassen  nach  Atafsgabe  der  Zahl 
der  im  Jahresdurchschnitt  bei  ihnen  versicherten  Personen  tax  bestreiten, 

§.  50.  Arbeirgebcr,  welche  ihrer  Anmeldep0icht  nicht  gor)Ugen ,  sind  verpflichtet, 
alle  Aufwendungen  zu  erstatten,  vrlche  die  Gemeinde •  Krankenversicherung  oder  eine 
Orts-Kraukeukajifke  auf  Grund  gesetzlicher  oder  statu tari »eher  \'or»chrift  aur  Unter 6tütauiig 
einer  vor  der  Anmeldung  erkrankten   Per^ju  gümachi  haben« 

§.  5L  Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  die  Beiträge,  welche  nach  gesetalicher  oder 
statutarischer  Vorschrift  für  die  von  ihnen  beschäftigten  Personen  »nr  Gemeinde  -  Kran- 
kenversicherung oder  zu  einer  Orts -Krankenkasse  zu  entrichten  sind  ,  im  voraus  <  und 
zwar  für  die  erstere  ,  sofern  uicht  durch  Gemeindebeschlufs  andere  Zahlungstermine  fe»t- 
gesetzt  AJnd,  wöchentlich  ^  für  die  letztere  zu  den  durch  Statut  festgesetzten  Zahiungsler- 
minen  einißuzahlen>  Die  Beiträge  !«ind  lo  lange  fortzuzahlen  ,  bis  die  vorfichriftsm&f.sige 
Ahmeldung  (%  49)  erfolgt  ist.  und  für  den  betreffenden  Zettteil  zurückzuerstatten,  wenn 
die  abgemeldete  Person  Innerhalb  der  Zahlungsperiode  aus  der  bisherigen  Versicherung 
anatoheidet. 

§,  52,  Die  Arbeitgeber  haben  ein  Drittel  der  Beitrüge ,  welche  auf  die  von  ihnen 
beachJift igten  verslcherungfipflichtigen  Por>onen   cntfalien ,   aus  eigenen  Mitteln  su  lei»ten. 

Durch  statutariiiche  Regelung  (§.  2)  kann  bestimmt  werden,  dafs  Arbeitgeber»  in 
deren  Betrieben  Dampfkessel  oder  durch  elementare  Kraft  bewegte  Triebwerke  nicht  ver« 
wendet  und  mehr  als  zwei  dem  Krankenverstcherungsziraoge  unterliegeude  Personen 
nicht  bcacbftftigt  nerden,  vou  der  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Beiträgen  aus  etgenau 
Mitteln  befreit  sind. 

§,  55.  Die  Arbeitgeber  sind  berechtigt,  den  von  ihnen  beschSfligten  Peraonen  die 
Beitrjikge,  welche  i>io  für  dieselben  einzahlen,  soweit  sie  solche  nicht  nach  §.  5S  aus  eige- 
nen Mitteln  scu  leif>tcn  haben,  bei  Jeder  regelmafdgen  Lohnaahlnng  in  Abzug  KU  bringen, 
soweit  &ie  auf  diese  LoLuzablungsperiode  antheilsweise  eutfallen. 
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Auf  StreitigkeiteD  swischen  dem  Arbeitgeber  und  den  von  ibm  beschäftigten  Per- 
sonen über  die  Berechnung  und  Anreehnang  der  von  diesen  zu  leistenden  Beitr&ge  fin- 
det §.  120*  der  Gewerbeordnung  Anwendung. 

§.  54.  Ob  und  inwieweit  die  Vorschriften  der  §§.  49  bis  53  auf  die  Arbeitgeber 
dsr  im  §.  2  unter  1  bis  6  beseichneten  Personen  Anwendung  finden,  ist  durch  statuta- 
rische Bestimmung  su  regeln ;  dieselbe  bedarf  der  Genehmigung  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörde. 

§.  55.  Rückstfindige  Beitrüge  werden  in  derselben  Weise  beigetrieben,  wie  Ge- 
meindeabgaben. Dieselben  haben  das  Vorzugsrecht  des  §.  54  Kr.  1  der  Beichs-Konkurs- 
ordnung  vom  10.  Februar  1877. 

§.  56.  Die  dem  Unterstützungsberechtigten  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zustehenden 
Forderungen  können  mit  rechtlicher  Wirkung  weder  verpfändet,  noch  Übertragen,  noch 
gepfändet  und  dfirfen  nur  auf  geschuldete  Beiträge  aufgerechnet  werden. 

§.  57.  Die  auf  gesetzlicher  Vorschrift  beruhende  Verpfiichtung  von  Gemeinden  oder 
Armenverbänden  zur  Unterstfitznng  hfilfsbedfirftiger  Personen,  sowie  die  auf  Gesetz  oder 
Vertrag  beruhenden  Ansprfiche  der  Versicherten  gegen  Dritte  werden  durch  dieses  Gesetz 
nicht  berfihrt. 

Soweit  auf  Grund  dieser  Verpfiichtung  Unterstfitzungen  für  einen  Zeitraum  geleistet 
sind,  für  welchen  dem  Unterstfitzten  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ein  Unterstützungsan- 
spruch zusteht,  geht  der  letztere  im  Betrage  der  geleisteten  Unterstützung  auf  die  Ge- 
meinde oder  den  Armen  verband  Über,  von  welchen  die  Unterstützung  geleistet  ist. 

Das  Gleiche  gilt  von  den  Betriebsunternebmem  und  Kassen,  welche  die  den  bezeich- 
neten Gemeinden  und  Armenverbänden  obliegende  Verpfiichtung  zur  Unterstützung  auf 
Grund  gesetzlicher  Vorschrift  erfQllt  haben. 

Ist  von  der  Gemeinde-Krankenversicherung  oder  von  der  Orts-Krankenkasse  Unter- 
stützung in  einem  Krankheitsfalle  geleistet,  für  welchen  dem  Versicherten  ein  gesetz- 
licher Entschädigungsanspruch  gegen  Dritte  zusteht,  so  geht  dieser  Anspruch  in  Höhe  der 
geleisteten  Unterstützung  auf  die  Gemeinde-Krankenversicherung  oder  die  Orts-Kranken- 
kasse über. 

In  Fällen  dieser  Art  gilt  als  Ersatz  der  im  §.  6  Absatz  1  Kr.  1  bezeichneten  Lei- 
stungen die  Hälfte  des  gesetzlichen  Mindestbetrages  des  Krankengeldes. 

§•  58.  Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  versichern- 
den Personen  oder  ihren  Arbeitgebern  einerseits  und  der  Gemeinde-Krankenversicherung 
oder  der  Orts-Krankenkasse  andererseits  über  die  Verpfiichtung  zur  Leistung  oder  Ein- 
zahlung von  Beiträgen  oder  über  Unterstützungsansprüche  entstehen ,  werden  von  der 
Aufsichtsbehörde  entschieden.  Gegen  deren  Entscheidung  findet  binnen  zwei  Wochen 
nach  Zustellung  derselben  die  Berufung  auf  den  Rechtsweg  mittelst  Erhebung  der  Klage 
statt.  Die  Entscheidung  ist  vorläufig  vollstreckbar,  soweit  es  sich  um  Streitigkeiten  ban- 
delt, welche  Unterstützungsansprüche  betreffen. 

Streitigkeiten  über  die  im  §.57  Absatz  2  bis  4  bezeichneten  Ansprüche  werden  im 
Verwaltnngsstreitverfahren  entschieden.  Wo  ein  solches  nicht  besteht,  findet  die  Vor- 
schrift des  Absatzes  1  mit  der  Mafsgabe  Anwendung,  dals  die  vorläufige  Vollstreckbar- 
keit der  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde  ausgeschlossen  ist. 

E.     Betriebs-    (Fabrik-)    Krankenkassen. 

§.  59.  Krankenkassen,  welche  für  einen  der  im  §.  1  bezeichneten  Betriebe  oder  für 
mehrere  dieser  Betriebe  gemeinsam  in  der  Weise  errichtet  werden ,  dafs  auf  dem  Wege 
des  Arbeitsvertrages  (durch  Fabrikordnung,  Reglement  u.  s.  w.)  die  in  dem  Betriebe 
beschäftigten  Personen  zum  Beitritte  verpfiichtet  werden ,  unterliegen  den  nachfolgenden 
Vorschriften. 

§.  60.  Ein  Unternehmer,  welcher  in  einem  Betriebe  oder  in  mehreren  Betrieben 
fünfzig  oder  mehr  dem  Krankenversicherungszwange  unterliegende  Personen  beschäftigt, 
ist  berechtigt,  eine  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse  zu  errichten. 

Er  kann  dazu  durch  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  verpflichtet  wer- 
den ,  wenn  dies  von  der  Gemeinde ,  in  welcher  die  Beschäftigung  stattfindet ,  oder  von 
der  Krankenkasse ,  welcher  die  beschäftigten  Personen  angehören,  beantragt  wird.  Vor 
der  Anordnung  ist  dem  Unternehmer,  sowie  den  von  ihm  beschäftigten  Personen  oder 
von  diesrn  gewählten  Vertretern  und,  falls  der  Antrag  von  einer  Orts-Krankenkasse  aus- 
gegangen ist,  auch  def  Gemeinde  zu  einer  Aeufserung  darüber  Gelegenheit  zu  geben. 

§.  61.     Unternehmer  eines  Betriebes,    welcher  für  die  darin  beschäftigten  Personen 
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mit  besonderer  Kmnkheitsgiyfiilir  Terbutiden  ist  ^  kSoneii  auch  dani) ,  wenn  sie  weoii^r 
ajs  fünfzig  Persionen  beschüfügen,  Kttr  Erricbtung  einer  Betrieb«-  (Fabrik-)  Krmbkenkftsae 
RiigehaUen  werden, 

tJutemebmeri)  eine«  Betriebes,  in  welchem  weniger  ala  fünfzig  Personen  bescbKfUfl 
werden ,  kaBD  die  Erricbtang  einer  Betriebsi*  (Fabrik*)  Kriinkenkas»e  gesUtt«t  werdet« 
wenn  die  nachbjütige  LeijstungsfÄhigkeit  der  Kas^e  in  einer  von  der  halberen  Verw»i- 
tungftbefaörde  fllr  ausreichend  erachteten  Weise  »ichergestcllt  i.^t. 

|.  62.  Unternehmer,  welche  der  Verpflichtung,  eine  Betriebs-  (Fabrik-)  Kranken- 
ka«se  zu  errichten,  innerhalb  der  von  der  höheren  VerwallangsbehÖrde  zu  bestitometideti 
Frist  nicht  nachkommen,  sind  verpflichtet ,  fiir  jede  in  ihrem  Betriebe  befichftftigte »  dem 
VerBicbernng» zwange  unterliegende!  Per»on  Beiträge  bis  zn  fünf  Prozent  des  verdienlea 
Lohnes  aus  eigenen  Mitteln  sur  Gemeinde  *  Krankenrer^leherung  oder  xor  Orts-Rraukea' 
kasse  zu  leisten. 

Die  Höhe  der  zu  leistenden  Beitrüge  wird  nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  ron 
der   höheren  Verwaltungsbehörde  endgültig  festgesetzt 

§  63  Versichernngspfliehtice  Personen ,  welche  in  dem  Betriebe,  für  welchen  ein* 
Betrieb*-  (Fabrik-)  KrHnkonk«?**e  errichtet  bt,  heschfiftigt  werden,  gehören  mit  dem  T«^ 
de»  Eintritts  in  die  Be.schHftigttrjg  der  Ka-^e  iils  Mitglieder  an,  sofern  sie  nicht  naeh* 
wei&lich  Mitglieder  einer  der  in  den  §§.  7S,   74,   TÖ  bezeichneten  K^iiseu  sind. 

NichtTersichcningspflichti|?e  in  dem  Betriebe  beschüfti^te  Personen  haben  das  RediC, 
der  Kasse  beizutreten.  Der  Beitritt  oiloJgt  durcli  >chriftliche  oder  mündliche  Anmeldanit 
bei  dem  Kassenvonttande ,  gewi^hrt  aber  keinen  Anspruch  auf  Unterstützung  im  F«lle 
einer  bereit»  zur  Zeit  dieser  Annteldung  eingetretenen  Erkrankung. 

Versicherungspflichtigen  Personen  i»t  der  Austritt  mit  dem  Schluss  des  Rechnmt^^ 
Jahres  zu  gestatten  ,  wenn  sie  denselben  mindestens  drei  Monate  \'orher  hei  dem  Vor- 
stände beantragen  und  vor  dem  Austritte  nachweisen*  dsfs  sie  einer  der  in  §  76  bezeich- 
neten Kasiicn  angehören. 

Klebt  VC  rsicberongspflichtlge  Personen,  welche  die  Beiträge  an  swei  auf  ein  Ander  fol- 
genden Zäh langsterm inen  nicht  geleistet  haben,  ^»cbeiden  damit  aus  der  Kasse  aas. 

§.  ei.  Die  §§.  20  bis  12  finden  auf  die  Betneb^i'  (Fabrik-)  Krankenkassen  mit  fot> 
gendcn  Abänderungen  Anwendung  : 

1.  Durch  Bestimmung  des  Statuta  können  die  Beitrüge  und  UnterstQtsungen  »tAtt  nach 

darcbschnittlicben  Tagolöhnen  (§.  20)  in  Prozenten  de»  wirklieheu  ArbeiUverdiensteA 

der  einzelnen  Versicherten  festgtjsetat  werden,  soweit  dieser  vier  Mark  für  den  Tag 

nicht  übersteigt. 
8*  Das  Rasaenstitnit    (§.  23)    ist  durch  den  Betriebst! nternehmer    in  Person  oder  dnrek 

einen  Beauftragten  nach  Anhöning  der  beschriftigten  Personen    oder  der  von  densel- 
ben gewählten  Vertreter  zu  errichten. 

3.  Durch  das  Eassenstatut  kann  dem  ßetriebsunternehmer  oder  einem  Vertreter  des- 
selben der  Vorsitz  im  Vorstände  und  in  der  Generaivfrsammlong  Überträgen  werden* 

4.  Die  Recbnungf-  und  Kassenführnng  ist  unter  Vfrantwortlichkeit  und  auf  Knuten  des 
Betriebsuntemehmers  durch  einen  von  demselben  zu  bestellenden  Heehnungs-  and 
Kassen führer  wahrzunehmen  Verwendungen  von  Kasseogeldorn  in  den  Nutaeo  der 
Betriebsuoternehmcr  fi«Hen  unter  die  Vorschrift  des  §.  4S  Absatz  %, 

5.  Reichen  die  Bestünde  einer  auf  Gnmd  der  Vorschrift  des  §  61  errichteten  Betiieti»- 
(Fabrik-)  Krankenkasse  nicht  aus,  um  die  laufenden  Ausgahou  der)!«>eIbeo  zu  decken« 
so  sind  von  dem  Betriebsunteriiebmer  die  erforderlichen  Vorschüsse  zu  leisten. 

6.  Die  aus  dem  Betriebe  au»geschiedenen  Personen,  welche  auf  Gmnd  der  Vorsdirifk 
des  §.  2T  Mitglieder  der  Kasse  bleiben,  können  Stimmrechte  nicht  ausüben  und  Sjw 
lenUmter  nicht  bekleiden. 

§.  65.  Die  Betriebsuntcraehmer  sind  verpflichtet,  die  Statuten m&fsigen  Beitr^i^e  für 
die  von  ihnen  beschÄfligten  verj*k'hening>pfllcijtigen  Kassenmitglteder  zu  den  durch  d%s 
Kassenstatut  festgesetzten  Zahlungsterminen  in  die  Kasse  einzu^uihlen  und  zu  einem  Drit- 
tel tOB  eigenen  Mitteln  zu  leisten. 

Sie  sind  berechtigt,  dtei»e  Beitrüge  zu  zwei  Dritteln  den  Ka»$eumitgliedern,  für  wel- 
che sie  dieselben  einzahlei}.  bei  jeder  rege Imcifs igen  Lohnzahlung  in  Abzug  su  brinffo, 
soweit  sie  auf  die  LohnzahlungÄperiode  antheilsweise  entfallen. 

Werden  die  gesetzlichen  Mindestleistungen  der  Rasse  {%.  20)  durch  die  Beilrige, 
nachdem  diese  für  die  Versicherten  drei  Prozent  der  durchschnittlichen  Tag«»}ohne  t*dcr 
des  Arbeitsdienstes  erreicht  haben,  nicht  gedeckt,  so  hat  der  Betriebsnnteruitbitier  die  cur 
Deckung  derselben  erforderlichen  Zuschüsse  aus  eigenen  Mittelu  zu  leisten. 
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Auf  Streitigkeiten  zwischen  dem  Betriebsanternehmer  nnd  den  von  ihm  beachftftig- 
ten  Personen  über  die  Berechnung  und  Anrechnung  der  Beiträge  der  letzteren  findet 
§.  120>  der  Gewerbeordnung  Anwendung. 

Die  §§.  55  bis  58  finden  auch  auf  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  Anwendung. 

§.  66.  Auf  die  Beaufsichtigung  der  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  finden  die 
§§.  44,  45  Absatz  1  bis  4  Anwendung. 

Die  Aufsichtsbehörde  ist  befugt,  Ansprüche,  welche  der  Kasse  gegen  den  Betriebs- 
unternehmer  aus  der  Rechnungs-  und  Kassenführung  erwachsen  (vergl.  §.  64  Kr.  4) ,  in 
Vertretung  der  Kasse  entweder  selbst  oder  durch  einen  von  ihr  zu  bestellenden  Vertre- 
ter geltend  zu  machen. 

§.  67.  Wird  der  Betrieb  oder  werden  die  Betriebe,  für  welche  die  Kasse  errichtet 
ist,  zeitweilig  eingestellt  oder  soweit  eingeschränkt,  dafs  die  Zahl  der  darin  beschäftigten 
versicherungspflichtigen  Personen  unter  die  doppelte  Zahl  der  statutenmälsigen  Vorstands- 
mitglieder sinkt,  so  kann  die  Verwaltung  von  der  Aufsichtsbehörde  übernommen  werden, 
welche  dieselbe  durch  einen  von  ihr  zu  bestellenden  Vertreter  wahrzunehmen  hat. 

Das  vorhandene  Kassenvermögen,  die  Rechnungen,  Bücher  und  sonstigen  Akten- 
stücke der  Kasse  sind  in  diesem  Falle  der  Aufsichtsbehörde  auszuliefern. 

Vorstehende  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung,  wenn  die  zeitweilige  Einstel- 
lung oder  Einschränkung  eine  durch  die  Art  des  Betriebes  bedingte  periodisch  wieder- 
kehrende ist. 

§.  68.     Die  Kasse  ist  zu  schliefsen: 

1.  wenn  der  Betrieb  oder  die  Betriebe,  für  welche  sie  errichtet  ist,  aufgelöst  werden  ; 

2.  soweit  nicht  auf  den  Betrieb,  für  welchen  die  Kasse  errichtet  ist,  die  Vorschrift  des 
§.  61  Absatz  1  Anwendung  findet,  wenn  die  Zahl  der  in  dem  Betriebe  beschäftigten 
versicherungspflichtigen  Personen  dauernd  unter  die  gesetzliche  Mindestzahl  (§.  60) 
sinkt  und  die  dauernde  Leistungsfähigkeit  der  Kasse  nicht  genügend  sichergestellt 
wird  (§.  61    Absatz  2); 

3)  wenn  der  Betriebsunternehmer  es  unterläfst,  für  ordnungsmäfsige  Kassen-  nnd  Rech- 

nnngsführung  Sorge  zu  tragen. 
In  dem  Falle  zu  3  kann  gleichzeitig  mit  der  Schliefsung  der  Kasse  dem  Betriebs- 
unternehmer die  in    §.  62    vorgesehene  Verpflichtung  auferlegt  und  die  Errichtung  einer 
neuen  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse  versagt  werden. 

Die  Ka«se  kann  nach  Anhörung  der  beteiligten  Gemeinden  aufgelöst  werden,  wenn 
der  Betriebsunternehmer  unter  Zustimmung  der  Generalversammlung  die  Auflösung 
beantragt. 

Die  Schliefsung  oder  Auflösung  erfolgt  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde.  Ge- 
gen den  dieselbe  aussprechenden  oder  abiebnenden  Bescheid,  in  welchem  die  Gründe 
anzugeben  sind,  kann  binnen  zwei  Wochen  nach  der  Zustellung  Beschwerde  an  die  vor- 
gesetzte Behörde  erhoben  werden. 

Auf  das  Vermögen  der  geschlossenen  oder  aufgelösten  Kasse  finden  die  Vorschriften 
des  §.47  Absatz  5  mit  der  Mafsgabe  Anwendung,  dafs  der  Rest  des  Vermögens,  sofern 
Kassenmitglieder ,  welche  einer  Orts  -  Krankenkasse  Überwiesen  werden ,  nicht  vorhanden 
sind,  der  Gemeinde-Krankenversicherung  zufällt.  Sind  die  zur  Deckung  bereits  entstan- 
dener Unter.Htützungsansprüche  erforderlichen  Mittel  nicht  vorhanden  ,  so  ^ind  die  letzte- 
ren vor  Schliefsung  oder  Auflösung  der  Kasse  aufzubringen.  Die  Haftung  für  dieselben 
liegt  dem  Betriebsuntemehmer  ob. 

F.     Bau -Krankenkassen. 

§.  69.  Für  die  bei  Eisenbahn-,  Kanal-,  Wege-,  Strom-,  Deich-  und  Festungsbauten, 
sowie  in  anderen  vorübergehenden  Baubetrieben  beschäftigten  Personen  haben  die  Bau- 
herren auf  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  Bau-Krankenkassen  zu  errichten, 
wenn  sie  zeitweilig  eine  gröfsere  Zahl  von  Arbeitern  beschäftigen. 

§.  70.  Die  den  Bauherren  obliegende  Verpflichtung  kann  mit  Genehmigung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  auf  einen  oder  mehrere  Unternehmer,  welche  die  Ausfüh- 
rung des  Baues  oder  eines  Teiles  desselben  fOr  eigene  Rechnung  übernommen  haben. 
Übertragen  werden ,  wenn  dieselben  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  eine  nach  dem 
Urteile  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ausreichende  Sicherheit  bestellen. 

§.  71.  Bauherren,  welche  der  ihnen  nach  §.  69  auferlegten  Verpflichtung  nicht  nach- 
kommen, haben  den  von  ihnen  beschäftigten  Personen  für  den  Fall  einer  Krankheit  und 
im  Falle  des  Todes  derselben  ihren  Hinterbliebenen  die  im  §.  20  vorgeschriebenen  Un- 
terstützungen ans  eigenen  Mitteln  zu  leisten. 
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g.  7?.     Die  in  GeroHrtthcit  des  %    69  erHchteten  Krankenkassen  »ind  zu  »cfaliersen  i 
1.  wenn  dor  Betrieb,  fQr  welchen  »U  erricbtct  sind,  aufgelöst  wird; 
^,  wenn  dtr  Bauheir  oder  Unternehmer  es  auterläfst,  für  orduun^smJUAige  Kafts«o*  und  < 

Rec'hnnngsnihruufi;  Sorge  zu  traKen, 

In  dorn  Falte  sa  S    tri0t  den  Bnuberm  oder  Untemehmer  die  im  §.  71    itusge»pro- 
chene  Verpflichtunt? 

Im  Übrigen  finden  auf  die  in  OemäT^beit  des  },  69  erriebieteD  KrankenkJifta«!!  di« 
Vorschriften  der  §§.  63  bis  68  mit  der  Mafsgabe  Anwendunji^,  ^Afs  über  die  Anwend-^ 
barkeit  der  Voischrift  des  §.  Sa  die  h5heie  Vcrwjillun^sbebörde  bei  6en<;bmigung  da 
Kos^enststats*  liber  die  VerwendonR  des  bei  ScbliePäung  oder  Auflosnng  einer  Kasse  ver- 
bleibenden Re»feii  des  Ras^envenndgens  das  Kas^ien.vtatut  Bestimmung  treffen  maH».  Eine 
Verwendung  zu   Gunsten  de»  Bauherrn  ci»der  Unternehmerii  JMt  ausgescblouen. 

Auf  Streitigkeiten  über  LntersttitzuuK^an&prüehe,  welche  auf  Grund  du  §.71    gegeii| 
den  Biiuberrn    erhoben    werden  ,    findet  die  Vorschrift  dos    %.  56    Ab^ats  1    Anwendung |  < 
auf  Streitigkeiten  über  ErsatiansprÜrhet  welche  auf  Grund  des  §.  71  und  de»  §.  57  Ab- 
sats  2    gegen    den  Bauherrn  erhoben  werden ,    findet  die  Vorschrift  des  §    68    Ab»Ata  2 
Anwendung. 

G.     Innungs-Rraiikenk»ss«n. 

§.  73.  Auf  Krankenkaiseu ,  welche  auf  Grund  der  V^orscbHAen  des  Titels  VI  der 
Oewcrbcurdiiung  von  Innungen  für  die  Gesellen  und  Lehrlinge  ihrer  Mitglieder  erriehlet 
werden  ,  finden  die  Vorschriften  der  §§.  19  Absatie  4.  80  bl»  t2«  87  bis  33,  39  bis  49, 
61   biji  53,  55  bii  58,  65  Absatz  3  Anwendung. 

Im  übrigen  bleiben  für  diese  Kassen  die  Vorschnfleö  des  Titels  VI  der  Gewerbe- 
ordnung in  Kraft. 

U.     V  erh  ftUni  f»  der  Kn  appschaftska&sen    und    der   e  lugescli  r  leb  ea  ea 
und    anderen    llülfskas»en    zur    Krankenversicherung. 

$.  74.  Fllr  die  Mitglieder  der  auf  Grund  berggesctuUcher  Vorschriften  erricliteten 
Krankenkassen  (Knappsehaftakasaen)  tritt  weder  die  Gemeinde^KrankenFersichcrung  noch 
die  V^erpfliehtung,  einer  nach  Mafitgabe  der  Vorschriften  dieses  Geseties  errichteten  Kran- 
kenkasse anzugehören,  ein. 

Die  statutenmirsigen  Leistungen  dierier  Kassen  in  Krankheitsfällen  müssen «  soferti 
&ie  den  Betrag  der  fßr  die  Betriebs-  (Fabrik-)  Krtmkenkai&en  vorgeiichriebenen  Mindest* 
letaitungen  nicht  erreichen,  späteNtcns  bis  sam  Ablauf  des  Jahre»  1886  ftir  »imtUche  Mit- 
glieder ftuf  dif^fecn   Betrag  erhobt  werden. 

Die  dazu  erfcirderliche  Abänderunfr  der  Sututen  der  Knappschaftska^sen  ist  ^  soweit 
»ie  nicht  innerhalb  der  gedachten  Fri^tt  auf  dem  durch  die  Lande^gesetze  oder  die  Sta- 
tuten vorgeschriebenen  Wege  erfolgt,  durch  die  Aufhieb t^behürdeu  mit  rechtsverbindlicher 
Wirkung  vorzuiiohmen* 

Die  Vomchriflf^n  dei  |.  96  Absatit  1  finden  auch  auf  Knapp Kchaffcskasaen  Anwendung. 

Im  übrigen  bleiben  die  UDdesgeaeteHcben  Vorschriften  über  die  Knapptchaftskeasen 
unberührt 

§.  75.     Für  Mitglieder  der  auf  Grund  des  Gesetsea  vom  7.  Apdl  1876    ^Reicbs-Oe^J 
setsbl.  8.  125)    errichteten    cingeschri*'ben<^n    Hülf^kitssen ,    sowie    der    «uf  Grund    Unde«-| 
rechtlicher  Vorschriften  errichteten  Rülf^k/iiacn,  für  welche  ein   Zwang  xum  ßmtritte  nicht'" 
b<*»t€«ht,  tritt  weder  die  Geroeinde-Krankemrcr»ichorunR  noch  die  Verpflichtung,  einer  nacli 
Maf:»g&be  der  Vorschriften  dieses  Ge^ctzea  errichtettsu  Kraukeuka»«e  beizutreten,  ein,  wenn 
die  Hülf»kas»e,  i^eldicr  sie  augehoreu,    thren  Mitgliedern  mindestens  dicuenigen  Leiitun- 
gen  ge^rährt,    welche  in  der  Hemeinde ,    in  deren  Bozirk  die  Kas^e  ihren  Sita  hat,   narh 
Mafsgabe    des    §.  6    von  dor  fleineindo-KrÄnkenversicherung  zu  gewähren  sind.     Kassen, 
welche  freie  iirzrliche  Behandlung  und  Arsnei  nicht  gewähren,  genügen  dieser  Bedingung 
durch    Gewährung    eines   KrAnkengclde*    von    drei  Vieriein    desi    orUÜbtichen  Tugeluhiies 
!§'  8J, 

J.    Schlufs'f   Straf>    und    Ü  bcr  ga  n  gs  bes  timm  unge  n. 

§  70.     Ist  fUr   einen  Bezirk  ctoe   gemeinäome  Meldestelle  nach  Mafjtgabe  dee  %  M9^ 
Absatz  3    errichtet,  so  kann  die  Anfsicht&behfirde  anordnen,  daf»  die  Krankenkassen 
Bexirk^,  deren  Mitgliedschaft  von  der  Verpflichtung,  der  Gemein de-Krankenversichenuifl 
oder  einer  Orts-Krankenka-^se  anzugehören,  befreit,  jeden  Antritt  eine«  Mitgliedes  biniiea| 
einer  Woche  bei  der  Melde.'^tplle  zur  Anzeige  bringen 

Die   Anordnung   ist   in    der    für  Bekanntmachungen    der    Gemeindebehärden    vorge* ' 
schriebeuen  oder  Üblichen  Form  zu  veröffeutlieheu. 
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Zur  Erstattang  der  Anielge  ist  fUr  jede  Kasse,  sofern  deren  Vorstand  nicht  eine 
andere  Person  benennt,  der  Kassen-  und  Becbnungsführer  derselben  verpflichtet. 

§  77.  Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gewährten  Leistungen,  sowie  die  Unter- 
stützungen, welche  nach  Mafsgabe  des  §  57,  Absatz  2  und  3  ersetzt  sind,  gelten  nicht 
als  öffentliche  Armenunterstfltznngen. 

§  78.  Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  versichernden  Personen  sind  in  Streitig- 
keiten über  Untersfitzungsausprüche  vom  Kostenvorschufs  befreit. 

Amtliche  Bescheinigungen,  welche  zur  Legitimation  von  Kassen-  und  Verbandsvor- 
st&nden  oder  zur  Führung  der  den  Versicherungspflichtigen  nach  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  obliegenden  Nachweise  erforderlich  werden,  sind  gebfihren-  und  stempelfrei. 

§  79.  Die  Fristen  und  Formulare  für  die  in  den  §§  9,  41  vorgeschriebenen  Ueber- 
sichten  und  Bechnungsabschlfisse  werden  vom  Bundesrat  festgestellt  llindestens  von 
fünf  zu  fünf  Jahren  findet  eine  einheitliche  Znsammenstellung  und  Verarbeitung  für  das 
Keich  stott. 

§  80.  Den  Arbeitgebern  ist  untersagt,  die  Anwendung  der  Besthnmnngen  dieses 
Gesetzes  zum  Nachteile  der  Versicherten  durch  Vertrttge  (mittelst  Reglements  oder  be- 
sonderer Uebereinkunft)  anszuschliefsen  oder  zu  beschrXnken.  Vertragsbestimmungen, 
welche  diesem  Verbote  zuwiderlaufen,  haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

§  81.  Wer  der  ihm  nach  §  49  oder  nach  den  auf  Grund  des  §  2,  Absatz  2  er- 
lassenen Bestimmungen  obliegenden  Verpflichtung  zur  An-  oder  Abmeldung  oder  der 
ihm  nach  §  76  obliegenden  Anzeigepflicht  nicht  nachkommt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
zwanzig  Mark  bestraft 

§  82.  Arbeitgeber,  welche  den  von  ihnen  beschäftigten,  dem  Krankenversicherungs- 
zwange unterliegenden  Personen  bei  der  Lohnzahlung  vorsätzlich  höhere  als  die  nach 
§§  63,  65  zulässigen  Beträge  in  Anrechnung  bringen,  oder  dem  Verbote  des  §  80  ent- 
gegenhandeln, werden,  sofern  nicht  nach  anderen  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  härtere 
8trafe  eintritt,  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  bestraft. 

§  88.  Die  in  diesem  Gesetze  für  Gemeinden  getroffenen  Bestimmungen  gelten  auch 
für  die  einem  Gemeindeverbande  nicht  einverleibten  selbständigen  Gutsbezirke  und  Ge- 
markungen mit  Ausnahme  des  §  5,  Absatz  2  und  des  §  18  Soweit  aus  denselben  der 
Gemeinde  Rechte  und  Pflichten  erwachsen,  tritt  an  ihre  Stelle  der  Gutsherr  oder  der 
Gemarkungsberechtigte. 

§  84.  Die  Bestimmungen  darüber ,  welche  Behörden  in  Jedem  Bundesstaate  unter 
Gemeindebehörde,  höhere  Verwaltungsbehörde,  und  welche  Verbände  als  weitere  Kommunal- 
verbände im  Sinne  dieses  Gesetzes  zu  verstehen  sind,  bleibt  den  Landesregierungen  mit 
der  Mafsgabe  Überlassen,  dafs  mit  den  von  den  höheren  Verwaltungsbehörden  wahrzu- 
nehmenden Geschäften  diejenigen  höheren  Verwaltungsbehörden  zu  betrauen  sind,  welche 
nach  Landesrecht  die  Aufsicht  oder  Oberaufsicht  in  Gemeindeangelegenheiten  wahrzu- 
nehmen haben. 

Die  auf  Grund  dieser  Vorschrift  erlassenen  Bestimmungen  sind  bekannt  zu  machen. 

Bei  Betriebs-  (Fabrik-)  und  Bau-Krankenkassen,  welche  ausschliefslich  für  Betriebe 
des  Reichs  oder  des  Staates  errichtet  werden,  können  die  Befugnisse  und  Obliegenheiten 
der  Aufsichtsbehörde  und  der  höheren  Verwaltungsbehörde  den  den  Verwaltungen  dieser 
Betriebe  vorgesetzten  Dienstbehörden  übertragen  werden. 

§  85.  Bestehende  Krankenkassen  ,  in  Ansehung  deren  nach  den  bisher  geltenden 
Vorschriften  für  Personen,  welche  unter  die  Vorschrift  des  §  1  fallen,  eine  Beitritts- 
pflieht  begründet  war,  unterliegen  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

Die  Statuten  dieser  Kassen  sind,  soweit  sie  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die 
Kassenleistungen  und  Kassenbeiträge,  Über  die  Vertretung  und  Verwaltung  der  Kasse 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  nicht  genügen,  bis  zum  1.  Januar  1886  der  dazu  er- 
forderliehen Abänderung  zu  unterziehen. 

Wird  die  erforderliche  Abänderung  nicht  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  auf  dem  durch 
die  bisher  geltenden  Vorschriften  vorgesehenen  Wege  vorgenommen,  so  wird  dieselbe 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  mit  rechtsverbindlicher  Wirkung  vollzogen. 

Bisherige  Leistungen  dieser  Kassen,  welche  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
von  den  Krankenkassen  nicht  übernommen  werden  dürfen,  können,  soweit  sie  nicht  in 
Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenpensionen  bestehen,  beibehalten  werden,  sofern  die  bis- 
herigen statutenmäfsigen  Kassenbeiträge  mit  Hilfe  der  Einkünfte  des  etwa  vorhandenen 
Vermögens  nach  dem  Urteile  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur  dauernden  Deckung 
der  Kassenleistungen    ausreichend   sind,   oder  auf  dem  für  die  Abänderung  des  Statuts 
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vorgeschriebenen  Wege    Uöd    unt«r  BerGck&ichtigung   der  Vorsclirift   des  §  Sl,  AbiaU  t 
erhöht  werden. 

Im  übrigen  finden  Ruf  dk  Abünderang  des  Sututs  die  Vorschriften  der  §§  24,  30 
Anwendung, 

%  86.     Für  Kursen  der  in  §  85  bezeichneten  Art«  wel(?he  nebeti  den  nAcb  den  Vor- 
&chriften  dieseft  Gesetzes  zn]n«$if;ea  Leiiittingeii  lt7Vii.ltden-,  Witwen*  oder  WJtiseupeu»ionesi 
gewähren,  treten  folgende  Be.stimmungeii  in  Kraft: 
r  Die    hiühenge    Knsm    bleibt   ab  Kninkenknsfe    bestehen.      Auf  dieselbe    finden    die 

Vorschrirten   de*  §  85  Anwendung. 

2.  Der  iratittonmarsigen  V^eitretung  der  bisherigen  KAS^e^  bei  Betrieb*-  (FÄbrik-) 
KrankfiikÄssen  (§  59)  jedocb  nur  unter  Zu^tttmmung  des  Betneb*nnternohroerft,  ist 
gestattet  T  eine  beaondero  Pensionakaüse  mit  Beitrtttiixwang  fTir  diejenigeti  KJumii 
von  Personen»  welche  der  bisherigen  Ka«se  beieutreten  verpflichtet  waren,  ttt 
errichten 

3.  Für  die  neue  Pensionskiut^e  ist  doreb  Beschlafs  der  Vertretung  der  bisherigen 
Kii5«e,  bei  Betriebs-  (Fabrik-)  Rmnkenka&aen  durch  den  Betricbsuntcniebmer,  nich 
Anhörung  der  Vertreter  der  biiihcrigen  Kasse  ein  Kus^enstatat  su  errichten. 

4.  Findet  die  Errichtung  einer  bei^ondereu  Pen$ionska«»e  »tatt,  so  erfolgt  die  Ver-^ 
Wendung  des  Vermögen*  der  bijiherigen  Kasac  nacli  Anordnung  der  höberen  Ve;r- 
waltungsbchörde  in  der  Wei&e^  daf»  xunfichst  derjenige  Betrag,  welcher  sur  Deckung 
der  bereits  entstandenen  Pension«aniiprÜcho  erforderlich  ist,  eusge^chieden  und  der 
Pen&]uD»ka»sß  mit  der  Verpflichtöng »  diese  Ansprüche  zu  befriedigen,  überwieten 
wird.  Der  Rest  des  Vermögens  wird  Kwistheu  der  Krankenka.sse  und  der  Pcdmoq»- 
k&Ase  mit  der  Mafsgabe  verteilt,  dafä  der  Krankenkasse  höchstens»  der  zweijühHge 
Betrag  der  nach  Vor«ichrtft  des  neuen  Kasten  Statuts  für  die  derzeitigen  KnA^en- 
mitglieder  2U  erhebenden  Beiträge  überwiesen  wird. 

5*  Wird    eine    besondere    Pen^ionblutöäie    nicht    errichtet,   so    iat    nach    Anordouug   der 

höheren    Verwaltangsbchörde    aus    dem    Vermögen    der    biÄherigen    Ka^^e    derjenige 

Betrag  anssuschetden,  welcher  erforderlich  i«t,  um  die  bereits  entstandenen  PensiooA- 

ansprüeho  »u  decken. 

Für  den  ftu.sgeschiedenen  Vermögensteil  ist  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
eine  besondere  Verwaltung  so  bestellen,  auf  welche  die  Verpflichtung  sur  Hefnedigaug 
der  Pen»ionsnn<^prQche  übergeht. 

Reicht  das  Vcrmiigen  der  bisherigen  Kas&e  nicht  aus,  um  die  bereits  etitstandenen 
Penslonsnn^prUche  tn  decken ,  so  werden  die  letzteren  um  den  nicht  gedeckten  Betrag 
pro  rata  ermäfsigt. 

Der  nach  der  AuBsdii*iduDg  verbleibende  Rest  de*  Vermögens  der  biÄherigeo  Kasse 
und  der  iiaeh  Befriediginig  »ämmüichcr  auf  den  au&gesihiedenen  Vermogen^^teil  uige- 
wie3Giien  Ansprüche  von  diesem   vorbleibende  Rostt  fallen  der  Krankenkasse  zu. 

%  87  Dn»  Gesetz,  betreffend  die  Attiinderung  des  Titel  VIII  der  Gewerbeordnung 
vom  8.  April  1876  (ReicbsgesetabL  S,  I34\  wird  aufgehobeu.  Die  auf  Grund  des  Ar- 
tikels 1,  §^  141a,  141  Cf  141  e  des.'^elben  getroffenen  »tamtfirischen  Bestimmungen  treten, 
soweit  sie  den  Vorüchriften  dieses  GetxeÄ  zuwiderlaufe»,  aa£»er  Kraft. 

Das  Gesetz  über  eingeschriebene  Hilfskas.Hen  vom  7.  April  1876  ( Reich sgese tibi 
S.  125)  findet  in  Zukunft  auf  die  unter  die  Vorschriften  der  Abschnitte  C  bis  O  dieses 
Gesetzes  fallenden  Kassen  keine  Anwendung  mehr.  Auf  bestehende  Kassen  dieser  Art, 
welche  als  cinge.sehriehene  Hitfskassen  zugelassen  sind,  flndeu  die  Vorschriften  des  §  65, 
Absatz  1,  2,  3,  5  Anwendung, 

§  88.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetze*  treten,  soweit  sie  die  Bescblarsfassung 
über  die  statutarische  EinlTihnin^^  des  VersicherungAZwanges,  sowie  die  Herstellung  der 
zur  Durch fuhrung  des  Versicherungs7>wanges  dienenden  Einrichtungen  betreffen^  mit  dem 
1.  Dezember  1883,    die  übrigen  mit  dem  1.  Dezember  1884   tn  Kraft* 

Urkundlich  unter  Unserer  HÖchsteigeuhandigeu  Unterschrift  und  beigedrnektom 
Katscrlti'hen   Iiisiegel. 

Grgeben  Berlin,  den  15.  Jani  18B3. 

(I.  8,)  Wühelm, 

Fürst  V.  Bismarck-       
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IV. 
Umfang  und  Verteilung  des  preuTsischen  Volkseinkommens. 

Id  diesen  Jahrbüchern  sind  früher  (N.  F.  Y,  229  ff.) ,  im  AnsohloTs 
an  eine  i.  J.  1879  besonders  yeröffentliohte  Untersuchung,  einige  sum- 
marische Übersichten  über  vorgenannten  Gegenstand  mitgeteilt  worden. 
£s  geschah  dies  selbstverständlich  unter  dem  ursprünglichen  Vorbehalt, 
,,dafs  es  sich  lediglich  um  ungefähre  und  annähernde  Schätzungen  han- 
deln könne,  deren  Brauchbarkeit  hauptsächlich  davon  abhängt,  dafs  die- 
selbe nicht  ohne  Sachkenntnis,  aber  ohne  vorgefafste  Meinung  und  Ab- 
sicht, auf  der  Grundlage  eines  gleichartigen  Materials  und  nach  gleich- 
mäfsiger  Methode  veranstaltet  wird''.  Indem  wir,  um  Wiederholungen 
zu  vermeiden,  rücksichtlich  der  erforderlichen  Begründung  und  Erläute- 
rung auf  die  früheren  Veröffentlichungen  Bezug  nehmen,  wird  nachste- 
hend nur  eine  entsprechende  Übersicht  auf  Grund  desjenigen  Materials 
vorgelegt,  welches  sich  im  Aktenstück  Nr.  9  der  Session  des  Hauses 
der  Abgeordneten  1882|83  vorfindet  und  die  Überschrift  führt:  „Nach- 
weisung über  die  Anzahl  der  für  das  Jahr  vom  1.  April  1882{8d  A.  zur 
Klassensteuer,  B.  zur  klassifizierten  Einkommensteuer  veranlagten  Perso- 
nen und  den  Betrag  der  für  dasselbe  Jahr  veranlagten  Steuer".  Ver- 
gleichungen  mit  den  Ergebnissen  der  vergangenen  Jahre  mufsten  na- 
türlich auch  hier  beigefügt  werden,  allein  sie  sind  wesentlich  beschränkt 
worden,  um  nicht  zu  viel  Baum  in  Anspruch  zu  nehmen;  dieselben  kön- 
nen von  dem  Leser  aus  den  angeführten  Aufsätzen  in  diesen  „Jahrbü- 
chern" mit  Leichtigkeit  vervollständigt  werden. 

Das  Verhältnis  der  in  den  Jahren  1876,  1881  und  1882  überhaupt 
zur  Klassen-  und  Einkommensteuer  im  proulisischen  Staate  (ohne  Hohen- 
zoUem)  veranlagten  Personen  war  wie  folgt: 

1876  1881  1882 

Einkommeiititeuerpflichtig  (iucl.  Angehörige)    .     .  57l»975  ^5*919  ^S7*9^S 

Klassenstenerpflichtig  (incl.  Angehörige)      .     .     .     17,890.953       18,245,001       18,126,216 
Von  der  Klassenstener  befreit  (incl.  Angehörige)      6,369,856        7,825,781         8,035,831 

Zasammen     24,832,784       26,716,701       26,820,012 

Einkommensteuer:  Haushaltungen 130,747  147,703  151*393 

„               :  Einzelerwerbende      ....  26,349  30,286  31,212 

Klassensteuer:  Haushaltungen 3,809,485  3,863,313  3,844,658 

,,            :  Einzelerwerbende 1,188.743  1,183.352  1,201,254 

Steuerfrei:  Haushaltungen 1,133.946  1.372,899  1,388,198 

„        :  Einzelerwerbende 2,177,806  2,558,332  2,588,490 

Auf  je  100  Haushaltungen  kamen  Personen : 

1876  1881  1882 

bei  den  Einkommenstenerpflichtigen    417  426  427 

„      „    Klassensteuerpflichtigen      .    438  442  440 

^  M      n    Steuerfreien 369  384  392 
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1872 

1879/80 
1880/81 
1881/B2 
1882/83 


32,538,816 
33,560,676 
34,451,388 
35.537.346 


Der    VoraDBchlag   der    ToranlagteD    (Brutto-)  Klas^eDsteuer    aad    Bio- 
kommeosteuür  betrug  nach  den  dem  Landtage  vorgelegten  Nachweiseu: 

KlassuD&teuer  Kitikoaimeb>teuer 

M.  40,989,931  M.  21,634,686 

„  44,660,013 
„  44456,127 
„  43,904,061 
,,  43,922,238 
In  Beireff  der  jetist  folgenden  Berechnungen  und  Schätzungen  ist  su 
erinnern:  Klasse  A  begreift  als  „dürftige  Einkommen'*  die  »teuerfrei tn 
Einkommen  bis  M,  420;  —  EUasBe  B  als  „kleine  Einkommen'*  1.— 7. 
Stufe  der  Klassenateuer ;  —  Klaaeo  C  als  „mäTaige  Einkommen**  8. — 12. 
Stufe  der  Kl.-St  und  L— 3.  Stufe  der  Eink.  8L;  —  Klasse  D  ala  „mitt- 
lere Einkommen*'  4.— 12.  Stufe  der  Eink.-St;  —  Klasse  E  ala  „grofse 
Einkommen"  13, — 24.  Stufe  der  Eiuk.-St. ;  —  Klasse  F  als  ,»aehr  grofio 
Einkommen**  die  höheren  Stufen  der  Eink.-St.  —  Als  präsumtives  durch- 
achnittliches  Einkommen  dieser  Klassen  s^hid  wie  früher  angenommeti; 
A.  Haushaltungen  M  500  und  Einzeluerwerbende  U.  350;  —  B.  M,  526 
bis  2000;  —  C.  M,  2001  bis  6000;  —  D.  M,.  6001  bia  20,000  j  — 
E.  M.  20,001  bis  100,000;  —  F,  über  M.   100,000.  — 

1876 


EmkoTTinien* 
ktassen 

Zahl  der  Zensiten 

Betrag  de» 

Einkommen!» 

ubne  AugeUörig« 

mit  Augehorigeii 

im  Giuiseo 

pro  Znu»ti 

Personen 

•lo 

PerÄOöen 

% 

M. 

"lo 

M. 

( 

1. 113,946 

4*192.050 

A.    { 

2,177,806 

2,177,806 

l 

3.3JI.753 

3911 

6369J56 

25,6s 

1,324,701,000 

t6.86 

400 

B. 

4.704.757 

55-57' 

16,840.444 

67,82 

4,354426.600 

55^^ 

926 

C, 

384-248 

4^53 

1,381.044 

5.56 

1,219,543.600 

»5'S^ 

3.174 

0. 

58,286 

0,69 

212,200 

0,85 

559,b39rioo 

7.12 

9^601 

£. 

7.5<^»1 

0,10 

^.300^ 

0,12 

285736,000 

3.64 

38^093 

P. 

531/ 

1.940/ 

103,146,000 

i»44 

212.681 

ZiisAmmeo 

8,467,076 

100,00 

24,832.784 

100,00 

7,857,193.300 

lOOtOO 

92»J 

1881 


Etnkotnmezi- 
klmsson 


Z&bl  der  Zensitea 


ohne  Angehörige 

Personen 

1,372,899 

5:558:333 

3  93 ".231 

4-75  »744 
397.190 

66,935 
8,242] 


S43j 


9ii55i88s 


4^t94 

51,89 
4-34 
OJ3 


0,10 


roOiOo 


mit  Aug^eUdrigeu 
PfirsODen 
5,267,449 
^558.332 


7825,781 
17,178,786 

I43M47 
242,906 


26,716,701 


29,29 
64.30 

5.38 
0.91 

0,12 


Betrüg  de«  Einkommens 


im  Gauseo 
M. 

686,449,500 
895416,200 


t. 581,865,700 

4.320.735,094 

1,262,826,896 

640,667,625 

311,267,250 

1 10*817,300 


40a 

9*57»" 
37.766 

1.35  204,083 


ioo,ool  8,228,179,815  |ioo,ooj    899 


Miszellen. 
1882 

465 

EinkoDimen- 
klassen 

Zahl  der  Zensiten 

ohne  Ange 
Personen 
1,388,198 
2,588.490 
3.976.688 

4.748,363 
402,230 
68,809 
8,540i 

575/ 

hörige 

•1« 

43»20 

51.58 

4.37 

0.75 

0,10 

mit  Angehörigen 
Personen         «l. 

5»447»34i 
2,588,490 

8.035.831      29,96 

1 7,057*365     63,60 

1.446,039       5*39 

247»934       0,93 

30,770 

>     0,12 
2,072/ 

im  Ganzen 

ML 
694,099,000 
905,971,500 

•1. 

19,28 

51.95 

15,55 

7.94 

3,89 

1.39 

pro  Zensit 
M. 

l 

B. 
C. 
D. 

£. 

F. 

1,600,070,500 
4,312,870.819 
1,290,803,720 

658.980,375 
322,928,250 

115.856,400 

402 

908 

3,209 

9.577 

37.814 

201.489 

Zusammen 

9,205,205 

100,00 

26,820,012 

100,00 

8,301,510,064 

100,00 

902 

Durch  Gesetz  Yom  26.  März  1883  sind  die  beiden  aotersten  Stufen 
der  Klassensteuer  aufgehoben  und  die  Entrichtung  der  Elassensteuer  be- 
ginnt erst  bei  einem  Jahreseinkommen  von  mehr  als  M.  900.  Die  Ver- 
anlagung der  beiden  untersten  Stufen  soll  indes  nach  bisheriger  Weise 
fortdauern.  Nach  der  Vorlage  der  Regierung  (Aktenstück  Nr.  25)  werden 
hierdurch  von  der  Klassensteuer  befreit:  1.  Stufe  2,718,659  Personen 
mit  M.  8,155,977  Jahresbetrag  und  2.  Stufe  1,022,959  Personen  mit 
M.  6,137,754  Jahresbetrag.  —  Die  Zahl  der  in  den  Jahren  1879  bis 
1881  vorgenommenen  Pfändungen  wegen  Elassensteuerrückstanden  hatte 
durchschnittlich  pro  Jahr  betragen: 

für  die  erste   Stufe  659,886  (24,6  %)  und 

für  die  zweite  Stufe  276,868  (25,8  $). 


Um  das  sehr  verschiedene  Yerhältnis  der  unbesteuert  gebliebenen 
und  der  mit  einem  Einkommen  über  M.  420  eingeschätsten  Erwerbsthä- 
tigen  in  den  einzelnen  Eegierungsbezirken  zu  veranschaulichen,  sind  frü- 
her vier  dieser  Bezirke  vergleichsweise  zusammengestellt  worden.  Wir 
ergänzen  diese  Vergleichung  durch  Hinzufügung  der  Ergebnisse  für  1882 
(Voranschlag  1889—83): 


Unbesteuert  geblieben 

im  Jahr  1876 

1881 

1882 

leg 

.-Bez. 

Düsseldorf 

14,62  i 

16,68  i 

16,82  i 

M 

II 

Hannover 

24,29  „ 

24,82  „ 

25,11  „ 

>l 

1» 

Liegnitz 

38,45  „ 

42,32  „ 

42,44  „ 

M 

n 

Königsberg 

50,18  „ 

58,96  „ 

58,66  „ 
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Das  Verhältnis  der  grofsen  und  sehr  grofsen  Einkommen  (über  prä- 
sumtiv M.  20,000)  war  seit  1873  wie  folgt: 


Zahl  der 

Präsumtives  Einkommen 

Zensiteo 

im  Qanzen 

pro  Zensit 

Millionen  M. 

M. 

1873 

:  7646 

384,7 

50,300 

1874 

:  7616 

410,8 

53,800 

1875 

:  7910 

398,4 

50,300 

1876 

:  8033 

398,8 

49,600 

1877 

:  8107 

393,7 

48,600 

1878 

:  8162 

391,2 

47,900 

1879 

:  8212 

378,7 

46,100 

1880 

:  8542 

409,8 

47,800 

1881 

:  8785 

422,1 

48,000 

1882 

:  9115 

438,8 

48,100 

Aus  der  vorstehenden  Übersicht  wird  man  eine  Bestätigung  der  be- 
ständig wiederkehrenden  Behauptung,  dafs  in  neuerer  Zeit  eine  progressive 
Anhäufung  des  Reichtums  bei  einzelnen  Familien  auf  Kosten  des  allge- 
meinen Wohlstandes  stattfinde,  nicht  ableiten  können,  sondern  in  derselben 
eher  Anzeichen  einer  allmälichen  Ausdehnung  gröfseren  Wohlstandes  in 
den  Kreisen  des  sogenannten  Mittelstandes  erkennen  ^). 


Wir  fügen  den  obigen  Nachweisen  aus  den  uns  vorliegenden  Akten- 
stücken noch  einige  zu  dem  Volkseinkommen  in  gewissen  Beziehungen 
stehende  Notizen  hinzu.     Es  betrugen  im  preufsischen  Staat: 


die  Zahl 

die  Zahl 

im 

der  Spar- 

der Betrag  der 

im 

der  Spar- 

der Betrag  der 

Jahre 

kassenbücher 

Einlagen 
H. 

Jahre 

kassenbücher 

Einlagen 

1871 

1,551,539 

505,437,978 

1876 

2,371,632 

1,120,445,330 

1872 

1,706,111 

578,802,801 

1877 

2,512,019 

1,227,947,027 

1873 

1,907,914 

689,465,121 

1878 

2,661,382 

1,324,000,999 

1874 

2,061,199 

836,627,289 

1879 

2,760,302 

1,385,338,084 

1875 

2,209,101 

887,856,613 

1880 

2,936,055 

1,476,961,861 

1881 

3,091,584 

1,707,459,964 

1)  Im  Königreich  Sachsen  betrag  nach  der  dortigen  Einkommenstatistik  für  das 
Jahr  1882  die  Zahl  der  Zensiten  (nach  Abzug  der  dort  auch  eingeschätzten  , Juristi- 
schen Personen**)  1,083,248  und  deren  beitragspflichtiges  Einkommen  1,008,968,158  M., 
mithin  durchschnittlich  pro  Zensit  932  M.  und  pro  Kopf  der  Bevölkerung  339  M.  — 
Im  preufsischen  Staate  war  im  Jahre  1882  nach  unserer  obigen  Schätzung  das  durch- 
schnittliche Einkommen  pro  Zensit  902  M.  und  pro  Kopf  der  Bevölkerung  310  M.  Be- 
rechnet man  dasselbe,  ohne  allen  Zuschlag,  unmittelbar  nach  den  amtlichen  Einkommen- 
steuer-Nachweisungen, so  stellt  sich  das  durchschnittliche  Einkommen  pro  Zensit  auf 
zirka  720  M.  und  pro  Kopf  auf  250  M. 
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Die  durchschnittliolie  jährliche  Eapitalansammliing,  welche  den  Spar- 
kassen anvertraut  ward,  betrug  hiernach  in  den  11  Jahren  1871  bis  1881 
nahezu  110  Millionen  Mark. 

Die  jetzige  jährliche  Verausgabung  der  Bevölkerung  in  Freufsen  für 
Branntwein,  Bier  und  Tabak  ist  in  der  Begründung  zum  betreffenden 
Gesetzentwurf  (1882)  wie  folgt  veranschlagt: 

MutmaTslicher  Branntwein  verbrauch  110,719,800  Liter  zu  100  Pro- 
zent Tralles  (ausschliefslich  des  Verbrauchs  zu  technischen  Zwecken). 
Der  Marktpreis  stellt  sich  im  Engroshandel  auf  etwa  50  bis  55  M.  Da 
der  zum  Ausschank  kommende  Branntwein  einen  Alkoholgehalt  von  25 
bis  höchstens  40  Prozent  hat  und  derselbe  durch  Zusatz  von  ätherischen 
Ölen  oder  anderen  Geschmack  gebenden  Essenzen  noch  erheblich  ver- 
teuert wird,  so  kann  der  beim  Detailverkauf  erlöste  Preis  für  den  aus 
einem  Liter  Sprit  k  100  Prozent  erzeugten  Branntwein  unbedenklich  auf 
2  M.  per  Liter  angenommen  werden.  Mithin  dürfte  der  Verkaufswert 
des  jährlichen  Gesamtumsatzes  auf  M.  221,439,600  zu  schätzen  sein. 

Der  mutmaTsliche  Bierverbrauch  beträgt  etwa  2,291,210,000  Liter 
und  der  Verkaufspreis  ist  durchschnittlich  auf  0,25  Mark  anzunehmen, 
also  der  Verkaufswert  des  Gesamtumsatzes  auf  M.  572,802,500. 

Der  jährliche  Gesamtabsatz  von  Tabaksfabrikaten  bcdäufb  sich  auf 
ungefähr  M.  215,000,000. 

Die  präsumtive  jährliche  Verausgabung  für  Branntwein,  Bier  und 
Tabak  in  PreuTsen  würde  hiernach  zusammen  auf  etwa  1009  Millionen 
Mark  zu  schätzen  sein,  oder  auf  mehr  als  12  Prozent  des  gesamten 
Volkseinkommens.  8. 


V. 

Gtormaxüsierung  oder  FoloniBiemngP 

(Ein   Beitrag   zur  Nationalitäts-   und  Grundeigentumsstatistik   der  Provinz 

Posen). 
Von  Fr.  J.  N  e  n  m  a  n  n. 

Gegenüber  der  noch  immer  sehr  verbreiteten  Annahme,  daTs  in  den 
früher  polnischen  Teilen  Preufsens  das  Deutschtum  in  stetigem  Vordringen 
begriffen  sei ,  ist  es  vielleicht  nicht  ganz  unangezeigt  in  Kürze  darauf  zu 
verweisen,  dafs  unsere  allerdings  sehr  unvollkommenen  statistischen 
Nachrichten  hierüber  für  die  neuere  Zeit  eine  Entwickelung  in  entge- 
gengesetzter Richtung  wahrscheinlich  machen. 

Für  die  Katholiken  der  Provinz  Posen  ist  dies  kürzlich  bereits 
von  dem  preufsischen  Kultusminister  dargethan,  der  im  Abgeordneten- 
hause (vgl.  sten.  Ber.  1883,  1271  ff.)  darauf  verwies,  dafs  dort  schon 
seit  den  40er  Jahren  „in  steigender  Progression"  deutsche  Katholiken  „in 
das  nationalpolnische  Lager  übergeführt''  sind,  so  dafs  sich  heute  „ein 
grofser  Teil  Derjenigen,  welche  vor  einigen  Jahrzehnten  sich  als  Leute  von 
ausgeprägter  und  zweifelloser  deutscher  Nationalität  darstellten,  zur  polnischen 
N,  F.  Bd.  VIL  30 
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Ntttionalitiit  rechnet".  Itn  gaözcn  gab  es  Dach  v.  (loselera  Angaben  deut- 
sche Katholiken  z.  B.  im  R.-B.  Posen  1861  noch  67  906,  dsgegen  1872  aar 
5B  2B9,  ferner  in  demselben  Bezirk  mit  AusBchlufö  der  vier  vorwiegend  detil* 
sehen  Kreise  Birnbaum,  Bomst,  Fiuut^tadt  und  MeseritjS  1861  noch  22  970» 
dagegen  1872  nicht  mehr  halb  so  viel,  nämlich  10,<520|  und  im  einzelnen, 
2.  B.  in  der  Stadt  Opalenitza  (Kreis  Buk)  1862  noch  554,  1872  aber 
nur  23,  in  Lubosch  (Kreis  Birnbaum)  1862  noch  103,  1872  nur  6,  in 
Murowana-Goelin  (Kreis  Obornik)  1862  noch  686,  1872  nur  7  ^!) 
u.  B.  w.  *),  Ä'un  ist  ja  freilich  zu  beachten,  dafs  die  —  vorwiegend  pol- 
nische —  katholische  (leifitlichkeit  der  Provinz,  unter  deren  Mit  wir* 
kung  diese  Zahlen  gewonnen  zu  sein  scheinen ,  den  letzteren  nicht  ganx 
uninteressiert  gegenübersteht,  da  je  kleiner  die  Zahl  der  deutschen  Katho- 
liken dort  ist,  um  so  weniger  deutscher  katboliscber  Gottesdienst  neben 
dem  polnischen  als  Bedürfnis  angesehen  werden  kann.  Auch  läfst  bei  so 
gemischter  Bevölkerung  wie  der  posener  die  Beantwortung  der  Frage,  wer 
deutsch,  wer  polnisch  ist  —  subjektivem  Ermeseen  naiurlich  einen  grof^en 
Spielraum.  Und  so  mögen  jene  Zahlen  ,  die  in  den  Publikationen  des 
preuTs.  statistischen  Bureau  nicht  Aufnahme  gefunden  haben,  an  sich  nicht 
ganz  und  gar  zweifelloser  Natur  sein» 

um  so  bedeutungsvoller  ist,  dafs  auch  die  relativ  zuverlässsigen  (von 
jenem  Bureau  geleiteten)  kon  fessionsstatis  tischen  Aufnahmen  tur 
die  letzten  Jahrzehnte  eine  Ausbreitung  des  Polen tums  in  Posen  wie  in 
Wcßtpreufsen  wahrscheinlich  machen.  Auf  direkt  die  Nationalität  betref- 
fende Erhebungen  ist  wie  bekannt  nicht  mehr  zurückzugehen.  Denn  Er- 
hebungen dieser  Art  sind  um  ihrer  Unzuverlässigkeit  willen  seit  1861  ©in- 
gestellt '),  und  es  bleiben  uns  also  zur  Erfassung  dieser  Dinge  nur  jene  kon- 
fessionsfitatistischen  Aufnahmen,  die,  obwohl  zwischen  katliolischer  und 
polnischer  resp.  evangelischer  und  deutscher  Bevölkerung  keineswegs  Über- 
einstimmung besteht,  dennoch  auch  zur  Erkenntnis  der  Nationalitätsver- 
hältnisse  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Anhalt  gewähren. 

Zweifellos  zeigen  sie  zunächst,  dafs,  während  bis  Anfang  der  sechziger 
Jahre  der  Katholizismus  in  Posen  stetig  an  Terrain  verlor,  es  sich  seit 
dieser  Zeit  gerade  umgekehrt  verhält,  und  das  nicht  allein  im  Durch- 
schnitte der  Provinz  oder  der  beiden  Bezirke  derselben,  sondern  fast  aus- 
nahmslos in  allen  Kreisen. 

Nach  Zahlen,  die  zu  anderem  Zwecke  vom  Verfasser  zusammenge* 
stellt  und  soweit  sie  nicht  Zählungsjahre  betreffen ,  in  bekannter  Weis<4 
(dureh    Addition    resp.  Hubtraktion    der   inewischen   Mehr  •  Gehörnen    re«p. 


1)  tJber  eine  ahoHche  EDtwickeluug  in  einigen  bei  dor  8Uidt  Pos«»  geleg«aeo  La&d^ 
gemeinde»  vgl.  auch  %.  B.  die  eiogehend«  D&riegUDg  von  M,  Bir:  Die  ,»Biiiiiberg«r'* 
ia  Poi»«Q.  1S62  ,  wonAch  s.  B,  d&s  Dorf  Detnflen  1861  oar  2S,  dagegen  18S0  S73  pol- 
nlscbe  Einwohner  bAtte ,  wftbrend  akh  zm  gleicher  Zeit ,  ina^be^onderu  durch  Übergang 
alter  kAtboliBchen  Deutscboo  «ur  polnischon  Kntionalitüt  die  Zahl  der  Deatscheu  dort 
TOD  S19  auf  56  verringerte.  Aus  gleicher  Ursache  sank  im  beoAchbArteu  Luhma  die 
Zahl  der  Deut«»cheu  von  176  aut  9^  während  die  dor  Polen  von  25  auf  246  »tieg  a,  s   fr. 

t)  Vgl,  ißiibeaondere  Brämer:  Versuch  einer  Statistik  der  NaUonalitAt«n  in  Pr. 
(ZeiUcbr  d  k.  pn  atat.  ßur.  1871  p.  969  fr.)  u.  v.  BcrgmAnn;  Zar  0«Äcb,  der  Ent- 
wtckeluag  deutacher,  polnischer  n.  jlid-  Bev.  in  der  Prov.  Posen.     Tüb,   t8aS  p    2»  ff. 
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-Gestorbenen  sowie  der  wahrscheinlich  mehr  Zu-  resp.  mehr  Abgezogenen) 
berechnet  ^)  sindi  waren  im  R.-B.  Bromberg 


dagegen 


Ende 

katholisch 

evangelisch 

Juden 

1823 
1833 
1843 
1853 
1863 

(absolut) 
59,08  (183004) 
57,0  „  (197.102) 
5^1*»»  (243.045) 
55,3,,  (262.814) 
54,5  „  (290  899) 

(absolut) 
35»l  8  (109.000) 
36,9  „  (127.546) 
37,9»  (163.140) 
39,7  „  (188.690) 
40.9  „  (217.814) 

(absolut) 
5,9  8  (18.285) 
6,1  „  (21.268) 

5,8  „  (24.788) 
5,1  „  (24.210) 

4,6  „  (24.200) 

I87I 
1880 


55»*  8  (312.145)  I  40,8  8  (23O.048)  I 
56,0»,  (339  776)1 40,7,,  (247.068)1 


3,8  8  (21.651) 
3,8  „  (20.089) 


Und  ähnlich  im  R.-B.  Posen.     Dort  waren 


Ende 


dagegen 


1823 
1833 
1843 
1853 
1863 


katholisch 


(absolut) 
68,6  8  (457.953) 
67,6  „  (497.363) 
67,4  „  (571.817) 
67,3  „  (607. 408) 
67,2  „  (645027) 


evangelisch 


(absolut) 
24,98  (166.O89) 
25,7,,  (188.898) 
26,1  „  (221.798) 
27,1  „  (244.6I4) 
27,9,,   (268.O88) 


Juden 


(absolut) 
6,6  8  (44.055) 

6.8  „  (49-918) 
6,5  „  (54-787) 
5»6  „  (50.094) 

4.9  „  (47.044) 


1871 
1880 


27,«  8  (278012)1  4,08  (39-786) 
26,1,,  (285.950)1  3f8„  (36.670) 


168,4  8  (688.316)1 

|70,5„   (772.187)1 

Danach  hätten  also  die  Katholiken,  und  insofern  man  Katholiken  und 
Polen  als  sich  deckende  Gröfsen  ansehen  dürfte,  auch  diese  Letzteren  im 
Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  im  R.-B.  Bromberg  anteilig  und  im  R.- 
B.  Posen  sogar  vollständig  wieder  eingebracht,  was  sie  bis  zu  den 
sechsziger  Jahren  verloren  hatten,  ja  im  letzteren  Bezirk  sich  bereits  ein 
recht  erhebliches  Mehr  selbst  gegenüber  dem  Bestände  der  zwanziger 
Jahre  errungen.  Nun  ist  ja  freilich,  wie  schon  berührt  wurde,  festzuhal- 
ten, dafs  jene  Voraussetzung  sich  deckender  Gröfsen  katholischer  und 
polnischer  Bevölkerung  etc.  im  Grunde  nicht  zutrifft,  da  es  von  jeher 
sowohl  evangelische  Polen  als  auch  deutsche  Katholiken  in  Posen  gegeben 
hat  Indessen  ist  die  Zahl  der  der  erste ren  Kategorie  Angehörigen  in 
Posen  so  gering,  dafs  sie  wenig  ins  Gewicht  fällt  (von  Schubert  auf 
2 — 3000  d.  h.  ca.  ^\^  Proz.  der  Bevölkerung  angenommen,  jetzt  höher, 
auf  ca.  15000).  Und  von  den  deutschen  Katholiken  ist  ja  oben 
schon  mitgeteilt,  dafs  gerade  sie  in  neuerer  Zeit  zum  gröfsen  Teil  pol- 
nisch geworden  sind,  also  ihrerseits  beigetragen  haben,  das  Überge- 
wicht der  Polen  noch  zu  steigern,  so  dafs  dieses  thatsächlioh  in  noch 


1)  Für  1873  (statt  1871)  waren  ähnliche  Berechnungen  nicht  möglich,  da  seither 
die  Oeborenen  und  Gestorbenen  nicht  nach  Konfessionen  ausgezählt  sind.  Die  gegebe- 
nen Zahlen  beziehen  sich  übrigens  bis  1871  nur  auf  die  Zivilbevölkerung  (in  der  die 
„natfirliche  £ntwickelung''  der  Dinge  besser  au  Tage  tritt,  als  in  der  durch  Gamison- 
wechsel  bestimmten  Militärbevölkerung).  Für  spätere  Zeit  waren  analoge  Ausscheidun- 
gen leider  unthunlioh.     Unter  den  Evangelischen  sind  die  Dissidenten  inbeigriffen. 

30* 
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höhereiD  Mulse  gewachsen  ist,  als  es  jene  allein  die  KonfesBioaen  be- 
treffenden Zahlen  zum  Ausdruck  bringen.  Auch  sind  wir  in  der  I^ge, 
diu  hier  in  Rede  Btehcndcn  DüTerenzmomente  im  einzeüiea  fast  ganz  zu 
eliminieren ,  indem  wir  einzelne  Kreise  ins  Auge  fassen  ^  in  welchen 
wie  in  P leschen,  Wreschen,  Schrimm,  ßamter^  Mogilno,  Schübin,  Inowraz- 
law  f  Gnesen ,  Wongrowitz  etc.  evangelische  Polen  oder  deutsche  Katholi- 
ken entweder  gar  nicht  oder  nur  in  verschwindend  kleiner  Zahl  zu  finden 
sind.  Vnd  thun  wir  das,  so  finden  wir  gerade  auch  für  diese  Kreise  den* 
selben  Entwickelungsgang  abnehmender  Katholiken-  (resp.  Polen-)  Zahl 
bis  1861  und  zunehmender  seit  186L  So  betrug  z.  B.  nach  an- 
deren Orts  näher  darzulegenden  ProzentrechnuDgen  i)  die  Zahl  der  Katbo* 
liken  in  Prozenten  dtr  Gesamtbövölkerun^  am   Ende  der 


Zftblungs- 
jahre 

Pleschen 

i 
Schrimm 

m    den 
Sftmter 

Kreisen 

Mogilno      Scbabin 

iDowr&Klaw 

1822 
1831 

1840 
184g 

86.1,  H 
86,3  ,, 
84,6  „ 
8a,7  M 

773« 
76.8  M 

76.1  u 

75^9,. 

67,7 .. 
66,7  „ 
64,8,, 

76.11 
73.0  „ 

71.4^. 

61.3?! 
S7.8  '.. 

59.4  . 

69,18 

68,».. 

1861 

80,0  „ 

75<s,. 

62, y  ,1 

7I1O0 

56,5  . 

66,6  ,. 

1871 

1880 

82,5  „ 

fö:: 

69,5,, 

7ii«» 
73iÄ  V 

5S,7  n 

60,0,, 

68,4  .. 
69.0  M 

Und  ähnlich  steht  es  in  fast  allen  Kreisen  der  Provinz.  Eine  re- 
lative Abnahme  katholischer  Bevölkerung  bis  1861  (resp.  geringe  Zeit  vor- 
her) ist,  wenn  wir  sämtliche  27  resp.  28  Kreise  der  Provinz  durch- 
mustern,  nur  in  7 — 8  nicht  zu  finden,  und  eine  Zunahme  seit  1861 
nur  in  einem  (dem  Kreise  Wirsitz)  nicht  Gerade  dieses  Gleich- 
mäfsige  der  Zunahme  scheint  nun  aber  zugleich  die  Annahme  ausza*^ 
schlie/sen,  dafs  das  hiebei  wirkende  ursächliche  Moment  (wie  man  viel- 
leicht annehmen  könnte)  in  neuerer  stärkerer  Auswanderung  deutscher 
Elemente  zu  finden  sei.  Und  ebenso  steht  der  Annahme,  dafs  jeae  Zu* 
nähme  etwa  auf  gröfseres  ,, natürliches  Wachstum"  der  polnischen  Bevöl- 
kerung (gröfseren  Überschufs  der  Zahl  der  Geborenen  über  die  der  Ge- 
storbenen) zurückzuführen  sei,  unsere  Kenntnis  von  der  bisherigen  Ge- 
staltung des  „natürlichen  Wachstums'*  polnischer  und  deutscher  Bevölkerung 
in  Posen  durchaus  entgegen  * ).  Es  scheint  demnach  kaum  eine  andere 
Annahme  übrig  zu  bleiben  als  die,  dafs  jene  Kntwickelung  ebenso  wie 
die  vorhin  erwähnte  umfassende  Wandelung  deutscher  Katho liken  in 
polnische  planmäfsigem  Vorgehen  im  Interesse  polnischer  Nationalität  und 
katholischen  Glaubens  zuzuschreiben  ist  —  einem  Vorgehen,  dessen  2ielB 
ja  bekannt  sind. 

Anders  als  mit  der  Bevölkerung  steht  es  nun   ^eilich  mit  einem 


1)  Hier  mafste  auf  die  Zählung  sjuhre  siLriickgegriffeo  werden.  Weiteres  a.  a.  O. 

8)  Vgl.  Y  Bergmann  p.  188  ff.  u.  p.  235.  Danach  hatten  18S4--79  die  Po)«o 
{aaf  je  10  000  Köpfe)  zwar  mehr  Geburten  als  die  Deutschen  (460  gegen  41^),  ab«r  f»> 
ringeren  uberschars  der  Zahl  der  Geborenen  über  die  der  Gestorbenen  (97   gog«ii   lOty 
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Faktor,  der  dem  Einflufs  der  Leiter  jener  Bewegung  mehr  entzogen  ist 
Dafs  vom  Grundeigentum  fast  jährlich  beträchtliche  Teile  aus  polni- 
schen in  deutsche  Hände  übergehen,  wird  in  den  öffentlichen  Blättern 
regelmäfsig  registriert  Es  haben  auch  über  die  Gesamterfolge  dieser 
Bewegung  in  letzter  Zeit  seitens  der  Oberpräsidien  Posens  und  West- 
preufsens  Erhebungen  stattgefunden,  welche  eine  weitere  Erörterung  die- 
ses Gegenstandes  hier  überflüssig  machen  würden,  wenn  sie  publiziert 
worden  wären.  So  lange  dies  indessen  nicht  geschehen  ^) ,  könnte 
es  Ton  Interesse  sein,  dafs  nach  Ermittelungen  des  Unterzeichneten, 
welche  an  der  Hand  des  El lerholz 'sehen  Handbuchs  des  Grundbesitzes 
der  ProY.  Posen  (1881)  teils  nach  den  Namen  der  Besitzer,  teils  (wo 
Zweifel  waren)  im  Wege  mannigfacher  direkt  eingezogener  Erkundigungen 
angestellt  sind,  von  ca.  1  692  500  Hektaren  *),  welche  die  „selbständigen'' 
Güter  der  Provinz  1880  umfafsten,  nur  ca.  717  900  oder  etwa  '[^  in 
den  Händen  von  Polen  oder  katholischen  Pfarren,  dagegen  974  600  oder 
^/g  in  anderen,  vorzugsweise  deutschen  Händen  waren,  und  zwar  im 
einzelnen  (vgl.  für  die  Zeit  nach  1880  auch  Anmerkung  11): 
(Siehe  Tabelle  auf  S.  462.) 

Natürlich  ist  in  diesen  Zahlen  nur  ein  ungefährer  Anhalt  zu  suchen. 
Denn  einmal  ist,  wie  dem  Unterzeichneten  duroh  vielfach  sich  wider- 
sprechende Nachrichten  über  dieselben  Grofsgrundbesitzer  besonders  nahe 
gelegt  ist,  die  Frage,  ob  jemand  polnisch  oder  deutsch  sei,  bei  sorgsamer 
Prüfung  oft  sehr  schwer  zu  beantworten.  Und  es  können  sich  zweitens 
auch  trotz  aller  Nachfragen  hie  und  da  gröbere  Irrtümer  eingeschlichen 
haben.  Yor  allem  ist  aber  zu  beachten ,  dafs  jene  Zahlen  nur  den 
Grofsbesitz,  oder,  genauer  gesagt,  nicht  das  aufserhalb  „selbstän- 
diger Güter"  befindliche  ländliche  Grundeigentum  betreffen,  welches 
letztere  etwa  1055  200  h.  (629  100  im  posener,  426  100  im  bromberger 
Bezirk)  umfafst').     Über  die  Nationalität  der  Eigentümer  dieser  Terrains 


1)  In  die  Öffentlichkeit  traten  bisher  nur  sporadische  Notisen  fiber  das  Gesamtresnl- 
Ut.  Danach  (s.  B.  Frankf.  Zeitg.  ▼.  18.  Mai  1888)  befinden  sich  von  2002  874  h.,  die 
„der  gröfsere  Omndbesits"  in  den  polnischen  resp.  gemischt  nationalen  Gebieten  des 
Ostens  umfassen  soll,  1  243  847  h.  in  deutschen  und  484  784  (?)  in  polnischen  Händen, 
und  der  deutsche  Besits  war  in  den  letzten  26  Jahren  um  234  861  h.  oder  9  %  gestiegen. 
Auf  die  Gesamtheit  des  Grofsgrundbesitzes  in  den  beiden  genannten  Provinzen  beziehen 
sich  diese  Zahlen  offenbar  nicht.  Und  so  lange  nicht  ersichtlich  ist,  auf  welche  Gebiete 
sie  sich  beziehen,  sind  sie  von  geringem  Werte. 

2)  Nach  der  Grundsteueraufnahme  umfafsten  die  ,, selbständigen  Gutsbezirke**  Posens 

3  861  961  Morgen  im  R.-B.  Posen 
2  465  974         „        „       „      Bromberg 
zusammen   6  817  986  Morgen  «s  1  612  969  h. 
Die  Differenz   gegen    1  692  600   hat  ihren  Grund  teils  in  inzwischen  erfolgten  Besitzes- 
Veränderungen.     Andererseits   ist   zu    beachten,    dafs   in    dem   den   Rechnungen  hier  zu 
Grunde  gelegten  El lerh  olz 'sehen  Handbuche   neben    den  Gfltern  selbst   auch  der  zu 
manchen  derselben  gehörige  „Rustikalbesitz**  als  Gutsbestandteil  aufgeführt  ist. 

3)  Nämlich  im  R.-B.  Posen  1  658  781  h.  (»  6  497  880  Morgen  nach  der  Grund- 
steueraufnahme) —  1  029  700  h.  (vgl.  die  vorhergehende  Seite)  und  im  R.-B.  Bromberg 
1088  868  h  (4  264  993  M.)  —  662  800  h. 
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legen  ^),  im  vorliegenden  Falle  zu  dem  Kesultate  fuhren  würde,  dafs  von 
jenem  ländlichen  Besitze  im  R.-B.  Posen  434  100  h.  polnisch  und  195  000 
deutsch  und  im  R.-B.  Bromberg  ca.  221600  h.  polnisch  und  204  500 
deutsch  wären,  so  dafs  also  1880  überhaupt  polnisches  Eigentum  ge- 
wesen wären  im  R.-B.  Posen:  434  100  und  497  900*),  zus.  932  000  h. 
und  im  R.-B.  Bromberg  221600  und  220  000,  zus.  441600  h.  (in  der 
Provinz  überhaupt  also  1373  600  oder  ca.  ^j^),  dagegen  deutsches  im 
Bog.-Bez.  Posen:  195  000  +  531800,  zus.  726  800,  und  im  Reg.-Bezirk 
Bromberg  204  500  +  442  800,  zus.  647  300  h.  (in  der  Provinz  über- 
haupt also  1374  100  oder  ca.   ^\^). 

Indessen  sind  diese  Schätzungen,  wie  hier  noch  einmal  betont 
sei,  sehr  unzuverlässige.  Denn  erstens  ist  die  Sprache  und  Nationalität 
des  platten  Landes  nicht  ganz  und  gar  auch  die  der  Landgemeinden, 
zweitens  die  Sprache  der  Landgemeinde  b  e  w  o  h  n  e  r  nicht  auch  die  der 
dortigen  Besitzer,  und  drittens  ist  die  Sprachstatistik,  der  jene  Yer- 
hältniszahlen  entlehnt  sind,  wie  bemerkt,  wenig  zuverlässig.  Mehr  Ver- 
trauen verdient  jene  andere  Annahme,  dafs  vom  Grofs besitz  etwa  'I5 
in  deutschen  Händen  sind.  Nur  hüte  man  sich  vor  der  Folgerung,  dafs 
domentsprechend  auch  deutsches  Leben  sich  auf  jenen  Gütern  verbreitet 
habe.  Zum  groXsen  Teile  setzen  sich  jene  ^\^  aus  grofsen  Herrschaften 
insbesondere  fürstlicher  Häuser  zusammen,  deren  Angehörige  ihren 
Aufenthalt  wenig  oder  gar  nicht  auf  ihren  „polnischen"  Besitzungen  neh- 
men und  deren  Administratoren  oder  Pächter  es  keineswegs  immer  in 
ihrem  Interesse  finden,  die  relativ  arbeitsamen  und  jedenfalls  besonders 
anspruchslosen  und  (eventuell  mit  Hilfe  ihrer  geistlichen  Oberen)  leicht  zu 
leitenden  polnischen  Leute  durch  Deutsche  zu  ersetzen.  Es  ist  deshalb 
auch  die  Zunahme^)  deutschen  Grundbesitzes  in  der  Provinz  nicht 
von  der  Bedeutung,  die  ihr  vielfach  beigelegt  wird. 


VL 

Bemerkungen  von  Professor  Gtoorge  H.  F.  Ulrich  in  Dunedin  (Neu- 
seeland) über  die  australisohe  Gtoldproduktion« 

Mitgeteilt  von  Ad.  Soetbeer. 

Professor  Ulrich  hat  vor  einigen  Jahren  in  den  neuen  Jahrbüchern 
für  Mineralogie  und  Geologie  (1878)  einen  Aufsatz  über  die  Goldpro- 
duktion in  Australien  veröffentlicht,  welcher  den  von  Professor  Suess 
in  Wien  geäufserten  Ansichten  über  die  bevorstehende  Erschöpfung  der 
dortigen  Goldfelder  und  Goldminen  entgegentrat     In  bimetall istischen  Or- 


1)  Vgl.  Brämer  a.  a.  O.  p.  864. 

S)  Bes.  dieser  497  900  und  der  folg.  S80  000  ygl.  die  Aa&tellang  der  Seite  vorher. 

8)  Für  einzelne  Kreise  an  der  Hand  der  Kreisstatistiken  nachweisbar,  1.  B.  für 
Pleschen  dahin,  daßs  1861  Yon  ca.  278  300  Morgen  „Rittergüter*'  nur  ca.  81  200  in  deut- 
schen Hfindeu  waren,  1881  aber  von  293 600  M.  ,,8elbstfindiger  Güter'*  ca.  129  600  M. 
Vgl.  auch  Anm.  6.  t^berhanpt  hat  der  deutsche  Grofsgrundbesitz  in  Posen  8.  B.  1881 
und  1882  nach  Zeitungsnachrichten  ca.  25  000  h.  und  in  den  ersten  8  Quartalen  1888 
ca.  2600  h.  mehr  gewonnen  als  verloren. 
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gancn  ist  dieser  AufsaU  mehrfach  angefochteD  worden^  waa  Veranlaasung 
gegeben  hat,  den  Verfasser  am  weitere  Mitteilungen  zu  ersuchen.  Solcher 
AufforderoDg  if^t  derselbe  freandlichst  nachgekommen.  Die  rein  mineralogi- 
schen oder  geologischen  Abschnitte  seines  neuesten  Schreibens  vom  17.  Mars 
d.  J.  werden  den  Fachgelehrten  wiederum  in  den  erwähnten  ■Tahrbüchen 
zur  Kenntnis  gebracht  werden;  die  statistischen  Bemerkungen  hingegei, 
welche  als  Material  für  die  Währungsfrage  rou  einigem  Interesse  »eh 
dürften y  mögen  hier  eine  Stelle  finden.  —  Professor  Ulrich  giebt  iah 
gende  Auskunft» 

Was  die  regelmafsigeD  amtlichen  Publikationen  über  die  Goldgewiö- 
Dong  in  den  australischen  Kelouien  betrifft ,  so  TerÖffeutlicht  das  Mining 
Departement  von  Victoria  vierteljährlich  „Exports  of  the  Mtning  Sar- 
veyors  and  Begtstrars'^  und  zweierlei  jährliche  Berichte  ^i Report  of  the 
Chief  Inspector  of  Mines"  und  „Mineral  Statistics  of  Victoria**.  —  Das 
Mining  Departement  von  Neusüdwales  gibt  nur  einen  ,,Annual  Report" 
heraus.  —  Desgleichen  veröffentlicht  das  Gouvernement  von  Neaaee* 
land  einen  jährlicheu  Bericht,  „The  Gold  Fields  of  New  Zealand'*,  — 
In  Queensland^  8üdaustralien  und  Tasmanien  erscheinen  keioe  amtliche 
Berichte  über  die  dortige  Goldproduktion,  aber  die  Zeitungen  bringen 
hierüber  mehr  oder  minder  vollständige  statistisobe  Nachweise.  —  Von 
Büchern  sind  zu  erwähnen  „Australiau  Handbook'*  herausgegeben  von 
Gordon  und  Gotsch  in  Melbourne,  und  „The  Victorian  Year  Book^'  aus- 
gearbeitet von  dem  Regierung»- Statistik  er  Henry  H,  Hayter»    — 

Ich  hotte  in  meinen  früheren  Notizen  von  1878  über  die  Auasichtea 
der  australischen  Gold  pro  duktiou  schärfer  betonen  sollen,  daTa  die  Gold* 
gewinnung  in  Neusüdwales,  Tasmanien,  Queensland,  Südaus tralleo  und 
Neuseeland,  abgesehen  von  unverhofften  reichen  Entdeckungen,  nur  dann 
steigen  könne,  wenn  mehr  Hände  sich  denselben  zuwenden  und  die  für 
Entwicklung  des  Goldbergbaues  erforderlichen  Kapitalien  für  Maaohiueo, 
Wässerzuleitung  u.  a,  nicht  ausbleiben  würden,  und  daCs  die  Goldprodnk- 
tion  sich  selbstverständlich  vermindern  müsse,  wenn  diese  Bedingungen 
nicht  erfüllt  und  die  Arbeiterzahl  sich  vermindern  würde.  Sicher  ist,  daCa 
der  Bückgang  in  der  Goldausbeute  in  Queensland  und  Neuseelaud  nicht 
einer  Erschöpfung  der  Goldfelder,  sondern  den  vorhin  genannten  Ursachen 
sowie  noüh  anderen  Umstanden,  die  im  folgenden  Berichte  Erklärung 
finden  werden,  zuzuschreiben  ist. 

Victoria.  Gegen  meine  Erwartung  hat  in  dieser  Kolonie  seh  1880 
die  Goldausbeute  wieder  zugenommen,  was  hauptsüeblich  der  durch  die 
ausgedehnte  Anwendung  des  Diamantbohrers  gemachten  Entdeckung  dei 
Laufs  mehrerer,  unter  starken  Basaltdecken  verborgenen  reichen  alten 
Seifen  („leads"  mit  Golddrift  gefüllte  FluTsthäler)  und  energischer  Inan- 
griffnahme derselben  zuzuschreiben  ist.  Aufserdem  haben  einige  neu* 
entdeckte  Quarzgänge,  reiche  Anbrüche  in  alten  Gängen  und  eine  nicht 
unbeträchtliche  Vermehrung  der  Arbeiterzahl  dazu  beigetragen.  Nach 
den  amtlichen  Berichten  betrug  letztere  i.  J.  1878:  36636;  i.  J,  1879: 
87553;  i.  J.  1880:  38568;  i.  J.  1881:  38136;  und  im  Durchschnitt  der 
neun  ersten  Monate  von  1882:  37681.  —  Die  Verminderung  in  1881; 
gegen  1880  wird  durch  den  Abgang  von  545  Chinesen  erklärt,  wogegen 
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nur  113  Europäer  neu  hinzukameD.     Gegen  Ende  1881  waren  beschäftigt 
in  den  Quarzgruben   16188  Europäer  und       74  Chineaen. 
„     „     Seifenwerken   14007  „  „      7867         „ 

Auob  eine  Tennehrung  der  Anzahl  der  Maftchinon  jeder  Art  hat 
die  Produktion  gefordert  In  1880  war  dieselbe  4281;  in  1881  4415; 
approximativer  Werf,  resp  £  1891658  und  £  1860577.  Für  das  3. 
Quartal  1882  wird  der  Werth  angegeben  zu  £  1946434. 

Der  Gold  ertrag  nach  den  Schätzungen  der  Bergregistrare  (allgemein 
für  am  zuverläBsigsten  gehalten)  war  für  1880  829121  Unzen»  für  1881 
858850  ünz.y  und  von  diesem  letztern  Ertrage  sollen  519550  Unz.  oder 
62  **/o  von  der  Bearbeitung  ron  Quarzgängen  und  313828  ünz.  oder 
38  ^Iq  Ton  Seifenwerken  erhalten  »ein,  während  von  25472  ünz.,  welche 
in  Kelbonrne,  als  sicher  nachgewiesen,  von  Goldgräbern  an  Juweliere 
etc.  verkauft  worden,  der  Ursprung  nicht  ausgefundeu  werden  konnte. 
Der  Vergleich  der  Zahlen  von  1880  mit  denen  von  1881  zeigt  einen 
Zuwachs  fiir  das  letztere  Jahr  von  13902  Unz,  in  dem  Ertrage  der 
Seifenwerke,  aber  eine  Abnahme  von  9643  Unzen  in  dem  der  Quarzgänge. 
Zufolge  eines  kürzlich  erschienenen  Berichtes  im  Argus  (Melbourner  Haupt- 
Zeitung)  wird  der  Geldertrag  Victorias  für  1882  auf  1066538  Unz,  ge- 
schätzt, was  über  200000  Unz  Steigerang  im  Vergleich  mit  1881  ergiebt. 
Die  Schätzung  ist  ausgoführt  wie  folgt; 

Viotoriauisches  Gold  exportiert     353738  ünz.   18  dwts. 
Gemünzt  in  Melbourne     688437      „      —      „ 
In  den  Händen  der  Banken       84795      „      18      ,»       13  gr* 
"^  "         "     Zusammen   1126^71  Unz*   16  dwts.   13  gr, 

Abzug   in  den  Händen   der  Banken 

am  31.  Dezbr.   1881       60338      „ 


Bleibt  1066533  Unzen. 
Wie  schon  anfangs  bemerkt,  ist  die  durch  obige  Werte  konstatierte 
nicht  unbedeutende  Steigerung  der  Ausbeute  während  der  letzten  Jahre 
hauptsächlich  durch  die  Auffindung  und  Bearbeitung  alter  reicher  „leadV* 
erzielt,  welche  uutar  mehreren  100  Fusb  starken  Basaltdecken  versteckt 
liegen-  Ich  erwähnte  die  sichere  Existenz  alter  sub basaltischer  Seifen  in 
mehreren  Distrikten  in  meinem  früheren  Aufsatze,  aber  die  Schwierig- 
keiten und  Kosten  in  Betracht  ziehend,  die  nach  Beispielen  in  Ballarat 
und  andern  Plätzen  mit  der  Aufsuch uüg  und  Bearbeitung  derselben  ver- 
bunden sind,  glaubte  ich  nicht,  dafs  die  luangri^nahme  so  schnell  und 
CD  ergisch  atattfiuden  würde.  Mein  kürzlicher  Besuch  Victorias  hat  mich 
belehrt,  dafs  der  neueröffnete  Seifen-Distrikt  unzweifelhaft  der  reichste 
von  denen  ist,  welche  ich  nach  eigener  früherer  Untersuchung  kenne.  Er 
stellt  eine  gegen  30  engl  Meilen  lange  und  bis  20  Meilen  breite  basaltische 
Hochebene  dar,  deren  Lava  von  über  einem  Dutzend  grösserer  nnd  klei- 
nerer Eruptionskegel  im  höhern  Teile  der  Ebene  htirstammt;  und  das 
unter  der  Lava  versteckte  Terrain ,  zum  Gebiet  des  Flusses  Lodden  ge- 
hörend, ist  ohne  Zweifel  von  einer  Anzahl  gröfserer  und  kleinerer  Thäler 
—  Creeks  u,  Gallies  —  durchschnitten,  die  mit  goldhaltigem  drift  gefüllt 
sind  uud  eben  die  „old  leada"  repräsentieren.  Die  Entdeckung  der  ersten 
und  sehr  reichen  dieser  leads  wurde  von  dem  Creswick'i  Creek  Ooldfelde 
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aus    gemacht,    das   in    einem    andern  Flufsgebiet   liegt.     Wie    ich    erfahl'*^ 
ge&ohah  dieselbe  auf  folgende  Weise.      Von  einer  AktieogeBeUschaft,   welche 
dort  eine,  auch  unter  Basalt  yeräteckte  lead  beatbeilt^t,  wurde   die  letztere 
höher  und  hoher  ansteif^end    verfolgt,  bis  man    Kulutjst  während   der  drifl 
dünn   auslief,  in   einen  Sattel  des  Höhenzages  kam,    welcher  die   Wasi^ei 
ücheide  der  beiden   Flofagebiete  bildet.     Über  den  Sattel  hinweg,   fing   »<i 
gleich  wieder    reicher   drift  an    und    nahm,    nach  entgegengesetz^ter  Seita 
abfallend,  schnell  an  Tüchtigkeit  und  Breite  zu  und  stellte  sich  somit  als 
der    Anfang    einer    neuen    lead    heraus.     Nach    Bekanotwerden    der    Ent- 
deckung fand  gewissermafsen  ein    kleiner  Kosh    statt.      Der  Grund  wiii 
von  schnell  gebildeten   Aktiengesellschaften    für    mehrere  Meilen  vorwÄT 
erworben  und  da  zur  selben  Zeit  das  Gouvernement  die  Beschaffung   von 
Diamantbohrer    (amerikanißohea  Patent)  in  die  Hand  nahm  und  die  Bohr- 
arbeiten von  praktisch  damit  vertrauten  Leuten  für  die  Kompagmen   aus> 
führen  liefs,    so  wurde  bald    der  Lauf  der  lead    auf  eine  grofse  Distans 
bestimmt,    nebenbei    andere   leads    entdeckt    and    ein    Schacht    nach    dem 
andern  konnte    mit  Sicherheit    anf  die    reichen  Seifen  abgesenkt  werden. 
Wie  ausgedehnt  die  Bohrarbeiten  betrieben  wurden  bezeugt  die  Thatsache, 
dafs  bis  Ende  Juni    1881   schon  £  19106    für  Ankauf  und   Gebrauch   dei 
Bohrer  vei'ausgabt  wurden.     Gegenwärtig  sind  1 1  derselben  im  Gange,  tob 
denen  die  Mehrzahl  für  die  Aufsuchung    der  leads,    die  andern  für  Boh- 
rungen   auf  Quarzgänge    und  Kohlen    verwandt    werden.     Die  Kosten   für 
Diamanten  belaufen   sich  auf  nahe  £  3000  jährlich,  und  es  sollen  schon 
soviel  Löcher    abgebohrt    sein,    dBkfs    deren  Gesamttiefe    sich    auf  nahe   SJ 
engl.  Meilen  belauft.     Der  Goldreichtum    der  alten  Seifen ,    soweit   diesel- 
ben aufgeschlossen,    ist  ein   so  unerwartet  grofser,    (mehrere  der  Aktien- 
gesellschaften   haben  schon  Tausende  von  £  Dividenden  gezahlt),   dafs   in 
Anbetracht  des  ausgedehnten   noch  unexplorierten  Terrains,  des  durch   die 
bisherigen  Erfolge  besonders  aogespornten  Unternehmungsgeistes  und   der 
wertvollen   Hülfeleistung  dos  Gouvernements  die  jährliche  Gold  pro  duktion 
der  Kolonie  sehr  wahrschein] ieh  für  die  nächsten  Jahre  nicht  fallen,   son- 
dern   nach   Ansicht    vieler  vielleicht    noch  steigen    wird.     Ein   Grund   far 
diese  letztere  Annahme  ist,    dafs   in  der  Nähe  der    alten  Seifen   zweifels^J 
ohne    reiche  Quarzgänge    anstehen ,    die    durch  Denudation    das  Gold    fUrI 
den  drifl  geliefert  haben  und  für    deren  Entdeckung  durch  Versuchsörtcr 
mehrere  erfolgreiche  Unternehmungen,    unter  ähnlichen  Verhältniasea   im 
Bnllnrat-Goldfelde  ausgerührt,  die  beste  Hoffnung  geben.  — 

NeuBÜd  Wales,     In    »iicser  Kolonie    sind    seit    1878    mehrere    neue 
Goldfelder  entdeckt  worden    und  einige  der    alten   Felder  versprechen    fUr 
die  Zukunft  erliöhte   Ausbeute  in  Folge    mehr  Bystematischer   Bearbeitungj 
und  Errichtung  von   Maschinerie.     Die  erste  Entdeckung  war  Mitte    1880l 
das  Temora  Goldfeld  —  reiche  alte  Seifen  und  in  deren  Nähe  anstehend 
reiche  Quarzgänge.     Die  ersteren    wurden  sofort  in  ausgedehnteni  Maafse 
in  Angriff  genommen ,  die  Gänge   jedoch  sind    bis  jetzt  nur  oberflächlich 
aufgeschlossen    und  harren    der  Errichtung    von  Pochwerken.     Nach  dem^ 
Berichte    des  Departement    of  Mines    für    1881    wurde    im  Oktober   188(l] 
am   Mount  Poole  Gold    in  zahlbarer  Quantität    gefunden,    aber  bovor  du 
Feld  ordentlich  in  Arbeit  genommen  war,  verlor  es  den  gröfsten  Teil  der' 
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Arbeiter  durch  einen  Rush  nach  Mount  Browne,  woselbst  reiohe  alluvial 
drifts  im  Februar  1831  entdeckt  wurden.  Dieser  Bush  hatte  die  Auffin- 
dung anderer  reicher  Alluvial  Plätze  wie  „Good  Friday",  „Easter  Monday" 
,,Milparinke" ,  sowie  die  einer  Anzahl  goldhaltiger  Quarzgänge  in  der 
Wamberiga  Bergkette  im  Gefolge  und  in  ungefShr  3  Monaten  nach  der 
Entdeckung  von  Mount  Browne  wurde  die  Goldhaltigkeit  eines  Landstrichs 
von  50  engl.  Meilen  Länge  und  10  Meilen  Breite  erwiesen.  Die  über 
diesen  Distrikt  während  der  letzten  6  Monate  von  1881  zerstreute  Be- 
völkerung wurde  auf  nahe  2000  Seelen  geschätzt.  Der  Distrikt  hat  jetzt 
den  Namen  Albert  Goldfield  erhalten  und  der  Regierungs-Geologe  be- 
richtet über  denselben,  dafs  sehr  wahrscheinlich  aufser  flachen  alluvial 
drifts  auch  zahlbare  ,,deep  leads"  dort  existieren,  und  dafs  überhaupt  zahl- 
bares Gold  über  einen  viel  gröfseren  Landstrich  gefunden  werden  wird, 
als  gegenwärtig  der  Fall  ist.  Seiner  Ansicht  nach  wird  sich  das  Feld 
als  ein  permanentes  und  gut  bezahlendes  erweisen.  —  Eine  andere  neue 
Entdeckung  war  das  Mount  M'Donald  Goldfeld  im  Juni  1880.  Dasselbe 
ist  vorzugsweise  durch  Quarzgänge  ausgezeichnet,  welche  mit  einer  Aus- 
beute von  2701  Unz.  Gold  aus  1713  Tonnen  Quarz  schon  Beweis  ihrer 
Zahlbarkeit  gegeben  haben,  obgleich  nur  einige  kleine  Pochwerke  bis  jetzt 
errichtet  worden  sind.  Im  Mai  1881  wurde  das  Nana-Creek  Goldfeld 
aufgefunden  und  Sachverständige  halten  es  für  sehr  wahrscheinlich,  dafs 
sich  dasselbe  als  ein  ausgedehnter  und  wichtiger  Quarz-Bergbau-Distrikt 
bewähren  wird.  Der  Fortschritt  in  Bearbeitung  der  zahlreichen  dort 
entdeckten  goldhaltigen  Gänge  ist  bis  jetzt  jedoch  nur  ein  langsamer  ge- 
wesen, wofür  als  Hauptursache  der  Mangel  an  Pochwerken  anzusehen 
ist,  indem  Ende  1881  noch  nicht  ein  einziges  derselben  errichtet  war. 
Aufser  den  bisher  erwähnten,  wirklich  neuen  Goldfeldern  ist  eine  nicht 
unbeträchtliche  Anzahl  zahlbarer  und  theilweise  reicher  Quarzgänge  so- 
wie guter  Seifen-Plätze  an  verschiedenen  der  altern  Goldfelder  entdeckt 
worden.  —  In  dem  Berichte  des  Departement  of  Mines  wird  die  jähr- 
liche Goldausbeute  wie  folgt  angegeben:  für  1879  106899,88  Unzen, 
für  1880  in  die  königl.  Münze  eingeliefert  116669,52  Unzen 
„     1881    „     „         „  „  „  145478,06       „     . 

Der  Bergsekretär  schätzt  den  wirklichen  Ertrag  für  1880  auf  118600 
Unz.,  für  1881  auf  149627,06  Unzen,  indem  er  den  Überschufs  im  Ver- 
gleich mit  den  in  die  Münze  eingelieferten  Quantitäten  resp.  1331  Unz. 
und  4109  Unz.  als  (vorzüglich  von  dem  Albert  Goldfelde)  über  die  nahe- 
gelegenen Grenzen  nach  Victoria  und  Südaustralien  ausgeführt  ansieht. 
Die  Bergregistrare  geben  noch  höhere  Erträge  an,  nämlich  für  1880 
121072  Unz.,  für  1881  154006  Unzen.  Über  die  Produktion  von  1882 
ist  noch  nichts  Sicheres  bekannt  geworden.  Nach  des  Regierungs-Geolo- 
gen Ansicht  wird  sich  dieselbe  jedenfalls  höher  als  für  1881  herausstellen. 
Die  Anzahl  der  Arbeiter  auf  allen  Goldfeldern  war  in  1881  9056,  worin 
1343  Chinesen  eingeschlossen;  1947  waren  in  Quarzgängen,  7109  in  Sei- 
fenwerken beschäftigt.  Für  das  Jahr  1880  war  die  Arbeiterzahl  13430, 
also  bedeutend,  höher  und  da  trotzdem  sich  während  1881  der  Goldertrag 
gesteigert  hat,  so  bezeugt  das  einen  nicht  unerheblichen  Fortschritt,  der 
teilweise  einer  mehr  systematischen  Bearbeitung,  hauptsächlich  aber  guten 
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Fttudeu  auf  deo  neuen  Feldern  «uzusohreiben  ist.  Der  approximatire" 
Wert  der  in  1881  benutzten  Maachinerie  wird  auf  j?  3351 16  gescbäUt. 
Ziebt  man  die  Entdeckang  der  yersobiedeneQ  Torhinerwäbnten  neueo 
Goldfelder  in  Betracht,  so  mofs  es  auffallen,  dafs  der  Goldertrag  fiir 
1880  und  1681  nicht  höher  ausgefallen  ist.  Die  Hauptursacbe  für  die  ge- 
ringe Steigerung  war  Mangel  an  Wasser,  in  Folge  anhaltender  Trooknis. 
Dad  Albert  Goldfeld  z.  B. ,  welches  am  meisten  hierdurch  gelitten  hat, 
produzierte  in  1880  nur  7288  Unzen,  welche  beinahe  ausBchliefslich  durch 
troeknea  Ausblasen  erzielt  wurden.  Da  dieses  Feld  ungefähr  900  engl. 
Meilen  von  Sydney  und  200  Meilen  Ton  Wilcannia  —  dem  nächsten 
Btädtchen,  wo  Provisionen,  Oozähe  u.  dgL  erhalten  werden  können  — 
gelegen  ist  und  der  Landstrich  zwisohcn  Wilcannia  und  dem  Goldfelde 
eine  wasseriose,  mit  Pferden  nicht  zu  passierende  Wüste  ist,  so  ist  leicht 
zu  begreifen,  weshalb,  trotz  der  gemachten  reichen  Funde,  kein  grofserer 
Rüsh  dorthin  stattfand.  Wahrscheinlich  wird  man  in  Zukunft  fiir  Trans- 
port durch  die  Wüste  Kameele  verwenden»  indem  sich  dieselben  für  die- 
BOD  Zweck  durch  ähnliche  Landstriche  in  Südaustralien  sehr  gut  bewährt 
haben.  —  Alle  Entdeckungen  und  Verhältnisse  in  Betracht  gezogen,  ist 
es  nach  Ansicht  des  Bergsekretärs  leicht  möglich,  dafs  sich  die  Ausbeute 
der  Goldfelder  in  Zukunft  beträchtlich  vergröfsern  wird,  vorausgesetzt,  daf* 
kein  Wassermangel  eintritt  und  die  notwendigen  Maschinen  errichtet 
werden.  — 

Queensland.  Über  die  Goldproduktion  dieser  Kolonie  ist  es  schwie- 
rig, TerlHfsliche  Nachrichten  zu  erhalten,  da  die  Berichte  des  Gouvernements 
ans  Parlament  nur  in  geringer  Anzahl  gedruckt  werden  und  deshalb  auT^^r- 
halb  der  Kolonie  kaum  zu  erlangen  sind.  Aufserdem  variieren  die  Zahlen, 
wekhe  die  Zeitungen  bringen  so  bedeutend,  dafs  man  genötigt  ist,  die 
Methode  der  Bestimmung  des  jährlichen  Ertrages  der  über  mehr  als 
100  000  QMeiltfU  zerstreuten  Goldfelder  für  sehr  mangelhaft  zu  halteji. 
Das  „Australia  Handbook  for  1882*',  welches  nach  Regierungaberichten  aus- 
gearbeitet ist,  gicbt  die  Produktion  für  1880  zu  267  236  Unzen  an  und 
die  Arbeiterzahl  zu  8322,  wovon  3591  Europäer  und  4731  Chinesen* 
Ein  Zeitungsartikel  giebt  den  Ertriig  für  1880  nur  zu  238  120  Unzen 
an  und  das  „Victorian  Yearbook  for  1881 — ^82"  geht  sogar  herunter  bis 
auf  203  469  Unzen.  Für  1881  schätzt  eine  Zeitung  den  Goldertrag  zu 
270  956  Unzen  und  bemerkt^  derselbe  würde  sicher  höher  ausgefallen 
sein,  wären  nicht  viele  Goldgräber  nach  den  neuentdeckten  Zinnfeldem 
bei  Herherton ,  North  üueensland ,  gegangen ;  auch  werde  die  Ausbeute 
an  Waschgold  durch  die  den  Chinesen  auferlegte  hohe  Kopftaxe,  resp,  Hem- 
mung der  Einwanderung  dieser  Leute,  wahrscheinlich  noch  tiefer  fallen^ 
da  eine  gröfsere  Anzahl  derselben  die  Kolonie  verliefsen  als  einwan* 
derten.  Ein  Korrespondent  schreibt  mir  mit  Bezug  hierauf,  dafs  an  den 
Palracr  und  Hodgkinson  Goldfeldern,  wo  beinahe  ausBchliefslich  Seifen^ 
und  meistens  von  Chinesen  bearbeitet  werden,  der  Rückgang  in  der  Aus* 
heute  von  1880 — 81  eich  auf  über  20000  Unzen  belief.  Er  sehätzt  die 
Total  Produktion  der  Kolonie  indessen  bedeutend  höher,  als  in  den 
Zeitungen  und  jahrlichen  Kegierungsberichten  angegeben  sei,  indem  er  die 
bt kannte    Thatsache    in  Betracht   zieht >    dafs    die   Chinesen    meistens   na 
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soviel  Gold  verkaufen  als  für  ihren  sehr  billigen  LebenBuntcrhalt  notwen- 
dig ist»  während  sie  den  Übersohuss  aufsparen  und  damit  früher  oder 
später,  je  nachdem  sie  glückliche  Funde  machen,  nach  China  zurückkeh- 
ren. (Ich  machte  auf  diesen  Punkt  in  meinem  vorigen  Aufsätze  aufmerk- 
sam.) Über  die  Aussichten  der  Goldfelder  für  die  Zukunft  denkt  mein 
Korrespondent  sehr  günstig  und,  indem  er  sich  auf  die  Berichte  des  Re- 
gierungsgeologen bezieht,  erwartet  er  noch  viele  neue  Entdeckungen; 
natürlich  müsse  der  Ertrag  der  älteren  Goldfelder  leiden,  wenn  die  Leute 
zu  Hunderten  nach  einem  neuen  Rush  zögen,  wie  z.  B.  nach  Herberton 
in  die  Zinnfelder.  Nach  seiner  Meinung  ist  Charters  Tower  das  best- 
versprechende Feld  für  die  Zukunft,  da  seine  Goldausbeute  auf  die  Be- 
arbeitung von  Quarzgängen  basiert  ist.  In  1874  produzierte  dasselbe 
52872  Unzen,  in  1881  69  263  Unzen;  den  letztern  Ertrag  mit  einer 
Arbeiterzahl  von  1110  Mann.  Bis  jetzt  sei  nur  wenig  Kapital  von  aus- 
wärts für  Aufschlielsung  der  Gänge  verwandt,  beinahe  alle  Kosten  für 
Maschinerie  etc.  seien  aus  dem  Ertrage  der  Gänge  selbst  gedeckt  worden. 
Ein  anderes  Goldfeld  von  dem  mein  Korrespondent  eine  sehr  gute  Mei- 
nung hat  ist  Ravenswood.  Dasselbe  enthält  ebenfalls  sehr  reiche  Quarz- 
gänge, die  von  7  bis  10  Unzen  Gold  pro  Tonne  nahe  der  Oberfläche  lie- 
ferten, aus  denen  aber  nach  der  Tiefe  zu,  wo  sich  das  Gold  in  Kiesen 
eingesprengt  fand,  nur  ungefähr  1  Unze  pro  Tonne  durch  die  angewandte 
rohe  Extraktionsmethode  gewonnen  werden  konnte.  Die  Folge  hiervon 
war,  dafs,  sobald  die  Entdeckung  von  Charters  Towers  bekannt  wurde, 
die  meisten  Leute  ihre  Minen  aufgaben  und  dorthin  eilten.  Seit  einiger 
Zeit  jedoch,  so  fährt  mein  Korrespondent  fort,  ist  man  durch  einen  neuen 
Goldeztraktionsprozels  aus  Kiesen  wieder  auf  Ravenswood  aufmerksam 
geworden,  und  es  existieren  viele  Anzeichen,  dafs  das  Feld  aus  seinem 
langen  Schlummer  aufwachen  und  den  unzweifelhaft  grofsen  Goldreichtum, 
den  es  besitzt,  der  Gewinnung  darbieten  wird.  — 

Süd-Australien.  —  South  Australia  proper.  In  diesem 
Teile  wird  die  Goldgewinnung  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft  und  des 
Kupferbergbaues  mehr  vernachlässigt  als  sie  verdient,  und  von  Seite  der 
Regierung  sind  bis  jetzt  noch  keine  Beamte  angestellt,  um  über  die  jähr- 
liche Produktion  speziell  zu  berichten.  „The  Australian  Handbook  for 
1882"  sagt,  dafs  in  1880  Waschgold  gewonnen  sei  an  den  Goldfeldern 
Jupiter  Creek,  Echunga,  Hahndorf  und  Farawirra,  und  Quarzgänge  seien 
bearbeitet  bei  Woodside,  Hahndorf,  Hambug  Scrub,  Barossa,  Waukaringa 
und  Ontalpe.  Über  die  Aussichten  der  Gänge  von  Woodsido  berichtet  der 
vor  Kurzem  ernannte  Regierungsgeologe  ziemlich  günstig  und  erklärt  die 
Felsarten,  welche  in  dem  Distrikte  anstehen,  als  identisch  mit  denen  der 
Goldfelder  von  Victoria.  Er  giebt  die  Ausbeuten  einiger  der  Minen,  die 
er  inspiziert  wie  folgt: 

Bird  in  Hand  Goldmine     2400  Tonnen     2109  Unzen 
Two  in  the  Bush     „  1254         „  218       „ 

Ridg^     ...     •     yy  <)66         „  84       „ 

Nach  dem  Victorian  Year-Book  1881 — 82  war  die  jährliche  Gold- 
produktion in  1880  18246  Unzen;  Gesamtproduktion  vor  dem  Jahre 
1880  71854    Unzen.    Die   allgemeine  Ansicht  ist,  dafs  die  älteren  Gold- 
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tVlder  sicher  nicht  erflcböpft  sind  und  dal's  noch  neue  Felder  ihrer  Et- 
»chliofsung  entgegeo-^ehen  j  ta  mangelt  nur  an  unternehmeüiIeD  Ltuten, 
welche  sich  der  Goldgewinnung  zuwenden. 

The  Northern  Territory  (Alexandra  Land).  Dieser  aus- 
gedehnte Teil  des  australischen  Festlandee,  welcher  zur  Kolonie  Süd- 
AuBtralien  gehört  und  das  Städtchen  Paimerston  hei  Port-Darwin,  nahe 
am  (iolf  von  CarpentarJa,  al**  Hufeaplutz  hat,  ist  bis  jetzt  nicht  den  ^rofsin 
Erwartungen  in  Bezug  auf  Goldauebtutc  nacligikoninitD,  die  man  h 

darüber  hegte.     Dlt  Grund    hierfür    liegt  judoch    na*  h    allen  ^^a^  n, 

welche  die  Zeitungen  bringen,  nicht  im  Mangel  an  Gold,  bondern  in  dem 
tropiechcn  Klima,  welches  nur  Chinesen,  Malayen  odtr  anderen  farbigen 
Kassen  mit  Energie  zu  arbeiten  erlaubt,  und  da  diese ,  wie  bekannt,  nur 
wenig  Gold  verkaufen,  so  erscheint  die  Ausbeute  in  den  ütatistischeu  Be- 
richten nur  klein.  Die  eingthendftten  Nachrichten  über  den  Stand  der 
GüldlVlder  und  die  Produktion  giebt  „The  Australian  Handbook'*,  1882,  wie 
folgt:  „Die  Mintralöchiitze  bedürfen  farbiger  Arbeiter  zur  Erschliifbuug. 
(iold  wurde  zuerst  entdeckt  im  September  1869;  seitdem  sind  sehr  viele 
goldhaltige  Quarzgänge  gefunden  worden,  deren  Erträge  zur  Fortsetzung 
der  weiteren  Eröffnung  ermutigten  und  bedeutenden  Fortschritt  in  der 
iJearbcitung  derselben  zur  Folge  hatten.  Die  bi  sten  Gänge,  welche  Mg 
jetzt  erschlossen  worden,  sind:  Stapelton  Creek  Reef,  John  UulL,  Yam 
Creek  Beef,  Union,  Extended  Union  und  Pine  Creek  Reef  Der  Uaupt- 
golddistrikt  liegt  im  Süden  der  Adelaide  plains,  Niederungen,  welche  in 
der  nassen  Jahreszeit  unter  Wasser  stehen.  Von  einigen  der  Gänge  sind 
im  Durchechijitt  gute  Resultat©  erhalten,  d.h.  bis  l  Unz.  12  dwts,  per 
Tonne;  einige  ausgesuchte  Werke  haben  viel  besser  bezahlt.  Im  Aiai  18^1 
erhielt  man  z.  li.  aus  40  Tonnen  Quarz  aus  der  Extended  Union  Mine 
über  200  Unzen.  —  Seifenarbeit  ist  an  vielen  Pliätzen  mit  Erfolg  im 
Gange  gewesen.  Ein  Goldklumpen,  22  Unzen  schwer,  wurde  in  Stewart« 
Gully,  ein  anderer  von  60  Unzen  in  Gravieson^s  Gully,  ungefähr  1  Fufa 
unter  der  Oberfläche,  gefunden.  Im  Jahre  1878  wurden  3  Klumpen  von 
resp.  24,  15  und  3*/,  Unzen  Gewicht  gefunden;  aulserdem  hat  aber 
in  diesem  Jahre,  nach  offiziellen  Berichten,  die  Seifenarbeit  nur  geringen 
Erfolg  g(?habt.  Im  Juli  IBBO  fand  man  2  Klumpen  ,  zusammen  70  Unzen 
schwer,  am  Margaret  River  Bush.  Gegen  die  Mitte  von  1881  wurden 
mehrere  vielversprecheode  Goldentdeckungen  gemacht.  So  wurde  z.  B. 
ein  neues  und  scheinbar  reiches  Goldfeld  an  der  Bridge  Craekf  22  Meiled 
im  Norden  von  Yam  Creek,  erschlossen  und  im  Juli  des  Jahres  waren 
dort  100  Europäer  und  gegen  1500  Chinesen  in  einträglicher  Arbeit  be- 
griffen. Aus  der  Nachbarschaft  der  Seifen  wurde  im  Juni  1881  eine  halbe 
Tonne  Quarz  mittelst  Handarbeit  gepocht  und  ergab  531  Unzen  Gold. 
Ein  anleres,  mit  Wasser  wohlveraehenes  Goldfeld  wurde  in  1881  45  Meilen 
im  Osten  von  der  Pine  Creek  aufgefunden.  Die  Goldausfuhr  für  das  Jahr 
vom  1.  Juli  1880  bis  30.  Juoi  IHSl  belief  sich  auf  28471  Unzen,  Von 
2500  bis  3500  Unzen  werden  ungefähr  5raal  im  Jahre  exportiert.  Der 
Gesamtgolderlrag  seit  Entdeckung  1879  war  ungefähr  68000  Unzen.  Trotz- 
dem die  Goldbergbauresullate  den  gehegten  Erwartungen  bisher  nicht  osit» 
sprechen  hüben ,    so  ist  es  doch  die  Ansicht   aller  Sachverständigen  «   daf^ 
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sich  nach  allen  ÄDzeichca  das  Land  als  ein  ausgedehntes  und  produktiyes 
Goldfeld  bewähren  wird.  — 

West-AuBtralien*  Auch  in  dießor  Kolonie  ist  Gold  an  einigen 
Plätzen  entdeckt  worden,  bis  jetzt  jedoch  noch  nicht  in  rentabler  Quan- 
tität Mehrere  Distrikte  des  ausgedehnten  TerritoriuniB  sind  von  kom- 
petenten Leuten  einadiHefslich  des  GouvernementB  Geologen  fdr  reich- 
goldhaltig erklärt  worden.  Es  ist  Thatsache ,  drifa  in  mehreren  Teilen 
der  Kolonie  Quarzgänge  anstehen,  die,  wie  die  Melirzahl  in  Victoria,  N, 
und  S.  streichen  und  von  denen  Proben,  nach  Melbourne  und  Sydney  ge- 
eandt»  gunstige  Reeultate,  nämlich  im  Uurchschnitt  1  Unze  Gold  per 
Tonne,  ergeben  haben.  — 

Tasmanien«  Zeitungsberichte  geben  die  Goldau&fuhr  wie  folgt: 
1880  50  999  Unz.  1881  54  348  Unzen.  „The  Australian  Handhook*' 
giebt  für  1880  die  Ausheute  zu  52  595  Unzen  (18  250  au^  Seifenwerken, 
84  345  Unz.  aus  Quarzgängen),  für  1881  zu  56  693  Unzen  an  (10  917  aus 
Seifen  werken,  45  776  Unz.  aus  Quarzgängen)  und  die  Zahl  der  Arbeiter 
in  1880  zu  1653  (794  in  Reifenwerken,  859  in  Quarzgängen),  Ange- 
sichts dieser  Zahlen  ist  die  Zunahme  in  der  Goldproduktion  eine  so  ge- 
ringe, dafß  mein  früherer  Bericht  über  den  Goldreichtum  der  Insel  etwas 
extravagant  erseheinen  raufs.  Dafs  ich  indessen  nicht  im  Unrechte  war,  ist 
klar  bewiesen  durch  den  grofsarligen  Aufschwung,  den  der  Bergbau,  haupt- 
sächlich auf  Gold^  nehünbei  Zinn  und  andere  Metidle,  seit  1880  genommen 
hat  Es  herrschte  dort  und  herrscht  noch  gegenwärtig  im  geringerem 
Grade  eine  sogenannte  ,,Mining  Mania"  und  Aktiengesellschaften  wurden 
zu  Duzendtn  in  der  kürzesten  Zeit  gebildet,  um  neuentdeckte  Goldquarz- 
gange  und  teilweise  auch  Seifen  zu  bearbeiten.  Den  Anstofs  für  diese 
Aufregung  gab  die  in  meinem  ersten  Berichte  erwähnte  Tasmania  Com- 
pany am  Brandy  Creek  (jetzt  Beavonsfield  Goldüeld  genannt),  eine  Aktienge- 
sellschaft, die  seit  der  Zeit  schon  über  £  200  000  Dividenden  gezahlt  hat 
Die  Errichtung  der  notwendigen  Maschinerie,  Zuleitung  von  Betriebs  wassern, 
Konstruktion  von  Fufs-  und  Fahrwegen  durch  die  wilden ,  meistene 
mit  dichtem  Busch  bewachsenen  Gegenden  sind  für  das  Steigen  der  Pro- 
duktion bisher  groft^e  praktische  Hindernisse  gewesen  und  an  vielen  Plätzen 
noch  nicht  überwunden.  Inwiefern  schon  die  Anlegung  eines  einzigen 
engen  iSaumpfade»  (track)  durch  wilden  Busch  von  iSeite  der  Regierung 
den  Goldreiehtum  eines  bisher  unexplorierteu  Teiles  der  Insel  dargethan 
hat,  ist  bewiesen  durch  den  am  23.  Januar  dieats  Jahren  (1883)  am  Zu- 
eammcnllufs  des  Fieman  und  M  hyte  lliver  gemachten  Fund  eines  Gold- 
klumpens von  267  Unz.  Gewicht,  nebst  einem  kleineren  von  20  Unzen. 
Wären  die  Sehwierigkeil^'n,  Provisionen  u.  dgL  nach  dem  Platze  zu  trans- 
portieren,  nicht  so  aufserordentlich  grofs,  würde  sicher  ein  grofser  Rush 
dorthin  stattfinden.  Sehr  güubtige  Anzeichen  der  Existenz  reicher  alter  Seifen 
(deep  leads)  sind  auch  kürzlich  in  der  Nachbarsehafl  des  alten  Goldfeldes  Fin- 
gal  durch  Bohrlöcher  erhalten  worden;  Sachverbtändige  von  Victoria  halten 
in  der  That  die  Aussichten  dort  für  so  günstig,  wie  die  irgend  eines 
Goldfeldes  in  letzterer  Kolonie.  —  Aufser  den  erwähnten  Hindernissen 
für  den  Aufschwung  der  Goldproduktion,  insofern  man  für  letztere  die 
vom  Gouvernement  publizierten  Werte  als  Ausgang   annimmt,   kommt  je- 
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doch  ein  anderer  TJmfitand  in  Betracht,  dessen  Tragweite  ans  dem  folgen- 
den Auszuge  aus  einem  Briefe  meinee  Korrespondenten  ersehen  werden 
wird.  Derselbe  schreibt ;  „der  wahre  Stand  der  Goldproduktion  der  Ko- 
lonie für  einen  definitiven  Zettraam  ist  unbestimmbar^  weil  es  eine  unbe- 
zweifelte  ThatsAche  ist,  daTti  beträchtliche  Quantitäten  des  Metalles  in 
Privathänden  die  Kolonie  verlassen,  um  in  beoachbarten  Märkten  — 
hauptaächlich  Melbourne  —  zu  höheren  Preisen  verkauft  zu  werden  ,  ala 
in  Tasmanien  selbst  dafür  erlangt  werden  kann.  Deshalb  sind  auch  die 
von  der  Kegierung  publizierten  Produktionsangaben,  die  vom  Steuerdepar- 
tement gesammelt  werden ,  unverlaTdlich ,  weil  viel  zu  niedrig.  Von  den 
neuen  Alluvialgoldfeldern  Long  Plains  und  Mount  Heemskirk  wurden 
schöne  Proben  groben  Goldes  an  die  Banken  io  Lannveston  verkauft, 
aber  ich  bin  auch  verschiedene  Male  Augenzeuge  gewesen,  dafs  auf  dfO- 
selben  Goldfeldern  gewonnene  Quantitäten,  jede  mehr  als  S£  1000  im  Wert, 
aus  der  Kolonie  nach  Melbourne  zum  T erkauf  genommen  sind,'*  —  Nach 
Aufzähluag  einer  Anzahl  neuer  Entdeckungen,  vornehmlich  an  den  Gold- 
feldern Lefroy  und  Beavonsüüld ,  aehliefst  mein  Korrespondent  mit  den 
folgenden  Worten  :  „Gegenwärtig  leidet  der  Goldbergbau  hier  an  einer 
seiner  periodischen  Depressionen  —  die  Folge  der  Bildung  zu  vieler  neuer 
Aktit'ngesettächafteny  welche  unwillkommene  hohe  Zubufsen  beanspruchen. 
Minen -Spekulanten  wollen  niemals  lernen,  dafs  die  letzteren  immer  die 
(sichere  Folge  wahntiinnigcr  Überhäufung  neuer  Unternehmungen  sind,  und 
Bo  veranlassen  sie  temporäre  Stockungen  im  Fortschritt  des  Bergbaues. 
Ich  bin  ziemlich  eicher,  dafs  aus  diesem  Grunde  der  Goldertrag  für  das 
letzte  Quartal  von  1882  so  sehr  gelitten  hat,  dafs,  trotz  aller  neuen  Ent- 
deckungen, die  jährliche  Gesamtausbeute  in  dem  bald  erscheinenden  ofB- 
zielleu  Berichte  geringer  ausfallen  wird  als  für  1881.  Sind  die  auf  wirk- 
lieh  gute  Indikationen  basierten  Aktiengesellschaften  jedoch  einmal  ordent- 
lich im  Gange,  so  wird  meiner  Ansicht  nach  der  jährliche  Goldertrag  der 
Kolonie  unzweifelhaft  steigen  und  möchte  für  eine  oder  zwei  neue  Generatio- 
nen vorhalten."  —  Vor  einigen  Wochen  brachte  eine  tasmanische  Zeittmg 
folgende  Nachricht,  welche  der  Aussage  meines  Korrespondenten  betreffs 
heimlichen  Goldexportes  nach  Victoria  beistimmt:  „Im  Januar  wurden  an 
die  Kommerzial  Bank  ungefähr  25  £  Gewicht  Gold  verkauft,  welche  am 
Whyte  River  gefunden  waren,  in  der  Nähe  des  Platzes,  wo  man  später 
die  Goldklumpen  auffand.  Wir  sind  nicht  im  Stande  die  Resultate  der 
dort  arbeitenden  Goldgräber  auch  nur  annähernd  zu  bestimmen,  da  die 
letzteren  in  vielen  Fällen  ihr  gefundenes  Gold  für  günstigeren  Verkauf 
nach  Melbourne  tragen ,  aber  so  heimlich  als  möglich ,  weil  sie  ( —  ohne 
Zweifel  in  der  Absicht  nach  ihren  Fund  platzen  zurückzukehren  — )  ver- 
hindern wollen ,  dafs  Eindringlinge  während  ihrer  Abwesenheit  Befiits 
davon  nehmen."  — 

Neu  Seeland.  Da  ich  1878  für  diese  Kolonie  eine  Zunahme  der  GoM 
Produktion    und  neue  Goldentdeckungen  voraussagte,  will  ich  sogleich 
längs  bemerken,  dafs  hinsichtlich  der  Produktion  in   1879  und  1880  sog 
ein  Rückgang   stattgefunden    hat,    der  sich   aber  seitdem  verringerte  uxi 
zu  verschwinden  verspricht     Mit  Bezug  auf  neue  Entdeckungen  hat  sich 
indessen  meine  Voraussagung  als  zutreffend  erwiesen.     Nach  den  Berichten 
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des  BergsekretÄrs  war  die  Goldproduktion  wie  folgt:  für  1878  314  730  ünz.; 
1879  284  100  ÜDzen;  1880  276  587  ünz.;  1881—82  298229  ünzcD. 
(Das  finanzielle  Jahr  läuft  vom  1.  April  bis  31.  März.)  Die  Hauptur- 
sache obiger  Abnahme  war,  dafs  in  1879  die  unterstützte  Einwanderung 
aufhörte  und  nicht  nur  keine  neuen  Kräfte  sich  dem  Goldbergbau  zuwand- 
ten ,  sondern  ihm  zu  Gunsten  des  Ackerbaues  sogar  alte  entzogen  wurden. 
Zu  Anfang  dieses  Jahres  ist  unterstützte  Einwanderung  wieder  gefördert. 
Dafs  der  eigentliche  Goldertrag  sich  seit  1881  beträchtlich  verbessert  hat, 
ist  daraus  zu  entnehmen ,  dafs  nach  obigem  Berichte  die  Arbeiterzahl,  in 
1880—81  15  063,  in  1881—82  nur  14  714  war,  folglich  mit  349  Mann 
weniger  16  642  Unzen  mehr  produziert  wurden.  Manche  sind  der  An- 
bicht,  dafs  der  Goldertrag  Neu  Seelands  in  Wirklichkeit  viel  höher  ist, 
als  in  den  offiziellen  Berichten  angegeben,  aus  dem  Grunde,  weil  die  hier 
eingeführte  Esporttaxe  von  2  s.  per  Unze  (die  in  keiner  der  andern  Ko- 
lonien existiert)  starke  Versuchung  zur  heimlichen  Goldausfuhr  bietet. 
Von  den  seit  1878  gemachten  neuen  Entdeckungen  primärer  Lagerstätten 
verdienen  in  der  Provinsa  Otago  besonders  erwähnt  zu  werden  meh- 
rere reiche  Quarzgänge,  welche  nahe  Macetown  in  Gebirgen  entdeckt  sind, 
die  von  2500  bis  über  4000  Fufis  Höhe  ansteigen.  Selbstverständlich  ist 
die  Entwicklung  des  Gangbergbaues  dort  der  Schwierigkeiten  und  Kosten 
halber,  die  nötigen  Maschinen  hinzubringen  und  Betriebswasser  zu  er- 
langen, nur  eine  langsame;  allen  Nachrichten  über  das  Goldfeld  zufolge, 
unterliegt  es  aber  keinem  Zweifel,  dafs  die  Goldausbeute  desselben  sich 
stetig  heben  wird.  In  einem  anderen  Teile  der  Südinsel  —  in  den  Pro- 
vinzen Nelson  und  Westland  —  ist  während  der  letzten  3  Jahre,  nahe 
den  Bergstädten  Reefton,  Lyell  und  Boatmans  ebenfalls  eine  grofse  An- 
zahl reicher  Quarzgänge  entdeckt  worden,  welche  eine  kleine  „Mining 
mania"  hervorgerufen  haben,  aus  der  die  Bildung  von  gegen  20  neuen 
Aktiengesellschaften  hervorging.  Nach  dem  Berichte  des  Bergsekretärs 
fiir  1881 — 82  wurden  aus  den  Keeftongängen  während  des  Jahres  vom 
1.  April  1880  bis  31.  März  1881,  14  894  Tonnen  Quarz  gestampft 
mit  einem  Resultate  von  20  1 54  Unzen  Gold.  Um  den  verhältnissmässig 
hohen  Durchschnittsgehalt  an  Gold  der  Neu  Seeland  Quarzgänge  darzu- 
legen, ist  in  dem  Berichte  folgender  Vergleich  angestellt:  In  Neu  Seeland 
wurden  in  1880 — 1881  65  712  Tonnen  Quarz  gepocht  und  ergaben 
84  792  Unzen  Gold,  also  1  Unz.  5  dwts  19  grs.  per  Tonne;  in  der  Ko- 
lonie Victoria  belief  sich  die  behandelte  Quantität  Quarz  während  des- 
selben Zeitraumes  auf  1041212  Tonnen,  mit  einem  Ertrage  von  455  969 
Unzen  oder  nur  8  dwts  18  grs.  Gold  per  Tonne. 
Universität  Dunedin,  den  17.  März  1888. 

George  H.  F.  Ulrich. 


Zur  Kontrolle  und  Vervollständigung  der  vorstehenden  speziellen 
statistischen  Nachweise  über  die  australische  Goldgewinnung  in  den  letzten 
Jahren  lassen  wir  noch  einige  summarische  Übersichten  folgen,  welche 
den  konsularischen  Berichten  im  Deutschen  Handelsarchiv  und  den  briti- 
schen Parlamentspapieren  entnommen  sind. 

N.  F.  Bd.  VIL  31 


474 


M 


»  ^  /.  u  1  j  f  u. 


Goldaa&fuhr   aus  sämtlichen  australischen  Rolonieitf  nach  Abjstig  der 

Einfuhr  im  iiiterkolonialeü   Verkehr. 

(SUtisütüü  Abstmct  for  the  sever»!  culonUl  |M}ft»es3U»Q«.     XIX.  Kambert  tdS3). 

f.  J,  1873:    9  3^  no  f           i'  J    «870'     5  793  374  *           *    *'    »8r9      240330^  f 
„   „    1874:    7663925  M            „   ,,    1877:    7^95  Ä^8  ,,           „    „    1880J    4170749 
»   „    1875:    ^949  5'^  -  -    H    1878:     5567084 i88t:     6461158  ,. 

In  denselbtiu  Jahreu  hetrng  die  Goldeinfuhr  aas  AustraUeD  im  Ver> 
eiuigton  Küoigreich: 

LJ.  1873*     9  444  495  i'           i.  J.   1876:     4  95^777«            i.  J.  1879  :     3  184  56a  £ 
,,  „   1874t    6720878 18771    6655438 1880J    3612344  . 

f1       U       1875:         6640881      M  .»       M        1878:  568059»      .T  ,1        ,1        I88I:  4470186 

Die  direkte  Goldeinfbhr   aus  Australien    in  British  ludian    betrog  in 
den  mit  dem  31,  März  endenden  Kechnangsjahren  nach  den  Zollregistam : 
1873I74  W«   «877I78  durch»chDinIk-h  60502  £}    —   187879:  28  927£;  —  187980: 
8041  t]  —    l880[8l:    291211  £;   ^   l88l|82  :     l  321  860  £.  — 

Nach  Borichfon  im  Deutschen  Haudelsarohiv  ward  die  Goldproduktion 
in  den  yerschiedenen  australischen  Kolonien  wie  folgt  geBchatzt.  Für 
Üncensland  und  Neuseeland  sind  die  Ausfuhr  betrage  nach  dem  Werte  eio- 
geatellt.  Die  ünsse  Gold  wird  in  den  verschiedenen  Jahron  und  für  die 
yerschiedenen  Kolonien  nicht  gleichmäfsig  berechnet,  bezw*  r.u  S  £  10  a., 
EU  3  i?   17}  8,  und  zu  4  £ 


Kolonien 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

188t 

Victor lA   .     . 

CbJMaik 

I  095  787 

809653 

758040 

758947 

829  121 

858  850 

Neu<titdwAle« 

Udien 

126788 

97582 

119655 

109650 

118600 

149617 

QuttenhlMnd  , 

£ 

144873» 

»315  544 

1  100384 

I  048  587 

830  252 

930119 

Keusoelftiid 

£ 

1  333  666 

I  642  US 

t  3S9  497 

T  »15235 

1345067 

1  166851 

Tiwnianipn 

dssaii 

10278 

6729 

15305 

38895 

5>695 

56693 

Keohuen  wir  die  vorstehenden  Angaben  der  prllsumtiTen  Ooldpro- 
duktion  in  den  einzelnen  australischen  Kolonien  zusammen  und  Uercs^hnen 
den  Wert  derselben  sumroariach  nach  deutBchem  Gelde,  so  erhalUu  wir» 
im  Vergleich  mit  der  dortigen  Goldgewinnung  in  den  voran  gegarige  neu 
25  Jahren,   nach   funQährigen  Durchschnitten  folgendes  Ergebnis*: 


1851-1855 
1856—1860 
1861  — 1865 
1866—1870 
1871— 1875 


M. 


188883000 
241  893  000 
216783000 
196416000 
167  121  000 


1876 

1877 
1878 

1879 
1880 
1881 


M 


148  tt2000 
127  701  000 
116  173000 
113  340000 

It8  500000 
121  800000 


(Nach  diesen  Ermittelungen  werden  frühere,  etwas  abweichende  Scbäts- 
ungen  in  Betreff  der  Jahre  1876 — 1881^  bei  denen  einige  der  jetitt  xu  Itat 
gegogeueu  Nachweise  noch  nicht  benutzt  werden  konnten,  zm  benolitigi»n 
sein.) 

Die  gesamte  australische  Goldgewinnung  in  dem  31  jährigen  Zettraum 
Yon  1851 — 1881  hat  demnach  nach  annähernder  Schätzung  den  kolos- 
salen Betrag  von  etwa  58ü()  Milliotion  M.  erreicht.  Die  australische 
Goldproduktion  bat  in   den    letzten  Jahren    im  Vergleich  mit  der   Periode 
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von  1856 — 1870  sehr  bedeutend  abgenommen,  allein  seit  1878  hat  sich 
keine  weitere  progressive  Abnahme,  sondern  gewissermafsen  ein  stationärer 
Zustand  der  jährlichen  Goldgewinnung  herausgestellt.  —  Nach  den  oben 
mitgeteilten  Bemerkungen  des  Herrn  Professor  Ulrich  würde  zu  den 
hier  aufgeführten  Schätzungen  noch  ein  gewisser  Zuschlag  angezeigt  er- 
scheinen, nämlich  für  das  von  den  chinesischen  Bergwerksarbeitern  ohne 
Deklaration  mitgenommene  Gold  und  für  die  Goldgewinnung  in  Süd- 
australien. 

£ine  Zusammenstellung  in  dem  letzthin  veröffentlichten  Werke  „Gold : 
its  occurrence  and  eztraction.  By  Alfred  G.  Lock.  London  1882"  (1229 
Seiten)  gibt  die  gesamte  Goldgewinnung  bis  Ende  1878  in  Anstralasia 
wie  folgt  an: 

Victoria      ....     48  058  649  Unzen  oder  192  234  596  £ 


Neusüdwales 
Queensland 
Südau^itralien 
Tasmania    . 
Neuseeland 


8 811  346 

2901  092 

57103 

71000 

8959482 


32616375  „ 

10727  909 

227417 

280600 

35  005  273 


zusammen     68858672  Unzen  oder    271  092  170  £ 

Rechnet  man  hierzu  nach  Schätzungen  in  australischen  Berichten  die 
Produktion  der  genannten  Kolonien  für  das  Jahr  1879  mit  5  666  917  £; 
—  für  1880  mit  6  011  632  £  —  und  für  1881  mit  6  091467  £,  so  er- 
hält man  als  gesamte  Goldgewinnung  in  Australasien  für  den  Zeitraum 
von  1851  bis  1881  einen  Betrag  von  rund  288  860  000  i?  oder  2  115  000 
Kg  f.  Gold  (=  ca.  5900  Millionen.) 

Diese  Schätzung  stimmt  wesentlich  überein  mit  unseren  vorher  mit- 
geteilten Nachweisen.  — 

Zur  Yergleichung  bemerken  wir  noch,  dafs  während  des  genannten 
Zeitraums  (1851  bis  1881  incl.)  die  gesamte  Goldgewinnung  für  die  Ver- 
einigten Staaten  yon  Amerika  auf  2  273  000  Kg  f.  Gold  (=  6842  Millionen 
Mark)  und  für  das  russische  Reich  auf  939  800  Kg  f.  Gold  (=  2620 
Millionen  M.)  veranschlagt  wird.  Die  Goldproduktion  aller  übrigen  Länder 
(unter  welchen  hauptsächlich  Colombia,  Guiana,  Britisch  Nordamerika  und 
Ungarn  in  Betracht  kommen),  dürfte  1851 — 1881  zusammen  420  000  Kg 
f.  Gold  (=  1170  Millionen  M.)  wohl  nicht  übersteigen,  also  kaum  etwa 
7,6  Prozent  der  gesamten  Goldgewinnung  geliefert  haben,  welche,  alles 
zusammengerechnet,  für  den  genannten  Zeitraum  auf  die  Summe  von  etwa 
16  Milliarden  Mark  zu  veranschlagen  sein  dürfte.  S. 
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Übersicht   über    die   neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes* 


1,    G«0flliie1ite.     Eno^klopädischei.     Lehrbücher.     Spesielle  theoretieche 
UnterBuchungen « 
t^eonc    WoUemborg:     Intornu    a1    coscq    reltttivo    di    produsian»! 
Gome  norm»  per  la  deterniinaxione  del  valore.    Bo1o|^A|   Nicola  Z&uielielli 
1882;  {mg.   93. 

Der  Zweck  dieses  SchriffccbenSf  den  der  H.  Verf.  nach  einer  kuraen  metliodotu- 
fischen  Einleitang  (S.  a— 10)  darlegt,  besteht  in  der  Überprülung  und  Richtigstellung 
der  Eicardo^sehon  Prodaktioiiskostetitheorio ;  diese  Theorie  wird  in  Kllrxc  ^S,  11—17) 
dahin  znsaniiDengcfafjit,  dafe  der  T»uschwert  der  Güter  anf  die  Dauer  von  den  Pro- 
duktion^koätcn  nicht  abweichen  kann.  In  enti^!»tetn  An^sehlusfre  an  Cairnes  (Soinc  tea«ltng 
princtples  of  poL  economy  newly  expounded  1874)  und  unter  kritischer  Beaebtuitg  der 
einsichlägigen  Literatur  entwickelt  li.  W.  den  Uafijiff  der  Prodaktion«ko5teii  and  ihrer 
Klemeate  (Arbeit,  EnthaltuDg  und  Eiüiko  (S  21 — 35);  hier  wäre  eine  konkretere  Dar- 
legung des  ,JCtcmente»*':  Kntlialtung  (a^tinenaa)  sowie  eine  Beachtung  der  Deßnitionesi 
ron  Rau  und  Hertnann  vielletebt  nicht  verfehlt  geweaeo  Sodann  schreite  der  H.  Verf* 
aar  üniersmrhung^  ob  die  Praduktioiiäkoatentheorie  auch  in  dem  Falle  standhalte,  wenn 
die  bei  ihrer  Kont^truktion  präsupponierte  Gleichheit  der  persönlichen  und  sacblicheü 
Bedingungen  der  Produktion  nicht  vorhanden  liit  (8.37 — 64):  daä  Ergebnis  lautet^  dafs 
es  auf  jedem  Gebiete  der  Produktion  Produsenteu  mit  verschiedenen  Produktionsko^ten- 
HJltzen  gttbe,  dafüs  für  den  TauKcliwert  die  Rosten  der  ungünstig  üituierten  Produaeut«n 
malsgebend  werden  und  dafä  bei  dic2i>en  Produzenten  die  eventuell  notwendige  Kifi* 
schränk uug  dcji  Angebots  (der  Produktion!  ihren  Ausgangspunkt  nfthme.  Die  auf  S. 
,64  und  55  entwickelte  Beliauptung,  dafs  der  Prodttsent  a  massimo  costo  die  imnlma 
speciale  capacitii  für  sein  Fach  aber  die  minima  relativa  ioferiorit^  für  andere  Ovblete 
der  Produktion  besitstCf  mag  richtig  sein,  wenn  damit  gesagt  werden  soll*  daf»  besagter 
Produzent  in  seiner  ungünstigeo,  vielleicht  verzweifelten  Lage  einen  Stell ung«wcclu«l 
gegebenen  Falle»  am  ehesten  riiikiercn  kann,  aber  viul leicht  nur  au*  dem  Regen  iti  die 
Traufe  kommt ;  sonst  bleibt  die  Behauptung  unversthndlich ;  die  f^ohwierigkelteu  und 
Kosten  derartiger  wirtschaftlicher  Stell nngi^wecbsel  i^trasmulameritn ) ,  welche  die  durch 
hübere  Preise  in  dem  neuen  Produktionszweige  erzielten  V^ortcile  mMnnigfach  aufwiegen 
köftnen  ^  hätten  näheres  Kingehen  oder  wenigsten»  nachdrücklicheres  Hcrvorhebeu  rvr* 
dient.  Zum  Schlüsse  analysiert  B.  Verf.  die  bei  Konstruktion  der  Produktionskosten- 
theorie  achlechthin  aU  einheitlich  gesetzte  Person  des  Prodnsenten  (8  65-7tt(  und 
setat  entsprechend  den  wirklichen  Verhältnissen  uni^erer  volkwirüsehaftlichen  Organisation 
an  Stelle  dieses  Figuraiiten  den  kapitaltAtisohen  Unternehmer  j  die  Formel  der  Produktiöos- 
kostenthcorie  lautet  sohin :  ^^il  rapporto  che  dk  norma  allu  seambio  b  il  rapportQ  fra  t 
maaaimi  costt  dcgP  intraprenditori  capitali«ti'*. 

Einen  Auhang  (8  79—93)  bilden  die  Betracbtnugen  über  die  mit  der  Produktions« 
koston  theorie  eng  susnmmon  hängen  de  Keuten  lehre ;  die  Ausführungen  sind  klar  und 
tretTendf  gans  im  Sinne  der  Schäifleschen  Verallgemeinerung  der  Bentenerscbeinung  ge- 
far»t ;  das  Carey'^»  Einwendungen  gegen  Ricardo  den  Kern  der  Hache  nnberührt  lassen, 
wird  besonders  einleuchtend  dargethan,  Nur  am  Schlüsse  tritt  ein  wenig  Verwirnuig 
ein,  indem  wohl  die  Ausücheidnug  der  Koiyunkturgewinne,  keinet»wegs  aber  die  der  Mo- 
nopolgewinne sus  der  Kategorie  der  Reuten,  gelingt.  Hören  denn  Renten  bei  patenUenen 
und  pri  vi  li  gierten  Produktionen  —  und  diese  werden  unter  monopolistischea  offenbar 
gemeint  —  auf? 

Das  Endurteil    über    die  SchriA    kann  ungeachtet   der  hervorgehobenen   Mängel   nar 

günstig    lauten ;    nicht    dafs  neues    geboten  wäre ,    aber  die  aiemlich  verworrene  TbeArie 

Jat    klar    und    von  Stufe  zu  Stufe  fortsehreiteDd  gofaist  und  in  Einaelnbeiten  verbessert 

Pr«g.  Josef  KaisL 

Scherzer,  Dr.  Karl  von,  Die  Anfänge  menschlicher  Indui^trie.  (Sammlung^  Heft  il9.) 

(C.  G.  Lüderitxsche  Vcrlagsbuchb,  in  Berlin.)     60  Pf. 

Comte,  A.,  j^yst^me  de  politique  positive,    ou  traite  de  BoeioJogie «  etc.     Tome  IV 
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et  dernier,  augment^  d'une  table  analytique.     Paris,  Bailliöre  &  fils,  1883.     8.     XL — 566 
pag.     9  fr. 

Courcelle-Seneuil,  J.  G.,  Manuel  des  affaires,  ou  trait^  th^orique  et  pratique 
des  entreprises  industrielles,  commerciales  et  agricoles.  4^  Edition.  Par. ,  Ouillaumin  & 
Ce,  1883.     8.     VIII— 546  pag.     7  fr.  50  c. 

de  ParviUe,  H.,  Causeries  scientifiques :  d^convertes  et  inventions,  progrös  de 
la  science  et  de  Tindustrie.  S2eAnn^e:  1882.  Paris,  Rothschild,  1888.  12.  380  pag. 
3  fr.  50  c. 

Walras,  L. ,  Theorie  math^matique  de  la  richesse  sociale.  Paris  1883.  4.  256 
pag.     Avec  6  planches.     7  fr.  50  c. 

Perry,  A.  L.,  Political  Economy.  18th  edition.  New  York,  C.  Scribner's  Sons, 
1883.     XIV— 608  pp.     cloth.    $  2,60. 

Smith,  A.  M.,  A  system  of  Subjective  Political  Economye.  London,  Williams  & 
Norgate,  1883.     8.     326  pp.     5|.— 

Starkweather,  G.  B.,  The  Law  of  Sex:  being  an  exposition  of  the  Natural  Law 
by  which  the  Sex  of  offspring  is  controlled  in  Man  and  the  lower  Animals,  and  giving 
the  Solution  of  various  Social  Problems.     London,  Churchill,  1883.     8.     282  pp.     16|. — 

Taylor,  J.,  American  Political  Philosophy:  an  inquiry  as  to  the  remedies  for  So- 
cial and  Political  Evils  proposed  by  H.  George  and  others.  Columbus  (U.  St.).  86 
pp.     2|6. 

Ward,  L.  F.,  Dynamic  Sociology;  or,  applied  Social  Science,  as  based  upon  Sta- 
tical  Sociology  and  the  less  complex  sciences.  2  vols.  New  York  1883.  12.  XX — 
1666  pp.     25|.— 

Tedeschi,  A.,  Teoria  filosofico-economica  della  produzione.  Catania,  tip.  G.  Pastore, 
1883.     8. 

8.    Gesehiohte  und  Darttellimg  der  wirtiohaftliohen  Kultur. 

Paul  Dehn,  das  neue  Nürnberg  und  seine  internationale  Be- 
deutung. Mtlnchen  1883.  G.  Franz'sche  h.  b.  Hof-,  Buch-  und  Kunsthandlung. 
8«.     51  S. 

Anknüpfend  an  den  glänzenden  Erfolg  der  bayrischen  Landes-,  Kunst-  und  Gewerbe- 
Ausstellung  zu  Nürnberg  (Mai — Okt.  1882]  sucht  der  Verf.  die  hohe  Bedeutung  des  neu 
aufblühenden  Nürnberg  in's  rechte  Licht  zu  stellen.  Auf  knappem  Baume  schildert  er 
sowohl  die  Entwickelung  der  alten  freien  Reichsstadt  von  ihren  in  Dunkel  gehüllten 
Anfiüigen  an  bis  zum  Niedergang  ihrer  ersten  Blüteperiode  als  auch  den  besonders  auf 
freie  individuelle  Thätigkeit  zurückzuführenden  Aufschwung  in  den  letzten  fünfzig  Jahren. 
Kurz,  aber  deutlich  skizziert  er  alle  die  Industriezweige,  mit  denen  Nürnberg  bez.  Bayern 
auf  dem  internationalen  Markt  von  Bedeutung  ist,  wobei  er  auch  auf  den  Einfiufs  der 
neueren  Schutzzollpolitik  in  den  einzelnen  Absatzlttndem  wiederholentlich  zu  sprechen 
kommt,  so  dafs  die  kleine  Schrift  auf  allgemeineres  Interesse  wohl  Anspruch  machen  darf. 

R.  V.  d.  B. 

August  Meitzen,  das  deutsche  Haus  in  seinen  volkstümlichen 
Formen.  Berlin  1882.  Verlag  von  Dietrich  Reimer.  8®.  34  S.  Mit  einer  Karten- 
skizze und  6  Tafeln  Abbildungen. 

Der  Verf.  veröffentlicht  in  dem  genannten  Schriftchen  seine  Besprechung  über  die 
geographische  und  geschichtliche  Verbreitung  der  volkstümlichen 
Formen  des  deutschen  Hauses  auf  dem  Geographentage  in  Berlin  am  7. — 9. 
Juni  1881. 

Das  „Frftnkische'S  das  „Friesische**  und  „Sächsische**,  das  „Schweizer-**  und  das 
„Nordische**  Haus  werden  uns  durch  Wort  und  Bild  in  ihren  Eigentümlichkeiten  veran- 
schaulicht; ihre  allmähliche  Verbreitung  und  ihr  gegenw&rtiges  Herrschaftsgebiet  wird 
mit  Meisterhand  dargestellt  und  auch  den  Beziehungen  der  Germanen  zu  den  Griechen 
und  Kelten,  wie  sie  sich  aus  den  Hausformen  ergeben,  nachgegangen.  Manches  freilich 
ist  dabei  noch  Hypothese  und  kann  erst  durch  weitere  Untersuchungen  aufgeldftrt  werden, 
zu  denen  anzuregen  zugleich  der  Zweck  des  Verfassers  ist.  Das  Schriftchen  ist  ein  her- 
vorragender Beitrag  zur  vaterländischen  Kulturgeschichte,  der  nicht  blos  Fachmänner, 
sondern  auch  weitere  Kreise  zu  fesseln  geeignet  sein  dürfte.  R.  v.  d.  B. 

*  H.  N  .  .  .  .  r.  Das  Rnfsland  der  Gegenwart  und  Zukunft.  (Franz  Duncker  in  Leip- 
zig.)    6  M. 

Giraud,  J.  B. ,  Les  origines  de  la  soie,  son  histoire  chez  les  peuples  de  l'Orient. 
Lyon,  impr.  Perriu,  1883.     8.     76  pag. 
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Connoll.  A  K.,  Tli»  Ewnomk  Revolution  of  Indi«  tiid  the  Pablle  Workt  Polipy 
London,  Paul,  Trench  k  C«,   1883.     6.     SIB  pp.     4|6. 

Be|iiibilc,  thc,  of  Uruguay,  South  America:  Its  geograpby,  lustory ,  UuraJ 
Industrie»,  Commerce  etc,    Loüdon,  Suofurd,  1883.    8.    XII— 168  pp     With  tnaps.    0|.— 

Bofs,  D.  W. ,  The  early  History  of  Landhotdiug  among  the  Germajis.  Boston« 
Soule  Ä   Bugbre,   1883»     8.     Vill— 274   pp.     cUyth      ^  3  — 

Böwe,  J.  U  ,  BoDd5  of  Iii§union  :  or,  Engtbb  Misrule  in  tlie  C<»1onleB.  I«oodofi, 
LoDgmauE,  1883.     8.     356  pp.     5|.— 

Suebahm,  F.,  Tbe  Englisb  VHIlftge  Cotnnititiity  esAmiiied  in  it»  relation«  t<i  tbe 
maiiorial  and  tribal  Systems  and  to  tbe  commoö  or  open-Seld  syitem  of  Uosbajidry:  an 
aaiay  on  Ec«noinic  BisTory.     London,  Lonpmanst   1883      8.     460  pp      16|  — 

3.    BeTÖUceraiig«l«bT6  und  Bevölkenrngspolilik 

Avalle,  K.  ,  Notkes  sur  les  colontes  anglaUes:  g^ographte  ,  hUtoire,  papidatioti, 
guttTemeraeut,  Josüce  etc      Nancy,  Ber^er-Levrauit  &  C« ,   1883.     8.     VLU— 6Ö6  pa<f. 

BroockbnrtC,  H  V.  P.  Tbe  Colony  of  British  Onyana  and  tl«  LalKUirini;^  Po- 
pulation i^Uu     l^ndon,  Woolnier,   1883      8.     486  pp.     10J6 

C  o  1 1  o  n  and  P  a  y  u  e ,  Colonies  and  Dependeuoies*  Part  I :  Indi»  (1>y  J  8.  Gal- 
lon), Part  11:  The  Colonles  (by  G.  J.  Payne).  London,  Macmillan,  1883  8.  Vlif^ 
164   pp.     3|6 

8tatistica  deJIa  »migraicione    i  tat  tan  a  nel  1882.    Roma  1888.     ^.  in-S.  | 
(Pubblicaaione  del  Mlniatero  di  agricottara,  indnstria  e  commercio.) 

4.    BergbAii,   Lmnd^  und  Foritwirtaohaft.    Fiachereiweien. 

Adolf  Rrftmer.  BeUrü^e  «ur  Wi rtsc ha fls lehre  de*  Laudbaae!».  Eine  SammlnAff 
von  VortrSg€n  und  Abbandlon^en  aus  den  Jahren  1870 — BO  In  neuer  Bearbeitung 
Aarau,  J    J.  Christen«   1883.     4SÜ  S,     Preis  6  M. 

Vorliegende»  Buch  besteht  ans  10  «lelbstilndigen  Abhandlunj^on  aus  dem  Oeblate 
der  Betriebslehre ,  welche  vom  Verf.  nich  4  Gruppen  geordnet  sind  :  Betrieb«b«dlninili- 
gen  und  Ziele,  Betricbseinricbtungen  ,  wirtiichartlichfii  nilf^>  und  Porderaiig:$tniltel  ,  He*  i 
trißbaergebniäse  und  eudlicb  einen  Anhang.  Eine  xusammenhäriirendo  Bet^prcchung  oder  i 
auch  nur  kurae  Wiedcrifabe  des  Inhaltes  ist  selbiftversUndlich  nicht  möglich ;  wir  wol* 
len  nur  bekennen ,  daf«*  die  Auli^ätae  als  hochiC  wertvolle  Beiträge  2ur  WirtfichafUlehre 
de«  Landbaues  auausehen  sind  und ,  wenn  auch  toll  weise  xunMcbst  fllr  schweiseri«ch« 
Verhiltnis^He  geschrieben,  doch  bei  den  vielen  Gemeinsamkeiten  nicht  nur  der  dortigeo 
und  der  deutschen  Landwirtschaft,  sondern  der  der  gansen  Welt«  anch  für  uidit- 
schwel  serische  Wirte  von  grofsem  Nutxen  sind.  Vorwiegend  haben  uns  die  Aualaj»«»* 
gen  Ober  extensiven  und  intensiven  Betrieb ,  ober  Kraftfutter  oder  KraftdÜnger '/  ange- 
sprochen.    Wir  wünschen  dem  Werke  einen  recht  weiten  Leserkreis.  Kirchner 

Carl  von  Kays  er,  Die  wirtschaftlichen  Oe.'tietKe  in  der  UndwirtAchattltcbeti  Bt* 
triebsführung.     Breslau,  Verlag  von  Wilh.    Ootti.  Korn.     818  S. 

Der  Verfasser,  dessen  Buch  bereit«  aU  eine  Reihe  einzelner  Aufs&t»«  in  der  acbls- 
aiscfaen  landwirtjich  Zeitung  „Der  Landwirt**  erschienen  ist,  will  die  „Wirtaehaftlick* 
keif*  in  der  Landwirtschaft  mehr  beachtet  sehen  and  beawcekt ,  durch  den  Inhalt  d» 
vorliegenden  Werke»  die  Bedeutung  und  den  Wert  der  crsteren  den  Landwirten  lur 
Erkenntnis  aa  bringen,  was  der  Autor  unter  den  jetaigen  ungünstigen  Verhiütnis«en  fßr  be- 
sonders notwendig  hftlt  Nachdem  im  1.  Kapitel  der  Begriff  der  Wirtschaft  liebkeit  dahlti 
definiert  ist,  daf»  die  Kinnubmen  uud  Ausgaben  in  einem  dem  Betriebst  wecke  entsprechen« 
den  Verhältnisse  zu  einander  stehen  sollten,  werden  weiter  die  3  F^aktoren.,  welch«  auf 
die  landwirtHcbnftiiche  Produktion  von  EinÖufs  i^ind«  der  Boden,  das  Kapital  (Gebiiidr. 
Vieh,  Gerkte)  nur  die  Arbeit  der  wirtschaftlichen  Analyse  unteraogen,  während  mit  Aa»* 
einander&etiongen  Über  die  Betriebsrocbnnng  onr  die  Wertahemessung  der  einsc^ocB 
Konti  abgeschlossen  wird. 

Wenn  wir  auch  angeben  wollten  ,  daf»  der  Verf.  die  einaeloeu  wirt^ebaftllobau  6^ 
setae  in  der  Hauptitacbe  richtig  erläutert  bat,  so  kannte  man  dessen  Buch  doch  «^htom- 
gnt  einen  Teil  der  Betriebslehre  nennen,  soweit  dieselbe  den  Einflufs  der  «ina«L}«ia  Be- 
standteile der  Wirtschaft  auf  den  Reinertrag  (das  Ziel  der  Wirtscliaflltchkett.»  kennen 
lehrt.  Dabei  ist  diese  Betriebslehre  untermischt  mit  I^ehren  aus  der  Acker-  und  Plbli- 
aenbau-,  »owie  der  Tiemucbtlehre  und  der  Lehre  von  den  tecbniüchen  Gewerben*  Oit 
grofse  Allgemeinheit,  in  welcher  viele  Auseinandorsetinngen  gehtUeu  sind,  diirfU  kawn 
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geeignet  seirif  den  Landwirt  über  die  Gesetze  der  Betriebsfühmng  aufsuklären ;  so  sagt 
der  Verf.  z.  B.  über  die  Haltung  der  Pferde  u.  a. :  ,yWelcher  Richtung  eine  Pferdezucht 
dienen  soll,  welche  Rasse  gewählt  werden  kann ,  darüber  entscheiden  zuerst  die  natür- 
lichen Verhältnisse  des  Standortes ,  die  Weide ,  der  Wassergehalt  des  Futters  und  der 
Luft,  die  Temperatur  u.  s.  w.  Diese  bilden  die  Rassen  und  begünstigen  ihre  Erhaltung, 
und  von  der  Geeignetheit  der  Rassen  hängt  minder  die  Geeignetheit  zu  den  gewünsch- 
ten Gebrauchseigenschaften  ab.'*  An  anderen  Stellen  werden  ganz  einfache  Vorgänge 
kompliziert  aufgefafst  und  behandelt,  z.  B.  auf  S.  99  bei  der  wirtschaftlichen  Analyse 
der  technischen  Betriebe:  das  Entstehen  einer  Wirkungseinheit  setzt  —  immer  das 
räumliche  und  zeitliche  Zusammentreffen  von  mindestens  einer  Einheit  je  aller  Faktoren 
voraus.  So  mufs  z.  B.  das  Diasta  im  Malz  mit  dem  ungemalzten  Getreide  in  Berüh- 
rung kommen ,  um  die  gewünschte  Wirkung ,  den  Maischprozeis ,  in  der  ganzen  Masse 
hervorzurufen  und  durchzuführen.'* 

Wir  glauben  nicht,  dafs  der  Verf.  in  seinem  Buche  den  richtigen  Ton  getroffen 
hat,  um  die  Landwirte  für  die  Gesetze  der  Wirtschaftlichkeit  su  interessieren. 

Kirchner. 

Doümenjou,  H. ,  Etudes  sur  la  revision  du  code  forestier,  les  reboisements  en 
France  et  en  Alg^rie.     Paris,  Baudry,  1883.     16.     VIII— 407  pag.     3  fr.  60  c. 

Saffray,  Tableauz  de  la  composition  chimique  des  r^coltes  et  engrais,  pr^c^däs 
d'une  ätude  sur  les  amendements  et  engrais.  Cambrai,  impr.  Rögnier-Farez,  1883.  8. 
32  pag.     2  fr.  60  c. 

S^ance  publique  annuelle  de  la  Soci^t^  nationale  d'agricultnre  de 
France,  tenue  le  27  juin  1883.     Par.,  impr.  Tremblay.     8.     160  pag. 

British  Fisheries  Directory,  1883.     London,  Low.     12.     264  pp.     2|6. 

P  a  y  s  o  n  ,  F.,  Manual  of  Agriculture  for  India.  Volume  II.  London  ,  Thacker, 
1883.     8.     716. 

Atti  della  Giunta  per  la  inchiesta  agraria  e  sulle  condizioni  della  classe 
agricola.  Volume  IX ,  fasc.  1 :  Relazione  del  Commissario  A.  Branca  sulla  seconda 
circoscrizione  (Provincie  di  Potenza,  Cosenza,  Catanzaro  e  Reggio-Calabria).  Roma  1883. 
4.     LVI— 344  pp. 

6.    Gewerbe  und  Industrie. 

Dr.  Max  Sering,  Geschichte  der  preufsisch -deutschen  Eisenzölle 
von  1818  bis  zur  Gegenwart.  Staats-  und  sozial  wissenschaftliche  Forschungen 
herausgegeben  von  G.  Schmoll  er  III.  4.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1882  S.  XV 
und  313. 

Indem  der  Verfasser  suchte ,  „den  Einflufs ,  welchen  die  Zollpolitik  auf  die  Ent- 
wicklung der  deutschen  Eisenindustrie  gehabt  hat,  in  exakter  Weise  festzustellen,  er- 
weiterte sich  seine  Aufgabe  zu  einer  vollständigen  Geschichte  dieser  Industrie 
unter  beson  de  rer  Her  vor  h  eb  ung  der  handelspolitischen  Gesichts- 
punkt e**.  In  einem  „Rückblick'*  am  Schlüsse  des  Buches  bemerkt  er,  dafs  „das  Ganze 
als  die  Durchführung  eines  grofsen  Erziehungsprozesses  erscheine,  vergleichbar  dem  eines 
einzelnen  Menschen".  Wenn  wir  an  Stelle  „Erziehungsprozefs**  „Entwicklungsprozefs" 
setzen,  so  haben  wir  eine  richtigere  Charakterisierung  des  Buches  und  wir  müssen  ge- 
stehen, dafs  als  Schilderung  eines  solchen  das  Werk  auf  uns  vollkommen  den  fesselnden 
Reiz  ausübt,  wie  die  Biographie  eines  grofsen  Mannes. 

Der  Verfasser  bespricht  einleitungsweise  die  Handelspolitik  Preufsens  im  18.  Jahr- 
hundert und  im  Besonderen  auch  den  Stand  der  preufsischen  Eisenindustrie  am  Ende  des  18. 
Jahrhunderts  und  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1818  und  zeigt,  dafs,  wenn  auch  dies  Gesetz 
einigermafsen  den  Zweck  verfolge,  der  inländischen  Industrie  gegen  fremde  Konkurrenz 
Schutz  zu  verleihen,  es  im  Grunde  von  freihändlerischer  Tendenz  getragen  sei,  dafs  aber 
von  viel  grofserer  Bedeutung  für  die  preui^ische  Industrie,  als  der  erleichterte  Verkehr 
mit  dem  Auslände,  die  Entfesselung  der  inneren  Konkurrenz  war.  Er  teilt  sodann  sein 
Werk  in  folgende  Kapitel:  1.  die  preufsischen  Eisenzölle  1818—1833,  2.  die  deutschen 
Eisenzölle  von  der  Entstehung  des  Zollvereins  bis  zum  Inkrafttreten  des  deutsch -öster- 
reichischon  Handelsvertrages  1884 — 1863,  3.  die  Eisenzölle  vom  Inkrafttreten  des  öster- 
reichischen bis  zum  Inkrafttreten  des  französischen  Handelsvertrages,  1  Januar  1864  bis 
1  Juli  1866.  4.  die  deutschen  Eisenzölle  vom  Inkrafttreten  des  französisch  -  deutschen 
Handelsvertrages  bis  zur  neuesten  Tarifreform,  1  Juli  1866  bis  24.  Juli  1879,  6.  die 
Tarifreform    von  1879.      Diese  Überschriften,   sowie   die  in  der  Inhaltsübersicht  für  die 
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oinxcliien  Abtellangen  der  Kapitel  klingen  so,  al»  ob  der  VerfsA^er  die  HaDdels-  und  Zoll-] 
pulitik  uh  Hüuptfaktor  der  Entwickluugr  der  lodustrie  «QMÜie^    £a  Ul  dies  nher   durehatt 
nicht  dor  Fall,  er  uiiiersucbt  sisUr  gewi^euliaA  vrie  viel  der  Zollpolitik   uud    wie  viel  aH» 
gemeinen  Eiowlrkatigen  aud  dem  nAtCirlicheii  ForUcbriit  suztiBcbrctb«»   »oi    und    wenn  er 
auch  hie  und  da  uns  der  Wirkung    der  Zollpolitik    cioe  etwas  zu  buhe    Bedeutotig  xosii- 
iDe«a«ii  scbeiDt,  so  beeintrScbtigt  dies  deo  Wert    d«r  Arbeit  niciit    im  Geriiigstcsi.     Umah 
die  aUgemdneu  wirtscb»ftlieben  Handels-  und  Gewcrboverhiltnisse^  die  tiatürlichen  Grtuid* 
Ingen    und    die    techDische  Kntwickluag    aller  Branchen    der  Eisenindu&trie    tii     den    v«r<i 
bühiedcnen  Laude^tuilen  Preuh&un  uud  Deut^cblanda  werden  so  eingehend   beh&iid«lt,  dt« 
Ein*    und  Atisfubr    und    der    inländische  Verbrauch    so    sorgüaltig  berechnet,     es     werdei 
nicht    nur  die  BiseneöUe  Dcutschlandü    mit    denen  der  anderen  KultttrstüAten    veri^licbei 
sondert)  nufh    die  Orutidlagen    und  Entwicklung    der  verschiedeuen  Branchen     der   EiBcn«^ 
indu^trio  io  den  anderen  Ländern  verfolj^t,  so  daf?»    jedem  da^  Material   ^boten    tat, 
»ich    eine    eigene  MeinutJ^  über  den  Grad  der  Wirkung   der  deutschen  Zuljpolttlk   bildeal 
»u  k<innen.      Die  Untersuchungen  sind  mit  so    strenger  wissenAt  haftlich  er   Wahrheitdliebel 
geführt,  dafs  sie  von  etwa  vorgef»rsten  Ansiebten  des  A^crf    günxlich  unbenindufst   {>eb2ieb<*ttj 
sind.       Man    hat  vielfach  den  Etndrucki  daf^  der  Verf.  zu  ResiiltJite»  gekommen   Ist,  di«| 
ihm    sehr    unerwartet  waren,    wie    er    ab  Schüler  Sehmol  1er' &    gewifs  nicht  mit   dem  Ge* 
danken    au    die  Untersuchung   ging,    dafs    die  KoheisensÖlle    von    1879    uunötii«:    g^ownsetil 
seien,  und  dafs  er  zu  dem  Ergebnis  kommen  werde,  dafb  ,,die  Aufticbung  des    Robüi»ntt-l 
Zolls  aJa  ohne  jede  SchAdigung  der   Hochofenindustrie  moglieh  und  daher   wünsichcaswcrtl 
erachtet  werden  mufs*'.      Er  föhrt  allerdings  ans»    dafs  die  Einführung  dci^   ßolieiüeiixolh  J 
in   1879  ,,nAch  der  damaligen  Sachlnge  fUr  erforderlich  gehalten  werden  konutc*^  und] 
sich  dieselbe  als  unnötig  erst    herausgestellt    habe^    nachdem  der  EutphosphorungsprDaef«] 
XU  Horde  geglückt  sei 

In    lechnischeo    Kreisen    bestand    zur    Zeit    der    dritten    Lesung    des    Gesetscs    k«iii 
Zweifel  mehr  au  dem  Erfolg  des  Verfahren»^.     Die  Eisenenquete  erfahrt  durch  den    Verf. 
die  schneidendste  Verurteilung,  die  alles  bestittigti  was  tu  Farteischriften  und  im  Reichstag  J 
gegen    sie  vorgebracht  wurde    und  was    damals  vielfach    als    eine  Verdächtigung  zurück- 
gewiesen wurde. 

Der  Wert  de»  tetvtenf  die  Tarifreform  von  1870  behandelnden  Kapitels  gewinnt  da- 
durch dafs  man  den  Verfasser  gewiPs  nicht  als  Frdb&ndler  oder  gar  als  litanebe«tenii«iiQ 
und  seine  Darstellung  daher  als  eine  parteiliche  verdikhtigen  kann. 

Dafs  lokale  Speatalforscbungcn  die  Geschichte  der  einzelnen  Zweige  der  doutdiJiefi 
Eisenindustrie  noch  bereichern  und  hie  und  da  nebensächliche  Irrtbümer  richtig  au  stellen 
vermögen  (so  sind  die  von  dem  Kouigl.  Süchsischen  Statist  Bureau  als  in  der  2Seit  von 
18S2 — 1835  angeblich  von  Kinne  in  Halle  a  B.  gebauten  xwe!  Dampfmaschinen  h«>cli»t 
wahmcheinlich  von  England  bezogen  und  von  K.  nur  montiert  worden)  unterUejgt  wuhJ 
keinem  Zweifel,  im  grofseu  und  gans&en  ist  jed*«eh  die  Geschichte  der  deuUcbeo  Eisen* 
Industrie,  wie  sie  uns  der  Verfasser  unter  Berücksichtigung  aller  Momente,  die  auf  ihre  Ent- 
wicklung Eißflufs  gehabt  haben  ,  bietet ,  ein  ab»ch  liefsend  es  Werk  ,  eine  durch  aus  auf 
exakter  Methode  beruhende  ftufserst  mühsame  Fnrschungf  die,  wie  wir  schon  oben  be- 
merkt ,  einen  besonderen  Rei«  dadurch  ausübt ,  dafs  der  Verf.  verstanden  hat  ^  dem  in 
Fulgc  der  unumgän glichen  vielen  Zahlenangaben  spröden  Stoffe  so  viel  Lehen  duau* 
bauchen,  dafs  wir  die  Entwicklungsgeschichte  einer  bedeutenden  PersönJichkeit  m  lesen 
glauben. 

Halle  a.(S.  F.    RH  sc  hl. 

Die  Jahresberichte  der  kdnigl.  bayerischen  Fabrikoit -Inspek- 
toren für  das  Jahr  188  2.     München  188S.     Theod    Ackermann.     8*       132  88, 

Die  Berichte  der  drei  bayerischen  Fabriken- Inspektoren  kommen  darin  überein,  dafa 
im  Berichtsjahre  die  Industrie  ä.  T.  einen  gröfseren  z  T  einen  neuen  Aufschwung  ge* 
nommen  kat,  divs  Gesamtresultat  mithin  ein  Fortschritt  ist.  IHe  GeschMftsthÜtigkeit  ial 
reger  imd  stetiger  geworden ;  aber  die  niedrigen  Preise  beeinträchtigen  vielfach  den 
GeschäftsgGWtnu  und  geben   zu  Klagen  Anlafs. 

Die  Vorschriften  über  jugendliche  uud  weibliche  Arbeiter i  Ober  Arbeitakarteo  ttod 
ArbeiubUcher  etc.,  besonders  aber  über  Schotzmaf^regeln  gegen  Unfälle  werden  »ocb 
nicht  immer  innegehalten,  was  sahireiche  Unglücksfälle  zur  Folge  gehabt  haL  Leider 
erschweren  die  Arbeiter  selbst«  wie  die  Berichte  mehrfach  bemerken,  öfters  die  Durch- 
fübrung  der  zu  ihretn  Besten  erlasseneu  Vorschriften  und  kommen  überhaupt  den  von 
den  Arbeitgebern  beabsichtigten  WohliVihrtseinrichtaugcn  mit  unbegründetem  Btifstr^nan 
entgegen.  R,  t.  d.  B. 
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Association  Alsacienne  des  pr oprictaires  d'appareils  k  vapeur. 
Exercice  1882.     Mulhouse  1883.     gr.  in-8.     64  pag.  et  4  planches. 

C  o  c  h  i  n  ,  D. ,  La  compagnie  du  gaz  et  la  ville  de  Paris ;  trait^,  negociaüons,  rap- 
ports.     Paris,  Doin,  1883.     18.     III— 173  pag. 

Pariset,  Note  sur  la  fabrique  lyonnaise.     Lyon,  impr.  Plan,  1883.     8.     20  pag. 

Permezel,  L.,  L'industrie  lyonnaise  de  la  soie,  son  etat  actuel,  son  avenir. 
Lyon,  impr.     Perrin  1883.     4.     71  pag.  avec  tablcaux. 

Ashenhurst,  T.  B. ,  Design  in  Textile  Fabrics.  London,  Cassell,  1883.  8. 
256  pp.  with  10  coloured  plates  and  106  diagrams.     4|6. 

Rankine,  W.  J.  M.,  A  manual  of  Machinery  and  Millwork.  5^^  odition,  revised 
by  W.  J.  Miliar.     London,  Griffin,  1883.     8.     612  pp.     12|6. 

Routledge,  B.,  Discoveries  ard  Inventions  of  the  XIXth  Century.  London, 
Boutledge,  1883.     8.     7|6. 

6.    Handel  und  Verkehr. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbokammer  zu  Chomuitz 
1882.     Chemnitz,  1883.     8».     VUI  und  171  SS.  ' 

Der  Bericht  konstatiert  eine  andauernde  Besserung  des  Geschäftsganges  im  Jahre 
1882  und  eine  lebhaftere  Thätigkeit  in  fast  allen  Branchen ,  wobei  freilich  noch  oft 
über  niedrige  Geschäftsgewinne  geklagt  wird.  Der  deutsche  Zolltarif  und  ein  allgemein 
gröfseres  Vertrauen  im  Publikum  werden  unter  den  Ursachen  der  Besserung  hervor- 
gehoben. Als  ungünstig  bezeichnet  der  Bericht  die  Verhältnisse  der  Flachsgamspinnercien, 
die  schutzlos  der  auswärtigen  Konkurrenz  preisgegeben  seien.  Besondere  Erwähnung 
verdient  die  dem  Bericht  beigegebene  graphische  Darstellung  der  Bewegung  des  Liver- 
pooler Baumwollenmarktes  im  Jahre  1882.  R.  v.  d.  B. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Karlsruhe  für 
188  2.     Karlsruhe  1883.     8».     VU,  142  und  XXVI  SS. 

In  dem  vorliegenden  Bericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Karlsruhe,  dem 
dritten,  den  dieselbe  veröffentlicht,  ist  vor  allem  die  No.  1  des  Anhanges:  „zur  Frage 
über  den  Einflufs  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  auf  das  Tarifwesen'*,  beachtens- 
wert. Die  Handebkammer  vertritt  hier  in  längerer  Ausführung  den  Standpunkt:  Nicht 
billige  Ausnahmetarife,  sondern  allgemeine  Verbilligung  der  Tarife,  nach 
Mafsgabe  der  Betriebskosten,  d.  h.  gleiche  Behandlung  aller  Transportnehmer. 

B   V.  d.  B. 

Gustav  Schöttle,  der  Telegraph  in  administrativer  und  finanzi- 
eller Hinsicht.     Stuttgart  1883.     Verlag  von  W.  Kohlhammer.     8«.     327  S. 

In  20  Kapiteln  behandelt  der  „allgemeine  Teil**  des  erwähnten  Buches  wohl 
alles,  was  bei  dem  Telegraphen,  diesem  „bescheidensten**,  aber  zugleich  „idealsten**  der 
heutigen  Verkehrsmittel  für  den  Volkswirt  von  Interesse  sein  kann.  Dem  sehr  inhalt- 
reichen allgemeinen  folgt  ein  „besonderer  Teil**  (Kap.  21 — 35),  der  einen  „Abrifs 
einer  Geschichte  des  Ursprunges  der  wichtigeren  staatlichen  Telegraphenanstalten**  ent- 
hält, eine  Arbeit,  die  um  so  dankenswerter  erscheint,  als  für  die  ältere  Zeit  das  Material 
mühsam  aus  zerstreuten  Zeitungsnotizen  zusammengetragen  werden  mufste. 

Einer  besonderen  Behandlung  unterzieht  der  Verf.  die  Telegraphen  in  seinem  Heimat- 
lande Württemberg  (Kap.  36 — 47),  was  vollkommen  berechtigt  erscheint,  nicht  nur, 
weil  für  Württemberg  der  geschichtliche  Stoff  reichlicher  fliefst  und  die  thatsächlicheu 
Verhältnisse,  sowie  deren  Ursachen  und  Wirkungen  klarer  zu  Tage  liegen  als  sonst  wo, 
sondern  auch,  weil  das  württembergische  Telegraphenwesen  sich  vor  dem  aller  anderen 
Länder  auszeichnet  durch  eine  drei  Jahrzehnte  lang  konsequent  durchgeführte,  den  in- 
ländischen Verkehr  ganz  aufserordentlich  begünstigende  Tarifpolitik  und  durch  die  von 
Anfang  an  bestehende  enge  Verbindung  der  Telegraphen  mit  den  anderen  Verkehrsan- 
stalten, wodurch  eine  ungemein  billige  Verwaltung  und  eine  rasche  Ausbreitung  der 
Telegraphen  über  das  Land  hin  ermöglicht  wurde. 

Im  vierten  Abschnitt  seines  Buches  (Kap.  48 — 64)  beschäftigt  sich  der  Verf.  mit 
der  wichtigen  Frage  des  Tarifwesens  der  Telegraphenanstalten ,  wobei  er  mit  grofser 
Sorgfalt  alle  die  Momente  untersucht,  die  auf  die  Höhe  des  Tarifes  von  Einflufs  sein 
können. 

Die  dem  Buche  beigegebenen  Tabellen  enthalten  eine  Übersicht  der  jährlichen  Finanz- 
ergebuisse  der  Telegraphen  seit  1849  in  fast  allen  Ländern  Europa's  und  eine  Statistik 
des  württembergischen  Telegraphenwesens  seit  1861. 
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In  «tilbüxeher  Hinsiclit  fHlien  dem  Narddeat^cben  AasdrÖcke  iric  „nieder"  *l»tt 
uiedrig  (z.  R.  g.  A4,  51,  391,  224^  362  «tc  )  u»d  ,,  M  anc  bf  al  t  i  gk  e  1 1 '-  itod 
,^inartcbfiiüh*'  5Utt  Munnicbfaltigkoit  und  maunkhfAcb  {*.  ß.  S,  66,  1B7,  287  elc.) 
nuf;  inkorrekt  dürftig  die  Wendung  ,,die  bestandenen  Oesellscbafton"  (S.  91)  sein.  Im 
Übrigen  hat  der  V^erf. ,  »elb<it  Beamter  der  köngl.  wnrttcmb«T^,  Generaldirektion  det 
Po&ten  tmd  Telev:rri|>heii ,  die  Aufgabe,  die  or  sieb  ge«ielU,  in  sachlicber  und  fonnellör 
Beiciebung  vortrefnicb  gdö»t.  R.    ▼-  d,    B, 

Or.  L.  Oaldscbmidti  Oeb.  Justisrat  und  Prot  d.  Univ.  Berlin:  Handbuch  6m 
HandcUrechts.  Zwcitt^r  Band  Zweite  völlig  umgearbeitete  Auflage,  Erate  Ltiet^mng 
(Bügen   1—8)      StuUpart,  Ferd.  Euke,   1883- 

Die  vortioiEfend  be^connene    3.  Aiiflai^e    des    sweitea  Baadea    von    Goldsclixnidt*« 
Handbuch    entspricht  der   186B  erschuMienen   9tw4^]fen   Äbteilttng    des  eraten   Bandes.      Die 
erste  Lieferunj?  enthält  den   Beginn  de»  f,Dte  Ware'"  überstchnebenen  dritten   Baches  sei- 
ne« Systems,  d.  h,  anfser  der  tIher^ieht  (§  ÜO)  die  beiden  ersten  Kapitel  des  ersten   von 
den  Sachen  bändelnden  Abschnittes,  Kap   [  die  Lehre  von  den  Eigenschaften   der    Sachen^ 
§  61:  Qualität,    §   6£ :    Quantität,    in^^bcsondere  Maf»  and  Gewicht;    Kap.    U    Wert   and 
Preis,    darin    §   64  Grundlegung.    §   64»  gemeiner  Wert,   Marktpreis,   Wertvermitteloug, 
§  64t)   Prct»be»tiinmtti»g.     Ka  bedari'  kaum  der  Uervorhebang,  daf»  der  Verf.   das  ^«it  Er- 
scheine»    der    ersten    Auflage   aufderordentlieh    vermehrte  ^laterial,    welches    die    Gesetz- 
gebung, Litteratur  und  Rechtsprechung  des  In-  and  Auslandeji    darbietet,    to  denkbairsCar 
VolUtiindigkelt  benutzt  und  gewürdigt  bat,  dafn  er  neben  der  juristischen  auch  die   volks* 
wirtschaftliche  Litterfllur  eingehend  berticksichtigt  hat      Die  Neubearbeitung,   die   im  Ver- 
gleich  zur  ersten  Auflage  um  mehr  als  das  Doppelte  angewachsen  bt,    wird  daher  a.iieh 
vuu  Nationalökiiuomon  dankbar  begröfjst  werden    und    sie    werden  sich    mit  den  jiuiateii 
vereinigun  ,    dem  Verf     zu    der    in    sivbere  Aussicht  gestellten  baldigen  Fortsetsang  und 
Vollendung  dieses  Banden  ein  frohes  Gtfickauf  la^tttrufen.      Wir  kommen  n&ch  der  Voll 
cndiuig  auf  den  Inhalt  zurück.  Befarend.     

Buy  Ick,  W  E„  Le*  produil»  commerciaux  et  indastnels  2*o«»  partie:  nometicb 
ture  de  chaque  produit  en  fran<;aLia,  en  »nglai$»  cn  allemand,  en  ttaüen  et  en  espa^no 
Paris  1883.     8.     233  pag      5  fV 

de  Heanrepairc,  C,  Lea  ponts  et  chaiiss4es  dana  la  g^ndralitii&  de  Roueo 
avant  1789.     Ronen,  impr.  Cagniard,  1883.     8      58  pag. 

Code  de  commerce  du  royaume  d*Italie,  promolgae  par  la  loi  du  %  mvril 
1882»  mi<*  en  vigueur   le    l<'rjanvii>r  1883,    etc.     Tradnit    avcc  lei  legidation«  cumnier 
eiales  de  France    et    de^   principalea    nations  ourop^ennes ,    aJnsi    que    IVtude    de  l'org 
ni&ation    des    tribunaax    de    commerce   en    Enropc ,    par   H.  Marcj.     Nice,  libr.  C&uvin 
Kmpereur,   1863,     8      430  pag. 

Compte  rendn  des  travattx  de  la  Chambre  de  commarce  de  M  »r- 
üoille  pendajii  rann<^e   188V.     Marseilte.     4.     363  pag^ 

Expos^  des  travaux  de  la  chambre  de  commerce  de  Nantes»  auiri 
d'on  riipport  sur  la  Situation  cammercinle  et  indantHalle  pendant  Tann/e  188S.  N&tit«», 
impr,  Foretit  &  Orimaud,   1883      4.      184  pag. 

Picard,  A    (tngi^uieur  en  cbef  dc^  ponts  et  chauiit^es^    Les  ohemlos  de  fer  fran^ 
etiide  hiHtorii|Uf>  snr  la  Constitution  et  b<  r«^gimo  du  rrUeau,  d^balA  pa.rlementiüres,  acte 
icgislatifs,  r^glementaires,   admini»ti'atifs,  etc      4  vab      ^1, :    PiSriode  ant^^rieure  au  8  d^  ^ 
cembre   1851,    VII-  795  pag      II  :    Pftnodc  du  2  ddc    1851  au  4  *ept    187«,  588  |Mig, 
lll.i    Periode  du  4  scpt   1870  au  31   Mc.   1875,  766  pag      IV.:    Lois,  rtglomeot»,  eon* 
ventions,  tablcaux  atatisüque»,  728  pag.)     Par..  Rothschild.    1883.    8     av.  carte«,      6Ü  (t 

Scriä»,  H.  L.  L.^  Le  chemin  de  fer  du  Pacifiquc  et  In  Californie,  d^apri?»  «ea  ei- 
plornteuri  el  ses  geographes      Lrmoges<  Rarbou  &  O.    1880.     8      168  pag. 

Annnal  atetemeot  oft  he  Trafleof  Ihe  Cnited  Kingdoro  with  foreig«  \ 
counlrie»  and  british  posscssions  far  thc  yefir  1882      [Conipiled    in    thc  Custom   Hoese.) 
London,   Spottiswoode,   1883      Folio      (Blue  book.  paper  hy  command.)     284  pp 

Poor,  IL  V  ,  Annual  of  the  Rjiilrnad*»  of  thc  United  State&  für  l883.  Showing 
their  Milcage,  Stocks,  Bonds.  Cowt,  TralTfic.  Karning,  Evpenses  and  OrganisAtion^ .  with 
a  «tketch  of  their  rise,  progre*»,  etc-  New- York,  V.  H.  and  H.  W.  Poor,  1883.  ft. 
UVIII      1066     215  pp 

R  a  v  e  n  n  H  ,  E  .  Le  i^ocietÄ  mercantili  considerate  sotto  l'aspetto  gioridlco  e  con- 
rabile  secondo  il  uuuvo  Codice  di  commercio:  studio  teorico-pratico*  Naraf*,  Up.  daUs 
i^RivisUi  di  contabilitk" ,   1883.     8.     Vül— -00  pp      1    5. 
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Handel,  scheepvaart  en  nijverbeid  te  Amsterdam.  Verslag  over  den 
toestand  van  —  in  1882.  Opgemaakt  door  de  Kamer  van  koophandel  en  fabrieken 
aldaar.     Amsterd.,  J.  Maller,  1883,  Roy -8.     fl.  1,  60. 

7.    Finaniweien. 

A.  F.  Steilberg,  Das  System  der  direkten  Steuern.  Beiträge  zur 
PreuTsischen  Steuer-Reform.     Berlin  1882,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.     95  SS. 

Der  Verf.  giebt  in  einem  ersten  Abschnitte  die  obersten  Grundsätze  der  Besteuerung, 
die  nach  ihm  in  der  Erfassung  des  reinen  Einkommens  zu  suchen  sind.  £r  plaidiert 
dabei  für  die  Nichtberücksichtigung  des  Unterschiedes  von  fundiertem  und  unfundiertem 
Einkommen,  wohl  aber  für  Freilassnng  des  Existenzbodarfes  sowie  für  Verschonung  des 
standesgemäfsen  Bedarfes  mit  Ertragssteuem.  Im  zweiten  Abschnitt  tritt  er  hauptsäch- 
lich für  die  Beibehaltung  der  Quellen-  (vulgo  Ertrags-)  Steuern  neben  der  Einkommen- 
steuer ein.  Er  begründet  diese  Ansicht  mit  der  Ungenauigkeit  der  Einkommensteuer- 
veranlagung, gegen  welche  die  nach  anderen  Grundsätzen  veranlagten  Quellensteuern  ein 
wohlthätiges  Korrektiv  bilden.  Doch  will  er  die  letzteren  ihres  Charakters  als  Real- 
steuem  entkleiden,  d.  h.  durch  Berücksichtigung  der  persönlichen  Verhältnisse,  na- 
mentlich der  Schulden,  zu  Ertragseinkommensteuern  machen.  Er  wendet  dann  diesen 
Grundsatz  auf  die  einzelnen  Ertragssteuem  an ,  wobei  er  besonders  die  Notwendigkeit 
der  Einfuhrung  einer  Kapitalrentensteuer  in  Preufsen  betont  Man  sieht  aus  dieser 
kurzen  Übersicht,  dafs  der  Verf.  keinen  einzigen  wesentlich  neuen  Gedanken  aufzu- 
weisen hat ,  und  dafs  daher  der  Titel  des  Buches ,  der  Beiträge  zur  Frage  der  Steuer- 
reform in  Aussicht  stellt,  etwas  au  ansprnchsvoU  gewählt  ist.  Wohl  aber  wird  Bekanntes 
in  klarer,  leicht  verständlicher  Form  geboten,  und  es  mag  daher  die  Steilbergsche 
Schrift  den  Nicht-Fachleuten  als  lesenswert  empfohlen  werden.  R.  F. 

MaffeoPantaleoni:  Teoria  della  traslazione  deilributi.  Roma 
1882.     8».     pp.  863. 

Das  Jahr  1883  brachte  drei  Monographien  über  die  für  die  gesamte  Steuerlehre 
grundwichtige  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung,  welche  in  früheren  Zeiten  seitens  der 
Finanzwissenschaft  in  erster  Linie  in  Betracht  gezogen  zu  werden  pflegte,  in  neuester 
Zeit  jedoch  erst  durch  Schaffte  und  Wagner  wieder  eingehender  behandelt  wurde;  als 
erste  dieser  Monographien  erschien  des  Referenten  „Lehre  von  der  Überwälzung  der 
Steuern**,  sodann  folgten  G.  von  Falck's  ,,Kritische  Rückblicke  auf  die  Entwickelung 
der  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  seit  Adam  Smith**  (diese  beiden  Werke  besprochen 
in  diesen  Jahrbüchern  N.  F.  V.  B.  2.  Heft,  S.  198  f.  1882);  als  letzte  erschien  die 
oben  angeführte  Schrift  Pantaleonis ;  sie  ist  die  umfangreichste,  denn  schon  der  vor- 
liegende Band  zählt  an  Seiten  mehr  als  die  zwei  erstgenannten  zusammen  und  nach 
dem  vom  H.  Verfasser  auf  S.  62  und  63  entwickelten  Programme  erscheint  sie  blofs 
als  ein  Teil,  vielleicht  kaum  die  Hälfte  eines  gröfseren  Werkes. 

Eine  Theorie  der  Überwälzung  wird  nach  der  Meinung  des  H.  Verfs.  von  den 
kompetenten  Fachgenossen  ohne  Zweifel  mit  dem  gröfsten  Mifstrauen  aufgenommen 
werden,  denn  die  Mehrzahl  derselben  hält  die  Frage  nach  der  endgiltigen  Verteilung 
der  Steuerlast  für  durchaus  unlösbar.  Allein  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Lösung 
entgegenstellen,  sind  schliefslich  denn  doch  nur  die  folgenden  zwei :  Zunächst  der  Mangel 
sichergestellter  und  auf  ihre  Ursachen  zurückgeführter  Thatsachen,  und  sodann  die  Ver- 
quickung des  Phänomens  der  Überwälzung  mit  anderen  Wirkungen  der  Steuern  und 
mit  anderen  Äußerungen  des  wirtschaftlichen  Lebens.  Was  die  erstbenannte  Schwierig- 
keit betrifft,  so  hafte  ja  dieselbe  dem  gesamten  Studium  der  politischen  Ökonomie  an; 
„die  Ökonomie  ist  ja  nicht  weiter  als  bei  ihren  ersten  Anfängen  und  die  Werkzeuge 
der  Untersuchung,  die  Statistik  und  die  sogenannte  historische  Beobachtung  sind  noch 
äufserst  unvollkommen  und  die  Theorie  der  Überwälzung  als  einer  Erscheinung,  welche 
sich  nach  ihrer  inneren  Beschaffenheit  in  dem  Werte  offenbart,  hat 
zur  Grundlage  alles  das,  was  der  Preistheorie  dermalen  zur  Stütze  dient**.  Hin- 
sichtlich der  zweitgedachten  Schwierigkeit  —  der  Verquickung  der  Überwälzung  mit 
anderen  ökonomischen  Erscheinungen  —  darf  man  denn  doch  nicht  an  der  Möglichkeit 
der  Bewältigung  verzweifeln,  znmal  die  wissenschaftliche  Behandlung  der  Frage  bisher 
nur  allzuspärlich  gewesen;  (dem  H.  Verf.  war  es  leider,  wie  er  in  der  Vorrede  zu  be- 
merken Gelegenheit  findet,  nicht  mehr  möglich,  die  eingangs  erwähnten  vorerschienenen 
Monographien  in  betracht  zu  ziehen).  Eine  klargefafste  Definition  der  Überwälzung  und 
eine  scharfe  Unterscheidung  und  Au88chei4ung  der  übrigen  Wirkungen  der  Besteuerung 
mnfs  doch  endlich  gelingen  und  die  Untersuchung  in  die  richtige  Bahn  leiten. 


Jy  1        nf.cniicht  üUr  rlu, 


s(«u  PublikaUouoti  Deatsdiland«  und  dei  Ansluidea, 


Alis  dtcj»cr  Aaffa>Miiig  «iitsprinji^t  der  g^uze  Plan  dcM  Wcrlcos;  da«  en^ta  Kapitel 
bolWr»!  »ich  mit  dor  Deßriitioii  der  Li  bcrwlüzung  und  der  praktUcheo  Bedeutung  derselbeti ; 
da»  »weile  Kajiilel  erörtert  im  Allgemetneti  die  Möglichkeit  von  Prei»su:»chl&gcn  iia  pri- 
V II  twirUc  hurt  liehen  TaUHchverkehr  (<w  hat  die  Überschrift;  Legge  diuatnicA  della  trausU' 
xitine)  lind  giebt  am  8chlti*s<?  eine  ,, Geschichte*'  der  ÜberwüIeai>gaJehre ,  welche  freilieli 
nur  oitiige  wichtigere  Momente  der  Entwickelung  herausgreift  (Canard  wird  z.  B,  nicht 
bcaditot)}  das  dritte  Kapitel  befafst  sich  eingang.s  mit  der  Amurtisation  der  Steueru  ond 
verliert  »ich  frodann  iu  einer  endlosen  Uberwal»ungjika»uiütik  hinslchtHeh  der  einseloen 
Steuerarten.  (Ks  hat  dJe  IJherschrift :  Legge  della  ubi<jait}|  del]a  traadazione  d,  i,  64h 
sets    der    Aügegenwart «    AUi^onieinheit    der    OberwÜlxung.) 

Eine  scharfe  Begnffnbestimmung  der  Überwfilaung,  sowie  die  Prftzisienuig^  der 
Stellung  dcä  Be^rifTe«  der  Überweisung  zu  der  übergeordnetem  Gattung  und  «a  den 
verwandten  Speiies  ergiebt  »ich  angesichts  der  vielfach  vorkommen  den  Mifs  Verständnisse 
und  Verwirrungen  als  notwendiger  erster  Schritt  einem  jedeUf  der  ein  wenig  Ordnung 
in  die  ganze  Lehre  bringen  wilL  Dieser  Schritt  ist  dem  H  Verf,  im  ersten  Kapitel 
wohl  gelangen.  In  der  Definition  vermi.ssen  wir  swar  das  Merkmal  ^^ Übertragung  im 
Wege  des  privatwirtschaftlichen  Tausch verkehrc!S*%  allein  dafs  dies  gemeint  ist,  erhellt 
ans  den  folgenden  Ausfllhrungeu  (z.  B.  S.  13  und  54).  Die  Besteuerung  führt  bei  dem 
i*esteuertcn  Wirtschafter  dahin,  dafs  er  sich  entweder  der  Steuer  entsieht  (evasion#\ 
oder  dafs  er  sie  endgiltig  behiüt  (locideuxa),  oder  daf»  er  sie  flberwftlzt  (trausbixione), 
Uftf»  die  4g.  ..AbwaUung'*  zur  UbcrwÄlitung  nicht  gehört,  Uegt  klar  am  Tage  und 
H.  Pautaleoni  weist  dies  in  einer  gelungenen  Polemik  gegen  Wagner  genfigeud  nach  ; 
dafür  sind  die  Anwürfe,  welche  hinsichtlich  der  Einteilung  der  verschiedenartigen  Steuer- 
ontliistungskämpfe  wider  Schäfäc    gemacht  werden^    allzu    trichotomischer  Natur. 

Mit  der  Auffassung  aller  Steuern  als  Produkttonskostenbeütandteil  stehen  wir  im 
prißBipiellen  Widerspruche ;  sofern  aber  an  dieser  Auffassung  festgehalten  wird ^  erscheint 
die  Überwnizungfitehre  allezeit  nur  als  eine  angewandte  Preistheorte  und  dann  tnufs  sieb 
jede  wls^enschaftIiche  Untersuchung,  welche  nur  deduktiv  vorgeht  und  dermaJen  nur  %o 
vorgehen  kann,  in  eine  Heihe  von  Lfisungen  so  oder  so  gesetzter  praktiischer  Beispiele 
4>reiathcuretjsche  Kasulhtik)  zersplittern,  ohne  jedoch  Über  die  »g.  allgemeinen  Preis- 
gesotzc  weiter  ftihreu  zu  können.  Dieses  Ergebnis ,  zu  welchem  Referent  gelangt  ist, 
ab  er  den  Plnn  zu  seiner  oben  an  geführten  Monographie  entwarf  und  langwierige  Vor« 
arbeiten  machte,  liegt  im  zweiten  und  dritten  Kapitel  der  Schrift  des  H.  Pantaleoni 
klar  am  Tage  Was  sich  thnn  liefs,  hat  H  Pantaleoni  wohl  gethan,  vielleicht  nur  tu 
breit  und  ausnibrlich,  und  seine  Darstellung  bekundet  überall  den  belesenen  National- 
okonomen  und  gewandten  Dialektiker  Die  allgemeinen  nationaldkonoTnischen  Erörte«! 
ruugen  sind  mitunter  so  nu^führlich,  daf*  man  schier  vergifst,  dafs  es  sich  eigentlie 
nur  um  die  ll)erwäizung  handelt  (vgL  a  ß.  die  Lohnsteuer  und  die  Verteidigung  di 
Lohn1\)ndstheorie  S.  iJ56— 809).  Für  vertVhlt  halten  wir  jedenfalls  die  Ausscheidung  d« 
Steucramorti.sHtioii  aus  dem  Begriffe  der  ÜberwäUung,  welche  su  beweisen  H,  Pantal* 
auf  S.  169 — 183  nictit  gelungen  ist  und  sodann  die  konsequente  Opposition  gegen 
AUgemeinheit  der  ßeatenerHcheinung,  deren  schiefe  Folgerungen  ganz  besonders  bei  dfl 
Darstellung  der  Überwälzung  der  Haussteuer  ^S.  203—239)  zu  Tage  treten.  —  Der 
Druckfehler  iüt  eiue  endlose  Reihe  anget'Qhrt.  aber  sie  erschöpft  bei  weitem  nicht  die 
Fülle  des  gegebenen  (Tipographia  Adolfo  Paollni,,   Roma). 

Wir  sind  gespannt  auf  den  zu  erwartenden  zweiten  Teil  des  W^erkes ;  sein  Progrramni 
ist    «war  S.  52    und  53  skizziert,    allein    trotzdem  leuchtet  uns  nicht    ganz  ein«  was 
gesichts  der  bereits  vorliegenden  weitgreifctiden  Frörterungcn  noch  folgen  dürfte.     Jede 
falls    ist    das  Buch    nicht    nur    als  Versuch    der  I..6i)Ung  der  Überwjilzungsfragc,  sonde 
auch  als  eine  Reihe  wertvoller  ünterrrnchnngen  aus  dem  Gebiete  der  allgemeinen  Thcofi 
der  Nationalokonotnie,  insbesondere  der  Wert-  und  Preislehre  bestens  anzuempfehlen. 

Prag.  Josef    Kaisl. 

Qialio  Alessio,  Saggio  snl  Bistema  Tribntario  in  Itaita  a  siii 
ftuoi  effetti  economici  e  aociall.  Parte  prima.  Torino ,  Fratelll  Bocca  1883.  VUt« 
391   S8 

Der  vorliegende  Band  ist  nur  ein  kleiner  Teil  eines  sehr  umfassenden  Werkes»  da» 
uns  der  Verf.  m  Aussicht  stellt  Er  will  die  it^ilioni scheu  Finanzen  nicht  in  ihrer  ju- 
ristischen und  administrativen  Bedeutung  würdigen,  sondern  ihre  Einwirkungen  auf  1 
wirlsclmfLlube  uud  sociale  Leben  des  Italienischen  Volkes  nachweisen.  Zu  diesem  Beht 
teilt    or    seine  Arbeit    iu    zwei    grofse  Teile,    deren    erster    lediglich    diu   ökonon 
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Grundlagen  der  Besteuerung  darstellen  soll.  Er  meint  damit  hauptsächlich  die  histori- 
sche und  ökonomische  Ableitung  der  einzelnen  Steuerarten,  sowie  die  Messung  des 
durch  sie  hervorgebrachten  Druckes.  Der  zweite  Teil  soll  dann  die  Wirkungen  der 
Besteuerung  auf  die  Lage  der  Theilnehmer  am  volkswirtschaftlichen  Beinertrag  (Grund- 
besitzer, Kapitalisten,  Unternehmer.  Arbeiter)  darlegen.  Der  gegenwärtige  Band  gehört 
dem  ersten  Teile  an  und  zwar  umfafst  er  nur  die  direkten  Steuern.  Nach  einer  Ein- 
leitung über  den  Begriff  und  die  Klassifikation  der  Steuern  werden  der  Reihe  nach  die 
Grundsteuer,  die  Gebäudesteuer  und  die  Mobiliarbesitzsteuer  einer  Betrachtung  unter- 
zogen und  das  Endresultat  an  dem  Ende  eines  jeden  Kapitels  in  eine  Anzahl  von 
Fundamentalsätzen  zusammengefafst.  Die  Methode,  deren  sich  der  Verf.  zur  Erreichung 
seiner  Resultate  bedient,  bt  die  der  historisch-statistischen  Beobachtung,  als  deren  war- 
mer Verehrer  er  sich  bekennt.  Dafs  es  ihm  mittelst  derselben  nicht  gelingt,  alle  von 
ihm  aufgeworfenon  Probleme  exakt  zu  lösen,  ist  begreiflich.  Trotzdem  bietet  sein 
Buch  gerade  wegen  des  reichlich  beigebrachten  Materials  eine  Fülle  von  Belehrung, 
die  es  zu  einem  höchst  wertvollen  macht.  Eine  Inkonsequenz  scheint  uns  nur  zu  sein, 
dafs  der  Verf.  die  Überwälzungsfrage  bereits  in  diesem  Bande  erörtert,  während  sie 
doch  in  der  Hauptsache  gerade  mit  demjenigen  Untersuchungen  zusammenfällt,  die  dem 
zweiten  Bande  vorbehalten  bleiben  sollen.  R.  F. 

Gustav  Sandow:  Steuer  oder  Reform?  Ein  aufrichtiges  Wort  über  die 
Börse.     Stuttgart  1883.     Druckerei  von  A.  Bonz'  Erben.     8«.     23  SS. 

Der  Verfasser  bekämpft  unbedingt  die  prozentuale  Börsensteuer  als  vollkommen 
wirkungslos  gegenüber  dem  Unfug  des  Konsortialwesens  an  unseren  Börsen.  Eine  Re- 
form des  Aktiengesetzes  und  ein  Gesetz  zur  Regulierung  der  Emissionen  seien  die 
einzigen  Mittel,  die  der  Gesetzgebung  dagegen  zu  Gebote  ständen.  R.  v.  d.  B. 

Dictiönnaire  des  Finances,  publik  sous  la  direction  de  M.  Löon  Say 
par  MM.  Louis  Foyot  et  A.  Lanjellay.  Paris  1883,  Berger-Levrault  et  Cie  ler  Fa- 
scicule. 

Jeder,  der  sich  mit  vergleichendem  Finanzrecht  beschäftigt,  wird  es  dankbar 
anerkennen,  eine  wie  grofse  Hilfe  für  die  Kenntnis  der  französischen  Finanzen  ihm 
der  treffliche  dictiönnaire  de  Tadministration  fran9aise  von  Block  gewährt.  Da  dieses 
Werk  aber  die  ganze  französische  Verwaltung  encyclopädisch  umfafst ,  so  mufs  es  sich 
hinsichtlich  der  Finanzen  auf  die  Angabe  des  Wesentlichsten  beschränken  und  alle 
finanztechnischen  Spezialitäten  unberücksichtigt  lassen.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  ein 
dankenswertes  Unternehmen,  wenn  ein  dem  Blockscheu  in  der  Anlage  und  der  äufseren 
Ausstattung  ähnlicher  dictiönnaire  herausgegeben  wird  ,  der  sich  lediglich  auf  die  Dar- 
stellung der  Finanzen  beschränkt.  Dieser  Aufgabe  haben  sich  unter  der  Aegide  Leon 
Say's  die  Herren  Foyot  und  Lanjalley,  beide  hohe  Beamte  im  Finanzministerium,  unter- 
zogen. Ihr  Mitarbeiterkreis  setzt  aus  sich  den  berühmtesten  Namen  der  französischen 
Beamten-  und  Gelehrtenwelt  zusammen,  und  es  läfst  sich  daher  hoffen,  dafs  sie  ihr 
Ziel  in  befriedigender  Weise  erreichen  werden.  Ein  Blick  in  die  erste  uns  vorliegende 
Lieferung  rechtfertigt  diese  Erwartung  vollkommen.  Die  darin  enthaltenen  Artikel  zeich- 
nen sich  durch  Sachkenntnis  und  sorgfältiges  Eingehen  in  das  Detail  aus,  Eigenschaften, 
die  das  Werk  nach  seiner  Vollendung  dem  Finanztheoriker  als  Hilfsmittel  unentbehr- 
lich machen  werden.  Um  einen  Begriff  davon  zu  geben,  was  die  einzelnen  Artikel 
bieten ,  wählen  wir  den  umfangreichsten  in  der  Lieferung  aus ,  den  über  das  Wort 
„alcool*'.  Hier  wird  zuerst  eine  Geschichte  der  französischen  Alkoholbesteuerung  ge- 
geben ,  der  dann  die  ausführliche  Darstellung  der  gegenwärtigen  Steuer  folgt.  Bei  der 
letzteren  werden  auch  die  Einflüsse,  die  sie  auf  die  Industrie  und  auf  das  sittliche  Leben 
der  Bevölkerung  übt,  unter  Zuhilfenahme  statistischer  Daten  nachzuweisen  gesucht.  Es 
folgt  dann  die  Schilderung  der  Alkoholbesteuerung  in  den  auswärtigen  Ländern,  wobei 
besonders  England ,  die  Vereinigten  Staaten  und  Deutschland  sich  einer  eingehenden 
Berücksichtigung  erfreuen.  Sehr  anerkennenswert  ist  es  auch,  dafs  der  dictiönnaire  die 
nicht  direkt  den  Finanzen  angehörigen,  aber  sich  vielfach  mit  ihnen  berührenden  Gegen- 
stände aus  dem  Gebiete  der  Verwaltung  und  des  wirtschaftlichen  Lebens  mit  in  den 
Kreis  seiner  Betrachtung  zieht,  denn  Artikel  wie  die  über  „acte**,  „agents  de  change'*, 
„ali^nation**  sind,  wenn  auch  nicht  rein  finanz wissenschaftlich,  so  doch  zum  Verständnis 
der  finanziellen  Einrichtungen  unerläfslich.  Mögen  die  folgenden  Lieferungen  nicht 
lange  auf  sich  warten  lassen.  R.  F. 

Die  Steuergesetzgebung  des  Gro(bhrz.  Baden.  Nachtrag.  (G.  Braunsche 
Hofbucbh.  Verlag.)    8  M. 
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S  A  m  m  1 II  n  g  der  WürtleDjb.  Stmats&i«uerg«setie,    2.  (SeUafs*)  Lief^miif^.     (W.  Koht^ 
liAtumer  m  Stuttgart) 

W  ei  11  licitnert  C. ,  Die  Strafgeaetise  la  ZoJl-  and  äteaersaeheu  a.  dms  Verfmiimi 
der  Verwiiltuiigsbehönleij  bei  ZuwidürhAtidltiiif^en  gegen  die  Zoll-  and  Steuerge^etace  (WA|^' 
u  ersehe   VerlAjifsh    in  IT  Im.)     3   M. 

Ilttgedurn,  C,  Di«  preafsische  Klüdseusteuer  uDtcr  Berücksicbtii^D^  dea  ueuest^u 
Ge»Dtxes  v.   26    März   1883.     (L.  Schwanti  in  Dü«»c)dorf]     5ü  Pf. 

JacbOt  W,  D«ä  Eeicli»5tempeigeset2  v.  1.  Juli  1881  nebst  AusfÜhnuigsvorschTil^n- 
{h,  Hcbwium  in  Düsseldorf/I     1  M.  tb  Pf, 

St»at5steuer-Ge»etsgebutig  d.  GroHtfacrz.  Baden.  Nachtrag,  die  seit  Erschei- 
nen der  Sammlg.  v.  1878  erlass.  HteuergeseUe  etc.  (Braunsche  Bofbucbh.  iu  Karls- 
ruhe.)    1  M* 

Btgot,  Q.y  Le&  grandea  catastrophes  financi^re«,  etndea  hiätoriquof  «t  eonapam* 
ttVfts.     Le  Maus.  Impr    Moßnoycr,    1863       8.     64  pag 

Leroy-Beaalieu,  P.^  Tratte  de  l:i  scieoce  des  5nauces.  3  edicion.  S  vuls.  (t.:  l>es 
r(rvefiii.>*  publici»,  XX — 791  pag.  U:  Le  biidget  et  le  credit  |»ttblic«  74S  p»g^)  Par  ^ 
(iiulhuiimti  &  C«,  1883.     8,     25  fr- 

Eaät  ludia  ftnancial  »tatement  (bj^  Migor  tfariug)  for  1883«  London, 
Parliam.  pap^^r,  1883.     Folio.     105  pp. 

SociGlk  aoonima  itaHaua  per  la  Regia  co  i  nteresaat«  dei  Ta- 
baccbi»  Assemblea  generale  ordinaria  da  30  ApHle  1883.  Eelaaloot  •  bilatici  dell* 
i^^aeri'txiu   1882.     Roma,  tipogr.  Bodoitiaiia,    1883.     4.     Cou  66  tavol     graf. 

8.     Geld-,  Bank-  und  Kreditweien.     Verticbeningswe«eii. 

R.  Ehrcnbcrg^  Die  Fondsspekulation  und  die  Geaetagebmig.^ 
Berlin    1883,  Juliua  Springer,  Xll,  232  SS. 

Dicjie  vorwiegend  hiülorisiche  Arbeit  schildert  den  Aufschirimg  und  die  verscliicdr< 
iH'<n  Kri!ii*n  der  Kondüsp(?kulatioo  vom  Mebcebnten  Jahrboodert  bt;i  xur  Qegentrart,  e^o- 
wie  die  HteBung ,  welche  die  Gcsctagebung  der  verschiedenen  Länder  ihr  gegtuiCiber 
eingmioinmou  hat*  Der  Verf  bat  die  vorhandene  Litterrttur  tleir»ig  bonuUt  and  Ut 
teilwriis«  auch  auf  die  Ortginul quellen  «nriickgegangeti ,  jedenfalKs  hat  er  das  ihm  ao- 
gftriglichc  Mat*Tinl  awcektnäf^ig  gruppiert  und  «u  ohietn  nnscbaulichen  Gi*!(aDitbilde  ver- 
arbeitet. Mit  beäi>iidereni  Geschick  bat  er  es  vcrstandeu,  den  eharakteriAtlächeu  Gruüdaui; 
einer  jeden  Spekuktionsperiüde  in  den  Vordergrund  zu  «teilen  und  cji  dadurch  vermie- 
den, den  Lttaer  mit  nnUber^ehbiiretn  Detail  zu  überhäufen  ^  ein  Vorwurf,  der  grgvtii  »t» 
viele  Darstellungen  wirtjiehaftlichor  Kri,>en  erhoben  werden  mttf»*  Auch  fehlt  e?>  in  d«r 
K  'sehen  Schrift  nicht  an  dogon« tischen  rntersuchtiugeu  So  wird  beim  Hfginn  de* 
i'J,  Jahrhunderts  ein  Blick  auf  die  jari»ti»chc  Auffas.'^ang  de»  Differeuagcsc hafte»  ge- 
worfen und  die  darauf  bezfigliche  Gesetzgebung  ziemlich  vollatludig  vorgefTihrt  In 
thir  ShcUc  seibat  kommt  der  Verf  an  dem  Hcbluäse,  unbedingt  für  die  Leg*lt»iermig 
und  KUjE^barkeit  der  i^eitgejtchilfte  einzutreten.  In  einem  Schluf^kapitol  sucht  E.  die 
Uc'^ultivltj  seiner  Darstellung  lu  Zuiebeu  und  die  Wege  der  Hefoim  anzndeuten  Daa 
We.i>eii  der  spekulativen  Ausschreitungen  findet  er  In  der  Hauptsache  darin ,  daf«  jcd« 
xpekulative  Aufschwung  der  so  leicht  zugÜngÜcheu  FondsÄpeknlation  eine  Menge  urteil» 
unlUhiger  Personen  zuführt,  die  die  herrschende  Tenden«  dann  in's  Ungcn:iea»eQe  steige 
und  dadurch  den  verderblichen  Zusammenbruch  herbeiführen  Die  Reform  hat  ersten 
In  einer  mehr  korporativen  Ge$italtung  der  Börse  au  bestehen ,  sweltens  in  einem  Ge* 
setjt^  welche»  dem  Staate  dnn  Rocht  giebt,  bei  Beginn  der  Überspekaiation  die  Eini>»on 
neuer  Wertpapiere  zu  verbieten.  Diene»  Resaltat  iat  nicht  gerade  grofä  au  nennen«  dftj 
die  erste  Forderung  bereits  von  »Ümtlichcn  HchriftstelleTn  über  daa  Börsen weson  argierl 
worden  ist,  während  die  sweite  wegen  dar  dem  Staate  zugemuteten  IntelH'"  ''  "wff 
Voraussieht  schwerlich  praktisch  sein  dürfte;  immerhin  aber  ist  die  E.'sche  - 
eine  liochtst  wertvolle  BereicherttQg  der  noch  so  spftrliciieii  BÖraenlitteratur  zu  t  .        . 

JatirbacliderBerlinGrBärsol$63  —  188  4.    Heraitsgeg.  Ton  der  Bed&ktioo 

des  f^Berlincr  Aktionilr*',  J.  Kemnann,  E.  Freyatadt     Berlin  1883>     £,  B.  Mittler  &  Sohn. 
Kl  8«.     432  SS. 

Was  wir  an  dem  vorigen  Jahrgange  dieses  Jahrbuches  aU  VorsÜge  goHilttni    hab 
(cf  N.  F.   Bd.   Vif  181 — 183),    gilt    auch  von    dem    vorltcgcuden  Jahrgange,    und  swa 
in    erlirvhte<n  Mafjic :    Die  VollHt&ndigkeit    der  in    Berlin    gohatideliixii  EMtkUm ,    die  Ißl*' 
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teilung  des  Spielplanes  im  1  und  II.  Teil,  die  Aussflge  aus  den  Geschäftsberichten  der 
Banken,  die  Erörterung  über  die  Eigentümlichkeiten  der  Versicherungsaktien,  die  ver- 
gleichende Zusammenstellung  der  Durchschnittspreise  und  Arbeitslöhne  für  die  letzten 
11  Jahre  in  Westphalen ,  sowie  der  Preise  für  melierte  Förderkohlen  im  Ob.  Berg- 
amtsbez.  Dortmund  pro  1881  und  82,  die  Auszüge  aus  den  Statuten  und  die  Angabe 
des  Ankaufspreises  bei  den  Bergwerks-  und  Industrie-Gesellschaften,  die  Anführung  der 
Makler  bei  den  meisten  Aktiengesellschaften  verleihen  dem  Buche  einen  hohen  Wert. 
Den  Preis  müssen  wir  auch  diesmal  dem  Abschnitt  Über  die  Berg-  und  Hüttenwerke 
zuerkennen. 

Wenngleich  die  Wünsche,  die  wir  beim  vorigen  Jahrgange  aussprachen,  noch  nicht 
berücksichtigt  sind,  so  können  wir  doch  nicht  umhin,  auch  den  vorliegenden  Jahrgang 
bestens  zu  empfehlen.  R.  v.  d.  B. 

Armand  Sassen:  Memoire  sur  la  caisse  d'epargne  postale  des 
Pays-Bas  (Nederland'sche  Rijkspostspaarbank).  Amsterdam  1883. 
P.  C.  J.  Faddegon  &  Co.     Gr.  8".     16  SS. 

Dies  kurze  „Memoire**  enthält  eine  Vorgeschichte  der  „Nederland'schen  Rykspost- 
spaarbank*'  und  eine  Darstellung  der  Organisation  derselben.  Beides  ist  bereits  in 
Elster,  „die  Postsparkassen**,  Seite  21 — 2d,  angeführt  Der  Hauptwert  des  Memoire 
liegt  daher  in  der  auf  der  letzten  Seite  befindlichen  tabellarischen  Darstellung,  betr.  die 
Bewegung  an  der  genannten  Sparkasse  vom  1.  April  1881  bis  31.  März  1883  von 
Monat  zu  Monat.  B.  v.  d.  B. 

Germanicus,  der  zweite  Pariser  Krach.  Leipzig  1883.  Verlag  von 
Fr.  Wilh.  Grunow.     8».     76  S. 

Von  den  17  Kapiteln  dieses  Büchelchens  beschäftigt  sich  das  zwölfte  mit  dem 
Thema,  welches  der  Titel  angiebt,  mit  dem  „zweiten  Pariser  Krach**  im  November  1882  ; 
die  5  letzten  Kapitel  stehen  nur  noch  in  losem  Zusammenhang  damit,  während  die  11 
ersten  Kapitel  keine  rechte  Beziehung  zu  dem  folgenden  haben.  Der  eigentliche  Zweck 
des  Ganzen  ist,  den  Einflufs  des  Hauses  Rothschild  zu  bekämpfen.  Selbstverständlich 
kann  es  unsere  Aufgabe  nicht  sein,  die  vielen  Angriffe  des  Verfassers  gegen  Personen 
und  Zustände  auf  das  Mafs  des  Berechtigten  zurückzuiühren,  zumal  da  die  Form  der- 
selben derartig  ist,  dafs  sie  auch  die  Wirkung  begründeter  Ausstellungen  des  Verfassers 
beeinträchtigen  mufs.  R.  v.  d.  B. 

Betsankning  over  Tarifen  og  andre  dermed  i  Forbiudelse  staaende  Forhuld 
i  den  almindelige  Brandforsikringsforening  for  Landbygninger,  stöttet  paa  slatistiske 
Undersögelser  for  Tidsrummet  iste  April  1874  til  Sl^e  Marts  1882. 

(Gutachten  über  den  Tarif  und  andere  damit  in  Verbindung  stehende  Ver- 
hältnisse in  dem  allgemeinen  Feuerversicherungsverein  für  Gebäude  auf  dem  platten 
Lande,  gestützt  auf  statistische  Untersuchungen  für  den  Zeitraum  vom  1.  April  1874 
bis  81.  März  1882.  Ausgearbeitet  von  Direktor  Toermoes  mit  Hilfe  des  Rezensenten, 
autographiert  und  gedruckt  im  Verlage  des  Vereins,  Kopenhagen  1882;  78  Seiten  und 
11  beigefügte  Tabellen.) 

Indem  die  Feuerversicherungs-Gesellschaft  der  Gebäude  auf  dem  Lande  in  der  vor- 
liegenden Arbeit  ausführliche  Daten  hinsichtlich  der  Brandschadenverhältnisse  mitteilt, 
liefert  sie  zugleich  Nachrichten  von  sozial- statistischer  Bedeutung,  mit  Rücksicht  auf  die 
Bauverhältnisse  und  das  Nationalvermögen  Dänemarks.  Der  Verein  war  ursprünglich 
Regierungsinstitntion  und  er  umfafat  noch  die  Hauptmasse  (über  250,000)  von  allen 
Gebäuden  auf  dem  Lande  in  Dänemark  mit  einer  Gesamtversicherungssumme  von 
12—1800  Mill.  Kronen.  (8  Kr.  »  9  R.-M  )  Da  in  Dänemark  ungefähr  300,000  Fa- 
milien auf  dem  Lande  leben,  ist  es  klar,  dafs  die  allermeisten  der  Gebäude  auf  dem 
Lände  bei  dieser  Gesellschaft  versichert  sind. 

Das  Strohdach  ist  charakteristisch  für  die  dänbchen  Gebäude  auf  dem  Lande.  Das 
Strohdach  bietet  zweifelsohne  sehr  viele  Vorteile ;  im  Winter  ist  es  warm  und  im  Sommer 
kühl  unter  einem  solchen  Dache ,  und  wäre  es  nicht  so  feuergefährlich ,  so  wäre  es 
sweckmäfsiger  als  jedes  andere  Dach.  Wenn  es  sich  aber  um  die  Feuersgefahr  handelt, 
treten  die  übrigen  baulichen  Verhältnisse  vollständig  in  den  Hintergrund ,  und  der  Ver- 
ein hat  daher  z.  B.  keine  Veranlafsung  dazu  gefunden ,  einen  Unterschied  im  Tarif  fest- 
zustellen,   ob  die  Mauern  massiv  oder  nur  Bindwerk  sind. 

Von  den  kleinen  Gebäuden  auf  dem  Lande  bis  zum  Werte  von  4000  Kr.  hatten 
nur  7  Proz.  Dächer  aus  Ziegeln,  Schiefer,  Schindeln  oder  anderen  weniger  feuergefalir- 
lichen  Materialen ;  doch  ist  eine  starke  Bewegung  in  der  Richtung  vorbanden,  das  Stroh- 
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dach  mit  einem  sicIierereD  su  vertani^cfaeii,  aad  Ati  vielen  Ortio  bindet  man  dhB  Stroh« 
d»ch  mi(  l>riiht  auf,  wodurch  dm  Dach  bei  Fotier!»brÜii5teti  am  Nied«rfallea  verhtndvrt 
wird ,  50  daf»  man  mit  gröbereni  Krfutg  HcDttcbeu  und  Sachen  retten  kann ,  während 
oin  mit  brennbarem  Material  aufgebandeiieä  Dach  »cbnell  hcrabstürKt  und  alles  mit 
Flammen  umgiebt.  Besonders  grofs  i«t  die  Gefahr,  wo  mit  Stroh  bedeckte  Gebende 
dicht  bei  einander  liegen;  Gebäude  mit  Stroh dacb  in  einer  Entternuiig  von  weniger 
als  50  Ellen  (1  Elle  =  0,637  Meter)  \om  Nacbbarhau^f  geben  dtircbschnittlich  50  Prua. 
gröFsere  Verl  aste  als  isoliertere  Gebandef  wübreud  die  Ausbreitung  de^  Feuers  bei  6e* 
bäuden  mit  feuerfestem  Dach  wenig  zu  turchten  bL  Jedoch  auch  in  diesem  Poiikt 
macht  sich  eine  Verbesderuiig  bemerkbar ,  indem  die  Bevolkernuf^  ,  obgleich  mehr  and 
mehr  Bauten  aufgeführt  werden,  doch  in  immer  gröf^eren  Entfernungen  baut. 

Am    l-  April  1881   waren    für    ungefähr    1200  MilJ    Kr,   in   der  Feuer  versteh  ein  ngs* 
geselUchaft    für   Gebende    auf   dem    Lande    versichert       Hiervon    fielen    auf  Kirchen    ct. 
40  Mitl.   Kr.,  aof    gewohnliche  Häuser    und  Hofe  etwas  Über  1000  Mill.  Kr.,  wovon    140 
Miil    Kr.   in  den  Vorstädten  Kopenhagens  und  in  Fredürikjsbergf  welches  mit  Kapeuhag«n 
*      15    iit       Auf  Fabriken,  Armenliäu«et  ,  Wirtahäuser  ,    Mühlen    und   andere  feucr- 
[C  Gebäude    üelen    er     115  Mül    Kr.  ^    abgcäebeu    von    10    Mlll. »    welche    auf 
M,.  .....  .i    kamen.      Von    den  :idO,000  Gebäuden  waren    nicht  wt^igcr    als  240^000  g«> 

wöbniicbe  Hkuser  und  Hofe  uuf  dem  liAiidc  ;  der  durchaus  filierwiegende  Teil  dersvtbrti 
waren  Gebäude  von  aufserordeotlicb  geringem  Werte. 

Unter  1000  Kr«  Versicherungswert  hatten  8SO0O  G&ter« 

Zwiscberi     1000  and     4000     ,,  „  n       98000       „  

»,  4000     „     16000     „  »,  „       dOOOO       ,. 

,,  leOOO     „     30000     ,»  ,,  »,         4000       „ 

über  SOOOO     ,,  ,,  ,,         »000       ♦, 

Die  durchschnittliche  Versicberungssamtne  war  in  JÜÜftDd,  welche»  darchweg  dv- 
ärmste  Teil  des  Landes  iat,  nur  ^200  Kr.,  auf  den  Inseln  biitgegeu  4200  Kr.f  währeml 
die  Wohnhäuser  in  den  Vorstädten  Kopenhagen»  durchschnittlich  mit  44000  Kr.  ver- 
sichert waren.  Wahrend  die  Bevölkerung  sowohl  als  auch  die  Anzahl  der  Gebäude  vpo 
1874 — 1881  nur  um  er.  7  FroK  ^6<>tiegen  i»t,  Ut  dagegen  die  Ver&ichurungikäumme  ;<(  e  h  r 
stark  gewachsen^  (fQr  alle  Klnsseu  aui^ammen  um  40  Proz  ),  welches  aam  grofsen  Teil 
dor  Verbei^serting  in  den  baulichen  Verhaltois^^on  und  der  vermebrteu  Produktion  auau- 
schreiben  IsL  Ein  Teil  des  Zuwachses  der  Bevölkerung  wird  jedoch  durch  xlemlicb  unpro- 
duktiven Erwerb  absorbiert,  besonders  ist  die  Zahl  der  ländlichen  Kleinhändler,  welche  De» 
tailhandel  mit  allerlei  Waren,  besonders  mit  Bier  und  Branntwein  treiben»  von  3  auf  4000 
gestiegenf  und  da  diese  Art  Handel  überdies  oft  in  Verbindung  mit  anderen  Crwerba- 
aweigen  gelrieben  wird,,  e.  B,  mit  Gastwirtschaft,  kann  man  rechnen«  dafs  auf  60  Fa- 
milien 1  Kleinhandlttug  kommt.  Noch  »tärker  Ist  jedoch  diese  Beweguui;  in  Kopenhagvn* 
welches  einen  groGieu  Teil  des  Überschusses  der  Bevölkerung  an  sich  lieht,  ohne  hin- 
längliche Arbeit  EU  gewähren»  ein  Ü beistund,  weichen  man  in  vielen  Grolsstädten  Ko- 
ropa'ik  unter  dem  jetzigen  ungesunden  Zuwachs  der  Bevölkerung  wiederfindet. 

Die  Bestimmungen    betreffend    den  Sic  her  hei  tsf  und    des  Vereins    -^i"''    is^i    lMt»^,^..    ai- 
scbnitt    des    Gutachtens    einer    eingehenden    Behandlung    auf   math 
unterworfen,  wovon    das  Kesultat    ist,    dafs    der  iiicherheitsfond  auj.; 

mal  die  Jahreäprnmie  berechnet  werden  kunti,  während  er  für  lüeine  Vereine  ott  viei« 
Male  grölsor  seiu  mufs.  Wenn  der  Verein  sich  nach  den  Hauptgruppeu  des  Tarifs  in 
eluaelne  Voreine  teilte^  mufste  der  Sicherheitsfond  für  die  elnEclnen  Vereine  zusammen 
2  ä  3  mal  so  grofs  scini  als  für  den  gesamten  Verein ;  es  ist  daher  eine  anrichtige  An- 
schauung, wenn  man  meint,  dafs  verschiedenartige  Versicherungen  ei  u  au  der  aum  Schaden 
gereichen,  wenn  sie  in  einem  Verein  zusammen  vereinigt  »ind ;  sie  sind  uo  Gegenwil 
einander  eine  Stütze,  wenn  nur  die  Prämie,   der  Erfahrung  zufolge,    richtig  besticomt  bt 

Harald  Westergaard 

Rat  ff  eisen,  F,  W.,  Die  D&rlehnskassenvereine  in  Verbludg.  But  Kon^oiu-,  V«r- 
kaufs' ,  Winzer- 1  Molkerei-,  Viehverslcherungs*  etc>  Geuossen^cbAlken  elc«  (U*  UftMaal 
in  Leipzig.)     8  M. 

Haiffeisen,  F.  W. ,  Instruktion  zur  Oeschäfta-  a  BuehfÜhrtwg  der  Dartehiiftkas* 
■e»- Vereine  etc,     {R    Haessol  in  Leipzig.)     S  M. 

Balings  Buraen -  Papiere.  2.  Tl.  7.  AuÖ.  Saüngs  Börsen- Jahrbuch  f.  lS83j84 
Dearb.  v.  W.  L.  Hcrtslet.     (Haude  &.  Speuersche  Buchh.  in  Berlin.)     d  M.  ,  geb.    10    M. 

Zell  er,  G.,  Des  Krastitts  äalssburg  Müuzrecht  u.  Möuzwesen,  nebst  Ver»elclia«  iL 
Salxborgischcn  Mauzeu  u.  Medaillen.     (Dieter  in  Sülsburg.)     8  Ü. 
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Hntchison,  J.«  The  Practica  of  Banking,  embracing  the  cases  at  law  and  in 
equity  bearing  upon  all  branches  of  the  subject.  Volume  II.  London,  Effingham  Wil- 
son, 1883.     8.     XVI— 762  pp. 

Legal,  Bank,  and  Re  porting  Directory,  the.  A  digest  of  the  collec- 
tion  laws,  and  record  of  the  names  of  practising  attomeys;  also,  Banks  and  Bankers  of 
the  United  States  and  Canada.    Chicago,  Bond  &  Weigley,  1888.   8.    253  pp.    f  26.  — 

Macleod,  H.  D.,  The  theory  and  practica  of  Banking.  Volume  I.  4Ui  edition. 
London,  Longmans,  1883.    8.     12|.  — 

Morrell,  C  F.,  A  populär  Statement  of  the  Law  of  Insurance.  London,  Sweet, 
1883.    8.     6/.  — 

9.    Soiiale  Trage. 

Paul  Dehn,  die  katholischen  Gesell  e  nvereine  in  Deutschland. 
Berlin  1882.      Verl.    y.    Karl  Habel   (Ü.   G.  LQderitz'sche  Verlagsbuchh.).     8«.     48  SS. 

Die  kleine  Schrift  ist  ihres  Gegenstandes  wegen  wohl  der  Beachtung  wert.  Sie 
schildert  die  katholischen  Gesellenvereine  von  ihrer  Begründung  durch  Kolping  an  bis 
jetxt,  führt  das  wichtigste  aus  den  Satzungen  und  der  Statistik  derselben  yor,  zeichnet 
das  Leben  in  denselben,  ihre  Nobenbestrebungen  sowie  ihre  Stellung  zu  Kirche  und 
Staat.  Mit  Recht  hebt  der  Verf.  in  seiner  Kritik  hervor,  dafs  die  konfessionelle  Be- 
schränkung die  katholischen  Gesellenvereine  ebenso  wie  die  evangelischen  Jünglings- 
vereine hindere,  ihre  eigentlichen  sehr  anzuerkennenden  Zwecke  in  wünschenswertem 
Umfange  zu  verwirklichen.  R.  v.  d.  B. 

1.  Dr.  Wilhelm  Angerstein:  Die  Stellung  der  Bahnmeister  an 
den    preufs.   Staats  eisenbah  n  en.     8<>.     8  SS. 

2.  Derselbe:  Zur  Geschichte  einer  Beamtenpetition.  8®.  32  SS. 
Beides  Berlin  1883.     Verlag  von  W.  E.  Angerstein. 

Die  oft  erwähnte  Petition  vom  29.  Novbr.  1882,  welche  auf  eine  Verbesserung  der 
Stellung  der  preufs.  Bahnmeister  abzielt,  ist  mit  einigen  einleitenden  Bemerkungen  in 
dem  zuerst  genannten  Heftchen  abgedruckt,  während  in  dem  anderen  die  Vorgeschichte 
und  das  Schicksal  dieser  Petition,  ihre  Beurteilung  in  der  Presse  und  die  desbezügliche 
Debatte  im  Abgeordnetenhause  nach  den  stenographischen  Berichten  mitgeteilt  wird. 
Beide  Hefte  haben  nur  insofern  Wert,  als  sie  zur  Orientierung  über  den  betreffenden 
Gegenstand  dienen  können,   und    etwas  anderes  bezweckte  der  Herausgeber  auch  nicht. 

R.  V.  d.  B. 

Graf  Posado  wsky-Wehner:  Über  die  Altersversorgung  der 
Arbeiter.     Rawitsch  1883.     Verlag  von  R.  F.  Frank.     (G.  Beran).     8».     22  SS. 

Der  genannte  Vortrag  will  das  Interesse  für  die  Altersversorgung  der  Arbeiter  in 
landwirtschaftlichen  Kreisen  erwecken.  Neue  Vorschläge  enthält  derselbe  zwar  nicht, 
empfiehlt  sich  aber  durch  die  im  allgemeinen  gesunde  und  sachgemäfse  Beurteilung 
seines  Gegenstandes.  R.  v.  d.  B. 

P.  Chr.  Hansen,  die  Wohnungsverhältnisse  in  den  gröfseren 
Städten.    Heidelberg  1883.     Karl  Winter's  Universitätsbuchhandlung.    8«.     24  S. 

Die  kleine,  fliefsend  geschriebene  Abhandlung  geht  aus  von  der  in  allen  gröfseren 
Städten  beobachteten  Erscheinung,  dafs  die  Bevölkerung  schneller  gewachsen  ist  als  die 
Wohngelegenheit,  und  dafs  infolgedessen  ein  ungesundes  Zusammendrängen  der  unbe- 
mittelten Leute  in  kleinere  Räumlichkeiten  stattgefunden  hat  Den  vielen  Gefahren,  die 
sich  hieraus  ergeben,  soll  nach  der  Ansicht  des  Verfassers  zunächst  durch  ein  er- 
weitertes Bau  polizeiwesen  entgegengewirkt  werden,  das  besonders  auf  g ä n  z - 
liehe  Beseitigung  der  Kellerwohnungen  gerichtet  sein  müfste,  ein  Vorschlag, 
der  schon  oft  gemacht  ist,  ohne  in  Deutschland  bis  jetzt  zur  Ausführung  gelangt  zu  sein. 
Als  zweites  Heilmittel  empfiehlt  der  Verf.  die  „gesellschaftliche  Selbsthilfe*', 
wobei  ihm  besonders  das  Beispiel  der  Arbeiterbauvereine  in  Kopenhagen  und  Flensburg 
nachahmungswert  erscheint,  die  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  von  Familienhäusern 
nach  dem  Kottagesystem  aus  eigenen  Mitteln  erbaut  haben. 

Die  Bedenken  übrigens,  die  man  gegen  dies  System  mit  gutem  Grunde  anfahren 
kann,  übergeht  der  Verf.  und  unterläfst  es  auch  öfters,  seine  Behauptungen  durch  sta- 
tistische Daten  zu  stützen,  was  sich  daraus  erklären  läf^t,  dafs  die  kleine  Schrift  aus 
einem  in  Altona  gehaltenen  Vortrage  entstanden  ist.  R.  v.  d.  B. 

Die  Ackerbaukolonie  „ Wilhelmsdorf <*  nach  ihren  bisherigen 
Erfahrungen.    Im  Auftrage  des  Vorstandes  mitgeteilt  von  Fr.  v.  Bodelschwingh. 

N.  F.  Bd.  VIL  32 
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U.    Au^Age.      Bielefeld    1883.      Verl«g    der    Sehriftoiimederlage    dejr    Anstalt    ,3«tbel'< 
8»,     32  S. 

Die  kleine  Schrift  stellt  die  Erfahrungen,  welche  man  bisher  in  der   Ackerbau kolonM 
Wilhemsdorf  gemucht  hat,    aU  im  itng:cmeinen  günstige  diLr   and  spricht   sich    tnit   grxtfM 
W&rme  für  die  Eiiirichtuug  gleicher  Koloaieti  in  allen  Provinzen  »us.      Mit  je   eiaer 
lonie  in  jeder  Provinz^  die  viermal   im  Jjihrc  ihre   Koloubten  wedü^eJte   ürie  ^^ilbelmdori 
konnten    nach    den  Aoärubrungen    des   Verfassers   jährlich  8000  Menschen    Tor    dein   Ve 
alükcn  bewahrt  worden,  und  «war  mit  weit  geringeren   Rosten,    als  jetat   dSe   V«|^bondv 
vcrttrsac-hen.      Die  Schrift    entwickelt    iiugleich    einen  Plan,    nach    welchem    die     Arbeiter*^ 
kütonien    mit    einem  Net*    von    festen  Natural- Verpflegungs-Stationen    In   Sladt    und  Landl 
in  Verbindung    gesellt  werden    konnten,    ein  Plan,    der  io  oeinen  GrundKÜ^eii   ge'wife  be-J 
achtenswert  ist 

Bei  dem  »Ugemetnen  Interesse^  welches  die  Vagabondenfrage  beut  be&aspmcltty 
die  ^ehrin  sehr  vielen  wiilkoMineii  sein.  R.   ▼.   d.  B. 

Jean    LoesewitXt    L 'Organisation     corporative    du  travail    Dationa] ;     «xpot^ 
idt^es  de  M    J  P.  Masaroz.     Pam,  Aug.  Ohio,  1883.     kl.  8».     8^.  84. 

Der  Zweck  dieses  interessanten  Büchleins  besteht   in  der  populüreti   Darstellung  de 
sozialpolitiachen  Reformideen ,    welche    der    durch    seioe    gewerbegesehlchtliclten    Arbcntml 
auch    in    Deutüchland    bekannte    J.    P.    Masaro«    in    «einen    vielen  Schriften     eiit>%ickelL| 
Während    anderwärts    der  Liberalismus  arg  ia  Vermf  geraten  ist  und   gewalti^o    Reform>1 
heAtrebuugen  rege  werden .    seheint    Frankreich    «Mein    die    Fahne    des   liberalen    Syvl^ioi  | 
hocbsuhalteu  ,    welches  doch  nur  ein  Gewebe  von  Irrtümern  und  Lügen   Ist  *     die    ausge 
zeichneten  Gedanken  und  V^orscbläge  Ma%aro2'    werden    einerseits    von   der    herrschen 
den  Schule  in  Frankreich  totgeschwiegen,  andererseits  sind  sie  in  seinen    Schriften  »elb»^ 
dorch  metaphysisehea  Beiwerk  dem  allgemeinen  Verständnis  entrückt,   —    Dio   Kinieiiaiif 
und  der  erste  Abschnitt  enthalten  eine  Kritik  des  liberalen  Systems  In    der    Art  ♦   wie  uil 
der    Soxialismus    und    der    Kathedersozialismu^    üben.     Der    xweite    Abschnitt     giebi  dafl 
Programm  der  volks wirtschaftlichen  Reform:    korporative    Vereinigung    der     FroduaeiiteoJ 
jeder  Art  nach  dem  Muster  der  alten  Zünfte;  der  BefKhigungsn  ach  weis  ,    als     Bedtn^nC 
des  selb  st  jtnd  igen  Geworbebetriebes,  wird  z,  B.  mit  denselben  Argumenten  geslüxt«   welcliel 
bei  Beratung  der  nunmehr    in  Osterreich    in  Wirksamkeit    getretenen   Qewerbenovelle  Sm\ 
Parlamente  vorgebracht  wurden. 

Die  Korporationen,  deren  Keime  nnd  AnfEnge  Masaroz  und  der  H<  Verf.  in  denl 
chambres  syndicales  erblickt,  sollen  auch,  wie  im  dritten  Abschnitte  dargestellt  wird,  diel 
Grundlage  des  politischen  Aufbaues  der  Geeellschaft  bilden^  über  den  s  el  bst  verwalten  den  { 
Korporationen  stehen  die  Kolonial-  und  Departemental verbünde,  and  diese  etitsenden  ibrel 
Vertreter  in  die  gesetagebende  Versammlung;  der  moderne  ParlamentarUinus  und  difj 
bareaukratische  Zentralisation  sollen  verachwiiiden  nnd  an  ihre  Stelle  die  Interesstturer 
tretung  und  Selbstverwaltung  treten.  Im  vierten  und  filnflen  Abschnitt  befürwortet  drr 
Hr.  Verf.  tm  Gegensätze  zu  Mnzaroz  die  legislative  Anbahnung  dieser    Reform^ 

Die  Schrift  ist  klar,  kurz  und  übersichtlich    gefafst  und  verdient  wohl   darum«    wail 
sie  aus  Kreisen  stammt,  welche  dem  franzÖsiBchen  Gewerbe  am  nächsten    stehen ,   b««dM-| 
tendes  Interesse.  1 

Prag.  Josef  Kaial     ^ 

A  H.  van  Nierop  en  Mr  E.  Baak,  De  Neederlandsche  naanaloo»«  Veaooöt- 
»chappen,      Zwollo,  Verl.  v,  W.  E.  J-  Tjeenk  Willink.     Gr.  8»,     XLUl  u.    494   SS. 

Das  genannte  Werk,  welches  in  der  bei  den  Börseiyahrbachern  iibltchen  Weis«  «e 
gerichtet  und  wohl  als  periodisch  Anzusehen  i>t,  giebt  eine  v  o  1  Ist  ä  n  d  t  j;  e  Überfkbl 
nber  die  niederländischen  Aktiengesellschaften,  die  in  den  meisten  Fjillen  voükomtste 
ausreicht,  ein  richtiges  Urteil  über  die  einzelnen  Untern ehmnugen  zu  ermöglichen.  Ziehet 
der  Vollständigkeit  zeichnet  sich  das  Werk  durch  eine  grofse  Ü  b  erst  c  b  tl  i  c  h  k«tl 
des  reichen  Materialea  hu».  An  die  Spiii&e  des  Buches  ist  eine  summarische  Darstellet^ 
der  683  am  l.  Dez.  1882  noch  beatehenden,  auf  18  Gruppen  verteilten  Aktiengi«««  11  schal- 
ten gesetzt  Dieser  folgt  ein  nlpbabetisches  und  weiter  ein  systemutisches  Eüjpster ,  ^ 
dafs  es  sowohl  filr  den  Kapitalisten  als  auch  für  den  ,  der  das  Material  wissei»»chaA-' 
lieh  verarbeiten  will,  leicht  ist,  sich  sofort  zu  orientieren« 

Leider  kann  hier  auf  den  reichen  Inhalt  des  trefdichen  Baches  nicht  naher  daf^ 
gangen  werden;  wir  heben  daher  nur  als  charakteristisches  Moment  hervor,  daf*  «l* 
korporative  Charakter  der  Aktiengesellschaft  in  den  Niederlanden  fast  durehgli^ 
gewahrt  ist,    nnd    ;&war  durch  eine  in  Deutschland    nur  selten  zu  Endende  R^elmia  4m 
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Stimmrechts.  Nnr  bei  einer  unbedeutenden  Zahl  von  Gesellschaften  berechtigt  jede 
Aktie  ohne  weitere  Einschrftnknng  zu  einer  Stimme.  Bei  den  meisten  kann  auf  eine 
Person  nur  eine  beschr&nkte  Stimmzahl  (gewöhnlich  6,  oft  genug  aber  auch  nur  3  oder  2) 
vereinigt  werden ,  wobei  fast  nie  das  Stimmrecht  an  den  Besitz  mehrerer  Aktien  gebun- 
den ist.  Mitunter  wird  überhaupt  von  der  Zahl  der  in  Besitz  befindlichen  Aktien  ab- 
strahiert und  jedem  Mitglied^  so  viel  Aktien  es  auch  besitzen  mag,  nur 
eine  Stimme  zugesprochen.  So  ist  es  z.  B.  bei  der  ,,Dry versvereeniging" ,  der 
Mittelburg'schen  f^Bau-  und  Vermietgesellschaft"  und  den  „Bekken'schen  Dampfinehlmüh- 
len**.  Die  niederländische  Geschäftswelt  hat  aUo  den  ursprünglichen  Charakter  der 
Aktiengesellschaft  als  einer  Person engesamtheit  festgehalten  und  das  Überwuchern  des 
kapitalistischen  Elementes,  woran  die  deutschen  Aktiengesellschaften  vielfach  kranken, 
vermieden.  Dadurch  wird  ein  grofseres  Interesse  der  Aktionäre  für  das  Unternehmen 
geweckt,  welches  auf  den  Geschäftsgang  von  durchaus  wohlthätigem  Einflufs  ist. 

Wir  wünschen  dem  Werke  weite  Verbreitung  und  Fortsetzung. 

Dr.  B.  van  der  Borght. 

H.  Schumacher-Zarchlin.  Johann  Heinrich  von  Thünen,  Ein  Forscherleben. 
Zweite  Auflage.  Mit  dem  Portrait  von  Thünens  nach  einem  Gremälde  von  Temite. 
Bo:»tock  und  Ludwigslust,  Verlag  von  C.  Hinstorff,  1883.     X  u.  323  SS. 

Diese  dem  Andenken  des  verstorbenen  Gbofsherzogs  Friedrich  Franz  II.  von  Meck- 
lenburg-Schwerin im  Gedächtnis  Seiner  Teilnahme  an  Jobann  Heinrich  von  Thü- 
nens Forschungen  und  Erfolge  gewidmete  und  zum  hunder^ährigen  Geburtstage  (24.  Juni 
1783)  unseres  Geistesheros  erschienene  Gabe  seines  dankbaren  Schülers  würden  wir 
freudigst  begrüfst  haben,  selbst  wenn  die  neue  Auflage  nicht  als  vermehrte  zu  bezeich- 
nen wäre.  —  Es  mag  Sache,  es  wird  sogar  Pflicht  berufener  Federn  sein,  von  Zeit  zu 
Zeit,  besonders  aber  in  gewissen  Phasen  unserer  sozialen  Entwicklung,  in  würdiger  Weise 
einen  der  Würdigsten  au  feiern.  Wir  aber  begnügen  uns  mit  dem  Hinweis  darauf,  dafs 
es  dem  in  pietätsvoller  Fürsorge  thätigen  Verfasser  unzweifelhaft  gelungen  ist,  die  For- 
scherwege und  Lebensziele  seines  Meisters  ins  klare  Licht  zu  steilen  und  unverfälscht 
darin  auch  zu  erhalten.  Dem  Wunsche,  dafs  unserer  heranwachsenden  Jugend  „dies  Le- 
bensbild von  Thünens  als  Merkstein  an  ihren  Lebensweg  gestellt'*  gelten  möge,  müs- 
sen wir  wärmstens  beipflichten.  Wir  können  nicht  umhin,  Schumachers  Arbeit  die 
weiteste  Verbreitung  zu  wünschen.  K. 

Wohlfahrtseinrichtungen  der  Friedr.  Krupp'schen  Gufsstahl- 
fabrik    zu   Essen  zum  Besten  ihrer  Arbeiter  und  Beamten.     162  SS. 

Unter  diesem  Titel  hat  die  Firma  Friedr.  Krupp  in  diesem  Jahre,  veranlafst  durch 
die  Hygiene-Ausstellung  zu  Berlin,  eine  Schrift  veröffentlicht,  welche  die  Aufmerksamkei  t 
weiterer  Kreise  erregen  mufs.  Es  wird  uns  damit  eioe  Beschreibung  sämtlicher  Ein- 
richtungen gegeben ,  welche  Krupp  für  das  Wohl  seiner  Arbeiter  getroffen  hat ,  und  da 
es  sich  hier  um  eine  sehr  grofse  Arbeiterzahl  handelt  (im  Septb.  1881  waren  19,605 
Personen  beschäftigt  und  die  Zahl  der  Familienglieder  betrug  46,776 ,  zusammen  also 
65,381),  und  da  femer  die  Einrichtungen  sehr  mannigfaltig  sind  und  der  Zweck  der- 
selben, Hebung  der  Arbeiter  in  leiblicher  und  sittlicher  Beziehung,  wohl  auch  erreicht 
worden  ist,  so  dürfte  jene  Schrift  gerade  jetzt  von  Interesse  sein  und  als  Material  dienen 
können  bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Sorge  für  die  Arbeiter 
auf  den  Staat  übertragen  werden  kann. 

Einen  wesentlichen  Gegenstand  der  Fürsorge  bilden  die  Wohnungsverhältnisse. 
Essen  hatte  im  Jahre  1830  5,467  Einwohner,  1881  69,169;  die  Krupp'sche  Fabrik  be- 
schäftigte 1832  10  Arbeiter,  1882  in  Essen  11,011.  Die  Ausdehnung  der  Stadt  ist  also 
zum  grofsen  Teile  durch  das  Wachsen  des  Krupp'schen  Etablissements  hervorgebracht, 
und  es  ist  erklärlich,  dafs  durch  die  schnelle  Zunahme  grofse  Mifsstände  herbeigeführt 
wurden.  Das  enge  Zusammenwohnen  beeinflufste  die  Gesundheitsverhältnisse  und  die 
Moralität.  Die  Mietspreise  stiegen  bedeutend  (von  24  —  30  Thlr.  in  der  Mitte  der 
50er  Jahre  auf  36 — 50  Thlr.).  Krupp  war  daher  schon  früh  darauf  bedacht,  diesen 
Übelständen  entgegen  zu  wirken;  1863  wurde  eine  Kolonie  mit  40  Wohnhäusern  und 
140  Wohnungen  erbaut,  und  jetzt  besitzt  die  Fabrik  8,208  Wohnungen,  in  welchen 
16,200  Personen  leben.  —  Das  Kottagesystem  (für  jede  Familie  ein  besonderes  Wohn- 
haus) liefs  sich  leider  hier  nicht  anwenden,  da  gerade  in  den  Jahren  der  gröfsten  Aus- 
dehnung —  1871  bis  1878  —  das  Terrain  dafür  nicht  zu  erwerben  war.  Es  wurden 
daher  gröisere  Häuser  gebaut,  jedoch  immer  so,  dafs  jede  Wohnung  möglichst  von  der 
Nachbarwohnung   abgesondert   ist ;   alle   haben    gesunde   Lage ,   Luft ,   Licht    und   gutes 
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Wusor,  und,  weoii  irgend  m5gUcli,   snch  ein  OiLrteb«n.      Die  durchschoittliche  j&liTlieb« 

Btietfi  betrügt: 

filr  etoe  Baracken wohnung  (S  B&nme)  .  .  .  Kk,  60—  90, 
j,  „  WobauDg  von  3  R&amen  mit  KoUer  „  90—100. 
*»       fi  }*  11     Ä         u  »f  1»         ti      1*0 — 16Ä. 

Tl  »»  Jl  »)       *  ♦»  »1  »f  't        loU* 

T»  Tt  »t  M  Ö  »1  J>  »»  M  «lO. 

Pftr  Arbeiter  ohne  Famiiio  bat  die  Fabrik  »cho»  1856  «ine  Menage  crricbtet.  Da- 
mals wurde  pro  Tag  für  Logis ,  Mittagcät^en  (i  maJ  wücbeutUch  Fldacb) ,  Abendes^eu, 
Butter  ,  Kaffee ,  Wäsche  etc.  6  Silbergr.  berechnet ,  1B6S  erhöht«  man  diesen  Satx  ttm 
t$  Pf.,  1869  um  weitere  i  Pf.,  jedoch  wurde  nun  jeden  Tag  Fleisch  gegeben^  1874 
machte  die  Steigerung  der  Lebeasmittßiprßise  eine  Erhöhung  auf  8  Silbergr.   nötig. 

Ein  gror<»&rtig6r  Kon-sumvereia  sucht  den  Arbeitern  die  Mahrungsmittol  tind  andere 
notwondige  6egeo:»tände  billig  zu  verschaffen.  Der  Verein  bat  eine  Schneider-  und 
SchuhmacherwerküitAtt,  eine  V^erkauff^stclle  für  Eisenwaren  uud  Hausgorftter  eine  Schlächterei» 
Bäckerei,  DampfmQhle^  Restaurationen,  eine  Selterwasser-,  Bürsten*  und  DÜtenfabrik,  und 
überall  ist  darauf  Bedacht  geoommenf  dafs  in  dieaen  Anlagen  die  invaliden  Arbeiter, 
sowie  die  Witwen  und  Tochter  von  Arbeitern  Beschäftigung  finden. 

Die  Kranken-  und  Sterbekasse  besteht  seit  1853.  Unsere  Schrift  enthält  das  voü- 
ständige  Statut  dieser  Kaüsc,  sowie  eine  Tabelle  über  die  Entwickelung  derselben  seit 
1856^  Aus  dieser  Tabelle  wollen  wir  nur  erwähnen,  dafs  i.  J.  188S  die  Beiträge  der 
Mitglieder  857^000  M.,  die  der  Firma  188^000  M.  betragen  haben.  —  Damit  auch  dann 
Untersttitxungen  gewährt  werden  können^  wenn  das  FamiUenhaupt  gesund  ist,  Krank- 
heiten in  der  Familie  aber  Not  und  Sorge  entengt  haben«  ist  i.  J.  1879  von  dem  Cbif 
der  Firma  der  Krankenkasse  ein  Geschenk  Ton  6000  M.  gemacht  und  nach  Verwendung 
dieser  Summe  t.  J.  1881  zu  demselben  Zwecke  ein  Kredit  von  3000  M.  pr.  Jahr  k  conto 
der  Geschäft skasse  bewilligt  worden. 

Pensionen  werden  an  Arbeiter  und  deren  Witwen  gesahlt,  wenn  Erstere  mindestens 
80  Jahre  im  Dienste  der  Fabrik  gewesen  oder  in  diefiem  Dienste  vemogtuckt  sind.  Die 
Zahl  der  Pensionäre  betrug  Ende  1882  76  mit  einem  durchsehnittltcbeQ  Pen*»ion&betra^e 
von  M.  &1  pr.  Kopf  und  Monat.  —  An  91  Witwen  werden  durchschnittlich  M.  ^9  pr. 
Kopf  monatlich  beKahlt»  — 

Für  die  Oesuudheit  der  Arbeiter  Ist  ebenfifau  in  ausgedehntem  MaTse  gesorgt  Es 
wird  eine  Statistik  über  alle  epidemischen  und  endemischen  Krankheiten  geführt^  und 
diese  Statistik  erstreckt  sich  über  alle  Angehörigen  der  Fabrik,  soweit  sie  £ur  Kranken- 
kasse gehören»  zu^nmmen  über  ca.  30^000  Menschen.  Die  Fabrik  besitzt  fitidurcfa  et» 
Mittel,  den  Gesundheitszustand  zu  überwachen.  Ferner  ist  eine  Sanititskooiniisjion  vor- 
liandeti,  die  sofort  ^usammeutritt,  wenn  es  nötig  erscheint,  irgend  welche  Mafsreg^ln  su 
ergreifen  —  Zur  Desinüzicrung  von  Betten,  Wäsche,  Kleidern  etc.  ist  1874  ein  Des- 
infektion sapparat  erbaut  worden;  zur  Abholung  der  infissierten  Gegenstände  dient  ein  an 
die.^em  Zwecke  angefertigter,  hermetisch  versdiliefsbarer  Wagen ;  für  den  Betrieb  des 
Desinfektion&apparats  ist  ein  besonderes  Reglement  erlassen. 

Die  Kranken  werden  in  einem  der  Firma  gehörigen  Krankenhause  untergebrachl, 
welches  auf  sehr  günstigem  Terrain  erbaut  ist 

Im  Jahre  1877  wurde  von  Krupp  ein  Lebensvorstcberangsverein  gegründet,  welcher 
nach  den  Statuten  den  Zweck  hat «  einmal  die  Ausbreitung  des  Versicherungswesens 
unter  den  Angehörigen  der  F^abrik  zu  fördern,  dann  den  letzteren  vorteilhafte  Bedingungen 
durch  Verträge  mit  Leben sversichernugs  -  Gesellsehafton  zu  sichern  ^  die  Vermittelnng 
xwlscbeu  Versicherten  und  den  Versichernngs  -  Gesellschaften  zu  übernehmen ,  so  ditff 
alflo  die  Agentenprovisionen  zu  Gunstou  der  Versicherten  fortfallen  und  endlich  eine 
Kasse  zu  bilde»,  aus  welcher  unter  Umständen  den  Mitgliedern  aufserordentliche  Unter- 
Stützungen  gewährt  werden  soUeo.  —  Bei  der  Gründung  des  Vereins  hat  Krupp  dem- 
selben ein  Geschenk  von  50,000  M.  und  i.  J.  1879  abermals  ein  solches  von  4000  M 
gemacht;  aufserdem  gewährt  die  Firma  dem  V*ereine  regelmäfsige  vierteljährliche  Beiträge 
in  der  halben  Höhe  der  von  den  Gesellschaften  bewilligten  BoniÖkaüonen  und  Imt  die 
Geschäftsführung  übern ominen,  so  dafs  die  Verwaltung  dem  Vereine  keine  Kosten  ver- 
ursacht. 

Was  nun  die  Einnchtnngeti  im  Betriebe  der  Fabrik  betritt,  so  ist  hier  ebenfalls 
Alles  gethan,  was  möglich  ist,  um  die  Arbeiter  vor  Unfällen  zu  bewahren  t&ud  geaaitd 
stt  erbalton. 
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Unsere  Schrift  führt  noch  mancherlei  auf  ^  was  von  Interesse  ist ;  wir  müssen  uns 
hier  aber  darauf  beschr&nken,  nur  das  Wichtigste  hervorzuheben.  Es  geht  auch  daraus 
schon  hervor,  dafs  die  Inhaber  der  Firma  Fr.  Krupp  eifrig  bemüht  sind,  die  Lage  ihrer 
Arbeiter  nach  allen  Richtungen  hin  mit  grofsen  Opfern  zu  heben,  und  wenn  am  Schlüsse 
der  Schrift  gesagt  wird,  dafs  die  Firma  auch  ferner  denselben  Weg  unverrückt  verfolgen 
wird,  so  ist  das  mit  Freuden  zu  begrüfsen  und  nur  zu  wünschen,  dafs  ein  solches  Bei- 
spiel Nachahmung  finden  möge.  Die  Jahresberichte  der  Fabrikinspektoren  zeigen  uns 
z.  T.  ganz  andere  Bilder.  A.   B  ay  erdörf  fer. 
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UArtuiHnn,  LAndfrutcr-Ordnan];  f.  d.  Prov.  BrAadonhurg.  (KaH  IfttyiiMUiiid  Vm- 
Ug  in  Beflin,)     IM    50  PC 
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Dvmnni  Ky  n  e  9i  O, »  1-ea  constitotions  europ^auie»;  pArloment»,  tonscila  provin- 
ciAtts  et  coniinunAux  et  orgAnisation  jadictairo  dana  led  diYer»  Etats  de  l'Europe  S«"  Mi- 
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GeßerAlbericbt  Über  dAf  T^lcdiiinAl-  und  SanitAtawesefi  der 
Stadt  Berlin  i  in  JAhro  1881.  ErsUttei  (in  Vertretung)  von  D  r,  A.  Worntek. 
Berlin    1883.     Druck  and  Verlag  von  A.   W.  HAyn'i  Erbe«.     8«      814  S. 

Zum  «weiten  Male  verofTentÜcbt  das  Berliner  kiiogl  PolUeipr&stdiom  »einen  Berieht 
über  das  HeilixinAl-  und  SAnit&t«>weaeD  der  Stadt  Berlin  (pro  1881) ,  eine  Publikation, 
dio  dcB  lnterc5aiAnteu  viel  bietet  lu  dem  L  Abschuitt  (Gebart«-,  Gesund- 
heltü'  and  Storblicbkeitsverhiltuisse  Berlins  1.  J.  t88J)  werden  au- 
nttcb&t  die  Attgeioeincn  Geburt»-  und  Sterblich  keitsverb&Itnisi 
dArgelogt,  die  einen  ÜberBchuf«  von  19,480  Geborenen  und  vun  20,354  Zogezogea 
ergeben,  so  dafs  eine  Gesamtbevölkerong  von  1^156,382  Einw.  folgt.  Weiter  wprdw 
die  Sterblichkeit  fr-  und  Gesuadheitsverbiltutsse  im  besonderen 
Ausgeführt,  «uRirderst  die  Kindersterblichkeit  mit  Bexiohung  auf  ehelicht*  und 
unclieitche  Geburt,  Lebensalter,  TodesarsAche,  wobei  Aueb  di«  Ernährnng  der  Kinder  in 
Riicksiuht  gezogen  wird.  Der  zweite  Puokl  dieses  besonderen  Teiles  bctriflt  die  t  ti » 
lektioaskrankheiten^  von  denen  besonders  der  Typhus  mit  Beaiebung  aut  die 
Grund  Wasserstande  imd  die  öfiTeotlicben  Wasscrlt^ufe  Berlins  ^  Kirch  hi'ife ,  Abladestallen 
für  StraHienkehricbt  u.  s.  w    aasführlieh  bebprocheu  wird. 

Der    IL    Abschnitt   (Ssnitätspolisei)    belehrt    In    dem    ersten  Teile    (R«iit- 
haltung   dci  Bodens^  Entwässeraiig)    über    die  Kanalisation,    Beseitigung  der  AbfalUtolf 
in    den    nicht    kAnftlisierten  Stadtteilen^  Strafseokehricht   und  fc^te  AbfiülstotTe  d^r  Hm 
bnUungeii,  SUnfsonrelnigung  und  Pflnsterutig»  wÄhrend  in  dem  iweiien  Teile  (W    '  nV 

der  Entwurf  einer  neuen  Baupoliieiordnung  und  Daten  Über  »11  gemeine  Wo 
liMltuiäse,  SchlnfateUcn'  und  Aaylwesen,  über  die  ,tP«nnen*'  genanuten  Nacliim ;  im  r^f.ii 
und  ^nnilÄtspotiieeiliche  Untersuchungen  einzelner  Wohnungen  mitgetciU  werden  Der 
dritte  Teil  dieses  Abschnittes  behandelt  die  Wasservcrsorguitg  sowohl  durch  Wasser- 
werke als  auch  durch  Brunnen,  der  vierte  die  samtitispolisteilichen  UafdUahtneu  be^iiglicb 
des  Verkehr.«!  nitt  Nahrungs-  und  Genufsmittelu.  Der  Hinfte  und  t^echsUi  Teil  be»jvricht 
die  sJinitfit»poli%cinehen  Mafsregeln  gegen  die  abnorme  Hohe  der  Kindersterblichkeit  und 
gpi;en  Infektionskrankheiten  aller  Art,  wnbei  namentlich  der  Abschnitt  über  dir  Aas- 
breitnng  der  Syphilis  und  Über  die  Übirwachung  der  Prostitution  uft  recht  traurige  Vnr 
bältnisse  aufdeckt ,  wenn  auch  eine  kleine  Wenduug  zum  ßesseru  nicht  2U  vorkfltiti«n 
ist.      Im  siebenten  Teil    werden    die  Mafsnahmen    betrttfleiid  den  V^erkehr  mit  Gtfteti  und 
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die  Verwendung  von  Giften  zur  Herstellung  von  Gebrauchsgegenständen,  im  achten  die 
in  Bezug  auf  gewerbliche  Anlagen  und  Gewerbebetriebe  aufgeführt 

Der  III.  Abschnitt  (Medizinalpolizei)  handelt  von  den  Medisinalpersonen, 
Apotheken  und  Droguenhandlungen,  Krankenhäusern  und  Krankentransporten ,  vom  Leichen- 
wesen und  endlich  von  den  „Rettungskasten'S  den  Vereinen  für  ärztliche  Hilfe  bei  Nacht 
und  den  Sanitäts wachen,  wobei  auf  manche  Mänerel  hingewiesen  wird. 

Der  reiche  Inhalt  des  Textes  wird  ergänzt  durch  12  Anlagen  (S.  267 — 314), 
zum  gröfseren  Teile  graphische  und  tabellarische  Darstellungen,  welche  das  statistische 
Material  für  die  vorangegangenen  Ausfahrungen  in  übersichtlicher  und  handlicher  Form 
vorführen.  R.  v.  d.  B. 

Th.  Sörensen:  Bor  neddd  eligh  eden  i  forskjellige  Samfundslag 
i  Dan  mark.     Kjobenhavn  1883. 

(Th.  Sörensen:  Kindersterblichkeit  in  verschiedenen  Gesellschaftsschichten  in  Däne- 
mark.    Kopenhagen  1883,  110  Seiten  8«.) 

Diese  Arbeit  liefert  uns  einige  neue  Mitteilungen  über  die  Sterblichkeit  von  unehe- 
lichen Kindern,  deren  Geschichte  die  offizielle  dänische  Statistik  nur  den  ersten  Monat 
ihres  Lebens  hindurch  verfolgen  kann.  Besonderes  Interesse  bieten  die  Mitteilungen 
über  die  Anzahl  unehelicher  Kinder,  welche  durch  die  spätere  £he  der  Eltern  legitimiert 
werden.  10  bis  24  f  der  unehelichen  Kinder  werden  auf  diese  Webe  legitimiert,  während 
auf  dem  Lande  aufserdem  eine  grofse  Anzahl  unehelicher  Kinder  dadurch  versorgt 
werden,    dafs   die  Mutter   sich  mit  einem  anderen  als  dem  Vater  ihrer  Kinder  vermählt. 

Die  Bevölkerung  Dänemarks  ist  wesentlich  eine  ackerbautreibende;  es  ist  deshalb 
von  nicht  geringer  Bedeutung,  Klarheit  über  den  Gesundheitszustand  der  Kinder  in  den 
verschiedenen  Gesellschaftsschichten  auf  dem  Lande  zu  erlangen ,  eine  Frage ,  welche 
weder  in  Dänemark  noch  wo  anders  Gegenstand  sonderlicher  Aufmerksamkeit  gewesen 
ist  Was  uns  hier  mitgeteilt  wird,  scheint  besonders  darauf  hinzudeuten,  dafs  die  Bauern 
nicht  verstehen,  Vorteil  aus  den  günstigeren  Verhältnissen  zu  ziehen,  unter  denen  sie 
leben,  so  dafs  die  Sterblichkeit  der  Kinder  bei  den  Bauern  ungefähr  ebenso  grofs  ist 
als  bei  den  Feldarbeitern ;  weder  hinsichtlich  der  Reinlichkeit,  Hautpflege  noch  Ernährung 
der  Kinder  zeichnen  sich  die  Banergutsbesitser  vor  den  Häuslern  aus  und  wenn  auch 
die  Wohnungen  ersterer  gröfser  sind,  so  benützen  sie  doch  nur  wenige  Zimmer,  wo  die 
Luft  zumal  nicht  besser  ist,  als  in  denen  der  Arbeiterklasse.  Unzweifelhaft  würde  es  sich 
für  Sozialstatistiker  lohnen,  zu  untersuchen,  wie  es  sich  in  diesem  Punkt  in  den  Acker- 
baudistrikten Deutschlands  verhält  Harald  Westergaar d. 

O.  Elb,  „Über  GebäudesUtistik.''  Dresden,  Schönfeldts  Verlag,  1882.  gr.  8. 
30  S. 

Der  Verfasser,  von  Beruf  Zivilingenieur,  vertritt  das  statistische  Interesse  des  Tech- 
nikers, welches  mehr  auf  die  „Bewegung'*  als  den  „Stand**  des  in  den  Bauten  aller 
Art  angelegten  Nationalkapitals  gerichtet  ist ,  und  darum  stets  mehr  eine  „Bau-**  als 
weniger  eine  „Gebäudestatistik**  zu  gewinnen  sucht  Immerhin  ist  jeder  in  dieser  Rich- 
tung arbeitende  Techniker  als  ein  hochwillkommener  Bundesgenosse  der  Statistik  über- 
haupt zu  begrüfsen  und  darum  mit  dem  Verfasser  die  Thatsache  zu  beklagen ,  dafs  aus 
dem  Schofs  der  hieher  gehörigen  technischen  Berufskreise  selbst  bisher  „nur  wenig  po- 
sitive Vorschläge  einer  vollkommneren  gebäudestatistischen  Erhebung  hervorgegangen 
sind.**  Als  den  jüngsten  Beitrag  hiefür  zitiert  der  Verf.  selbst  die  Denkschrift  des  Bau- 
inspektors H  o  u  s  s  e  1 1  e ,  d.  i.  das  Referat  des  Berliner  Architektenvereins,  ausgearbeitet 
nach  einem  diesbezüglichen  Beschlufs,  welchen  der  „Verband  deutscher  Ingenieure  und 
Architektenvereine**  bereits  i.  J.  1876  gefafst  hatte.  In  dieser  Denkschrift  fehlt  das 
erschöpfende  Bild  des  bisher  in  der  Gebäudestatistik  Geleisteten,  sowie  eine  Klarlegung 
der  Aufgaben  und  Mittel  derselben. 

Beide  dieser  Lücken  sucht  Hr.  Elb  in  seiner  Schrift  auszufüllen  in  dem  Räume 
von  kaum  17  Seiten  Text,  wovon  noch  5  Seiten  auf  die  Einleitungsworte  entfallen, 
allerdings  eine  schwierige,  kaum  zu  bewältigende  Aufgabe.  So  kann  denn  auch  dieser 
neueste  Beitrag  zur  Gebäudestatistik  nur  als  eine  Skizze  angesehen  werden,  welche  nach 
Erwähnung  der  von  Altmeister  Engel  dem  internationalen  Statist  Kongrefs  von  1863 
unterbreiteten  umfassenden  Vorschläge  und  Formularien  wie  deren  Kondensierung  im 
Kongrefs  von  1876  bei  den  Vorschlägen  des  SUdtbaurats  Blankenstein  („Wochenblatt 
für  Architekten  und  Ingenieure**  Jahrgang  1879|80)  stehen  bleibt;  diese,  von  Elb  in  der  An- 
lage ß  abgedruckt  berücksichtigen  vorzüglich  die  „Kostenfrage**  aller  Bauten  und  dürf- 
ten ihrer  ins  einzelne  eindringenden  Formulare  wegen   höchstens   bei   den  Baubehörden 
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oder  P»chtechulkorn  AitfuAhme  finden,  einer  »llgemetneti  gebJiadeaiiitistisciieti  Kr- 
hcbuDg  dagegen  wenig  nützen  könnten.  Aueh  die  Fixternng  de»  Begri^  der  Gebinde* 
emheit  iat  von  Blenkcustein  wie  freitetn»  des  Hrn,  £lb  nocb  den  }iAch{olt^era  ütier* 
la^en.  Die  von  dem  Letztern  anfgeHtellteu  Fragen  n&ch  dem  VerbältniA  der  gesAHtten 
AuftkenÜäche  des  Qcbjiudes  snr  Licbtfl&che  nn  SteUe  der  bUber  üblichen  PrAg«  oücb  der 
Znkl  der  Fenster  ,  sowie  jene  nach  Lage  ,  &>&teni  und  ^^Hygiene**  der  Oruben  w»reii 
ein  bedeutender  Fort^cbrittf  wenn  »ie  nicht  eben  fall :«  an  den  Fachmann  iiU  Bcuit  worter 
appellieren  würden  \  die&e  facbmAonbebe,  technische  Heantwortnng  vorausgesetzt«  ist  das 
von  dem  Verfas3»er  in  Anlage  C  aufgeatelUe  Fragen>cheroa  miode^ten:»  ein  sehr  brauch- 
bare«  und  wertvoUeu  Substrat  weiterer  Beratungen  der  &tatt&tiäeheo  tmd  teehtitscbea  ln^ 
tereaaenteo  dieser  ächwierigen  FraKe.  DaP»  für  den  Slaüstiker  tind  Nfttionaldkoiionitt 
die  Gebiadestaliätik  vornemitch  ihrer  sozialökonomischen  AttAkQnfte  wegen  von  wia^Mt- 
schaftlichem  lnteres«»e  ist  und  darum  vor  allem  in  dieser  Richtung  ihre  möglichste 
Fortbildung  erstreben  sollte,  haben  wir  bei  Besprechung  der  biaherigen  Tersuclid  euier 
,fintcrnationaIen  Oobaudestatietik^*  (f|Ö»terr.  statist  MonaUechrifl* *  J&hrg.  1  d77) 
de«  Nüheren  angedeutet.  John. 

Deutsch  land. 

llling,  Bandbuoh  für  prear».  Vcrwaltungsbeainte,    Kachtrag.     (A*  Huaek  tti  Berlin. ) 

Mucke,  J.  R. ,  Deotecblands  Getreide- Ertrag.  Agrarstatist  Untersuchung  (Abel 
in  Oreifswald.)     15  M. 

Jahrbücher^  württembergiscbe,  (  Statistik  u  Landeskunde.  Jabt^.  1883.  1.  Bd. 
L  lljllfle.     (Kohthammer  in  StuttKart.)     pro  kpit,   5  M. 

Matthfti,  F.,  Die  wirtschaftl.  Hilfsquellen  Rufs^lands  u.  deren  Bedeutg.  f  d.  G<k 
genwart  u.  ZukunfL     11    a.   12.   Lfrg.     (Baensch  in  Dresden.)     h  1  M 

Statistik,  BreslAuer.     Hrsg.    v.  stüdt.  stat  Bureau.     S.Serie  1.  u.  2.  Uli      iMor-^ 
genstern  Verlagskonto  in  Breslau.)     4M    80  Pf, 

Frankreich. 

Annuaire  statiMique  de  la  France  (€e  «nnde)  18S3.  Pur^  imt>r.  natioiu,  18S^> 
gr.  in>8.     XX1V^630  pag. 

Rösuliatft  ätatistiques  du  denambrement  de  188L  France  et  Alg^rie.  Piir.,  impr. 
natiou.,  1883.     LXIV — %9\   pag      (Publication  du  Minist^re  du  commerce.) 

E  n  glan  d 

Mise  o  I  lan  oous  Statiatics  of  the  United  Kingdom.  (Part  XL]  London  1888- 
Folio.     VUl — Ö08  pp»     (Parliam.  paper  by  command,  blue  book.) 

Italien, 

Censimcnto  deiln  popolauoue  del  Regno  d'Itaüa  al  31  dicembre   188L     Vola 
II:  (Fopolazione  elaeet^caU  per  etk,  sesso,  sUto  civile  e  istrusione  elementare.) 
188S.     lrop-tn>8.     Vm^606  pp, 

S  t  a  t  i  s  t  i  c  a  dclle  cauee  di  morte.  Uortt  aTvenute  nel  comani  capoluoghi  di  pro- 
vlncia  o  di  circondario  (durante  Tanno  1888).  Roma  1883^  Roy.  in-B^  LH — 1S7  pp 
(PubbHcaxione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria  etc.^  Direzione  delta  stAtistiCA.) 

StaCinticM  gindiziaria  degli  affari  penali  per  Tanno  1880«  coufrontata  eon  quelle 
deglt  anni  precedenti.  PubblicAzione  della  Diresione  generale  di  statistica.)  Roma  1883 
gr.  in-8.     CI— 627  pp. 

Statidtica  dell*  istruzione  per  Tann o  scolasticü  1880—81.  Rom«  1883^  gr  in*i^ 
LIX— «91  pp. 

Spanien. 

CeuBO  de  la  PobUciön  de  Espana,    segibi    el  empadronamieuto    beeho    en    81 
Diciembre  de  1877  por  la  Direcci<^n  general  del  Inatituto  geogr4fico  y  ostadistico      To 
L     Madrid,  imprenta  de  la  Direccion  general  del  Instituto  geogr^fico  y  eütadistieo,   1883 
Imp-Fol.     XXXV— 840  pp. 

Niederlande. 

8 1  a  1 1  s  t  i  e  k  van  bet  loop  der  bevolklug  van  Nederlaud  ovcr  1880.  9  Grave»^ 
hage  1883      8.     (Uirgegeveu  door  het  Departement  van  binneulaodjsche  itakeu.)      ISS  pp. 

Statistische  bescheiden  vor  bet  Kouingr^k  der  Nederlanden.  Sterfke  uaar 
de  oorsnken  van  den  dood  in  1873  en  1874.  2  vols  's  Gravetibage  1883.  4.  368 
eu  368  pp.  [Todesursachen  der  in  den  Jahren  1873  und  1874  im  Königr,  der  Kieder- 
laade  Oectorbenen.) 
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Mexiko. 
Ley  de  26  de  Mayo  de  1882  que  criö  la  Direccion  general  de  Estadi'stica  y  regla- 
mento  de  la  misma  ley.     Mexico  1888.     8.     br.     44  pp. 

18.   Versohiedenes. 

8.  A.  Byk,  Bechtsphilosophie.  Der  letzte  Grund  des  Rechts  und  seine 
praktischen  Konsequenzen,  bearbeitet  unter  Berücksichtigung  der  Möglichkeit  ihrer  Ver- 
wirklichung.    Leipzig,  Verlag  von  Moritz  Schäfer,  1882.     8®.     XII  und  244  S. 

Der  Verfasser  hat  sich  schon  in  einer  Reihe  anderer  Schriften  als  ein  vielseitig 
unterrichteter  und  eigentümlich  denkender  Forscher  kundgegeben.  Aber  es  wäre  von 
keiner  leicht  zu  sagen,  worin  ihr  wissenschaftlicher  Gewinn  bestünde.  Als  ein  nach  Wahrheit 
suchender,  scharfblickender  Laie  hat  er  den  Stoff  seiner  wechselnden  Betrachtung  mehr 
nach  persönlichem  Bedürfnis  als  nach  den  Richtungsmafsstäben  der  gegenwärtigen 
Forschung  disponiert  Man  vermifst  den  Zusammenhang  seiner  Ideen  mit  der  konkreten 
Gestalt,  welche  die  Gesamtarbeit  des  Jahrhunderts  angenommen  hat.  Darin  könnte  nur 
ein  erspriefsliches  Moment  des  Gedankenfortschritts  liegen,  insofern  die  Eigentümlichkeit 
der  Behandlung  den  wissenschaftlichen  Problemen  eine  neue  Seite  abzusehen  verstünde. 
Doch  dies  kann  trotz  der  vielen  guten  Gedanken,  über  die  der  Verf.  gebietet,  nicht  wohl 
zugegeben  werden.  Er  ist  eine  zu  dispersive  Natur,  die  defshalb  zu  einer  wirklichen  Be- 
herrschung der  Materien  nicht  gelangen  kann.  Weder  die  Angriffspunkte  noch  die  Lösungs- 
mittel noch  die  Ziele  seiner  Forschung  sind  deutlich  erkannt  und  bestimmt  formuliert,  so 
dafs  man  am  Schlufs  seiner  Bücher  sich  zu  dem  Zeugnis  gezwungen  fühlt,  mit  einem 
ernst  denkenden  aber  nicht  richtig  forschenden  Autor  Bekanntschaft  gemacht  zu  haben. 

Es  wäre  eine  mifsliche  Au^abe,  den  Beweis  für  diese  Behauptungen  gegenüber  seiner 
Rechtsphilosophie  anzutreten,  denn  wir  müfsten  fürchten,  von  den  Interessen  unseres 
Leserkreises  allzuweit  abzuirren.  Die  Neigung  des  Verfassers  zur  Diskussion  philoso- 
phischer Gesichtspunkte  hat  über  die  Würdigung  der  realen  Kräfte,  welche  der  Rechts- 
bildung zu  Grunde  liegen,  den  Sieg  davongetragen.  Wir  sind  nicht  im  Stande,  den  all- 
gemeinen Auffassungen,  die  der  Verfasser  mit  vielfachen  sachlichen  und  historischen 
Irrtümern  entwickelt,  beizustimmen  und  bedauern  insbesondere  —  was  an  dieser  Stelle 
das  wichtigste  zu  bemerken  ist  —  dafs  er  der  Bedeutung  des  ökonomischen  Prozesses 
für  die  Fundamentierung  seiner  Disziplin  gar  keine  Rechnung  tragen  mochte.         Z. 

Schmid  ,  Fernando,  Rückblicke  auf  verunglückte  Kolonisatiousversuche  in  Brasilien. 
(F.  H.  NesUer  &  MeUe  in  Hamburg.)     1  M. 

Mayer,  A. ,  Wiens  Buchdruckergeschichte.  1482—1882.  1.  Bd.  1482  —  1682. 
(Frick  in  Wien.)     24  M. 

König,  Professor  Dr.  J.,  Die  Wichtigkeit  der  Lebensmittel-Kontrole  u.  ihre  Aus- 
führung in  Deutschland  u.  aufserdeutschen  Staaten.  (Max  Pasih,  Verlagsbuchh.  in  Ber- 
lin.)    1  M. 

Langelütke,  A.,  u.  J.  Doerenberger,  Leitfaden  f.  d.  Handarbeit- Unterricht 
in  Volksschulen.     (F.  Bagel  in  Düsseldorf.)     1  M.  20  Pf. 
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A.     Frankreich. 

A n n a  1  e s  de  dömographie  internationale ,  dirig.  par  J.  Bertillon.  VI.  Annöe 
No  24  (d^cembre  1882)  [publik  aoüt  1883]:  Etüde  d^mographique  du  divorce  et  de  la 
Separation  de  corps  dans  les  difförents  pays  de  l'Europe,  par  J.  Bertillon,  Il^e  partie : 
des  circonstances  qui  accompagnent  le  divorce.  —  Du  mouvement  de  la  population  dans 
plusieurs  villages  des  cantons  de  Champagney  et  de  Giromagny  pendent  la  seconde  moi- 
Ü6  du  XVUe  si^de,  par  V.  Poulet.  —  Note  sur  ies  mouvements  de  population  k  Prague, 
par  J.  Erben.  —  L'identit^  des  röcidivistes  et  la  loi  de  rel^ation,  par  A.  Bertillon 
(chapitre  1  k  8).  —  Nouvelles  applications  du  calcul  des  probabilitös  &  l'ötude  des  ph4- 
nomines  statistiqnes  et  distribution  des  mariages  suivant  T&ge  des  öpoux,  par  Perozzo. 
Accomp.  par  tables  numöriques  et  tables  graph.  —  etc. 


im 


Dl«  i»erio4bche  Press«  de»  AtiBl«fid«s 


R  u  1 1  r  t  i  n  du  M  i  n  i  s  t  ^  r  4!  d  ci  T  a  g  r  t  c  u  1 1  u  r  es.  11*^  A  ii  ii  ^  e*  t  8  S  8 :  K  o  4  ;  A* 
FrüDüia:  Rapi^ort  sur  \e3  tmvuuiL  adtnhibtrKtifi»  ontroprU  contrt)  1e  phy}los«ni  et  sur 
Itt  aituiUioti  du  vigtiohle  frunvAt»  pcndjitit  iVuiiu«  it^'t  P^^  TissorAnd.  —  Uii|>port  «or 
tu  emiijiHgiic  ü^-ricicul«  eu  1882»  jiw  Mm.  Corntt.  —  EjippQrl  »iir  l<*  mlldcw,  p*r  PHJ- 
Icux.  —  Ejdmit  du  mpport  «»ur  Titiifllytie  den  vitiH  prt'setjl^«  k  rExpositioti  uiiiirerK.  d« 
1878,  »vmt  Uliletiui.,    pur  «J    Hüu^iugiLaU*  ß.  Etraiigc^r.    Rapport    sur  U  r^-oJie 

de  tu  I*ru.sfto  on  1889,  par  A  d«  Pltm  —  L»  r^colle  du  In  Hoogrie  «n  1882.  —  L« 
crisc  »Kriroie  düti»  l«  rayjiimie>uui  de  1a  Gr«ujde-firelAgo«  —  liapport  »ur  Im  peche  ta 
HoliAiido»  par  H.  E.  Sauvu^o.  —   etc. 

JtiiirH«)  de»  KcouomiMe».  Aü6t  1883:  La  BiisAJou  de  La  Commissioii  du  tiüd^ 
de  1884.  pnr  BlAthl^u-Iiudet.  —  L'^vMuUod  poÜtique  du  XUIl«  stiele,  8«  artkle:  Ia  pol»- 
ti^ue  iiit<«ri€iir«  de»  goiiveruemcuL»  niod«rtie»t  pnr  G,  de  HulmAri.  —  Bevoe  crtttqu«  de$ 
l»utiiu'Aiiuti3  L^ujjüfmijues  eij  Uugri^c  (rAnveUe,  pnr  Rouxcl  —  Le  Ccitigrl}S  mteruAtitiEi^ 
»cit^ntitiqtio  do4  JustitiUion«  de  pr<*voy»»»i'i*j,  pAr  E.  Fouriu«r  de  FIaix«  -^  Le  dertiier  Um- 
quel  du  Cubdeu-Club  t  pAf  A  F.  de  Fuiaptiitui».  -^  La  que«tioß  du  CAtieJ  de  Siut  a^ 
prüüii^e  per  L.  Say.  —  tioli^t<^  d'econoniio  piditjqtie.  K^uoiou  du  4  AuÜt  188S>  Discu»» 
»ion:  de  rHp[dtrMtiun,  «u  Ftaiic«,  de  l'Acte  Torrco»  sur  Ia  propriitd  fonci^re,  —  8od^*4 
de  »tAÜftUqae  do  PaH».  —  Compte»  roiidns  —  Chronique.  —  etc.  —  tieplembre  1868: 
\,e  p<i}iitivi(ime  devAtit  U  morate,  ]e  droit  et  roconuruie  {iolitiqae,  par  H.  C.  M&ilTer-  — 
EtAt  Aetucl  de  i'^eoiiumie  poLitiqtic  en  AlleniA|j^e  (8m«  Artlele);  pAr  M.  Block*  —  Lei 
IJtiHntv«  de8  i'oumiutie»  en  Pru^^e»  pAr  P.  Muller;  —  Revue  de  rAc«d6aii«  des  evien^^fw 
»lorAlti»  et  poUtiques  {du  Irr  juju  au  31  Aoüt  1888),  pAr  J.  Lefoii.  —  I^e  royaunic  de 
Portuicttl,  se»  rü-Asources^  ses  colunte»  et  sou  ^Ul  ^couumique,  par  A.  F.  de  Funti^ertiiiv 
<—  PeriSi^eii  et  luaximeä  ^cononüques,  par  AI.  E.  —  PublicAttua»  du  JoaniAJ  offieiel.  — 
Linduiitric  auriffere  en  Ru^sie.  —  Le*  politicieti:»  et  bureuuLrtite«  k*o<^  —  L«a  Üfe»*» 
It'Ie^rMphiquea  eu  Eiiropo.  —  ^ociit<*  d'^coiiomie  potitjque.  Reunioii  du  b  m^ptemhr% 
1883.  Diftcu^&iuii :  Quei$  AventAges,  ea  FiAQce  et  en  Angleterre,  le  coniineree  relaranit* 
U  de  r^uverture  d'uu  tounel  sous^ixiArin  ?  — *  Coinpte»  rendaa.  —  Cbromque,   —  et« 

JuurnAl  de  1a  Soci^t^  de  »tiiti&tiqne  de  PaHs.  XXIV«  Ann^e,  N»  8  ^  ^  /^«o.it  k 
sept4?mbre   1883):    Proc^a- verbal    de    la  a^nce    du   18  jaiüct  1889.  —    La  m  i« 

U  riHVttcatUm  inU'rieure«,  pAr  Beaaria^OresMcr.  —  Quelques  curiositds  de  ta  «i  rue 

puriMeiioe,  ptr  T.  Lou»,  —  Los  Iraiisports  e«  commuii  k  Paris  (omntbus  et  tramw^jali 
—  La  popnUtiou  de  Monaco  en  I8HI.  —  Du  rang  du  rExpai^ne  en  Europe  d'apreJi  k 
frtaltstique,  par  P,  A.  Delboy.  —  L'todustrie  de  la  eoie  k  Lyon,  par  T.  Lona  —  Lea 
banques  fran^ises  et  la  criee  de  1882.  ^  l/horlogeHe  de  Besait^ou.  —  Lea  Clearinf* 
Houses  auf  Etats- I^oIk.  —  etc. 

Moniteur  de»  n$$uratii:es,     Revue  menBuell«.    Tome  XV,  N^  178  h  179  (15  JuiUel 
ä   tS  Aoüt  1883):  SUuaüod  et  proi^r^s  des  a»surntices  sur  U  vie  eu  Frnrice.   —  Statbiit|U« 
deii  npi^raliotiH  dtp»  rmnpairnieit  d'»H9uranctt<4p  eti    1882,  par  P.  Mauliri.   ^^   Actif  de5  cotn 
pAgities  au  31  dikembre   1882.  Comptcs  rendus    de»  ^t!fi  compA^ies  d'A5>-  ur 

la  vie.   —  R^ftumi^  de»  op«'^rAtit>u$  des  couipftgiitpi  d'AFisnriiitces    cootre  riticM  .  ^^ 

Texerm-e  I88S.  pnr  A  TbonunreNU  -  Comptes  rendu^i  dt!f  (19)  eotnpAguie5  •.  ..^^...„...m 
(i'rat!<;«U)  cnntrc  riticeiidkv  —  Ccmiptes  retidnt»  de?  prttioipule«  compa^iir e  ^trmni^ife» : 
A»!iurjn»ces  ift^iierales  de  Tneslc  et  Vcnise;  Riunioiiw  »driatka  di  »icurtai  I«  Cornpafme 
bonfn'<>t!<e  d'Assurnnce§  g<*ni*rAle8 ;  Sod^tc'  anonyme  d^ASSurances  rranco-bon^roiBc ;  North 
british  and  inercantile  luAurauce  &> .  —  Les  a^surances  contre  Tineendle  en  Bet^qu» 
(185»^188Sf).   — 

Revue  (^«^u^rAle  d'administration.  VI«  Aan^e ,  Jniu  1883;  L*Ecole  iihrt  dM 
aeience»  politiquci»,  par  A  liAvallce;  —  Caraet^re  obligatoire  de«  »ubveatiuiu 
aUoa<^eji  sur  Toctrot  aus  boBpiceü  et  aua  bureinx  de  bieufaiaance ,  par  Ä.  Chevalier  ^ 
Du  taract^^re  du  droit  h  Viridcmnite  cn  mntiore  de  dommage»  *uite  de  traraux  publ 
Recevabiihr  de  IVxpertii»^.  par  Oarnot.  —  Chrouique  do  radmimstration  frau^be :  Cl 
uique  pHrtetncutaire ;  Projet  dtjur^atiou  de  ebauibre?»  de  commerce  k  r<?traiiger.  Fotet»  conuol 
nales,  etudc^  de  cbcmitia  vicinaui.  —  etc^  —  Livrabom»  de  juiUet  et  at>fM  1883  :  Projet  dw 
reviftiou  de  la  lol  sur  les  iogi^ments  iusnlubreit,  par  G,  Jourdun.  Artide  1  ei  S  —  D» 
la  deaiU»ioii  de^  maireb  et  de»  adioiiit^,  pnr  Mnrtcl  J.  8KinM,ag<»r,  —  LadminUtratlAii 
des  heaujc  »rtj<,  i*  ut  Ö*"  nrtide,  par  11.  Murgaud.  —  Los  travaus  des  coti^ntb  de  pfi» 
fecture  et»  1881  et  eu  188SC.  —  CbronJque  de  radminiatrntioii  frau^al^wi  Indei  frao^also 
Pt uinulgatiou    du   code    d'iiidUuGtiou    criminelle.     Projet   de  reorganisatioo    des  cluuiibni 
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consulUtives  d'agricalture.  Loi  du  29  uivose  an  XIII :  P^res  de  famille  ayant  7  enfanis 
vivants.  Caisses  d'^pargne,  Operations  en  1882  —  Des  testaments  solennels  des  Fran- 
9ais  k  l'etranger  re^us  par  les  chanceliers  des  consalats,  par  F.  Sanlaville.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Livraison  263  k  264,  Aoüt  et  Septembre  1883:  Re- 
lation d*an  Toyage  k  pied  du  Remboe  an  lac  Azhingo  et  k  l'Ogooue,  septembre  1883, 
par  Tenaille  d'Estais  et  S.  Lota.  —  L'avaocement  dans  la  marine  italienne.  —  Progres 
de  la  m^canique  en  Chine.  —  La  guerre  maritime  dans  Tlnde  sous  le  Consulat  et  TEm- 
pire  (fin),  par  E.  Fahre.  —  Voyages  d'exploration  de  M.  Savorgnan  de  Brazza:  Ogoouü 
et  Gongo  (suites).  —  Souvenirs  d'une  campagne  dans  le  Levant.  L'Egypte  eu  1882 
(suite)  par  B.  Oiru'd.  —  Abordages  et  cloisoos  ^  ötanches ,  par  L.  de  Maupeou.  — 
Organisation  de  TEcoIe  navale  des  ^tats-Unis.  —  Eclairage  diectrique  du  steamer^„Hima- 
laya**.  —  Memoire  du  capitaine  de  vaisseau  de  Flotte-Beuzidou,  directeur  de  l'Ecole  de 
Brest,  relatif  auz  salles  d'dtudes  des  öl^ves  (fin  du  XVIIIe  sihcle),  par  A.  Doneaud  du 
Plan.  —  Exploitation  des  mines  du  Laurium,  par  E.  Watbled.  —  Annales  lorientaises. 
Lorient,  arsenal  royal  (1704—1720)  3«  partie  (fin),  par  F.  Jögou.  —  Experiences  de  tir 
de  la  fabrique  d'acier  fondu  de  Krupp  (1882).  —  etc. 

B.    England. 

Contemporary  Review,  the,  for  August  and  September  1883.  The  Suez  Ca- 
ual  Question,  by  R.  T.  Reid.  —  The  Punishment  of  Penal  Servitude,  by  M.  Davitt.  — 
Luther,  by  J.  A.  Froude  (2nd  article).  —  The  analogies  of  Sailing,  by  P.  6.  HamertOD.  — 
The  Nonconformists  and  Church  Reform,  by  H.  Richard.  —  Europeans  and  Natives  in 
India,  by  A.  H.  Haggard.  —  Contemporary  Life  and  Tought  in  Germany,  by  F.  H. 
Geficken.  —  Russia  after  the  Coronation,  by  Stepniak.  —  The  Work  of  Trade  Unions, 
by  G.  Howell.  —  Poachers  and  Poaching,  by  I.  Purves.  —  The  Origin  of  Tithes,  by 
E.  Hatch.  —  The  Gods  of  Canaan,  by  Sayce.  —  Last  words  on  Mr.  Ilbert's  Bill,  by 
A.  Hobhouse.  —  The  early  History  of  the  Family,  by  A.  Lang.  —  Colours  and  cloths 
of  the  Middle  Ages,  by  Mrs.  Haweis.  —  Toung  Serbia  —  1883,  by  E.  Jenkins.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  for  August  and  September  1883:  France  and  Eng- 
land in  Egypt,  by  L.  Say.  —  The  Negotiations  with  M.  de  Lesseps,  by  O.  C.  Water- 
field.  —  The  Importation  of  Disease,  by  C.  Creighton.  —  Criminal  Jurisdiction  over 
Eoglishmen  in  India,  by  C.  C.  Macrae.  —  France  and  Syria,  by  (Captain)  C.  R.  Con- 
der.  —  Medical  Family  Registers,  by  Fr.  Galton.  —  New  Guinea  and  Annexation,  by 
J.  Vogel.  —  Our  Boer  Pulicy,  by  C.  B.  Clark.  —  The  Radical  Programme  I.  Machinery. 
U.  Measures.  —  Politics  in  the  Lebanon,  by  an  English  Resident.  —  Tachting.  I.  Cruis- 
IQKi  ^y  T^^'  Brassey.  II.  Racing,  by  Dixon  Kemp.  —  Sgypt  for  the  Egyptians,  by 
(the  Baron)  de  Malortie.  —  Modern  Dress,  by  Mrs.  Armytage.  —  Twelve  Months  of 
Travel,  by  R.  Brown.  —  Forty  Tears  in  the  Desert,  by  E.  Hart.  —  Anglo-Indian  Com- 
plications,  and  their  Cause,  by  A.  P.  Sinnett.  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries  and  Assurance  Magazine.  No  CXXIX,  April 
1883 :  On  the  subject  of  Extra  Risks,  considered  in  relation  to  a  hypothetical  Table  of 
MorUlity  based  on  the  HM  Table,  by  G.  Ryan.  —  On  the  A(^U8tment  of  Mortality  Tab- 
les,  by  J.  A.  Higham.  —  American  Life  Insurance  Dividends  (from  the  „Spectator  of 
New  York  and  Chicago'*)*  —  The  condition  and  progress  of  German  Life  Insurance 
Companies  in  the  year  1881,  by  A.  Emminghaus.  — 

NineteenthCentury,  the.  A  monthly  Review  edited  by  I.  K  n  o  w  1  e  s.  N«  77, 
Jttly  1883:  The  Spoliation  of  India,  by  J.  Seymour  Keay.  —  The  Whigs:  a  rejoinder,  by 
(the  Earl)  Cowper.  —  House-lighting  by  Electricity,  by  (the  Viscount)  Bury.  —  Whiter 
shall  I  send  my  son  ?  by  W.  Fielding  (über  Kolonisation).  —  New  Guinea ,  by  C. 
Trotter.  —  Why  send  more  Irish  out  of  Ireland  ?  by  A.  M.  SuUivan.  —  Cheap  Fish 
for  London ,  by  Sam.  PlinutoU.  —  The  critical  condition  of  the  Army  ,  by  (General) 
L.  Simmons.  —  etc.  —  No  79,  September  1883:  Ireland  and  the  Empire,  by  E.  Grey. 
—  The  liberal  idea  and  the  Colonie»,  by  H.  O.  Arnold-Forster.  —  Salmon  Fishiug, 
by  W.  Bromley-Davenport  —  Clergymen  as  Head-Masters ,  by  C.  Kegan  Paul.  —  The 
„Life-Problem  of  Bengal'S  by  Ameer  Ali.  —  Memories  of  Ischia,  by  W.  H.  Russell.  — 
Have  we  an  Army  ?  by  (Lieut.-General)  Patrick  L.  Mac  Dougall.  —  Inequality  in  Pu- 
ni;»hment,  by  (Lord)  J.  Fry.  —   Republican  Prospects  in  France»  by  J.  Reinach.  —  etc. 
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Quarte  rly  Review,  the  No3ll,  (pnblished  July  1883):  Dum 
»wifl  in  Ireltmd.  -^  Progre«»  tif  Medicioe.  —  Modem  Fiurmlng.  —  Tho  Raees  of  Eqro- 
pean  Hii^iaiu.  —   Tlic  Indiaii  Crisi»    —  Tbe  Futurc  of  PArties  and  Politics.   —   etc. 

Wcstininster  Review,  the,  JulylB83:  Lord  ChaDccUor  tfatherley  — 
Youjipf  Ireljitid  :  four  yejArÄ  of  Irish  HUtory.  —  Charles  Polhum  Villietä  lujd  tlie  lie|»eftl 
of    thi:    Com    Lrtws.  CoitipiiUitry    compensAtiou    for    Agricidtural    Itnproveuietit»     — 

Piiymeul  uf  Membur»  «iiid  «\j1.jji1hI  Cürrnption.  —  ladift  and  oar  Cölonial  Ka]|iireA:  % 
crkioAl  sorrey»  —  et« 

C     Ust  e  rrei  eh. 

Ö  s  t  0  r  r c  i  L-  b i  * c  U  o  M  o n  1 1 » s  c  h  r  i  f  t  für  Gesell »chuflSirissenschÄlt,  von  FVh,  C, 
V.  Vo  (?ol  an  ri  jic.  V.  Jahrg^.  (1888)  Heft  7,  8  a  9.  JuH*  August  und  September:  Kio« 
»(minlpoUtiacbe  Debatte  1  u.  U  —  Die  Gewerbeexpertise  im  Gsterreich.  Abgeortloel«!)- 
liHU^e  r^chlufft).  —  NnturalwtrL^c^baft  und  Geldwirtscbaa  (Srhlafä)  —  Die  MuchtfrAge 
im  Ei»eijb4»btiweseii  1  u.  iL  —  Die  «OKtalpoHtiücbeii  Bescblüsse  vou  Uaid  and  die  >tK61- 
tii!»t'hc  VotksKeltuog'',     Verkehr  und  Bändel  Boxiale  Chronik     —   Die  Arbeit   tuid  Utr 

Kceht.  —  Die  Bestrebungen  des  Lfaiidesatissehassejü  de»  Ilerzogtams  S&l^barg'  stu*  Kon- 
»tatjerung  der  Loi^e  des  Kleingewerbes  und  sur  Abhilfe  der  dasselbe  drückcadeii  Be- 
uch werden.  —  Die  Zu!it£nde  der  LandbeTolkerung  Venetiens.  —  Das  Atsungsrecbt.  — 
Die  Tauern  bahn.    — 

Ktatislische    Monatsschrift.      Redigiert    von    der  k.  k.  Direktion   der  admi- 
iiistrat.  Statistik.     IX    Jahrg      August-Septemberhefl :  Die  Ehetrenoüngen   tu  kaiholifrhfn 
L  «Indern,  von  K   Hagelmann.  —  Der  Ein  flu  fs  der  Ernten  und  Fruchtpreiee  auf  dii*  ^ 
bewegang  iu  Österreich,    1878—1881,  von   Fr.   v    Juraschek.  —  Die  lrrsiuatg:cu 
reichs  im  Jahre  1880,  von  J.  Mottl     —    Bewegung  der  Bevölkerung  vou   Wie«  luul  de 
nen  Umgebung  im  Jubre  1882,  vou  V.  Kit»    —   Die  AufnahmeprOfungen  in  den  ostcrreie 
Mittt'l»diQlcij    für    1882—83.    —    Die  KinderbuwahranstalleD    in  Österreich   w?i* 
letzten  DcKeuniumn ,    von    BrataB^evic.    —     Zur    verglciehcnden    Btatistik    der 
Todesursachen  während  der  Jahre  1873—^80,    von  Bratassevic.  —  Vorliufij^  1,. 
der  österreicbi sehen  Sparkaiisen  im  Jabro  1888|  von  H,  Ebrenberger.  —  etc, 

D.  Rur^land. 
Kussische  Revue,  hrsg.  von  C,  B ö 1 1 g e r.  XII.  Jahrg.  (1883)  Heft  5,  Ä, 
und  S:  Auf-  und  Zugung  der  Gewässer  im  etiropll&chen  Rufsland,  von  £.  Lcyst  —  Die 
Verhaudlurigcn  der  „grofsen  Kommitision'*  in  Moskau  und  St.  Petersburg  1767 — 1768, 
von  A.  Brückner  (Fortsetzung  und  Scblafa)  —  Der  answ&rtige  Handel  Rufslanda 
Jahre  1881,  von  Fr  Matthäi  (Fortaetsting  und  Schiurs),  —  Die  Operationen  der  Reich 
kredi  tan  stalten  im  Jahre  1880.  —  Die  rassische  Armee  im  Jahre  1881  —  AaslAnd 
iu  Rufaland  —  Sc-hiffAhrtsverkohr  über  die  rus£^ischeu  Häfen  während  der  Jahr«  187S- 
1881  —  Zur  Ge«eblchtü  der  Juden  in  Lithauen  im  XIV.  bis  XYL  JahrbaoderL  —  Läuj^ 
der  Flüs»e  des  eoropäiscben  RufÄland.  —  Flachs-  und  Hanfbau  in  RufsUiid,  nach  A 
Schoults  bearbeitet  von  G.  Blau.  -  Reise  nach  Sarakhs,  von  P  M,  Leasar,  —  Zur, 
Geschichte  des  Bojarenrat«,  voo  W.  Sokolsky.  —  Kurae  historische  Sklsze  des  Rcic 
titelB.  —  Die  Universitäteu  des  nisaischeu  Reiches.  —  Der  Fischfang  in  dem  Mosk« 
flufa.  —  Rufslands  Ooldprodaktion  ,  von  A.  Striedter  —  Zur  Geschichte  der  Juden 
Lithaueu  im  XIY.  big  XVL  Jahrhundert,  —  Das  Telegrapheuwesen  in  Rufslaod  —  8ti 
tistik  der  periodisi-heu  Presse  in  Rnfaland  —  Branntweinbrennerei  in  Rufslaud  —  Kaphta*' 
Industrie  Euraland»    —  etc. 

E.     Italien. 

Auuati  di  statistica  Serie  IU.  Vol  4—7:  Saggio  di  bibliografia  st^f'^« 
Unna.  —  Studio  compiirntivo  soprti  alcune  formole  propost«  per  1a  determimt 
mortalitk  uel  caso  di  emtgrasione,  per  G.  B.  Favero.  —  Nuove  appUcAzioDi  ' 
detle  probabilitk  alto  studio  dei  fenomi»ni  stati^tici  e  di«tribuzione  dei  medesimi  ^econd 
l'etk  degli  »po^i,  per  L.  Perozxo.  —  Relazione  al  Ministro  Guardasigilli  suH'  ordinamenfii 
delia  statiatica  penale  e  delta  »tatistica  civil«.  —  Atti  dei  ConsigÜo  snperiore  di  atmtistica« 
Sessioue  dell'  anno  1882:  Relusione  e  diftcussione  dei  programma  di  una  statistica  ui- 
dnstriale  e  dei  salari«  —  Relaaione  sulla  statibtic«  dcl  bestiame  —  Prognunma  d*tt 
stutistica  dol  movimento  dei  mctalli  predosi  fra  ritalla  o  Testero.  —  Belaziooe  e 
cossione  dal  programma  di  une  statistica  delle  tinanae  comunAÜ  e  provinci&lL    — 
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tati  sommari  del  censimento  dell«  popolazioue  eseguito  il  31  dicembre  1881.  —  Statistica 
dei  sordo>mati,  dei  ciechi  e  degli  idioti.  —  Statistica  dei  protestanti   (con  cartogramma). 

—  etc. 

Archivio  di  statistica.  Anno  VII  (1888)  fasc.  8  e  4:  La  moneta  e  il  sistema 
monetario  in  generale  (continnazione  e  fine),  per  A.  Messedaglia.  —  Le  pensioni  di  vec- 
chiaia  presso  le  societä  di  mutuo  soccorso  italiane,  per  8.  Piperno.  —  La  posta  e  la 
vita  sociale,  per  E.  Morpurgo.  —  11  (Dott.)  Bertillon  e  la  scienza  demografica  secondo 
la  scuola  francese,  per  L.  Bodio.  —  Statistica  giudiziaria  civile  e  commerciale  per  l'anno 
1880  (Ausführlicher  bibliographischer  Bericht  nebst  Auszügen  von  O.  Curcio).  —  etc. 

F.  Dänemark. 
Natioalekonomisk  Tidsskrift,  udgivet  af  W.  Scharling  og  A.  Peter- 
sen-Studnitz.  1883,  Hefte  4^«:  Versicherung  gegen  Geb&udc-Bmndschäden  auf  dem 
Land  ,  von  H.  Westergaard.  —  Ansffihrl.  Besprechung  des  Buches :  „F.  Kleinwächter, 
die  Kartelle.  Innsbruck  1883.**  —  Die  Ernten  in  Dänemark.  —  Ausführl.  Besprechung 
der  Schrift :  „Danske  Fonds  og  Actier  etc. :  Dänische  Staatspapiere  u.  Effekten  nebst 
den  auf  der  Kopenhagener  Börse  gehandelten  ausländ.  Papieren,  von  Th.  Green,  Heft  1.'' 

—  Kindersterblichkeit  in  Form  einer  Besprechung  der  Schrift  von  Th.  Serensen :  ,,B0rnc- 
dedeligheden  i  forkjellige  samfundslag  i  Danmark,  Egebenhavu  1883",  von  H.  Wester- 
gaard. —  Selbstmorde  in  Norwegen.  —  Island,  Grönland  und  die  dänisch-westindische 
Bevölkerung.  —  etc. 

G.  Belgien  und  Holland. 
De  Economist.  Tijdschrift  voor  Staathuishoudkunde ,  onder  redactie  van  J.  L* 
de  BruynKops.  XXXH.  Jaargang  (1883)  Maart — Juni :  Die  Wohlfahrt  unseres  Volks, 
von  A.  D.  van  Assendelft  de  Coningh.  —  Unfallversicherung,  von  M.  H.  Pimentel.  — 
Der  modifizierte  Anleihentwurf  und  der  Münzgesetzentwurf.  —  Einige  Wahrnehmungen 
betreffend  den  Alkohol  verbrauch  in  England.  —  Das  Telegraphennetz  von  Amerika,  von 
A.  Jansen.  —  Die  Ausgangszölle    in  Niederländisch-Indlen.  —  Gegenwärtige  Fischzucht. 

—  Die  Münzfrage.  —  Übersicht  üb.  den  Grundkredit  in  Holland.  —  Verbindung  gegen  die 
Quacksalberei  —  Die  Eisenbahn -Enquite  und  der  Personenverkehr,  von  L  van  Wicke- 
voort  Crommelin.  —  ELlagen  über  Handelsfreiheit,  von  G.  Bosch.  —  Der  Panamakanal 
und  der  Welthandel,  von  A.  Jansen.  —  Eine  Agrar-Enquite  in  England.  DieEnsilage: 
(das  Einbringen  in  unterirdische  Korngruben),  von  J.  K.  W.  Quarles  van  Ufford.  —  Etwas 
über  Prämien  und  Reserve  bei  der  Lebensversicherung,  von  C.  L.  Landrö.  —  Ein  neues 
Kompendium.  (Ausführliche  Besprechung  des  Buches :  Elements  d'öconomie  politique, 
par  E.  de  Laveleye.)  —  Die  belgischen  Postsparkassen.  —  Die  Grundlagen  der  Eisen - 
bahntarife,  von  J.  Th.  Gerlings.  —  Etwas  Über  den  neuesten  ministeriellen  Unterrichts- 
bericht, von  J.  Beelaerts  van  Blokland.  —  Statistischer  Verein  der  Niederlande.  An- 
sprache des  Präsidenten  am  Versammlungstage  den  14.  April  1883  zu  Rotterdam.  — 
Zwei  Handelsberichte,  von  P.  N.  Müller.  —  Vergleichende  Übersicht  der  holländischen 
Schiffahrt  und  des  holländischen  Schiffsbaues  in  den  letzten  Jahren  (1873—82).  —  Die 
niederländische  Bank  im  Jahre  1888.  —  Schulze-Delitzsch ,  der  Arbeiterfreund,  von  J. 
K.  W.  Quarles  van  Ufford.  —  Koloniale  Ausstellung  (zu  Amsterdam  1883).  Vorträge 
und  Kongresse.  —  etc. 

Revue  de  droit  international  et  de  l^slation  compar^e.  Tome  XV  (Brnxelles  1883) 
No  4:  Les  rapports  de  la  Chine  et  de  TAnnam  (1er  article),   par  H.  Castonnet  Desfosses. 

—  La  question  du  Danube  apr^  la  Conference  de  Londres,  par  E.  Engelhardt.  —  La 
r^forme  du  droit  civil  au  Japon,  par  J.  Lefort  —  Du  mariage  en  droit  international  priv^, 
par  L.  Olivi  (8«  article).  —  Les  barbares  et  le  rebroussement  de  la  civilisation,  par  Bro- 
eher  de  la  Flachere.  —  Chronique  des  faits  intemationanx :  Am^rique  espagnole,  par 
Pradier-Fodör^ ;  France,  par  L.  Renault.  —  etc. 

H.     Schweiz. 
rUnion  postale.     (Herne)  Vol.   VIH.  No  8— 9,   sept.— aoüt  1883:   Histoire    du 
d^veloppement   des  postes  dans  la  Grande-Bretagne.   —   Commencements   des   postes   en 
Snisse  (suite  et  fin).  —  Organisation  des  anciennes  postes  japonaises.  — 
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Annaleu  des  deulschen  Retehs  filr  Ge^eUgebuTig,  Verwaltung  und  Sutiatik.  hrsu. 
vou  G.  Ilirtli  lind  M,  Soydcl.  Jnbrg.  188S  Nr.  7-'  Der  Briefposlverkchr  der  Erde 
Im  Jfthre  1881,  von  W  ScIiuUe,  L  Übersicht  des  Briefpostverkehrs  der  Ur deuten clerfit 
LEttder  des  Weltpo^tvereixift  für  dju  Jnhr  1881.  IL  l^ber^klit  des  intemattoit.  Brief* 
und  Postkiirienverkeyirf  der  bedeutenderen  Länder  des  Weltpostvereins  In  den  Juliren 
1B81  und  187ß.  III.  Übersu-ht  des  Pa«tjLnwei;;angs Verkehrs  in  den  L&ndern  des  Welt- 
postvereins in  den  Jähren  1881  und  1878.  —  Sparkasaetiwesen  und  Volksbanken.  Au>- 
zäp;o  »US  einem  NAoiens  der  Ftniinzkomini5«ion  an  den  Laudesauiischurs  von  Elsarä-Loth- 
ringen  eratatteteii  Bericht«  von  Ch  Grad  (nebst  einer  Statistik  der  Sparkassen  in  Elstaf** 
Lnthriugeu,  nach  dem  Btatna  vom  31.  Mftrx  I80i)  —  Die  armenrechtliche  FAmiUen- 
eintieJt.  — 

Annalen  fBr  Gewerbe-  und  Bauwesen*  hrsg.  von  F.  C.  Glaser  Band  Xll 
Ilefl  II  bis  Band  XHI  Heft  5,  Nr  14ä^l49t  1.  Jttni  bis  1  Sept.  1883:  Verein  deutscher 
MAMcbinenin^enienre.  Entwurf  von  Normen  fUr  die  Unlersuchnngen  an  Dtunpfk essein 
nnd  DampfmaschiDen,  anf^restellt  von  der  gemeinsamen  Kommi^f^ion  des  Vereins  deutscher 
Ins^enieure  und  des  Verbandes  der  Dan^pfkes-i^el-Oberwacbungs vereine  —  Über  dii'  Fabri- 
kation de»  sogen,  Kleuieisenseages,  von  Mebrtens.  —  Die  BcboeUbremse  für  Elsetibah(i> 
falirzeuge.  von  Gassebner.  —  Zar  Verhütung  von  Dampfkessel  Explosionen,  von  H.  de 
Parvilie.  —  Bericht  über  Bergbau  und  Hüttenwesen,  von  (Bergrat)  Hüsslacher.  —  Das 
Wasserwerk  der  Stadt  ITenley  a.  d.  Themse,  von  Ingenieur  Jabox  Cbarcb  —  Die  oord* 
französiscben  Eisenbütten.  —  Znr  Turbinentbeorie,  von  Lüders.  -  Über  die  Konstruktion 
der  Herzstücke  -  Apparate  7iUr  Kontrole  der  Fahrgeschwindigkeiten  der  Kisenbahu^ 
KÜge.  —  Dto  iScbiffkniiLsrhine  T  ihre  Konstruktion,  Wirkungsweise  und  Bedienung  ^  von 
Bttsley.  —  Über  Förderung  beim  Bau  des  Arlberg-Tunnels,  von  G.  Plate.  —  Lilienthars 
gefahrloser  Dampftnotor  für  Kleingewerbe,  —  Das  Braunkohlenbergwerk  2a  Ratten  bei 
Fürstenwalde.  —  llt-er  Stahl  für  Konstruktionsswecke,  von  A  F.  Hill.  —  SebweiKerischer 
Ehenbahnvorkehr   t87S— 1882^  von  Abt    —  etc, 

Ar  bette  r  fr  e  u  n  d  ,  der,  hrsg.  von  V.  Böhme  rt  und  R,  One  ist  XXI.  Jaltrif. 
2.  Vierteljrthrshcft:  Sebulze-Delitzscb  nls  Arbeiterfreund  und  Sozialreformer,  voo  V,  Böb- 
merL  —  Wohlfahrüieinrichtiingen  für  die  Fabrikarbeiter  im  Handelskammer-Bezirk  Lcip* 
aigt  von  H.  Fränkel  —  Über  die  Zukunft  der  Hnndwerk^arbeit  II  Artikel,  von  \L 
Ategiteb.  —  Arbeitsgelegenheit  durch  Wald-,  Moor-  und  Haidekoltur,  von  A  Gumprecht» 
—  Die  Arbeitsschulen  des  «, Vereins  zur  Förderung  des  Wohls  der  arbeitenden  Klassen*' 
im  Kreise  Waldeiiburg  in  Scblcsieu,  von  P.  Schmidt,  —  Neuere  Litieraiar  bctr  Hand* 
fertigkeit,  Hnu^tieifs,  Hausindustrie,  Kioderbeachäftiguiig.  —  Reglement  für  die  Bewohner 
der  Log!  rh  aus  CT  für  unverheiratete  Arbeiter  der  „Society  for  improvmg  the  DweUing*  of 
Ihe  Labouriug  Classes''  in  London.  —  Statuten  de«  t»Arbeitervereins*',  gestiftet  von  B«r* 
meiäter  und  Wains  Arbeitern  am  20.  November  186&  in  Kopenhagen  —  Berichte  ans 
den  wirtschaftlich-sozialen  Becbacbtnngsstationen.  Aus  8 chjeswig- Holstein ,  Ton  P«  dir. 
Hansen.  —  Wirtschaftlich-soziale  Umschau  ffir  April  bis  Juni   1883.  —  etc.  ! 

Archiv  für  Eisenbahnwesen,  hrsg.  im  Ministerium  für  öffentl.  Arbeiten.  Jahrg.  1883» 
IIef%  4,  Juli  und  August:  Der  Warenverkehr  auf  den  Elsenbahnen  und  Wassers traf>eD 
Rufslands  im  Jahre  1878.  —  Die  englische  Eisenbahnpolittk  der  letzten  sehn  Jahre,  vno 
G.  CohUf  {Fortsetzung).  —  Die  Eisenbahnen  in  Britisch-Ostitidien  —  Die  bajeriacben 
8taatsbahncn  im  Jahre  1881.  —  Die  Eisenbahnen  im  Grbzth.  Baden  Im  Jabre  1881  -— 
Die  belgischen  Eisenbahnen  im  Jahre  1881.  —  Die  Eisenbahnen  Schwedens  Im  Jährt 
1881.  —  Die  Eisenbahnen  in  den  Kolonien  Neu-Südwales  und  Queenilaod  Im  Jahr« 
1881.  —  Eisenbahnunfälle  in  Gror$britannicn  und  Irland.  —  etc.  —  Heft  f»,  September 
und  Oktober:  Die  englische  Eisenbahnpotitik  der  letzten  zehn  Jabre,  von  G.  Coltn 
(Scblufs).  —  Die  Ergebnisse  des  Betriebe»  der  Reichseisen  bah  neu  in  K  Isafs- LoÜi  ringen 
und  dtt  Wilhelm-LuJtembtirg-Eisenbaho  In  1872 — 1881 JB2.  —  Die  Simplonbahn.  —  ICin* 
ofßsieile  Statistik  der  Eisenbahnen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  —  >IU- 
tistischeü  von  den  deutschen  Eisenbahnen.  Rechtsprechung  und  Gesetagebnng :  Strafsai»- 
recht,  Enf.eignungsrecbt  etc.  — 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie  Nr.  14  —  17,  Juli  bis  September  1883:  HtiV 
ningen  im  Post  betriebe  durch  die  Überschwemmungen    Im  Eheinstroi^geblete  im  Hovem^ 
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ber  and  Dezember  1882 ,  bezw.  Janaar  1888.  —  Der  Baarverkehr  der  Postkassen  in 
Verbindang  mit  dem  Post-Giroverfahren.  —  Die  erste  Telegraphenlinie  der  Welt.  — 
Jahresbericht  der  japanischen  Postverwaltung.  —  Die  Beziehungen  der  preufsischen  Post 
za  den  Eisenbahnen  bis  zum  Erlasse  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  — 
Die  Postanweisang^bestellung  im  Aaslande.  —  Die  Rhein-Telegraphenlinie  im  Elsafs.  — 
Eine  Forschungsreise  in  Sibirien.  —  Die  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  von  Queens- 
land im  Jahre  1881.  —  Die  Post  Verwaltung  von  Guatemala  im  Jahre  1882.  —  Tele- 
graphenbeschftdigungen  durch  atmosphär.  Elektrizität.  —  Die  Packetpost  in  England.  — 
Verkehrswege  zwischen  dem  Innern  von  Persien  und  dem  Meere.  —   etc. 

Journal  für  Landwirtschaft,  hrsg.  von  W.  Henneberg  und  G.  Drechsler. 
Band  XXXI  (1883)  Heft  2:  Düngungsversuche  mit  Seeschlick  und  Meerkompost,  von 
Enckhausen.  —  Gewichtsverhältnis  der  Körner  zum  Stroh  bei  gesundem  Getreide,  von 
G.  Drechsler.  —  Die  Lupinenwiesen  in  Lupitz.  —  Die  Entwickelung  der  mechanischen 
Bodenanalyse,  von  W.  Edler.  —  etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.Thiel.  Band  XU,  Supp- 
lement 1  und  2 :  Verhandlungen  der  IH.  Session  der  U.  Sitzungsperiode  des  kgl.  Lan- 
des-Ökonomie-KoUegiums  vom  14.  bis  17.  Februar  1883.  Nebst  Repertori um  der  perio- 
dischen landwirtsch.  Litteratur  1882.  —  Beiträge  zur  landwirtschaftl.  Statistik  von  Preufsen 
für  das  Jahr  1882.  I.  Teil.  Bearbeitet  im  Kgl.  preufs.  Ministerium  für  1.4indwirt8chaft, 
Domänen  and  Forsten.  — 

Monatshefte  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  für  1888.  Juliheft:  Erutesta- 
tistik  des  deutschen  Reichs  für  1882 — 83.  —  Die  Straffälle  in  Bezug  auf  die  Zölle  und 
Steuern  des  deutschen  Reichs  bezw.  Zollgebiets  im  Etatjahre  1882|83.  —  Die  den  Wein- 
händlem  im  deatschen  Zollgebiet  gewährten  ZoUbegünstigangen  für  das  Eut^ahr  1882|83. 
—  Menge  und  Werth  der  Waren-Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  des  deutschen  Zollgebiets  im 
Jahre  1882.  —  Überseeische  Auswanderung  aus  dem  deutschen  Reich  über  deutsche 
Häfen  und  Antwerpen  in  der  Zeit  von  Anfang  Januar  bis  Ende  Juli  1888  und  Vergleich 
mit  dem  entsprechenden  Zeitraum  der  vorhergehenden  Jahre.  —  Die  im  Jahre  1882  von 
deatschen  Gerichten  abgeurteilten  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Rcichsgesetze.  —  Die 
Berufsstellung  innerhalb  der  Berufsgruppen  der  Bevölkerung  des  deutschen  Reichs  nach 
den  vorläufigen  Ergebnissen  der  Aufnahme  vom  5.  Juni  1882.  —  Durchschnittspreise 
wichtiger  Waren  im  Grofshandel.  Juli  1883.  —  Ein-  und  Aasfuhr  der  wichtigeren  Wa- 
renartikel im  deutschen  Zollgebiet  für  den  Monat  Juli  1883  und  für  die  Zeit  vom  1.  Ja- 
nuar bis  Ende  Juli  1883.  —  Übersicht  über  die  von  den  Rübenzuckerfabrikanten  des 
deutschen  Zollgebiets  versteuerten  Rübenmengen,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker 
im  Juli  1883.  — 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  von  Treitschke  und  H.  Del- 
brück. Band  LII,  Heft  2  u.  3  (August  und  September  1883):  Die  Umwandlung  des 
deatschen  Rechtslebens  durch  die  Aufnahme  des  römischen  Rechts  ,  von  A.  Boretius.  — 
Positivistische  Regungen  in  Deutschland,  von  H.  Sommer.  —  Der  Kaldonatsch-Sec  und 
seine  Umgebung.  Ein  Ausflug  ins  Südtirol,  von  Mupperg.  —  Reichszuständigkeit  und 
Verordnungsgewalt,  von  Klöppel.  —  Arbeiterkolonien,  von  Th.  v.  Flottwell.  —  Der  Staat 
und  die  Eisenbahnen;  der  spanische  Handelsvertrag,  von  H.  Delbrück.  —  Die  letzten 
Reformen  des  Staatskanzlers,  von  H.  v.  Treitschke.  —  Eine  Betrachtung  am  Sedantage, 
von  H.  Corvinus.  —  Der  Handelsvertrag  mit  Spanien  und  die  Reichsverfassung,  von 
Klöppel  —  etc. 

Randschaa  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXU,  Lie- 
fer. 15 — 17:  Das  italienische  Haftpflichtgesetz.  —  Die  mit  der  I.  Österreich.  Sparkasse 
verbundene  allgemeine  Versorgungsanstalt.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  redig.  von  J.  Neumann. 
XL  Jahrg.  1883  Nr.  7 — 9:  Das  Reichsversicherungsgesetz  und  die  öffentl.  Feuerversiche- 
rungsanstalten.  —  Zur  Rechnungslegung  der  öffentl.  Sozietäten.  —  Zur  Besteuerung  der 
Fenerversicherungsgesellschaften.  —  Zur  Statistik  der  Brandursachen  im  Jahre  1882.  — 
Einführung  einer  Präventivkontrole  in  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg.  —  etc. 

Vi  erteljahrschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg.  von 
E.  Wiss.  XX.  Jahrg.  (1883)  III.  Band,  2.  Hälfte:  Die  Internat.  Spiritusprodaktion, 
Spintussteuer-Gesetzgebung  u.  Spiritushandel.  Abteil.  III,  von  E.  Meyer.  —  Ein  Blick 
auf  die  Bevölkerungsstatistik  in  Frankreich,  von  W.  Gossrau.  —  Die  ökonomisch-sozial- 
politische Seite  der  Ernährungsfrage,  von  Th.  Schönbom.  —  Volkswirtschaftliche  Kor- 
respondenz aas  Wien,  von  E.  Blao.  —  etc. 
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Zeitschrift  für  Bergrecht,  redigiert  von  H.  Brassert.  XXIV.  Jahrg.  (188S) 
Heft  3:  Gesetz  vom  4.  April  1883,  hetr.  Ahänderung  des  §  1  des  herz,  anhaltischen 
Berggesetzes  v.  30.  April  1876  nebst  Motiven  u.  Kommissionsbericht.  —  Zar  Bergge- 
setzgebnng  in  Luxemburg,  von  Wandesieben.  —  Über  Verzichtleistung  zum  Zwecke  der 
Neumutungf  von  K.  Klostermann.  —  Die  oberbergamtl.  Genehmigung  der  von  den  Knapp- 
schaftsvereinen abgeschlossenen  Verträge  üb.  unbewegliche  Sachen  im  Geltungsbereiche 
des  allgem.  Landrechts,  von  Fürst.  —  etc. 

Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  statistischen  Bureau,  redigiert  von  L.  von 
Müller.  XV.  Jahrg.,  1883,  Nr.  2:  Beiträge  zur  Statistik  der  Gemeindebesteaerang  in 
Bayern  (Fortsetz.),  von  L.  v.  Müller.  —  Die  zwangsweise  VeräuTserung  landwirtschaft- 
licher Anwesen  in  Bayern.  Nach  dem  Stande  des  Jahres  1882.  —  Die  Ernte  des  Jah- 
res 1882  in  Bayern.  —  Summarische  Übersicht  der  in  Bayern  bestehenden  landwirtschaft- 
lichen SpezialVereine  nach  dem  Stande  des  Jahres  1882,  zusammengestellt  im  k.  Staats- 
ministerium des  Innern,  Abteilung  für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel.  — 

Zeitschrift  für  Forst-  nnd  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danckelmann.  XV. 
Jahrg.  (1883)  Heft  7,  Juli :  Über  Benutzung  der  Moore,  von  Obarforstmstr.  Müller. 
—  Kegeln  der  Waldwertberechnung  mit  Hilfstabellen ,  von  Porstmeister  Wagener.  — 
XI.  Versammlung  des  märkischen  Forst  Vereins  zu  Peitz  am  15.  u.  16.  Juni  1883,  von 
Forstassessor  Dunckelbeck.  —  Lohrindenverkäufe  1883 ,  von  v.  Alten.  —  etc.  — 
Heft  8  —  9,  August  und  September:  Warum  misslingen  unsere  Kulturen?  Vom 
kgL  Oberförster  Neumann  zu  Grünfelde  S.  401  —26  (Gründliche  fachmännische  Be- 
leuchtung sozialer  Übelstände  der  höheren  Forstkarriere).  —  Über  die  Aufforstung  von 
Ödländereien,  vom  kgl.  Oberf.  W.  Kefsler.  —  Berichte  Üb.  die  29.  Versammlung  des 
„Sachs.  Forstvereins**,  Juni  1883,  und  üb.  die  11.  Versammlung  des  „Vereins  Mecklen- 
burg. Forstwirte**,  Juli  1883.  —  Areal,  Eigentums-  und  Ertragsverhältnisse  der  Wal- 
dungen in  der  Schweiz.  —  Studien  üb.  den  Welthandel  mit  Holz  und  über  die  Internat 
Bedeutung  Finlands  als  holzproduzierender  Staat,  von  A.  Blomquist.  —  Berichte  über 
die  XII.  Versammlung  des  ,,Pommerschen  Forstvereins**,  Juli  1883,  und  die  XII.  Ver- 
sammlung deutscher  Forstmänner  zu  Strafsbnrg  i.  E. 


Fromnuauche  Buchdrackerei  (U.  F  o  h  1  e)  in  Jena. 


VII. 

Zur  Kritik  der  Moralstatistik. 

Von 

Karl  Theodor  von   Inama-Sternegg. 

Bekanntlich  wird  von  „Moralstatistik''  gesprochen,  seit 
Guerry  im  Jahre  1834  für  eine  Reihe  statistischer  Untersuchungen, 
die  sich  gleic^imäfsig  auf  sittlich  bedeutsame  LebensäuTserungen  des 
französischen  Volkes  bezogen,  diese  zusammenfassende  Bezeichnung  er- 
fand. Untersuchungen  über  diese  Gegenstände  sind  ja  bei  verschie- 
denen Völkern  schon  seit  lange  gemacht  worden;  aber  doch  erst  mit 
der  Loslösung  dieser  statistischen  Probleme  aus  dem  Ganzen  der  Sta- 
tistik und  mit  dem  Versuche,  alle  Probleme  dieser  Art  unter  sich 
durch  den  Hinweis  auf  die  Einheit  des  Untersuchungsgebiets  in  eine 
engere  wissenschaftliche  Verbindung  zu  setzen,  ist  die  Prätension  einer 
eignen  statistischen  Disziplin  entstanden,  für  welche  dann  die  Bezeich- 
nung „Moralstatistik"  eben  als  der  adäquate  Ausdruck  nicht  blos  des 
wissenschaftlichen  Objekts,  sondern  auch  des  erwachten  Bewufstseius 
von  der  relativen  Selbständigkeit  dieser  Disziplin  angesehen  und  an- 
gewendet wurde.  Bald  war  diese  „Moralstatistik''  das  interessanteste, 
um  nicht  zu  sagen  das  Modegebiet  der  Statistik  überhaupt;  und  ge- 
wifs  verdankt  sie  diese  Bevorzugung  zunächst  dem  Gegenstande,  der 
wie  kein  anderer  innerhalb  des  weiten  Bereichs  statistischer  Erkennt- 
nis die  gröfsten  Lebensinteressen  des  Volkes,  die  stärksten  Neigungen 
und  Abneigungen,  die  höchsten  Gedanken  der  Menschheit  berührt. 
Daneben  ist  dann  aber  auch  gewifs  der  Umstand  für  die  rasch  ge- 
wonnene Popularität  von  Einflufs  gewesen,  dafs  sich  die  Spekulation, 
die  metaphysische  sowohl  als  die  naturalistische,  gerade  dieses  Gebie- 
tes bemächtigten  und  es  so  rasch  zuwege  brachte,  wovor  die  berufs- 
mäfsigen  Statistiker  instinktiv  zurückschreckten,  ein  ganzes  in  sich 
abgeschlossenes  Gedankensystem  auf  dem  „moralstatistischen"  Material 
N.  F.  Bd.  Vn.  33 
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aufzubauen  und  so  mit  festen,  fertigen  Erf^ebnisscn,  mit  einem  zahlen- 
nuifsig  belegten  System  sittlicher  liebensbethätigung  der  Menschheit 
vor  das  erstaunte  Publikum  zu  treten.  Gerade  ditö  aber  war  es^  was 
die  durch  die  zer-streuti'u  Hinweise  auf  eine  mögliche  exakt  statistitiche 
Beweisführung  auf  dem  Gebiet  der  Moral  begierig  gemachte  grofse 
Masse  der  Gebildeten  verlangte.  Die  unfertige,  Schritt  für  Schritt 
ihrem  Ziele  sich  nähernde  Fi»rschung  überliifst  man  nur  zu  fcerne 
sich  selbst,  will  nicht  Teil  haben  an  den  mühevciUen  Vei*suchen ,  au 
den  tausendfältigen  Berichtigungen  und  Irrtümern,  welche  der  For- 
schung nirgends  erspart  bleiben.  Resultate  will  die  Menge,  die  wo- 
müghch  einen  liebgewürdncn  Glauben  mit  wissenschaftlicher  Beweis- 
kraft stützten  oder  einen  mifsliebig  gewordnen  ersetzen  solleu;  die, 
wenn  auch  nicht  gerade  das  Nachdenken  ersparen,  so  doch  der  Denk- 
arbeit der  Menge  ein  festes  Fundament  geben  sollen,  von  welchem 
aus  sich  auch  eine  weniger  geschulte  Logik  doch  nicht  mehr  weit  vom 
Ziele  entfernen  kann. 

Gegen  eine  Verwertung  nioralstatistischer  Daten  ffir  ein  Systera 
der  Moral  oder  der  Sozialethik  ist  nun  im  Grunde  freilich  nicht  das 
Mindeste  einzuwenden.  Wir  haben  kein  Recht,  am  wenigsten  in  dem 
gegenwärtigen  Stadium  der  induktiven  Sozialforscliung,  eine  Alleiu- 
berechtigung  des  statistischen  Verfahrens  zur  Klarlegung  geistiger  Zu- 
sammenhänge des  Gesellschaftslebens  zu  behaupten.  Die  Metaphysik 
mag  ihr  Recht  ebenso  wie  die  positive  Philosophie  auch  fernerhin  gel- 
tend machen;  und  wir  werden  uns  ebenso  aufrichtig  zu  freuen  haben, 
wenn  sie  uns  Gebiete  erschliefsen,  zu  welchen  die  schwache  Kraft  der 
exakten  itiduktiven  Forschung  noch  nicht  hinreicht,  wie  wenn  sie  die 
Statistik  zu  Hilfe  rufen,  um  das  methodische  Induktionsverfahren  an 
die  Stelle  reiner  Gedankenevolution  oder  auch  unbewufster  und  un- 
methoflisclier  Induktion  zu  setzen.  Beides  ist  in  ausgedehntem  Maftc 
in  neuerer  Zeit  in  Öttingena  vielverdientem  Werke  über  die  Mo- 
ralstatistik der  Fall*  Er  hat  der  philosophischen  Ethik  oder  besser 
der  christlichen  Sittenlehre  in  seiner  überaus  reichen  und  sorgsamen 
Sammlung  moralstatistischer  Daten  einen  Boden  bereitet,  der  für  ein- 
zelne  Fragen  schon  genügend  sicher  sein  mag,  um  die  Spekulation 
überhaupt  entbehrlich  zu  machen,  für  manche  andere  Fragen  almr 
wenigstens  den  Wert  eines  in  das  flutende  Meer  der  Erscheinungen 
geschlagenen  Pfahlbaues  hat,  der  nun  den  Brückenschlag  der  Spekn» 
lation  erleichtert 

Aber  je  röcklialtloser  wir  das  anerkennen,  um  so  notwendig*-!   i-i 
es,  dafs   wir  uns  zunächst    mit   dem  doppelten  Mifsverständnis  aus- 
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einandersetzen,  welches  sich  durch  das  ganze  Werk  hindurchzieht,  als 
kämen  die  Resultate,  welchen  die  Formel  sozialethischer  Gesetze  ge- 
geben ist,  wirklich  auf  Rechnung  der  „Moralstatistik'',  und  als  wäre 
es  gleichsam  etwas  Selbstverständliches,  dafs  auch  das  moralstatistische 
Verfahren  auf  unbewiesenen  oder  unbeweisbaren  Voraussetzungen,  auf 
unerschütterlichen  Glaubenssätzen  oder  Weltanschauungen  sich  bewege. 
Es  liegt  schon  ein  gewisser  innerer  Widerspruch  in  diesen  beiden  An- 
nahmen; während  der  „Moralstatistik"  nach  der  ersteren  doch  die 
Kraft  eines  selbständigen  Erkenntnismittels  beigelegt  wird,  kann  ihr 
nach  der  zweiten  nur  die  Qualität  eines  ergänzenden  Beweismittels 
zugeschrieben  werden. 

Diese  Mifsverständnisse  bestimmen  aber  auch  in  hohem  Grade 
den  ganzen  Charakter  und  Wert  des  Werkes  und  sind  andrerseits 
dazu  angethan,  der  Moralstatistik  fernerhin  falsche  Bahnen  zu  weisen ; 
sie  sind  eben  deshalb  auch  geeignet,  insofern  sie  unaufgeklärt  blei- 
ben, als  eigentliche  Fehler  des  Buches  genommen  zu  werden  und  dann 
zu  einer  abfälligen  Beurteilung  desselben  zu  führen,  die  es  als  Ganzes 
wohl  nicht  verdient ;  und  sie  sind  endlich  auch  im  Stande,  eine  irrige 
Beurteilung  des  Wertes  der  „Moralstatistik''  überhaupt  wenigstens  in 
nicht  fachmännischen  Kreisen  zu  erzeugen,  indem  ihr  bald  eine  Schlüs- 
sigkeit ihrer  Thatsachenreihen  zugeschrieben  wird,  welche  sie  nicht 
oder  wenigstens  noch  nicht  besitzt,  und  bald  wieder  mit  Hinweis  auf 
die  ihr  zugemutete  Rolle  im  Dienste  einer  theologischen  Weltanschau- 
ung eine  weitgehende  Skepsis  entgegengebracht  wird,  die  ihrer  wah- 
ren Beweiskraft  doch  auch  wieder  nicht  gerecht  wird. 

Wir  wollen  im  folgenden  versuchen,  diese  beiden,  wie  uns  scheint, 
kardinalen  Mifsverständnisse  genauer  zu  formulieren.  Dabei  gehen 
wir  zwar  zunächst  von  öttingen  aus;  wir  haben  aber  keineswegs 
ihn  allein  im  Auge,  sondern  die  ganze  Richtung,  deren  bedeutendster 
Repräsentant  er  allerdings  gegenwärtig  ist;  ja  es  läfst  ^ch  unschwer 
darthun,  dafs  auch  die  dem  Öttingen  sehen  Standpunkte  scheinbar 
diametral  entgegengesetzte  naturalistische  Richtung  in  bezug  auf  die 
methodische  Verwertung  moralstatistischer  Daten  unter  der  Herrschaft 
derselben  Mifsverständnisse  steht. 

Das  Werk  von  Öttingen  ist  zunächst  beeinflufst  von  seinem 
religiösen  Standpunkt.  Bekanntlich  ist  dies  ein  Haupteinwand,  der 
gegen  dasselbe  seit  seinem  ersten  Erscheinen  immer  wieder  erhoben 
wurde.  Man  ist  aber  dabei  selbst  nicht  unbefangen  genug  zu  Werke 
gegangen,  und  hat  dem  Buche  und  seinem  Autor  mehr  als  nur  be- 
gründeten Tadel  widerfahren   lassen:   man  ist   ungerecht  gegen   ihn 
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geworden ,  indem  man  bei  der  Beurteilung  des  Werkes  von  einem 
Standpunkte  ausging,  den  der  Verfasser  selbst  seinerseits  nicht  aki^ep- 
tieren  zu  kl^unen  erklärte;  der  Standpunkt  der  Personalethik  steht 
hier  ebenso  wie  der  Standpunkt  der  Sozialphysik  und  Anthropologie 
dem  theolagisch-teleolf»gischen  gleichennafsen  unbewiesen  entgegen, 
während  doch  eine  gerechte  Kritik  der  Resultate  Öttingenscher 
„Moralstatistik"  dieselben  auf  ihre  eignen  Prämissen  zu  untersuchen 
hatte. 

In  der  Vorrede  zu  seinem  Werke  hat  Ott  in  gen  das  Bekenutnis 
seines  Standpunkts  abgelegt,  „Ich  gestehe  noch  heute,  nicht  ,^vonms- 
set?:ungslos'*  an  das  mir  vorlirgcude  Untersuchungsfeld  herangetreten 
zu  sein.  Mir  scheint,  dafs  alle  diejenigen,  welche  wirklich  ohne  be- 
stimmte Wehansicht  an  derartige  Forschungen  zu  gehen  meinen ,  im 
besten  Fall  sich  selbst  täuschen."  „Jedenfalls  liegt  mir  die  Absicht 
fern ,  durch  moralstatistische  Daten  die  christliche  Sitteulehru  zu  be- 
gründen oder  die  wahren  Gesetze  des  Guten  zu  beweisen.  Ich  liebt* 
es  nicht,  fremdes  Feuer  auf  meinen  Altar  zu  tragen  und  hasse  jc<len 
Versuch  durch  Trugschlüsse  und  Scheinbeweise  die  Glaubenswahrhcit 
zu  erhärten.  Das  ist  nur  ein  Geschäft  für  die  „Kuppler  der  Wahr- 
heit**, wie  I.essing  sie  nannte.  Der  ehrliche  Forscher  verzichtet 
von  vornherein  darauf,  aus  der  blos  äufsereu  Erfahrung  die  sittlichen 
Prinzipien,  die  die  Welt  erhalten,  abzuleiten/* 

Von  diesem  Standpunkt  aus  also   will  das  Werk  beurteilt  sein;  \ 
von  diesem  Standpunkt  aus  ist  zuzusehen ,   wie  er   die   MoraI-„8tali- 
stik"  handhabt  und  wie  die  Hesultate  beschaffen  sind ,  welche  er  aw^ 
derselben   gewinnt.     Dabei   ist  es  freilich   nicht  entbehrlich ,    diesen 
Standpunkt  selbst  noch  näher  zu  prüfen. 

Es  muls  zunächst  unbedingt  zugestanden  werden,  was  Öttingen 
von  der  ündenkbarkeit  sagt,  ohne  bestimmte  Weltansicht  an  die  Mo- 
ralstatistik heranzutreten.  Gewifs  wird  sich  jeder  denkende  Mensch^ 
gestützt  auf  die  anerzogenen  und  durch  eigene  Beobachtung  und  eige- 
nes Nachdenken  (Selbstbesinnung)  gewonneneu  Vorstellungen  eine 
Weltansicht  gebildet  haber»,  und,  erfüllt  von  ihr,  tritt  er  an  jedes 
neue  Problem,  das  ihm  das  Leben  stellt,  und  sucht  jedes  neue  Ergeb- 
nis der  Forschung  mit  derselben  in  Einklang  zu  bringen.  Aber  die* 
ser  geistige  Prozefs  vollzieht  sich  doch  in  sehr  verschiedener  Weise, 
je  nachdem  diese  Weltansicht  der  Ausgangspunkt  oder  der  Endpunkt 
der  wissenschaftlichen  Forschung  ist.  Jede  Forschung,  die  an  die  l^^- 
bensprinzipien  heranreicht,  ist  an  sich  geeignet,  sofern  sie  ein  feÄlea 
Ergebnis  hat,  unsre  Weltansicbt  zu  modifizieren ,  und  wahrlich ,  ohn«* 
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(lafs  wir  dabei  Gefahr  laufen  mülsten,  das  sittliche  Fundamcot  unsres 
Lebens  darüber  zu  verlieren.  Öttingen  selbst  sagt,  dafs  „die  Be- 
obat'htung  der  utis  umgebenden  Thatsacheii  iiieuschlichen  Gemeinlebens 
von  tiefgreifender  Wichtigkeit  sei,  wie  für  die  Theologen,  so  für  jeden 
Menschenkemiei*  und  Menschenfreund.  Er  mufs  seine  Weltanschau- 
ung mit  denselben  in  Eioklang  zu  bringen  suchen**.  Es  liegt  aber 
ztiüächst  gewifs  tief  iu  der  menschlichen  Natur  begründet  und  ist 
vollständig  berechtigt,  ja  wohl  selbstverständlich,  dais  wir  zuerst  ver- 
suchen, das  eine  Resultat  der  Foi-schuog  unseren  bisherigen  Vorstelluti- 
gen  einzureihen,  und  nicht  sofort  eine  Korrektur  uosrer  Vorstellungen 
eintreten  zu  lassen.  Will  <las  aber  nicht  gelingen,  bleibt  eine  unlös- 
liche Diskordanz  von  in  uns  herrschenden  Vorstellungen  mit  den  For- 
schungsergebnissen bestehen,  so  mag  vorerst  ein  Zweifel  an  der  Rich- 
tigkeit der  letzteren  mindestens  ebenso  berechtigt  sein ,  als  an  der 
Haltbarkeit  der  ersteren.  Soviel  aber  dann  im  Verlaufe  der  Forschung 
und  unter  Anwendung  aller  Kauteleu  des  wissenschaftlichen  Verfahrens 
die  Forschungsergebnisse  den  Charakter  unerschütterlich  festgestellter 
Realitäten  des  gesellschaftlichen  Lebens  annehmen,  als  ein  Bestandteil 
des  objektiven  Thatbestandes  der  Gescbichtc  anerkannt  w^erden  müs- 
sen, soweit  tritt  dann  erst,  aber  dann  auch  unabweislich  die  Korrek- 
tur unsrer  bisherigen  Vorstellungen  als  eine  Konsequenz  des  rückhalt- 
losen Strebens  nach  Wahrheit  auf. 

Ebensowenig  aber  wie  ein  Bestand  fester  Vorstellungen,  ja  selbst 
eine  ganze  W'eltanschauung,  mit  der  wir  an  moralstatistische  Probleme 
herantreten,  die  Reinheit  und  Freiheit  der  Forschung  irgendwie  zu 
beeinträchtigen  brauchen,  ebensowenig  ist  die  Wirksamkeit  derselben 
beeinträchtigt,  wenn  diese  Weltanschauung  zur  Geltung  gebracht  wird 
jenseits  des  Gebietes,  welches  der  exakten  Feststellung  der  geschicht- 
lichen Wirklichkeit  überhaupt  oder  nach  dem  jeweiligen  Stand  der 
Forschungsmittel  unterworfen  werden  kann.  Alle  exakte  Forschung 
und  speziell  auch  die  statistische  ist  vorerst  nur  bruchstück weises 
Erkennen  realer  Phänomen  des  Gesellschaftslebens;  die  Zusammen- 
hange, die  Kausalitäten  werden  vielfach  und  notwendigerweise  von 
der  Spekulation  hergestellt.  Diese  aber  beruht  auf  der  iunern  Erfah- 
rung und  auf  den  Deukgesetzen.  Mögen  letztere  dieselben  sein  für 
alle  (was  aber  noch  zu  beweisen  wäre) ,  erstere  ist  jedenfalls  ganz 
verschieden  für  jeden,  denn  immer  erfolgt  dabei  eine  Assimilierunf.' 
des  aus  der  Aulsenwelt  Abstrahierten  mit  dem,  was  wir  als  feste  Voi 
Stellung  ererbt,  anerzogen  oder  uns  seilest  erworben  haben. 

Zu  diesen  festen  Vorstellungen  vom  sittlichen  Gemeinschaftsleben, 
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ZU  diesen  Weltanschauungen  zählen  nun  die  religiösen  Ideen  und  Sätze 
des  positiven  Bekenntnisses  ebenso  wie  die  Dogmen  eiucr  naturalisti- 
schen Philusüphie,  welche  die  zwingende  Gewalt  der  eleineutareii  Na- 
turgesetze auch  im  Gesellschaftsleben  als  eine  nicht  weiter  zu  bewei- 
sende Vorstellung  in  die  Sozialforschung  hineinträgt.  Keiner  dieser 
Standpunkte  scheint  uns  einer  wissenschaftlichen  Moralstatistik  zu 
präjudizieren ,  sofern  diese  eben  nur  ihren  Ausgangspunkt  hiervon 
nimmt;  keiner  aber  auch  scheint  uns  unzulässig,  sofern  es  sich  um 
Spekulation  über  das  Gesellschaftslebcu  handelt,  mögen  sie  sich  auch 
immerhin  an  statistische  Forschung  anlehnen  oder  auf  ihr  weiter 
bauen  wollen. 

Denn  da  es  an  einem  wissenschaftlich  haltbaren  Grunde  fehlt, 
ihre  Berechtigung  überhaupt  zu  bestreiten ,  so  kann  auch  ihrer  Gel- 
tendmachung überall  da  die  Berechtigung  nicht  versagt  werden ,  wo 
eben  die  exakte  Forschung  einen  nicht  weiter  zu  bezweifelnden  Tbat- 
bestand  nicht  vorzuweisen  veimag. 

Ein  wissenschaftliches  Unrecht  entsteht  durch  Geltendmachung 
solcher  Standpunkte  nur  dann,  weim  1)  religiöse  Vorstellungen  oder 
GlaubenHsätze ,  philosophische  oder  naturwissenschaftliche  Hypothesen 
als  unüberschreitbare  Grenzen  der  Forschung  aufgerichtet  werden 
Bollen,  wenn  also  diese  ausgeschlossen  wird ,  wo  immer  sie  mit  jenen 
in  Kollision  gerät;  2)  aber  auch  da,  wo  die  Alleinberechtigung  diesem 
Standpunktes  für  alle  Stadien  des  wissenschaftlichen  Prozesses  be- 
hauptet und  auf  dieser  Grundlage  eine  speculativc  Sozialethik  aufge- 
führt wird,  welche  die  von  der  Forschung  festgestellten  sozialethiscken 
Thatsachen  grundsätzlich  ignoriert. 

Spricht  sich  in  diesen  beiden  Formen  des  wissenschaftlichen  Un- 
rechts eine  ungerechtfertigte  Verachtung  der  exakten  Forschung  oder 
wenigstens  ein  vollständiges  Verkennen  ihrer  grundsätzlichen  Bedeutung 
für  alle  Probleme  des  Gesellschaftslebens  aus,  so  handelt  es  sich  bei 
der  dritten  Form,  in  welcher  durch  Geltendmachung  der  oben  be- 
zeichneten Standpunkte  ein  Unrecht  au  der  Forschung  geübt  wird, 
vielmehr  um  eine  mifsbräuchliche  Geltendmachung  derselben  innerhalb 
der  in  ihrer  Bedeutung  anerkajmten  Forschung,  Das  ist  der  Fall^ 
wenn  die  thatsächlichen  Ergebnisse  der  Forschung  entweder,  bewufst 
oder  unbewufst,  in  unkritischer  Weise  zu  Induktions-  '  '  n  ver- 
wendet werden,  um  damit  vorgefafste  Meinungen,  Glaui  ;  /e  oder 
Hypothesen  zu  stützen,  anstatt  durch  eine  sorgfältige  Analyse  dieser 
Thalsachen  sie  vorerst  auf  ihre  Beweiskraft  zu  untersuchen;  oder 
wenn  die  einzelnen   von   der  Forschung  ermittelten  Thatsachenreihen 
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ZU  Schlüssen  verwendet  werden,  welche  durch  Einschiebung  eines  dem 
Glauben,  der  Weltanschauung,  oder  dem  philosophischen  System  ent- 
nommenen Zwischengliedes  entstehen,  wo  die  Natur  der  exakt  fest- 
gestellten Thatsachen  selbst  schon  einen  bündigen  Induktionsschlufs 
gestattet. 

Es  wird  sich  nicht  sagen  lassen,  dafs  bei  Öttingen  alle  drei 
Formen  wissenschaftlichen  Unrechts  gegen  die  Forschung  sich  ausge- 
sprochenermafsen  finden;  er  will  kein  Feind  der  freien  Forschung  sein; 
er  hält  sogar,  wenigstens  in  der  Vorrede  dafür,  dass  wir  unsere  Welt- 
anschauung mit  den  beobachteten  Thatsachen  menschlichen  Gemein- 
lebens in  Einklang  zu  bringen  suchen,  sie  also  unter  Umständen  auch 
modifizieren  müssen.  Aber  es  verträgt  sich  schlecht  damit,  wenn  er 
als  „ehrlicher  Forscher^^  von  vornherein  darauf  verzichtet,  aus  der 
blos  äufseren  Erfahrung  die  sittlichen  Prinzipien  abzuleiten,  welche 
die  Welt  erhalten,  und  dafs  ihm  die  Absicht  ferne  liegt,  durch  moral- 
statistische Daten  die  christliche  Sittenlehre  zu  begründen  oder  die 
wahren  Gesetze  des  Guten  zu  beweisen.  Er  verfällt  damit  ausge- 
sprochenermafsen  in  die  zweite  Form  des  wissenschaftlichen  Unrechts 
gegen  die  Forschung,  und  unwillkürlich  drängt  sich  die  Frage  auf, 
wozu  denn  dann  die  sog.  Moralstatistik  dient,  wenn  es  möglich  ist, 
ohne  sie  und  unmöglich  mit  ihr  die  ganze  christliche  Sittenlehre  zu 
begründen  und  die  wahren  Gesetze  des  Guten  zu  beweisen.  Aber 
auch  gegen  die  freie  Forschung  verstöfst  er  damit,  wenn  er  ihr  schlank- 
weg die  Fähigkeit  abspricht,  zu  sicheren  Urteilen  auf  dem  Gebiete 
der  Sozialethik  zu  gelangen,  noch  bevor  nur  der  Versuch  gemacht  ist, 
ihre  Qualifikation  hierfür  zu  erweisen;  von  diesem  Standpunkte  aus 
läfst  sich  eben  an  jedem  Punkte  der  Forschung  ein  Halt  zurufen, 
sobald  sie  in  die  Domäne  des  Glaubens  oder  der  metaphysischen  Vor- 
stellungen einzubrechen  sich  anschickt;  selbst  die  strengsten  Gegner 
der  freien  Forschung  argumentieren  nicht  anders,  wenn  sie  derselben 
vorschreiben  wollen,  ihre  Hand  von  Dingen  zu  lassen,  die  sie  doch 
nie  zu  ergründen  im  Stande  sein  werde.  Öttingens  ganze  Durch- 
führung seiner  „Moralstatistik^^  steht  freilich  in  einem  gewissen  Wider- 
spruch zu  diesen  glaubenstarken  Sätzen  seiner  Vorrede.  Er  selbst 
formuliert  eine  Reihe  allgemeiner  Gesetze  sittlicher  Lebensbewegung, 
die  „auf  dem  Wege  der  Induktion^'  gefunden  sind.  Doch  ist  eben 
die  Art,  wie  er  zu  diesen  Gesetzen  gelangt,  geeignet,  diesen  schein- 
baren Widei-spruch  aufzulösen.  Für  ihn  gilt  keineswegs  ausnahmslos, 
was  für  den  Statistiker  das  erste  Erfordernis  für  die  Gewinnung  ge- 
sicherter Schlufsfolgerungen  aus  den  einzelnen  Thatsachenreihen  er- 
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scheint:  die  mnständliclie  Analyse  komplexer  Erscheinungen,  um  da- 
durch ihre  Beweiskraft  zu  ermitteln;  wohl  weifs  Öt  tin  gen  unter 
Umständen  die  kritische  Sonde  wohl  zu  handhaben;  aber  nicht  seltjier 
sind  die  Fälle  einer  fast  blinden  Benutzung  ganz  verschieden  kon- 
struierter Zahlen  zur  Herstellung  einer  in  seinem  Sinne  beweiskräftigen 
Entwickelungsreihe.  Wenn  er  z,  B.  ein  Gesetz  der  Kompensatiun  bei 
gestörtem  numerischen  Verhältnisse  der  beiden  Geschlechter  aufstellt» 
so  ist  doch  leicht  zu  sehen,  dafs  dasselbe  nicht  aus  den  statistischen 
Daten  der  Volkszählungen  und  der  Zivilstandsregister  sich  ergiebt, 
sondern  trotz  derselben  aus  apriorischen  teleologischen  Vorstellungen 
abgeleitet  ist.  Denn  selbst  zugegeben,  dafs  die  Berechnung  eines 
grofsen  Duichschnittes  aus  den  Zahlenreihen  vei*schiedener  Völker 
für  einen  längeren  Zeitraum  einen  Anhalt  für  die  Annahme  einer 
solchen  Kompensation  geben  würde,  so  ist  es  doch  ganz  unstatthaft 
die  grossen  Unterschiede  der  einzelnen  Entwickelungsreihen  in  einem 
solchen  Durchschnitte  zu  verwischen,  wo  gerade  die  ausnahmslose 
Konstanz  der  Erscheinung  als  wesentliches  Erfordernis  eines  „Gesetzes*^ 
angesprochen  werden  mufs,  Dafs  aber  gerade  diese  Untei^schiede  in 
der  Entwickelung  des  numerischen  Verhältnisses  der  Geschlechter  ein 
solches  „Kompensationsgesetz''  ausschtiefsen ,  läfst  sich  zur  Evidenz 
darthun  0<  Dt^r  Versuch  ein  „Kompensationsgesetz*'  trotz  des  in  den 
Zahlen  liegenden  Widerspruchs  aufrecht  zu  erhalten,  ist  aber  hier  um 
so  mifslicher,  wo  es  sich  nicht  nur  um  einen  mifslungenen  oder  einen 
statistischen  Scheinbeweis  handelt,  sondern  eben  die  Statistik  direkt 
und  ausreichend  beweist,  dafs  die  Unterschiede  im  numerischeo  Ver- 
hältnisse der  Geschlechter  bei  den  einzelnen  Völkern  sehr  konstant 
sind  und  in  derselben  Weise  wie  gegenwärtig  ohne  irgend  eine  Ten- 
denz zu  einer  ,,gesetzmälsigen  Ausgleichung''  jedenfalls  schon  viel 
länger  bestehen  als  wir  das  statistisch  nachzuweisen  vermögen.  Und 
nicht  minder  bezeichnend  ist  für  sein  Verfahren  die  Eile,  mit  welcher 
er  so  oft  den  Thatsachen  das  Wort  entzieht,  um  sofort  an  ihrer  Stelle 
den  Faden  des  Syllogismus  weiter  zu  spinnen,  bis  er  gllicklich  am 
Ende  mit  seiner  „Weltanschauung'*  verknüpft  werden  kann.  Gerade 
darin  aber  zeigt  es  sich,  wie  wenig  für  Ott  in  gen  die  Statistik  rein 
als  Forschungsmittel  in  Betracht  kömmt  Er,  der  es  nicht  liebt, 
fremdes  Feuer  auf  seinen  Altar  zu  tragen,  der  jeden  Versuch  hafet, 
durch  Trugschlüsse  und  Scheinbeweise  die  Glaubenswahrheiteu  zu  er- 
härten,    imputiert  den  Thatsachen   der  Statistik  durch   von   aulsen 


1)  Vergl.  PJattor  in  der  ..SUti&üiicbeii  Mon*t»*ehrift**  1883.  2.  Uftft. 
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hineingetragene  Ideen  eine  Schlüssigkeit,  die  sie  nicht  haben,  und 
will  es  nicht  Wort  haben,  wenn  nicht  blos  lliatsachen  sondern  aucli 
viele  Wirkungen  dieser  Thatsachen  auf  exakt  statistischem  Wege  kon- 
statierbar sind,  und  insoweit  auch  ein  sittliches  Urteil  über  dieselben 
als  reiner  Induktionsschlufe  möglich  ist.  A.uch  hierfür  können  Öt- 
tingens  Ausführungen  über  die  Polarität  der  Geschlechter  als  Illu- 
stration dienen.  Warum  verfolgt  er  die  statistisch  doch  schon  ganz 
sicher  gestellte  Thatsache  nicht  weiter,  dafs  an  die  Stelle  des  in 
Westeuropa  fast  ausnahmslosen  Weiberüberschusses  bei  Italienern, 
Südslaven,  Griechen,  noch  mehr  bei  den  Orientvölkern  (Indern!) 
ein  Männerüberschufs  als  konstante  populutionistische  Erscheinung 
tritt?  Wird  uns  damit  ein  Fingerzeig  gegeben,  dafs  nationale  Ver- 
schiedenheiten (Race,  Kulturstufe)  auf  das  Verhältnis  einwirken,  so 
könnte  die  historische  Bevölkerungsstatistik  doch  auch  ihrerseits 
bereits  statistische  Beweise  dafür  beibringen,  dass  die  heutzutage 
cum  grano  salis  vorhandene  Polarität  bei  den  Kulturvölkern  mehr 
ein  Kultur-  als  ein  Naturphänomen  ist.  Aber  bevor  noch  solche  aus 
dem  statistischen  Material  selbst  sich  ergebende  Folgerungen  zum 
Worte  kommen,  ist  bei  Öttingen  schon  die  kausale  Verknüpfung 
des  als  „empirisches  Gesetz"  formulierten  Phänomens  mit  der  Be- 
stimmung der  Menschen  zur  monogamen  Ehe  und  mit  den  höchsten 
Problemen  der  Ethik  fertig.  Kompensationsgesetz  und  Gesetz  der 
Polarität  sind  eben  wichtige  Elemente  im  System  seiner  theologischen 
Ethik,  welche  nicht  erst  aus  der  äusseren  Erfahrung  zu  beweisen  sind. 
Er  glaubt  ein  Übriges  zu  thun,  indem  er  seine  Zahlenreihen  auch  noch 
für  die  Richtigkeit  dieser  Gesetze  sprechen  läfst.  Eben  das  ist  aber 
die  dritte  Form  des  wissenschaftlichen  Unrechts  an  der  Forschung, 
der  Mifsbrauch  derselben  in  fremdem  Dienste.  Mag  auch  immerhin 
Öttingen  aufrichtig  von  sich  aussagen,  dass  er  als  ehrlicher  Mann  der 
Wissenschaft  nie  die  Absicht  habe,  den  Thatsachen  Gewalt  anzuthun  oder 
sie  im  Dienste  der  Tendenz  umzubiegen ;  aber  er  bricht  durch  sein  Ver- 
fahren die  Keime  der  durch  die  statistische  Forschung  zu  gewinnenden 
Erkenntnis  ab  und  hindert   sie  an  ihrer  natürlichen  Entwickelung. 

Die  Induktionsschlüsse,  welche  nach  den  allgemeinen  Gesetzen 
des  Denkens  sich  aus  den  festgestellten  Thatsachenreihen  ergeben, 
sind  die  letzte  Phase  auch  der  moralstatistischen  Arbeit;  denn  die 
Statistik  geht  nicht  weiter  als  eben  ihr  wissenschaftliches  Verfahren 
anwendbar  ist,  und  dieses  beschränkt  sich  auf  die  systematische  Be- 
obachtung von  Massenerscheinungen  und  auf  die  Klarlegung  ihrer 
inneren  Struktur  und  ihrer  Zusammenhänge. 
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Mag  imniorhin  der  Glaube,  die  Mtaiiphysik,  die  Naturwissenschaft 
auch  furiRThin  den  hoden  bildeu,  auf  dem  sich  die  VVisscriscliaft  der 
Suziiilctlük  7X\  entwickeln  strebt;  mögu»  »ie  iiiimcrhin  Ideeu  der  Etbik 
iti  systeuiatiücbcui  Zusammenhange  oder  zur  Ausfüllung  der  von  der 
Moralstatiötik  gelassenen  Lücken  ausbilden;  in  das  anbestreitbare 
Feld  der  statisUsclien  Forschung  trollen  sie  nicht  eindringen.  Gerade 
je  mehr  wir  ibre  Berechtigung  anerkennen,  um  so  berechtigter  wird 
es  auch  erscheinen,  wenn  wir  eine  reinliche  Abgrenzung  verlangeii 
/wischen  der  Spekulation  und  der  Forschung.  Die  soziale thiscbeu 
(jle^etze  ^Htingens  aber  sind  keine  Resultate  der  Forschuug  —  der 
Muralätatistik. 


An  der  Hand  dieser  Ausführungen  läisi  es  sich  wohl  rechtfertigen, 
wetm  wir  jeneu  Partien  des  Ottingen'scheri  Werkes,  welche  der 
Fomiulit^rung  sozialethischer  Gesetze  gewidmet  sind,  den  Charakter 
einer  statistischen  Leistung  abspreclien,  und  sie  in  das  Gebiet  der 
Spekulation  verweisen.  Aber  es  bleibt  doch  auch  dann  noch  ein  reicher 
Inhalt  rein  statistischer  Ausführungen  bestehen,  welche  ebenso  durch 
die  Fülle  des  gesammelten  Materials  wie  durch  die  Vielseitigkeit  der 
Gesichtspunkte,  welche  dabei  eröffnet  werden,  anregend  und  belehrend 
genug  wirkt,  um  für  sich  nocl»  eine  wertvolle  Bereicherung  der 
statistischen  Litteratur  zu  bilden.  Ja  wir  glauben  mit  der  Annahme 
nicht  fehl  zu  gehen,  dafs  der  bedeutende  Erfolg  des  Werkes  mindestens 
ebensosehr  darin  zu  suchen  ist,  dafä  die  Statistiker  dankbar  die  gelei* 
stete  Herkulesarbeit  einer  ziendieb  vollständigen  Sammlung  und  Ana- 
lyse des  massenhaften  und  zerstreuten  luoralstatistischen  Materials 
benutzen,  wenn  sie  auch  achtungsvoll  an  den  theologischen  und  meta- 
physischen Diatribeu  des  Autors  vorübergehen,  als  darin,  dafs  das  Buch 
den  Anhängern  ü  tti  ngen'scher  Weltanschauung  eine  breite  Unterlage 
bietet  für  den  Ausbau  einer  praktischen  Ethik  und  eine  imerschöpHichc 
Fundgrube  sogenannt  exakter  Beweise  für  den  Kampf  mit  dem  In- 
ditierentismus  und  DetenDinisnms,  den»  sozialistischen  Atomismus  und 
Naturalismus,  dem  Subjektivismus  und  (»bjektivismus,  den  von  Öt- 
tingen  selbst  so  gekennzeichneten  Feinden  einer  auf  der  chriätlicbeu 
Sittenlehre  fufsenden  Sozialethik. 

Für  eine  gerechte  Würdigung  dieses  statistischen  Teils  des  Werke» 
wird  es  also  unabweisljch  sein,  das  Material  näher  zu  untersuchen, 
welches  Ottin  gen  heran gezo*j;en  hat  und  die  Art  und  Weise  zu 
prüfen,  iri  welcher  er  dasselbe  methodisch  verarbeitet  hat. 
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Öttingen  wendet  durcbgehends  ein  international  vergleichendes 
Verfahren,  wenn  auch  in  sehr  verschiedener  Weise  an;  er  verschmilzt 
entweder  die  aus  der  Statistik  der  verschiedenen  Staaten  (auch  Staats- 
teile) gewonnenen  Reihen  in  eine  Reihe  oder  zieht  einen  Gesarat- 
durchschnitt und  nimmt  die  so  gewonnenen  Massenverhältnisse  als 
eine  einheitliche  Manifestation  gewisser  allgemeiner  gesellschaftlicher 
Kräfte  in  Betrachtung,  oder  er  stellt  sie  nebeneinander  und  schliesst 
aus  der  Gleichförmigkeit  oder  Ähnlichkeit  der  Bewegung  in  den  Zahlen 
auf  eine  derselben  innewohnende  Gesetzmäfsigkeit.  Daneben  aber 
werden  auch  wohl  die  statistischen  Daten  über  irgend  eine  sozial- 
ethische Erscheinung  in  einem  Lande  gleichsam  als  Typus  vieler  gleich- 
artiger Vorkommnisse  aufgefafst  und  ähnliche  Angaben  aus  andern 
Ländern  nur  als  Bestätigung  des  schon  durch  die  eine  Thatsachen- 
reihe  festgestellten  Ergebnisses  herangezogen. 

Es  ist  im  allgemeinen  schwer  zu  sagen,  welches  von  diesen  Ver- 
fahren für  die  Erkenntnis  der  den  Erscheinungen  innewohnenden  Ge- 
setzmäfsigkeit bessere  Gewähr  oder  gröfsere  Gefahren  in  sich  schliefse. 
Es  giebt  ja  zweifellos  Erscheinungen  des  Gesellschaftslebens,  welche 
die  Statistik  wenigstens  für  die  zivilisirten  Staaten  bereits  mit  hin- 
länglicher Genauigkeit  zu  erfassen  und  darzustellen  vermag,  und 
welche  auch  einen  genügend  gleichmäfsigen  gesellschaftlichen  Ursprung 
haben,  um  wirklich  als  Äufserungen  eines  einheitlichen  Volksgeistes 
angesehen  werden  zu  können.  Damit  ist  dann  für  die  politische 
Arithmetik  gleichsam  der  gemeinschaftliche  Nenner  gegeben,  mit  dem 
sie  ihre  Rechnungen  anstellen  kann. 

Andererseits  mag  wohl  auch  zugegeben  werden,  dafs  die  Ent- 
wickelung  gewisser  gesellschaftlicher  Erscheinungen  wenigstens  inner- 
halb unsrer  Kulturwelt  einen  geradezu  typischen  Verlauf  hat,  so  dafs 
aus  der  exakten  Feststellung  desselben  mittelst  der  Statistik  eines 
Staates  eine  bestimmte  empirische  Gesetzmäfsigkeit  abstrahiert  werden 
kann.  Aber  ebenso  selten  wie  jener  erste  ist  auch  dieser  zweite  Fall 
gegenüber  der  unübersehbaren  Fülle  von  gesellschaftlichen  Zuständen 
und  Entwickelungsthatsachen ,  in  welchen  die  Sicherheit  der  gleich- 
mäfsigen Feststellung  durch  das  statistische  Verfahren  ebenso  zweifel- 
haft oder  positiv  ausgeschlossen  ist,  wie  die  Gleichheit  der  Verur- 
sachung oder  gar  der  typische  Verlauf  der  Entwickelung. 

Und  jedenfalls  geht  es  weit  über  die  von  der  Statistik  sicher 
hergestellten  Thatsachenreihen  hinaus,  wenn  Öttingen  das  ganze 
System  einer  sozialen  Ethik,  Lebenserzeugung,  Lebensbethätigung  und 
Tod  im  Organismus   der  Menschheit  (!)   mit  einer  international  ver- 
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Vergleichendon    Muralatatistik   beleuchten   und    zum  guten   Teil    d<»eh 
auch   beweisen   will.    Ist  ja  doch   schon  jenes  Gebiet,  auf  welchem 
wir  die  FeststelUiui?  der  elementarsten  Thatsachen   der  Gesellschaft 
versuchen,   das  Gebiet  der  Volkszählungen,  noch  keineswegs  zu  einer 
solchen  Einheitlichkeit  der  statistischen  Durchbildung  gekommen,  dafs 
auch  nur  die  blose  Volkszahl  absolut  vergleichbar  wäre.    Wir  brauchen 
dabei   keineswegs   jenem  Mypcrkritizisnius   zu  huldigen,    welcher   die 
natürlich  überall,  auch  bei  Anwendung  aller  Ivautelen  der  administra- 
tiven Statistik,  vorkommenden  kleinen  Ungenauigkeitcn  bei  Ausführung 
der  Zählungen  und  in  der  Aufbereitung  des  Materials  als  Hindernisse 
einer  internationalen  Vergleichung   geltend   machen   will.     Aber  doch 
schon  die  noch  immer  sehr  verschiedene  Art  des  Depouillements,  die 
ditferente  Behandlung  der  Zivil-  und  Militärbcvülkerung,  der  faktischen. 
Wohn-  und  rechtlichen    Bevölkerung,   dann  der  Geuieinden    und    der 
Ortschaften   und  Ortsbestandteile  ist  eine  so   reiche  Quelle   von   ün- 
gleicliheiten ,   dafs  schon  hier  der  berechtigte  Zweifel  wenigstens  über 
die   Genauigkeit    der   Ergebnisse   entsteht ,    sofern   eben    mit    Volks- 
/.ählungsresultaten   schlechthin,    ohne   genauere  Bezeichnung   der  Be- 
schafl'enheit  dieser  Ziffern  operiert  wird.    Dieser  Umstand  ist  aber  um 
so  wichtiger   als   eben   die  Vtilkszahl   mit    den   meisten   Verhältnissen 
des    Gesellschaftslehens   in   Relation   gesetzt,   eine  Inkongruenz  jene 
also  auf  alle  Gebiete  der  Statistik  übertragen  wird.    Und  von  beson- 
derem Belang  werden  diese  Bedenken,  wo  es  sich  einerseits  um  gröfser 
historische  Rückblicke  handelt,   da  erfahrungsgemäfs  die  Genauigkeit^ 
der  Zählungen    mit  der  Zunahme    ihres   Alters  sehr  abnimmt,   und 
andrerseits  um  die  ferneren  ITntersuchungen  der  Bewegung  sozialer  Er- 
scheinungen   in    den   Zwischenjahren   zweier   Zählungen,    wo    vielfach 
nicht  nur  überhaupt  eine  berechnete  Bevölkerung  anstatt  der  Zählbe- 
völkenuij^'  zur  Gewinnung  richtiger  Verhältniszahlen  angewendet  wer- 
den  mufs,  sondern   es  nun  doch   auch   schon   auf  das  Verfahren  an- 
kommt, nach  welchem  in  denjverschiedeneu  Staaten  diese  Berechnung 
ausgeführt  worden  ist 

Immerhin  aber  mögen  die  neueren  Volkszählungsdaten  der  zivili- 
sierten Staaten  im  ganzen  genügende  Vergleichbarkeit  haben;  die  Ge- 
sichtspunkte,  unter  welchen  eine  solche  Vergleichung  mit  Erfolg  an- 
zuwenden ist,  bldben  nichtsdestoweniger  sehr  beschränkt.  Behalten 
wir  zunächst  das  eine  Verfahren  im  Auge,  wornach  die  Resultate  der 
Volkszählung  in  den  versclüedenen  Staaten  zu  einer  Reihe  zusammen- 
gefafst  werden,  um  nun  an  dem  grolsen  europäischen  Durchschnitte. 
(wenn  nicht  sogar  noch  darüber  hinausgegritlen  wird)  Anhaltspunkte 
für  den  Beweis  gewisser  sozialethischer  Grundverhältnisse  zu  gewinnen. 
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In  ihren  beiden  Hauptrelationen  zur  Fläche  als  Bevölkerungsdichte 
und  zur  letzten  Zählung  als  Zuwachs  oder  Verminderung  der  Bevöl- 
kerung sagen  die  Volkszählungsdaten  allerdings  etwas  ganz  Positives, 
überall  gleich  Wichtiges  und  gleicher  Beurteilung  Unterliegendes  über 
die  eine  Grundmacht  der  Staaten,  das  Volk,  aus;  für  die  Fragen 
einer  allgemeinen  Übervölkerung,  der  möglichen  Vermehrung  des  Be- 
völkerungsstandes von  Europa  u.  dgl.  können  solche  Durchschnitte 
einen  gewissen  Wert  haben ;  mögen  die  Ursachen  der  diflferenten  Dich- 
tigkeit und  des  ungleichmäfsigeu  Wachstums  der  Bevölkerungen  auch 
noch  so  verschieden  gelagert  sein;  aber  doch  wie  nahe  drängen  sich 
schon  hier  die  Bedenken  heran,  welche  aus  der  praktischen  Unmög- 
lichkeit einer  allgemeinen  Bevölkerungsausgleichung  geschöpft  sindl 
Und  schon  wenn  wir  einen  Schritt  weiter  gehen,  hört  dieser  Stand- 
punkt auf,  zum  mindesten  für  moralstatistische  Untersuchungen  Gel- 
tung zu  haben.  Was  soll  es  für  die  Beurteilung  der  moralischen 
Weltordnung  bedeuten,  zu  wissen,  wieviel  Weiber  im  grofsen  Durch- 
schnitte der  europäischen  oder  gar  der  W^eltbevölkerung  auf  100  Män- 
ner kommen ,  wo  uns  doch  ein  einfacher  Blick  auf  die  ganze  Beihe 
belehrt,  dafs  eben  die  Unterschiede  herrschen  und  nicht  die  Überein- 
stimmung. Ebenso  aber  beim  Altersaufbau  der  Bevölkerung,  der  noch 
dazu  von  der  Bevölkerungsbewegung  so  aufserordentlich  beeinflufst 
ist;  bei  der  Statistik  des  Zivilstands  mit  seiner  Abhängigkeit  vom 
Altersaufbau  und  den  differenten  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft ; 
bei  der  Berufsstatistik  mit  ihrem  aufserordentlich  weiten  Spielraum 
subjektiven  Urteils  schon  bei  der  Aufnahme  und  der  weitgehenden 
Abhängigkeit  ihrer  Resultate  von  der  natürlichen  Beschaffenheit  der 
einzelnen  Länder  und  der  ökonomischen  Gesamtlage  der  einzelnen 
Völker.  Wie  die  Bekenntnisse,  die  Nationalitäten  in  ganz  Europa  ver- 
teilt sind,  das  mag  als  Gegenstand  der  eigentlichen  Demographie,  mit 
einem  solchen  einheitlichen  Ausdrucke  gesagt,  von  Wert  sein;  aber 
auf  allen  Gebieten,  die  mit  der  Moralstatistik  zu  thun  haben,  ist  die 
Betonung  der  Unterschiede  und  Gegensätze  wichtiger  als  die  Ver- 
mischung derselben  in  der  „grofsen  Zahl." 

Fast  noch  schlimmer  verhält  es  sich  mit  dem  zweiten  Teil  der 
Bevölkerungsstatistik,  der  Bewegung  der  Bevölkerung,  obgleich  auch 
sie  gewifs  zu  den  bestgepflegten  Gebieten  der  Statistik  gehört  und 
gewifs  auch  nicht  minder  allgemeinste,  elementare  Verhältnisse  des 
Gesellschaftslebens  berührt 

In  gewissen  Partien  ist  auch  in  der  That  die  Statistik  der  Be- 
völkerungsbewegung mindestens  ebenso  verläfslich  und  internationaler 
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V^rgleichung  zugänglich  wie  die  Resultate  der  Volkszählmigen  selbst. 
Die  SUitistik  der  Oeburten  und  Sterbefälle  im  allgemeinen  rechnen 
wir  hierher;  rlie  einzige  gröfsere  Unsicherheit,  welche  hier  durch  Ein- 
beziehung oder  We^ilassung  der  Totgeburten  entsteht,  ist  an  der  Hand 
der  meisten  modernen  offiziellen  Publikationen  wenigstens  in  der 
Haui>tsftche  zu  überwinden.  Wie  aufserordentlich  verschieden  ist  aber 
sehon  die  Beurteilung  dieser  Thatsachen  vom  Standpunkte  der  sozia- 
Imi  Ethik! 

Wir  alle  wissen,  wie  schon  die  Ziffer  der  allgemeinen  Sterblichkeit 
beeintlufst  wird  von  der  Intensität  der  Kindersterblichkeit,  die  spe- 
zielle Sterbliehkeitsziffer  dr^r  gröfseren  Städte  durch  Anhäufung  von 
Kranken  ( Spitäler  l)  u.  dgl.  Ohne  fortwährende  Rücksichtnahme  auf 
diese  besonderen  Verhältnisse  ist  die  allgemeine  Ziffer  zu  internatio- 
nalen Vergleichen  gar  nicht  verwertbar.  Bei  der  Geburtcnzifftir  ist 
nicht  nur  der  Unterschied  der  ehelichen  zur  unehelichen  Progenitur 
immer  von  grofscm  Belange  für  die  Beurteilung  des  sozialen  Wertes; 
fast  mnhr  noch  sind  hier  die  besonderen  Ursachen  der  Frequenz  aus- 
schlaggeb*vnd;  hier  handelt  es  sich  nicht  mehr  blos  darum,  ob  die  Ge- 
samterscheinung mit  Rücksicht  auf  die  sittliche  Zweckbestimmung  des 
Volkes  gut  oder  schleclit  zu  qualifizieren  ist,  sondern  wie  sie  zustande 
kommt,  als  I^Yucht  sittlichen  oder  unsittlichen  Verhaltens-  Dafs  die 
Beurteilung  der  unehelichen  Progenitur  ganz  ähnlichen  Erwägungen 
unterliegt,  ist  wiederholt  schon  hervorgehoben  worden.  Und  was  die 
Trauunggziffer  als  Ausdruck  der  allgemeinen  „Matrimonialitat'*  betrifft, 
so  gelten  nicht  blos  ähnliche  Gesichtspunkte,  sondern  ist  auch  noch 
auf  besondre  Störungen  in  einzelnen  Ländern  wohl  Bedacht  zu  neh- 
me^ji,  wie  sie  z.  B.  aus  Italien  nach  Einführung  der  Zivilehe  bekannt 
geworden  sind,  wo  massenhaft  rein  kirchliche  Trauungen  nicht  regi* 
striert  wurden,  und,  weniger  bekannt,  z.  B,  in  Galizien  vorkommen, 
wo  die  blos  rituellen  Judenehen  auch  eine  erstaunliche  Depression  der 
offiziell  festgestellten  Trauungszitfern  im  Gefolge  haben.  Bei  Betrach- 
tung der  getrennten  Ehen  aber  ist  nicht  blos  auf  den  ungeheuren 
Unterschied  der  eigentlichen  Lösung  des  Ehebandes  (divorce)  und  der 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  (Separation  du  corps)  gerade  für  sozial- 
ethische  Folgerungen  zu  achten ,  sondern  es  ist  hier  auch  wohl  zu 
prüfen,  ob  die  aus  den  Zahlen  sich  »ergebende  Trennungstendenz 
eine  Folge  gelockerter  Anschauungen  über  das  Ehebarnl  oder  einfac 
als  die  beabsichtigte  Wirkung  einer  veränderten  Gesetzgebung  sich 
darstellt,  welche  die  Trennung  unter  Umständen  als  ein  Heilmittel  be- 
stehender sozialer  Schäden  zuhifst,  wo  früher  um  eines  Prinzips  wil- 
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len  die  gleicherweise  vorhandene  Trennungstendenz  starr  zurückgehal- 
ten wurde. 

Wir  berühren  damit  auch  schon  jenes  weite  Gebiet  der  Moral- 
statistik, auf  welchem  die  internationalen  Vergleiche  wegen  der  wechseln- 
den Bestimmungen  des  positiven  Rechts,  dessen  Verletzung  in  den 
Zahlenreihen  der  Moralstatistik  zum  Ausdrucke  kömmt,  sich  von 
selbst  verbieten.  Auch  Öttingen  erkennt  das  an  und  hat  es  in 
Bezug  auf  Kriminalstatistik  wiederholt  ausgesprochen.  Ähnlich  aber 
verhält  es  sich  mit  all  jenen  Zahlenreihen,  deren  Entwickelung  von 
den  jeweiligen  Veranstaltungen  der  öflFentlichen  Verwaltung  wesentlich 
beeinflufst  wird,  wie  z.  B.  mit  der  Statistik  der  Krankenanstalten, 
Irren-  und  Gebärhäuser,  Findel-  und  Armenanstalten;  aber  auch  mit 
dem  weiten  Gebiete  der  polizeilichen  Thätigkeit,  wo  die  grossen  Zahlen 
ebensowohl  für  gefährliches  Verhalten  der  Bevölkerung  wie  für  gute 
Polizei  sprechen  können. 

Unter  allen  diesen  Verhältnissen  wird  sich  die  Aufstellung  grofser 
Zahlenreihen,  welche  sich  aus  den  differenten  Angaben  der  einzelnen 
Staaten  zusammensetzen,  um  nun  gleichsam  ein  Gesamtbild  einer 
sozialethischen  Erscheinung  zu  geben,  als  der  Weg  erweisen,  welcher 
zu  Scheinwahrheiten  und  Trugschlüssen  führt.  Der  Glaube  an  das 
„Gesetz  der  grofsen  ZahP^  ist  da  ein  Aberglaube  und  was  ein  exakt 
geführter  Induktionsbeweis  zu  sein  scheint,  ist  in  Wahrheit  die  voll- 
ständige Verwischung  des  realen  Untergrundes  der  Beweisführung,  um 
aus  dem  Chaos  unvermerkt  die  Syllogismen  apriorischer  Logik  empor- 
schiefsen  zu  lassen. 

So  zeigt  sich  denn,  dass  die  international  vergleichende  Statistik 
als  systematisches  Induktionsverfahren  eine  allgemeine  Anwendung 
nicht  verträgt;  trotz  des  scheinbaren  Vorteils  für  die  wissenschaft- 
liche Erkenntnis,  welcher  aus  der  ungeheuren  Ausdehnung  des  Be- 
obachtungsfeldes über  Hunderte  von  Millionen  Menschen  sich  zu  er- 
geben scheint,  bleibt  doch  das  Gebiet,  auf  welchem  sich  wertvolle 
Durchschnitte  und  Mittelwerte  der  international  vergleichenden  Statistik 
gewinnen  lassen,  ein  sehr  beschränktes. 

Aber  auch  die  vergleichsweise  Gegenüberstellung  moralstatistischcr 
Daten  aus  den  verschiedenen  Ländern  verträgt  nicht  die  umfassende 
Anwendung  und  noch  weniger  Verwertung,  welche  ihr  Öttingen 
gegeben  hat.  Nicht  als  ob  wir  damit  die  internationale  Statistik 
schlechthin  über  Bord  werfen  wollten.  Die  vielfachen  Bemühungen 
der  statistischen  Kongresse  und  der  amtlichen  wie  privaten  Statistiker 
zunächst  haben  eine  volle  Berechtigung  und  verfolgen  ein  methodo- 
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logisch  höchst  wichtiges  Ziel,  nämlich  die  allmähliche  Gewinnung 
wirklich  vergleichbarer  Daten  auf  Grund  der  Gleichartigkeit  der  Er- 
hebungen, der  Autliereitung  des  Materials  mit  Zuhilfenahme  der  Er- 
gebnisse vergleichender  Gesestzgebung  und  gesellschaftlicher  Ein- 
richtungen» Aber  doch  zeigt  schon  das  noch  sehr  geringe  Ergebnis, 
welches  sich  als  Ausführung  des  weitausgehenden  und  lange  vorbereite- 
ten iiUernationalen  Programms  des  statistischen  Kongresses  darstellt, 
welche  Scliwierigkeiten  demselben  nicht  blos  von  Anfang  an  bewufst 
waren,  sondern  wie  sie  sich  im  Verlaufe  der  Arbeit  noch  überdies 
gehäuft  haben. 

Die  vergleichsweise  Gegenüberstellung  internationaler  statistischer 
Daten  sodann,  wie  sie  regclmäfsig  in  den  analytische«  Arbeiten  der 
Landesstatistik  angewendet  werden,  tragen  gleichfalls  einen  ganz 
anderen  Charakter  an  sich,  als  sie  in  dem  Verfahren  von  Ottingen 
gewinnen;  sie  haben  zunächst  wenigstens,  und  wohl  noch  für  lange 
Zeit,  nur  den  Wert  vorläufiger  Orientierung;  sie  wollen  und  sollen 
nicht  mehr  aussagen,  als  sie  können,  nämlich  über  die  absoluten 
Grölsenverhältnisse  einer  Erscheinung  und  ihre  Relation  zu  den  ele- 
mentarsten statistisch  genau  meisbaren  IMomeuten  des  Volkslebens 
(zur  Fläche,  Bevölkerungszahl,  Steuerleistung  u,  dgl.)  In  ihrer  Ver- 
wertung bei  Ottingen  erscheinen  sie  aber  zumeist  mit  der  Präten- 
sion einer  vollständigen  Orientierung  über  das  Gewicht  der  Zahlen, 
wol>ei  die  Relationen  derselben  zu  den  vei*schiedi*nen  gar  nicht  oder 
nur  ungenau  meisbaren  Lebensverhältnissen  der  Gesellschaft  entweder 
ganz  ignoriert  oder  als  allenthalben  gleich  und  gleichbleibend  ange- 
nommen werden.  Was  soll  uns  z.  B,  die  vergleichende  Betrachtung 
des  Berufs  ohne  die  genaue  Kenntnis  der  Bildung  der  Berufsgruppen, 
die  Vergleichung  der  Sparkasseneinlagen  ohne  Gmppieruug  der  Ein- 
leger nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen?  Die  Alternative^  welche  hier 
gestellt  ist,  wird  immer  dazu  führen,  entweder  die  Vergleichung  der 
aufgestellten  Reihen  wegen  Incoinpatibilität  doch  nicht  durchzuführen, 
oder  trotz  der  besseren  Einsicht  mit  Durchbrechung  der  der  staüsti* 
sehen  Beweisführung  gezogenen  Grenzen  doch  zu  unternehmen.  Im 
ersten  Fall  bleibt  denn  der  Vergleich ,  wie  wir  schon  oben  sagten, 
eine  vorlaufige  Orientierung,  im  zweiten  Falle  aber  führt  die  Speku- 
lation oder  besser  gesagt  das  Vorurteil,  das  grofse  Wort. 

Nucli  schlimmer  aber  steht  es  mit  jener  Art  internationaler  Sta- 
tistik, welche  Lebensgesetze  der  Gesellschaft  aus  den  Erscheinungen 
einzelner  Volker  oder  Volkskreise  ableiten  zu  können  glaubt.  Bald 
dieses,    bald    jenes   Volk    als  Beweisstück    eines  allgemeinen    Satzes 
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heranziehend,  zeigt  dieses  Verfahren  zunächst  von  einer  gänzlich  uo- 
historischcn  Auffassung  des  Gesellschaftslebens,  welche  vergifst,  dafs 
jedes  Volk  eine  ausgeprägte  IiKlividualität  ist,  und  unterliegt  über- 
dies allen  Gefahren  einer  vorschnellen  Generalisierung.  Man  unter- 
schätzt oder  ignoriert  vollkommen  die  entgegenstehenden  Beobachtungen 
bei  anderen  Völkern,  wenn  die  Entwickelung  bei  dem  einen  ausge- 
wählten (eben  wegen  der  historischen  Individualität)  einen  typischen 
Verlauf  anzuzeigen  scheint.  Oder  njan  unterstüzt  wohl  auch  gelegent- 
lich die  aus  solch  einseitiger  Beobachtung  gewonnenen  allgemeinen 
Sätze  durch  statistische  Ergebnisse  der  Beobachtung  anderer  Völker, 
welche  vielleicht  ein  ähnliches  aber  unter  ganz  anderen  umständen  zu 
Stande  gekommenes  Resultat  zeigen.  Die  Mahnungen  der  statistischen 
Methode  werden  dabei  ebenso  in  den  Wind  geschlagen  wie  die  Gründe, 
welche  gegen  Determinismus  des  Menschengeschlechts  und  die  sozial- 
physische Weltanschauung  sprechen,  —  denen  doch  gerade  ein  Öt- 
tingen  am  wenigsten  durch  die  thatsächlichc  Aufstellung  solcher 
Typen  hätte  den  Rücken  kehren  sollen.  Das  „Generelle"  oder  „Typische'* 
vermögen  wir  doch  erst  zu  erkennen,  wenn  wir  das  Spezielle,  das 
Mannigfaltige,  erkannt  haben;  sonst  präsumieren  wir  das  Generelle, 
oder,  mit  anderen  Worten,  wir  bauen  auf  einer  Hypothese,  was  unter 
keinen  umständen  Sache  der  Statistik  sein  darf. 

Die  Fehler,  welche  solcherart  durch  Anwendung  des  international 
vergleichenden  Verfahrens  erzeugt  werden,  sind  vielleicht  bei  Ö  tt i  n  gen 
weniger  zahlreich  als  bei  anderen  Schriftstellern;  aber  freigehalten 
hat  er  sich  doch  nicht  von  denselben,  wenngleich  sein  geschärfter 
Blick  für  den  Wert  der  Daten  ihn  vorsichtiger  macht 

Es  hängt  das  eben  aufs  innigste  zusammen  mit  einem  andern 
prinzipiellen  Fehler  der  Verwertung  moralstatistischer  Daten,  den  Ot- 
tingen gleichfalls  mit  der  Mehrzahl  der  „Moralstatistiker**  teilt, 
nämlich  mit  der  Losreifsung  der  statistisch  dargestellten  Thatsachen 
aus  ihrem  natürlichen  Zusammenhang,  Es  wird  dabei  präsumiert,  dafs 
sich  die  einzelnen  Lebensäufserungen  der  Völker,  welche  einer  sozial- 
ethischen Würdigung  unterliegen,  nach  feststehenden  Axiomen  der 
Sozialethik  beurteilen  lassen ;  und  es  läuft  der  Irrthum  mit  unter,  als 
ob  jedes  dieser  sozialcthischen  Phänomene  einer  sicheren  Beurteilung 
für  sich  ohne  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  mit  anderen  Seiten 
des  Gesellschaftslebens  zugänglich  sei.  Für  die  Moralstatistik  als 
exactes  Verfahren  der  induktiven  Sozialwisscnschaft  ist  aber  jene 
Präsumtion  ebenso  unzulässig  wie  dieser  Irrtum  verhängnisvoll.  Es  soll 
sich  ja  aus  dem  Studium  der  Thatsachen  erst  ergeben,  was  als  Maxime 
N.  F,  Bd.  vn.  34 
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einer  praktischen  d.  h.  historisch  gerech tfertigt^o  Sozialethik  ange* 
sehen  werden  kann;  und  andererseits  ist  das  moralstatistische  Ver- 
fahren insolange  nicht  exakt,  als  es  die  einzelnen  statistisch  erfafs- 
baren  Phänomene  des  Volkslebens  nicht  in  ihrer  vollen  empirischen  Wirk- 
lichkeit d.  h.  in  ihrem  ganzen  realen  Zusammenhang  dieses  Lebens 
zu  begreifen  vermag.  Dieselbe  Lebenserscheinung  kann  aber  für  jedes 
Volk  etwas  ganz  verschiedenes  bedeuten;  vorab  aus  den  Wirkungen, 
welche  von  jeder  solchen  Thatsaehe  des  Gesellschaftslebens  auf  streng 
statistischem  Wege  nachweisbar  auf  andre  Seiten  dieses  Lebens  aus- 
geben, ist  eine  sozialethische  Würdigung  dei-selben  zu  versuchen.  Denn 
die  Moralstatistik  mufs  ja  zur  Kritik  unsrer  aprionschen  sozialethischea 
Urteile  ebenso  wie  zur  Aufstellung  induktiv  gewonnener  Gesetze  der 
sittlichen  Lebensbethätigung  führen  können,  wenn  sie  überhaupt  etwas 
für  die  Wissenschaft  vom  Volksleben  bedeuten  soll  Wir  gelangen 
aber  zu  solchen  Urteilen  nur,  wenn  wir  die  einzelnen  statistisch  be- 
obachteten sozialen  Phänomene  im  Zusammenhang  aller  begleitenden 
Umstände  betrachten;  jede  solche  Lebensaufserung  eines  Volkes  ist 
aber  nur  ein  Teil  der  ganzen  sittlichen  Lebensführung  eines  Volkes 
und  kann  aufaerhalb  dieses  Zusammenhanges  gar  nicht  gewürdigt 
werden.  Eine  Moralstatistik,  die  ihre  Materie  nach  Begriffen  oder 
einzelnen  sozialethischeu  Phänomenen  anordnet  und  nun  jede  einzelne 
mit  international  vergleichendem  Verfahren  für  sich  abhandelt,  erzeugt 
die  Gefahr  einer  Schablone,  der  sich  das  Volksleben  nicht  unterwerfen 
läfst,  und  führt  fast  notwendig  zu  gezwungener  oder  gar  tendenziöser 
Interpretation.  Gerade  die  auch  von  Öttingen  in  dem  Absclmitl 
über  die  moralstatistische  Methode  betonte  ,,Moralanalytik'*  verlangt 
ein  solch  umsichtiges  Verfahren;  eine  solche,  jeweilig  nur  auf  eine 
Seite  der  Sozialethik  angewendet,  würde,  um  die  Parallele  mit  der 
chemischen  Analyse  auch  hier  zu  gebrauchen,  eine  Menge  ungelösten 
Rückstandes  hinterlassen,  welche  einer  genauen  Bestimmung  der  unter- 
suchten Substanz  duch  entgegenstände.  Jedes  Volk  ist  eben  eine  aus- 
geprägte Individualität  für  sich;  die  Bande  gemeinsamer  Entstehung, 
gleicher  Geschichte  und  Lebensschicksale,  gleicher  Traditionen  und  An- 
schauungen halten  es  zusammen;  die  Gesetze  der  sozialen  Organisation 
und  der  politischen  Verwaltung  treten  als  verstärkende  Momente  hinzu, 
um  die  Vorstellung  von  den  Lebenszwecken  der  Gesellschaft,  von 
Macht,  Recht  und  Kultur  bei  jedem  Volke  in  eigentümlicher  Weise 
zu  entwickeln. 

So  ergeht  es  der  Statistik  schliefslich  ähnlich  wie  der  Geschichte 
des  Volkslebens,  von  der  sie  am  Ende  doch  nur  ein  Teil  ist;  sie  wird 
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um  SO  genauer,  um  so  mehr  der  vollen  Realität  des  Volkslebens  in 
seinen  verschiedenen  Entwickelungsstadien  gerecht,  je  mehr  sie  sich 
auf  die  allseitige  Erforschung  eines  bestimmten  einzelnen  Volkes  be- 
schränkt. Erst  auf  der  Basis  solcher  Specialforschung  vermag  sich 
die  historische  wie  die  statistische  Parallele  mit  Erfolg  zu  bewähren. 
Der  Weg  ist  freilich  unendlich  viel  mühsamer  als  der,  welchen  die 
„Philosophie  der  Geschichte''  mit  kühnen  Gedankensprüngen  zurück- 
legt Aber  er  verliert  doch  nie  mehr  seinen  Ausgangspunkt,  und 
alle  weitere  Forschung  kann  beruhigt  ihn  weiter  verfolgen,  wlUirend 
die  Philosophie  der  Geschichte  das  betrübende  Schauspiel  zeigt,  dafs 
ihre  Wege  immer  wieder  für  die  Nachfolger  ungangbar  sind.  Und 
der  international  vergleichenden  Statistik,  wie  sie  zumeist  geübt  wird, 
kann  es  nicht  besser  ergehen.  Sie  mufs  sich  das  ungestüme  Drängen 
nach  festen  Ergebnissen  abgewöhnen;  jene  Hast,  mit  der  auf  diesem 
Gebiete  aus  einer  Summe  abgerifsner  Thatsachen  gleich  ein  System 
aulgebaut  wird,  ist  eine  Kinderkrankheit  der  Sozialwissenschaft  über- 
haupt. Diejenigen,  welche  noch  immer  gegen  ein  exaktes  Verfahren 
der  induktiven  Forschung  den  Vorwurf  erheben,  dafs  es  sich  auf  dem 
Gebiete  der  Sozialwissenschaft  unfruchtbar  erwiesen  habe,  überschätzen 
aber  doch  ebensosehr  die  dogmatischen  Ergebnisse  des  einseitig  de- 
duktiven Verfahrens,  wie  sie  die  wissenschaftliche  Aufgabe  der  Sozial- 
wissenschaft und  die  Schwierigkeiten  derselben  unterschätzen.  Die 
dogmatische  Formulierung  von  allgemeinen  Sätzen  der  Sozialwissen- 
schaft —  und  auch  von  Öttingens  „auf  induktivem  Wege  ge- 
fundenen Gesetzen  der  sittlichen  Lebensbethätigung''  kann  das  gelten 
—  ist  ja  keineswegs  unbrauchbar,  in  mancher  Hinsicht  wohl  auch 
feststehend,  aber  dürftig  im  Inhalte;  jede  Erweiterung  der  Lehrsätze 
ist  fortan  von  der  exakten  Erforschung  der  vollen  empirischen  Wirk- 
lichkeit zu  erwarten;  nur  müssen  wir  von  den  Naturwissenschaften 
jene  Bescheidenheit  lernen,  mit  der  jedes  Ergebnis  der  Forschung 
zwar  als  ein  Schritt  zum  Ziele  gilt,  aber  doch  auch  das  Bewuist- 
sein  lebendig  ist,  dafs  es  vieler  Tausend  solcher  Schritte  bedarf,  bis 
die  Wissenschaft  wieder  zu  einer  allgemeinen  Wahrheit  vorzudringen 
vermag. 

Versuchen  wir  nun  zum  Schlüsse  die  Postulate  zu  formulieren, 
welche  an  die  Moralstatistik  zu  stellen  sind,  so  werden  sich  ungefähr 
folgende  Sätze  ergeben. 

1.  Die  Moralstatistik  ist  keine  besondere,  selbständig  zu  be- 
handelnde Disziplin  der  allgemeinen  Statistik;  alle  Gebiete  der  Sta- 
tistik tragen  zur  Erkenntnis  des  sittlichen  Zustands  und  der  sittlichen 
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BeweguDgstendenzeu    des  Volkes,   der  Gesellschaft,   bei.     Eine  Lö^ 
reifsung  aus   diesem  ZusammeDhange   schliefst  die  Gefahr   einer  ein- 
seitigen  und  darum  unrichtigen  Beurteilung  der  Tbatsacheo  und  ihrer 
Venimständung  in  sich. 

2,  Die  Statistik  überhaupt,  also  auch  die  Statistik  jener  Probleme 
derselben,  welche  unter  dem  Namen  der  Moralstatistik  zusammcnge- 
fafst  werden,  ist  eine  historische  Disziplin ;  ihre  Aufgabe  ist  die  prag- 
matische Darlegung  des  Entwickelungsganges ,  welcher  zu  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  und  Zuständen  des  Gesellschaftslebens  geführt 
hat.  In  dieser  Erkenntnis  liegen  die  Wurzeln  der  sozialethischen  ür 
teile,  welche  allein  als  Resultate  exakter  induktiver  Forschung  gelten' 
können. 

3.  Die  moralstatistische  Untersuchung  kann  sich  in  erster  Linie 
immer  nur  mit  den  sozialetbischen  Zustanden  eines  Volkes  befassen, 
welche  sie  aber  in  ihrer  vollen  historischen  Realität,  in  ihrem  ganzen 
Zusammenhang  mit  der  Geschichte  und  dem  aktuellen  Charakter  des! 
Volks-  und  Staatslebens  zum  Ausgangspunkt  ihrer  Urteile  zu  neh- 
men hat 

4-  Die  internationale  Vergleichung  statistischer  Daten  hat  zu- 
nächst nur  den  Wert  vorläufiger  Orientierung  über  die  relative  Be- 
deutung und  das  Gewicht,  welches  einzelnen  gesellschaftlichen  Erschei- 
nungen des  systematisch  beobachteten  Volkslebens  zukommt. 

5.  Eine  weitergehende  Anwendung  verträgt  das  international 
vergleichende  Verfahren  nur  auf  jenen  Gebieten  der  gesellschaftlichen 
Lebensäufserungen ,  auf  welchen  die  allgemeine  Menschennatur  oder 
wenigstens  die  gleichförmigen  Anlagen  und  Strebungen  der  Kultur- 
menschen in  möglichst  elementarer  Weise  zum  Ausdrucke  kommen. 
Zur  Gewinnung  sozialethischer  Urteile  von  allgemeiner  Geltung  sind 
solche  Vergleiche  aber  auch  unter  diesen  Voraussetzungen  doch  nur 
dann  brauchbar,  wenn  sich  zugleich  konstante  und  gleichförmige  Wir- 
kungen auf  den  gesellschaftlichen  Zustand  von  den  beobachteten  That- 
Sachen  aussagen  lassen. 

6.  Die  Vermengung  des  Standpunktes  der  theologischen,  natur-j 
philosophischen  und  überhaupt  metaphysischen  Ethik  mit  der  Statistik ' 
der  sittlichen  Erscheinungen  kann  zwar  der  Spekulation  durch  Zufüh- 
rung gesicherter  Elemente  der  Erkenntnis  zu  gute  kommen:  für  die 
Erkenntnis  der  spezifischen  Leistungsfähigkeit  der  Statistik  und  die 
ungestörte  Entwickelung  ihrer  Ergebnisse  ist  es  wichtig,  dafs  mit  Ein- 
fügung spekulativer  Elemente  in  die  induktive  Beweisführung  mög- 
lichst sparsam  und  vorsichtig  zu  Werke  gegangen  werde. 
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Eine  „Moralstatistik",  welche  von  diesen  kritischen  Gresichtspunk- 
ten  geleitet  ist,  wird  freilich  ein  wesentlich  andres  Ansehen  zeigen 
als  alle  die  bisherigen  Leistungen  vom  Geiste  Öttingens.  Sie  wird 
yieles  in  Zweifel  ziehen,  was  schon  festzustehen  scheint  und  vieles 
wieder  aufgeben,  was  als  Errungenschaft  betrachtet  wird:  sie  wird 
aber  doch  nicht  an  sich  selbst  verzweifeln  und  sich  nicht  selbst  auf- 
geben; auf  kleinerem  Gebiete  wird  sie  sich  bewegen,  aber  hier  auch 
eine  festere  Herrschaft  begründen  als  sie  auf  dem  schwanken  Boden 
apriorischer  sozialethischer  Vorstellungen  möglich  ist  Sie  wird  trotz- 
dem nicht  im  Gegensatz  stehen  zu  der  Moralstatistik  Öttingens  so 
wenig  wie  zu  der  „göttlichen  Ordnung'^  Die  mannigfach  fruchtbaren 
Anregungen,  welche  durch  diese  geboten  sind,  die  Fülle  des  Posi- 
tiven, das  sie  herbeigebracht  haben,  wird  sie  aufnehmen  und  syste- 
matisch weiterbilden ;  und  dankbar  wird  sie  stets  anzuerkennen  haben, 
daüs  die  naive  Periode  der  Moralstatistik,  welche  mit  Süfs milch 
begann  und  mit  Öttingen  schliefst,  die  notwendige  Vorstufe  für  die 
beginnende  Periode  des  statistischen  Kritizismus  war. 
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Das  englische  Patent-«  Muster-   und  Markenschutsgeeets 
vom  26,  AugUflt  1883. 

Erläntert  von 
E*  Klostermftim,  Geb.  Bergrat  ncd  Professor  der  R«oht«  tn  Bonn. 

Dio  Keform  der  eDglischen  Fatcntgesetzgebung ,    weldie  seit  swiuan^ 
Jahren   fast  ununterbrochen  Gegenstand    der  parlamentanBchen  Erörterung 
gewesen  ist,  hat  durch  das  neue  Patent-,  Muster-  und  Markenschatzgeseu  j 
vom  25.  August  1883  ihre  Losung  durch  eine  Kodiliaierung  der  gesamteaJ 
Geaetzgebang  zum  Schutze  des  gewerblichen  Urheberrechts  erhallen,  welche  j 
nicht  bloß  in  formaler  Beziehung,  sondero  auch  durch  wichtige  materielle  ' 
Verbesserungen  einen  erheblichen  Fortschritt  gegenüber  dem  früheren  Zu- 
stande der  Gesetzgebung  darstellt.     Da«  Recht  des  Erfinders  beruhte  bis  in 
die  Mitte    dieses  Jahrhundcrla   auf  der  Monopolakte  Jakobs  L  von  1623,1 
welche  im  §  12  nur  den  Grundsatz  und  die  Dauer  des  Eründungsschutzes  ] 
feBtatellte,    während    die  Bedingungen    und  das  Verfahren   lediglich  durch  | 
Gewohnheitsrecht  und  durch  den  Gebrauch  der  Behörden  festgestellt  waren. 
Nach  einigen  Versuchen  zur  Verbesserung  dieses  Rechts  zustand  es  durch  die] 
Gesetze  von    1835,   1839  und    1844,  welche  nur  einzelne  Theile  des  Ver- 
fahrens   regelten,    folgte    am     K  Juli   1852    das    Gesetz    zur    Verbesserung! 
des  Patentwesens,    welches  zwar  die  frühereu  Patentgesetze  nicht  aufhob« 
aber    doch     das   hauptsächlich    nur   auf  Gewohnheitsrecht  beruhende  Ver-, 
fahren    bei    der    Patenterteilung    durch    erschöpfende    gesetzliehe    Bestixa-f 
mungen  ordnete   und  zuglmch  erheblich   verbesserte.     Auch   dieses  GeeeUi 
wurde  in  einzelnen  Bestimmungen  durch  spätere  Gesetze  von   1853,  1859 
und  1870  abgeändert.     Durch  die  Antipatentbewegung  veranlafst,  wurden! 
in  den  Jahren   1862  und   1871  Ausschüsse  zur  Untersuchung  und  Bericht- 
erstattung über  die  Wirkungen  der  Patentgesetzgebung  von  der  Regierung 
lind  vom  Parlament  eingesetzt,   welche  sich  übereinstimmend  für  die  Bei- 
behaltung des  Patentschutzes,   zugleich  aber  für  durchgreifende  ReformeOij 
namentlich   im  Sinne  der  Vorprüfung  des  Licenzzwanges   und  der  Herab- 1 
Setzung    der  Gebühren    aussprachen.     Unter  Berücksichtigung    dieser  Vor- 
echläge  wurde  dann  zuerst  im  Februar    1876  von  der  Regierung  eine  BtU 
xur  Verbesserung   der  Patentgesetzgebung  eiDgebraeht,    und  diese  Vorli 
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wurde  in  den  folgenden  Sessionen  teils  von  Mitgliedern  der  Regierung, 
teils  von  andern  Parlamentsmitgliedern  sechsmal  wiederholt,  ohne  dafs  es 
gelang  ein  Einverständnis  zwischen  den  beiden  Häusern  des  Parlamentes 
über  die  vorzunehmende  Reform  zu  erzielen.  Erst  in  der  letzten  Parla- 
mentssession gelangte  die  von  dem  Handelsminister  Chamberlain  einge- 
brachte Bill  zur  Annahme,  welche  auTser  dem  Patentschutz  auch  den  Muster- 
schutz und  den  Markenschutz  umfalst. 

Auch  der  Musterschutz  beruhte  in  England  auf  zwei  von  einander 
unabhängigen  Gesetzen,  von  welchen  die  Akte  5  und  6  1842  Viktoria 
Kap.  100  die  Muster  zur  Verzierung  und  die  Akte  6  und  7  Viktoria 
Kap.  65  1843  die  zu  Nützlichkeitszwecken  dienenden  Warenmuster  zum 
Gegenstand  hatte.  AuTserdem  wurde  ein  vorläufiger  Schutz  für  Muster 
aller  Art,  solange  sie  nur  zur  Ausstellung  bestimmt  sind,  durch  die  Akte  13 
und  14  Viktoria  Kap.  104  (1850)  eingeführt  Weitere  Abänderungen  er- 
folgten Idurch  Gesetze  von  1858  und  1861.  Das  Gesetz  vom  13.  August 
1875  übertrug  die  Führung  der  Musterregister  dem  Patentamte.  Es  wurde 
jedoch  die  Trennung  der  Formmuster  und  der  Nützlichkisitsmuster  bei- 
behalten. Der  Registrierung  der  letzteren  ging  eine  Vorprüfung  der  Neu- 
heit voraus.  Das  Verfahren  sowohl  wie  die  Wirkungen  und  die  Dauer 
der  Eintragung  waren  für  beide  Ghtttungen  von  Mustern  verschieden. 

In  Bezug  auf  den  Schutz  der  Warenbezeichnungen  bestand  bis  zu 
dem  Gesetze  vom  13.  August  1875,  38  und  39  Viktoria  Kap.  91  der 
Grundsatz,  dafs  von  der  Eintragung  ganz  abgesehen  wurde,  und  nur  die 
Nachahmung  der  Warenzeichen  in  der  Absicht  der  Täuschung  verboten 
war.  Durch  das  erwähnte  Gesetz  wurde  dagegen  ein  Register  zur  Ein- 
tragung der  Warenzeichen  bei  dem  Patentamte  eingerichtet.  Abänderungen 
des  Markenschutzgesetzes  erfolgten  durch  zwei  weitere  Gesetze  von  1876 
und  1877  (39  und  40  Viktoria  Kap.  33,  41  und  41  Viktoria  Kap.  37). 

Alle  diese  Gesetze  sind  durch  das  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz- 
gesetz  von  1883  aufgehoben.  Während  aber  das  neue  Gesetz  in  Bezug  auf 
die  Warenzeichen  im  wesentlichen  nur  eine  Kodifizierung  des  bisher  gel- 
tenden Rechtes  enthält,  gestaltet  dasselbe  den  Musterschutz  vollständig  um 
und  regelt  denselben  einheitlich  für  alle  Arten  von  Warenmustern  im 
engen  Anschlüsse  an  die  deutsche  und  österreichische  Gesetzgebung.  Vor 
allem  aber  führt  das  Gesetz  auf  dem  Gebiete  der  Patentgesetzgebung  wichtige 
und  fruchtbare  Neuerungen  ein.  Es  sind  dabei  insbesondere  die  Resultate 
der  deutschen  und  nordamerikauischen  Patentgesetzgebung  benutzt  worden, 
andererseits  aber  bricht  das  Gesetz  neuen  Reformen  Bahn,  welche  seit 
einem  Jahrzehnt  vielfach  diskutiert,  aber  noch  nicht  zur  praktischen  Aus- 
führung gelangt  waren,  wie  der  Lizeuzzwang  und  das  Kartell  mit  andern 
Staaten  zur  gegenseitigen  Anerkennung  der  Priorität  für  die  in  jedem  der 
Staaten  erfolgenden  Anmeldungen.  Die  englische  Patentgesetzgebung  be- 
sitzt daher  gegenwärtig  nicht  nur  den  Vorzug  einer  einheitlichen,  ein- 
gehenden und  sorgfältigen  Redaktion,  sondern  sie  mufs  auch  in  ihren 
materiellen  Bestimmungen,  wenn  auch  nicht  in  allen,  so  doch  in  vielen 
Beziehungen  für  das  beste  der  bestehenden  Patentgesetze  erklärt  werden. 
Dabei  mufs  übrigens  bemerkt  worden,  dafs  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  vielen  Punkten  noch  der  Ergänzung  durch  die  Ausführungsvorschriften 


KihtioiiiI&koQomlAch«  Ges«UgebUDg. 


bediirfeD,  zu  deren  Krlafs  daa  HandeUamt  zum  Teil  m  Konkurrenz  mit 
dem  iBchatzamt  ermächtigt  ist  (§§  5.  24.  25.  38.  101).  Bogar  Abäiide* 
mugen  der  geBetzUchen  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  Gebühren  und  die 
Pormulare  können  durch  diese  Vorschriften  erfolgen  >  über  welche  da» 
Parlament  eine  unmittelbare  Kontrole  ausübt*  Diese  Vorschriften  sind 
zur  Zeit  noch  nicht  erlassen.  Zur  Erläuterung  und  Kritik  des  in  der 
Übersetzung   beifolgenden  Gesetzes   mögen   folgende   Bemerkungen   dleneo* 

A.     Erfindungspatenie. 

I.  Behörden.  Die  Verwaltung  des  Patent-,  Muster-  und  Marke 
Schutzes  steht  unter  dem  Paten  tarnte,  welches  aus  dem  Vorsteher  (compl 
Toller  general),  seinem  Stellvertreter  und  der  erforderlichen  Anzahl  von 
Examinatoren,  sonstigen  Beamten  und  Sekretären  besteht  (§§  82.  83).  Ge- 
genüber der  bisherigen  Zusammensetzung  des  Patentamtes  aus  dem  Lord- 
Kanzler,  dem  Master  of  de  Rolls  und  den  Kronan walten  ist  die  jetzige 
Einrichtung  wesentlich  vereinfacht.  Dagegen  wirken  in  dem  Verfahren 
vor  dem  Patentamte  Behörden  der  verschiedensten  Art  als  Aufsichts-  und 
Berufungsinstanzen  mit,  das  Handelsamt,  das  Schatzamt,  die  Kronanwalte, 
der  Königliche  Geheime  Rat  und  das  Departement  für  Wissenschaft  und 
Kunst.  Die  Aufsicht  über  das  Patentamt  wird  von  dem  HandeUamt  ge- 
fuhrt, welches  die  Beamten  anstellt  und  berechtigt  ist,  allgemeine  Vor- 
schriften über  das  Verfahren  und  den  Geschäftegang  zu  erlassen ,  welch© 
gleiche  Kraft  mit  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  haben  (§§  5.  82.  101)* 
Die  Vorschriften  über  Gebührenzahlungen  bedürfen  der  Genehmigung  des 
Schatzamtes  (§  24).  Alle  allgemeinen  Vorschriften  müssen  beiden  Häuser^ 
des  Parlaments  vorgelegt  werden  und  können  von  jedem  Hause  durch 
schlufs  annuliert  werden  (§§  lOL  486).  Das  Handelsamt  entscheidet  fer 
über  die  Erteilung  von  Zwaogslizenzen  (§§  22,  27)  und  über  den  Charakter 
gewerblicher  und  internationaler  Ausstellungen  (§  39). 

Die  Kronan  walte  (der  Attorney-general  und  der  Solicitor-general)  ent- 
seheiden  über  die  Berufung  gegen  die  Verfügungen  des  Vorstehers,  durch 
welche  das  Patontgesuch ,  die  vollständige  Beschreibung,  die  Abänderung 
derselben  zurückgewiesen  oder  die  Erteilung  des  Patents  versagt  wird, 
ferner  über  die  erhobenen  Einsprüche  (§§  7,  9.  11.  18  und  117).  Über 
die  Verlängerung  der  Patentdauer  befindet  die  richterliche  Abteilung  des 
Geheimen  Rats  (§  25).  Für  die  Prozesse  betreffend  die  Zurücknahme  oder 
die  Verletzung  eines  Patentes»  sowie  über  die  Löschung  eines  eingetrage- 
nen Musters  oder  Warenzeichens,  ist  ausschlief  such  der  hohe  Königliche 
Gerichtshof  für  England  resp.  Irland  und  in  zweiter  Instanz  der  König- 
liche Appellationsgerichtshof  für  England  resp,  Irland  zustandig ;  für  Schott- 
land besteht  kein  besonderer  Gerichtsstand  in  Patentsachen  (§§  26.  28  f. 
90.  111.  117).  Endlich  ist  auch  noch  das  Departement  für  Wissenschaft 
und  Kunst  zuständig  für  die  Verwaltung  des  Museums  der  Patentmodelle 
und  kann  dem  Patentinhaber  zur  Lieferung  des  Modells  gegen  Ersatz  der 
Kosten  anhalten  (§§  4L  42).  Die  Kronanwalte  und  die  richterliche  Ab- 
teilung des  Geheimen  Rats  können  Zeugen  verhören,  Eide  abnehmen,  Ko- 
sten festsetzen  und  Vorschriften  über  das  vor  ihnen  statt^dende  Ver- 
fahren erlassen  (§  25,  6.  §  38). 
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2)  PatentgeBUcb.  Berechtigt  zur  Erlangung  eines  Patentes  Bind 
nach  §  4  sowohl  Aualünder  wie  Inländer,  und  zwar  unter  gleichen  VorauB- 
ßetzungen,  während  nach  dem  früheren  Bechte  der  anßländische  Erfinder 
dem  Inländer  gegenüber,  welcher  sich  seine  Erfindung  anmafste  und  die- 
selbe zur  Fateotierung  zuerst  anmeldete,  keinen  Rechtsschutz  genofs.  Die 
Zahl  der  Beteiligten  bei  einem  gemeinschüftlichcn  Patent^esuch  ist  nach 
§  42  nicht  beschränkt;  auch  Korporationen  können  nach  §  117  sich  be- 
teiligen, Unter  den  Teilhabern  mulB  Bich  aber  stets  der  erste  und  wahre 
Erfinder  befinden ,  welcher  als  solcher  in  dem  Patentgesnch  bezeichnet 
werden  mufs.  Nur,  wenn  der  Erfinder  gestorben  ist,  ehe  er  ein  Patent- 
gesuch eingelegt  hatte,  können  die  Erben  binnen  6  Monaten  nach  seinem 
Tode  ein  Patent  auf  ihren  Namen  nachsuchen  (§  34). 

Das  Patentgesuch  muXs  nach  dem  in  der  Beilage  I*  zum  Gesetze  ent- 
haltenen Formular  A«  abgefafst  sein,  in  Form  einer  Erklärung  vor  dem 
Friedensrichter,    an    dessen  Stelle    bei    Patentgesuchen    aus    dem  Auslände 

f^jeder  britische  Konsulatbeamte,  und  wo  ein  solcher  nicht  zu  erreichen  ist, 
fler  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  zuständige  Beamte  tritt  (§5). 

Das  Patentgesuch  datiert  nach  dem  Zeitpunkte  der  Eingabe  bei  dem 
Patentamte,  und  wenn  die  Einsendung  mit  der  Post  erfolgte  nach  der  er- 
folgten Aufgabe  zur  Post  mit  Zurechnung  der  zur  Bestellung  ordnungs- 
mäfsig  erforderlicheo  Zeit  (§§  13.  97)»  Bei  den  Postämtern  sind  ge- 
stempelte Formulare  käuflich  zu  erhalten.  Das  Gesuch  mufs  entweder  von 
einer  einstweiligen  Beschreibung  oder  von  einer  vollständigen  Beschreibung 
l>egleitet  sein  j  erBtere  legt  das  Wesen  der  Erfindung  dar,  letztere  auch  die 

'Einzelheiten  und  die  Art  der  AuBführung.  Die  Beschreibung  beginnt  mit 
dem  Titel,  d.  h.  einer  kurzen  Bezeichnung  der  Erfindung,  die  Tollständige 
Beschreibung  schliefst  mit  den  formulierten  Ansprüchen  (§  5,  2  u,  5)»  Die 
vollständige    Beschreibung  kann    binnen  9  Monaten    nachgeliefert    werden 

(S  8)- 

3)  Vorprüfung.  Das  Patentgesuch,  sowie  die  etwa  später  ein- 
gehende, vollständige  Beschreibung,  wird  einem  Examinator  zur  Prüfung 
überwiesen.  Diese  erstreckt  sich  auf  die  vorschriftsmäfsige  Einrichtung 
derselben  auf  die  t]^ereinstimmung  der  vollständigen  mit  der  einstweiligen 
Beßchreibung  und  auf  die  deutliche  Bezeichnung  der  Erfindung  im  Titel 
(§§6 — 9).  Die  Einführung  einer  materiellen  Vorprüfung  war  in  den 
Begierungseutwürfen  von  1876  und  1B77  vorgeschlagen  und  insbesondre 
von  Wilhelm  Siemens  befürwortet,  welcher  die  Vorzüge  der  deutschen 
Einrichtung   lebhaft  hervorhob.     Auch  er   sprach  sich    indefs   nur   für  die 

sogenannte    konsultative   Vorprüfung   aus,    so    dafs   dem  Paten tsuober   auf 

Verlangen  auch  gegen  die  Entscheidung  des  Patentamtes  auf  seine  Gefahr 

und   Kosten   das  Patent   erteilt   werden    sollte  i).     Auch   diese    Vorschläge 

inden    im  Parlament    keine    Annahme.     Selbst  die  Kollision    des  Paten t- 

esuchs  mit  früher  erteilten  Patenten  wird  nur  durch  erhobenen  Einspruch 

rium  Gegenstand    der  Vorprüfung  (b.  u,)»     Nur,    wenn   sich   ergiebt,    dafö 

das  Gesuch  nach  Inhalt  seines  Titeb  mit  einem  andern  noch  Bchwebenden 


1}  FrftQz  Wirth,    Di«   Keform    d«r  pAteotgesetsgebusig   in    der   Neazeit  (Fr«iik- 
fiurt  a/H.   lasS)  S.  190. 
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Paten tgeeaehe  kollidiert,  ^det  nach  §§7,  5  und  6  eine  materielle  Präfatii^ 
in  Bezug  darauf  statt,  ob  beide  Beschreibangen  dieselbe  Eründung  tum 
Gegenitande  haben,  und  es  wird,  wenn  dies  der  Fall  igt,  das  jüngere 
Patentgeauch  2urückgewieHen.  Aufser  diesem  Falle  findet  ©ine  materie-lle 
Vorprüfung  von  Amtswegen  nicht  statt  Ergeben  sich  Erinnerungen  gegen 
die  Form  des  Gesuchs  und  gegen  die  Fassung  der  Beschreibungen,  so  schreibt 
der  Vorsteher  die  erforderlichen  Abänderungen  vor,  unter  Vorbehalt  der 
Berufung  an  den  Kronanwalt,  welcher  endgültig  über  die  Zulassung  ent- 
scheidet Das  Patentgesuch  erlischt,  falls  nicht  binnen  12  Monaten  die 
endgültige  Beschreibung  zugelassen  ist,  sofern  nicht  noch  die  Berofiing 
bei  dem  Kronanwalt  schwebt  (§  7,   1—3;  §  9,  4), 

4)  Vorläufiger  Schutz*  Sobald  das  Fat^ntgesuch  zugelassen  ist 
kann  der  Gebrauch  und  die  Veröffentlichung  der  Erfindung  ohne  Kachteil 
für  die  Gültigkeit  des  Patentes  stattfinden,  aber  erst  mit  der  Zuloseang 
der  vollständigen  Beschreibung  erlangt  der  Patentsacher  Schutz  gegen  die 
Verletzung  seines  Patentrechtes  durch  unbefugte  Anwendung  der  Erfindung. 
Diu  Klage  kann  erst  angestellt  werden,  wenn  das  Eründungspatant  aus- 
gefertigt ist 

5)  Aufgebot  und  Einspruch,  Nach  der  Zulassung  der  Toll- 
ständigen  Beschreibung  wird  das  Patentgesuch  ö£Pentlich  angezeigt  und 
mit  den  Beschreibungen  und  Zeichnungen  zur  Einsicht  offen  gelegt  Bin* 
nen  zwei  Monaten  nach  erfolgter  Bekanntmachung  kann  jeder  gegen  da« 
Patentgesuch  Einspruch  erheben,  jedoch  nur  auf  den  Grund  der  Entlehnung 
oder  der  früheren  Patentierung  hin.  Letzterem  gilt  der  Fall  gleich,  wenn 
ein  älteres  Patentgesuch  über  denselben  Gegenstand  beim  Patentamte  schwebt 
(§  11).  Der  Grund  der  mangelnden  Neuheit  der  Erfindung,  welcher  nach 
§  26  berechtigt  auf  die  Zurücknahme  des  Patentes  zu  klagen,  giebt  keinen 
Grund  zum  Einspruch  gegen  das  Patentgesuoh.  Diese  Beschränkung  des 
Einspruohrechtes^  welche  in  dem  Gesetze  vom  1.  Juli  1852  nicht  enthalten 
ist,  erscheint  als  ein  Rückschritt,  da  sie  die  Möglichkeit  beseitigt,  unbe- 
gründeten Patentansprüchen  gleich  im  Beginn  entgegen  zu  treten.  Die 
ausgedehntere  Einspruchfrist  von  zwei  Monaten  (früher  21  Tage)  ist  da- 
gegen als  eine  Verbesserung  zu  bezeichnen.  Ebenso  ist  es  ein  Fortachritt, 
dafs  das  Aufgebot  und  das  Einspruch  verfahren  nicht,  wie  früher,  auf  Grund 
der  einstweiligen  Beschreibung,  sondern  erst  nach  Zulassung  der  ToUstan- 
digen  Beschreibung  stattfindet,  welche  letztere  früher  erst  uaeh  der  Er- 
teilung des  Patentes  niedergelegt  werden  mufste.  Über  den  Einspruch  ent- 
scheidet der  Kronanwalt  nach  Anhörung  beider  Teile  ohne  Berufung;  «r 
kann  dabei  einen  Sachverständigen  zuziehen  und  dessen  Vergütung  fest- 
aetgen  (§  U,  8.  4). 

6)  Das  Patent  Die  Ausfertigung  des  Patentes  erfolgt  nach  Ablauf 
der  Ein  Spruchfrist  oder  nach  Verwerfung  des  erhobenen  Einspruchs  durch 
das  Patentamt  unter  dem  Datum  des  Patentgesachs  (§  12,  13).  Ein  An- 
trag auf  Ausfertigung  ist  nicht  mehr  erforderlich.  Die  Ausfertigung  darf 
nicht  mehr  erfolgen,  wenn  15  Monate  seit  dem  Tage  des  Patentgesuchs 
verstrichen  sind,  ausgenommen,  wenn  die  Verzögerung  durch  ein  Verfahren 
vor  dem  Kronnnwalt  verursacht  ist  Stirbt  der  Patentsucher  vor  der  Aus- 
fertigung,  so  kann   das  Patent  noch  binnen   12  Monaten   nach  dem  Tode 
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des  Patentsuchers  für  seine  Erben  ausgefertigt  werden  (§  12).  Ein  Rechts- 
anspruch auf  die  Erteilung  ist  dem  Erfinder  nicht  eingeräumt,  vielmehr 
wird  im  §  116  die  Prärogative  der  Krone  zur  beliebigen  Erteilung  oder 
Yersagung  des  Patentes  aufrecht  erhalten,  von  welcher  übrigens  ein  Ge- 
brauch nicht  gemacht  wird.  Das  Formular  zur  Patenturkunde  ist  zwar 
erheblich  abgekürzt,  enthält  aber  auch  noch  gegenwärtig  Klauseln,  welche 
in  dem  geltenden  Patentrechte  keine  Begründung  mehr  finden,  so  z.  B.  die 
Androhung  der  Entziehung  des  Patentes  für  den  Fall,  dafs  aus  demselben 
Nachteil  für  das  Publikum  entsteht,  oder  dafs  der  Patentinhaber  sich 
weigert,  die  Erzeugnisse  seiner  Erfindung  zu  angemessenen  Preisen  der 
Staatsverwaltung  zu  liefern;  ferner  die  Androhung  von  Strafen  für  Un- 
gehorsam gegen  den  Königlichen  Befehl. 

Die  Patente  werden  nur  noch  für  das  Vereinigte  Königreich  und  die 
Insel  Man  erteilt  Die  Ausdehnung  derselben  auf  die  nicht  mit  eigenen 
Patentgesetzen  versehenen  Kolonien,  welche  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1852 
noch  vorbehalten  hatte,  findet  nicht  mehr  statt  Die  erteilten  Patente 
werden  durch  das  Patentblatt  veröffentlicht,  Abdrücke  der  vollständigen 
Beschreibung  mit  den  Zeichnungen  sind  bis  zum  Ablauf  der  Patentdauer 
beim  Patentamt  käuflich  zu  erhalten. 

7)  Neuheit  Die  Gültigkeit  des  Patentes  ist,  wie  dies  in  der  Patent- 
urkunde ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  durch  die  Neuheit  der  Erfindung 
bedingt,  und  diese  wird  sowohl  durch  den  Gebrauch  als  durch  die  Ver- 
öffentlichung vor  der  Erlangung  des  Patentschutzes  ausgeschlossen.  Das 
Gesetz  verweist  in  dieser  Beziehung  im  §  26,  3)  auf  das  bisherige  Recht, 
indem  es  jeden  früher  im  scire  facias  zugelassenen  Anfechtungsgrund  so- 
wohl als  Grund  der  Zurücknahme,  wie  auch  als  Einwand  gegen  die  Ent- 
Bchädigungsklage  gelten  läfst.  Es  gelten  daher  in  Bezug  auf  die  Be- 
urteilung der  Neuheit  der  Erfindung  noch  die  unter  der  früheren  Gesetz- 
gebung von  der  Praxis  entwickelten  Grundsätze,  welche  von  den  Prin- 
zipien des  deutschen  Gesetzes  mehrfach  abweichen.  Der  eigene  frühere 
Gebrauch  schliefst  die  Neuheit  aus,  sobald  er  zu  gewerblichen  Zwecken, 
wenn  auch  mit  Geheimhaltung,  erfolgt,  ebenso  der  gewerbliche  Gebrauch 
durch  einen  Dritten.  Blofse  Versuche  zur  Erprobung  der  Erfindung  stehen 
der  späteren  Patentierung  nicht  entgegen.  Als  Veröffentlichung  gilt  nicht 
blofs  die  Beschreibung  durch  Druckschriften,  sondern  auch  die  öffentliche 
Ausstellung  und  die  Anwendung  der  Erfindung,  sofern  nicht  etwa  blofs 
die  zur  Geheimhaltung  verpflichteten  Personen  dabei  Kenntnis  von  der 
Erfindung  erlangt  haben  ^). 

In  einzelnen  Fällen  ist  der  frühere  Gebrauch  oder  die  frühere  Ver- 
öffentlichung unschädlich,  so  während  der  Dauer  des  einstweiligen  Schutzes, 
welcher  nach  §  14  durch  die  Zulassung  des  Patentgesuches  erlangt  wird 
und  sich  auf  die  Zeit  von  der  Einlegung  des  Gesuchs  bis  zur  Siegelung 
des  Patentes  erstreckt  Die  frühere  Beschränkung  auf  sechs  Monate  ist 
"weggefallen;  der  einstweilige  Schutz  dauert  so  lange  das  Patentgesuch  ge- 
mäis  §  8  und  §  12  in  Kraft  erhalten  wird.  Unschädlich  ist  ferner  die 
Ausstellung  der  Erfindung  auf  einer  gewerblichen  oder  internationalen  Aus- 


1)  Vergl.  meine  PatentgesetzgebaDg  aller  Länder,  3.  Auflage,  8.  61 — 71. 
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stellang,   welche    als   solche   vom  HandelBamt   anerkannt   ietj    ebenso 
anderweitige  Veröffentlichung   während    der  Daaer  der  Ausatellung   sofe 
dem  Vorsteher  des  Patentamtes  vor  der  Ausstellung  Nachricht  gegeben  and 
daa  Paten tgeauch    binnen    Bechs  Monaten   eingelegt  wird   (§  39),     Endlicbl 
Bollen  nach  §  44^   12  die  Mitteilung  von  Erfindungen  in  Bezug  auf  Kriegs- 
werkzeuge  und  Bedurfnisse  an  den  Kriegs  minister  und  die  von  der  Militär« 
Verwaltung  angestellten  Versuche  unschädlich  sein  *). 

8)  Dauer,  Die  Patentdauer  beträgt  14  Jahre  vom  Datum  de«  Pa- 
tentes d.  h.  des  Patentgesuches  (§  17).  Wird  dem  ersten  und  wahren  Er- 
finder an  Stelle  des  zu  seinem  Nachteile  erschlichenen  und  auf  seine  Klage 
aufgehobenen  Patents  ein  anderes  Patent  erteilt,  so  erlischt  dasselbe  mit 
dem  Ablauf  der  Dauer  des  aufgehobenen  Patentes  (§  26,  8),  Die  Patent- 
dauer kann  auf  Antrag  des  Inhabers  um  7  ^  in  besondem  Fällen  um 
14  Jahre  verlängert  werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dafs  die  Erfindung 
dem  Publikum  erheblichen  Nutzen  gewährt,  dagegen  dem  Erfinder  bisherJ 
keinen  angemessenen  Gewinn  gewährt  hat  (§  25).  Der  früher  verlangte  1 
Nachweis  durch  Vorlegung  der  Bücher,  dafs  der  Erfinder  nicht  auf  seine 
Kosten  gekommen  sei  (7  und  8  Victoria  Kap.  69  §§2  und  3)  ist  nicht 
mehr  erforderlich,  vielmehr  ist  die  Verlängerung  dem  Ermessen  der  richter- 
lichen Abteilung  des  Geheimen  Rats  anheimgegeben.  Der  Antrag,  die  P»- 
tentdauer  allgemein  auf  21   Jahre  zu  verlängern,  fand  keine  Annahme. 

Vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Dauer  erlischt  das  Patent,  falls  nicht  recht- 
zeitig die  im  Laufe  der  Patentdauer  zu  zahlenden  Gebühren  erlegt  werden. 
Diese  sind  mit  50  L.  vor  Ablauf  des  vierten  Jahres  und  mit  100  h.  vor 
Ablauf  des  achten  Jahres  *)  der  Patentdauer  zu  cntnchten.  Der  Patent- 
inhaber kann  statt  dieser  zweimaligen  Zahlung  jährliche  Abgaben  ent- 
richten,  welche  vom  vierten  bis  dreizehnten  Jahre  von  10  L.  bis  zu  20  L» 
wachsen,  ebenfalls  bis  zur  Gesamtsumme  von  150  L«  Ist  die  Zahlung  aus 
Versehen  versäumt,  so  kann  eine  Verlängerung  der  Zahlungsfrist  beim 
Patentamte  nachgesucht  und  gegen  Erlegung  einer  Zusatzgebiihr  von  höch- 
stens 10  L.  auf  3  Monate  bewilligt  werden  (§  17,  24).  Durch  diese  Be- 
stimmungen ißt  das  englische  System  der  Patentabgaben  den  in  Deutsch* 
land  geltenden  Bestimmungen  (Patentgesetz  §  8),  nach  welchen  eine  von 
30  —  700  Mark  wachsende  Jahresgebühr  entrichtet  wird,  ziemlich  ange* 
nähert,  nur  dafs  die  Abgaben  in  England  im  ganzen  nur  3080  Mark  gegen 
5280  Mark  in  Deutschland  betragen.  Die  Kosten  des  Verfahrens  sind 
gleichzeitig  gegen  früher  erheblich  (von  25  auf  4  L.)  ermäfsigt  worden, 

9)  Wirkung.  Das  Patent  giebt  das  auBschliefsliche  Recht  der  Be*  j 
nutzung  der  patentierten  Erfindung  im  lolande.  Das  Untersagungsrecht 
erstreckt  sich  nicht  auf  ausländische  Schiffe  in  britischen  Gewässern,  so* 
fern  auf  denselben  nicht  eine  Fabrikation  für  den  Verkauf  im  InlantTü 
oder  zur  Ausfuhr  stattiindet.  Auswärtigen  Staaten  gegenüber,  welche  den 
britischen  SchiÜeu  die  gleiche  Begünstigung  versagen,  findet  Retorsion  statt 
(§  43).     Die   verschiedenen  Zweige    der   Staatsverwaltung   sind   berechtigt, 


1)  Diese  Bi?jtimniun(jcii  entsprecliBn  den  frühercti  Oesetsen  33  iiiid  S4  Viktorift  Käj>,  JT 
utid  82   VikloriÄ  Knp.  13. 

2)  Bei  den  vor  1884  erteil teo  PaWuteu  vor  Ablauf  des  fti«b«iit0O  Jahres« 
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dio  Erfindung  für  die  Zwecke  des  öffentlichen  Dienste»  gegen  eine  Ver- 
gütung zu  benutzen,  welche  bei  TnangelndeT  Einigung  durch  das  Schatzamt 
festgesetzt  wird  (§  27).  Privatpersonen  können  bei  dem  HandeUamte  die 
Erteilung  einer  Zwangslizenz  zur  Benutzung  der  Erfindung  nachsuchen, 
wenn  die  Erfindung  im  Inlande  nicht  ausgeführt  wird,  wenn  dio  Aus- 
führung nicht  dem  Bedarf  de«  Publikum  angemeBseo  stattfindet,  oder  wena 
ein  anderer  Erfinder  durch  die  Versugung  der  nachgesuchten  Lizenz  an 
der  Anwendung  ßeiner  eigenen  Erfindung  vorhindert  wird  (§  22).  Durch 
diese  Bestimmungen  ist  endlich  der  Lizenzzwang  über  dessen  Ausführbar- 
keit und  Berechtigung  seit  mehr  als  zehn  Jahren  in  England  wie  in  Deutsch- 
land gestritten  wurde,  ziim  Gesetz  erhoben,  Dio  Festsetzung  der  Bedingung 
der  Benutzungen  und  der  dafür  zu  gewährenden  Vergütung  erfolgt  durch 
das  Handelsamt,  dessen  Entscheidung  keiner  Berufung  unterliegt  und  voll- 
streckbar ist  Soweit  der  Lizenzzwang  den  Zweck  hat,  den  Mifsbrauch 
des  Monopols  im  öffentlichen  Interesse  zu  verhüten,  erscheint  der  in  dem 
deutschen  Patentgesetze  angenommene  indirekte  Lizeuzzwang  ebenso  wirk- 
sam. Nach  §  11  Nr.  2  und  §  29  Abs.  3  des  Patentgeset^us  vom  25.  Mai 
1877  erfolgt  die  Zurueknahme,  wenn  die  Erteilung  der  Lizenz  im  öffent- 
lichen Interesse  geboten  erscheint  und  der  Patentinhaber  gleichwohl  die 
Erlaubnis  gegen  die  vom  Patentamte  für  angemessen  erachtete  Vergütung 
und  Sicherstellung  weigert.  Dagegen  umfassen  die  Bestimmungen  des 
deutschen  Gesetzes  nicht  das  Mitbenutzungsrecht  durch  den  Erfinder  einer 
Verbesserung  und  der  patentierten  Verbesserung  durch  den  ersten  Erfinder, 
Sofern  diese  Beschränkung  des  ausschlief  suchen  Nutzungsrechtes  begründet 
erscheint,  läfst  dieselbe  sich  allerdings  nur  durch  den  direkten  Lizenz- 
rwang  verwirklichen.  Man  wird  dann  indes  vor  die  Frage  gestellt,  ob 
überhaupt  das  Monopol  des  Erfinders  beizubehalten  ist  und  ob  es  gerecht- 
fertigt ist,  den  direkten  Lizenzzwang,  nachdem  die  bestrittene  Ausführbar- 
keit anerkannt  ist,  auf  die  im  §  22  des  englischen  Gesetzes  erwähnten 
Fälle  zu  beschränken.  Ist  doch  auch  sowohl  in  England  als  in  den  Ver* 
einigten  Staaten  bei  der  Verlängerung  der  Patentdauer  wiederholt  dem 
Patentinhaber  die  Verpflichtung  auferlegt  worden,  dafs  die  Lizenz  keinem 
geeigneten  Bewerber  verweigert  w^erden,  und  die  Prämie  nicht  einen  be- 
stimmten Betrag  übersteigen  dürfe.  Ebensowohl  kann  in  jedem  andern 
Falle  nach  Ablauf  der  ersten  Jahre  der  Patentduuer,  für  welche  dem  Er- 
finder das  Monopol  jedenfalls  gelassen  werden  mufs,  die  Festsetzung  der 
für  die  Mitbenutzung  zu  gewährenden  Gebühr  im  kontradiktorischen  Ver- 
fahren zwischen  dem  Lizenzsucher  und  dem  Patentinhaber  bewirkt  werden. 
Der  Patentschutz  hat  unzweifelhaft  nur  den  Zweck,  dem  Erfinder  die  Mög^ 
lichkeit  zu  geben,  dafs  er  sich  eine  Gegenleistung  für  die  Mitbenutzung 
seiner  Erfindung  bedingt.  Er  eoll  andererseits  dio  Einführung  der  Erfin- 
dung in  die  Gewerbe  möglichst  beschleunigen  und  verhüten,  dofs  der 
Erfinder  durch  Geheimhaltung  und  Monopolisierung  seiner  Erfindung  die 
allgemeine  Verwertung  derselben  verhindert  oder  verzögert*  Es  ist  daher 
nur  folgerichtig,  wenn  das  ausschliefäliche  Recht  des  Erfinders  ebenso 
wie  beim  Autorrechte  auf  ein  ausschlicfsüches  Recht  der  Mitttilung  gegen 
Entgelt  und  der  Ausschluls  der  gemeinschädlichen  Monopolisierung  be- 
schränkt  wird.     Hoffentlich   wird  die  praktische  Anwendung  der  Bestim« 


rauugen    des    neuen   engÜRchen    OcBotze»,    die  praktische    Ausführung    de« 
Lizenzzwangt^g  darlhub  und  Btiui^r  allg<3Qieinen  Eiufühnmg  den  Weg  bahnen. 

10)  Zurücknahmti  des  Patentes.  In  Bezug  auf  die  Gründe 
der  Nichtigkeit  des  Patentes  kommt  nach  §  26  das  firühere  Becht  unver- 
ändert zur  Anwendung,  und  nur  das  Verfahren  ist  yerändert.  Die  wich- 
tigste prozessufilische  Neuerung  ist,  dafs  die  Klage  auf  Zurücknalime  nur 
auf  Grund  des  eigenen  oder  abguleiteten  Erfinderrechtes  oder  doch  de« 
früheren    eigenen  Betriebes   der  Erfindung  von  Privatpersonen  si\  '^ 

ungeateÜt  werden  kann.     Die  Popularklage,    welche  nicht  durch  r- 

letzung  des  eigenen  Privatintercßses  begründet  wird ,    kann    nur  von  dem 
Kronanwalt  oder  mit  dessen  Ermächtigung  von  einer  Privatperson  angeatdlt. 
W' erden.     In    Schottland   kanu    die    Klage    auf  Zurücknahme   nach   §    1( 
überhaupt    nur   unter    Beistand    des   Kronanwalts   erhoben    werden.      Daff* 
deutsche  Nichtigkeitsverfahren  bedarf  dringend  einer  entsprechenden  ReforoL 
Die  Bch  ranken  lose  Befugnis  jeder  Privatperson  zur  Erhebung  der  Nichti| 
keitsklage  gegen  jedes  Patent  wird  von  den  Nachmachern  mifbbraucht,  ui 
daa   gegen    sie   wegen  Patentverletzung  eingeleitete  Verfahren  durch 
unbegründete  N i chtigk ei taan träge  zu  hemmen.     Ausserdem  ist  es  ein  otfeu 
barer  Mangel,  daia  in  einem   Verfahren,  welches  daa  öffentliche  Xntttr 
so  unmittelbar  berührt,  dieses  nicht  durch  einen  öffentlichen  Anwalt  rer-^ 
treten  wird  ^), 

Die  Nichtigkeit  des  Patents  kann  nach  §  26  und  31  auch  der  Kl 
wegen  Patentverlctzung  als  Einwand  entgegengesetzt  werden  ^  für  welcli 
ja  derselbe  Gerichtshof  zuständig  ist,  wie  für  die  Klage  auf  Zurücknahme. 
Ifit  einer  Klage  wegen  Patentverletzung  der  Einwand  der  Nichtigkeit  enl* 
gegengestelll  worden,  so  kann  im  Pall  der  Verwerfung  des  Einwandes  die 
Gültigkeit  des  Patentes  durch  Inciden turteil  festgestellt  werden.  Die 
öchlieföt  zwar  die  Erhebung  desselben  Einwandes  durch  andere  Bekhigt 
in  späteren  Prozessen  nicht  aus ,  gewährt  aber  dem  Kläger  nach  §  3 1 
nicht  blofs  faktische,  sondern  auch  rechtliche  Begünstigungen. 

Der  Gerichtshof  kann  nach  §  28  in  dem  Verfahren  wegen  Verletzung 
oder  Zurücknahme  dos  Patentes  einen  sachverständigen  Beisitzer  zuziehen« 
Die  Mitwirkung  der  Geschworenen  findet  dagegen  in  der  Kegel  nicht  statt. 
Die  Nichtigkeitsgründe  müssen  ebenso  wie  die  behaupteten  Patentver- 
letzungen nach  der  dem  amerikanischen  It echte  entlehnten  Bestimmung 
des  §  29  sofort  bei  der  Einleitung  des  Verfahrens  vollständig  spezialisiert 
werden. 

11 1  Nichtigkeitsgründe.  Als  solcher  gilt  zunächst  der  Mangel 
an  Neuheit,  Der  Vorschlag,  die  seit  30  Jahren  verschollenen  Erfindungen 
für  neu  gelten  zu  lassen,  ist  mit  gutem  Grunde  abgelehnt  worden ;  ebenso 
ist  die  frühere  Bestimmung  (5  und  6  William,  4,  cap.  83*  1,  2),  wo- 
nach der  Geheime  Rat  das  wegen  mangelnder  Neuheit  anfechtbare  Patent 
unter   gewissen    Umständen  aufrecht  erhalten  konntei  nicht  aufgenon 


1)  Dieser  Hangel  wurde  kürzlich  durch  elneo  ßechUfall  illustriert,  In  welchem  in 
erster  IuBtunx  dui  angefochtene  Patont  vernichtet  worden  war.  Wtlirend  die  BeniAinf 
schwebte  y  verglichen  sich  die  Parteien  ,  und  das  Retchagericht  hatte  nun  fiber  dia  Be- 
rufung mit  dem  Patentinltaber  olleio  su  verbandolii. 
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Ein  zwüiter  NichtigkeitegruDd  ist  der  Umstand,  dass  das  Patent  nicht  dem 
wahren  und  ersten  Erfinder  erteilt  ist  Dieser  Einwand  kann  jedoch  nach 
§.26  nur  von  dem  wahren  Erfinder  selbst  und  dessen  Eechtsnachfolgern 
oder  von  denjenigen  erhoben  werden,  welche  zur  Zeit  des  Patentgesuches 
die  Erfindung  bereits  in  Benutzung  genommen  hatten.  Der  Patentinhaber 
hat  also  die  Thatsache  der  eigenen  Erfindung  nicht  erst  zu  beweisen. 
Es  besteht  zwar  nicht  wie  im  deutschen  Kecht  eine  Fiktion  des  Erfinder- 
rechtes zu  Gunsten  des  ersten  Anmelders,  wohl  aber  eine  Präsumtion  zu 
seinen  Gunsten  ähnlich  wie  im  Autorrechte  zu  Gunsten  des  im  Druck 
genannten  Verfassers. 

12)  Patentverletzung.  Das  Gesetz  enthält  keine  Bestimmungen 
über  die  für  Verletzung  des  Patentes  zu  gewährende  Entschädigung,  ebenso 
wenig  über  den  Thatbestand  der  Verletzung.  Für  beide  Gegenstände 
kommen  lediglich  die  Kegeln  des  Zivilrechts  zur  Anwendung.  Das  Ver- 
fahren ist  durch  die  Vorschriften  der  §§  28 — 31  in  einzelnen  Punkten 
näher  bestimmt;  ferner  ist  durch  §  32  ein  neues  Klagerecht  gegen  die 
wissentliche  Bedrohung  mit  unbegründeten  Patentansprüchen  gegeben. 
Strafen  werden  gegen  die  Patent  Verletzung  nicht  verhängt;  dagegen  ist 
die  fälschliche  Bezeichnung  von  Waren  mit  einer  Marke,  welche  sie  als 
im  Inlande  patentiert  erscheinen  läfst,  nach  §  105  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  5  L.  bedroht  (Ebenso  die  fälschliche  Angabe  des  inländischen 
Muster-  oder  Markenschutzes.) 

13)  Die  Abtretung  des  Patentrechtes  kann  nach  §§23  und  36 
in  dreifacher  Form  erfolgen,  indem  entweder  das  ganze  Patentrecht  cediert 
oder  das  ausschliefsliche  Recht  für  einen  räumlich  begrenzten  Bezirk  ab- 
getreten oder  nur  ein  Benutzungsrecht  eingeräumt  wird.  Alle  diese  Kechts- 
gesohäfte  werden  auf  Antrag  in  dem  beim  Patentamt  geführten  Patent- 
register eingetragen,  und  der  so  eingetragene  Berechtigte  gilt  als  zu  jeder 
Verfügung  über  das  Patent  nach  Mafsgabe  der  Eintragung  berechtigt. 

14)  Die  Öffentlichkeit  der  Patenteinrichtungen  erstreckt  sich 
nach  §§  87  ff.  auf  das  Patentregister,  auf  die  hinterlegten  Beschreibungen 
und  Zeichnungen  nebst  den  nachträglichen  Abänderungen,  nicht  aber  auf 
die  Berichte  der  Examinatoren.  Die  amtlichen  Abschriften,  Abdrücke 
und  Auszüge  haben  öffentlichen  Glauben;  die  Fälschung  wird  nach  §  93 
als  Verbrechen  bestraft.  Abänderungen  der  Eintragungen  können  nur  auf 
Grund  gerichtlichen',  Urteils  erfolgen.  Die  Berichtigung  von  Schreibfehlern 
ist  jedoch  nach  §  91  dem  Vorsteher  gestattet 

15)  Die  Abänderung  der  Beschreibung  ist  nicht  mehr,  wie 
im  früheren  Bechte  auf  die  blofse  Streichung  einzelner  Bestandteile  (dis- 
claimer)  beschränkt.  Es  sind  vielmehr  nach  §  1 8, 1  auch  Verbesserungen 
und  erläuternde  Zusätze  gestattet;  jedoch  kann  nach  §18,8  solche  Ab- 
änderung niemals  eine  Erweiterung  oder  Veränderung  des  Gegenstandes 
des  Patentes  zur  Folge  haben.  Während  früher  der  Patentinhaber  ein 
Recht  auf  Eintragung  des  disclaimer  hatte,  entscheidet  gegenwärtig  nach 
§  1 8,  2 — 5  der  Vorsteher  des  Patentamtes  unter  Vorbehalt  der  Berufung 
an  den  Kronanwalt  über  die  Zulassung  der  Abänderung  und  über  die  auf 
ergangenes  Aufgebot  erhobenen  Einsprüche. 


536 


N&tionftldkonomische  GesfiUgebang^. 


B.     M  ÜB  terschutz. 

1)  Allgemeinefl.  Alle  Arteo  vop  WaremnusterD ,  seien  »ic  ZeU 
chen-  oder  Formmußter  und  mögen  sie  zur  Verziening  oder  zum  nüt^lieliea 
Gebrauche  dienen,  geniefeeo  nach  §  60  den  Musterschutz  nach  gleichea. 
Kegeln  und  unter  gleichen  Bedingungen;  ausgenommen  diejenigen  Modell6y| 
welche  Gegenstand  des  Kunsturheberrechtes  sind.  Das  Urheberrecht  &n 
Mustern  steht  nach  §  61  dem  Erfinder  des  Musters  zu,  sofern  er  dasselbe 
nicht  gegen  Bezahlung  für  eine  andere  Person  angefertigt  hat,  für  welche 
alsdann  das  Urheberrecht  erworben  wird.  Das  Recht  zur  Benutzung  des 
Musters  kann  sowohl  als  ausschliefsüches  Reclit  wie  auch  als  nicht  aus- 
schliersliohe  Befugnis  übertragen  werden.  Die  Eintragung  des  Masters 
in  das  beim  Patentamt  geführte  Register,  welche  vor  der  VeröfPentlichung 
im  Inlande  nachgesucht  werden  muf«  (§  47).  begründet  flir  den  Einge- 
tragenen das  Urheberrecht ,  ohne  dafa  der  Eintragung  eine  Prüfung  über 
die  Berechtigung  des  Antragstellers  vorhergeht*  (§  50,)  Dagegen  steht 
dem  Urheber  die  Etage  auf  Löschung  der  unberechtigten  Eintragung  oder 
Übertragung  derselben  auf  seinen  Namen  bei  dem  hohen  Gerichtshofe  zu 
(S  90). 

2)  Das  Musterreglster  wird  beim  Fatentamte  nach  Warenklaa* 
ecn  geführt;  dasselbe  Muster  kann  für  mehrere  Klassen  eingetragen  wer- 
den. Die  Anmeldung  mufs  nach  dem  vorgeschriebenen  Formular  bewirkt 
werden  und  von  Abbildungen  des  Musters  begleitet  sein.  Die  nicht  vor- 
schriftBrnaTäige  Anmeldung  wird  zurückgewiesen;  gegen  den  Bescheid  des 
Patentamtes  steht  die  Berufung  an  das  Handelsamt  offen  (§§  47.  48). 
Vor  dem  Verkaufe  einer  mit  dem  geschützten  Muster  versehenen  Ware 
raufs  auch  das  ausgeführte  Warenmuster  bei  Verlust  des  Patentes  dem 
Patentamte  eingereicht  werden  (§  50).  Aufserde m  mufs  jedes  verkaufte 
8tüok  einer  mit  dem  geschützten  Muster  versehenen  Ware  mit  einer  Marke 
oder  einer  Inschrift  versehen  sein,  welche  das  Muster  als  eingetragen  be- 
zeichnet (§  51).  Die  Einsicht  der  eingetragenen  Muster  ist  erst  nach 
Ablauf  des  fünfjährigen  Musterschutzes  dritten  Personen  gestattet  Da- 
gegen kann  jeder  unter  Vorlegung  der  mit  dem  Eintragungsvermerk  Ter- 
sehenen  Ware  sich  nach  §  63  beim  Patentamte  darüber  unterrichten,  ob 
und  für  welche  Warenklaßsen  die  Eintragung  besteht 

3)  Wirkung  und  Dauer.  Die  Eintragung  begründet  nach  §  50 
für  die  Dauer  von  5  Jahren  das  ausachliefBliche  Recht  zur  Anwendung 
des  Musters  in  den  Warenklassen,  für  welche  es  eingetragen  ist  (§  50). 
Dies  Recht  erstreckt  sich  auf  täuschende  Nachahmungen  des  Musters ;  so- 
wohl die  Fabrikation  als  der  Verkauf  oder  das  Feilhalten  von  Waren  mit 
dem  nachgeahmten  Muster  ist  verboten  und  mit  einer  Strafe  von  50  £, 
zu  Gunsten  des  eingetragenen  Eigentümers  für  jeden  KontraventtonsfiUJ 
bedroht»  Dem  eingetragenen  Eigentümer  steht  aufserdem  die  Entschfidi* 
gungsklage  offen. 

Das  MtiBterrecht  ist  bedingt  durch  die  Neuheit  des  Musters,  doch 
soll  diese  nach  §§  50.  ö7  durch  die  Ausstellung  auf  einer  anerkannten 
gewerblichen  oder  internationalen  Ausstellung  nicht  ausgeschlossen  wer- 
den ,  wenn  davon  dem  Patentamte  vorher  Anzeige  gemacht  und  die  Ein* 
tragung   binnen    6  Monaten    nachgesucht   wurde*      Das    Musterrecht    geht 
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verloren,  wenn  der  Berechtigte  das  geachiitzte  Muster  hinnen  6  Monaten 
nach  der  Eintragung  im  Inlandc  nicht  gewerblich  anwendet,  während  er 
ea  in  tnnem  auswärtigen  Stfiate  fabriziert  (§  54);  ferner,  wenn  er  Waren 
mit  dem  geschützten  Muster  ohne  dea  Vermerk  der  Eintragung  feil  hält, 
eofern  er  nicht  oachweist,  dafti  dies  ohne  sein  Versehen  geschehen  ist, 

4)  Die  Gebühren  der  Eintragung  werden  durch  die  Ausfuhrungs- 
vorßchriften  des  Handekmte  mit  Genehmigung  des  Schatzamtes  festgestellt. 

5)  Die  Abweichungen  des  englischen  Gesetzes  von  dem  deutschen 
Musterschutzgesetze  vom  11.  Januar  1876  betreffen  hauptsächlich  folgende 
Punkte.  Während  bei  uns  das  Musterrecht  alle  Pläehcnerzrugnisse  und 
bei  Modellen  alle  plastischen  Erzeugnisse  umfaTst»  ist  das  englische  Mu> 
»terrecht  auf  die  brstinimten  eingetrogenen  Waren klasaen  beschränkt.  Die 
Dauer  des  Rechtes  beträgt  in  DeutschlaiTd  nach  Wahl  des  Erfinders  1  bis 
15  Jahre  mit  steigender  Gebühr,  während  beides  in  England  einheitlich 
bemessen  ist.  Die  Geheimhaltung  der  Muster,  welche  in  Enj^land  allge- 
mein vorgeschrieben  ist,  kann  in  Deutscbhind  nur  während  der  ersten 
drei  Jahre  der  Schutzfrist  durch  versiegelte  Niederlegung  erlangt  werden. 
Das  englische  Gesetz  gibt  bei  Eingriffen  in  das  Musterrecht  dem  Berech- 
tigten einen  Anspruch  anf  Privatstrafe  neben  dem  Schadenersatz  (§§  58. 
69),  verhängt  aber  keine  öffentlich©  Strafe. 

C.     Warenzeichen. 

1)  Das  System  des  Gesetzes  vom  13.  August  1875  ist  unverändert 
beibehalten ,  so  dafs  die  Eintragung  in  das  Register  der  Warenzeichen 
unerläfeliche  Bedingung  des  Markenschutzes  ist.  Bezüglich  der  vor  dem 
13.  August  1875  in  Gebrauch  gewesenen  Warenzeichen  wird  ebenfalls  die 
Eintragung  verlangt  und  im  §  64.  3  und  §  74*  unter  erleichterten  Be- 
dingungen zugelassen.  Solchen  älteren  Warenzeichen ,  deren  Eintragung 
auf  Grund  der  Gesetze  vom  13,  August  1875  oder  vom  25.  August  1883 
abgelehnt  worden  ist.  wird  jedoch  durch  die  Übergangsbestimmung  des 
§  77  der  Schutz  gegen  betrügliche  Nachahmung  belassen ,  welcher  ihnen 
durch  das  frühere  Gesetz  vom  7.  August  1862  auch  ohne  Eintragung  ge- 
sichert war.  Das  Gesetz  nnterscheidet  nicht  zwischen  hgürlicliün  und 
namentlichen  Warenbezeichnungen  und  schreibt  auch  für  die  Bezeichnung 
mit  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Produzenten  im  §  64,  1  die  Eintra- 
gung vor. 

2)  ZulSsaige  Zeichen.  Als  Warenzeichen  werden  zugelassen  der 
Name  der  Person  oder  der  Firma  in  bestimmten  und  unterscheidbaren 
Schriftzügen,  gedruckt,  geprägt  oder  eingewoben,  ferner  der  Namenszug 
oder  das  Faksimile  und  endlich  figürliche  Warenzeichen,  als  welche  auch 
eigens  erfundene  nicht  gebrüuchliche  Worte  benutzt  werden  können.  Im 
übrigen  können  Zahlen,  Buchstabon  und  Worte  nach  §  64,  2  nicht  für  sich 
allein ,  sondern  nur  in  Verbindung  mit  einem  der  vorhin  angegebenen 
Teile  (wie  im  deutschen  Kecht)  zu  Warenzeichen  verwendet  werden.  Bas 
Warenzeichen  wird  für  bestimmte  Warenklassen  eingetragen;  der  luhaber 
kann  auch  eine  Serie  von  Warenzeichen  eintragen  lassen,  welche  in  den 
wesentlichen  Bestandteilen  übereinstimmen  und  Verschiedenheiten  zur  Be- 
zeichnung verschiedener  Gattungen,  UualitUten,  Preise  oder  Orte  enthalten. 

N.  F.  Bd.  yn.  36 
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Die  Farbe  ist  kein  Uaterscheiduopzeichen ;  das  auiech  lief  »liehe  Recht 
streckt  sich  auf  den  Gebrauch  des  Warenzeichens  in  jeder  Farbe   (§§  65 
bis  67). 

3)  Das  Gesuch  um  Eintragung  muTs  nach  dem  yorgescbriebe* 
nen  Formular  ab^efafat  und  von  einer  Anzahl  von  Zeichnungen  des  Wa- 
renzeichens hegleitet  aein^  eö  muüi  die  Warenklassen  angeben,  für  welche 
die  Eintragung  erfolgen  soll.  Der  Eintragung  geht  eine  Prüfang  too 
Amts  wegen  und  ein  Aufgebot  der  entgegenstehenden  Einsprüche  voraus. 
Die  amtliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Form  des  Gesuches  and  die 
Beschaffenheit  des  Warenzeichens.  Gegen  die  Zurückweisung  durch  den 
Vorsteher  des  Patentamtes  tindet  die  fienifung  an  das  Handebamt  statt, 
welches  die  Sache  zur  Entscheidung  an  den  hohen  Gerichtshof  verwetsen 
kann  (§  62). 

4)  Einspruch,  Ergibt  die  amtliche  Prüfang  kein  Bedenken,  so 
wird  das  angemeldete  Wareniseichen  vom  Patentamte  rerötf entlicht  und  es 
kann  dann  binnen  2  Monaten  gegen  die  Eintragung  bei  dem  Patentamte 
Einspruch  erheben.  Über  letzteren  wird  die  schriftliche  Gegenerklärung 
des  Bewerbers  erfordert,  und  demnächst,  nachdem  der  Einsprechende  Si- 
cherheit wegen  der  Kosten  bestellt  hat,  die  Sache  zur  Entscheidung 
an  den  hoben  Gerichtshof  übermesen  (§  69),  Die  Eotscheidung  kann 
nach  §  72  auch  dahin  ausfallen,  dafs  mehrere  Personen  zur  Führung  des- 
selben Warenzeichens  berechtigt  sind.  Sofern  eine  solche  Entscheidung 
nicht  ergeht,  sollen  nach  §§  71.  72  nicht  verschiedene  Personen  als  Eigen- 
tümer desselben  Warenzeichens  oder  auch  täuschend  ähnlicher  Warenzei- 
chen in  derselben  Warenklasse  eingetragen  werden ,  %nelmehr  sollen  die 
mehreren  Antragsteller  zur  Ausführung  ihrer  Ansprüche  an  dos  Gericht 
verwiesen  werden  (§  71),  Die  Prüfung  von  Amts  wegen  kann  also  auf 
die  Übereinstimmung  des  angemeldeten  Zeichens  mit  einem  in  derselben 
Warenklasse  bereits  eingetragenen  Zeichen  erstreckt  werden. 

5)  Dauer  und  Erneuerung.  Die  Registrierung  bleibt  14  Jahre 
in  Kraft  und  kann  bia  dahin  sowie  noch  innerhalb  3  Monaten  nach  Ab- 
lauf der  Frist  erneuert  werden.  Im  letzteren  Falle  mufs  eine  erhöhte 
Erneuerungsgebühr  gezahlt  werden.  Während  eines  Zeitraums  von  5  Jah- 
ren nach  der  Löschung  kann  die  gelöschte  Marke  nicht  wieder  registriert 
werden. 

6)  Gemein  gebräuchliche  Warenzeichen.  WarenseicheOf 
welche  im  Verkehr  mit  Gütern  der  betreffenden  Warenklasse  im  gemei- 
nen Gehrauch  sind,  sind  nach  §  74  von  der  Registrierung  ausgeschlossen, 
und  alle  Zeichen,  welche  vor  dem  13.  August  1875  von  mehr  als  drei 
Personen  in  der  betreffenden  Warenklasse  verwendet  wurden ,  gelten  als 
gern eingebräuch liehe.  Diese  Bestimmung  unterscheidet  sich  durch  ihre 
Präzision  vorteilhaft  von  der  Vorschrift  im  §  3  des  deutschen  Marken- 
schutEgesetases  vom  30.  November  1874,  Das  Reichsgericht  hat  in  der 
Auelegung  der  letzteren  Bestimmung  durch  das  Urteil  vom  IL  Januar 
1881  Entsch.  In  Civils.  Bd.  3.  8.  78  ff.  bekanntlich  angenommen,  dafs 
Warenzeichen,  welche  vor  dem  Eiiitritt  des  Gesetzes  von  fünfzehn  Per- 
sonen in  derselben  Wa  renklasse  benutzt  wurden,  dennoch  nicht  als  gemetn- 
gebräuchlich  anzusehen  seien. 
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7)  In  Bezug  auf  die  Verletzung  des  auaschlierBlichen  Hechtes  au 
Warenzeichen  Bind  die  Vorachriften  des  älteren  Gesetzes  Yom  7.  August 
1862  (25,  26  Viktoria  cap,  68)  mafsgebend  geblieben  i). 

D.  Internationaler  Schutz. 
Die  territoriale  Besohränkung  des  gewerblichen  Urheberrechtes  nötigt 
den  Erfinder  und  den  Gewerbtreibenden ,  den  Rechtschutz  für  seine  Er- 
findung« sein  Muster  oder  sein  Warenzeichen  in  allen  denjenigen  Staaten 
nachzusuchen,  in  welchen  er  dieselben  gewerblich  auszunutzen  beabsichtigt. 
£r  läuft  dabei  Gefahr,  dafs  die  Anmeldung  in  dem  einen  Staate  und  die 
damit  verbundene  YerÖÜentlichung  Ihm  die  Erlangung  des  Schutzes  in 
andern  Staaten  abschneidet.  Auch  die  verschiedenen  Bestimmungen  der 
Patentgesetze  über  die  Bauer  und  das  Erlöschen  der  Erfindungspatente 
und  des  Musterrechtes  wirken  störend  auf  den  Verkehr.  Es  ist  deshalb 
vielfach,  besonders  auf  dem  Pariser  Patentkongresse  von  1878,  eine  all- 
gemeine internationale  Verständigung  über  die  Bedingungen  der  Erwer- 
bung und  der  Austibung  des  internationalen  Urheberrechtes  verlangt  wor- 
den. Der  Verfasser  hat  im  siebzehnten  Jahrgang  dieser  Zeitschrift  Seite 
194  f.  seine  Ansicht  dahin  entwickelt^  dofs  bei  der  grundsatzlichen  Ver- 
schiedenheit, insbesondere  der  Patentgesetzgebung  in  den  verschiedenen 
Ländern  eine  solche  Verständigung  zur  Zeit  nur  über  wenige  Punkte  zu 
erreichen  sein  wird.  Die  Bestrebungen  der  französischen  Regierung, 
welche  auf  die  durch  den  Kongrefs  von  1878  gegebene  Anregung  im  No- 
vember 1880  eine  diplomatische  Konferenz  für  InduBtrieschutz  nach  Paris 
zusammenberief,  gehen  denn  auch  nach  dem  veröffentlichten  Entwurf  einer 
Convention  (Patentblatt  1881  S.  20  f.)  im  wesentlichen  nur  dahin,  dafs 
die  ordne ngsmäfsige  Anmeldung  eines  Patentgesuches,  Musters  oder  Mo- 
dells in  einem  der  vertragschlief  senden  Staaten  die  Priorität  der  Anmel- 
dung in  allen  übrigen  dem  projektierten  Vereine  beitretenden  Staaten  be- 
gründen soll.  Eine  solche  Vereinbarung  erscheint  unbedenklich  zwischen 
Staaten,  welche  gegenseitig  ihren  Verwaltungseinrichtungen  das  Vertrauen 
schenken  dürfen ,  welches  erforderlich  ist ,  um  den  Behörden  des  andern 
Staates  die  Beurkundung  der  Priori lat  zur  Erlangung  des  Paten t-,  Muster- 
und  Markenschutzes  einzuräumen.  Die  Einrichtung  eines  allgemeinen 
Verbandes  nach  Art  des  Weltpostvereins,  welchem  beizutreten  jeder  Staat 
berechtigt  wäre,  mufs  dagegen  an  der  grofsen  Verschiedenheit  der  Ein- 
richtungen für  die  Patentanmeldung  scheitern.  Während  in  Deutschland, 
,  England  und  den  Ver.  Staaten  alle  Gesuche  bei  dem  zentralisierten  Pa- 
tentamt eingelegt  werden,  erfolgt  in  den  meisten  übrigen  Ländern  die  An- 
nahme durch  Lokalbehörden  aller  Art.  £b  kann  sich  daher  zur  Zeit  nur 
darum  handeln^  durch  Vereinbarung  zwischen  einzelnen  Staaten  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  durch  Anmeldung  in  einem  Staate  erworbenen 
Priorität  einzuführen,  Aufserdem  mufs  indes  die  nachträgliche  Anmel- 
dung der  im  Auslande  zuerst  angemeldeten  Erfindung  im  Inlande  binnen 
bestimmter  Frist  vorgesehen  werden,   weil  es  nicht  möglich  ist,   dafs  die 


1 )  Vergl.  die  AbbundluDg  von  Moellenhof  Freiieichen  and  SchutzzQicIien  B  n  s  c  fa  e 
Arclilv  fUr  H&QdeU>  tmd  Wechsekecbte  Bd  43  S.  169  f. 
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in  einem  Staate  gcßcheheDe  Anmeldimg  nach  Form  und  Inbalt  den 
forderttnii^in  entspricht^  welche  die  GesetzgebtiDg  des  andern  Staates  aof* 
ötelll.  Diesen  Erwägungen  entßpricht  die  ohne  Zweifel  durch  die  Vanter 
Konferenz  veranlafste  Bestimmung  in  §  103  des  Gesetzes.  Die  Anmel- 
dung in  einem  auswärtigen  Staate  begründet  die  Priorität,  ßofem  mit  die- 
sem Staate  ein  Vertrag  über  die  Gegenseitigkeit  geschlossen  ist  und  so- 
lange das  Beetehen  dieser  Gegenseitigkeit  durch  den  Königüchen  Geheimen 
Bat  anerkannt  wird.  Das  Patentgesuch  mufs  in  En^^land  binnen  7  Mona- 
ten, die  Anmeldung  des  Musters  oder  Warenzeichens  binnen  4  Monaten 
und  zwar  nach  den  Regeln  des  engÜBchen   Gesetzes  nachgeholt   werden. 

Es  ist  fraglich»  ob  die  Vorschläge  der  Pariser  Konkurrenz  zur  prak- 
tischen Ausführung  gelangen  werden;  die  englische  Ecgierung  hat  jeden- 
falls durch  §  103  die  gesetzliche  Ermächtigung  erlangt,  derselben  beizu- 
treten. 

Uns  scheint,  dafs  die  Durchführung  der  erwähnten  Vorschlägo  mit 
Notwendigkeit  die  Einrichtung  eines  Zentralpatentamtes  für  sämtliche  der 
Vereinigung  beitretenden  Staaten  erfordern  würde,  bei  welchem  entweder 
direkt  oder  durch  Vermittel ung  der  Landesbehörden  alle  Patentgesuche, 
Muster  und  Warenzeichen  anzumelden  waren.  Die  Priorität  würde  erst 
durch  den  Eingang  der  Anmeldung  bei  diesem  Zentralamte  bestimmt  wtr- 
den*  Es  darf  jedoch  bezweifelt  werden,  ob  eine  solche  Einrichtung  aus- 
führbar ist. 

Von  unmittelbarer  praktischer  Bedeutung  für  das  internationale  Patent- 
recht ist  die  Aufliebung  der  Bestimmung  in  dem  früheren  Patentgesetse 
vom  1,  Juli  1852  §§  23.  25,  nach  welcher  das  englische  Patent  mit  dem 
Ablaufe  eines  früher  erteilten  ausländischen  Patentes  erlosch.  Diese  Be- 
stimmung, welche  in  Frankreich»  Österreich,  Belgien,  Italien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  noch  gilt,  hatte  schon  das  eigentümliche,  dafs  die  Wir- 
kung nicht  eintrat,  wenn  das  ausläudische  Patent  erst  nach  Erteilung  de» 
englischen  ausgefertigt  war,  sodafs  die  Bestimmung  leicht  dadurch  um- 
gangen werden  konnte^  dais  der  Erfinder  zuerst  das  englische  Patt^nt  nahm 
und  demnächst  die  Patente  in  den  andern  Landern  nachsuchte.  Die  Be- 
stimmung hatte  offenbar  den  Zweck,  zu  verhüten,  dafs  die  englische  In- 
dustrie geschädigt  werde,  indeiu  ein  in  England  noch  patentiertes  Gewerbe 
im  Auslande  der  freien  Konkurrenz  anheimfiel.  Sie  erreichte  ihren  Zweck 
nach  dem  Gesagten  oflFenbar  nicht,  schädigte  aber  die  Interessen  der  eng- 
lischen Patentinhaber,  welche  ältere  ausländische  Patente  besafsen.  In- 
dem man  mit  dem  Erlöschen  des  ausländischen  Patentes  den  Verlust  des 
englischen  verband,  verminderte  man  die  »Sicherheit  und  den  Kapital- 
wert  des  letzteren,  da  die  Dauer  des  Patentrechtes  nicht  blofs  von  den  Vor- 
schriften des  LundesgeBetzes,  sondern  von  den  verschiedenen  Bedingungen 
und  Zufälligkeiten  abhängig  gemacht  wurde,  an  welche  die  ausländischen 
Gesetze  die  Erhaltung  des  Patentrechtes  knüpfen. 

Das  neue  englischü  Patentgesetz  ist  nach  vieljähriger  sorgfältiger  Vor- 
bereitung ergangen.  Es  hat  in  seinen  eingreifenden  Neuerungen  die  Zu- 
stimmung nicht  blofs  der  gesetzgebenden  Faktoren,  sondern  auch  in  den 
beteiligten  gewerblichen  Kreisen  gefunden.  Der  Eintritt  des  Gesetzes 
(Januar  1884)   wird  ohne  Zweifel  eine  bedeutende  Umwälzung  in  dem  eng- 
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lischen  Patentwesen  hervorrufen.  Der  englische  Kandelsminister  schätzte 
die  in  Folge  der  Abkürzung  des  Verfahrens  und  der  Verminderung  der 
Kosten  zu  erwartende  Vermehrung  der  Patentgesuche  auf  50^.  Die  Bei- 
behaltung der  vom  Ablauf  des  vierten  Jahres  zu  entrichtenden  hohen  Ab- 
gaben wird  freilich  wie  bisher  die  Dauer  der  erteilten  Patente  erheblich 
beschränken. 

Von  den  in  England  im  Jahre  1882  erteilten  Patenten  wurden  2139 
oder  37^  von  Fremden  genommen,  unter  diesen  die  Mehrzahl  von  Deut- 
schen und  Amerikanern.  Die  Fortschritte  der  englischen  Patentgesetz- 
gebung haben  daher  auch  für  das  Ausland  ein  erhebliches  praktisches  Inte- 
resse. Der  Zeitpunkt  einer  Erneuerung  der  Patentgesetzgebung  wird  wahr- 
scheinlich und  hoffentlich  für  Deutschland  noch  in  einiger  Ferne  liegen. 
Möge  es  uns  dann  verstattet  sein,  von  den  Früchten  und  den  Erfahrungen 
der  neuen  englischen  Patentreform  Nutzen  zu  ziehen. 


Das  russische  Gtosetz  über  die  in  Fabriken  und  Manufakturen 
arbeitenden  Mindeijährigen  vom  1.  Juni  1882. 

Eingeleitet  von  Prof.  Dr.  Karl  Bücher  in  Dorpat. 

Nach  langen  Yorhereitungen  hat  endlich  auch  Bufsland  den  ersten, 
freilich  noch  ziemlich  schüchternen  Schritt  auf  den  Boden  der  Fahrik- 
gesetzgehung  gewagt.  Schon  in  den  60er  Jahren  war  im  Zusammenhang 
mit  den  humanen  Ideen  der  Sozialgesetzgehung  Alexanders  II.  der  Plan 
zu  einer  gesetzlichen  Begelung  der  Fahrikarheit  aufgetaucht.  Es  wurde 
eine  Kommission  zur  Ausarbeitung  eines  Oesetzentwurfes  ernannt,  bei 
welcher  die  beteiligten  Fabrikantenkreise  in  genügendem  Masse  zu  Worte 
gelangten,  und  schon  im  Jahre  1874  hörte  man,  dafs  ein  ausführliches 
Gesetz  entworfen  sei,  das  einer  zu  dem  Ende  berufenen  neuen  Sachyer- 
ständigenkommission  zur  Begutachtung  unterbreitet  werde.  Seit  dieser 
Zeit  haben  die  Zeitungen  mehr  als  einmal  das  Publikum  mit  der  Nach- 
richt getäuscht,  dafs  der  Erlafs  des  Gesetzes  „immittelbar  beyorstände.'' 
Nach  achtjährigem  Harren  erscheint  endlich  ein  Gesetz,  „betreffend  die 
in  Fabriken  imd  Manufakturen  arbeitenden  Minderjährigen",  von  dem 
wir  nicht  wissen,  wie  weit  dasselbe  mit  jenen  Yorbereitungsarbeiten  der 
ersten  70er  Jahre  zusammenhängt.  Jedenfalls  yerdient  es  alle  Anerken- 
nung, dafs  die  russische  Regierung  in  einer  Zeit,  in  welcher  in  den  west- 
europäischen Ländern  die  Fabrikgesetzgebung  ins  Stocken  geraten  zu  sein 
scheint,  in  welcher  man  über  der  Utopie  einer  „internationalen  Fabrik- 
gesetzgebung'^  oder  über  weitaussehenden  sozialpolitischen  Plänen  die 
nächstliegenden  praktischen  Ziele  vergifst,  ohne  erkennbeüren  äufseren 
Zwang  mit  einem  solchen  Gesetze  hervortritt.  Freilich  bietet  das  neue 
Gesetz  weniger  als  man  glaubte  erwarten  zu  dürfen.  Allein  so  lange  es 
der  öffentlichen  Meinung  noch  nicht  gelungen  ist,  ein  industriell  so  hoch 
entwickeltes  Land  wie  Belgien  zum  Erlafs  eines  Fabrikgesetzes  zu  zwin- 
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gen,  to  lange  in  Deutschland  und  Frankreich  für  den  Schutz  der  Fabrik- 
arheiterinnen  fast  nichts  gOBchehen  ist;  so  lange  die  wirksame  Exekutive 
der  Arbeiterfichutzbestiinmuiigen  auTser  in  England  fast  nirgends  geBiohert 
ist  und  vielfach  die  zahlreichen  durch  Ministerialerlafs  gestatteten  „Modi- 
fikationen" die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Oesetze  für  ganze  Fabri* 
kationazweige  aufser  Kraft  setzen,  wird  man  nicht  zu  streng  über  die 
Mängel  des  neuen  russischen  Gesetzes  urteilen  dürfen. 

Dasselbe  beschränkt  sich  auf  die  Kinderarbeit.  Die  Beschäfti- 
gung von  Kindern  unter  12  Jahren  wird  verboten.  Oeschützt 
werden  dagegen  sämtliche  in  Fabriken  beachaftigte  Minderjährige 
im  Alter  von  12  bie  15  Jahren.  Man  hat  also  davon  abgedehen« 
eine  doppelte  Kategorie  von  jugendlichen  Arbeitern  (wie  in  Deutschland 
,»Kinder**  [  12—14  J.]  und  , junge  Leute'*  [14 — 16  J.])  zu  bilden  ;  dafür  aber 
die  Arbeitsdauer  aller  geschützten  Personen  auf  8  Stunden  pro  Tag 
fixiert.  Die  älteste  Jahresklaase  derselben  erfreut  sich  somit  einer  kür- 
zeren gesetzlichen  Arbeitsdauer  als  selbst  in  England ,  Deutschland  und  l 
Frankreich ,  wogegen  die  beiden  jüngeren  Jahresklaesen  um  mindestens  | 
2  Stunden  tagHch  langer  beschäftigt  werden  dürfen  als  die  Kinderkate- 
gorie in  den  genannten  Landern.  Dies  ist  eine  bedenkliche  Schwäch© 
des  Gesetzes.  Überall,  wo  eine  gesetzliche  Beschränkung  der  Arbeitszeit 
der  Fabrikkiuder  ej^istiert,  hat  sich  die  Notwendigkeit  herausgestellt,  das 
Maximum  der  Arbeitsdauer  gleich  zu  setzen  der  Hälfte  des  üblichen 
Arbeitstages  der  Erwachsenen.  Nun  ist  die  gewöhnliche  Arbeitadauer 
in  den  meisten  russischen  Fabriken  eine  unmenschlioh  lange.  16  bis  IT 
Tagesstunden  (einschliefslich  der  Essenspausen)  sind  nichts  Seltenes.  Wollen 
nun  die  Fabrikanten ,  wie  kaum  andere  zu  erwarten ,  die  Bestimmimgeii 
des  Gesetzes  völlig  ausnutzen  und  täglich  zwei  Kinderrelais  zu  8  Stiin- 
den  beschäftigen,  so  kämen  sie  für  die  nichtgeschützten  Arbeiter  auf 
einen  Arbeitstag  von  16  Stunden  ausschliefalich  der  Pausen.  Allerdings 
würdeD  sie  dabei  insofern  in  Kollision  mit  dem  Gesetze  geraten,  aU 
dasselbe  den  gesetzlichen  Arbeitstag  auf  die  Zeit  von  5  Uhr 
früh  bis  9  Uhr  abends  festsetzt  und  was  aufserhalb  dieses  Zeitraumes 
liegt,  als  Nachtarbeit  in  Bezug  auf  die  Minderjährigen  untersagt. 
Denn  dies  ermöglicht  nur  eine  Arbeitsdauer  von  1 6  Stunden  einschliefs- 
lieh  der  Pausen,  Allein  man  wird  sich  hier  wol  zu  helfen  wissen,  wenn 
es  auf  keinem  anderen  Wege  geht,  durch  äufserste  Einschränkung  der 
Pausen.  Das  Gesetz  setzt  dem  kaum  ein  Hindernis  entgegen;  denn 
dasselbe  bestimmt  zwar,  dafs  die  Arbeit  der  Minderjährigen  nicht  langer 
als  4  Stunden  hinter  einander  dauern  dürfe;  aber  es  enthält  sich  jeder 
Vorschrift  über  die  Dauer  der  Pausen.  —  Die  Besohäftigung  der  Kinder 
„an  Sonn-  und  hohen  Feiertagen''  ist  untersagt.  Hier  wäre  eine 
namentliche  Aufzählung  der  arbeitsfreien  Feiertage,  etwa  wie  im  eng- 
lischen Fabrikgcsetz ,  nützlich  gewesen.  Die  Zahl  der  Krons-  und  Kir- 
ch enfeiert&ge  ist  in  Kufsland  bekanntlich  eine  sehr  grofse ;  der  Arbeiter 
feiert  diese  wie  die  meisten  Lokalfeiertage  sämtlich  mit  grofser  Gewissen* 
hafdgkeit,  und  oft  genug  zieht  er  auch  noch  die  unmittelbar  darauf  fol- 
genden Tage  hinzu,  sodafs  dann  sehr  störende  Unterbrechungen  des  Be* 
triebes  entstehen.     Eine  gesetzliche  Festsetzung  der  wirklich  arbeitafreien 
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Feiertage  wäre  defshalb  für  die  Arbeitgeber  eine  Wohlthat  und  für  die 
Arbeitnehmer  ein  nicht  zu  unterschätzendes  ErziehnngamitteL 

Wie  die  meisten  anderen  Fabrikgesetze  enthält  auch  das  neue  russi- 
fiohe  Gesetz  eine  Bestimmung  über  den  Unterricht  der  Fabrikkinder. 
Die  Fabrikbesitzer  sind  verpflichtet,  denjenigen  in  ihren  Fabriken  be* 
»chäftigten  Minderjahrigeü ,  welche  keine  Zeugnisse  über  die  Beendigung 
des  Kursus  wenigstans  in  einer  einklassigen  Volksschule  oder  in  einer 
derselbeD  gleichstehenden  Schule  besitzen ,  die  Möglichkeit  zu  gewähren» 
die  gedachten  Lehranstalten  nicht  weniger  als  drei  Stunden  täglich  oder 
18  Stunden  in  der  Woche  zu  besuchen.  Diese  Vorschrift  entspricht  be- 
züglich der  IBstundigen  Unterrichtsdauer  einer  analogen  der  deutschen 
Gewerbeordnung  (§  135);  sie  geht  in  dieser  Hinsicht  weiter  als  die  eng- 
lische und  französische  Fabrikgesetzgebung  (wöchentL  12  Stunden).  Da 
in  RuTsland  ein  Schulzwang  nicht  existiert,  so  scheint  der  Zweck  jener 
Beetiminung  ein  ähnlicher  zu  sein  wie  derjenige  der  entsprechenden  eng- 
lischen Vorschriften :  für  die  Fabrikkinder  einen  speziellen  Schulzwang 
auf  indirektem  Wege  zu  schaffen.  Leider  fehlt  es  zur  Erfüllung  dieser 
löbliohen  Absicht  am  Nötigsten :  an  einer  hinreichenden  Anzahl  von  Ele- 
mentarschulen. Aber  selbst  wenn  sie  Torhanden  wären,  würde  der 
Schulbesuch  der  Fabrikkinder  nur  unter  der  Voraussetzung  ähnHcher  Kon- 
trolmittel  gesichert  werden  können,  wie  sie  in  England  den  Fabrikin- 
spektoren  zu  Gebote  stehen. 

Neben  diesen  Beschränkungen  der  Kinderarbeit  gewährt  das  Gesetz, 
ähnlich  wie  da«  schweizerische,  die  Möglichkeit,  fiir  gewisse  gesundheits- 
schädliche Betriebsarten  und  Verrichtungen  die  Beschäftigung  von 
Personen  unter  15  Jahren  überhaupt  zu  untersagen.  Es  bleibt 
abzuwarten,  wie  weit  in  dieser  Hinsicht  das  Terheifsene  ministerielle 
Verzeichnis  gehen  wird. 

Zur  Sicherung  der  Ausfühnmg  des  Fabrikgesetzes  werden  Fabrik* 
Inspektor en  ernannt  und  die  Industriegegenden  in  Inspektionsbezirke 
eingeteilt,  deren  jeder  je  nach  Bedürfais  einen  oder  mehrere  Inspektoren 
erhält.  An  der  Spitze  der  Fabrikin spektion  steht  ein  Oberinspektor,  dem 
die  Bezirksinspektoren  unmittelbar  untersteDt  sind.  Nach  einem  dem 
Gesetze  beigegebenen  Gehaltsanschlag  retigiert  der  Oberinspektor  in  der 
V.  Amtsklasse  und  empfängt  einen  Gehalt  von  5000  Rubel  (2000  H« 
Gage,  1500  B.  Tafelgelder  und  1500  R.  Quartiergelder)  nebst  3000  R. 
für  Amtafahrten  und  Kanzleikosten.  Die  Bezirksinspektoren  gehören  zur 
VL  Amtsklasse  und  empfangen  3000  R.  Gehalt  (Gage  1200  R.,  Tafel- 
gelder 900  E,,  Quartiergolder  900  R.)  nebst  einem  Pauschale  von  1500  R. 
für  Amtsfahrten  und  Kanzleikosten.  Die  äul'sero  Stellung  der  Fabrikin' 
ipektoren  ist  darnach  offenbar  als  eine  ihrer  hohen  Aufgabe  würdige  ge- 
dacht. Dem  entsprechen  auch  die  Bestimmungen  über  üire  Zuständig- 
keit, bei  welchen  offenbar  die  englische  Gesetzgebung  und  Praxis  als 
Muster  gedient  hat.  Die  Inspektion  steht  unmittelbar  unter  dem  Finanz- 
ministerium ;  ihr  Verhältnis  zu  den  Gouvemementa-  und  Kreisbehörden 
regelt  sich  analog  demjenigen  der  übrigen  dem  Finanz  minister  unter- 
stellten Organe.  Zur  Herbeiführung  einer  wirksamen  Exekutive  bezüg- 
lieh  der  Bestimmungen  über  die  Beschäftigang  und  den  Schulbesuch  der 
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F&biikkmder  ist  ihnen  die  Befugnis  zuerkannt,  Vernehmungen  und  Unter- 
suchungen bei  Geeetzesübertretungen  zu  Yeranstalten  und  unter  Einreichunf 
der  aufgenommenen  Protokolle  die  Kontravenienten  vor  Gericht  anzu- 
klagen. Das  sind  sehr  wertvolle  Bestimmungen,  die  sieh  vorteilhaft  von 
denjenigen  der  deutschen  Gewerbeordnung  unterscheiden.  Allerding»  itt 
damit  allein  die  Fabrik  aufsieht  noch  nicht  mit  der  erforderlichen  Energie 
ausgestattet.  Es  fehlt  namentlich  noch  jenes  durchgebildete  Syatem  von 
Kontrolvorachriften ,  wie  es  in  England  zur  Ausbildung  gelangt  ißt,  und 
es  bleibt  in  dieser  Hinsicht  die  in  Aussicht  gestellte  Instruktion  des  Fi- 
nanzministers  abzuwarten.  BaTs  dieselbe  in  ähnlicher  Weise,  wie  diet 
in  Freufsen  geschehen  ist,  die  ganze  Kraft  der  Inspektion  lahm  legen 
werde,  steht  wobl  nicht  zu  befürchten. 

Um  die  Einführung  des  Gesetzes  zu  erleichtern,  ist  eine  Beihe  von 
temporären  Mafs regeln  angeordnet  worden,  welche  auf  die  Dauer 
von  zwei  Jahren  Geltung  haben,  dann  aber  der  Erwägung  des  Beichs- 
rat^  anheimgegeben  werden  sollen.  Es  sind  dies  folgende:  l)  die  Ge- 
ätattung  der  Beschriftigung  von  Kindern  unter  12  aber  nicht  unter  10 
Jahren,  2)  die  Heranziehung  €ler  12-  bis  15 jährigen  zu  einer  vierstün- 
digen Nachtarbeit,  3)  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  auch  auf  Handwerks- 
betriebe. Hoffentlich  werden  die  beiden  ersten  dieser  Übergangsbestim- 
mungen nach  Ablauf  der  zweijährigen  Probezeit  nicht  definitive. 

Man  wird  zugestehen  müssen,  dafs  das  Gesetz  hinter  den  berech- 
tigten Erwartungen  nicht  unerheblich  zurückgeblieben  ist  Es  fehlen  vor 
allen  Dingen  Schutzb  estimmun  gen  fiir  die  Fabrikarbeiterinnen ,  das  Ver- 
bot des  Trucksystems,  Vorkehrungen  gegen  Schädigung  von  Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter  durch  Betriebseinrichtungen  sowie  überhaupt  die 
80  dringend  nötige  Regelung  des  gesamten  Arbeitsverhältnisses,  das  aus 
der  Zeit  der  Leibeigenschaft  noch  mit  mancherlei  eingewurzelten  HiTs- 
bräuchen  behaftet  ist.  Solche  Übelstände  sind  bei  der  Diskussion  der  Fra|^ 
der  Fabrikgesetzgebung  in  der  Presse  mehrfach  hervorgehoben  worden. 
Dieselben  treffen  keineswegs  den  Arbeiter  allein;  manche  von  ihnen  schä- 
digen die  Industrie  überhaupt  und  es  läge  im  Interesse  der  Arbeitgeber, 
auf  die  Abstellung  derselben  zu  dringen.  Soweit  sie  den  Arbeiter  allein 
oder  vorzugsweise  berühren,  lassen  sie  sich  in  folgende  vier  Punkte  zu- 
sammenfassen : 

1.  Die  allzulange  Arbeitszeit  (gewöhnlich  von  4  oder  J5  Uhr 
des  Morgens  bis  8  oder  9  Uhr  dos  Abends)  und  das  Vorherrschen  doi 
ununterbrochenen  Betriebes  auch  in  solchen  Ge werbszweigen» 
deren  Natur  die  Nachtarbeit  nicht  notwendig  bedingt.  Die  Abschaffung 
der  Nachtarbeit  üegt,  wie  vor  Jahren  ein  den  gewerblichen  Kreisen  nahe 
stehender  Korrespondent  der  „Moskauer  deutschen  Zeitung"  ^ )  treffend 
hervorgehoben  hat,  ohne  Zweifel  auch  im  Interesse  der  Fabrikanten.  „Der 
Arbeiter,  der  des  Nachts  arbeitet,  schläft,  wie  die  allgemeine  Erfahrung 
lehrt,  docb  nicht  den  ganzen  Tag,  sondern  treibt  sich  gröfstenteils  In 
den  Schenken  umher,  die  zum  Unglück  überall  in  nächster  Nähe  der 
Fabriken    sich    finden,    und    statt    zur  Arbeit,   kehrt  er   des  Abends 
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recht  nur  zum  AussoUafen  auf  die  Fabrik  zurück.  Das  bischen  Arbeit, 
das  er  datin  liefert,  ist  ßcMecht  und  fehlerhaft;  wag  aber  noch  »chlim- 
mer  ist,   das  ißt  der  Umstand,   dafs  der  Arbeiter  dabei    verkommt,    sich 

.  all  faules  Herumliegen  und  Umherschlendem  gewöhnt  und  sich  dem  Trünke 

Ergibt*' 

2.  Bfts  Vorherrschen  des  Truckaystems,  besonders  in  Ge»t4dt 
der  Artelküchen,  welche  ihren  Lebensmittel  bedarf  von  den  Fabrikanten 
beziehen  müsaen.  80  vorteilhaft  die  Bildung  von  SpeisegencsaenBchaften, 
welche  unter  den  ruBsisohen  Arbeitern  Regel  ist»  die  LebensheJtung  des 
einzelnen  Arbeiters  beeioEuBsen  könnte,  so  nauhteilig  werden  dieselben, 
wo  der  Fabrikant  m  der  angedeuteten  Weise  den  Konsum  des  Arbeiters 
zur  Quelle  des  Gelderwerbes  macht.  Allerdings  pflegt  diese  Einrichtung 
von  den  Fabrikanten  in  die  Bubrik  der  „Wohlfahrtaeinrichtungen"  ge- 
stellt zu  werden ;  man  will  angeblich  durch  den  Ankauf  der  Lebensmittel 
im  Grofsen  den  Arbeiter  vor  der  Ausbeutung  durch  Detaühändler  schützen ; 
bei  der  von  Skrupeln  im  Gelderwerb  wenig  beeinflufsten  Denkweise  der 
meisten  Fabrikanten  und  bei  der  wirtschaftlichen  Unbildung  des  Arbeiters 
ist  unschwer  abzusehen,  wohin  dieses  System  fuhrt.  Auch  verschiedene 
andere  Arten  des  Truck  sind  sehr  verbreitet 

3.  Die  gemeinsamen  Schlafs äle  der  Fabrikarbeiter, -Arbeiter- 
innen und  -Kinder.  Bafs  dieselben  die  Quelle  der  Demoralisation  werden 
müsBeny  liegt  auf  der  Hand. 

4.  Der  Mangel  fester  Lohnzahlun  gstermine.  Auf  fast 
allen  gröfseren  Gewerbeanlagen  herrscht  die  aus  dem  ländlichen  und 
liausinduatriellen  Arbeits verhältnia  herübergenomraene  Sitte,  nur  drei  bis 

■^vier  Mal  im  Jahre  den  Lohn  zu  zahlen.  Selbfitverständlich  sind  Yor- 
schÜBse  auf  den  Arbeitslohn,  die  Kontrahierung  dauernder  Schuld  verbal  t- 
nisfle  und  ein  fast  sklavisches  Abhängigkeitsverhältnis  des  Arbeitnehmers 
vom  Arbeitgeber  die  Folgen.  Gewöhnlieh  bleibt  dem  Arbeiter  am  Lohn- 
termin nach  Abzug  der  Yorschüsse^  Strafen  und  Versäumnisse  fast  nichts 
übrig,  oder  es  übertränt  sich  eine  niemals  abzuarbeitende  Schuld  von 
Lohnperiode  zu  Lohnperiode.  Oft  wird  der  Zahlungstermin  vom  Fabri- 
kanten Jahr  und  Tag  hinauBgesehoben ;  das  Verhältnis  zwischen  ihm  und 
dem  Arbeiter  wird  ein  unklares,  und  der  letztere  verÜert  jede  Lust  zur 
Arbeit  und  jede  HoÖnung  auf  wirtschaftliches  Vor  war  iä  kommen. 

Die  Fabrikgesetzgebung  findet  also  in  Bufsland  noch  ein  weites  Feld 
vor  sich,  und  da«  Gesetz  vom  1.  Juni  18S2  sollte  darnach  nur  als  ein 
erster  Schritt  betrachtet  werden.     Trügt    nicht  der  Anschein,    so  ist  der 

Lgute  Wille  zu  weiteren  Schritten  vorhanden.     Wie  die  Zeitungen  kürzlich 

|ZU  berichten  wuTsten,  hat  da«  Finanzministerium  unmittelbar  nach  Sank- 
ionierung  jenes  Gesetzes  die  Erhebung  statistischer  Daten  und  Aui^weise 
iber  die  Fabrikarbeit  angeordnet,  welche  durch  von  den  Fabrikbesitzern 
auszufüllende  Fragebogen  erfolgen  soll.  Jene  Ausweise  sollen  sich  haupt- 
sächlich erstrecken  auf  die  Kinderarbeit,  die  Arbeitsdauer,  die  Lohnhöhe,  die 
Nachtarbeit  und  den  Schulbesuch  und  ein  umfassendes  Thatsachenmaterial 
1ib«r  die  Zustände  unter  der  Fabrikarbeiterbevölkerung  au  die  Hand  geben. 

pVan  wird  bedauern  müssen,  dafs  man  behufs  Erlangung  der  Grundlage 
fnr   weitere  Mafsnahmen   auf  diesem  Gebiete    einen  Modus  der  Krmitte- 
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luBg  gewählt  hat,    bei  welchem    nur  eine  Part-ei    iiüd    zwar    die    du 
ihr    Interesse    gegen   jede    Fabrikgesetzgebung    eiDgenommeDG    zu    Worttl 
kommt»    anstatt    eine  Enquete    naüh   englischem  Muster   anzuordnen,    die 
auch  den  Arbeitorn  Gelegenheit  gegeben  haben  würde,  sich  über  ihre  Lage 
und  ihre  Beßühwerdau  auszusprechen,     £s  wäre  sehr  zu  wünschen ,   dafi 
diesem  Mangel  nachträglich  durch  die  Regierung  abgeholfen  würde 
dafs  wir  auf  privatem  Wege  zu  einem  ähnlichen  Thatsachenmaterial 
die  VerhältnisBe  der  russiBchen  Fabrikarbeiter  gelangten ,    wie  wir    es  fSr 
die  Zustande  in  der  Hausindustrie  durch  die  treffliche  Sammlung  besit^im^- 
welche  im  Auftrage  der  kaia.  russ.  geogr.  Gesellschaft  Tom  Fürsten  MeachtJ 
schersky    und  Modsalewsky  herausgegeben  worden  ist.     Kinen   guten   An- 
fang   machen     die    jüngst    erschienenen   Arbeiten    von    Prof.    Jan  schul 
und  Dr.  Pogoshew    für  den  Moskauer    Indus triebezirk.     Allerding»    ist 
die  ßevölkcrungsKchioht ^    um  welche  es  sich  bei   der  Hausindustrie    han- 
delt, immer  noch  eine  viel  breitere  und  zahlreichere  als  diejenige,  welche 
ein  Fabrikgesetz    ins   Auge  zu  fassen  hätte.     Allein    die  Entwicklung  det. 
russischen  Grofsindustrie  schreitet  mit  raschen  Schritten  vorwärts ;  sie 
schon   jetzt    eine  sehr  bedeutende  Ausdehnung  erlangt.     Nach    den  stau* 
sti sehen   Erhebungen  des  kais.  Handels-    und    Manufakturdepariement 
Finanzministerium  betrug  1879  die  Zahl    der  Fabriken    des  europäischetiJ 
Bufslands  27  927  mit  685  245  Arbeitern.     Diese  Zififem  bleiben  konstatie 
ter  Mafsen  hinter  der  Wirklichkeit  weit  zurück.    Dabei  haben  sieh  die  Ver 
hältnisae  der  Arbeiter  vielfach  eigentümlich  und  abweichend  von  den  ent 
sprechenden    Verhältniseen    anderer    Länder    entwickelt,    was    namentlich! 
daher  rührt»    dafs    in  Rufsland  der  Fabrikarbeiter   immer   auch    zugleich^ 
Bauer  ist,  der  im  heimatlichen  Dorfe  seinen  Landanteil  in  Anspruch  nimmt 
und  diesen  durch  seine  Familie  bebauen  läfst    oder    selbst  mit  Unterbr©-J 
chung  der  Fabrikarbeit  bebaut.     Diese  Zwisohenstellung  der  Arbeiter  be-l 
einflufst  natürlich  die  Stellung  derselben  zum  Fabrikherm,  die   Lohnhtfhfti 
u.  s,  w.  in   hohem  Grade  und  erfordert  bei  einer  umfassenden   Arbeitftg»» 
setzgebung  sorgfältige  Berücksichtigung.     Mit  einer  blofsen  Kopie  des  eng- 
lischen   oder  irgend  eines  anderen  westetiropäi sehen  Vorbildes   ist  darum 
auf  keinen   Fall    in  Bufsland  auszukommen.     Was   die  Aua^ihrung    eines 
solchen   GesetvZes    betrifft,    so    bietet  auch  diese  bei  der  Zerstreutheit  der 
Fabrikanlagon ,    den  klimatischen  Verhältnissen,  der  Schwierigkeit,  zuver- 
lässige AufKichtebeamte  zu  finden  in  Rufsland  weit  gröfsere  Schwierigkeiten  J 
als  in  anderen  Ländern.      Man  darf  defshalb  der  weiteren  Entwicklung  der  i 
Dinge  mit  einiger  Spannung  entgegensehen. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  das    neuen  Gesetzes    in    der  o£l*j 
^iellen  Übersetzung  der  ,, Li vländi sehen  Gouvemement>&zeitung^^  folgen:     I 

ükiki  Eines   dirigierenden  Benati ,    desmittelst   das   folgende ,   &m  1.  Juni  1888  Allsr* 
höchst  betticigt«  Gutachten  des  Beichsrati  puhlixiert  wird; 

Der  Reich&FHt    hat    iu    den    veretnigteti  DeportemonU  der  Gesetse    uod    der  8taat»^ 
ökoQotnie  und  m    der    allgcmemeti  Vers>Amori]ang ,    nach  Bepriifutif^    der  Vorstellimg  dei  I 
FioADXininiüters,    botreffünd   Marsregcln    «ur  B^^sehräokting   der    Arheit    der    in  Fabrik *m  1 
und  ADdereo  industHfillen  AnsfUltcn    beschäftigten  MjDderjihrigeti    und  Halbe rfr»cJiseik*ii 
und  die  Bitdung;  dGr»clben,   flir  gut  erachtet; 

1.     In  Abänderung  und  Ergänzung  der  betreffenden  Artikel  de«  Eodei  dti  Reich*-  , 
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ipesetse  folgende  Begeln  hinsichtlich  der  Minderj&hrig^n  beiderlei  Geschlechts ,  welche 
in  Fabriken  nnd  Manafaktaren ,  dieselben  mögen  Privatpersonen  and  -Institationen  (Ge- 
sellschaften, Vereinen  und  Kompagnieen)  oder  der  Krone  gehören,  arbeiten,  sn  ver- 
ordnen : 

1.  Kinder  unter  iwölf  Jahren  werden  nicht  zur  Arbeit  zugelassen. 

2.  Minderjährige  im  Alter  von  zwölf  bis  fünfzehn  Jahren  dürfen  nicht  länger  als 
acht  Standen  innerhalb  vierundzwanzig  Stunden,  mit  Ausschlufs  der  fUr  das  Frühstück, 
das  Mittag-  und  Abendessen,  den  Besuch  der  Schule  und  zur  Erholung  erforderlichen 
Zeit,  mit  Arbeit  beschäftigt  werden.  Die  Arbeit  darf  dabei  nicht  länger  als  vier  Stun- 
den hintereinander  dauern. 

8.  Minderjährige  unter  fünfzehn  Jahren  dürfen  nicht  zwischen  neun  Uhr  Abends 
and  fünf  Uhr  Morgens ,  wie  auch  nicht  an  Sonn-  und  hohen  Feiertagen  mit  Arbeit  be- 
schäftigt werden. 

4.  Es  ist  verboten,  die  im  Artikel  8  gedachten  Minderjährigen  zu  solchen  Be- 
trieben oder  einzelnen  zu  denselben  gehörigen  Arbeiten  zuzulassen,  welche  nach  ihrer 
Beschaffenheit  für  die  Gesundheit  der  Minderjährigen  schädlich  sind,  oder  als  zu  an- 
strengend für  dieselben  erachtet  werden  müssen.  Die  Festsetzung  der  Fabriken  und 
Manufakturen  und  der  einzelnen  Arbeiten  solcher  Art,  sowie  die  Bestimmung  des  Alters 
(übrigens  nicht  höher  als  fünfzehn  Jahr),  bis  zu  welchem  die  Arbeit  der  Minderjährigen 
in  denselben  nicht  gestattet  ist,  ist  dem  gegenseitigen  Einvernehmen  der  Minister  der 
Finanzen  und  des  Innern  anheimgegeben.  Das  von  denselben  bestätigte  Verzeichnis 
der  Industriellen  Anstalten  und  der  Arbeiten,  mit  Angabe  der  für  jede  derselben  fest- 
gesetzten Altersgrenze  der  Mindeijährigen ,  wird  durch  den  dirigierenden  Senat  zur  all- 
gemeinen Wissenschaft  bekannt  gemacht. 

5.  Die  Besitzer  von  Fabriken  und  Manufakturen  müssen  demjenigen  von  den  in 
ihren  Anstalten  arbeitenden  Mindeijährigen,  welche  keine  Zeugnisse  über  die  Beendigung 
des  Kurses  wenigstens  in  einer  einklassigen  Volks-  oder  derselben  gleichstehenden  Schale 
besitzen,  die  Möglichkeit  gewähren,  die  gedachten  Lehranstalten  nicht  weniger  als  drei 
Stunden  täglich,  oder  achtzehn  Stunden  in  der  Woche  zu  besuchen. 

II.  Um  die  Erfüllung  der  Bestimmungen  über  die  Arbeit  und  den  Unterricht  der 
minderjährigen  Arbeiter  zu  beaufsichtigen,  ist  eine  besondere  Inspektion  auf  folgenden 
Grundlagen  dnzurichten: 

1.  Die  Gegenden,  in  welchen  eine  Fabrik-  und  Manufakturindustrie  besteht,  wer- 
den in  Bezug  auf  die  Aufsicht  über  die  Arbeit  und  den  Unterricht  der  Minderjäh- 
rigen, in  besondere  Bezirke  geteilt.  Die  Anzahl  der  letzteren,  sowie  die  Verteilung  der 
Gouvernements  und  Provinzen  unter  dieselben ,  wird  auf  gesetzgeberischem  Wege  be- 
stätigt. 

2.  Jeder  Bezirk  hat  je  nach  Bedürfnis  einen  oder  mehrere  Inspektoren ,  die  allge- 
meine Aufsicht  über  alle  Bezirke  aber  wird  einem  Oberinspektor  übertragen.  Diese 
Inspektion  gehört  zum  Kessort  des  Finanzministeriums  und  steht  unter  dem  Departement 
des  Handels  und  der  Manufakturen. 

8.  Die  Bezirksinspektoren  sind  unmittelbar  dem  Oberinspektor  untergeordnet  und 
stehen  zu  den  örtlichen  Gouvernements-  und  Kreisautoritäten  in  denselben  Beziehungen, 
in  welchen  sich  zu  denselben  die  übrigen  zum  Bestände  der  Gouvernementsverwaltung 
gehörigen  amtlichen  Personen  des  Finanzministeriums  befinden ,  nur  mit  der  in  der  An- 
merkung zum  Art.  4  dieser  Abteilung  angegebenen  besonderen  Bestimmung. 

4.  Den  Inspektoren  wird  übertragen:  I.  Die  Aufsicht  über  die  Erfüllung  der 
Verordnungen  bezüglich  der  Beschäftigungen  der  minderjährigen  Arbeiter  und  des  Be- 
suchs der  Elementarschulen  Seitens  derselben ;  2.  die  Aufnahme  von  Protokollen ,  mit 
Zuziehung  von  Beamten  der  Ortspolizei,  über  die  Verletzung  der  gedachten  Verord- 
nungen und  die  Übergabe  dieser  Protokolle  an  die  betreffenden  Gerichtsbehörden  und 
8.  die  gerichtliche  Anklage  der  der  gedachten  Vergehen  Schuldigen. 

Anmerkung:  Die  Inspektoren  haben  das  Recht  mit  der  Erfüllung  der  im  Punkte  8 
des  Art.  4  angegebenen  Pflicht  die  Beamten  der  Ortspolizei  zu  beauftragen. 

5.  Die  genaueren  Bestimmungen  über  die  Pflichten  und  die  Ordnung  der  Thätig- 
keit  der  Inspektoren  werden  durch  eine  besondere  Instruktion  festgesetzt,  welche  vom 
Pinanzminister,  nach  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  und  dem  Minister  der 
Volksaufklärung,  zu  bestätigen  ist. 

6.  Die  Thätigkeit  der  auf  Grundlage  der  gegenwärtigen  Bestimmungen  einzusetzen- 
den Inspektion  erstreckt  sich  nicht  auf  die    der  Krone   oder  Regierungsinstitutionen 
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gehörigen  Fabriken  und  MatiufAkturen,     In  diesen  Anstalten  wird  die  Anfsiebt  fibe 

DcobacbtitQg  der  Ym-ordDun^en  Über  die  Arbeit  und    den  Untern cbt  der  Minderjä      

dei^enigen  amtlichen  Personen    übertragen  ,    welchen    die  Verwaltang    der  Aiistalt«n  «^ 
vertraut  ist. 

HI,  Die  im  Artikel  t  festgesetaten  Regeln  siud  vom  1.  Mai  1883  ab  in  Kr&ft  ta 
setaen. 

IV.  Der  Entwurf  des  Amterverxeichnisses  nnd  der  Ausgaben  für  die  Aufsicht  ober 
die  Dflächaftigiingen  der  in  Fabriken  nnd  Mnnatakturen  arbeitenden  MinderjtLhrtgeii  ut 
Sr.  KaiäcrHchen    Maje&tat  sur  Allerhöchsten  Be^itätigung  su  unterbreiten. 

V.  Die  Amter  eines  OberioApektor«  und  von  vier  BesirksluHpoktoreti  sind  Tom 
1.  Juli  188S  ab  zu  besetzen  nnd  sind  die  au  diesem  Zwecke  im  iRafenden  Jahre  erfor* 
derllchon  Ausgaben  im  Betrage  von  dreixehntausead  Rubeln  aus  den  Ueberachüasen  der 
abgeschlossenen  Budgets  zu  bestreiten. 

V^I.  Dem  Fi nansmi nister  ist  anbeimangeben ,  im  Einvernehmen  mit  dem  5ßiibterJ 
des  Innern,  als  temporüre  Mafsregel^  wührond  aweier  Jahre  nach  Einführung  des  i^egetn  1 
wfirtigen  Gesetses: 

1.  SU  Arbeiten  in  Fabriken  und  Manufakturea  ndtigenfalls  Minderjihrige,  die  gtloht 
jünger  ab  zehn  Jahre  sind,   siieulassen; 

S'  den   im  Alter  von  awölf  bis  fünfr.ehn  Jahren  stehenden  Minderjährige d  die  Nacht-  1 
arbeit  in  denjenigen  ioduätricllen  Anstalten  su  gestatten ,    in  welchen  sich  solches  omch  ^ 
der  Art    des  Betriebes    als    notwendig    erweist    nnd    der  Gesundheit    der  MinderjiüiHgen 
keinen  Schaden  anfügen  kann,  —  jedoch  mit    der  Einschränkung  ^    dafs  die  NachtArbeit 
nicht  länger  als  vier  Sttinden  innerhalb  vieruQdavranaig  Stunden  dauern  darf; 

3,  das  gegenwärtige  Geset»  auf  diejenigen  gewerblichen  ( Handwerks-) Anstalten 
audehnen,  auf  welche  die  Anwendung  desselben  fßr  möglich  und  nütaltch  erachtet  wird. 
Nach  Ablauf  der  zwegithrigen   Erfalirnngszeit  aber  sind  allendliche  Gutachten  über 
Fragen  dem  Reichsrate  sur  Erwägung  voraustellen. 


Naohflolir i  ft.     Unterm  30.  April  d.  J.  hat  der  Roicbflrat  die  Ein-* 
fühning    des    Yorsteheitden  Gesetzes    um    ein  Jahr,    olsa    bis  zmhl    1.  Mai 
1884   vertagt. 


M  i  s  z  e  1  1  e  n. 


vu. 

Die  Antikritik  dea  Herrn  Prof  Dr.  von  Kaufmann. 

Gegen  die  von  mir  in  Heft  I  und  U  d,  Bd,  Vu  der  Jahrbücher  er-  ' 
sohienene  Besprechung  der  von  Herrn  Profeasor  Dr.  Kiehard  von  Kauf- 
mann in  betrefi'  der  Reform  der  deutschen  Hfindeiekammern  gemachten 
Vorschläge  hat  derselbe  in  No.  8|9  von  Hirths  Annalen  eine  Antikritik 
veröffentlicht.  Auf  die  iiufsere ,  ich  möchte  sagen  gesellschaftliche  Form 
derselben  will  ich  nicht  näher  eingehen,  —  Das  Yerseiohnis  der  bis- 
herigen Mitarbeiter  der  Zeitschrift  bietet  wohl  Bürgschaft  dafür,  dafs  der 
von  Herrn  von  Kaufmann  angeschlagene  Ton  ein  Unikum  in  ihr 
bleiben  wird. 

Ich  würde  mich  auch  aus  Bücksicht  auf  die  Leser  der  Jahrbüohar 
nicht  in  der  Lage  fdhlen .  überhaupt  auf  die  Auslassungen  des  Herrn 
von  Kaufmann  etwas  zu  erwidern,  da  sie  sachlich  in  der  Frage  koiso 
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Förderung  bieten,  wenn  Herr  von  Kaufmann  nicht  meine  Ausführungen 
in  den  Jahrbüchern  von  Anfang  bis  zu  Ende  derart  mifsverstanden  und 
verdreht  wiedergegeben  hätte,  dafs  ich  wirklich  im  Zweifel  bin,  ob  ich 
ihm  dies  als  Unglück  oder  als  Schuld  anzurechnen  habe.  Diesen  sehr 
scharfen  Vorwurf  mufs  ich  aber  natürlich  wenigstens  durch  einige  Bei- 
spiele begründen. 

Herr  von  Kau  f m  a  n  n  hat  meine  historische  Reminiscenz,  dafs  die 
auf  eine  Reform  der  Handelskammern  zielenden  Bestrebungen  Ende  der 
70er  Jahre  eng  mit  der  Schutzzollagitation  zusammenhingen,  als  sich  auf 
ihn  persönlich  beziehend  angesehen.  Meine  Äufserungen  zeigen ,  wie  es 
mir  scheint,  klar  genug,  dafs  ich  unter  „Bestrebungen''  die  Bewegung 
innerhalb  des  Handels-  und  Industriestandes  und  der  sie  vertretenden 
Körperschaften  im  Sinne  gehabt  habe,  ich  verstehe  daher  nicht,  mit 
welchem  Rechte  er  sich  persönlich  getroffen  fühlt. 

Was  er  gegen  meine  Bemerkung,  dafs  „die  Interessen  des  Hand- 
werks, soweit  sie  nicht  mit  denen  von  Handel  und  Industrie  zusammen 
fidlen  und  von  den  jetzigen  Handelskammern  schon  gratis  vertreten  werden, 
meist  interner  Natur  seien*',  sagt,  bezeugt  nur,  dafs  er  nicht  mehr  weifs, 
was  in  seinem  eigenen  Buche  „Die  Vertretung  etc."  steht  und  nicht  ge- 
merkt hat ,  dafs  ich  zum  Teil  seine  eigenen  Worte  zitiert  habe.  Ich  kann 
mich  darauf  beschränken  auf  P.  459  und  460  jenes  Buches  hinzuweisen.  — 

An  Stelle  meiner  Behauptung,  „dafs  Handel  und  Industrie  eine  weit 
gröfsere  Anzahl  gemeinsamer  Interessen  haben  als  irgend  eine  andere 
Zusammenstellung  von  zwei  Erwerbsgruppen"  setzt  er  zum  Zweck  seiner 
Polemik  die:  „dafs  innerhalb  des  Handels  und  der  Industrie  alle  Interessen 
gewissermafsen  solidarisch  seien,  dafs  aber  bei  Leibe  eine  Interessenge- 
meinschaft zwischen  diesen  Gewerben  und  denjenigen  des  Kleingewerbes 
und   der  Landwirtschaft  nicht  bestehe". 

Meine  weitere  Behauptung:  „Selbstverständlich  hat  die  Landwirt- 
schaft auch  viele  Interessen  gemeinsam  mit  Handel  und  Industrie,  aber 
eine  Kluft  zwischen  ihr  und  jenen,  nur  einzeln  durch  Personalunion  (wie 
bei  der  Rübenzuckerindustrie  etc.)  überbrückbar,  bleibt:  die  Verschieden- 
heit der  Interessen  des  immobilen  von  denen  des  mobilen  Kapitals,  wie 
sie  vorzugsweise  in  der  wichtigsten  der  wirtschaftlichen  Fragen,  der 
Steuerfrage  hervortritt,"  giebt  er  so  wieder:  „Er  findet  nämlich,  dafs  die 
Gemeinsamkeit  der  Interessen  von  Handel  und  Industrie  in  der  bei  beiden 
hervortretenden  hohen  Bedeutung  des  mobilen  Kapitals  als  Erwerbs- 
factor  wurzele,  zwischen  welchem  und  der  Landwirtschaft  mit  ihrem 
immobilen  Kapital  eine  „unüberbrückbare  Kluft"  bestehe."  Während  ich 
also  neben  der  Gemeinsamkeit  vieler  Interessen  nur  eine,  überdies  noch 
durch  Personalunion  überbrückbare  Kluft  zwischen  den  Interessen  der  Land- 
wirtschaft einerseits  und  Handel  und  Industrie  andererseits  konstruiere, 
unterschiebt  mir  Herr  von  Kaufmann  die  Ableugnung  jeder  Interessen- 
gemeinschaft und  die  Konstruktion  einer    „unüberbrückbaren  Kluft". 

Dafs  eine  prinzipielle  Verschiedenheit  der  Interessen  z.  B.  in  der 
Steuerfrage  existiert,  brauche  ich  wohl  nicht  noch  nachzuweisen.  Würden 
wohl  Wirtschaftskammem  nach  den  v.  Kaufmännischen  Vorschlägen 
sich  einstimmig  gegen  den  v.  W ed eil -Malchow 'sehen  Antrag  betr. 
die  sog.  Börsensteuer  ausgesprochen  haben? 
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Herr  tod  E aufm a du  bat  auch  öfters  daa  Uoglilok,  durch  achetii- 
bar    unweBentlicbe    Zusätze    oder    Auslastungen     den    Sinn    metoer    Aa*-i 
fiihruDgeD    zu    verändern    und    dadurch »    doTs    er    die    so    Veränderten    in 
Auführungdzeiohen    setzt ,    sie    als    bona  flde    Zitate  erscheinen    zu  LaasaD, 
Wie  er  Toeinen  obigen  8atz  in  die  generelle  Behauptung  einer  „  u  o  über- 
brückbaren   Kluft'*  verdreht,    so    giebt  er  auch    meiner  Behauptung,    daf«. 
y,der  Handels*  und  Industriestünd,  welcher  die  Kosten  der  HaDdelskammerl 
bezahlt,    letztere   keineswegs    als    beratende  Hilfe    für   die  Hegierung    be-| 
trachte^  sondern  als  sein    eigenes    Organ,    sein    eigenes    Mund« 
stück"    durch    die  Weglassung    der    Bezeichnung    „eigenes    Organ*'  iwd  ^ 
des   Wortes  „eigenes^'    vor   ,,Mundstiick**    eine    ganz    andere  Färbung  itn4i 
Bedeutung.      Durch    die    Wiederholung    des    Wortes    ,,eigenes"    habe    iehj 
deutlich  genug  gezeigt»  worin  ich  den  prinzipiellen  Unterschied  zwiaehea 
Handelskammern     und    von     der    Regierung    eingerichteten    konsultativen  | 
Körperschaften    Ende.     Der    Handels-  und    Industriestand    sieht    sich  ver* 
treten  durch  die  jetzigen  Handelskammern,    nach  den  x.  Kau  f m  a n  n** 
sehen   Vorschlägen    würde    er  nur    i  n   den   Wirtschaftskammem    vertreteu  ■ 
sein.      Dies   ist    überhaupt  der  Kernpunkt  der  ganzen  Frage.      £s  handelt  | 
sich    darum,    ob    die    Kaufleute    und    Indnstriellen    die    selbständige    Ver* 
tretung  durch   Handeskammern    aufgeben  sollen,    und   einen  Ersatz    danu 
finden,    dafs   sie    zur    Wahl    eines    gewissen  Quotum    der    Mitglieder    der 
y, Wirtschaftskammem''  berechtigt   werden« 

Herr  von  Kaufmann    Endet,    dafs    ich    den  Handelskammern    eine 
klägliche  Kollo  zuertbeile,  indem  ich  sie  nur  zum  „Mundstück*'  des  Handels- J 
und    Industriestande»    ohne   jegliche    offizielle    Kompetenz    mache.      Nun,  ] 
danach  würden  auch    die   grofsen    industriellen  Vereine  Deutsehlands  und 
alle  englischen  Handelskammern    eine  klägliche  Holle  spielen. 

An  diesen  wenigen  Beispielen  mag  es  genügen.  —  Dafs  Herr  v.  Kauf  • 
mann  an  hervorragender  BteUe  gebrachte  urteile  des  ^^Chamber  of  Com*  i 
merce  Journal"    und  des   „Journal  des  Chambres    de  Commerce*'  als  ^zti-l 
fäUige  Zeitungsstimmen"  bezeichnet,   stimmt  mit  seiner  oben  eharakterisiei- 
ten  Kampfesweise  nur  überein. 

Wenn  Herr  v.  Kaufmann  meine  Kompetenz  anzweifelt  über  das 
Verhältnifö  der  Landwirtschaft  zu  den  übrigen  Erwerbsgnippen  ein  ür- 
theil  abzugeben ,  so  kann  ioh  es  getrost  der  Erwägung  der  Leser  übei^  I 
lassen ,  ob  ich^  der  ich  mehrere  Jahre  lang  zugleich  das  Sekretariat  einer 
Handelskammer  in  der  Provinz  Sachsen  und  das  eines  der  bedeutendsten  I 
landwirtschaftlichen  Vereine  derselben  bekleidete^  die  Thätigkeit  baider 
Arten  von  vertretenden  Körperschaften  nicht  etwas  genauer  kennen  diirde 
als  Herr  Professor  v,  Kaufmann? 

Halle  ai8,  F,  Ritschl. 


vin. 

Statistisches  über  die  Eisenbahnen  Deutschlands. 

Von  J.  Lehr. 

Der  im  lieichseisenbahnamte  bearbeiteten  dankenswerten  Statistik  dar 
im  Betriebe    betindlichen    Eisenbahnen    Deutschlands   (Bd,    I.    Bcjtnehsji 
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18^^/g])  entnehmen  wir  die  folgenden  interessanten,  durch  einige  weitere 
of^elle  Angaben  noch  vervollständigten  Zahlen.  In  denselben  ist  jede 
für  unsere  Zwecke  entbehrliche,  lediglich  die  Übersichtlichkeit  störende 
Genauigkeit  vermieden.  So  wurde  z.  B.  die  Eilometerzahl,  welche  die  ein- 
zelnen Gliederstaaten  und  Provinzen  aufweisen,  auf  Oanze,  andere  Zahlen 
auf  Tausende  und  Millionen  abgerundet,,  indem  die  Dezimalstellen  unter 
0,6  gestrichen,  diejenigen  von  0,5  an  aufwärts  als  Ganze  angesetzt  wur- 
den. Infolgedessen  stimmen  etwa  vorzunehmende  Summierungen  mit  un- 
ten angegebenen  Summen  nicht  immer  genau  überein. 

In  dem  oben  genannten  Jahre  waren  an  Eisenbahnlinien  vorhanden  in : 


im  ganseo 


davon  8-   und 
mehrgleisig 


auf  lUO  QKm 
Fläche   kamen 


auf  10  000  Ein- 
wohner kamen 


Kilometer 


ElaaTs  -  Lothringen 
Prenlsen 

Ostpreufsen    .     . 

Westprenisen 

Brandenburg 

Pommern 

Posen   ... 

Schlesien  .     .     , 
Sachsen    ... 
Schleswig-Holstein 
Hannover  .     , 

Westfalen     .     .     , 
Hessen-Nassau  .     , 
Rheinprovins     .     , 
Hohenzollem     . 
Bayern 

Sachsen    .     .     .     , 
Württemberg     .     . 
Baden      .     .     . 
Hessen     .... 
Mecklenburg-Schwerin 
Weimar    .     .     . 
Mecklenburg  -  Strelits 
Oldenburg    .     .     . 
Braunschweig    . 
Meiningen     .     . 
Altenburg     .     . 
Koburg- Gotha  . 
Anhalt      .     .     . 
Sehwarsburg-Rudolstadt 
Sehwarsburg-Sondershaus, 
Waldeck  .     .    . 
Reufs  &.  L.  .     . 
ReuTs  j.  L.   .     . 
Sehanmburg-Lippe 
Lippe-Detmold 
Lübeck     .     .     . 
Bremen     .     .     , 
Hamburg  .    .     . 
Deutschland 


I  144 

19654 

989 

847 

2414 

1099 

I  122 

2704 

1895 

822 

1873 

1939 

I  198 

2682 

81 

4843 
2041 

1437 
1317 
781 
399 
255 
134 
327 
339 
156 

139 

147 

239 

19 

46 

4 
25 
41 
24 
29 
31 
44 
3i_ 

33645 


537 

6513 

256 

239 
1015 

78 
72 
587 
996 
208 
679 
703 
667 
1013 

487 

741 
172 

4^7 

3" 

83 

75 

269 

29 
43 


2 
13 
24 

IG 

17 
29 


9914 

Dazu  kommen  noch  die  auf  deutschem  Gebiete 


7l88 
5>64 
2.S7 

3iss 

6l06 
3*68 
3)87 
6»71 
7»61 

4»si 

4)8  7 
9)60 
7)64 
9)94 
7)06 
6)S8 

13)61 
7lS7 
8)78 

»0»17 

3)00 

7)09 
4)67 
5)09 
9)19 

6,ta 

«0)64 

7)46 

^)0S 

5)ss 

OttÄ 

8)os 

4)9« 

7)1« 

2)47 
'0.61 
'7,18 


liegenden 


7»so 

7)so 

5)1 

6)0 

7)1 

7.1 

6,6 

6), 
8,s 

7)« 

8,8 
9)4 
7)7 
6)6 
11)9 

9)1 
6,s 

7)1 

8,8 
8,8 

7)1 

8„ 

i3)Si 

9)6 
9)7 
7)6 

8,9 

7)6 
IO,j 

2,8 
6,4 
O,« 

5)0 

6)8 

2,4 

4)9 

2)8 


7,44 
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Babneü  gehörigen  Strecken  mit  148  Km,  wovon   15  Km  xwei-  und  mt 
gteisig  sind. 

Von    der    ganzen   Länge    der    deutachen    Bahnen    entfallen   89  */^ 
die  freien  Strecken  und   1 1  **/o  auf  Stationen  und  HaltesteUen* 

Von  diesen  Bahnen  waren   in  Km 

Bahnen  anter- 


SUatAbuhtien 

PrivAtbülineri      .      .     .      .  , 

n.  ofiter  StaaU Verwaltung 
b.  üMter  eigener  V'erwftJtniig 


t  »  geordneter  Be- 
bahnen *     j     . 

20  115  2212 

10  347  1036 

3  310  428 


037 


608 


ZnaKm- 


11383 
3  73« 
7  645 


2u^{ltnmGIl  30  460  324S  33  708     roo 

Im  Jahre  187!  bezifferte  t^ich  die  Bahnlänge  auf  21  481  Km,  daTon 
kamen  auf  100  □Km  Flüche  3,97,  auf  10  000  Einwohner  5,23  Km.  Im 
Lanfe  von  10  Jahren  hatte  also  das  ganze  Eisenbahnnetz  zugenomtnea 
um  66 '^/qi  die  Steigerung  der  auf  die  gleiche  Einwohnerzahl  entfallendea 
Linien  betrug  43  ^/j,. 

Im  Jahre   1871   zählte  mau 

Zunahme  seit  tftTl 
Km         <»|^  Km  «J^ 

9626      4S  10487         109 

n»55      55         -  1508    --   13 
2288       fi  i022  4$ 


StHaUbahiien 
Privatbahnen     ,      . 

a.  uuter  SUaUverwaUuug 


b.  unter  eigener  Vorwaltmig 


9  5«j7      44 


2530    —   26 


ZiiüAmmen  21  481     100  12  164  56 

Von   ßämtlichen  Bahnen  hatten  in    18**'/^,   nur  29**/o    zwei  und  mehr _ 
Geleise,  dagegen  war  der  Grunderwerb  auf  freier  Strecke  bewirkt  zur  An-^ 
läge    eines    Bahnkörpers    mit    2    und    mehr    Geleisen    für    87  ^j^    und    de 
Bahnkörper    wirklich    uusgefuhrt    für    ein    Geleise    mit  43,    für  zwei  nod 
mehr  Geleise  mit  57  **|,j. 

Eine  Eigen tiimlichkeit    der    deutschen   Bahnen    im   Gegensatz   zu    dea 
englischen     ißt     es,    dafs    dießelben     verhältnismitTaig     hoch    gelegt    mni^ 
22  697   Km    (68»^)    liegen    im   Auftrag    und    10  726   Km   oder  Z2^\^    \m\ 
Abtrag.     Folge  hien*ou    ist    eine    grofse  Zahl    von  Niveauubergäugen   und 
Wegunterführungen,     Letztere  stehen   mit  der  Ziffer  8437   nur  2387  Weg^ 
Überführungen    gegenüber,     wahrend     man     46  658    Wegübergänge,    «Ift 
durchschnittlich  je  einen   auf   721   m  Btihnlange  zählt 

Die     normalspurigen     Bahnen     untergeordneter     Bedeu- 
tung mit  3248  Km  oder  nahezu  9,6**^  der  gesamten  Bahnlängen   unter- 
scheiden sich  von  den  Hauptbahnen  vorzüglich  durch  ihren  einfacheren  Be^l 
trieb    und    durch    geringere    Fahrgeschwindigkeit.     Infolgedessen    koDntea| 
auch  bei  der  Anlegung  auf  freier  Strecke  stärkere  Steiguj»gen  und  Kniia* 
mungcn  zugelassen  werden.     Steigungen  kommen  Yor  bis  zu    1  :  SO»  Krüm^| 
mungsraden  bis  zu    150,    in    einem   Falle    nur  50  m.     Die    gröfste  gestat- 
tete Fahrgeschwindigkeit  beziffert  sich    bei    diesen  Bahnen    überhaupt  auf 
36   Km  die  Stunde,   bei   den   meisten   beträgt  sie  30   und   20    Km;    15  Kmi 
meist  bei  solchen,    die  starke  Steigungen  aufweisen,    nur  12  Km   bei  der! 
Scheidebahn ,    bei    welcher    die    stärkste  vorkommende  Steigung  =  l  :  40, 
der  kleinste  Krümmungsradius   1 88  m    ist  und  die  nur  unbewachte  Bahn« 
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Übergänge  hat.  Überhaupt  hat  eine  gröfsere  Zahl  dieser  Bahneu  nur  un- 
bewachte oder  fast  ausschliefslioh  unbewachte  Wegübergänge  im  Bahn- 
niveau;  von  den  vorkommenden  4757  Übergängen  sind  76  ^|^  unbewacht, 
öffentliche  Stralsen  sind  für  Anlage  der  Bahnen  nur  wenig  benutzt  wor- 
den, im  ganzen  nur  auf  13,3  Km  bei  3234  Em  besonderem  Bahnkörper. 
Der  Bestand  des  Wagenparks  weist  folgende  Ziffern  auf.  Im 
Jahre  1871  zählte  man  5927  Lokomotiven,  11  153  Personenwagen, 
126  687  Gepäck-  und  Güterwagen  und  auf  100  Em  Betriebslänge  je  29, 
56,  630;  10  Jahre  später  waren  vorhanden  10  906  Lokomotiven  (85<^|q 
mehr),  19  929  Personenwagen  (79  ^^l^  mehr)  und  223  149  Gepäck-  und 
Güterwagen  (76<^|o  mehr)  und  auf  100  Em  Betriebslänge  je  32,  59  und 
660.  Die  meisten  Wagen  haben  2  Achsen,  etwa  5^|q  haben  3  und  4 
Achsen.     Es  beläuft  sich  auf  eine  Achse  in  Tonnen 

bei  den  dms  Eigengewicht      die  TragfKhigkeit 

Personenwagen   ....  4,21  1,4  8 

Gepäckwagen      ....  4,09  2,7  s 

offenen  Oüterwagen  3,78  4,81 

bedeckten        „            .     .  3,89  4,57 

Viehwagen 3,81  4,55 

Das  Eigengewicht  verhält  sich  demnach  zur  Tragfähigkeit  bei  den 
offenen  Güterwagen  wie  1  : 1,77,  bei  den  bedeckten  wie  1  : 1,89-  Von  den 
Personenwagen  sind  versehen  mit  Eingang  an  der  Längsseite  16  374,  mit 
Eingang  an  der  Stirnseite  3401.  Die  Zahl  der  vorhandenen  Plätze  be- 
trägt 861552  (257  auf  10  Em,  19  auf  1  Achse);  von  denselben  entfal- 
len auf  L  Kl.  43  689  (5,iO|o),  auf  IL  Kl.  177  559  (20,6 ®|o),  auf  III.  Kl. 
497  855  (57,8ö|o)  und  auf  IV.  Kl.   142449  (16,60|J. 

Von  den  umfassenden  Mitteilungen  über  die  Leistungen  von 
Lokomotiven  und  VTagenpark  mögen  hier  nur  die  folgenden  Zahlen 
angeführt  werden.  Die  Lokomotiven  legten  im  ganzen  zurück  198  Mill. 
Nutzkilometer,  auf  eine  entfielen  19  091  Km  gegen  deren  22341  im  Jahre 
1871.  Von  jener  Zahl  kamen  auf  Schnellzüge  24,  auf  Personenzüge  70,  auf 
gemischte  Züge  28,  auf  Güterzüge  73  und  auf  Arbeits-  und  Materialzüge  3 
Mill.  Km.  Auf  1  Km  wurden  durchschnittlich  im  Jahre  5510  und  an  1 
Tag  15,1  Züge  befördert.  —  Die  Zahl  der  Achskilometer  war  bei  den 

imgansen      auf  1 
Mill.  Km 

Personenwagen 14 15  42678 

a.  davon  in  Schnellzfigen     ....  259  — 

b.  in  Personen-  u.  gem.  Zügen     .     .  1123  — 

Gepäckwagen 442  13  33" 

Güterwagen 6171         183308 

a.  davon  beladen 3862  — 

b.  „      leer 2309  — 

Postwagen 186  5606 

Sämtliche  Wagen 8213         243490 

Für  jede  bewegte  Achse  betrug  die  durchschnittliche  Nettolast 

bei  Personenwagen o,84  t  ■■  23,9  <^|,  der  Tragfähigkeit 

„  Gepäckwagen O,08  t  -o     2,9  „      „  „ 

„  Gfiterwagen,  beladen 3,49  t  -■  73,8  „      „  „ 

,.  „  „         nnd  leer    .     .     2,18  t  =  46,1  „      „  „ 

Es  wurden  im  ganzen  geleistet,  die  Person  mit  Handgepäck  zu  25  Kg 
gerechnet,  an  Tonnenkilometern 

N.  F.  Bd.  VIL  36 
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Bratto  50674  Million  davon 
Tara      36638         „        und 
Netto     14  036        „ 
WOZU  uoch  1 1  Mi  11.  für  Eisenbahnfahrzeuge  auf  eigenen  Bädern  als  Fracht- 
gut zu  rechnen  sind.     Im  Jahre  1871  bezifferte  sich  die  Zahl  der  zurück- 
gelegten Personenkilometer  auf  5021  Mill.,  die  der  Tonnenkilometer  (netto, 
ohne  Personen)  auf  6448  Mill.;   18®®|gj    hatten  sich  die  Zahl  der  Perso- 
nenkilometer um  29  ^Iq,    die  der  Tonnenkilometer  um  97  ^{q  erhöht ,    der 
Güterverkehr  war  also  erheblich  mehr  gewachsen  als  der  Personenverkehr. 
Auf  1   Km  Betriebslänge  kamen  durchschnittlich 

im    Jahr 
1871        18B»| 
Personenkilometer  262  455     194  978 
Tonnenkilometer     369484    375  1 18 
Personenverkehr.     Die  Einnahmen    aus  dem  Personen-  und  Oe- 
päckverkehr  beliefen  sich  18»<>|g,   im  ganzen  auf  236  Mill.  Mk.  =  26,7  <>|o 
der  Gesamteinnahmen,  auf    1  Km  kamen  i.  D.  7130  Mk.,  auf   1000    Achs- 
kilometer   der  Personen-  und  Gepäckwagen    127  Mk.     EinschlieXslich  der 
Fahrten  auf  Rückfahrt-,  Rundreise-  und  AbonnementsbiUets,  sowie  in  be- 
stellten Extrazügen ,    ausschliefslich   der    Beförderung  von  Militär  auf  Re- 
quisitionsschein und  Militärbillet  war 


in    der 


I.  Kl.   I  II.  Kl. 


III.  Kl. 


IV.  KI. 


bei  der 
MiUtir- 
befSr- 
demnK 


Die  Zahl  der  Personen  in  Millionen     ...  2,2 

Dieselbe  in  ^\^  aller  Personen i,04 

Die  Zahl    der  Personenkilometer    in  Hill.     .  160 

Diese    in    o|^    aller   Personenkilometer      .     .  2,48 

Jede  Person  wurde  i.  D.  befördert  Km     .     .  71,8 

Zahl    der  Platzkilometer 1464 

Einnahme   in    Mill.    Mk 13,6 

Diese   in    ^{^^   aller  Einnahmen  aus  der  Per- 
sonenbeförderung     6,00 

Einnahme   auf  1    Person   Mk 6,10 

„            ,,     1  Personenkilometer   Pfennig  8,49 

Die  Zahl  der  Personen,   welche  in    den 
und  die  von  ihnen  erzielten  Einnahmen  weist 


29,1 
1251 

I9t31 

43.0 
5927 
69,3 

30,54 

2,38 
5,54 


I34»5 
62,58 

3363 

51,90 
25.0 
13604 
109,6 

48,89 
0,8 1 
3»«6 


43.4 
20,18 
1384 

2I,Se 

31,9 
4410 

29,5 

13,01 
0,68 
2,13 


5,7 
2,65 
321 
4,95 
56,4 

4,» 

2,16 
0,86 
1,53 


verschiedenen  Zügen  fuhren 
das  folgende  Tabellchen  nach 


Million 
Perso- 
nen 


Million 
Perso- 
nenki- 
lometer 


Jede 

Person 

wurde 

beförd. 

Km 


E  innahme 


im  gan- 
zen 
Mill. 
Mk. 


auf  1 

Person 

Mk. 


auf  1 
Perso- 
nenki- 
lomet 
Pf. 


in  Schnellzügen 

in  Personen  -    u.  gemischten  Zügen 
in  allen  Zügen 

Auf  l  Km  kamen  im 
eine    Personenwagenachse 


8       725  90,2 

207       5  754       27,8 

2x5      6479       30,1 

ganzen   195  404  Personen 

kamen    5003    Mark,    die 


47,« 
i79»9 
227,1 

mit  6847 
Zahl    der 


5,87 

0,87 
1,06 


6,50 

3,1» 
3,50 

II  k.;    auf 
Platzkilo- 


meter betrug  25  405  Million.  Über  die  Benutzung  der  Rückfahrt-,  Rund- 
reise- und  Abonnementbillette  und  die  aus  denselben  erlösten  Einnahmen 
geben  die  folgenden  Zahlen  Auskunft 


Misselleu. 
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Million 
Per- 
sonen 

diese  in 

Per- 
sonen 

Hillion 
Perso- 
nenki- 
lomet. 

Diese 

aller 
P.-K. 

Jede 

Person 

wnrde 

beford. 

Km 

Einnahme 

Hill. 
Mk. 

%  der 
Ein- 
nahme 
aus  der 
Perso- 
nenbe- 
fSrdrg. 

auf  1 

Person 

Hk. 

auf  1 
Perso- 
nenki- 
lomet. 
Pf. 

RackfahrtbiUet 
Rondreisebillet 

96,4 
5»8 

44.85 

0,14 
2,69 

2273 
47 
79 

35,09 

0,72 
1,22 

23.6 

153,8 

13,7 

70,0 
2,1 
hl 

30,81 
0,94 
0,49 

0,78 
7.08 
0,19 

3.08 
4,60 
1,40 

Jede  PerBonenwagenachse  war  dorohschnittlioh  besetzt 


in  Schnellzfigen mit  2,78  Personen 

in  Personen-  und  gemischten  Zügen  „  5,13  „ 

in  allen  Zügen „  4,58  „ 

Die  Yorhandenen  Plätze  wurden  ausgenutzt 

in  der       I.  Kl.  mit  IO,94  <^|o 

I,  »I  II.  ,,  ,y         21,02       ,} 

„      „     in.     „  „     26,96   „ 


Einnahme  aus 
1000  AchskUometer 
.     182  Mk. 
.     160     „ 
.     160     „ 


in  all.  susammen  m.  25,40  ^j^ 
Oüterverkehr.     Näheren  Aufsohlufs   über  die  Gestaltung  des  Gü- 
terverkehrs  und    über   die    Einnahmen,   welche  derselbe  abgeworfen  hat, 
ergiebt  die  folgende  Tabelle. 


T  o  n  □  (]  Q 


B 


ToLLtienkilom. 


Ji 


^  u  in 
m  ei  a 


E  i  n  D  a  b  m  4 


^  'S 


§  ^ 

«'S     - 


Onttrbcrförderuu|r   f^egcn  Frachtberei'tmiing 

Eil-  und  ExpreTägut ^  .  . 

Frachtgut,    m.  Btückgut 

h.  Allg.  WagenUdangsklasseAj 

e.  „  T,  B 

d.  Spesi&ltanf  Ä^ 

«.  Sp^sialtarir      I  *.....  . 

f.  Spcttialtarif    II  ,  .....  . 

g.  SpeziidLarif  III .....   _ 
h.  Ausnalitn«Urife    für    Eilgut, 

EiprefäigTit,  Stückgut  a.  Wa- 
gantiidiingQn  voq  5  bis  10  t 
ausschl. *   . 

i.  Ä03*n»hmeUrife  f*  WageiiU- 
düngen  v.   10  t  u.  diirüber 

k.  Fracbt^t  Im  ganzen    .  .  * 

PoAtgUt 

MÜltärgut   auf    Requinition&achein ,    elnschl 

Pferde  und  Fahrzeuge 

Viehverfcehr 

FrachtpAiclttigeft  Dienstgvt    ........ 

SunüiiKä  1  biA  £ 
Güterbeförderung  ohne  FrachtberechDung 
Ottierbef&rderuQg  im   ganaen  .*.,.... 


749 
9013 
^760 
3603 
5  430 
9350 
4929 
37  516 


^3S 

86  964 

170 

76 

2  172 

5S43 


Üt47 

1,74 

3i4S 
5,8# 

17.ST 


54.»o 

94,50 

o,U 


^,5 

339ti 

464,» 
431.B 
878,1 

449.6 


36,6 
6985,« 

1^595-1 
13.« 

i79.»i 


o,^3 
6,t?s 

3,56 

3.ai 
6,73 

3i" 


0,SB 

53ifii 

0,10 
0,Dti 


9J.6 
90,0 
Il9t3 

ia9>i 
79,* 
94^  J> 
91,» 


84,1 
76,5 

98,3 
86.7 
3J,i^ 


97,5 
24.» 
28,7 

43.9 
18,4 

73,a 


2,3 
320,& 

533.3 

2,0 
0,9 

3^fl 


2,77 

l6,S9 
4.io 

4t9^ 

4.*a 
7.ei 
3/1» 

1Z,&3| 


0,40 

38.37 

92,51 

0,S4 

0,1  fi 

3*9 

0.67 


21,3] 
I0,7S 

8,77 
7*8« 
4iTfl 
7,47 
3i^3 
2,3V 


9i76 

3T&fi 
II, 4f 

ii,te 

9,tfl 
0,70 


23-01 

7,36 
6,1a 

4.00 
3t5it 


6,3« 
34fl 

4,U3 
I4i94 

ri,97 

I0,6R 
2.1a 


158  420 
Ö743 

165  162 


4t08 


IJ0S2,ft 

434*0 
13486,8 


96,7»  ! 
3*S2 
81,7 


Sa,4 


86  ^ 


S?*-'» 


3104 


4^41 
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Gegen  Frachtberechnung  wurden  auf  1  Em  Betriebslänge  i.  D.  befor- 
dert 387  661  Tonnen,  überhaupt  von  allen  Gütern  400  550  t  Auf  1  Km 
wurden  eingenommen  17  109  Mark,  auf  1  Güterwagenaohse  1299  Mark. 
Durchschnittlich  haben   1000  Achskilometer  eingebracht 

im  beladenen  Zustand 149  Mk. 

bei  allen  Fahrten  (beladen  and  leer)       93     „ 

Die  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr  mit  592  Mill.  Mk.  (die  obi- 
gen nebst  16  Mill.  Mk.  Nebeneinnahmen)  machten  66,8 ^|o  der  Gesamt- 
einnahmen aus,  sie  waren  2,51  mal  so  grofs  als  die  Einnahmen  aus  dem 
Personenverkehr  (2,i6  mal  so  grofs  dagegen  im  Jahre  1871). 

Die  gesamten  Betriebseinnahmen  bezifferten  sich  auf  886 
Mill.  Mk.,  dieselben  mit  Ausschlufs  der  Vergütung  für  Überlassung  von 
Bahnaulagen  und  für  Leistungen  zu  Gunsten  dritter 

im  Ganzen  auf 872  Hill.  Mk. 

für  1   Kilometer  Betriebslänge  auf       ...  25  899  Mk. 

„    1000  Nutzkilometer  auf         4  222     „ 

,,     1000  Wagenachskilometer   aller  Art  auf        106     ,, 

An  Baukosten  und  A  n lagekapital  waren  für  83  757  Kilometer 
(Ende  1880|81)  aufgewandt: 

überhaupt         . 

Mill.  Mk.     "'  ' 

Grunderwerb 852,4 

Erdarbeiten i  200,8 

Einfriedigungen 20,3 

Wegeübergänge l66,i 

Durchlässe,  Brücken 743? 5 

Tunnels 172,6 

Oberbau i  789,1 

Signale,  Wärterwohnungen 88,8 

Bahnhöfe 955«! 

Werkstattsanlagen 75,0 

Aufserordentl.    Anlagen   (Flufsverlegung. 

Durchfuhrung  durch  Festungswerke)  .        133 »4 

Betriebsmittel I  275,6 

Verwaltung 289,3 

Insgemein I45*7 


I  Km  Mk 

%  der 

Baukosten 

26622 

10,78 

37502 

15*19 

637 

0,26 

5188 

2,lO 

23  222 

9»40 

5391 

2,18 

55876 

22,62 

2774 

1,12 

29828 

12,08 

2343 

0,95 

4167 

1,69 

39838 

16,13 

9037 

3,66 

4550 

1,84 

Zusammen 8  400,4            248  850  I00,00 

Zu  den  Baukosten  treten  hinzu: 
Etwaige  Ausfälle  beim  Betrieb  einer  Strecke  für  Rechnung  des  Baufonds       3,6  Mill.  Mk. 

Zinsen  während  der  Bauzeit 354t4      »»        »i 

Kursverluste 146,8      „       „ 

Erste  Dotierung  des  Reserve-  etc.  Fonds 6,9      „       „ 

Sonstige  Aufwendungen   .     * 98,6      „        „ 

Von  den  Baukosten  gehen  ab: 
Etwaiger  Überschufs    aus   dem  Betrieb    einer  Strecke  für  Rechnung  des 

Baufonds 17,2  Mill.  Mk. 

Rückeinnahmen,  soweit  sie  noch  nicht  oben  abgesetzt  sind 18,8      „ 

Kursgewinne l8,i      „ 

Verwendungen  aus  Betriebseinnahmen  etc '5I»3      »» 

Subventionen,  Zahlungen  k  Fonds  perdu 44,1       „ 

Zinsen  und  sonstige  Einnahmen 26,1       „ 

Somit   beläuft    sich  das   gesamte  yerwendete  Anlagekapital  auf  8878 
Mill.  Mk.,  dayon  kamen  auf  1  Km.  262  986  Mk. 
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Von  diesem  Kapitale  wurden  besohafft 
bei  Staatsbahnen 

durch  Anleihen 5  573  Mill.  Mk. 

aas  aufserordentlichen  Fonds 695      ,,       ,, 

bei  Friyatbahnen 

dnrch  Emission  von  Aktien  und  Obligationen  .     .     2  514  Mill    Mk. 

„      schwebende  Schulden S6      „       „ 

Die  Beschaffnngskosten  der   yorhandenen  Betriebsmittel 
waren 

Lokomotiven  und  Tender 550^2  Mill.  Mk. 

f&r  eine  Lokomotive 50623  Mk. 

auf     1  Tonne  Eigengewicht i  263     „ 

„    10  Km.  Betriebslänge l6i  511     ,, 

Personenwagen 149*6  Mill.  Mk. 

mr     1  Stück 7  508  Mk. 

auf    1  Achse 3  298     ,, 

„    10  Km.  Betriebslänge 44714     ,, 

(Gepäck-  und  Oüterwagen 662,4  ^i^l-  A^- 

für     1  Stück 2967  Mk. 

auf     1  Achse i  455     ,, 

„    10  Km.  Betriebslänge 194766     ,, 

Die  Kosten  der  für  die  Leistungen  der  Betriebsmittel 
Yorwandten  Materialien  waren: 

1.  für  die  Leistungen  der  Lokomotiven 

Brennmaterial 

im  Ganzen 29,5  Mill.  Mk. 

auf  1  LokomotivkUometer 115*6  Mk. 

,,    1  Wagenachskilometer 3^6     ,, 

,,    1  Bruftotonnenkilometer 0,58  „ 

Schmiermaterial 

im  Oanzen 2,6  Mill.  Mk. 

auf  1  Lokomotive 244      Bfk. 

,,     1000  Nutzkilometer 12,8     „ 

„    1000  Lokomotivkilometer 104     ,, 

Qut-  und  Verpackungsmaterial 

im  Oanzen 1,3  Mill.  Mk. 

auf  1  Lokomotive 120      Mk. 

,,    1000  Nntzkilometer 6,3     ,, 

,f    1000  Lokomotivkilometer 5«!     tt 

2.  Für  die  Leistungen  der  Wagen 

Schmiermaterial  in  Schnell-,  Personenzüge  .     .     .  391 697        Mk. 

auf  1000  Achskilometer  derselben 0,14     ,, 

in  Güter-  und  Arbeitszügen 7^Z9^Z          u 

auf  1000  Achskilometer  derselben 0,13     ,, 

Putzmaterial 1^5  055          „ 

auf  1000  Achskilometer  der  Personenwagen  .     .  0,13     ,, 

Desinfektion 40  59^          n 

auf  1000  Achskilometer  der  Oüterwagen  .     .     .  0,01     „ 

Beleuchtung I  500796          ,, 

auf  1000  Zugkilometer 7,59     „ 

Erwärmung 786  554          „ 

auf  1000  Achskilometer  der  Personenwagen  0,56     „ 

8.  für  die  Leistungen  aller  Betriebsmittel       ....  37,1     Mill.  Mk. 

auf  1000  Nutzküometer 179        Ifk. 

f,    1000  Wagenachskilometer  aller  Art  ...  4*51     »» 
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Kosten   der  Zugkraft.     Für  das  Lokomottypersonal  worden  Ter- 
aasgabt : 

a)  Gehalte,  Löhne 20,6  MiU.  Mk.  «     69 1 

b)  Fahr-,  Stunden-,  Nachtgelder,  RegelmäTsigkeiteprämien     5,9      „        „     «>     20  „ 

c)  Prämien  für  Materialersparnis »     3^3      n        »     =     II  „ 

Zusammen  29,8  Mill.  Mk.  «:  100 1 
Dazu  kommen  die  Löhne  für  Patzen  mit    ....     4^  MilL  Mk. 

Die  Kosten  des  Brennmaterials  mit 29,6      „        „ 

„         „         „    Schmier-,  Putz-,    etc.  Materials   mit    4,0      „        „ 
Die  Samme  aller  laufenden  Ausgaben  war 

unmittelbare  *«~f  J»«^*  den 
mittelbaren 

im  Oanzen  Mill.  Mk 70,9  iii^ 

auf  1000  Nutzkilometer  Mk 343  538 

„     1000  Wagenachskilometer  aller  Art  Mk.      .       8,63  13,55 

Zum  Zweoke   der  Unterhaltung   und  Erneuernng   der  Be- 
triebsmittel waren  in  den  yorhandenen  Werkstätten  besohäftigt: 

2  461  Beamte 
32636  Handarbeiter 
8389  sonstige  Arbeiter. 
Die  Ausgaben  der  Werkstätten  waren: 

Löhne 32,2  Mll.  Mk. 

Materialien 37,3      „        ., 

Oeneralkosten 14,1      „       „ 

Zusammen     83,6  Mill.  Mk. 
Aufserdem  wurden  verausgabt  ffir  Unterhaltung  und  Erneuerung  der 
Betriebsmittel  13,2  Mill.  Mk. 

Die   Gesamtausgaben,    soweit    sie  der   Verwaltung   zur  Last   fiedlen, 
waren  72,9  MilL  Mk. 

Davon   entfallen    auf  Erhaltung   und  Erneuerung 

der  Lokomotiven 33,2  Mill.  Mk. 

„    Personenwagen 10,5      „        „ 

„    G^pfick-  und  Oflterwagen 28,3      „        „ 

„    Wagendeoken 0,4     „        „ 

Die    Kosten    der    Unterhaltung    und    Erneuerung     der 
Bahnanlagen,  einsohliefslioh  des  Oberbaues  waren 

im  Oansen 95  MilL  Mk. 

auf  1  Km.  der  unterhaltenen  Strecke      ....     2  836     „        „ 

„    1      „     Oeleisl&nge 1 683      „        „ 

„    1000  Lokomotivkilometer 3^7      **        n 

„    1000  Wagenachskilometer  aller  Art  ....  13      „        „ 

Von  den  gesamten  Betriebsausgaben  waren: 

L  persönliche 228  Mill.  Mk.,  darunter 

1.  allgemeine  Verwaltung  30      „        „ 

2.  Bahnverwaltung  ....       36      „        „ 
8.  Transportverwaltung 

äufserer    Bahnhofsdienst       55      „       „ 
Expeditionsdienst  34      n       n 

Zugbegleitungsdienst      .       32     „        „ 
Zugforderungsdienst  .     .       41      „       ., 
II.  sachliche 

allgemeine  Kosten   ...     50  Mill.  Mk.  ==  10,2  ^  der  Gesamtausgabe 
Kosten  des  Bahntransports     97     „       „    es  19,5  ,,   ,,  „ 

Kosten  der  Erneuerung     .     61     „       ,»    »=  12,3  „    „  „ 

Die  gesamten  Betriebsausgaben    bezifferten   sich   auf  494  MiU.  Mk., 
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diese    mit  AasBohlufs   der  Kosten   für   erhebliche  Emeaerungen    etc.,   für 

Benutzung  fremder  Bahnanlagen  etc.  waren 

im  Ganzen 470     Mill.  Mk. 

von  den  Betriebseinnahmen       ....  53>9 1 

auf  1  Km 13  968     Mk. 

„    1000  Katzkilometer 2  277       „ 

„    1000  Wagenachskilometer    ....  57       „ 

Zur  Yergleichung  folgt  nachstehend  eine  Gegenüberstellung  der  Be- 
triebsergebnisse für  die  Jahre  1871,  1875  und  1880|1881.  Dabei  wurden 
die  Einnahmen  aus  der  Beförderung  von  Qepäck,  Hunden,  Equipagen 
und  Pferden  für  die  ersten  beiden  Jahre  zur  Hälfte  dem  Personenverkehr, 
zur  Hälfte  dem  Güterrerkehr  zugerechnet,  was  praktisch  keinen  nennens- 
werten Fehler  yerursacht. 

1871  1875        i88o|8i 

ELapital  fUr  Anlage  und  AasrÜstong 

im  Ganzen  Mill.  Mk 4  298  6  785  8  890 

aof  1  Km.  1000  Mk 220  249  262 

Betriebseinnahmen 

aas  dem  Personenverkehr  Mill.  Mk.   ...  180  226  236 

„      „     Güterverkekr  MiU.  Mk 377  556  593 

im  Ganzen,  einschl.  Vergütungen  etc.  Mill.  Mk.  602  843  887 

fILr  1  Tonnenkilometer  Pfennige     ....  5,8  6,4  — 

auf  1  Km.  entfielen  1000  Mk 32,1  31,9  26,2 

Betriebsausgaben 

im  Ganzen  MUl.  Mk 304  531  495 

auf  1  Km.  entfielen  1000  Mk i6,2  20,1  14,6 

ÜberschuDs  der  Einnahmen  fiber  die  Ausgaben 

im  Ganzen  Mill.  Mk 298  312  392 

auf  1  Km.  entfielen  1000  Mk 15,9  li,8  11,7 

der  OberschuTs  betrug  %  des  Anlagekapitals  6,94  4,68  4,44 

Vom  Terfügbaren  Jahresertrag  wurden  1880/81  ver- 
wandt: 

zur  Verzinsung  der  Prioritfttsobligationen  und  Darlehen  .  86,6  Mill.  Mk. 

„    Tilgung  derselben 12,3      „        „ 

„    Tilgung  eigener  Aktien,  sonstiger  Amortisation      .     .  2,6      „        ,. 

zu  Superdiyidenden 4,2      „       „ 

zur  Zahlung  von  Dividenden 

für  die  Prioritftts-Stammaktien 8,2      „       „ 

„    die  Stammaktien 47,6     „        „ 

Ablieferungen  an  die  Staatskassen  durch  die  Staatsbahnen  226,3      „       „ 

Der  Emeuerungsfonds  bezifferte  sich  Ende  1880|81  auf  118  Mill.  Mk., 
der  Reservefonds  auf  20,6  Mill.  oder  0,61  g  des  Anlagekapitals. 

An  Beamten  und  Arbeitern  der  gesamten  Betriebsyerwaltung 
waren  beschäftigt  im  Ganzen  241435,  auf  1  Km.  5,16  Personen,  dazu 
kommen  43123  Beamte  und  Arbeiter  der  Werkstättenverwaltung  (1,8  auf 
1  Em.).     Für  dieselben  sind  folgende  Hilfskassen  in  Wirksamkeit: 

Pensions-  u.         Kranken-  u.         Vereinigte 

Untersttttzungs-  Sterbe-  Pensions-  etc. 

Kassen  Kassen  Kassen 

Anzahl  der  Kassen 66  140  19 

Zahl  der  beitragspflichtigen  Hitglieder  1 06  845  1 18  761  41245 

Zahl  der  im  Genüsse  befindlichen 

Beamten  und  Arbeiter   ....  8639  —  266 

Wittwen 10024  —  357 
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Pensions-  u.         Kranken-  a. 


Mk. 


Kinder     .     .     . 

Empfänger    .     . 
Vermögensstand  Mi  11. 
Einnahmen  Mill.  Mk. 

Einlagen  der  Mitglieder  lOOO  Mk. 

Zaschässe  .... 

Zinsen 

Sonstige  Einnahmen 

Aasgaben 

Pensionen  an 

Beamte  und  Arbeiter 

Wittwen      .     . 

Kinder   .     .     . 
UnterstQtsangen 
Sonstige  Aasgaben 
Krankengelder    . 
Sterbegelder    .     . 


Unterstfitsangs- 
Kassen 
10234 

76,1 

3740 
2650 

3140 
3580 
9650 

3980 
2040 

566 

260 
2820 


Sterbe- 
Kassen 

12552 

4*98 

2,18 

1450 

250 

190 

240 

I  700 


230 
780 
400 
290 


Vereinigte 

FeDsions-  ete. 

Kassen 

357 
15966 

3.6 
I,»8 

590 
240 
240 
220 


66 

34 

15 

146 

404 

249 

47 


Der  Stand  des  ko 
yatbahneii  ist  aus  der 


nzessionierten  Anlagekapitals  bei  Pri- 
folgenden  kleinen  Tabelle  zu  entnehmen 


i^A 

es  bleiben 

es  sind 

es  sjuu 

noch  sa 

getilgt 

konzessioniert 

emittiert 

emittieren 

(amortuiert) 

HiUion  Hark  Nennwerth 

Stammaktien     .     .     . 

I033»S 

1009,1 

24t2 

17.1 

Prioritätssummaktien 

254»6 

253.0 

1,6 

Prioritfitsobligationen 

1399.« 

132318 

75.« 

74i6 

davon  3}  |    .     . 

112,7 

110,9 

1.8 

6,8 

»»      4    1»    •     • 

152,0 

150,6 

1,4 

29,5 

M       4ln     .      • 

0,4 

0,4 

— 

— 

M     4i».   .    . 

982,8 

940,1 

42.t 

37,5 

»♦      5    »♦    •    • 

15^8 

121,7 

30,1 

1,7 

Zasammen 

2687,0 

2585,8 

101,2 

91,7 

Garantien  sind  gewährt  für  3318  Km 

Die 


Die 
garantierte  Verzinsung 


träge  belaufen    sieh    auf   1,8  Mill.  Mk. 
Anlagekapitalien  beziffert  sich  auf 

Nennwerth  garantierter 

Mill.  Hk.  Prosentsata 

an  Stammaktien    .     .     .         149,5  3  bis  an  9  g 

„  Prioritfttsstammaktien             2,1  4a-5f 

„   Priorit&tsobligationen         348,8  4, 4}  u.  5 1 

An  ZinszuBchiissen  wurden  geleistet 

mr  die  Stammaktien    .     .     .     25,4  Mill.  Mk. 

„     „    Prioritfitsobligationen     37,8  „        „ 


garantierten  Beiner- 


von 


Zusammen     62,7     ,,        „ 
Die  Länge    der   subyentionierten  Bahnen    beläuft   sich   auf 
2218  Em.     Denselben  wurden  an  Subventionen  gewährt 

rückzahlbare       3,27  MUl.  Mk. 
nicht  rfickzahlbare     11,25     „        „ 

Die  schmalspurigen  Eisenbahnen  haben  in  Deutachland  eine 


M  i  s  2  e  1 1  e  n.  5g  ]^ 

Ausdehnung  Yon  192,8  Em.  Die  bei  denselben  yorkommende  stärkste 
Steigung  auf  freier  Strecke  ist  die  yon  1  :  35,  der  kleinste  Krümmungs- 
radius beträgt  19  m.  Der  Unterbau  ist  bei  diesen  Bahnen  gebildet 
durch  einen  besonderen  Bahnkörper  bei  130,7  Km.,  durch  Öffentliche 
Strassen  bei  62,i  Km. 

Yen  den  382  yorhandenen  Wegübergängen  im  Bahnniyeau  sind  nur 
32  bewacht,    350  unbewacht.     Die   gröfste  überhaupt   gestattete  Fahrge- 
schwindigkeit beträgt  30  Km.,   bei  den   meisten  Bahnen    nur   9  Km.  die 
Stunde.     Dem  Personenyerkehr  dienen  86,  dem  Güteryerkehr  192,8  Km. 
und  dem    Güteryerkehr   ausschliefslich    106,8  Km.     Der    Bestand    an  Be- 
triebspark beziffert  sich  auf  37  Lokomotiyen,  21  Personenwagen,  5  Gepäck- 
wagen, 2514  Güterwagen.     Die  durchschnittliche  Tragfähigkeit  der  Güter- 
wagen ist  =  5  Tonnen.     Auf  den   genannten   Bahnen  wurden   befordert 
196435  Personen  mit     1606825  Personenkilometer 
I  995  840  t.  Güter    mit  22  147  530  Tonnenkilometer. 
Alu  Anlagekapital  wurden  konzessioniert 

im  Ganzen  ....     1 1  058  OOO  Mk. 
Stammaktien    ...       3  100300    „ 
Prioritätiistammaktien  45  ooo    „ 

Prioritätsobligationen        7  912  700    „ 
Wirklich  yerwendet  wurden  12,8  Hill.  Mk.,  also  auf  1  Km.  66348  Mk. 
Die  Einnahmen  der  schmalspurigen  Bahnen  waren: 


aus  d.  Personen-  u.  Gep&ckverkehr 

„    „   Güterverkehr 

„    sonstigen  Quellen 

im  Ganzen 


im  Ganzen 


auf  I 
Kilometer 


Mark 


79682 
803400 

79406 
962  488 


987 
4305 

425 
5157 


Im  Ganzen  kamen  auf  1000  Nutzkilometer  1718  Mk.  und  auf  1000 
Wagenaohskilometer  59  Mk.     Die  Ausgaben  betrugen  im  Ganzen  445717 
Mark  und  yon  der  Betriebseinnahme  46,31  ^\q,  von  denselben  entfielen  auf 
1  Kilometer  2388  Mk.,    auf  1000  Nutzkilometer  796  Mk.  und  auf  1000 
Wagenachskilometer  27  Mk. 

Als  Überschuss  der  Betriebseinnahmen  über  die  Betriebsausgaben  er- 
geben sich  im  Ganzen  516771  Mk.,  auf  1  Km.  2769  Mk.     Diese  Summe 
macht  53,7  ^/q  der  Bruttoeinnahme  und  4,04  ^/q  des  verwandten  Anlage- 
kapitals aus. 

An    nicht    dem    öffentlichen    Verkehr    dienenden    An- 
sohlussbahnen  sind  vorhanden: 

Montanbahnen    ....        584    j^^qq      ^ 

Industriebahnen       .     .     .     I  248      u^^i      2 
Land-  u.  forstw.  Bahnen  31  .      — 

Sonstige    .     .     .     ...        344    ^P^^g      i 

Zusammen     2  207  5 

Yon  denselben  schliefsen  an:  611  auf  freier  Strecke,  1592  auf  Bahn- 
höfen, ihre  Gesamtlänge  beläuft  sich  auf  1477,7  Km.,  mit  2131,9  Km. 
Geleislänge.  Diese  Bahnen  stehen  meist  im  Eigentum  von  Privaten 
(1276  Km.). 
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1  !>  sc  i  i  V  u. 


Es  werden  betrieben 


mit  DAmpfkrtift 

mit  Fferdckr»ft  eU- 

iiurniAJ' 

»«hriml- 

Dornial'      sebmAUpurig 

Kilometer 

▼an  der  Verwaltiuig 
von  PHvMieu  .     .     . 

75o^t 

232.fc 

4S.3 
22t, i) 

UQÖ 

£b  beziiferton  sich  die  Anlagekosten  der 

mit  Dum ptliriift         mit  PferdekriU't  etc. 
briri«li«o«ii   Btihti«!! 
Bd  einer  BjiliiilMnge  vo»  S3^i^     ^^-  ^S7*^     ^^• 

im  Oiidxeii  Muf      *  43i2I    MilK  Km.  4,^9   Mfll.   M 

für   I   Kilometer  Büluiliünge  auf        .  So  289  Mk.  3051^   ^^• 


IX, 
Hauptzahlen  der  deutschen  Haudeiastatistik  für  1681^82. 

Im  ADöchluTs  an  die  in  N.   F,  ßd,  V  S.  417   fg.  gegebene  Zueamixii 
Ktellung  der  Huuptzahleu    der  Einfuhr    und  Außfuhr  Ton  Waren   im  deuUl 
sehen    Zollgebiet    für    die    Jahre   1880    und   1881   werden    nachstehend    inj 
derselben,   von  der  amtlichen  Gruppierung  etwas  abweichenden  AnordnungJ 
die  llauptüahlen  für  die  drei  Jahre   1880|82  gebracht    Die  Zahlen  für  diaj 
einzelnen   Warengatttingen  sind  im  60,  Bande  der  Statißtik  des  dentschcoi 
Reichs  rerö fiten tlicht.     Um   die  Zusammensetzung    der   hier    gebildeten  14 
Gruppen   aus   jenen    dort    unterschiedenen  Warengjittungen    ersichtlich    8ü 
machen,  sind  in  der  zweiten  Spalte  der  Tabelle    die  Nummern    des  syste- 
matißchon  Warenverzeichnisaes  der  amtlichen  Statistik  beigesetzt. 

Die  Zahlen    unserer  Nachweisung   beziehen  sich  auf  den  sogenannten} 
„Besonderen  Warenverkehr*',  auf  den  auch  die  amtliche  Statistik  mit  Recitij 
das  meiste  Gewicht    legt,  weil  er  bezüglich  der  Einfuhr  das  im  Zollgebiet j 
wirklich    zum   Verbrauch    gelangte    Quantum,   bezüglich    der    Au&fuhr    diej 
aus    der    inländischen    Produktion    iu's   Ausland    versendete    Warenmeag« | 
ziemlich  genau  angiebt.     Unter  Besonderem  Warenverkehr  ist  nämlich  diej 
Einfuhr    und    Ausfuhr    im    freien    Verkehr    verstanden,    also    die    Einfuhr J 
solcher  Waren,  welche  in  dem   betreffenden  Jahre  zollfrei  oder  verzollt  un* 
mittelbar  eingeführt  oder  aus  Niederlagen  —  auf  welche  sie  schon  früher  ge-  j 
bracht   sein  konnten   —   in    den  freien  Verkehr  gesetzt  wurden,    und    die] 
Ausfuhr    aller  unmittelbar,  nicht  von  Niederlagen,  in's  Ausland  geaendeteal 
Waren,     Der    „Besondere    Warenverkehr*'   schliefst    also    die    unmittelbare 
Durchfuhr    und    den    Teil    des    Niederlagen  verkehr»,     welcher     nicht    zu 
einer   definitiven  Einfuhr    in    den  Verbrauch    des   Zollgebiets    führte,    aus. 
Wenn    der   gesamte    Nioderlageuverkehr   und    die    unmittelbare    Durchfidir 
mit  in  Betracht  gezogen  werden,  so  ergeben  sich  selbstverständlich  andere,  | 
höhere  Ziffern.     Wir  wollen  uns    hier    mit   denselben    nicht    besehäftigen, ' 
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man    findet   sie   in   dem    betr.    Bande    der    Handelsstatistik    nach  Waren- 
gattungen genau  unterschieden. 

Wenn   man  Yerhältniszahlen   für    die  Werte    der  von   uns  gebildeten 
Gruppen  berechnet,  so  ergiebt  sich  folgendes : 


Warengruppcu, 


Voo  der  ge*«0iteij  unter  1  -XIV 
nach  Werten   »«.chgewieaenen 

Einfuhr       [       AQ»fuhr 
kAiDAD  &af  die  ein^loe  Gmpp«  ^ 


iSSo  iSSi    [&8a  jgSo  iSSi    1SS2 


L  NsibrcmgA'  und  Qentütmitta] .     .     .     .     ^    .     . 
n.  GegenstÜnde  der  LaadwirtsdliKil      .     .     .     ,     , 

in,  Brennstoffe 

IT.  Baometerialieu     ........... 

V,  Gegenitäöde  der  St^ln-,  Tbon-f  GlM-lDdustri«    . 

¥L  „  ,,   HoU-,  Schnitz^,  Flecht-Itidaatrio 

Vn,  ,j  fi   L«der*  u.  Raychwareu-Industrie 

Tm.  „  „   P&pier'Indaätrie      .     ,     .     .     , 

Lumpen  »b  Robsteffe  sq  VIII  uud  IX  .  .     .     . 

IX,  Gegeuslände  der  TextU-  usd  E«,uUchiik-IiidiiJilrte 
X.  f,  ^  MeUll -Industrie      ..... 

XI.  f,  ,,  cbemLsebeo  Induatde  .... 

XIL  FalirseDget  Bf^acbineni  Appmr^to    ..... 

XUl.  Eortwftren  und  Scbmuck  ......... 

XIT.  GegenstiDde  der  Litterfttur  und  Euudt    ^     .     . 

tOO  I    IQQ      loo]    100  {    too  [    100 

Man  sieht  hieraus  ohne  weiteres  den  Anteil  der  einzelnen  Qruppon 
an  dem  Gesamtwerte  der  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  und  die  Veränderungen 
desselben  im  Laufe  der  letzten  drei  Jahre,  als  derjenigen,  für  welche  in- 
folge der  Neueinrichtung  unserer  Handelsstatistik  überhaupt  zuverlässige 
und  yergleichbare  Daten  vorliegen. 

Für  diejenigen  Gruppen,  in  denen  überhaupt  B,ohsto£fe  und  Fabrikate 
unterschieden  werden  können,  bietet  der  Anteil  dieser  beiden  Kategorieen 
der  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  innerhalb  der  Gruppe  Interesse,  und  es  werden 
daher  im  Folgenden  die  betreffenden  Zahlen  gegeben: 


30J9 
Mj 

0,69 
1-49 
S72 
0,27 

3i^82 

3.85 
10,50 

1.17 

O.J3 
0,56 


3*34 

iM 
3.47 
0J5 
''SS 
S'SS 
0.27 
0,51 

30i94 

343 

1059 

0,40 
0,51 


31^92 
6,25 

2>93 
0.74 

5-^7 
o,z6 
0,25 

3iti7 
341 

11,08 
1.27 
0.37 
OtS3 


21,56 
2,71 

1,98 
JtOS 
2^32 

634 
1,69 
0,18 
3^.91 
'0.35 
8151 

ii96 
^31 


19-35 

2,10 
2,71 

2,62 
1.90 
7*07 
1.95 
0.37 
32i90 
11.36 
8,53 
345 
t.gt 

1*^9 


30^33 
2,oS 

1.98 

7.U 
1.99 
0.33 
3it34 
n,59 
8.55 
3108 

ti94 
1.3^ 


Waren  gruppe. 

V.  Stein-,  Tfaon-,  Qlu-Indaatrie      ....     Rcthslaffe 

Fftbrikttto 
VI.  Holx-,  Sehniu-f  Fleebt4ndo»trle     .     .     .     RdhütoOe 

Fabrikate 
TU.  Leder-  aad  Kanch  waren -Indus  tri  a       .     ,     Rolü^tofTi! 

Fabrih^at« 
Ym.  Pspier-IndtiAtrt«       ........     Eobtitofle 

Fabrikate 
IX,  Text]]-  and  Kau  lach  ok-Induatrii  .     .     RohatDaTi» 

Fabrikate 

X.   Metallindustrie Rohstoffe 

Fabrikate 

XL  Cbemiachi»  Industrie .     Rohstaffe 

Fabrikate 


Eidfubf  It 


4' 
59 
71 
29 
82 
iS 

77 
59 
41 
77 

94 
6 


Ausfuhr  {[ 


13 
87 
17 
83 
40 
60 
8 
93 
«5 
8S 
30 
70 
85 
'5 


16 

% 

84 
37 
63 
9 
91 

>7 
^3 

2t 

79 
85 
'S 


Lumpen   als  Rohstoffe    zu  YIII 
sichtigt,  weil  der  Anteil  mit  dem  sie 


und  IX    sind    hierbei  nicht 
auf  die  eine  und  die  andere 


'5 
8S 
14 
86 
38 
62 
9 
91 
t6 

84 
28 

73 
86 

H 

berück - 
Gruppe 
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komTiien,  bezw.  wie  weit  siu  gegenwärtig  zur  Tiipier-  und  zur  Shodd 
Fubrikation  fHi^neii,  nicht  zu  bt^timmcu  ist.  Die  amtliche*  Stfitistik  we 
nur  ,, Lumpen  üX\t*T  Art'*  nach  und  »tillt  sie  im  ,, System atischen"  Ware 
Verzeichnis  zu  den  liohßtofFen  der  rapicrindustrie ,  was  seit  der  En 
Wickelung  der  Hhoddy-IndtiBtrie  nicht  mehr  zutreffend  ist. 

Bei    der    llesprechung    der    Ergebnisse    für   1881    haben    wir    auf 
grofse   wirtachaftliche    BediMitung    des    Veredelungs-Verkehre, 
in   den   obigen  Zahlen  iVberüll  nicht  mit  enthalten  ist,  aufmerksam  gemachl 
wir  wolli'ii    dieets  Mal   an  der  Hand  der  82  er  Zahlen  zwei  andere  Art 
von   Naehweisungcn    hervorheben,  die    in    unserer  Handel&fitatistik    gleicij 
ffilb    mit    grofser  Sorgfalt    behandelt  werden,    nämlich    ersten»    die  ünte 
hchcidung  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  nach  Grenzstrecken  und  nadi  Lände 
der  Herkunft   und  Bestimmung    und  zweitens    die  Berechnung  der  Zoll 
träge  der  einzelnen  Warengattungen, 

In  erstgenannter  Beziehung  geben  die  vorliegenden  Übersichten  ffll 
jede  einzelne  Warengattung  nach  den  Mengen  und  nach  den 
Werten  die  Einfuhr  und  die  Ausfuhr  getrennt:  über  die  Zoilauß8chltt»e 
an  Weser  und  Elbe  (Bremen  und  Hamburg  Altona),  die  See,  die  fremden 
Länder  (Landgrenze):  fermr  nach  den  Mengen  die  einxelnen  f,»iLnder 
der  Herkunft  und  Bestimmung.  Der  zweite  über  den  Handel  de« 
treffenden  Jahres  zu  veröffentlichende  Band  (für  1880  Bd.  60,  1881  Bd.  5| 
18H2  Bd.  61)  beschäftigt  sich  mit  diesem  Stoffe  noch  näher.  Aue 
möchten  wir  nicht  unterlassen,  hier  gelegentlich  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  doTs  das  statistische  Jahrbuch  für  das  deutsche  Reich  (^heraus- 
gegeben vom  kaiserlichen  statistischen  Amt)  Übersichten  nach  Mengen 
und  nach  Werten  für  die  Waren-üruppen  und  -Klassen  nach  Ländern  der 
Herkunft  und  Bestimmung  bringt,  welche  ein  ganz  ausgezeichnetes,  aber 
wie  es  scheint  noch  wenig  benutztes  Material  zur  Handelsstatistik  geben« 
Die  bekannte  Manie  der  Deutschen,  das  Fremde  besser  als  das  Ein- 
heimische zu  iinden,  erstreckt  sich  nämlich  auch  auf  die  Handelsstatislik, 
und  so  findet  man  bei  uns  namentlich  die  englische  Handelsstatistik,  für 
deren  gröfwere  Zuverlässigkeit  Garanticen  keineswegs  eadstieren,  aul*  Kofiten_ 
der  deutschen  gelobt;  und  z.  B.  die  sonst  trefflich  redigierte  Wochen 
Schrift  „Export",  welche  sich  die  „Förderung  der  deutschen  Inier 
im  Auslande*'  zur  Aufgabe  stellt,  brachte  jüngst  mühsum  aus  der  englische 
Statistik  zusammen  gestoppelte  Zahlen  über  Waren-Einfuhr  und  Ausfuh 
nach  den  Ländern  der  Herkunft  und  Bestimmung  mit  der  von  gänzliohe 
Unkenntnis  der  deutschen  Arbeiten  zeugenden  Bemerkung,  dafs  es  gai^ 
nicht  möglich  sei.  aus  der  deutschen  Handelsstatistik  etwas  ähnliches  zu- 
sammen zu  bringen.  Wir  glauben  nicht,  dafs  Angehörige  einer  anderen 
Nation  als  der  unsrigen  es  fertig  bringen  würden,  mit  einer  solchen  ün-^ 
kenntnis  der  eiDbeimischen  und  einer  solchen  Bemühung  um  auswärtig 
Leistungen  litterarische  Produktionen  zum  Besten  —  des  AuslandiiS 
zu  geben. 

Wir    müssen    uns    hier    darauf   beschränken,    bezüglich  der  beiden 
Rede    stehenden   Punkte    nur    ein    paar   Zahlen   wieder    zu    geben.      Wen 
man    die  Mengen    der    unmittelbar   ein-    und   ausgeführten    und    der 
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bezw.  von  Niederlagen  und  Konten  ein-    und  ausgeführten  Waren   (sogen. 
Jahres-Aulsonhandel)  nach  See-  und  Landverkehr  zerlegt,  so  ergiebt  sich: 


Einfuhr : 
Aas  fuhr : 


Im  Oanzen 

i.  J.   1888  in 

Tonnen 

16955901 
18437345 


Davon  über  die  Zollgrenze  gegen 
die  deutschen 


Zollausschlüsse  an 

Weser  und  Elbe 

1  982  840 

2638319 


die  See 

3 016  014 
2  989  834 


fremde  Länder 

"957047 
13  709  192 


Nach    dem    Werte   (in     1000    M.)    berechnet   stellen    sich    dieselben 
Faktoren  so: 


Einfuhr  : 
Ausfuhr : 


3  392  630 
3440427 


652771 
785055 


455  232 
576576 


2  284  627 
2  078  796 


Danach  beziffert  sich  im  Jahres- Aufsenhandel  der  Anteil,  welchen 
unsere  hauptsächlichen  Zollausschlüssey  nämlich  Bremen  (und  Brake)  und 
Hamburg- Altena  (die  badischen  Zollausschlüsse  sind  unter  „fremde  Länder'' 
mit  nachgewiesen)  an  der  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  unserer  Waren  nehmen, 
und  ebenso  der  Anteil,  welchen  unsere  übrigen  Seeplätze  daran  nehmen, 
anders,  wenn  man  ihn  nach  Mengen,  als  wenn  man  ihn  nach  Werten 
berechnet;  es  betrug  nämlich  in  ^  der  gesamten 


Einfuhr 

Ausfuhr 

über 

nach 
Men^e 

nach 
Wert 

nach 
Menge 

nach 
Wert 

die  Zollausschlüsse    an  Weser   und  Elbe 
die  anderen  Seeplätze 

12 

19 
23 

18 
II 

13 
17 

also  Seeverkehr  überhaupt 

26 

42 

29 

30% 

Über  die  Höhe  der  Zoll  ertrage  sind  gleichfalls  im  60.  Bande 
der  Statistik  des  deutschen  Reichs  sehr  eingehende  Nachweisungen  gegeben, 
indem  der  Ertrag  der  einzelnen  Positionen  sowohl  nach  der  Reihenfolge 
der  Nummern  des  Zolltarifs  als  nach  der  Höhe  der  Erträge  selbst  ge- 
ordnet ist. 

Für  das  Jahr  1882  berechnet  sich  der  gesarate  Zollertrag  auf 
202  799  930  M.,   davon  haben  ergeben : 


Mk. 

Kaffee  und  |;:affeesurrogate  (excl.  Cichorien)      .     .  43010692 

Tabak  und  tabakfabrikate 26436791 

Petroleum  (und  andere  Mineralöle) 20552676 

Getreide   (und   andere  Erzeugnisse   des  Landbaues)  19  295  317 

Wein  (auch  iMost,  Cider,  frische  Weinbeeren)    .     .  12930  117 


=  J  des 

G^amt- 

Zollertrages 

21,20 

13.03 

10,13 

6,38 


Diese  5  Positionen  zusammen  bringen  also  beinahe  -1  (60,25  ^) 
des  gesamten  Zollertrages.  Nach  dem  Voranschlage  für  das  Etatsjahr 
1882|83  betragen  die  Reichseinnahmen  überhaupt  588  116  889  02,  davon 
waren  durch  Matrikularbeiträge  zu  decken  103  789  369  Mk.,  bleiben  als 
eigene   Keichseinnahmen    484  327  502    Mk.       Die    Zollerträge    überhaupt 
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machen  also  42^  der  eigenen  Reichseinnahmen ,  und  die  Erträge  ans  den 
obengenannten  hauptsächlichen  Artikeln  29  ^  derselben  aus.  Auf  den 
Artikel  „Wein"  folgt  nach  der  Höhe  der  Zollerträge  „Getrocknete  Süd- 
früchte" mit  nur  4,9  Millionen  Mk.,  dann  „Eisen  und  Eisenwaren"  mit 
4,8  Millionen  Mk. :  dann  kommt  bis  zur  nächsthoben  Position  „Gesalzene 


Einfuhr    und    Ausfuhr    im    deutschen   Zollgebiet 


Einfuhr  und  Ausfuhr  im  freien  Verkehr 
des  deutschen  Zollgebiets  (besonderer 
Warenverkehr)  nach  folgenden  Gruppen : 


Hinweis  auf  die  Num- 
mern des  amtlichen 
systematischen  Waren- 
verzeichnisses. 


Mengen  von 


i88o 


Einfuhr 


i88l 


I 


1882 


I.  Nahrungs-  und  Oenufsmittel  .     .     . 
n.  Gegenstände  der  Landwirtschaft 

a)  Nutzvieh 

b)  Sämereien 

c)  Düngemittel  (und  Abfälle)  .     . 

III.  Brennstoffe 

IV.  Baumaterialien 

a)  Bau-  und  Nutzholz    .... 

b)  Mauersteine,  Kalk,  grobe  Stein- 
metzarbeit     

V.  Gegenstände  der  Stein-,  Thon-,  Glas- 
Industrie      

1.  Rohstoffes 

2.  Fabrikate 

VI.  Gegenstände    der    Holz-,    Schnitz-, 

Flecht-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

VII.  Gegenstände  der  Leder-  und  Rauch- 
waren-Industrie      

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

VIII.  Gegenstände  der  Papier-Industrie    . 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

Lumpen  als  Rohstoffe  zu  VIII  und  IX 

IX.  Gegenstände  der  Textil-  und  Kaut- 
schuk-Industrie     

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

X.  Gegenstände  der  Metall-Industrie   . 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

XI.  Gegenstände  der  chemischen  Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

XII.  Fahrzeuge,  Maschinen,  Apparate     . 

XIII.  Kurzwaren  und  Schmuck  .... 

XIV.  Gegenstände  der  Litteratnr  u.  Kunst 
Summe  I  bis  XIV    .     ',     '.     ',     '.     ]     [     7 
Dazu  Edelmetalle 


4—12,  15—120 

1,  2,  3,  13,  14 
121 14,   126,33 

134—144 
145— 151»  239 

380-383 

234,  281I4,  288J9 

292,  294I6 


285—287 
290I1,  293,  297—316 


284—399» 
400—412 


425-434 
435—443  b 

414—417 

418 — 424  b 

413 


4441^5»  561 13 
466— 560  b,  564172  b 

317I34,  378»,  379 
335-374 

125,  152—233,  23518, 

240,  249,  260I72,  280  a 

24i|8,  2509,  273i8o 

573-589 
590—600 
601—608 


2  707  637 

730  537 

27  106 

247  852 

465  679 

5  826  693 

2  365  969 

1787  991 

627  978 

224  824 

202  040 

22  784 

78593 
66  516 
13  078 

62920 

56  290 
6  630 

15336 
8  808 
6  528 

34348 

'404981 

346  406 

58  576 

971325 

927  831 

43  494 

717709 

697  706 

20  003 

26465 

333 

3237 


3  010  234 

730  857 

24  814 

847  988 

514  106 

5715070 

2  551  368 

I  893  987 

667  881 

276  204 

261  881 

24  323 

82757 
68  763 
14004 

64724 

56  969 
7  766 

16  881 
9  722 
7  159 

38045 

464698 
399  849 

64  849 
989213 
946  918 

43  296 
790464 

769  212 

21  262 

28031 

368 

3284 


3245891 

824336 

29  411 

273  641 

5212« 

5790184 

2357460 

1734  758 

622708 

250965 

227  264 

23  701 

93078 
78469 
14  619 

65840 
68  600 

7240 
16  90s 
10  228 

6680 
37281 

489524 

421 741 

67  78a 

I  200854 

1167019 

43  8M 

890157 

868019 

22148 

33596 

348 

3436 


375-378 


14  170907 
128 


14  848  198 
92 


15299855 
55 
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Heringe''  mit  nur  2,6  Millionen  Mk.,  wieder  ein  sehr  bedeutender  Sprung 
nach  abwärts. 

Wir  haben  hiermit  genügend  auf  das  höchst  reichhaltige  und  wohlgeord- 
nete Material  aufmerksam  gemacht,  das  der  Yorliegende  60.  Band  unserer 
Handelsstatistik    bringt  und    der  folgende,   61.,  noch  weiter  bringen  wird. 


in  den  Jahren  1880,  1881  und  188  2. 


100  Kg.  (Tonnen) 

1 

^erte  vor 

1000  Mk 

Aasfuh  I 

Einfuh 

p 

1 

\asfuh 

r 

Jahre 

im  Jahre 

i88o 

1881 

1882 

1880 

1881 

1882 

|L.J£&-| 

^'TffiT^ 

1882 

2  239  102 

I  842  Ol  I 

I  889  595 

868^ 

943521 

998  785 

624099 

576099 

648  741 

331  726 

334700 

V^ 

1^3528 

181  713 

195  395 

78574 

74  "5 

66645 

7  801 

7  642 

»^/"^se? 

59  814 

49  389 

58  563 

25  199 

22  686 

20  998 

ISO  124 

injv 

104  003 

58  688 

61203 

66  887 

31  898 

27  734 

27  007 

194801 

*''-flT461 

208  895 

65  026 

71  121 

69  945 

21977 

28  695 

18  640 

_^JL»ff753 

8223484 

8453239 

79  191 

91407 

91  601 

57  359 

62637 

70885 

-^"^2  336  904 

2  159832 

2213093 

90979 

102  934 

90287 

89  161 

81  124 

83863 

827  136 

587  246 

633  729 

69  331 

79  802 

67  722 

41  378 

33  217 

34  871 

1  509  768 

1  572  586 

1579  864 

21648 

28  632 

22  565 

47  788 

47  907 

48  992 

315025 

422067 

476190 

19463 

22  122 

23285 

67251 

78133 

86234 

194  638 

288  385 

335  242 

7  907 

9  984 

10  735 

8  668 

11  508 

13  485 

120  892 

133  782 

140  948 

11556 

12  188 

12  550 

58  588 

66  625 

72  749 

54124 

51964 

54009 

41940 

45980 

50817 

50517 

56488 

63294 

10Ö19 

9  667 

9  363 

29  898 

30  299 

34  458 

8  479 

8  176 

9  976 

43  605 

42  297 

44  646 

12  042 

15681 

16  859 

42  088 

48  312 

53  318 

30259 

34285 

37007 

161  382 

164457 

164  915 

183  539 

210596 

226  846 

18  595 

21052 

22  688 

131  966 

181  Ü93 

182  708 

73  324 

79  882 

84  941 

11  664 

18  233 

14  324 

29  416 

38  364 

82  212 

110  215 

130714 

141  905 

65416 

78287 

89968 

7507 

8052 

8203 

49028 

57  974 

63346 

14  543 

19  358 

23  531 

1762 

1855 

1959 

3  722 

5  128 

5  693 

50  873 

58  929 

66  487 

5  745 

6  197 

6  244 

45  806 

52  846 

57  658 

34780 

36886 

34592 

7385 

9  131 

8947 

8173 

II  066 

10378 

185  882 

210794 

229005 

897  585 

916653 

975572 

952  987 

979  341 

I  000  150 

103  578 

127  053 

140  769 

527  159 

584  246 

567  482 

141  789 

155  660 

173  295 

82  804 

83  741 

88  286 

870  426 

382  407 

408  090 

811  198 

823  681 

826  855 

2  401  003 

2751454 

2840615 

108  649 

lOl  487 

106597 

299  532 

338  139 

369  922 

1  700  767 

1  985  079 

2  028  371 

88  943 

77  517 

82  059 

88  734 

96  298 

77  728 

700  236 

816  375 

817  244 

24  706 

23  970 

24  538 

210  798 

241  841 

292  194 

355006 

409633 

442  775 

296264 

313727 

346  825 

246  382 

253  661 

272977 

384  400 

387  277 

417  970 

258  545 

295  225 

323  266 

209  248 

217  555 

231  427 

20  606 

22  356 

24  805 

17  719 

18  502 

23  559 

37  134 

36  106 

41  550 

89701 

101  519 

1 1 1  983 

33015 

34660 

39  573 

94152 

102  648 

123823 

5531 

6256 

6904 

9302 

II  784 

II  884 

56835 

56769 

61  980 

8811 

8944 

10  106 

15824 

15340 

16822 

37824 

38258 

42049 

16  401  063 

16672  116 

17  208846 

2  820  732 

2  962  968 

3  129508 

2  895  413 

2  977  048 

3  191  133 

148 

133 

HO 

39196 

27283 

35  »59 

50767 

63148 

53588 

Missellen. 


567 


Heringe"  mit  nur  2,6  Millionen  Mk.,  wieder  ein  sehr  bedeutender  Sprung 
nach  abwärts. 

Wir  haben  hiermit  genügend  auf  das  höchst  reichhaltige  and  wohlgeord- 
nete Material  aufmerksam  gemacht,  das  der  vorliegende  60.  Band  unserer 
Handelsstatistik    bringt  und    der  folgende,   61.,  noch  weiter  bringen  wird. 


in  den  Jahren 

1880, 

1881 

und  1882. 

100  Kg.  (Tonnen) 

Werte  von  1000  Mli 

An  sfuh  r 

Einfahr 

1 

A  US  f u  h  r 

Jahre 

im  Jahre 

i88o 

1881 

1882 

1880 

1881     1 

882  B  1880 

a    4 

1'«*^  ■ 

2  239  102 

I  842  Ol! 

I  889  595 

868  71 

-'    1 

Darchschi 
betrag  f. 
einzelnen 
eine. 

1^1 

331  726 

7  301 

180  124 

334700 

7  642 
111  5ai 

TW 

ca 

0  ^ 

Dur 

zents 
z.  fl 

194  301 

Mk. 

Hk. 

Mk. 

Mk. 

8 

7916380 

I  505  385 

I  537  050 

3042435 

38028 

27»50 

II  928 

3  209  499 

3967482 

7  176  981 

53961 

22,10 

14475 

5950323 

7  947  108 

1389743» 

73923 

19.50 

16449 

10323099 

8242731 

18  565  830 

76401 

21,10 

16886 

16925460 

10  248  660 

27  174  120 

80157 

22,30 

21444 

22  203  951 

16065795 

38  269  746 

84108 

25^40 

29232 

33  463  737 

19506591 

52970328 

106  365 

27,40 

35691 

30939182 

1567  841 

26179554 

59  686  587 

112  191 

3I180 

39510 

37  007  880 

2927127 

34  135  710 

74070717 

129948 

30,40 

46086 

48  927  234 

35351OI 

48  664  776 

101  127  III 

151  842 

30,30 

54096 

58  976  577 

5968983 

63  161  589 

128  107  149 

174294 

3I1O3 

59  445 

60410037 

7  080  1 20 

70  507  329 

137  997  486 

186483 

31.87 

65775 

96  083  829 

6495480 

73830531 

176  409  840 

227  037 

28,97 

79  455 

125  243  781 

12850296 

93472  116 

231566193 

286947 

27,69 

91839 

168437244 

13  »49  531 

98  673  594 

280  260  369 

336042 

27.33 

103  770 

179059  152 

II  058816 

115  317  822 

305  435  790 

374  769 

27,68 

112  848 

194  575  752 

13  229  115 

122  360031 

330  164  902 

405110 

27.85 

122694 

198  349  234 

14  160425 

161  962922 

334472581 

414978 

29,57 

119  161 

209  285  582 

17  141  659 

124  591  862 

351  019  103 

377  846 

31.54 
33.68 

123  138 

208041  742 

'7548473 

121  005  198 

346  595  413 

365607 

129  160 

207016091 

13  621  864 

126527520 

347165475 

386  168 

33,44 

130  714 

231005835 

II  371  333 

122072777 

364449945 

402  262 

32,49 

132780 

240313  951 

10838  145 

123  146  318 

374298414 

414  964 

31.99 

134219 

240  112 

136 

10  6( 

^3765 

128  603  391 

379  379  292 

419203 

32,01 

nämlich  1  889  Elreditgenossenschaften,  898  Genossenschaften  in  einzelnen 
Gewerbszweigen,  660  Konsumvereine  und  34  Baugenossenschaften.  Die 
nach  dem  System  Kaiffeison  gegründeten  ländlichen  Darlehnskassen  (circa 
600 — 700  mit  den  damit  yerbundenen  Genossenschaften)  sind  nicht  mit 
berücksichtigt. 


N.  F.  Bd.  VU. 
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1869—1882    (anf  Grand    des    Jahresberichts    für    1888   von    Sohultze- 
detaillierte  Angaben  vorlagen. 

uigeg{.'benQD  Vereine. 


Auf  Kredit  eDtnoromeDe 

Oflder, 

7. 

6   g  ^ 

fl"^  S  'S 

1^1 

b. 

c. 

1 

1:"^^ 

^^1 

^  ^  B  ffl 

a   -3 

m  a  - 

3 

S  -^ 

PÖ     H  *U 

*  «  S 

^-1 

II 

JB 

H 

i^  «  [4 
^"1 

Mk. 

Ml 

k.                ' 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

ft 

TO  380 

iSOf 

i3»S 

I  537  050 

304243  s 

38018 

27.50 

11928 

320c 

M99       ! 

3  967  482 

7  176981 

53961 

22,10 

14475 

S95t 

^323 

794710»  , 

13897431 

73923 

19.50 

16449 

1032: 

1099 

»242731 

iS  565  830 

76401 

2M0 

16  886 

1692! 

^460 

10  248  660 

27  174  120 

80157 

22^30 

21444 

aiao; 

i9Si 

16  065  795 

38  269  746 

84108 

25,40 

3925^ 

33  4^5 

i737  , 

19506591 

5297032» 

106365 

27.40 

35691 

30939182 

IS6T841 

26179554  ; 

59686587 

112  191 

31,80 

39510 

37  Q07  880 

2927  127 

34135710 

74070717 

12994» 

30,40 

460S6 

48  927  254 

3  535  101 

48664776 

loi  127  in 

151842 

30.3O 

54096 

S»  976  577 

5968983 

63 161 589 

12S  107  149 

174294 

31,03 

59  445 

6041003; 

7  oSo  1 20 

70  507  329 

1379974S6 

186483 

31.87 

6S7?5 

96083819 

649S4B0 

73»3<^53i 

176  409  840 

227  037 

28,97 

79  455 

125245781 

12&50296 

93472116 

231566193 

286947 

27.69 

91  »39 

168  437  244 

13  149531 

9»  673  594 

280260369 

336  042 

2733 

103  770 

179059152 

11058816 

115317822 

30s  435  790 

374  769 

27,68 

11284» 

194575752 

13  229  IIS 

122  360031 

330164902 

405  110 

27.85 

122  694 

198349234 

14160425  1 

161  962  922 

334472581 

41497» 

29i57 

119  161 

209  285  582 

17  141  ^9 

114  591  861 

351  019  103 

377  »46 

3it54 

12313» 

20S041  742 

17  54»  473 

121  005  igS 

346  S9S  4»3 

365  607 

33.68 

12g  160 

207016091 

t3  621  864 

126527  520 

347  165  475 

38616» 

33,44 

1307*4 

231005835 

11371333 

122071777 

364  449  945 

402  262 

3249 

132 7»o 

240  3^3  951 

10838  145 

123  146318 

374  29»  4  H 

414964 

31.99 

134  SJ9 

240  112  136 

10  663  765 

128  603  391 

379379292 

419203 

32,01 

nämlich  1  889  Kreditgenossenschaften,  898  Qenossen Schäften  in  einzelnen 
Gewerbszweigen,  660  Eonsumyereine  und  84  Baugenossenschaften.  Die 
nach  dem  System  Raiffeisen  gegründeten  ländlichen  Darlehnskassen  (circa 
600 — 700  mit  den  damit  verbundenen  Genossenschaften)  sind  nicht  mit 
berücksichtigt. 


N,  F.  Bd.  vn. 
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Vergleichende     Übersieht     der    Besultate    der    KonBiimvereine    von 
1864 — 1882»  über  welche  detaillierte  Angaben  vorlagen. 


% 

RosnltHte  der 

in  Kolattie  %   genannten  Vareine. 

1. 

S> 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9, 

,a 

m 

1 

> 

111 

11 

4) 

P  4 

Ausstände  bei  den 
Mitglitdern  Br  yküf 
Kredit  abgelassene 

3 

1 

ll 

ll- 

C5     ^ 

i-i 

-< 

W 

in 
Snmma. 

Mk. 

u-en 

bei 
V«7eineii. 

Hk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1864 

38 

7709 

»02767 

64399 

14  736 

50853 

37  90« 

17250 

19 

1865 

34 

6647 

925383 

6667S 

8301 

49587 

56844 

15675 

17 

1866 

46 

140S3 

2  479  794 

140946 

i8r74 

153  186 

88  182 

27825 

H 

186; 

49 

18884 

2903922 

216558 

33480 

216  210 

132  j8q 

32691 

M 

tS68 

75 

33656 

6372423 

468  732 

75  537 

377551 

304816 

3427s 

24 

1869 

10^ 

42286 

7  126251 

626  15T 

122571 

346026 

240  885 

4231S 

30 

1870 

tit 

45761 

9  007  860 

818805 

151224 

546378 

467280 

60231 

^ 

1871 

«43 

64517 

13522974 

1589571 

221  526 

S06  928 

628  974 

97  332 

51 

1873 

170 

72  6aa 

15659547 

"675  13J 

258  405 

1259343 

744  540 

69558 

57 

1873 

189 

»7504 

2}   882408 

2414127 

553064 

2065779 

925173 

70275 

53 

1874 

178 

90088 

22  592  493 

2695221 

427  833 

2  170  641 

804  02 1 

80406 

5| 

1875 

17^ 

9805s 

32  704  963 

2912265 

SO3409 

2429585 

875844 

124419 

S6 

1876 

180 

loi  737 

24378410 

3  046  093 

556398 

2672415 

I  004  186 

142  722 

49 

'IH 

302 

99862 

26  503  379 

3  199532 

671  519 

2564148 

899  163 

158113 

54 

1878 

203 

109515 
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1)  Seit  1.  Juli  1877,  mit  welchem  Tage  das  Reichsgesetz  v.  25.  Mai  1877  in  Kraft  trat. 
8)  Bis  1.  Juli,  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  deutschen  Patentgesetzes. 
8)  Davon  470   in   der  Zeit  vom   1.  Januar  bis  30.  September  und  914  in  der  Zeit 
vom  1.  Oktober  bis  31.  Dezember. 
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Übersicht    über   die   neuesten  Publikationen  Deutechlands 
und  des  Auslandes. 


I.    Geichicht«.     Enoyklopidischei.     Lehrbtolier.    SpessoUe  thooreti«eho 
trntersuGhangen. 

1.  Dr.  Krnst  Engel,  das  Rech ouug» buch  derHaasfrAtt  oad  der«» 
Bedeatatig  im  Wir tsob aftf leben  der  Nttion«  Berlin  188S.  TerUg  ¥Oti  Leon- 

bard  Simtoti.     8<>      4S  S. 

2.  Paul  BüHin,  der  HaushAlt  der  arbeiteodeti  Klassen.  Eiue  »dbUI- 
statiiitische  UnterBacbtuig.  L  TeiL  Berliu  iSSd.  Verlag  von  Friedrieb  Luckhardt. 
8*.     136  S. 

8o  vricbtfg  der  Zweig  der  Sozialstattstik,  auf  den  uns  die  genannten  beiden  Sobriften 
füliren,  aacb  ist ,  so  gering  aind  verbal tnismäfjf ig  die  von  der  Stati^iük  gesammelt«» 
Materialien,  wa»  um  so  mehr  ku  bedauern  ist,  da  gerade  aus  den  Haushaituugsbiidgets 
ein  tieferer  Einblick  in  die  wirtschaftllcben  Zustände  gethao,  das  Steigen  und  FaUcu  d«$ 
Volk»woblstandeii  am  besten  beurteilt  werden  kann.  Bi^  jeUt  sind  in  Europa  and  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  die  Jabre&rechnungen  voo  ca.  1200  Hati^haltungeu 
mit  mehr  als  6U00  Angehörigen  ermittelt  worden;  die  sich  auf  die  etnxelneu  Lilnder  nud 
innerhalb  eineö  Landen  auf  dessen  FrovinKen  sehr  nngieich  verteilen«  so  dai«  man  nur 
mit  groT^er  Vorsicht  aus  diesen  Budgets  allgemeine  Schlüsse  ziehen  darf.  Der  Haupt* 
gnmd  für  den  geringen  Umfang  de^  bisher  gewonnenen  Materiales  ist  darin  au  uneben 
dafs  dem  Publikum,  insbesondere  den  Hauftfraueu  die  Wicbtigkeit  derarii|f<*r  rnlrr- 
suchungen  noch  nicht  genügend  klar  geworden  und  die  Buchführung  Über  den  Haushalt 
durch  angemessene  Schemata  und  Rechnungsbücher  noch  nicht  hinreichend  erleicbert  Ist 
In  beiden  Richtungen  sucht  der  genannte  Vortrag  des  berühmten  Statistikers  O  r,  Engel 
SU  wirken. 

Darch  eine  detaillierte  Übersicht  der  Zwecke  der  Hausbaltnngsausgabeo,  durch  eine 
genaue  Anleitung  zu  rationeller  Führung  des  Rechnungswesen»  im  Haushalt,  durch  die 
AufsteilttoiT  einer  Reihe  desbesiügHchert  brauchbarer  Schemata,  sucht  er  das  lnt£r«98« 
der  Hausfrauen  an  der  rege Imä feigen  Buchführung  stt  erwecken  und  entwickelt  dann 
einen  Plan,  nach  welchem  die  gesammelten  eintelnen  Rechnungsbttcher  sti  einer  ,,soiialaD 
Meteorologe*^  verarbeitet  werden  können,  alles  in  durchaus  klarer  und  anregender  Form. 

Auf  einem  anderen  Weg«  sucht  B  a  1 1  i  n  da^  Interesse  für  die  Haushaltf^tatistik 
AnmregeD.  Sein  Hauptzweck  ist,  das  bisher  gewonnene  zerstreute  Material«  soweit  ** 
zitTerlMsaig  ist^  zu  sammeln,  wobei  er  zugleich  mehrere  von  ihm  selbst  aufgeu«jmmeno 
Budgets  mit  vorüffentlicht  Neues  eathäU  die  Bchrift  im  Grunde  genommen  nicht,  und 
will  sie  auch  nicht  enthalten,  aber  dnrch  die  karse  Zusammenfassnog  des  bisher  Er- 
£(Drscbten;^  durch  die  Angabe  der  betretenden  Litteratur  und  die  Vorführung  einer  ganeen 
Bfeibe  von  Budgets  (wobei  übrigens  dem  Verf«  die  in  Bd.  XXI  der  Jahrb*  S,  342  ent- 
halteneii  entgangen  zu  sein  scheinen)  ist  die  Schrift  «ur  schnellen  Orientierung  fiber  die 
betreuenden  Verhültuisse  wohl  geeignet  and  deshalb  dankbar  antonehmen. 

R.  V.  d.  B. 

de  Brandt  de  Oelametz  (comte) *  La  faxe  des  pRUTfes  k  AbbevUle  an  1588, 
prdc^dä  d*une  ^tude  sur  l'adsistauce  publique  avant  eette  {poqne.  Abbevllle,  Impt, 
Palllart,  1888.     8.     186  pag. 

Fournier  de  Flaiz,  Etudes  ^conomiques  et  fluanci^res*  Premiere  «4rie.  t  volSv 
Paris,  Guillaumin,  1883.     12.     10  fr. 

Histoire  generale  de  Paris.  Registres  des  dMb^rations  du  bureau  de  li 
viUe  de  Paris ,  publi^s  par  les  soins  du  Service  hlatorique.  Tome  I,  (1499^ — 16S8.) 
Texte  dditä  et  annotä  par  Frau9oi6  Bonnardot.  Par.|  impr«  nalion.,  1888.  4^  UV — ^€4 
pag.  et  2  grav.     SD  fr, 

Kondelet,  A.,  Philosophie  des  Sciences  sociales,     Par.,  Palm*.  1888*     IS,     3  fr. 

Gairnes,  J.  £, »  Leadiog  Principles  of  Politlcal  Economy.  London,  Maemlllaiu 
1888.     8.     14i.— 

Colins,  Science  sociale.  Tome  VII.  Examen  des  philosophies  de  Deseaitea  et  dt 
Bacod.     BraxelleSf  A,  Manceaux,  1883.     8.     3S2  pag,     5  fr. 
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LondoQr  Lon^mens,  1883.    8,    674  pp* 
6tli  editlon.     London  i    MnomiUAiif 


Dev&Sf  C.  S.,  Orundwork  of  Economies. 
I6|.- 

Fawcett,   H. ,   Maoniü  of  PoÜtical  Economy. 
1883.     8,     630  pp.     12|— . 

If  0  V  i  e ,  John,  Heroes  for  the  faitb.  Live9  of  ScottUh  Worthies ,  NoblemeOf 
GeDtlemeo,  Ministers  etc.  New  edition,  wilh  preface  aod  Dotes  by  W.  McGaviu.  London, 
Ward  &  Lock,   1883.    8.     672  pp.     B]B, 

Moriey^  John,  Tbe  Life  of  Riebard  Cobden,  New  edition.  London,  Chapman 
&  Hall,  1883.     8.    616  pp.     7|8. 

Perry,  A.  L.,  Political  Economy.  I8tb  editlon.  New  York  1883.  S.  XIY— 608 
pp.      1«|6. 

CossQ  Dessena,  ^Sa^gio  di  pnbblica  economia  applic«ta  air  agrieottara,  all'  in- 
dustria  ed  al  commercio*    Roma,  tipogr.  alle  TBrme  Dtocleziane,  1683.   16.    191  pp.    1.2,75 

Alienxa  y  Medraoo,  A. ,  Estndios  socialem  y  politicos.  Madrid,  Colegio  del 
a^rado  corazdn  de  Jesiis,  1883.    8.     12  r. 

2.    OeioMobte  and  DarBteUung  der  wirtachaftUohen  Kultur. 

J.  B.  Nord  hofft  Der  vormalit^e  Welubau  in  Norddeutscfaland.  Zweite  Ausgabe 
mit   Nacbtrü^rcn  und  Zusätzen.     1883.     Miliriüter,  CAppenratb.     12^,     58  ä. 

Wie  die  im  VijrbältQis  sora  Umfang  der  Schrift  vom  Verfasser  benutzte  reiehhaldge 
LitteratuT  beweist ,  sucht«  er  sorgfältig  nach  den  Spuren  ctnei*  jetzt  in  Norddeiitaclilaud 
verschwundenen  Wirts cbaflssweigej».  Dieser  Zweig  hat  iRngere  Zeit  geblüht ,  wie  dies 
der  Verfasser  nacbsrnweisen  strebt ,  tind  gerade  diese  BiLire  einerseits  und  andererseits 
das  Verschwinden  des  Weinbaus  in  Norddeutscbland  regt  bei  ihm  die  Frage  nach  den 
Kulturrerhiiltnissen  an.  Dafs  der  Verfasser  auf  dem  Standpunkte  der  Rottur  in  seiner 
Darlegung  wirklich  steht,  zeigt  die  Art  der  schon  erwUhi^ten  zu  Rate  gezogenen  Littora- 
tnr,  mehr  aber  noch  wird  dasselbe  durch  den  lobalt  der  Schrift  und  das  dort  herrschetide 
Verfahren  hervorgehoben.  —  Das  Aufblühen  des  Weinbaus  in  Norddeutschland  beftet 
sich  in  der  behandelten  Schrlfl  an  den  Gang  der  bedeutenden  Kulturereig^isse  und  das 
Wirken  in  die  Kultur  eingreifender  Persönlichkeiten  an  —  Die  ersten  achwachen  An- 
fjünge  der  Einbürgerung  des  Weinbaus  in  Deut^ehlnnd  überhaupt  werden  durch  Völker- 
wanderung zertreten ;  der  Weinbau  entsteht  aber  wieder  ^  damit  ihm  Karl  der  Grofse 
seine  Pflege  angedeihen  lassen  kann.  Doch  tritt  wiederum  in  der  Zeit  der  Karolinger- 
wirren  ein  StillstAnd  ein,  derselbe  wird  aber  durch  die  Ottonische  KulturthäHgkeit  mit 
Entschiedenheit  unterbrochen.  Daran  reiht  sich  die  emsige  Arbeit  der  Klos  terra  nnche 
und  die  thatkräftige  Unterstützung  des  Weinbaus  durch  Btsichöfo.  Den  Benediktinern 
folgen  die  Cistercienserj  neben  Benno  von  Osnabrück  (1068—1086)  geht  ßertthnrd  von 
Hildeshelm  (903—1028),  Adalbort  von  Bremen  (1045—1072)  und  andere  io  derselben 
Richtung.  Die  Weinkultur  in  Norddeutscbland  füfst  immer  tiefere  Wurzeln,  und  Bürger^ 
Ritter  und  Fürsten  schenken  derselben  ihre  Aufmerksamkeit  Die  Folge  davon  ist  die, 
dafs  der  gormanische  Weinbau  sich  nach  alten  Weltrichtungeu  erweitert.  Er  streckt 
seine  Arme  im  Westen  nach  England,  im  Osten  nach  Kurland  aus  und  Überschreitet  die 
nördliche  Grenze  soweit,  dafs  er  sich  nach  Jütland  zu  verpflanzen  sucht.  —  War  dieses 
Vordringen  hier  und  da  zurück  gedrängt,  *>o  sucht  doch  der  Verfasser  zu  beweisen,  da(a 
der  Weinbuo  in  diesem  grofsen  Umfange  eine  gewisse  räumliche  Kontinuirlichkeit  besafs 
und  besonders  dafs  er  tu  der  Bodenbewirtscbaftung  Norddcut.'ichlands  eine  wichtige  KuK 
turstelle  einnahm.  Daf»  dies  so  war  und  dafs  dieser  Weinbau  keine  vorübergehende 
Erscheinung  oder  eine  für  die  Kulturverbältnisse  unmAfsgebonde  Liebhaberei  war ,  dafür 
spricht  die  lange  Dauer  der  Weinkultur  im  Nordosten  Deutschlands ,  deren  Sparen  der 
Verfasser  bis  tief  in  die  Neuzeit  zeigt  Es  sei  dies  aufserdom  eine  wahre  Kulturarbeit 
gewesen  ,  well  die  zarte  Pflanze  einer  sorgfaltigen  Pflege  bedurfte  und  man  konnte  Ro* 
sultate  nur  dann  erwarten,  wenn  diese  Arbeit  ^ich  vom  Vater  anf  den  Sohn  fortpflanzte. 
Auch  darf  man  der  Ansicht  des  Verfassers  nach  nicht  annehmen,  es  sei  dies  ein  ganz 
schlechtes  OewMcbs  gewesen,  indem  Kenner,  die  Gelegenheit  hatten^  südlicheres  GewjSchs 
zu  kosten,  an  diesem  norddeutschen  Wein  doch  Geschmack  fanden.  Allerdings  war  die- 
•er  Geichmack  kein  moderner  verfeinerter^  der  nördlich  gezogene  Wein  entsprach  aber 
der  sonstigen  Lebensweise  ,  daher  auch  die  kulturelle  Bedeutung  dieses  Weinbaus  (ür 
jene  Zeiten,  und  wenn  man  das  Ergebnis  der  Weinlese  als  ein  „durchschnittlich  befrie- 
digendes" nicht  annehmen  kann,  so  konnte  man  doch  auf  eine  „periodische  Wiederkehr 
guter  Jahre''    rechneu.     Aus   diesen  Jabrou  stammten   jene  wohlschmeckenden  Gewächse 
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her»  von  denen  berichtet  wird.  —  Sowie  aber  die  Blitie  d«s  rüamltcb  so  su»g«dehtii9ti 
deatscben  Wmnbftus  ein  Ergebnis  der  Kaltoi*  und  ihrer  Entwickelatig  wur,  so  geht  die 
nördlicher  gelegene  deutsche  Weiokoltar  auch  unter  dem  Ei&flus&e  der  KulfearverbKUntsse 
tu  Grande.  Am  wenig stun  wird  dubei  vom  Verfusser  der  notwendige  Ers&U  des  Wetns 
hervorgehoben.  Bier  und  Branntwein  verdräns^ea  zwnr  $ie|rreich  den  früheren  Weib,  es 
wirken  aber  aufüierdeni  Andere  Cnis^ifule  mit.  Die  Arbeit  der  Klosterrnönche  seilte  bei 
wettern  nicht  denselben  Eifer  wie  im  Antuni!;  des  l^tittelalter»  und  ei  wurden  viele  Klö- 
ster iiuch  •iafe:ohoben.  Der  steigende  Druck  der  Leibeigen 5 cho/i  nimmt  ferner  die  Lust 
zur  Arbeil  au  einer  Kalturart^  die  einer  besonderen  Sorgfalt  bedurfte,  daon  kommt  die 
Tendens  nach  Gewinn  im  Getde  aus  der  Bodcnwirtsch»fL  Der  dreirsigjikhrige  Krieg  mit 
feinen  Verwüstungen  versetzt  sodann  dem  norddentächen  Wcinbnu  einen  tödlichen  Süeh 
und  scbliefslieh  trj£gt  der  erleichterte  Verkehr  auch  dazu  bei,  indem  das  rielfach  f&r  diJ 
lokale  Bedürüiis  dieoende  eigene  Gewficbs  ohne  Milbe  durch  dos  importierte  Produkt  er- 
eettt  wird. 

Der  Verfmsser  strebt  stets  auf  dem  Standpunkte  der  Kulturentwickelung  zu  bleiben. 
Dieses  Streben  gepaart  mit  einer  ansprechenden  und  leichten  Dar^tel  längs  weise  bewirkt, 
d&Ci  man  neben  dem  ernsten  und  belehrenden  Inhalte  auch  eine  unterhaltende  Lektüre 
in  der  YOrliegenden  Schrift  lindet,  Ü  c  b  e  n  k  o  w  s  k  i. 

Dr.  B.  Heyer^  Ursachen  der  amerikanischeu  Konkurren«*  Ergebnisse  einer  Studien- 
reise der  Herren:  Grafen  Gi^za  Andrassy«  O^xa  und  Imre  Sx^henyi,  Ernst  Bojos, 
Baron  Gabriel  Gudenus  und  Dr.  liudolf  Meyer.  Mit  einer  Verkehrskarte  der  Union. 
Berlin  1683.     Verlag  von  Hermann  Bi»hr.     61S5  88. 

Wollte  man  in  der  Brauchbarkeit  der  beigegebeoen  Karte  der  Union  (dieselbe  wie 
bei  P.  F,  Kupka :  die  Verkehrsmittel  in  den  A^erein igten  Staate«)  einen  M«fss.tab  dei 
Torliegendeo  Buches  6uden ,  so  roiifsto  die  Beurteilung  desselben  eine  durchaus  ab- 
sprechende sein.  Denn  dieser  Kiüenbahnplau  ,  welcher  die  BeKeicbnting  einer  Verkehr»* 
karte  nicht  beanspruchen  kann  ^  weil  die  Kanäle  nicht  darauf  stehen  ^  thnt  sich  ebenso» 
sehr  durch  Unvollst£ndigkeit  wie  durch  mangelhafte  Übersicht  herTor.  Nimmt  man  auuch 
nur  das  Bahnuetz  de^  Jahres  1881  an  ,  so  fehlt  z.  B  die  von  Morgan  City  uacb  Oai* 
veslon  führende  IJnie  «um  grofsen  Teil  und  die  von  San  Antonio  nach  Austin  föhrende 
gioalicb.  Wir  erwähueo  gerade  die^e  Routon  ,  weil  sie  nach  Angabe  d<«B  Textes  der 
Verf.  selbst  snnrückgelegt  hat.  Von  den  in  den  beiden  letzten  Jahreu  gebauten  Bahnen 
ist  nicht  viel  lu  entdecken ,  nur  einige  seit  längerer  Zeit  schon  projektierte  sind  einge- 
xeichnet,  aber  hier  fehlen  gerade  die  wichtigsten  wie  die  Texas  Pacißc  von  DaJlas  aits 
westlich»  die  Haupttinie  der  Mexican  Central  und  die  Mexiean  National.  Hätte  sich  die 
Karte  auf  die  Hauptruuten  beschrnnkt,  so  würe  es  besser  gewesen.  So  kann  nimn  nhtr 
nicht  erkennen,  auf  welchen  Wegen  der  grofse  und  auf  welchen  der  Lokal\  tt- 

findet      Unklar  abgedruckt,  breitet  hieb  unterschiedslos  die  reiche  Fülh?  der  .r 

das  grofse  Staatsgebiet  aus.  Wenn  man  nicht  anoehuien  will,  dafe  der  V-rnL:,>».r  hei 
dem  amerikaunkundigen  Teil  der  Leser  seines  BacheSt  für  dieses  den  Scbctn  der  Gelehr- 
samkeit  erwecken  will,  ao  ist  es  unerfindlich,  warum  diese  unnüt«e  Kart  "i.i^'^i  "^»'i*  erfolg 
ist.     Wenigstens  wäre  dncfa  die  Einzeichnung  der  Ketteroute  wiLnschen  ^rn    — 

schon    im    Interesse   des  Verfassers  ^    welcher    wie    ein  Distanareiter  aui  itne  der 

von  ihm  zurückgelegten  Heileo^  als  ob  er  gerade  dadurch  an  Erfahrung  gewonnen  hätte, 
nicht  unerhebliches  Gewicht  zu  legen  scheint.  Ja  bitten  die  abgereisten  Meilen  auf  die 
natlooalökonomische  Bildung  eines  Menschen  Einflns$f  so  müasten  die  Weiareiseodeti 
ganx  vor»ügIiche  Volk-^wirte  sein. 

Glücklicherweise  übertrilFt  der  Inhiilt  der  Arbeit  die  Karte  an  Gediegaobeit.  Dies 
gilt  wenigstens  von  einer  Anzahl  Detailscblldeningen  des  ökonomischen  Lebens  ,  weldbe 
wahrheitsgetreu  und  mit  grofser  Ansthaultcbkeit  dem  Leser  geboten  werden.  Wir 
machen  in  dieser  Beziehung  auf  dit<  Darsteltung  der  Oetrcideelevatoren  im  5.  Kap,,  auf 
die  Beschreibung  der  Farmen  von  Nen*Mf*xiüo  und  Illinois  im  SS,  und  36-  Kap.  und  auf 
den  Bericht  Über  die  MormonenniederlAssung  am  grofscn  Salasee  besonders  aufmerksam. 
Auch  die  persönlivhrn  Erlebnisse  der  Verfa^^ers  mdgen  demjenigen  intereasant  sein«  4er 
Amerika  kennt.  Doch  tritt  der  Reisebericht  im  Verlaufe  des  Buches  mehr  und  mehr 
zurück,  so  dafs  man  nicht  recht  verstehen  kann^  warum  eine  Kombination  streng  sacl^ 
lieber  Anfsjitzef  deren  statistische  Grundlage  meistens  dem  Zensus  von  18S0  entnomiitQft 
ist,   mit  Reiseski 22et)  eines  Tagebuche.«i  gewählt  worden  ist. 

Doch  nun  au  dem  Grundgedanke»  des  Buches,  Als  man  vor  einigen  Jabrem  ib«r 
die  VWjlks Wirtschaft    der  L'iitou    hei    uns  noch    ungenügend    unterrichtet  war,  beuracbleit 
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man  als  die  Ursache  der  nordamerikanischen  Konkarrens  fast  aosschliefslich  die  grofse 
Menge  des  knlturfrischen  Bodens,  welcher  fast  kostenlos  gewaltige  Oetreidemassen  liefern 
könne.  Darauf  lernte  man  die  Bedeataog  der  billigen  Transportmittel  daneben  schätzen. 
Semler  ergänzte  die  Einseitigkeit  früherer  Auffassungen,  indem  er  den  technisch  und 
ökonomisch  tüchtigen  Betrieb  der  Farmen  und  die  hohe  soziale  Stellung  ihrer  Besitzer 
hervorhob.  R.  Meyer  erkennt  den  zweiten  und  dritten  Punkt  an,  während  er  den  ersten 
für  die  Gegenwart  gänzlich  verwirft.  So  heifst  es  S.  811:  „Wenn  ich  hier  zusammen- 
fassen soll,  warum  die  kleinen  europäischen  Völker  mit  den  Amerikanern  nicht  kon- 
kurieren können ,  so  werde  ich  mich  nicht  an  die  elende  Bagatelle  der  so  leicht 

erschöpfbaren  jungfräulichen  Kraft  des  Präriebodens  halten."  Es  wird  vielmehr  auf 
S.  667  dem  Ausspruch  eines  Amerikaners  zugestimmt  (den  übrigens  Corey  schon  vor 
40  Jahren  gethan  hat) ,  „dass  jemehr  Arbeit  und  Kapital  auf  diesen  Boden  verwendet 
wird ,  desto  höher  der  Ertrag  von  acre  und  desto  niedriger  die  Produktionskosten  per 
Bushel  Weizen  und  Mais  werden**.  Daraus  ergiebt  sich  denn,  dafs  in  einer  durch  Raub- 
bau eintretenden  Schwächung  des  amerikanischen  Bodens  kein  Trost  mehr  für  die  west- 
europäische Landwirtschaft  gefunden  werden  kann.  Die  Kapitalkraft  und  die  Bevölke- 
rung haben  sich  bereits  so  entwickelt,  wie  die  steigenden  Bodenpreise  zeigen,  dass  eine 
rationelle  Kultur  möglich  ist.  Unter  einer  solchen  Voraussetzung  wird  dann  folgende 
Zukunftperspektive  (S.  721)  vorgeführt:  „Wir  werden  zugeben  müssen,  dass  wenn  in 
Nordamerika,  anstatt  wie  jetzt  68  Millionen,  750  Millionen  Menschen  leben  werden, 
dieser  Continent  nach  europäischen  Begriffen  noch  dÜnn  bevölkert  sein,  zwischen  Däne- 
mark und  Österreich-Ungarn  rangieren  wird,  also  auch  noch  Ackerbauprodukte  ebenso 
gut  wird  exportieren  können  wie  Österreich-Ungarn  dies  thut.'*  Dabei  ist  angenommen, 
dafs  auf  der  ganzen  als  kulturfähig  veranschlagten  (?)  Bodenfläche  Nordamerikas  die 
gleiche  Verteilung  besseren  und  schlechteren  Landes  wie  in  Westeuropa  zu  finden  sei. 
Dieser  Beweis  fehlt  und  müfste  erbracht  werden,  wenn  man  jenen  Zahlen  „ihre  Logik 
lassen  wUP*  (S.  722). 

Ganz  besonderes  Gewicht  legt  der  Verfasser  darauf,  dafs  die  Union  infolge  ihrer 
geographisch-politischen  Lage  und  durch  ihre  sozialen  Institutionen  den  europäischen 
Wirtschaftsgebieten  überlegen  sei.  Dafs  die  Gesetze  Amerikas  für  die  gegenwärtig  noch 
guten  sozialen  Verhältnisse  des  Landes  nicht  die  entscheidende  Ursache  gewesen  sind, 
habe  ich  in  dem  Referat  über  R.  Meyers  Heimstättegesetze  etc.  bereits  bemerkt  und 
verweise  betreffs  näherer  Begründung  auf  einige  Artikel  von  mir  in  der  Allgemeinen 
Zeitung  vom  December  1881  und  Januar  1882.  Was  es  bedeutet,  dass  die  Vereinigten 
Staaten  keiner  Kriegsgefahr  ausgesetzt  sind,  ist  an  derselben  Stelle  schon  hervorgehoben 
worden.  Der  von  dem  Verfasser  phrasenhaft  aufgebauschte  Satz  „Friede  ernährt  Ame- 
rika ,  Unfriede  verzehrt  —  Europa**  (S.  45)  kann  jedenfalls  durch  die  Höhe  des  deut- 
schen Militärbudgets  nicht  gerechtfertigt  werden.  Denn  dafs  die  Ausgaben  für  die 
deutsche  Armee  und  Marine  selbst  mit  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  deutschen 
Steuerzahler  verglichen  mit  denen  anderer  Länder  sehr  niedrig  sind,  scheint  der  Verfasser 
nicht  zu  wissen.  Auch  wäre  es  interessant  zu  erfahren ,  in  welchen  Arbeitsgebieten  er 
nach  etwaiger  Abschaffung  der  deutschen  Landesvertheidigung  die  461  248  Mann  pla- 
zieren möchte.  Denn  dafs  wir  bezüglich  der  ökonomischen  und  sozialen  Form  unseres 
Volkslebens  einen  Überschufs  an  Arbeitskräften  aller  Art  haben,  kann  für  die  meisten 
deutschen  Gegenden  nicht  geleugnet  werden.  Wir  wollen  so  die  Armeeeinrichtung  nicht 
als  eine  staatssozialistische  Volksversorgungsanstalt  empfehlen,  sondern  nur  auf  R.  Meyers 
Irrtum  Über  die  wirtschaftliche  Verwendbarkeit  der  zum  Militärdienst  in  Anspruch  ge- 
nommenen Leute  aufmerksam  machen.  Als  wenig  gelungen  ist  es  zu  betrachten,  dafs 
der  Verfasser  den  Amerikanern  den  Charakterzug  der  Friedfertigkeit  beilegt  Bis  in  die 
sechziger  Jahre  hinein  hat  es  genug  Feldzüge  auch  jenseits  des  Ozeans  gegeben  —  so- 
lange bis  das  ganze  heutige  Unionsgebiet  von  einem  Teil  der  Einwanderer  erobert  war. 
(1775—82.  1812—15  Kriege  mit  England;  1886  Texas,  1848  Neu  Mexiko,  Kalifornien, 
1854  Nicaragua,  1861 — 65  Bürgerkrieg.)  Die  Vernichtung  der  Indianerstämme,  die 
honore  Doktrin ,  die  Annexionsgelüste  auf  Kanada  und  Altmexiko ,  das  Erstreben  wirt- 
schaftlicher Suprematie  durch  Kampfzölle,  die  Gewaltthaten  bei  den  strikes  aeigen  auch 
nicht  gerade ,  dafs  die  Yankees  zu  den  Menschen  gehören ,  von  denen  gesagt  wird,  sie 
werden  Gottes  Kinder  heifsen.  Die  aus  der  geographisch  politischen  Lage  der  Ver- 
einigten Staaten  hervorgehenden  guten  Verhältnisse  möchte  der  Verfasser  in  Europa 
durch  ein  Friedensbündnis  der  westlichen  Mächte  ersetzen.  Für  die  Erreichung  eines 
solchen  hat  er  ein  Rezept  in  der  Tasche  —  aber  er  Ufst  wohlweislich  kein  Wort  dar- 
über verlauten. 
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Ferraris^  CbÄrtes  F.,  Les  projdts  de  l^gUUtion  soctmle  en  Itidie.  Memoit 
Adre»s^  au  Cungr^s  scientifique  interoational  des  utititutlons  de  prevoyence.  Ron 
BoUe,  1683, 

Gelten  sind  die  Gegeo&fitze  von  Ann  und  Reich  io  bewufat  »chroff,   Ut  der  KAropf 
der  verBcbiedcnen  KlA^aeti  der  Gc&ellscbAft  so  erbittert  ^owescn  ,    wie  in  onseren  Tftgen 
liod  doch   dUrfrti   wir  Andererseits  SAgen  ^    dnl»    igelten    mehr    NAthdenken    und  Fürsorge 
d«Ri  Lose  der  unteren  VolksklASi^en    und  seiner  Verbesserung;    gewidmet  iat.     ÜAg    dies 
ebensowohl  der  Furcht  vor  den  Gefahren ,    die  aus  ihrem  ächoof^i^  den  höheren  Schieb- 
ten der  Ge&eilachAft  drohen ,    zuxuj.chreiben  »ein  aIs  der  Menscheultebe ,   die    TbAC&Acbe 
kftnn  schwerlich  bestritten  werden.     Kaüui  in  einem  andern  Lande    ist    solche  FOrvorg« 
nötiger  &ls  in  iLaiien,  obwohl  das  Seufzen  der  Gedrückten    weil    weniger  laut    dort  ge- 
hdrt,  Ja  oft  mehr  gesehen  als  gehört  wird,    denn    die    sosiftiistischc  Propaganda  ist  auf 
wenige  Stltdte  beschrankt  und  weit  mehr  gerlnschvoll  als  bedrohliclu      Das  italienische 
Volk  bat  aber  einen  scheinbar  unerschöpflichen  Fonds  von  Geduld ,    es  Ittf^t  »ich  stille 
drücken  und  schinden,  ohne  laut  su  murren^  Aber  es  Ikfht  i^ich  scbwerllcb  leui^nen«  dafs 
dem  Fortschritte,  welcher  aus  der  gewonnenen  politischen  Einheit  horv   --    -        ,ni,  der 
«osiNle  nicht  cntÄpricht ,    dafs    vichnohr ,    obwohl    die  GcsAnitprodukti'^"  in  der 

letzten  Zeit  sieh  hebt,    die  Lage  der  unteren  Klassen  jiich  erheblkh  vc;   .........  rt  bat. 

Die  HauptursAchc  ist  der  furchtbare  Steuerdruck  ,    von    dem    wir    in  Deutsrhland   kaum 
eine  Vorstellung  haben.     Waren  früher  die  itAlienischen  BtuAten  schlecht  regiert,  so  waren 
sie  doch  dttrchweg  gering  besteuert,  der  Kampf  um  die  Einheit  hat  Italien  eine   Htaat»- 
4cbitld  gebracht,    deren  Verzinsung  Jfihrlich  5t22jj   Mitl    verschlingt,    und    ein  &tltndtg«« 
Kriegsbudget  von  343  Mlll.,  niemand  denkt  darAn  Italien  Anzugreifen  und  doch  glaubeii 
alle  Parteien,  die  jüngste  Grofsmacht  könne  nur  eine  ihrer  wUrdige  Stellung  bchauptf^n. 
wenn  man  noch  mehr  auf  Heer  und  Marine  verwende,  man  batit  immer  neue  Befc-v 
gen  und  PAnzerntigehcuer    ohne    daran    in    denken  ,    dafi»    beide    nichts  nützen   i. 
wenn  die  Bevölkerung  zurückgebt,    welche    beide    bcmAunea    soll,     Mit    i*iii   i    ' 
vor  der  man  alle  Achtung  haben  mufs  ,    hat  Italien   nicht   nur  »eine  VerpÖic  I 
gen  seine  GlAubigor  errüllt,   sondern  auch  das  gewattige  Deäzit,  djts   1865   lau  .,.. 
trug  ,    rasch  redutiiert ,    heute  ist  das  Gleichgewicht  des  Kudgets    volbiUndig   bergeatclll 
und    der    Zwangskurs    fast    beseitigt.     Aber  diese  Resultate  konnten  nur  dorrli   rU\f-  flr 
Steuerung  erzielt  werden ,    die    auch    vor    dem  härtesten   Drucke    nicht  surU' 
Die  Einkommensteuer    vom  beweglichen  Vermögen    betrügt    iSJpCt«,    die    ^ 
aber  durebsehnittlich  H3|  pCt  !     Daau  ist  dieselbe    bei    dein  Älangel    eines  KaUtoier»  >o 
ungleich  veranlagt ,  die  Schätzung  variiert  nach  ^eit,    Grundsätsen  und  Rücksichten  m*^ 
dafs  die  Steuer  in  der  Lombardei  und  Venctien  bis  auf  75  pCt    steigt,    w&hrend   sie   tn 
Neapel,  S^izilien  und  Toskana  nur  19  pCt.  betrügt,  freilich  noch  ein  Betrag,  gf««ti  **«n 
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man  in  Deatscbland  und  Frankreich  rebellieren  wfirde;  in  Florenz  sagte  mir  ein  Freund, 
dafs  von  den  5000  Lire  Miete,  die  er  zahlte,  sein  Hanseigentfimer  nur  SOOO  erhalte, 
2000  werden  von  Staats-  und  Gemeindesteuern  absorbirt.  Seit  langer  Zeit  steht  die  For- 
derung einer  Ausgleichung  (perequazione)  auf  der  Tagesordnung,  aber  der  Egoismus  der 
leichter  besteuerten  Provinzen  hat  bisher  die  Verwirklichung  verhindert.  Der  Steuer- 
druck aber  wird  gerade  von  den  kleinen  Eigentümern  am  hftrtesten  gefühlt,  die  persön- 
lich für  die  Steuer  haften  und  von  der  Rücksichtslosigkeit,  mit  der  sie  eingetrieben 
wird,  am  schärfsten  betroffen  werden.  Nach  amtlichen  Ausweisen  hat  der  Fiskus  inner- 
halb zweier  Jahre  wegen  Steuerrückst&nden  18  258  Grundstücke  verkauft  und  in  den 
Jahren  von  1873 — 75  mafsten  35  074  Familien,  denen  man  Alles  genommen  hatte,  zum 
Bettelstabe  greifen.  Da  ist  es  begreiflich,  dafs  der  Ackerbau  im  ganzen  wenig  Fort- 
schritte machen  kann ,  die  Bauern  haben  nicht  die  Mittel  Vieh  zu  beschaffen  und  so 
fehlt  es  wiederum  an  Dünger  i).  Als  man  die  geistlichen  Güter  einzog ,  hiefs  es ,  man 
wollte  die  Latifundien  zerstückeln,  um  den  kleinen  Leuten  es  zu  ermöglichen,  Eigentum 
zu  erwerben,  aber  überwiegend  gingen  die  Güter  nicht  in  die  H&nde  der  Bauern  über,  wie 
1792  es  in  Frankreich  mit  den  Gütern  der  Geistlichkeit  und  der  Emigrierten  der  Fall  war, 
sondern  in  die  der  Spekulanten  und  Wucherer,  und  doch  war  der  finanzielle  Ertrag  für 
den  Staat  verschwindend  gering.  Der  Grundbesitz  z.  B.  des  Klosters  Montecassino 
wurde  vor  der  incamerazione  auf  42  Mill.  L.  geschätzt  und  nach  Abzug  der  den  Mit- 
gliedern desselben  zu  zahlenden  Pensionen ,  erhielt  der  Staat  noch  nicht  5  Mill. ,  die 
Güter  gingen  im  Einverständnis  von  Beamten  und  Spekulanten  zu  Schlenderpreisen  fort. 
Nicht  minder  drückend  sind  die  indirekten  Steuern,  voran  steht  die  Mahlsteuer,  bei  der 
erst  soeben  eine  Erleichterung  durch  die  Befreiung  der  unteren  Getreidesorten  eingetre- 
ten ist,  die  aber  gleichwohl  noch  47^  Mill.  aufbringt.  Die  schlechte  Qualität  des  Mais, 
den  die  ärmste  Klasse  vorzugsweise  zu  ihrer  Nahrung  wählen  mufste,  hat  vomämlich 
zu  der  Verbreitung  der  Pellagra  beigetragen ,  jener  furchtbaren  Krankheit ,  welche  in 
einer  Verarmung  des  Blutes  durch  unzureichende  Nahrung  besteht  und  rasch  zu  einer 
Verkrüppelung  des  Körpers  führt ,  die  schwer  zu  heilen  ist  Nächst  dem  schlechten 
Mehl  trägt  zur  Erkrankung  bei  der  Mangel  an  Salz  bei  Bereitung  der  Speisen,  mufs 
doch  das  Salzmonopol  82  Mill.  aufbringen.  Es  trifft  nicht  zu,  wenn  Marpurgo  bei  der 
neuesten  agrarischen  Untersuchung  (Atti  della  Giunta  per  Inchiesta  agraria  e  suUe  con- 
dizioni  della  Classe  agricole.  Roma  1881|82)  meinte,  es  könne  mit  der  Lage  der  Ar- 
beiter doch  nicht  so  schlimm  sein ,  da  die  Erträge  ans  Salz  und  Tabak  nicht  zurück- 
gingen. Der  Salzbedarf  eines  Menschen  kann  nicht  unter  ein  gewisses  Mafs  herunter- 
gedrückt werden  und  wenn  der  Arbeiter  eine  Zigarre  zu  2  Cent,  raucht ,  so  ist  das 
kein  Beweis  zureichender  Nahrung,  im  Gegenteil  der  Tabak-  wie  der  Branntweingenufs 
soll  oft  den  Magen  über  den  Mangel  derselben  hinwegtäuschen.  Der  Branntweingenufs 
nimmt  auch  zu  und  es  ist  kein  Beweis  des  Gegenteils,  wenn  die  Steuer  von  Spirituosen 
wenig  einbringt,  denn  der  konsumierte  Branntwein  ist  meist  fremder,  dessen  Steuer  also 
in  den  Zöllen  steckt.  Zu  den  indirekten  Steuern  kommen  dann  noch  die  lokalen,  der 
Dazio,  ohne  den  selbst  die  kleinste  Stadt  nicht  gefunden  wird. 

So  begreift  es  sich,  dafs  die  Lage  der  Arbeiter  sehr  Übel  ist,  alle  Berichte,  welche 
die  genannte  Untersuchungskommission  von  den  Sindacos  erhielt,  stimmen  darin  über- 
ein ,  dafs  die  Wohnungen ,  der  beste  Mafsstab  der  Gesamtlage ,  sich  durchweg  in  jäm- 
merlichem Zustande  befinden;  wenn  sie  nicht  dem  Arbeiter  gehören,  so  beträgt  die 
jährliche  Miete  in  den  ärmeren  Gkgenden  5  Lire  pro  Zimmer!  Es  fehlt  zwar  nicht  an 
Wohlthätigkeitsanstalten,  aber  ein  Armengesetz  hat  Italien  noch  nicht,  obwohl  dort  ge- 
rade jetzt  das  stattgefunden  hat ,  was  in  England  zum  ersten  Armengesetz  führte ,  die 
Aufhebung  der  Klöster.  Ist  auch  gewifs  zuzugeben,  dafs  die  Gewifsheit,  bei  denselben 
stets  Almosen  zu  finden,  vielfach  Faulheit  und  Armut  befördert,  so  stand  das  Kloster  immer- 
hin zwischen  den  Armen  und  dem  Hunger,  und  dieses  Stofspolster  ist  weggefallen.  Bei 
solchen  Zuständen  kann  die  Gröfse  der  Auswanderung  nicht  Wunder  nehmen ,  nicht 
allein  über  See  zieht  der  Bauer,  vomämlich  nach  den  Laplatastaaten,  deren  Bevölkerung 
ihm  sympathischer  ist  als  die  nordamerikanische ,    die    italienischen  Arbeiterkolonien  in 


1)  Die  besten  Zustände  sind  noch  da ,  wo  wie  in  Südfrankreich  das  Meiersystem 
(mezzadria)  üblich  ist,  bei  dem  die  kleineren  Pächter  durchschnittlich  ^  des  Ertrags  an 
den  Grundherrn  geben,  und  die  bedeutendsten  Fortschritte  im  Ertrage  sind  bei  grofsen 
Grundbesitzern  in  Sizilien  zu  konstatieren ,  von  denen  einige ,  wie  Graf  Tasca ,  Herzog 
von  Meglia,  in  der  Kultur  namentlich  der  Südfrüchte  (agrumi)  greises  leisten. 


580      ßbersicbl  ftber  dio  nettesten  PubUkationeo  Deutsohlmods  and  des  AnaUndes* 


MAT&eiUe  und  Jinderen  südfraozosj sehen  StMdtcn  xÜhleQ  nach  Zehn tA tuenden ,  der  Gotl- 
TiArdtunnet  und  die  ßtrafabargcr  BefcMiirungon  sind  überwiegend  von  Italienem  i^ebAat, 
die  bis  K€ln  btnattfgehen.  Durchweg  ^or^en  dieselben  für  ihre  su  Haa!>e  gebliebenen 
Fftmllien  sehr  got  und  senden  bei  geHngeo  persönHcheu  Bedörfni&sen  jeden  S&msrUg 
Abend  ihre  Erspamisäe  heim»  »her  die  Fumilie  entbehrt  doch  dabei  den  Vater  nnd  wäh- 
rend dmufsflo  die  Rfis^Ugkeit  der  italienijichen  Arbeiter  gerühmt  wird,  kUgt  man  in 
Italien^  dari  sie  dort  sich  an  den  Gennr»  yod  Branntwein  gew^bnen.  Za  dieser  Au»* 
Wanderung  aus  dem  Lande  kommt  dann  noch  das  Wandern  in  demselbi^n ,  indem  die 
Arbeiter  aus  ärmeren  Gegenden  zur  Ernte  in  die  reicheren  aichen  ,  was  der  $«ljhaftig* 
kcit  und  dem  ZusammenhaU  der  Familie  gleichfalls  wenig  förderlich  ist. 

Wir  mufaten  etwas  weiter  ausholen^  um  hei  der  Besprechung  der  yorliegenden  klei- 
nen Schrift  von  Ferraris  betonen  zu  kOnnen^  dafs  die  ÜbeUtttnde,  welche  er  «ngiebt, 
doch  nicht  so  vorwiegende  Folgen  der  Mifs Verwaltung  und  Gleichgiltigkeit  der  frfi.hor«o 
Hegierungcn  gegen  dio  Lage  der  arieitenden  Klassen  sind,  als  er  annimmt  Gewifs  iu 
viel  für  den  Unterricht  geschehen  und  die  Fortschritte  sind  bei  der  natürlichen  Intelli- 
genz de»  Volkes  gerade  da  am  grof^tenf  wo  die  Verwildernng  tind  ünwiMenheit  früher 
am  kra;!SHe»tfn  waren,  wie  in  Sistlion,  aber  wie  gering  litt  immerhin  daa  Unterricht^bud- 
get  mit  28  Mill.,  das  dea  Ackerbau»  mit  9  Mili  gegen  daa  de«  Heeres  und  der  Marine 
mit  V4  2f  Und  die  Verwaltung  des  Stuatcs  wie  der  Gemeinden  ist  im  modernen  Itaileo 
auch  keineswegs  muslerhaft,  *onät  hätten  Bankerotte,  wie  die  von  Neapel  nnd  Floreni, 
nicht  eintreten  können«  Letzterem  gab  über  60  Hill,  für  die  Anlage  der  V^iale  del 
Colli  auA. 

Wc»entlicb  die  schaurigen  ErgebniMe  jener  genannten  agrariscben  DntersuehtingKkom- 
mission,  welche  auf  unennQdlicbcji.  Betreiben  des  Abg.  Bertani  eingesetzt  nnd  von  der 
ersten  landwirtschaftllcben  Autorität  de*  Landes  Gn*f  J  a  c  i  n  i  präsidiert  wurde,  werden 
den  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  nnd  Handel  überEeugt  haben  ,  dafs  die  uniengbar 
steigciido  Produktion  nicht  gleichbedeutend  mit  einer  nehtigc«  Verteilung  de*  Kational- 
Wohlstandes  ist  und  dafü,  wenn  die  grofse  Masse  des  Volkes  bisher  meist  «tille  geduldet 
hat,  ea  um  so  notwendiger  ist,  ihr  Los  an  erleichtern,  damit  nicht  die  sosiaIiMi»che  Propa- 
ganda mehr  Boden  gewinnen  und  nicht  eine  Degeneration  der  Eace  einreifÄC,  die  riel- 
leicht  nicht  in  Jahrzehnten  tu  heilen  ist.  Manch e.'i  ist  allerdings  geschehen.  Eine  d«r 
besten  bereit*  iu  Wirk:«amkeit  stehenden  Einrichtungen  sind  die  Po»täparkas»en  ,  die 
187<S,  1980  an  der  Zalil,  ein  Guthaben  von  2  412  890  1.  «eigten,  während  sie  am  30.  April 
1883  auf  3519  mit  9'i42^81S  1.  gcütif^gon  waren.  Die  auf  Gegenäcitigknit  begründeten 
Hilfsvereine  sind  Kahlreicb  und  üben  eine  Aegensrciche  Thfttigkeit  aus,  aber  die  nähere  ün> 
tar&ucbung  zeigte  doch,  d&ts  wenige  derselben  wirklich  imstande  stnd^  ihre  Verpflicbtun* 
gen  zu  erfUnen.  Aufserdem  sind  ;$ie  rem  Ertlich ,  während  der  Arbeiter  dem  Unterneh- 
mer nachziehen  mnfs;  trifft  ihn  dort  ein  Uurall^  so  giebt  ihm  die  bisherige  Gesetzgebung 
kein  Mittel^  auch  nur  Schadener^ats  zu  finden.  Der  Minister  hat  daher  den  KAmmem 
drei  Gesetzentwürfe  zur  VerbesAernng  der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  vorgelegt ,  die 
ans  Ferraris  vorführt 

Der  erste  bezweckt  die  Errichtung  einer  nationalen  AUerversorgungskjiise.     Mitglie* 
der  derselben  können  alle  Handarbeiter    in    Tage«-    und  Stücklohn  werden  ,    welche  da» 
18.  Jahr  überschritten  haben,  sowie  Witwen  und  Waisen  derer,    die    tufolge  cine^  Vü* 
falls  umgekommen,  wofür  die  Ernatzpflicht  zuerkennt  ist      Ihre  einheitliche  Organiaation 
sichert    ihre    Wohlthaten    ihren  Angehörigen    auf  jedem  Punkte  de»  Königreich?! ,    läf»4  ' 
aber  den  Provinzlalkommissiooen  Spielraum  und   «ieht  die  Beitrage  haupUächlieli  dureb  , 
die  Postsparkasj^en  ein ,    so    dafs    die  VcrwaItung,<«kosten    gering    sind :    die    monatlirlirn  i 
Beiträge  sind  mindestens   1   Fr    und  nicht    über  4   Fr,     Dio  Einschreibungen  «ind  allge- 
meine oder  gegen^ieitige,  erstere  finden  für  jede«  Alter  ätatt    gegen    eine  einmalige  Ein* 
Zahlung  von  mindestens  5  Fr.  und   höcitstens  50  Fr  ,    nach    dem    50,    Jahre    wird  «in«  I 
Pension  gewährt,  entweder  von  6  pCt    des  angesammelten  Kapitals,    das    d«m    Arbeiter 
bleibt,  oder  eine  Jahresrente  mit  schwindendem  Fonds, 

Der  »weite  Entwurf  behandelt  die  Haftpflicht  der  Unternehmer  bei  l'fr'''i -^  *'^'!eft. 
Sie  sind  den  Arbeitern,  die  in  ihrem   Dienst  i^teben,  solidArisch  dafür  verpM  xmi  \ 

liegt  die  Beweiaiast  auf,  dafs  der  Arbeiter  sich  nur  durch  eigene  Schuld  ge     „:,  »ta  j 

sind  bei  Strafe  verpflichtet,  jeden  Unglücksfall  sofort  selbst  anzuietgen  und  der  Arbeiter  j 
kann  »och  nicht  darch  Übereinkommen  mit  dem  Arbeitgeber  auf  die  Wohlthaten  dJ«*JM*»  ' 
Gesetzes  verxiihten.     Was  VersicherungsgeneUschaften    ihm  zahlen,    wird    nnr    pro  rat« 
angcrcchnEt  und  auch  dann  nur,  wenn  der  Arbeitgeber  mindestens  '[,  der  Prämien  &ahlt. 
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Dor  dritte  Eutwurf,  d«r  übrigen»  scbon  Gesetz  gewoidoD  i^t,  besweckt  EiarichtUDg 
einer  UtifRllTersicberuDi^sgcselbchAft ,  dereo  Zabliatigsflhigkeii  von  den  gröfaten  Sparkas- 
sen, dem  Monte  dei  Paaubi  vom  Sieua  und  den  Bftiiken  von  Neapel  und  Sizilien  bis 
l»|j  MiU.  gurantiLTi  ist.  Ihre  Mittel  werden  gebildet  au^  den  Prämie«,  Geschenke«  und 
Legaten,  MiigUed  k mm  jeder  Handarbeiter,  der  über  10  Jitliie  ult^  werden,  die  Ver- 
sicherung ist  kotlektiv  seitens  der  Unternehmer  oder  individuell.  Sie  gebt  auf  alle  Un- 
fälle t  j»et  es  dafs  Tod  ,  vollständige  oder  teilweise  Unfähigkeit  zur  Arbeit  die  Folge  \at^ 
soferu  diese  einen  Monat  iihersclireitct. 

Weitere  Ge^etie  sollen  die  Au^waudcruiig ,  die  Arbeit  der  Frauen  nnd  Kinder ,  die 
korporativen  Ge^elUcbafteDf  V'olkfrljankeii,  Arbeitsan Stellungen  und  Gewerber&ce  zum  Ge- 
genstand liabcn.  Geffcken, 

1}  Stur^berg:  Die  Bektlnipfung  der  Völlerei  insbesondere  auf  dem 
Woge  der  Gesetzgebung,  8*.  97  SS.  Düsseldorf,  Selbstverlag  der  Rheinisch -Westfäli- 
schen GefängmAgCäellacbaft,  1877. 

2)  Ein  Wort  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht,  Von  einem  Konserva- 
tiven.    8«.     23  SS.     Berlin   1881.     Verlag  von  F.  Lurkhardt. 

3)  Fuchs:  Der  Alk  o  b  oüsw  its  und  seine  Bekämpfung.  Heft  8  des  VIU. 
Banden  der  ,,Zeitfragea  des  christlichen  Volkslebeud/'  8<>.  69  SS.  Heilbroun  1883. 
VerlHg  von  Gebr.  Henntnger. 

Die  gonsnuten  drei  Schriften ,  von  denen  die  beiden  ersten  swar  schon  älter  sind, 
aber  auch  jetzt,  noch  Interesse  beanspruchen ,  suchen  nach  Mitteln  ,  die  Geriihrca  der 
Trunksucht  zu  beseitigen  Alle  drei  weisen  auf  den  ZuAammcDhHng  zwischen  Trunk- 
sucht und   Verbrechen  hin ,    am    gründlichsten    und    eingehendsten    die  Abhandlung  von 

I  P*i.Htor  Fuchs.  Letittere  geht  auch  auf  den  Zusammenhang  der  Trunk^iueht  mit  den 
Eheschciduugen  ,  der  Prostilutioii  und  dem  Mangel  an  Schulbildung  ein  und  zeigt  die 
Otifuhren  der  Völlerei  für  die  getsttge  und  körperliche  Geüundbeit ,  ohne  dafs  dabei  die 
Bedeutung  des  Alkohols  als  Genufs-  und  Heilmittel  verkannt  würde.  Was  die  Mittel 
der  Abhilfe  anhingt ,  so  sucht  der  Vortrag  von  Stursberg  dieselben  besonders  auf 
geiietzgebcnschom  Gebiete.  Er  verlangt  strengere  Befolgung  der  bestehenden  Vorschrif- 
ten, die  2ur  Bekämpfung  der  Völlerei  helfen  können  ^  offixicUe  statitittüche  Erhebungen 
über  den  Umfang  de;*  Notstandes  und  seine  Folge tj,  Prüfung  der  }4iitzÜchkeitft-  und  Be- 
dürfnisfrage  bei  der  Konzessiouscrtoilong  und  Einschränkung  der  Kleiuhändler  ^    Bestra- 

[iüng  der  auf  Strafaen,  in  Wirt^thilusern  oder  an  ötfeotliehen  Orten  angetroffenen  betrun- 
kenen Personen  und  BcNtrafung  der  Wirte  und  Verkäufer,  welche  geistige  Getränke  an 
Betrunkene,  notorische  Trunkenbolde  oder  Minderjä lirige  verabfolgen.  Der  konservative 
Anonymus  sieht  ebenfalls  In  Frjiventiv-  und  Repressivmafsregeln  gegen  die  Schankwirte 
und  in  der  Bestrafung  der  Trinker  die  wirk^ami^ton  Mittel,  während  EuthaltsamkeitKver- 
eine  und  Trinkerasyle  von  nur  geringem  Erfolg  seien.  Die  an  dritter  listelle  genannte 
Schrift  bemüht  sich^  auch  der  Mkfsigkeitsbewegung ,  den  Trinkerasylen  und  den  Volk»- 
kaffecbuu.sern  gerecht  su  werden  und  verlaugt  eine  (jedoch  nicht  überm&fsige)  Erhiihung 
der  Ilriinntweinsteuer,  Aufhebung  des  Gesetzes,  nach  welchem  Trunkenheit  einen  Mil- 
derungägrand  bei  Begehung  von  Verbrochen  bildet ,  ein  Punkt,  in  welchem  ihr  die  an* 
dem  beiden  Schriften  sekundieren,  und  Erschwerung  dor  Schankkonzessionen^  ohne  sich 
XU  verhehlen  ,  dafa  auch  diese  Mittel  uaturgemäfs  von  nur  bescliränktem  Nutzen  i»ein 
können.     Den  }lauptnncbdruck  legt  aueh  diese  Schrift  auf  gesetzliche  Mafsregeln. 

Der  Hinwei»  auf  das  Ausland,  insbesondere  auf  Schweden  und  England,  kehrt  in 
allen  drei  Schriften  wieder.  Sicherlich  kann  mau  aus  den  Einrichtungen  jener  Staaten 
viel  lernen,  man  wird  sich  aber  bei  genauerem  Studium  der  Verhältnisse  auch  des  Ein- 
drucks  uicbt  erwehren  können,  dafs  trotz  der  energischen  Gesetze   in  jenen  Staaten  dss 

^  Übel  des  Alkoholiamiis  immer  noch  in  nur  zu  hoher  Blüte  steht,  ein  Eindruck,  der  nn 

[tncntlich  iti  der  Abhandlung  von  Fachs  offen  hervortritt.     Dr,  R    van  der  Borghi 
Die  Ökonomie  der  Zukunft      Eine    sozialpolitische    Skizze   von    E.  K.     B° 

i  J7  SS.     Berlin   1881.     Puttkammer  und  Mühlbrecht. 

Diese  anonym  erschienene  kleine  Schrift  plaidiert  fiir  den  ,^stnats»o^iati^tischon'* 
Plan  der  organisierten  Staatsproduktion;  durch  die  Verwirklichung  dieses  Planes  wür- 
den  zwar  langsamer,  aber  ebenso  sicher  wie  durch  das  mit  vielen  Märten  verbundene 
Monopol  die  lUr  die  Kulturaufgabeu  des  Staates  nötigen  Mittel  beschafft  weidon  Er 
findet  »ein  Ideal  scbon  in  der  Tabacksindustrie  vorbereitet.  Uns  will  es  freilich  nsicb 
den  Erfabningcn  der  letsten  Jahre  scheinen ,  als  ob  dieses  Vorbild  etn  recht  unglück- 
lich gewäbltes  ^oi.     Nach  diesem  Mn.«tor  will  dor  VerHisser  mtch  auf  allen  Übrigen  Brau- 
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eben  den  PHvmtbetrteb  suceessive  dnrob  die  Kotikarrenz  de»  Stüts  l>«seitigeii ;  df)fl 

fang  M>\1  die  Lftitdwirt4cUftft  macbeii «  «a  welchem  Zvreck%  der  Verf.  einen  wnndertklieii  1 
i^ntirarf  m  einer  Reform  der  InmlwirUchAfUtchen  Vcrhültnisse**  eDtwickeU. 

k.  V,  d^  B 

Torftld  Ooebet:  Über  Alters*  und  Witwenycrwrguiig^  der  Arbeiter.  8*.  3S  dS. 
Berlin  1S82.     CftrI  Danekers  Verlug. 

Der  Verf  ffUubt«  dafs  weder  eine  Reform  der  ^rtnenpöege  noch  die  ÖelbÄthilft  l>ti 
dum  Mangel  an  Sitarbiiin  den  Arbeiter  reip.  des$ieti  Witwe  im  Att*  i  j,i.  her  etttUflii 
künue;    er  hält  es  dihor  für  nötig,    obligatorische    Kassen    unter    A^  '    Leitoog  J 

der  Staats*  bez,   EBichabeborden    einaurichtcn  ,    denen    unter    beiiitinunt  udtn  dt« 

ITnterstOtxung  uns  ofTentlichen   Mitteln  gesichert  sein  mü>«e.  H.   v.  «l.  B. 

Fried  r  Karl  Reich  sfreib.  v.  Fecbenbacb- Laudenbach:  Ein  Beitrag 
BOT  Lohn-  und  Arbeiterfrage.     8*>.     36    8S.     Berlin    188S.     Fattkammer  n.  MUilbrecbi  , 

Die  Schrift  tritt  ao  elo»ottig  im  nltra-konservativen  Partei  *  Inierw**«  auf^  dafi  «* 
an«  der  Pflicht  enthebt,  wissenschaftliche  Kritik   an    den    darin  enthaltenen  Vor- 1 
BChlag  xur  Regelung  des  Arbeitslohnes  zu  legen.  B. 

A.  de  la  Chevalier le:  Zur  Bekämpfnng  der  Bettelei  und  Vagabondage.  0°. 
48  SS.     M&nster  i.   W  ,  Verlag  v.   Ueinr.  Schöningh,   1883. 

Diese  kleine  Abhandlung  bespricht  die  CritacheD  der  Bettelei  und  Vagabondigi 
sowie  die  bii»her  ycr»uihten  Mittel  der  Abhilfe  und  bringt  neue  VorschlÄge  «ur  B^• 
kiuipfuDg  dieser  tbcUtninde,  die  von  dem  Prinzip  lusgehen  ,  dafs  keine  üntcrstutxung 
ohne  Oegenteifttuiig  gewährt  und  data  iwtsehen  Bettlern  und  Vagabondcn  aus  Not  und 
von  ProfoMfion  nntcr^chicden  werde.  Der  Verf  hSU  sich  von  alien  Extremen  frei  ond 
seine  Abhandlung  ist  dejihalb  xur  Orientierung  ku  empfehlen.  B. 

Mathilde  Lummers,  ^'ölksKafiTeehäuser.  Rat-»chliige  iHr  ihre  Eiurichtting  und 
Bewirtschaftung.     Nach  englinihen  Quellen  bearbeitet.      Bremen,  Roussell.     8*,      76  &S 

N&chit  Amcrikii  l»t  England  dasjenige  Land,  wo  die  Bestrebungen  «ur  Bekämpfung 
der  in  wuhrhafl  ers<'hrecketid«*Tn  Maf*  wachfenden  Trunksucht  bisher  die  ^t  -  "  xttn 
Anwälte  gefundeu  haben.     Iujihc5ondcre  richtet  »ich    dii?  Agitation  gegen  >tn 

Branntweiügeüufs.     Zu  den  Mitteln,  die  eine  Reihe  gemeinnüt-tii?'^^  v-.,cm  ,     ,_^   .....^tu 
«Jahren  in  Anwcinduiig  bringen,  gebort  unter  anderem  auch    die  s;  von  Volks- 

K*ffi»ebÄua«?rii  al'»  Konkurrcu»    gegen  die  verderblichen  BriuintiM  '  ti.      Der  Lon- 

doner Verein :    Tlie    Coffee  Poblicbou»e  Association    hat    tot    Förderung  dics.«^s  Zweekei  ( 
eine  BroschPire  erscheinen  Insten  ,    welche    die  bei  der  Anlage  und  Bewirtschnltung  der  { 
KafTeeschenkcu  in  £ngUtid  geäammelten  Erfahrungen   Rnr  Darstellung  bringt«     Die  vor-  | 
liegende  Schrift,  mit  der  die  Verfasserin    der  Institution    dieser  Katfec^cheiiken  aueh  in  J 
Deutschland  xur  Einbürgerung  verhelfen  möchte  ^    ist  eine  Bearbeitung  jener  BroscL&r« 
In  sieben  kleinen  Kapiteln    werden    in    sehr    ansprechender    Weise    die    Bedeutung    der  | 
RafTeeschenken ,    die  snr  Anlage  derselben   notwendigen  einleitenden  Schritte^    die  wirt- 
scbaftlichen  Omndflttse,    auf  die    sie    eu  basieren  üind,    die  Wabi  der  iirtliubkcit,    die  ^ 
Dekoration  und  Aniatattung  der  Lokale^  die  Verwaltung,  Bedienung  und  Aufsicht,   wte 
sie  die  KaJTeeschenken  erfordern,    erörtert  und  r^ulcti^t  einige  Hinweise  auf  die  QualiÜU  I 
der  8U  verabreichenden  Nahrungsmittel   und  die  «ntsprei^henden  Preii^e  gcgeV^en. 

Sicher  wird  die  kleine  Schritt  überall  da,  wo  man  sur  Einrichtung  von  Kaffee 
schenken  in  dem  von  der  Verfasserin  beabsichtigten  Sinn  schreiten  will,  sich  tehr  niiti* 
lieh  erweisen  nnd  sie  mag  deshalb  als  ein  Ratgeber  in  den  dabei  in  Betracht  kommen- 
den  Fragen  bestens  empfohlen  sein  iL   B 

E,  v.  Selchow,  Des  Kaisers  Botj^chaft  und  das  praktische  Christentutn.  Eine 
tosialpolitische  Trilogle.     8^.     VUl  und  40  SS.     BresUti    1883.     Carl  Dülfer  b  Vorlag. 

Diese  etwas  pessimistische  geftirbto  tiTrilogie*'   aerfitUt   in  d:  ^  r.ilc: 

1)  Ohne  Versöhnung    kein    praktisches    Christentum;    2)    ohne    [  '«m 

keine  Freiheit;    5)  ohne  Freiheit  keine  ^^eltgkeit.     Das    mit    »ablrvii  jjm    in-m-tuKu   tind 
anderen  Citaten  gewfinete  Schriftchen  kann  auf  wissenschaftlichen  Wort  keinen  Ansprach  i 
machen.  R    v.  d.  B 

Condltlon  des  fcmmea,  de  la,  par  R.  D.     Lyon,  Rnbani   1883.     8.     £9  pag 

C  o  r  n  e  t ,  J.  F. ,  Le  paup^-isroe  et  Tt^pargne,  conferance  donnee  au  c*»rclo  des  ra-  | 
nnions  popalaircs  de  Mona.    Mona,  impr.  Byr  &  Loret,   1883.    18.    80  p^g.    tt,  «-  lÄ  «.  | 

Jnnetf  P.,  Le»  oHgines  du  sooialismo  contemporain.  Paris |  G.  BailB^  &  C*«  | 
1883.     12.     2   fr.  50  c, 

do  L'Angle-Beanmaiioir,  R.,  L*  trftlte  dos  blitnc&  tkU  XIX«  sikrle,  atLirStde 
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la  Situation  des  employ^  de  chemins  de  fer  en  1883.  Hayenne,  impr.  Derenne,  1883. 
8.     16  pag. 

Masseron,  J.,  Danger  et  nöcessitö  du  socialisme.  Paris,  G.  BailliireftO,  1888. 
12.     3  fr.  50  c. 

Narjoux,  F.,  Les  logements  ä  bon  marchö,  ce  qn'ils  sont  et  ce  qn'ils  doivent 
etre.     Paris,  Morel,  1883.     gr.  in-8.     1  fr.  25  c. 

Beck,  S.  W.,  Glovos:  their  annals  and  associations.  A  chapter  of  Trade  and  So- 
cial History.     London,  Hamilton,  1883.     8.     XVIII~263  pp.     7/6. 

Savings  Banks.   Retnms  for  1882.   London  1888.   Folio.   (Parliam.  paper).    1|4 

Shelley,  C.  P.  B.,  Workshop  Appliances.  6^1^  edition.  London,  Longmans,  1883. 
12.     366  pp.     4|6. 

Atti  del  Congresso  intemazionale  di  beneficensa  di  Milano.  Sessione  del  1880. 
Milano  1882.     gr.  in.8.     VIII— 507  pp. 

Celli,  P. ,  Del  riordinamento  dalla  pubbliea  beneficensa.  Milano,  Hoepli,  1883. 
16.     1.  1. 

L  e  V  i ,  E.,  Mannale  per  le  banche  popolari  cooperative  italiane  etc.  Milano ,  tip. 
sociale,  1883.     8.     XXIV— 588  pp.     1.  5.  — 

Steccanella,  V.,  Del  comnnismo.  Borna ,  Tipogr.  di  Propaganda  fide ,  1883. 
8.     1  6.  60  c. 

10.    Oeietigebimg. 

Dr.  W.  Gallns,  Die  Organisation  der  Krankenversicherung  für  Arbeiter  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  vom  15.  Juni  1883.  Kl.  8*.  88  SS. 
Leipzig  1883.     Carl  Reirsner. 

Das  Schriftchen  enthält  eine  kursgefafste  zusammenhängende  Darstellung  des  we- 
sentlichsten Inhaltes  des  Beichsgesetzes  vom  15.  Juni  1883,  welches  am  Bchlufs  abge- 
druckt ist,  und  ein  Beispiel  eines  Statuts  für  eine  Ortskrankenkasse  nach  Mafsgabe  des 
erwähnten  Gesetzes. 

Die  neue  Gewerbeordnung  mit  dem  Einführungspatente  vom  80.  Dezember 
1869  und  den  Abänderungen  und  Ergänzungen  durch  das  Gesetz  vom  15.  März  1883. 
80.     58  SS.     Graz  1883.     Verlag  von  Leykam-Josefsthal. 

Das  Heft  bringt  die  neue  österreichische  Gewerbeordnung  vom  16.  März  1883  zum 
Abdruck ,  dessen  nur  wenig  abweichender  Entwurf  schon  in  N.  F.  Band  V  S.  404  ff. 
ausführlich  besprochen  ii»t. 

Dr.  Hugo  Magnus,  Die  Blindheit,  ihre  Entstehung  und  ihre  Verhütung.  Breslau 
J.  U.  Kem*s  Verlag  (Max  Müller)  1883.     XVI  u.  338  SS.     8». 

Die  angezeigte  Arbeit  behandelt  im  ersten  Teile  (cap.  I  —  XI)  die  Entstehung,  im 
U.  Teile  (cap.  XII— XIV)  die  Verhütung  der  Blindheit  Bef.  ist  als  Michtmediziner  nicht 
in  der  Lage  zu  urteilen,  wie  weit  das  Buch  den  medizinischen  Anforderungen  entspricht. 
Für  den  Nationalökonomen  bietet  diese  Schrift,  die  —  wie  der  Verf.  im  Vorwort  be- 
merkt —  den  bisherigen  Mangel  einer  ersehöpfenden  Untersuchung  der  Blindheit  besei- 
tigen will,  des  Interessanten  sehr  viel.  Namentlich  verdienen  die  83  Tabellen  und  5 
graphischen  Darstellungen,  welche  die  Blindheit  in  den  mannigfaltigsten  Beziehungen 
zur  Anschauung  bringen,  Beachtung.  B.  v.  d.  B. 

1)  Entscheidungen  der  Deutsehen  Gerichte  zum  Reichs-Qerichtskoitengesetz 
8«.     68  SS. 

8)  Dr.  Carl  Birkmeyer,  Bechtsfälle  ans  der  Praxis  des  Reichs-Civilprozesses 
mit  wissenschaftlichen  Ausarbeitungen.  S^.  171  SS.  Beides:  Wismar  1883.  Hinstorff- 
sehe  Hofbuchhandlung  Verlags  -  Conto. 

Die  erste  der  genannten  beiden  Schriften  enthält  eine  geschickte  Zusammenstellung 
von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  zum  Beichs-Gerichtskostengesetz ,  welche  nach 
den  §§.  dieses  Gesetzes  geordnet  sind.  —  Die  zweite  Schrift  bringt  drei  längere  Ab- 
handlungen :  1)  zur  Lehre  vom  Versäumnisurteil,  8)  zur  Auslegung  des  §.  94  der  RCPC, 
8)  zum  Begriff  der  „Verhandlung^*  nach  der  RCPO. ,  deren  Bedeutung  sich  schon  dar- 
aus erkennen  läfst,  dafs  die  Auslegungen  des  Verf.  bereits  die  Grundlage  zu  einer 
höchstinstanzlichen  Entscheidung  des  Reichsgerichtes  geboten  haben.         B.  v.  d.  B. 

E.  von  Woedtke,  Das  Beichsgesetz,  betreffend  die  Krankenrersichening  der  Ar- 
beiter. Vom  16.  Juni  1888.  8*.  XXVI  u.  883  SS.  Berlin  und  Leipzig.  Vorlag  von 
J.  Guttentag  (D.  CoUin).     1888. 

Das  Beichsgesetz  vom  16.  Juni  1888  ist,  wie  bekannt,  sehr  kompliziert  und  bietet 
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dem  Verstlodiiis  wie  der  pruktiacheo  Darchf&hruiig  mancbo  Schwierigkeiten,  die  beeei* 
tigt  werden  mtlsseai  wenn  das  Gesets  mit  Erfolg  geb&ndb&bl  werden  soll.  Dasu  beita- 
tr»gen  ist  der  Zweck  des  Yerfiisser»^  der  dem  GeieUe  durch  aus  symp&tliiiicli  gegenüber- 
»tebt.  In  der  Einleitang  schildert  er  mit  knappen  Worten  die  Ent^tehiiug  des  GeseU« 
nnd  giebt  in  gedrängter  KUrxe  eine  Darstellung  des  wej^entlti'hen  Inhalt«  derselben. 
Der  eigentlicbe  Text  enthält  2unüeh&t  cino  läni^oro  Aütttührung  über  die  ßegrilndang 
des  Gesetzentwurfs  ^  betr.  die  Krankeaver&ichernng  clor  Arbeiter*  DarJin  »cblief^t  sich 
eine  Wiedergabe  de»  Gesetzes  vom  16  Jnni  1883  mit  umfttrigreichen  and  gründlichen 
Erläaterangen  unter  dem  Texte.  Im  Anhang  ist  duä  Geseta  über  die  eingeschriebenen 
Hil&kojisen  vom  7.  April  1876  abgedruclct  Ein  alphabetisches  Sschregibter  erleichtert 
die  Handhabung  des  Bucheti »  welches  eicberltch  geeignet  ist ,  das  schwierige  Kranken* 
Tersicherongsgesets  dem  Veratlndois  des  grofaeo  Pnblikama  n&ber  zu  bringen, 

B.  V.  d.  B. 

Dr  Paul  J&ckel,  Die  Zwangsvollatreckting  in  latmobüien.  8^.  VIU  u.  527 
S.  Berlin  168S.  Verlag  von  Franz  Vahlen, 

Der  Verf  beabsichtigt ,  in  Anmerkungen  einen  auafUhrUehen  Kommentar  1)  ea 
dem  Gesetz  betn  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbowegliche  Vermögen  y*  13  Jiüi 
1883,  S)  zu  dem  Gesetz  betr.  die  Gerichtskoaten  bet  ZwMugis Versteigerungen  uad  SSwangs- 
venitaltungcn  von  Gegenständen  des  unbewegtlehen  Vermögens  vom  18.  Juli  t883|  3)  su 
der  Ministerial-Instruktion  über  die  GeschkftsfÜhrung  der  Verwalter  tu  der  Zwangs ver* 
waltung  au  geben.  Man  darf  erwarten,  daf*  diese  neue  Arbeit  des  Vorf.  dem  1881  in 
3.  Auänge  erschienenen  weitverbreiteten  Kommentar  stir  änbhastation^rdnung  desselben 
Autors  ebenbürtig  sein  wird.  R  v.  d.  B« 

Troje^  das  Vereiuszollgesets  vom  L  Juli  1869  mit  AusfÜhrungsbestimiDUbgeii  u. 
ErliLaterungen,  den  Bestimmungen  über  das  Htraf^'erfahrcn ,  dem  Gcseta  vom  1.  Joli 
1869,  betreffend  die  Sicherung  der  Zollgrenze  gegen  Hamburg  und  Bremen«  dem  Zoll- 
kartell vom  11.  Blai  1833  und  den  Vertrngshestimiuungeu  über  die  Besteuerung  innerer 
Eraeugnisäe  und  die  Ü bergan gsabgaben  Ein  Handbuch  für  Zollbeamte  und  Zollpflich- 
tige Dach  amtlichen  QueHeu  bearbeitet  und  herausgegeben.  3,  Aufisge.  Harburg,  Elkan 
148  S8      8«. 

Die  vorliegende  dritte  AuflsRe  der  Troj ersehen  Bearbeitung  i\es  Vereiuszollgc* 
»etzes  befolgt  den  schon  ff  Über  adoptierten  Grund».ats,  die  einzelnen  Gesetze  parsgraphcti 
durch  die  erlassenen  Ausfufarung^bestimmungen  kurz  zu  crläuteru  Nun  ist  in  dieser 
Aufluge  blos  die  Aufnahme  der  Vorschriften  über  das  Strafverfahren  und  dea  die  Sicherung 
der  Zollgrenze  ge^'en  Hamburg  und  Bremen  betreffenden  Keichsgesetzes  *  endlich  «In 
kurzer  nnd  sehr  dürtrigor  Abrifs  der  Geschichte  des  Zollvereins.  — 

Troje,  die  Kcgulative  und  sonatigen  Aufetlihrungsbestimniungen  zum  VereinsaoU* 
geseti  vom  l,  Juli  1869  nebst  den  Bestimmungen  über  den  ÜbergHngs&b gaben  verkehr, 
2.  wesentlich  verbesserte  und  vermehrte  Audage.  Harburg  ,  Elkan.  2  Bttnde.  886  u. 
184  SS      8«. 

Diu  neue  Auflage  der  vorliegenden  Schrift  scheint  ein  Beweis  dafür  ku  sein ,  dala 
sie  ihrem  Zweck  entsprochen  bat:  sowohl  den  Beamten  als  nuch  den  ZoHpftichtlgen  eine 
Gbersichtliche  Darstellung  der  AusfUbrung&bestimmungen  zum  Vcreiusitoilge.'^ott  daraa* 
bieten.  Der  Verfasser,  dem  die  Erfahrungen  einer  langjährigen  Praxis  zur  Seite  iiteheoi 
bat  in  dieser  AoBage  eine  grofse  Zahl  von  Erweiterungen  und  Verbesserungen  vorger* 
nommen  und  auf  diese  W^eise  die  Schrift  noch  mehr  den  Bedürfnissen  der  Kreise  |  für 
die  sie  bestimmt  ist^  anzupassen  gesucht.  — 

Troje^  Anleitung  zum  Studium  der  Zoll-  und  Steuergesetae  und  der  auf  diese 
gegründeten  V^erwaltungsvorschriften,  Ein  Hilf^bucb  für  jüngere  »ind  Ältere  Beamte  lo» 
Sonderheit  zum  Zweck  der  Repetition  und  Prüfung.  Erster  Teil.  Harburg ,  Elkan 
Ul   SS      8«. 

Das  vorliegende  Büchlein  führt  in  katechetischer  Form  die  sämtlichen  Materien  der 
indirekten  Steuerverwaltung  vor  und  mag  wegen  seiner  Übersichtlichkeit  und  Fafsüch^ 
keit  jüngeren  Beamten^  die  «ich  für  den  Eintritt  in  die  Zoll-  und  i^teuerverwalttmg  vor- 
bereiten wollen^  ein  dienlicher  Leitfaden  sein. 

W,  Jacho,  Das  ßeicbssteinpelgesetz  vom  1.  Juli  1881  nebst  den  Ausfühmngsror- 
Schriften  nnd  Bestimmungen  wegen  Erhebung  und  Verrechnung  der  Reiehsstetnpelabga» 
ben.  Mit  Kommentar  für  den  praktischen  Gebrauch  herausgegeben.  DüssoIdorf|  Schwann« 
1883.     88  äS.     8«, 

Bekanntlich   ist  das   Relchstempelgesctz   bei  unserer  Bftndttliw«lt  ba  iclÜMlttotliti 
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Ansehen.  Die  Mangel  des  Gesetzes  werden  sehr  bedeutend  gesteigert  durch  die  Schwie- 
rigkeiten, die  es  in  der  Praxis  darbietet.  Ein  g^ter  und  handlicher  Kommentar  ist  des- 
halb ein  lebhaftes  Bedürfnis.  Ein  solcher  liegt  n.  E.  in  der  angezeigten  Schrift  vor. 
Die  zahlreichen  Erläuterungen,  die  der  Kommentar  bietet,  sind  darum  von  besonderem 
Wert,  weil  sie  sich  zum  gröfsten  Teil  auf  die  ergangenen  Ministerialerlasse  und  die 
Motive  zum  Gesetzentwurf  stützen.  Sehr  nützlich  ist  das  Verzeichnis  der  nach  dem 
Gesetz  zuständigen  Steuerstellen.  Ein  alphabetisches  Sachregister  erhöht  die  Brauchbar- 
keit des  Ganzen. 

Dr.  Rudolf  Meyer,  Heimstätten-  und  andere  Wirtschaftsgesetze  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  von  Kanada,  RuTsland,  China,  Indien,  Rumänien,  Serbien  und  Eng- 
land. —  Berlin  1888.     Verlag  von  Hermann  Bahr.     632  S. 

Von  der  vorliegenden  umfangreichen  Materialiensammlung  besteht  das  wichtigste, 
auf  welches  wir  an  dieser  Stelle  des  knapp  bemessenen  Raumes  wegen  allein  eingehen 
wollen,  in  der  Vorführung  der  zum  teil  wörtlich  angegebenen  amerikanischen  einzelstaat- 
lichen Heimstättegesetzgebung  (homestead-ezemptions).  Da  die  Details  dieses  Agrarrech- 
tes bei  uns  nur  unzureichend  bekannt  waren  und  die  Bemerkungen  früherer  amerikani- 
scher Reiseschriftsteller  in  der  deutschen  Presse  manche  Misverständnisse  erzeugt  haben, 
so  wird  man  es  dankbar  anerkennen  müssen,  dafs  der  Verf.  der  in  dem  grolsen  Amerika 
so  mühsamen  Arbeit  der  Beschaffung  dieser  nicht  unwichtigen  Gesetze  sich  unterzogen 
hat.  Leider  werden  wir  aber  über  die  einzelnen  Wirkungen  derselben  auf  das  volks- 
wirtschaftliche Leben,  wie  der  Verf.  S.  XXX  selbst  eingesteht,  nicht  genügend  unter- 
richtet, statt  dessen  jedoch  im  allgemeinen  mit  der  unerwiesenen  Behauptung  abgefunden, 
dafs  die  in  den  Vereinigten  Staaten  thatsächlich  vorhandenen  günstigen  sozialen  und  öko- 
nomischen agrarischen  Zustände  das  Resultat  der  in  Frage  stehenden  Gesetzgebung  seien. 
Das  mag  zu  einem  geringen  Teil  so  sein,  entscheidend  aber  sowohl  für  die  Energie,  den 
Unternehmungsgeist  und  die  wirtschaftliche  Freiheit  der  Farmer,  als  auch  für  die  hohe 
gesellschaftliche  Stellung  der  landwirtschaftlichen  Lohnarbeiter  ist  —  wie  u.  a.  Henry 
George  nachgewiesen  hat  —  die  reiche  Fülle  des  billigen  Landes  gewesen,  welches  dem 
Grundbesitzer  immer  von  neuem  die  Arbeitskräfte  entzogen  und  ihn  so  zu  verbesserter 
Technik  der  Landbestellung  gezwungen  hat  und  welches  bisher  immer  ermöglichte,  dafs 
aus  dem  Tagelöhner  ein  selbständiger  wohlhabeoder  Bauer  werden  konnte. 

Die  einzelstaatliche  Heimstättegesetzgebung  ist  ein  Kompromiss  von  zwei  einander 
widerstreitenden  Ideen,  der  unbeschränkten  Verfügungsfreiheit  über  den  Boden  und  der 
vollen  Gebundenheit  desselben,  ein  Kampfesresultat  des  modernen  liberalen  Prinzips  mit 
der  jedem  Staatsleben  in  bezug  auf  die  Bodenverteilung  innewohnenden  Erhaltungsten- 
denz. Ist  nun  das  Heimstätterecht  für  Amerika  der  richtige  Koinzidenzpunkt?  und  auch 
für  Westeuropa?  Vergebens  sucht  man  in  dem  vorliegenden  Buch  die  Beantwortung 
dieser  Fragen.  Denn  alle  Argumente  wenden  sich  allein  gegen  die  rechtliche  Gleichstel- 
lung des  Landes  mit  dem  beweglichen  Vermögen,  so  dafs  statt  der  homestead  ezemptions 
ebensogut  das  mittelalterliche  Agrarrecht  empfohlen  werden  könnte. 

Die  von  den  einzelnen  Staaten  erlassenen  Gesetze,  welche  bekanntlich  mit  dem  Bun- 
desheimstättegesetz  Über  die  Ansiedelung  nicht  zu  verwechseln  sind,  enthalten  keineswegs 
gleichartige  Bestimmungen,  wie  aus  der  folgenden  kurzen  Inhaltsangabe  hervorgeht :  1)  Die 
Heimstätte  ist  ein  nach  dem  Werte  oder  nach  der  Gröfse  bemessenes  Stück  Land  mit 
dem  darauf  befindlichen  Wohnhaus.  Man  unterscheidet  dabei  städtischen  und  ländlichen 
Boden.  2)  Die  Heimstätte  ist  vermöge  der  Exemptionsgesetze  dem  Eigentümer,  den 
Gläubigem  gegenüber ,  sichergestellt-  Der  Zwangsverkauf  ist  jedoch  gewöhnlich  wegen 
Schulden  zulässig,  welche  herrühren :  a)  ans  dem  über  den  Kauf  der  Heimstätte  geschlos- 
senen Kontrakte,  b)  aus  Handwerkerpfandrechten  (liens),  c)  aus  Steuern,  d)  aus  gekauf- 
tem, aber  kreditiertem  beweglichen  Eigentum,  welches  selbst  Gegenstand  der  Ezemption 
ist.  Es  bestehen  nämlich  auch  für  das  bewegliche  Vermögen  einzelstaatliche  verschieden 
weitgehende  Pfändungsgesetze,  welche  einen  Teil  desselben  von  der  Exekution  ausnehmen. 
8)  In  den  meisten  Staaten  kann  die  Heimstätte  ganz  oder  teilweise  verkauft  oder  hypo- 
thekarisch verschuldet  werden.  Es  sind  dazu  aber  bestimmte  Formalitäten  erforderlich, 
und  wenn  der  Besitzer  verheiratet  ist,  mufs  die  Frau  ihre  Einwilligung  dazu  geben.  Ist 
ein  Ehegatte  gestorben  und  minorenne  Kinder  sind  vorhanden,  so  ist  die  Genehmigung 
des  Vormundschaftsgerichts  einzuholen.  In  Texas  kann  die  Verschuldung  nach  dem 
neuen  Gesetz  von  1882  nur  für  die  unter  2  a,  b,  c  angegebenen  Fälle  eintreten.  Ähn- 
liche Bestimmungen  in  Louisiana.  4)  Nach  dem  Tode  eines  Ehegatten  bleibt  die  Heim- 
stätte dem  überlebenden   und  den  Kindern ,   bei   dem  Tode  beider  den  Kindern  bis  daa 
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jüngste  von  ilioeii  81  Jalire  &lt  lat  Dann  treten  die  DestimniuDgeti  des  Erbrechts  cfn 
Im  aUgemehien  berrsebt  Testirfreiheit  uad  ftb  intastAto  gleiche«  Erbrecht  idler  Kinder. 
EntAtls  sind  hier  und  da  Tcrboteu,  loetst  beschränkt  ge»tiittet  Vergl.  §  314.  Die  alt- 
germanische  Weise,  wonich  die  jüngeren  FAfoilieoglieder  nach  fernen  Gegtjuden  auswAtt« 
dern^  hat  sich  in  Nenengland  erhalten.  Eine  Zersplitlernng  der  spaan-  and  maschinen- 
f&higen  Farmen  in  Zwergwirtschaften  findet  ako  üii^i  jitütt  Der  Vater  steuert  bei 
LeUzetten  die  jüngeren  Kinder  aus  oder  bevorxagt  eins  als  Anerben  der  Farm  im  TettA- 
ment  5]  Der  Heimstfitteschutz  iat  in  manche»  Staaten  faJLuItativ  d  b.  erfolgt  nur  auf 
Antrag  des  Besitzers,  in  andern  tritt  er  ipso  jure  ein. 

ScbHersUch  wollen  wir  noeh  bemerken ,  daJT;*,  wer  die  Art  der  BL  Mejrerschesi  Pole- 
mik kennt,  in  dieser  Besiehang  nichts  neues  findet.  Übertriebene  SelbstverherTlicboog 
und  mafftlose  Eitelkeit  sind  überall  dort  su  findeo,  wo  die  Peraöniichkeit  des  Viir£as»e9-s 
in  Frage  kommt.  Unmotivierte  grobe  AasfElle  gegen  Andersdenkende  machen  dii^  L«k- 
türe  des  Bnchea  an  einer  wenig  erfreulichen.  Sorge  bat  der  Verf. «  dafs  die  von  ihm 
publizieiteu  Gesetze  mifsverstanden  werden.  Sein  eiteler  Giaäbe*  allein  ron  dem  wirt- 
schaftlichen Lehen  der  Gegenwart  etwa«  xu  verstehenf  he^^timmt  ihn,  seine  Webheit  fltr 
sich  za  behalten.  Ist  er  sich  wirklich  dunkeler  Stellen  des  toq  ihm  vorgeführten  Mate- 
rials bewufst ,  so  möchte  es  doch  wohl  die  Aufgabe  eines  aafricbti»en  ,  Hlr  das  Wahl 
seines  Vaterlandes  beseelten  Gelehrten  sein,  den  Schleier  jeder  Irrtum  erregenden  Aus^- 
dmcksweise  ku  läften.  A.  Sartorius  von  Waltersh aasen, 

Catherinotf  Les  axiomes  da  droit  fran^ais.  Avec  ane  notice  sor  la  vie  et  les 
Berits  de  l'auteur  par  Ed.   Labonlaye.     Par.,  Larose  &  Forcet,  1883.    8.    64  pag. 

Lagr^aille,  G, ,  La  Sequestration  des  ali^n^s  dans  la  l^'sl&don  aetnelle  et  dans 
U  l^slation  future.     Paris,  piuhon,  1888.     8.     48  pag      I  fr.  75  c. 

Loi  sur  la  ri^  forme  de  rorganisation  judiciaire  avec  les  tableaox  j  antiex^, 
promolgnie  le  30  aoftt  1B83.     Paris,  Rousseau,   1883.    1%,    3S  pag.   —  fr,  50  c. 

Mager,  U.,  Cours  sommaire  et  pratiquo  de  li&gislation  commerciale  et  industriell«, 
snivi  de  notions  de  t^gisladou  tinanci^re.  Par.^  Delaluin  fr^res ,  1883.  12.  Vlll — 376 
PHf.     4  fr. 

Tr^butiettf  £.,  Lai  sn^>D  esbay  es  et  L.  Qnlllonardf  Cours  ^1  Omenta  Ire 
de  droit  criminel ,  comprenant  le  commentaire  des  deux  premiers  tivres  du  code  pcoal, 
dn  Code  d'instruction  crimiuelte  en  entier  et  des  lois  nonrelles  qui  I«s  oot  modiä^ 
t»  Edition.     Tome  11:  Instruction  criminelle,     Paris,  Labure,   1883.    8.    765  pag. 

Vaqaette,  T.  et  F,  Marina  Cours  r^sum^  d'histoire  du  droit  (programme  o0Gci«i 
da  S8  d^cembre  1880.)     Paris,  impr.   Moquet,   1883.     12.    467  pag.     6  fr. 

Baird,  W.  E.  and  Babcock^  F.  8.,  Guide  to  the  Princtples  of  Üi» Law«  Int«?- 
kaired>     New  York   1883.     16.    XXIV— 321   pp.     18|.— 

Browne,  Law  and  Lnwyers  in  Literature.     London,  Soale,  1883.    8.    7|8. 

Chftlmers,  M.  D.  and  E  Hough,  The  Baiikruptcy  Act  of  1888,  with  inlrodao- 
tion,  index  etc.     London,  Waterlow,   1888.     8.     156  pp.     2|C. 

Indermaur,  John,  A  manuel  of  the  Practice  of  tbe  Supreme  Court  of  Judica- 
tare  in  the  Queen'»  Bench  and  Chancery  divisions.  3rd  «dition,  embodying  all  alteraUons 
eflTocted  by  the  rules  of  1883.     London,  Stevens  &  Hayoes,   1683.    8.    3t8  pp.      12|.— 

Bapalje^  S,  and  K.  L.  Lawrence,  DicUonary  of  American  and  EngUsb  Law, 
with  deJnitions  of  the  technica!  terms  of  the  Canon  and  Civil  Lawa.  t  vola.  Yentif 
City,  1888.    8.     XXXVUl— 80t>6  pp.     83  6. 

BttSACca^  A. ,  tStoria  dclta  tegislazione  itallana  dat  prtml  tempi  fino  all*  epoea 
nostra.     Messina,  Carbouc,  1883.    18>    785  pp.     L   10.— 

Demurtas  Zichina,  P.,  La  giustizia  amministratiTa  in  ttalia,  Torino^  Union« 
tipogr.*editr ,  1883.    8.    379  pp.     1.  b. 

II,     Staats-  und  Verwaltun^sreeht. 

Conseit  general  du  d^partement  de  la  Seine,  Ul^ntö  Session  de  1882.  Premier« 
partie  (604  pag.):  H^moires  de  M.  le  Prüfet  de  la  Seine  et  de  M,  le  Prüfet  de  police. 
Deoxitme  partie  (934  pag.):    Procis-vcrbaux.    Par,   imprim.  mnnicipale  18S3.     gr,  in-$, 

DuFal,  C,  L'administration  municipale  de  la  commune  et  du  canton  de  Viry  (d4» 
part«meDt  du  Mont  Blanc) ,  de  Tan  1  k  l'an  7  de  la  r^pnbiique  fran<^e  (1793— 179$J. 
Saint-Jnlien,  impr.  Mariat,  1883.    8.     302  pag. 

Congressional  Directory,  compiled  for  the  nse  of  CoDgreas,  by  B,  Periey 
Poöre  (XLVH.  Congress,    2»^  session).     Jai  edition^  corrected  to  Febr.  S,  1883.     Was- 
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hington,  Government  Office,  1883.  gr.  in-8.  189  pp.  with  view  of  the  Capitol  and 
map  of  Washington  City. 

Hobhoase,  H.,  The  Parliamentary  Elections  (Corrupt  and  Illegal  Practices)  Act, 
1883-  With  indroduction  and  ezplanatory  notes  etc.  London,  W.  Maxwell,  1883.  8. 
260  pp.     Ö|. — 

Standing  orders  of  the  Lords  and  Commons  relative  to  Private  Bills  for  Session 
1884.     London,  Waterlow,  1883.     12.    ö|.— 

Bernal  de  O^Beilly,  A. ,  Elementos  para  el  ^ercicio  de  la  carrera  consular. 
Bigonne,  Moncla  fröres.   1883.    8.    335  pag.     10  fr. 

Delgado,  M.  £. ,  Contratos  administrativos ,  6  de  obras  y  servicios  piiblicos. 
Madrid,  M.  G.  Hermandez,  1883.    4.    12  r. 

12.    BtotiBtik. 
Deutschland. 

Mitteilungen  der  grofsherzoglich  hessischen  Zentralstelle  für  die  Landesstatistik. 
Mai— Aug.  1883. 

Inhalt:  No  287:  Die  überseeische  Auswanderung  aus  dem  Grofsh.  Hessen  nach 
aufsereuropäischen  Ländern  1882.  —  Dienstliche  Arbeiten  der  Steuerkommissariate 
1881 — 82.  —  Beitreibung  der  direkten  Steuern  und  indirekten  Auflagen  1881 — 82.  — 
Preise  der  gewöhnlichen  Verbrauchsgegenstände  März  1888.  —  Sterblichkeitsverhältnisse 
März  1883.  —  Meteorolog.  Beobachtangen  zu  DarmsUdt  März  1883.  —  No  288:  u.a.: 
Ortsauwesende  Bevölkerung  des  Grofsh.  Hessen  am  1.  Dez.  1880  nach  Geschlecht  und 
Geburtsort.  —  Eisenbahnen  März  1883.  —  Errichtete  und  gelöschte  Hypotheken  1881 
— 82.  —  Taubstummenanstalten  1882—83.  etc.  —  No  289:  u.  a.:  Hunde  und  Hunde- 
steuer 1882 — 83.  —  Einnahme  an  Zöllen  und  gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern 
1882—88.  etc.  —  No  290:  u.  a. :  Studierende  auf  der  Landesuniversität  S.  S.  1883.  — 
Die  landwirtschaftliche  Bodenbenutzung  uud  die  Ernteerträge  1882.  etc.  —  No  291 : 
u.  a. :  Telegraphenverkehr  1881  und  1882.  —  Kulturkosten  für  Domanial Waldungen 
1879|80— 1881|82.  —  Erwerbung  und  Verlubt  der  Staatsangehörigkeit  1882.  —  Pro- 
zesse in  Bezug  auf  die  Zölle  und  Steuern  des  Reichs  sowie  die  privativen  indirekten 
Abgaben  1882 — 83  etc.  —  No  294:  u.  a.:  Gesundheitszustand  und  Todesfälle  im  Grfsh. 
Hessen  v.  I.  Quart.  1888.  —  Salzbesteuerung  1882—88.  —  Einkommensteuerpflichtige 
1883—84.  —  Veränderungen  an  den  Einkommensteuerkapitalien  1870 — 1888|4.  — 
Steuerrückvergütungen  für  ausgeführtes  Bier  1882—88.  etc.  —  No  298:  u.  a. :  Übersicht 
über  die  im  Grofsh.  Hessen  i.  J.  1882  in  entgeltlicher  Pflege  befindlich  gewesenen  Kin- 
der unter  6  Jahren,  etc.  —  No  294 :  u.  a. :  Frequenz  der  technischen  Hochschule 
1882|3.  —  Bergwerke,  Salinen  und  Hütten  1882.  —  Ergebnisse  der  nichtstreitigen  Ge- 
richtsbarkeit im  Grofsh.  Hessen  i.  J.  1881.  —  Präparandenanstalten  1882/8. 

Schweizerische  Statistik.  Hrsg.  vom  Statist.  Bureau  des  eidgenössischen 
Departements  des  Innern.     Bern  1888. 

Bd.  LV.  4».  XXXU  u.  126  Seiten.  Mit  2  graphischen  Darstellungen.  Inhalt: 
Die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  der  Schweiz  im  Jahre  1881.  —  Bd.  LVI.  4«.  XXIX 
u.  192  SS.  Mit  2  graphischen  Darstellungen.  Inhalt:  Die  eidgenössische  Volkszählung 
vom  1.  Dez.  1880.     II.  Die  Bevölkerung  nach  Alter,  Geschlecht  und  Zivilstand. 

Statistique  de  la  principautä  de  la  Bulgarie.  II.  Hrsg.  vom  stat  Bu- 
reau des  Fürstent.  Bulgarien.    4^.     VIII  u.  87  SS.     Sofia  1883. 

Diese  II.  Publikation  des  statistischen  Bureaus  von  Bulgarien  stellt  den  auswär- 
tigen Handel  des  Fürstentums  während  der  Jahre  1880  und  1881  dar.  Der  Wert 
des  Imports  ist  seit  1879  stetig  gewachsen,  während  der  des  Exports  1881  um  13  Mill. 
gegen  1880  zurückgeblieben  ist;  es  betrug 

Import.  Export. 

1879  .  .  .  82,1  Mia  Frcs.       20,1  MUl.  Frcs. 

1880  .  .  .  48,2       „       „  88,1       „       „ 

1881  .  .  .  68,6       „       „  31,8       „       „ 

An  der  Einfuhr  des  Jahres  1881  sind  besonders  Osterreich- Ungarn  und  England 
beteiligt,  jenes  mit  14,7  Mill.  Frcs.  oder  26,6 f,  dieses  mit  13,6  Mill.  Frcs.  oder  28,3  f. 
Ein  sehr  bedeutender  Teil  der  Einfuhr  (83  f)  und  der  Ausfuhr  (26 ))  ging  1881  über 
den  Hafen  Vama  am  schwarzen  Meere.  Die  wichtigsten  Einfuhrartikel  sind  Stein- 
salz, Zucker,  Spirituosen,  Boheisen,  baumwollene  Game  und  Gewebe,  während  die  Aus- 
fuhr sich  besonders  auf  Mab,  Weizen,  Gerste,  Boggen  etc.  erstreckt.  B.  v.  d.  B. 
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Ergebnisse  d,  balti  sehen  VoJkssähluog  v.  29.  De».  1881.  l)  Teil  t  Er- 
l^ebnisse  der  JivlJindi&chen  Volkäzählttug.  a)  I.  Bd.  Die  Zfiblung^  tn  Riga  und  tin 
Rigfljicfaen  pAtrimoniiitfE&bret.  Von  Fr.  v.  J  an  g  -  8t  i  11  i  n  g  und  W.  Anders.  Lief! 
4".  ÖU  SS,  Rig»  1888-  b)  Anhanff  datii :  KartogrÄphisehe  Darstellung  der  Bevdl- 
kerungsdichtigkeit  In  der  Stadt  Riga.  Von  Fr.  t.  Jang-Stilling  und  %V.  An* 
dera.  Riga  1883.  S)  Teil  II.  Ergebnisse  der  ehatlindUohen  Volksakhluug. 
I.  Bd.     Die  Zlihlung  in  Reval      Von   Paul  Jordan.     Lief.  I  und  11.     Reval   IS83. 

Mit  dea  angezeigten  Schritten  Uegeo  die  erftteu  Pablikationen  aber  die  am  S9.  Des 
1881  veranstaltet«  baltische  Volkssähltuig  yor  Bei  den  Schwierigkeiten  ,  die  in  jeden 
Gegenden  durch  Mirstraneo  und  Unkenntnis  einer  amfa^enden  2£hJang  eutgegenge^telU 
werden .  verdient  das  Erreichte  ToUkommenste  Anerkennutig »  wenngleicb  dort  noch 
weniger  als  anderswo  auf  ein  zutreffendem  Resultat  zu  LofTou  war.  Die  «tACiatiichen 
Bnreaus  der  rusaiflcheu  0!»t;»eeprovinzeu  haben  sich  untereinander  Ober  die  Art  tutd 
Weise  der  Publikationen  geeinigt  ^  &o  daß  die  Vcrgleichbarkeit  der  Ergebnisse  in  Lit- 
lund ,  Elistland  und  Kurland  im  wesentlichen  gesichert  Ut.  Die  Bevölkerung  ist  ge* 
schieden  nach  Geschlecht,  Alter,  ZivlUtand ,  Sprache,  Konfession,  Beruf,  KatiorialitAt, 
BildungastAnd,  Ansässigkeit  und  Hingehörigkett  eiCr  Aafserdero  erstreckt  «ich  die  Er- 
hebung auf  die  getstigeti  und  körperlichen  Gebrechen ,  auf  die  Grundstücke ,  Gebinde 
und  Wohnungen,  auf  die  Zahl  und  Art  der  Haushaltungen,  auf  den  Viehbestand  n.  i^   w. 

Auf  die  Ergebnisse  der  Zählung  spezioller  einzugehen  ,  wird  cr^t  dann  angesetgt 
sein,  wenn  dieselben  voUsLAndig  vorliegen.  Für  jetzt  mag  es  genügen  ^  den  &tand  der 
Gcsamtbevölkening  (inkL  aktive  Militärs)  ansufilbren.     Es  betrug 

in  Riga  in  Reval 

die  Oesamtbevölkerung 169  339  £.       60  488  E.  j 

darunter  minnliche  Personen         85  825    ,,        36  482    ,, 
weibliche  ,,         .     83  504    ,,        24  006    ,, 

In  beiden  Städten  hat  sich  die  Bevölkerung  demnach  vermehrt;  denn  in  Rigs  war 
nach  den  bisher  bekannten  Angaben  die  Gesamt bevolkemng  103  000  Einw.,  in  Beval 
31  S69  Einw.  R.  v.  d.  B. 

H.  R  0  s  i  n ,  Das  Polizeiverordnongsrecht  in  Prenlsen.  Verwaitungtrecbtlicli  ent* 
wickelt  und  dargestellt.   Bre^laa,  Verlag  von  Wilhelm  Kcibner,   168S.     8«.     VIII,  202  88. 

Die  vorliegende  Schrift  euthält  eine  eingebende  und  belehrende  Erörterung  Ober  daa 
Polizeiverordnnngsrecbt  in  Preufsen.  Sie  erscheint  nicht  nur  als  ein  sehr  dankenswerter 
Beitrag  zur  wissenitchaftlichen  Erkenntnis  der  Institution  der  Polizeiverordnungen  ,  soa- 
dem  wird  auch  dem  Praktiker  gute  Dienste  leisten.  Das  Verwaltungsrecht  ist  eine  so 
jnnge  Wiisen»ehaftf  dafa  e^  zu  seiner  Fortbildung  und  Vertietiing  einer  monographiscb«ii 
Bearbeitung  dringend  bedarf;  Schriften  wie  die  des  Vert  sind  daher  gerade  auf  dieaem 
Gebiete  doppelt  willkommen  zu  beifsen. 

Unter  den  allgemeinen  Erörterungen  ,  mit  welchen  der  Verf*  seine  Darstellnng  ein- 
leitet^ seien  namentlich  die  über  den  Begriff  des  Gesetzes  hervorgehoben.  Derselbe  SDCbC 
die  in  neuerer  Zeit  viel  umstrittene  Lehre  dadurch  zu  fordern,  dafs  er  in  Anlehnung  an 
Jbertng  zwischen  individuellen  und  konkreten  ThatbestiLnden  unterscheidet  ^  als  erstere 
solche  bezeichnet,  welche  als  Fatleinheit  der  rechtlichen  Normierung  unterliege-n,  als  leta- 
lere solche,  welche  nicht  als  Falleinbeit^  sondern  als  einzelne  Erscheinungsfurm  einer 
abstrakten  Einheit  in  Betracht  kommen  und  dem  Gesetz  zwar  die  Regelang  individneller* 
aber  nicht  die  H^elung  konkreter  Rechtsverhältnisse  zuweist.  Ob  diese  Unterscheidung 
sachlich  gerechtfertigt  Ut,  darüber  wird  man  billiger  Weise  streiten  kdnnen.  Immerhin 
bleibt  dieselbe  als  ein  neuer  Versuch,  die  hier  in  Frage  stehenden  Probleme  tu  Ideeo, 
beachtenswert. 

Statistik  des  Hamburgiscben  Staats.  Bearbeitet  vom  statistischen  Bnreaa 
der  DepuUtion  fSr  direkte  Steuern.  Heft  XIL  II.  Abteil,  Hamburg,  Meifsner  1S83. 
136  SS      40. 

Das  vorliegende  Heft,  talt  dessen  Herausgabe  Herr  Kefsmann  seine  langjäluige 
verdienstvolle  Thätigkeit  als  Vorstand  des  statistischen  Bureaus  der  Steoerdepat&tioa  in 
sehr  würdiger  Weise  abscblier^t ,  enthält  eine  gröfsere  Zahl  sorgfältig  aasgearbeiteter 
statistischer  Berichte,  Namentlich  zeichnen  sich  die  BevölkerungssUtiÄti sehen  Arbeiten 
durch  Genauigkeit  und  Gründlichkeit  ans,  so  die  von  Nefsmann  herrührende  über  die 
Etgentfimlichkeit  einzelner  Stadt-  und  Gebietsteile  in  besng  auf  die  Zusa.mmensetz:ttng 
der  Bevölkerung,  wie  die  Arbeit  von  Dr.  G.  Koch  über  den  Bevölkerungs Wechsel  hi 
den  Jahren     1880  und  1881  ,    Im  Vergleich    mit  dem  Stande  der  Bevölkerung  vMch  dar 
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Zählung  vom  1.  Dezember  1880.  Sehr  dankenswert  ist  auch  der  Bericht,  die  Aus- 
wanderung über  Hamburg  nach  transatlantischen  Plätzen  im  Jahre  1882  betreffend,  wie 
die  Darstellung  der  Ergebnisse  einer  in  Hamburg  schon  wiederholt  angestellten  Erhebung 
über  das  Verhältnis  zwischen  Einkommen  und  Miete  und  die  Statistik  der  Selbstmord- 
nUle  im  Hamburgischen  Staate  während  des  Dezenniums  1878{1881.  Die  Ergebnisse  der 
Viehzählung  vom  10.  Jenuar  1883,  der  Statistik  der  Wahlen  im  Jahre  1888,  der  Auf- 
nahme der  FluOifahrzeuge  Ende  1882,  der  Statistik  der  Ernteerträge  in  den  Jahren 
1881  und  1882  und  der  Bewegung  der  Bevölkerang  im  Jahre  1882  bilden  das  Schlufs- 
kapitel  des  reichhaltigen  Heftes. 

Wir  wollen  hoffen,  dafs  das  Hamburgische  statistische  Bureau  der  Steuerdeputation 
unter  seiner  neuen  Leitung  fortfahren  wird,  seiner  Aufgabe  in  einer  ebenso  gewissen- 
haften und  fruchtbaren  Weise  wie  bisher  zu  entsprechen.  H.  B. 

Statistischer  Auszug  und  verschiedene  Nachweise  in  Bezug  auf  Hamburgs 
Handelszustände  im  Jahre  1882.  Hrsg.  von  der  Handelskammer  in  Hamburg.  Ham- 
burg 1888.     4«.     XLIV  SS. 

Aus  dieser  geschickt  gearbeiteten  dankenswerten  Publikation  der  Hamburger  Han- 
delskammer verdient  besonders  eine  Zusammenstellung  erwähnt  zu  werden,  welche  die 
Beteiligung  der  verschiedenen  Flaggen  am  Seeschifffahrtsverkehr  des  Hamburger  Hafens 
zur  Anschauung  bringt.  Unter  Berücksichtigung  der  Zahl  und  des  Tonnengehaltes 
entfielen : 


1876—80 

1881 

1888 

Schiffe 

Tonnen- 
gehalt 

Schiffe 

Tonnen- 
gehalt 

Schiffe 

Tonnen- 
gehalt 

auf  die  deutsche  Flagge    .  . 
„     „    grofsbritann.  Flagge 
„     „    übrigen  Flaggen  .  . 

41,6« 
4i»i  „ 
17,3  „ 

34,0  % 
5^,5  „ 
13,5  „ 

44,9  % 
39,o  „ 
i6,i  „ 

37,3  « 
50,2  „ 

12,5  „ 

42.5  « 

39.6  „ 
17,9  „ 

37,7« 

48.1  „ 

14.2  „ 

Daraus  geht  hervor,  dafs  die  deutsche  Flagge  an  Zahl  der  Schiffe  schon  die  grofs- 
britannische  überholt  hat  und  auch  an  Tonnengehalt  der  letzteren  mehr  und  mehr  nahe 
kommt.  B.  ▼.  d.  B. 

Statistisches  Jahrbuch  der  SUdt  Berlin.  9.  Jahrgang:  Statistik  des  Jahres 
1881  Hrsg.  von  Richard  Bdckh.  8«.  X  und  832  SS.  Berlin.  Verlag  von  Leonhard 
Simion.     1888. 

Der  verdienstvolle  Herausgeber  ist  mit  Erfolg  bemüht  gewesen,  trotz  des  äufserst 
knappen  Raumes,  der  ihm  zugewiesen  ist,  dem  diesmaligen  Jahrgange  eine  bedeutende 
Erweiterung  des  Stoffes  zu  Teil  werden  zu  lassen.  Wir  nennen  hier  nur  die  Aufnahme 
der  Resultate  der  Erhebung  der  Bev51keruDg8-  und  Wohnverhältnisse  vom  Dez.  1880, 
die  Berechnungen  der  Invaliditätsversicherung  sowie  der  Sterblichkeit  in  den  einzelnen 
Stadtbezirken ,  weiter  die  vom  Heransgeber  zuerst  angefahrte  methodische  Berechnung 
der  Sterblichkeit  nach  Todesursachen,  die  erweiterte  Tabelle  der  Arbeitslöhne,  die  Ta- 
belle der  Steuerreklamationen,  die  Erhebung  der  Unfälle  in  gröfseren  Betriebsstätten, 
ohne  damit  die  Fälle  der  Erweiterungen  auch  nur  annähernd  erschöpft  zn  haben. 

R.  ▼.  d.  B. 

J.  Pütz,  Graphische  Darstellung  der  Metallpreise  der  letztvergangenen  25  Jahre. 
Iserlohn  1883.    Verlag  von  J.  Baedeker. 

Diese  recht  übersichtliche,  auf  amtlichen  Quellen  beruhende  graphische  Darstellung 
zeigt  die  Entwicklung  der  Preise  seit  1867 — 1881  (von  Monat  zu  Monat,  wie  auch  in 
gröfseren  Durchschnitten)  für  Rohzink,  Kupfer,  Blei,  Stabeisen  und  Roheisen.  Damach 
erreichten  die  Kupferpreise  ihr  Maximum  im  Juni  1857  (66  Mk.  pro  25  Kilo);  im  Jahre 
1872  blieben  sie  noch  um  fast  10  Mk.  hinter  jener  Höhe  zurück.  Das  Minimum  fällt 
in  die  Mitte  des  Jahres  1879  (ca.  32  Mk.).  Auch  beim  Rohzink  liegt  das  Maximum  im 
Jahre  1857  (ca.  60|  Mk.  pro  100  Kilo).  Bis  1863  wichen  die  Preise,  schnellten  dann 
bis  1864  sehr  rasch  empor  und  erreichten  auch  1866  fast  die  gleiche  Höhe  (ca.  51  Mk.), 
nachdem  sie  Anfang  1865  beträchtlich  niedriger  gestanden  hatten.  Seit  jener  Zeit  er- 
hoben sie  sich  allmählich,  freilich  unter  grolsen  Schwankungen,  bis  sie  1878  auf  56}  Mk. 
gewachsen   waren   (um  4  Mk.   niedriger  als  1857).     Von  1873  an  begannt  ein   rapides 
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Falleu ,  dti^  ^  nur  auf  Icuraio  ZoU  Eodc  1875  und  Aüfiitig  l$76  unterbrochen,  bU  Juni 
1879  rUttiirte  (ca  28  Mk.) ,  um  nun  eiaem  aiirserordentlkhen  Scbwaulceo  des  Preises 
Plats  zu  RiAcben.  Fa^t  denselben  Gang^  aber  mit  ctwa^  f^oringereu  Differenxen,  mach- 
ten die  Preis«  de»  Hleie»  rlurch;  die  beidou  (fiiastig»ten  Jnbre  waren  1867  utid  1813 
mit  ca.  S3J  reap.  b&l  Mk.  pro  100  Kilo  ,  da»  uiigünAttg>tf)  1870  mit  28^  Mk.  Ändert 
Ut  ^»  bei  Stab'  und  Robeison  ,  indem  beide  187«  bedeutend  höher  standen  aU  1857; 
der  Preis  pro  100  Kilo  Slabeiee«  war  Sept.  1878  m.  45  Mk.,  der  Tiir  Roheisen  ca.  16) 
Mark.  UtLs  MiiiitnEim  liegt  bei  StAbei.<ien  mit  etwas  über  \%  Mark  in  der  ersten  BftUU 
des  JaJire«   iSBi  ,   bei   Roheiten  mit  iiuch  nicht  6  Mitrk  Ende   1877.  B.    v,   d.   B. 

Oäterreichii>ches  »tatifrti&che»  Handbuch  tür  die  im  Reichsrate  ver- 
trefeiiett  Königreiche  und  Liinder  Neb*l  eiuem  Anhanp^o  für  die  gemein^»"'""  Vr..ii>^ 
U'genheiten  der  öateireIchi&eh-ungAri»chcn  Monorchie.     Ur^g.    von  der  k.  k  u 

EentralltommiÄsion      I,    Jahrgang      IHg:?      4®.     S66    SS      Wien    1883.     AltV  •  r. 

liiere*  Hajjdbuch  will  in  knapper  Form  alljiihfliefa  das  Wls^eoü würdigste  aus  aiiea 
Zweigen  der  aiiminiatrativen  StMÜ^tik  in  karsen  Übersichten  der  Ergebnisse  de§  Jetateo 
Jahre«  bieten  and  dabei  auftleieh  dureb  Chronologie) che  Eüek blicke  und  reichliche  Be- 
rechnungen von  Verb  alt  obsalilen  und  Durchschnitten  den  Überblick  Über  die  Entwick- 
lung der  öfTentlichen  Zustände  und  die  Vergleichung  ihrer  Verhjillni»j^e  in  den  einreisen 
Ländern  nach  Möglichkeit  erleichtern.  Der  reiche  Inhalt  dei»  ersten  f  o  r  treff  lic  hau 
Jahrgangs  umfnJiit  folgende  19  Abteilungen:  Fläuheiiinhalt  und  Stund  der  Bevölkerung, 
Bewegung  der  Bevölkerung,  Sanitut-woseu  und  UumarjiiHtsan.sttilteu,  kirchliche  Vcrbill- 
ni»»eH  UnterriclitÄwesen^  periodische  Pre>se,  Verein»wpscTi  <:- i— n  <  ;»*-..rf.  Mtniasc^  Land- 
wirüichnft,    Btrfgbftu-   uud  Hültenwe^icn  ^    indastrieüe  ^'  ^^er  Handel, 

Vctkchr,  Er vr er bsgeselbc haften,  Gold-  und  Kreditinstitut'  .    L  ,     ^  uzcn^  L^nd- 

wehtf  Anhang.  Der  jetzige  Leiter  de»  ö>terreichiüchen  »tatiäh«chen  Amte»,  dem  es  ge- 
lungen ist  seiner  Zeitschrift  —  der  statifttischen  Monnt^chrift  —  einen  wesentlichen 
Aufschwung  zu  geben  und  sie  trotz  des  etwa^  itu  beKohrtinkt<!'n  RauniM  au  einem  der 
herTorrageodAten  Organe  des  Faches  zu  machen,  hat  »Ich  durch  dle&es  süaanunenfAafteDde 
Handbuch  ©In  neue^«  Vordienst  erworben.  ^  B,  v.  d.    B. 

Mitteilungen  auj»  dem  forstlichen  Versachswesen  Usterreicha.  Hrsg.  von  Dr 
A.  voo  Seckendorff  Neue  Folge.  U.  Hefl,  4«.  46  SS,  Tillen  1883.  Druck 
tind  Verlag  von  Carl  Gerolds  Sohn. 

Das  Heft  cnthiUt  eine  Interessante  Abhandlung  von  FoHz  von  Thümen:  Bei- 
träge sor  Kenntnis  der  auf  der  Schwarzföhre  (Pinus  austriaca  H5»)  ▼orkommendea 
Pilse. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Oewerhekammer  zu  Stuttgart  fUr  das  JUir 
1882.     4»       160  SS.     Stuttgart   1883. 

Der  Hertrlit  konstatiert  bei  der  Grofriindustrie  eine  Besserung  von  gaus  ge&andein 
Gepräge  und  das  Pernbloibeji  der  früheren  fieberhaften  Bewegung  Besonders  erfrettlich 
»oi  die  wach-^ende  Konkurrenarähigkeit  der  Orofsindu^trie  auf  dem  Weltmärkte  und  die 
durch  die  Abnahme  der  Oeschäfustille  veranlalVkte  Tcrmehrte  Beschäftigung  der  Arbeit 
terbevölkcrung  Für  die  alltrmhliche  Ge.HUndung  der  Verhnltni^se  spreche  auch  ein  slcli 
immer  mehr  geltend  mÄthender  gau«  bestimmter  Zug  nach  besserer  Ware,  ein  Zurück- 
greifen der  Käufer  auf  bessere  Qualitäten  Das  Kleingewerbe  dagegen  habe  sehr  unlitf 
der  mirslichen  Lage  der  Limd Wirtschaft  geütton.  Die  allgemeine  Signatur  de*  O^e- 
achüftigangcs  im  Bericbtsjahre  sei :  ,,Sehr  mÄfsigcr  Verdienst  bei  Äa/Aerster  Kraftan- 
streogung''  R    v.  d.  B. 

Jahresberfcbt  der  HandebkAmmer  au  KSla  JUr  1882.  8«>.  150  SS.  Km«i 
18^. 

Von  dem  vemehiedentlichon  Inhalt  des  Berichts ,  der  ohne  eine  snsammetifaaseadc 
Einleitang  ausgegeben  ist»  scheint  uns  die  auf  die  Wihrungsfmge  betüglicbe  Erörterung 
erwähnenswert  Die  Handelskammer  hä^U  es  jetzt ,  abweichend  von  ihrem  frÜherea 
Standpunkt,  fUr  dringend  notwendig,  daPs  die  ^ilberverkftufe  wieder  aufgenomtneii  und 
die  noch  im  Umlaufe  beÜndlichen  Timlerstücke  atlmählich  eingesogen  und  in  BArren> 
form  am  Weltmärkte  bestmöglichst  verwertet  werden.  K.  v.  d.  B. 

Mitteilungen  des  statistischen  BurcAu^i  der  Stadt  M&nchen.  V.  Bd.  S.  Heit. 
München  1883.     Ad.  Ackermann. 

Inhalt;  Die  Anwesen,  Wobnungen  und  Huasbalttingen  in  München  tt«ch  der  ZCh- 
long  vom  Jahre  1880  im  Vergleiche  mit  jener  vom  Jahre  1875. 

Zeitschrift  des  k.  sfichsischen  statistiicheu  Bureaus.  XXVIIL  Jahrgmsg«  18Bt. 
Heft  HI  u.  rV,     Dresden  1883. 
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Inhalt:  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Königreiche  Sachsen  während  des  Jah- 
res 1881.  Von  Dr.  med.  Arthur  Geissler.  —  Die  sanitären  VerhIUtnisse  des  XU.  (kgl. 
sächsischen)  Armeekorps  in  den  Jahren  1878 — 1881  nebst  einem  vergleichenden  Rück- 
blick auf  das  Jahrzehnt  von  1872—1881.  Von  Dr.  Evers.  —  Die  Resultate  der  Ein- 
kommensteuer in  Sachsen  von  1875 — 1882  im  Vergleiche  mit  Preufsen.  Von  Dr.  V. 
Böhmert.  —  Die  Fremden  im  Kgr.  Sachsen.  Von  Dr.  A.  von  Studnitz.  —  Reperto- 
rische  Rückblicke  auf  das  Jahr  1882,  das  Kgr.  Sachsen  betreffend.  —  Als  Beilagen: 
Statistische  Übersichten  Über  die  Ergebnisse  der  im  Jahre  1882  im  Kgr.  Sachsen  aus- 
geführten Einschätzung  zur  Einkommensteuer. 

Zeitschrift  des  königlich  bayerischen  statistischen  Bureaus.  Redigiert  von  Dr. 
Ludwig  von  Müller.     XV.  Jahrgang  1883.     Heft  No  2.     München  1888. 

Inhalt:  Beiträge  zur  Statistik  der  Gemeindebeäteuerung  in  Bayern  (Forts.).  Von 
Dr.  L.  von  Müller.  —  Die  zwangsweise  Veräufserung  landwirtschaftlicher  Anwesen 
in  Bayern.  Nach  dem  Stande  des  Jahres  1882.  Von  Dr.  L.  von  Müller.  —  Die 
Ernte  des  Jahres  1882  in  Bayern.  Von  Dr.  L.  von  Müller.  —  Notizen:  Summarische 
Übersicht  der  in  Bayern  bestehenden  landwirtschaftlichen  Spezialvereine  nach  dem 
Stande  des  Jahres  1882. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  für  1882.  Erstes 
Heft:  Produktion  aus  dem  Pflanzenbau.  8<>.  XLU  u.  87  SS.  Wien  1888.  Druck  u. 
Verlag  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Wie  in  den  früheren  Jahrgängen  so  ist  auch  in  dem  angezeigten  den  speziellen 
tabellarischen  Darstellungen  über  die  Ernteergebnisse  des  Jahres  1882  eine  ausführliche 
Obersicht  über  den  Gang  der  Witterung  vom  Nov.  1881  bis  Ende  Okt  1882  vorausge- 
schickt, wodurch  die  an  sich  schon  wertvolle  Publikation  noch  an  Bedeutung  gewinnt. 

R.  V.  d.  B. 
Statistisches  Handbuch  der  Königlichen  Hauptstadt  Prag   für   das   Jahr  1881. 
Hrsg.  unter  Redaktion  von  Jos.  Erben.     Zweiter,  spezieller  Teil.     8®.     X  und  188  SS. 
mit  einer  Kartenbeilage.     Prag  1883. 

Das  statistische  Handbuch  der  Kgl.  Hauptstadt  Prag,  welches  jetzt  in  eine  neue 
Folge  eingetreten  ist,  behandelt  in  dem  angezeigten  zweiten,  speziellen  Teile  den 
Stand  der  Gemeindeangelegenheiten  der  Stadt  Prag  und  der  mit  der  städtischen  statisti- 
schen Kommission  vereinigten  Vororte  im  Jahre  1881  mit  gewohnter  Umsicht  und  Reich- 
haltigkeit des  Stoffes,  auf  den  näher  einzugehen  an  dieser  Stelle  leider  nicht  möglich 
ist.  Die  beigelegte  übersichtliche  Karte  stellt  den  Rayon  der  städtischen  statistischen 
Kommission  dar.  R.  ▼.  d.  B. 

Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Dresden  1881  und  1882.  8<>. 
VIU  u.  379  SS.     Dresden  1883. 

Der  vorliegende  Kollektivbericht  für  1881  und  1882  zeichnet  sich  durch  eine  grofse 
Reichhaltigkeit  des  Stoffes  und  durch  äufserst  interessante  tabellarische  Darstellungen 
aus.  Von  letzteren  nennen  wir  nur  die  beiden  vortrefflichen  Übersichten  Über  die  98 
Aktiengesellschaften  des  Kammerbezirks  und  die  ausführliche  ziffemmäfsige  Darstellung 
der  Lohnverhältnisse  gewerblicher  Hilfsarbeiter  im  Jahre  1882.  Was  die  allgemeinen 
Resultate  anlangt,  so  erg^ebt  sich  zunächst  ein  namhafter  Aufschwung  einer  Anzahl  der 
wichtigsten  Branchen  der  Grofsindustrie.  Gleichwohl  bewegen  sich  nach  der  Ansicht 
der  Handelskammer  Handel  und  Gewerbe  nicht  in  normalen  Bahnen ;  denn  „das  Gespenst 
der  Üerproduktion  droht  Fleisch  und  Blut  anzunehmen'*,  umsomehr,  als  der  Absatz  nach 
den  hauptsächlichsten  Ezportgebieten  durch  Erhöhung  der  dortigen  Zölle  und  lästige 
Zollmanipulationen  an  der  Grenze  erschwert  ist  und  die  Preise  vieler  Gewerbserzeug- 
nisse nahezu  an  der  Grenze  rentabler  Fabrikation  angekommen  sind. 

Die  Lage  des  Handwerks  hat  sich  in  den  Berichtsjahren  kaum  wesentlich  gebessert ; 
der  Verdienst  hat  sich  nicht  in  gleichem  Verhältnis  wie  der  Umsatz  vermehrt  und  die 
Konkurrenz  mit  der  Grofsindustrie  ist  für  manche  Handwerksgattungen  noch  weiter  er- 
schwert worden.  Auch  die  Löhne  haben  keine  wesentliche  Steigerung  erfahren.  Er- 
freulich ist  es,  dafs  längere  Arbeitspausen  während  der  Berichtsjahre  weder  für  Unter- 
nehmer noch  für  Arbeiter  eingetreten  sind  und  dafs  die  gewerbliche  Leistungsfähigkeit 
des  Kammerbezirks  extensiv  und  intensiv  beträchtlich  gewachsen  ist.  Die  Handelskam- 
mer glaubt  daher  die  wirtschaftliche  Gesamtlage,  wenn  auch  noch  nicht  als  normal,  so 
doch  als  leidlich  befriedigend  bezeichnen  zu  dürfen.  R.  v.  d.  B. 

Handelsbericht  von   Gehe  &  Co  in  Dresden.     September  1883.     8*.     68  SS. 
Wie  alle  Berichte  des  Hauses  Gehe  &  Co  zeichnet  sich  auch    der  vorstehend  ge- 
nannte durch  eine  kurze  und  treffende  Charakterisierung   der  wirtschaftlichen  Lage  in) 
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Homtner  IfiSS  auj»  ;  nftmeaüicli  auf  di«  Bedoutuug,  welcb«  die  iiurd&inenkAtii»chen  Ver« 
lnhiiiise  für  die  eoropJÜsche  G©äM^hAft»l»gc  h»ben ,  wird  mit  ^«scbicktea  Worten  hinge- 
wicicn»  R"  V.   d,  B, 

Jabrenbericht    der    Hnndelakamtnor   zu.    Leipzig    1B82.     B^,     VIII    u.   129 
Loipaig  ieS8 

Der  mit  3S  TaboUen  ausgestattete  Bericht  charakterisiert  das  allgemeine  Geprige 
dea  Ge»cblin«igangeji  im  Jaltre  1B82  folgeudermafsen :  ziemlich  lebhafte  Thätigkcit  im 
Handel  and  Gewerbe ,  leidlich  ausgedehnter  Abaats «  aber  unverhättmsmär«ig  niedrige 
QesebiftsgewiDne  bei  engestreiigtor  Arbeit.  Trotxdem  da^  Ajigebot  von  Arbeitükräftcn 
<4ich  im  Verhältnis  »ur  Nachfrage  vermindert  babe  und  bijiweili;ti  sogar  eiu  HAngel  an 
Arbeitern  hervorgetreten  sei ,  habe  eine  Erhöhung  der  Arbeit*I{ihne  doch  nur  in  Ter- 
etnzelten  P&llen  stattgefunden.  R.  v.  d.  6. 


Stati>tiacher 
reidi  unter  d.  Enns. 


Deutschland. 
Bericht   über    Industrie  und  Gewerbe  des  Ershersogtums  Öster- 
FoL     Wien,  BraumiUJer  1883.     20  Mark. 


Frankreich. 

Block,  Ifaur.,  Annuaire  de  l'economie  politique  et  de  U  statistii^ue.  40«  Ann^ 
(1883)      Pens,  Guillenroin.  1883.    16.    9  fr. 

8ocquet,  J^,  ContriMtion  k  V^tnde  statistique  de  la  erfmlnaliiä  eo  France  de 
ISS 6  k  1880.     Pnr.»  impr.  Lsbure»  1883.    4.     91   pag. 

8tatistique  de  la  Frsnce,  Noavetle  fiiirie.  Tome  X :  Stalisdque  annuelle. 
Ann^e   1880,     Par.,  tmprim.  nation.,  1883.     gr.  in*4.     CXXII — 391   pag. 

Tnbleauz  de  populatton,  de  culture,  de  commerce  et  de  navigation,  formftot, 
ponr  Tafin^B  1881  .  la  «uite  des  tsbleaüx  inser^»  dan$  Je»  noiices  stfttbtiqnes  sur  les 
colouies  fVan^aiaes.  Statisttqnes  eolooiales.  Par ^  impnm,  nation.,  1683.  8.  JkSB  pag, 
(^Publication  du  MinUt^e  de  la  marine  et  de»  colontes.) 

England. 

Censue  of  Engleud  and  Wales,  1881.  Volume  III:  Ages,  Condition  aa  to 
Hihrri«ge,  Occupations ,  and  Birtb-places  of  the  People.  London  18S3,  Folio,  (Parlia- 
iDetttaT7  paper  bj  conimand.)    XLIX — 631  pp 

Italien. 
Statliitiea   elettorale    politica.     Elesiooi   generali   poUUche    19    Ottohre  e 
b  Novembre  1882.     Borna,  tipografia  Elzevirian«,  1883.     gr.   in-8.     iJCX! — 5$  pp. 

13.    Yerteldedeiieii. 

Fran  k  fürte  r  g  e  Ic  b  r  te  A  n  s  ei  gen  vom  Jahr  177S.  1-  und  2.  Hälfte  (Deutscbfl 
Lltteraturdenkmale  de»  18.  Jahrhunderts  in  Neudrucken  herausgegeben  von  Bernhard 
Seuffert  7  und  8).     Heilbronn,  Gebr,  Henninger,   188«,  1883.     CXXIX   u.  700  S. 

Die  Neudrucke  deutscher  Litteraturdenkmale  des  18.  Jahrhunderts  bringen  in  den 
Heften  7  und  8  die  ,, Frankfurter  gelehrte  Anzeigen  vom  Jahre  177S'S  oin<^  litterariachc 
Gabe,  welche  in  den  weitesten  Kreisen  mit  Freude  begrüfst  werden  wird.  Der  Heraus- 
geber Beruhard  8euffcrt  hat  auch  diesem  Neudrucke  die  Sorgfalt  gewidmet,  welche  nach 
dem  übereinstimmenden  Urteile  der  Faehgenosscn  .seiue  früheren  EdtÜoneu  auszeichnet 
Das  Verständnis  dieser  bedeutenden  Publikation  wird  gefordert  durch  eine  iimfangreiche 
nnd  gelehrte ,  mehr  für  die  forschenden  aU  die  geniefsenden  Freunde  Gothe«  geeignete 
Einleitung  Wilhelm  Schorers,  der  namentlich  die  Anteilnahme  Göthes  au  den  etnzeloeD 
Bezensionen  zu  erforschen  und  klar  zu  stellen  bemüht  ist. 

Die  „Frankf.  gel.  Anz.'* ,  eine  der  besten  kritischen  Zeitschriften  des  18,  Jahrhun* 
dert»,  wollten  programmgomlTs  f,die  merkwürdigsten  Neuigkeiten  der  gelehrten  Welt  und 
aller  zur  Gelehrsamkeit  gehörigen  Wisse nschafteu"  zur  Besprechung  bringen.  Da  also 
auch  manche  staatiwirtschaftliche  Schriften  rezensiert  wurden^  bedarf  ee  wohl  keiner 
Rechtfertigung,  wenn  diese  Zeilen  die  Aufmerksamkeit  der  Leser  der  JalirbUeber  aof 
diesen  Neudruck  lecken  wollen.  Eiu  Blick  in  die  Anzeigen  nstionalökonomiscfaen  In* 
halte  dürfte  nicht  nur  für  die  Kenntnis  der  natJonalÖkonomischen  Litteraturgeschicble, 
sondern  (hr  die  Wir tachaftsge schichte  des  18.  Jahrhunderte»  überhaupt  von  Interesse  sein, 
indem  der  Standpunkt »  von  welchem  aus  die  wirtschaftlichen  Äeitfragen  betrachtet  wen- 
den, diese  selbst  in  hellere  Beleuchtung  setzt. 
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Der  vorliegende  Jahrgang  der  Zeitschrift  gehört  Jeuer  Periode  an,  in  welcher  die 
Lehre  der  Physiokraten  anch  in  Dentschland  zur  Herrschaft  gelangte  und  hier  viele  Be- 
arbeiter fand.  Einer  der  hervorragendsten  war  Schlettwein.  Seine  Schrift  Les 
Moins  d*arrdter  la  Misere  publique  etc.  .  . ,  welche  die  physiokratischen  Grundsitse  su- 
sammenfaDst ,  wird  mit  Lob  überhäuft  (8.  60).  „Möchten  doch  alle  Fürsten  erkennen, 
dafs  das  Wohl  der  üntertbanen  ihr  eigenes  Glfick  sey !  und  möchten  doch  alle  die,  welche 
es  erkennen,  solche  Rathgeber  und  Diener  finden,  wie  der  Herr  Verfasser  su  sein  scheint  !** 
ruft  der  Bexensent  (Joh.  Gg.  Schlofser)  pathetisch  aus.  Schlettwein  war  nXmllch  Finanz- 
rat des  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Baden ,  eines  der  eifrigsten  Anhänger  der  Phy- 
siokraten, welcher  sogar  1772  deren  Lehren  in  einem  fßr  den  Unterricht  seiner  Prinzen 
bestimmten  Aufsatze  susammeugestellt  hatte.  Dieser  Fflrst  hatte  bekanntlich  in  einigen 
seiner  Dörfer  die  einzige  Grundsteuer  des  physiokratischen  Systems  praktisch  eingeführt 
Die  Art  der  Durchführung  dieses  Versuchs  wird  in  der  Anzeige  erörtert  und  dieser  ab 
ein  menschenfreundliches  Werk  höchlich  gepriesen.  Bei  einer  Besprechung  einer  Ver- 
teidigungsschrift Schlettweins,  welcher  sich  gegen  die  gegen  das  oben  erwähnte  Buch  ge- 
schleuderten Angriffe  zur  Wehr  setzt  (S.  877),  wird  dem  Angreifer  in  scharfem  Tone  zu 
Leibe  gegangen ,  z.  B. :  „Der  Verf.  stellt  sich  so  unbegreiflich  einfältig  und  hartköpfig, 
dafs  er  die  gemeinsten  Dinge  nicht  einsehen  will;  da  er  so  elende,  kindische  Einwürfe 
vorbringt  u.  s.  w.*' 

Der  Rezensent  vermag  es  gar  nicht  zu  fassen,  dafs  man  die  seiner  Ansicht  nach 
alleinseligmachende  Doktrin  nicht  allseitig  anerkennen  will,  und  voll  Emphase  ruft  er 
aus:  „Unsre  deutsche  Machiavelle,  es  giebt  ihrer  so  viele!  verdienen,  dafs  sie  an  sich 
und  an  ihren  Kindern,  die  abscheulichen  Grundsätze  zuerst  ausgeführt  sehen,  welche  sie 
mit  soviel  Geist  und  Arbeit  festzusetzen  suchen.  Das  wäre  Phalaris  Stier;  die  gerechte 
Belohuung  menschenfeindlicher  Erfindungen.**  Scherer  möchte  (S.  LVI)  diese  B^ension 
vielleicht  Göthe  zuschreiben.  Diese  Hypothese,  gestützt  auf  „die  leichtere  Feder  und 
die  Neigung  zum  Scherze**,  hat  wenig  Überzeugendes.  Warum  sollte  Schlosser,  der  Lob- 
redner der  ersterwähnten  Schrift  Schlettweins,  nicht  auch  deren  Vertddigung  in  seinen 
Schutz  genommen  haben?  Während  er  sich  bei  der  ersten  rein  zustimmend  und  aner- 
kennend verhalten  konnte,  forderte  „der  Oppositionston  bei  der  zweiten  zur  Schärfe  und 
Ironie  auf;  deshalb  erscheint  der  Stil  leichter,  schwungvoller.  Es  wäre  Ja  recht  hübsch, 
wenn  auch  die  Nationalökonomen  Göthe  als  Kollegen  begrüfsen  könnten,  nachdem  die 
Naturwissenschaft,  die  Jurisprudenz  und  die  Geschichtsschreibung  den  universalen  Dich- 
ter als  ihren  Jünger  in  Anspruch  genommen  haben.  Allein  wir  hegen  noch  starke  Zwei- 
fel, ob  dies  in  Hinblick  auf  einige  der  nationalökonomischen  Anzeigen  möglich  erscheint, 
denn  auch  die  beiden  andern  Rezensionen ,  deren  Autorschaft  Soherer  —  allerdings  in 
sehr  hypothetischer  Form  —  Göthe  zuschreiben  möchte,  bedürfen  eingehender  Untersu- 
chung, zu  der  Scherer  Ja  auch  nur  anregen  will,  bevor  der  Anteil  Göthes  an  denselben 
als  sicher  betrachtet  werden  kann.  Die  eine  Anzeige  über  „Fischers  Gedanken  Über 
das  Reichsgntachten  die  Getreidesperre  betreffend**  (S.  845)  zeugt  von  einer  tiefen  Ein- 
sicht des  Rezensenten  in  die  realen  Verhältnisse  des  wirtschaftlichen  Lebens,  indem  die- 
ser ein  offenes  Auge  hat  für  die  Unmöglichkeit,  theoretisch  richtige  Prinzipien  sofort  in 
die  Praxis  zu  übersetzen.  Von  der  Schädlichkeit  der  IVuchtsperre  ist  er  überzeugt,  aber 
—  „Ohren  und  Herzen  der  Fürsten  und  Kameralisten  sind  zu  diesem  Evangelium  noch 
nicht  vorbereitet  genug.  Sagt  dem  Mann,  der  itzo  100  Rthlr.  noth wendig  braucht :  gieb 
sie  mir,  in  8  Jahren  gebe  ich  dir  800  Ethlr.  dafür!  Er  wird  keine  Mühe  haben  ein- 
zusehen, dafs  der  Gewinn  offenbar  ist;  allein,  wie  kann  er  in  seiner  gegenwärtigen  Noih 
die  100  Rthlr.  entbehren!*'  Das  natürliche  Sybtem  der  Stoatswirtschaft ,  das  dem  ge- 
sunden Körper  Festigkeit  gebe ,  könne  nicht  eingeführt  werden ,  so  lange  der  Körper 
krank  sei.  Übrigens  nimmt  Schlosser  in  einer  denselben  Gegenstand  behandelnden  An- 
zeige (S.  653)  ausdrücklich  Bezug,  nicht  nur  die  Gedanken,  auch  die  Worte  sind  so 
ähnlich ,  dafs  kein  Grund  besteht,  beide  Rezensionen  zwei  verschiedenen  Autoren  zuzu- 
schreiben. Was  die  Anzeige  der  Schrift  „Die  Kunst,  ohne  Mifswachs  theure  Zeiten  zu 
machen**  (S.  563)  anlangt,  so  möchten  wir  in  dem  kecken,  sprudelnden,  ironischen  Tone 
der  Abfertigung  noch  am  ehesten  den  übermütigen  jungen  Göthe  erkennen,  aber  über 
das  Fragezeichen  Scherers  können  auch  wir  nicht  hinauskommen.  —  Andere  staatswis- 
senschaftliche Rezensionen  finden  sich  S.  19,  141,  218,  269,^81,  348,  871,  406,  466 
(Iselins  Versuch  über  die  gesellige  Ordnung)  und  651,  auf  die  hier  hinzuweisen  ist.    R. 
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Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A,      Frankreich. 
Enlletin  d«  Statt itique  et  de  l^gUUüon  cooip&r^e.    Aim^e  Vtl    Jallltt  1883. 

A.  France:  Ouvertüre«  et  »imulation*  de  cri^dita  (15  juillet  1883).  —  I^  caUse 
d'^pmg»«  [jfjsUle  cn  188Ä,  —  Lc  Gocumtirce  extMcur  de  U  France  en  1883  et  1882 
^6  premicrÄ  tnois).  —  Le»  Iinpftts  et  revcnus  indirct-ti»  en  1883  et  J882  (France  et  Ai- 
^^rie^  6  rei>p.  5  mois),  —  Les  coulnbutionb  directc»  et  tajies  »sstwil^eÄ  cn  1883  el 
1885!.    —     La    nouveüo    evaluAtJon    du    revenu    fonder    de^    propriet^s    non    batie».     — 

B.  Etrftnger:  Belgique :  L^tmpöt  aur  Je»  valeor»  DioblU^reA  —  AUemagtie:  L^Asturanet 
ouvricre  contre  te»  ntiÜAdie».  —  etc.  —  Aoüt  1883.  A.  Fr  i  nee:  Oavertores  et  »dou* 
Utionä  de  credit«.  (16  «vril  1889)  —  Le»  imp6te  et  revenus  indirects  cn  1883  et  188S 
(Frftnee  et  Alg^rle,  7  re»p.  6  otoi»)-  —  Le  entnmeree  extericur  de  la  France  en  1883  et 
1882  (7  Premiers»  moiÄ).  —  B*  Ktraoger:  Belgique:  L*impcit  sur  le»  eaax-de-vie,  ^ 
L'iinp6t  bur  le&  tabacs*  —  Italie :  L'aasurance  des  ouvriers  cootre  le*  Aocid«Qt^  — 
E^pagne:  Le  commerce  e^t^rieur  et  la  nivigation  maiitime  (D5nffrao*me)  —  etc.  — 
Scptembre  1888^  A.  France!  Le  moavemeKit  de&  pnx  depui»  1826.  d'apr^s  le^  tableaux 
annuelft  du  commerce  ejEti^ricur«  —  Le  citmmerce  enUneur  de  )a  France  eo  1883  et  1883 
^8  Premiers  mois»)  —  Le»  impnts  et  reyeuus  indir.  en  1883  rl  1882  (France  et  Al^^riei 
8  resp.  7  moisj,  —  elt.  —  B,  Etranger:  Belgique:  La  contributiou  persoi»- 
nelle.  —  Eu»»ie :  La  r^forme  de  Tiropöt  de*  patentes.  —  6t«t»-l*»>i4:  Le  commerce 
cxt^riettr  en  1882—83.  —  etc.  —  Octobre  1883  A.  France:  Le  commerce  ext^rieor 
en  1888,  K^^ultat«  döfiuitlfs.  —  Le  uommerc«)  ext^rieur  en  1883  et  1882  (9  premiert 
moU).  —  heb  Impot»  et  reveiiu»  iudlrect»  de  France  en  1B83  et  1882,  9  premierj^  moU, 
de  TAtgörie  en  1883  et  J882,  8  premiers  moi».  —  La  Situation  finunciere  de»  commune» 
de  France    es    1883,    —    B.    Etrnnger:    Angjeterre:    La    cais^e    d'^pargne    po»Ule    e« 

1882.  —  Belgique:  Le»  recetteü  et  ie&  depetise^  de  la  ville  de  Bnixelles  en  1882,  — 
Dänemark:  Le  projet  de  budget  danoU  pour  1864  —  1885.  —  Suisse:  I^a  Uxe  monicipale 
de  la  vUle  de  Geo^ve.  —  Ualie:  Le  mooopole  des  tabac».  La  methode  oxp^rimeuLale  ei 
le»  tarjf»  douanier».  —  Tunl&ie  :  Le  tarif  douanier  —  Chioe :  Le  larif  douanier.  —  etc  — 
Kovembre  1888.  A.  France:  Pr<»jet  de  budi^et  rectificalif  p«>ur  rexercic©  1884.  —  B^- 
partJtion  mentuelle  de»  impot»  et  reveims  mdirects.  —  Ba»c»  de»  contributions  dlreete» 
et  taxoa  asalmil^e&.  —  Le  commerce  extt^rieur  en  1883  et  1682  (lO  premier«  nioi»),  — 
Les  impot»  et  revenus  indir,  en  1883  et  1882  (France  et  Algörie  10  resp.  d  moU^  — 
etc.  —  B.  Etranger:  Angleterre ;  Lea  imp6t»  direct»,  —  EtatA^Uiiis :  Le»  recettei  et 
d^penseft  poMales  cn  1882—83.   —  ete. 

Journal  de«  Ecooomiite».  Bevoe  de  la  science  ^oononiiqtte  etc.  —  Xo- 
vembre  1883 :  Apperv'us  aar  ta  quentioii  de^  asaociatioos ,  par  K.  de  Fäntenay.  — 
Le  cumul  de»  fooitions»,  par  E.  Worm».  ^  Revue  eriiique  des  publlcatiou»  <fcouoraique» 
en  langue  fran^aifle,  par  ßouxel.  -  Le  64^  Congre»  &cietitifiqae  du  ro^aume-utu ,  par 
IL  Tach^.  —  Fiiut-il  prohiber  rimportatioo  dea  oui^ricrs  t-traogersV  par  Giovanni  Va- 
leri,  —  R^!tolntiou3  pri^e»  par  le  Vlle^  Coiigrcs  national  ouvrier  »oclaltste,  tenu  k  Pwi», 
du  30  sept.  au  8  octobre  1883.  —  Rt-tablissement  de  la  douane  entre  la  Pologne  et  la 
BasHie}  pur  M.   de  Molluari.   —    Sociöte  d'^conomie  politique.     R^unlon  du  5  novembre 

1883.  Communictatiun :  Le  cr6dlt  ngricole,  le»  banques  popalaireä,  le»  ciiUsei»  d*epargne 
et  les  Bod^t^s  de  sccours  mutueU  en  ItaÜe.  DlfrCUK^ion;  De«  tarifs  de  chemin»  de  f«r 
dana  leur»  rapports  avoc  lu  libert«^  du  commerce^  Les  chemin»  de  Ter  ne  coni^tituent-il» 
paj»  un  monopole  nnturel  et  n'y  a-t-il  pjut  liea  de  ddroger  k  leur  ^gard  k  la  loi  econo* 
miqueV   —  Sociel^g  de  ^itatiKtique  de  Pari».    —  Comptes  rendus    —  Cbronique.  «-  etc 

Journal  de  la  Socii^te  de  »tatbtique  de  Paria.  XXIV«  Ana^e  (1883)  Octobre  <*t 
Novembre :  La  titatistiqae  judieiaire»  par  E.  Yverni».  —  Les  eaux  min^frales  «n  France, 
pnr  O.  Keller.  Les  grandes  fortüncs  en  Anj^leterre,  par  A.  de  Fo ville,  ^  Le  revcnu 

e(»  PruÄs«,  par  T.  Loua.  —  Le  procbain  Congrfe»  de  soci^tes  savante»  k  U  Sorbonne. 
Programme  de  la  »ection  d'economie  et  stati&tique.  —  La  produetiün  m^ullurgiqn«  du 
titoudti.  —  Procfeö- verbal  de  la  »^ance  du  17  octobre  1883.  —  Les  pension»  civiles  de» 
employos  de  TEtat ,  par  E.  CheyKäoo.  —  Les  banque»  eo  Angleterre ,  par  Founueir 
de  Flaix.  —  La  fortune  de  la  Frunce»  par  A.  de  Foville.  —  L  ecliurage  aa  ga«  ea  France, 
par  E.  Jude  —  La  mar^e  k  Pari».  ^  La  presse  pdriodique  eo  Italie,  —  La  mailii- 
d'oeuvro  et  le*  machincji  en  agricuUnre.    —  etc. 

Moniteiir  doi  A&suninoe»  Tome  XV,  K*^  181  i  182,  15  octobre  —  tÖ  uovcmbr« 
1883:  Des  chlffres!  de»  chiflres!  (relat  aux  aüsurancss  sur  la  vie.)  —  Les  cotnpA^fe» 
d'A9sar«jice8  contre  lei  accident»  eoiit^lle$   des  coropagniea   d'a»»iifikiices  iUf  U  vie?  — 
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Une  noavelle  table  de  mortalitö  anglaise.  —  Le  Douvel  artide  1734  du  code  dvil  (relat. 
anx  assurances  contre  rincendie),  par  C.  Oudiette  (fin.)  —  L'a.'surance  contre  l'incendie 
en  Angleterre  en  1882.  —  Statistiqae  gön^rale  de  la  marine  marchande  en  1888.  — 
Lois  (Beiges)  d'aoüt  1883  sur  le  timbre  des  polices  d'assurances.  —  Assurances  contre 
les  accideots.  La  circulaire  de  la  compagnie  La  Providence.  —  Des  placements  des 
compagnies  d'assnrances  sur  la  vie.  —  Statistique  des  aceidents  de  chemins  de  fer  en 
1881.  —  La  loi  allemande  sur  Tassurance  des  ouvriers  contre  la  maladie.  —  Les  assu- 
rances maritimes  k  Paris  en  1882,  par  L.  Fouz^.  —  etc. 

Revue  gönörale  d'administration  VI«  Ann^e ,  septembre  1883:  Les  lazarets,  par 
G.  Rosse.  —  Projet  de  r^vision  de  la  loi  sur  les  logements  insalubres  (8«  article) ,  par 
6.  Jourdan.  —  Soci^t^s  de  secours  mutuels.  Compte  rendu  de  leurs  Operations  en  1881, 
par  U.  Lefevre.  —  Questions  municipales.  Du  maire  ^lu  par  un  conseil  municipal  dont 
les  pouvoirs  sont  invalidöSf  par  Marc.  J.  Saint-Lager.  —  Chroniqoe  de  Tadministration 
franfaise:  Colonies.  Conseils  g^n^raux  d'Algörie.  Police  des  chemins  de  fer.  Evaluation 
du  revenu  foncier  des  propri^t^s  non  b&ties  etc.  —  Jurisprudence.  —  Documents  offi- 
ciels.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXIX,  livruson  265 — 266  octobre  et  no« 
vembre  1883:  Administration  de  la  fortune  publique  (Extrait  du  cours  d'administration 
des  el^ves-conunissaires  de  la  marine),  par  Neveu.  —  L'Amiral  R.  Orivel  (1827 — 1883), 
par  F.  Julien.  —  Etüde  sur  les  combats  de  mer,  par  Besson.  —  l^ssai  de  möt^rologie, 
par  E.  Caron.  —  Souvenirs  d*une  campagne  dans  le  Levant.  L'Egypte  en  1882  (flu), 
par  B.  Qirard.  —  Notice  historique  sur  le  vaisseau  le  „Souverain" ,  par  E.  Farret.  — 
Voyages    d'exploration    de    M.    Savorgnan   de    Brazza.     Ogdou^  et  Congo  (suite  et  fin.) 

—  Meteorologie  du  Soudan.  Un  hivemage  au  fort  de  Kita,  en  1882,  par  Dupouy.  — 
Niveau  marin,  par  Decante.  —  Institutions  de  prävoyance  ä  Tusage  des  offioiers  des  ar- 
m^es  de  terre  et  de  mer.  —  Les  colonies  fran9aises  du  Rio-Uruguay  (1882Xt  par  E. 
Dussaud.  —  Etüde  sur  la  guerre  navale  de  1812 ,  entre  TAngleterre  et  les  Etats-Unis 
de  l'Amerique  du  Nord,  par  Ch.  Chabaud-Arnault  —  etc. 

B.     England. 
British  Quarterly  Review,  the.  No  166  for  October  1888:  Life  Lisurance  Finance. 

—  Among  the  Mongols.  ~  Cromwell  in  Ireland.  —  Mr.  Ilbert's  Bill.  —  Political  Re- 
view of  the  Quarter.  — 

Coutemporary  Review,  the,  for  October  1888:  The  Progress  of  Labour,  by 
Fr.  Uarrison.  —  The  Rise  and  Fall  of  Amsterdam,  by  R.  Heath.  —  Samuel  Richard- 
son,  by  U.  D.  Traill.  —  Why  have  the  Teamanry  perished?  by  John  Rae.  —  Earth 
Movements  in  Java,  by  R.  A.  Proctor.  —  The  Bengal  Tenancy  Bill,  by  J.  Da  Costa 
and  by  Florence  Nightingale.  —  Some  Social  Characteristics  of  Australia,  by  A.  For- 
bes.  —  Coutemporary  Life  and  Thought  in  France,  by  G.  Monod.  —  etc.  —  November 
1883:  Canadian  Home  Rule,  by  the  Marquis  of  Lome.  —  The  Copts  as  a  political 
Factor,  by  Sheldon  Amos.  —  The  Southern  States  since  the  war,  by  D.  E.  Godkin.  — 
Our  Mercantile  Marine,  by  E.  J.  Reed.  —  Madagascar  and  its  prospects,  by  G.  A.  Shaw. 

—  The  Leeds  Conference,  by  R.  W.  Dale.  —  Coutemporary  Life  and  Thought  in  Italy, 
by  G.  Boglietti.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  the.  No824  (October  1888):  Early  Law  and  Custom:  Maine 
and  Lyall.  —  Letters  and  memorials  of  Cardinal  Allen.    —   Russian  Railways  in  Asia. 

—  The  Uerefordshire  Pomona.  —    Vicksburg  and  Gettyshnrg,  by  the  Comte  de   Paris. 

—  The  Correspondence  of  Lord  Aberdeen.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  edited  by  T.  H.  S.  EscoU.  October  1883:  The  Foreign 
Policy  of  France,  by  P.  Leroy-Beaulieu.  —  Indien  Princes  at  home,  by  L.  Griffin.  — 
Russia,  Austria,  and  the  Danubian  States.  —   Some  recent  biographies,  by  Fr.  Pollock. 

—  The  present  State  of  the  German  Army,  by  (Captain)  E.  Braune.  —  Through  Por- 
tugal, by  Lady  Gregory.  —  The  Radical  Programme.  III.  The  Honsing  of  the  Poor  in 
Towns.  —  Home  and  foreign  affkirs  —  etc.  November  1883:  The  Radical  Programme. 
IV.  The  Agricultural  Labourer.  —  The  Restoration  in  Egypt,  by  A.  Beaman.  —  Scotch 
Unlversities :  their  friends  and  foes,  by  John  NIchol.  —  A  month  in  Connemara,  by 
Sam.  Laing.  —  Elections  of  the  Future,  by  J.  E.  Gorst  —  The  Political  Condition  of 
Spain,  by  L.  Figuerola.  —  Ireland  and  the  Tory  Party,  by  T.  M.  Healy.  —  The  Tru- 
steeship  of  the  Suez  Canal,  by  Ch.  Waring.  —  Home  and  foreign  Affairs:  (Politics  and 
Finance.)  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries  and  Assurance  Magazine.  Ne  CXXX,  July 
1883 :  On  the  grant  of  Settlement  Policies  under  the  provisions  of  the  Married  Wo- 
men*s  Property  Acts,  1870  and  1883,  by  T.  M.  Spragne;  with  not«  by  C.  J.  Bnnyon, 
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snd  dbcasftlon.  —  On  i^oino  fonnalas  for  »pproxtmftte  samtnAtton,  —  Oo  the  loetliod 
nsed  by  Milne  in  the  coMtractioo  of  the  CäKUIo  Table  of  MorUlity  ,  by  W.  Sutto« ; 
wUh  iii»caiition.  —  On  the  fonnfttion  of  the  VAlues   and  amounta  of  Multiple  Anonitiea, 

—  etc. 

Journul  of  the  SutUticml  Society,  VoU  XLVl ,  part  S,  September  1883:  RepoK 
of  tbe  Council  to  the  XLIX.  aDniver&ary  Meeting  of  ttie  Statittical  Society,  held  oo  the 
26ti>  of  Jone,  1883,  with  procoeding»  —  Food  Products  aud  their  loternatiooal  distri* 
botion,  by  St,  Bouroe^  ^with  discussion.)  —  The  tbeory  aod  prteticc  of  Statbüca.] 
(Traii&tated  and  abridget  by  Wynnard  Uooper  from  George  Mayr's  Work  :  Die  Geseta- 
mäfaigkfiit  im  GeselUehaftjfleben).  —    Eogli^h  Eipress  Trains,  by  E.  FoxwelL    —  etc* 

Katlonal  Review,  the.  November  1888;  Labourers  and  Artisana*  Dwelltogs,  by 
the  Marqui»  of  Saliitbury.  —  Johnson  and  Carlyle :  Common  Sense  ver&ua  Transcendenod 
talism,  by  W.  J.  Courthope.  —  The  Statesmanship  of  the  streeb,  by  an  old  diploma*' 
ti*t.  —  Italian  and  English,  by  L.  VtUari.  —  Will  Norway  become  a  Bepnblic?  by  C. 
ßlewar».  —  Wild  Tribes  of  the  Sierra«,  by  Miss  C  F.  Oordon-Cumming,  —  The  Inter- 
national; and  its  iufluenc«  on  English  PoUtiCA,  by  Ph.  H.  BagenaL  —  Civil  and  r«H- 
gioaa  Marriage,  by  O.  Venablea.  —  Current  Politic».  —  etc. 

Nioeteentb  Century»  the.  Monthly  Eeview  by  J.  Knowles.  N»  81,  November j 
1888:  Irelftnd  and  the  Empire  (concluded),  by  6rey  —  The  Jew^t  and  the  maliciouil 
tjhmrge  of  human  sacrific* ,  by  Ch.  H.  H.  Wright,  —  An  Academy  of  Literatnre  fori 
OreAt  Britain,  by  H.  Taylor.  —  Great  Cities  and  Social  Reform,  by  Lord  BrabaaoiiJ 
and  S.  A.  Baroett.  —    The  French  Army  of  to-day,  with  a  map  ,    by  Captain  Korman. 

—  BJae»blooded  Boys,  An  AuatnUtan  criticism,  by  W,  Jardine  Smith.  —  Land  as  Pro- 
perty,  by  (Vtscount)  Lymington.  —  Onr  Orchards  and  Para^n  Oil,  by  H,  P.  Dunster. 
^  The  oew  departure  in  Legal  Reform  ,  with  a  map ,  by  Montagae  Cookaon.  —  The 
Progres*  of  Democracy  in  England,  by  G    Brodrick.  —  etc. 

Quarterly  Review,  the»  N«>  312  (October  1883).  Edward  Hawkins,  Provost  of 
OrieL  —  Social i»m  in  England.  —  Für  SeaU  of  Commerce.  —  EcclesiasticaJ  Court» 
CommissioD.  —  Trade  Routes  to  China  and  French  Occapation  of  Tonquin.  — 

C.  Österreich» 
Nachrichten  Über  Industrie,  Handel  und  ^''erkehr  aus  dem  sUtifttlschen  Dep 

tement  im  k.  k.  Hundelsministenum.  XXVL  Band,  Heft  2—3:  Statistik  der  öäterref« 
chiachen  Telegraphen  im  Jahre  1883  Mit  einer  Übersicht  üb,  den  neuesten  Stand  der 
Telegraphen  in  Europa.  —  Statiütik  des  österreichischen  Postwesens  im  Jahre  1883  Mit 
einer  Übersicht  über  den  neuesten  Stand  der  Post  in  Europa. 

Österreichische  Monatsschrift  für  christliche  J^oaialreform ,  Gesell Achafts wissen* 
bchaft  etc  Jahrg.  V.  (1885)  Oktober:  Ein  Kapitel  über  Charita»  und  Gerechtigkeit  -* 
Zur  Arbeiterfrage.    —    Die    ,, historisch-politischen  Blätter''    und    das  Haider  Programm. 

—  etc. 

Statistische  Monatschrift  Redig.  von  der  k.  k.  Direktion  dar  adminiatrst« 
Statiütik.  IX.  Jahrg,  (1885)  Novemberheft:  Die  Ansiedelungs-  und  Wohnvcr'-''---  ^ 
in  Osterveich.     1    Fort»etx. ,    von    E,    Mischler.    —    Die    Und-  und  forstwirt>'  i 

Lehranstalten  Österreichs  nach  dem  Stande  au  Ende  M&rs  1883.  —  Die  Bewc^,,..^  -,.r 
Bevölkerung  in  Galiaieu  im  Jahre  1882  mit  Rücksicht  auf  die  Konfessionen  ,  von  V. 
KiliB.  —  Die  Wirkungen  der  Differenzlalzötle ,  von  Piaxnln.  —  Dbt  auswiriige  unga- 
rische Handel  im  Juhre  1882,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Handel  in  Österreich, 
von  C,  Krafft    —  etc 

Zeitschrift  für  wiasenscbafllicho  Geographie,  hrsg.  von  J.  1.  K et tl er  tWiatj)wJ 
Band  IV  (1883)  Heft  1  u»  2 :  Über  jlUcre  Bexiehutigeu  Spaniens  zu  Hinterindien,  voll 
F.  Blumentritt.  —  Verbreitung  des  Hausrtndes  in  Nordafrika  aufücr  Algerien ,  von  Br 
LangkaveK  ^  Ein  Beitrag  aur  Geschichte  der  Seekarten,  von  E  Gclcich.  —  Stand  u 
Fortschritte  der  offiaiellen  Kartographie.  V  :  Das  Kartenwcsen  Schwedens ,  von  J,  K, 
N.  Aro;»enius.  —  Ein  Bettrag  tur  Ge^chichlo  der  geographischen  Namen  1  ch rc ,  von  J. 
J.  Egli  Beitrfige  zur  Kulturgeographio  I  :  Dichtigkeit  de*  Eiscnbahnnetaes  im  deutarhtn 
Reiche,  von  J.  1  Kettler.  —  Die  Städtenainen  der  Vereinigten  Staaten  von  Aroarikaf 
V.   E,  Haeosser,  —  LiUuen  nach  den  Wegeberichten,  v.  A.  Thomas.  —  etc. 

D.  RafsJand. 
Russische   Revue.     XIL    Jahrg.     (1883)     Heft 

EmanstpatiODSwerkes  vom  Id.  Februar  1861,  von  Joh. 
sische  Gesändtaehafl  in  Paria  im  Jahre  1681,  toh  A 


10:    Der    Abschturs    des  grolaeii 

▼.  K«aljler.    —    Über  «Ine  rtta* 

Brückner.   — -   La&d^ 
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Spezialkaltarcn  Rafslaods,  von  G.  Blau,  Schlafs.  —  Ober  die  Kolonisation  von  Aus- 
ländern in  Rnfsland  nnd  die  Bauernfrage,  von  Fr.  Matthaei.  —  Gegenwfirtige  Aufgabe 
der  landwirtschaftl.  Maschinenfabrikation  in  Rufsland.  —  Die  Produktion  von  Rüben- 
zucker (in  Rofsland)  in  der  Kampagne  von  1882 — 88.  —  Steinkohlenlager,  im  Charkow*- 
schen  Gouvernement.  —  etc. 

E.     Italien. 

A  n  n  a  1  i  di  agricoltura  (Pubblicazione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria  e  com- 
mercio),  1888.  No  57 :  Deposit!  governativi  di  macchine  agrarie.  —  No  61 :  Concors! 
internazionali  di  macchine  agrarie.  Apparecchi  e  macchine  enolog^che  —  No  69 :  Con- 
siglio  superiore  di  agricoltura.  Sessione  1882  (tenuta  nel  giugno  1888  «=»496  pp.  — 
No  70:  Esperimenti  cnltorali  fatti  nel  1882  sul  sorgo  ambrato.  —  No  71  :  Atti  della 
Commissione  consultiva  per  la  Fillossera.     Sessione  giugno  e  luglio  1888  ss  429  pp.  — 

Annali  del  credito  e  della  previdenza,  anno  1883.  No  1:  Atti  della  Commissione 
consultiva  sugli  istituti  di  previdenza  e  sul  lavoro.    Prima  sessione  del  1888. 

Annali  delF  industria  e  del  commercio  1883:  L'esposizione  di  elettricitk  in  Mo- 
naco di  ßaviera.  Relazione  deir  (ingegnere)  D.  V.  Piccoli.  —  Atti  del  Consiglio  del 
commercio  e  dell*  industria.    Sessione  ordinaria  1888.     406  pp. 

F.    Dänemark. 
Nationalekonomisk  Tidsskrift,  ndgivet  af  W.  Scharling  og  A.  Petersen -Stud- 
nits.     1888.     öte  Hefte:  Kopenhagens  Handwerks-  und  Industrieverhältnisse,  von  Rubin 
(Vortrag  in  der  volkswirtsch.  Gesellsch.  zu  Kopenhagen.)  —  Dänemark*s  Klima,  bearbei- 
tet nach  dem  Aufsatze  von  Kapitän    Hoffmeyer   in  dem  Werke:    „Danmarks  Statistik.** 

—  Bericht  über  die  Sitzung  der  volkswirtsch.  Gesellsch.  zu  Kopenhagen  vom  21.  Sep- 
tember 1883.  —  Litteraturbericht.  — 

O.  Belgien  und  Holland. 
Economist,  de.  Xydschrift  voor  Staathnishoudkunde,  red.  van  J.  L.  de  Bruyn 
Kops.  1888.  July-Augustus ,  September-Oktober:  Die  russischen  Jahresrechnungen 
(Staatshaushalts-Budgets),  von  P.  H.  de  Clercq.  —  Die  letzte  Schrift  Thomas  Carlyle*s: 
(„Trades-Unions  ,  Promoterism  and  the  sign  of  the  times**)  by  P.  N.  Muller.  —  Be- 
völkerungsstatistik (grdfserenteils  Besprechung  des  Werkes:  „Edm.  Haolly  and  Kaspar 
Nenmann.  Beitrag  zur  Geschichte  der  Bevölkerungsstatistik,  Breslau  1888")  von  M.  H. 
Pimentel.  —  Die  holländische  Eisenbahngesellschaft.  Bericht  üb.  das  Betriebsjahr  1882, 
von  J.  J.  van  Kerkwijk.  —  Das  Notariatsamt,  von  W.  A.  Coolen.  —  Rechenschaftsbe- 
richt der  niederländ.  (nationalen)  Lebensversicherungsbank  zu  Rotterdam  über  das  Jahr 
1882,  von  M.  H.  Pimentel.  —  Umfang  und  Verteilung  des  materiellen  Vermögens  im 
Kgr.  der  Niederlande,  von  G.  M.  Boissevain.  —  Der  Pariser  „Congr^s  des  institutions 
de  pr4voyance**  nebst  Rede  des  niederländ.  Delegierten  bei  Eröffnung  des  Kongresses 
am  9.  Juli  1883.  —  Geldanlagen  (Pensionskassen)   für  Arbeiter,    von   B.  van  der  Eist. 

—  Der  Cobden-Klub  im  Jahr  1883.  —  Über  den  holländischen  Getreideimport  aus 
Amerika  u.  den  Eitiflufs  desselben  auf  die  hoUänd.  Getreidepreise,  von  D.  R.  Mansholt. 

—  Ein  Wort  über  Versorgung  mit  Trinkwasser  und  üb.  Bodenberieselnng,  von  G.  Ren- 
kema.  —  Ein  neuer  Suezkanal,  von  A.  Jansen.  —  Noch  etwas  zur  Freihandelsfrage. 
(Besprechung  e.  bezügl.  Broschüre  E.  C.  God^e's),  von  A.  Beai\jon.  —  Einführung  der 
Postsparkassen  in  Schweden.  —  Reichstelegraphenstatistik  im  Betriebsjahr  1882,  von 
J.  J.  Kerkwijk.  —  Auswanderung  aus  dem  Kgr.  der  Niederlande  im  Jahr  1882.  — 
Bede  des  niederländ.  Finanzministers  bei  Vorlegung  des  Staatshanshaltsetat  für  1884.  — 
Status  des  Grundbesitzes  auf  Java.  —  Berichte  üb.  die  niederl.-indische  Handelsbank, 
die  niederl.  Dampfschiffahrtsgesellschaft ,  die  Versicherungsbank  Kosmos ,  die  niederl.- 
ind.  Lebensversichemngs-  und  Rentengesellschaft.  —  etc. 

H.  Schweiz. 
L '  U  n  i  o  n  postale.  Journal  publiö  par  le  Bureau  international  de  l'Union  postale 
universelle.  (Beme)  1883.  (VUI«  vol.)  Noi  10—12:  Le  Mus^e  des  postes  impörials 
ailemandes,  k  Berlin.  —  La  caisse  d'öpargne  postale  en  France.  —  La  Sociöt4  suisse 
de  cautionnement  mutuel.  —  Le  service  de  reconvrement  en  Belgique.  —  Le  service 
des  postes  du  Mexique  pendant  Texercice  1881/82.  —  Organisation  des  postes  siamoi- 
ses.  —  etc. 
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Annalen  des  cieatAcheD  Uetchsi  (iii  Gesietzgijbuug,  VerwAttUDg  und  StatUuk.  lir^g. 
von  G.  Hirlb  and  M.  SeydeL  —  Jahrg.  1883  N^-  8|9i  Der  Wert  iu  »einer  wirb.vhAit- I 
Itcheo  o.  gesellsuhanlichcn  Bedeututig,  von  Ad.  i^umter.  —  Die  revidierte  Keieli-^postord-  \ 
liuug  vom  8.  Mira  1879  —  12,  MurjE  I8Ö3.  —  Die  ititerufttiouiUe  Kebl»askouveiJliuii* 
—  Die  Vertxetufig  der  wirUthAlUichwn  lutereü^cii  In  De  utjtc  hl  und.  Eine  Aatlkritik  von 
K,  von  KaufmAiin.  —  Eeich»h;iu>haU  tur  du*  Jahr  1883  dl»  —  Ariniu  u*  ArbeiL  etc,  — 
Jftlir^.  168S  N""*  lü:  Emu  Üe!»eU  über  die  Reicht-  tinU  äUÄtsam^.  L,.rij/Leit ,  rou  Mu 
Keydeh    —    Bayerbchcr  Geuictsteotwurf   ßber  die  Errichtung    eiti  lieo   Hügel ver> 

BtcheruugakAB.HUlt  nehüt  Motiven.    —    VervmituQgvbericht    der    h  für    d&>  Jiiir 

1882.  —  DoutöchlttUdB  Eij»enbiihDoti    in  den  Jfthren  1868  bU  l&8t>,bl.    —    Suti»tik  dtr 
deutseben  Notenbanken.  «-^ 

Antillen  für  Gewerbe  und  Jiauweäen^  hrsg.  von  F.  C.  Glaser.  Bund  XIII  (1689). 
Ueft  8 — 10,  V.  15.  8ept  bin  15,  Novbr. :  ScbweizerikCber  Eijpenb&hu verkehr  1873E— 82,  I 
von  Abt.  (Scbluf».)  —  Vortrag  im  Vereiu  dcut*»t'ber  Mu^kchineiiiugeiiieure  üb.  gefahrlos. 
Dampfmotor  für  Kleingewerbe  ,  von  Lilieiithal  —  übvr  da»  Blythti'sihe  (Eijienbabuji' 
Schwcllen>IinprÄgnieruiig>verfabreR.  —  Über  Mnierikauisehe  Eiaetibahnea,  von  v.  T»ebudL 
Intcmatiou.  Ansdtelli&tig  f.  Kolonien  u.  Export  nn  AtnuterdiLm  I8ö3  —  Die  koopemiiveia 
Konsumvereine  in  der  Industrie.  —  Die  Zahnrad -Eisen  bahn ,  u«  ihre  Anwendung  au/ 
den  Hart,  von  A.  Schneider.  —  Lokomotivst&rke,  HulVeinbeit  für  dio  Leistung  der  Lo* 
komotiven  f  von  Abt.  —  Ei^ubahn  oder  Kanal.  I  Artikel  —  Diiuis>che  u.  franzö». 
Marktberichte  (vorEÜglith  Eisen,  StohU  Zink,  Blech,  Kohten,)  —  etc. 

Arbetterfreuud»  der.  Zeitachrifl  fUr  die  Arbeiterfrage.  Ur»g.  v.  V.  Bohmeirt 
und  H.  Gnciftt  Jahrg.  XXI  (1883)  Vierte^ithrdheft  3:  Die  UiitVIl Versicherung  d.  deot- 
sehet!  Arbeiter  aur  8ee,  von  F.  Chr  Hansen.  —  Die  rechtliehe  Stellung  der  Seeleute 
bei  Sciiiffjkunfiiilen,  von  C.  äilberschUg  —  Di«  Arbeiterverhai tul^se  u.  deren  ^^tati^tttk 
im  Kgr  lt«ili«n,  von  O,  £Ib.  —  Die  amcrikjtnischo  Koukurreu&  u.  d.  ländliche  Arbeit»' 
lohn  iu  England  d.  Norddeutjscbtand,  von  E.  Nas<»e.  —  Frederik  Eogel-Dollfus,  gest.  d. 
16.  Sopt  lb83.  Nekrolog  von  V.  B/>hmert.  --  Die  Arbeiterfrage  u.  die  innere  MiAsloQ, 
von  V.  BÖhmert,  —  D&t  Hauäfleifa  in  lluräland,  von  P.  Scbmidt.  —  Wiri$chafUich'«»o- 
ftiale  Umschau    fllr  Juli  bis  September  1885.   —  etc. 

Archiv  für  Eisenbabuwesien  ^  hrsg.  im  Miui^teriam  der  ÖfiTentl.  Arbeiten.  Julirig* 
1883^  Heft  6:  November  u.  Dezember:  Da»  Eiseiibahuwe»eo  In  den  Niederlanden,  von 
H.  Claus.  —  Die  Eisenbahnen  in  der  deutschon  Dichtung,  von  Fr.  W,  Bohr.  —  Über 
£isenbahn»igualwcsen|  von  Kecker.  —  Die  Eiseobahuen  in  Brasilien,  —  Statistisch«a 
von  den  deutschon  Eisen  bahnen,  —  Betriebseinnahmen  der  franzds.  Hauptbahnea«  — 
Rechtsprechung  u,  GeseUgebung,  —  etc. 

Archiv  nir  Post  und  Telegr&phio.  Nr.  18  U*  19.  Septomber  u.  Oktober  188B : 
Neuerwerbungen  des  Poätmuseums  mit  4  Abbildungen  mittelalterlicher  Postboten«  -^ 
China's  Verkehrsmittel  und  Verkehrswege  im  Ltchte  der  ForsLhungvn  de^»  Freiberrn  V. 
Bichthofen.  —  Statistik  der  EisenbAhuen  Deutschlands  im  Belneb«jahre  i88u{8l.  I  o. 
Schlursartikel.  —  Post  u.  Eisenbahnen  in  Canada.  —  Fortscbnlto  der  Telegraph ie  in 
China.  ^  Postverwaltnug  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  im  Rethuungajalire 
1881—82.  —  Post  und  Telegraphie  in  Nicaragua.  —  Jost  Ammauu'a  Allegorie  auf  den 
Handel  —  Die  dänische  Post  Verwaltung  im  Rechuuug^ahre   1881 — 82.  —  etc. 

Journal  fllr  LandwirLtch&ft,  hrsg.  von  W.  Henneberg  und  G.  Drechsler  au  Got» 
tiogen.  Band  XXXI  \^1B83)  Heft  3:  Einige  Eesultate  ,,agrikulturchemiacher  Düngungs- 
versuche**,  von  P  Wagner.  —  Mitteilungen  üb.  die  Landwirtschaft  iu  Griechetilazid, 
von  Leo-Anderünd.  —  Futterwert  d,  getrockneten  Diffusionsriickstlnde,  von  M.  Maereker. 
-^  Untersuch ucgen  über  den  Stoffwechsel    des  voUj&hr   Schafes  ^    von    E.  Kern    -^  etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  Thiel.  Band  XU  (1863),  Heft 
4 — 6:  Die  gewerb^smüfsig  hergestellten  Mittel  «ur  Vertilgung  von  Feldmäusen  uud  ande* 
ren  ftchädlicheu  Nagern,  von  Crain|»e.  —  Die  Blutlaus,  von  E.  Goethe.  —  Die  Wider- 
stände bei  den  neueren  Päügen,  von  II.  Fritz.  —  Beiträge  zur  Au»bilduBg  der  Dün- 
gungslebre ,  von  P.  Wagner.  —  Verbrauch  u.  Koutrole  kuustUcber  Düngemittel  in  ] 
Preufseu.  Aus  den  Berichten  den  agrikulturchemischen  Ver^tuchssiaüoueu  ausamwen* 
gestellt  von  H.  ThieL  —  Einflufs  von  KochsaU  und  » in kaultatljai tigern  Wasser  auf  Bo- 
den tt.  PtlanseUf  von  P.  Storp.  —  Die  Oraseole  «od  ihre  Vertilgung ,  von  Aitam.  — 
Ple  LaadbatifltAtiki  oameotliGh  der  Wert  Yon  £r*chc  ood  Frucbtwechacl  und  di«  bod«a- 
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statischen  Versnchsfclder  zu  Rothamsted  (England)  und  Weihenstephan  (Bayern),  von 
R.  Braumgart  —  Vergleichende  Temperaturbeobachtungen  II. ,  von  J.  Morits.  —  etc. 
Monatshefte  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  fQr  das  Jahr  18$d,  hrsg.  vom 
kais.  statistischen  Amt.  Septemberheft:  Das  Salz  im  deutschen  Zollgebiet,  Produktion 
und  Konsumtion,  Besteuerung  und  steuerfreie  Ablassung,  sowie  Einfuhr  und  Ausfuhr 
von  Salz  im  Etatsjahr  1882j83.  —  Überseeische  Auswanderung  aus  dem  deutschen  Reich 
über  deutsche  Häfen  und  Antwerpen  in  der  Zeit  von  Anfang  Januar  bis  Ende  Septem- 
ber 1883  und  Vergleich   mit    dem  entsprechenden  Zeitraum    der   vorhergehenden  Jahre. 

—  Durchschnittspreise  wichtiger  Waren  im  Qrofshandel,  September  1883.  Ein-  und 
Ausfuhr  der  wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  September  1883  und 
für  Januar  —  September  1883.  —  Versteuerte  Rübenmengen  im  deutschen  Zollgebiet, 
sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  September  1883.  — 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  v.  Treitschke  u.  H.  Delbrück.  LH.  Bd. 
Heft  4,  Oktober  1883  :  Die  Schwankungen  des  Volkswohlstandes  im  deutschen  Reiche, 
von  E.  Philippi.  —  Die  neuen  Regeln  der  Geschäftsordnung  des  Hauses  der  Gemeinen 
in  England,  von  O.  O.  Oppenheim.  —  Die  norddeutsche  Kolonie  in  München  1809  u. 
1810,  von  F.  Reuter.  —  Bayern  und  die  Karlsbader  Beschlüsse,  v.  H.  v.  Treitschke.  etc. 
Heft  5,  November  1883:  Traktariauismus  —  Puseyismus  —  Ritualismus,  v.  R.  Budden- 
sieg.  —  Die  Bildnisse  Jean  Jacques  Rousseau's,  von  A.  Jansen.  —  Luther  und  die 
deutsche  Nation.     Vortrag,  gehalten  in  Darmstadt  am  7.  Nov.  1883  v.  H.  v.  Treitschke. 

—  Österreich  und  Rumänien  in  der  Donaufrage.  —  etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXUI,  Lief. 
20—22,  15.  Okt.  —  15.  November  1883:  Entwurf  eines  Qesetzes,  die  bayerische  Hagel- 
versicherungsanstalt für  die  Regierungsbezirke  rechts  des  Rheins  betr.  —  Gerichtliche 
Entscheidung  in  einer  Valoren- Versicherungsangelegenheit.  —  William  Farr,  eine  biogra- 
phische Skizze,  von  Fr.  C.  Lukas.  —  Zustand  der  Fortschritte  der  deutschen  Lebens- 
versicherungsanstalten im  Jahre  1882.  —  Das  Reichsgesetz,  die  Krankenkassen  der  Ar- 
beiter betr.  —  etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart,  hrsg.  v.  R.  v.  Gottschall.  Jahrg. 
1883,  Heft  9—12 :  Madagaskar,  v.  A.  Kirchhoff,  Abteilung  1  u.  2.  — •  Die  Fechner'sche 
Philosophie,  von  Th.  Achelis,  Abteilung  1  u.  2.  —  Die  Parteien  im  deutschen  Reichs- 
tage, von  Joh.  Berg  (Braun- Wiesb.)  Abt.  4.  5  u.  6.  —  Die  Entwickelung  der  russisch. 
Industrie,  von  W.  Eras.  —  Das  heutige  Florenz,  von  H.  Breitinger.  —  Das  Volk  von 
Socotra,  von  G.  Schweinfurth.  —  Der  jetzige  Stand  der  Geflügelzucht  in  Deutschland. 
Versuch  zur  Lösung  einer  brennenden  wirtschaftlichen  Frage,  v.  K.  Rufs.  —  Japanische 
Skizzen  V.  u.  VI. :  Die  Leistungen  der  Japaner  auf  dem  Gebiete  der  Künste.  —  Acker- 
bau u.  Industrie  in  Japan,  von  D.  Brauns.    —    Graf   Chambord,   von  A.  Kleinschmidt. 

—  Die  Slowenen,  von  S.  Singer  —  Die  Vivisektion  und  ihre  gesetzliche  Beschränkung, 
von  Rupprecht.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  hrsg.  von  J.  Neumann  Jahrg. 
XI,  Nr.  10,  11  u.  12,  Oktober,  November  u.  Dezember  1883:  VerstaaÜichung  des  Ver- 
sicherungswesens. —  Herr  Professor  Dr.  Wagner.  —  Nekrologe:  Jakob  Gilbert,  Hein- 
rich Ciaessen.  —  X.  ordentliche  Generalversammlung  des  internation.  Transport-Ver- 
sicherungsverbandes etc.  —  Jahrg.  XU  (1884)  Nr.  l.  Januar:  Zur  Prävcntivkontrole  in 
Schleswig-Holstein-Lauenburg.  —  Beitrag  zur  Verwaltungsprazis  der  öffentl.  Feuersozie- 
täten  in  Preufsen.  —  Entwurf  eines  Schemas  für  die  Rechnungsabschlüsse  der  Lebens- 
Versicherungsgesellschaften.  — 

Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg.  v. 
E.  Wifs,  XX.  Jahrg  IV.  Band,  1.  u.  2.  Hälfte:  Über  die  Organisation  des  Kredits,  v. 
E.  Wifs.  —  Der  Plan  einer  deutschen  Zolleinheit  im  XVI.  Jahrhundert,  von  K.  Bieder- 
mann. —  Der  Staat  und  das  Versicherungswesen,  von  W.  Schaefer.  (L  u.  II.  Abteilung ) 

—  Die  Hamburg-Südamerikanische  Dampfschiffahrtsgesellschaft,  von  — tz.  —  Über 
Staatsanleihen,  von  O.  Warschauer.  —  Volkswirtschaftliche  Korrespondenzen  aus  Paris 
von  M.  Block.  —  Die  Abänderung  der  allgemeineu  Einkommensverteilung  (I.  Abteilung), 
von  E.  Fitger.  —  Der  Hofprediger,  von  K.  Braun-Wiesbaden.  —  Der  Kommunismus  d. 
französischen  Anarchisten  und  Jakobiner,  von  H.  Janke.  —  Volkswirtschaftliche  Kor- 
respondenz aus  Wien,  von  E.  Blau.  —  etc. 

Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  statistischen  Bureaujs,  redigiert  v.  L.  v.  Mül- 
ler. Jahrg.  XV,  (1883),  Nr.  3:  Die  öffentlichen  Sparkassen  in  Bayern  im  Jahre  1881, 
mit  Rückblicken  auf  die  Ergebnisse  in  früheren  Jahren,  von  K.  Rasp.  —   Stiftungen  a. 
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Stiftuiig^s2uflU55c  tm  Kgr.  Bayern  während  der  Jahre  1880  und  1861,  von  L.  ' 

—  Die   Buweguog  der  Gewerbe  tu   hnvera   im  Jfilire   1882,  von  R.  Raup,    —    Vof1Üiill| 
KrgßbnlA»e  der  Beruf» Üb lung  vom  6    Juni  1882  im  Kgr    Bnyem  (Fortsetsttfig'  »da  N*-  tj^ 
von  L    Luber.  — 

Zeitschrirt  Ifir  diu  Berg-,  Hütteo-  und  Halinenwesen  im  preursixchen  StAAte» 
hr»|^  im  Ministerium  der  öffetiti  Arbeiten  Band  XXXI  (1883)  Heft  3  (l  4:  Versuche 
and  Verbesserungen  bei  dem  Borgwerkibetricbe  in  PreuPien  wührcnd  de»  Jahres  18St 
-  Die  Flugslftubprodnlcle  der  Oberachlejibchea  Hüttenpro£e4i.se  nnd  deren  technische 
Verwertung^  ^^n  Kosmann.  —  üer  Wfts&erApul-TierbohrappArat  der  Akliengeaeltschiifl 
Humboldt  tn  Ktük  für  Tiefen  bis  zu  100  m,  von  Tee kenleo bürg.  —  Der  bergfi^kAlische 
Teil  de»  Oberbarsea^  von  Ad*  Nöggoratb.  —  Über  die  Sichern ngsmäfsregeln  geg,  schU- 
gende  Wetter  beim  Steinkohlenbergbau,  mit  besond  Rücksicht  auf  die  Aus-  und  Vor- 
richtung und  difi  WetterfÜbrung  io  den  Stein  kohlen  graben  Deutschlands  ,    v.   floemecke. 

—  Darlegung  u.  Beitrtoilung  der  beim  Steinkohlenbergbau  Deutschlands  gobrJiachUeh«ii 
Arten  der  Aus-  o.  Vorrichtung  und  der  Wetterführung,  sowie  der  für  diese  getroflfeoea 
Vorkehrungen  in  Besiehung  auf  ihre  Zweckmiif&igkejt  und  die  Gew&hr  AU^eichender 
Sicherheit  beim  Vorhan denaein  schlagender  Wetter.   —  etc. 

Zeitfechrift  für  Bergrecht,  redig  von  H.  Brassert  Jahrg.  XXIV,  1883,  lieft  4: 
BergpoUseirerordnung  de»  Oberbergarots  zu  Dortmund  vom  12  Juli  1889  Über  die  Be~ 
handlang  von  Sprengstoffen  nnd  ob,  die  SchieAiarbeit  beim  Bergwerksbelrieb.  —  Die_ 
gea^taUcben  Bestimm  ungen  Über  Explosivstoffe  in  Orofsbri  tan  Dien,  von  Bra^sert  —  tili 
den  Sehats  genneianBtziger  Heilquellen.  —  Aufgaben  der  deutschen  RnappHchaftrvereiO  _ 
nAch  dem  Reichsgesetse  vom  lö.  Juni  1883,  von  Tiigliehsbeck.  —  Vergütung  der  Berg- 
schäden, —  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe.  —  Mitteilungen  ans  der  Praaia  der  Ver- 
waltungübehörden,  -^  etc. 

Zeitschrift  fdr  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Daockelmann.  XV.  Jahrg. 
(1883),  Heft  10 — 11.  Oktober  —  November:  Einiges  über  ausländische  Gerbrinden,  be- 
sonders Mimosenrinden  und  deren  Oerbstoffgehalt,  von  C  Councler.  —  Bericht  üb.  die 
vom  IS.  bis  14  August  zu  Behleusingcn  abgehaltene  XIX.  Versammlang  tbüring  Forst- 
wirte. —  Generalversammlung  des  schles.  Fonttvereins  vom  10.  bis  1*.  September  in 
Warmbrunn.  —  Bemerkungen  zu  der  Abhandlung:  , »Verfahren  bei  der  Verwertung  der 
Holternte,  insbes.  des  Kiefern-,  Bau-  und  Natzboltes.  —  Nochmals  Üb,  Baupt-  dl  Vor- 
nutxung.  —  Forststati&tische  Zahlen  aas  dem  Grhtt  Baden  pro  1881.  —  Beförderung^ 
von  Wild  und  lebenden  Tieren  mit  der  deatschen  Beicb»post  vom  1.  April  1888  ~~ 
31.  März  1883.  —  Einwirkung  der  Streoentnahme  auf  Sandboden.  Ein  Beitrag  zur  St 
frage  I ,  von  £.  Ramann.  —  Beiträge  sur  Lebensgeschichte  des  Oberji^j^enneUtera  Jo-' 
bann  Georg  von  Langen ,  von  Frese  —  Bericht  über  die  Versammlung  des  Harzer 
Forstvereins  in  Lauterberg  vom  18  bis  20.  Juni  1883»  von  Grafshoffl  —  Beriebt  üb. 
die  Xn.  Versammlung  des  befischen  Forstverein»  am  17  u  18.  September  1883  zu 
Gelnhausen,  von  E    Ebert«.  —  etc. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Stza u Wissenschaft,  hrsg.  v.  Fricker,  A.  E  F.  Schi 
und  A.  Wagner.  Jahrg.  XL  (1884)  Heft  I :  Die  Verteilung  der  fiffentlichen  Armen 
mit  Anhang:  das  belgische  Gesetz  vom  14  Mira  1876  über  den  Untersttltzungswohnsits 
von  L.  Jollj.  —  Adam  Bmith  und  die  MerkAntilisteu ,  von  W.  Cunniugham.  —  Dia 
Verknüpfung  der  Arrondierung  mit  der  Eot-  und  Bewitsserung ,    von    Fr.  W.  Toussaiiit|~ 

—  Der  8treit  zwischen    den  Wald-  und  Bergleuten    und    den    Innungen    zu    Goslar 
Ende  des  13.  Jahrhunderts,  von  C.  Neuburg.  —    Zur  Theorie  der  Deckung  des  StaatI 
bedarfes,  HI.  Artikel,  v.  A.  E.  F.  SchäfTle Handelspoliaei  a.  Bankerottjustii  in  Chia 

—  Der  Sueztransit.   —  Zum  gegenwärtigen  Stand  des  Lebensversicherungswesens  io  ve 
schiedenen  Staaten.   —  PostsparkaÄsenkonvention  zw.  Frzukreicb  und  Belgien.  —  Ag 
Verhältnisse  in  Palji'^tina.   —   Wachstum  der  V' ereinigten  Staaten- lud astrie^  —    Tbataielk 
liebes  zur  amerikan.  Konkurrent  in  Bodenprodukten.    —   Internation.  Warenbörse  in  Leip- 
zig.   —    Opiumeiufuhr  und  Dpi  um  Vergiftung  io  China.    ~^    Zunahme    der    Aasländer    in , 
Ftnokreieh.  —  Zur  StAtistik  des  deutschen  Aktienwe^ens.   —  etc. 
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